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Vorwort zur erſten Auflage 


Die vorliegende Bearbeitung des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt vornehmlich 
den Bedürfniſſen der Praxis gewidmet. Sie will in gedrängter Darſtellung 
Sinn und Zuſammenhang der einzelnen Vorſchriften aufdecken, auf die bereits 
geſicherten Ergebniſſe der Rechtſprechung, namentlich der höchſtrichterlichen, 
aufmerkſam machen, aber auch ſelbſtändig zur Löſung der vielfachen, noch 
beſtehenden Streitfragen und Zweifel beitragen. Hierbei mußten die geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten und die ältere Rechtsentwicklung zurücktreten. Be⸗ 
ſonderes Gewicht wurde auf möglichſt erſchöpfende Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung des oberſten Gerichtshofs mit Einſchluß nicht veröffentlichter Ent⸗ 
ſcheidungen gelegt. Nur ausnahmsweiſe ſind Entſcheidungen der Oberlandes⸗ 
gerichte von grundlegender Bedeutung aus den gangbarſten Sammlungen 
herangezogen worden. Literaturangaben wurden nur dann für erforderlich 
erachtet, wenn ſich die Meinung der Herausgeber mit gewichtigen Stimmen 
der Wiſſenſchaft in Widerſpruch ſetzte. Doch beruht das Werk auf umfaſſender 
Prüfung der zur Auslegung des Geſetzes dienlichen Hilfsmittel. Die Größe der 
Aufgabe brachte die Notwendigkeit mit ſich, die Arbeit zu teilen. Von den Heraus⸗ 
gebern bleibt jeder nur für den von ihm bearbeiteten Teil des Ganzen ver⸗ 
antwortlich. Alle waren aber bemüht, nach einheitlichen Geſichtspunkten zu 
verfahren und Meinungsverſchiedenheiten auszugleichen. 

Das Einführungsgeſetz iſt im Anhang abgedruckt mit kurzen Verweiſungen 
auf die Stellen, wo im Hauptwerk ſelbſt darauf näher eingegangen iſt. Die 
Anführungsweiſe entſpricht den Vorſchlägen des deutſchen Juriſtentages. 


Leipzig, Pfingſten 1910. 


Dorwort zur achten Auflage 


Das Streben nach Neugeſtaltung unſeres Rechtes, das jetzt das geſamte Volk 
durchzieht, ſtellte die Bearbeiter der neuen Auflage des Kommentars beſonders 
eindrucksvoll vor die Aufgabe, das Eigene und Weſentliche des Deutſchtums 
auch im Bürgerlichen Geſetzbuch zu erkennen und für die Rechtſprechung klarzu⸗ 
legen. Hinter dem geſetzten Recht ſteht immer das Rechtsgefühl des Volkes als 
Rechtsquelle, und aus ihm iſt deshalb die Auslegung auch des Geſetzes zu ſchöpfen. 
Dieſes Rechtsgefühl kann ſich ändern und wird beeinflußt durch die wirtſchaft⸗ 
liche und geſellſchaftliche Gliederung eines Volkes. Jetzt erobert der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke wieder mehr und mehr auch das Privatrecht, ein neues Gemein⸗ 
ſchaftsleben iſt im Werden begriffen. Schon Reichsverf. Art. 153 Abſ 3 jagt: 
„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch ſoll zugleich Dienſt ſein für das gemeine 
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Beſte.“ Und auf dieſem Gemeinſchaftsgefühl iſt erwachſen der Grundſatz von 
Treu und Glauben im Verkehr und der Geltung der guten Sitten 
in ihm, die der Ausdruck find von dem, was „alle billig und gerecht Denkenden“ 
für den Verkehr als maßgebend anſehen. Damit tritt neben den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken — Gemeinnutz geht vor Eigennutz — der Gedanke der Billigkeit als 
beſonders weſentlicher Zug des deutſchen Rechtes, in dem „Recht und Billigkeit“ 
von je her gleichbedeutend geweſen ſind. Schon bisher hat die Rechtſprechung 
des Reichsgerichtes dieſe Rechtsgedanken zur Geltung gebracht. Es genügt, hierfür 
auf die Feſtſchrift „Fünfzig Jahre Reichsgericht“ eines unſerer Mitarbeiter zu 
verweiſen. Die Erläuterungen der früheren Auflagen unſeres Kommentars 
ſtimmen mit dieſer reichsgerichtlichen Rechtſprechung überein und haben ſie ge⸗ 
fördert. In der neuen Auflage iſt verſucht worden, dieſe Rechtsgedanken von 
Treu und Glauben im Verkehr und Billigkeit noch beſonders ſcharf herauszu⸗ 
ſtellen. Aus dieſem Grunde hat beiſpielsweiſe die Erläuterung der Vorſchriften 
über ungerechtfertigte Bereicherung zum Teil eine Umgeſtaltung erfahren. Ferner 
ſei auf die Ausführungen zu $$ 138, 157, 242, 826 hingewieſen. Auch die Be⸗ 
rückſichtigung der Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichtes zeigt, wie ſehr der 
Geſichtspunkt der Billigkeit und auch der Gemeinſchaftsgedanke (Betriebsgemein⸗ 
ſchaft zu $ 615) die Rechtſprechung durchdringt. Wir hoffen daher, daß die neue 
Auflage dieſes Kommentars, die durchaus im Rahmen der neuen Beſtrebungen 
liegt, dieſe zu fördern geeignet iſt. Das neue Erbhofgeſetz findet in den Be⸗ 
merkungen zu $$ 878, 925, in den Vorbemerkungen zum 5. Buch und bei den 
einſchlägigen Vorſchriften dieſes Buches eingehende Berückſichtigung. Das Geſetz 
iſt anhangsweiſe abgedruckt. 

Habent sua fata libellil Von den urſprünglichen Herausgebern ift niemand 
mehr am Leben. Nachdem auch die Reichsgerichtsräte i. R. Dr. Buſch und Erler 
uns durch den Tod entriſſen wurden, iſt der Stoff unter die verbliebenen und die 
neu hinzugekommenen Bearbeiter verteilt worden. 


Band 1 (Allgemeiner Teil, Recht der Schuldverhältniſſe, I. Allgem. Teil): 
§88 1— 89 RGR i. R. Sayn, 
98 90— 103 RGR Dr. Beſſau, der für Dr. Buſch eingetreten iſt, 
$$ 104— 240 Senatspräſident Dr. Oegg, 
98 241— 432 RER i. R. Michaelis. 


Band 2 (Recht der Schuldverhältniſſe II. Beſonderer Teil): 

$$ 433— 534 Senatspräſident i. R. Dr. Lobe, 

ss 535 — 606 Senatspräſident Dr. Oegg, 

$$ 607— 610 Senatspräſident Seyffarth, 

$$ 611— 661 Senatspräſident Dr. Oegg, 

$$ 662 — 687 Senatspräſident i. R. Dr. Lobe, 

ss 688 — 704 RG R i. R. Schliewen, 

§88 705 — 764 Senatspräſident Dr. Oegg, 

99 765— 778 Senatspräſident i. R. Dr. Lobe, 
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§ 779 RGR i. R. Schliewen, 
§8 780— 822 Senatspräſident i. R. Dr. Lobe, 
85 823— 853 Senatspräſident Dr. Oegg. 


Band 3 (Sachenrecht): 
55 854— 872 RGR i. R. Schliewen, 
88 873 — 928 RGR Dr. Beſſau, 
$5 929—1011 RG R i. R. Schliewen, 
Erbbaurecht, §88 1018—1203 RGR Dr. Beſſau, 
$$ 1204—1296 RG R i. R. Schliewen. 


Band 4 (Familienrecht): 
$$ 12971362 RER Dr. Hallamik, der für Erler eingetreten ift, 
59 13631563 ROR i. R. Sayn, 
88 15641588 RGR Dr. Hallamik, 
§§ 1589—1773 RGR i. R. Sayn, 
58 1774-1921 RER Dr. Hallamik. 


Band 5 (Erbrecht): 
$$ 19222063 RGR i. R. Michaelis, 
88 2064— 2385 Senatspräſident Seyffarth. 

Das Einführungsgeſetz ſowie das Sachverzeichnis hat wiederum LER Rudolf 
Erler bearbeitet. Von den Herausgebern bleibt, wie bisher, jeder nur für den 
von ihm bearbeiteten Teil verantwortlich. 

Leipzig, im Januar 1934. 

Die Herausgeber 
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Bürgerliches Geſetzbuch. 


Vom 18. Auguſt 1896. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1896, S. 195 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſtes Buch 
Allgemeiner Teil 


1. Die Rechts regel enthält ihrem Weſen nach entweder eine Gebots oder Verbotsbe⸗ 
ſtimmung und gibt dementſprechend auf privatrechtlichem Gebiete entweder ein Recht auf 
Zeiftung oder ein Recht auf Unterlaſſung (Unterſagungsrecht). Letzteres kann auch die Geſtalt 
eines gegen jedermann wirkſamen Ausſchließungsrechts annehmen. Die Befreiung von 
einer Gebots⸗ oder Verbotsbeſtimmung, woraus ſich das Recht ergibt, etwas nicht zu tun zu 
brauchen oder etwas tun zu dürfen (Recht auf Duldung), ſtellt ſich als Begrenzung der Gebots⸗ 
oder Verbotsbeſtimmung dar. Der Form nach iſt die Rechtsſatzung regelmäßig derart geſtaltet, 
daß an einen gewiſſen Tatbeſtand eine gewiſſe Rechtsfolge geknüpft iſt. Doch gibt es auch 
Rechtsſatzungen, die ſich nur befaſſen mit der Erläuterung eines in mehreren Rechtsregeln vor⸗ 
kommenden Tatbeſtandes (begriffsentwickelnde Rechtsſäze, wie über Begriff des Wohnſitzes, 
des Bejißes) oder mit der Beſtimmung der mehreren Rechtsregeln gemeinſamen Rechtsfolgen 
(Anſpruch auf Wie derherſtellung, Schadenserſatz) oder einen aus Tatbeſtand und Rechtsfolge 
zuſammengeſetzten Tei aus mehreren Rechtsregeln ausſcheiden und für ſich behandeln, wie 
die Beſtimmungen über den im allgemeinen Teile des BGB dargeſtellten Vertrag, der als ſolcher 
im Rechtsleben niemals geſchloſſen wird, ſondern nur als ſchuldrechtlicher Vertrag, dinglicher 
Vertrag uſw. vorkommt. Oft wird im Geſetz ausgeſprochen, daß die gleiche Rechtsfolge ein⸗ 
treten fol, wie wenn ein anderer Tatbeſtand vorläge (Unterſtellung, daß die Handlungen 
des Vertreters Handlungen des Vertretenen ſeien, Unterſtellung der Rückziehung); dies iſt jedoch 
nur ein Mittel zur vereinfachten Darſtellung des Rechtes, für die Erkenntnis des inneren Rechts⸗ 
gehalts aber ohne Wert. 

2. Die Geltung des Rechtes beruht entweder auf der Anerkennung durch freie bewußte 
Tätigkeit des Staates (im Wege der Geſetzgebung, des Staatsvertrags [bez. des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrags v. 11. 11. 1918 vgl. Rh 102, 106] oder der Verordnung — Geſetzesrecht, wozu auch 
die vom Träger der Staatsgewolt erteilten Privilegien gehören, Reh JW 1911, 9897 und 
hinſichtlich der Regalrechte 94, 36) oder auf der durch gefeſtigte Übung ſich kundgebenden An⸗ 
ertennung der Volksgenoſſen (Gewohnheitsrecht). Über das Zuſtandekommen und das In⸗ 
krafttreten eines Geſetzes ſind, da dies dem öffentlichen Recht angehört, in das BOB keine Be⸗ 
ſtimmungen aufgenommen (f. wegen des Inkrafttretens der Reichsgeſetze Art 71 RVerf v. 11. 8. 
19 und in Abſtimmungsgebieten Rch 108, 235 ſowie bezüglich der Geſetze in den früheren Konſular⸗ 
gerichtäbegirten und Schußgebietsbezirken $ 30 Konſchch v. 7. 4. 00 und § 3 des Schutzgebch 
in der Faſſung v. 10. 9. 60). Über die Wirkung eines Geſetzes, das ſeine Geltungsdauer auf eine 
beſtimmte Reihe von Jahren feſtlegt, vgl. RH 139, 177. Ein vom Reichstag beſchloſſenes Geſetz 
it auf Entſchließung des Reichspräſidenten, auf Einſpruch des Reichsrats, falls trotz erneuter 
Beſchlußfaſſung des Reichstags der Reichsrat und der Reichspräſident bei dem Widerſpruch 

BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Sayn. ) 1 


2 Allgemeiner Teil 


beharren, unter Umſtänden auch auf Volksbegehren zum Volksentſcheid zu bringen (Artt 73—75 
RVerf). Die Ausfertigung des Reichsgeſetzes muß nach Artt 70, 50 die Unterſchrift des Reichs⸗ 
präſidenten und des Reichskanzlers oder zuſtändigen Reichsminiſters tragen, der damit die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernimmt, daß das Geſetz verfaſſungsmäßig zuſtande gekommen ift, ohne daß 
jedoch bierdurch das richterliche Prüfungsrecht, wozu ein beſonderer Anlaß gegeben ſein kann, 
ausgeſchloſſen it (ogl. für früheres Recht RG 48, 88; 77, 231; 102, 164; JW 1916, 59728, Arndt 
das. S. 809 und 1918, 681, anderſeits Mever⸗Anſchütz S. 741, für das jetzige Recht RG 107, 
S. 320, 379; 111, 322, |. auch die Aufſätze in JW 1922 ©.81—83; 1924 S. 527 u. 1564; 1925 S. 44 
u. 454 und die Kommentare zu Artt 70, 102 RVerf). Die Prüfung, ob landesrechtliche Vor⸗ 
ſchriften mit dem Reichsrecht vereinbar find, ift jedenfalls nach dem Grundſatze des Art 13 RVerf 
„Reichsrecht bricht Landesrecht“ den Gerichten nicht beſchränkt (RG St 56, 177; RG 103, 200; 
104, 59; 107, 263). Die Verordnungen der Reichsregierung (Artt 77, 91) brauchen im Reichs⸗ 
geſetzblatt nicht verkündet zu werden (vgl. für das frühere Recht RG 48, 88); über die Verkündung 
von Rechts verordnungen des Reichs trifft das Geſ. v. 13. 10. 1923 Beſtimmung. Wegen der 
Verkündung des Geſetzes durch den zur Bekanntgabe ermächtigten Reichsminister vgl. RG 138, 300. 
Auch über das Gewohnheitsrecht iſt im BGB nichts geſagt. Damit ift dieſer Rechtsquelle nach 
Maßgabe der allgemeinen Rechtslehre freier Raum gelaſſen, mit der aus der RVerf (vgl. Art 13) 
ſich ergebenden Beſchränkung, daß Reichsrecht nicht durch partikulares Gewohnheitsrecht 
gebrochen werden, auch nicht ergänzt werden kann, ſoweit nicht das Reichsrecht, wie in 9 919 
BGB, $ 40 des Gef. v. 7. 4. 00 und $ 3 des Gef. v. 10. 9. 00 (Handelsgewohnheitsrecht in den 
Konſulargerichts⸗ und Schutzgebietsbezirken), hierauf verweiſt. Die Entſtehung des Gewohnheits⸗ 
rechts wird nicht dadurch gehindert, daß es in einem Mißverſtändnis des beſtehenden Rechtes 
ſeinen Urſprung hat (anders für preußiſches Recht, ſofern nicht ſpäter die urſprüngliche Veran⸗ 
laſſung in dem Bewußtſein der Beteiligten geſchwunden iſt, RO Warn 1912 Nr 23, Gruch 49, 
1154; RG 18. 3. 26 IV 277/25), auch nicht dadurch, daß es einen nicht billigenswerten Inhalt 
hat. Nicht notwendig iſt ferner, daß die Übung von den Beteiligten vorgenommen iſt in der 
Überzeugung, damit in Befolgung eines beſtimmten, vom Geſetz aufgeſtellten Rechtsſatzes zu 
handeln (RG 76, 113; JW 1910, 944). Kein Handelsgewohnheitsrecht kann ſich entgegen 
der Satzung der Sparkaſſe bez. der ſtillſchweigenden Bevollmächtigung von Sparkaſſenbeamten 
bilden (RG 116, 247 255). Nahe verwandt dem Gewohnheitsrecht find die innerhalb beftimmter 
Verkehrskreiſe ſich bildenden Geſchäftsbräuche, denen die zu dieſen Kreiſen gehörigen Perſonen 
auch ohne beſondere Kenntnis des Brauches auf Grund der Auslegung ihres Willens ($ 157 
BGB $ 346 HGB; vgl. Denkſchrift z. Entw. des HGB S. 4; RG 53, 147; Gruch 52, 1101; 
JW 1914, 1402 — vgl. über ſtillſchweigende Unterwerfung unter den Handelsbrauch JW 1914, 
6741 und über die Bildung des Handelsbrauchs für den qualitativ beſtimmten Teil eines Ge“ 
ſchäftszweigs RG 135, 345) unterworfen find. — Über die Geltung des Gewohnheitsrechts auf 
den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebieten (Artt 55ff. Eh) entſcheidet das Landes⸗ 
recht, über Obſervanz als örtlich begrenztes Gewohnheitsrecht i. S. einer objektiven Rechts⸗ 
norm vgl. Rch 52, 423; 58, 34; 76, 113; 87, 161; 93, 124; 100, 271 a. E.; 102, 12; 112, 292; 
JW 1910, 66220; 1911, 32316, 1912, 4841; 1927, 221425; HN 1931 Nr 134; über das eine 
vertragsmaßige Abmachung erſetzende Herkommen Rc 11, 213; 33, 199; 102, 12; JW 1926, 
1446“; 1927, 22145 Warn 1925 Nr 31; 1928 Nr 16. S. auch Gierke DER 1 $ 35. 

3. Behufs Anwendung des Geſetzes hat es der Richter auszulegen. Er hat den nach den 
Regeln der Sprach- und Denklehre ſich ergebenden ſprachlichen Sinn und den einzelnen Vor⸗ 
ſchriften zugrunde liegenden Rechtsgedanken klarzulegen, wobei die rechtsgeſchichtliche Ent⸗ 
wicklung, der Zuſammenhang der Rechtssätze in dem fie zu einer Einheit verbindenden Rechts⸗ 
ſyſtem und vor allem die mit der Regelung im Widerſtreit der Lebensintereſſen verfolgten prak⸗ 
tiſchen Zwecke zu berückſichtigen find (R& 111, 20). Der in § 133 über die Auslegung von Willens⸗ 
erklärungen aufgestellte Grundſatz gilt auch für die Auslegung von Geſetzen (RG 115, 415; 127, 
148). Das Anwendungsgebiet von Ausnahmevorſchriften iſt möglichſt eng zu begrenzen, RG 
102, 319; 104, 56). Von Bedeutung für die Auslegung iſt auch die Rückſicht auf leichte Erkennbar⸗ 
keit und Durchführbarkeit des Rechtes (Praktikabilität des Rechtes). Den hiernach ſich ergebenden 
Inhalt des Geſetzes hat die Auslegung in vollem Umfange, auch über den Wortlaut der Be⸗ 
ſtimmung hinaus, zur Anerkennung zu bringen, und zwar auch bei einer aus Billigkeits⸗ oder 
Nützlichkeitsgründen gegebenen Ausnahmevorſchrift, bei der im allgemeinen eine ausdehnende 
Auslegung nicht am Platze iſt (RG 44, 107; JW 1916, 59215; vgl. auch JW 1910, 9342). Stellt 
ſich eine Geſetzesbeſtimmung oder eine Mehrheit ſolcher Beſtimmungen als Ausfluß eines all- 
gemeinen Grundſatzes dar, ſo überſchreitet die Auslegung nicht die ihr i Grenzen, wenn 
ſie dieſen Grundſatz in ſeiner vollen Tragweite zur Geltung bringt. Man unterſcheidet hierbei 
Geſetzesanalogie, durch welche eine Geſetzesvorſchrift auf ein rechtsähnliches Verhältnis 
angewandt wird, und Rechtsanalogie, die aus verſchiedenen Einzelvorſchriften einen ihnen 
zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken entnimmt — vgl. Reh 52, 377; 54, 58 über 
die Pflicht zu billiger Rückſichtnahme auf den andern im Intereſſe der Verhütung von Schaden: 
6 56, 286; 60, 7; 77, 222; 78, 210 u. 259; 95, 339; 124, 262 über die Zuläſſigkeit der allgemeinen 
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Unterlaſſungsklage. Wertvoll für die Auslegung des Geſetzes find die geſetzgeberiſchen Vor⸗ 
arbeiten. Doch bleibt zu prüfen, ob die in ihnen enthaltenen Erwägungen in das Geſetz über⸗ 
nommen ſind. Als Hilfsmittel für Auslegung des Geſetzes kommt auch die Verkehrsſitte in 
Betracht, auf welche in verſchiedenen Vorſchriften (wie 99 97 Abſ 1 Satz 2, 119 Abſ 2, 151, 242, 
2255 Abf 1) zur näheren Beſtimmung des Geſetzesinhalts verwieſen iſt. Durch eine ſolche Bezug⸗ 
nahme erlangt aber die Verkehrsſitte nicht etwa die Bedeutung eines Geſetzesrechts, ebenſowenig 
wie die Bezugnahme auf das richterliche Ermeſſen oder die gute Sitte eine ſolche Wirkung haben 
kann. Soweit eine geſetzliche Regelung fehlt, hat der Richter in Ergänzung des Geſetzes, alſo 
im Wege der Auslegung, nicht freier Rechtsfindung, die entſcheidende Norm ſelbſt aufzustellen, 
im übrigen iſt es Sache der Geſetzgebung, nötigenfalls Abhilfe zu schaffen (RG 129, 271/72). 
Auch der für unbillig zu erachtende Geſetzesbefehl iſt Geſetz und als ſolches verbindlich (RG 121, 
1723 125, 41, 279). | 

4. Im Verhältnis zum Parteiwillen find die Geſetzesbeſtimmungen entweder zwingende, 
die durch Vereinbarung der Parteien nicht abgeändert werden können, oder ergänzende, die 
den Parteien die Freiheit laſſen, eine andere Beſtimmung zu treffen. Von den letzteren unter⸗ 
ſcheiden ſich die Auglegungsregeln dadurch, daß hier der Richter angewieſen iſt, zunächſt unter 
Prüfung aller in Betracht kommenden Umſtände zu unterſuchen, ob nicht im einzelnen Falle 
ein anderer Parteiwille anzunehmen iſt (RG JW 09, 66112). Die ergänzenden Vorſchriften 
haben dagegen ohne weiteres Geltung, falls nicht eine gegenteilige Vereinbarung getroffen ift. 

5. Dem bürgerlichen Recht (Privatrecht) gehören die Rechte an, die dem einzelnen um 
ſeiner ſelbſt willen, und zwar derart gewährt ſind, daß die Geltendmachung — ſoweit ſie 
nicht dem geſetzlichen Vertreter obliegt — dem Belieben des Berechtigten überlaſſen iſt. Die 
Berzichtbarkeit ift nicht eine allgemeine Eigenſchaft des bürgerlichen Rechtes (vgl. 8 1614, 
Vorbem. 1 vor $ 1616, Vorbem. vor $ 1373 uſw.). Die Berechtigung in der Betätigung gegen 
den Verletzer des Rechtes erſcheint als Anſpruch. Das Gegenſtück zu dem Anſpruche bildet 
die Einrede. Von dem Belieben des Einredeberechtigten hängt es ab, ob er von dieſem Schutz⸗ 
mittel Gebrauch machen und das Erlöſchen des mit der Einrede behafteten Rechtes — das regel⸗ 
mäßig mit Rechtskraft des Urteils eintritt, anders beim Anfechtungsrecht nach $ 142 Abſ. 1 und 
bei Geltendmachung einer Einrede gegenüber der Vormerkung, der Hypothek oder einem Pfand⸗ 
recht gemäß $$ 886, 1169, 1254 — herbeiführen will. In einzelnen Beziehungen ($$ 390, 813 
Abf. 1) ſteht der durch Einrede entkräftbare Anſpruch dem nicht beſtehenden Anſpruch gleich. 
Die Berechtigung kann der einzelne in der Weiſe erlangen, daß ſie ihm bei Vorhandenſein eines 
gewiſſen Tatbeſtandes ohne weiteres zufällt, oder in der Art, daß ihm die rechtliche Möglichkeit 
gegeben ift, durch freie Willensbetätigung das Recht zur Entſtehung zu bringen (Recht der An⸗ 
nahme, der Aneignung, Rücktritts Anfechtungs⸗, Scheidungsrecht, Aufrechnungsrecht, Verbots⸗ 
recht nach $ 1577 Abſ. 3, ſog. Geſtaltungsrechte). Unter Umſtänden tritt, wenn durch Ver⸗ 
wirklichung eines Teiles des Tatbeſtandes die Grundlage einer Berechtigung bereits geſchaffen 
iſt (ſchwebendes Rechtsverhältnis), mit Erfüllung des vollen Tatbeſtandes eine Rückwirkung 
ein (58 84, 108 Abſ 1, 142, 161, 177, 184, 389, 1396, 1448, 1953, 1976, 2344). Den bürgerlichen 
Rechten eigentümlich iſt es, daß fie im ordentlichen Rechts wege verfolgbar find (§ 13 GL). 
Dies gilt jedoch auch für die Eigenrechte, die in Rechtsverhältniſſen des öffentlichen Rechtes ihren 
Grund haben (Gehaltsanſpruch des Beamten, Entſchädigungsanſpruch wegen Enteignung, 
Schadenserfappflicht wegen Verletzung öffentlich rechtlicher Pflichten, insbeſondere Amtspflicht⸗ 
verletzungen, Rach 91 S. 178 u. 307; 54, 59; 70, 398; 87, 114; 99, 97; 103 S. 131, 429; 106, 
42; 111, 64; J 1926, 20832; über Fahrläſſigkeit bei Ausübung des militäriſchen Hoheitsrechts 
RE JW 1919, 9301; ogl. auch 92, 310; 105, 37; 107, 367; für Ausgleichungsanſprüche hinſicht⸗ 
lich öffentlich rechtlicher Verpflichtungen, ſoweit nicht ausnahmsweise dieſe Streitigkeiten den 
Verwaltungsgerichten oder Verwaltungsbe hörden zugewieſen ſind, RG 91 S. 248 u. 291; 
r 1918, 817; Geufit 73 Sir 105).. But Beilegung einer öffentl 
rechtlichen Streiligkeit kann ein privatrechtliche Vergleich geſchloſſen werden (RG 77, 300; 
79, 200). Auch ſonſt können Verträge, die auf öffentlich-rechtliche Verhältniſſe ſich beziehen, 
einen bürgerlich rechtlichen Inhalt haben (RG 67, 291; 111, 209; JW 1916, 6002). 

6. Wer auf ein Recht (Anſpruch oder Einrede) ſich beruft, hat die Beweislast (und Be- 
hauptungslaſt) dafür, daß der das Recht begründende Tatbeſtand, die Vorbedingungen dieſes 
Rechtes, die bejahender oder verneinender Art ſein können, gegeben ſind. Nicht aber braucht 
er das Nichterlöſchen des Rechtes oder das Nichtvorhandenſein ſolcher Umſtände zu beweiſen, 
welche die fonft regelmäßig eintretende Entſtehung des Rechtes hindern oder in ſeinem Um⸗ 
fange beſchränken. Ob ein ſolcher Umſtand vorliegt, der ſich als Ausnahme von der Regel dar⸗ 
fteiit, ift meiſt aus der Faſſung der Geſetzesvorſchrift zu erſehen. Das BGB pflegt zur Kenn⸗ 
Kung, daß es ſich im Sinne der Beweislaſt um eine Ausnahmevorſchrift handelt, einen ein⸗ 
chränkenden oder verneinenden Zuſatz, insbeſondere die Worte „es ſei denn, daß“, „wenn nicht“ 
eim Falle dieſe Wendung ungetrennt oder nur durch ein Fürwort getrennt gebraucht wird), „die 
Vorſchrift findet keine Anwendung“ (vgl. 85 4 Abſ 2, 181, 273 Abſ. 2, 287, 407, 793 Abſ 1, 932, 
957, 1007 Abf 2 Satz 1, 1973 Abſ 1 — 139, 460 Satz 2, 477 Abſ 1, 955 Abſ 1 Satz 2, 1699 Abſ 1 — 

1* 


4 Allgemeiner Teil 


9 Abſ 2, 10 Abſ 1 Satz 2, 173,285,312 Abſ 2, 410 Abſ 2, 685 Abſ 1, 687 Abſ 1, 793 Abſ 1, 814, 831 u. 
832 Abſ 1 Satz 2, 833 Satz 2, 834 Satz 2, 836 Abſ 1 Satz 2, 861 Abſ 2, 905, 906, 911 Abſ 2, 
935, 937 Abſ 2, 1007 Abſ 2, 1298 Abſ 3, 1345 Abſ 2, 1537, 1591 Abſ 1 Sat 2) zu verwenden. Die 
Beweislaſt iſt damit demjenigen zugewieſen, welcher das Vorhandenſein einer ſolchen Ausnahme 
behauptet. Wichtig Ai die Beweispflicht ift, daß der tatſächlich beſtehende Zuſtand der 
Regel nach als rechtlich beſtehend gilt (Vermutung für die Gültigkeit des in gehöriger 
Form eingegangenen Rechtsgeſchäfts, der in gehöriger Form geſchloſſenen Ehe, für die Recht⸗ 
mäßigkeit des Beſitzes einer beweglichen Sache nach $ 1006, für die Rechtsgültigkeit des auf 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtes gerichteten Grundbucheintrags nach § 891, für die 
Ehelichkeit des in der Ehe oder bald nachher geborenen Kindes nach 8% 1591, 1593). Weſent⸗ 
lich auf anderem Gebiete liegt die Vermutung für die Richtigkeit einer Beſcheinigung der Be⸗ 
hörde ($ 418 3 PO), insbeſondere für die Richtigkeit des von dem Nachlaßgericht ausgeſtellten 
Erbſcheins (§ 2365), der eine im Erbrechtsſtreit den Prozeßrichter nicht bindende, vorläufige 
Beſcheinigung des Erbrechts enthält (vgl. R Warn 1913 Nr 300, Kuttner in Iherings J 61, 
114, Heinsheimer in LZ 1915, 1275 ff.). Keine Vermutung beſteht dafür, daß die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verpflichtung unbedingt übernommen iſt (RG 107, 406, vgl. § 158 A 7, auch $ 163 A 2). 
Iſt eine Partei durch Rechtsgeſchäft eine Verpflichtung eingegangen oder iſt ihr durch Geſetz 
eine beſondere, über das allgemeine Maß hinausgehende Verpflichtung (wie z. B. in den Fällen 
der $$ 833, 836) auferlegt, fo hat fie ſich über die Erfüllung dieſer Verpflichtung, und ſo⸗ 
mit auch darüber, daß fie an der Nichterfüllung kein Verſchulden trifft, auszuweiſen. — 
Über den Beweis des erſten Anſcheins (ſog. prima-facie- Beweis), wonach, wenn der feſtge⸗ 
ſtellte Sachverhalt nach dem regelmäßigen Verlauf der Dinge die Folgerung rechtfertigt, daß eine 
beſtimmte Urſache, z. B. Schadensurſache gegeben iſt, vgl. RG 95, 249; 112, 231; 120, 161; 
124, 51; 127, 28; 128, 154; 130, 263; 134, 237; JW 1931, 231014; 1932, 202512; HRR 1932, 1828. 

7. Das zwiſchenſtaatliche bürgerliche Recht iſt in den Artt 7—31 Ech ſehr verſchiedenartig 
behandelt. Zum Teil ift nur beſtimmt, welche Rechtsverhältniſſe nach deutſchen Geſetzen zu beur⸗ 
teilen find, nicht aber eine Anweiſung darüber gegeben, welches Recht ſonſt anzuwenden iſt — 
einſeitige Herrſchaftsregeln (Kolliſionsnormen) der Artt 8, 9, 14, 18, 19, 20, 22 CG. Zum 
Teil ſind auch darüber, welches ausländiſche Recht anwendbar iſt, Regeln aufgeſtellt, aber nur 
für gewiſſe Beziehungen (Wohnſitz des Ausländers im Inlande, Schließung der Ehe im Inlande 
uſw.) — unvollſtändig zweiſeitige Herrſchaftsregeln der Artt 13, 15, 24, 25. Teilwe iſe end⸗ 
lich wird durch dieſelbe Rechtsregel ſowohl der Geltungsbereich des deutſchen Rechtes als das 
im einzelnen Falle anwendbare ausländiſche Recht beſtimmt — vollkommene Herrſchafts⸗ 
regeln, zu denen auch Art 28 gerechnet werden darf. Die Frage, wie die hiernach beſtehenden 
Lücken auszufüllen ſind, iſt mit der herrſchenden Meinung dahin zu beantworten, daß die ein⸗ 
ſeitigen und unvollſtändig zweiſeitigen Herrſchaftsregeln, die dem Grundſatz der internationalen 
Rechtsgemeinſchaft entſprechen, eine Erweiterung durch entſprechende Anwendung zulaſſen 
(vgl. RG 62, 402; 91 S. 139 u. 406), nicht dagegen die auf den Schutz des Deutſchen berechneten 
beſonderen Beſtimmungen der Artt 9 Abſ 3, 12, 13 Abſ 3, 16 Abſ 2, 17 Abſ 4, 19 Satz 2, 21 
letzter Satz, 22 Abſ 2. In erſter Linie ift jedoch, wenn die Herrſchaftsregeln derjenigen Staaten, 
die nach den möglichen Anknüpfungsbeziehungen (Staatsangehörigkeit, Wohnſitz uſw.) allein 
in Betracht kommen konnen, hinſichtlich des anzuwendenden Rechtes übereinſtimmen, dieſes 
Recht zur Anwendung zu bringen (vgl. Niedner, Vorbem vor Art 7 EG unter IV; Neumann in 
Gruch 46, 67ff.; Enneccerus $ 60 1 2; a. A. Niemeyer, Das internationale Privatrecht S. 34ff.). 
Auf dem Gebiete der ergänzenden Geſetzesvorſchriften haben die Parteien es in der Hand, das 
anzuwendende Recht ausdrücklich oder ſtillſchweigend zu vereinbaren, wobei als ſtillſchweigend 
vereinbart das angenommen werden darf, was die Parteien bei vernünftigem Ermeſſen und 
billiger Berückſichtigung aller Umſtände über das anzuwendende Recht beſtimmt haben würden 
(RG 44, 301; 58, 367; 68 203; 73, 387; 74, 173; 121, 204; JW 1911, 1482 u. 3615; 1913, 55220; 
Gruch 54, 397 u. 1055; „Warn 1914 Nr 303; 1921 Nr 148). Iſt nicht feftzuftellen, daß die Par⸗ 
teien die allgemeine einheitliche Anwendung eines der beiden in Betracht kommenden Rechte 
für die beiderſeitigen Verpflichtungen gewollt haben, ſo iſt in der Regel das Recht des für die 
ſtreitige Verpflichtung beſtehenden Erfüllungsorts als vereinbart anzuſehen (RGS Gruch 54, 1054; 
RS 78, 55; 95, 164; 103, 261; 108, 243; 109, 298; 119, 259; 120, 72 u. ö.). Dieſes Recht bleibt 
auch maßgebend, wenn es infolge Wegfalls der deutſchen Staatshoheit gewechſelt hat (Rc 107, 
121). Abgeſehen von dieſen Ausnahmen find lediglich die Herrſchaftsregeln des deutſchen Rechtes 
dafür entſcheidend, welches ausländiſche Recht anzuwenden iſt. Iſt hiernach das Recht eines 
beſtimmten Auslandsſtaats maßgebend, ſo iſt dies im Zweifel dahin zu verſtehen, daß nicht bloß 
die ſachentſcheidenden (materiell⸗rechtlichen) Vorſchriften des Auslandsrechts, ſondern auch feine 
den Herrſchaftsbereich beſtimmenden Regeln, die zuſammen mit dieſen erſt den vollſtändigen 
Rechtsſatz ergeben, anwendbar werden. Es kommt mithin, wenn dieſes Recht, z. B. entgegen 
dem inländiſchen Recht, nicht die Staatsangehörigkeit, ſondern den Wohnſitz für das anzuwen⸗ 
dende Recht als maßgebend erklärt und damit auf ein anderes Recht verweiſt, das letztere Recht 
zur Anwendung, und zwar nicht bloß, wenn auf das deutſche Recht zurückverwieſen wird 
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N entſtanden find, mögen fie auch bereits vor dieſer Zeit in der Entſtehung begriffen 
ſein; ebenſo die erbrechtlichen Verhältniſſe, die mit dem nach dieſer Zeit eingetretenen Erbfall 


Rückwirkung vgl. R& 109, 5; über die Gultigkeit der Anordnung rückwirkender Kraft RG 112, 11. 
Auch hinſichllch der zwingenden Geſetze ift eine rückwirkende Kraft nur ausnahmsweiſe anzu⸗ 
nehmen (Rig 43, 25; 44, 59; 46 S. 152 u. 177; über Rückwirkung des $ 138 Abſ 2 Rc 47, 103). 
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über die zeitliche Herrſchaft das anzuwendende Recht zu beſtimmen, und es ſind die Vorſchriften 
dieſes Rechtes dafür entſcheidend, welchen Rechtsregeln in räumlicher Hinſicht das Rechtsder⸗ 
hältnis unterſteht (RG JW 01, 452; 02, 67 und Beil 22787; Habicht, Einwirkung des BGB auf 
zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe §6). Die Grundſätze des BGB über internationales Privat⸗ 
recht können auf die einer früheren Zeit angehörigen Rechtsverhältniſſe nicht ohne weiteres an⸗ 
gewendet werden. 


Erſter Abſchnitt 
Perſonen 


Erſter Titel 
Natürliche Perſonen 
81 


Die Nechtsfähigkeit!) des Menſchen 2) beginnt mit der Vollendung der 
Geburt ) 4). 

E13 11 1; M 1 23 ff.; P 1 4; 6 106, 107. 

1. Die allgemeine Rechtsfähigkeit, d. i. die Fähigkeit, auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechtes Träger von Rechten und Verbindlichkeiten zu ſein, kommt einem jeden Menſchen zu. 
Damit iſt von dem BGB, das in dieſer Beziehung ausſchließliche Geltung beanſprucht (Art 30 
Ech), ſoweit deutſche Gerichte entſcheiden — nicht auch, ſoweit in den Schutzbezirken die beſondere 
Gerichtsbarkeit über Eingeborene beſtehen geblieben war ($ 4 Schubgeb® in der Faſſung v. 10. 9. 
00, §2 VO v. 9. 11. 00 u. VO v. 3. 6. 08) —, auch die Rechtsfähigkeit des Sklaven anerkannt. 
Die Beſtimmung des Pr&ef v. 9. 3. 57, daß Sklaven mit Betreten des preußiſchen Gebiets frei 
werden, iſt vom BGB nicht übernommen. Aus der Nichtanerkennung der Sklaverei folgt nicht, 
daß zugleich alle Wirkungen des Dienſtverhältniſſes befeitigt wären (vgl. die zur Vorbereitung 
der Abſchaffung der Hausſklaverei in Deutſch⸗Oſtafrika ergangene VO des RK v. 29. 11. 01). 
Nicht ausgeſchloſſen ift durch $ 1 die Beſchränkung der Rechtsfähigkeit hinſichtlich einzelner Rechte. 
Ein Unterſchied zwiſchen Inländer und Ausländer findet jedoch in dieſer Beziehung nicht ftatt. 
So ift der Schutz des Art 131 RVerf dem Ausländer nicht zu verſagen (RG 111, 378). Nur iſt 
durch Art 88 EG der Landesgeſetzgebung, ſoweit nicht vom Reich geſchloſſene Staatsverträge 
entgegenſtehen, e den Grundſtückserwerb der Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung 
abhängig zu machen (fo Art 25 AG für Hamburg — wegen deſſen Geltung gegenüber dem Frie⸗ 
densvertrag von Breſt-Litowſk ſ. RG 111, 40 — und Art 15 Ach für Heſſen). Bezüglich Art 86 
EG und Art 7 6 2 Prach vgl. Vorbem 4 vor $ 21. Auch die Verſchiedenheit des religiöſen Be⸗ 
fenntnijjes begründet keinen Unterſchied, unbeſchadet der Befugnis der Landesgeſetzgehung 
nach Art 87 EG, für Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher Vereinigungen die ſtaat⸗ 
liche Genehmigung zu unentgeltlichem Erwerb unter Lebenden oder von Todes wegen zu fordern, 
von welcher Befugnis einzelne kleinere Bundesſtaaten Gebrauch gemacht haben. Die Rechts⸗ 
und Erwerbsfähigkeit wird durch das von den Mönchen oder Nonnen abgelegte Gelübde der 
Armut nicht aufgehoben, wie auch die Handlungsfähigkeit dieſer Perſonen durch das Gelübde 
des Gehorſams nicht beſeitigt wird (MG 97, 124; vgl. über die vermögensrechtliche Bedeutung 
des Kloſtergelübdes Brünneck in Gruch 45, 193). — Die Geſchlechter find nach dem Programm⸗ 
ſatz des Art 109 Abſ 2 RVerf in bezug auf die ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten einander 
grundsatzlich gleichgeſtellt. Ebenſo find durch Art 128 Abſ 2 daj. auf dem Gebiete des Beamten⸗ 
rechts alle Ausnahmebeſtimmungen gegen weibliche Beamte beſeitigt (RG 106, 154; 110, 190). 
Nach BOB beſtehen noch Verſchiedenheiten in der Stellung von Mann und Frau als Ehegatten 
und als Eltern, §8 1354, 1358, 1363, 1443, 1519, 1549, 1627, 1634, 1684, 1687, 1697. — Die be⸗ 
ſondere Rechtsfähigkeit, die Frage, ob jemand ein beſtimmtes Recht erwerben oder ausüben 
kann, iſt nach den Geſetzen zu beurteilen, die für das betreffende Rechtsverhältnis maßgebend ſind. 

2. Rechtsfähig iſt nur der lebende Menſch. Doch wirkt das Recht der Perſönlichkeit auch 
nach dem Tode inſofern fort, als der Leichnam — auf Koſten der Erben, § 1968 — beſtattet 
werden und die in den Kirchhofsordnungen beſtimmte Ruhezeit eingehalten werden muß (vgl. 
Rausnitz im Recht 03 S. 593—595). Die Hinterbliebenen (nach verwaltungsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften auch öffentliche Krankenhäuſer, wenn kein Angehöriger des im Krankenhauſe Verſtor⸗ 
benen ſich meldet) können über den Leichnam in gewiſſem Umfange verfügen, können ihn ab⸗ 
bilden oder ſezieren laſſen. Dies Verfügungsrecht beruht auf Gewohnheitsrecht (Joſef in Gruch 
65, 304ff.). Einen Gegenſtand ſachenrechtlicher Herrſchaft bildet der Leichnam (vgl. jedoch über 
das Bewahrungsrecht der Hinterbliebenen $$ 168, 367 Nr 1 StGB und JW 1928, 22941 nebſt 
Anmerkung von Ebermayer) nur ausnahmsweiſe, wenn er zu wiſſenſchaftlichen Präparierungs⸗ 
zwecken einer Anatomie uſw. überlaſſen iſt. Zu einer ſolchen Überlaſſung find die Angehörigen 
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nur aus beſondern Gründen befugt. Sachbeſchädigung kann an einem Leichnam nicht begangen 
werden, da er keine fremde Sache iſt, RGSt 64, 313. Vgl. hierzu Gareis, Recht am menſch. 
lichen Körper, in der Feſtgabe für Schirmer S. 59ff., Johnſen, Die Leiche im Privatrecht 
S. 63ff., v. Blume im ArchzZivPr 112, 367ff., Oertmann in L8 1924, 511, auch § 90 A 1. 
Das den Hinterbliebenen zuſtehende Recht der Verfügung über den Leichnam beruht auf 


5 . . ö g des Kindes vom Mutterleibe, nicht ſchon mit 
dem Beginne des Austritts. Dieſer Beitpunkt ift nur ſtrafrechtlich für das Verbrechen der Kindes⸗ 
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können für den Fall der Geburt Rechte zugewandt werden, ſofern ein Dritter vorhanden ift, dem 
die dieſem Rechte entſprechende Verbindlichkeit auferlegt wird. Dies kann geſchehen durch Ver⸗ 
trag zugunſten eines Dritten, durch Einſetzung als Rache he oder Hinterlaſſung eines Vermächt⸗ 
niſſes — wobei jedoch für die Regel ein Schwebezuſtand von längerer als 30 jähriger Dauer nicht 
geſchaffen werden darf — ($$ 2101, 2109, 2162 Abſ 2, 2163, 2178), durch Eintragung einer Nach⸗ 
kommenſchaftshypothek (RG 61, 355) uſw. (vgl. RG 65, 277, welches Urteil hinſichtlich der Zu⸗ 
läſſigkeit von Zuwendungen noch weiter geht und ebenſo wie RG JW 1911, 36210 der noch nicht 
erzeugten Nachkommenſchaft geradezu eine gewiſſe [fingierte] Rechtsperſönlichkeit nach Art einer 
juriſtiſchen Perſon beilegen will, dagegen die Rechtslehre, die auch hier nur eine Anwartſchaft 
oder einen durch die Geburt ſubjektiv bedingten Rechtserwerb annimmt). Zur Wahrung der 
Rechte der Nachkommenſchaft kann ein Pfleger beſtellt werden ($ 1913). Die Rechtsfähigkeit 
der Leibesfrucht oder Nachkommenſchaft iſt jedenfalls hierdurch nicht zur Anerkennung gebracht. 
Es wird nur ein der Rechtsfähigkeit ähnlicher Zuſtand dadurch erreicht, daß ihnen Rechte vorbe⸗ 
halten werden können. Auch die Beſtellung eines Pflegers, die nur die praktiſche Durchführung 
der künftigen Rechte der Nachkommenſchaft im Einzelfall ſichern ſoll, führt nicht dazu, daß über 
ihre Rechte eine Über den Zweck der Sicherung hinausgehende Verfügung getroffen werden kann. 
Der Pfleger der als Nacherben eingeſetzten künftigen Nachkommenſchaft kann die Verwaltung 
des Nachlaſſes niemals beanſpruchen (RG 23 1919, 124722). Eine unerlaubte Handlung kann 
gegen das neugeborene Kind nicht dadurch begangen werden, daß behufs Ausſchließung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs (§ 1717) eine zweite Perſon zur Beiwohnung in der Empfängniszeit veranlaßt 
wird (vgl. Aufſätze in JW 1911 S. 696 u. 960; 1912, 555, ſ. auch $ 1717 A 4). Über die in der 
Entſtehung begriffene Stiftung ſ. § 80 A 3. 


8 2 
Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung !) des einundzwanzigſten Lebens- 
jahrs ein ). 
E 1 25 II 11; M 1 52, 53; P 1 45 ff. 

1. Bollendet iſt das 21. Lebensjahr nach der Berechnungsweiſe des § 187 Abſ 2 Satz 2 
mit dem Ablauf des letzten Tages des 21. Lebensjahres, jo daß der Tag der Geburt bei Berech⸗ 
nung des Jahres als voller Tag eingerechnet wird. Die Volljährigkeit iſt privatrechtlich in vielen 
Beziehungen — unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit $ 106, Ehemündigkeit des Mannes § 1303, 
Zulaſſigkeit der Beſtellung als Vormund oder Teſtamentsvollſtrecker 59 1781 Nr 1, 2201, Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt, der Vormundſchaft uſw. — von Bedeutung und wird deshalb 
im allgemeinen Teile behandelt. Bedeutungsvoll ift außerdem die Vollendung des 7. Lebens⸗ 
jahrs (Erlangung der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit nach 88 106 ff.), des 14. Lebensjahrs nach 
§ 1728 Abſ 2, 1750 Abf 1, 1827 Abj 1 und § 59 FGG, des 16. Lebensjahrs nach 89 1303, 
1708, 2229 (vgl. auch $$ 1650 Abſ 3, 1658 Abſ 2 RVO und 8 7 Abſ 2 RuSt Ang v. 22. 7. 13), 
des 18. Lebensjahrs nach $$ 3, 828 Abſ 2, 1827 Abſ 2, des 21. Lebensjahrs (unabhängig von der 
Volljährigkeit) nach §§ 1305 Abſ 1, 1726 Abſ 1, 1747, des 50. Lebensjahrs nach § 1744 uſw. 

2. Wer unter früherem Recht die Volljährigkeit erlangt hat, ſoll in ſeiner Rechtslage, ob⸗ 
wohl ſich dieſe nicht als ein wohlerworbenes Recht darſtellt, durch Einführung des BGB nicht 
verſchlechtert werden. Es verbleibt ihm deshalb die Volljährigkeit, die nach BGB ihm nicht 
zuſtehen würde, während ihre Wirkungen unter der Herrſchaft des BGB ſich lediglich nach dieſem 
beſtimmen (Art 153 EG). Aus gleichem Grunde iſt, was die örtliche Herrſchaft des Geſetzes 
betrifft, von dem allgemeinen Grundſatze, daß ſich die Volljährigkeit nach dem Recht der Staats⸗ 
angehörigkeit richtet, die Ausnahme zugelaſſen, daß der Ausländer, der die Reichsangehörigkeit 
erwirbt, die nach bisherigem Recht ihm zustehende Rechtsſtellung eines Volljährigen beibehält 
(Art 7 Abſ 1 u. 2 CO). Im Intereſſe der Verkehrsſicherheit iſt die weitere Ausnahme gemacht, 
daß ſich der im Inlande ein Rechtsgeſchäft abſchließende Ausländer für dieſes Rechtsgeſchäft, 
ſoweit dies für den Beſtand des Geſchäfts günſtiger iſt, die Beurteilung ſeiner Geſchäftsfähigkeit 
nach inländiſchem Recht gefallen laſſen muß (Art 7 Abſ 3). Auf Rechtsgeſchäfte des Familien⸗ 
rechts oder Erbrechts und auf Rechtsgeſchäfte über ausländiſche Grundſtücke iſt dieſe Ausnahme, 
da hier das Verkehrsintereſſe zurücktritt, nicht ausgedehnt. Über die Prozeßfähigkeit des Aus- 
länders ſ. d 55 3 PO. 
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Ein Minderjähriger, der das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat!), kann 
durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts für volljährig erklärt werden 2) >). 

Durch die Volljährigkeitserklärung erlangt der Minderjährige die recht⸗ 
liche Stellung eines Volljährigen )). 

E 1 26, 27 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 Satz 1 II 12, 13 Abſ 1 Satz 1; M 1 83 ff.; P 1 49 ff.; 6 382, 

1. Das 18. Lebensjahr iſt vollendet mit Beginn des 19. Geburtstages (vgl. § 2 A 1). 
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2. Dem Vormundſchaftsgericht ift die Befugnis gegeben, die Minderjährigkeit im gegebenen 
Falle dadurch A daß 5 den Minderjährigen für volljährig erklärt, womit nicht eine 
einzelne geſetzesgleiche Rechts vorſchrift (durch Erteilung eines Privilegs) erlaſſen, ſondern eine 
Vergünſtigung durch Staatsakt (Verwaltungshandlung) gewährt wird (a. A. namentlich Ennec⸗ 
cerus 5 43 J 2). Der Beſchluß wird wirkſam mit der Rechtskraft (89 56 Abſ 2, 60 Nr 6, 22 FG). 
Beſchwerdeberechtigt iſt nach $ 20 daſ. — die Vorſchrift des $ 57 Abſ 1 Nr 9 kommt wegen 
Abſ 2 und § 60 Nr 6 hier nicht zur Anwendung —, wer durch die Volljährigkeitserklärung in 
ſeinen Rechten beeinträchtigt wird. Hauptſächlich kommen hierbei in Betracht der für volljährig 
Erklärte, da dieſer ein Recht auf Fortbeſtehen des vormundſchaftlichen Schutzes hat, ſein ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter in perſönlichen Angelegenheiten ſowie der Gewalthaber auch dann, wenn 
ſeine Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung nach 9 4 nicht erforderlich ift. Dieſen Perſonen 
iſt daher — mit Ausnahme des Gewalthabers, gegen den das Ruhen der elterlichen Gewalt 
nach $ 1677 von dem Vormundſchaftsgericht feſtgeſtellt ift (KJ 37 A 51) — der Beſchluß zu⸗ 
zuſtellen (5 16 Abſ 1 FG). Nicht beſchwerdeberechtigt iſt der zur Ausführung der Zwangs⸗ 
erziehung verpflichtete Kommunalverband (KGJ 34 A 72). Die Verwandten können ein Be⸗ 
ſchwerde recht nicht darauf ſtützen, daß fie bei der Volljährigkeitserklärung nach dem Teſtament des 
Erblaſſers ſchlechter gestellt find (RFA 13, 74). Auf einen ſpäteren Zeitpunkt als den der Rechts⸗ 
kraft des Beſchiuſſes kann die Wirkſamkeit der Volljährigkeitserklärung nicht hinausgeſchoben 
werden (a. A. Hölder A 1). Iſt die Volljährigkeitserklärung (vgl Art 147 Ech) einer Zentral- 
behörde übertragen, wie dem Juſtizminiſter in Bayern und Sachſen, ſo tritt die Volljährigkeits⸗ 
erklärung, da eine Beſchwerde nicht ſtattfindet, ſofort mit der Bekanntmachung an den Minder- 
jährigen in Wirkſamkeit ($ 196 FGG). Die Volljährigkeitserklärung ift nur zuläſſig, wenn die 
vom Geſetz für unbedingt weſenklich erachteten Vorausſetzungen des § 3 Abſ 1 u. 9 4 vorliegen. 
Ihr Fehlen hat zur Fo ge, daß die Volljährigkeitserklärung als ungültig aufgehoben werden 
muß (a. A. Planck A 5, Staudinger A 1, Oertmann A 2 u. a.), wodurch jedoch die Gültigkeit 
der bisher von dem Minderjährigen oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte (Rechts⸗ 
handlungen) nicht beeinträchtigt wird ($ 32 FGG). Die Aufhebung kann nur von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht oder dem übergeordneten Gericht, nicht im Prozeßwege ausgeſprochen werden. 
Nur eine Sollvorſchrift enthält $ 56 Abſ 1 J, welcher zur Volljährigkeitserklärung den 
Antrag des Minderjährigen oder ſeines geſetzlichen Vertreters in perſönlichen Angelegenheiten 
— 5 1631 A 1) erfordert. Über das Vorhandenſein der Vorausſetzung des $ 5 hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu befinden ein Anſpruch des Minderjährigen 
beſteht nicht (ftreitig). 

3. Die Volljal rigkeitserklärung eines Deutſchen 10 ausſchließlich der deutſchen Be horde 
habe = Ir — ber edle dense Behörbe würde für deutſche Gerichte keine Wirkſamkeit 

Glei 
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Die Volljährigkeitserklärung iſt nur 
ſeine Einwilligung erteilt !). 

Steht der Minderjährige unter elterlicher Gewalt, ſo iſt auch die Einwilligung 

des Gewalthabers erforderlich, es ſei denn, daß dieſem weder die Sorge für 

die Perſon noch die Sorge für das Vermögen des Kindes zuſteht ). Für eine 


minderjährige Witwe ift die Einwilligung des Gewalthabers nicht erfor- 
derlich ). 


E 1 27 11 13 Abſ 17 M 1 86 f.; P 1 40 f. 


1. Der durch die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit dem Minderjährigen gewährte Schutz 
ſoll ihm ohne ſeine Einwilligung nicht entzogen werden dürfen. Die Einwilligung hat der Minder⸗ 


zuläſſig, wenn der Minderjährige 
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jährige perſönlich zu erteilen, was auch in der Weiſe geſchehen kann, daß er perſönlich den An⸗ 
trag auf Volljährigkeitserklärung gemäß $ 56 Abſ 1 F ſtellt. Wem gegenüber die Einwilligungs⸗ 
erklärung abzugeben iſt, wird im Geſetz nicht geſagt. Iſt ſie nicht an das Vormundſchaftsgericht 
unmittelbar gerichtet, ſo muß erhellen, daß ſie beſtimmt iſt, zu deſſen Kenntnis zu gelangen (a. A. 
Dernburg I $ 61 JI 1, der Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgericht fordert, wenn auch 
die Erklärung durch einen Dritten übermittelt werden könne, ähnlich Hölder A 1, während Planck 
A 1 und andere von jeder Beſchränkung abſehen wollen). Die Einwilligung kann bis zur Rechts⸗ 
kraft des die Vollzährigkeitserklärung ausſprechenden Beſchluſſes widerrufen werden, was 
durch Einlegung der Beſchwerde gegen den Beſchluß geſchehen kann. Die nur für Rechtsgeſchäfte 
geltenden Beſtimmungen der $$ 182, 183 können hier nicht zur Anwendung kommen (beftr.). 
2. Dem Gewalthaber iſt das Recht der Einwilligung nicht im Intereſſe des Kindes, 
ſondern im eigenen Intereſſe gegeben. In der Verweigerung der Einwilligung kann deshalb 
niemals ein Mißbrauch der elterlichen Gewalt gefunden werden. Nicht nötig iſt die Einwilligung, 
wenn der Gewalthaber die Sorge für die Perſon und das Vermögen verloren hat, und zwar 
auch in dem Falle nicht, daß das Recht zur Vertretung des Kindes ihm verblieben ſein ſollte 
(vgl. $ 1627 A 1 — abw. Planck A 3 Abſ 5). Das Recht der Einwilligung ſtellt ſich nicht als 
eine Vertretungshandlung dar, ſondern hat in dem Recht der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen ſeine ſachliche Grundlage. Das Recht der Sorge für das Vermögen fehlt nicht etwa 
ſchon dann, wenn tatſächlich das Kind kein Vermögen beſitzt (OLG 9, 445). Darüber, wann 
die elterliche Gewalt der Mutter zuſteht, vgl. $ 1684. Einwilligungsberechtigt iſt die Mutter, 
nicht der Vater, wenn fie nach $ 1685 zur Ausübung der elterlichen Gewalt berechtigt iſt. Auch 
in dem Falle des $ 1676 Abſ 2, wenn die elterliche Gewalt des Vaters wegen beſchränkter Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit uſw. unter Belaſſung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes ruht, 
hat die Mutter die Einwilligung zu erteilen, da in dieſem Falle bei Meinungsverſchiedenheiten 
der Eltern die Meinung der Mutter vorgeht. Trotz des Verluſtes des Einwilligungsrechts ver⸗ 
bleibt dem Inhaber der elterlichen Gewalt das Recht der Beſchwerde nach $ 20 FGG gegen 
den auf Volljährigkeitserklärung lautenden Beſchluß (RIA 11, 83). Das Recht der Beſchwerde 
gebührt auch der Mutter wegen des nach $ 1635 ihr zukommenden Perſonenſorgerechts. — Auch 
die Einwilligung des elterlichen Gewalthabers kann widerrufen werden, da es ſich um keine 
rechtsgeſchäftliche Vertretung handelt. — Die Einwilligung des Vormunds iſt, wenn der Minder⸗ 
jährige unter Vormundſchaft ſteht, nicht erforderlich. 
3. Durch die Verheiratung der Tochter geht dem Gewalthaber das Recht der Vertretung 
in ihren perfönlichen Angelegenheiten nicht verloren ($ 1633). Die Sachlage ift aber, wenn 
die Tochter einmal verheiratet war, regelmäßig eine ſolche, daß es unbillig ſein würde, die von 
ihr erſtrebte Volljjährigkeitserklärung an dem Widerſpruch des Gewalthabers, der vielleicht nur 
aus egoiſtiſchen Gründen die Einwilligung verweigert, ſcheitern zu laſſen. Die hier zugunſten 
der minderjährigen Witwe getroffene Beſtimmung darf auf die minderjährige geſchiedene Ehe⸗ 
frau ausgedehnt werden (a. A. Planck A 4, Oertmann A 2b). 
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Die Dolljährigkeitserklärung ſoll nur erfolgen, wenn ſie das Beſte des 
Minderjährigen befördert !). 

E 1 27 II 13 Abſ 2; M 1 55 ff.; P 1 51, 52. 

1. Dem Vormundſchaftsgericht iſt hierdurch die ſelbſtverſtändliche Pflicht auferlegt, vor 
Entſcheidung über die Volljährigkeitserklärung eine Prüfung eintreten zu laſſen, ob fie zum 
Beſten der Minderjährigen gereicht. Dabei iſt nicht bloß auf das wirtſchaftliche Wohl des Kindes, 
ſondern auf die geſamten Lebensverhältniſſe Rückſicht zu nehmen. Auch ſittliche Rückſichten 
können von Bedeutung ſein, z. B. der Umſtand, daß der Minderjährige Gelegenheit erhält, die 
von ihm Geſchwängerte zu ehelichen und dem zu erwartenden Kinde die Rechte eines ehelichen 
Kindes zu verſchaffen, dadurch aber einer ſittlichen Pflicht zu genügen (OLG 9, 441, 443; JFG 


6, 47). 
8 6 

Entmündigt !) kann werden: 

1. wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche ?) feine An- 
gelegenheiten nicht zu beſorgen vermag ); 

2. wer durch Verſchwendung ſich oder feine Familie der Gefahr des Not- 
ſtandes ausſetzt!); 

3. wer infolge von Trunkſucht ?) feine Angelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des Notſtandes ausſetzt 
oder die Sicherheit anderer gefährdet. 
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Hie Entmündigung ift wiederaufzuheben ), wenn der Grund der Ent- 
mündigung wegfällt ?). 


treter in perſönlichen Angelegenheiten (vgl. 91631 A J) oder, wenn ein ſolcher fehlt, mit Be⸗ 
ſtellung 5 ee 605 661, 683 3 PO). Im Falle der Entmündigung wegen Verſchwendung 


jutulelen, RG 135, 182. Wird die Entmündigung ausgeſprochen, ſo hat dies rechtsgeſtaltende 
irkung (MG 21. 10. 07 IV 88/07). Sollte ſelbſt die Entmündigung zu Unrecht erfolgt ſein, 
jo bleibt ſie bis zur Wiederaufhebung in Kraft. Das Entmündigungs verfahren ift durch 98 645ff. 
3 O. geregelt. Das Verfahren findet nur auf Antrag ſtatt. Das Gericht iſt aber an den Antrag 
155 in der Weiſe gebunden, daß es, wenn die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche beantragt 
1 7 


Anzeige von der Aufnahme in eine Irrenanſtalt vgl. AVf des Pr M. v. 28. 11. 99 —, bei Ent⸗ 
mündigung wegen Verſchwendung oder e nach Maßgabe landesgeſetzlicher Beſtim⸗ 


1 — eil wur fir und iſt (MG 30. 10. 07 IV 303/07). Das im Anfechtungsprozeß er- 

gangene Urteil wirkt für und gegen alle (RG 108, 133; Gruch 58, 1066); es befeitigt im Falle der 

chen Entmündigungsbeſchluſſes die Entmündigun rüdwirkend, 8115 (RG 135, 183). 
mündi 


tmündigte iſt geſchäftsunfähig 
che, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigte iſt nur 
. hierzu MG 130, 69. Wegen der Wirkungen im Erbrecht 
vgl. 58 2064, 2229 Abſ 3, 2253 Ab 2, 2375 Abſ 2, im Familienrecht $$ 1676 Ab 2, 1780, 1896, 
im ehelichen Güterrecht $$ 1418 Abſ 1 Nr 3, 1428 Upf 2, 1468 Nr 4, 1495 Nr 4, 1542, 1549. 

2. Die Unterfcheidung zwiſchen Geiſt 


Verſchiedenartigkeit der Krantheitsform, ſondern hat in rattiſchen Rückſichten ihren Grund. 
Die Fähigkeit, ich durch vernünftige Bew leiten Arn deut den gsi 


$ 104 Nr 2) während dieſe Fähigkeit bei einem e noch ſo weit vorhanden iſt, daß 
1 eiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche 
ſind ſomit nur dem Grade nach voneinander verſchieden (RG 50, 203; 130, 71). Geiſtesſchwäche 
iſt nicht bio orenen oder ſpäter durch Entwicklungshemmung erworbenen 
vorhandenen Intellekts bei einer auf pſychopathiſcher Grund- 
90 beruhenden Entartung des Charakters (des Gefühls- und Trieblebens) vorhanden fein (NRG 

1925, 937). Das Vorliegen einer Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche ſetzt voraus, daß 
nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft eine Störung der Geiſtestätigkeit feſtzuſtellen iſt, 
morfiber der Richter nach $$ 655, 671 ZRO nur nach Anhörung von Sachverſtändigen entſcheiden 
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kann. Erſt auf dieſer Grundlage kann die Entſcheidung ergehen, inwieweit die Geſchäftsfähigkeit 
beeinflußt wird, ob Geiſteskrankheit oder ob Geiſtesſchwäche anzunehmen iſt (RG Warn 1917 
Nr 232, unvollſt. abgedruckt ZW 1917, 8461). Die letztere Frage iſt eine Rechtsfrage, über welche 
dem Richter ſelbſtändig die Entſcheidung zuſteht, ohne daß er an den Ausspruch der als Sachver⸗ 
ſtändigen gehörten Arzte gebunden iſt (RG Gruch 49, 882). Durch das Beſtehen lichter Zwiſchen⸗ 
räume wird das Vorhandenſein der Geiſteskrankheit im Sinne des $ 6 nicht ausgeſchloſſen. 
Auch im übrigen deckt ſich der Begriff der Geiſteskrankheit des $ 6 nicht mit dem der krankhaften 
Störung der Geiſtestätigkeit im Sinne des § 104 Nr 2, welche Vorſchrift weitergehend auch die 
Geiſtesſchwäche umfaßt (RG JW 09, 4112; 1911, 1791). Die Geſchäftsunfähigkeit einer Perſon 
kann für ein beſtimmtes Rechtsgeſchäft nach $ 104 Nr 2 angenommen werden, obſchon fie in Rück 
ſicht auf ihre allgemeinen geiſtigen Fähigkeiten nach $6 nur wegen Geiſtesſchwäche entmündigt 
werden könnte (RG 130, 71). Der Prozeßrichter wird übrigens dadurch, daß die Entmündigung 
nur wegen Geiſtesſchwäche ausgeſprochen iſt, nicht gehindert, das Vorhandenſein von Geiſtes⸗ 
krankheit feſtzuſtellen. Beſondere Vorausſetzungen hinſichtlich der Geiſteskrankheit gelten nach 
$ 1569 für die Scheidung der Ehe (RG Warn 1917 Nr 233). An die Geiſtesſchwäche ſchließt ſich 
als leichtere Form die geiſtige Gebrechlichkeit (geiſtige Unbeholfenheit u. dgl.) an, welche 
einen Grund zur Einleitung der Pflegſchaft, nicht zur Entmündigung gibt, auch nicht eine Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit zur Folge hat ($ 1910). f 

8. Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche führt nur dann zur Entmündigung, wenn der hier⸗ 
von Betroffene nicht nur vorübergehend die Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten — worunter nicht 
bloß die Vermögensangelegenheiten, ſondern auch die perſönlichen Angelegenheiten zu verſtehen 
find, auch diejenigen, welche ſich auf die Sorge für die eigene Perſon beziehen — nicht zu beſorgen 
vermag (R 50, 204; 52, 244; 65, 201; Seuffel 66 Nr 24). Dieſes Erfordernis iſt nicht als Merk⸗ 
mal der Geiſtesſchwäche uſw. (als deren Vorfrage), ſondern nur als ihre Folge zu werten (RG 
Warn 1917 Nr 232). Beſchränkt ſich die Störung der Geiſtestätigkeit auf einzelne oder einen 
beſtimmten Kreis von Angelegenheiten, jo kann nur durch Einleitung einer Pflegſchaft ($ 1910) 
geholfen werden. Die Entmündigung wird aber nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der zu Ent- 
mündigende zur Beſorgung gewiſſer Angelegenheiten, ſei es wegen ihrer Einfachheit, ſei es wegen 
der erlangten Übung oder aus andern Gründen, befähigt bleibt (RG Warn 08 Nr 111; 1910 
Nr 309). Anlaß zur Entmündigung iſt insbeſondere gegeben in Fällen des Duerulanten- 
wahnſinns, wenn die krankhaften Vorſtellungen den Geiſteskranken derart beherrſchen, daß 
dadurch ſeine geſamten Lebensverhältniſſe mehr oder minder in Mitleidenſchaft gezogen werden 
(RG 18. 3. 07 IV 399/06; 22. 12. 30 IV 280/30; RG Warn 1910 Nr 310 — nach RH Warn 08 
Nr 1 genügt es, wenn die Geiſteskrankheit hauptſächlich bei der Prozeßführung und im Verkehr 
mit Staatsbehörden zutage getreten iſt, ebenſo R 17. 5. 24 IV 532/23, wo der Entmündigte 
aus krankhaftem Mißtrauen und Verfolgungswahn in zahlreichen Fallen unbegründete Eingaben 
und Beſchwerden an Behörden gerichtet, ausſichtsloſe Rechtsſtreitigkeiten geführt und ſich in Kon⸗ 
flikt mit den Strafbehörden gebracht, in ſolcher Weiſe aber ſeine Zeit und Kraft einer unfrucht- 
baren und krankhaften Tätigkeit geopfert und dadurch feine geſamten Lebensverhältniſſe ge- 
fährdet hatte, vgl. auch RG Warn 1910 Nr 309). Die Unfähigkeit zur Beſorgung der Angelegen- 
heiten braucht noch nicht die Wirkung gehabt zu haben, daß die Angelegenheiten tatſächlich in Ver⸗ 
wirrung geraten find (NG Warn 1927 Nr 88). Über die Zuläſſigkeit einer Pflegſchaft auch bei 
Unfähigkeit zur Beſorgung der geſamten Angelegenheiten ſ. $ 1910 A 1. Dieſe Möglichkeit muß 
verſagen, wenn die Vorausſetzungen der Entmündigung in ihrer Geſamtheit gegeben ſind, RG 
12. 1. 31 IV 176/30. 

4. Als Verſchwender ift nicht ſchon anzuſehen, wer unverhältnismäßig große Ausgaben oder 
Schulden macht. Die unwirtſchaftlichen Aufwendungen müſſen, wie das RG JW 05, 1661 ſagt, 
in Zuſammenhang ſtehen mit perſönlichen Eigenſchaften, die, wie z. B. Leichtſinn, Liederlichkeit, 
Prunkliebe u. dgl., einen Hang zu unvernünftigen Ausgaben oder unwirtſchaftlichem Gebaren 
erkennen laſſen, ebenſo RG HNN 1932 Nr 929. Ein ſolcher Hang wird um fo eher anzunehmen 
fein, wenn es ſich um zweck- und nutzloſe Ausgaben handelt, was indes keine unbedingte Voraus- 
ſetzung der Verſchwendung bildet (a. A. Staudinger B II 2c). Der Hang kann in unangebrachter 
Vertrauensſeligkeit begründet ſein (jo RG 23 1917, 9664; in dieſem Falle hatte der in hohem 
Alter ſtehende und geiſtig gebrechliche Mann ſein geſamtes, nicht unerhebliches Vermögen an 
feine Wirtſchafterin nur gegen die Pflicht der Unterhaltsgewährung ohne jede Sicherung weg. 
gegeben). Zum Begriff der Verſchwendung iſt nicht erforderlich, daß die Aufwendungen dem 
eigenen Vorteil des Ausgebenden dienen, und es iſt ebenſowenig nötig, daß der Hang zur Ver- 
ſchwendung ſich unterſchiedslos einem jeden gegenüber zeigt (RG Seuff A 36 Nr 266; Warn 1911 
Nr 314). Die Verſchwendungsſucht einer Perſon kann ſich darin betätigen, daß ſie dem Reize 
zum Erwerbe von Kunſtgegenſtänden nicht widerſtehen kann, obſchon nach ihren Vermögens⸗ 
verhältniſſen der Ankauf unvernünftig erſcheint (RG Warn 1913 Nr 391). Auch eine verſchwen⸗ 
deriſche Geſchäftsführung, die auf einem Hange zu ſinnloſer Vergeudung beruht, kann zur Ent⸗ 
mündigung Anlaß geben, desgleichen die auf perſönlichen Eigenſchaften beruhende Vernach⸗ 
läſſigung der Wirtſchaft, wenn ſie einen ſo hohen Grad erreicht, daß hierdurch der wirtſchaftliche 
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Verderb herbeigeführt werden muß (vgl. M 1, 64, Prot 1, 72f.). Das RG (JW 1914, 862!) hat 
die Entmündigung aus dieſem Grunde in einem Falle ausgesprochen, wo der Entmündigte längere 
Zeit hindurch ſich um die Wirtſchaft nicht gekümmert hatte, die Ernte auf dem Felde hatte ber⸗ 
kommen laſſen und das Land nicht wieder beſtellt, ſonſt aber ſparſam gelebt hatte. — Mit Ent- 
mündigung kann erſt vorgegangen werden, wenn der Verſchwender es dahin kommen läßt, daß 
er ſelbſt oder ſeine Familie, das ſind die Angehörigen, die geſetzlich ein Recht auf Unterhalt haben, 
der Gefahr des Notſtandes ausgeſetzt ſind. Die Gefahr eines Notſtandes für die Familie liegt 
vor, wenn auch nur die Ehefrau davon betroffen wird (RG 3. 6. 12 IV 621/11). Sit die Gefahr 
nach Lage der Sache nicht zu beſorgen, weil er z. B. nur über einen Teil ſeines Vermögens ver⸗ 
fügen kann oder ihm noch andere Hilfsquellen zu Gebote ſtehen, ſo muß die Entmündigung unter⸗ 
bleiben. Die Gefahr des Notſtandes wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Familienmit⸗ 
glieder durch zweckentſprechende prozeſſuale Maßregeln ſich würden ſchützen können. Auch die 
Beſchlagnahmefteiheit eines Teiles der Einkünfte (ogl. $ 850 30) ſicherk nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden gegen die Gefahr des Notſtandes. Es kann die Gefahr beſtehen, daß der Verſchwender 
die ihm hiernach zur Verfügung bleibenden Mittel ebenfalls zur Befriedigung ſeiner verſchwende · 
Ba Neigungen verwendet. J. unwirtſchaftliches Gebaren die Folge geifliger Störung, fo 


die Entmandigung nach $ 6 Nr 1, nicht wegen Verſchwendung nach Nr 2 zu erfolgen (RG 
JW 1925, 937%). 


5. Verwandt mit dem Begriff der Verſchwendung ift der Begriff der Trunkſucht. Erforder⸗ 


von außerge wöhnlichen Vorkommniſſen abzuſehen iſt —, 
Ein ſolcher Hang iſt nicht anzunehmen, wenn 

das Trinken auch nur aus Furcht vor der drohenden Entmündigung eingeſchränkt iſt (RG Warn 
1913 Nr. 1; vgl. § 681 ZPO). Notgedrungene Enthaltſamkeit z. B. infolge der Kriegsteuerung 
ohne innere Abkehr vom Alkohol behebt die Trunkſucht noch nicht (RG Warn 1919 Nr. 129). 
nötig iſt im Intereſſe des Trunkſüchtigen oder 

des Notſtandes ausgeſetzt fein würden (ngl. 


wegen Trunkſucht zu Recht ergangen iſt, ſind auch Umſtände heranzuzie en, die nach Erlaß des 
Beſchluſſes hervorgetreten find, 3. B. Rückfall des Tenn 1 05 8 5 
(RG JW 1995, 7705). Die in 5 6 N 3 bezeichneten Vorausſetzungen ftellen ſich übrigens als 
gleichwertige Tatbeſtände dar, von denen der eine durch den andern erſetzt werden kann, ohne 
diser Bu 8 au 155 Dorphiumfucht, Kokainſucht u. dgl. werden, obwohl 
: 3 Se 
ausgedehnt werden dürfen (tt ähnlicher iſt, die nur für dieſe gegebenen Vorſchriften nicht 


6. Für die Wiederaufhebung der Entmündigung ($$ 675 f., 679 ff. 350) kommt es nur da⸗ 


rauf an, daß zu dieſer Zeit ein Emmündt d nicht vorliegt, nicht = 
ſtand des Entmündigten ſich gebeſſert bat RG 828 2553 00, 488). der Eilige 


. Die Anfechtungsklage des $ 664 ZP kann dagegen nur 
darauf gegründet werden, daß die Vorausfegungen der Entmündigung ant Zeit des Erlaſſes 
des Entmündigungsbeſchluſſes nicht vorhanden waren (Nh JW 02 Beil 280580, Warn 1916 
Nr 260). Im Anfechtungsberfahren gil! 

7. Zeitliche und örtliche Geltung. 
folgt — wenn auch nur in der dem fran 
Verſchwender ein Beiſtand beſtellt ift 
wie eine unter der Herrſchaft des BGB beſchloſſene Entmündigung (Artt 155, 156 Ech). St 
die Entmündigung nach den Grundf 
mäß 5 6 Abſ 2 aufgehoben oder, w 
neuen Rechtes nur geiſtesſchwach iſt, dementſprechend eingeſchränkt werden (RG Gruch 47, 879). 
Auch die Entſcheidung über die Wiederaufhebung der Entmündigung richtet ſich nach dem 31. 12. 
99 nach neuem Recht Me JW 1901, 475). — Zugelaſſen ift in Art 8 Ech nicht bloß die Entmün⸗ 
digung des Inlanders, ſondern i 
die Entmündigung des im Inlande wohnenden oder, falls wohnſitzlos, im Inlande ſich aufhal⸗ 
tenden Ausländers. Der Aufenthalt darf nicht bloß ein vorübergehender ſein. Es iſt aber nicht 
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notwendig, daß er auf längere Dauer berechnet oder ein freiwilliger iſt (RG JW 1912, 91412). 
Der inländiſche Wohnſitz oder Aufenthalt muß noch zur Zeit des Erlaſſes des Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes vorhanden ſein. Die Vorausſetzungen und Wirkungen der Entmündigung beſtimmen 
ſich nach deutſchem Recht. Wegen Entmündigung eines Ausländers wird indes regelmäßig 
erſt vorzugehen ſein, wenn der Heimatſtaat hierzu ſich nicht bereit findet. Die von dem Heimat⸗ 
ſtaate ausgeſprochene Entmündigung des Ausländers leinſchließlich der Beiſtandsbeſtellung) iſt 
auch von den deutſchen Gerichten anzuerkennen für die im Inland vorgenommenen Verkehrs⸗ 
geſchäfte, aber nicht über das Maß der Geſchäftsunfähigkeit hinaus, die für entmündigte In⸗ 
länder gilt (Art 7 Abſ 3 Ech; RG 80, 262). Für die Vertragſtaaten Deutſchland, Oſterreich⸗ 
Ungarn, Frankreich (von dieſem iſt das Abkommen gekündigt zum 24. 6. 1917), Italien, die Nieder⸗ 
lande, Portugal, Rumänien iſt laut Bek des RK v. 30. 7. 12 und bez. Schwedens laut Bek v. 
8. 12. 24 das Haager Abkommen über die Entmündigung uſw. v. 17. 7. 05 in Kraft getreten. 
Für die Entmündigung und ähnliche Fürſorgemaßregeln ſowie die Bevormundung des Ent ⸗ 
mündigten iſt danach das Geſetz des Heimatſtaats maßgebend und die Behörde des Heimatſtaats 
zuſtändig. Die Behörde des gewöhnlichen Aufenthalts iſt nur aushilfsweiſe zuſtändig (Artt 6 
u. 11). Sie entſcheidet nach dem Recht ihres Staates, hat aber zugleich das Recht des Heimat- 
ſtaats hinſichtlich der Vorausſetzungen der Entmündigung und tunlichſt hinſichtlich der Berechti⸗ 
gung zur Führung der Vormundſchaft zu beachten (Artt 7, 8 Abs 2, 11 Abſ 2). Die Wirkung der 
Entmündigung (wegen der Veröffentlichung ſ. indes Art 9 Abſ 2) richtet ſich allgemein nach dem 
Recht der anordnenden Behörde. Die zum Schutze der Perſon und des Vermögens erforder⸗ 
lichen vorläufigen Maßregeln können bis zum Einſchreiten der Heimatbehörde von der örtlich 
zuſtändigen Behörde, in deren Bezirk ſich der zu Entmündigende befindet, getroffen werden 
(Art 3). Durch Art 282 des Friedensvertrags v. 28. 6. 19 iſt das Abkommen den ehemaligen 
Feindſtaaten gegenüber außer Kraft geſetzt (vgl. Art 289 daſ.), wieder in Kraft getreten ſeit 22. 7. 
bzw. 25. 8. 1929 gegenüber Italien, Polen und Danzig, Staudinger⸗Raape F zu Art 8 EG. 


8 7 
Wer ſich an einem Orte ſtändig niederläßt, begründet an dieſem Orte ſeinen 
Wohnſitz ) 2). 
Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen °). 
Der Wohnſitz wird aufgehoben, wenn die Niederlaffung mit dem Willen 
aufgehoben wird, fie aufzugeben ). 
E 134 II 17: M 1 63 ff.; W 1 37 ff. 

1. Die Begründung des Wohnſitzes als des räumlichen Mittelpunkts des geſamten Lebens 
einer Perſon (RG 67, 193) ſetzt voraus die tatſächliche Niederlaſſung an einem Orte mit dem 
durch die Niederlaſſung in Erſcheinung tretenden Willen, dieſen Ort bleibend zum Mittelpunkt 
der Lebensverhältniſſe zu machen (ſtändige Niederlaſſung — vgl. RG Warn 1916 Nr 269). 
Nur die Niederlaſſung, nicht der Rechtserfolg des Wohnſitzes, braucht gewollt zu ſein. Die bloße 
Herrichtung der Wohnung, ohne daß ſie in perſönliche Benutzung genommen wird, genügt nicht 
zum Erwerbe des Wohnſitzes (vgl. PrO VG 52, 230). Dagegen ſteht dem Erwerbe nicht ent- 
gegen, daß die Niederlaſſung in der Abſicht erfolgt, ſpäter nach geraumer Zeit zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt oder bei ſich bietender Gelegenheit den Wohnſitz zu ändern. Man darf ſich aber nicht 
bloß auf einen vorübergehenden Aufenthalt eingerichtet haben. Kein Wohnſitz wird erworben 
durch den bloßen Aufenthalt zu Zwecken der Ausbildung (wie bei Schülern und Studenten), 
durch den Aufenthalt in einer Heilanſtalt (anders bei der dauernden Unterbringung in einer 
Pflegeanſtalt) oder durch den zur Erfüllung der Wehrpflicht genommenen Aufenthalt, da es 
hier an der Abſicht der ſtändigen Niederlaſſung fehlt. Aus dem gleichen Grunde wird auch durch 
Eingehung eines Dienſtverhältniſſes der Regel nach, falls nicht das zeitige Dienſtverhältnis den 
Charakter einer dauernden Erwerbsſtellung hat, kein Wohnſitz begründet (vgl. LZ 1920, 396; 
SeuffA 56 Nr 69 — landesrechtlich können hierüber nach Artt 95, 218 EG beſondere Beſtim⸗ 
mungen getroffen werden; jedoch ſind die Geſindeordnungen durch den Aufruf des Rates der 
Volksbeauftragten v. 12. 11. 18 in Verbindung mit $ 1 Satz 2 des Übergangsgeſetzes vom 4. 3. 
19 aufgehoben). Kein Wohnſtitz wird durch den Aufenthalt in einer Gefangenanftalt, der ein un- 
freiwilliger iſt, begründet (a. A. Planck A 7). Über den amtlichen Wohnſitz |. 99 A 1. Allge⸗ 
meine Vorausſetzung der Begründung eines Wohnſitzes iſt, daß die Niederlaſſung nicht verboten 
iſt (vgl. 65 3ff. des Freizügch v. 1.11.67). Dagegen hat eine vertragliche Beſchränkung des Rechtes 
zur Anderung des Wohnſizes und eine dem Beamten auf Grund dienſtlicher Vorſchriſten in dieſer 
Beziehung auferlegte Beſchränkung nicht die Wirkung, daß dementgegen ein Wohnfit nicht er- 
worben werden könnte. Auch dem nach § 101 Abſ 1 KO für den Gemeinſchuldner beſte henden 
Verbote, ſich ohne Erlaubnis des Gerichts von dem Wohnort zu entfernen, kann eine ſolche Wir⸗ 
kung nicht beigelegt werden (Bay Obs in Seuffa 64 Nr 19). Der Wohnſitz im Sinne des BG 
braucht ſich mit demjenigen im Sinne der Steuergeſetze nicht zu decken (RG Warn 1922 Nr 24). 
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Verſchieden von dem Begriff des Wohnſitzes ift der Begriff der ge werblichen (geſchäftlichen) 
5 Riederlaſſung zu einem begrenzten Zweck z. B. einem beſtimmten 19 5 
ſchaftsbetrieb, der perſönliches Wohnen nicht erfordert (vgl. J 21 ZPO, $ 42 GewO, $$ 29, 30, 
31,55 Hauch). Wer an einem Orte fein Geſchaftslokal hat oder feiner beruflichen Tätigkeit nach⸗ 
geht, kann an einem anderen Orte ſeinen Wohnſitz haben. Ein Rechtsanwalt, der am Orte des 
Gerichts, bei dem er zugelaſſen iſt, wohnt, wenn auch nur in einer möblierten Wohnung, und 
dort ſeine Tätigkeit als Rechtsanwalt ausübt, hat daſelbſt ſeinen Wohnſitz, auch wenn er ſich dem⸗ 
nächſt anderweſt niederzulaſſen beabſichtigt (RG 26. 9. 19 111 62/19). Unter Aufenthalt wird im 
Gegenſaß zum Wohnfit, das tatſächliche Verweilen an einem Orte verſtanden, ohne daß die An⸗ 
weſenheit eine gewollte oder bewußte zu fein braucht (vgl. RG JW 92, 461%. Für das Vor⸗ 
handenſein des gewöhnlichen Aufenthalts (vgl. $ 6 Abj 2 ErbſchStch v. 3. 6. 06, 9 14 I Erbſch Sto 
v. 10. 9. 19, § 8 1 2 ErbſchStG v. 22. 8. 25) iſt nur zu erfordern, daß das Verweilen von einer 
gewiſſen Dauer und Regelmäßigkeit iſt, nicht auch, daß der Mittelpunkt der Lebenshaltung für 
er ey an dem Orte des Aufenthalts begründet wird (RG 91, 287). Beſondere Grundſätze 
galten 


2. Der Begriff des Wohnſites iſt von Wich 1 owohl für das bürgerliche Recht (vgl. nament- 
lich 38 269, 270, 1320 Abf 2, 1433 Abſ 2, 1 bj 3, 1954 Abſ 3 und Art 29 Ec), als für 
das öffentliche Hecht. Durch den Ort des Wo nſthes, der an ſich nur den Punkt der Erdober⸗ 
fläche bedeutet, auf dem die Nie derlaſſung ſich be nbet, wird die allgemeine 8 


gt, verhindert ame Gemeinde in mehrere 2 zu teilen (RG 67, 


Gemeinde, ſondern im Gerichtsbezirt maßgebend. — Durch ein vertragliches Wohnſitzverbot 
darf nicht in Widerſpruch mit dem in $ 1 Geſ. v. 1. 11. 67 anerkannten Grundſatz der Freizügig⸗ 
keit die Bewegungsfreiheit in unzuläſſigem Maße eingeſchränkt werden. Ein ohne jede zeit- 
liche Grenze auferlegtes Verbot des Wo nſitzes an einem beſtimmten Orte i 
(RG Warn 1915 Nr 8; vgl. aber 1910 Nr 412). 

3. Dies iſt der Fall, wenn ſich an mehreren Wohnorten gleichmäßig der Mittelpunkt der Le⸗ 
bensverhältniſſe in ihrer Geſamtheit befindet, wenn insbeſondere mit dem Wohnen an mehreren 
Wohnorten zeitweilig zn ber Weile abgewechſelt wird, daß 
punkt der Lebensvechältniſſe und der ermögensverwaltung bildet (vgl. PrO V 54, 185 Nr 50). 

„Der bloße Wille, die Niederlaſſung aufzugeben, genügt allein nicht zur Aufhebung des 
Wohnſitzes. Es muß die wirkliche Aufgabe der Niederlaſſung hinzukommen. Ebenſo wird der 
Wohnſitz dadurch nicht aufgehoben, daß der Wohnungsinhaber zeitweilig in der Abſicht der Rück⸗ 
kehr ſich entfernt. Der Wohnſitz kann unter Umftänden ſelbſt bei Aufgabe der Wohnung bei⸗ 
behalten werden, wenn die Aufgabe nur vorſiß i i 


05 gel y eziehungen jedoch auch fernerhin 
in dem bisherigen Wohnorte ihren Mittelpunkt finden (teilw. abweichend Staudinger A 10; 
Planck A 4). hoben, wenn jemand, der an einem andern Orte Woh- 
In ſolchem Falle kann das Beſtehen eines doppelten 
(vgl. PrOch 58, 230). Mit dem Aufenthalt in einer Gefan 
daten Wohnſitzes nicht notwendig verbunden (ogl. A 1), auch noch nicht mit dem Wegzug der 
amilie von dem bisherigen Wohnort während der Straſhaft, Seuffel 56 Nr 240. 
8 8 
Wer geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt it, kann 
ohne den Willen ſeines geſetzlichen Vertreters einen Wohnſitz weder be- 
gründen noch aufheben 1), 
E 80 U 18; M 1 72; RI 30; 6 110 ff. 
1, Die Begrundung und Aufhebung des Woßhnſtzes ftellt ſich als eine für die verſchiedenſten 
Rechtsverhältniſſe bedeutſame Rechtshandlung dar, für welche deshalb ebenſo wie für läſtige 
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Rechtsgeſchäfte unbeſchränkte Geſchäfts fähigkeit gefordert wird. Iſt dieſe Geſchäftsfähigkeit 
nicht vorhanden, ſo entſcheidet der Wille des geſetzlichen Vertreters, und zwar des Vertreters in 
perſönlichen Angelegenheiten (vgl. $ 1631 A 1), der den Willen des Vertretenen erſetzen oder 
ihn ergänzen kann. Zur Vertretung iſt derjenige Elternteil, welchem nur die tatſächliche Für⸗ 
ſorge für die Perſon des Kindes zufteht, nicht berechtigt (vgl. 89 1635, 1666, 1676 Abſ 2, 1696, 
1700, 1702 Abſ 2, 1707), der mit der Vermögensverwaltung gemäß $ 1910 Abſ 2 beauftragte 
Pfleger ift zu einer Wohnſitzänderung des Pflegebefohlenen nicht befugt (RVerſch JW 1927, 
25951). Ob der Wille des geſetzlichen Vertreters dahin gegangen iſt, den Ort der Niederlaſſung 
zum Wohnſitze, d. i. zum Mittelpunkte der Lebensverhältniſſe des Geſchäftsunfähigen zu er⸗ 
heben, iſt aus den Umſtänden zu erkennen (vgl. JW 1927, 826°; OLG 1916, 19). Von Bedeutung 
hierfür kann ſein, daß der unheilbar Geiſteskranke unter Aufgabe der ihn mit andern Orten 
verknüpfenden Beziehungen dauernd in einer Irrenanſtalt untergebracht iſt (vgl. OLG 33, 19; 
SeuffA 55 Nr 64, abw. Joſef in Arch ZivPrax 114, 408). Laßt ſich hiernach ein Geſchäftsunfähiger 
oder ein beſchränkt Geſchäftsfähiger, der nicht die rechtliche, aber die tatsächliche (natürliche) 
Handlungsfähigkeit beſitzt, an einem Ort nieder, fo begründet er dort den Wohnſitz nur, wenn 
es der geſetzliche Vertreter will. Eine Zuſtimmung des letzteren zu einem rechtsgeſchäftlichen 
Handeln kommt dabei nicht in Frage. Es läßt ſich aber ſagen, daß der Wille des Vertreters den 
fehlenden — Willen des Geſchäftsunfähigen erſetzt oder daß er den tatſächlichen Vorgang der 
Niederlaſſung nach der rechtlichen Seite der Wohnungsbegründung hin ergänzt. Der geſetzliche 
Vertreter kann aber auch z. B. bei einem Kinde, ſelbſt den Ort der Niederlaſſung (den Aufent⸗ 
haltsort, vgl. $$ 1631, 1800) und damit zugleich den dortigen Wohnſitz beſtimmen. Darum handelt 
es ſich bei der Vorſchrift des $ 8 nicht. Vgl. Planck A b, Staudinger A 1 u. 3. 


89 

Eine Militärperſon hat ihren Wohnſitz am Garnifonorte, Als Wohn- 
ſitz einer Militärperſon, deren Truppenteil im Inlande keinen Garniſonort 
hat, gilt der letzte inländiſche Garniſonort des Truppenteils. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Militärperſonen, die nur 
zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder die nicht ſelbſtändig einen Wohn 
fi begründen können 1) 2). 

E137 II 10: M1 72 ff.; P 1 40. 

1. Zu den Militärperſonen im Sinne des $ 9 find, da die in Abſ 2 bezeichneten Perſonen aus⸗ 
genommen ſind, nach der bisherigen Heeresverfaſſung nur die Berufsoffiziere (nicht die Reſerve⸗ 
oſſiziere Seuffa 73 Nr 91), Militärärzte und einen militäriſchen Rang einnehmenden Militär⸗ 
beamten (auch die Kriegsgerichtsräte, Ach 17. 12. 07 III 215/07) für die Dauer der Anſtellung 
und die Unterofftzierkapitulanten für die Dauer der Kapitulation zu zählen ($ 4 MStGgB v. 
20. 6, 72 und Anlage I zu dieſem Gef. in der Faſſung v. 6. 2. 11; Nail. VO v. 1. 8. 08, betr. 
die Klaſſeneinteilung der Militärbeamten; $ 38 des RMilch v. 2. 5. 74). Die Landgendarmen 
(og. $ 2 Abſ 3 ch zur MSIHO) wurden in Preußen und in den meiſten deutſchen Ländern — nicht 
in Bayern und Württemberg — zu den Perſonen des Soldatenſtandes gerechnet. In gleicher 
Weiſe ift der Kreis der Militärperſonen auch für die Kriegszeit zu begrenzen mit der Anderung, 
daß die Dienstpflicht der Unteroffizierkapitulanten für die Dauer des Krieges (nach angeordneter 
Mobilmachung) eine zeitlich unbeſchränkte iſt. Mit den zur Erfüllung der Wehrpflicht dienenden 
Militärperſonen des Abſ 2 — welcher Ausdruck inſofern kein genauer iſt, als der Kriegsdienſt 
freiwillig übernommen werden kann, ſelbſt von ſolchen Perſonen, die das wehrpflichtige Alter 
bereits überſchrttten haben, und als die zeitliche Grenze der Wehrpflicht für die Kriegszeit nicht 
gilt — hat nur der Gegenſaß zu den Perſonen, die den Heeresdienſt als Be ruf ausüben, bezeichnet 
werden jollen (KJ 48, 74; JW 1916, 211; 28 1917, 137). Die in $ 9 bezeichneten Militär- 
perſonen haben, ſofern ſie ſelbſtändig einen Wohnſitz begründen können (88 A 1), kraft Geſetzes, 
ohne daß es auf ihren Willen oder das Vorhandenſein einer tatſächlichen Niederlaſſung (RG. 
Warn 08 Nr 112) ankommt, ihren Wohnſitz (nicht den ausſchließlichen Wohnſitz, RG 126, 8, 
beſtr.) an ihrem inländiſchen Garniſonorte oder, wenn ein ſolcher fehlt, am letzten inländiſchen 
Garniſonorte, im Falle eines langfriſtigen Kommandos am Orte des Kommandos (SeuffA 69 
Nr 209). Iſt auch dieſer nicht vorhanden, ſo konnte für Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit ein im Inlande belegener Ort als Garniſonort durch Kai. VO beſtimmt werden ($ 8 des 
Gef. v. 28. 5. 01). Durch eine bloße Abkommandierung wird der Garniſonort nicht geändert. 
Nach dem Erl des Pr M v. 27. 2. 16 beſtimmt ſich für neu aufgeſtellte Formationen der Garniſon⸗ 
ort nach dem Standort der entſprechenden Erſatzformation. Der Gerichtsſtand der Nie derlaſſung 
($ 21 ZPO) und der aus der Niederlaſſung ſich ergebende Erfüllungsort ($ 269 Abſ 2) wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich durch dieſen Wohnſitz nicht berührt. Die Grundlagen der Wehrverfaſſung ſind ſpäter 
(Gef. über Bildung einer vorläufigen Reichswehr v. 6. 3. 19, über Bildung einer vorläufigen 
Reichsmarine v. 16. 4. 19) dahin geändert, daß die Mannſchaften angeworben werden. Eine 
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Anderung der Vorſchriften über den geſetzlichen Wohnſitz der Militärperſonen iſt hierdurch nur 
inſofern herbeiefläht Bae als die Angeworbenen zu den Militärperſonen gehören, . 
Heeresdienſt als Beruf ausüben. Zur Zeit ſind Militärperſonen die Angehörigen der Reichs⸗ 
wehr und der Reichsmarine (Wehrgeſ. v. 23. 3. 21) nämlich die Soldaten (Offiziere, Unteroffiziere, 
Mannſchaften) und die Militärbeamten (88 4,5 M StGB v. 16. 6. 1926).— Die erſte Alternative 
des Abſ 2 ift jetzt gegenſtandslos, da keine Wehrpflicht mehr beſteht (Geſ. v. 21. 8. 20). Nicht hier- 
her gehören die Mitglieder der Einwohnerwehr, die nur polizeiliche Verrichtungen zu erfüllen 
aben. 

5 2. Ein geſetzlicher Wohnſitz der Beamten beſteht nicht. Die Beamten haben zwar an dem 
Orte, wo ſie ihre dienſtliche Tätigkeit zu verſehen haben, ihren Amtsſitz, und ſie konnen von 
der vorgeſetzten Behörde angehalten werden, dort ihren Wohnſitz zu nehmen. Ob ſie aber an 
dieſem Ort ihren Wohnfik haben, ift lediglich nach den allgemeinen Grundſätzen der 58 7ff. zu 
beurteilen. Denjenigen Deutſchen, welche das Recht der Exterritorialität befigen oder welche 
als Beamte des Reiches oder eines Landes im Auslande tätig ſind und keinen inländiſchen Wohn⸗ 
fi haben, iſt ein geſetzlicher Wohnſitz nur in Anſehung des Gerichtsſtandes, und zwar am letzten 
inländiſchen Wohnort oder in der Hauptſtadt des Heimatſtaats zugewieſen ($ 15 ZPO). Hin⸗ 
ſichtlich der früheren Kolontalbeamten ſ. 88 7ff. Kol BG v. 8. 6. 10. 


8 10 

Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Ehemannes. Sie teilt den Wohnſitz 
nicht, wenn der Mann ſeinen Wohnſitz im Ausland an einem Orte begründet, 
an den die Frau ihm nicht folgt und zu folgen nicht verpflichtet iſt 1) 2). 

Solange der Mann keinen Wohnſitz hat oder die Frau ſeinen Wohnſitz 
nicht teilt, kann die Frau ſelbſtändig einen Wohnſitz haben!). 

E 1 30 II 20; M 1 74; P 1 41 ff.; 6 113. 

1. Der Verpflichtung der Ehefrau zur häuslichen Gemeinſchaft mit dem Manne ( 1353, 
1854) entſpricht es, daß fie einen von dem Wohnſitz des Mannes verſchiede nen Wohnſitz nicht 
für ſich begründen kann. Sie hat dieſe Befugnis auch nicht 4 einer Strafhaft des Mannes 
(RG 5. 7. 1915 IV 177/13) ber er ſteht ihr, ſolange der 
die Pflicht zur ehelichen Folge nicht auf 
fipes frei. 


Lage des Falles angenommen werden können, wenn der Mann durch Antritt einer 1 
beg. Seng e it, die erſorderliche Wahl des neuen Wohnfiges der Frau zu Überlaſſen 
gl. Seu 


5 ändiſchen Wohnſitz argliſti 
der Frau verſchwiegen haben ſollte. Eine Ausnahme iſt nur in dem 155 5 


Rann ins Ausland gezogen iſt und die Frau ihm nicht folgt, auch, weil ein ſolches Verlangen 
en 0 gde ſein würde, nicht zu folgen braucht. Als Ausland im Sinne 
e ind auch die bish ebicte au en. Ein Mißbrauch des ännlichen 
Rechtes wird nicht anzunehmen ſein — di — 75 in de ic 
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getragen werden ($ 55 PStch in der Faſſung des Art 46 Ech) und leicht feſtſtellbar find. Den 
Wohnſitz des Mannes behält in dieſem Falle die Frau nur bei, wenn der Wohnſitz gemäß 5 7 
auch von ihr begründet war (a. A. PrO VG, OLG 38, 25). Iſt die Ehe wegen mangelnder Form 
der Eheſchließung und wegen mangelnden Eintrags in das Heiratsregiſter ſchlechthin nichtig 
($ 1329 Satz 2), jo tritt der abgeleitete Wohnſitz nicht ein. 


8 11 

Ein eheliches Kind teilt den Wohnſitz des Vaters, ein uneheliches Kind 
den Wohnſitz der Mutter, ein an Kindes Statt angenommenes Kind den Wohn- 
fi des Annehmenden 1). Das Kind behält den Wohnſitz, bis es ihn rechts⸗ 
gültig aufhebt 2). 

Eine erſt nach dem Eintritte der Volljährigkeit des Kindes erfolgende Legiti- 
mation oder Annahme an Kindes Statt hat keinen Einfluß auf den Wohnſitz 
des Kindes ). 

E 1 40 II 21; M 1 75 ff.; P 1 423; 6 113. 

1. Die Familiengemeinſchaft hat im Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern regelmäßig 
(vgl. A 2) auch eine Gemeinſchaft des Wohnſitzes zur Folge. Das eheliche Kind, dem das durch 
nachfolgende Ehe oder Ehelichkeitserklärung legitimierte Kind gleichſteht (89 1719 1736), teilt 
den Wohnſitz des Vaters, nicht des Inhabers der elterlichen Gewalt, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, ob es minderjährig oder volljährig iſt, ob die Ehe beſteht oder geſchieden — (OLG 21, 
260; 35, 288) — iſt, ob dem Vater die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht oder nicht. Über 
die Ehelichkeit des Kindes aus nichtiger Ehe ſ. $ 1699. Der die Nichtigkeit kennende Vater ver⸗ 
liert zwar nach § 1701 alle ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte. Gleichwohl bleibt ſein 
Wohnſitz, da es ſich hier um ein ſolches Recht nicht handelt, maßgebend für den Wohnſitz des 
Kindes, falls nicht die Ehe ſchlechthin nichtig iſt ($ 1699 Abſ 2). Das uneheliche Kind (ſofern 
es nicht legitimiert iſt) teilt den Wohnſitz der Mutter, nicht aber das eheliche Kind, auch nicht, 
wenn der Vater geſtorben iſt und die Mutter im Beſitz der elterlichen Gewalt ſich befindet. Das 
an Kindes Statt angenommene Kind endlich hat, da es dem Einfluß der Eltern gänzlich 
entzogen iſt (vgl. $ 1765 A 1), den gleichen Wohnſitz wie der Annehmende. Hat der Vater bei 
der Geburt des Kindes keinen Wohnſitz, ſo iſt auch das Kind zunächſt wohnſitzlos. Das gleiche 
iſt der Fall, wenn es nach dem Tode des Vaters geboren wird. Hat der Vater die Kinder ver⸗ 
laſſen, ſo teilen fie feinen neuen Wohnſitz (OLG 12, 1), ſofern nicht erhellt, daß fie nach feinem 
Willen ihren bisherigen Wohnſitz beibehalten ſollten (KH FrankfRdſch 1905 S. 11). — Bei Findel⸗ 
kindern beſtimmt der Vormund den Wohnſitz (88 1773 Abſ 2, 1800). — Vgl. auch A 2. 

2. Die zu 1 behandelte Gemeinſchaft des Wohnſitzes hat nicht die Bedeutung, daß damit ein 
ſelbſtändiger Wohnſitz des Kindes ausgeſchloſſen wäre. Schon vor erreichter Volljährigkeit 
kann das Kind mit Willen des geſetzlichen Vertreters oder kann der geſetzliche Vertreter für das 
Kind (8 8 A 1) einen beſondern Wohnſitz begründen, vorausgeſetzt, daß der hierauf gerichtete 
Wille zur Durchführung gebracht iſt. Ebenſo kann der Vater bei Veränderung ſeines Wohnſitzes 
dem Kinde den bisherigen Wohnſitz belaſſen. Eine Anderung des Wohnſitzes des Kindes wird 
regelmäßig nicht ſchon darin zu finden ſein, daß der Vater ſeiner am andern Orte wohnenden 
geſchiedenen Ehefrau das Kind zur Erziehung überlaſſen hat (GJ 38 A 79), oder daß der voll- 
jährige unterſtützungsbedürftige Sohn an einen anderen Ort zieht, ohne dort eine auskömmliche 
Stellung zu bekleiden (KJ 53, 6). Die 170 Fürſorge für die Perſon des Kindes berechtigte 
Mutter iſt nicht die geſetzliche Vertreterin in bezug auf den Wohnſitz des Kindes. Nach Erreichung 
der Volljährigkeit kann das Kind ſelbſtändig einen Wohnſitz nehmen. Dies kann auch dadurch 
geſchehen, daß es, wenn der Vater verzieht, den bisherigen Wohnſitz beibehält. Es kann auch 
ohne Begründung eines neuen Wohnſitzes den früheren Wohnſitz aufgeben. Die Gemeinſchaft 
des Wohnſitzes mit dem Vater erliſcht in dieſen Fällen und lebt nicht etwa dadurch wieder auf, 
daß das Kind den erworbenen Wohnſitz ſpäter wieder verliert. Bloß dadurch, daß der Vater 
wohnſitzlos wird (ohne daß er zugleich den Wohnſitz für das Kind aufgibt), geht dem minderjäh⸗ 
rigen Kinde der einmal erlangte Wohnſitz nicht verloren (M 1, 76). 

3. In Übereinſtimmung mit dem ſelbſtandigen Wohnſitzrecht des volljährigen Kindes 
(ogl. A 2) ſteht es, daß eine erſt nach der Volljährigkeit eintretende Legitimation oder Annahme 
an Kindes Statt auf den Wohnſitz des Kindes ohne Einfluß iſt. 


8 12 
Wird das Necht!) zum Gebrauch eines Namens 2) dem Berechtigten von 


einem anderen beftritten ?) oder wird das Intereſſe des Berechtigten dadurch 
verletzt, daß ein anderer unbefugt den gleichen Namen gebraucht!), fo kann 


— Tr 


Natürliche Perſonen $$ 10—12 19 


der Berechtigte von dem anderen Beſeitigung der Beeinträchtigung ver⸗ 
langen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu beforgen, fo kann er auf Unter⸗ 
laſſung klagen >), 

E II 22 P 1 43 ff.; 6 113. 


1. Das Recht au Namensſchutz, das auf gewerblichem Gebiete durch beſondere Geſetze 
geordnet iſt (. aber term HGB SS 17ff., über Warenzeichenrecht WZ v. 12. 5. 94; ferner 
$ 16 Unl Wg v. 7. 6. 09), hat durch $ 12 ſeine allgemeine geſetzliche Anerkennung gefunden. Bei 
dem Schutz des Namens, der den einzelnen im bürgerlichen und geſellſchaftlichen Verkehre von 
anderen unterſcheidet, handelt es ſich — wie bei dem Recht am eigenen Bilde, vgl. 89 22, 23 
Kunſtu v. 9. 1. 07 — weſentlich um ein Perſönlichkeitsrecht (RG 69, 403; 119, 47; JW 


Beſchwerdegegenſtandes uläſſig iſt ( IM 99, 5748; anders wenn ſich wirtſchaftliche Intereſſen 
in dem Anſpruch verbergen, 810 J 1931, 19190. Der Namensſchutz des BOB erſtreckt ſich 
ſowohl auf den die Zugehürigkeit zu einer beſtimmten Familie Harftellenden Familiennamen als 
auf den zur Unterjd eidung des einzelnen von den Trägern des gleichen Familiennamens beſtimm⸗ 
en Vornamen, R 59, 286, ebenſo auf den Geburtsnamen der verheirateten Frau (RG JW 


Prozeßentſcheidungen RSt 43, 33; J 01, 1 rm. a. A. OLG Celle in JW 1911, 
610). Auch nach Aufhebung des Heroldsamts (WO v. 3. 11. 19) iſt deſſen frühere Entſch 

ebend, doch hat der Standesre giſterrichter zu priifen, ob nicht nachher Umftände 
An, die zu einer davon abweichenden Beurteilung zwingen (EG 3, 139) — für den Fall des 
„verdunkelten“ Adels .ch HRR 1931 Nr 1563. Die Beſchränkung des Rechtswegs iſt jetzt 


Preußiſchen Rechts, wonach die geſchiedene, für ſchuldig erklärte Frau bürgerlicher Herkunft den 
a ae ihres Mannes nur unter Weglaſſung des Adelsprädikats führen durſte (K GJ 47A 
D eine 1 g — 1 


„Freiherrn uſw.), 
dgl. dazu J 1926 S. 1944, 145, 1962; 1927 S. 1188,c1189; L81929 S. 436, 1119 
und wegen de ; 


u In Babern iſt ber Adel durch das Gef, v. 28. 3. 1919, ſpater exfeßt durch $ 15 Ab 2 der 
erfa 5 ® ß ur 


Anh. S. 1, . auch R 113, 111. Die Namensführung der Mitglieder der vormals landesherrlichen 
Familie in Preußen ift geregelt durch Erlaß v. 27. 11, 1923, Über den Erwerb des Adelsnamens 
durch eheliche Kinder f. $ 1616 A 1, durch uneheliche Kinder Vorbem 4 vor $ 1705, durch ange⸗ 
nommene Kinder § 1758 A 1. — Die Beſtimmungen über den Schutz des Namensrechts kommen 
ferner der Telegrammadreſſe (einer mit der Telegraphenanſtalt vereinbarten abgekürzten 
Adreſſe, Tel O v. 16. 6. 04 §3 VII) zugute (RG 27. 5. 09 IV 559/03; 102, 89; JW 1927, 653%), 
Sie haben wegen Rechtsähnlichkeit auch auf die Verletzung des Wappenrechts entſprechende 
Anwendung zu finden, und zwar auch dann, wenn es ſich um das Wappenrecht einer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes handelt (RG 71, 262). Eine ſolche Verletzung des Wappenrechts liegt 
vor, wenn das Ortswappen einer Stadtgemeinde auf der Ausſtattung eines ewerblichen Erzeug⸗ 
niſſes angebracht wird, ſelbſt wenn der Benutzer ſich nicht das Recht anm t, das Wappen als 
2* 
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eigenes zu führen (RG JW 1924, 17115 unter Aufgabe der inſoweit gegenteiligen Anſicht in RG 
71, 265, j. auch Warn 1911 Nr 468). Auf einen bloßen Titel findet $ 12 keine Anwendung. Die 
Fortführung eines nach der Verleihung entzogenen Hoflieferantentitels kann gegen $ 3 Unl Wo 
verſtoßen (RG 80, 273). Der in $ 12 gewahrte Namensſchutz iſt, obſchon dieſe Vorſchrift in dem von 
den natürlichen Perſonen handelnden Abſchnitte ihre Stelle hat, auch auf juriſtiſche Perſonen 
(RG 74, 114; 115,406; JW 31, 1921; Warn 1930 Nr 48), insbeſ. auch ſolche des Handelsrechts 
(RG 109, 214; 117, 218), und ſelbſt auf nichtrechtsfähige Vereine (R 78, 101; Warn 1927 
Nr 9, OLG München in JW 1925, 21504) auszudehnen, da dieſe Vereinigungen zur Unter⸗ 
ſcheidung im Rechtsverkehr unbedingt auf die Führung eines Namens ange wieſen find (vgl. 8 22 
A 3, wegen der Vereinsnamen ſ. § 57 A 2). Auch die offene Handelsgeſellſchaft genießt für 
ihre Firma den Schutz des $ 12 (RG 114, 93, wo die in RG 88, 421 vertretene Anſicht, daß fie nur 
ein Firmenrecht, kein Namensrecht habe, aufgegeben wird; vgl. auch ZW 1931, 31421). Die 
Fir ma als ſolche ift nach 837 HGB geſchützt. Dagegen kann der Dritte, wenn fein Name unbefugt 
in der Firma eines anderen gebraucht wird, gegen dieſen auf Grund des § 12 vorgehen (RG 59, 
285; 66, 323). S. auch A 2. Die Berechtigung zum Gebrauch des Namens iſt nach dem Rechte 
der Staatsangehörigkeit des den Namen Beanſpruchenden zu beurteilen, nicht nach dem Rechte 
des Staatsgebiets, in welchem der Name geführt wird (RG 95, 272; JW 1925, 16334). Für den 
Umfang des Schutzes iſt aber das inländiſche Recht maßgebend (RG 100, 185; 117, 218; Adler, 
Der Namen im deutſchen und öſterreichiſchen Recht S. 148). Vgl. wegen des Schutzes ausländiſcher 
Firmen RG 109, 213; 117, 215; JW 1932, 579°, 59515. — Eine Pflicht zur Namensführung 
kann — abgeſehen von Normen des öffentlichen Rechts — auf familienrechtlicher Grundlage be⸗ 
ruhen, vgl. $ 1355 A 2. a f | . 

2. Der Name dient in der Sprache zur ſtändigen Kennzeichnung einer Perſon, die dadurch 
von anderen Perſonen unterſchieden wird (R 91, 352). Den Namensſchutz kann nur geltend 
machen, wer das Recht zur Führung des Namens hat. Hinſichtlich des Familiennamens ſteht 
dieſes Recht allen Mitgliedern der Familie zu. Insbeſondere kann die Ehefrau die unbefugte 
Führung des Familiennamens ihres Mannes aus eigenem Recht unterſagen (RG Gruch 46, 127; 
JW 1930, 172235). Sie hat ein Klagerecht wegen Mißbrauchs ihres Namens ſelbſt gegen den Ehe⸗ 
mann (RG 108, 230). Über das Namensrecht der Ehefrau ſ. § 1355, der geſchiedenen Ehefrau 
§ 1577, über das Recht des ehelichen Kindes § 1616, des unehelichen Kindes § 1706, des ange⸗ 
nommenen Kindes $ 1758. Über Erteilung der Vornamen ſ. 51616 A 2. Beweiſend für die Richtig⸗ 
keit des Namens find die Eintragungen im Standesregiſter, deren Berichtigung nach § 66 PSt& 
v. 6. 2. 75 nur von dem Gericht angeordnet werden kann. Die Landespolizeibehörde hat nicht 
das Recht, die Führung eines nach dem Standesregiſter dem andern zukommenden Namens zu 
unterſagen (KJ 42 A 72). — Einen von dieſen Beſtimmungen abweichenden bürgerlichen 
Namen (Familiennamen und Vornamen) darf der einzelne ſich nicht willkürlich beilegen. Eine 
privatrechtliche Erſitzung des Namensrechts iſt, da eine ſolche nach BGB im allgemeinen nur 
an beweglichen Sachen, ausnahmsweiſe auch an Grundſtücken und beſtimmten Grundſtücks⸗ 
rechten ſtattfindet (88 937, 900), gemäß Art 55 EG ausgeſchloſſen (RG SeuffA 59 Nr 175). Doch 
kann ein langjähriger ungehinderter Gebrauch des Namens die tatſächliche Vermutung begründen, 
daß er von dem Inhaber mit Recht geführt wird (OLG 33, 330; 42, 91). So kann, wenn Jemand 
veranlaßt, daß ein in ſeinem Haushalt aufgenommenes Kind mit ſeinem Familiennamen be⸗ 
zeichnet wird und dies Jahre lang fortſetzt, darin ein Verzicht auf das Recht des § 12, die Führung 
des Familiennamens zu verbieten, gefunden werden (RG 31. 5. 23 IV 459/22). Die Anderung 
des Namens iſt nur zuläſſig mit Genehmigung der Behörde — in Preußen des Regierungs⸗ 
präſidenten (A. E. 12. 7. 67), jetzt des Justizministers nach V v. 3. 11. 19, betr. die Anderung der 
Familiennamen, in Bayern der Diſtriktspolizeibehörde (MinBek v. 27. 12. 99), die Anderung 
des Vornamens nach Bf des PrIM v. 21. 4. 20 (vgl. auch Vf v. 15. 8. 98) nur mit Genehmigung 
des Amtsgerichts. Die Annahme eines Doppelnamens insbeſondere konnte nach Bf des Pr 
des J v. 29. 8. 19 ſchon da geſtattet werden, wo wirtſchaftliche Intereſſen, Familienbeziehungen 
oder ähnliche Gründe dies angezeigt erſcheinen ließen. Die Entſcheidung ſteht nunmehr gemäß 
der VO v. 3. 11. 1919 auch hier und zwar ganz allgemein dem Juſtizminiſter zu (RVfg desſelben 
v. 15. 12. 1928). Wegen des Doppelnamens bei der Annahme an Kindes Statt ſ. $ 1758 A 1. An- 
trägen polniſcher Staatsangehöriger auf Anderung des früher deutſchen Namens in einen polniſchen 
kann nur ſtattgegeben werden, wenn der Antrag in beglaubigter Form geſtellt iſt und ebenſo die 
Bewilligung der fremden Behörde in beglaubigter Form beigefügt iſt (Erlaß des PrM des J 
v. 28. 7. 21). — In unbeſtrittener Übung ift, daß Künſtler und Schriftſteller ſich für ihr Fach⸗ 
gebiet einen von ihrem bürgerlichen Namen verſchiedenen Namen beilegen. In der Benußung 
dieſes Namens, der ein gutes Teil künſtleriſcher und ſchriftſtelleriſcher Ehre einſchließt, haben ſie 
deshalb nach § 12 auch Schutz zu beanſpruchen (RG 101, 226 Warn 1930 Nr 148; vgl. Kch in JW 
21 S. 392,648). Weiter wird man aber in dem Schutz des Decknamens (Pſeudonyms) nicht gehen 
dürfen (vgl. RG Warn 1915 Nr 101 — beſtr.). Das Recht auf den Künſtlernamen verbleibt dem 
Namensträger, auch wenn er die künſtleriſche Tätigkeit nicht mehr ausübt (RG 101, 231 oben). 
Auf die Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts oder die Zuläſſigkeit einer Klage iſt es übrigens ohne 
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18 i ich eintragen zu laſſen (RG 30. 5. 07 IV 539/06; vgl. auch 
Ben 411 9 . Fr der = ek bes Fabeln Firmeninhabers zur Fortführung der 


ſeinen Namen zur N 
m 


amens geftattet, jo it bieje Erlaubniserteilung im Zweifel als eine widerrufliche anzuſehen. 
Durch die Eintragung eines Ware nzeichens wird niemand F 88 feinen eigenen Namen 
im Geſchaͤftsverkehr zu g NG 90, 88). Sind ducch den unbe⸗ 
ſugten amensgebrauch mehrere Perſonen verletzt, ſo kann jeder von ihnen ſelbſtändig den An- 
ſpruch geltend machen; ſie können aber auch nach $ 60 ZPO als unechte Streitgenoſſen gemein- 
ſchaftlih Hagen (RG 103, 396 


3. Das Klagerecht des Name nsberechti 


; ; i Taſchenbuch eine zum 
Umſtand Veranlaſſung geben, daß in dem Gothaiſchen Genealogiſchen 
Uradel gehörige Ante als zum Briefadel gehörig verzeichnet üt, 1925, 10 l. * 
ſ. aber wegen der Angabe des Religionswechſels u. der Scheidung and 5 rn den N ohne 
4. Cin unbefugter Gebrauch des Namens liegt vor, wenn jemand den fremden Namen 
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Recht zur Bezeichnung ſeiner Perſon, ſeines Geſchäfts, feiner Ware uſw. oder auch als Titel einer 
Zeitſchrift (R JW 1927, 158425) verwendet. Dabei iſt es gleichgültig, ob die Schreibweiſe des 
Namens etwas verändert iſt und ob der Benennung des früheren Geſchäftsinhabers zur In⸗ 
dividualiſierung des Geſchäfts ein dementſprechender Zuſaß, wie „vormals“, „früher“ beigefügt 
iſt (RG 56, 187); auch bei geringfügigen Abweichungen kann unbefugter Gebrauch des gleichen 
Namens vorliegen, RG Warn 1930, 48. Die Hinzufügung des Wortes „nach“ (Ware nach N N) 
iſt nicht immer Syſtembezeichnung, es kann hierin ebenfalls, was im einzelnen Falle zu prüfen, 
ein unbefugter Gebrauch des Namens liegen (RG Warn 1912 Nr 195). Unbe fugt iſt der Gebrauch 
des Namens eines anderen oder eines Namensbeſtandteils regelmäßig dann, wenn er im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr Verwechſlungen herbeizuführen geeignet ift, alſo die Vorausſetzungen des § 16 
Unl Wc vorliegen. Alsdann fallen die Tatbeſtände des $ 12 BGB und des § 16 Unl WG im 
Weſentlichen zuſammen und $ 16 tritt ergänzend neben § 12 (RG JW 1926, 14342; RG 114, 
94; 117, 219; 231929, 921; Gruch 71, 520). Auf eingetragene Vereine findet $ 16 UnlWG 
keine Anwendung ſ. u. Ein unbefugter Gebrauch iſt auch darin zu erblicken, daß der Name in 
verletzender Weiſe einem Tiere (anders RG Dig 06, 543) oder einer in einem Roman, Theater- 
ſtück oder Bildwerk dargeſtellten, auf den berechtigten Namensträger hinweiſenden Figur 
beigelegt wird (beſtr.). Nach RG DIZ 06, 543 (vgl. auch K in Lg 1914, 16741 und in JW 1921, 
1551?) enthält die Benutzung des Namens zur Bezeichnung einer typiſchen Figur (Profeſſor 
Biedermann) nicht ohne weiteres eine Verletzung des Namensrechts des Namensträgers. Der 
unbefugte Gebrauch des Namens der Stadtgemeinde kann in der Bezeichnung eines Theaters 
als Stadttheaters, einer Apotheke als Stadtapotheke liegen (RG 101, 169; 38 1927, 11718), 
Keine Verletzung des Namensrechts ift es, wenn hinſichtlich des berechtigten Namensträgers etwas 
Unrichtiges ausgeſagt wird (RG 91, 353; JW 1930, 78°), auch nicht bei unbefugtem Setzen eines 
Namens unter einen Aufruf oder wenn ein Kaufmann die an eine andere Firma gerichteten Poſt⸗ 
ſendungen entgegennimmt, weil er früher Inhaber einer gleichlautenden Firma war (RG JW 1925, 
16311). Das stlagerecht ſetzt weiter voraus, daß durch den unbefugten Gebrauch das Intereſſe 
(nicht bioß das wirtſchaftliche Intereſſe) des Namensberechtigten verletzt iſt. Wer den Namen 
z Muller“ oder „Schulze“ führt, kann bei der weiten Verbreitung des Namens regelmäßig kein 
Jniereſſe daran haben, ob noch eine weitere Perſon exiſtiert, die berechtigt oder unberechtigt 
ſich des gleichen Namens bedient. Das Intereſſe, dem unbefugten Namensgebrauch entgegen⸗ 
zutreten, kann darin begründet ſein, daß durch den Gebrauch der Schein der Zugehörigkeit zur 
Familie des Klägers erweckt wird (RG IW 1925, 16323), es genügt aber auch jedes andere per⸗ 
ſonliche oder vermögensrechtliche Intereſſe, das jedoch nicht über das verſtändige Maß hinaus⸗ 
gehen darf, ſelbſt ein ideales oder ſog. Affektionsintereſſe begründet den Namensſchutz (RG 114, 
98). Nach RG 108, 231 ſoll $ 12 gegenüber demjenigen, der einem Dritten, nicht ſich den Namen 
des andern beilegt, in der Regel nicht anwendbar ſein (ein Ehemann hatte ſeine Geliebte im 
Fremdenduch eines Gaſthofs ohne Angabe ihres Perſonennamens als ſeine Ehefrau eingetragen, 
vgl RG Warn 1927, 128; 1930 Nr 2; JW 1930, 172253). Das Namensrecht des Ehemanns wird 
nicht verletzt, wenn auf dem Grabe ſeiner verſtorbenen Ehefrau eine u angebracht wird, 
die nur ihren erſtehelichen Familiennamen enthält (a. A. OLG München JW 1923, 1326, vgl. 
aber JW 1929, 30965 und 1930, 81%). Der Namensberechtigte braucht fid) nicht gefallen zu laſſen, 
daß ſein Name zu Anpreiſungszwecken mit dem Geſchäft oder den Waren eines andern in irgend⸗ 
einer Weise in Verbindung gebracht wird (RG 74, 308 über Benutzung des Namens „Graf Zeppe⸗ 
lin“ als Warenzeichen; 86, 123; JW 1911, 262; 1924, 17112; Warn 1911 Nr 222). Der Benutzung 
eines Namens zur Bezeichnung einer Ware kann jedoch nicht widerſprochen werden, wenn der 
Name ſich zur enennung einer Ware von beſtimmter Beſchaffenheit eingebürgert hat (RG 69, 
310; 100 S. o x. 182; 3% 1921, 153512) oder zur Artbezeichnung für das Unternehmen geworden 
iſt (RG JW 1931, 1916/0. Dem Geſchäftsnachfolger ift es über 822 Hehn hinaus nicht geſtattet, 
einen den Namen des früheren Geſchäftsinhabers angebenden Zuſatz in die Firma aufzunehmen 
(RG 56, 188). Das perſönliche Intereſſe des Namensberechtigten kann verletzt fein, wenn dem 
den Namen unbeſugt Gebrauchenden ein perſönlicher Makel anhaftet. Abgeſehen hiervon wird 
bei völliger Verſchiedenheit des Wohnſitzes und der Lebensſtellung beider Teile eine Beein⸗ 
trächtigung des perſönlichen Intereſſes nicht leicht anzunehmen fein (RG Warn 1915 Nr 101). 
Ausgeſchloſſen iſt das Klagerecht gegen denjenigen, der ſich den Namen mit Genehmigung der 
zuſtändigen Behörde (vgl A 2) beigelegt hat. Es kann in dieſem Falle auch nicht gegen die 
Behörde geklagt werden, obwohl dieſe bei Erteilung der Genehmigung auf die Namensrechte 
dritter Perſonen Rücksicht nehmen ſoll (val Pr. Kompkonflhof JW 1927, 28751). Nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt das Klagerecht, wenn der Name unberechtigt als Firma oder Warenzeichen 
eingetragen iſt, ſofern nicht etwa der als Warenzeichen deine Name Gattungsbezeichnung 
geworden ift (9 4 Nr 1, 13 Wach v. 12. 5. 94; ch 56, 160; 69, 310; Warn 1915 Nr 5). Auch 
der Gebrauch eines ſchlagwortähnlichen Beſtandteils des Firmennamens kann den Namens⸗ 
ſchutz des $ 12 begründen, ſofern er geeignet ift, Verwechſlungen im geſchäftlichen Leben herbei⸗ 
zuführen (R& 109, 213; 110, 234; 115, 401; 117, 219; JW 1926, 14345; 1927, 6531; 1929, 10034; 
1930, 1733°°°; 1932, 18461, 18471; 1933, 13851 (Vereinsname); Warn 1930 Nr 46). — Die 
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nur in Verbindung mit ſeinem Vornamen oder einem ſonſtigen Unterſcheidungsmerkmal be- 
diene, iſt aus $ 12 nicht herzuleiten (vgl RG JW 1911, 5722 — anders bei der Firma gemäß 
$ 16 UnlWG, NG Warn 1913 Nr 79; vgl RG 114, 94). 


5. Mit der ne kann die Beſeitigung der Beeinträchtigung (falls nicht etwa die Sache 
fo liegt, daß das Bei 


von ir oder Geldſtrafe und bie Verurteilung zur 
kann. Der 


icht. Anſpruch auf Unterlaſſung der Führung eines fremden Namens kann als 
ein höchſtperſönliches Recht von dem Teſtamentsvollſtrecker nicht geltend gemacht werden (RG 
SeuffA 76 Nr 133), wahl aber von einem eingetragenen Familienverein (RG 109, 246; KG JW 
1927, 25821). Bei Eintragung des Handelsnamens hat der Regiſterrichter auf den Schutz dritter 
Perſonen von Amts wegen keine Rücksicht zu nehmen (R®& 104, 343). Ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz iſt nach § 823 bei Verſchulden des Gegners gegeben (vgl RG 95, 272). 


9 13 


Wer verſchollen iſt , kann nach Maßgabe der 88 14 bis 17 im Wege des 
Aufgebotsverfahrens ?) für tot erklärt werden 3). 


1. Die Werſchollenheit er das 
chon dann anzunehmen ſein, wenn an dem letzten inländiſchen 
Wohnſitz des Verſchollenen — dur 


2. Das Aufgebot iſt in allen Fällen der Todeserklärung nach bürgerlichem Recht erforderlich 
(ogl. $ 966 8 G, dagegen nicht auf dem Gebiete des öffentlichen Ve iche rungsrechts, x 1099 fl., 
1265ff. RBO. Das Verfahren iſt geregelt durch die allgemeinen Vorſchriften der 88 946—959 
und die beſonders auf das Todeserklärungsverfahren bezüglichen Vorſchriften der 68 960 —976 
ZPO. Das zuftändige Gericht wird nötigenfalls von der Landeszuſtizverwaltung oder dem 
Reichsjuſtizminiſter beſtimmt, 9961 (vgl. für Preußen AVf des IM v. 27. 11. 99). Antragsberechtigt 

974, z. B. der Erbe oder der Fideikommißanwärter. Auch dem 
Gläubiger des Verſchollenen wird die Antragsberechtigung zugeſtanden werden können 
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(Enneccerus $ 79, II. Aufſatz in JW 1916, 898). Über die Wirkung der Todeserklärung ſ. SIE A 1, 
über die Rechtsſtellung des Abweſenheitspflegers § 1921 A 3. 

3. Die Todeserklärung eines Deutſchen kann bei der großen Bedeutung dieſer in alle Rechts⸗ 
verhältniſſe eingreifenden Maßnahme nur von deutſchen Gerichten ausgeſprochen werden. Das 
Beſtehen der deutſchen Reichsangehörigkeit braucht ſelbſtverſtändlich nur für den Beginn der 
Verſchollenheit nachgewieſen zu werden, da für die ſpätere Zeit keine Nachrichten vorhanden 
find, Art 9 Abſ 1 EGG. Ausnahmsweiſe iſt in Art 9 Abſ 2 EG auch die Todeserklärung eines 
Ausländers durch deutſche Gerichte nach Maßgabe der deutſchen Geſetze zugelaſſen, jedoch nur 
mit Wirkung auf die nach deutſchen Geſetzen ſich beſtimmenden Rechtsverhältniſſe und mit Wirkung 
auf das inländiſche Vermögen (auch die in $ 2369 Abſ2 BGB beſtimmten Gegenſtände). Dem aus⸗ 
ländiſchen Staate muß natürlich die Befugnis zu gleichen Anordnungen hinſichtlich eines Deutſchen 
zugeſtanden werden. Art 9 Abſ 2 hat auch nicht etwa die Bedeutung, daß jede Wirkung der im 
Auslande erfolgten Todeserklärung eines Ausländers auf deutſche Rechtsverhältniſſe ausge⸗ 
ſchloſſen wäre (a. A. Niemeyer $ 10 S. 122, vgl. Staudinger⸗Raape, E zu Art 9 EG). Eine 
weitere Ausnahme iſt in dieſem Artikel im Intereſſe der im Inlande befindlichen Ehefrau 
gemacht, die bis zu ihrer Verheiratung Deutſche war. Auf ihren Antrag kann der ausländiſche 
Ehemann, der ſeinen letzten Wohnſitz im Inlande hatte, von dem deutſchen Gericht für tot erklärt 
werden, was namentlich für die Löſung der Ehe von Wichtigkeit iſt. Die in Deutſchland aus⸗ 
geſprochene Todeserklärung eines Deutſchen, der in Oſterreich wohnhaft iſt, wird nach dortigem 
Recht nicht als wirkſam angeſehen (Böhmsg 20, 85ff.). — War das Todeserklärungsverfahren 
vor Inkrafttreten des BGB anhängig, jo wird das Verfahren gemäß Art 161 Ech nach den 
früheren Geſetzen fortgeführt, und nach dieſen beſtimmt ſich auch die Wirkung der Todeserklärung. 
Hinſichtlich der Beendigung der Ehe (ogl. 88 13481352), der elterlichen Gewalt, des Amtes 
als Vormund uſw. iſt jedoch unbedingt, auch wenn die Todeserklärung früher erfolgt war, das 
neue Recht maßgebend (Artt 158 —160 EG). Für das nach dem 1. 1. 1900 eingeleitete Todes⸗ 
erklärungsverfahren gelten die Vorſchriften der $$ 13f., auch wenn die Verſchollenheit vor dem 
1. 1. 1900 begonnen hat (SeuffA 72 Nr 65). 

8 14 

Die Todeserklärung iſt zuläſſig, wenn ſeit zehn Jahren keine Nachricht 
von dem Leben des Verſchollenen eingegangen iſt 1). Sie darf nicht vor dem 
Schluſſe des Jahres erfolgen, in welchem der Verſchollene das einunddreißigſte 
Lebensjahr vollendet haben würde 2). 

Ein Verſchollener, der das ſiebzigſte Lebensjahr vollendet haben würde, 
kann für tot erklärt werden, wenn ſeit fünf Jahren keine Nachricht von ſeinem 
Leben eingegangen iſt !). 

Der Zeitraum von zehn oder fünf Jahren beginnt mit dem Schluſſe des 
letzten Jahres, in welchem der Verſchollene den vorhandenen Nachrichten zu- 
folge noch gelebt hat ). 

E e II 2 M137, 38; P 1 aff.; 6 107 ff. 

1. Die Verſchollenheit muß, damit die Todeserklärung zuläſſig iſt, eine gewiſſe Zeit — zehn 
Jahre und bezüglich eines Verſchollenen, der zur Zeit der Todeserklärung das 70. Lebensjahr 
vollendet haben würde, fünf Jahre — gedauert haben, wobei der Beginn der Friſt vom Schluß 
des Jahres, in welchem nach den eingegangenen Nachrichten der Verſchollene zuletzt noch gelebt 
hat, zu rechnen iſt (Kalenderjahrrechnung). Der Ablauf der Verſchollenheitsfriſt iſt bei Stellung 
des Aufgebotsantrags glaubhaft zu machen (§ 963 3 PO). ft dies verſäumt, ſo wird gleichwohl 
die Todeserklärung zuläſſig fein, wenn nur zur Zeit des Urteils — das aber nicht zu dieſem Zwecke 
auf längere Zeit hinausgeſchoben werden darf — die Verſchollenheitsfriſt abgelaufen iſt (vgl. 
$ 970 ZPO). Bezüglich der Verſchollenheitsfriſt des Abſ 2 ift nicht etwa zu verlangen, daß der 
Verſchollene das 70. Lebensjahr bereits vor Ablauf der Friſt vollendet haben muß. Die fünf- 
jährige Verſchollenheitsfriſt beginnt auch hier mit dem Schluß des Kalenderjahrs. Dagegen 
braucht der Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem der Verſchollene ſpäter das 70. Lebensjahr 
vollendet haben würde, vor Erlaß des Aufgebots nicht abgewartet zu werden (a. A. Staudinger 
A III). Sind bei Erlaß des Aufgebots ſeit der Geburt des Verſchollenen bereits 100 Jahre ver⸗ 

angen, jo kann die Bekanntmachung des Aufgebots durch öffentliche Blätter unterbleiben ($ 966 

PO) — Die Todeserklärung einer Perſon, die nach menſchlicher Erfahrung nicht mehr am 
Leben ſein kann, weil z. B. ihr Geburtstag einige Jahrhunderte zurückliegt, findet nicht ſtatt, 
weil hier eine Ungewißheit über Leben oder Tod nicht mehr beſtehen kann. 

2. Dem Minderjährigen ſoll daraus kein Nachteil entſtehen, daß er oder ſein geſetzlicher 
Vertreter über fein Fortleben keine Nachricht gegeben hat. Die zehnjährige Verſchollenheitsfriſt 
nimmt deshalb erſt nach Aufhören der Minderjährigkeit, und zwar nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahrs, in dem die Minderjährigkeit aufgehört hat, ihren Anfang. 


Natürliche Perſonen 89 13—15 25 


$ 15 

Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem Kriege teilge- 
nommen hat!), während des Krieges vermißt worden und ſeitdem verſchollen tft, 
kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem Friedensſchluſſe drei Jahre ver 
ſtrichen ſind. Hat ein Friedensſchluß nicht ſtattgefunden, ſo beginnt der drei 
jährige Zeitraum mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der Krieg beendigt 
worden iſt 2). 

Als Angehöriger einer bewaffneten Macht gilt auch derjenige, welcher 
ſich in einem Amts- oder Dienftverhältnis oder zum Zwecke freiwilliger Hilfe- 
leiſtung bei der bewaffneten Macht befindet 1) 2), 

E17 II 3; M1 38 ff.; P 1 67. 


1. Die 59 15—17 geben Vorſchriften für den Fall, daß der Verſchollene in einer beſtimmten 
Lebensgefahr ſich befunden hat. Die allgemeine Beſtimmung iſt in $ 17 enthalten. $ 15, der 
von der Kriegsgefahr handelt, gilt nicht bloß für die Militärperſonen (vgl. 5.9 A 1), 
ſondern auch für alle diejenigen, die ſich, ſei es auf Grund eines Amts- oder Dienſtverhältniſſes, 
ſei es freiwillig, ohne zurückgewieſen zu ſein, in den Dienſt der bewaffneten Macht (Heer, Land⸗ 
ſturm, Marine) geſtellt haben (ogl. $155 des M StGB v. 20. 6. 72 in der Faſſung v. 16. 6. 26). 
$ 15 kommt auch zur Anwendung, wenn ein Verſchollener als Angehöriger der bewaffneten 
Macht eines andern Staates, ſofern er nach den Geſetzen dieſes Staates als Angehöriger anzu⸗ 
jeyen iſt, an einem Kriege teilgenommen hat. Nicht unbedingt notwendig iſt für den Begriff des 
Krieges im Sinne des $ 15, daß es ſich um Feindſeligkeiten zwiſchen mehreren Stagten handelt. 
Doch fallt darunter nicht der mit Militärgewalt unterdrückte lokale Aufſtand. Über die An- 
wendbarkeit des § 15 auf Ausländer ſ. § 13 A 2. 

2. Die Todeserklärung ſetzt voraus, daß die betreffende Perſon während des Krieges „vermißt“ 
iſt (Dronke in JW 1916, 632). Als vermißt gilt, wer ſich nicht mehr bei ſeinem Truppenteil oder 
an ſeinem Dienſtort befindet, wenn über den Grund ſeines Verſchwindens und ſeinen Verbleib 
bei feiner militärtſchen Dienſtſtelle keine Nachricht vorliegt. Die Verſchollenheit muß ſodann 
— em Friedensſchluß (von welcher Zeit an darauf gerechnet werden kann, daß der Vermißte 

m falle des Lebeus ſich melden werde) drei Jahre lang gedauert haben, was mit der Vor⸗ 
ſchrift des 9 17 übereinſtimmt. An Stelle des Friedensſchluſſes tritt, wenn der Krieg ohne 
Friedens ſchluß beendet if, der Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem der Krieg tatſächlich 
durch Aufhören der Feindſeligkeiten fein Ende erreicht hat. Die Verſchollenheit muß mit der 
Kriegsgefahr in Verbindung ſtehen, jedoch iſt Teilnahme an einer Kampfhandlung nicht erforder⸗ 
lich. Der Zuſammenhang kann gegeben ſein, auch wenn das Vermißtſein nicht auf dem Kriegs. 
ſchauplatze eingetreten iſt, wenn z. B. jemand als Gefangener beim Feinde vom Kriegsſchauplatz 
weggebracht und verſchwunden iſt (beſtr.). Vor dem Friedensſchluß kann eine Todeserklärung 
zus n n Bam rer wird, on die angeſtellten Ae den Tod des Verntikten 

ohem Maße wahrſcheinli i eſche ini ils 
fieser n B hrſcheinlich ergeben haben, eine Beſch gung des Truppenteils 

3. Beſondere Vorſchriften ſind in der VO des BR v. 18. 4. 16, abgeändert am 9. 8. 17, über 
die Todeserklärung der vermißten Teilnehmer am letzten Kriege getroffen. Die lange Dauer 
des Krieges ließ es als ein dringendes Bedürfnis erſcheinen, die Todeserklärung der Kriegsver⸗ 
ſchollenen ſchon vor Beendigung des Krieges zu ermöglichen. Die Vo findet nicht bloß An⸗ 
wendung auf die Angehörigen der bewaffneten Macht des Deutſchen Reiches oder eines mit ihm 
verbündeten oder befreundeten Staates, ſondern auch auf alle Perſonen, die ſich der bewaffneten 
Macht tatſächlich angeſchloſſen haben ober (durch Feſthaltung, Verſchleppung uſw.) in Feindes⸗ 
hand geraten find, Zuläſſig iſt der Antrag auf Todeserklärung, wenn ſeit dem Tage des Eingangs 
der letzten Nachricht bei den Stellen, bei denen füglich weitere Nachrichten zu erwarten waren, 
ein Jahr verſtrichen ift ($ 1, vgl. Dronke in JW 1916, 635f.; Stern in Gruch 60, 556). Hinſichtlich 
des Zeitpunkts des Todes gilt unter Auftechterhaltung der Grundſätze des 9 18 Abſ. 1 u. 3 BGB 
die dem § 18 Ubf 2 Fall 1 entſprechende Vorſchrift des $ 2, hinſichtlich der Lebensvermutung 
die dem $ 19 BOB entſprechende Vorſchrift des 83. Neben der letzteren Vorſchrift kann natürlich 
die in 9 15 BOB enthaltene Beſtimmung eines dreijährigen Zeitraums nicht Platz greifen, 
durch die VO iſt hiernach die Fortgeltung der 88 15 Abſſ 1, 18 Abf 2 Fall 2 und 19 ausge 
ſchloſſen (RG 93, 108). Iſt der Verſchollene ſeit einem „beſonderen“ Kriegsereignis vermißt, 
ſo iſt beim Mangel weiterer Aufklärung der Zeitpunkt dieſes Ereigniſſes als Zeitpunkt des Todes 
anzunehmen ($ 2 Sat 2). Das Verfahren iſt in den 99 4—23 in Anſchluß an die Vorſchriften der 
33 geregelt. Abweichungen beſtehen namentlich darin, daß die Bekanntmachung des Auf- 
5 durch öffentliche Blätter unterbleiben kann, daß unter Umſtänden das Verfahren bis zur 
Dauer eines Jahres ausgeſetzt werden darf und daß die Todeserklärung, wenn der Verſchollene 
fie überlebt hat, durch Beſchluß (8 16) aufzuheben ift (ogl. $ 12 Abſ. 2). Hinſichtlich der bei dem 
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Truppenteil (Kompagnie, Lazarett uſw.) bekannten Tatſachen kann die Zeugenvernehmung 
durch eine mit Dienſtſiegel verſehene Erklärung des militäriſchen Diſziplinarvorgeſetzten erſetzt 
werden. Auch genügt die mit Dienſtſiegel verſehene Auskunft der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde ($ 22 — Zentral⸗Nachweiſebure au beim Kriegsminiſterium). Zu dem Antrag auf Todes- 
erklärung, auf Aufhebung derſelben und auf Berichtigung des Zeitpunkts des Todes — die auch 
von Amts wegen erfolgen kann — iſt in allen Fällen die Staatsanwaltſchaft befugt, nicht dagegen 
zur Erhebung der Anfechtungsklage. Die Staatsanwaltſchaft iſt auch ſonſt im Aufgebotsverfahren 
zuzuziehen ($$ 5, 9, 14, 19). Das Verfahren iſt gebührenfrei. Wegen der Mitteilung an die Militär⸗ 
behörde ſ. PrJMBl 1916 S. 129 u. 291). Durch Gef v. 20. 2. 25 (RGBl I S. 15) haben die 
89 2, 3, 10, 18 der Viv. 9. 8. 17 eine andere Faſſung erhalten. Als Todestag iſt nunmehr der 
10. 1. 20 anzunehmen; Ausnahmen gelten für den Fall, daß ein rechtliches Intereſſe an der An⸗ 
nahme einer andern Todeszeit glaubhaft gemacht oder der Verſchollene ſeit einem beſonderen 
Kriegsereignis vermißt wird ($ 2). Dementſprechend wird das Fortleben des Verſchollenen 
bis zum 10. 1. 20 oder dem zu beſtimmenden beſonderen Zeitpunkt vermutet ($ 3). Ein vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes bereits eingeleitetes Aufgebotsverfahren iſt nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zu erledigen, es ſei denn, daß ſich der Antragſteller auf die Vorſchriften des Geſetzes beruft 
(Art II). Wegen des Nachweises des Todes im Prozeß ſ. § 18 A 1 a. E. 


8 16 

Wer ſich bei einer Seefahrt auf einem während der Fahrt untergegangenen 
Fahrzeuge befunden hat und ſeit dem Untergange des Fahrzeugs verſchollen 
iſt 1), kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem Untergang ein Jahr ver- 
ſtrichen iſt ?). 

Der Untergang des Fahrzeugs wird vermutet, wenn es an dem Orte feiner 
Beſtimmung nicht eingetroffen oder in Ermangelung eines feſten Neiſeziels 
nicht zurückgekehrt iſt und wenn 

bei Fahrten innerhalb der Oſtſee ein Jahr, 
bei Fahrten innerhalb anderer europäiſcher Meere, mit Einſchluß ſämt⸗ 
licher Teile des Mittelländiſchen, Schwarzen und Azowſchen Meeres, 
zwei Jahre, 
. bei Fahrten, die über außereuropäiſche Meere führen, drei Jahre 
ſeit dem Antritte der Neiſe verſtrichen ſind?). Sind Nachrichten über das 
Fahrzeug eingegangen, ſo iſt der Ablauf des Zeitraums erforderlich, der 
verſtrichen ſein müßte, wenn das Fahrzeug von dem Orte abgegangen wäre, 
an dem es ſich den Nachrichten zufolge zuletzt befunden hat 2) 3). 

EI s II 4: M 1 30 ff.; P 7ff.; 6 111. 

1. Voraussetzung der Seegefahr ift, daß das Fahrzeug auf der Seefahrt, auf den in Abj 2 
bezeichneten Meeren, ſich befand, daß zweitens das Fahrzeug untergegangen iſt und daß 
endlich der Verſchollene, deſſen Verſchollenheit ſeit Untergang des Fahrzeugs eingetreten fein 
muß, zur Zeit des Untergangs ſich auf dieſem Fahrzeug aufhielt. Es greift deshalb nicht 
$ 16, ſondern allenfalls $ 17 Platz, wenn feſtſteht, daß das Fahrzeug ſich beim Untergang nicht 
auf der See, ſondern auf einem Zufahrtsgewäſſer (Fluſſe) oder in einem Hafen befand, weil 
damit die Gefahrzone der See noch nicht erreicht iſt (beſtr.). § 16 iſt ferner nicht anwendbar, wenn 
der Verſchollene nicht auf dem untergegangenen Fahrzeug, ſondern auf einem andern Fahrzeug, 
z. B. im Rettungsboot, oder auf dem Lande war oder wenn über die Fortdauer ſeines Lebens 
noch nach dem Untergang des Fahrzeugs zuverläſſige Nachricht vorhanden ift. Der Anwendbarkeit 
des 5 16 ſteht nicht entgegen, daß der Verſchollene zu feiner Rettung in das Meer geſprungen 
und nach dem Untergang des Schiffes ſchwimmend geſehen worden iſt (a. A. Hölder A 3, Stau- 
dinger A 3b). Gleichgültig iſt es, durch welche Urſachen, ob durch Wellengang, durch Brand, 
Exploſion uſw. der Untergang des Fahrzeugs herbeigeführt iſt. 

2. Die Verſchollenheitsdauer iſt auf ein Jahr beſchränkt. Der Beweis des Untergangs 
des Fahrzeugs iſt erleichtert durch die in Abſ 2 aufgeſtellten Vermutungen. Die hier vor⸗ 
geſchriebenen Friſten richten ſich danach, auf welchem Meere ſich das Fahrzeug nach der letzten 
Nachricht befand, mit der Beſonderheit jedoch, daß die längere Friſt einzuhalten iſt, wenn die 
Fahrt nach der von vornherein oder ſpäter dem Schiffe gegebenen Beſtimmung nach einem Meere 
gehen ſollte, für das die längere Friſt gilt. Die bloße Möglichkeit, daß das Fahrzeug planwidrig 
nach einem ſolchen Meere gekommen ilt, kann die Berechnung einer längeren Friſt nicht recht⸗ 
fertigen (a. A. Dernburg I 8 52 III 2 und Hölder A 2b). Die Friſt ift von dem Tage des Antritts 
der Reiſe an zu berechnen, auch wenn das Fahrzeug nicht ſogleich das Meer erreicht hat. Sind 
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5 | . 3 Bi, 5 505 
wa r Fahrt Nachrichten eingegangen, ſo beginnt die Friſt mit der Zeit, in welcher 
Ken as dieſen DE Fa 7 noch unterwegs war. Zugrunde zu legen iſt, wenn das 
Fahrten, das zunächſt ein anderes Meer durchfahren hatte, nach den letzten Nachrichten in 
einem Meere, für das eine kürzere Friſt gilt, befunden hat, dieſe kürzere Friſt. Als europäiſch 5 
Meer iſt, abgejehen von den in Abſ 2 getroffenen Beſtimmungen, das von europäiſchem Lande 
begrenzte Meer anzuſehen. } 

. Mit die Seebersgotlentel mit der Kriegsverſchollenheit zuſammen, ſo gelten nicht 
die Vorſchriften des 5 16, ſondern des $ 15, die gerade mit Rückſicht darauf gegeben ſind, daß der 
Verſchollene in Feindesland zurückgeblieben ſein kann. 


8 17 


Wer unter anderen als den in den 88 15, 16 bezeichneten Amſtänden in 
eine Lebensgefahr geraten und ſeitdem verfchollen iſt, kann für tot erklärt 
werden, wenn ſeit dem Ereigniſſe, durch welches die Lebensgefahr entſtanden 
iſt, drei Zahre verſtrichen find 1). 

E II 51 P19, 10; 6 111. 

1. Das die Lebensgefahr verurſachende Ereignis kann in einem Unfall (Eiſenbahnunfall, 
Brand eines Gebäudes. Grubenunglück uſw.), dem der V 
W e Lage beſtehen, wie dies z. B. bei einer gefährlichen Bergbeſteigung, einer 

eiſe dur irtli i 


iſt die dreijährige Friſt von dem Zeitpunkt des gefährdenden Ereigniſſes oder, 
5. B. bei einer gefahrvollen Reiſe, ſich über einen längeren Zeitraum er 
zu rechnen, zu welcher der Verſchollene, wenn er am Leben geblieben, vermutlich aus der ge fähr⸗ 


lichen Lage befreit geweſen wäre. — Unter $ 17 fällt auch die infolge der Gefahren der Luft 
ſchiffahrt eingetretene Verſchollenheit. 


§ 18 
Die Todeserklärung begründet die Dermutung ), daß der Verſchollene in 
dem Zeitpunkte geſtorben ſei, welcher in dem die Todeserklärung ausſprechenden 
Urteile feſtgeſtellt iſt. 

Als Zeitpunkt des Todes 2) iſt, 
ergeben, anzunehmen: 


in den Fällen des $ 14 der Zeitpunkt, in welchem die Todeserklärung 
zuläſſig geworden ift; 


2 as * 

in den Fällen des $ 15 der Zeitpunkt des Friedensſchluſſes oder der Schluß 

des Jahres, in welchem der Krieg beendigt worden iſt; 

in den Fällen des § 16 der Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug unter- 
gegangen iſt oder von welchem an der Untergang vermutet wird; 


in den Fällen des § 17 der Zeitpunkt, in welchem das Ereignis ftatt- 
gefunden hat. 


Iſt die Todeszeit nur dem Tage nach feſtgeſtellt, ſo gilt das Ende des Tages 
als Zeitpunkt des Todes 8), 


E 21 TI 2 M1 47 fl. P 1 18 ff. 6 111. 

1. Die Todeserklärung begründet regelmäßig nur eine Vermutung des Todes, die durch 
Gegenbeweis widerlegt werden kann ($ 29 35D, N JW 1910, 104). Ausnahmsweiſe kommt 
ihr auf dem Gebiete des Familienrechts 


zu. Sie hat zwar nicht ohne weiteres die U ) 
en und vermögensrechtlichen Befugniſſe un Verpflichtungen des andern Ehegatten und hin⸗ 
ſichtlich der Ehelich i 


ich aber der andere Ehegatte wieder verheiratet, wird hierdurch die frühere Ehe aufgelöſt, ſofern 

fen der neuen Ehe das Fortleben des für tot Erklärten ge kannt haben ($ 1348), 
Darüber, daß K 1348 gegenüber $ 18 keine Ausnahmebeſtimmung enthält, f. $ 1348 A d. Die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes am eingebrachten Gute, die fortgeſeßte Gutergemein⸗ 
ſchaft, die ugenſchaftsge meinſchaft und die elterliche Gewalt (nicht aber die allgemeine Güter- 


fofern nicht die Ermittelungen ein anderes 
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ge meinſchaft) läßt das Geſetz zur Vermeidung von Verwicklungen mit der Todeserklärung, ge⸗ 
nauer dem in der Todeserklärung feſtgeſetzten Zeitpunkt des Todes, endigen 5 1420, 1494, 1544, 
1679 Abſ 1). Hierin liegt keine Unbilligkeit, da der noch lebende Ehemann auf Wiederherſtellung 
der Verwaltung und Nutznießung und bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft der noch lebende 
Ehegatte auf Wiederherſtellung der Gemeinschaft klagen kann (88 1425 Abſ 1, 1547 Abſ 1) — 
bis zur Wiederherſtellung gilt Gütertrennung —, und da der Gewalthaber die elterliche Gewalt 
ſchon durch eine dem Vormundſchaftsgericht gegenüber abzugebende Erklärung zurückerlangt 
(8.1679 Abſ 2). Das Amt des Vormundes, Gegenvormundes, Pflegers, Beiſtandes oder Mit⸗ 
gliedes eines Familienrats wird durch die Todeserklärung des Amtsinhabers endgültig beendet, 
ohne daß der irrtümlich für tot Erklärte ein Recht darauf hat, das Amt von neuem übertragen 
zu erhalten (88 1884 Abſ 2, 1885 Abſ 2, 1878, 1895, 1915, 1694, 1878). Auch die Vormundſchaft 
endet mit Todeserllärung des Mündels, was ſelbſtverſtändlich der Wiedereinleitung der Vor⸗ 
mundſchaft, falls ſich das Fortleben des Mündels herausſtellt, nicht entgegenſteht. Im übrigen 
kann der irrtümlich für tot Erklärte nach $ 2031 die Herausgabe ſeines Vermögens nach den für 
den Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchriften mit den in $ 2370 zugunſten des redlichen Dritten 
beſtimmten Beſchränkungen verlangen. Ein Geſellſchaftsverhältnis bleibt, wenn inzwiſchen 
die Auseinanderſetzung ſtattgefunden hat, aufgelöſt; dem Tode des Geſellſchafters ($ 727) ſteht 
ſeine Todeserklärung gleich. Die Todeserklärung hat Wirkung für und gegen alle, ebenſo 
das auf Anfechtungsklage eines Beteiligten ergehende, die Todeserklärung aufhebende Urteil 
(8 973, 974, 976 Abſ 3 ZRO). ft die zur Erhebung der Anfechtungsklage borgeſchriebene Mo- 
natsfriſt verſäumt, ſo bleibt den Beteiligten nur übrig, den Beweis der Unrichtigkeit der Todes⸗ 
erklärung in den zu führenden einzelnen Rechtsſtreitigkeiten zu erbringen. In das Sterberegiſter 
kann die Todeserklärung, die nur eine Vermutung des Todes begründet, nicht den Tod mit Sicher 
heit feſtſtellt, nicht eingetragen werden. Nach $ 2370 kommt der Todeserklärung, was die Richtig ⸗ 
keit der Tatſache des Todes betrifft, für die Legitimation des Erben die gleiche Bedeutung wie 
dem Erbſchein zu. Daß im übrigen dem Dritten, der auf die Todeserklärung vertraut, die all- 
gemeinen Vorſchriften über den Schutz des redlichen Dritten zugute kommen, iſt nicht anzuer⸗ 
kennen (Planck A 2c, Oertmann A3 a, Enneccerus § 80 A 11 —, ſ. auch RG 60, 199). — Im 
Prozeß kann der Tod einer verſchollenen Perſon auf jede zuläſſige Art bewieſen werden; die 
Todeserklärung oder die Vorlegung einer Sterbeurkunde ift nicht erforderlich. Es gilt inſoweit 
der Grundſatz der freien Beweiswürdigung nach $ 286 3 PO, jedoch beſchränkt durch die geſetzliche 
un des Todes oder des Fortlebens gemäß 88 18, 19 (RG 6. 12. 24 V 120/24, vgl. RGSt 
278). 

2. In dem die Todeserklärung ausſprechenden Urteil iſt zugleich der Zeitpunkt des Todes 
feſtzuſtellen, zu welchem Zwecke Ermittlungen von Amts wegen angeſtellt werden können (8 968 
ZPO). Die Feſtſtellung kann natürlich bei dem Fehlen ſicherer Nachrichten nur nach Wahrſchein⸗ 
lichkeitsregeln erfolgen. Iſt der Tod ſicher bewieſen und nur die Todeszeit ungewiß, fo ift für den 
Antrag auf Todeserklärung, die nur bei wirklicher Verſchollenheit zuläſſig iſt und auch nur eine 
Vermutung des Todes ſchafft, überhaupt kein Raum (beſtr. vgl. Planck A 3). Auch die Feſt⸗ 
ſtellung des Zeitpunkts des Todes nimmt an der Eigenſchaft des Todeserklärungsurteils, daß 
es Wirkung für und gegen alle hat, teil, und es iſt deshalb die Anfechtungsklage (vgl. A 1) ſchon 
wegen unrichtiger Feſtſtellung der Zeit des Todes ſtatthaft. Iſt für einen andern Zeitpunkt kein 
genügender Anhalt gegeben, ſo iſt anzunehmen, daß der Verſchollene bei Ablauf der Ver⸗ 
ſchollenheitsfriſt (im letzten Zeitpunkt des betreffenden Kalenderjahrs) oder, wenn er in einer 
beſtimmten Lebensgefahr ſich befunden hat ($$ 15—17), bei Aufhören der Gefahr geftorben 
iſt. Im erſteren Falle beruht die Vermutung darauf, daß die Verſchollenheit eine beſtimmte 
Zeit gedauert hat, im letzteren Falle weſentlich auf dem Vorhandenſein der Gefahr, während 
die nachfolgende Verſchollenheitsfriſt nur dazu dient, die Vermutung des Umkommens in der 
Gefahr zu verſtärken. Läßt ſich nur ſo viel als wahrſcheinlich feſtſtellen, daß der Verſchollene 
ſpäteſtens zu einer Zeit verſtorben iſt, die vor dem aus $ 18 ſich ergebenden geſetzlichen Zeit 
punkte liegt, fo iſt dieſe ſpäteſte Zeit, und wenn wahrſcheinlich der Verſchollene früheſtens zu 
einer nach dem geſetzlichen Zeitpunkt liegenden Zeit verftorben iſt, dieſe früheſte Zeit als Zeit- 
punkt des Todes anzunehmen. Die Unrichtigkeit der in der Todeserklärung feſtgeſtellten Todes⸗ 
zeit kann nicht bloß im Wege der Anfechtungsklage, wodurch die Vermutung des $ 18 mit allge⸗ 
meiner Wirkung beſeitigt wird, ſondern mit einer auf die Parteien beſchränkten Wirkung auch 
in einem ſonſtigen Prozeſſe geltend gemacht werden (RG JW 1910, 104). 

3. Soweit möglich, iſt nicht bloß der Tag, ſondern der genauere Zeitpunkt des Todes feſtzu⸗ 
ſtellen. Andernfalls ſoll der Ablauf des Tages als Zeitpunkt des Todes gelten. 


8 19 
Solange nicht die Todeserklärung erfolgt iſt, wird das Fortleben 1) 2) 
des Verſchollenen bis zu dem Zeitpunkte vermutet, der nach § 18 Abf 2 in Er- 
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i i i Is Zeitpunkt des 
mangelung eines anderen Ergebniſſes der Ermittelungen a ; 
Todes anzunehmen iſt; die Vorſchrift des $ 18 Abſ 3 findet entſprechende An 
wendung. 

E II o; P 1 22, 23; 6 112. 


Saal iſt, fo greift auch die Lebensvermutung des § 3 daf. nur bis zum Ablauf dieſes Jahres 
U 


2. Die Lebensvermutung des 9 19 gilt nur für Verſchollene. Allgemein beſteht keine Ver⸗ 
mutung für die Dauer des menſchlichen Lebens. Greift weder die Lebensvermutung des § 19 
ſo hat bei Geltendmachung eines von der Fortdauer 

des Lebens abhängigen Anfpruchs r der den Anſpruch erhebt, die Fortdauer des 
chu 


ldner lann demgemäß bie Zahlung einer auf die 
Lebenszeit des Berechtigten beſchränkten Penſion von Beibringung einer Lebensbeſche inigung 
über die in $ 18 Abſ 2 beſtimmte 
gefunden hat, fo ift für die über⸗ 
rmutung begründet. Der Beweis 
für dieſe Zeit von demjenigen zu führen, welcher hieraus 


8 20 


Sind mehrere in einer gemeinſamen Gefahr umgekommen, fo wird ver- 
mutet, daß fie gleichzeitig geſtorben ſeien ). 
E II 10; P 1 30, 31. 


1. An Stelle der Todesvermutung des $ 18 und der Lebensvermutung des $ 19 greift, wenn 
mehrere Perſonen in ge meinſamer Ge ade, 5. B. bei einem an ihnen verübten Raubmord 


(OLG 42 250) umgekommen ſind, die (auch im Todeserklärungsurteil zu berückſichtigende) Ver⸗ 
mutung Platz, daß ſie gleichzeitig geſtorben ſind, ſo daß keiner von ihnen den andern beerben 
kann. Die Gemeinſamkeit der Gefahr wird, ſofern dieſelbe Gefahr räumlich und zeitlich die 
mehreren betroſſen hat, anzunehmen ſein, auch wenn die Art und Weiſe, wie die Gefahr ſich 
ſchlieſ lich bei dem einzelnen verwirklicht hat, eine verſchiedene iſt, ſo, wenn bei einem Schiffbruch 
einzelne ins Waſſer geſprungen und ertrunken find, andere fi in ein untergegangenes Boot 
geflüchtet und dabei ihr Leben verloren haben (a. A. Hölder A 1). Die Vermutung des $ 20 hat 
nicht zur Folge, daß als Todeszeit, wenn für den Tod des einen Beteiligten ein von $ 18 abwei⸗ 


chender Zeitpunkt feſtgeſtellt iſt, der gleiche Zeitpunkt auch für die andern Beteiligten angenommen 
werden müßte. 


Zweiter Titel 
Juriſtiſche Perſonen 


1. Begriff der juriſtiſchen Perſon. Von dem Vermögen des einzelnen kann ein Ver⸗ 
mögen (auch für die Zukunft, Res 130, 174) derart abgeſondert werden, daß die innerhalb eines 
beſtimmten Rechtskreiſes entſtandenen Rechte und Verbindlichkeiten geradeſo als zu dieſem Ver⸗ 
moͤgen gehörig angeſehen werden, als wenn Inhaber des Vermögens eine natürliche Perſon 
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wäre. Für die Schulden iſt das Sondervermögen verhaftet, entweder ausſchließlich oder in 
der Weiſe, daß daneben eine unbeſchränkte oder beſchränkte perſönliche Haftung der Mitglieder 
der betreffenden Vereinigung ſtattfindet. Das Sondervermögen kann wie ein anderes Ver⸗ 
mögen im Eigentum beſtimmter Perſonen ſtehen (die dem Gemeinſchuldner gehörige Konkurs⸗ 
maſſe, die den Erben gehörige Nachlaßmaſſe, das den Geſellſchaftern gehörige Geſellſchaftsver⸗ 
mögen). Es kann aber auch ſein, daß das Sondervermögen nicht an einen Eigentümer, ſondern 
an Verfügungsberechtigte oder Verwaltungsberechtigte als Rechtsträger geknüpft iſt. 
Dieſe find es dann, die innerhalb beſtimmter Grenzen auf der Grundlage der erforderlichen recht. 
lichen Organiſation das rechtliche Geſchick des Vermögens zu beſtimmen haben, die unter dem 
Namen der juriſtiſchen Perſon klagen und verklagt werden können. Ihre organiſierte Vereini- 
gung (oder die organifierte Veranſtaltung) ſtellt dann ein Rechts⸗ und Willensſubjekt dar, das 
als juriſtiſche Perſon anerkannt wird (vgl. Hölder, Natürliche und juriſtiſche Perſonen; Binder, 
Problem der juriſtiſchen Perſönlichkeit). Von dieſem Standpunkte aus tft ſowohl die Fiktions⸗ 
theorie, die zur Erklärung der Erſcheinung nichts beiträgt, und die hauptſächlich von Gierke ver⸗ 
tretene Realitätstheorie, welche der juriſtiſchen Perſon ſelbſt als einem über dem Menſchen ſtehen⸗ 
den beſondern Gebilde Realität beilegen will, abzulehnen. Das Weſentliche der juriſtiſchen Perſon 
iſt darin zu ſehen, daß an Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte, der Vorſtand in 
Verbindung mit der Mitgliederverſammlung (vgl. § 32 A 1), und bei der Stiftung der Verwal⸗ 
tungsberechtigte, der Vorſtand auf Grundlage der Stiftungsurkunde, tritt. Für die praktiſche 
Anwendung der Vorſchriften der $$ 21ff. hat übrigens die Streitfrage keine erhebliche Bedeu⸗ 
tung. — Als Vermögen der Mitglieder darf das Vermögen des rechtsfähigen Vereins auch 
dann nicht aufgefaßt werden, wenn der Verein nicht zu den gemeinnützigen Vereinen gehört 
(vgl. hierüber Hölder S. 587ff.), ſondern nur den Intereſſen feiner Mitglieder dient, denen aus 
dieſem Grunde in $ 45 Abſ 3 ein Anfallrecht gewährt iſt. Die Bedeutung der juriſtiſchen Perſon 
liegt weſentlich auf vermögensrechtlichem Gebiete. Sie iſt erb- und vermächtnisfähig (vgl. 9 2194). 
Ein Recht auf Ehre kommt nur der natürlichen Perſon zu, was indes den Schutz der juriſtiſchen 
Perſon gegen Kreditgefährdung nach § 824 (RG 60, 5) nicht ausſchließt. Über den Umfang der 
Rechtsfähigkeit ſ. § 21 AA. 

2. Über die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes ſind — abgeſehen davon, daß 
$ 31 und im Falle der Zuläſſigkeit des Konkurſes § 42 A 2 auf ſämtliche juriſtiſche Perſonen für 
anwendbar erklärt find ($ 89) — im BGB keine Vorſchriften getroffen. Ihre Daſe insordnung 
wird durch das öffentliche Recht geſchaffen (M& 130, 172); ihre Organiſation beſtimmt ſich nach 
dem öffentlichen Recht der Länder (RG 64, 413; 127, 47). Auch die Vorſchriften der 99 80—88 
beziehen ſich nicht auf die Stiftungen des öffentlichen Rechtes. Das Unterſcheidende zwiſchen 
den privatrechtlichen Körperſchaften (Vereinen) und den öffentlich-rechtlichen Körperſchaften 
(öffentlichen Verbänden) iſt im allgemeinen darin zu ſehen, daß letztere als Träger ſtaatlicher 
Aufgaben der Staatsordnung ähnlich wie die Gemeinden) eingegliedert find. Ebenſo unter⸗ 
ſcheiden ſich die Stiftungen (Anſtalten) des öffentlichen Rechtes von denen des Privatrechtes 
darin, daß ſie einen Teil der öffentlichen Ordnung des Staates oder der Kirche bilden (ogl. 9 80 
A 1). Eine ſolche Eingliederung kann nur von dem Staate oder der Kirche vorgenommen werden. 
Es erſcheint ſomit das Stiftungsgeſchäft (auch wenn eine zunächſt private Stiftung vorausge- 
gangen iſt), weil der Errichtungswille des Staates oder der Kirche hinzukommen muß, als ein 
öffentlich⸗rechtliches. Die Errichtung einer Stiftung des Reiches erfolgt auf Grund beſondern 
Geſetzes (vgl. Ref. v. 31. 5. 77 über Errichtung einer Generalſtabsſtiftung und RGeſ v. 7. 1. 08, 
betreffend Errichtung zweier Stiftungen aus dem Nachlaſſe des Malers Profeſſor Guſtav Müller, 
durch welches die Errichtung und Verwaltung der beiden Stiftungen dem Reichskanzler über⸗ 
tragen iſt). Dadurch allein, daß der Verein oder die Stiftung die Erfüllung öffentlich⸗rechtlicher 
Aufgaben übernommen hat oder daß die Verwaltung der Stiftung von einer öffentlichen Be⸗ 
hörde geführt oder die für Zuwendungen an juriſtiſche Perſonen erforderliche ſtaatliche Geneh⸗ 
migung erteilt wird, iſt der öffentlich rechtliche Charakter nicht hergeſtellt, wohl aber dadurch, 
daß den Amtern die aus der öffentlich-rechtlichen Natur des Verbandes folgende Eigenſchaft 
eines mittelbaren Staatsamts beigelegt wird (vgl. Hubrich Arch Bürgg 43, 60 ff.). Verſchieden 
von dieſem allgemeinen Begriffe der öffentlich -rechtlichen Stiftung iſt übrigens der im bahriſchen 
Recht (vgl. Oertmann, Bayriſches Landesprivatrecht $ 28, Full in JW 1914, 549) ausgebildete 
Begriff der öffentlichen Stiftung, worunter auch die privaten Stiftungen fallen, die einem öffent- 
lichen Intereſſe dienen. — Zu den juriſtiſchen Perſonen des offentlichen Rechtes gehören vor 
allem der Staat, der, ſoweit er als Träger privater Rechte oder Verbindlichkeiten in Frage kommt, 
als Fiskus bezeichnet wird ($ 89), die Länder, die Gemeinden und gemeindeartigen Verbände, 
Kreiſe und Provinzen, mitunter die ſog. Realgemeinden, ferner die evangeliſche Landeskirche, 
R 114, 223; 118 Anh. 6, die Religionsgeſellſchaften, die nach Regelung des Landesrechts 
bisher ſchon Körperſchaften des öffentlichen Rechtes waren, wie die ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften, deren Geiſtliche geradeſo wie die Staatsbeamten in einem öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Dienſtverhältnis ſtehen (RG 59, 329; 62, 259), und die Religionsgeſellſchaften, denen die 
Rechte einer öſfentlich- rechtlichen Körperſchaft ſpäter gewährt find, worauf fie nach Art 137 RVerf 
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Anſpruch haben, wenn ſie durch ihre Verfaſſung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der 
—— n (über ea en ſ. Art 137 Abf 6), ferner die Geſamtkirchen⸗ 
gemeinden (vereinigte Mutterkirchen) RS Seuffl 82 Nr 37, die einzelnen Kirchengemeinden 
RG 118, 22 (27), die Synagogengemeinden (R v. 16. 6. 30 IV 846/28), die Schulverbände 
(PrGeſ. v. 28. 7. 06 über Unterhaltung der offentlichen Volksſchulen) und höheren Unterrichts⸗ 
anſtalten (vgl. Rh 74, 57; ALR II 12 8 54, 67), die Armen. und Verſicherungsanſtalten. größere 
Krankenanstalten uſw. (vgl. ALR IT 19 8 42). Hinſichtlich der neuapoſtoliſchen Gemeinden vgl. 
RG Warn 1925 Nr 12. Den verſchiedenen fiskaliſchen Stationen kommt eine geſonderte Rechtsper⸗ 
ſönlichkeit nicht zu. Sie ſind, auch in prozeßrechtlicher Hinſicht, nur Vertreter des ein einheitliches 
Rechtsſubzekt darſtellenden Fiskus (RG 2, 392; 59, 404, J 1912, 64112; 1914, 9215; DIR 1925, 
1121). Rechtsgeſchäfte, die zwiſchen fiskaliſchen Verwaltungsſtellen in der äußeren Form von 
Verträgen vorgenommen werden, haben nur die Natur rechnungsmäßiger Verwaltungsakte, 
privatrechtlich wirkſame Anſprüche entſtehen daraus nicht (RG v. 17. 7. 1927 IV 119/27). Keine 
Korporationsrechte haben in Preußen die durch Geſ. v. 29. 4. 87 wieder zugelaſſenen Orden 
und ordensähnlichen Vereinigungen der katholiſchen Kirche, ſoweit fie ihnen nicht durch Geſ. v. 
22. 5. 88 verliehen find (vgl. $ 54 A 1 und RG 41, 304). Eine Behörde kann als ſelbſtändige 12327 
ſtiſche Perſon nicht in Betracht kommen (RG J 1900, 53492; 1905, 2014; 27. 2. 17 III 341/16). 
Der Reichsfiskus unterſteht keinem einheitlichen Rechte, ſondern iſt den Rechtsregeln unter⸗ 
worfen, die in dem fraglichen Rechtsgebiet nach der Landesg tzgebung für den Landesfistus 
gelten würden (R 54, 201). Wegen der Vertretung im Prozeß ſ. VO v. 20. 7. 26 (RSI 418). 
Bei Klagen auf Einlöſung der allen Reichsbanknoten in Gold wird der Reichsſiskus durch den 
Reichsfinanzminiſter. nicht den Reichswirtſchaftsminiſter vertreten (RG v. 20. 6. 29 IV 737/28), 
Für das preuß. Recht vgl. RG 118, 94. Den Schutzgebieten kam beſondere 1 önlichteit 
zu. Unter den auf Reichsrecht beruhenden juriſtiſchen Perſonen des öſſentlichen Rechtes ſind 
ferner zu nennen: die Reichsbank (Bankch v. 14 3. 75; jetzt Geſ. v. 30. 8. 24; vgl. KJ 39 A 149 
darüber, daß zwar die Reichsbankſtelle, nicht die Reichsbankne benſte lle, die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Behörde hat), der Reichsinvalidenfonds (Geſ. v. 23. 5. 73), die körperſchaftlich ge⸗ 
ordneten Orts-, Land» und Betriebskrankenkaſſen und Berufsgenoſſenſchaften (deren Beamte 
aber nicht als mittelbare Staatsbeamte anzuſehen find, val. Nch 71, 236; 114, 23) ſowie die Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten nach 58 3, 4 RVO v. 15. 12. 24, die Landlieferungsverbände nach $ 12 Abſ 1 
des Reichsſie dlungsgeſ. v. 11. 8. 19, die Kohlenfyndikate und der Reichskohlenverband, welche 
Vereinigungen eine juriſtiſche Perſon und zugleich mit Ausnahme der der juriſtiſchen Perſon 
vorbehaltenen Vertretung und Vermögensverwaltung des Verbandes eine Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechtes bilden können (88 8—23 der Aus flibrungsbeſtimmungen v. 21. 8. 19 zum Kohlen. 
wirtſchaftsgeſ. v. 23. 3. 19), die Innungen ($ 86 Gew) — vol. über die Unzuläſſigkeit der An- 
fechtung der Beſchlüſſe im Rechtswege RG 70, 177 —, Zwangsinnungen (RG 113, 169), Innungs⸗ 
krankenkaſſen (8 250 AND) und Handwerkskammern G 103 u Gewd; Warn 1929 Nr 143). Den 
Innungsausſchüſſen kann von den Landeszentralbehörden, den Iunnungsverbanden durch Beſchluß 
des Reichsrats (SS 101, 104 g Gewd) Rechtsfähigkeit beigelegt werden (KG Hüigt 1932 Nr 507). 
Die Rentenbank ($ 1 BD b. 15. 10. 23) ist eine juriſtiſche Perſon des Privatrechts (RG 115, 
212), während die Rentenbanktreditanſtalt in 51 Geſ. v. 18. 7. 25 zu einer jur. Perſon des öffent- 
lichen Rechtes erklärt iſt. Die auf Grund des Prcheſ. v. 2. 3. 1850 errichteten Rentenbanken 


zuſehen, vgl. RG 129, 290. Dasſeibe gilt von den 


ſſicht beſtimmt ſich nach öffentlichem Recht. Es iſt dieſerhalb auf die Geſetzgebung der einzelnen 
Länder zu verweisen. Verpflichtungen privattechtlicher Stiſtungen zu Schulzwecken werden. 
wenn daraufhin die Schule errichtet iſt, durch Beſtätigung der Schulbehörde zu einem Teil der 
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örtlichen Schulverfaſſung, jo daß der Rechtsweg hierüber ausgeſchloſſen iſt (RG 78, 8). Über 
die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen und die Zuläſſigkeit des Kon⸗ 
kurſes gegen juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes entſcheidet das Landesrecht ($ 15 Nr 3 
EG. ZPO, Eci. KO v. 17. 5. 98 Art IV). Über den Pr. Landkreistag als bürgerlich⸗rechtlichen 
Verein vgl. RG 122, 297. Dem Landesrecht find ferner vorbehalten, die Beſtimmungen über 
Erwerbsbeſchränkungen der juriſtiſchen Perſonen (Art 86 EG, Artt 6, 7 Pra, Artt 7—10 
Bay uſw.). Der für die Notwendigkeit der Genehmigung maßgebende Wert — jetzt nach der 
2. B zur Durchführung des Münzgeſetzes v. 12. 12. 24 mehr als 5000 RM — iſt auch im Falle des 
Art 6 PrAG (Zuwendung von Grundſtücken) ohne Abzug der Laſten und Schulden zu berechnen 
(RG 76, 384 — a. A. KJ 40 A 25). Das Fehlen der nach dieſen Beſtimmungen erforderlichen 
Genehmigung macht übrigens die Zuwendung nicht derart nichtig, daß vor Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung eine Feſtſtellungsklage nicht erhoben werden könnte. Es findet vielmehr bis zu dieſem 
Zeitpunkt ein Schwebeverhältnis ftatt (RG 75, 406; 76, 385; JW 1916, 84315). Über das Er⸗ 
fordernis der ſtaatlichen Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken durch die evangelischen 
Kirchengemeinden in Preußen vgl. JW 1926, 954 u. 1179. Der Genehmigung zum Grundſtücks⸗ 
erwerb ausländiſcher juriſtiſcher Perſonen (Art 88 Ech, Art 7 $ 2 PraAch) bedarf auch der 
ſchuldrechtliche Vertrag (RG L8 1924, 202). — Auf Vereine ohne Rechtsfähigkeit ſind 
dieſe Vorſchriften nicht anwendbar (RG JW 1917, 221%). Über die Verpflichtung zur Ent ⸗ 
richtung der Erbſchaftsſteuer von Zuwendungen an juriſtiſche Perſonen ſ. $ 18 Nr 17—20 des 
ErbſchStch in der Faſſung v. 22. 8. 25. Die zur Entſtehung der Steuerpflicht erforderliche Be- 
reicherung kann nicht deshalb verneint werden, weil die juriſtiſche Perſon etwas erhält, was ſie 
zur Erfüllung ihres Zweckes wieder verausgaben muß (RG 71, 140; ogl. auch 75, 383). Eine 
milde Stiftung im Sinne des preußiſchen Gerichtskoſten⸗ und Stempelgeſetzes ſetzt im Unter⸗ 
ſchiede von einer wohltätigen Stiftung voraus, daß die Stiftungsbezüge hilfsbedürftigen Per⸗ 
ſonen zugute kommen (RG 80, 145; JW 01, 954%; KJ 37 B 1). Es genügt nicht, daß die Stiftung 
den Zwecken ſozialer Wohlfahrtspflege dient. — Nicht als juriſtiſche Perſon erſcheint die Allge⸗ 
meinheit (das Publikum). Für die Allgemeinheit können deshalb auch keine Rechte durch Er⸗ 
ſitzung uſw. erworben werden. Es iſt jedoch im einzelnen Falle zu prüfen, ob mit der Allgemein⸗ 
heit etwa die örtliche Allgemeinheit, d. i. die Gemeinde (vgl. R IW 1911, 413%), gemeint iſt. 
Die Erſitzung einer Wegegerechtigkeit für das Publikum durch die Gemeinde iſt zuläſſig (RG 
SeuffA 59 Nr 6). — Für das Gebiet des Strafrechts kommt der juriſtiſchen Perſon keine Be⸗ 
deutung zu. Strafrechtlich verantwortlich ſind nur die natürlichen Perſonen, alſo hier die Ver⸗ 
treter (RG 66, 35). 

3. Die allgemeinen Grundsätze über Vereine, insbeſondere die Beſtimmungen der $$ 30, 
31, 43, 48 find, da $ 22 alle juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts einbegreift, die auf Grund 
re ichsgeſetzlicher Vorſchrift Rechtsfähigkeit erlangt haben, auf dieſe, insbeſondere auf die 
juriſtiſchen Perſonen des Handelsrechts ergänzungsweiſe anzuwenden (KH in RIA 3, 26; 
RS 57, 94; 78, 354; vgl. 8 R 49, 1ff.; 50, 100ff., ſ. auch § 54 A 1). Über die allgemeine 
Anwendbarkeit des g 29 ſ. daſ. A 1. Für die Verfaſſung der Vereine, die auf ſtaatlicher Verleihung 
beruhen, gelten nach Art 82 Ech in erſter Linie die Landesgeſetze (f. hierüber $ 25 A 1). 

4. Die juriſtiſchen Perſonen unterſtehen an ſich dem Rechte des Heimatſtaats, das ift, da 
von einer eigentlichen Staatsangehörigkeit nicht die Rede ſein kann, dem Rechte des Staates, 
welchem fie nach den Hergängen bei der Errichtung angehören (vgl. JW 1911, 932ff.). Iſt ein 
Verein nach dem Recht eines beſtimmten Staates als juriſtiſche Perſon errichtet, jo bleibt dieſes 
Recht auch weiterhin für feine rechtlichen Schickſale maßgebend. Als dem Inlande angehörend, 
iſt jedoch eine juriſtiſche Perſon, wie aus $ 22 Satz 2 und $ 55 folgt, nur dann anzuerkennen, wenn 
fie ihren Sitz (ſ. $ 24 A 1) im Inlande hat. Ebenſo kann einer Gewerlſchaft die Rechtsfähigkeit 
mit Wirkung für die andern Bundesſtaaten (Länder) nur von demjenigen Bundesſtaat (Lande) 
verliehen werden, in welchem fie ihren Sitz hat (RG Warn 1917 Nr 254), und es braucht der Bundes. 
ſtaat, dem die Gewerkſchaft nach ihrem Sitze angehört, jedenfalls ſo lange, als dieſe Angehörigkeit 
beſtehen bleibt, die von einem andern Bundesſtaate ausgehende Verleihung nicht anzuerkennen 
(RG 92, 73; vgl. 8 22 A 4). Als nichtig kann eine Gewerkſchaft, die nur zum Zwecke des auswär⸗ 
tigen Bergbaues errichtet iſt, nur angeſehen werden, wenn das Recht des Heimatlandes eine ſolche 
Errichtung mißbilligt, was bei den Gothaiſchen Kaufgewerkſchaften nicht angenommen werden 
kann (RG 100, 210; dgl. Staudinger⸗Raape GI zu Art 10 EG). Ausländische Vereine, die nach 
dem Rechte des Heimatſtaates rechtsfähig ſind, werden deutſcherſeits nach Art 10 Ech nur unter 
der weiteren Vorausſetzung als rechtfähig behandelt, daß die Rechtsfähigkeit von dem Reichs⸗ 
rat anerkannt iſt. (Planck A 4 zu Art 10 EG will dies beſchränken auf die nach deutſchem Rechte 
ſich beſtimmenden Rechtsverhältniſſe, ebenſo Enneccerus § 113; III a. E., vgl. Staudinger⸗Raape 
II 14 zu Art 10 CG). Es ſoll dadurch verhütet werden, daß ausländiſche Vereine beſſer geſtellt 
find als inländiſche, die den Beſchränkungen der § 8 21 u. 22 unterliegen. Auf ausländiſche Han⸗ 
delsgeſellſchaften findet deshalb Art 10 keine Anwendung, falls nicht etwa der Sitz im Aus⸗ 
lande nur dem Namen nach beſteht und der wirkliche Verwaltungsſitz ſich im Inlande befindet 
(Prot 6 S. 24 u. 26; RG 83, 367; JW 04, 2311). Die Rechts-, Partei- und Prozeßfähig⸗ 
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keit der auswärtigen Handelsgeſellſchaften ift auch im Inlande anzuerkennen, ſofern nicht etwa 
das Beſtehen der Geſellſchaft gegen die guten Sitten oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes 
verſtößt (Art 30 EG; RG 83, 367). Keinesfalls können juriſtiſche Perſonen des Auslandes mehr 
Rechte im Inlande beanspruchen wie juriſtiſche Perſonen des Inlandes. Es gilt dies hinſichtlich des 
Umfangs der Rechtsfähigkeit und hinſichtlich der Erwerbsbeſchränkungen (ogl. A 2). Deutſches 
Recht wird anwendbar, wenn das Recht des Heimatſtaats hierauf verweiſt. Die von dem Bundes⸗ 
rat (Reichsrat) erteilte Anerkennung iſt jederzeit widerruflich. Zum Erwerbe von Bergwerks- 
eigentum durch ausländiſche juriſtiſche Perſonen iſt nach dem Brei. v. 23. 6. 09 beſondere Ge⸗ 
nehmigung erforderlich. r b 

5. In zeitlicher Beziehung gelten nach Artt 163-167 EG die Beſtimmungen der 88 25—53, 
85—89 auch für die vor Inkrafttreten des BGB errichteten juriſtiſchen Perſonen, ſoweit nicht 
nach den Vorbehalten in Artt 65, 66, 67, 69, 75, 83, 164—167 EG Landesrecht zur An⸗ 
wendung kommt. Nach Art 82 Ech bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verfaſſung 
ſolcher Lee, deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht, unberührt; die Über- 
Geng porſchelſt des Art 163 findet inſoweit keine Anwendung (RG 81, 244; 103, 265). Die Be⸗ 
[immungen der 89 55—79 haben dagegen nur Geltung für Vereine, die auf Grund des BGB 
in das Vereinsregiſter eingetragen werden. Für die vor dem 1. Januar 1900 gebildeten nicht⸗ 
rechtsfähigen Vereine bleibt gemäß Art 170 Ec, weil nach § 54 das Geſellſchaftsrecht an- 
wendbar tft, das frühere Recht maßgebend (a. A. Enneccerus $ 113 Note 3), desgleichen für die 
erlaubten Privatgeſellſchaften im Sinne der 88 11ff. ALR II 6 (MG 51, 160; 97, 122; 
17. 4. Ce IV 19/08; 13, 3. 13 IV 327/12; 08 1915, 90912), ſoweit nicht ber Verein ſich 
durch Satzungsänderung dem neuen Recht unterſtellt hat (RG 77, 21: Warn 1919 Nr 20); nur 
iſt die Frage der Haftbarkeit der Mitglieder aus den ſeit dem 1. 1. 1900 geſchloſſenen Rechts⸗ 


geſchäften nach neuem Recht (8 54) zu beurteilen (RG 63, 64; 77, 429; 97, 125; JW 1915, 450°; 
Warn 1926 Nr 209). 


I. Vereine 
1. Allgemeine Vorſchriften 
8 21 


Ein Verein ), deſſen Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbe⸗ 
trieb *) gerichtet iſt, erlangt Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereins- 
regiſter des zuſtändigen Amtsgerichts ) ). 

1 4, 40% II 23; M 1 78 fl.; P 1 476 ff., 578 ff. 

1. Ein Verein kann in der Weiſe errichtet werden, daß er vor Erlan 
keit überhaupt nicht in Wirkſamkeit tritt. Es wird damit nur eine Vorbedi 
der Rechtsfähigkeit geſchaffen, ohne daß vor dieſem Zeitpunkte Vereinsverbindlichkeiten irgend⸗ 
welcher Art, insbeſondere auch nicht gegenüber dem die Erlangung der Rechtsfähigkeit betreibenden 
Vorſtande, begründet werden. Das Regelmäßige wird aber ſein (abw. Planck A 7), daß der 
Verein, der als rechtsfähiger errichtet werden ſoll, ſchon vor Erlangung der Rechtsfähigkeit als 
nichtrechtsfähiger mit der mehr oder weniger begrenzten Au 
800 30 04 430525. ung und Snbetriebfeung des rechtsfähigen Vereins vorzunehmen (vgl. 

N a r den in der (Sntf begri Sfähi in kö 
biefem Borverein bindende Verpſluchtungen ehung begriffenen rechtsfähigen Verein können von 


wenn die Umwandlung im Laufe eines Rechtsſtreits erfolgt, eine Unterbrechung des Prozeſſes 

eintritt (MG a. a. O.). Es bedarf auch nicht zum Zwecke der Umſchreibung der Grundſtücke auf 

den Namen des neuen Vereins der Auflaſſung (beſtr.). Haben die Mitglieder beſchloſſen, die 

Satzung des einzutragenden Vereins ſofort in Kraft zu ſetzen, fo ift zwar der rechtliche Beſtand des 

Vereins von der ſchließlichen Eintragung abhängig, aber nur in dem Sinne, daß damit eine 
368, Nummentar von Reichsgerichtöräten. I. Bd. 8. Aufl. (Sayn.) 0 
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auflöſende, nicht eine auſſchiebende Bedingung geſetzt iſt (RGS 4. 7. 18 IV 175/18). Haben alſo die 
Mitglieder einer „Intereſſentengeſellſchaft“ (z. B. von Zigarettenfabrikanten), die ſich zwecks Grün⸗ 
dung eines rechtsfähigen Vereins gebildet hat, vereinbart, die für den zu gründenden Verein ent⸗ 
worfene Satzung ſchon vor der Eintragung des Vereins in Kraft zu ſetzen, ſo wird in ſolcher Ver⸗ 
einbarung regelmäßig die Gründung eines nicht rechtsfähigen Vereins nach Maßgabe dieſer 
Satzung zu finden ſein, deſſen Wirkſamkeit durch die Eintragung auflöfend bedingt iſt. RG v. 
4. 7. 18 995 175/18. — Über Ortsgruppen und ſonſtige lokale Abteilungen eines Vereins 
ſ. 8 24 5 

2. Für die Erlangung der Rechtsfähigkeit iſt ein verſchiedener Weg gewieſen, je nachdem 
der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb (8 22) gerichtet iſt oder nicht 
($ 21). Vereine der letzteren Art werden auch als Vereine mit idealen Beſtrebungen 
oder kürzer Idealvereine bezeichnet. Der E II 23 und die Reichstagsvorlage $ 21 bezeichnete 
fie als Vereine zu gemeinnützigen, wohltätigen, geſelligen, wiſſenſchafklichen, künſtleriſchen oder 
andern nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Zwecken. Auch dieſe Ver⸗ 
eine ſind zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe auf Geldmittel angewieſen. Die Verwaltung des 
Vermögens und die Verwendung für jene Zwecke ſtellt jedoch einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb noch nicht dar. Hierzu gehört die Einrichtung eines landwirtſchaftlichen, gewerblichen 
oder kaufmänniſchen Geſchäfts, das zu dem Zwecke betrieben wird, wirtſchaftliche Machtmittel 
zu gewinnen. Der Geſchäftsbetrieb kann auch ſo geſtaltet ſein, daß der wirtſchaftliche Vorteil 
unmittelbar den Vereinsmitgliedern zufließt. Anderſeits wird das Vorhandenſein eines wirt 
ſchaftlichen Geſchäftsbetriebs nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Geſchäftserträge der Be⸗ 
ſtimmung des Vereins entſprechend für gemeinnützige Zwecke uſw. Verwendung finden, daß 
alſo das Geſchäftsunternehmen das Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke bildet (vgl. v. Tuhr 
8 33; a. A. namentlich Staudinger A B, V, welcher für den wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
verlangt, daß er unmittelbar den Zweck des Vereins verwirklichen müſſe, Dernburg 1 8 74 A 6 
ſowie Wiedemann, Beiträge zur Lehre von den idealen Vereinen $ 9, insbeſondere S. 2736, 
ogl. auch RG 88, 334). Der Begriff des kaufmänniſchen Geſchäftsbetriebs, worunter eine jede 
Verwaltungstätigteit gebracht werden könnte, darf aber nicht zu weit ausgedehnt werden. Ein 
Verein, der ſich mit der Förderung der allgemeinen beruflichen Intereſſen der Mitglieder, der 
Erteilung von Auskunft über Berufsangelegenheiten, der Herausgabe einer Berufszeitung, 
der Erleichterung des Rechtsſchutzes u. dgl. befaßt (wie Arztebereine, Vereine von Haus⸗ und 
Grundbeſttzern, Kreditreformvereine), kann als nichtwirtſchaftlicher Verein in das Vereins 
regiſter eingetragen werden, ebenſo ein Berufsverein für Feſtſetzung von Preis- und Lieferungsbe⸗ 
dingungen (RG 95, 91), ein Verein zur Förderung gewerblicher Intereſſen i. S. des $ 13 Unl WG. 
(RG 78, 80) ſowie ein Verein, der den Abſchluß von Tarifverkrägen erſtrebt (vgl. $ 152 Abſ 2 
GO), RG JW 1923, 6876. Anerkannt iſt durch Beſchluß des RG v. 30. 10. 13 (83,231, vgl. auch 
Rc 106, 120; JW 1931, 14505) die Eintragungsfähigkeit ärztlicher Vereine, welche die Ver⸗ 
mittlung einer geregelten, angemeſſen bezahlten ärztlichen Berufsausübung gegenüber den 
Krankenkaſſen und ähnlichen Verbänden ſich zur Aufgabe machen. Zwar fehlt es hier bei den 
von dem Verein geſchloſſenen Vertragen nicht an dem wirtſchaftlichen Entgelt, der eben darin 
beſteht, daß den Mitgliedern die Möglichkeit einer wirtſchaftlich vorteilhaften Berufsausübung 
verſchafft wird. Wohl trifft aber der weitere Grund zu (der regelmäßig auch für andere Berufs ⸗ 
vereine Bedeutung hat), daß die Beſtrebungen zur Erhaltung eines leiſtungsfähigen Arzte ⸗ 
ſtandes dem Allge meinwohle dienen und deshalb die ideale Seite überwiegt (vgl. auch OLG 
Dresden JW 1916, 14320, während R 88, 334 inſofern weitergeht, als danach der auf den 
eigenen wirtſchaftlichen Gewinn des Vereins ſelbſt gerichtete Zweck entſcheiden foll (a. A in- 
ſoweit Planck A 2b, Oertmann A 1, 2). Daß der Verein die wirtſchaftliche Beſſerung der Lage 
ſeiner Mitglieder bezweckt, daß er den bedürftigen Mitgliedern Unterſtützungen gewährt, ge⸗ 
nügt nicht, um einen auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Zweck anzu⸗ 
nehmen (ähnlich KJ 36 K 146 hinſichtlich gemeinnütziger Vereine). Ein ſolcher Zweck liegt 
aber vor, ſoweit der Verein geſchäftsbetriebmäßig ſich damit befaßt, Forderungen feiner Mit ⸗ 
glieder einzuziehen (Inkaſſogeſchäft — beſtr.). Ein idealer Verein wird nicht dadurch zu einem 
wirtſchaftlichen, daß nebenbei im Rahmen des Vereinszwecks gewiſſe geſchäftliche Veran⸗ 
ſtaltungen ftattfinden, wie dies z. B. der Fall iſt bei einem Leſeverein, der die angeſchafften Bücher 
nach der Benutzung durch die Mitglieder beſtmöglich verkauft, einem Wohltätigkeitsverein, der 
zu einem wohltätigen Zwecke einen Baſar veranſtaltet, einem geſelligen Verein, der für ſeine 
Mitglieder ein Kaſino einrichtet, einem Alpenverein, der die von ihm errichtete Schutzhütte 
bewirtſchaften läßt. Anders iſt es, wenn der Geſchäftsbetrieb zu einem ſelbſtändigen Erwerbs⸗ 
unternehmen auswächſt. In ſolchen Fällen iſt es gerechtfertigt, daß die Erlangung der Rechts⸗ 
fähigkeit von ſtaatlicher Verleihung abhängig gemacht wird, damit auf den Schutz dritter Perſonen, 
die mit dem Verein in rechtsgeſchäftlichen Verkehr treten und ihm Kredit gewähren, Rückſicht 
genommen werden kann. Vgl. auch RG 133, 170, wo die Förderung der Wirtſchaft der Mit⸗ 
glieder eines genoſſenſchaftlichen Keglerbundes durch Erbauung von Kegelſporthallen und da⸗ 
mit verbundene Verminderung der durch Ausübung des Kegelſports entſtehenden Geldausgaben 
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der n des Vereins anhaftende ſachliche Mängel werden durch die Eintragung nicht 
geheilt (vgl. RG h 5 

88 41 A 200 60 A 1,57 Al). Fehlte es an einer weſentlichen Vorbedingung der Eintragung, war 
500 der Berein in Wahrheit ein wirtſchaftlicher, jo behält er bis zur Löſchung (88 159, 142, 143 


mag auch die verleihende Behörde den Verein 1 als einen wirtſchaftlichen anſehen (Planck A 3). 


erechtigt (vgl. F 12 N 1), kann zum Teſtamentsvollſtrecker, auch zum Mitgliede des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes im Konkurſe beſtellt werden, kann Schadenserſatz aus $ 824 beanſpruchen und kann 
Mitglied von andern Vereinigungen, 5 nbre einer offenen Handelsgeſellſchaft, werden 
NG ns 101 über die Beteiligung einer 
an einer 


unmittelbar unterworfen. NG IWW 1906, 4161; Seuſfel 59 Nr 118. Vgl. auch $ 38 U 1. — Über 

Verſchmelzung zweier Verſicherungsvereine a. G. Re J 1931, 3207, über Ortsgruppen 

und lokale Abteilungen § 24 A 3. In der Rechtsfähigkeit iſt auch die Erb fähigkeit enthalten. 

a 0 1 die einer ſelbſtändigen Rechtsperſönlichkeit entbehrende Anſtalt einer juriſtiſchen 
erſon tbe ein 


. : Rechte gegen ſich ſelbſt kann der Verein nicht haben. Er kann 
ſolche Rechte auch nicht durch Eintritt in die Rechtsſtellung eines Verei 


ſtändig abgedr. JW 1923, 687%). — fiber 
hebung vgl. Auſſ. JW 1933, 2094. 


8 22. 

Ein Verein, deſſen Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge⸗ 
richtet iſt ), erlangt in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften 2) 
Nechtsfähigkeit durch ſtaatliche Verleihung. Die Verleihung!) ſteht dem 
DBundesſtaate zu, in deſſen Gebiete der Verein feinen Sitz“) hat. 

EI 41, 42 II 23; M1 78 ff.; P 1 470 ff., 538, 578 ff. 

1. Über die Frage, ob der Verein ſchon vorher beſtanden haben muß, über den Begriff des 

wirtſchaftlichen Vereins und die Wirkung der Verleihung ſ. § 21 A 1, 2, 3 u. 4. 
3. 
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2. Beſondere reichsgeſetzliche Vorſchriften beſtehen für die Aktiengeſellſchaften und Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaften (58 178ff., 320 ff. HGB), für die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften (Gef. v. 1. 5. 89/20. 5. 98), für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (Gef. v. 20. 4. 
93/20. 5. 98), welche Geſetze die Erlangung der Rechtsfähigkeit von Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter nach Erfüllung beſonderer Normativbeſtimmungen abhängig machen, für die früheren 
eingeſchriebenen Hilfskaſſen, jetzt Erſatzkaſſen (Gef. v. 10. 4. 76/1. 6. 84, 58 503 ff. RVO), deren 
Zulaſſung von der höheren Verwaltungsbehörde nur aus geſetzlichen Gründen verweigert werden 
darf, für Kolonialgeſellſchaften, welchen nach $ 11 des Schuggeb® in der Faſſung v. 10. 9. 00 
die Rechtsfähigkeit auf Grund eines vom Reichskanzler genehmigten Geſellſchaftsvertrags durch 
Beſchluß des Bundesrats verliehen wurde, und für die Verſicherungsvereine auf Gegenſeitig⸗ 
keit (wozu auch die mit den Kriegervereinen verbundenen, einen Rechtsanſpruch gewährenden 
Krankenkaſſen zu rechnen find), welche nach 88 15ff. PrivWUnt® v. 12. 5. 01 (vgl. auch § 103 
das.) durch die von der Aufſichtsbehörde erteilte Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe die Rechts⸗ 
fähigkeit erlangen (vgl. auch $ 41 A 1). Rechtsfähig find ferner nach Art II § 1 Abſ 3 BRV v. 
12. 7. 15 die auf Grund dieſer Verordnung für den Steinkohlen⸗ und Braunkohlenbergbau ge⸗ 
bildeten Zwangsſyndikate (j. Kohlen WGeſ v. 23. 3. 19), desgleichen die zum Zweck der Soziali⸗ 
ſierung der Elektrizitätswirtſchaft nach dem Gef v. 31. 12. 19 gebildeten Körperſchaften. — In 
Betracht kommen für die Verleihung nach § 22 u. a. Garantievereine, Sterbekaſſenvereine, 
Sparkaſſenvereine. 

8. Die Verleihung der Rechtsfähigkeit ſteht in den meiſten Ländern der oberſten Ver⸗ 
waltungsſtelle zu. Die Verleihung ſteht im Ermeſſen der zuſtändigen Stelle und kann von be⸗ 
liebigen Bedingungen, insbeſondere von der Aufnahme beſtimmter Vorſchriften in die Satzung, 
abhängig gemacht werden. Landesgeſetzlich können allgemeine Vorſchriften darüber erlaſſen 
werden, unter welchen Bedingungen die Verleihung ſtatthaft ſein ſoll. Es ſteht auch nichts im 
Wege, die Rechtsfähigkeit allen zur Zeit vorhandenen Vereinen beſtimmter Art zu erteilen, 
wie dies in Preußen durch Allerh. Erlaß v. 27. 12. 99 hinſichtlich der damals beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit geſchehen iſt. Daß der Verein eine Satzung haben 
muß, und daß dieſe den Zweck und den Namen des Vereins angeben muß (vgl. § 57), iſt für 
derartige Vereine zwar nicht beſonders vorgeſchrieben, folgt aber ſo ſehr aus der Natur der Sache, 
daß ohne Erfüllung dieſes Erforderniſſes die Verleihung der Rechtsfähigkeit wirkungslos bleiben 
müßte. Vgl. im übrigen wegen der Wirkung der Verleihung $ 21 A 3. Die Verleihung ift ein 
Verwaltungs-, kein Geſetzesakt. Die einmal erteilte Verleihung bleibt in Kraft, auch wenn der 
Verein ſpäter feine Satzungen ändert. Es kann jedoch nach § 33 Abſ 2, ſoweit dieſe Vorſchrift 
nicht durch die Satzung beſeitigt iſt, eine jede Satzungsänderung dadurch verhindert werden, 
daß die hierzu erforderliche Genehmigung nicht erteilt wird. Werden die Beſtimmungen der 
Satzung nicht beobachtet, fo kann dies unter den Vorausſetzungen des $ 43 zur Entziehung der 
n führen. Der Verein muß ferner, damit ein Handeln in ſeinem Namen möglich 
iſt, einen beſonderen Namen führen. Für Preußen iſt durch Vf des MdX v. 19. 11.07 (MB 
373) beſtimmt, daß die Verleihung, wenn der Verein es beantragt, auf deſſen Koſten im Re⸗ 
gierungsblatt bekanntgemacht werden ſoll. Über die Ausübung des Verleihungsrechts können 
landesrechtliche Beſtimmungen getroffen werden. Durch Landesgeſetz würde aber nicht be⸗ 
ſtimmt werden können, daß allen künftig entſtehenden Vereinen einer beſtimmten Art die Rechts⸗ 
fähigkeit erteilt ſein ſoll. Die Landesgeſetzgebung hat auch nicht die Macht, die Verfaſſung eines 
bereits beſtehenden rechtsfähigen Vereins zu ändern. — Statt nach landesgeſetzlicher Vorſchrift 
im Wege der Geſetzgebung, kann eine Religionsgeſellſchaft die Rechtsfähigkeit nicht dadurch 
erlangen, daß ſie in einem andern Bundesſtaate als Verein in das Vereinsregiſter eingetragen 
wird, RG 77, 19. 

4. Die Zuſtändigkeit des Landes richtet ſich nach dem Sitz des Vereins (vgl. d 24 A 1). In 
Preußen erfolgt die Verleihung durch die zuſtändigen Miniſter. AV BGB v. 16. 11. 1899 Art 1. 
Ein unbeſchränktes Recht des Vereins, den Sitz beliebig zu wählen, um auf dieſe Weiſe von den 
landesgeſetzlichen Beſchränkungen frei zu werden, denen er ſonſt hinſichtlich des Erwerbs der 
Rechtsfähigkeit unterliegen würde, kann nicht anerkannt werden (vgl. RG JW 1916, 49511 über 
Gewerkſchaften, LZ 1918, 611%; OLG Dresden in LZ 1918, 407%; |. auch Vorbem 4 vor $ 21). 


8 23 
Einem Vereine, der feinen Sitz nicht in einem Bundesftaate hat, kann in 
Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften Nechtsfähigkeit durch 
Beſchluß des Bundesrats verliehen werden 1) 2), 
1. $ 23, der auf einem Beſchluſſe des Bundesrats beruht, hat feine hauptſächlichſte Be⸗ 
deutung für Vereine, die im deutſchen Schutzgebiete oder in einem deutſchen Konſular⸗ 


gerichtsbezirke ihren Sitz hatten, auf welche Vereine übrigens nach $ 3 des Schutzgebch in 
der Faſſung v. 10. 9. 00 und $ 31 des Gef. v. 7. 4. 00 die 88 21, 22, 44 Abſ 1, 55—79 keine An⸗ 
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wendung fanden. An Stelle des Bundesrats ift jetzt nach Artt 60, 179 RVerf der Reichsrat 
e über Kolonialgeſellſchaften [. die beſondere Beſtimmung in $ 11 des Schutzgebch 
(vgl. 5 22 A 2). $ 23 gibt aber auch die Möglichkeit, ſolchen ausländiſchen Vereinen, die für das 
Deutſchtum von Bedeutung ſind, im Auslande aber nicht als rechtsfähig anerkannt werden, 
für das Inland leinſchließlich der deutſchen Schutzgebiete und Konſulargerichtsbezirke) Rechts⸗ 
fähigkeit beizulegen. Über Vereine, die im Ausland die Rechtsfähigkeit erlangt haben und über 
ausländiſche Handelsgeſellſchaften vgl. Vorbem 4 vor $ 21. — Die Vorſchriften des öffentlichen 
Vereinsrechts und diejenigen über die Erwerbsbeſchränkungen ausländiſcher juriſtiſcher Perſonen 
bleiben beſtehen. 

2. Far Seren der in $ 21 bezeichneten Art, die ihren Sitz in einem Schutzgebiete hatten, 
war durch § 13a Schutzgebch — eingefügt durch Gef. v. 22. 7. 13 — die in den $$ 33 Ab 2, 43, 
44 beſtimmte Zuſtändigkeit des Bundesrats dem Reichskanzler zugewieſen, der ermächtigt war, 
dieſe Zuſtändigkeit, ſoweit es ſich nicht um Religionsgeſellſchaften oder geiſtliche Geſellſchaften 
handelte, weiter auf den Gouverneur zu übertragen. 
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Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, der Ort, 
an welchem die Verwaltung geführt wird 1) 2) 2). 
E II 28 Abſ 4; M 1 77; BI 504. 


1. Wie die natürliche Perſon ihren Wohnſitz an dem Orte hat, wo der Mittelpunkt ihrer 
Lebensverhältniſſe ſich befindet (8 7 A 1), iſt als Sitz der juriſtiſchen Perſon der Ort anzuſehen, 
wo der Mittelpunkt der Verwaltung iſt. Abweichend von den Beſtimmungen über den Wohn⸗ 
ſitz kann die juriſtiſche Perſon — ſ. jedoch hinſichtlich der Inlandseigenſchaft Vorbem 4 vor 821, 
$ 22 A 4 und hinſichtlich der in $ 61 Abſ 2 bezeichneten Vereine A 3 daſ. — ihren Sitz in der 
Satzung frei wählen (RG JW 1918, 3058, vgl. R Warn 1918 Nr 47 — in der Rechts⸗ 
lehre beſtr.). Der Sitz iſt von Bedeutung für die Staatszugehorigkeit (Vorbem 4 vor 8 21), für 
den Gexrichtsſtand nach $ 17 ZPO und für die Zuſtändigkeit der Behörde nach §9 22, 23, 
55 BGB. Ob der Verein einen mehrfachen Sitz haben kann, iſt beſtritten. Anerkannt wird, 
daß neben dem Vereinsſitz ein beſonderer Verwaltungsſitz beſtehen kann, der aber in den oben 
angegebenen Beziehungen nicht maßgebend iſt (NG 95, 171; JW 09, 504 Bay Obo in 
St 1930 Nr 1087, vgl. auch Großer in IW 1931, 3060). Buläffig ift nad) $ 17 Abſ 3 300, 
daß neben dem durch den Sitz des Vereins beſtimmten allgemeinen Berihisftund ein weiterer 
allgemeiner Ge richtsſtand in der Satzung feſtgeſetzt wird (RG 59, 106). Sollte eine juriſtiſche 
Perſon trotz der im Inlande geführten Verwaltung ihren Sitz im Auslande wählen, ſo er⸗ 
leidet ſie hierdurch den Nachteil, daß ſie im Inlande ohne beſondere Anerkennung durch den 
Bundesrat, jetzt Reichsrat ($ 23), nicht als rechtsfähig gilt (Art 10 Ech). Über den Sitz braucht 
die Satzung — anders beim eingetragenen Verein nach $ 57 Abſ 1 — nichts zu enthalten. 
Zu einer Verlegung des Sitzes bedarf es dann nicht der in gc Abſ 2 vorgeſchriebenen Geneh⸗ 
migung. Gleichwohl wird, da der inländiſche Sitz die unerlä liche Vorausſetzung der Verleihung 
bildet, anzunehmen ſein, daß mit der Verlegung des Sitzes in das Ausland die aus der Verleihung 
folgende Rechtsfähigkeit wegfällt (vgl. R& 7, 68 über Verlegung der Sitzes einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in das Ausland und Quaſſowski in Gruch 65, 411ff.). Ebenſo hat die von einem Lande aus⸗ 
gehende Verleihung nur ſo lange Geltung, als die durch den Sitz begründete Zugehörigkeit des 
Vereins zu dieſem Lande fortdauert. Verlegt der Verein ſeinen Sitz in das Gebiet eines andern 
Landes, jo hört er auf, als rechtsfähiger Verein zu beſtehen (RG 88, 53. JW 1918, 51010 hin- 
ſichtlich der Gewerkſchaft, die in dieſem Falle in den Liquidationszuſtand tritt). Iſt in der Satzung 
ein anderer Sitz nicht beſtimmt, ſo gilt der Ort, wo die Verwaltung geführt wird, als Sitz des 
Vereins. Nicht als Sitz des Vereins kommt derjenige Ort in Betracht, wo der techniſche Betrieb 
des Unternehmens geführt wird. — Erſtreckt ſich die Organiſation eines Vereins über das ganze 
Reich und beſtimmt die Satzung einen beſtimmten Ort als Sitz, fo find mehrere Vereinzfige 
nicht begründet, OLG 44, 117. 

2. Die Zweigniederlaſſung eines Vereins oder einer ſtaatlichen Anſtalt, von welcher aus 
unmittelbar Geſchafte abgeſchloſſen werden können, wenn auch regelmäßig nur in beſchränktem 
Umfange (vgl. Reh Warn 1918 Nr 233), beſtzt nicht eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichkeit. 
Der für die Zweigniederlaſſung geſchloſſene Vertrag gilt als für die juriſtiſche Perſon geſchloſſen 
(RE ZW 04, 297275). Dies hindert aber nicht, daß die Hypothek, die von der Zweignie derlaſſung 
unter ihrer von der Hauptniederlaſſung verſchiedenen Firma erworben iſt, auch im Grundbuch 
auf dieſe Firma einzutragen iſt. Dieſer Name iſt die richtige Bezeichnung der juriſtiſchen Perſon 
für die durch die Zweigniederlaſſung betriebenen Geſchäfte (R® 62, 7). Über die Stellung des 
Leiters der Zweigniederlaſſung als befonderen Vertreters e 0 - 
3. Ortsgruppen, örtliche Verwaltungsſtellen und ähnliche lokale Abteilungen können 
die Eigenſchaft ſelbſtändiger, unter Umſtänden nicht rechtsfähiger Vereine haben, aber auch bloße 
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Organe des Hauptvereins fein, vgl. RG 73, 92 (Zahlſtelle eines Holzarbeiterverbandes); 87, 375 
(Bezirksgruppe); 118, 196; 121, 294 (Verwaltungsſtelle); 119, 193 (Gaugeſchäftsſtelle), ferner 
RG JW 1924, 10414; 1927, 23631; 1928, 32614; 1930, 34981 und überhaupt JW 1925 S. 43, 
44; RG 29. 4. 26 IV 558/25. S. auch 854 A1 und über Zentralvereine (Geſamtverbände) 9 21 A 4. 
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1) Die Verfaſſung eines rechtsfähigen Vereins wird, ſoweit fie nicht auf 
den nachfolgenden Vorſchriften beruht, durch die Vereinsſatzung beſtimmt ?) ). 

E 1 43 II 24; MI 93 ff.; P 1 504 ff. 

1. Die über die Verfaſſung des Vereins in $$ 26ff. gegebenen Vorſchriften gelten auch für 
die eingetragenen Vereine mit der aus den $$ 55ff. ſich ergebenden Ergänzung. Die 59 26—31 
handeln von dem Vorſtand, die 98 32—39 von den Mitgliederrechten und der Mitgliederverſamm⸗ 
lung. Die Verfaſſung wird durch die Vereinsſatzung beſtimmt, ſoweit nicht ausnahmsweiſe die 
reichsrechtlichen Vorſchriften zwingendes Recht enthalten, wie hinſichtlich der Notwendigkeit 
eines Vorſtandes und der Mitgliederverſammlung und der Freiheit des Austritts ($ 26 A 1, 
9 32 A 1, § 39 A 1). Es gelten alſo für die Verfaſſung der rechtsfähigen Vereine zunächſt die 
zwingenden Vorſchriften des BGB (oder beſonderer Reichsgeſetze), ſodann die Satzung und 
ſchließlich die ergänzenden Vorſchriften des BGB. Über die Verfaſſung der Vereine, deren Rechts⸗ 
fähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht, können nach Art 82 Ech landesrechtlich beſondere 
Vorſchriften gegeben werden. Und zwar können ſolche beſonderen Beſtimmungen entweder bei 
der Verleihung der Rechtsfähigkeit für den einzelnen Verein getroffen oder es können für eine 
gewiſſe Art von Vereinen beſondere geſetzliche Vorſchriften erlaffen werden, die dann bei Ver⸗ 
leihung der Rechtsfähigkeit als ſtillſchweigend auferlegt gelten. Vorſchriften dieſer Art aus früherer 
Zeit find durch Art 82 (vgl. auch Art 890 PıAG) für die vor Inkrafttreten des BGB errichteten 
en Vereine aufrechterhalten (RG 81, 244). Über die Anwendbarkeit der $$ 2bff. auf 
nichtrechtsfähige Vereine vgl. $ 54 A 1. N 

2. Die von den Mitgliedern errichtete Satzung hat nicht die Bedeutung, daß damit von dem 
Vereine ein Recht der Selbſtgeſetzgebung ausgeübt würde. Die Satzung kann als Ergebnis des 
rechtsgeſchäftlichen Gründungsakts nicht dem Geſetzesrecht gleichgeſtellt werden (Planck A 1 
Abſ e 3, Staudinger A 5, a. A. Oertmann A 4 und ArchfRuWirtſchPhiloſ 7, 127 — vgl. über die 
Anwendbarkeit des § 139 860 A 1). Der Verein hat nur das Recht, ſeine inneren Angelegenheiten 
ſelbſtändig ohne Einmiſchung der Behörde zu ordnen, ſoweit nicht bei Verleihung der Rechts⸗ 
fähigkeit (5 22) Beſchränkungen feſtgeſetzt find, und iſt demgemäß auch befugt, ſich ſelbſt eine Ver» 
faſſung zu geben. Nur hierin beſteht die ſog. Vereinsautonomie. Von der Unterordnung 
unter die Gerichte wird der Verein hierdurch nicht befreit. Der Rechtsweg kann für die Rechts⸗ 
beziehungen zu den Mitgliedern in der Satzung ebenſowenig ausgeſchloſſen werden, als dies 
ſonſt ſtatthaft iſt RG JW 1925, 224°). Nur in der Form iſt die Ausſchließung des Rechtswegs 
möglich, daß ein Schiedsgericht beſtimmt wird, deſſen Verrichtungen einem beſonderen von 
dem Vereine gewählten Ausſchuß — der aber nicht ſo zuſammengeſetzt ſein darf, daß ihm die 
erforderliche Selbſtändigkeit gegenüber dem Vereine fehlt —, nicht dagegen dem Vorſtande oder 
der Mitgliederverſammlung Übertragen werden dürfen (RG 80, 191; 88, 402; 90, 306 mit Anm 
in JW 1917, 930°; 93, 288). Auch das einzelne Vorſtandsmitglied iſt zur Ausübung der ſchieds⸗ 
richterlichen Tätigkeit unfähig (RG FW 1918, 7322), doch ſollen nach RG 113, 320 Vereinsmit⸗ 
glieder dem Schiedsgericht angehören können. Zuläſſig iſt die Anordnung, daß vor Beſchreiten 
des Rechtswegs die Entſcheidung des Vereins eingeholt werden muß. Soll nach der Satzung 
die Mitgliederverſammlung unter Ausſchluß des Rechtswegs entſcheiden, ſo hat dieſe Beſtimmung 
doch inſofern Gültigkeit, als vor Entſcheidung der Mitgliederverſammlung die Gerichte nicht 
angerufen werden dürfen (RG Warn 1919 Nr 20). Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs kann ſomit 
dadurch beſchränkt werden, daß den Vereinsorganen die Vorentſcheidung übertragen wird. 
Ein Sportverein kann gegen den Verband, deſſen Mitglied er ift, auf Feſtſtellung klagen, daß er 
entſprechend der Einſtufung in der Satzung in der erſten Klaſſe der Gauvereine zu führen iſt, 
weil es ſich um ein ſatzungsmäßiges Mitgliedſchaftsrecht des Vereins und nicht bloß um eine innere 
Verwaltungsangelegenheit des Verbandes handelt (RG JW 1925, 2242). Wegen der Entſchei⸗ 
dungen kaſſenärztlicher Schieds⸗ und Prütfungsſtellen und deren richterlicher Nachprüfung vgl. 
RG 124, 33; JW 1929, 2263? und Aufſ. JW 1930, 1554. Über Streitigkeiten zwiſchen Vorſtand 
und Verſammlung ſ. d 26 A 1. Eine beſondere Vergünſtigung iſt den Vereinen im Intereſſe der 
Selbſtverwaltung — was auch auf die nichtrechtsfähigen Vereine auszudehen fein dürfte (beſtr.) 
— dadurch gewährt, daß ein Beſchluß des Vereins über Ausf le ung eines Mitgliedes (ſ. 
839 A 2) der ſachlichen Nachprüfung durch die Gerichte nicht unterliegt. Sonſtige Straf⸗ und 
Diſziplinarmaßregeln (Geldſtrafen, Rügen, Suspenſion u. dgl.) können als Akte der Selbſt⸗ 
verwaltung des Vereins gegen ein Mitglied verhängt werden, wenn ſie in der Satzung ET LEN 
find (RG 125, 340 mit Nachweiſen). Die Strafbarkeit muß ſatzungsmäßig beſtimmt fein, bevor 
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die Handlung begangen wurde (RG HRN 1929 Nr 792). Wiederholte Beſtrafung auf Grund 
en Talbeſtands iſt nicht zuläſſig 1 RO Recht 1929 Nr 475). Die ſachliche Berechtigung 
der Strafen iſt nur im Rahmen der für die Ausſchließung geltenden Grundſätze ($ 39 A 2) 555 
Richter nachzuprüfen (RG JW 1928 S. 2208, 2209.). Vorausgeſetzt iſt, daß die San x 

Mitglied in feiner Betätigung innerhalb des Vereins, nicht aber auch in ſeiner Re htsſtellung 
außerhalb des Vereins berührt (RG JW 1925, 14241; 13. 11. 19 IV 371/19). Nicht berechtigt 
iſt daher der Verein — was der richterlichen Nachprüfung unterliegt (RG 31. 5. 16 IV 17/16) — 
das Mitglied wegen einer nicht in das Vereinsgebiet fallenden Tätigkeit zur Verantwortung u 
ziehen. Geldſtrafen des Vereins haben nicht die rechtliche Natur von Vertragsſtrafen (RG J 

1928, 2208, . aber RG Gruch 69, 91). Ehrenmitglieder und ausländiſche korreſpondierende 
Mitglieder ſind der Vereinsgerichtsbarkeit nicht unterworfen, wenn das Gegenteil nicht zweifelsfrei 
in der Satzung zum Ausdruck gebracht iſt (RG 22. 2. 17 IV 289/16). — Von dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage unterſcheidet ſich der Vertrag über Errichtung des Vereins — der vielfach als 
ſozialrechtlicher Geſamtakt bezeichnet wird — darin, daß ſeine Gültigkeit durch Mängel, welche 
die Beteiligung des einzelnen Mitglieds betreffen, grundſätzlich nicht beeinträchtigt wird. Das 
gleiche iſt für die Errichtung des nicht rechtsfähigen Vereins anzunehmen. Es handelt ſich bei 
der Gründung des Vereins zwar um keinen gegenſeitigen Vertrag, aber um ein Rechtsgeſchaft 
des Perſonenrechts (RG 100, 1). Der Einzelne kann daher feine Beteiligung wegen Irrtums, 
Betrugs uſw. als unwirksam anfechten (a. A. v. Tuhr S. 481 hinſichtlich der wirtſchaftlichen 
Vereine), ohne daß dies die Ungültigkeit der Satzung zur Folge haben muß. § 139 iſt dem⸗ 
gemäß nur beſchräukt anwendbar. Vgl. $ 60 A 1. — Damit die Satzung dem für die Eintragung 
zuſtändigen Amtsgericht eingereicht werden kann, iſt ſchriftliche Abfaſſung nötig (ſ. 9 59 Abſ 2). 
Die verleihende Behörde kann und wird in der Regel Einreichung der ſchriftlich abge faßten Satzung 
verlangen. Zur Gültigkeit des Errichtungsvertrags oder des Beitritts zum Verein bedarf es aber 
nicht der Schriftform. In der Satzung pflegen Beſtimmungen über die Beurkundung der Be- 
ſchlüſſe des Vorſtandes und der Mitgliederverſammlung getroffen zu werden. At Schriftlichkeit 
des Beſchluſſes für erforderlich erklärt, ſo wird dieſer Form im Zweifel ſchon dadurch genügt, 
daß ein ſatzungsgemäßes Protokoll hierüber aufgenommen iſt (RG JW 1912, 1872). Die Satzung 
kann, da ſie die Grundlage der Rechtsfähigkeit bildet und allgemein für das Rechtsverhältnis 
Dritten gegenüber maßgebend iſt, nur einheitlich ausgelegt werden. Dies führt dazu, daß eine 
Auslegung über den Wortlaut hinaus nur zuläffig ift, wenn ſie aus der Urkunde ſelbſt gewonnen 
werben kann (MG 101, 247). Über Nachprüfung durch das Reviſionsgericht RG 106, 123. Für 
die Auslegung der Satzung kann eine langjährige Übung von Wichtigkeit fein. Die Beſtimmungen 
über die Verſaſſung (über die Ordnung des Vereins und ſeiner Organe, über Erwerb und Verluſt 
der Mitgliedſchaft und Über Auflöfung des Vereins) bilden einen Teil der Satzung, auch wenn ſie 
in eine beſondere Urkunde, in einen Anhang zur Satzung aufgenommen fein ſollten (RG 73, 187), 
und können überhaupt nur in der Satzung getroffen werden. Auch die von den Mitgliedern an 
den Verein zu gemährenden Leiſtungen können nur durch die Satzung, nicht durch einfachen 
Beſchluß der Mitgliederverſammlung auferlegt werden. Ein ſolcher Beſchluß genügt nur, wenn 
es ſich um nähere Ausgeſtaltung der ſatzungsmäßig beſtimmten Leiſtungen handelt (vgl. RG 
3% 1916, 12812), In die Sapung gehören ferner die Beſtimmungen über Zuſammenſetzung und 
Zuſtändigkeit des in Vereinsſachen entſcheidenden Schiedsgerichts ſowie über das Verfahren 
vor dem Schiedsgericht. Die Frage, welche Gegenſtände nur durch Saßtzungsbeſchluß geregelt 
werden konnen, ift von beſonderer Wichtigkeit für eingetragene Vereine, weil $ 71 zur Wirkſamkeit 
einer Anderung der Satzung die Eintragung in das Vereinsregiſter erfordert. Eine Beſtimmung 
der Satzung, die infolge veränderter Geſetzgebung unausführbar geworden ift, kommt mit den 
an fie geknüpften Folgen, ohne daß fie durch Vereinsbeſchluß aufgehoben zu werden brauchte, 
ahne weiteres in Wegfall Rc 104, 349). — Die Satzungen der durch landesherrliche VO (oder 
88 der Behörde) gebildeten Zwangsverbände haben die Eigenſchaft von Geſetzesrecht 
Eich 25, 274; 38, 126; Jen 93, 31849; 06, 758%0 u. 09, 11748, Art 136 Ech), desgleichen die 
eee itwen und Waisen der Lehrer oder Geistlichen gebildeten Kaſſen (RG 


3. Das Recht, ſeine Angelegenheiten ſelbſtändig zu verwalten, iſt für den Beſtand des 
Vereins weſentlich. Der Vorſtand, Aufſichtsrat uſw. dürfen nicht im Wege des Vertrags in eine 
ſolche Abhängigkeit von einer außenſtehenden Perſon gebracht werden, daß damit dem Verein 
die Selbſtandigkeit genommen iſt. Dies würde der Val fein, wenn einer fremden Perſon eine 
berartige Einwirkung auf die Geſchäftsführung zugeſtanden wird, daß ſie die Ernennung und 
Entlaſſung der Geſchäftsführer und die Faſſung beſtimmter Beſchlüſſe durch den Aufſichtsrat 
und die Mitgliederverſammlung verlangen kann. Ein Vertrag, durch welchen ein beſtehender 
Verein in dieſer Weile geknebelt, in Abhängigkeit von einem Dritten gebracht und zu deſſen 
willenloſem Werkzeug herabgedrückt wird, ſodaß der Vorſtand nicht mehr ſelbſtändiges Willens⸗ 
organ des Vereins bleibt, kann nach $ 138 nicht als gültig angeſehen werden (RG JW 1913, 91611; 
fl. auch RG 3, 123). Und ein Verein, dem von vornherein das Selbſtändigkeitsrecht entzogen 
N, kann überhaupt nicht zur Entſtehung kommen. Nicht unzuläſſig ift es, wenn hinſichtlich der 


40 Allgemeiner Teil Perſonen 


Gewinnverteilung dem Ermeſſen eines Dritten ein gewiſſer Einfluß eingeräumt wird. Ein 
Verein, der im öffentlichen Intereſſe liegende Beſtrebungen verfolgt, kann ſich insbeſondere durch 
Vertrag mit der Behörde einer dem Zwecke des Vereins entſprechenden Begrenzung der Gewinn⸗ 
verteilung unterwerfen (vgl. RG 83, 377). 
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Der Verein muß einen Vorſtand !) haben. Der Vorſtand kann aus meh- 
reren ?) Perſonen beftehen. 

Der Vorſtand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich; er hat 
die Stellung eines geſetzlichen Vertreters) ). Der Umfang feiner Vertre- 
tungsmacht kann durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte beſchränkt wer⸗ 
den ö). 

E 1 44 Abſ 1 u. 4 II 25; M 1 9a ff., 97 ff.; P 1 506 ff., 513; 6 114. 

1. Der Vorſtand bildet das notwendigſte Vereinsorgan. Ohne den Vorſtand würde 
der Verein überhaupt nicht in Tätigkeit treten können. Er iſt ein von der Mitgliederverſammlung 
verſchiedenes Gebilde, wenn auch in der Satzung beſtimmt werden kann, daß die ſämtlichen 
Mitglieder den Vorſtand bilden. Ohne eine ſolche Beſtimmung iſt dies nicht anzunehmen, da 
der für die Geſellſchaft geltende Grundſatz des § 709 Satz 1 nicht auf den Verein übertragen 
werden kann (a. A. Hölder A 3 — vgl. hinſichtlich der Gewerkſchaft R J 1915, 5277). Trifft 
die Satzung nicht in anderer Weiſe Vorſorge, jo iſt der Vorſtand nach § 27 A 1 von der Mitglieder- 
verſammlung zu wählen. Außer dem Vorſtande können noch andere Vereinsorgane beſtehen. 
Es können für gewiſſe Geſchäfte beſondere Vertreter beſtellt ſein ($ 30). Es kann ein Aufſichtsrat, 
ein Ehrenrat uſw. eingerichtet fein. Iſt zwiſchen Vorſtand und Mitgliederverſammlung eine 
Meinungsverſchiedenheit über die ordnungsmäßige Wahl eines Vereinsgliedes, über deſſen 
Befugniſſe uſw. entſtanden, indem der Vorſtand entgegen der Mitgliederverſammlung die Wahl 
nicht anerkennt und den Gewählten nicht zu den Geſchäften heranzieht, ſo ſteht nichts entgegen, 
daß der Gewählte gegen den Verein auf Anerkennung ſeiner Rechte klagt. Es handelt ſich auch 
hier um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, deren Entſcheidung den Gerichten nicht entzogen 
iſt (a. A. RG 79, 409, welche Entſcheidung die Einmiſchung der Gerichte in derartige innere 
Vereinsangelegenheiten für ausgeſchloſſen hält, die Mitgliederverſammlung darauf verweiſt, 
ihren Willen durch Entlaſſung des Vorſtandes durchzuſetzen und dem einzelnen nur hilfsweise 
die Klage gegen die widerſtrebenden Vorſtandsmitglieder gewährt). — Die Freiheit der Vereins⸗ 
mitglieder, ein Vereinsamt anzunehmen, kann in der Regel durch vertragsmäßige Abmachungen 
nicht beſchränkt werden ($ 138 — vgl. RG 57, 205; 131, 179). Über Beſchränkungen des Stimm⸗ 
rechts ſ. §32 A 3. Es iſt nicht rechtsmißbräuchlich und ſittenwidrig, wenn der Vorſtand als Vereins- 
mikglied bei feiner Wahl oder bei feiner Abberufung mitſtimmt (vgl. R 138, 98 betr. eine GmbH, 
wo aber die Frage nicht entſchieden iſt). S. § 34 A 1. — Dem Vorſtand können auch Nichtmit⸗ 
glieder des Vereins angehören (a. A. Hölder A 1). 

2. Soll der Vorſtand aus mehreren Perſonen beſtehen, ſo muß dies in der Satzung feſtgeſetzt 
werden. Es genügt jedoch, wenn in der Satzung die Zuſammenſetzung des Vorſtandes aus 
mehreren Mitgliedern für zuläffig erklärt und die Höchſtzahl dieſer Mitglieder beſtimmt wird. 
Über das Vertretungsrecht bei Vorhandenſein mehrerer Vorſtandsmitglieder ſ. 9 28 A 1. Beſteht 
der Vorſtand teilweiſe aus Mitgliedern, die mit der Geſchäftsführung betraut ſind, teilweiſe aus 
andern Mitgliedern (Geſamtvorſtand), ſo bilden nur die erſteren den Vorſtand im Sinne des 
826, während im übrigen der als Vorſtand bezeichnete Ausſchuß den Charakter eines Aufſichtsrats 
hat (vgl. Planck A 5; RIA 11, 265; KG Recht 1929 Nr 1455). 

3. Dem Vorſtande gebührt die unbeſchränkte gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
in allen Angelegenheiten des Vereins, und zwar hat der Vorſtand hierbei die Stellung eines ge⸗ 
setzlichen Vertreters (vgl. 99 52, 56, 241, 246, 473, 474, 171, 184 ZPO — auch $ 206 BOB iſt ent- 
ſprechend anwendbar, Planck A 3). Ein richterlicher Eid, der den geſetzlichen Vertretern auferlegt 
wird, iſt von den zur Zeit des Urteilserlaſſes, nicht zur Zeit der Eidesabnahme vorhandenen 
Vorſtandsmitgliedern zu leiſten (R& 116, 139). Die Stellung als geſetzlicher Vertreter zeigt 
ſich auch darin, daß die Rechte des Vereins ſelbſt in ſolchen Fallen, wo eine Vertretung an ſich 
unſtatthaft iſt, durch den Vorſtand wahrzunehmen ſind, was im Grunde darauf beruht, daß die 
Handlungen des Vorſtandes die eigenen Handlungen des Vereins find (vgl. $ 31). Das BGB 
hat davon abgejehen, geradezu zu beſtimmen, daß der Vorſtand geſetzlicher Vertreter ſei, um in 
den wiſſenſchaftlichen Streit, ob die juriſtiſche Perſon als ein willensunfähiges Gedankengebilde 
ſich darſtellt oder eine wirkliche Perſönlichkeit hat (vgl. Vorbem 1 vor $ 21), nicht einzugreifen. 
Der Vorſtand iſt hiernach nicht geſetzlicher Vertreter des für ſich allein geſchäftsunfähigen Vereins, 
ſondern Willensorgan des als Willensſubjekt gedachten Vereins, der kraft Geſetzes unmittelbar 
durch ihn handelt. Die Vertretungsbefugnis des Vorſtandes geht ſowohl dahin, daß er Rechts⸗ 
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handlungen für den Verein en au als 1 e 
erein vorgenommen werden dürfen (tätige un tretung). 5 
be e ede e d e ere 
ſtandes beſeitigt wäre, wohl aber beſchrän 5 97, vgl. dieſerhalb für eingetragene 
der Beſchränkung berufen können (RG im Recht 07 Nr 2497, vgl. die Die Bertreiungsber 
: 67, 68, 70. Anders im Falle des § 28 Abſ 2, ſ. A 2 daſ.). Die 1 
Pe 9185 darin beſtehen, daß dem Vorſtande die Vornahme beſtimmter Arten e 
handlungen unterſagt oder nur unter beſtimmten Bedingungen — Willenserklärung 1 ni 
Form, Zuſtimmung der Mitgliederverſammlung, Zuſtimmung eines Angeftellten 1 15 ai ben 
wird. Die Geſchäfte können auch zwiſchen mehreren Vorſtandsmitgliedern un 3 U en 
Vorſtandsmitgliedern und einem beſonderen Vertreter ($ 30) derart geteilt 111 1 7 515 
jeder nur für einen beſtimmten Geſchäftszweig vertretungsberechtigt iſt. 1 en 15 ae 
Satzungsbeſtimmung auferlegte Beſchränkung (z. B. eine von der Win we 91 Sl 
für einen einzelnen Fall erteilte Anweiſung) hat gegen den Dritten keine Wir ng ( 1 8 98 95 
Nicht beſchränkbar iſt die Befugnis zur Entgegennahme von F 1 
Durch Verfügungen, die erkennbar außerhalb des Rahmens des Vereinszwe ; 10 55 a 
der Vorſtand den Verein nicht verpflichten (Staudinger A 7; abw. Planck A 4; vg : Enke 
Bei juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts muß ſich der geſetzliche Vertre 30 rege 10 Sig 
im Rahmen des ihm zugewieſenen Geſchäftskreiſes halten. Auf die Vertretungsbefugn 9 55 
Vorſtandes iſt es an ſich ohne Einfluß, daß der von ihm geſchloſſene Vertrag einen gej 0 i 
rigen oder unſittlichen Zweck verfolgt. Ein derartiger Vertragsinhalt macht den Ver vo — 
im Gegenſatz zu einer bloß einſeitigen Verfügung — nur ungültig, wenn der Sachverhaltlauch 
dem Vertragsgegner bei Eingehung des Vertrags klar war, wenn alſo ein argliſtiges Zuſammen⸗ 
wirken beider Teile ſtattgefunden hat (RG JW 1912, 5262, vgl. auch RG 94, 320). Das gleiche 
gilt für den Fall, daß die Vertretungsbefugnis von dem Vorſtande zu eigennützigen: Zwecken 
mißbraucht wird. Iſt in der Satzung einem Mitgliede des Vorſtands die Vertretungsbefugnis 
unter Ausſchluß der übrigen übertragen, ſo können dieſe im Rechtsſinne (vgl. A 2 a. E) nicht als 
Vorſtandsmitglieder gelten. Dem Vorſtande verbleibt die Vertretungsbefugnis nach außen 
auch dann, wenn nach den die innere Verfaſſung regelnden Satzungsbeſtimmungen in der 
fraglichen Angelegenheit eine andere Vereinsſtelle, W Auſſichtsrat uſw. beſchließen ſoll. 
Durch ein dem Vorſtande auferlegtes Veräußerungsverbot werden übrigens die Glaubiger des 
Vereins nicht gehindert, die betreffenden Vermögensgegenſtände zu ihrer Befriedigung in An- 
ſpruch zu nehmen. Die Satzungsbeſtimmung, daß der Vorſtand außer mit ſeinem Namen auch 
mit dem Namen des Vereins zu unterzeichnen habe, enthält nur eine Ordnungsvorſchrift. Das 
Fehlen des Vereinsnamens macht die Erklärung nicht unwirkſam (KG in JW. 1933, 13311). — 
Die Klage eines Mitglieds gegen den Verein auf Feſtſtellung der Ungültigkeit eines Vorſtands⸗ 
beſchluſſes ſetzt ein e e nach $ 256 ZPO voraus, verſagt alſo, wenn der Beſchluß 
ſpäter beſtätigt iſt. MG Jed 1928, 706“. — Der Verein iſt auch ſeinen Mitgliedern gegenüber 
für den Schaden verantwortlich, den dieſe dadurch erleiden, daß die Vereinsorgane ihre Obliegen- 


heiten (Sorge fur ſichere Aufbewahrung der Kleidungsſtücke der Mitglieder in dem Garderoben⸗ 
zaume eines geſelligen Vereins) nicht erfüllen. RG 103, 266. Mißachtet der Vorſtand den ſich 
an einer regelrechten Wahl kundgebenden Willen der Mitglieder, ſo hat das beeinträchtigte 
=. die Mitgliederverſammlung anzurufen. RG 79, 411. 5 

Der Beſitz wird dem Vereine durch Handlungen des Vorſtandes erworben, der auch hierbei 
die Stellung eines Vertreters, nicht eines Beſitzdieners hat (a. A. Dernburg III § 14 unter 7). 
Der Beſit des Vorſtandes wird der juriſtiſchen Perſon als eigener Beſitz zugerechnet (Förtſch in 
Gruch 43, 545). Es iſt deshalb nicht richtig, dem Vorſtande (ogl. OL 5, 148) den unmittelbaren 
und der juriſtiſchen Perſon den mittelbaren Beſit (5868) zuzuſchreiben (vgl. 8854 A 5). Die An⸗ 
geſtellten der juriſtiſchen Perſon ſind dagegen regelmäßig als Beſitzdiener (8 855) anzuſehen. 
Bei einer Gemeinde kann der Beſitz auch durch Benutzungshandlungen der Gemeindemitglieder 
erworben werden, wenn es ſich um Sachen handelt, an denen den Gemeindemitgliedern ein 
Benutzungsrecht zukommt. 


8 27 

Die Beſtellung des Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß der Mitglieder 
verſammlung 1). 

Die Beſtellung iſt jederzeit widerruflich 2), unbeſchadet des Anſpruchs auf 
die vertragsmäßige Vergütung. Die Widerruflichkeit kann durch die Satzung 
auf den Fall beſchränkt werden, daß ein wichtiger Grund für den Widerruf 
vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder 
Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäfts führung. 
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Auf die Geſchäftsführung ?) des Vorſtandes finden die für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften der 88 664 bis 670 entſprechende Anwendung. 
E 1 44 Ubi 2 u. 3 II 26; M 1 95 ff.; P 1 500 ff., 552 ff. 2 377 ff. 


1. Die Vorſchrift des 5 27 Abſ 1 iſt durch die Satzung abänderlich ($ 40). Die Beſtellung des 
Vorſtandes oder das Vorſchlagsrecht kann deshalb auch einem andern Vereinsgliede z. B. dem 
Aufſichtsrat oder beſtimmten Mitgliedern oder einem Dritten, insbeſondere einer Behörde, über⸗ 
tragen werden. Auch die Satzung ſelbſt kann eine beſtimmte Perſon zum Vorſtande beſtellen oder 
ihr ein Recht auf Bestellung einräumen. Einem mehrgliedrigen Vorſtande kann das Recht der 
Selbſtergänzung gewährt werden. In Ermangelung einer andern Beſtimmung hat die Mit⸗ 
gliederverſammlung den Vorſtand zu wählen. Die Wahl erfolgt nach den für die Beſchluß⸗ 
faſſung geltenden Regeln (§ 32 A 3). Das Recht der Vertretung erlangt der Vorſtand kraft der 
Beſtellung, die ein einſeitiges Rechtsgeſchäft bildet, von dem ihm eine beſondere Mitteilung 
nicht gemacht zu werden braucht. Es genügt, daß er von der Beſtellung in irgendeiner Weiſe 
Kenntnis erhalten hat (a. A. RG 68, 385, Planck A 5, Staudinger A 5 b, die die Beſtellung als 
ein empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft anſehen; wie hier Dertmann A 1a). Doch wird der Vor⸗ 
ſtand, ſobald ihm die Beſtellung vom Verein mitgeteilt wird, als verpflichtet anzuſehen fein, ſich 
über die Annahme der Beſtellung alsbald (vgl. 58 147ff.) zu erklären, widrigenfalls das Recht 
auf Annahme erliſcht. Die Geſchäftsführungspflicht entſteht für den Vorſtand, falls nicht ein 
beſonderer Vertrag mit ihm geſchloſſen oder er als Mitglied nach der Satzung zur Übernahme 
des Amtes verbunden iſt, erſt durch die Annahme der Beſtellung. Eine Verpflichtung hierzu 
kann der beſchränkt Geſchäftsfähige nur mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters übernehmen. 
Mit Rückſicht hierauf wird der Regel nach anzunehmen ſein, daß auch die Ermächtigung zur Ver⸗ 
tretung erſt mit Erteilung der Aae des geſetzlichen Vertreters zur Geſchäftsführung 
wirkſam werden ſoll. Verlängerung der ſatzunggemäßen Amtsdauer durch die Mitgliederver⸗ 
ſammlung iſt zuläffig, wenn der Vorſtand gültig gewählt war, RGS 6. 1. 30 IV 744/28. 

2. Das Widerrufsrecht ſteht in der Regel derſelben Stelle zu, welche den Vorſtand zu 
beſtellen hat. Daß daneben auch die Mitgliederverſammlung allgemein zum Widerruf berechtigt 
wäre (fo Staudinger A 9, ähnlich v. Tuhr S. 534), iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen (vgl. 
OLG 32, 330). In der Ausſchließung eines Mitglieds aus dem Verein ift zugleich ein Widerruf 
der Beſtellung zum Vorſtandsmitglied zu finden (RG SeuffA 77 Nr 17), unter Umſtänden ſelbſt 
dann, wenn die Ausſchließung ungültig ift (NG Lg 1921, 744). Beſtimmt die Satzung, daß ein 
Mitglied nur durch einſtimmigen Beſchluß des Vorſtands ausgeſchloſſen werden kann, ſo bezieht 
ſich das nicht ohne weiteres auf den Ausſchluß eines Vorſtandsmitglieds durch die übrigen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder, RG HRR 1932 Nr 1638. Die Zuläſſigkeit des Widerrufs kann auf den Fall, 
daß ein wichtiger Grund vorliegt (vgl. 88 671, 712), beſchränkt, nicht aber in noch weiterem Maße 
ausgeſchloſſen werden, da ſonſt der Vorſtand zum unbeſchränkten Herrn des Vermögens gemacht 
würde (vgl. RG 3, 129). Unzuläſſig find auch Vereinbarungen, welche das Recht, die Beſtellung 
aus wichtigem Grunde zu widerrufen, durch Feſtſetzung hoher Entſchädigungsſummen oder 
ſonſtiger Nachteile derart erſchweren, daß feine Ausübung dem Vereine nicht wohl möglich iſt 
(ogl. RG 61, 328; 75, 238; JW 1915, 11065). Für den Anſpruch des Vorſtandsmitgliedes auf 
Fortbezug der Vergütung kommt es darauf an, ob das Vertragsverhältnis (A 3) wirkſam beendet 
iſt. Über Einräumung eines Sonderrechts auf Mitgliedſchaft im Vorſtande ſ. § 35 A 1. 

3. Der Vertrag zwiſchen dem Vereine und dem Vorſtande iſt, wenn der Vorſtand eine 
Vergütung erhält, nach den Regeln des Dienſtvertrags, ſonſt nach den Regeln des Auftrags zu 
beurteilen. Hierbei iſt allerdings der Eigenart des Verhältniſſes, indem der Vorſtand eine ſelb⸗ 
ſtändigere Stellung einnimmt wie ſonſt der Beauftragte oder Dienſtverpflichtete, Rechnung zu 
tragen, ohne daß aus dieſem Grunde mit der herrſchenden Meinung ein beſondersartiger ſozial⸗ 
rechtlicher Vertrag angenommen zu werden braucht. Hinfichtli der Geſchäftsführung ſind 
in Ermanglung einer andern Vereinbarung die (nach § 713 auch bei der Geſellſchaft geltenden) 
Beſtimmungen der $$ 664—670 entſprechend anwendbar, die $$ 665 u. 666 natürlich nur inſoweit, 
als in der fraglichen Beziehung ein Unterordnungsverhältnis des Vorſtandes beſteht. Dieſe 
Beſtimmungen verhalten ſich darüber, daß die Ausführung des Auftrags und der Anſpruch des 
Auftraggebers auf die Ausführung im Zweifel nicht übertragbar iſt (§ 664). Der Beauftragte 
darf ferner nach $ 665 von den Weiſungen des Auftraggebers nur abweichen, wenn er auf deſſen 
Billigung rechnen kann. Er iſt nach § 666 zur Auskunftserteilung und Rechenſchaftslegung, 
gemäß 88 667, 668 zur Herausgabe und, falls er das herauszugebende Geld für ſich verwendet 
hat, zur Verzinſung verpflichtet. Der Auftraggeber hat ihm 2159 8 669 auf fein Verlangen Vor⸗ 
ſchuß zu leiſten und nach $ 670 ihm die Aufwendungen, die er für erforderlich halten durfte, zu 
erſetzen. Die Kündigung des Vertragsverhältniſſes iſt dem Vorſtandsmitgliede und dem Ver⸗ 
eine, wenn ein dauerndes Dienſtverhältnis mit feſten Bezugen eingegangen iſt, ohne Einhaltung 
der vertragsmäßigen Kündigungsfriſt nur aus wichtigem Grunde ($$ 626, 627), ſonſt unbeſchränkt, 
nur nicht zur Unzeit (58 627, 671, 675) geſtattet. Verſchieden von dem Kündigungsrecht iſt das 
in A 2 behandelte Widerrufsrecht. Wird aber durch rechtmäßige Kündigung das Vertragsver⸗ 
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ältnis aufgelöft, fo ift damit zugleich die Beſtellung des Vorſtandsmitgliedes widerrufen. — Als 
a a a des Bosſtandes, das ihn Dritten gegenüber erſatzpflichtig machen kann, 
iſt es anzuſehen, wenn er Veröffentlichungen in Vereinsangelegenheiten unter ſeinem Namen, 
ohne den Inhalt geprüft zu haben, zuläßt (RG 16. 3. 06 11 351/05). Wegen Verletzung ſeiner 
Pflichten haftet der Vorſtand nur dem Verein, nicht den Mitgliedern (R6 59, 50 betr. G. m. b. H., 
Planck A 7. Vgl. auch § 54 Abſ 2 und wegen der Haftung des Vereins $ 26 A 3), auch der 
Regel nach (ſ. jedoch 9 42 A 2) nicht den Glaubigern. Durch eine von dem Vorſtande vorgenommene 
Verteilung der Geſchäfte unter die Mitglieder werden die bei der Geſchäftsführung nicht mit⸗ 
wirkenden Mitglieder von der allgemeinen Aufſichtspflicht nicht befreit. — Der Vorſtand kann 
nach Maßgabe des Vertrags oder der Satzung oder der geſetzlichen Beſtimmungen ($$ 626, 671) 
ſein Amt niederlegen. 


8 28 
Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, fo erfolgt die Beſchluß⸗ 


faſſung nach den für die Beſchlüſſe der Mitglieder des Vereins geltenden 
Vorſchriften der 88 32, 341) 3). Ih 
Iſt eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber abzugeben, fo genügt 


die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorſtandes 2) 3). 
E 1 44 Ab 5 u. 6 II 27; M1 o0 ff.; P 1 512 ff.; 6 114 ff. 


1. Die Anwendbarkeit der $$ 32 u. 34 ergibt, daß die Beſchlußfaſſung des mehrglledrigen 
Vorſtandes, falls nicht ſämtliche Mitglieder ſchriftlich ihre Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe 
erklären, nur in einer Sitzung erfolgen kann, zu der ſämtliche Vorſtandsmitglieder in dieſer ihrer 
Eigenſchaft unter Mitteilung des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung eingeladen find. Der Beſchluß 
iſt nach Stimmenmehrheit der erſchienenen und an der Abſtimmung ſich beteiligenden Mitglieder 

u faſſen, wobei die Stimmen der perſönlich intereſſierten Mitglieder ($ 34) nicht mitzuzählen 
ind. Hat ein Vorſtandsmitglied ſeine Erklärung über den Beſchluß ſich vorbehalten, ſo iſt darin 
bis zur Erteilung ſpäterer Zuſtimmung eine Ablehnung zu ſehen (vgl. Rh JW 1913, 99428). 
Über die Beurkundung der Beichlüffe vgl. $ 25 A 2. Dem Dritten gegenüber wird der ordnungs⸗ 
maßig gefaßte Beſchluß at wirkſam, wenn er ihm mitgeteilt wird. Bis dahin handelt es ſich 
bei dem geſaßten Beſchlu um eine innere Angelegenheit (vgl. über Beſchlüſſe des Magiſtrats 
NS 89, 442). Durch die Mitteilung an den Dritten wird eine Befugnis zur tätigen Vertretung 
des Vereins ausgeübt, für welche in Ermanglung anderer Beſtimmungen die gleichen Grund⸗ 
ſätze Bo müſſen, wie fie in $ 28 Abſ 1 für die Beſchlußfaſſung gegeben find (vgl. Schack in 
Gruch 61, 864 ff.). Den Vorſtandsmitgliedern, die vorſchriftsmäßig den Beſchluß gefaßt haben, 
iſt es unbenommen, die Wirkſamkeit des Beſchluſſes nach außen dadurch herbeizuführen, daß ſie 
dem Dritten den Beſchluß mitteilen (ogl. Dertmann 15). Die Vorſtandsmitglieder, die gemäß 
$ 28 Abſ 1 den Willensentſchluß für den Verein nach innen gefaßt haben, können ihn auch nach 
außen erklären Pland A 2). Die Mitteilung kann auch durch das von ihnen hierzu bevollmächtigte 
Vorſtandsmitglied erfolgen, und auch ohne beſondere Bevollmächtigung darf es als im Sinne 
der Tagung liegend angefehen werden, daß der Vorſitzende des Vorſtandes kraft feiner Geſchäfts⸗ 
leitungsbefugnis hierzu berechtigt iſt. — 9 erſorderlich iſt es, daß die Mitteilung von sämtlichen 
Vorſtandsmitgliedern (a. A. Staudinger A 11a zu $ 26) oder der Mehrheit der vorhandenen Vor⸗ 


ſtandsmitglieder (a. A. v. Tuhr S. 531 En t h iltigkeit 
bes Beſchluſes lan durch ri „Enneccerus $ 102 Note 8) ausgeht. Die Ungültigkei 


0 Mitteilung inſofern geheilt werden, als darin eine neue gültige 
Deſchlußfaſſung zu ſehen ift, Über Heilung durch Beſtätigung der Mitgliederverſammlung vgl. 
Ach Warn 1913 Nr 182. Die Vorſchriften der $8 28 u. 32 find abänderlich (8 40). Durch die 
Satzung kann beſtimmt werden, daß ein einzelnes Mitglied des Vorſtandes oder einige der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder zur Vertretung des Vereins nach außen hin ermächtigt ſind (RGSt 42, 219). 
Durch die Satzung kann ferner angeordnet werden, daß ein jedes Vorſtandsmitglied in allen Ver⸗ 
eins angelegenheiten ſelbſtandig handeln kann, in welchem Falle (vgl. $ 711) angenommen werden 
darf, daß jedes andere Vorſtandsmitglied ein — allerdings nicht nach außen wirkendes — 
Widerrufsrecht hat (v. Tuhr S. 530). kann unter Ausſchaltung des Mehrheitsgrundſatzes in 
der Satzung auch feſtgeſetzt werden, daß die Vorſtandsmitglieder oder eine beſtimmte Anzahl von 
ihnen nur gemeinſchaftlich für den Verein handeln dürfen (Geſamt⸗ oder Kollektivvertre⸗ 
tung — vgl. hierüber Riſch in Gruch 64, 3ff.), was in § 44 des erſten Entwurfs allgemein für 
Vereine vorgeſehen war und namentlich bei Handelsgeſellſchaften, Aktiengeſellſchaften uſw. die 
Regel iſt. (Über die fog. unechte Geſamtvertretung (durch den Prokuriſten und ein Vorſtands⸗ 
mitglied) bei der Attiengeſellſchaft vgl. RG 134, 303.) Es genügt hier, daß die Willenserklärung 
des einen Vertreters mit Ermächtigung oder nachträglicher Genehmigung des andern Vertreters 
erfolgt. Die frühere Anſicht des Reichsgerichts, daß die Genehmigung ſtets dem Dritten gegen⸗ 
über erklärt werden müſſe und daß ebenſo die für die Genehmigung bedeutſamen Handlungen 
oder Unterlaſſungen dem Dritten gegenüber in Erſcheinung treten müſſen (vgl. RG 75, 419), 
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ift jetzt in dem Urteil des RG 81, 325 aufgegeben. Eine ſolche Kundgebung dem Dritten gegen- 
über iſt nur zu erfordern, wenn der Geſamtvertreter das Rechtsgeſchäft nicht als ein fertiges 
abgeſchloſſen, ſondern durch ſein Auftreten als Se die Mitwirkung (Mitunterſchrift 
usw.) des zweiten Vertreters vorbehalten hat. Feſtzuhalten iſt aber daran, daß ein den Verein 
verbindendes Rechtsgeſchäft immer erſt dann vorliegt, wenn die Genehmigung des zweiten Ver⸗ 
treters erteilt wird. In dieſem Zeitpunkt muß daher das Einverſtändnis des erſten Vertreters 
noch vorhanden ſein. Zum Zuſtandekommen eines Rechtsgeſchäfts iſt bei der Geſamtvertretung 
die Übereinftimmung ſämtlicher Vertreter nötig. Zur Annahme einer Nichtigkeit oder An⸗ 
fechtbarleit des Rechtsgeſchäfts genügt es deshalb, wenn auch nur in der Perſon eines der Ver⸗ 
treter ein Nichtigkeits⸗ oder Anfechtbarkeitsgrund vorhanden iſt (Rh 78, 354). Auf andere 
Handlungen als Willenserklärungen erſtreckt ſich die Notwendigkeit des Zuſammenwirkens nicht. 
Die Kenntnis einer Tatſache ſeitens eines Geſamtvertreters oder Vorſtandsmitgliedes iſt 
der juriſtiſchen Perſon als eigene Kenntnis zuzurechnen (RG 81, 433; Warn 1912 Nr 1, 1927 Nr 77; 
JW 1911, 10132; 1914, 4011; 24. 10. 18 VI 182/18; 7. 5. 1928 IV 600/27), und zwar auch in 
dem Falle, daß er beim Abſchluß des Geſchäfts nicht mitgewirkt hat, ſofern er es ſchuldhaft unter ⸗ 
läßt, feine Kenntnis den übrigen Vertretern mitzuteilen. Die juriſtiſche Perſon haftet deshalb 
gemäß $ 31, wenn auch nur der eine Vertreter innerhalb feines Geſchäftskreiſes bewußt unwahre 
Auskunft erteilt oder ſonſt argliſtig gehandelt hat (RG 2. 12. 07 VI 79/07; RG 57, 94; 78, 354 
oben; 81, 436; JW 1915, 999%); bez. einer ſolchen Haftung bei vertraglichem Verſchulden vgl. 
NG 110, 145. Das Geſagte gilt nicht, wenn es ſich um das Wiſſen eines früheren Vorſtands⸗ 
mitgliedes handelt (RG SeuffA 77 Nr 65). Die Satzungsvorſchrift der Geſamtvertretung kann 
17 dadurch beſeitigt werden, daß der eine Vertreter die Geſamtheit ſeiner Rechte auf den andern 
überträgt. 

2. Die Vorſchrift des Abſ 2 über Willens erklärungen gegenüber dem Bercine, die dem 
Dritten die Berechtigungsprüfung abnehmen will, enthält zwingendes Recht ($ 40). Eine An⸗ 
wendung des gleichen Grundſatzes findet fi in $ 171 3 PO, vgl. RG 53, 230. Die Zuſtellung 
an einen Vorſteher genügt, auch wenn dieſer ſatzungsmäßig nicht zur Vertretung befugt ſein ſollte 
(RG IW 06, 4719). Nicht zur Empfangnahme der Erklärung iſt derjenige Vorſteher befugt, von 
welchem die Erklärung ausgegangen iſt ($ 181), vgl. Rö 7, 404 (Klagezuſtellung). 

3. Für die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes hat 28 keine Geltung (vgl. § 86 A 2). 
Über die Willenserklärungen eines Schulvorſtandes ſ. RG 58, 62; über Vertretung einer Betriebs- 
krankenkaſſe RG Gruch 52, 1175. 


8 29 

Soweit die erforderlichen Mitglieder des Vorſtandes fehlen, ſind ſie in 
dringenden Fällen für die Zeit bis zur Hebung des Mangels auf Antrag eines 
Beteiligten von dem Amtsgerichte zu beſtellen, in deſſen Bezirke der Verein 
feinen Sitz hat 1). 

E 1 44 Abf II 28; M 1 100; P 1 515 ff. 

1. Die Vereine unterſtehen nicht der gerichtlichen Aufficht. Ausnahmsweiſe hat aber das 
Amtsgericht auf Antrag eines Beteiligten zur Hebung eines Vertretungsmangels, mögen nun 
die ſatzungsmäßig zur Beſchlußfaſſung erforderlichen Vorſtandsmitglieder nicht vorhanden oder 
aus tatſächlichen oder Rechtsgründen ($$ 34, 28) verhindert fein, bei Vorliegen eines dringenden 
Bedürfniſſes einzugreifen. Auch die Verweigerung der Geſchäftsführung durch die Vorſtands⸗ 
mitglieder kann die Erſatzbeſtellung durch das Amtsgericht rechtfertigen (a. A. Planck A La). 
Die von ihm beſtellten Vorſtandsmitglieder bleiben ſo lange im Amt, bis der Verein in anderer 
Weiſe für die Vertretung geſorgt hat oder das Vertretungsbedürfnis weggefallen iſt (a. A. Schack 
in Gruch 61, 854, der die Vertretungsbefugnis bis zur Aufhebung der Beſtellung durch das 
Amtsgericht fortdauern laſſen will). Doch kann über die Dauer der Vertretung in dem Beſchluſſe 
des Amtsgerichts, auf deſſen Auslegung es ankommt, eine andere Feſtſetzung getroffen fein (R& 
JW 1918, 3611). Die Beſtellung kann auch nur für eine beſtimmte Handlung erfolgt ſein. Zu 
weiteren Maßregeln (vgl. $ 1846) ift das Amtsgericht nicht befugt. Nur wird es, um eine zur 
Übernahme des Amtes geneigte Perſon zu finden, den Betrag der von dem Vereine zu gewähren⸗ 
den Vergütung in dem Sinne feſtſetzen können, daß die Dienſte der neu beſtellten Vorſtands⸗ 
mitglieder nur gegen Leiſtung dieſer Vergütung in Anſpruch genommen werden können (abw. 
Schack a. a. O. S. 859). Der Beſchluß wird wirkſam mit Zuſtellung an den Antragſteller (§ 16 
FGG). Die vom Amtsgericht ausgehende Beſtellung hat ebenſo wie die Beſtellung eines Vor⸗ 
mundes (vgl. 8 1774 A 2) rechtsgeſtaltende Wirkung (MG 105, 403; JW 1918, 3611; ogl. 
KO 34 A 169). Die Beſtellung eines Pflegers für die juriſtiſche Perſon iſt durch die in 9 29 
beſtimmte Regelung ausgeſchloſſen. Durch dieſe Regelung ift zugleich für die Vertretung im 
Prozeſſe — $ 57 880 greift hier nicht ein — Vorſorge getroffen. Das Prozeßgericht hat nur zu 
prüfen, ob die Beſtellung nach § 29 formell gültig vorgenommen iſt (vgl. RG JW 1918, 362). 
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Der durch Gef. v. 4.8.14 den Kriegsteilnehmern gewährte Schutz iſt auf juriſtiſche Perſonen 
nicht auszudehnen, weil hier dem praktiſchen Bedürfniſſe durch die Vorſchrift des $ 29 genügt iſt 
(Güthe in Gruch 59, 28). — 8 29 findet auch Anwendung auf die juriſtiſchen Perſonen des 
Handelsrechts (K GJ 34 A 55; DLG München in 23 1916, 722). Die Anwendbarkeit auf G. m. b. H. 
iſt anerkannt vom RG 68, 180. Auf Kommanditgeſellſchaften auf Aktien (RG 74, 301), nicht 
rechtsfähige Vereine und off. Handelsgeſellſchaften (KJ 49A 274) iſt die Beſtimmung nicht 
auszudehnen. Beim Fehlen eines Vorſtandes ſind hier die Geſchäfte vorläufig von den Vereins ⸗ 
mitgliedern gemeinſchaftlich zu führen (RG 78, 55). 8 29 ift ergänzend neben $ 127 PrAllgBergcheſ 
anwendbar (Bay Obsch in JW. 1925, 18801; vgl. auch RG 86, 342). Über die Anwendbarkeit 
des § 29 in dem Falle, daß — wie es neuerdings öfter geſchieht — vom Staate kommiſſariſch 
ein Vorſtand an Stelle des bisherigen eingeſetzt wird, vgl. Aufſ. JW 1933, S. 1376, 2193. 


8 30 


Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß neben dem Vorſtande für 
gewiſſe Geſchäfte beſondere Vertreter zu beſtellen find. Die Vertretungs- 
macht eines ſolchen Vertreters erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Nechtsgeſchäfte, 
die der ihm zugewieſene Geſchãäftskreis gewöhnlich mit ſich bringt !). 
& II 29; P 1 820 ff. 
1. Regelmäßig bildet der Vorſtand den Mittelpunkt für die Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten des Vereins. Es ift aber auch zuläſſig, im Rahmen der Satzung oder der organiſatoriſchen 
n Beſtimmungen beſondere Vertreter zu beſtellen, RG 91,4 — nal. über dieſe: 
arrentrapp, Der beſondere Vertreter nach $ 30 BG —, benen unbeſchadet der im allgemeinen 
und namentlich für das Innenverhältnis beſtehenden Unterordnung unter den Vorſtand für einen 
beſondern Geſchäftskreis eine ſelbſtändige Stellung übertragen iſt. Auch der beſondere Vertreter 
des 8 30 iſt als ein verfaſſungsmaßig berufener Vertreter im Sinne des 9 31 anzufehen (RG 5 
279; a. A. v. Tuhr S. 540). Es kann dieſerhalb auf 5 31 A1 verwieſen werden. Die be ſondern 
Vertreter bilden in gleicher Weiſe wie der Vorſtand ein Glied des Vereins und haben innerhalb 
ihres dd die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Von dem Vorſtand unter⸗ 
ſcheidet ſich der heſondere Vertreter aber dadurch, daß feine Vertretungsbe fugnis ſich nur auf 
den ihm zugewieſe nen beſondern Geſchaſtskreis erſtreckt, und zwar mangels einer weitergehenden 
Ermächtigung nur auf diejenigen Rechtsgeſchäfte, die innerhalb dieſes Geſchäfts kreiſes der 
gewohnliche Betrieb mit ſich bringt. Eine Beſchräntung in letzterer Beziehung wirkt nach außen 
nur, wenn der Dritte die Beſchränkung gekannt hat oder hat kennen müſſen (RG 94, 320 f.; 
JW 1917, 2865). Die über die Beſtellung des Vorſtandes gegebenen Vorschein ſind mit Aus⸗ 
nahme des $ 29 auf Ne entſprechend anzuwenden. Wegen der Anmeldung und Eintragung 
1. 867 Al. Auch die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes können nach Maßgabe ihrer 
Verfaſſung einen beſonde ren geſetzlichen Vertreter haben (vgl. RG 64, 403; RG JW 1908, 2691 
Stadtingenieur). Kein ſolcher Vertreter iſt der Hilfsbeamte eines anderen Organs, der keine 
a 2 sy ne S. 851, 9391 und 8 89 A 2). — Nicht unter $ 30 fallen 
en, die vom and lediglich zur Vornahme von Verei eſchäften bevollmächtigt 

find (OLG 42, 196). Wegen ber Filialleiter ſ. 831 A1. 9 * 


8 31 
Der Verein ift für den Schaden verantwortlie 
glied des Vorſtandes oder ein anderer verf 
treter 1) durch eine in Ausführung der ihm 
gangene, zum Schadenserſatze verpflichtende 
fügt >), 
E 1 46 II 30; M 1 102 ff.; P 1 521 ff.; 6 144. 


1. Der 5 31 ordnet die Verantwortlichteit des Vereins für die Handlungen der Vertreter, 
ſeiner Willensorgane, mögen ſie rechtsgeſchäftlicher oder bloß tatſächlicher Natur ſein. Als ſolche 
kommen, im Gegenſatz zu den bloßen Angeſtellten, in Betracht die Vorſtandsmitglieder und „die 
anderen verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter“, welche Bezeichnung dasſelbe beſagt 
wie der in 9 30 gebrauchte Ausdruck „beſonderer Vertreter“. Aus $ 30 iſt zu entnehmen, daß ein 
ſolcher Vertreter durch die Satzung vorgeſehen fein muß (RG 53, 277; 74 S. 21 u. 255; JW 1912, 
338°; 26. 2. 17 VI 21/17). Es genügt nicht, daß die Beſtellung — wie zwiſchendurch das RG 
in 70, 119 angenommen hatte — in den Beſlimmungen der Satzung ihren Grund hat, ſie muß 
durch dieſe entweder ausdrücklich vorgeſchrieben oder beſonders gestattet, auch müſſen bei ihr im 
übrigen die Satzungsbeſtimmungen eingehalten fein. Erforderlich iſt aber weiter, daß der Beſtellte 
innerhalb ſeines Geſchäftsbereichs (auch wenn ſeine Vertretungsbefugnis nach 9 30 Satz 2 eine 


h, den der Vorſtand, ein Mit- 
aſſungsmäßig berufener Ver⸗ 
zuſtehenden Verrichtungen be⸗ 
Handlung einem Dritten zu⸗ 
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eingeſchränktere iſt) eine dem Vorſtand ähnliche Selbſtändigkeit und Verantwortlichkeit hat und 
die rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht (wenn auch nur in Gemeinſchaft mit einem anderen) 
beſitzt (RG 74, 250); 81, 317; 120, 307; JW 1912 a. a. O.; vgl. RG JW 1917, 593%). Doch wird 
das Erfordernis rechtsgeſchäftlicher Vertretungsmacht von den meiſten beſtritten (da das Wort 
„Vertreter“ hier nicht im eigentlichen techniſchen Sinne zu verſtehen ſei ſ. Oertmann 3c mit Nach⸗ 
weiſen). Von dieſem Erfordernis wird auch in RG 53, 279; 57, 94; 110, 247; Gruch 54, 131; 
Recht 1918 Nr 960 abgeſehen. Die gegenteilige Anſicht des Reichsgerichts erſcheint vor allem 
deshalb bedenklich, weil ſie dazu führt, die praktiſche Anwendung des § 31 in nicht erwünſchtem 
Maße einzuſchränken. — Der nach der Vereinsſatzung mit der Leitung eines Krankenhauſes 
betraute Arzt, der nur zu ärztlichen Leiſtungen, nicht zum rechtsgeſchäftlichen Handeln berufen 
iſt, kann daher als Vertreter im Sinne des $ 31 nicht gelten (a. A. v. Tuhr S. 540). Kein ver⸗ 
faſſungsmäßiger Vertreter iſt aus demſelben Grunde der von einem genoſſenſchaftlichen Reviſions⸗ 
verband gemäß $ 54 Genc beftellte Verbandsreviſor (RG 78, 143). Die Stellung eines beſondern 
Vertreters kann der Leiter einer Zweigniederlaſſung (Prokuriſt uſw.) haben, RG 117, 64. 
Es kann in dieſer Beziehung genügen, daß die Satzung, deren Bedeutung durch Auslegung zu er⸗ 
mitteln iſt, die Gründung einer Zweigniederlaſſung vorſieht (RG 91, 1; 94, 320; Warn 1915 
Nr 317; 1917 Nr 110), wegen der Vorſteher von Depoſitenkaſſen ſ. RG 94, 318, Warn 1930 Nr 
32, 33. Als beſonderer Vertreter kann der von der Gemeinde mit der Verwaltung eines beſonderen 
Straßenbahnunternehmens betraute Betriebsdirektor anzuſehen ſein (RG Warn 1916 Nr 125), 
über ſonſtige Fälle verfaſſungsmäßiger Vertretung vgl. $ 89 A 2. Die Vorſtandsmitglieder und 
verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter ſind ſomit diejenigen Perſonen, welche, ähnlich wie die 
natürliche Perſon über das ihr gehörige Vermögen, über das Vermögen der juriſtiſchen Perſon 
verfügen und die deshalb zur Unterſcheidung von Angeſtellten nicht unzutreffend als „Organe“ 
der juriſtiſchen Perſon — vgl. jedoch gegen dieſe Ausdrucksweiſe Schloßmann in IheringsJ 44, 
289; v. Tuhr § 32 — bezeichnet werden (vgl. Vorbem 1 vor $ 21). Durch die innerhalb ihres Ge⸗ 
ſchäftskreiſes vorgenommenen unerlaubten Handlungen (89 823ff.) wird das Vermögen der 
juriſtiſchen Perſon geradeſo belaſtet wie das Vermögen der natürlichen Perſon durch die von 
dieſer vorgenommenen Handlungen. Daß die Handlung des Vertreters ſchuldhaft ſei, iſt jedoch 
nicht erforderlich; auch Notſtands⸗ oder Selbſthilfehandlungen (88 231, 904) können zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichten. Die Kenntnis eines ſolchen Vertreters — der vom RG ZW 1911, 10132 als 
Wiſſensorgan bezeichnet wird — genügt zur Annahme der Kenntnis des Vereins. Für die uner⸗ 
laubten Handlungen der Angeſtellten, deren Stellung und Wirkungskreis auf den Auftrag des 
Vorſtandes oder eines verfaſſungsmäßigen Vertreters zurückgeht, hat dagegen die juriſtiſche Perſon 
nur einzuftehen, wenn die Pflichtverletzung eines ihrer Vertreter hinzukommt. Die Haftbarkeit 
kann dadurch begründet fein, daß der verfaſſungsmäßige Vertreter entgegen dem $ 831 bei Aus⸗ 
wahl des Angeſtellten oder Beſchaffung der Einrichtungen oder bei Leitung der Verrichtung die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht beobachtet hat, daß er insbeſondere verſäumt hat, die 
nötigen Sicherheitsmaßregeln vorzukehren, die erforderlichen Anweiſungen über deren Hand⸗ 
habung zu erlaſſen oder daß er die aus $ 823 herzuleitende allgemeine Pflicht der Die nſtaufſicht, 
wozu namentlich auch die Pflicht gehört, die Dienftführung zu gewiſſen Zeiten nachzuprüfen, 
nicht erfüllt hat, insbeſondere eine Unordnung hat einreißen laſſen, die den Boden für die Schädi⸗ 
gung geſchaffen hat (M® 104, 146; JW 06, 42713; 1911, 9391; 1913, 92410; 1915, 397°; 1923, 
10265; JW 1932, 10391 — vgl. anderſeits über Entbehrlichkeit der Anweiſung, wenn ohnedies 
die ſachge mäße Beſorgung mit Sicherheit erwartet werden kann, Warn 1912 Nr 410; JW 1915, 
397°). Auch wenn die beſondere Aufſicht über den Angeſtellten durch einen höheren Angeſtellten 
geführt wird, darf ſich die juriſtiſche Perſon der allgemeinen Dienſtauſſicht über beide Angeſtellte 
durch einen verfaſſungsmäßigen Vertreter nicht entſchlagen (RG 89, 136; X 1911, 960. Muß 
infolge des großen Umfangs des Geſchäftsbetriebs die Auswahl der niederen Angeſtellten den Ange⸗ 
ſtellten höherer Ordnung überlaſſen werden, fo iſt doch durch allgemeine Anordnungen und Ein⸗ 
richtungen dafür zu ſorgen, daß die höheren Angeſtellten auf dem ihnen zugewieſenen Gebiete 
ſachgemäß verfahren (RG IWW 1913, 920%). Die allgemeine Aufſicht muß durchweg in der Weiſe 
ausgeübt werden, daß die Überzeugung begründet erſcheint, der mit der örtlichen Aufſicht betraute 
Betriebsleiter erflille dauernd ordnungsgemäß feine Pflichten. Iſt die Organiſation mangelhaft 
und deshalb die Kontrolle unzureichend, fo fällt dies der juriſtiſchen Perſon ſelbſt zur Laſt (RG 
Warn 1914 Nr 35). Die Stadtgemeinde genügt in Bauangelegenheiten ihrer Sorgfaltspflicht 
nicht ſchon durch Beſtellung eines Stadtbaumeiſters. Sie hat außerdem geeignete Anordnungen 
zu treffen, um die regelmäßige Beaufſichtigung des Straßenweſens ſicherzuſtellen und hat die 
Vollziehung, die Angemeſſenheit und die Hinlänglichkeit der Anordnungen fortlaufend zu kon⸗ 
trollieren (RG 78, 347; vgl. JW 1932, 3702). Über ihre Haftung gegenüber Kranken, die in Er⸗ 
füllung der Armenfürſorge in ihr Krankenhaus aufgenommen und vom Wärter verſehentlich 
mit einer Giftſalbe behandelt find, |. RG 112, 290. Wird eine außergewöhnliche und beſonders 
gefährliche Verrichtung vorgenommen, ſo kann es geboten ſein, daß ſie nicht ohne beſondere An⸗ 
ordnung, Aufſicht und Verantwortlichkeit eines Vertreters im Sinne des $ 31 erfolgt. Der Verein 
haftet, wenn hiergegen gefehlt wird und dadurch Schaden entſteht (RG 13. 2. 19 VI 136/19). 
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Gehen dem Vorſtande die zur Auffichtführung erforderlichen Fachkenntniſſe ab, jo iſt es ſeine Pflicht, 
ſich der Hilfe eines Sachverſtändigen zu bedienen (vgl. RG Gruch 50, 984). Ausnahmsdeiſe iſt 
dem Vorſtande eines gemeinnützigen Vereins nicht zuzumuten, die Aufſicht über den ärztlichen 


Sachlage das Verſchulden irgendeines Vertreters vorliegen muß (RG 89, 137; JW 1904, 885: 
1910, 58320; 1913, 92410; 1932, 2076°, Warn 1910 Nr 189). Fehlt der verantwortliche Vertreter, 


keit des Vertreters für geſetzwidrige — welche Verantwortlichkeit die ſämtlichen Ver⸗ 
treter trifft, vorbehaltlich des Entſchuldi 


gu 
die juriſtiſche ae haftet (RG 91, 72; 38 1911, 989°; 1924, 11551). Es tritt in dieſen Fällen 
geſamtſchuldneriſche Haftung des Vertreters und des Vereines ein. Das mitwirkende Verſchulden 
des unge ne kaun gemäß 


usnahmsweiſe findet nach den für die Sttiengefellihaft, die G. m. * und die 
i läubigern 


zn durch Schuld des Vorſtandes nicht angemeldet iſt (RG 54, 128; 68, 344; 72, 293; 
a 2 7 Wegen der Haftung der ein arenhaus betreibenden Altiengeſellſchaft für den 
eine 


0 a 8 
Dienſtverrichtungen zu leiſtende Handlung darſtellt (N im Recht 1921 Nr 2133; vgl. 1 28 A 1 


\ j wenn der Vertreter nur bei Gelegenheit der Aus⸗ 
führung ſeiner Verrichtungen eine unerlaubte ben 


tätig geworden iſt. Die juriſtiſche Perſon haftet, wenn der geſetzliche Vertreter (Pfarrer, Bürger⸗ 
meiſter) ſeine amtliche Stellung zum Nachteil eines andern dazu mißbraucht, einen Vorſtands⸗ 


Fe Perſon nicht, 
wem ein Geſamtvertreter ihre Unterſchriftszeichnung auf einem Wechſel durch unbefugte 
Beiſetzung des Namens eines Mitunterzeichnungs rechtigten fälſcht, Reh 134, 375; ſ. auch 57, 93. 
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ſo wird durch dieſe unerlaubte Handlung die Stadtgemeinde zum Schadenserſatz verpflichtet 
und folgt aus dieſer Schadenserſatzpflicht auch die Haftung der Stadtgemeinde dafür, daß der 
Bürgermeiſter die von ihm als Vertreter der Stadtgemeinde in Empfang genommenen Gelder 
unterſchlagen hat (RG JW 1913, 5871, vgl. KG in JWö 1932, 5192). Aus der Unterſchlagung allein, 
die nur der Stadtgemeinde, nicht dem Dritten gegenüber erfolgt iſt, kann eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht der erſteren nicht hergeleitet werden. Eine andere Frage iſt, ob der Beſitz dadurch, daß der 
Bürgermeiſter die durch die Poſt eingegangenen Gelder auf Grund amtlicher Vertretungsbefugnis 
für die Stadtgemeinde in Empfang genommen hat, auf dieſe übergegangen iſt, was für den Rück⸗ 
forderungsanſpruch des Dritten von Bedeutung ſein kann. Dieſe Frage wird nicht aus dem Grunde 
verneint werden können, weil der Bürgermeiſter ſogleich bei der Empfangnahme in Ausführung 
des vorher gefaßten Entſchluſſes ſich die Gelder rechtswidrig zugeeignet hat. Trotz des Vorhanden⸗ 
ſeins dieſer Abſicht hat der Bürgermeiſter das Geld zunächſt für die Stadtgemeinde erworben, 
da er nur als Vertreter der Stadt den Beſitz erlangen konnte (vgl. RG 44, 306; Warn 1910 Nr 311; 
anders anſcheinend JW 1913, 5871). Auf Schadenserſatz kann der Verein auch in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn dem Vertreter eine fahrläſſige Entziehung oder Beeinträchtigung des 
Beſitzes zur Laſt fällt (RG 102, 347). 

3. In Vertragsverhältniſſen haftet die juriſtiſche Perſon nach § 278 unbedingt für das 
Verſchulden der Perſonen, deren fie ſich zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten bedient (RH JW 
04, 52; 1913, 976° für den Fall eines durch Aufnahme eines Kranken begründeten Vertrags). 
Eingegangen werden können rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen für die juriſtiſche Perſon immer 
nur von demjenigen, welcher zu ihrer Vertretung befugt iſt, ohne daß es hierbei auf den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den verfaſſungsmäßigen Vertretern und den Angeſtellten ankommt ($ 164). Die 
Haftung aus 9 31 iſt begründet, wenn der Vertreter bei Eingehung der rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
pflichtung oder bei den Vorverhandlungen, die zum Abſchluß geführt haben, betrügeriſche oder 
unlautere Handlungen vorgenommen, insbeſondere den Vertragsgegner argliſtig getäuſcht und 
ihm hierdurch Schaden zugefügt hat (NG JW 1916, 12702). Eine Haftung des ate Vereins 
für ſichere Aufbewahrung der von den Mitgliedern im Garderobenraum abgelegten Sachen 
wird in RG 103, 265 angenommen; wegen der Haftung der Stadtgemeinde für die von Schülern 
ſtädtiſcher Lehranſtalten mitgebrachten Überkleider vgl. JW 1929, 2371 u. 3034? Anm. Aus 
vertragsähnlichem Verhältnis iſt die Gemeinde erſatzpflichtig, die als Unternehmerin einer Waſſer⸗ 
leitungsanſtalt den Einwohnern bleihaltiges, der Geſundheit ſchädliches Waſſer geliefert hat, ohne 
daß fie die Erfüllung ihrer vertraglichen Sorgfaltspflicht nachweiſen kann (RG 99, 101). Ein 
vertragsähnliches, die Anwendung des & 278 rechtfertigendes Verhältnis beſteht auch zwiſchen der 
Gemeinde und dem Volksſchullehrer, der infolge mangelhafter Unterhaltung der Schule (Nach⸗ 
läſſigkeit der Schuldienerin) einen Unfall erleidet (RG 102, 6). Keine Haftung der jur. Perſon 
beſteht für culpa in contrahendo ihrer Vertreter, wenn dieſe ihre Vertretungsmacht überſchritten 
haben, vielmehr greift hier 8 179 ein, RG SeuffA 82 Nr 57; HRR 1928 Nr 1396. Über die 
Haftung der Poſt gegenüber einem durch Betrug unter Beihilfe eines Poſtangeſtellten geſchädigten 
Poſtſcheckkontoinhaber RG 104, 141. 

4. Der Grundſatz des § 31 hat Geltung für alle juriſtiſchen Perſonen, auch diejenigen des 
öffentlichen Rechtes (§ 89 A1). Ahnlich haftet die offene Handelsgeſellſchaft für die von einem 
vertretungsberechtigten Geſellſchafter in Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen begange⸗ 
nen unerlaubten Handlungen (RG 76, 48). Dagegen haftet die Kommanditge ſellſchaft nicht aus 

31 für unerlaubte Handlungen ihres Prokuriſten; R JW 1932, 7224. Auf nichtrechtsfähige 

ereine findet $ 31 keine Anwendung (vgl. § 54 A 1). Die Beſonderheit des $ 31, daß die Hand⸗ 
lungen des Vorſtandes uneingeſchränkt als eigene Handlungen des Vereins gelten, kann auf 
nichtrechtsfähige Vereine, bei denen der Vorſtand grundſätzlich eine andere Stellung hat und 
die Mitglieder als ſolche haften, nicht ausgedehnt werden (RG 91, 75; Warn 1913 Nr 449; 1917 
Nr 263 vorletzter Abſatz). Iſt die Schädigung eine Folge ſtaatlicher Hoheitshandlungen, fo iſt der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen. Anders, wenn der Schaden in Verfolg einer Hoheitshandlung durch 
Unachtſamkeit oder unter dem Deckmantel einer öffentlich- rechtlichen Funktion oder nur bei Ge⸗ 
an Ausübung öffentlich-rechtlicher Gewalt herbeigeführt ift (RG 96, 219; 103, 134, 
vgl. 78, 328). 


8 32 
Die Angelegenheiten des Vereins werden, ſoweit ſie nicht von dem Vor⸗ 
ſtand oder einem anderen Vereinsorgane zu beſorgen find, durch Beſchluß⸗ 
faſſung in einer Verſammlung der Mitglieder geordnet ). Zur Gültigkeit“) 
des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß der Gegenſtand bei der Berufung be⸗ 


zeichnet wird?). Bei der Beſchlußfaſſung entſcheidet die Mehrheit der er- 
ſchienenen Mitglieder 3). 
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Auch ohne Verſammlung der Mitglieder iſt ein Beſchluß gültig, wenn alle 
Mitglieder ihre Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe ſchriftlich erklären ). 
E I 48 Abſ 1—3 II 31 Abſ 1 u. 2; M 1 105 ff.; P 1 524 ff. 1 
1. Der Mitgliederverſammlung, die als Vereinsorgan durch die Satzung nicht beſeitigt 
werden kann (vgl. R& 137, 305) ſteht die Beſchlußfaſſung nur inſoweit zu, als nicht der Vorſtand 
oder ein anderes Vereinsorgan zuſtändig iſt. Iſt in der Satzung die Entſcheidung über Aus⸗ 
ſchließung eines Mitgliedes dem als beſonderes Vereinsorgan gebildeten Ehrengeticht zugewieſen, 
ſo iſt damit die Zuſtändigkeit der Mitgliederverſammlung ausgeſchloſſen. Die Mitgliederver- 
ſammlung kann nicht etwa als oberſtes Vereinsorgan die Sache an ſich ziehen (RG Warn 1913 
Nr 392). Nicht entzogen werden kann der Mitgliederverſammlung das Recht, die Auflöſung des 
Vereins zu beſchließen (54 A1 — a. A. anſcheinend Staudinger A III). Auch die Beſtimmun⸗ 
gen der §§ 36, 37 können nicht durch die Satzung beſeitigt werden (abw. Planck A 5). Die von 
der Mitgliederverſammlung gefaßten Beſchlüſſe ſind von dem Vorſtande zur Ausführung zu 
bringen, ſoweit nicht die Mitgliederverſammlung die weitere Behandlung der Sache ſich ſelbſt 
vorbehalten hat. Die Vertretung nach außen gebührt dem Vorſtande oder beſondern Vertreter 
(88 26 Abſ 2, 29 — R 64, 153). Der Mitgliederverſammlung kann dieſe Befugnis (alls die 
Mitglieder nicht zugleich den Vorſtand bilden) nicht übertragen werden. Sie kann bei Streitig⸗ 
keiten zwiſchen dem Verein und ſeinen Mitgliedern nicht Schiedsrichter ſein, RG 55, 326. Der 
Verein kann nicht als durch die Mitglieder vertreten klagen oder verklagt werden (vgl. N 86, 340). 
Mit Rückſicht ** erſche int der Vorſtand, obwohl er an ſich der Mitgliederverfammlung unter⸗ 
geordnet iſt, als das wichtigere Glied des Vereins. Über das Recht zur Beſtellung und Entlaſſung 
des Vorſtandes ſ. f 27 A 1 u. 2. Über die dem Vorſtande zu gewährende Rechtsſtellung und die 
ihm einzuräumende Vergütung kann die Mit 1 Jeſtſetzungen treffen, die ohne 
63, 208). — Versammlungsort iſt im Zweifel 


a icher Weiſe ausgefallen fein (R& 912, 7411). Di i . 
7 eiter underß te fallen ſein (R& JW 1912, 7411). Die Derkfung ſteht in Ermange 
find zur Berufung diejenigen Vorftandamitglieder befugt, welche tatſächlich 9 


22 6.16 1V 93/16, vgl. fur Mtiengefelichaften KG 68.232). Welche Anforderungen in bezug 

auf die Genauigkeit der Bezeichnung zu ftellen find, ift aus dem Zweck der Vorſchrift, 

die Mitglieder vor Überraſchungen zu ſchützen und ihnen die Möglichkeit der Vorbereitung zu geben, 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Sayn.) 4 
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zu entnehmen (NG JW 08, 6742; 22. 6. 16 IV 93/16; vgl. auch JW, 24602; 01, 65926; 08, 1131? 
u. 34638; OLG 32, 331). Keine Zweideutigkeit der Angabe R Recht 1916 Nr 1447. Bei der 
Bezeichnung darf davon ausgegangen werden, daß den Vereinsmitgliedern die früheren Be⸗ 
ſchlüſſe bekannt find (RG 10. 5. 06 IV 529/05). Die Mitteilung des Namens des auszuſchließen⸗ 
den Mitgliedes iſt nicht unbedingt erforderlich (RG JW 08, 676°). Zu der Verſammlung iſt auch 
der Auszuſchließende zu laden. Unter Umſtänden kann es, wenn die Satzung keine gegenteilige 
Beſtimmung enthält genügen, daß er von der Verſammlung Kenntnis hat (NG Warn 09 Nr 123). 
Ungültig iſt der Beſchluß, wenn die Verſammlung ſatzungswidrig ſich nicht unter der Leitung des 
Vorſtandes, ſondern eines von ihr ſelbſt gewählten Vorſitzenden befunden hat (RG JW 09, 4119). 
Ein Ungültigkeitsgrund kann auch darin liegen, daß in parteiiſcher Weiſe ein Mitglied nicht zum 
Worte verſtattet oder ihm das Wort entzogen ift, insbeſondere dann, wenn der Vorſitzende es 
darauf abgeſehen hatte, das Mitglied zu überrumpeln. Nach Beginn der Wahlhandlung braucht 
übrigens der Vorfigende nicht mehr das Wort zur Frage der Wahl zu erteilen (NG 19. 3. 13 
IV 580/12). Über die Ausübung des Stimmrechts durch einen beſchränkt Geſchäftsfähigen vgl. 
§ 38 A 2, über die Frage, in welchen Fällen ein Mitglied wegen eigener Beteiligung von der Be⸗ 
ſchlußfaſſung ausgeſchloſſen iſt, 9 34 A1 und 9 714 A 1. Über die Beurkundung der Beſchlüſſe 
ſ. 8 25 A 2. Eine Verurteilung der Mitglieder, in gewiſſem Sinne zu ſtimmen, iſt nicht zuläſſig, 
da durch äußeren Zwang in die Willensbildung der Mitgliederverſammlung als eines Körper- 
ſchaftsorgans nicht eingegriffen werden kann (NG 112, 279; Gruch 69, 617 bez. einer G. m. b. H.). 
Auf nichtrechtsfähige Vereine kann die Beſtimmung, daß vorherige Bekanntgabe des in der 
Mitgliederverſammlung zu verhandelnden Gegenſtandes nötig, nicht ausgedehnt werden (RG 
26. 6. 02 IV 110/02). l 

3. Der Beſchluß der Mitgliederverſammlung entſteht durch die zuſammenwirkenden Er⸗ 
klärungen der Mitglieder, die von dem Leiter der Verſammlung entgegengenommen werden und 
als ein den übrigen Mitgliedern gegenüber vorgenomme nes Rechtsgeſchäft, nicht aber als ein Vertrag 
aufzufaſſen find (vgl. v. Tuhr § 36 1). Die Stimmen werden be im Fehlen einer andern Satzungs⸗ 
beſtimmung nach Köpfen, nicht nach dem Anteil am Vereinsvermögen gezählt (vgl. 83 38, 40). 
Es kommen hierbei nur die erſchienenen Mitglieder in Betracht, deren Beſchlüſſe die Ausgeblie⸗ 
benen ſich gefallen laſſen müſſen. Der Mehrheitsgrundſatz, der bei dem Vereine kraft Geſetzes, 
nicht, wie bei der Geſellſchaft ($ 709 Abſ 2), kraft Parteivereinbarung gilt, iſt hiernach weſentlich 
abweichend von den für die Gemeinſchaft geltenden Beſtimmungen der 59 744, 745 durchgeführt. 
Es entſcheidet regelmäßig die unbedingte Mehrheit, nicht bloß (bei Vorhandenſein von mehr 
als zwei Meinungen) die verhältnismäßige Mehrheit. Und zwar iſt die Mehrheit nicht bloß nach 
den abgegebenen Stimmen (beſtr.), ſondern nach der Zahl der erſchienenen Mitglieder, die zur 
Stimmabgabe legitimiert waren, zu berechnen. Die Nichtabgabe der Stimme bedeutet die Ab- 
lehnung der beantragten Anderung, es ſind ſomit bei der Berechnung, wieviel Mitglieder die 
Mehrheit bilden, die bei der Abſtimmung anweſenden Mitglieder mitzuzählen (MG 80, 189; 
a. A. namentlich Tecklenburg ArchBürgg 43, 178, der nur die gültig abgegebenen Stimmen zählen 
will, ebenſo Enneccerus 18 104 A7). Iſt nur ein Mitglied erſchienen, jo kann dieſes gültig Beſchlüſſe 
faſſen. Bei Stimmengleichheit iſt, ſofern nicht die Satzung etwas anderes beſtimmt, z. B. daß 
ein beftimmter Dritter den Ausſchlag zu geben hat, vgl. RG 49, 147, ein Beſchluß nicht zuſtande 
gekommen. Vereinbarungen über Ausübung des Stimmrechts haben dem Vereine gegenüber 
keine Wirkung. Die vereinbarungswidrig vorgenommene Abſtimmung bleibt gültig (RG Gruch 
69, 617). Solche Vereinbarungen werden in der Regel ohne Wirkung fein (vgl. $ 188, R 57, 
205; 60, 174; 131, 183; ſ. auch für Aktionäre RG 133, 95). Eine Verpflichtung des Mitgliedes, 
die darauf hinausläuft, daß er die Vereinsintereſſen hintanſetzen ſoll,, verſtößt gegen die guten 
Sitten. Der allgemeine Grundſatz des $ 138 findet auch auf die Beſchlüſſe der Verſammlung 
Anwendung, er ſchützt die Minderheit gegen eine von der Mehrheit in ſittenwidriger Weiſe zur 
Gewinnung beſonderer Vorteile auf Koſten der Geſellſchaft unternommene Ausbeutung (RG 68 
S. 243 u. 317; J 1916, 575°). Über Stellvertretung bei der Abſtimmung |. $ 38 A 1, über 
e bei mehrfachem Stimmrecht |. RG 137, 305, über nichtrechtsfähige Vereine $ 54 
A Ia. E. 

4. Kit die Verſammlung nicht gehörig einberufen, fo iſt eine Beſchlußfaſſung in Ermangelung 
einer andern Satzungsbeſtimmung ($ 40) nur auf dem Wege des Abſ 2 möglich, ſodaß ſämtliche 
Mitglieder zu dem Beſchluſſe ihre Zuſtimmung in ſchriftlicher Form — wozu hier auch die 
Briefform und telegraphiſche Form zu rechnen iſt (vgl. $ 126) — erklären. Es genügt aber, wenn 
die ſämtlichen Mitglieder erſchienen und darüber einig ſind, daß die Verſammlung als eine richtig 
einberufene gelten ſoll (j. oben 2 — ſtr.). Die gleiche Form der ſchriftlichen Zuſtimmung it zu 
beachten für die ohne Zuſammenkunft gefaßten Beſchlüſſe. Die Vorſchrift des Abſ 2 hat für 
andere Vereinigungen keine Geltung (gl. über Geſellſchaften m. b. H. R JW 1918, 733°, 
doch iſt hier nachträgliche Zuſtimmung zuläſſig, RG 136, 189; JW 1931, 297519). 

5. Die Ungültigkeit des Beſchluſſes, mag ſie nun in der Nichtbeachtung der in A 2 bezeichneten 
Beſtimmungen oder in andern Umſtänden ihren Grund haben, kann, wenn fie nicht ſpäter be⸗ 
ſeitigt wird (RH JW 1928, 706%), von einem jeden Beteiligten, insbeſondere einem jeden Mit⸗ 
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dem Vereine geführten Rechtsſtreit iſt letzterer dafür beweispflichtig, daß bei der Einberufung 
der Mitgliederverſammlung die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten beobachtet ſind. Dieſer Nach⸗ 
weis liegt dem Vereine auch ob, wenn er einem Dritten gegenüber aus der Gültigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes Rechte herleitet. Sonſt fäſſt die Beweislaſt demjenigen zu, welcher die Gültigkeit des 


verſammlung gefaßte, vom Vorſitzenden verkündete Be chluß Rechtskraft, ſelbſt wenn ſich das 
Abſtimmungsergebnis nachträglich anders herausſtellt (RG JW 1927, 13585). 


Beruht die Rechtsfähigkeit des Vereins auf Verleihung, ſo iſt zu jeder 
Anderung der Satzung ſtaatliche Genehmigung oder, falls die Verleihung 


dure den Bundesrat erfolgt iſt, die Genehmigung des Bundesrats erforder- 
lich *). 


6 Zulaſſig iſt auch die Anderung der 
Saßungsbeſtimmung über den Vereinszweck, ohne daß die Gläubiger hiergegen Wider⸗ 
ſpruch erheben dürfen und ohne daß ein Liquidationsverfah i 


: A in ni erung des Vereins⸗ 
zwecks ein vollſtändig anderer wird. Als eine ſolche i i 
beſſeren Erreichung des von vornherein beſtimmten Zweckes der Wirkun 


Mitglieder und des ganzen Standes unter Ausſchluß der 9 1 . 
gabe geſtellt hat, dazu übergeht, eine Unterſtützungskaſſe für ſtellenloſe Mitglieder einzurichten 
(RG 18. 9. 13 IV 204/13). Ebenſo kann eine Anderung des 


des Umſturzes) fönnen eine Zweckände rung darſtellen, RG HRR 1932 Nr 1640. Zweifellos 
üt es ferner eine Anderung des Zweckes, wenn dem Vereine eine weſentlich andere Aufgabe 


4* 
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bezug beſchloſſen wird (Warn 1929 Nr 59). Die Erlangung der Zuſtimmung der fämtlihen Mit⸗ 
glieder iſt dadurch erleichtert, daß die Zuſtimmung chriftlich (vgl. § 32 Abſ 2) erteilt werden 
kann. In dieſer Weiſe können auch diejenigen, welche in der Verſammlung gegen den Beſchluß 
geſtimmt haben, noch nachträglich ihre Zuſtimmung geben. In allen dieſen Beziehungen kann 
die Satzung gemäß § 40 andere Beſtimmungen treffen. Sie kann die Anderung des Vereins⸗ 
zwecks gänzlich ausſchließen, ſie kann anderſeits einen mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßten 
Beſchluß für genügend erklären und kann die Beſtimmung über Annahme eines andern, genau 
bezeichneten Vereinszwecks dem Vorſtande oder einem ſonſtigen Vereinsorgane (a. A. Hölder 
A 2) übertragen. Zuläſſig iſt auch die Beſtimmung, daß bei gewiſſen Anderungen der Satzung 
ſämtliche Mitglieder in der Verſammlung anweſend ſein und der Satzungsänderung zuſtimmen 
müſſen (vgl. RG 76, 173). Für die Geſ. m. b. H. und die Aktiengeſellſchaft vgl. dieſerhalb RG 
136 S. 185, 317. Über Ungültigkeit des Beſchluſſes ſ. 932 A 5. Ein gegen die Satzung verſtoßender 
Beſchluß iſt ungültig, mag auch die zur Abänderung der Satzung erforderliche Mehrheit erreicht 
ſein. Solange die Satzung ungeändert beſteht, müſſen eben ihre Vorſchriften befolgt werden. — 
Führt die Mehrheit eine ungültige Anderung des Vereinszwecks durch, ſo liegt darin ihre Los⸗ 
ſagung von dem Verein, und die ſatzungstreue Minderheit kann den Verein fortſetzen und die 
Herausgabe des Vermögens verlangen (RG 119, 184; JW 1925, 23724). Das trifft nicht zu 
in dem Fall, daß die beiderſeitigen Vereinszwecke vereinbar find (RG JW 1929, 123925. — Für 
nichtrechtsfähige Vereine iſt zur Anderung des Zweckes des Vereins ebenfalls die Zuſtimmung 
der ſämtlichen Mitglieder zu erfordern (vgl. RG Gruch 51, 1121; Warn 1929 Nr 59; RG 31. 1. 24 
IV 266/23; abw. Planck § 54 A 3b). Bei eingetragenen Vereinen wird die Satzungsänderung 
erſt durch Eintragung ins Vereinsregiſter wirkſam, $ 71. 0 

2. Vgl. 8 22 A 3. Eine Anderung der Vorſchrift des Abſ 2 durch die von der verleihenden 
Behörde genehmigte Satzung iſt zuläſſig. Selbſtverſtändlich kann ohne Genehmigung der Be⸗ 
hörde die Satzung nicht dahin abgeändert werden, daß es zu weiteren Satzungsänderungen der 
Genehmigung der Behörde nicht mehr bedürfen fol. Nach der PrVO v. 29. 12. 20 und der 
Bf des PrM des J v. 7. 2. 21 iſt die Genehmigung dem zuſtändigen Miniſter nur inſoweit vor⸗ 
behalten, als die Anderung den Zweck des Vereins, die ſtaatliche Genehmigung künftiger Satzungs⸗ 
änderungen oder die Verlegung des Sitzes des Vereins außerhalb des Bezirks der bisherigen 
Aufſichtsbehörde betrifft. Im übrigen wird die Genehmigung von der Aufſichtsbehörde, das 
iſt, ſofern Geſetz oder Satzung nicht ein anderes beſtimmen, von dem Regierungspräſidenten 
(in Berlin dem Polizeipräſidenten) erteilt. 


8 34 

Ein Mitglied iſt nicht ſtimmberechtigt, wenn die Beſchlußfaſſung die Vor⸗ 
nahme eines Nechtsgefchäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung 
eines Nechtsſtreits zwiſchen ihm und dem Vereine betrifft !). 

EI 48 Abs 4 IT 31 Abſe 3; M 1 107; P 1 527. 

1. In eigener Angelegenheit ift ein Mitglied des Vereins — desgleichen, was aus 
$ 181 folgt, eines Vereinsorgans — von der Ausübung des Stimmrechts ausgeſchloſſen (nicht 
auch von der Teilnahme an der beſchließenden Mitgliederverſammlung). Der Begriff der eigenen 
Angelegenheit iſt in weſentlicher Übereinſtimmung mit $ 181, der aber unmittelbar keine An⸗ 
wendung findet, dahin beſtimmt, daß es ſich um die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, z. B. eigene 
Entlaſtung oder die Führung eines Rechtsſtreits mit dem Verein handeln muß. Nicht unter den 
Begriff des Rechtsgeſchäfts im Sinne des $ 34 fallt die Vornahme einer Wahl, bei welcher der 
Natur der Sache nach alle Mitglieder zur Mitwirkung berufen ſind (RG 60, 172; 68, 179; 104, 
186, 126 Anh. 63), auch nicht die Regelung der Bezüge des Gewählten (NG 74, 276; JW 1917, 
16514; 1919, 31315), ebenſo nicht der Widerruf der Beſtellung (RG 81, 37) — gegen dieſe Ein⸗ 
ſchränkungen Marquardt in JW 1914, 1031 ff. Andersartig war der Fall von RG 75, 234, wo es 
ſich zugleich um Anhängigmachung eines Rechtsstreits wegen vorſätzlicher Schädigung der Aktien⸗ 
geſellſchaft durch den zu entlaſſenden Vorſtand handelte. Unter den Begriff des Rechtsgeſchäfts 
fällt dagegen die von der bloßen Feſtſtellung der Bilanz zu unterſcheidende Entlaſtung (RG 
49, 146). Darauf, ob ſachlich ein Intereſſengegenſatz beſteht oder perſönliche Belingeneit zu 
beſorgen iſt (Warn 1913 Nr 182), kommt es nicht an. Ebenſowenig vermag das Beſtehen eines 
Inte reſſengegenſatzes über den Rahmen des 9 34 hinaus die Stimmberechtigung auszuſchließen. 
Eine Verletzung des $ 34 hat die Ungültigkeit des Beſchluſſes nur zur Folge, wenn er hierauf 
beruht. Dies iſt nicht der Fall, wenn er zweifellos zuungunſten des nicht ſtimmberechtigten 
Mitgliedes ergangen iſt (beſtr.) oder wenn auch unter Abrechnung der ungültigen Stimmen 
eine genügende Mehrheit für den Beſchluß verbleibt (ogl. RG 65, 242). Iſt das Mitglied gemäß 
$ 34 von der Stimmberechtigung ausgeſchloſſen, jo kann es das Stimmrecht auch nicht für 
andere Mitglieder auf Grund der ihm von dieſen erteilten Vollmacht ausüben. Die Vorſchrift 
des $ 34 kann durch die Satzung nicht abgeändert werden. Für die Mitglieder eines Vereins⸗ 
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organs (58 28 Abſ 1, 40) gilt fie nur inſoweit, als nicht ſatzungsgemäß dem Mitgliede eine weiter · 
gehende A erteilt iſt (vgl. 8 181). Der Repräſentant einer Gewerkſchaft iſt auch bei 
Beteiligung eigener Intereſſen ſtimmberechtigt, Seuffü 57 Nr 10. — Über Anwendbarkeit des 
3 34 auf die bürgerlich⸗ rechtliche Geſellſchaft vgl. RG 136, 245. 


8 35 


Sonderrechte 1) 2) eines Mitglieds können nicht ohne deſſen Zuſtimmung 
durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung beeinträchtigt werden. 
E II 33; M 1 109; P 1 629 ff. 


1. Das Sonderrecht, das als eine Bevorrechtigung dem Mitgliede weſentlich um ſeiner ſelbſt 
willen, nicht im Intereſſe des Vereins, als ein von den Rechten der andern Mitglieder verſchiedenes 
Recht, eingeräumt ift (vgl. RG 49, 151; 104, 255; HRR 1932 Nr 1287; anders Oertmann A 4a, 
Gadow in Gruch 66, 514ff.), kann ihm wider ſeinen Willen nicht entzogen oder beeinträchtigt 
werden. Als ein ſolches Sonderrecht erſcheint nicht bloß das Recht auf einen beſtimmten er⸗ 
höhten Wewinnanteil oder ſonſtige Vorzugsleiſtungen (vgl. über die andere Regelung bei Aktien⸗ 
geſellſchaften § 275 Abſ 3 und § 288 Abſ 3 90 ſowie R JW 1913, 6885), ſondern z. B. auch 
das Recht auf Aufnahme des Geſchäftsnachfolgers in den Verein, RG Seuff A 83 Nr 141, das 
Recht auf Unterlaſſung der Auferlegung von Sonderlaſten (RG JW 1931, 14502), ferner das 
Recht einer beſonderen Teilnahme an der Verwaltung lerhöhtes Stimmrecht, dauernde Zu⸗ 
gehörigkeit zum Vorſtande, vgl. RG SW 1911, 747, die jedoch im Falle des Mißbrauchs ent- 
zogen werden kann, Notwendigkeit der Zuſtimmung zu beſtimmten Verwaltungshandlungen, 
zur Auflöſung des Vereins vor Ablauf einer beſtimmten Zeit uſw. Ein ein Sonderrecht be⸗ 
gründendes Vorzugsrecht iſt insbeſondere darin zu ſehen, daß das Vermögen oder einzelne 
Vermoͤgensgegenſtände nach Auflöſung des Vereins (dgl. 9 45 Abſ 1) gewiſſen Mitgliedern, 
die — —— Vorausſetzungen erfüllt haben, zufallen ſollen (RG Warn 1918 Nr 133; vgl. 
MG 136, 190). Auch das Recht, zu Beitragen in geringerem Maße herangezogen zu werden, 
und das Recht auf längere Dauer der Mitgliedschaft kann als Sonderrecht gewährt werden; 
bezüglich der Stellung als Mitglied des Ehrenrats vgl. RG 79, 410. Ein ſolches Sonder 
recht muß in der Satzung zum klaren Ausdruck ebracht ſein. Bloß daraus, daß die den Verein 
gründende Geſellſchaft ſich beſtimmte Stellen im Vorſtande vorbehalten hat, iſt nicht ohne weiteres 
zu folgern, daß durch Satzungsänderung dieſes Recht nicht beſeitigt werden kann (RG JW 1911, 
7471). Widerrufliche Vergünſtigungen begründen kein Sonderrecht (RG 17. 11. 24 IV 266/24; 
8. 6.30 1V 464/30). Ein Sonderkecht bildet die dem Stammapoftel (Hauptleiter) der Neu⸗ 
apoſtoliſchen Gemeinden Deutſchlands in den Satzungen der einzelnen Gemeinden eingeräumte 
Befugnis, trotz ſeines auswärtigen Wohnfipes die Mitgliedſchaftsrechte auszuüben und darüber 
hinaus den Vorſtand zu beſtellen und zu entlaſſen, Religtonsdiener ein- und abzusetzen, Vereins⸗ 
mitalieder auszuschließen und in beſtimmter Weile auf die Willensentſchließungen des Vereins 
Ve (MG Warn 1925 Nr 12) oder das Hecht einer Sportvereinigung, von dem beklagten 
915 Kin in einer höheren Mettipielfiaffe geführt zu werden (Warn 1925 Nr 13).— Das Mit- 
987 ſchaftsrecht als ſolches stellt ein Sonderrecht im Sinne des $ 35 ebenſowenig dar wie 

ie aus der Mitgliedſchaft hervor ehenden, dem einzelnen mit den andern Mitgliedern gemein- 
ſamen Rechte auf Anteil an den kutzungen, Ausübung des Stimmrechts uſw. (vgl. RG 33, 178: 
49, 151; 73, 191; a. A. Dertmann A 4 — für die handelsrechtlichen Geſellſchaften gelten in dieſer 
Beziehung andere Grundſetze, Ach 68, 211). Das Maß dieſer Rechte beſtimmt ſich lediglich nach 
der Satzung, deren Vorſchriften jederzeit geändert werden können. Wohl aber konnen mit dem 
Mitgliedſchaftsrecht Sonderrechte verbunden ſein. Aus der Mitgliedſchaft erwächſt auch in Er⸗ 
manglung einer andern Satzungsbeſtimmung einem jeden Mitgliede ein Recht darauf, daß er 
in bezug auf Rechte und Pflichten nicht ungünſtiger geſtellt werde wie die übrigen Mitglieder 
(RG 49, 198; 112, 124, f. § 38 N 3). Dieſer Grundſatz ſchließt nicht aus, daß die Berechtigungen 
und Verpflichtungen wegen der beſtehenden tatſächlichen Verſchiedenheiten eine ungleiche Wirkung 
haben (gl. RS 47, 149), Tie formelle Rechtsgleichheit darf aber nicht dadurch verletzt 
werden, daß einzelnen Mitgliedern großere Laſten auferlegt werden oder geringere Rechte ge⸗ 
währt werden wie den andern. — Eine Beeinträchtigung des Sonderrechts iſt auch dadurch 
möglich, daß durch Satzungsbeſchluß neue Bedingungen für die Fortdauer der Mitgliedschaft 
aufgeſtellt werden, welche die Ausſchließung eines Mitgliedes in ungerechtfertigter Weiſe er⸗ 
leichtern (ogl. Res Warn 1918 Nr 133). Ungültig iſt ein Beſchluß, der darauf hinausläuft, daß 
ein Zeil der Mitglieder feine Mitgliedſchaft vollſtändig verliert. Die Ungültigkeit derartiger 
Beſchlüſſe kann auch von denjenigen Mitgliedern, die durch den Beſchluß nicht beeinträchtigt 
ſind, durch? eſtſtellungsklage geltend gemacht werden, da auch ſie zum Zwecke der Herſtellung 
geordneter Rechtszuſtande ein Intereſſe an Feſtſtellung der Ungültigkeit haben. Sind die Mit⸗ 
glieder eines Vereins in Zweigbereine zuſammengefaßt, ſo kann der Zweigverein Sonderrechte 
für ſeine Mitglieder erwerben und auch gegenüber dem Hauptverein gerichtlich vertreten (RG 
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26. 11. 25 IV 339/25). Die richterliche Nachprüfung eines ein Sonderrecht beeinträchtigenden 
Beſchluſſes iſt nicht etwa nur unter den Vorausſetzungen zuläſſig, unter denen ein Ausſchließungs⸗ 
beſchluß (§ 39 A 2) nachgeprüft werden kann (RG Recht 1929 Nr 1). Verſchieden von den Sonder⸗ 
rechten ſind die ſog. Individualrechte, welche einer Minderheit die Befugnis geben, im 
Intereſſe des Vereins eine ſonſt den Vereinsorganen obliegende Handlung vorzunehmen. Hier⸗ 
zu gehört das in 8 37 bezeichnete Recht, die Berufung der Mitgliederverſammlung zu verlangen, 
das nach § 40 ebenfalls durch die Satzung nicht ausgeſchloſſen werden kann. Nicht unter die 
Sonderrechte fällt das einem Mitgliede außerhalb des Gemeinſchaftsverhältniſſes zuſtehende 
Recht als Gläubiger des Vereins (ſ. hierüber A 2). — Ebenſo wie neben den Mitgliedſchafts⸗ 
rechten Sonderrechte, können neben den allgemeinen Mitgliedſchaftspflichten (vgl. $ 38 A 2) 
auf Grund der Satzung Sonderpflichten des Mitglieds beſtehen, Oertmann A 5. 

2. Die Mitglieder können durch Abſchluß von Rechtsgeſchäften uſw. mit dem Verein in be⸗ 
ſondere Rechtsbeziehungen treten. Es kann dies z. B. dadurch geſchehen, daß die Mitglieder 
bei dem Verein gegen beſtimmte Schäden verſichert ſind. Das hierdurch erworbene Recht unter⸗ 
liegt nicht der Einwirkung des Vereins. Derartige Gläubigerrechte ſind keine Sonderrechte. 
Ein unentziehbares Gläubigerrecht erlangen die Mitglieder dadurch, daß der ſatzungsgemäß 
ihnen zukommende Anteil am Gewinn oder am Vermögen des Vereins durch Beſchluß 
der Mitgliederverſammlung oder des ſonſt zuſtändigen Organs endgültig feſtgeſtellt wird. Immer⸗ 
hin handelt es ſich in dieſem Falle um ein aus der Mitgliedſchaft entſprungenes, nicht um ein 
durch beſonderes Rechtsverhältnis begründetes Gläubigerrecht. Dies wird im Falle des Konkurſes 
von Bedeutung, wo dieſe Mitglieder hinter die Rechte der andern Gläubiger zurücktreten müſſen. 
Um ein Gläubigerrecht, nicht Sonderrecht handelt es ſich, wenn ein Vereinsmitglied mit andern 
Perſonen eine Geſellſchaft zum Erwerb eines Vereinshauſes bildet und dieſes an den Verein 
veräußert, dabei aber durch Vertrag mit dem Verein ihm die Benutzung der Vereinsräume auch 
für den Fall ſeines Ausſcheidens aus dem Verein vorbehalten wird; dieſes Recht kann durch nach⸗ 
träglichen Mehrheitsbeſchluß nicht beſeitigt oder beſchränkt werden (RG 29. 6. 25 IV 120/25). 
Über das Recht auf einen von einem nicht rechtsfähigen iſraelitiſchen Begräbnisverein ver⸗ 
gebenen Begräbnisplatz RG HRR 1931 Nr 138. 


8 36 

Die Mitgliederverfammlung ift in den durch die Satzung beſtimmten Fällen 
ſowie dann zu berufen 1), wenn das Intereſſe des Vereins es erfordert. 

E II 84; P 1 532 ff. 

1. Die ſchuldhafte Verletzung der Einberufungspflicht macht den Vorſtand oder das ſonſt 
zuſtändige Vereinsorgan dem Verein gegenüber verantwortlich. Das einzelne Mitglied hat 
aber, abgeſehen von dem in $ 37 bezeichneten Wege, nicht das Recht, die Berufung der Ver⸗ 
ſammlung zu erzwingen, a. A. RG 79, 411, wo die Klage des Einzelnen gegen die widerſtrebenden 
Vorſtandsmitglieder, nicht gegen den Verein, für zuläſſig erklärt iſt, vgl. auch R Warn 1912 


Nr 147, wonach durch die Satzung ein klagbarer Anſpruch auf Einberufung der Verſammlung 
gewährt ſein kann. 


9 37 


Die Mitgliederverſammlung iſt zu berufen, wenn der durch die Satzung 
beſtimmte Teil oder in Ermangelung einer Beftimmung der zehnte Teil der 
Mitglieder!) die Berufung ſchriftlich unter Angabe des Zweckes und der 
Gründe verlangt. 

Wird dem Verlangen nicht entſprochen, ſo kann das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat, die Mitglieder, welche das Verlangen 
geſtellt haben, zur Berufung der Verſammlung ermächtigen 2) 3) und über 
die Führung des Vorſitzes in der Verſammlung Beſtimmung treffen. Auf 
die Ermächtigung muß bei der Berufung der Verſammlung Bezug genommen 
werden. 

E II 35; P 1 532 ff.; 6 115. 


1. Die Mitgliederverſammlung muß nicht immer am Orte des ſatzungsmäßigen Vereins- 
ſizes abgehalten werden (Bay ObdG in JW 1930, 27235). Der zehnte Teil oder der ſonſt in 
der Satzung beſtimmte Teil der Mitglieder hat das Recht (vgl. J 35 A 1 a. E.), die Berufung 
der Mitgliederverſammlung auch, falls eine Mitgliederverſammlung in der Satzung nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, der Vertreterverſammlung (KG in JW 1930, 1224), zu verlangen, wenn ein 
ſchriftlicher Antrag hierauf bei dem Vorſtande geſtellt wird und der Antrag die Angabe des Zweckes 
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und der Gründe enthält, aus denen die Berufung für geboten erachtet wird. Eine Nachprüfung 
der Gründe ſteht dem Vorſtande nicht zu (a. A. Staudinger II 2). Zur Ablehnung des Antrags 
iſt er nur berechtigt, wenn die Befugnis aus § 37 mißbräuchlich ausgeübt wird (a. A. Planck 
A Ib, der den Vorſtand unbedingt zur Berufung für verpflichtet hält). In der Satzung darf 
die zur Stellung des Antrags erforderliche Zahl der Mitglieder, da $ 37 den Schutz der Minder- 
heit bezweckt und daher nach § 40 zu den zwingenden Rechtsſätzen gehört, keinesfalls auf mehr 
als die Hälfte der Mitglieder feſtgeſetzt, alſo nicht eine beſtimmte Mehrheit, auch nicht eine ein⸗ 
fache, verlangt werden (beſtr.). 5 5 

2. Bei Ablehnung des Antrags ſind die Antragſteller auf den Weg der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit angewieſen, und es findet kein Prozeßverfahren ftatt (vgl. $ 36 A 1). Die Antragſteller 
können ſich vielmehr in dieſem Falle die gerichtliche Ermächtigung zur Einberufung erteilen 
laſſen und haben ſich deshalb an das zuständige Amtsgericht zu wenden. Dieſes hat, nachdem 
der Vorſtand des Vereins, ſoweit tunlich, gehört iſt (§ 160 FGG), im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit darüber zu entſcheiden, ob der Antrag mit Grund abgelehnt werden durfte, wobei 
auch auf die ſachliche Berechtigung des Antrags einzugehen iſt (abweichend Oertmann A 3). 
Gegen den Beſchluß ift ſofortige Beſchwerde zuläſſig ($ 160 FGG). Wird dem Antrage ſtatt⸗ 
gegeben, ſo werden die Antragſteller ermächtigt, die Berufung an Stelle des Vorſtandes 
unter Hinweis auf den Beſchluß (deſſen Rechtskraft abgewartet werden muß, a. A. OL 43, 
197), ſelbſt zu bewirken, worin zugleich die Vollziehung des Beſchluſſes liegt (vgl. $ 887 3 PO). 
Das Amtsgericht kann außerdem, da die Beſorgnis begründet ſein kann, der Vorſtand werde 
den mit der Berufung verfolgten Zweck durch die Art der Leitung der Verſammlung vereiteln, 
wegen des Vorſitzes in der Verſammlung beſondere Beſtimmung treffen. Das gleiche Ver⸗ 
fahren findet ſtatt, wenn der Minderheitsantrag, einen beſtimmten Gegenſtand auf die Tages- 
ordnung zu ſetzen, abgelehnt iſt. 

3. 8 37 hat keine Geltung für nichtrechtsfähige Vereine, auch nicht für den Aufſichtsrat einer 
Aktiengeſellſchaft, Jh 6, 204. Bei jenen kann die Erfüllung der dem Vorſtande obliegenden 
Pflicht zur Einberufung der Mitgliederverſammlung nur im Klagewege erzwungen werden. 
Die ſachliche Berechtigung des Verlangens der Einberufung iſt hier, um der Beſchlußfaſſung 
der Mitgliederverſammlung nicht vorzugreifen, von dem Prozeßgerichte nicht zu prüfen, jeden⸗ 
falls dann nicht, wenn in der Mitgliederverſammlung über ein pflichtwidriges Verhalten des 
Vorſtandes abgeurteilt werden ſoll ( JW 1912, 4103). Iſt das Amt der Vorſtandsmitglieder 
erloſchen, ſo iſt die Einberufung einer Mitgliederverſammlung nur dadurch zu erreichen, daß 


Fee des Vereins vorläufig von den Vereinsmitgliedern gemeinſchaftlich geführt werden 
. § 38 

2 Die Mitgliedſchaft iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Die Aus- 

übung der N 


Mitgliedſchaftsrechte k i i ü - 
den 2) 5). gliedſchaftsrechte kann nicht einem anderen überlaſſen wer 


E 2 36 Abi 1; B 1 884 ff. 
1, Die (nad) $ 40 abänderliche) Regel ift, daß die Mitgli i i itgli 

\ € It, gliedſchaft an die Perſon des als Mitglied 
une gebunden iſt. Die Mitgliedſchaft und das aus ihr 1 Recht der Be- 
2 15 on a0 ereinsangelegenheiten iſt weder veräußerlich noch vererblich, noch durch einen 
fie nicht fehon 5 . ge hören auch Sonderrechte, die auf der Mitgliedſchaft beruhen, ſofern 
Ausübung d on fä gen Anfpruch, 3. B. auf Gewinnanteil, erzeugt haben. Damit it indes die 
18 0 8 urch den ger enn Vertreter nicht ausgeſchloſſen. Dieſer Grundſatz gilt nicht bloß 
für N 10 vereine, ſondern auch für wirtschaftliche Vereine, da auch dieſe der Regel nach nicht 
> hließlich private Vermäögensintereſſen verfolgen werden. Iſt nach der Satzung die Ver⸗ 
retung ne einen Bevollmächtigten geſtattet, jo können von dieſem die Mitglſedſchaftsrechte 
nur einheitlich ausgeübt werden. Er kann nicht in derſelben Angelegenheit teils für, teils gegen 
den Antrag ſtimmen. — Auch Ve reine — nicht Firmen RG Warn 1918 Nr 48 — können Mit⸗ 
glied won eines andern Vereins ſein. Ob in einem ſolchen Fall auch eine Mitgliedſchaft der einzelnen 
Mitglieder des Zweigvereins beim Hauptverein beſteht, richtet ſich nach der Satzung des letzteren 
(gl. 8 21 A 4). Über die fog. Ortsgruppen vgl. § 24 A 3, über die nicht rechtsfähigen Vereine 
§ 54 A 1. Die ſog. Zentralvereine haben nur körperſchaſtliche Mitglieder (vgl. Reh Gruch 54, 
649). Der einem andern Verein als Mitglied angehörende Verein kann unter den in § 39 U 2 
dargeſtellten Vorausſetzungen von der Mitgliedſchaſt ausgeſchloſſen werden. Über die ſatzungs⸗ 
9 Aufnahme eines nicht eingetragenen Vereins in den Hauptverein ſ. KG in JW. 1928, 


2. Zur Erlangung der Mitgliedſchaft, die ein Re tsverhältnis des Perſonenrechts darſtellt 
(Ach 100, 1) und die Geſamtheit aller Mugledſchaftsrechte umfaßt (RG 73, 191), ift, falls fie 
nicht durch Abſchluß des Errichtungsvertrags erworben wurde, die Aufnahme durch Beſchluß 
der Mitgliederverſammlung oder des ſonſt zuſtändigen Vereinsorgans (vgl. 9 58 A 1) erforderlich, 
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doch kann nach der Satzung auch die einſeitige Erklärung des Beitritts (Eintritts) genügen. Ein 
Eintrittszwang beſteht abgeſehen von öffentlich⸗rechtlichen Zwangsvereinen nicht, Staudinger A111 
zu $ 58. Über Beitrittserklärung zu einer Genoſſenſchaft vgl. RG 137, 74. Die Satzung 
kann für die Beitrittserklärung (vgl. § 58 Nr 1) eine beſtimmte Form vorſchreiben, fie kann den 
Erwerb und die Fortdauer der Mitgliedſchaft von gewiſſen Erforderniſſen abhängig machen und 
kann anordnen, daß bei Erfüllung dieſer Erforderniſſe die Aufnahme nicht verweigert werden 
darf. Eine allgemeine Aufnahmepflicht beſteht nicht, Ballotage iſt zuläſſig. Iſt ein dem Landes⸗ 
ärzte verband angeſchloſſener örtlicher Arzteverein nach dem von dem Verband mit der Arbeits- 
gemeinſchaft der Krankenkaſſenverbände geſchloſſenen Vertrag und der dementſprechenden Be⸗ 
ſtimmung der Satzung verpflichtet, Arzte, die gewiſſe Bedingungen erfüllen, als Mitglieder 
aufzunehmen, ſo haben dieſe ein erzwingbares Recht auf Aufnahme. Doch kann durch die Satzung 
für Streitfälle die vorherige Entſcheidung des Vorſtandes des Landesärzteberbands vorbehalten 
werden (RG 106, 120). Der Aufnahmebeſchluß iſt nur wirkſam, wenn der Aufgenommene den 
Antrag auf Aufnahme geſtellt hat oder nachträglich der Aufnahme zuſtimmt. Der Vertrag, durch 
welchen die Aufnahme eines Mitgliedes in den Verein erfolgt, iſt nicht den gegenſeitigen 
Verträgen zuzuzählen, da eine gegenſeitige Verpflichtung zu Leiſtungen, wie ſie für das Verhältnis 
der Geſellſchafter zueinander durch § 705 beſtimmt ift, zwiſchen den Vereinsmitgliedern nicht 
beſteht. Die Leiſtungspflicht des Vereinsmitgliedes iſt nicht davon abhängig, daß der Vorſtand 
ſeine zur Erreichung des Vereinszwecks (Schutz und Förderung der Mitgliederintereſſen) ihm 
obliegenden Verpflichtungen erfüllt (RG 100, 3), über ein Verſchulden des Vorſtands bei Er⸗ 
füllung der Pflichten gegenüber dem Mitglied vgl. R JW 1930, 34738. Der Antrag auf Auf⸗ 
nahme kann in Erwartung, daß der Verein die Rechtsfähigkeit erlangt, ſchon vor dieſem Zeit⸗ 
punkte geſtellt werden. In der Satzung kann beſtimmt werden, daß die Mitgliedſchaft bei Vor⸗ 
handenſein gewiſſer Vorausſetzungen ſchon durch die bloße Beitrittserklärung erworben wird. 
Möglich iſt auch eine Beſtimmung, welche die Mitgliedſchaft derart von dem Beſitz eines Geſchäfts 
uſw. abhängig macht, daß mit der Veräußerung desſelben die Mitgliedſchaft auf den Erwerber 
übergeht (NG Warn 1918 Nr 48). Gegen feinen Willen kann natürlich auch in dieſem Falle der 
Erwerber nicht Mitglied werden. Der beſchränkt Geſchäftsfähige kann, wenn die Mitgliedſchaft 
mit vermögensrechtlichen Verpflichtungen, Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrags uſw., 
verbunden iſt, Mitglied nur werden mit Genehmigung feines geſetzlichen Vertreters ($ 111), 
welche Genehmigung jedoch ſchon darin gefunden werden kann, daß der Vertreter ſich mit der 
die Beteiligung an ſolchem Vereine mit ſich bringenden Ausbildung für einen beſtimmten Beruf 
einverſtanden erklärt hat. Auf den Beitritt als Rechtsgeſchäft finden die Vorſchriften über Willens⸗ 
mängel im allgemeinen Anwendung. Wegen Irrtums über die mit dem Beitritt nach dem Geſetz 
verbundenen Folgen, wie z. B. darüber, daß das Mitglied Mehrheitsbeſchlüſſen unterworſen 
iſt, daß es ſich Sazungsänderungen gefallen laſſen muß, kann aber der Beitritt nicht angefochten 
werden. Seitens des Vereins iſt die Anfechtung wegen Irrtums über perſönliche Eigenſchaften 
des Aufge nommenen nur in außerordentlichen Fällen zuläſſig. Über die Klage auf Feſtſtellung 
der Mitgliedſchaft an einem verbotenen Verein]. 960 A 1 a. E. Was die Rechte der Mitglieder 
am Vereinsvermögen betrifft, jo können dieſe niemals fo weit gehen, daß die Mitglieder das 
Miteigentum erhalten (vgl. Vorbem 1 vor 9 21). Nicht unzuläſſig ift es, den Mitgliedern als ſolchen 
Gerechtſame an den Vereinsgrundſtücken einzuräumen, die wie dingliche Rechte gegen Dritte 
geſchützt werden, nicht aber die Befriedigung der Gläubiger aus dem ihnen verhafteten Vereins⸗ 
vermögen ausſchließen. Den Mitgliedern kann durch die Satzung oder einen die Satzung ab⸗ 
ändernden Beſchluß die Verpflichtung zur Leiſtung von ordentlichen oder außerordentlichen 
Beiträgen ſowie eine aushilfsweiſe oder geſamtſchuldneriſche, unbeſchränkte oder beſchränkte 
Haftung für die Vereinsverbindlichkeiten auferlegt werden. Die Haftung kann nach der Satzung 
die Bedeutung haben, daß fie nur für die Dauer der Mitgliedſchaft beſtehen fol (R Warn 1917 
Nr 46). Die Annahme von Beiträgen in entwertetem Geld kann der Vorſtand verweigern, RG 
Dig. 1925, 339. Kraft ſeines Mitgliedsrechts iſt der einzelne befugt, falls Dritte die Verwaltungs⸗ 
oder Ehrenrechte des Vereins in einer ſein Mitgliedsintereſſe berührenden Weiſe ſich anmaßen, 
dieſe Eingriffe durch Klage abzuwehren. — Eine beſondere Treupflicht der Mitglieder gegenüber 
dem Verein iſt geſetzlich nicht vorgeſchrieben, wenn auch die Rücksichtnahme auf die Intereſſen 
des Vereins und ſeiner Mitglieder im Sinne vieler Vereinsſazungen liegt (RG HRR 1928 Nr 1551). 
Schweigepflicht zu Gunſten des Vereins kann ausbedungen jein (RG 6. 7. 22 IV 753/21). 

3. Im Vereinsrecht gilt der allgemeine Grundſatz einer gleichmäßigen Behandlung 
aller Mitglieder (Planck $ 35 A 4; RG 73, 191; 119, 228; vgl. RG 132, 165). S. auch $ 35 
A 1. — Wegen Beſchränkung der Mitgliedsrechte iſt auch gegenüber dem Verein der Rechtsweg 
zuläſſig (RG JW 1925, 2245; vgl. RG Warn 1925 Nr 13). Bezüglich der Ausſchließung eines 
Mitglieds ſ. 8 39 A 2. 

§ 39 
Die Mitglieder ſind zum Austritt aus dem Vereine berechtigt. 
Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß der Austritt nur am Schluſſe 
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eines Geſchäftsjahrs oder erſt nach dem Ablauf einer Kündigungsfriſt zuläſſig 
iſt; die Kündigungsfriſt kann höchſtens zwei Jahre betragen 3). 
E II 36 Abſ 2; P 1 63a ff. 


1. Der Austritt aus dem Vereine (Kündigung) wird wirkſam durch die einem Vorſtandsmit⸗ 
gliede ($ 28 Abſ 2) oder dem ſonſt zuſtändigen Organ gemachte Austrittsanzeige (auch durch 
Zuſtellung der Klageſchrift ſtatt des ſatzungsmäßigen eingeſchriebenen Briefes [RG 77, 70] oder 
durch Übergabe eines die Anzeige enthaltenden verſchloſſenen Briefes an den Vorſitzenden der 
über die Ausſchließung beratenden Verſammlung RG JW 1914, 4612). Die Vorſchrift des 
$ 723, wonach die Kündigung nicht zur Unzeit geſchehen darf, findet hier leine Anwendung, ohne 
Einhaltung der ſatzungsmäßigen Friſt iſt vielmehr der Austritt aus einem wichtigen Grunde 
jederzeit zuläſſig, RG 130, 375. Über den Austritt eines Vereins aus einem größeren Vereins⸗ 
verbande RG HR 1932 Nr 1639, 1640. Über $ 39 hinaus kann die Freiheit des Austritts weder 
durch Einführung einer erſchwerenden Form (als welche die bloße Schriftform nicht gelten kann — 
Hölder A 1 erfordert, daß die Formvorſchrift gerade den Zweck haben müſſe, den Austritt zu er⸗ 
ſchweren) noch durch ſonſtige Beſtimmungen beſchränkt oder erſchwert werden, die dem 
ausſcheidenden Mitgliede beſondere Vermögensnachteile oder ſonſtige Laſten (Beſchränkung des 
Wettbewerbs uſw.) auferlegen (RG 71, 391; JW 1914, 108410). Daß der Ausſcheidende die mit 
ſeiner Eigenſchaft als Mitglied verbundenen Vergünſtigungen verliert, wie z. B. das Recht, 
das ihm in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied gewährte Darlehn zu behalten, ſtellt einen ſolchen 
Vermögensnachteil nicht dar (vgl. RG 91, 335). Eine die Kündigungsfriſt unzuläſſig verlängernde 
oder ſonſt die Kündigung erſchwerende Satzungsbeſtimmung iſt inſofern ungültig, als das Mitglied 
berechtigt bleibt, nach Ablauf von zwei Jahren ſeit der Kündigung auszuſcheiden. Die Gültigkeit 
ſeiner Aufnahme als Mitglied wird hierdurch nicht berührt. Zuläſſig iſt die Feſtſetzung einer ein⸗ 
jährigen Kündigungsfrist zum 31. 12. jeden Jahres (RG 90, 311). Dagegen verſtößt die Satzungs⸗ 
beſtimmung, daß ein freiwilliges Ausſcheiden aus dem Verein nicht mehr möglich ſei, ſobald 
gegen das Mitglied ein Verfahren vor dem Vereinsehrengericht ſchwebe, gegen 9 39 Abſ 2 (RG 108, 
160, bez. der Ausbedingung eines Wiederkaufsrechts für den Fall des Auskritts vgl. RG 130, 
209). Mit dem Ausſcheiden verliert das Mitglied nicht nur ſeine Verwaltungsrechte, ſondern auch, 
ſoweit die Satzung nichts anderes beſtimmt, jedes Recht am Vereinsvermögen. Für die Beiträge, 
die auf die Zeit bis zum Ausſcheiden entfallen, bleibt der Ausſcheidende verhaftet, und zwar 
auch bann, wenn die Bedingung, von der die Einforderung der Beiträge abhängig gemacht iſt, 
erſt nach dem Ausſcheiden eintreten ſollte. Den Beſtimmungen der Satzung über die Schieds⸗ 
gerichtszuſtändigleit des Vereins bleibt der Austretende auch hinſichtlich der Frage der Wirk⸗ 
8 5 Austritts unterworfen, ſofern etwas anderes aus der Satzung nicht zu entnehmen 
n 6 113, 321). Die Buftändigteit des Schiedsgerichts darf allerdings nicht dazu führen, die 
11 eee über die in 5 30 Abſſ2 beſtimmte Zeitgrenze hinaus zu verlängern (R JW 1916, 

40). b ndernfalls würde $ 1041 Nr 2, nicht, wie R& 88, 397 annimmt, § 1041 Nr 1 ZRO 
les werden. Die Freiheit des Austritts iſt von großer Bedeutung, weil dieſer oft das 
Be 1195 Mitglied verbleibende Mittel iſt, um einer ſchlechten Verwaltung oder einer erhöhten 
Wert 7105 11 1 iu entziehen. Die Möglichkeit des Austrilts hat für den einzelnen den gleichen 
Kündi e die Möglichkeit der Auflöſung des Vereins für die Mitgliederverſammlung. Über die 

1 Dies eines Geſellſchafters bei der GmbH ſ. RG 128, 1. 

(oft 10 Aren eines Mitglieds aus dem Vereim (. hierüber Heinsheimer, Mitglied. 
a enn MO ung — über die ſonſtige Strafgewalt des Vereins vgl. $ 25 A 2) ift zuläffig, 
Ausſchlief N hierüber keine Vorſchriften enthält. Schweigt die Satzung, ſo kann die 
105 2 zung 5 enfa 5 aus einem wichtigen Grunde ſtattfinden (M& 130, 375; Enneccerus I 
8 lieb ). In der Satzung kann beſtimmt ſein, daß der Mehrheit die Ausſchließung nach freiem 
elieben geſtattet fein ſoll (MG 73, 190). — Da das Selbſtbeſtimmungs⸗ und Selbſtverwaltungs⸗ 
recht des Vereins nicht zuläßt, die endgultige Entſcheidung über den Ausſchluß eines Mitglieds 
dem Lerein zu entziehen und in die Hand des Richters zu legen, fo erhebt fich die Frage, ob und 
wieweit der Ausſchließungsbeſchluß im ordentlichen Rechtsweg, z. B. auf eine Klage des be⸗ 
troffenen Mitglieds nachgeprüft werden kann. Eine in der Satzung vorgeſehene ſchiedsgerichtliche 
5 5 5 tung vorgeſeh 5 5 
Entſcheidung ſteht der Nachprüfung regelmäßig entgegen. a) Im übrigen beſteht kein Zweifel 
darüber, daß ſich die Nachprüfung durch den ordentlichen Richter regelmäßig auf die formelle 
Ordnungsmaäßigkeit des Beſchluſſes zu erſtrecken hat. Nachzuprüfen iſt alſo zunächſt, ob das 
in der Saßung vorgeſchriebene Verfahren eingehalten iſt und ob nicht hinſichtlich des Verfahrens 
gegen die Satzung, aber auch gegen allgemein anerkannte, wenn auch in der Satzung nicht aus⸗ 
drücklich erwähnte Grundſatze des Vereinslebens verſtoßen iſt (RG Warn 1912 Nr 285; RG 82, 
248; 29 1929, 324). Dahin gehort u. a. die Beobachtung der für die Einberufung und Abhaltung 
der beſchließenden Mitgliederverſammlung vorgeſchriebenen Förmlichkeiten (8 32 A 1). Sämtliche 
Mitglieder, namentlich der Auszuſchließende, müſſen gehörig geladen fein (Reh Warn 1909, 
Nr 123). Es muß ihm das rechtliche Gehör gewährt fein; es iſt ihm daher vor der endgültige n 
Beſchlußfaſſung in Ermangelung einer andern Satzungsbeſtimmung Gelegenheit zu geben, 
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ſich mündlich oder ſchriftlich gegen die ihm gemachten Vorwürfe zu verteidigen, insbeſondere 
dann, wenn ſeine Ausſchließung wegen unehrenhaften Benehmens erfolgen ſoll (RG JW 1915, 
14241; 1925, 495; Warn 1909 Nr 123, 1913 Nr 182; Recht 1928 Nr 1801, 2244; 5. 12. 29 IV 
68/29; vgl. RG 49, 153; 129, 45). An der Beſchlußfaſſung können, da $ 34 nicht entgegenſteht, 
auch diejenigen Mitglieder teilnehmen, welche durch die von dem Auszuſchließenden gegen den 
Verein erhobenen Angriffe perſönlich betroffen ſind, falls nicht in der Satzung hierüber etwas 
anderes beſtimmt iſt (NG Warn 1913 Nr 182). Die gehörige Bildung des über die Ausſchließung 
beſchließenden Ehrengerichts kann von dem Mitgliede, wenn es widerſpruchslos ſich auf die 
Verhandlung vor ihm eingelaſſen hat, nicht mehr beanſtandet werden (RG 22. 5. 13 IV 695/12). — 
Iſt nach der Tagesordnung 1. über die Neuwahl des zurückgetretenen Vorſtands, 2. über die Aus⸗ 
ſchließung eines Mitglieds Beſchluß zu faſſen, fo iſt der Beſchluß Über den zweiten Punkt ungültig, 
wenn er ohne erſichtlichen Grund an erſter Stelle beraten wurde (RG 29. 5. 09 IV 494/08). 
Kein die Ungültigkeit des Beſchluſſes herbeiführender Mangel iſt es, ſofern die Satzung nichts 
anderes vorſchreibt, daß in dem mitgeteilten Beſchluſſe die Namen der an der Beſchlußfaſſung 
mitwirlenden Perſonen nicht aufgeführt find. Die Angabe der Namen hat auf Verlangen nach⸗ 
träglich zu erfolgen (RG 13. 11. 19 IV 371/19). Die Nachprüfung hat ſich weiter darauf zu 
erſtrecken, ob vorher alle in der Satzung vorgeſehenen Mittel der Abhilfe (insbeſondere Anrufung 
des Ehrengerichts, Ehrenrats oder der ſonſt vorbehaltenen Vereinsinſtanzen) erſchöpft find (RG 80, 
191; 85, 355; Warn 1913 Nr 182, ogl. ferner Recht 1925 S. 15 Nr 2; 1928 Nr 2244; JW 1932, 
1197˙, wonach der Verein die Durchführung des Verfahrens nicht verhindern oder verzögern 
darf, was indes bei der ſatzungsmäßigen längeren Hinausſchiebung des zur Entſcheidung berufenen 
Verbandstags noch nicht zutrifft). Von der Einforderung eines Koſtenvorſchuſſes darf bei dem 
Fehlen einer Satzungsbeſtimmung eine gegen den Beſchluß des Ehrenrats bei der Mitglieder- 
verſammlung eingelegte Berufung nicht abhängig gemacht werden (RG v. 26. 6. 30 IV 711/29). 
Iſt in der Satzung vorgeſchrieben, daß vor Zuſammentritt des Ehrengerichts ein Sühneverſuch 
ſtattzufinden hat, jo hat deſſen Fehlen die Unzuläſſigkeit des ehrengerichtlichen Verfahrens zur 
Folge, der Mangel kann durch nachträgliche Vornahme des Sühneverſuchs nicht geheilt werden 
(RS 10. 7. 13 IV 152/13). Formmängel des erſtinſtanzlichen Ausſchließungsverfahrens können 
nicht mehr gerügt werden (RG L3 1929, 324; HRR 1933 Nr 1). In dem Beſchluß muß, falls 
nicht nach der Satzung eine willkürliche Ausſchließung zuläſſig ift, der der Satzung entſprechende 
Ausſchließungsgrund zweifelsfrei bezeichnet werden, wenn auch nicht gerade der betreffende 
Paragraph der Satzung angeführt zu werden braucht (RG LE 1917, 12451; RG 30. 11. 30 IV 
659/29; HRR 1931 Nr 192; 1932 Nr 600), das gilt nicht, wenn der Grund dem Ausgeſchloſſenen 
ohnehin bekannt ift (RG SeuffA 79 Nr 1); ein neuer Grund lann nicht nachgeſchoben werden, 
RG FW 1932, 10106 (betr. Genoſſenſchaft). b) Wenn in der Satzung die Ausſchließung geregelt 
ift, unterliegt es ferner der Nachprüfung, welchen objektiven Inhalt die fragliche Satzungsvorſchrift 
hat und ob ihr zuwidergehandelt iſt, insbeſondere, ob die rechtlichen Grenzen des darin geordneten 
Ausſchließungsrechts nicht überſchritten find RG 2 1929 830). c) Dagegen kann der Aus- 
ſchließungsbeſchluß auf ſeine ſachliche Richtigkeit im allgemeinen nicht nachgeprüft werden, 
alſo nicht in der Richtung, ob die feſtgeſtellten Tatſachen die Ausſchließung zu rechtfertigen geeignet 
ſind, ob das Mitglied mit Recht der ihm vorgeworſenen Handlungen für überführt zu erachten 
iſt u. dgl. (RG 49, 150; JW 00, 417, 03 Beil S. 37 u. 40%; 06, 4161; Warn 1912 Nr 285; anders 
für Genoſſenſchaften uſw. RG 57, 154; 88, 193; JW 08, 25024). Neuerdings geſtattet das Reichs⸗ 
gericht eine ſachliche Nachprüfung in der Richtung, ob nicht in dem Vorgehen des Vereins eine 
offenbare Unbilligkeit oder ein grober Mißbrauch der Vereinsgewalt oder gegebenenfalls 
ein Verſtoß gegen $ 826 zu finden ift (RG 106, 120 a. E.; 107, 386; JW 1925, 49%; SeuffA 79 
Nr 1; 5. 12. 20 IV 68/29, teilw. abgedr. LZ 1930, 379; L8 1929, 324, ebenſo Hedemann in 
Arch BürgR 38, 135ff., Enneccerus $ 105 VI). Daß das Verbleiben im Verein eine Lebens⸗ 
notwendigkeit für den Ausgeſchloſſenen bedeute, iſt nicht zu fordern; es genügt, daß der Beſchluß 
auf grober Unbilligteit beruht (RG 140, 23. Vgl. RG HAN 1930 Nr 199; 6. 1. 30 IV 744/28; 
6. 7. 31 IV 62/31). Doch find auch hier der ſachlichen Nachprüfung möglichſt enge Grenzen 
zu ziehen. Für die meiſt vorkommenden Fälle, wo Mißhelligkeiten unter den Vereinsgenoſſen 
den eigentlichen Anlaß zur Ausſchließung eines Mitglieds bilden, iſt zu beachten, daß dem Be⸗ 
troffenen der freiwillige Austritt freiſtehen wird, er ſich alſo der Ausſtoßung entziehen kann und 
es nicht als unbillig empfinden darf, wenn die Mehrheit, deren Entſcheidung er ſich durch den Ein- 
tritt in den Verein unterworfen hat, von ihrem geſetzlichen Rechte Gebrauch macht. Auch etwaigen 
nachteiligen Folgen, die ſich beſonders bei den ſog. Idealvereinen hinſichtlich des Ehrenpunkts 
an den Ausſchluß knüpfen, kann er durch den noch während des Ausſchließungsverfahrens zu⸗ 
läſſigen Austritt begegnen. Auf ſolcher Grundlage beruht aber die Mehrzahl der Prozeſſe, die in 
der Regel unter dem Deckmantel der groben Unbilligkeit anhangig gemacht werden und deren 
Durchführung die Gerichte unnötig belaſtet, ohne daß das Ergebnis des an ſich belangloſen Rechts⸗ 
ſtreits zu der aufge wandten Arbeit im richtigen Verhältnis ſteht. Nur der gefliſſentliche grobe 
Mißbrauch der Vereinsgewalt unter dem Geſichtspunkt offenbarer großer Unbilligkeit oder des 
$ 826 B&B ſollte daher unbeſchadet der Unterſuchungspflicht hinſichtlich formeller Mängel bei 
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der Ausſchließung aus dem Verein Gegenſtand richterlicher Nachprüfung und Korrektur ſein. 
Sonſtige Streitigkeiten innerhalb des Vereins, z. B. unter Mitgliedern eines Kegelklubs oder 
Geſangvereins, die vielfach nur auf perſönlichen Antipathien und Beweggründen beruhen, unter⸗ 
ſtehen nicht der ſtaatlichen Kontrolle und gehören nicht vor den Richter, auch wenn fie mit dem 
Ausſchluß eines Mitglieds enden; es handelt ſich bei ihnen um innere Angelegenheiten des Vereins, 
deren Regelung nicht Aufgabe der Gerichte fein jol. Da der Verein feine Angelegenheiten felb- 
ſtändig verwaltet, darf gerade in ſolchen Fällen ein richterlichter Eingriff in das innere Vereins⸗ 
Reh nicht gefordert werden. In dieſer Richtung iſt daher regelmäßig eine ſtrenge Prüfung am 
atze. 
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Dem ausgeſchloſſenen Mitglied kann der Anſpruch auf Feſtſtellung feiner Mitgliedſchaft nicht 
deshalb verſagt werden, weil die Vereinigung tatſächlich ein unerlaubter Spielklub ſei (RG 
JW 1921, 1527). Kann nach der Satzung ein Vereinsmitglied durch einſtimmigen Beſchluß des Vor⸗ 
ſtandes ausgeſchloſſen werden, ſo folgt daraus noch nicht, daß ein Vorſtandsmitglied durch 
Beſchluß der übrigen Vorſtandsmitglieder ausgeſchloſſen werden kann (RG HAN 1932 Nr 1638). — 
Wegen des Grundſatzes ne bis in idem vgl. oben und § 25 A 2. 

3. Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß die Nichtzahlung des Beitrags binnen 
beſtimmter Friſt den Verlust der Mitgliedſchaft nach ſich zieht. Der Verluſt tritt in dieſem Falle 
erſt mit Ablauf der Friſt ein. Die Weigerung des Beitragspflichtigen kann den Ablauf der Friſt 
nicht erſetzen (R Warn 1912 Nr 147; vgl. auch Recht 1928 Nr 1; JW 1927, 299610). — (Be⸗ 
reits oben A 2 S. 59.) 


Ss 40 
Die Vorſchriften des § 27 Abſ 1, 3, des $ 28 Abf 1 und der 88 32, 33, 38 
finden infoweit keine Anwendung, als die Satzung ein anderes beſtimmt !). 
E 1 44 Abſ 7, 48 Abi 6 II 37; M 1 04 ff., 105 ff., P 6 116. 
1. Unabänderlich find die Vorſchriften der 88 26, 27 Abſ 2, 28 Abſ 2, 29, 31, 34—37 und 39 
ſoweit nicht in ihnen ſelbſt (88 26 Abſ 2, 37 Abſ 1, 39 Abſ 2) eine Anderung durch die Satzung 
ausdrücklich zugelaſſen iſt. 


8 41 

Der Verein kann durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung aufgelöſt 1) 2) 
werden. Zu dem Beſchluß iſt eine Mehrheit von drei Vierteilen der erfchie- 
nenen Mitglieder erforderlich, wenn nicht die Satzung ein anderes beſtimmt. 

E II 38; P 1 58s ff. 

1. Das Recht, die Auflöſung des Vereins zu beſchließen, das der Mitgliederverſammlung 
als äußerſte Maßregel verbleibt, wenn der Vereinszweck oder auch nur eine beſſere Verwaltung 
nicht zu erreichen iſt, kann ihr durch die Satzung nicht entzogen werden (vgl. § 39 A 1), wenn auch 
die Ausübung dieſes Rechtes durch das Erfordernis der Einſtimmigkeit beſchränkt werden kann. 
Als Auflöſungsbeſchluß ift es anzuſehen, wenn die Vereinigung des Vereins mit einem fort⸗ 
beſtehenden andern Verein beſchloſſen wird (OLG 22, 113, vgl. über Verſchmelzung der Aktien⸗ 
geſellſchaften die beſonderen Beſtimmungen der $$ 305307 HGB und RG Gruch 53, 703, RG 
136, 313, über die Verſchmelzung zweier Verſicherungsvereine RG 133, 102). Mit der Auflöſung 
tritt, falls das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus fällt, das in 99 48ff. vorgeſehene Liquida⸗ 
tionsverfahren ein, wobei der Verein, ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert, nach $ 49 
Abſ 2 als fortbeſtehend gilt. Die dem Intereſſe der Gläubiger dienende Liquidation muß auch 
dann durchgeführt werden, wenn die Mitgliederverſammlung bei oder vor der Auflöſung be⸗ 
ſchließen ſollte, daß der Verein als nichtrechtsfähiger beſtehen bleibt, was die Bedeutung der 
Begründung eines neuen Vereins für die beitretenden Mitglieder hat (über die von der Auf⸗ 
löjung verſchiedene Entziehung der Rechtsfähigkeit vgl. $ 42 A 1 u. § 43 A 1). Der Beſchluß 
der Auflöſung bedarf auch bei ſolchen Vereinen, deren Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, 
nicht der ſtaatlichen Genehmigung. Das gleiche gilt, wenn ein Verein auf die Rechtsfähigkeit 
verzichtet (vgl. Staudinger A VIII). Dem Tode einer natürlichen Perſon im Sinne der von der 
Unterbrechung des Verfahrens handelnden $$ 239, 246 ABO kann die Auflöſung des 
Vereins, die eine Geſamtnachfolge nicht nach ſich zieht, nicht gleichgeſtellt werden (vgl. RG ZW 
04, 1192). Über Auflöfung des einer Genoſſenſchaft angehörigen Vereins ſ. § 49 A 4 a. E. — 
Wird durch einen Beſchluß der Mehrheit ſatzungswidrig der Vereinszweck geändert, ſo kann der 
alte Verein durch die Minderheit fortgeſetzt werden. RG JW 1925, 23724 

2. Der Verein wird ferner aufgelöſt durch Ablauf der in der Satzung beſtimmten Zeit 
oder Eintritt der in ihr feſtgeſetzten auflöſenden Bedingung. Daß die Zahl der Mitglieder bis 
auf eines ſinkt, hat — abgeſehen von $ 73 — die Auflöſung des Vereins nicht zur Folge (RG 
Seuffel 60 Nr 216, |. für die G. m. b. H. Rech 68, 174; 92, 84; 129, 53; 7.4. 30 IV 316/29, 
Einmanngeſellſchaft). Das verbleibende eine Mitglied hat die Macht, Mitgliederverſamm⸗ 
lungsbeſchlüſſe zu faſſen und kann auch ſich ſelbſt (vgl. 9 34 A 1) zum Vorſtand wählen. 
Dagegen wird durch den Fortfall ſämtlicher Mitglieder (infolge Todes oder Austritts) 
die Auflöſung herbeigeführt. Der Auflöfung ſteht in gewiſſer Hinſicht gleich die Nichtigkeit des 
Vereins. Auch in dieſem Falle muß eine Art Liquidation ftattfinden und verbleibt dem nichtigen 
Verein die Rechtsfähigkeit, ſoweit dies zum Zweck der Liquidation erforderlich iſt (vgl. für die 
G. m. b. H. RG JW 05, 184°). Verfolgt der Verein nachträglich einen unfittlichen Zweck, bildet 
er ſich z. B. in einen Spielklub um, fo tritt die Aufloſung erſt in dem Zeitpunkte ein, wo die Ein⸗ 
tragung von Amts wegen vom Regiſterrichter gelöſcht oder die Ungültigkeit des Vereins auf 
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Klage eines Mitgliedes durch rechtskräftiges Urteil ausgeſprochen iſt (vgl. RG JW 1921, 1527). 
Dadurch, daß der Zweck des Vereins erreicht iſt oder die Erreichung des Zweckes unmöglich 
geworden iſt, wird die ſofortige Auflöſung des Vereins nicht herbeigeführt. 


8 42 


Der Verein verliert!) die Rechtsfähigkeit durch die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes 7). 

Der Vorſtand hat im Falle der Überſchuldung ?) die Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen ?). 
Wird die Stellung des Antrags verzögert, ſo ſind die Vorſtandsmitglieder, 
denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, den Gläubigern für den daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich; ſie haften als Geſamtſchuldner. 

E I 47 II 39; M 1 104; P 1 623 ff., 539; 6 118. 

1. Der Verluſt der Rechtsfähigkeit (88 42, 43, 73) hat — im Gegenſatz zur Auflöſung — nicht 
ohne weiteres zur Folge, daß der Verein auch in der Eigenſchaft als nicht rechtsfähiger Verein 
zu beſtehen aufhört (a. A. für den Fall, daß ſich ein ſolches Fortbeſtehen nicht aus der Satzung 
ergibt, Planck A 1 zu $ 41). Jedenfalls können die Mitglieder das Fortbeſtehen des Vereins als 
eines nicht rechtsfähigen oder ſeine Umwandlung in einen Perſonenverband der geſamten Hand 
n Über Verluſt der Rechtsfähigkeit im Falle der Verlegung des Sitzes ins Ausland ſ. 9 24 


2. Die Eröffnung des Konkurſes (88 207, 208, 213 KO) läßt trotz des Wortlauts des $ 42 die 
Rechtsfähigkeit des Vereins inſoweit beſtehen, als es zum Zwecke der konkursmäßigen Liquidation 
erforderlich iſt (entiprechend 9 49 Abſ 2). Die Rechte des Vereins werden innerhalb dieſer Grenzen 
von dem Konkursverwalter ausgellbt. Wird der Eröffnungsbeſchluß auf Beſchwerde wieder 
aufgehoben, jo gilt die Entziehung der Rechtsfähigkeit als nicht erfolgt, unbeſchadet jedoch der 
Gültigkeit der in der Zwiſchenzeit von dem Konkursverwalter vorgenommenen Rechtshand⸗ 
lungen. Wird das Konkursverfahren durch Schlußverteilung oder Zwangsvergleich beendigt 
ober gemäß N 202, 204 KO eingeſtellt, ſo lebt die durch die Konkurseröffnung verlorengegangene 
eg — * . 175 kann in der Satzung beſtimmt werden, daß in dieſen Fallen 

tre iger ſich fortſetze. Konkursfähig i ichtige Verei 
egg a 58 8 ſortſetze. Konkursfähig iſt auch der nichtige Verein, ſ. für 
„„Der Vorſtand hat im Intereſſe der Gläubiger auf die Erhalt i ie» 
10 erforderlichen Leben Bedadıt © a 


ſchuldhaft ihre Befriedigung dad N Ad 
aufteilt oder die — © g dadurch ſchmalert, daß er Vereinsvermögen unter die Mitglieder 


geführt, fo fönnen dieſe die Vorſtandsmitglieder, die ſchuldha 


2 t * 
ſchuldner in Anſpruch nehmen. Schadens gehandelt 9200 als Geſamt 


ei Nichtanmeldung 


15 1 81 1 Geſ v. 25. 3. 30, 11050 1 
i ür gewiſſe Fälle angeordnete zeitweilige Be⸗ 
freiung von der Verpflichtung zur Kon ku 8 i juri 

v. 28. 4. 20, Gef v. 24. 12 22 aufgcho 5 anmeldung bei Überſchuldung juriſt. Perſonen (WO 


8 43 
0 Dem Vereine kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden 1), wenn er durch 
einen geſetzwidrigen Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder durch ge- 
ſetzwidriges Verhalten des Vorſtandes das Gemeinwohl gefährdet 2). 

Einem Vereine, deſſen Zweck nach der Satzung nicht auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, kann die Nechtsfähigkeit entzogen werden, 
wenn er einen ſolchen Zweck verfolgt >). 

Einem Pereine, der nach der Salzung einen politischen, sozialpolitischen oder 


religiösen Zweck nicht hat, kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen 
solchen Zweck verfolgt s). 
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Einem Vereine, deſſen Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, kann die 
Nechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen anderen als den in der Satzung 
beſtimmten Zweck verfolgt ). 

E II 40 Abſ 1—3; P 1 572 ff.; 6 116, 144. 


1. Während nach § 2 des RVerch v. 19. 4. 08 ein jeder Verein, deſſen Zweck den Straf⸗ 
geſetzen zuwiderläuft, polizeilich aufgelöſt werden kann (vgl. auch bez. der Vereine, die ſich 
mit militäriſchen Dingen befaſſen, Art 177 Verſß V und $ 22 des Ausfcgeſ v. 31. 8. 19), iſt auf 
privatrechtlichem Gebiete nur die Entziehung der Rechtsfähigkeit zuläſſig. Die Entziehung 
der Rechtsfähigkeit hat in gleicher Weiſe wie die in § 41 behandelte Auflöſung die Folge, daß 
(abgeſehen von $ 46) die Liquidation erfolgen muß (88 45, 47). Von dieſer Auflöfung unterſcheidet 
ſich aber die Entziehung der Rechtsfähigkeit darin, daß der Verein fortbeſtehen kann (ſ. § 42 A J). 
Es kann von vornherein durch Vereinbarung bei Errichtung des Vereins oder durch ſpäteren 
ſatzungsändernden Beſchluß für den Fall der Entziehung der Rechtsfähigkeit die Fortdauer des 
Vereins als eines nicht rechtsfähigen feſtgeſetzt fein (beſtr.). Eine auf Neubegründung des Vereins 
gerichtete Vereinbarung kann zwiſchen den Mitgliedern noch nach Entziehung der Rechtsfähigkeit 
mit der Wirkung getroffen werden, daß die Rechte dieſer Mitglieder hinſichtlich des Vereinsver⸗ 
mögens auf den fortzuſetzenden Verein übergehen, wenn dies für den Fall der Entziehung der 
Rechtsfähigkeit in der Satzung feſtgeſetzt iſt. Das Fortbeſtehen eines nach 3 2 RBer® aufgelöften 
Vereins kann polizeilich gehindert werden. 0 7 8 r 

2. Die Gefährdung des Gemeinwohls genügt nicht zur Entziehung der Rechtsfähigkeit. 
Es muß noch eine geſetzwidrige Handlung oder Unterlaſſung eines Vereinsorgans hinzukommen, 
wodurch die Gefährdung verurſacht ift (ſachlich übereinſtimmend § 81 Genc, § 62 GmbHG, 
58 97 Nr 3, 104 f Nr 3 Gewd betreffs der Innungen und Innungsverbände, Art 4 PrAG. HGB 
betreffs der Aktiengeſellſchaften und Aktienkommanditgeſellſchaften). Die Geſetzwidrigkeit kann 
begangen werden durch Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung, namentlich inſofern, als die Be⸗ 
ſchlüſſe ihre Zuständigkeit überſchreiten, und durch das Verhalten des Vorſtandes, mag dieſer 
nun ſelbſt geſetzwidrig handeln oder das geſetzwidrige Verhalten der Angeſtellten dulden. Unter 
den Begriff der Geſetzwidrigkeit fällt auch die Satzungswidrigkeit und die Verletzung privat⸗ 
rechtlicher Geſetze, wenn auch hierdurch eine Gefährdung des Gemeinwohls nur ſelten herbei- 
geführt werden wird. Daß die Geſetzwidrigkeit eine verſchuldete ift, wird in § 43 nicht erfordert. 

3. Beſteht die Geſetzwidrigkeit darin, daß der Verein andere als die zuläſſigen Zwecle tat⸗ 
ſächlich verfolgt, ſo kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, ohne daß die Gefährdung des Ge⸗ 
meinwohls feſtgeſtellt zu werden braucht (ebenſo die in A 2 angeführten Beſtimmungen des 
GmbHG und der GewO). Doch ift hier ein Unterſchied zu machen zwiſchen den Vereinen, denen 
die Rechtsfähigkeit verliehen iſt, und den eingetragenen Vereinen. Den erſteren kann, 
da die Verleihung weſentlich darauf beruht, daß die Angabe über den Vereinszweck richtig iſt, 
die Rechtsfähigkeit ſchon dann entzogen werden, wenn ſie ganz oder teilweiſe einen andern 
Zweck verfolgen. Bei den eingetragenen Vereinen kommt es dagegen darauf an, ob fie bei An⸗ 
gabe des ſpäter verfolgten Zweckes die Eintragung erlangt hätten. Es macht deshalb nichts 
aus, wenn ſtatt des in der Satzung angegebenen idealen Zweckes ein anderer idealer Zweck ver- 
folgt wird. Wohl aber iſt die Entziehung der Rechtsfähigkeit zuläſſig, wenn der vom Verein 
ſpäter verfolgte Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, da dies die Ein⸗ 
tragung ausgeſchloſſen haben würde, vgl. OLG 44, 184. Daß der Verein einen politiſchen, ſozial⸗ 
politiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, bildet jetzt nach Art 124 Abſ 2 NBerf (s. § 61 A 3) 
kein Hindernis für die Eintragung des Vereins. Die durch Eintragung in das Vereinsregiſter 
erlangte Rechtsfähigkeit kann deshalb dem Verein auch nicht mehr aus dem Grunde entzogen 
werden, daß er entgegen der Satzung einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck 
oder einen andern Zweck dieſer Art als den in der Satzung angegebenen verfolgt. Die Rechts⸗ 
fähigkeit wird aus dem gedachten Grunde dem Verein auch dann nicht entzogen werden können, 
wenn ihm als einem wirtſchaftlichen Vereine die Rechtsfähigkeit verliehen war. Die Entziehung 
der Rechtsfähigkeit nach Abſ 2 hat nur zu erfolgen, wenn der Hauptzweck des Idealvereins ein 
wirtſchaftlicher iſt (Pr OVG 69, 323). Über den Fall der erfolgten Eintragung eines Vereins, deſſen 
ſatzungsgemäßer Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, ſ. H 65 A 2. Bloß 
aus dem Grunde, daß die Verwaltungsbehörde den Verein irrig als einen wirtſchaftlichen beur⸗ 
teilt hat, kann dem ſatzungsgemäß ſich betätigenden Vereine die Rechtsfähigkeit nach $ 43 nicht 
entzogen werden. 


8 44 
Die Zuſtändigkeit und das Verfahren beſtimmen ſich in den Fällen des § 45 


nach den für ſtreitige Verwaltungsſachen geltenden Vorſchriften der Landes- 
geſetze !). Wo ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht, finden die Vor ⸗ 
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ſchriften der 88 20, 21 der Gewerbeordnung Anwendung 2); die Entſcheidung 
erfolgt in erſter Inſtanz durch die höhere Verwaltungsbehörde, in deren 
Bezirke der Verein feinen Sitz hat !). f 

Beruht die Nechtsfähigkeit auf Verleihung durch den Bundesrat, fo er- 
folgt die Entziehung durch Beſchluß des Bundesrats 3). 

E II 40 Abſ 4; P 1 572 ff. 

1. Nach den landesrechtlichen Beſtimmungen richtet es ſich, ob das Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren (wie in Preußen) bereits in erſter Inſtanz oder (wie z. B. in Sachſen) erſt in zweiter Inſtanz 
oder endlich (wie z. B. in Bayern) erſt nach vorheriger Entſcheidung der Verwaltungsbehörde 
zweiter Juſtanz ſtattfindet. Zuſtändig zur Erhebung der Klage iſt in Preußen der Landrat, in 
Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde (Art 2 AV. BGB v. 16. 11. 99). 4 

2. Beſteht landesrechtlich ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht, fo entſcheidet in dem durch 
$$ 20, 21 Gewd. geregelten Verfahren die höhere Verwaltungsbehörde. Gegen deren Ent⸗ 
ſcheidung kann binnen zwei Wochen Rekurs eingelegt werden, der in derſelben Friſt zu rechtfertigen 
iſt. In erſter oder zweiter Inſtanz muß die Entſcheidung durch das Kollegium nach mündlicher 
und öffentlicher Verhandlung erfolgen; der Rekursbeſcheid iſt mit Gründen zu verſehen. 

3. Iſt die Rechtsfühigkeit von dem Bundesrat, jetzt Reichsrat, verliehen, ſo hat dieſer — Vor⸗ 
ſchriſten hierüber find nicht gegeben — auch über die Entziehung zu befinden. An Stelle des 


Bundesrats war bei nichtwirtſchaftlichen Vereinen in den Schutzgebieten der Reichskanzler zu⸗ 
ſtändig (.. 823 A 2). 


S 45. 

Mit der Auflöſung des Vereins oder der Entziehung der Nechtsfähigkeit 
fällt) das Vermögen an die in der Satzung beſtimmten Perſonen 1). 

Durch die Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß die Anfallberechtigten 
durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder eines anderen Vereins 
organs beſtimmt werden. Bft der Zweck des Vereins nicht auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet, ſo kann die Mitgliederverſammlung 


auch ohne eine ſolche Vorſchrift das Dermögen einer öffentlichen Stiftung 
oder Anſtalt zuweiſen !). 


Fehlt es an einer Beſtimmung der Anfallberechtigten, fo fällt das Ver⸗ 
mögen, wenn der Verein nach der Satzung ausſchließlich den Intereſſen ſeiner 
Mitglieder diente, an die zur Zeit der Auflöfung oder der Entziehung der 
Nechtsfähigkeit vorhandenen Mitglieder zu gleichen Teilen, anderenfalls 
Peine Fiskus des Bundesſtaats, in deſſen Gebiete der Verein ſeinen Sitz 

atte ). 

1 40 Abſ 1 11 417 M 1 100 fl. P 1 580 ff. 

1. Der Nuffafjung, daß das Vermögen der juriſtiſchen Perſon nicht den Mit liedern gehört 
(vgl. Vorbem 1 vor § 21), würde es, was bie Perſon des Anfallberechtigten betrift, ene 
daß mit Auflöſung des Vereins (Entziehung der Rechtsfähigkeit) das Vermögen dem Fiskus 
zufiele. Das BGB weicht jedoch hiervon darin ab, daß es bei einem ſelbſtnützigen Verein (der 
0 atzungsmäßig ausſchließlich den Intereſſen der Mitglieder dient), 
an die Mitglieder fallen läßt 


(Abſ 3), daß es ferner bei dem Idealverei f de ein 
gemeinnütziger zu ſein braucht, der 5 a 1 eee 


geſtattet, das Vermögen einer öffentlichen 
mit der Ausdrucksweise des § 89 und des Art 85 Ec eine Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen 
Rechts, alſo auch eine öffentlich -rechtliche Kö 

Zwecken zu verſtehen ift (beftr.) — zuzuwen 
durch einen die Satzung abändernden Beſ 
die Verfügung der Mitgliederverſammlun 
Über den Verbleib des Vermögens Beſti 


für den Fall der Entziehung der Rechtsfähigkeit ſatzungsgemäß beſtimmt werden, daß das Ver⸗ 


Die Beſtimmung nach Abſ 2 muß ſpäteſtens bei Auflöſung des Vereins erfolgen. Mehrere Anfall⸗ 
berechtigte können in der Weiſe berufen werden, daß der zweite erſt berufen iſt, wenn der erſte 
die Zuwendung nicht annehmen kann oder will. Aufrechterhalten find durch Art 85 EG die landes 
rechtlichen Vorſchriften, nach welchen an Stelle des Fiskus das Vermögen einer Körperſchaft, 
Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes zufällt. Der Verteilung des Vermögens einer aufge⸗ 
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löſten Innung unter die Mitglieder find durch $ 98a Gew inſofern Schranken gezogen, als kein 
Mitglied mehr als den Geſamtbetrag der geleiſteten Beiträge erhalten kann. Wegen Anfall des 
Stiftungsvermögens ſ. $ 88 A 1. 

2. Die Art des Anfalls iſt eine verſchiedene. Iſt der Fiskus der Anfallberechtigte, jo voll⸗ 
zieht ſich der Vermögensübergang, da der Fiskus nach § 46 die Stellung des Erben hat, durch 
Geſamtnachfolge. In gleicher 5 iſt der Übergang, wenn andere Perſonen die Anfall⸗ 
berechtigten ſind, nicht geregelt. Es bleibt deshalb nur übrig, ihnen einen ſchuldrechtlichen 
Anſpruch auf Ausantwortung des Vermögens zu geben, der gegen die Liquidatoren gerichtet iſt 
(vgl. KJ 25 A 129; 43 A 184, Enneccerus $ 107 Note 5, Planck A 1 u. a.). 


8 46 
Fällt das Vereinsvermögen an den Fiskus, ſo finden die Vorſchriften über 
eine dem Fiskus als geſetzlichem Erben anfallende Erbſchaft entſprechende 
Anwendung 1). Der Fiskus hat das Vermögen tunlichſt in einer den Zwecken 


des Vereins entſprechenden Weiſe zu verwenden ?). 
E 1 40 Abſ 2 Satz 1 u. 2 II 42 Abſ 1; M 1 100 ff.; P 1 545 ff.; 6 116. 


1. Der Fiskus erwirbt das Vermögen durch Geſamtnachfolge ($ 1922 Abſ 1), ohne daß er 
den Erwerb ausſchlagen kann ($ 1942 Abſ 2). Er haftet in allen Fällen nur mit dem Vereins⸗ 
vermögen ($ 2011 BGB, § 780 8 PO). Seine Berechtigung und Inanſpruchnahme iſt davon 
abhängig, daß zuvor das Nachlaßgericht, d. i. das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Verein ſeinen 
Sitz hatte (88 72, 73 FGG), ſein Anfallrecht feſtgeſtellt hat ($ 1966 BGB; vgl. 5 78 FGG). Handelt 
es ſich um einen ausländiſchen, vom Bundesrat (jetzt Reichsrat) anerkannten Verein, ſo iſt nach 
873 Abſ 3 FGG jedes Amtsgericht, in deſſen Bezirk ſich Vereinsvermögen befindet, bezüglich 
aller im Inlande befindlichen Vereinsgegenſtände zuſtändig. Dieſe Vorſchriften gelten für den 
Fiskus und die nach Art 85 EG an Stelle des Fiskus tretenden öffentlichen Verbände und Anftalten 
nur dann, wenn ihr 1 auf Geſetz, nicht auf der Satzung oder einem Vereinsbeſchluſſe 
(§ 45 Abſ 1, 2) beruht (beſtr.). — Werden Anſtalten des öffentlichen Rechts von einem Gemein⸗ 
weſen abgezweigt, ſo fallen ſie nach ihrer Auflöſung an dieſes zurück, welches auch für ihre Verbind⸗ 
lichkeiten haftet. RG 130, 169 (Außenhandelsſtellen). 

2. Die dem Fiskus auferlegte Verwendungspflicht, die nur für gemeinnützige Vereine in 
Betracht kommt ($ 45 Abſ 3), iſt eine öffentlich-rechtliche, deren Erfüllung den zuſtändigen Behörden 
obliegt, aber auch von der Volksvertretung verlangt werden kann. Die Auflage gilt in gleicher 
Weiſe für die in Art 85 EG ($ 45 A 1) bezeichneten öffentlichen Verbände und Anſtalten. Sie gilt 
auch, wenn das Vermögen auf Grund der Satzung an den Fiskus fällt, ſofern die Satzung nichts 
andres beſtimmt (a. A. Planck A 4). 


8 47 


Fällt das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus, ſo muß eine Liquidation 
ſtattfinden !). 
E 1 49 Abſ 2 Satz 3 II 42 Abſ 2; M 1 113; P 1 546, 


1. Die Liquidation, d. h. die geordnete außergerichtliche Abwicklung der Rechtsverhältniſſe 
hinſichtlich des Vereinsvermögens jindet bei der Auflöſung, der Entziehung oder dem Verluſte 
der Rechtsfähigkeit (abgeſehen von den Fällen der 99 42 und 46) in der Weiſe ftatt, daß die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder, falls nicht beſondere Liquidatoren beſtellt ſind, ohne weiteres die Stellung 
von Liquidatoren erhalten, deren Befugnis zur Vertretung des Vereins gemäß $ 49 Abſ 1 be⸗ 
ſchränkt iſt. Die Liquidation ſoll die Rechte der Vereinsgläubiger ſichern und die Gewähr für eine 
ange meſſene Überleitung des Vermögens auf die Anfallberechtigten ſchaffen. Der Verein wird 
zum Liquidationsverein ($ 49 Abſ 2), der aber nicht etwa als ſelbſtändiger neuer Verein 
an die Stelle des alten tritt. Eine Beſtimmung, daß hier die Anfallberechtigten für die Schulden 
des Vereins haften, iſt nicht getroffen, vgl. § 45 A 2. 


8 48 
Die Liquidation erfolgt durch den Vorſtand. Zu Liquidatoren können 
auch andere Perſonen beſtellt werden; für die Beſtellung find die für die Be- 
ſtellung des Vorſtandes geltenden Vorſchriften maßgebend !). 
Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorſtandes, ſoweit 
ſich nicht aus dem Zwecke der Liquidation ein anderes ergibt )). 
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Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, ſo iſt für ihre Beſchlüſſe Über- 
einſtimmung aller erforderlich, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt 2). 
& 1 50 JI 43 Mu 113 ff. P 1 547 ff. 


1. Falls in der Satzung oder durch Beſchluß des zuſtändigen Vereinsorgans nicht andere 
Liquidatoren beſtellt ſind, fällt dem Vorſtande die Aufgabe zu, die Liquidation durchzuführen. 
Die Mitgliederverſammlung, die durch die Auflöſung nicht beſeitigt wird, bleibt jedoch 
befugt, einen Liquidator nach $ 27 Abſ 2 abzuberufen und an ſeiner Stelle einen andern zu be⸗ 
ſtellen. Eine Abberufung durch das Gericht findet nicht ſtatt, ſofern nicht für Vereine mit ver⸗ 
liehener Rechtsfähigkeit in der Satzung etwas anderes feſtgeſetzt iſt. Fehlen die erforderlichen 
Liquidatoren, jo kann nach $ 29 in dringenden Fällen das Amtsgericht eingreifen. Eine juriſtiſche 
Perſon kann nicht zum Liquidator beſtellt werden. j } ö 

2. Die Liquidatoren haben innerhalb ihres Wirkungskreiſes ($ 49 Abſ 1) in gleicher Weiſe 
wie der Vorſtand die Stellung eines geſetzlichen Vertreters (8 26 Abſ 2). Sie find der Mitglieder- 
verſammlung infofern untergeordnet, als ſie dieſer über ihre Geſchäftsführung Rechenſchaft 
abzulegen haben und von ihr Entlaſtung erhalten. Die Stellung der Liquidatoren unterſcheidet 
ſich aber darin von der des Vorſtandes, daß ſie unmittelbar den Glaubigern gegenüber für richtige 
Durchführung des Liquidationsverfahrens verantwortlich find ($ 53) und daher inſoweit als die 
Intereſſen der Gläubiger in Frage kommen, an Weiſungen der Mitgliederverſammlung nicht 
gebunden werden können. Abweichend iſt ferner, daß mehrere Liquidatoren, falls nicht 
in der Satzung oder durch Beſchluß der Mitglie derverſammlung etwas anderes beſtimmt iſt, den 
Verein — wodurch den Gläubigern eine größere Sicherheit gegeben iſt — nur gemeinſchaftlich 
vertreten konnen (vgl. Ode 7, 151). Der Umfang der Vertretungsmacht der Liquidatoren kann 
nur inſoweit befchränft werden, als dies mit dem Liquidationszweck verträglich iſt. 


8 49 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Forde⸗ 
rungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld umzuſetzen, die Gläu- 
biger zu befriedigen“) und den Überfhuß den Anfallberechtigten auszuant- 
worten. Zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte können die Liquidatoren 
auch neue Geſchäfte eingehen. Die Einziehung der Forderungen ſowie die 
Umſetzung des übrigen Vermögens in Geld darf unterbleiben, ſoweit dieſe 
Maßregeln nicht zur Befriedigung der Gläubiger oder zur Derteilung des 
Überfchuffes unter die Anfallberechtigten erforderlich find 188). 

Der Verein gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbeſtehend 
ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert 4). 

El 51 II 44; M 1 115, 116; P 1 648 fl.; 6 130 ff. 

1. Die Liquidatoren haben, ſoweit dies zur Befriedigung der Gläubiger oder zur Ausein⸗ 


anderſetzung der Anfallberechtigten orderlich i i 
dieser Einf Tee 15 9100 erlich iſt, das Vereinsvermögen zu verwerten. In 


U 


zungen find, falls nicht nach Ermeſſen der Liquidatoren nn Gründe für eine andere Art 


tes, die Verwertung in der Weife 
vorzunehmen, daß das von dem Verein betriebene Geſchäft im ganzen veräußert wird (Stau- 


daraus lein Nachteil entſtehen, daß im beſondern Falle, ohne daß ihnen dies bekannt ſein konnte, 

das Geſchäft zu andern als Liquidationszwecken abgeſchloſſen iſt. Darüber, daß er der Erkundi⸗ 

gungspflicht genügt hat, hat der Dritte ſich auszuweiſen (abweichend Staudinger A VI, welcher 
5 
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den bon Geſchäft Anfechtenden für beweispflichtig hält). Vgl. über die verſchiedenen Anſichten 
land A 2. 

5 3. Die Rechte der Gläubiger werden durch die Auflöſung des Vereins nur inſofern berührt, 
als ſie (ähnlich wie im Konkurſe) ſich die vollſtändige Abfindung wegen ihrer Rechte gefallen 
laſſen müſſen. Anders iſt es mit den ſatzungsmäßigen Rechten der Mitglieder auf Benutzung, 
auf beſtimmte Bezüge uſw. Die hieraus entſpringenden Verpflichtungen find von den Liquidatoren 
nur inſoweit und nur jo lange zu erfüllen, als dies mit dem Liquidationszweck verträglich iſt. 
Das Innungsmitglied, das berechtigt iſt, in der der Innung gehörigen Walkmühle walken zu laſſen, 
kann dieſes Recht nicht mehr geltend machen, wenn die Walkmühle im Intereſſe der Liquidation 
zum Verkauf gebracht ift (vgl. R 23 1914, 7521). 

4. Das Fortbeſtehen des Vereins wird nur für die Zwecke der Liquidation anerkannt: der 
Zweck des Vereins iſt nunmehr auf die Liquidation beſchränkt. Deshalb iſt in gleicher Weiſe 
wie die Vertretungsmacht der Liquidatoren auch die Rechtsfähigkeit des Vereins nach 
eingetretener Liquidation nur eine beſchränkte. Es iſt jedoch nicht zu bezweifeln, daß der Verein 
auch nach dieſem Zeitpunkte die Fähigkeit behält, Zuwendungen, welche die Mittel zur Tilgung 
von Verbindlichkeiten gewähren, anzunehmen (RIA 16, 242). It der Verein, was nach $ 43 
Abſ 4 Gench v. 20. 5. 98 zuläſſig, Mitglied einer Genoſſenſchaft, jo hat die Auflöſung des Vereins, 
wie in entſprechender Anwendung der den Fall des Todes eines Genoſſen betreffenden Vorſchrift 
des $ 77 Gench angenommen werden darf, das Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft zum Schluß 
des Geſchäftsjahres zur Folge (RG JW 1916, 41312). — Der nichtrechtsfähige Verein wandelt ſich 
durch die Liquidation nicht etwa in eine bloße Geſellſchaft um. 


8 50 

Die Auflöſung des Vereins oder die Entziehung der Rechtsfähigkeit iſt 
durch die Liquidatoren öffentlich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung 
ſind die Gläubiger zur Anmeldung ihrer Anſprüche aufzufordern. Die Be⸗ 
kanntmachung erfolgt durch das in der Satzung für Veröffentlichungen be⸗ 
ſtimmte Blatt, in Ermangelung eines ſolchen durch dasjenige Blatt, welches 
für Bekanntmachungen des Amtsgerichts beſtimmt iſt, in deſſen Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hatte. Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe des 
zweiten Tages nach der Einrückung oder der erſten Einrückung als bewirkt. 

Bekannte Gläubiger find durch beſondere Mitteilung zur Anmeldung auf- 
zufordern !), 

E 1 52 II 46; P 1 550. 

1. Die öffentliche Aufforderung der Gläubiger dient nicht dazu, die ſich nicht meldenden 
Gläubiger auszuſchließen, ſondern ſoll nur ein Mittel ſein, die Gläubiger und ihre Forderungen 
zu erfahren. An die bekannten Gläubiger ergeht eine beſondere Aufforderung, da ſich, auch wenn 
die Höhe der urſprünglichen Forderung bekannt iſt, möglicherweiſe ihr Beſtand und Umfang 
geändert hat. Meldet ſich ein unbekannter Gläubiger innerhalb des Sperrjahrs ($ 51 A 1) nicht, 
ſo wird er tatſächlich inſofern ausgeſchloſſen, als er die bis zur ſpäteren Meldung bewirkten 
Verteilungen an Gläubiger oder Anfallberechtigte nicht anfechten kann. Nur aus der noch unver- 
teilten Maſſe kann er Befriedigung beanſpruchen. Werden die Gläubiger ſchon vor Ablauf 
des Sperrjahrs ganz oder teilweiſe befriedigt, jo geſchieht dies in der ſelbſtverſtändlichen Voraus⸗ 
ſetzung, daß nicht nachträglich vor Ablauf des Sperrjahrs weitere Gläubiger ſich melden, zu deren 


leichmäßiger Befriedigung das Vereinsvermögen nicht ausreicht. Das hiernach zuviel Gezahlte 
0 die Liquidatoren zurückfordern (a. A. Planck A 2 zu 8 51 Vgl. A A 15 N ii 


8 51 


Das Vermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem Ablauf eines 
Jahres !) nach der Bekanntmachung der Auflöſung des Vereins oder der Ent- 
ziehung der Nechtsfähigkeit ausgeantwortet werden 2), 

E 1 538 II 46; M 1 116; P 1 550. 

1. Während des Sperrjahrs, das nach $ 50 mit Ablauf des zweiten Tages nach der Ein⸗ 
rückung der öffentlichen Aufforderung an die Gläubiger beginnt — vgl. $ 301 Abſ 1 HGB betreffs 
der Aktiengeſellſchaft, ebenſo $ 73 GmbHG und $ 90 Genc —, darf das Vereinsvermögen nicht 
zum Nachteil der Gläubiger den Anfallberechtigten ausgeantwortet werden, widrigenfalls die 
Liquidatoren nach $ 53 ſchadenserſatzpflichtig und die Anfallberechtigten nach $ 812 herausgabe⸗ 
pflichtig ſind. Vor Ablauf des Sperrjahres dürfen alſo die Liquidatoren keine Verteilung vor⸗ 
nehmen, fie machen ſich andernfalls nach § 53 erſatzpflichtig. Auch beſteht ein Rückforderungs⸗ 
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anſpruch des durch die Zahlung benachteiligten Gläubigers gegen den Verein, der dieſerhalb das 
ande ener f died den hat. Val. RG 92 S. 79, 84. Aber auch nach Ablauf des 
Sperrjahrs, das nicht die edeutung einer Ausſchlußfriſt hat, darf das Vermögen vor Be⸗ 
friedigung oder Sicherſtellung der bekannten Gläubiger — auch wenn dieſe erſt nach Ablauf des 
Sperrjahrs ſich gemeldet haben — bei Vermeidung der Schadenserſatzpflicht der Liquidatoren 
den Anfallberechtigten nicht ausgeantwortet werden. Der Anfallberechtigte bleibt in Höhe der 
noch vorhandenen Bereicherung dem Verein aus § 812 verpflichtet (Staudinger A 2; Planck 
953 A 4). Der nicht berückſichtigte Gläubiger hat aber keinen Bereiche rungsanſpruch gegen die 
Anfallberechtigten, denen das Vereinsvermögen ausgeantwortet iſt, weil keine unmittelbare Ver⸗ 
moögensverſchiebung vorliegt. Vgl. RG 92, 82; 124, 210; 7. 4. 30 IV 316/29, welche Urteile 
den ähnliche Vorſchriften enthaltenden ch OmbHGe] betreffen. — Für die durch G. v. 15. 7. 21 
5 Kriegsge ſellſchaften verkürzt ſich nach $ 2 diejes Geſetzes die Sperrfrift auf drei Monate. 

Mit der Ausantwortung iſt regelmäßig die Liquidation beendet. Stellen ſich ſpäter 
weitere Gegenſtände als zum e gehörig heraus (wie z. B. ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Vorſtand), ſo iſt die Liquidation wieder aufzunehmen und lebt inſoweit auch 
die Rechtsfähigkeit des Vereins wieder auf (RG HRR 1930 Nr 734). 
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Meldet ſich ein bekannter Gläubiger nicht, ſo iſt der geſchuldete Betrag, 
wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden iſt, für den Gläubiger 
zu hinterlegen 1). 

St die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder 
iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf das Ver mögen den Anf allberechtigten 
nur ausgeantwortet werden, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet ift 5). 

1 64 1 47 1 110 f. W 1 551; 4 508 fl., 6075 6 116 u. 117. 

1. Von den bekannten Verbindlichteiten wird der Verein nicht dadurch frei, daß der 
Gläubiger ſich nicht meldet. Der Verein hat bezuglich der ihm bekannten oder durch Anmeldung 
bekanntgewordenen Verbindlichkeiten die Pflicht, ſie zu erfüllen oder bei Vorhandenſein eines 
Hinterlegungsgrundes — Annahmeverzug des Gläubigers, ein ſonſtiges in ſeiner Perſon 
vorhandenes Hindernis oder nicht verſchuldete Ungewißheit über die Perſon des Berechtigten, 
$$ 372ff. — den Schuldbetrag zu binterlegen. Dadurch, daß der bekannte Gläubiger ſich nicht 
meldet, wird bei einer Bringſchuld der 9 nahmeverzug noch nicht begründet. Über die Wirkung 
der Hinterlegung vgl. 85 378, 379. Iſt eine Forderung noch nicht fällig, ſo braucht nur der⸗ 
jenige Betrag hinterlegt zu werden, der mit Hinzurechnung der interlegungszinſen bis zur 
Fälligkeit den geſchuldeten Betrag ergibt (abw. Planck A 2, der hinſichtlich einer betagten Ver⸗ 
bindlichteit nur eine Une. ce pech annimmt). 

0 zulungs- oder Hinterlegungspflicht tritt die Pfli t der rheits⸗ 
Fontenu, Aageuigtelt ber un es iſt Her dl Berichtigung ie en 1 
7 „ ate ber Dauer eines Rechtsverhältniſſes uſw. urzeit ni 3 
ift (ebenfo $ 301 Abſ. 3HGB). Auch der . 5 Veen l Wg pe 


§ 55 

Die Liquidatoren haben im Falle der Überschuldung die Eröffnung des 
Konkursverfahrens zu beantragen. 

Liquidatoren, welche die ihnen nach dem Abs 1 und den SS 50 bis 52 ob- 
liegenden Verpflichtungen verletzen oder vor der Befriedigung der Gläubiger 
Vermögen den Anfallberechtigten ausantworten, sind, wenn ihnen ein Ver- 
schulden zur Last fällt, den Gläubigern für den daraus entstehenden Schaden 
verantwortlich ); sie haften als Gesamtschuldner 2). 

E 56 II A; M 1 117; P 1 851. 

1. Die hier bezeichneten Verpflichtungen ſind den Liquidatoren im Intereſſe der Gläubiger 
auferlegt. Dieſe haben deshalb gegen die Liquidatoren im Falle ſchuldhafter Zuwiderhandlung 
unmittelbar einen Anſpruch auf Schadenserſatz, auf den die Mitgliederverſammlung nicht etwa 
verzichten kann und dem die delt baten nicht mit dem Einwand, daß fie auf Anweiſung der 
Mitgliederverſammlung gehandelt hätten, begegnen können (vgl. $ 48 N 2). Solange ein durch- 
führbarer Anspruch gegen die Anfallberechtigten (5 51 A 1) beſteht, iſt fein Schaden entſtanden 

b* 
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und der Schadenserſatzanſpruch gegen die Liquidatoren nicht begründet. (Planck A 4, Staudinger 
A 5. Abw. früh Aufl.) Dem Liquidationsverein haften die Liquidatoren aus ihrer Geſchäftsführung 
ebenſo wie der Vorſtand. Der Anſpruch auf Schadenserſatz iſt als ſolcher aus unerlaubter Hand⸗ 
lung aufzufaſſen ($ 823 Abs 2) und daher der Zjährigen Verjährung aus $ 852 unterworfen. 

2. Die Neufaſſung beruht auf Art II, 2 Gef v. 25. 3. 30, RGBl. 1 S. 93. 


8 54 

Auf Vereine !), die nicht rechtsfähig find, finden die Vorſchriften über 
die Geſellſchaft Anwendung. Aus einem Nechtsgefchäfte, das im Namen 
eines ſolchen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, haftet ?) 
der Handelnde perſönlich; handeln mehrere, ſo haften ſie als Geſamtſchuldner. 

E II 676; P 1 553 ff.; 2 452 ff.; 6 117, 206, 209. 

1. Die Geſellſchaft erſcheint als Verein, wenn fie körperſchaftlich gebildet ift, einen 
Geſamtnamen führt und ſatzungsgemäß vom Wechſel der Mitglieder unabhängig iſt 
(R 60, 96; 74, 371; JW 1911, 1002; Seuff A 62 Nr 129; R 76, 27 über Tarifgemeinſchaften; 
78, 134; JW 1905, 3151; Warn 1932 Nr 173 über ſtudentiſche Korps; 82, 295 über Handels⸗ 
ſyndikate; 95, 193 über Zuſammenſchluß zu einer gemeinſamen Preiskonvention; 97, 124 Über 
die ſtaatlich zugelaſſene, aber als juriſtiſche Perſon nicht anerkannte Niederlaſſung eines Ordens 
oder einer Kongregation; 113, 127 über eine preußiſche Provinz des Franziskanerordens; Seuff A 
77 Nr 54 über das Offizierkorps eines Regiments, ebenſo 105, 309; RG 103, 265 über Kaſino⸗ 
geſellſchaften). In dem letzteren Erfordernis iſt auch enthalten, daß der Verein auf einen größeren 
Mitgliederbeſtand eingerichtet fein und die Dauer der Geſellſchaft, weil ſonſt die Unabhängigkeit 
von dem Wechſel der Mitglieder tatſächlich bedeutungslos ſein würde, auf eine längere Zeit 
berechnet ſein muß. Die Vereinigung auf die Zeit von zehn Jahren genügt nach RG JW 1913, 
9741, um das Erfordernis der Dauer — wobei auf die Auffaſſung im geſchäftlichen Verkehr 
Rückſicht zu nehmen iſt — als erfüllt anzuſehen. Die Beſtimmung, daß die Vereinigung trotz 
Wechſels der Mitglieder fortbeſtehen ſoll, kann auch ohne ausdrückliche Feſtſetzung aus dem 
Geſamtinhalt der Satzung entnommen werden. In dieſer Beziehung kann namentlich der Ge⸗ 
brauch des Ausdrucks „Verein“ von Bedeutung ſein. Zur körperſchaftlichen Geſtaltung gehört, 
daß unter Anderung der 88 709—712 eine in Vereinsangelegenheiten durch Mehrheitsbeſchlüſſe 
entſcheidende Mitgliederverſammlung eingeführt iſt und daß die Führung der Geſchäfte 
einem Vorſtande — der ebenſowenig wie ein ſonſtiges Vereinsorgan aus den Vereinsange⸗ 
hörigen zu beſtehen braucht — übertragen iſt. Liegen die Erforderniſſe des Vereins vor, ſo ſind 
damit die mit dem Vereinscharakter unverträglichen Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts (88 707, 
723—729, ſoweit dieſe Vorſchriften das Recht der Kündigung oder Auflöfung des geſamten 
Geſellſchaftsvertrags betreffen, 740, Anſpruch auf Zahlung des Wertes des Anteils nach § 738, 
jo bez. einer katholiſchen Ordensgemeinſchaft Rh 113, 135) ſtillſchweigend außer Geltung geſetzt, 
nicht aber iſt ohne weiteres anzunehmen, daß in allen Beziehungen, ſoweit dies durch Vertrag 
geſchehen kann, das Geſellſchaftsrecht für das Innenverhältnis der Mitglieder durch Vereinsrecht 
erſetzt iſt — anders Gierke, Nichtrechtsfähige Vereine S. 9; Eckſtein in Sherings% 55, 243 (vgl. 
über Anwendbarkeit der 99 723, 724 RG 78, 136, des $ 726 RG ZW 1928, 3111“ und über An⸗ 
wendbarkeit des $ 728 $ 21 A 1. — Der nicht rechtsfähige Verein iſt ſeinem Weſen nach ein 
korperſchaftliches Gebilde mit entſprechender Organiſation, keine Geſellſchaft oder eine beſondere 
Geſellſchaftsart, wenn auf ihn auch die Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwendung finden 
(Planck A 1, Staudinger AA 8, Enneccerus $ 109 11; RG JW 1907, 13616; 1913, 7377; Gruch 
53, 401; vgl. RG 63, 62. Anders RG Gruch 49, 1014 und anſcheinend RG 60, 94). Ein durch⸗ 
greifender Unterſchied zwiſchen der Geſellſchaft und dem Verein zeigt ſich darin, 
daß, während bei der Geſellſchaft ein jeder Geſellſchafter dem andern gegenüber zur Leiſtung 
von Beiträgen und ſonſtigen zur Erfüllung des fühl er erforderlichen Handlungen 
verbunden iſt, bei dem Vereine eine ſolche Verpflichtung nur gegenüber den Vereinsorganen 
beſteht. Durch die Beſtellung dieſer Organe ſind ihnen innerhalb ihres Wirkungskreiſes die ſonſt 
den Geſellſchaftern zuſtehenden Rechte, insbeſondere das Recht der Geſchäftsführung (§ 709), 
übertragen. Das Geſellſchafterrecht hat ſich infolge der Organifierung in ein Mitgliedsrecht (vgl. 
$ 38 A 2) umgewandelt. Ein weiterer, ſehr deutlich in die Erſcheinung tretender Unterſchied iſt 
der, daß der nichtrechtsfähige Verein nach außen hin als ein einheitliches Ganzes auftreten 
will, zu welchem Zwecke er einen Geſamtnamen führt (vgl. § 12 A 1). Die Einheitlichkeit kann 
freilich, weil die Vereinigung nicht als juriſtiſche Perſon anerkannt wird, nur unvollkommen 
erreicht werden. Inhaber des Geſellſchaftsvermögens, Träger der Rechte und Verbindlichkeiten 
Ind die Mitglieder dieſes Vereins (vgl. RG 04, 611). Das Vereinsvermögen des nicht 
rechtsfähigen Vereins iſt nach den Grundſätzen des Geſellſchaftsrechts ein ſelbſtändiges Vermögen, 
das den einzelnen Mitgliedern gehört und nach dem Rechtsverhältnis der geſamten Hand zu 
beurteilen iſt RG 57, 92). Der nicht rechtsfähige Verein kann als ſolcher keine Gläubigerrechte 
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erwerben, RC IW 1930, 377152. Die Eingehung von Rechtsgeſchäften ift zwar dadurch erleichtert, 


P 


daß die Mitglieder unter der Vereinsbezeichnung zuſammengefaßt werden können. Immerhin 


herein im Namen der zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vorhandenen Mitglieder 
geklagt wird. Die nach der Klagezuſtellung neu eintretenden Mitglieder brauchen deshalb der 
Klage nicht beſonders beizutreten. Ebenſo iſt das Ausſcheiden eines Mitgliedes nach der Klage⸗ 
zuſtellung, da es nur in ſeiner Eigenſchaft als Vereinsmitglied am Rechtsſtreit beteiligt war, 
für die berechti ung ohne Bedeutung (Ne 78, 105; 21. 2. 20 IV 300/28). Im Grundbuch 


werden (MG 127,309), 
mädtnis zugewendet werden. Möglich ift aber, daß die Zuwendung — in welcher Weiſe die 
Verfügung regelmäßig auszulegen ift — den Vereins mitgliedern oder den 

mit der Auflage gemacht wird, das Zugewendete (das ſie zunäͤchſt nur für ſich erhalten) dem 
Vereine zu übe rlaſſen und bis dahin die Verfügung durch den Verein ſich ge radeſo gefallen zu 
laſſen, als wenn es Vereinsvermögen wäre Kühn 0 Warn 1911 Nr 89; 19. 12. 12 IV 212/12; 
Ach Recht 1929 Nr 975; ahnlich — Planck Asse, für Zulaſigkeit eines weitergehenden Vereinser⸗ 
62 A VII 3a, Enneccerus 8109 A9 (abw. Kipp Erbrecht $1 A27) und Joſef in Gruch 

12). Eine i 1 insmi i 


macht, daß dieſer das Zugewendete dem Veret 


ſiduziariſche Eigentümer des Vereinsgutes 
wechſel eine A 


aus dem e verurteilt wären (RG Warn 1929 Nr 59). Der Verein wird in dieſen 
Beziehungen geradeſo behandelt wie em rechtsfahiger Verein, woraus folgt, daß der Vorſtand 
alsdann die ihm ſonſt nicht gebührende Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat. Als 
rechtsfähig gilt der Verein auch in dem Verfahren über die gegenüber der Klage von ihm geltend 
gemachten Rechtsbehelfe (Widerklage, Widerſpruchsklage, Koſtenerſtattungsanſpruch uſw.), und 
dieſe Rechtsfähigkeit muß auch demjenigen uſtatten kommen, der Forderungen des Vereins 
auf Grund eines Pfändungs- und ae l en den Drittſchuldner geltend 
macht (Ach 54, 300). Iſt der Verein aufgelöst, ſo geht die eryfl, tung zur eidlichen Offenbarung 
des Vereinsvermögens, die vorher den Vorſtands mitgliedern oblag, auf bie einzelnen Vereins⸗ 
mitglieder über (Seuffa 67 Nr 64). Als Geſellſchaften mit bloß formeller Rechtsfähigkeit, 
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nicht als juriſtiſche Perſonen ſtellen ſich dar die offene Handelsgeſellſchaft und die Kommandit⸗ 
geſellſchaft (88 124, 161 Abſ 2 HG), ſowie nach $ 22 der preuß. Jagdordnung v. 15. 7. 07 die 
Jagdgeſellſchaft von nicht beſchränkter Mitgliederzahl hinſichtlich der Rechte und Pflichten aus 
Pachtung der Jagd. — Der nichtrechtsfähige Verein kann Mitglied eines rechtsfähigen 
Vereins ſein und iſt in dieſem Falle dem rechtsfähigen Verein gegenüber zur Leiſtung der Bei⸗ 
träge uſw. verpflichtet (Oertmann A 20 zu $ 38; JW 1933, 21678, beſtr., vgl. Geigel Bayg 1912, 
187). Einen ſelbſtändigen nichtrechtsfähigen Verein kann z. B. die örtliche Geſchäftsſtelle eines 
Zentralverbandes bilden (RG 29. 4. 26 1 558/25, . 9 24 A 3). Möglich iſt es auch, einen Verein 
einem andern in der Weiſe anzugliedern, daß ſeine Organe für gewiſſe Angelegenheiten in Vertre⸗ 
tung des Hauptvereins, in andern Angelegenheiten für den Zweigverein handeln (RG 73, 97). Je- 
doch entbehrt der örtliche Bezirk eines Zentralverbandes der Selbſtändigkeit, wenn ihm die be⸗ 
ſondere Organiſation fehlt (RG FW 1924, 1041). Einer eingetragenen Genoſſenſchaft kann aber 
der nichtrechtsfähige Verein wegen Verſchiedenheit der Haftungsgrundlage nicht beitreten (KG 
36 A 134). Wird durch einen Beſchluß der Majorität ſatzungswidrig der Vereinszweck geändert 
und von ihr ein neuer Verein gegründet, ſo kann der alte Verein durch die Minorität ohne weiteres 
fortgeſetzt werden (NG JW 1925, 23724). Tritt eine offene Handelsgeſellſchaft einem Verein bei, 
ſo wird Mitglied des Vereins die Geſellſchaft als ſolche, nicht aber werden es die Geſellſchafter 
perſönlich, ſofern fie nicht ſelbſt beitreten (RG DIZ 1923, 370). — Die Vorſchriften der $$ 29, 
31, 37 (ogl. 8 29 A 1, 8 31 A 4, § 37 A 3) finden auf nichtrechtsfähige Vereine keine Anwendung, 
wohl aber die dem Geſellſchaftsrecht entſprechende Vorſchrift des $ 33 Abſ 1, daß eine Anderung 
des Zweckes des Vereins die Zuſtimmung aller Mitglieder erfordert (RG Gruch 51, 1117; RG 
31. 1. 24 IV 266/23; RG Warn 1929 Nr 59). — Ordnungsmäßige Einberufung der Mitglieder⸗ 
verſammlung, insbeſondere Ladung ſämtlicher Mitglieder, iſt wie in $ 32 zur Gültigkeit ihres 
Beſchluſſes vorauszuſetzen (RG SeuffA 77 Nr 53). Vgl. jedoch wegen Nichtanwendbarkeit des 
$ 32 Ab} 1 Satz 2 die Anm 2 zu $ 32 a. E. Die Mitglieder des Vereins haben einen Anſpruch 
auf Einberufung der Verſammlung auf Grund der Satzung (RG Warn 1912 Nr 147). Keine 
Einberufung der Mitgliederverſammlung durch den zurückgetretenen Vorſtand (RG 78, 52, a. A. 
Oertmann A 2g). — Eine unbedingte Haftung des nichtrechtsfähigen Vereins für ſchaden⸗ 
bringende Handlungen feiner Organe, wie fie für rechtsfähige Vereine in $ 31 beſtimmt wird, 
ift nicht anzuerkennen (vgl. § 31 A 4); vielmehr greift gegebenenfalls $ 831 ein (RG Warn 1913 
Nr 449; 1917 Nr 263; RG 135, 243; JW 1924, 115519; 1930, 21295; 1932, 17256; OLG JW 
1927, 27170). Die körperſchaftliche Geſtaltung des Vereins bringt es mit ſich, daß er die Haftung für 
die in befugter Vertretung des Vereins von ſeinen Organen angeſtellten oder für eine Verrichtung 
angenommenen Perſonen nicht ſchon durch den Nachweis ablehnen kann, daß bei Beſtellung 
der Vereinsorgane mit der erforderlichen Sorgfalt verfahren iſt. Es iſt weiter nach § 831 der 
Nachweis nötig, daß das Vereinsorgan bei Auswahl und Beaufſichtigung jener Perſonen es an 
der erforderlichen Sorgfalt nicht hat fehlen laſſen (vgl. RJ JW 1913, 737 über Haftung des 
nichtrechtsfähigen Vereins für die von dem Vergnügungsausſchuß mit Abbrennen des Feuerwerks 
beauftragten Perſonen). Nach RG JW 1933, 4231 haften für unerlaubte Handlungen der Ver⸗ 
treter eines nicht rechtsfähigen Vereins alle Mitglieder perfünlich mit der Maßgabe, daß jeder den 
Entlaſtungsbeweis nach § 831 Abf 1 führen kann. Über Haftung im Falle eines Sympathieſtreiks 
NG 132, 249. Dem Vorſtande eines nichtrechtsfähigen Vereins kann ein über den Umfang der 
ſatzungsgemäßen Vollmacht hinausgehender Auftrag erteilt fein (vgl. $ 713 A 1 a. E). Über 
Ungültigkeit des Errichtungsvertrags ſ 8 25 A 2. Die Ausſchlie ßung eines Mitglieds ift jederzeit 
aus einem wichtigen Grunde zuläſſig, RG 73, 190, vgl. im übrigen $ 39 und wegen des Austritts 
RG 91 134; HRR 1932 Nr 1639. Über die Umwandlung in einen rechtsfähigen Verein ſ. 
921 Al. 

2. Was die Haftung Dritten gegenüber betrifft, ſo haben nach den Vorſchriften über die 
Geſellſchaft für die durch Rechtsgeſchäft des Vorſtandes im Rahmen ſeiner Ermächtigung 
begründeten Verbindlichkeiten die Vereins mitglie der perſönlich als Geſamtſchuldner zu haften 
(88 714, 427), vgl. RG Warn 1929 Nr 59. Der Verein als ſolcher kann ſich nicht durch Verträge 
verpflichten und iſt daher z. B. nicht wechſelfähig (RG 112, 125). Die Vorſtandsmitglieder haften 
aus einem Akzept, das ſie für den Verein gegeben haben, geſamtſchuldneriſch und wechſelmäßig, 
RG Warn 1926 Nr 209. Die Haftung der Vereinsmitglieder (die bei einem Vereine mit wechſeln⸗ 
dem Mitgliederbeſtande den Verhältniſſen wenig entſpricht) kann aber durch die Satzung auf ihre 
Anteile am Vereinsvermögen beſchränkt werden, und dieſe Beſchränkung hat Wirkung gegen 
Dritte, die bei Abſchluß des Geſchafts davon Kenntnis hatten (RG 63, 65). Es darf ſogar nach 
Lage der Sache bei einem ſolchen Vereine — worüber allerdings in der Rechtslehre ſehr ver⸗ 
ſchtedene Auffaſſungen herrſchen — ohne weiteres, ohne daß dieſe Haftungsbeſchränkung mit 
beſondern Worten in der Satzung ausgeſprochen zu ſein braucht, angenommen werden, daß die 
Mitglieder (abgeſehen von der Haftung des ſonſtigen Vereinsvermögens, vgl. RG 76, 277) nur 
in Höhe der zu dieſem Vermögen gehörigen ſatzungsmäßigen Beiträge, nicht zu einer weiter⸗ 
gehenden perſönlichen Haftung ſich verpflichten wollen, und es darf ebenſo davon ausgegangen 
werden, daß der Dritte, der, wie ihm bekannt, mit einem Vereine abſchließt, mit dieſem Willen 
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der Vereinsmitglieder rechnet und deshalb auch ohne genauere Kenntnis die Haftungsbeſchränkung 
=> ſich Kaen laſſen 8 (RG 74, 374; JW 1907, 13616, Warn 1916 Nr 270; 1917 Nr 263 und 
hinſichtlich eines Ausſtellungsvereins JW 1910, 2275; vgl. auch 1912, 187? und RG 90, 177, 
wonach für eine Haftungsbeſchränkung der Vereinsmitglieder nicht allgemein eine Vermutung 
ſpricht). Wegen dieſer beſchränkten Haftung der Mitglieder iſt in $ 54 Abſ 2 die beſondere Vor⸗ 
ſchrift getroffen, daß, wer im Namen eines nichtrechtsfähigen Vereins Rechtsgeſchäfte vornimmt, 
mag er nun zur Vertretung berechtigt ſein oder nicht (DLG 12, 3) und mag der andere Teil den 
Mangel der Rechtsfähigkeit gekannt haben oder nicht (RG Gruch 46, 848ff.), damit, auch wenn 
er kein Vereinsmitglied iſt (NG Warn 1912 Nr 148), die perſönliche Haftung übernimmt (RG 
JW 1926, 290712). Dieſe Haftung trifft auch den im Namen des Vorſtandes für den Verein 
andelnden Vertreter (RG 82, 294). Sie beſteht z. B. bei einer Kündigung, mögen daraus 
Schadenserſatz- oder Erfüllungsanſprüche hergeleitet werden (NG Warn 1923/24 Nr 977. Iſt 
die Veranſtaltung eines Feſtes auschließlich einem Feſtausſchuß übertragen, ſo ſind die Mit⸗ 
. dieſes Ausſchuſſes die handelnden Perſonen im Sinne des 9 54 Satz 2 (RG Warn 1917 
263). Die Haftung aus $ 54 kann vertragsmäßig ausgeſchloſſen werden, RG 82, 298; JW 1912, 
187%), Hierzu genügt aber nicht, daß der Dritte weiß, der Handelnde wolle ſich nicht perſönlich 
verpflichten. Auch ſonſt wird ein ſtillſchweigender Ausſchluß dieſer Haftung, um nicht den vom 
Geſeß erſtre bien Schutz des Dritten zu vereiteln, nur aus zwingenden Gründen angenommen 
merden können (RG 82, 298). Auf Vereinsmitglieder, die mit dem Abſchluß ſich nur einver⸗ 
ſtanden erklärt, nicht aber den Vertreter ermächtigt haben, auf ihren perſönlichen Kredit das 
Rechtsgeſchäft einzugehen, iſt dieſe Haftung nicht zu erſtrecken. Für nichtrechtsfähige Vereine 
gilt ſomit in dieſer Beziehung ein anderer Grundſatz als für Attiengeſellſchaften und G. m. b. H., 
in deren Namen vor der Eintragung gehandelt ift (vgl. RG 55, 302; 72, 401; JWö 09, 23120, a. M. 
Heinsheimer Anm zu X 1924, 21810), Mit dem in $ 54 Satz 2 gebrauchten Ausdruck „Dritter“ 
iſt ein jeder gemeint, der nicht zu den Handelnden gehört, auch das Vereinsmitglied. Der Verein 
haftet auch gegenüber den Mitgliedern bei Verſchulden des Vorſtands (RG 103, 265; JW 1930, 
34733). — Über die Geltung des 354 für Vereine, die vor Inkrafttreten des BOB errichtet find, 
1. Berbem 5 vor $ 21 und bez. 354 Satz 2 Ach 7 429; 97, 125; Warn 1926 Nr 209. Bei der 


a tritt der nichtrechtsfähige Verein nicht notwendig in ein Licſuidationsſtadium, 
wei: 


2. Eingetragene Vereine 


8 55 
Die Eintragung 9 eines Vereins der im 5 21 bezeichneten Art in das Ver- 
einsregiſter hat bei dem Amtsgerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hat ). a 
E II 4; P 1 498 ff., 504. 


. 5 8 en Vereinen ($ 21 A 2) in ver⸗ 
ſchiedener Bedeufung vor. rn ar der Verein ($$ 21, 64 — de Rechtsfähigkeit 
ER ; angt, vgl. 3), 2. eine jede Anderung der Satzun „ Sri 
die Wirkſamkeit der Anderung iſt Ban die Eintragung bedingt —, 3. die Vorstands 1 N 
die ertretungsrecht beſchränkenden Beſchlüſſe (88 64, 67—70 
76; val. auch $$ 74, 75); die Nichteintragung der Anderung hat hier zur Folge, daß fie dem gut⸗ 
gläubigen Dritten nicht entgegengeſetzt werden kann (88 68, 70). Die Namen der Mitglieder 
brauchen nach $ 72 nicht eingetragen oder angemeldet zu werden, auch Satzung und Zweck des 
3 nn nicht eingetragen, 
„Wegen des Sites des Vereins ſ. 8 57 Abſ. 1. Wird die Gi i tändi⸗ 
gen Amtsgericht vorgenommen do 94 5 2 NE Wird die Eintragung von einem unzuſt 


9 55 nicht beſeitigt ift, di iltigtei i nicht zur 
Feige (heriihenbe Peinung. © 15 eſeitigt iſt, die Ungültigkeit der Eintragung nicht z 


gelten hierfür die auf Vereinbarung der Bundes 


5 dom Reichskanzler am 12. 11. 98 (RZBL 98 Nr 47) veröffentlichten Beſtimmungen, die 
ne 


ft. ergänzenden Vorſchriften von den einzelnen Bundesſtaaten eingeführt ſind. Wird der 
Vereinaſitz in den Bezirk eines andern Amtsgerichts verle 


Anderung zunächſt im bisherigen Regiſter (RIA 17, 74). 
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Ss 56 
8 

Die Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn die Zahl der Mitglieder mindeſtens 
ſieben 1) beträgt. 

E II 50; P 1 5564 ff. 

1. Durch dieſe Beſtimmung über die Mindeſtzahl der Mitglieder ſoll verhindert werden, daß 
Vereine, die ihrer Mitgliederzahl nach nur eine geringe Bedeutung haben, in das Vereinsregiſter 
eingetragen werden und Rechtsfähigkeit erlangen. Die Eintragung kann nicht erfolgen, wenn 
der Verein zwar anfangs die vorgeſchriebene Mindeſtzahl der Mitglieder hatte, dieſe Mindeſtzahl 
aber zur Zeit der Eintragung nicht mehr vorhanden iſt. Zur Ermöglichung der Nachprüfung 
iſt in $ 59 beſtimmt, daß die Satzung von mindeſtens 7 Mitgliedern unterſchrieben werden ſoll. 
Eine weitere Prüfung ſteht dem Amtsgericht nicht zu. Doch ſind diejenigen Perſonen nicht mit⸗ 
zuzählen, die nur zum Schein als Mitglieder aufgeführt ſind. Stellt ſich erſt nach der Eintragung 
heraus, daß in Wirklichkeit zur Zeit der Eintragung die vorgeſchriebene Mindeſtzahl nicht vor⸗ 
handen war, ſo hat dieſer Mangel, da es ſich nur um eine Sollvorſchrift handelt, nicht die 
Ungültigkeit der Eintragung zur Folge, das Regiſtergericht hat nicht etwa, ſelbſt wenn es durch 
falſche Angaben des Vorſtandes über die Mitgliederzahl zur Eintragung beſtimmt war, von 
Amts wegen die Eintragung wieder zu löſchen, da es ſich nicht um das Fehlen einer weſentlichen 
Vorausſeßung i. S. der 98 159, 142 FGG handelt (Planck, Staudinger, während Oertmann A 1 
den § 43 Abſ 1 anwenden will). Abm. früh. Aufl. Über den Fall der Verminderung der Mit- 
gliederzahl ſ. § 73. 

8 57 

Die Satzung muß 1) den Zwecks), den Namen 2) und den Sit ?) des Vereins 
enthalten und ergeben, daß der Verein eingetragen werden ſoll “). 

Der Name ſoll ſich von den Namen der an demſelben Orte oder in der- 
ſelben Gemeinde beſtehenden eingetragenen Vereine deutlich unterſcheiden ). 

E II 61 P 1 555 ff.; 6 117. 

1. Der Verein muß, damit er eingetragen werden kann, eine dem Regiſterrichter einzu⸗ 
reichende ſchriftliche Satzung haben, welche, wenn auch nicht gerade im Text, ſo doch in der Über⸗ 
ſchrift oder Unterſchrift die in $ 57 Abſ 1 erforderten Angaben erſehen läßt. Die Gültigkeit der 
Eintragung des Vereins iſt aber ebenſowenig wie die Gültigkeit der Errichtung des Vereins 
durch die Schriftform bedingt (vgl. $ 25 A 2). Sit die Mußvorſchrift des $ 57 nicht befolgt, jo 
kann durch die Eintragung ein rechtsfähiger Verein nicht entſtehen. Es iſt aber nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß durch nachträgliche Ergänzung der Satzung und dementſprechende Vervollſtändigung 
der Eintragung die Ungültigkeit geheilt wird (vgl. über die Ungültigkeit der Eintragung im 
allgemeinen § 21 A 3). Werden bei Errichtung des Vereins neben der Satzung Vereinbarungen 
getroffen, die in die Satzung aufzunehmen geweſen wären (vgl. $$ 57, 58), jo haben dieſe dem 
Verein gegenüber keine Wirkſamkeit. Dies gilt auch von Vereinbarungen über die Dauer des 
Vereins (vgl. § 74 A 1). Eine ſatzungsgemäße Vereinbarung, daß die Errichtung des Vereins 
von dem Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängig ſein ſoll (vgl. Warn 1917 Nr 216), 
hindert die Eintragung des Vereins. Sollte es gleichwohl zur Eintragung gekommen ſein, ſo 
kann jene Beſtimmung nur noch die Kraft einer auflöſenden Bedingung haben. 

2. Zur unterſcheidenden Bezeichnung des Vereins ift nicht bloß die Angabe feines Namens, 
ſondern auch ſeines Sitzes (vgl. $ 24 A1) nötig, da nach Abſ 2 Vereine, die ihren Sitz nicht in 
derſelben, aus einem oder mehreren Orten beſtehenden Gemeinde haben, den gleichen Namen 
führen konnen. Name und Sitz muß deshalb in das Vereinsregiſter mit eingetragen werden ($ 64). 
Wegen der Wahl des Namens ſind in $ 57 keine beſonderen Vorſchriften gegeben. Allgemeinen 
Grundſätzen entſpricht es, daß der Regiſterrichter anſtößige oder auf Täuſchung berechnete Namen 
(beſtr. — vgl. J§ 3, 259) nicht zulaſſen darf. Dem Namen iſt nach $ 65 der Zuſatz „eingetragener 
Verein“ beizufügen. Wegen dieſes Zuſatzes unterſcheidet ſich der Verein bereits genügend von 
einem nicht eingetragenen Verein. Es genügt deshalb ein Name, der die Gefahr der Verwechslung 
mit andern eingetragenen Vereinen desſelben Ortes ausſchließt. Die Unterſcheidung 
muß eine deutliche fein. Namensunterſchiede, die dem Leſer oder Hörer leicht entgehen konnen, 
genügen nicht. Der Verein darf nur einen einzigen Namen haben (RG 85, 399), womit indes 
eine ſpätere Anderung des Namens (871) nicht ausgeſchloſſen iſt. A. A. KG in JW 1932,62? (im Falle 
der Fortführung der bisherigen Firma eines erworbenen Handelsgeſchäfts durch den Verein). — 
$ 57 Abſ 2 enthält nur eine vom Regiſterrichter zu beachtende Anordnung, beſtimmt aber nichts 
über den Namensſchutz des Vereins, der allgemein und ohne örtliche Begrenzung nach § 12 zu 
beurteilen ift (RG JW 1931, 19215 Warn 1930 Nr 48, 16.5.1928 IV 254/27; 99. 1929 Nr 577) 
— vgl. auch § 12 A 4 und wegen eines ſchlagwortähnlichen Beſtandteils des Vereinsnamens RG 
JW 1933, 13851. Er beſagt insbeſondere nicht, daß durch den Zuſatz „eingetragener Verein“ 
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eine Beeinträchtigung des Namensrechts in einem ſolchen Falle ausgeſchloſſen wird, wo der 
Name des Vereins ohne Hinweis auf die Eintragung gebraucht it (RG Warn 1927 Ar 9). Wegen 
$16 UnlWG vgl. § 12 A 4. Über die Bezeichnung: Kammer, welche den Eindruck einer öffentlich 
rechtlichen Organiſation erweckt und zu Täuſchungen Anlaß gibt, vgl. KG in JW 1925, 2013ʃ. 

3. Die Angabe des Zweckes iſt nötig zur Beurteilung der Eintragungsfähigkeit des Vereins 
(88 21, 22, 61). Der Vereinszweck iſt ferner für die Eigenart des Vereins von ſolcher Bedeutung, 
daß ſeine Anderung regelmäßig die Zuſtimmung aller Mitglieder erfordert (vgl. § 33 A 1). Die 
Eintragung des Zweckes in das Vereinsregiſter iſt nicht vorgeſchrieben. 

4. Vgl. § 59 A 1. 


8 58 

Die Satzung ſoll Beſtimmungen enthalten !): 

1. über den Eintritt und Austritt der Mitglieder; 

2. darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leiſten ſind; 

3. über die Bildung des Vorſtandes; 

4. über die Vorausſetzungen, unter denen die Mitgliederverſammlung zu 
berufen iſt, über die Form der Berufung und über die Beurkundung 
der Beſchlüſſe. 

E II 02; P 1 556 ff. 

1. Die = ng ſoll über die Verfaſſung des Vereins, was Erwerb und Verluſt der Mit- 


Leiſtungen für den Vereinszweck und etwaige Vertragsſtrafen zu verſtehen ſind. Eine Beitra 
pilicht kann auch ohne ausdrückliche Sapungsbeftinmung aus dem Zwecke des Vereins ſich — 
träge in der Satzung beziffert wird. Die Bemeſſung des 

0 ann in der Satzung der Mitgliederverſammlung, dem Vorſtande oder einem andern 
Vere insgliede überlaſſen werden. Wird nach der Satzung die Mitgliebjchaft durch Leiſtung eines 


Air: r Vorſtand die Beitragslei i 
völlig entwertetem Gelde ablehnen und dadurch den Eintrit f irn ge Seh 


nd d t bes neuen Mitglieds verhindern 
125 238 1925, 339), f. § 38 A 2. Die Nichtbeachtung des $ 58 verpflichtet 921 Richter 5 Ab- 
ehnung der aa Wee zieht aber die Ungültigkeit der einmal geſchehenen Eintragung nicht 

abung keine Beſtimmungen ſo greifen die allgemeinen Grundſätze der 


70 27, 32, 36, 37 u. 30, insbeſondere die i ä 
(teams Paz. Die Bert ſondere die in 9 39 A 2 dargeſtellten Grundſätze über die Aus⸗ 


$ 58 bezeichneten Gegenſtände erft nachträglich Be 


Mitgliederverſammlung zu faſſende Beſchluß den 
ſprechen. ie Be 


8 59 
Der Vorſtand hat den Verein zur Eintra 
Der Anmeldung ſind beizufügen: 
1. die Satzung in Urſchrift und Abſchrift 2); 
2. eine Abſchrift der Urkunden über die Beſtellung des Vorſtandes d). 


„Die Satzung ſoll von mindeſtens ſieben Mitgliedern unterzeichnet ſein und 
die Angabe des Tages der Errichtung enthalten 9). 
E II 533 P 1 557 ff.; 6 382. , 5 


gung anzumelden ). 


Satzung muß nach g 57 hervorgehen, daß der Verein eingetragen werden ſoll. Fehlt es an dieſen 
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Staudinger Ale, der die Eintragung für gültig hält, wenn der Wille der Mitglieder auf Ein- 
tragung gerichtet war, vermittelnd Dertmann Aid, vgl. Iich 1, 273). Ohne Einfluß auf die 
Gültigkeit iſt es dagegen, ob die in § 77 beſtimmte Form der Anmeldung gewahrt iſt. Die dem 
Vorſtand obliegende Anmeldung iſt von ſämtlichen Vorſtandsmitgliedern zu bewirken, insbeſ. 
auch dann, wenn eine nachträglich („der Regiſterbehörde gegenüber“) beſchloſſene Beſchrän⸗ 
kung der Vertretungsbefugnis nicht zur Eintragung gelangt iſt (Warn 1929 Nr 73), |. im übr. 
KG HRR 1930 Nr 765. Dabei iſt eine Vertretung durch Bevollmächtigte, die durch öffentlich 
beglaubigte Vollmacht ſich auszuweiſen haben, nicht ausgeſchloſſen. Der Regiſterrichter kann 
jedoch, um ſich die Sicherheit zu verſchaffen, daß die Erklärung dem Willen des Vollmachtgebers 
entſpricht, je nach Lage des Falles eine Spezialvollmacht fordern oder das perſönliche Erſcheinen 
des Vollmachtgebers verlangen (vgl. RIA 8, 130). Durch die Satzung kann nicht beſtimmt werden, 
daß Anmeldungen zum Vereinsregiſter nur der Unterſchrift eines Teiles der Vorſtandsmitglieder 
bedürfen ſollen (RIA 9, 47). Die Anmeldenden find gegenüber dem Verein für die Richtigkeit 
der Anmeldung verantwortlich. Iſt die Anmeldung nicht von ſämtlichen Vorſtandsmitgliedern 
ausgegangen, ſo können die Fehlenden die Anmeldung nachholen. Bis zur Eintragung kann die 
Anmeldung zurückgenommen werden. n ö + 

2. Die ihriftliche Satzung ſoll als Unterlage der Eintragung dienen (vgl. § 57 A 1). Die Ein⸗ 
reichung zweier Exemplare, der Urſchrift und einer Abſchrift, iſt zu dem in $ 66 Abſ 2 bezeichne⸗ 
ten Zwecke vorgeſchrieben. Die Eintragung der Satzungsbeſtimmungen findet nur in dem durch 
8 64 beſtimmten Umfange ftatt. Die Nichtbeachtung der Vorſchrift des Abſ 2 hat die Ungültigkeit 
der Eintragung nicht zur Folge, da die Schriftform keine weſentliche Vorausſetzung der Ein⸗ 
tragung iſt (Planck, Staudinger, Enneccerus). — Sind beſondere Beſtimmungen in eine Neben⸗ 
ſatzung aufgenommen, ſo muß auch dieſe dem Regiſterrichter eingereicht werden, widrigenfalls 
die Beſtimmungen für das Rechtsverhältnis des Vereins keine Wirkſamkeit gewinnen können, 
z. B. eine ärztliche Standesordnung, die Beſtimmungen über die Ausſchließung von Mitgliedern 
1 a 193). Die Einreichung kann nachgeholt werden, wozu der Vorſtand von ſich aus 
verpflichtet iſt. 

3. In eine Prüfung, ob der Vorſtand gehörig beſtellt iſt, braucht regelmäßig der Regiſter⸗ 
richter nur inſofern einzutreten, als er etwaige Mängel, die aus der einzureichenden Abſchrift 
der Beſtellungsurkunde ſich ergeben, zu berückſichtigen hat (vgl. KJ 41 A 157; Recht 1930 
Nr 778). Eine weitergehende Prüfung kann angezeigt ſein, wenn Bedenken gegen die materielle 
Richtigkeit des Anmeldungsinhalts gegeben find (RIA 14, 298). Entſteht Streit Über die Gültig⸗ 
keit der Beſtellung, jo iſt hierüber auf die von den Beteiligten anzuſtellende Klage (vgl. $ 32 A 5) 
im Prozeßwege zu entſcheiden. Die Klage iſt nicht gegen das einzelne Vorſtandsmitglied, ſondern 
gegen den geſamten Vorſtand zu richten. Eine Täuſchung des Regiſterrichters über die Vorſtands⸗ 
68800 52 a Anmeldenden hat die Löſchung der Eintragung von Amts wegen zur Folge 
0 1, 273). 

4. Zu dem dem Regiſterrichter zu führenden Nachweiſe der Errichtung des Vereins genügt 
es, daß die Satzung von mindeſtens 7 Mitgliedern (der in § 56 beſtimmten Mindeſtzahl 
der Mitglieder) unterzeichnet und der Tag der Errichtung angegeben iſt. Darüber, ob es 
zu einer vorſchriftsmäßigen Errichtung gekommen iſt, hat bei Vorhandenſein von Zweifeln der 
Regiſterrichter Ermittlungen anzuſtellen (§ 12 Fh). Sobald einmal die Eintragung ſtattge⸗ 
funden hat, kann hierüber nur im Prozeßwege, auf Klage des Beteiligten gegen den Vorſtand, 
entſchieden werden. Die Entſcheidung hat an ſich zwar nur Bedeutung für die Parteien. Doch 
kann der Regiſterrichter hieraus Anlaß nehmen, die Eintragung von Amts wegen zu löſchen 
(8 159, 142, 143, vgl. auch $ 127 FGG). 


8 60 


Die Anmeldung iſt, wenn den Erforderniſſen der 88 56 bis 59 nicht genügt 
iſt, von dem Amtsgericht unter Angabe der Gründe zurückzuweiſen 1). 

Gegen einen zurückweiſenden Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt 2). 

E II 53; P 1 5588 ff.; 6 117. 

1. Die Zurüdweiſung der Anmeldung iſt auch dann geboten, wenn der Verein nicht ein⸗ 
tragungsfähig ift, weil er die Rechtsfähigkeit nur durch Verleihung ($ 21, vgl. auch 9 22 A 2) oder 
nur durch Geſetz erlangen kann (j. wegen der Religionsgeſellſchaften und geiſtlichen Geſellſchaften 
. Art 84 EG u. 8 61 A 3). Ebenſo wenn der Errichtungsvertrag ganz oder teilweiſe ungültig iſt. 
Dies iſt der Fall, wenn der Zweck des Vereins gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verſtößt (88 134, 138), wenn z. B. der Verein hauptſächlich den Zweck verfolgt, die Neigung 
der Mitglieder und Gäſte zu hohen Glücksſpielen zu fördern und auszunutzen (vgl. RG JW 1920, 
9612), oder wenn ſich in der Satzung Beſtimmungen finden, die nach den zwingenden Vorſchriften 
der 88 26 ff. unzuläſſig find. Für die Frage, ob der Verein unerlaubt iſt, kommt auch das öffentliche 
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Vereinsrecht (vgl. 8 61 A 2) in Betracht (a. A. Hölder A J). Durch die Eintragung wird in dieſen 
Fällen dle Angle nicht beſeitigt und die Rechtsfähigkeit nicht herbeigeführt, anders, wenn 
der Verein irrig als nicht wirtſchaftlicher angeſehen worden iſt oder die Eintragung wegen Nicht ⸗ 
beachtung der Ordnungsvorſchriften in §8 56, 57 Abſ 2, 58, 59 nicht hätte erfolgen dürfen. Die 
Eintragung kann gemäß 99 142, 143 FGG von Amts wegen gelöſcht werden. Sind nur einzelne 
in der Satzung getroffene Beſtimmungen nichtig, jo hat dies trotz grundſätzlicher Anwendbarkeit 
des $ 139 die Nichtigkeit der ganzen Satzung regelmäßig nicht zur Folge, da nach den für die 
Vereine beſtehenden beſondern Verhältniſſen eine ſolche weitgehende Wirkung der Ungültigkeit 
dem Willen der den Verein errichtenden Mitglieder nicht entſprechen wird. Die Eintragung des 
Vereins bleibt mithin wirkſam. Durch die Zulaſſigkeit der Loſchung von Amts wegen iſt eine 
Klage des Mitglieds auf Erklärung der Nichtigkeit des Vereins nicht ausgeſchloſſen. Das Urteil 
hat aber nur eine auf die Parteien beſchränkte Wirkung (vgl. § 59 A 4). Einer Klage auf Feſt⸗ 
ſtelung der Mitgliedſchaft kann der Einwand, daß die Vereinigung gegen die guten Sitten 
verſtoße oder der Vereinszweck ein verbotswidriger ſei, nicht entgegengeſetzt werden (NG JW 
1921, 15275). * 

2. Das Recht der Beſchwerde, die auch bei Zurückweiſung durch Zwiſchenverfügung zuläſſig 
iſt (RG Recht 1929 Nr 1822), iſt abweichend von den für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit gegebenen Vorſchriften geordnet. Für das Verfahren gelten die Vorſchriften der ZPO, 
und zwar auch dann, wenn die Zurückweiſung aus einem andern als dem in $ 60 Abſ! ange⸗ 
führten Grunde erfolgt (RG 47, 386; 84, 158; JW 03 Beil 113%), Weitere Beſchwerde iſt hier- 
nach nur bei Vorhandenſein eines neuen 1 gen Beſchwerdegrundes ſtatthaft ($ 568 ZPO, 
DLG 22, 113). Grundfäglich handelt es ſich aber bei der Eintragung in das Vereinsregiſter um 
eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, und es folgt hieraus, daß die Zuſtän digkeit des 
über die weitere Beſchwerde entſcheidenden Gerichts ſich nach $$ 28 Abſ 2, 199 Fh (Zuſtändig⸗ 
keit des Kammergerichts für Preußen) beſtimmt (RG 84, 158; KJ 39 A 144). Gegen die erfolgte 
Eintragung im Vereinsregiſter findet eine Beſchwerde nicht ſtatt (RIA 13, 110 


$ 61 
Wird die Anmeldung zugelaſſen, jo hat das Amtsgericht ſie der zuſtändigen 
Verwaltungs behörde mitzuteilen 1). 


Die Derwaltungsbehörde kann gegen die Eintragung Einſpruch erheben, 
wenn der Verein nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt iſt oder ver- 


boten werden kann ) oder wenn er einen politischen, sozialpolitischen oder religiösen 
Zweck verfolgt o) 


g t ift, die Eintragung von Amts wegen zu verſagen. Kein 
Einſpruchsrecht ſteht der Vermaltun, behö ed ae = 
ſchafllichen Zweck derſolge (K 25 — — e aus dem Grunde zu, daß der Verein einen wirt 


öffentliche Vereinsrecht iſt in ber Hauptſache durch Rcheſ v. 19. 4. 08, ergänzt durch 
Gel. u. 26. 6. 16 und 19.4. 17, einheitlich ger, a | re e 
en 15 ſie zeit ber nicht vr „ Rad) $ 2 dieſes Gef. find unerlaubt nur ſolche 
aufen, wofür es weniger auf die Beſtimmunger in al ächli 
des Vereins ankommt. Solche Vereine 10 va te en 


8 sbeſ h wenn ihr Zweck den 99 8186, 127—129 
läuft. Im übrigen unterliegen Vereine wegen ihres püiſchen Charakters keinem Verbot. 
e e ee en nach N 24 MBer® inſofern beſchränkt werden, als es ſich um 
irchliche oder religi Ereine, um Vereine in Zeit iegs ereinigungen 
ländlicher Arbeiter oder Dienſtboten zur Einſtellun eee e die 


Kraft geſetzt werden kann — in der Haupt ache be 
Vereinsrechts finden ſich in Art 177 ra, A 


miniſters v. 1. 4. 21 (Verbot der Teilnahme der Soldaten, das ſind Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannſchaften, an politiſchen Verſammlungen und der Fuge hörigteſt zu politischen Vereinen) 
ſowie in $ 14 RepublSchutzch v. 19. 4. 22. Über die Un ültigfeit der Eintragung eines uner- 
laubten Vereins ſ. § 60 A 1. Aus dem Grunde, daß der Verein ein wirtſchaftlicher ſei, ſteht der 
Be horde ein Einſpruchsrecht nicht zu, RIA 12, 240. 5 

3. Die Vorſchrift des $ 61 Ab 2, daß die Verwaltungsbe hörde Einſpruch erheben kann, wenn 
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der Verein einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt, iſt beſeitigt durch 
Artt 124 Abſ 2, 137 Abſ 4 NBerf, wonach einem Vereine wegen Verfolgung eines derartigen 
Zwecks der Erwerb der Rechtsfähigkeit nicht verſagt werden darf. Es bedarf deshalb nicht der 
genaueren Darlegung, in welchen Fällen der Verein als ein politiſcher (vgl. 83 RVerch v. 19. 4. 08), 
als ein ſozialpolitiſcher oder religiöſer anzuſehen iſt. Das Vorhandenſein eines politiſchen Vereins 
wurde angenommen, wenn er eine Einwirkung auf die Tätigkeit des Staates, auf die Geſetz⸗ 
gebung oder die Handhabung der Verwaltung erſtrebte, nicht bloß zum Zwecke des Studiums 
oder der Belehrung oder zum Zwecke der techniſchen oder juriſtiſch⸗techniſchen Fortbildung des 
Rechtes ſich mit ſtaatlichen Angelegenheiten befaßte. Vereine von Arbeitgebern oder Arbeit⸗ 
nehmern galten übrigens nach dem Geſ. v. 26. 6. 16 nicht ſchon als politiſche Vereine wegen der 
in den Grenzen ihrer wirtſchaftlichen Berufsintereſſen erſtrebten Einwirkung auf Angelegen⸗ 
heiten der Wirtſchaftspolitik oder Sozialpolitik. Eine Unterart des politiſchen Vereins bilden 
Vereine mit ſozialpolitiſchem Zweck, die nicht bloß ſoziale Zwecke verfolgen, ſondern zugleich auf 
öffentliche Angelegenheiten einwirken wollen. Zu den religiöſen Vereinen im Sinne des 9 61 
wurden im weiteſten Umfange alle Vereine gerechnet, welche die Förderung des inneren oder 
äußeren religiöſen Lebens ſich zur Aufgabe gemacht hatten. Durch den Erwerb der Rechtsfähig⸗ 
keit erlangen übrigens die Religionsgeſellſchaften nach Art 137 RVerf nicht zugleich die Rechte 
einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft, die vielmehr beſonders verliehen werden muſſen. Anſpruch 
hierauf hat die rechtsfähige Religionsgeſellſchaft, wenn ſie durch ihre Verfaſſung und die Zahl 
ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bietet. 


8 62 

Erhebt die Verwaltungsbehörde Einſpruch !), fo hat das Amtsgericht den 
Einſpruch dem Vorſtande mitzuteilen. 

Der Einſpruch kann im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens ?) oder, 
wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des Nekurſes 3) nach Maßgabe der 88 20, 
21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

E II 55 Abſ 2, 3; P 1 568 ff., 564 ff.; 6 144. 


1. Über Einlegung des Einſpruchs ſ. F 61 A 1. Die Gründe des Einſpruchs brauchen mangels 
einer geſetzlichen Vorſchrift — entgegen der Regel des $ 60 Abſ 1 — dem Amtsgericht und durch 
dieſes dem Verein nicht mitgeteilt zu werden (a. A. Oertmann A 1% und $ 61 A 5). 

2. Der Verein hat das Recht, den Einſpruch anzufechten, für welches Verfahren er als 
parteifähig anzuſehen iſt (beſtr.). Wird indes der Verein mit der Klage abgewieſen und damit 
feſtgeſtellt, daß er die Rechtsfähigkeit nicht erlangen kann, ſo haften die Mitglieder, für deren 
Rechnung der Rechtsſtreit geht, perſönlich für die Koſten. $ 62 geſtattet zum Zweck der Anfechtung 
die Benutzung des Verwaltungsſtreitverfahrens, in welchem nur die Geſetzmäßigkeit, nicht 
die Angemeſſenheit des Einſpruchs nachzuprüfen ift. Auf die im Einſpruch angeführten Gründe 
iſt die Nachprüfung nicht beſchränkt. Welches Verwaltungsgericht zuftändig iſt, in welcher Friſt 
und Form die Anfechtung zu erklären iſt, beſtimmt das Landesrecht (vgl. für Preußen AV. BG 
Art 3 — eine Friſt befteht hier nicht). Nicht ausgeſchloſſen iſt eine landesrechtliche Anordnung, 
daß dem Verwaltungsſtreitverfahren ein Beſchwerdeverfahren vorherzugehen hat. 

3. Über den Rekurs ſ. 9 44 A 2. 


8 63 


die Eintragung darf, ſofern nicht die Verwaltungsbehörde dem Amts- 
gerichte mitteilt, daß Einſpruch nicht erhoben werde, erſt erfolgen, wenn ſeit 
der Mitteilung der Anmeldung an die Verwaltungsbehörde ſechs Wochen 
verſtrichen find !) und Einſpruch nicht erhoben oder wenn der erhobene Ein- 
ſpruch endgültig aufgehoben iſt. 

E II 56 Abſ 1; P 1 500, 565 ff. 

1. Die Eintragung darf mit Rückſicht auf die Möglichkeit des Einſpruchs früheſtens na 
Ablauf von ſechs Wochen ſeit Mitteilung der Anmeldung an die n 61 Abſ 1 
erfolgen. Der Einſpruch aber iſt auch nach Ablauf dieſer Friſt noch zuläſſig, ſolange nicht die Ein⸗ 
tragung vorgenommen iſt. Iſt die Eintragung vor Ablauf der Friſt erfolgt, jo hat das Gericht, 
ſofern nicht die Möglichkeit des Einſpruchs inzwischen fortgefallen iſt, die Eintragung von Amts 
wegen zu löſchen (8 159, 142, 143 FGG). Bis zur Löſchung wird der eingetragene Verein (nicht 
der nach öffentlichem Vereinsrecht unerlaubte), da die Nichteinhaltung der Friſt keine nach außen 
wirkende Ungültigkeit zur Folge hat, als rechtsfähig anerkannt werden müſſen (beſtr.). 
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§ 64 

Bei der Eintragung!) find der Name und der Sitz des Vereins, der Tag 
der Errichtung der Satzung ſowie die Mitglieder des Vorſtandes im Vereins 
regiſter anzugeben. Beſtimmungen, die den Umfang der Vertretungsmacht 
des Vorſtandes beſchränken oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes ab- 
weichend von der Vorſchrift des § 28 Abſ 1 regeln, find gleichfalls einzutragen. 

E II 50 Abſ 2; P 1 560, 565 ff. 

1. Die Rechtsfähigkeit des Vereins iſt dadurch bedingt, daß er in das Vereinsregiſter 
eingetragen wird, und zwar muß der Verein hierbei ſo bezeichnet ſein, daß er von andern unter⸗ 
ſchieden werden kann. Hierzu iſt außer der Angabe des Namens auch die Angabe des Sitzes 
nötig. Die weiteren über den Inhalt der Eintragung in § 64 gegebenen Vorſchriften haben nur 
die Bedeutung von Ordnungsvorſchriften; die betr. Tatſachen ſind aus den Regiſterakten zu 
erſehen. Über die Eintragung der Vorſtandsmitglieder und der die Vertretung regelnden Be⸗ 
fümmungen |. $ 67 A 1. Durch $ 71 iſt auch die Eintragung einer jeden Anderung der Satzung 
vorgeſchrieben. Sonſtige Eintragungen ſind nicht unzuläſſig (Planck, Dertmann, Staudinger A 4, 


38G 2, 280; vgl. aber Rö 85, 141). Abm. früh. Aufl. Die Satzungsurkunde ift als Anlage des 
Vereinsregiſters bei den Vereinsakten aufzubewahren ($ 66 Abſ 2). 


8 65 
Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins den Zuſatz „eingetragener 
Verein“ 1) 2). 
E II 58 Abſ 1; P 1 5586 ff. 


1. Die Rechtsfähigkeit iſt an die Eintragung, nicht an die Aushändigung der mit der Beſcheini⸗ 
gung der Eintragung verſehenen Urſchrift der Satzung (866 Abſ 2) gelnüpft Die Führung des 
Zuſatzes „eingetragener Verein“ ift nicht bloß ein Recht, ſondern auch eine Pflicht des Vereins, 
deren mißbräuchlt e Unterlaſſung Schadenserſatzanſprüche aus $ 826 nach ſich ziehen kann (a. A. 


des Vereins in einen rechtsfähigen ſ. 521 A 1 ie Ei 
Vereinsgründung, ſondern Den Lan der engen 
ene et 61, 304). 
2. Iſt unrichtig ein Verein in das Vereinsregiſter eingetragen, deſſen Zweck nach d 
1 fi 2 2 9 Fe © 
gi 0 881 4, ler bes de derade gerichtet iſt, ſo A — N 150 8008 die Löschung Aden 
di 9 1 8 ge 1 von Amts wegen A bewirken. Wird ſatzungs⸗ 


folgt, jo kommt 5 43 Abſ 2 zur Anwendung, Fe 588 1210, l. ee ZI 


8 66 


Das Amtsgericht hat die Eintragung d ür fei 
beſtimmte Blatt zu veröffentlichen j. rr 


me Urſchrift der Satzung it mit der Beſcheinigung der Eintragung zu 
verſehen und zurückzugeben. Die Abſchrift wird von dem Amtsgerichte be⸗ 
glaubigt und mit den übrigen Schriftftüden aufbewahrt 2), 

E II 57 af 2; % 1 687. 

I. Die Veröffentlichung der Eintragung (ogl. § 64 A 1) iſt durch Ordnungsvorſchrift ange- 
ordnet, 1115 Nichtbefolgung jedoch, da ſie zum Schutze Dritter 570 5 ift, 1 Pe ſchadens⸗ 
del ichtig macht. Die Nichtveröffenklichung kann von Bedeutung ſein für die Frage, ob 

er Dritte als gutgläubig angufehen tft (vgl. 8 68). — Die Eintragung iſt demjenigen, der fie bean⸗ 
tragt hat, „ ($ 130 Abſ 2 FGG). 

n 2. Die mit der Beſcheinigung der Eintragung verſehene Urſchrift der Satzung erhält der 
1 erein zurück, um einen Ausweis über feine Rechtsfähigkeit in Händen zu haben. Der Verein 
any ſich eine beglaubigte Abſchrift der Eintragung erteilen laſſen. Die von dem Amtsgericht zu 
heglaubigenbe Abschrift der Sazung bleibt als Beleg bei den Vereinsakten ($ 15 der Af des 
a 8 85 6. 11. 90, vgl. $ 55 A 2), zu denen auch die ſonſtigen als Beleg einzureichenden Urkunden 
955 5% Abs Nr 2, 71 Abſe1, 72, 76 Abſ 2) ſowie die Urkunden betr. das Entziehungsverfahren u. 

en Einſpruch (89 43, 44, 61) zu nehmen ſind. 
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8 67 

Zede Anderung des Vorſtandes ſowie die erneute Beſtellung eines Vor⸗ 
ſtandsmitglieds iſt von dem Vorſtande zur Eintragung anzumelden!). Der 
Anmeldung ift eine Abſchrift der Urkunde über die Anderung oder die er- 
neute Beſtellung beizufügen 2). 

Die Eintragung gerichtlich beſtellter Vorſtandsmitglieder erfolgt von 
Amts wegen 3), 

E II 59; P 1 568 ff. 


1. Die Anmeldung der Vorſtands mitglieder, und zwar ſowohl der urſprünglich (8 64) als 
der ſpäter beſtellten — nicht auch der in 930 erwähnten beſonderen Vertreter (a. M. JF 0 2, 280) — 
iſt zwingend deshalb vorgeſchrieben, weil alle diejenigen, welche mit dem Verein in Verbindung 
treten wollen, ein Intereſſe haben, die Namen der Vertreter zu erfahren. Die Anmeldung des 
neuen Vorſtandsmitgliedes iſt nötig, auch wenn das frühere Vorſtandsmitglied nicht eingetragen 
geweſen ſein ſollte. Auch die Eintragung der erneuten Beſtellung desſelben Vorſtandsmitgliedes 
iſt 9 ſelbſt wenn bei der früheren Eintragung eine Amtsdauer nicht angegeben war 
(Dertmann A 3, vgl. Planck A 1, Enneccerus $ 102, 5). Auf die Eintragung dürfen ſich allerdings 
Dritte, einſchließlich der Mitglieder, die in rechtsgeſchäftlichen Verkehr mit dem Verein treten 
— abgeſehen von § 69 —, nicht unbedingt verlaſſen. Nur inſofern ſind ſie nach $ 68 geſchützt, 
als eine nicht eingetragene Anderung ihnen gegenüber, ihre Gutgläubigkeit vorausſetzt, 
keine Wirkung hat. Es gilt auch nicht der Rechtsſatz, daß der Dritte die ſtattgehabte Ein⸗ 
tragung als bekannt gegen ſich gelten laſſen muß (vgl. § 68 A 1). Es kommt vielmehr hier darauf 
an, ob dem Dritten trotz der Eintragung und etwaigen Veröffentlichung die Eintragung nach 
Lage der Sache ohne fein Verſchulden unbekannt bleiben konnte, was er beweiſen muß. Von 
dem Dritten iſt nicht zu verlangen, daß er in allen Fällen unmittelbar vor Vornahme des Rechts. 
geſchäfts ſich über die Perſon und die Befugniſſe der Vorſtandsmitglieder durch Einſicht des 
Vereinsregiſters unterrichtet. Der Eintragung in das Vereinsregiſter kommt ſomit die gleiche 
Bedeutung zu wie der Eintragung in das Handelsregiſter ($ 15 Abſ. 1 u. 2 HGB, vgl. $ 29 Genc). 
Ausgedehnt find dieſe Vorſchriften durch $ 70 auf Beſtimmungen, welche die Vertretungsmacht 
des Vorſtandes beſchränken oder an das Zuſtandekommen des Vorſtandsbeſchluſſes bei einem 
aus mehreren Mitgliedern beſtehenden Vorſtande weitergehende als die in $$ 28, 32, 34 be- 
ſtimmten Anforderungen ſtellen. Zu beachten ift hierbei, daß diejenigen Beſchlüſſe, welche eine 
Anderung der Satzung enthalten, nach § 71 Wirkſamkeit erſt durch die Eintragung gewinnen, fo daß 
es hier des Schutzes des gutgläubigen Dritten überhaupt nicht bedarf. Geſchützt iſt in allen dieſen 
Fällen nur der rechtsgeſchäftliche Verkehr, alſo auch die Vornahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte 
wie Angebot, Kündigung, Mahnung. Die Verpflichtung zur Anmeldung iſt ſämtlichen Vorſtands⸗ 
mitgliedern und zwar unabhängig von einer gegenteiligen Beſtimmung der Satzung (RIA 9, 47) 
als eine von ihnen perſönlich zu erfüllende Pflicht auferlegt, deren Verletzung ſie ſelbſt, 
nicht den Verein haftbar macht. — Die Eintragung eines Urteils, durch welches ein Beſchluß der 
Mitgliederverſammlung für ungültig erklärt iſt (vgl. § 59 A 3 u. 4) findet nicht ſtatt. Das Urteil 
kann aber dazu Anlaß geben, daß ein Antrag auf Löſchung geſtellt werden muß. 

2. Über das Anmeldungsverfahren ſ. F 59 A 1 u. 4. Iſt aus der Urkunde erſichtlich, daß die 
Beſtellung vorſchriftswidrig iſt, daß z. B. die ſatzungsmäßige Ladungsfriſt nicht eingehalten iſt, 
ſo iſt die Eintragung abzulehnen. Die Einreichung der die gehörige Ladung nachweiſenden Ur⸗ 
kunden kann der Regiſterrichter ohne beſondern Grund nicht verlangen. Die Eintragung der 
Anderung des Vorſtandes iſt von dem Vorſtande in feiner neuen Zuſammenſetzung zu beantragen. 

3. Die gerichtliche Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern iſt vorgeſehen in § 29. 
Die Eintragung iſt auch in andern Fällen, in denen der einzutragende Rechtsakt unter Mitwirkung 
des Gerichts ſtattgefunden hat, von Amts wegen herbeizuführen (vgl. 88 74 Abi. 3, 75, 76 Abi 3). 
Da die Verrichtungen aus $ 29 und die Verrichtungen des Regiſterrichters nach der Geſchäfts⸗ 
verteilung wohl ausnahmslos in der Hand desſelben Richters ſich befinden werden, bedarf es im 
Falle des $ 29 zur Herbeiführung der Eintragung nicht erſt einer dem Regiſterrichter zu machenden 
Anzeige. 


8 68 


Wird zwiſchen den bisherigen Mitgliedern des Vorſtandes und einem 
Dritten ein Nechtsgeſchäft vorgenommen, fo kann die Anderung des Vor⸗ 
ſtandes dem Oritten nur entgegengeſetzt werden, wenn ſie zur Zeit der Vor⸗ 
nahme des Nechtsgeſchäfts im Vereinsregiſter eingetragen oder dem Dritten 
bekannt ift. Iſt die Anderung eingetragen, fo braucht der Dritte fie nicht gegen 
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ſich gelten zu laſſen, wenn er fie nicht kennt, feine Unkenntnis auch nicht auf 
Fahrläſſigkeit beruht !). 
E II 60 Abs 1; P 1 569. 

1. S. 867 A1. — Offentlichen Glauben in dem Maße, wie das Grundbuch, genießt das 
Vereinsregiſter nicht. Der Inhalt des Regiſters gilt alſo nicht ohne weiteres zu Gunſten des 
Dritten, der mit dem Verein ein Rechtsgeſchäft vornimmt und die Unrichtigkeit nicht gekannt 
hat, als richtig. In beſchränktem Maße iſt der Dritte durch 8 68 geſchützt. — Auf nicht eingetragene 
Vereine bezieht ſich $ 68 nicht, Planck A 5, $ 27 A 8 (beftr.) ſ. auch Oertmann A 6. 


8 69 
Der Nachweis, daß der Vorſtand aus den im Negiſter eingetragenen 
Perſonen beſteht, wird Behörden gegenüber durch ein Zeugnis!) des Amts- 
gerichts über die Eintragung geführt. 
E II 60 Abſ 2; P 1 569. 


tragung ($ 68) geſichert ſind. Mit dem Eintragungszeugnis wird übrigens auch die Be hörde ſich 
3. B. weil das Zeugnis 


ausſchließt, nicht eine materiellrechtliche Bedeutung 


8 70 


Die Vorſchriften des 3 68 gelten auch für Beſtimmun i 
| gen, die den Umfan 
der Dertretungsmacht des Vorſtandes beſchränken oder die Seſclaßfaſſung 


des Vorſtandes abweichend i 
er Se von der Vorſchrift des 8 28 Abſ 1 regeln! ). 


1. S. 5 67 A 1. 568 Abſ 1 tann ſich i i 
r nur auf Beſtimmungen der urſprünglichen S 
G 10 Benin erefungsmacht ($ 26 Abſ 2) oder die Form der Befhußfallune des 2 — 
971 wielſam werben. ſpätere diesbezügliche Anderungen erſt durch die Eintragung gemäß 


8 71 

Anderungen der Satzung bedürf, i i i i 

4 N edurfen zu ihrer Wirkſamkeit der Eintragung 
= das Vereinsregister i. Die Anderung iſt von dem Dorſtande zur Ein⸗ 
ragung anzumelden ). Der Anmeldung ift ber die Anderung enthaltende 
Beſchluß in Arſchrift und Abſchrift beizufügen. 


Die Vorſchriften der SS 60 bis 64 und 
e und des § 66 Abſ 2 finden entſprechende 


E I ei; P 1 860 ff. 
1. Eine jede Anderung der Satzung, 
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859 A 2). Die Eintragung geſchieht nach Maßgabe der von dem Bundesrat genehmigten Be⸗ 
ſtimmungen über die Führung des Vereinsregiſters (AVf des PrM v. 6. 11. 99, vgl. § 55 A 2 
und Art 18 der Af) in der Weiſe, daß, ſofern nicht die Anderung die in 88 64, 67 Abſ 1 und 76 
Abſ 1 bezeichneten Beſtimmungen betrifft, eine kurze Bezeichnung des Gegenſtandes 
genügt, was mit $ 71 nicht im Widerſpruch ſteht (a. A. Staudinger A 6, vgl. RG Warn 1933 
Nr 90). Der nähere Inhalt iſt aus dem bei den Vereinsakten befindlichen Beſchluſſe zu erſehen. 
Einzutragen iſt auch der Tag des die Satzung ändernden Beſchluſſes. Von der Einhaltung der 
Vorſchriften des § 71 Abſ 1 und 2 kann ſich der Verein nicht ſelbſt befreien, indem er ſich in der 
Satzung formfreie und der amtlichen Prüfung nicht unterliegende Satzungsänderungen vor⸗ 
behält. (RG 88, 402.) 

2. Das Anmeldungs verfahren beſtimmt ſich nach den für die Anmeldung der Errichtung 
des Vereins gegebenen Vorſchriften (88 60—64, 66 Abſ 2, vgl. auch $ 59). Der der Anmeldung 
in Urſchrift beizufügende Beſchluß iſt der nach Vorſchrift des § 58 Nr 4 beurkundete Beſchluß. 
Nicht erforderlich iſt, daß der Beſchluß ſelbſt von dem Vorſtande unterzeichnet iſt. Das Recht der 
Verwaltungsbehörde, die Satzungsänderung wegen des von dem Vereine verfolgten politiſchen, 
ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweckes zu beanſtanden, iſt jetzt durch Art 124 Abſ 2 RVerf in 
Wegfall gekommen. Bei einer beabſichtigten Umwandlung des Vereinszwecks in einen wirt⸗ 
ſchaftlichen kann in der Weiſe verfahren werden, daß die nach 8 22 erforderliche Verleihung von 
der Verwaltungsbehörde im voraus erteilt wird, ſo daß der Verein als ein rechtsfähiger trotz 
der Löſchung im Vereinsregiſter beſtehen bleibt, doch dürfte auch die ſtaatliche Genehmigung 
zur Satzungsänderung ausreichen (Planck A 3, Oertmann A 2b). Die Veröffentlichung der 
Satzungsänderung (vgl. $ 66 Abſ 1) iſt nicht vorgeſchrieben. 


8 72 
Oer Vorſtand hat dem Amtsgericht auf deſſen Verlangen jederzeit eine 
von ihm vollzogene Bescheinigung über die Zahl der Vereinsmitglieder 
einzureichen !). 

1. Durch § 22 des RVerc v. 19. 4. 08, deſſen § 3 die politiſchen Vereine zur Einreichung 
eines Mitgliederverzeichniſſes nicht mehr verpflichtet, iſt dementſprechend die urſprüngliche Faſſung 
des § 72, wonach die Einreichung eines Verzeichniſſes der Vereinsmitglieder gefordert werden 
konnte, dahin geändert worden, daß allgemein nur die Einreichung einer Beſcheinigung über 
die Zahl der Mitglieder (vgl. § 73) verlangt werden kann (RG Bl 08, 156). — Ordnungsſtrafen 8 78. 


8 73 
Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab 1), fo hat das Amts- 
gericht auf Antrag des Vorſtandes und, wenn der Antrag nicht binnen drei 
Monaten geſtellt wird, von Amts wegen nach Anhörung des Vorſtandes dem 
Vereine die Rechtsfähigkeit zu entziehen. Der Beſchluß ift dem Vereine zu- 
zuſtellen. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde nach den Vor- 
ſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 


Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Nechtskraft des Beſchluſſes. 
E II 63; P 1 570, 571. 


1. Eine jede Verminderung der in $ 56 zur Vereinserrichtung vorgeſchriebenen Mindeſt⸗ 
zahl von 7 Mitgliedern hat den Verluſt der Rechtsfähigkeit noch nicht zur Folge, da ſonſt ein von 
7 Mitgliedern errichteter Verein jeden Augenblick Gefahr laufen würde, die Rechtsfähigkeit 
wieder einzubüßen. Mit der Entziehung der Rechtsfähigkeit kann erſt vorgegangen werden, 
wenn zur Zeit weniger als 3 Mitglieder vorhanden ſind. Auch hat das Amtsgericht, falls nicht 
die Auflöſung von dem Vorſtande beantragt wird, eine Friſt von 3 Monaten abzuwarten, um 
dem Vereine die Möglichkeit zu geben, die Zahl wieder auf mindeſtens 3 Mitglieder zu erhöhen, 
und hat erſt dann, und zwar nach Anhörung des Vorſtandes, die Entziehung der Rechtsfähigkeit 
auszusprechen, falls auch in dieſem Zeitpunkt die Mindeſtzahl nicht erreicht ift. Jedoch wird, 
wenn die demnächſtige Wiedererreichung der vorgeſchriebenen Zahl in ſicherer Ausſicht ſteht, 
das Amtsgericht von der Entziehung der Rechtsfähigkeit abſehen können (a. A. Planck A 1). 
Iſt der dem Vorſtande — der für dieſes amtliche Verfahren nötigenfalls unter entſprechender 
Anwendung von § 29 von Amts wegen zu beſtellen iſt (a. A. Staudinger A 2) — zuzuſtellende 
Beſchluß rechtskräftig geworden, jo ſchließt ſich nach § 47 das Liquidationsverfahren an. Für 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde gelten auch hier wie in den Fallen des § 60 Abſ 2 
die Vorſchriften der 8PO. Die Zuſtändigkeit des über die weitere Beſchwerde entſcheidenden 
Gerichts beſtimmt ſich, da eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Frage ſteht, 
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nach 88 28, 199 FGG (MG 84, 158). — Auch wenn die Mitgliederzahl auf 1 oder 2 ſinkt, ift das 
Fortbeſtehen des Vereins rechtlich möglich, vgl. § 41 A 2. 


8 74 

Die Auflöſung !) des Vereins ſowie die Entziehung der Rechtsfähigkeit?) 
iſt in das Vereinsregiſter einzutragen. Im Falle der Eröffnung des Konkurſes 
unterbleibt die Eintragung. 

Wird der Verein durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder durch 
den Ablauf der für die Dauer des Vereins beſtimmten Zeit aufgelöſt, ſo hat 
der Vorſtand die Auflöſung zur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung 
iſt im erſteren Falle eine Abſchrift des Auflöſungsbeſchluſſes beizufügen ?). 

Wird dem Verein auf Grund des 8 43 die Nechtsfähigkeit entzogen oder 
wird der Verein auf Grund des öffentlichen Vereinsrechts aufgelöſt, fo er- 
folgt die Eintragung auf Anzeige der zuſtändigen Behörde 2). 

E II 64; P 1 576 ff. 


mts wegen nicht zu⸗ 
läſſig iſt (a. A. Hölder A 2; Oertmann A 2a), ein Vorſtand nach $ 29 vom Gericht zu been 
(vgl. 8 73 A 1). Ausnahmsweiſe darf, wenn die Auflöſung des Vereins durch den Wegfall ſämt⸗ 
licher Mitglieder verurſacht iſt, die Auflöſung von Amts wegen eingetragen werden. Die Vor- 
ſchrift des $ 50 uber die Pflicht der Liquldatoren zur öffentlichen en Mach ung der Auflöſung 


\ fahren handelt, von Amts wegen eingetragen 
der Eintragung der Rechtsfolge des Verluſtes der Rechtsfähigkeit (gl. 428 1) nat bebarf. 


8 75 


Die Eröffnung des Konkurſes iſt von Amts wegen einzutragen. Das gleiche 


gilt von der Aufhebung des € 
E II 06; h 1 570 ff.; 6 ag röffnungsbeſchluſſes 2), 


1. Vgl. 74 A 2. 


8 76 

„Die Liquidatoren !) find in das Dereinsregiſter einzutragen. Das gleiche 
gilt von Beſtimmungen, welche die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren ab- 
weichend von der Vorſchrift des 8 48 Abſ 3 regeln. 

„Die Anmeldung ?) hat durch den Vorſtand, bei fpäteren Anderungen durch 
die Liquidatoren zu erfolgen. Der Anmeldung der durch Beſchluß der Mit⸗ 
gliederverſammlung beſtellten Liquidatoren iſt eine Abſchrift des Beſchluſſes, 
der Anmeldung einer Beſtimmung über die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren 
eine Abſchrift der die Beſtimmung enthaltenden Urkunde beizufügen. 

8 Die „Eintragung gerichtlich beſtellter Liquidatoren geſchieht von Amts 
egen ). 
E II 66; P 1 576 ff. 
* 1, Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorſtandes ($ 48 Abſ 2). Hinſichtlich 
er Eintragungspflicht gilt deshalb das gleiche, was für die Vorſtandsmitglieder beſtimmt iſt 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Sayn, Beſſau.) 6 
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( 8 67 A 1). Die Liquidatoren find auch in dem Falle einzutragen, daß die bisherigen Vorſtands⸗ 
mitglieder ($ 48 Abſ 1) als Liquidatoren eintreten. Durch die Eintragung wird in dieſem Falle 
kenntlich gemacht, daß der Verein in Liquidation getreten iſt. Wird die Vorſchrift des 9 48 Abſ 3, 
daß mehrere Liquidatoren gemeinſchaftlich handeln müſſen, durch Satzungsbeſtimmung 
oder Beſchluß der Mitgliederverſammlung geändert, wodurch die Vertretungsmacht erweitert 
wird, ſo ſoll dies eingetragen werden, auch wenn es ſich nicht um eine nach § 71 unbedingt ein⸗ 
zutragende Anderung der Satzung handelt. — 89 68—70 finden entſprechende Anwendung. 

2. Über das Anmeldungsverfahren vgl. 9 59 A 1 u. 4. Die Anmeldung der erſten Liqui⸗ 
datoren und des vor Beginn des Liquidationsberfahrens über Anderung des nach § 48 Abſ 3 ge⸗ 
ſaßten Beſchluſſes gehört noch zu den Aufgaben des Vorſtandes. 

3. Vgl. § 67 A 3. 


Ss 77 

Die Anmeldungen zum Vereinsregiſter find von den Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes ſowie von den Liquidatoren mittels öffentlich beglaubigter Erklärung 
zu bewirken !). 

E II 67; P 1 576 ff.; 5 163, 164. 

1. $ 77 entſpricht der Beſtimmung des § 12 HGB. Als öffentlich beglaubigte Erklärung 
(vgl. § 129) iſt nach $$ 159, 128 FGG auch die Erklärung anzuſehen, die zu Protokoll des Urkunds⸗ 
beamten des Regiſtergerichts erfolgt. Wird die Erklärung von einem Bevollmächtigten 
abgegeben (f. hierüber $ 59 A 1), fo hat dieſer durch Vorlegung einer öffentlich beglaubigten 
Vollmacht ſich auszuweiſen (RIA 4, 31). Der die Beglaubigung bewirkende Notar gilt nach 
$$ 159, 129 FG als ermächtigt, die in der Erklärung bezeichnete Eintragung zu beantragen. 


8 78 
Das Amtsgericht kann die Mitglieder des Vorſtandes zur Befolgung der 
Vorſchriften des § 67 Abſ 1, des § 71 Abf 1, des $ 72, des § 74 Abſ 2 und des 


8 76 durch Ordnungsſtrafen !!) anhalten. Die einzelne Strafe darf den Betrag 
von dreihundert Mark nicht übersteigen 2). N 


In gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung der Vorſchriften 
des § 76 angehalten werden. 

E II 68; P1577 ff. 

1. Die Verpflichtung der Vorſtandsmitglieder und Liquidatoren, die erforderlichen Ein⸗ 
tragungen zu beantragen, ſowie die Verpflichtung der erſteren zur Ausſtellung der in § 72 be⸗ 
zeichneten Beſcheinigung wird durch Ordnungsſtrafen für den einzelnen Fall erzwungen. Das 
Verfahren beſtimmt ſich gemäß § 159 3GG nach den 99 132—139, 127 daſ. Wird der unter An⸗ 
drohung von Ordnungsſtrafe gemachten Auflage nicht fristgerecht entſprochen, auch nicht innerhalb 
der Friſt Einſpruch erhoben, ſo wird die angedrohte Strafe feſtgeſetzt und die Aufforderung unter 
Androhung neuer Ordnungsſtrafe wiederholt. Das Ordnungsſtrafverfahren richtet ſich nicht 
gegen den Vorſtand als ſolchen, ſondern gegen die einzelnen Mitglieder, die perſönlich 
verantwortlich ſind. Nur dieſe, nicht der Verein, ſind beſchwerdeberechtigt. Eine Beitreibung 
aus dem Vereinsvermögen findet nicht ſtatt (KJ 26 A 232). 

2. Die Ordnungsſtrafe kann jetzt 1 bis 1000 RM betragen (Art III BO v. 6. 2. 24 RGBl 1 
S. 44 und § 2 VO v. 12. 12. 24 daſ. S. 775). 


§ 79 

Die Einſicht des Vereinsregiſters ſowie der von dem Vereine bei dem Amts- 
gericht eingereichten Schriftſtücke iſt jedem geſtattet. Von den Eintragungen 
kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen ). 

E II 09; P 1 578; 6 118, 182. zäh 

1. Die Einſicht des Vereinsregiſters iſt wie die des Handelsregiſters ($ 9 HGB) unbeſchränkt 
geſtattet, ebenſo die Einſicht der als Beleg zu den Vereinsakten eingereichten Urkunden. Das 
Recht der Einſicht kann auch durch einen Bevollmächtigten oder unter Zuziehung eines Beiſtandes 
ausgeübt und es können Notizen angefertigt werden. Anerkannt iſt auch das Recht, eine einfache 
oder beglaubigte Abſchrift der Eintragungen und ein Zeugnis über Nichtvorhandenſein 
einer beſtimmten Eintragung ($ 162 366) zu fordern. Eine Abſchrift der Urkunden kann dagegen 
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nach allgemeinen Grundſätzen ($ 34 366, vgl. $ 9 Abſ 2 HB) nur verlangt werden, wenn ein 
berechtigtes Intereſſe en wird. — Vgl. 8 69 (Zeugnis über die Eintragung in dem dort 
beſtimmten Falle). 


II. Stiftungen 


8 80 

Zur Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung !) iſt außer dem Stiftungs- 
geſchäfte ) die Genehmigung?) des Bundesſtaats erforderlich, in deſſen Ge- 
biete die Stiftung ihren Sitz haben ſoll ). Soll die Stiftung ihren Sitz nicht 
in einem Bundesſtaate haben, ſo iſt die Genehmigung des Bundesrats erforder- 
lich. Als Sitz der Stiftung gilt, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, der Ort, 
an welchem die Verwaltung geführt wird. 

ET 58 Saß 1, 59, 02 Abſ 1 II 70 M 1 118 ff.; P 1 585 ff. 

1. Der Stiftung liegt keine arte ce feet, jondern eine rechtliche Organiſation zur Durch- 
führung des Stifterwillens zu Grunde. Sie iſt auch kein Zweckvermögen, das nur Rechtsobjekt ein 
und zeitweiſe den kann. Vgl. Vorbem 1 vor $21. Die rechtsfähige Stiftung 15 die Fähig- 
keit, Gelbftändin täger von Rechten und Verbindlichleiten zu fein und unterſcheidet ſich hierdurch 
von der zu ihrer Entſte hung der ſtaatlichen Genehmigung 7 bedürfenden Ab er 

tun r das Vermögen durch Rechts. 

eſchäft unter Lebenden oder durch Verfügung von Todes wegen dem Fiduziar, in der 
Regel einer juriſtiſchen Perſon (Stadtgemeinde, Kirche uſw.) mit der Auflage zugewandt iſt, es 
zu dem ſtiftungsmäßigen Zwecke zu verwenden (vgl. MG 88, 339 Warn 1927 Nr 155 und Über 
die Notwendigkeit, daß die Zuwendung ohne jede Anderung angenommen wird, RG Warn 1921 


ihn kein Verſchulden trifft, ſich auf die Mittel die ſes Sondervermögens beſchränkt. Die juriftifche 
1 1950 Non der unſelbſtändigen u ſchuldrechtlich verbunden, die Auflage zu erfüllen 


9. Der Geſichtspunft der A e ſchließt nicht aus, daß den bedachten Perſonen 
nach dem Willen des Stifters ein Hagharea Fre die Stiftungshe, aß 


985 A 2). Das Reichsgericht will freilich bei le twilliger Zuwendun 

— i eee 57 - ein ve Ber tnis an die juriſtiſche Perſon auferlegtes Unter ⸗ 
uſaſſen tft, und nur mit den für Vermächtniſſe ($ 2162) geltende ü 

(RG Warn 1917 Ar 148; ahnlich RG 18. 11. 50 10280 wi rl 9. de K. 


Verhältniſſe ſ. Bonner Feſtgabe für Zitelmann S. 373 ff., vgl. auch RG 112, 210. Eine Stiftung 
tung beſtimmt ſind (Stiftung einer Ruhebank, eines 


u unterſcheiden iſt ferner von der Stiftung das aus Beiträgen einer Mehrheit von Perſonen 
gebildete Sammelvermögen, das zur Erfüllung einer vorübergehenden Aufgabe, wie zur Er⸗ 
richtung eines Denkmals, zur Verwendung für Unterſtußungen in einem beſtimmten Unglüds- 
alle, einem Ausſchuß oder einem einzelnen Treuhänder anvertraut wird. Die rechtliche Kon⸗ 


6* 
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ſtruktion iſt ſtreitig (. Dertmann 6 vor $ 80). Als eine eigentliche juriſtiſche Perſon iſt das Sammel⸗ 
vermögen nicht anzuſehen. Es handelt ſich aber um ein ſtiftungsähnliches Gebilde. Die zuſammen⸗ 
gebrachten Mittel gehören der aus den Spendern beſtehenden Vereinigung, ohne daß dieſe jedoch 
hierüber verfügen können; eine Schenkung an die Sammler oder deren Vereinigung liegt nicht 
vor (vgl. RG 62, 391). Von ihnen wird, und zwar in der Regel durch einen Ausſchuß (Treu- 
händer), das Sammelvermögen fiduziariſch verwaltet. Die Sammlung kann aber auch ſchon 
vor Vorhandensein eines Ausſchuſſes in dem Sinne veranſtaltet werden, daß ein ſpäter ſich bilden⸗ 
der Ausſchuß (Zentralausſchuß) die Verwaltung übernimmt oder den Spendern die Befugnis 
zur Wahl des Ausſchuſſes vorbehalten bleibt. Soweit es zur Erreichung des beſtimmungsmäßigen 
Zweckes erforderlich, iſt der Ausſchuß befugt, Schuldverbindlichkeiten einzugehen, durch die das 
Sammelvermögen als ſolches belaftet wird. Von den Gläubigern der Beitragenden kann das 
Sammelvermögen, da letztere zur Verfügung hierüber nicht befugt find, nicht gepfändet werden. 
Sind die zur Verwaltung und Verwendung berufenen Perſonen weggefallen, ſo kann für dieſe 


Zwecke nach § 1914 ein Pfleger beſtellt werden. — Über Waldſtiftungen und Waldgutſtiftungen 
bei der Auflöſung von Familiengütern und Hausvermögen ($ 9b PryGV v. 30. 12. 20, 6 2 
1416 ZwAuflV v. 19. 11. 20) vgl. Zeitſchr. f. Agrar- u. Waſſerrecht 1. Jahrg. S. 169ff.: Gruch 
70, 387 ff.; über milde Stiftungen RG 80, 145; JW 1901, 9546, über mehrere Betriebe 
eines Stiftungsunternehmens RG JW 1929, 30562. Offentlich⸗ rechtliche Stiftungen (vgl. 
88 87 A 2, 89) find die durch einen Staatsakt (z. B. Geſetzgebungsakt) begründeten; beruhen ſie 
auf einem Privatrechtsgeſchäft, fo find fie öffentlich-rechtlich, wenn fie vermöge ihrer beſonderen 
Beſchaffenheit dem Organismus des Staates, der Kirche oder anderer öffentlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
bände eingefügt find (Prot 1, 586). Vgl. Vorbem 2 vor $ 21. 

2. Über das Stiftungsgeſchäft ſ. § 81 A 1. 

3. Zur Entſtehung der Stiftung kann die ſtaatliche Genehmigung nicht entbehrt werden, 
da der Wille des Stifters (abgeſehen von $ 87) unabänderlich die für die Verwaltung maßgebende 
Norm bildet und damit ein Teil des Volksvermögens für alle Zukunft feſtgelegt wird. Nicht 
erforderlich iſt nach Reichsrecht, daß die Stiftung nach ihrer Zweckbeſtimmung im weſentlichen 
dem öſſentlichen Intereſſe dient (vgl. über die unter Aufſicht der Verwaltungsbehörden ſtehenden 
offentlichen Stiftungen des bayeriſchen Landesrechts Vorbem 2 vor § 21). Infolge der Not- 
wendigkeit der Genehmigung hat es aber der Staat in der Hand, nur ſolche Stiftungen zuzu- 
laſſen, deren Zwecke mit dem Allgemeinintereſſe im Einklang ſtehen und die hinreichend mit 
Vermögen ausgeſtattet find. Ausnahmsweise hat nach Art 1 Pra bei Familienſtiftungen 
das die A Gericht nur formell zu prüfen, ob die Stiftungsurkunde deutlich 
und beſtimmt ge aßt iſt und ausreichende Beſtimmungen über die Beſtellung eines Vorſtandes 
enthält. Als Familienſtiftungen find (vgl. Art 1—4 Pra) ſolche Stiftungen anzuſehen, die zu⸗ 
gunſten der nicht auf eine Generation beſchränkten Angehörigen einer oder mehrerer Familien 
errichtet werden, ſ. auch 20 Nr 5 Abſ 2 ErbihSteuer®ei. v. 10. 9. 19, 99 Abſ 2 ErbſchSteuerGleſ. 
v. 22. 8. 25. Daß Stiftungsbezüge nebenbei oder aushilfsweiſe (bei Vorhandenſein eines Über- 
ſchuſſes) andern Perſonen zufallen, ändert die rechtliche Natur der Familienſtiftung nicht, ſofern 
auch für dieſe Verwendungen das Wohl der Familie maßgebend iſt. Soll nach Erlöſchen der Fa⸗ 
milie oder von einem ſonſtigen Zeitpunkt an die Stiftung einem andern Zwecke dienen, ſo bedarf 
es hinſichtlich dieſer bedingten oder betagten Nichtfamilienſtiftung der landesherrlichen Genehmi⸗ 
gung (vgl. über Familienſtiftungen (reine und ge miſchte) M&G 82, 197, 394; Warn 1912 Nr 236; 
Gruch 48, 1143; Kg 38 A 98; Gutachten des RG in IM Bl 1915, 262; KG in JW 1932, 37741; 
8 247 des Pr. Fideikommißgeſetzentwurfs v. 1917, Frommhold in ArchZivPrax 117, 87). Iſt jene 
Stiftung nach dem Willen des Stifters eine einheitliche, was bei einheitlicher Errichtung zu ver⸗ 
muten iſt, ſo unterſteht fie nicht dem Recht der Familienſtiftung (vgl. jedoch Behrend in Hering 
72, 117ff., der bei der großen Bedeutung der Familienſtiftungen für das Gemeinwohl ſie den 
anderen Stiftungen möglichſt gleichſtellen und deshalb auch bei Anordnung der Nachfolge einer 
andern Stiftung eine ſukzeſſiv gemiſchte Familienſtiftung annehmen will). Der mit einem 
Familienfideikommiß verbundene Familienfonds ſtellt, auch wenn er einer beſonderen Verwaltung 
unterliegt, nicht eine Familienſtiftung dar (RG 7. 5. 14 IV 544/13). — Die Erteilung der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung etzt ſtets voraus, nicht nur, daß ein Stiftungsgeſchäft vorhanden iſt, ſondern 
auch, daß ein Antrag auf Genehmigung von dem Stifter oder mit deſſen Willen geſtellt iſt. Ohne 
einen ſolchen Antrag — deſſen Mangel derjenige zu beweiſen hat, der das Fehlen des Antrags 
behauptet — tft die erteilte Genehmigung unwirkſam, denn dem Stifter kann das Widerrufsrecht 
nicht ohne ſeinen Willen entzogen werden (a. A. v. Tuhr S. 603 — ö auch § 83 A 1 a. E.). Mit 
der Verweigerung der ſtaatlichen Genehmigung wird das Stiftungsgeſchäft hinfällig. Dies 
ſchließt aber bei einer Stiftung unter Lebenden nicht aus, daß der Stifter die formell gültige 
Stiftungserklärung dazu benutzen kann, jpäter von neuem die Genehmigung nachzuſuchen. 
Wird die Genehmigung, die ein rechtsgeſtaltender Staatsakt ift und nicht als eine Geſetz⸗ 
gebungshandlung aufgefaßt werden darf, erteilt, ſo wird hierdurch, und zwar in dem Augen⸗ 
blide, wo die Genehmigung dem Antragſteller mitgeteilt wird, die Stiftung begründet (vgl. 
9 81 Abſ 2). Ausnahmsweiſe ift in $ 84 aus praktiſchen Gründen eine Rückziehung in gewiſſem 
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Umfange chrieben. Die Genehmigung hat nicht die Bedeutung, daß etwaige dem Stiftungs⸗ 
sein Ar Mängel Neu geheilt werden (RG 28. 3. 12 VI 398/11). Die bin Er- 
teilung der Genehmigung beſtehende Ungewißheit, ob es zur Entſtehung der Stiftung DIN 
hindert nicht, daß der in der Entwicklung begriffenen Stiftung für den Fall der Entſtehung Zu⸗ 
wendungen und zwar nicht nur vom Stifter, ſondern auch von andern Perſonen gemacht werden 
können (vol. 8 1 N 4), Nicht unbedingt ausgeſchloſſen iſt, daß die Genehmigung nur auf Zeit 
oder auf Widerruf erteilt wird (a. A. v. Tuhr S. 614 U 112). Die Vorſchrift, wonach das Vermögen 
einer öffentlichen Stiftung ohne Genehmigun der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde nicht geſchmälert 
werden darf, iſt bürgerlichrechtlich als ein Veräußerungs- und Velaſtungsberbot N 
Bay Obsch in ZW 1929, 33911. — Bis zur Genehmigung beſteht ein Schwe bezuſtand, der 
Ahnlichkeit mit dem Rechtszuſtand des nasciturus oder der hereditas jacens hat (vgl 8 84 u. 
OLG 24, 246). 8 R 

4, Suftändia für die Erteilung der Genehmigung iſt das Land, in deſſen Gebiet nach 
Inhalt der Stiftungsurkunde die Stiftung ihren Sitz haben oder, wodurch der Sitz eben⸗ 


Schutzgebiete und Kon ulargerichtsbezirke ) wirkſam (N Gruch 59, 155 — vgl. § 23 A 1). 
S0 55 Familtenſifftng. die nach dem Iriede nsverttoge ihren Sit im Auslande oder beſetzten 
Gebiete erhalten wurde, kann übrigens nach Art 2 Pr v. 19. 7. 19 (GS S. 115) auf Antrag des 


§ 81 
Das Stiftungsgeſchäft!) ) unter Lebenden bedarf der ſchriftlichen Form. 
Bis zur Erteilung der Genehmigung iſt der Stifter zum Widerrufe 3) be- 
rechtigt. Iſt die Genehmigung bei der zuſtändigen Behörde nachgeſucht, ſo 
kann der Widerruf nur dieſer gegenüber erklärt werden?). Her Erbe des 
Stifters iſt zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der Stifter das Geſuch bei 


+ 


1 90 Sat 1 u. 2, 62 Abſ 2 II 71 Abſ 1 u. 27 M 1 118 

Das Stiftungsgeſchäft iſt die auf Bogründung der Sti 

des Stifters, der hierbei ebenſowenig 90 — 8 

laſſen kann (beſtr.). Es handelt ſich dabei um 

erklärung, und zwar auch dann, wenn ſie in einem Vertrage enthalten ift. Die Willenserklärung 
muß deutlich erkennen laſſen, daß eine techtafä 
& 


bige Stiftun affen werden ſoll (ORG 4, 8), 
muß in genügender Weiſe den Zweck der 125 Tegel en 


2. Mit dem Stiftungsakt pflegt die Vermögenswidmung verbunden zu werden. Notwendi 
iſt dies auch bei Errichtung einer Stiftung unter Lebenden (Planck A 3; Staudinger A ! 
1d; abw. früh. Aufl.). Die Stiftung ann aber, obwohl fie zur Erfüllung ihrer Aufgabe auf den 
Beſiß von Mitteln ange wieſen iſt, auch ohne dieſe als ein vermögensfähiges Rechtsſubſekt dann 
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zur Entſtehung kommen, wenn ſie die erforderlichen Mittel erſt durch Zuwendungen dritter 
Perſonen erhalten ſoll. Erſt wenn jede Ausſicht hierauf weggefallen iſt, erliſcht die Stiftung. 
Über Zuwendungen an eme beſtehende Waiſenhausſtiftung durch den damaligen Landesherrn 
vgl. RG 22. 6. 31, IV 413/30). Jedenfalls wird für die durch Verfügung von Todes wegen 
errichtete Stiftung daran feſtzuhalten ſein, daß ihr gleichzeitig Vermögen zugewandt werden 
muß. Ungültig iſt gemäß § 310 die von dem Stifter oder einem Dritten übernommene Verpflich⸗ 
tung, das künftige Vermögen der Stiftung zu überweiſen (vgl. auch hinſichtlich der Verpflichtung 
zur Errichtung einer Verfügung von Todes wegen $ 2302). Die Ungültigkeit dieſer Verpflichtung 
hat gemäß $ 139 zugleich die Ungültigkeit einer durch dasſelbe Rechtsgeſchäft der Stiftung ge⸗ 
machten beſondern Zuwendung zur Folge, falls nicht erweislich der Wille des Zuwenders dahin 
geht, daß die Stiftung nötigenfalls nur mit dieſen beſchränkten Mitteln beſtehen ſoll. Durch 
die Erteilung der ſtaaklichen Genehmigung, die das Widerrufsrecht des Stifters beſeitigt (vgl. 
A 3), wird dieſe Ungültigkeit nicht gehoben (RG 28. 3. 12 VI 398/11). Den Rechtsregeln der 
Schenkung kann, was das Rechtsverhältnis zwiſchen Zuwender und Stiftung betrifft, das 
Stiftungsgeſchäft, das ein Rechtsgeſchäft beſonderer Art, kein Schenkungsvertrag ift, im allge⸗ 
meinen nicht unterſtellt werden. Es erſcheint jedoch gerechtfertigt, da es ſich ſachlich in der Regel 
um ein unentgeltliches, der Schenkung ähnliches Rechtsgeſchäft handelt, auf die mit Bekannt⸗ 
machung der Genehmigung an ihn beginnende Haftung des Stifters die für die Haftung des 
Schenkers beſtehenden Grundſätze (88 519, 521—524) zur entſprechenden Anwendung zu bringen 
(ogl. Planck A 2 u. 3 zu $ 82, der außerdem für die Zeit bis zur Genehmigung der Stiftung hin⸗ 
ſichtlich des Gegenſtandes der Stiftung die für Vermächtniſſe gegebenen Auslegungsregeln, 
nicht aber 8$ 160, 161 für beachtlich hält; ſ. hierzu RG 54, 399 u. Oertmann, A 2 zu $ 82). — 
Anders bei entgeltlicher Stiftung. Iſt teſtamentariſch das geſamte Vermögen zwei durch das 
Teſtament angeordneten Stiftungen zu beſtimmten Teilen zugewieſen und demnächſt die eine 
Stiftung von dem Erblaſſer bereits bei Lebzeiten unter Vermögenszuwendung errichtet, ſo darf 
in dem Teſtament der Ausdruck des Willens gefunden werden, daß das bei Lebzeiten des Erb⸗ 
laſſers Zugewendete, damit das Verteilungsverhältnis dasſelbe bleibt, auf den Erbteil anzurechnen 
it Res 30. 3. 16 IV 456/15). Die Vorſchrift des $ 516 Abſ 2 kommt nicht zur Anwendung, wenn 
es ſich um eine Schenkung unter Auflage handelt. War das Angebot an die Genehmigung des 
Satzungsentwurfs durch das Kriegsminiſterium geknüpft, jo kann das Angebot nicht ſtillſchweigend, 
ſondern nur durch Ausſtellung einer Genehmigungserklärung dieſer Behörde (vgl. auch J 147 
Abſ 2) angenommen werden (RG Warn 1921 Nr 120). Die Ungültigkeit der Vermögenszuwen⸗ 
dung zieht bei einer Stiftung unter Lebenden nicht notwendig die Ungültigteit des Stiftungs⸗ 
geſchäfts nach ſich. Auch mit dem Verluſt des Vermögens iſt nicht ohne weiteres das Erlöſchen 
der Stiftung verbunden (vgl. § 42 A 1 und $86 A 3). Über die für Stiftungen geltenden Erwerbs- 
beſchränkungen ſ. Vorbem 2 vor $ 21. — Schriftliche Form genügt nur für das Stiftungsgeſchäft 
unter Lebenden. Zuwendung des „Nachlaßvermögens“ an die Stiftung kann nur durch Ver⸗ 
ügung von Todes wegen und nur in den hierfür vorgeſchriebenen Formen erfolgen. N v. 
28. 3. 12 IV 398/11. 

3. Die Wirkſamkeit des Stiftungsgeſchäfts unter Lebenden iſt nicht dadurch bedingt, daß 
das Geſuch um Genehmigung von dem Stifter ſelbſt bei der hierfür zuſtändigen Behörde ein⸗ 
gereicht iſt. Auf Grund des Stiftungsgeſchäfts kann, wenn der Erblaſſer inzwiſchen verſtorben ift, 
der Antrag auf Genehmigung von dem Erben geſtellt werden, womit eine Stiftung des Erb⸗ 
laſſers, nicht des Erben, begründet wird. Vor Eingang des Geſuchs um Genehmigung 
genügt bei Stiftungen unter Lebenden zum Widerruf eine jede formloſe, nicht empfangsbe⸗ 
dürftige Kundgebung, die auch in einer ſchlüſſigen Handlung, insbeſondere darin beſtehen kann, 
daß der Stifter die von ihm der Stiftung gewidmeten Gegenſtände vorſätzlich veräußert oder 
zerſtört oder anderweit verwendet. Trotz des Widerrufs kann übrigens das Stiftungsgeſchäft von 
dem Stifter oder dem Erben, der dann allerdings, falls der Widerruf vom Erblaſſer ausgegangen 
war, ſelbſt als Stifter erſcheint, zur Genehmigung angemeldet werden. Das Widerrufsrecht 
verbleibt dem Stifter bei Stiftungen unter Lebenden auch nach Einreichung des Geſuchs 
um Genehmigung. Zur Wirkſamkeit des Widerrufs iſt in dieſem Falle erforderlich, daß er vor 
Mitteilung der Genehmigung an den Antragſteller (vgl. $ 80 A 3) zur Kenntnis der Behörde 
gebracht wird, und zwar, ſoweit landesrechtlich nicht andere Zuſtändigkeitsvorſchriften gegeben 
ſind, zur Kenntnis derjenigen Behörde, welche über die Genehmigung zu entſcheiden hat. Iſt die 
Stiftung von mehreren gemeinſchaftlich errichtet, ſo kann das Widerrufsrecht von jedem einzelnen 
ausgeübt werden. Dem Erben des Stifters ſteht nach Einreichung des Geſuchs das Widerrufs⸗ 
recht nicht zu. Der Einreichung ſteht es gleich, wenn der Stifter das Gericht oder den Notar, die 
das Stiftungsgeſchäft beurkundet haben, mit der Einreichung beauftragt hat (vgl. 8 1753 Abſ 2). 
Vor dieſem Zeitpunkt kann das Stiftungsgeſchäft von den Erben gemeinſam widerrufen werden 
($ 2038). Kein Widerrufsrecht des Erben beſteht im Falle des 883, 

4. Beruht die Stiftung auf einer Verfügung von Todes wegen, welcher Fall in § 81 Abſ 2 
nicht behandelt wird, ſo kann das Stiftungsgeſchäft in derſelben Weiſe wie die letztwillige Ver⸗ 
fügung widerrufen werden. Zuläſſig iſt auch, wie aus $ 83 zu folgern, daß die Stiftung in einem 


Juriſtiſche Perſonen §§ 81—84 87 


Erbvertrage angeordnet wird, und zwar iſt, wenn die Erbeinſetzung oder das Vermächtnis zu⸗ 
unſten 5 Stiſtung (vgl. A 2) als vertragsmäßige Verfügung ($ 2278) getroffen wird, u 
Anordnung der Stiftung als vertragsmäßige Verfügung anzuſehen. Die Erben ſind zum Wider⸗ 
ruf der Verfügung von Todes wegen nicht berechtigt. Ein ſolches Widerrufsrecht würde mit der 
in § 83 getroffenen Regelung in Widerſpruch ftehen. Sollte der Erblaſſer den Widerruf ſeinen 
Eben vorbehalten haben, ſo würde dies nur in dem Sinne aufgefaßt werden können, daß der 


Erblaſſer die Stiftung nicht ſelbſt hat errichten, ſondern die Errichtung ſeinen Erben hat über⸗ 
laſſen wollen. 


8 82 
Wird die Stiftung genehmigt, ſo iſt der Stifter verpflichtet, das in dem 
Stiftungsgeſchäfte zugeſicherte Vermögen auf die Stiftung zu übertragen * 
Rechte, zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag genügt, gehen mit der 
Genehmigung auf die Stiftung über, ſofern nicht aus dem Stiftungsgeſchäfte 
ſich ein anderer Wille des Stifters ergibt. 


Das Stiſtungsgeſchäft darf aber jo ausgelegt werden, daß diejenigen Rechte, die durch bloßen 


Entſtehung der Stiftung 
un nicht aus dem fchrift- 
eich lerhellt. Das von dem Stifter Zuge wendete kann die Stif⸗ 
tung, die als mit dieſem Vermögen ausgeſtattet ins Leben tritt, nicht ausſchlagen. liber die 


88 
Beſteht das Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von Todes wegen, ſo 
hat das Nachlaßgericht!) die Genehmigung einzuholen, ſofern ſie nicht von 
dem Erben oder dem Teſtamentsvollſtrecker nachgeſucht wird. 
B 1 8800 ff., 304 ff. 


0 \ ung uch darin beſtehen, daß die Stiftung eingeſetzt wird als Miterbin 
11 m iſt bis zur Entſche dung über Genehmigung der Stiftung auszuſetzen, vgl. 
9.2043) als Erſatzerbin, als Vorerbin (her Eintritt des Nacherbſals hat das Aufhören der Stif- 

5 1 UNE eng kann ſchon vor Eintritt 
ß } en Erben liegt es ob, bie hinſichtlich der Stiftung von dem 
be 8. c genug her, den Rncfuchung der staatlichen Genehmigung 115 Ssfeung 

N enn tr i i 

geſtellt wird. Iſt ein Teſtamentsvollſtredeg betet, fo m dieser er bon einem Exben 


ftung ſchadet es nichts, wenn die Genehmigung ohne ſolchen 
Antrag von Amts wegen erteilt iſt. g ſch 5 hne ſolch 


8 84 
„Wird die Stiftung erſt nach dem Tode des Stifters genehmigt, ſo gilt ſie 
ür die Zuwendungen des Stifters als ſchon vor deſſen Tode entſtanden 1) 2). 
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E 1 62 Abſ 3 II 72; M 1 123 ff.; P 1 594 ff.; 6 883 ff. 

1. Ohne die Beſtimmung des $ 84 würde die durch Verfügung von Todes wegen errichtete 
Stiftung im Falle der Erbeinſetzung nur Nacherbe ſein können und würde ein Vermächtnis ihr 
erſt zu der Zeit der Entſtehung der Stiftung anfallen können (89 2101 Abſ 2, 2178). Nach 8 84 
ſoll es aber hinſichtlich der zuwendungen des Stifters, mögen ſie in derſelben oder einer 
ſpäteren letztwilligen Verfügung enthalten ſein — nicht hinſichtlich der Zuwendungen anderer 
Perſonen, in welchem Falle die allgemeinen Grundſätze gelten, ſodaß die Stiftung hier als Nach⸗ 
erbin (5 2101) betrachtet werden kann, während das von einem Dritten zugewendete Vermächtnis 
der Stiftung mit der ſtaatlichen Genehmigung anfällt —, jo angeſehen werden, als wenn die 
ſpater genehmigte Stiftung ſchon vor dem Tode des Stifters entſtanden wäre. Es fällt danach 
der Stiftung unter der Vorausſetzung ihrer ſpäteren Genehmigung die Erbſchaft, die bis dahin 
durch einen Nachlaßpfleger zu verwalten ift ($ 1960), ſofort mit dem Tode des Erblaſſers an 
(S 1922, 1923 — die Erforderniſſe der letzteren Vorſchrift ſollen nach $ 84 als erfüllt gelten). 
Ebenſo fällt ihr das Vermächtnis in dieſem Zeitpunkte an und gebühren ihr bereits ſeit dieſer Zeit 
die Erträge des vermachten Gegenſtandes (88 2176, 2184). Es findet ſomit, um die Nachteile 
einer verſpäteten Genehmigun En beſeitigen, eine dem Willen des Stifters entſprechende Rück⸗ 
beziehung ſtatt. Nach RG 1930, 22155 ift, ſolange die Stiftung nicht genehmigt iſt, die 
Erſchöpfungseinrede des zahlungspflichtigen Erben aus § 780 ZPO nicht zuläſſig. 

2. Der Grundſatz des $ 84 iſt aber auch für die Zuwendungen des Stifters — nicht anderer 
Perſonen — an eine bereits unter Lebenden errichtete Stiftung zur Anwendung zu bringen. 
Wird die Stiftung erſt nach dem Tode des Stifters genehmigt, ſo iſt es ſo anzuſehen, als wenn 
ſie bereits vor deſſen Tode entſtanden wäre, ſo daß die Verpflichtung zur Übertragung der der 
Stiftung zugewendeten Vermögensgegenſtände als eine bereits bei Lebzeiten des Stifters entſtan⸗ 
dene unbedingte Verbindlichkeit behandelt wird und die Abtretung derjenigen Rechte, zu deren 
Übertragung der Abtretungsvertrag genügt ($ 82), bereits bei Lebzeiten des Stifters als geſchehen 
gilt. Die Rückwirkung hat aber hier nicht die Bedeutung, daß die vor Einreichung des Geſuchs 
(vgl. $ 81 A 3) von dem Stifter oder ſeinen Erben getroffenen Verfügungen über die der Stiftung 
zugewendeten Gegenſtände hinfällig werden (ogl. 8 184 Abſ 2). 


§ 85 

Die Verfaſſung einer Stiftung wird, ſoweit ſie nicht auf Neichs- oder Landes 
geſetz!) beruht, durch das Stiftungsgeſchäft ) beſtimmt. 

E 1 60 II 73; M 1 121; P 1 590. 

1. Der Landesgeſetzgebung ift damit die Ermächtigung gegeben, über die Verfaſſung der 
Stiftung, ſoweit reichsrechtliche Vorſchriften nicht entgegenſtehen, Beſtimmungen zu treffen, und 
zwar nicht bloß ergänzende, ſondern auch zwingende. Beſtimmungen letzterer Art finden ſich 
3. B. in Artt. 2 und 4 des Prach über die Zuläſſigkeit der Anderung der Verfaſſung oder Auf- 
hebung einer Famtlienſtiftung (vgl. § 80 A 3) durch Familienſchluß und betreffs anderer Stiftungen 
durch Beſchluß des Vorſtandes mit hinzukommender ſtaatlicher Genehmigung. Hinſichtlich des 
Erforderniſſes der Einſtimmigleit des Familienſchluſſes greift das Reichsrecht inſofern ein, als 
auf Grund des $ 226 auf Zuſtimmung zu dem Familienſchluß geklagt werden kann, wenn die 
Zustimmung in der offenbaren und ausſchließlichen Abſicht verweigert wird, den Mitbeteiligten 
Schaden zuzufügen (RG 22. 2.06 IV 415/05). Die Beſchlußfaſſung über Anderung der Ver⸗ 
faſſung oder Aufhebung einer Familienſtiftung kann von dem Stifter, ſoweit das Landesrecht 
es nicht verbietet — eine ſolche Verbotsbeſtimmung iſt in Art 2 9 7 des Pracô nicht zu finden —, 
einem Familienrat übertragen werden. Der landesrechtlichen Regelung unterliegt auch die 
ſtaatliche Aufſicht über die Stiftungen (vgl. $ 13 IT 13 AK) (s. 8 86 A 2). Über das Auf- 
ſichtsrecht bei Familtenſtiftungen in Preußen ſ. Aufſatz in JW 1910, 1036 ff.). — Über Anderung 
der Stiftung j. auch 9 87 A 4. Die Grundſäͤtze über die Ausſchließung aus einem Verein (839 A 2) 
können auf Familienſtiftungen angewendet werden, deren Organisation ſich derjenigen einer 
Körperſchaft der Stiftungsberechtigten nähert (RG LZ 1929, 324; 11. 6. 1931 IV 160/30). S. 
auch A 2. 2 1 

2. Aus dem Stiftungsgeſchäft iſt durch Auslegung nach dem Willen des Stifters zu ent- 
nehmen, ob und inwieweit den Stiftungsintereſſenten ein klagbares Recht zuſteht (RG Warn 
09 Nr 266; RG 121, 168). In dem Stiftungsgeſchäft kann beſtimmt ſein, daß über die Zuteilung 
der Stiftungsbezüge und über die Art der Verwaltung lediglich die Stiftungsorgane und die ihnen 
übergeordnete Aufſichtsbehörde zu entſcheiden haben und kann deren Befugnis näher geregelt 
fein (RG 100, 230). Ein Klagerecht auf die Stiftungsbezüge iſt nicht anzuerkennen, wenn die 
Berechtigung des einzelnen von Vorausſetzungen abhängig gemacht iſt, die nicht ſicher feſtſtellbar 
ſind, über deren Vorhandenſein vielmehr der Vorſtand nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung 
ber tatſächlichen Verhältniſſe des Einzelfalls zu entſcheiden hat (RG JW 1901, 57926. OS 24, 
247; 28, 13; dgl. auch die frühere Entſcheidung R 9, 207, ferner NG v. 30. 4. 31 IV 219/30). 
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den Verwalter wegen f ldhafter Beeinträchtigung des Stiftun vermögens erſatzpflichtig 
machen, und zwar Da ie nicht nur ein Klagerecht in Höhe der 


Bezüge, ſondern ſie können allgemein darauf klagen, daß dar geſamte der Stiftung entſtandene 


Schaden dieſer von dem Verwalter erſetzt wird (N 61, 36; JW 09, 1605; 22. 9 10 IV 526/09). 
Den Beteiligten kann in der Stiftungsurkunde auch das Rech 


rungen, die den Anforderungen der Sliftungsurkunde nicht entſprechen, im Klage wege anzufechten 
(RG 27. 3. 07 IV 361/06). Beſteht Streit über die Wählbar 


verwalters, ſo kann hierüber im Prozeſſe . ee werden (A 5. 1. 10 IV 111/09). Die 
Vorſchriften der $$ 315, 319 können auf das dem Verwalter der Stiftung hinſichtlich der Verteilung 
der Bezüge ſatzungsmäßig eingeräumte freie Befinden nicht zur Anwendung kommen. Dem 
freien Ermeſſen iſt nur inſofern eine Schranle zu ziehen, als eine unlautere Handlungsweiſe 
826) dem Verwalter nicht geſtattet werden kann 86 6.11.19 IV 230/19). — Etwaige Lücke n 
des Stiftungsgeſchafts ſind im Wege der Auslegung aus dem Zuſammenhang aller darin ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen auszufüllen (RG 10. 5. 07 VII 384/06; 11. 6. 31 IV 160/30). 


1 der Verein einen ein- oder mehr liedrigen Vorſtand haben 
(ogl. § 81 A J), welcher die Stellung eines geſetzlichen Vertreters 5 und bur die innerhalb 
ſeines Vertretungsbereichs von ihm norgenommenen, zu Schadenserſatz verpflichtenden Hand⸗ 
lungen die Stiftung haftbar macht (88 26, 27 Abſ 3, 28, 29, 31; vgl. über feine Rechtsſtellung 
RG ZW 1918, 3611 und KG in Recht 1930 Nr 3). Neben dem Vorſtande 0 ne ee 
Stiftungsbezuge an die Stipendiaten vergeben) im Sinne 
der 98 30, 31 beſtellt werden. Was die in 8 27 5 i Anwendli der $$ 664—670 
betrifft, fo ift als Auftraggeber im Sinne des $ 606 der Stifter, deſſen Wille in der Stiftungs- 
urkunde niedergelegt iſt im Sinne der 9 666 u. 667 die Aufſichtsbe hörde (vgl. A 2) anzuſehen. 
Nicht! Es genügt deshalb für die Beſchlußfaſſung des aus mehreren 
Mitgliedern beſtehenden Vorſtandes, ſomeit die Stiftungsurkunde nichts anderes beſtimmt, 
einfache Stimmenmehrheit ($ 28 Abſ 1). i 
. = Die Verwaltung der Stiftung kann — was für Vereine nicht gilt — von dem Stifter 
einer öffentlichen Behörde oder, was auf dasſelbe hinauskommt, dem durch bieſe Behörde ver⸗ 
retenen öſſentlich-rechtlichen Verbande übertragen werden. Zu unterſcheiden hiervon iſt der 
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Fall, daß einzelne Mitglieder der Behörde für ihre Perſon den Stiftungsvorſtand bilden ſollen 
(RG JW 1915, 1194). Im erſteren Falle beſtimmt ſich die Geſchäftsführung und die Art der 
Beſchlußfaſſung der aus mehreren Mitgliedern beſtehenden Behörde nach den für die Amtsführung 
geltenden öffentlich-rechtlichen Vorſchriften. Es entfällt mithin die Anwendbarkeit der §8 27 
Abſ 3 und 28 Abſ 1, desgleichen des § 29 über die gerichtliche Ergänzung des Vorſtandes und des 
mit den Befugniſſen des Vorſitzenden einer Behörde nicht im Einklang ſtehenden § 28 Abſ 2 
über die Abgabe von Willenserklärungen gegenüber dem Vorſtande. Auch bei Übertragung der 
Verwaltung an den Vorſtand eines Vereins, einer Aktiengeſellſchaft uſw. wird regelmäßig 
gewollt jein, daß ſtatt der vorerwähnten Vorſchriften die für die Geſchäftsführung des Vorſtandes 
in Vereinsangelegenheiten geltenden Beſtimmungen zur Anwendung kommen. Über die ſtaatliche 
Aufſichtsbehörde und ihre Befugniſſe entſcheidet — ausgenommen bei den Stiftungen, für 
welche der Reichsrat die Genehmigung erteilt hat — das Landesrecht (vgl. Vorbem 2 vor $ 21). 
Nach dieſem Recht beſtimmt ſich auch die Befugnis der Aufſichtsbehörde, den Verwalter der Stif⸗ 
tung wegen Pflichtwidrigkeit zu entſetzen. Die Vorſchrift des § 27 Abs 2 erfährt hierdurch eine 
Anderung. Für Familienſtiftungen hat nach preuß. Recht das die Aufſicht führende Gericht dieſe 
Befugnis nur, wenn ſie ihm in der Stiftungsurkunde oder durch Familienſchluß beigelegt iſt 
(KJ 35 A 44 — vgl. über die Grenzen des nur im Staatsintereſſe zu führenden Aufſichtsrechts 
KON 46 A 101). Andernfalls muß im Prozeßwege auf Entſetzung geklagt werden. Führt eine 
Behörde als Organ der Stiftung die Verwaltung, ſo iſt dieſe in Ermanglung einer abweichenden 
Beſtimmung der Aufſicht und Leitung der vorgeſetzten Behörde in Stiftungsangelegenheiten 
ebenſo wie in ſonſtigen Angelegenheiten unterworfen. Zum Beſtehen der Stiftung iſt nicht etwa 
eine derartige Selbſtändigkeit der verwaltenden Behörde erforderlich, daß eine Einwirkung der ihr 
vorgeſetzten Behörde ausgeſchloſſen wäre. Ebenſowenig iſt erforderlich, daß die Stiftungsbe⸗ 
teiligten auf die Zuſammenſetzung der Behörde einen Einfluß haben (RG 14. 3. 12 IV 411/11, 
betr. die Charite in Berlin). Ein Streit darüber, inwieweit neben dem Verwaltungsrecht der 
öffentlichen Behörde die Verwaltungsbefugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers Raum haben, iſt 
im Prozeſſe zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und der öffentlich-rechtlichen Körperſchaft zum 
Austrag zu bringen (NG JW 1915, 11945). — Wegen Zweckänderung und Aufhebung durch die 
Behörde vgl. § 87. 

3. Über den Verluſt der Rechtsfähigkeit durch Eröffnung des Konkurſes ſ. § 42 Abſ 1, 
8 213 KO. Der Fortfall des Vermögens hat ſonſt nicht ohne weiteres das Erlöſchen der Stiftung 
zur Folge. Es bedarf in dieſem Falle der Aufhebung der Stiftung, die erſt dann auszuſprechen 
iſt, wenn keine Ausſicht beſteht, daß die Stiftung wieder zu Vermögen kommt. Die Stiftung 
erliſcht durch Ablauf der in der Stiftungsurkunde beſtimmten Zeit, durch Eintritt der darin feſt⸗ 
geſetzten auflöſenden Bedingung oder durch Zurücknahme der Genehmigung, wenn ausnahms⸗ 
weiſe mit Einverſtändnis des Stifters der Widerruf der Genehmigung, was geſetzlich zuläſſig 
iſt, vorbehalten wurde. Wegen ihrer Aufhebung f. 8 87. 


8 87 

gt die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder gefährdet 
fie das Gemeinwohl ), fo kann die zuſtändige Behörde?) der Stiftung eine 
andere Zweckbeſtimmung geben oder ſie aufheben. 

Bei der Umwandlung des Zweckes ) ift die Abſicht des Stifters tunlichſt 
zu berückſichtigen, insbeſondere dafür Sorge zu tragen, daß die Erträge des 
Stiftungsvermögens dem Perſonenkreiſe, dem ſie zuſtatten kommen ſollten, 
im Sinne des Stifters tunlichſt erhalten bleiben. Die Behörde kann die Ver⸗ 
Taffung der Stiftung ändern, foweit die Umwandlung des Zweckes es er- 
fordert. 

Vor der Umwandlung des Zweckes und der Anderung der Verfaſſung ſoll 
der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 


E II des EG Art 86. 

1. Der Stiftungszweck iſt derart weſentlich für das Beſte hen der Stiftung, daß mit dem Fort⸗ 
falle des Zweckes, wenn ſeine Erreichung aus tatſächlichen oder rechtlichen Gründen (Unerlaubtheit) 
— nicht bloß zeitweilig unmöglich geworden oder aber der der Stiftung geſetzte Zweck erreicht 
iſt, die Stiftung, falls ſie nicht umgewandelt wird, der Aufhebung verfallen muß (Breslauer 
JW 1928, 226). Dieſelbe Folge tritt ein, wenn die weitere Verfolgung des Stiftungszwecks 
ſich als ſchädlich für das Gemeinwohl erweiſt oder doch die Gefahr der Schädigung beſteht. 
Daß die Stiftung ſich überlebt hat, der Stiftungszweck bei veränderten Kulturverhältniſſen unver⸗ 
nünftig oder unnütz geworden iſt, berechtigt zwar nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht zur Auf⸗ 


Juriſtiſche Perſonen §§ 86—88 91 


. . Re En fand 
b irfte dieſe aus inneren Gründen in einem ſolchen Falle zuläſſig fein (vgl. P 

e Mile des Stifters entgegenſteht, dieſer alſo die Anpaſſung an die Ale 
Verhältniſſe gewollt haben ſollte. Eine Gefährdung des Gemeinwohls kann ſich ul 
dann ergeben, wenn durch die Stiftung in größerem Umfange einer verkehrten, der geſun en 
Vernunft oder der Kulturentwicklung widerſprechenden Tätigkeitsrichtung oder dem 1 105 
gange Vorſchub geleiſtet wird. Weitergehend geſtattet Art 4 des Pr ganz allgemein die 5 uf⸗ 
hebung der Stiftung oder die Anderung ihrer Verfaſſung durch Beſchluß des Vorſtandes, Be 15 
der ſtaatlichen Genehmigung bedarf. Eine ſolche landesrechtliche Vorſchrift iſt Kung, a i ie 
Verfaſſung der Stiftung, zu der auch die Vorſchriften über Umwandlung und Aufhebung der 
Stiftung gehören, nach 8 85 der landesgeſetzlichen Regelung unterliegt und § 87 nicht die ganze 
Frage ber Aufhebung der Stiftung abſchließend regelt, ſondern nur eine einzelne Bestimmung 
gibt. Vgl. jetzt das Prcheſ v. 10. 7. 24, wonach Stiftungen (auch Familienſtiftungen) durch Be⸗ 
ſchluß ihrer Vorſtände mit Genehmigung der staatlichen Aufſichtsbehörde eee auf⸗ 
gehoben oder in ihren Zwecken geändert werden können, wenn es wegen weſentlicher Din 
der Verhältniſſe angezeigt erſcheint. Das Geſetz hat in $ 85 ſeine reichsrechtliche Grundlage un 
ſteht mit Art 153 Abſ 2 Verf nicht in Widerſpruch (RG 121, 166). Bei gemiſchten den 
{ind die Gerichte zur Erteilung der in $ 1 dieſes Geſetzes borgejehenen Genehmigung der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde nicht zuſtändig, KG in JW 1932, 37741. — Die Stiftung erliſcht auch dann, 


wenn die Behörde von dem bei Exteilung der Genehmigung vorbehaltenen Recht des Widerrufs 
(ogl. $ 80 A 3) Gebrauch macht. 


2. Handelt es ſich um eine ausländiſche Stiftung, ſo iſt der Bundesrat, jetzt Reichsrat, zuſtändig 
(vgl. jedoch $ 80 A 4 und fiber die Stiftungen in den früheren Schutzgebieten 823 A 2). Im übrigen 
entſcheidet das Landesrecht. Zuftändig ıft hier regelmäßig die Landesregierung, in Bayern be⸗ 
züglich einer allgemeinen öffentlichen Stiftung mit Zuſtimmung der Kammern und, ſofern die 
Aufhebung oder Umwandlung aus andern als den in $ 87 bezeichneten Gründen erfolgt, mit 
Zustimmung der „Beteiligten“. Über die öffentlichen Stiftungen des bayeriſchen Rechts vgl. 
Staudinger Vorbem VII vor $ 80, A 6 zu § 87. Auch in Württemberg bedarf es zur Aufhebung 
(nicht zur bloßen Umwandlung) der Stiftung meiſt eines Geſetzes. 


3. Darliber, ob die Aufhebung der Stiftung oder als mildere Maßnahme die Umwandlung 
des Stiftungszwecks (nebſt den hierdurch gebotenen ſonſtigen Anderungen der Verfaſſung) ein- 
treten ſoll, at die zuſtändige Stelle (vgl. A 2) nach freiem Ermeſſen zu befinden. Bei der Um⸗ 
wandlung Ir barauf Rückſicht zu nehmen, daß die Abſicht des Stifters oder doch ſeine Haupt⸗ 
abſicht möglichſt erreicht wird. worüber der Vorſtand zu hören iſt. Der Abſicht des Stifters wird 
es entsprechen, daß die Gtiftungshesfige müglichſt demſelben Perſonenkreiſe wie früher (Ver⸗ 
len ar le ene hohe 11 beſtimmten Bekenntniſſes uſw.) zugute kommen. Über 
iftungen s. 5 ie i i ſchrift des i u- 
dehnen, N. 105, ns ſ. 8 auf fie ift auch die Vorſchrift des $ 87 Abſ 3 nicht ausz 


5 d 
Mit dem Erlöſchen der Stiftung fällt das Vermögen an die in der Ver- 
faſſung beſtimmten Perſon 


en ). Die Vorſchriften der 58 46 bis 53 finden 
entſprechende Anwendung 2), 


8 N 1 ſtungsvermögen fällt, ift in Ermanglung einer 
briwatrechtlichen Vorſchrift des Reichsrechts der e und dem Landesrecht über- 
laſſen. Nach den ergänzenden Vorſchriften des Lande 


lcher berufen iſt (RG ZW 1915, 11945). — Über 


133, 75 Pfründenſtiftung (Küſterlehrerpfründe) vgl. RG 


2. Die Liquidation erfolgt nach den 89 47—53. Bei Anfall an den Fiskus — oder nach Art 5 
PrAG an eine öffentliche Körperſchaft — findet nach $ 46 eine Liquidation nicht ſtatt. Die nach 
1775 für den Fiskus beſtehende Ve rwendungspflicht gilt nach Art 5 PrAc auch für die öffent- 
iche Körperſchaft. Für Sachſen ($ 7 Abs 2 AusfVO) unterliegt die Verwendung des Stiftungs- 
bermögeng der Befiimmung des Minifters, — Die ſonſtigen Anfallbe rechtigten find, auch wenn 
ie in einer Verfligung von Todes wegen beſtimmt ſind, nicht Nacherben des Stifters; ſie haben 


wie die anderen Aufallbe rechtigten nur einen ſchuldrechtliche n Anſpruch auf den bei der Liquidation 
verbleibenden Überſchuß. 
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III. Zuriſtiſche Perſonen des öffentlichen Nechtes 


§ 89 
Die Vorſchrift des § 31 2) 3) findet auf den Fiskus ſowie auf die Körper⸗ 
ſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Nechtes 1) entſprechende 
Anwendung. 


Das gleiche gilt, ſoweit bei Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des 
öffentlichen Nechtes der Konkurs zuläſſig ift, von der Vorſchrift des § 42 Abſ 2 9). 
E I 63 II 77; M1 124 ff.; P 1 585 ff., 607 ff.; 6 144. 


1. Über die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes . Vorbem 2 vor d 21, wegen der 
öffentlich⸗rechtlichen Stiftungen auch $ 80 A 1. Die Haftung dieſer juriſtiſchen Perſonen beſteht 
reichsrechtlich nach $ 89 nur für die in Ausführung privatrechtlicher Verrichtungen von ihren 
Vertretern vorgenommenen Handlungen, während über die Haftung des Staates und der Ge⸗ 
meinden für Verſehen in Ausübung der öffentlichen Gewalt das Landesrecht entſcheidet (RG 
52, 371; 131, 249; JW 1911, 803 — f. aber jetzt wegen der Reichshaftung A 3). Für die Haftung der 
juriſtiſchen Perſonen bürgerlichen Rechtes aus § 31 (. daſ. A 3) macht es dagegen nichts aus, ob 
die Handlung bei Ausübung öffentlicher Gewalt begangen iſt. Die Anſtalten ſind neben den Körper⸗ 
ſchaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts genannt, weil es unter Umſtänden zweifelhaft 
ſein kann, ob ſie zu der einen oder andern gehören; ſie bilden jedenfalls keine beſondere Art der 
juriſtiſchen Perſon, vgl. RG 130, 177. — Zur Herſtellung der Verantwortlichkeit der öffentlich⸗ 
rechtlichen Verbände uſw. aus $$ 31, 89 im Privatrechtsverkehr find die Haftungsgründe des allge- 
meinen Rechts, nicht $ 839 heranzuziehen (RG 131, 249). 

2. Bei der Anwendung des $ 31 auf die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes bietet 
der Begriff des „verfaſſungsmäßigen Vertreters“ gewiſſe Schwierigkeiten. An Stelle der Satzung, 
in der bei den juriſtiſchen Perſonen der Privatrechts die Beſtellung eines ſolchen Vertreters ihren 
Grund haben muß ($ 31 A 1), treten hier die die Verwaltungsorganiſation regelnden Beſtim⸗ 
mungen, welche durch Geſetz oder eine gleichwerte allgemeine Verwaltungsvorſchrift getroffen 
ſind (R6 53, 280; 62, 36; 74, 23; Gruch 56, 867; RG 120, 304; die in 70, 118 und JW 09, 6821 
vertreten geweſene abweichende Auffaſſung ift ſpäter aufgegeben). Bei der Stadtgemeinde muß 
die organiſatoriſche Beſtimmung im Geſetz oder in dem den Ausbau der Organiſation bezweckenden 
Statut enthalten ſein (NG 74, 23; Gruch 56, 867). Als eine die Organiſation regelnde Verwal⸗ 
tungsvorſchrift darf auch die bei Einrichtung einer Behörde (hier Kanalamt) dem Reichshaushalts⸗ 
geſetz in Ergänzung des Kaiſerl. Erl. über die Einrichtung dieſes Amts beigefügte Denkſchrift ange- 
ſehen werden (RG 79, 107). Einem verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter fallen die Handlungen 
oder Unterlaſſungen zur Laſt, die den Verluſt eines von der Poſt der Zollverwaltung zur zoll⸗ 
amtlichen Behandlung übergebenen Wertpakets verurſacht haben (RG 84, 338). Dem Vertreter 
muß ferner ein beſtimmter Verwaltungszweig zur ſelbſtändigen Erledigung überlaſſen ſein. 
Über das Erfordernis rechtsgeſchaftlicher Vertretungsmacht vgl. § 31 A 1. Nicht notwendig iſt, 
daß die Berufung zum verfaſſungsmäßigen Vertreter einer öffentlich -rechtlichen Körperſchaft 
von dieſer Körperſchaft ſelbſt ausgeht, die Berufung kann auch von einer über ihr ſtehenden jtaat- 
lichen Stelle aus erfolgen (RG JW 1911, 1495). Die juriſtiſche Perſon haftet, wenn die von einem 
9 6 Vertreter — der als „Willensorgan“ bezeichnet wird — begangene unerlaubte Handlung 
n ſeinen Amtsbereich fällt (ogl. $ 31 A 2). Über den Fall der Gebietsteilung vgl. RG 136, 342, 

Als verfaſſungsmäßige Vertreter hat die Rechtſprechung des Reichsgerichts aner⸗ 
kannt (vgl. auch § 31 A 1): 

bei der Stadtgemeinde: den Bürgermeiſter (RG 44, 306; JW 1913, 5871; 1917, 5942), 
die zur Verwaltung der Sparkaſſe eingeſetzte ſtädtiſche Deputation (RG 64, 403; 120, 89; 122, 182), 
wegen des Vorſtands der Sparkaſſe vgl. RG 115, 316; 122, 359; 131, 244 (wegen deren Verwal⸗ 
tungsrats RG 127, 226), die dem Magiſtrat untergeordnete Baudeputation, zu deren Geſchäften 
die Beaufſichtigung des baulichen Zuſtandes der Straßen und deren Inſtandhaltung gehört (RG 
Recht 1907 Nr 966), den nach mecklenburgiſchem Recht auf allerhöchſten Befehl der Stadtgemeinde 
unter Ausſchaltung der Tatigkeit des Magiſtrats zur Oberleitung der Kanaliſationsarbeiten über⸗ 
wieſenen Beamten (NG JW 1911, 149°), den dem Magiſtrat als Mitglied angehörenden Stadt⸗ 
baurat (RG JW 1911, 939; vgl. Warn 1914 Nr 35), nicht den ihm untergeordneten Baulnſpel⸗ 
tor und Ingenieur (RG JW 1911 S. 851 u. 939), nicht allgemein den dem Stadtbaurat unter- 
geordneten Vorſteher der Straßenbauabtetlung (vgl. ch JW 1912, 8491), den Stadtbaudirektor 
(Stadtbaumeiſter) nur, wenn er mit der Bearbeitung des geſamten Baureſſorts auf eigene Ver⸗ 
antwortung betraut iſt, RG 17. 3. 24 IV 902/22 (ſ. RG JW 1923, 10265) vgl. XW 1908, 2691 
(Stadtingenieur als Vorſteher der Tiefbauabteilung); nicht den ſtädtiſchen Gasdirektor (RG 74, 
21), nicht den Schlachthofdirektor (RG Lg 1922, 615), auch nicht den Betriebsdirektor der 
Straßenbahn, falls er nicht als Mitglied der Verwaltungsdeputation oder kraft Ortsſtatuts zu den 
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verfaſſungsmäßigen Vertretern gehört (RG JW 1911, 640%), nicht den Straßenkontrolleur (RG 
Si I Beil 11925) nicht die Pole waltung, die Behörde iſt (RG 129, 14); 

bei der Amtsge meinde: den als Mitglied des Sparkaſſenvorſtandes beſtellten Rendanten 
R 1912, 2831; Gruch 56, 866); 1 f 
a dem Kreiſe * 11 den vom Kriegsausſchuß in Preußen angeſtellten Kreisbaumeiſter, 
deſſen Anſtellung nicht auf ſtatutariſcher Anordnung beruht (RG JW 1915, 3957 — früher anders 
RG 62, 37); ee A 

bei der ew altung: die Vorſtandsbeamten des Landgerichts, Landgerichtspräſident 
und Erſter Staatsanwalt, hinſichtlich der Beaufſichtigung des Gerichtsgebäudes (RG JW 03 
Beil 132204, Gruch 50, 361), desgleichen den aufſichtführenden Amtsrichter (RG Gruch 49, 635), 
nicht den Oberſekretär oder Kaſtellan; g 5 Br. 

bei der Geſundheitsverwaltung: den Leiter der Königl. Bade- und Brunnendirektion 
(K Recht 1911 Nr 1476); n f 
bei der Unterrichtsverwaltung: den Gymnaſtaldirektor hinſichtlich der baulichen Beauf⸗ 
ſichtigung des Gymnaſiums (RG 21. 1. 09 IV 227/08), den Schulvorſtand (SeuffA 64 Nr 6), 
nicht den Schuldiener (RG JW 06, 42718); 
bei der Bauverwaltung: den ſtaatlich angeftellten Kreisbauinſpektor, deſſen Amt in Preußen 
durch die Dienſtanweiſung für die Lokalbaubeamten der Staatsbauverwaltung v. 1. 12. 98, 
mithin in einer organiſatoriſchen Beſtimmung geregelt iſt (R IW 1915, 395”); desgleichen 
Nh 1. 11. 12 III 142/12 hinſichtlich des Kreisbauinſpektors, der bei Abnahme der Neubauten 
von Beamtendienſtwohnungen die nach § 836 erforderliche Sorgfalt nicht beobachtet hat; den 
N er ſtaatlichen Hochbauamts, jedoch nicht für den Abſchluß von Grundſtückskäufen 

355): 


bei der Forſtverwaltung: den preußiſchen Oberförſter (RG JW 04, 5481); 
bei der Eiſenbahnverwaltung: die Betriebsinſpektoren der Großh. Badiſch. Staats⸗ 
eiſenbahnen (M® 26. 11. 06 VI 96/06), die Vorſtände der in der Verwaltungsordnung für die 
preuß. Staatseiſenbahnen v. 17. 12. 94, jetzt 24. 5. 07 bezeichneten Betriebsinſpektionen uſw. 
(RG 53, 276), die Eiſenbahndirektion (23 1916, 2221), nicht den Bahnmeiſter (RG 53, 276; 
55, 229), auch nicht den Stationsvorſteher oder Bahnhofsvorſteher (MG JW 03 Beil 1 
Warn 1917 Nr. 242; 1919 Nr 89), anders im Bereiche der deutſchen Reichsbahngeſellſchaft (RG 
121, 386; Recht 1929 Nr 474; vgl. OLG 1 JW 1928, 17565); nicht den Rangierleiter 
1 er 57 Nr = Bon den Bahnwärter (RG Warn 1910 Nr 189); 
Poſtverwaltung: den eher des Poſtamts und Fernſprechamts (vgl. RG 
fia desen bu 5 a — JW 06, 7061), nicht den 1 1128 auch 
1 2 die Serwaltungsbeftimmungen des Poſtfi i 
8 S0 fla 1 0 (RG 100 112); "ed rare ar 
e. iffahrtsv 2 i i i 
Bettiebsinſpeltor ber pense den Betriebsdirektor des Kaiſerl. Kanalamts, der dem 


ischen Eisenbahnen gleichſte ht (Nh 79, 107), d ü 
bauverwaltung (RG 106, 340), nicht — daniel wel dieſem 4 ie de 


meines ) e rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
vet 5 5 kali 1 0 A6 114 ei den Hafenlotſen, der auf Grund privatrechtlichen Dienſt⸗ 
827 nicht fur gendgen waltung: den Regimentskommandeur und Garniſonkommandanten, 
Warn 08 Nr ja a 5 e Abſperrung der verſeuchten Pferde des Regiments geſorgt hat (RG 
308 1011 4876 05 5 La mentsbammandeur hinſichtlich des Krümperwagenbetriebs (RG 
ln bes E ale 15 1141), den Kommandeur des Pionierbataillons hinſichtlich der Unter⸗ 
Unterhaltung des dem ſige anch Gruch 57, 976), den Bataillonskommandeur hinſichtlich der 
1 1 es dem Bataillon überwieſenen Turngeräts und der hierauf bezüglichen Ver⸗ 
ric a 6 JW 1912, 877), den Kommandanten eines Kriegsſchiffs (vgl. RG 72, 350), 
nicht aber den mit Prüfung von Materialien (Glühzünder) beauftragten Offizier (RG 55, 171), 
auch nicht die dem Kommandeur des Pionierbataillons beigeordnete, aus zwei oder drei Offtzieren 
beſtehende Übungsverwaltung, welche die Geſchäfte unter beſtändiger Kontrolle des Bataillons⸗ 
kommandeurs führt (RG Gruch 57, 976), nicht den die Beförderung von Bauftoffen bei einem 
Brückenbau im Auftrag des Bataillonstommandeurs leitenden Offizier (NG 120, 304); 
— 4 . — 2 — in NG Ja 1 594% offengelaffene Frage, Eon Vor; 
ei anne e allun. i i jahen fein (j. a 

acc 39 A 140 u. M 2 vor f 21), ſſungsmäßiger Vertreter ift, wird zu bejahen fein (J. aber 

ei der katholiſchen Kirchengemeinde den Kirchenvorſtand, R 136, 1. Die evan⸗ 
geliſche Gemeinde wird nach Art 2 des PrGeſ. v. 25. 5. 74 durch den Gemeindekirchenrat 
vertreten. Die Kirchengemeinde iſt aber auch für den Pfarrer haftbar, wenn dieſer unter Miß⸗ 
brauch ſeiner Stellung als Vorſitzender des Gemeindekirchenrats, die ihm das Recht gibt, die 
en e zu beglaubigen und das Kirchenſiegel zu führen, Anträge gefälſcht hat (JW 

5 2 

3. Die Haftung des Staates, 


1 1 der Gemeinden und andern Kommunalverbände war all⸗ 
gemein in verſchiedenen Bundesſtas 


aten für den Fall, daß der Beamte in Ausübung der öffent⸗ 
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lichen Gewalt gehandelt hat, durch landesgeſetzliche Beſtimmungen ausgeſchloſſen, die durch 
Art 77 EG aufrechterhalten find. Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt iſt anzunehmen, wenn 
der Staat ſein Herrſchaftsrecht betätigt, dem jeder einzelne ſich fügen muß. Unter die Ausübung 
der öffentlichen Gewalt fällt es auch, wenn amtliche Machtmittel mißbräuchlich verwendet werden 
(JW 1917, 5931, 5942; RG 91, 381). Verſchieden hiervon iſt, wenn der Beamte in Ausübung 
ſolcher Rechte gehandelt hat, die in Rechtsverhältniſſen des bürgerlichen Rechtes, in Eigentum, 
Nachbarrecht, Gewerbebetrieb, Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs (vgl. für rheiniſches Recht 
R JW 1914, 48324), in Vertragsverhältuiſſen oder vertragsähnlichen Verhältniſſen (öffentlich- 
rechtliche Verwahrungspflicht durch die Zollbehörde, R 84, 338) uſw. ihren Grund haben (RG 
71, 46; 72, 349; 84, 88 — vgl. über den Unterſchied zwiſchen Ausübung des Militärhoheitsrechts 
und militärfiskaliſchen Anordnungen RG 55, 174; Warn 1916 Nr 123, ferner über den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen einer in Ausübung des Militärhoheitsrechts und einer aus Anlaß dieſer Aus⸗ 
übung zugefügten Schädigung RG Warn 1917 Nr 217). Verrichtungen, die darauf abzielen, 
gebrauchte Munition unſchädlich zu machen, das durch Schießübungen gefährdete Gelände ab⸗ 
zuſperren u. dgl., erfolgen nicht in Ausübung des militäriſchen Hoheitsrechts, ſondern gehören 
zur ſtaatlichen Vermögensverwaltung (RG 55, 171; Warn 09 Nr 538; 1914 Nr 255). Eine zur 
Ausbildung der Truppe vorgenommene Sprengung oder ein zu gleichem Zwecke vorgenommener 
Brückenbau fällt dagegen unter die Ausübung des Militärhoheitsrechts, auch wenn ſie auf Grund 
eines privatrechtlichen Vertrags ausgeführt wird (RG JW 1912, 63810, RG 120, 306). Unbedingt 
unter die Ausübung des Hoheitsrechts, die nicht notwendig in der Ausübung ſtaatlicher Zwangs⸗ 
gewalt beſtehen muß, iſt zu rechnen die Tätigkeit des Staates beim Strafvollzuge, insbeſondere 
bei der Beſchäftigung, Verpflegung und ärztlichen Behandlung der Gefangenen (RG 56, 215; 
78, 325), während bei Beſchädigung dritter Perſonen durch den Arbeitsbetrieb der Gefangenen 
das Rechtsverhältnis ein privatrechtliches iſt (NG 44, 225). Die Stadtgemeinde haftet nicht 
für Schäden, die in Ausübung der Polizeigewalt verurſacht find (RG ZW 04, 2336). Sie hat 
nicht für das Verſchulden des Betriebsinſpektors der ſtädtiſchen Gasanſtalt aufzukommen, dem 
zugleich Verrichtungen der Wohlfahrtspolizei übertragen ſind, wenn das Verſchulden auf letzterem 
Gebiete liegt (RG 55, 364). Wird der Gemeindevorſteher — wenn auch als Führer der Gemeinde⸗ 
feuerwehr — auf dem Brandplatze tätig, ſo handelt er in Ausübung der ihm auf dem Gebiete 
des Feuerlöſchweſens anvertrauten öffentlichen Gewalt, und es entfällt damit die Vorausſetzung 
für die Haftung der Gemeinde (NG Warn 1910 Nr 232). Die Unterhaltung der Feuerlöſch⸗ 
gerätſchaften iſt dagegen eine privatrechtliche Pflicht der Gemeinde (RG LE 1914, 13672; Warn 
1918 Nr 200). Ebenſo hat die Gemeinde für das Verſchulden des Gemeindevorſtehers einzu⸗ 
ſtehen, das dieſen als Badekommiſſar bei Ausübung der der Gemeinde als Inhaberin der Bade⸗ 
anſtalt obliegenden Fürſorgepflicht trifft (RG Warn 1911 Nr 1). Die Haftung des Reiches aus 
Betätigung der öffentlichen Gewalt richtet ſich nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die am 
Ort der Handlung für die Haftung des Staates gelten (Rc 54, 198; 72, 350). — Jetzt iſt durch 
Geſ. v. 22. 5. 10 für die beſoldeten Beamten des Reiches und die Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes (mit Ausnahme des bayriſchen Kontingents, vgl. LZ 1916, 912) beſtimmt, daß an ihrer 
Stelle für den in Ausübung der öffentlichen Gewalt verurſachten, nach § 839 zu erſetzenden 
Schaden das Reich einzustehen hat, das gegen den Schuldigen ſeinen Rückgriff nehmen kann. 
Der Rückgriff iſt nicht davon abhängig, daß zunächſt das Reich zum Erſatz verurteilt oder auch 
nur auf Erſatz verklagt iſt (RG 96, 147). Für die Beamten des auswärtigen Dienſtes, für die 
Schutzgebiete und die öffentlichen Verbände in den Schutzgebieten und Konſulargerichtsbezirken 
find in den 9 4 u. 5 beſondere Vorſchriften gegeben. Soweit für einzelne Verwaltungszweige, 
wie z. B. Poſt: und Telegraphenweſen, die Haftung des Reiches über einen gewiſſen fan 
hinaus geſetzlich ausgeſchloſſen iſt, find dieſe Vorſchriſten in Geltung belaſſen. In ähnlicher Weiſe 
iſt die Haftung des Staates und der Ge meindeverbände in mehreren Bundesſtaaten landes⸗ 
geſetzlich geregelt, für Preußen, — welches bisher eine Haftung des Staates für Handlungen 
der öffentlichen Gewalt nur im Gebiete des rheiniſchen Rechtes kannte (vgl. Art 89 Nr 2 AG; RG 
54, 19) — durch Gef. v. 1. 8. 09. Nach dieſen Geſetzen trifft bei Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt die in $ 839 beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten uſw. das Reich (Staat, 
Kommunalverband). Soweit alſo der Beamte außerhalb des $ 839 nach 85 823 ff. oder aus einem 
Vertragsverhältnis ($ 278) haftet, bleibt es bei ſeiner unmittelbaren Verantwortlichkeit. Doch 
darf der Geſchädigte, wenn die Verantwortlichkeit in gleicher Weiſe wie auf § 839 auf einen 
andern Grund ſich ſtützen läßt, nach Inanſpruchnahme des Reiches uſw. nicht mehr den Be⸗ 
amten haftbar machen, da die ſtaatliche Haftung nicht neben die Haftung des Beamten, ſondern 
an Stelle dieſer Haftung treten ſoll (ogl. JW 1912, 981ff.). Das Reich uſw. haftet für feine 
Beamten (zu denen beim Reiche auch die mittelbaren Reichsbeamten zu zählen ſind), ohne 
Unterſchied, ob ſie als verfaſſungsmäßige Vertreter anzuſehen ſind. Die Erſatzpflicht des Reiches 
uf. geht hiernach weiter als nach $ 31. Als Ausübung der öffentlichen Gewalt im Sinne der 
vorbezeichneten Geſetze iſt jede Amtsausübung anzuſehen, die öffentlich⸗ rechtlicher Natur iſt, 
ſich nicht als Wahrnehmung privatrechtlicher Jutereſſen darſtellt (MG 91, 274; 94, 102). Haftbar 
iſt demgemäß das Reich auch für das Verſchulden eines Zwangslotſen des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals 
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5 349), desgleichen der mit dem Schleuſenbetrieb in dieſem Kanal betrauten 
ee 6 105 900 e betätigt ſich nicht nur im Zwange, ſondern auch in 
der Fürſorge (vgl. RG 82, 86; 91, 384; 101, 354; 102, 32). Nicht in Ausübung der öffentlichen 
Gewalt handelt der Poſtillon, der Poſtſendungen innerhalb der Stadt vom Poſtamt zum Bahn⸗ 

of bringt, RG 109, 209). Als in Ausübung der öffentlichen Gewalt, in Ausübung des Dienſtes 
Fa ift der Soldat anzuſehen, der in dem ihm zugewieſenen Quartier ferne Waffe un- 
borfichtig entladen und dadurch einen Unfall herbeigeführt hat (RG 101, 355; vgl. auch 104, 289), 

och muß die ſchadenbringende Handlung in innerem Zuſammenhang mit dem Dienſte ſtehen 
(RG 105, 230; JW 1932, 467%). Das ift der Fall, wenn die Truppe während eines Eiſenbahn⸗ 
transports Bahngut plündert (RG 107, 271). Die Haftbarkeit des Reiches (Staates) für Hand 
lungen der Arbeiter- und Soldatenräte (vgl. über den Vollzugsrat RG JW 1931, 726°) 
iſt grundfäglid) angenommen vom RG 99, 285; 104 S. 257 u. 346; 112, 95, die der Stadtgemeinde 
vom RG 104, 362, weil hier der Arbeiter- und Soldatenrat als Organ der Stadt tätig war. Zur 
Amtsausübung gehören auch . die in Verfolg einer polizeilichen Verfügung vor⸗ 
genommen ſind 6 97, 232). Die Haftbarkeit tritt ſchon dann ein, wenn der Beamte (die Perſon 
des Soldatenſtandes) in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt ſeine Zuſtändigkeit 
überſchritten hat, da es zu der dem Beamten Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht ge⸗ 
hört, die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit einzuhalten (RG 71, 60; 99, 288; 104, 260; 105, 174). 
Über die Haftung der Kriegsgeſellſchaften für die Handlungen ihrer Angeſtellten, die eine be- 
amtenähnliche Stellung haben, ſ. RG 106, 374. Unter die Ausübung der öffentlichen Gewalt 
fällt uuch die in Brut des öffentlichen Unterrichts (RG 84, 27), nicht auch die Erteilung 
des Unterrichts in eiwatſchulen (MS im Recht 1922 Nr 1680). Auf die Schulverbände und 


Stiftungen des öffentlichen Rechtes iſt die Haftung für Amtspflichtverletzungen der Lehrer 
durch PrGbeſ. v. 14. 5. 14 ($ 4a) erſtreckt. Die Gemeinde muß auf Grund des Geſ. v. 1. 8. 09 
für das Verſchulden ihrer Beamten au ommen, auch wenn ihre auf beſonderer Vorſchrift be- 
ruhende Verpflichtung er Erſat des bei öffentlichen Aufläufen verurſachten Schadens wegen 
Verſäumung der Anmeldefri (vgl. $ 5 des PrGeſ. v. 11. 3. 50) exloſchen iſt, da die in § 6 Geſ. 
v. 1. 8. 09 beſtimmten Ausnahmen ſich nur auf fachliche Beſchränkun i 


e en den Beamten vorbehalten ift. lber 

! t Gebieten ohne und mit Staatshaftungsgeſetz ſowie darüber, 

ſofortiges unmittelbares Recht enthält, f. cel ng des Rechts- 

- l „114, 104, 291). — Die vorerwähnten Geſetze 

ligen de N H 12 en d ung, wicht auch diejenige aus Vertragsverhältniſſen des öffent» 
h . erträgen haften i { i 

nicht für das ſog Bertrauensinterene haf e es preußiſchen öffentlichen Rechts 


Zweiter Abſchnitt 
Sachen 


§ 90 
Sachen !) im Sinne des Geſetzes ſind nur 


körperliche!) Gegenſtände )). 
E 1 778 II ra: M3 32; P 3 1. 


und bewerteter körperlicher Gegenſtand (MG 87, 45; Gruch 61, 918). 
1 eine Sache ein Unterbegriff von „Gegenſtand“ (A 3). — 


er 
wenn eine Mehrheit 
Verhältnis von Hauptſache und Zubehör ſtehen, infolge 
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eines gemeinſchaftlichen wirtſchaftlichen Zweckes im Verkehr als wirtſchaftliche Einheit behandelt 
wird. In der Regel iſt auch ein gemeinſchaftlicher Name für dieſe Sachenmehrheit gebräuchlich 
(3. B. Warenlager, Herde, Gemäldeſammlung, Briefmarkenſammlung, Bücherei; vgl. aber in 
letzterer Hinſicht R Warn 1918 Nr 154). Das BGB ſpricht aber nur von Rechten an Sachen. 
Eine bloß wirtſchaftliche Einheit iſt keine Sache. Darum können nach dem BGB Gegenſtand 
von Rechten nur die zu der Geſamtheit gehörigen einzelnen Sachen ſein. Ein von dem 
Recht an dieſen Einzelſachen geſondertes Recht an der Geſamtheit beſteht nicht. Zum Beiſpiel 
iſt ein Eigentums- oder Pfandrechtserwerb an der Sachgeſamtheit nur in der Weiſe möglich, daß 
die einzelnen Sachen übereignet oder verpfändet werden (RG 53, 219; 74, 146; JW 06, 2247; 
OLG 18, 133). Dies kann jedoch unter der verkehrsüblichen zuſammenfaſſenden Benennung 
der Geſamtheit geſchehen (RG 53, 220). Da ein Recht an der Sachgeſamtheit als ſolcher nicht 
beſteht, ſo erlangt der Erwerber derſelben nicht ohne weiteres das Eigentum an den nach der 

bereignung vom Veräußerer angeſchafften Sachen. Dieſe müſſen vielmehr beſonders 
übereignet werden (RG 53, 220). Doch kann bei einer Pfandbeſtellung (z. B. an einem Waren- 
lager) im voraus vereinbart werden, daß die ſpäter angeſchafften Sachen dem Pfandrecht unter⸗ 
liegen ſollen (RG 53, 220). Ebenſo kann bei einer Eigentumsübertragung gemäß $ 930 (durch 
Beſitzkonſtitut) vereinbart werden, daß die vom Beſitzer an Stelle veräußerter Sachen neu an⸗ 
geſchafften Sachen Eigentum des Erwerbers werden ſollen (RG Warn 08 Nr 62). Soll ein 
Teil einer Sachgeſamtheit übereignet oder verpfändet werden, ſo müſſen die betreffenden 
Sachen je einzeln für ſich bezeichnet werden, da ſonſt nicht eine Einigung über beſtimmte Sachen 
vorliegt (RG 52, 390; Gruch 51,616). Ob ein Recht an einer Sachgeſamtheit gültig erworben 
iſt, kann für jede einzelne Sache unter Umſtänden verſchieden beantwortet werden; z. B. 
kann ein Eigentumserwerb in gutem Glauben an einigen Sachen ausgeſchloſſen fein, weil dieſe 
geſtohlen uſw. ſind. Daher muß, wer ein Recht an der Sachgeſamtheit behauptet, grundſätzlich 
den Erwerb des Rechtes an jeder Einzelſache beweiſen. Doch wird vielfach, wenn der Erwerb 
einer Sachgeſamtheit im ganzen nachgewieſen iſt, kein Grund zur Annahme eines beſondern 
Rechtsverhältniſſes an einzelnen nun dazugehörigen Sachen gegeben ſein. Im Wege der Klage 
kann nur die Herausgabe der einzelnen Sachen, nicht der Sachgeſamtheit als ſolcher verlangt 
werden. Ein Unterſchied kann auch nicht für den Fall gemacht werden, daß der Beklagte geſetzlich 
zur Herausgabe eines „Inbegriffs“ von Sachen verpflichtet iſt, z. B. nach 88 1035, 2018, 2371 (ſtr.). 
Regelmäßig hat in ſolchen Fällen der Kläger die Möglichkeit, nach $ 260 ein Beſtandsverzeichnis 
zu erlangen und damit die einzelnen Sachen zu erfahren (vgl. aber R Warn 1918 Nr 155). 
Doch wird, wenn kein Zweifel beſtehen kann, eine zuſammenfaſſende Bezeichnung mit dem Ge⸗ 
ſamtnamen zuläſſig fein. Eine beſondere rechtliche Bedeutung kommt der Sachge⸗ 
ſamtheit in folgenden Fällen zu: Der Beſitz an einer Sachgeſamtheit iſt zwar rechtlich 
nur als Beſitz an den einzelnen Sachen aufzufaſſen. Da aber bei einer wirtſchaftlichen Einheit 
die tatſächlichen Verhältniſſe (im Gegenſatze zur Rechtslage) für alle Stücke die gleich n ſind, ſo 
erſtreckt ſich der Beſitz an einer Sachgeſamtheit mit nn auf alle dazugehörigen Sachen 
(3. B. der Erſitzungsbeſitz an einer Briefmarkenſammlung, OLG 36, 159). Ein Sonderbeſitz 
an einzelnen Stücken kann nur in der Weiſe begründet werden, daß dieſe entweder aus der Sach⸗ 
geſamtheit ausgeſchieden oder doch einzeln ſo beſtimmt bezeichnet werden, daß der Sonderbeſitz 
(in dieſem Falle als Mitbeſitz neben dem des Geſamtbeſitzers) tatſächlich an ihnen ausgeübt werden 
kann. Die bloße Bezeichnung nach Zahl oder Menge genügt nicht zur Übertragung des Beſitzes 
(RG 52, 385; Gruch 51, 616). Ferner hat das Geſetz durch einzelne Sondervorſchriften der 
wirtſchaftlichen Bedeutung der Sachgeſamtheit Rechnung getragen: 88 92 Abſ 2 (Verbrauchbarkeit 
der zu einem Sachinbegriffe gehörigen Sachen), 260 (Verpflichtung zur Vorlegung eines Beſtands⸗ 
verze ichniſſes; RG Warn 1918 Nr 154), 587f. 1048 (Inventar eines Grundſtücks), 1035 (Nieß⸗ 
brauch an einer Sachgeſamtheit), auch 5 254 3 PO. 

Ebenſowenig wie die Sachgeſamtheiten ſind die ſog. Rechtsgeſamtheiten (Inbegriffe von 
Gegenſtänden: A 3), d. h. wirtſchaftliche Einheiten von Sachen, Rechten und ſonſtigen Gütern 
des Rechtsverkehrs (RG Gruch 47, 910; 51, 897; 3W 1913, 1306), Sachen im Sinne des BGB. 
Auch iſt die Rechtsgeſamtheit als ſolche nicht ein „Recht“ oder ein „Gegenſtand“ eines dinglichen 
Rechtes (A 3). Beiſpiele von Rechtsgeſamtheiten ſind: das Vermögen einer Perſon; die ver⸗ 
ſchiedenen, vom Rechte ausgebildeten Sondervermögen leingebrachtes Gut, Vorbehaltsgut 
der Frau, Geſamtgut der Ehegatten, Kindesvermögen, Geſellſchaftsvermögen, Erbſchaft u. a.) 
und das geſchäftliche Unternehmen (RG Warn 1918 Nr 186). Im allgemeinen gelten in allen 
dieſen Fällen dieſelben Grundſätze wie bei der Sachgeſamtheit. An der Geſamtheit als 
ſolcher können Rechte nicht begründet werden. Ihre Veräußerung kann nur dadurch 
erfolgen, daß die einzelnen Sachen und Rechte, aus denen ſie beſteht, beſonders übertragen werden; 
dieſe Übertragung muß nach den für die betreffenden Einzelge genſtände geltenden Vorſchriften 
(3. B. 88 398ff., 929ff.) geſchehen (RG 68, 49; 70 S. 228, 231). Ebenſo unterliegen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nur die einzelnen Sachen und Rechte. Deshalb kann z. B. die Veräußerung eines 
Handelsgeſchäfts nicht nach dem Anfechtungsgeſetz oder der Konkursordnung angefochten werden. 
Nur die Übertragung der zur Zeit der Veräußerung vorhandenen Einzelgegenſtände kann anfechtbar 
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Eine beſoudere Stellung unter den Sachen nehmen die cen verkehrsunfähigen Sachen ein. 


ober religiöſe Zwecke beſtimmt 
Au beruht hier auf öffentlichem Rechte und i 


* engſte mit den ſonſtigen Rechtsverhältniſſen an ihnen zuſammenhängt. Reichs⸗ 
rechtlich ſteht der Bulaffung eines Priwateigentums an dieſen Sachen nichts im Wege. Die Frage, 
ob dem einzelnen ein Privatrecht auf den ie meingebrauch öffentlicher Sachen gegen den Eigen- 
tümer zuſteht, ift nach Landesrecht 


N i u ift folgendes zu bemerken: Das BGB unterſcheidet nur 
zwiſchen Grundſtücken und 6 5690 Sachen. Andere unbewegliche Sachen als Grund⸗ 
ſtücke kennt das BGB nicht (RG 5 5 


nicht Beſtandteile von Grundſtücken find, die Vorſchriften über bewegliche Sachen (8 95 A 1). 
Val. jedoch 5 926 (Eigentumserwerb 


gelten die ſich auf Grundſtücke bezie henden Vorſchriften, und zwar nach BG (ietzt VO v. 15. 1. 
1919) für das Erbbaurecht, nach Landesrecht auf den dieſem vorbehaltenen Gebieten auch für 
andere Rechte, z. B. Bergwerksei entum, Kohle nabbaugerechtigkeit (8 903 A 2). Nur einmal, 
im $1551 ( ahrnisge meinſchaſt), ſpricht das BGB von „unbeweglichem Vermögen“. Ferner 
kennt die ZPO eine Hwengsvolfttedung in das unbewegliche Vermögen (88 864ff). Zu dieſem 
ſind hier auch die im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe gerechnet (RJ A4, 221). Vgl. 99 1259 ff., 
Schiffspfandrecht. Sonſt ſind Schiffe, auch Seeſchiffe, bewegliche Sachen (RG 80, 132). — Über 
vertretbare und verbrauchbare Sachen vgl. 88 91, 92, über Gattungsſachen 9 243, 
teilbare Sachen $ 752. 

2. Nur körperliche, alſo nach menſchlicher Vorſtellung den Raum ausfüllende Gegenſtände 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 1. Bd. 8. Aufl. (Beſſau.) 7 
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find Sachen im Sinne des BGB. Daher find keine Sachen: Rechte (3. B. Patentrechte, Urheber⸗ 
rechte) oder ſonſtige Vermögensgegenſtände (RG 80, 137; 83, 22; 89, 300; 94, 244; 106, 364; 
vgl. A 3). Als Sache ift auch nicht anzuſehen eine mit einem Grundſtück verbundene Gerechtig⸗ 
keit (3. B. Abdeckereigerechtigkeit, Apothekengerechtigkeit). Denn ſie gilt zwar nach 998 als Beſtand⸗ 
teil, iſt aber kein wirklicher Sachteil des Grundſtücks (R 83, 200, A 1 8 96). Deshalb iſt ferner 
ein von dem Herſteller eines Films zu deſſen Verwertung mit einem Filmverleiher unter Hin⸗ 
gabe von Filmkopien geſchloſſener Vertrag kein Mietvertrag, da er nicht den Gebrauch einer 
Sache (5 535), ſondern die beſchränkte Übertragung des Urheberrechts am Film zum Haupt⸗ 
inhalt hat (RG 106, 364). Außer feſten können auch flüſſige und gasförmige Körper Sachen ſein. 
Daher iſt der Vertrag über Zuleitung von Waſſer und Leuchtgas in Röhren als Kauf beweglicher 
Sachen zu behandeln. Dagegen iſt die Elektrizität von der Naturwiſſenſchaft bisher nicht als 
ein Stoff anerkannt worden; ſie ift daher auch keine Sache im Sinne des BG (ſtr. Rh 17, 271; 
56, 409; 67, 232; 86, 12; RGSt 32, 165). Von dieſer Auffaſſung geht auch das RGeſ. v. 9. 4. 00, 
betr. die Beſtrafung der Entziehung elektriſcher Arbeit, aus. Hiernach iſt Elektrizität rechtlich nicht 
anders zu behandeln wie jede ſonſtige Kraft, die zu Arbeitsleiſtungen zwecks Herbeiführung eines 
beſtimmten Erfolgs verwendet wird. Der Elektrizitätslieferungsvertrag wird danach als Werk⸗ 
vertrag aufzufaſſen fein (ftr.; a. M. RG 17, 272; 56, 408; 67, 232; 86, 12, wonach bei Verträgen 
über Lieferung elektriſchen Stromes nicht die Arbeit, ſondern das Produkt den Gegenſtand des 
Vertrags bilde und dieſes Produkt zwar keine körperliche Sache, aber doch ein Erzeugnis ſei, das 
für den Güteraustauſch geeignet ſei und im Verkehr als Ware behandelt werde). 

Urkunden find körperliche Gegenſtände, alſo Sachen (R 91,157). Hinſichtlich des Erwerbs 
von Rechten an ihnen werden ſie aber verſchieden behandelt. Man kann unterſcheiden: bloße 
Beweisurkunden; Schuldſcheine und gleich zu behandelnde Papiere; Inhaber- und Orderpapiere. 
Die Beweisurkunden (z. B. Familienſtammbücher, Ausfertigungen von Urteilen, Sach- 
verſtändigengutachten) weiſen keine Beſonderheiten auf. Der Eigentumserwerb daran voll 
zieht ſich nach 8 929ff. Dienen fie zum Beweiſe einer Forderung (wie z. B. Hypothekenbriefe), 
fo iſt nach $ 402 im Falle der Abtretung der bisherige Gläubiger lediglich ſchuldrechtlich verpflichtet, 
ſie dem neuen Gläubiger zu übergeben. Über die Schuldſcheine und gleichartige Urkun⸗ 
den vgl. § 952 nebſt dan. Hervorzuheben ift hier: An ihnen find beſondere Rechte nicht mög⸗ 
lich; fie folgen lediglich dem Rechte an der Forderung (Mb 91, 157). Sie find aber trotzdem 
Sachen. Insbeſondere ift ein vertragliches oder geſetzliches Zurückbehaltungsrecht an ihnen 
möglich (RG 51, 87; 66, 27; 91, 158; Warn 09 Nr 181). Bei den Inhaberpapieren folgt das 
Recht aus dem Papiere dem Rechte am Papiere. Die Übertragung und Verpfändung geſchieht 
nach ſachenrechtlichen Grundſätzen (88 929 ff., insbeſondere $ 935, 1293). Über die Befriedigung 
aus dem verpfändeten Papiere |. aber 81294. Sparkaſſenbücher find nicht Inhaberpapiere, 
ſondern Ausweispapiere im Sinne des $ 808 (NG JW 1913, 301). Bei Orderpapieren wird 
durch die eigentümliche Form des Indoſſaments ſowohl das Recht am Papiere wie das in ihm 
verbriefte Recht übertragen. Im Falle einer einfachen Abtretung des Rechtes gilt F 952. Über 
Wertpapiere vgl. $ 793 nebſt A. Sie (z. B. Kuxe) find nicht Waren im Sinne des § 196 Nr 1, 
n bewegliche körperliche Gegenſtände des Handelsverkehrs zu verſtehen ſind (MG 74, 

529. 

3. Eine Begriffsbeſtimmung für Gegenſtand enthält das BB nicht. Aus den verſchiedenen 
Vorſchriften, in denen der „Gegenſtand genannt wird, ergibt ſich aber ſo viel, daß ſein Begriff 
weiter geht als der der Sache. Da es ſich in einer Reihe ſolcher Vorſchriften um Verfügungen 
über einen Gegenſtand handelt, hat man verſucht, die Verfügbarkeit als Begriffsmerkmal für den 
Gegenſtand hinzuſtellen. Zu einer derartigen Beſchränkung liegt aber kein Grund vor; denn in 
andern Vorſchriften (z. B. 8% 256, 260, 273, 292, 504, 581, 2374) handelt es ſich lediglich um 
ſchuldrechtliche Geſchäfte über Gegenſtände, und hierunter iſt alles zu begreifen, 
was Beſtandteil des Vermögens einer Perſon ſein kann, alſo außer Sachen und 
Vermögensrechten (NG 89, 300; JW 1913, 130%) auch rein tatſächliche Verhältniſſe, ſofern 
ſie einen Vermögenswert haben, z. B. Handelsgewerbe oder ſonſtiges gewerbliches Unter⸗ 
nehmen (RG 53, 57; 67, 86; 68, 54; 69, 429; 70 S. 20, 224), ärztliche Praxis (RG 66, 139; 
75, 120; Warn 09 Nr. 5), Penſionsbetrieb (MG 67, 86), Kundſchaft (MG 63, 57; Seuffg 56 
Nr 307), Zeitſchrifttitel (RG 68, 55; 70, 225), Geſchäftsgeheimnis (OL 22, 223). Insbeſondere 
iſt anzunehmen, daß derartige Vermögenswerte Gegenſtand eines Kaufvertrags ſein können 
(vgl. die obigen Entſcheidungen, Prot 2, 51), auf den dann die Vorſchriften über Sachmängel 
($ 459) entſprechend anzuwenden find (RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; vgl. auch 73, 137). Mit Recht 
wird auch angenommen, daß der Betrieb des Inſeratenteils einer Zeitung verpachtet werden kann. 
Gegenſtand des Pachtvertrags im Sinne des $ 581 iſt hier ein Teil des Zeitungsunternehmens, 
das Inſeratengeſchäft (RG 70, 20). Vgl. weiter § 1822 Nr 3 BGB, $ 22 Abſ 2 Hahn. Immaterial⸗ 
güterrechte (3. B. Urheberrechte) ſind Gegenſtände (R 62, 321; 75, 225), dagegen nicht Per 
ſönlichkeits⸗ und Familienrechte ſowie Handlungen, auch nicht Krafte (Elektrizität); 
insbeſondere bei den letzteren kommt rechtlich nur die Arbeitsleiſtung in Betracht (ſ. A 2). — 
Eine andere Bedeutung hat der „Gegenſtand“ in den lediglich Verfügungen betreffenden Geſetzes⸗ 


Sachen $$ 90, 91 99 


i tand 
vorſchrift . $$ 135, 161, 185, 816, 2040). Hier handelt es ſich darum, was Gegenſt 
ee 1 ſein kann. Dies ſind nur Sachen . 
nicht die obenerwähnten ſonſtigen Rechtsgüter. — wird auch ihr Genuß, z. B. de 
i ingeri werbebetriebs, gegen widerrechtlich 5 
ns 96, 271,358 2484 S. 65 155; 308 06 1637). Auch ſteht dem Inhaber eines Gewerbe⸗ 
betriebs eine der Eigentumsfreiheitsklage entſprechende Klage auf Unterlaſſung gegen 


das ehemännliche Verwaltun und Nutznießungsrecht gleichzuſtellen ſein. Der Ehemann darf 
alſo = Sina der Gehen ein is dieſer betriebenes Erwerbsgeſchäft nicht ſelbſt weiter 
fü 


nung 
ur Fortführung des Gewerbes dur ihn verſagt (RG 59 32 vgl. $ 1367 A 5). Bei der elterlichen 
Ranteh en liegt dies anders, da ber dem Vater auch die Sorge für die Perſon des Kindes und 
die Vertretung des Kindes in allen Angelegenheiten zuſteht (§ 1630). — Gegenſtände weder im 


W 09, 657°). Auch das Recht auf Annahme eines Vertragsantrag 
Den nicht 15 Au dagen dies beſtimmt hat; es iſt daher nicht pfündba 


kursverwalter und Ehemanne nicht ausgeübt werden (RS Gruch 53, 835). 
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Dertretbare Sachen!) im Sinne des Geſetzes ſind bewegliche Sachen 9, 
die im Verkehre s) nach Zahl, Maß oder Gewicht *) beſtimmt zu werden pflegen. 


1. Der im $ 91 beſtimmte age ber vertretbaren Sachen ift verwendet 3. B. in den 99607, 
651, 700, 706, 78g. Auch in $$ 363, 381, 406, 419 HGB und $$ 592, 688, 794 Nr 5 ZPO wird er 
in demſelben Sinne gebraucht. 


4. Nur bewegliche Sachen (. 890 A 1), alſo niemals (Grundſtücke, können v 
Sachen ſein. Grundſtücke können aber unter Umſtän den (3. B. hei mehreren Trennſtücken gleicher 
Größe und Lage) kraft Parteiwillens Gegenſt i 0 

3. Sachen ſind nur dann vertretbar, wen 
Zahl, M i 


ehandelt und nicht einem beſtimmten Betriebe 
oder Raume angepaßt oder ſonſt nach beſonderen 3 


den Formen der Preisliſten in nebenſächlichen Pun 
nicht entgegen (OLG 34, 49). Ferner ge wöhnliche 


Faber ſie es nicht notwendig ſein, da es den Parteien freiſteht, im einzelnen Falle vertretbare 
ch 


achen entgegen der allgemeinen ag ag nach Sondermerkmalen zu beſtimmen 
und damit ein Gattungsſchuldverhältnis auszuſchlie 
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Verbrauchbare Sachen!) im Sinne des Geſetzes find bewegliche Sachen ?), 
deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch?) in dem Verbrauch) oder in der 
Veräußerung beſteht “). 

Als verbrauchbar gelten °) auch bewegliche Sachen, die zu einem Waren- 
lager ' oder zu einem ſonſtigen Sachinbegriffe °) gehören, deſſen beftimmungs- 
mäßiger Gebrauch in der Veräußerung der einzelnen Sachen beſteht. 

E I 780 II 770; M3 34; P32. 


1. Der Begriff der verbrauchbaren Sachen wird vom Geſetz in den 98 706, 1067, 1075, 1084, 
1086, 1376, 1377, 1392, 1411, 1540, 1653, 1659, 2116, 2325 verwendet. Über die Mög⸗ 
lichkeit, daß verbrauchbare Sachen (z. B. Brennmittelſtücke) Zubehör einer andern Sache ſind, 
. §97 A 6. An verbrauchbaren (zur Veräußerung beſtimmten) Sachen iſt ein Eigentums vor⸗ 
be halt möglich. Es kann darin insbeſondere die Ermächtigung zum Verkauf im ordnungsmäßigen 
Geſchäftsbetrieb unter Ausſchluß der Veräußerung im Schleuderverkauf liegen (NG Warn 1932 
Nr 56). 

2. Wegen der beweglichen Sachen vgl. § 90 A 1, 9 91 A 2. 

3. Wenn der beſtimmungsmäßige Gebrauch in dem Verbrauch oder der Veräußerung be⸗ 
ſtehen muß, ſo liegt darin einmal, daß es nur auf die allgemeinen Verkehrsanſchauungen über 
die Verbrauchbarkeit der Sachen ankommt, ſodann, daß der Verbrauch gerade der verfolgte Zweck 
des verkehrsüblichen Gebrauchs, nicht eine, wenn auch notwendigerweiſe, nebenher eintretende 
Folge desſelben ſein und daß die leichte Veräußerlichkeit aus dem Weſen der Sache folgen, nicht 
auf zufälligen beſondern Umſtänden beruhen muß. 

4. Der beſtimmungsmäßige Gebrauch beſteht in dem Verbrauch z. B. bei Lebensmitteln, 
Brennſtoffen; nicht bei Kleidungsſtücken, auch wenn fie nur kurze Zeit benutzbar find (ftr.). 

5. In der Veräußerung beſteht der beſtimmungsmäßige Gebrauch vor allem beim Gelde, 
ferner bei Banknoten und andern geldähnlichen Papieren. Auch börſengängige Wertpapiere, 
die in der Regel zu Spekulationszwecken verwendet werden, wird man hierher rechnen müffen, 
aber nicht ſog. Anlage papiere; die Grenze iſt allerdings flüſſig. 

6. Als verbrauchbar gelten die Sachen, bei denen die Vorausſetzungen des Abſ 2 erfüllt 
ſind, ohne Rückſicht darauf, ob die Sachen ſonſt nach der Verkehrsanſchauung gemäß Abs 1 als 
verbrauchbar anzuſehen wären (3. B. Schlachtvieh eines Fleiſchers: RG 79, 248). 

7. Warenlager iſt ein Inbegriff von Gegenſtänden des Handelsverkehrs, die zu dem Zwecke 
zuſammengebracht worden ſind, um veräußert zu werden. 

8. Über Sachinbegriffe |. H 90 A 1 bei „Sachgeſamtheit“. 


8 93 
Beftandteile !) einer Sache ?), die voneinander nicht getrennt werden können, 
ohne daß der eine oder der andere °) zerſtört !) oder in feinem Weſen ver⸗ 
ändert °) wird (weſentliche Beſtandteile) e), können nicht Gegenſtand be⸗ 
fonderer Nechte fein “). 
E 1 782 II 77d; M 3 40; P 3 4. 


1. Beſtandteile find die durch mechanische (nicht chemiſche) Zerlegung oder (bei Grundſtücken) 
räumliche Abgrenzung zu gewinnenden Teile einer Sache leine Erweiterung des Begriffs 
enthält $ 96). In dieſem Sinne find alle Sachen teilbar. Aber der wirtſchaftliche Erfolg der 
Teilung iſt verſchieden. Deshalb unterſcheidet das BGB, wie 8 93 ergibt, zwiſchen weſenlchen 
und unweſentlichen Beſtandteilen. Über die weſentlichen Beſtandteile ſ. A 3ff. Die unweſent⸗ 
lichen Beſtandteile unterſcheiden ſich von den weſentlichen dadurch, daß ſie auch während ihrer 
Verbindung mit der Sache Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte ſein können. Daher 
erlöſchen Rechte an Sachen nicht, wenn dieſe mit einer andern Sache derart verbunden werden, 
daß ſie nur unweſentliche Beſtandteile bilden. Während der Verbindung kann der Eigentümer 
der ganzen Sache an den unweſentlichen Beſtandteilen beſondere dingliche Rechte beſtellen. Sie 
werden, ſolange ſolche Rechte beſtehen, hinſichtlich der Befugniſſe des Berechtigten wie ſelbſtändige 
Sachen behandelt. Daher kann z. B. ihr Eigentümer oder der zum Verkauf berechtigte Pfand⸗ 
gläubiger fie von der Hauptſache abtrennen (Rh 74, 402; JW 1922, 2382; 8 925 A 4 a. E.). Das 
Eigentum an ihnen wird (außer bei Flächenteilen eines Grundſtücks) nach den 88 929ff. erwor⸗ 
ben ſelbſt wenn ſie Beſtandteile eines Grundſtücks ſind; Erwerb im guten Glauben nach 9 932 iſt 
an ihnen möglich, tritt aber erſt mit der Ubergabe, nicht etwa ſchon mit der Auflaſſung des Grund⸗ 
ſtücks ein, zu dem fie gehören. — Alles dies gilt aber nur als Ausnahme. Grundſätzlich teilen 
auch unweſentliche Beſtandteile das Schickſal der Hauptſache (NG 69, 120; 74, 402; 


Sachen 89 92, 93 101 


i i ſtreckt 
Warn 1919 Nr 45: JW 1922 2382). Wenn alſo keine beſondern Rechte an ihnen beſtehen, er 
ſich das Recht an = Hauptſache auch auf fie (z. B. im Falle eines F 
1919 Nr 45). Bei einer Veräußerung der Hauptſache wird das Eigentum an une 8 9960 100 
ohne daß ihretwegen eine beſondere Einigung und Übergabe ſtattzufinden brau 0 N ſe nich 
74, 402; IR 1922, 2382). Auch iſt in dieſem Falle eine beſondere Zwangsvollſtrec ng in N 
zulckfſig. Unweſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks unterliegen vielmehr lediglich 5 110 : 955 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß die SP lite) 
"ur über die Zwangsvollſtreckung in getrennte Beſtandteile (weſentliche und un 17 5 11 
Vorſchriften gibt (ſtr.). Ebenſo iſt eine beſondere Pfändung unweſentlicher AL 0 195 
licher Sachen ausgeſchloſſen. — Unweſentliche Beſtandteile ſind z. B.: in einem Schloſſe 


Sache iſt (RG 67, 30; Gruch 61, 917). Eine Sache iſt ein körperlicher Gegenſtand ($ 90), d. h. 
7 törperliches en der den Menſchen umgebenden Natur, ein nach natlürlicher 


omit nur in zweiter Linie deren Beſtandtele fein (RG 67, 33; 69, 152). Im letzteren Falle iſt 
ess möglich, daß fie weſentliche⸗ Beſtandteile des Beſtandteils, dieſer aber nicht weſentlicher Be⸗ 


Die Feſtſtellung, was eine einheitliche Sache (Einzelſache im Verhältnis zu der umfaſſenderen 
wirtſchaftlichen Geſa 
Euren Ginpeiten. Aus dem Geſetze ergibt ſich für dieſe Abgrenzung nichts weiter, als daß die 
er 


5 155 de ald Termenbängendes körperliches Stück der Natur 15 98 Be n 
nals ſelbſtändige Sache ewertet werden darf. Im übrigen iſt die natürliche 
Anſchauung maßgebend (RG 65 30; 69 9 „ 4 h 


muß zunächſt ein körperlicher Zusammenhang unter den Teilen beſtehen; ein gewiſſes räumliches 
bean wie beim Zuhe hör genügt alſo nich (MG 58, 342; 63, 173; 69, 152). Der Zuſammen⸗ 


vendungsfall dieſes allge meinen Grundſatzes zu betrachten. Darüber, was als feſte Verbin: 
dung anzuſehen iſt, ſ. § 94 A 2. Zu betonen iſt hier aber beſonders: die Verbindung muß eine 
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derartige fein, daß nach allgemeiner Anſchauung das Verbundene, als in dem einen körperlichen 
Gegenſtand aufgegangen, lediglich als deſſen Teil erſcheint (f. oben). Dabei iſt wohl zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen einem durch Zuſammenſetzung früher ſelbſtändiger Sachen zu einer Körper⸗ 
einheit, einer Sache, gewordenen Ganzen und einer zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes 
zuſammengebrachten Sachgeſamtheit, die, wenn ſie auch im Verkehrsleben eine einheitliche 
Bezeichnung führen und wirtſchaftlich als Einheit erſcheinen mag, doch nach Sachenrecht nicht eine 
Körpereinheit, eine einzige Sache iſt, ſondern aus einer Mehrheit von Sachen beſteht, die trotz 
ihrer Zuſammenbringung zur Erreichung des wirtſchaftlichen Zweckes ihre körperliche Selbſtän⸗ 
digkeit bewahrt haben (RG 87, 45; Gruch 61, 918; Warn 1918 Nr 155; 1919 Nr 45). Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung iſt namentlich im Auge zu behalten, wenn bisher ſelbſtändige Sachen in ein Gebäude 
eingebracht oder an einem Gebäude angebracht find, ohne daß fie im Sinne des $ 94 Abſ 2 als 
zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt zu erachten ſind, und wenn es ſich demnächſt darum 
handelt, ob ſie Beſtandteile, alſo unſelbſtändige Stücke der einen Gebäudeſache, geworden oder 
trotz wirtſchaftlicher Zweckbeſtimmung für das Gebäude dieſem gegenüber ſelbſtändige Sachen 
geblieben ſind (RG 87, 46; Gruch 61, 918; Warn 1918 Nr 155; 1919 Nr 45), wie z. B. an der 
Wand angehakte Heizkörperverkleidungen (SeuffA 74 Nr 10), Bodenbelag aus Linoleum (Se uff 
74 Nr 157; OLG 45, 110). b) Unter Umſtänden genügt auch eine nur loſe Verbindung (RG 50, 
243; 62, 250; 63, 173; 67, 34; 69, 152; 83, 69; JW 04, 1104; 08 S. 2951, 322“; 1911, 573°). Sie 
kann nach Lage des Falles ſogar in einem bloßen Aufeinanderliegen der Teile (RG 62, 250) oder 
darin beſtehen, daß der eine Gegenſtand in den andern loſe hineinge paßt ift (z. B. Schublade 
und Tiſch). Dann muß aber mehr vorliegen als die Verbindung, um das Ganze als einheitliche 
Sache erſcheinen zu laſſen (RG 87, 45). Notwendig wird hier zunächſt ein allen Teilen gemein- 
ſamer (in der Regel wirtſchaftlicher) Zweck ſein. Auch dies reicht aber trotz des körperlichen 
Zuſammenhangs dann nicht aus, wenn die verbundenen Gegenſtände eine größere Zahl beſon⸗ 
derer Merkmale beſitzen (anders z. B. Eiſenſtangen). Denn dieſe Gegenſtände werden in einem 
ſolchen Falle nicht als Sachteile, ſondern als trotz der Verbindung für ſich ſelbſt beſtehende Sachen 
anzuſehen fein, jo z. B. der Leuchter und fein Licht; die Flaſche und ihr Inhalt; ein Elektrizitäts⸗ 
werkgebäude (Zentrale) und die damit verbundenen, zur Fortführung und Verteilung der elek⸗ 
triſchen Kraft dienenden, ſich über fremde Grundſtücke erſtreckenden Leitungen und Transforma⸗ 
toren (RG 83, 69; 87, 43; Warn 1918 Nr 155); ein Fabrikgrundſtück und ein damit verbundenes 
auf ein benachbartes Eiſenbahngelände gelegtes Anſchlußgleis (MG Warn 1930 Nr 49); ein 
Gaswerksgrundſtück und die von ihm ausgehenden, mit ihm aber ſonſt nicht verbundenen Rohr⸗ 
netze des Gaswerks, die über eine Reihe anderer Grundſtücke hinweggehen (Rs Warn 1915 
Nr 271). Dagegen wird das Verbundene trotz nur loſer Verbindung als Sachteil (Sachſtück) 
erachtet werden können, wenn es einesteils durch die Verbindung erſt ſeiner eigentlichen 
Beſtimmung zugeführt wird und andernteils auf die Geſtalt und das Weſen der 
betreffenden Sache einen derartigen Einfluß ausübt, daß die beſtimmungsgemäße Be⸗ 
nutzung der ganzen Sache während der Dauer der Verbindung erſt durch das Verbundene er⸗ 
möglicht wird und nach ſeiner Trennung die Sache entweder durch einen gleichen oder doch ganz 
ähnlichen Gegenſtand ergänzt werden muß oder wertlos iſt. Das iſt z. B. der Fall bei: den Preß⸗ 
luftreifen eines Kraftwagens oder Fahrrades, abſchraubbaren oder ſonſt vom einheitlichen Ganzen 
ablösbaren Maſchinenteilen, dem Rad eines Wagens (RG 87, 45; OLG 39, 250), einer Tiſchplatte, 
Glocke und Zylinder einer Stubenlampe (RG 87, 45), dem Altar einer Kirche. Auch die Ofen 
für Wohnhäuser wird man, ſoweit nicht in einzelnen Gegenden die Verkehrsauffaſſung entgegen⸗ 
ſteht, hierher rechnen müſſen, da ihr Weſen darin beſteht, daß ſie zur Erwärmung der Räume 
eines Hauſes dienen. Iſt aber die Verbindung eine mehr äußerliche und beeinflußt 
ihr Zweck das Weſen des Ganzen nicht beſtimmend, ſo daß im Falle einer Trennung 
der Reſt, zu dem das Verbundene hinzugekommen war, auch anders als gerade mittels einer 
ſolchen Verbindung verwendet werden kann (z. B. bei der Verbindung einer Lokomobile mit 
einer Dreſchmaſchine, die auch durch andere Triebkräfte in Bewegung geſetzt werden kann, oder 
bei Aufſtellung einer Akkumulatorenbatterie in einem Hauſe), ſo wird anzunehmen ſein, daß die 
vereinigten Gegenſtände trotz der Verbindung ſelbſtändige Sachen geblieben find (vgl. RG 56, 
290 und die obigen Entſch.). In Anwendung des $ 95, der allerdings nur von Grundſtücken und 
Gebäuden ſpricht, aber einen allgemeinen Rechtsgedanken enthält, wird ferner zu verlangen 
ſein, daß die Verbindung zu einem dauernden Zwecke erfolgt iſt (RG IW 04, 5482, abw. 
06, 417). Doch verlieren Gegenſtände nicht dadurch den Charakter als Beſtandteile, daß ſie 
zeitweiſe von der Sache (3. B. zu Zwecken der Reinigung) entfernt werden (OLG 10, 60). 
Vielmehr behalten bei einer zuſammengeſetzten, aber eine Einheit bildenden Sache (f. oben) 
die Teile im Falle der Trennung die bis dahin vorhandene, Sonderrechte an ihnen ausſchließende 
(. A 7) Eigenſchaft weſentlicher Beſtandteile fo lange, bis die Trennung als eine dauernde zu 
erachten iſt (R& Gruch 64, 97; OLG 39, 250). Daher büßen z. B. die Fenſter eines Hauſes, die 
nur zur Ausbeſſerung vom Hauſe gelöſt werden, ihre Eigenſchaft als weſentliche Beſtandteile 
des Gebäudes nicht ein (Rd Gruch 64, 97). Iſt aber nach Zerlegung einer Einheitsſache die Tren- 
nung der Stücke eine dauernde geworden, ſo ſind weder die einen noch die andern Stücke mehr 
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Beſtandteile des urſprünglich Ganzen; dann konnen die getrennten Stücke ein voneinander 
verschiedenes rechtliches Schicksal erleiden (RG Gruch 64, 97). Wenn 3. B. von einer Lokomobile, 
welche Zubehör eines Grundſtücks iſt, nur ein Teil verkauft und vom Grundſtück entfernt wird, 
10 unterliegt dieſer Teil, da ſeine Trennung als eine dauernde anzuſehen iſt und die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zubehöreigenſchaft nach $ 97 (Dienen für den wirtſchaftlichen Zweck des Gr und 
ſtücks, räumliches Verhältnis) für ihn fortgefallen find, nach $ 1121 nicht mehr der Haftung für 
die Hypothek, während der zurückgebliebene Teil, wenn er unter den veränderten Verhältniſſen 
985 als Zubehör gelten kann, nach $ 1120 in der Haftung bleibt (RG Gruch 64, 95: a. M. OLG 
39, 250). ren 
Die Frage, ob Beſtandteile oder ſelbſtändige Sachen vorliegen, iſt beſonders wichtig geworden 
für Maſchinen (zu einem Fabrikbetrieb beſtimmte Gerätſchaften, ſ. § 98 Nr 1), die in einem Fa⸗ 
drikge baude aufgeſtellt ſind. Von vornherein iſt zu verneinen, daß Maſchinen Beſtandteile einer 
Fabritanlage ſein können. Eine Fabrikanlage iſt nicht ein einziger körperlicher Gegenſtand, als 
deſſen Sachteile (Sachſtücke) die Maſchinen in Betracht kommen könnten; fie beſteht vielmehr aus 
ener Mehrheit von ſelbſtändigen Sachen, die nur zu einem wirtſchaftlichen Zwecke vereinigt 
ſind (RG 62, 408; 63, 172; 67, 35; Gruch 52, 913; JWö 1911, 7072). Als Beſtandteile eines Fa⸗ 
brikgebäudes können Maſchinen nur dann gelten, wenn fie nach allgemeiner Anſchauung körper⸗ 
lich unſelbſtandige Gebäudeteile (Gebäudeſtücke) ſind (RG 67, 32; 69, 121; JW 1912, 1281; 
ſ. auch oben Abſ 2 unter a). Das wird nur dann der Fall ſein, wenn die Maſchinen entweder 
zur Herſtellung gerade dieſes Gebäudes eingefügt ſind, das Gebäude alſo durch die 
Vereinigung mit ihnen eine beſondere Eigenart als Baulichkeit erlangt hat, oder mit dem 
Gebäude derart vereinigt find, daß ſie nach allge meiner Anſchauung nicht mehr als körperlich 
ſelbſtandige Gegenſtände, ſondern nur noch als Gebäudeſtücke in Betracht kommen, das Ganze 
alſo nur noch als eine Sache erſcheint. Im erſteren Falle folgt die Eigenſchaft als Beſtandteile, 
und zwar als weſentliche Beſtandteile, nicht ſowohl aus $ 93 als vielmehr aus § 94 Abſ 2 (ſ8 94 
A 7). Eine Einfügung zur Herſtellung des Gebäudes wird aber in der Regel nur bei ſolchen 
Maſchinen in Frage kommen, die eigens für das Gebäude angefertigt find (. § 94 A 7). Nach 
Preisliſten gehandelte Maſchinenwaren, wie Lokomobilen, Motoren und ähnliche Betriebs⸗ 
maſchinen, werden kaum jemals in dieſer Weiſe eingefügt werden. Sie werden daher nicht Be⸗ 
ſtandteile des Gebäudes, es ſei denn, daß fie im vorgenannten Sinne mit dem Gebäude vereinigt 
find (M& 67, 34; 69, 122; J 08, 322°; 08, 738° u. 1911, 5322; 1912, 1281; Warn 09 Nr 58; 
09 Nr 59; 09 Nr 173; 99 tr 174, 09 Nr 337; 1910 Nr 97; 1910 Nr 190; 1913 Nr 80, 81; 1918 
Nr 10 5, a. M. bezüglich einer Entſtaubungsanlage OLG 35, 290). Der Grundſatz, daß unter 
Umſtänden auch ine nur loſe Verbindung die Beſtandteilseigenſchaft begründen kann, wird 
für das Verhältnis von Maſchinen zu einem Fabrikgebäude in der Re gel nicht zur Anmendung 
lommen können, namentlich nicht bei den nach Preislisten gehandelten Maſchinenwaren. Denn 
bei der Verſchiedenheit des Weſens eines Gebäudes und einer Maſchine werden regelmäßig beide 
Sachen im Falle einer nur Injen Verbindung nach allgemeiner Anſchauung nicht als zu einem 
einzigen körperlichen Gegenſtand bereinigt, ſondern als eine Mehrheit ſelbſtändiger, nur für 
einen wirſſchaftuchen Zweck zuſammengebrachter Sachen erſcheinen (vgl. RG 67, 34; 69, 122; 
130, 266, JW 1911 S. 3177, 5322; Warn 1910 Nr 97; 1911 Nr 163; 1913 Nr 80; Gruch 58, 887). 
Im Zuſammenhang damit, aber nach eigenen rechtlichen erer iſt die Frage zu be⸗ 
bandeln, ob Maſchinen Beſſandteile einer Fabrik ſein können. Nach $ 98 Nr 1 iſt unter Fabrik 
ein für einen Fabrikbetrieb dauernd eingerichtetes Gebäude zu verſtehen; Baulichkeit und Ein⸗ 
richtung zum Fabrikbetriebe ſind damit zu einer Einheit zuſammengefaßt. Daraus ift aber nicht 
u folgern, daß Maſchinen als Einrichtungsgegenſtände Beſtandteile der Fabrik ſeien. Vielmehr 
ind nach $$ 97, 98 Ne! die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen Zubehör der Fabrik, wenn 
ſie zu dieſer in einem dem Betriebszweck entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen, voraus⸗ 
gejekt, daß fie nicht Bestandteile find. Wenn hieraus auch nicht zu entnehmen iſt, daß nach dem 
Willen des Geſetzes Maſchinen regelmäßig als Zubehör der Fabrik anzuſehen find (MG 69, 153; 
JW 1911, 573%), jo ergibt doch die Zubehorbeſtimmung, daß außer dem räumlichen Verhältniſſe 
zwiſchen Maſchinen und Fabrik noch ein weiterer Umſtand gegeben ſein muß, um die Annahme 
der Beſtandteilseigenſchaft zu rechtfertigen. Dieſer Umſtand kann aber auch hier nur darin ge⸗ 
funden werden, daß die Mafchinen zur Herſtellung des Fabrikgebäudes eingefügt oder mit ihm 
m oben erörterten Sinne zu einer einzigen Sache (Sacheinheit im Gegenſatz zu einer aus mehreren 
Sachen bestehenden wirtſchaftlichen Einheit) vereinigt find (vgl. RG 67, 33: 69, 120; 130, 266; 
JW 1911, 317%; 1912, 128%; Gruch 58, 888). Sind alſo Maſchinen derart in einem Fabrik⸗ 
raume aufgeſtellt oder auch am Fabrikgebäude angebracht, daß fie ihre körperliche Selb⸗ 
ſtändigteit und nach allgemeiner Anſchauung ihre Eigenſchaft als Einzelſachen behalten 
haben, jo find fie ncht Beſtandteile der Fabrik oder des Fabrikgebäudes; ſie ſind zwar mit dieſen 
Sachen zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes zuſammengebracht und bilden inſofern 
mit ihnen eine wirtſchaftliche Einheit; das Ganze iſt aber nicht eine Körpereinheit, nicht eine einzige 
ache, ſondern eine Mehrheit ſelbſtandiger Sachen (RG 67, 30; 87, 46; 130, 266; JW 08, 7389; 
09 S. 159°, 2671, 483°; 1911, 532%; 1911, 5744; 1912, 1287; Warn 09 Nr 58, 59; 1910 Nr 97, 
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190; 1913 Nr 80, 81; 1914 Nr 143; 1920 Nr 31; 1931 Nr159; Gruch 58, 888; 61, 918; OLG 28, 17). 
Dies kann ſelbſt dann der Fall fein, wenn bei einer Entfernung der Maſchinen einzelne Teile des 
Gebäudes unbedeutende, mit geringen Koſten zu beſeitigende Beſchadigungen erleiden, wenn 
das Bindemittel, wodurch die Maſchinen der Betriebsſicherheit wegen mit Unterlage aufbauten 
verbunden ſind, zu zerſchlagen, Beſchläge zu beſeitigen, Schrauben oder Verankerungen heraus⸗ 
zunehmen ſein würden (RG 83, 69; 87, 46; JW 07, 128°; 08, 7383; 1911, 5322; 1912, 1281; 
Warn 1910 Nr 190; 1911 Nr 163; 1913 Nr 80, 81, 185; 1918 Nr 155; 1920 Nr 31; 1931 Nr 159; 
Gruch 58, 887). Daß bei der Löſung Vorſichtsmaßregeln anzuwenden ſind, damit nicht der Löſende 
verletzt wird oder ſonſt ein Schaden entſteht (z. B. bei der Entfernung elektriſcher Leitungen), 
rechtfertigt es noch nicht, die mit einem ſolchen Bindemittel verbundenen Maſchinen (zum Be⸗ 
triebe beſtimmten Gerätſchaften) als feſt verbunden zu erachten (RG 87, 46). Anders verhält 
es ſich aber dann, wenn die Maſchinen mit dem Grund und Boden feſt verbunden ſind. 
Dann ſind fie nach $ 94 Abſ 1 weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks ſelbſt (vgl. RG 103, 253, 
wo die Eigenſchaft weſentlicher Beſtandteile eines Fabrikgrundſtücks für die Stempelbemeſſung 
unſtreitig war, ohne daß freilich über die feſte Verbindung eine Feſtſtellung getroffen worden iſt). 
Eine feſte Verbindung mit dem Grund und Boden wird indeſſen nur ausnahmsweiſe bei einer 
ſolchen Eingrabung oder Vermauerung anzunehmen ſein, daß eine Entfernung der Maſchine 
aus oder von dem Boden nicht ohne weſentliche Zerſtörung oder Beſchädigung möglich iſt. 

Ob etwas ſich als Beſtandteil oder ſelbſtändiger Gegenſtand darſtellt, ift, insbeſondere auch 
bei Maſchinen, Tatfrage (RG 67, 36; JW 07, 128° u. 7; 1911, 5732). Rechtsfrage iſt nur die 
richtige Anwendung der Grundſätze, nach denen das Vorhandenſein der Beſtandteilseigenſchaft 
ſich richtet. — Aus der Rechtſprechung find folgende Beiſpiele anzuführen: Nicht als Beſtand⸗ 
teile find angeſehen worden: eine Steindruckpreſſe in einer Bilderbücherfabrik (RG ZW 07, 
128°); Schnellpreſſe und Maſchinen in einer Druckerei (RG ZW 08, 3222; 09, 159°); Maſchinen 
in einer Stickereifabrik (RG Warn 08 Nr 491); Webſtühle und Maſchinen in einer Spinnerei 
(n JW 09, 2671; 09, 483°); eine Sauggasmotoranlage in einem Mühlen- oder Fabrikgebäude 
(RG Warn 09 Nr 58; 1911 Nr 163); ein zum Betriebe einer Mühle dienender, im Kellergeſchoß 
des Mühlengebäudes untergebrachter Motor (MG Warn 1920 Nr 31); Pendelſäge, Kreisſäge, 
Bandſäge, Schnellbohrmaſchine, Schmirgelſchleifmaſchine, Hobelmaſchine, Motoren zur Licht⸗ 
und Kraftanlage uſw. in einer Holzbearbeitungsfabrik (RG Gruch 52, 913); ein Motor in einer 
Fleiſchwarenfabrik (RG 69, 117); eine Lokomobile in einem an das Fabrikgebäude angebauten 
Schuppen (RG Warn 1910 Nr 97); eine Lokomobile in einem Dampfſägewerk (RG JW 1911, 
532°; 1912, 128%); eine in einem Keſſelhaus aufgeſtellte Lokomobile, obwohl fie die einzige treibende 
Kraft einer Mühle bildete und das Keſſelhaus den Größenverhältniſſen der Lokomobile angepaßt 
worden war (NG Warn 09 Nr 59; 1910 Nr 190); Maſchinen für eine Metallwarenfabrik, für ein 
Elektrizitätswerk (RG Warn 1913 Nr 80, 81); elektriſche Beleuchtungskörper in einem groß 
ſtädtiſchen Gaſthaus (RG Warn 1917 Nr 264); Turbine nanlage für eine Säge⸗ und Mahlmühle 
(AG Warn 1913 Nr 145); Tanks und Gärbottiche in einem Brauereihaus (NG Gruch 58, 883); 
Gleisanlage eines Fabrikgrundſtücks (RG Warn 08 Nr 114); die von einem Gasanſtaltsgrundſtück 
ausgehenden, durch die Ortsſtraßen gelegten Gasröhren (RG 61, 24, auch 83, 70; OLG 28, 18; 
30, 325); die von einem Elektrizitätswerk ausgehenden, über fremde Grundſtücke ſich erſtreckenden 
Leitungen und Transformatoren zur Fortleitung und Verteilung elektriſcher Kraft (RG 83, 67; 
87, 43; Warn 1914 Nr 143; 1918 Nr 155; OLG 28, 18; 30, 324; a. M. OLG 30, 322); die von 
einem ſtädtiſchen Waſſerwerk ausgehenden Rohrleitungen (OLG 45, 223); die maſchinelle Kühl⸗ 
und Gefrieranlage eines neuzeitlichen Hotels (NG JW 1932, 12003); die Milchtrocknungsanlage 
eines Landguts (RG HRR 1932 Nr 700). Als Beſtandteil iſt dagegen beurteilt worden: die 
elektriſche Kraftanlage eines Kokswerks (RG 69, 150; nicht bedenkenfrei); die Automateneinrich⸗ 
tung eines Automaken⸗Reſtaurationsgebäudes (NG Gruch 53, 897, allerdings unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Einfügung zur Herſtellung des Gebäudes; richtiger, weil einheitliche Sache nach 
J 93, ſ. § 94 A 7) eine nach Plänen und Skizzen gefertigte maſchinelle Mahleinrichtung in einem 
Mühlengebäude (RG JW 1911, 573°); die durch alle Gebäude eines einheitlichen Fabrikgrund⸗ 
ſtücks geleiteten, zur Zuführung des im Eigenbetrieb erzeugten Stromes dienenden elektriſchen 
Leitungen nebſt den den Strom erzeugenden Dynamomaſchinen ſowie eine alle Gebäude durch⸗ 
ziehende Transportanlage flir Sägeſpäne (RG JW 1932, 11972). 

Heizungs- und Beleuchtungsanlagen in herrſchaftlichen Wohnhäuſern (Hotels, Licht- 
ſpielhäuſern) werden ebenſo wie die Ofen als Beſtandteile inſoweit anzuſehen ſein, als die einzelnen 
Einrichtungen nur zu einer derartigen Verwendung für die Zwecke des Hauſes beſtimmt ſind 
(f. jedoch bezüglich Beleuchtungsanlagen R6 Warn 1917 Nr 264; OLG 28, 17; HRR 1932 
Ar 1029). Sie brauchen deshalb aber noch nicht weſentliche Beſtandteile zu ſein (RG 58, 338; 
JW 09, 130%; Gruch 46, 856; OLG 14, 8; ſ. A 5). Gleiches wird anzunehmen fein: von Heiz⸗ 
körperbekleidungen, die nach Aufgabe des Eigentümers beſonders angefertigt und der Bau⸗ 
art der Wohnräume angepaßt find (OG 32, 338; unter Umſtänden können fie auch als zur Her⸗ 
ſtellung des Wohnhauſes eingefügt anzuſehen ſein; dann ſind ſie weſentliche Beſtandteile nach 
$ 94 Abf. 2; ſ. aber oben Abſ. 2a); von Badeeinrichtungen, wenn fie mit Waſſeranſchluß⸗ 
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Nüdfichten maßgebend, da =; ihnen in erſter Linie die Unterſcheidung zwiſchen weſentlichen und 


derung in der wirtſchaftlichen Ausnutzungsmöglichleit find belanglos (RG 69, 122; JW 09, 
130%), Unter diefem Geſichtspunkte können daher Beleuchtungsanlagen eines Wohnhauſes oder 
Hotels, je nach der unweſentliche Beſtandteile ſein (RG 58, 338; 
JW 09, 1301; Gruch 46, 856, ſ. A 2). — Die 


7 
ganzen Sache ; F 
9 als Sauptfage im Sinne de 1 i 
er ganzen Sache mit dem des Hauptbe ſtandteils zuſammen (vgl. NRG 62, 409; JW 05, 3872; 
1911, 5739), fo z. B. bei den = — a 15 . ) 
wenn die übrigen Teile die Hauptſa 
Fabrikbetrieb beſtimmten Gerätſchaften (Maſchinen) zunächſt 
ſind (J. A 2), fo find fie auch weſentliche Beſtandtaile, falls der Fabrikbetrieb durch ihre Entfernung 
unmöglich werden würde (RG 67, 30: 69,152; ON 24, 251). Sonſt aber kommt es nicht darauf 
an, ob das We ſe n, das ein Beſtandtei ; i i i 


gewonnen hat, durch die Trennung verändert werden würde; vielmehr iſt maßgebend, ob der 
Beſtandteil in dem Weſen, das er hätte, wenn er nicht mit dem andern Beſtandteil in Verbindung 
getreten wäre, nunmehr burch die Trennung eine Veränderung erleiden würde (RG Warn 1913 
Nr 185). Die Ofen eines Wohnhauſes werben in der Regel deſſen weſentliche Beſtandteile ſein, 
da fie für Wohnzwecke unentbehrlich ſind, das Weſen des Wohnhauſes alſo durch ihre Entfernung 
verändert wird (a. M. OLG 7, 347) u. 
6. Die einzelnen geſetzlichen Merkmale des Begriffs der weſentlichen Beſtandteile ſind in 
den A 2—5 behandelt. Es gibt jedoch noch einige Arten von Beſtandteilen, auf die jene Merkmale 
nicht genau zutreffen. Die Unterſcheidung von weſentlichen und nicht weſentlichen Beſtandteilen 
— — nur für zuſammengeſetzte Sachen (f. A 2) Wert. Denn an Beſtandteilen von 
inheitsſachen (J. A 2) können keine beſonderen Rechte beſtehen, da dieſe eine feſte Begrenzung 
des Beſtandteils vorausſetzen. Alle Beſtandteile einer Einheitsſache find daher weſentlich (ſtr.). — 
Weſentliche Beſtandteile fad ferner bei einem Grundſtück die Teile des Erdbodens und des Luft⸗ 
raums. Dagegen find die einzelnen Flächenteile eines Grundſtücks unweſentliche Beſtand⸗ 
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teile. Sie können mit beſondern Rechten belaftet werden. Doch ſollen fie nach der Ordnungs⸗ 
vorſchrift des $ 6 GBO vorher abgeſchrieben werden. Eine für ſich allein auf einem Grundbuch- 
blatt ſtehende Liegenſchaft (vgl. 80 3, 5 GBO) ift eine ſelbſtändige Sache, niemals Beſtandteil 
(oder Zubehör) eines andern Grundſtücks (RG JW 1910, 601). Vgl. auch 9 873 A 4 ſowie 88 890, 
1131. Über Anlandungen, entſtehende Inſeln und verlaſſene Flußbetten vgl. Art 65 EG., dazu 
RG 70, 148; 131, 60. 

7. Das Geſetz beſtimmt zwingend (RG 62, 410; 74, 203), daß weſentliche Beſtandteile nicht 
Gegenſtand beſonderer Rechte ſein können. Während der Verbindung eines weſentlichen Be⸗ 
ſtandteils mit der Sache kann alſo am Beſtandteil ein vom Eigentum an der Sache verſchiedenes 
Eigentum oder ein anderes dingliches Recht (z. B. ein Sonderpfandrecht) nicht begründet werden. 
Solche Rechte erlöſchen, wenn ein bisher ſelbſtändiger Gegenſtand zum weſentlichen Beſtandteil 
einer Sache wird. Für den letzteren Fall beſtimmen die 88 946— 949 die Rechtsfolgen einer der⸗ 
artigen Verbindung. Danach wird insbeſondere das, was weſentlicher Beſtandteil einer Sache 
wird, Eigentum des Sacheigentümers, ohne daß es auf den Willen der Beteiligten ankommt, 
ja ſogar gegen ihn (RG 94, 129; JW 1920, 584°; OLG 39 S. 71 u. 250). Wenn z. B. der Mieter 
eines Grundſtücks beim Abzug unberechtigt einen Baum aus dem Garten herausſchafft und auf 
ein anderes Grundſtück verpflanzt, jo wird gemäß § 94 Abſ 1 Satz 2 der Eigentümer dieſes Grund⸗ 
ftüd3 auch Eigentümer des Baumes; dem Vermieter ſteht nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch 
gegen den Mieter auf Rückſchaffung (88 556, 823) zu (OLG 39, 71). Deshalb iſt auch ein Eigen ⸗ 
tumsvorbehalt unwirkſam an einem Gegenſtande, der zum weſentlichen Beſtandteil einer im 
Eigentum eines andern ſtehenden Sache wird (RG 50, 241; 62, 410; 63, 420; 69, 153; 73, 335; 
74, 203; 90, 202; JW 04 S. 1382, 5482; 06, 4172; 09, 4843; Gruch 45, 1006; 57, 899; Seuff A 
66 Nr 322; OLG 6 S. 214, 215). Die Verbindung eines unter Eigentumsvorbehalt verkauften 
Gegenſtandes mit einer Sache kann auch nicht grundſätzlich als eine nur zu einem vorübergehenden 
Zwecke erfolgte ($ 95) angeſehen werden (RG 62, 410; 63, 421; JW 06, 1892). Das vorbehaltene 
Eigentum geht vielmehr ſelbſt dann unter, wenn es an dem Beſtandteile durch Zeichen kenntlich 
gemacht ift (RG JW 04, 1382). Ferner erſtreckt ſich die Hypothek auch dann auf die weſentlichen 
Beſtandteile des Grundstücks, wenn an ihnen fremdes Eigentum vorbehalten war und der Hypo. 
thefengläubiger den Vorbehalt kannte (RG 69, 150; 73, 335; 90, 202; JW 04, 1382; SeuffA 59 
Nr 218; 66 Nr.322; OLG 22, 120). Beim Verkauf eines Grundſtücks kann ſich der Verkäufer nicht 
das Eigentum an einem darauf ſtehenden Gebäude vorbehalten (KJ 25 A 139). Im Falle der 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks erwirbt der Erſteher das Eigentum an den weſentlichen 
Beſtandteilen auch dann, wenn ihretwegen ein Eigentumsvorbehalt beſteht, wenn der Zuſchlags⸗ 
beſchluß ſie ausdrücklich von dem Zuſchlage ausnimmt und das Verfahren inſoweit eingeſtellt 
worden iſt RG 50, 241; 67, 30; 74, 203; 90, 202; IW 02, 2291; 09, 484°; OLG 25, 250). Doch 
kann dem Erſteher im Zuſchlagsbeſchluſſe (z. B. durch den Vermerk, daß die Sache von der Ver⸗ 
ſteigerung ausgeſchloſſen werde oder daß ſie auf den Erſteher nicht übergehe) die perſönliche 
Verpflichtung auferlegt werden, die Beſtandteile herauszugeben (RG 74, 204; JW 09, 4849; 
1911, 59958, Gruch 46, 865), und zwar an denjenigen, der die Ausſchließung der Beſtandteile 
von der Verſteigerung veranlaßt hat (RG 74, 206; Gruch 46, 870). Im Konkurſe begründet ein 
Eigentumsvorbehalt und perſönlicher Anſpruch auf Abtrennung eines weſentlichen Beſtandteils 
kein Ausſonderungsrecht (RG 63, 307; JW 06, 4172). — Läßt der Eigentümer fein Grundſtück 
an einen andern auf, jo erſtreckt ſich die Auflaſſung ſchlechthin auch auf die weſentlichen Beſtand⸗ 
teile (z. B. die mit dem Grund und Boden verbundenen Baulichkeiten), ohne daß es in der Macht 
der Beteiligten liegt, ſie von der Auflaſſung auszuſchließen (ſofern nicht etwa ein Fall des 8 95 
vorliegt, ſ. dort A 1); ein entgegenſtehender Wille würde die Auflaſſung nichtig machen, da fie 
auf etwas Unmögliches gerichtet wäre (RG 97, 103). Wird bei der Veräußerung eines Grundſtücks 
vereinbart, daß ein Gebäude dem Veräußerer verbleiben ſoll, ſo geht durch die Auflaſſung des 
Grundſtücks doch das Eigentum an dem Gebäude auf den Erwerber über (NG JW 1921, 6048); 
der Veräußerer hat nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen den Erwerber auf Gewährung von 
Beſitz und Benutzung des Gebäudes; erſt nach Abbruch erlangt er das Eigentum an den Gebäude⸗ 
teilen ($ 956). An ſtehenden Bäumen kann Eigentum nicht übertragen und ein anderes ding⸗ 
liches Recht nicht begründet werden; auch die Beſtellung und Eintragung einer „Abholzungs⸗ 
gerechtigkeit“ iſt unwirkſam (RG 60, 317; Warn 1926 Nr 150). Sondereigentum an einem Stock⸗ 
werk eines Gebäudes iſt nach den 85 93, 94 ausgeſchloſſen (RIA 6, 83; SeuffA 58 Nr 187). 
Das zur Zeit des Inkrafttretens des BGB nach einigen Rechten beſtehende Stockwerkseigentum 
bleibt aber gemäß Art 182 Ech beſtehen. Das Kellereigentum des franzöſiſchen Rechts in den 
Rheinlanden behandelt JW 1933, 13344. gutälfio iſt aber die Begründung einer lediglich perſön⸗ 
lichen Verpflichtung, einen weſentlichen Beſtandteil von einer Sache abzutrennen (RG 60, 
319; 63, 307; Gruch 52, 919; OLG 22, 122), wie überhaupt auch weſentliche Beſtandteile (3. B. 
Holz auf dem Stamme ohne den Grund und Boden) Gegenſtand ſchuldrechtlicher Rechtsgeſchäfte 
(3. B. Kauf, Miete) fein können (RG Warn 1919 Nr 155; 1926 Nr. 150). Ebenſo ift ein Sonder⸗ 
beſitz an weſentlichen Beſtandteilen einer Sache (z. B. ungetrennten Bodenerzeugniſſen, Hol 
auf dem Stamm) möglich, wenn dem Beſitzer die wirkliche und ungehinderte Einwirkung auf die 
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Beſtandteile zuſteht (ftr.; vgl. $ 865; RG 108, 272; OLG 26, 1; Befugnis des Beſitzers zur Abtren⸗ 
1 8 . auf 25 Halm unterliegen nach $ 810 30 ausnahmsweiſe (ſ. OSG 
2, 341) der Pfändung. — Sonderrechte nach früherem Recht an Gegenſtänden, die nach 
88. 93f. BGB weſentliche Beſtandteile find, erlöſchen gemäß Art 181 CG mit dem Inkrafttreten 
des BGB (RG 56, 243; ZW 03 Beil 90; 04, 895; 1912, 1295). — Über die Frage, inwieweit 
nach der Trennung der Beſtandteile voneinander an ihnen Sonderrechte begründet werden 
können, ſ. A 2 Abſ 2 a. E. 


8 94 


Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks gehören!) die mit 
dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen 2), insbeſondere Gebäude ?), 
ſowie die Erzeugniſſe des Grundſtücks ), ſolange fie mit dem Boden zufammen- 
hängen. Samen 5) wird mit dem Ausſäen, eine Pflanze ) wird mit dem Ein⸗ 
pflanzen weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks. 


Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Gebäudes gehören 1) die zur Her- 
ſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen 7). 
E I 783, 784 II 77e; M 3 42; P 3 6. 


1. Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks oder Gebäudes gehören die in 
$ 94 genannten Sachen ohne Rückſicht darauf, ob die Vorausſetzungen des § 93 auf ſie zutreffen. 
§ 94 gibt nicht Beiſpiele zu 8 93, ſondern erweitert den Kreis der weſentlichen Beſtand⸗ 
teile. Indem $ 94 beſtimmte Sachen für weſentliche Beſtandteile erklärt, ſagt er auch, daß ſie 
überhaupt Beſtandtetle ſind. Alſo darf nicht erſt gefragt werden, ob eine Pflanze, ein Gebaude 
oder eine zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügte Sache Beſtandteil des Grundſtücks oder 
Gebäudes iſt. Das Geſetz verfahrt hier anders als in § 93, wo die Beſtandteilseigenſchaft als eines 
der Merkmale des Begriffs der weſentlichen Beſtandteile aufgeftellt ift ($ 93 A 2; RG JW 09 
S. 1592, 2677, 4832). Aber auch bei $ 94 wird davon auszugehen ſein, daß das Geſetz unter (weſent⸗ 
lichen) Beſtandteilen nur Teile einer einheitlichen körperlichen Sache, nicht Teile eines bloß wirt⸗ 
ſchaftlichen Ganzen verſteht; dieſer Geſichtspunkt wird bei der Auslegung des 8 94 insbeſondere 
für die Frage, was mit den „zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügten Sachen“ gemeint iſt, 
zu verwenden ſein (RG 67,30). — Es kann vorkommen, daß ein Gegenſtand mit zwei Sachen 
derartig ve rbunden ift, daß er nach $ 93 oder 9,94 als weſentlicher oder auch unweſentlicher Be⸗ 
ſtandteil der einen wie der andern Sache erſcheint. Beſonders kommt hier die Verbindung mit 
benachbarten Grundſtücken in Betracht. Dann muß in Anwendung des im $ 905 aufgeſtellten, 
auch aus den 89 921—923 erſichtlichen Grundſatzes das Eigentum an dem Gegenſtande in der 
Weise geteilt werben, daß jedem Grundſtücsseigentümer das Eigentum zuſteht an dem innerhalb 
ſeiner Grenzen befindlichen Teile des Gegenſtandes, z. B. eines auf zwei Grundſtücken er- 
richteten Gebäudes (ſr. Ne 70, 209; 72, 272; 130, 266; JW 1911 S. 2115 u. 36620, Warn 
1924 Nr 98; Seuffal 67 Nr 367; auch Ne 53, 307; 65, 3633 A 3 für den Fall, daß beim Überbau 
der Bauende das Nachbargrundftück hinzuerwirbt, ſ. § 912 A 10). Bei dem Abbruche des Gebäudes 
fallen untetlbare Gebäudeteile, die von der Grenze durchſchnitten werden, in das Miteigentum 
der Grundſtückseigentümer (M& 70, 202). Wenn aber der Gegenſtand weſentlicher Beſtandteil 
nur des einen Grundſtücks iſt und bei dem andern bloß als unweſentlicher Beſtandteil behandelt 
merden künnte, wird er ausſchließlich als Beſtandteil des erſteren Grundſtücks anzuſehen ſein 
(uch 72, 273). Das gilt auch, wenn hinſichtlich des einen Grundſtücks die Vorausſetzungen des $ 95 
zutreffen (Verbindung zu vorübergehendem Zwecke oder in Ausübung eines Rechtes). So iſt 
3. B. die zu einer Kohlenabbaugerechtigkeit gehörende, auf einem fremden Grundſtücke 
errichtete Anlage nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dieſem Grundſtücke verbunden und 
daher ausſchließlich weſentlicher Beſtandteil der Gerechtigkeit (RG 61, 188). Ein Überbau iſt 
Eigentum des Uberbauenden wenn er nach $ 912 berechtigt iſt, den Überbau auf dem fremden 
Grundſtücke zu behalten (MG 72, 272; A 3). Hinſichtlich der mit dem Werk verbundenen Röhren- 
und Drahtleitungen eines Elektrizitäts-, Gas- oder Waſſerwerks gilt folgendes: Sind fie 
mit dem Grund und Boden, auf dem das Werk ſich befindet, feſt verbunden im Sinne des $ 94 
Abſ 1, was in der Regel nicht der Fall fein wird (R Warn 1915 Nr 271), fo find fie (weſentliche) 
Beſtandteile dieſes Grundſtücks in feinem Bereich; andernfalls find fie Zubehör nach 88 97 Abi 1, 
98 Nr 2 (RG 83, 69; 87, 50). Soweit fie von dem Eigentümer des Werkes in Ausübung eines 
dinglichen Rechtes oder nur vorübergehend (895) über fremde Grundſtücke geleitet find, find fie 
nicht Beſtandteile dieſer Grundſtücke, auch wenn fie mit ihnen feſt verbunden ſind; fie find vielmehr, 
da ſie inſoweit rechtlich als bewegliche Sachen gelten, Zubehör (nicht Beſtandteile) des Werk⸗ 
grundſtücks (RG 83, 69; 87, 50; Warn 1918 Nr 155; anders nach früherem Recht RG 39, 205; 
48, 267; 61, 192, wo die Leitungen, auch ſoweit fie ſich auf fremden Grundſtücken befanden, als 
Subſtanzteile des Werkgrundſtücks erachtet worden ſind). 
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2. Die mit dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen find weſentliche Beſtandteile 
des Grundſtücks, ohne daß es darauf ankommt, zu welchem Zwecke und von wem die Verbindung 
vorgenommen ift (RG 63, 419; vgl. jedoch 61, 192). Was feſte Verbindung iſt, kann nicht für 
alle Fälle gleich entſchieden werden. Dies iſt im weſentlichen Tatfrage (RG 50, 243; JW 04, 
1104). Die Verbindung muß aber derartig ſein, daß die Beſtandteile nicht ohne Beſchädigung 
des einen oder andern Teiles von einander getrennt werden können oder daß die Trennung ſo 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet, daß die Koſten im Vergleiche zum Werte des einen oder andern 
Beſtandteils unverhältnismäßig hoch find (RG Warn 1914 Nr 143; OLG 38, 29). Daher liegt 
z. B. eine feſte Verbindung nicht vor, wenn Maſchinen nur durch Schrauben oder ein Bindemittel, 
wie Zementguß, am Fundament befeſtigt ſind und von ihm losgelöſt werden können, ohne daß 
fie ſelbſt oder das Gebäude erheblich beſchädigt werden (RG FW 04, 1101; 08, 7383 u. 4; 09, 267%; 
1912, 1281; Warn 09 Nr 59; 1910 Nr 97, 190; 1913 Nr 80, 81, 185; 1918 Nr 155; SeuffA 61 Nr 
217; OLG 7, 349; 10, 59; 12, 11; 8 93 A 2). Keine feſte Verbindung iſt auch die Befeſtigung 
einer Akkumulatorenbatterie an der Wand durch Drähte (RG 56, 288). Nicht feſt verbunden find 
ferner: Leitungsmaſten einer Anlage zur Erzeugung und Übertragung elektriſcher Kraft, wenn ſie 
aus dem Erdboden leicht herausgenommen werden können, ohne daß der Erdboden abgegraben 
werden muß oder die Maſten beſchädigt werden (RG Warn 1914 Nr 143); Gleisanlage auf einem 
Fabrikgrundſtück zum Anschluß an eine Eiſenbahn (OLG 28, 18); Hopfen oder Bohnenſtangen. 
Feſt verbunden ſind dagegen in den Boden eingegrabene Mauern, Zäune, Rohrleitungen. Vgl. 
auch RG IW 08, 295 (Wellblechbaracke mit gemauerten Fundamentpfeilern und Giebeln). In 
RG Warn 1932 Nr 114 wird feſte Verbindung mit dem Grund und Boden bejaht für einen 100 t 
ſchweren, nur durch ſein Eigengewicht ohne ſonſtige Befeſtigung auf einem Betonſockel ruhenden, 
aber nur nach Zerlegung vom Sockel zu entfernenden eiſernen Gasbehälter einer Gasanſtalt. Auch 
Steine einer gepflasterten Straße oder einer Überfahrt über den ſtädtiſchen Bürgerſteig werden 
(nicht nach § 93, a. M. DRG 34, 4, ſondern) als mit dem Grund und Boden feſt verbunden 
nach $ 94 für weſentliche Beſtandteile des Straßen- oder Bürgerſteiggrundſtücks zu erachten fein. 

3. Ein Gebäude iſt grundſätzlich nur jo weit weſentlicher Beſtandteil eines Grundſtücks, als 
es mit dieſem feſt verbunden iſt, alſo darauf ſteht. Reicht ein Teil des Gebäudes (3. B. die 
Giebelmauer oder die Umfaſſungsmauer) über die Grenze des Grundſtücks hinaus, ſo iſt 
dieſer Teil Beſtandteil des angrenzenden Grundſtücks (ftr.; RG 70, 209; JW 1911, 3667; Warn 
1924 Nr 98; |. A 1; a. M. OLG 13, 311; JW 1912, 1037). Von dieſem Grundſatz macht das BOB 
nur Ausnahmen in $ 95 und in dem darauf fußenden $ 912 (RG 65, 363; 72, 272; 83, 148; 94, 
133; JW 1911 S 2115 u. 36620; ſ. auch A 1). Verſagt $ 912, weil der Eigentümer zwar auf ein 
andres, aber nicht auf ein fremdes, ſondern ein ihm ſelbſt gehöriges Grundſtück hinübergebaut hat, 
ſo bleibt es bei dem Grundſatz, daß jeder Gebäudeteil weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks 
iſt, auf dem er ſteht (RG 137, 47). Vgl. aber Über Giebelmauern auf der Grenze 9 95 A 5. — 
Die weſentlichen Beſtandteile eines Gebäudes find auch weſentliche Bestandteile des Grundſtücks, 
und zwar im Sinne des Abſ 1 ſowohl dann, wenn die Weſentlichkeit auf $ 94 Abſ 2, als auch dann, 
wenn fie auf $ 93 beruht (RG 50, 243; 63, 419; 83, 148; JW 07, 3002; 08, 2951). Unweſentliche 
Beſtandteile des Gebäudes können nicht weſentliche Bestandteile des Grundſtücks ſein, obwohl der 
Ausdruck „Gebäude“ an ſich auch die unweſentlichen Beſtandteile umfaßt. — Aus dem früheren 
$ 1017 Abi 1 ift zu folgern, daß $ 94 Abſ 1 Satz 1 auch auf das Erbbaurecht Anwendung findet 
(KG 39 B 87). Daher find Gebäude, die der Erbbauberechtigte auf dem Erbbaugrund errichtet 
hat, Beſtandteile des Erbbaurechts. Beſtandteile des Grundſtücks find ſolche Gebäude nach $ 95 
Abſ 1 nicht. Anders verhält es ſich mit Gebäuden, die der Grundſtückseigentümer auf dem Erb⸗ 
baugrund errichtet hat. Sie find nach $ 94 Abſ 1 Satz 1 Beſtandteile des Grundſtücks, nicht des 
Erbbaurechts. Dieſes erſtreckt ſich auf ſolche Gebäude nur jo wie auf den Grund und Boden 
(KJ 39 B 90; vgl. 9 95 A 5). Vgl. jetzt VO uber das Erbbaurecht v. 15. 1. 1919 88 12, 38. 

4. Über die Erzeugniſſe des Grundſtücks ſ. § 99 A 3. Über die Zuläſſigkeit der Pfändung 
von Früchten auf dem Halm ſ. § 93 A 7. 

5. Samen von Pflanzen wird mit dem Ausſäen weſentlicher Beſtandteil ohne Rückſicht darauf, 
ob er keimt und ob er in die Erde aufgenomnien wird. Ob der Ausſäende der Eigentümer des 
Grundſtücks iſt oder nicht, iſt für die Frage der Beſtandteilseigenſchaft belanglos. 

6. Pflanzen werden mit dem Einpflanzen weſentliche Beſtandteile, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, ob fie Wurzel geſchlagen haben. Daher kann das Eigentum am Holz auf dem Stamme 
nicht übertragen und auch kein dingliches Abholzungsrecht begründet werden (RG 60, 317; f. 
9.93 A 7). Über Pflanzen in Baumſchulen ſ. $ 95 A 2. Über die Rechtsfolgen, wenn der Mieter 
eines Grundſtücks einen Baum auf ein anderes Grundſtück verpflanzt, |. 8 93 A 7. 

7. Was als zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt anzusehen ist, iſt ſtreitig. Der Aus⸗ 
druck „Gebäude“ wird in einem weiteren und einem engeren Sinne gebraucht (RGSt 4, 164; 
7, 263; 10, 103). So bezeichnet man als Gebäude ein Fabrikgebäude ſowohl ſchon dann, wenn 
es noch leer ſteht, als auch noch dann, wenn es bereits mit Einrichtungen verſehen iſt, die ſeine 
Beſtandteile geworden ſind. Im letzteren Falle dient die Bezeichnung des Hauptbeſtandteils 
zugleich als Bezeichnung für die aus ihm und andern Beſtandteilen gebildete neue Sache. In 
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$ 94 Abſ 2 find Gebäude im engeren Sinne gemeint. Würde man dies nicht annehmen, 
ſo müßten zunächſt faſt alle Beſtandteile eines Gebäudes (im weiteren Sinne) als weſentliche 
angeſehen werden, obwohl kein Grund für die Ausſchaltung unweſentlicher Beſtandteile bei 
Gebäuden erſichtlich iſt (R JW 1911, 574%). Sodann ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte des 
8 94 für die engere Auslegung. Der Ausdruck „zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt“ ist ſtatt 
des bisher üblichen Ausdrucks „Baumaterialien“ nur deshalb in das Geſetz aufgenommen worden, 
weil unter Baumaterialien lediglich die zur Errichtung eines Gebäudes notwendigen Sachen 
verſtanden wurden (M 3, 44). Danach muß angenommen werden, daß unter den zur Herſtellung 
eines Gebäudes eingefügten Sachen im weſentlichen die Baumittelſtücke zu verſtehen 
find (RG JW 1911, 574%; Warn 1913 Nr 80; Gruch 58, 885) und daß nach dem Sprachgebrauch 
alles dazu gehört, was zur Herſtellung eines fertigen Gebäudes als Baulichkeit dient. Das ſind 
z. B. bei einem Wohnhaufe die Baumittelſtücke der Mauern (nebſt Verkleidung, Stud, Putz, 
Betonklötze, Zieraten), der Fußböden und Decken, des Daches, der Treppen, Fenſter, Türen, 
Rolläden u. dgl. (RG 62, 248; 94, 132; JW 07, 3002; Seuffl 65 Nr 17; OLG 6, 215; 15, 325; 
22, 120). Andere mit dem Hauſe zwar verbundene, aber zu ſeiner Geſtaltung als Gebäude nicht 
mitwirkende Sachen (3. B. Ofen, Kochmaſchinen) können nach $ 93 (. dort A 2 Abſ 4), aber nicht 
nach $ 94 Abſ 2 weſentliche Beſtandteile fein (RG 73, 334; Gruch 58, 886). Über Badeeinrichtungen 
. § 93 A 3 und unten, über Heizungsanlagen $ 93 A 2 a. E. und unten. Über das Verhältnis des 
$ 94 Abſ 2 zu $ 98 iſt zu bemerken: 9 94 Abſ 2 fit für Gebäudebeſtandteile nicht etwa nur eine den 
8 93 erläuternde Vorſchrift, ſon dern hat ſelbſtändige Bedeutung. Die Eigenſchaft eines weſentlichen 
Gebäudebeſtandteils kann nach § 93 gegeben ſein, während ſie nach § 94 Abſ 2 nicht vorliegt (. 
unten), und umgekehrt (RG 63, 418; 90, 201). Hier kommt beſonders in Betracht der Fall, daß es 
ſich um Sachen handelt, die nicht feſt mit dem Gebäude verbunden ſind und ohne große Schwierig⸗ 
keit und ohne weſentliche Beſchädigung ihrer ſelbſt und des Gebäudes aus dieſem entfernt werden 
können. Sind ſolche Sachen zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt, ſo ſind ſie trotz ihrer loſen 
Verbindung gemäß $ 94 Abſ 2 weſentliche Beſtandteile des Gebäudes (ſ. unten), während die 
Beſtandteilseigenſchaft nach g 93 (vgl. dort A 2) möglicherweiſe zu verneinen wäre, weil ſie ihre 
körperliche Selbſtändigkeit bewahrt hätten (RG 90, 201). — Je nach dem Zwecke, dem das Gebäude 
dient, werden auch die Baumittelſtücke verſchieden ſein. Es kommt alſo darauf an, ob eine Sache 
zur Herſtellung eines Gebäudes gerade dieſer Art eingefügt iſt, ſo daß das Gebäude erſt hierdurch 
zu dem geworden iſt, was es iſt (RG 50, 241; JW 07, 128°). Zu den weſentlichen Gebäuvebeſtand⸗ 
teilen nach $ 94 Abſ 2 gehört mithin nicht nur, was zur Herſtellung jeder Baulichkeit notwendig iſt, 
was man als gewöhnliche Baumittelſtlicke bezeichnen kann, fordern auch, was durch feine Ver⸗ 
arbeitung dem einzelnen Gebäude ein beſtimmtes Gepräge, ſeine beſondere Eigenart gegeben hat 
(RG 90, 201; JW 1911 S. 5322 u. 574“; 1922, 2382). So iſt z. B. die bei dem Neubau eines mit 
Perſonen-, Laft- und Speifeaufzügen verſehenen modernen Hotelgebäudes nach dem Bauplan 
eingebaute elektriſche Aufzugsanlage als zur Herſtellung dieſes beſonders gearteten Hotelgebäudes 
eingefügt und damit als weſentlicher Beſtandteil des Hotelgebäudes nach § 94 Abſ. 2 zu erachten 
(MG 90, 198). Ebenſo find in einem neuzeitlichen Hotelgebäude die eingefügten Waſchtiſche für 
fließendes warmes und kaltes Waſſer nebft ihren Nebengeräten (Glasplatten, Spiegeln, Handtuch⸗ 
und Seifenhaltern), der zur Warmwaſſerbe reitung beſtimmte Keſſel nebſt Boilern ſowie die (durch 
Abflußrohre) mit dem Gebäude feſt verbundenen Badewannen weſentliche Beſtandteile (RG 
HR R 1929 Nr 1298). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob das Hotelgebäude neu errichtet oder 
nur moderniſiert worden iſt (RG Warn 1933 Nr 21). Ferner können Badeeinrichtungen, beſtehend 
aus Badeöfen und Badewannen nebſt ihren Verbindungsröhren, wenn ſie bei der Errichtung 
eines großen Miethauſes derart durchgängig eingebaut ſind, daß ſie dem Hauſe eine beſondere 
Art gegeben haben, als weſentliche Beſtandteile nach $ 94 Abſ. 2 anzuſehen fein (RG JW 1922, 
238%; § 93 A3 und oben). Dasſelbe gilt für die vom Eigentümer angelegte Zentralheizanlage 
für ein ganzes modernes Miethaus (JW 1932, 30061; 1933, 920%). Immer iſt jedoch daran feſtzu⸗ 
halten, daß nur ein Gebäude im engeren Sinne als dasjenige in Betracht kommt, zu deſſen Her⸗ 
ſtellung eine Sache eingefügt ſein kann. Daher ift insbeſondere unerheblich, ob etwa durch die 
Verbindung einer Sache mit dem Gebäude erſt ein wirtſchaftlicher Betrieb, für den das Gebäude 
eingerichtet iſt, ermöglicht wird (RG ZW 1911, 5744; vgl. jedoch RG 50, 241; 63, 419; JW 05, 
3872; 06, 543°; 07 128°). Auch bei einem für einen gewerblichen Betrieb dauernd einge- 
richteten Gebäude im Sinne des $ 98 Nr 1 (Fabrik) wird ſich das Gebäude im engeren Sinne 
(alſo im Sinne des $ 94 Abſ 2) in der Regel nicht aus weſentlich andern Baumittelſtücken zuſammen⸗ 
ſetzen als den oben bei dem Wohnhauſe aufgeführten. Daher ſind auch bei einem ſo eingerichteten 
Gebäude nicht ohne weiteres ſamtliche Einrichtungsgegenſtände im Sinne des $ 94 Abſ 2 zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügt und deswegen weſentliche Beſtandteile. Sie können zwar, 
wenn fie nicht gemäß 88 97, 98 Nr 1 als zum Betriebe beſtimmte Gerätſchaften Zubehör ſind, 
Beſtandteile, auch weſentliche, des eingerichteten Gebäudes ſein. Aber nicht, wenigſtens in 
der Regel nicht, nach $ 94 Abſ 2, ſondern nur unter den Vorausſetzungen des § 93, wenn fie alſo 
mit der Baulichkeit zuſammen nach allgemeiner Anſchauung als eine Sache gelten und beide 
voneinander nicht getrennt werden können, ohne daß eines zerſtört oder im Weſen verändert wird 
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(8 93 A 2ff.). Ein zu einem gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtetes Gebäude iſt, auch wenn 
es mit den Einrichtungsgegenſtänden zuſammen eine Sache bildet, hinſichtlich des Umfangs der 
Beſtandteile und hinſichtlich der Erforderniſſe, die an die Eigenſchaft der Gegenſtände als weſent⸗ 
liche Beſtandteile zu ftellen find, eine anders geartete Sache als das im 9 94 Abſ 2 gemeinte Ge⸗ 
bäude, das lediglich die zu feiner Herſtellung eingefügten Gegenſtände als weſentliche Beſtandteile 
in ſich ſchließt (RG JW 1911, 5744; Warn 1913 Nr 80; Gruch 58, 886). Danach iſt;. B. für eine 
aus Rückwand, Parkettboden, Sperrholzwandbekleidung beſtehende Schaufenſtereinrichtung 
eines großen Ladengrundſtücks die Eigenſchaft eines weſentlichen Beſtandteils nac 9 94 zu ver⸗ 
neinen (DRgRſpr 1932 Nr 473). Ferner werden Maſchinen (zum Fabrikbetriebe beſtimmte 
Gerätſchaften: $ 98 Nr 1) in der Regel nicht auf Grund des $ 94 Abſ 2 (weſentliche) Beſtandteile 
des Gebäudes fein, auch wenn fie für den Fabrikbetrieb weſentlich ſind (RG 67, 30; JW 1911, 
5322; Gruch 58, 886; OLG 30, 320; 35, 289; 38, 29; 8 93 A 2). Vielmehr kann 5 94 Abſ. 2 nur 
dann eingreifen, wenn die Maſchinen und das Gebäude eine untrennbare Einheit bilden und 
dieſes als Baulichkeit durch die Verbindung mit jenen eine beſondere Eigenart gewonnen hat. 
Das wird in der Regel nur der Fall ſein, wenn die Maſchinen und das Gebäude beſonders aufein⸗ 
ander gearbeitet, wenn insbeſondere die Maſchinen an die Bauart, die Gliederung des Gebäudes 
angepaßt find (RG 130, 266; JW 08, 3232; 09, 1301; 09, 159°; 09, 267, 1911 ©. 5322, 5733; 
Warn 09 Nr 58; 09 Nr 59; 1910 Nr 97; 1910 Nr 190; 1913 Nr 81; 1931 Nr 159; DLG 35, 289). 
Ob die Verhältniſſe fo liegen, ift im weſentlichen Tatfrage und nur nach Lage des Einzelfalls zu 
entſcheiden (RG HRR 1932 Nr 700; 21. 12. 1932 V 347/32). — „Einfügen zur Herſtellung“ 
bedeutet, daß der Gegenſtand zwiſchen Teile des Gebäudes gebracht und durch Einpaſſen in eine 
für ihn beſtimmte Stelle mit den ihn umſchließenden Stücken vereinigt wird, und zwar derart, daß 
durch ihn das Gebäude in ſeiner Sonderart und zu ſeinem Sonderzwecke mit hergeſtellt wird 
(RG 56, 288; 60, 423; 62, 252; 63, 419; JW 08, 3222; 09, 267709, 483°; 1911 ©. 532° u. 574°; 
1912, 1281; Warn 09 Nr 58; 09 Nr 59; 1913 Nr 80; 1918 Nr 155; Gruch 58, 885). Dabei iſt 
hauptſächlich der Unterſchied zwiſchen einem bloßen Hineinſtellen in ein Gebäude aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen (vgl. RG 56, 288; JW 1911, 532; Gruch 58, 886) und der Verbindung zum 
Zwecke der Herſtellung des Gebäudes ſelbſt von Weſentlichkeit. Entſcheidend iſt alſo der Zweck 
der Verbindung; auf die Art kommt es nicht an (RG 62, 251; 63, 416; Warn 1913 Nr 81). Die 
Verbindung braucht insbeſondere nicht eine feſte im Sinne des § 94 Abſ 1 zu ſein (RG 60, 423; 
62, 251; 63 S. 173, 419; 90, 201; OLG 2, 340; 6, 215; 12, 6; 13, 310; 15, 325). Daher find 
z. B. die nur eingehängten Türen und Fenſter weſentliche Beſtandteile (R 62, 251; 90, 201; 
OLG 15, 325; 29, 358) ebenſo hölzerne Fenſterläden (RG 60, 421) und die Drehtüre eines 
Speiſehauſes (Os 13, 310). Auch das Gebälk eines noch nicht im Mauerwerk verankerten 
Dachſtuhls ift zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt, da die erforderliche körperliche Verbindung 
ſchon durch die eigene Schwere des Gebälks hergestellt wird (MG 62, 248). Dasſelbe wird in IW 
1932, 18815 für Steigleitungen zur elektriſchen Beleuchtung des Hauſes angenommen. Immer 
muß aber eine zwecks Herſtellung des Gebäudes erfolgte körperliche Verbindung vorliegen. Dies 
iſt z. B. nicht ſchon dann der Fall, wenn Fenſter oder Türen zu einem Neubau lediglich auf das 
Grundſtück geſchafft oder nur probeweiſe eingehängt und nach Prüfung der Ordnungsmäßiglkeit 
der Arbeiten wieder herausgenommen, mithin nicht zu dem Zwecke der dauernden Herſtellung 
eines beweglichen Abſchluſſes der Fenſter⸗ oder Türöffnungen, ſondern nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zweck im Sinne des $ 95 Abf 2 eingefügt find (NG Warn 1915 Nr 6; DLG 15, 325; 
22 S. 120, 392; a. M. OLG 28, 16 bezüglich Türen, die bereits mit Bändern verſehen, ein» 
gepaßt und zur weiteren Fertigſtellung wieder ausgehängt find). Bleibt aber ein zunächſt nur 
verſuchsweiſe Eingefügtes in dem Gebäude ſo, daß es dann als zur Herſtellung des demnächſt 
fertiggeſtellten Gebäudes eingefügt anzuſehen iſt, jo iſt es nach Abſ 2 weſentlicher Beſtandteil 
des Gebäudes geworden (RG 94, 133). Daß die Einfügung der Sache zur Errichtung des 
Gebäudes notwendig war, iſt nicht erforderlich (ſ. oben). Daher iſt z. B. auch überflüſſiger 
Zierat an der Mauer oder eine Marmortreppe in einem einfachen Miethauſe weſentlicher 
Beſtandteil; ebenſo ein Freskogemälde im Treppenflur eines Hauſes (Ach 79, 397). Die 
Anwendung des $ 94 Abſ 2 iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn das Gebäude ſchon vor der Ein⸗ 
fügung der Sachen vorhanden war, aber erſt durch die Einfügung ſeine fertige Eigenart erhalten 
hat (RG JW 1932, 11975). 
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Zu den Beſtandteilen eines Grundſtücks gehören ſolche Sachen nicht!), die 
nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden 
find ). Das gleiche gilt von einem Gebäude?) oder anderen Werke), das 
in Ausübung eines Nechtes an einem fremden Grundſtücke °) von dem Be⸗ 
rechtigten mit dem Grundſtücke verbunden worden iſt °). 


Sachen 89 94, 95 111 


Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke ) in ein Gebäude 
eingefügt ſind, gehören nicht zu den Beſtandteilen des Gebäudes °). 
E 1 783 Abſ 2, 786 II 77; M 3 43; P 3 6; 6 119. 


1. Die in $ 95 genannten Sachen find nicht Beſtandteile des Grundſtücks oder Gebäudes, 
weder weſentliche noch unweſentliche. Sie ſind vielmehr ſelbſtändige Sachen, an denen beſondere 
Rechte möglich ſind. Streitig iſt, ob ſie zu den beweglichen Sachen zu rechnen ſind. Vielfach 
wird angenommen, daß es auf ihre natürliche Beſchaffenheit ankomme und daß, wenn ſie hiernach 
als unbeweglich anzuſehen ſeien, alle auf Grundſtücke bezüglichen Vorſchriften des BGB auf ſie 
Anwendung finden müßten mit Ausnahme derjenigen, die eine Grundbucheinrichtung voraus⸗ 
ſetzten. Dem kann aber nicht beigetreten werden. Das BGB unterſcheidet nicht zwiſchen beweg⸗ 
lichen und unbeweglichen Sachen, ſondern nur zwiſchen beweglichen Sachen und Grundſtücken 
{RG 103, 253). Zu den letzteren gehören die Sachen des $ 95 nicht; alſo ſind fie rechtlich als 
bewegliche Sachen anzuſehen und unterliegen allen für dieſe Sachen geltenden Vorſchriften. 
So zu behandeln ſind z. B. auch: Gebäude auf fremdem Grundſtück; Fernleitungen von einem Elek⸗ 
trizitätswerk über gemietete fremde Grundſtücke nach Ortſchaften in der Umgegend; ein von einem 
Fabrikgrundſtück ausgehendes, mietweiſe auf ein benachbartes Eiſenbahngelände gelegtes, mit 
dieſem Gelände feſt verbundenes Anſchlußgleis (RG 55, 284; 59, 19; 87, 51; 97, 103; Gruch 
59, 112; JW 1912, 1292; Warn 1918 Nr 155; 1930 Nr 49; Seuff A 60 Nr 1; KGJ 39 B 92; OSG 
30, 326; § 90 A 1 Abſ 4). Solche Sachen können daher auch Zubehör des Grundſtücks, auf dem 
fie ſtehen, oder eines andern Grundſtücks fein, wie z. B. ein Maſchinenhaus oder Vergnügungs⸗ 
einrichtungen auf einem gepachteten Nachbargrundſtück oder die vorgenannten, von einem Elektri⸗ 
zitätswerk ausgehenden Fernleitungen auf gemieteten Grundſtücken (RG 55, 281; 87, 51; 97, 
107; Warn 1918 Nr 155; JW 01, 184). Auch für die Zwangsvollſtreckung gelten ſie als bewegliche 
Sachen (Pfändung und Verſteigerung durch den Gerichtsvollzieher). Durch Auflaſſung ($ 925) 
können fie nicht übereignet werden (RG 97, 103). Eigentum daran wird vielmehr nach den 
85 929 ff. erworben (RG 97 ©. 106 u. 251; 109, 130, JW 1912, 129°; Gruch 59, 112; Warn 
1920 Nr 184). Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ($ 892) erſtreckt ſich nicht auf fie, auch wenn 
fie im Grundbuch als Beſtandteile des Grundſtücks angegeben find (RG 61, 193; 73, 129). Der 
Erwerber muß ſich alſo gemäß $$ 932ff. bei der Übergabe im guten Glauben befinden. Eine 
Hypothek kann an ihnen nicht beſtellt werden. Ebenſowenig erſtreckt ſich auf ſie eine am Grund⸗ 
ſtüucke beſtehende Hypothek, ſelbſt bei gutem Glauben des Gläubigers (RG 61, 193). Nur aus⸗ 
nahmsweiſe wird es nach dem vom Geſetze verfolgten Zweck und dem zu vermutenden Partei⸗ 
willen zuläſſig ſein, einzelne auf Grundſtücke bezügliche, durch Parteivereinbarung abänderbare 
Vorſchriften, z. B. 8565 Abſ 1 (Kündigungsfriſt bei der Grundſtücksmiete), auch auf Sachen des 
$ 99 entſprechend anzuwenden, die nach der Verkehrsanſchauung als unbeweglich gelten. — 
Hinſichtlich der zur Zeit des Inkrafttretens des BGB auf einem Grundſtück befindlichen 
Gebäude beſtimmt ſich gemäß Art 181 Ec die Frage, ob einem andern als dem Eigentümer 
des Grund und Bodens das Eigentum daran zuſtand, nach bisherigem Recht (RG JW 1912, 
1292, auch 00, 890; 02 Beil 189). Wenn aber nach $$ 93ff. die Gebäude weſentliche Beſtandteile 
ind, iſt das etwaige Sondereigentum daran mit dem Inkrafttreten des BGB erloſchen, da nach 
Art 1 8 EG auf das beſtehende Eigentum, alſo auch auf den Umfang des Eigentums, das BGB 
Anwendung findet und gemäß $ 93 weſentliche Beſtandteile nicht Gegenstand beſonderer Rechte 
ſein können (uch 56, 243; 97, 103; 32 03 Beil 90; 04, 89%; 1912, 129%). — Vereinigt ſich 
das Eigentum an dem Grundſtück ſpäter mit dem Eigentum an den zunächſt nur zu einem 
vorübergehenden Zwecke oder in Ausübung eines Rechtes an dem urſprünglich fremden Grund» 
ftüd mit dieſem verbundenen Sachen, fo werden die Sachen Beſtandteile des Grundſtücks (RG 97, 
105, auch 97, 187; 97, 251). Dadurch allein aber, daß die Zweckbeſtimmung der Verbindung ſich 
nachträglich ändert, werden die verbundenen Sachen nicht (weſentliche) Beſtandteile mit der 
Wirkung, daß ſie ohne weiteres in das Eigentum des Grundſtückseigentümers übergehen; denn 
$ 95 beſagt nicht, daß der Ausſchluß der Beſtandteilseigenſchaft nur fo lange gilt, als der urſprüng⸗ 
liche Zweck der Verbindung fortdauert (a. M. JW 1923, 790%). 

2. Sachen ſind zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden 
(Abſ 1) oder in ein Gebäude eingefügt (Abſ 2), wenn bei der Verbindung oder Einfügung die 
ſpätere Trennung beabſichtigt war oder ſonſt die Verbindung nach der Natur des Gegenſtandes 
zeitlich begrenzt iſt (RG 61, 191; 62, 411; 63, 421; 66, 89; 97 S. 104 u. 251; 106, 52; Warn 1913 
Nr 39; 1924 Nr 119; OG 20, 38). Darauf, ob die Trennung erſt nach längerer oder kürzerer 
Zeit erfolgt, kommt es nicht an, wenn ſie nur von vornherein mit Sicherheit erwartet werden kann 
(RG 61, 192; 63, 421; 87, 51; 97, 105 Gruch 59, 110: Pacht auf 25 Jahre mit der Ausſicht auf 
noch weitere Pachterlangung; Warn 1924 Nr 119; OLG 15, 308). So iſt z. B. die Verbindung 
zu Zwecken des Bergbaubetriebs eine nicht dauernde, da das Bergwerk allmählich erſchöpft wird 
(RG 61, 192; a. M. DRZ Rſpr 1933 Nr 1). Dagegen ift die Verbindung oder Einfügung eine 
dauernde: wenn ſie eine bei normalem Verlauf der Dinge als dauernd gedachte, nicht von 
vornherein zur Wiederaufhebung beſtimmte iſt (RG 62, 411; Warn 1924 Nr. 119); wenn für 
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das Fortwirken des Zweckes der Verbindung oder Einfügung ein Endpunkt begrifflich nicht 
feſtſteht, ſofern nicht durch das Dazwiſchenkreten unberechenbarer zufälliger Ereigniſſe An⸗ 
derungen herbeigeführt werden (RG 61, 191; 66, 89; Warn 1924 Nr 119). Deshalb macht 
ein Eigentumsvorbehalt an der eingefügten verkauften Sache, der den Veräußerer für den 
Fall der Nichtzahlung des Kaufpreiſes ſichern ſoll, die Einfügung nicht zu einer vorübergehenden, 
da die Parteien verſtändigerweiſe erwarten, daß der Kaufpreis gezahlt wird (Roh 62, 411; 63, 
422). Ebenſowenig iſt eine nur zu einem vorübergehenden Zweck erfolgte Verbindung anzu⸗ 
nehmen, wenn nach Abſchluß eines Kaufvertrags über ein Grundſtück, der ſich demnächſt als 
nichtig erweiſt, Sachen vom Käufer in Erwartung des Eigentumsübergangs mit dem Grund 
und Boden verbunden ſind (RG 106, 148; Gruch 67, 316). Unerheblich iſt, wer die Verbindung 
oder Einfügung vorgenommen hat und ob der Verbindende oder Einfügende dazu berechtigt war 
(RG JW 04, 3361; Warn 08 Nr 114; 1913 Nr 39; SeuffA 60 Nr 1: anders im Falle des Abſ 1 
Satz 2, ſ. A 5). — Zu vorübergehendem Zweck mit dem Grund und Boden verbunden find z. B.: 
Schaubuden, Gerüſte (RG Warn 1910 Nr 154); Gebäude für die Zwecke einer einzelnen 
Ausſtellung (RG JW 01, 184); Gehegebude für den Betrieb einer Gaſtwirtſchaft RG Warn 
1929 Nr 161); Pflanzenbeſtände einer Baumſchule, die nur ſo lange im Boden bleiben ſollen, 
bis ſie verkaufsfähig geworden ſind, und die als lebende Pflanzen verkauft werden ſollen (RG 66, 
887 Seuff A 59 Nr 149; DLG 20, 38). Mit einem Gebäude zu einem vorübergehenden Zweck 
verbunden ſind z. B.: als Gaszähler vermietete Gasuhren (SeuffA 76 Nr 188); Türen und Fenſter · 
flügel zu einem Neubau, die, ſelbſt noch nicht völlig fertiggeſtellt, nur probeweiſe, nicht zur Her⸗ 
ſtellung eines dauernden Abſchluſſes der Tür- und Fenſteröffnungen eingehängt und nach Prü⸗ 
fung der Ordnungsmäßigleit der Arbeiten wieder herausgenommen worden ſind (RG Warn 1915 
Nr 6; vgl. 8 94 A 7 a. E.). Ferner gehören hierher die vom Mieter oder Pächter ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend nur für die Pacht⸗ oder Mietzeit verbundenen oder eingefügten Sachen und 
ſolche, die lediglich ſeinem perſönlichen Bedürfniſſe dienen, z. B.: Fenſterrolläden; Sicherheits 
ketten; Briefkäſten; Gasuhren; Waſſermeſſer; Kochmaſchine; von einem Elektrizitätswerk aus⸗ 
Be, über fremde, zur Aufſtellung der Leitungsmaſten gemietete Grundſtücke hinweg nach 

rtſchaften in der Umgegend führende Fernleitungen; ein mit einem Fabrikgrundſtück verbundenes, 
auf Grund eines Mietvertrages über ein benachbartes Eiſenbahngelände gelegtes Anſchlußgleis 
(RG 55, 284; 59, 20; 63, 421; 83, 60; 87, 51; Gruch 59, 110; Warn 1918 Nr 155; 1930 Nr 49; 
JW 04, 3361; 1912, 1292; Seuffa 60 Nr 1; KJ 39 B 91; OLG 5, 76; 12, 11; 14, 108; 20, 37; 
41, 113); ferner Heizungsanlagen, elektriſche Licht- und Kraftanlagen (RG 109, 128); die Tank- 
anlage eines Betriebsſtoffunternehmens auf fremdem Grund und Boden (JW 1932, 373010); 
Treſoranlagen einer Bank im gemieteten Haufe (JW 1933, 924°); auch Gewächſe, die der Pächter, 
nachdem er die jungen Pflanzen in Baumſchulen oder Treibhäuſern gezogen hatte, in das Pacht- 
grundſtück eingepflanzt hat, um fie dort bis zur Verkaufsfähigkeit gedeihen zu laſſen (RG 105, 215). 
Dagegen gehören nicht hierher Sachen, die auch über die Miet- oder Pachtzeit hinaus mit dem 
Grundſtück oder Gebäude verbunden bleiben ſollen (z. B. Straßenbahnſchienen, wenn die Stadt 
das Recht hat, nach Beendigung des Vertrags mit der Straßenbahngeſellſchaft deren Anlagen zu 
übernehmen) oder Sachen, bei denen die Dauer der Verbindung ſonſt unabhängig vom Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis iſt (z. B.: Pflanzungen eines Pächters, die nicht wie in einer Baumſchule 
zum Verkaufe lebender Pflanzen dienen ſollen, Prot 3, 11, RG Gruch 59, 111; Verbindung 
durch den Pachter zum Zwecke der Erfüllung einer ihm dem Verpächter gegenuber obliegenden 
Verpflichtung, wie Inſtandſetzung oder Inſtandhaltung, RG Warn 1913 Nr 39; Gruch 59, 111). 
Auszuſcheiden haben ferner Sachen, bei denen die Trennung des Verbundenen nur unter Ber- 
ſtörung oder weſentlicher Beſchädigung eines Gebäudes des Grundſtückseigentümers (wie z. B. 
im Falle des Einbaues neuer Fußböden) erfolgen könnte. Vgl. auch RG Warn 09 Nr 176 (vom Eigen⸗ 
tümer angeſchaffte Lokomobile, die der Pächter demnächſt eingebaut hat). Gerade bei beſonders 
wertvollen Sachen von dauerndem Beſtande wird aber die Verbindung, wenn ſie nicht etwa in 
Erfüllung einer Verpflichtung aus dem Miet- oder Pachtvertrage vorgenommen iſt, als eine nur 
zum vorübergehenden Zwecke bewirkte zu erachten fein, fo z. B. die Verbindung von Gebäuden 
oder maſchinellen Einrichtungen, da der Pachter (Mieter) nicht beabfichtigen wird, dieſe Sachen 
nach Beendigung der Pacht- (Miet-) Zeit auf dem Grundſtück zu belaſſen (MG Cruch 59, 110. 
Der Mieter hat jedoch gegenüber dem Vermieter nur ein Wegnahmerecht nach $ 547 Abſ 2 Satz 2; 
macht er auf Grund ſeines Eigentums einen Herausgabeanſpruch nach § 985 geltend, jo kann 
der Vermieter ihm gemäß § 986 Abſ 1 die Einrede entgegenſetzen, daß er bis zur Ausübung 
des Wegnahmerechts zum Beſitz berechtigt ſei (RG 109, 131). Auch wenn die Sachen nach $ 94 
Abſ 1 mit dem Grund und Boden feſt verbunden find, kann die Verbindun einen bloß vorüber⸗ 
gehenden Zweck haben (RG 55, 281; 61, 188; 87, 50; Warn 1918 Nr 155; D 0 41, 114). Über 
die Anwendbarkeit des Abſ 2 beim Nießbrauch an einem Gebäude, wenn der Nießbraucher Sachen 
in das Gebaude eingefügt hat, ſ. A 5.— $ 95ſpricht zwar nur von der Verbindung mit einem Grund⸗ 
ſtück oder Gebaude, hat aber eine allgemeine Bedeutung. Nach allgemeiner Anſchauung 
macht eine nicht dauernde Verbindung auch bewegliche Gegenſtände nicht zu Beſtandteilen einer 
Sache (vgl. $ 93 A 2). Ob eine Verbindung (Einfügung vorübergehend oder dauernd iſt, iſt 
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keine rein tatſächliche Frage, daher vom Reviſionsgericht rechtlich nachzuprüfen (RG 55, 
284; Warn 1924 Nr 119). N | 

3. Der Ausdruck „Gebäude“ (Begriffsbeſtimmung ſ. $ 912 A 4) iſt hier im weiteren Sinne 
(594 A 7) gebraucht. Er umfaßt die nach $$ 93 oder 94 weſentlichen und unweſentlichen Beſtand⸗ 
teile des Gebäudes. Sachen, die mit einem nach $ 95 nicht zum Grundſtücksbeſtandteil geworde⸗ 
nen Gebäude feſt verbunden, alſo ſeine weſentlichen Beſtandteile nach $ 93 find (entſprechende 
Anwendung des $ 94 Abſ 1; vgl. 8 93 A 2), gehören auch dann nicht zu den Beſtandteilen des 
Grundſtücks, wenn fie nicht in Ausübung eines Rechtes eingefügt find (8 94 A 3). 

4. Werk (vgl. 85 836 ff., 908) iſt eine einem beſtimmten Zwecke dienende, nach gewiſſen 
Regeln der Kunſt oder der Erfahrung unter Verbindung mit dem Erdkörper hergerichtete lebloſe 
Sache (RG 60, 139; 76, 261), alſo z. B. nicht Pflanzen, die vom Nießbraucher (oder Pächter, 
J., A 2) zur Fruchtgewinnung eingeſetzt find. Beiſpiele von Werken ſind: Röhren⸗ und Draht⸗ 
leitungen (OLG 18, 85); Bahndamm mit Schienengeleiſen (RG JW 08, 19619); Baugerüſt 
(RG JW 1910, 28822); Jaun (OLG 20, 37); Badeeinrichtung in einem Wohnhauſe mit Waſſer⸗ 
keſſel, Badewanne und Ofen ( RG 106, 49). 


5. In Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke find Sachen nach dem Sprach⸗ 
gebrauche des BGB nur dann verbunden, wenn ein dingliches Recht die Befugnis zur Ver⸗ 
bindung gewährt (ſtr.). Die Verbindung durch einen Mieter oder Pächter fällt alſo nicht unter 
Abs 1 Saß 2 (Prot 3, 11). Doch wird fie in der Regel nur zu einem vorübergehenden Zweck 
erfolgen (A 2). Daß das Weſen des dinglichen Rechts gerade darin beſtehen muß, die Ver⸗ 
bindung eines dem Verechtigten gehörigen Gebäudes oder anderen Werkes mit dem frem⸗ 
den Grundſtücke herbeizuführen, ergibt ſich aus dem Geſetz nicht; mit den Worten: „in Ausübung 
eines Rechts an einem fremden Grundſtuck“ iſt nichts anderes gemeint, als daß die Verbindung 
von dem Inhaber des Rechts an dem fremden Grundſtück in Betätigung dieſes Rechts vorgenom- 
men ſein muß (RG 106, 51). Nach dem BGB kommen als dingliche Rechte dieſer Art in Betracht: 
das Erbbaurecht; die Dienſtbarkeiten; der Nießbrauch (RG 106, 50); das Recht, einen Überbau 
zu haben (8 912; $ 94 A 1). Ihnen ſtehen die auf Landesrecht beruhenden dinglichen Rechte 
gleich (NG 72, 272). Beim Erbbaurecht ift zu unterſcheiden zwiſchen Gebäuden, die vom 
Grundſtückseigentümer, ſolchen, die von einem Dritten in Ausübung eines Rechtes, und ſolchen, 
die vom Erbbauberechtigten ſelbſt mit dem Erbbaugrund verbunden worden find. Die eriteren 
find Beſtandtetle des Grundſtücks (8 94 Abſ 1 Satz 1), die zweiten ſind weder Beſtandteile des 
Grundſtücks noch des Erbbaurechts ($ 95 Satz 2), die dritten find Beſtandteile des Erbbaurechts 
(früher an Abſ 1, 5 94 Abſ 1 Saß 1; jetzt VO v. 15. 1. 1919 $ 12). Auf die erſteren Gebäude 
erſtreckt ſich das Erbbaurecht ebenſo wie auf den Grund und Boden (KGJ 39 B 89; vgl. § 94 A 3). 
Beim Nie ßbra uch an einem Gebäude trifft, wenn der Nießbraucher Sachen für das Gebäude 
aus eigenen Mitteln anſchafft und in das Gebäude einſügt, auch Abſ 2 zu, da anzunehmen iſt, 
daß der Nie Fbraucher, der nach $ 1049 Abſ 2 zur Wegnahme einer von ihm getroffenen Einrich⸗ 
tung berechtigt iſt, die Sachen nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Gebäude verbindet 
(RG 106, 52). Wegen des Überbaues eines Gebaäudeteils auf ein Nachbargrundſtück ogl. $ 912 
A 10. Wird in geſchloſſenen Ortſchaften bei Errichtung eines Neubaues eine eben 
über die Grenze hinübergebaut mit der ausdrücklich oder ſtillſchweigend von den Nach⸗ 
barn vereinbarten Beſtimmung, daß der Eigentümer des Nachbargrundſtücks, wenn auf dieſem 
ebenfalls ein Gebäude errichtet wird, an die Mauer anbauen und ſie als Giebelmauer für ein 
Gebäude verwenden dürfe, fo iſt der über die Grenze hinausgehende Teil der Mauer in Aus⸗ 
übung eines bedingten Rechtes mit dem Nachbargrundſtück verbunden. Der Mauerteil ift zunächſt 


gemäß $ 95 nicht Beſtandteil des Nachbargrundſtücks, ſondern Beſtandteil des Gebäudes und ſomit 
des Grundstücks des Bauenden ($ 94 A 3). Baut demnächſt auch der Nachbar, ſo hört das Recht 
des zuerſt Bauenden auf; der Mauertei 


. wird nunmehr nach $ 94 Abſ 1 weſentlicher Beſtandteil 
des Nachbargrundſtucks. Der Nachbar hat dann gemäß $$ 951, 812 den man Wan wegen 
der Koſten der Herſtellung des Mauerteiles zu entſchädigen. Die Rechte und Pflichten in An⸗ 
ſehung der Entſchadigung gehen ohne Eintragung im Grundbuche auf die beiderſeitigen Sonder- 
nachfolger über, da die Entſchädigung die Gegenleiſtung für die Duldung des Anbaues ift, Hin- 
lichtlich deren die Rechte und Pflichten auf die Sondernachfolger übergegangen find; auf die Be⸗ 
nutzung der ganzen Mauer finden die 88 921, 922 Anwendung (vgl. die ſich gegen R JW 1911, 
96650 wendenden Urteile in V 1912 S. 491 u. 1037; ferner für die fog. Kommunmauer 
nach Münchner Übung RG Warn 1915 Nr 225, 270, wo die nämlichen Grundſätze dargelegt 
ſind und nur dahingeſtellt gelaſſen iſt, ob durch den Anbau die über die Grenze hinüberreichenden 
Mauerteile Beſtandteile des Grundſtücks des Anbauenden und ſomit nach $ 946 fein Eigentum 
werden). Hat aber der Eigentümer zweier angrenzender Grundſtücke auf dem einen ein Gebäude 
errichtet und dabei abſichtlich die Giebelmauer mitten auf die Grenze geſetzt, um ſich die Möglich⸗ 
eit zu ſichern, auf dem andern Grundſtück an die Giebelmauer anbauen zu konnen, ſo iſt die Giebel⸗ 
mauer nur bis zur Grenzlinie Beſtandteil des erſteren Grundſtücks, während ihr anderer Teil 
Beſtandteil des letzteren Grundſtücks iſt (RG Warn 1924 Nr 98; § 94 A 1, 3; 8921 A 1). Dabei 
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verbleibt es auch, wenn demnächſt die Grundſtücke an verſchiedene Perſonen veräußert werden 
(RG Warn 1924 Nr 98). 

6. Unter Grundſtück iſt hier nicht nur der Grund und Boden zu verſtehen, ſondern dazu gehören 
auch alle nach 88 93, 94 weſentlichen Beſtandteile, insbeſondere Gebäude, obwohl ſie hier nicht 
wie in Abſ 2 erwähnt find. Das muß daraus gefolgert werden, daß auch die „Rechte an dem 
Grundſtück“ alle dieſe Beſtandteile ergreifen und daß andernfalls das Ergebnis widerſinnig wäre 
(RG 106, 51). At ein Gebäude aber nach $ 95 nicht Beſtandteil des Grundſtücks, jo find die in 
Ausübung eines Rechtes mit ihm verbundenen Sachen weſentliche Beſtandteile des Gebäudes, 
falls die Vorausſetzungen der 88 93, 94 vorliegen. Dies wird zwar nur ſelten der Fall fein, da 
derartige Sachen nach allgemeiner Anſchauung häufig nicht als Beſtandteile des Gebäudes an- 
geſehen werden, iſt aber doch nicht völlig ausgeſchloſſen (z. B. Einbauung von Ofen in einem Wohn⸗ 
hauſe durch den Nießbraucher des Grundſtücks, dem das Haus nach $ 95 Abſ 1 Satz 2 gehört). 


§ 96 

Nechte, die mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden find !), 
gelten als Beſtandteile des Grundſtücks ?). 

E 1 788 II 77g; M 3 92; P3 17. 

1. Als Rechte, die ausnahmsweiſe nicht an eine Perſon geknüpft (RG 140, 111), ſondern mit 
dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden ſind, die alſo dem jeweiligen Eigentümer 
des Grundſtlücks zuſtehen (ſog. ſubjektiv⸗dingliche Rechte), kommen nach dem BGB in Betracht: 
die Grunddienſtbarkeiten ($ 1018); das dingliche Vorkaufsrecht ($ 1094 Abſ 2; RG 104, 
318); die Re allaſt ($ 1105 Abſ 2). Weitere Rechte dieſer Art find nach Landesrecht z. B.: bei 
den durch landſchaftliche Kreditanſtalten (vgl. Art 167 EG) oder dieſen gleichzuſtellende Pfand- 
briefinſtitute beliehenen Grundſtücken das Guthaben des Eigentümers in dem Tilgungsfonds 
der Pfandbriefshypothek, ſofern nach der Satzung das Tilgungsguthaben nicht von dem 
Eigentum am Grundſtück getrennt werden kann (RG 74, 402; JW 07, 7022; Warn 1915 Nr 196; 
SeuffA 60 Nr 306; 64 Nr 456; OLG 24, 247; 30, 327; 38, 127); Gewerbe- und Apotheker- 
berechtigungen, es ſei denn, daß ſie „ſelbſtändige“, alſo nicht mit dem Eigentum an einem 
Grundſtück verknüpfte Berechtigungen find (RG 67, 226; JW ö 09, 47547; 1920 S. 71“, 5801; KGJ 
33 A 216; OLG 12 S. 143, 144; vgl. dazu JW 1922, 8348: preußiſche Apothekerberechtigungen 
neueren Rechts auf Grund der Kabinettsorder v. 5. 10. 46 haben nicht die Eigenſchaft ſelbſtändiger 
Gerechtigkeiten, haben jedoch durch Verwaltungsübung in gewiſſer Hinſicht die Natur der Ver⸗ 
erblichkeit und Veräußerlichkeit erhalten; den Verzicht auf ein Apothekenprivileg behandelt 
RG SeuffA 87 Nr 98); Fiſchereiberechtigungen (KJ 34 A 218); Abdeckereigerechtig⸗ 
keit (RG 83, 198); eine aus Bergwerkseigentum an den jeweiligen Grundeigentümer zu 
entrichtende Kohlenrente (RG 109, 319). Ferner die aus öffentlichen Verhältniſſen hervor⸗ 
gegangenen, aber doch dem privaten Vermögensrecht angehörenden, einem landwirtſchaftlichen 
Grundſtück zuſtehenden Branntweinſteuerkontingente nach dem früheren Branntweinſteuergeſetz 
v. 15. 7. 09 (RG 83, 57); nicht dagegen das Brennrecht im Sinne der $$ 30 ff. des Branntwein⸗ 
monopolgeſetzes vom 8. 4. 1922, das keine Gewerbeberechtigung, ſondern lediglich eine fteuer- 
liche Bevorzugung darſtellt (NG HRR 1932 Nr 1157), und ebenſowenig die einer Zündholzfabrik 
zuſtehenden Zündwarenſteuerkontingente nach dem früheren Zündwarenſteuergeſetz v. 15. 7. 
09 (RG 83, 54). Die hier in Betracht kommenden Rechte können auch öffentlich- rechtlicher Natur 
ſein (3. B. das Patronatsrecht). Es iſt möglich, aber nicht notwendig, daß ſie zugleich objektiv⸗ding⸗ 
lich (Rechte an einem Grundſtück) find. — Kein Recht im Sinne des $ 96 iſt: ein ſchuldrechtliches 
Vertragsrecht, auch wenn es in einem tatſächlichen, geſchäftlichen Zuſammenhange mit einem 
Unternehmen ſteht, das auf dem Grundſtück betrieben wird (RG Warn 1916 Nr 126); das Recht 
auf Schatzerwerb (RIA 3, 136); ein Guthaben des Grundſtückseigentümers aus Tilgungsbei⸗ 
trägen auf eine nicht landſchaftlichen Kreditanſtalten (ſ. oben) zuſtehende Amortiſationshypothek 
(RG 104, 73). Über das Kellerrecht vgl. RG 56, 258. 

2. Die Rechte gelten als Beſtandteile des Grundſtücks, d. h. das Geſetz behandelt ſie, obwohl 
fie nicht wirkliche Beſtandteile (Sachteile des Grundſtücks) find, als ſolche, um auf fie die für Be⸗ 
ſtandteile geltenden Vorſchriften zur Anwendung zu bringen, welche eine derartige Anwendung 
überhaupt zulaſſen (RG 83, 200; Warn 1916 Nr 126). Daraus ergibt ſich, daß dieſe Berechti⸗ 
111 75 den dinglichen Rechten am Grundſtück unterliegen und für die Hypothek nach § 1120 

aften (RG 83, 200, auch 54). Letzteres kann jedoch nicht gelten, wenn ſie öffentlich⸗rechtlicher 
Natur find. — Nach $ 8 GBO find ſie auf dem Blatte des Grundſtücks (Beſtandsverzeichnis) zu 
vermerken. — Soweit aber Beſtimmungen, die für Beſtandteile vorgeſehen find, nicht in Betracht 
kommen, ſind die Berechtigungen trotz der Verbindung mit dem Grundſtück als für ſich beſtehende 
Rechte zu beurteilen. Wird beiſpielsweiſe eine dem Grundſtück zuſtehende Grunddienſtbarkeit 
zuſammen mit dem Grundſtücke verkauft, jo beſtimmt ſich die Haftung des Verkäufers für ihr 
Nichtbeſtehen nach § 437; in der Zuſicherung ihres Beſtehens wird ihr Mitverkauf. nicht etwa 
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die Zuſicherung einer Eigenſchaft des Grundſtücks im Sinne des 8 459 Abſ 2 zu finden ſein; denn 
was nach dem Geſetz als Beſtandteil gilt, kann nicht zugleich als eine Eigenſchaft der Sache ange⸗ 
jeden werden (RG 83, 200; 93, 73 in teilweiſer Abweichung von 61, 84; Gruch 58, 949). — $% 
ſagt nur, daß die Rechte als Beſtandteile, nicht, daß fie als weſentliche Beſtandteile gelten, ſchließt 
aber auch dies nicht aus. Es kommt vielmehr auf die Natur des einzelnen Rechtes an, ob es vom 
Eigentum am Grundſtücke getrennt und Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte fein kann (8 93). 
Grunddienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht und Reallaſt ſind danach, ſoweit ihre Beſtandteilseigenſchaft 
für die Geſetzesanwendung in Betracht kommt, als weſentliche Beſtandteile zu behandeln (88 1103, 
1110; R 93, 73). Ebenſo nach Landesrecht das Jagdrecht (RG 70, 73), ferner das Guthaben 
an dem landſchaftlichen Tilgungsfonds (ſ. A 1), ſofern es nach der maßgebenden Landſchafts⸗ 
ordnung jeder Trennung von dem Grundſtücke entzogen iſt (RG 74, 403). 


§ 97 

Zubehör!) find bewegliche Sachen 2), die, ohne Beſtandteile der Haupt- 
ſache !) zu fein, dem wirtſchaftlichen Zwecke ) der Hauptſache e) zu dienen ©) 
beſtimmt ?) find und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden ®) 
raumlichen Verhältniſſe ) ſtehen. Eine Sache iſt nicht Zubehör, wenn fie im 
Verkehre nicht als Zubehör angeſehen wird 19), 

Die vorübergehende Benutzung ) einer Sache für den wirtſchaftlichen 
Zweck einer anderen begründet nicht die Zubehöreigenſchaft. Die vorüber⸗ 
gehende Trennung 12) eines Zubehörftüds von der Hauptſache hebt die Zu⸗ 
behöreigenſchaft nicht auf 13). 

E 1 789 II 77h; M 3 61; P 3 17. 


1 Belaſtung einer Sache im Zweifel auf das Zubehör. Das gleiche gilt nach § 498 für 
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2. Bewegliche Sachen können Zubehör fein; alfo alle Sachen außer den Grundſtücken, mithin 
auch Gebäude, die nach § 95 nicht Beſtandteile eines Grundſtücks find (RG 55, 281; § 95 A J). 
Ferner lebende Tiere (A 6; § 98 A 13). Ein Grundſtück kann einem andern Grundſtück nicht als 
Zubehör, ſondern nur als Beſtandteil zugeſchrieben werden (f. 8 93 A 6; 8 890 Abſ 2; vgl. $ 1131 
über die Wirkung der Zuſchreibung hinſichtlich der Hypotheken). Die aus Tilgungsbeiträgen 
auf Amortiſationshypotheken angeſammelten Guthaben (Amortiſationsfonds) ſind nicht Zu⸗ 
behör der mit den Hypotheken belaſteten Grundſtücke, gehen alſo (ohne befondere Feſtſetzung) 
nicht auf rechtsgeſchäftliche Erwerber oder Erſteher der Grundftüde über (MG 104, 73); eine bei 
Beſtellung der Hypotheken getroffene Vereinbarung, daß die gezahlten, zu einem Amortiſations⸗ 
fonds geſammelten Tilgungsbeiträge als Zubehör des Grundſtücks auf jeden neuen Eigentümer 
übergehen follen, iſt unwirkſam, weil fie zwingenden ſachenrechtlichen Vorſchriften widerſpricht 
(RG 104, 73; eine Ausnahme gilt nur auf Grund des Vorbehalts im Art 167 Ech für die amorti⸗ 
ſierbaren Pfandbriefhypotheken der landschaftlichen Kreditanſtalten, deren Reglements derartige 
Beſtimmungen enthalten: R& 27, 218; 64, 214; 74, 405; 104, 74; JW 07, 7022; Warn 15 Nr 196). 
Rechte können nicht Zubehör, ſondern nur Beſtandteile nach $ 96 ſein (RG 83, 56). Was Be⸗ 
ſtandteil eines Grundſtücks ift, gilt (ſofern nicht ein Ausnahmefall nach $ 95 vorliegt, ſ. $ 95 A 1) 
nicht als bewegliche Sache und kann daher nicht Zubehör ſein, insbeſondere nicht Zubehör eines 
andern Grundſtücks oder eines auf einem andern Grundſtück befindlichen Gebäudes (MG 55, 283; 
87, 50). Daher würden Fernleitungen, die von einem Elektrizitätswerk ausgehen und die elektrische 
Kraft über fremde Grundſtücke hinweg nach Ortſchaften in der Umgegend hinausſenden, nicht 
Zubehör des Elektrizitätswerks ſein, wenn ſie — z. B. durch feſte Verbindung ihrer Leitungs⸗ 
maſten oder Kabel mit dem Grund und Boden ($ 94 Abſ 1) — Beſtandteile der fremden Grund⸗ 
ſtücke von deren Grenzen ab wären (RG 65, 363; 70, 201; 87, 50; Warn 1918 Nr 155); in der 
Regel werden aber mit den Eigentümern der fremden Grundſtücke Mietverträge geſchloſſen ſein, 
fo daß § 95 Anwendung findet (§ 95 A 1). 

3. Zubehör ſind Sachen nur, wenn ſie nicht Beſtandteile der Hauptſache ſind. Darüber, 
wann dies der Fall iſt, ſ. 9 93 A 2 u. 9 94 A 7. Streitig iſt, ob Sachen, die zwar gegenwärtig 
ſelbſtändige Sachen, aber dazu beſtimmt ſind, künftig Beſtandteile der Hauptſache 
zu werden, Zubehör ſein können, ſolange ſie noch ſelbſtändig ſind. Dies muß bejaht werden. 
Dabei iſt insbeſondere zu berückſichtigen, daß die Zubehöreigenſchaft nicht erſt mit der wirklichen 
Benutzung, ſondern ſchon mit der Beſtimmung für die Zwecke der Hauptſache entſteht (f. A 7), 
und daß deshalb auch ſolche Sachen als Zubehör angeſehen werden tonnen, die gerade durch die 
Benutzung, zu der ſie beſtimmt ſind, ihre Zubehöreigenſchaft verlieren (3. B. Kohlen durch den 
Verbrauch, Verſandgefäße bei einer Fabrik durch Verſendung an die Kunden; NG 84, 285; 
Gruch 53, 899, |. A 6). Auch die Erwähnung des Dungers und des Saatgetreides, deren be ⸗ 
ſtimmungsgemäßer Gebrauch in dem Verbrauche befteht, in $ 98 ſpricht dafür. Daß dies Aus- 
nahmen fein ſollen, iſt in keiner Weiſe kenntlich gemacht, vielmehr entſpricht ihre Aufführung 
den hergebrachten Rechtsanſchauungen ſchon des gemeinen Rechtes (RG 66, 358). Auch ließe 
ſich ſonſt die Annahme der Zubehöreigenſchaft von künſtlichem Dünger, die auch die herrſchende 
Meinung anerkennt, nicht rechtfertigen. Es ist alſo lediglich feſtzuſtellen, ob die Sachen dadurch, 
daß ſie in die Hauptſache eingefügt werden, deren wirtſchaftlichem Zweck dienen. Daher ſind 
3. B. Zubehör: Vorräte (Materialreſerven) einer Fabrik, die zur Ausbeſſerung (etwa der Herde, 
Ofen, Wannen einer Glashütte) oder zum Erſatz alter abgenützter Betriebsteile dienen; Kohlen. 
vorräte, die auf einem Ziegeleigrundſtücke lagern und für den Betrieb der Ziegelei beſtimmt 
find (RG 66, 356; 77, 39; 86, 330; Gruch 53, 901; A 6); auf einem Ziegeleigrundſtück lagernde 
Maſten, die zerſchnitten und als Schwellen für ein Feldbahngleis des Ziegeleibetriebs verwendet 
werden ſollen (OLG 45, 110); zum Fabrikbetriebe beſtimmte Gerätſchaften (Maſchinen), die auf 
dem Fabrikgrundſtücke zu künftiger Verwendung lagern, gleichviel ob ſie durch die ſpätere In⸗ 
gebrauchnahme Beſtandteile werden oder ſelbſtändige Sachen bleiben (RG 51, 272). Weitere 
Beispiele ſind die mit Fahrrädern und Kraftfahrzeugen mitgeführten Erſatzſtücke (Preßluftreifen). 
Auch die zur Errichtung eines Gebäudes beſtimmten, auf einem Baugrundſtücke lagernden Bau⸗ 
mittelſtücke (3. B. Mauerſteine, Balken, Türen, Fenſter, Rc JW 1910, 41) find danach als 
Zubehör des Grundſtücks zu betrachten (ſtr. N& 84, 284; 86, 330; OLG 8, 418; 13, 313; 14, 10; 
a. M. OLG 4, 21; 14, 12; 14, 13; 15, 325; 22, 120). Allerdings kann von Zubehör zu einer 
Hauptſache nicht geſprochen werden, wenn die Hauptſache noch nicht beſteht, ſondern erſt durch 
die zu ihrer Herſtellung beſtimmten Gegenſtände gebildet werden ſoll (RG 89, 64). Daher ſind 
3. B. nicht Zubehör die beieinander liegenden Gegenſtände, aus denen eine bewegliche Sache 
angefertigt werden foll, auch wenn die Sache ſchon teilweiſe fertig iſt. Im Verhältniſſe zu den 
Baumittelſtücken für einen Neubau iſt aber das Baugrundſtück, nicht das erſt zu errichtende 
Gebäude als Hauptſache anzuſehen. Das Baugrundſtück hat den wirtſchaftlichen Zweck, durch 
Bebauung nutzbar gemacht zu werden; dieſem Zwecke dienen die Baumittelſtücke dadurch, daß 
fie zu einem Gebäude verbunden werden (RW 84, 285; 86, 330; ähnlich OL 8, 418). Anders 
verhält es ſich mit den auf einem Fabrikgrundſtücke lagernden Rohſtoffvorräten (hierüber A 6). 
Auch ſind die auf einem Grundſtück unbenutzt lagernden Maſchinen, die bei dem für einen ge⸗ 
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werblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude zum Betriebe beſtimmt ſind, noch nicht 
Zubehör des Grundſtücks, ſolange das Gebäude nicht fertiggeſtellt iſt und die Maſchinen 
daher nicht Zubehör des bisher Erbauten find (ſ. § 98 A 4); denn fie ſollen nach ihrer Zweckbe · 
ſtimmung nur dem wirtſchaftlichen Zwecke des hergeſtellten und zum Betriebe eingerichteten 
Gebäudes dienen, aber nicht ſchon vor der Fertigſtellung des Gebäudes dem Grundſtücke zu ſeiner 
Nutzbarmachung durch Bebauung verhelfen (RG 89, 65). — Aus der Faſſung des Geſetzes („ohne 
Beſtandteile der Hauptſache zu ſein“) ergibt ſich nicht, daß die in den $$ 97, 98 genannten Sachen 
in der Regel ſelbſtändige Sachen und nur ausnahmsweiſe Beſtandteile find (RG 63, 418; 69, 
151; ſ. jedoch bezüglich der Maſchinen § 93 A 2). - 

4. Die Sachen müfjen beſtimmt ſein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen. 
Ein ſolcher Zweck der Hauptſache iſt nur dann gegeben, wenn dieſe ſelbſt durch ihre körperliche 
Beſchaffenheit oder andere nach der Verkehrsauffaſſung erhebliche Umſtände darauf eingerichtet 
iſt, in beſtimmter Art wirtſchaftlich genutzt zu werden. Dabei iſt aber unter „wirtſchaftlichem“ 
Benutzen nicht bloß ein ſolches zu verſtehen, das auf vermögensrechtlichem Gebiete liegt, ſondern 
ein jedes der Zweckbeſtimmung entſprechendes Benutzen, das durch das Zubehör 
gefördert wird (RG 47, 199; OLG 6, 270). Daher wird z. B. auch eine Orgel als Zubehör einer 
Kirche zu erachten fein (vgl. R JW 1910, 4661); ferner Gobelins als Zubehör eines Schloſſes, 
ſofern ſie nicht nach der Art ihrer Anbringung ihre Eigenſchaft als ſelbſtändige bewegliche Sachen 
verloren haben und daher (unweſentliche) Beſtandteile des Schloßgebäudes ſind (RG Warn 1919 
Nr 45; 8 93 A 1). Bei einem Elektrizitätswerk find die davon ausgehenden Fernleitungen dem 
wirtſchaftlichen Zweck des Werkes zu dienen beſtimmt, da das Werk ohne das Leitungsnetz nicht 
die von ihm erzeugte elektriſche Kraft an die Ortſchaften in der Umgegend hinausſenden könnte 
(RG 87, 49). — Die Einrichtung muß ferner für die Dauer berechnet fein (vgl. im § 98: 
„für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet“), darf alſo nicht für einen von vornherein 
begrenzten Zeitraum und nicht bloß für die perſönlichen Bedürfniſſe des derzeitigen Eigentümers 
getroffen ſein (RG JW 09, 70°; Warn 09 Nr 491; 1913 Nr 127; 1917 Nr 171; Gruch 53, 900; 
DLG 22, 125; 8 98. A 4). Die Verkehrsauffaſſung (3. B. hinſichtlich des Verhältniſſes einer Laden⸗ 
einrichtung zu einem Gebäude) ift dabei entſcheidend (R JW 09, 4856). Es iſt aber nicht not⸗ 
wendig, daß die Hauptſache ausſchließlich für einen beſtimmten wirtſchaftlichen Zweck verwendbar 
iſt, wenn nur die gegenwärtige Einrichtung auf die Dauer berechnet iſt (RG 48, 209; Gruch 67, 
168; OLG 5, 78; 6, 212; 22, 122; 24, 247; auch RG JW 09, 70%). So find z. B. die für einen 
Theaterbetrieb beſtimmten, im Theatergebäude aufbewahrten Koſtüme und ſonſtigen Theater⸗ 
tequifiten Zubehör des Theatergrundſtücks, wenn der Grundſtückseigentümer zugleich der Theater ⸗ 
unternehmer iſt (OLG 30, 328). Dagegen find Reitpferde, deren Vermietung auf einem Grund- 
ſtück gewerbsmäßig betrieben wird, ni t Zubehör des Grundſtücks, wenn keine Reitſtälle darauf 
ein K find (OLG 34, 5). 

2 als Hauptſache anzuſehen ift, jagt das Geſetz nicht. Es kommt hier ebenfo wie im 
$ 947 Abſ 2, wo derſelbe Ausdruck in etwas A u Gamli in der Neben 
als Hauptbeftanbteil) wiederkehrt, auf die allgemeine natürliche Anſchauung an (vgl. auch $$ 470, 
661 Abſ 2). Aus 5 98 ergibt ſich daß Grundſtücke und Gebäude (diefe, wenn die Zubehör⸗ 
ſtücke lediglich in würtſchaftlicher Beziehung zum Gebäude ſtehen) ſtets als Hauptſache anzuſehen 
* Ack 87, 49; $ 98 A 2). Daher kann auch ein Teil eines Grundſtücks oder eines Gebäudes 
als Hauptſache gelten; mittelbar iſt dann auch die ganze Sache Hauptſache und das Zubehör 
des 3 eils auch Zubehör bes Ganzen (MG 48, 207; 89, 63; Gruch 54, 134; Warn 09 Nr 491; 1910 
Nr 182; DRG 6 S. 212, 270; 22, 122; 24, 247; 8 98 A 2). Sind mehrere grundbuchmäßig 
ſelbſtandige Grundſtücke einheitlich zu einem Betriebe eingerichtet, ſo kommt es 
für die Frage, ob gegenüber den beweglichen Einrichtungsgegenſtänden das eine oder das andere 
Grunoſtück als die Hauptſache anzuſehen iſt, darauf an, welches Grundſtück den Mittelpunkt der 
einheitlichen Bewirtſchaftung bildet. Daher ift z. B. nicht der Gaſtwirtſchaftsgarten, ſondern 
das mit den Gaſtwirtſchaftsgebäuden verſehene Grundſtück die Hauptſache (NG Warn 1910 
Nr 314; ähnlich JW 1932, 158170. Steht ein Fabrikgebäude auf zwei angrenzenden Grund⸗ 
ſtücken und ſind beide Grundſtücke zu einem einheitlichen Fabrikbetrieb eingerichtet, ſo ſind die 
zum Betriebe dienenden Maſchinen Zubehör desjenigen Grundſtücks, das den Mittelpunkt des 
einheitlichen Betriebes bildet. Findet aber in dem nur auf dem einen Grundſtück ſtehenden Ge⸗ 
bäudeteil ein ſelbſtändiger Fabrikbetrieb ſtatt, ſo ſind die dort untergebrachten Maſchinen auch 
nur Zubehör dieſes Grundſtücks (RG 130, 267). Sind bewegliche Gegenſtände (z. B. Maſchinen, 
Pferde, Wagen) zum Betriebe eines mit einer Fabrik beſetzten Grundſtücksteils beſtimmt, ohne 
daß dieſer Teil im Verhältnis zu den anderen Grundſtücksteilen eine rechtliche Selbſtändigkeit 
beſitzt, fo find die Gegenſtände auch Zubehör des ganzen Grundſtücks (RG Warn 1931 Nr 40). — 
Bewegliche Sachen (Kraftfahrzeuge, Eiſenbahnwagen, Schiffe) können Hauptſache ſein; 
nicht aber unkörperliche Gegenſtände, mit Ausnahme der grundſtücksgleichen Rechte (5 90 
A 1). Die Schuldurkunde ift mithin nicht Zubehör der Forderung, obwohl fie ihr rechtliches Schicksal 
nach $ 952 teilt. Auch eine nur wirtſchaftliche Einbeit iſt nicht die vom Geſetz gemeinte Hauptſache 
(RG 41, 320; JW 07, 1295; $ 98 A 4). — Eine Sache kann Zubehör mehrerer Hauptſachen 
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fein, auch wenn dieſe verſchiedenen Eigentümern gehören (RG 41, 320; OLG 35, 291; JW 1932, 
158115; a. M. OLG 10, 61). Die für Zubehör geltenden Rechtsſätze laſſen ſich darauf regelmäßig 
in entſprechender Weiſe anwenden. So geht z. B. bei der Veräußerung des einen von zwei 
Grundſtücken, die bisher demſelben Eigentümer gehört haben, das Miteigentum am Zubehör 
nach $ 926 auf den Erwerber über (a. M. anſcheinend OLG 35, 291 für den Fall, daß eines von 
zwei mehreren Miterben gehörenden Nachlaßgrundſtücken, zu denen gemeinſchaftliches Zubehör 
gehört, an einen der Miterben übertragen wird). Der Anteil, der jedem der Grundſtückseigen⸗ 
tümer an dem Zubehör gebührt, iſt dann nach den beſondern Verhältniſſen der Grundſtücke, 
insbeſondere nach ihrer Größe, zu ermitteln. Ahnliche Grundſätze werden Platz greifen, wenn 
von einem Grundſtück ein Teil abveräußert wird (vgl. DRZNIPL 1932 Nr 322). Doch wird hier 
die Vermutung des § 314 oft nicht entſprechend anwendbar at z. B. wenn der veräußerte Teil 
einem beſondern wirtſchaftlichen Zweck dient oder im Verhältnis zum Reſt geringfügig iſt. — 
Vgl. für Seeſchiffe $ 478 HGB, für Bergwerke RG JW 07, 1295. 

6. Die Sachen müſſen beſtimmt fein, dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu dienen, 
ihre wirtſchaftliche Ausnutzung zu ermöglichen oder zu erleichtern, und zwar in einer Weiſe, daß 
fie als der Hauptſache untergeordnet erſcheinen, zu dieſer im Abhängigkeitsverhältnis ſtehen 
(RS 86, 328). Daher find die auf einem Fabrikgrundſtücke lagernden, zur Verarbeitung in der 
Fabrik beſtimmten Rohſtofſvorräte nicht Zubehör der Fabrik; aus ihnen ſollen zwar durch Um⸗ 
arbeitung und Verarbeitung im Betriebe der Fabrik Fabrikwaren hergeſtellt werden; in ihrer 
Selbſtändigkeit ſtehen ſich aber die Fabrik und die Rohſtoffvorräte als gleichwertige und gleich" 
wichtige, voneinander unabhängige Sachen gegenüber (RG 86, 326, auch 55, 288; Warn 1919 
Nr 168; OLG 22 S. 123, 124). Anders verhält es ſich mit Kohlenvorräten (ſ. unten), mit der 
Materialteſerve und mit Baumittelſtücken (A 3). Was nur Ergebnis der wirtſchaftlichen Aus⸗ 
nutzung iſt und für die künftige Benutzung nicht verwendet werden ſoll, dient nicht mehr der 
Hauptſache. Daher ſind nicht Zubehör die in einem Wirtſchaftsbetriebe erzeugten, zum Ver⸗ 
kauf beſtimmten Waren, z. B. Ziegel in einer Ziegelei, Kunſtſte ine, Baumſchulbeſtände, 
unvermietete Gasuhren einer Gasfabrik (RG 66, 90; SeuffA 62 Nr 130; 67 Nr 257; OLG 14 
S. 9, 106; 20, 38; 22, 124). Weiter ſind Waren, deren Veräußerung und Verbrauch den Gegen⸗ 
ſtand eines Geſchäftsbetriebes bildet, nicht 1 eines Grundſtücks, das dem Geſchäftsbetriebe 
dient, ſo z. B. Weinvorräte, Vorräte zur Beköſtigung der Gäſte nicht Zubehör eines Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsgrundſtücks (OLG 31, 311; auch 30, 329). Nicht notwendig iſt, daß die Zubehörſtücke 
dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache unmittelbar dienen; es genügt, daß ſie dem Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe irgendwelche Vorteile zu bringen beſtimmt find. Daher find Gondeln auf einem 
in der Nähe eines Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks befindlichen Teich, die dem Vergnügen der Gäſte 
dienen und dadurch die Anziehungskraft der Gaſtwirtſchaft erhöhen ſollen, deren Zubehör (RG 47, 
197). Ebenſo iſt der Hotelomnibus Zubehör des Gaſthofs, auch wenn zuweilen andere Perſonen als 
Hotelgäſte damit befördert werden (RG 47, 200). Ferner dienen dem wirtſchaftlichen Zweck der 
Haupkſache die zum Vertriebe der fertiggeſtellten Waren beſtimmten Gegenſtände, z. B. Pferde 
und Wagen, Verſandgefäße (RG 47, 262; JW 95, 60751; 96, 36135; 07, 703°; Gruch 53, 899). 
Für Gerät und Vieh eines Wirtſchaftsbetriebs, der von einem Grundſtückseigentümer auf ſeinem 
(kleinen) bebauten Grundſtück und zugleich auf fremdem (größeren) Pachtlande einheitlich ein⸗ 
gerichtet ift, vgl. JW 1932, 158112. — Den Zwecken der Hauptſache können auch ſolche Sachen 
dienen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch in dem Verbrauch oder der Veräußerung beſteht 
(RG 66, 358). Aus dem Geſetze ergibt ſich kein Grund dafür, verbrauchbare Sachen niemals 
als Zubehör anzuſehen. Vielmehr erwähnt das Geſetz ſelbſt in $ 98 Dünger und landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugniſſe. Daher ſind die auf einem Fabrikgrundſtück befindlichen, für den Fabrikbetrieb 
beſtimmten Kohlenvorräte Zubehör; denn ſie haben die Beſtimmung, durch ihre Verwendung 
zur Feuerung der Maſchinen als Hilfsmittel des Betriebes den wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik 
zu fördern (RG 77, 36; 86, 330; OLG 14, 9; 24, 250; a. M. OLG 13, 312). Ferner find Maſt⸗ 
ſchweine als Zubehör eines Grundſtücks anzuſehen, wenn auf dieſem eine Molkerei betrieben 
und die Abfälle aus der Molkerei zur Schweine mäſterei verwendet werden (RG 77, 241); dasſelbe 
gilt für Schweine, die aus Nebenerzeugniſſen einer auf dem Landgut betriebenen Mühle und 
Bäckerei aufgezogen werden (Rh Warn 1932 Nr 95). Ebenſo find Verſandgefäße, Biertonnen, 
Flaſchen, in denen die Waren den Kunden geliefert werden, auch dann Zubehör, wenn ſie von 
den Kunden nicht zurückgefordert zu werden pflegen (NG Gruch 53, 899; SeuffA 63 Nr 133; 
67 Nr 257). Endlich können auch ſolche Sachen Zubehör fein, die durch den beſtimmungsgemäßen 
Gebrauch ihr ſelbſtändiges Daſein verlieren, indem fie Beſtandteile der Hauptſache werden (ſ. A 2). 
— Andere Beiſpiele für Zubehör find: das Inventar von Gaſthöfen und Wirtſchaften (RG 
Gruch 52, 116; JW 04, 403°; Warn 1910 Nr 312; OLG 2, 499; 5, 78; 24, 249; vgl. aber OLG 
28, 20: ein für Fremdenverkehr nicht genügendes Inventar einer Sommervilla iſt nicht Zubehör 
der Villa); die Kontoreinrichtung einer Fabrik, wenn ſich das Kontor auf dem Fabrikgrundſtück 
befindet (OLG 13, 314; 24, 249; DRZRIPT 1932 Nr 636; dagegen find Kontormöbel in einer 
nur in einzelnen Teilen für Kontorzwecke eingerichteten Villa nicht Zubehör des Villengrundſtücks, 
OLG 29, 244); Bodenbelag aus Linoleum in einem Fremdenheim (Seuffe 74 Nr 157); die 
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Apothekeneinrichtung auf einem Grundſtück, das für den Apothekenbetrieb dauernd eingerichtet 
iſt (R Warn 09 Nr 491); Topfpflanzen einer Gärtnerei, die zur Ausſchmückung von Sälen, 
Kirchen uſw. für Feſtlichkeiten ausgeliehen werden (OLG 3, 234); die vom Grundſtückseigentümer 
in einem Miethauſe angebrachten Beleuchtungskörper (OLG 14, 8); Pferde und Wagen uſw. bei 
einer Brauerei, Meierei, Holzſägerei, einem Speditions⸗ und Fuhrgeſchäft (RG 47, 262; 69, 85; 
JW 07, 7033; Warn 1917 Nr 171; Seuff A 63 Nr 133; OLG 6, 213; 15, 310; dagegen find Wagen, 
die nur gelegentlich zum Beſuche von Kunden, zur Einziehung von Außenſtänden u. dgl. ver⸗ 
wendet werden, kein Zubehör des Fabrikgrundſtücks, OLG 29, 244). Weitere Beiſpiele ſ. 9 98 
A 6. Nicht als Zubehör iſt angeſehen worden die von einem Gaſtwirt vor dem Gaſthofe errichtete 
öffentliche ſtädtiſche Wage, weil die beſtimmte Beziehung zu dem Wirtſchaftsbetriebe im Gaſthofe 
fehlte (NG SeuffA 62 Nr 433). x 

7. Die Sachen müſſen beſtimmt fein, dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu dienen. 
Daraus ergibt ſich erſtens, daß ſie ſchon mit der bloßen Beſtimmung Zubehör werden, 
auch wenn ſie in dieſem Zeitpunkte 115 den wirtſchaftlichen Zweck noch nicht benutzt werden, 
ſofern nur der räumliche Zuſammenhang und die Möglichkeit ihrer Benutzung beſteht (A 8, 9). 
Daher ſind die auf das Fabrikgrundſtück geſchafften Maſchinen ſchon vor ihrer Ingebrauchnahme 
Zubehör (RG 51, 272). Zweitens folgt aus jenem Leitſatz, daß es nur auf den Willen des 
Beſtimmenden, nicht darauf ankommt, ob die Zubehörſtücke für die Zwecke der Hauptſache 
geeignet oder gar notwendig ſind (RG JW 09, 702; OLG 22, 125; 40, 413; auch RG Warn: 1913 
Nr 127; SeuffA 67, 479). Deshalb hat das BGB aber noch nicht, wie teilweiſe das frühere Recht, 
ſog. gewillkürtes Zubehör zugelaſſen, bei dem es nur auf den Willen des Eigentümers ankommt; 
vielmehr müſſen ſtets ſämtliche Vorausſetzungen der Zubehöreigenſchaft erfüllt ſein (RG 55, 
292). Die Beſtimmung iſt kein Rechtsgeſchäft, aber ſie enthält eine Willensäußerung, die 
als Rechtshandlung zu betrachten iſt. Daher wird mindeſtens Willensfähigkeit, wenn auch nicht 
unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit zu verlangen ſein. Wer die Beſtimmung zu treffen hat, 
fagt das Geſetz nicht. Daraus ift zu folgern, daß jeder es“ ſein kann, der die Hauptſache rein tat» 
ſachlich benutzt; auch ein Mieter und Pächter (falls dieſe nicht die Beſtimmung bloß für vorüber⸗ 
gehende Zeit treffen); ebenſo jeder Eigenbeſitzer. an rin runden 

8. Die Sachen müſſen in einem ihrer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältniſſe 
zur Hauptſache ſtehen. Ihre beſtimmungsgemäße Benutzung muß alſo möglich ſein an dem 
Platze an dem fie ſich befinden (RG 51, 272; Warn 09 Nr 176; OLG 5, 78; 15, 326). Deshalb 
find Zubehör z. B. die auf den Fabrikhof gebrachten, zum Fabrikbetriebe beſtimmten Gerät⸗ 
ſchaften (5 98 Nr 1), die jederzeit in der Fabrik verwendet werden können (RG 51, 272; O 
28, 19; f. 8 98 A 6); aber nicht eine Lokomobile, deren Transport zu dem Bergwerke, für das 
ſie beſtimmt war, unterwegs wegen ihrer Schwere unterbrochen werden mußte, wenn ſie ſich 
auch ſchon auf dem Grundſtücke befand, auf das ſie geſchafft werden ſollte (RG Warn 09 Nr 176). 
9. Ein räumliches Verhältnis zur Hauptſache, das der Beſtimmung der Sachen entſpricht, 
liegt vor, wenn ſich die Sachen in oder auf der Hauptſache oder fonft in ihrer unmittelbaren Nähe 
befinden. Geringe Entfernung ſteht dem gleich. So können 3. B. Gondeln auf einem in der 
Nahe eines Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks befindlichen Teiche Zubehör der Gaſtwirtſchaft ſein (RG 
47, 197); ebenſo die Einrichtungsgegenſtände in einem Gaſtwirtſchaftsgarten, auch wenn dieſer 
grundbuchmäßig ein ſelbſtändiges Grundſtück bildet (RG Warn 1910 Nr 312). Ferner können 
Zubehör fein: Gebäude auf einem Nachbargrundſtücke, die nach § 95 nicht deſſen Beſtandteile 
geworden find (RG 55, 282); Stalleinrichtungen für ein Reitinſtitut (Tatterſall), auch wenn 
fie ſich auf einem benachbarten fremden Grundſtück befinden (R Gruch 67, 166); von einem 
Clektrizitätswerk ausgehende Fernleitungen, auch wenn fie über fremde Grundſtücke nach Ort⸗ 
ſchaften in der Umgegend gehen, ſowie ein mit einem Fabrikgrundſtück verbundenes, über ein 
benachbartes Eiſenbahngelände gelegtes Anſchlußgleis (RG 87, 48; Warn 1918 Nr 155; 130 
Nr 49; Zubehör wären dieſe Dinge allerdings nicht, wenn fie Beſtandteile der fremden Grund⸗ 
ſtücke wären; denn dann würden fie, ſofern nicht § 95 Platz greift, keine beweglichen Sachen 
fein: ſ. A 2). Dagegen darf keine (nach den jedesmaligen Verhältniſſen zu beurteilende) größere 
Entfernung vorliegen. So ift die Einrichtung eines Kontors, das ſich in einer andern Straße 
als das Fabrikgrundſtück befindet, ebenſowenig Zubehör wie die Einrichtung einer Zweignieder⸗ 
laſſung im Verhältniſſe zur Hauptniederlaſſung. Es ſchadet aber nichts, daß die Sachen zeit- 
weilig von der Hauptſache getrennt werden müſſen (vgl. A 12), auch wenn fie gerade da- 
durch ihre Zweckbeſtimmung erfüllen. Daher können die zur Fortſchaffung der auf dem Grund⸗ 
ſtücke erzeugten Waren dienenden Pferde und Wagen Zubehör fein (f. A 6). Ferner fteht, wenn 
ein Grundſtück dauernd zum Betriebe eines Fuhrwerksunternehmens eingerichtet iſt (z. B. durch 
Einrichtung von Stallungen für die Pferde, Schlafräumen für die Kutſcher, Gelaſſen für die 
Geſchirre und ſonſtigen Gerätſchaften), der Zubehöreigenſchaft der Pferde und Wagen nicht 
ren daß ihre Benutzung ſich regelmäßig außerhalb des Grundſtücks vollzieht (RG Warn 

17 Nr 171). 14 

10. Eine Sache iſt nicht Zubehör, wenn ſie im Verkehre nicht als Zubehör angeſehen wird. 
Verkehrsauffaſſung iſt die Anſchauung, die ſich allgemein oder doch in dem betreffenden Ver⸗ 
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kehrsgebiete gebildet hat und in den Lebend- und Geſchäftsgewohnheiten in die Erſcheinung 
tritt (RG 77, 244; Warn 1930 Nr 49). Sie entſcheidet alſo ſtets, auch wenn alle ſonſtigen Vor⸗ 
aussetzungen der Zubehöreigenſchaft gegeben find (RG Warn 09 Nr 175; 1930 Nr 49). So find 
Ofen in gewiſſen Gegenden nicht Zubehör, weil ſie in der Regel von den Mietern mitgebracht 
werden (Prot 3, 19). Ferner iſt das auf Holzfußboden liegende Linoleum nach Hamburger Ver⸗ 
kehrsanſchauung nicht Zubehör (DLG 45, 110). Ein Muſikautomat in einer Gaſtwirtſchaft 
iſt infolge einer entgegenſtehenden Verkehrsauffaſſung nicht als Zubehör aufgefaßt worden 
(OLG 4, 204; jedoch 5, 78; 24, 249); ferner für Hamburg (nicht auch für Bremen: OLG 31, 
192) die Einrichtung einer Gaſtwirtſchaft nicht als Zubehör des Hauſes, auch wenn dieſes für 
den Wirtſchaftsbetrieb dauernd eingerichtet iſt (OSG 38, 30); ebenſo für Frankfurt a. M. nicht 
die Einrichtung eines Kaffee hauſes, wenn es ſich nicht um ein Kaffee haus mit eigener architektoniſcher 
Geſtaltung handelt, bei dem das Inventar ſtilmäßig mit dem Raum eine Einheit bildet und 
eigens für dieſen Raum gefertigt iſt (HORR 1932 Nr 2235); weiter nicht die Ladeneinrichtung 
eines Metzgereigeſchäfts (RG JW 09, 4855). Dagegen iſt anderwärts (RG Gruch 52, 116) das 
Beſtehen einer örtlichen Verkehrsauffaſſung, wonach die Einrichtung einer Gaſtwirtſchaft nicht 
als Zubehör zu gelten habe, verneint worden. Vgl. auch RG 77, 39 (Kohlenvorräte), OLG; 2, 
342 (Schweine), OLG 8, 417 (Feldbahn). — Liegen die ſonſtigen Vorausſetzungen der Zubehör⸗ 
eigenſchaft vor, ſo hat der, welcher behauptet, daß der Verkehr die Sache nicht als Zubehör auf⸗ 
faſſe, die Beweislaſt hierfür, und das Beſtehen einer die Zubehöreigenſchaft ausſchließenden 
Verkehrsauffaſſung muß feſtgeſtellt werden (RG 77, 244; JW 09, 702; Warn 1914 Nr 324; 
Gruch 71, 386; OLG 31, 132). Dazu genügt nicht der Nachweis, daß in früheren Jahren eine 
Verkehrsſitte beſtanden habe; das gegenwärtige Beſtehen der Verkehrsſitte muß dargetan werden. 
Eine Vermutung für die Dauer einer Verkehrsſitte beſteht nicht, da die Verkehrsſitte ſich den 
jeweiligen Verhältniſſen anpaßt (RG Warn 1914 Nr 324). Das gegenwärtige Beſtehen einer 
Verkehrsſitte kann aber aus früheren Entſcheidungen der Gerichte entnommen werden (RG 
Warn 1914 Nr 324). 

11. Eine bloß vorübergehende Benutzung liegt vor, wenn die ſpätere Aufhebung der Zu⸗ 
behöreigenſchaft von vornherein beabſichtigt oder nach der Natur des Zweckes der Benutzung 
als gewiß angenommen wird (RG 47, 202; 132, 324; Warn 1913 Nr 39; 1924 Nr 119; OLG 
7, 350; 13 S. 212, 312; 14, 8; 15, 310; 22, 122), mag auch das Ende der Benutzung erſt nach 
Jahren eintreten (RG Warn 1924 Nr 119; JW 1932, 373010). Dagegen nicht, wenn es ſich um 
eine bei normalem Verlauf der Dinge als dauernd gedachte, nicht von vornherein zur Wieder⸗ 
aufhebung beſtimmte Benutzung handelt (RGS 62, 411; Warn 1924 Nr 119); auch nicht, wenn 
für das Fortwirken des Benutzungszwecks ein Endpunkt begrifflich nicht feſtſteht, ſofern nicht 
durch das Dazwiſchentreten unberechenbarer zufälliger Ereigniſſe Anderungen herbeigeführt 
werden (RG 61, 191; 66, 89; Warn 1924 Nr 119); ferner nicht, wenn der Eigentümer eines 
Grundſtücks lediglich für den Fall, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe es geitatten ſollten, in 
Ausſicht nimmt, einen gegenwärtigen Fabrikbetrieb durch einen andern zu erſetzen, ſofern die 
Erfüllung dieſes Wunſches zweifelhaft it (OLG 5, 77). Die Benutzung für die ganze Dauer 
des Beſtehens einer Sache iſt niemals eine vorübergehende, auch wenn der Gebrauch nur kurze 
Zeit dauert (z. B. bei Bau- und Brennmittelſtücken oder bei Fabrikationshilfsmitteln, die nur 
einmal oder wenige Male benutzbar find: RG 77, 38; NG Gruch 71 386); ebenfo nicht, wenn 
der Gebrauch in der Veräußerung beſteht (RG 77, 38; Gruch 53, 900). Lagern Maſchinen, die 
zu einem Fabrikbetriebe benutzt werden, zunächſt auf einem gemieteten Grundſtück und erwirbt 
der Fabrikbeſitzer dann das Eigentum am Grundſtück, ſo iſt nunmehr davon auszugehen, daß 
die ehedem zur vorübergehenden Benutzung eingebrachten Maſchinen fortan der dauernden 
Benutzung auf dem Grundſtück gewidmet und damit Zubehör des Fabrikgrundſtücks geworden 
find (RG 132, 324). Ein Miet- oder Pachtverhältnis braucht nicht als vorübergehend betrachtet 
zu werden, wenn ſeine Verlängerung nach Ablauf der Miet- oder Pachtzeit zu erwarten ſteht 
(RS 47, 202; Warn 1913 Nr 39; OLG 15, 310). Dagegen ſind Baumſchulbeſtände nur vorüber⸗ 
gehend in einer Gärtnerei aufbewahrt (RG 66, 90). Ob die Benutzung vorübergehend oder 
dauernd iſt, iſt keine rein tatſächliche Frage, daher vom Reviſionsgericht rechtlich nach⸗ 
zuprüfen (RG 55, 284; Warn 1924 Nr 119). 

12. Vorübergehende Trennung iſt z. B. die Entfernung zum Zwecke der Ausbeſſerung, 
auch wenn dieſe mehrere Monate dauert (Od 6, 213). Vgl. auch A 9. 

13. Die Zubehöreigenſchaft wird aufgehoben, wenn eine ihrer Vorausſetzungen fortfällt, 
wenn alſo z. B. die Zubehörſtücke nicht mehr ſelbſtändige bewegliche Sachen find oder wenn 
der Eigentümer ihre Benutzung für die Zwecke der Hauptſache dauernd aufgibt (z. B. Wirt⸗ 
ſchaftsinventar fortan nur noch für ſich perſönlich benutzt: RH Warn 09 Nr 175) oder wenn 
die Hauptſache dem ihr gegebenen wirtſchaftlichen Zwecke entfremdet wird (Roh Gruch 53, 900) 
oder im Falle dauernder Trennung. Iſt dagegen der Grund, der zur Aufhebung führen 
kann, nur vorübergehend, ſo bleiben die Sachen Zubehör, und zwar nicht bloß (wie es 
nach den Geſetzesworten ſcheinen könnte) im Falle einer Trennung, ſondern auch in jedem andern 
Falle. Deshalb wird dadurch, daß der Betrieb einer Fabrik zeitweilig (z. B. infolge der Konkurs⸗ 
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eröffnung) eingeftellt oder daß ein Werk zur Zeit betriebsunfähig (z. B. eine Zeche „erſoffen“) 
iſt, ie Zabehkreigenſchoſt nicht aufgehoben, wenn die Möglichkeit der Wiederaufnahme des 
Betriebs beſteht (RG 77, 40; JW 03 Beil 45; 07, 1298; Gruch 53, 901; 71, 386). Ferner wird 
die Zubehöreigenſchaft noch nicht dadurch aufgehoben, daß der Eigentümer Zubehörſtücke öffent⸗ 
lich zum Kauf anbietet, ſofern nur die Sachen in dem bisherigen räumlichen Verhältnis geblieben 
jmd (OLG 35, 135). — Für die Befreiung von der Hypothekenhaftung im Falle der 
Aufhebung der Zubehöreigenſchaft find in $ 1122 Abſ 2 beſtimmte Vorausſetzungen aufgeſtellt. 
Auch hier kommt es nicht darauf an, wie die Aufhebung geſchieht. Die Haftung beſteht trotz 
völliger Aufgabe der bisherigen Bewirtſchaftung der Hauptſache fort, weil dieſe Aufgabe 
nicht in den Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft liegt (RG 69, 88). 


§ 98 

Dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache ſind zu dienen beſtimmt !): 

1. bei einem Gebäude 2), das für einen gewerblichen Betrieb?) dauernd 
eingerichtet iſt ), insbeſondere bei einer Mühle, einer Schmiede, einem 
Brauhaus, einer Fabrik ), die zu dem Betriebe e) beſtimmten d) Ma- 
ſchinen ®) und ſonſtigen Gerätſchaften °); 

2. bei einem Landgute 10) das zum Wirtſchaftsbetriebe 10) beſtimmte Ge- 
rät 2) und Vieh !), die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit fie zur 
Fortführung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich find 1%), zu welcher 
gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen werden, 
ſowie der vorhandene auf dem Gute gewonnene Dünger 15), 
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Sachen aber nur, wenn auch die anderen Vorausſetzungen des $ 97 vorliegen (R& 63, 418; JW 
09, 700). Die Sachen dürfen alſo nicht Beſtandteile der Hauptſache fein (RG 50, 241; 63, 418; 
67, 34), muſſen in dem ihrer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältniſſe zur Haupt 
ſache ſtehen (R 51, 273; OLG 24, 250) und im Verkehr als Zubehör gelten (OLE 24, 250). 


2. Das Geſetz geht erſichtlich davon aus, daß ein Gebäude im Verhältnis zu den Gegen⸗ 

> erbe dienen, ſtets als Hauptſache anzuſehen ift, ebenſo 

wie es auch immer Hauptſache nach $ 947 Abſ 2 ſein wird (RG 87, 49; 8 93 A 5; § 94). Daß das 
0 cht erforderlich; auch wenn der Wert der zum Betriebe 
beſtimmten Gerätſchaften den Wert des für den Betrieb dauernd eingerichteten Gebäudes über- 
ſteigt (wie es z. B. bei Fernleitungen im Verhältnis zum Elektrizitätswerk der Fall fein kann), 
hat das Gebäude als die pe zu gelten (RG 87, 49). Sind Sachen Zubehör des Gebäudes, 
ſo ſind fie zugleich mittelbar Zubehör des Grundſtücks, deſſen weſentlicher Beſtandteil das Ge⸗ 
bäude ift (RG 89, 63; $ 97 A 5). Daher find 3. B. Zubehörſtücke einer auf einem Landgute be⸗ 
triebenen Brennerei oder Haus- und Küchengerät, das zur Ausſtattung der einem Wirkſchafts⸗ 
2 55 Wohnung angewieſenen Räume dient, zugleich Zubehör des Gutes (RG Warn 

175). 

3. Unter einem gewerblichen Betriebe ift zu verſtehen jede auf Erwerb im weiteſten Sinne 
gerichtete Tatigteit, die eine ftändige Einrichtung zur Vorausſetzung hat. Dazu gehören außer 
den in $ 98 genannten Beispielen: Wirtſchaften und Gaſthöfe (RG 47, 197; 48, 207; JW 04, 
203°, Gruch 52, 116; Warn 1910 Nr 312; OLG 2, 499; 5, 78; 6, 12; 24, 249); Apotheke (RG 
Warn 09 Nr 491; JW 1920, 713); Holzſägerei und Holzhandelgeſchäft (1 69, 85); Schlacht- 
haus (RG Gruch 41, 1049); 1 (n JW 09, 4855; OLG 15, 326; 24, 247); Molkerei 
RG 77, 241); Meierei (Seuffel 63 Nr 133); Ziegelei (MG IW 09, 485%; Seuffa 62 Nr 130; 
O 4, 204); Bäckerei (Seuffäl 65 Nr 305; OLE 22, 122); Konditorei (JW 1933, 92410), Schloſſerei 
(OLG 12, 10); Kunſtgärtnerei (OLG 3, 234); Reitinſtitut mit Reitbahn, Ställen und Remifen 
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(RG Gruch 67, 167); Kolonialwarengeſchäft (JW 1932, 209712). Bei einem Fuhrgeſchäft findet 
der gewerbliche Betrieb nicht auf dem Grundſtücke ſtatt, auf dem ſich das Kontor befindet, ſondern 
auf der Straße. Das Grundſtück iſt daher nicht für den Betrieb eingerichtet; Pferde und Wagen 
find nicht Zubehör (DLG 13, 314). Anders liegt die Sache bei einem Speditions⸗ und Fuhr⸗ 
geſchäft, wenn ſich auf dem Grundſtück ein Raum zur Lagerung der zu befördernden Waren 
(OLG 15, 310) oder Stallung für die Pferde, Gelaß für die Geſchirre uſw. ($ 97 A 9) befindet. 

4. Für einen gewerblichen Betrieb iſt ein Gebäude dauernd eingerichtet, wenn es gerade 
für die beſtimmte Betriebsart, zu der es benutzt wird, eingerichtet iſt. Als ſo eingerichtet kann 
ein Gebäude ſich ſchon allein durch feine eigenartige Gliederung oder feine ſonſtige Bauart dar⸗ 
ſtellen (RC Warn 1912 Nr 286). Notwendig iſt dies aber nicht. Vielmehr iſt ein Gebäude für 
einen gewerblichen Betrieb auch dann dauernd eingerichtet, wenn es mit Gegenſtänden, die 
dem Betriebe dieſes Gewerbes dienen, derart verbunden iſt, daß das Ganze erkennen läßt, es 
ſei dazu beſtimmt, dauernd zum Betriebe dieſes Gewerbes benutzt zu werden (RG Warn 1912 
Nr 286; JW ö 09, 4855; 1932, 209712; Gruch 54, 132; OLG 24, 250). Es genügt auch, daß nur 
ein Teil eines Gebäudes für den Gewerbebetrieb dauernd eingerichtet iſt (RG 48, 207; 
JW 09, 4855; Warn 09 Nr 491; OLG 6, 212; SeuffA 74 Nr 120). Dauernd ift aber eine Ein⸗ 
richtung dann nicht, wenn ſie für einen von vornherein begrenzten Zeitraum oder lediglich 
für die perſönlichen Bedürfniſſe des gegenwärtigen Beſitzers getroffen iſt (R IW 09, 4855; 
Warn 1912 Nr 286; § 97 A 4). Ein Verkaufsladen in einem ſtädtiſchen Wohnhauſe, der für ver⸗ 
ſchiedene Geſchäftsarten benutzt werden kann, wird als dauernde Einrichtung nicht angeſehen 
werden können, da mit einem öfteren Wechſel der Benutzungsart zu rechnen iſt (RG JW 09, 
4855). Einrichtungsgegenſtände für den Betrieb einer Apotheke ſind nur dann Zubehör des 
Gebäudes, wenn dieſes ſich als beſonders für den Apothekenbetrieb eingerichtet darſtellt (JW 
1922, 834°). Iſt ein Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb eingerichtet werden ſoll, 
noch nicht fertiggeſtellt, ſo ſind Maſchinen, die als Betriebsmittel für den künftigen Be⸗ 
trieb beſtimmt ſind, aber noch unbenutzt auf dem Grundſtück lagern, nicht Zubehör des bisher 
Erbauten; denn eine Sache kann dem wirtſchaftlichen Zwecke einer andern Sache als der Haupt⸗ 
ſache nur dann dienen, wenn die andere Sache bereits in beſtimmter Art zur Entſtehung ge⸗ 
langt iſt; vorher kann die (noch nicht in ihrer beſondern Art entſtandene) Hauptſache kein Zubehör 
haben (RG 89, 64; § 97 A 3). 

5. Unter einer Mühle, einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik verſteht der ge⸗ 
wöhnliche Sprachgebrauch nicht nur das Gebäude, das zur Aufnahme des Betriebs dient, ſondern 
auch das aus der Baulichkeit und der Einrichtung gebildete Ganze. Auch nach dem BGB wird 
man trotz der Wortſtellung nichts anderes darunter zu verſtehen haben, da die Baulichkeit ſelbſt 
noch gar nicht den Charakter einer Fabrik uſw. zu haben braucht. Das Wort „Fabrik“ insbeſondere 
hat eine mehrfache Bedeutung; je nach den Umſtänden, unter denen es angewandt wird, kann 
darunter auch gemeint ſein ein Fabrikationsunternehmen nebſt der zum Betriebe erforderlichen 
Einrichtung, ähnlich wie man unter einem kaufmänniſchen Geſchäft ein handelsgewerbliches 
Unternehmen nebſt der Geſchäftseinrichtung verſteht (RG 83, 59). Hier jedoch bedeutet es ein 
zum gewerblichen Fabrikationsbetriebe dauernd eingerichtetes Gebäude. 

6. Solche Sachen, die für den Betrieb beſtimmt ſind, für den das Gebäude ſelbſt dauernd 
eingerichtet iſt, gelten entgegen dem früheren (gemeinen) Recht niemals als für die bloß per⸗ 
ſönlichen Bedürfniſſe des gegenwärtigen Beſitzers beſtimmt (M 3, 66 R Gruch 67, 167). Auch 
ſolche Sachen, die dem Vertrieb der fertiggeſtellten Waren dienen ſollen, find Zubehör (RG 
47 S. 197, 262; JW 95, 60761; 96, 36155; Gruch 53, 899; 8 97 A 6). Andere Beiſpiele find: 
die Einrichtung von Hotels und Gaſtwirtſchaften (Tiſche, Stühle, Büfetts, Ladentisch, Billard, 
Regiſtrierkaſſe, Gläfer, Flaſchen: RG 48, 207; JW 04, 4033; 1933, 14227; Gruch 52, 116; OLG 
5, 78; 6, 212); die Kontoreinrichtung eines Fabrikgebäudes (OLG 13, 314, wo unberechtigter- 
weiſe ſolche Sachen ausgenommen find, die leicht durch andere erſetzt werden können); die Ein⸗ 
richtung einer Apotheke (RG Warn 09 Nr 491); Wagen eines Speditions- und Fuhrgeſchäfts 
(OLG 13, 310); Stalleinrichtungen für ein Reitinſtitut (NG Gruch 67, 167). Vgl. auch über 
„zum Betriebe der Hauptſache beſtimmte Sachen“ 8 97 A 3, 6. Zum Betriebe beſtimmte Gerät⸗ 
ſchaften find auch dann bereits Zubehör, wenn fie zwar noch nicht zur Verwendung gelangt, 
aber ſchon in ein entſprechendes räumliches Verhältnis zu dem für den Betrieb dauernd ein⸗ 
8 de (3. B. auf das Fabrikgrundſtück) gebracht worden ſind (RG 51, 272; OLG 
28, 19; $ 97 A 3). N 

7. Der Begriff der Beſtimmung deckt ſich mit dem gleichen in $ 97. Vgl. dort A 7. 

8. Darüber, wann Maſchinen Beſtandteile des Gebäudes und daher nicht Zubehör 
find, ſ. § 93 A 2, 8 94 A 7. j 

9. Gerätſchaften im Sinne der Nr 1 find z. B. Dampfkeſſel, Tanks und Bottiche in einem 
Brauhaus (RG Warn 1914 Nr 106; Seuff A 74 Nr 120); Stalleinrichtungen für ein Reitinſtitut 
(RG Gruch 67, 167); Schaukäſten uſw. eines Kolonialwarengeſchäfts (JW 1932, 209722); die 
Nationalregiſtrierkaſſe in einer Gaſtwirtſchaft (JW 1933, 14227). Unter ihnen kann man aber 
trotz deren Gegenüberſtellung mit Vieh in Nr 2 nicht bloß lebloſe Gegenſtände verſtehen. Denn 
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es liegt kein Grund vor, zum Gewerbebetriebe beſtimmte Tiere anders zu behandeln als ſonſtige 
Zubehörſtücke, wenn alle Vorausſetzungen des $ 97 zutreffen (ſ. A 1). Daher können Pferde 
auch nach $ 98 Abſ 1 Zubehör fein (RG 69, 85 und $ 97 A 6, N. , 

10. Landgut iſt nicht jedes landwirtſchaftlich benutzte Grundſtück, ſondern nur ein ſolches, 
das zum ſelbſtändigen Betrieb der Landwirtſchaft geeignet iſt (OLG 22, 125; 29, 211). Vgl. 
$$ 593, 1822 Nr 4, 2049, 2312 (Landgut) mit $$ 582—584, 591, 592 (landwirtſchaftliches Grund⸗ 
jtüd) und die Begriffsbeſtimmung in § 2 des PrGeſ. betr. das Anerbenrecht vom 2. 7. 98: Land 
gut iſt jede, ihrem Hauptzwecke nach zum Betriebe der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft beſtimmte 
und zur ſelbſtändigen Nahrungsſtelle geeignete Beſitzung, welche mit einem, wenn auch räum⸗ 
lich von ihr getrennten Wohnhauſe verſehen iſt.“ Daher ſind Schweine, die ein Ackerbürger 
auf ſeinem Hausgrundſtück hält, nicht deshalb Zubehör dieſes Grundſtücks, weil der Ackerbürger 
außerhalb des Gemeindeweichbildes noch Parzellengrundſtücke beſitzt, die von einem Pächter 
landwirtſchaftlich genutzt werden (OLG 29, 211). Über Geflügelfarm vgl. A 13. . 

11. Zum Wirtſchaftsbetriebe eines Landguts können ſowohl Ackerbau und Forſtwirtſchaft 
wie Viehzucht gehören; die letztere, ſoweit das Vieh ſeine Nahrung im weſentlichen aus dem 
Gute erhält (RG Warn 09 Nr 175; OLG 40, 413). Durch den Betrieb eines Nebengewerbes, 
das hauptſächlich zur Verwertung der auf dem Gute gewonnenen Erzeugniſſe dient oder einen 
geringen Umfang hat, wird der Charakter als Landgut nicht geändert (RG JW 09, 702). 

12. Zu den Geräten gehören z. B. Pflüge, Wagen, Geſchirr, Dreſchmaſchinen, ferner Haus⸗ 
und Küchengerät, das zur Ausſtattung der Wohnung eines Wirtſchaftsbeamten dient (RG Warn 


2 — 175; SeuffA 64 Nr 177; OLG 22, 125), auch eine Feldbahn (OLG 8, 417; vgl. RG Warn 
08 114). 


beHdr, auch wenn fie nicht auf dem Gute gewonnen, ſondern zugekauft und auf dem Gute ein⸗ 
gelagert find (tr., Rc J 1920, 352%). Auch ſolche landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſind Zu⸗ 
behör des Gutes, die auf einem andern, von dem Eigentümer mitbewirtſchafteten (3. B. ge⸗ 
pachteten) Grundſtück gewachſen, aber auf 

Wirtſchaft erforderlich ſind R JW 1920, 
i räumlichen Vorbedingung 
sſetzung d orderlichkeit zur Wi l 
gegeben und auch das nach $ 97 erſorde . 11 75 Wi in zun e e e 


€ folgt dann die Zubehöreigenſchaft aus den Eingangs- 
worten dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache ſind zu dienen beſtimmt“ ohne weiteres 
(RG IR 1920, 3525 f. A ). een ) 2 


15. Nur der auf dem Gute gewonnene natürliche und künstliche Dünger iſt nach 9 98 
Zubehör. Zugekaufter Dünger wird aber in der Regel ebenfalls nach $ 97 Zubehör fein. 


8 99 

Früchte !) einer Sache 2) find die Erzeugniſſe der Sache e) und die ſonſtige 
Ausbeute )), welche aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß s) gewonnen wird!). 

Früchte eines Nechtes ) find die Erträge ), welche das Necht feiner Be⸗ 
ſtimmung gemäß s) gewährt, insbeſondere bei einem Nechte auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen die gewonnenen Beſtandteile °). 

Früchte ſind auch die Erträge, welche eine Sache oder ein Necht vermöge 
eines Nechtsverhältniſſes gewährt 10). 

E 1 792 II 77k; M 3 67; P 3 23. 

1. Das BGB gibt iin 8 99 für Früchte Begriffsbeſtimmungen und Einteilungen, die für die 
zahlreichen Vorſchriften maßgebend ſind, die Beſtimmungen über Früchte enthalten. In Be⸗ 
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tracht kommen namentlich die Vorſchriften über Pacht (88 581ff. JW 1922, 8214), Nießbrauch 
(88 1030ff., 1383, 1652) und über die Verpflichtung zur Herausgabe von Sachen auf Grund 
eines dinglichen oder perſönlichen Rechtes (beſonders $$ 256, 292, 987ff., 2020, 2036, 2133, 2184, 
2379); dabei handelt es ſich meiſtens um den Bergiff der Nutzungen, der den der Früchte ein⸗ 
ſchließt (§ 100). Den Begriff der Früchte faßt das BGB ſehr weit, indem es nicht nur ſolche 
Sachen dazu rechnet, die nach natürlicher Anſchauung als Früchte gelten, ſondern auch die wirt⸗ 
ſchaftlichen Erträge von Sachen und Rechten. Es nimmt ferner im 9 99 nicht darauf Rüdficht, 
ob die Gewinnung der Früchte einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht. Nur durch einige 
Sondervorſchriften trifft es gegen die unwirtſchaftliche Ausbeutung einer Sache Vorkehrungen, 
indem es einzelnen Perſonen nur ein Recht auf die nach den Regeln ordnungsmäßiger Wirt⸗ 
ſchaft gezogenen Früchte einräumt, fo z. B. im $ 581 dem Pächter, im § 993 dem Beſitzer, im 
8 1039 dem Nießbraucher (RG 80, 232), im § 2133 dem Vorerben. Hierdurch wird aber nur 
das Recht zur Fruchtgewinnung und zum Teil (wie in 581 in Verbindung mit $ 956; anders 
$ 1039) der Eigentumserwerb daran betroffen. Früchte ſind auch die ordnungswidrig getrennten 
Erzeugniſſe (z. B. ein vom Pächter abgeholzter Wald). — Die Einteilung des § 99 beruht 
auf zwei ſich durchkreuzenden Grundsätzen: einerſeits wird zwiſchen Sach⸗ und Rechtsfrüchten, 
anderſeits zwiſchen natürlichen und ſog. juriſtiſchen Früchten unterſchieden. Im $ 101 wird nur 
auf den letzteren Unterſchied Rückſicht genommen. — Über den Erwerb der Früchte ſind 
in den 8$ 99ff. keine Vorſchriften gegeben. Der Eigentumserwerb an Erzeugniſſen und anderen 
Früchten, die Beſtandteile einer Sache find, iſt in den 99 953ff. behandelt ($ 953: Eigentümer; 
$ 954: dinglich Berechtigter; $ 955: Eigenbeſitzer; $ 956: perſonlich Berechtigter auf Grund Ge⸗ 
ſtattung, vgl. dazu NG 60, 319; 72, 311; JW 1912, 19715). Früchte eines Rechtes fallen in der 
Regel dem zu, der Inhaber des Rechtes iſt, juriſtiſche Früchte des Abſ 3 dem, der nach dem be⸗ 
treffenden Rechtsverhältniſſe der Berechtigte iſt. So ſtehen z. B. Miet- und Pachtzinsforderungen 
demjenigen zu, der den Miet- oder Pachtvertrag abgeſchloſſen hat, ohne Rückſicht auf ſein Recht 
an der Sache. Nur für den Fall der Veräußerung oder Belaſtung eines Grundſtücks iſt in den 
der 581 Abf 2 ein Eintritt des Erwerbers oder des neuen Berechtigten in das beſtehende 

iet⸗ oder Pachtverhältnis vorgeſehen; dieſe Vorſchriften finden nach $ 1056 auf die Beendigung 
des Nießbrauchs entſprechende Anwendung. Im übrigen ſind über den Erwerb von juriſtiſchen 
Früchten durch einen dinglich dazu Berechtigten keine Vorſchriften gegeben. Man wird annehmen 
müſſen, daß der Inhaber eines dinglichen Rechtes, das zum Fruchtbezug berechtigt, von dem 
Erwerbe des Rechtes ab alles erlangt, was als gewonnener Ertrag der Sache anzuſehen iſt, alſo 
auch juriſtiſche Früchte (Abſ 3). Als ſolche dinglichen oder doch dinglich wirkenden Rechte kommen 
namentlich in Betracht: Nießbrauch, ehemännliches Nutznießungsrecht ($ 1383), Nutznießungs⸗ 
recht des Inhabers der elterlichen Gewalt ($ 1652). Betreſſen dieſe ein Recht, das natürliche 
Früchte gewährt, wie z. B. ein Pachtrecht, jo werden die Früchte gemäß §8 954, 956 mit der 
Trennung oder der Beſitzergreifung erworben. Soweit Rechte ergriffen werden, aus denen 
ſich als Früchte Forderungen auf Leiſtung ergeben, wie z. B. eine verzinsliche Kapitalforderung, 
Reallaſtberechtigung, Leibrentenberechtigung, fo iſt die Entſcheidung darüber, wie und in welchem 
Zeitpunkt die Leiſtungsforderungen von dem Berechtigten erworben werden, nicht aus $ 101 
Nr 2 Halbſ 2 zu entnehmen; denn § 101 ordnet nur das ſchuldrechtliche Verhältnis mehrerer 
aufeinander folgender zum Fruchtbezuge Berechtigter untereinander (ſtr.; NG 80, 316; KJ 
52, 189). Auch $ 954 lin Verbindung mit $$ 1030, 1039, 1068) ergibt die Entſcheidung nicht, 
da er fi nur auf den Erwerb von Erzeugniſſen einer Sache bezieht (NJ 52, 189; a. M. ON 
6,268; 7, 40). Vielmehr hat die Begründung des Nießbrauchs und die Entſtehung der erwähnten 
Nutznießungsrechte nach dem Inhalt dieſer Rechte die Folge, daß der Berechtigte ſofort, ohne Ab 
tretung oder ſonſtigen Übertragungsatt, ein Recht auf die Leiſtungsforderungen erwirbt (vgl. 
§ 1026 E I, der in der 2. Kommiſſion als ſelbſtverſtändlich geſtrichen worden iſt, Prot 3, 416). 
Der Erwerb betrifft aber weder die einzelnen Leiſtungsforderungen noch das Bezugsrecht als 
Ganzes in der Weiſe, daß ſofort ein Übergang der Forderungen auf den Berechtigten ſtattfände 
oder der Berechtigte Inhaber des Bezugsrechts würde; der Erwerb vollzieht ſich vielmehr nach 
der Richtung, daß der Berechtigte (Nießbraucher, Ehemann, Inhaber der elterlichen Gewalt) 
nur ein das Bezugsrecht (Zinsrecht, Reallaſtberechtigung, Leibrentenberechtigung) belaſtendes 
Anrecht auf die einzelnen Leiſtungsforderungen erlangt. Das Bezugsrecht als ſolches verbleibt 
alſo dem bisherigen Berechtigten (im Falle des Zinsrechts dem Gläubiger der verzinslichen 
Forderung); das belaſtende Anrecht gewährleiſtet dem Berechtigten nur, daß er die einzelnen 
Leiſtungsforderungen (Anſprüche auf Zins-, Reallaft-, Rentenleiſtung) unter einer weiteren 
Vorausſetzung erwirbt. Dieſe weitere Vorausſetzung iſt der Eintritt der Fälligkeit der einzelnen 
Leiſtungsforderungen; erſt damit ſtellen ſich dieſe als gewonnene Erträge des dem Nieß- 
brauch (Nutznießungsrecht) unterliegenden Rechtes, alſo als deſſen Früchte ($ 99 Abſ 2, 3) dar 
(str.; RG 138, 72; Mot 3, 542, wo bemerkt wird, es werde ein kontinuierlicher mit Ablauf der 
Zeit zunehmender Übergang ſtattfinden“; OLG 6, 268; 7, 40, jedoch unter irriger Anwendung 
des $ 954). In KJ 40, 140 war die Eintragung einer Hypothek für die verzinsliche Darlehns⸗ 
forderung einer Ehefrau gegen ihren Ehemann ohne Abſchluß eines Ehevertrags für unzuläſſig 
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erklärt, weil dem Ehemann das Zinsrecht als ſolches, nicht nur der Anſpruch auf die einzelnen 
fällig gewordenen Zinsbeträge zuſtehe. In KJ 52, 180 ift dieſe Entſcheidung aufgegeben und 
die Eintragung der verzinslichen Hypothek auf das Grundſtück des Mannes ohne Ehevertrag 
für zuläffig erklärt mit der Begründung, das Zinsrecht ſtehe nicht dem Ehe manne zu, die Ehe⸗ 
frau ſei vielmehr nicht nur Gläubigerin der Hauptforderung, ſondern auch Gläubigerin des Zins⸗ 
rechts, der Ehemann habe nur die Befugnis, das der Ehefrau zuſtehende Zinsrecht in eigenem 
Namen auszuüben. Auch nach den obigen Ausführungen iſt die Eintragung der Hypothek zu⸗ 
läſſig, da auch danach die Ehefrau Gläubigerin des Zinsrechts bleibt. Inſofern führen beide 
Anſichten zu dem gleichen Ergebnis. Jedoch ergibt ſich aus der Auffaſſung des Kammergerichts 
nicht, ob überhaupt und wann der Ehemann den Anſpruch auf die einzelnen Zinsbetrage als 
Glaubiger erwirbt. § 1383 beftimmt aber, daß der Mann die Nutzungen (zu denen nach $ 100 
die Früchte einer Sache oder eines Rechtes gehören) in derſelben Weiſe und in demſelben Um⸗ 
fange wie ein Nießbraucher „erwirbt“. Als praktiſche Folge der dargelegten 9 05 ergibt ſich, 
daß die während der Dauer des Nießbrauchs und des Nutznießungsrechts fällig gewordenen 
Leiſtungsforderungen (Zinſen uſw.) dem Verfügungsrecht des Nie ßbrauchers oder Nutznießungs⸗ 
berechtigten und der Pfändung ſeiner Gläubiger freiſtehen und daß ſie im Konkurſe über das 
Vermögen desjenigen, deſſen Recht dem Nießbrauch oder dem Nutznießungsrecht unterliegt, 
nicht in die Konkursmaſſe fallen. — Über das Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücks an Früchten des Grundſtücks ſ. § 585; dieſes Pfandrecht deckt ſich inhaltlich 
nicht ganz mit dem Vermieterpfandrecht nach $ 559 (RG 132, 116). 

2. Im 8 99 ſind nur die Früchte einer Sache und eines Rechtes gegenübergeſtellt; ſonſtige 
Gegenſtände ($ 90 A 3), z. B. ein geſchäftliches Unternehmen, find nicht erwähnt. Man wird 
aber auch die aus einem ſolchen Unternehmen, z. B. einem Gewerbebetrieb, gezogenen Ge⸗ 
winne zu den Früchten rechnen konnen (OSG 38, 147), und zwar werden ſie denen des Abſ 2 
am nächſten ſtehen. . 

3. Unter Erzeugniſſen der Sache ſind nur Naturgegenſtände zu verſtehen, deren Beſtand⸗ 
teile ganz oder zum großen Teile der Sache entnommen ſind, mit der ſie bis zur Trennung ver⸗ 
bunden waren, beſonders Pflanzen und Früchte von Pflanzen im natürlichen Sinne, Tier⸗ 
junge, Wolle der Schafe, Eier, Milch, Dunger. Dabei kommt es aber vor allem auf die Auf 
faſfung des gewöhnlichen Lebens an. Deshalb werden auch eingepflanzte Bäume, ſobald fie 
Wurzeln geſchlagen haben, als Früchte des Grund und Bodens anzuſehen ſein (RG 80, 232). 
Die Erzeugniſſe müſſen bis zur Trennung ſtets Beſtandteile der Sache fein (§ 95), da 
die 89 953 ff. von Erzeugniſſen und „ſonſtigen“ Beſtandteilen ſprechen. Daher find die auf einem 
Grundſtücke befindlichen Tiere nicht Erzeugniſſe des Grund und Bodens, die Jagdbeute nicht 
Frucht des Grundſtücks (vielmehr des Jagdrechts, A 7). Darauf, ob die Erzeugniſſe ohne menſch⸗ 
liches Zutun oder hauptſächlich durch menſchliche Arbeit entſtanden ſind, kommt es nicht an. 
Unerheblich iſt auch, ob ſie im Wege ordnungsmäßiger Wirtſchaft oder durch Raubbau gewonnen 
worden ſind (A 1) und ob die Gewinnung der Beſtimmung der Sache entſpricht (A 5). Über 
Zuläſſigkeit der Pfändung noch hängender Früchte vgl. 88 810, 824 3 O. 

4. Sonſtige Ausbeute, welche aus der Sache gewonnen wird, ſind hauptſächlich lebloſe 
Beſtandteile bei Grundſtücken beſonders die Bodenbeſtandteile: Sand, Kies, Lehm, Torf, Steine, 
andere (3. B. durch einen bergmänniſchen Betrieb zu gewinnende) Mineralien, auch Mineral- 
waſſer, Eis eines Teiches (NG 94, 261; JW 09, 4512; 1922, 8214; OLG 32, 339). Durch Be⸗ 
nutzung einer Sache gewonnene Kraftleiſtungen (z. B. Elektrizität) wird man nicht als Früchte 
anſehen können, weil fie nicht „aus“ der Sache gewonnen find und auch nicht als ſelbſtändige 
Rechtsgüter gelten können (§ 90 A 2). Die durch die Kraftleiſtung gewonnenen Vorteile werden 
als Nutzungen im Sinne des $ 100 zu erachten fein (ſtr.). Durch die Gewinnung der Ausbeute 
wird regelmäßig eine Verminderung des Beſtandes der Sache herbeigeführt; fie darf aber nicht 
ſo weit gehen, daß die Sache ſelbſt vernichtet wird. Daher iſt z. B. das Fleiſch des Maſttiers 
nicht ſeine Frucht. f 

5. Die Einſchränkung, daß die Ausbeute der Veſtimmung der Sache gemäß gewonnen ſein 
muß, hat keine erhebliche Bedeutung. Mit dieſer Einſchränkung iſt nicht etwa geſagt, daß nur 
die im Wege ordnungsmäßiger Wirtſchaft gewonnene Ausbeute Frucht iſt RG 80, 232). Auch 
durch Raubbau werden vielmehr Früchte gewonnen (A 1). Anderſeits müfjen doch wiriſchaft⸗ 
liche Rückſichten maßgebend fein. Es wird alſo darauf ankommen, ob eine Sache durch ihre Natur 
für einen wirtſchaftlichen Zweck geeignet iſt; wenn fie (was in der Regel der Fall ſein wird) für 
mehrere Zwecke geeignet iſt, wird ſich fragen, ob fie dauernd für einen beftimmten Wirtſchafts⸗ 
betrieb eingerichtet ift (ähnlich wie die Hauptſache in den $$ 97, 98; vgl. OLG 6, 217). Beſtim⸗ 
mungswidrig gewonnen iſt danach eine Ausbeute, wenn ſie den Wirtſchaftsbetrieb, für den die 
Sache eingerichtet iſt, erheblich beeinträchtigt. So beeinträchtigt in der Regel das Graben von 
Lehm oder Kies den landwirtſchaftlichen Betrieb auf einem größeren Gute nicht erheblich; daher 
kann es nicht als beſtimmungswidrig angeſehen werden. Anders ift es, wenn z. B. ein Miet. 
haus abgebrochen wird, damit aus dem Grund und Boden Lehm gegraben werden kann. Dabei 
iſt jedoch zu beachten, daß bei einer Sache, die für verſchiedene wirtſchaftliche Zwecke geeignet 
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iſt, die Beſtimmung fortwährend geändert werden kann. Wird z. B. ein bisher zur Ausübung 
der Landwirtſchaft benutztes Grundſtück in einen Steinbruch umgewandelt, ſo hat es von dieſem 
Augenblick an die Beſtimmung, als Steinbruch zu dienen. Die gewonnenen Steine ſind alſo 
Früchte. Rein zufällige Gewinne, wie ein Schatz (88 984, 1040), werden niemals als beſtimmungs⸗ 
gemäße Ausbeute zu betrachten ſein. Wer die Beſtimmung vorzunehmen hat, wenn 
die Sache für mehrere wirtſchaftliche Zwecke geeignet iſt, geht aus dem Geſetze nicht hervor. 
Daraus iſt zu folgern, daß nicht nur der Eigentümer oder Eigenbeſitzer es ſein kann, ſondern 
jeder, der in der Lage iſt, die Sache dauernd für einen Wirtſchaftsbetrieb einzurichten, z. B. 
auch der Mieter und Pächter (ſtr.; a. M. OLG 6, 217). Der Pächter eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks darf allerdings nach § 583 nicht Anderungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung 
des Grundſtücks vornehmen, ebenſo nicht der Nießbraucher nach 98 1036 Abſ 2, 1037. Bei einer 
Zuwiderhandlung verſtoßen Pächter und Nießbraucher aber nur gegen ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtungen. Vgl. auch § 993 Abſ 1. . 

6. Wenn das Geſetz von den Früchten eines Rechtes ſpricht, ſo kann es damit nur etwas 
meinen, was nicht gleichbedeutend mit dem Gegenſtande des Rechtes iſt. Bei einer Geldforderung 
iſt alſo nicht das Kapital Frucht, auch nicht die einzelne Teilleiſtung (z. B. Amortiſationsbeitrag; 
RO 54, 92); bei Forderungen aus einem Dienſtverhältniſſe nicht die einzelne Lohnzahlung 
(RG 69, 64). Vielmehr muß es ſich um beſondere, hauptſächlich wiederkehrende Nebenleiſtungen 
handeln; bei einem Rechte, das nur den Anſpruch auf gewiſſe Teilleiſtungen gewährt, wie bei 
der Reallaſtberechtigung und der Leibrente, müſſen dieſe Teilleiſtungen im Rechtsverkehre als 
etwas von dem Rechte als Ganzem Verſchiedenes behandelt werden (RG 67, 210; 68, 343; 80, 
209; JW 1922, 73619), f 

7. Die Erträge des Rechtes können entweder natürliche Früchte einer Sache im Sinne des 
Abſ 1 oder ſonſtige auf natürliche Weiſe gewonnene Früchte (4. B. Jagdbeute, OLG 4, 44) oder 
juriſtiſche Früchte, nämlich ſolche ſein, die auf Grund eines Rechtsverhältniſſes, aber (anders 
wie nach Abſ 3) nach dem Inhalte des Rechtes erlangt werden. So find die natürlichen Früchte 
einer Sache natürliche Früchte des Pachtrechts, Zinſen juriſtiſche Früchte des Kapitalforderungs⸗ 
rechts (JW 1922, 947). Als Erträge ſind nicht nur die Leiſtungen anzuſehen, die auf Grund 
eines Rechtes gewährt werden, ſondern ſchon die auf dieſe Leiſtungen gerichteten Forderungen. 
Endgültig gewonnen werden dieſe Erträge aber erſt mit der Fälligkeit der Forderungen (A J). 

8. Nur ſolche Erträge, die das Recht ſeiner Beſtimmung gemäß gewährt, ſind Rechtsfrüchte. 
Die Gewinnung muß alſo dem Inhalte des Rechtes entſprechen. So ſind vom Pächter ordnungs⸗ 
fd. e gezogene Früchte nach $ 581 nicht Rechtsfrüchte, während fie natürliche Früchte der Sache 
in 


9. Durch die Erwähnung der Bodenbeſtandteile ſtellt das Geſetz klar, daß auch natürliche 
Sachfrüchte Früchte eines Rechtes fein konnen (A 7). Über Bodenbeſtandteile als Ausbeute ſ. A 4. 

10. Vermöge eines Rechtsverhältniſſes gewährt eine Sache oder ein Recht im Sinne des 
Abs 3 Erträge, wenn dem Beſitzer der Sache oder dem Inhaber des Rechtes eine Vergütung 
dafür gewährt wird, daß er den Gebrauch oder die Nutzung der Sache oder des Rechtes durch 
Rechtsgeſchäft oder infolge geſetzlicher Beſtimmung einem andern überlaſſen hat. Es handelt 
ſich dabei hauptſächlich um Miet- und Pachtzinsforderungen (RG 67, 380; 79, 119; 80, 316; 
81 S. 24 u. 149, 86, 135; 91, 311; 105, 409). Der Nießbraucher an einem Grundſtücke erlangt, 
da ihm gemäß $ 1030 ein dingliches Recht auf Früchteziehung aus dem Grundſtücke zuſteht, mit 
der Beſtellung und Eintragung des Nießbrauchs den Anſpruch auf Erträge, die das Grundſtück 
infolge eines Miet- oder Pachtverhältniſſes gewährt, alſo auf die Miet- oder Pachtzinsforderungen; 
dieſe Rechtsſtellung gebührt ihm nach den $5 571, 577 ohne Rückſicht darauf, ob ſchon der Grund⸗ 
ſtückseigentümer oder erſt der Nießbraucher den Miet⸗ oder Pachtvertrag abgeſchloſſen hat (RG 
81, 149; 86, 135). Ferner kommen hier in Betracht Kapitalzinſen, Gewinnanteile (ſ. 8 101 A 10). 
Die Frage, ob ſchon dieſe Forderungen oder erſt die eingehenden Zahlungen die Früchte bilden, 
iſt ebenſo zu entſcheiden, wie fie in A 7 für die juriſtiſchen Früchte entſchieden iſt. Das Bezugs⸗ 
recht auf neue Aktien iſt nicht als Frucht des Aktienrechts, als Ertrag eines Kapitalvermögens, 
ſondern als Kapitalvermögen ſelbſt zu erachten; denn es ſtellt keinen beſtimmungsmäßigen, 
regelmäßig wiederkehrenden Ertrag der Aktien dar (ſ. $ 101 A 10), entſteht auch nicht aus den 
Aktien ſelbſt, ſondern ergibt ſich aus der Mitwirkung anderer maßgebender Tatſachen, nämlich 
Erhöhung des Grundkapitals der Aktiengeſellſchaft, Beſchluß der Generalverſammlung (ſtr.; 
OLG 24, 139; 35, 23; 36, 283; JW 1921, 492; vgl. d 100 A 5). 


8 100 


Nutzungen!) find die Früchte einer Sache oder eines Nechtes ?) ſowie die 
Vorteile ), welche der Gebrauch der Sache) oder des Rechtes gewährt °). 

E I 793 II 771; M3 70; P 3 24. 

1. Der hier feſtgeſtellte Begriff der Nutzungen wird in den $$ 256, 292, 302, 347, 379, 446, 
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452, 487, 745, 818, 987ff., 1030, 1038, 1039, 1213, 1214, 1383, 1525, 1652, 1656, 1813, 2020, 
2023, 2184, 2379, 2380 erwähnt. Vgl. auch § 99 A 1. 

2. Über Früchte einer Sache oder eines Rechtes [.S 99 A 1 —ı0. 

3. Unter Vorteilen, welche der Gebrauch gewährt, verſteht das Geſetz zweierlei: falls es 
jemandem ein Recht zur Benutzung einer Sache oder eines Rechtes gibt, die Vorteile im natür- 
lichen Sinne; falls es jemand verpflichtet, Nutzungen herauszugeben, den Wert der Vorteile, 
da dieſe ſelbſt in der Regel nicht herausgegeben werden können (vgl. RG 129, 310 für einen Be⸗ 
reicherungsanſpruch nach $ 818 Abſ 1 auf Herausgabe des auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags 
dem Käufer übergebenen Grundſtücks). Die Vorteile brauchen nicht Vermögenswert zu haben 
(3. B. Benutzung eines Kraftfahrzeugs zu Sportzwecken). Beim Nießbrauch an Geſchäftsanteilen 
einer GmbH fallen unter § 100 auch ſolche Vorteile, die fi) aus dem mit den Geſchäftsanteilen 
verbundenen Stimmrecht ergeben (RG 118, 268). 

4. Vorteile gewährender Gebrauch einer Sache liegt namentlich vor, wenn der Beſitz einer 
Sache dazu benutzt wird, um Rechte auszuüben (RG 118, 269), z. B. bei Benutzung einer 
Wohnung, eines Platzes für gewerbliche Zwecke, Gebrauch von Möbeln, Tieren. Dagegen ſind 
Vorteile, die nicht durch den „Gebrauch“, ſondern nur „mittels“ der Sache, insbeſondere durch 
deren „Verbrauch“ gewonnen werden, keine Nutzungen im Sinne des 8 100; fo find z. B. keine 
Nutzungen eines Grundſtücks die Vorteile, die durch den Verkauf des Grundſtücks oder durch 
die Erlangung eines Kapitals infolge Aufnahme einer Hypothek erzielt werden (RG Warn 1915 
Nr 70). Unter „gezogenen Nutzungen“, auf die ſich bei Bereicherungsanſprüchen die Verpflichtung 
zur Herausgabe nach $ 818 erſtreckt, iſt aber auch dasjenige zu verſtehen, was der Empfänger 
aus dem Empfangenen erworben hat (RG 108, 121). 

5. Der Gebrauch eines Rechtes wird wohl faſt ausſchließlich nur dann in Frage kommen, 
wenn das Recht ſelbſt auf den Gebrauch einer Sache gerichtet iſt, vielleicht auch bei der Be⸗ 
nutzung von Theatereinlaßkarten. Das Bezugsrecht auf neu ausgegebene Aktien iſt keine Nutzung, 
weil der Vorteil nicht durch Gebrauch der alten Aktien gewährt wird (OLG 24, 139; 35, 23; 
36, 283; $ 99 A 10). Das Bezugsrecht bildet vielmehr ein neu erworbenes ſelbſtändiges Ver⸗ 
mögensrecht, wodurch das Stammrecht des Eigentümers der Aktie vermehrt wird (ON 36, 
283; JW 1921, 492); daraus folgt z. B., daß das Bezugsrecht nicht dem Nießbraucher, ſondern 
dem Eigentümer der Aktie zuſteht (OLG 36, 283) 
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Iſt jemand berechtigt !), die Früchte einer Sache oder eines Nechtes bis 
zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit) an zu beziehen, 
ſo gebühren ) ihm, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt ): N 

1. die im § 99 Abf 1 bezeichneten Erzeugniſſe und Beſtandteile 5), auch 

wenn er ſie als Früchte eines Rechtes zu beziehen hat e), inſoweit, als 
ſie während der Dauer der Berechtigung von der Sache getrennt werden ); 

2. andere Früchte s) inſoweit, als fie während der Dauer der Berechtigung 

fällig werden ); beſtehen jedoch die Früchte in der Vergütung für die 

Überlaffung des Gebrauchs oder des Fruchtgenuſſes, in Zinſen, Gewinn- 

anteilen oder anderen regelmäßig wiederkehrenden Erträgen 10), fo ge- 

2 Berechtigten ein der Hauer ſeiner Berechtigung entſprechender 
E I 794 II 77m; M3 71; P 3 24. 


1. Gleichgültig iſt das Rechtsverhältnis, auf Grund deſſen jemand berechtigt iſt, beim Wechſel 
855 Nutzungsberechtigten innerhalb einer Fruchtziehungsperiode (RG 88, 46) die Früchte einer 
5 80 oder zien Rees an Stelle eines andern zu ziehen, der fie bisher gezogen hat. Es kann 
N J um ein dingliches oder um ein perſonliches Recht handeln. Zum Beiſpiel kommt in Betracht 

08 Verhältnis zwiſchen: Käufer und Verkäufer ($ 446); Pächter und Verpächter (59 581 ff.); 
Heſiter und Eigentümer ($$ 9875f.); Nießbraucher und Eigentümer ($ 1055; RG 80, 232); Vor⸗ 
ente und Nacherbe (95 2130 ff., Reh 80, 36; Gruch 52, 1093). Ferner das Verhältnis bei der ehe⸗ 
männlichen und der elterlichen Nutznießung (88 1383, 1652; KJ 40 A 142). Jedoch findet 9 101 
ya nur im Verhältniſſe mehrerer aufeinander folgender Nutzungsberechtigter, ſondern überall 

uwendung, wo jemand Früchte bis zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit 
en du ziehen berechtigt ift, jo z. B. auf einen Erben, dem nach dem Teſtament nur die Nutzungen 
57 900 während ſein Erbteil ſelbſt ſpäter feinen Kindern ausgeliefert werden ſoll (NG Gruch 
7 * 


2. Die Zeit, bis zu der oder von der an die Früchte zu zi ind, kann ſi 
Zeit, u de zu ziehen ſind, kann ſich aus dem Inhalte 
des Rechtes (3. B. Eintritt der Nacherbfolge) oder aus beſonderer geſetzlicher Veſtunmeng 0 B. 
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$ 446 für den Kauf) oder, ſoweit nicht zwingende Vorſchriften im Wege ftehen, auch aus Partei- 
vereinbarung ergeben. 

3. Indem das Geſetz im § 101 allgemein davon ſpricht, daß jemandem die Früchte gebühren, 
gibt es nicht etwa Vorſchriften über den dinglichen Erwerb der Früchte. Dieſer beſtimmt ſich 
vielmehr nach anderen Regeln (ſ. hierüber 8 99 A 1). § 101 regelt nur das ſchuldrechtliche 
Verhältnis zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Fruchtbezugsberechtigten, 
kommt alſo hauptſächlich dann zur Anwendung, wenn der eine von beiden auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften über den dinglichen Rechtserwerb von Früchten mehr erlangt hat, als ihm zukommt 
(RS 80 S. 232, 316; JW 1913, 1931; OLG 22, 272). 

4. Etwas anderes kann beſtimmt ſein durch Rechtsgeſchäft oder Geſetz. Als derartige Be⸗ 
ſtimmungen des BGB kann man die $$ 987 ff. über das Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer bezeichnen. Vgl. ferner 89 1038, 1039, 1214, 2133. Auf den dem Landesrechte vor⸗ 
behaltenen Rechtsgebieten kann auch landesgeſetzlich Beſonderes beſtimmt werden. Die rechts⸗ 
geſchäftliche Beſtimmung kann durch Vertrag oder durch einſeitiges Rechtsgeſchaft (z. B. Teſtament) 
erfolgen (RG Gruch 52, 1093; JW 1913, 193). 

5. Die im $ 99 Abſ 1 bezeichneten Erzeugniſſe und Beſtandteile ſind die natürlichen Früchte 
einer Sache (Erzeugniſſe und beſtimmungsgemäße Ausbeute; $ 99 A 3—5). 

6. Durch den Zuſatz „auch wenn er ſie als Früchte eines Rechtes zu beziehen hat“, ver⸗ 
läßt das Geſetz die im 9 99 in erſter Linie maßgebende Einteilung zwiſchen Sad. und Rechts⸗ 
früchten und berückſichtigt für die Verteilung nach § 101 nur den Unterſchied zwiſchen natür- 
lichen und juriſtiſchen Früchten. Auch diejenigen Früchte eines Rechtes fallen alſo unter 
Nr 1, die zugleich natürliche Früchte einer Sache (z. B. Vodenbeſtandteile) find. Andere natür⸗ 
liche Früchte (z. B. Jagdbeute; $ 99 A 7) find in Nr 1 nicht erwähnt. Man wird aber dieſe Vor⸗ 
ſchrift entſprechend dahin anwenden müſſen, daß ſolche Früchte dem gebühren, der ſie gewinnt. 

7. Bei den natürlichen Früchten kommt es nur darauf an, ob ſie während der Dauer der 
Berechtigung getrennt werden. Auf das Wirtſchaftsjahr ($ 998) kommt es ebenſowenig an 
wie darauf, wer den Boden zur Fruchtgewinnung bearbeitet hat. Das BGV hat alſo für dieſe 
Früchte den ſog. Trennungsgrundſatz (Separationsprinzip) des gemeinen Rechtes angenommen 
und den Gewinnungsbetriebsgrundſatz (Produktionsprinzip), der die Früchte dem zuſpricht, der 
die Beſtellung des Bodens zur Gewinnung der Früchte beſorgt hat, nur inſofern berückſichtigt, 
als es im § 102 einen Erſtattungsanſpruch wegen der Gewinnungskoſten gewährt. 

8. Unter anderen Früchten im Sinne der Nr 2 find die juriſtiſchen Früchte einer Sache oder 
eines Rechtes zu verſtehen, nämlich die Früchte des § 99 Abſ 3 und diejenigen Früchte des $ 99 
Abſ 2, die nicht natürliche Früchte ſind. 

9. Als Regel beſtimmt das BGB, daß es für juriſtiſche Früchte darauf ankommt, wann ſie 
fällig werden. Tatſächlich gilt dies jedoch nur ausnahmsweiſe. Denn die große Mehrzahl der 
juriſtiſchen Früchte beſteht in regelmäßig wiederkehrenden Erträgen. Unregelmäßige Erträge 
kann z. B. eine Reallaſt gewähren. 

10. Die praktiſch häufigsten und wichtigſten juriftifchen Früchte ſtellen ſich dar als regelmäßig 
wiederkehrende Erträge, z. B. Miet⸗ und Pachtzinſen, Rentenzahlungen, Aktien⸗Gewinn⸗ 
anteile (RG Gruch 52, 1093; JW 1913, 1931; OLG 24, 139; 35, 23), auch der Gewinnanteil 
eines Geſellſchafters bei einer Geſellſchaft nach 88 705ff. (RG 88, 46). Bei den Zinſen ſetzt $ 101 
Nr 2 voraus, daß das Recht auf die Zinſen einem andern zuſteht als dem Gläubiger der Haupt⸗ 
forderung. Daraus iſt zu entnehmen, daß das Zinsrecht in der Hand eines andern als des Gläu⸗ 
bigers der Hauptforderung ein ſelbſtändiges Vermögensrecht fein kann, freilich mit der Maß⸗ 
gabe, daß ſein Beſtehen von dem Fortbeſtehen der Hauptforderung abhängig ift (RG 74, 81; 
$ 1158 A 3). Die Frage, ob dem Nießbraucher ($ 1076), dem ehemännlichen und dem elter⸗ 
lichen Nutznießer (88 1383, 1649) einer verzinslichen Forderung während der Dauer des Nutzungs⸗ 
del Zinsrecht als Ganzes oder nur ein beſchränkteres Recht zufteht, iſt in $ 99 A 1 

ehandelt. 

11. Jedem Berechtigten gebührt bei regelmäßig wiederkehrenden Erträgen ein der Dauer 
feiner Berechtigung entſprechender Teil. Dabei iſt die Dauer der Berechtigung während der⸗ 
jenigen Zeit maßgebend, für die die Erträge gewährt werden. So kommt es bei Aktien⸗Gewinn⸗ 
anteilen auf das Geſchäftsjahr an, für das die Jahlung erfolgt; die Zeit der Feſtſtellung des 
Gewinnanteils iſt unerheblich (RG Gruch 52, 1093). In der Regel wird anzunehmen fein, daß 
die Erträge für die Vergangenheit geleiſtet werden; das entſpricht dem Begriffe des regelmäßigen 
Ertrags als des Endergebniſſes eines gewiſſen Zeitraums. Die Verteilung erfolgt nach folgendem 
Beifpiel: Beträgt der jährliche Ertrag 2400 M. und ift A 5 Monate, B 7 Monate bezugsberechtigt, 
ſo erhält A 1000 M., B 1400 M. 
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. Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet ift?), kann Erfah der auf 
die Gewinnung der Früchte ?) verwendeten Koften ?) infoweit verlangen ), 
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als fie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen 5) und den Wert der 
Früchte nicht überſteigen “). 
E II 901 Abf 1 Satz 2, 2054 Abſ 2; P 3 357; 5 221; 6 119. 


1. Wann jemand zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſt, ergibt ſich aus beſonderen 
geſetzlichen Beſtimmungen (z. B. 59 292, 347, 487, 818, 987ff., 1656, 2020, 2023, 2184) oder 
aus dem Inhalt eines Rechtsgeſchafts. 

2. Zu den auf die Gewinnung der Früchte verwendeten Koſten gehören zunächſt diejenigen, 
durch welche die Entſtehung der Früchte überhaupt erſt ermöglicht worden iſt (OLG 22, 273), 
alſo die Beſtellungskoſten; ferner die Koſten der Erhaltung und Aberntung der Früchte. Da⸗ 
gegen nicht die Koſten eines Umbaus, der eine Steigerung der Mietzinſen herbeigeführt hat 
(OLG 22, 273). g 

3. Der Begriff der Koſten iſt nicht zu eng auszulegen; auch der Wert der eigenen Arbeit oder 
der Arbeit von Familienmitgliedern und Angeſtellten des Herausgabepflichtigen iſt dazu zu 
rechnen, falls die Arbeitskraft ſonſt in anderer nutzbringender Weiſe verwendet worden wäre 
(RG 5. 3. 1932 V 306/31). 

4. Das Geſetz ſagt, daß der Herausgabepflichtige Erſatz verlangen kann, nicht bloß, daß 
er die Herausgabe bis zur Koſtenerſtattung verweigern darf. Daraus folgt nach dem Sprach⸗ 
gebrauch des BGB, daß er einen ſelbſtändigen, durch Klage geltend zu machenden Anſpruch 
hat (ſtr.). Es beſteht kein Grund, ihm nur ein Einrederecht zu gewähren oder den Anſpruch davon 
abhängig zu machen, daß der Berechtigte die Herausgabe der Früchte von ihm fordert. Das 
Geſetz macht das Erſatzrecht lediglich von dem Beſtehen, nicht von der Geltendmachung der Heraus⸗ 
gabepflicht abhängig. Richtig iſt, daß hiernach der Berechtigte unter Umſtänden gezwungen 
wird, Früchte anzunehmen, an denen er kein Intereſſe hat. Er iſt aber dadurch genügend ge⸗ 
ſchützt, daß die zu erſetzenden Koſten den Wert der Früchte nicht überſteigen dürfen. Jeder Teil 
hat neben dem Anſpruch auch ein Zurückbe haltungsrecht an feiner Leiſtung nach $ 273. Gemäß 
$ 274 find die beiderſeitigen Verpflichtungen Zug um Zug zu erfüllen. 

5. Nur Koſten, deren Verwendung einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht, können 
erſtattet verlangt werden; alſo jedenfalls die notwendigen Koſten, meiſtens aber auch ſolche, 
die zu einer Verbeſſerung der Fruchtge winnung geführt haben. Über beſondere Beſtimmungen 
hinſichtlich der Koſten vgl. 8% 592, 998, 1055 Abſ 2, 1421. 
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Wer verpflichtet iſt ), die Laſten ?) einer Sache ?) oder eines Nechtes *) bis 
zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit 5) an zu tragen, hat, 
ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt e), die regelmäßig wiederkehrenden 
Laſten 0 nach dem Verhältniſſe der Dauer feiner Verpflichtung?) ‚ andere Laſten ?) 
inſoweit zu tragen, als fie während der Dauer feiner Verpflichtung zu ent⸗ 
richten ſind 10). n 

E 1 705 U 77u; M 3 76; P 3 24. 

1. Für das Innenverhältnis zwiſchen zwei Beteiligten, die einander verpflichtet ſind, bis 
zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit an die Laſten einer Sache zu tragen, 
gibt 9 103 Verteilungsvorſchriften, die denen des § 101 entſprechen. Die Verpflichtung kann 
ſich auch hier aus Geſetz oder Rechtsgeſchäft ergeben. Vgl. 88 446, 546, 1047, 1385, 1654, 2379. 
Darüber, wer dem Laſtenberechtigten verpflichtet ift, trifft § 103 keine Beſtimmung. Dies ergibt 
ſich aus dem Inhalte der Laſten oder auch aus beſonderen Vorſchriften (vgl. § 2145 Abſ 1 Saß 2). 

2. Unter Laſten ſind nicht dingliche Belaſtungen jeder Art zu verſtehen, ſondern nur ſolche, 
die den Beſitzer der Sache oder den Inhaber des Rechtes zu einer Leiſtung verpflichten (RG 66, 
318; Warn 1916 Nr 131). Dingliches Vorkaufsrecht, Nießbrauch, Grunddienſtbarkeiten gehören 
nicht dazu, weil fie lediglich Einſchränkungen des Eigentums find (RG 66, 316; Warn 1916 Nr 131). 
Die Laſten können öffentlich⸗rechtlicher oder privatrechtlicher Natur fein. 

3. Laſten einer Sache im Sinne des § 103 können nur ſolche Leiſtungen ſein, die von jedem 
Beſitzer einer Sache als ſolchem ohne Rückſicht auf ſeine perſönlichen Verhältniſſe gefordert werden 
können, alſo z. B. nicht die einem einzelnen Grundſtücksbeſitzer durch eine polizeiliche Verfügung 
im öffentlichen Intereſſe aus beſonderen Gründen auferlegten Pflichten (RG 129, 12). Daß 
die Laſten dinglich find, ift nicht gerade erforderlich. 

4. Als Laſten von Rechten werden hauptſächlich die Belaſtungen ſelbſtändiger Gerechtigkeiten, 
z. B. des Erbbaurechts, in Betracht kommen. 


7 — Beſtimmungen über die für die Verteilung maßgebende Zeit treffen z. B. die 58 446, 


6. Etwas anderes kann beſtimmt fein durch Geſetz (gl. 88 995, 2126, 2185) oder durch 
Rechtsgeſchäft. 


BOB „Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Beſſau, Oegg.) 9 
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7. Regelmäßig wiederkehrende Laſten ſind z. B. Renten, Hypotheken⸗ und Grundſchuld⸗ 
zinſen, Grundſteuer, Feuerkaſſenbeiträge (SeuffA 59 Nr 350). 

8. Darüber, wie die Verteilung nach dem Verhältniſſe der Dauer der Verpflichtung zu 
erfolgen hat, vgl. § 101 A 1. Auch hier wird in der Regel anzunehmen ſein, daß die Laſten für 
die Vergangenheit erhoben werden. Doch wird häufig vereinbart, daß Hypothekenzinſen uſw. 
im voraus zu entrichten ſind. 

9. Andere Laſten ſind z. B. Straßenanliegerbeiträge, Einquartierungslaſt, Schullaſten, 
Patronatslaſten (RG 70, 263). 

10. Es kommt lediglich darauf an, wann die Laſten zu entrichten ſind, d. h. fällig werden; 
unerheblich iſt, wann ſie tatſächlich entrichtet werden und wann die Leiſtungspflicht entſtanden 
iſt (RG 70, 263). 


Dritter Abſchnitt 
Rechtsgeſchäfte 


1. Begriff. Vorgänge, die nach der Rechtsordnung rechtserzeugend, verändernd oder zer- 
ſtörend zu wirken vermögen, haben die Bedeutung von Rechtsereigniſſen oder juriſtiſchen Tat⸗ 
ſachen. Sie ſtellen ſich dar als Handlungen der Menſchen oder als ſonſtige Geſchehniſſe. Die 
letzteren wirken unmittelbar kraft geſetzlicher Beſtimmung, die Handlungen kraft der dem Willen 
der Einzelperſonen vom Rechte beigelegten Machtbefugnis. Unerläßliche Vorausſetzung einer 
Rechtshandlung iſt dieſerhalb, daß ſie von einem Willensfähigen ausgeht. Da ſich ferner aber 
nach der Rechtsordnung die Willensmacht der einzelnen nur innerhalb des der Privatperſon 
zuge wieſenen Gebiets (Vorbem 3) zu betätigen vermag, jo konnen ihre Handlungen den gewollten 
Erfolg auch nur dann erzielen, wenn ſie ſich innerhalb jenes Gebiets halten. Vgl. 88 134, 138. 
Die Handlung ſelbſt vollzieht ſich durch die „Willenserklärung“. Das BGB ſetzt den Begriff 
des Rechtsgeſchäfts als gegeben voraus. Die Motive kennzeichnen das Rechtsgeſchäft als „eine 
Privatwillenserklärung, gerichtet auf die Hervorbringung eines rechtlichen Erfolgs, welcher nach 
der Rechtsordnung deshalb eintritt, weil er gewollt iſt“. M 1, 126. Vgl RG 68, 324. Daß der 
Erklärende ſich der rechtlichen Tragweite des von ihm Erklärten nach allen Richtungen bewußt 
geweſen iſt, oder daß er gar den juriſtiſchen Aufbau gekannt hat, iſt kein Erfordernis für die Wirk⸗ 
ſamkeit einer Willenserklärung (RG 64, 165). 

2. Subjekt des Rechtsgeſchäfts. Zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts iſt imſtande nur der 
Geſchäftsfähige, und zwar nach den Abſtufungen der N 104—116. Fähig iſt ferner an ſich nur 
eine Privatperſon, phyſiſche oder juriſtiſche. Rechtsgeſchäfte im engeren Sinne ſind mithin nicht 
die Willenserklärungen der Obrigkeit als ſolcher, wie Verleihungen von Vorrechten, Enteignungs⸗ 
beſchlüſſe, Verleihung der Rechtsfähigkeit an Vereine (88 22, 23, 33, 43), die Befreiung (Dispens) 
bei der Eheſchließung ($$ 1303, 1312, 1313, 1316, 1328), ſowie bei der Annahme an Kindes Statt 
(51745), die Genehmigung der Stiftung ($ 80), das Inverkehrbringen von Schuldverſchreibungen 
($ 795); ferner die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($$ 112, 1643, 1714, 1803, 1821, 
1822ff.). Rechtsgeſchäfte find namentlich auch nicht die Entſcheidungen oder Anordnungen ber 
Gerichte im Gebiete der freiwilligen und ſtreitigen Gerichtsbarkeit, einſchließlich des Zwangs 
verſteigerungs⸗ und des Konkursberfahrens, ſelbſt dann nicht, wenn durch ſie ein ſubjektives 
Recht zur Entſtehung gebracht, verändert oder beendigt wird. Alles das ſind nur Rechtshandlungen 
im weiteren Sinne, auf welche die Grundſätze des bürgerlichen Rechts über Rechtsgeſchäfte 
jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar ſind. Wenn jedoch das Reichsgericht vormals die „Ge⸗ 
nehmigung“ des Vormundſchaftsgerichts in gewiſſen Grenzen den Grundſätzen von 
Willenserklärungen unterwarf (RG 25, 282; 50, 284), jo wird das aus Zweckmaßigkeitsgründen 
auch ferner gelten müſſen. Über die entſprechende Anwendbarkeit der 88 119, 123 bei Prüfung 
der Rechtsbeſtändigkeit von Anſtellungsakten vgl. Rc 83, 429; Warn 1914 Nr 270 und 9 119 
A 7 Abſ 2. — Wenn eine Perſon des öffentlichen Rechtes — ſo der Staat — ein wirkliches pri⸗ 
vates Rechtsgeſchäft vornimmt, wird deſſen Charakter nicht dadurch geändert, daß ſie durch ein 
behördliches Vertretungsorgan handelte. Nicht um rechtsgeſchäftlichen Verkehr, ſondern um 
rechnungsmäßige Verwaltungsakte handelt es ſich aber, wenn zwei verſchiedene Verwaltungs⸗ 
ſtellen des Staates miteinander Vereinbarungen treffen (HG JW 1927, 28495). 

3. Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts kann nur ein privates Rechtsverhältnis ſein. Innerhalb 
dieſer Grenze iſt dem einzelnen auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe grundsätzlich volle Freiheit 
eingeräumt — Grundſatz der Vertragsfreiheit —, im Sachenrechte, Familien- und Erbrechte 
dagegen ſind Rechtsgeſchäfte nur in den vom Geſetze anerkannten Fällen zuläſſig. Vertragsfreiheit 
ift im Gebiete des Familienrechts nicht die Regel (RG 22. 3. 06, IV 481/05). — Ob ein Rechts⸗ 
erfolg für den Erklärenden ſelbſt oder für einen Dritten eintreten ſoll, ift für den Begriff Willens 
erklärung an ſich nicht weſentlich; daher können Rechtsgeſchäfte auch fein die Zuſtimmung, Ein- 
willigung, Genehmigung (88 182—185), die Erlaubnis (58 549, 583), die Erklärung des Ein⸗ 
verſtändniſſes (88 180, 639), der Widerſpruch (88 108, 113). 
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4. Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts. Der notwendigſte und weſentlichſte Beſtandteil des 
Rechtsgeſchäfts iſt die Willenserklärung (vgl. Bemerkungen vor § 116). Ohne fie iſt kein 
Rechtsgeſchäft denkbar. Die Begriffe Rechtsgeſchäft und Willenserklärung unterſcheiden ſich 
inſofern voneinander, als das Rechtsgeſchäft die fertige juriſtiſche Tatſache als ſolche (Vorbem 1) 
darſtellt, die Willenserklärung dagegen den rechtserzeugenden Vorgang bedeutet. Falls das 
Zuſtandekommen des Rechtsgeſchäfts noch an andere Bedingungen als an die Abgabe der Willens⸗ 
erklärung ſich knüpft (zuſammengeſetzter Tatbeſtand), iſt die Entſtehung des Rechtsgeſchäfts 
von Erfüllung der geſamten Vorausſetzungen abhängig: ſo von Wahrung der Form (8 125), vom 
Zuſammentreſfen mehrerer Willenserklärungen ($ 145), bei den Realverträgen von der Hingabe 
der Sache ($ 607). Das Geſetz ſieht jedoch die Willenserklärung als einen fo weſentlichen Beſtand⸗ 
teil des Rechtsgeſchäfts an, daß es fie der Sache nach dem letzteren gleichſtellt, was ſchon in der 
nahezu gleichwertigen Verwendung der Ausdrücke hervortritt. Der Regel nach wird der Ausdruck 
Willenserklärung da gebraucht, wo dieſe gerade weſentlich im Vordergrunde ſteht (M 1, 126); 
ogl. die 58 116ff. und anderſeits die 98 125, 134, 138, 142, die das fertige Geſchäft im ganzen vor 
Augen haben. 

5. Arten der Rechtsgeſchäfte. Je nach dem Inhalte werden unterſchieden: ſchuldrechtliche 
(obligatoriſche) Rechtsgeſchäfte, die eine Leiſtung des Verpflichteten, dingliche, die unmittelbar 
ein Recht an einer Sache oder an einem Rechte zum Gegenſtande haben; ſodann familienrechtliche 
und erbrechtliche; ferner ſolche unter Lebenden und von Todes wegen, welche die Rechts⸗ 
verhältniſſe eines Menſchen nach feinem Tode zu regeln beſtimmt find. Je nachdem die Partei 
auf Grund des Rechtsgeſchäfts nur einen Vorteil erlangt, oder dieſen durch eine eigene ver⸗ 
mögenswerte Leiſtung entgelten muß, unterſcheidet man unentgeltliche und entgeltliche 
Rechtsgeſchäfte. — Bei Rechtsgeſchäften, die eine Zuwendung zum Gegenſtande haben, unter⸗ 
ſcheidet man das kauſale und das abſtrakte Rechtsgeſchäft. Unter der Causa ift dabei der 
unmittelbar verfolgte Zweck (zu erfüllen, zu ſchenken, zu leihen) zu verſtehen. Spielt dieſer Zweck 
beim Rechtsgeſchäfte eine derartige Rolle, daß von ſeiner Erreichbarkeit zugleich die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des Geſchäfts abhängt, dann iſt dieſes ein kauſales. Der Zweck, der Grund der Zu⸗ 
wendung, iſt hier eine weſentliche Vorausſetzung des Rechtsgeſchäfts überhaupt. Dagegen iſt 
abſtrakt dasjenige Rechtsgeſchäft, das losgelöſt iſt von dem Rechtsgrunde, in dem es feine Ver 
anlaſſung findet, und deſſen rechtliche Wirkung an ſich unabhängig iſt von der Wirkſamkeit des 
Rechtsgrundes (RG 68, 100). So der Wechſel, der Erlaß, die Auflaſſung. Gegebenenfalls iſt 
der Kauf das Kauſalgeſchäft, die Übergabe, Auflaſſung das abſtrakte Vollzugsgeſchäft. 

6. Fiduziariſche Rechtsgeſchäfte. Eigenartig find die fiduziariſchen Rechtsgeſchäfte (RG 
Ih 1910, 42) inſofern, als ſich bei ihnen der wirtſchaftliche Zweck der Zuwendung mit der 
luriſtiſchen Form des Rechtsgeſchäfts nicht deckt, ſo daß der Empfänger der Zuwendung der 
Geſchäftsform gemäß nach außen eine andere Rechtsſtellung erhält, als ſie dem wirtſchaft⸗ 
lichen inneren Geſchäftszwecke entſpricht, und daß er deshalb ſeinem Geſchäftsgegner gegenüber 
auch verpflichtet iſt, von ſeiner äußeren Rechtsſtellung nur einen dem inneren Zwecke entſprechenden 
Gebrauch zu machen. Das trifft insbeſondere zu, wenn jemand ſeine Sache einem andern zu 
Eigentum überträgt, dies in die Form der Übereignung gekleidete Geſchäft wirtſchaftlich aber nur 
denjenigen Zweck erfüllen ſoll, dem ſonſt eine Pfandbeſtellung dient. Alsdann hat der Rechts 
erwerber zwar nach außen die Stellung des Eigentümers, ſeinem Geſchäftsgegner gegenüber iſt 
er jedoch verpflichtet, ſich nur fo zu verhalten, als hätte er nur die Rechtsſtellung eines Pfand⸗ 
gläubigers. Solche Geſchäfte ſind in ſtändiger Rechtſprechung als zuläſſig anerkannt worden 
(6 55, 391; 57, 177; 59, 146; 62, 129; 79, 185; Warn 08 Nr 197; 1910 Nr 98; JW 1911 S. 4654 
u. 18157 1931, 26955. Vgl. 88 117 A 3 u. 398 A 1 Abi. 2. 

7. Die Verfügung. Das Geſetz verſteht darunter dasjenige Rechtsgeſchäft, durch welche 
auf beſtehende Rechte unmittelbar eingewirkt wird (RG 90, 399), fo die Veräußerung und Be⸗ 
laſtung von Sachen, von Forderungen und andern Vermögensrechten, ferner die Erfüllung, den 
Erlaß einer Forderung, die Aufrechnung, den Verzicht. Auch die Kündigung, die Einwilligung, 
Genehmigung und die Parzellierungsvollmacht ſind als Verfügungen anzuſehen (RG 90, 399); 
desgl. der Rücktritt, der Widerruf, die Friſtbeſtimmung, denen allen gemeinſam iſt, daß ſie von 
einem bereits beſtehenden Rechtsgeſchäfte abhängen: abhängige Rechtsgeſchäfte. Wird 
durch einen Vorgang ein Recht erſt erzeugt, dann handelt es ſich nicht um eine Verfügung: das 
Recht entſteht alsdann vielmehr kraft Geſetzes, z. B. bei der Verarbeitung (Spezifikation) und 
Erſitzung. Die Verfügung ſetzt anderſeits nicht unbedingt voraus, daß die Sache oder das Recht 
bereits beſteht. Die Übergabe einer noch nicht vorhandenen Sache (8 90) iſt allerdings ein Unding; 
aber die Abtretung einer erſt zu begründenden Forderung iſt möglich mit Wirkung von ihrer 
Entſtehung an (RG 67, 167; 75, 225). Vgl. § 398 A 2. — Die mangelnde Befugnis zur Verfügung 
über Vermögensgegenſtände ſchließt nicht die Fähigkeit der betreffenden Perſon aus, ſich in bezug 
auf jene Gegenſtände nur perſönlich zu verpflichten. So behält eine ſolche Fähigkeit die Ehefrau 
trotz des ihr gemäß $$ 1395, 1398 mangelnden Verfügungsrechts nach 8 1399ff., ebenſo der 
Gemeinſchuldner trotz der 98 6, 7 KO. Umgekehrt umfaßt die Befugnis zur Verfügung über ein 
fremdes Vermögen nicht auch die Befugnis, den Rechtsinhaber in Perſon zu verpflichten (8 1375). 
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— In einzelnen Fällen find im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollz iehung 
getroffene Verfügungen den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen gleichgeſtellt (85 161, 184, 353, 
499, 883, 2115). Die Gleichſtellung erſtreckt ſich jedoch nicht zugleich auf die Anwendbarkeit der 
Grundſätze vom guten Glauben beim Rechtserwerb ($$ 892, 893, 932, 1032, 1208 BGB; ferner 
88 366, 367 HGB), weil inſoweit nur der rechtsgeſchäftliche Erwerb geſchützt fein ſoll. — Die 
Prozeßführung ist keine Verfügung, denn fie betrifft nicht den Gegenſtand des Streites un⸗ 
mittelbar und begründet die beabſichtigte Rechtsänderung nicht durch ſich ſelbſt. — Veräußerung 
ift im Sinne des Geſetzes die Handlung, durch welche die Subſtanz eines Rechtes behufs deſſen 
Übertragung oder Aufhebung aufgegeben wird (M 1, 128). Die bloße Belaſtung einer Sache 
ſtellt noch keine Veräußerung dar (RG 84, 410). 

8. Prozeſſuale Rechtshandlungen. Über ihren Begriff vgl. $ 211 A 2 und RG 77, 324. Sie 
können zugleich privatrechtliche Wirkungen äußern, ſo die im Prozeſſe erfolgende Kündigung, 
Mahnung, Anfechtung, Aufrechnung, Rücktrittserklärung, Anerkennung, Verzicht, Beſtätigung 
eines wegen Formmangels nichtigen Geſchäfts (RG 53, 149; 61, 266; 63, 412; 100, 148). Ob 
in der Klage auch ein wirkſames Vertragsangebot enthalten ſein kann, läßt das Urteil RG 100, 
148 dahingeſtellt. Möglich ſcheint es jedoch. Solche Prozeßhandlungen haben demnach eine 
Doppelnatur. Ob ſie auch die entſprechende materielle Rechtswirkſamkeit erlangen, beſtimmt 
ſich nach den Grundſätzen des materiellen Rechtes. Dies gilt namentlich hinſichtlich des Form⸗ 
erforderniſſes (unentſchieden gelaſſen in RG 61, 266); es muß auch die durch Vertrag ver⸗ 
einbarte Form gewahrt ſein (RG 24.1. 07 IV 262/06). Dagegen iſt es für die materielle Wirk⸗ 
ſamkeit nicht Erfordernis, daß auch die für die Prozeßhandlung als ſolche weſentliche Form, 
insbeſondere die Mündlichkeit gewahrt iſt. So genügt es, wenn eine Erklärung auch nur durch 
vorbereitenden Schriftſatz, allerdings nicht nur für künftig angekündigt, ſondern ſchon wirklich 
abgegeben worden und dem Gegner auch zugegangen iſt (RG 53, 148; 57, 362). Rein prozeſſuale 
Rechtsgeſchäfte unterliegen aber nicht den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, ſind vielmehr 
allein nach prozeßrechtlichen Grundſätzen zu beurteilen (RG 81, 178; 100, 311; 118, 176). Der 
gerichtliche Prozeßvergleich iſt, weil dem Urteile gleichgeſtellt, wirkſam, ungeachtet der 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Form des den Gegenſtand des Vergleichs bildenden 
Rechtsgeſchäfts (RG 48, 183). Der vom Vormund abgeſchloſſene Vergleich bedarf der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung (R& 56, 333). Entſprechend iſt auch die Frage der materiellen 
Nichtigkeit einer Prozeßerklärung wegen Unſittlichkeit, Scheines nach den Regeln des 
bürgerlichen Rechtes zu entſcheiden, a. M. die Prozeßrechtslehre. So wird in Rh 118, 171 ein 
der Erleichterung der Scheidung dienender Rechtsmittelverzicht nach $$ 134, 138 BGB, allerdings 
zugleich auch nach Prozeßrecht, für nichtig erklärt. RG Seuffa 57 Nr 480 ſpricht einer Prozeß⸗ 
handlung (Zustellung der Klage) wegen Scheines im Falle des § 603 Abſ 2 ſogar die lediglich 
prozeſſuale Wirkung des gemeinſchaftlichen Gerichtsſtandes ab. — Die Frage der Anfechtbar⸗ 
keit auf Grund von Willensmängeln (Irrtum, Zwang, Betrug) regelt ſich, ſoweit die 
materielle Wirkung in Frage kommt, nach materiellem Rechte, ſoweit es ſich lediglich um die rein 
prozeſſuale Seite handelt, nach Prozeßrecht (RG 81, 177; Warn 1918 Nr 140, betreffend den 
Prozeßvergleich). Prozeſſuale Erklärungen (3. B. über die Eidesverweigerung) ſind nicht 
nach $ 119 anfechtbar (RG Warn 1911 Nr 208; 1914 Nr 2; Gruch 49, 1049, betreffend Verzicht 
auf Rechtsmittel), ſondern unterliegen nach $ 290 3 o beſonderen Regeln (wird aber beiſpiels⸗ 
weiſe angenommen, daß ſich der Erklärende bei der Verweigerung eines Eides über den Inhalt 
des Eides geirrt hat, oder daß er die Weigerung des Eides nicht hat erklären wollen, ſo liegt eine 
Eidesverweigerung überhaupt nicht vor, RG 69, 262). Unzuläſſig iſt auch die Anfechtung der 
Zurücknahme eines Rechtsmittels wegen Irrtums (MG 81, 177). Ein Prozeßvergleich unter⸗ 
liegt ebenfalls der Anfechtung aus § 119, 123 (RG Warn 1921 Nr 20), und zwar muß dieſe 
Anfechtung in einem beſondern neuen Verfahren erfolgen (RG 78, 286; 106, 312), während 
die Beſeitigung des Vergleichs aus Rechtsgründen oder auf Grund einer Einigung der Parteien 
im alten Prozeſſe betrieben werden kann (RG 65, 420; 50, 425; 78, 289; 106, 313; 135, 338). 
Das auf Grund des Anerkenntniſſes oder des Verzichts ergehenbe Urteil kann nur im 
Wege der prozeßmäßigen Rechtsmittel angefochten werden (RG IWW 93, 1566). Iſt aber das 
Urteil noch nicht ergangen oder wird das ergangene Urteil im Wiederaufnahmeverfahren be⸗ 
ſeitigt, ſo ſind für die Anfechtung des Anerkenntniſſes oder des Verzichts materiell die Regeln 
des bürgerlichen Rechtes maßgebend. Die Anfechtung kann auch durch mündliche Erhebung 
der Widerklage erfolgen (RG 23. 2. 07, J 297/06). Urteile, Zuſchlagsbeſchlüſſe und die 
Beſtätigung des Zwangvergleichs können nur nach den beſonderen Vorſchriften der 
ZPO, des AUG und der KO angefochten werden (R 61, 359; 60, 48; 57, 271: Warn 1911 
Nr 353). Doch kann die materielle Wirkſamkeit eines Urteils nach 9 826 beſeitigt 
werden (RG 61, 359 u. 59, 257). Vgl. § 242 Anm 4, $ 826 A 5 d. Die Beſeitigung des er⸗ 
ſchlichenen Urteils ift im übrigen auch ſchon vor Eintritt feiner Rechtskraft zuläſſig (R 78, 394, 
wo zugleich ausgeführt iſt, daß, wenn der Verurteilte den Gebrauch von Rechtsbehelfen aus Fahr⸗ 
läſſigkeit unterlaſſen hat, das der Argliſt des Gegners gegenüber nicht in Betracht kommt). — Auch 
die Rücknahme der Klage, ſowie der Verzicht auf den Anſpruch ſind Willenserklärungen (RG 66 
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14). Wenn jedoch RG 59, 349 anſcheinend auch den Verzicht auf die Berufung als unmittelbar 
nach § 119 BGB anfechtbar erachtet hat, fo iſt das verfehlt, weil eine rein prozeſſuale Handlung 
in Frage ſtand (RG 81, 177; 105 S. 311 u. 355). Die Abgabe des Meiſtgebots im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren kann im Wege der Klage nicht angefochten werden, weil der Klageweg 
da ausgeſchloſſen it, wo das Geſetz das Beſchlußverfahren vorſieht (R 54, 309; $$ 100, 81 38G; 
$ 766 ZPO). Aus gleichem Grunde wird auch nach erfolgter Beſtätigung der Vergleichsvor⸗ 
ſchlag des Gemeinſchuldners ſowie die Zuſtimmung eines Gläubigers und die Erklärung des 
Vergleichsbürgen der Anfechtung durch Klage entzogen fein (88 184, 189 KO). Da jedoch im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren die ganze Sache erörtert werden kann, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, Willens⸗ 
mängel dort noch geltend zu machen, falls es nicht ſchon im Beſtätigungsverfahren nach $ 184 KO 
geſchehen iſt. Für den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes ſ. Vergleichsordnung vom 
5. 7. 27 (RGBl I 139) 88 67ff. Die Dauer ſowie der Umfang der materiellen Wirkung 
einer Prozeßhandlung ſind unabhängig von der prozeſſualen Wirkſamkeit. Die materielle Wir⸗ 
kung wird mithin auch durch die Zurücknahme der Klage oder durch ihre Abweiſung ohne ſachliche 
Entſcheidung nicht beſeitigt (RG 63, 412; 23. 2. 07 IV 297/06). Sie iſt auch nicht eingeſchränkt 
auf den Gegenſtand. 

Die Prozeßvollmacht und die Vertretungsbefugnis ermächtigen zugleich zur Abgabe ſowie 
zur Entgegennahme aller Erklärungen, die zum Angriffe oder zur Verteidigung dienen, mit 
materieller Wirkſamkeit (RG 53, 213; 49, 394). Auch ihre Dauer iſt inſoweit nicht an den Prozeß 
gebunden (RG 63, 411, über Anfechtungserklärung in einem Schriftſatze; RG 23. 2. 07, V 297/06, 
betreffend Anfechtung und Beſtätigung; 25. 3. 07 I 516/06, betreffend Kündigungserklärung; 
30. 10. 06 I1 165/06, betreffend Ermächtigung zur Entgegennahme der Anzeige bei der Abtretung). 
Wenn RG 20. 1. 12 V 268/11 annimmt, daß die vom Prozeßvertreter erklärte Anfechtung nur 
für den Rechtsſtreit Wirkſamkeit habe, jo ſcheint das unzutreffend; die Erklärung des Prozeß⸗ 
vertreters hat „in wie außer dem Prozeſſe die gleiche Wirkung wie die außerhalb eines Prozeſſes 
von einem ſonſtigen Vertreter abgegebene Erklärung“ (RG 63, 411). 

9. Keine Rechtsgeſchäfte ſind: a) Die „unerlaubte Handlung“, weil bei ihr die Rechts⸗ 
wirkung kraft Geſetzes eintritt, und nicht, weil ſie gewollt war. Hier gelten die Grundſätze der 
Verantwortlichkeit, nicht die der Geſchäftsfähigkeit, Stellvertretung uſw. b) Die Unrechtshand⸗ 
lung im Rahmen eines Rechtsverhältniſſes, namentlich die Vertragsverletzung. Für ſie gelten 
gleichfalls beſondere Grundſätze (vgl. 59 276, 278). e) Juriſtiſche Tatbeſtände, bei denen die Rechts⸗ 
ordnung die rechtliche Wirkung allein an einen äußeren Tatbeſtand knüpft, gleichviel ob er gewollt 
war oder nicht. Hierher gehören z. B. die Begründung und Aufhebung eines Wohnſitzes, die 
Beſitzerwerbshandlung, die Spezifikation (M 1, 127), die Entfernung gewiſſer Gegenſtände vom 
Grundſtück ($$ 560, 1121, 1122), die Verweigerung ($$ 182, 634 uſw.), die Zuſtimmung gemäß 
$ 1565 Abſ 2, die Verzeihung gemäß § 1570 (RG Warn 1914 Nr 218; XW 1919, 820%. Für 
einzelne nicht rechtsgeſchäftliche Tatbeſtände angegebener Art — ſo Begründung und Aufhebung 
des Wohnſitzes — gibt das BGB beſondere Beſtimmungen ($ 8). Sonft kann nur die eine oder 
die andere von Rechtsgeſchäften geltende Vorſchrift entſprechende Anwendung finden. Aber eine 
unmittelbare Anwendung der bezeichneten Vorſchriften im allgemeinen iſt ausgeſchloſſen. 

10. ubergangsbeſtimmungen. Für Rechtsgeſchäfte im allgemeinen gibt das EG keine Über⸗ 
gangsvorſchrift. Nach den Motiven zum EG S. 255 ſind die unter der Herrſchaft des alten Rechtes 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit und der Form nach 
altem Recht zu beurteilen. Aus den Geſamtbeſtimmungen des EG iſt der weitere Satz abzuleiten, 
daß ein gleiches auch hinſichtlich ſolcher Umſtände gelten muß, welche die Gültigkeit und Wirk⸗ 
ſamkeit der Rechtsgeſchäfte berühren, einſchließlich der Erforderniſſe der Heilung eines mangel« 
haften Geſchäfts, ſofern nicht das Ech beſondere Ausnahmen aufſtellt (Artt 198 Abſ 2, 213, 215). 
Dagegen kann keine allgemein geltende Regel darüber aufgeſtellt werden, inwieweit nach dem 
1. Jan. 1900 vorgenommene Rechtsgeſchäfte oder rechtsgeſchäftliche Handlungen, die ſich auf 
ein dem alten Rechte angehörendes Rechtsverhältnis beziehen, noch nach altem Rechte zu beur⸗ 
teilen ſind. Durch poſitive Vorſchrift iſt die Anwendung des alten Rechtes beſtimmt in Artt 189 
u. 215 Abſ 1 EG. — Nach Art 3 EG. VerſVo findet dieſes Geſetz auf bereits beſtehende Ver⸗ 
ſicherungsverträge im allgemeinen keine Anwendung. Nur bei den in Art 4 aufgeführten 
Vorſchriften iſt das Gegenteil der Fall; zu ihnen gehören aber nicht die vom Kündigungsrechte 
handelnden Beſtimmungen der $$ 167, 180 d. Gef. (RG Warn 1914 Nr. 43). , 

11. Ausländiſches Recht. Ob deutſches Recht oder fremdes Recht anzuwenden ift, muß der 
Richter entſcheiden, und er ift dieſer Verpflichtung auch dann nicht enthoben, wenn er 
annimmt, daß die Vorſchriften beider Rechte übereinſtimmend ſeien (RG 71, 10; 100, 81; Warn 
1915 Nr 311). Hat der Richter bei Auslegung eines Vertrags auch zu Unrecht deutſches Recht 
angewendet, dann läßt ſich das Urteil gleichwohl halten, wenn die Begründung nur auf Anwen⸗ 
dung der Sprachgeſetze und allgemeiner, auch im fremden Rechte geltenden Grundſätze beruht, 
oder wenn es mit den Sätzen des internationalen Privatrechts in Einklang ſteht, nur muß die 
Auslegung ſonſt einwandfrei fein (R& 71, 91; 102, 215). Das deutſche bürgerliche Recht 
enthält keine allgemeine Vorſchrift, nach welchem Rechte die Rechtsgeſchäfte zu beurteilen ſind, 
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wenn örtlich verſchiedene Rechtsgebiete in Frage kommen. In neuerer Zeit wurde (Bitelmann 2, 
137ff.) mit beachtenswerten Ausführungen verſucht, den allgemeinen Satz aufzuſtellen: Für 
die Entſcheidung der Frage, welcher rechtsgeſchäftliche Tatbeſtand vorliegen müſſe, damit die 
behauptete Wirkung eintrete, ſei das Geſetz, das über dieſe Wirkung herrſcht — das Wirkungs⸗ 
ſtatut —, maßgebend: ſoll die Wirkung eine dingliche fein, das Sachſtatut, hinſichtlich der ſchuld⸗ 
rechtlichen Wirkung das Perſonalſtatut des Schuldners, betreffs einer erbrechtlichen Wirkung 
das Perſonalſtatut des Erblaſſers. Das Wirkungsſtatut ſoll maßgebend ſein nach der Seite des 
geſamten Tatbeſtandes, der verwirklicht werden müſſe, damit die rechtsgeſchäftliche Wirkung 
eintreten könne, einſchließlich der nachholbaren Wirkſamkeitserforderniſſe. Sollen durch ein 
Rechtsgeſchäft mehrere Wirkungen erzeugt werden, ſo ſei das Rechtsgeſchäft für jede ſeiner Wir⸗ 
kungen geſondert nach dem ſie beherrſchenden Wirkungsſtatut zu beurteilen. Dieſe Auffaſſungen 
haben eine innere Berechtigung für ſich, würden auch zu den befriedigendſten Ergebniſſen führen, 
haben ſich indes trotz vielfacher Vertretung im Schrifttum in der Rechtſprechung noch nicht als 
herrſchende durchzuſetzen vermocht. Beim Reichsgericht insbeſondere waren die Anſichten 
geteilt. Allgemeine Übereinſtimmung beſteht nur darüber, daß in erſter Linie ſtets eine et- 
waige ausdrückliche oder auch nur aus den Umſtänden zu entnehmende ſtillſchweigende Ver⸗ 
einbarung entſcheidend ſein ſoll, wobei es auf den mutmaßlichen, vernünftigen Willen der 
Parteien ankommt (RG 40, 197; 44, 154; 68, 203; 73, 379; 74, 174; 81, 273; Warn 1913 Nr 302). 
Nur die Einſchränkung ift freilich zu machen, daß die Einigung auf Anwendung des fremden Rechtes 
nicht gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines einſchlägigen deutſchen Rechtsſatzes 
verſtoßen darf (Art 30 Ech), was dann, aber auch nur dann zuträfe, wenn die Anwendung des 
fremden Rechtes die Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Lebens angreifen 
würde (RG 60, 299; 73, 368). Vgl. auch NG 80, 132. Der Einigung ift hier aber auch ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Art 30 inſoweit eine Schranke geſetzt, als ſie der Vertragsfreiheit überhaupt gezogen 
iſt; nach dem inländiſchen Rechte verbotene oder unerfüllbare Verbindlichkeiten können im ne 
lande nicht dadurch erfüllbar gemacht werden, daß ſich die Vertragsparteien einem fremden Rechte 
unterwerfen, nach dem die Erfüllung erlaubt oder zuläſſig wäre, und iſt die Erfüllung im Inlande 
nach deſſen Recht unmöglich, dann können die Folgen hiervon nicht durch Verweiſung auf fremdes 
Recht ausgeſchloſſen werden (vgl. Zitelmann 2, 381). Beim Mangel einer Vereinbarung 
haben ſich der VI., VII. und I. 86 für die Anwendung des Perſonalſtatuts ausgeſprochen (RG 61, 
343; 62, 380; 27. 11. 06, VII 639/05; 30. 10. 07, 1 218/07). In weiteren Urteilen freilich (23 1908, 
451; 1911 S. 395 u. 487) hat der I. 88 die Entſcheidung, ob im Zweifel das Recht des Wohn⸗ 
ſitzes oder das des Erfüllungsortes maßgebend ſei, dahingeſtellt gelaſſen. Vgl. auch R& 69, 23. 
Dagegen ift der II. 38, der ſich mit den vorliegenden Fragen vorzugsweiſe zu beſchäftigen hatte, 
dauernd der Savignhſchen Lehre, daß das Recht des Erfüllungsorts maßgebend ſei, treu geblieben, 
namentlich gegenüber den Urteilen des VI. 38 (RG 66, 75; 73, 387; 78, 59; 81, 274; 95, 164, 
betreffend eine Vertragsanfechtung; 102, 214). Der gleichen Anſicht ift der V. 38 in Rch 103, 
261 und nunmehr auch der 1. 38 in Warn 1922 Nr 57. Völlig aufgegeben it allſeitig die Lehre, 
daß es auf das Recht am Orte des Vertragsſchluſſes ankomme (RG 61, 345). — Im einzelnen 
ſei noch auf folgende Entſcheidungen hingewieſen: Durch die (wenn auch nur ſtillſchweigenden ) 
Parteivereinbarungen kann auch bei einem gegenſeitigen Vertrage ein einheitliches 
Recht für das ganze Rechtsverhältnis vorgeſehen fein (NG Warn 1913 Nr 302). Iſt ein einheit⸗ 
liches Recht nicht vereinbart worden (etwa durch Beſtimmung eines gemeinſamen Erfüllungs- 
orts), dann müßte, um ein ſolches trotzdem anwenden zu können, die eine, ich aus dem Vertrags- 
verhältniſſe ergebende räumliche Beziehung ein ſolches Gewicht haben, daß ſie vor allen andern 
erkennbar den Ausſchlag geben ſollte; das trifft bei Kaufverträgen hinſichtlich der Leiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers nicht zu, die Frage, ob dem ausländiſchen Käufer die Pflicht zur unverzüg⸗ 
lichen Rüge angeſonnen werden kann, iſt daher im Zweifel nach dem Rechte ſeines Erfüllungs⸗ 
orts zu beurteilen (RG 81, 275). Den Parteien iſt es vermöge der Vertragsfreiheit unbenommen, 
ſich durch eine rechtsgeſchäftliche Abrede von vornherein einem beſtimmten Rechte zu unterwerfen; 
unwirkſam iſt aber eine bloß prozeſſuale Regelung dieſer Frage (RG Warn 1914 Nr 303). Zur 
Anwendung eines einheitlichen Rechtes liegt auch ſchon dann genügender Anlaß vor, wenn die 
Parteien ſelbſt zwar daran nicht gedacht haben, ſich aber aus der Geſamtheit der Sachumſtände 
ergibt, daß ſich die Parteien in ſolchem Sinne entſchieden haben würden, wenn ſie die 
Frage erwogen hätten (RG 68, 205; Warn 1913 Nr 302; 1922 Nr 57). Erſt dann, wenn ſich kein 
Anhalt dafür ergibt, daß ein einheitliches Recht für die beiderſeitigen Verpflichtungen hat an⸗ 
wendbar ſein ſollen, kommt für jede Partei das Recht ihres Erfüllungsorts zur Anwendung 
(RS 81, 274; 95, 165; Warn 1921 Nr 148). Schließen ein Deutſcher und ein Ausländer den Ver⸗ 
trag im Gebiete eines dritten Staates (Dänemark) ab und ift der Vertrag dort zu erfüllen, dann 
unterſteht das Rechtsverhältnis dem Rechte dieſes dritten Staates (RG 102, 214). Auch die 
Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen Nichterfüllung regelt ſich nach dem Rechte, 
das für den Erfüllungsanſpruch maßgebend geweſen wäre, alſo grundſätzlich nach dem des Er⸗ 
füllungsorts (RG Warn 1920 Nr 188). Nach demjenigen Rechte, dem ſich die Parteien unter⸗ 
worfen haben, iſt namentlich auch zu beſtimmen, welcher Form der Vertrag bedurfte; kennt 
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das danach maßgebende Recht nicht den Satz locus regit actum, dann kann auch der Art 11 Cc 
nicht Platz greifen, vielmehr müßte das für das Rechtsverhältnis maßgebende Recht entſcheidend 
fen (RG Warn 1913 Nr 151 u. 302). Die Frage, ob der deutſche Vertreter Vertretungs- 
befugnis hatte, iſt nach inländiſchem Rechte zu beurteilen (RG Warn 1921 Nr 9). Die Rang- 
ordnung von dinglichen Rechten (Pfandrechten an beweglichen Sachen und Schiffen) 
richtet ſich nach der Entſtehung des einzelnen Rechtes und nach ſeiner Einordnung in die Reihe 
der mitbeteiligten Rechte, ſo daß auch ein im Auslande entſtandenes Pfandrecht den Rang eines 
deutſchen Schiffspfandrechts haben kann (RG 81, 283). Die ſubjektiven Befugniſſe eines Patent ⸗ 
rechts beſtimmen ſich nach dem Territorialitätsprinzipe (RG FW 1914, 69018). Ein ausländisches, 
aber in die Zeichenrolle des deutſchen Patentamts eingetragenes Warenzeichen genießt den Schutz 
des deutſchen Warenzeichengeſetzes (RG 81, 171; 51, 268). Das Rechtsverhältnis zwiſchen aus⸗ 
ländiſchen Eltern und ihren ehelichen Kindern iſt regelmäßig nach ausländiſchem Rechte 
zu beurteilen (Art 19 EG); iſt die Ehe geſchieden und der für ſchuldlos erklärte Teil ſpäter deutſcher 
Reichsangehöriger geworden, dann bindet ihm im Inlande nicht eine im Auslande ergangene 
Anordnung über das Erziehungsrecht (RG 81, 373). Eheſchließungen zwiſchen Deutſchen und 
Ausländern find gültig, wenn ſie im Auslande nach der geſetzlichen Form des Eheſchließungsortes 
eingegangen ſind, da Art 11 Abſ 1 Satz 2 EG hier anwendbar iſt (RG 88, 191). Über inter⸗ 
nationales Konkursrecht vgl. RG 90, 124. Iſt ein Konkursverfahren im Inlande 
eröffnet, dann regelt ſich auch die Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts nach dem inländiſchen Rechte 
ſelbſt dann, wenn das Rechtsgeſchäft im Auslande vorgenommen und erfüllt worden iſt (RG 
Warn 1916 Nr 233). Die Haftpflicht von Beamten gegenüber dem Staate regelt ſich 
auch in den Gebieten, wo franzöſiſches Recht gilt (Rheinprovinz), nach dem Allgemeinen Land⸗ 
rechte (RG 95, 346). Iſt vom ausländiſchen Verkäufer an ſeinem im Auslande belegenen Nieder⸗ 
laſſungsorte zu erfüllen, ſo iſt das Recht des Erfüllungsorts maßgebend (RG JW 1919, 499%). 
Der auf unerlaubte Handlung geftügte Schadenserſatzanſpruch ift nach dem Rechte des 
Ortes der begangenen Tat zu beurteilen; mit der Einſchränkung jedoch nach Art 12 EG, daß gegen 
einen Deutſchen, der im Auslande eine unerlaubte Handlung vorgenommen hat, nicht weiter⸗ 
gehen: Kane als die nach deutſchem Rechte begründeten geltend gemacht werden können 
(MG 96, 98). RE 

Deutſche Schutzgebiete find nicht ohne weiteres dem Inlande gleichzuſtellen; es kann bier⸗ 
über nur von Fall zu Fall je nach Grund und Zweck der Einzelvorſchrift entſchieden werden; in 
Eheſachen gelten ſie als Inland (MG 84, 259). — In Konſulargerichtsbezirken iſt die An⸗ 
wendung fremden Rechtes, einſchließlich des Gewohnheitsrechts, unzuläſſig (RG Warn 1914 
Nr 312). Sie gelten als Inland (SeuffA 74 Nr 45). 


Erſter Titel 
Geſchäftsfähigkeit 


2 § 104 
Geſchãftsunfähig !) iſt: 

1. wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hat 2); 

2. wer ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zu- 
ſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befindet, ſofern nicht 
der Zuſtand feiner Natur nach ein vorübergehender ift ); 

3. wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt ift??). 

E 164 Ubf 1, 2 II 7s: M1 120 ff. P 1 58 ff., 72 fl.; 4 828; 6 110 ff. 

1. Geſchäfts fähigkeit iſt die Säbigteit, mit voller Wirfjamkeit rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
abzugeben und entgegenzunehmen. BOB verwertet den weiteren Begriff der Handlungs⸗ 
fahigkeit, die auch die Fähigkeit zur Unrechtshandlung (Deliktsfähigkeit) umfaßt, nicht. Es unter- 
ſcheidet aber zwiſchen Geſchaftsunfähigkeit (99 104ff.) und Fehlen der Verantwortlichkeit für 
Schadenszufügungen (89 827, 828). Inwieweit das Erfordernis der Geſchäftsfähigkeit für die 
Vornahme von ſolchen Rechtshandlungen zu verlangen ift, die nicht Rechtsgeſchäfte find, kann 
nur von Fall zu Fal beantwortet werden. Für Begründung und Aufhebung eines Wohnſitzes 
it in $ 8 Geſchäftsfähigkeit verlangt. Eine reine Beſitzerwerbshandlung kann dagegen auch ein 
Geſchäftsunfähiger vornehmen ($ 854 A 3); ebenſo kann ein ſolcher durch „Entdeckung“ (8 984) und 
durch Verarbeitung ($ 950) Eigentum erwerben. Die Vorſchriften über Geſchäftsfähigkeit find 
zwingenden Rechts. Der gute Glaube an die Geſchäftsfähigkeit eines andern iſt ohne Einfluß. — 
Die Geſchäftsfähigkeit der Ehefrauen als ſolcher iſt nach dem BGB nicht beſchränkt; 
ſie bemißt ſich daher nach den allgemeinen Regeln (vgl. auch $ 52 ZPO). Über die Fähigkeit 
zur Teſtamentserrichtung enthalten $ 2229, zur Eheſchließung $$ 13031308 beſondere 
Vorſchriften. Das Vorhandenſein einer unheilbaren, fortſchreitenden Gehirnerweichung reicht 
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allein für ſich noch nicht aus, um den Erkrankten unfähig zur Teſtamentserrichtung zu machen; 
es muß der Nachweis hinzukommen, daß durch den Zuſtand krankhafter Störung ſeiner Geiſtes⸗ 
tätigkeit ſeine freie Willensbeſtimmung im Zeitpunkte der Teſtamentserrichtung ausgeſchloſſen 
war (RG 83 1919, 1302). 

Geſchäftsunfähig ift jemand kraft geſetzlicher Vorſchrift oder infolge eines richterlichen Aus⸗ 
ſpruchs. Ohne weiteres iſt geſchäftsunfähig: a) der Menſch unter 7 Jahren, das Kind (Nr 1); 
b) der Geiſteskranke (Nr 2); e) der Entmündigte (Nr 3). 

2. Geſchäftsunfähigkeit wegen Alters unter 7 Jahren. Das Geſetz erklärt alle Kinder unter 
7 Jahren ohne Rückſicht auf die Geiſtesreife als geſchäftsunfähig. Die Berechnung des vollendeten 
7. Lebensjahrs erfolgt nach $ 187 Abſ 2. 

3. Geſchäftsunfähigkeit wegen kranthaft geſtörter Geiſtestätigteit. Das Geſetz verlangt, 
indem es ſich inſoweit der Faſſung des § 51 StGB anſchließt, einen die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung (RG 65, 202), und zwar einen dauernden Zu⸗ 
ſtand, ſo daß ein Zuſtand vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit oder bloße vorübergehende 
Bewußtlosigkeit hier nicht in Betracht kommt (RG 74, 110; 103, 399; RG Warn 1918 Nr 111; 
1928 Nr 167). Auch muß die geiſtige Betätigung in ihrer Geſamtheit, vornehmlich das Denken 
und das Entſcheiden in ſeiner Geſamtheit unter dem beſtimmenden Einfluſſe des krankhaften 
Zuſtandes geſtanden haben (RG Warn 1919 Nr 46; 1928 Nr 167). Schlechthin iſt alſo noch nicht 
geſchäftsunfähig, wer nur die Tragweite vermögensrechtlicher Beziehungen nicht zu erfaſſen 
vermag (RG Warn 1911 Nr 164). Ebenſo nicht, wer den größten Teil ſeiner Angelegenheiten 
ſachge mäß zu beſorgen fähig iſt (RG 118, 122). Eine auf ein nur beſtimmtes Gebiet beſchränkte 
Geiſteskrankheit genügt auch nicht, die Prozeßfähigkeit allgemein auszuſchließen; dagegen 
muß, den Bedürfniſſen des Rechtsverkehrs entſprechend, die Möglichkeit eines nur für einen be⸗ 
ſtimmten Kreis von Angelegenheiten vorhandenen Mangels der Prozeßfähigkeit, z. B. bei krank⸗ 
hafter Querulanz, anerkannt werden (RG Warn 1933 Nr 91; RG ZW 1912, 87233; 1922, 
10075; RG Seuff 51 Nr 89). Die krankhafte Störung kann ihren Grund haben in Geiſteskrank⸗ 
heit oder Geiſtesſchwäche; beide find nur im Grade voneinander verſchieden (RGS 50, 2034; JW 
1911, 179; Warn 09 Nr 122); die ärztlichen Unterſcheidungen find nicht maßgebend (NG Warn 
09 Nr 122; 1913 Nr 78). Es muß ein Zuſtand gegeben ſein, zufolge deſſen die Beſtimmbarkeit 
der Perſon durch vernünftige Erwägungen ausgeſchloſſen und vielmehr der Wille durch Vorſtellun⸗ 
gen, Triebe, oder auch durch den Einfluß anderer Perſonen übermäßig beherrſcht iſt, während 
eine Willensſchwäche allein nicht ausreicht (R Warn 1917 Nr 234); desgleichen nicht das bloße 
Unvermögen, die Tragweite der Willenserklärung zu ermeſſen (RG Warn 1911 Nr 164). Der 
a vom Geſetze geforderte krankhafte Zuſtand iſt mithin ein weiterer als der der Geiſteskrank⸗ 

eit im Sinne des $ 6 Nr 1, weil er ſowohl Fälle der Geiſteskrankheit wie der Geiſtesſchwäche 
umfaßt (RG 130, 69; RG FW 1908, 323°; 1909, 4112; 1911, 1791; RG 6. 3. 24 IV 846/23). Jeden ⸗ 
falls aber muß die Willensfreiheit ausgeſchloſſen fein (Rs 130, 69; ſ. auch RG 103, 400). — Bei 
der Prüfung, ob Geſchäftsunfähigkeit wegen Geiſteskrankheit vorliegt, ſind vom Standpunkt des 
BGB namentlich auch die Erſcheinungen der Störung, wie fie ſich im Verkehrsleben zeigen, zu 
berückſichtigen. Da es ſich um eine weſentlich tatſächliche Frage handelt (RG HRR 1929 Nr 793), 
kann von einer Gebundenheit des Richters an den ärztlichen Ausſpruch keine Rede fein (RG Gruch 
49, 881; JW 05, 167°; Warn 09 Nr 122). Da ein jeiner Natur nach nicht nur vorübergehender 
Zuſtand vorausgeſetzt wird, reichen Bewußtloſigkeit und vorübergehende Geiſtesſtörung zur Be⸗ 
gründung der Geſchäftsunfähigkeit nicht aus. Beide haben nur die Unfähigkeit zur Abgabe von 
rechtsgeſchäftlichen Willenserklärungen während der Dauer des Zuſtandes gemäß $ 105 Abdf 2 zur 
Folge (RG 65, 202). Hinſichtlich lichter Zwiſchenräume ift zu unterſcheiden, ob eine Ent 
mündigung wegen Geiſteskrankheit ſtattgefunden hat oder nicht. Im erſteren Falle ſind ſie unbe⸗ 
achtlich und begründen nicht vorübergehende Geſchäftsfähigkeit (RG 8. 3. 06 IV 420/05). Im 
andern Falle kann für die Zeit der lichten Zwiſchenräume volle Geſchäftsfähigkeit des nicht Ent⸗ 
mündigten angenommen werden (RG 18. 5. 08 IV 367/07); allerdings dann nicht, wenn das 
allgemeine Vorhandenſein eines Zuſtandes im Sinne des § 104 Nr 2 nachgewieſen worden iſt 
(RG Warn 1914 Nr 107; 1928 Nr 167). 

4. Entmündigung wegen Geiftestrantheit hat ohne weiteres völlige Geſchäftsunfähigkeit 
zur Folge. Entmündigung wegen bloßer Geiſtesſchwäche begründet beſchränkte Geſchäftsfähig · 
keit nach den $$ 114, 106ff. (RG JW 08, 323°; 1911, 1791), desgl. die Entmündigung aus den in 
96 Nr 9—3 aufgeführten Gründen. Die Geſchäftsunfähigkeit tritt infolge des die Entmündigung 
ausſprechenden Beſchluſſes (wegen Beginns ſeiner Wirkſamkeit vgl. § 661 ZPO) unabhängig 
davon ein, ob dieſer mit Recht oder Unrecht erging. Sie dauert auch unbedingt fort, bis die Ent⸗ 
mündigung wieder aufgehoben iſt, ſei es durch Beſchluß ($ 678 ZPO), ſei es durch Urteil (88 679, 
672 ZPO). Zu § 664 Abſ 2 3D s. RG SeuffA 83 Nr 95. Iſt jemand lediglich wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche entmündigt worden, dann iſt der Prozeßrichter im Einzelfalle doch nicht gehindert, 
ſeinerſeits feſtzuſtellen, daß der Entmündigte gemäß § 104 Nr 2 völlig geſchäftsunfähig geweſen 
(RG Warn 08 Nr 3; N 6. 3. 24 IV 846/23). — Die Unfähigkeit des zu Entmündigenden 
zur Geſchäftsbeſorgung muß ſich auf die Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten erſtrecken; aber zu 
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dieſen Angelegenheiten gehört auch die Wahrnehmung der bürgerlichen Rechte ſowie der Ver⸗ 
kehr mit den Parteien, und daher kann auch ſchon wegen Unvermögens zur vernünftigen Betäti⸗ 
gung auf dieſem Gebiete (Querulantenwahnſinn) die Entmündigung möglich fein (RG Warn 
08 Nr 111 u. 273; 88 1919, 1008). f Ten 

5. Beweislaſt. Nach der herrſchenden Meinung hat die Geſchäftsunfähigkeit oder die Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit zu beweiſen, wer ſie behauptet. Dies iſt unbedenklich, wenn der 
Grund des Mangels der Geiſteszuſtand (RG 23, 297; ZW 05, 735) oder die erfolgte Entmündi⸗ 
gung ſein ſoll (ſtreitig), dürfte aber auch dann zutreffend ſein, wenn es ſich um das Lebensalter 
handelt. Dem Gegner ſteht, ſoweit das überhaupt zuläffig iſt (A 3), der Gegenbeweis offen, daß 
die Handlung in lichten Zwiſchenräumen vorgenommen worden iſt. — Die Beweiswürdigung 
betreffs der geſetzlichen Vorausſetzungen des § 104 Nr 2 iſt ganz wie ſonſt freie, auch von den ärzt⸗ 
lichen Gutachten unabhängige Ermeſſensſache des Richters (RG Warn 1918 Nr 111). Aus Hand⸗ 
lungen und Außerungen eines Geiſteskranken können bei der Beweiswürdigung auch Schlüſſe 
auf die von ihm in geſunder Zeit verfolgten Abſichten gezogen werden (RG 6. 10. 23 V 530/22). 

7. Über das Übergangsrecht vgl. Artt 153—156 u. 200, 215 EG. — Hinſichtlich des ausländi⸗ 
ſchen Rechtes vgl. Art 7 EG. Er erklärt grundſätzlich das Perſonalſtatut für maßgebend. Die 
Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Geſchäftsfähigkeit, nicht auf die Deliktsfähigkeit (für letztere Art 
12 EG). Der Begriff der Geſchäftsfähigkeit ift nach dem BGB zu beurteilen. Der Art 7 Abſ 1 
enthält eine jog. vollkommene Kolliſionsnorm; er gilt alſo ſowohl für Deutſche, mögen 
ſie ſich im Inlande oder Auslande befinden, als auch für Ausländer. Seine Grundſätze ſind maß⸗ 
gebend für die Vorausſetzungen und Wirkungen der Geſchäftsunfähigkeit wie der Beſchränkung 
in der Geſchäftsfähigkeit. Sie gelten für Rechtsgeſchäfte aller Art, ſoweit nicht Ausnahmevor⸗ 
ſchriften beſtehen. Hinſichtlich der Wechſelfähigkeit vgl. Art 91 des Wechſel vom 21. 6. 33 
(RGBl 1399). Ausnahmen zugunſten eines Ausländers in den Fällen des Art 7 Abſ 2, 3. 
— Der Abf 3 des Art 7 iſt anwendbar bei Rechtsgeſchäften aller Art, namentlich auch bei ſolchen 
ausländiſcher Ehefrauen, ſoweit nicht Ausnahmen beſtehen, für a) familienrechtliche Rechts⸗ 
geſchäfte (vgl. Artt 13—23 Ech), b) erbrechtliche Rechtsgeſchäfte (ogl. Artt 24—26), c) Rechts⸗ 
geſchäfte, durch die über ausländiſche Grundſtücke verfügt wird. Abſſs enthält nur eine ein⸗ 
ſeitige Kolliſionsnorm im Intereſſe des inländiſchen Rechtsverkehrs. Seine Vorſchrift iſt 
daher nicht anzuwenden auf Rechtsgeſchäfte eines Ausländers in einem andern Staate. — Eine 
Ausnahme von Art 7 enthält Art 27 Ec infolge des hier anerkannten Grundſatzes der Rückver⸗ 
meifung. Die internationale privatrechtliche Vorſchrift des Auslandes, auf welche das deutſche 
Recht in Art 27 verweiſt, weiſt auf das materielltechtliche deutſche Geſetz zurück. Der Haupt⸗ 
anwendungsfall iſt gegeben, wenn der entſprechende Staat das Recht des Wohnorts für maß⸗ 
gebend erklärt. Eine weitere Ausnahme von Art 7 kann ſich aus Art 30 Ec ergeben, wenn die 
Anwendung des ausländiſchen Rechtes den guten Sitten oder den Zwecken des deutſchen Rechtes 
widerſtrebt. Keinen Einfluß auf die Anwendung des Art 7 hat Art 28 EG. 


8 105 


Die Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen ift nichtig !). 

Nichtig iſt auch eine Willenserklärung, die im Zuſtande der Bewußtloſig⸗ 
keit ) oder vorübergehender Störung s) der Geiſtestätigkeit abgegeben wird! =). 

E16 Abſ 2, e M 1 130 ff.; P 1 55ff., 72ff.; 4 828; 6 119ff. 

1. Die Vorſchrift betrifft nur die Willenserklärungen. Über die Wirkungen der Geſchäfts⸗ 
unfähigleit in andern Fällen vgl. die $$ 8, 131, 206, 682, 1325, 1676, 1780, 1865, 2201. Die Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich auch nicht auf ſolche juriſtiſche Vorgänge, bei denen eine etwa abgegebene Willens⸗ 
erklärung kein rechtlich erhebliches Tatbeſtandsmerkmal bildet (Fund § 965, Schatz § 984, Ver⸗ 
arbeitung § 950, Beſitzhandlung $ 854; ſtreitig bei Preisgebung und Aneignung, $$ 959, 958). 
Über den Begriff Nichtigkeit vgl. $ 125 A 1. Der Entmündigte behält die Befugnis, gemäß $ 668 
BBO die Beſtellung eines Vertreters zu fordern (RG 68,404). Die Nichtigkeit iſt eine unbedingte 
auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft für den Geſchäftsunfähigen nur vorteilhaft iſt (ach JW 1915, 
570). — Bei einem Grundſtücksveräußerungsvertrage genügt die Geſchäftsfähigkeit zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes, da die Auflaſſungserklärung gegebenenfalls durch das zu ihrer Ab⸗ 
gabe verurteilende Urteil gemäß $ 894 8 PO erſetzt werden kann (RG 6. 11. 18 V 204/18). Die 
durch einen Geſchäftsunfähigen erteilte Vollmacht iſt zwar nichtig, das von dem Bevollmächtigten 
vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt jedoch nicht um deswillen ebenfalls nichtig, es iſt vielmehr wie die 
von jemand ohne Vertretungsmacht abgegebene Erklärung gemäß $ 177 genehmigungsfähig 
(RG 69, 265). Nichtigkeit der zur Tilgung einer Schuld erforderlichen Übereignung des Geldes 
wegen Geſchäftsunfähigkeit des Empfängers ſ. RG Warn 1930 Nr 161. — Der gute Glaube an 
die Geſchäftsfähigkeit des Geſchäftsgegners ſchützt nicht; auch ein Rechtsgeſchäft, das mit einem 
für den Handelnden nicht erkennbar Geiſteskranken geſchloſſen wird, iſt nichtig (RG 120, 170; 
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RG JW 1915, 5702; R Warn 1915 Nr 272; RG Gruch 62, 118). Der Geſchäftsgegner hat 
keinen Anſpruch auf das negative Intereſſe (8 122) oder auf Schadenserſatz aus 8 829. 

2. Der Zuſtand der Bewußtloſigkeit kann auch ſchon bei erheblicher Trübung des Bewußt⸗ 
ſeins angenommen werden. Es genügt, daß das Bewußtſein ſo weit fehlt, daß die Erkenntnis des 
Inhalts und Weſens der vorgenommenen Handlung, ſei es überhaupt, ſei es in einer beſtimmten 
Richtung, mangelt. Dieſer Zuſtand ſowie der Zuſtand nur vorübergehender Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit begründen nur eine einſtweilige Unfähigteit zur Abgabe von Willenserklärungen, leine 
Geſchäftsunfähigkeit im allgemeinen. Die während ſolcher Zuſtände abgegebenen Willenserklärun⸗ 
gen ſind aber ebenfalls nichtig. Die Nichtigkeit des Verpflichtungsgeſchäfts macht indes nicht zu⸗ 
12 0 das nach Beendigung des fraglichen Zuſtandes bewirkte Leiſtungsgeſchäft nichtig ( 

„ 61). 

8. Die Störung der Geiſtestätigkeit muß ihrer Natur nach nur vorübergehend, anderſeits 
aber auch hier in einem Grade vorhanden ſein, daß die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen 
iſt (§ 104; RG 74, 110; 103, 399; 105, 270; RO Warn 1918 Nr 111; 1928 Nr 167; RG. Gruch 
72, 203). Bei Dauerzuſtänden, auch wenn fie ſich nur in einzelnen Erſcheinungen (Zwangsvor⸗ 
en bemerkbar machen, kann nur allgemeine Geſchäftsunfähigkeit nach § 104 Nr 2 in Frage 
ommen. 

4. Geſetzliche Vertreter. Das Geſetz ſorgt für Kinder und volljährige Entmündigte dadurch, 
daß ſie einen geſetzlichen Vertreter erhalten. Dieſer iſt allein zur Vertretung befugt, und zwar 
auch dann, wenn es ſich um die Annahme von Schenkungen handelt. Über die Beſchränkungen der 
Vertretungsbefugnis vgl. die $$ 1630 Abſ 2, 1795, 181. Im Falle von Schenkungen der Mutter 
oder des Vaters ſelbſt iſt dieſer demgemäß zur Vertretung des Kindes bei der Annahme nicht be⸗ 
fugt (RG 1. 5. 12 V 13/12; 23. 10. 12 V 239/12; vgl. JW 1910, 39515). Für die Wirkung von 
Willenserklärungen, die im Namen des Geſchäftsunfähigen von ſeinem Vertreter oder ihm gegen ⸗ 
über abgegeben werden, gilt $ 164. — Dem geſetzlichen Vertreter liegt die Sorge für die Perſon 
und das Vermögen des Vertretenen ob, ſoweit nicht in einzelnen Beziehungen Ausnahmen 
beſtimmt ſind. Das Nähere darüber im beſonderen Teile. Für die in § 104 Nr 2 bezeichneten 
Perſonen kann, ſobald die Entmündigung beantragt ift, nach $ 1906 eine vorläufige Vormundſchaft 
angeordnet, für einen beſtimmten Kreis ihrer Angelegenheiten auch ſonſt nach $ 1901 ein Pfleger 
beſtellt werden (Rch 52, 240; JW 06, 3762). Überdies vgl. für den Fall, daß eine nicht prozeß⸗ 
fähige Partei, die eines geſetzlichen Vertreters ermangelt, verklagt werden ſoll, $ 57 ZPO (vor⸗ 
läufige Beſtellung eines Prozeßvertreters durch den Vorſitzenden). 
ss 82 Verantwortlichkeit aus unerlaubten Handlungen gelten die Vorſchriften der 

6. Wer fi) darauf beruft, daß der Tatbeſtand des § 105 Abſ 2 vorgelegen habe, muß ihn 
beweiſen. Vgl. RG Warn 1913 Nr 243. 5 . eee u 


§ 106 


Ein Minderjähriger, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat!), iſt nach 

Maßgabe der SS 107 bis 113 in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt !). 
E I 05 Abs 1; M 1 131ff.; P 1 50ff. 

1. Als minderjährig im Rechtssinne wird bezeichnet, wer über 7 Jahre alt, aber noch nicht 
volljährig, mithin noch nicht 21 Jahre alt und auch nicht für volljährig erklärt iſt ($ 2). Die be ⸗ 
ſchränkte Geſchäftsfähigkeit der Minderjährigen beginnt von ſelbſt mit vollendetem 7. Lebens⸗ 
jahre ($ 3). Übergangsrecht Artt 153, 154 Cc; ausländiſches Recht Artt 7, 27, 29 EG. 
Vorbehalten waren für Angehörige landesherrlicher und ihnen gleichgeſtellter Häuſer die beſondern 
Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze nach Art 57 Ech, für vormals reichs 
ſtändiſche und dieſen gleichgeſtellte Familien die Landesgeſetze und Hausverfaſſungen „nur in 
Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter“ nach Art 58 Ech. Dieſe Sonderrechte haben 
ſich durch die Reichsverfaſſung v. 11. 8. 19 erledigt (vgl. auch RVerf Art 109 Abſ 3). 

2. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit iſt eine gwicherſuufe zwiſchen der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit und der vollen Geſchäftsfähigkeit. Der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte iſt eines 
rechtlich in Betracht kommenden Willens fähig (vgl. § 165 A 1). Es fehlt ihm aber regelmäßig 
der Grad von geiſtiger Reife oder Erfahrung, den das Geſetz zur Verfügung über das Vermögen 
oder über die Perſon für notwendig erachtet — ſo beim Minderjährigen, Geiſtesſchwachen —; 
oder das Geſetz hält aus andern Gründen eine Fürſorge für geboten, ſo wegen Verſchwendung 
oder Trunkſucht. Der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte erhält daher ebenfalls einen geſetz⸗ 
lichen Vertreter ($ 105 A 5); er kann aber trotzdem in gewiſſen Grenzen auch durch ſeine 
eigenen Handlungen am Rechtsverkehre teilnehmen. Darum iſt feine Geſchäftsfähigkeit nur eine 
beſchränkte, und zwar nach Maßgabe der $$ 107—113. — Beſondere Vorſchriften gelten 
für die Eheschließungen (5 1304. BOB; $ 712 ZBO), das Teſtament (88 2229, 2230, 2247), 
für den Erbvertrag (8 2275) und Erbverzicht ($ 2347). Hinſichtlich des Antragsrechts in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen vgl. 88 56, 59 FGG; hinſichtlich des Antragsrechts in Strafſachen $ 65 StGB. — 
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Die wichtige Frage, ob der Minderjährige befähigt iſt, in Angriffe gegen ſeine Sache oder gegen 
feinen Körper derart wirksam einzuwilligen, daß der Angriff hierdurch zu einem ſtatthaften 
(nicht rechtswidrigen) wird, beantwortet ſich für den erſten Fall aus der Erwägung, daß die Ein⸗ 
willigung eine Verfügung über die Sache darſtellen würde, die dem Minderjährigen grundſätzlich 
entzogen iſt. Bei Verfügungen über die Perſon dagegen können die ſachenrechtlichen Grundſatze 
auch nicht einmal entſprechend anwendbar ſein, weil das Erfordernis der Rechtsähynlichkeit der 
Fälle fehlt. Indeſſen auch dem Grundſatze, wonach der geſetzliche Vertreter für die Perſon des 
Minderjährigen zu ſorgen verpflichtet iſt (88 1627, 1793), kann das Geſetz keinesfalls die Tragweite 
beigemeſſen haben, daß dem Vertreter zugleich eine ausſchließliche und uneingeſchrankte Ver⸗ 
fügung über die körperliche Unverſehrtheit des Pflegebefohlenen eingeräumt und dieſem anderſeits 
jedes Selbſtbeſtimmungsrecht entzogen fein ſollte. Um mit den Lebensverhältniſſen in Einklang 
zu bleiben, wird man vielmehr von Fall zu Fall prüfen müſſen, und wird vor allem der Täter zu 
prüfen haben, ob der Minderjährige in der Lage geweſen iſt, die Erſprießlichkeit des Eingriffs ſelbſt 
zu ermeſſen, je nach feiner geiſtigen und ſittlichen Reife und je nach der Erheblichkeit des Eingriffs 
(vgl. RGSt 41, 392). Wenn RG JW 07, 5052; ſowie RG 25, 375; 38, 34 und auch RG JW.1911, 
7482; Warn 1911 Nr 398 (wo indeſſen wenigſtens für ganz beſonders geartete Fälle die Möglichkeit 
einer Ausnahme zugegeben wird) den allgemeinen Grundſatz aufſtellen (vgl. auch RG 68, 433), 
daß die Berechtigung des Arztes zu einer Operation bei Minderjährigen ſtets von der Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters abhängig ſei, ſo kann das nicht gebilligt werden (a. A. Planck 
9107 A 14). Gegebenenfalls mit einer ſtillſchweigend erteilten Einwilligung des geſetzlichen Ver 
treters zu rechnen (RG JW 07, 5052), ſtellt offenbar lediglich einen überdies ſachlich keinesfalls 
immer brauchbaren Notbehelf dar. Bei unentſchuldbarem Irrtum des Arztes über die Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters bliebe überdies die Handlungsweiſe des Arztes ſtets eine 
ſchuldhafte (RG 68, 437), ſofern die Einwilligung des Kranken ſelbſt grundſätzlich belanglos wäre. 

Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit hat viel Gemeinſames mit den Fällen ſubjektiver 
Verfügungsunfähigkeit, der mangelnden Befugnis, über den Gegenſtand des Geſchäfts ſelbſtändig 
zu verfügen. Deshalb kehren die Vorſchriften der 88 108, 109, 111 mit entſprechenden Anderungen 
wieder bei: a) Vertretung ohne Vertretungsmacht (88 177, 178, 180); b) Rechtsgeſchäften eines 
Ehegatten ohne die erforderliche Genehmigung des andern ($8 1396, 1448); e) Rechtsgeſchäften 
des Vaters, der Mutter als Inhabers der elterlichen Gewalt oder des Vormundes ohne die er⸗ 


forderliche Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts oder Gegenv des 
1690, 1829, 1832). 2 ſchaftsgerich genvormundes (88 1643, 1686, 


8 107 


) Her Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch die er nicht 


lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt 2), der Einwilli i 2 
5 Re ch gt ?), der Einwilligung feines geſetz 


E 165 Abſ 2, 3 Satz 1 II 81; M 1 133; P 1 59ff. 


1. $ 107 ſpricht mittelbar den allgemeinen Grundſatz aus: Der Minderjährige i 

3 } 1 3 ährige iſt ge- 
langt e für Rechtsgeſchäfte, durch die er lediglich einen zechtlichen a re 
angt. gu allen andern Rechtsgeſchäften bedarf er, wenn das Rechtsgeſchäft mit feiner Vornahme 
an 1950 eres wirkſam werden ſoll, der vor oder bei Abgabe der Willenserklärung erfolgenden 
8 inwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters ($ 183). Das ohne die Einwilligung vorgenommene 
ſtechtsgeſchäft iſt jedoch nicht nichtig, iſt vielmehr (abgeſehen vom einfeitigen Rechtsgeſchäfte, 
sum einſtweilen nur unwirkſam und ift daher auch genehmigungsfähig (§ 108). Ausnahmen 
gegenüber dem Grundſatze des § 107 enthalten die 88 110, 112, 113. — Die Einwilligung — 
die an ſich nicht zum Tatbeſtande des Rechtsgeſchäfts ſelbſt gehört, vielmehr nur Bedingung für 
feine Wirkſamkeit darſtellt (Vorbem 3 vor § 104) — ift eine einfeitige empfangsbedüftige, rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärung und kann ſowohl dem Minderjährigen, wie deſſen Geſchäftsgegner gegen- 
über abgegeben werden ($ 182). Bis zur Vornahme des Hauptgeſchäfts ift die Einwilligung frei 
widerruflich (§ 183 Satz 2). Die Erklärung der Einwilligung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
abgegeben werden und ift frei von dem für das Hauptgeſchäft beſtehenden Formzwange ($ 182 
Abi 2). So kann die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters in den Vertragsſchluß eines Minder⸗ 
jährigen angenommen werden, wenn beide gemeinschaftlich ein Grundſtück veräußern und aufs 
laſſen, mag auch in der notariellen Urkunde die Minderjährigkeit nicht erwähnt werden (R& 130, 
124). Eine bloß allgemeine Einwilligung iſt, abgeſehen von den Fällen der $$ 110 (dort 
A 1), 112, 113, unzuläſſig und als nicht erfolgt zu betrachten. Die Annahme, daß die Einwilligung, 
ſich auf einen beſtimmten Beruf vorzubereiten — als Student, Lehrling uſw. —, auch die wirk⸗ 
ſame Einwilligung zur Vornahme aller durch die entſprechende Lebenslage erforderten Rechts⸗ 
geschäfte in ſich ſchließe, ſcheint mit dem Zwecke des Geſetzes nicht vereinbar. Zur erforderlichen 
Beſtimmtheit des Genehmigungsgegenſtandes iſt anderſeits nicht unbedingt eine 
individuelle Bezeichnung des Rechtsgeſchäfts, nicht einmal unbedingt deſſen Kenntnis erforderlich, 
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zumal wenn es ſich um ein Geſchäft von allgemein üblichem Inhalte handelt. Die Einwilligung 
zur Einziehung einer Forderung ſchlöſſe auch die zur Kündigung in ſich. — Iſt nach den Vorſchriften 
über elterliche Gewalt oder Vormundſchaft zur Einwilligung des geſetzlichen Vertreters auch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes erforderlich, 
fo iſt die Wirksamkeit des Geſchäfts noch von ihrer Erteilung abhängig. — Der Mangel der erforder⸗ 
lichen Einwilligung des geſetzlichen Vertreters wirkt verſchieden bei Verträgen (88 108, 109) und 
bei einſeitigen Rechtsgeſchäften ($ 111). — Unter $ 107 fällt auch das Verlöbnis (RG 61, 267). 
Hinſichtlich der Sondervorſchriften in Familienrechten vgl. $ 106 A 2. 

2. Nur ein rechtlicher Vorteil kommt in Frage. Die bloß wirtſchaftlichen Folgen bleiben 
mithin außer Betracht. „Lediglich vorteilhaft“ iſt ein Rechtsgeſchäft niemals, wenn unmittelbar 
auch eine Verpflichtung, ſei es begrifflich notwendig, wie bei gegenſeitigen Verträgen, ſei es auch 
nur unter beſonderen Umſtänden (in Form einer actio contraria, 8 320 A 1) begründet wird, 
wie beim Auftrage; ferner dann nicht, wenn über das Vermögen des Minderjährigen verfügt 
wird, mag es auch erfüllungshalber geſchehen. Eine Verfügung enthält auch die Kündigung 
(Vorbem 7 vor § 104). Sie begründet für den Minderjährigen zugleich die Verpflichtung zur 
Annahme der Leiſtung und bringt ihm mithin nicht nur einen rechklichen Vorteil. Lediglich 
vorteilhaft können daher ſtets nur ſolche Rechtsgeſchäfte fein, welche die Annahme einer unent⸗ 
geltlichen Zuwendung an den Minderjährigen, ſei es unter Lebenden, ſei es von Todes wegen, 
ferner die Annahme eines Erlaſſes oder eines Verzichts auf Rechte enthalten, endlich die An⸗ 
eignung (8 958) ſowie die Annahme der dem Minderjährigen geſchuldeten Leiſtung (ftreitig). 
Der Erlaß und Verzicht dagegen ſind wie die Erfüllung, Aufrechnung, Forderungsübertragung 
und Schuldübernahme der Einwilligung bedürftig. Daß durch den Hinzutritt weiterer Umſtände 
nur mittelbar etwa eine Verpflichtung für den Minderjährigen entſtehen kann, jo die Heraus ⸗ 
gabepflicht bei Schenkungen, wenn der Schenker verarmt (8 528), oder die Schenkung in den Fallen 
der 88 530 ff. widerruft, iſt für das Vorhandenſein eines nur vorteilhaften Rechtsgeſchafts un⸗ 
weſentlich. Daher kann der Minderjährige durch rein abſtrakte Rechtsgeſchafte (Zeſſion, Übergabe, 
Auflaſſung) auch ohne Einwilligung erwerben; denn aus dem abſtrakten Rechtsgeſchäft felbit 
kann für ihn niemals zugleich eine Verpflichtung entſtehen, ſondern gegebenenfalls nur aus dem 
zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. 


8 108 


Schließt der Minderjährige einen Vertrag ohne die erforderliche Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der Genehmigung des Vertreters ab ). 

Fordert der andere Teil den Vertreter zur Erklärung über die Genehmi- 
gung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der 
Aufforderung dem Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder 
Verweigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann 
nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufjorde- 
rung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert 2), 

sit der Minderjährige unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, fo tritt feine 
Genehmigung an die Stelle der Genehmigung des Vertreters ) ). 

E 1 65 Abf 3 Satz 2, Abſ 6, 6 II 82; M 1 134ff.; P 1 60 ff.; 6 124 ff., 276 ff. 

* Schließt der Minderjährige einen Vertrag, durch den er nicht lediglich einen rechtlichen 
Vorteil erlangt (5 107), ohne die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters ab, jo iſt der Vertrag 
doch nicht ſchlechthin und nicht ohne weiteres dauernd unwirkſam. Der Vertrag befindet ſich 
vielmehr für und gegen beide Teile zunächſt nur in einem Zuſtande ſchwebender Unwirkſamkeit — 
in der Genehmigungslage, jo daß über den endgültigen Zuſtand erſt das Verhalten des 
geſetzlichen Vertreters entſcheidet. Die Erteilung der Genehmigung, d. i die nachträgliche, 
keiner Form bedürftige ($ 182), aber empfangsbedürftige Zuſtimmung ($ 184 Abſ 1), macht den 
Vertrag von Anfang an wirkſam — jedoch gemäß § 184 unter Aufrechterhaltung der vom Ver⸗ 
treter oder der im Zwangsvollſtreckungsverfahren in der Zwiſchenzeit getroffenen Verfügungen; 
die Verweigerung der Genehmigung dagegen macht den Vertrag von Anfang an, wenn 
auch nicht nichtig (ogl. auch $ 110, anderſeits $ 105), jo doch unwirkſam, und zwar unwider⸗ 
ruflich (MG JW 06, 9%). Das BOB will hier nicht das ſog. hinkende Rechtsgeſchaft, 
wonach der Vertragsgenoſſe dem Minderjährigen gegenüber aus dem Geſchäfte verpflichtet, der 
Minderjährige aber nicht verpflichtet wäre. Der Vertragsgenoſſe iſt vielmehr während des Schwe⸗ 
bezuſtandes ſogar beſſer geftellt als der Minderjährige, da der letztere des Rechtes des Widerrufs 
ermangelt (M 1, 334), dem Vertragsgenoſſen dieſes Recht dagegen durch § 109 (abgeſehen vom 
Sonderfalle des Abſ 2 daſ.) ausdrücklich eingeräumt iſt. Die Genehmigung kann übrigens nur 
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ſchlechthin erteilt oder verweigert werden. — Auch das Verlöbnis fällt unter die 89 108, 109 
(RG J 06, 9). 

2. Die durch den Vertrag geſchaffene Rechtslage iſt auch ſchon während des Schwebezu⸗ 
ſtandes auf der Gläubiger und auf der Schuldnerſeite vererblich. Auf die Genehmigung wie 
deren Verweigerung find im übrigen die $$ 182, 184 anzuwenden (vgl. das Nähere dort) — 
Grundſätzlich kann der geſetzliche Vertreter mit der Erklärung der Genehmigung oder ihrer Ver ⸗ 
weigerung warten, ſolange es ihm beliebt. Das Recht des Vertragsgenoſſen anderſeits iſt durch 
Abſ 2 gewahrt. — Durch das hier ihm gewährte Recht, den geſetzlichen Vertreter zur Erklärung 
über die Genehmigung aufzufordern, erhält der Vertragsgenoſſe die Möglichkeit, den Schwebe ⸗ 
zuſtand der Genehmigungslage und damit die Ungewißheit über die Wirkſamkeit des Vertrags 
zu beſeitigen. Die Aufforderung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, die 
nur dem geſetzlichen Vertreter gegenüber erfolgen kann. Ein Recht, vom Vertreter auch eine 
Erklärung über eine von ihm etwa dem Minderjährigen bereits erteilte Einwilligung zu ver⸗ 
langen, kennt das Geſetz nicht. Es bleibt hier nur die Feſtſtellungsklage übrig. — Die Wirkung 
der Aufforderung beſteht darin, daß die Genehmigung oder ihre Verweigerung jetzt nur noch 
dem Auffordernden gegenüber erteilt werden kann, und daß auch eine vor der Aufforderung 
dem Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung für und gegen beide 
Vertragsteile unwirkſam wird. Daher kann der Vertreter die Genehmigung noch jetzt endgültig 
wirkſam verweigern, ſelbſt wenn er ſie dem Minderjährigen gegenüber nach dem Vertragsabſchluſſe 
bereits erteilt hatte. Hatte er freilich die Einwilligung ſchon vor dem Vertragsabſchluſſe erteilt, 
dann bleibt er hieran gebunden ($ 107). Eine Mitteilung des Vertreters an den andern Teil 
über die dem Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung enthalt 
dem andern Teile gegenüber zugleich die Genehmigung oder Verweigerung ſelbſt. — Die Ge⸗ 
nehmigung gilt als verweigert, wenn ſie nicht binnen zwei Wochen (Berechnung nach & 187, 
188) ſeit Empfang der Aufforderung erklärt wird. Übrigens können der geſetzliche Vertreter und 
der andere Teil die geſetzliche Friſt verlängern oder abkürzen. Der Ablauf der Friſt bewirkt von 
einn den Ausſchluß mit dem Rechte zur Genehmigung (vgl. § 186 A 1); zur nachträglichen Be⸗ 
eitigung dieſer Folge wäre ein entſprechender Vertragsſchluß erforderlich. — Das, was der 
Minderjährige auf Grund eines nicht genehmigten Geſchäfts erlangt hat, kann nur mit der Be⸗ 
reicherungsklage gemäß $$ 812, 818 zurückgefordert werden; den Beweis, daß die Bereicherung 
bereits fortgefallen ſei, hat der M a zu führen (RG 65, 298; 68, 270; Warn 1918 Nr 70). 
Eine Schadenserſatzpflicht des Minderjährigen beſteht, abgeſehen von einer argliftigen Täuſchung. 
über das Vorliegen der Genehmigung oder über die Tatſache der Minderjährigkeit, nicht (RG 
10. 4. 23 III 321/22). Vgl. auch $ 114 A 1 a. E. 

8. Die Erlangung der unbeſchränkten Geſchäftsfähigkeit durch Volljährigkeit oder durch 
ee mach den Vertrag des früheren Minderjährigen nicht von ſelbſt wirkſam. 
f ur ſteht jetzt dem letzteren ſelbſt die Erteilung oder Verweigerung der Genehmigung zu. Sie 
15 nur dem andern Teile gegenüber erklärt werden, wie auch die Aufforderung mit den in Abſ 2 
Baan and n Wirkungen ihm gegenüber erfolgen muß. Die nicht formbedürftige Genehmigung 
jäh 5 urch ſchlüſſige Handlungen erteilt werden, beiſpielsweiſe auch dadurch, daß der Minder. 
Nr 25 zu feiner zuvor abgegebenen Unterſchrift jetzt ein neues Datum beifügt (RG Warn 1919 


4. Beweislaſt. Die Einwilli i i 
. gung oder Genehmigung hat zu beweiſen, wer Rechte aus dem 
and du N Wendet der andere Teil ein, daß er den Vertreter nach Abſ2 „aufgefordert habe“, 
Vertret ee eiwöchige Friſt abgelaufen jei, wofür er beweispflichtig iſt, jo iſt es Sache des 
ertreters, nachzuweiſen, daß er rechtzeitig feine Genehmigung erteilt habe. 


. ? 8 109 

Bis zur Genehmigung des Vertrags ift der andere Teil zum Widerrufe 
berechtigt !). Der Widerruf kann auch dem Minderjährigen gegenüber er / 
klärt werden ). 

Hat der andere Teil die Minderjährigkeit gekannt, ſo kann er nur wider- 
rufen, wenn der Minderjährige der Wahrheit zuwider die Einwilligung des 
Vertreters behauptet hat; er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, 
wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags be- 
kannt war )). 

E 1 65 Abſ 4 II 83; M 1 134; P 1 60 ff.; 6 122. 


1. Der andere Teil kann den Schwebe zuſtand der Genehmigungslage ($ 108 A 1) und damit 
zugleich den Vertrag bis zur Genehmigung regelmäßig (vgl. A 3) durch einfeitige, empfangs⸗ 
bedürftige Erklärung — ſeinen Widerruf — überhaupt beſeitigen. Der Vertrag gilt dann als 
nicht rechtswirkſam geſchloſſen. Das Widerrufsrecht ift jedoch ausgeſchloſſen, ſobald der Vertrag 
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vom Vertreter, wenn auch nur dem Minderjährigen gegenüber genehmigt worden iſt ($ 108), 
was auch für den Fall gilt, daß das Geſchäft auch der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
bedürſtig geweſen, dieſe aber noch nicht erfolgt war. Allerdings iſt der andere Teil in der Lage, 
durch die an den Vertreter gerichtete Aufforderung (nach § 108 Abſ 2) die etwa dem Minder⸗ 
jährigen gegenüber nach dem Vertragsabſchluſſe bereits erteilte Genehmigung wieder unwirkſam 
zu machen und ſo das Widerrufsrecht wieder zu erhalten. Dieſen Erfolg erreicht er auch dann, 
wenn er mit dem Widerrufe zugleich die Aufforderung gemäß $ 108 Abj 2 verbindet. 

2. Die Regel des § 131 würde dazu führen, daß der Widerruf dem Minderjährigen gegen⸗ 
1 0 rechtswirkſam erklärt werden konnte. Satz 2 des Abſ 1 enthält eine Abweichung von 

er Regel. 

8. Wenn der andere Teil bei dem Abſchluſſe des Vertrags die Minderjährigkeit gekannt hat, 
bleibt er grundſätzlich an den Vertrag gebunden, es ſei denn, daß der Minderjährige ihm gegen⸗ 
über der Wahrheit zuwider die Einwilligung des Vertreters behauptet hat, was 
übrigens nur das Behaupten einer tatſächlich unrichtigen Tatſache, dagegen nicht auch ein wiſſent⸗ 
lich unwahres oder ſchuldhaftes Handeln des Minderjährigen erfordert. Aber auch in dem dar⸗ 
gelegten Falle bleibt der andere Teil gebunden, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung beim 
Abſchluſſe des Vertrags ohnehin bekannt war. Dem Kennen ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

4. Beweislaſt. Wer den Widerruf geltend macht, hat ihn zu beweiſen, daher gegebenenfalls 
auch feine Rechtzeitigkeit. Wer behauptet, daß das Widerrufsrecht ausgeſchloſſen war (Abſ 2), 
hat dies zu beweiſen. Gegenüber dem Beweiſe, daß der andere Teil bei Abſchluß des Vertrags 
die Minderjährigkeit gekannt habe, ſteht dem andern Teile der weitere Beweis frei, daß der Minder⸗ 
jährige die Einwilligung des Vertreters behauptet hat, und gegenüber dieſem Beweiſe dem Gegner 
der Beweis, daß dem Widerrufenden auch das Fehlen der Einwilligung bekannt geweſen ſei. 


8 110 


) Ein von dem Minderjährigen ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters geſchloſſener Vertrag gilt als von Anfang an wirkſam, wenn der Minder⸗ 
jährige die vertragsmäßige Leiſtung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu dieſem 
Zwecke oder zu freier Verfügung von dem Vertreter oder mit deſſen Zuſtimmung 
von einem Dritten 2) überlaſſen worden ſind 3) 4). 

EI; M 1 147 ff.; P 1 66 ff.; 6 122. 

1. Wirkſamkeit gewiſſer Verträge des Minderjährigen. Nach $ 107 A 1 bedarf die Ein⸗ 
willigung der nötigen Beſtimmtheit. § 110 gibt eine durch das Verkehrsbedürfnis verlangte 
Ergänzung. Durch Überlaſſung von Mitteln zu beſonders vorgeſehener oder aber zu freier 
Verfügung erlangt der Minderjährige zwar nicht Geſchäftsfähigkeit und nicht etwa die Fähigkeit 
zu Rechtsgeſchäften aller Art. Aber jeder von ihm innerhalb der durch den gegebenen Zweck be⸗ 
ſtimmten Grenzen abgeſchloſſene Vertrag ſowie die auf Grund deſſen von ihm vorgenommene 
Verfügung gelten als von Anfang an wirkſam, wofern der Minderjährige die vertragsmäßige 
Leiſtung mit den ihm zu dem angegebenen Zwecke gegebenen Mitteln bewirkt hat. Das Geſetz 
knüpft alſo zwar die Wirkſamkeit des Vertrags unmittelbar an die Leiſtung des Minderjährigen; 
aber der rechtliche Grund dafür iſt nicht in der Leiſtung ſelbſt, ſondern in der vom geſetzlichen Ver⸗ 
treter im voraus erteilten, in der Überlafjung der Mittel ſich ausſprechenden Einwilligung zu 
finden (RG 74, 235). Der $ 110 enthält daher auch nur einen beſonderen Anwendungsfall von 
9107. Vom Falle des $ 108 anderſeits unterſcheidet er ſich inſofern, als bei ihm ein ohne die Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters abgeſchloſſener Vertrag vorausgeſetzt und als Mittel zur 
Heilung der Unwirkſamkeit die nachträgliche Genehmigung vorgeſehen wird, während der $ 110 
für ſeinen Fall gerade annimmt, daß der Vertrag ſofort wirkſam wird, weil er mit der im voraus 
erteilten Einwilligung des Vertreters abgeſchloſſen worden. Während ferner der $ 108 die nach⸗ 
trägliche Genehmigung bereits abgeſchloſſener, mithin bereits genau beſtimmter Verträge im 
Auge hat, kann der geſetzliche Vertreter nach $ 110 den Minderjährigen inſtand ſetzen, eine Reihe 
von noch völlig unbeſtimmten Rechtsgeſchäften wirkſam abzuſchließen, ohne daß der geſetzliche 
Vertreter auf die Wirksamkeit noch einen Einfluß hätte. — Ob in der Überlaſſung der Mittel 
eine allgemeine oder eine nur beſchränkte Einwilligung zu finden iſt, hängt davon ab, zu 
welchem Zwecke die Überlaſſung der Mittel erfolgt: ob nämlich zu völlig beliebiger Verfügung, 
oder nur mit Rückſicht auf eine einzelne beſlimmte Angelegenheit (Ankauf eines Anzugs), oder 
endlich im Hinblick zwar nicht auf ein völlig ſchrankenloſes, aber doch ein weites, wenn auch in ſich 
geſchloſſenes Gebiet (Überlafjung von Mitteln zu einer Badereiſe, zur Ausbildung, zum Studium). 
Welcher der Fälle gegeben fei, iſt nach den Umſtänden zu ermitteln. Auch das, was der Minder- 
jährige vermöge der ihm überlaſſenen Mittel erworben hat (kauf- oder tauſchweiſe), kommt hier 
als ihm zur Verfügung überlaſſen in Betracht, falls nicht die erkennbare Grenze der gewährten 
Freiheit überschritten iſt (RG 74, 235). Die Zweckbeſtimmung kann ausdrücklich, wie auch ſtill⸗ 
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ſchweigend erfolgen. — Da im Falle einer Leiſtung des Minderjährigen davon auszugehen it, 
als wäre der zugrunde liegende Vertrag von Anfang an wirkſam zustande gekommen, ſo iſt die 
bewirkte Leiſtung nicht erſt auf Grund eines unwirkſamen, ſondern auf Grund eines bereits wirk⸗ 
ſamen Grundgeſchäfts erfolgt. Für einen Rückforderungsanſpruch aus § 812 beſteht daher nach 
der Leiſtung kein Raum mehr. Da indeſſen vor der Leiſtung der Vertrag Wirkſamkeit noch nicht 
erlangt hat, ſo folgt, daß der geſetzliche Vertreter es bis zur Leiſtung grundſätzlich noch in der Hand 
hat, ſowohl den Vertrag, wie damit auch die Rechtsbeſtändigkeit der etwaigen Leiſtung dadurch 
zu vereiteln, daß er dem Minderjährigen gegenüber die ihm im voraus erteilte Einwilligung recht · 
zeitig widerruft (etrva durch Zurückforderung der ihm überlaſſenen Mittel). Iſt auch der Ver⸗ 
tragsgegner im Falle des § 110 gemäß 9 109 bis zur Leiſtung des Minderjährigen zum Widerrufe 
des Vertrags berechtigt? Das iſt zu verneinen, da in der Überlaſſung der Mittel eine im voraus 
erteilte Einwilligung zu finden ift und daher der Fall des § 109 nicht in Frage kommen kann. Fallen 
Abſchluß des Vertrags und Erfüllung zuſammen, wie beim Handkaufe, dann beſteht natürlich 
auch für den Vertreter keine Möglichkeit des Widerrufs. Die Bewirkung der Leiſtung ſetzt nach 
der Anforderung des Geſetzes die volle Erfüllung voraus. Nur teilweiſe Leiſtung macht den Ver⸗ 
trag nicht etwa keilweiſe wirkſam. Nur wenn Leiſtung und Gegenleiſtung teilbar find (§ 266 A 1), 
und die einzelne Teilleiſtung eine gewiſſe Selbſtändigkeit hat, wie bei einem auf Teilleiſtungen 
gerichteten Vertrage der Fall, kann die einzelne Leiſtung des Minderjährigen in ent⸗ 
ſprechendem Umfange auch die Wirkſamkeit des Geſchäfts herbeiführen. Der Erfüllung durch 
vertragsmäßige Leiſtung ſteht grundsätzlich die Erfüllung durch Hingabe an Zahlungs Statt, 
Hinterlegung, Aufrechnung uſw. gleich. 

2. Dritter kann jede beliebige andere Perſon fein als der geſetzliche Vertreter. Vorausſetzung 
iſt aber einmal, daß auch der Dritte die Mittel unter einer entſprechenden Zweckbeſtimmung zu⸗ 
wendet (gleichgültig ob unentgeltlich oder entgeltlich), und ferner, daß der geſetzliche Vertreter 
in dieſe entſprechende Zuwendung und Zweckbeſtimmung einwilligt. 

3. Als „Mittel“ kommen hier nur Vermögensgegenſtände im engeren Sinne in Betracht, 
bei denen eine „Überlaſſung“ überhaupt denkbar iſt. Unmittelbar gehören daher nicht hierher 
Leiſtungen perſönlicher Art (Dienft-, Arbeitsleiſtungen). Indeſſen hat ein Minderjähriger durch 
ſolche Leiſtungen einen Erwerb gemacht, iſt dieſer ihm alsdann belaſſen worden und hat er damit 
einen Vertrag erfüllt, dann wird der $ 110 Platz greifen (ſ. weiter unten). Kann der Geſichts⸗ 
punkt des § 110 auch dann durchgreifen, wenn der Minderjährige den Vertrag nicht mit den ihm 
überlaſſenen Mitteln, ſondern durch andere Mittel erfüllt? Die Frage wird inſoweit ohne weiteres 
zu bejahen ſein, als der Minderjährige Mittel verwendet hat, die er durch die ihm zu freier Ver⸗ 
fügung überlaſſenen erworben hatte (oben A 1; RG 74, 235). Höchſtens entſprechend könnte da⸗ 
gegen $ 110 Bla greifen, falls der Minderjährige den Vertrag durch Leiſtungen perſönlicher Art 
erfüllt, etwa eine Kaufſchuld abgearbeitet hat. Den Geſichtspunkt des $ 107 hier heranzuziehen 
a $ 110 A 7) erſcheint ſchwerlich als zuläſſig. Denn die Geltendmachung der Forderung 
ni 85 dem Minderjährigen für ſeine Dienſtleiſtung vertraglich zugeſagte Gegenleiſtung kann nicht 
bein 755 des $ 107 als ein Rechtsgeſchäft aufgefaßt werden, das ihm nur einen rechtlichen Vorteil 
unwiriſa er man käme ſchließlich zu der Regel, daß ein von einem Minderjährigen abgeſchloſſener 
werd wei Vertrag durch die Vorleiſtung des Minderjährigen um deswillen allemal wirkſam 
115 chun dem nur noch die Gegenleiſtung des Vertragsgegners ausſtünde, und deren Geltend⸗ 
a 55 005 erjährigen jetzt freilich nur zum Vorteile gereichen würde. Unter Willens 
(net 9 5 inne des § 107 können doch nur ſolche verſtanden werden, die auf Rechtserwerb 
5 a m 8 von Zuwendungen) oder auf Befreiung von einer Verpflichtung (Annahme 
155 r e Verzichten) gerichtet find. — Die Überlaſſung der Mittel kann ausdrücklich 
Bent 155 9 fi ſchweigend erfolgen. Ein ſtillſchweigendes Überlaſſen zur freien Verfügung 
19 wenn der Minderjährige ſeinen Lebensunterhalt ſelbſt verdient und ihm der Vertreter 
1271 Erworbene überläßt (vgl. dazu jedoch $ 119 Abſ 2 Nr 2 GewO). Die Überlaſſung durch den 
5 ertreter enthält eine Verfügung über das Vermögen des Minderjährigen. Soweit der Ver; 
52050 dazu der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes 
10 arf, kann daher mangels ſolcher Genehmigung die in $ 110 beſtimmte Wirkung nicht erzielt 

erden. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes ift aber über ⸗ 
haupt nicht erforderlich, falls ein Dritter die Mittel mit Zuſtimmung des Vertreters gewährt. 
8 4. Für Minderjährige, die ſich mit Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters in gewiſſen 
zebensſtellungen befinden, in der ie ſelbſt für ihre Bedürfniſſe zu ſorgen haben — Studierende, 
Lehrlinge, Soldaten, Schüler, Dienſtboten —, enthält das BGB keine beſondern Be⸗ 
limmungen. Ein Antrag, die von ſolchen Minderjährigen geſchloſſenen Geſchäfte allgemein für 
sehtätirkiam zu erklären, wurde abgelehnt. Die Anficht, daß in der vorausgeſetzten Zuſtimmung 
es Vertreters zu der Beſchäftigung des Minderjährigen ohne weiters eine ſtillſchweigende Ein- 
willigung zu allen Rechtsgeſchäften zu finden fei, die die Lebensſtellung mit ſich bringen mag, 
erweitert den $ 110 in unzuläſſiger Weile. Geborgt ſoll nicht werden. Borgen ſoll nur dann als 
genehmigt gelten, wenn der Minderjährige mittellos gelaſſen wird. 
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8 11¹ 


Ein einſeitiges Nechtsgeſchäft, das der Minderjährige ohne die erforder⸗ 
liche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters vornimmt, iſt unwirkſam 1). 
Nimmt der Minderjährige mit dieſer Einwilligung ein ſolches Nechtsgeſchäft 
einem anderen gegenüber vor, ſo iſt das Nechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Minderjährige die Einwilligung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und 
der andere das Nechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt 2). 
Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Vertreter den anderen von 
der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte ) 4). 

E 1 65 Abf 3 Satz 2 II 85; M 1 133 ff.; P 1 62. 

1. Einſeitige Rechtsgeſchäfte (Vorbem 2 vor $ 116) geſtatten mit Rückſicht auf den andern Teil 
nicht den Schwebezuſtand der Genehmigungslage ($ 108 A 1). Deshalb iſt ein vom Minderjähri⸗ 
gen ohne die erforderliche Einwilligung des Vertreters vorgenommenes einſeitiges Rechtsgeſchäft, 
welcherart auch immer, ſchlechthin wirkungslos. Es iſt wie nichtig und daher auch nicht einmal 
durch nachträgliche Genehmigung heilbar; es ſei denn, daß dieſe mit einer erneuten Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts verbunden wäre ($ 141). Anwendbar iſt aber der § 111 überhaupt nicht, 
wenn der andere und der Minderjährige ausdrücklich vereinbaren, daß die Wirkſamkeit von der 
Genehmigung des Vertreters abhängen ſoll. Denn in dem Falle iſt die Wirkſamkeit der Erklärung 
unter eine Bedingung geſtellt, und es find alsdann die $$ 108 u. 109 entſprechend anzuwenden. 
Vgl. dazu RG 76, 91. Handeln auf eigene Gefahr ſ. RG 141, 262. 


2. Bei empfangsbedürftigen einſeitigen, mit Einwilligung des Vertreters vorgenommenen 
Rechtsgeſchäften der Minderjährigen reicht auch die Einwilligung zur Wirkſamkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts noch nicht unbedingt aus. Der andere Teil kann vielmehr Gewißheit über das Vorhanden⸗ 
ER der Einwilligung verlangen. Jene ift nach dem Geſetze nur gegeben, wenn der Minderjährige 

ie Einwilligung in ſchriftlicher Form vorlegt, oder wenn der geſetzliche Vertreter den andern 
von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte. Der Geſchäftsgegner kann daher, wenn weder 
das eine noch das andere erfolgt iſt, das Geſchäft zurückweiſen, und hat er es unverzüglich getan, 
jo „it“ (nicht „wird“) jenes unwirkſam, alſo von Anfang an. Unterläßt er dagegen die Zurück⸗ 
weiſung, fo iſt das Geſchäft von Anfang an wirkſam. Der $ 111 trifft ſelbſtverſtändlich nicht ſolche 
Geſchäfte, die der Minderjährige auch ohne Einwilligung wirkſam vornehmen kann, insbeſondere 
alſo nicht folche, durch die er lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt (§ 107). 

Die Vorlegung der ſchriftlichen Einwilligung kann vor und bei, ſogar auch nach Vornahme 
des einſeitigen Rechtsgeſchäfts erfolgen; muß in letzteren Fällen aber erfolgt ſein vor der Zurück⸗ 
weiſung. Erfolgt ſie nach der Zurückweiſung, ſo kann das nur dann rechtliche Bedeutung haben, 
wenn die Vorausſetzung einer wiederholten Vornahme des Geſchäfts erfüllt wird ($ 141). Die 
Zurücweiſung ift eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, die dem Vertreter oder 
dem Minderjährigen gegenüber abgegeben werden kann. Sie muß erkennen laſſen, daß ſie wegen 
unterbliebener Vorlegung der Einwilligung geſchehe und muß unverzüglich — gemäß § 121 
(A 2), alſo ohne ſchuldhaftes Zögern (RG JW 03 Beil 85) — nach dem Zugange der Willenserklä⸗ 
rung folgen. Unterlaſſung der Zurückweiſung heilt den Mangel der Vorlegung der Einwilligungs⸗ 
erklärung auch dann, wenn der Minderjährige — beiſpielsweiſe bei einer Kündigung — nicht aus⸗ 
drücklich gejagt hat, daß er mit Einwilligung des Vertreters handle (RG 50, 212). Die Mitteilung 
des geſetzlichen Vertreters an den andern iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Erklärung, auf 
welche die 88 130, 131 anzuwenden find. Sie muß vor der Zurückweiſung erfolgt ſein. 

3. Hatte der Vertreter den Dritten von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt, dann beſteht 
für die Zurückweiſung ſelbſtverſtändlich kein Grund. 

4. Beweislaſt. Wer ſich im Falle des Satzes 1 auf das einſeitige Rechtsgeſchäft beruft, hat 
die Einwilligung des Vertreters zu beweiſen. Macht der Gegner unter den Vorausſetzungen des 
Satzes 2 die Unwirkſamkeit ungeachtet dieſer Einwilligung geltend, jo hat er die Zurückweiſung zu 
beweiſen, und der die Wirkſamkeit Behauptende hat alsdann zu beweiſen, entweder daß ſchon vor 
der Zurückweiſung die Einwilligung durch den Minderjährigen in ſchriftlicher Form vorgelegt war, 
oder daß deſſen Vertreter den andern von der Einwilligung zuvor in Kenntnis geſetzt hatte. 


8 112 


Ermächtigt der geſetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts den Minderjährigen zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsge⸗ 
ſchäfts, ſo iſt der Minderjährige für ſolche Nechtsgeſchäfte unbeſchränkt ge⸗ 
ſchäftsfähig, welche der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt ). Ausgenommen 
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find Nechtsgeſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bedarf 2). 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts zurückgenommen werden?). 

EI 67 11 86; M1 141 ff.; P 1 63 ff. 

1. Die Ermächtigung iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Erklärung des Vertreters gegen⸗ 
über dem Minderjährigen, auf die § 131 Abſ 2 ſachgemäß keine Anwendung finden kann (a. A. 
Oertmann A 3a zu § 112). Sie iſt durch das Vormundſchaftsgericht nicht erſetzbar. Die Er⸗ 
mächtigung bedarf aber noch der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, und zwar auch 
gegenüber dem Inhaber der elterlichen Gewalt. — Die Ermächtigung hat die geſetzliche Wirkung, 
daß der Minderjährige für Rechtsgeſchäfte aller Art, die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, unbe⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähig iſt, und daß inſoweit die Vertretungsmacht des geſetzlichen Vertreters (bis 
zur etwaigen Zurücknahme der Ermächtigung nach Abſ 2) ruht. Mit der Beſtimmung des Geſetzes, 
daß der Minderjährige in den gegebenen Grenzen geſchäftsfähig iſt, erſcheint die Annahme, daß 
innerhalb eben dieſer Grenzen außerdem der geſetzliche Vertreter ſeine Vertretungsmacht behalte, 
unvereinbar. Es konnte zur Rechtsunſicherheit führen, wenn innerhalb des nämlichen Geſchäfts⸗ 
kreiſes ſowohl der Minderjährige ſelbſt, wie auch der geſetzliche Vertreter mit verpflichtender Kraft 
für den erſteren handeln dürfte. Das Geſetz geht offenbar davon aus, daß der Vertreter mit Er⸗ 
teilung der Ermächtigung zugleich ſeine eigene Vertretungsbefugnis, bis er die Ermächtigung 
etwa wieder zurücknimmt, entſprechend einſchränkt, und daß er dazu auch befugt iſt. Daher iſt 
aber auch eine dem Minderjährigen gegenüber erklärte Beſchränkung der Ermächtigung Dritten 
gegenüber wirkungslos. Der Vater, der mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts das Kind 
zum ſelbſtändigen Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts ermächtigt hat, kommt inſoweit auch nicht mehr 
als Repräſentant des Kindes für die Anwendung des § 61 VVG in Betracht (RG 135, 370). — 
Selbſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts iſt jede berufsmäßig ausgeübte, auf ſelbſtändigen 
Erwerb gerichtete Tätigkeit; ſie mag im Handel, Betreiben einer Fabrik, eines Handwerks, eines 
künſtleriſchen oder wirtſchaftlichen Berufs, der Landwirtſchaft uſw. beſtehen. Welche Geſchäfte 
der Geſchäftsbetrieb im einzelnen mit ſich bringt, beſtimmt ſich nach der Verkehrsanſchauung unter 
Berückſichtigung der Umſtände des einzelnen Falles. Es gehört dazu alles, was zum Betrieb des 
Erwerbsgeſchäfts unmittelbar oder auch mittelbar nötig iſt, einſchließlich der dem eigenen Unterhalt 
des Minderjährigen dienenden Geſchäfte. Die Ermächtigung hat in dieſem Umfange auch die 
EL daß der Minderjährige proze fähig ift (8 52 ZPO). Über den Eintritt in den Dienſt 


2. Ausnahmen. Die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit nach Satz 1 erſtreckt ſich nicht auf ſolche 
Geſchäfte, zu denen der geſetzliche Vertreter der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
Buy Danach ift aber das Ausnahmegebiet ein engeres oder ein weiteres, je nachdem der Ver⸗ 
ig ein Vormund (88 1821 ff.) oder elterlicher Gewalthaber ($ 1643). Ausgenommen Sind 
Mm übrigen auch die Fälle, in denen das Vormundſchaftsgericht dem geſetzlichen Vertreter eine 
Aus meine Ermächtigung erteilen darf und erteilt hat ($$ 1825 u. 1822 Nr 8—10). Soweit ein 
fehlten kiel nach Abſ 1 Satz 2 vorliegt, iſt jedesmal die beſondere Genehmigung des ge- 
— — Vertreters erforderlich. Infolge der Einſchränkungen aus Satz 2 iſt der Minderjährige 
f u Betriebe eines umfangreichen Erwerbsgeſchäfts (Handelsgeſchäfts, Gutsbetriebs) gegebenenfalls 
N Ausreichende Abhilfe kann nur die Volljährigkeitserklärung ($ 3) bieten. 

3. Die Zurücdnahme der Ermächtigung kann durch den geſetzlichen Vertreter wirkſam nur 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erklärt werden, und zuläſſig iſt — abweichend 
von 8 113 Abſ 2 — auch nur eine allgemeine, nicht auf einzelne Geſchäfte beſchränkte Zurück 
nahme. Sie wirkt nur für die Zukunft. Die Zurücknahme erfolgt formlos durch Erklärung gegen ⸗ 
über dem Minderjährigen. 


8 113 

Ermächtigt der geſetzliche Vertreter den Minderjährigen, in Dienft oder 
in Arbeit zu treten, fo iſt der Minderjährige für ſolche Nechtsgeſchäfte un⸗ 
beſchränkt geſchäftsfähig, welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienft- 
oder Arbeitsverhältniſſes der geſtatteten Art oder die Erfüllung der ſich aus 
einem ſolchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen !). Ausge- 
nommen find Verträge, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Vor- 
mundſchaftsgerichts bedarf 2). 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen oder einge- 
ſchränkt werden >). 

BB Kommentar von Neichsgerichtsräten. I. Bd. 6. Aufl. (Dege-) 10 
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Sit der geſetzliche Vertreter ein Vormund, fo kann die Ermächtigung, wenn 
ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Minderjährigen durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Er⸗ 
mächtigung zu erſetzen, wenn ſie im Intereſſe des Mündels liegt). 


Die für einen einzelnen Fall erteilte Ermächtigung gilt im Zweifel als 
allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von Verhältniſſen derſelben Art) 6). 

E 1 08 II 87: M 1 144 ff.; P 1 6a ff.; 4 792; 6 122, 143 ff. 

1. Die Ermächtigung ($ 112 A 1) wird durch den geſetzlichen Vertreter dem Minderjährigen 
gegenüber erteilt. Sie bedarf in Fällen vorliegender Art an ſich nicht der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts (vgl. jedoch A 2) und kann auch mit Wirkung gegen Dritte eingeſchränkt 
werden, ſo mit Rückſicht auf Zeit oder auf beſtimmte Dienſte oder endlich auf die Dienſtherrſchaft 
oder den Arbeitsherrn. Eine Ermächtigung liegt nicht ſchon dann vor, wenn der Vertreter den 
Dienſtvertrag für den Minderjährigen mit einem Dritten abſchließt (RA 3, 221). Rechtlich mög⸗ 
lich iſt es aber, daß der Vater kraft elterlicher Gewalt dem Minderjährigen die Ermächtigung da⸗ 
durch erteilt, daß er mit ihm ſelbſt einen Dienſtvertrag abſchließt. — Der Ausdruck „Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältnis“ iſt im weiteren Sinne zu verſtehen. Gegenſtand des Vertrags kann ſowohl 
die Dienſtleiſtung ſelbſt ſein, ſei fie höherer oder niederer Art (88 611 ff.), wie auch ein herzuſtellender 
Erfolg (88 631ff.). Hierher gehört daher auch der Anſtellungsvertrag eines Schauſpielers, ebenſo 
der Lehrvertrag (vgl. $$ 126 ff. GewO; 89 76ff. HGB), der zwar auch heute noch in erſter Linie 
den Charakter des Lehrvertrags hat, aber zugleich die Elemente des Arbeitsvertrags enthält, daher 
gleichzeitig als Lehr⸗ und als Arbeitsvertrag anzufehen iſt (RAG 3, 221). Eine entſprechende An⸗ 
wendung der Vorſchrift, die eine Ausnahme von der in $$ 107, 108 ausgeſprochenen Regel bildet, 
auf andere Fälle, z. B. auf Studierende, iſt ausgeſchloſſen. Doch kann unter Umſtänden eine 
ſtillſchweigende Einwilligung des geſetzlichen Vertreters im Sinne der $$ 107, 183 vorliegen, 
10 z. B. zum Belegen eines Handelskurſes, wenn der Vater den minderjährigen Sohn als Volontär 
nach einem Handelsplatz geſandt hat (RB 1925, 2701). Nach dem Gef für Jugendwohlfahrt v. 
9. 7. 22 (RSH 1 633) § 70 Abſ 3 gilt bei Fürſorgeerziehung die Fürſorgeerziehungsbehörde für 
den Abſchluß von Dienſt⸗ und Lehrverträgen als geſetzlicher Verkreter des Minderjährigen. — 
Die Ermächtigung hat die geſetzliche Wirkung, daß der Minderjährige nunmehr unbeſchränkt 
geſchäftefähig iſt, und zwar: a) für Eingehung des Arbeits- oder Dienſtvertrags; gegebenenfalls 
einſchließlich der Vereinbarung einer Vertragsſtrafe, eines Wettbewerbsverbotes, falls nur ſolche 
Vertragsabreden verkehrsüblich oder nicht außerge wöhnlich ſind, was ſich aber bei Dienſtverträgen 
mit . Arbeitern nicht ſagen läßt (RAG 1, 355); b) für die Aufhebung oder Anderung 
des Vertrags und o) hinſichtlich ſeiner Erfüllung. Hierher gehören auch die etwaigen Schadens 
erſatzanſprüche des Minderjährigen aus dem Dienſtverhältniſſe, mithin auch ſein Erſatzanſpruch 
wegen dauernder Geſundheitsſchädigung durch den Dienſt ($ 618), ſowie anderſeits die gegen 
ihn aus dem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhaltniſſe hervorgegangenen Erſatzanſprüche. Im Umfange 
feiner Geſchäftsfahigkeit ift der Minderjährige auch prozeßfähig (§ 52 ZPO, dazu Rad Warn 1931 
Nr 214), Soweit und ſolange die dem Minderjährigen gewährte Ermächtigung reicht, beſteht da⸗ 
neben die Vertretungsmacht des geſetzlichen Vertreters auch hier nicht (ftreitig). Der Vertreter 
kann daher auch nicht die Lohnforderung des Minderjährigen einklagen. Vgl. 8 112 A 1. Aller⸗ 
dings kann unter Umſtanden in ſeinem Eingriffe ſchon ein Widerruf nach Abſ 2 enthalten fein. 
Iſt dem Minderjährigen durch die ihm gemäß § 113 erteilte Ermächtigung ohne weiteres auch die 
freie Verfügung über feinen Arbeits- oder Dienſtlohn gewährt? Das dürfte zu verneinen ſein, 
wenngleich der Lohn zu ſeinem freien Vermögen gehört ($ 1651). 

2. Ausnahmen. Die unbeſchränkte Geſchaftsfähigkeit umfaßt auch hier wie nach § 112 nicht 
ſolche Geſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des ormundſchaftsgerichts 
bedarf. Erheblich iſt im Falle der Vormundſchaft, dagegen nicht auch der elterlichen Gewalt 
N ein d 0 5 1822 Nr 7 (Verpflichtung des Mündels zu perſönlichen Dienſtleiſtungen auf länger 
als ein Jahr). 

3. Zurüdnahme und Beſchränkung der Ermächtigung. Der Vertreter kann die erteilte Er⸗ 
mächtigung hier jederzeit frei zurücknehmen oder beſchränken. Hat jedoch das Vormundſchafts⸗ 
gericht die Ermächtigung erſetzt (Abſ 3), fo ſteht die Befugnis, fie zurückzunehmen oder zu be⸗ 
ſchränken, nur ihm zu. Die Zurücknahme der Ermächtigung erfolgt formlos dem Minderjährigen 
gegenüber. Die Zurücknahme der Beſchränkung hat keine rückwirkende Kraft. 

4. Die Erſetzung der b durch das Vormundſchaftsgericht, falls der Vormund 
die Ermächtigung verweigert, kann erfolgen auf Antrag des Minderjährigen (Verfahren nach 
den $$ 18 Abs 2, 53, 55 Abs 1, 60 Nr 6 JG; ſofortige Beſchwerde nach $ 60 Nr 6), durch Zu⸗ 
ftellung des Beſchluſſes an den Minderjährigen ($ 16 Abſ 2 a. a. O.). Hinſichtlich ſchleuniger 
Fälle vgl. § 53 Abſ 2 FGG. Dem Vertreter kraft elterlicher Gewalt gegenüber iſt die Er⸗ 
ſetzung der Ermächtigung nicht zugelaſſen. Für die Wirkſamkeit des gerichtlichen Beſchluſſes iſt 


Geſchäftsfähigkeit 89 113, 114 147 


5 n, ob in Wirklichkeit das Intereſſe des Mündels gehörig gewahrt worden iſt 
oder nicht. 

5. Nach der Auslegungsregel („im Zweifel“) gilt die für den einzelnen Fall erteilte Er⸗ 
mächtigung als allgemeine Ermüchtigung zur Eingehung von Verhältniſſen der gleichen Art. 
Eine derartige Ausdehnung der Ermächtigung wird jedoch rechtswirkſam ausgeſchloſſen durch 
ihre entſprechende Einſchränkung gemäß A 3. 

6. Ergänzt die Gemeindebehörde nach § 108 Gewd die Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters durch Ausſtellung eines Arbeitsbuchs, fo werden dadurch die Vorſchriften des BGB 
in 89 107—113 nicht berührt; daher wird durch ſie insbeſondere das Recht des Vertreters, die 
Zuſtimmung zum Arbeitsvertrage zu verſagen, nicht betroffen. 


8 114 


Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung oder wegen Trunk⸗ 
ſucht entmündigt oder wer nach $ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft ge⸗ 
ſtellt iſt, ſteht in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen 
gleich, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat 1) 2). 

E 170, 71 A 1; M 1 140 ff.; P 1 67 ff.; 4 830 ff. 

1. Die wegen Geiſtesſchwäche, wegen Berſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten ($ 6 
Nr 2, 3, 4) find in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt. Die Beſchränkung tritt mit Wirkſamkeit 
des die Entmündigung ausſprechenden Beſchluſſes (55 661, 680, 683 ZPO) ein und dauert fort 
bis zur Aufhebung der Entmündigung, alſo bis zur Rechtskraft der die Entmündigung aufhebenden 
Entſcheidung, nämlich des Beſchluſſes oder des Urteils nach den 88 672, 678, 680, 685, 686 ZPO. 
Es iſt indes nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht die Vorausetzungen der vollen Geſchäftsunfähig⸗ 
keit ge mäß § 104 Nr 2 als erfüllt erachtet, wie wohl die Entmündigung nur wegen Geiſtesſchwäche 
erfolgt it (RG JW 07, 737). Die wegen körperlicher Gebrechen oder wegen Abweſenheit unter 
Pflegschaft Geftellten (58 1910, 1911) find in der Geſchäftsfähigkeit nicht beſchränkt (RG 52, 224). 
Vgl. ferner 8 53 ZPO und 8 178 FGG. Geiſtesſchwäche liegt vor, wenn die Perſon infolge ihres 
Geiſteszuſtandes die Geſamtheit ihrer Angelegenheiten, nicht alſo lediglich die vermögensrecht⸗ 
lachen, zu beſorgen außerſtande iſt und zu ihrem Schutze (auch gegenüber fremden Einflüſſen) 
Beach eines Pflegers bedarf (RG Warn 1918 Nr 180). Immerhin müſſen dem Geiſteszuſtande 

terkmale kliniſch⸗mediziniſcher Art anhaften (RG JW 1917, 847). Trunkſucht liegt nur dann 
vor, wenn der Leidende die Kraft, dem Anreize zum übermäßigen Genuſſe geiſtiger Getränke 
5 ‚oiberfiehen, wirklich verloren hat; widerſteht er auch nur aus Furcht vor der Entmündigung, jo 
Ibn ht, das gegen das Vorhandenſein einer Trunkſucht (&ch Warn 1913 Nr 1 1916 Nr 260). 
i und Teunkfu t kann nicht ſchon dann als fortgefallen gelten, wenn der von ihr befallene Ent⸗ 
Kr 5 igte ſich unfreiwillig im Alkoholgenuſſe beſchränkt hat, ihm jedoch nicht auch die innere 

aft zugemutet werden darf, einem ſich etwa bietenden Anreize zu übermäßigem Alkoholgenuſſe 

11 widerſtehen (& Lig 1919, 966%). — Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit im Falle vor⸗ 
Kalle Vormundſchaft nach $ 1906 ($$ 16, 52, 61 Fc) tritt mit dem Zeitpunkt ein, in dem 
a: enorbmenbe Befehtuf; nach $ 52 508 wirkſam wird (vgl. R Gruch 48, 108), und fie dauert 
Personen mi vorläufige Bormundjchaft ſelbſt ($ 1908). Die Gleichſtellung der betroffenen 
a 1 dem Minderjährigen beſteht nur in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit (99 107113), 
die eher zucht uch auf ihre Delittsfähigteit, die unberührt bleibt. Daher regelt ſich auch 
90 kun des wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten für den durch eine unerlaubte 
7 org einem andern zugefügten Schaden gegebenenfalls nur nach $ 827, während $ 828 
Enim Anwendung bleibt (R& JW 1912, 244). Die Zurechnungsfähigkeit iſt unabhängig von der 
17 mündigung, dieſe kommt bei jener nicht in Betracht, die Zurechnungsfähigkeit betreffs einer 
nung It daher felbftänbig für fich zu prüfen (Rich 105, 272). — Sonderbeſtimmungen des $ 2229 
5 egen Teſtamentsunfähigkeit, des $ 473 ZPO hinſichtlich des Parteieides. Die Abweſen⸗ 
( 1155 jr gſchaft berührt weder die Prozeßfähigkeit ($ 52 ZPO), noch die Geſchäftsfähigkeit 

Die nicht genehmigten Rechtsgeſchäfte ſind wie die des Minderjährigen wirkungslos. Not⸗ 
bebmileit der Genehmigung des Burna für den Vollmachtsvertrag für die Klage auf Auf- 

ebung der Entmündigung |. IRR 1933 Nr 986. Über den Rückforderungsanſpruch des Geſchäfts⸗ 
E vgl. 5108 A a. E. Eine Bereicherung des Entmündigten beſteht nicht mehr, wenn er das 

Mpfangene in verſchwenderiſcher Art verbraucht hat, während ihm zu ſeinem Unterhalte genü⸗ 
gende Nel von ſeinem geſetzlichen Vertreter zur Verfügung geſtellt waren (RG Warn 1918 Nr 70). 
1 ba cen t bgt. Artt 155 u. 156 Ech. War das Verfahren am 1. Januar 1900 noch 
N ht abgejchlofjen (RG JW 00 S. 848 u. 867), jo unterliegt es formell und materiell dem neuen 

echt. der zur Zeit des Inkrafttretens des BGB wegen Verſchwendung Entmündigte ſteht von 
n nach den Vorſchriften des BGB aus gleichem Grunde Entmündigten gleich 
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Wird ein die Entmündigung ausſprechender Beſchluß infolge einer An- 
fechtungsklage aufgehoben, jo kann die Wirkſamkeit der von oder gegen- 
über dem Entmündigten vorgenommenen Nechtsgeſchäfte nicht auf Grund 
des Beſchluſſes in Frage geſtellt werden ). Auf die Wirkſamkeit der von 
oder gegenüber dem geſetzlichen Vertreter vorgenommenen Nechtsgeſchäfte 
hat die Aufhebung keinen Einfluß 2). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn im Falle einer 
vorläufigen Vormundſchaft der Antrag auf Entmündigung zurückgenommen 
oder rechtskräftig abgewieſen oder der die Entmündigung ausſprechende 
Beſchluß infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird 2). 

E 1 71 Abſ 2 11 89; M 1 150 ff.; P 1 67 ff.; 4 854 ff. 

1. Die Aufhebung einer Entmündigung zufolge einer Anfechtungsklage nach 88 664 ff. 
380 gemäß $ 684 da}. beſeitigt die Unwirkſamkeit der von und gegenüber dem Entmündigten 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte mit Rückwirkung bis auf den Anfang, weil im vorausgeſetzten 
Falle — anders als bei einer Wiederaufhebung nach $$ 679, 686 ZRO — davon ausgegangen 
wird, daß der Entmündigungsgrund von Anfang an nicht beſtanden hat. Dieſe Geſchäfte werden 
alſo hinſichtlich ihrer Wirkſamkeit ſo behandelt, als ob der die Entmündigung ausſprechende Be⸗ 
ſchluß Überhaupt nicht ergangen wäre, unbeſchadet der Möglichkeit, die Wirkſamkeit der Rechts⸗ 
geſchäfte auf Grund der §8 104 Nr. 2, 105 Abſ 2 anzugreifen. N f 5 

2. Aber auch die von oder gegenüber dem geſetzlichen Vertreter in der Zwiſchenzeit vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäfte werden nach der beſtimmten Vorſchrift des Satz 2 aufrechterhalten, 
wie wohl ſie an ſich als unwirkſam angeſehen werden müßten (A 1). Falls etwa der Entmündigte 
und ſein geſetzlicher Vertreter vor Aufhebung der Entmündigung in der gleichen Sache wider⸗ 
ſprechende Erklärungen abgeben, wird es fur die Frage, welches Geſchäft gelten ſoll, einmal 
darauf ankommen, welches von ihnen dem andern zeitlich voraufgegangen iſt, jo daß das eine ſchon 
hiernach durch das andere ausgeſchloſſen fein könnte. Iſt der Widerſpruch auf dieſe Weiſe nicht 
losbar, jo wird man davon ausgehen müſſen, daß zugunſten des Dritten das von ihm mit dem 
Vertreter abgeſchloſſene Geſchäft den Vorzug verdient, weil der Dritte berechtigt war, mit der 
Befugnis des Vertreters zu rechnen (ftreitig). 

3. Wird die vorläufige Vormundſchaft (5 114 A 1) aus den in Abſ 2 angegebenen Gründen 


wieder aufgehoben (vgl. außerdem die 99 60 Nr. 5, 61 566), fo find die gleichen Geſichtspunkte 
wie im Falle des Abſ 1 maßgebend. 


Zweiter Titel 
Willenserklärung 


1. Erſter Beſtandteil der Willenserklärung iſt der Wille. Geſchäftswille iſt er inſofern, 
als er überhaupt eine Beeinfluſſung des Rechtslebens bezweckt, und Erfolgswille inſofern, 
als er einen beſtimmten Erfolg anſtrebt. Wo der Wille nicht einen ſolchen Inhalt hat, kann von 
einer rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung nicht die Rede ſein, und ein Rechtsgeſchäft kommt 
daher überhaupt nicht zuſtande (RG 68, 322; 79, 305), auch nicht einmal ein anfechtbares. — 
Zweiter Beſtandteil iſt die Erklärung des Willens. Sie bedeutet die Kundgebung des rechts⸗ 
geſchäftlichen Willens nach außen hin und muß daher jo geartet ſein, daß der verfolgte Zweck 
auch erkannt werden kann. Wem der Wille erkennbar werden muß, das richtet ſich nach den 
verſchiedenen Arten der Rechtsgeſchäfte. Falls es ſchon im Weſen des Geſchäfts liegt, daß die 
Willenserklärung, um wirkſam zu werden, an eine beſtimmte Perſon gerichtet wird, kann als 
Erklärungsempfänger grundſätzlich nur dieſe beſtimmte Perſon in Betracht kommen, wie das 
z. B. zutrifft bei der Kündigung, beim Vertragsangebot und bei der Vertragsannahme (mit 
Ausnahme des Sonderfalls im $ 151). Der Grundſatz, daß Erklärungsempfänger nur eine beſtimmte 
Perſon fein kann, greift auch überall da Platz, wo das Geſetz die Wirksamkeit der Erklärung 
ausdrücklich davon abhängig macht, daß dieſe einer beftimmten Perſon gegenüber (88 108 Abſ 2, 
143) oder in den zugelaſſe nen Fallen an Stelle des Erklärungsgegners der Behörde gegenüber 
erfolgt (85 143 Abſ 4 Satz 2, 875, 876, 880, 1168, 1180, 1183, 1726, 1748). In allen Fällen der 
vorbezeichneten Art handelt es ſich um „empfangsbedürftige Willenserklärungen“ (9 130—132). 
Auch die Erklärung des Konkursverwalters, daß er ein zur Maſſe gehöriges Grundſtück gemäß 
5117 KO freigebe, iſt empfangsbe dürftig, und Empfangsgegner iſt der Gemeinſchuldner (RG 94, 
55). — In ſonſtigen Fallen, alſo bei den nicht empfangs bedürftigen Willenserklärungen genügt 
es, wenn der Wille ſo kundgetan iſt, daß die Abſicht, die angeſtrebte Rechtsänderung herbeizuführen, 


Willenserklärung 149 


denjenigen, die es angeht (§ 143 Abſ 4), erkennbar wird. Ein Wille, der lediglich ein inne res 
Wollen geblieben iſt, kann ſelbſtverſtändlich niemals beanſpruchen, eine Rechtsänderung in der 
Außenwelt herbeizuführen. Wer gegebenenfalls die Beteiligten ſind, denen der Wille erkennbar 
ſein muß, hängt von der Art des Geſchäfts ab. Zu den nicht empfangsbedürftigen Willens⸗ 
erklärungen gehören beiſpielsweiſe das eigenhändige Teſtament, die Erbſchaftsannahme, die 
Auslobung, die Anerkennung eines Kindes gemäß $ 1598 1, das Anerkenntnis der Vaterſchaft 
nach § 1718 (MG 58, 353). Auch hier handelt es ſich um wirkliche Willenserklärungen, auf welche 
alle von ſolchen geltende Rechtsgrundſätze Anwendung finden, mit einziger Ausnahme des allein 
für die empfangsbedürftige Willenserklärung beſtimmten § 130. Über Aneignung und Preisgabe 
ſ. $5 958, 959. Die Perſon des Beteiligten im angegebenen Sinne kommk beſonders in Frage, 
wenn es ſich um die Anfechtung einer Willenserklärung handelt, nämlich zur Beſtimmung des 
Anfechtungsgegners (8 143). — Echte und unechte Willenserklärung zu unterſcheiden, liegt kein 
zwingender Grund vor. — Je nachdem zum Zuſtandekommen eines Rechtsgeſchäfts die Willens⸗ 
erklärung einer Perſon genügt, oder die mehrerer ſich gegenüberſtehenden begrifflich notwendig 
iſt, find einſeitige und zweiſeitige, auf der Willensübereinſtimmung der Erklärenden beruhende 
Rechtsgeſchäfte (Vertrag) zu unte rſcheiden. — Die Wirkſamkeit einer Willenserklärung tritt 
ein mit ihrer Abgabe; in denjenigen Fällen jedoch, in denen ſie einem andern oder an deſſen 
Stelle einer Behörde gegenüber abzugeben ift, erſt mit ihrem Zugange ($$ 130 —132). — Auf 
Verwaltungsakte laſſen ſich die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Willenserklärungen 
nicht en übertragen. Über prozeſſuale Erklärungen ſ. Vorbem 8 vor § 104. 

2. Nach der Art und Weiſe einer Willensäußerung ſind zu unterſcheiden ausdrückliche und 
ſtulſchweigende Willenserklärungen. Eine ausdrückliche, nicht notwendig wörtliche, liegt vor, 
alls die Außerung des Erklärenden bezweckt, gerade das zum Ausdruck zu bringen, worauf ſich 
der Geſchäftswille richtet. Das Wort „ausdrücklich“ im Geſetze ſelbſt hat keine ſichere, für alle 
Falle gleiche Bedeutung; ſie muß vielmehr im einzelnen Falle beſonders geprüft werden (88 164, 
244, 700; RG 65, 179). Eine ſtillſchweigende Willenserklärung liegt vor, wenn die ſchlüſſigen 
Handlungen des Erklärenden zwar unmittelbar auf andere Zwecke gerichtet waren, gleichwohl 
aber mit Gewißheit und jede andere Deutung ausſchließend (RG Warn 1919 Nr 132), die Abſicht 
erkennen ließen, auch den vorhandenen Geſchäftswillen kundzugeben, wie beiſpielsweiſe die der 
Ausflihrung eines Auftrags dienende Tätigkeit ſtillſchweigend zugleich die Annahme des Auftrags 
und das Zerteißen und Zurückgeben eines Schuldſcheins den Erlaß der Schuld zu erkennen gibt 
oder wenigſtens geben kann. Die Verkehrsanſchauung kommt hierbei (88 133, 157) mit in Betracht 
(RG 67, 433; JW 1910, 573%). Bloß ſchlüſſige Handlungen genügen nur dann nicht, 
wenn eine formelle oder eine ausdrückliche Erklärung im eigentlichen Sinne des Wortes gefordert 
mid. Eine ſtillſchweigende Willenserklärung darf nur in einer ſolchen Handlung gefunden werden, 

ie nach Lage der Sache keine andere Auslegung zuläßt; den Vorzug ſoll immer die dem Beſtande 
des Geſchäfts günſtigere haben (RG 29. 10. 98 VI 202/98). Aber ganz ſtillſchweigend kann ſich 
ein techtsgeſchaftlicher Akt überhaupt nicht vollziehen, irgendwie muß die Willenserklärung immer 
erfolge fein (RG 96, 138). Auch eine ſtilſchweigende Willenserklärung einer juriſtiſchen 
Perſon iſt an ſich möglich; doch bedarf es hier beſonders beweiskräftiger Tatſachen (RG 28. 3. 05 
vu 398/04), Die Auslegungsregeln der $$ 133, 157 find auch bei ſtillſchweigenden 
Willenserklärungen anzuwenden (N 67, 433; 68, 128; JW 1915, 192). — Auch im Falle 
rein untätigen Verhaltens iſt eine echte — daher auch anfechtbare — Willenserklärung als abge⸗ 
geben anzunehmen, falls die Unterlaſſung, nach den Grundſätzen von Treu und Glauben 
und nach der Verkehrsſitte beurteilt, mit der Abſicht erfolgte, hierdurch den Geſchäftswillen zu 
ertennen zu geben (vgl. den Sonderfall des § 1956, Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt); oder 
er. wenn der andere Teil eine Willenserklärung erwarten durfte und es wider Treu und Glauben 
berſtieße, ihn — zumal bei noch in der Schwebe befindlichen Beziehungen — durch Schweigen 
on unklaren zu laſſen (RG 103, 401; JW 1920, 283; Gruch 65, 596, wo eine ſtillſchweigende 

zertragsaufhebung ſowie eine ſtillſchweigende Rücktrittserklärung in der bloßen Untätigkeit des 
einen Vertragsteils nicht gefunden worden ift). 
6095 Vorbehalte dienen dazu, der ſchädlichen Auslegung einer Erklärung vorzubeugen (89 464, 
0 0 Abf 2). Ob das Geſetz in den Fällen, in welchen es nur die Vermutung für eine ftill- 
ſchweigende Vereinbarung aufſtellt („es gilt“, 88 110, 612, 632, 653), die Vermutung zu⸗ 
195 fo weit wirken laſſen will, daß auch alle von den Willenserklärungen überhaupt geltenden 
h egeln anzuwenden wären, insbefondere alſo auch die von der Anfechtung, kann zweifelhaft 
em (ogl. auch § 568). Das Nähere darüber bei den angegebenen Beſtimmungen. 
1, 4. Zur Rechtsbeſtändigkeit einer Willenserklärung gehört, daß ihr lein weſentlicher Mangel 
fie mehnt. Das Vorhandenſein eines ſolchen Mangels begründet Nichtigkeit oder Unwirkſam⸗ 
eit oder Anfechtbarkeit. Richtig iſt die Willenserklärung, falls ſie die beabſichtigte Wirkung über⸗ 
ſtoß a nicht zu erzielen vermag; Gründe hierfür: Schein (8 117), Mangel der Form ($ 125), Ver⸗ 
ſcha gegen ein geſetzliches Verbot ($ 134) und gegen die guten Sitten ſowie das wucheriſche Ge⸗ 
Saft (8 138), Im Falle eines Verſtoßes gegen ein Veräuße rungsverbot iſt das Geſchäft 
unbedingt oder bedingt unwirkſam. Das Nähere bei 98 135, 136. Nur unwirkſam — nicht nichtig — 
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ſind Rechtsgeſchäfte in den Fällen, in denen nicht der volle vom Geſetze für das Wirkſamwerden 
geforderte Tatbeſtand erfüllt iſt, ſo wenn es an der nötigen Einwilligung eines Dritten fehlt 
(88 111, 174, 182, 185), fo daß dem Geſchäfte einſtweilen die rechtliche Wirksamkeit verſagt iſt, 
durch Hinzutritt einer weiteren Tatſache volle Gültigkeit jedoch eintreten kann. Das Geſetz ſpricht 
ſodann von Unwirkſamkeit auch, falls es dem Rechtsgeſchäfte den rechtlichen Erfolg aus irgend⸗ 
welchem Grunde abſprechen will. Anfechtbar find Willenserklärungen wegen Irrtums (88 119, 
120), Täuſchung und Drohung ($ 123), eine Ehe außerdem wegen Beſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Ehegatten ($ 1331) und eine neue Ehe, wenn ber für tot erklärte Ehegatte noch lebt 
($ 1350). Das Rechtsgeſchäft kommt in dieſen Fällen zuſtande; aber die wirkſame Anfechtung 
hat die volle Nichtigkeit „von Anfang an“ (ex tune) zur Folge ($ 142). 

5. Gemeinſames betreffs der 88 116—124. Das Geſetz knüpft die Fehlerhaftigkeit einer 
Willenserklärung ſowohl an den etwaigen Mangel im Willen wie an einen Mangel in der Er⸗ 
klärung. Im Falle des Willensmangels liegt die Sache entweder ſo, daß der Erklärende in Wirk⸗ 
lichkeit überhaupt nicht den Willen hat, irgendeinen Rechtserfolg hervorzubringen (ſ. oben A 1), 
oder auch jo, daß er einen Rechtserfolg zwar will, indes einen andern als den anſcheinend beab- 
ſichtigten. Im Falle des Erklärungsmangels handelt es ſich darum, daß der Erklärende etwas 
anderes geäußert hat, als er ſeinem wahren Willen gemäß hat erklären wollen. Folgerichtig 
müßte in alllen dieſen Fällen der abgegebenen Willenserklärung jeder Rechtserfolg überhaupt 
verſagt werden. Denn ſtets fehlte es an einer an ſich notwendigen Vorausſetzung für ihre Rechts ⸗ 
beſtändigkeit. Und iſt überhaupt der Wille derjenige Beſtandteil eines Rechtsgeſchäfts, dem nach 
der Rechtsordnung die rechtserzeugende Kraft zukommt (vgl. Vorbem 1 vor $ 104), jo dürfte 
zum mindeſten niemals ein ſolcher Rechtserfolg eintreten, der nicht wirklich beabſichtigt war, 
und dürfte eine Erklärung, die ſich nicht mit dem wahren Willen deckt, keinesfalls beachtlich fein. 
Das Geſetz hat die Sache jedoch zum Teil anders geregelt. Auch bei einem Widerftreite zwiſchen 
dem erklärten Willen und dem wahren Willen, oder zwiſchen dieſem und der abgegebenen Er⸗ 
klärung iſt es in Rückſicht auf das Verkehrsbedürfnis bemüht, der Willenserklärung einen Rechts⸗ 
erfolg möglichſt zu ſichern. Das Geſetz gelangt zu dieſem Ziele einmal, indem es in gewiſſen Fällen 
das entſcheidende Gewicht nicht auf den Willen, ſondern auf die Erklärung legt und ſonach ſchon 
dieſer die rechtserzeugende Kraft, und zwar nach Maßgabe des nur geäußerten Scheinwillens, 
beimißt ($ 116 Satz 1); zweitens, indem es unter gewiſſen Vorausſetzungen auch ein Rechtsgeſchäft, 
dem eine fehlerhafte Willenserklärung zugrunde liegt, rechtlich zur Entſtehung gelangen läßt, 
indeſſen hier nur mit der Einſchränkung, daß das Geſchäft wegen des ihm anhaftenden Mangels 
durch eine Erklärung des Anfechtungsberechtigten noch nachträglich nichtig gemacht werden kann 
(88 119—123). Ob nunmehr das Geſetz jeweilig die Nichtigkeit eintreten oder das Rechtsgeſchäft 
aufrechterhalten will, ſei es als ein mangelloſes, ſei es auch nur als ein anfechtbares, das hängt, 
wie ſich erweiſen wird, von der Art des Mangels und von ſeinem Grunde ab. Danach beſtimmt ſich 
aber auch zugleich die Gliederung der nachfolgenden Beſtimmungen. Das entſcheidende Gewicht 
. a auf den Willen (Willensgrundfag) oder auf die Erklärung (Erklärungsgrund⸗ 

atz) gelegt. 


$ 116 


Eine Willenserklärung ift nicht deshalb nichtig *), weil fich der Erklärende 
insgeheim!) vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen ). Pie Erklärung iſt 
nichtig, wenn fie einem andern gegenüber abzugeben iſt und dieſer den Dor- 
behalt kennt ö) 4). 

E I 95 II 91; M 1 191 ff.; P 1 94. 


1. Der ſtille Vorbehalt. Der $ 116 hat den Fall im Auge, daß der Erklärende in Wirllich⸗ 
keit das nicht will, was er zu wollen erklart, vielmehr entſchloſſen ift, das Erklärte nicht zu wollen 
dieſen Entſchluß jedoch nach außen hin gefliſſentlich verdeckt (RG 68, 128: 73, 222). Er war ſich 
bei Abgabe der Erklärung alſo deſſen bewußt, daß er etwas anderes erklärte, als ſeiner wahren 
Abſicht entſprach. Die Erklarung deckt ſich alsdann mit dem Scheinwillen, ſteht dagegen in Wider⸗ 
ſpruch mit dem wahren Willen. Hier legt das Geſetz das entſcheidende Gewicht der Regel 
nach (Ausnahme in Satz 2) auf die Erklärung und entſcheidet um deswillen dem Sinne nach 
in Sag 1, daß diejenige Folge, die wegen des Mangels im Willen an ſich eintreten müßte, mithin 
die Nichtigkeit der Erklarung, doch nicht eintreten ſoll, daß vielmehr der dem erklärten Schein⸗ 
willen entſprechende Geſchäftserfolg eintritt. Die Wirkſamkeit einer Willenserklärung ſoll durch 
nicht in die Außenwelt getretene An- und Abſichten des Erklärenden, die mit ſeiner Kundgebung 
in Widerſpruch ſtehen, keine Einbuße erleiden. Wer beiſpielsweiſe unter einem ſtillen Vorbehalte 
eine Vollmacht erteilt, haftet trotz des Vorbehalts lediglich nach Maßgabe der Vollmacht, falls 
nicht der Geſchäftsgegner den Vorbehalt kennt (RG 52, 99). Auch bei der Erforſchung des wirk⸗ 
lichen Willens gemäß $ 133 kommt es mithin in ſolchen Fallen nicht auf den bloß inneren Willen 
(RG 68, 126), ſondern auf das äußere Verhalten an (RG JW 1912, 132%). Wer der Erklärung 
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eines andern, bei der ein Fehlgriff im Ausdrucke (Schreibfehler) vorgefallen iſt, vorbehaltlos 
zuſtimmt, wiewohl er den wirklichen Sinn der Erklärung erkannt hatte, kann ſich nicht darauf 
berufen, daß er ſich insgeheim vorbehalten hatte, ſeine Zuſtimmung nur nach Maßgabe der tat⸗ 
fachlich vorhandenen Erklärung zu erteilen; er hat vielmehr fein Einverſtändnis zu der wirklich 
gewollten Erklärung des andern erteilt (RG 66, 428; 77, 105, SeuffA 74 Nr 47). Offenſichtlich 
will das Geſetz durch die Regel des Satz 1 der Rechtsſicherheit Rechnung tragen und den Er⸗ 
Härungsempfänger, der ſich auf das Wort verließ, billigerweiſe ſchützen. Man ſoll ſich eben im 
Verkehrsleben auf das Wort verlaſſen dürfen (NG Warn 09 Nr 124). — Anwendungsgebiet. 
Satz 1 bezieht ſich auf Willenserklärungen aller Art, beiſpielsweiſe auch auf letztwillige Ver⸗ 
fügungen und auf die Aufgabe des Eigentums (89 928, 959). Auch der Scherz, der nach der 
Abſicht des Erklärenden nicht hat erkannt werden ſollen (anders im Falle des § 118), gehört hierher. 
Eine beſondere Bedeutung hat der ſtille Vorbehalt in den Fällen des Rechtserwerbs durch 
einen Beauftragten. Wenn ein ſolcher erkennbar namens des Auftraggebers handelt, iſt ſein 
ſtiuer Vorbehalt, nicht für jenen, ſondern für ſich zu erwerben, ſofern der Veräußerer den Vor⸗ 
behalt nicht kennt, bedeutungslos (RG 73, 222; Warn 09 Nr 124). Vgl. anderſeits § 164 Abſ 2 
wegen des ſtillen Vorbehalts des nicht erkennbar in fremdem Namen auftretenden Stellver⸗ 
treters dahin, daß er nicht in eigenem Namen handeln wolle. 

2. Insgeheim. Dieſes Merkmal trifft überall zu, wo der Vorbehalt derjenigen Perſon gegen⸗ 
über verheimlicht iſt, der gegenüber die Erklärung abgegeben wurde, und bei nicht empfangs⸗ 
bedürftigen Willenserklärungen (Vorbem 1 vor $ 116) demjenigen verheimlicht worden, in deſſen 

rſon die Wirkung eintreten ſoll, ſo z. B. im Falle der Auslobung gegenüber den beteiligten 
Bewerbern (RG JW 06, 57654). ö 

3. Bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen (Vorbem 1) liegt ein Schutzbedürfnis 
nicht vor, wenn der Empfänger wußte, daß ihm gegenüber nur ein Scheinwille erklärt wurde. 
In ſolchen Fällen kann unbedenklich dem Grundſatze Folge gegeben werden, daß die angegebene 
Oiltenserklärung wegen mangelnden Geſchäfts⸗ oder Erfolgswillens (Vorbem 1 vor § 116) 
nichtig iſt. Das ſieht Satz 2 vor (RG JW 1910, 60). Demnach iſt beiſpielsweiſe auch die be 
ürkundete Auflaſſungserklärung inſoweit nichtig, als der das geſamte Grundſtück Auflaſſende 
em andern Teile gegenüber nebenher erklärt, daß er die Auflaſſung auf ein beſtimmtes Teil⸗ 
ck nicht miterſtrecken wolle (RG 78, 372). Unkenntnis aus Fahrläſſigkeit (Kennenmüſſen) 
lommt nicht in Betracht. Eine nur zwangsweiſe abgegebene Erklärung iſt, wiewohl 
dem Drohenden bewußt iſt, daß der andere die Erklärung nicht hat abgeben wollen, gleichwohl 
immer nur anfechtbar. Denn gemäß $ 123 hängt es von dem andern ab, ob er feine Erklärung 
gelten faſſen will oder nicht. Auch eine unter Vorbehalt erteilte Vollmacht iſt nichtig, falls 
der Empfänger der Vollmacht den Vorbehalt kennt. Die Annahme jedoch, daß das vom Voll⸗ 
wachtsempfänger mit einem Dritten auf Grund der unter einem Vorbehalte im Sinne des $ 116 
Satz 1 erteilten Jollmacht abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft für den Vollmachtgeber auch dem Dritten 
gegenüber nicht verbindlich, und der Dritte nur auf Geltendmachung des Vertrauensſchadens 
nach $ 120 beſchränkt fei, iſt jedenfalls für die Fälle der 88 171, 172 unzutreffend. 
Aber den Begriff Nichtigkeit vgl. § 125 A 1. 


8 117 


Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben 
iſt, mit deſſen Einverſtändniſſe nur zum Schein abgegeben, fo iſt fie nichtig ). 

. Wird durch ein Scheingeſchäft ein anderes Nechtsgeſchäft verdeckt, fo finden 
die für das verdeckte Nechtsgeſchäft geltenden Vorſchriften Anwendung 25). 


E 106 11 92; M 1 102 ff.; P 1 05 ff. 


äh * ei Scheingeſchäft. Es liegt vor, wenn eine Willenserklärung einem anderen gegen- 


gegeben wird und beide Teile — anders als im Falle des $ 116 Satz 2 — darüber ein- 
Härtanden find, daß das Erklärte nicht gewollt ſei, daß mithin der Wille nur zum Schein er⸗ 
bt fein foltte (NG 3% 1910, 60°). Das Einverständnis im Sinne des $ 117 Ab} 1 ift nicht eine 
neben der zum Schein abgegebenen Erklärung einhergehende, ſelbſtändige Willenserklärung; es 
bellen ſich nur beide Teile deſſen bewußt ſein, daß jener erſteren Erklärung kein Wille entſprechen 
1 (RG 134, 33). Es handelt ſich auch hier um einen Fall des bewußten Widerſpruchs zwiſchen 
le und Erklärung ($ 116 A 1), eigenartig indeſſen um deswillen, weil hier lediglich empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärungen (Vordem 1 vor § 116) in Frage ſtehen und dabei Vorausſetzung 
iſt, daß die Abgabe der ſich mit dem wirklichen Willen nicht deckenden Erklärung auf ausdrück⸗ 
licher oder filter Vereinbarung der beiden Beteiligten beruht. Begrifflich iſt für ein ſolches Schein⸗ 
geſchaft erforderlich, daß ein nicht vorhandener Wille nach außen als vorhanden vorgeſpiegelt 
Ta nicht aber genügt die Vorſpiegelung einer bloßen äußeren Tatſache (RG 60, 21; RG Warn 
2 Nr 87); fo auch nicht die abſichtliche Vordatierung eines Vertrags (RG 23. 5. 30 VII 423/29). 
emge mäß hat auch das Handeln durch eine vorgeſchobene Perſon (Strohmannh mit dem 
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Scheingeſchäft nichts zu tun (RG 84, 304; 81, 41; 69, 46; SeuffA 60 Nr 177; 82 Nr 171: RG 
HRR 1933 Nr 3; zumal wenn der erſtrebte Erfolg nur durch ernſtliches Geſchäft, nicht aber durch 
ein Scheingeſchaft zu erreichen war. So bei Verwendung einer Mittelsperſon zum Zwecke des 
käuflichen Erwerbs einer Sache durch einen ſtillen Stellvertreter (RG JW 1914, 5873; NG 
Gruch 66, 100; RG 19. 5. 25 V 443/25) oder bei der Führung eines Geſchäftes für den eigent⸗ 
lichen Inhaber (Reh 84, 304) oder der Schenkung an einen Dritten (nahen Angehörigen), wobei 
verdeckte Stellvertretung oder ein fiduziariſches Geſchäft vorliegen kann (RG 10. 10. 07 IV 
97/07, 7. 7. 15 V 108/15). Der Strohmann, der die Sache (für ſich) erwirbt, wird deren Eigen⸗ 
tümer und iſt nur ſchuldrechtlich zu ihrer Herausgabe an den Geſchäftsherrn verpflichtet (Gruch 
66, 101). Aber ogl. auch Vorbem 4 vor $ 164 und § 164 N 3 Abſ 2. Hat ein Ehemann die Leitung 
eines Geſchäfts unter der Vereinbarung übernommen, daß er ein beſtimmtes Gehalt, ſeine Frau 
aber einen beſtimmten durch einen Mindeſtbetrag begrenzten Anteil am Reingewinn des Ge⸗ 
ſchäfts erhalten ſolle, und iſt dieſe Form gewählt worden, um das Einkommen des Mannes pfän⸗ 
bungsfrei zu machen, fo ſpricht dies für die Ernſtlichkeit, nicht für die Scheinnatur des Vertrags 
(RAS 2, 119; vgl. RG 81, 41 und 9611 A 2). — Auch ein Vertreter kann mit Wirkung für den 
Vertretenen (88 164, 166) ein Scheingeſchäft mit einem Dritten abſchließen; der Dritte, der 
mit dem Vertreter kolludiert, kann ſich aber dem Vertretenen gegenüber nicht auf die Schein⸗ 
natur des Geſchäfts berufen (RG 134, 33). — Zum Begriffe eines Scheingeſchäfts ge- 
hört es aber nicht, daß das Scheingeſchäft auf die Täuſchung eines Dritten berechnet war 
(RG 90, 277). Vgl. § 398 A 3. Daher kann ein Scheingeſchaft auch dann ſchon gegeben ſein, 
wenn die Parteien etwa bei der Beſtellung eines Pfandrechts an einer Hypothek die zu ſichernden 
Forderungen bewußt und gefliſſentlich wahrheitswidrig angeben (RG Warn 1914 Nr 245). Eine 
Hypothek iſt jedoch nicht ſchon deshalb nichtig (oder anfechtbar), weil der Gläubiger nicht richtig 
angegeben tft (Ach 79, 75 und die dort angegebenen Urteile). 

Daß unter den gegebenen Vorausſetzungen die Willenserklärung zwiſchen den unmittel- 
bar Beteiligten keine Wirkung haben kann, folgt ſchon aus dem in 8 116 Satz 2 zur Geltung 
gebrachten Grundſatze. Daß ferner das Scheingeſchäft als Rechtsgeſchäft auch Dritten gegen“ 
über bedeutungslos iſt, folgt aus dem Grundſatze von der unbedingten Wirkung der Nichtig- 
keit (ogl. § 125 A 1). Jeder auf Grund eines Scheingeſchäfts in Anſpruch Genommene kann 
ſonach die Nichtigkeit mindeſtens dann ge machen, wenn er ein Intereſſe daran hat, gleich⸗ 
viel ob prozeſſuales oder malertelles (NG Warn 09 Nr 177; RG 53, 416, betreffend eine Schein⸗ 
zeſſion; Rh SeuffA 64 Nr 310), womit je doch nicht gejagt fein ſoll, daß der Dritte fein Intereſſe 
ſtets beſonders nachweiſen muß, da ſich ſein Intereſſe ohne weiteres ſchon aus der Sache ſelbſt 
ergeben kann, wie beiſpielsweife, wenn er das Klagerecht des Scheinerwerbers oder Schein⸗ 
berechtigten beſtreitet. Der Glaubiger kann die von feinem Schuldner nur zum Schein veräußerte 
Sache pfänden, und anderſeits kann ein Dritter die Sache von ihrem Scheinerwerber nicht weiter 
erwerben oder doch nur nach den Grundſätzen vom gutgläubigen Erwerbe (88 932, 892). Iſt eine 
Hypothek oder Grundſchuld nichtig, weil beide Teile darüber einverſtanden waren, daß der ein⸗ 
getragene Gläubiger keine Rechte aus der Eintragung erlangen ſolle, dann kann der Eigentümer 
von ihm die Bewilligung der Löſchung verlangen (RG 28. 4. 15 V 539/14). Iſt nur ein Teil 
des Rechtsgeſchäfts zum Scheine abgeſchloſſen worden, dann wird nicht das ganze Rechtsgeſchäft 
ohne weiteres nichtig; vielmehr entſcheidet ſich das nach 9 139 (RG Warn 1913 Nr 41). — Ein 
Scheingeſchäft kann zugleich auch wegen Benachteiligung der Gläubiger der Anfechtung durch 
die ſe unterliegen (MO ( euffa 67 Nr 73). Ausgeſchloſſen ift der Einwand des Scheinge ſchäfts 
mit Rückſicht auf die Sicherheit des Verlehrs, wenn es ſich um den Beitritt zu einer Ge noſſen⸗ 
ſchaft, Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft mbH und die damit verbundenen Einlagepflichten handelt 
(RG 123, 102; 124, 287; R Warn 1931 Nr 40). 

Schutz des Dritten gegen ein Scheingeſchäft. Durch ein Scheingeſchäft wird oftmals die 
Rechtslage eines Dritten ſchädlich beeinflußt; meiſt wird es ſogar auf die Täuſchung Dritter 
zu deren Nachteile berechnet ſein (beiſpielsweiſe um durch die Scheinveräußerung einen Ver⸗ 
mögensgegenſtand dem Zugriffe der Gläubiger zu entziehen). Demnach ſind Dritte gegenüber 
den üblen Einwirkungen des Scheingeſchäfts beſonders ſchutzbedürftig. Sofern nun ein ei 
geſchäft zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt (88 823, 826), findet 
der Dritte einen ausreichenden Schutz in den allgemeinen Grundſätzen vom Schadenserſatze 
gemäß $$ 249ff. Handelte es ſich bet einem Scheingeſchäfte um die Vereitlung von Erfüllungs⸗ 
anfprüchen (beiſpielsweiſe der zur Gewährung eines grundbuchlichen Rangvorrechts ver⸗ 
pflichtete Hypothekengläubiger veräußert zum Scheine ſeine Hypothek, um ſich der Verpflichtung 
zu entziehen), fo kann die richtige Anwendung des Grundſatzes aus 9 249 Satz 1 auch dazu führen, 
daß der berechtigte Dritte nunmehr ohne weiteres den Scheinerwerber auf die Erfüllung ſeines 
Anſpruchs belangt (RG 95, 162). Einen weiteren Schutz verleiht das Geſetz Dritten mittels 
der Grundsätze vom gutgläubigen Erwerb einer Sache ($$ 932, 892, 893) oder einer For⸗ 
derung ($ 405), wonach der gutgläubige Erwerb auch dann wirkſam iſt, wenn der Veräußerer 
nur ein Scheinberechtigter war (vgl. die $$ 1032 u. 1207 betreffs des gutgläubigen Erwerbs 
eines Nießbrauchs und eines Pfandrechts). Unter den Vorausſetzungen des 9 171 iſt ferner zu⸗ 
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gunſten des gutgläubigen Dritten auch eine bloße Scheinvollmacht wirkſam (vgl. 9171 A J). 
Gemäß 85 409, 576 ſodann müſſen der Gläubiger einer Forderung und der Vermieter eines 
Grundſtücks, die ihren Anſpruch an einen andern zum Schein abgetreten haben, die Abtretung 
dem Schuldner gegenüber auch ohne Rückſicht auf deſſen Gutgläubigkeit als wirkſam gelten laſſen, 
wenn ſie ihm die Abtretung angezeigt haben. Sonſtige Schutzmittel hat das Geſetz Dritten dem 
Scheingeſchäfte gegenüber ausdrücklich nicht gewährt. Indes die Schutzbedürftigkeit des Dritten 
kann ſich auch weiterhin äußern und entſprechend auch weiteren Schutz erheiſchen. So wird dem 
Dritten unter den gegebenen Vorausſetzungen ($ 242 U 4) auch die Einrede der Argliſt (exceptio 
doli generalis) zuzugeſtehen fein (a. A. Planck $ 117 A 1 und Oertmann daſ. A 2b ß); namentlich 
dann, wenn nach Lage des Falles der Grundſatz Platz greift: dolo facit, qui petit, quod redditurus 
est. Man denke nur an den Fall, daß der zur Gewährung einer Sache Verpflichtete dieſe, um 
ſich feiner Verpflichtung zu entziehen, an einen andern durch bloßes Scheingeſchäft veräußert, 
der andere alsdann jedoch die Sache dem anſpruchsberechtigten Dritten gewährt hatte und jetzt 
der Verpflichtete die Sache vom Dritten mit der Behauptung herausverlangen wollte, daß jener 
andere zur Verfügung über die Sache nicht befugt geweſen ſei. Hier iſt eine richtige Stelle für 
die exceptio doli generalis. Endlich aber erſcheint es auch als recht und billig, dem Dritten bei 
Anſprüchen, zu deren Erfüllung die Verfügung eines anderen über eine Sache oder ein ein⸗ 
getragenes Recht erforderlich iſt, den entſprechenden Leiſtungsanſpruch unmittelbar auch gegen 
denjenigen zu geben, der die Sache oder das eingetragene Recht durch Scheingeſchäft von dem 
zur Leiſtung verpflichteten anderen an ſich gebracht hat. Das bedeutete einerſeits nur, daß der 
Dritte vor dem Einwande mangelnder Paſſivlegitimation geſchützt wäre, und daß er alſo nicht 
notig hätte, zur Verwirklichung ſeines Rechtes vorerſt den Anſpruch des ihm Verpflichteten gegen 
den Scheinerwerber auf Rückgewährung der Sache oder des Rechtes pfänden und ſich über⸗ 
weiſen laſſen, gegebenenfalls auch erſt das Grundbuchberichtigungsverfahren herbeizuführen. 
Anderſeits aber hätten der Verpflichtete und der Scheinerwerber, falls ſie ſich die ſofortige Be⸗ 
langung des letzteren gefallen laſſen müßten, nur die Folgen ihres eigenen Tuns zu erleiden, 
da ſie gefliſſentlich es bewirkt hätten, daß einſtweilen nur der Scheinerwerber zur Erfüllung des 
Leiſtungsanſpruchs imſtande wäre. Es wäre doch nicht recht und billig, den ſchuldloſen Dritten 
darunter leiden zu laſſen (dgl. RG 90, 279; 95, 161). Meiſt wird der Dritte in ſolchen Fällen 
ſich freilich mit der Schadenserſatzklage hinreichend helfen konnen (RG 95, 162). Indes denkbar 
ſind auch Fälle, wo die Vorausſetzungen eines derartigen Anspruchs nicht erfüllt find, zumal 
nicht gegenüber dem Scheinerwerber. — 
1 2. Das verdedte Geſchäft. Erfahrungsgemäß kommt es vor, daß die Parteien ein Geſchäft 
zornehmen, das ſich in dieſer Rechtsform nicht mit ihrem wirklichen Willen deckt, zugleich aber 
beſtimmt iſt, ein anderes wirklich gewolltes Rechtsgeſchäft zu verdecken. So, wenn die Parteien 
. Wahrheit eine Schenkung beabſichtigen, äußerlich aber ein Kaufgeſchäft abſchließen, mit dem 
96 N, die Schenkung auf jene Weiſe zu verdecken (RG 15, 294; 68, 326; 87, 301; Gruch 40, 
177 Auch unter ſolchen Umſtänden fehlt es zwar an der Übereinſtimmung zwiſchen dem wirk⸗ 
ichen Willen und dem erklärten Willen. Aber dieſer Fall unterſcheidet ſich von dem reinen Schein- 
geichäfte des Abſ 1 inſofern, als bei dem letzteren in Wirklichkeit keine Rechtsveränderung be- 
dolichtigt, hier dagegen eine ſolche erſtrebt wird. Daher kann und ſoll hier grundſätzlich auch 
u wirklich gewollte Erfolg eintreten und ſoll alſo das verdeckte Rechtsgeſchäft gelten. (Grund⸗ 
e anders liegt der Fall der Umwandlung [Konverſion] gemäß § 140, wonach ein anderes 
45, Hat anſtatt des nichtigen auslegungsweiſe unterſtellt wird; vgl. $ 140 A 1). Der Fall des 
85 | 2 trifft beiſpielsweiſe auch dann zu, wenn die Parteien eine bewegliche Sache als nur miet⸗ 
mas uberlaſſen bezeichnet haben, während in Wirklichkeit käufliche Veräußerung beabſichtigt 
%, und die Folge deſſen wäre, daß gegebenenfalls auch der Gläubiger des angeblichen Mieters 
u an dieſen gelangte Sache pfänden dürfte. Haben die Parteien in Wirklichkeit eine Bevoll⸗ 
mächtigung beabſichtigt, äußerlich aber eine Abtretung erklärt, dann ſind die von der Vollmacht 
90 en Rechtsgrundſätze (insbeſondere Hinfichtlich der Widerruflichkeit) anwendbar (RG Warn 
di Aer 268). Nur iſt ſelbſtverſtändliche Bedingung für die Anwendbarkeit des Abſ 2 ſtets, daß 
e für das gültige Zuſtande kommen des wirklich beabſichtigten Geſchäfts ſonſt erforderten Voraus» 
Ichungen, wie die Form uſw., erfüllt find; bei einer durch ein Darlehnsgeſchäft verdeckten Schenkung 
Fe auch die Formvorſchrift des § 518 gewahrt ift (RG 98, 127; RG SeuffA 78 Nr 11). Das 
cheangeſchäft darf nicht zur Umgehung von geſetzlichen Beſtimmungen dienen. 
l Befoigt werden die Vorſchriften des § 117 Abſ 1 u. 2 auch in dem Falle, daß in einem form⸗ 
lich abgeſchloſſenen Grundſtücksveräußerungsvertrage ($ 313) der wirkliche Kaufpreis im beider⸗ 
reltigen Einverſtändniſſe unrichtig angegeben iſt, indem angenommen wird, daß hier der be⸗ 
urkundete Vertrag beſtimmt ſei, den den richtigen Kaufpreis enthaltenden mündlichen Vertrag 
zu verdecken (RG 78, 115; Warn 1913 Nr 309), und hiernach weiter gefolgert wird, daß dieſer 
nur mündliche Vertrag gemäß $ 313 Satz 2 durch die Auflaſſung und Eintragung rechtsgültig 
werben könne (MG 94, 149; 104 S. 102 u. 298; Rh Warn 1927 Nr 18). Dieſe Aufſaſſungen 
ſind nicht zweifelsfrei, da es unter den bezeichneten Umſtänden ſachge mäßer ſcheinen könnte, 
nut einen Kaufvertrag, und zwar einen teilweiſe falſch beurkundeten als gegeben anzusehen, 
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und weiter davon auszugehen, daß der beurkundete Vertrag deswegen nichtig ſei, weil er die 
wirkliche Preisabrede überhaupt nicht enthalte, ſonach aber gegen den Grundſatz des 8 313 ver⸗ 
ſtoße, daß der formbedürftige Grundſtücksveräußerungsvertrag alle (weſentlichen) Abreden ent⸗ 
halten müſſe. Indes aus praktiſchen Gründen empfiehlt ſich doch die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts, da ſie die Möglichkeit bietet, das von den Parteien beabſichtigte Geſchäft aufrechtzu⸗ 
erhalten und eine unheilbare Nichtigkeit abzulehnen. 

3. Das Anwendungsgebiet des § 117 iſt beſchränkt auf die Fälle der empfangsbedürftigen 
Willenserklärungen (vgl. Vorbem 1 vor $ 116) und auf die zweiſeitige Vortäuſchung im Gegen⸗ 
ſatze zu der einſeitigen ($ 116). Auf eine einer Behörde gegenüber abgegebene Willenserklärung 
iſt er ſonach unanwendbar (vgl. NS 16. 2. 11 IV 331/10 und für das Vaterſchaftsanerkenntnis 
im Gegenſatz zu einem Unterhaltsanerkenntnis RG 135, 219). Auch der der Auflaſſung zugrunde 
liegende dingliche Vertrag (die Einigung) kann ein Scheingeſchäft darſtellen (NG 2. 7. 19 V 
92/190). — Das fiduziariſche Geſchäft (vgl. Vorbem 6 vor § 104) kann zwar ein bloßes Schein⸗ 
geſchaft darſtellen (RH Warn 1918 Nr 135). An ſich aber unterſcheidet es ſich vom Scheingeſchäfte 
dadurch, daß bei ihm der beabſichtigte Rechtserfolg der abgegebenen Erklärung wirklich ent⸗ 
ſpricht (Re Warn 1910 Nr 99), nur daß die gewählte Geſchäftsform regelmäßig einem andern 
wirtſchaftlichen Erfolge dient, als dem hier bezweckten. Ein Einklang fehlt hier alſo gewiſſer⸗ 
maßen nur zwiſchen dem erſtrebten wirtſchaftlichen Ergebniſſe und der Geſchäftsform, nicht 
aber zwiſchen dem Willen und der Erklärung. Wenn A ſeine Sache dem B käuflich übereignet, 
damit B an ihr Sicherheit habe, bis A ihm feine Schuld bezahlt, dann hat A den ernſten Willen, 
B im Wege der Eigentumsübertragung zu ſichern; nur entſpräche dieſem wirtſchaftlichen Zwecke 
an ſich nicht die Vornahme des Übereignungs⸗, ſondern die eines Pfandgeſchäfts. Möglich iſt 
ein fiduziariſches Geſchäft auch zu dem Zwecke, dem andern Teile Kredit zu verſchaffen (RG 
Gruch 55, 634). Beim Sicherungskaufe, der von einem Kaufe nach $ 433 inſofern abweicht, 
als er nicht eigentlich die Begründung der dortſelbſt vorgeſehenen Verbindlichkeiten, ſondern 
nur die Sicherung bezweckt, hat der Käufer das Recht, zugleich aber auch die Pflicht, die Sache 
zu ſeiner Befriedigung weiterzuverkaufen und alsdann den Preisüberſchuß dem Verkäufer heraus⸗ 
zuzahlen (R JW 1911, 181°). Dabei hat der Käufer wie ein Beauftragter die Verpflichtung 
zur treulichen Verwahrung der Sache und zur Wahrung des Intereſſes ſeines Schuldners bei 
ihrem Verlaufe (RG 76, 345; JW 1911, 58129). Der Schuldner kann aber nicht Zug um Zug 
gegen Angebot ſeiner Leiſtung Rückgabe des ſicherheitshalber übereigneten Gegenſtandes ver- 
langen, da er vorzuleiſten hat und der $ 1223 hier außer Anwendung bleibt (RG JW 1914, 76°). 
Vgl. ferner die Ausführungen bei § 398 A 1. Keine Scheingeſchäfte: Wenn A ſich B gegenüber 
zum Empfange eines tatſächlich nicht gewährten Darlehns bekennt und dem J die Schuldurkunde 
unter der Abrede aushändigt, daß B feine (angebliche) Forderung einem Dritten abtritt, um 
die von dieſem dafür zu gewährende Leiſtung dem A zuzuführen, ſo daß alsdann das Schuld⸗ 
verhältnis erſt zwiſchen A und dem Dritten begründet werden ſoll (RG 60, 21; 12. 2, 10 V 198/09), 
Ferner, wenn die Parteien, um einen vom Geſetze gemißbilligten Erfolg zu erreichen, eine an 
ſich ſtatthafte Geſchäftsſorm wählen. In ſolchen Fällen wäre die Frage der Nichtigkeit aus 9 134, 
nicht aber aus $ 117 zu beantworten. Wird die Erklärung mehreren gegenüber abgegeben, 
ihre Bedeutungsloſigleit aber nur mit einem von ihnen abgemacht, fo entiteht kein Scheingeſchäft 
(RG 3.1.07 1310/06). Das Ausſtellen eines Schuldſcheins über ein Darlehn, falls die 
Schuld aus einem andern Grunde herrührt, iſt kein Scheingeſchäft, ſondern Umwandlung der 
Schuld in ein Darlehn gemäß 9 607 Abſ 2 (RG 13. 2. 00 VI 150/06). Ein Scheingeſchäft liegt 
daher auch dann nicht vor, wenn eine Hypothek für ein Darlehn beſtellt, ein ſolches aber nicht 
gewährt iſt und nur anderweite Leiſtungen infolge der Umwandlung als Darlehn gelten ſollen 
(RG 12. 1. 21 V 395/20). Anders iſt es natürlich, wenn der Eigentümer und der eingetragene 
Hypothefengläubiger vereinbart haben, daß die zur Hintergehung von Glaubigern beſtellte 
Hypothek keine Wirkſamkeit haben ſolle. — Die Abtretung einer Forderung unter der Ver⸗ 
abredung, daß die Forderung erſt nach Eintritt einer Bedingung in das Vermögen des Zeſſionars 
übergehen und bis dahin dieſer nur nach außen hin als der Gläubiger erſcheinen ſolle, iſt ein zu⸗ 
laſſiges (fiduziariſches) Geſchaft und kein Scheingeſchäft (MG Gruch 59, 142). — Ein Kauf⸗ 
angebot ſtellt noch nicht ein Scheingeſchaft und in Wirklichkeit noch nicht den Kauf ſelbſt dar, 
wenn nach einer nebenher gehenden Abrede die beiderſeitigen in Ausſicht genommenen Leiſtungen 
bereits vorweg erfolgen ſollen, derart insbeſondere, daß die Sache bereits übergeben und der 
Preis mit der Abrede ange zahlt wird, daß er beim Zuſtandekommen des Kaufes auf den Preis 
amgerechnet, beim Nichtzuſtandekommen aber als Entgelt für die Bindung des Verkäufers dienen 
ſoll (ach J 16, 391%; 1.2.19 V 249/18). — Eine urkundliche Bürgſchaftserklärung iſt 
nach nicht deswegen ein Scheingeſchaft, weil eine von der ſchriſtlichen Erklärung abweichende 
mündliche Nebenabrede über den Umfang der Haftung getroffen worden iſt (RG LZ 1919, 590%). — 
Hinſichtlich der Eheſchließung beſteht die Ausnahme, daß die Scheinerklärung die Ehe nicht 
nichtig macht. Das Geſetz hat dieſe Frage in den 89 1324—1328 ſelbſtändig geregelt, und die 
ebendort aufgeführten Nichtigkeitsgründe müſſen daher als erſchöpfend erachtet werden. — 
Darüber, inwieweit die Grundſätze vom Scheingeſchäft auch bei Prozeßhandlungen und gegen⸗ 
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über einem Urteile Anwendung finden, vgl. Vorbem 8 vor $ 104 und die dort angezogenen 
Entſcheidungen. 

4. Die Beweislaſt regelt ſich nach dem Grundſatze, daß, wer eine rechtszerſtörende Tatſache 
behauptet, fie auch zu beweiſen hat (RG 29. 11. 07 VII 536/06). 

5. Über die Nichtigkeit und ihre Folgen, insbeſondere über den Einfluß der Nichtigkeit des 
Grundgeſchäfts auf das Vollzugsgeſchäft, vgl. 125 A 1. 


8 118 


Eine nicht ernſtlich gemeinte Willenserklärung, die in der Erwartung ab⸗ 
gegeben wird, der Mangel der Ernſtlichkeit werde nicht verkannt werden, 
iſt nichtig 1). 

E 1 97 Abſ 1, 2, 4 II 93; M 1 198 ff.; P 1 98 ff. 

1. Mangel des Ernſtes. Es handelt ſich auch hier darum, daß eine rechtsgeſchäftliche Er⸗ 
klärung abgegeben wird, wiewohl ein Geſchäftswille (Vorbem 1 vor § 116) überhaupt nicht 
vorhanden iſt, weil nämlich der Erklärende beabfichtigt, daß feine Erklärung einen Rechtserfolg 
überhaupt nicht haben ſoll. Sie iſt trotz des nur insgeheim gemachten Vorbehalts des Nicht⸗ 
wollens ($ 116) nichtig, falls der Erklärende erwartet hat, der andere Teil werde den Mangel 
der Ernſtlichkeit erkennen. Er ſoll unter dieſen Umſtänden nicht beim Worte genommen 
werden, ſelbſt wenn der andere den Willensmangel tatſächlich nicht erkannt hat. Erkannte der 
andere die Nichternſtlichkeit, dann liegt der Fall des § 116 Satz 2 vor und, ſofern zwiſchen beiden 
Teilen ſogar ein Einverſtändnis beſtand, der Fall des $ 117. Unter $ 118 fallen Erklärungen, 

ie zum Scherze, zu Anpreiſungen oder aus Prahlerei abgegeben werden. Aber einer Er⸗ 
klärung, die ſich nach ihrer äußeren Erſcheinung, beſonders nach ihrem Inhalte, als die Kund⸗ 
gebung eines rechtsgeſchäftlichen Willens darſtellt, iſt in der Regel von vornherein auch rechts 
geſchäftliche Bedeutung beizulegen. Die rechtsgeſchäftliche Bedeutungsloſigkeit iſt mithin vom 
Behauptenden nachzuweiſen (RG 8. 12. 05 II 179/05). Die Rechte des andern Teiles 
in ſolchen Fällen berückſichtigt der $ 122. — Anwendbar iſt $ 118 auch bei letztwilligen 
Verfügungen (RG 104, 322). 


8 119 


) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren Inhalt?) im 
rtume ?) war oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben 
wollte ), kann die Erklärung anfechten 5), wenn anzunehmen iſt, daß er fie 
bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Falles nicht 
abgegeben haben würde 2). 
& Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über ſolche 


genſchaften der Perſon oder der Sache, die im Verkehr als weſentlich ange- 
ſehen werden? =). 
E 198, 99 Abſ 1, 8 II 94; M 1 196 ff.; P 1 102 ff., 114 ff.: 6 122. 

N 1. Irrtum bei Willenserklärungen. Der $ 119 enthält zwei Tatbeſtände; gemeinſame 
1 prausſetzung für beide ift: der Erklärende beabſichtigt zwar, das kundzugeben, was er wirk⸗ 
5 h rechtsgeſchäftlich erreichen will oder zu wollen geglaubt hat, und meint auch, das Beabſichtigte 
weicht zu haben; aber es iſt das Gegenteil davon eingetreten, weil ſich der Erklärende entweder 
on über ſeinen wirklichen Willen oder andernfalls über die Bedeutung ſeiner Erklärungs⸗ 
yandlung im Irrtume befand. In beiden Fallen liegt alſo wiederum ein Widerſpruch zwiſchen 
dem wirklichen Willen und dem erklärten Willen oder der Erklärung vor, nur daß der Wider⸗ 
ſpruch hier, im Gegenſatze zu § 118, nicht bewußt, ſondern unbewußt entſtanden ift, verurſacht 
namlich durch falſche Vorſtellungen beim Erklärenden entweder über den Inhalt ſeines Willens 
oder den feiner Erklärungshandlung. Berückſichtigen will das Geſetz bei dieſer Sachlage, dem 

Hlarungsgrundſatze folgend (Vorbem 5 vor $ 116), in erſter Linie das Intereſſe des Erklärenden, 
weil dieſer nur aus Irrtum fehlgegangen iſt, und es ſtellt deshalb auch lediglich in ſein Ermeſſen, 
ob er das Geſchäft nichtig machen oder beſtehen laſſen will. Das Geſchaft ſchon als nichtig kraft 
Geſetzes zu behandeln, läge nicht im Bedürfniſſe des Verkehrs. Auf ſolche Weiſe iſt das Geſetz 
zur Ausgeſtaltung des nur anfechtbaren Rechtsgeſchäfts gelangt. Eine Gefährdung 
des Erklärungsgegners kann dabei gar nicht in Frage kommen, wenn der Erklärende das 
Kechtsgeſchäft nicht anficht, der Irrtum des Erklärenden alſo einflußlos bleibt (RG 84, 352). 
der Vertragsgegner kann mithin ſeinerſeits auch nicht einwenden, daß der Erklärende ſich ge⸗ 
N deiſpielsweiſe eine Urkunde in Irrtum über ihren Inhalt unterſchrieben habe (RG Warn 
v5 Nr 276). Macht jedoch der Erklärende von dem Anfechtungsrechte Gebrauch, dann kann jegt 
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gerade ein anerkennenswertes Intereſſe des Gegners beeinträchtigt ſein, und für dieſen Fall 
bedarf er daher auch einer beſondern Schutzvorſchrift. Darüber verhält ſich der $ 122. Daß der 
Irrtum des Erklärenden, z. B. über das Vorhandenſein einer verkehrsweſentlichen Eigenſchaft, 
für den Gegner erkennbar war, iſt nicht Vorausſetzung der Anfechtbarkeit (RG 6. 1. 30 VI 207/29). 
— Auszuſcheiden von den Fällen des $ 119 ſind zunächſt ſolche, in denen etwa der eine Teil 
den andern oder beide ſich gegenſeitig mißverſtehen, ſo daß nur der Schein einer Willens⸗ 
übereinſtimmung beſteht (RG 66, 122; Warn 08 Nr 591, verſteckte, nach § 155 zu behandelnde 
Willensuneinigkeit). Vgl. des näheren 9 154 A 1 und 8 155 A 2. Im Falle des Mißverſtänd⸗ 
niſſes — das vorausſetzt, daß beide Parteien irrtumsfrei erklärt haben, was ſie haben erklären 
wollen (RG 105, 211) — betrifft der Irrtum überhaupt nicht den eigenen Willen des ſich Er- 
klärenden, ſondern nur die Annahme, daß eine gegenſeitige Willenseinigung vorliege. Ein bloßes 
Mißverſtändnis liegt gewiſſermaßen auch dann vor, wenn eine Erklärung an eine Perſon 
gelangt iſt, an die ſie nicht gerichtet war, und an die ſie auch nicht hat gelangen 
ſollen, ſondern nur infolge irgendwelcher nicht gewollter Umſtände gelangt iſt. In ſolchen 
Fällen des Mißverſtändniſſes bedarf es zur Beſeitigung des Vertrags nicht erſt der Anfechtung. — 
Der Tatbeſtand des $ 119 liegt auch dann nicht vor, wenn beide Teile trotz vorhandener Willens⸗ 
Übereinſtimmung nur infolge eines beiderſeitigen Verſehens oder Irrtums eine andere Sache 
oder ein anderes Geſchäft bezeichnet haben, als ſie im Auge hatten; denn alsdann handelt es 
ſich nur um eine falſche Bezeichnung, die unſchädlich iſt, weil entſcheidend bleibt, daß in 
dem wirklich Gewollten Willensübereinſtimmung geherrſcht hat (RG 61, 265; 60, 338; 99, 148; 
JW 07, 825). — Zu einer Anfechtung beſteht weiter kein Anlaß, wenn der Erklärungsgegner 
die irrtümlich abgegebene Erklärung des andern richtig verſtanden hat, da unter dieſen 
Umſtänden die Erklärung ſo zu gelten hat, wie ſie gemeint war und auch verſtanden worden iſt 
(RG 66, 427; 105, 185; JW 1911, 179). — Unter $ 119 gehört endlich nicht der Fall, daß das 
Tun einer Perſon von andern nur irrtümlich als eine Erklärungshandlung aufgefaßt 
wird, während eine ſolche in Wirklichkeit gar nicht beabſichtigt war. Hier fehlt es für die An⸗ 
wendbarkeit des $ 119 an dem erſten Erforderniſſe, nämlich am Vorhandenſein einer Willens⸗ 
erklärung überhaupt (vgl. Vorbem 1 vor $ 116). — Anwendungsgebiet. In Betracht kommen 
im übrigen bei $ 119 Willenserklärungen aller Art (M1, 201). Eine Unterſcheidung zwiſchen 
empfangsbedürftigen und andern macht erſt $ 122 (Sonderreglung hinſichtlich der Eheſchließung 
durch die 99 1332, 1333 u. 1336 ff., hinſichtlich letztwilliger Verfügungen durch die 98 2078, 2080 ff., 
2281ff.; vgl. dazu RG 77, 174; 86, 206). Über die Anfechtung der Anerkennung der Vaterſchaft 
\. 1718 und RG Warn 1930 Nr 111. Anfechtbar wegen bloß einſeitigen Irrtums iſt auch ein 
Vergleich (RG JW 1915, 190%). Auch ſtillſchweigende Willenserklärungen find anfechtbar 
(RG 103, 401; 129, 347; 134, 195). Vgl. Vorbem 2 vor $ 116. Über „fingierte“ Erklärungen, 
die nach dem Geſetze nur als abgegeben gelten, |. Rc 58, 81 und § 1950 A 1. Betreffs 
prozeſſualer Handlungen vgl. Vorbem 8 vor § 104. Unzuläſſigkeit der Anfechtung des 
Beitritts zu einer Aktiengeſellſchaft oder Genoſſenſchaft ſ. A 7 a. E. — Anfechtung von Ver⸗ 
waltungshandlungen, welche die Anſtellung oder Zurruheſetzung eines Beamten betreffen 
wegen eines Willensmangels der Behörde ſ. RG 83, 429; 124, 192; R JW 1928, 10383, 

2. Das Weſen des Irrtums. Er kann beruhen auf einer falſchen Vorſtellung vom Wirk⸗ 
lichen oder auf einer Nichtkenntnis des wirklichen Sachverhalts, ſoweit dieſe Nichtkenntnis 
für den Willensentſchluß weſentlich geweſen iſt. Beide Fälle gehören hierher (RG 62, 205). 
Erfordernis iſt jedenfalls, daß dem Erklärenden der Mangel nicht zum Bewußtſein kam. Deshalb 
iſt, wer eine Willenserklärung trotz des Bewußtſeins abgibt, ihren Inhalt nicht zu kennen — etwa 
durch Unterzeichnung einer ungeleſen gebliebenen Urkunde —, nicht im Irrtum und nicht 
berechtigt zur Anfechtung (RG 62, 205; 77, 309; HAN 1933 Nr 90). Denn wer ſich über einen 
gewiſſen Punkt überhaupt keine Gedanken gemacht hat, kann ſich inſoweit auch nicht im Irrtum 
befunden haben (RG JW 1912, 26). Anders, wenn der Erklärende auf Grund voraufgegangener 
Verhandlung mit einem Vertragsgegner eine Urkunde in der unzutreffenden Meinung unter- 
zeichnet, ſie enthalte das Besprochene und nichts anderes (RG 77, 312; 88, 282; Warn 1918 
Nr 25; JW 09, 214). Unterſchreibt jemand eine Urkunde zwar in dem Bewußtſein, ihren Inhalt 
nicht zu kennen, aber in der Annahme, daß fie einem gewiſſen Sachverhalte nicht widerſpreche, fo 
kann er, wenn die Annahme unrichtig iſt, die Erklärung anfechten (RG 77, 309). Auch wer ſich 
bei Abgabe einer Willenserklärung nur in Zweifeln bewegt, den Eintritt von Tatſachen oder ihr 
Vorhandenſein nur für möglich oder wahrſcheinlich gehalten hat, mithin durch Schätzungen oder 
Mutmaßungen bewogen worden iſt, iſt zur Anfechtung nicht berechtigt RG 85, 324). Im Falle 
einer ſchätzungsweiſe vorgenommenen Preisbeſtimmung kann daher ein zur Anfechtung berechti⸗ 
gender Irrtum nur dann in Frage kommen, wenn der Käufer angenommen hat, durch ſeine 
Schatzung ein gewiſſes Ergebnis gefunden zu haben (R& 90, 268). Demgemäß iſt auch ein Kalku⸗ 
lattonsirrtum dann beachtlich, wenn die Kalkulation zum Gegenſtande der entſcheidenden Ver⸗ 
tragsverhandlung gemacht und der geforderte Kaufpreis erkennbar als ein auf dieſer Kalkulation 
beruhender bezeichnet worden iſt, weil dann der Inhalt der Erklärung auch die Preisberechnung 
umfaßt (RG 64, 268; 90, 272; 94, 67; 101, 1083 |. auch unten über den Irrtum im Beweggrunde). 


Willenserklärung $ 119 157 


Ausgeſchloſſen ift eine Anfechtung wegen Irrtums, wenn jemand feine eigene, ihm bewußte 
Ungewißheit über die Größe der vom Vertragsſchluß betroffenen Grundſtlücksfläche nicht für 
wichtig genug gehalten, um den Vertragsſchluß in Frage zu ſtellen (RG 134, 25). Ob der Irrtum 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit vermeidbar, ob er entſchuldbar oder nicht entſchuldbar war, 
darauf kommt es nicht an (RG 62, 205; 88, 411). — Zur Beachtlichkeit des Irrtums iſt erforderlich: 
a) Subjektiv, daß die falſche Vorſtellung oder die Unkenntnis geeignet war, gerade den Irrenden, 
nach ſeiner Perſönlichkeit, in ſeiner Entſchließung derart zu beeinfluſſen, daß anzunehmen iſt, er 
würde nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen bei richtiger Kenntnis des Sachverhalts oder 
bei deſſen Kenntnis überhaupt nicht ſo, ſondern anders gehandelt haben, und zwar unter der 
weiteren Vorausſetzung, daß er den Fall „verſtändig gewürdigt“, mithin, nach dieſem all- 
gemeinen Maßſtabe bemeſſen, wie ein verſtändiger Menſch gehandelt hätte (RG 62, 205; RG 
Bang 1927, 228). Dieſe Fragen find nach den Verhältniſſen zur Zeit des Vertragsſchluſſes, 
gegebenenfalls nach richterlichem Ermeſſen, zu beurteilen. b) Objektiv; der Irrtum muß be⸗ 
treffen: nach Abſ 1 entweder die Erklärungshandlung oder den Inhalt des erklärten Willens, nach 
Ab. 2 die Eigenſchaften der Perſon oder Sache. — Beachtlich iſt im allgemeinen auch ein Rechts⸗ 
irrtum, wobei es auf Fahrläſſigkeit oder auf Entſchuldbarkeit des Irrtums auch hier grundſätzlich 
nicht ankommt. Das Geſetz unterſcheidet nicht zwiſchen tatſächlichem Irrtum und Rechtsirrtum 
(RS 62, 201). Letzterer gehört jedoch folgerichtig nur inſofern hierher, als er eine rechts irrtümliche 
Auffaſſung über den Inhalt der Erklärung bewirkt, dagegen nicht, wenn er lediglich Rechtsfolgen 
betrifft, die nicht mehr von dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts mitumfaßt werden (R 51, 283; 
57, 273; 55, 281; 76, 440; 85, 326; 134, 195). Letzteres träfe beiſpielsweiſe zu, wenn jemand, 
ver die Befreiung des Schuldners übernimmt, irrtümlich (8 418) meint, daß die durch einen Dritten 
fur die nämliche Schuld geleiſtete Bürgſchaft trotz der befreienden Schuldübernahme beſtehen⸗ 
bleibe und er ſich demgemäß auch ſeinerſeits an den Bürgen werde halten können (JW' 1916, 
11831). Ein unbeachtlicher bloßer Rechtsirrtum wird alſo namentlich dann in Frage ftehen, wenn 
er lediglich den Beweggrund betraf (R 75, 272), oder wenn der Erklärende ſich über die recht 
lichen Folgen nicht gerade des konkreten Geſchäfts, ſondern nur von Rechtsgeſchäften gewiſſer 
Art nur im allgemeinen falſche Vorſtellungen gemacht hat (RG 83, 202). Beiſpielsweiſe ein 

onkursverwalter verkennt aus Rechtsirrtum, daß, wenn er bei einem Teillieferungsvertrage 
troßz feiner Kenntnis, daß Teillieferungen bereits erfolgt ſind, Vertragserfüllung verlangt, dann 
die geſamten Verpflichtungen des Zwangsſchuldners eine Maſſeſchuld darſtellen (RG 98, 138; 
vol. auch Anm 3). Ein beachtlicher, weil zum Inhalte des Rechtsgeſchäfts gehörender Irrtum 
wird dagegen anzunehmen fein, wenn der Erklärende infolge Rechtsirrtums von dem vorgenom⸗ 
menen, konkreten Rechtsgeſchäfte ſelbſt andere Rechtswirkungen erwartet hat, als eintreten 
mußten, er alſo eine Erklärung abgegeben hat, die nicht die beabſichtigte, ſondern eine anderweite 
Rechtswirkung herbeigeführt hat (RG 88, 282); denn bildet der beabſichtigte rechtliche Erfolg 
mer Willenserklärung einen Beſtandteil des erklärten rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes, dann 
gehort er zum Inhalte der Erklärung (RG 89, 33). Die Bedeutung einer Willenserklärung liegt 
— gerade darin, daß fie einen rechtlichen Erfolg erſtrebt. Ob die irrige Unterwerfung konkreter 
zatſächlicher Umſtände unter einen Rechtsſatz einen tatſächlichen oder rechtlichen Irrtum enthält, 
iſt nach den Umſtänden zu entſcheiden (RG JW 01, 80616). — unbeachtlich iſt ein Irrtum im 

füt agrunde, mithin über Vorgedanken, die den Abſchluß veranlaßt haben, aber für das Geſchäft 
ref nicht weſentlich find (MG Warn 1910 Nr 137); Berechnungsitrtum (RG JW 1925, 16335; 
12117 136212; 1928 28131; N Warn 1926 Nr 75; 1929 Nr 40; 1932 Nr 3; R HRR 1931 Nr 
4 11, 1212); es ſei denn, daß der Irrtum im Beweggrunde zugleich einen ſolchen in der Erklä⸗ 
derd (JW 03, 10623) oder im Gegenſtande hervorgerufen hat (RG JW 06, 1042), was insbeſon⸗ 
185 auch bei dem Berechnungsirrtum zutreffen kann (RG 101, 107; 105, 406; R I 1927, 
3627: MG SeuffA 85 Nr 106; NG HRN 1928 Nr 1557; auch Lg 1927, 481%). Vgl. A 3. Un⸗ 
beachtlich ift daher auch ein Irrtum über künftige Ereigniſſe (R& Gruch 49, 893), ferner über 
ier geſchäftl chen Vorteile, Rechnungsfehler (RG 55, 368; 64, 266; JW 09, 4125), über die 
Höhe des bisherigen Ertrags (RG 67, 87), über die Angemeſſenheit des Kaufpreiſes (RG 
11, 260), über die Zweckmäßigkeit und das wirtſchaftliche Ergebnis eines vergleichsweiſe 
{efigefetten Maßſtabes für eine Unterhaltsrente (RG JW 1926, 9751), darüber, daß keine 

ulwertungsanſprüche beſtehen (RG 123, 228). Auch die bloße Mitteilung der Beweg⸗ 
gründe an den Gegner iſt im allgemeinen bedeutungslos. Im Einzelfalle kann jedoch in 
ſolchen Erklärungen eine Geſchäftsbedingung enthalten und ſo der Beweggrund zugleich 
im den rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand aufgenommen ſein; dann iſt der Irrtum auch erheblich 
RE Warn 1912 Nr 3) Demgemäß iſt ein Irrtum im Beweggrunde grundſätzlich dann, aber 
auch nur dann zu berückſichtigen, wenn der Beweggrund, ſo z. B. auch der mit dem Ge⸗ 
ſchaft erſtrebte Erfolg, dem Geſchäftsgegner bei den Vertragsverhandlungen oder im Vertrage 
ſelbſt ausdrücklich oder ſtillſchweigend kenntlich gemacht und mit zum Gegenſtande der entſcheiden⸗ 
„en Erklärung gemacht worden ist, in der Erklärung alſo auch feinen, wenn auch nicht wörtlichen 
Ausdruck gefunden hat (RG 85, 326; 94, 65; 97, 138; 105, 407; 116, 15; RG 23 1926 S. 7421, 
1063“; R JW 1927, 67617). Ein Irrtum über die Höhe der Belaſtung des verkauften Grund⸗ 
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ſtückes kann die Anfechtung des Kaufvertrages rechtfertigen, wenn die Belaſtung Gegenſtand der 
entſcheidenden Verhandlungen war und die Bemeſſung des Preiſes durch den Verkäufer erkennbar 
beeinflußten (RG Bay 1927, 228). Anfechtung des Ankaufs von Wertpapieren wegen Irrtums 
über ihren Kurs ſ. RG 116, 15. Nur ein Irrtum im Beweggrund iſt bei allgemeiner Übernahme 
der (noch nicht erfüllten) Verpflichtungen aus einem Kaufvertrage die irrige Annahme, daß eine 
beſtimmte Verpflichtung bereits erfüllt ſei (NG 123, 89). Unbeachtlich iſt der Irrtum eines Be⸗ 
vollmächtigten über den Inhalt der ihm von feinem Vollmachtgeber erteilten Weiſung (RG 
20. 12. 24 I 694/23). Ein die Anfechtung nach $ 119 nicht rechtfertigender Irrtum im Beweg⸗ 
grund iſt es, wenn jemand eine Verpflichtung in der irrigen Meinung anerkennt, daß ſie bereits 
beſtanden habe; befinden ſich aber beide Vertragsteile in dem gleichen Irrtum über 
die objektive Grundlage des Anerkennungsvertrags, dann braucht der Anerkennende ſeine 
Erklärung nicht gegen ſich gelten zu laſſen, dem Gegner, der ihn daran feſthalten wollte, würde 
die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegenſtehen (RG 108, 105. Daß beiderſeitiger Irrtum 
über die objektive Grundlage eines Vertrags nicht ein Anfechtungsrecht, aber den Einwand der 
allgemeinen Argliſt begründet, iſt auch ſonſt angenommen worden (RG 108, 105; 116, 143; 117, 
226; 118, 59; 122, 200; RG JW 1928, 4004; 1929 S. 3204, 5041, 12943, 14561; RG Warn 1929 
Nr 41, 128; 1930 Nr 93; R Gruch 69, 216; RG Seuffll 83 Nr 60, 120; 84 Nr 56; 85 Nr 87 
N 4. 11.24 III 795/23; |. aber auch Rc Warn 1926 Nr 40). Für zweiſeitige Verwaltungsakte des 
Beamtenrechts (Entlaſſung) iſt der gleiche Grundſatz anerkannt in RG 126, 243. Dem Gläubiger, 
der auf Grund des Aufwertungsgeſetzes Aufwertung ſeiner Papiermarkforderung kraft Rück⸗ 
wirkung begehrt, kann der Schuldner nicht aus dem Geſichtspunkte des beiderſeitigen Irrtums 
über die frühere Rechtslage die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegenſetzen (RG 123, 89). 

Der Rücktritt wegen nachträglich und wider Erwarten eingetretener veränderter Umſtände 
oder wegen Irrtums über die Vorausſetzungen iſt nicht ſchlechthin aus dem Geſichtspunkte des 
Irrtums, ſondern nur dann zuläſſig, wenn ſich der eine Teil nur unter einem entſprechenden 
Vorbehalte hat binden wollen und der Vorbehalt zur Vertragsbedingung erhoben iſt (RG 62, 
267; SeuffA 64 Nr 137), während im übrigen das Geſetz die elausula rebus sie stantibus grund⸗ 
ſätzlich nicht anerkennt (RG 66, 58; 86, 398; 99, 259; Seuff A 76 Nr 153). Doch hat die durch die 
Veränderungen der Kriegs- und Nachkriegszeit hervorgerufene Umwälzung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe zu einer Anderung auch der rechtlichen Beurteilung geführt und in gewiſſen Grenzen 
der clausula rebus sie stantibus erneute Anerkennung gebracht. Im näheren kann hierzu auf die 
Darlegungen zu $ 242 A 5 verwie ſen werden. 

3. Irrtum über den Inhalt des Geſchäfts (RG JW 08, 2692) ſteht in Frage, wenn inhaltlich 
etwas anderes oder mehr erklärt iſt, als gewollt war, wenn alſo der Erklärende über die Tragweite 
ſeiner Ertlarung und ſonach über die Folgen des Geſchäfts irrt; wenn er alſo andere Folgen 
beabſichtigt und ſich vorgeſtellt hat, als ſie nach Maßgabe ſeiner Erklärungen eintreten mußten, 
mag es ſich um einen tatjächlichen oder einen Rechtsirrtum (ogl. oben Anm 2) gehandelt haben. 
Hierher gehort auch der Fall, wenn ſich jemand über die Grundlagen der rechtsgeſchäft— 
lichen Erklärung in einem Irrtum befunden hat (NG 75, 271; 97, 140; 101, 53; 112, 332; 
RO Warn 1930 Nr 189; R Seuffl 82 Nr 152; RG HNR 1929 Nr 1299 ; bgl. auch RG 108, 
105; Hy 1933 Nr 464). Dabei find jedoch nur ſolche Folgen zu berückſichtigen, die ſich als 
Folgen des Rechtsgeſchͤfts nach Maßgabe feines eigenen Inhalts und der dadurch bedingten 
rechtlichen Wirkungen darſtellen, dagegen nicht darüber hinaus auch ſolche rein tatſäch⸗ 
liche, nur den Beweggrund betreffende Folgen, die außerhalb des Rechtsgeſchäfts ſelbſt 
liegen und etwa nur die wirtſchaftliche Seite des Geſchäfts, deſſen Erſprießlichteit betreffen 
(RG 75, 271; 88, 285; JW 1911, 212%; Warn 1912 Nr 3; HRR 1933 Nr 463). Es darf 
die Sache auch nicht jo liegen, daß das irrtumsfrei gewollte und erklärte Rechtsgeſchäft 
außer den beabſichtigten Folgen noch andere nicht erkannte und gewollte Nebenwirkungen 
hervorbringt, mit deren Eintritt der Erklärende nur wegen mangelnder Rechtskenntnis nicht 
gerechnet hatte, was beiſpielsweiſe zuträfe, wenn ein Konkursberwalter bei einem Teil- 
lieferungsvertrage die Erfüllung wählte, wiſſend, daß einzelne Teillieferungen bereits erfolgt 
waren, und hierbei rechtsiurtümlich verkannt hätte, daß die Vertragsverpflichtungen des Gemein⸗ 
ſchuldners infolge der erklärten Wahl insgeſamt als Maſſeſchuld gelten müſſen (RG 51, 283; 
98, 138). Damit die Berechnung eines Preiſes als zur Grundlage eines Vertrags gemacht ange⸗ 
ſehen werden kann, muß dem Vertragsgegner erkennbar geworden ſein, daß die Preisangabe auf 
ihr beruhte (RH Warn 1929 Nr 40; RG SeuffA 82 Nr 133). Vgl. A 2. — Im Einzelfalle kann 
die Frage, ob es ſich um einen Irrtum über den Inhalt der Erklärung oder nur um einen ſolchen 
im Beweggrunde handelte, zweifelhaft fein. Irrtum über den Inhalt der Erklärung liegt na⸗ 
mentlich vor, wenn der Erklärende nach ſeinem wirklichen Willen das Rechtsgeſchäft überhaupt 
mit einer andern Perſon als mit dem Erklärungsgegner hat abſchließen wollen (error 
n Persona), oder wenn er einen andern Gegenſtand im Auge gehabt hat (error in objecto, 
Identitätstrrtum), oder wenn er endlich eine andere juriſtiſche Geſchäftsform gewollt hat 
(error in negotio, nicht Kauf, ſondern Miete). Notwendige Vorausſetzung für das Vorhandenſein 
eines Irrtums über den Inhalt der Erklärung iſt im übrigen ſtets, daß eine Erklärung, die eben 


Willenserklärung § 119 159 


mit dem wirklichen Willen in Widerſpruch ſtehen ſoll, überhaupt abgegeben worden und auch 
zum Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts geworden iſt (RG 88, 284 89, 33; Warn 1919 Nr 188). — 
In RG 102, RR iſt angenommen: Hat der Prinzipal auf Grund eines von ſeinem Reiſenden unter 


für einen entſprechend zu niedrigen Preis, dann hat ſeine unrichtige Vorſtellung möglicherweise 
Zwar zugleich zur Folge, daß er das Geſchaft für günftig anſieht und es deshalb abſchließt; aber ſein 
Irrtum betrifft anderſeits auch unmittelbar den zum Kaufe angeſtellten Gegenſtand ſelbſt und hat 
deshalb zur Folge, daß der Erklärende etwas anderes, nämlich etwas Minderwertigeres zu ver⸗ 
kaufen glaubte, als in Wirklichkeit der Fall war. Übernimmt jemand die Bürgſchaft für eine Schuld, 
on der er irrigerweiſe annimmt, ſie ſei durch ein Sachpfand gedeckt, dann iſt ſein Irrtum nicht nur 
dafür entſcheidend, daß er ſich über das Maß ſeiner wirtſchaftlichen Gefährdung täuſcht; viel⸗ 
mehr betrifft er auch den ſachlichen Gegenſtand der Erklärung ſelbſt inſofern, als der Erklärende 
meint, Bürgſchaft für eine anders geartete, nämlich nicht für eine ungeſicherte, ſondern für eine 
geſicherte fremde Schuld zu leiſten (RG 75, 271). . über den Inhalt der Erklärung liegt 
daher gelegentlich auch dann vor, wenn der Verkäufe 
nicht weiß, daß die Kaufſache, die beſchädigt geweſen war, inzwiſchen auf feine Koſten wieder⸗ 
hergeſtellt worden iſt“ (MG Ich 04, 1129); oder wenn der Käufer einer Waſſermühle irrtümlich 
annimmt, daß die Waſſerkraft der Mühle zugehört, während fie nur widerruflich geftattet iſt (RG 
Warn 1912 Nr 240) ober wenn der Käufer eines Grundstücks ſich über deſſen Grenzen irrt (NRG 
arn 1912 Nr 365); ferner, wenn der Verkäufer nicht den ganzen im Vertrage bezeichneten Gegen⸗ 
ſtand, ſondern nur ein Minderes verkaufen wollte (RG 26. 5. 10 V 577/09); wenn jemand nach 
einer Erklärung ein umfangreicheres Vorrecht bewilligt, als er beabſichtigt hatte (RG 14. 2. 12 
V 328/ 11); wenn der Käufer ſich mehr zu kaufen vorgeſtellt hat, als den abgegebenen Erklärungen 
dutſpricht (RG Warn 1914 Nr 271) oder wenn der Erwerber eines Rechts gemäß $ 398 über 
deffen Inhalt ſich geirrt hat (Mb 95, 115). Über den Kalkulationsirrtum ſ. oben A 2. In RG 
62, 204 iſt Irrtum über den Inhalt der Erklärung auch in einem Falle angenommen worden, wo 
ein Konkursverwalter ſich fur die Erfüllung des geſamten Teillieferungsvertrags infolge des 
3 ‚ums erklärte, daß die vom che mein chuldner bisher empfangenen Raten ſämtlich bereits 
Be tigt Seien. Diefe Entſcheidung iſt bedenklich. Denn der Irrtum des Konkursberwalters 
15 raf lediglich Umſtände aus der Vergangenheit, die außerhalb des Rahmens ſeiner Erklärung 
11 8 und feine falſche Vorſtellung war daher für feine Entſchließung nur deshalb entſcheidend, 
5 er infolge ihrer feine Erklärung als für die Konkursmaſſe erſprießlich erachtete. Fordert ein 
Glatursderwalter nach $ 17 Ko Erfüllung des ganzen Teillieſerungsvertrags in dem irrigen 
5 auben, daß der geſamke Vertrag noch nicht erfüllt ſei, während der Gemeinſchuldner einen Teil 
er Lieferungen bereits empfangen, aber noch nicht bezahlt hatte, dann liegt auch ein beachtlicher 
5 um inſofern vor, als der Konkursverwalter nicht wußte, daß er die bereits gewährten Liefe⸗ 
nn noch zu bezahlen habe, und als mithin ſein Irrtum die objektive Sachlage betraf (RG 85, 
üb , Bei dem Verkaufe von Wertpapieren kann der Irrtum über ihren Börſenkurs einen Irrtum 
h er den Erklärungsinhalt darſtellen, nämlich dann, wenn im Sinne des Geſchäfts deſſen Grund⸗ 
98e der Tageskurs fein ſollte Nah 97, 138; 101, 51). Die irrtümliche Angabe eines unrichtigen 
Nr unte der Fälligkeit einer Verſicherungsſumme berechtigt zur Anfechtung (RG SeuffA 76 
Be 4). Iſt ein Darlehen in ausländiſcher Währung gegeben und Rückzahlung zu einem beſtimmten 
etrage in deutſcher Währung verſprochen, haben ſich die Parteien dabei aber betreſfs des Wertes 
111 ausländiſchen Geldes geirrt, dann handelt es ſich um einen Irrtum über den Inhalt der Er⸗ 
e (RG 105, 407). Irrtum über den Wert einer Hypothek |. RG Warn 1931 Nr 60. — 
erneint iſt ein Irrtum über den Erklärungsinhalt und vielmehr Irrtum über den Beweggrund 
Gehe nommen worden, wenn der Irrtum die Angemeſſenheit der eigenen Leiſtung gegenüber der 
egenleiftung betraf (RG JW 1917, 214); wenn der Verkaufer eines Grundſtücks in der In⸗ 
Nationzgeit fich bei der Bemeffung des Kaufpreiſes geirrt (RG Warn 1926 Nr 110); ebenſo wenn 
eim Verkauf eines Grundſtücks nach der Inflationszeit der Verkäufer die von ihm zur Löſchun 
zu bringende Vorſriegshypothek irrtümlich für eine geringwertige Nachkriegshypothek gehalten 
ie NG Warn 1926 Nr 75). Kein Fall des $ 119 Abſ 1 liegt ferner vor, wenn der Irrtum nur darin 
veteht, daß der Erklärende nicht mit der Möglichkeit der durch die Zunahme der Geldentwertung 
1 onlaften künftigen Geſtaltung der Geſetzgebung und Rechtſprechung gerechnet hat; der Ver⸗ 
5 eines Grundſtücks, der ſich dem Käufer gegenüber zur Löſchung der Hypotheken verpflichtet 
at, kann daher den Kaufvertrag nicht deshalb wegen Irttums anfechten, weil er nach dem Auf⸗ 
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wertungsgeſetze höhere Beträge zur Herbeiführung der Löſchung aufwenden muß, als zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes vorausſehbar war (RG 112, 329; vgl. auch LZ 1926, 2891); ebenſo kann 
der Schuldner, der eine Schuldverſchreibungsanleihe in der Zeit der Geldentwertung gekündigt 
hat, die Kündigung nicht aus dem Grunde wegen Irrtums anfechten, weil er an die Möglichkeit 
der Verpflichtung zur Aufwertung auf Grund der künftigen Geſtaltung der Rechtſprechung oder 
der Geſetzgebung nicht gedacht habe (RG SeuffA 81 Nr 45); ferner wenn der Gläubiger die ihm 
vom Schuldner beſtellte Sicherheit in der irrigen Annahme freigibt, daß die Schuld bereits getilgt 
ſei (RG Warn 1918 Nr 24). Ein Irrtum des Bevollmächtigten über den ihm erteilten Auftrag 
berechtigt niemals zur Anfechtung der vom Bevollmächtigten infolge jenes Irrtums abgegebenen 
Willenserklärung (RG 82, 193; Gruch 49, 1049). Über die Anfechtbarkeit einer Urkunde vgl. A 2. 

4. Irrtum in der Erklärungshandlung (JW 06, 104). Er liegt vor, wenn ſich der Erklärende 
im Ausdrucke vergriffen (RG 66, 429), oder wenn er mit dem gewählten Ausdrucke, etwa weil 
er der Sprache nicht genügend kundig war (RG JW 07, 506°), oder von der Ausdehnung eines 
geſetzlichen Begriffs („geſetzliche Erben“) eine falſche Vorſtellung gehabt hatte (RG 70, 394), 
einen andern Sinn, als ſonſt geſchieht, verbunden hat (§ 133 A 1). Regelmäßig darf ſich alſo der 
Erklärende des Erklärungsmangels nicht bewußt geweſen ſein (RG JW 09, 2141; RG 77, 309; 
vgl. auch Gruch 55, 104). Als Grundſatz gilt, daß, wer eine Erklärung abgibt, damit rechnen muß, 
daß ſie ihrem Wortlaute gemäß, jedenfalls aber nicht in Widerſpruch mit ihm verſtanden wird 
(RG 68, 128). Mangels eines Vorbehalts ſtimmt er einer ſolchen Auslegung zu (RG ZW 1911, 
905). Das Nähere 8% 133 A 1 und 155 A 2. Das Ergebnis des bezeichneten Irrtums muß fein, 
daß als Wille des Irrenden etwas anderes kundgetan iſt, als das, was er hat kundtun wollen, und 
darunter gehören alle Fälle, in denen (insbeſondere infolge Verſprechens oder Verſchreibens) 
mit der Erklärung ein anderer Sinn verbunden wird, als dem gewählten Ausdrucke zukommt 
(RG ZW 03 Beil, 120555). Über die Unſchädlichkeit einer beiderſeits gewählten bloßen falſchen 
Bezeichnung vgl. A 1. — Auch hier iſt im Übrigen zu beachten, daß für die Anwendbarkeit des 
Bilden ſollen. Vorausſetzung iſt, daß überhaupt eine rechtsgeſchäftliche Erklärung hat abgegeben 
werden ſollen. 

5. Beim Irrtume über die Eigenſchaften der Perſon oder Sache handelt es ſich im Grunde 
ebenfalls nur um einen Irrtum über die Perſon oder die Sache überhaupt, nur daß gegebenenfalls 
die Perſon oder die Sache nicht in ihrer Geſamtheit, ſondern lediglich in Hinſicht auf ihre Eigen⸗ 
ſchaften für den Irrtum in Betracht kommt, inſofern nämlich, als unter Eigenſchaften die nach 
der Auffaſſung des Verkehrs geltenden weſentlichen Unterſcheidungsmerkmale oder auch ſolche 
Merkmale zu berſtehen find, denen für den wirtſchaftlichen Erfolg des Geſchäfts eine weſentliche 
Bedeutung beizumeſſen iſt (objektiver Maßſtab). — „We ſentlich“ find aber nicht bloß ſolche 
Eigenſchaften, durch deren Vorhandenſein oder Fehlen die Sache zu einer andern wird. Als 
Eigenſchaft kommen vielmehr nicht nur die der Perſon oder der Sache unmittelbar eigentümlichen 
Merkmale in Betracht, nach feſtſtehendem Grundſatze vielmehr auch ſolche tatſächlichen und 
rechtlichen Verhältniſſe, welche infolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach den 
Anſchauungen des Verkehrs einen Einfluß auf die Wertſchätzung in allen oder doch gewiſſen 
Rechtsbe ziehungen zu üben pflegen (RG 21, 311; 52, 2; 59, 243; 61, 85; 64, 269; 103, 22; JW 
1912, 26°; Warn 09 Nr 383). Auch muß es ſich dabei, wie es ſchon im Begriffe der Eigenſchaft 
liegt, um Verhältniſſe handeln, die auch für die Zukunft auf den Grad der Wertſchätzung von 
Belang ſind, und zudem um einen Sachverhalt, wie er typiſch im Leben und Verkehr mehr oder 
weniger oft in gleicher Weiſe vorzukommen pflegt, während eine weitere Ausdehnung des Be⸗ 
griffs Eigenſchaft im Intereſſe des Verkehrs- und Rechtsſicherheit unzuläſſig iſt (RG 94, 278; 
99, 215). Nicht als Eigenſchaft anzuſehen iſt daher bei dem Kauf eines Grundſtückspfandrechts 
die Höhe der rückſtändigen Zinſen aus vorgehenden Rechten (RG Warn 1932 Nr 3). — Des weiteren 
können Verhältniſſe der bezeichneten Art überhaupt nur dann als Eigenſchaften beachtlich fein, 
wenn ſie dem andern Teile erkennbar als weſentlich dem Vertragsſchluſſe zugrunde gelegt wurden 
(Warn 1914 Nr 271), ohne daß jedoch eine Zuſicherung gemäß $ 463 vorzulie gen braucht (RG 64, 
269; Warn 1912 Nr 55). Andernfalls läge nur ein Irrtum im Beweggrunde vor. An ſich ſind 
insbeſondere Verkehrswert, Marktpreis, Einkaufspreis kein tatſächliches oder rechtliches Verhält⸗ 
nis der Sache, ſondern nur das Ergebnis der Schätzung aller für die wertbildenden maßgebenden 
Eigenſchaften der Sache auf der Grundlage der allgemeinen Konjunkturen oder der beſonderen 
Umſtände des einzelnen Kaufgeſchäfts (RG a. a. O. und Gruch 1912, 582, betreffend Taxen). 
Bei Wertpapieren bedeutet die Kursnotierung nur eine Mitteilung über den Preis, nicht eine 
Eigenſchaft, eine Anfechtung wegen Irrtums iſt daher nicht nach Abſ 2, ſondern höchſtens nach 
Abſ 1 möglich (RG 116, 18). Ob der Erklärende bei Kenntnis der Sachlage fo oder anders gehandelt 
hätte, iſt im übrigen auch im Falle des Abſ 2 nach dem Grundſatze A 2a (ſubjektives Erfordernis) 
zu beurteilen (R JW 1912, 26). Notwendiges Erfordernis ift dabei auch, daß das voraus⸗ 
geſetzt Verhältnis die Perſon oder die Sache unmittelbar trifft (RG 59, 243; 
64, 269; Warn 09 Nr 134). ni 

Um eine Grundſtückseigenſchaft handelt es ſich daher nicht, wenn eine Gerechtigkeit (Flößerei⸗ 
recht) mitverkauft iſt und nur dieſe (Beſtandteil gemäß § 96) einen Mangel enthält; hier kommt 
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vielmehr § 434 in Frage (RG 4. 7. 14 V 91/14). Rechtsverhältniſſe, die eine Grundſtückslaſt 
betreffen, ſtellen keine Eigenſchaft des Grundſtücks ſelbſt dar (RG 27. 4. 18 U 368/17). Jedenfalls 
muß es ſich auch um bereits beſte hende und nicht erſt künftig etwa zur Entſte hung gelangende 
Verhältnlſſe handeln, hinſichtlich deren eine Haftung nur in Form eines Garantievertrags über⸗ 
nommen werden lann (RG 52, 431; Warn 1911 Nr 172). Es handelt ſich auch nicht um Eigen⸗ 
ſchaften eines Gefellſchaftsanteils, wenn lediglich rechtliche und geſchäftliche Beziehungen der 
Geſellſchaft zu Dritten in Frage ſtehen (RG 94, 278). 0 5 
Zweifelhaft iſt, was unter Sache in Abſ 2 zu verſtehen iſt. Nach dem Urteile des V. 88 RG 
Warn 09 Nr 134 und JW 1912, 742“, ſowie des VI. 38 R 73, 136 hätte Abſ 2 nur die körperliche 
Sache im Auge (8 90). Will man damit aber bei Vertragsgegenſtänden anderer Art die Beſtimmung 
des Abſ 2 für überhaupt unanwdenbar erklaren, ſo beſtände im Geſetz unfraglich eine weſentliche 
Lücke. Denn unanwendbar ware die im Intereſſe des Verkehrs gegebene Vorſchrift des Abſ 2 
überall, ma der Vertragsgegenſtand etwas anderes iſt, als eine körperliche Sache, insbeſondere 
mithin bei Rechten und Forderungen ſowie bei ſonſtigen veräußerlichen Vermögensgütern (Kun⸗ 
denkreis, Erfindungsrocht, Geſchäftsgeheimnis). Vom Vorhandenſein einer Lücke könnte aller- 
dings dann nicht geredet werden, wenn ſchon der Begriff Eigenſchaft bei Gegenſtänden der be⸗ 
zeichneten Art nicht anwendbar wäre und hier der $ 119 Abſ 2 daher ſchon aus dieſem Grunde 
nicht Platz greifen würde. Für eine ſolche Auffaſſung beſteht jedoch kein Raum, nachdem man 
ſich entſchloſſen hat, den Begriff Eigenſchaft auch auf tatsächliche und rechtliche Verhältniſſe zu 
beziehen, und weil demgemäß auch eine Forderung oder ein Recht eine Eigenſchaft haben kann. 
Die Entſte hungsgeſchichte des Abſ 2 ſpricht nun an ſich dafür, daß der Ausdruck „Sache“ in Abſ 2 
ou gleichbedeutend ift mit Erklärungsgegenſtand“ (ogl. Prot 1, 114). Daß bei $ 459 die engere 
Auslegung des Ausdrucks „Sache“ zutrifft, hat ſeinen Grund lediglich darin, daß das Geſetz betreffs 
der Gewährleiſtung die Fälle in denen Vertragsgegenſtand eine Sache oder aber Rechte oder 
Forderungen ſind, ausdrücklich voneinander ſcheidet (88 443, 459). Bei 8 119 iſt indeſſen eine 
ſolche Scheidung jedenfalls nicht ausdrücklich vorgeſehen. Nach allem ſcheint es daher richtig, 
den Begriff Sache in Abſ 2 in dem hier befürworteten weiteren Sinne zu verſtehen (wie dies bei 
$ 433 Abſ 1 geſchieht; vgl. dort A 6), mindeſtens aber eine entſprechende Anwendung der Be- 
ſtimmung bei ſonſtigen Gegenſtänden der zuvor bezeichneten Art für zuläſſig zu erklaren. Es iſt 
in der Tat nicht einzuſehen, weshalb derjenige, der ein Recht, etwa eine Hypothek kauft, hin⸗ 
ſichtlich des An fechtungerechts ſchlechter geftellt ſein ſoll als derjenige, der eine Sache kauft, zumal 
K, auch ſchon des Wandlungsrechts aus $ 459 ermangelt! Daß der Verkehr eine unterſchiedliche 
Behandlung fordere, iſt nicht zuzugeben. Um die Anwendung des $ 119 Abſ 2 auch in einem Falle 
zu ermöglichen, bei dem es ſich um den Kauf einer Hypothek handelte und der Käufer ſich über die 
te der Hypothek geirrt hatte, iſt in RG JW 09, 655, angenommen worden: „da der Erwerb 
der Hypothek nach Ahſicht beider Parteien nur als Mittel zum Erwerbe des Grundſtücks ſelbſt 
habe dienen ſollen, fo ftelle dieſer Zweck den eigentlichen Gegenſtand der Erklärung dar, und daher 
ſei auch der Irrtum des Käufers über die Eigenſchaften des Grundſtücks gemäß § 119 Abf 2 be⸗ 
achtlich”, Und ähnlich ſpricht das Urteil des II. 38 Warn 1911 Nr 315 aus, daß, „wenn der Irrtum 
Eigenſchaften einer Sache betreffe, die zwar nicht unmittelbar, aber mittelbar den Vertragsgegen⸗ 
ſtand darſtelle (der Anfechtende hatte das Recht aus dem Meiſtgebote gekauft, um das Grundſtück 
zn erwerben), alsdann unter Umſtänden der $ 119 Abſ 2 auch hier anwendbar ſei“. Dieſe Un 
auungsweiſe erſche int inde ſſen nicht zulaſſig. Den Gegenſtand der Erklärung bildete in beiden 
dawähnten Fällen nur der Kauf der Hypothek oder des Rechtes aus dem Meiſtgebote; der bloße 
ahinterliegende wirlſchaftliche Zweck, das Grundſtück demnächſt zu erwerben, konnte dagegen 
Swerlich als Gegenftan der Erklärung angeſehen werden, zumal in den gedachten Fällen der 
eräußerer der Hypothek oder des Rechtes überhaupt nicht zugleich als Veräußerer des Grund⸗ 
s in Betracht kam. Wenn ſich daher der Käufer der Hypothek oder des Rechtes aus dem Meift- 
gebote über Eigenſchaften nur des Grundſtücks, das er demnächſt erwerben wollte, im Irrtum 
befand, dann betraf dieſer Irrtum in keiner Weiſe die Eigenſchaften des bezeichneten Gegenſtandes 
einer Erklärung; vielmehr ergab ſich nur, daß der Käufer mittels des vorgenommenen Geſchäfts 
emnächſt nicht das erreichen konnte, was er ſich als erreichbar irrtümlich vorgeſtellt hatte, nämlich 
ein Grundſtück von der vorausgeſetzten Beſchaffenheit an ſich zu bringen. Sein Irrtum hatte 
danach aber nur die weiteren, mittelbaren Folgen betroffen (als Irrtum im Beweggrunde, Gruch 
48, 893), und daher könnte auch niemals der Abſ 2, ſondern allerhöchſtens — indeſſen auch dies 
gur bei ſehr großer Nachgiebigkeit (MG Gruch 48, 893) — der Abſ 1 des $ 119 in Frage kommen. 
de in den beiden angezogenen Urteilen gewählte Konſtruktion beweiſt nur, wie man dem gegebe 
en Bedürfniſſe dann nicht gew cht werben lann, wenn man ſich nicht dazu entſchließt, auch bei 
achten die Anwendbarkeit des Abſe zuzugeſtehen. Unmöglich ift im übrigen auch die Vorſtellung, 
Ils könnten die Eigenschaften eines Grundſtücks wenigstens mittelbar als Eigenschaften auch der 
Hypothek in Betracht Iommen, da die Eigenſchaft begrifflich notwendig etwas dem bettefienden 
Benitande unmittelbar Anhaftendes darſtellen muß. So hat es der I. 88S im Urteile 
W 1914, 6742 auch bereits als ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß $ 119 Abſ 2 auch bei Rechten 
und ſonſtigen Lebensgütern Anwendung findet. Auch der IV. 38 hat in RG 103, 22 ſich 
Bos, fommentar von Reichsgerichtsraten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 11 
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gegen die hier bekämpfte enge Auslegung des Begriffs Sache in § 119 Abſſ 2 ausdrücklich aus⸗ 
eſprochen. 
= In Gemäßheit der zu Anfang erörterten Grundſätze find als Eigenſchaft der Perſon im Sinne 
des § 119 Abſ 2 nur ſolche Eigenſchaften anzuſehen, die zu dem Inhalte des abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfts in einer unmittelbaren inneren Beziehung ſtehen; die namentlich alſo geeignet wären, 
die Erfüllbarkeit des abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts zu gefährden, während ein Irrtum über 
ſolche Eigenſchaften nicht in Betracht kommen könnte, die die Erfüllbarkeit des Geſchäfts, wie 
es abgeſchloſſen iſt, in keiner Weiſe berühren, ſelbſt wenn dem Anfechtenden zuzugeben wäre, 
daß er bei Kenntnis der Eigenſchaft ſeines Vertragsgegners den Vertrag mit ihm nicht ab⸗ 
geſchloſſen haben würde, da in ſolchem Falle nur ein Irrtum im Beweggrunde in Frage käme 
(RG 25. 6. 21 V 111/21). Sodann muß es ſich auch bei Eigenſchaften einer Perſon grundſätz⸗ 
lich um ein ihr nicht bloß vorübergehend, ſondern dauernd anhaftendes Merkmal handeln, das 
für ihre Wertſchätzung auch für die Zukunft in Betracht kommen kann. Daher ſtellen bloß ver⸗ 
tragsmäßige Beziehungen der Perſon zu einem Dritten (ein ihr etwa zuſtehender Anſpruch) 
keine Eigenſchaft der Perſon dar (RG 99, 215). Eigenſchaft der Perſon im Sinne des § 119 Abſ 2 
iſt auch die Schwerbeſchädigteneigenſchaft eines Arbeitnehmers (RAG 9, 81; vgl. auch 3, 313). 
Anfechtung einer Annahme an Kindes Statt wegen Charaktermängeln des Angenommenen ſ. RG, 
Warn 1932 Nr 103. — Als Eigenſchaften einer Perſon können auch beachtlich fein ihre Bermögens⸗ 
fähigkeit (Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit) bei Kreditgeſchäften (RG 66, 387; RG. 
SeuffA 84 Nr 1; JW 1912, 267, betreffend Zahlungsunfähigkeit in ſolchem Grade, daß ein ver⸗ 
ſtändiger Mann den Kaufvertrag mit der Perſönlichkeit nicht abgeſchloſſen haben würde), die 
Überſchuldung eines Geſchäftsführers (RG JW 05, 3651). Bei Abſchluß eines Bürgſchafts⸗ 
vertrags insbeſondere wird der Gläubiger regelmäßig von der Zahlungsfähigkeit des Bürgen 
ausgehen und anderſeits der Bürge ſich als zahlungsfähig ausgeben (RG Warn 1915 Nr 198). 
Erforderlich iſt im übrigen nicht, daß der Irrtum die Perſon des Erklärenden oder des Erklärungs⸗ 
empfängers ſelbſt betrifft; es kann vielmehr auch ein Irrtum über die Eigenſchaft einer 
dritten, für den Inhalt und Zweck des Rechtsgeſchäfts bedeutſamen Perſon erheblich fein (RG 
98, 207), jo bei dem Bürgſchaftsverſprechen der Irrtum des Bürgen über weſentliche Eigen- 
ſchaften des Hauptſchuldners (NG JW 06, 1312; Gruch 52, 925). Denn zu den Worten „ber 
Perſon“ ift wie bei den der Sache“ in $ 119 Abſ 2 eben nur zu ergänzen: „um die es ſich nach 
dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts gehandelt hat“, nicht aber: „mit der das Rechtsgeſchäft ab⸗ 
geſchloſſen worden iſt“; gegen eine ſolche Ergänzung ſpricht ſchon, daß der Irrtum über Eigen⸗ 
ſchaften der Perſon dem Irrtum über e der Sache vom Geſetze gleichgeſtellt worden 
iſt. Beachtlich ift auch der Irrtum der Braut über den Vermögensbeſitz des Bräutigams (RG 
61, 86). Bei Verträgen, nach denen die Leiſtung vom Vertragsgegner in Perſon oder doch unter 
ſeiner perſönlichen Verantwortlichkeit gefordert iſt, können die Sachkunde und die perſönliche 
Vertrauenswürdigkeit des Verpflichteten eine weſentliche Rolle ſpielen (RG 62, 284), 
jo insbeſondere bei Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags (RG 2. 10. 07 I 586/06); bei Anſtellung 
eines Saatzuchtleiters (RG Gruch 70, 243); ferner das Vorleben eines Chefarztes bei deſſen 
Anſtellung (RG Warn 09 Nr 2); jo auch der Irrtum darüber, daß die Firma (oder deren Leiter), 
der der andere Teil den Vertrieb von Lebensmitteln übertrug, das Recht zum Handeln mit ſolchen 
habe (RG 98, 207). Dagegen gehört der Kauf im allgemeinen nicht zu denjenigen Verträgen, 
die ein perſönliches Vertrauensverhältnis vorausſetzen (RG Warn 1920 Nr 185; Gruch 55, 629). 
Anfechtung eines ſog. Unterhändlervertrags wegen Unzuverläſſigkeit des Vertragsgegners, nicht 
ſchon wegen mangelhafter Erfüllungsleiſtung ſ. R Warn 1932 Nr 119. Bei einem Pacht 
vertrage kann nicht die etwaige Vorbeſtrafung des Pächters allein entſcheidend ſein; es iſt 
vielmehr nach der ganzen Perſönlichkeit des Pächters zu prüfen, ob ſie Gewähr für die Erfüllung 
der Pflichten bietet (RG J 1912, 255). Beachtlich iſt aber ein Irrtum über weſentliche bei 
einem Pächter vorauszuſezende Eigenſchaften, nämlich feine Zuverläſſigkeit und Vertrauens- 
würdigkeit (RG 102, 226). Entmündigung eines Pächters wegen Verſchwendung als Grund 
für die Irrtumsanfechtung eines Pachtvertrags |. Seuffa 77 Nr 18. Insbeſondere kann bei 
Geſchäften aller Art, die auf eine längere Folgezeit einwirken ſollen, die Zuverläſſigkeit 
des Verpflichteten eine weſentliche Rolle ſpielen, inſofern von ihr die vertragstreue Erfüllung 
abhängt (RG 90, 342), wie das namentlich auch bei einem Agenturverhältniſſe der Fall ſein kann, 
auf Grund deſſen dem Agenten für längere Zeit der Alleinverkauf übertragen iſt (RG Warn 
1920 Nr 185). Irrtum über den Geſundheitszuſtand bei der Invalidenverſicherung begründet 
11 die Verſicherungsgeſellſchaft kein Anfechtungsrecht (RG Gruch 50, 643). Im allgemeinen 
ft im übrigen zu ſagen, daß bei der Verpflichtung zu einer Sachleiſtung die Perſon des 
Verpflichteten in der Regel keine entſcheidende Rolle ſpielt; es müßte denn ſein, daß 
ausnahmsweiſe durch die Mängel der Perſon die Sicherheit der Vertragserfüllung ernſtlich 
gefährdet wird (Rh 107, 212). Unzuläffig iſt es auch, einen Irrtum über die Leiſtungsfähigleit 
eines Unternehmers, der ſich überdies als Irrtum erſt durch die mangelhafte Art der Erfüllung 
herausgeſtellt hat, als Anfechtungsgrund zu benutzen (RG JW 06, 131; Warn 08 Nr 590). Die 
Zahlungsfähigkeit des Geſchäftsgegners kann als persönliche Eigenſchaft nur dann eine 
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Rolle ſpielen, wenn es ſich um Geſchäfte auf Kredit handelt, nicht oder doch nur unter beſonderen 
Umſtänden beim Barkauf (RG 105, 206). 
18 Eigenſchaften einer Sache kommen in erſter Linie in Betracht: der Stoff und die Her⸗ 


die bort weiter aufgeführten Falle) und auch die vom Vorhandenſein der polizeilichen und ort3- 
ſtatutariſchen Bedingungen abhängige Bauweiſe eines ſonſt bebauungsfähigen Grundſtücks 
RG Warn 1911 Nr 172 u. 1912 Nr 65; ferner RG 11. 5. 18 V 31/18, wonach die Entſcheidung 
in RS 52, 431 aufgegeben iſt); ferner die Ertragsfähigkeit eines Grundſtücks ſowie deſſen Be- 


* agen (im Intereſſe der Betriebsſicherheit oder der Geſundheit) einen Mangel begründen können 
MG 7. 10. 11 U 113/11); die Befreiung eines Grundſtücks von Baubeſchränkungen und Straßen- 
bautoften (RG Warn 1912 Nr 346); beim Verkaufe eines Fabrikgeheimniſſes ſtellt die Geſamt⸗ 
heit des Verfahrens eine verkehrsweſentliche Eigenſchaft dar (RG Gruch 58, 949); bei einem 
Erwerbsgeſchaft deſſen Kundenkreis oder der Jahresumſatz (RG Warn 09 Nr 383), bei einer 
Vaſſermühle die Waſſerkraft ch SeuffA 07 Nr 246); bei einem Haufe deſſen Benutzung als 

chlupfwinkel für ein unſittliches Treiben (RG 2. 5. 06 V 458/05), bei Kuxen die Freiheit von 
Aubußen (MG Warn 08 Nr 592). Der Beſtand einer Sache, die Größe, der Umfang des Beſtandes 

ahl der Bäume innerhalb einer verkauften Plantage) bildet dann eine Eigenſchaft der Kauf⸗ 


ebensowenig die Kaufkraft des Geldes, z. B. der Mark im Januar 1923 oder in einem anderen 
17 lt der Inflationszeit, eine Eigenſchaft desſelben, daher keine Irrtumsanfechtung bei 
Warn facts käufen der Inflationszeit wegen zu niedrigen Kaufpreiſes (RG 111, 257; RG 
10 1926 Nr 110; RG HMN 1929 Nr 894). Wohl aber find als Eigenſchaft einer Sache 
Reifen Umfange anzujehen die für ihren Wert in Betracht kommenden Umftände 

59, 242 zu $ 459), die jog. wertbildenden Faktoren (NG 52, 2; 59, 242; 61, 86 u. 


wer und dabei auf eine gewiſſe Tauer der Ertragsfähigkeit zu rechnen it RG 11. 11. 16 U 
Gr 10 DE Die Zuſicherung, daß ein Grundſtück mietfrei ſei, betrifft nicht eine Eigenſchaft des 
N a, während der Umftand, daß das verkaufte Haus vermietet iſt, einen Mangel im Rechte 
. 5 (RG Warn 1917 Nr 100). Die Anfechtung eines Kaufes wegen Irrtums über eine ver⸗ 
weſentliche Eigenſchaft erfordert nicht, daß der Irrtum dem andern Teile erkennbar geworden 
bauen Seuff 68 Nr 2). Aber der Irrtum über die künftige Herſtellung eines gekauften, abzu⸗ 
Ei 8 en Grundſtücksteils (feine Bebaubarkeit) iſt nur dann zu berückſichtigen, wenn über jene 
gewiſſ baft verhandelt wurde (RG Warn 1912 Nr 557). Die Zuſicherung, daß für ein Geſchäft 
Nr 2 Pegugsquellen gegeben ſeien, betrifft keine Eigenſchaft des Geſchäfts (RG SeuffA 67 
Figenjaft des Grundſtucs (RG Warn 09 Nr 134; vgl. auch RG 30, 288), wohl aber einer Eigen- 
üben der Hypothek. Der Irrtum über die Sicherheit einer Hypothek iſt ebenfalls kein Irrtum 
d Er die Eigenſchaften des Grundſtücks (RG 59, 242; Warn 1912 Nr 287). Ebenſo gehört die Höhe 
es Binsrüdftandes eines vorgehenden Rechtes am Grundſtück nicht zu den Eigenſchaften des 
nachgehenden Rechts (RG HRR 1932 Nr 307). Die Erklärung, daß der Eigentümer ein pünktlicher 
Zahler ſei, enthält keine Zuſicherung einer Eigenſchaft der Hypothek (RG Warn 1912 Nr 73) 


ſicherung daß eine othek i“, di i i 
, „gut ſei“, die Zuſage einer Eigenſchaft der Hypothek angenommen 
worden (Ms Gruch 4 343 Warn 1914 ” 400 Hier handelt es ji unmittelbar um die Be⸗ 
alle ſtenbeit der Hypothek ſelbſt, wobei davon auszugehen iſt, daß für die Güte einer Hypothek 
ein der allgemeine Verkaufswert eines Grundſtücks maßgebend iſt (R IW 1912, 53616 
pa re Fehlens des Erforderniſſes der Unmittelbarkeit kann auch ein Irrtum über die Beſchaffen⸗ 
305 eines Bergwerks beim Ankaufe von turen nicht in Betracht kommen (RG Gruch 48, 100; 
06, 3785). Ebenſowenig beim Ankaufe einer Wirtſchaft der Irrtum über bloß perſönliche 
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Konzeſſionen. Auch die Fehlerfreiheit iſt keine verkehrsweſentliche Eigenſchaft (aber Haftung 
nach $ 459). Beſteht die betreffende Sache überhaupt nicht, dann kann auch von einem Irrtum 
über die Eigenſchaften der Sache keine Rede ſein (NG JW 1910, 6132 — zum Teil abgedruckt 
Ach 73, 210 —, betreffend rechtlich nicht beſtehende Kuxe). Die ſchätzungsweiſe ſich ergebende 
Überſchuldung eines Nachlaſſes ſtellt keine verkehrsrechtliche Eigenſchaft des Nachlaſſes dar, 
gemäß dem Grundſatze, daß Werturteile über eine Sache keine Eigenſchaft begründen können 
(RG 103, 22). Dem anderen Teil braucht der Irrtum des Erklärenden dicht erkennbar geweſen 
zu ſein (RG HRR 1930 Nr 593). 

6. Über die Anfechtungserklärung vgl. $ 143, über ihre Wirkung $ 142, über die Anfechtungs⸗ 
friſt $ 121. Die Anfechtung wegen Argliſt ſchließt zugleich die wegen Irrtums derart in ſich, daß 
die Anfechtung in der Regel auch als ſolche aus § 119 aufrechterhalten und im Rechtsſtreit noch 
nachträglich ohne Klageänderung geltend gemacht werden kann (R 57, 358; Warn 08 Nr 278; 
1915 Nr 197; aber auch RG 100, 207); jedoch darf das Gericht die letztere Anfechtung nicht ohne 
Antrag berückſichtigen (RH JW 1925, 27521; RG 27. 9. 19 V 153/19; im Hinblick auf § 122). 
Vgl. § 121 A 1. Grundſätzlich iſt Vorausſetzung für die Anfechtung wegen Irrtums, daß die Leiſtung 
noch nicht ganz oder zum Teil bewirkt worden iſt; denn in ſolchen Fällen greifen die Beſtim⸗ 
mungen über die Folgen der vertragswidrigen Erfüllung Platz (RG 62, 285). Berechtigt zur 
Anfechtung iſt immer nur der Erklärende, der ſich geirrt hat; dagegen nicht auch ſein etwaiger 
Vertragsgenoſſe oder der Vertragsgegner (Rh JW 05, 1115). Vgl. auch A 1 und das dort ange⸗ 
zogene Urteil RG Warn 08 Nr 276. Wenn mehrere zur Anfechtung eines gemeinſchaftlichen 
Geſchäfts berechtigt ſind, kann jeder einzelne von ihnen das Recht zu ſeinen Gunſten ausüben 
(R 56, 424). Die Ausübung eines zum Nachlaſſe gehörenden Anfechtungsrechts ſteht nur der 
Erbengemeinſchaft, nicht den einzelnen Miterben zu (RG 107, 238). 

Die Beweislaſt hat der den Irrtum Behauptende. Er muß insbeſondere auch darlegen, wie 
er bei richtiger Kenntnis der Sachlage anders gehandelt haben würde. Indizienbeweis iſt zu⸗ 
läſſig (RG JW 05, 5251). Die Behauptung jedoch, daß der Anfechtende gegebenenfalls anders 
gehandelt haben würde, kann überhaupt nicht Gegenſtand eines Beweiſes ſein; über ſie kann 
vielmehr, wie über die Frage des urſächlichen Zuſammenhangs überhaupt, nur das richterliche 
Ermeſſen entſcheiden. Der Richter darf ſich aber nicht auf eine wortwidrige Auslegung der Er⸗ 
klärung ſtützen (RG 27. 11. 07 V 127/07). Der urſächliche Zuſammenhang ift als gegeben anzu⸗ 
ſehen, wenn anzunehmen, daß der Erklärende bei Kenntnis der richtigen Sachlage die Erklärung 
nicht abgegeben haben würde (RG Warn 08 Nr 196). Der bloße Irrtum über künftige Ereigniſſe 
kann jedoch hierbei nicht ins Gewicht fallen, weil er nur die Erwartungen und daher nur den Be⸗ 
weggrund betrifft (NG Gruch 49, 893). 

7. Über die Anfechtbarkeit von prozeſſualen Rechtshandlungen vgl. Vorbem 8 vor $ 104. 
Irtt ſich der Bevollmächtigte bei der Abgabe einer Willenserklärung für feinen Vollmachtge ber 
über deſſen wahre Willensmeinung, ſo begründet das nicht die Anfechtbarkeit der Erklärung (RG 
Gruch 49, 1049). Vgl. auch § 166 A 2. 

Willensfehler im Sinne der $$ 119, 123 können auch die Rechtsbeſtändigkeit von Staats⸗ 
akten, durch die Beamte angeſtellt oder in den Ruheſtand verſetzt werden, beeinfluſſen; über die 
entſprechende Anwendbarkeit der die Anfechtung regelnden Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechtes in ſolchen Fällen vgl. RG 83, 429; 124, 193; RG Gruch 71, 603. Die Anfechtung geſchieht 
hier in der Weiſe, daß die zuſtändige Behörde ihren auf einem weſentlichen Willensmangel be⸗ 
ruhenden Verwaltungsakt für unwirkſam erklärt. Auch öffentlich-rechtliche Willenserklärungen 
von Privatperſonen, z. B. der Entlaſſungsantrag eines Beamten, unterliegen der Anfechtung 
wegen Irrtums, arglistiger Täuſchung und widerrechtlicher Drohung (RG 134, 162). 

Ausgeſchloſſen iſt die Anfechtung wegen Irrtums unter folgenden Umſtänden: Zunächſt 
wenn der Erklärende irrtümlich zwar eine unzutreffende Erklärung abgegeben, anderſeits aber 
mit der Erklärung das wirklich beabſichtigte Geſchäft hat abſchließen wollen und der Gegner das 
erkannt hat; denn unter dieſen Umſtänden muß das wirklich beabſichtigte Geſchäft als abgeſchloſſen 
gelten, und auf den entgegengeſetzten ſtillen Vorbehalt des Gegners ($ 116) iſt nichts zu 
geben (R 66, 429; JW 07, 8251); denn ein Widerſpruch zwiſchen dem wirklichen Willen und dem 
erklärten Willen iſt unter ſolchen Umſtänden nicht anzunehmen (RG 66, 429). Ein bloßer Irrtum 
über das künftige Verhalten des Vertragsgegners berechtigt niemals zur Anfechtung (RG Warn 08 
Nr 590). Ausgeſchloſſen iſt ferner nach der ſtändigen Rechtſprechung (vgl. $ 459 A 6 B ad) des 
Reichsgerichts die Anfechtung aus § 119 Abſ 2, wenn das Wandlungsrecht aus den $$ 459, 
462 Platz greift; eine in der Wiſſenſchaft viel umſtrittene Frage. „Es ſollte durch dieſe Ber 
ſtimmungen zur Verkehrsſicherheit für eine glatte Abwicklung der Kaufgeſchäfte in kurzer Friſt 
vorgeſorgt werden, und dazu hat das Geſetz die bezeichneten Falle in den Grundſätzen von der 
Gewährleiſtung erſchöpfend geregelt“. Daher kann nach jener Anſicht auch dann, wenn das 
Wandlungsrecht bereits verjährt ift, nicht mehr auf die Anfechtung zurückgegangen werden (RG 61, 
171 ff.; 62, 285; 70, 429; Gruch 54 ©. 135, 141; 66, 452; 23 06, 10105). Wohl aber dann, wenn 
der Fehler ſchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes vorhanden war, ein Wandlungsanſpruch anderſeits 
aber noch nicht beſtand, weil die Sache noch nicht übergeben war (RG 53, 73; 66, 333; JW 1911, 
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53912; Gruch 53, 939). Die Annahme des Reichsgerichts, daß die Wandlung vor der 
bergabe oder Auflaſſung überhaupt noch nicht ſtatthaft ſei, ift nun allerdings 
ebenfalls bedenklich. Wollte man aber davon ausgehen, daß die Wandlung grundſatzlich auch be⸗ 
reits vor der Übergabe oder Auflaſſung zuläſſig iſt, anderſeits jedoch dabei verbleiben, daß das 
Anfechtungsrecht von dem Wandlungsrechte ausgeſchloſſen wird, dann wäre für die An⸗ 
fechtung bei Kaufverträgen und ähnlichen Verträgen, ſobald es ſich um Irrtum über 
Eigenſchaften der Kaufſache handelt, überhaupt faſt kein Raum. Hat nun das Geſetz das An⸗ 
fechtungsrecht hier wirklich derart beſchränken wollen? Es ſcheint das ſchwerlich zutreffend. Iſt 
ie Sache noch nicht übergeben oder aufgelaſſen, dann kann die Anfechtung, weil ſie nur der ein⸗ 
ſeitigen Erklärung bedarf, unter Umſtänden doch bequemer zum Ziele führen als die Wandlung 
G 465). Iſt aber die Übergabe oder Auflaſſung bereits erfolgt, dann hat die Anfechtung für den 
Berechtigten der Wandlung gegenüber immer noch den Vorteil, daß das Anfechtungsrecht auch 
dann nicht ausgeſchloſſen zu ſein braucht, wenn es bei der Wandlung ge mäß $$ 467, 350, 351 der 
Fall wäre. Jedenfalls ſtellt ſich das Anfechtungsrecht auf der Grundlage des J 119 dem Geſetzes⸗ 
wortlaute nach als ein unbeſchränttes dar. Beim Spezieskaufe trifft auch nicht zu, daß von einem 
Irrtume des Käufers über Eigenſchaften der Kaufſache erſt im Zeitpunkte der Ablieferung die 
Rede ſein kann, wie es allerdings beim Gattungskaufe der Fall iſt (RG 70, 423; JW 1912, 3404). 
Handelt es ſich nicht um einen Sachmangel, ſondern um einen Mangel im Recht (88 434, 439 
BER), ſo find die Gewährleiſtungsanſpruche der 89 462 ff. unbedingt nicht gegeben, und daher 
kann hier neben den Rechten aus 88 320—327 das Anfechtungsrecht nach 9 119 zweifellos beſtehen 
RE Jas 09, 132°). In RE 96, 156 iſt zutreffend angenommen worden, daß die Anfechtung aus 
$ 123 durch das Vorhandenſein eines Wandlungsanſpruchs nicht ausgeſchloſſen wird. An ſeiner 
ſtändigen Rechtſprechung, daß beim Kauf die in den 89 459 ff. geregelte Gewährſchaftshaftung 
wegen Sachmängel als beſondere geſetzliche Ordnung die allgemeine Irrtumsanfechtung nach 
$ 119 wegen Fehlens von verkehrsweſentlichen Eigenſchaften der Kaufſache ausſchließt, hat das 
Reichsgericht aber feſtgehalten; ſo nach erneuter Prüfung in RG 135, 340; 138, 354. Bei ſog. 
ne ralvertretungsverträgen, agenturähnlichen, aus Kauf und Agentur gemiſchten Verträgen 
kann aber der über weſentliche Eigenſchaften der zu verkaufenden Waren ſich irrende Vertreter 
nicht auf die kaufrechtlichen Gewahrleiſtungsanſprüche vertiefen werden, ſondern den Vertrag 
ſelbſt nach 8 119 Abſ 2 anfechten (Nh Gruch 72, 450). — Beſeitigt der vertragsmäßige Ausſchluß 
der Gewährleiſtung für Mängel in entſprechendem Umfange auch das Anfechtungsrecht wegen 
Irrtums? Bejaht in RG JW 05, 7916. Vgl. dagegen auch R& JW 09, 655“, wo zutreffend ausge ⸗ 
führe iſt, daß die Anfechtbarkeit wegen Irrtums über eine Eigenſchaft im Sinne des 8 459 nicht 
dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Käufer auf das Recht der Gewährleiſtung wegen Sach⸗ 
mängel verzichtet. Tenn das Anfechtungsrecht hat mit der Frage der „Haftung“ nichts zu tun. 
Die tage, ob der Verzicht auf die Gewährleiſtung auch das Anfechtungsrecht wegen Irrtums 
eſeitigt und ob es nach Abſicht der Beteiligten beſeitigt fein ſoll, wird ſich nur von Fall zu Fall 
wuslegungsweiſe beantworten laſſen. — Vergleiche find an ſich anfechtbar; jedoch dann nicht, 
wenn der Irrtum der einen Partei einen Punkt betraf, der gerade vergleichsweiſe geregelt werden 
bent und die Partei in dieſer Hinſicht von einer falſchen Auffaſſung ausgegangen iſt; die Zulaſſung 
er Anfechtung würde gegebenenfalls mit dem Weſen und der Bedeutung des Vergleichs unver⸗ 
Anda fein (M6 61, 318; JW 1927, 19934; Warn 1916 Nr 272; 1918 Nr 140). — Unzuläſſig iſt die 
‚fechtung eines Verſicherungsvertrags durch den Verſicherer, wenn ſein Irrtum einen Um ⸗ 
ſtand betraf, an den durch Geſetz oder Vertrag die Verwirkungsfolge geknüpft iſt, falls ſich der 
erſicherungsnehmer der Verwirkungseinrede des Verſicherers gegenüber entſchuldigen kann 
($ 157 A 3, weil er dieſes Vorteils im Falle der Anfechtung des Vertrags durch den Verſicherer 
verluſtig gehen würde (RE Seuffel 65 Nr 191). — Die Rückſichtnahme auf die Sicherheit des 
Verkehrs verlangt es endlich, die Anfechtbarkeit des Beitritts zu einer Genoſſenſchaft, der Zeich⸗ 
nung von Aktien oder der Einzahlung von Stammeinlagen bei Geſellſchaften m. b. H. zu verſagen 
(RG 57, 292), und die etwa erfolgte Anfechtung kann auch nicht dadurch wirkſam werden, daß 
1e vom Vorſtande als berechtigt anerkannt wird (R 68, 347). Zur Frage der Rechtsfolgen von 
Naangeln des Vertragsſchluſſes bei der Aktiengeſellſchaft, der eingetragenen Genoſſenſchaft und 
cu Geſeuſchaft m. b. H. j. auch Nez 54, 129; 68 S. 309, 344; 71, 97; 72, 291; 124, 287; RG 
1933, 10124 (für die Aktiengeſellſchaft und die eingetragene Genoſſenſchaft); RG 68, 309; 
9, 184; 82, 375; 83, 256; 88 S. 188, 272, K II 1899, 3061; 1904, 5638 1908, 4645; R 
Seuffet J Nr 62, 06 Warn 1931 Nr 41 (für die Geſellſchaft m. b. H.). Die danach begründete 
zusſchließung einer Anfechtung wegen Willensmängeln, insbeſondere wegen Irrtums und arg⸗ 
under Täuſchung ſind auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts mit der Maßgabe anzuwenden, 
gab an Stelle des Zeitpunktes der Eintragung ins Handelsregiſter uſw. der Beginn der Tatigkeit 
er Geſellſchaft tritt (RG Warn 1932 Nr 116). Für die Geltendmachung einer Sittenwidrigkeit 
5 9138 A 1 Abſ 1 a. E. — Fordert der Verkäufer nur das, was der Kaufer nur geboten haben will, 
ann hat der letztere kein Intereſſe an der Anfechtung (R 30. 5. 06 V 19/06). 
16 105 1 80 kann der Anfechtung die Einrede der Argliſt entgegengeſetzt werden 
88). 
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8 120 


Eine Willenserklärung, welche durch die zur Übermittelung verwendete 
Perſon oder Anſtalt unrichtig übermittelt worden iſt, kann unter der gleichen 
Borausſetzung angefochten werden wie nach 8 119 eine irrtümlich abgegebene 
Willenserklärung 1) 2). 

E I 101 II 05; M 1 202 ff.; P 1 116 ff. 

1. Irrtum bei Übermittlung von Willenserklärungen. Der § 120 beruht auf der Voraus⸗ 
ſetzung, daß ſich der eine Teil dem andern gegenüber nicht perſönlich, ſei es mündlich, ſei es ſchrift 
lich, ſondern durch die Vermittlung eines andern erklärt, und daß dieſer andere, nämlich der Bote, 
die ihm aufgegebene Erklärung unrichtig wiedergibt. Das Ergebnis iſt hier mithin eine Nichtüber⸗ 
einſtimmung zwiſchen dem Willen des ſich nur mittelbar Erklärenden und dem Inhalte der dem 
Empfänger zugegangenen Erklärung, und auch dieſen Fall will das Geſetz jo angeſehen wiſſen, 
als wäre der Widerſtreit zwiſchen Wille und Erklärung durch einen Irrtum des Geſchäftsherrn 
bei jeiner eigenen Erklärungshandlung verurſacht worden. Der Fall des § 120 iſt daher genau 
nach Maßgabe des entſprechenden Falles aus $ 119 zu behandeln, jo daß gegebenenfalls die Er⸗ 
klärung des Boten jo zu betrachten iſt, als hätte fie der Auftraggeber ſelbſt abgegeben. — Voraus- 
zuſetzen iſt im übrigen, daß der Übermittler den Auftraggeber nur bei Abgabe der Erklärung 
vertritt und daß ſich die vom Boten abgegebene Erklärung als diejenige des Auftraggebers ſelbſt 
darſtellt, hervorgegangen aus ſeinem eigenen, zuvor bereits gebildeten Willensentſchluſſe (RG 
Gruch 67, 194; Kutſcher eines Speditionsgeſchäfts). Daraus folgt, daß der $ 120 niemals dann 
anwendbar ſein kann, wenn der Bote auf Grund eigenen Willens handelt und daher auch die 
abgegebene Erklärung nur als ſeine eigene, nicht aber als die des Auftraggebers erachtet werden 
darf. Dies trifft einmal dann zu, wenn der Beauftragte, wiewohl er nur zur Übermittlung be» 
ſtellt war, demnächſt dennoch als Vertreter im Willen handelt, weiter aber ſelbſtverſtändlich auch 
dann, wenn der Bote anſcheinend zwar als ſolcher auftritt, indeſſen bewußt eine andere 
Erklärung abgibt, als diejenige, die er abgeben ſollte. Ein Gleiches kann indes nicht auch ſchon 
dann gelten, wenn der Bote die ihm aufgetragene Erklärung nur unbe wußt, alſo aus bloßem 
eigenen Mißverſtändniſſe unrichtig wiedergibt. In dieſem Falle muß vielmehr dem Auftraggeber 
gegenüber der Geſichtspunkt durchgreifen, daß der andere Teil auf die Richtigkeit und Gültigkeit 
der ihm abgegebenen Erklärung vertrauen konnte ($ 122), und daß anderſeits dem Auftraggeber 
der Irrtum ſeines Boten als der ſeines Erklärungsvertreters unmittelbar zuzurechnen iſt (RG 
SeuffA 76 Nr 189). Nur muß der Geſchäftsgegner bei Entgegennahme der Erklärung dieſe auch 
ſeinerſeits für diejenige des Auftraggebers gehalten haben und haben halten lönnen. Das wäre 
nicht der Fall, wenn er ſchon aus dem Inhalte der Erklärung erkannt hätte oder wenigſtens hätte 
erkennen können, daß das ihm namens des Auftraggebers Erklärte ſich mit deſſen Willen nicht 
decken konne. Vgl. §H 119 A 4. Die Annahme, daß die abgegebene Erklärung ſchlechthin auch ſchon 
dann nicht als die des Geſchäftsherrn zu erachten ſei, wenn nicht bloß Entſtellung vorliege, vielmehr 
eine Erklärung „ganz andern“ Inhalts abgegeben ſei (beiſpielsweiſe anftatt eines Mietangebots 
ein Kaufantrag oder ſtatt eines Kauf- ein Verkaufsangebot), kann abweichend vom Standpunkte 
der erſten Auflage und entgegen Planck (A 1 a) nicht mehr als richtig anerkannt werden. Sie 
hat nur den Schein einer inneren Begründetheit für ſich und widerſpricht dem dargelegten Ge⸗ 
ſetzesgedanken einer entſprechenden Anwendung des § 119. 

Zu ſcheiden iſt die Stellung des bloßen Übermittlers von derjenigen des Stellvertreters. 
Während der Bote den Geſchäftsherrn lediglich bei Abgabe ſeiner, des Geſchäftsherrn, eigenen 
Erklärung vertritt, handelt es ſich im andern Falle um eine Stellvertretung im Willen und hat 
die abgegebene Willenserklärung rechtlich gerade als die Erklärung des Stellvertreters zu gelten 
(er iſt ſelbſt der Kontrahent“), mit der Maßgabe nur, daß die Wirkung des Rechtsgeſchäfts ſich 
unmittelbar in der Perſon des Vertretenen außern ſoll und äußert (S 164, 179). Demgemäß 
iſt auch die Frage der Anfechtbarkeit einer durch den Vertreter abgegebenen Willenserklärung 
im $ 166 durchaus anderes geregelt als im $ 120. Die Frage, ob Bote, ob Stellvertreter, 
kann indeſſen auch noch in andern Beziehungen von entſcheidender Tragweite fein. Da unmittel- 
bar rechtserzeugend (Vorbem 1 vor $ 104 u. § 164) bei der Stellvertretung allein der Wille des 
Vertreters iſt, nicht der des Vertretenen, ſo kommt der durch einen beftellten Stellvertreter ($ 168) 
abgeſchloſſene Vertrag ſelbſt dann zuſtande, wenn der Genannte von den ihm gegebenen Wei- 
ſungen des Machtgebers — dem Geſchäftsgegner unerkennbar ($ 166 A 3 Abſ 2) — bewußt 
abweicht, ſofern er ſich überhaupt nur innerhalb der Grenzen der nach außen wirkſamen Er⸗ 
mächtigung gehalten hat ($ 164 A 1); bei der bloßen Übermittlung im Sinne des $ 120 dagegen 
hat die bewußte Abweichung, wie dargelegt, die Folge, daß die abgegebene Erklärung dem Auf⸗ 
traggeber überhaupt nicht zugerechnet werden kann. Handelt es ſich ferner um einen form- 
bedürftigen Vertrag ($ 313), dann wird das Formerfordernis erfüllt, wofern nur der vom 
Stellvertreter abgeſchloſſene Vertrag der Form genügt, und es iſt auch die Frage, welcher Form 
der Vertrag bedurfte, im beſondern Falle von der Perſon des Vertreters, nicht aber der des Ver⸗ 
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tretenen aus zu beurteilen: ſo braucht, falls eine preußiſche Landgemeinde ſich durch einen beſtellten 

ertreter verpflichtet, bei Abſchluß des Vertrags durch den Vertreter die Form des $ 86 der preußi⸗ 
ſchen Landgemeinde ordnung nicht gewahrt zu werden (RG JW 1910, 66332; 1912, 816%). Dem 
Formerſorderniſſe des § 313 würde dagegen nicht genügt ſein, falls etwa ein bloßer Bote 
die Vertragserklärungen, wenn auch vor dem Gerichte oder dem Notar, abgäbe (RG Warn 1913 
Nr 396; 1918 Nr 71; Gruch 58, 176). Denn dadurch würde der zweckentſprechenden Anforderung 
des Gieſetzes, daß die Vertragſchlie ßenden ſelbſt (zu denen auch der Stellvertreter gehört) vor der 
offentlichen Urkundsperſon unmittelbar verhandeln und abſchließen, nie mals genügt ſein. Die 

em Boten formlos aufgetragene und von dieſem alsdann abgegebene Erklärung bliebe viel⸗ 
mehr immer eine außergerichkliche (R Warn 1913 Nr 396). Vgl. $ 167 A 2, § 313 A 1 a. E. 
und A 2 Abſ 1 ſowie die dort aufgeführten Entſcheidungen. — Unterſcheidungsmerkmale. Ob 


Erklärende nach außen aufgetreten iſt. Konnte der Geſchäftsgegner die Mittels⸗ 
perſon deren Verhalten gemäß nach Treu und Glauben als einen Stellvertreter im Rechtsſinne 
anſehen, dann wird für die Annahme kein Raum und der Einwand ausgeſchloſſen ſein, daß die 


vertretung, dann liegt ein Fall auftragsloſer Geſchäftsführung vor. Allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen gemäß darf der Geſchaftsgegner auch die Erklärungen der Mittelsperſon ſo würdigen, 


von beiden Parteien, ſei es auch die eine Partei von der andern mit der Verlautbarung des Ver⸗ 
ne beauftragt wurde. Allerdings fällt auch in ſolchen Fällen der Mittelsperſon immer noch 
e 


perſon, ſondern auf dem durch ſie bloß übermittelten Willensentſchluſſe der Parteien 

ſelbſt beruhen. Man denke inöbejonbere an den Fall des Grundſtü 

dente. Deſſen For myorſchrift bezweckt es, das iſt der ganze Gedanke des Geſetzes, den Grundſtücks⸗ 

1 25 nene zu ſchützen indem fie ihn zum Abſchluſſe des Vertrags vor dem Gerichte 
em Nota 


aß der Geſetzesvorſchrift auch ſchon allein durch die Verlautbarung des fertigen Vertrags durch 
eine Mittelsperſon 9 Oder man müßte ſich zu der Auffaſſung verſteigen, daß das vom 
be re 


an die ihm gegebenen Weiſungen ebunden worden und er ſich an fie auch gehalten hat. 
In 8 166 Aff 3 rechnet has Gee fe 5 Wen 
mal einer bloßen Übermittlung auch niemals darin allein gefunden werden, daß Weiſungen 
erteilt und beim Vertragsabſchluſſe befolgt find. — Gibt ſchließlich auch ein beſtellter Stellver- 
treter die Erklärungen des Machtge bers erſichtlich nur als deſſen Werkzeug ab, dann verrichtet 
er in Wirklichkeit lediglich Bote ndienſte (vgl. RG 76, 100; Warn 1922 Nr 66). 
„Die vermittelnde Anſtalt 
Härenden ſelbſt vermendet fein, 


anlaſſung des Erklärungsempfängers. Ob die Übermittlung mündlich, telephoniſch, ſchriftlich 

oder telegraphiſch erfolgt, iſt gleichgültig; nur ift erforderlich, daß die Erklärung des Geſchäfts⸗ 

errn wirklich nur übermittelt wird, und daß daher der Übermittler äußerlich als der die Er⸗ 

klärung Abge bende erſcheint, fo in Form der Zufertigung einer telegraphiſchen Depeſche. Wird 

handele die Urfeeift der Erklärung übermittelt, dann kann $ 120 nicht Platz greifen; vielmehr 
elt e 5 28 0 = i 5 


130. — Sit die Erklärung einem unrichtigen Adreſſaten übermittelt worden, dann iſt im Zweifel 
ein Rechtsgeſchäft überhaupt nicht zuſtande gekommen. Nur dann wird $ 120 anwendbar fein, 
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wenn der Geſchäftsherr einen beſtimmten Adreſſaten überhaupt nicht erkennbar bezeichnet hat; 
dann wird er nicht damit gehört werden können, daß er ſich einen andern Adreſſaten gedacht 
hat, als den wirklichen Erklärungsempfänger (Planck Anm 3 und Oertmann Anm 5b etwas 
weitergehend). — Unanwendbar ift endlich $ 120, wenn die richtig übermittelte Erklärung von 
beiden Teilen je in einem verſchiedenen Sinne verſtanden worden iſt und ſonach ein Fall man⸗ 
gelnder Willenseinigung vorliegt (RG 68, 9). 

Gemäß $$ 22, 23 der TelD vom 9. Juni 1897 haftet die Telegraphenverwaltung nicht für 
eine unrichtige Übermittlung von Telegrammen. 

2. Die Beweislaſt hat der Anfechtungskläger. 


8 121 


Die Anfechtung!) muß in den Fällen der 88 119, 120 ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt hat 2). Die einem Abweſenden 
gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die Anfech⸗ 
tungserklärung unverzüglich abgeſendet worden ift?). 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Abgabe der Willenser- 
klärung dreißig Jahre verſtrichen find 2) >), 

E II 96; P 1 112 ff.; 6 122 ff., 290 ff. 

1. Die Anfechtung iſt eine formloſe, empfangsbedürftige, unwiderrufliche Erklärung die un⸗ 
zweideutig ſein muß (RG NW 03, 107229). Sie dient als Mittel, die Willenserklärung zu vernichten, 
und zwar mit der Wirkung der Nichtigkeit von Anfang an ($ 142). Das Nähere bei 8143. Die 
Anfechtung wegen Betrugs enthält zugleich die wegen Irrtums (NG 57, 358; Warn 08 Nr 278); 
daher keine Klageänderung und auch Rechtzeitigkeit der Anfechtung, wenn der Anfechtungsbe⸗ 
rechtigte demnächſt erklärt — was zur ſpäteren Berückſichtigung der Irrtumsanfechtung aller⸗ 
dings notwendig iſt (R Warn 1916 Nr 7; 1917 Nr 236; RG ZW 1925, 27521) —, daß er 
jegt die Anfechtung auch wegen Irrtums geltend mache (RG JW 07, 1161; Warn 08 Nr 278; 
1915 Nr 197). Man wird die in den angeführten Urteilen ausgeſprochenen Anſchauungen richtig 
nur dahin zu verſtehen haben, daß die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung zugleich die Be⸗ 
hauptung eines Irrtums betreffs derjenigen Tatſache enthält, über die der Anfechtungskläger 

etäuſcht fein will, und daß ſonach inſoweit in der Anfechtungsklage aus § 123 ſchon ein Element 

r die Anfechtung aus $ 119 mitenthalten iſt. Dagegen wird man nicht annehmen können, daß 
die erſtere Klage ſchlechthin zugleich die letztere Klage in ſich ſchließt. Denn wäre das der Fall, 
dann müßte der Richter notwendig neben der erſteren Klage zugleich die letztere mit berückſichtigen, 
und möglicherweife verſtieße er dabei gegen das Intereſſe und gegen den Willen des Klägers, 
injofern als dieſer in Hinblick auf die Schadenserſaßpflicht aus $ 122 für gerate ner halten könnte, 
von der Irrtumsanfechtung abzuſehen. Die Partei, die ihre Anfechtung bisher nur auf argliſtige 
Täuſchung gegründet hat, muß alſo in jedem Falle zum Ausdruck bringen, daß ſie ſich auch auf 
Irrtum berufen will (jo auch RG Seuff A 83 Nr 1). 

2. „Unverzüglich“ will beſagen im Inkereſſe des Anfechtungsgegners ohne ſchuldhaftes Ver⸗ 
zögern (RG 49, 394; 53, 148; 64, 161). Als objektiver Maßſtab hierfür gilt ein nach den Um⸗ 
ſtanden zu bemeſſendes ſchleuniges Handeln, wobei die Verkehrsanſchauung maſigebend iſt und 
zugunſten des Anfechtungsberechtigten auch die beſonderen Umſtände des Falles (3. B. das Er⸗ 
fordernis einer Ratseinholung [RG Ind 93 Beil 120 J) oder einer längeren Überlegung oder bei 
Körperſchaften einer Beſchlußfaſſung zu berückſichtigen ſind. Daß die Anfechtungserklärung 
zſofort abgegeben werde, iſt keineswegs geſetzliches Erfordernis (RG 124, 115; RG Warn 1922 
Nr 125). Schuldhaftes Zögern kann anderſeits auch inſofern gegeben ſein, als der Anfechtungs⸗ 
berechtigte das Intereſſe des andern nicht genügend berückſichtigt hat (R JW 06, 707). Es 
liegt nicht vor, wenn die Verzögerung auch bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
($ 276) unabwendbar war (RG 49, 395; 53, 148; 64, 159). Die Rückſicht auf den Anfechtungs⸗ 
gegner braucht auch nicht ſo weit zu gehen, daß dadurch das Anfechtungsrecht ſelbſt vereitelt wird; 
bie Hinausſchie bung der Anfechtungserklarung kann namentlich dann geboten ſein, wenn durch 
ihre frühere Abgabe die Vollſtreckung des Anſpruchs des Anfechtenden gefährdet würde (RG 124, 
115). Rechtsirrtum über die Anfechtungsbedürftigkeit eines Vertrages (bei Kenntnis des An- 
fechtungsgrundes) ſchließt die Annahme eines ſchuldhaften Zögerns mit der Anfechtungserklärung 
nicht aus (RG 134, 25). Die Frage der Unverzüglichkeit iſt eine in der Reviſionsinſtanz zu prüfende 
Rechtsfrage (NG 49, 395, 64, 161; 124, 115; RG Seuffa 84 Nr 1). — Die Friſt beginnt, ſobald 
der Anfechtungsberechtigte bon dem Anfechtungsgrunde, mithin von den ſeinen Irrtum ergeben⸗ 
den Umſtänden, eine Kenntnis erlangt, die ihm vernünftigerweiſe einen die bloße Vermutung 
ausſchlie zenden ſicheren Schluß gewährt und ihn fo feines Irrtums ſich bewußt werden läßt, 
da Anfechtungsgrund der Irrtum ift, nicht aber die Tatſache, über die der Anfechtungsberechtigte 
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ſich geirrt hat (RGS 85, 223). Die Kenntnis vom Anfechtungsgrunde iſt jedenfalls ſo lange aus⸗ 
geſchloſſen, als der Anfechtungsberechtigte ſich nicht deſſen bewußt geworden iſt, daß er die irr⸗ 
tümliche Erklärung abgegeben hat (RG a. a. O. S. 224). Bei Anfechtung einer Urkunde (8 119 
Anm 2 Ab 1) muß der Anfechtungsberechtigte erkannt haben, daß ſich der Inhalt der Urkunde 
mit dem irrtümlich angenommenen Inhalte nicht deckt (RG Warn 1918 Nr 25). Der Irrtum muß 
daher erſt aufgedeckt ſein, und gegebenenfalls kann der Anfe chtungsberechtigte auch erſt die Be⸗ 
weisaufnahme abwarten, bevor er die Anfechtung erklärt (NG Warn 08 Nr 116). Aber Kenntnis 
iſt nicht gleich Überzeugung (RG Recht 07 Nr 1775), und nur zuverläſſige Kenntnis der 
Umſtände, nicht aber volle Überzeugung von deren Richtigkeit wird verlangt (RG JW 1912, 
7417). Nichtkennen aus Fahrläſſigkeit ($ 276) ſchadet alſo nicht, und Zweifel ſtehen der Kenntnis 
nicht gleich. Wird der Irrtum erſt im Prozeſſe aufgedeckt, ſo kann die Anfechtung auch noch im 
Prozeſſe erklärt werden (RG Warn 08 Nr 116). Die Beſtimmung des $ 121 Abf 1 greift auch 
dann Platz, wenn der Anfechtungsgegner den Irrtum des Gegners nachträglich erkannt hatte 
{ftreitig). Eine Einrede der Argliſt kann diesfalls dem Anfechtungsberechtigten nicht zugebilligt 
werden, wenn der Gegner die Verſpätung der Anfechtung geltend macht. Hatte der Anfechtungs⸗ 
gegner die Erklärung des andern ſchon bei ihrer Abgabe richtig verſtanden, dann liegt zur An⸗ 
fechtung überhaupt kein Grund vor (8119 A 1; R 66, 427; ZW 1911, 1792), weil jetzt die Er⸗ 
klärung ſo zu gelten hat, wie fie gemeint war und auch anderſeits verſtanden worden iſt. 

„ Iſt die anzufechtende Erklärung von einem Bevollmächtigten abgegeben, dann 
{ft erſt der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Vollmachtgeber die Kenntnis erhielt, es ſei denn, 
daß auch der Vertreter auf Grund der Vollmacht anfechtungsberechtigt war, in dieſem Falle 
tommt es ſowohl auf die Kenntnis des Vollmachtgebers, wie die des Bevollmächtigten an. Bei 
einem geſetzlichen Vertreter kann nur ſeine Kenntnis in Betracht kommen. 

Ficht der Nachlaßpfleger einen vom Erblaſſer geſchloſſenen Vertrag an, ſo iſt für die Unver⸗ 
züglichkeit der Anfechtung iſt erſter Linie der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Erblaſſer (nicht 
erſt der Nachlaßpfleger) von dem Anfechtungsgrund Kenntnis erhielt (RG Bayg 1927, 228). 

3. Die Anfechtungserklärung unter Abweſenden wird wirkſam nicht erſt mit ihrem Zugange 
($ 130), ſondern bereits feit ihrer Abſendung, falls dieſe unverzüglich geſchah, fo daß die Gefahr 
von Verzögerungen während der Beförderung der Anfechtungsgegner trägt. 

4. Ausſchlußfriſt, nicht Verjährungsfriſt ($ 186 A 1). 

Zu beweiſen hat der Anfechtende die Vorausſetzung der Anfechtung, der Gegner alsdann 
die Nichtrechtzeitigkeit, indem er nachweiſt, daß der Anfechtende die Kenntnis ſchon in einem 
früheren Zeitpunkte, als er angegeben, erhalten hatte (RG JW 04, 1962; Warn 1914 Nr 108; 
dazu RG Seufjü 78 Nr 110; 84 Nr 1), oder daß bis zur Anfechtung 30 Jahre ſeit Abgabe der 
Willenserklärung verfloſſen waren. Für den Fall des Abſ' 1 Satz 1 bleibt dem Anfechtenden gegebe⸗ 
nenfalls der Nachweis mangelnden Verſchuldens offen. 


8 122 


) Oft eine Willenserklärung nach $ 118 nichtig oder auf Grund der 88 119, 
120 angefochten, jo hat der Erklärende, wenn die Erklärung einem anderen 
gegenüber abzugeben war, dieſem, anderenfalls jedem Dritten ?) den Schaden 
zu erſetzen, den der andere oder der Dritte dadurch erleidet, daß er auf die 
Gültigkeit der Erklärung vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Intereſſes 
ban welches der andere oder der Dritte an der Gültigkeit der Erklärung 


Die Schadenserſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſchädigte den Grund 
der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder infolge von Fahrläſſig⸗ 
keit nicht kannte (kennen mußte) 4) 5). 

E 1 97 anf 3, 499 Abſ 2, 3, 101, 146; II 97; M 1 194, 200, 202 ff., 281; P I 98 ff., 116 ff. 

d 1. Schadenserſatzpflicht. Der 9 122 beruht auf der Vorausſetzung, daß die Nichtigkeit im Falle 
es § 118 und die Anfechtbarkeit des Geſchäfts im Falle der $$ 119, 120 allein in der Perſon des 
klaͤrenden ihren Grund haben, und hält es daher für billig, dem andern Teile, der infolge der 
Veraiahme des Geſchäfts zu Schaden kommt, zur Genugtuung zu verhelfen ($ 119 A 1). Auf ein 
1 erſchulden des Anfechtungsberechtigten kommt es hier nicht an; vielmehr genügt die Tatſache, 
daß ex den Schaden des andern veranlaßt hat, und es iſt daher der Veranlaſſungs⸗, nicht abet 
ſten Verſchuldungsgrundſatz zur Geltung gebracht (R6 60, 345; 81, 398; 94, 197). Das Geſetz 
i eh hier auch nicht auf dem Standpunkte, daß der Erklärende dem Gegner auf das Erfüllungs⸗ 
m ereſſe aus dem Geſichtspunkte der culpa in contrahendo haftbar fei (RG 62, 315; JW 09, 6849, 
an einem Verſchulden überhaupt abgeſehen wird. Endlich hat die Verpflichtung aus § 122 
uch nicht die Natur einer ſolchen wegen unerlaubter Handlung gemäß 89 823, 826. Sie beruht 
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vielmehr auf dem Geſetze allein. Somit können hinſichtlich der Verjährung auch nur die 
89 194, 195 Anwendung finden, dagegen nicht $ 852. Vgl. die ähnliche Regelung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht gemäß § 307. — Im Falle der Anfechtung wegen argliftiger Täuſchung iſt 8 122 nicht 
anwendbar (RG 13. 11. 11 V 165/11). 

2. Erſetzt wird nur das negative Intereſſe. Der Geſchädigte kann deshalb Schadloshaltung 
(und zwar gemäß $ 249) überhaupt nur inſoweit verlangen, als jeine Vermögenslage gerade durch 
die von ihm im Vertrauen auf die Gültigkeit der Erklärung getroffenen Maßnahmen verſchlechtert 
worden iſt. Innerhalb dieſer Grenze kann er freilich nicht minder Erſatz des entgangenen Ge⸗ 
winns als des wirklichen Schadens ($ 252) beanſpruchen. Die Forderung darf jedoch ihrem Um⸗ 
fange nach nie mals über die Höhe des Erfüllungsintereſſes hinausgehen. Das Er- 
fullungsintereſſe ſelbſt kann um deswillen überhaupt nicht in Frage kommen, weil das Geſchäft 
gegebenenfalls mit rückwirkender Kraft nichtig wird und deswegen ein Erfüllungsanſpruch aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Wenn der Geſchäftsgegner beiſpielsweiſe im Vertrauen auf das ihm gemachte 
Angebot ein anderweitiges Angebot ausſchlägt, kann er im Falle der Anfechtung des erſten Ange⸗ 
bots zwar alles erſetzt verlangen, was er durch Ablehnung des zweiten Angebots eingebüßt hat 
(ſo die Mehrkoſten einer anderweiten Entdeckung, RG Seuff 2 62 Nr 226), gegebenenfalls ein⸗ 
ſchließlich deſſen, was ihm an Gewinn entgangen iſt, aber alles das unbedingt nur bis zur Höhe 
deſſen, was er gehabt haben würde, wenn das angefochtene Geſchäft zur Erfüllung gekommen 
wäre, während die Geltendmachung gerade des Erfüllungsintereſſes unzuläſſig iſt. Über die Be⸗ 
rechnung des negativen Intereſſes vgl. RG JW ö 04, 4471. Als Zeitpunkt für die Berechnung 
des negativen Intereſſes iſt derjenige Zeitpunkt maßgebend, in welchem der Erſatzberechtigte 
den Irrtum des Gegners bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen können 
(RG Gruch 57, 907). Danach ift die abſtrakte Berechnungsart zuläſſig. Beiſpielsweiſe kann auch 
der Käufer, der im Vertrauen auf die Gültigkeit des Kaufes den Abſchluß anderer Käufe zu der 
gegebenen Zeit unterlaſſen hat, den Schaden erſetzt verlangen, der aus der Unterlaſſung her- 
vorgegangen iſt. — Im übrigen kann nach wirkſamer Anfechtung wegen bloßen Irrtums mur 
Rückgabe der Bereicherung verlangt, dagegen ein Schadenserſatzanſpruch weder aus 8 276 noch 
aus $ 823 erhoben werden (vgl. A 1 a. E.). 

8. Erſatzberechtigt iſt nur derjenige, für den die Willenserklärung beſtimmt war; daher bei 
empfangsbedurftigen Willenserklärungen nur derjenige, an den die Erklärung gerichtet war; 
bei nicht empfangsbe dürftigen (vgl. Vorbem 1 vor § 116) jeder Dritte, der von der Erklärung in 
der Folge betroffen wurde, wie z. B. bei der Auslobung oder der Preisgabe. 

4. Folgerichtig iſt (A 2), daß derjenige Erſatz zu fordern nicht berechtigt iſt, der ſeine Maß⸗ 
nahmen ergriffen hat, wie wohl ihm der Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsgrund be- 
fannt mar, oder der den Irrtum gar durch ſein eigenes Verhalten hervorgerufen hat (RG 
81, 395). In der erſteren Hinſicht genügt es, daß der Erklärungsgegner Umſtände erfahren hatte, 
die vernünftigerweiſe einen Schluß auf die Anfechtbarkeit ergaben (RG JW 1910, 9371), fo daß 
er die Kenntnis bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (8 276) hätte haben 
müſſen. Denn gegebenenfalls liegt der Eintritt der ſchadlichen Folge an ihm felber, und daher hat 
er ihn auch ſelbſt zu verantworten. Auch für eine Schuldausgleichung gemäß 9 254 ift hier alſo 
kein Raum (RG 57, 88). Wohl aber bleibt $ 254 anwendbar, wenn die Ausnahme des Abſ 2 
nicht gegeben und eine Schadenserſatzpflicht aus Abſ 1 begründet ift (RG 116, 19). 

5. Das Anwendungsgebiet des $ 122 iſt beſchränkt auf die Fälle eines Vermögens ſchadens. 
Sonderregelung bei Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums in den 89 1345, 1346. — Beweislaſt. 
Der Erſatzberechtigte hat die Anfechtung und den ihm durch dieſe verurſachten Schaden (A 2) 
zu beweiſen; der Beklagte den Einwand aus Abj 2 (Kennen oder Kennenmüſſen) ſowie den ihm 
vom Geſetze weiter freigelaſſenen Einwand, daß der geforderte Betrag das Lrfüllungsintereſſe 
überfteigt. Dagegen braucht der Erſatzberechtigte nicht zu beweiſen, daß der geforderte Betrag 
über das Erfüllungsintereſſe nicht hinausgeht. 


8 123 

Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige Täuſchung?) 
oder widerrechtlich durch Drohung ) beſtimmt worden iſt, kann die Erklärung 
anfechten 1). 

Hat ein Oritter!) die Täuſchung verübt, fo iſt eine Erklärung, die einem 
anderen gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieſer die 
Täuſchung kannte oder kennen mußte. Soweit ein anderer 4) als derjenige, 
welchem gegenüber die Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung un⸗ 
mittelbar ein Necht erworben hat, iſt die Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, 
wenn er die Täuſchung kannte oder kennen mußte op 

©1108 11 98; M 1 204 ff.] P 1 118 ff.; 6 128 ff. 
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1. Anfechtung wegen Täuſchung und Drohung. Dem unfreien Willen will das Geſetz keine 
größere Tragweite beimeſſen als dem unbewußten Scheinwillen ($ 119). Er reicht aus, rechts⸗ 
erzeugend zu wirken. Aber wer ſich im Zuſtande der ſeeliſchen Unfreiheit entſchloſſen hat, ſoll 
es ebenfalls in der Hand haben, ſeine Erklärung durch Anfechtung nichtig zu machen. Auf dieſer 
Auffaffung beruht der $ 123. Gegenſtand des Schutzes im Sinne des F 123 iſt die Willensfreiheit 
(RG 134, 55, RG Warn 1910 Nr 263). Und nur um den Fall der Unfreiheit des Willens, nicht 
auch um den der Unfähigkeit zur Entſchließung, handelt es ſich hier. Der Gefekesfall liegt alſo 
insbeſondere nicht vor, wenn eine ſolche zwangsweiſe Einwirkung ſtattgefunden hat, daß der 

etroffene gar nicht in der Lage war, ſich entſchließen zu können. Alsdann war ſein Tun über⸗ 
haupt nicht das Ergebnis ſeines Willens; es fehlte ihm vielmehr der Geſchäftswille (Suggeſtion, 
Hypnoſe, gewaltſames Führen der Hand bei Herſtellung einer Unterſchrift). — In Betracht 
kommen Willenserklärungen jeder Art (8 119 A 1). Verſtößt ein Rechtsgeſchäft allein wegen 
einer unzuläſſigen Willensbeeinfluſſung gegen die guten Sitten, ohne daß ſolches zugleich hin⸗ 
ſichtlich des Geſchäftszwecks und Geſchäftsinhalts zuträfe, dann iſt auch ein ſolches Rechtsgeſchäft 
nur anfechtbar, nicht aber nichtig (NG JW 08, 7102; 1913, 11442; Warn 1917 Nr 234; § 138 A J). 
Über die Anfechtung eines Fuſionsvertrags ſ. JW 1927, 13481. — Bewirkt werden kann Willens⸗ 
unfreiheit durch Täuſchung und Drohung. Wirtſchaftliche Zwangslage und unzuläſſiger Druck, 
die einen Angeſtellten dazu führen, zur Vermeidung einer Kündigung einen ſeine Bezüge herab⸗ 
etzenden Dienſtvertrag abzuſchließen, rechtfertigen nicht die Ablehnung einer Bindung gemäß 
8. 123 oder 138, ſolange nicht die beſonderen Vorausſetzungen dieſer Beſtimmungen vorliegen; 
Die Rechtſprechung, wonach unter ſolchen Umſtänden ein Verzicht auf Tariflohn nicht anzunehmen 
if ($ 611 A 5), kann hierher nicht übertragen werden (RAG 9. 8. 29, 150/29). — Die Anfechtungs⸗ 
friſt beſtimmt der $ 124, die Vollziehung der Anfechtung regelt $ 143. — Das Anfechtungsrecht 
wegen argliſtiger Täuſchung nach § 123 beſteht auch beim Kauf neben etwaigen Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüchen. Soweit in Entſcheidungen des Reichsgerichts ein abweichender Standpunkt vertreten 
wird, kann ihm nicht beigetreten werden. Überwiegen muß in jedem Falle die Erwägung, daß 
es nicht angebracht ift, den Betrüger irgendwie zu begünftigen. Vgl. dazu $ 459 A 6 Be, ferner 
9124 Al und $ 119 A 7. 

. Die Täuſchung iſt jedes wiſſentliche auf Täuſchung berechnete Verhalten (RG JW 05, 
639°; 09, 3081), Cine Handlung rechtsgeſchäftlichen Charakters wird dabei nicht vorausgeſetzt 
uch Warn 1931 Nr 219). Die Täuſchung erfolgt entweder durch die Hervorrufung eines Irrtums 
im Sinne von 9119 (RG JW 09, 3081) oder durch die argliſtige Ausnutzung eines bei dem andern 
> ile bereits vorhandenen weſentlichen Irrtums, ſo daß der Tatbeſtand der argliſtigen Täuſchung 
1 tch erfüllt werden kann, daß der andere Teil über feinen Irrtum nicht aufgeklärt wird (RG 
dm 150, 77, 314; Warn 1911 Nr 326; 1912 Nr 2). Ein fahrläſſiges Verhalten des Anfech⸗ 
Nr ede rechtigten kommt feinem Gegner nicht zugute (RG JW 1911, 2752; RG SeuffA 84 
je N Da das Ergebnis der argliſtigen Täuſchung ſtets ſein muß, daß der Getäuſchte durch ſie 
kei er Freiheit feiner Entſchließung beeinträchtigt wird, ſo kann ihr Tatbeſtand nur dann erfüllt 
un, wenn der Irrtum, in den der Genannte verſetzt worden oder der bei ihm ohnehin bereits 
i anden war, die für feinen Willensentſchluß maßgebenden Vorausſetzungen betraf, und nicht 
und ſchon dann, wenn der Gegner nur perſönliche Urteile oder Auffaſſungen ausgeſprochen 
i oe ſolche zu erkennen gegeben hat, da auf dieſe Weiſe dem Erklärungsempfänger die Freiheit 
1 Entſchließung nicht genommen wird. Regelmäßig muß daher die Täuſchung auf Tatſachen 
Ar ichtet fein. Weiß freilich der Erklärende, daß der Erklärungsempfänger fein, des Erklärenden 
5 al, auch für ſich als maßgebend erachtet und erachten will, und ſpricht er trotzdem bewußt 
scham zutreffendes, den Gegner zu ſeinem Nachteile irreführendes Urteil aus (fo eine Wertsab⸗ 
litt ung Außerung über die Güte einer Hypothek), dann können die Vorausſetzungen der arg. 
397% Täuſchung auch hier nicht bezweifelt werden (vgl. RG Gruch 56, 878; Ach 24. 3. 23 V 
Der 22; und für den Fall der Täuſchung durch Außerung einer Rechtsanſicht RG L8 1926, 324°). 
Die Fall liegt dann nicht anders, als hätte der Erklärende eine falſche Tatſache vorgeſpiegelt. — 
Ba ch Hung muß, um als ſolche gelten zu können, auch beabſichtigt worden fein. Dies trifft 
bei zu, wenn der Täuſchende ſelbſt nur aus Irrtum gehandelt hat, ſelbſt wenn der Irrtum, 

„ipielöieife das Nichtkennen eines Fehlers ($ 460), auf Fahrläſſigkeit beruht (RG ZW 09, 308°). 
hl ieſem Falle könnten nur die Grundſätze des Irrtums Platz greifen. Argliſt iſt auch ausge ⸗ 
fe offen, wenn der eine erhebliche Tatſache Verſchweigende annahm, daß fie dem andern bekannt 
ee JW 1912, 9072). Die Abficht der Vermögensſchädigung gehört nicht zur argliſtigen 
101 chung. Dadurch unterſcheidet dieſe ſich vom ſtrafrechtlichen Betruge (RG Warn 1909 Nr 440; 
im r 5; 1913 Nr 310; JW 1912, 69°; 1925, 27555; SeuffA 79 Nr 199). — Die Abſicht muß 

te des Geſetzes auch eine argliſtige fein, was voraussetzt, daß die Täuſchung, mithin die 

ervorrufung oder Benutzung der irrigen Vorſtellung des Gegners, als Mittel benutzt iſt, auf 


= Beſchluß des Erklärenden zu deſſen Nachteil beſtimmend einzuwirken. Es genügt aber für 
= in ala ſchon, wenn der Täuſchende das Bewußtſein gehabt hat, daß der andere gegebenen- 


Arg. einer Entſchließung zu ſeinem Nachteile beeinflußt werden würde (R 62, 150; Warn 1911 
1913 Nr. 310; 1915 Nr 138; 1932 Nr 12). Vgl. noch 9443 A2 und 9 439 A 2. Erforderlich iſt auch 
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nicht, daß der Täuſchende in dem Bewußtſein handelt, der Gegner würde bei Bekanntgabe des 
wahren Sachverhalts den Vertrag beſtimmt nicht abſchließen, vielmehr genügt es, wenn der 
Täuſchende nur mit der Möglichkeit deſſen rechnet (NG 81, 13; 96, 346; 134, 53, RG Warn 1932 
Nr 12; RG 23 1924, 7362; vgl. R HR R 1929 Nr 581). Argliſt liegt jedenfalls dann vor 
(Eventualdolus), wenn der Erklärende weiß, daß ſeine Angabe für den Geſchäftsgegner 
erheblich iſt, und er dabei mit der Möglichkeit rechnet, daß ſie der Wahrheit nicht entſpricht 
MO Warn 1913 Nr 42; RG 23 1926, 3241; RG JW 1929, 316118). Ausgeſchloſſen iſt 
Argliſt allemal dann, wenn der Täuſchende zum Beſten des andern hat handeln wollen. 
Der Fall argliſtiger Täuſchung im Sinne des Geſetzes liegt in der Regel auch dann nicht 
vor, wenn das Verhalten des Täuſchenden nur dazu dienen ſollte, einen vom andern 
Teile erhobenen Anſpruch zu beſeitigen; denn niemand iſt verpflichtet, den Anſpruch des 
Gegners begründen zu helfen, weder im Prozeſſe noch ſonſt. So auch Rc 58, 355 für 
einen Fall, in dem die uneheliche Mutter gegenüber dem Erzeuger des Kindes, der die Aner⸗ 
kennung der Vaterſchaft anfechten wollte, fälſchlich behauptet hatte, es habe ihr ſonſt niemand 
beigewohnt (vgl. auch NG Warn 1914 Nr 207; RG St 23, 244; JW 98, 3696s; Seuff A 80 Nr 192). 
Doch wird auch in dem in RG 58, 355 gedachten Falle trotz § 1718 eine Anfechtung wegen arg- 
liſtiger Täuſchung möglich ſein, wenn die uneheliche Mutter ſich nicht auf ein bloßes Verſchweigen 
beſchränkt, ſondern durch poſitives Handeln, wie z. B. durch Erbieten zum Eid, in dem Gegner 
eine irrige Vorſtellung hervorgerufen hat. Daß für den Handelnden nach den im Rechtsverkehr 
herrſchenden Grundsätzen von Treu und Glauben oder aus beſonderen Rechtsgründen eine Auf⸗ 
klärungspflicht beſtand, iſt nur im Falle bloßen Verſchweigens (ſ. unten) erforderlich. So auch 
Ac 107, 177 unter Aufgabe der in RG 58, 355 und Warn 1914 Nr 207 vertretenen Auffaſſung. 

Die Täuſchungs handlung kann begrifflich beſtehen ſowohl in einer Vorſpie gelung unrich⸗ 
tiger (beiſpielsweiſe bei argliſtigen Anpreiſungen, empfehlenden Zuſicherungen, R JW 07, 
4732) wie in einem Verſchweigen wahrer Tatſachen (RG ZW 08, 476°; 1911, 6412). Das 
beſtimmte Behaupten beſtimmter, dem Behauptenden ſelbſt nicht genau gewiſſer Tatſachen kann 
argliſtig fein (MG Warn 1913 Nr 42), braucht es aber nicht zu fein, weil nur Fahrläſſigkeit zugrunde 
liegen kann, es bedarf alſo jedesmal noch des Nachweiſes beſonderer die Argliſt ergebender Um⸗ 
ſtände (RG JW 06, 1301; Warn 1913 Nr 42; 1914 Nr 109; 1917 Nr 237, betreffend eine durch 
den Agenten veranlaßte unrichtige Angabe im Verſicherungsantrage). Eine Handlung rechts⸗ 
geſchäftlichen Charakters wird nicht vorausgeſetzt; es genügt jedes wiſſentliche, auf Täuſchung 
berechnete Verhalten (RG HRR 1932 Nr 433). — Bloßes Verſchweigen liegt vor, iſt aber 
als Tatbeſtandsmerkmal auch ausreichend, wenn das Schweigen den Grundſätzen von Treu und 
Glauben widerſpricht (RG 62, 149; 69, 15; 77, 314; 111, 233; Warn 1911 Nr 360; 1913 Nr 2; 
SeuffA 86 Nr 143) und der andere alſo nach der Verkehrsanſchauung (NG Warn 09 Nr 3) die 
erhebliche Mitteilung unter den gegebenen Umſtänden ($ 242, nicht auch nach der guten Sitte, 
$ 138, wie Staudinger A VI annimmt) erwarten durfte (RG 69, 15; Warn 1912 Nr 196; 1913 
Nr 273; 1917 Nr 6). Ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, muß auf Grund der zwiſchen den Be⸗ 
teiligten beſtehenden Rechtsbeziehungen nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles beurteilt 
werden. Eine allgemeine Offenbarungspflicht beſteht nicht (R 62, 150; JW 1911, 5755; 1912, 
3425). So iſt, wer Spekulationspapiere veräußert, regelmäßig nicht verpflichtet, den Erwerber 
auf allgemeine Verhältniſſe des Marktes hinzuweiſen, die ein erhebliches Sinken der Kurſe er- 
warten laſſen, während Treu und Glauben im Verkehr allerdings eine Mitteilung beſonderer 
Umſtände erfordern können, die bezüglich des beſtimmten Kaufgegenſtandes und ſeiner Wert⸗ 
ſchätzung für die Entſchließung des Käufers erheblich find (RG 111, 233; vgl. RG LZ 1926, 9161). 
Daher braucht der Käufer beim Kreditkaufe nicht ungefragt ſeine Kreditwürdigkeit anzuzeigen 
(RG Warn 1911 Nr 360); oder es müßten beſondere, erſchwerende Umſtände vorliegen (RG 69, 
15, wo der Käufer nicht nur ſeine große Überſchuldung, ſondern auch ſeine auf unlautere Schie⸗ 
bungen gerichtete Abſicht verſchwieg; ferner Warn 1911 Nr 360). Überhaupt darf nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung der Käufer vom Verkäufer nicht ohne weiteres ein Offenbaren aller Umſtände 
erwarten, die für ſeine, des Käufers, Entſchließung erheblich fein können (RG Seuff A 87 Nr 18). 
Der Angeſtellte iſt nicht ohne weiteres verpflichtet, dem Dienſtherrn die Tatſachen mitzuteilen, 
die feine friſtloſe Entlaſſung rechtfertigen; doch konnen die Umſtände dem Dienſtherrn eine exceptio 
doli generalis gegenüber Erflüllungsanſprüchen des Angeſtellten geben (RG JW 1926, 7952). 
Über Offenbarungspflicht vor Abſchluß eines Vergleichs ſ. RG Warn 1933 Nr 57. Auch der Gläu⸗ 
biger, der einen Bürgen ſucht, hat an ſich keine Offenbarungspflicht hinſichtlich der Vermögens- 
verhältniſſe ſeines Schuldners; aber macht er über dieſe überhaupt Mitteilungen oder wird er 
über ſie befragt, dann muß er wahr ſein und darf er nichts verſchweigen (RG 91, 81). Hinzu⸗ 
kommen muß im übrigen immer noch, daß der Anfechtungsgegner ſich deſſen bewußt war, daß 
die Offenbarung für die Entſchließung des Gegners beſtimmend ſein werde oder ſein könnte 
(A6 LZ 1920, 8871). Es liegt auch noch kein argliftiges Verhalten vor, wenn der Verkäufer 
ſeine perſönliche Anſicht über den Wert des Kaufgegeuſtandes zurückhält (RE 6. 4. 10 V 208/09); 
oder wenn etwa der Verkäufer nicht mitteilt, daß ihm nicht die volle Schankkonzeſſion erteilt 
war, es ſei denn, daß er wußte, daß der Käufer gerade hierauf einen wejentlichen Wert legte 
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und daß er den Irrtum des Käufers argliſtig ausnutzen wollte (RG 18. 5. 12 V 49/12). Wohl 
aber beſteht eine Offenbarungspflicht, wenn ſie durch ein zwiſchen den Beteiligten bereits 
beſtehendes Vertrauensverhältnis geboten war (RG 77, 309; ZW 1912, 682; RG SeuffA 79 
Ne 60). Und überhaupt ift anzunehmen, daß ſchon das bloße Verſchweigen allemal dann den 
Tatbeſtand der argliſtigen Täuſchung erfüllt, wenn der Verſchweigende eine Tatſache nicht mitteilt, 
don der er weiß, daß ſie für die Entſchließung des andern Teiles von entſcheidender Bedeutung 
ſei, und wenn zugleich Treu und Glauben die Bekanntgabe erheiſchen (RG 62, 150). Daher hat 


nicht, wenn der Gegner nur die Abſicht verheimlicht hat, nicht erfüllen zu wollen (RG 
70, 427; 48, 282; R HRR 1929 Nr 367). Wohl aber kann es der Fall fein, wenn der eine 
Vertragsteil weiß, daß der andere mit der getreulichen Erfüllung beſonders rechnet, und er ihn 
troßdem bei dem Irrtum, daß es nicht geſchehen wird, beläßt, um auf dieſe Weiſe beſtimmend 


au eigenem Vorteile einzuwirken (RG 104, 1, wo angenommen ift, daß unter den gegebenen 
m 


„ Daß ſich die Argliſt des Betrügers von vornherein gerade gegen diejenige Perſon ge⸗ 
richtet hat, die Nm den Nachteil erleidet, iſt kein unbedingtes Erfordernis; der volle Tat⸗ 
beſtand des ivilrechtlichen Betrugs kann vielmehr auch dann erfüllt ſein, wenn der Täter ſich nur 
deſſen bewußt geweſen, er werde einen andern ſchädigen, und wenn er in Vorausſicht aller 
möglichen Folgen gehandelt hat (RG JW 1910, 84650). 
ie Täuschung muß im Falle des § 123 (anders im Falle der vertraglichen Schadenserſatzklage 
9 $ 463, Warn 1915 Nr 230) für die Entſchließung des Getäuſchten von urſächlicher Wirkung 
für den Eirſchluß des Getäuſchten alſo beſtimmend (RG JW 1911, 2755), mindeſtens mitbeſtim⸗ 
eren gu 77, 314; RG SeuffA 84 Nr 190) geweſen fein, was nach richterlichem Ermeſſen zu 
Tale den iſt. Die Probe dafür bietet die Frage, ob der Anfechtende durch ſeinen mittels der 
6 11 hg hervorgerufenen oder wenigſtens aufrechterhaltenen Irrtum zu der angefochtenen 
0 Arumg beſtimmt worden ift, oder anderſeits ob ſein auf die Täuſchung zurückzuführender Irrtum 
5 ‚dir Einfluß war und die Erklärung alſo auch ohne die Täuſchung abgegeben worden wäre; dagegen 
H nicht zu fragen, ob der Anfechtende die Abgabe der Erklärung bei Kenntnis der Sachlage und 
el verſtändiger Würdigung des Falles unterlaffen hätte R 81, 16). Die Anfechtbarkeit des 
Sbemten Vertrags verlangt auch nicht, daß der Getäuſchte den Vertrag bei Kenntnis der wahren 
achlage überhaupt nicht abgeſchloſſen haben würde; vielmehr genügt es, daß er ſich dazu nur 
unter für ihn günſtigeren Bedingungen verſtanden, daß er beiſpielsweiſe nur einen 
ngeren Kaufpreis geboten haben würde (MG JW 1911, 2752; Warn 1910 Nr 314; 1912 
205 292; 1918 Nr 181). Eine ohne Erfolg gebliebene Argliſt iſt bedeutungslos (RG Warn 08 
r 180). Regelmäßig kann der erforderliche urſächliche Zuſammenhang nur dann gegeben ſein, 
Ele die Täuſchung ſpäteſtens beim Abſchluſſe des Vertrags erfolgt iſt. Nur beim 
aufe einer Gattungsſache ift das im Falle des $ 480 Abſ 2 anders, weil hiernach der Anſpruch auf 
Schadensersatz in der Regel erſt auf eine argliſtige Verſchweigung des Fehlers bei Lieferung der 
ache geſtützt wird (RG 70, 423; JW 1912, 3400). . 
dh ſteht der urſächliche Zuſammenhang, dann iſt es unweſentlich, welchen Umſtand die Täu⸗ 
bie g betraf, ob den Inhalt der Erklärung oder den Beweggrund. (R 69, 15, wo es ſich um 
le Kreditwürdigkeit des Käufers handelte; 55, 86, betreffend Täuſchung über die Eigenſchaft als 
Vollkaufmann; Warn 1912 Nr 196, wo es ſich darum handelte, daß der Verkäufer einer Gaſt⸗ 
wirtſchaft 1 hatte, daß die Erlangung der Konzeſſion auf Schwierigkeiten ſtoßen würde; 
gu 1911, 275%, betreffend Täuſchung durch bloße Anpreiſungen.) Da ein Erfolg durch mehrere 
irſachen herbeigeführt werden kann, genügt es im übrigen, wenn die argliſtige Täuſchung auch 
nur mitbeſtimmend geweſen iſt (RG 77, 309). Ein Unterſchied zwiſchen dolus causam daus 
und dolus incidens beſteht hier nicht (RG JW 1910, 799%). Zu erwägen ift im Einzelfalle, daß, 
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wenn die Anfechtung wegen Betrugs verſagt, eine ſolche wegen Irrtums ge⸗ 
geben ſein kann, und daß die Anfechtung wegen Betrugs zugleich die Grundlage für die 
Irrtumsanfechtung enthält (§ 121 A 1). Die ſtrafrechtlichen Grundſätze vom dolus eventualis 
gelten auch hier (RG JW 1911, 2137). 

Unerheblich iſt für die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung auch, ob der Getäuſchte einen 
Vermögensſchaden erlitten hat; es genügt, daß die Täuſchung für die Abgabe der angefochtenen 
Willenserklärung urſächlich war (RG Seuffu 79 Nr 199). . 

3. Drohung. Die Drohung beſteht in der Ankündigung eines Übels für den Fall, daß der Be⸗ 
drohte nicht jo handelt, wie es der Drohende begehrt. Sie muß alſo über einen bloßen Vergleichs 
vorſchlag hinausgehen. Falls der Drohende nicht zugleich ein gewiſſes Tun erzwingen will, iſt 
der Tatbeſtand nicht erfüllt (RG FW 1913, 1033). Es gehört alfo zum Begriffe der Drohung, 
daß der Drohende die Abſicht verfolgt hat, den Bedrohten zur Abgabe der Willenserklärung zu 
zwingen oder wenigſtens die Möglichkeit dieſes Erfolges in ſeinen Vorſatz aufgenommen hat 
(RG 23. 1. 15 / 398/4). Daher genügt es nicht, wenn jemand, ohne die Abſicht, einen Zwang 
auszuüben, nur von einem in Ausſicht ſtehenden Übel ſpricht und ſchon dies den andern zur Ver⸗ 
meidung des Übels beſtimmt hat (RG 59, 353; Warn 1913 Nr 186; 1930 Nr 205). Welcher Art 
das angedrohte Übel, iſt gleichgültig (vgl z. B. SeuffA 64 Nr 307). Es kann materieller oder 
ideeller Art ſein (RG 10. 4. 06 III 57/05). Nötig iſt nur, daß es überhaupt geeignet war, den 
Bedrohten in ſeiner Entſchließung entſcheidend zu beeinfluſſen. Drohung mit Entlaſſung, falls 
ein Angeſtellter ſich mit einer gewünſchten Vertragsänderung nicht einverſtanden erklärt, ſ. RAG 
Warn 1932 Nr 33. Ob eine ſolche Drohung anzunehmen, iſt gegebenenfalls einerſeits nach dem 
objektiven Maßſtabe vernünftigen Ermeſſens zu beurteilen. Anderſeits iſt aber auch die Eigenart 
des Bedrohten zu berückſichtigen. Begrifflich erforderlich iſt nicht, daß das Übel un- 
mittelbar den Bedrohten ſelbſt treffen ſoll (RG JW 1913, 6381), nur muß dieſer die 
Verwirklichung des etwa einem andern (Ehegatten, einem Kind, auch dem Androhenden 
jelbft) zugedachten Übels als ein ſolches auch für ſich ſelbſt anſehen (RG 60, 373; JW 1915, 238). 
Daher kann unter Umſtänden auch die Drohung mit Selbſtmord in Betracht kommen (RG 
7. 2. 12 V 378/11). Weſentlich iſt endlich auch nicht, daß das Übel unmittelbar von dem 
Androhenden ſelbſt verwirklicht werden ſoll. Es genügt, wenn der Drohende zu erkennen 
gibt, daß er einen Dritten dazu veranlaſſen werde (RGSt 15, 336; 27, 307). Ohne eine ſolche 
Ankündigung würde nur die Vorausſage eines künftigen Übels vorliegen. Die Drohung mit dem 
Fortbeſtehenlaſſen eines Übels reicht aus, falls das Ergebnis von der Tätigkeit des Drohenden 
abhängt (RGSSt 14, 265). Es erfüllt aber den Tatbeſtand der Drohung nicht, wenn die ſchon 
beſtehenden Verhältniſſe von ſelbſt ein künftiges Übel erwarten laſſen, und der Drohende nur 
darauf hinweiſt. Es muß vielmehr die Beeinfluſſung durch ein von dem Willen des Drohenden 
abhängiges, irgendwie durch ſeine poſitive Tätigkeit in Bewegung zu ſetzendes Übel in Ausſicht 
geſtellt ſein (NG JW 05, 2009. 

Widerrechtlich muß die Drohung als Mittel benutzt ſein; die Benutzung des Mittels der 
Drohung zur Willensbeſtimmung muß ſich ihrerſeits alto als eine rechtswidrige darſtellen (RG 
59, 349, JW 05, 1347; 09, 112; Gruch 54, 283; 55, 626). Vgl. $ 823 Anm 10. Entſcheidend iſt 
danach alſo, daß es unſtatthaft war, die Androhung eines ſolchen Tuns als Mittel zu benutzen, 
um den andern in ſeiner Entſchließung zu beſtimmen (RG JW 05, 1346; 06, 821; Warn 1911 
Nr 258; JW 1913, 6381), um jo mehr dann, wenn der Drohende eine Erklärung erzwingt, auf die 
er kein Recht hatte (RG JW 1917, 459). War die angedrohte Handlung an ſich ſchon eine wider⸗ 
rechtliche, dann entlaſtet es den Drohenden ſogar nicht, wenn er auf Abgabe der Willenserklärung 
ein Recht hatte. Eine widerrechtliche Abſicht bei der Drohung, oder daß ſich der Drohende der 
Widerrechtlichkeit feiner Handlungsweiſe auch bewußt geweſen, ift feine Vorausſetzung für die 
Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts. Denn das Geſetz gibt das Anfechtungsrecht nicht um der 
Handlungsweiſe des Drohenden willen (etwa zur Strafe, oder weil er eines rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvorteils wegen gehandelt hat, RG Warn 1910 Nr 263); es geht vielmehr allein davon 
aus, daß die freie Willensbeſtimmung des andern Teils zu ſchützen ſei (RG 59, 
351; JW 1911, 27%, womit auch der V. 86 ſeine frühere entgegengeſetzte Anſicht [RW 07, 5°] 
ausdrücklich aufgegeben hat). Abweichend R Gruch 57, 909, wonach der Drohende den Willen 
gehabt haben muß, eine Leiſtung zu erzwingen, auf die er kein Recht hatte. Daß ſich der Drohende 
auch deſſen bewußt geweſen ſein muß, daß er kein Recht auf die Leiſtung hatte, 
erſcheint als unzutreffend; es genügt in ſubjektiver Hinſicht, daß der Drohende überhaupt die 
Abſicht hatte, die Leiſtung oder die Erklärung dem andern abzuzwingen, und er braucht ſich daher 
nur deſſen bewußt geweſen zu ſein, daß ſein Tun geeignet ſei, den Gegner in unzuläſſiger Weiſe 
zu beeinfluſſen, während nicht ebenfalls erforderlich iſt, daß er das Bewußtſein von der Wider⸗ 
techtlicheit der Drohung hatte (RG 104, 80; 107, 80; 108, 102; JW 1913, 10331; Gruch 55, 626; 
25 1926, 3241; Warn 1927 Nr 75; HRR 1933 Nr 467). Nach dem Standpunkte des Geſetzes 
kann es ſomit auch darauf nicht ankommen, ob dem Täter die Drohung wegen ſeiner perſönlichen 
Eigenſchaften überhaupt zugerechnet werden kann. Daher iſt auch die Drohung eines Hand⸗ 
lungsunfähigen zur Erfüllung des Tatbeſtandsmerkmals geeignet (ftreitig). — Auch die Ernſt⸗ 
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lichkeit einer Drohung und ihre Ausführbarkeit durch den Drohenden iſt kein Erfordernis. Nur 
muß der Bedrohte die erſtere wie die letztere als vorhanden angenommen haben, ſonſt könnte 
er durch die Bedrohung nicht beſtimmt worden ſein. 

Erforderlich iſt endlich für das Anfechtungsrecht der ursächliche Zuſammenhang zwiſchen 
der abgegebenen Willenserklärung und der Drohung (RG 59, 351; JW 09, 16; Warn 1913 Nr 186). 
Anfechtbar iſt auch ein durch Drohung abgenötigtes außergerichtliches Zugeſtändnis, weil ihm eine 
gewiſſe Beweiskraft beiwohnt (RGS Gruch 58, 835). 

Ausſchluß der Widerrechtlichkeit. Das Geſetz ſieht die Verwendung der Drohung als Mittel 
zur Willensbeugung nicht ſchon an ſich und unbedingt als eine Widerrechtlichkeit an; andernfalls 
wäre die Beifügung „widerrechtlich“ zum Erforderniſſe des Beſtimmens überflüſſig. Nach der 
allgemeinen Bedeutung des Begriffs „widerrechtlich“ kann ſomit das Tun des Drohenden dann 
nicht ein widerrechtliches ſein, wenn der Genannte zu ſeiner Handlungsweiſe 
ein Recht hatte (R 50, 60). Das Recht zur Drohung kann nun entweder auf einer allgemeinen 
Regel der Rechtsordnung oder auf einem beſondern Rechtsanſpruche des Drohenden 
seruhen; jo, wenn der Drohende einen Anſpruch auf Abgabe einer Willenserklärung hatte; nach 
N 64, 59 beiſpielsweiſe auch dann, wenn ein Verein von Arbeitnehmern bei einer Koalitions⸗ 
beſtrebung im Sinne des $ 153 Gewd nach feinen Satzungen dem Mitgliede, das die Beteiligung 
am Kampfe verſagt, die Ausſchließung aus dem Vereine androht. Grundſätzlich ſtatthaft ſodann 
it das Verhalten des Drohenden, wenn er nur das Recht der Selbsthilfe (88 226 ff.) ausüben will, 
oder den Gebrauch einer ſonſt jedermann nach der Rechtsordnung zuſte henden 
Befugnis androht, wie die, zu klagen, einen Arreſt auszubringen, eine einſtweilige Verfügung 
zu erwirken, die Zwangsvollſtreckung herbeizuführen, ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben, eine 
5 trafanzeige zu erſtatten (RG 59, 353; 108, 102; 110, 382; 112, 226; RG Gruch 66, 454). Die 
Androhung der Klage iſt auch dann nicht als widerrechtlich anzuſehen, wenn fie ſich nachträglich 
28 unbegründet erweiſt (nch 108, 102; 110, 382; 112, 226; R& 18 1922, 8541; ZU 1923, 3671; 
1928, 11355, Warn 1930 Nr 68). Selbſtverſtändlich aber kann auch die Verwendung ſolcher Mittel 
Immer nur dann erlaubt fein, wenn ſie auch einem zuläſſigen Zwecke dienen ſoll. Wer ſie 
gar Erreichung eines unſtatthaften Zweckes gebrauchen will, handelt widerrechtlich (RGSt 14, 
5 ) So iſt auch die Androhung einer an ſich zuläſſigen Kündigung widerrechtlich, wenn ſie den 
Arbeitnehmer zum vorzeitigen Verzicht auf vertragliche Rechte beſtimmen ſoll (MAG Warn 
1933 Nr 59). Die Frage, ob die Drohung mit der Ausübung eines Rechts unter dieſem Geſichts⸗ 
A widerrechtlich ift, kann nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beantwortet werden 
Ds SeuffA 78 Nr 141). Es darf kein Mißbrauch einer an ſich gegebenen Befugnis vorliegen. 
Geb St rafanzeige iſt der Verletzte berechtigt, und wer nur ankündigt, daß er von dieſer Befugnis 
1 rauch machen werde, um ein beſtehendes Recht zu ſchützen, handelt nicht widerrechtlich (Rz 

10, 382; 112, 226; R JW 1928, 22071; Mb HRR 1930 Nr 1595). Aber wer es tut, um 
a Vorteil oder eine Leiſtung zu erlangen, auf die er keinen Anſpruch hatte (R JW 05, 
tat RE HRM 1930 Nr 1595), oder wer eine Strafanzeige lediglich aus dem Grunde er⸗ 
St ten will, um den andern zur Strafe zu bringen (R Gruch 48, 1128), oder wer mit 
E rafonzeige droht, um nicht von dem haftbaren Täter, ſondern von deſſen Angehörigen 
b rſatz zu erhalten (Re Gruch 54, 821), oder wer ohne jedes erkennbare Intereſſe handelt, der 
„anlichtigt überhaupt nicht, berechtigte Intereſſen wahrzunehmen und handelt aljo wider⸗ 
ne. ch. Auch eine an ſich erlaubte Handlung ſchließt ſomit die widerrechtliche Drohung nicht 
A5 edingt aus (MG FI 00, 41825). Nach alledem folgt alſo: Die Drohung als Mittel zur 
d gabe einer Willenserklärung iſt nur dann ſtatthaft, wenn ſowohl die ange- 
e e Handlungsweiſe an ſich wie auch der verfolgte Zweck erlaubt waren 

10 W 06, 82%; JW; 1913, 6381), oder anderſeits: der Tatbeſtand der Drohung im Sinne des 
N 2 iſt nur dann erfüllt, wenn der Bedrohte ohne die Drohung die Willenserklärung nicht abge- 
10 en haben würde und der Drohende kein Recht auf die Erklärung gehabt hat (RG JW 09, 11°; 

„18, 6381), oder wenn er ſich unerlaubter Mittel bedient hat (RG Warn 1913 Nr 186). Wer 
nun das Vorhandenſein dieſer Voraussetzungen behauptet, beruft fi auf einen Ausnahmefall 
und hat ihn mithin zu beweiſen. 5 

Pe Gehen Täuſchung oder Drohung von einem Dritten aus, nicht vom Geſchäftsgegner, fo 
gelten im einzelnen noch folgende Regeln: a) Im Falle der Drohung iſt es für das Anfechtungs⸗ 
Bi gleichgültig, wer die Willenserklärung erzwungen hat, ob alſo der Erklärungsempfänger 
1 — ein Dritter; b) im Falle der Täuſchung beſteht das Anfechtungsrecht gegenüber dem 
5 rllärungsempfänger, wenn nicht dieſer ſelbſt der Täuſchende war, nur dann, wenn er die 
a den Dritten verübte Täuſchung (und deren Urſächlichteit für die Angabe der Erklärung, 

6 134, 48) kannte oder nur aus Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat ($ 122 Abſ 2). Dies gilt jedoch 
nach dem Geſetzeswortlaute nur bei empfangsbedürftigen Willensertlärungen (Vorbem 1 
(en 5116). Anwendungsfall: A tauft durch einen En von B und C, ift allein der Betrüger, 
2 hat um den Betrug nicht gewußt; dann iſt der Vertrag C gegenüber nicht anfechtbar; das Gegen⸗ 
eil träfe aber zu, wenn C den Betrug des B mindeſtens hätte erkennen müſſen (RG 62, 187 zugleich 
unter Hinweis auf 9 139). Gegenüber einem Dritten, der nicht empfangsberechtigter Erklärungs⸗ 
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gegner iſt, beiteht das Anfechtungsrecht unter der Vorausſetzung, daß der Dritte aus der dem 
Erklärungsgegner gegenüber abgegebenen Erklärung unmittelbar ſelbſt ein Recht erworben 
hat, und zwar unter der weiteren Bedingung, daß er die Täuſchung kannte oder nur aus Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht gekannt hat. — Anwendungsfälle bei Verträgen zugunſten eines Dritten ($ 328) 
und bei der Schuldübernahme, ferner § 28 HGB. Iſt in einem Kaufvertrage nur beſtimmt, daß 
ein Teil des Kaufpreiſes an einen Dritten zu zahlen ſei, ſo hat dieſer nicht im Sinne des $ 123 Abs 2 
ein Recht unmittelbar aus der Erklärung erworben, mag er auch ſonſt an dem Vertrage beteiligt 
fein (RG 12. 12. 27 VI 234/27). Bei einſeitigen nicht empfangsbedürftigen Rechtsgeſchaften, 
wie bei der Auslobung oder der Anerkennung der Vaterſchaft nach $ 1718, ift nur der Abſ 1 9 123 
anwendbar (R 58, 352). Vgl. hier auch die Vorbem vor $ 116 ſowie § 143 A 4. Dem Gläubiger 
als einem Dritten gegenüber iſt der vertragsmäßige Eintritt in ein beſtehendes Handelsgeſchaft 
als persönlich haftender Geſellſchafter nur dann anfechtbar, wenn der Gläubiger den Betrug 
des Inhabers des Handelsgeſchäfts, durch den der Eintritt veranlaßt worden iſt, gekannt hat 
oder hat kennen müſſen (RG 76, 441; RG Warn 1932 Nr 13; 1933 Nr 77). 

Dritter im Sinne des Abſ 2 Satz 1 kann nur ſein ein anderer als der Empfänger der Erklärung, 
zu deren Abgabe der Getäuſchte beſtimmt worden ift, alſo nur ein bei dieſer Erklärung Unbeteiligter 
(RG JW 09, 718%). Als Dritter kann aber niemals ein Vertreter des Erklärungsempfän⸗ 
gers angeſprochen werden (RG Warn 1932 Nr 127). Auch wird anzunehmen ſein, daß ſich der 
Erklärungsempfänger als Anfechtungsgegner die Täuſchungshandlungen aller derjenigen Per⸗ 
ſonen unmittelbar zurechnen laſſen muß, die der von dieſen Getäuſchte nach ihrer Stellung zu 
dem Erklärungsempfänger und nach der Anſchauung des Verkehrs als Vertreter des Genannten 
anſehen durfte, oder derjenigen Perſönlichkeiten, deren ſich der Erklärungsempfänger zur Erledi⸗ 
gung ſeiner Geſchäfte beſtimmungsgemäß bediente, ſelbſt wenn ein wirkliches Vollmachtsverhält⸗ 
nis nicht beſtand, und dahin werden gehören Angeſtellte eines Kaufmanns, wie etwa auch ein 
Hausverwalter, ſoweit ſie zur Erledigung der Geſchäfte des Erklärungsempfängers von dieſem 
beſtellt waren. Dieſe Annahme ift im Intereſſe der Verkehrsſicherheit geboten und entſpricht der 
Billigkeit. — Wer einen Vertrag als Vertreter abſchließt und hierbei den Vertragsgegner arg. 
liſtig täuſcht, ift niemals ein Dritter im Sinne des Geſetzes (RG 76, 109; Warn 1910 Nr 405); 
für die Anfechtung greift hier vielmehr der Abſ 1 Platz. Dies trifft auch dann ſchon zu, wenn bei 
einem Kaufvertrage der Täuſchende nur dahin mit der Vertretung der einen Vertragspartei 
betraut war, daß er (mündlich) die Bedingungen des Vertrags zu vereinbaren hatte, daß aber die 
Bindung des Vertretenen demnächſt von ſeiner eigenen Genehmigung abhängen ſollte; war in 
ſolchem Falle die andere Vertragspartei an die getroffenen Abreden ihrerſeits gebunden, dann iſt 
für ſie der Vertrag gemäß § 123 Abſ 1 auch dann anfechtbar, wenn der Vertrag demnächſt durch 
den Gegner ſelbſt oder durch einen andern Vertreter noch förmlich zum Abſchluſſe gebracht worden 
iſt; dagegen greift der Abſ 2 Platz, wenn die Täuſchung von jemand ausging, der nur zur Vor⸗ 
bereitung des Vertragsabſchluſſes, zur Ermittlung eines Käufers und zur Vermittlung beauf- 
tragt geweſen war (RG 72, 133; 101, 97; Warn 09 Nr 178; 1915 Nr 198; JW ö 01, 6232, betreffend 
Agenten; ferner RG HRR 1929 Nr 595). Im allgemeinen genügt ein bloßer Auftrag zur 
Führung von Verhandlungen nicht, um die Eigenſchaft des Beauftragten als „Dritter“ aus- 
zuſchließen (RG Warn 09 Nr 178). — Über die Rechtsſtellung der Agenten von Ver ⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften vgl. 85 43ff. Verſoch v. 30. 5. 08 und NG 46, 184; 73, 302; 
JW 1913, 542; 1928, 17401; Warn 1917 Nr 237. Der Verkauf eines eigenen Geſchäfts 
anteils durch eine Geſellſchaft m. b. H. iſt wegen einer von ihrem Geſchäftsführer verübten 
argliftigen Täuſchung ihr gegenüber anfechtbar (RG 68, 309). Anfechtung eines Kaufvertrags, 
der unter Beſte chung von Angeſtellten des Verkäufers durch den Käufer zuſtande gekommen iſt, 
nach $ 123 Abſ 2 Satz 1 ſ. RG 86, 146; 107, 208; 134, 43. Anfechtung einer Proviſionsver⸗ 
einbarung durch den Auftraggeber, weil der Mäkler dem Bevollmächtigten des Auftraggebers 
einen Teil der Proviſion abzugeben verſprochen hatte, ſ. RG Warn 1927 Nr 178. 

5. Die unmittelbare Folge der berechtigten Anfechtung ift die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 
„von Anfang an“, und daraus folgt, daß nunmehr die Beteiligten nach den Grundſätzen der $$ 812ff 
gegenſeitig Rückge währung der grundlos erlangten Bereicherung fordern können. Vgl. dazu 
des näheren $142 A1 Abſ 4 a. E. Ein Anſpruch auf Rückge währung der empfangenen Leiſtungen 
wie im Falle des Rücktritts ge mäß § 346 ſoll hier dagegen nicht beſtehen ($ 346 A 3). Demnach 
iſt aber der Rückforderungsanſpruch des Anfechtungsberechtigten auch nicht dadurch bedingt, 
daß er zur Rückgabe des Empfangenen imſtande iſt; der Fall einer Zug-um⸗Zug⸗-Leiſtung, 
wie beim Rücktritte und bei der Wandlung, liegt hier nicht vor (RG 59, 93; Warn 1910 Nr 315 
u. 406). Vgl. jedoch 5 142 a. a. O. Dem Anfechtungsgegner ſteht ſomit auch nicht die Einrede zu, 
daß die Leiſtung des Berechtigten, das ſeinerſeits grundlos Erlangte zurückzugeben, unmöglich 
geworden ſei (RG JW 1910, 799). 

Die Drohung, wie die argliſtige Täuſchung können ſodann auch einen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz begründen. Dieſer Anſpruch entſteht indeſſen nicht jedesmal und nicht ſchlechthin aus der 
Drohung oder aus der argliſtigen Täuſchung, vielmehr nur dann, wenn eine von den drei nach⸗ 
folgenden Vorausſetzungen erfüllt ift (RG 7. 10. 11 V 113/11): a) entweder, daß der Täter in 
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einer wider die guten Sitten verſtoßenden Weiſe mit dem Vorſatze der Schädigung des andern 
gehanbeit hat ($ 826); b) oder, daß die Vorausſetzungen des Betrugs oder der Erpreſſung im 
Sinne der 88 263, 253 StGB (MG 78, 397 verfüllt find (§ 823 Abf 2); c) oder, daß der Anfechtungs⸗ 
berechtigte beim Kaufe, ſei es durch argliſtiges Verſchweigen von Fehlern, ſei es durch argliſtige 
Vorſpie gelung nicht vorhandener Eigenſchaften getäuſcht worden iſt (§ 463 in unmittelbarer und 
entſprechender Anwendung); iſt die Anfechtung des Vertrags aus § 123 erfolgt, dann iſt ein An⸗ 
ſpruch auf Schade nser at nach J 463 fo lange ausgeſchloſſen, als nicht feſtſteht, daß die Anfechtung 
unbegründet war (N Se uff 77 Nr 55). 
Der Schadens erſatzanſpruch regelt ſich: 8 
a) im Falle unerlaubter Handlung — die e zu a, b oben — nach den Grundſätzen 
des $ 249. Der Betrogene (oder Bedrohte) kann alſo regelmäßig nur Herſtellung des Zuſtandes 
ſordern, der beſtünde, wenn der Betrug (oder die Drohung) nicht vorgefallen wäre, oder nur 
fordern, daß er wirtſchaftlich in der Lage geſetzt wird, in der er ſich ohne den Betrug (oder die 
Drohung) befände ($ 249 A 1). Im Falle der Vertragsanfechtung iſt daher in der Regel 
auch nur der Anſpruch auf Erſtattung des negativen Inte reſſes gegeben ($ 122 A 2), da 
dieſes ausreicht, den Berechtigten ſo zu ſtellen, wie er geſtanden hätte, wenn er den Vertrag 
überhaupt nicht abgeſchloſſen haben würde (RG 96, 158; 103, 59; 132, 76; JW 1912, 137; Warn 
1912 Nr 292), und der Anfechtende anderſeits nicht Anſprüche erheben darf, die das Beſtahen 
des Vertrags oder die Unterſtellung des Beſtehens eines Vertrags andern Inhalts vorausſetzen 
RG 74, 1: 103, 59). Das negative Intereſſe des Käufers eines Grundſtücks umfaßt auch die⸗ 
jenige Einbuße, die er infolge der Bewirtſchaftung des Grundſtücks während der Zeit ſeit der 
chtung und ſeit der Geltendmachung des Anſpruchs auf Rücknahme des Grundſtücks bis 
zu deſſen Zurücktahme erleidet, da der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dieſer Einbuße und 
dem Betruge durch die bloße Befugnis des Käufers aus $ 303, ſich einſeitig des Beſitzes zu ent⸗ 
ledigen, nicht beſeitigt wird (RG 2. 11. 21 V 239/21). — Grundſätzlich iſt die Geltendmachung 
des Erſatzanſpruchs nicht davon abhängig, daß der Geſchädigte den Vertrag anficht (RG 103, 159). 
Bei Aufrechterhaltung des Vertrags (unverändert alſo mit allen ſeinen Beſtimmungen) 
wird aber ein Anſpruch auf Gelderſatz nur ausnahmsweiſe gegeben fein, weil 
eben der Grundſatz des 9 249 Saß 1 von der Naturalherſtellung regelmäßig auch jetzt Platz greifen 
müßte und die Anwendung dieſes Grundſatzes an fic gerade nur zur Beſeitigung des Vertrags 
zu führen hätte (Rh 83, 246; JW 1910, 934%; Warn 1911 Nr 120; 1915 Nr 230; 1918 Nr 181). 
Unter beſondern Umſtänden kann indes die Anwendung des bezeichneten Grundſatzes gerade 
auch den Anſpruch auf Entſchädigung in Geld oder auf das poſitive Erfüllungsintereſſe ergeben; 
nämlich dann, wenn der Geſchadigte nachzuweiſen vermag, daß der Vertrag auch dann zuſtande 
gekommen wäre, insbeſondere ein Kauf, wenn der andere Teil ſich redlich verhalten, alſo die 
ahrheit bekannt oder die Drohung unterlaſſen hätte, und zwar diesfalls unter für den Ge⸗ 
chädigten günſtigeren Bedingungen. ft beiſpielsweiſe ein Käufer durch die Täuſchung be⸗ 
wogen worden, einen Preis zu bewilligen, den er in dieſer Höhe nicht bewilligt haben würde, 
10 5 der Betrug nicht vorgefallen wäre, dann kann er bei Aufrechterhaltung des Vertrags Er⸗ 
ſtattung des angeblich zuviel bezahlten Betrags (oder Minderung des Preiſes) unter der Voraus- 
ſetzung verlangen, daß er nachweiſt, der Kauf würde, falls die Täuſchung nicht vorgefallen 
1 5 der Verkäufer vielmehr ſich redlich verhalten hätte, auch zu der günſtigeren Be⸗ 
Nr hang zuſtande gekommen fein (R& 83, 246; Warn 1910 Nr 383; 1915 Nr 230: 1918 
* 181; Gruch 55, 350; Lg 1921, 373). Anderſeits kann auch der Verkäufer unter den 
Auſprechenden Umſtänden Geldentſchadigung fordern. So im Falle des Nachweiſes ($ 287 
gr ), daß er ohne den Betrug des Käufers, der ihm betrügeriſch minderwertige oder wertloſe 
Pypothe ken in Zahlung gegeben hat, vom Verkaufe Abſtand genommen und alsdann Gelegen⸗ 
1155 gehaht haben würde, ſein Grundſtück anderweit unter günftigeren Bedingungen zu ber⸗ 
zaufen (MG 83, 245). — Der Anfechtende kann ſodann das poſitive Erfüllungs- 
unte reſſe fordern im Falle insbeſondere argliſtiger Verletzung der Offenbarungs⸗ 
pflicht (A 2 Abſ 2), wenn ſich dieſe Pflichtverletzung noch bei der Vertragserfüllung äußerte 
RE Ja 1912, 743°); oder wenn anzunehmen, daß einem Unternehmer etwa im Falle redlicher 
Offenbarung höhere Preiſe bewilligt worden wären (RG 95, 59). Im allgemeinen iſt ſomit 
zu ſagen, daß das pofitive Erfüllungsintereſſe immer dann zuzuſprechen iſt, wenn dem Be⸗ 
rechtigten ohne das ſchuldhafte Verhalten des Gegners ein entſprechender Erfüllungsanſpruch 
zügeſtanden hätte (RG 103, 47). — Zu beachten iſt im übrigen in allen derartigen Fällen, daß 
dine Schädigung des Käufers oder Verkäufers überhaupt nicht in Frage kommen kann, wenn 
die empfangene Leiſtung ihrem allge meinen Werte nach den Wert der gegebenen Leiſtung völlig 
erteicht, ſo daß eine Vermögens minderung überhaupt nicht eingetreten wäre (RG 83, 246; Be- 
ſchluß der Bereinigt. Straſſenate RG 16, 1). 
Im Falle des $ 463 Satz 2 (Fall 3 oben). Hier regelt ſich der Schadenserſatzanſpruch 
nach Vertragsrecht, und zwar als Anſpruch auf Gewährleiſtung. Danach kann der Käufer, wenn 
er Verkäufer Fehler des Kaufgegenſtandes, und zwar einer Sache oder eines ſolchen Rechts⸗ 
guts, das weder unter den Begriff Sache noch Recht fallt (RG Warn 1912 Nr 60), argliſtig ver⸗ 
Bag, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 12 
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ſchwiegen oder nicht vorhandene Eigenſchaften als vorhanden verſichert hat, verlangen, daß er 
ſo geftellt wird, wie er geſtellt ſein würde, wenn der Mangel nicht beſtände oder wenn die Eigen⸗ 
ſchaften wirklich vorhanden wären. Er kann jetzt alſo das Erfüllungsintereſſe geltend machen. 
Zu beachten iſt dabei, daß hier gegebenenfalls nicht notwendige Vorausſetzung iſt, daß eine ver⸗ 
tragsmäßige Zuſicherung vorliegt; ſchon die argliſtige Vorſpiegelung des Vorhandenſeins von 
Eigenſchaften macht den Verkäufer vielmehr ſelbſtändig haftbar. Praktiſch wird alſo dieſe Frage 
insbeſondere dann, wenn die Verſicherung nicht in den Vertrag aufgenommen worden und 
ſomit nicht Teil des letzteren geworden iſt (§ 463 A 6; RG Warn 1910 Nr 383). Iſt beiſpiels⸗ 
weiſe beim Verkaufe eines Reſtaurationsgeſchäfts ein gewiſſer Umſatz fälſchlich vorgeſpiegelt 
worden, dann kann der Käufer Erſtattung desjenigen Betrags fordern, um den das Geſchäft, 
wenn ſich die falſche Vorſpiegelung bewahrheitet hätte, mehr wert wäre, als es nach Maßgabe 
des nur tatſächlich vorhanden geweſenen Umſatzes wert geweſen iſt. Zu vergleichen ſind dabei 
in beider Hinſicht die objektiven Werte. Den Geldbetrag kann der Käufer auch ſogleich in bar 
bezahlt verlangen, ſelbſt dann, wenn der Kaufpreis geſtundet iſt. Auf Minderung des Kauf⸗ 
preiſes braucht er ſich nicht einzulaſſen. Hat etwa der Verkäufer die polizeiliche Veſchränkung 
der Benutzbarkeit der Räume des verkauften Hauſes ($ 259) argliſtig verſchwiegen, dann läßt 
ſich der Schaden nach der Höhe des jährlichen Mietausfalles ermitteln (RG Warn 1915 Nr 230). 
Dieſes find die vom V. 36 ſeit längerer Zeit ſtändig feſtgehaltenen Grundſätze (RG 63 11125 
66, 338; JW 1910, 9344, 1912, 1377; Warn 1913 Nr 282; 1915 Nr 230). Seines Anſpruchs 
auf Schadenserſatz nach $ 463 geht der Käufer auch dann nicht verluſtig, wenn er die Kaufſache 
trotz Kenntnis des richtigen Sachverhalts entgegennimmt, ſich dabei aber feinen Anſpruch vor⸗ 
behält, denn der $ 469 iſt auch hier anwendbar (RG 59, 105). Der zuvor dargeſtellte Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wegen argliſtiger Täuſchung, ſei es durch Verſchweigung von Fehlern, ſei es durch 
Vorſpiegelung nicht vorhandener Eigenſchaften, unterliegt endlich nicht der dreijährigen Ver⸗ 
jährung aus $ 852, ſondern der 30jährigen, da ſich ein derartiger Anſpruch nicht mit einem 
Schadenserſatzanſpruche wegen unerlaubter Handlungen im Sinne der §§ 823 Abſ 2 und 826 
deckt (RG 66, 86; 67, 146; 78, 58); er iſt vielmehr ein Vertragsanſpruch (RG Warn 1912 Nr 198; 
1913 Nr 282); oder iſt doch wenigſtens als ein ſolcher zu behandeln. Vgl. § 463 A 6. 

Für den Fall, daß mit der Schadenserſatzklage nach § 249 die Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes gefordert wird, find auch die Grundſätze von der Vorteilsausgleichung (Vorbem 5 
vor $ 249) anwendbar (RG Warn 09 Nr 178). 

Hat ein Dritter bei dem Betruge, den eine Vertragspartei beim Vertragsabſchluſſe mit der 
Folge verübte, daß ſie zum Erſatze des poſitiven Schadens verpflichtet worden, mitgewirkt, ſo 
haftet er ebenfalls darauf, ſofern er als Mittäter oder Gehilfe der Vertragspartei anzuſehen 
war, da hier dem Rechtsgedanken der $$ 830, 840 Raum zu geben iſt (M& 103, 157). (Anders 
dieſer Fall, als wenn der Dritte den Betrug allein verübt hat, RG 61, 250; ferner RG 22. 3. 07 
II 466/06.) — Unmittelbare Haftung des Bevollmächtigten, der den Vertragsgegner argliſtig 
getäuſcht hat, ſ. RG HNN 1929 Nr 185. — Über die Einwirkung des Friſtenlaufs aus § 124 
auf den Schadenserſatzanſpruch vgl. dort A 1. 

6. Anwendungsgebiet. An ſich ſind rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen jeder Art aus⸗ 
nahmslos der Anfechtung aus $ 123 unterworfen. So auch ein Vergleich (RG Warn 1919 Nr 189). 
— Die Annahme, daß das Anfechtungsrecht durch das Vorhandenſein eines Wandlungs⸗ 
anſpruchs ausgeſchloſſen werde (ögl. $ 119 A7 Abſ 3), erſcheint als verfehlt und iſt jetzt 
durch das Urteil RG 96, 156 auch ausdrücklich verworfen worden. Vgl. auch $ 124 A 1. — Ent- 
zogen ſind der Anfechtung wegen notwendiger Rückſichtnahme auf die Rechtsſicherheit diejenigen 
Rechtshandlungen, durch die jemand die Mitgliedſchaft bei einer Aktiengeſellſchaft, 
einer Genoſſenſchaft oder einer Geſellſchaft m. b. H. erwirbt (vgl. d 119 A 7 a. E.). — 
Sonderbeſtimmungen: bei Willensmängeln im Falle der Stellvertretung (8 166), bei der 
Eheſchließung (88 1334, 1335), bei letztwilligen Verfügungen ($ 2078), bei Erbverträgen ($ 2281). 
Anfechtung des Anerkenntniſſes der Vaterſchaft zu einem unehelichen Kinde f.$ 1718 und RG 
Seuffa 84 Nr 126. — Sit der Erfüllungsort im Auslande gelegen, dann iſt für die Anfechtung 
des Vertrags und die ſich daraus ergebenden Folgen das fremde Recht maßgebend (RG 78, 
50). — Über die Anwendbarkeit des $ 123 bei ſtaatsrechtlichen Verwaltungsakten, ſowie bei 
öffentlich rechtlichen Willenserklarungen von Privatperſonen vgl. $ 119 A 7 Abſ 2. 

Beweislaſt. Der Anfechtungskläger hat die volle Beweispflicht (NG Warn 1928 Nr 119). 
In Ach 4. 6. 13 V 54/13 iſt in Befolgung dieſes Grundſatzes angenommen, daß, wenn der Kläger 
argliſtige Verſchweigung eines Sachmangels dem Beklagten zum Vorwurfe macht und der Der 
klagte demgegenüber behauptet, daß er dem Kläger den Mangel bei beſtimmter Gelegenheit 
angezeigt habe, der Kläger grundſätzlich auch die Unrichtigkeit dieſer Tatſache zu beweiſen habe; 
es jei denn, daß das Gericht bereits die Überzeugung erlangt hätte, daß der Beklagte ſich der 
ihm vorgeworfenen Argliſt wirklich ſchuldig gemacht habe. Dieſe Annahme iſt zwar an ſich folge⸗ 
richtig; doch kann ihre ſtrenge Anwendung bedenklich fein, da es in ſolchem Falle der Beklagte 
regelmaßig in der Hand hätte, dem Kläger willkürlich einen unter Umſtänden kaum oder doch 
nur einen durch Eideszuſchiebung an den Beklagten ſelbſt zu erbringenden Beweis aufzunötigen. 
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Nach RS 21. 4. 15 V 534/14 muß der Kläger, der wegen argliſtiger Verletzung der Offenbarungs⸗ 
pflicht anficht, beweiſen, daß die Mitteilung nicht gemacht worden iſt, dies freilich nur unter der 
Vorausſetzung, daß der Gegner die beſtimmte Behauptung aufgeſtellt hat, daß er und bei weicher 
Gelegenheit er die Mitteilung gemacht habe. Nach RG 14. 1. 18 IV 351/17 und ZW 1918, 814 
darf jedoch der Beweis der Negative nicht zu ſchwer gemacht werden, es kann daher für die Be⸗ 
weispflicht ſchon genügen, wenn derjenige, der eine gegenteilig behauptete poſitive Tatſache zu 
widerlegen hat, die etwaigen Umſtände widerlegt, die für das Vorhandenſein jener Tatſache 
sprechen könnten. 
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1. Der Anfechtungsberechtigte ſoll im Falle des § 123 beſſer geſtellt ſein als im Falle der 
$$ 119, 120. Die Anfechtungs friſt ift hier daher auf ein Jahr bemeſſen, mit der Einſchränkung 
edoch, daß jetzt die Ausnahmebeſtimmung des $ 121 Abſ 1 Satz 2 nicht gilt und daher ge mäß 
N 130 für die Wirkſamkeit der Anfechtungserklärung der Zeitpunkt ihres Zugangs (nicht des 

gangs) entſcheidend iſt, und daß nach Ablauf von 30 Jahren die Anfechtung unbedingt un. 
Zuläſſig iſt (Abſ 3). Die Friſt iſt leine Verjährungsftiſt, fondern eine Ausſchlußfriſt (vgl. $ 186 
N). Über die Friſtberechnung vgl. 98 186 ff.; über die Rechtsfolgen und die Vollziehung der 
Anfechtung die $$ 142, 143. — Der Ablauf der Anfechtungsfriſt ſchließt weder die 
Einrede des $ 853 noch (entgegen der Entſcheidung RG 63, 270) den Anſpruch auf 
Herſtellung des früheren Zuſtandes unter dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes 
demaß 88 826, 249 aus. Stehen nämlich dem Anfechtungsberechtigten zwei ſelbſtändige Rechts⸗ 
bebelſe zur Seite, von denen jeder auf einem beſondern Rechtsgrunde beruht, ſo iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, weshalb die Verwirkung des einen Rechtsbehelſs zugleich den Untergang des andern 
u Folge haben müßte. Vgl. § 262 A 1a. Cs iſt auch nicht einmal richtig, daß die Ergebniſſe 
12 Anfechtung mit denen aus $ 249 ſich decken: im Falle der Anfechtung tritt unbedingte Nichtig- 
05 won Anfang an ohne weiteres ein, gemäß $ 249 dagegen beſtünde nur die ſchuldrechtliche 
1 cepſlichtung, den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen. Demnach haben ſich auch die neuer- 
130 Attvile des NO auf den diesſeitigen Standpunkt geftellt ch 70, 197; 79, 197; 84, 131; 
630» 216; 328 1918, 8152; 1928, 2972). Vgl. auch g 123 A 6. Das Ergebnis des Urteils RG 
ver 7 führt überdies zu einer unangebrachten Bevorzugung des Schädigers. Jedenfalls 
rebe leib dem Anfechtungsberechtigten auch nach Ablauf der Ausſchlußftiſt des $ 124 die Ein⸗ 
58 e der Argliſt oder der Trohung, mindeftens in der Form der exceptio doli generalis (RG 

„Ws, 64, 222; 71, 435; 79, 197). Doch muß man von der Partei, die ſich einer ſolchen Ein⸗ 
5 ‚bedienen will, verlangen, daß fie mit Deutlichkeit den Willen zum Ausdruck bringt, den 
on ihr beanſtandeten Vertrag aufzulöſen. Will ſie die Einrede dazu benutzen, ſich gegenüber 
Gegner ihren Vertragspflichten zu entziehen, ohne ihrerſeits die Pflicht zur Rüge währ 
eis dem Vertrag erlangter Vorteile anzuerkennen, ſo ſteht ihrer Argliſteinrede die Replik der 
gage nen Argliſt entgegen (RG 60, 294; 130, 215). Daß die Friſtverſäumnis Erſatzanſprüche anderer 
n a den auf Herſtellung des früheren Zustandes unberührt läßt, verneint auch das Urteil 
v G 68, 270 nicht, — Sonberbeftimmungen bei Anfechtung der Ehe ($ 1339), der Verfügungen 
on Todes wegen (88,2082, 2283), der Erbſchaftsannahme und ausſchlagung ($ 1954). 
N Die einjährige Friſt beginnt im Falle: a) des Betrugs mit dem Zeikpunkte, in dem der 
bellechtungsberechtigte die Täuſchung entdeckt, mithin ſowohl die objektive Unrichtigkeit der 
ellimmenden Tatſache, wie auch die ſubjektibe Vorausſetzung der Täuſchungsabſicht, mithin 
au die Argliſt erkannt hat (RG 65, 89; 59, 94; JW 07, 1652); dagegen nicht ſchon in dem Zeit⸗ 
punkte, in dem er die Täuſchung zu vermuten beginnt (RG JW 1911, 64816). Auch Nichtkennen 
nus Fahrläſſigkeit kommt nicht in Betracht. Nach dem Wortlaute des Geſetzes beginnt die Friſt 
N der Kenntnis, daher aber nicht erſt mit Beſchaffung der nötigen Beweismittel; b) im Falle 
darf rohung mit dem Zeitpunkte, in dem die Zwangslage aufhört. Die Wirkung der Drohung 
berfzalſo micht mehr forkdauern, dem Bedrohten muß alſo die Furcht vor dem angedrohten Ubel 
ereits entſchwunden fein (NG J 1918, 31). Das träfe beiſpielsweiſe ſchon dann zu, wenn eine 
12* 
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angedrohte Strafanzeige bereits von anderer Seite erfolgt oder ſonſt ein Umſtand eingetreten 
wäre, der dem Bedrohten die Furcht vor dem ihm jetzt angedrohten Übel benahm (RG 60, 373). 
Keinesfalls genügt es aber, nur die allgemeinen Anſchauungen vernünftiger Leute heranzuziehen; 
ob die Zwangslage aufgehört hat, läßt ſich nur unter Berückſichtigung der Eigenart des Bedrohten, 
ſeiner Perſönlichkeit und feines Verhaltens feſtſtellen (NG JW 1929, 2421). — Durch das Geſetz 
vom 4. 8. 14 betreffend den Schutz der infolge des Kriegs an Wahrnehmung ihrer Rechte 
behinderten Perſonen in Verbindung mit der Bekanntmachung über die Erſtreckung der An⸗ 
fechtungsfriſten iſt der Ablauf der Ausſchlußfriſt aus § 124 Abſ. 2 gehemmt. Dieſe Vorſchrift 
findet auch zugunſten einer Offenen Handelsgeſellſchaft Anwendung, ſelbſt dann, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen der Geſetze nur bei einem Geſellſchafter zutreffen (RG 106, 136). 

3. Zugunſten des Berechtigten werden die Grundſätze der Verjährung angewendet, ſoweit 
fie beſtehen hinſichtlich: a) der Hemmung durch höhere Gewalt ($ 203 Abſ 2); b) der Hinderung 
des Ablaufs der Friſt bei Geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ($ 106), 
ſowie in Anſehung von Anſprüchen, die zu einem Nachlaſſe gehören oder ſich gegen einen ſolchen 
richten ($ 207 — das Nähere dort). 

4. Beweislaſt. Daß die Anfechtung nicht rechtzeitig erfolgt iſt, hat der Anfechtungsgegner 
zu beweiſen (RG Warn 1911 Nr 361; Gruch 48, 334; vgl. auch $ 121 A 6). Vgl. ferner $ 121 A 5. 


8 125 
1) Ein Nechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchriebenen Form 
ermangelt , ift nichtig. Der Mangel der durch Nechtsgeſchäft beſtimmten 
Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge 3-7). 
E 1 91 Abſ 2 II 104; M 1 178 ff.; P 1 87ff.; 6 130 ff. 


1. Die Nichtigkeit und ihre Folgen. a) Der Begriff Nichtigkeit iſt im Sinne des BGB für 
alle Fälle, in denen er überhaupt in Frage kommt, ein feſtſtehender und gleichmäßiger, ungeachtet 
der Mehrgeſtaltigkeit der Nichtigkeitsgründe. Mag die Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts alſo ein⸗ 
treten aus Gründen, die in der Perſon des Geſchäftsurhebers liegen, insbeſondere in ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit (58 104, 105), oder wegen Formmangels (89 125 ff.), oder wegen Scheins ($ 117), 
wegen des Geſchäftsinhalts ($$ 134, 138), die Bedeutung der Nichtigkeit an ſich iſt immer die 
nämliche. Es empfiehlt ſich daher, die Nichtigkeit und ihre Folgen, ſoweit angängig, hier erſchöpfend 
zu behandeln. Der Begriff Nichtigkeit, auf ein Rechtsgeſchäft angewandt, beſagt, daß die rechts⸗ 
geſchäftlich beabſichtigten Folgen wegen Vorhandenſeins eines Nichtigkeitsgrundes nicht eintreten 
können; daß das Rechtsgeſchäft grundſätzlich auch keiner Heilung fähig iſt, und nur der Abſchluß 
eines neuen Rechtsgeſchäfts die beabſichtigten Wirkungen herbeiführen kann ($ 141). Inſofern 
unterſcheidet ſich das nichtige Rechtsgeſchäft vom bloß unwirkſamen, das nur von G0 
die gewollte Wirkung nicht zu zeitigen vermag, wohl aber nachträglich durch Hinzukommen eines 
neuen Ereigniſſes volle Wirkſamkeit erlangen kann. Vgl. beiſpielsweiſe 38 182 ff. und § 177. 
Mögen ſich aus der Vornahme des nichtigen Geſchäfts unter Umſtänden auch ſonſt gewiſſe Rechts⸗ 
folgen ergeben — z. B. wegen Vorhandenſeins einer unerlaubten Handlung —, fo find es doch 
nie mals die gewollten. Die Sache liegt auch in ſolchen Fällen vielmehr fo, als wäre ein Re chts⸗ 
geſchäft überhaupt nicht vorgenommen worden, und daß die äußeren Geſchehniſſe, welche das 
Rechtsgeſchäft zur Entſtehung bringen ſollten, lediglich als tatſächliche Vorgänge von Be⸗ 
deutung ſind. Aus einem nichtigen Kaufgeſchäfte dürfen daher auch keine Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüche hergeleitet werden (RG 71, 433). Iſt mithin dem nichtigen Rechtsgeſchäfte als ſolchem 
jede Rechtswirkſamkeit verſagt, ſo iſt nur folgerichtig: zunächſt, daß jeder Beteiligte die Nichtigkeit 
geltend machen darf, und es an und für ſich auch nicht als eine ſittenwidrige Hand- 
lungsweiſe (9138), oder als ein Tun wider Treu und Glauben ($ 242) anzuſehen ift, 
wenn der Beteiligte die Nichtigkeit geltend macht und etwa von einem wegen Formmangels 
nichtigen Vertrage zurücktritt, ſelbſt wenn er weiß, daß der andere Teil zur Herbeiführung eines 
formgerechten Vertrags Aufwendungen gemacht hat, die ihm nicht erſtattet werden (RG 52, 5; 
58, 217; 55, 372; 73, 209; 77, 277; 96, 315; JW 1912, 5255; SeuffA 75 Nr 3). In dem Urteile 
Warn 09 Nr 537 iſt dahingeſtellt gelaſſen, ob gegebenenfalls der $ 226 anwendbar wäre. Die 
Frage iſt jedoch zu verneinen, da die Nichtigkeit ohne das Dazutun der Partei ohne weiteres 
Platz greift, und die Rücktrittserklärung mithin an ſich etwas recht Unerhebliches, daher 
aber auch keine Rechtsausübung im Sinne des $ 226 darſtellt. Ebenſowenig darf der 
Bereicherungsklage desjenigen, der auf Grund eines formloſen Vertrags geleiſtet hat, der Ein⸗ 
wand aus § 814 entgegengeſetzt werden, daß die Leiſtung einer Anſtandspflicht entſprochen habe 
(Prot 2, 696); freilich aber der Einwand, daß der vorbehaltlos Leiſtende den Mangel feiner Lei⸗ 
ſtungspflicht wegen Nichtigkeit des Vertrags gekaunt habe (Reh JW. 02 Beil 281 Nr 233). Indeſſen 
kann die Handlungsweise desjenigen, der ſich auf die Nichtigkeit des Vertrags beruft, gegen die 
guten Sitten oder doch gegen Treu und Glauben verſtoßen (88 242, 826). Dies gilt vor allem, 
wenn der eine Teil auf den Abſchluß eines formloſen Vertrags ſchon in der Abſicht eingegangen 
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iſt, den andern in Sicherheit einzuwiegen, oder wenn er den andern vom Abſchluß eines form⸗ 
gerechten Vertrags abgehalten hat, um demnächſt die Nichtigkeit geltend zu machen (RG JW 1913, 
98616, RG Warn 08 Nr 38; 1919 Nr 23). Argliſtig handelt auch, wer die Nichtigkeit eines von ihm 
abgeſchloſſenen Vertrags (Vergleichs) in der Abſicht geltend macht, um für ſich einen Vorteil 
zu erlangen, den er, wie etwa einen Anſpruch aus einem andern Vertrage, ohne den Abſchluß 
nicht gehabt haben würde (RG Warn 1917 Nr 16). Die Einrede der allgemeinen Argliſt iſt aber 
darüber hinaus überall da zuzulaſſen, wo die gegenwärtige Geltendmachung der Nichtig⸗ 
keit mit Rückſicht auf ein früheres Verhalten des die Nichtigkeit geltend machen⸗ 
den Teils gegen die guten Sitten oder doch gegen Treu und Glauben verſtößt 
(MG 71, 425; 76, 354; 85, 120; 86, 192; 87, 282; 121, 14; R JW 1927 ©. 973°, 9749; RG 
Warn 1919 Nr 29; RG Gruch 73, 63). Ein Verſtoß gegen Treu und Glauben, der die Einrede 
der allgemeinen Argliſt begründet, liegt namentlich dann vor, wenn der eine Teil den andern, 
ſei es auch ohne böſe Abſicht, durch ſein Verhalten in den Irrtum verſetzt oder in dem Irrtum 
erhalten hat, daß der Vertrag auch formlos gültig ſei, und dann gleichwohl die Nichtigkeit geltend 
macht; der eine Teil muß ſich dann dem andern gegenüber ſo behandeln laſſen, als ob der Vertrag 
formgerecht abgeſchloſſen wäre (RG 96, 315; 107 S. 180, 357; 108, 105; 115, 35; 117, 121; RG 
Gruch 68, 650, RG Warn 1908 Nr 38; 1917 Nr 174; 1919 Nr 23; 1925 Nr 162; 1926 Nr 113, 
136; 1931 Nr 42; RG JW 1919, 9932; RG Seuffü 77 Nr 114; 78 Nr 178; RG Lg 1927, 11251). 
Hat ein Dritter, der ohne Vollmacht bei Vertragsverhandlungen mitwirkte, eine Vertragspartei 
durch Täuſchung dazu beſtimmt, von der erforderlichen Beurkundung abzusehen, fo kann die ge⸗ 


züuſchte Partei ihrem Vertragsgegner die Einrede der Argliſt nur dann entgegenhalten, wenn 
ae das auf Täuſchung gerichtete Verhalten des Dritten kannte (RG 8. 1. 29 VII 300/28). 
ie Einrede wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß derjenige, der fie erhebt, ſich an einem Steuer⸗ 
betrug beteiligt hat, der durch die die Nichtigkeit begründende falſche Angabe (über einen Grund⸗ 
ſtückstaufpreis ſ. 8313 A 2) verübt worden iſt (RG 107, 357; RG Gruch 68, 650). Liegt aber 
wetter nichts vor, als daß beide Vertragsteile bewußt gegen die geſetzliche Vorſchrift verſtoßen 
haben, ſo iſt keiner mit dem Einwand zu hören, die Rüge des Formmangels verſtoße gegen Treu 
und Glauben (RG JW 1926, 18105; 1928, 24375; R Warn 1927 Nr 135, 159). Daß die Parteien, 
ſei es auch in verſchuldetem Irrtum, das wichtige Rechtsgeſchäft jahrelang als ein gültiges erachtet 
und behandelt haben, genügt allerdings für ſich allein nicht, um die ſpätere Berufung auf die 
Rächtigkeit zurückweiſen zu können. Die Argliſteinrede ſteht dem nicht zu, der ſelbſt Schuld daran 
RZ daß es nicht zu einer formgültigen Beſtätigung des formnichtigen Vertrages gekommen ift 
1 JW 1932, 2152). Die Einrede der Argliſt gegenüber einem nichtigen Kaufvertrage (weil 
ni Käufer die erforderliche Handelserlaubnis fehlte) ift dem Käufer auch dann zu verſagen, 
wem der Verkäufer beim Vertragsabſchluſſe argliſtig gehandelt hat (RG 105, 366). Zum Ein- 
ib 6 015 gegenüber der Berufung auf die Formungültigkeit eines (Aktien⸗)Zeichnungs⸗ 
. „269. 

keit derer, ergibt ſich aus der unbedingten Nichtigkeitsfolge, daß auch der Richter die Nichtig⸗ 
N bon Amts wegen berückſichtigen muß, und auch ein Verzicht auf Geltendmachung der 
dachegkeit wirkungslos iſt (RG 61, 267; JW 1922, 11952, betreffend Kettenhandel); endlich, 
bat AA die Nichtigkeit des Geſchäfts auch jeder Dritte berufen kann, der ein Intereſſe daran 
99 JW 09, 69651, Gruch 54, 165) — beiſpielsweiſe alſo im Falle der Beſtellung einer nichtigen 
. auch der jedesmalige Nachfolger des Beſtellers (RG JW 08, 297°); oder der Schuldner 
— nichtigen Abtretung gegenüber (RG 93, 75). Vgl. auch $ 125 A 1 und 3 409 A 1. Iſt wegen 
fi 1 Schuld aus einem nichtigen Rechtsgeſchäfte bloß ein Anerkenntnisurteil ergangen, ſo können 
auf das nden; denen gegenüber das Urteil keine Rechtskraft hat, betreffs der Nichtigkeit auch nicht 
en Urteil berufen (RG JW 09, 1312). — Darüber, daß das auf eine die Nichtigkeit 
15 eiführende Anfechtung ergehende Urteil Dritten gegenüber keine Rechts- 

aft macht, vgl. $ 142 A 1 Abſ 2. 
. folgt, daß das nichtige Rechtsgeſchäft auch nicht als Grundlage für Nebenrechte, 
10 ürgſchaft, Pfand, Vertragsſtrafe ($ 344), ſowie etwa bei Nichtigkeit aus $ 138 nicht als Grund⸗ 
1 5 einer Klage dienen kann, durch die der Erwerber des Grundſtücks etwa feſtgeſtellt wiſſen 
kit te, daß die Kaufgelderforderung nicht beſtehe, um alsdann die Kaufgeldhypothek als Eigen⸗ 
nichtſchrundschuld für ſich umſchreiben zu laſſen (RG Warn 1912 Nr 243). Endlich folgt, daß das 
be ge Rechtsgeſchäft, weil es der Rechtswirkſamkeit grundſätzlich ein für allemal entkleidet ift, 
— Heilung des Mangels, insbeſondere durch Erfüllung, Anerkenntnis oder Vergleich (auch 
lichen, NG 27. 6. 04 V 10/04; 9. 2. 07 VI 348/06), begrifflich nicht zugänglich ift (vgl. dazu 
ber. A J. Auch die Wirkung der einmal erklärten Anfechtung ($ 142) läßt ſich ſomit auf keine Weiſe 
re beſeitigen (vgl. $ 142 A 1). Beim Vergleich it allerdings (entgegen früher geäußerten 
denken) eine Einſchränkung durch den geſetzlichen gebilligten Zweck der Streitbeilegung geboten. 
ode, inder Rechtſprechung anerkannt ift, kann der Streit überein Rechtsgeſchäft, deſſen Nichtigkeit 
Be er Klagloſigkeit behauptet wird, unter Umſtänden durch Vergleich wirkſam beigelegt und dieſer 
KI gleich dann nicht durch die Feſtſtellung entkräftet werden, daß tatſächlich Nichtigkeit oder 
agloſigkeit vorgelegen habe. Vorausgeſetßzt iſt dabei nur, daß die Beteiligten ernſtlich über die 
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Gültigkeit geſtritten haben, und der Vergleich gerade die Beilegung dieſes Streites, nicht etwa 
anderer Streitpunkte, die auch bei einem gültigen Rechtsgeſchäfte vorkommen können, z. B. über 
das Zuſtandekommen eines Vertrags und Einzelheiten ſeines Inhalts, bezweckte (RG 49, 192: 
83, 110; RG JW 1902 Beil 264 Nr 191; Warn 1911 Nr 388; 1931 Nr 38; SeuffA 85 Nr 88; Gruch 
67, 174; 23 1921, 57; RG 23. 10. 06 VII 44/06; 3. 12. 26 VI 337/26). Unbedingt nichtig find 
aber zweifellos ſolche Vergleiche, die der Erfüllung des nichtigen Geſchäfts dienen ſollen (RG 49, 
194), oder die auf Aufhebung des nichtigen Rechtsgeſchäfts und auf Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes gerichtet find (RG JW 06, 3014), und die bezwecken, den Beteiligten ſo das ohne 
Rechtsgrund Erlangte zu erhalten, oder ihnen noch ausſtehende Vorteile zu verſchaffen (RG 
Warn 1911 Nr 388). Soweit das Geſetz in der Beſtätigung ($ 141) und in der Umwandlung ($ 140) 
Mittel zur Aufrechterhaltung eines nichtigen Geſchäfts gewähren will, verläßt es doch nicht den 
grundſätzlichen Standpunkt, daß das nichtige Geſchäft aus ſich ſelbſt Rechtswirkungen nicht zu 
erzeugen vermag (Näheres hierüber bei den $$ 141 u. 140). — Nach $ 57 des Börſch gilt ein nicht 
verbotenes Börſentermingeſchäft als von Anfang verbindlich, wenn der eine Teil bei oder 
nach Eintritt der Fälligkeit ſich mit Bewirkung der vereinbarten Leiſtung einverſtanden erklärt 
und der andere Teil dieſe Leiſtung bewirkt. Auch eine verhältnismäßig große Teilleiſtung kann 
dazu ſchon genügen (RG 82, 176). Eine Heilung klagloſer Termingeſchäfte tritt auch dadurch ein, 
daß die Parteien durch nachträgliche Vereinbarung den Gegenſtand der Leiſtung ändern und nun 
dieſe neue Leiſtung bewirkt wird (RG Gruch 59, 514). 

b) Der Ausgleich zwiſchen den Beteiligten geſtaltet ſich, wenn die Leiſtung auf Grund eines 
nichtigen Geſchäfts bewirkt worden ift, verſchieden, je nach der Art der Rechtsfolgen der Leiſtung 
und nach der Natur des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes. Hat die Leiſtung eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung nicht bewirkt, iſt vielmehr der Leiſtungsgegenſtand trotz des Vollzugs⸗ 
geſchäfts im Vermögen des Leiſtenden verblieben, dann muß deſſen Rechtsbehelf notwendig ein 
anderer ſein, als wenn jener Gegenſtand in das Vermögen des Empfängers übergegangen wäre. 
Hat beiſpielsweiſe jemand auf Grund eines nichtigen Geſchäfts dem andern eine Sache zu Eigen⸗ 
tum gewähren wollen und hat der andere das Eigentum auch erworben, dann iſt eine Vermögens⸗ 
verſchiebung eingetreten; hat dagegen die dingliche Verfügung (Vorbem 7 vor $ 104) den beab- 
ſichtigten Rechtserfolg nicht erzielt, weil auch fie nichtig war, jo iſt die Vermögensverſchiebung 
ausgeblieben. In dieſem Falle müſſen mithin nach den hier eingreifenden Rechtsgrundſätzen 
($ 985) auch andere Rechtsbehelfe Platz greifen als im Falle der eingetretenen Vermögensver⸗ 
ſchiebung ($ 812). Um verſchiedene Rechtsbehelfe muß es ſich naturgemäß aber auch dann handeln, 
je nachdem eine ſachenrechtliche Leiſtung in Frage ſteht, oder eine ſchuldrechtliche. Letzteres 
iſt z. B. der Fall, wenn jemand dem andern auf Grund eines nichtigen Geſchäfts eine Forderung 
überträgt ($ 398), oder wenn er zugunſten des andern eine Forderung erläßt ($ 397), oder ein ihn 
ſelbſtändig verpflichtendes Schuldverſprechen abgegeben hat (89 780, 781). Im einzelnen gilt 
demge maß folgendes: Iſt eine Sache geleiſtet worden und iſt das Vollzugsgeſchäft ebenfalls 
nichtig, dann fteht dem Leiſtenden in erſter Linie die Eigentumsklage aus $ 985 zur Seite und für 
das Gebiet des Liegenſchaftsrechts der Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 894, 
Hat dagegen das Leiſtungsgeſchäft, der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts ungeachtet, die Vermögens- 
verſchiebung bewirkt, weil es von dieſer Nichtigkeit nicht mitbetroffen wird, dann iſt der Leiſtende 
von vornherein auf den Bereicherungsanſpruch gewieſen (88 812ff.), während die Anwendbarkeit 
der Grundſätze vom Rücktrittsrechte gemäß 9 346 ausgeſchloſſen iſt (RG 3% 09, 4866; 1910, 7999). 
Auf den Rechtsbehelf aus $ 812 ift aber der Leiſtende auch dann beſchränkt, wenn die Vermögens⸗ 
verſchiebung erſt nachträglich dadurch eintritt, daß der Empfänger die nicht wirkſam erworbene 
Sache demnächſt mit Rechtswirkung ($$ 932, 894) weiterveräußert ($ 816), oder endlich, wenn 
die Sache untergeht. Die Annahme Staudingers ($ 812 Al 4 b 6), daß dem Leiſtenden jedesmal 
die freie Wahl zwiſchen der dinglichen Klage und der Bereicherungsklage zuſtehe, muß abgelehnt 
werden, weil die letztere Klage unbedingt eine Vermögensverſchie bung zur Vorausſetzung hat, 
und von einer ſolchen keine Rede ſein kann, ſolange der Leiſtende die noch vorhandene Sache 
von ihrem Empfänger kraft ſeines Eigentums zurückfordern kann. Gehörte das Leiſtungs⸗ 
geſchäft dem Gebiete der Schuldverhältniſſe an und iſt es wirkungslos, dann beſteht zur 
Ausgleichung überhaupt kein Anlaß. Denn wie der Leiſtende nichts einbüßt, ſo erlangt der andere 
Teil nichts. Im Falle der Nichtigkeit der Abtretung bleibt das Gläubigerrecht bei ſeinem früheren 
Inhaber, und im Falle eines beabsichtigten Erlaſſes verbleibt die zu erlaſſende Forderung im 
Vermögen des Erklärenden; im Falle endlich der Abgabe eines nichtigen Schuldverſprechens 
gelangt eine Verpflichtung nicht zur Entſtehung. Der Erklärende hat demnach in allen jenen Fällen 
höchſtens Anlaß zur Erhebung einer negativen Feſtſtellungsklage nach $ 256 8 PO, um einer 
Gefährdung feiner Rechtslage vorzubeugen. Im Falle einer Forderungsübertragung iſt es indeſſen 
Se hier denkbar, daß noch nachträglich eine Vermögensverſchiebung eintritt, wenn nämlich der 
Bei tonar über die Forderung wiederum nach den Grundſätzen vom gutgläubigen Rechtserwerbe 
mit Wirkung weiter verfügt (§8 407409). Unter dieſen Umſtänden wäre die Ausgleichung wiede⸗ 
rum nach $$ 812ff. zu ſuchen. — Wer auf Grund eines nach $ 138 nichtigen Vertrags eine Sache 
kauflich erwirbt, kann nicht einen Gewährleiſtungsanſpruch erheben; er kann aber Beſeitigung 
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der für den Kaufgelderreſt eingetragenen Hypothek nach $8 812, 817 fordern; ſolange er jedoch 
die vertragsmäßige Gegenleiſtung verweigert, anderſeits aber die Sache behält, wird ſein An⸗ 
ſpruch durch die Einrede der Arglift befeitigt (RG 71, 432). Vgl. hierzu auch Warn 1911 Nr 167. 
Auch die dingliche Hypothekenklage iſt hinfällig, wenn die Hypothek auf Grund eines nichtigen 
Kaufvertrags eingetragen worden iſt, ungeachtet deſſen, daß das dingliche Vollzugsgeſchäft an 
ſich nicht von jener Nichtigkeit berührt wird (RG ZW 08, 2973; RG 72, 93). Denn durch die an 
Nic) rechtsgültige Hypothe kenbeſtellung wird wegen Nichtigkeit der Kaufpreisforderung zwar keine 
Hypothek, aber gemäß 88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1 eine Eigentümergrundſchuld begründet (RG 
Warn 1911 Nr 167). Eine Sicherſtellung iſt nicht um deswillen, weil der zu ſichernde Anſpruch 
aus einem wider die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäfte herrührt, gemäß & 138 nichtig; 
aber fie iſt es deswegen, weil der zu ſichernde Anſpruch überhaupt nicht beſteht (NG JW 09, 
131°). — In allen Fällen der erörterten Art ſteht schließlich dem Leiſtenden von vornherein auch 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz zu, wenn ſich der andere Teil eine unerlaubte Handlung hat 
zuſchulden kommen laſſen ($$ 823, 826), und er kann alsdann nach den Grundſätzen der 9 249ff. 
zum Ziele kommen. — Für den Fall, daß die Vorausſetzungen des § 817 Satz 2 gegeben ſind, 
entbehrt der Gebende eines Rückforderungsanſpruchs aus dem Grunde der ungerechtfertigten 
Bereicherung überhaupt, alſo auch des Anſpruchs aus § 812 (NG 78, 284; Warn 1912 Nr 98). 
Es trifft das nach der ſtändigen Praxis des V. 38S insbeſondere zu bei Rechtsgeſchäften, auf Grund 
Seren zum Zwecke eines Bordellbetriebs ein Vermögensgegenſtand gewährt und dieſer für die 
Dauer in das Vermögen des Empfängers übergegangen iſt (RG 63, 353; 70, 4). Die Vorſchrift 
es $ 817 Satz 2 ſteht indes der Rückforderung nicht entgegen, wenn nicht bereits eine dauernde 
mögensvermehrung beabſichtigt war, wie beiſpielsweiſe bei bloßer Leiſtung einer Kaution 
RG 67, 322; JW 1911, 18615; 1912, 86220, wo ein Grundſtück unter der Verpflichtung zur Rück⸗ 
auflaſſung übereignet war), ferner dann nicht, wenn als Leiſtung nur, die Eingehung einer Schuld- 
nerbindlichkeit“ in Frage ſteht und es ſich ſonach vorerſt nur um ein noch unfertiges, erſt zu er⸗ 
fülle ndes Schuldverhältnis handelt, was jedoch ausgeſchloſſen iſt, wenn bereits eine Leiſtung 
25 Geld oder Geldeswert bewirkt worden iſt, ſo durch die Hingabe eines auf den Kläger von einem 
ritten gezogenen Wechſels in Anrechnung auf eine Kaufpreisforderung des Beklagten an den 
121 ohne Vorhandenſein eines Begebungsvertrags zwiſchen den Parteien ſelbſt (RG Gruch 
l 344); oder wenn etwa eine Grundſchuld beftellt worden ift (RG 73, 143). Der $ 817 Satz 2 
ſchließt auch nicht aus, daß derjenige, der ein Grundſtück zum Zwecke des Weiterbetriebs eines 
Gordeugeſchaſts auf Grund eines unſittlichen Mietvertrags nur mietweiſe überlaſſen hat, das 

rundſtück mit der Eigentumsklage zurückfordert (RG ZW 1911, 18615). 
©) Verhältnis des Erfüllungsgeſchäfts zum Grundgeſchäfte. Grundſätzlich ſind die Erfüllungs⸗ 
Ua von der Rechtsbeſtändigkeit der Grundgeſchäſte unabhängig (vgl. Vorbem 5 vor $ 104). 
i ent das eben daran, daß fie vermöge ihrer felbftändigen Natur — und zwar bei den ſachenrecht⸗ 
Ce Geſchaften auf Grund des in der Einigung beſtehenden dinglichen Vertrags ($$ 925, 929), 
ile rg Rechtsgeſchäften im Gebiete der Schuldverhältniſſe ebenfalls ſchon zufolge der bloßen 
Vorßaseintgung ($$ 397, 398, 780, 781) — ſelbſtändig zur Entſtehung gelangen und ſomit das 
haben ndenſein eines rechtsgültigen Grundgeſchäfts begrifflich überhaupt nicht zur Vorausſetzung 
Ansichten 3. B. Ach 75, 69; Warn 1911 Nr 167). Dieſe Auffaſſung entſpricht der allgemeinen 
dei 0 (MG 63, 184ff.; 68, 98 ff., 104, 102; 106, 307). Der Regel nach könnte daher die Nichtig⸗ 
15 e Grundgeſchäfts die durch das Leiſtungsgeſchäft bezweckte Vermögensverſchiebung niemals 
90 Er. Allein unter Umſtänden wird das Erfüllungsgeſchäft dennoch von der Nichtigkeit 
geſch aftundgeſchäſte mitergriffen. Das trifft zunächſt dann zu, wenn die Parteien das Erfüllungs⸗ 
in aß ft von der Rechtsbeſtändigleit des Grundgeſchäfts ſelbſt haben abhängig machen wollen, 
105 ‚er als hierin die Aufſtellung einer Bedingung läge (RG 57, 96ff.). Eine ſolche Annahme 
1 aber Überhaupt am eheſten der Parteiabſicht gerecht werden, ſo daß der ſtrenge Grundſatz 
teien e praktiſche Ergebnis erheblich an Bedeutung verlieren muß. Die Fälle, in denen die Par⸗ 
5 5 ein dingliches Leiſtungsgeſchäft unabhängig von einem Kauſalgeſchäfte haben vornehmen 
102 d , werden im Verkehre in der Tat ſehr ſelten ſein. Die fragliche Ausnahme trifft ferner da zu, 
anh er Nähtigkeitsgrund wie dem Grundgeſchäfte fo ohne weiters auch dem Erftillungsgeſchäfte 
ehhaſtet was beiſpielsweiſe der Fall ift, wenn eine Veräußerung gegen ein unbedingtes Verbots⸗ 
Abe vorgenommen ($ 134), oder gemäß $ 138 Abſ 2 ein wucheriſches Gefchäft erfüllt wird ($ 138 
und Abs 2. Weiter ift der Ausnahmefall auch da gegeben, wo das nichtige Schuldverhältnis 
daß das Leiſtungsgeſchäft zuſammenfallen (RG 66, 385), wie etwa unter der Vorausſetzung, 
ſelß 8e. Geſchaftsunfähiger ſchenkungshalber eine Sache hat übereignen wollen, oder wenn bei 
eim tandigen (abſtrakten) Rechtsgeſchäften im Gebiete der Schuldverhältniſſe mit der Vornahme 
er ſolche n Leiſtungsgeſchäfts zugleich eine obligatoriſche Verpflichtung hat begründet werden 
der (Ac 68, 187). Endlich überall, wenn derſelbe Willensmangel dem Verpflichtungs⸗ wie 
450 Erfüllungsgeſchäfte anhaftet, und beide alsdann angefochten werden (RG 69, 13; JW 09, 
0 9 Handelt es ſich um den Nichtigkeitsgrund der Geſchäftsunfähigkeit, ſo kommt es darauf an, 
57 in auch noch im Zeitpunkte des Vollziehungsgeſchäfts vorhanden war (RG 72, 64). In RG 70, 
if angenommen, daß bei einer Vertragspartei, die zum Abſchluſſe des Kaufvertrags durch arg⸗ 
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liſtige Täuſchung von ſeiten der andern Partei beſtimmt worden ift, dieſer Betrug im Zweifel 
auch noch bei Vornahme des Erfüllungsgeſchäfts beſtimmend fortwirkt, und daß unter ſolchen 
Umſtänden die Anfechtung des Kaufvertrags auch die Nichtigkeit des dinglichen Übereignungs⸗ 
vertrags herbeiführt, falls nicht beſonders feſtzuſtellen iſt, daß die anfechtungsberechtigte Ver⸗ 
tragspartei das Erfüllungsgeſchäft ohne Rückſicht auf die Täuſchung hat vornehmen wollen. 
Vgl. dazu auch RG 78, 44 und SeuffA 67 Nr 192. Damit iſt der ſtarre Grundſatz, daß das Voll⸗ 
zugsgeſchäft von der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts nicht mitergriffen wird, im Sinne der diesſeits 
vertretenen Anſchauungen zugunſten der wirklichen Lebensverhältniſſe entſprechend gemildert 
worden. In den Urteilen RG 75, 68; 78, 285 iſt anderſeits freilich grundſätzlich angenommen, 
daß, wenn eine Grundſtücksveräußerung oder zugunſten des Reſtkaufgeldes eine Hypotheken- 
beſtellung auf Grund eines gemäß F 138 nichtigen Rechtsgeſchäfts erfolgt, das dingliche 
Vollzugsgeſchaͤft trotzdem unbedingt wirkſam zur Entſtehung gelange, weil der Nichtigkeits⸗ 
grund nicht auch der dinglichen Einigung anhafte und ihr nicht anhaften könne, und zwar hin⸗ 
ſichtlich der Hypothek mit der Maßgabe, daß ſie als Eigentümergrundſchuld dem Eigentümer 
zuſtehe. So entſprechend auch RG SeuffA 1914 Nr 47, betreffs der Abtretung einer Hypothek; 
ferner RG 93, 221, betreffend Abtretung einer Hypothek auf Grund eines formungültigen Kauf⸗ 
vertrags. Indeſſen dieſer freilich auch im Schrifttum vielfach vertretene Standpunkt erſcheint 
nach dem, was zuvor ausgeführt worden, doch als bedenklich. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
es ausgeſchloſſen fein ſollte, daß die Parteien gegebenenfalls auch das dingliche Vollzugsgeſchäft 
gerade zum Zwecke der Herbeiführung des angeſtrebten unſittlichen Erfolgs vornehmen, beiſpiels⸗ 
weiſe die Übergabe und Übereignung des Gebäudes gerade zur Ermöglichung des Bordellbetriebs, 
und weshalb ſollte in ſolchem Falle der dingliche Vertrag trotzdem fehlerlos ſein? An ſich ſcheint 
es doch mit der Natur eines abſtrakten Rechtsgeſchäfts auch keineswegs unvereinbar, daß es aus 
beſtimmter Abſicht und zu einem beſtimmten Zwecke vorgenommen wird, und erachtet man es 
einmal für möglich, daß ein Willensfehler, der dem Grundgeſchäfte angehaftet hat, demnächſt 
auch das Vollzugsgeſchäft derart beeinfluſſen kann, daß es ſeine Wirkſamkeit ebenfalls in Frage 
ftelit (dgl. oben), dann iſt in der Tat nicht erſichtlich, weshalb die Annahme unmöglich fein ſollte, 
daß ein dem Grundgeſchäfte anhaftendes widerſittliches Wollen das Vollzugsgeſchäft ebenfalls 
noch en könne! Vgl. dagegen die den Standpunkt des V. 38S vertretenden Ausführungen 
zu $ 873 A 7b. 

Die 90 125 129 behandeln den Mangel der Form als Nichtigkeitsgrund. Im allgemeinen 
ſteht das Geſetz auf dem Standpunkte der Formfreiheit. Das Formerfordernis beſteht nur inſoweit, 
als das Geſetz ausnahmsweise entweder eine Form ſelbſt beſonders vorſchreibt, oder als es den 
Parteien die Befugnis einräumt, eine Form bon Fall zu Fall ihrerſeits vorzuſehen. Die Ver⸗ 
tragsfreiheit iſt hier im übrigen ſo weit gewahrt, daß es den Beteiligten zugleich überlaſſen iſt, 
auch die Art der Form zu beſtimmen. — Die Grundſätze von der unbedingten Nichtigkeit wegen 
Formmangels erleiden inſoweit eine Einſchränkung, als Platz greift: a) gemäß $ 139 die Möglich 
keit einer nur teilweiſen Nichtigkeit (RG 61, 284; 63, 27); b) gemäß $ 140 die Regel von der Auf⸗ 
rechterhaltung des Geſchäfts in einer andern Geſtalt (Konverſion); c) der Ausnahmefall des $ 566 
ſowie des $ 1154; d) in den Fallen der $$ 313, 766, 518, 2301 — aber auch nur in dien Fällen — 
der Grundſatz der Heilbarkeit der Nichtigkeit durch Erfüllung und im Falle des $ 1324 Abſ 2 durch 
Zeitablauf. In den Fällen der 88 313, 518, 766 wirkt die Heilung jedoch nicht zurück („wird“ 
geheilt), während in § 1324 Abſ 2 (wie entſprechend auch im Falle des $ 110) ausdrücklich das 
Gegenteil vorgeſchrieben iſt. Auch die Eintragung in das Handelsregiſter heilt den Mangel der 
Formloſigteit des Vertrags nicht (RG 54, 418). Über die Nichtigkeit von Beitrittserklärungen, 
die den $$ 120, 127 SenG nicht entſprechen, trotz Eintragung in die gerichtliche Liſte der Genoſſen 
ſ. RG 97, 307; 137, 73. 

3. Im Ergebniſſe find die Fälle bes geſetzlichen und des gewillkürten Formzwangs ſich 
gleichgeſtellt. Wo nämlich ein ſolcher überhaupt beſteht, gilt die Regel, daß die Verabſäumung 
der Form die Nichtigkeitsfolge hat, und zwar nach den bei $ 139 unter A 1 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen hinſichtlich des geſamten Geſchäfts, ſoweit es auf einem einheitlichen Vertragsabkommen 
beruht, ſelbſt wenn der Nichtigkeitsgrund nur einen Teil des Vertrags trifft (RG 63, 27; Warn 08 
Nr 25). Das Nähere bei $ 139. 

Auch die geſetzlichen Formvorſchriften ſind auslegungsfähig (RG 73, 74). Auch in den Landes⸗ 
geſetzen gegebene Formvorſchriften fallen unter $ 125 (RG 6. 3. 18 V 346/17); ſelbſt wenn ſie 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlaſſen find RG 29. 1. 10 V 357/15). Zu 
den Formvorſchriften rechnet man gewöhnlich auch die Vorſchriften des 8 88 Abſ 4 Nr 7 der 
preufl. Landgemeindeordnung v. 3. 7. 91, des § 56 Nr 8 der preuß. Städteordnung für die 
öſtlichen Provinzen v. 30. 5. 53 lentſprechende Beſtimmungen in anderen preußiſchen Städte. 
ordnungen), des § 137 Abſſ 3 der preuß. Kreisordnung v. 13. 12. 72 und des $ 91 der preuß. 
Provinzialordnung v. 29. 6. 75 (vgl. RG 50, 23) für hohenzollernſche Gemeinden ſ. Seuffal 82 
Nr 1, 150. In der Tat handelt es ſich dabei, wie das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung 
anerkannt hat, nicht nur um Formvorſchriften, ſondern zugleich und in erſter Reihe um eine all⸗ 
de meine 3. B. auch für die Eingehung wechſelmäßiger Verpflichtungen maßgebende Beſchränkung 
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der Willensorgane der betreffenden juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts in ihrer Vertretungs⸗ 
macht (R 67, 269; 68, 407; 73 S. 73 u. 205; 82, 7; 83, 396; 89, 433; 104, 205; 115, 311; 116, 
247; 121, 14; 122, 175; 123, 358; 139, 58; 3% 1905, 44656, 1926, 14506; 1927, 12518 
1931, 16898; Warn 1923/24 Nr 157; SeuffA 81 Nr 160; HRR 1928 Nr 1511; 1933 Nr 1234; 
RAG 4, 162). Auch die Aufhebung des Dienſtvertrages eines ſtädtiſchen Angeſtellten gegen 
Vie eng einer Abfindungsſumme bedarf der Form des § 56 Nr 8 pr. Städte O (RG 121, 14). 
Die Vorſchriften greifen nicht nur dann Platz, wenn Urkunden über die die Gemeinde verpflich⸗ 
tenden Rechtsgeſchäfte aufgenommen werden, ſondern ſind bei Vornahme ſolcher Rechtsgeſchäfte 
Überhaupt zu beobachten; die Gemeinde kann nicht anders als in der hier vorgeſchriebenen urkund⸗ 
lichen Form ſich Dritten gegenüber verpflichten und im Ausgleich zu ihrer Verpflichtung Rechte 
erwerben (uch 68, 407; 67, 269; 64, 408; 82,8, 121, 14; Warn 1912 Nr 143 u. 474; JW 1922, 3925, 
1925, 1014; HMM 1930 Nr 909). Dem geſetzlichen Erforderniſſe iſt jedoch genügt, wenn zum 
Abſchluſſe des verpflichtenden Rechtsgeſchäfts eine den Vorſchriften des Geſetzes entſprechende 
Vollmacht erteilt worden iſt, und der Bevollmächtigte den Vertrag alsdann vollmachtsmäßig, 
wenn auch formlos abgeſchloſſen hat RG 123, 358; JW 1912, 106411; 1930, 1201186; RG 23 
1923, 56711, 1926, 134113: RG 10. 3. 15 V 516/14; 29. 1. 16 V 357/15; 24. 2. 17 V 338/16). 
(ud) eine allgemeine Vollmacht (Generalvollmacht) genügt in dieſer Hinſicht, wenn ſie auf 
eien beſtimmt begrenzten Geſchäftskreis (beiſpielsweiſe auf den Abſchluß von Straßenbau⸗ 
verträgen) beſchränkt worden tft. Auch die einem Magiſtratsbeſchluß zu entnehmende Ermächtigung 
es Bütgermeiſters, mit dem Vertragsgegner zu verhandeln, kann die Wirkſamkeit formloſer 
Erklärungen des Ermächtigten begründen (RG 23 1926, 134115). Verpflichtende Rechtsgeſchäfte, 
ie eine der Städteordnung entſprechende ſtändige Deputation vornimmt, unterliegen 
gleichfalls der geſetzlichen Vorſchrift; da indes der Vorſitzende der Deputation als Stellvertreter 
958 VBurgermeiſters anzuſehen ift und jedes Deputationsmitglied (auch ein nicht zugleich dem 
Mabzhtrate angehörendes) innerhalb des Geſchäftskreiſes der Deputation die Stellung eines 
Maqiſtratsmitgliedes einnimmt, ſo genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden und eines Depu- 
tationsmitgliedes; auch Entſchließungen des Magiftrats in ſeiner Geſamtheit erhalten verbindliche 
aft nach außen nur dann, wenn ſie dem Geſchäftsgegner in formgerechter Weiſe mitgeteilt 
find (RG 89, 433). Die Beſtätigung eines der geſetzlichen Vorſchrift nicht entſprechenden, daber 
unwirkſamen Vertrags bedarf zu ihrer Wirkſamkeit gleichfalls der Form des Geſetzes; fortgeſetzte 
. füuung reicht nicht aus (RG Gruch 1921, 698). — Notwendiges Erfordernis iſt nach $ 88 der 
Laudgemeindeordnung auch die Beidrückung des Gemeindeſiegels (RG 73, 73; JW 1922, 3925), 
und dieſer etwaige Mangel wird nicht dadurch geheilt, daß die Beidrückung des Siegels ſpäter 
95 0 holt wird; die Beidrückung des Siegels iſt auch dann erforderlich, wenn die Gemeinde 
Har Verüußerungsvertrag in der Form des $ 313 abſchließt; endlich muß das Siegel zu der Er⸗ 
erung der Gemeinbevertreter ſelbſt in räumlicher Beziehung ſtehen, ſo daß nicht genügt, wenn 
er Gemeinde⸗Urkundsbeamte das Siegel ſeiner Unterſchrift beidrückt, es ſei denn, daß die 
emeindevertre tet ſich des Urkundsbeamten als Werkzeugs bei der Unterfiegelung bedient hätten 

b SW 1911, 749%). Über die Notwendigkeit der Anführung des zugrundeliegenden Gemeinde⸗ 
2 cles und der erforderlichen Genehmigung des Kreisausſchuſſes |. RG 139, 58. Nach RG 73, 
il wenn die in der pr. Landgemeindeordnung unter Nr 7 Abſ 2 Satz 1 geforderte Aufnahme 
falls de meinbebefchlufjes in die Verpflichtungsurkunde unterblieb, der Formmangel geheilt, 
Aus der Beſchluß dem Vertragsgegner zuvor mitgeteilt war (RG Gruch 1921, 694). Dazu aber 
95 ING 115, 311; 116, 248; 123, 358; 139, 58. Über den Begriff Urkunde im Sinne des § 88 
= 1 Landgemeindeordnung vgl. NG 68, 407. Zu g 56 Nr s der weſtfäliſchen Städteordnung 
900. 3. 56 f. RG 122, 229; RG JW 1916, 677° und 1926, 14504; SeuffA 78 Nr 6; RAG 11, 
„Kündigung nach der weſtfäliſchen Landgemeindeordnung ſ. NAGHRR 1933 Nr 823. Der 
deſetzlichen Form bedarf es nicht, wenn der Magiſtrat einer Stadtgemeinde durch Beſchluß in 
Corpore einen Vertrag abſchließt, wobei allerdings vorauszuſetzen iſt, daß der Beſchluß dem 
andern Vertragsteil mitgeteilt wird (RG 18. 3. 24 III 73/23; zuſtimmend RAG 11, 360; dahin⸗ 
kuk in uc FW 1925, 2439). — Formbedürſtigkeit beſteht nicht, falls nicht Verpflichtungen 
83 die Gemeinde übernommen werden, beiſpielsweiſe alſo nicht bei bloßen Kündigungen (RG 
ſpi⸗ 397; Gruch 60, 516), oder wenn nur der Vertragsgegner eine Verpflichtung eingeht, bei⸗ 
Aer weise die zur Straßenherſtellung, während die ihm dabei erteilte Bauerlaubnis nur einen 
t der Polizeiverwaltung darſtellte (NG 2. 3. 18 V 336/17), auch dann nicht, wenn es ſich nur 
en die Abwicklung von Geſchäften aus bereits abgeſchloſſenen Verträgen handelt, oder bei Ge⸗ 
ſchaften der Gemeinde aus der laufenden Verwaltung (RG 104, 205; RG HRR 1930 Nr 909; 
1998 Nr 1232). Der Erlaß eines Teiles der der Gemeinde zustehenden Leiſtung aus einem gegen- 
ſeitigen Vertrage (eines Teiles des Pachtzinſes) begründet keine neue Verpflichtung der Gemeinde 
und iſt daher nicht formbedürftig (RG 92, 161). Der Form bedarf es auch nicht, wenn eine Stadt⸗ 
gemeinde eine Konzeſſion für den Betrieb eines Unternehmens erteilt und ſich hierbei das Recht 
vorbehalten hat, den Betrieb gegen Entrichtung einer Entſchädigung unter Zugrundelegung 
15 vom Unternehmer inveftierten Kapitals zu gewähren, alsdann aber die dazu vom Un- 
ernehmer vorgelegte Abrechnung genehmigt; es genügt hier die Unterſchrift des Bürger⸗ 
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19 durch die Genehmigung eine neue Verpflichtung nicht begründet wird (RG 4. 6. 
19 W 134/19). 

Eine erleichternde Formvorſchrift gibt Art 12 Pra BGB für den Abſchluß von Rentenguts⸗ 
verträgen und für die vertragliche Enteignung. 

4. Für den Fall der Verabredung einer Geſchäfts form geht das Geſetz nicht davon aus, 
daß eine ſolche Parteibeſtimmung immer den für die rechtsgültige Entſtehung des Rechtsgeſchäfts 
maßgebenden Formzwang begründen wolle, in welchem Falle die Wahrung der Schriftform 
weſentlich iſt und das Erfordernis auch nicht durch Rückſichten auf Treu und Glauben beſeitigt 
werden kann (RG 98, 236). Nach feiner Auffaſſung kann vielmehr auch beabjichtigt fein, die Form 
nur Beweiszwecken dienſtbar zu machen, und es kann die Schriftform auch nur vorgeſehen 
ſein, damit dem Gegner eine zuverläſſige Kenntnis zuteil wird; fo bei Kündigungen, wenn ſie 
durch eingeſchriebenen Brief geſchehen ſoll (NG Warn 1927 Nr 50) oder bei Verſicherungsver⸗ 
trägen, wenn ſchriftliche Anzeige des Unfalls vorgeſchrieben iſt (R 98, 235). In welchem Sinne 
nun eine rechtsgeſchaftliche Formbeſtimmung im Einzelfalle zu verſtehen ift, iſt an ſich zwar 
Sache der Auslegung. Das Geſetz gibt indeſſen mit Satz 2 eine allgemeine Auslegungsregel, 
indem es die Vermutung aufſtellt („im Zweifel“), es ſei der Formzwang gewollt (RG Gruch 52, 
928). Danach ergibt ſich für alle Fälle entſprechender Art zugleich die Beweisre gel, daß hin⸗ 
ſichtlich der Abſicht der Beteiligten derjenige Teil beweispflichtig iſt, der behauptet, es ſei nur der 
Beweiszweck gewollt. Ausgeſchloſſen iſt nicht, daß die Parteien nachträglich das Formerfordernis 
durch ſtillſchweigende, keiner Form bedürftige Einigung wieder beſeitigen, was namentlich 
durch die tatſächliche Bewirkung der vertragsmäßigen Leiſtung zum Ausdrucke kommen kann 
(Ach ZW 1911, 9418; Warn 1912 Nr 367). Dagegen beſteht für die Anwendbarkeit des 8 125 
Satz 2 kein Raum, wenn die Parteien die Beurkundung erſt nach Abſchluß des Vertrages 
vereinbaren, da das Geſetz die Beweisregel nur betreffs des erſt abzuſchließenden Vertrags gibt 
(R Warn 1930 Nr 69), und daher liegt auch in ſolchem Falle der Beweis dafür, daß die Gültigkeit 
des Vertrags von Wahrung der Form abhängig gemacht worden ſei, demjenigen Teile ob, der 
behauptet, daß die entſprechende Vereinbarung getroffen ſei (RG 94, 333; RG Gruch 69, 74). 
Für Tarifverträge, die für Einzelabreden Schriftlichkeit verlangen, |. RANG 7 S. 118, 349; RAG 
YRR 1931 Nr 1346. — ft die Aufſtellung des Formerforderniſſes (ſoweit nicht der geſetzliche 
Formzwang beſteht) überhaupt ins Parteibelieben geſtellt, fo muß dieſem ein Spielraum auch 
injoweit eingeräumt fein, als die Parteien zu beſtimmen vermögen, auf welche Beſtandteile 
des Rechtsgeſchäfts ſich der Formzwang erſtrecken fol (vgl. RG 68, 15; RG SeuffA 77 Nr 118), 
insbeſondere, ob nur auf die weſentlichen Beſtandteile, ohne welche das Rechtsgeſchäft überhaupt 
nicht beſtehen kann, oder auch auf die an ſich nicht weſentlichen Nebenumſtände, wie Erfüllungszeit, 
Erfüllungsort und Bedingungen, die ſog. Nebenabreden (ogl. unten A 6). Im allgemeinen läßt 
na) Mer nun annehmen, daß das durch Parteiabrede vorgeſehene Formerfordernis vermutlich 
auch diejenigen bloßen Nebenumſtände mitumfaßt und mitumfaſſen ſoll, denen nach Lage des 
Falles, ſei es wegen der Natur des Geſchäfts, ſei es zufolge der beſondern Parteiabſicht, dennoch 
eine beſtimmende Bedeutung beigemeſſen iſt — die fog. relativ weſentlichen. Das trifft 
ſtets zu bei Bedingungenz beiſpielsweiſe aber auch bei einer Zeitbeſtimmung betreffs der Dauer 
einer Bürgſchaft oder eines Mietverhältniſſes (RG JW 06, 3485). — Anlangend das Forms 
erfordernis beim Vorvertrage vgl. Vorbem 2 vor $ 145. — Auf die Art des den Formzwang 
vorſehenden Rechtsgeſchäfts kommt es nicht an. Er kann wie durch Verträge, ſo durch einſeitige 
Rechtsgeſchäfte beſtimmt werden, insbeſondere auch durch eine letztwillige Verfügung. Das 
Formerfordernis kann auch ſtillſchweigend vereinbart werden, z. B. notarielle Form 
in der Weiſe, daß der eine Teil einen Vertragsentwurf, in dem ſolche Form vorgeſehen iſt, dem 
andern Teile zuſendet, und dieſer vorbehaltlos antwortet: „nehme Vertrag feſt an“ (RG Warn 08 
Nr 9; vgl. RG Gruch 69, 74). Die Wirkſamkeit der Vereinbarung einer beſtimmten Form wird 
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aber nicht in die Vertragsurkunde aufgenommen worden ſind. Der ſchriftliche — nicht minder 
der gerichtlich oder notariell beurkundete — Vertrag hat die tatſächliche Vermutung für ſich, daß 
in ihm der endgültige und maßgebende Vertragswille niedergelegt iſt: Die Vermutung der 
Vollſtändigteit und Richtigkeit“ (RG 52, 23; 65, 46; 68, 15; Warn 1911 Nr 6; JW 1912, 2375); 
namentlich dann wenn die angebliche mündliche Nebenabrede mit dem Inhalte der Urkunde 
unvereinbar iſt (MG 21. 3. 14 V 434/13). Die Vermutung gilt im übrigen auch dann, wenn im 
Falle der Formbedürftigkeit des Rechtsgeſchäfts (§ 313) nur eine privatſchriftliche Urkunde auf⸗ 
genommen wird (RG 5. 2. 12 V 359/11); ferner auch dann, wenn die Beurkundungen nur des 
Beweiſes halber vorgenommen worden find (RG 23. 9. 10 J11 4/10). Die Anwendbarkeit der 
ermutung hat zur Vorausſetzung, daß das, was die Parteien ſchriftlich vereinbart 
haben, klar und zweifelsfrei iſt. Falls ſolches nicht zutrifft, der Vertrag mithin ausle⸗ 
gungsbe dürftig iſt, muß die Vermutung weichen, und es ſteht hier vielmehr gemäß $ 133 die 
Ermittlung des wahren Parteiwillens auf Grund aller, auch außerhalb der urkundlichen Er⸗ 
klärung liegenden Umſtände, ſowie der etwaige Einwand in Frage, der Vertrag ſei anders nieder⸗ 
Leſchrieben worden, als er berabredet war (R6 59, 219; 62, 49ff.; vgl. auch unten 8 133 A 1). 
Für die Anwendbarkeit der Vermutung beſteht ſelbſtverſtändlich auch dann kein Raum, wenn 
die Erklärung in der Urkunde erweislich lediglich deshalb fortgelaſſen worden iſt, weil der Er⸗ 
klärende oder die Beteiligten meinten, daß die Abrede ohnehin ſchon in den ſchriftlichen Er⸗ 
klärungen enthalten ſei (RG 88, 372; 52, 23; JW 06 S 11? u, 4584; RG 16. 2. 18 V 274/17). 
Behauptet der eine Vertragsteil, daß der Vertrag anders niedergeſchrieben ſei, als verabredet 
orden, und will er auf Grund deſſen den Vertrag durch Anfechtung wegen Irrtums beſeitigen 
RG Warn 1910 Nr 1), dann muß er in gehöriger Weiſe geltend machen, daß er ſich über den 
Inhalt des ſchriftlichen Vertrags bei Abgabe der Unterſchrift im Irrtum befunden habe; bat. 
darüber g 119 A 2. Andernfalls ſteht ihm die Vermutung der Richtigkeit des ſchriftlichen Vertrags 
entgegen. Wird nur behauptet, daß die Vertragsurkunde den Vertragsinhalt nicht vollſtändig 
wiederge be, weil daneben noch mündliche Vereinbarungen getroffen ſeien, ſo kommt zunächſt 
in Frage, ob die nur mündlich getroffene Abrede neben dem beurkundeten Vertrag überhaupt 
vertragliche Geltung haben und ſonach ebenfalls einen Beſtandteile des Vertrags bilden ſollte: 
oder aber, ob ſie um deswillen völlig unbeachtlich iſt, weil die Parteien nicht willens waren, ihr 
le Bedeutung einer Vertragsabrede beizumeſſen, oder ob endlich der beurkundete Vertrag und 
die mündliche Nebe nabrede ohne gegenſeitige Abhängigkeit je für ſich beſtehen ſollten (RG 102, 
4 Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, dann kann die Abrede höchſtens bei der Auslegung des 
ertrags in Betracht kommen (RG 62, 49; Warn 1910 Nr 408; RAG Warn 1932 Nr 19). Vgl. 5 133 
d Abſ 2. Iſt dagegen die Abrede als Teil der Vertragsvereinbarungen ins Auge zu faſſen, ſo 
aß der beurkundete Teil des Vertrags erſt in Verein mit der mündlichen Nebenabrede den Ger 
ſomtvertra ergäbe (Riß 102, 64; 65, 94; 71, 415), dann kommt bei formbedürftigen Verträgen 
eiter in rage, ob nicht der gefamte Vertrag deswegen nichtig ift, weil er der Vollſtändigkeit 
entbehrt (darüber weiter unten; vgl. dazu namentlich auch $ 313 A 2). Dieſer Fall ift freilich 
n ausgeſchloſſen, wenn die Heilung des Formmangels an ſich möglich war und im 
Jelbener Falle tatjächlic herbeigeführt worden iſt ($ 313). Denn alsdann erſtreckt ſich dieſe 
di lung auch auf die nur mündlich getroffene Nebenabrede (RG 52, 4; 54, 109; 61, 251), fo daß 
Ba zum nholte des Vertrags ſo vollwertig gehört wie die beurkundete Vereinbarung. Auch 
5 an {m ſchriftlichen Vertrage beftimmt ift, daß Abänderungen wie Zuſätze der Schriftform 
55 ürfen, iſt es möglich, daß die Parteien einer mündlichen Nebenabrede Gültigkeit beilegen 
0 95, 175, betreffend Mietvertrag). — Den Nachweis endlich, daß im gegebenen Falle eine 
mündliche Nobenabrede Teil des ertrags ſei, hat gegenüber der Vermutung der Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit der urkundlichen Erklärung an ſich derjenige zu führen, der die Abrede geltend 
machen will (vgl. RG 65, 49; 52, 26; 8, 16; Warn 1911 Nr 6; 1909 Nr 340). Dazu kann aber, 
falls die Vermutung ihrer Bedeutung nicht wieder entkleidet werden fol, nicht ſchon grund⸗ 
ſätlich die bloße Beast, genügen, daß vor oder bei dem ſchriftlichen (förmlichen) Vertrags- 
na oluffe eine ſolche Abrede überhaupt getroffen worden iſt. Da vielmehr für die rechtliche Erheb- 
dehleit der mündlichen Nebenabrede notwendige Vorausſetzung immer bleibt, daß die Abrede nach 
em Willen der Parteien Beſtandteil des Vertrags ſein ſollte, und mithin bei einer im voraus 
getroffenen Abrede auch erforderlich bleibt, daß die Parteien an ihr trotz ihrer Nichtberückſichtigung 
in der Urkunde bis zuletzt haben feſthalten wollen, jo muß auch die Erfüllung aller dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen gegebenenfalls von der an ſich beweispflichtigen Partei zum mindeſten wahrſcheinlich 
gemacht werden. Vgl. Roß Warn 1917 Nr 100; 1918 Nr 50. Wenn in R& 103, 157 gejagt ift: 
zdaraber, mie es komme, daß das mündliche Abkommen in die Urkunde nicht aufgenommen ſei, 
rauche regelmäßig keine beſondere Darlegung zu erfolgen“, ſo iſt das bedenklich und kann jeden⸗ 
falls nicht aus den oben angeführten Urteilen is 52, 25; 65, 99; 88, 372 entnommen werden. 
ielmehr mird je nach Lage des Falles und insbeſondere nach der inhaltlichen Erheblichkeit 
der Abrede die Beweisanforde rung ſtrenger oder weniger ſtrenge zu ſtellen fein. Bei einer 
brede, die ſachlich ſo erheblich iſt, daß ſchon an ſich die Annahme begründet ſcheint, die Parteien 
haben an ihr dauernd feſthalten wollen, oder wenn ſich die Richtigkeit dieqſer Annahme aus dem 
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ganzen Vertragszwecke ergibt, wird möglicherweiſe ſchon darin eine genügende Erhärtung der 
Behauptung des Beweispflichtigen zu finden ſein (RG JW 1912, 2375; Warn 1912 Nr 4; 1913 
Nr 87; Gruch 65, 80; RG 16. 3. 18 V 372/17; 11. 5. 18 V 31/18). Dabei konnen unter Umſtänden 
auch ſchon frühere Umſtände den vollen Vertragswillen ausreichend ergeben (RG 68, 15; JW 
1910, 9365; Gruch 64, 80). Handelt es ſich dagegen um eine Abrede minder erheblichen 
oder außergewöhnlichen Inhalts (beiſpielsweiſe um Verzicht auf die Gewährleiſtung 
oder anderſeits um eine Garantieleiſtung), dann wird ſich ein gewiſſer Schluß darauf, daß die 
Abrede auch noch bei Vollziehung des Vertrags ($ 126) als maßgebend erachtet worden, regel- 
mäßig nur dann ergeben, wenn auch wahrſcheinlich gemacht wird, weshalb die Aufnahme der 
Abrede in die Vertragsurkunde unterblieben iſt (NG JW 1911, 5345). Ein allgemeiner Grundſatz 
aber des Inhalts, der Beweispflicht könne immer nur dann genügt ſein, wenn durch Anführung 
beſtimmter Umſtände dargetan worden, weshalb die Nebenabrede nicht in die Urkunde aufgenom- 
men ſei, läßt ſich nicht aufſtellen (RG 52, 25; 68, 15; 88, 370; 103, 157; JW 1912, 237°; 1915, 
5067; Warn 1918 Nr 50; RG 23. 11. 25 I 4/25). 

Verſchieden von Fällen erörterter Art liegt die Sache, wenn die mündliche Nebenabrede in 
der Urkunde implizite bereits ihren Ausdruck gefunden hat, und ob das der Fall, iſt Sache der 
Auslegung (RG 88, 372). Steht endlich in Frage nicht nur, ob die Abrede als Teil des ſchriftlichen 
(formellen) Vertrags anzuſehen (mit der Folge etwa ſeiner Nichtigkeit), ſondern auch im Falle 
des § 313, ob die Nichtigkeit des Vertrags geheilt worden, dann erweitert ſich in ent- 
ſprechendem Maße die Beweispflicht und wird jetzt daher auch nachzuweiſen ſein, daß die Par⸗ 
teien die Abrede auch noch zur Zeit der Auflaſſung haben gelten laſſen wollen. 
Vgl. RG 52, 4; 54, 109; 61, 251; 65, 49; Gruch 48, 793; Warn 09 Nr 350, ferner 1910 Nr 1, 
wo auch der V. Senat abweichend von feiner früheren Entſcheidung 13. 5. 08 V 337/07 ſich zun 
dargelegten Standpunkt hinſichtlich der Beweisanforderungen angeſchloſſen hat; ferner JW 1912, 
237°. Vgl. auch § 313 A 6 Abſ 2. Steht es feſt, daß eine neben dem ſchriftlichen Vertrage getroffene 
mündliche Abrede unbedingt maßgebend fein ſoll, fo iſt fie bindend, mögen ſich die Parteien auch 
nicht deſſen bewußt geweſen ſein, daß die Abrede über den Vertrag hinausgehe oder gar gegen 
ihn verſtoße (RG 23 1922, 2592). 

Nichtigteit wegen Formmangels. Soweit ein Formzwang beſtand, ſind die nur formlos 
getroffenen Nebenabreden nichtig (vgl. auch R& 65, 393), und ob infolge dieſer teilweiſen Nichtig · 
keit des Rechtsgeſchäfts auch der formgerecht abgeſchloſſene Teil vernichtet wird, hängt davon ab, 
ob das Geſchäft nach dem Parteiwillen nur jo Geltung haben ſollte, wie es ſich nach den geſamten 
Abreden darſtellt, oder ob die Parteien es auch ohne den nichtigen Teil abgeſchloſſen haben würden 
($ 139; R6 52, 4; 65, 393). Der nichtige ſchriftliche Vertrag hat erſterenfalls nur die Bedeutung 
einer Beweisurkunde. Je nachdem es ſich um einen geſetzlichen oder einen nur gewillkürten 
Formzwang handelt, beſteht dabei folgender Unterſchied: Im erſteren Falle ergreift der Form⸗ 
zwang notwendig den ganzen Vertrag, und daraus folgt, daß auch jede einzelne, ſei es 
nach der Natur des Geſchäfts, ſei es nur nach dem Willen der Parteien weſentliche Abrede von 
dem Formzwange ergriffen wird; im Falle des gewillkürten Formzwangs dagegen 
beſteht ein Formzwang überhaupt nur inſoweit, als es die Parteien wollen (oben A 4), und daher 
ſteht auch das in ihrer Willkür, ob die neben dem ſchriftlichen Vertrage nur mündlich getroffene 
Abrede nicht trotzdem um deswillen Geltung haben ſoll, weil fich auf ſie der Formzwang überhaupt 
nicht hat erſtrecken ſollen. Falls die Schriftform nicht Erfordernis für die Gültigkeit des Vertrags, 
find auch die mit dem Wortlaute der Urkunde in Widerspruch ſtehenden Abreden als rechtswirkſam 
anzuſehen, wenn nachgewieſen wird, daß fie anſtatt des Beurkundeten Geltung haben ſollten. 
Im Falle geſetzlichen Formzwangs ftellt dagegen eine formloſe Nebenabrede die Wirkſamkeit 
des ganzen Vertrags unter den angegebenen Vorausſetzungen notwendig in Frage (RG 65, 393); 
im Falle bloß gewillkürten Formzwangs nur „im Zweifel“ § 127. Wird indes durch die münd 
liche Abrede die Verpflichtung des einen Teiles nur eingeſchränkt, dann wird ihre Rechtsgültigkeit 
durch den Formmangel nicht beſeitigt (RG 71, 415; Warn 1917 Nr 288; JW 1918, 3675 — Bürg⸗ 
ſchaft betreffend). Möglich ift indeſſen auch, daß eine Nebenabrede ſich als einen ſelbſtändigen 
Nebenvertrag darſtellt, und daß ſie aus dieſem Grunde, falls ſie ſelbſt nicht formbedürftig iſt, 
neben dem ſchriftlichen Vertrage Geltung haben kann (RG 65, 49; L3 1919, 5904, betreffend 
eine Nebenabrede zu einem Bürgſchaftsvertrage). — Überdies greift für den Fall, daß die Beur⸗ 
kundung des beabſichtigten Vertrags verabredet war, auch die Beſtimmung des $ 154 Abſ 2 
mit der Wirkung Platz, daß die Vermutung gegen den Abſchluß des Vertrags beſteht, ſolange 
nicht der geſamte Vertragsinhalt beurkundet worden iſt. 

Der Einwand, daß man die Urkundenverleſung überhört oder das Selbſtleſen verſäumt 
habe, iſt in der Regel nicht zuzulaſſen (RG 13. 4 07 V 378/06). Jedenfalls wird man bei öffent⸗ 
lichen Urkunden bis zum Beweiſe des Gegenteils davon ausgehen müſſen, daß der Vertrags- 
partei durch ihre Erklärung, daß ſie das ihr Vorgeleſene genehmige, ihren Willen hat kundtun 
wollen, alles Vorgeleſene vollinhaltlich als maßgebend gelten zu laſſen. Der Beweis, daß letzteres 
nicht zutreſſe, die Partei vielmehr nur das habe genehmigen wollen, was fie als Vertragsinhalt 
angenommen habe, iſt jedoch zuzulaſſen. Der 9 415 ZPO ſchließt dieſe Annahme nicht aus, da 
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das Work „Vorgang“ in Abſ 2 nicht auf die äußeren Umſtände des Herganges einzufchränfen ift, 
dieſe Vorſchrift vielmehr auch den Beweis zuläßt, daß der Inhalt der Urkunde nicht dem wirk⸗ 
lichen Willen der Vertragspartei bei Aufnahme der Urkunde entſpreche (vgl. RG 50, 420; JW 
09, 146121; 1912, 872°; RG 15. 4. 16 V 73/16). Die Grundſätze von den Nebenabreden zu einem 
ſchriftlichen Vertrage greifen im allgemeinen auch inſoweit Platz, als das Geſetz nur einſeitige 
Schriftform verlangt; ferner bei Beſtätigungsſchreiben nach RG Warn 1911 Nr 166, und bei 
Schlußſcheinen eines Vermittlers nach RG 2. 2. 06 VII 502/05. 

7. Statutenkolliſion. a) Ortlich: Nach Art 11 EG beſtimmt ſich die Form des Rechtsgeſchäfts 
nach den Geſetzen des Ortes, nach welchen das Rechtsverhältnis ſelbſt zu beurteilen iſt; unbedingt 
genügt jedoch die Beobachtung des Geſetzes des Abſchlußorts. Bei Rechtsgeſchäften über Sachen 
iſt allein das Geſetz der belegenen Sache (rei sitae) maßgebend. Vgl. ferner Vorbem 11 a. E. 
vor § 104. b) Zeitlich: Entſcheidend ift das zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts geltende 
Geſetz (Artt 170, 198, 214). 
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St durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben ), fo muß die Urkunde 
von dem Ausſteller eigenhändig?) durch Namensunterſchrift ) oder mittels 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden ). 

Vei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien auf derſelben 
Urkunde erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Ur- 
kunden aufgenommen, ſo genügt es, wenn jede Partei die für die andere 
Partei beſtimmte Urkunde unterzeichnet !). 

Die ſchriftliche Form wird durch die gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung erſetzt d). 

E 1 92 Abſ 1, 8, 94 Abf 1 IT 105; M 1 184 fl., 188 ff.; P 1 80 ff., 90 ff. 5 444; 6 190 ff. 

1. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich — vgl. anderſeits $ 127 — nur auf die Fälle des geſetz⸗ 
lichen Formzwanges (vgl. d 125 A 2 und $ 128); iſt aber inſoweit auch in den außerhalb des BGB 
geregelten entſprechenden Fällen anzuwenden (RG 6. 3. 18 V 340/17). Ihre Beobachtung iſt 
um weſentliches Erfordernis. Andernfalls tritt Nichtigkeit ein (vgl. 8 125 A 3). Zur Wahrung 
del Schriftform iſt erforderlich, daß die ſämtlichen weſentlichen Teile des Rechtsgeſchäfts, oder 

deinem Vertrage die ſämtlichen von den Parteien für weſenklich erachteten Teile in die Urkunde 
Mit aufgenommen werden und hierbei in irgendwie erkennbarer Weiſe ihren ſchriftlichen Ausdruck 
Ben (MG 57, 260; 80, 402 ff.; 136, 422; RG Warn 1932 Nr 137; RG Gruch 69, 76). Es genügt, 
ey unter Anwendung der geſetzlichen Auslegungsregeln die von dem Formerfordernis ber 
5 enen Willenserklärungen in der Urkunde gefunden werden können; unmittelbar aus dem 
Soctlaut braucht ſich der Parteiwille nicht zu ergeben (MG HRR 1930 Nr. 278). Die rechts⸗ 
eochaftlichen Erklärungen, für die Schriftlichkeit vorgeſchrieben iſt, müſſen in einer Urkunde 
zuhalten, mehrere Blätter zu einer einheitlichen Urkunde zuſammengefaßt ſein (RG 136, 422). 

e Unterzeichnung eines Schriftſtücks, das erſt im Zuſammenhalt mit andern, darin in Bezug 
Wahn menen Schriftſtücken die Erklärungen der Beteiligten erkennen läßt, genügt nicht zur 

ahrung der geſetzlichen Schriftform (RG 105, 289; RG HRR 1928 Nr 1960; RAS 12, 174). 
0 aber das in Bezug genommene Schriftſtück der Haupturkunde unmittelbar beigefügt, bilden 
alſo beide eine Einheit, dann deckt die Unterſchrift unter der Haupturkunde auch den Inhalt der 
damit verbundenen Anlage (RG 107, 291; 125, 156; 131, 1; 136, 422. S. auch § 566 A 1. —. 

ber die Haftung desjenigen, der ſchuldhaft das Zustandekommen der Schriftform hindert, vgl. 
9125 As a. E. Über die Beweiskraft einer Urkunde vgl. $ 416 RO. 

=. Eigenhändig muß die Urkunde vom Ausſteller (zwar nicht geſchrieben, RG 57, 67, aber) 
unterzeichnet werden. Unzuläſſig iſt daher Unterzeichnung durch einen bloßen Schreibgehilfen 
NG 58, 387; JW 1911, 4428). Dem Geſetze wird indes genügt, wenn ber bevollmächtigte 

ertreter als Ausſteller der Urkunde mit dem Namen (oder der Firma) des Vertretenen 
unterſchreibt, denn das Geſetz verlangt nur Unterzeichnung „durch Namensunterſchrift“ durch 
den Ausſteller der Urkunde, nicht aber auch, daß der Ausſteller die Urkunde mit ſeinem eigenen 

amen unterſchreibt, ſchließt mithin nicht aus, daß der Ausſteller mit dem Namen eines andern 
unterzeichnet (RG 74, 69; 81, 2). Vgl. dagegen Staudinger A IV 2b. Dabei iſt von folgender 
guffaſſung auszugehen: Wer einer handlungsfähigen Perſon die Vollziehung feiner für die 

bgabe einer urkundlichen Erklärung erforderlichen Unterſchrift überträgt, bedient ſich dieſer 
‚Ferfon der Regel nach nicht als bloßen Werkzeugs, ſondern als rechtsgeſchaftlichen Vertreters; 
daher ift das Vorhandenſein einer ſolchen Vertretung regelmäßig anzunehmen, wenn die beauf⸗ 
tragte Perſon den Namen des Auftraggebers unterſchrieben hat, und zwar auch dann, wenn 
das Vertreterverhältnis ſonſt aus der Urkunde nicht weiter hervorgeht (RG 81, 2). Es iſt auch 
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ſtatthaft, daß der Vertreter die Urkunde mit ſeinem Namen und außerdem mit dem Namen des 
Vertretenen unterzeichnet. Unterzeichnet der Vertreter die Urkunde (Vertrag) nur mit ſeinem 
eigenen Namen, dann iſt der erforderlichen Schriftform nur dann Genüge geſchehen, wenn 
die Stellvertretung aus der Urkunde ſelbſt irgendwie hervorgeht (RG 67, 214: 71, A YosE 
76, 306; 80, 405; 96, 289; N Gruch 69, 76). Gibt ein Vertreter in der Urkunde Erklärungen 
für mehrere Vertretene ab, ſo genügt ſeine einmalige Unterſchrift auch ohne einen Zuſatz über die 
Vertretungsverhältniſſe, wenn ſich dieſe aus der Urkunde ſelbſt ergeben (RG LA 1927, 8401). 
Das Vorhandenſein eines rechtsgeſchäftlichen Vertreterverhältniſſes wird auch dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Vertreter vor Abgabe der Unterſchrift zuvörderſt die Willensmeinung 
des Vertretenen einholt (RG 76, 99). — Vorſtehende Grundſätze gelten insbeſondere auch hin⸗ 
ſichtlich der Unterzeichnung von Wechſeln durch Dritte (RH 50, 51; Warn 08 Nr 596). — 
Sondervorſchrift des $ 2231 beim eigenhändigen Teſtamente, wonach der Erblaſſer die 
Erklärung auch eigenhändig zu ſchreiben hat (dazu RG 134, 308; 137, 213; SeuffA 83 Nr 211). 

3. Der Name des Erklärenden (oder gegebenenfalls des Vertretenen, A 2), und zwar der 

volle Familienname, ift zu unterzeichnen, im Falle des § 17 HGB die Firma. Gleichgeſtellt der 
Unterzeichnung des Namens iſt die Unterzeichnung mittels beglaubigter Handzeichen. Die 
Frage, ob die Unterzeichnung mit einem „angenommenen Namen“, Pſeudonhm, genügt, 
wird ſchon aus Zweckmäßigkeitsgründen zu bejahen ſein (vgl. hierüber Staudinger zu 912 A II 2b). 
Vorausſetzung ift indeſſen unbedingt, daß das Pſeudonym über die in Betracht kommende Per⸗ 
ſonlichkeit keinen Zweifel läßt. Bei Unterzeichnung des Namens einer Firma genügt es, wenn 
ſie die Firma ſo wiedergibt, daß dies der Verkehrsauffaſſung entſprechend zur Individualiſierung 
ausreicht (MG Warn 1914 Nr 272), und die bloße Firmenzeichnung iſt auch materiell ausreichend 
(RG 50, 60; 75, 1; 63, 122). — Das Vorhandenſein einer „Unterſchrift“ als ſolcher ſetzt nur 
voraus, daß ſie bei der (fertigen) Urkunde unterhalb des Textes ſteht (RG 52, 280; 57, 67). Nötig 
iſt es dagegen im allgemeinen nicht, daß ſie erſt unter den bereits fertigen Text geſetzt wurde. 
Es genügt daher in der Regel auch die ſog. Blankounterſchrift (RG 78, 29), jo daß derjenige, 
der eine „Unterſchrift“ als ſeine Namensunterſchrift anerkennt, gegebenenfalls beweiſen muß, 
daß er die Unterſchrift nicht zum Zwecke der Verpflichtung gegeben habe, oder daß der Text ohne, 
mogliche rweſſe gegen feinen Willen darubergeſetzt ſei, oder daß die Urkunde nicht ſeine Erklärung 
enthalte (R 57, 66; 58, 169; 60, 408; 63, 234; 71, 116; a. A. Staudinger IV 1 und die dort 
aufgeführten Schriftſteller). Das Erfordernis der Unterſchrift iſt erfüllt, wenn ſich die vorhandene 
Unterſchrift durch ihre örtliche Stellung äußerlich als eine den Inhalt der Urkunde deckende 
und fie vollendende Willenserklärung darſtellt (RG 62, 175; JW 1911, 5768). — Wird ein bereits 
vollzogener Vertrag nachträglich von einem Vertragsteil abgeändert, ſo bedarf es, falls die 
Abänderung im Einverftändniffe mit dem andern Vertragsteile erfolgt, nicht einer nochmaligen 
Unterſchrift, um einen, den nachträglichen Abreden entſprechenden ſchriftlichen Vertrag herzu⸗ 
ftellen (RG 27, 269; 78, 30; Warn 1911 Nr 165), wie es gleichfalls grundſätzlich zuläſſig iſt, alte 
ſchon unverbindlich gewordene Urkunden ohne nochmalige Unterſchrift zur Begründung eines 
neuen Rechtsgeſchafts mit dem früheren Inhalte zu verwenden (RG 78, 31, betreffend eine 
wiederholte Hypothekenverpfändung). Die alte Unterſchrift deckt auch die Abänderungen. — Als 
Ausſteller einer Urtunde gilt, wer die in ihr enthaltene, von ihm unterſchriebene rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erklärung, fei es in eigenem Namen, ſei es als Vertreter abgegeben hat (RG 76, 191; 96, 988), 
Die bloße Mitunterſchrift der Urkunde eines andern, die keine Erklärung des Mitunterſchreibenden 
enthält, kann auch keine zu ihrer Begründung der Schriftform bedürfende Verpflichtung (Bürg⸗ 
ſchaft) zur Entſte hung bringen; wohl aber möglicherweiſe eine Verbindlichkeit, zu deren Be⸗ 
gründung die Schriftform nicht erforderlich iſt (Schuldübernahme R 77, 378; 78, 39). Eine 
Erklärung, zu der die Schriftform erforderlich iſt (Bürgſchaft), muß in der Urkunde ſelbſt ihren 
inhaltlich erkennbaren Ausdruck gefunden haben (RG Gruch 51, 941; Warn 08 Nr 506; 1915 
Nr 113 u. 114). — Unwirkſam iſt die Abtretung einer Hypothek oder Grundſchuld an einen 
ungenannten Zeſſionar, und eine nachträgliche Ausfüllung einer Blankoabtre tungserklärung 
entbehrt der Rlckwirkung auf den Zeitpunkt der Unterſchriftsabgabe jedenfalls da, wo die Schrift 
form allein oder in Verbindung mit einer andern Tatſache unmittelbar einen dinglichen Rechts⸗ 
übergang zur Folge hat (RG 63, 234 ff.). Nach RG 78, 30 gilt nicht die gleiche Beſchränkung bei 
Blankoverpfändungen von Hypotheken wie Grundſchulden. 
Die Unterzeichnung muß handſchriftlich geſchehen und kann durch eine in welcher Art auch 
immer horgeſtellte Nachbildung nicht erſetzt werden RG 74, 339; 106, 330; JW 00, 4695); auch 
nicht bei Ausstellung von Verpflichtungsſcheinen an Order durch einen Nichtkaufmann (RG JW 
1911, 86%). Ob der Unterzeichner außer feinem Namen noch etwas anderes ſchreiben oder leſen 
kann, ob er ferner der in der Urkunde gewählten Sprache kundig iſt oder nicht, darauf kommt es 
nicht an (RE I 00, 2918, teilw. abgedruckt). 

4. Bei Verträgen muß im Falle geſetzlichen Formzwangs (bei gewillkürtem Formzwange 
vgl. § 127 Saß 2), wenn nur eine Urkunde vorhanden, die Unterzeichnung notwendig auf der 
nämlichen Urkunde erfolgen. Eine getrennte Beurkundung von Antrag und Annahme iſt 
nur bei der geſetzlich vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Beurkundung zuläſſig 


Willenserklärung $$ 126, 127 191 


(RG 105, 62). Nur bei Vorhandenſein mehrerer Vertragsurkunden, von denen alſo jede für 
ſich den gefamten Vertragsinhalt wiedergeben muß (RG 95, 83), genügt es für das Formerforder⸗ 
nis, wenn jeder Teil die für den andern beſtimmte Urkunde unterzeichnet. Das Zuſtandekommen 
des Vertrags ſchon durch die beiderſeitige Unterzeichnung iſt aber noch davon abhängig, ob 
die Erklarung mit der Unterzeichnung auch ſchon als verpflichtend abgegeben anzuſehen iſt ($ 130 
A3). Denn ſchriftlich erteilt iſt die Erklärung grundſätzlich keineswegs ſchon mit der Unterzeich⸗ 
nung des Schriftſtücks. Daher ift auch ein ſchriftlicher Vertrag auf Grund des ſchriftlichen, mit 
der Unterſchrift des Antragenden verſehenen, dem Antragsgegner zugeſandten Antrags erſt 
dann zuſtande gekommen, wenn die nunmehr auch vom Antraggegner unterſchriebene Urkunde 
an den Antragenden wieder zurückgelangt iſt, und dies gilt ſelbſt dann, wenn die beiden Beteiligten 
ſich über den Vertragsinhalt zuvor bereits geeinigt hatten (RG 61, 776; 93, 175; 96, 288; Aus⸗ 
nahme hiervon nur gemäß $ 152). Die ausgetauſchten urkundlichen Erklärungen ſtellen eine 
Einheit dar (ez Warn 1908 Nr 25). Auch unter Anweſenden iſt die Überreichung des Schrift⸗ 
ſtücks für die Begründung der Verpflichtung an ſich erforderlich (RG 61, 415). Vgl. dazu noch 
9.130 A1 Abſ 3. — Die einſeitige Beſtätigung eines Vertragsverhältniſſes, wo das 
Geſetz die Schriftform verlangt, genügt nicht zur Wahrung der Schriftform. Die Schrift⸗ 
form wird auch nicht gewahrt, wenn jede Partei ihre einſeitige Erklärung unterſchreibt und die 
Erklärungen in dieſer Beſchaffenheit aneinandergereiht werden, oder wenn die eine Partei ledig⸗ 
lich den Teil der Urkunde unterſchreibt, welche ihre einſeitigen Erklärungen enthält, und nur die 
andere Partei den geſamten Vertragsinhalt unterzeichnet; daher genügt es auch nicht, wenn 
beiſpielsweiſe bei einem Mietvertrage gemäß § 566 der Mieter den Vertragsantrag des Ver⸗ 
mieters auf gleicher Linie mit deſſen Namenszug unter Voranſtellung des Wortes „Einverſtanden“ 
unterſchreibt (RG 105, 62; 87, 188). Die Schriftform wird im Falle des § 126 auch nicht durch 
Auswechſ lung von Briefen gewahrt, die nur einſeitige Erklärungen enthalten (RG 59, 245; 
68, 186; 95, 84), auch dadurch nicht, daß der andere den Empfang des Beſtätigungsſchreibens 
beigpeinigt (RG 15. 2. 07 111 361/06). Anders im Falle des § 127. 

„Abſ z bezieht ſich nicht nur — wie $ 177 Abſ 1 FGG — auf die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften, ſondern auf gerichtliche oder notarielle Beurkundungen jeder Art, mithin auch auf 
ſolche, bei denen das aufgenommene Protokoll nicht unterſchrieben zu werden (RG 64, 82) oder 
vorgeleſen zu werden braucht (RG 76, 194). 


8 127 
Die Vorſchriften des $ 126 gelten im Zweifel auch für die durch Nechts⸗ 
geſchäft beſtimmte ſchriftliche Form 1). Zur Wahrung der Form genügt jedoch, 
ſoweit nicht ein anderer Wille anzunehmen iſt, telegraphiſche Übermittelung 
> bei einem Vertrage Briefwechſel ) wird eine ſolche Form gewählt, fo 
ann nachträglich eine dem 8 126 entſprechende Beurkundung verlangt werden * 
* 92 Abſ 2, 03, 94 Abſ 2 IT 106; M 1 185, 1875 P 1 00, 92 ff., 09 ff.; 6 130 ff. 

„Danach beſteht eine Vermutung dafür, daß auch im Falle rechtsgeſchäftlich — ſei es ein⸗ 
jeitig (beiſpielsweiſe in der Vollmachtsurkunde), ſei es vertraglich — vorgeſehener Schriftform 
de Grundſätze des $ 126 Anwendung finden ſollen. Die Vermutung iſt beſeitigt, wenn die 
1 etwas anderes beſtimmen, und es gilt alsdann nicht die Formvorſchrift des 8 126, 
1 9 das Vereinbarte. Wer ſolche abweichende Abmachungen behauptet, hat für ſie die Be⸗ 
cislaſt (RG Warn 1910 Nr 368). Über die Zuläſſigkeit einer Herſtellung der Namensunter⸗ 
chrift des Ausſtellers einer Urkunde im Wege der mechaniſchen Vervielfältigung ſ. RG 106, 
8 0 und 125, 68, aber auch 23 1927, 864 (anders im Falle des $ 126 [. dort A 3). Saß 1 des 
0 155 bezieht ſich nur auf die Erklarungsform, dagegen nicht auch auf eine etwa verabredele 
erſendungsform, beiſpielsweiſe eines Briefes mittels „Einſchreibens“ RG 77, 70). Die $$ 126, 
b N greifen auch Platz hinfichtlich eines ſchiedsgerichtlichen Anſpruchs, wenn feine Schriftlichkeit 
edungen iſt (RG JW 1911, 41240). Gultigkeit einer Lebensverſicherung, bei der der Verſicherungs⸗ 
ig bon bem Bepollmächtigten des Antragſtellers nur mit dem eigenen Namen unterſchrieben 
hi ENG IM 1027, 654°. — lber vertragliche Beſeitigung des Formerforderniſſes vgl. $ 125 
4 (RG AR 1911, 941. Übrigens können mündliche Nebenabreden trotz entgegenſtehender 
Leſtimmung des ſchriftlichen Vertrags wirlſam getroffen werden, ſelbſt wenn die Beteiligten 
ic) der Abweichung von dem ſchriftlichen Vertrage nicht bewußt ſind; vorausgeſetzt iſt nur, daß 
nach ihrem Willen die Abreden neben dem ſchriftlichen Vertrage gelten ſollen (A SeuffA 77 
5 113), — Auf Prozeßhandlungen, wie etwa den Widerruf eines Prozeßvergleichs, der nach 
Ereinbarung durch Anzeige zu den Gerichtsakten geſchehen ſoll, findet § 127 keine Anwendung; 

es genügt, wenn die Anzeige in prozeßrechtlich einwandfreier Form erfolgt c 135, 338). 
Fal Das Geſetz fieht hier für den Fall nur gewillkürten Formzwangs in Abweichung von dem 
115 e geſetzlichen Formerforderniſſes ($ 126 A 4) zwei Erleichterungen vor, indeſſen wiederum 
ur unter der Vorausſetzung, daß aus den etwaigen Parteiabreden nicht ein anderer Wille zu 
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entnehmen iſt. Es läßt nämlich zur Wahrung der Schriftform auch zu: a) telegraphiſche fiber: 
mittlung b) bei einem Vertrage Briefwechſel. Das aufgegebene Telegramm braucht die Form 
des $ 126 nicht zu erfüllen; denn das Geſetz ſetzt nur die „Übermittlung einer Erklärung“ voraus. 
Daher iſt insbeſondere die Abgabe der Namensunterſchrift auf dem aufgegebenen Telegramm 
nicht erforderlich (a. A. Oertmann Anm. Za a). Beim Briefwechſel dagegen handelt es ſich um 
den Austauſch von ſchriftlichen Erklärungen, und daher liegt hier kein Grund vor, von dem Er⸗ 
forderniſſe der Unterſchrift gleichfalls abzuſehen; a. M. Staudinger A 2b; Planck Anm. 2. Die 
Zulaſſung des Briefwechſels als einer Form des ſchriftlichen Vertragsſchluſſes will eine Ab⸗ 
weichung vom Regelfalle offenbar nur inſoweit geben, als nicht, wie im Falle des 8 126 Abſ 2, 
Unterzeichnung beider Teile auf derſelben Urkunde oder wechſelſeitige Unterzeichnung der mehreren 
Urkunden verlangt wird. Für die Anſicht, daß das Geſetz die Formfreiheit im gegebenen Falle 
noch weiter begünſtigen wolle, findet ſich dagegen in der vorliegenden Beſtimmung keine Stütze. 
Die Briefe, durch die ein Vertrag geſchloſſen wird, müffen alſo von den Vertragsteilen oder 
ihren zum Abſchluß bevollmächtigten Vertretern unterſchrieben werden. Im Falle der Geſamt⸗ 
vertretung (Geſamtprokura) genügt jedoch unter Umſtänden die Unterſchrift eines der mehreren 
Vertreter (RG 106, 268). — Die vereinbarte Form der Kündigung mittels „eingeſchriebenen 
Briefes“ wird dadurch erſetzt, daß der Gegner von dem Inhalte der die Kündigung enthaltenden 
Klageſchrift Kenntnis erhält (RG 77, 70). Das gleiche muß gegebenenfalls allemal gelten, wenn 
der Gegner von dem Inhalte eines ihm zugegangenen Kündigungsſchreibens ſonſt irgendwie 
Kenntnis nimmt, da die Ausbedingung eines eingeſchriebenen Briefes lediglich die Gewähr 
dafür bieten ſoll, daß dem Gegner die Kündigung zugehen werde. — Der Briefwechſel genügt 
nicht, wenn es ſich um ein Abkommen im Sinne des $ 566 (Mietverlängerung für mehrere Jahre) 
handelt (vgl. R Warn 1919 Nr 163). 

3. Die nachträgliche Beurkundung, in der Form des § 126, dient nur noch dem Beweis⸗ 
zwecke. Da beim Briefwechſel jeder Teil der Empfänger iſt, kann auch jeder Teil die Beurkundung 
verlangen. Behauptet der Beklagte, daß ein Vertrag nicht zuſtande gekommen ſei, weil die Be⸗ 
urkundung vereinbart fei, ſo muß der Kläger beweiſen, daß der Vertrag auf die von ihm be⸗ 
hauptete Art zuſtande gekommen ſei, wobei für den Tatrichter möglicherweiſe genügt, wenn 
dargetan wird, daß der vom Kläger behauptete Vorgang von einem derartigen Vorbehalt nichts 
erkennen laſſe (R JW 1919, 304"; Warn 1913 Nr 44; vgl. 8 127 A 3). 


8 128 


Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Vertrags 
vorgeſchrieben, jo genügt es, wenn zunächſt der Antrag und ſodann die An- 
nahme des Antrags von einem Gericht oder einem Notar beurkundet wird 1) 2). 

E II 1068; M 1 186 ff.; 3 814; 4 811 ff., 972; 5 816; P 5 443 ff. 


1. Dieſe Beſtimmung hat ausdrücklich nur den Fall vor Augen, daß gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung (nicht bloße Unterſchriftsbeglaubigung gemäß § 129) eines Vertrags erforderlich 
iſt, und daß dieſes Formerfordernis auf geſetzlicher Vorſchrift beruht. Das trifft zu bei den Fällen 
der $$ 311, 312, 313, 518, 1491, 1492, 1501, 1516 ff., 1730, 1748, 2033, 2282, 2291, 2296, 2348, 
2351, 2352, 2371, 2385. In den Fallen der $$ 925, 1015, 1434, 1750, 1770, 2276, 2290 ift gleich⸗ 
zeitige Beurkundung vorgeſchrieben (vgl. auch 9 182 HGB). — Gegebenenfalls ſieht das Geſetz 
hier zur Erleichterung die getrennte (ſukzeſſive) Beurkundung vor. Erforderlich für das Zu⸗ 
ſtande kommen des Vertrags ift danach grundſätzlich weder, daß die Beurkundung in Gegenwart 
beider Teile erfolgt, oder daß ihre beiderſeitigen Erklärungen zuſammen (ſimultan) beurkundet 
werden, noch daß ſie wechſelſeitig ausge tauſcht werden. Der Vertrag kommt im Falle des § 128 
vielmehr zuſtande ſchon mit Beurkundung der Annahme. Erforderlich iſt auch nicht einmal, 
daß die notarielle Urkunde über das Angebot bereits durch die Unterſchrift des Notars vollzogen 
und fertiggeſtellt war, bevor die von dem Antragenden unterſchriebene Erklärung dem andern 
Teile zugeht. Daher iſt die Form des $ 128 auch dann gewahrt, wenn der Notar die beiderſeitigen 
Erklärungen der beiden Vertragsparteien ohne ihre gleichzeitige Anweſenheit in nur einem 
Protokolle nacheinander aufnimmt und das Protokoll erſt demnächſt vollzieht (RG 69, 130 betreffs 
eines Erbverzichtsvertrags; JW 09, 2725 betreffs eines Grundſtücksveräußerungsvertrags). 
Streitig. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung iſt ſtets, daß die beiderſeitigen Erklärungen einander 
entſprechen (RG 52, 433), und daß die eine von ihnen als Antrag, die andere als Annahme auf- 
gefaßt werden kann (RG JW 09, 13916). Der Regelfall des § 128 liegt dann nicht vor, wenn 
eine Friſt für die Annahme geſetzt worden iſt. Denn die Friſt kann in der Regel nur dann ge- 
wahrt fein, wenn die Annahmeerklärung dem Antragenden fristgerecht fo zugegangen, daß er 
über die Entſchließung des andern rechtzeitig unterrichtet worden iſt (RG JW 03, 31386 und RG 
49, 127ff.). Vgl. indes hierüber noch des näheren $ 152 A 1. — Bedarf allein das Verſprechen 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, wie bei der Schenkung (§ 518), ſo genügt die 
Beurkundung dieſer Erklärung. 
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Die Zuſtändigteit zur Beurkundung und das Verfahren bei öffentlichen Beurkundungen 
regeln ſich nach den 88 167ff. Fc. Über die Verfahrenserforderniſſe, wenn der gerichtlichen 
oder notariellen Verhandlung eine privatſchriftliche Urkunde als Anlage beigefügt wird, vgl. 
5 313 A 3. Die in $ 177 Abſ 1 Satz 2 J ſowie die in § 2242 Abſ 1 Satz 2 erforderte Feſt⸗ 
ſtellung durch die Urkundsperſon, daß das Protokoll vorgeleſen, von den Beteiligten 
genehmigt und eigenhändig unterſchrieben worden iſt, gehört nicht zu denjenigen Teilen des 
Protokolls, die den Parteien vorgeleſen, von ihnen genehmigt und unterſchrieben werden müſſen, 
es kann daher die Feſtſtellung auch nachträglich wirkſam nachgeholt werden (RG 79, 368). Durch 
den unter das Protokoll geſetzten Vermerk „vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben“ wird feſt⸗ 
geſtellt, daß auch die dem Protokolle beigefügten Anlagen mit verleſen worden ſind, weil dieſe 
einen Teil des Protokolls darſtellen (RG 54, 195; 61, 145; 71, 320; 96, 181). Vgl. auch $ 313 
A 2. — Der Art 141 Ech macht einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung dahin, daß ſie 
berechtigt ift, nach ihrer Wahl entweder nur die Gerichte oder nur die Notare für zuſtändig zu 
erklären. Nach Art 142 Ech bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, wonach in den Fällen 
der ss 313, 873 Abſ 2 zur Beurkundung des Vertrags und der Einigung auch andere Behörden 
und Beamte als das Gericht und der Notar zuſtändig ſind, unberührt. Zutreffendenfalls findet 
$ 1 5 hier Anwendung (RG 68, 393). — Über die einzelnen Landesgeſetze vgl. Staudinger 

zu § 128. 
2. Der $ 128 umfaßt an und für ſich nicht den Fall der rechtsgeſchäftlich bedungenen ge⸗ 
richtlichen 1525 notariellen ende Nach richtiger Anſicht wird indeſſen im Zweifel auch 
ler, entſprechend der Auslegungsregel in § 127, anzunehmen ſein, daß die Parteien die Be⸗ 
folgung der in $ 128 gegebenen Vorſchrift gewollt haben. 


§ 129 
Iſt durch Geſetz für eine Erklärung öffentliche Beglaubigung vorgeſchrieben, 
o muß die Erklärung ſchriftlich abgefaßt und die Unterſchrift des Erklärenden 
von der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Beamten oder Notar 
Faubigt werden. Wird die Erklärung von dem Ausſteller mittels Hand- 
Jeipens unterzeichnet, fo ift die im § 126 Abſ 1 vorgeſchriebene Beglaubigung 
e Handzeichens erforderlich und genügend ). n 
N Die Öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder notarielle 
eurkundung der Erklärung erſetzt ). 
EI 125; 9 6 180 ff. 
id 1. Offentliche Beglaubigung. Gegenſtand der Beglaubigung ift allein die Namensunter⸗ 
0 I oder die Unterzeichnung mittels Handzeichens. Die Beglaubigung umfaßt daher nicht 
15 die urkundliche Erklärung. Die Eigenſchaft als öffentliche Urkunde im Sinne des $ 415 ZPO 
15 mithin auch nur der Beglaubigungsvermerk, nicht aber auch die Urkunde im übrigen. Da 
15 die „Unterſchrift“ oder die „Unterzeichnung“ zu beglaubigen ift, jo bildet auch die Blankett⸗ 
5 erſchrift eine genügende Grundlage für die Beglaubigung. Denn nach $ 183 Abs 2 306 
[ olgt die Beglaubigung durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden Vermerk, und eine be⸗ 
rhbiate Unterſchrift kann als ſolche auch dann ſchon vorhanden ſein, wenn der Wortlaut der 
at ede erß nach ber Beglaubigung der Unterſchrift über dieſe geſetzt wird. Die Beglaubigung 
bri endlich auch allein den Zwack, öffentlichen Glauben für die Echtheit der Unterſchrift zu er⸗ 
9 Zu beſcheinigen, welche Erklärung der Unterſchreibende hat abgeben wollen, liegt 
gen außerhalb der Aufgabe des Beglaubigungsvermerks (vgl. über die entgegengeſetzten 
Nfichten Oertmann $ 120 A 1 und Staudinger A 3; Planck A 1). Soweit nachträglich der 
w. alt der Urkunde mit Wiſſen und Willen des Urhebers abgeändert wird, bedarf es keiner 
u bddcholten Beglaubigung (RG 60, 397). — Falle, in denen das Geſetz öffentliche Beglaubigung 
a "gt verlangt, enthalten beiſpielsweiſe die 5 77, 371, 403, 41l, 1035, 1342. In andern 
2219 bubraucht die Beglaubigung nur auf Verlangen zu geſchehen (8 1154, 1528, 2121 Abſ 1, 
Bi 15 Abſ 2). Die Zuſtändigleit und das Verfahren bei der Beglaubigung beſtimmen ſich 
auch den 88 167, 183, 184 F 6h. Nach $ 191 a. a. O. bleibt es den Landesgeſezen vorbehalten, 
us andere Behörden oder Beamte als zuſtändig zu erklären. 
2. Vgl. 8 128. 


8 130 
Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben iſt, wird, 
wenn ſie in deſſen Abweſenheit abgegeben wird, in dem Zeitpunkte wirkſam, 
n welchem ſie ihm zugeht 1). Sie wird nicht wirkſam, wenn dem anderen 
vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht ). 
Bohm, Kommentar von Relchsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oeg.) 13 
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Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es ohne Einfluß, wenn der 
Erklärende nach der Abgabe ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird “). 

Dieſe Vorſchriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willenser- 
klärung einer Behörde gegenüber abzugeben iſt ). 

E 1 74 II 107; M 1 156 ff.; P 1 88 ff., 330 ff.; 4 131 ff. 


1. Der § 130 hat empfangsbedürftige Willenserklärungen (Vorbem 1 vor $ 116) im Auge 
und will die Frage — aber auch nur ſie — beantworten, in welchem Zeitpunkte ſolche bereits 
abgegebenen, mithin bereits in die äußere Erſcheinung getretenen und daher überhaupt bereits 
vorhandenen Erklärungen für und wider den Erklärenden wirkſam, alſo bindend, rechtserzeugend 
oder verpflichtend werden, falls ihre Abgabe in Abweſenheit des Erklärungsgegners erfolgt iſt. 
Als entſcheidend erachtet das Geſetz erſt den Zeitpunkt des Zugehens der Erklärung, wobei zu- 
gleich als ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung gelten muß, daß die abgegebene Erklärung dem Gegner 
auch mit Wiſſen und Willen des Erklärenden zugegangen iſt. Läßt beiſpielsweiſe 
der letztere den an den Gegner gerichteten Brief auf ſeinem Tiſche liegen, noch unſchlüſſig, ob 
er ihn auch wirklich befördern ſoll, dann kann für ihn der ohne ſein Wiſſen und Willen durch einen 
andern beförderte Brief trotz ſeines ſo bewirkten Zugangs jedenfalls nicht verpflichtend werden; 
es ſei denn, daß er die Geſchäftsführung des andern genehmigte. Darauf nur kann es nicht an⸗ 
kommen, ob etwa die Beförderung auch gerade in der Weiſe bewerkſtelligt wurde, wie ſie der 
Erklärende vorgeſehen hatte. — Da das Geſetz den Zugang der Erklärung als maßgebend er⸗ 
klärt, lehnt es damit die „Außerungstheorie“ ab und folgt es der „Empfangstheorie“ 
(RG JW 09, 7195). Da anderſeits aber zum Begriffe des Zugehens einer Erklärung nicht auch 
gehört, daß der Adreſſat ſie vernommen hat, ſo iſt zugleich auch die „Vernehmungstheorie“ 
verworfen. Der Empfänger muß ſich ſo behandeln laſſen, als ob ihm der Inhalt der Erklärung 
bekannt geworden ſei (RGS JW 1931, 5246; RG Warn 1932 Nr 32). 


Der Begriff des Zugehens. Nach dem zugrunde liegenden Rechtsgedanken iſt die Anforderung 
des Geſetzes erfüllt, wenn die Erklärung derartig in den Bereich des Erklärungsgegners gelangt 
iſt, daß es ausſchließlich an ihm lag, ob er ſie „vernehmen“ — kennen lernen — wollte oder nicht 
(RG 50, 191), oder daß er über die Urkunde die Verfügungsgewalt erlangte (RG 96, 274; JW. 
1914, 8632). Vorausſetzung iſt dabei alſo auch, daß die urkundliche Erklärung dem Erklärungs⸗ 
gegner unter ſolchen Umſtänden zuging, daß er von ihr alsbaldig Kenntnis zu nehmen voraus- 
ſichtlich in der Lage war (vgl. NG 50, 191; 56, 263; 58, 407; 60, 336; 61, 125). Demgemäß iſt 
insbeſondere eine briefliche Erklärung zugegangen ſchon durch die Ausfolgung des Briefes 
an den Adreſſaten, während es gleichgültig iſt, ob dieſer von ſeinem Inhalte alsdann auch Kenntnis 
nimmt (RG FW 05, 488%). Eine billige Rückſichtnahme auf den Erklärenden und auf die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs nötigen zu der weiteren Auffaſſung, daß es auch ſchon genügt, wenn die ſchrift⸗ 
liche Erklärung dem andern in der Art zugänglich gemacht wurde, daß er zu ihrer Empfang- 
nahme nach den von ihm im allgemeinen getroffenen Einrichtungen inſtand geſetzt worden 
war, gleichviel ob er das Schriftftüd demnächſt auch wirklich in Empfang genommen hat oder 
nicht. Das wird beiſpielsweiſe zutreffen, wenn der Brief in einen an der Wohnung ange⸗ 
brachten Briefkaſten hineingelegt war (RG Gruch 54, 1127; Warn 1921 Nr 131, welchen⸗ 
falls der in den Kaſten eines Geſchäfts nach Geſchäftsſchluß eingeſteckte Brief erſt im Zeit⸗ 
punkte der Wiedereröffnung des Geſchäfts als zugegangen gelten kann), oder wenn der Brief 
mit der Poſt befördert worden iſt und der Adreſſat nach ſeiner Abmachung mit der Ausgabe⸗ 
ſtelle ſeine Poſtſachen abzuholen hat; oder wenn der Brief einem Familienangehörigen oder 
einem Dienſtboten in der Wohnung des Adreſſaten abgeliefert worden iſt (RG 60, 336; 50, 191; 
56, 262; 58, 406). Eine Einſchreibeſendung, die bei Abweſenheit einer empfangsberechtigten 
Perſon in der Wohnung des Empfängers nicht zugeſtellt werden konnte, iſt dieſem auch nicht 
damit zugegangen, daß der Poſtbote beſtimmungsgemäß eine Benachrichtigung zurückläßt, die 
beſagt, daß die Sendung für den Empfänger auf dem Poſtamt niedergelegt ſei(R A Gruch 73,61). 
Über die Frage, wann ein Schreiben mit zweifelhafter Anſchrift dem wirklichen Empfänger 
zugegangen iſt, . RG 125, 68. Dagegen gilt ein Brief, deſſen Annahme der Adreſſat verweigert, 
nicht als dieſem zugegangen (RG 110, 34). — Falls ſich der Erklärende zur Entgegennahme 
und weiteren Übermittlung der Erklärung an den abweſenden Erklärungsgegner einer ſolchen 
Mittelsperſon bedient, die nicht ein empfangsberechtigter Vertreter des Genannten iſt (88 164 
Abſ 3, 28 Abſ 2, Vereine, und § 86, Stiftungen betreffend), wird es in der Regel ausreichen, 
wenn die Erklärung zu dem angegebenen Zwecke mündlich an einen Hausgenoſſen des Erklärungs⸗ 
gegners oder den Wohnungswirt abgegeben wird (MG 50, 192; 60, 334; 61, 125). Desgleichen, 
wenn ein Brief im Kontor eines Kaufmanns an einen Angeſtellten, oder im Geſchäftszimmer 
eines Rechtsanwalts an einen Schreiber abgeliefert wird (RG 19. 3. 08 V 343/07). Auch eine 
Depeſche iſt erſt dann zugegangen, wenn dem Empfänger vom Amte die Möglichkeit eröffnet 
worden iſt, von ihr Kenntnis zu nehmen, und das kann auch dadurch bewirkt werden, daß der 
Inhalt der Depeſche einem Familien- oder Haushaltsmitgliede durch den Fernſprecher zugeſprochen 
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wird (RG 105, 256; 97, 336). Nur iſt Vorausſetzung für die Anwendbarkeit aller jener Grund⸗ 
ſätze ſtets, daß der Erklärende bei der Wahl des Mittels die im Verkehr übliche und der Sache 
nach gebotene Sorgfalt angewendet hat. So wird er im Falle mündlicher Beſtellung an eine 

telsperſon, wo die Gefahr unrichtiger oder verabſäumter Beſtellung erfahrungsgemäß be⸗ 
ſteht und jedenfalls in höherem Maße beſteht, als wenn es ſich um die Beſtellung eines Briefes 
Handelt, überdies zu prüfen haben, ob die Mittelsperſon auch geeignet und fähig iſt, die Erklärung 
pünktlich und richtig weiterzugeben. Wird dieſem Erforderniſſe entſprochen, dann muß die Er⸗ 
klärung dem andern ſelbſt dann als zugegangen gelten, wenn die Beſtellung an ihn wider Er⸗ 


lichen Verhältniſſen auszugehen, unter denen der Erklärungsgegner die Erklärung hätte wirk⸗ 
lich vornehmen oder in Empfang nehmen können. Wenn er lediglich wegen Abweſenheit (Ferien⸗ 
reife) oder durch Krankheit an Vernehmung der Erklärung gehindert wurde, oder falls er die 
Kenntnisnahme gefliſſentlich oder auch nur ſchuldhaft gehindert hat, etwa weil er die Verlegung 
der Wohnung oder der Geſchäftsräume dem Abſender nicht angezeigt, auch die Poſtbehörde 
nicht benachrichtigt hatte, wird die Erklärung unter den erörterten Vorausſetzungen dennoch 
355 ihm rechtzeitig zugegangen anzuſehen fein (RG 60, 336; 58, 406; 95, 317; ſ. auch OLG 44, 120; 
23 1927, 925%), jo daß der Erklärungsgegner auch die Verſpätung des Zugangs nach Treu und 
Mauben nicht zu feinem Vorteile geltend machen kann (RG 95, 317; |. aber auch RG Lg 1925, 
470. Hat der Erklärungsgegner die Entgegennahme einer durch Fernſprecher zu erwartenden 
Annahmeerklärung durch ſein Verſchulden unmöglich gemacht, ſo muß er die deshalb auf andere 
lie verſpätet zugegangene Erklärung als rechtzeitig gegen ſich gelten laſſen (RG 23 1925, 


775 > Freilich darf anderſeits auch der Erklärende nicht darauf ausgehen, die Abweſenheit oder 
e, Wahrnehmungsunfähigkeit des andern zu benutzen. Iſt verabredet, daß eine Erklärung 


(FTündigung) nur dann rechtswirkſam fein ſollte, wenn fie mittels eines eingeſchriebenen 


die Bedeutung eines Formalakts beizulegen. Daher kann der Erklärungsgegner, wenn ihm 
nicht den 
gr mit dem Eingang entſcheidender Erklärungen auf Grund eines Vertragsverhältniſſes (Kün⸗ 
eigen eines Anſtellungsvertrages) zu rechnen hat, muß im Falle einer Reife der Poſtbehörde 
en zur Empfangnahme von leingeſchriebenen) Briefen befugte Perſon bezeichnen; ſonſt gilt 
in nach feiner Abreſſe eingegangener, dem Abſender zurückgegebener Brief als ihm am Ein- 
Dörde age zugegangen (RG HRR 1928 Nr 1397). Willenserklärungen gegenüber einer Be- 
peintelt, o gelten fie erſt dann als der Behörde zugegangen, wenn fie, worauf der Erklärende 
Sr Anſpruch hat, an die zuftändigen Organe weitergeleitet ſind (RG 9. 12. 24 II 125/24). 
SL Kreis der Perſonen oder Amtsſtellen, bei denen eine Erklärung eingereicht werden kann, 
iſt ve vielfach größer als der Kreis derer, die ſonſt zur Vertretung einer Körperſchaft berufen 
die Mit der Einrichtung einer Dienſtſtelle zur Entgegennahme gewiſſer Schriftſtücke übernimmt 
e Körperſchaft im allgemeinen auch die Gewähr dafür, daß ſie von dort alsbald im Dienſtwege 
5 die Amtsſtelle gelangen, welche die Rechtsfolgen aus der eingegangenen Erklärung zu ziehen 


ig und daher iſt die Eideszuſchiebung hier unzuläſſig (MG Warn 09 Nr 271). — Zuläſſig 


13˙ 
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tatſächlich in feine Verfügungsgewalt gebracht hat (RG 61, 415). Sie gilt im Sinne des 8 147 
als eine einem Abweſenden gegenüber abgegebene Erklärung (RG 83, 106). Hätte indeſſen der 
Erklärungsgegner die Empfangnahme des dargebotenen Schriftſtücks gefliſſentlich unterlaſſen, 
um das Wirkſamwerden der Erklärung zu hindern, dann müßte die Erklärung trotzdem als recht⸗ 
zeitig zugegangen gelten (ogl. oben RG 60, 336). Im Verkehre mittels eines Fernſprechers iſt 
nur die „von Perſon zu Perſon“, d. h. ſeitens des Erklärenden unmittelbar dem Adreſſaten gegen⸗ 
über erfolgende Erklärung eine ſolche unter Anweſenden (R 90, 166). Vgl 8 147 Anm 1 Abſ 2. 
Andernfalls handelt es ſich um eine Erklärung unter Abweſenden unter Verwendung einer Mittels⸗ 
perſon zur Weiterbeſtellung (RG 61, 126), wobei die ſonſtigen hier einſchlägigen, oben dargelegten 
Regeln Platz greifen. — Ausnahmen von $ 130 in § 121 Abſ 1 Satz 2. 

2. Durch rechtzeitigen Widerruf beſeitigt der Erklärende ſchon die „Abgabe“ der Erklärung, 
und rechtlich möglich iſt für ihn die Erreichung dieſes Erfolges um deswillen, weil bis zum Wirkſam⸗ 
werden ſeiner Erklärung feine Bindung noch nicht eingetreten iſt (§ 145 A 2). Entſcheidend iſt 
der Zeitpunkt des Zugehens des Widerrufs und nicht erſt der der Kenntnisnahme (RG 60, 334; 
91, 62). — Die dem Grundbuchamte gegenüber erklärte Eintragungsbewilligung wird durch 
deren Zuſtellung an den Begünſtigten unwiderrufbar, die Eintragung muß daher auf den 
Antrag des Begünſtigten auf Grund der bei den Grundakten zurückgebliebenen Urſchrift auch 
trotz eines etwaigen nachträglichen Widerrufs erfolgen (NG 8. 4. 11 V 402/10). 

3. Dieſe Beſtimmung will nur die Annahme ausſchließen, als machten die bezeichneten Vor⸗ 
gänge, Tod oder Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit, bzw. beſchränkte Geſchäftsfähigkeit, des Er⸗ 
klärenden nach Abgabe der Erklärung dieſe wirkungslos. Sie bezweckt dagegen nicht, dem Erben 
oder dem geſetzlichen Vertreter des Erklärenden das ihnen nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
zuſtehende Recht des Widerrufs zu nehmen. Anderſeits beſagt die Vorſchrift auch nicht, daß die 
Erklärung unter den gegebenen Vorausſetzungen wirkſam werde auch ohne ihren Zugang; oder 
etwa, daß ein Vertragsantrag nicht der Annahme bedürfe (RG 64, 246). 

4. Abſ 3 macht die Grundſätze des Abſ 1 u. 2 anwendbar für alle Fälle, in denen eine Behörde 
als der Erklärungs empfänger tatſächlich in Betracht kommt, mag es ſich um eine empfangs- 
bedürftige Erklärung gehandelt haben (vgl. §§ 875, 876, 880 u. a.) oder nicht (88 376, 928, 
976 u. a.). Das Gericht kann bei einem Vertragsſchluſſe, der durch ſeine Vermittlung zuſtande 
kommt (Erbesauseinanderſetzung), für die Empfangnahme der Erklärungen der Abweſenden auch 
als Vertreter aufgefaßt werden (RG Warn 08 Nr 188). 


8 131 

Wird die Willenserklärung einem Geſchäftsunfähigen gegenüber abgegeben, 
fo wird fie nicht wirkſam, bevor fie dem geſetzlichen Vertreter zugeht !). 

Das gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſon gegenüber abgegeben wird ). Bringt die Erklärung 
jedoch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon lediglich einen recht 
lichen Vorteil oder hat der geſetzliche Vertreter ſeine Einwilligung erteilt, 
fo wird die Erklärung in dem Zeitpunkte wirkſam, in welchem fie ihr zugeht 2) 3). 

E 1 66 II 107; M 1 130 ff.; P 1 e2ff., 71 ff.; 6 132 ff. 

1. Ein Geſchäftsunfähiger oder ein beſchränkt Geſchäftsfähiger ($$ 104, 106, 114) vermag 
abgegebene Willenserklarungen nicht mit der Wirkſamkeit entgegenzunehmen, daß fie damit 
als zugegangen ($ 130 A 1) gelten könnten. Das muß ſowohl bei Erklärungen unter Abweſenden 
wie unter Anweſenden gelten. Daß auch die Abgabe der Erklärung wirkſam nur gegenüber dem 
Vertreter erfolgen kann, folgt aus den allgemeinen Grundſätzen. 

2. Dieſe Ausnahme findet ihre rechtliche Grundlage in den $$ 107 u. 183. 

3. Falls ſich der Erklärungsempfänger nur im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder vorüber⸗ 
gehender Geiſtesſtörung befindet ($ 105 Abſ 2), greift $ 131 nicht Platz, da ſolche Perſonen 
nicht zu den Geſchäftsunfähigen gehören. Grundſätzlich kann mithin ſolchen Perſonen eine Willens⸗ 
erklärung mit Rechtswirkſamkeit zugehen. Man wird aber im allgemeinen annehmen müſſen, 
daß eine Willenserklärung, die wiſſentlich einem Bewußtloſen gegenüber mündlich abgegeben 
wird, rechtlich nicht als abgegeben gelten darf, da der Erklärende gar nicht damit rechnen kann, 
daß ſeine Erklärung dem andern zugehe. Anders iſt die Sachlage bei ſchriftlichen Erklärungen, 
da ſolche zur Verfügung des Adreſſaten verbleiben und dieſer daher von ihrem Inhalte nach 
Wiedererlangung des Bewußtſeins Kenntnis nehmen kann. 


8 132 
) Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, wenn ſie durch 
Vermittelung eines Gerichtsvollziehers zugeſtellt worden iſt. Die Zuſtellung 
erfolgt nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 
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Befindet ſich der Erklärende über die Perſon desjenigen, welchem gegen 
über die Erklärung abzugeben iſt, in einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhen⸗ 
den Unkenntnis oder iſt der Aufenthalt dieſer Perſon unbekannt, ſo kann die 
Zustellung nach den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden 


Vorſchriften der Zivilprozeßordnung erfolgen. Zuſtändig für die Bewilli⸗ 
gung iſt im erſteren Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Erklärende 
ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines inländiſchen Wohnſitzes ſeinen 
Aufenthalt hat, im letzteren Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Per⸗ 
jon, welcher zuzuſtellen ift, den letzten Wohnſitz oder in Ermangelung eines 
inländiſchen Wohnſitzes den letzten Aufenthalt hatte. 
€ 175, 76 II 108; M 1 160 ff.; P 1 73 ff. 

1. Der $ 132 gibt ein praktiſch bedeutſames, ſachlich vollwertiges Erſatzmittel für den Zugang 
einer Willenserklärung in der Zustellung. Das Geſetz drückt ſich zwar nur dahin aus, daß eine 
willenserklärung „auch dann als zugegangen gelte“, wenn ſie zugeſtellt werde. Der dahinter⸗ 
liegende eigentliche Rechtsgedanke iſt aber der, daß eine abgegebene Willenserklärung, ohne daß 
e3 auf ihr Zugehen im gewöhnlichen Sinne ($ 130 A 1) ankommt, ſchon durch die Tatſache ihrer 
Zuſtellung wirkſam werden kann (vgl. die $$ 181, 182 3 PO). Der Zeitpunkt der Zuſtellung iſt 
alsdann auch der des Wirkſamwerdens der Erklärung. Dabei dient die Zuſtellung durch Ver⸗ 
mittlung eines Gerichtsvollziehers als allgemeines, ausnahmslos verwendbares Erſatz⸗ 
mittel, die öffentliche Zustellung dagegen nur als ein ausnahmsweiſe gültiges (98 208f 
Jud, uch Gruch 45, 1025; $ 176 380). Zu bewilligen hat die öffentliche Zuſtellung in dieſen 
Fällen das Amtsgericht (Abſ 2 Satz 2). — Das Verfahren der Zuſtellung richtet ſich in beiden 
Fällen nacz den einſchlägigen Vorſchriften der ZPO, wonach ſich zugleich auch der Zeitpunkt 
der bewirkten Zuſtellung beſtimmt. Vgl. für den Regelfall die 89 167, 169—173, 180—184, 
186—191, 193.195, 199, für den Ausnahmefall die 99 204-207 ZPO. — Nicht zugelaſſen 
05 in Abſ 1 die Zuſtellung durch Vermittlung einer Geſchäftsſtelle (§ 196) und ebenſowenig 
ie Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt ($$ 192, 175 350). 


9 133 


Bei der Auslegung !) einer Willenserklärung ift der wirkliche Wille zu 
erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften ?). 
© 173 m 00% M 1 154 .: P 1 68. 
fein Aufgabe der „Auslegung einer Willenserklärung ift es, deren Inhalt und Tragweite jo 
11 Suftellen, daß kein Zweiſel mehr befteht, daß mithin im Falle ſchriftlicher Erklärungen ſogar 
lu ie ſonſt regelmäßig geltende Vermutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Vertrags⸗ 
re lein Raum übrig bleibt (RG 62, 49; 7. 2. 07 VI 290/06; vgl. auch § 125 A 6). Ziel der 
fei egung ift die Erforſchung des wirklichen Willens (RG 95, 10), er muß aber in der Erklärung 
1 Ausdruck gefunden haben, und zwar ſo, wie die Erklärung nach Treu und Glauben zu 
1 ehen mar (N ZW 1915, 5715). — Gegenſtand der Auslegung kann im Sinne des § 133 
5 3 eie wirklich abgegebene Erklärung ſein. Denn eine Willenserklärung, die das Gejeß hier 
if gegeben vorausſetzt, liegt ſo lange überhaupt nicht vor, als der Wille nur ein innerer geblieben 
ſei Mit der Ermittlung deſſen, was der Erklärende etwa außerhalb der abgegebenen Erklärung, 
8 es neben ihr, jet es im Widerſpruche zu ihr, beabsichtigt hat, hat es mithin die Auslegung 
9 u s 133 überhaupt nicht zu tun (RG Warn 1912 Nr 3; 1913 Nr 395; 1914 Nr 36; 1932 
ee 4), und im Sinne des $ 133 (anders gemäß $ 157; vgl. dort Anm 1) darf daher ihr Zweck 
11 nie mals eine Willensergänzung ſein. Innere unausgeſprochen gebliebene Abſicht en ſind 
8 a fähtich ($116) ungeeignet, die ausgeſprochene Erklärung zu beſeitigen oder an ihre Stelle 
Parte en werden (RG 67, 433; Gruch 54 S. 387 u. 890; Warn 1914 Nr 177). Soweit ferner die 
11 behauptet, infolge Irrtums etwas erklärt zu haben, was ſie nicht wahrhaft gewollt habe, 
2975 behauptet, ſich in der Erklärungsform vergriffen zu haben, iſt das Gebiet der Anfechtung 
ſfnet (58 119,121; 10 70, 393, vgl. dazu 9 119 A A), für die Auslegung it dagegen kein Raum. 
e andernfalls würde es ſich wiederum nur darum handeln, an Stelle des erklärten Willens 
nen andern Willen zu ſetzen. Auslegungsfähigkeit. Endlich kann aber auch dann niemals Platz 
191 die Auslegung ſein, wenn die abgegebene Erklärung, zumal eine urkundliche (RG Warn 
8 2 Ar 4), ſo klar und ihrer Bedeutung nach fo zweifelsfrei iſt (RG 95, 126; Warn 1919 
gene Gruch 70, 245), daß eine andere Deutung als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß. Es 
li ar ‚Mo zur Auslegungsfähigkeit einer Willenserklärung ohne weiteres ihre Mißverſtänd⸗ 
uffn t oder Mehrdeutigkeit (RG 82, 316; Warn 1912 Nr 4), und zwar letzteres nach der 
ffaſſung des Verkehrs und nach Treu und Glauben bemeſſen (6 82, 316; JW 1914, 6731 2 
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HRR 1928 Nr 206). Unbenommen iſt freilich der Partei der Nachweis, daß ſich die beurkundete 
Erklärung mit dem Willen beider Parteien nicht deckt (RG Gruch 56, 1054; Warn 1912 Nr 288 
u. 330). Auch darf ſich keine Partei auf die Mehrdeutigkeit einer Erklärung berufen, wenn ſie den 
wirklichen Willen der gegneriſchen Erklärung erkannt hatte; denn ſie muß die Erklärung alsdann 
jo gegen ſich gelten laſſen, wie fie gemeint war (NG JWö 18, 7651). Das Rechtsleben erfordert 
unbedingt derartige Schranken der Auslegungsfähigkeit. Iſt alſo eine Willenserklärung klar und 
zweifelsfrei, ſo iſt ſie ſelbſt dann nicht auslegungsfähig, wenn ſie gegen Treu und Glauben verſtößt 
(RG 82, 316). Denn auf eine klare und unzweideutige Erklärung muß man ſich verlaſſen können. 
Demgemäß iſt es auch ein feſtſtehender Grundſatz, daß jede Partei ihre Erklärung in dem 
Sinne gegen ſich gelten laſſen muß, in dem ſie von der andern Partei nach 
Treu und Glauben und nach der allgemeinen Auffaſſung des Verkehrs ver- 
ſtanden werden konnte, während dem Erklärenden, der behauptet, irrtümlich eine unzu⸗ 
treffende Erklärung abgegeben zu haben, nur die Anfechtung übrigbleibt (R 67, 433; 68, 128; 
86, 88; 88, 428; 91, 426; JW 1911, 874 Warn 09 Nr 57; 1912 Nr: HRR 1929 Nr 368) —, welcher 
Grundſatz auch gegenüber Beſcheiden von Behörden Platz greift (RG 95, 297; 96, 303; JW 1913, 
69717). Das gilt auch bei ſtillſchweigenden, durch ſchlüſſige Handlungen abgegebenen Willens⸗ 
erklärungen, jo daß auch hier auf ſtille Vorbehalte nichts zu geben iſt (RG 68, 128; JW 1915, 192, 
betreffend den Verzicht des Konkursgläubigers auf ſein Abſonderungsrecht). Vgl. auch 9154 A 1 
und $ 157 A 1 a. E. Die dargeſtellten Auslegungsgrundſätze treffen namentlich zu, wenn der 
Vertrag unter Abweſenden durch Schriftwechſel abgeſchloſſen iſt; der Empfänger der ſchrift⸗ 
lichen Erklärung kann dieſe auch dann ſo gelten laſſen, wie ſie nach dem klaren und deutlichen 
Wortlaute zu verſtehen iſt, wenn er erkennt, daß die Erklärung dem Intereſſe des Erklärenden 
zuwiderläuft, und dieſer iſt an ſie gebunden (R Warn 1912 Nr 330). Ein Kaufmann, der es 
duldet, daß Poſtkarten oder Blankette mit ſeiner Firma zu wichtigen geſchäftlichen Mitteilungen 
von ſeinen Angeſtellten ohne Handlungsvollmacht verſchickt werden, muß dieſe Erklärungen nach 
Treu und Glauben als feine eigenen gelten laſſen (RG 105, 185). — Grundſätzlich kommt alſo 
dem Wortlaute einer Erklärung auch inſoweit eine weſentliche Bedeutung bei der Auslegung zu, 
als er der Auslegungsfreiheit eine Grenze ſetzt (RG 68, 127; JW 1910 S. 60° u. 1052). Aber 
auch dann entbehrt eine Erklärung der Auslegungsfähigkeit, wenn ſie — zumal die Urkunde — 
jo widerſpruchs voll oder fo widerſinnig ift, daß daraus überhaupt nicht feſtgeſtellt werden 
kann, was gewollt war (RG JW 1910, 8017). Eine letzte Schranke findet die Auslegung an dem 
Einverſtändniſſe der Parteien. Eine Auslegungsfähigkeit beſteht nämlich auch dann nicht, 
wenn die Parteien über die Bedeutung einer Erklärung einverſtanden find (RG Warn 1912 
Nr 288; Gruch 52, 929; Seuff A 62 Nr 133; 9. 6. 20 V 131/20), oder wenn einer Partei der Beweis 
gelingt (RG 23. 2. 06 VII 265/05), daß über jene Bedeutung Einverftändnis geherrſcht hat, 
auch der Erklärungsgegner alſo die an ſich mehrdeutige Erklärung fo verſtanden hat, wie fie gemeint 
war (RG JW 1918, 765); alles freilich nur unter der Vorausſetzung, daß ſich die Deutung der 
Parteien mit dem Wortlaute der Erklärung noch in Einklang bringen läßt (RG 57, 209; 71, 115; 
Warn 1917 Nr 288; Gruch 65, 594); denn niemals darf ihre Deutung zu einer Umdeutung führen 
(RG 70, 393; JW 07, 269%; 1918, 765; Warn 09 Nr 60; 1912 Nr 4 und Nr 330). Haben die 
Parteien in bewußter Übereinſtimmung der Vertragsurkunde eine von den wirklichen Verein⸗ 
barungen abweichende Faſſung gegeben, dann handelt es ſich um eine beachtliche Nebenabrede 
und kann nur das maßgebend ſein, was die Vertragſchließenden wirklich gewollt haben, und bei 
formbedürftigen Rechtsgeſchäften käme es nur noch darauf an, ob der Gültigkeit der Nebenabrede 
nicht der Formmangel entgegenſteht, oder ob dieſer Mangel nicht etwa (ogl. § 125 A 6 und 9 313 
A 4) geheilt worden iſt (RG Warn 1912 Nr 4 und 1915 Nr 7). 

Die Auslegung iſt Sache des Richters, und er darf ſich dieſer Pflicht nur dann entziehen, 
wenn er die Ermittlung des Parteiwillens geradezu für unmöglich hält (R JW 1910, 807°). 
Der eigenen Würdigung des wirklichen Sachverhalts darf ſich der Richter (beiſpielsweiſe zur 
Feſtſtellung, ob eine Einigung zwiſchen den Parteien zustande gekommen iſt) auch dann nicht 
entziehen, wenn die Parteien widerſtreitende Erklärungen vorgebracht haben (RG 95, 102). 
Er iſt an die Behauptungen der Parteien über die möglichen Deutungen des Sinnes einer 
Urkunde nicht gebunden (RG 23 1930, 513). Jene Verpflichtung hat auch mit der Beweis 
führung und Beweiswürdigung nichts zu tun (RG JW 1915, 6501). Die Partei anderſeits ift 
nur befugt, dem Richter durch Behauptung beſtimmter, außerhalb der auszulegenden Urkunde 
liegender Tatſachen eine Grundlage für die Auslegung zu aue In dieſem Umfange, aber 
auch nur in dieſem Umfange, liegt ihr auch der Be weis ob und kann ſie nur zum Beweiſe ver⸗ 
ſtattet werden, da die Auslegung ſelbſt eben lediglich Sache des Richters ift, ſoweit die Auslegungs⸗ 
5 (ſ. oben) überhaupt vorliegt (RG JW 06, 2265; SeuffA 71 Nr 106; RA HRR 1932 
Ar 2276). Innerhalb der gegebenen Grenzen ſoll der Richter mit möglichſter Freiheit walten 
durſen, und daher iſt es ihm auch ausdrücklich erlaſſen, zugleich aber auch unterſagt worden, am 
buchſtablichen Sinne zu haften. Der Richter darf deshalb nicht die einzelnen Ausdrücke und 
Wendungen preſſen, ſondern muß die vorliegenden Erklärungen in ihrer Geſamtheit ins Auge 
faſſen (a JW 09, 1902) und erwägen, welchen Sinn die zweifelhafte Stelle nach dem ganzen 
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Zuſammenhange hat. In erſter Linie iſt der Wortſinn maßgebend, wenn er klar und beſtimmt 
iſt & JW 1910, 1052). Aber unter Umſtänden iſt auch er nicht ausſchließlich entſcheidend (RG 
— 1912, 694). Denn daneben müſſen auch der verfolgte wirtſchaftliche Zweck des Geſchäfts 
G JW 08, 544), die begleitenden Umſtände (RG JW 1910, 7225) und hierbei gegebenen ⸗ 
fals auch die gepflogenen Vorverhandlungen berückſichtigt werden (außer den zuvor ange- 
zogenen Urteilen auch RG 71 S. 115 u. 223; 3W 1906, 117; 1910, 72; Gruch 65, 599), ins- 
beſondere bei Formverträgen (RG 67, 214; Warn 1917 Nr 288). Die Benutzung formloſer Ne ben⸗ 
abreden zur Auslegung einer förmlich abgegebenen Erklärung, die an ſich ſtatthaft iſt (RG 59, 219; 
62, 48), findet indeſſen darin ihre Schranke, daß der formlos erklärte Wille in der förmlichen 
Erklärung ſeinen, wenn auch noch ſo unvollkommenen Ausdruck gefunden haben muß (RG 57, 204; 
1 S. 115 u. 223; JW 1910, 998°; Warn 1917 Nr 288) und nicht mit ihr in Widerſpruch ſteht. 
Es entſcheidet der erklärte Wille (vgl. $ 157 A3; RG JW 1910, 9983). Aber erklärt iſt 
auch das, was ſich als ſelbſtverſtändliche Folge aus dem ganzen Zuſammenhange der getroffenen 
Abreden darſtellt (RG Gruch 54, 387). Die Auslegung darf daher keine abſtrakte, von der 
konkreten Sachlage, von allen tatſächlichen Umſtänden und vom Willen der Parteien abſehende 
ſein (MG JW 08, 4764; 09, 387%). Iſt beiſpielsweiſe in einem Verſicherungsvertrage beſtimmt, 
daß die Zahlung an die „Erben“ erfolgen ſolle, ſo iſt es Auslegungsſache, zu ermitteln, ob die 
als Erben Berufenen oder die tatſächlich zur Erbſchaft Gelangenden gemeint find (RG SeuffA 64 
Pie 124; dazu jetzt $ 167 VVG). Empfangsbekenntniſſe bei Bewilligung hypothekariſcher Dar- 
ehen, können dahin zu verſtehen ſein, daß die Darlehnshingabe erſt bei der Beſtellung der Hypo⸗ 
(he stattfinden ſolle (RG 25. 3. 27 VI 560/26). Der Richter wird ſich endlich vergegenwärtigen 
müſſen, daß die Parteien keine Juriſten ſind, und hat ihren Sprachgebrauch zugrunde zu legen 
24. 9. 07 111 28/07). Auch beſteht keine Vermutung, daß die Parteien die Geſetze kennen 
RG Im 03, 3997). Es ift auch nicht Vorausſetzung für die Wirkſamkeit einer Willenserklärung, 
der Erklärende ſich der rechtlichen Tragweite des von ihm Erklärten nach allen Richtungen 
bewußt ge weſen iſt, oder daß er gar den juriſtiſchen Aufbau gekannt hat; die rechtliche Tragweite 
ener Willenserklärung zu ermitteln ift vielmehr Sache des Richters (NG 65, 165; Gruch 55, 104). 
Enthält das erklärte Rechtsgeſchäft alle Merkmale eines Mietsverhältniſſes, fo ift ein ſolches be- 
gründet worden, ſelbſt wenn die Parteien ſich deſſen nicht bewußt geweſen ſind und demzufolge 
19 laauriſtiſc unzutreffende Bezeichnung gewählt haben (RG 30. 3. 06 VII 343/05; JW 1910, 
116), oder ein Verwahrungsvertrag, wenn die Parteien entſprechend ſtatt Verwahrung Leihe 
geſagt haben. Haben etwa die Parteien im Vertrage von einer bedingten Gültigkeit des Vertrags 
heſprochen, jo iſt doch eine Auslegung dahin zuläſſig, daß in Wirklichkeit ein Rücktrittsrecht hat 
einengen werden follen (M& 7. 5. 21 V 17/21) und haben fie erwieſenermaßen die Verpfändung 
dener Hypothek beabsichtigt, als verpfändet aber die Hypothelenurkunde bezeichnet, jo wird trotz 
pfün die Pypothek ſelbſt als verpfändet gelten müſſen (vgl. R Warn 09 Nr 181). Unter Ver⸗ 
dung kann eine Sicherheitsübereignung verſtanden fein (RG Warn 1910 Nr 448); unter 
Yanbung des Anſpruchs auf Erbauseinanderſetzung, Pfändung des Miterbrechts (RG Warn 1911 
u 39). Der Inhalt eines dinglichen Rechtes iſt nach ſeinem Wortlaut und ſo zu beſtimmen, 
a jeder der dinglich Verpflichteten und Berechtigten aus der die Grundlage bildenden Ur⸗ 
5 5 entnehmen muß (RG 131, 167f.; h HRR 1928 Nr 2079; 1931 Nr 398; 1932 Nr 1820). 
Hera ung von Grundbucheinträgen |. RG HR R 1933 Nr 468. Abtretung des Anſpruchs auf 
N gt. Babe von Sachen durch Aushändigung der Lagerſcheine ſ. RG 135, 85. Auch bei der 
li 0 gung eines Teſtaments iſt davon auszugehen, daß der Wille des Erblaſſers nicht ausdrück⸗ 
wenn lark 5 ſein braucht, daß er aber in der Geſamtheit der letztwilligen Verfügungen einen 
7 in noch fo unvollkommenen Ausdruck gefunden haben muß (RG 26. 11. 06 1V 212/06). Zur 
Ft 9 der ergänzenden Teſtamentsauslegung ſ. RG 134, 277. Auslegung einer Urkunde, die, 
Bland aufgenommen, neben dem fremdſprachlichen auch einen deutſchen Text enthält, 
r HRR 1928 Nr 303. — Prozeſſual iſt der Richter an die Anſicht der Parteien gebunden, 
der n fie ihren Erklärungen einen beſtimmten Sinn geben; weichen ſie voneinander ab, ſo kann 
III 905 r auch zu einer dritten, von keiner Partei vorgetragenen Deutung kommen (Rc 6. 1. 25 
daß ı 24). — Beſondere Auslegungs regeln gibt das Geſetz nicht; insbeſondere beſagt es nicht, 
die unter gewiſſen Vorausſetzungen gegen eine der Parteien (RG 53, 60), insbeſondere gegen 
bar der eim Recht eingeräumt worden (RG 7. 10. 07 1V 65/07), und ebenſowenig, daß unter 
08 ndern Vorausetzungen einſchränkend auszulegen fei. Aus Gründen, die in der Sache ſelbſt 
gen, wird jedoch eine einſchränkende Auslegung am Platze ſein bei einem vertraglich 

” gemachten Stra fgedinge (RG ZW 04, 139%; vgl. indes auch RG JW 1920, 1371; 1910, 9342, 
ee dort 2792; 1904, 139%), wonach die allgemeinen Auslegungsregeln der $$ 133, 157, 242 
ann bei Konkurrenzberboten mit Strafgedinge Anwendung finden, ſo daß unter Um⸗ 
nden auch eine ausdehnende Auslegung ſtatthaft iſt; ferner einſchränkend insbeſondere bei 
ngen, welche die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit im weſentlichen einſchränken (RG JW 00, 
1 }; ferner im Falle der Beſtellung eines dinglich beſchränkten Rechtes am Grundſtücke, wonach 
va anzunehmen ift, daß der Beſteller ſich auch perſönlich hat verpflichten wollen (R& 13. 3. 07 
5/06). Denn es kann als allgemeiner Rechtsgrundſatz gelten, daß niemand ſich zu mehr hat 
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verpflichten wollen, als er verſprochen hat. Wegen der ſtreng formalen Bedeutung und Wirkung 
des Grundbuchrechts iſt auch eine ausdehnende Auslegung über den Wortlaut einer Vor⸗ 
merkung unzuläſſig (RG 10. 2. 04 V 337/03). Anderſeits aber gibt das Geſetz in einer Reihe von 
Sonderfällen bei dieſen je eigene Auslegungsregeln (vgl. $$ 186, 336, 494, 2066, 2072); ins 
beſondere gehören hierher diejenigen Fälle, in denen das Geſetz beſagt, was im Zweifelsfalle 
gelten ſolle, wie beiſpielsweiſe in den 88 314, 926, 1031, 1032, 30, 714. 

Anwendungsgebiet. Die Auslegung hat ihren Platz auf dem ganzen Rechtsgebiete, 
und zwar nicht nur bei eigentlichen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, ſondern auch bei ſonſtigen 
Rechtshandlungen, z. B. bei Gerichtsſtandsvereinbarungen (RG Warn 1911 Nr 50), insbeſondere 
aber auch auf dem Gebiete des Liegenſchaftsrechts (RG 52, 476; 19. 6. 14 V 55/14, wonach 
auch der eingetragene Rangvorbehalt auslegungsfähig it; RG 76, 375; 83, 126; 86, 223, be» 
treffend Auslegung einer Vorrangseinräumung zugunſten von Baugeldhypotheken); bei Straf⸗ 
verſprechen (NG JW 10, 9342), auch bei formbedürftigen Rechtsgeſchäften (RG 59, 219; 62, 172ff. 
71, 115, betreffend den Bürgſchaftsvertrag gemäß § 766; RG 80, 403; L 1919, 7876 JW̃ 
1910, 999%), bei Wechſelverſprechen (RG 85, 196) und bei letztwilligen Verfügungen (RG 59, 32; 
70, 391; JW 1912, 334; Warn 1913 Nr 230; 1916 Nr 111), falls der Wille des Erblaſſers Über- 
haupt nur irgendwie feſtzuſtellen iſt (M& 30. 3. 11 IV 353/10). Daher iſt auch die unrichtige Be⸗ 
zeichnung eines Vermächtniſſes unſchadlich (RG LZ 1921, 3762). Der Gebrauch des Ausdrucks 
„Schenken“ in einer Verfügung für den Todesfall hindert nicht die Verfügung als Teſtament 
mit Erbeinſetzung oder Vermächtnis aufzufaſſen (RG 22. 11. 23 IV 792/22). Maßgebend ſind 
bei Teſtamenten alten Rechtes die damaligen Auslegungsvorſchriften (RG Warn 1914 Nr 257). 
Endlich auch bei geſetzlichen Formvorſchriſten (RG 73, 74). Sie find nach ihrem Zwecke und 
verſtändigen Inhalte auszulegen (MG 13. 4. 21 V 486/20). Auch die Entſcheidungen einer Ver⸗ 
waltungsbehörde unterliegen der freien Auslegung (RG 91, 27; 92 S. 114 u. 117; 102, 3). Vgl. 
über Auslegung von Patenten R 80, 55; 86, 201; JW 1914, 59412; von vertraglichen Schweige⸗ 
geboten ($ 133 f Gew; RG JW 1912, 6012). — Bei Auslegung von Geſetzen iſt der Richter 
berechtigt und verpflichtet, alle zur Aufklärung des Geſetzeswillens dienlich ſcheinenden Mittel 
nach eigenem Ermeſſen zu beſchaffen, er kann auch Zeugen und Auskunftsperſonen hören (RG 
81, 282; vgl. auch 79, 136). 

2. Repſſtbilktät. Die Frage, inwieweit die Reviſion auf die Behauptung unrichtiger Aus⸗ 
legung geſtützt werden kann ($ 549 PD), ift zweifelhaft, und es haben jeweils auch die einzelnen 
Senate des RG eine verſchiedene Stellung zu ihr eingenommen (vgl. Gaupp⸗Stein, $ 549 Note 
47, 52, 55). Auszugehen iſt davon, daß zwar das Ziel der Auslegung die Feſtſtellung von Tat- 
ſachen iſt, daß jedoch das Verfahren bei der Auslegung auch die Anwendung von Rechtsgrund⸗ 
ſeten erheiſcht, und daß daher aus dieſem Grunde auch eine Geſetzesverletzung möglich iſt (RG 
71, 223; JW 09 S. 1902, 936%). Die Reviſion kann insbeſondere auf die Behauptung geſtützt 
werden, daß das Gericht den § 133 inſofern verletzt habe, als er ſich an den bloßen Wortlaut 

ehalten und nicht unter Benutzung der begleitenden Umſtände den wirklichen Willen erforſcht 
u oder darauf anderſeits, daß gegen den klaren Wortlaut ausgelegt worden ſei (RG 95, 126; 
82, 316; 85, 327; Warn 1919 Nr 2; 1928 Nr 142; RG SeuffA 79 Nr 117; RG HRR 1931 Nr 2) — 
es muß zum mindeſten erörtert ſein, weshalb eine an ſich dem Wortlaut widerſprechende Aus⸗ 
legung doch mit ihm vereinbar ſein ſoll (RGS 11. 5. 26 VII 622/25) —, oder darauf, daß eine 
Erklärung ausgelegt worden, die überhaupt nicht auslegungsfähig war, oder daß der Richter 
den Auslegungsgegenſtand verkannt, oder daß er die Grenzen der Auslegung überſchritten hat, 
oder daß er bei der Auslegung von der Partei behauptete weſentliche Tatſachen nicht berück⸗ 
ſichtigt hat, oder Tatſachen anderſeits verwertet hat, die nicht Gegenſtand der Verhandlung waren 
(NG 17. 2. 06 V 349/05; JW 1911, 180%. Ob ein Verſtoß gegen Treu und Glauben vorliegt, 
it keine reine Tatfrage, ſondern auch Rechtsfrage (RG JW 06, 4566). Die Feſtſtellung, daß die 
Parteien ſelbſtändige Nebenabreden neben der ſchriftlichen Urkunde getroffen haben, iſt als tat- 
ſächliche Feſtſtellung der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen (RG 28. 10. 10 11 219/10). 
Desgleichen der Regel nach die Feſtſtellung, daß ein wichtiger Grund zur ſofortigen Kündigung 
im Sinne der $$ 70, 72 HGB gegeben war (RG JW 1911, 578%), Die Frage, ob eine Vertrags 
abrede genugend beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar iſt, unterliegt der Nachprüfung (RG 
85, 289). — Iſt eine Vertragsklauſel („frei bleibend“) nicht auf Grund der konkreten Um⸗ 
ſtände, auch nicht mit Rlickſicht auf einen etwaigen Handelsgebrauch, ſondern ausſchließlich nach 
der Logik und nach allgemeinen Rechtsgrundſäßzen ausgelegt worden, dann unterliegt die Aus⸗ 
legung der Nachprüfung (NG 103, 415), wie ſich das Reichsgericht auch das Recht zur Nachprüfung 
von allgemeinen, vom Berufungsgerichte aufgeſtellten Erfahrungsgrundſätzen, insbeſondere 
auch eines „allgemeinen deutſchen Sprachgebrauchs“ (beiſpielsweiſe „Lieferzeit bis 1. Oktober“, 
oder bei einem Angebote „gebunden bis zum 31. März“) vorbehalten hat (RG 99, 71; 105, 418; 
I 1922, 706% V 114/22, wo angenommen iſt, daß es naheliege, in Fällen bezeichneter Art 
den angegebenen Betrag in die Friſt mit einzubeziehen). Die Frage des Mitverſchuldens 
gemäß $ 259 ift nachprüfbar als Rechtsfrage (RG JW 1922, 1052). 4 
Privilegien, die nicht durch laͤſtigen Vertrag erteilt worden find, ftellen eine nachprüf⸗ 
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bare Rechtsnorm dar (RG 94, 36 und die dort angeführten Urteile). — Vertragsklauſeln typi⸗ 
ſchen Inhalts, wie etwa „allgemeine Vertragsbedingungen“, unterliegen regelmäßig der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts (Reh 81, 117; 83, 296; 86, 284; 96, 209; 103, 414; 108, 60; RA& 
1,162). Bei ihrer Auslegung ift davon auszugehen, daß fie zum Schutze ſolcher Intereſſen des 
Unternehmers beſtimmt ſind, die ſich als berechtigte darſtellen, und daß ſie nicht beſtimmt ſind, 
den Intereſſen und Rechten des Vertragsgegners Abbruch zu tun (RG 79, 438 88, 416; 98, 123). 
Allgemeine Vertragsbedingungen in Urkunden, die allgemein für den Verkehr be⸗ 
ſtimmt find und einen typiſchen Inhalt haben, wie z. B. allgemeine Verſicherungsbedin⸗ 
gungen, Genußſcheine einer Aktiengeſellſchaft, formularmäßige Rentenguts⸗Vertragsbedingun⸗ 
gen, die Geſchäftsbedingungen der Spediteure Groß⸗Berlins, die allgemeinen Bedingungen einer 
Maſchinenfabrit, find, ſofern ſich ihre Anwendung auf mehrere Oberlandesgerichtsbezirke erſtreckt, 
auf die Richtigkeit der Auslegung auch vom Reviſionsgerichte nachzuprüfen (RG 81, 117; 83, 296; 
87, 335; 96, 266; 135, 136; JW 1916, 1347; 1919, 1891; 1926, 19471; Warn 1922 Nr 10: Gruch 
1921, 349; HRR 1928 Nr 1797). Dieſer Standpunkt ift im Intereſſe einer einheitlichen Recht⸗ 
ſprechung durchaus zu billigen. Der Gedanke der Rechtseinheit fordert, daß ſolche Vertrags⸗ 
bedingungen nicht von dem einen Oberlandesgericht ſo, von einem andern anders ausgelegt 
werden. So auch für die von den Regierungen in Preußen den Jagdgenoſſenſchaften empfohle⸗ 
nen „Allgemeinen Bedingungen“ zu Jagdpachtverträgen RG 111, 276; für allgemeinverbindlich 
erklärte Tarifverträge RG 114, 409; für Vertragsbedingungen einer gewerbsmäßigen Auskunftei 
über den Haftungsausſchluß RG 115, 122; für die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen einer 
offentlichen Feuerverſicherungsanſtalt RG 124, 330. Für die vom Aero⸗Lloyd⸗Konzern aufge⸗ 
ſtellten allgemeinen Beförderungsbedingungen |. R 117, 105; für die vom Verband deutſcher 
Elektrotechniker aufgeſtellten Sicherheitsvorſchriften |. Rh JW 1932, 74517. Auch die formular- 
mäßigen Mietverträge von Hausbeſitzervereinigungen könnten hierher gehören. Ob das gleiche 
für die allgemeinen Scheckbedingungen einer Bank gilt, ift im Urteile R& 10. 11. 20 V 197/20 
dahingeſtellt gelaſſen, dürfte aber zu bejahen fein; fo auch allgemein für Geſchäftsbedingungen 
der Banken RG 135,91. Nachprüfung der Auslegung von Geſellſchaftsſatzungen |. RG 83, 319 J 
86, 283; 97, 242; RG JW 1930, 37353; RG Warn 1922 Nr 100. Auslegung von „Schlepp⸗ 
debingungen“ ſ. RG 98, 122; 126, 324. Formblätter, die, wenn auch vielleicht allgemein üblich, 
doch nicht von beiden Parteien der Verkragsfaſſung zugrundegelegt, ſondern nur einfeitig von 
der einen Partei benutzt wurden, gehören nicht hierher (RG 134, 82; 136, 40). Über die Re⸗ 
viſibilität von Beſtimmungen eines Tarifvertrags nach dem Arbeitsgerichtsgeſetz |. dort § 73. 


8 154 

Ein Nechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, iſt nichtig !), 

wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt 2) 3). 

E 1 108 II 100; M 1 210 fl.; P 1 122 ff. 

in 1. Die Richtigkeit (8 125 A 1) von Rechtsgeſchäften, die gegen ein Verbotsgeſetz verſtoßen, 
iſt eine derart unbedingte und vollkommene, daß aus ihnen weder eine Klage noch eine Einrede 
ontſteht. Die Nichtigkeit beſteht gegenüber jedermann und kann von jedermann geltend gemacht 
iwerden a J 1930, 907. Keine typiſche, vom Reviſtonsgericht frei auszulegende Urkunde 
he das Formblatt einer Zollbehörde für Zollbürgſchaften (RG JW 1932, 22851). Ob die Be⸗ 
eiligten den Inhalt des Rechtsgeſchäfts und jeine Wirkungen billigen oder nicht, ift dabei gleich ⸗ 
gültig (NG 111, 28). (Inwiefern die Nichtigkeit eines Teiles des Rechtsgeſchäfts dieſes insgeſamt 
Sanichtet, dgl. § 139 und A weiter unten.) Der geſetzliche Grund der Vorſchrift liegt in dem 
Jus publicum privatorun pactis mutari non potest. Vorausſetzung iſt, daß ſich das Verbot 
gegen das Rechtsgeſchäft ſelbſt richtet und daß alſo das Rechtsgeſchäft objektiv gegen das Geſetz 
verſtüßt. Im übrigen aber macht es keinen Unterſchied, ob gegen den Wortlaut des Geſetzes un« 
mittelbar gefehlt iſt, oder ob der unzuläſſige Erfolg durch die Umgehung des Geſetzes erreicht 
werben voll (ZW 1911, 708%). Freilich liegt eine ſolche Umgehung des Geſetzes nicht ſchon 
an vor, wenn, ohne daß der angeſtrebte Erfolg an ſich geſetzlich unzuläſſig wäre, der an ſich 
zuläſſige wirtſchaftliche Erfolg anftatt durch das verbotene Mittel durch ein ſtatthaftes Rechts. 
geſchäft von anderer Rechtsform erzielt werden konnte (vgl. beiſpielsweiſe unten § 137 A 4), 
10 daß es Ch auch nicht um eine Vereitlung des Geſetzeszwecks handelt (RG 37, 62; 44, 108; 
AN 299). So ift die Nichtigkeit eines Kaufvertrages verneint worden, bei dem das Erfordernis 
er behördlichen Genehmigung zum Grundſtückserwerb nach Art 7 92 Pra BGB durch Verkauf 
al einen Treuhänder umgangen wurde (RG SeuffA 80 Nr 100). Ein Vorteil aber, deſſen Er⸗ 
lungung das Geſetz verbietet, kann niemals auf dem Wege des Schadenserſatzanſpruchs zu einem 
N Hfähigen werden (NG 90, 306). Richtig ift ferner nicht nur derjenige Vertrag, der den Geſetzes⸗ 
’erftoß unmittelbar enthält, ſondern auch ſchon der, durch den ſich jemand zum Abſchluſſe eines 
n Vertrages verpflichtet (RG Lg 1931, 1060). — Auf die Form des Verbots, ob es 
ausdrücklich oder mittelbar erlaſſen iſt, kommt es nicht an. Unweſentlich iſt ferner, ob das Verbot 
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in einem Strafgeſetze oder in einer privatrechtlichen Norm enthalten iſt, endlich, ob in einem 
Reichsgeſetze oder Landesgeſetze. Der Sprachgebrauch des BGB bedient ſich, um einer Be- 
ſtimmung die Eigenſchaft als Verbotsgeſetz beizulegen, verſchiedener Ausdrucksformen. In einer 
Reihe von Vorſchriften erklärt es das verſtoßende Rechtsgeſchäft ausdrücklich als nichtig (val. 88 248, 
310, 312, 443, 723 Abſ 3, 746 Abſ 3, 795 Abſ 3, 925 Abſ 2, 1136, 1229, 1714 Abſ 2, 2040, 2302). 
In andern Fällen bezeichnet es die rechtliche Unmöglichkeit des Rechtserfolgs durch die Wendungen 
„zann nicht“ (RG JW 1912, 2915) und „ift nicht übertragbar“ (vgl. beiſpielsweiſe $$ 137, 225, 276 
Abſ 2, 399, 400, ferner 514, 613, 717). Die Ausdrucksweiſe „kann nicht“ weiſt jedoch nicht immer 
auf Nichtigkeit hin. So nicht im Falle des § 181. Wenn es dort heißt, daß der Vertreter ein 
Rechtsgeſchäft namens des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen regelmäßig nicht vornehmen 
könne, ſo will das nur ſo viel beſagen, daß ein derartig vorgenommenes Rechtsgeſchäft ſchlechthin 
und ohne weiteres imſtande iſt, die beabſichtigte Wirkung auszuüben, will jedoch nicht die Mög⸗ 
lichkeit ausſchließen, daß das Geſchäft durch die nachträgliche Genehmigung des Vertretenen 
wirkſam wird (vgl. das Nähere bei 5181 A 1). Ahnlich wie bei d 181 dürfte die Sache auch im Falle 
der §§ 1795 u. 1630 Abſ 2 liegen, betreffend das Erfordernis der Vertretung des Mündels oder 
des Hauskindes durch den Vormund oder durch elterliche Gewalthaberzüferner bei § 719. Das 
vom Vormunde oder dem Vater in Fällen der gedachten Art vorgenommene Rechtsgeſchäft wäre 
genehmigungsfähig und könnte durch die nachträgliche Genehmigung ſeitens der großjährig 
Gewordenen oder ſeitens des Pflegers wirkſam werden. Vgl. auch § 399 Al. In denjenigen 
Fällen, in denen ſich das Geſetz des Ausdrucks „darf nicht“ bedient, nimmt es für den Fall des 
Zuwiderhandelns nicht ohne weiteres und nicht regelmäßig Nichtigkeitfan. 1 Es ſieht vielmehr die 
Folgen der Zuwiderhandlung regelmäßig beſonders vor (vgl. §8 456, 457, 458, 1238, ferner 
$$ 1309, 1310, 1312 und dazu $$ 1326, 1327, 1328). Der Ausdruck „ſoll nicht“ bedeutet nur eine 
nicht weſentliche Ordnungsvorſchrift. Dem Sprachgebrauche des BGB ſchließt ſich entſvrechend 
das HGB an (ogl. beiſpielsweiſe die 98 60, 74 Abſ 2, 3). 

Verbotsgeſetze begründen die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts auch ohne ausdrückliche An- 
drohung dann, wenn ſich das Verbot gegen den Inhalt eines ſolchen Rechtsgeſchäfts und nicht 

egen ſeine Vornahme richtet, aber auch in jenem Falle nicht einmal, wenn die Strafandrohung 

ich nur gegen die beſonderen Umſtände, unter denen, und gegen die Abſicht, in der ein Rechts⸗ 
geſchaft abgeſchloſſen wird, nicht aber gegen das Rechtsgeſchäft als ſolches wenden will (RG 6, 
169; SeuffA 1920 Nr 85). Vgl A 2. — Auf eine Leiſtung, deren Vornahme mit Strafe bedroht 
iſt, kann eine Verurteilung nicht ergehen (RG 8. 10. 21 V 168/21, hier war auf Erteilung 
der Auflaſſung eines ausländiſchen Grundſtücks auf Grund eines nach Landesrecht genehmigungs⸗ 
bedürftigen Vertrags geklagt worden, wiewohl die Genehmigung noch nicht erfolgt war). — 
Der Regel nach hat ein Verbotsgeſetz die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts nur dann zur Folge, wenn 
ſich das Verbot gegen beide Teile richtet RG 100, 40; 105, 65; 106, 317). Doch genügt es bei 
einſeitig gerichteten Verboten, wenn das Geſetz den mit dem Rechtsgeſchäft bezweckten Erfolg 
verhindern will und der von dem Verbot nicht unmittelbar betroffene Teil zu dem verbotenen 
Handeln des anderen bewußt mitwirkt (RG JW 1931, 2088 2). Das Verbotsgeſetz muß bereits 
im Zeitpunkte der Vornahme des Rechtsgeſchäfts beſtanden haben, um die Nichtigkeit herbeizu⸗ 
führen (RG 105, 177). Wird das Verbot fpäter wieder aufgehoben, ſo wird ein verbotswidriges 
Rechtsgeſchäft nur dann nachträglich gültig, wenn die Vorausſetzungen der 8 308, 309 erfüllt 
find (RG 105, 137; RG SeuffA 79 Nr 197). Fehlt es an dieſen Vorausſetzungen, ſo muß das 
nichtige Geſchäft neu vorgenommen werden ($ 141), wenn nicht das Verbotsgeſetz ſelbſt hiervon 
eine Ausnahme beftimmt (R 1. 12. 24 V 16/24; 9. 10. 25 111 498/24); jo auch für eine nach⸗ 
trägliche Beſtätigung bei Bierlieferungsverträgen, die wegen Verſtoßes gegen die durch VO 
v. 6. 8. 21, aber ohne Rückwirkung, wieder aufgehobene VO über die Malzkontingente der Bier⸗ 
brauereien und den — — v. 22. 12. 19 nichtig waren, RG 19, 12. 27 VI 166/27. 

Grundgeſchäft und Bo en Ein Verbotsgeſetz, das die Nichtigkeit ſowohl des Grund⸗ 
wie des Vollzugsgeſchäfts herbei ührt, enthält 83 der Bekanntmachung zur Verordnung über den 
Verkehr mit fettloſen Waſch⸗ und Reinigungsmitteln v. 11. 5. 18 (RG JW 1922, 891), — Richtet 
ſich im Falle von Veräußerungsgeſchäften das Verbot ſowohl gegen den Verkäufer wie gegen 
den Käufer, dann iſt davon auszugehen, daß es ſowohl das Veräußerungs- wie das Erwerbs⸗ 
geſchaft unterſagt und daher das Schuldverhältnis wie das Vollzugsgeſchäft nichtig fein fol (RG 
60, 276; 78, 353; 100, 238). — Richtet ſich ein Verbot (das Verbot der Einfuhr aus $ 1 der Be⸗ 
kanntmachung v. 16. 1. 17 über die Regelung der Einfuhr) nur gegen den Käufer und nicht auch 
gegen den Lieferanten, dann iſt der Ankauf nicht ohne weiteres nichtig, und iſt die Ware einge⸗ 
führt worden, dann it die Moglichkeit des Eigentumserwerbs durch einen Dritten noch vor er⸗ 
folgter Beſchlagnahme rechtlich möglich (Rc 102, 323). Das Einverſtändnis beider Vertragsteile 
über den Zweck der verbotenen Einfuhr macht aber auch das mit einem Ausländer geſchloſſene 
Rechtsgeſchäft nichtig, ſeine Aufrechterhaltung nach ausländiſchem Recht würde gegen den Zweck 
des deutſchen Geſetzes verſtoßen (vgl. EG Art 30, R JW 1924, 17101). — Nichtigkeit des ſchuld⸗ 
rechtlichen und des dinglichen Deviſengeſchäfts nach den Beſtimmungen über den Deviſenhandel 
. R 98, 256; 105, 298; RG JW 1926, 20805. Die Abrede der Zahlung „in effektiven Deviſen 
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macht, wenn fie gegen geſetzliche Beſtimmungen verſtößt, in der Regel nur dieſe Zahlungsbe⸗ 
ſtimmung, nicht das ganze Rechtsgeſchäft nichtig (RG JW 1926, 28381). — Nichtig iſt das Voll⸗ 
zugsgeſchäft auch bei Zuwiderhandlungen gegen 99 34 Abſ 2, 77 GeſchAufſVo , die die ſachliche 
Gleichſtellung der Gläubiger bezwecken (RG JW 1931, 2088 m2). 
Als Verbotsgeſetze im Sinne des $ 134 kommen in Betracht: § 288 StGB; HG 89 23 (RG 
W 07, 84324), 74, 109, 261 (RG 72, 37); KO $ 181 (RG 72, 48), die $$ 1 u. 2 des Abz (dazu 
für nach ausländiſchem Recht zu beurteilende Vertragsverhältniſſe RG JW 1932, 5918); $ 1 
des Freizlig® (MG Warn 1915 Nr 8); die Zuſtimmung des $ 10 der GewO, welche der Neu- 
begründung von Gewerbeberechtigungen, Zwangs- und Bannrechten entgegentritt; ferner die 
Beſtimmungen, die das Recht zum Gewerbebetriebe von Genehmigung, Konzeſſion oder Erlaubnis 
ubhängig machen (88 14ff., 33 ff., 55 ff. GewO, an Stelle des $33 f. jetzt GaſtſtättenGeſ v. 28. 4. 30, 
ABl 1 146); der allgemeine Rechtsgrundſatz, wonach das Stimmrecht in einer Geſellſchaft im 
Falle eines Intereſſenwiderſtreites ausgeſchloſſen iſt (RG 136, 236). Das Nordoſtſeekanal⸗Geſetz 
1. 16. 3. 86 verbietet den vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftung des Staates (RG 68, 358). Der 
3 12 Abſ 3 des Gef, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen, 
b. 4. 12. 99, ſchließt die Zuläſſigkeit eines beſchlußmäßigen Verzichts auf die dem Nennwerte der 
Schuldverſchreibungen entſprechenden Kapitalanſprüche aus (RG 75, 259). Nichtigkeit des ohne 
die nach BR v. 8. 3. 17 (RGGBl 220) erforderliche 5 abgeſchloſſenen Vertrags über 
die Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen ſ. R& 106, 157. Über die Nichtigkeit von Verträgen, 
die gegen $$ 213, 215 HB verſtoßen, |. R& 107, 161. Zur Anwendung des § 134 bei Zuwider⸗ 
andlungen gegen die Wüber die Sicherſtellung von Kriegsbedarf v. 24. 6. 15/26. 4. 17 ſ. RG 
92, 34; 100, 248; RG 28 1924, 1191. Die Beſtimmung eines von einer Zwangsinnung mit einer 
rbeitnehmervereinigung abgeſchloſſenen Tarifvertrags, wonach Arbeitgeber, die unter den von 
der Innung herausgegebenen Preiſen arbeiten laſſen, den Gehilfen einen Aufſchlag auf den 
Tariflohn zu zahlen haben, iſt wegen Verſtoßes gegen $ 100 Gew nichtig (RAG 11, 266). 
Nach feſtſtehendem Grundſatze find insbeſondere nichtig Verträge, die bezwecken, unter Täu- 
ung der zuftändigen Behörden die einer beſtimmten Perſon konzeſſionierte Gaft- und 
ankwirtſchaft auf einen andern zu übertragen, gleichviel in welcher Form das Geſetz um⸗ 
gangen ift (vgl. oben A 1), ob im Wege eines Mietvertrags oder durch angebliche Beſtellung des 
andern als Stellvertreter (RG 12. 1. 06 III 230/05; 8. 2. 06 VI 193/05; 25. 3. 07 VI 379/06; 
1912, 4562; Warn 08 Nr 371 u. 09 Nr 443; 1920 Nr 32); die ſog. Kaſtellanverträge: Verträge, 
die emen nach 89 33, 147 Nr Gewd (jetzt Gaſtſtättengeſetz v. 28. 4. 30, RG Bl 1 146) unerlaubten 
Wirtſchaftsbetrieb zum Gegenſtande haben, in welcher Geſchäftsform auch immer die Überlaſſung 
5 Betriebes ſtattfindet (R 39, 268; 63, 145; 67, 323; 84, 305; Warn 08 Nr 371; 09 Nr 443; 
JW 1917, 6541; HR R 1930 Nr 485; 1931 Nr 1428). Die Nichtigkeit erſtreckt ſich hier ge- 
gebe nenfalls, jedoch nicht notwendig, auch auf den Mietvertrag im übrigen, oder auf 
m Einzelnen infolge des Getränkeabnehmervertrags abgeſchloſſenen Kaufgeſchäſte (RG 12. 1. 06 
030/05 u. 8. 2. 06 VI 193/05); nicht auf die für die Wareneinkäufe geleiſtete Bürgſchaft 
(RS Gruch 50, 919); wohl aber gegebenenfalls auf ſolche Kaufpreisforderungen, die die Natur 
1 Anspruchs als Pachtzins verdecken (RG JW 1912, 1335). Zur Frage einer Haftung des eigent⸗ 
nen Wirtſchaftsinhabers für Betriebsſchulden ſ. HRR 1931 Nr 820. Die Nichtigkeit eines Schank⸗ 
pachtvertrags wegen der Kaſtellanabende erſtreckt ſich aber nicht auf eine Hilfsvereinbarung, 
Wenn für den Fall einer Aufdeckung des Verſtoßes der Schankbetrieb des Pächters auf erlaubtem 
ge erreicht werden ſoll (RG 125, 209). Die Leiſtungen der einen oder andern Partei, welche 
unmittelbar auf Grund von Verträgen der bezeichneten Art bewirkt werden, unterliegen 
Hänſichtlich der Rückforderung der Ausnahmevorſchrift des $ 817 Satz 2 (K 72, 
Gr betreffend $ 181 Satz 3 KO); dies jedoch gegebenenfalls nur dann, wenn die Leiſtung zur 
er‘ g eines Vertrags erfolgt war, der einen geſetzlich verbotenen Zweck verfolgte (RG Gruch 
4, 303 zu 9 400). Dagegen können Leiſtungen, die, wie die Beſtellung eines Pfandes, auf Grund 
eines Nebenvertrags erfolgt find, nach $ 812 zurückgefordert werden (RG 67, 321; vgl. ferner 
5 . — Rechtsunwirkſam iſt in Preußen ein ſog. Apothekenverwaltungsvertrag, falls darin 
em Verwalter der ſelbſtändige, wenn auch nach außen auf den Namen des Konzeſſionsinhabers 
gehende Betrieb gegen eine feſte Vergütung übertragen wird (MG JW 1927, 2209;2°: vgl. SeuffA 
ol Nr 76). — Ein gib be enthalten auch die §9 135, 1544 GewO. Gegebenenfalls ſchließt 
Kbod) die Nichtigkeit des Dienſtvertrags das Kind nicht von der Unfallverſicherung aus (RG 66, 
2). Nichtigkeit droht endlich $133f GewO bei Vereinbarung einer Konkurrenzklauſel 
mit einem minderjährigen Angeſtellten an. Vgl. auch § 135 A 5. Verträge zwiſchen 
töten und Krankenkaſſen, wenn dieſe ſich gegen $ 414 Satz 2 RV ohne die erforderliche 
zenehmigung zum gemeinsamen Abſchluſſe von Verträgen mit Arzten vereinigt haben, find 
nichtig (NG 86, 371; 90, 39; JW 1917, 5952). — Bilanzen, die unter Verletzung der Vorſchriften 
ber 58 30 HGB oder 42 GmbHG aufgeſtellt werden, find nach $ 134 nichtig (RG 80, 333). Die 
zeſtimmungen des § 243 HGB ſchließen die Rechtsgültigkeit von ſchuldrechtlichen Verträgen 
nicht aus, die zwiſchen Aktionären einer Aktiengeſellſchaft über die Ausübung des Stimmrechts in 
er Generalverſammlung, insbeſondere bei Wahlen zum Aufſichtsrat, geſchloſſen werden (RG 
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133, 90). Verſtößt der Vertreter einer Aktiengeſellſchaft zu deren Schaden gegen ein Strafgeſetz 
(266 StGB), ſo macht er ſich dadurch gegen die Aktiengeſellſchaft erſatzpflichtig, aber dem Dritten 
gegenüber, der durch die Verfügung Rechte erwirbt, bleibt das Rechtsgeſchäft gültig, falls er nicht 
an der ſtrafbaren Handlung teilgenommen hat; Vorausſetzung iſt hierbei jedoch, daß das vom 
Vertreter vorgenommene Rechtsgeſchaft nicht aus $ 138 oder aus $ 134 nichtig war (RG 78, 
353). Eine Ge meinde, die im öffentlichen Intereſſe eine Anlage geſchaffen hat (Hafenanlage), 
für deren Benutzung ein ſtaatlich genehmigter Tarif aufgeſtellt iſt, kann nicht vertraglich die Gebühr 
herabſetzen (RG JW 1914, 1851, zu den 99 4, 5, 7 des PrfommAbgG). — Die Umwandlung 
eines freien Gutes in ein Anſiedlungsrentengut gemäß den preuß. Beſitzbefeſtigungsgeſetzen 
(G. 20. 3. 08; 26. 6. 12; 28. 5. 13) mit dinglichem Wiederkaufsrechte verſtößt nicht gegen den 
Vorbehalt des Art 62 EG, noch gegen ein ſonſtiges Geſetz (RG 84, 100). Eine behördlich an- 
geordnete Beſchlagnahme iſt ein Staatshoheitsakt, der, auch wenn er unberechtigt erfolgt 
iſt, der Anfechtung nicht unterliegt (RG Warn 1922 Nr 110). — Unter Umſtänden treffen bei einem 
Aechtsgeſchafte die Nichtigkeitsgründe ſowohl des § 134 wie des $ 138 zu, fo bei einem vertrags⸗ 
mäßigen Ausſchluſſe der Berufung für den Fall, daß auf Eheſcheidung erkannt werden ſollte 
(Rc 70, 60; vgl, $ 138 A 1 Ac). — Verbotsgeſetze waren auch die Beſtimmungen gegen den 
Kettenhandel. Über den Begriff des Kettenhandels vgl. RG 96 S. 240, 330, 344; 98, S. 1, 
61; 99, 50; 103, 161; 101, 371; 105, 177; Warn 1921 Nr 114 u. 115, 137. Weſentlich für den 
Begriff des Kettenhandels iſt danach eine unlautere, gemeinwirtſchaftlich unnütze, eine Preis⸗ 
ſteigerung verurſachende Machenſchaft. Nichtig iſt ein Kettenhandelsgeſchäft jedenfalls dann, 
wenn beiden Teilen die Kenntnis vom Vorhandenſein der objektiv vom Geſetze gemißbilligten 
Tatbeſtandsmerkmale beiwohnt und ſie den Willen haben, fie zu verwirklichen (RG 98, 2; 101, 
338; vgl. RG L 1927, 4516 zu $ 1 Nr 4 Preistreiberei v. 8. 5. 18). „Unlautere Machen⸗ 
ſchaften“ ſetzen voraus ein den Anſchauungen ehrbarer Kaufleute widerſprechendes, für die 
Allgemeinheit zweckloſes, aus ſelbſtſüchtiger Abſicht bewirktes preisſteigerndes Einſchieben von 
een Funktionen des Handelsverkehrs (RG Warn 1920 Nr 93 u. 143; RGSt 50, 270; 
1 S. 54 u. 277, 294, 300). Liegen bei einem derartigen Vertrage die Vorausſetzungen der Straf- 
barkeit vor, dann iſt er ſchlechthin nichtig und ſeine Aufrechterhaltung unter Herabſetzung des 
Breijes iſt ausgeſchloſſen (RG 96, 237; Warn 1920 Nr 144). Bei einem Kaufhandel unter 
Groß kaufleuten Beh ein ſtarkes Anzeichen für das Zwiſchenſchieben eines unnützen Gliedes 
in die Kette des Abſatzes; aber es kann auch anders ſein, ſo wenn die Verteilung der Ware unter 
Großkaufleuten eine zweckgemäße Maßnahme zur Verteilung des Abſatzes war (RG 103, 16; 
90, 50; Warn 1921 Nr 137; 1922 Nr 137; JW 1922, 709%), oder wenn etwa der Großhändler eine 
Ware kauft, die er nicht ſelbſt verarbeiten laſſen kann und daher die Ware an einen andern Groß⸗ 
händler abgibt, der die Verarbeitung ſelbſt oder durch einen andern vornehmen läßt (RG 103, 
163; 105, 270, betreffend verſchiedene wirtſchaftliche Funktionen). Der Verkäufer, der erkannt 
hat, daß der Käufer mit der Ware Kettenhandel oder Preiswucher treiben will, darf die Er⸗ 
füllung auf Grund des $ 242 verweigern (R 105, 178). Die Beweislaſt beim 
Kettenhandel hat in vollem Umfange derjenige, der den Einwand erhebt (RG Warn 1919 
Nr 44); ſpricht die Vermutung für den Kettenhandel, etwa weil die Beteiligten auf der gleichen 
wirtſchaftlichen Stufe ſtehen, beide etwa als Großhändler, ſo hat derjenige, der gleichwohl die 
gemeinwirtſchaftliche Nützlichkeit geltend macht, dieſe zu beweiſen (RG 98, 1; JW 1921, 627˙); 
die gleiche wirtſchaftliche Stufe der Beteiligten begründet die bezeichnete Vermutung jedoch nicht 
zwingend, es kommt auf die konkrete Sachlage an (RG JW 1922, 924), Nach der Preisſteige⸗ 
rungsverordnung v. 23. 7. 15/23. 3. 16 reicht es für den ſubjektiven Tatbeſtand aus, wenn 
Beweggrund für den Täter war, durch die Preisſteigerung für fh Gewinne zu erzielen, dagegen 
braucht ſeine Abſicht nicht auf „Steigerung des Preiſes“ gerichtet geweſen zu fein (RG 105, 178). 
Die an die Stelle der Preistreiberei® v. 8. 5. 18 (NÖBI 395) getretene Preistreibereich v. 
13. 7. 23 (RG Bl I 760) iſt durch das am 24. 7. 26 in Kraft getretene RGeſ v. 19. 7. 26 (RGGBI ! 
413) aufgehoben worden. Die bürgerlich-rechtliche Wirksamkeit der vor ſeinem Inkrafttreten 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte entſcheidet ſich nach wie vor nach dem bisherigen Recht, das 
erwähnte Reichsgeſetz hat inſoweit keine rückwirkende Kraft (RG 115, 151; RG JW 1928, 129310; 
RO SeuffA 82 Nr 39). Vgl. auch 9 433 A 1a Abſ 3. — Über den Einfluß eines Verſtoßes gegen 
die deutſchen Einfuhrbeſchränkungen im beſetzten Gebiete unter der Herrſchaft des Waffenſtill⸗ 
ſtandsvertrags vom November 1918 auf die Gültigkeit eines Kaufvertrags |. RE 105, 179 in 
Verbindung mit 102, 255 und 104, 105. — Daß rechtsgeſchäftliche Maßnahmen ſteuerrechtlich 
zu beanſtanden ſind, nimmt ihnen noch nicht die privatrechtliche Gültigkeit NG 118, 117% 
Über die Nichtigkeit von Vereinbarungen unter Eheleuten, die eine Eheſcheidung durch Verzicht 
auf Rechtsmittel oder ſonſt durch ihr Verhalten im Rechtsſtreit erleichtern ſollen und damit 
dem in 88 617 und 622 ZRO aufgeſtellten Grundfatze des Eheſchußzes zuwiderlaufen, ſ. RG 70, 
59, 118, 171; 123, 84; JW 1913, 128°; 1930, 9831; Warn 1909 Nr 386; 1916 Nr 9; 1917 Nr 7, 
auch $ 138 A 1 A c. g 
Ausländiſche Verbotsgeſetze haben nicht die verbindliche Kraft der inländiſchen Geſetze und 
begründen daher nicht die Anwendung des $ 134. Es iſt vielmehr in jedem Falle die Nichtigkeit 
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oder Zuläſſigkeit des Geſchäfts nach dem inländiſchen Rechte zu prüfen und dabei insbeſondere 
zu erwägen, ob das Geſchäft gegen die guten Sitten verſtößt (§ 138), und welche Bedeutung 
das inländiſche Recht dem ausländiſchen Verbote nach deſſen Zweck und Inhalt beilegt (N 108, 
241; Warn 1912 Nr 241; Gruch 61, 461; 66, 104; f. auch EG Art 30). Anordnungen, die fremde 
Beſatzungsbehörden für deutſches Gebiet erlaſſen, ſind nicht geſetzliche Verbote nach $ 134, mögen 
auch dieſe Behörden nach völkerrechtlichen Grundsätzen oder Verträgen die geſetzgebende Gewalt 
im beſetzten Gebiete haben und ihre Anordnungen ſich in dieſen Grenzen halten (RG 107, 173). 
Keine Nichtigkeit eines Vertrags über die Verſicherung eines Waffentransports nach China, 
wenn die Ausfuhr nach deutſchem Recht erlaubt iſt, mögen auch ausländiſche Behörden die Be⸗ 
immungen des Verſailler Vertrags (Art 170) anders auslegen (RG 115, 97). Verſtöße gegen 
die Deviſenvorſchriften können ein Geſchäft auch dann nichtig machen, wenn es im Ausland ge⸗ 
loſſen und zu erfüllen iſt, ſofern ſich nur ſeine wirtſchaftliche Auswirkung auf deutſches Gebiet 
erſtreckt, z. B. die Vertrags teile Wohnſitz und Geſchäftsbetrieb in Deutſchland haben (RG 29. 6. 23 
III 540/22). — Nach internationalem Übereinkommen über den Eiſenbahnverkehr 
5. 14. 10. 90 ift jedes Privatübereinkommen verboten und nichtig, wodurch dem Abſender eine 
Preisermäßigung gegenüber den Tarifen gewährt werden ſoll (RG 96, 67). 
. Die in den 89 134, 138 zum Ausdruck kommenden allgemeinen Rechtsge danken gelten auch 
um offentlichen Recht. Willenserklärungen, die einem geſetzlichen Verbot oder den guten Sitten 
zuwiderlaufen, können auch im öffentlichen Recht keine Geltung beanſpruchen; ſo für Verein⸗ 
barungen zwiſchen Behörde und Beamten über deſſen Ausſcheiden aus dem Dienſt RG 134, 162. 
2. Ob ſich aus dem geſetzlichen Verbote ein anderer Zweck ergibt als der, Rechtsgeſchäfte 
entſprechenden Inhalts unmöglich zu machen, ift durch Auslegung und unter Berückſichtigung 
8 gejeßgeberifchen Grundes zu ermitteln. Zur Entkräftung der Regel des $ 134 muß aus dem 
vertretenen Geſetze ſelbſt hervorgehen, daß es auf die Gültigkeit des verbotswidrig abgeſchloſſenen 
Geſchäfts keinen Einfluß haben will (RG 100, 239). a) Verbote eines Strafgeſetzes machen 
ein Rechtsgeſchäft namentlich dann nicht nichtig, wenn das Geſetz die durch das Rechtsgeſchäft 
Jngeleitete Veränderung in den Privatrechtsverhältniſſen nicht verhindern will, ſondern andere 
Zwecke verfolgt (RG SeuffA 81 Nr 2: Verkauf von Zigarren gegen die Vorſchriften des Tabak⸗ 
henergefches), insbeſondere das Verbot ſich nur gegen die Handlungsweiſe des einen Teiles der 
ertragſchließenden richtet, wie das beiſpielsweiſe zutrifft bei den 88253, 263, 301, 302, 288 StGB 
und bei 87 Ybz3& (vgl. des nähe ren RG 60, 275), ſowie bei dem noch geltenden $ 270 des Pr StGB 
{RS 60, 64; JW 1912, 5252; Warn 1912 Nr 368); ferner bei einem Verſtoße gegen die 88 12—14 
des Rahrungsmittelgeſezes v. 14. 5. 79 (MG 100, 39); val. jezt das an die Stelle des Nahrungs- 
mittelgeſetzes getretene Lebensmittelgeſetz v. 5. 7. 27 RG Bl! 134 $$ 12, 13. (Der $ 270 d. a. O. 
enthält aber ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ 2, indem er namentlich eine Gefährdung 
er Intereſſen des Zwangsvollſtreckungsſchuldners und der übrigen Beteiligten verhüten will: 
15 go 1912, 444 JW 1911, 29124). Ebenſo find nicht nichtig Verſtöße gegen das auf Grund 
er N v. 16. 10. 17 in Ausf v. 17. 10. 17 ausgeſprochene Verbot, Atzalkalien und Soda ohne die 
vorgeſchriebene Genehmigung abzuſetzen ech 26. 1. 23 111 175/22). Keine Nichtigkeit tritt ferner 
Runen, wenn nach der Abſicht des Geſetzes das betreffende Geſchäft nicht ſchon allgemein mit 
uc auf ſeine Natur, ſondern nur wegen der beſondern Umſtände ſeiner Vornahme 
die ag jein ſoll, wie ſolches der Fall bei der Vornahme von Kaufgeſchäften unter Verſtoß gegen 
8 ſtimmungen über die Sonntagsruhe (GewO 89 41 a, 146 a), ferner bei Schenkungen, 
(lem dabei ſeitens des Beſchenkten gegen das Verbot des Bettelns gefehlt wird. In dieſen Fällen 
Fa Abrigens das Verbot wiederum nur die Perſon der einen Vertragspartei. Das iſt auch der 
e deim Verbote des Spielens in auswärtigen Lotterien (RG 48, 178; 58, 278). b) Die 
imchiigteitsfolge haben ferner nicht die geſetzlichen und behördlichen Veräußerungsverbote 
95 Sinne der $$ 135, 136. 0) Ebenſowenig iſt die Nichtigkeit geknüpft an die Strafbeſtimmung 
= 9241 KO, ſelbſt für den Fall des Zuwiderhandelns beider Vertragsteile (RG 56, 229; 26. 9. 02 
N I 181/02). Die Vorſchrift des 8 138 8 ALR, betreffend die Verpflichtung zur Verwahrung von 
Nr fern, dient nicht dem öffentlichen Intereſſe, ſondern dem des Nachbarn (R Warn 1913 
r 152). Ein Verbot enthält auch $ 4 Abſ 2 AbzG, eine Zuwiderhandlung macht aber nicht den 
Wanen Vertrag nichtig, ſondern hat nur zur Folge, daß an die Stelle ſeiner nichtigen Teile die 
1 iften des Abzahlungsgeſetzes treten (RG 64, 92; 136, 137). — Wenn die zuſtändige Behörde 
1 ehmigung zur Anfieblung davon abhängig macht, daß das betreffende Grundſtück an keine 
Perfon polnischer Nationalität veräußert wird, fo handelt es ſich um einen erlaubten privat⸗ 
Wchlichen Vertrag (Vorbem 1 vor Sud! auch läßt ſich aus den Vorſchriften der 98 13, 13b 
0 Unſiedlch ein Verbotsgeſetz im Sinne des § 134 mit der Folge der Nichtigkeit nicht herleiten 
e 73, 18); ebenſo nicht aus den Vorſchriften der Viv. 15. 3. 18 (RG Bl 123) und des preuß. 
Kaundſtücksberkehrsgeſetzes v. 10. 2.23 (GS 25; RG 102, 3; 103, 106; 106, 324; 108, 94; 115, 35; 
a. 107; 117, 362; 118, 113; 121, 154; Gruch 67, 313 [verbotswidrige Auflaſſung]; JW 1927, 
— 141612; 08 1927, 2392; vgl. aber auch RG JW 1928, 245510). Ein unter Nichtbeachtung 
einer Verfügungsbeſchränkung gemäß § 77 Nerjorg® v. 12. 5. 20 geſchloſſener Grundſtücks⸗ 
verkauf iſt nicht nach $ 134 nichtig, vielmehr ift nur ſeine Erfüllung während der Dauer der Sperr⸗ 
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friſt unmöglich (MG SeuffA 81 Nr 82). Nichtigkeit eines Grundſtückskaufvertrags, bei dem ein 
Landwirt als Strohmann für einen Nichtlandwirt als Käufer auftritt, um die Genehmigung 
nach der Bek. v. 15. 3. 18 zu erhalten (RG SeuffA 86 Nr 41; R 16. 3. 28 II 354/27; 23. 4. 28 
VI 429/27; 5. 11. 31 VI 248/31). Nach ihrem Zwecke, die Waren für einen erſchwinglichen Preis 
den Verbrauchern zugänglich zu machen, iſt auch die Höchſtpreisverordnung (Gef v. 4. 8. 14 
und 21. 1. 15) kein Verbotsgeſetz im Sinne des $ 134; die unter Verletzung der Verordnung 
abgeſchloſſenen Käufe ſind daher nicht nichtig, ſind vielmehr unter Herabſetzung der Preiſe auf 
ein angemeſſenes Maß aufrechtzuerhalten (RG 88, 250; 89, 198; RG Gruch 67, 164). Das gleiche 
gilt für Fälle der Preistreiberei nach den Verordnungen vom 8. 5. 18 und v. 13. 7. 23 (NG 98, 
293; RG Seuff A 80 Nr 19; 82 Nr 39; RG 23 1921, 216; IW 1926, 26242). Nach der Preis- 
treibereiverordnung vom 8.5. 18 ſind Verträge über Lieferungen nach dem Auslande 
unbedingt ftatthaft, ſelbſt Inlandsgeſchäfte, die nur mittelbar dazu dienen, die Ware einem aus⸗ 
ländiſchen Verbraucherkreiſe zuzuführen (NG Warn 1922 Nr 113). Wirkſamkeit eines Vergleichs 
über Anſprüche aus einer Verletzung der Preistreibereiverordnung, wenn die Parteien ernſtlich 
über die Gültigkeit des zugrundeliegenden Rechtsgeſchäfts geftritten haben und der Streit gerade 
die Beilegung dieſes Streites bezweckte (RG SeuffA 85 Nr 88). — Ebenſowenig Verbotsgeſetz 
iſt $ 1 der V v. 24. 6. 16, betreffend die Erforderniſſe zum Handel mit Lebensmitteln (RG 96 
S. 232 u. 343; 97, 83), weil dieſe Vorſchrift nur gewerbepolizeilicher Natur iſt und die bürgerlich⸗ 
rechtliche Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts nicht berühren will (RG 96, 343; 100, 240; 106, 317; 
R JW 1920, 45°, 141%; MO Lg 1925, 86818). Anders nach dem durch Art III der Wucher⸗ 
gerichts B v. 27. 11. 19 (RG Bl 1909), der V zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom 
Handel v. 23. 9. 15 (RGBl 603) eingefügten § 4b, wonach jedes ohne die erforderliche Handels⸗ 
erlaubnis vorgenommene Geſchäft nichtig iſt (RG 105 S. 288, 366, 410; 106, 413; RG LZ 1925, 
86816, wobei die Nichtigkeit nicht nur den ſchuldrechtlichen Kaufvertrag, ſondern auch das ding⸗ 
liche Übereignungsgeſchäft umfaßt (RG 25. 3. 24 VII 227/23). Spätere Erteilung der Erlaubnis 
macht das nichtige Rechtsgeſchäft nicht wirkſam; es bedürfte dazu der Beſtätigung im Sinne 
des $ 141. Auch $ 26 der V. über Handelsbeſchränkungen v. 13. 7. 23 (REBEL 706) ſieht Nichtig 
keit vor; doch ſoll die Nichtigkeit nicht zum Nachteil deſſen wirken, der den Mangel der Erlaubnis 
weder kannte noch kennen mußte (vgl. Rh SeuffA 83 Nr 122; RG JW 1926, 13351). Über die 
Aufhebung der Vorſchriften über Handelserlaubnis |. Vv. 26. 6. 24 RG Bl 1 661. Wohl aber 
find der $ 11 der V. v. 24. 6. 16, ſowie der gegen eine übermäßige Preisſteigerung gerichtete 
§ 5 Nr 1 der BRV O v. 23. 3. 16 Verbotsgeſetze (RG 96, 343); weiter nicht das Ausfuhrverbots⸗ 
geſetz (RG Gruch 64, 339); endlich die V v. 31. 8. 17 (88 5 u. 8), betreffend den Verkauf von 
Wein (RG Seuffa 1920 Nr 85). — Das Veräußerungsverbot des $ 717 fällt unter 
$ 135, nicht unter $ 134 (RG Warn 1920 Nr 10). — Die Überſchreitung der feſtgeſetzten Richt⸗ 
preiſe hat nicht die Nichtigkeit des Kaufes zur Folge, vielmehr findet gegen den Verkäufer nur 
§ 817 Anwendung (RG 97, 82). Über den Einfluß von Zuwiderhandlungen gegen das Süß⸗ 
ſtoffgeſetz auf die Wirkſamkeit der bezüglichen Rechtsgeſchäfte ſ. RG 105, 65; RG Gruch 66, 98. — 
Anfechtbar, nicht nichtig iſt der Generalverſammlungsbeſchluß einer Aktiengeſellſchaft, der gegen 
$ 11 der Wüber Goldbilanzen v. 28. 12. 23 die Zahl der Aktien vermindert (RG 111, 26). 

Ein Vertrag, bei dem nur der eine Teil gegen ein Verbotsgeſetz verſtößt (gegen die VO, 
betreffend den Handel mit Tabakwaren v. 26. 6. 17), iſt der Regel nach nicht nichtig; er iſt es 
982 a der andere Teil bewußt zu dem Verſtoße mitgewirkt hat (RG 60, 276; 78, 353; Seuff A 

; Ni 68). 

Das Rückforderungsrecht aus Veräußerungsgeſchäften, die gegen ein abſolutes Verbots⸗ 
geſetz verſtoßen (beiſpielsweiſe die Bundesratsverordnung v. 24. 6./25. 11. 15 über die Sicherung 
von Kriegsbedarf) iſt gemäß $ 817 Satz 2 ausgeſchloſſen; jedoch reicht dazu der objektive Ver⸗ 
ſtoß gegen das Verbot allein für ſich nur dann aus, wenn das Verbotsgeſetz kraft feiner inneren 
Bedeutung und in Betracht ſeiner langen Dauer in das Allgemeinbewußtſein des Volkes derart 
eingedrungen iſt, daß es regelmäßig als allgemein bekannt angeſehen werden kann, während 
es ungerechtfertigt wäre, auch den unwiſſentlichen Verſtoß gegen ein allgemein noch unbekanntes 
Verbot mit dem Ausſchluſſe des Rückforderungsrechts zu beſtrafen (RG 95, 348). 

3. Unvollkommene Verbindlichteiten. Wohl zu unterſcheiden von den Fällen, in denen 
das Geſetz einem Rechtsgeſchäfte jede rechtliche Wirkung abſpricht (A. 1), find diejenigen, in 
denen es wegen des Geſchäftsinhalts zwar die Klage verſagt, anderſeits aber doch mittelbar 
eme erfüllbare Schuld als beſtehend anerkennt, jo daß die Rückforderung ausgeſchloſſen iſt. Hier 
beſteht zwar kein voll wirlſamer Anſpruch im Sinne des $ 194, jedoch ein durch Einrede geſchütztes 
Intereſſe. Wird mithin die verſprochene Leiſtung gewährt, ſo iſt zwar eine klagloſe Forderung, 
aber keineswegs eine wirkliche Nichtſchuld erfüllt (vgl. R St 40, 29), und der Empfänger der 
Zeiftung hat nicht eine Schenkung und nicht eine grundloſe Bereicherung erfahren. Es handelt 
ſich hier ſonach um die ſog. unvollkommenen Verbindlichkeiten. Nach dem BGB ſtehen dabei 
in Frage die Forderungen aus Spiel, Wette, ſtaatlich nicht genehmigter Lotterie, Differenz“ 
geihäft (85 762, 763, 764) ſowie die Forderung auf den Ehemallerlohn nach § 656. Durch 97 63 
haben landesgeſetzliche Verbote des Spielens in auswärtiger Lotterie für das Zivilrecht ihre 
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Bedeutung verloren. Als Grundlage für ein wirkſames Strafgedinge reichen auch ſolche un⸗ 
vollkommene Verbindlichkeiten nicht aus ($ 344 A 1), wohl aber als Grundlage für eine wirk⸗ 
ſame Schuldübernahme (RG Warn 1916 Nr 68). 


§ 135 

Verſtößt die Verfügung!) über einen Gegenſtand gegen ein geſetzliches 
Deräußerungsverbot, das nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckt, ſo iſt 
ſie nur dieſen Perſonen gegenüber unwirkſam 2). Der rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
fügung ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung erfolgt 3). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Nechte von einem Nicht ⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung ). 

E 1 107 Ab 1, 2 II 101; M 1 212 ff.; P 1 124 ff.; 6 120 ff. 

1. Über den Begriff Verfügung vgl. Vorbem 7 vor 9 104. 

2. Der $ 135 hat es in erſter Linie zwar ebenfalls mit geſetzlichen Verboten, und zwar Ber⸗ 
außerungsverboten zu tun, aber doch nur mit ſolchen, welche nicht wie die unbedingten Verbote 
des $ 134 den Schutz der Allgemeinheit, ſondern nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezwecken: 
mithin mit den nur bedingten (relativen) Veräußerungsverboten. Folgerichtig ſehen dieſe für 
den Fall der Zuwiderhandlung auch nicht unbedingte Nichtigkeit gemäß § 134 vor; fie berühren 
die Wirkſamkeit der gegen ſie verſtoßenden Verfügungen vielmehr nur ſo weit, als das anzu⸗ 
erkennende Intereſſe der geſchützten Perſon getroffen und zu wahren iſt. Dieſer gegen⸗ 
über, aber auch nur ihr gegenüber (RG 71, 40), iſt die Verfügung unter den angegebenen Voraus- 
ezungen daher unwirkſam, als wäre fie nichtig. Sonſt ift fie dagegen voll wirkſam. Hat beiſpiels⸗ 
weile A eine Sache oder eine Forderung, deren Veräußerung ihm zugunften des B verboten 
war, an ( veräußert, jo iſt dieſer zwar der Eigentümer oder der Gläubiger geworden, aber zu⸗ 
gunſten des B tft es fo anzuſehen, als wäre noch A der Eigentümer oder der Gläubiger geblieben, 
und demgemäß würde auch A noch imſtande fein, die Forderung, trotz der zuvor bereits an C 
erfolgten Abtretung, auf B zu übertragen. — Ob die nur bedingte Unwirkſamkeit gegebenen. 
falls überhaupt zu berückſichtigen iſt, hängt demnach auch lediglich vom Befinden des Geſchützten 
ab, da allem ſein beſonderes Intereſſe in Frage ſteht. Das Recht, ſie geltend zu machen, iſt daher 
auch verzichtbar. Es muß auch erlöſchen, ſobald die Vorausſetzung für die Schutzbedürftig⸗ 
keit, bas ſchutzbe dürftige Intereſſe, fortfällt. Trifft beiſpielsweiſe ein Gemeinſchuldner eine den 
Gläubigern gegenüber nach $ 7 KO unwirkſame Verfügung, dann würden die Gläubiger an 
1 eltenbmachung der Unwirkſamkeit nach Aufhebung des Konkurſes im Wege des Vergleichs 
ere erkennbares Intereſſe mehr haben. Darüber, daß auf einen derartigen Verzicht nicht die 
u e von ber Zuſtimmung im Sinne der $$ 182 ff. insbeſondere der Grundſatz der Rück⸗ 

irkung der nachträglichen Zuſtimmung aus $ 184 Anwendung finden können, vgl. J 182 A 1. 
fü echtsbehelſe. Zur Geltendmachung der Unwirkſamkeit ſteht dem Geſchützten dem ver ⸗ 
Tügenben Verpflichteten gegenüber ein Anſpruch auf Beſeitigung der durch die Verfügung 
innbetretenen Folgen ſchon auf Grund des beſtehenden Rechtsverhältniſſes zur Seite. Daß er 
G auch dem Dritten gegenüber hat, zu deſſen Gunſten die Verfügung erfolgte, ſpricht das 

eſetz für das Fahrnisrecht zwar nicht ausdrücklich aus, iſt aber (ftreitig) ſchon nach dem Grund⸗ 

6 anzunehmen: wem das Geſetz ein Recht gibt, bewilligt es auch die Mittel, ohne welche es 
Br durchgeführt werden kann ($ 89, Einleitung zum PrALR). Für das Liegenſchaftsrecht 
ider Anſpruch des Berechtigten gegen den Dritten in $ 888 Abſ 2 ausdrücklich anerkannt, und 
. $ 772 Saß 2 ZPO kann der Geſchützte bei einer im Wege der Zwangsvollſtreckung be⸗ 
ſetebenen Veräußerung des Gegenſtandes wenigſtens unter den dort näher angegebenen Voraus- 
setzungen die Widerſpruchsklage aus § 771 erheben (nämlich dann, wenn die Veräußerung 
pitieder nur auf Grund eines perſönlichen Anspruch oder auf Grund eines infolge des Ver⸗ 
bots unwirkſamen Rechtes erſtrebt wird; RG 17. 10. 10 V 444/09). Offenbar ſteht alſo das Ge⸗ 
jet allgemein auf dem Standpunkte, daß der Geſchützte ein Klagerecht auf Beſeitigung der Folgen 

2% ihn verletzenden Verfügung auch dem Dritten gegenüber hat. Der Berechtigte könnte daher 

iſptelsweiſe im Falle einer verbotswirdigen ($ 399) Forderungsübertragung gegen den Zeſſionar 

u Rudubertragung der Forderung an den Zedenten klagen (vgl. $ 894 ZRO). Wird auf Grund 
„168 vor der Eintragung des Veräußerungsverbots eingetragenen Hypothelenrechts die Zwangs⸗ 
vollſtrecung in das Grundſtück betrieben, dann kann der Geſchützte eine Widerſpruchsklage weder 
aus § 771 noch aus $ 772 ZPO erheben (RG 17. 10. 10 V 444/09). a 5 

Als bedingte (relative) Veräußerungsverbote kommen in Betracht: die Verfügungsbeſchrän⸗ 
zungen, denen die Ehefrau unterworfen iſt (88 1395 ff.), jedoch mit der Maßgabe, daß nach § 1404 
din Dritter fie ohne Rücksicht auf guten Glauben unbedingt gegen ſich gelten laſſen muß; ferner 
die Verfügungsbeſchränkungen, denen der Erbe zufolge einer beſtehenden Teſtamentsvollſtreckung 
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unterworfen iſt ($ 2211). Vgl. weiter die 89 1373 ff., 1432 ff., 1437 ff., 1649ff., 1802 ff., betreffend 
Verfügungsbeſchränkungen, denen der Ehemann, der elterliche Gewalthaber und der Vormund 
unterworfen ſind; endlich die $$ 399, 719, 1124, 1126 (RG 92, 399, wonach die entgegen dem 
$ 719 Abſ 1 vorgenommene Abtretung des Anteils am Geſellſchaftsvermögen der Geſellſchaft 
gegenüber unwirkſam, Dritten gegenüber aber verbindlich ift). Auch das Veräußerungsverbot 
des § 717 fällt unter $ 135, nicht 8 134 (RG Warn 1920 Nr 10). Sonſt kommt hier noch beſonders 
in Betracht die für den Gemeinſchuldner mit der Konkurseröffnung aus 88 6, 7 KO ent» 
ſtehende, zugunſten der Konkursgläubiger erfolgende, aber von jedem Intereſſenten, nicht nur 
vom Konkursverwalter geltend zu machende Verfügungsbeſchränkung (vgl. RG 83, 189). Durch 
die Eintragung des Konkursvermerks wird das Grundbuch gegen Verfügungen des Eigentümers 
geſperrt (RG 71, 38). Das in der Beſchlagnahme liegende Veräußerungsverbot (8 23 ZwVG) 
trifft nur Verfügungen über das Grundſtück, nicht die in einer Kündigung liegende Verfügung 
über die auf ihm ruhende Hypothek (RG Gruch 71, 304). Auch die Beſtimmungen der 88 97, 99 
VerſVo, betreffend die Verbote vorzeitiger Abtretung der Verſicherungsforderung, ſtellen nur 
ein Veräußerungsverbot gemäß § 135 dar (RG 95, 208). Vgl. dazu § 399 A 1. (Um unbedingte 
labſolute! Veräußerungsverbote dagegen handelt es ſich in den $$ 94, 333, 335, 480 StPO, 
88 93, 94, 40, 42, 152, 295 u. a. StGB; § 14 Lebensmittelch; 88 89 b, 115 a, 116 GewO.) Wegen 
des Vorbehalts für Landesgeſetze vgl Artt 168, 119 EG. — Nach § 5 des Pre. über die 
Bahne inheiten v. 19. 8. 95/11. 6. 02 handelt es ſich nicht um ein Veräußerungsverbot, ſondern 
lediglich um eine Verfügungsbeſchränkung. Der Eigentümer iſt daher rechtlich auch nicht ſchlecht⸗ 
hin außerſtande zur Veräußerung, ſo daß auch die zwangsweiſe Verſteigerung des Grundſtücks 
möglich iſt. Aber die Verfügung bleibt, ſolange das Unternehmen beſteht, ungültig, falls nicht 
die Bahnaufſichtsbehörde beſcheinigt, daß die Verfügung dem Unternehmer unſchädlich ift (vgl. 
RG 72, 354). Die Unwirkſamkeit der Verfügung eines Vorerben nach $ 2113 beſteht nicht 
nur zugunſten des Nacherben, ſondern jedermann gegenüber und kann auch von Dritten geltend 
gemacht werden (RG Warn 1914 Nr 126). Bei vorhandener Teſtamentsvollſtreckung iſt 
der $ 135 in Hinſicht auf die Rechtsſtellung des Erben nicht anwendbar, weil der $ 2211 nicht 
ein Veräußerungsverbot dem Erben gegenüber ausſpricht, vielmehr feine Verfügungsfähigkeit 
in den angegebenen Grenzen überhaupt ausſchließt; die Verfügung des Erben iſt allerdings 
nicht nichtig, ſondern nur einſtweilen unwirkſam, aber fähig, wirlſam zu werden (RG 87, 433).— 
Die Rechtshängigkeit ſchließt zwar an ſich das Recht zur Veräußerung der in Streit befangenen 
Sache oder Forderung nicht aus (§ 265 ZPO). Aber das Urteil, das der Geſchützte erſtreitet 
(etwa gegenüber dem Dritterwerber) wirkt nach 9H 325 ZPO auch gegenüber dem weiteren Rechts⸗ 
nachfolger, der das Recht nach eingetretener Rechtshängigkeit erwirbt. 

Den Konkursgläubigern gegenüber ſind die nur bedingten Veräußerungsverbote (im 
Gegenſatze zu den unbedingten) ohne Wirkung; nur eine Beſchlagnahme des unbeweglichen 
Vermögens nach dem ZG bleibt wirkſam (§ 13 KO). Der gute Glaube bei Erwerbsgeſchäften 
wird gegenüber der konkursmäßigen Verfügungsbeſchränkung nur in Anſehung unbeweglicher, 
dagegen nicht auch beweglicher Sachen geſchützt (§ 7 KO). 

Über Veräußerungsverbote im Gebiete des Liegenſchaftsrechts ogl. 88 888, 878, 892, 893. 

3. Dahin gehören Veräußerungen von Sachen ſowie Überweiſungen von Forderungen 
oder Rechten im Zwangs vollſtredungs⸗ oder Arreſtverfahren. Das geſchützte Recht wird hier 
gemäß $ 772 Satz 2 ZPO durch die Widerſpruchsklage aus 9 771 daſelbſt geltend gemacht. Zu 
den Geſchützten gehört gemäß 98 20, 23 Zw G namentlich auch der die Zwangsvollſtreckung in 
ein Grundſtück betreibende Hypothekengläubiger in Anſehung aller von der Hypothek ergriffenen 
Gegenſtände (RG 86, 255). 

4. Schutz des gutgläubigen Erwerbs. Wo unbedingte Nichtigkeit vorliegt, kann es bei ſachen⸗ 
rechtlichen Erwerbsgeſchäften auf die Gutgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich des Nichtigkeits⸗ 
grundes überhaupt nicht ankommen; denn der beabſichtigt geweſene Rechtserfolg iſt rechtlich 
unmöglich. Bei den nur bedingten Veräußerungsverboten dagegen (A 1) fällt dieſer Grund 
fort. Demgemäß erklärt auch das Geſetz die Grundſätze über den gutgläubigen Erwerb von 
einem Nichtberechtigten (58 932ff., 1207, 1208, 1244) im Falle des § 135 für entſprechend an⸗ 
wendbar, jo daß ſich vorliegend der gute Glaube auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
Veräuße rungsverbots beziehen muß (RG 90, 338). Vgl. die ähnliche Regelung im 
Falle der Anfechtung bei § 142 A 3. Eine entſprechende Anwendbarkeit im Sinne des $ 135 
Abſ 2 verlangt immer, daß es ſich um eine rechtsgeſchäftliche Verfügung handelt ($ 892), fie ift 
daher unzuläſſig bei Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung (R 84, 279; 90, 338). Da ber 
Grundſatz vom gutgläubigen Erwerbe bei Forderungen nicht anerkannt iſt, ſo kann ein ſolcher 
Erwerb auch im Falle des § 135 überhaupt nicht in Frage kommen. Demnach wird ein Schuldner, 
der im Falle der Abtretung einer gemäß $ 399 nicht übertragbaren Forderung dem Zeifionar 
zahlt, dem Geſchützten gegenüber nicht befreit. Eine entſprechende Anwendung des $ 407 (Planck 
A 5; Oertmann A 5b) ſcheint hier unzuläſſig, da Rechtsähnlichkeit zwiſchen den beiden in Be⸗ 
tracht kommenden Fällen nicht beſteht (M 1, 214). Hinſichtlich des gutgläubigen Erwerbes von 
Rechten an Grundſtücken find lediglich die Vorſchriften des 9 892 anwendbar (RG 90, 338). 
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8 136 


Ein Veräußerungsverbot !), das von einem Gericht ?)?) oder von einer anderen 
Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſen wird, ſteht einem geſetzlichen 
Veräußerungsverbote der im § 135 bezeichneten Art gleich. 

E 1107 Abſ 1 II 102; M 1 212 ff. P 1 124 ff.; 6 120 ff. 

1. Als Veräußerungsverbote im Sinne des $ 136 gelten, wie gemäß § 135, nur ſolche, die 
den ‚Schuß beſtimmter Perſonen bezwecken (RG 105, 75, wonach ein auf Grund des 8 6 des 
Kapitalabfindungsgeſetzes v. 3. 7. 16 von der Behörde erlaſſenes Verbot der Veräußerung oder 
Belaſtung des mittels der gewährten Kapitalsabſindung erworbenen Grundſtücks nicht unter 
den 5 136 fällt). In ſolchen Fällen findet daher auch nicht die Beſtimmung vom gutgläubigen 
Erwerbe ($ 135 Abſ 2) Anwendung, macht vielmehr das Verbot das verbotene Rechtsgeſchäft 
unbedingt unzuläſſig (RG a. a. O.). Gerichtliche Veräußerungsverbote ſ. A 2. Als Behörden 
zommen in Betracht Reichs- und Landesbehörden, je nach ihrer Zuständigkeit. So enthält auch 
der Enteignungsbeſchluß ein Veräußerungsverbot (RG 62, 218). Im übrigen vgl. § 135 A 2 u. 4. 

2. Als gerichtliche Veräußerungsverbote kommen in Betracht: a) Aus der ZP die einſt⸗ 
weilige Verfügung nach $ 938 (RG 135, 378), die Leiſtungsverbote im Sinne der 8 829, 857 
und die Zahlungsſperre gemäß § 1019. Das Verbot wird wirkſam nach den prozeßrechtlichen 
Grundsätzen erſt durch die Zuftellung, fo daß vor dieſem Zeitpunkte auch die Kenntnis des 

chuldners von der richterlichen Anordnung unſchädlich iſt. Bei einer nach der Zuſtellung ver⸗ 
botawidrig erfolgten Leiſtung anderſeits kann ſich der Schuldner auf ſeine etwaige Unkenntnis 

yt berufen; denn iſt die Zuſtellung der behördlichen Anordnung überhaupt rechtswirkſam 
bewirkt worden, dann muß die letztere auch unbedingt als zugegangen gelten (vgl. auch § 132 
SON), mag der Schuldner von der Zuſtellung tatſächlich Kenntnis erhalten haben oder nicht 
181, 182, 203 ZPO). Über die beſondern Vorausſetzungen der Pfändung einer Forderung, 
ür welche eine Hypothek beſteht, vgl. 9 830 ZPO. b) Aus dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetze die Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der Zwangsverſteigerung oder der 
wangsverwaltung nach $$ 20, 22, 23, wonach ſich die Wirkung des Veräußerungsverbots auch 
Auf diejenigen Gegenſtände erstreckt, die von der hypothekariſchen Haftung mitumfaßt werden 
bas NW 1915, 5019). Die Gutgläubigkeit im Sinne des $ 135 Mb 2 BOB hängt hier da. 
son ab, ob derjenige, zugunſten deſſen verfügt wurde, die „Beſchlagnahme kannte“, und der 
Kenntnis dieſer letzten Tatſache ift nach $ 23 Abſ 2 Zw gleichgeſtellt die Kenntnis des Ver⸗ 
ſteigerungsantrags. Nach erfolgter Eintragung des Verſteigerungsvermerks gilt die Beſchlag⸗ 
Sale auch in Anſehung der beweglichen Zubehörſtücke als dem Dritten bekannt 623 Abſ 2 
d aß 2). e) Aus der NO das allgemeine Veräußerungsverbot nach $ 106 (vgl. auch $ 136 A 5). 
} Zu den gerichtlichen Veräußerungsverboten gehoren auch ſolche der Strafgerichte (vgl. 

325, 326 SPD) und der Sondergerichte (Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte, Ver⸗ 

waltungsgerichte). 
d * Gerichtliche Erwerbsverbote werden hier nicht ausdrücklich erwähnt; die Anforderungen 
fie Rei erkehrs nötigen jedoch dazu, fie entſprechend zu behandeln und anzunehmen, daß 
ihn gleich den gerichtlichen Veräußerungsverboten, nur bedingte (relative) Unwirkſamkeit der 
ſüaun zuwiderlaufenden Verfügungen bewirken (RG 117, 287: Verbot durch einſtweilige Ver⸗ 
9 Aung an den Käufer eines Grundſtückes, Anträge zum Vollzuge der Auflaſſung beim Grundbuch- 
mt zu ſtellen; zuſtimmend RG 120, 118). 


8 137 
d die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Necht 1) kann nicht 
Be Nechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden 2). Die Wirk- 
en einer Verpflichtung, über ein ſolches Necht nicht zu verfügen, wird 

urch dieſe Vorſchrift nicht berührte). 

€ 1 796 1 102; M3 77; P 3 76 ff., 257 ff.; 6 167. 
8 1, Die Beräußerlichkeit eines Rechts bildet die Regel. Was ſeiner Natur nach dem Rechts⸗ 
erlehr zugänglich ift, ift auch veraußerlich, ſoweit ihm nicht das Geſetz die Verkehrsfähigleit 
dolbehl (vgl. $ 134). Dies gilt insbeſondere für „Sachen“ ($ 90). Forderungen indeſſen, 
enen Rechte — etwa Urheberrechte, Verlagsrechte, Patentrechte, Hypotheken, Grundſchulden — 
der l $ 418 entſprechend gleichgeſtellt find, wohnt zwar grundfäßlich ebenfalls die Eigenschaft 
er Übertragbarkeit bei. Aber nach $ 399 kann ihnen dieſe Eigenſchaft auch durch Rechtsgeſchäft 
136 men werden, jo daß in ſolchem Falle für die Anwendung des $ 137 kein Raum bleibt (RG 
6, 390). Unter den Voraussetzungen des $ 405 iſt jedoch der gutgläubige Erwerb einer For⸗ 
gerung (wie der eines Rechtes, $ 413) auch einer Veräußerungsbeſchränkung im Sinne des $ 399 
eg nüber gefehügt (RG 71,31; Warn 1912 Nr 334). — Nach Berl® $ 28 find die Rechte des 

®, Kommentar von Rieſchsgerichtsraten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 14 


210 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


Verlegers übertragbar, ſoweit nicht die Übertragung durch Vereinbarung zwiſchen dem Ver⸗ 
faſſer und dem Verleger ausgeſchloſſen ift. Weder das Patent-, noch das Urheber., noch das 
Verlagsrecht geben jedoch dem Rechtsinhaber die Möglichkeit, dem Abnehmer ſeiner Erzeugniſſe 
deren Weiterveräußerung überhaupt oder zu gewiſſen Bedingungen durch Vertrag mit Wirkung 
gegen Dritte zu verbieten; das Rechtsgeſchäft kann vielmehr nur ſchuldrechtlich unter den Ver⸗ 
tragſchließenden wirken (RG 63, 398; 69, 342; RG JW 1929, 2496). 

2. Indem das Geſetz die Ausſchließung und Beſchränkung der Verfügungs freiheit für 
unwirkſam erklärt, bringt es den Grundſatz „der unbedingten rechtsgeſchäftlichen Aktionsfreiheit 
auf dinglichem Gebiete“ (Prot 3, 256ff.) zur geſetzlichen Anerkennung, während im Gebiete 
der Schuldverhältniſſe gerade die Vertragsfreiheit (Vorbem 3 vor $ 104) gelten ſoll. Praktiſch 
geſtaltet ſich mithin die Sache auf dinglichem Gebiete dahin: Verpflichtet ſich jemand einem 
andern gegenüber, über ein ihm zuſtehendes Recht nicht zu verfügen les nicht zu übertragen, 
nicht zu belaften, nicht aufzugeben, Vorbem 7 vor $ 104), fo wird die Rechtswirkſamkeit der gleich · 
wohl vorgenommenen Verfügung durch das Beſtehen der übernommenen Verpflichtung, nicht 
zu verfügen, in keiner Weile berührt, gleichgültig, ob der Erwerber von der Verpflichtung des 
Veräußerers Kenntnis gehabt hat oder nicht, ſo daß die Verfügung auch in vollem Maße die 
entſprechenden Folgen nach ſich zieht und insbeſondere eine unangreifbare Rechtsübertragung 
bewirkt, da die nur rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkung Dritten gegenüber keine Geltung 
hat. Solche rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkungen haben ihre Stelle insbeſondere 
bei Kaufverträgen mit vorbehaltenem Wiederkaufs⸗ oder Vorkaufsrechte, in Eheverträgen und 
in Teſtamenten (vgl. RG 110, 270; RG SeuffA 78 Nr 4). Übertragung einer Forderung nur 
zur Einziehung ſ. RG 99, 142. Sonderbeſtimmung bei Erbverträgen in § 2286. Der erweite 
rungsfähige Rechtsgedanke des Geſetzes ift der, daß es überhaupt rechtlich nicht möglich 
iſt, einen andern mit Wirkung nach außen hin zu einem beſtimmten Tun oder Unterlaſſen zu 
verpflichten; vgl. den A 1 a. E. wiedergegebenen Fall. Wirkungslos nach außen hin iſt daher 
auch eine Verabredung, durch die ſich jemand feinen Berufsgenoſſen oder ihrem Verbande gegen- 
über verpflichtet, Arbeitsverträge nur unter beſtimmten Bedingungen abzuſchließen. Auch der 
vom Verbande oder Berufsvereine mit dem Unternehmer abgeſchloſſene Tarifvertrag be- 
gründet keine Gewährspflicht des Verbandes dafür, daß ſeine Angehörigen nicht tarifwidrige 
Verträge abſchließen, vielmehr nur die Verpflichtung, tunlichſt dahin zu wirken, daß die An- 
gehörigen nur tarifmäßige Verträge ſchließen (NG JW 1911, 1014). Vgl. dazu noch § 427 A 1 
a. E., ferner über den Tarifvertrag R 73, 105 u. 81, 4, wo ausgeführt iſt, daß durch einen zwiſchen 
dem Arbeitgeberverbande und dem Verbande der Arbeitnehmer abgeſchloſſenen Tarifvertrag 
auch für die einzelnen zugehörigen Arbeiter unmittelbare Rechte erworben werden ($ 328). 

3. Die Rechtsbeſtändigkeit einer Verpflichtung, nicht zu verfügen (RG 73, 17), bleibt von 
9 137 Satz 2 für ſich unberührt (RG 75, 35), und fie äußert ſich daher, falls der Schuldner der 
übernommenen Überlaſſungspflicht zuwiderhandelt, dahin, daß der Schuldner dem Berechtigten 
wegen Vertragsverletzung ſchadenserſatzpflichtig iſt und unter Anwendung des § 249 ſomit zu⸗ 
treffendenfalls auch zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes genötigt werden kann. Un⸗ 
zuläſſig iſt zwar eine dem jedesmaligen Eigentümer eines Grundſtücks auferlegte Beſchränkung, 
das Grundſtück nicht an einen Polen zu verkaufenz fie kann auch nicht durch Ein 
tragung dingliche Wirkſamkeit erlangen; auch eine etwaige bloße Eintragungsbewilligung iſt 
ſchon nichtig; dagegen iſt die vom Käufer übernommene entſprechende Verpflichtung gegen 
ihn ſelbſt wirkſam und daher auch geeignet, durch eine Vertragsſtrafe geſichert zu werden (RG 
55, 78; 73, 16). Vgl. auch A 4. 

4. Für das Gebiet des Liegenſchaftsrechts beſtehen noch folgende Beſonderheiten: Die 
Eintragung von rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkungen in bezug auf das Grundſtück 
(das Verbot, dieſes zu veräußern) iſt unzuläſſig, da die Verbote Dritten gegenüber keine Wirkung 
haben können und mithin der dinglichen Kraft überhaupt entbehren. Vgl. § 892 A 11. Sogar 
eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigentümer dem Hypothekengläubiger gegenüber ver⸗ 
pflichtet, das Grundſtück nicht zu veräußern oder nicht weiter zu belaſten, iſt nach $ 1136 nichtig, 
ſo daß inſoweit auch der $ 137 Saß 2 außer Anwendung geſetzt iſt. Als ein Verſtoß gegen § 137 
oder gegen $ 138 iſt es jedoch nicht angeſehen worden, wenn das Verbot nur derart beſchränkt 
EA 1120 nur die Veräußerung an einen Nichtdeutſchen unterſagt iſt (RG 55, 78). Vgl. 
auch A 2 a. E. 

5. Erſatzmittel für die rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkung. Als Mittel, dem Cr 
werber einer Sache die Möglichkeit einer wirkfamen Weiterverfügung über fie zu entziehen, 
dient dem Veräußerer mittelbar die Vereinbarung, daß der Fall der Weiterveräußerung als 
auflöſende Bedingung hinſichtlich des zwiſchen ihm und ſeinem Gegner abgeſchloſſenen 
Veräußerungsgeſchäfts gelten ſolle. Denn gegebenenfalls würde, abgeſehen vom Falle gut⸗ 
gläubigen Erwerbs des Dritten (J 161 Abs 3), das Eigentum an der veräußerten Sache an den 
Veräußerer zurückfallen ($$ 158 Abſ 2, 161 Abſ 2). Bei der Übertragung des Eigentums an 
Grundſtücken ift freilich gemäß $ 925 Abſ 2 die Hinzufügung von Bedingungen unzuläſſig. Aber 
hier kann die Eintragung einer Vormerkung gemäß § 883 Abſ 1 Satz 2 nach $ 883 Abſ 2 zum 
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Biele führen. Eine ſolche Vormerkung behält ihre Wirkſamkeit auch für den Konkurs. In Be⸗ 
tracht kommt weiter der Vorbehalt eines Wie derkaufsrechts oder eines Vorkaufsrechts im 
Sinne der 5 497ff. u. 504 ff., 1094 ff. Endlich kann der Bere tigte, deſſen Anſpruch auf Gewährung 
einer Sache durch das Verhalten des Verpflichteten gefährdet wird, ein Veräußerungsverbot 
in Form einer ein ſtweiligen Verfügung erwirken, wonach die in den $$ 135, 136 dargelegten 
Folgen eintreten (vgl. $ 136). Die einſtweilige Verfügung iſt — als Zwangsvormerkung — 
eintragungsfähig (ogl. § 941 ZPO; 5 39 EBD). 

6. Nach Art 168 CG bleibt eine zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehende Verfügungs⸗ 
beſchränkung wirffam, 


§ 138 
Ein Nechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, iſt nichtig !). 
Nichtig iſt insbeſondere ein Nechtsgeſchäft, durch das jemand unter Aus- 
utung der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit eines anderen 
oder einem Dritten für eine Leiſtung Vermögensvorteile verſprechen 
oder gewähren läßt, welche den Wert der Leiſtung dergeſtalt überſteigen, 
daß den Umftänden nach die Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältniſſe 
zu der Leiſtung ſtehen 280). 
E 1 106 II 103; M 1 211 ff.; P 1 128 ff. 


1. Abſ 1. Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten. Über den Begriff und die 
Folgen der Richtigkeit, insbeſondere über die Einwirkung der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts 
auf das dingliche Vollzugsgeſ er und über die nachfolgende Ausgleichung vgl. $ 125 A 1a, b, c. 
Die Unſittlichkeit des Fahr ichen Grundgeſchäfts zieht regelmäßig die Nichtigkeit des ding⸗ 
lichen Erfüllungsgeſchäfts nicht nach ſich RG 63, 184; 68, 100; 75, 14; 109, 201; 111, 239; RG 
Seuffa 78 Nr 60; 84 Nr 55, 86 Nr 168; ſ. auch SeuffA 79 Nr 178). Eine Ausnahme beſteht 
liach Abſ 2 für die Erfüllung wucheriſcher Rechtsgeſchäfte, weil hier auch das Sichge währen. 
laſſen der Vermögensvorteile für nichtig erklart iſt (RG 57, 95; 72, 63; 109, 201; RG SeuffA 84 
Nr 55; RG HMM 1933 Nr 471 und unten A 2 Abſ 3). Ferner kann auch abgeſehen hiervon gerade 
am Leiſtungsgeſchäft die Unſittlichkeit liegen (RG 109, 201; SeuffA 84 Nr 55; Shen 1933 Nr 469; 
Warn 1913 Nr 129; in Anwendung auf die Sicherheitsübereignung). Schließlich kann die Un⸗ 
ſittlichteit des ſchuldrechtlichen Geſchäfts die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts herbeiführen, 
wenn leßteres von der Gültigkeit des erſteren abhängig gemacht war (RG 57, 95; 104, 307; RG 
SeuffA 84 Nr 55 HRN 1933 Nr 469). — Iſt der Vertrag nichtig, dann kann dem die Erfüllung 
9 erweigernden auch nicht die Einrede der Argliſt entgegengehalten werden (RG Warn 1914 

ir 273; Re Lg 1027, 448°). Die Nichtigkeit iſt auch nicht heilbar; namentlich auch nicht durch 
St Veränderung der Umſtände oder durch Entgegenkommen des andern Teiles (RG 23 1919, 
di . Da das Rechtsgeſchäft gegebenenfalls unbedingt nichtig ift, kann auch derjenige Beteiligte 
ie Nichtigkeit geltend machen, deſſen Handlungsweiſe ebenfalls gegen die guten Sitten verſtoßen 
hat (NG Warn 1920 Nr 145). — Wie die Anfechtung wegen Irrtums (8 119 A 7 a. E.) oder 
A507 argliftiger Täuſchung ($ 123 U 6), fo iſt auch die Vene auf Sittenwidrigkeit nach $ 138 
Be 1 und 2 mit Rückſicht auf die Sicherheit des Verkehrs ausgeſchloſſen, wenn es ſich um den 
h eitritt zu einer Genoſſenſchaft, Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft m. b. H. handelt. Der Geſell⸗ 
chafter einer Geſellſchaft m. b. H. kann daher nach deren Eintragung ins Handelsregiſter nicht 
geltend machen, daß ſeine Beteiligungserklärung wegen ſittenwidrigen Verhaltens eines Mit- 
eſelſſchafters bei der Gründung unwirksam jet (NG 123, 102; 124, 287). 
Gere Nichtigkeit hat gemäß $ 138 ihren Grund weſentlich in dem objektiven Inhalte des 
d eſchäfts. Denn das „Rechtsgeſchäft“ ſelbſt, mithin ſein Inhalt, ſoll ſich nach dem Ausſpruche 
Kir 18 als wider die guten Sitten verſtoßend darſtellen, und nach den Motiven (1, 211) 
gute die ſubjektive Seite ſogar völlig auszuſcheiden, und richtig iſt auch, daß ein objektiv berech⸗ 
wales und zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen dienendes Handeln allein durch den ver⸗ 
2 zen Beweggrund noch nicht zu einem unerlaubten, ſittenwidrigen gemacht wird (RG 58, 
17; 63, 350; 68, 97, 71, 192, 82, 222; 78, 283). Das Rechtsgeſchäft ſelbſt muß widerſüttlich 
ein. (Sittenwidrigfeit liegt daher nicht vor, wenn beiſpielsweiſe eine Frau, um ihren Mann 
ne den Umfang ihrer Aufwendungen zu täufchen, den Verkäufer veranlaßt, über die Käufe 
2, oollftänbige Rechnungen auszustellen, RG 101, 401). Indes der Ausſpruch der Motive geht 
fei nu weit. Denn gerade auch der Beweggrund kann mit dazu beitragen, einem Rechtsgeſchafte 
mel beſonderen Charakter zu verleihen (vgl. RG 98, 73; Warn 1916 Nr 193); anderſeits freilich 
2 nen auch rein ſubjektive Momente unter Umſtänden entlaſtend wirken; ſo, wenn jemand 
für lalſächlichem Irrtum ein Rechtsgeſchäft für erlaubt hielt und infolge ſolchen Irrtums auch 
* erlaubt halten durfte (NG 71, 112; 79, 23 — zu $ 826 — Warn 09 Nr 506). Das richtige 


14" 


212 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


dürfte alſo ſein, daß ſich die Sittenwidrigkeit aus den objektiven und ſubjektiven Mo⸗ 
menten zuſammen ergeben muß, wie das der feſtſtehende Standpunkt des Reichsgerichts 
it (R® 56, 230; 63, 150; 68, 98; 75, 74; 78, 263; 80, 221; 107, 72; Warn 1921 Nr 89). Zur Er⸗ 
füllung des Tatbeſtandes des Abf 1 iſt daher erforderlich, daß das Rechtsgeſchäft ſich nach feinem 
erhellenden Geſamtcharakter aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, Beweggrund und Zweck 
als ein ſittenwidriges darſtellt (RG 56, 231; 63, 346; 75, 74; 78, 263; 80, 221), und iſt auch nicht 
erforderlich, daß ſich der Handelnde der Sittenwidrigkeit ſeines Tuns bewußt iſt, jo wird er regel ⸗ 
mäßig ſich doch derjenigen Tatumſtände bewußt geweſen fein müſſen, die ſeiner Handlung den 
Stempel der Sittenwidrigkeit aufdrücken (RG 97, 255; 120, 144; 136, 240; Gruch 64, 216). 
Maßgebend für die Prüfung der Sittenwidrigkeit iſt die aus dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts ſich 
ergebende damalige Rechtslage; ſpätere im voraus nicht geplante Maßnahmen können die Sitten- 
widrigkeit des Vertrags nicht nachträglich begründen (RG HRR 1932 Nr 1575); ſeine ſpätere 
Handhabung kann aber Rückſchlüſſe auf die dem Abſchluſſe zugrundeliegenden Abſichten ermög 
lichen (RG JW 1932, 37602). Für Beſchlüſſe der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft 
kommt Sittenwidrigkeit als Nichtigkeitsgrund nur in Frage, wenn ihr Inhalt gegen die guten 
Sitten verſtößt, nicht ſchon dann, wenn die Sittenwidrigkeit nur in der Art ihres Zuſtandekommens 
begründet ift (RG 75, 243; 91, 313; 115, 378; 118, 67; RO JW 1929, 1367; ebenſo für Geſell⸗ 
ſchaftsbeſchlüſſe einer Geſellſchaft mbH. RG 131, 141). 

Als Maßſtab für die guten Sitten im Sinne des Geſetzes dient nicht eine beſtimmte Sitte, eine 
Anſchauung, wie ſie in beſtimmten Kreiſen beſteht, ſondern nur das, was dem herrſchenden Volks⸗ 
be wußtſein, dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden entſpricht (RG 63, 39177, 421; 
80, 221; 120, 144; JW 1910, 142“; 1912, 69°; Warn 1913 Nr 54). Maßgebend iſt die jeweilige 
Volksanſchauung. So bildet $138 (vgl. auch $826) in Verbindung mit dem allgemeinen Gebot 
von Treu und Glauben ($$ 157, 242) auch die beſonders geeignete Grundlage, dem durch die 
ſtärkere Betonung des Ge meinſchaftsgedankens, der Volks verbundenheit, geläuterten 
Rechts- und Sittlichkeitsbewußtſein des geſamten deutſchen Volkes auf dem Gebiete des rechtsge⸗ 
ſchäftlichen Verkehrs Geltung zu verſchaffen. Nicht entſcheidend iſt ein allgemeines bloßes Billig 
keitsge fühl (RG JW 1914, 8314), und das Geſetz will auch nicht einem Sittengeſetze Geltung ver- 
ſchaffen; es hat vielmehr Rechtspflichten im Auge (Mot 1, 211). Daher iſt ein Rechtsgeſchäft bei- 
ſpielsweiſe noch nicht deshalb widerſittlich, weil ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung befteht (RG 64, 181; 83, 112; 103, 35; R6 HRR 1928 Nr 2258), oder weil der eine 
Teil unter Ausnutzung der Marktlage einen großen Gewinn erzielt hat (RG Warn 1918 Nr 129). 
Vgl. dazu unten A 2 Abſ 1. Dabei kann von beſonderer Bedeutung auch fein, welchen Niederſchlag 
die Anſchauungen des Verkehrslebens in der Geſetzgebung gefunden haben (MG 48, 1 14; 77, 419; 
JW 1912, 1345). Da die jeweiligen Anſchauungen maßgebend find, braucht ein Rechtsgeſchäft, 
das ſich in ſpäterer Zeit in Gemäßheit der dann geltenden Rechtsordnung als ſittenwidrig darſtellt 
(Kettenhandel) noch nicht als ſittenwidrig zu gelten, wenn es zuvor abgeſchloſſen war (RG Warn 
1920 Nr 72 u. 143). Die Grenze der Anforderungen wird nach oben nicht durch eine vornehme 
Geſinnungsart (RG 28. 2. 14 V 396/13 — der leitende Arzt eines Sanatoriums hatte von einer 
an Nervoſttät erkrankten Patientin eine Hypothek gekauft) und nach unten nicht durch eine etwa 
üblich gewordene niedrige Denk- und Handlungsweiſe — Geſchäftspraktiken, die ſich als Unſitte 
darſtellen — gekennzeichnet; fie liegt vielmehr in dem Durchſchnittsmaße von Anforde- 
rungen, die der Geſchäftsverkehr an Wahrung von Redlichkeit und Anſtand ſtellt (RG 48, 
124; 55, 372; 58, 216; 67, 102; Warn 1913 Nr 189). Wer nur von ſeinem Rechte Gebrauch 
macht, handelt daher nicht wider die guten Sitten, mag auch der Gegner dadurch in eine 
wirtſchaftliche Bedrängnis kommen (RG Warn 1921 Nr 134). Möglich iſt es, daß nach 
den beſonderen Umſtänden bei einem und demſelben Vertrage die Frage, ob ſein Ab⸗ 
ſchluß eine unſittliche Handlung darſtellt, für die verſchiedenen Beteiligten je verſchieden zu 
beantworten iſt (RG 58 S. 204 u. 399). (Wichtig bei Anwendung des $ 817; RG Gruch 53, 
685.) Der Umſtand, daß ein Vertrag unter Verletzung der Standesehre geſchloſſen wird, macht 
ihn nicht ohne weiteres ſittenwidrig (RG 83, 110, R SeuffA 86 Nr 89). Doch werden ſolche 
Verſtöße bei Perſonen, die, wie z. B. Richter und Rechtsanwälte, vermöge ihres Amtes oder 
Berufs bei der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung mitzuwirken haben, alſo Träger wichtiger 
öffentlich-rechtlicher Funktionen ſind, wegen der an ſolche Perſonen zu ſtellenden ſtrengeren 
Anforderungen in der Regel auch als fittlic, anftößig empfunden. Als ſittenwidrig iſt z. B. erklärt 
worden ein Vertrag, durch den ein Richter auf ſeine eigene Veranlaſſung gegen Entgelt zum 
Obmann eines Schiedsgerichts beſtellt wurde, das über einen Rechtsſtreit entſcheiden ſollte, 
mit dem der Richter amtlich befaßt war (RG 113, 1); ebenſo — unbeſchadet einer andern Be⸗ 
urteilung bei beſonderer Sachlage, wie z. B. wenn die Partei ohne erhebliche Verletzung ihrer 
eigenen Intereſſen die Zahlung eines Honorars in anderer Form nicht zu übernehmen vermag. 
Wein Vertrag, in dem ein Rechtsanwalt ſich ein nach der Höhe des im Rechtsſtreit zu erzielenden 
Vetrags abgeſtuftes Honorar verſprechen ließ (RG 115, 141). Sittenwidrigkeit eines Schie ds⸗ 
vertrages, nach dem der Vorſitzende des Schiedsgerichts ein ſtändig beſoldeter Beamter der einen 
Partei iſt, f. RG 137 251. Dagegen verſtößt ein Schiedsvertrag nicht deshalb gegen die guten 
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Sitten, weil der einen Partei ein größerer Einfluß auf die Ernennung der Schiedsrichter ein⸗ 
geräumt iſt (RG 22. 3. 32 VII 265/31). Nicht ſittenwidrig iſt ferner die Beſtimmung, daß der 
Obmann eines Schiedsgerichts von dem Zentralverbande zu ernennen iſt, dem eine der Schieds⸗ 
parteien angehört (RAG 6, 150). Ein Vertrag, wodurch ein in Ruheſtand befindlicher höherer 
techniſcher Beamter ſich einer Baufirma gegenüber verpflichtet, unter Ausnutzung feiner perſön⸗ 
men Beziehungen zu den maßgebenden Beamten der Firma Aufträge zuzuführen, iſt ſitten⸗ 
widrig (RA 12, 212). ? , 

Bei Verträgen ift Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts in der Regel nicht anzu⸗ 
nehmen, wenn nur der eine Teil unſittliche Zwecke verfolgt, der andere Teil 
dagegen den unſittlichen Charakter des Geſchäfts nicht kennt, hierüber ſogar gefliſſentlich in Un⸗ 
kenntnis gehalten wird. So RG 114, 338 und JW 1912, 5252 mit Bezug auf einen Kindes⸗ 
annahmevertrag, ferner RG 78, 353; 86, 148; 99, 107; 120, 144; RG SeuffA 65 Nr 178; RG 
Warn 1917 Nr 194. Der richtige Entſcheidungsgrund liegt darin, daß allein durch verwerfliche, 
lütenwidrige Beweggründe das Rechtsgeſchäft überhaupt noch nicht einen wider die guten Sitten 
verſtoßenden Inhalt erhält (RG 63, 346; 68, 99; 71, 173; 138, 373; Warn 1918 Nr 200). Aus 
dieſem Grunde wird ein Vertrag auch nicht ſchon dadurch unſittlich, daß der unſittliche Zweck, 
den der eine Teil verfolgt, dem andern bekannt iſt (RG 7. 7. 30 1V 467/29, Beiſpiele ſ. im 
nächſten Abſatz). Andererſeits iſt die Verneinung der Nichtigkeit als Regel auf die Fälle zu be⸗ 

tänfen, in denen dem an ſich nicht unerlaubten Rechtsgeſchäfte nur durch die ſittenwidrige 
Abſicht der Vertragſchließenden und durch den verfolgten Zweck das Gepräge der Sittenwidrig⸗ 
leit aufgedrückt wird. Dagegen iſt die Regel unanwendbar, wenn ſich das Geſchäft ſchon 
feinem Weſen und Inhalte nach objektiv als offenbar unſittlich darſtellt, wie dies insbeſondere 
bei Knebelungsverträgen zutrifft, und überhaupt dann, wenn das ſittenwidrige Verhalten der 
eien Partei ſich gegen die andere, nicht gegen Dritte, richtet und, wie bei Knebelverträgen, 
weitgehende Eingriffe in die wirtſchaftliche und ſonſtige Freiheit des andern Teils ftattfinden 
(ME 78, 353; 85, 344; 93, 30; 98, 78; 99, 108; 108, 213; 113, 1; 118, 361; 120, 144; 137, 251; 
de 8 1927, 25715; 1928, 52°; 1929, 13954: RG Warn 1916 Nr 371; 1917 Nr 234; 1918 
Ar 1; 1921 Nr 88; RG Seuffll 78 Nr 111; R HRR 1928 Nr 589; 1933 Nr 469). Sittenwidrig⸗ 
eit eines Vertrages, wonach der Beſitzer von Briefen, deren Bekanntwerden einem anderen 
ſchwere ne bereiten würde, ſich für die Auslieferung beträchtliche Geldſummen 
zahlen laßt (RE HMM 1930 Nr 89). Handelt es ſich um mehrere Verträge, ſo müſſen auch dann, 
wenn ſie im wirtſchaftlichen Zuſammenhange ſtehen, bei jedem von ihnen, um feine Nichtigkeit 
nach 5,138 annehmen zu können, die Vorausſetzungen des Geſetzes feſtgeſtellt werden (R ZW 
1982, 3760°). Dient ein Vertrag teils einem ſittenwidrigen, teils einem erlaubten Zwecke, ſo 
it er nicht nichtig, wenn der erlaubte Zweck derart überwiegt, daß der andere ganz zurücktritt 
RE ZW 1932, 38134; vgl. auch JW 1933, 17320. 

„ie dargelegten Grundsätze von der Nichtiakeit find angewendet beſonders auch bei Ge⸗ 
Ichäften, die zum Zwecke der Ermöglichung eines Bordellbetriebs vorgenommen worden 
ind, ſo durch Vermietung oder Verkauf von Inventar, durch Darlehn oder Weinlieferung, durch 
ser Bordellbauvertrag (Ac 63, 370), ſowie beim Bordellkauf ſelbſt (RG 68, 99; 71, 433; 75, 68). 
85 Bauvortrag über ein Bordellzwecken dienendes Haus fällt nicht ſchon deswegen unter $ 138, 
b or dem Übernehmer der Bauarbeiten der Zweck der Verwendung der baulichen Einrichtungen 
90 aunt ift (MG 63, 367; 71, 192). Beim Bordellkauf genügt nicht die Kenntnis des Verkäufers 

on der Abſicht des Käufers, den Bordellbetrieb fortzuſetzen (RG 68, 99; 71,433). Vielmehr 
Muß immer auch eine innere Beziehung zwiſchen dem unfittliden Zweck und dem 
Inhalt bes Vertrags vorhanden jein, wie z. B. dann, wenn das für die Leiſtung zu gewah⸗ 
fall; Entgelt (Kaufpreis, Mietzins) den allgemeinen Wert (weſentlich) überſteigt. Denn andern⸗ 
8 8 fehlie es an der Vorausſetzung, daß das Rechtsgeſchäft zum Zwecke der Beförderung des 

ordellbetriebs abgeſchloſſen wird (RG 78, 282; RG Gruch 66, 91). In der gleichen Weiſe ſind 

erträge zu beurteilen, die andern den Betrieb des Glücksſpiels oder die Beteiligung daran 
Stmöglichen. So ift ein Darlehn nicht ſchon aus dem Grunde unſittlich, weil der Darlehnsgeber 
70 duc der Empfänger den dargeliehenen Betrag zum Glücksspiel verwenden will (RG 67, 355; 
0,1; RG JW 1926, 291817). Auch ein Vertrag über die entgeltliche Lieferung von Geräten 
15 Spielzwecken berjtößt nicht ohne weiteres gegen die guten Sitten (RG Warn 1923 Nr 8). Es 
m Immer auf die Umſtände des einzelnen Falles ankommen (vgl. $ 762 A 5). Nichtigkeit der 
di !ete eines Hotels zu Spielzwecken ſ. Rc Warn 1922 Nr 121. Ferner fallen zwar Verträge, 
iſt auf Förderung des gewerbsmäßigen Schmuggels oder, was dem gleichzuachten 
49 ber wiſſentlichen Verletzung eines Ausfuhrverbots, abzielen, unter § 138 (RG 
2.96; 56, 181; 96, 282ff.; R& HMM 1929 Nr 285; OLG 44, 126. Jedoch reicht die bloße 
Ann Anis des einen Vertragsteils von der auf Schmuggel oder verbotene Ausfuhr gerichteten 
f bſicht des andern Teils für ſich allein noch nicht aus, den Vertrag zu einem ſittenwidrigen zu 
el hinzukommen muß eine innere Beziehung zwiſchen dem unſittlichen Zweck und dem 
"halt des Vertrags, wie z. B. durch beſonders hohe Bemeſſung der Vergütung, oder doch 
mindeſtens der Wille des einen Teiles, die auf den Schmuggel gerichtete Abſicht des andern 
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Teiles zu fördern und ſo dem Schmuggel Vorſchub zu leiſten (R Warn 1923 Nr 49; JW 1923, 
13594; 1926, 21691. 1927, 22882; 1929, 244°; 1931, 9282; R& Gruch 69, 78; R 4. 12. 16 VI 
276/16: Schmuggeltransporte im Abwehrkampf gegen Maßnahmen des feindlichen Auslandes 
find nicht zu beanſtanden (RG SeuffA 84 Nr 127). Nichtig nach $ 138 iſt ein Rechtsgeſchäft nicht 
ſchon dann, wenn die eine Partei damit einen Steuerbetrug begehen will, während die andere 
zwar dieſe Abficht kennt, aber ſelbſt das Geſchäft zu andern, einwandfreien Zwecken abſchließt 
(RG 28. 11. 23 V 230/430/22). Mißbrauch der Rechtseinrichtung der Annahme an Kindes Statt 
ſeitens des einen Teils macht den Annahmevertrag ſelbſt nicht ſittenwidrig, wenn der andere Teil 
aus lauteren Beweggründen handelt (RG 114, 338). Über die Frage, ob und inwieweit Ver⸗ 
gleiche auf Grund eines ſittenwidrigen Vertrags rechtsgültig abgeſchloſſen werden können, f. 
8125 A 1. Über die Beſeitigung der Rechtskraftwirkung eines Urteils durch die Einrede, daß 
es durch eine ſittenwidrige Handlungsweiſe erwirkt ſei, vgl. NG 61, 359; 67, 151; in Vorbem 8 
vor $:104 angeführt; über das Anerkennungsurteil vgl. RG Gruch 53, 908. — Ein allge meiner 
Rechtsgrundſatz des Inhalts, daß niemand bei Gericht gehört werden ſoll, der bei Begründung 
ſeines Anſpruchs ſeine eigene Unehrlichkeit bekennen müßte, iſt nicht anzuerkennen, 
und der wegen einer unerlaubten Handlung Belangte wird nicht deswegen frei, weil dem 
Verletzten ebenfalls eine ſittenwidrige Handlung zur Laſt fällt (RG ZW 1913, 7342). 

Bloße Anfechtungsgründe ergeben noch keine Nichtigkeit aus § 138. Außert ſich insbeſondere 
die ſittenwidrige Handlungsweiſe nur darin, daß eine unzuläſſige Willensbeeinfluſſung durch 
argliftige Täuſchung oder Drohung ftattfindet, dann kommt nur die Anfechtbarkeit des Geſchäfts 
in Frage (RG 69, 145; 114,338; 115, 382; JW 08, 7102; 1913, 11442; Warn 1917 Nr 234; 
1918 Nr 172; SeuffA 75 Nr 86). Denn die Anwendung des 138 fordert, daß das Geſchäft 
ſelbſt gegen die guten Sitten verſtößt, und ſie kann alſo nicht darauf gegründet werden, daß die 
eine Partei die andere argliftig zum Abſchluſſe des Geſchäfts beſtimmt hat (RG 64, 181; 72, 216; 
74, 226; 115, 383; JW 1908, 7102; 1912, 133°; 1927, 25715). Möglich ift es je doch, daß bei Vor⸗ 
handenſein von Anfechtungsgründen zugleich der Geſamtcharakter des Rechtsgeſchäfts dieſes zu 
einem ſittenwidrigen macht (RG 114, 338; Warn 1917 Nr 234; JW 1923, 9226; SeuffA 78 
Nr 111). Für das Verhältnis der Anwendung der $$ 138, 826 zur Anfechtung im Konkurs 
und außerhalb des Konkurſes |. Rz 74, 227; R Warn 1910 Nr 20; 1929 Nr 164; 1932 Nr 113. 

Über Handeln gegen Verbotsgeſetze vgl. $ 134; ebenda A 1 a. E. über die Anwend⸗ 
barkeit der in den $$ 134, 138 zum Ausdruck kommenden allgemeinen Rechtsgedanken für 
Verhältnifje des öffentlichen Rechts. Die planmäßige Umgehung eines Geſetzes kann, auch 
wenn fie kein beſonderes Verbot verletzt, ſittenwidrig und deshalb nichtig ſein, zumal dann, 
wenn das Geſetz in der Not des Vaterlandes und zu ihrer Bekämpfung erlaſſen ift; auch die 
Abſicht, eine erwartete oder als möglich vorgeſehene Geſetzeslage zu umgehen, iſt regelmäßig 
nicht anders zu beurteilen (Nb 123, 208: Vertrag zur Verhütung der nach $ 59 des Reichs- 
beamtengeſetzes eintretenden Beſchränkung des Ruhegehalts). 

A. Als wider die guten Sitten verſtoßend ſind angeſehen worden: 

a) Wegen des verfolgten Zwetles: 

Die Einwilligung „in die eigene Tötung“ (RG 66, 308; die unmittelbare Anwendung des 
§ 138 erſcheint als bedenklich, weil die Einwilligung hier ſchwerlich ein Rechtsgeſchäft darftellt); 
ein Vermächtnis, das der Bedachten in der ihr bekannten Abſicht zugewendet wird, ſie zur weiteren 
Geſtattung des Beiſchlafs geneigt zu machen (RG JW. 1910, 6°; 1911, 295; . ferner RG 111, 153; 
23 1927, 531%, aber auch RG JW 1929, 332 und $ 2171 A; Nichtigkeit einer Einſetzung der 
Geliebten als Erbin durch den geſchiedenen Ehemann, wenn das Liebesverhältnis ſchon vor 
der Eheſcheidung begonnen hat (NG HAR 1929 Nr 1301); dienſtvertragliche Anſtellung einer 
Hausdame, wenn in Wirklichkeit beiderſeits ein Konkubinatsverhältnis bezweckt it (Ro Warn 
1926 Nr 41; vgl. auch RA Warn 1931 Nr 137); das Schuldverſprechen eines Mannes gegen” 
über einer Frauensperſon, mit der er in wilder Ehe gelebt hat, zu dem Zwecke abgegeben, um 
ihn von einer andern Eheſchließung abzuhalten oder um die Fortſetzung des außerehelichen 
Verkehrs zu ſichern (R 98, 176); die Gewährung eines Darlehns zur Befeſtigung eines ehe 
brecheriſchen Verhältniſſes (RG Warn 1931 Nr 119); das Verſprechen eines Mannes an eine 
Frau, mit der er in Geſchlechtsverkehr gelebt hat, ihr für den Fall ſeiner anderweiten Verheiratung 
eine beſtimmte Summe zu zahlen, iſt widerſittlich, wenn die Abrede dazu gedient hat, den Mann 
von der Verheiratung abzuhalten, es kann dagegen ſtatthaft fein, wenn es bezweckte, von der 
Frau Nachteile abzuwenden (RG JW 1920, 960%); Schenkung eines Grundſtücks an eine Perſon, 
mit der der verheiratete Schenker die Ehe gebrochen hat, in der Abſicht, das Grundſtück der Ehe 
frau zu entziehen (R® 111, 151 zu 23 1925, 9901); eine Zuwendung an die uneheliche Mutter, 
um ſie zur Verſchweiaung der Vaterſchaft zu beſtimmen (SeuffA 77 Nr 58); eine Abtretung zu 
dem Zwecke, daß der Zeſſionar im Armenrechte klage und dem Gegner die Einziehung der Koſten 
unmöglich gemacht werde (RG 81, 175; RG JW 1932, 12068; RG 22. 1. 24 III 319/23), ein 
ſiduziariſches Geſchäft, bei dem es ausſchließlich auf die Täuſchung der Außenwelt über das Vor⸗ 
handenſein eines Vermögenswertes beim Übereigner abgeſehen iſt (Res Gruch 54, 167); Rechts 
geſchäfte, die in bewußtem Zuſammenwirken zur Umgehung und Schädigung fremder Rechte, 
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ſchuldrechtlicher oder dinglicher, vorgenommen worden find (RG 62, 138; 81, 86; 88, 366; RG 
JW 1927, 14072; RG SeuffA 79 Nr 139; 81 Nr 84 und § 826 Abe); ein Abkommen zwiſchen 
Ehegatten zur Vereitelung des Unterhaltsanſpruchs eines unehelichen Kindes des Mannes (RAG 
Warn 1932 Nr 96); ein Vertrag, der auf bewußter Zuwiderhandlung gegen behördliche Maß⸗ 
regeln zum Schutze der deutſchen Wirtſchaft in der Übergangszeit beruht (RG LZ 1925, 366%); 
ein Vertrag, durch den ein Teil veranlaßt werden ſoll, Schleichhandelsware zu liefern (RG JW. 
1927, 22871; SeuffA 79 Nr 160); ein Mietvertrag, der zur Täuſchung des Wohnungsamts ge⸗ 
ſchloſſen iſt (RG Warn 1923/24 Nr 89, 106, 153, 161; 1929 Nr 92; vgl. auch 1926 Nr 50); ein 
Lieferungsvertrag, der die für die Einfuhrbewilligung und Deviſengenehmigung zuſtändigen 
Behörden irreführen fol (RG JW 1926, 28382). Sittenwidrigkeit verbotener Einfuhr durch das 
beſetzte ins unbeſetzte Gebiet ſ. RG JW 1923, 2874. Sittenwidrige Verpflichtung des Schuldners 
zur Abtretung von Forderungen im Falle des Eintrittes ſeiner Zahlungsunfähigkeit oder der 
Beantragung des Vergleichsverfahrens (RG JW 1933, 40). Als ſittenwidrig iſt auch ein auf 

eräußerung von Grundſtücken gerichteter Vertrag anzuſehen, wonach die Beteiligten, um ſich 
langfriſtiger Mietverträge ge mäß 88 57ff. Zwo zu entledigen, vereinbaren, daß die Veräußerung 
nicht durch Verkauf, ſondern ſo geſchehen ſolle, daß ſich der Eigentümer einer vom andern Teil 
mit Hilfe erworbener Vollſtreckungstitel betriebenen Zwangsverſteigerung nicht widerſetze (RG 
19. 1. 27 V 132/26). Sittenwidrig kann auch die entgeltliche Übernahme der Pflicht zur Nicht⸗ 
erſtattung oder Zurücknahme einer Straf- oder Disziplinaranzeige fein (RG 17. 1. 30 VII 187/29). 
Ein Rechtsgeſchäft, deſſen Rechtsform zum Zwecke der Steuererſparung gewählt wurde, ift nicht 
ſchon aus dieſem Grunde ſittenwidrig, und das gleiche gilt, wenn bei einem Veräußerungs⸗ 
geſchäft die Vertragsurkunde unrichtige Angaben über den Grundſtückspreis enthält, die zur 
Entrichtung einer geringeren Steuer führen können (R& 107, 364; RG JW 1928, 23621; Warn 
1921 Nr 89; JRdſch 1925, 598 Nr 862; RW 17. 6. 25 V 457/24). Über die Frage, ob ein Vertrag 
gegen die guten Sitten verſtößt, der geſchloſſen iſt, um das geſetzliche Vorkaufsrecht eines gemein⸗ 
nützigen Siedlungsunternehmens auszuſchließen, |. RG SeuffA 80 Nr 126. Sittenwidrigkeit 
einer Vereinbarung, wonach anläßlich der Austragung ſportlicher Wettkämpfe ein Bewerber 
anderen Mitbewerbern für ihre Nichtbeteiligung Geldleiſtungen im Falle feines Sieges ver- 
ſpricht, ſ. RG 138, 137. 

b). Wegen des Handelns aus Eigennutz auf Koſten anderer: 

Die Hergabe von Schmiergeldern (RG 77, 96), jo z. B. auch durch den Kaufluſtigen an 
den geſetzlichen Vertreter des minderjährigen Verkäufers, wenn die Schmiergelder ſo hoch ſind, 
daß eine Herabdrückung des Kaufpreiſes auf der Hand liegt (RG 16. 5. 25 V 367/24); unter Um⸗ 
ſtanden die Ausbedingung eines übermäßigen Entgelts (RG JW 1912, 1335); ein Vertrag, der 
auf die Ausbeutung des Irrtums eines Geſchäftsunkundigen gerichtet iſt (Reg Warn 09 Nr 183); 
der Verkauf völlig wertloſer Ware in Benutzung der Notlage des Publikums und in Vortäuſchung 
Ve Brauchbarkeit (RG 23 1920, 2941 — wo es ſich um Erſatzmittel für Seife handelte); ein 
5 mit einem Geiſtesſchwachen, wenn die Geiſtesſchwäche zur Erlangung ungewöhnlicher 
Aber ie ausgebeutet werden ſollte (R 67, 393; 72, 68; JW 1913, 3922; Warn 1918 Nr 49; 
— die Benutzung der Angſt eines andern vgl. RG JW 1910, 1421); rückſichtsloſe Ausnutzung 
— durch die Wohnungszwangswirtſchaft geſchaffenen Lage (RG JW 1926, 9771); ein Abkommen 
— Verkäufer und Käufer, die Ware zur Erzielung höherer Preiſe unter fälſchlicher Be⸗ 
fr nung a Sekt ſtatt deutſcher Schaumwein) in Verkehr zu bringen (RG 29. 11. 07 
1 223,07); das Übereinkommen zwiſchen den Vertragsparteien, die gegenſeitigen Verpflichtun⸗ 
zen zum Schaden anderer nicht zu erfüllen (R ZW 1912, 7892); Abſchluß des Vertrags durch 
den Bevollmächtigten im Einverſtändniſſe mit dem Vertragsgegner zum Schaden des Vollmacht⸗ 
0 wenn der Bevollmächtigte ſich (oder einer ihm naheſtehenden Perſon RG Warn 1929 
pe 129) dafür einen Vermögensvorteil zuwenden läßt (NGG 130, 142; 132, 134; 134, 56; 136, 
Wa: RG SeuffA 79 Nr 138; 83 Nr 194; 86 Nr 152; RG RR 1930 Nr 486; Recht 1923 Nr 863; 
Aden 1909 Nr 481; 1928 Nr 35; 26. 10. 06 II 107/06; 6. 2. 19 V 318/18; 9. 5. 25 V 471/24); 

öchluß eines Vertrages unter Beſtechung eines Angeſtellten des anderen Vertragsteiles (RG 
a, 43; 136, 359); ein Vertrag über die Gewährung einer Vergütung für zu leiſtende Dienſte, 
— 15 ein Teil der Vergütung zu Beſtechungszwecken verwendet werden ſoll (RG Gruch 70, 546); 
in Vertrag, durch den der Bevollmächtigte, auf Grund eingeräumter Befugnis mit ſich ſelbſt 
göſchließend, zu eigenem Nutzen den Vollmachtgeber bewußt ſchädigt (RG SeuffA 81 Nr 49; 86 
— 1; 10. 11. 26 V 105/26); die Vereinbarung zwiſchen zwei Hypothekaren, ſich der Erſteigerung 
des Grundſtücks zu enthalten, um ſo planmäßig zum Schaden anderer einen Teil des Wertes 
zes Grundſtücks an ſich zu bringen (RG JW 07, 2015); das Verſprechen deſſen, der ein Grund⸗ 
bon meiftbietend erſtehen will, an einen andern Kaufluſtigen, ihn für den Fall der Abſtandnahme 
dum Mitbieten zu entſchädigen (RG 58, 399; 60, 273); das zwiſchen zwei Perſonen abgeſchloſſene 
nuechtsgeſchäft, das nur dem Zwecke dienen foll, das für einen Dritten beſtehende Vorkauſsrecht 
zu hintertreiben und den Dritten jo zu ſchädigen (RG 22. 6. 21 V 94/21); ein Abkommen über 

gentumswechſel mittels Betreibens der Zwangsverſteigerung, um langjährige Mietverträge 
zu beſeitigen (MG L8 1927, 448°); ein Vertrag, in dem der Fideikommißanwärter die Zu- 
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ſtimmung zur Belaſtung des Fideikommißgutes von einer Geldzuwendung abhängig macht 
(R JW 1929, 139520); ein Vergleich, den der Grundſtücksveräußerer über die Aufwertung 
des Kaufpreiſes unter Verzicht auf ſämtliche Anſprüche mit ſeinem Käufer ſchließt, um Auf⸗ 
wertungsanſprüche des früheren Hypothekengläubigers zu vereiteln (RG 132, 42); der Ver⸗ 
kauf der ärztlichen Praxis an einen andern Arzt, zwar nicht an ſich (RG Warn 1912 Nr 150), aber 
unter ſo ſchweren Bedingungen, daß der Käufer genötigt ſein könnte, ſein Augenmerk vor allem 
auf Erzielung möglichſt hoher Einnahmen zu richten (RG 66, 139; vgl. weiter RGS 75, 120; 
JW 1911, 2761; Warn 1915 Nr 162); Vereinbarungen eines Arztes, die auf eine hauptſächliche 
oder vorwiegende Ausnutzung ſeines Berufes als Erwerbsquelle abzielen, da ſein Beruf kein freies 
Gewerbe darſtellt (R Warn 1915 Nr 162); ein geheim zu haltendes Abkommen zwiſchen Arzten, 
wonach der eine als Krankenhausleiter ſich von dem andern als ſeinem Nachfolger für deſſen 
Empfehlung eine Vergütung verſprechen läßt (MG JW 1916, 2522); das Konkurrenzverbot 
zwiſchen Arzten (RG 66, 143; 90, 437); ein Vertrag, durch den ſich jemand gegenüber demjenigen, 
der ihn in die Naturheilkunde einzuführen verſpricht, verpflichtet, 5 Jahre lang nur Heilmittel 
des andern Teils anzuwenden (RG 2. 1. 23 111 144/22); die entgeltliche Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung zum Schweigen über eine unerlaubte Handlung des andern (RG 58, 204; 62, 273); 
unter Umſtänden auch ein Darlehn zu Spiel und Wette, ſo z. B. Darleihung hoher Beträge an 
einen jungen Menſchen, um ihm die Teilnahme an Gewinnſpielen zu ermöglichen, aus 
eigennütziger Abſicht (RG 70,1; JW 1920, 962), ferner das Darlehn, das aus Gewinnſucht 
gegeben wird, indem das Glücksſpiel zur Quelle eigenen Verdienſtes dienen fol (RG 67, 355; 
70, 1; Warn 1921 Nr 11 u. 12, 13; 1922 Nr 63 und § 762 A 5; unter Umſtänden die Ausbedin⸗ 
gung eines die Angemeſſenheit überfteigenden Honorars durch einen Rechtsanwalt (RG 83, 113); 
die Machenſchaften von Unternehmerverbänden, namentlich durch planmäßige Irreführung des 
Beſtellers, zum Zwecke der Erzielung übermäßiger Preiſe (RG JW 1914, 9761; 1913, 7342; 
Gruch 60,484); das Streben nach übermäßigem Gewinn verſtößt dann (aber auch nur 
dann; RG JW 1918, 555°; SeuffA 75 Nr 39) gegen die guten Sitten, wenn zur Erzielung ſolchen 
Gewinns unlautere Mittel benutzt oder durch unlautere Machenſchaften eine außerordentliche 
Preisſteigerung bewußt ausgeübt wird (RG Warn 1919 Nr 3); insbeſondere in der Zeit der 
Kriegsnot, bei einem Handeln auf Koſten des einzelnen oder der Geſamtheit, zumal wenn es ſich 
um Gegenſtände des Kriegsbedarfs handelt (RG 90, 401; 93, 208; Warn 1920 Nr 9; SeuffA 75 
Ar 67, betreffend unter Umſtänden auch un verhältnismäßig hohen Mäklerlohn für die 
Vermittlung von Kriegslieferungen). Daß hierbei Verluſte der Militärverwaltung bereits ein⸗ 
getreten ſind, iſt keine Vorausſetzung; es genügt, daß durch die unverhältnismäßig hohe Pro⸗ 
viſion die Gefahr ſolcher Verluſte für die Zukunft beſteht (Rc) 3. 11. 20 V 198/20). Abreden 
unter Unternehmern, die darauf abzielen, bei einer öffentlichen Ausſchreibung einem Beteiligten 
den Zuſchlag dadurch zu erwirken, daß die andern beſonders hohe Gebote abgeben, ſind dieſer⸗ 
halb noch nicht ſittenwidrig; fie find es aber dann, wenn ſie auf planmäßige Irreführung des 
Beſtellers und zu deſſen Schaden auf Erzielung übermäßiger Preiſe ausgehen (RG Warn 1920 
Nr 74; Gruch 60, 484). Sittenwidrigkeit einer Vereinbarung zwiſchen Unternehmern, wonach 
durch ein um 20% erhöhtes Vertragsangebot der Beſteller über die Höhe des in Wahrheit ange⸗ 
meſſenen Preiſes getäuſcht werden ſoll, |. RO FW 1931, 25611. Auch das bewußte Zuſammen⸗ 
wirken zur Umgehung und Schädigung fremder Vertragsrechte ift nichtig (RG 23 1920 Nr 134). 
Eine ſittenwidrige Handlungsweise kann auch darin liegen, daß ein Gläubiger von ſeinem Schuldner 
ſich aus Mitteln befriedigen läßt, von denen er weiß, daß ſich der Schuldner ſie durch Betrug 
verſchafft hat (Rö 94, 193. Vgl. auch Gruch 60, 487). Der Kettenhandel it ein an ſich uner⸗ 
laubtes, ſeinem Gegenſtande und Inhalte nach unerlaubtes Geſchäft, das jedenfalls dann auch 
gegen die guten Sitten verſtößt, wenn auf beiden Seiten bewußt der Tatbeſtand verwirklicht 
wird, der dem Geſetze oder den guten Sitten zuwiderläuft (RG 98, 2; 101, 383). Über den Begriff 
bgl. § 134 A1 Abſ 4. Wider die guten Sitten verſtößt es auch, wenn der Inhaber eines für den 
Verkehr unentbehrlichen (privatrechtlichen) Gewerbes die zu feinen Gunſten beſtehende Mono⸗ 
polſtellung oder den Ausſchluß einer Konkurrenzmöglichkeit dazu mißbraucht, um dem all- 
gemeinen Verkehr aus Eigennutz unbillige Opfer aufzulegen, die Vertraggbedingungen, die eine 
übermäßige Ausnutzung der gegebenen Machtſtellung enthalten, find daher nichtig (RG 99, 107). 
So iſt es unzuläſſig, wenn die ſämtlichen Spediteure eines beſtimmten Bezirks oder auch nur die 
Angehörigen einer Gruppe, auf deren Inanſpruchnahme ein beſtimmter Kreis der Geſchäftswelt 
bei der Abwicklung feiner Geſchäfte angewieſen iſt, ihre Haftpflicht auch für den Fall eigenen Ver⸗ 
ſchuldens ausſchließen oder auf einen verhältnismäßig geringfügigen Betrag beſchränken (RG 
103, 82; 115, 218; R JW 1927, 158825; MG SeuffA 79 Nr 101). Eine ſolche Veſchränkung 
wild auch nicht dadurch zuläſſig, daß die Spediteure ſich erbieten, auf Koſten der Auftraggeber 
das in Frage ſtehende Gut zu verſichern (R 106, 386). Übrigens ſchlägt hier auch der unter f 
erorterte Geſichtspunkt ein; vgl. dort gegen Ende. Nicht zu beanſtanden iſt eine Beſtimmung, 
wonach der Spediteur wegen aller ſeiner Anſprüche an den Auftraggeber ein Pfand⸗ und ein 
Zurücckbehaltungsrecht an den in feiner Verfügungsgewalt befindlichen Gütern, auch den nicht 
im Eigentum des Auftraggebers ſtehenden, hat (RG 113, 427). Wirkſam iſt unbeſchadet der 
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Vorſchrift des § 276 Abſ 2 die vertragliche Ausſchließung jeder Haftung einer gewerbsmäßigen 
Auskunftei für die Folgen der Entſchließung, die auf Grund ihrer Auskünfte getroffen worden iſt 
(NG 115, 122). Ausbeutung der Monopolſtellung einer Stadt in bezug auf die Verſorgung mit 
Elektrizität ſ. RG 111, 310. Daß eine Gemeinde ihre Einwilligung zu einer bei der ſtaatlichen 
Behörde beantragten Bauerlaubnis von Bedingungen wirtſchaftlicher Art, insbeſondere der 
Abtretung der zu Straßen und Plätzen benötigten Grundflächen oder von anderen der Regelung 
eier Fluchtlinie dienenden Zuſagen abhängig macht, ift nicht zu beanſtanden, es müßte denn ſein, 
daß fie unter Mißbrauch ihrer obrigkeitlichen Gewalt oder ihrer Machtſtellung ſich übermäßige 
Vorteile verſchafft (RG 133, 361; 134, 25). Sittenwidrig iſt der aus Eigennutz erfolgte Verkauf 
bon Gegenſtänden des Kriegsbedarfs, die um dieſes Zweckes willen mit Beſchlag belegt ſind 
A 100, 349). Über ſittenwidrige Berechnung von Bankzinſen und Proviſionen um die Zeit 
der Währungsfeſtigung ſ. RG 136, 56; 118,165; JW 1926, 268318; 1927, 213540, 1929, 394 03; 
Warn 1928 Nr 53; 1929 Nr 90, 176. Gegen die guten Sitten verſtößt auch der Abſchluß eines 
Kaufes über eine Ware, deren Einführung, den Parteien bewußt, um eine Schädigung der 
55 zu hindern, verboten iſt, wenn ſich die Parteien darüber hinwegſetzen (RG 21. 5. 21 
19/21). 

c) Mit Rückſicht auf den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts. 

Das Verſprechen oder die Gewährung von Vermögensvorteilen, um jemand zum Glaubens⸗ 
wechſel zu beſtimmen, es ſei denn, daß jener ohnehin dazu entſchloſſen geweſen wäre und ihm 
der Übertritt nur erleichtert werden ſollte (RG JW 1913, 11001); oder um jemand zu beſtimmen, 

‚on ſeinem Zeugnisverweigerungsrechte keinen Gebrauch zu machen (R 79, 373); die entgelt⸗ 
liche Übernahme der Pflicht zur Nichterſtattung oder Zurücknahme einer Straf- oder Diſziplinar⸗ 
anzeige (RG 42, 60; JW 1904, 404; SeuffA 84 Nr 77) eine letztwillige Verfügung, durch die 
mittels vermögensrechtlicher Anordnungen auf die freie Entſchließung des Bedachten in der 
Wahl des teligiöfen Bekenntniſſes eingewirkt werden ſoll (RG Seuffa 1914 Nr 48); das entgelt- 
liche Verſprechen zur Beſchaffung einer ſtaatlichen Auszeichnung (RG 86, 98); Abmachungen, 
die geeignet ſind, die Zwecke der Ehe zu vereiteln: die Vereinbarung im Verlöbniſſe wegen 
Beſchränkung der Kinderzahl (RG JW 08, 28%); die Vereinbarung, die Lebensgemeinſchaft aus- 
zuſchließen (NG 22. 12. 10 IV 48/10); oder getrennt zu leben, falls dieſes auf an ſich unerlaubte 
Weiſe befördert oder erleichtert werden ſoll (RG 68, 322; Warn 1911 Nr 224 und 1913 Nr 188; 
Gruch 64, 611; 23 1920, 3821); eine unter Aufhebung des häuslichen Gemeinſchaft getroffene 

zereinbarung über die Gewährung des Unterhalts, falls fie auf das Getrenntleben abzielt, und 
eim geſetzlicher Grund für die Aufhebung der Gemeinſchaft nicht vorliegt (RG 109, 137); der für 
alle Zeit beſtimmte Verzicht der Eheleute auf gegenſeitige Unterſtützung und Beihilfe zur Lebens⸗ 
ührung (N 15. 11. 07 III 142/07); eine vor der Scheidung vorgenommene, nicht nur vorüber⸗ 
ri wie etwa für die Dauer des Scheidungsprozeſſes, getroffene Regelung der Unterhalts⸗ 
= pribche (RG FW 1916, 5732, Rh Warn 1923/24 Nr 169); Vereinbarungen zur Erleichterung 
ſch r Scheidung, was indes nicht notwendig mit dem Zweck einer Beſchleunigung des Ehe⸗ 
gs dungsverfahrens gegeben iſt (R 126, 320; JW 1933, 154°; Warn 1926 Nr 82; RG HRR 
31 Rr 920) und überhaupt dann nicht vorliegt, wenn ein Ehegatte einen unbedingten Schei⸗ 
Hans grund hatte und entſchloſſen war, ihn ohnehin geltend zu machen und auf Scheidung zu 
en (RG Warn 1913 Nr 3 u. 128, 398; 1916 Nr 9; 1919 Nr 93; 1922 Nr 64; 1928 Nr 36; 
3 1916, 57°; 1933, 155“; HRR 1933 Nr 567; Gruch 58, 891; 28 1922 Nr 64); ein Prozeß 
ſchulgllb, wonach der Ehemann der Ehefrau für den Fall der Scheidung aus beiderseitigem Ver⸗ 
lenden eine Unterhaltsrente verſpricht, ſofern damit mittelbar zugleich ein Verzicht auf Ein⸗ 
Abeng des Rechtsmittels verbunden worden iſt (R Gruch 60, 657; ein gegen Übernahme der 
leinſchuld durch den Mann erklärter Unterhaltsverzicht der Frau (RG JW 1928, 150015); ein 
ertrag, demzufolge die nicht ſchuldige Frau gegen Gewährung erheblicher Vorteile ſich als allein 
ſchuldig bekennt (MG JW 1930, 9831; ein Vertrag, der die ſcheidungsberechtigte Frau durch 
Wucherung reichlicher Mittel für ihren Unterhalt zur Scheidung erſt geneigt machen ſoll (RG 
tn 1931 Nr 99); ein erſt nach Rechtskraft des Scheidungsurteils erklärter Unterhaltsve rzicht der 
ey wenn er einen Teil eines die Scheidung erleichternden Abkommens bildet (RG 126, 320); 
as Verſprechen eines Vermögensvorteils dafür, daß der eine Ehegatte die Eheſcheidungsklage 
erhebt (RG Warn 1913 Nr 3 und 1914 Nr 273; JW 1913, 321°; 1931, 13425), und zwar auch 
Finn wenn zur Erleichterung der Scheidung Abmachungen über das Recht zur Erziehung der 
under getroffen werden (RG Gruch 49, 1175); oder wenn in einem Prozeßvergleiche der Mann 
le Erziehung der Kinder der allein für ſchuldig erklärten Frau überläßt (Seuffa 75 Nr 33); oder 
un vereinbart wird, an Stelle des wirklichen Scheidungsgrundes einen andern geltend zu 
machen (RG SeuffA 67 Nr 193); ein Übereinkommen, wonach die Berufung gegen das künftige 
Scheidungsurteil unzuläſſig ſein ſoll (RG 70, 60; 71, 88); ein Vertrag, durch den ein Eheteil 
ſich für den Fall der von ihm ohne berechtigten Grund erstrebten Scheidung der Ehe von dem 
andern Teil Vermögensvorteile verſprechen läßt (RG 108, 213); der Verzicht auf Rechtsmittel 
gegen ein Scheidungsurteil, wenn ihm eine auf Erleichterung der Scheidung abzielende Verein⸗ 
rung zugrundeliegt (RG 118, 171; 123, 84; RG JW 1911, 3985, |. auch § 134 A 1 vorletzter 
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Abſatz a. E.); Verträge zwiſchen Eheleuten, wonach die Sorge für die gemeinſchaftlichen Kinder 
in einer den geſetzlichen Vorſchriften widerſprechenden Weiſe geregelt wird (RG Warn 1912 
Nr 115); der Verzicht des Vaters auf das Erziehungsrecht (RG 68, 322); ein Geldverſprechen, 
das ſich ein Mann von ſeiner Geliebten als Entſchädigung für verpaßte Heiratsgelegenheiten 
geben läßt (RG 3% 1913, 8552); Eheverſprechen eines verheirateten Mannes (RG SeuffA 78 
Nr 191); eine Schenkung an eine Frau zur Belohnung dafür, daß fie nicht zu ihrem Manne zurück⸗ 
kehrte, ſondern beim Schenker blieb, mag auch die Abſicht eines Geſchlechtsverkehrs dabei nicht 
mitgewirkt haben (RG 4. 4. 24 VII 532/23). Verſprechen, das ſich ein Zeuge zur Vergütung der 
Abgabe ſeiner Ausſage geben läßt (RG 79, 371; 88, 374); die Vereinbarung der Beſtellung eines 
Schiedsgerichts zur Entſcheidung über eine Spielſchuld (RG 68, 9); der Ausſchluß eines Arztes 
vom beruflichen Verkehr durch den ärztlichen Verein (vgl. RG 79, 17); ein Vertrag, durch den ein 
Gewerbtreibender einen Handlungsgehilfen, dem von ſeinem früheren Dienſtherrn für die Zeit 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes eine Beſchränkung gemäß § 74 HGB auferlegt war, 
dazu beſtimmt, gegen dieſe Unterlaſſungspflicht zu verſtoßen und in ſeinen Dienſt zu treten (RG 
81, 86); der Abſchluß eines Dienſtvertrags mit dem vertragsbrüchig gewordenen vormaligen 
Angeſtellten eines Konkurrenten dann (vgl. R 78, 17; JW 1910, 705, wonach der Vertrags⸗ 
abſchluß gegebenenfalls nicht immer ſittenwidrig iſt), wenn der Angeſtellte durch unlautere Mittel 
zum Vertragsbruche verleitet wird, oder wenn letzteres zum Vorteile des Verleitenden und 
anderſeits unter Schädigung des Konkurrenten erfolgt (RG Warn 1913 Nr 322); die Beſtimmung 
eines Geſellſchaftsvertrags, wonach das Stimmrecht auch im Falle eines Intereſſenwiderſtreits 
nicht ausgeſchloſſen iſt (RG 136, 236); die Vereinbarung einer beträchtlichen Geldzahlung für 
die Herausgabe von Briefen, die bei Bekanntwerden dem die Zahlung Übernehmenden ſchwere 
Ungelegenheiten bereiten würden (RG HAN 1930 Nr 89). Das Verſprechen einer Leiſtung, 
oder einer Leiſtung (Errichtung einer Stiftung) unter der Bedingung, daß der Empfänger dem 
Leiſtenden eine Titel oder Ordensauszeichnung verſchaffe, verſtößt wider die guten Sitten und 
die Rückforderung iſt nach $ 817 Abſ 2 unſtatthaft (RG Warn 1919 Nr 51). Ein Vertrag, der in 
bewußtem Zuſammenwirken zur Umgehung und Schädigung fremder, auch nur obligatoriſcher, 
Rechte abgeſchloſſen wird, iſt auch dann ſittenwidrig nichtig, wenn der entferntere Zweck der war, 
einen gemeinen Nutzen zu fördern (RG 88, 365). Eine aus ſelbſtſüchtigen Zwecken auf ein Bordell⸗ 
grundſtück gegebene Darlehnshypothek (RG Gruch 66, 92). Der aus gewinnfüchtiger Abſicht 
abgeſchloſſene Mietvertrag über ein Hotel zum Zwecke des Betriebs von Glücksspielen (RG 
Warn 1922 Nr 121). 5 

d) Wegen Beſchränkung der Willensfreiheit oder der Bewegungsfreiheit eines andern 
oder der Möglichkeit, ſein Fortkommen zu befördern: 

Wegen unſtatthafter Beſchränkung der Willensfreiheit ſind Verträge nur dann 
widerſittlich, wenn die Freiheit des Entſchluſſes in bezug auf Angelegenheiten beſchränkt werden 
fol, zu denen ſich der Menſch durch äußere Dinge nicht ſoll beſtimmen laſſen (daher iſt das Ver⸗ 
ſprechen einer Geldzahlung für den Fall feiner Verheiratung, das jemand einer Frauensperſon 
gibt, mit der er die Ehe gebrochen hat, nicht ohne weiteres widerſittlich (RG Gruch 65, 217). 
Als gegen die guten Sitten verſtoßend kommen in Betracht: Die zeitlich unbeſchränkte Verpflich⸗ 
tung, an einem beſtimmten Orte nicht zu wohnen (RG Warn 1915 Nr 8); die gegenſeitige Ver⸗ 
pflichtung zwiſchen den Mitgliedern einer Geſellſchaft m. b. H., bei der Wahl des Aufſichtsrats 
für einen beſtimmten Geſellſchafter nicht zu ſtimmen, oder eine Wahl felbft nicht anzunehmen 
(RS 57, 205); die Vereinbarung, daß das Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft nur bei 
Begehung einer den Verluſt der Ehrenrechte nach ſich ziehenden Handlung ſolle entlaffen werden 
können (RG 75, 234); die Vereinbarung zwiſchen den Beteiligten eines Geſchäfts, den Vertrag 
auch trotz aller künftigen etwaigen Vertragsverletzungen fortzuſetzen und ſich mit einer geringen 
Vertragsſtrafe zu begnügen (RE 78, 298); ein Abkommen bei Verträgen auf fortdauernde Zei 
ſtungen, durch das ſich der eine Teil (der Verkäufer) ganz in die Hand des andern Teiles gibt 
(RG 82, 308); ein Vertrag über die „Rationafifierung” eines Betriebes bei übermäßiger Bindung 
der Bewegungsfreiheit des Geſchäftsinhabers und demoraliſierender Verquickung der Beſtim⸗ 
mungen über das Entgelt mit den Rationaliſierungsmaßnahmen (RG HRR 1932 Nr 931); das 
Verſprechen eines Geſellſchafters an einen Dritten, dem er ſein Anteilsrecht veräußert, falls 
die Veräußerung vom Aufſichtsrate nicht genehmigt wird, der Geſellſchaft gegenüber Mitglied 
zu bleiben, aber ſeine Rechte nach dem Willen des Dritten auszuüben (RG 69, 137); der Vertrag, 
durch den ſich ein Bühnenmitglied dem Unternehmer gegenliber auf eine lange Reihe von Jahren 
(9) wirtſchaftlich völlig abhängig macht (RG Warn 1913 Nr 187); die Abtretung aller künftigen 
Forderungen, die der Abtretende jemals erwerben wird (RG JW 1907, 70711; SeuffA 67 Nr 103); 
der Verzicht auf die Unpfändbarkeit gemäß $ 811 Nr 1 ZPO (RG 72, 183); die übermäßige Be⸗ 
ſchrankung der Koalitionsfreiheit (RG 57, 154); vertragliche Beſchränkungen der Freizügigkeit 
eines Arztes (RG 68, 190); die Benutzung der Ausſperrung, um die einem Schutzverbande von 
Betriebsunternehmern nicht zugehörigen Inhaber gleichartiger Betriebe zum Beitritte zu be⸗ 
ſtimmen (RG Warn 1913 Nr 82); im Lohn- und Klaſſenkampfe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer ſind zwar weder der Boykott noch anderſeits die Ausſperrung ſchon an ſich unerlaubte 
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Kampfmittel, aber ſie ſind dies gegebenenfalls vermöge der Art, wie das Kampfmittel gebraucht 
wird, wobei jedoch die Benutzung der Preſſe oder ſonſtiger Druckſchriften noch nicht als unſtatt⸗ 
haft gelten kann (RG 64, 55; 66, 383); über einen Bauunternehmerring vgl. RG JW 1908, 
29625 1911, 6425; ein Vertrag mit ehrenwörtlicher Beſtärkung der Vertragspflichten, wenn die 
dadurch begründete Bindung geeignet iſt, die bürgerliche Stellung und das Fortkommen zu ge⸗ 
fährden (MG 82, 222, betreſſend ehrenwörtliches Verſprechen eines Zahnarztes zur Einhaltung 
von Mindeſtgebührſätzen); die Verpfändung des Ehrenworts für eine vermögensrechtliche Leiſtung, 
die jedoch dann zuläſſig ſein kann, wenn der Gewiſſenszwang nur zum Schutze wichtiger (aner⸗ 
kennenswerter) Intereſſen ausgeübt und durch ihn einer ehrloſen Handlung vorgebeugt werden 
toll (RG 78, 258; Warn 1915 Nr 227). Vgl. Vo gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen 
b. 2. 11. 23 RG Bl I 1067 $ 2, wonach Verträge und Beſchlüſſe, die Verpflichtungen über die 
Handhabung der Erzeugung und des Abſatzes, die Anwendung von geſchäftlichen Bedingungen, 
die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung von Preiſen enthalten, nichtig ſind, wenn zu ihrer 
Beträftigung das Ehrenwort oder eine ähnliche feierliche Verſicherung verlangt oder gegeben 
worden iſt. Beſtimmungen zur Verhütung unwirtſchaftlicher Preisbildungen ſ. auch Not VO v. 
26. 7. 30 RG Bl 311 ff. Abſchn. 5, dazu VO v. 16. 1. 31 RGI 1 12; ferner Not VO v. 8. 12. 31 
Teil 1 Kap. 1 (RGBl 1 699). — Ein Vertrag unter mehreren Brauereien, der den gegenſeitigen 
Wettbewerb ausſchließen und den derzeitigen Beſitzſtand jeder Brauerei ſichern ſoll, iſt an ſich 
ſtatthaft; wider die guten Sitten verſtößt es jedoch, wenn der Vertrag auch gegen Dritte derart 
ausgenutzt wird, daß dieſe gezwungen werden ſollen, ſich ihm zu eigenem Schaden zu unterwerfen 
(RE 93, 19; hier hatte eine Brauerei eine Wirtſchaft gepachtet, dies Pachtverhältnis gekündigt 
und daraufhin die andern Brauereien auf Grund des Vertrags gehindert, ſich ihrerſeits um die 
Pachtung zu bewerben). Sittenwidrigkeit eines mit einer Darlehnsgewährung verbundenen 
Bierbezugsvertrags ſ. Rc JW 1930, 34711. Sittenwidrigkeit der Gewährung eines Darlehns 
zum Ankauf eines zu Erwerbszwecken beſtimmten Kraftwagens bei beſonders harten, die Be⸗ 
wegungsfreiheit des Schuldners zu ſtark einengenden Vertragsbedingungen ſ. RG 128, 251. 
ur Frage der Sittenwidrigkeit der Kundenſinanzierungsverträge ſ. ferner RG 131, 213; RG 
arn 1933 Nr 35. Zur Frage der Sittenwidrigkeit vertraglicher Preisbindungen der zweiten 
Hand ſ. RG 133, 51; 133, 330. — Sittenwidrig find namentlich auch die ſog. Knebelungsver⸗ 
träge, vermöge deren der Schuldner zugunſten des Gläubigers der wirtſchaftlichen Freiheit und 
Selbſtändigkeit gänzlich beraubt oder doch in Bezug auf ſie in einer übermäßig harten und drücken⸗ 
den Weiſe beſchränkt wird, wobei es auf die Geſamtwirkung aller Umſtände ankommt (vgl. RG 
63 S. 297, 336, 390; 67, 102; 76, 78; 130, 143; R& JW 1909, 4127; 1910, 625, RG Warn 1912 
Aar 142, 1918 Nr 1; 1927 Nr 157; N Seuff A 80 Nr 21; vgl. auch unten fund 9 826 A 5 c). Sitten- 
midrigkeit ift in ſolchen Fällen anzunehmen ungeachtet deſſen, daß der wirtſchaftlich Stärkere 
nicht n ber Abſicht gehandelt hat, den andern Teil zu ſchädigen, es iſt vielmehr die Herbeiführung 
der wirtſchaftlichen Unfreiheit des andern ſchon an ſich widerſittlich (ch JW 19, 4431 und das 
im angeführte Urteil). Zur Frage der Sittenwidrigkeit bei einem Vertrage, duch den ſich ein 
Gase biger die ganze Habe einer alten, erwerbsunfähigen Frau übertragen läßt, ſ. RG JW 1928, 
1 722. Der Vertrag, wodurch ſich ein Arzt dem Inhaber einer Heilanſtalt, der nicht Arzt iſt, zur 
Getenlaſſung des Wettbewerbs verpflichtet (RG JW 17, 5361). Nichtig iſt der Beſchluß einer 
Geſellſchaft m. b. H., wonach die Geſellſchafter, die bei einem Konkurrenzunternehmen tätig find, 
ihre Rechte aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe vertragsweiſe durch andere Geſellſchafter wahr⸗ 
nehmen laſſen können (RG 88, 220). Nichtig ift ein Vertrag, durch den ſich eine Tochter zugunſten 
ıhueß Vaters der Verfügung über ihr Vermögen durch Einräumung eines lebenslänglichen Nieß⸗ 
11340 8dechts und Erteilung einer langjährigen unwiderruflichen Vollmacht begibt (RG 23 1919, 
re Würdigung eines Vertrags, in dem der Erzeuger von Waren die Alleinvertretung für den 
vertrieb feiner geſamten Erzeugniſſe einem andern überträgt, unter dem Geſichtspunkt des 
belvertrags ſ. RC Seuffa 79 Nr 3. Über die Sittenwidrigkeit landwirtſchaftlicher Pacht⸗ 
gettriige mit unerträglichen, feſſelnden Bedingungen f. R 103, 35; RG JW 1919, 4431; 1929, 
16119; NG HMR 1931 Nr 1919; RG 20. 9. 28 LI 40/28. Zur Abgrenzung des Knebelvertrags 
von ſolchen Verträgen, die nur eine Bindung in Anſehung eines beſtimmten Vermogensſtücks 
bezwecken ſ. RG 130, 145. 

e) Im Falle von Wettbewerbsverboten: 

Bet Arzten, Zahnärzten, Rechtsanwalten ſchlechthin (RG 66, 146; 68, 186; 90, 35; Warn 
1919 Nr 217); desgl. bei Patentanwälten (RG Warn 1913 Nr 218) — anders bei amerikaniſchen 
ahntechnikern (RG 70, 339) —; Wettbewerbsverbote, die den Verpflichteten, ſei es zeitlich, 
jet es örtlich, ſei es gegenſtändlich, übermäßig in ſeiner wirtſchaftlichen Freiheit beſchränken (RG 
8 156; 68, 229; Warn 1928 Nr 7; JW 1907, 4949; f. auch RAG Warn 1932 Nr 34), wobei auch 

ie auferlegte Schweigepflicht in Hinſicht auf Fabrikationsgeheimniſſe eine übermäßige Beſchrän⸗ 
ung enthalten kann (RG Gruch 47, 1002); oder Rechtsgeſchäfte, bei denen nach der Geſamtheit 
n Beftimmungen nur das Intereſſe des einen Teils ganz einſeitig berüdfichtigt, dem andern 
Teile (einem Angeſtellten) dagegen in feiner Bewegungsfreiheit eine übermäßige Schranke geſetzt 
wird (R JW 1913, 5922; 1914, 8315; 1915, 1912; RAG ZW 1928, 2891); oder wenn beſtimmt iſt, 
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daß das Wettbewerbsverbot auch dann gelten ſoll, wenn der Angeſtellte wegen vertragswidrigen 
oder unehrbaren Verhaltens des Dienſtherrn zu kündigen berechtigt iſt (RG JW 07, 70711 zu 8 75 
HGB, deſſen Grundſatz auch auf Gewerbegehilfen nach RG 59, 76 und Warn 1913 Nr 275 zu 
erſtrecken iſt); ein Wettbewerbsverbot, das den Verpflichteten mittels Ehrenworts bindet und ihm 
im Falle der Zuwiderhandlung eine unverhältnismäßig hohe Vertragsſtrafe auflegt, ſo daß ſeine 
Vermögensſtellung auf Lebenszeit gefährdet bleibt (RG 68, 229); unter beſondern Umſtänden 
die Beſtimmung in der Satzung einer Geſellſchaft m. b. H., daß das einen Wettbewerb betrei⸗ 
bende Mitglied ſich in Versammlungen durch einen andern Geſellſchafter vertreten laſſen 
muß (RG 88, 290; vgl. anderſeits RG 80, 385). Zur Beurteilung von Wettbewerbsverboten 
bei Geſchäftsverkäufen |. RG Warn 1929 Nr 75, beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters aus einer 
offenen Handelsgeſellſchaft ſ. R Gruch 70, 248. 

1) Wegen übermäßiger Ausnutzung der Lage des wirtſchaftlich Schwächeren durch den 
wirtſchaftlich Stärkeren zum Schaden des erſteren ſelbſt oder Dritter: 

Die Übernahme der Verpflichtung durch einen im übrigen vermögensloſen Geſchäftsinhaber, 
alle gegenwärtigen und alle zukünftigen Außenſtände ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten 
Zeitraum (1 Jahr) oder auf Forderungen für Waren, die dem Geſchäftsinhaber zum Zwecke 
des Verkaufs geliefert waren (RG Warn 1914 Nr 316), einem andern zur Sicherheit zu über- 
eignen (RG Gruch 55, 883); die Sicherheitsübereignung, wenn die Verwendung in den Verhält⸗ 
niſſen des Schuldners nach außen hin verdeckt und dadurch wiſſentlich die Schädigung der Gläu⸗ 
biger des Übereignenden herbeigeführt wird (RG 77, 210; 130, 1; Gruch 58, 825; vgl. auch RG 
85, 345 und Warn 1915 Nr 134); die Übertragung aller gegenwärtigen wie zukünftigen 
Forderungen eines Kaufmanns gegen ſeine Kunden an einen einzigen Gläubiger, ſo daß den 
übrigen Gläubigern die ſämtlichen Werte, die zu ihrer Befriedigung dienen könnten, entzogen 
werden (R 67, 166; JW 1911, 57610, Warn 1919 Nr 189; 1923 Nr 6); die Übertragung aller 
ausſtehenden Forderungen und die Übereignung aller ſonſtigen Vermögensſtücke, die Übertragung 
des geſamten oder faſt des geſamten Vermögens des Schuldners zur Sicherheit nur einzelner 
Gläubiger, während äußerlich dem tatſächlich in feiner Freiheit übermäßig beſchränkten Schuldner 
der Schein der Freiheit belaſſen wird (RG Warn 1915 Nr 134; 1916 Nr 271; 1926 Nr 84; 1928 
Nr 34; 1929 Nr 74; 1930 Nr 3, 67, 100; ZW 1917, 2821; 1931, 2088 pa; HRR 1929 Nr 284, 1300, 
1719); die Übertragung aller künftigen Guthaben eines kaufmänniſchen Geſchäfts an einen ein⸗ 
zelnen Gläubiger, während das Geſchäft unter Aufrechterhalten des Anſcheins eigener Kredit⸗ 
würdigkeit im Intereſſe des einen Gäubigers auf den Namen des Übertragenden fortgeführt wird 
(RG Warn 1913 Nr 129; 1927 Nr 157; 1928 Nr 55); ein Sicherungsübereignungsvertrag, der an⸗ 
nähernd alle greifbaren Vermögensſtücke umfaßt, auch dann, wenn er mit der Finanzbehörde ab⸗ 
geſchloſſen iſt, um der drohenden Beitreibung von Steuerſchulden zu entgehen (RG 127, 337); ein 
Sicherungsübereignungsvertrag, bei dem der Gläubiger einſeitig nur auf ſeine Sicherung bedacht 
iſt und die dringendſten und ſchutzbedürftigſten Intereſſen des Schuldners außer Acht läßt (RAe 
HRR 1930 Nr 1117). Zu den Voraussetzungen, unter denen ein Sicherungsübereignungsvertrag 
als ſittenwidrig anzuſehen iſt, ſ. auch RG HAR 1931 Nr 1733, während die Sicherheitsübereig⸗ 
nung eines ganzen Warenlagers mit Einſchluß der künftig dazu kommenden Beſtandteile an Sich für 
zuläſſig erklärt iſt (vgl. auch R& 118, 361; 132, 183; RG JW 1911, 5761; 1914, 8315; 1921, 
13636 1931, 515°, Warn 1913 Nr 400; 1917 Nr 235; 1929 Nr 165; 1931 Nr 155); ein Verkauf 
unter Eigentumsvorbehalt, wobei der zur Weiterveräußerung befugte Käufer im Falle der Zah- 
lungseinſtellung oder eines Antrags auf Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens 
verpflichtet ſein ſoll, dem Verkäufer die Kaufpreisforderungen aus der Weiterveräußerung abzu⸗ 
treten (R® 138, 89); ein Sanierungsvertrag bei Nichtbezifferung des zu gewährenden Kredits 
RE HR 1930 Nr 90); ein Kreditvertrag bei übermäßiger Höhe der ausbedungenen Zinſen 
und Sicherungsübereignung der geſamten Einrichtung eines kreditſuchenden Ehepaares nebſt 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung (R& L 1927, 5251); ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag, mittels deſſen der eine Teil in ſeiner ganzen wirtſchaftlichen Lage durch die Entſchließun 
gen des andern Geſellſchafters „geknebelt“ wird (RG JW 1912, 4575); Beſchlüſſe von Geſell · 
ſchaften m. b. H., Aktiengeſellſchaften und ſonſtiger Vereinigungen, wodurch die Mehrheit ohne 
Rückſicht auf das Wohl der Geſellſchaft eigenſüchtige Zwecke auf Koſten der Minderheit verfolgt 
(vgl. RG 68, 235; 105, 373; 107, 72; 108 S. 41 u. 322; 112, 14; 113, 188; 118, 67; 119 ©. 
97 u. 248; 122, 159; 132, 149; RG JW 1916, 5752; 1926, 5431; 1932, 720° und $ 826 Anm 5 1); 
Ausſchließung von Aktionären von der Teilnahme an der Generalverſammlung wegen formeller 
Bedenken gegen die Art der Hinterlegung der Aktien als Verſtoß gegen die guten Sitten . RG 
112, 109; ein Abkommen zwiſchen dem Dienſtherrn und dem vermögensloſen 
Angeſtellten, daß dieſer ein beſtimmtes Gehalt überhaupt nicht erhält und anderſeits noch 
an dem Geſchäftsverluſt beteiligt ſein fol (RG JW 1910, 55), der Verzicht des Arbeitnehmers 
auf das Gehalt des ganzen Jahres für den Fall, daß er bis zu dem vorgeſehenen Zeitpunkte kündige 
oder ihm gekündigt werde (RG JW 1904, 481°); ein Dienftvertrag, der für den Fall der Kündigung 
nicht nur die dem Angeſtellten zu zahlende Vergütung bis zum Ablauf einer längeren Kündigungs⸗ 
friſt erheblich herabſezt, ſondern ihn auch verpflichtet, entſprechende Beträge für die bereits abge · 
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laufene Dienſtzeit zurückzuzahlen (RANG 5, 52). Die Übernahme einer weitgehenden Fehlbetrags⸗ 
haftung ſeitens der Verkäuferin in einem Bahnhofskiosk bei einem Monatsgehalt von 120 bis 
140 RM. (RAG 6, 233); dagegen nicht jede Beteiligung eines Prokuriſten am Geſchäftsverluſt, 
mag er auch nicht ein feſtes Gehalt, ſondern nur einen Anteil am Geſchäftsgewinn als Vergütung 
zu beanſpruchen haben (RA HRR 1933 Nr 1019); die Bindung eines Angeſtellten auf Ehrenwort 
zur Geheimhaltung des Geſchäftsgeheimniſſes ſowie auf Einhaltung der im etwaigen Wettbewerbs⸗ 
verbote enthaltenen Verpflichtungen (RG 68, 229; 74, 332; 78, 258); Verträge, durch die ein 
Wirt zum Bierbezuge auf lange Jahre unter ſolchen Bedingungen verpflichtet wird, daß 
mach der Geſamtwirkung aller Umſtände“ eine übermäßige Beſchränkung in ſeiner wirtſchaftlichen 
Freiheit entſteht (RG 63 S. 297, 336, 390; 67, 102; 76, 78; JW 09, 4127; 1910, 625; Warn 1912 
Ar 242; Seuff A 80 Nr 161 und RG 15. 5. 26 V 449/25 ebenda Fußnote 1); ſolche langfriſtigen 
Verträge find jedoch nicht ſchon an ſich widerſittlich, ſondern nur dann, wenn nach Lage des Falles 
in der Länge der Gebundenheit eine unbillig drückende Härte, eine Knebelung, ſei es ſchon allein 
für ſich, ſei es in Zuſammenhang mit andern Bedingungen, gefunden werden muß (RG JW 09, 
412°; 1927, 11926, Warn 1918 Nr 223; das Übereinkommen zwiſchen Brauereien, den Wirten 
zunbekümmert um beſtehende Verträge“ fo lange kein Bier zu verabfolgen, bis fie fi der vom 
Verbande der Brauereien angeſtrebten Preisſteigerung unterworfen haben, oder den Wirten 
Bier nur zu einem feſtgeſetzten Mindeſtpreiſe zu liefern (R 79, 279) der Mißbrauch eines Mono- 
pols, z. B. im Speditionsgewerbe (Freizeichnungsklauſeln), oder der Wettbewerbsmöglichkeit 
derart, daß dem Verkehr unbillige, unverhältnismäßig große Opfer auferlegt werden (RG 62, 
364; 99, 109; 102, 396; 103, 82: 106, 386; R& 23 1924, 464%; RG JW 1925, 13952“, 1926, 
570°; 1927 S. 11810, 655%, 68123; 1931, 27191, 30855; 1932, 74316; RG SeuffA 83 Nr 203; 
RG HRR 1928 Nr 1558; LZ 1925, 2715; RG 28. 4. 31 II 309/30, ferner die oben unter b a. E. 
angeführten Entſcheidungen). Ausſchließung der Haftung bei Auskunfteien ſ. RG SeuffA 85 
Nr 172. Über ſittenwidrige Aufzwingung von Vertragsbeſtimmungen unter Ausnutzung einer 
wirtſchaftlichen Monopolſtellung ſ. auch RG 132, 305. Nicht als ſittenwidrig iſt es erachtet worden, 
wenn ein Zuſammenſchluß von Reedern für beſtimmte Verſchiffungen die Auszahlung eines 
Frachtrabattes an ſeine Verlader davon abhängig macht, daß ſowohl dieſe ſelbſt wie etwa für ſie 
verſchiffende Spediteure alle Verſchiffungen nach beſtimmten Häfen innerhalb eines beſtimmten 
eitraums nur an dem Zuſammenſchluß ange hörende Reedereien übergeben haben (RG 118, 84). 
Kein Verſtoß gegen die guten Sitten liegt darin, daß der deutſche Bühnenverein ſeinen Mitgliedern 
die Einhaltung von Höchſtſäen bei Vergütungen an Dirigenten, Opernsänger und Opernſänge⸗ 
tinnen vorſchreibt (RG 128, 92). Sittenwidrig iſt ein Vertrag, durch den ſich ein Angeſtellter, 
der nur durch eine Beteiligung am Gewinne entlohnt werden ſoll und überdies eine Geſchäfts⸗ 
Einlage zu machen hat, aller feiner Anſprüche bei Zuwiderhandlung gegen eine feiner Vertrags- 
Fafeien zur Strafe verluſtig gehen ſoll (RG 90, 181). Über die Sittenwidrigkeit einer Vertrags⸗ 
I rafe ſ. ferner RG 68, 229; 85, 102; 114, 304; RG JW 1913, 3195; RG Warn 1909 Nr 6; 1920 
Nr 39; 1921 Nr 90; R6 Gruch 69 S. 90, 581; Rh HRR 1932 Nr 1644 und A 1 zu 9 343. Sitten⸗ 
widrigkeit eines Vertrags, worin ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen gegen Entgelt auf 
die Ausübung des ihm geſetzlich zuſtehenden Vorkaufsrechts verzichtet, |. RG 120, 144; dazu RG 
Seuff A 85 Nr 107. Sittenwidrigkeit eines Vertrags, in dem eine Partei unter wirtſchaftlichem 
Druck der andern ſich ungünſtigen Schiedsgerichtsbedingungen unterwerfen mußte, ſ. RG 137, 251. 
8) Mit Rüchſicht auf die Beſchaffenheit des Geſchäftsgegners: 5 
a Der mit einem Geiſtesſchwachen oder geiſtig Minderwertigen abgeſchloſſene Vertrag iſt nichtig, 
wenn ein Ausbeuten der Geiſtesſchwäche oder Minderwertigkeit zur Erlangung außergewöhnlicher 
Vorteile ftattfand (MG 67, 393; 72, 68; Warn 08 Nr 119; 1917 Nr 234; 1918 Nr 49; 1929 Nr 120; 
vo 1915, 3922; 1925, 212615). Über die Benutzung der Angſt eines andern (RG ZW 10, 1421). 
Lider die guten Sitten verſtößt es, wenn der Vertreter einer Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaft 
die gänzliche Unerfahrenheit des Hinterbliebenen Erben veranlaßt, gegen eine geringfügige Ab⸗ 
dung auf die Verſicherungsſumme zu verzichten (R 96, 92). Aus ähnlichen Erwägungen iſt die 
x findung eines durch einen Kraftwagen Verletzten wegen ſeiner Anſprüche gegen alle Betei- 
ügten, insbeſondere den leiſtungsfähigen Eigentümer des Kraftwagens, für ſittenwidrig erachtet 
worden (RG SeuffA 79 Nr 198). Nichtigkeit eines Vertrags, durch den die Schwäche und Angſt⸗ 
lichkeit des einen Teils zu deſſen Nachteil unter dem Deckmantel der Fürſorge ausgebeutet wird, 
. RG SeuffA 78 Nr 111. Ein Vater, der die Unerfahrenheit feiner Tochter benutzt, um mit ihr 
zu ſeinem Vorteile einen ihr nachteiligen, ſie in der Verfügung über ihr Vermögen knebelnden 
Vertrag abzuſchließen, handelt wider die guten Sitten gemäß 9138 (N 23 1919, 1131). Sitten⸗ 
widrigkeit eines Vertrags, in dem ſich Kinder unter Ausnutzung der geiſtigen Minderwertigkeit, 
Willensſchwäche und Angſtlichkeit des Vaters deſſen Vermögen übertragen kaſſen (RG Warn 1927 
Ar 46). Sittenwidrigkeit eines unter Ausbeutung der Abhängigkeit und Unerfahrenheit des 
Vertragsgegners abgeſchloſſenen Vergleichs |. RG JW 1927, 2569. 


B. Rechtsgeſchäſte folgender Art ſind (an und für ſich) als zuläſſig erachtet worden: 
Zu a. Das Verſprechen, einen Strafantrag zurückzunehmen (R 23. 2. 07 J 185/06), oder 
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einen Strafantrag zu unterlaſſen, falls ſich der Geſchädigte nur den durch die Straftat ihm zuge⸗ 
fügten Schaden wenigſtens zum Teil erſetzen läßt (RG 12. 6. 06 II 574/05; Warn 1910 Nr 370; 
vgl. auch ZW 09, 4878). Das von einem Manne einer Frau gegebene Schuldverſprechen zur Ent⸗ 
ſchädigung dafür, daß ſie ihren Beruf aufgegeben hat, um ſich ihm hinzugeben und mit ihm in 
wilder Ehe zu leben (RG 98, 177). Der ſog. Kundſchaftervertrag (Vertrag auf Beſchaffung von 
politiſch oder handelspolitiſch wichtigen Nachrichten aus dem Ausland), die daraus ſich ergebenden 
Verpflichtungen find klagbar (RG JW 1924, 14241). Ein Grundſtücksveräußerungsvertrag verſtößt 
nicht deshalb allein gegen die guten Sitten, weil zum Zwecke der Hinterziehung von Steuern 
oder Stempeln in der notariellen Urkunde der Kaufpreis niedriger als vereinbart angegeben iſt 
(RG 17. 6. 25 V 457/24). Die Abſicht, das Vorkaufsrecht eines Dritten, z. B. auch das geſetzliche 
eines gemeinnützigen Siedelungsunternehmens, zu umgehen, macht einen Vertrag nur dann 
ſittenwidrig, wenn unlautere Handlungen, z. B. die Verheimlichung des Verhandelten, hinzu⸗ 
treten (RG 16. 6. 23 V 565/22; 19. 2. 26 111470/25). Zuläſſigkeit von ſchuldrechtlichen Vertragen, 
die zwiſchen Aktionären einer Aktiengeſellſchaft über die Ausübung des Stimmrechts in der Ge⸗ 
neralverſammlung, insbeſondere bei Wahlen zum Aufſichtsrat geſchloſſen werden, ſ. RG 133, 90. 
Zuläſſigkeit vertraglicher Bindung zur Abſtimmung in beſtimmtem Sinne bei einer Geſellſchaft 
m. b. H. ſ. RG Gruch 69, 617. Für rechtlich einwandfrei wurde auch die Anfechtung eines Erb- 
vertrages erachtet, obgleich der Erblaſſer die Vorausſetzungen für die Anfechtung erſt durch eine 
Annahme an Kindes Statt geſchaffen hatte (RG 138, 373). Nicht ohne weiteres als ſittenwidrig 
zu bezeichnen iſt ein Vertrag, durch den der Angeſtellte eines Milchhändlers ſich gegen Entgelt 
verpflichtet, Milchfälſchungen ſeines Arbeitgebers und anderer Milchhändler nachzuſpüren und 
ſie anzuzeigen (Seuff A 85 Nr 22). 

Zu b. Die Gewährung eines Darlehns zum Glückſpiel (RG 67, 355; dazu oben A Ab und 
8 762 A 5; der Erwerb des Eigentums an einer Sache trotz Kenntnis des älteren Rechtes eines 
andern (RG 83, 240); ein Vertrag, durch den mehrere Perſonen einem andern bei einer Aus⸗ 
bietung das Alleinrecht zur Abgabe von Geboten auf ein beſtimmtes Los einräumen, während 
der andere ſich verpflichtet, auf weitere Loſe nicht mit zu bieten (JW 1915, 12582). Ein Rechts⸗ 
geſchäft, das gegen die Verordnung v. 24. 6. 16, betreffend den Verkauf von Lebensmitteln ver⸗ 
ſtößt oder bei dem die beſtimmten Richtpreiſe überſchritten werden, iſt nicht nichtig (NG 96 S. 232 
u. 343; 97, 83; vgl. § 138 A 2). Daß ſich der Nießbraucher eines Grundſtücks rückſtändige Hypo⸗ 
thekenanſprüche abtreten läßt und ſich nicht aus den Grundſtückseinkünften bezahlt macht, reicht 
für die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht aus (RG 100, 158). Hat der Ver⸗ 
treter des Vermieters für den Abſchluß eines Mietvertrages vom Mieter eine Proviſion erhalten, 
ſo kann eine Nichtigkeit dieſes Vertrages wegen Sittenwidrigkeit nur dann in Frage kommen, 
wenn dem Vermieter ein Nachteil entſtanden iſt (RG 27. 6. 29 VIII 222/29). 

Zu e. Das Verſprechen des wegen Ehebruchs des andern Teiles geſchiedenen Ehegatten, 
niemals Strafantrag zu ſtellen, falls ihm dafür nur der geſetzliche Unterhalt verſprochen wird 
(RG Warn 08 Nr 126); die Einigung zwiſchen Eheleuten über die im Falle des $ 1361 während 
der Zeit des Getrenntlebens zu gewährenden Unterſtützungen (R Warn 1911 Nr 223); ein 
Vertrag, durch den ſich die Frau die Möglichkeit des Getrenntlebens aus ſittlich zu billigenden 
Gründen ſichert (RG Warn 1913 Nr 188); Vereinbarungen zwiſchen Eheleuten vor erfolgter 
Scheidung zur Regelung der Unterhaltsanſprüche, falls nicht die Regelung zur Erleichterung 
der Scheidung getroffen worden iſt (RG JW 16, 5732); Vereinbarungen zwiſchen Eheleuten 
für die Zeit nach der Scheidung zur Vorſorge für ihr Kind oder über ihre Vermögensverhältniſſe 
RG Warn 1913 Nr 3), oder über die Abkürzung des Scheidungsverfahrens, falls ein wirklich 
ſtichhaltiger Scheidungsgrund gegeben iſt (RG Gruch 58, 898); Vereinbarungen über die Kinder⸗ 
erziehung (RG 20. 3.05 IV 244/64); die bewußte Anerkennung eines unehelichen Kindes als 
ehelich (RG Warn 1930 Nr 76); die Abfindung einer verlaſſenen Braut (RG 9. 5. 11 VII 472/10); 
der Verzicht auf Schadenserſatzanſprüche gegenüber dem behandelnden Heilgehilfen (RG Warn 
1910 Nr 411); der Ausſchluß eines Arztes von kollegialem Verkehre, falls der Arzt nach ſeinem 
Verhalten das verdient (RG JW 1914, 355); die unentgeltliche Dienſtleiſtung des Schuldners 
nach Aufgabe ſeines Geſchäfts in dem alsdann neu begründeten Geſchäfte ſeiner Frau (RG 67 
169); die Übernahme der Verpflichtung von ſeiten des Arbeitgebers, einen Teil der ſeinem An⸗ 
geſtellten zukommenden Vergütung nicht an dieſen, ſondern an ſeine Frau zu zahlen, falls nur 
bezweckt war, der Familie des Angeſtellten den notdürftigen Unterhalt zu ſichern, nicht aber den 
Gläubigern die Befriedigungsmittel zu entziehen (RG 81, 41; JW 1912, 68913); die Übernahme 
der Verpflichtung zur Sperre von Wertpapieren (RG JW 1911, 319); das pactum de non lieitando 
(RG 58, 893, 60, 273; Warn 1912 Nr 368; vgl. noch $ 134 A 4); die Inanſpruchnahme des Bürgen, 
wenn die Hauptſchuld nichtig iſt (RG 78, 354); die Verſtändigung unter den mehreren Wett⸗ 
bewerbern über ihr Verhalten, ſelbſt wenn ſie dann dem Veranſtalter nicht Kenntnis geben (RG 
24. 11. 03 III 121/03); ein Vertrag unter mehreren Bauunternehmern zum Zwecke der Erhöhung 
der üblich gewordenen niedrigen Preiſe bei Ausbietungen (RG JW 08, 2962); der Verkauf der 
ärztlichen oder zahnärztlichen Praxis (RG 66, 139; 75, 120; 115, 172; Warn 1912 Nr 150); die 
Gewährung eines Darlehns zur freiwilligen Erfüllung verbotener Termingeſchäfte (RG Gruch 
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54, 613); die Übernahme der Verpflichtung, ein Grundſtück nur an Käufer deutſcher Nationalität 
zu verkaufen (RG 75, 78; 73, 16), oder an keinen Nationalpolen zu verkaufen (RG 53, a eee 
oder das Verſprechen eines Nationalpolen, das ihm verkaufte, in der Provinz Poſen belegene 
Gut, wenn überhaupt, dann nur an einen Nationalpolen zu verkaufen RG 77, 419; vgl. auch 
Warn 1910 Nr 371 und 1911 Nr 8); rechtsgeſchäftliche Maßregeln zur Erhaltung deutſchen Beſitz⸗ 
tums in deutſcher Hand (RG Warn 1914 Nr 110); Übermäßigkeit der Vertragsſtrafe (RG 68, 229; 
JW 09, 9885; 1913, 3199); eine Zeſſion lediglich in der Abſicht, den Zedenten als Zeugen auftreten 
zu laſſen (RG 81, 160; JW 09, 270°); die Vereinbarung eines an ſich unzuſtändigen Gerichts 
(RG 86, 7). — Die Vermittlung eines Darlehnsgeſchäfts zum Zwecke der Vergrößerung eines 
auf Gewinnerzielung durch Kriegslieferungen gerichteten Unternehmens iſt nicht unzuläſſig 
(RG 23 1920, 334). Die zu niedrige Angabe des Kaufpreiſes im Vertrage zum Zwecke der 
Steuerhinterziehung begründet noch nicht die Widerſittlichkeit des Vertrags gemäß $ 138 (RG 
Warn 1921 Nr 89; vgl. auch RG JW 1925, 1109). Käufe der Frau unter Überſchreitung der 
Schlüſſelgewalt und indem fie den Verkäufer zur Ausſtellung fingierter Rechnungen bewegt, 
find deswegen noch nicht widerſittlich (RG Warn 1921 Nr 98). Die Bekräftigung einer beſtehenden 
Schuld durch Abgabe des Ehrenworts verſtößt nicht ſchlechthin gegen die guten Sitten (RG 
28 1920, 5261). Nicht jede Verleitung eines andern zum Vertragsbruche ſtellt eine widerſittliche 
Handlung dar, es ſind dazu noch beſondere Umſtände erforderlich (R& 18. 10. 22 V 81/22). 
Zu d, e und 1. Das Verſprechen einer Leiſtung, die zur Gegenleiſtung in einem auffälligen 
Mißverhältniſſe ſteht (RG 83, 112; es muß zur Sittenwidrigkeit noch etwas Weiteres dazu 
kommen, was dem Geſchäfte das Gepräge eines widerſittlichen verleiht, wie etwa die Ausbeutung); 
die Annahme eines Schenkungsverſprechens in dem Bewußtſein, daß die Mittel zur Erfüllung 
der Schenkung aus unlauteren Quellen fließen würden, wie aus einem Bordellbetriebe (RG 
19. 1. 18 V 283/17); das Verſprechen einer lebenslänglichen Unterſtützung gegen die Verpflich⸗ 
rung des andern, den Wohnſitz dauernd zu verlegen (RG Warn 1910 Nr 412); Verzicht auf die 
Wohltat des § 811 ZPO (R Seuff 65 Nr 478); die vertragliche Ausſchließung der Anwendung 
des § 88 Abſ 2 HGB (RA Seuffa 85 Nr 23); die Beſtimmung im Vertrage einer Geſellſchaft 
m. b. H., daß diejenigen Geſellſchafter, welche mit der Geſellſchaft in Wettbewerb ſtehen, ſich in 
den Verſammlungen durch Mitglieder der Geſchäftsführung oder des Aufſichtsrats vertreten 
laſſen müſſen (RG 80, 390); die Vereinigung von Gewerbetreibenden gleichartiger oder ver⸗ 
wandter Betriebe zur Ausſchaltung oder Verminderung des Wettbewerbs unter den Mitgliedern, 
oder zum Schutze des Gewerbebetriebes gegen Entwertung oder Preisunterbietungen, ſoweit 
nicht als Mittel zur Hereinziehung in das Kartell gegen Außenſeiter die Ausſperrung benutzt 
wird (NG Warn 1913 Nr 82); die Vereinigung von Gewerbetreibenden zur Verhängung von 
Maßregeln gegen Gewerbegenoſſen, um das Gewerbe (Buchhandel) gegen Schleuderpreiſe zu 
ſchüßen, ſofern nicht durch das gewählte Mittel in die Rechtsſphäre Dritter eingegriffen wird 
1966 56, 274); die Ausſperrung eines Arbeitnehmers durch einen Arbeitgeberverband durch Ver⸗ 
lagung eines „Handzettels“ der Arbeitsnachweisſtelle, falls ein triftiger Grund gegeben iſt, den 
rbeitnehmer wegen feiner körperlichen oder geiſtigen Beſchaffenheit von den zum Vereine 
ſſchengen Betrieben fernzuhalten (R& 65, 423; 71, 108); Verträge, durch welche ein Komponiſt 
12 einem Verleger gegenüber verpflichtet, die künftigen Werke zunächſt ihm vorzulegen und bei 
Gen günftigen Bedingungen ihm auch den Vorzug zu geben (R& 79, 156); oder Verträge, durch 
ige die Entfaltung der künſtleriſchen Tätigkeit mittels Konkurrenzverbots eingeengt wird 
(RG 80, 219); oder vereinbart wird, daß eine Schauſpielerin im Falle ihrer Verheiratung dieſer⸗ 
halb kein Recht zur Vertragsauflöſung haben, vielmehr bei einer auf Geheiß ihres Ehemanns 
srfolgenben Auflöſung in eine Geldſtrafe verfallen fol (RG Gruch 54, 934); der Vertrag, durch 
den ein Ausländer ſich verpflichtet, in einer Stadt, in der ſich eine Berlitz-shool befindet, während 
mer Stift von 10 Jahren nicht eine Sprachſchule zu gründen (RG Gruch 54, 892); oder durch 
en ein Kleinhändler ſich zur Gewährung von Sonderrabatt an Mitglieder wirtſchaftlicher Ver⸗ 
ehugungen verpflichtet (& G 78, 194); oder durch den von einer Gemeinde einem Gaſtwirt Be- 
ſchränkungen zum Beſten der Gemeindemitglieder auferlegt werden; oder in dem ſich der eine 
ell verpflichtet, für den andern Teil Waren herzustellen und zu liefern, die der andere Teil in 
eigenem Namen verkaufen ſoll (RG Gruch 59, 467, wo zugleich ein Verſtoß gegen $ 310 verneint 
1 die Beſtimmung in der Satzung einer Geſellſchaft m. b. H., daß ſich das einen Wettbewerb 
treibende Mitglied in den Verſammlungen durch einen Mitgeſellſchafter vertreten laſſen muß 
80, 385; vgl. anderſeits RG 88, 220); mit Rückſicht auf die Wohnungsnot die bei einem 
rundſtücksverkauf eingegangene Verpflichtung, die Wohnung zu räumen und von dem Orte 
bergzuziehen (G Warn 1925 Nr 134). Widerſittlich iſt auch nicht ſchlechthin ein von einer Willkür⸗ 
„dingung abhängig gemachter Vertrag, es müßte vielmehr noch hinzukommen eine wucheriſche 
a utung, eine Ausnutzung eines unzuläſſigen Zwanges, wirtſchaftliche Knebelung oder dgl. 
ane 104, 101). Es iſt zuläſſig, daß die Eiſenbahn als Vermieter eines Lagerplatzes die Aus⸗ 
eßung jeder Fahrläſſigkeitshaftung für Schäden vereinbart, die durch den Bahnbetrieb ent⸗ 
ſtehen können (RG HRR 1928 Nr 2085). — Ein Verlagsvertrag, durch den dem Verleger das 
erlagsrecht an ſämtlichen Auflagen eines Werks eingeräumt wird, verſtößt nicht ſchon deshalb 
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gegen die guten Sitten, weil der Verfaſſer ſich zur Durchſicht oder Neubearbeitung jeder Auflage 
verpflichtet, oder dem Verleger bei ſeiner, des Verfaſſers, Behinderung das Recht gewährt, die 
notwendigen Anderungen durch einen ſachkundigen Dritten vornehmen zu laſſen (RG 112, 173). 
Als nicht ſittenwidrig iſt beim Verkauf eines Patents die Abrede erachtet worden, daß der Bruder 
des Patentinhabers Bau und Betrieb von Maſchinen der patentierten Art unterlaſſe und alle 
künftigen Erfindungen an ſolchen Maſchinen dem Patenterwerber koſtenlos überlaſſe (RG 112, 361). 

Ein widerſittlicher Knebelungsvertrag liegt nicht vor, wenn der Schuldner trotz aller 
dem Gläubiger eingeräumten Vorteile noch imſtande bleibt, ſich anderweit wirtſchaftlich zu be- 
tätigen (RG Warn 1918 Nr 14); ebenſowenig unter entſprechenden Umſtänden ein widerſitt⸗ 
liches Wettbewerbsverbot. Ein Abkommen, deſſen Hauptzweck iſt, das notleidende Unternehmen 
des Schuldners durch weitgehende Kreditſicherung zu retten, iſt nicht unzuläſſig, falls eine wirt⸗ 
ſchaftliche Selbſtändigkeit des Schuldners gewahrt bleibt, mag der einzelne Gläubiger eine 
beſonders hohe Sicherheit erhalten haben und mag auch das Abkommen gebeimgehalten werden 
(RG JW 16, 4761; . auch R JW 1931, 5152; NG Warn 1932 Nr 176; RG 14. 3. 31 1X 522/30). 
Daher ſtellt auch der Vertrag, durch den ein Kaufmann durch Übertragung feines Warenlagers 
feinem Gläubiger Sicherheit gewährt, nicht ſchlechthin einen Knebelungsvertrag dar (RG L3 
1922, 227°). Ebenſowenig ein Vertrag, der Gläubigern den Anſpruch auf Abtretung von Forde⸗ 
rungen im vertraglich beſtimmten Umfang gewährt (RG Warn 1930 Nr 132). Selbſt ein Vertrag, 
der den Schuldner völlig unſelbſtändig macht, iſt dann nicht ſittenwidrig, wenn der Gläubiger 
die wirkliche Vermögenslage des Schuldners nicht kennt (MG JW 1928, 523). Ein Geſchäftsver⸗ 
kauf mit Eigentumsvorbehalt und Verfallklauſel verſtößt nicht ohne weiteres gegen die guten 
Sitten (RG Warn 1929 Nr 2). Wettbewerbsverbot bei einem Geſchäftsverkauf |. RG Warn 
1929 Nr 75. Ein Vertrag, durch den ein Abzahlungsgeſchäft zur Beſchaffung von Kredit 
einen Teil ſeiner Außenſtände an ein Kreditinſtitut abtritt, iſt an ſich weder als Kredittäuſchungs⸗ 
noch als Knebelungsvertrag ſittenwidrig (RG 133, 234). Nichts Sittenwidriges liegt ferner darin, 
daß ein Fabrikant die verkaufte Ware nur gegen Sicherung des Kaufpreiſes herausgibt und dieſe 
Sicherung im Eigentumsvorbehalt an der Ware und in der vereinbarten Abtretung der aus der 
Weiterveräußerung zu erwartenden Forderungen ſucht, mag er auch wiſſen, daß andere Lie feran⸗ 
ten des Kreditempfängers in der gleichen Weiſe verfahren (NG 136, 100). — Verträge, in denen 
ſich der Verleger das Verlagsrecht an allen Auflagen des Werkes einräumen läßt, find nicht 
grundſätzlich zu be anſtanden (R 140, 264). — Es verſtößt nicht gegen die guten Sitten, wenn ſich 
der Staat in einem Rentengutsvertrage ausbedingt, daß er im Falle ſeines berechtigten Rücktritts 
vom Vertrage über die Erſtattungsfähigkeit von baulichen, durch den Käufer gemachten Auf⸗ 
wendungen mit Ausſchluß eines Rechtsanſpruchs ſelbſt entſcheiden darf (RG Gruch 63, 327). 
Rechtsgeſchäfte, die gegen die Hochſtpreisverordnung v. 4. 8. 14 oder gegen $ 11 der VO v. 24.6. 16, 
891. 14% Sehe des Kettenhandels, verſtoßen, find nicht nichtig (RG 88, 250 und 96, 244). 

gl. i a. E. 

2. Das Wuchergeſchäft. Wie das Wort „insbeſondere“ zeigt, fol das Wuchergeſchäft einen 
Sonderfall des unſittlichen Rechtsgeſchäfts überhaupt darſtellen und mithin nur einen beſondern 
Anwendungsfall der Beſtimmung des Abſ 1 bezeichnen. Sofern eines der Merkmale des Wuchers 
fehlt, kann nur in Frage kommen, ob ſich das Geſchäft aus andern Gründen als ein widerſittliches 
darſtellt (RG 64, 181; 72, 61; Warn 09 Nr 494). Dazu reicht jedoch das Vorhandenſein eines 
groben Mißverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung allein noch nicht aus, es muß, 
vielmehr noch ein anderer Umſtand dazu kommen, der außerhalb des Tatbeſtandes des 9138 
Abſſ2 die Anwendbarkeit des Abf 1 zuläßt, jo etwa die unerlaubte, ſittenwidrige Ausnutzung der 
Schwierigkeiten des Geld. und Arbeitsmarktes infolge eines Krieges (RG 90, 400; 93 S. 28 u. 107; 
Warn 1916 Nr 2; 28 1921, 216"), oder die Beſtimmung in einem Pachtvertrage, wonach bet 
irgendeiner nicht gehörigen Erfüllung durch den Pächter dieſer für den fortlaufenden Pachtzins 
haftbar bleiben und die geleiſtete Anzahlung dem Verpächter ohne Gegenleiſtung verbleiben ſoll 
(RS 103, 37). Iſt anderſeits der Tatbeſtand des $ 138 Abſ 2 feſtgeſtellt, dann bedarf es nicht noch 
der Prüfung, ob das Rechtsgeſchäft gegen die guten Sitten verſtößt (R 72, 69). 

In welcher Form der Wucher äußerlich in die Erſcheinung tritt, iſt nach dem Geſetze 
unweſentlich. Es unterſcheidet insbeſondere nicht mehr zwiſchen Sachwucher und Kreditwucher 
(ogl. die Geſetze, betr. den Wucher v. 2. 5. 80 u. 19. 6. 93), ſo daß nach der gegenwärtigen Rechts- 
lage jedes läſtige Vermögensgeſchäft ein wucherliches fein kann, namentlich: das Darlehn, der 
Kauf, das Pfandleihgeſchäft, der Mietvertrag, Geſellſchaftsvertrag (vgl. RG 46, 112; Warn 09 
Nr 387; 1911 Nr 9; 1916 Nr 98), der Dienſtvertrag, das Vermittlungsgeſchäft. Immer aber muß 
es ſich um Rechtsgeſchäfte handeln, bei denen ſich Leiſtung und Gegenleiſtung gegenüberſtehen, 
was bei einer Bürgſchaft regelmäßig nicht zutrifft (NG HRR 1932 Nr 1430). 

Die Rechtsfolge des Wuchers ift die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts (8125 A 1). Hinzuzufügen 
if hier nur noch: Auch das wucherliche Rechtsgeſchäft ſtellt im Zweifel insgeſamt ein einheit⸗ 
liches dar, ſo daß, wenn auch nur ein Teil des Geſchäfts die wucheriſche Ausbeutung enthält, das 
Geſchcſt im ganzen nichtig iſt (MG Warn 08 Nr 280; R 72, 63). Die Nichtigkeit des obliga⸗ 
toriſchen Rechtsgeſchäfts ergreift grundſätzlich zugleich auch das dingliche Erfüllungsgeſchäft. 
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Denn die Beſtimmung des Abſ 2 umfaßt, wie das Verſprechen, ſo auch das Gewähren wucheriſcher 
Vorteile (#6 57, 95ff.; 75, 76; 93, 75; 109, 201; RG L3 1924, 329). Aber das Erfüllungs⸗ 
geſchäft iſt nicht nichtig, wenn zur Zeit der Erfüllung die Vorausſetzungen des Wuchers nicht mehr 
vorliegen; wohl aber kann der Bewucherte ſeine auf Grund des wucheriſchen nichtigen Geſchäfts 
bewirkte Leiſtung gemäß $ 812 zurückfordern, es ſei denn, daß er im Zeitpunkte der Leiſtung 
gewußt hat, daß er zur Leiſtung nicht verpflichtet ſei ($ 814), was zu behaupten Sache des Gläubi- 
gers iſt; daher darf auch ein Schuldner, der etwa einen Wechſel zur Erfüllung eines wucheriſchen 
Vertrags gegeben hat, unter den entſprechenden Vorausſetzungen die Leiſtung aus dem Wechſel 
derweigern (RG 29. 10. 21 V 168/21; Warn 09 Nr 295). Iſt das Hauptgeſchäft, z. B. ein Dar⸗ 
lehnsvertrag, wegen Wuchers nichtig, dann iſt es auch die für die Hauptſchuld übernommene 
Hürgſchaft (ME HNR 1930 Nr 498). 
Eubjettiv erfordert der Wucher vorſätzliches Handeln. Dies Erfordernis der Ausbentung 
it erfüllt, wenn der Wucherer bewußt, ſei es die Notlage, ſei es den Leichtſinn, ſei es die Un⸗ 
erfahrenheit eines andern ausnützt (RG RR 1928 Nr 2259). Daß indes auch ſeine Abſicht 
hierauf gerichtet war, iſt nicht erforderlich (RG 60, 9; 86, 300; ZW 07, 1674), wie es auch des 
Nachweiſes der Argliſt nicht bedarf (NG JW 05, 3663). Die Ausbeutung verlangt auch nicht 
einmal ein angriffsweiſes Vorgehen; es genügt die Benutzung einer zufällig gegebenen Gelegen⸗ 
heit (RG 60, 9; 86, 300; JW 05, 366%; 1913, 4833; RA 9, 236). Das Erfordernis der Aus⸗ 
beutung iſt aber nicht erfüllt, wenn ſich der Gläubiger des Vorhandenſeins eines Mißverhältniſſes 
nicht bewußt war (RG HRR 1928 Nr 2080; RG 11. 10. 11 V 602/10). — Ein anderer, deſſen 
klage ausgebeutet werden ſoll, kann auch ein anderer ſein als der Vertragsgegner des Wuche⸗ 
vers, ſofern nur die Notlage dieſes andern für das Geſchäft wirtſchaftlich beſtimmend war; ins⸗ 
bejondere dann, wenn der wucheriſche Vertrag im wirtſchaftlichen Intereſſe eines Dritten ab⸗ 
geſchloſſen wird und der Wucherer im Bewußtſein deſſen die Notlage des Dritten ausbeutet (RG 
W 165, 5749; 20. 3. 18 V 338/17). Verpflichten ſich in einem einheitlichen Vertrage mehrere 
berſonen dem Wucherer, ſei es als Hauptſchuldner, ſei es als Bürge, dann reicht es zur Geltend⸗ 
machung des Einwandes des Wuchers aus, wenn auch nur einem von den mehreren gegenüber 
Wucher vorliegt (RG 72, 218; Gruch 54, 886; RG St 28, 115; 39, 125). Als der Wucherer dagegen 
kann nur der Vertragsgegner ſelbſt in Betracht kommen, der der Empfänger des Verſprechens 
war. — Die Tatbeſtandsmerkmale „Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns oder der Un⸗ 
erfahrenheit“ bedeuten im Sinne des Geſetzes verſchiedene mögliche Beſonderheiten der gleichen 
9 egehungsart (RGSt 17, 442). Notlage iſt nicht jede finanzielle Bedrangnis (vgl, RG LA 1926, 
— Der Begriff „Notlage“ erfordert eine dringende Not, welche die wirtſchaftliche Exiſtenz 
odroht. Eine Notlage anderer Art kommt nicht in Betracht (R JW 05, 758 u. 1911, 576°). 
otlage liegt z. B. nicht ſchon dann vor, wenn jemand ein Geſchäft verkauft, weil er es wegen 
n verer Erkrankung nicht mehr ſelbſt führen kann und es auch nicht auf ſeine Erben kommen 
laſſen will (R Seuffü 82 Nr 97). Ein Zuſtand der Vermögensloſigkeit und Unpfändbarkeit iſt 
en noch nicht identiſch mit dem Zuſtande eines dringenden Geldbedarſs zur Abwendung einer 
N wirtſchaftliche Exiſtenz bedrohenden Gefahr (RG Warn 1919 Nr 92; RAG 9, 236). Für das 
orhandenſein einer ſolchen Gefahr reicht es aber aus, wenn eine weſentliche Verſchlimmerung 
* derzeitigen wirtſchaftlichen Lage droht (MG 16. 10. 18 V 41/18). Nach alledem kann nur bei 
mitun bensgeſchäften von Bucher die Rede fein, auch bei einem Erbſchaftsentſagungsvertrage 
1 ‚hl lediglich unter ganz beſondern Umſtänden (RG JW 07, 1674). Völlige Vermögensloſigkeit, 
fin edingter Mangel an Kredit und Zahlungsmitteln iſt kein Erfordernis, vielmehr genügt eine 
pe Näielle Bedrängnis, ein unabweisliches Kreditbedürfnis, eine augenblickliche, anders nicht zu 
uleigende Gelbwerlegenheit (MG ZW 1911, 5765, NAG 9, 236). Die Notlage muß tatſächlich 
(und zwar bei Abſchluß des Rechtsgeſchäfts RG. FW 1930, 8314) vorhanden fein; eine nur ein- 
gebildete Notlage reicht nicht aus (RGSt 28, 290). Das Vorhandenſein einer augenblicklich drän⸗ 
Genen Not reicht aus (RG SeuffA 64 Nr 180). Steht nur die Beſchaffung oder Erhaltung von 
1 einn in Frage, handelt es ſich ſomit nur um Spekulationszwecke, ſo liegt keine Notlage 
955 Wohl aber iſt ſie denkbar, auch wenn jemand Mittel zu Erwerbszwecken braucht, ſofern nur 
on deren Erfüllung feine wirtſchaftliche Exiſtenz abhängt (RGSt 4, 390 ff.), und es muß ſich 
855 am die Erhaltung eines bereits beſte henden, nunmehr gefährdeten Betriebs handeln (RG 
leit 319, 102%), Es muß auch das wirtſchaftliche Daſein überhaupt und nicht nur die Erfüllbar⸗ 
t der Ausſicht auf Erwerb bedroht fein. Bei Spekulationsgeſchäften ift auch ein auffälliges 
3 ißverhältnts zwiſchen den beiderſeitigen Leiſtungen nicht ſchon aus der objektiven Ungleichheit 
4 Sitleiten (Ach JW 09, 2152). Auch bei Stundungen kann eine Notlage in Frage ſtehen (RG St 
300). Möglich iſt es endlich, daß ſich auch eine wohlhabende Perſönlichkeit im entſcheidenden 
B "punkte im Notſtande befand (RG HRR 1928 Nr 2080). Notlage iſt auch nicht deswegen aus⸗ 
wachloſſen, weil der Bewucherte noch Sachen hat, die er zur Befriedigung des Gläubigers ver⸗ 
enden kann; es kommt darauf an, ob ihm die Sachen nach den für ſeine Zukunft gefaßten 
tt 95 en unentbehrlich find (RG JW 08, 14215). Beſaß aber der angeblich Bewucherte Vermögens- 
bra, durch deren Verwertung (Verpfändung) er ſich möglicherweiſe hätte Geldmittel verſchaffen 
nnen, dann gehört zum Nachweiſe der Notlage die Darlegung der Bemühungen, die er zur 
SG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bb. 8. Aufl. (Degg.) 1⁵ 
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Beſchaffung des Kapitals vergeblich angeſtellt hat (RG SeuffA 69 Nr 232; RG 19. 2. 21 V 404/20). 
Auch bei einer Perſonenmehrheit (Geſellſchaft oder juriſtiſchen Perſon) kann eine 
Notlage beſtehen und ſich dahin äußern, daß die dringende Gefahr der Liquidation und ſomit die 
Aufgabe der unwirtſchaftlichen Exiſtenz obwaltet (RG 93, 28; RG SeuffA 80 Nr 2), jo daß 
bei einer juriſtiſchen Perſon des Privatrechts (einer Aktiengeſellſchaft) ihre Exiſtenz wegen 
Überſchuldung und deswegen erforderlicher Konkursanmeldung gefährdet iſt (Rh 98, 324). 
Notlage iſt kein der Eideszuſchiebung zugänglicher Rechtsbegriff (MG JW 09, 452). Unter 
Umſtänden darf der Richter ſchon allein aus der Vornahme des wucheriſchen Geſchäfts darauf 
ſchließen, daß es wegen eines vorliegenden Notſtandes (oder aus Leichtſinn) abgeſchloſſen worden, 
nämlich dann, wenn das Mißverhältnis zwiſchen Lelſtung und Gegenleiſtung ein ſo ungeheuerliches 
iſt, daß die Annahme begründet ſcheint, es müßten die geſetzlich erforderten Vorausſetzungen 
eines Notſtandes (oder des Leichtſinns vorgelegen haben (RG 29. 10. 21 V 168/21). Der „Leicht⸗ 
ſinn“ zeigt ſich darin, daß der Handelnde den Folgen ſeines Tuns aus Sorgloſigkeit oder aus 
Mangel an genügender Überlegung die ihnen zukommende Bedeutung nicht beilegt. Er muß 
bei dem beſondern gegebenen Geſchäfte hervorgetreten ſein, während es auf die ſonſtige Lebens⸗ 
weiſe des Betreffenden nicht ankommt (RGSt 27, 18; Warn 1916 Nr 128). Auch ſchon der Beweg⸗ 
grund kann auf Leichtſinn beruhen (RG JW 08, 1421; Seuff A 64 Nr 2). Der Leichtſinn kann ſich 
auch gerade darin zeigen, daß der Schuldner den Vertrag ohne Kenntnis ſeiner Einzelheiten oder 
der Wertverhältniſſe zwiſchen den Vertragsgegenſtänden eingeht. Die Tatſache, daß ſich das 
Geſchäft in der Folge als ſehr nachteilig erweiſt und dieſe Folgen bei ruhiger Überlegung auch 
vorausſehbar geweſen wären, reicht zur Feſtſtellung des Leichtſinns nicht aus, zumal bei Speku⸗ 
lationsgeſchäften (RG Warn 1916 Nr 195). Leichtſinnig iſt es auch nicht, wenn jemand ſchwere 
Laſten auf ſich nimmt, um ſich damit die Erhaltung feiner Exiſtenz zu erkaufen (RG LZ 1926, 
918°). Iſt das Geſchäft durch einen Bevollmächtigten abgeſchloſſen worden, dann ift gegebenen⸗ 
falls deſſen Leichtſinn entſcheidend; anders im Falle auftragloſer Geſchäftsführung, weil hier die 
Wirkſamkeit des Geſchäftes erſt von der Entſchließung und Genehmigung des Geſchäftsherrn 
abhängt (RG 9. 10. 15 V 130/15). — Unerfahrenheit bedeutet Mangel an allgemeiner Lebens⸗ 
erfahrung oder auch in geſchäftlichen Dingen eines beſtimmten Gebiets, alſo etwa auch nur in 
landwirtſchaftlichen Dingen (NG 60, 10; Warn 1914 Nr 111; RG 23 1926, 8192; 1927, 6065). 
Die Unerfahrenheit iſt eine Eigenſchaft, ſie beruht auf Mangel an Lebenserfahrung und an Kenntnis 
geſchäftlicher Dinge überhaupt oder auf einem beſchränkten Gebiete menſchlichen Wirkens; man- 
gelnde Erfahrung in Anſehung einer beſonderen Angelegenheit genügt daher nicht (RG Warn 
1916 Nr 128; 1918 Nr 157; RG HRR 1931 Nr 196; RAG 5, 52). Auf ihr Vorhandenſein kann 
daraus geſchloſſen werden, daß der Handelnde die vorhandene und naheliegende Möglichkeit, ſich 
Mittel auf andere, weit günſtigere Art zu verſchaffen, infolge mangelnder Geſchäftskenntnis und 
Lebenserfahrung nicht benutzt hat (RGSt 25, 319; RG 60, 9; 64, 181; JW ͤ 1913, 48350. Un⸗ 
erfahrenheit im Sinne des $ 138 Abſ 2 kann auch die Unkenntnis in bezug auf den Einfluß der 
Geldentwertung auf die Grundſtückspreiſe ſein (MG LZ 1926, 8192, auch RE 23. 2. 24 V 350/23). 
Mißbrauch der Unerfahrenheit eines Hypothekſchuldners durch den Gläubiger behufs Erlangung 
einer das geſetzliche Maß um ein vielfaches überfteigenden Aufwertung ſ. RG ZW 1931, 6025 
Kreditbetrug des Darlehensnehmers unter Ausnutzung der Unerfahrenheit des Kreditgebers iſt 
nicht Wucher (Rh JW 1932, 30545). Daß der Bewucherte ſich durch ein Gefühl der Dankbarkeit 
hat zum Abſchluß beſtimmen laſſen, ſchließt nicht aus, daß er einer Ausbeutung feiner Unerfahren- 
heit zum Opfer gefallen iſt (RG RR 1930 Nr 693). — Die Ausbeutung eines geiſtig Minder 
wertigen verſtößt noch mehr gegen die guten Sitten als die Ausbeutung der Unerfahrenheit 
(RG 67, 393). 

Die objektive Vorausſetzung des Wuchergeſchäfts bildet das Mißverhältnis zwiſchen dem 
Vermögensvorteile und der Leiſtung. Das Merkmal des Mißverhältniſſes iſt lediglich ein objektives, 
unabhängig von den Vorſtellungen des Wucherers; das Bewußtſein der Ausbeutung gehört 
allein zu den ſubjektiven Erforderniſſen des Tatbeſtandes (RG 60, 11; 86, 300; Warn 1918 Nr 23). 
Objektiv kommen neben dem Verkehrsüblichen anderſeits auch die beſondern Umſtände (Riſiko, 
Sanierungszweck) in Betracht (NG JW 09, 215%). Eine lex commissoria im Sinne des § 1229 
kann, da fie an ſich nichtig ift, zur Begründung des Wuchers nicht dienen (RG ZW 09, 719). Als 
Vermögensvorteil kann auch die Möglichkeit, über fremdes Vermögen zu eigenem Nutzen 
zu verfügen, angeſehen werden (RG Warn 1919 Nr 108). Ein unwiderrufliches Grundſtücks⸗ 
kaufangebot als Vermögensvorteil im Sinne des § 138 Abſ 2 |. Hei 1930 Nr 1089. Es kommen 
außer dem objektiven Werte der beiderſeitigen Leiſtungen auch die ſubjektiven Verhältniſſe 
des Bewucherten in Betracht (RG JW 05, 3669); beiſpielsweiſe der Umſtand, daß der Be⸗ 
wucherte, um vom Wucherer überhaupt Geld zu erlangen, genötigt wird, Sachen käuflich zu über 
nehmen, die für ihn unverwertbar ſind (RG 28. 11. 06 V 134/06). Die Höhe des Vermögens 
vorteils iſt regelmäßig nach dem allgemeinen Verkehrswerte des dem Wucherer verſprochenen 
ober gewährten Leiſtungsgegenſtandes zu berechnen (R 19. 10. 04 V 145/04), während als 
Maßſtab für den Wert der Leiſtungen des Bewucherten die übliche Vergütung anzuſehen iſt, die 
für eine ſolche Leiſtung im allgemeinen gewährt zu werden pflegt (RG Gruch 46, 897). Dieſer 
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Maßſtab wird aber bei Geſchäften gewagter Natur (bei denen Bewucherung ebenfalls an ſich 
möglich ift) häufig verſagen (vgl. RG JW 09, 2152). Bei der Frage, ob ein Mißverhältnis 
vorliegt, kommt es auf den Wert der verſprochenen Gegenleiſtung, nicht aber darauf an, 
wie ſich das Ergebnis bei der demnächſt erfolgten Verwertung der beiderſeitigen Leiſtungen 
eſtellt hat (R JW 1918, 4241; RG Seuff A 80 Nr 2). Entſcheidend iſt auch nicht allein der 
Nennwert der Leiſtung des Bewucherten; bei Bemeſſung des Wertes ſeiner Leiſtung find vielmehr 
auch ſeine Vermögensverhältniſſe maßgeblich, ſo daß ſeine Leiſtung gegebenenfalls gar keinen 
Wert haben kann (RG JW 1913, 4241; 1918, 168%; RG 28. 11. 17 V 318/17). Doch ver⸗ 
mag der Umſtand, daß eine Partei die vertraglich in normaler Höhe feſtgeſetzte Leiſtung aus 
Mangel an Mitteln nicht bewirken kann und ihr Verſprechen deshalb keinen Wert hat, die An⸗ 
nahme eines auffälligen Mißverhältniſſes der Leiſtungen noch nicht zu begründen (RG 6. 7. 32 
V 168/38). Bei Abwägung des Mißverhältniſſes find im übrigen die im Zeitpunkte des Ge⸗ 
ſchäftsabſchluſſes vorhandenen Verhältniſſe ins Auge zu faſſen, und es kann ſich daher der 

ucherer nicht darauf berufen, wenn die empfangene Leiſtung nachträglich an Wert verliert, wie 
anderſeits auch der angeblich Bewucherte nicht geltend machen kann, daß die von ihm hingegebenen 
Vermögensſtücke eine unerwartete Wertſteigerung erfahren hätten (RG 86, 296). Belanglos 
hund auch die Folgen einer nachträglichen in ihrem Ausmaß nicht vorausſehbaren Folgen der 
Geldentwertung (R 130, 143: Mietvertrag vom Februar 1923; R Lg 1924, 739%). Bei der Be⸗ 
urteilung von Geſchäften während und nach der Inflation ſind die beſonderen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der damaligen Zeit zu berückſichtigen (vgl. RG Warn 1926 Nr 210; 1928 Nr 114; 
Bankzinſen im November / Dezember 1923; RG Seuffel 80 Nr 145: ſtarke Überſchreitung des 
üblichen Zinsſaßes im November 1923; RG Warn 1926 Nr 151: Darlehen gegen 8% Monats⸗ 
znſen im Auguſt 1924; vgl. auch RG JW 1926, 268313; RG 23 1926 S. 10662, 12617; Seuffel 
0 Nr 1; 28 1925, 275; 1926, 1221, J. — Ob das Mißverhältnis ein auffälliges, ift von Fall 
zu Fall zu beurteilen, und zwar nach den Umſtänden, die zur Zeit der Einge hung des Geſchäfts 
beſtanden. Das Vorhandenſein des Merkmals wird auch dadurch nicht nachträglich wieder be⸗ 


ſeitigt, daß in der Folge Ereigniſſe eintreten, die das Verhältnis zwiſchen dem Werte der beider 
ſeitigen Leiſtung nunmehr anders geſtalten (RG 13. 6. 06 I 50/06). 

Folgende Rechtsmittel ſtehen dem Bewucherten, nachdem durch Art 47 EG der Art 3 des 
Wuchergeſetzes vom 24. V. 80 aufgehoben worden iſt, zur Seite; jedoch nur nach Maßgabe der 
bei $ 125 unter A 1 näher dargelegten Regeln (wobei zu beachten, daß — vgl. oben A 1 Abſ 1 — 
= alle des Wuchers die Nichtigkeit regelmäßig auch das Leiſtungsgeſchäft umfaßt, und eine 

zermögensverſchiebung mithin nicht eintritt): a) Die Bereiche rungsklage aus § 812 auf 
Ruge währung deſſen, was der Wucherer auf Koſten des Bewucherten erlangt hat, auf das 
J den was der letztere mehr empfangen hat, als er gegeben (RG Warn 1911 Nr 325; 1915 
115 199), da die Leiſtung des Bewucherten (regelmäßig) nicht eine Sittenwidrigkeit darſtellt, und 
* daher auch nicht der Ausnahmefall des $ 817 Saß 2 entgegenſteht (RG Seuf 70 Nr 120); 
9 begebe nenfalls die dingliche Klage aus $ 985 (RG 63, 184; 72, 63; 75, 76); e) die Klage auf 
hade nserſaß aus $ 826. Iſt der Wucherer zur Herausgabe der empfangenen Sache außerſtande, 
jo haftet er auf Erfah des Wertes gemäß §§ 818, 819, 989, und für die Berechnung des Erſatzes 
iſt der Wert der Sache zur Zeit der Annahme der Leiſtung maßgebend (RG 21. 12. 06 Il 254/06). 
Rech uche ter kann ebenfalls das zurückverlangen, was er gewährt hat (JW 00, 347, für altes 
5 8550, allerdings nicht mit der Vertragsklage, aber mittels des Bereicherungsanſpruchs aus 
Saß g Die entgegengeſetzte Anſicht (Dernburg I $ 127 II Abſ 4) ſtützt ſich zu Unrecht auf § 817 
N A 2, denn die Sittenwidrigkeit des Rechtsgeſchäfts zeigt ſich allein darin, daß der Wucherer 
1 > übermäßige Vorteile verſprechen läßt, nicht aber darin, daß der Wucherer die ſeinesteils 
ſten Bewucherten geſchuldete Leiſtung bewirkt. Auch ihm gegenüber greift alſo $ 817 Abſ 2 (wenig⸗ 
nens regelmäßig) nicht Plaz. Verſagt ift dem Wucherer die Aufrechnung mit jeiner Forderung 
91445 dire (MW 21. 12.06 II 254/06). Über die Betätigung eines wucheriſchen Geſchäfts vgl. 
8. Reviſibilität. Die Frage, ob ein Vertrag gegen die guten Sitten verſtößt, iſt inſofern 
eine Rechtsfrage, als auch vom Rebiſtonsgerichte nachgeprüft werden kann und muß, ob die feſt⸗ 
goſtellen tatſächlichen Umſtände dem Maß an Anſtands⸗ und Sittlichkeitspflicht widerſprechen, 
67 ches im Geſchäftsleben noch von einem Durchſchnittsmenſchen verlangt werden kann (RG 
„4010. Auch der Begriff Notlage iſt ein Rechtsbegrif (RG JW 05, 75°; 09, 455). 
rechtskräftige Urteil hindert zwar die nachträgliche Erhebung des Einwandes aus 
9438 (5 767 ZPO). Es vermag jedoch keinesfalls das an ſich widerſittliche Rechtsgeſchäft um- 
zugeſtalten und zu einem ſtatthaften zu machen, und daher ſteht es Dritten, insbeſondere dem 

"gen, nicht entgegen ($$ 767, 686, vgl. RG 56, 109 und Gruch 53, 908, betreffend ein An⸗ 
erkenntnisurteil). Iſt das Urteil ſelbſt in einer wider die guten Sitten verſtoßenden Weiſe herbei ⸗ 
ge führt worden, dann fteht dem Verurteilten der Rechtsbehelf aus $$ 826, 249 zu, wonach er die 

ar Wirkſamkeit des Urteils befeitigen kann (RG 61, 359; 59, 257). Vgl. Vorbem 8 

4. Der § 138 hat rückwirkende Kraft inſofern, als den betreffenden Anſprüchen keinerlei 

15* 
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Rechtsſchutz gewährt werden kann (RG JW 1910, 62; 07, 1674); ob aber die rückwirkende Kraft 
ſo weit geht, daß auf Grund ihrer auch die Beſeitigung des vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
bereits eingetretenen Rechtszuſtandes verlangt werden kann, iſt zweifelhaft (RG 47, 103; JW 07, 
167“ 1910, 625). Die Frage dürfte zu verneinen fein. 


8 139 


Iſt ein Teil eines Nechtsgeſchäfts nichtig, ſo iſt das ganze Nechtsgeſchäft 
nichtig !), wenn nicht anzunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen fein würde 2). 

E 114 II 112; M 1 222; P 1 134. 


1. Teilweiſe Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts. Die Vorſchrift des § 139 trifft nach ihrem 
Wortlaut nur nichtige Rechtsgeſchafte, iſt aber ihrem Sinn nach auch auf ſolche zu beziehen, deren 
Wirkſamkeit von einer Genehmigung abhängt, und die beim Fehlen der Genehmigung zum 
Teil unwirkſam ſind (RG 114, 35; 120, 126; 133, 7). Das gleiche gilt für Beſchlüſſe der General⸗ 
verſammlung einer Genoſſenſchaft, die erſt mit der Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter 
wirkſam werden und mangels ſolcher Eintragung teilweiſe unwirkſam find (RG 121, 246). Im 
übrigen iſt das Anwendungsgebiet der Beſtimmung keineswegs gewiß. Folgendes kommt in 
Betracht: Zunächſt ſetzt $ 139 ein zuſtande gekommenes Rechtsgeſchäft voraus, da bei 
einem überhaupt noch nicht zuſtande gekommenen Rechtsgeſchäfte von deſſen Nichtigkeit keine 
Rede ſein könnte (RG 79, 78). Unanwendbar iſt daher $ 139, falls der Mangel fehlender Willens⸗ 
einigung (88 154, 155) in Frage ſteht. — Auszuſcheiden aus dem eigentlichen Gebiete des § 139 
ſind ſodann auch alle diejenigen Fälle, in denen der Nichtigkeitsgrund einen weſentlichen Beſtand⸗ 
teil des einen an ſich unteilbaren Rechtsgeſchäfts trifft, einen Teil alſo, ohne den das Geſchäft 
überhaupt nicht beſtehen kann. Das eigentliche Gebiet des $ 139 beſchränkt ſich auf die derart 
teilbaren Rechtsgeſchäfte, daß an und für ſich jeder einzelne Teil ein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
geſchäft darſtellen könnte. Ware beiſpielsweiſe einem Vertrage eine widerſittliche Bedingung 
beigefügt, dann würde damit das geſamte Rechtsgeſchäft, ohne daß es noch des poſitiven Grund- 
ſatzes des $ 139 bedürfte, ohnehin vernichtet, weil das Geſchäft ohne die Bedingung ein Geſchäft 
bon einem andern Inhalte als das gewollte darſtellen würde, und ſomit könnte die Ausnahme- 
vorſchrift des § 139 höchſtens unter entſprechender Anwendung des Geſetzes herangezogen 
werden. Wäre etwa in einem Grundſtickskaufvertrag der Kaufpreis unrichtig beurkundet worden, 
dann könnte ſchon dieferhalb das beurkundete Geſchäft keinen Beſtand haben (RG Warn 1927 
Nr 18). Kein Teil des Rechtsgeſchäfts im Sinne des $ 139 iſt auch die einer Vollmacht beigefügte 
Erklärung der Unwiderruflichkeit (Rs Gruch 68, 538). Grundſätzlich anders liegt natürlich die 
Sache, wenn mit dem abgeſchloſſenen einen Rechtsgeſchäfte noch ein Nebengeſchäft einheitlich 
verbunden worden, von deſſen Beſtand das erſtere Geſchäft an und für ſich nicht abhängig ift 
(j. unten). — Unmittelbar iſt der § 139 endlich auch inſoweit nicht anwe ndbar, als die Grund» 
füge von der nachträglichen Unmöglichkeit der Leiſtung durchgreifen. Wäre das Rechts⸗ 
geſchäft unteilbar, weil der Leiſtungsgegenſtand unteilbar iſt, dann fehlt es für die Anwend⸗ 
barkeit des 3 139 wiederum an der erforderlichen Vorausſetzung. ft anderſeits der Leiſtungs⸗ 
gegenſtand teilbar, dann beſteht im Falle nachträglicher Unmöglichkeit für $ 139 deswegen kein 
Raum, weil hier der erfüllbare Teil des Rechtsgeschäfts, ſofern nicht gegebenenfalls die nur teil- 
weiſe Unmöglichteit der völligen Unmöglichkeit gleichzuſtellen ift, nach der Beſtimmung des $ 275 
oder der F 323—325 erhalten bleibt. Bei der anfänglichen Unmöglichkeit liegt die Sache 
freilich anders. In $ 306 iſt der Fall anfänglicher nur teilweiſer Unmöglichkeit überhaupt nicht 
vorgeſehen. Dieſe Lücke muß daher der 9 139 ausfüllen, und er ift dazu auch geeignet (vgl. RG 
51, 94). Vgl. auch RG 68, 293; 78, 12. Allerdings muß man ſich dabei deſſen bewußt bleiben, 
daß hier ein eigentlicher Fall des $ 139 nicht vorliegt. Iſt beiſpielsweiſe eine Sache verkauft worden, 
für die ein Gebrauchsmuſter eingetragen war, und erweiſt ſich dieſes als geſetzlich untauglich, dann 
tritt zwar Nichtigkeit des ganzen Geſchafts wegen teilweiſer Unmöglichkeit der ganzen Leiſtung 
ein, aber die Vorausſetzung eines zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts im Sinne des § 139 (. 
unten) trifft nicht zu, denn die Beſtimmung, daß die Kaufſache mit einem Muſterſchutze verſehen 
ſei, diente nur zur Beſtimmung der Art der Kaufſache, das Geſchäft an ſich war aber im ganzen 
notwendig ein einheitliches. Wenn Oertmann für die Anwendbarkeit des K 139 wegen teilweiſer 
Unmöglichkeit als Beiſpiel auch den Fall anführt, daß von zwei verkauften Pferden das eine (ſchon 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes) krepiert geweſen wäre, ohne hinzuzufügen, daß für jedes der 
beiden Pferde ein beſonderer Preis verabredet worden ſei, ſo iſt das bedenklich. Wenn beide 
Pferde zuſammen für einen Einheitspreis gekauft worden, dann ließe ſich dieſes einheitliche Kauf⸗ 
geſchäft keineswegs in zwei Teile zerlegen. Der Kauf des einen Pferdes würde ſich nicht nur 
teilmeiſe, ſonde rn im ganzen als etwas anderes darſtellen als der die beiden Pferde einheitlich 
umfaſſende Kauf. 

Faßt man alles bisher Erwogene ins Auge, fo ergibt ſich: Für die unmittelbare An 


Willenserklärung § 139 229 


wendung des $ 139 beſteht nur dann Raum, wenn das gegebene Rechtsgeſchäft 
ſich überhaupt in mehrere Teile zerlegen läßt und von dieſen zum mindeſten der eine 
(der vom Nichtigkeitsgrund nicht betroffene), unabhängig von dem andern, nichtigen Teile, ſelb⸗ 
ſtändig für ſich beſtehen könnte; wenn ferner der dem einen Teile anhaftende Nichtigkeitsgrund 
nicht ohne weiteres notwendig das geſamte gewollte Rechtsgeſchäft vernichtet, und wenn 
endlich nicht ſchon die Beſtimmungen der $$ 275, 323—325 durchgreifen. — Wird das gewollte 
Rechtsgeſchäft auch nicht einmal teilweiſe aufrechterhalten, ſondern durch ein anderes, unterſtelltes 
erſetzt, dann liegt Konverſion gemäß $ 140 vor. Entſteht ein Vertrag erſt dadurch, daß der 
Mangel voller Willenseinigung durch die Unterſtellung einer ſolchen beſeitigt wird, dann ift der 
Fall des 9 155 gegeben. Allen drei Beſtimmungen, $$ 139, 140, 155, liegt nur der gemeinſame 
Rechtsge danke zugrunde, daß vorgenommene Rechtsgeſchäfte fo lange nach 
Pregliäteit zu ſchützen find, als das mit der Parteiabſicht vereinbar iſt. 
a der $ 139 von dem Gedanken der Teilbarkeit des Rechtsgeſchäfts ausgeht und für ſeine 
Anwendbarkeit die Möglichkeit der Teilung vorausſetzt, fo ift es in dieſem Sinne richtig, die der 
eſtimmung unterfallenden Rechtsgeſchäfte als zuſammengeſetzte zu bezeichnen, oder aber die 
unmittelbare Anwendbarkeit der Vorſchrift auf derartige Rechtsgeſchäfte zu beſchränken (RG 
62, 168, 78 S. 43 u. 120). Bei dem Ausdrucke „zuſammengeſetzt“ iſt hier indes nicht zu denken 
an Rechtsgeſchäfte mit ſchon begrifflich notwendig zuſammengeſetztem Tatbeſtande, ſondern an 
die ge willkürte Verbindung einer Mehrheit von Rechtsgeſchäften, gleichgültig 
ob von dem gleichen oder ob je von einem verſchiedenen juriſtiſchen Typus (RG 78, 43; 79, 436; 
88, 413; 132, 134). Der eigentliche Fall der Zuſammenſetzung iſt der, daß mehrere Geſchäfte, 
die je für fi) als ein beſonderes, jelbitändiges Rechtsgeſchäft in Betracht kommen könnten, durch 
den Willen der Parteien insgeſamt zu nur einem Geſchäfte miteinander verbunden werden, ſo daß 
der Parteiabſicht nach die Gültigkeit des einen Rechtsgeſchäfts von der des andern abhängen ſoll 
ee 62, 185; 79, 436; 97, 220); ſelbſt wenn an den mehreren Verträgen nicht durchweg dieſelben 
Perſonen teilgenommen haben (RG 67, 104; vgl. ferner $ 305 A 2); beiſpielsweiſe ein Grund⸗ 
tüicksderäußerungsvertrag, verbunden mit Vermögenztibertragung (RG 61,284); ein in zwei 
Kaufverträge zerlegbarer Tauſchvertrag (RG 78, 44); ein Grundſtücksveräußerungsvertrag, ver⸗ 
unden mit Miete (RG 16. 1.071 251/06); die Übernahme der Verpflichtung zur Grundſtücks⸗ 
beräußerung, verbunden mit Vollmachtserteilung (RG 50, 169; 54, 79; 62, 337; 78, 41: E e 
81,51; 94, 147; 10. 12. 19 V 249/19; f. jedoch unten Abſ 6); ein kaufmänniſches Lombardgeſchäft, 
verbunden mit Bürgſchaft (RG 87, 159); ein Grundſtücksveräußerungsvertrag, verbunden mit 
einem Mietvertrage (RG 97, 219); oder einem Darlehnsvertrage (Warn 1920 Nr 34); oder 
mit einem Bierbezugsvertrage (RG Warn 1913 Nr 219); ein Miet- oder Pachtvertrag mit Ver⸗ 
einbarung eines Vokkaufsrechts (RG 107, 39). Immer aber muß das Ergebnis ſein, daß ſich 
u geſamte Rechtsgeſchäft nach dem Willen der Parteien nur als ein einheit- 
iches darſtellt, und dies iſt dann der Fall, wenn das eine Geſchäft nicht ohne das 
= ere, alfo weder das eine noch das andere allein für ſich abgeſchloſſen worden 
wäre (dc 103 S. 298 u. 382), fo daß auch die Leiſtungspflichten aus den beiden Geſchäften 
in innerer Beziehung zueinander ftehen und mithin nicht nur ein tatſächlicher wirtſchaftlicher 
b uſammenhang (wie in RG 78, 43 und 79, 34 zu Unrecht angenommen worden), ſondern ein 
10 licher Zuſammenhang beſteht (RG 103 S. 298, 299; RG JW 1924, 15071; 1932, 
230). Nach $ 139 beſtimmt ſich auch, ob ein ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
geihioffener Pachtvertrag im Sinne des $ 1822 Nr 5 nicht wenigſtens für die Zeitdauer wirkſam 
ſt, für die es der Genehmigung nicht bedurft hätte (RG 82, 124; 114, 35). Notwendig iſt im 
d igen nicht, daß ſchon äußerlich nur ein Vertrag vorliegt, es können vielmehr auch mehrere, 
ge vorſchie dene Urkunden äußerlich getrennte Verträge in Frage ſtehen, falls diefe id) 
ur zuſammen als ein gewolltes Ganzes darſtellen (RG 79, 436; 81, 51; Warn 1922 Nr 123), 
und dabei kommt es auch nicht einmal auf die zeitliche Reihenfolge an, in der die verſchiedenen 
des unden hergeſtellt wurden (dich Seuffal 73 Nr 100. Vgl. über diefe Fragen und die Folgen 
e3 tachtlichen Zuſammenhangs auch § 313 A 2. — Möglich iſt es indes auch, daß das Haupt⸗ 
geſchäft und das Nebengeſchäft nach dem Parteiwillen je voneinander unabhängige Rechts⸗ 
gelte darstellen ſollten, in welchem Falle der $ 139 unanwendbar bleibt (N 102, 64; Warn 
dc 24). Die Anwendbarkeit des $ 139 iſt ſelbſt bei gleichzeitigem Abſchluſſe der mehreren Ge⸗ 
; de m der nämlichen Urkunde ausgeſchloſſen, wenn ihre Vereinheitlichung nur eine äußer⸗ 
5 ne, nur ſcheinbare iſt; ſo beiſpielsweiſe, wenn mehrere Perſonen ſich für die nämliche Schuld 
bester Urkunde als Bürgen verpflichten, ſofern jede Bürgſchaftsverpflichtung ſelbſtändig für ſich 
battehen joff (Re 86, 324; 88, 415). Über das Verhältnis von Darlehenshingabe und Verein 
ung einer Hypothelbeſtellung |. RG 108, 140. 1 5 
Si Betreffs der Beweislaſt wird im allgemeinen von folgenden Erwägungen auszugehen ſein: 
N ind die mehreren Rechtsgeſchäfte in einer und derſelben Urkunde beurkundet worden, 
1 05 kann eine tatſächliche Vermutung dafür ſprechen, daß die Herſtellung eines einheitlichen 
die amtvertrags im Willen der Parteien lag, und dann wird das die Partei zu widerlegen haben, 
e die Unabhängigkeit der Rechtsgeſchäfte voneinander behauptet; haben die Parteien anderſeits 
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über die mehreren Rechtsgeſchäfte verſchiedene Urkunden hergeſtellt oder verlautbart, dann 
läßt ſich von vornherein eher vermuten, daß fie die einzelnen Geſchäfte als voneinander unab- 
hängige gewollt, und daß ſolches auch durch ihre äußerliche Trennung zum Ausdrucke gebracht 
fein ſollte (& 79, 439; 103, 297); dann wird alſo die Einheitlichkeit der Geſchäfte von dem zu 
beweiſen ſein, der ſie geltend macht. Im übrigen aber kann ſich die eine Vermutung oder die 
andere auch aus dem Inhalte der mehreren Geſchäfte und dem daraus zu entnehmenden Zu⸗ 
ſammenhange ergeben, ſo daß die Sache in jedem Falle anders liegen kann. Handelt es ſich 
beiſpielsweiſe um einen Grundſtücksveräußerungsvertrag und ein gleichzeitig abgeſchloſſenes 
Darlehnsgeſchäft, ſo tritt ein innerer, rechtlicher Zuſammenhang nicht ohne weiteres zutage; 
ſtehen anderſeits ein Grundſtücksveräußerungsvertrag und ein Bierbezugsvertrag oder der Ver⸗ 
kauf des Grundſtücks und daneben ein Kaufvertrag über das Grundſtücksinventar in Frage, dann 
iſt das Gegenteil der Fall und wird leicht anzunehmen ſein, daß auch die Leiſtungspflichten aus 
den beiden Verträgen in gegenſeitiger Beziehung zueinander derart ſtehen, daß der eine Vertrag 
nicht ohne den andern abgeſchloſſen fein würde. In RG 103, 297 ſcheint das nicht genügend 
beachtet zu fein. Stets iſt aber zu beachten, daß die Parteien es nicht in der Hand haben, in Wirk⸗ 
lichkeit einheitliche Geſamtverträge etwa mit Rückſicht auf Koſtenerſparnis (bei formbedürftigen 
Rechtsgeſchäften) willkürlich zu zerreißen. Vgl. § 313 A 2. 

Die Vorausſetzung eines zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts im Sinne des $ 139 kann endlich 
ſowohl in objektiver wie in ſubjektiver Hinſicht erfüllt ſein, insbeſondere alſo auch dann, wenn 
ſich am Vertragsſchluſſe auf der einen oder der andern Seite eine Mehrheit von Perſonen 
beteiligt, und nunmehr die Nichtigkeit nur gegenüber einem von den mehreren Beteiligten gegeben 
iſt (RG 59, 175; 62, 184; 71, 201; 72, 218, betreffend mehrere Wechſelſchuldner; 79, 436; 114, 35; 
133, 7; 141, 104; JW 1912, 1894; Lg 1924, 329). Vgl. SeuffA 65 Nr 434, betreffend eine 
von Miteigentümern beſtellte Hypothek. So kann ein von beiden Eheleuten geſchloſſener Kauf⸗ 
vertrag für die Ehefrau gültig fein, wiewohl er etwa dem geſchäftsunfähigen Manne gegenüber 
nichtig iſt, falls nämlich die Frau den Vertrag erweislich auch ohne Beteiligung des Mannes 
geſchloſſen haben würde (RG 59, 174; 62, 186). Die Nichtigkeit der Bürgſchaftserklärung eines 
von mehreren Mitbürgen läßt regelmäßig die Rechtswirkſamkeit der andern Bürgſchaftserklärun⸗ 
gen unberührt; doch können die Umſtände des Falles eine andere e rechtfertigen (RG 
88, 412; 99, 52; 138, 270). Der Eigentumserwerb von Miteigentümern iſt als Erwerb der Mit- 
eigentumsanteile für jeden geſondert zu beurteilen; iſt ein Anteil nicht erworben, fo entſcheidet 
ji) der Erwerb der anderen Anteile nach § 139 (RG 23. 9. 31 V 104/31). Nichtigkeit des geſamten 
Vertrags (im Zweifel) auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft gegenüber einem von mehreren Mit- 
beteiligten wegen Minderjährigkeit (RG 51, 34) oder wegen Wuchers (RG 72, 218) nichtig iſt. 
Nichtigkeit eines Darlehensgeſchäfts wegen Geiſteskrankheit eines der mehreren Darlehensſchuldner 
J. ch Seuffa 77 Nr 20. Darauf, ob ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegt, kommt es nicht an (RG 
99, 53; Seuff A 76 Nr 20; JW 05, 6845). Ein wirtſchaftlich einheitlich aufzufaſſender Kaufe 
vertrag wird durch Anfechtung im ganzen nichtig, wenn nur einer der mehreren Verkäufer ſich 
des Betrugs ſchuldig gemacht hat (RG JW 06, 832; Warn 1912 Nr 360; SeuffA 67 Nr 105). 

Unanwendbar iſt der § 139 grundſätzlich dann, wenn die mehreren Rechtsgeſchäfte von⸗ 
einander ſchon an und für ſich unabhängig ſind; ſo iſt die abſtrakte Vollmacht nicht ſchon deshalb 
nichtig, weil der ihrer Erteilung zugrunde liegende Vertrag nichtig iſt (RG 69, 234). Selbſtändig 
ſtehen einander gegenüber auch die Aufrechnung in Kontokorrent und die Saldofeſtſtellung (RG 
56, 24). Weiter iſt für $ 139 dann kein Raum, wenn eine rechtsgeſchäftliche Abrede mit einer 
nichtrechtsgeſchäftlichen in Verbindung gebracht iſt, die nach der Parteiabſicht überhaupt keine 
Rechtswirtſamkeit haben ſollte (RG 68, 322; 79, 305; 86, 324; Warn 1919 Nr 155), oder wenn 
ſich die Beteiligten beim Abſchluſſe des Rechtsgeſchäfts ſeiner teilweiſen Nichtigkeit von vorn⸗ 
herein bewußt waren, weil es alsdann inſoweit bei ihnen an dem Erforderniſſe eines Geſchäfts⸗ 
willens überhaupt fehlte, und fie daher von vornherein nur dem übrigen rechtswirkſamen Teile 
ihrer Vereinbarungen rechtsgeſchäftliche Bedeutung beigemeſſen hätten (MG 68, 325; 79, 437; 
122, 138; 125, 209; 137, 29, Warn 1930 Nr 29). Demgemäß ift aber für $ 139 auch dann kein 
Raum, wenn nur der eine Teil des Rechtsgeſchäfts wirklich gewollt, der andere dagegen nur zum 
Schein erklärt war (RG 104, 102; JW 1910, 3882). Aus dem gleichen Grunde bleibt die in 
einem gemäß $ 117 nichtigen Grundſtücksveräußerungsvertrage förmlich mit beurkundete Auf 
faſſung gültig und wirkſam, ſofern ſie der Erfüllung des durch das Scheingeſchäft gedeckten, von 
den Beteiligten wirklich gewollten Rechtsgeſchäfts dienen ſollte (RG 104 ©. 102, 296; vgl. 94, 147; 
97, 273; RG Warn 1923/24 Nr 99, 100). Das gleiche muß für die Auflaſſungsvollmacht gelten 
RG 103, 302; 114, 351; 137,339; RG Warn 1923/24 Nr 163; 1925 Nr 17, 20; 1932 Nr 100; 
OLG 43, 30, 65). Auch dann greift $ 139 nicht Platz, wenn zu einem ſchriftlichen und der Schrift⸗ 
form bedürfenden Vertrage (Bürgſchaft) eine bloß mündliche Nebenabrede getroffen iſt und dieſe 
einen ſelbſtändigen Nebenvertrag darſtellte oder auch formlos gültig war (RG LZ 1919, 590). 

‚ Unanwendbarkeit des $ 139 kraft Geſetzes. Iſt die Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften für 
ein Rechtsgebiet beſonders geregelt, jo durch $ 75 GmbHG die Nichtigkeit von Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H., durch $ 309 HB die Nichtigkeit der Aktiengeſellſchaft, dann greifen allein 
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dieſe Regeln Platz, dagegen nicht auch der Grundſatz des § 139 von der teilweiſen Nichtigkeit RG 
73, 429; 114, 77; Rc Warn 1916 Nr 147). Die Vorſchrift des § 139 findet auch auf Be⸗ 
ſchlaſſe der Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft inſoweit Anwendung, als ſie eine rechtsge⸗ 
ſchäftliche Willensäußerung dieſes Organs der Genoſſenſchaft darſtellen RG 118, 218; vgl. 120, 
366; 121, 246). Die Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen ift in 89 21ff. der preuß. Jagdordnung 
vom 15. Juli 1907 nicht erſchöpfend geregelt, $ 139 findet daher auf ſolche Verträge Anwendung 
(RE 121, 80). — Auf obrigfeitliche Akte, wie z. B. die Eintragung von Veſchlüſſen einer General⸗ 
verſammlung ins Genoſſenſchaftsregiſter findet 8139 keine Anwendung, auch keine entſprechende 
(& 132, 22). — Unanwendbar iſt $ 139 ferner da, wo das Geſetz ſelbſt nur die teilweiſe 
Nichtigkeit vorſieht. So tritt im Falle der 88 443, 476 (Ausſchließung der Gewährleiſtung) die 
Nichtigkeit nur jo weit ein, als die Argliſt reicht (RG 62, 125; Warn 1914 Nr 115). So fällt gemäß 
$ 67 Abſ 4 HB nur das geſetzwidrige Abkommen über die Kündigungsfriſt fort (RG 17. 9. 07 
72/07). Unanwendbar iſt § 139 auch in dem Falle, daß die in einem formlos abgeſchloſſenen 
Schie dsvertrag enthaltene Vereinbarung über die Zuſtändigkeit im ſchiedsrichterlichen Verfahren 
mangels Beobachtung der im $ 1045 ZPO vorgeſehenen Schriftform unwirkſam iſt; die Folge des 
Vormmangels ift nur, daß es bei der geſetzlichen Zuständigkeit bleibt, der Beſtand des Schieds⸗ 
bertrags im übrigen wird dadurch nicht berührt RG SeuffA 79 Nr 58). Ein Mietvertrag iſt 
nicht ſchon deshalb ungültig, weil er Beſtimmungen enthält, die gegen das zwingende Recht des 
Nie terſchutzes verſtoßen; dies folgt aus dem Zwecke des Mieterſchutzrechts, unwirkſam find regel⸗ 
mäßig nur die geſetzwidrigen Einzelbeſtimmungen (RG Gruch 68, 518: Verzicht des Mieters auf 
Einholung der Zustimmung des Mieteinigungsamtes zu einer Kündigung des Vermieters). Sind 
Einzelbeſtimmungen eines Arbeitsvertrags wegen Umgehung tarifmäßiger Lohnzahlungspflicht 
nichtig, ſo treten an ihre Stelle kraft der Unabdingbarkeit die Normen des Tarifvertrags, § 139 
t hier nicht anwendbar (RANG 3. 7. 29, 631/28: Lehrvertrag). — Sonderbeſtimmungen bei 
der Wahlſchuld gemäß $ 265 und bei den letztwilligen Verfügungen nach 88 2085, 2298 
(Beſchränkung der Unwirkſamkeit). 
Der Paragraph greift im übrigen Platz, gleichgültig, ob die teilweiſe Nichtigkeit von Anfang 
On vorlag, oder ob fie erſt nachträglich durch Anfechtung herbeigeführt wurde (RG 62, 186; 
6 Seuffel 85 Nr. 19; RG RR 1930 Nr 1595). Eine Scheidung in einen nichtigen und einen 
gültigen Teil iſt aber ſolchen Falles nicht möglich, wenn es ſich um das einheitliche Verſprechen 
mer Geldſumme handelt (RG HRR 1930 Nr 1595). Unweſentlich iſt ferner die Art des Nichtig⸗ 
leitsgrundes (vgl. $ 125 A 1a; RG 52,4; 59, 133; 64, 40; 65, 393; 68 ©. 192, 232, 293; 71, 
„und für § 138 R H 131, 222; RG Warn 1917 Nr 172). In entſprechender Anwendung 
des $ 139 it auch nur teilweiſer Rücktritt von einem einheitlichen Vertrage ausgeſchloſſen 
(RG 67, 103; SeuffA 74 Nr 28). 
„ Nichligteit des ganzen Geſchäfts gegebenenfalls die Regel, gleichviel, worin die Nichtigkeit 
Iren Grund hat (RG 62, 186). Cs entſpricht das der Anſchauung des Geſetzes (vgl. $$ 154, 155, 
f 20, 328), daß im Zweifel alle Beſtimmungen eines Vertrags nach der Parteiabſicht als ein zu⸗ 
zammengehöriges einheitliches Ganzes zu betrachten find (RG 72, 218; 94, 149), und daß be⸗ 
ſonde re Umſtande vorliegen müſſen, um eine Ausnahme hiervon zu begründen (RG 57, 165; 
15% 88). Nichtigleit eines formlos abgeſchloſſenen Vertrages wegen der darin enthaltenen Be⸗ 
ſtellung eines Vorkaufsrechts an einem Grundſtück ſ. RG SeuffA 81 Nr 203. Aus $ 139 kann 
auch nicht ein Recht des Richters abgeleitet werden, den nämlichen Vertrag in der Weiſe aufrecht⸗ 
zuerhalten, daß er unterſtellt, die Parteien hätten nur das vereinbart, was an ſich zuläſſig geweſen 
mie; Sit beiſpielsweiſe ein Bie rabnahmevertrag wegen zu langer Bindung nach $ 138 Abi 1 
mächtig, fo iſt es unzuläſſig, die Bindungsdauer auf eine angemeſſene Friſt in der Annahme herab⸗ 
gu epen, daß die Einigung auf eine zu lange Zeit die auf eine angemeſſene mit umfaſſe (RG 76, 78). 
uch ſteht es der Partei nicht frei, die Nichtigleit des ganzen Geſchäſts aus $ 139 dadurch ab⸗ 
Auvenden, daß fie auf die Rechtsgültigkeit desjenigen Vertragsbeſtandteils, der nur ihr einen 
Vorteil bringt, der aber nichtig ift, Verzicht leiſten zu wollen erklärt; auch die exceptio doli 
seneralis kann die Partei dem Vertragsgegner, der die Nichtigkeit des ganzen Vertrags ein⸗ 
wendet, tegelmäßig nicht entgegenhalten (RG 91, 361). Wohl aber dann, wenn die Berufung 
auf F 139 der Partei dazu dienen ſoll, ſich ihrer Vertragspflicht zu entziehen, gleichzeitig aber das 
auf Grund des Vertrags Erhaltene zu behalten (RG 86, 123; 71, 435; 78, 436; 91, 361; 121, 84; 
1910, 390; 1916, 3901; 1926, 11441; Lg 1921, 1031; SeuffA 82 Nr 40 mit Nr 16); ebenjo 
wenn der nichtige Teil des Vertrags nur dem daran Feſthaltenden zugute kommen ſollte, die 
Geltendmachung der Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts durch den andern Teil alſo argliſtig iſt (RG 
1926, 11441), — Iſt eine Hauptforderung wegen Nichtigkeit des Vertrags nicht entſtanden 
5 wegen Formmangels), fo befteht auch nicht die Nebenforderung, etwa der Zinsanſpruch (RG 
4, 342), Verſtößt die Übernahme einer Verpflichtung auf Ehrenwort gegen die guten Sitten, 
Jo iſt auch die ehrenwörtlich übernommene Verpflichtung nichtig (Reh SeufA 67 Nr 104). 
2. Die Ausnahmebeſtimmung, wonach gegebenenfalls nur der von der Nichtigkeit betroffene 
Teil des geſamten Rechtsgeſchäfts nichtig fein fol, erklärt ſich grundsätzlich aus der Neigung des 
Geſetzes, einmal abgeſchloſſene Rechtsgeſchäfte nach Möglichkeit zu ſchützen und zu erhalten (vgl. 
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$$ 140, 155). Es befolgt dabei den Grundſatz pacta servantur und entnimmt die Rechtfertigung 
hierfür dem Satze utile non debet per inutile vitiari. Die Frage, ob der Regelfall oder der Aus⸗ 
nahmefall als gegeben anzusehen, iſt auch hier nach der vermutlichen Parteiabſicht zu entſcheiden. 
und zwar nach der Abſicht, wie ſie zur Zeit der Vornahme des Geſchäfts nach den damaligen Ver⸗ 
hältniſſen erweislich beſtanden haben würde (RGS Warn 1912 Nr 411). Der Richter hat alſo durch 
Auslegung zu ermitteln, was die Parteien verſtändigerweiſe gewollt haben (NR 91, 361: 118, 222). 
Haben die Parteien im Prozeſſe die teilweiſe Nichtigkeit nicht geltend gemacht, dann iſt der Schluß 
zuläſſig, daß fie dieſen Teil des Vertrags nicht als weſentlich angeſehen haben (RG 13. 12. 16 
V 262/16). Ahnliche Regelung im Falle der $$ 140, 155. Die Probe liegt in der Frage des Ge⸗ 
jebes, ob anzunehmen, daß der Urheber der Geſchäfts dieſes vormals auch ohne den nichtigen 
Teil vorgenommen haben würde (NG 52, 4j 59, 174; 64, 40; 65, 393; 118, 222; Warn 08 Nr 352), 
und das wäre namentlich dann zu bejahen, wenn feſtſtünde, daß ſich die Parteien bei Abſchluß 
des Vertrags der Nichtigkeit eines Teiles desſelben bewußt geweſen ſeien, zumal dann, wenn ſie 
ſich das gegenſeitig auch zu erkennen gegeben haben und davon ausgingen, daß das nicht ein⸗ 
treten werde, was rechtlich (wegen Nichtigkeit des betroffenen Vertragsteils) nicht erzwungen 
werden könne (RG 68, 325; 86, 324; Warn 1914 Nr 209; 1919 Nr 155). Nicht erforderlich 
iſt für die Anwendung der Ausnahmebeſtimmung, daß der nichtige Vertragsteil für die Beteiligten 
ganz unweſentlich war, wie insbeſondere bei formularmäßigen Verträgen vielfach der Fall; die 
Regel des $ 139 entfällt ſchon, wenn die Parteien dem nichtigen Teil nicht die Bedeutung bei⸗ 
legten, daß davon das Zuſtandekommen des ganzen Vertrags abhänge, und dies kann auch dann 
zutreffen, wenn eine Partei ſich bemüht hatte, die andere zur Annahme der nichtigen Vereinbarung 
zu beſtimmen (RG 107, 39). Weſentliche Vorausſetzung für die Aufrechterhaltung eines Vertrags⸗ 
teils iſt aber, daß das Rechtsgeſchäft überhaupt teilbar iſt, nach dem Ausſcheiden des nichtigen 
Teils alſo noch etwas übrigbleibt, das als ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft beſtehen kann (RG 93, 334; 
NG 16. 10. 25 II 583/24). Vgl. A 1 Abſ 3. Dieſe Regelung entſpricht der Billigkeit und dem 
Verkehrsbedürfniſſe. 

Im einzelnen ſei noch auf folgende Fälle hingewieſen: Iſt ein Darlehn gegen eine gemäß 
§ 138 ſittenwidrige ehrenwörtliche Übernahme gewiſſer Verpflichtungen von ſeiten des Schuldners 
und unter Ausbedingung einer Vertragsſtrafe für den Zuwiderhandlungsfall gewährt worden, 
dann ergreift die Nichtigkeit nur die Übernahme der bezeichneten Verpflichtungen und die Ver⸗ 
tragsſtrafe, dagegen nicht auch das Darlehn, das durch die Hingabe entſtanden iſt, wofern anzu⸗ 
nehmen iſt, daß beide Teile die Wirkſamkeit dieſes Geſchäfts auch für den Fall der Nichtigkeit der 
ſonſtigen Abreden gewollt haben (RG Warn 1915 Nr 226). Desgleichen bleibt eine für die Dar⸗ 
lehnsſchuld geleiſtete Burgſchaft von der Nichtigkeit einer ebenfalls erfolgten Pfandbeſtellung 
unberührt (RG 86, 323); desgleichen in der Regel die Vereinbarung eines ſtaatlichen Gerichts 
von der Nichtigkeit desſenigen Rechtsgeſchäfts, betreffs deſſen das an ſich unzuſtändige Gericht 
vereinbart worden iſt (RG 87, 7). Nichtig iſt nicht eine mit dem Hauptvertrage etwa verbundene 
Vereinbarung eines an ſich unzuſtändigen Gerichts wegen Nichtigkeit des ſonſtigen Rechts⸗ 
geſchafts, da die Vereinbarung auch für den Fall als getroffen zu gelten hat, daß über die Rechts- 
beſtändigteit des Vertrags zu entſcheiden wäre und fie ſomit von der Rechtsbeſtändigkeit des 
ſonſtigen Rechtsgeſchäfts unabhängig iſt (M& 87, 9). Anders der Fall einer Umgeftaltung des 
Rechtsgeſchäfts durch Unterſtellung eines Geſchäfts von anderer Art (vgl. A 1 Abſ 1 und § 140 
A 1). — Fit das Hauptgeſchäft (Kauf, Darlehn) rechtsgültig zuſtande gekommen, und iſt nur 
das Ne bengeſchäft (die Beſtellung einer Sicherheit für die Schuld) nichtig, dann darf der 
Verpflichtete, der das Empfangene behalten will, nicht aus § 139 die Nichtigkeit des geſamten 
Rechtsgeſchafts geltend machen, um ſich feiner Verpflichtung zu entziehen, weil dem die Einrede 
der Argliſt entgegenſtünde (R 86, 323; J 1916, 3908; dgl. dazu auch R 91, 362; 71, 436; 
78, 354). Einrede der Argliſt gegenuber einem Jagdpächter, der Jahre hindurch die Jagd genutzt 
hat und nun wegen einer nur zugunſten des Verpächters getroffenen nichtigen Abrede die Nichtig⸗ 
keit des ganzen Vertrages geltend macht, um den Pachtzins nach Abzug des Wertes des erlegten 
Wildes zurückzuverlangen (RG HRR 1928 Nr 810). Iſt derjenige Teil des Vertrags, der ſich 
als ſittenwidrig darſtellt, nur für einen beſtimmten, aber nicht eingetretenen Fall berechnet worden 
(Abrede zwiſchen Eheleuten für den Fall der Scheidung), dann iſt zu ermitteln, ob die andern 
nicht ſittenwidrigen Abreden von der Nichtigkeit trotzdem mitergriffen werden (RG Warn 1918 
Nr 172). Es handelt ſich in allen derartigen Fällen um Ausmittlung des mutmaßlichen Willens 
unter Berückſichtigung der obwaltenden Umſtände (RG 79, 304; 86, 324). Teilweiſe Nichtigkeit 
eines Geſellſchaftsvertrags |. Rh Seuff2 80 Nr 185. Über eine entſprechende Anwendung des 
„ d 139 ausgeſprochenen Grundſatzes bei teilweiſe unwirkſamen Verwaltungsakten ſ. RG 133, 
206. — Die Beweislaſt für das Vorhandenſein des Ausnahmefalls des $ 139 liegt dem Teile ob, 
der den Ausnahmefall geltend machen, aljo behaupten will, das Rechtsgeſchäft wäre auch ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen worden (RG 61, 286; 141, 104). Es iſt ein poſitiver Beweis zu 
erbringen (RG 74, 332). 

Ein ſcheinbarer Ausnahmefall kann ſich ergeben aus dem Verhältniſſe zwiſchen dem 
Grundgeſchäfte und anderſeits dem abſtrakten Bollzugsgeſchäfte (8 125 A 1c). An ſich gehören 
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das ſchuldrechtliche Geſchäft und das dingliche Vollzugsgeſchäft verſchiedenen Rechtsgebieten an, 
und demgemäß beſteht zwiſchen beiden, auch wenn ſie in dem nämlichen Vertrage verlautbart 
Ind, nicht ſchlechthin ein Abhängigkeitsverhältnis, fo daß das nicht zwiſchen den beiden beteiligten 
Parteien allein, ſondern dinglich wirkende Vollzugsgeſchäft auch trotz der etwaigen Nichtigkeit 
des Grundgeſchäfts ſeinen Rechtsbeſtand behalten kann. So iſt die Auflaſſung eines Grundſtücks 
nicht ſchon deshalb nichtig, weil ſie in der gleichen Urkunde erklärt worden iſt, die die Beurkundung 
des nichtigen Kaufvertrags enthält; ſo auch die neuere Rechtſprechung in RG 103, 300; 104 
S. 102, 296; RG Warn 1923/24 Nr 99, 100 (. auch oben A1 Abſ 6). Möglich ift aber auch, 
daß die Parteien die Abhängigkeit des Vollzugsgeſchäfts vom Grundgeſchäft gewollt haben, und 
liegt das erweislich vor, dann hat die Nichtigkeit des letzteren Geſchäfts auch die des Leiſtungs⸗ 
geſchäfts zur Folge (MG 54, 340; 57, 96; 78, 44). Grundſätzlich wird es überhaupt mehr im 
Sinne der Parteien liegen, das Vollzugsgeſchäft als von dem Grundgeſchäft abhängig anzuſehen. 
So würde beiſpielsweiſe, falls in einem Grundſtücksveräußerungsvertrage zur Berichtigung des 
Kaufgeldes auf den Verkäufer eine Hypothet übertragen und dieſe Übertragung im Vertrage 
beurkundet worden, der Kaufvertrag alsdann aber mit Erfolg angefochten wäre, es kaum den 
Abſichten der Beteiligten entſprechen, daß derjenige Teil des Vertrags, der die Übertragung der 
Hypothek zum Gegenſtande hat, dennoch wirkſam bleiben und der Käufer daher nur berechtigt 
lein ſollte, die Rückübertragung wegen grundloſer Bereicherung des Verkäufers zu verlangen. 
in derartig unliebſames Ergebnis iſt abzulehnen und iſt auch abgelehnt worden mit der An⸗ 
nahme, daß die Anfechtung des Grundgeſchäfts (Kauf) zugleich die im Vertrage erklärte Zeſſion 
eimer Forderung auf die Preisforderung mit vernichtet (vgl. RG 70, 89; Warn 1912 Nr 360, wo 
angenommen iſt, daß die zur Berichtigung des Kaufpreiſes erfolgte Übertragung einer Hypothek 
einen Dritten [$ 328] von der durch Anfechtung herbeigeführten Nichtigkeit des Kaufvertrags 
um deswillen mitergriffen wird, weil die Verpflichtung zur Übertragung der Hypothek ein weſent⸗ 
licher Teil des Vertrags geweſen und zweifellos von dem Beſtehen des Kaufvertrags abhängig 
gemacht worden ſei). In RG 58, 368 iſt angenommen worden, daß die Nichtigkeit eines Kauf⸗ 
bertrags aus $ 138 zugleich die Nichtigkeit der im Vertrage enthaltenen Schuldübernahme (alſo 
ebenfalls eines abſtrakten Rechtsgeſchäfts) nach ſich zieht, und in RG 87, 71 wird ausgeführt, 
daß das in einem Kaufvertrage mitenthaltene, der Zeſſion zugrunde liegende obligatoriſche 
Wrundgeſchäft als Beſtandteil des Kaufvertrags von allen Mängeln des Kaufgeſchäfts mitergriffen 
rd. (In Rz 23. 11. 21 V 209/21 ift freilich das Gegenteil angenommen.) — Ob die in einem 
lchtigen Grundſtücksveräußerungsvertrage miterteilte Auflaſſung oder Auf- 
— ſungsbvollmacht von der Nichtigkeit mitergriffen wird, darüber ſ. oben und A1 Abſ 6, ſowie 
115 A2, 3. Die Auflaſſung bleibt unfraglich gültig, wenn die Parteien die Auflaſſung im Be⸗ 
ußtſein der heilbaren Nichtigkeit des Vertrags vorgenommen haben, um durch ſie die Heilung 
5 erwirken; iſt die Nichtigkeit eine unbedingte und unheilbare ($ 138), dann wird auch die Auf⸗ 
lung als das Erfüllungsgeſchäft von der Nichtigkeit regelmäßig mit ergriffen (Ne 78, 44). — 
berfeitg läßt die teilweiſe Nichtigkeit des dinglichen Vollzugsgeſchäfts —im gegebe⸗ 
wei Falle richtiger: die teilweiſe Nichtentſtehung des Vollzugsgeſchäfts — oben A! (beispiels- 
5 der Auflaſſung, weil etwa mehr aufgelaſſen worden, als nach dem beiderſeitigen Willen 
14 lle daſſen werden ſollte) das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft unberührt (RG 78,375; RG Warn 
m Nr 40). Vgl. auch RE 79, 185. Sind lediglich mehrere abſtrakte Rechtsgeſchäfte zu⸗ 
er vorgenommen, etwa in einer Urkunde mehrere Hypothekeneintragungen bewilligt 
f. aber, dann wird die Nichtigkeit der einen Hypothek nicht zugleich die der andern zur Folge haben, 
Hyp nicht die Einigung der Beteiligten nur unter der Bedingung der Rechtsbeſtändigkeit aller 
Vpotheken erzielt worden iſt. — Beſtellen die mehreren Miteigentümer eines Grundſtücks zu ⸗ 
e eine Hypothek auf dem ganzen Grundſtücke, und betrifft der gegebene Nichtigkeitsgrund 
= das von einem der mehreren Miteigentümer abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft, dann kommt die 
Nuothet auf den Miteigentumsanteilen der andern Miteigentümer zur Entſtehung, falls der 
eis naßmefall des § 139 erweislich vorliegt. Denn die Hypotheken belaften jeden einzelnen Mit- 
gentumsanteil ſelbſtändig (RG JW 1910, 47312). Beſteht nur teilweiſe Nichtigkeit eines aus 
aa ezen Rechtsgeſchäften zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts, dann iſt die Rückforderung der 
Alweiſen Leiſtung nicht ausgeſchloſſen (RG 78, 41). 


8 100 
8 
9% Entſpricht ein nichtiges Nechtsgeſchäft den Erforderniſſen eines anderen 
3 echtsgeſchäfts, ſo gilt das letztere, wenn anzunehmen iſt, daß deſſen Geltung 
ei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt fein würde ie). 
E111; M 1.218; P 1 126 ff. 5 ; 
die v. Amgeſtaltung (Umdeutung) des Rechtsgeſchäfts (Konverſion). Ein Rechtsgeſchäft, das 
mit ihm bezwecken Rechtsfolgen wegen Nichtigkeit nicht zu erzeugen vermag, kann denkbar 
noch die Beftandteile zu einem Rechtsgeſchäfte von anderer Natur in ſich ſchließen, das ſeinerſeits, 
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zur Entſtehung gelangt, und von dem gegebenen Nichtigkeitsgrunde nicht mitbetroffen, dazu 
ausreichen würde, wenigſtens in wirtſchaftlicher Hinſicht gleichartige Wirkungen zu begründen 
wie das beabſichtigte nichtige Geſchäft. Unter ſolchen Umſtänden will das Geſetz wiederum ſeinen 
Grundſatz (vgl. $ 155 A 1; § 139 A 2), daß einmal vorgenommene Rechtsgeſchäfte nach Möglich⸗ 
keit auftechtzuerhalten find, durchgreifen laſſen, und das Mittel, das ihm dazu dienlich ſcheint, 
findet es hier in dem Rechtsbehelfe der Umgeſtaltung (Konverſion), indem es vorſieht, daß 
gegebenenfalls das andere (nicht beabfichtigte) Rechtsgeſchäft an die Stelle des beabſichtigten 
nichtigen zu ſetzen iſt, nämlich das andere Geſchäft, durch welches der gewollte wirtſchaftliche 
Erfolg, ſei es ganz, ſei es auch nur zum Teil, erreicht wird (RG 48, 250; 110, 391; 137, 176; 
Warn 1928 Nr 8; Gruch 61, 466; RG 23. 2. 26 Il 452/25). Dabei iſt nicht nötig, daß die Be⸗ 
tetligten die etwaige Geltung des andern Rechtsgeſchäfts ſchon als möglich ins Auge gefaßt haben; 
es genügt inſoweit, wenn anzunehmen iſt, daß ſie als vernünftig denkende Leute bei 
Kenntnis der Nichtigkeit des vorgenommenen Rechtsgeſchäfts das andere Ger 
ſchäft gewollt haben würden (R 103, 388; 121, 85). Immer aber iſt erforderlich, daß die 
Willenserklärungen, die zur Hervorbringung der von den Beteiligten in erſter Linie gewollten 
Rechtsfolgen nicht geeignet ſind, zugleich die Beſtandteile des andern Rechtsgeſchäfts 
in ſich ſchließenz es geht nicht an, an Stelle des nichtigen Rechtsgeſchäfts ein anderes nur 
deshalb zu ſetzen, weil es die Beteiligten bei Kenntnis der Nichtigkeit des erſteren vermutlich ab⸗ 
geſchloſſen haben würden (RG SeuffA 80 Nr 110; RG Warn 1928 Nr 120; RAG 7, 31; ſ. auch 
RG 121, 99; 125, 209). Ausgeſchloſſen iſt daher die Umwandlung eines nichtigen Blankoindoſſa 
ments in eine beſtärkende Schuldübernahme (RG 130, 82) oder eines wegen Formmangels un 
gültigen Wechſelakzepts in ein Schuldverſprechen, Schuldanerkenntnis oder eine ſonſtige Ver⸗ 
pflichtungserklärung (RG 136, 207; RGS JW 1930, 13761). Ausgeſchloſſen iſt es auch, eine fornt- 
bedürftige unwiderrufliche Vollmacht (vgl. $ 167 A 2, § 313 A J) bei Nichteinhaltung der Form 
als formfreie widerrufliche Vollmacht aufrechtzuerhalten (RG Gruch 68, 538). Auf die Art 
des Nichtigkeitsgrundes (§ 125 A 1) ſowie darauf, ob der Grund das gegebene Rechtsgeſchäft 
durchweg, oder aber, ob er nur einen feiner mehreren Beſtandteile berührt (Formmangel; vgl. 
5130 A 1) ſoll es im übrigen nicht ankommen. Zuläffig iſt auch die Umdeutung eines nichtigen 
Rechtsgeſchafts in ein heilbar nichtiges, wie etwa in einen dem Formerfordernis des $ 313 unter⸗ 
ſtehenden, aber nicht genügenden Vertrag (RG 129, 122). — Die Anwendbarkeit des 5 140 
beſchränkt fi) auf die Falle, in denen ein Rechtsgeſchäft den von der Rechtsordnung aufgeſtellten 
objektiven Erforbernifjen nicht entſpricht; fie ift dagegen nicht zuläffig, wo ein Rechtsgeſchäft um 
deswillen nichtig iſt, weil es von einem Nichtbe rechtigten vorgenommen wurde (RG 124, 28; 
ME Warn 08 Nr 441). Anderſeits verlangt der $ 140 wirkliche Nichtigkeit, jo daß alle Fälle von 
— ausgeſchloſſen bleiben, wo es ſich um eine bloße behebbare Unwirkſamleit handelt (RG 79, 308). 
ie Anwendbarkeit iſt auch dahin einzuschränken, daß nicht im Wege der Umgeſtaltung einer 
Willenserklärung die Begründung eines Rechtes oder eines Rechtes für eine andere Perſon 
herbeigeführt wird (RG 70, 358, wonach nicht eine Eigentümergrundſchuld gemäß § 140 als 
entſtanden gelten kann, wenn der Eigentümer zur Täuſchung ſeiner Glaubiger für ſeine Kinder 
eine Hypothek ohne Einigung mit ihnen beſtellt hat; ferner RG HRR 1933 Nr 989). Ob der 
a. a. 0 ausgeſprochene Grundſatz unbedingt zu billigen iſt, kann fraglich ſein, namentlich nach 
der Richtung, ob nicht unter Umſtänden die Entſtehung eines andern Rechtes als gewollt unter 
ſtellt werden kann. Die Regel des $ 140 darf auch nicht dazu führen, die Nichtigkeit eines Vertrags 
derart zu beſeitigen, daß ihm ein nur beſchränkter Inhalt gegeben, beiſpielsweiſe alſo die verab⸗ 
redete übermäßige Dauer eines Knebelungsvertrags auf ein geringeres Maß herabgeſetzt wird 
(RG 76, 78). Der Rechtsgedanke der Umdeutung kann auch im öffentlichen Recht Anwendung 
finden, die Verſetzung eines Kündigungsbeamten in den Ruheſtand, ausgeſprochen in der Annahme, 
daß ſeine Dienſtunfähigkeit auf einen Dienftunfall zurückzuführen ſei, kann aber nicht als Kündigung 
aufgefaßt werden, wenn ſich die Annahme nachträglich als irrig erweiſt (RG HRR 1931 Nr 858). 
— Bei Vorhandenſein der erforderlichen Vorausſetzungen iſt die Regel des § 140 derart zwingend, 
daß ihre Anwendung zutreffendenfalls auch gegen den Willen der einen Partei erfolgen muß. 
Denn der Ausdruck „gilt“ (= „hat Geltung“) enthält hier ein unbedingtes Gebot. Ob der Ge⸗ 
ſchäftsurheber oder bei einem Vertrage beide Teile das andere Geſchäft bereits in Erwägung 
gezogen hatten, iſt unerheblich (jo daß die Sache in dieſer Hinſicht grundſätzlich gerade weſentlich 
anders liegt als im Falle des verdeckten Geſchäfts gemäß $ 117 Abſ 2). Die Entſcheidung hängt 
hier vielmehr vom richterlichen Ermeſſen ab. Dieſes wird vor allem den wirtſchaftlichen Erfolg 
zu berückſichtigen haben, dem das beabſichtigte Rechtsgeſchäft hat dienen ſollen (Prot 1, 127), und 
ſchließlich wird alſo zu erwägen fein, ob die Parteien ehemals etwa auch die andere Geſchäftsform 
zur Erreichung ihres Zweckes gewählt haben würden. Dieſes andere Geſchäft bedarf im gegebenen 
Falle der beſondern Feſtſtellung (R 30. 5. 06 1 567/05). Dem Richter die Unterlagen für ſeine 
Seftfteilung zu verſchaffen, ift Sache der Partei, die das Geſchäft in einer andern Form aufrecht ⸗ 
erhalten wiſſen will. 1 
2. Praktiſch wichtige Anwendungsfälle find: die Aufrechterhaltung eines formungültigen 
Wechſels als Schuldſchein (Seuffü 80 Nr 22: Schuldverſprechen im Sinne des § 780) oder gemäß. 


Willenserklärung 89 140, 141 235 


$ 363 HG als kaufmänniſcher Verpflichtungsſchein (RG 48, 223); Annahme eines rechtsgeſchäft⸗ 
lichen, zwiſchen den Parteien nur perſönlich wirkenden Zurückbehaltungsrechts, falls ein Pfand⸗ 
geſchäft beabſichtigt war, ein ſolches aber nicht zuſtande kommen konnte, weil der Pfandvertrag 
als ſolcher nichtig geweſen ift (RG 66, 24; 68, 386); weiter: die Umwandlung eines einzutragenden 
dinglichen Vorkaufsrechts mit feſtem Preiſe in ein durch die Beſtellung einer Auflaſſungsvor⸗ 
merkung zu ſicherndes ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht (RG 104, 122); Behandlung eines ungültigen, 
einſeitigen Erbvertrags (§ 2275 A 1) als Teſtament; die Aufrechterhaltung eines formungültigen 
Rechtsgeſchäfts unter Lebenden (nur ſchriftliches Schenkungsverſprechen) als eigenhändiges 
Teſtament (RG JW 1910, 4672); eines mangels Beobachtung der Formvorſchriften in 88 2276, 
2233 ungültigen notariellen Erbbertrags zwiſchen Vater und Kindern als Vertrag unter künftigen 
geſetzlichen Erben über ihren Erbteil gemäß § 312 Abſ 2 (RG 12. 5. 27 1V 82/27); eines 
mangels Wahrung der geſetzlichen Form ($ 2371) nichtigen Erbſchaftskaufs als Erbaus⸗ 
einanderſetzung gemäß § 2042 (RG 129, 122); des nichtigen Verkaufs eines Erbteils 
($ 2371) als Abtretung der ſich bei der Auseinanderſetzung für den Erben ergebenden An⸗ 
sprüche (RG 137, 171); die ungültige Abtretung eines Nießbrauchsrechts als bloße Überlaſſung 
ſeiner Ausübung (RG JW 1910, 8015); die Aufrechterhaltung eines formungültigen Vermögens⸗ 
übertragungsvertrags als Verpflichtung zur Übertragung einzelner Gegenſtände (RG 76, 13; 
82, 277); einer formungültigen Bürgſchaft als Schuldübernahme (RG 65, 27; vgl. anderſeits 

6 78, 39); einer ungültigen Prokura als Handlungsvollmacht; der Fall eines nichtigen Indoſſa⸗ 
ments als Eigentumsübertragung durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs (RG SeuffA 67 
Nr 83, der indoſſierte Lagerſchein rührte nicht von einem privilegierten Lagerhalter her); die 
Übertragung zum Nießbrauche als Übertragung zum Gebrauche (RG Warn 1910 Nr 317); die 
Aufrechterhaltung einer ohne die vereinbarte Kursgarantieklauſel eingetragenen Hypothek als 
Hypothek ohne dieſe Klauſel (RG 108, 146); einer ins Grundbuch eingetragenen Abtretung 
einer vermeintlich zur Eigentümergrundſchuld gewordenen nichtigen Hypothek als Beſtellung 
einer Grundſchuld (RG LZ 1931, 839); eines wegen Formmangels nichtigen Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrags als Vertrag über die Beſtellung eines lebenslänglichen Nießbrauchs (RG, 
110, 391); des unzuläſſigen Vorbehalts des Eigentums an einem Keller des verkauften Grund⸗ 
ſtücks als Ausbedingung eines Erbbaurechts am Keller (RG SeuffA 79 Nr 31); von wegen inhalt-⸗ 
licher Unzuläſſigkeit nichtigen Verträgen über die Beſtellung von Erbbaurechten als Pachtverträge 
MG Seuffa 80 Nr 135). Umdeutung der vereinbarten Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts 
zu einem beſtimmten Preiſe in die Vereinbarung der Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung 
des Rechts auf Auflaſſung (RG SeuffA 77 Nr 142); des an ſich nichtigen Kaufs der eigenen Sache 
uls Kauf des Beſitzes oder Rückgängigmachung eines früheren Kaufvertrages (RG JW 1924, 
13600); einer unzuläſſigen Blankoabtretung von Hypotheken in Beſtellung eines Pfand- oder 
Zurückbehaltungsrechts (MG JW 1928, 17430); eines als Erbpachtvertrag unzuläſſigen Vertrages 
m einen Pachtvertrag (RG Warn 1928 Nr 120); der teſtamentariſchen Anordnung der (nun 
geſetzlich verbotenen) Errichtung eines Familienfideikommiſſes als Anordnung einer Nacherbſchaft 
oder eines Nachvermächtniſſes (RG 13. 5. 31 IV 398/30). Un vereinbar iſt aber mit § 2265 
die Aufrechterhaltung von letztwilligen Verfügungen, die von andern als Ehegatten 
im einem gemeinſchaftlichen Teſtamente errichtet worden find, als Einzelteſtamente (RG 87, 33); 
unzuläſſig iſt auch die Ungeſtaltung einer Verpfändung in eine Abtretung (RG 79, 308); 
die Umwandlung einer Gewerkſchaft in einen nichtrechtsfähigen Verein (RG Gruch 61, 463); 
die Umdeutung einer Rücktrittserklärung gemäß § 326 in eine Anfechtung wegen Irrtums nach 
119 (RG 105, 206). Über die Umdeutung der (rechtsunwirkſamen) Umwandlung einer Dar- 
lehnshypothek in eine Leibrentenſchuld als Vereinbarung dahin, daß die Hypothek beſtehen bleiben, 
der Grundſtückseigentümer aber gehalten ſein ſoll, an Zahlungs Statt in Form einer Rente zu 
leiſten, ſ. RG RR 1928 Nr 207. 


8 14¹ 


Wird ein nichtiges Nechtsgeſchäft von demjenigen, welcher es vorgenommen 
beſtätigt !), fo iſt die Beſtätigung als erneute Vornahme zu beurteilen 2). 
Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien beſtätigt, ſo ſind dieſe im 
Zweifel verpflichtet, einander zu gewähren, was ſie haben würden, wenn der 
Vertrag von Anfang an gültig geweſen wäre ). 

EI 110 II 110; M 1 217 ff.; P 1 128. 

1. Beſtätigung iſt nach dem Sprachgebrauche des BGB dasjenige Rechtsgeſchäft, durch welches 
der Erklärende entweder einem von ihm in eigener Perſon vorgenommenen und bereits nichtig 
Prtwordenen Rechtsgeſchäfte nach $ 141 Rechtsgültigkeit, oder einem vorerſt nur anfechtbaren 

echtsgeſchäfte gemäß § 144 Rechtsbeſtändigkeit verleihen will. Sie ſetzt mithin Kenntnis, oder 
wenigſtens die Möglichkeit einer ſolchen (RG 29. 1. 21 V 322/20; RG SeuffA 79 Nr 102), von 
der Nichtigkeit ſowie den Beſtätigungswillen voraus (RG 68, 398; 69, 412; 93, 228; 104, 54; 138, 52; 
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Warn 1913 Nr 43; 1923/24 Nr 163; 1925 Nr 20; JW 1912, 6812; Seuffa 77 Nr 57; 79 Nr 102). 
Auch die Beſtätigung nur eines beſtimmten Teiles des Geſchäfts iſt möglich (RG Warn 
1913 Nr 43). Von der Beſtätigung zu unterſcheiden iſt die formgerechte Ergänzung eines unvoll⸗ 
ſtändig beurkundeten Vertrages (RG JW 1929, 575%). — Über den Begriff Genehmigung, 
der nur in Richtung auf Geſchäfte Dritter oder in Hinſicht auf die vom auftragsloſen Stellvertreter 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte verwendet wird, vgl. die $$ 184, 185, 177, 179, 684. — An⸗ 
wendung des dem § 141 zugrunde liegenden Rechtsgedankens auf die nach dem 14. 2. 24 erfolgte 
Deftätigung eines in der Rückwirkungszeit abgeſchloſſenen Aufwertungsvergleichs |. RS JW 
1929, 7313. 

2. Nach dem Standpunkte des Geſetzes iſt Nichtigkeit, von welchem Falle der § 141 allein 
handelt, grundſätzlich unheilbar (vgl. $ 125 A 1a). Demgemäß iſt es hier nicht die Aufgabe der 
Beſtätigung, die vorhandene Nichtigkeit zu heilen; vielmehr faßt das Geſetz die Beſtätigung als 
eine, ſei es ausdrückliche, ſei es ſtillſchweigende, ſchlüſſige erneute Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
auf und ſo als eine Art und Weiſe der Beſeitigung des Nichtigkeitsgrundes (RG 61, 265; 64, 149; 
JW 09, 110). Daher verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Beſtätigung nur dann Erfolg haben kann, 
wenn ſie allen Anforderungen eines Rechtsgeſchäfts der entſprechenden Art entſpricht (RG 61, 
266), aljo insbeſondere auch hinſichtlich des Formerforderniſſes (RG 68, 41; 76, 84; 55, 40; Warn 
08 Nr 121; Gruch 71, 387), und daher bedarf es bei der Beſtätigung eines formwidrigen Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrags ſelbſt dann der Form des $ 313, wenn die Auflaſſung und Eintragung 
bereits erfolgt, dieſe beiden Rechtsgeſchäfte aber, weil durch einen auftragsloſen Vertreter vor⸗ 
genommen, bislang ebenfalls rechtsunwirkſam waren und daher den Formmangel nicht heilen 
dbonnten, und zwar beſteht das Formerfordernis auch dann, wenn die Beſtätigung mittels eines 
Vergleichs erfolgen ſoll (RG 94, 151; vgl. dazu auch § 313 A 2 Abſ 3). In der auf Grund eines 
formungültigen Grundſtückskaufvertrags vor dem Notar erklärten und angenommenen Auf⸗ 
laſſung iſt auch bei Bezugnahme auf den Vertrag keine wirkſame Beſtätigung zu finden (RG 
JW 1925, 22300. Im Falle des Formerforderniſſes reichen alſo bloß ſchlüſſige Handlungen als 
Beſtätigung niemals aus (RG JW 03 Beil 42; 8. 4. 07 IV 424/06); während bei formloſen 
Rechtsgeſchaften das Gegenteil der Fall fein kann (NG Warn 1921 Nr 60; JW 03 Beil 42). Handelt 
es ſich um einen Verkrag, ſo muß in der nachträglichen Beſtätigung insbeſondere auch die 
Willensüboreinſtimmung über alle weſentlichen Punkte zum Ausdrucke gelangt fein (Rch 61, 266; 
104, 54; RG Gruch 71, 387), und es müſſen die Beteiligten jedenfalls in Kenntnis der Nichtigkeit 
des Vertrags gehandelt haben; ſ. oben. Sind ferner beim Vertragsabſchluſſe mehrere be⸗ 
teiligt geweſen, dann müſſen alle Beteiligten auch bei dem Beſtätigungsgeſchäfte mitwirken 
(R6 52, 164). Der Beftätigung darf auch nicht, falls die Nichtigkeit im Inhalte des Geſchäfts 
ihren Grund hatte, der betreffende Mangel wiederum anhaften. Insbeſondere kann ein unſittliches 
Nechtögefchäft durch Beſtätigung niemals zu einem ſittlichen werden (R 64, 149; Warn 1922, 64; 
Gruch 53, 683). Deswegen wird auch ein zur Erleichterung der Eheſcheidung abgeſchloſſener 
nichtiger Vertrag nicht durch die fortdauernd geleiſteten Zahlungen wirkſam (NG Lz 1922, 158%). 
So wäre auch die Beſtätigung des Abkommens zwiſchen einer G. m. b. H. und einem Geſellſchafter, 
daß dieſer unter gewiſſen Vorausſetzungen ſeine Stammeinlage zurückfordern dürfe, als gegen 
N 30 Abſ 1 GmbHG verftoßend, ebenfalls nichtig (RG 5. 5. 06 J 611/05). Desgleichen die Be⸗ 
tätigung eines Vertrags, in dem ein Miterbe feinen vermeintlichen Erbanſpruch an einem Beſtand⸗ 
teiſe des Nachlaſſes verkauft, weil bei einem ſolchen Geſchäfte überhaupt ein zuläſſiger Gegenſtand 
fehlt (89 1922 Ali 2, 2033 Abſ 1 Sag 1, Rc 61, 78). Die Beſtätigung eines w ucherlichen Rechts- 
Hache kann dann von nah ſein, wenn zur Zeit ihrer Vornahme die Vorausſetzungen des 

Zuchers nicht mehr beſtehen. Durch Aufhebung eines Verbotsgeſetzes wird das einmal ungültige 
Ge ſchaͤft grundſätzlich nicht nachträglich wirkſam; es kann nur im Sinne einer erneuten Vornahme 
beſtärigt werden, eine Beſtätigung iſt aber nicht aus Leiſtungen des Bürgen abzuleiten, der die 
Nichtigkeit des Hauptgeſchäftes nicht gekannt hat (RG 138, 52). Beſtätigung einer gegen die 
Verordnungen über Valutaſpekulationen verſtoßenden Mietzinsvereinbarung nach Aufhebung 
jener Verordnungen |. RG 125, 3. — Im Falle der Nichtigkeit eines beurkundeten Vertrags 
erfordert die erneute Vornahme nicht auch die wiederholte Beurkundung des vollen Vertrags- 
inhalts, vielmehr genügt die Bezugnahme auf die frühere Vertragsurkunde (ogl. § 126 A 2 und 
RG Gruch 71, 387). — Die Folge der Beſtätigung ift, daß das beabſichtigte Rechtsgeſchäft nunmehr 
wirkſam, wird“, und zwar auf der Grundlage des erneut vorgenommenen Geſchäfts (RG 68, 41! 
70, 84; RG HN 1928 Nr 1277). Demnach fallen bei einem Vertrage, falls das nichtige Geſchäft 
ſchon vor der Beſtätigung erfüllt worden war, mit dieſer nunmehr auch alle etwaigen Ausgleichungs⸗ 
anſprüche ($ 125) fort, wiewohl der Beſtatigung eine dingliche Rückvirkung nicht zukommt (A 3). 
3. Nach der Beſtimmung des Abſ 2 wird lediglich die obligatoriſche Verpflichtung der Parteien 
begründet, einander das zu gewähren, was ſie haben würden, wenn der Vertrag von Anfang 
a gültig geweſen wäre. Die Rückwirkung äußert ſich daher nur in ſchuldrechtlicher Art (Rh 
J 1911, 18779), dagegen findet eine Rückwirkung von dinglicher Kraft nicht ſtatt (RG 75, 115; 
RS Seuffdl 78 Nr 133). Wenn in RG 75, 115 gejagt iſt, daß die Hetung eines formloſen Kauf- 
berkrags durch Auflaſſung und Eigentumseintragung gemäß $ 313 Satz 2 der Beſtätigung eines 
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nichtigen Vertrags nach $ 141 Abſ 2 gleichzuſetzen fei, jo kann es ſich dabei nicht um eine unmittelbare 
Anwendung des $ 141 Abſ 2 handeln; nur der ihm zugrunde liegende ſchuldrechtliche Gedanke 
muß auch im Falle des § 313 Satz 2 zur Anwendung kommen (RG 115, 6). Auch nach außen hin 
tritt ſonach eine dingliche Wirkung nicht ein, ſo daß auch Verfügungen, die der eine Vertragsteil 
in der Zwiſchenzeit zugunſten Dritter vorgenommen hat, ungeachtet der nachträglichen Beſtätigung 
des nichtigen Vertrags in Kraft bleiben (RG 75, 116). (Anders bei der Genehmigung der Ver⸗ 
fügungen eines Nichtberechtigten; vgl. ö 185 A 1). Rückwirkende Kraft hat nur die Beſtätigung 
einer nach $ 1325 Abſ 1 nichtigen Ehe (§ 1325 Abſ 2). — Die ſchuldrechtliche Wirkung des Abſ 2 
tritt nur im Zweifel ein. Zur Entkräftung der geſetzlichen Vermutung bedarf es aber der Feſt⸗ 
ſtellung beſonderer Umſtände, die unzweideutig erkennen laſſen, daß die Vertragsparteien einen 
giervon abweichenden Willen gehabt haben (RG JW 1931, 22277). 
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Wird ein anfechtbares Nechtsgeſchäft angefochten, fo iſt es als von An- 
fang an nichtig anzuſehen ). 

Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte, wird, wenn die An⸗ 
fechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des Nechtsgeſchäfts 
gekannt hätte oder hätte kennen müſſen 2) 5). 

EI 112, 837 Abſ 2 Satz 2, 877 Satz 2 II 113; M 1 218 ff.; P 1 127, 164 ff.; 3 214. 

1. Die Anfechtung (über die Anfechtungsform vgl. $ 143) äußert ſich darin, daß der Anfech⸗ 
tungsberechtigte den ſeiner Willenserklärung, als einem Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts, anhaften- 
den Mangel (Irrtum $$ 119, 120, Betrug, Zwang $ 123) geltend macht (vgl. Vorbem 2 vor $ 116). 
Da nun jedwedem Rechtsgeſchäfte begrifflich notwendig eine Willenserklärung zugrunde 
hegt, fo iſt auch die Anfechtbarkeit eines jeden Rechtsgeſchäfts (auch die in einem gerichtlichen 
Vergleiche enthaltene Willenserklärung, RG Warn 08 Nr 594) denkbar, und ſomit ſowohl die des 
obligatoriſchen Geſchäfts wie die des abſtrakten Leiſtungsgeſchäfts (RG 69, 17), ſei es im Gebiete 

es Sachenrechts, ſei es in dem der Schuldverhältniſſe (vgl. Vorbem 5 vor § 104). Grundſätzlich 
kann es hinſichtlich der Anfechtbarkeit auch keinen Unterſchied machen, ob ein Rechtsgeſchäft durch 
eine poſitive Erklärung oder vermöge einer Unterlaſſung begründet worden iſt. Geltend gemacht 
werden kann die Anfechtung durch Klage ſowie durch Einrede. Dieſe ift zuzulaffen, auch wenn fie 
nur auf einer Vermutung beruht, falls fie tatſächlich genügend begründet wird (NG Warn 1911 
Nr 361). — Wo das Geje von Anfechtung mit Bezug auf Rechtsverhältniſſe Spricht 
Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes nach $$ 1593 ff. und des Erbſchaftserwerbs behufs Geltend- 
machung der Erbunwürdigkeit nach 88 2340 ff.), handelt es ſich nicht um Anfechtung einer Willens⸗ 
erklärung, ſondern um eine ſolche des Rechtsverhältniſſes überhaupt, und fie erfolgt hier auch 
lücht durch eine bloße formloſe Erklärung, ſondern im Wege der Klage; die Wirkung endlich tritt 

r erſt mit der Rechtskraft des Urteils ein. — Eine Sonderregelung hat die Anfechtung der 

m den 88 1330 ff. erfahren, ſodann die Anfechtung der Annahme oder Ausſchlagung einer 

bſchaft in den 89 1954 ff. — Über die Anwendbarkeit der Grundſätze von der Anfechtung bei 
brozeſſualen Rechtshandlungen vgl. Vorbem 8 vor $ 104. 

Seiner ſachlichen Bedeutung nach ſtellt ſich das Anfechtungsrecht als ein bereits vorhandenes 
aud daher auch vererbliches Vermögensrecht dar. Seiner ſelbſtändigen rechtsge ſchäftlichen 
Abertragbarkeit ſtellt ſich aber der Umſtand entgegen, daß es, weil an das zugrunde liegende 

ochtsverhältnis untrennbar geknüpft, der erforderlichen Selbſtändigkeit entbehrt und ſomit in 

Wirklichkeit nur eine dem Rechte ſelbſt innewohnende Befugnis darſtellt. Indeſſen, da auch derartige 
umelbitändige) bloße Befugniſſe wenigſtens der Ausübung nach übertragbar ſind, ſo iſt auch 
ſcrettig) ‚eine Übertragbarkeit des Anfechtungsrechts der bloßen Ausübung nach im Sinne einer 

mächtigung möglich (RG 73, 307). Vgl. auch 88 399 A 4 ſowie 401 A 1. . 

Die Wirkung der Anfechtung ift die, daß das an ſich rechtswirkſam entſtandene Geſchäft (auch 
em gerichtlicher Vergleich, RH Warn 08 Nr 594) ohne die Annahme der Anfechtung oder eine 
ſonſtige Mitwirkung des Gegners ohne weiteres und endgültig nichtig wird und daß nicht etwa 
wie beim Rücktritte oder bei der Wandlung vorerſt nur ein Anſpruch auf Wiederherſtellung des 
ſrüheren Zuſtandes entftünde (RG 66, 389). Die Vernichtung des Rechtsgeſchäfts äußert ſich 
um übrigen auch derart, als wäre es von Anfang an nichtig geweſen (RG 62, 186; 69, 17), und 
mit der weiteren Folge, daß das Geſchäft materiell für und gegen jedermann des rechtlichen Be⸗ 

andes entbehrt (RG 69, 17), und es auch nicht anders als durch die erneute Vornahme gemäß 
9 141 Abſ 1 (gegebenenfalls alſo unter Mitwirkung der ſämtlichen Beteiligten) wiederhergeſtellt 
werden kann (NG 74, 1; RO FW 1924, 4042; RG Warn 1923/24 Nr 162), und daß endlich auch 
die Beteiligten ſelbſt nicht in der Lage ſind, die einmal wirkſam, d. h. aus zutreffenden Gründen 
arklärte Anfechtung als eine unberechtigte oder wirkungsloſe behandeln zu können (RG Warn 1912 
Ar 149), oder ſie durch Widerruf oder durch gegenſeitige Einigung zu beſeitigen (RG Warn 1912 
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Nr 149: 1913 Nr 190: SeuffA 68 Nr 4). Es iſt das alles ein notwendiges Ergebnis der Nichtigkeits⸗ 
wirkung. Zu beachten iſt daher auch, daß, wenn die Anfechtung und die Wandlung zugleich erklärt 
find, ſtets zunächſt die erſtere zu berüdfichtigen tft, da im Falle ihrer Wirkſamkeit für die Wandlung 
kein Raum mehr beſteht (RG 74, 3; Warn 1913 Nr 190). Vgl. $ 125 A 1. (Über die Aufrecht⸗ 
erhaltung eines anfechtbaren aber noch nicht angefochtenen Rechtsgeſchäfts durch einſeitige 
Beſtätigung vgl. $ 144 A 1.) Der Richter muß ſonach die in einem Prozeſſe von der einen oder 
der andern Partei aufgeſtellte Behauptung, daß die Anfechtung erfolgt ſei, unbedingt berück⸗ 
ſichtigen, ſolange dieſe Behauptung beſtehen bleibt, und ſie wird alſo erſt dann unbeachtlich 
(nach dem Verhandlungsgrundſatze), wenn die behauptende Partei ihre Behaup⸗ 
tung hat fallen laſſen und auch der Gegner ſie nicht daran feſtgehalten hat 
(RG HRR 1932 Nr 1195; RG Bay 1922, 259). Zu beachten iſt weiter, daß die dingliche Außen⸗ 
wirkung der Anfechtung nur die materielle Seite des Verhältniſſes trifft, daß dagegen 
nicht auch das zwiſchen den Parteien ergehende, die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts feſtſtellende 
Urteil auch Dritten gegenüber Rechtskraft macht (RG 80, 322; JW 1912, 7881). 

Materiell kann die Vernichtung eines Vertrags auch Dritten gegenüber ſich äußern; 
ſo verliert der Mäkler die Gebührenforderung, wenn das durch ihn vermittelte Rechtsgeſchäft 
wirkſam angefochten iſt (RG 76, 355), und der Dritte, zu deſſen Gunſten der Vertrag abgeſchloſſen 
iſt ($ 328), büßt durch die dem Vertragsgegner (Promittenten) gegenüber erfolgte Anfechtung 
feinen ihm zugewachſenen Anſpruch ein (vgl. $ 334 Anm 1). Die wirkſam erfolgte Anfechtung 
wirkt endlich grundſätzlich auch zugunſten des Zeſſionars desjenigen, welcher die ihm übertragene 
Forderung weiter übertragen hat (vgl. Anm 2). — Von einem anfechtbaren Rechtsgeſchäfte 
kann den zuvor erörterten Grundſätzen entſprechend überhaupt nur dann die Rede ſein, wenn 
es jemals gültig zur Entſtehung gelangt war, während umgekehrt Vorausſetzung des nichtigen 
Geſchäfts iſt, daß die Nichtigkeit von Anfang an beſtand (RG 49, 422). 

Solange die Anfechtung noch nicht erklärt ift, äußert die Anfechtbarkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts im allgemeinen noch keine Wirkung, und die Anfechtung ſelbſt ſteht auch nur dem am 
Rechtsgeſchäfte ſelbſt Beteiligten zu. Ausnahmsweiſe hat aber der Bürge ohne Rückſicht auf die 
erfolgte Anfechtung die verzögerliche Einrede aus $ 770, und der Eigentümer ſowie der Ve⸗ 
6 117101 die gleiche Einrede aus dem Anfechtungsrechte des perſönlichen Schuldnerrs 
($$ 1137, 121). 

Grundſatz der Rüdwirkung. Die Rückwirkung der Anfechtung äußert ſich (anders als bei 
der Wandlung und beim Rücktritte) dinglich (RG 66, 389) und führt daher zu folgenden Ergeb- 
niſſen: a) Beim dinglichen Rechtsgeſchäfte — ſei es, daß es allein für ſich, ſei es, daß es 
zugleich mit dem Grundgeſchäfte angefochten iſt ($ 125 A 10; RG 70, 55; 66, 389) — wird der 
Rechtserwerb des Anfechtungsgegners ($ 143) derart vernichtet, als wäre er niemals wirkſam 
entſtanden, und zugunſten des Veräußerers anderſeits iſt die Sache ſo anzuſehen, als hätte er 
das auf feinen Gegner übertragene Recht niemals eingebüßt (vgl. RG 69, 16). Er würde mithin 
im Falle der Eigentumsübertragung gemäß § 985 die Herausgabe verlangen, gegebenenfalls 
die Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 894 herbeiführen und in jedem Falle dinglich klagen 
können. b) Bei Schuldverhältniſſen: Bis zur Erfüllung ſteht jedem Teile der Einwand der 
Nichtigkeit zu; jeder Anſpruch wie jede Verpflichtung hat aufgehört. Nach der Erfüllung aber 
findet die Ausgleichung der Regel nach, wie angenommen wird, gemäß $$ 812ff. ſtatt (RG 68, 312), 
und zwar unter dem Geſichtspunkte, daß der Rechtsgrund, auf Grund deſſen die Leiſtung erfolgte 
und angenommen wurde, durch die Anfechtung des Grundgeſchäfts in Wegfall gebracht iſt ($ 812 
Abſ 1 Satz 2). — Die Eigentumsklage aus $ 985 iſt ausgeſchloſſen, wenn das dingliche Leiſtungs⸗ 
geſchäft, als von dem Grundgeſchäfte unabhängig, trotz deſſen Vernichtung beſtehengeblieben iſt. 
Wird dagegen auch das dingliche Rechtsgeſchäft nichtig, dann ſteht dem Anfechtenden gerade nur 
der dingliche Anſpruch zu. Vgl. des näheren $ 125 A 1b. Ob der Anfechtende im übrigen auch 
berechtigt iſt, Schadenserſatz zu verlangen, richtet ſich nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
(55 276, 823, 826). Jedenfalls aber darf er nicht das Erfüllungsintereſſe, ſondern nur das ſog. 
negative Vertragsintereſſe geltend machen (vgl. über dieſen Begriff $ 122 A 2), alſo nur Erfah 
desjenigen Schadens fordern, den er durch den Abſchluß des Vertrags erlitten hat (RG 59, 157; 
74, 3; RG SeuffA 77 Nr 55 zu $ 463). 

Der Ausgleichungsanſpruch gemäß $ 812, im beſondern im Lichte der bisherigen Recht; 
ſprechung. In erſter Linie kann jeder Teil ſeine Leiſtung in Natur zurückfordern (RG 94, 254; 
96 S. 156 u. 347; 29. 9. 20 V 155/20); iſt der Gegner zu dieſer Rückgabe nicht mehr imſtande, 
dann kann der Berechtigte von ihm den Betrag herausfordern, um den er bereichert worden iſt 
(85 812, 818, 819). Der Betrag der Bereicherung ergibt ſich jedoch nicht lediglich aus der Leiſtung, 
die der Verpflichtete empfangen hat, ſondern aus dem, was er auf Grund des Rechtsgeſchäfts im 
Sinne des $ 812 „erlangt“ hat, alſo aus dem Vergleiche zwiſchen der empfangenen Leiſtung und 
feiner Gegenleiſtung, alſo zwiſchen allen erlangten Vorteilen und den in urſächlichem Zuſammen 
hange ſtehenden Nachteilen, ſo daß die Höhe der Bereicherung ſich nur in dem Überſchuſſe aus⸗ 
ſpricht (RG 54, 141; 94, 254; Warn 1922 Nr 122; ZW 15, 9187). Kann der Berechtigte ſeinerſeits 


die empfangene Leiſtung nicht mehr in Natur zurückgeben, dann muß es ſich der Verpflichtete 
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gefallen laſſen, daß ihm nur der Wert feiner Leiſtung zugute gerechnet wird (RG 86, 344). — 
Zweifelhaft kann fein, ob es, ſofern es ſich um einen Anſpruch aus § 812 handelt, nicht ſchon zur 
Begründung der Klage und zur Vermeidung einer Zuvielforderung gehört, daß ſchon 
der Kläger, der die Bereicherung des Gegners herausverlangt, ſeine eigene Leiſtung darlegt und 
Ne zugunſten des Gegners in Anrechnung bringt, um fo den „Überſchuß“ nachzuweiſen, womit 
auch die weitere Frage zuſammenhängt, ob nicht der Richter die ihm (etwa auch nur aus dem 
Vortrage des Klägers ſelbſt) bekanntgewordene Leiſtung des Beklagten bei Prüfung des Klage⸗ 
anſpruchs ſchon deswegen ohne weiteres mit zu berückſichtigen hat (R& 29. 9. 20 V 155/20), oder 
ob er es erſt zu tun braucht, wenn der Beklagte feinen Anſpruch „irgendwie geltend macht“ (RG 
Warn 1918 Nr 181; JW 1919, 377%). Handelt es ſich um gleichartige Leiſtungen, namentlich um 
beiderjeitige Geldanſprüche, dann werden die beiden aufgeſtellten Fragen zuungunſten des Klägers 
zu bejahen ſein. Stehen dagegen ungleichartige Leiſtungen in Frage, fordert insbeſondere der 
Kläger ſeine Leiſtung in Natur zurück, dann wird er zu dieſer Forderung ſchlechthin berechtigt ſein 
(vgl. darüber RG 94 S. 254, 310; 54, 137, 29. 9. 20 V 155/20). Geht, wenn auch nur aus dem 
lage vorbringen des Verkäufers bereits hervor, daß er Gegenleiſtungen bereits empfangen hat, 
und hat er ſich in der Klage ſchon ſelbſt zur Erſtattung des Empfangenen bereit erklärt, dann darf 
der beklagte Käufer zur Herausgabe des Grundſtücks nur gegen Erſtattung ſeiner Leiſtungen 
verurteilt werden (RG 71 S. 399 u. 401; 29. 9. 20 V 155/20). Hat endlich die Partei den 1 
des rechtlichen Grundes bei Empfang der Leiſtung gekannt, dann haftet ſie gemäß § 819 fd, wie 
wenn der Herausgabeanſpruch rechtshängig geweſen wäre (NG Warn 1919 Nr 196; 1922 Nr 122). 
Vgl. dazu auch § 158 A 5. 
„So. würde ſich die Ausgleichung vom Standpunkte der Bereicherung aus geſtalten. Indes 
ſcheint es doch empfehlenswert, dieſen Standpunkt überhaupt zu verlaſſen. Denn, wollte man 
ihm wirklich ganz konſequent folgen, dann müßte das zu recht unliebſamen Ergebniſſen führen, 
weil nämlich der Kläger zur Vermeidung einer Zuvielforderung immer nur „den Überſchuß“ 
fordern dürfte, den der Beklagte im Sinne des $ 812 „erlangt“ hätte (RG 54, 141; 60, 284), 
und weil die vom Beklagten gegebenen Werte ſonach ſtets mit berückſichtigt werden müßten, 
auch ohne daß der Beklagte ſie geltend gemacht hätte. Sachgemäßer wäre dagegen eine Regelung, 
wonach dem Anfechtungskläger grundſätzlich das Recht zugeſtanden würde, ſchlechthin nur ſeine 
eigene Leiſtung zurüczufordern und es lediglich dem Beklagten zu überlaſſen, feine Leiſtung 
zur Geltung zu bringen. Denn entſprechender wäre es, eine Regelung in Gemäßheit des $ 346 
Saß 1 anſtatt nach $ 812 eintreten zu laſſen, da die Berührungspunkte mit dem Falle des $ 346 
gerade beſonders nahe liegen; hat doch die Anfechtung in gleichem Maße wie der Rücktritt das 
iel, das Schuldverhältnis durch einfeitige Erklärung von Anfang an rückgängig zu machen. 
‚eine Anfechtung hindert den Anfechtenden (beiſpielsweiſe den Käufer) rechtlich 
nicht, den empfangenen Gegenſtand weiter zu veräußern, und es ſtellt die Weiter⸗ 
be räußerung auch nicht eine unerlaubte oder ſonſt zum Schadenserſatze verpflichtende Handlung 
1 dem Anfechtungsgegner (Verkäufer) erwächſt aus der Weiterveräußerung vielmehr nur ein 
Anſpruch aus $ 818 Abſ 2, indem ſich der Betrag des Werterſatzes nach dem Zeitpunkte beſtimmt, 
Pi elchem der Anfechtende den weiterveräußerten Gegenſtand erlangt hat (RG 101, 391). — 
teſe Entſcheidung hätte ebenfalls anders ausfallen müſſen, wenn das Gericht 
Don bon den Grundſätzen der Bereicherung, ſondern, wie oben dargelegt, von denen des Rück⸗ 
rittsrechts ausgegangen wäre, und befriedigend ſcheint ihr Ergebnis ſchwerlich. Es ſcheint doch 
Kgebenenfalls der Geſichtspunkt zutreffender, daß der Käufer einer Sache, der den Vertrag an⸗ 
gefochten hat und ſonach weiß, daß er das Empfangene zurückzugeben hat, und der bei ſeiner 
h uſechtung auch auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes ausgegangen ift, ſich für ver⸗ 
pftic tet halten muß, ſich zur Zurückgewährung imſtande zu halten. Vgl. $ 347 A 1 . 
der ae Jrage, ob eine nur teilweiſe Anfechtung eines Vertrags mit der Folge möglich ift, daß 
oe Vertrag im übrigen beſtehenbleibt, muß grundſätzlich bejaht werden. Vorausſetzung iſt aber, 
aß Gegenſtand der Anfechtung ein Vertragsbeſtandteil iſt, der von den andern Vertragsverein⸗ 
rungen unabhängig für ſich beſtehen kann, und daß anzunehmen, die Parteien würden dieſe 
ereinbarungen auch ohne die anzufechtende oder angefochtene Abrede getroffen haben; maß⸗ 
gebend iſt hier $ 139 (RG 11. 2. 25 V 205/24). Sonſt greift der Grundſatz durch, daß alle Be⸗ 
ſunmungen eines Vertrags im Zweifel als ein einheitliches Ganzes angeſehen werden müſſen 
Ach 94, 140, und daß folgerichtig (wie beim Rücktritte; RG 67, 103) die an ſich zuläffige An ⸗ 
fechtung nur im ganzen möglich iſt (RG JW 1913, 18%), oder aber, daß die Anfechtung eines 
Teiles des Rechtsgeſchäfts das geſamte Geſchäft vernichtet (RG 67, 103). So kann ein über ein 
aus mehreren Grundſtücken beſtehendes Anweſen geſchloſſener einheitlicher Kaufvertrag wegen 
ums nur einheitlich, nicht unter Beſchränkung auf einzelne Grundſtücke angefochten werden 
dae HH 1929 Nr 2). Vgl. § 143 A 1, ferner § 139 A1 Abſ 5, insbeſondere auch darüber, 
Fr Han fedtung des Grundgeſchäfts zugleich ein in den Vertrag eingeſchloſſenes Vollzugs⸗ 
aft vernichtet). 
8 Der gutgläubige Erwerb Dritter. Dritte, zu deren Gunſten der Anfechtungsgegner über 
8 erworbene Recht in der Zeit bis zur Anfechtung weiter verfügt hat, leiten unter dieſen Um⸗ 
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ſtänden ihren Erwerb von jemand her, der zur Zeit der Verfügung zwar noch Berechtigter geweſen 
war, deſſen Recht jedoch nachträglich vernichtet worden und nunmehr „als von Anfang an“ 
nichtig anzuſehen iſt. Strenggenommen müßte ſonach auch der Rechtserwerb des Dritten und 
damit weiterfolgend derjenige aller ſeiner Rechtsnachfolger allemal als nichtig erachtet werden, 
nach dem Grundſatze nemo plus juris transferre potest quam ipse habet. Aber das Geſetz will 
auch hiet die Grundſätze vom Rechtserwerbe in gutem Glauben gelten laſſen. Nur kann ſich der 
gute Glaube des Dritten jetzt nicht auf die Berechtigung des Veräußerers richten, da deſſen Recht 
bis zur Anfechtung tatſächlich beſtanden hatte. Der gute Glaube des Dritten muß vielmehr die 
Anfechtbarkeit desjenigen Geſchäfts betreffen, auf Grund deſſen fein Rechtsurheber das ihm (dem 
Dritten) weiter übertragene Recht zuvor ſeinerſeits erworben hatte (ähnlich $ 135 Abs 2). Hat 
dagegen der Dritte auch nur die Anfechtbarkeit dieſes Rechtsgeſchäſts gekannt oder auch nur 
kennen müſſen ($ 122 A 4), dann iſt die Sache nach dem Geſetze jo anzuſehen, als wäre ihm die 
Nichtigkeit ſelbſt bekannt geweſen, oder doch nur aus einer ihm zuzurechnenden Fahrläſſigkeit 
(8122 Abſ 2) unbekannt geblieben, und der gutgläubige Erwerb iſt alsdann ausgeſchloſſen, dies 
alles ſelbſtverſtändlich nur unter der Vorausſetzung, daß demnächſt die Anfechtung auch wirkſam 
wirklich erfolgt. Der Abſ. 2 bedeutet daher eine Erweiterung der in Abf 1 vorgeſehenen dinglichen 
Wirkung der Nichtigkeit, nicht aber eine Einſchränkung (RG Warn 1911 Nr 360). Durch Abf 2 
wird übrigens nicht etwa beſtimmt, daß in den Fällen der Anfechtung eines Willensmangels 
dem guten Glauben des Dritten ſtets nicht nur das Kennen, ſondern auch das Kennenmüſſen 
der Anfechtbarkeit entgegenſtehe; vielmehr wird die Vorſchrift darüber, worauf es in dieſer Be⸗ 
ziehung ankommt, als anderweit gegeben vorausgeſetzt (RG SeuffA 79 Nr 199 zu 8892). — 
Im Falle mehrfacher Übertragung einer Forde rung können die überhaupt nur im Gebiete des 
Sachenrechts anwendbaren Grundſätze vom guten Glauben keine Anwendung finden. 8 404 
enthält gegenüber § 142 Abſ 2 eine Sonderregelung für den Fall der Forderungsabtretung 
(RG HRR 1929 Nr 1306). Die Nachfolger des Anfechtungsgegners verlieren daher unbedingt 
ihr Gläubigerrecht. Denn die auch erſt nach der Abtretung erfolgte Anfechtung wirkt auch zu⸗ 
ungunſten des Zeſſionars (RG FW 06, 3807), und der Schuldner, der an einen ſolchen Nicht⸗ 
gläubiger gezahlt hat, iſt mithin gegen eine nochmalige Inanſpruchnahme durch den Gläubiger 
nur unter den beſondern Vorausſetzungen der $$ 409, 410 geſchützt. Im übrigen hat er vor der 
Leiſtung gegebenenfalls das Hinterlegungsrecht nach $ 372. — Die m0 des § 142 Abſ 2 
wirkt außer gegen Dritte nicht nur gegen den, der die eine Anfechtung begründende Handlung 
vorgenommen hat, ſondern auch gegen den Empfänger eines Grundſtückskaufpreiſes, der ſelbſt 
die Anfechtung durchführt und damit rechnen muß, daß er die empfangene Leiſtung herausgeben 
muß (RG JW 1932, 17249). 

3. Die Beweislaſt regelt ſich dahin, daß der Anfechtende die Vorausſetzungen des Anfech⸗ 
1 3 etwa deſſen Erlöſchen durch Beſtätigung ($ 144) nachzuweiſen hat. Vgl. 
erner } 


8 143 

Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner ). 

Anfechtungsgegner iſt bei einem Vertrage der andere Teil, im Falle des 
§ 123 Abſ 2 Satz 2 derjenige, welcher aus dem Vertrag unmittelbar ein Recht 
erworben hat ?). 

Bei einem einſeitigen Nechtsgeſchäfte, das einem anderen gegenüber vor- 
zunehmen war, iſt der andere der Anfechtungsgegner. Das gleiche gilt bei 
einem Nechtsgeſchäfte, das einem anderen oder einer Behörde gegenüber 
vorzunehmen war, auch dann, wenn das Nechtsgeſchäft der Behörde gegen” 
über vorgenommen worden iſt ). 

Bei einem einſeitigen Nechtsgeſchäft anderer Art iſt Anfechtungsgegner 
jeder, der auf Grund des Nechtsgeſchäfts unmittelbar einen rechtlichen Vor⸗ 
teil erlangt hat). Die Anfechtung kann jedoch, wenn die Willenserklärung 
einer Behörde gegenüber abzugeben war, durch Erklärung gegenüber der 
Behörde erfolgen; die Behörde ſoll die Anfechtung demjenigen mitteilen, 
welcher durch das Nechtsgeſchäft unmittelbar betroffen worden ift ). 

E 1 1138 Abſ 1, 2 II 112; M 1 220 ff.; P 1 127 ff.; 6 146 ff., 388. 

1. Die Anfechtungshandlung ift eine formloſe (RG 4. 4. 07 IV 404/06), unwiderrufliche, 
nur durch gegenſeitige ($ 141), dagegen nicht auch bloß einſeitige Beſtätigung gemäß § 144 (N 
74, 1), und auch nicht durch nachträglichen Verzicht (MG JW 1910, 647; $ 141 A 2) zu beſeitigende 
Willenserklärung des Anfechtungsberechtigten gegenüber dem Anfechtungsgegner, mithin eine 
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empfangsbedürftige Erklärung (Vorbem 1 vor § 116), mit dem Ziele, das anfechtbare Rechts⸗ 
geſchäft zu vernichten (vgl. § 142 A 1). Der Anfechtende erſtrebt dieſes Ziel nicht auf vertrags⸗ 
mäßigem Wege, ſondern durch einſeitige Berufung auf das Geſetz; in der Regel iſt auch nicht 
anzunehmen, daß er in jedem Falle, alſo auch wenn die Anfechtung nicht begründet fein follte, 
auf alle ihm aus dem angefochtenen Rechtsgeſchäft zuſtehenden Rechte endgültig verzichten wolle 
(RG Warn 1923/24 Nr 162). Die Anfechtungserklärung ſetzt die Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
grundes voraus (MG 68, 8), bedarf aber einer beſondern Begründung nicht. Vielmehr genügt 
jede zuverläſſige Erklärung, wie „ich ſehe das ganze Geſchaft als nicht zuſtande gekommen an“ 
(c JW 1911, 575°), die den Gegner nicht in Zweifel darüber läßt, welches Geſchäft gemeint 
iſt, und ebenſowenig darüber, daß das gemeinte wegen des Willenmangels nicht beſtehen bleiben 
ſoll (RG 65, 88; Warn 08 Nr 595; RG SeuffA 78 Nr 110). Namentlich bedarf es nicht des Aus⸗ 
drucks, daß angefochten“ werde (RG JW 1911, 5755; 1912, 28%; Gruch 50, 908). Schon Wendun⸗ 
gen, wie „Beſtreiten der Verpflichtung, Nichtanerkennen, Zurückfordern“, reichen in der Regel 
zur Anfechtung aus (RG 48, 221). Desgleichen unter Umſtänden die Erklärung, daß gewandelt 
werde (RG Warn 1910 Nr 100). Iſt aber abſichtlich ein falſcher Anfechtungsgrund angeführt 
worden, dann kann nicht nachträglich der wirklich gewollte geltend gemacht werden (RG LZ 1922, 
6791). Auch die Angabe des abſtrakten Anfechtungsgrundes, wie Betrug, Irrtum, iſt nicht er⸗ 
forderlich (RG 65, 86; JW 1912, 288; 1914, 10361). Auch iſt es zuläſſig, daß in der Anfechtungs⸗ 
erklärung zunächſt der Geſichtspunkt der Nichtigkeit hervorgekehrt wurde, und dann ſpäter erſt, 
wenn auch erſt nach Ablauf der Anfechtungsfriſt, die Anfechtung als ſolche geltend gemacht wird 
(RG 4. 4. 07 IV 404/06). Doch enthält die Behauptung, ein Vertrag ſei wegen Formmangels 
nichtig, keine Anfechtung wegen Irrtums; daß das Rechtsgeſchäft wegen Irrtums nicht gelten 
ſolle, muß aus der Erklärung hervorgehen (RG 26. 6. 17 1143/17; 9.1.24 V 94/23) jedenfalls 
aber muß aus der Erklärung genügend hervorgehen, daß durch ſie das Rechtsgeſchäft von Anfang 
an beſeitigt werden ſoll; eine Erklärung, die einen Rücktritt gemäß $ 326 zum Ausdruck bringt, 
genügt Naber als Anfechtung nicht (RG 105, 207). Es braucht ſich der Anfechtende auch nicht darüber 
lar zu fein, welche Folgen die nur teilweiſe Anfechtung für das ganze Rechtsgeſchäft hat (RG 
4. 3. 11 V 216/10). Unerläßlich ift aber, daß die Anfechtung bedingungslos erfolgt (RG 66, 
153), und ſie darf daher auch nicht von der etwaigen Stellungnahme des Anfechtungsgegners 
abhängig gemacht werden (NG FB 06, 105). Möglich freilich iſt die Anfechtung für den Fall, 
daß der Anfechtende die jetzt angefochtene, in erſter Linie aber überhaupt in Abrede geſtellte 
Erklärung wirklich abgegeben haben ſollte (RG 20. 6. 05 VII 549/04), weil es dann ſich nicht 
um eine eigentliche Bedingung, ſondern nur um eine eventuelle, alſo nur unter Vorausſetzung 
eines beſtimmten, zunächſt zwar noch unbekannten, fo doch ſchon jetzt beſtimmbaren Sachverhalts 
erklärte Anfechtung handelt. Vgl. Vorbem 4 u. 6 vor $ 158 und R& 97, 273). — Es iſt auch nicht 
nötig, daß zur Beſeitigung des ganzen Vertrags der geſamte Vertrag angefochten wird — was 
aber im Zweifel anzunehmen iſt (RG 70, 90) —; unter Umſtänden kann vielmehr ſchon die teil- 
weiſe Anfechtung zur Vernichtung des ganzen Geſchäfts ausreichen (RG 48, 211, 
wo der Beſteller von Waren nur denjenigen Teil des Beſtellſcheins ange fochten hatte, in dem 
eine Beſtimmung über den Erfüllungsort enthalten war). Vgl. dazu auch $ 142 Anm 1 Schluß⸗ 
abſatz. — Darüber, inwieweit die Anfechtung wegen Betrugs auch die wegen Irrtums 
in ſich ſchließt, vgl. § 121 A 1. — Im Prozeſſe wird die Anfechtung geltend gemacht durch 
die Feſtſtellungsklage (MG 61, 243) oder durch Einrede (RG Warn 08 Nr 594). Vgl. dazu noch 
insbeſondere über die Befugnis des Prozeßvertreters Vorbem 8 vor § 104. 
Anfechtungsberechtigt ift derjenige, deſſen Intereſſen durch das anzufechtende Rechtsgeſchäft 
unmittelbar verletzt ſind, und in deſſen Perſon der Anfechtungsgrund zutrifft. Nach dieſer Regel 
lann auch bei Verträgen zugunſten eines Dritten ($$ 328ff.) nur einer der Vertrag. 
ſchließenden ſelbſt Anfechtungsberechtigter fein. Vgl. § 334 A 1. Von mehreren Berechtigten 
kann jeder einzelne das Anfechtungsrecht ausüben (RG 65, 405), und das zugunſten oder zu⸗ 
ungunſten des einen Anfechtungsberechtigten ergangene Urteil ſchafft den übrigen gegenüber auch 
keine Rechtskraft (RG JW 1912, 7881). Von mehreren Beteiligten kann jedoch immer nur der⸗ 
lenige als Anfechtungsberechtigter in Betracht kommen, in deſſen Perſon der Anfechtungsgrund 
2 geben iſt (RG 62, 184; 65, 404). Hinfichtlic der Einwirkung der Anfechtung auf das gejamte 
echtsgeſchäft vgl. § 139 A 1 Abſſ4 und 8142 A 1 Schlußabſatz. Nur ausnahmsweiſe ſind auch 
Dritte zur Anfechtung berechtigt, ſo bei letztwilligen Verfügungen derjenige, dem die Aufhebung 
der Verfügung unmittelbar zuſtatten kame ($ 2080). Im Falle des $ 318 iſt aber anfechtungs⸗ 
berechtigt nicht auch der Dritte, der die Beſtimmung der Leiſtung getroffen hat. In andern Fällen 
e Dritte die bloße Befugnis zur einſtweiligen Verweigerung der Leiſtung auf Grund des 
nfechtungsrechts eines andern; fo der Bürge nach $ 770, der Grundſtückseigentümer aus § 1137 
und der Pfandſchuldner aus $ 1211. — Über die Anfechtungsbefugnis des Prozeßvertreters vgl. 
Sorbem 8 Abſ2 vor 9 104. Kal, 8 
2. Anfechtungsgegner iſt derjenige, dem gegenüber die Anfechtung zu erklären iſt. Bei einem 
Vertrage iſt das regelmäßig nur der andere Teil. Hier beſteht nur die eine Ausnahme, daß, 
wenn der Anfechtungsgrund eine argliſtige Täuſchung iſt, und infolge dieſer ein Dritter unmittel⸗ 
Bec, Kommentar von Reichsgrichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 16 
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bar einen Vorteil erlangt hat (8 123 A 4), alsdann dieſer Dritte der Anfechtungsgegner ift. Bei 
Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts mehreren Vertragsgenoſſen gegenüber beſteht die 
Möglichkeit, von der Anfechtung nur einem von ihnen gegenüber Gebrauch zu machen, und 
alsdann hat dieſes Urteil den andern Gegnern gegenüber auch keine Rechtskraft (RG Warn 1912 
Nr 360). Grundſatz der Teilbarkeit des Anfechtungsrechts (RG 56, 423; 65, 399; 71, 202). 
Ein Kaufvertrag über Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft m. b. H. kann dem Verkäufer gegenüber 
angefochten werden, ohne daß die Anfechtung zugleich der Geſellſchaft gegenüber erfolgt (RG 
77, 128). Bei mehreren Vertragsgegnern kann das Anfechtungsrecht auch nur einem von ihnen 
gegenüber gegeben ſein, dem andern gegenüber dagegen nicht, falls nämlich nur in der Perſon 
des einen der Anfechtungsgrund vorliegt (RG 65, 405). Ob durch die nur dem einen von den 
mehreren Vertragsgegnern gegenüber erfolgende Anfechtung der Vertrag im ganzen nichtig 
wird, iſt nach $ 139 zu beurteilen, der hier ebenfalls Platz greift (RG 65, 405; 62, 184; 71, 201; 
NG 24. 4. 28 JI 403/27; 14. 1. 29 IV 337/28). — Der Vertragsgegner bleibt allein der An- 
fechtungsgegner auch dann, wenn er die aus dem Vertrage hervorgehende Forderung ab⸗ 
getreten hat (RG 86, 310; Seuffa 69 Nr 68; HRR 1929 Nr. 796), und die Anfechtung ihm 
gegenüber wirkt alsdann auch dem Zeſſionar gegenüber (RG JW 06, 3807), gleichviel ob er von 
der Anfechtbarkeit Kenntnis gehabt hat oder nicht. Ob das Urteil gegebenenfalls dem Zeſſionar 
gegenüber auch Rechtskraft hat, beſtimmt ſich nach $ 407 Abſ 2 (Anm 2 daſ. a. E.). An Sic) iſt 
Grundſatz, daß das über die Anfechtung ergehende Urteil ſeine prozeſſuale Wirkung nur zwiſchen 
den beiden Streitfällen äußert (vgl. § 142 A 1 Abſ 2 u. 3). 

3. Bei einem einſeitigen, empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfte (Vorbem 1 vor 8 116) iſt 
der Erklärungsempfänger der Anfechtungsgegner auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft in den 
zutreffenden Fällen ($$ 875, 876, 880, 1168, 1180, 1183, 1726, 1748) nicht ihm, ſondern der Be⸗ 
hörde gegenüber vorgenommen wurde. Betreffs Anfechtung emer Vollmacht vgl. § 166 A3 
Abſ 1 a. E. 

4. Bei einem einſeitigen, aber nicht empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfte $5 657, 793, 
959, 1718) iſt Anfechtungsgegner jeder, der auf Grund des Geſchäfts unmittelbar einen recht⸗ 
lichen Vorteil erlangt hat, mit der Maßgabe, daß, wenn die Erklärung einer Behörde — alſo nur 
dieſer — gegenüber abzugeben war (88 928, 1017, 1109 Abſ 2, 1188 u. a.), die Anfechtung ftatt 
dem Gegner auch der Behörde gegenüber erklärt werden kann, die dann dem unmittelbar Be⸗ 
troffenen Mitteilung zu machen hat ($ 143 Abſ 4). „Auf Grund“ eines nicht empfangs⸗ 
bedürftigen Rechtsgeſchäfts erlangt einen Vorteil unmittelbar z. B. derjenige, der ſich die von 
einem andern preisgegebene Sache aneignet. Denn entſcheidend iſt, daß ſchon allein die Preis 
gabe die Aneignung ermöglicht und es zu dieſer alſo nicht mehr eines Zwiſchenerwerbs durch 
einen Mittelsmann bedarf. Im Falle der Anerkennung der Vaterſchaft gemäß $ 1718 kann die 
Anerkennung, falls ſie auf Grund argliſtiger Täuſchung durch die Mutter erfolgt iſt, auch dem 
Kinde gegenüber erklärt werden (RG 58, 353; ſ. auch SeuffA 80 Nr 192). 
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Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn das anfechtbare Nechtsgeſchäft 
von dem Anfechtungsberechtigten beſtätigt wird. 

Die Beſtätigung bedarf nicht der für das Nechtsgeſchäft beſtimmten Form!). 

E 1 113 Abſ 3 II 115; M1 222; P 1 133 ff. 

1. Die Beſtätigung des anfechtbaren, aber noch nicht angefochtenen, alſo noch anfechtungs⸗ 
fähigen (58 121, 124) Rechtsgeſchäfts bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Form — wie das bei einem durch die Anfechtung bereits nichtig gewordenen Geſchäfte der Fall 
iſt (§ 141 A2 und RG 21. 1. 27 VI 256/26). Sie erfordert auch nicht eine empfangsbedürftige 
Willenserklärung (RG 68, 399; Warn 1911 Nr 225), und kann auch durch bloß ſchluͤſſige Hand⸗ 
lungen, z. B. durch freiwillige Erfüllung (RG JW 05, 751; 1910, 5731, 1911, 359; RG SeuffA 86 
Nr 22) erklärt werden, wie anderſeits auch durch Entgegennahme der Leiſtung oder durch Ver⸗ 
fügung über den Vertragsgegenſtand (R JW 1911, 359%). Dabei iſt aber immer zu prüfen, 
ob der Anfechtungsberechtigte durch ſeine Handlungsweiſe auch hat zu erkennen geben wollen, 
daß er willens ſei, trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit den Vertrag aufrechtzuerhalten und daher 
auf die Anfechtung zu verzichten oder ob ſein Verhalten aus anderen Gründen zu erklären iſt (RE 
68, 398; 69, 410; JW 1910, 573°; 1914, 1872; Seuff A 86 Nr 22, 40; Warn 1912 Nr 151, wonach 
bei Feſtſtellung eines unentgeltlichen Verzichts beſondere Vorſicht zu beobachten iſt). Auch In 
einer Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes braucht jedoch nicht unbedingt eine Beſtätigung 
gefunden zu werden (NG Warn 1912 Nr 5); beiſpielsweiſe dann nicht, wenn der Anfechtungs⸗ 
berechtigte nur gehandelt hat, um größere Vermögensverluſte (durch die Verpachtung der Kauf⸗ 
ſache) abzuwenden (Rh 9. 3. 12 V 369/11). Alles in allem muß ſonach das Verhalten des An 
fechtungsberechtigten mit dem Willen, das Rechtsgeſchäft als nichtig zu behandeln, unvereinbar 
ſein, wobei es auf ſeine etwaigen ſtillen Vorbehalte (bei Annahme von Erflillungshandlungen 
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und eigener Leiſtung) nicht ankommt (RG Warn 1913 Nr 276). Beſtätigung eines anfechtbaren, 
einem Makler gegebenen Proviſſonsverſprechens iſt beiſpielsweiſe noch nicht darin zu finden, 
daß der Geſchäftsherr den vom Maller vermittelten und abgeſchloſſenen Vertrag genehmigt und 
erfüllt (RG 26. 1. 12 111 124/11). Wenn ein Käufer trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit des Ver⸗ 
trags wegen argliſtiger Täuſchung lediglich den durch dieſe verurſachten wirklichen Schaden erſetzt 
verlangt, kann hierin die ſtillſchweigende Erklärung liegen, daß er beim Vertrage ſtehen bleiben 
und nur auf Grund des Vertrags den Schaden erſetzt verlangen wolle (RG 65, 403). Bei Vor⸗ 
handenſein mehrerer Anfechtungsgründe bedeutet die Geltendmachung nur eines Grundes 
nicht ohne weiteres einen Verzicht auf die Anfechtung aus den andern Gründen, da ein Verzicht 
nicht weiter geht, als er erklärt worden iſt. — Eine Beſtätigung liegt nicht vor, wenn in erſter 
Linie Anſprüche aus der Wandlung geltend gemacht werden, und nur fürſorglich Anfechtung 
wegen Täuſchung erklärt wird (RG 66, 153; Warn 1922 Nr 6). Da die Beſtätigung im Sinne 
des $ 144 lediglich einen Verzicht auf die Anfechtung bedeutet (RG 68, 400), iſt für ſie und für 
die Anwendbarkeit des § 144 überhaupt kein Raum mehr, wenn die Anfechtung bereits vor der 
Beſtätigung im Sinne des § 144 erklärt worden war (RG 74, 1). Denn alsdann iſt die Nichtig⸗ 
keitsfolge bereits eingetreten, und in ſolchen Fällen bedürfte es daher auch zur Beſeitigung der 
Anfechtung eines Beſtatigungsakts nach $ 141. In ihrer Eigenſchaft als Verzicht ſetzt die 
Beſtätigung notwendig die Kenntnis der Anfechtun smöglichkeit voraus, wenigſtens die fichere 
(RG Warn 09 Nr 553; 1912 Nr 57; 1913 Nr 276; RG Seuff A 86 Nr 22). Kenntnis des An 
echtungsgrundes, d. h. der die Anfechtung begründenden Tatſache, verbunden mit der Vor⸗ 
tellung, es könne daraufhin das Anfechtungsrecht beſtehen (RG 68, 398; 69, 410; 128, 116; 
Warn 1913 Nr 84) und nach den Geſetzen wirkſam geltend gemacht werden. Im Falle des § 123 

bſ 2 Saß 1 ift daher Vorausſetzung, daß der Anfechtungsberechtigte entſprechend auch gew 
bat, der andere habe die Täuſchung gekannt oder kennen müſſen (RG Warn 09 Nr 440; JW 
zelle, 188). Anderſetts genügt es freilich auch für die Annehmbarkeit des Verzichtswillens, wenn 
lich der Berechtigte auch nur der Möglichkeit der Anfechtung bewußt geweſen iſt (RG 69, 412; 
JW 09, 19˙6j 1911, 359°; 1914, 1872). — Seiner Be weispflicht in Hinſicht auf die Kenntnis 
des Anfechtungsklägers wird der Anfechtungsgegner regelmäßig ſchon dann genügen, wenn er 
beweiſt, daß dem Genannten im entſcheidenden Zeitpunkte die die Anfechtung begründende 
Tatſache befannt geweſen ſei (R® 68,401). 

„Weitere Folgen als die Beſeitigung des Anfechtungsrechts hat die Beſtätigung nach $ 144 
nicht insbeſondere ſchließt fie nicht den etwaigen Anspruch auf Schadenserſatz wegen Betrugs 
aus (Ritz FW 1911, 3984). Vgl. 5 123 A 5. Im Zweifel erſtreckt aber die Beſtätigung ihre Wirkung 
Au zen geſamten Vertrag, fo daß fie regelmäßig auch die Möglichkeit einer nur teilweiſen 

ufechtbarkeit beſeitigt. Da jedoch nicht ausgeſchloſſen ift, daß ein Vertrag auch nur teilweiſe 
Belchtbar it ($ 142 A 1 a. E.), jo kann unter Umſtänden entſprechend auch nur eine teilweiſe 
b eſtätigung im Frage kommen. Erfolgt bei Vorhandenſein von mehreren Anfechtungs⸗ 

erechtigten oder mehreren Anfechtungsgegnern die Beſtätigung nur von ſeiten eines der 
f chen hligten oder nur gegenüber einem der Verpflichteten, dann bleibt im übrigen das An⸗ 
0 htungsrecht beſtehen, und erfolgt inſoweit demnächſt die Anfechtung, dann kommt hinſichtlich 

er Erſtreckung ihrer Wirkung ($ 142 Abſ 1) der $ 139 in Frage. 


Dritter Titel 
Vertrag 


a 1, Unter Vertrag verfteht das Geſetz die Einigung mehrerer Perſonen zur Hervorbringung 
Ines beſtimmten Rechtserfolgs auf Grund der geeinten, beiderſeitigen Willenserklärungen (gl. 
D rn 09 Nr 185). Eine Beſchränkung des Gebiets der Verträge kennt das Geſetz nicht. 

aher ſind ſie rechtlich möglich auf allen Rechtsgebieten, und zwar wie innerhalb des 
tracnatrechts jo auch des öffentlichen Rechtes (RG 65, 1; 56,4; JW 1912, 5315, betreffend ver⸗ 
5 mäßige Bewilligung von Ausnahmen einem Bauverbote gegenüber). Möglich find privat- 
Bauliche Verträge auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, insbeſondere zum Zwecke von 
8 aukonſenſen und zur Genehmigung von Anſiedlungen (RG 73, 19); ſowie Verträge mit Stadt⸗ 
73 fenden über die Bebauung oder Anlegung von öffentlichen Straßen (RG 56,6; 67, 291; 

„197; 18. 2. 13 V 395/12) oder über die Schullaſten (RG 79, 198); über die Aufnahme von 
Yen in eine ſtädtiſche (öffentliche) Anftalt gegen Entgelt (RG 64, 231; 91,136). Vgl. $ 278 
ren , Abſ 3. Erfolgt die Aufnahme auf Grund behördlicher Anordnung aus Rüdjicht öffentlich 
gu ötlicher Fürſorge, dann wird hierdurch kein bürgerrechtliches, ſondern ein öffentlich-rechtfichea 
ben hältnis begründet (RG 91, 264). Endlich gibt es auch auf öffentlich-rechtlicher Grundlage 
Gruende vertragsähnliche Verhältniſſe, bei denen die Anwendbarkeit von ſchuldrechtlichen 
Daundhaßen zuläſſig iſt, namentlich die der $$ 276, 278: jo betreffs des Verhältniſſes zwiſchen dem 

eutſchen Reiche und von Beteiligten am Fernſprecher (RG 98, 343), bei dem Verhältniſſe 

16* 
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zwiſchen einer Stadtgemeinde und den Beteiligten an der Waſſerleitung, Badeanſtalten uſw. 
(RG 99, 98). Vgl. auch § 278 A3 Abſ 6. — Auf privatrechtlichem Gebiete haben Ver⸗ 
träge ihre Stelle vorzugsweiſe bei Schuldverhältniſſen, ferner aber auch im Erbrechte, Familien⸗ 
rechte und Sachenrechte. Hier handelt es ſich um den jog. dinglichen Vertrag, der nach dem 
Geſetze die „Einigung“ zur Hervorbringung eines die Sache oder das Recht unmittelbar betreffen⸗ 
den Rechtserfolgs bedeutet (88 873, 880, 925, 929, 1015, 1032, 1205, 1260; Vorbem 5 vor § 104). 
Während aber das Vertragsrecht auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe von dem Grundſatze der 
Vertragsfreiheit beherrſcht wird, iſt ſolches auf den andern Rechtsgebieten nicht der Fall; Vorbem 3 
vor $ 104. Während ferner die von den Rechtsgeſchäften geltenden allgemeinen Grundſätze der 
60 104—185 für Verträge ſowohl auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe wie dem des dinglichen 
Vertrags allgemeine Geltung haben, finden die beſonderen Beſtimmungen, die auf dem Gebiete 
der Schuldverhältniſſe für Verträge gelten, im Sachenrechte keine Anwendung (RG 66, 97). — 
Das Geſetz unterſcheidet einſeitige und gegenſeitige Verträge, je nachdem durch den 
Vertrag nur die eine Partei verpflichtet wird, wie bei der Schenkung, oder beide Teile wechſel⸗ 
jeitig verpflichtet fein ſollen. Das Nähere hierüber bei $ 320. — Vgl. auch § 305 A 2 und 3. — 
Allgemeine Vorausſetzungen für das Zuſtandekommen eines rechtsgültigen Vertrags 
find: die Willenseinigung, die Zuläſſigkeit des Gegenſtandes, die Beſtimmtheit oder wenigſtens 
Beſtimmbarkeit ($ 315) des Gegenſtandes (RG 66, 121; Gruch 1912, 918) und zutreffendenfalls 
die Wahrung der Form ($ 125). Ein unzuläſſiger Gegenſtand iſt eine Vereinbarung über die 
Erfüllung einer Amtspflicht öffentlich⸗rechtlicher Art (RG 85, 413, betreffend einen Notar). Eine 
Vorausſetzung kann als Vertragsinhalt vereinbart ſein derart, daß die Erfüllung des Voraus⸗ 
geſetzten verlangt werden kann, oder ſo, daß zwar die Erfüllung nicht verlangt, wohl aber wegen 
Nichterfüllung vom Vertrag zurückgetreten werden kann (RG 14. 3. 28 1 269/27). 

2. Vorvertrag. Regelmäßig iſt der Zweck eines Vertrags, den beabſichtigten Rechtserfolg 
ohne weiteres herbeizuführen. Solche Verträge nunmehr, die ſich darauf beſchränken, vorerſt 
nur den demnächſtigen Abſchluß eines alsdann auf den Endzweck gerichteten Vertrags zu ſichern, 
nennt man Vorverträge. Sie haben ihre Bedeutung in Fällen, wo die Sache zum Abſchluſſe des 
eigentlichen, bereits auf den angeſtrebten Zweck ſelbſt gerichteten Vertrags aus irgendeinem 
tatſächlichen oder rechtlichen Grunde noch nicht reif iſt, während die Parteien die zweckentſprechende 
Bindung ſchon jetzt begründen wollen, um ſich ſo die wirkliche Erreichung des Zweckes für ſpäter 
zu ſichern. Demgemäß bildet das Verſprechen, ſeinerzeit zur Erreichung des erſtrebten Zieles 
in der zum voraus vereinbarten Art mitzuwirken, den beſondern Inhalt eines Vorvertrags, 
gegebenenfalls auch ſelbſt bereits als eines gegenſeitigen Vertrages. Aus dem vorſte henden ergibt 
ſich, daß auch ein gültiger Vorvertrag nur dann gegeben ſein kann, wenn die Willenseinigung 
über alle weſentlichen Punkte bereits erzielt iſt (NG 72, 385). Wo das nicht zutrifft, und ind 
beſondere für keine der Parteien bereits eine zwingende Pflicht begründet worden iſt, handelt es ſich 
vorerſt nur um Vorverhandlungen, Traktate, und ſolche können höchſtens für die Auslegung dem⸗ 
nächſt von Bedeutung ſein ($ 133 A 2). Solange die Parteien darüber einverſtanden ſind, daß 
die ſchriftlich niedergelegten Verabredungen noch nicht rechtswirkſam fein follen, zumal wenn es 
dazu noch der Nachholung einer Form bedarf ($ 313), ift der beabſichtigte Vertrag überhaupt noch 
nicht zuſtande gekommen (RG 79, 214). Auch der Vorvertrag bedarf der allgemein erforderlichen 
Bestimmtheit, oder wenigſtens Beſtimmbarkeit (RG 66, 121; 72, 385; 106, 177; 124, 81; Gruch 
1912, 918). Ferner ergibt ſich, daß, wo das Geſetz für die Vornahme eine beſtimmte Form vor⸗ 
ſchreibt, auch der Vorvertrag regelmäßig der Form genügen muß. Denn es handelt ſich auch ſchon 
bei ihm um den Gegenſtand des Endvertrags ſelbſt (RG 43, 139; 48, 186; 50, 48, 53, 239; 66, 
120; 72, 385; 106, 174; 112, 199). Für den auf Abſchluß eines für länger als auf ein Jahr be⸗ 
ſtimmten Mietvertrags ($ 566) gerichteten Vorvertrag iſt jedoch aus praktiſchen Erwägungen 
angenommen, daß er der Form des $ 566 nicht bedarf (RG 86, 30; 104, 132). Da nun für den 
rein ſchuldbegründenden Vertrag, abgeſehen von den beſondern Ausnahmefällen (89 311, 313, 
518, 566, 766), ein Formerfordernis überhaupt nicht aufgeſtellt iſt, ſo bedarf regelmäßig auch der 
entſprechende Vorvertrag einer beſondern Form nicht. Aber für das Liegenſchaftsrecht gilt dabei 
der Grundſatz, daß die nachfolgende dingliche Einigung die in $ 873 Abj 2 vorgeſchriebene Form 
nötig hat (RG 50, 81; 48,133). Wenn alſo die Parteien beiſpielsweiſe die Begründung einer 
Hypothek formlos vereinbaren, ſo entſteht aus dieſem Vorvertrage beiderſeitig zwar das Recht 
und die Pflicht, diejenigen Vorausſetzungen zu erfüllen, die gemäß § 873 zur Begründung des 
dinglichen Rechtes überhaupt erfüllt werden müſſen; bevor aber die Parteien dem nachgekommen 
ſind, bevor ſie ſich insbeſondere in der nach Abſ 2 des 9 873 vorgeſchriebenen Form geeinigt haben, 
fehlt es noch an der dinglichen Bindung. Das Geſetz erwähnt die Vorverträge nicht ausdrücklich. 
Ste ſtehen auf dem Boden der Vertragsfreiheit und betreffs ihres Inhalts ſtehen ſie unter den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen (RG 66, 116). 

23. Der Vertrag (die Einigung) kommt zuſtande durch Antrag ($ 145) und Annahme ($$ 146ff.)- 
Das Nähere über dieſe beiden Vorausſetzungen enthalten die $$ 145 —153; über die ſtillſchweigende 
Annahme insbeſondere vgl. $ 151 A 2. Die $$ 154, 155 behandeln die Fälle nur teilweiſer Eini⸗ 
gung; der $ 156 den Sonderfall einer Verſteigerung; der § 157 enthält eine allgemeine Aus⸗ 
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legungsregel. Über den Ort des Vertragsſchluſſes gibt das Geſetz keine Beſtimmung. Er 
iſt derjenige Ort, an welchem die Einigung zuſtande kommt ($ 151), der Regel nach (vgl. 88 151, 
152) mithin der Ort, wo der Antrag angenommen oder die Annahmeerklärung abgegeben wird 
(RG 62, 38). Praktiſch bedeutſam ift der Vertragsort insbeſondere für die Form des Geſchäfts 
(Art 11 Ech); vgl. auch Vorbem 11 vor $ 104. Als Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes iſt 
zerlenige anzuſehen, in dem die Annahmeerklärung dem Gegner zugeht ($ 130) und, falls es des 
Zugangs dieſer Erklärung überhaupt nicht bedarf, in dem die Annahme erfolgt ($ 151). Un⸗ 

nommen ift es den Parteien ſelbſtverſtändlich, den Eintritt der Vertragswirkungen abredegemäß 
auf einen früheren Zeitpunkt zurückzuverlegen. 

J. Ein Zwang zum Eingehen von Verträgen iſt dem BGB unbekannt, aber mit Rückſicht 
auf Öffentliche Intereſſen namentlich bei Werkverträgen vielfach feſtgeſetzt (vgl. Planck BGB 
Horbem V 3 vor $ 631). Ein folder Zwang folgt indeſſen nicht ohne weiteres aus dem Vor⸗ 
gandenjein eines rechtlichen Monopols; doch kann ein Mißbrauch gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſoßen (MG 23 1927, 4494 H RR 1933 Nr 6). Auch für ein ſtädtiſches Theater beſteht leine Rechts- 
pflicht, jedermann zum Beſuch der Vorſtellungen zuzulaſſen; eine Zurückweiſung kann aber unter 
Umſtänden, 3. B. wenn fie willkürlich oder aus offenſichtlich nichtsſagenden Gründen geſchieht, 
wider die guten Sitten verſtoßen und fo nach $ 826 ſchadenserſatzpflichtig machen (RG 133, 388). 

lber die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für den Streit, ob eine Stadtgemeinde als Unternehmerin 
eines Theaters beſtimmten Perſonen den Zutritt zu den öffentlichen Vorſtellungen unterſagen 
darf, ſ. auch RG Gruch 69, 234. 
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Wer einem anderen die Schließung eines Vertrags anträgt !), iſt an den 
Antrag gebunden, es ſei denn, daß er die Gebundenheit ausgeſchloſſen hat ?). 
E 80 ff. II 118; M 1 164 ff.; P 1 75 ff. 
1. Vertragsantrag iſt die empfangsbedürftige (daher erſt mit ihrem Zugange wirkſam 
werdende, § 130) Erklärung, durch die der eine Teil dem andern die Schließung des Vertrags 
anträgt. Er ſetzt demgemäß vor allem den Willen voraus, einen Vertrag abzuſchließen, und zwar 
mit dem Erklärungsgegner nach Maßgabe des Angebots. Ein Angebot des Inhalts, daß die An⸗ 
nahme durch den Antragsgegner ſelbſt oder durch eine von ihm zu bezeichnende andere Perſon 
ſolle erfolgen können, iſt jedoch rechtlich möglich; er entbehrt nicht der erforderlichen Beſtimmtheit 
es Antragsgegners; ein ſolches Angebot enthält zugleich die Zuſtimmung zur Abtretung des 
Rechtes aus dem Vertragsange bote (RG JW 1914, 350°; 22. 4. 14 V 24/14). Eine andere Frage 
es, ob der Antragende in derartigen Fallen gebunden ift, jede beliebige dritte Perſon, etwa 
als Käufer, anzunehmen. Dieſe Frage iſt von Fall zu Fall auslegungsweiſe ($ 157) nach Treu und 
Mauden zu entſcheiden; eine unzuverläſſige Perſönlichteit kann der Antragende ablehnen (RG 
2.1.16 V 223/15). Unter Umſtänden ift das Vorhandenſein eines Vertragswillens ſowie eines 
t ertragsantrags ohne weiteres anzunehmen (vgl. darüber $ 150 Abſ 1 u. 2). Wenn jemand 
Aegraphiſch anbietet und Drahtzuſage verlangt, jo liegt der maßgebende Antrag ſchon im Tele⸗ 
gramm, nicht in einem nachfolgenden Beſtätigungsſchreiben, der Inhalt des Telegramms ift alſo 
maßgebend; eine Verſtümmelung des Telegramms verliert ihre Bedeutung, wenn der Abſender 
u beritümmelten Inhalt gelten laſſen will (R® 13. 3. 25 VI 6/25). — Anderſeits kann den 
woeichneten Erforderniſſen eines Vertragsantrags naturgemäß nicht genügt ſein einmal dann, 
* Angebote nur an die Allgemeinheit ergehen, z. B. durch Ankündigungen, öffentliche 
d ekanntmachung der Bedingungen (RG JW 05, 7610 oder durch bloße Zurſchauſtellung. Ferner 
ann nicht, wenn auch die an eine beſtimmte Perſon gerichtete Kundgebung nicht mit dem Willen 
Pia ſchon auf Grund ihrer einen Vertrag abzuſchließen, wie z. B. bei Verſendung von 
„eislüite n. Verſendet eine Bank an die mit ihr in dauerndem Geſchäftsverkehr (der Sched- 
abrechnung) ſtehenden Banken Zirkulare, in denen die bisherigen Geſchäftsbedingungen ab- 
geändert werden, dann ift hierin ein Vertragsantrag zu finden, und geben hierauf die Kunden 
5 Formular, in dem die Annahmeerklärung vorgedruckt iſt, unterſchrieben zurück, dann liegt 
auch eine Vertragsannahme vor, während der bloße Vermerk „Kenntnis genommen“ eine An⸗ 
ame regelmäßig nicht enthalten würde (RG Warn 1911 Nr 362). Inwiefern in der Zuſendung 
mes Lotterieloſes ein Vertragsangebot liegen kann, vgl. RG 48, 175ff.; 50, 193; 59, 296 
Warn 1914 Nr 3) und 9.763 A 5. In allen Fällen der zuvor bezeichneten Art handelt es ſich 
zgelmäpig erſt um eine Aufforderung zur Abgabe von Geboten (RG JW 05, 761; Seuff2l 60 
J. — Da endlich ein Vertrag gegebenenfalls lediglich durch die Annahme des Antrags 
ſolnnde kommt ($ 151) und zuſtande kommen ſoll, jo folgt weiter, daß eine Erklärung den An⸗ 
orderungen eines Vertragsantrags inhaltlich auch nur dann genügen kann, wenn es zur Herbei⸗ 
führung der Willenseinigung über den geſamten Vertragsgegenſtand überhaupt nur noch der 
„nahme der Erklärung bedarf. Iſt dieſe jo unbeſtimmt, daß im Falle ihrer Annahme eine 
migung über einen beſtimmten Gegenſtand doch nicht erzielt wäre, ſo iſt ſie als Antrag unzu⸗ 
reichend (RG RR 1930 Nr 91). Es genügt jedoch die Beſtimmbarkeit nach den Grundſätzen von 
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Treu und Glauben (RG 1. 4. 14 V 514/13). Zu beachten iſt dabei jedoch folgendes: a) Das Erfordernis 
der Beſtimmtheit ſchließt nicht in ſich, daß der Antrag in allen Einzelheiten ausdrückliche Er⸗ 
klärungen enthalten muß. Grundſätzlich iſt der Inhalt eines Vertragsantrags vielmehr ſo zu ver⸗ 
ſtehen, wie er nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte verſtanden werden muß. 
Demgemäß iſt die Erklärung auch aus andern Beziehungen, z. B. aus der früheren Geſchäfts⸗ 
verbindung zwiſchen den Parteien, oder nach dem mutmaßlichen Willen des Antragenden ergän⸗ 
zungsfähig, wobei der Grundſatz gilt, und zwar bei Anträgen ſowohl unter An- wie Abweſenden, 
daß, wenn der Antragsgegner den Antrag ſo verſtanden hat, wie er nach dem Grundſatze von 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu verſtehen war, der Antragende nicht be⸗ 
haupten kann, er habe den Antrag anders aufgefaßt; ſolchenfalls ſteht ihm nur die Anfechtung 
feiner Erklärung frei. Vgl. $ 133 A 1 Abſ 1 und für den Vorvertrag RG 124, 81. Die gehörig 
veröffentlichten „allgemeinen Bedingungen“ eines Betriebs, der nach Art und Umfang 
derart iſt, daß das Publikum nach dem zur Zeit Üblichen mit dem Beſtehen ſolcher allgemeinen 
Bedingungen rechnen muß (wie das beiſpielsweiſe bei einer Bank oder einem dem Verkehre 
dienenden Verbande zutreffen kann), muß der Vertragsgegner auch dann als Teil des Antrags 
oder des Vertrags gelten laſſen, wenn er fie nicht gekannt hat, ſoweit es ſich nicht um ſolche Be⸗ 
dingungen handelt, von denen von vornherein anzunehmen iſt, daß der Vertragsgegner ſie nicht 
angenommen hätte (RG 103, 86). Enthält ein Schreiben, richtig verſtanden, keinen Antrag, 
ſondern nur die Aufforderung zur Abgabe einer Offerte, verſteht aber der Empfänger die ihm 
zugegangene Erklärung als bindenden Antrag und gibt er das durch ſein Antwortſchreiben dem 
Gegner zu erkennen, dann iſt dieſer durch Treu und Glauben zur Aufklärung verpflichtet, andern⸗ 
falls muß er fein Schreiben als Antrag gelten laſſen (RG 23 1920, 175%). b) Die Möglichkeit 
des Vertragsſchluſſes mit einer noch unbeſtimmten, aber beſtimmbaren Perſon (persona 
incerta) iſt grundsätzlich nicht ausgeſchloſſen. Daher beſteht auch die Möglichkeit, einen Antrag 
einer noch ungewiſſen Perſon zu machen. Hierher gehören die Fälle, in denen ein Vertragsangebot 
von einer Straßenbahn uſw., oder mittels eines Automaten an jeden einzelnen gemacht wird, 
der ihn anzunehmen bereit iſt und dieſe Bereitſchaft dadurch betätigt, daß er einſteigt, oder daß 
er das Geldſtück in den Automaten hineinſteckt. Bei der Auslobung wird der Auslobende durch 
ſeine einſeitige Erklärung ebenfalls derjenigen noch unbeſtimmten Perſon gegenüber verpflichtet, 
welche die Handlung vornimmt ($ 657). Das Zuſtandekommen des Vertrags ſetzt alsdann eine 
dem Antrage ſchlechthin entſprechende Annahme voraus. An einer ſolchen fehlt es, wenn 
der Antragsgegner die Annahme zwar ſchlechthin erklärt, aber doch in einem andern, nämlich 
der wirklichen Sachlage entſprechenden Sinne, mag er ſich auch insgeheim vorbehalten haben, 
den auf Irrtum über die wirkliche Sachlage beruhenden Antrag auch in deſſen Sinne annehmen 
zu wollen (RG Gruch 63, 213; vgl. auch $ 154 A 1). 

2. Der einmal wirkſam erklärte (alſo auch bereits zugegangene) Antrag ($ 130) bewirkt regel⸗ 
mäßig ſchon als ſolcher eine Bindung des Antragſtellers gegenüber dem Antragsgegner, und 
zwar bis zu feinem Erlöſchen nach $ 146 (RG 43, 79). Dieſer Erfolg bleibt nur für den Fall aus, 
daß der Antragende die Gebundenheit in irgendeiner Form ausdrücklich ausgeſchloſſen 
hat, ſei es ſofort bei der Antragſtellung, ſei es nachträglich, falls nur dieſe Erklärung mindeſtens 
gleichzeitig mit dem Antrage zugegangen iſt (RG JW 1911, 6437). Den etwaigen Ausſchluß zu 
beweiſen, ift Sache desjenigen, der ſich auf ihn beruft. Die Anſicht, daß die Geltendmachung 
des Vorbehalts im Sinne des § 145 eine bloße Verneinung der Verbindlichkeit des Antrags be⸗ 
deute, und daß das Vorbringen des Vorbehalts daher den andern Teil zum Beweiſe eines vor 
behaltloſen Antrags nötige (Staudinger A 5), kann nicht gebilligt werden. Wer den Vorbehalt 
behauptet, macht vielmehr einen Ausnahmefall geltend und übernimmt daher die Beweislaſt. — 
Die Gebundenheit des Antragſtellers im Sinne des Geſetzes ſchließt insbeſondere das 
Recht des Widerrufs aus, und zwar regelmäßig bis zu dem Zeitpunkte, wo der Antrag gemäß 
8 146 erliſcht. Hatte ſich ferner der Antragende das Widerrufsrecht auch wirklich vorbehalten 
(RG JW 1911, 643°), dann erliſcht es gleichwohl mit Zugang der Annahmeerklärung, falls dieſer 
vor dem ſpäter erklärten Widerrufe erfolgt. Der Widerruf verlangt der Vorſchrift des $ 349 
entſprechend eine zuverläſſige und unbedingte Erklärung (RG 1. 4. 14 V 514/13). Bei einem 
Kaufangebote iſt der Antragende nicht gebunden, wenn die Kaufſache mit Fehlern behaftet iſt, 
die den Antragenden im Falle des bereits zuſtande gekommenen Vertrags zur Wandlung berech⸗ 
tigen würden (RG 87, 260). Die Gebundenheit des Antragenden begründet auch ein gegen 
ſeitiges Vertrauensverhältnis und gewiſſe Sorgfaltspflichten des Antragsempfängers für die 
Behandlung des Antrags, namentlich dann, wenn beſondere Vorkehrungen für die Entgegen⸗ 
nahme und Weiterbeförderung der Anträge getroffen ſind; dabei haftet er für Verſchulden ſeiner 
Angeſtellten nach $ 278 (RG 107, 240). — Da der Antragende kraft Geſetzes an ſeinen Antrag 
gebunden ift, feine Erklärung mithin einen künftigen, durch die Annahme entſtehenden Anſpruch 
des Antragsempfängers zum Gegenſtand hat, kann in einem Vertragsangebot auch die Unter- 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung im Sinne des $ 794 Abſ 1 Nr 5 ABO wirkſam 
erklärt werden (RG 132, 6). 7 

Im Falle der Klauſel „frei bleibend“ ſchließt zwar der Antragende ſeine Gebundenheit 
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aus; nach Treu und Glauben it er aber verpflichtet, auf eine dem Angebote entſprechende unver⸗ 
zügliche Beſtellung ohne ſchuldhaftes Verzögern zu antworten, andernfalls er als die Beſtellung 
annehmend anzuſehen wäre (RG Gruch 65, 339). Iſt in der Beifügung „frei bleibend“ nur die 
Aufforderung des Erklärenden an den Erklärungsempfänger zur Abgabe einer Offerte ſeinerſeits 
zu finden, dann kommt der Antrag erſt durch die Annahme der daraufhin erfolgten Offerte zuſtande 
(RG 105, 12). Zum Begriff der Feftofferte ſ. RG SeuffA 82 Nr 31. ne 

Entſteht infolge der Gebundenheit des Antragenden für den Gegner ein Recht? Ein Anſpruch 
im Sinne des $ 241 entſteht nicht, da der Antragsgegner auf Grund des bloßen Antrags weder ein 
Tun noch eine Unterlaſſung fordern darf. Wohl aber ein Geſtaltungsrecht (RG 132, 6), das 
unter Umſtänden übertragbar und als Vermögensrecht ($ 1922) vererblich fein kann (man denke 
nur an ein Kaufangebot), freilich mit der in der Natur der Sache liegenden Einſchränkung, daß 
der Antrag nicht ausſchließlich an die Perſon des Gegners gerichtet war ($ 153 A 2). Daher ſcheint 
es auch nicht richtig, wenn man dem Antragsgegner für alle Fälle nur eine „Rechtspoſition“ zu⸗ 
ſchreibt (RG JW 1911, 7527; 1912, 195; Gruch 53, 835). Es entſpricht dieſe Auffaſſung mindeſtens 
nicht derjenigen des Verkehrs, der erfahrungsgemäß gerade von der freien Übertragbarkeit des 
Rechtes aus dem Angebote (jo namentlich aus Kauf- oder Verkaufsanträgen) ausgeht. Nach 
dem diesſeitigen Standpunkte läßt ſich demgemäß auch die weitere Frage, ob das Recht des An⸗ 
tragsgegners auf Annahme des Angebots rechtsgeſchäftlich übertragbar iſt (§ 398), nicht ſchon 
deshalb verneinen, weil es ſich ſtets nur um eine Rechtspoſition handle, und auch nicht ſchon deshalb 
etwa, weil jedenfalls kein Anſpruch beſtehe; denn übertragbar find auch Rechte (81413). Vgl. 
RG JW 1914, 3505. Indeſſen fo viel iſt im allgemeinen richtig, daß die freie willkürliche rechts⸗ 
geſchäftliche Unübertragbarkeit des Rechts aus dem Antrage grundſätzlich trotzdem nicht gegeben 
ſein kann, weil es nämlich nicht im Belieben des Antragsgegners ſtehen kann, dem Antragenden 
irgendeine dritte Perſon als Vertragsgegner aufzunötigen. Anſprüche aus Vertragen ſind freilich 
regelmäßig frei veräußerlich. Aber das iſt deswegen der Fall, weil in derartigen Fällen der Ver⸗ 
tragsgegner trotz der Übertragung immer noch ſein Vertragsrecht an den Veräußerer des Rechtes 
behält. Im Falle der Übertragung des Rechtes aus einem vorerſt nur erklärten Antrage durch 
den Antragsgegner würde durch die Annahme des Antrags allein von ſeiten des Zeſſionars der 
Antragende das Vertragsrecht allein dem Zeſſionar gegenüber erlangen können, und derart auf 
die Rechtslage des Antragſtellers durch die Abtretung einzuwirken, ſteht dem Antragsgegner keine 
Befugnis zu. Da jedoch im beſonderen Falle die Sache ſo liegen kann, daß der Antragende, ſei 
es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, im voraus fein Einverſtändnis mit der Übertragung 
des Rechtes auf Annahme des Antrags erklärt hat (vgl. die obengenannten Urteile JW 1914, 3503 
und 1.4.14 V 514/13; ferner 22.1.16 V 223/15), jo find allerdings auch ſolche Fälle denkbar, 
in benen das Annahmerecht rechtlich unbedenklich übertragen werden kann. Überdies könnte die 
Sache unter Umſtänden auch ſo angeſehen werden, als wäre der Antrag zugleich an den Dritten 
gerichtet worden. So geſchieht es tatſächlich häufig, daß mit Stellung des Vertragsantrags zu⸗ 
gleich das Einverſtändnis mit der Übertragung des Annahmerechts verbunden wird. Vgl. dazu 
3 315 A 1 gegen das Ende. — Daß eine ſchuldhafte Handlungsweiſe des Antragenden, durch die 
er dem Gegner die Moglichkeit der Annahme rechtswidrig vereitelt, ihn nicht nach $ 823 haft⸗ 
dar macht (RG 50, 195), folgt daraus, daß das Annahmerecht ſich im beſten Falle nur als ein Ver⸗ 
mogensrecht darſtellt, und daß dieſes nicht unter den Begriff „ſonſtiges Recht“ im Sinne des 9 823 
fäut (RG 57, 353; 59, 327). Anwendbar wäre aber $ 826, falls der Antragende den Antragsgegner 
vorſätzlich an der Annahme hindert (RG 50, 91; 63, 286; JW 08, 85). — Von der Frage nach der 
Adtretbarkeit des bezeichneten Rechtes hängt auch die Frage nach ſeiner Pfändbarkeit ab 
($ 851 Ab 1 ZPO). 


8 146 


Der Antrag erlifcht, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt oder 
wenn er nicht dieſem gegenüber nach den 88 147 bis 149 rechtzeitig angenommen 
wird i). 

E 1 82ff., 88 Abſ 2 II 119; M 1 168 ff., 175; P 1 77; 6 124, 128. 

1. Das Erlöſchen des Antrags beſeitigt dieſen überhaupt, fo daß er auch nicht mehr annahme⸗ 
ſahig iſt (R 93, 176; Warn 1919 Nr 131; SeuffA 77 Nr 112), und eine etwaige nachträgliche 
Annahme als ein neuer Antrag gelten müßte ($ 150). Die Ablehnung ift eine empfangsbedürftige 
Willenserklärung ($ 130). Gleichgeſtellt iſt der ausdrücklichen Ablehnung die mit Beifügungen 
verſehene Annahme im Sinne des $ 150 Abſ 2. Über die Erforderniſſe der rechtzeitigen An- 
nahme vgl. die $$ 147, 148, 149. Hat der Antragsgegner alles Erforderliche getan, um das 
gechtzeitige Eintreffen ſeines Schreibens zu bewirken, und ift der verſpätete Eingang nur auf 
Umſtände zurückzuführen, die in der Perſon des Empfängers lagen, dann kann ſich dieſer auf die 
Verſpätung nicht berufen (R& 95, 317, der Empfänger war verreiſt). Über ſonſtige Erlöſchungs⸗ 
gründe vgl. $ 145 (Widerruf im Falle des Vorbehalts) und § 156. — Auch eine feſte Offerte mit ein- 
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ſeitiger Bindung, auf Verlangen des andern Teiles liefern zu wollen, erliſcht durch Zeitablauf, 
deſſen Dauer nach den Umſtänden zu beſtimmen iſt (RG 97, 3). 


§ 147 

!) Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur ſofort angenommen 
werden. Dies gilt auch von einem mittels Fernſprechers von Perſon zu Perſon 
gemachten Antrage 2). 

Der einem Abweſenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt 
angenommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort 
unter regelmäßigen Umftänden erwarten darf ). 

E I 83f. II 120; M 1 168ff.; P 1 78ff. 

1. Der $ 147 handelt von den gefeglichen Annahmefriſten, $ 148 von den gewillkürten. Beide 
Friſten begrenzen die zeitliche Gebundenheit des Antragſtellers (RG 43, 79). 

2. Vertragsſchluß unter Anweſenden. Vorausſetzung hierfür iſt, wie das in Anſebung des 
Verkehrs mittels Fernſprechers vom Geſetze ausdrücklich vorgeſehen wird, ein Verhandeln von 
Perſon zu Perſon. Ein Vertragsſchluß bezeichneter Art kann mithin niemals vorliegen, wenn 
ſich der Antragende zur Erklärung eines Boten, oder beim Verhandeln mittels Fernſprechers 
eines Mittlers bedient, der zur Entgegennahme der Annahmeerklärung nicht bevollmächtigt iſt. 
Denn unter dieſen Vorausſetzungen geht die Erklärung dem Antragſteller nicht von Perſon zu 
Perſon, ſondern erſt mit ihrer Beſtellung zu. Anders, wenn die Mittelsperſon zur Vertretung 
des Auftraggebers bei Entgegennahme der Erklärung befugt war (RG SeuffA 59 Nr 387; RG 
Gruch 67, 194). Ein Verhandeln von Perſon zu Perſon findet auch dann nicht ſtatt, wenn einem 
Anweſenden nur ein ſchriftlicher Antrag überreicht wird (ſ. A 3). Bedingung ſodann für das 
Zustandekommen des Vertrags unter Anweſenden iſt, daß die Annahme ſofort erklärt wird. 
Geſchieht es nicht, dann erliſcht der Antrag ($ 146), während die verſpätete Annahmeerklärung die 
Bedeutung eines neuen Antrags ($ 150) hat (RG JW 1911, 535%). Die Annahme ſelbſt iſt, 
abgeſehen vom Falle des $ 151, eine empfangsbedürftige Erklärung. Sie kann aber auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen, insbeſondere dadurch, daß der Antragsgegner ſich jo verhält, wie es ihm 
der Antragende anſinnt, insbeſondere indem er die entſprechende Leiſtung bewirkt (RG 54, 219), 
oder aber die ihm angetragene Erwerbshandlung vornimmt. Bloßes Stillſchweigen auf einen 
Vertragsantrag kann nur dann als Annahme gelten, wenn die aus der Unterlaſſung einer Antwort 
herzuleitende Ablehnung eine Verletzung des Grundſatzes der Redlichkeit, eine Nichtachtung von 
Treu und Glauben (im Handelsverkehre) enthalten würde (N& 54, 213; R6 79 Nr 103); fo auch 
wenn der eine Teil dem andern Mitteilung über vorhandene Ware nebſt Verkaufspreis und 
ſonſtigen Bedingungen und der andere unverzüglich ein den Bedingungen entſprechendes Kauf⸗ 
angebot gemacht hat (R 19. 12. 24 VI 217/24). Im übrigen bedeutet Schweigen Nichtannahme. 
Gilt danach im einzelnen Falle das Schweigen bei mündlicher Verhandlung als Annahme, ſo wird 
dieſe Rechtswirkung nicht dadurch wieder beſeitigt, daß der Schweigende unmittelbar darauf 
ſchriftlich ſeinen gegenteiligen Standpunkt zum Ausdruck bringt (RG 115, 266). Handelt es ſich 
nicht um ein beliebiges Geſchäft des (kaufmänniſchen) Verkehrs, ſondern um ein außergewöhn⸗ 
liches, namentlich um einen Vergleichsvorſchlag, dann kann im Schweigen auf den Vorſchlag eine 
Annahme des Antrags nach Treu und Glauben nicht gefunden werden (RG Warn 1919 Nr 131). 
Jedenfalls kann aus § 147 Abſ 1 nicht gefolgert werden, daß auf jeden einem Anweſenden ge⸗ 
machten Antrag eine Erklärung über Annahme oder Ablehnung ſofort abgegeben werden müßte, 
widrigenfalls das Schweigen des Erklärungsgegners als Annahme zu gelten hätte (RG Jh 1911, 
535°). — Die Regel, dat ein Vertragsantrag unter Anweſenden nur ſofort angenommen werden 
könne, iſt vertraglicher Anderung zugänglich. Iſt ein fernmündlicher Vertragsantrag zur unbe⸗ 
friſteten, aber nicht ſofortigen Annahme gemacht worden, ſo bedeutet die Antwort, daß nach zwei 
Tagen endgültiger Beſcheid gegeben werde, die Angemeſſenheit der Friſt vorausgeſetzt, keine 
Ablehnung mit neuem Antrag und die Annahme innerhalb der Friſt iſt noch rechtzeitig RG 
Se uff A 80 Nr 72). N 

Von Bedeutung iſt das kaufmänniſche Beſtätigungsſchreiben, deſſen Vorausſetzung iſt, daß 
ein Vertragsſchluß bereits erfolgt war (MG 95, 96). Enthält ein kaufmänniſches Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben Abweichungen von dem unter den Parteien bisher Beſprochenen, ſo iſt unter beſondern 
Umſtänden nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ($ 157 BGB; $ 346 HGB) 
eine Antwort erforderlich, und es müßte hier daher Schweigen als Annahme gelten (A h 
54, 176; 58, 69; 95, 48; 103, 401; 105, 389; 114, 282; 129, 347; Warn 1920 Nr 5 u. 144; 1925 
Nr 57; 1927 Nr 47; 1929 Nr 34; FW 1911, 9767; 1918, 7695, Seuffü 81 Nr 197). Im kaufmänni⸗ 
ſchen Verkehre, wo Nebenpunkte vielfach erſt mittels Beſtätigungsſchreibens geregelt werden, muß 
widerſpruchsloſe Annahme eines Beſtätigungsſchreibens regelmäßig als Zuſtimmung angeſehen 
werden, je nach der Lage des einzelnen Falles ſelbſt dann, wenn eine Gegenbeſtätigung verlangt 
worden iſt (RG 88, 380; 104, 201; 106, 414; vgl. auch R Warn 1922 Nr 92, 93), insbeſondere 
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wenn es im Beſtätigungsſchreiben heißt, daß Stillſchweigen als Einverſtändnis erachtet werden 
würde (Res Warn 1922 Nr 5). Das gilt jedoch dann nicht, wenn der Inhalt der Abmachungen 
argliftig entſtellt iſt oder der Inhalt des Beſtätigungsſchreibens „auf Erfindung beruhte“ (RG 
95, 48, 129, 347). Lautete der telephoniſche Antrag als „frei bleibend“ und hat das der ihn an⸗ 
nehmende Antragsgegner auch ſo verſtanden, dann braucht er dem ſpäteren Beſtätigungsſchreiben 
des Antragenden, in dem es heißt: „Leiſtungsmöglichkeit vorbehalten“ nach Treu und Glauben 
nicht zu widerſprechen; anders aber, wenn der Antragsgegner den telephoniſchen Antrag nicht 
orig verſtanden oder wenn er den dortigen Vorbehalt überhaupt nicht vernommen hatte (RG 
Warn 1921 Nr 138). Regelmäßig muß den genehmigten ſchriftlichen Beſtätigungen eine derartige 
rechtsgeſtaltende Wirkung beigelegt werden, daß fortab nur ihr Inhalt maßgebend ſein ſoll und 
abweichende frühere Abreden als beſeitigt zu gelten haben, und auch ſolche Bedingungen Geltung 
erlangen, die früher nicht vereinbart waren (RG 54, 177; 58, 69; 88, 380; 90, 136; Warn 1919 
er 50; Seuff A 73 Nr 33; 76 Nr 5). Der Inhalt des Beſtätigungsſchreibens iſt auch dann maß» 
gebend, wenn es mit dem Beſtellſchreiben nicht in allen Punkten übereinſtimmt und auch bei 
Heranziehung des ſonſtigen Briefwechſels Zweifel bleiben (RG Seuff A 83 Nr 202). Hat der eine 
eil dem andern ein Beſtätigungsſchreiben zugeſandt, dies zunächſt vom Gegner mit Zuſätzen 
en und daraufhin geſchwiegen, dann muß darin eine Zuſtimmung gefunden werden, 
o daß der Vertrag mit Einſchluß der Zuſätze in dem Zeitpunkte zuſtande gekommen iſt, in dem 
der Gegner den Zugang des etwaigen Widerſpruchs hätte erwarten können (RG Gruch 55, 888). 
In bem Schweigen auf ein Beſtätigungsſchreiben kann ein Einverſtändnis oder eine Genehmigung 
jedoch nur dann gefunden werden, wenn anzunehmen iſt, daß es der Empfänger ſo verſtanden hat 
oder nach der Verkehrsſitte jo verſtehen mußte, wie es vom Abſender gemeint war (RG 97, 195). 
Hat der Empfänger eines Beſtätigungsſchreibens dieſes eine Woche lang unbeantwortet gelaſſen, 
ſo muß er die Fiktion ſeines Einverſtändniſſes auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er bei 
Eingang des Schreibens verreiſt war und nach ſeiner Rückkehr ſofort widerſprochen bat; dies 
erfordert die Sicherheit des Geſchäftsverkehrs (RG 105, 389). Geht ein Beſtätigungsſchreiben 
einem von mehreren Geſamtvertretern zu, ſo genügt ſein Schweigen als Zuſtimmung, mögen 
auch die andern Geſamtvertreter nichts erfahren haben (RG Seuffa 81 Nr 197). Allge meine 
Geſchaftsbedingungen, die bei den mündlichen Verhandlungen und im Beſtätigungsſchreiben 
nicht erwähnt find, werden nicht ſchon dadurch verbindlich, daß fie auf der Rückseite des Beſtäti⸗ 
glengsſchreibens abgedruckt oder dieſem in einem beſonderen Blatte beigefügt ſind; der Handel 
erfordert klare und unzweideutige Erklärungen (RG JW 1925, 77925). Unter Umſtänden, ins⸗ 
eſondere bei Vertragsteilen, die in regelmäßiger Geſchäftsverbindung ftehen, muß auf eine 
inderung der allgemeinen Geſchäftsbedingungen in dem Beſtätigungsſchreiben ausdrücklich hin- 
gewieſen werden (RG SeuffA 86 Nr 169). It der Vertragsantrag von einem nicht befugten 
zwertreter des angeblichen Antragſtellers ausgegangen, dann kann deſſen Schweigen auf das 
ihm ſelbſt zugegangene Beſtätigungsſchreiben des Antragsgegners, aus dem hervorgeht, daß 
dieſer den Antrag als den des angeblichen Antragſtellers angeſehen hat, auch als Genehmigung 
er Vertretung gelten; dieſe anzunehmende ſtilſchweigende Genehmigungserklärung iſt dann 
aber anfechtbar (RG 109 S. 98 u. 401). Bebeutung des Verlangens einer ſchriftlichen Gegen⸗ 
beitätigung ſ. MG 23 1924 S. 197°, 411). Über die Bedeutung des Schweigens auf briefliche 
Mitteilungen in Wechſelangelegenheiten |. RG Seuff A 82 Nr 59. — Auch gegenüber Nicht- 
kaufleuten als Empfängern von Beſtätigungsſchreiben können die dargelegten Grundſätze 
treff des Beſtätigungsſchreibens, wenn auch nur nach der beſonderen Lage des einzelnen Falles, 
Plaz greifen (ch Gruch 71, 253; 23 1920, 7554); für Rechtsanwälte ſ. RG JW 1931, 5225. 
18 Die Ubung ſchriftlicher Beſtätigung im kaufmännischen Verkehr und die oben dargelegte recht. 
als Bedeutung der Beſtätigungsſchreiben beeinträchtigen übrigens die rechtliche Wirkſamkeit des 
5 ichen (mündlich, durch Fernſprecher oder Drahtnachricht geſchehenen) Vertragsabſchluſſes 
nicht, es müßte denn fein, daß die Beteiligten den Abſchluß erkennbar von ſchriftlichen gleich⸗ 
Wenden Bestätigungen abhängig gemacht haben (vgl. § 154 Abſ 2 und R JW 1924, 405°). 
. e Bedeutung die Bitte um „endgültige Beſtätigung“ hat, iſt eine Frage des Einzel⸗ 
falls; iſt anzunehmen, daß der Verfaſſer des Schreibens davon ausging, eine vollſtändige Einigung 
ſei bereits erzielt worden, dann kann ſeine ausgeſprochene Bitte regelmäßig nur im Sinne eines 
rlangens nach voller Gewißheit und nach einem urkundlichen Beweismittel verſtanden und 
dann das Schweigen des Gegners auch nicht als Ablehnung des Vertragsabſchluſſes aufgefaßt 
werden (MG 104, 202). Wer eine ſchriftliche Beſtätigung zu erwarten erklärt, bringt damit regel⸗ 
mäßig zum Ausdrucke, daß er bloßes Stillſchweigen nicht als Annahme der Beſtätigung anſehe, 
vielmehr im Schweigen eine Ablehnung finde (RG 103, 86). Vereinbaren die Parteien, für die 
ten den Vertrag bei der Börſe abgeſchloſſen haben, demnächſt die ſchriftliche Betätigung, 
o ſind die Beſtätigungeſchreiben nicht nur betreffs der Nebenpunkte, ſondern betreffs des ganzen 
trags maßgebend (R JW 1922, 16752). — Wirkſam werden die Erklärungen gemäß § 130 
erſt im Zeitpunkte ihres Zugehens (vgl, auch 9 149). Im Falle des Mißverſtändniſſes kann man⸗ 
gel illenseinigung ($$ 154, 155) oder auch die Anfechtbarkeit des zuſtande gekommenen 
ertrags in Frage kommen (RG 90, 168). 
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3. Vertragsſchluß unter Abweſenden. Wann ein Verhandeln unter Abweſenden anzu⸗ 
nehmen iſt, ergibt ſich aus dem Gegenſatze zum Falle des Abſ. 1. Im Sinne des $ 147 gilt auch 
der einem Anweſenden überreichte ſchriftliche Vertragsantrag als Antrag unter Abweſenden 
(RG 61, 415; 83, 106). Bedingung für das Zuſtandekommen des Vertragsabſchluſſes iſt hier 
regelmäßig, daß die Annahmeerklärung dem Gegner in einer nach den Umſtänden zu bemeſſenden 
Friſt zugeht (vgl. A 1 und anderſeits §8 151, 152). Ob die Friſt gewahrt iſt, hat ſchließlich der 
Richter zu entſcheiden. Der Zuſatz „Brief folgt“ in einer ſonſt ordnungsmäßigen telegraphiſchen 
Annahmeerklärung verzögert die Annahme nicht (RG 23 1924, 8111). Annahmetelegramm 
mit dem Zuſatz „ſchriftliche Beſtellung folgt“ |. RG Seuffu 83 Nr 104. — Für die Berechnung 
der Friſt kommen als weſentlich in Betracht die Beförderungszeit des Antrags ſowie die der 
Antwort und dazu noch eine dem Antragsgegner zu bewilligende angemeſſene Überlegungsirift 
(RG 27. 6. 24 II 770/23), wobei davon auszugehen iſt, daß der Antragende mit regelmäßiger 
Beförderung und auch mit Anweſenheit des Antragsgegners in ſeinem Wohnorte rechnen darf 
(RG 43, 79; 59, 300; JW 1910, 9994). Falls der Antrag einer Geſellſchaft, einem Verein, einer 
Körperſchaft gemacht wird, iſt überdies auch eine angemeſſene Friſt für die erforderliche Beſchluß⸗ 
faſſung zu bewilligen. Beſondere die Antwort verzögernde Umſtände, die dem Antragenden nicht 
bekannt find und nicht bekannt zu fein brauchen, find bei der Bemeſſung der Friſt außer Betracht 
zu laſſen (RG Warn 1928 Nr 2). Überhaupt iſt die Friſtdauer ſtets nur nach Maßgabe der regel: 
mäßigen Umſtände zu begrenzen, worüber das richterliche Ermeſſen entſcheidet. Daß dem An⸗ 
tragsgegner zur Erſtreckung der Friſt außergewöhnliche Ereigniſſe (äußerliche Beförderungs⸗ 
hinderniſſe oder Abweſenheit des Adreſſaten von ſeinem Wohnſitze) zugute gerechnet werden, 
braucht ſich der Antragſteller im allgemeinen nicht gefallen zu laſſen (RG 59, 300). Wohl aber 
dann, wenn er mit der Abweſenheit des Gegners ſchon nach dem regelmäßigen Gange der Dinge 
(Manöverzeit, Gerichtsferien) von vornherein rechnen mußte. Zum Begriff der „regelmäßigen 
Umſtände“ für die Verhältniſſe des beſetzten Gebiets ſ. RG Seuff2 80 Nr 23. Verhindert der 
Antragſteller den rechtzeitigen Zugang der Annahmeerklärung argliſtig oder ſchuldhaft, dann gilt 
die Friſt gleichwohl als gewahrt (RG 58, 406). Verzichtet der Antragende auf die Erklärung der 
Annahme, dann kommt für die Friſtberechnung nicht § 147, ſondern § 151 zur Anwendung 
(RS 83, 106). In dem Schweigen des Antragenden auf eine verſpätete Annahmeerklärung kann 
die Annahme des damit gegebenen neuen Antrags liegen, ſ. § 150 A 1. — Abſ 2 iſt entſprechend 
auch bei Feſtſtellung des Zeitpunkts maßgebend, in dem ein ſtillſchweigend zuſtande gekommener 
Vertrag als abgeſchloſſen anzunehmen iſt (NG Gruch 55, 892). Vgl. $ 151 A 2. 


§ 148 
Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine Friſt beſtimmt, 
fo kann die Annahme nur innerhalb der Friſt erfolgen ). 
E 1 82 II 121; M 1 168ff.; P 1 77ff. 

I. Gewillkürte Annahmefriſt. Die Friſtbeſtimmung hat nach dem Geſetze unmittelbar nur 
die Dauer der Wirkſamkeit des Antrags, nicht die der Gebundenheit des Antragſtellers im Auge, 
begrenzt alſo zeitlich die Annahmefähigkeit des Antrags ſelbſt ($ 146). Die Beſtimmung der Friſt 
kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen. Bei einem Angebote etwa, bis zum 31. Oktober“ 
gehört dieſer Tag im Zweifel noch mit zur Friſt (RG 92, 210; 105, 420). Gegebenenfalls iſt das 
Formerfordernis für den Vertragsabſchluß auch hier zu wahren. Be durfte der befriſtete Antrag 
der notariellen Form, jo gilt das gleiche für eine Verlängerung der Annahmefriſt durch den An, 
tragenden (RG JW 1928, 64970). Vertragsantrag unter der Bedingung „umgehender Antwort“ 
. LZ 1924, 648. — Bei Abkürzung der geſetzlichen Friſt ($ 147) muß die Friſtſetzung zugleich bei 
der Antragſtellung erklärt werden, oder aber bei nachträglicher Erklärung muß dieſe ſpäteſtens 
gleichzeitig mit dem Antrage zugehen. Im Zweifel iſt hierbei davon auszugehen, daß die Friſt 
nur dann als gewahrt gelten ſoll, wenn die Antwort dem Antragſteller innerhalb der Friſt zuge” 
gangen iſt, und nicht ſchon dann, wenn die Antwort innerhalb der Friſt abgegangen iſt (R 
53, 59; 49, 132; Warn 08 Nr 187; 1912 Nr 152). Behauptet der Antragsgegner, daß im gegebenen 
Falle der Friſtſetzung die angegebene Bedeutung nicht beigemeſſen worden iſt, ſo liegt ihm dafür 
der Beweis ob (MG 76, 366; JW 1912, 133%; Gruch 57, 148; SeuffA 75 Nr 4). Über die Be⸗ 
weislaſt, wenn ſtreitig iſt, ob der Antrag beftiſtet war, |. RG Seuff A 80 Nr 72. Im übrigen vgl. 
5.147 A3. Die Friſtberechnung erfolgt gemäß $$ 186 ff. Hat ſich der Antragende (Kaufmann). 
ohne Friſtſetzung einfeitig gebunden, jo tft doch nach den Umſtänden des Falles zu entſcheiden, 
wie lange feine Bindung währt; mit Ablauf der hiernach anzunehmenden Bindungsſriſt erliſcht 
auch eine feſte Offerte ohne weiteres durch Zeitablauf (RG 97, 2). Bindung „bis zu“ einem be 
ſümmten Tage bedeutet im Zweifel „einſchließlich“ dieſes Tages (vgl. RE 105, 417). — Hat 
der Antragſteller die Gebundenheit an ſeinen Antrag davon abhängig gemacht, daß der Antrags⸗ 
gegner in beſtimmter Friſt (fofort) eine beſtimmte Handlung vornehme (beiſpielsweiſe ein emp⸗ 
fangenes Lotterielos poſtwendend zurückſende), dann kommt der Vertrag, falls die Bedingung, 
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nicht rechtzeitig erfüllt worden, aus dieſem Grunde keineswegs zustande, gleichgültig, ob die 
Verſpätung an einem Verſchulden des Antragsgegners liegt oder nicht, und ohne daß es eines 
Widerrufs bedarf (RG 48, 179). — Wird durch eine vom Antragenden nicht verſchuldete Störung 
an ſeinem Fernſprecher die rechtzeitige Annahme ſeines befriſteten Antrags verhindert, ſo geht 
dies zu Laſten deſſen, dem das Angebot gemacht iſt (RG SeuffA 80 Nr 175). — Nicht unter 
$ 148 gehört der Fall, daß ein Kauf unter der Bedingung nachträglicher Einigung über den 
Preis zuſtande gekommen iſt; der Verkäufer kann daher dem Käufer nicht eine Friſt zur Erklärung 
des Einverſtändniſſes über den verlangten Preis beſtimmen (NG 2. 4. 24 1 285/22). Vgl. $ 516 
Abſ 2, wonach Schweigen innerhalb der geſetzten Friſt als Annahme gilt. 


8 140 


) Iſt eine dem Antragenden verſpätet zugegangene Annahmeerklärung 
dergeſtalt abgeſendet worden, daß ſie bei regelmäßiger Beförderung ihm 
rechtzeitig zugegangen ſein würde, und mußte der Antragende dies erkennen, 
fo hat er die Verſpätung dem Annehmenden unverzüglich nach dem Empfange 
der Erklärung anzuzeigen, ſofern es nicht ſchon vorher geſchehen iſt. Verzögert 
er die Abſendung der Anzeige, fo gilt die Annahme als nicht verfpätet 2). 

E 185 II 122; M 1 170ff.; P 1 81. 

1. Die 98 149—150 behandeln die fehlerhafte Annahme. Der Mangel kann begründet fein 
einmal durch verſpäteten Zugang der Annahmeerklärung ($ 149), ſodann durch den Inhalt der 
Erklärung ſelbſt ($ 150 Abſſ2). Für beide Fälle iſt nach § 150 Regel, daß eine fehlerhafte Annahme 
als neuer Antrag gilt, ſo daß in bezug hierauf wiederum die Grundſätze der 98 145ff. Platz greifen. 
Eine inhaltlich fehlerfreie Annahme darf insgeſamt nichts anderes darſtellen als ſchlechthin 
eine vorbehaltloſe Bejahung des Angebots (RG 27. 9. 11 IT 160/07); andernfalls enthält die 
Erklärung zugleich eine Ablehnung des Antrags. — Über die Vorausſetzungen der Verſpätung 
der Annahme verhalten ſich die $$ 147, 148. 

2. Zuſtandekommen des Vertrags trotz Verſpätung des Zugangs der Annahmeerklärung. 
Rechtzeitigkeit der Annahme ſetzt zwar voraus, daß die Erklärung nicht nur rechtzeitig erklärt 
worden, ſondern (vgl. $ 147 A 1) dem Gegner innerhalb der gehörigen Friſt auch zugegangen ift 
($$ 147, 148, 130). Für den Fall indes, daß eine Verſpätung tatſächlich eingetreten iſt, ſolches 
aber nicht in einer Verzögerung der Abſendung, ſondern erſt in den Verhältniſſen der Beförde⸗ 
rung feinen Grund hat, und daß der Antragende dies erkennen mußte ($ 276), ſoll die Annahme 
gleichwohl als nicht verſpätet „gelten“, es ſei denn, daß der Antragende die Verſpätung 
unverzüglich ($ 121 Abſ 1) nach dem Empfange der Erklärung ($ 130) oder ſchon zuvor angezeigt 
hatte. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der Beſtimmung ift alfo, daß die Antwort recht⸗ 
zeitig abgeſendet war ($ 147 A 2), daß fie dem Antragſteller überhaupt zugegangen ift, daß dies 
ledoch erſt nach Ablauf der Friſt erfolgt iſt; ferner anderſeits, daß die Verſpätung ausſchließlich 

urch Unregelmäßigkeiten der Beförderung verurſacht worden, und endlich, daß der Antrag⸗ 
teller die Rechtzeitigkeit der Abſendung bei Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit hat 
erkennen können ($ 276). Die Anzeige muß erkennen laſſen, daß die Annahmeerklärung dem 
Antragenden verſpätet zugegangen ift; es genügt nicht, daß der Antrag aus anderen Gründen 
als erloſchen erklärt wird (RG 105, 255). Sie iſt keine empfangsbedürftige Willenserklärung, da 
nach dem Geſetze zur Abwendung der angedrohten Folge ſchon die (rechtzeitige) Abſendung 
der Erklärung genügt. Von einer Verpflichtung zur Anzeige iſt nicht zu reden. Das Geſetz knüpft 
An die Unterlaſſung der Erklärung nur die Fiktion des rechtzeitigen Zugangs der Annahme. — 
Hanach richtet ſich auch die Beweislaſt. Der Antragsgegner, der die Fiktion der Rechtzeitigkeit 
ur ſich geltend machen will, hat nur deren Vorausſetzungen zu beweisen; der Antragende da⸗ 
gegen, der alsdann die Anwendbarkeit der Fiktion von ſich ablehnen will, weil er rechtzeitig die 
erforderliche Anzeige erſtattet habe, hat hierfür die Beweislaſt (RG 53, 62). Streitig. 


8 150 

Die verſpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag )). > 

Eine Annahme unter Erweiterungen, Einſchränkungen oder ſonſtigen 
Anderungen gilt als Ablehnung verbunden mit einem neuen Antrage “). 

E I. 88 Abſ 1, 8; M 1 175; P 1 86. a 

1. Vgl. § 149 A 2. Hat der Antragende bei der gewillkürten Annahmefriſt ($ 148) dieſe in 
unbeſtimmten, unklaren Ausdrücken beſtimmt, und hat er trotz tatſächlich verſpätet erklärter An- 
nahme den Abſchluß beſtätigt, dann kann er nachträglich die Verſpätung nicht geltend machen, 
weil er durch die Beſtätigung zu erkennen gegeben hat, daß die Annahme noch rechtzeitig erfolgt 
[ERS Warn 1911 Nr 423). Schweigt der Empfänger der verſpäteten Annahmeerklärung nach 
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deren Eingang ungebührlich lange, länger alſo als ſeine Gegenerklärung nach Treu und Glauben 
zu erwarten geweſen ware, dann gilt, wenn es ſich un: ein beiderſeitiges Handelsgeſchäft handelt 
(RG 30. 11. 23 11 160/23), der in der verſpäteten Annahmeerklärung zu findende neue Antrag 
als angenommen, ſpäteſtens aber in dem Zeitpunkte, in dem der Gegner den Eingang einer 
ablehnenden Antwort hätte erwarten können (RG 103, 12; RG Seuffl 77 Nr 112). Bei ver⸗ 
ſpäteter, aber unveränderter Annahme iſt für die Berechnung der dem erſten Antragſteller zu 
laſſenden Friſt zur Beantwortung zu beachten, daß ſeine Entſchließung regelmäßig nicht die 
gleichen Überlegungen erfordern wird wie ein ſachlich neuer Antrag (RG HRR 1929 Nr 1559). 

2. Der Grundſatz des § 150 Abſ 1 greift auch dann Platz, wenn der Antragsgegner durch 
nachträgliche Leiſtung deſſen, was dem Antrag an ſich entſprach, dieſen verſpätet angenommen 
hat. Es bedarf auch in ſolchem Falle erſt einer Annahme ſeitens des Antragenden, um den 
Vertrag zuftande zu bringen (RG 3. 4. 07 V 406/06). Auch ein Beſtätigungsſchreiben, das dem 
Zwecke dienen ſollte, ein nach der Meinung des Schreibenden mündlich abgeſchloſſenes Geſchäft 
zu beſtätigen, während der Vertrag in Wirklichkeit nicht zuſtande gekommen war, kann als ein 
neues Vertragsangebot gelten (RG Warn 1911 Nr 422). Vgl noch § 147 A 2. 

3. Nicht jeder Zuſatz bedeutet eine Einſchränkung oder ſonſtige Anderung im Sinne des 
§ 150 Abſ 2. Es iſt auch möglich, daß der Antragsempfänger den Antrag ſo, wie er gemacht 
iſt, unbeſchränkt annimmt, zugleich aber den Wunſch nach einer Anderung des hierdurch zuſtande⸗ 
gekommenen Vertrages äußert (RG 6. 2. 33 IV 382/32). Eine Annahme mit der Hinzufügung: 
„vorausgeſetzt, daß der Vertrag rechtsgültig geſchloſſen werden könne“, iſt geeignet, den Vertrag 
zuſtande zu bringen, wenn nach der Erklärung die objektive Möglichkeit des rechtsgültigen Ab⸗ 
ſchluſſes entſcheidend fein ſollte (RG Warn 1910 Nr 409). Nicht unbedenklich, falls die Hinzu⸗ 
fügung nach Lage des Falles geeignet wäre, das Zuſtandegekommenſein des Vertrags einſtweilen 
noch als unge wiß erſcheinen zu laſſen. Iſt eine Annahmeerklärung trotz einer Hinzufügung nach 
Treu und Gauben als unbeſchränkte Annahme aufzufaſſen, ſo iſt der $ 150 nicht anwendbar (RG 
J 08, 45). Sucht der Gläubiger nach Empfang einer ſeinen Wünſchen nicht voll entſprechenden 
Bürgſchaftserklärung eine Erweiterung der Bürgſchaft zu erreichen, ſo braucht darin nicht eine 
Ablehnung der geringeren Bürgſchaft im Sinne des $ 150 Abſ 2 zu liegen (RG YW 1931, 11812). 
Erreicht der Gläubiger die von ihm erſtrebte Verſtärkung der ihm geleiſteten Bürgſchaft nicht, ſo 
verbleibt es bei der einfachen Bürgſchaft; $ 139 greift nicht Platz (RG 14. 11. 32 VIII 327/32). Hat 
der Antragsgegner bei der Annahmeerklärung einen Vorbehalt gemacht, bat darauf der An⸗ 
tragende dem Vorbehalte widerſprochen und der Antragsgegner hierauf geſchwiegen, ſo iſt anzu⸗ 
nehmen, daß er den Vorbehalt aufgegeben hat (RG Warn 1918 Nr 178). Sonſt aber wird das 
Zuſtande kommen des Vertrags durch die Hinzufügung einer Bedingung zu der Annahmeerklärung 
vereitelt (Naß 92, 232). Wird eine größere Menge angenommen, als angeboten war, ſo liegt 
darin nicht ſchlechthin die Annahme der angebotenen geringeren Menge, etwa mit der Aufforde⸗ 
rung, noch eine weitere Menge zu den gleichen Bedingungen zu liefern; zu einer Auslegung im 
Deren Sinne konnen nur die beſonderen Umſtände des Falles führen (RG JW 1925, 2362). 
Über die Annahme einer Teilmenge bei größerem Angebot ſ. OLG 44, 130. Ablehnung eines 
Vertragsantrags oder Verlangerung der Annahmefriſt ſ. RG Warn 1931 Nr 58. 


$ 151 


Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags zuſtande, ohne daß 
die Annahme dem Antragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, wenn 
eine ſolche Erklärung nach der Verkehrsſitte nicht zu erwarten iſt oder der 
Antragende auf fie verzichtet hat ). Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag 
erliſcht, beſtimmt ſich nach dem aus dem Antrag oder den Umftänden zu ent⸗ 
nehmenden Willen des Antragenden 7). 

E 1 86 II 124; M 1 171ff.; P 1 81ff. 

1. Es handelt ſich hier um einen Ausnahmefall, in dem es zum Zuſtandekommen des Ver⸗ 
trags regelwidrig keiner Annahmeerklärung bedarf. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung für den 
Vertragsſchluß bleibt aber immer, daß der Antragsgegner den Antrag überhaupt angenommen 
hat (RG 84, 323; 8. 10. 19 V 138/19). Da indes für das Verkehrsleben rein innere Vorgänge 
ohne Tragweite ſind, ſo muß auch der Annahmeentſchluß irgendwie durch ſchlüſſige und unzwei⸗ 
deutige Handlungen, die allerdings nicht dem Antragenden gegenüber vorgenommen zu werden 
und zunächſt auch nicht einmal zu ſeiner Kenntnis zu gelangen brauchen, äußerlich in die Er. 
ſcheinung getreten fein (RG 84, 320; 90, 434; Warn 1919 Nr 131; 1922 Nr 125; XW 1914, 241% 
DRM 1928 Nr 2260); ſo durch die ſofortige Aneignung der etwa käuflich zum Erwerbe angebotenen 
Sache (einer ohne Beſtellung zugeſandten Ware, RG JW 00, 29717), oder aber durch Bewirkung 
derjenigen Leiſtung, die dem Antragsgegner nach Maßgabe des Antrags als Erfüllung angeſonnen 
wurde, z. B. durch fofortige Lieferung der beſtellten Ware oder durch Überweisung eines be- 
ſtimmten Betrages auf das Poſtſchecktonto eines Dritten (R& 129, 109). Da der Verkrags⸗ 
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ſchluß eine Willenseinigung vorausſetzt, ſo iſt im übrigen auch hier erforderlich, daß ſich die An⸗ 
nahme mit dem Antrage deckt, und eine Handlung, die der Antragsgegner nicht in der Abſicht der 
Annahme vornimmt, iſt überhaupt nicht geeignet, den Vertrag zuſtande zu bringen, da ein Ver⸗ 
tragsabſchluß unbedingt den Vertragswillen vorausſetzt. Soweit endlich ein Mangel der Einigung 
beſteht, greift der $ 154 Platz. Als Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes muß hier derjenige gelten, 
in dem die Annahme erfolgt iſt (nicht derjenige, in dem der Antragende die Annahme erfährt, 
NG 36, 323). Seitdem fteht keinem Teile mehr der Widerruf zu. Als Ort des Vertragsſchluſſes 
iſt derjenige anzuſehen, wo die Annahme erfolgt iſt (RG 62, 381). 
Als Verkehrsſitte ($ 157 A 1 a. E.) kommen hier vornehmlich in Betracht die Anſchauungen 
im Handelsverkehr. Für die Anwendbarkeit des $ 151 genügt nicht, daß nach der beſonderen Lage 
des Falles eine Erklärung der Annahme nicht zu erwarten war, vielmehr muß notwendig eine 
dahingehende Verkehrsſitte beſtanden haben (RG JW 09, 7207). Alsdann kann aber auch 
das bloße Stillſchweigen Annahme bedeuten (RG 84, 323; JW 03, 10218); zumal wenn 
nach Treu und Glauben des Handelsverkehrs im Falle der Ablehnung eine dahinge hende Außerung 
zu erwarten war (RG 54, 181; 58, 69; Warn 1911 Nr 112 und 422; Gruch 59, 351). Über die 
Grundſätze betreffs eines Beſtätigungsſchreibens f. 8147 A 2. Vgl. auch § 157 A 3 „Beſondere 
Falle“. Einzelfälle: Bei einer dauernden Geſchäftsverbindung zwiſchen den Vertragſchließenden 
kann ſchon im Behalten der überſendeten Ware die Annahme liegen; in dem Falle freilich nicht, 
daß bei der Zuſendung eine neue Bedingung geſtellt wurde (RG 48, 175). An ſich liegt aber 
in dem Behalten unbeſtellt zugeſandter Waren noch keine Annahme, wie gegebenenfalls auch 
keine Verpflichtung beſteht, ſie zurückzuſenden. Der Empfänger iſt lediglich Beſitzer der Sachen, 
ohne die vertragliche Pflicht eines Verwahrers zu haben. Bei einer unentgeltlichen Zuſendung 
oder einem Schulderlaſſe wird nach der Auffaſſung des Lebens eine beſondere Aufnahmeerklärung 
nicht erwartet; die Zuſtimmung gilt hier als ſelbſtverſtändlich (RG 19. 4. 07 VII 348/06; JW 
1911, 875). Ebenſo bei dem ſchriftlichen Anerkenntnis einer Forderung RG 22. 9. 06 1 685/05) 
und bei einer kumulativen Schuldübernahme (RG SeuffA 79 Nr 89). Bei Schenkungen gilt 
nach $ 516 Abſ 2 Nichtablehnung in der geſetzten Friſt als Annahme. Bei einer ſchenkungsweiſe 
abgeſchloſſenen Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten bedarf es zum Zuſtande kommen 
der für die Schenkung erforderlichen Einigung über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung nicht 
einer Annahmeerklärung des Bezugsberechtigten gegenüber dem Verſicherungsnehmer oder 
ſeinen Erben (RG JW 1931, 135316). Die an das Regiſtergericht gerichtete Beitrittserklärung 
als Mitglied einer Genoſſenſchaft kann als ſtillſchweigende Genehmigung des Beitritts durch 
den Vorſtand gelten (RG 60, 412). Steht eine Bank mit einem Kunden in dauernder Geſchäfts⸗ 
verbindung und handelt es ſich um ein wichtiges Geſchäft, das auch große Eile erfordert, dann 
muß beim Schweigen des Kunden auf einen Antrag der Bank Zuſtimmung angenommen werden; 
der Widerſpruch muß in ſolchen Fallen auch telegraphiſch oder mittels Fernſprechers erklärt 
werden (MG 87, 143). Tritt der Schuldner eine Forderung zahlungshalber an den Gläubiger 
ſeines Gläubigers ab, dann iſt die Annahme des Zahlungsangebots durch den erſteren ohne 
weiteres anzunehmen (RG 90, 434). Zum Zuſtandekommen einer die Übergabe des Hypotheken⸗ 
briefs erſetzenden Vereinbarung gemäß § 1117 Abſ 2 iſt die Annahmeerklaͤrung des Erwerbers 
nicht notwendig, wenn die ihm zugeſandte Urkunde die Erklärung des Hypothekenbeſtellers ent⸗ 
alt, daß der zu bildende Hypothekenbrief dem Erwerber ausgehändigt werden ſolle, und wenn 
1 r Hypothekenbeſtellung (oder abtretung) eine darüber zuvor getroffene Verabredung zugrunde 
„eat, oder wenn der Gläubiger die ihm überſandte Urkunde an das Grundbuchamt mit ſeinem 
Antrage weitergibt (RG 93, 248). Auch in der nur einſeitigen Erklärung des Verkäufers in ſeinem 
eſtätigungsſchreiben kann die Zuſicherung von Eigenſchaften der Kaufſache gefunden werden 
6 95, 120). Liefert der Verkäufer mehr gleichartige Waren, als beſtellt waren, dann liegt 
insoweit ein Vertragsangebot mit einem Verzicht auf eine Annahmeerklärung vor, und es kann 
Inter befondern Umſtänden (fo, wenn die Ware dem Verderben ausgeſetzt iſt) ſchon in dem 
Schweigen des Käufers während auch nur einer verhältnismäßig kurzen Friſt die Annahme 
des Angebots gefunden werden (RG 23 1919, 966). Der Verzicht auf die Annahmeerklärung 
kann ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend erklärt fein, wie das beiſpielsweiſe der Fall iſt, wenn 
dei einem Kaufmann Waren zu ſchleuniger Lieferung beſtellt oder einem mit der Beſorgung 
fremder Geſchäfte Befaßten ſchleunige Aufträge erteilt werden (NG 84, 323; JW 1913, 1145). 
Wer ſtarken Preisſchwankungen ausgeſetzte Waren „als expreß“ beftellt, verzichtet auf eine An⸗ 
nahmeerklärung, und der Abſender der Ware ift mit der Abſendung derart an ben fo zustande 
gekommenen Vertrag gebunden, daß er ſich auch durch einen Widerruf bei der Poſt nicht mehr 
eiteien kann (RG 102, 372). Wenn der Verkäufer einer beweglichen Sache dieſe dem Käufer, 
ohne eine Bedingung zu ſtellen, überſendet und der Käufer die Sache annimmt, geht das Eigen- 
tum auf ihn über, ohne daß der Käufer dem Verkäufer gegenüber noch eine Erklärung abgibt 
MG 64, 145). Ein Verzicht des auf den Abſchluß einer Lebensverſicherung Antragenden auf 
die Abgabe einer Annahmeerklärung durch den Verſicherer ift in der Vorauszahlung der erſten 
raͤmie im Zweifel nicht zu finden, eine Verkehrsſitte, nach der eine Annahmeerklärung nicht 
zu erwarten wäre, befteht im Verſicherungsgewerbe nicht (RG 12. 10. 26 VI 225/26). 
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2. Dieſe Friſt für die Annahme (nicht für die Erklärung) und damit zugleich für die Ge⸗ 
bundenheit des Antragſtellers beſtimmt ſich in erſter Linie aus der im Antrage hierüber aus⸗ 
drücklich getroffenen Beſtimmung; ſonſt nach dem mutmaßlichen, aus den Umſtänden zu 
entnehmenden Willen des Antragenden. Mit Ablauf der Friſt erliſcht der Antrag ($ 146 A 1). 
In der Regel wird es ſich um Fälle handeln, in denen eine ſofortige Leiſtung erwünſcht war. 
In ſolchen Fällen anderſeits, in denen eine Friſtſetzung nicht erfolgt und auch nicht einmal aus 
den Umſtänden zu entnehmen iſt, wird anzunehmen ſein, daß der Antragende eine Friſt über⸗ 
haupt nicht hat ſetzen wollen und daß er daher bis zur Ablehnung des Antrags durch den Antrags 
gegner gebunden bleibt (RG 17. 2. 17 V 339/16); mit der Maßgabe freilich, daß der Antragende 
noch nachträglich bis zur Erklärung des Gegners eine Friſt beſtimmen kann, um eine Entſcheidung 
herbeizuführen. — Geltungsdauer eines Angebots bei gerichtlicher Verſteigerung, wenn eine 
Friſt für die Annahme nicht geſetzt iſt, . R LZ 1926, 4372, 
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Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, ohne daß beide 
Teile gleichzeitig anweſend find, jo kommt der Vertrag mit der nach 8 128 
erfolgten Beurkundung der Annahme zuſtande ), wenn nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Die Vorſchrift des § 151 Satz 2 findet Anwendung 2) 5). 

E II 124a; P 5 439ff. 


1. Während der Vertrag regelmäßig (Ausnahme § 151 Satz 1) in dem Zeitpunkte zuſtande 
kommt, in welchem die Annahmeerklärung dem Antragenden zugeht ($ 147 A 3), iſt im Falle 
der öffentlichen Beurkundung des Vertrags im Zweifel ſchon der Zeitpunkt der Beurkundung 
der Annahme entſcheidend (RG 68, 393; JW 09, 13918), ohne daß der Antragende Anſpruch 
auf Benachrichtigung von der Annahme hat (RG 20. 6. 10 V 367/09). Der beurkundende Notar 
kann zugleich die eine Partei bei der Entgegennahme des Antrags vertreten (RG 49, 127), ſo 
daß die Erklärung gegebenenfalls der Partei ſelbſt als zugegangen gelten muß. — Ein anderes 
kann beiſpielsweiſe beſtimmt fein, wenn der Antragende eine Friſt für die Annahme ſetzt (RG 
49, 131). Iſt in einem (notariellen) Vertragsantrage nur geſagt, daß der Antrag bis zu dem 
angegebenen Zeitpunkte verbindlich fein ſolle, dann ſpricht viel dafür, daß der Antragſteller zu 
erkennen gegeben hat, er wolle bis zu dem Endtermine (vgl. über die vermutliche Friſtdauer 
$ 148 A 1) Gewißheit über die erfolgte Annahme haben. Regelmäßig iſt daher im Falle ſolcher 
Friſtſetzung auch anzunehmen, daß das Zuſtandekommen des Vertrags auch davon abhängt, 
daß die Annahmeerklärung dem Antragenden innerhalb der Friſt zugegangen iſt, oder daß er 
ſonſt von ihr wenigſtens zuverläſſige Kenntnis erhalten hat. Ob die dem Antragenden zuteil 
gewordene Mittetlung von der formgerechten Vertragsannahme eine zuverläſſige war, ift nach 
den Umſtänden des Falles zu entſcheiden; daß die Benachrichtigung durch einen Dritten er⸗ 
folgte, ſchließt die Zuverläſſigkeit nicht aus; hatte der Antragende eine Mitteilung erhalten, die 
er ſelbſt als zuverläſſig anſehen konnte und angeſehen hat, dann verlangen es Treu und Glauben, 
falls ihm doch noch Zweifel kommen, daß er ſolche kundtut (RG 96, 275). Vgl. auch RG 49 
132; 76, 366; Warn 1912 Nr 152; Gruch 57 S. 148 u. 925; 60, 121; R& 13. 7. 12 V 99/12; 
1. 4. 14 V 514/13, wonach namentlich angenommen ift, daß eine zuverläſſige Bekanntgabe der 
erfolgten Vertragsannahme genügt. Aber ſchließlich bleibt es immer Auslegungsſache, was 
mit der Erklärung hat beſtimmt werden ſollen (RG Warn 1912 Nr 152 Gruch 60, 925). Gegen⸗ 
ſtand der Auslegung muß natürlich die die Feſtſetzung enthaltende Urkunde ſein, und dabei kommt 
es entſcheidend nicht darauf an, was der Antragende für ſich etwa gewollt hat, ſondern darauf, 
wie ſeine urkundliche Erklärung nach Treu und Glauben zu verſtehen war (RG 96, 275). Hat 
derjenige, welchem der Vertrag eine befriſtete Rechtsausübung einräumt, alles getan, was nach 
den Verhältniſſen von ihm erwartet werden konnte, um ſeine Erklärung rechtzeitig zugehen 
zu laſſen, und lag die Verſpätung des Zugangs nur an Umſtänden, die in der Perſon des Er 
klärungsempfängers lagen, dann kann dieſer die Verſpätung als ſolche nicht geltend machen 
(RS 95, 317; JW 1919, 5692). 

Die Beweislaſt hat derjenige, der behauptet, die Friſtſetzung habe nicht die Bedeutung 
gehabt, daß der Antragsgegner von der Annahme innerhalb der Friſt auch Kenntnis erhalten 
haben müſſe (NG Warn 1913 Nr 354). 

2. Danach beſteht die Annahmefähigkeit des Antrags im Falle des § 152 nicht länger als 
bis zum Ablaufe der im Antrage ausdrücklich beſtimmten oder nach den Umſtänden als gewollt 
anzunehmenden Friſt (vgl. 9 151 A 2). 


3. Der $ 152 greift Platz auch bei Beurkundungen durch eine nach Landesrecht zuſtändige 
Behörde (RG 68, 393; 72, 412). 
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9 153 


Das Zuſtandekommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, daß 
der Antragende vor der Annahme ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird, es ſei 
denn, daß ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen iſt 1) 2). 

E 1 89 II 125; M 1 175ff.; P 1 Seff. 

1. Im Zweifel hindern der Eintritt des Todes oder der Geſchäftsunfähigkeit des An⸗ 
tragenden nicht das Zuſtandekommen des Vertrags durch die daraufhin erfolgende Annahme. 
Dabei iſt vorauszuſetzen, daß der Antrag bereits erklärt, unter Abweſenden alſo bereits abgeſendet 
war. Nicht aber iſt auch erforderlich, daß er dem Antragsgegner vor Eintritt der bezeichneten 
Ereigniſſe bereits zugegangen war. Den Antrag anſtatt des Verſtorbenen erſt zu erklären, beiſpiels⸗ 
weiſe den von ihm angefertigten ſchriftlichen Antrag erſt in Abgang zu bringen, dazu gibt der 
$ 153 den Geſamtrechtsnachfolgern keine Befugnis. Ob fie dazu befugt find oder nicht, wie auch 
ihr etwaiges Recht, den bereits erklärten, aber noch nicht zugegangenen Antrag zu widerrufen, 
richtet ſich vielmehr lediglich nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen von der Geſamtrechts⸗ 
nachfolge. — Die Regel des § 153 dient als bloße Auslegungsregel und kann daher nicht 
Platz greifen, wenn ihrer Anwendbarkeit nach den obwaltenden Umſtänden erkennbar ein anderer 
Wille des Antragſtellers entgegenſteht, ſei es alſo, weil er den Antrag ausdrücklich nur für feine 
Perſon gemacht hatte, oder weil ſonſt erſichtlich iſt, daß er den Vertrag nur in ſeinem eigenen 
Intereſſe hat abſchließen wollen. Der Beweis des andern Willens liegt dem Erben ob, der 
behaupten will, daß der Antrag für ihn nicht bindend ſei. — Der § 153 iſt entſprechend anzu⸗ 
wenden, wenn dem Antragſteller die Verfügung über ſein Vermögen oder über gewiſſe 
Beſtandteile desſelben nach Erklärung des Antrags entzogen wird, wie insbeſondere durch 
die Eröffnung des Konkurſes. In ſolchem Falle kommt der Vertrag durch die Annahme zwar 
mit dem Gemeinſchuldner, aber nicht mit dem Konkursverwalter zuſtande. — Über den Fall, 
daß der Todesfall, auf den eine Lebensverſicherung genommen wird, ſchon vor der Annahme 
des Verſicherungsantrags eingetreten ift, ſ. RG SeuffA 81 Nr 20. 

2. Welchen Einfluß der Tod oder der Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit des Antragsgegners 
gegebenenfalls hat, beſagt das Geſetz nicht. Hier greifen die allgemeinen Rechtsgrundſätze Platz. 
Als Regel muß insbeſondere auch hier gelten, daß, wenn die Abſicht beſtand, den Vertrag gerade 
im Intereſſe der Perſon des Antragsgegners abzuſchließen, beiſpielsweiſe behufs Zuwendung 
einer Schenkung an ihn, oder falls ihm eine höchſtperſönliche Leiſtung angeſonnen wurde, ſeine 
Rechtsnachfolger keine Befugnis haben, den Vertrag erſt durch ihre Annahmeerklärung zuſtande 
zu bringen. In ſonſtigen Fällen aber haben ſie ein ſolches Recht, zumal wenn nach Lage des 
Falles anzunehmen, daß der Antrag zugleich an die Erben gerichtet fein ſollte (RG JW 1911, 
7527). Der Auffaſſung indes, als könne das Recht der Erben auf die Annahme des ihrem Erb- 
laſſer bereits zugegangenen Antrags ausſchließlich in der Unterſtellung, daß der Antrag zugleich 
an ſie gerichtet worden, feine Begründung finden (vgl. M 1, 175/176 zu $ 89 E I), dürfte ſchwer⸗ 
a beizutreten fein. Sie ſtellt ſich lediglich als ein im Intereſſe des Verkehrs angenommener 
Notbehelf dar, der um des willen einer ſtichhaltigen Grundlage entbehrt, weil es im Leben tat⸗ 
lachlich nur höchſt ausnahmsweiſe vorkommen wird, daß der Antragende feinen Antrag (bei- 
ſpielsweiſe einen Verkaufsantrag, R JW 1911, 7527) zugleich an die Erben gerichtet haben 
will Der Notbehelf iſt auch übrig, wenn man ſich nur zu der Anſicht entſchließen will, daß das 
Recht des Antragsgegners auf Annahme des Antrags ein Vermögensrecht darſtellen kann (vgl. 
3145 A 2). Die andere Frage, ob der Erbe auch in der Lage ſei, den ſeinem Erblaſſer noch nicht 
dugegangenen Antrag gegen den nunmehrigen Willen des Antragenden erſt entgegenzunehmen 
und alsdann anzunehmen, ift zu verneinen, weil vor Zugang des Antrags der Antragende über⸗ 
Haupt noch nicht gebunden war ($ 130). — Wird der Antragsgegner vor Zugang oder vor der 
Annahme des zugegangenen Antrags geſchäftsunfähig, ſo iſt ſowohl das eine wie das andere 
e um deswillen einflußlos, weil in beiden Fällen der Vertreter an die Stelle des Ge⸗ 

nten tritt. 


8 154 
Solange nicht die Parteien ſich über alle Punkte eines Vertrags geeinigt 
baben, über die nach der Erklärung auch nur einer Partei eine Vereinbarung 
getroffen werden ſoll, iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen ). Die Ver⸗ 
ſtändigung über einzelne Punkte iſt auch dann nicht bindend, wenn eine Auf- 
geichnung ſtattgefunden hat ). 
„Iſt eine Beurkundung des beabſichtigten Vertrags verabredet worden, fo 
iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis die Beurkundung erfolgt iſt 2)5). 
E I 78 II 116; M 1 162ff.; P 1 Taff., 87ff.; 6 133. 
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1. Die volle Willenseinigung Vorausſetzung des Vertragsſchluſſes. Dieſer Vorſchrift 
liegt die vom Geſetze durchweg feſtgehaltene Auffaſſung zugrunde (RG 57, 164; 62, 187; 139 
Abſ 1), daß die geſamten Verkragserklarungen ein einheitliches Ganzes ausmachen. Daher iſt 
auch die hier ausgeſprochene Auslegungsregel nur folgerichtig: daß, ſolange die Einigung nicht 
alle Punkte des Vertrags umfaßt, der Vertrag „im Zweifel“ nicht zuſtande gekommen iſt 
und daß eine Bindung ſelbſt inſoweit nicht beſteht, als über einzelne Punkte eine Verſtändigung 
und eine Aufzeichnung erzielt worden iſt (Punktation; Abſ 1 Satz 2). Da dieſe Grundſätze jedoch 
lediglich im Zweifel gelten ſollen, ſo iſt es den Parteien unbenommen, vorerſt nur über gewiſſe 
Punkte eine Vereinbarung zu treffen, andere Punkte dagegen einer ſpäteren Regelung vor⸗ 
zubehalten (RG Warn 1910 Nr 413). Vereinbarung des Ausſcheidens aus einer Firma gegen 
eine beſtimmte, „in einer noch näher zu vereinbarenden Art“ zu zahlenden Abfindungsſumme 
RG SeuffA 82 Nr 182. So iſt es auch möglich, daß ein Kauf durch die bloße Einigung über 
die Ware und über den Preis zuſtande kommt, und die Vereinbarung über ſonſtige Geſchäfts⸗ 
bedingungen noch vorbe halten wird; aber eine ſolche Parteiabſicht muß deutlich erhellen (RG 
105, 13). Keinesfalls kann es genügen, wenn nur der Kaufgegenſtand feſtſteht, bezüglich des 
Preiſes aber nur die äußerſte Grenze nach oben feſtgeſetzt iſt und die näheren Bedingungen des 
Kaufs ausdrücklich vorbehalten ſind (RG 124, 81). S. auch weiter unten. Was alles Gegen⸗ 
ſtand der Vereinbarung ſein ſoll, entſcheidet ſich nicht nur nach der Natur des Geſchäfts, ſondern 
auch nach dem Willen jeder einzelnen Partei (NG JW 1911, 442%). Es muß der entſprechende 
Wille aber erklärt ſein. Doch kann die Erklärung durch ſchlüſſige Handlungen geſchehen (RG 
SeuffA 78 Nr 61: Vorbehalt der Einigung über Lieferfriſt und Zahlungsweiſe). Dagegen find 
bloße ſtille Vorbehalte nicht zu berückſichtigen (§ 116). So kommt ein Vertrag nicht zuſtande, 
wenn ein Angebot nicht in dem Sinne, in dem es gemeint war, ſondern in einem andern, und 
zwar dem der wirklichen Sachlage entſprechenden angenommen wird, ſachge mäß auch nur fo 
angenommen ſein kann, der Annehmende ſich dabei aber den geheimen Vorbehalt macht, das 
Angebot in deſſen Sinne annehmen zu wollen (RG Gruch 63, 213). Der $ 154 hat demgemäß 
den Fall des offenen Mangels der Willenseinigung vor Augen. (Über den verſteckten Mangel 
der Einigung vgl. § 119 Al und $ 155 A 1, 2). Ob der Vorbehalt nachträglicher Einigung einen 
unbedingt weſentlichen Beſtandteil des Vertragsgegenſtandes betrifft oder einen an ſich nicht 
weſentlichen (aber relativ, d. h. nach dem Willen der Beteiligten weſentlichen), ift für die An⸗ 
wendung des in $ 154 Satz 1 ausgeſprochenen Grundſatzes gleichgültig. Der erklärte Vorbehalt 
hindert das Zustandekommen eines ſchriftlichen (oder notariellen) Vertrags ſelbſt dann, wenn 
der Vorbehalt nicht in die Urkunde aufgenommen worden iſt (RG 29. 4. 03 V 518/02). Da in» 
deſſen der Grundſatz der Vertragsfreiheit gilt, ſo ſteht es den Parteien auch frei, nad” 
träglich den Vertrag als abgeſchloſſen gelten zu laſſen, ſelbſt wenn die Einigung über einzelne, 
an ſich nicht weſentliche Punkte ausgeblieben war. Die dadurch veranlaßte Lücke in den Ver- 
einbarungen muß alsdann den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß (vgl. 89 157 
A 1, 155 A1) ausgefüllt werden (RG 52, 437; 57, 51; 60, 174). — Eine Unvollſtändig⸗ 
keit der Vereinbarung im Sinne des § 154 liegt nicht vor, wenn die Vertrags- 
leiſtungen zwar nicht feſt beſtimmt wurden, aber (bei im übrigen vorliegender wirklicher Willens 
einigung) nach den gegebenen Umſtänden beſtimmbar ſind, was insbeſondere dann zutrifft, 
wenn die Bestimmung der Parteiabſicht entſprechend nach verabredeter Maßgabe getroffen 
werden ſoll (RG Gruch 53, 830). So kann beiſpielsweiſe ein Mietvertrag vollgültig zuſtande 
kommen, wenn die Parteien die Beſtimmung des Mietpreiſes ſpäterer Vereinbarung vorbehalten 
(RG Warn 1914 Nr 325). So genügt es auch, wenn hinſichtlich der Leiſtungszeit nur ſo viel 
vereinbart iſt, daß der Richter imſtande iſt, über die Rechtzeitigkeit der Leiſtung zu befinden (R6 
90, 29). Vgl. noch $$ 315, 316. f 

2. Während Abſ 1 den Fall mangelnder Einigung regelt, ſetzt Abſ 2 voraus, daß zwar die 
Einigung erfolgt ift (RG IRdſch 1927, 193, NG 17. 5. 07 VII 236/07), daß jedoch nach der ge⸗ 
troffenen Vereinbarung zur völligen Erfüllung des Parteiwillens noch die Beurkundung des 
Vertrags hinzukommen müßte. Ein ſolcher übereinſtimmender Parteiwille muß deutlich er⸗ 
kennbar ſein (R Seuffel 86 Nr 3). Alsdann entfteht ein Vertrag nicht früher, als bis auch die 
Form erfüllt und die Vertragsurkunde überdies dem Antragsgegner auch bereits zugegangen 
iſt (RG Gruch 61, 776). Dies gilt entſprechend auch dann, wenn die Parteien beiſpielsweiſe 
einen Kaufvertrag über ein Grundftüd be abſichtigen, die Vertragsbedingungen, über die 15 
einig find, ſchriftlich feftlegen, indeſſen willens find, daß der Vertrag förmlich nach $ 313 ab- 
geſchloſſen werden ſoll. Hier liegt, falls letzteres unterbleibt, kein Nichtigkeitsfall aus $ 313 920 
vielmehr iſt ein Vertragsabſchluß Überhaupt noch nicht erfolgt (RG 79, 78). Zwei gegeneinander 
ausgetauſchte Vertragsurkunden gelten als eine rechtliche Einheit (RG Warn 08, 29). 1 05 
Umſtänden iſt eine ſtillſchweigende Verabredung der Beurkundung anzunehmen (RG JW 09, 
2469), Auf den Beweggrund der Verabredung einer Beurkundung kommt es für die e 
des 154 Abſ 2 nicht an (R Gruch 69, 74). Dagegen beſchränkt ſich das Anwendungsge 5 
des Abſ 2 auf den Fall, daß die Beurkundung vor oder beim Abſchluſſe des Vertrags bedunge⸗ 


iſt (RG 62, 78; 94, 333, RG Seuffü 78 Nr 59; 86 Nr 3; RG Gruch 69, 74; RG 19.2. 24 111 
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553/23). Eine nachträgliche entſprechende Abrede ftellt einen neuen Vertrag dar, der die gleiche 
Wirkung haben kann (RG NW 08, 7395). Der $ 154 Abſ 2 iſt auch auf den Fall beſchränkt, daß 
die Beurkundung des zwiſchen den Parteien ſelbſt abzuſchließenden Vertrags erfolgen ſoll, die 
Vorſchrift iſt dagegen nicht anwendbar, wenn etwa verabredet wird, daß die eine Partei mit 
einem Dritten einen zu beurkundenden Vertrag abſchließen Fol (RG Warn 1915 Nr 43). — 
Für die Auslegungsregel des Abſ 2 ift ſelbſtverſtändlich kein Raum, wenn die Beurkundung nach 
dem Parteiwillen nicht Bedingung für das Zuſtandekommen des Vertrags ſein, ſondern nur 
Beweiszwecken dienen ſollte (RG O 1929 Nr 370; 1930 Nr 92). Gültigkeit mündlicher Ver⸗ 
einbarung von Akkordſätzen trotz der Beſtimmung ſchriftlicher Niederlegung im Tarifvertrag (RA 
HAN 1931 Nr 1346). Vgl. ferner § 125 A 4. Möglich iſt auch, daß die Parteien, welche eine derar⸗ 
tige Bedingung urſprünglich vereinbart hatten, beim formloſen Abſchluß des Vertrags das Form⸗ 
erfordernis wieder aufgegeben haben (RG SeuffA 68 Nr 51). Sinngemäß iſt anderſeits die 
Beſtimmung des Abſ 2 auch dann anwendbar, wenn vor erfolgter Einigung abgemacht wurde, 
daß der Austauſch der mehreren ſchriftlichen Urkunden erfolgen und der Vertragsſchluß 
hiervon abhängig ſein ſolle. Falls im Antrage die Beurkundung des Vertrags verlangt iſt und 
der Antragsgegner den Antrag vorbehaltlos annimmt, erſtreckt ſich die Annahme auch auf das 
bezeichnete Verlangen, und es greift ſonach Abſ 2 Platz (RG Warn 08 Nr 9). Über Neben- 
abreden vgl. § 125 A 7. 

3. Beweislaſt. Wer aus einem Vertrage Rechte herleitet, hat deſſen Zuſtandekommen zu 
beweiſen. Dazu genügt an und für ſich der Nachweis der Einigung über die nach der Natur des 
Geſchäfts an ſich weſentlichen Punkte. Behauptet der andere Teil jedoch, daß der Vertrag durch 
die bloße Einigung noch nicht zuſtande gekommen ſei, weil ſich die Parteien bei ihren Verhand⸗ 
lungen über die Schriftform geeinigt hatten, dann handelt es ſich um ein begründetes Beſtreiten; 
und der Kläger muß jetzt alſo noch dartun (ftreitig), daß die ſachliche Einigung ſchlechthin zuſtande⸗ 
gekommen iſt (RG Warn 1913 Nr 44; 1918 Nr 723 1922 Nr 48; Gruch 62, 950; 19. 2. 24 111 553/23); 
oder gibt der Kläger die Formverabredung an ſich zu, dann hat er nachzuweiſen, daß die Form 
hier nur aus Beweiszwecken vereinbart worden ſei. Jedenfalls muß der Kläger, ähnlich hier 
wie im Falle, daß der Beklagte Abſchluß unter einer aufſchiebenden Bedingung einwendet, be» 
weiſen, daß der Vertrag in der von ihm ſelbſt behaupteten Art und Weiſe zuſtande gekommen iſt 
RG Warn 1918 Nr 72); wobei es jedoch genügt, wenn der Kläger das Vorhandenſein einer 
Vereinbarung nachweiſt, die den vom Beklagten eingewendeten Vorbehalt nicht erkennen läßt. 
gl. § 158 A 7 b. Macht der Beklagte endlich nur eine Vereinbarung geltend, die nicht beim 
Vertragsabſchluſſe ſelbſt, ſondern ſchon bei früherer Gelegenheit oder erſt bei ſpäte rer getroffen 
worden jein joll, dann ſteht ein ſelbſtändiger Einwand in Frage und der Beweis liegt jetzt daher 
dem Beklagten ob. Vgl. R Warn 08 Nr 9 und L8 1932, 30. 


8 155 


Haben ſich die Parteien bei einem Vertrage, den fie als geſchloſſen an- 
ſehen, über einen Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen werden follte, 
in Wirklichkeit nicht geeinigt, fo gilt das Vereinbarte, ſofern anzunehmen iſt, 
daß der Vertrag auch ohne eine Beſtimmung über dieſen Punkt geſchloſſen 
fein würde 1e). 

E 1 100 II 117; M 1 202; P 1 115ff. 

1. Im Gegenſatze zu $ 154, der den offenen Einigungsmangel vor Augen hat, regelt § 155 
den Fall, daß die Parteien ſelbſt den Vertrag als geſchloſſen anſehen, alſo die Einigung über 
N u gefanten Vertragsgegenſtand als erzielt erachten, während in Wahrheit über einen Punkt 

ie Einigung fehlt (verſteckter Mangel der Einigung). Unter dieſen Vorausſetzungen müßte das 

orhandenſein einer Bindung folgerichtig ($ 154) durchweg verneint werden. Indeſſen nach dem 
Grundſatze, Verträge möglichſt aufrechtzuerhalten (vgl. $ 139 A 3), ift auch hier beſtimmt, daß das 
wirtlich Vereinbarte gilt, ſalls anzunehmen ift, daß der Vertrag auch ohne eine Beſtimmung 
uber ben noch offenen Punkt abgeſchloſſen worden wäre. Die Be weislaſt hierfür liegt dem⸗ 
Ienigen ob, der die Geltung des Vereinbarten behauptet. Die entſtandene Lücke in der 
ateinbarung iſt aus den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen zu ergänzen 
RG 60, 174; 88, 378; Warn 1914 Nr 326). Vgl. 85 157 A 1, 154 A 1. Steht es feſt, daß eine 
N die notarielle Vertragsurkunde vom Notar aufgenommene Beſtimmung nicht Gegenſtand 
r Vereinbarung war und daß der eine Vertragsteil dieſe Beſtimmung auch beim Verleſen des 

rotokolls nicht gehört, fie alſo auch nicht ſtillſchweigend hat genehmigen wollen, dann gilt dieſe 
Fimmung nicht als Beſtandteil des Vertrags und daher beſteht dieſer nur im übrigen zu Recht 
R 1916, 1113). In ſolchem Falle kann indes unter Umſtänden augenſcheinlich auch man⸗ 
ſelnde Willenseinigung vorliegen. — Nichtanwendbarkeit des $ 155 auf Annahmeerklärungen 
im Schlichtungsverfahren (Male 4, 104). 

Bech, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Degg.) 2 
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2. Der verſteckte Einigungsmangel und ſeine Abgrenzung. Ein Ergebnis der Art, daß die 
beiden Vertragsgegner beim Vertragsabſchluſſe glauben, völlig einig zu fein, obgleich tatſächlich 
das Gegenteil der Fall, und daß beide Teile ſich dieſes Sachverhalts bis zuletzt nicht bewußt werden, 
hat regelmäßig in folgenden Umſtänden ſeinen Grund: 1. darin, daß die Parteien zwar ſich äußer⸗ 
lich deckende Erklärungen abgeben, daß jede Partei jedoch mit den Erklärungen einen ver⸗ 
ſchiedenen Sinn verbindet; 2. darin, daß der eine Teil den andern mißverſtanden hat, ſo daß er 
auch nur zu einer mißverſtändlich angenommenen, dagegen nicht zu der in Wirklichkeit abgegebenen 
Erklärung des Gegners ſeine Zuſtimmung gab und hat geben wollen (ſo etwa infolge von Schwer⸗ 
hörigkeit oder Unaufmerkſamkeit oder wegen mangelnder Sprachkunde; vgl. auch RG 68, 6, 
wo die eine Partei ſich eines bloßen, ungewiſſen Phantaſieworts bedient hatte). In beiden Fällen 
iſt eine wirkliche Willenseinigung allerdings nicht erzielt und die für die Entſtehung eines Ver⸗ 
trags erforderliche Bedingung ſomit anſcheinend unerfüllt geblieben. Gleichwohl darf dieſe Folge 
weder in dem einen Falle noch in dem andern unbedingt gezogen werden. Die Rechtsſicherheit 
des Vertrags fordert hier vielmehr eine Einſchränkung. Es iſt ein feſtſtehender Grundſatz, daß 
jeder Erklärende ſich ſelbſt beim Worte nehmen laſſen und ſich gefallen laſſen 
muß, daß ſeine Erklärung ſo verſtanden wird, wie ſie von der Allgemeinheit 
aufgefaßt wird (RG 68, 128; 95, 53; JW 1911, 90%; 1926, 26205; 8 157 A 1 Abſ 2), wie ander⸗ 
ſeits auch, daß jeder Teil die Erklärung des Gegners ſo gelten zu laſſen hat, 
wie ſie nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu verſtehen 
iſt. Vgl. Vorbem 6 vor $ 116 und RG 67, 433; 68, 128; 86, 88; 88, 428; 91, 426; 95, 53; 105, 
209; 116, 274; Gruch 65, 595; ZW 08, 43; 09, 48910; 1913, 4801; Warn 1931 Nr 217; Se uff 
77 Nr 172; 79 Nr 61; 86 Nr 60; HRR 1930 Nr 93; 1931 Nr 1430, 1736). Daraus ergibt ſich 
aber einmal, daß der Erklärende, der eine an ſich klare und beſtimmte Erklärung abgegeben hat, 
die ſein Gegner inhaltlich nur ſo verſtehen konnte, wie er ſie verſtand, ſich zur Verneinung der 
Einigung nicht der Ausſicht bedienen darf, er ſelbſt habe ſeiner Erklärung (innerlich) einen andern 
Sinn beigelegt. Ferner folgt, daß, wenn die ſich äußerlich deckenden Erklärungen beider Teile 
überhaupt nur einen objektiv beſtimmten und klaren Inhalt gehabt haben, das Zuſtandekommen 
des Vertrags nicht dadurch gehindert iſt, daß ſich jeder Teil bei den Erklärungen etwas anderes 
gedacht hat als der andere (RG 58, 233; 66, 125; 105, 209; RG SeuffA 79 Nr 61; 81 Nr 43). 
Danach ergeben ſich kurz die beiden Leitſätze: War die Erklärung oder waren die Erklärungen 
an ſich nur eindeutig, dann iſt für die Anwendung des Grundſatzes vom verſteckten Einigungs⸗ 
mangel überhaupt kein Raum (Erklärungsgrundſatz; RH JW 1913, 4801; Warn 1918 Nr 222; 
Seuffü 86 Nr 60). Waren dagegen die Erklärungen an ſich mehrdeutig, dann iſt entſcheidend, 
ob die Parteien in Wirklichkeit je etwas Verſchiedenes gewollt haben, und ob ihnen je auch der 
abweichende Wille des Gegners verborgen geblieben iſt (Willensgrundſatz). Vgl. RG 58, 233; 
66, 21; 105, 209; Gruch 50, 897; JW 1911 S. 875 u. 213%; Warn 08 Nr 185 u. 591; 09 Nr 57; 
RG Seuffl 77 Nr 59. Denn ſchließlich iſt nach dem Grundſatze von Treu und Glauben auch 
die Einſchränkung zu machen, daß ſich kein Vertragsteil auf die Mehrdeutigkeit der Erklärungen 
und darauf, daß er ihnen einen andern Sinn beigelegt hat als der andere Teil, dann berufen kaum, 
wenn er die Erklärung des Gegners nach Treu und Glauben ſo verſtehen mußte, wie ſie gemeint 
war (ſ. oben), oder, wenn er die Auffaſſung des Gegners erkannt hatte, da er in ſolchem Falle 
die Erklärung ſo gelten laſſen müßte, wie ſie wirklich gemeint war, und ſein ſtiller Vorbehalt etwa, 
das gegneriſche Angebot in anderm Sinne anzunehmen, gemäß $ 116 unbeachtlich wäre (RG 66, 
428; Seuffll 74 Nr 47). Vgl. $ 116 A 1. Sein ftiller Vorbehalt, das nicht zu wollen, was ihm 
bewußt der Gegner wollte, wäre ohne Bedeutung (F 116). Hat freilich der Erklärende (oder ſein 
Vertreter) gewußt, daß der Erklärungsgegner die Erklärung nicht fo verſtehe, wie fie an ſich AU 
verſtehen war, dann darf er ſich auf den erörterten Grundſatz nicht berufen, vielmehr liegt jezt 
ein den Vertragsſchluß hindernder Diſſens vor (RG 97, 195). Zu beachten iſt im übrigen bei 
allem dem, daß das entſcheidende Gewicht nicht darauf zu legen iſt, ob die beiderſeitigen Erkla. 
rungen äußerlich a ſondern darauf, ob fie den nämlichen Inhalt hatten (MG 66, 125 
JW 07, 386°). Ob der Einigungsmangel den geſamten Vertrag betrifft, oder nur einen Tei 
davon, if gemäß $ 154 unerheblich (vgl. dort A ), ſolange nicht der Ausnahmefall des $ 155 (A 1) 
gegeben. Die lediglich die Höhe des Betrags betreffende Uneinigkeit hindert 
jedoch nicht immer das Vorhandenſein eines Vertragsanſpruchs; nämlich dann nicht, wenn der 
Berechtigte nur das Mindere fordert, das der Verpflichtete als bedungen zugeſteht, 
Beiſpielsweiſe A behauptet, einen Kaufpreis von 1000 Mark vereinbart zu haben, während 
entgegnet, es ſeien nur 800 Mark verabredet (RG 28. 6. 07 II 123/07). Hier kann A deswegen 
800 Mark fordern, weil, wenn er es tut, anzunehmen, daß die Einigung hierauf jedenfalls erfol 
fein würde. — Da der Erklärungsgrundſatz darauf berechnet ift, daß der eine Teil den andern 
an deſſen Erklärung feſthalten darf, anderſeits aber für ihn dann nicht Platz ſein kann, wenn 
kein Teil die vorliegenden Erklärungen als maßgebend gelten laſſen, und alſo auch kein Teil den 
andern an deſſen Erklärungen feſthalten will, ſo ergibt ſich noch ein dritter Fall verſteckten Eini- 
gungsmangels, und zwar auf folgender Grundlage: Die Erklärungen ſind beſtimmt und nut 
eindeutig, aber jede Partei wollte etwas anderes als das Erklärte und jede Partei wollte außer 
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dem auch etwas anderes als der Gegner. Beiſpielsweiſe: Nach der Vertragsurkunde wäre 
das Grundſtück X verkauft; dieſes Kaufgeſchäft hatte aber weder der Verkäufer noch der 

äufer gewollt; der erſtere wollte das Grundſtück K verkaufen, der Gegner wollte 2 kaufen, 
oder aber X nur pachten. Wollte man auch unter dieſen Umſtänden die Regel des Erklärungs⸗ 
arundſatzes um deswillen durchgreifen laſſen, weil die abgegebene Erklärung an und für 
ſich nur eindeutig iſt, jo führte das zu einem ganz unmöglichen Ergebniſſe. Um zu einem be⸗ 
friedigenden Ergebniſſe zu gelangen, kann hier vielmehr wiederum nur dem Willensgrundſatze 
geioigt werden, und das Zuſtandekommen eines Vertrags wäre gegebenenfalls wiederum zu 
erneinen. 


e Um feſtſtellen zu können, daß eine Einigung zwiſchen den Parteien nicht zuſtande gekommen 
iſt, muß der Richter das beiderſeitige Vorbringen ſo weit würdigen, daß hierdurch die Feſtſtellung 
müglich wird, das Vorhandenſein einer Einigung ſei in der Tat ausgeſchloſſen (RG 95, 101). 
Die Anwendung der Regel des $ 155 iſt ausgeſchloſſen, wenn die Auslegung nach Treu und Glauben 
eine Willensübereinſtimmung ergibt, ſofern ſich nämlich derjenige Teil, der mangelnde Willens⸗ 
migung geltend macht, es ſich auch nur gefallen laſſen muß, ſo behandelt zu werden, als 

tte ſein Wille mit dem des Gegners übereingeſtimmt, weil andernfalls ſein Verhalten 
gegen Treu und Glauben verſtoßen würde (RG 100, 135, hier hatte der eine Teil eine Stelle 
in dem dem andern Teile zur Unterſchrift vorgelegten gedruckten Vertragsformulare in einer 
leicht überſehbaren und vom anderen Teile tatſächlich überſehenen Weiſe eingeklammert; 

uff 76 Nr 109). — Wegen culpa in contrahendo haften die Parteien auf das 
megatibe Intereſſe, wenn fie es verſchuldet haben, daß es wegen verſteckten lan zu einer 
Einigung nicht gekommen iſt, und zwar je nachdem beide Parteien unter dem Ge ichtspunkte des 
$ 254, oder nur die eine Partei, falls ſie nur ein Verſchulden trifft (vgl. 8 276 A 1; R 104, 267; 
RG 329 1932, 73515. 


Zu unterſcheiden iſt der Fall mangelnder Einigung zunächſt von dem der bloßen falſchen 
Vezeichnung. Ein Fall der letzteren Art liegt vor, wenn die Vertragsparteien über den Ver⸗ 
tragainhalt wirklich einig geweſen ſind, und nur ihre beiderſeitigen Erklärungen ſich mit dem 
nicht decken, was fie übereinſtimmend gewollt haben. Hier gilt der anerkannte Rechtsgrund⸗ 
lag, daß eine bloße falſche Bezeichnung unſchädlich iſt (RG 60, 338; 99, 148), und es iſt die erzielte 

illenseinigung entſcheidend (R& 61, 265; 63, 169; 99, 148; JW 05, 639). Vgl. § 119 A 1. 
Danach ift beiſpielsweiſe ein Kaufvertrag, durch welchen nach der Abſicht beider Parteien nur ein 
beſtimmter Teil eines Grundſtücks verkauft werden ſollte, auch dann zuſtande gekommen, wenn 
zu der Vertragsurkunde verſehentlich das geſamte Grundſtück als verkauft bezeichnet worden iſt, 
da der Vertrag alsdann in Anſehung des bezeichneten Grundſtücksteils beſteht (RG 66, 21; Gruch 
50, 1002), Eine Auflaſſung hat gleichfalls nur ſo weit Wirkung, als ſie nach dem beiderſeitigen 
Willen hat gehen ſollen, während die etwa weitergehende Bezeichnung des Auflaſſungsgegen⸗ 
ſtandes wirkungslos it (NG 46, 225; 63, 169; 66, 21; 73, 157; 77, 33; Warn 1913 Nr 394), Haben 
die Parteien beiderſeits die Begründung einer Leibrente gewollt, indes in beiderſeitigem Miß⸗ 
gerſtändniſſe der gegenſeitigen Erklärungen Erklärungen abgegeben, die eine Rentenſchuld zum 

egenftande haben, dann ift, die Wahrung der Form vorausgeſetzt, ein Leibrentenvertrag zuſtande 
gekommen (MG Seuffel 78 Nr 235). Hat nur die eine Partei ſich bei der Bezeichnung geirrt, 
die andere aber in Erkenntnis dieſes Irrtums ſchlechthin zugeſtimmt, dann liegt kein Nichtigkeitsfall 
por ($ 116); vielmehr iſt die Sache jo anzuſehen, als hätten beide Parteien die falſche Bezeichnung 
krtümlich gewählt (RG 25. 1. 19 V 250/18). — Vom Falle des Irrtums im Sinne des 8119 
unterſcheidet fich der vorliegende Fall mangelnder Willenseinigung inſofern, als dort voraus⸗ 
zuſetzen iſt, daß die eine Vertragspartei ſich über den Inhalt ihrer eigenen Erklärung im Irrtum 
efunden hat, oder daß ſie eine andere Erklärung hat abgeben wollen, als ſie abgegeben hat, 
während $ 155 verlangt, daß die Parteien fich über das im Irrtum befunden haben, was der 
andere Teil gewollt hat. Im Falle des $ 119 decken ſich alſo nicht der eigene Wille und die eigene 
Erklrung, im Falle des $ 155 nicht die beiderſeitigen Abſichten. Vgl. 9 119 A 1 und RG 58, 236. 
erkauft beiſpielsweiſe A an B das Grundſtück X in der irrtümlichen Meinung, daß die Parzelle Y 
u Grundſtücke nicht zugehöre, nimmt aber B anderſeits das Angebot in der zutreffenden 

keinung an, daß die Parzelle Y einen Beſtandteil des Grundſtücks bildet, dann iſt der Vertrag 
weil die Erklärung des A an ſich nur eindeutig war) über das geſamte Grundſtück zuſtande ge⸗ 
men, ein Fall des $ 155 alſo nicht gegeben. Für A beſteht hier lediglich das Anfechtungs⸗ 
ht aus $ 119 (8c; 26. 5. 10 V 577/09; 14. 2. 12 V 345/11; ZW 99, 680°4), während, wenn 
nia Vertrag gemäß $ 254 oder $ 255 überhaupt nicht zuſtande gekommen ift, für bie Anfechtung 
diemals Raum fein kann (RG 58, 236; 3% 09, 48919; 1910, 80312; 1911 S. 87° u. 179). — Vom 

alle der Nichtigkeit endlich ift der des $ 155 inſofern zu unterſcheiden, als dort ein Vertrag, 
h. eine Willenseinigung, tatſächlich zuſtande gekommen iſt, nur daß das Rechtsgeſchäft die ge⸗ 
trollen Rechtswirkungen nicht hervorzubringen vermag, während es bei $ 155 an einem Xer- 
zag überhaupt fehlt (R& 79, 78). Von der Nichtigkeit des Vertrags auf Grund mangelnder 
Einigung durfte alſo auch in RG 66, 24 nicht geſprochen werden. 

I 
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8 156 


Bei einer Verſteigerung kommt der Vertrag erſt durch den Zuſchlag zu- 
ſtande. Ein Gebot erliſcht, wenn ein Übergebot abgegeben oder die Ver- 
ſteigerung ohne Erteilung des Zuſchlags geſchloſſen wird 1) 7). 

E 1 90 II 126; M 1 17eff.; P 1 87. 

1. Die Verſteigerung, ein öffentlicher Verkauf, bei dem das Publikum zur Abgabe von Ge⸗ 
boten im gegenſeitigen Wettbewerbe aufgefordert wird, iſt den Regeln des Vertragsrechts unter⸗ 
ſtellt, und zwar in folgender Weiſe: als Vertragsantrag gilt das Gebot; als Annahme der Zuſchlag; 
die Gebundenheit aus dem Antrage beſteht bis zur Abgabe eines Übergebots (ohne Rückſicht 
auf deſſen Rechtsbeſtändigkeit, da nach dem Geſetze der tatſächliche Hergang entſcheidet) oder 
bis zum Abbruche der Verſteigerung, ohne daß Erteilung eines Zuſchlags erfolgt. Der Zuſchlag 
iſt als Annahme wirkſam — mangels anderweiter Abrede — ſchon kraft feiner Erteilung, unab- 
hängig davon, ob dieſe Erklärung dem Bieter zugeht oder nicht, und mag er, ſie zu vernehmen, 
auch überhaupt nicht in der Lage ſein (Abweſenheit). Die Annahme — in Form des Zuſchlags 
an den Meiſtbietenden — ſteht wie regelmäßig im Belieben des Verkäufers fo auch hier im Be⸗ 
lieben des Verſteigerers. Dem Bieter erwächſt ſomit kein Anſpruch auf den Zuſchlag (vgl. jedoch 
A 2). Über die Rechtsfrage, ob in den nach dem Meiſtge bote liegenden Handlungen die Erteilung 
des Zuſchlags zu finden iſt, ſ. RG LZ 1924, 6331. — Da das Verſteigerungsgeſchäft unter die 
Regeln des Vertragsrechts fällt, ſo kommt auch der Grundſatz der Vertragsfreiheit zur Geltung, 
und den Parteien ſteht danach frei, abweichende Beſtimmungen zu treffen. So kann der Ver⸗ 
ſteigerer ſich verbinden, den Zuſchlag zu erteilen, anderſeits ſich das Recht vorbehalten, den Zu⸗ 
ſchlag nach ſeiner Wahl nicht dem Meiſtbietenden, ſondern einem andern Bieter zu geben. Eine 
ſolche Abmachung mit den Bietern würde zugleich die Außerkraftſetzung der Vorſchrift über das 
Erloöſchen des Gebots durch ein Übergebot in ſich ſchließen. Es kann auch verabredet werden, daß 
der Zuſchlag erſt ſpäter erteilt werden ſolle, oder daß ſich der Verſteigerer die Erteilung 
des Zuſchlags vorbehalte. Alsdann liegt das Verhältnis nicht anders als ſonſt bei einem Vertrags⸗ 
abſchluſſe unter Abweſenden, der Verſteigerungsvertrag kommt alſo erſt durch die empfangs⸗ 
bedürftige Zuſchlagserteilung und deren Zugang ($ 130) zuftande (RG 96, 102). 

2. Das Anwendungsgebiet des § 156 umfaßt die Verſteigerungen nach den Vorſchriften 
des BOB § 383 ff. 489, 753, 966, 975, 979ff., 1219ff., die Pfandverkäufe nach den 99 1233ff., 
die Fälle der $$ 373, 376 HGB, ferner die Zwangsverſteigerungen wegen Geldforderungen in 
Gemäßheit der Vorſchriften der ZPO. Hier ift die Anwendung des $ 156 durch $ 817 Abſ 1 
ZPO ausdrücklich vorgeſchrieben unter gleichzeitiger Erteilung weiterer Sonderbeſtimmungen 
für den Verſteigerungsvertrag. Im Falle der Zwangsverſteigerung nach dem ZUG ift 
dagegen für den § 156 kein Raum. Denn zweifellos ſind hier die vertragsrechtlichen Grundſätze 
über die Gebundenheit des Bieters ſowohl wie anderſeits über die Entſchließungsfteiheit des 
Antragsgegners durch die Beſtimmungen der §9 71ff. u. 81 ZUG außer Anwendung geſetzt. 
Danach iſt der Bieter nicht ſchon ſchlechthin durch ſein Gebot gebunden, ſondern erſt unter der 
Vorausſetzung, daß ſein Gebot vom Richter als wirkſam befunden und zugelaffen wird. Anderſeits 
aber hat der Meiſtbietende hier einen Anſpruch auf die Erteilung des Zuſchlags, was bei An⸗ 
wendung der Grundſätze vom Vertrage nicht der Fall fein könnte. Der $ 72 gibt ferner eigenartige 
Beſtimmungen über das Erlöſchen eines Gebots. Der Zuſchlag ſelbſt entnimmt feine Kraft fiber 
haupt nicht einer Willenseinigung der Beteiligten; der Richter überträgt vielmehr durch den 
Zuſchlag das Eigentum auf den Erſte her des Grundſtücks kraft der ihm vom Geſetze gegebenen 
Macht (RG 60, 54). Nach 9 53 3G gilt der Eigentümer des Grundſtücks als der „Veräußerer 
(nicht als der Verkäufer). Dieſe Ausgeſtaltung des Zwangsverſteigerungsgeſchäfts weiſt ſomit 
mehr auf feinen öffentlich-rechtlichen Charakter als auf einen Vertrag hin. Darüber, daß die 
betreffenden rechtsgeſchäftlichen Erklärungen auch nicht nach den Grundſätzen der 88 119ff. 
BOB anfechtbar find, vgl. Vorbem vor § 104. 


8 157 


Verträge ſind ſo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Nückſicht auf die 
Verkehrsſitte es erfordern 1-2), 

E 1 309 II 127; M 2 107ff. P 1 623ff. 

1. Vertragsauslegung. Während der $ 133 die Auslegung der einzelnen Willenserklärungen 
regeln will, hat der $ 157 die Auslegung eines Vertrags insgeſamt im Auge. Während 
danach bei $ 133 Ziel der Auslegung iſt, den Inhalt der einzelnen, tatjächlich vorhandenen Er⸗ 
Märung zu ermitteln, handelt es ſich nach $ 157 regelmäßig (vgl. jedoch Abſ 2) um Feſtſtellung 
des geſamten Vertragsinhalts und Vertragszwecks. Während es ſerner gegebenenfalls Aufgabe 
der Auslegung gemäß $ 133 vorerſt iſt, feſtzuſtellen, ob ein Vertrag überhaupt zuſtande gekommen, 
beſteht für die Anwendung des $ 157 in der Regel (f. unten A 2) erſt dann Raum, wenn das Vor⸗ 
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handenſein des auszulegenden Vertrags ſchon feſtſteht, ſo daß der $ 133 für den $ 157 gewiſſer⸗ 
maßen erſt die Grundlagen zu ſchaffen hätte. Während endlich im Sinne des $ 133 ausſchließlich 
vom Standpunkte des Erklärenden ſelbſt aus zu ermitteln ift, was fein wirklicher Wille geweſen, 
ſolſen nach $ 157 als Auslegungsmaßſtab Merkmale dienen, die außerhalb des Erklärenden 
ſeloſt zu finden ſind, nämlich die Anforderungen von Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Vertragsſitte, ſo daß hier ein ausſchließlich objektiver Maßſtab in Frage 
fteht. Nach dieſem Zusammenhange der Dinge ergibt ſich ohne weiteres, daß die Anwendungs- 
gebiete der $$ 133 u. 157 nicht nur nach ihren Vorausſetzungen, ſondern auch nach ihren Zielen 
voneinander durchaus verſchieden ſind; ferner aber, daß dementſprechend, was beſonders wichtig, 
auch die auslegende Tätigkeit des Richters in beiden Fällen eine verſchiedenartige ſein muß. 
Denn, ſoll der Richter es nach § 157 nicht dabei bewenden laſſen, eine tatſächlich vorhandene 
Erklärung ſeiner Auslegung zu unterziehen, hat er hier vielmehr die Aufgabe, den geſamten 
Vertragszweck und Vertragsinhalt nach objektivem Maßſtabe zu ermitteln, dann hat ihm das 
Geſetz zweifelsohne nicht nur ein ſachlich umfaſſenderes Ziel als das des § 133, ſondern zugleich 
auch eine weitere Befugnis als die des $ 133 einräumen wollen und einräumen müſſen. Es iſt 
doch klar, daß, wenn der Richter der ihm durch $ 157 geſtellten Aufgabe überhaupt genügen will, 
er auch den ihm gewährten objektiven Auslegungsmaßſtab benutzen und daher mittels deſſen auch 
das zu ermitteln ſuchen und alsdann mitberückſichtigen muß, was die Parteien zwar nicht erklärt 
haben, was ſie aber in Gemäßheit des geſamten Vertragszwecks dann erklärt haben würden, 
wenn ſie den offengebliebenen Punkt in ihren Vereinbarungen ebenfalls geregelt haben würden 
und hierbei zugleich dem Gebot von Treu und Glauben gefolgt wären. Hätte das Geſetz nicht 

'erauf ein beſonderes Gewicht gelegt, und hätte es dem Richter nicht mit 8 157 überhaupt eine 
neue Aufgabe ſtellen wollen, dann hätte es ſich mit der Auslegungsregel des § 133 begnügen 
dürfen und wäre der $ 157 überſlüſſig. Hiernach iſt aber im Ergebniſſe anzunehmen, daß das 
Geſetz in $ 157 dem Richter auch eine ergänzende Tätigkeit einräumt, während eine ſolche 
gemäß $ 133 gerade grundſatzlich ausgeſchloſſen ift (vgl. $ 133 A * 

Folgt man dieſen Erwägungen, ſo geſtaltet ſich die Sache bei der ergänzenden Auslegung 
folgendermaßen: Ergibt ſich im Einzelfalle, daß die Parteien innerhalb ihrer Vereinbarungen 
eine Lücke offengelaſſen haben, die, falls nicht der geſamte Vertragszweck mehr oder weniger 
gefährdet fein, oder der eine Vertragstell einen ungebührlichen, ihm nicht zuzumutenden Nach- 
teil erleiden ſoll, notwendig der Ausfüllung bedarf, dann wird ſich der Richter die Frage vorlegen 
und beantworten müſſen, wie die Parteien den fraglichen, ungeregelt gebliebenen Punkt dann 
geregelt haben würden, wenn ſie ihn ausdrücklich hätten regeln wollen und hierbei nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte verfahren wären. Vorausſetzung iſt dabei immer, 
daß der Vertrag wirtlich beſteht, und daß es ſich nur um eine Lücke handelt, 
die, ohne die Entjtehung des Vertrags überhaupt gemäß $ 154 in Frage zu ſtellen, inſofern als 
dusfüllbar erſcheinen kann, als anzunehmen ift, daß beide Teile den fraglichen Punkt bei 
redliche m Verhalten übereinſtimmend in der ermittelten Weiſe geregelt haben würden. Allerdings 
iſt für eine Erganzung nur dann Raum, wenn der Vertrag innerhalb ſeines tatſächlich 
gegebenen Rahmens oder innerhalb der wirklich getroffenen Vereinbarungen, 
alfo innerhalb des abredegemäßen Vertragsgegenſtandes ſelbſt eine Lücke aufweiſt. Es 

andelt ſich nicht um eine Ergänzung des Parteiwillens, wie vielfach geſagt wird, 
ondern um die Ergänzung des Vertrags durch Ermittlung deſſen, was für einen ſpäter 
eingetretenen, beim Vertragsſchluß nicht vorgeſehenen Fall zwiſchen den Vertragsteilen rechtens 
ein ſoll, nach den Richtlimen von Treu und Glauben im Verkehr und unter Berückſichtigung des 
on Vertrage für die dort ins Auge gefaßten Verhältniſſe ausgedrückten Willens (NG Haig 1929 
Nr 794). Daher darf die Ergänzung nicht zu einer Erweiterung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt 
führen (Kc 87, 211; hier hatte ſich der Kläger vom Beklagten ein Wegerecht nur an einer ganz be⸗ 
ſtimmten Strecke ausbedungen, der Kläger wollte es aber vermöge ergänzender Auslegung auch noch 
am einer andern Strecke bewilligt haben; RG 136, 178; RG Gruch 65 S. 471 u. 594). Das Ergebnis 
er ergänzenden Auslegung muß ſich als ſelbſtverſtändliche Folge aus dem Zuſammenhang der 
wirklich getroffenen Abreden derart darftellen, daß eine Ablehnung der Ergänzung ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit dem ausdrücklich Verabredeten ſehen würde (Rc Warn 1916 Nr 280) Keinesfalls 
dorf ferner eine ergänzende Auslegung zur Abänderung oder Einſchränkung des erklärten 

ertragswillens führen (RG 129, 88); vielmehr bleibt der im Vertrage zum Ausdruck gekommene 
Lertragswille maßgebend (RG Warn 1916 Nr 157), und einem feſtgeſtellten Vertragswillen 
gegenüber kann eine Auslegung nach Billigkeit und nach der Verkehrsſikte niemals Platz greifen 
(RG Warn 1916 Nr 241; HAM 1928 Nr 206). Auch muß es ſich um einen Punkt handeln, der der 
Hegelung bedurfte, und es muß die Ergänzung in dem Vertragsinhalte auch eine Stütze als 
Richtlinie finden (#6 92 S. 320 u. 420; 136, 178 und dort erwähnte Entſch.; ferner 136, 271). 

urzum: die Ergänzung durch Auslegung iſt nur innerhalb des Rahmens des Vertrags 
zuläſſig, darf nicht zur Umänderung des Vertrags führen, und fie ift zu finden 
nach den Richtlinien des im Vertrage ſonſt ausgedrückten Parteiwillens und 
nach dem Geſichtspunkte von Treu und Glauben (RG 87, 211; 92 S. 320 u. 421; Warn 1912 
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Ar 289, JW 1921, 10771; Gruch 54, 386; 61, 113). Danach ift dem Richter die gebührende, eine 
willkürliche Ausübung der Auslegungsbefugnis nach $ 157 ausſchließende Grenze gezogen. Richtig 
angewandt bietet aber der $ 157, zumal in Verbindung mit $ 242 (vgl. 8 242 A 1), dem Richter 
eine ſehr brauchbare und erfreuliche Handhabe, um der Billigkeit zum Siege zu verhelfen. Aber 
es iſt auch darin Maß zu halten, um nicht hinwiederum zu einer Unbilligkeit begründeten An⸗ 
ſpruchen des Berechtigten gegenüber zu gelangen. Zu berückſichtigen iſt daher bei der Auslegung 
gemäß $ 157 das beiderſeitige Intereſſe (RG 79, 438; 88, 416). Beſteht wirklich eine ausfüll⸗ 
bare Lüde, dann iſt es im übrigen gleichgültig, ob die Lücke deswegen entſtanden iſt, 
weil die Vertragsparteien die zu vermiſſende Regelung unbewußt oder bewußt unterlaſſen 
haben (letztere Methode wird im Geſchäftsleben häufig genug befolgt), wie auch ferner, ob die 
Lücke als ſolche von Anfang an beſtanden hat, oder ob ſie ſich erſt nachträglich als 
Folge des weiteren Verlaufs der Dinge ergeben hat (RG HRR 1932 Nr 702). Im letzteren Falle 
wird die zu beantwortete Frage die ſein, wie würden die Parteien dieſen Fall, wiederum nach 
dem Maßſtabe des $ 157 bemeſſen, dann geregelt haben, wenn ſich für ſie die Notwendigkeit der 
Regelung ſchon beim Vertragsſchluſſe herausgeſtellt hätte. Die Richtlinie für die Ergänzung 
bilden aber Treu und Glauben, Sinn und Zweck des Vertrages und der im Vertrage hinſichtlich 
der dort ins Auge gefaßten Verhältniſſe ausgedrückte Parteiwille (RG 92 S. 320 u. 420). Er⸗ 
gänzende Auslegung von Tarifverträgen ſ. RA 5, 130; 7, 57; 8, 228 und § 611 A 5. Im Wege 
der ergänzenden Vertragsauslegung iſt z. B. anzunehmen, daß die Parteien eines behördlicher 
Genehmigung unterliegenden Grundſtücksveräußerungsvertrags gegenſeitig verpflichtet ſind, 
zur Herbeiführung der Genehmigung mitzuwirken (RG LZ 1927, 2392), fiber das Verhältnis 
der ergänzenden Vertragsauslegung zum Ausgleichsanſpruch im Falle der Aufwertungsbelaſtung 
ſ. R6 134, 249; 136, 34. Ergänzende Auslegung von Eifenbahntarifen ſ. RG 137, 133, 

Die Auslegung im Sinne des $ 157 ſtellt ſich ſonach alles in allem als ein von der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung dieſes Begriffes abweichendes, eigenartiges Rechtsgebilde dar, das im 
Intereſſe des Verkehrs die Ergänzung des Vertragsinhaltes durch das Geſetz zum Gegenſtande 
hat. Die Notwendigkeit einer Vertragsergänzung tritt überdies auch in ſonſtigen Fällen und unter 
andern Umſtänden zutage (vgl. $ 154 A 1 und $ 155 A 1). Der in $ 157 ausgesprochene Grundſatz 
findet endlich auch in dem Rechtsgedanken ſeine Rechtfertigung, daß argliſtig handelt, wer ſich 
auf Grund eines Vertrags dem Vertragsgenoſſen gegenüber zu einem Verhalten berechtigt hält, 
welches mit Treu und Glauben unvereinbar iſt. Von dieſem Standpunkte aus dient ein Einwand 
aus $ 157 zum Erſatze der vom BOB nicht aufgenommenen (aber von ihm doch anerkannten, 
RE 71, 435) exeptio doli generalis des gemeinen Rechtes (RG JW 04, 897). — In Gemäßheit 
der dargelegten Rechtsgrundſätze iſt inzwiſchen bereits eine große Anzahl von Entſcheidungen 
gefällt worden. Val. außer den bereits aufgeführten Urteilen RG 60,65; Warn 1920 Nr 98; 
JW 1914, 296°; 1915 S. 87 u. 9122; 1918, 216°; Gruch 60, 989; 62, 653. Im Urteile RH Warn 
1913 Nr 302 iſt die ergänzende Auslegung auch für die Feſtſtellung als zuläſſig erachtet worden, 
welchem Rechte, ob dem deutſchen oder dem fremden die Parteien ſich unterworfen 
haben würden, wenn ſie dieſe Frage in Berückſichtigung gezogen hätten. Über die Frage, ob die 
infolge veränderter Umſtände nachträglich eingetretene weſentliche Erſchwerung 
der Erfüllbarkeit den Schuldner von ſeiner Leiſtungspflicht zu befreien geeignet ſei, und ander⸗ 
jeits, ob bie veränderten Umſtände den Gläubiger berechtigen könnten, ſeine Anſprüche zu erhöhen, 
ſowie über den Geſichtspunkt der elausula rebus sic stantibus, der Geſchäftsgrundlage und über 
das Problem der Aufwertung ſ. die Ausführungen zu § 242 A 5. 

Das Rechtsgebot der Beobachtung von Treu und Glauben, das $ 157 als oberſten Richtpunkt 
für die Auslegung von Verträgen verkündet und $ 242 für die Erfüllung der Verträge wiederholt, 
findet ſeine Ergänzung in dem gleich jenem auf das höhere Intereſſe der Gemeinſchaft hin- 
weiſenden Rechtsverbot eines Verſtoßes gegen die guten Sitten, wie es in den $$ 138, 826 ſeinen 
Ausdruck gefunden hat. Gerade dieſe großen, grundlegenden, im Volksbewußtſein wurzelnden 
Rechtsgedanken haben es der Rechtſprechung ermöglicht, ſelbſt unter den Veränderungen der 
Kriegs- und Nachkriegszeit, denen gegenüber die Einzelvorſchriften des Geſetzes verſagten, den 
Forderungen des redlichen Verkehrs und damit dem Volksempfinden gerecht zu werden. 
Sie boten dem Reichsgericht (für das Arbeitsrecht vgl. § 615 A 2) die Möglichkeit, neue Gedanken 
in das Recht einzuführen und praktiſch auszuwerten, und ſie werden auch fernerhin ſtets die wert⸗ 
vollſte Handhabe ſein, wo immer es gilt, geläuterten Rechtsanſchauungen Geltung zu verſchaffen, 
wie ſie namentlich in der ſtärkeren Betonung des Gedankens der Volksverbundenheit, 
der Bolks- und Arbeitsgemeinſchaft zutage treten. 9 

Die Verkehrsſitte ſtellt keine Rechtsregel dar und erfordert keine rechtliche Grundlage; fe 
iſt lediglich die den Verkehr der beteiligten Kreiſe beherrſchende tatſächliche Übung (RG 49, 1627 
55,377; JW 06, 736“; Warn 1919 Nr 131). Die Verkehrsſitte ergänzt das Geſetz und bindet im 
allgemeinen auch den, der mit ihrem Vorhandenſein nicht vertraut war, ohne daß eine ſtillſchwel⸗ 
gende Vereinbarung zugrunde gelegt zu werden braucht; es muß vielmehr der Wille, ſich 1 
Sertehröfitte nicht zu unterwerfen, kundgetan fein (RG 69, 125; JW 07,149; Gruch 53, 410; 
59, 115; Seuffa 84 Nr 18). Widerſpricht der Wille der Parteien, wie er in ihrer Vertragserklärung 
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in die Erſcheinung getreten ift, unzweideutig der Verkehrsſitte, fo ift nicht dieſe, ſondern der Inhalt 
der Erklärung maßgebend. Liegt aber kein unzweideutiger Widerſpruch vor, und weiß der Gegner 
des Erklärenden auch nicht, daß die Erklärung im Sinne eines ſolchen Widerſpruches zu verſtehen 
iſt, ſo muß die Erklärung unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte ausgelegt werden, auch wenn 
dieſe dem Erklärenden nicht bekannt war (RG 114, 9). So iſt auch anzunehmen, daß derjenige, 
der auf einem beſtimmten Marktplatze Geſchäfte abſchließt, ſich den dortigen Gebräuchen unter⸗ 
wirft; hat er ſich nach ihnen nicht erkundigt, ſo hat er fahrläſſig gehandelt und muß die Folgen 
tragen (RG JW 1922, 7062). Es braucht ſich nicht lediglich um Sätze des Handelsgewohnheits⸗ 
rechts zu handeln, vielmehr können auch bloß in der Übung beruhende in Betracht kommen (RG 
aa O.). Allgemein iſt davon auszugehen, daß jedermann fein Verhalten im geſchäftlichen 
Verkehr gegen ſich jo gelten laſſen muß, wie es von der Verkehrsſitte verſtanden wird, ohne daß 
es auf ſeinen inneren Willen ankommt. Wer ſich von einem Dritten als Käufer vorſchieben läßt, 
haftet demgemäß dem Verkäufer für die Erfüllung aller, auch der ihm unbekannt gebliebenen 
Vertragsbedingungen (RG SeuffA 78 Nr 62). Vgl. auch $ 242. — Ob ein Verſtoß gegen Treu 
und Glauben vorliegt, tft keine reine Tatfrage, ſondern zugleich eine die Zuläſſigkeit der Reviſion 
begründende Rechtsfrage (RG JW 06, 457°). Vgl. auch hinſichtlich der Reviſibilität 8 133 A 3. 
Das Beſtehen einer behaupteten örtlichen Verkehrsſitte iſt Gegenſtand des Beweiſes wie 
jede andere Tatſache (RG 10. 11. 06 V 75/06). Es beſteht auch keine Vermutung für die Fort⸗ 
dauer einer Verkehrsſitte (RG JW 1914, 4601). Beſteht eine allgemeine und ausnahmsloſe 
Verkehrsauffaſſung über die Bedeutung von Rechtshandlungen, ſo genügt für die Auslegung 
im Zweifel die Bezugnahme auf jene Auffaſſung, wird aber eine Verkehrsauffaſſung nur als in 
der Regel, dagegen nicht als ausnahmslos beſtehend angenommen, ſo bedarf es zur Feſtſtellung 
des konkreten Vertragswillens der Parteien eines beſtimmten Anſpruchs dahin, daß ſich die 
Parteien die Regel als Richtſchnur haben dienen laſſen (RG 75, 340). Zu berückſichtigen iſt 
eine Verkehrsſitte oder ein Handelsgebrauch auch dann, wenn ſie ſich erſt nach Abſchluß des 
Vertrags gebildet hat (RG Warn 1916 Nr 69), und gemäß § 346 HGB ift eine Handelsſitte auch 
dann maßgebend, wenn ſie einer Partei unbekannt war (RG 95, 243). Immer aber find Handels- 
und Verkehrsſitte nur da zu beachten, wo fie mit der Sicherheit des Verkehrs vereinbar ſind, den 

eteiligten nichts Unbilliges zumuten, kurz nicht als ein Mißbrauch ſich erweiſen (RG 114, 97; 
RG JW 1922, 48810; 1932, 5860). 

2. Das Anwendungsgebiet des $ 157 umfaßt Verträge aller Art und Gattung ($ 145 A 1); 
entſprechend aber auch vertragsähnliche Verhältniſſe (wie beiſpielsweiſe die Auslobung) mit 
alleiniger Ausnahme der Fälle, wo die Anwendung des Grundſatzes von Treu und Glauben und 
der Verkehrsſitte ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt (RG 6. 10. 03 VII 208/03). Anwendung auf 

arifverträge |. Ruch 1, 127; 12, 40; auf Tarifſchiedsſprüche NAG 1, 213; 4, 104; auf den Inhalt 
von Arbeitsordnungen RAG 1, 283. Für eine Auslegung iſt aber in jedem Falle nur dann Raum, 
wenn über den Inhalt einer Vertragsbeſtimmung Zweifel möglich ſind. Die Grenzen der Aus⸗ 
egung werden überſchritten, wenn ſie zur Aufhebung einer weſentlichen, zweifelsfreien Vertrags⸗ 
beſtimmung aus vermeintlichen Billigkeitsgründen führt (vgl. RG 1,127; 82, 316 und § 133 
al). — Feſtſtellung des vermutlichen Willens der Vertragsteile zur Beſtimmung des anzu⸗ 
wendenden Rechts ſ. RG 118, 283; 119, 259. — Der $ 157 greift nicht ſchlechthin bloß bei der 
Auslegung eines gegebenen Vertrags, ſondern unter Umſtänden auch inſoweit Platz, als es ſich 
um die Frage handelt, ob ein Vertragsabſchluß zuſtande gekommen iſt. Dann namentlich, wenn 
nach Treu und Glauben zu beurteilen ſteht, ob Schweigen oder Zuſtimmung gelten mußte, ins⸗ 
beſondere falls der Erklärungsgegner, dem der andere Teil zu erkennen gegeben hat, daß er den 
Vertrag mit beſtimmtem Inhalte als bereits geſchloſſen anſehe, nach Treu und Glauben hätte 
widerſprechen müſſen (RG 11. 4. 11111 119/10). Stillſchweigende Auflöſung eines Vertrags- 
verhältniſſes ſ. RG HRR 1931 Nr 100. Vgl. ferner 88 147 A 2 u. 151 A 2. 9 Wiederholung 
Einer bereits abgegebenen Erklärung iſt jedoch der Erklärende dann nicht verpflichtet, wenn der 
Biber bei Abgabe ſeiner Erklärung nicht erwarten durfte, daß der Erſtgenannte von ſeinem 
rüher kundgegebenen Standpunkte abgehen werde (RG 29. 11. 10 II 61/10). Die allgemeinen 
Auslegungsgrundſätze der $$ 133, 157, 242 find auch bei Strafgedingen, insbeſondere 
lolchen, die mit Konkurrenzverboten verbunden find, anwendbar (JW 08, 476“; 1910, 279 und 
9842; 1920, 137%). Vgl. auch $ 133 A 1. Auslegung von Verträgen, die vor dem Inkrafttreten 

BB geſchloſſen find, |. HRR 1933 Nr 191. . 
Das Gebot der Beobachtung von Treu und Glauben gilt ſelbſtverſtändlich auch für das 
Gebiet des öffentlichen Rechts. Hat der Vorſtand einer Sparkaſſe ſatzungswidrige Ge⸗ 
ſchäfte jelbft vorgenommen oder zu ihnen Auftrag gegeben, jo würde es gegen Treu und Glauben 
verſtoßen, wenn die Sparkaſſe den Sparkaſſenleiter für ein ſatzungswidrig von ihm abgeſchloſſe nes 
Geſchäft in Anſpruch nehmen wollte (MG HRR 1932 Nr 1382). Auch im öffentlichen Recht muß 
ferner nach Treu und Glauben jeder feine Erklärungen und Handlungen ſo gelten laſſen, wie der 
andere fie auffaſſen durfte (RG 130, 97; RG HRR 1928 Nr 1345). Doch muß im Beamtenrecht, 
das von einer beſonderen Formenſtrenge beherrſcht wird, namentlich zum Schutze der Beamten, 
die auf Klarheit behördlicher Beſcheide Anſpruch haben und deren eigene Erklärungen nur bei 
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unzweideutiger Sachlage zu ihrem Nachteil zu deuten ſind (RG 96, 302; 114, 130), der Eigenart 
dieſes Rechtes Rechnung getragen werden (R 113, 81; 125,315; RG JW 1928, 150319, 1932, 
32535; RG Gruch 69, 474). 

3. Einzelne Auslegungsgrundſätze: Der Richter hat die Auslegung eines Vertrags von ſich 
aus vorzunehmen; ſie hat mit der Beweislaſt und Beweisführung nichts zu tun. Er darf daher 
nicht gegen eine Partei aus dem Grunde entſcheiden, weil ſie für die ihr günſtige Auslegung 
keinen Beweis angetreten oder erbracht habe. Beweispflichtig ift eine Partei nur, wenn fie ſich 
für ihre Auslegung auf außerhalb der Vertragsurkunde liegende beſtrittene Tatſachen beruft 
(RG JW 1925, 6501; 23 1927, 314). Der Verpflichtung zur Auslegung darf ſich der Richter 
nicht durch Verwendung von Beweisvermutungen entziehen (RG JW 1911 S. 875 u. 21350 
Zur Vertragsauslegung, wenn bei wörtlich gleichen Erklärungen jede Partei ihre Erklärung 
anders verſtanden wiſſen will, ſ. RG HRR 1930 Nr 279. Eine Regel dahin, daß Rechtsverzichte 
nicht zu vermuten ſeien, beſteht im allgemeinen nicht; ſteht aber ein unentgeltlicher Verzicht in 
Frage, dann iſt der etwaige Vertrag gegen den auszulegen, dem der Verzicht zum Vorteil gereichen 
würde (RG JW 1911, 10145). Ein Vertrag darf nicht nach den einſeitigen Intereſſe n und dem 
bloß inneren Willen der einen oder der andern Partei ausgelegt werden; die Auslegung muß 
vielmehr unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Teile und ihres erklärten Willens er⸗ 
folgen (R 79, 438; 88, 416). Die verkehrsgemäße unter Heranziehung der Umſtände des 
Falles ermittelte Bedeutung einer Erklärung kann auch nicht für jede der Parteien eine 
andere ſein (HRR 1932 Nr 1030). Begrenzung der Tragweite eines vergleichsweise erklärten Ver⸗ 
zichts auf alle künftigen Anſprüche aus einer Körperbeſchädigung im Sinne beiderſeitiger Vor⸗ 
ſtellung ſ. RG 131, 278. Gegen Treu und Glauben verſtößt im allgemeinen nicht die Geltend⸗ 
machung der Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts, worauf dieſe auch beruhen mag (RG Warn 1911 
Nr 224). Aber vgl. $ 125 A 1. Es gibt keinen Rechtsſatz des Inhalts, daß eine Beſtimmung, 
die nicht völlig klar iſt, gegen den auszulegen ſei, dem ein Recht eingeräumt worden iſt (RG Warn 
08 Nr 7); auch keinen des Inhalts, daß gewiſſe Verträge eng auszulegen find (RG ZW 08, 476°). 
Wer aber, z. B. durch Verwendung eines von ihm üblicherweiſe gebrauchten Vordrucks oder durch 
die Faſſung eines Vertrages oder des Inhalts von Briefen, die einen ſchriftlichen Vertrag erſetzen, 
eine Unklarheit veranlaßt hat, muß ſich regelmäßig gefallen laſſen, daß die Auslegung zu feinem 
Nachteil geſchieht (NG L8 1927, 1340; RG 13. 10. 28 1 178/28). Die Berücksichtigung von Treu 
und Glauben darf nicht zu einer Korrektur der in den geſetzlichen Grenzen getroffenen Verein⸗ 
barung führen, vielmehr ſindet ſie ihre notwendige Begrenzung in der Sicherheit des Rechts ⸗ 
verkehrs und in dem oberſten Grundſatze pacta sunt servanda. Die bloße Möglichkeit einer Härte 
macht einen Vertrag noch nicht zu einem auslegungsbedürftigen (RG JW 09, 16920) — Bei 
der Vertragsauslegung kann ein Unterſchied zwiſchen Irrtum im Beweggrunde und Irrtum über 
den Erklärungswillen nicht gemacht werden (RG Seuffü 64 Nr 137). — Unter „freiem Ermeſſen“ 
in einem Vertrage ift nach Treu und Glauben in der Regel ein billiges Ermeſſen zu verſtehen 
(och HRR 1932 Nr 225). — Die Bedeutung von Rechtsgebräuchen für die Auslegung hängt 
nicht von dem Nachweiſe ab, daß ſie der Partei bekannt waren; denn es iſt die Vermutung be⸗ 
gründet, daß die Ausdrücke und Wendungen ſo gemeint und verſtanden waren, wie fie allgemein 
üblich find (Ach 69, 127; RG SeuffA 84 Nr 18; über die Klauſel „netto Kaffe gegen Faktura“; 
95, 243; JW 07, 149; Gruch 53, 410). Zur Verkehrsſitte gehören insbeſondere Handels- 
gebräuche (RG FW 1922, 706°); der geheime Vorbehalt einer Partei, ſie wolle ſich einem Handels⸗ 
gebrauche nicht unterwerfen, kann an dem Vertragsinhalte nichts ändern (NG JW 08, 6882). 
Bei Beſtellung von Waren iſt das maßgebend, was an dem Orte, wo die Beſtellung erfolgt iſt, 
unter den gebrauchten Ausdrücken verſtanden wird (RG 1.3.07 II 367/06). Die Verkehrsſitte, 
daß bei Kunſtverſteigerungen der Verſteigerer Proviſion auch von den Käufern nimmt, müſſen 
dieſe auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie die Sitte nicht gekannt haben (RG 20. 9. 29 II 
528/28). Der bewußte Wechſel eines einmal angenommenen Rechtsſtandpunktes mag die 
Einrede der Argliſt begründen, nicht aber gentigt dazu die Aufgabe einer irrtümlich angenommenen 
Rechtsanſchauung (RG Gruch 50, 962). — Über die Auslegung von Verträgen, in denen ding⸗ 
liche Rechte begründet werden, |. Ach 23 1917, 917; RG Seuffa 79 Nr 117; 85 Nr 74; RG 
9. 10. 30 VI 814/29; vgl. auch $ 133 A1 Abſ 2. — Auslegung einer Urkunde, die, im Aus 
en aufgenommen, neben dem fremdſprachlichen auch einen deutſchen Text enthält, ſ. RG 

RR 1928 Nr 303. 1 

Einzelne Fälle: Die Klauſel in einem Kaufvertrage „wie beſehen“ oder „wie zu beſehen 
bedeutet in der Regel den Ausſchluß der Haftung für Mängel, die bei ordnungsmäßiger Beſichti⸗ 
ſtehn erkennbar waren (RG 31, 162; Gruch 53, 176; Warn 1913 Nr 281); die Klauſel „wie es 
teht und liegt“ kann den Ausſchluß der ädiliziſchen Haftung überhaupt bedeuten, was Sache 
der Auslegung iſt (RG Gruch 63, 222). Die Klausel in einem Kaufpertrage (über zu liefernde 
Maſchinen), daß „alle andern Anſprüche, insbeſondere ſolche auf Schadenserſatz, 
Wandlung, Minde rung ausgeſchloſſen ſeien“, kann im Zweifel nach Treu und Glauben 
nicht dahin berſtanden werden, daß auch Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung ausge, 
ſchloſſen ſeien, die Klauſel bezweckt vielmeht nur eine Beſchränkung der Mangelhaftung ( 
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Warn 1920 Nr 144). — Die Wendung „oder an Ihre Order“ wird im kaufmänniſchen Verkehr 
vielfach im nichttechniſchen Sinne, nur zur Betonung der Abtretungsmöglichkeit und auch da 
gebraucht, wo an der rechtlichen Möglichkeit der Abtretung kein Zweifel beſteht (RG 119, 119).— 
Bei der Abrede „Lieferziel Oktober bis Mai“ ift diefer Monat eingeſchloſſen (RG 92, 22). — 
Die Annahme des Verzichts auf einen geltend gemachten Anſpruch bedarf unter Umſtänden 
beſonderer Feſtſtellung, namentlich nach der Richtung, ob auf den Anſpruch ſelbſt verzichtet oder 
nur eine von mehreren Begründungsmöglichkeiten fallen gelaſſen werden ſoll (RA 9, 231). — 
Der Stundungsvertrag wird im Zweifel als im Vertrauen auf eine geſicherte Vermögenslage 
des Schuldners geſchloſſen angeſehen; daher Rücktrittsrecht des Gläubigers, wenn ſich die Ver⸗ 
mögenslage des Schuldners verſchlechtert (NG JW 05, 168°; Warn 1912 Nr 6), z. B. dadurch, 
daß der Schuldner eine neue Schuld von erheblichem Betrage aufnimmt (RG Seuff A 64 Nr 220). 
Geſtattet eine Stadtgemeinde den Betrieb einer Straßenbahn auf beſtimmten Strecken, ſo iſt 
die Zulaſſung von Wettbetrieben (nur) bei Vorliegen (Entſtehung) eines dringenden Bedürf⸗ 
niſſes ftatthaft (RG 10. 7. 05 VI 181/05). — Das Konkurrenzverbot iſt im Zweifel nicht auf 
den Fall zu beziehen, wenn der Dienſtherr ſeinem Angeſtellten ohne einen von dieſem gegebenen 
gerechten Grund kündigt (RG 7. 6. 04 III 107/04; RG 59, 76 für den Fall, daß der Dienftherr 
dem Angeſtellten Grund zur Kündigung gibt). Vgl. auch Warn 1913 Nr 275. Der Verzicht auf 
Ge währleiſtung jeglicher Art ſchließt die Behauptung aus, daß nach der Verkehrsſitte die 
Gewährleiſtung aus Schwammſchäden vom Verzichte nicht umfaßt ſei (RG 10. 2. 06 V 335/05), 
denn die bezeichnete Klauſel iſt klar und daher nicht auslegungsfähig. Die Abrede im Kaufver⸗ 
trage, „dem Käufer ſind die Mietverträge bekannt“, hat zur Folge, daß ſich der Käufer 
ſo behandeln laſſen muß, als hätte er alle Verträge wirklich gekannt, ſo daß der § 439 Platz greift 
(Ach 8. 4. 16 V 36/16). Eine Veſtimmung im Kaufvertrage, daß das Grundſtück „an NN. bzw. 
deſſen von ihm zu benennenden Auftraggeber“ verkauft worden, läßt die Auslegung zu, daß NN. 
der Käufer iſt unter Vorbehalt des Rechtes für ihn, einen Dritten in den Vertrag eintreten zu 
laſſen und auch die Auflaſſung von den Dritten fordern zu dürfen (RG 26. 11. 13 V 242/13). 
Stillſchweigende Auferlegung eines Wettbewerbsverbotes beim Verkauf eines kaufmännischen 
Geſchäftes |. RG 117, 176. — Wer die Überſchreitung der von ihm erteilten Vollmacht wiſſent⸗ 
lich fortgeſetzt duldet, erteilt damit ſtillſchweigend die entſprechend weitergehende Vollmacht (RG 
8. 12. 05 VII 173/05). Vgl. § 167 Anm 1. Bei der Bürgſchaft (wie beim Garantievertrage 
um Sinne des $ 538) beſteht keine Pflicht zur Sorgfalt des Gläubigers; aber er darf feine Vertrags⸗ 
genoſſen nicht dadurch ſchädigen, daß er gegen Treu und Glauben beſtehende Sicherbeiten aufgibt 
(RG 13. 7.07 V 621/06). Ein Rechtsſatz, daß Bürgſchaften im Zweifel eng ausgelegt werden 
müſſen, befteht nicht; es gelten die allgemeinen Auslegungsregeln (RG 11. 1. 32 VIII 581/31; 
10. 10. 32 VIII 283/32). Bei einem Baugeldvertrage entſpricht es regelmäßig der Vertrags⸗ 
abſicht, daß der Bauunternehmer die ihm beſtellte Baugeldhypothek vor der Geldgabe abtreten 
darf, um ſich jo die Mittel zur Fortſetzung des Baues zu verſchaffen, oder um ſich für die ihm 
erwachſenen Bauforderungen zu befriedigen. Anderſeits iſt es nach der Verkehrsanſchauung und 
nach Treu und Glauben der Regel nach unſtatthaft, die Hypothek auch dann noch abzutreten, 
wenn der Schuldner auf die vollendete Bauausführung nichts mehr zu leiſten hat (RG JW 1910, 
7557), Wer Zahlung verſpricht, wiewohl er die Leiſtung beanſtandet, erklärt damit nach 
eu und Glauben einen Verzicht auf die Bemängelung (RG 18. 12. 06 VII 88/06). Wenn ein 
Schuldner ſeinen Gläubigern die Verwertung ſeines Vermögens aufträgt, liegt in ihrem 
Beitritte zum Liquidationsverfahren nicht ohne weiteres ein Verzicht in Höhe des Ausfalls ihrer 

orderungen, vielmehr iſt der wahre Wille nach $$ 133, 157 zu ermitteln (RG JW 1911, 2139). 

in Bankier, der einem andern verſpricht, die Schuld eines Dritten abzulöſen, will damit regel⸗ 
mazig unter Befriedigung des andern an deſſen Stelle als neuer Gläubiger eintreten (RG JW 
1912, 2810). Wer ſeine Willenserklärung anders aufgefaßt wiſſen will, als wie fie von 
der Allgemeinheit aufgefaßt wird, iſt nach Treu und Glauben verpflichtet, den andern über ſeine 
wahren Abſichten aufzuklären; andernfalls haftet er nach Maßgabe der abgegebenen Erklärung 
o, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es fordern (NG JW 08, 4°; ferner 
dus 09 S. 48910 u. 11, 90°); er kann nicht geltend machen, daß die feiner Erklärung gegebene 

Auslegung nicht feinem Willen entſpreche. Iſt eine Erklärung klar und zweifelsfrei, jo kann fie 
nit deswegen umgedeutet werden, weil fie gegen Treu und Glauben verſtößt (RG 82, 316). — 
Ein durch Unpünktlichkeit in der Zinszahlung entſtehendes Kündigungsrecht erliſcht 
zucht durch vorbehaltloſe Annahme der nachträglichen Zahlung: kein Verſtoß gegen Treu und 
Nauben (RG SeuffA 63 Nr 444). Verträge, in denen dem einen Teile unter gewiſſen Umſtänden 
zan ſofortiges Kündigungsrecht oder die ſofortige Fälligkeit bedungen ift, find dahin auszu⸗ 
legen, daß der Berechtigte von feinem Rechte bei Verluſt ſeines Erlöſchens in angemeſſener Friſt 

ebrauch machen muß, damit nicht der Verpflichtete in einen beſonders läſtigen Schwebezuſtand 
eb (RG 88, 145; Warn 08 Nr 283; 1918 Nr 201; JW 1915, 572%). Verwirkungsklauſeln 
110 nur im Zweifel zugunften des Verpflichteten auszulegen (RG 82, 54). Vgl. ferner über die 
Auslegung von Verwirkungsklauſeln $$ 357, 360. Bedeutung einer ſog. Verfallklauſel ſ. 

G Gruch 71, 79. Das Recht des Vermieters, einſeitig den Vertrag aufzuheben, iſt auf Grund 
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der Vertragsbeſtimmung, daß ihm dies Recht bei Ausbleiben der Zahlung einer Mietrate (über 
8 Tage hinaus) zuſtehen ſolle, dann gegeben, wenn der Mieter den Mietzins ganz oder wenigſtens 
zu einem nicht ganz unerheblichen Teile in Rückſtand gelaſſen hat (RG 82, 54). Die in einem 
Lieferungsvertrage enthaltene Streikklauſel ſt dahin zu verſtehen, daß der Verpflichtete von 
der Erfüllung nur dann befreit ſein ſoll, wenn der Arbeiterausſtand gerade den dem Vertrage 
zugrunde liegenden Geſchäftszweig unmittelbar trifft (RG JW 1913, 871). Die Einrede der 
Argliſt im Falle argliſtiger Täuſchung entſteht aus § 157 ſelbſtändig, ohne daß es der An- 
fechtung des Geſchäfts oder der Geltendmachung eines Schadenserſatzanſpruchs bedarf (RG 
JW 04, 89° und RG 58, 356). Eine Verpflichtung des Dienſtherrn gegenüber dem Angeſtellten, 
über ihn Auskunft zu erteilen, beſteht nach der Verkehrsſitte nicht (RG JW 1913, 195). Über die 
Auslegung von Beſtätigungsſchreiben vgl. 8147 A 2. — Eine Beſtimmung im Mietvertrage, 
daß der Mieter berechtigt ſei, nach Ablauf der Mietzeit den Vertrag auf unbeſtimmte Zeit zu ver⸗ 
längern, iſt dahin auszulegen daß ſich der Mieter bereits innerhalb beſtimmter Friſt über ſein 
Optionsrecht zu äußern hat (RG 99 155). — Nimmt der Käufer einer Ware dieſe von 
einem andern als dem Verkäufer an, ſo verlangt es Treu und Glauben, daß er den Preis dem 
andern zahlt, falls dieſer ihm zu erkennen gegeben hat, daß der Kaufpreis an ihn gezahlt werden 
müſſe (RG 101, 321). — Lie ferungsverträge, bei denen ſich der Verkäufer abredegemäß der 
Hilfe eines Unterlieferanten bedient, ſind dahin auszulegen, daß der Verkäufer für die Vertrags⸗ 
treue des Unterlieferanten einzuſtehen hat, ſofern er eine ſolche Haftung nicht ausgeſchloſſen hatte 
(RG 103, 181). Sit in einem Kohle nlie ferungsvertrage zur Ausfuhr nach dem Auslande 
beſtimmt, daß ſich der Preis nach dem Steigen und Fallen der Syndikatspreiſe ändern ſolle, dann 
iſt dieſer Beſtimmung nach Treu und Glauben auch dann Raum zu geben, wenn die Mindeſtpreiſe 
für Auslandsverkäufe durch behördliche Feſtſetzung erhöht werden (RG 101, 45). Auslegung 
einer Chartepartie, in die Zuſicherungen des Verfrachters über den Zeitpunkt der Ladebereitſchaft 
aufgenommen ſind, |. RG 116, 156. — Der Zuſatz in einem Telegramm „Brief folgt“ 
iſt nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung aller Umſtände auszulegen und kann den ſo⸗ 
fortigen Abſchluß des Vertrags hindern; widerſprechen ſich demnächſt die telegraphiſche und die 
briefliche Erklärung, dann kann eine Erklärung überhaupt nicht als abgegeben gelten, und daher 
ift die etwaige Anfechtung Sache des Gegners, falls dieſer in der irrtümlichen Annahme, daß eine 
beſtimmte Erklärung abgegeben ſei, ſich auf die vermeintliche Erklärung gebunden hat (RG 105, 13; 
Warn 1921 Nr 119). — Gegen denjenigen, der einen Vertrag mit einem Betriebe abſchließt, der 
nach allgemeinen Bedingungen abzuſchließen pflegt, mit deren Vorhandenſein das Publikum 
zur Zeit auch rechnet (beiſpielsweiſe mit einer Bank — R 58, 151 —, oder einem dem Verkehre 
dienenden Verbande), iſt anzunehmen, daß er ſich dieſem Betriebe unterworfen hat, ſelbſt wenn 
er die Bedingungen nicht kannte, allerdings nicht auch ſolchen Bedingungen, denen er ſich, wie 
von vorneherein anzunehmen, keinesfalls unterworfen haben würde (RG 103, 80; RG Seuff A 83 
Nr 52). Die genehmigten allgemeinen Bedingungen bilden nicht einen ſelbſtändigen Vertrag, 
werden vielmehr zum Beſtandteile der demnächſt abzuſchließenden Verträge (RG 105, 291). Über 
A Unterwerfung unter unbekannte Vertragsbedingungen ſ. auch R Warn 
1 r x 

Derartige Klauſeln, daß Ereigniſſe, wie Krieg, Streik, Betriebsſtörungen und andere 
Fälle hoherer Gewalt befreien ſollen, jegen einerſeits nicht voraus, daß das eingetretene Ereignis 
die Erfüllung (rechtzeitige Erfüllung) wirklich unmöglich macht, anderſeits aber, daß der Einkritt 
des Ereigniſſes wirklich weſentlich ſtörend einwirkt, daß alſo auch zwiſchen dem Eeigniſſe und 
den Handlungen oder Unterlaſſungen ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht (RG 90, 380; 109, 
28; 126, 236; Warn 1916 Nr 122; 23 1920, 159%). Nach der ſogenannten Krie gsklauſel iſt 
der Krieg ohne weiteres als ein Ereignis anzuſehen, das die Erfüllung unmöglich macht, gleich⸗ 
gültig, ob die Unmöglichkeit tatſächlich eingetreten iſt oder nicht RG 87, 92; Warn 1913 Nr 3, 4, 
212, 215). Die Klauſel „Unter allen durch den Krieg bedingten Vorbehalten“ umfaßt auch die 
Folgen der durch den Krieg hervorgerufenen Revolution (RG Warn 1922 Nr 114). Der Rücktritt 
kann gegebenenfalls nur in angemeſſener, im Streitfalle vom Richter zu beſtimmender Friſt 
wirkſam ausgeübt werden (RG 88, 146; 91 S. 59 u. 109). Anderſeits muß aber unter fo außer“ 
ordentlichen Umſtänden auch der andere Teil einer verſpäteten Rücktrittserklärung gegenüber in 
angemeſſener Friſt widerſprechen, falls er nicht als zuſtimmend gelten fol (RG 88, 261). Eine 
auf Streitigkeiten „aus dem Vertragsverhältniſſe“ abgeftellte Kriegsklauſel iſt nicht auf Anſprüche 
wegen unerlaubter Handlungen auszudehnen, mögen ſie auch auf dem Boden des Vertrags 
erwachſen fein (RG JW 1918, 264°). Unklarheiten bei Freizeichnungsklauſeln gehen zu Laſten 
deſſen, der fie ſich ausbedingt (Rö 17. 9. 24 1454/23). Über die Auslegung des Ausdrucks Frte⸗ 
densſchluß“, „endgültiger Friedensſchluß“ in Verträgen |. Rc Warn 1920 Nr 81; 1922 Nr 83; 
1923/24 Nr 93. Vertragliches Rücktrittsrecht wegen Streik und Ausfperrung ſ. RG JW 1924, 1039- 

Über Auslegung von Klauſeln „wie geſehen“ oder „Kenntnis genommen“ vgl. RG 84 S. 1 
und 7; der Erfindungsklauſel in einem Anſtellungsvertrage RG 84, 49; der Vereinbarung einer 
Vertragsstrafe RG 85, 103; einer Bürgſchaftserklärung RG 85, 327; eines Schiedsvertrags 
RG 88, 183; der Klauſel „Kaſſe gegen Verladungsdokumente“ RG 61, 348; 65, 185; 97, 152, 
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106, 299; RG 23 1926, 4801; „Kaffe gegen Rechnung bei Verladebereitſchaft“ Seuffa 78 Nr 198; 
„netto Kaſſe gegen Faktura“ RG 69, 125; „Zahlung netto Kaſſe“ RG Warn 1922 Nr 9; „Zahlung 
bei Erhalt der Faktura“ RG Gruch 67, 649; „Kaſſe bei Faktura“ RG JW 1923, 6852; „Zahlung 
durch Scheck RG JW 1926, 2074; „Zahlung bei Empfang“ OL 44, 242; „rebus sic stantibus“ 
bei Akzeptkredit RG 65, 185; betreffs der Klauſel cif $ 269 A 4 und RG 87, 134; 90, 1. 

Die wegen der Unſicherheit der Verhältniſſe immer mehr üblich gewordene Klauſel „frei⸗ 
bleibend“ äußert ſich verſchieden, je nachdem ſie erſt in einem Vertragsantrage gemacht oder 
in den Vertrag ſelbſt aufgenommen worden iſt. Bei Angeboten bedeutet die Klauſel, daß ſich 
der Antragende an fein Angebot vorerſt noch nicht gebunden wiſſen will, vielmehr erſt vom Gegner 
die Abgabe einer Offerte erwartet (RG 105, 12; Warn 1921 Nr 38; RG SeuffA 79 Nr 103; RG 
28 1926 S. 437, 4351); nimmt indes der Antragsgegner jenes Angebot an, dann muß ſich der 
Antragende alsbald darüber erklären, ob er gebunden ſein will oder nicht, andernfalls iſt nach 
Treu und Glauben das erftere anzunehmen (R Gruch 66, 462; JW 1923, 1181; 1926, 26745 
Warn 1921 Nr 38; 1925 Nr 14; SeuffA 80 Nr 25). „Freibleibend unter Vorbehalt des Zwiſchen⸗ 
verkaufs“ bedeutet in der Regel allgemeines Freibleiben, nicht beſchränkt auf den Fall des Zwiſchen⸗ 
verkaufs (RG 24. 10. 25 1 18/25). Iſt die in der Offerte enthaltene Klauſel beim Vertragsſchluſſe 
ſelbſt nicht wiederholt worden, dann hat fie ſich durch dieſen erledigt (RG 101, 75; 102, 228; 
JW 1922, 13195). Als Beſtandteil eines Vertrags gibt die Klauſel dem Berechtigten, falls 
fie ohne nähere Beſtimmung deſſen, worauf fie ſich beziehen ſoll, ſchlechthin hinzugefügt iſt, nur 
die Befugnis, den Vertrag überhaupt rückgängig zu machen, nicht aber auch die, den Vertrags⸗ 
inhalt zu ändern (RG Gruch 66, 213; RG Warn 1923/24 Nr 101; JW 1922, 23°), Die Klauſel 
des Inhalts „freibleibend unter Vorbehalt der Lieferungs möglichkeit“ oder „Berech⸗ 
nung des Preiſes zum Preiſe des Lieferungstages vorbehalten“ berechtigt den Verkäufer, die 
Lieferzeit ſowie die Höhe des Preiſes nach Treu und Glauben zu beſtimmen, und ſolche Verträge 
find auch zuläffig (R 104 S. 115 u. 306; Warn 1922 Nr 62; RG 7. 12. 23 1] 288/22). Die Ver⸗ 
tragsklauſel freibleibend kann auch ſtatthafterweiſe die Bedeutung haben, daß der Verkäufer zur 
Bemeſſung des Preiſes gemäß $ 315 befugt ſein ſoll (RG 103, 415; 65, 339; Warn 1922 Nr 61). 
Die Klauſel „Lie ferungsmöglichkeit vorbehalten“ gibt dem Verkäufer keinen Freibrief, 
durch den er feine Pflichten aus dem Kaufvertrag einſeitig nach ſeinem Belieben geſtalten könnte 
{ING 132, 305). Sie bedeutet, daß die Lieferungspflicht ausgeſchloſſen fein ſoll, wenn die Lieferung 
an ſich zwar möglich bleibt, aber nur unter beſonderen Schwierigkeiten und Opfern (R JW 1921, 
3331; vgl. auch RG Warn 1922 Nr 90, 91; 1923/24 Nr 137; 23 1925, 768°). Bei einem Gattungs⸗ 
kaufe gemäß $ 279 kann ein ſolcher Fall nur dann gegeben fein, wenn die Ware überhaupt nicht 
zu befchaffen ift; es müßte denn zwiſchen den Parteien Einverſtändnis darüber geherrſcht haben, 
daß der Verkäufer die Ware von einem beſtimmten Dritten beziehen ſollte, der den Verkäufer 
ohne fein Verſchulden im Stich ließ (NG IW 1922, 16755) oder daß der Verkäufer die Ware als 
Fabrikant ſelbſt herſtellen oder von einem beſtimmten Fabrikanten bearbeiten laſſen ſollte, was 
ihm ohne fein Verſchulden unmöglich wurde, in ſolchen Fällen wird der Verfäufer frei (R JW 
1922, 16756; 1925, 494). Die Klauſel, daß Käufer „keinen Rechtsanſpruch wegen Nichtlieferung 
haben fol, wenn der Verkäufer aus irgendwelchen Gründen außerſtande it, zu liefern“, enthebt 
den Verkaufer nicht der Verpflichtung, gegenüber ſeinem Lieferanten mit allen Mitteln und Rechts⸗ 
behelfen auf Lieferung zu dringen, wobei er dafür einſtehen muß, daß dieſer ihm nicht zu leichteren 

edingungen verpflichtet iſt, als er feinem Abnehmer zugeſtanden hat (RG 15. 5. 23 Il 756/22; 
dgl. RG 97, 325). Zur Auslegung der Klauſel, daß der Verkäufer nicht zu liefern brauche, wenn 
er von ſeinem Lieferer im Stiche gelaſſen werde, |. RH JW 1925, 239°. Die Klauſel „ſtets frei- 
bleibend“ in einem Vertragsſchluſſe ift wegen ihrer Unbeſtimmtheit und Allgemeinheit rechtlich 
bedeutungslos (RG 102, 229). Als Ausnahme von den üblichen Vereinbarungen iſt die Klauſel 

eibleibend ſtreng auszulegen, und ſie verpflichtet ganz beſonders zur Wahrung von Treu und 
lauben (RG 102, 228; Warn 1912 Nr 61; JW 1922, 23%; 1921, 2345); fie darf auch nicht beliebig 
oft verwendet werden, geftattet vielmehr nur eine einmalige Ausübung (RG JW 1922, 1319). 
Iſt die Maufel dahin zu verſtehen, daß der Verkäufer im Falle der Preisſteigerung nur berechtigt 
ein ſollte, einen andern Preis oder eine andere Regelung vorzuſchlagen, und der Käufer alsdann 
ich darauf zu erklären hatte, dann kann der Verkäufer nicht einſeitig den neuen Preis beſtimmen, 
und erklärt ſich der Käufer auf den neuen Antrag des Verkäufers nicht, dann iſt der Vertrag für 
ie Folge (betreffs der noch ausſtehenden Lieferungen) aufgehoben und der Verkäufer zur weiteren 
h füllung nicht mehr verpflichtet (NG Warn 1922 Nr 61). Die Klausel „freibleibend unter Vor⸗ 
1 des Rücktrittsrechts“ macht den Vertrag nicht unwirkſam (RG 105, 368). „Auftrag frei- 
leibend“ |. RG Warn 1923/24 Nr 121; „Preiserhöhung durch Geſtehungskoſten vorbehalten“ 
und „Neue Preiſe müſſen angezeigt werden“ ſ. ebenda Nr 164. — Vgl. auch $ 433 A 1b Abſ 2. 

Berſicherungsverträge: Der Verſicherer muß ſich gefallen laſſen, daß die von ihm aufgeſtellten 
Verſicherungsbedingungen, die allge meinen und die beſonderen, im Falle der Unklarheit gegen 
15 ausgelegt werden, weil es ihm oblag, ſich deutlich auszudrücken. Wie der Verſicherungsnehmer 
die Bedingung verſtanden hat, iſt jedoch nur dann maßgebend, wenn er ſie nach Treu und Glauben 
in dieſem Sinne verſtehen konnte (RG 92, 64; 116, 274; 120, 18; RG JW 1930, 36255; 1933, 
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7645 NG Warn 1919 Nr 158). — Wird die Zahlung der erſten Prämie als Beginn für die Ver⸗ 
ſicherung vereinbart, dann iſt das dahin zu verſtehen, daß das Recht des Verſicherungsnehmers 
erſt mit Zahlung der erſten Prämie erworben fein ſoll (RG 80, 144). Über das Verhältnis von 
vorläufiger Deckungszuſage und endgültiger Verſicherung ſ. RG 113, 150; 114, 321; JW 1927 
1692. Bei Unklarheiten von Verſicherungsbedingungen ſind dieſe gegen den Verſicherer 
auszulegen (RG DIZ 10, 71). Zum Begriff der „Kunſtflüge“, die von der Luftfahrtverſicherung 
ausgeſchloſſen find, ſ. R Warn 1929 Nr 163. Auch unter der Herrſchaft des BGB iſt daran 
feſtzuhalten, daß die Verwirkungsabreden in Verſicherungsverträgen im Zweifel den Vor⸗ 
behalt für den Verſicherten enthalten, daß er ſich durch den Nachweis der Nichtverſchuldung 
von der Verwirkung zu befreien vermag (RG 62, 190; 69, 175; 70, 44; 71, 440), und daß daher 
ſein Anſpruch gegebenenfalls nicht erliſcht, wiewohl in der Abrede regelmäßig eine Ausſchluß⸗ 
friſt enthalten iſt (R Gruch 54, 825 und JW 1911, 805; Warn 1913 Nr 26, wo die Unterlaſſung 
der Prämienzahlung als eine nicht ſchuldhafte angeſehen wird, wenn bisher die Prämie vom 
Agenten ſtets abgeholt worden war). Vgl. ferner $ 6 (dazu RG 117, 270; 133, 117; 134, 133; 
RG IW 1928, 7917; NG Warn 1931 Nr 205, 206, 1933 Nr 29; SeuffA 81 Nr 150) und über 
die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung (Befreiung des Verſicherers von der Leiſtung) 
die 5$ 38, 39 VerſvG. Die auf Verletzung einer vertragsmäßigen Anzeigepflicht abgeſtellte 
Verwirkung tritt ebenfalls nicht ohne weiteres ein, ſondern nur unter der Vorausſetzung, daß 
eine ſchuldhafte Verletzung in Frage ſteht (NG 83, 43; Warn 1912 Nr 95; RG LZ 1927, 63820). 
Schon leichte Fahrläſſigkeit genügt aber zur Verwirkung des Anſpruchs (RG Warn 1910 Nr 138). 
Zur Verletzung der Anzeigepflicht in bezug auf gefahrerhebliche Umſtände (88 16, 17 VVG) 
j. auch RG 128, 116; RG ZW 1933, 7622. Die Verpflichtung zur Anzeige des eingetretenen 
Verſicherungsfalls ($ 33 Verf) hat der den Anſpruch Erhebende, wenn dies im Vertrage 
(Lebensverſicherungsvertrag) vorgeſehen iſt, daher kommt es ausſchließlich auf ſein Verſchulden 
an, wenn dieſe Anzeigepflicht verletzt iſt (RG Warn 1912 Nr 95), alſo nicht etwa auf ein etwaiges 
Verſchulden des vom Anſpruchsberechtigten verſchiedenen Verſicherungsnehmers bei Auf- 
bewahrung der Police (RG Warn 1914 Nr 43). Die Befreiung des Verſicherers, die an die Ver⸗ 
zögerung oder Unterlaſſung der Schadensanzeige oder ſonſtiger mit dem Verſicherungsfall zu⸗ 
ſammenhängender Anzeigen geknupft ift, tritt ohne Rücksicht darauf ein, ob durch die Verzögerung 
oder Unterlaſſung dem Verſicherer ein Nachteil entſtanden iſt (NG 127, 367; 136, 370). Ob bei 
der Verſicherung „für fremde Rechnung“ die Anzeige einer ſpäteren Gefahrserhöhung dem 
Verſicherungsnehmer oder dem (Dritten) Verſicherten obliegt, iſt je nach den Umſtänden des 
Einzelfalls zu beurteilen (RG 95, 254, hier hatte eine Landesverſicherungsanſtalt ihre Angeftellten 
verſichert, und es wurde deren Anzeigepflicht angenommen). Bedient ſich der Anzeigepflichtige 
zur Anzeige eines andern, dann greift § 278 nicht Platz, weil die Anzeigepflicht keine 
Verbindlichkeit dem Verſicherer gegenüber, ſondern nur eine Vorausſetzung für das Recht auf 
Erhebung des Anſpruchs darſtellt (RG 83, 43; JW 09, 198%). Schon leichte Fahrläſſigkeit ge⸗ 
nügt aber alsdann, die Befreiung nicht eintreten zu laſſen (RG Warn 1910 Nr 138). Unent- 
ſchuldbare unrichtige Beantwortung einer für den Entſchluß des Verſicherers erheblichen 
Frage macht die Verſicherung für den Verſicherer ſchon gemäß $$ 133, 157 unverbindlich (RG 
JW 1910, 19329). Anfechtung des Verſicherungsvertrags wegen falſcher Beantwortung von 
Fragen nach § 123 ſ. RG Warn 1930 Nr 88. Bei der Lebensverſicherung braucht der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nur die in Hinſicht auf die Gefahrumſtände geſtellten Fragen zu beantworten; 
inſoweit muß er aber auch etwaige erſt nachträglich, indes noch vor dem Vertragsabſchluſſe ein- 
getretene Umſtände ohne weiteres anzeigen (RG Warn 1915 Nr 252 zu 88 18 Abſ 2, 16 VerſVG, 
dazu auch R JW 1927, 30484 1928, 21285). Für die unrichtige Beantwortung der im 
Formulare des Verſicherungsantrags geſtellten Fragen haftet der Verſicherungsnehmer regel 
mäßig auch ohne beſonderes Verſchulden, und zwar auch dann, wenn der Agent des Verſicherers 
die Antworten abgefaßt und niedergeſchrieben hat (RG 46, 184; Warn 1910 Nr 467). Dem 
Verſicherungsnehmer iſt ſolches jedoch dann nicht als Verſchulden zuzurechnen, wenn er dem 
Agenten, der die ſelbſtändige Beantwortung von Fragen übernimmt, dieſe ſchlechthin überläßt, 
vorausgeſetzt, daß es ſich um ſolche Fragen handelt, die der Agent ebenſogut und zuverläſſig 
je nach feiner Sachkunde noch zuverläſſiger als er ſelbſt beantworten kann (RG Warn 1910 Nr 264); 
oder wenn der Verſicherungsnehmer durch den Agenten zu der unrichtigen Beantwortung ver⸗ 
anlaßt worden iſt, zumal wenn in den allgemeinen Verſicherungsbedingungen auf den Agenten 
als Auskunftsperſon verwieſen ift (MG Warn 1913 Nr 306 u. 307). Vgl. Gruch 1914, 467; J 
1919, 381%, wonach die Geſellſchaft für die Erklärung ſolcher Agenten einſte hen 
muß. Die Geſellſchaft haftet für die Erklärungen des Agenten inſoweit, als dieſer den Verſicherungs⸗ 
nehmer über die Bedeutung der Verſicherungsbedingungen aufklärt und belehrt (RG 86, 128; 
78, 303; 86, 131; JW 1916, 12210; 1928, 317453; 1930, 36185; Warn 1920 Nr 20). Darüber 
hinaus haftet die Verſicherungsgeſellſchaft für Verſchulden des Agenten bei den Vertragsverhand⸗ 
lungen aus feinen Erklärungen und Vereinbarungen nur inſoweit, als dieſe in dem Verſiche 
rungszweige üblich ſind und deshalb als vom Willen des Verſicherers umfaßt angeſehen werden 
konnen (RG 23. 1. 28 VI 200/27). Und die Vertretungsbefugnis des Verſicherungs⸗ 
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agenten findet ihre Grenze jedenfalls da, wo feine Erklärungen mit dem in den Ver- 
ſicherungsbedingungen klar und zweifelsfrei ausgedrückten Willen der Geſellſchaft in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen (RG JW 1920, 2801). — Über die Anzeigepflicht des Verſicherungs⸗ 
nehmers und demgegenüber betreffs des Rücktrittsrechts des Verſicherers bei Verletzung der 
bezeichneten Pflicht vgl. die 88 16 ff. Verf®G, dazu RG 118 S. 57, 217; 128, 116; 132, 386; 
RS Warn 1932 Nr 45, 69, 83; 1933 Nr 13; RG Seuff A 87 Nr 73. Beweiſt der Verſicherte, 
daß ihn wegen falſcher Beantwortung einer Frage oder wegen verſpäteter Anzeige kein 
Verſchulden trifft, dann darf der Verſicherer weder aus dem einen Grunde noch aus dem 
anderen Rechte herleiten (NG JW 06, 14523; 1913 S. 274 u. 27515). Wegen Unterlaſſung 
der an ſich erforderlichen Anzeige des Verſicherten kann der Verſicherer nur dann zurücktreten, 
wenn die Anzeige nicht grob fahrläſſig, ſondern argliſtig unterlaſſen iſt (RG JW 1921, 109), 
Auslegung von Bedingungen einer Lebensverſicherung, wonach die Leiſtungspflicht der Ge⸗ 
ſellſchaft mit der erſten Prämienzahlung beginnt, vorausgeſetzt, daß der Verſicherte ſeit der ärzt⸗ 
lichen Unterſuchung (oder ſeit der Antragſtellung) nicht erheblich erkrankte, ſ. RG 130, 55; 134, 
148. Macht der Verſicherer bei verſpäteter Bezahlung der Prämie von der entſprechenden 
Vertragsbeſtimmung Gebrauch, ſo verſtößt dies nur dann gegen Treu und Glauben, wenn ſein 
früheres Verhalten in dem Verſicherungsnehmer den Glauben erregen konnte, von der Klauſel 
werde nicht Gebrauch gemacht werden (RG Warn 1910 Nr 486). Spricht der Verſicherer den 
Wunſch aus, die Entſchädigungsfrage bis zum Schluſſe einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung 
aufzuſchieben, fo ift darin ein Verzicht auf die Verwirkungseinrede zu finden (RG JW 1910, 
3558). Die Verwirkung tritt auch dann nicht ein, wenn ihr Eintritt ſchon mit der Vertragstreue 
und Billigkeit in Widerſpruch ſtünde (RG ZW 09, 19820). Verwirkung des Verſicherungsanſpruchs 
durch Weigerung des gegen Haftpflicht Verſicherten, die Führung des Haftpflichtprozeſſes dem 
Verſicherer allein zu überlaſſen, . RG 101, 213; 23 1924, 895. Ausſchluß der Rückvergütung 
gezahlter Prämien bei der Lebensverſicherung, falls der Verſicherungsvertrag wegen argliftiger 
Täuſchung durch den Verſicherungsnehmer angefochten iſt, . RG 130, 271. Der Verſicherte 
kann von dem Verſiche rungsvertrage zurücktreten, wenn der Verſicherer ſelbſt un⸗ 
ſicher wird, und daher auch im Falle der Verſchmelzung der Geſellſchaft mit einer andern, wenn 
dabei die Intereſſen der Verſicherten nicht genügend gewahrt find (R 60, 56). Wegbedingung 
der Vorſchriften über die Unterberfiherung ($ 56 VV) |. RG 127, 303). — Bei der Anwendung 
einer Beſtimmung der allgemeinen Verſicherungsbedingungen, wonach ſich die Verſicherung 
eines Kraftwagens auf den Fall feiner Unterſchlagung erſtreckt, iſt im Zweifel der strafrechtliche 
Begriff der Unterſchlagung maßgebend (RG 114, 347). Verſicherung eines Kraftwagens gegen 
Diebſtahl, Raub und Unterſchlagung deckt nicht einen Verluſt durch Betrug (RG JW 1932, 25215). 
Der Anſpruch auf Herabſetzung der Prämie aus $ 60 RV wird nur durch das tat- 
ſächliche Kennen des Vorhandenſeins einer Doppelverſicherung, nicht aber ſchon durch das Kennen⸗ 
müſſen ausgeſchloſſen (NG JW 1921, 395%). Über die Sorgfaltspflicht des Verſicherten bezüg⸗ 
lich der Aufbewahrung verſicherter Schmuckſachen ſ. RG 121, 158: RG Warn 1931 Nr 213. — 
Enthält ein Unfallverſicherungsvertrag die Beſtimmung, daß der Unfall die „alleinige“ 
Causſchließliche“) Urſache für den Erfolg geweſen fein müſſe, fo iſt als Vertragswille an⸗ 
zuſehen, daß eine Verurſachung des Schadens allein durch den Unfall dann nicht als vorliegend 
angenommen werden ſoll, wenn vor dem Unfalle eine krankhafte Veränderung des Klägers 
beſtand, ohne welche die ſchädliche Folge überhaupt nicht eingetreten wäre; der Krankheits 
zuſtand muß alsdann als „mitwirkende Urſache“ erachtet werden (RG Warn 09 Nr 444). Iſt 
der Unfall nur infolge einer abnormen Veranlagung ſchädlich geworden, ſo kann er nicht als 
die alleinige Urſache der entſtandenen Nachteile angeſehen werden (RG Warn 1912 Nr 94). 
ls ſolche kann jedoch nicht ſchon eine nach dem natürlichen Verlaufe der Dinge, z. B. infolge 
des Alters eingetretene größere Empfänglichkeit gelten (RG 68, 67; JW 08 S. 346°* u. 565583 
Warn 09 Nr 126). Zum Begriffe des Unfalles im Sinn der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
des Unfallverſicherungsverbandes ſ. RS 120, 18; RG Warn 1930 Nr 113 (Vergiftung); RG 
Seuff A 84 Nr 86 (Ertrinken beim Baden). Zum Begriffe des Unfalles, wenn ſich ein Arzt gegen 
Infektionen bei Ausübung ſeines Berufes verſichert hat (RG 135, 136). Keine Haftung des Ver⸗ 
icherers für einen Kraftfahrzeugunfall, wenn der Verſicherungsnehmer oder ſein Wagenführer 
keinen Führerſchein hatte (RH JW 1928, 17277; RG Warn 1932 Nr 208); wenn der Kraftwagen, 
n dem der verunglückte Fahrgaſt befördert wurde, noch nicht behördlich zugelaffen war (RG 
JW 1929 9101). Kein Verſicherungsſchutz, wenn ein Fahrſchüler ohne Führerſchein den Kraft⸗ 
wagen lenkt, während der Fahrlehrer, der einen Führerſchein hat, daneben ſitzt (RG Warn 1932 
Nr 82). Ausſchluß des Verſicherungsſchutzes bei Entziehung des Führerſcheins wegen des Un⸗ 
falles ſ. RO Warn 1931 Nr 187. Die Ausſchlußfriſt für die Unfallanzeige kann nicht beginnen, 
ſolange der Eintritt einer Verletzung dem Verſicherten noch nicht erkennbar geworden iſt (RG 
Gruch 54, 814). Der § 39 Vers macht dem Verſicherer unabänderlich zur Pflicht, bei 
eſtimmung der dort vorgeſehenen Friſt zugleich die Rechtsfolgen anzugeben, wie fie aus Ab 1 
mit dem Friſtablaufe verbunden ſind, und eine ungenügende Friſtſetzung iſt unwirkſam (RG 
„ 27). Ungenügend iſt auch die Erklärung etwa, der Verſicherer werde im Falle des Verzuges 
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den Vertrag als aufgehoben betrachten (R& 93, 82). Daraus allein, daß im Verſicherungs⸗ 
ſchein die Zeit der vorläufigen Deckung in die Verſicherungszeit eingerechnet worden iſt, kann 
noch nicht die Vereinbarung entnommen werden, daß für die Zahlung der erſten Prämie § 39 
aaO. gelten ſoll (RG 114, 321, vgl. 113, 150). — Zur Auslegung der Klauſel in Feuerver⸗ 
ſicherungsverträgen, wonach der Verſicherer von der Leiſtungspflicht frei wird, wenn ſich der 
Verſicherte bei Ermittlung des Schadens einer argliftigen Täuſchung ſchuldig macht, . RG 124, 
343; vgl. auch RG JW 1928, 173818, RG Warn 1930 Nr 221; 1931 Nr 13; 1932 Nr 185 (Beweislaſt, 
Beweis des erſten Anſcheins). Ein betrügeriſches Verhalten des von ihm zur Scha⸗ 
dens ermittlung beſtellten Vertreters hat der Verſicherungsnehmer zu vertreten (RG Warn 
1914 Nr 109). — Die Beſtimmung, daß bei Übergang des verſicherten Betriebs auf 
einen andern dieſer ohne weiteres in den Vertrag eintrete, kann einen Vertrag im Sinne des 
8 328 ergeben (RG Warn 1914 Nr 280). Gemäß § 69 Abſ 1 Verj®G und einer dieſer Vorſchrift 
gleichlautenden Vertragsbeſtimmung erliſcht das Recht des Verſicherungsnehmers auf die Brand⸗ 
verſicherungsſumme nicht ſchon dadurch, daß er die verſicherte Sache verkauft, ſondern erſt da⸗ 
durch, daß auch bereits die Übereignung erfolgt und der Erwerber hierdurch in den Vertrag 
eingetreten iſt (RH 84, 409). Die Anzeigepflicht bei Eigentumswechſel (88 69, 71 VVG, dazu 
RG Warn 1932 Nr 141) erſtreckt ſich auch auf Sicherungsübereignungen (RG 117, 270; RG 
Warn 1931 Nr 157). Verſäumung der Veräußerungsanzeige aus Rechtsunkenntnis ſ. R JW 
1930, 36265). — Willenserklärungen des Verſicherungsnehmers über die Bezugsberechtigung, 
namentlich die Beſtimmung eines Bezugsberechtigten müſſen bei der Lebensverſicherung dem Ver⸗ 
ſicherer zugehen, um rechtswirkſam zu fein (RG 140, 30). Vereinbarung der Inhaberklauſel 
enthält für ſich allein noch keinen Verzicht des Verſicherers auf das Zugehen des Widerrufs einer 
Bezugsberechtigung (RG 136, 49). — Zur Auslegung einer Beſtimmung, wonach der Verſicherer 
den Verſicherten zunächſt auf Durchſetzung ſeiner Anſprüche gegen Dritte verweiſen will, ſ. RG 
JW 1926, 13307. Die Beſtimmung, daß bei Beſchädigung eines Automobils die erforderlichen 
Wiederherſtellungskoſten zu erſetzen find, iſt nicht dahin zu verſtehen, daß der Geſchädigte die 
Wiederherſtellung erſt vornehmen muß (NG JW 1928, 174423). — Dem Lebe nn gs· 
ſcheine kann abredegemäß eine ſolche konſtikutive Wirkung beigelegt werden, daß ſich das Rechts 
verhältnis ausſchließlich nach ihm regelt (NG SeuffA 76 Nr 4). Die Anwendbarkeit der die Haftung 
des Verſicherers einſchränkenden Kriegsklauſel bei Lebensverſicherungsverträgen ver⸗ 
langt nur, daß der Verſicherte im Kriegsdienſte tätig und hierdurch einer Erhöhung der ſeinem 
Leben drohenden Gefahren ausgeſetzt iſt, und dazu kann auch genügen, daß die Gefahr aus 
etwaigen Krankheiten geſteigert iſt (RG 93, 84; hier war der Offizier in der Etappe an den Folgen 
einer Blinddarmoperation verſtorben). — Iſt im Vertrage die Haftung des Verſicherers durch 
Klauſeln, wie „Unfälle durch Erdbeben, durch Kriegsereigniſſe oder im mobilen 
Militärdienſte, durch Unruhen“, ausgeſchloſſen, dann muß zum Eintritte der Befreiung zwiſchen 
dem Unfalle und der Befreiung ein unmittelbarer Zuſammenhang beſtehen, ein nur mittel» 
barer genügt nicht (RG Gruch 61, 778). Das gleiche gilt entſprechend bei der Seeverſicherung 
betreffs der Klauſeln „nur für Seegefahr“, „frei von Kriegsverluſt“ (RG 89 S. 140, 143, 317). 
Zum Begriff der bürgerlichen Unruhen im Verſicherungsrecht |. RG 108, 188. Zu den Begriffen 
„Verkehrsmittel“ und „Fahrgaſt“ im Sinne der Unfallverſicherung ſ. RZ 125, 7. Zur Aus⸗ 
legung der Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherungsbedingungen ſ. RG 115 S. 67, 97, 165, 
397; 116, 224; 117, 391; 118, 13; 120, 39; 121, 396; 123 ©. 10, 14, 141, 320; 130 S. 47, 302. — 
Wegen veränderter Umſtände iſt dem Verſicherungsnehmer ein Kündigungsrecht einzu 
räumen, falls mittels ergänzender Auslegung anzunehmen iſt, daß der Genannte nur bei Fort⸗ 
dauer gewiſſer für das Vertragsverhältnis bedeutſamer Umſtände an den Vertrag gebunden 
ſein wollte (RG 60, 65; JW 1914, 2965; Gruch 60, 988). — Die Beſtimmung des $ 94 Abſ 2 
Verſ ch hat nicht die Bedeutung, daß der Verſicherungsnehmer nach Ablauf eines Monats 
ſeit der Anzeige, falls ſich ſein Schaden ohne ſein Verſchulden nicht feſtſtellen läßt, immer nur 
fo viel fordern könne, als der Verſicherer ihm zubilligen wolle (RG Seuffü 72 Nr 176). — Ber 
treffs der Verſicherung gegen Kriegsgefahr und des darauf beruhenden Verzögerungsſchadens 
bei der Transportgefahr in Verbindung mit der Freizeichnungsklauſel vgl. Warn 1919 Nr 109. 
Iſt eine Verſicherung in Gemäßheit der Kriegsklauſel auf die in der Wegnahme, Be, 
ſchädigung oder Zerſtörung der verſicherten Waren beſtehende Kriegsgefahr abgeſtellt, 
dann bleibt die Entſchädigungspflicht auf dieſe Fälle beſchränkt, und ſie kann auch auf ſonſtige 
Fälle erweitert werden, wo ein das Gut betreffender Schaden unmittelbar auf den Krieg zurud . 
zuführen iſt, wie namentlich auf eine vom Feinde angeordnete Beſchlagnahme (RG 81, 117; 
90, 378; 96, 150; RG 27. 3. 25 VI 502/24). Auslegung der Klauſel „innerer Verderb hervor⸗ 
gerufen durch Streik“ |. RG JW 1925, 61675. Soll der Verſicherer nach den Vertragsbedingungen 
von ſeiner Verpflichtung befreit ſein, falls die ihn befreiende Tatſache dem Leiter des verſicherten 
Betriebs bekannt geweſen wäre, dann genügt es, wenn auch nur ſonſt ein Angeſtellter von 
jener Tatſache Kenntnis gehabt hatte (RG 101, 403, hier hatte der Angeſtellte eines 
Nachtwachunternehmens, das bei einer Geſellſchaft gegen Haftpflicht verſichert war, Kenntnis 
davon gehabt, daß der Wachtdienſt nicht gehörig ausgeübt worden war). — Zur Beweispflicht 
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des Verſicherers für die Behauptung, daß der Schaden durch Verſchulden des Verſicherten ver⸗ 
urſacht worden fei, ſ. RG 127, 26; 130, 263; vgl. auch RG JW 1928, 3542; RG Warn 1931 
Nr 235 Befreiung des Verſicherers von der Leiſtungspflicht bei der Auto⸗Kaskoverſicherung 
gemäß $ 61 VVG, wenn der Verſicherungsnehmer den Verſicherungsfall vorſätzlich oder durch 
grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat, |. RG 132, 208, dazu RG Warn 1933 Nr 12. Verſchulden 
des Verſicherungsnehmers bei der Reiſegepäckverſicherung ſ. NG SeuffA 82 Nr 19. Für ſchuld⸗ 
haftes Verhalten Dritter, z. B. auch der Ehefrau, hat der Verſicherte nicht einzuſtehen (RG 
JW 1927, 28015). Befreiung des Verſicherers gemäß § 61 VVG bei Brandſtiftung durch den 
Vater des minderjährigen Verſicherungsnehmers ſ. RG 135, 370. Wird der Verſicherer gemäß 
$ 61 auch dem Verſicherungsnehmer gegenüber wegen deſſen Beteiligung an der Brandſtiftung 
befreit, jo blieben doch die Anſprüche der Hypothekengläubiger aus § 101 RVG 
beſtehen (RG 102, 350). Vgl. auch RG 141, 82. 

Über Reviſibilität ſ. $ 133 A 2. Bei Nachprüfung der Auslegung der einem Verſicherungs⸗ 
vertrage beigefügten „Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ hat das Reviſionsgericht eine 
freiere Stellung als ſonſt, um den Sinn der allgemeinen Bedingungen, weil dieſe für alle Ver⸗ 
träge gleichmäßig gelten, ſelbſtändig feſtſtellen zu können (RG 81, 117; 108, 188; 112, 372; 124, 
330; RG JW 1932, 25215; Warn 1919 Nr 158; 1932 Nr 82; SeuffA 86 Nr 61, 107; 23 1920, 
1544). Auch die „Beſonderen Bedingungen“ der Verſicherungsgeſellſchaften können in der 
Re viſionsinſtanz nachgeprüft werden (RG JW 1926, 5542; 1928, 1737”). Die Frage, welcher 
Sinn einer Erklärung vom Vertragsgegner nach Treu und Glauben beigelegt werden konnte, 
iſt eine Rechtsfrage (RG JW 1913, 593%; Warn 1919 Nr 131). Die Frage, ob eine behauptete 
Verkehrsſitte beſteht, iſt eine der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht entzogene Tatfrage, 
da es ſich bei ihr nicht um eine Rechtsnorm, ſondern nur um eine tatſächliche Übung handelt 
(RG Warn aad.). 


Vierter Titel 


Bedingung. Zeitbeſtimmung 


1. Bedingungen und Befriſtungen iſt gemeinſam, daß fie nicht zu den notwendigen Beſtand⸗ 
teilen eines Rechtsgeſchäfts gehören, daß ſie jedoch, dem Rechtsgeſchäfte beigefügt, zu deſſen 
Beſtandteilen werden. Nach den früher üblichen Einteilungen wurden ſie nebſt der Auflage 
dem Oberbegriffe „Nebenbeſtimmungen“ unterſtellt. Über die Auflage gibt das BGB nur noch 
bei einzelnen Rechtsgebilden, wie bei der Schenkung und bei letztwilligen Verfügungen, Sonder ⸗ 
beſtimmungen. Die Begriffe Bedingung und Zeitbeſtimmung ſind vom Geſetze als bekannt 
vorausgeſetzt. Das Nähere darüber unter $$ 158 u. 163. 

2. Eigentliche Bedingung im Sinne des Geſetzes iſt ausſchließlich die einem Rechtsgeſchäfte 
zugefügte Beſtimmung, durch welche ſeine Rechtswirkungen von einem zukünftigen, ungewiſſen 
Ereigniſſe abhängig gemacht werden, ſodann aber auch dieſes Ereignis ſelbſt. Als das die Be⸗ 

ingung darſtellende künftige Ereignis können ſowohl Handlungen wie Unterlaſſungen, 
und zwar ſowohl der Parteien wie Dritter, wie auch ſonſtige Begebenheiten rein tatſächlicher 
oder rechtsgeſchäftlicher Art vorgeſehen ſein, und zwar die Leiſtung einer Handlung des einen 
Teiles ſogar dann, wenn die Leiltung ſelbſt wegen ihrer Unbeſtimmtheit nicht klagbar fein würde 
(RG 28. 3. 01 VI 3/01). Sprachgebräuchlich wird das Wort Bedingung auch in Anſehung von 
bloßen Geſchäftsbeſtimmungen verwendet, wie z. B. der: „Zahlung geſchieht unter der Be- 
ingung, daß die Übergabe erfolgt.“ Alsdann handelt es ſich nur (RG 22. 2. 06 IV 409/05) um 
eine jog. Geſchäftsbedingung, welche zum Inhalte des Geſchäfts (der lex contractus) 
gehört, dagegen nicht dazu beſtimmt ift, die Wirkung des Geſchäfts in Frage zu ſtellen (R& JW 
09, 4535; ſ. auch RG Seuff A 86 Nr 90). — Grundſätzlich verſchieden von Bedingungen im Rechts⸗ 
Ihre dm die bloßen Vorausſetzungen. Über deren Bedeutung vgl. 8 119 A 2 und RG 66, 

; 70, 86). 

Ob der Eintritt des als Bedingung geſtellten Ereigniffes von der Willkür, ſei es des Be⸗ 
rechtigten, ſei es des Verpflichteten — Willkürbedingung —, oder lediglich vom Gange der 
Dinge ſelbſt — zufällige —, oder endlich von beiden Vorausetzungen abhängig fein ſol — 
gemiſchte Bedingung —, iſt für den Begriff Bedingung unweſentlich. Freilich muß es ſich 
auch bei der Willkürbedingung um eine wahre Bedingung handeln, mithin darum, daß leoig- 
lich die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts von dem Eintritte oder Nichteintritte des Ereigniſſes 
abhängig gemacht ift (5 158), nicht aber ſchon die Entftehung des Rechtsgeſchalts überhaupt. 
Dei Verträgen insbeſondere darf alſo nicht ſchon die Bindung der Partei in die Willtür geſtellt 
lein („si volam“), weil dann bereits das Zuſtandekommen des Rechtsgeſchafts in Frage geftellt 
wäre. Dies trifft auch zu, wenn eine Partei erklärt, der (von ihr unterzeichnete) Vertrag ſolle 
erſt nach ihrer Gegenbeſtätigung in Kraft treten (RG 131, 24; f. auch R 117, 89; 124, 336 
RS 28. 6. 21 VII 17/21). Unter dem gleichen Geſichtspunkt iſt in der vertraglichen Einräumung 
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einer „Option“ auf Erfindungen und Schutzrechte nicht ein aufſchiebend bedingter Vertrag, 
ſondern ein bloßes Vertragsangebot gefunden worden (RG 136, 132). Wohl aber iſt es möglich, 
die Wirkſamkeit des Vertrags derart auf den freien Willensentſchluß einer Vertragspartei abzu⸗ 
ſtellen („si voluero, si placuerit“), daß es demnächſt allein von ihrer freien Entſchließung 
abhängt, ob der Vertrag wirkſam wird oder nicht (RG 94, 297), wie das beiſpielsweiſe zutrifft 
beim Kaufe auf Probe ($ 495) ſowie bei Ausbedingung eines perſönlichen Vorkaufsrechts (RG 69, 
283; 77, 147); oder wenn zur Bedingung geſtellt iſt, daß der eine Teil eine beſtimmte Erklärung 
abgeben werde (RG 67, 45), und wie es auch bei gegenfeitigen Verträgen zuläſſig iſt (RG 67, 45; 
69, 283; 72, 385; 77, 417; 94, 297; 104, 100; Warn 1911 Nr 174), insbeſondere auch vermöge 
der Vertragsklauſel freibleibend betreffs der Beſtimmung der Lieferzeit oder der Preishöhe 
(RG 104 S. 115 u. 306; 103, 415). In dieſem Falle hängt zwar die Ausübung des Rechtes von 
der Willkür des Berechtigten ab, eine Gebundenheit des bedingt Verpflichteten beſteht aber ſofort 
(RG 66, 132; Warn 09 Nr 67; 1911 Nr 147; Gruch 53, 411). Vgl. auch § 162 A 1. 

Begrifflich bedeutungslos iſt es ferner, ob die Bedingung zu ihrer Erfüllung eine Veränderung 
— bejahende (affirmative) Bedingung — oder eine Nichtveränderung des beſtehenden Zu⸗ 
ſtandes — verneinende (negative) Bedingung — vorausſetzt. Zu bemerken iſt endlich, insbe» 
ſondere für die Fälle der unmöglichen und unſittlichen Bedingung, daß das BGB im allgemeinen 
keinen Unterſchied macht, ob die Bedingung einem Rechtsgeſchäfte unter Lebenden oder einer 
letztwilligen Verfügung beigefügt worden iſt (vgl. nur die Auslegungsregeln der $$ 2074, 2075). 

3. Um eine uneigentliche Bedingung handelt es ſich überall, wo die anſcheinend als Be⸗ 
dingung geſetzte Tatſache an ſich nicht geeignet iſt, von ihrem Eintritt oder ihrem Ausbleiben 
die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts abhängig zu machen, oder wo die Beifügung die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des Rechtsgeſchäfts ſelbſt beſeitigt. Rechtlich möglich iſt auch der Abſchluß eines 
Verlöbniſſes unter einer Bedingung oder Betagung; aber hier ſteht ebenfalls keine eigentliche 
aufſchiebende Bedingung in Frage, vielmehr erlangt die Willenseinigung auch trotz der Bei⸗ 
fügung ſofort und unbedingt die geſetzlich vorgeſehene Wirkſamkeit mit den Rechtsfolgen aus den 
88 1298—1300 (RG 80, 88). 

a) Steht es ſchon bei der Vornahme des Geſchäfts feſt, daß der als Bedingung geſetzte Fall 
nicht eintreten kann (unmögliche Bedingung), und iſt ſein Wirkſamwerden gleichwohl vom 
Eintritte der Bedingung abhängig gemacht, ſo kann der (anſcheinend) beabſichtigte Erfolg ſelbſt⸗ 
verſtändlich überhaupt niemals eintreten; Nichtigkeit bei Verträgen gemäß § 306; indes vgl. 
$ 308; iſt dagegen die Beendigung der Wirkſamkeit in der angegebenen Weiſe bedingt worden, 
fo iſt die Beifügung einer ſolchen Bedingung bedeutungslos. Wohl aber iſt es zuläſſig, ein Ereignis 
zur Bedingung zu ſetzen, deſſen Eintritt zur Zeit unmöglich iſt, falls nur die Unmöglichkeit in der 
Folge, beiſpielsweiſe durch Anderung der Geſetzgebung, gehoben werden kann (M 1, 266ff.; 
ogl. auch die $$ 306, 308). 

b) Wird die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts von einem Ereigniſſe, das eintreten muß, ab⸗ 
hängig gemacht — notwendige Bedingung —, fo ift das Rechtsgeſchäft in Wirklichkeit über- 
haupt nicht bedingt; ſoll die Wirkung bei Eintritt eines derartigen Ereigniſſes aufhören, jo handelt 
es ſich der Sache nach um einen Endtermin. 

e) Unnütze Bedingungen, die für keinen Teil einen Vorteil begründen, können etwaig eine 
beſondere Bedeutung inſofern gewinnen, als ſie die Ernſtlichkeit des Geſchäfts in Frage ſtellen. 
Sonſt unterliegen ſie den allgemeinen Grundſätzen von der Bedingung, insbeſondere müſſen 
auch ſie nach dem Parteiwillen erfüllt werden. Das BGB gibt hierfür keine abweichende Regel. 

d) Macht die Bedingung das Rechtsgeſchäft zu einem unſittlichen ($ 138), oder gibt fie 
un 9 6 195 Beh einen unerlaubten Inhalt ($ 134), fo iſt das Geſchäft ganz oder teilweiſe 
nichtig (§ 139). 

e) An ſich unve rſtändliche Bedingungen — perplexe — find geeignet, das ganze Rechts⸗ 
geſchäft wegen mangelnder Beſtimmtheit und Unklarheit zu vernichten. 

Fremd iſt dem Geſetze die hergebrachte Einteilung der Bedingungen in affirmative und nega⸗ 
tive, poteſtative, kaſuelle und gemiſchte, notwendige, unmögliche und unnütze, perplexe, uner⸗ 
laubte und unſittliche. Das Geſetz erachtet mit Recht Sonderbeſtimmungen in allen dieſen Ber 
ziehungen für überflüſſig. Denn, handelt es ſich um eine wirkliche Bedingung, ſo muß ohnehin 
überall dieſer nämliche Rechtsbegriff Platz greifen und die nämliche Rechtsfolge; ſoweit es ſich 
dagegen um uneigentliche Bedingungen handelt, reichen die ſonſtigen allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
u für Beurteilung ihrer Wirkung aus. In jedem Falle ift die Frage, welchen Einfluß eine Be⸗ 

ingung auf die Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts haben kann, nach dem Inhalte des ganzen Ge⸗ 
ſchäfts zu beurteilen, mag dieſes feine beſondere Beſchaffenheit auch erſt durch die hinzugefügte 
Bedingung erhalten haben. Denn immer muß das Geſchäft mit allen ſeinen Beſtandteilen als 
ein einheitliches Ganzes betrachtet werden. So iſt es auch möglich, daß ein Geſchäft gerade durch 
die Hinzufügung der Bedingung eine ſolche Unbeſtimmtheit oder einen ſo unſittlichen Charalter 
annimmt, daß es ſich aus ſolchem Grunde als ungültig darſtellt. 985 

Keine eigentliche Bedingung ſind: a) Die Wiederholung einer Rechtsbedingung (condielo 
juris), d. h. die Anerkennung einer an ſich (oder vermeintlich) notwendigen geſetzlichen Voraus 
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ſetzung für die Begründung des Rechtsgeſchäfts; fie macht das Geſchäft nicht zu einem bedingten, 
jelbft wenn die Vorausſetzung in Wirklichkeit nicht zutrifft (RG ZW 1912, 135”; Gruch 56, 119). 
Vgl. § 162 A 2 a. E. b) Die auf die Vergangenheit oder die Gegenwart geſtellte Bedingung 
— in praeteritum oder in praesens collata. In dieſem Falle find die Parteien zur Zeit 
nur im unge wiſſen darüber, ob das Ereignis eingetreten iſt oder nicht, und es kann ſich ſomit für 
i. 000 0 nur um ihre Aufklärung darüber handeln, ob das Geſchäft zuſtande gekommen 
iſt oder nicht. 

4. Das Geſetz faßt bedingte oder befriſtete Rechte nicht als eine bloße Ausſicht, als eine An⸗ 
wartſchaft, ſondern als ein bereits erworbenes Vermögensrecht auf (RG 69, 421; Gruch 54, 
1166). Das zeigt ſich in der Übertragbarkeit und Vererblichkeit bedingter Rechte (§ 1922; betreffs 
bedingter Zuwendungen vgl. $$ 2074ff.); ferner in ihrer Tauglichkeit, materiell als Grundlage 
für ein Nebenrecht wie Bürgſchaft (§ 765 Abſ 2) und Pfandbeſtellung (88 1113 Abſ 2, 1204 Abſ 2) 
und prozeſſual als Grundlage für einen Arreſt ($ 916 Abſ 2 ZPO), für die Feſtſtellungsklage 
($ 256) ſowie für eine Klage auf künftige Leiſtung (§ 259 PO) zu dienen. Endlich kommt in 
Betracht, daß das bedingte und betagte Recht pfändbar ($ 844 ZPO) und im Konkurſe ſowie 
bei der Grundſtücksverſteigerung zu berückſichtigen iſt (88 66, 67, 154, 168 KO; 89 14, 48, 119, 
120 3G). Demgemäß gehören derartige Rechte auch zur Konkursmaſſe. 

5. Bei gewiſſen Geſchäften iſt die Bedingung überhaupt unzuläſſig: ſo bei der Aufrechnung 
($ 388), der Auflaſſung ($ 925), nicht aber bei fonftigen abſtrakten Rechtsgeſchäften (RG Warn 1915, 
Nr 165), bei der Eheſchließung ($ 1317), bei der Ablehnung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
($ 1484 Abſ 2) und bei andern Rechtsgeſchäften im Gebiete des Familien- und Erbrechts ($$ 1598 
1724, 1742, 1768, 1947, 2180 Abſ 3, 2202 Abſ 2). Eine unbedingte Erklärung erfordern auch die 
Anfechtung (RG 66, 153; vgl. aber $ 143 A 1 Abſ 1) und die Rücktrittserklärung die rein 
einſeitige Kündigung (RG Warn 1915 Nr 103), die Mahnung, die Ausübung des Wiederkaufs⸗ 
und Vorkaufsrechts, mit der Maßgabe jedoch, daß dieſe Erklärungen, die eine Bedingung nicht 
vertragen, rechtswirkſam als eventuelle abgegeben werden können, alſo nur für den Fall, daß eine 
Tatſache gegeben ſei oder nicht gegeben ſei (vgl. RG 57, 101; 74, 5; 97, 171). Im übrigen iſt die 
Zuläſſigkeit von Bedingungen die Regel. Auch die Einſetzung eines Nacherben iſt unter der Be⸗ 
dingung zuläſſig, daß der Vorerbe nicht anders über den Nachlaß verfüge (RG 95, 279). Desgl. 
iſt eine entſprechende Anwendung zuläſſig in Anſehung der Verzeihung von Eheſcheidungs⸗ 
gründen (JW 1919, 8202). Auch die Genehmigung iſt mit der Hinzufügung einer Bedingung 
nicht unverträglich (RG HRR 1928 Nr 1559). 


8 158 


1) Wird ein Nechtsgeſchäft unter einer aufſchiebenden Bedingung ?) vor- 
genommen, ſo tritt die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung mit 
dem Eintritte 2) der Bedingung ein ). 

Wird ein Nechtsgeſchäft unter einer auflöfenden !) Bedingung vorgenommen, 
ſo endigt mit dem Eintritte 3) der Bedingung die Wirkung des Nechtsgeſchäfts; 
mit dieſem Zeitpunkte tritt der frühere Nechtszuſtand wieder ein )). 

E 1 128ff. 11 128; M 1 250ff.; P 1 170ff. 

1. Über den Begriff Bedingung vgl. Vorbem 2, 3. Über die Eigenſchaft des bedingten Rechtes 
als Vermsgensrecht vgl. Vorbem 5. — Daß nach der Auffaſſung des Geſetzes nichts anderes als 
die Wirkung des Rechtsgeſchäfts durch eine Bedingung betroffen wird, ſtellt der Wortlaut außer 
Aeieel. Der frühere Streit darüber, was als bedingt zu denken ſei, ob der Wille oder der Erfolg, 
ann ſomit Bedeutung nicht mehr haben. Betrifft die Bedingung ausſchließlich die Wirkung des 
onſt als rechtsbeſtändig zu denkenden Geſchäfts, dann kann durch fie auch nichts anderes als der 
Beginn oder aber die Fortdauer der Wirkung in Frage geſtellt fein. Demnach liegt eine auf⸗ 
ſchiebende Bedingung vor, wenn die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung lerſt) 
mit ihrem Eintritte entſteht, eine auflöſende, falls die Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung 
aufhört. Ob nach der Parteiabrede die eine oder die andere Bedingung als gewollt anzunehmen, 
iſt im Zweifel Sache der Auslegung ($$ 133, 157). Abrede, daß der eine Vertragsteil das Recht 
haben ſoll, bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte zurückzutreten als auflöſende Bedingung]. R6 
. 10 1 167/09; Auslegung einer „auflöſenden Bedingung“ als Vereinbarung eines einſeitigen 
Rücktrittsrechts RG Seuffü 79 Nr 15. Auflöſende Bedingung kann auch die Klauſel Lieferung 
Rhe halten ſein, und zwar im Sinne einer Auflöſungsbefugnis nach freiem Belieben; die in 
80 104, 98 für die aufſchiebende Bedingung enthaltenen Erwägungen kommen dann nicht in 
here (RG 23. 1. 23 111 19 4 8 Auslegungsregeln gibt das Geſetz nicht, wohl 

eine ſolche im Einzelfalle (88 455, 495, 2075). = . 
5 0 Veiſder enden Bedingung beſteht zwar das Rechtsgeſchaft ſchon jetzt, der beab- 
ſichtigte Rechtserfolg kann jedoch noch nicht eintreten. Iſt eine Forderung oder ein Recht nur 

Behm, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 18 
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bedingt übertragen, ſo ſteht die beabſichtigte dingliche Rechtsänderung einſtweilen noch aus, und 
das Gläubigerrecht, das Eigentumsrecht uſw. iſt bei dem andern daher noch nicht entſtanden. 
Iſt ein bloßes Forderungsrecht unter einer aufſchiebenden Bedingung begründet worden, ſo iſt 
es auch noch nicht erfüllbar; die trotzdem gemachte Leiſtung kann ſomit nad) $ 812 zurückgefordert 
werden. Die unbedingte Abtretung einer aufſchiebend bedingten Forderung iſt ſelbſt aber ſofort 
wirkſam, nicht erſt mit Eintritt der Bedingung (R& 67, 425; Gruch 54, 1165). 

3. Eingetreten iſt die Bedingung — aufſchiebende wie auflöſende —, falls ſich derjenige 
Tatbeftand, der als Bedingung geſetzt worden, voll und ganz vollzogen hat, daher bei der be⸗ 
jahenden (Vorbem 2), ſobald das Ereignis eingetreten ift; bei der verneinenden, ſobald feſtſteht, 
daß es nicht eintreten kann (RG JW 1912, 1357). Ausgefallen iſt die Bedingung, wenn ſich der 
fragliche Tatbeſtand nicht mehr vollziehen kann; daher bei der bejahenden, ſobald die Möglichkeit 
des Eintritts des fraglichen Exeigniſſes vereitelt ift; bei der verneinenden, ſobald dasjenige Ereignis 
eingetreten iſt (z. B. Verheiratung), von deſſen Nichteintritt die Wirkung des Rechtsgeſchäfts 
abhängig gemacht worden iſt. Ein Zwang auf Erfüllung einer Bedingung beſteht niemals. „Die 
Bedingung zwingt nicht“, wie die Auflage es gerade tut. Ausnahmsweiſe joll nach § 2076 die 
einer letztwilligen Verfügung beigefügte Bedingung auch dann ſchon als erfüllt gelten, wenn ſich 
der Tatbeſtand deswegen nicht hat verwirklichen laſſen, weil der Dritte, deſſen Mitwirkung dazu 
erforderlich geweſen wäre, dieſe verſagt hat; vgl. ferner § 162. Beſteht die Bedingung in einer 
Handlung des Verpflichteten, ſo überträgt ſich die Erfüllungsmöglichkeit auf ſeine Erben (Vor⸗ 
bem 4). Die Zeit der Erfüllbarkeit muß ſtets erkennbar ſein; andernfalls wäre das ganze Geſchäft 
wegen Unbeſtimmtheit ungültig (RG 27. 2. 06 VII 308/05), ſoweit nicht die Lücke durch richterliche 
Entſcheidung ausfüllbar iſt; vgl. $ 315. — Bis zum Eintritte der Bedingung beſteht ein Schwe be⸗ 
zuſtand. Über die verbindlichen Beziehungen zwiſchen den beiden Beteiligten während des 
Schwebezuſtandes vgl. die $$ 160, 161. 

4. Der Eintritt der aufſchiebenden Bedingung hat den Eintritt der Wirkung des Rechts⸗ 
geſchäfts zur Folge, und zwar vom Zeitpunkte des Eintritts ab ($ 159). Das vom Berechtigten 
zuvor nur bedingt erworbene Recht iſt nunmehr zu einem unbedingten geworden. Hatte alſo 
die Übertragung der veräußerten Forderung, die Übergabe der Sache bereits ſtattgefunden, ſo 
bedarf es, um den Erwerb zu einem endgültigen zu machen, auch nicht mehr eines weiteren 
Ubertragungsakts (R 54, 341; JW 08, 2705). Das zum Zwecke der Vertragserfüllung vor Ein⸗ 
tritt der Bedingung Geleiſtete kann jetzt nicht mehr zurückgefordert werden. Fällt dagegen die 
Bedingung aus, ſo verliert das Geſchäft jede Wirkſamkeit und der Erwerber auch jede Rechts · 
anwartſchaft; die ihm übergebene Sache, die ihm übertragene Forderung hat er fortan ohne 
Rechtsgrund hinter ſich, und die Rückforderung kann ſowohl mit der dinglichen Klage wie mit dem 
Bereicherungsanſpruche nach Satz 2 $ 812, wie endlich auch mit der Vertragsklage erfolgen. 
Denkbar iſt es freilich, daß die Parteien das dingliche Vollzugsgeſchäft, z. B. die Übergabe der 
Kaufſache auch dann unbedingt vornehmen, wenn das Schuldverhältnis ein bedingtes war. 
In dem Falle bleibt das dingliche Geſchäft vom Schicksale des Schuldverhältniſſes unberührt, 
und bei Ausfall der Bedingung verbleibt der Erwerber daher in dem ihm übereigneten Rechte, 
fo daß der Veräußerer jetzt auf die Rückforderung aus $ 812 und auf die Vertragsklage gewieſen iſt 
(vgl. § 125 A 1 0). Auf eine Bedingung, die nur im Intereſſe des einen Vertragsteils geftellt iſt, 
kann dieſer verzichten (vgl. RG 26. 4. 24 V 453/23: Erteilung einer Konzeſſion an den Käufer 
als Bedingung des Kaufvertrags). 

5. Bei der auflöſenden Bedingung liegt die Sache umgekehrt wie bei der aufſchiebenden: 
Die dingliche Rechtsänderung entſteht ſofort; der Veräußerer büßt ſomit das unter einer auf⸗ 
löſenden Bedingung veräußerte Recht ſogleich ein, während auf der andern Seite der Erwerb 
ſchon jetzt erreicht iſt. Tritt aber die Bedingung ein, ſo endigt damit die Wirkung des Rechts · 
geschäft, und zwar kraft Geſetzes ſogleich, und es tritt nunmehr ohne weiteres, aber nur von 
jetzt ab, der frühere Rechtszuſtand wieder ein ($ 159). Das Forderungsrecht, oder ge⸗ 
gebenenfalls das Eigentumsrecht, verliert alſo der Erwerber, und es entſteht jetzt wiederum beim 
Veräußerer. Dieſe Wirkung iſt eine dingliche und zeigt fich daher nicht nur im Verhältniſſe 
der unmittelbar Beteiligten untereinander, ſondern auch Dritten gegenüber (vgl. das Nähere 
hierüber bei $ 161). Der Veräußerer kann fortan wieder die Eigentumsklage geltend machen 
und bei eingetragenen Rechten (RG ZW 08, 270°) die Berichtigung des Grundbuchs verlangen 
gemäß § 894. Einer Übertragungshandlung, um die Forderung, das Recht dem Veräußerer 
als bedingt Berechtigten zurückzugewähren, bedarf es nicht. Der Veräußerer iſt materiell auch 
nicht Rechtsnachfolger des bedingt Verpflichteten (vgl. über die prozeſſuale Frage $ 161 A 4): 
denn der Rückerwerb des Rechtes vollzieht ſich unmittelbar allein zufolge des Eintritts der Be⸗ 
dingung. Das alles gilt freilich nur unter der Vorausſetzung, daß nicht allein das Schuldverhältnis, 
ſondern auch das dingliche Vollzugsgeſchäft nach der Abſicht der Parteien auflöſend bedingt jent 
jolte, Andernfalls bliebe das letztere trotz Eintritts der Bedingung wirkſam und die Rückge⸗ 
währung könnte nur mit der perſönlichen Klage gefordert werden (vgl. $ 125 A 1 b). Alsdann 
entiteht die beiderſeitige Herausgabepflicht nach den Grundſätzen von der ungerechtfertige, 
Bereicherung, wobei jedoch eine Zug um⸗Zug⸗Verpflichtung (wie im Falle eines Rücktrittsrechts) 
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nicht beſteht (RG 49, 424; 29. 6. 10 V 34/09). Der Bereicherungsanſpruch geht nur auf dasjenige, 
was nach der Ausgleichung des durch die Vermögensverſchiebung Erhaltenen mit dem anderſeits 
eggegebenen und den etwa entſtandenen ſachlichen Nachteilen als Vermögensvermehrung 
ſchließlich übrigbleibt (RG 54, 140; 60, 284), jo daß unter Umſtänden, wenn der empfangene 
Gegenſtand inzwiſchen eine weſentliche Verſchlechterung erlitten hat, der etwa zurückzuerſtattende 
Kaufpreisbetrag ſich mindern, ja gänzlich fortfallen kann (RG 28. 4. 20 V 470/19). Doch vgl. 
dazu auch § 142 Abs 6. — Fällt die Bedingung aus, jo wird damit das Recht des auflöfend 
Verpflichteten ein endgültiges. N 
6. Bei der Übereignung von Grundſtücken durch Auflaſſung beſteht die Beſonderheit, daß 
dem Übereignungsgeſchäfte ſelbſt eine Bedingung überhaupt nicht beigefügt werden kann, weil 
nur eine unbedingte Auflaſſung zuläſſig ift ($ 925). Die Wirkſamkeit der Eigentumsübertragung 
kann hier daher höchſtens mittelbar von einer Bedingung abhängig gemacht werden, nämlich 
nur inſofern, als dem etwaigen Grundgeſchäfte eine Bedingung hinzugefügt wird, woraus 
allerdings immer nur eine Verpflichtung oder anderſeits Berechtigung perſönlicher Art entſtehen 
kann (R 57, 96; 56, 313; vgl. § 125 A 1 b). Abgeſehen davon bietet den Parteien eine Aushilfe 
ie Vormerkung. Der Verkäufer eines Grundſtücks läßt ſich beiſpielsweiſe das Recht auf Rück⸗ 
auflaſſung des dem Käufer aufgelaſſenen Grundſtücks für den Fall des Ausfalls der aufſchiebenden 
oder für den Fall des Eintritts der auflöſenden dem Vertrage beigefügten Bedingung eintragen 
N Dieſe Vormerkung hat alsdann dingliche Wirkung und ſchützt den Verkäufer auch Dritten 
enüber. 

7. Die Beweislaſt. a) Wer den Eintritt einer auflöſenden Bedingung behauptet und 
daraus einen Anſpruch herleitet (z. B. auf Rückgabe der bedingt veräußerten Sache), hat damit 
mittelbar zugegeben, daß das Recht oder die Forderung des Gegners vormals wirkſam entſtanden 
war, und macht demgegenüber nur geltend, daß das Recht, der Anſpruch des Gegners, wieder 
erloſchen ſei. Demgemäß liegt ihm der Beweis ob, aber nicht nur für den Eintritt der angeblich 
als Bedingung geſtellten Tatſache, ſondern auch dafür, daß die Bedingung als eine auflöſende 
geſetzt war. Wird dagegen ein A (auf Gewährung der Kaufſache) aus einem angeblich 
unbedingten Rechtsgeſchäfte erhoben und vom Gegner alsdann eingewendet, das Rechts⸗ 
geschäft (der Kauf) ſei auflöſend bedingt abgeſchloſſen und durch Eintritt der Bedingung inzwiſchen 
wieder unwirkſam geworden (etwa durch die als Bedingung geſtellte Enteignung), dann hat 
der Gegner (der Verkäufer) die volle Beweislaſt, weil er eine rechtszerſtörende Tatſache geltend 
macht RW 28, 144). 

5 1 Wird von dem auf Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts in Anſpruch Genommenen behauptet, 
255 Rechtsgeſchäft ſei nur unter einer aufſchiebenden Bedingung abgeſchloſſen worden 
1 ſei noch nicht wirkſam geworden, fo iſt damit die Entſtehung eines Geſchäfts überhaupt einge⸗ 
umt, anderſeits aber verneint, daß das Geſchäft fo zuſtande gekommen jet, wie es gegenteils 
b zin unbedingtes geltend gemacht wird, und insbeſondere wird geleugnet, daß es ſchon Wirk⸗ 
—— erlangt habe (RG 18, 158; 29, 119; 68, 307). Demzufolge muß der Fordernde, der die 
ung eine Wirkſamkeit des Geſchäfts geltend macht, indem er den bedingten Abſchluß beſtreitet 
F met: unbedingten Abſchluß behauptet, beweiſen, daß das Geſchäft mit einem Inhalte 
. ei gekommen iſt, der eine Bedingung nicht enthält oder wenigſtens nicht erkennen läßt 


2 1 
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bee alt 157; 29, 119; 68, 307; JW 1919, 304°; Warn 1918 Nr 72; 2. 3. 21 V 421/20). Zieht 
anı Ager indeſſen vor, die ihm entgegengeſetzte Behauptung des Gegners nicht zu beſtreiten, 
fich un er, die Leiſtung fordernd, beweiſen, daß die Bedingung eingetreten iſt. Anders geſtaltet 
aef rr Sache, wenn der Beklagte etwa einwendet, daß eine Bedingung erſt nach dem Haupt⸗ 
dia zäfte verabredet ſei. Hier handelt es ſich um die Erhebung eines ſelbſtändigen Einwandes, 
vertre! Beklagten deweispflichtig macht. Val $ 154 A 3. Die Entſcheidung RO Gruch 51, 828 
Baztitt den Grundſatz, daß hinſichtlich der Beweislaſt bei bedingten Geſchäften auch auf dem 
ſich den des BB an der früheren Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtzuhalten ſei. Es handelte 
in jener Sache um eine aufſchiebende Bedingung. 


§ 159 
di Sollen nach dem Inhalte des Nechtsgeſchäfts die an den Eintritt der Be- 
ö "gung geknüpften Folgen auf einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden, 
o ſind im Falle des Eintritts der Bedingung die Beteiligten verpflichtet, ein; 
15 zu gewähren, was ſie haben würden, wenn die Folgen in dem früheren 
Zeitpunkt eingetreten wären !). 

© I 130 m 129; M 1 254ff.; W 1 180ff. 
miele Beſtimmung bringt zum Ausdrucke, daß dem Eintritte der Bedingung an ſich eine 
77 105 Kraft verſagt iſt, und zwar ſowohl bei der auflöſenden wie bei der aufſchiebenden 
entſte p. 90). Das will beſagen, daß dasjenige Ergebnis, welches durch den Eintritt der Bedingung 
ſeht, erſt in dem Zeitpunkte als eingetreten zu gelten hat, in dem die Bedingung ſich erfüllt 
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hat, und nicht bereits im Zeitpunkte des Geſchäftsabſchluſſes. Denn das Geſetz macht die Zurück⸗ 
ziehung der an den Bedingungsfall geknüpften Folgen ausdrücklich von dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts abhängig, mithin nicht ſchlechthin von dem Eintritte der Bedingung, ſondern 
davon, daß die Zurückbe zie hung rechtsgeſchäftlich vereinbart worden iſt, wie auch der § 158 
in Abſ 1 u. 2 nur von der mit dem Eintritt der Bedingung eintretenden oder endigenden Wirkung, 
nicht aber von einer Zurückwirkung ſpricht. Iſt alſo beiſpielsweiſe Folge der auflöſenden Bedingung, 
daß das Eigentum des bedingt Verpflichteten aufhört und der bedingt Berechtigte wieder Eigen- 
tümer ift, fo äußern ſich doch die Wirkungen dieſer Rechtsänderung erſt ſeit dem Zeitpunkte des 
Eintritts der Bedingung und nicht ſchon von dem des Geſchäftsabſchluſſes ab. Daß eine Zurück⸗ 
wirkung stattfinden ſoll, ſetzt eben nach dem Geſetze eine entſprechende Vereinbarung voraus, und 
demnach begründet eine ſolche auch nur einen Anſpruch auf Herſtellung desjenigen Zuſtandes, der 
dann eingetreten wäre, wenn ſich die Wirkung der Bedingung bereits im Zeitpunkte des Vertrags 
abſchluſſes erfüllt hätte. Denn auch die Abrede der Rückwirkung hat nach dem Geſetze nicht 
die Tragweite, daß das ſchließlich gewollte Ergebnis nunmehr ohne weiteres eintritt (3. B. das 
Eigentum an den Früchten demjenigen ohne weiteres zufällt, dem kraft Eintritts der Bedingung 
nunmehr das Eigentum an der Sache zuſteht). Vielmehr ſollen die Beteiligten nur perſönlich 
verpflichtet ſein, einander das zu gewähren, was ſie haben würden, wenn die Folgen ſchon 
in „dem früheren Zeitpunkte“ eingetreten wären. Mithin keine dingliche Rückwirkung. Vgl. 
§ 141 A 3 und anderſeits $ 142 A 1; ferner RG 59, 371; 68, 276. Welcher Zeitpunkt ſchließlich 
der maßgebende fein ſoll, entſcheidet ſich ebenfalls lediglich nach dem Inhalte der Abrede. Von 
der Frage, ob der Eintritt der Bedingung zurückwirken ſoll oder nicht, hängt insbeſondere ab, 
welchem Teile die Früchte der Zwiſchenzeit ſeit der Errichtung des Rechtsgeſchäfts bis zum 
Eintritte der Bedingung gebühren, und wer die Gefahr während dieſer Schwebezeit zu tragen 
hat. Von der Rückwirkung gegenüber Zwiſchenverfügungen handelt $ 161, wo fie an und für 
ſich angenommen wird. 


& 160 

Wer unter einer aufſchiebenden Bedingung berechtigt ift, kann im Falle 
des Eintritts der Bedingung Schadenserſatz von dem anderen Teile verlangen, 
wenn dieſer während der Schwebezeit das von der Bedingung abhängige 
Recht durch fein Verſchulden vereitelt oder beeinträchtigt !). 

Den gleichen Anſpruch hat unter denſelben Vorausſetzungen bei einem 
unter einer auflöſenden Bedingung vorgenommenen Nechtsgeſchäfte derjenige, 
zu deſſen Gunſten der frühere Nechtszuſtand wiedereintritt ). 

E 1 134 IE 130; M 1 258ff.; P 1 188 ff. 

1. Schadenserſatzanſpruch des bedingt Berechtigten. Der bedingt Berechtigte iſt während 
des Schwebezuſtandes ($ 158 A 2, 3, 5) nicht in der Lage, ſeinerſeits ſolche Vorkehrungen zu treffen, 
daß ihm eintretendenfalls bei einer aufſchiebenden Bedingung das zu erwerbende Recht und bei 
einer auflöſenden Bedingung das zurückzuerwerbende Recht auch wirklich, und zwar ungeſchmälert, 
zuteil wird und überhaupt zuteil werden kann; denn er hat rechtlich keine Möglichkeit, auf die 
Erhaltung der Sache oder des Rechtes unmittelbar einzuwirken. Während ihm nun als pro” 
zeſſuale Sicherheitsmittel der Arreſt und die einſtweilige Verfügung zur Seite ſtehen, nach 
$ 259 3 Po auch eine Klage auf künftige Leiſtung zuläſſig ift (RG 51, 243), ſorgt der $ 160 dafür, 
daß der bedingt Berechtigte jedenfalls ſchadlos geſtellt wird, wenn der Verpflichtete es während 
des Schwebezuſtandes ſchuldhaft verurſacht, daß der bedingt Berechtigte eintretendenfalls nicht 
das erlangt, was er hat erlangen ſollen (RG FW 1912, 1357). Nach 8 160 haftet daher der Ver⸗ 
pflichtete gegebenenfalls ſowohl für ſchuldhafte ($ 276) poſitive Handlungen, ſei es katſächlicher, 
ſei es rechtlicher Art, wie für vertretbare Unterlaſſungen auf Erſatz des vollen dem Berechtigten 
dadurch verurſachten Schadens. Die Durchführung des Anſpruchs regelt ſich nach den 59 zig 
Die Gefahr des Zufalls trägt dagegen der bedingt Berechtigte. Er muß von vornherein dam! 
rechnen, daß ihm fein Recht während der Schwebezeit durch zufällige Ereigniſſe vereitelt werden 
kann ($ 446 A 8). Hinſichtlich des Sonderfalls, daß dem bedingt Berechtigten oder aber Ver⸗ 
pflichteten das Recht durch dingliche Verfügung ſchon übertragen war, vgl. $ 161 A 1. 


$ 161 


Hat jemand unter einer aufſchiebenden Bedingung über einen Gegen“ 
fand verfügt, fo ift jede weitere Verfügung, die er während der Schwebe 
zeit über den Gegenſtand trifft, im Falle des Eintritts der Bedingung info“ 
weit unwirkſam, als ſie die von der Bedingung abhängige Wirkung per” 
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eiteln oder beeinträchtigen würde ). Einer ſolchen Verfügung ſteht eine Ver⸗ 
fügung gleich, die während der Schwebezeit im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt 2). 

Dasſelbe gilt bei einer auflöſenden Bedingung von den Verfügungen 
desjenigen, deſſen Necht mit dem Eintritte der Bedingung endigt !). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Nechte von einem Nicht- 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung )). 

E I 135 II 131; M 1 259ff.; P 1 184; 6 120ff., 133. 


1 1. Zweck des Geſetzes iſt der Schutz des bedingt Berechtigten gegenüber nachträglichen 
Verfügungen des bedingt Verpflichteten. Während der $ 160 den Berechtigten nur ſchadlos 
halten will, wenn ſein Rechtserwerb durch irgendwelche Maßnahmen des bedingt Verpflichteten 
beeinträchtigt oder vereitelt wird, bezweckt der $ 161, dem Berechtigten den Rechtserwerb (Abf 1), 
oder im Falle auflöſender Bedingung die Möglichkeit des Rückerwerbs (Abſ 2), ſoweit beide durch 
Zwiſchenverfügungen des bedingt Verpflichteten gefährdet werden könnten, überhaupt zu ſichern. 
In Abſ 1 hat das Geſetz dabei den Fall vor Augen, daß über den Gegenſtand des Rechtserwerbs 
zugunſten des aufſchiebend bedingt Berechtigten bereits dinglich verfügt (z. B., daß ihm die Kauf⸗ 
lache ſchon übergeben) war, fo daß es für ihn zur endgültigen Erlangung des Rechts nur noch des 
Eintritts der aufſchiebenden Bedingung bedürfte, und daß er mit dieſem Vorgange das Recht auch 
wirklich unbedingt erwerben würde. Abſ 2 ſodann betrifft den Fall, daß der bedingt Berechtigte 
das auf den bedingt Verpflichteten unter einer auflöſenden Bedingung übertragene Recht bei 
Eintritt der Bedingung unter gewöhnlichen Umſtänden ohne weiteres zurückerwerben würde. Die 
Gefahr aber, daß der (bedingungsweiſe) vorgeſehene Rechtserfolg (dort der Erwerb, hier der 
ückerwerb) vereitelt werden könnte, erblickt das Geſetz in der Möglichkeit, daß der bedingt Ver ⸗ 
Pfüchtete vor Eintritt der Bedingung den Gegenſtand des Rechtserwerbs mit der Wirkung noch 
auf einen andern übertragen könnte, daß hierdurch der Erwerb, bzw. der Rückerwerb, von ſeiten 
des bedingt Berechtigten auch im Falle des Eintritts der Bedingung ausgeſchloſſen ſein würde. 
Fa das Recht, das jener andere inzwiſchen erworben hätte, bliebe an und für ſich vom Eintritte 
Ar. Bedingung um deswillen unberührt, weil das Geſetz dem Eintritte der Bedingung rückwirkende 
a: verſagt ($ 159), und weil es dem bloßen Recht zur Sache, auf das der bedingt Berechtigte 
ahrend des Schwebezuſtandes beſchränkt iſt, einen Schutz grundſätzlich nicht gewährt. Um nun 
m bedingt Berechtigten gegebenenfalls trotzdem den Rechtserwerb zu ermöglichen, hat das 
zu einem beſonderen Mittel gegriffen. Von dem allgemeinen Rechtsgedanken ausge hend 

Eh to jure concedentis resolvitur jus concessum“, ſtellt das Geſetz den Grundſatz auf (vgl. 
erſeits Abſ 3), daß unter den erörterten Vorausſetzungen die nachträgliche, zugunſten eines 

= ten getroffene dingliche Verfügung im Falle des Eintritts der Bedingung grundſätzlich (vgl. 
5 weit unwirkſam iſt, als die Verfügung den Rechtserwerb auf ſeiten des bedingt Berech⸗ 
Mn beeinträchtigen oder vereiteln würde. Naturgemäß kann übrigens der Fall des 
tian 1 nur dann gegeben ſein, wenn der bedingt Verpflichtete trotz der bereits erfolgten Über- 
Uben nd. des Rechtes auf den bedingt Berechtigten überhaupt noch in der Lage verblieben iſt, 
De Recht nochmals weiter verfügen zu können. Das würde zwar ausgeſchloſſen ſein, ſofern 
le dem bedingt Berechtigten bereits übergeben wäre und die weitere Rechtsübertragung 
. durch körperliche Übergabe erfolgen müßte, würde dagegen möglich ſein im Falle der 
uber Rechtsübertragung mittels einer Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß $ 931, ferner 
in 5 bei Abtretungen von bloßen Forderungen. Das praktiſche Ergebnis des $ 161 wäre ſonach 
dußert aal folgendes: Wenn A die dem B unter einer aufſchiebenden Bedingung ver⸗ 
ſo * bewegliche) Sache während der Schwebezeit nochmals, und zwar an (veräußert ($ 931), 
iſt al — Eintritt der Bedingung dieſe zweite Verfügung des A zugunſten des B unwirkſam; 
= Teils die Veräußerung an B unter einer auflöſenden Bedingung erfolgt, und veräußert 
aut B die Sache während der Schwebezeit an C, dann iſt eintretendenfalls dieſes Ver⸗ 
bebinaeigsgeſchäft des B zugunſten des A unwirkſam. C ſtünde mithin in beiden Fällen dem 
er Berechtigten gegenüber nicht anders, als hätte er das Recht niemals erworben (ſoweit 
des 0 nicht gutgläubiger Erwerb nach Abſ 3 in Frage käme). — Nach der weiteren Regelung 
1 e tritt indeſſen die Unwirkſamkeit der Verfügungen des dinglich Verpflichteten gegebe⸗ 
jede nicht nur (wie im Falle des $ 135) zugunſten des Berechtigten ein, fie beſteht vielmehr 
Fri ein gegenüber (RG 76, 91), insbeſondere auch gegenüber dem weiteren Rechtsnachfolger des 
ätte werbers, da der letztere gegebenenfalls auch ſchon ſeinerſeits ein Recht nicht wirkſam erlangt 
V. fe, freilich überall mit der aus Abſ 3 ſich ergebenden Beſchränkung. Da anderſeits jedoch die 
un gung nach der vorliegenden Beſtimmung nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam iſt, 
die ach lediglich im Intereſſe des bedingt Berechtigten, fo folgt, daß auch hier (wie bei 9 135) 
beſonden dſüte von der Genehmigung und Einwilligung Platz greifen können (RG 76, 91), ins- 
fügun exe aber in entſprechender Anwendung auch die Regel des § 185, nach welcher die Ver⸗ 
8 eines Nichtberechtigten durch die nachträgliche Zuſtimmung des Berechtigten wirkſam 
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wird. Vgl. unten 98 183—185 (RG Warn 1914 Nr 126, wo $ 161 auch für den Fall anzuwenden 
iſt, daß ein Vorerbe ohne Zuſtimmung des Nacherben über ein Grundſtück verfügt). Da endlich 
aber die Unwirkſamkeit der Zwiſchenverfügung immer nur inſoweit eintreten ſoll, als dies 
im Intereſſe des Berechtigten erforderlich iſt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Verfügung im 
übrigen wirkſam bleibt. Iſt beiſpielsweiſe jemand nur ein Recht an fremder Sache (Pfandrecht) 
bedingt eingeräumt worden, ſo bliebe die ſpätere Übereignung der Pfandſache an einen Dritten 
wirkſam, da durch ſie das Pfandrecht nicht berührt würde. 

Über das Verhältnis zwiſchen Veräußerungsverbot und Bedingung vgl. § 137 A 5. In Be⸗ 
tracht deſſen, daß der Eintritt der Bedingung gemäß § 158 unmittelbar kraft Geſetzes wirkt, nicht 
aber in Eigenſchaft einer rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkung, iſt die Bedingung 
auch eintragungsfähig. Im Falle der Auflaſſung kann nur die Eintragung einer Vormerkung 
helfen gemäß § 883 ($ 158 A 6). 

2. Vgl. § 135 Abſ 1 Satz 2 (RG 59, 92; Gruch 54, 1166). 

8. Die Grundſätze vom gutgläubigen Erwerbe (§8 892, 893, 1032, 1207) finden zugunſten des 
Dritten (A 1) dahin Anwendung, daß, wenn der Dritte hinſichtlich der Gebundenheit des bedingt 
Verpflichteten im guten Glauben war ($ 932 Abſ 3), ſein durch die Zwiſchenverfügung des bedingt 
Verpflichteten erlangter Rechtserwerb auch dann wirkſam bleibt, wenn die Bedingung zugunſten 
des bedingt Berechtigten eintritt. In den U 1 gegebenen Beiſpielen würde alſo der gutgläubige 
C das ihm von A bzw. von B übertragene Recht behalten, auch wenn dieſe Rechtsübertragung 
wegen Eintritts der Bedingung im Falle aufſchiebender Bedingung zugunſten des B, und im Falle 
auflöfender Bedingung zum Vorteile des A nach den Grundſätzen von Abſ 1 u. 2 an ſich unwirkſam 
ſein müßte (vgl. § 135 A 4). 

4. Prozeßführung bedeutet keine Verfügung (vgl. Vorbem 7 vor $ 104). Gemäß $ 325 ZPO 
wirkt jedoch ein Urteil, das gegenüber demjenigen ergeht, der ein Recht unter einer auflöſenden 
Bedingung erworben hat, auch für und gegen ſeinen Vorgänger, falls dieſer das Recht nach Eintritt 
der Rechtshängigkeit zurückerwirbt, da inſoweit das Beſtehen einer Rechtsnachfolge gemäß § 325 
3 PO anzunehmen iſt. Denn als Rechtsnachfolger iſt jedesmal der gegenwärtige Inhaber 
desjenigen Rechtes zu verſtehen, welches vorher der Kläger oder der Beklagte innegehabt hatte, 
gleichgültig ob er dieſes Recht im Wege der Ableitung von dem Rechte des Vorgängers oder auf 
urſprüngliche (originäre) Weiſe erworben hat (RG 40, 339; a. A. Staudinger A 3). 


8 162 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Nachteil er 
gereichen würde, wider Treu und Glauben verhindert, ſo gilt die Bedingung 
als eingetreten !), 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vorteil er ge⸗ 
reicht, wider Treu und Glauben herbeigeführt, ſo gilt der Eintritt als nicht 
erfolgt 1) 7). 

E 1 186 II 192; M 1 262 ff.; P 1 184; 6 138ff. 

1. Argliſtiges Verhalten des bedingt Berechtigten oder bedingt Verpflichteten. Abſ 1 ſtellt 
eine Fiktion zugunſten desjenigen auf, dem der Eintritt der Bedingung, der Abf 2 zugunſten 
desjenigen, dem das Ausbleiben der Bedingung vorteilhaft wäre. Im erſten Falle ſoll die 
Bedingung als eingetreten, im zweiten als nicht eingetreten gelten, wenn der Gegner wider Treu 
und Glauben dort ihren Eintritt vereitelt, hier ihn herbeigeführt hat, was nach den Umſtänden 
des Falles zu beurteilen ift ($ 157; RG 53, 257; 79, 98; 88, 4). Gegebenenfalls kann daher der 
Berechtigte auch die Erfüllung des Vertrags fordern; er kann aber auch, wenn der Eintritt der 
Bedingung ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes unmöglich war und er hierüber durch den 
bedingt Verpflichteten argliſtig getäuſcht worden, ftatt des negativen Schadens das poſitive 
Vertragsintereſſe geltend machen (RG Warn 1915 Nr 200). Iſt die Wirkſamkeit eines Vertrags 
von einem Ereigniſſe abhängig gemacht, deſſen Eintritt von dem Willen des bedingt Verpflichte⸗ 
ten an ſich unabhängig war, dann entſpricht es nicht Treu und Glauben, wenn er eine Tatſache 
herbeiführt, die ihm bewußt dazu angetan iſt, die Bedingung zu vereiteln (NG JW 1912, 188°) 
oder auch nur ihren Eintritt zu erſchweren (RG 66, 226). Ein Fall des $ 162 liegt beiſpielsweiſe 
auch dann vor, wenn der Verkäufer den Käufer, der ſich das Rücktrittsrecht bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkte vorbehalten hat, durch argliftige Täuſchung vom Rücktritt zurückhält; die 
auflöſende Bedingung der Rücktrittserklärung muß in dem Falle als eingetretene gelten (MG 
9. 3. 10 J 167/09). Desgleichen, wenn zugunſten eines nacheingetragenen Hypothekars eine 
Vormerkung für den Fall eingetragen iſt, daß die Forderung des vorhergehenden Hypotheken 
gläubigers nicht zur Entſtehung gelangen ſollte, als Bedingung aber für dieſe Forderung gelebt 
worden ift, daß der Vorhypothekar die zur Bebauung des Grundſtücks erforderlichen Mittel 
darleiht; hindert der Eigentümer alsdann die Weiterführung des Baues wider Treu und Glauben, 


Bedingung Zeitbeſtimmung 88 161, 162 an 


und hält der Nachhypothekar aus dieſem Grunde die Weitergewährung der Mittel zurück, die er 
andernfalls gegeben hätte, dann muß ſeine Forderung trotzdem als entſtanden gelten, und von 
der Löſchungsvermerkung kann der Nachhypothekar keinen Gebrauch machen (R 93, 121). Der 
Geſichtspunkt des $ 162 trifft auch dann zu, der bedingt Berechtigte ift alſo auch dann gegebenen- 
falls fo zu ſtellen, als wäre die in Wirklichkeit ausgefallene Bedingung eingetreten, wenn der 
bedingt Verpflichtete ihn darüber getäuſcht hat, daß die Bedingung aller Vorausſicht nach nicht 
eintreten werde (RG Gruch 60, 305). Über den Einfluß der Auflöfung und Neugründung eines 
Syndikats auf ein Agenturverhältnis, das vertraglich mit der Auflöſung des Syndikats endigen 
ſoll (RG 129, 80). — Zu der Annahme, der Eintritt einer Bedingung ſei wider Treu und Glauben 
verhindert worden (Abſ 1), iſt eine Vereitelungsabſicht des bedingt Verpflichteten nicht grund⸗ 
ſätzlich erforderlich; es genügt, wenn er den Eintritt der Bedingung in einer dem Sinn und Zweck 
des Rechtsgeſchäfts zuwiderlaufenden Weiſe verhindert (RG 122, 247: Vereitlung der behörd⸗ 
lichen Genehmigung einer Lichtreklameanlage durch Einreichung ungeeigneter Pläne). An der 
einer älteren Entſcheidung (MG 12. 12. 06 V 169/06) gebilligten Annahme, beim bedingt Ver⸗ 
Pllichteten müſſe die Abſicht vorhanden ſein, die Bedingung zu vereiteln, bloße Fahrläſſigkeit, 
elbſt grobe, genüge nicht, iſt in der ſpäteren Rechtſprechung nicht feftgehalten worden (RG 122, 
20 1 gl. auch NG Warn 1931 Nr 138). Dagegen wird in beiden Anwendungsfällen des Geſetzes 
(Abſ 1 und 2) regelmäßig ein poſitives Eingreifen in den Gang der Dinge vorausgeſetzt. Bloßes 
Unterlaſſen von Bemühungen, um den Eintritt der Bedingung zu vereiteln oder herbeizuführen, 
genügt nicht, wenn zur Aufwendung von Bemühungen keinerlei Pflicht vorhanden war. Es muß 
unter Berückſichtigung aller Umſtände feſtgeſtellt werden, wie ſich die Partei redlicher Weiſe hätte 
berhalten müſſen (RG 29. 10. 28 V1 148/28). Eine Rechtspflicht zum Handeln beſteht ohne 
weiteres, wenn der bedingt Verpflichtete nach Treu und Glauben auch im Intereſſe des andern 
zu handeln hatte. So beiſpielsweiſe, wenn ein Grundſtückseigentümer zur Verzinſung einer 
Pppothek unter der Bedingung verpflichtet worden iſt, daß alle Wohnungen ſeines Grundſtücks 
tim mietet ſeien; er muß alsdann bei Vermietung der Wohnungen nach der im Verkehr erforber- 
ichen Sorgfalt handeln (RG JW 07, 3573). Niemals aber iſt erforderlich, daß der bedingt Ver⸗ 
pflichtete zur Erfüllung der Bedingung auch vertraglich verpflichtet war, da es ſich für die An⸗ 
Verdbarkeit des § 162 nicht darum handelt, ob ſich der bedingt Verpflichtete einer vertraglichen 
Lerpflichtung entzogen hat, ſondern nur darum, ob er wider Treu und Glauben den Ein- 
8 desjenigen Ereigniſſes gehindert hat, das zur Bedingung geſtellt war. Daher iſt auch dann, 
pic der Eintritt des Ereigniſſes von der Vornahme einer Handlung des bedingt Ver⸗ 
15 teten abhängig war, für die Anwendbarkeit des § 162 nicht entſcheidend, ob für den Ge⸗ 
ob Bun, zur Vornahme der Handlung eine vertragliche Verpflichtung beftand, ſondern nur das, 
endlich Vornahme nach dem Gebote von Treu und Glauben geboten war; danach wird es ſich 
nich 2 aber auch regeln, in welcher Weiſe die Handlung vorgenommen werden mußte, um 
28 ie Bedingung zu vereiteln (RG 79, 96). Iſt daher in einem Anſtellungsvertrage (zwiſchen 
10 — Kaufmann und einem Handlungsbevollmächtigten) beſtimmt, daß der Vertrag ſich ver⸗ 
Prien ſoll, wenn im letzten Geſchäftsjahre eine aktive Bilanz erzielt worden, dann muß der 
def . auch dann die Bedingung als eingetreten gelten laſſen, wenn er im letzten Jahre Verluſt⸗ 
(RR = abgeſchloſſen hat, um auf dieſe Weiſe den Wettbewerb von andern Firmen auszuschließen 
Rec 1 . 64, 614). Eine Verkehrsſitte, daß gegen eine, betreffs eines Rechtserwerbs oder eines 
ng rd als Bedingung geſetzte Entſcheidung des Gerichts das zuläffige Rechtsmittel 
Be: age ſei, beſteht nicht; in der Unterlaſſung kann ſomit auch nicht ein Handeln wider Treu 
zwiſch, anden gefunden werden (Rh 5. 2. 06 V 512/05). Der urſächliche Zuſammenhang 
N en dem Eingreifen des andern und anderſeits dem Ausfallen der Bedingung ift von der 
76 86. die fi) auf $ 162 beruft, nachzuweiſen; eine Fiktion befteht inſoweit nicht Rr 66, 2223 
ewe 122,247; Ach Je 1933, 13875, RG 29. 10. 28 VI 148/28). Die Partei genügt aber ihrer 
er ds pflicht, wenn fie darlegt, daß der andere Teil wider Treu und Glauben den Eintritt 
Ni Aingung herbeigeführt (oder aber gehindert), den Erfolg mithin verurſacht hat; ſie braucht 
ee . delt nicht ferner nachzuweiſen, daß andernfalls der Vertrag jedenfalls wirkſam 
(ober fn wäre, daß alſo in dem Verhalten des andern Teils die einzige Urſache für den Eintritt 
En usfall) der Bedingung zu erblicken ift (RG JW 1911, 21310). — Als Zeitpunkt, in 
in de de hebenenfalls die Bedingung als eingetreten zu gelten hat, ift der Zeitpunkt anzuſehen, 
255 der Eintritt bei redlichem Verhalten des bedingt Verpflichteten erfolgt ſein würde (RG 

2. Das Anwendungs änkt ſi ätzli älle, i 
e gsgebiet des § 162 beſchränkt ſich grundſätzlich auf ſolche Fälle, in denen 
Grunau der Bedingung der Willkür e fein ſoll (Vorbem 3 vor $ 158). 
5 art. fäßtich iſt für § 162 daher kein Raum im Falle von reinen Willkürbedingungen. Eine 
ande deren Verpflichtung nach dem Vertrage von einer bloßen Willkürbedingung abhängt, 
Kr t mithin (regelmäßig) noch nicht gegen Treu und Glauben, falls ſie den Eintritt der Be⸗ 
ſchern wenn auch in der Abſicht verhindert, ſich die Vorteile des Geſchäfts auf andere Weiſe zu 
in den MG 53, 257). Freilich läßt ſich ſchwerlich verkennen, daß auch ſolche Fälle denkbar find, 
en der bedingt Verpflichtete gegen ſich gelten laſſen muß, daß er den an ſich in feine Willkür 


280 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


geſtellten Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben vereitelt hat. Jedenfalls kann es 
unter beſondern Umſtänden nach Treu und Glauben geboten ſein, daß der bedingt Verpflichtete, 
auf deſſen Handeln eine Bedingung abgeſtellt iſt, durch fein an ſich in ſeine Willttir geſtelltes Tun 
den Eintritt der Bedingung in der gehörigen Weiſe wirklich herbeiführt (RG 79, 96; hier hatte 
der Kläger vom Beklagten deſſen Grundſtück unter der Bedingung gekauft, daß der Beklagte die 
Konzeſſion für den Hotelbetrieb erhalte; der Beklagte erlangte die Konzeſſion nicht, und der 
Kläger machte geltend, daß der Beklagte den Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben 
vereitelt habe, weil er die Inſtandſetzung ſeines Grundſtücks unterlaſſen hätte). Wäre ferner 
jemand bereits beſtimmt entſchloſſen geweſen, die zur Bedingung geſtellte Handlung rechtzeitig 
vorzunehmen, hat er ſie dann aber nicht bis zu dem in die Bedingung aufgenommenen Zeit⸗ 
punkte, ſondern erſt kurz darauf vorgenommen, und zwar ganz ausſchließlich zu dem Zwecke, 
um nicht durch den Eintritt der Bedingung den Vertrag wirkſam werden zu laſſen, ſo ſchiene es 
doch recht und billig, die Sache ſo anzuſehen, als wäre die Bedingung wider Treu und Glauben 
vereitelt worden ($ 157). Auch außerhalb des Anwendungsgebietes des § 162 verbieten Treu 
und Glauben einem Vertragsteil, eine von ihm ſelbſt unrechtmäßig, wenn auch ohne Verſchulden, 
u ungunſten des anderen Vertragsteils geſchaffene Lage auszunutzen. So kann ein Gläubiger 
ſich auf die durch Einleitung der Zwangsverſteigerung begründete Fälligkeit einer Hypothek nicht 
berufen, wenn er ſelbſt das Zwangsverſteigerungsverfahren objektiv zu Unrecht herbeigeführt 
hat (RG HRR 1931 Nr 1905). — Anwendbar ift der § 162 auch bei der bedingungsweiſe erfolgten 
Verzeihung einer Eheverfehlung (RG JW 1919, 8202). Der Rechtsgrundſatz des § 162 gilt ent⸗ 
ſprechend auch für das öffentliche Recht (RG 6. 5. 25 III 303/24). 

Nicht anwendbar iſt der § 162 bei ſog. Rechtsbedingungen, beiſpielsweiſe nicht, 
falls die Wirkſamkeit eines Vertrags von der gemäß $ 1829 Abf 1 Satz 2 und Abſ 2 in die Willkür 
des Vormundes geſtellten Entſcheidung abhängt (RG 6. 4. 21 V 480/20). Ebenſo nicht auf die 
in dem Erfordernis der behördlichen Genehmigung zur Veräußerung eines Grundſtücks liegende 
Bedingung (RG JW 1927, 6575; RG Warn 1926 Nr 111; 1927 Nr 41: für Rentengutsverträge 
R 129, 376); über die Gebundenheit der Vertragsteile, ſolange die behördliche Genehmigung 
noch ausſteht ſ. RG 98 S. 48, 245; 106, 142; 114, 158; 121, 154; RG JW 1926, 1427; R Warn 
1927 Nr 49, 50. Keine Rechtsbedingung, ſondern eine echte Bedingung iſt der bei dem Verkauf 
eines Grundſtücks an einen mit Kapital abgefundenen Schwerkriegsbeſchädigten gemachte Vor⸗ 
behalt der Genehmigung des Hauptverſorgungsamts (R JW 1933, 13872), 
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Iſt für die Wirkung eines Nechtsgefchäfts bei deſſen Vornahme ein An 
fangs- oder ein Endtermin beſtimmt worden, ſo finden im erſteren Falle die 
für die aufſchiebende, im letzteren Falle die für die auflöſende Bedingung 
geltenden Vorſchriften der 88 158, 160, 161 entſprechende Anwendung !) )). 

E 1 141 II 132; M 1 269ff.; P 1 186; 2 604. 

1. Die beigefügte Zeitbeſtimmung iſt der Bedingung — aufſchiebenden wie auflöſenden — 
unter der Vorausſeung gleichgeſtellt, daß durch fie ebenfalls die Wirkung des Rechtsgeſchäfts 
beeinflußt, auch von ihr alſo der Beginn oder die Beendigung der Wirkung vom Eintritt des 
Zeitpunkts abhängig gemacht wird (RG 54, 898; JW 09, 11°). Entſprechende Anwendung finden 
dann die $$ 158, 160, 161. Eine Zurückwirkung kraft Geſetzes kann hier niemals ſtattfinden. 
Bloße Verpflichtungen im Sinne des $ 159 zu begründen, muß jedoch den Parteien auch hier 
nach dem Grundſatze der Vertragsfreiheit unbenommen fein (RG 68, 141). Eine entſprechende 
Anwendung auch des § 162 auf die Zeitbeſtimmung iſt der Natur der Sache nach ausgeſchloſſen. 
Soll trotz Beſtimmung eines Anfangstermins die Wirkung des Rechtsgeſchäfts ſofort eintreten, 
dann bleibt für die Gleichſtellung der Zeitbeſtimmung mit der Bedingung kein Raum mehr. In 
ſolchen Fällen ſpielt der Anfangs- wie der Endtermin bei Schuldverhältniſſen nur die Rolle, das 
Recht auf die Leiſtung oder anderſeits den Zeitpunkt der Leiſtungspflicht hinauszuschieben; es 
handelt ſich alsdann lediglich um ein betagtes oder befriſtetes Recht (vgl. § 813), bei dem die 
Wirkſamkeit ſofort beſteht und nur die Befugnis zur Ausübung (Fälligkeit) hinausgeſchoben iſt. 
Ob nach der Parteiabſicht Bedingung oder bloße Befriſtung vorliegt, iſt Sache der Auslegung. 
Vgl. RG 8, 140; Gruch 46, 366; SeuffA 57 Nr 217. Auch in der Beſtimmung eines Anfangs 
termins, von dem ungewiß iſt, ob und wann er eintreten werde, iſt nur eine Befriſtung „während 
einer ange meſſenen Zeit“ enthalten (RG Gruch 46, 366; vgl. auch Gruch 54, 898). Der $ 1154, 
der für die Abtretung einer Briefhypothek die Abtretungserklärung und die Übergabe des Hypo 
thekenbriefs fordert, ſchließt die Hinausſchiebung der Wirkung durch Setzen einer aufſchiebenden 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung nicht aus (RG JW 1912, 6813). Auch das befriſtete Recht 
ſtellt gleich dem bedingten ein bereits erworbenes Vermögensrecht dar. Vgl. Vorbem 5. = 
Der $ 163 iſt nicht anwendbar, wenn bei einem Kaufe verabredet worden, daß der Abruf bis zu 
einem beſtimmten Zeitpunkte erfolgt ſein müſſe und dieſer Klauſel nicht die Bedeutung eine? 
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Endtermins, ſondern die Bedeutung beigelegt worden ift, daß nach Ablauf des Zeitraumes die 
Erfüllung habe ausgeſchloſſen und die Erfüllung nicht mehr möglich habe fein ſollen — val. 
§ 361 A 1 (RG Warn 1916 Nr 273). A 

Zuläſſig ſind Friſtſetzungen, wo das nicht ausdrücklich für unzuläſſig erklärt worden 
(88 388 Satz 2, 925 Abſ 2, 1017 Abſ 2, 317 Abſ 2, 1598 Abſ 2, 1724, 1742, 1768 Abſ 1 Satz 2, 
1947, 2180 Abſ 2 Satz 2, 2002 Abſ 2 Satz 2), bei Rechtsgeſchäften jeder Art. 

Nach 85 257—259 3 PO kann auch ſchon vor Eintritt der Fälligkeit auf Leiſtung geklagt werden. 
Den Eintritt des Fälligkeitstermins erſt nach der Klageerhebung kann der Klager in den beiden 
erſten Inſtanzen ohne Klagänderung geltend machen (RG 57, 46). 

2. Beweislaft. Sofern die Zeitbeſtimmung einer Bedingung gleichſteht, greifen lediglich 
die bei einer ſolchen beſtehenden Beweisregeln Platz ($ 158 A 7). Steht nur eine Befriſtung (X 1) 
in Frage, dann gilt der Grundſatz, daß, wer vom Geſetze abweichende Nebenbeſtimmungen be- 
hauptet, hierfür beweispflichtig iſt, demgemäß auch der Beklagte für ſeine Behauptung, daß eine 
andere als die geſetzliche Kündigungsfriſt abgemacht ſei (RG 57, 96). Demnach hat der Beklagte 
auch die Behauptung der Stundung zu beweisen. Vgl. auch § 433 A 12. 


Fünfter Titel 
Vertretung. Vollmacht 


1. Vertretung liegt vor, wenn jemand „für“ einen andern, alſo in deſſen Intereſſe, oder 
wenn er „namens“ des andern, alſo an deſſen Stelle handelt. Danach iſt eine Vertretung unter 
den verſchiedenſten Verhältniſſen denkbar. So auch bei rein tatſächlichen, indem der eine an Stelle 
des andern und für ihn deſſen Angelegenheit, insbeſondere „ein Geſchäft“ beſorgt ($ 675), wobei 
nur Vorausſetzung iſt, daß überhaupt eine vertretbare Handlung in Frage ſteht ($$ 887, 888 3 PO). 
In ſolchen nur tatſächlichen Fällen bleibt die Vertretung aber allemal eine rein innere Angelegen⸗ 
heit zwiſchen den beiden Beteiligten, wirkt rechtlich nicht nach außen hin und hat juriſtiſch nichts 
Eigentümliches. Eine Stellvertretung im eigentlichen Sinne iſt dagegen nur die rechtsgeſchäft⸗ 

iche, bei welcher der eine entweder „für“ den andern oder „an deſſen Statt“ ein Rechtsgeſchäft 
vornimmt. Vgl. RH Warn 1910 Nr 479. Im erſteren Falle handelt es ſich um mittelbare 
indirekte) Stellvertretung, im letzteren um unmittelbare (direkte). Nach außen tritt nur die 
letztere in die Erſcheinung, während eötbei der mittelbaren Vertretung gerade eigentümlich ift, daß 
ver Vertreter, weil er zwar im Intereſſe des Vertretenen, dabei aber doch auf eigenen Namen 
handelt, nach außen ſelbſt als der Geſchäftsherr zu gelten hat, fo daß die Wirkungen der Willens⸗ 
erklärungen im Verhältnis zum Erklärungsempfänger nur für und gegen den Vertreter entſtehen 
— 4 die Wirkungen des Vertretungsverhältniſſes ſich nur nach innen betätigen können (RG 58, 
705 80, 417; N Warn 1930 Nr 207; Seuffel 82 Nr 171), und daher auch die vom ſtillen Ver⸗ 
* erworbene Forderung von feinen Gläubigern gepfändet werden kann (NG JW 1914, 
96 . Vom Geſetze ſelbſt geregelte Fälle der Art find: das Speditions- und Kommiſſionsver⸗ 
Bette (58 383ff., 407 ff. HGB; dazu NG 132, 196). Nur im Falle von Vertragsverletzungen 
gi der Grundſatz, daß der mittelbare Stellvertreter vom Vertragsgegner nicht nur denjenigen 
ſchaden erſetzt verlangen kann, den er ſelbſt erlitten hat, ſondern auch den ſeinem Auftraggeber 
kewachſenen; vgl, 9 249 A 3. — Treuhandverhältniſſe ſtehen in Frage, wenn jemand (der Treu⸗ 
nder) kraft eigenen Rechtes und in eigenem Namen zu handeln hat, aber nicht zu eigenem 
„Otteil, ſondern in fremdem Intereſſe und auf Grund eines ihm geſchenkten Vertrauens (fiduziari⸗ 
ſches Verhältnis) (NG 84, 417; 94, 308; R SeuffA 77 Nr 173; 25. 5. 21 V 37/21; zum Be⸗ 
ge des Treuhandverhältniſſes ſ. auch RG JW 1926, 25715; 1928, 244610). Dabei hat das 
ceuhandverhältnis zur Vorausſetzung, daß der Treugeber dem Treuhänder einen Gegenſtand 
aus ſeinem Vermögen zu treuen Händen anvertraut, d. h. übereignet; es genügt nicht, daß jemand 
einen Gegenſtand für Rechnung eines anderen als deſſen ſtiller Stellvertreter erwirbt, jo daß 
* andern nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Übereignung zuſteht (RG 84, 217; 91, 12; 
Bi 342; 94, 308; RG Warn 1928 Nr 547; 1931 Nr 51;R& Gruch 72, 198; RG HRR 1928 Nr 1698; 
6 10. 5. 28 VI. 466/27; 27. 5. 29 VI 671/28), während es ausreichen kann, wenn der Treuhand 
Leber den Dritten, von dem er den Gegenſtand gekauft hat, anweiſt, dieſen ſogleich an den Tre⸗ 
gänder zu übereignen (RG 25. 5. 21 V 37/21, wo die Frage unentſchieden geblieben iſt); das zu 
zeuen Händen gewährte Recht ſcheidet mithin zwar rechtlich, aber nicht wirtſchaftlich aus dem 
mögen des Treugebers aus (R& 84, 21; 91, 12; 127, 344; RG Gruch 72, 198), und daher 
gefteht für die Gläubiger des Treuhandgebers auch ein uhren An im Konkurſe (Rc 
14; Warn 1921 Nr 130). Beteiligung am Vergleichsverfahren |. R Warn 1931 Nr 51. Die 
elle eines Treuhänders hat auch ein Notar, der Geldbeträge zwecks Ablöſung von Vorbelaſtun⸗ 
= empfängt (R& 15. 12.31 III 200/31). Solche Treuhandverhältniſſe ſind auch unter Ehe⸗ 
uten möglich (RG JW 1912, 3216; HRR 1929 Nr 1303; Warn 1915 Nr 135 — hier wurden die 
en der Frau, weil dieſe das Geſchäft nur als Treuhänder ihres Ehemanns innegehabt hatte, mit 


283 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


ihrer Klage auf Herausgabe von Vermögenswerten abgewieſen). Vgl. über Treuhänder bei Hypo⸗ 
thekenbanken 89 29ff. HypBankch. Dem Treugeber ſteht, falls die für ihn auf Grund des Treuver⸗ 
hältniſſes vom Treuhänder in eigenem Namen erworbene Sache von einem Gläubiger des letzt⸗ 
genannten gepfändet wird, die Widerſpruchsklage aus $ 771 3 PO ſowie gegebenenfalls auch das 
Ausſonderungsrecht im Konkurſe zu (RG 79, 121). Treuhändertätigkeit als gewerblicher Beruf 
t. S. des Handelsrechts |. HRR 1932 Nr 249. — Vermittler (Agent, Makler) iſt derjenige, der 
ein Rechtsgeſchäft nur derart vorbereitet, daß ſein Abſchluß Sache des Geſchäftsherrn bleibt (RG 
105, 206). Schließt namens des letzteren der Agent ſelbſt ab, dann liegt (auftragsloſe) Stellver⸗ 
tretung vor (NG Warn 1910 Nr 321). — Der von dem der Landesſprache unkundigen Vertrags⸗ 
teil zugezogene Dolmetſcher iſt nicht Vertreter im Sinne der $8 164ff. Über den Einfluß un⸗ 
richtiger Übertragung der Vertragsverhandlungen auf den Vertragsinhalt ſ. RG LZ 1926, 9174. 

2. Der 5. Titel beſchäftigt ſich nur mit der rechtsgeſchäftlichen Vertretung, der eigentlichen 
Stellvertretung, und zwar nur mit der unmittelbaren. Die rechtlichen Folgen der mittelbaren 
regeln ſich nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, ſoweit nicht für die zutreffenden Fälle die beſondern 
Grundſätze des HGB Platz greifen. Der Titel behandelt im übrigen die geſetzliche wie die 
gewillkürte Stellvertretung. Die letztere beruht auf der Vollmacht ($ 166 Abf 4), die erſtere auf 
einer geſetzlich geregelten Beziehung zwiſchen den beteiligten Perſonen: elterlicher Gewalt ($ 1630), 
Vormundſchaft ($ 1793), Schlüſſelgewalt der Ehefrau ($ 1357). Eine ſolche Vertretungsmacht 
iſt auch dem Vorſtande einer juriſtiſchen Perſon nach $ 26 beigelegt. — Der Konkursverwalter, 
der Zwangsverwalter, der Teſtamentsvollſtrecker haben nicht die Stellung eines Vertreters im 
eigentlich juriſtiſchen Sinne, fie haben nach dem Geſetze die Befugnis, kraft eigenen Rechtes über 
ſremde Rechte mit Wirkung für und gegen den Rechtsinhaber zu verfügen (RG 29, 29; 49, 129; 
52, 333; JW 1910, 802°; Warn 1914 Nr 271). S. auch § 855 A 5. Für das Gebiet des Handels⸗ 
rechts vgl. die $$ 125ff., 149, 231, 247, 298, 493, 494 HB; ferner das Gen 88 24ff. und das 
GmbHG 58 35ff. Nach dem Beſchluſſe der vereinigten Zivilſenate vom 2. 6. 13 111 13/12 (RG 
82, 83) beſteht zwiſchen dem Gerichts vollzieher und dem ihn mit der Zwangsvollſtreckung beauf⸗ 
tragenden Gläubiger keinerlei privatrechtliches Rechtsverhältnis; der Gerichtsvollzieher tritt viel 
mehr ausſchließlich als Organ der Staatsgewalt in Tätigkeit und hat dieſe in voller Unabhängig⸗ 
keit vom Gläubiger zu entfalten; die vormals gemäß dem Plenarbeſchluſſe (RG 16, 396) ver⸗ 
tretene Auffaſſung, daß im Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem Gerichtsvollzieher auch 
die Grundſätze des „Mandats“ Anwendung fänden, iſt aufgegeben worden. Dahingeſtellt iſt in 
der Plenarentſcheidung gelaſſen, ob nicht der Gerichtsvollzieher wenigſtens in gewiſſen Fällen 
dennoch als (geſetzlicher) Stellvertreter des Gläubigers zu gelten hat (R 77, 24). Verneint iſt 
die Stellvertretung des Gerichtsvollziehers bei der Vornahme von Vollſtreckungshandlungen in 
RG 90, 193 und FW 1914, 863 mit Bezug auf $ 166. Der Gerichtsvollzieher, der die in Beſitz 
genommene Pfandſache einem Dritten in Verwahrung gibt, ſchließt dieſen Vertrag nur im eigenen 
Namen, nicht aber in dem des Gläubigers und auch nicht zu deſſen Gunſten im Sinne des $ 328 
(RG 102, 79). Vgl. § 166 A 2. Auch der Handelsmakler hat keine Vertretungsbefugnis, er hat 
mm zu vermitteln, und der Vertrag kommt erſt dadurch zuſtande, daß der Antragsgegner de m 
Makler gegenüber die Annahme erklärt (RG 104, 367). Der Geſchäftsführer einer Gejell- 
ſchaft m. b. H. berechtigt und verpflichtet die erſt zu gründende Geſellſchaft ohne weiteres bereits 
inſoweit, als die von ihm vorgenommenen Rechtsgeſchäfte zur Entſtehung der Geſellſchaft dienen 
und erforderlich find (RG 105, 229). — Zu unterſcheiden iſt zwiſchen der aktiven Stellvertretung, 
bei welcher der Vertreter die Willenserklärung namens des Vertretenen abgibt, und der vaſſiven, 
bei der er im Namen des Vertretenen die Willenserklärung eines Dritten entgegennimmt ($ 164 
Abſ 3). — Die Stellvertretung iſt eine befugte, wenn die Vertretungsmacht auf geſetzlicher 
oder rechtsgeſchäftlicher Grundlage, nämlich Vollmacht (§ 166 Abſ 2), beruht. Stellvertretung 
ſetzt indeſſen begrifflich eine ſolche Befugnis nicht voraus. Das Geſetz regelt ausdrücklich auch 
die Stellvertretung ohne Vertretungsmacht (§ 177). 

3. Nicht alle Rechtsgeſchäfte laſſen eine Stellvertretung zu. Unzuläſſig ift fie in den Fällen 
der $$ 1317, 2064, 2256 Abſ 3, 2274, 2281, 2290 Abſ 2, 2347 Abſ 2, in denen perſönliche An⸗ 
weſenheit des Beteiligten erforderlich iſt, ſowie nach Beſtimmung der $$ 1307, 1336, 1337 Abſ 3, 
1358 Abſ 3, 1595, 1598 Abs 3, 1728, 1731, 1748 Abſ 2, 1750, 1755, 2271, 2282, 2296. Die Fälle, 
in denen durch beſondere Vorſchriften eine Vertretung in familienrechtlichen Verhältniſſen aus⸗ 
geſchloſſen iſt, laſſen ſich nicht verallgemeinern. 

4. Eine unmittelbare Stellvertretung beim Beſttzerwerbe iſt zunächſt möglich beim Erwerbe 
mittels bloßer Einigung ($ 854 A 4); außerdem iſt fie inſofern zuläſſig, als es nach $ 855 möglich 
iſt, daß jemand — der Vertretene — unmittelbar Beſitzer wird, wiewohl die tatſächliche Gewalt 
nicht durch ihn, ſondern durch einen andern, nämlich ſeinen Beſitzdiener, erlangt und ausgeübt 
wird. Sonſt kann der eine durch Handlungen des andern als ſeines Vertteters nur in der Weiſe 
Beſiz erlangen, daß zwiſchen beiden ein Verhältnis der in $ 868 bezeichneten Art hergeſtellt, und 
der Vextretene dadurch zum mittelbaren Beſißer wird, daß der Vertreter den unmittelbaren Beſitz 
erwirbt. Das kann ſich auch in der Form des Verhandelns des Vertreters mit ſich ſelbſt nach $ 181 
vollziehen. Vgl. 98 854 A 5, 181 u. 868 A 1, ferner $ 181 A 1. 


Vertretung Vollmacht $ 164 983 


§ 164 
) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zuſtehenden 
Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für 
und gegen den Vertretenen ?). Es macht keinen Unterſchied, ob die Erklärung 
ausdrücklich im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umftände er- 
geben, daß fie in deſſen Namen erfolgen ſoll ?). 
Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, 


ſo kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in 
Betracht 3). 


Die Vorſchriften des Abf 1 finden entſprechende Anwendung, wenn eine 
gegenüber einem anderen abzugebende Willenserklärung deſſen Vertreter 
gegenüber erfolgt )). 

E 1 116 II 134; M 1 225ff.; P 1 130 ff. 

1. Stellvertretung bei Rechtsgeſchäften. Sie liegt vor, wenn jemand ein Rechtsgeſchäft in 
der Weiſe vornimmt, daß die Wirkung ſich unmittelbar und auch nur allein in der Perſon eines andern 
äußern und das Rechtsgeſchäft ſomit ſeiner geſamten Wirkung nach, wiewohl es nicht von dem 
andern vorgenommen worden, dennoch als das ſeinige gelten ſoll. Erforderlich iſt dazu in erſter 
Linie, daß der Erklärende, ſei es ausdrücklich, ſei es auch nur erkennbar, im Namen des andern, 
des Geſchäftsherrn, handelt. Daß aber die beabſichtigte Folge der bloßen und unmittelbaren 
Außenwirkung auch wirklich eintreten kann, dazu iſt weiter erforderlich das Vorhandenſein eines 
eine ſolche Vertretungsmacht gewährenden Rechtsgrundes. Dieſen Rechtsgrund kann entweder 
das Geſetz ſelbſt bieten (Fall der geſetzlichen Stellvertretung: väterliche Gewalt, Vormundſchaft, 
Schlüſſelge walt der Ehefrau), oder eine dem Vertreter von dem andern rechtsgeſchäftlich erteilte 
Ermächtigung (gewilltürte Stellvertretung; Vorbem 2 vor $ 164 u. § 166 A 3). Handelt der 
Stellvertreter anſtatt eines andern zwar in der Abſicht der bloßen Außenwirkung, aber ohne eine 
entſprechende Ermächtigung, dann liegt nur ein Fall auftragsloſer Stellvertretung vor (8 177), 
und alsdann können die rechtlichen Folgen einer Stellvertretung mit Ermächtigung auch erſt 
damit eintreten, daß der andere das Rechtsgeſchäft durch nachträgliche Genehmigung zu dem 
ſeinigen macht. — Die Stellvertretung ſelbſt äußert ſich entſcheidend nicht in der Abgabe der 
Erklärung namens des Geſchäftsherrn, ſondern in der Willensbetätigung anſtatt des letzteren. 
Mierdurch unterſcheidet ſich der Stellvertreter vom Boten als bloßem Vertreter in der Erklärung 
(RG 58, 347), und da das Geſetz dieſen letzteren Fall geſondert für ſich behandelt und dabei durchaus 
zu andern Ergebniſſen gelangt als bei der eigentlichen Stellvertretung (vgl. einerſeits $ 120 und 
anderſeits 9 166), jo liegt hierin der befte Beweis dafür, daß das Geſetz ſelbſt bei der Stellver⸗ 
tretung gerade eine Wille nsvertretung annimmt (Repräſentationstheorie). Über den bedeut⸗ 
ſamen Unterſchied zwiſchen Willensvertretung und Erklärungsvertretung in den Folgeerſcheinun⸗ 
gen vgl. § 120 A 1. Bemerkt ſei hier nur noch, daß ein Bevollmächtigter noch nicht dadurch zum 

oten wird, daß er erſt die Willensmeinung des Vollmachtgebers einholt; nach außen hin kann 
> trotzdem Bevollmächtigter bleiben (RG 76, 99). Die Auffaſſung des Geſetzes, wonach der Stell- 
Beet den Geſchäftsherrn im Willen vertritt, geht indefjen nicht zugleich dahin, daß der Wille 
des Geſchäftsherrn als der eigentliche Träger des Rechtsgeſchäfts zu erachten wäre, ſei es bei 
einer Entſtehung (Vorbem 1 vor $ 104), ſei es hinſichtlich feiner Rechtsbeſtändigkeit. Viel- 
mehr vertritt das Geſetz den Standpunkt, daß das Rechtsgeſchäft, was ſeine Begründung, ſeine 
Rechtsbeſtändigkeit und feine Tragweite anlangt, auschließlich auf der Entſchließung und auf der 
Handlung des Vertreters beruht. Sein Wille iſt die rechtserzeugende Quelle (Vorbem 1 vor 
N 104; § 165 A 1), auch nur feine Erklärung ift maßgebend ($ 166 A 1), und bei Verträgen kann 
mithin auch allein der Vertreter ſelbſt als derjenige angeſehen werden, der den Vertrag abſchließt 
(Kontrahent), während Vertragspartei der Vertretene iſt. Dieſe Auffaſſungsweiſe iſt auch dann 
von beſonderer Bedeutung, wenn ein Bevollmächtigter wider die ihm vom Machtgeber erteilten 
eiſungen handelt. Sind nämlich nach außen hin allein fein Wille und ſeine Erklärung maß⸗ 
gebend, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß das Rechtsgeschäft, fofern nur die Grenzen der Vollmacht 
ſeloſt eingehalten werden, jo gelten muß, wie der Vertreter es abgeſchloſſen hat, während die 
eifungen des Vollmachtgebers grundſätzlich nur für das Innenverhältnis zwiſchen ihm und dem 
deertreter von Belang bleiben. Das Nähere hierüber $ 166 A 3 Abſ 2. So auch für Weiſungen, 
ie der Inhaber eines Handelsgeſchäfts von ſeinem auswärtigen Aufenthaltsort an denjenigen 
dat gelangen laſſen, dem er für die Zeit feiner Abweſenheit die Leitung des Geſchäfts übertragen 
hat (RG 106, 200). — Die Tragweite einer Vollmacht beſtimmt ſich regelmäßig nach dem Recht 
8 Ortes, an dem der Bevollmächtigte tätig werden, ſeine Vertretungsmacht ſich auswirken ſoll 

& 78, 60; RG 14. 6. 23 VI 1236/22). 
Über den Mißbrauch der Vertretungsmacht und deſſen Folgen vgl. $ 166 A 3 Abſz. 
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2. Unmittelbare Wirkung der Willenserklärung des Vertreters für und gegen den Ver⸗ 
tretenen. Dieſer wird demnach ohne weiteres und ſofort berechtigt oder verpflichtet, als hätte 
er ſelbſt gehandelt. Demgemäß wirkt auch bei dinglichen Geſchäften die zum Rechtserwerbe 
erforderliche, durch den Vertreter vorgenommene „Einigung“ ($$ 873, 929, 1032, 1205) un⸗ 
mittelbar zugunſten des Vertretenen. Über die Möglichkeit auch des für den dinglichen Rechts⸗ 
erwerb noch weiter erforderlichen ($ 929 uſw.) Beſitzerwerbs durch den Stellvertreter vgl. oben 
Vorbem 4. — Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vertretenen und dem Vertreter 
regelt ſich nach den außerhalb der Vollmacht zwiſchen ihnen ſonſt beſtehenden Beziehungen, dem 
Grundgeſchäfte mithin. Keineswegs hat der Vertreter dem Vertretenen gegenüber auf Grund 
des bloßen Vollmachtsverhältniſſes eine Klage auf Erfüllung des für jenen wirkſam abgeſchloſſenen 
Vertrags (RG 24. 3. 11 111 58/10). — Ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vertreter 
und dem Dritten entſteht bei der befugten unmittelbaren Stellvertretung überhaupt nicht 
(vgl. A und RG 23 1927, 451: Generalvollmacht). Auch ein Verſchulden des Vertreters beim 
Vertragsſchluß macht im allgemeinen nur den Vertretenen, nicht aber den Vertreter auf vertrags⸗ 
ähnlicher Grundlage ſchadenserſatzpflichtig (NG 132, 80). Nur dann, wenn der Vertreter am 
Zuſtandekommen des Vertrags ein eigenes Intereſſe hat, aber etwa aus formalen Gründen im 
Namen eines anderen auftritt und abſchließt, kann eine perſönliche Haftung des Vertreters in 
Frage kommen (RG 120, 249; ſ. auch 103, 160). Der Vertreter wird dem Dritten insbeſondere 
auch dann nicht perſönlich haftbar, wenn er das Rechtsgeſchäft in Vertretung eines dem Namen 
nach Unbekannten abgeſchloſſen hat (RG SeuffA 78 Nr 63). Doch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Bevollmächtigte neben dem, den er zu vertreten erklärt, gleichzeitig ſich ſelbſt vertraglich ver⸗ 
pflichtet, was mangels ausdrücklicher Abrede auch aus den Umſtänden hervorgehen kann (vgl. 
RG JW 1931, 10285, RG SeuffA 81 Nr 85; RG 23 1927, 4516). 

3. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Abſ 1 Satz ift, daß der Vertreter im Namen 
des Vertretenen gehandelt hat. Auch der vertretungsberechtigte Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft muß, wenn durch ſeine Erklärungen die offene Handelsgeſellſchaft verpflichtet 
werden ſoll, für den Dritten erkennbar in deren Namen auftreten (RG 119, 64). Gleichgültig ift 
aber, ob es ausdrücklich oder nur in einer nach den Umſtänden erkennbaren Weiſe geſchehen ift. 
Insbeſondere braucht der Wille, im Namen eines andern zu handeln, nicht durch die Nennung 
ſeines Namens erkennbar gemacht zu werden (RG 140, 338; RG SeuffA 78 Nr 63; R 14. 5. 23 
VI 633/22). Daher kann beiſpielsweiſe ein Vertrag mit der Firma zuſtande kommen, wenn das 
Angebot nicht an dieſe, ſondern an die Privatadreſſe des Firmeninhabers gerichtet war, dann aber 
von dieſem unter ſeinem Namen angenommen worden iſt (RG Warn 1918 Nr 3). Ein von den 
Geſellſchaftern gemeinſchaftlich gemachter Erwerb gilt als Erwerb der Geſellſchaft auch dann, 
wenn der Wille, für fie zu erwerben, dem Gegner gegenüber nicht kundgetan worden iſt (RG 
24. 1. 14 V 444/13). Es ſpricht keine Vermutung dafür, daß der Teilhaber einer Erwerbsgeſellſchaft 
deſſen Namen mit der Geſellſchaftsfirma gleichlautet, und der ein Geſchäft in dem Handelszweige 
der Geſellſchaft abſchließt, ſolches nicht für ſich, ſondern für die Geſellſchaft tut; gegebenenfalls 
könnte mangelnde Willensübereinſtimmung in Frage kommen (RG Warn 1914 Nr 210). Kauft 
ein Bankangeſtellter bei ſeiner Bank Wertpapiere im eigenen Namen, aber für Rechnung eines 
Dritten, ſo entſtehen unmittelbare Beziehungen zwiſchen der Bank und dem Dritten auch dann 
nicht, wenn der Bank erkennbar iſt, daß ihr Angeſtellter für Rechnung eines andern handelt (RG 
Seuff A 82 Nr 20). — Auch bei einem Wechſelvertrage iſt eine ſtillſchweigende Stellvertretung 
zuläſſig (NG Warn 1919 Nr 92). 

Iſt der Vertreter weder ausdrücklich noch erkennbar namens des zu Vertretenden aufgetreten 
(RG 85, 183), hat er anderſeits aber auch nicht den Willen gehabt, in eigenem Namen zu handeln 
(ſei es, daß er ſich gerade den Willen, nicht für ſich zu handeln, gemäß $ 116 insgeheim vorbehielt, 
ſei es, daß er ſich über die Art und Tragweite ſeiner Erklärung ſelbſt im Irrtum befand), ſo fehlt 
es einerſeits an den Vorausſetzungen der Stellvertretung nach Abſ 1; anderſeits aber mangelt es 
dem Vertreter auch an dem eigenen Geſchäftswillen (Vorbem 1 vor $ 116; R 58, 276). Danach 
könnte die Erklärung des Vertreters weder in der Perſon des Vertretenen ($ 164 Abſ 1 Satz 1) 
noch auch in der des Vertreters Wirkſamkeit erlangen. Ein Rechtsgeſchäft käme alſo unter ſolchen 
Umſtänden überhaupt nicht zuſtande. Das Geſetz ſchützt jedoch das Verkehrsintereſſe auch hier, 
indem es vorſieht, daß der Mangel des eigenen Geſchäftswillens auf ſeiten des Vertreters 
gegebenenfalls nicht in Betracht kommt, und daß daher das Geſchäft zwiſchen dem Dritten und 
dem Vertreter trotz feines entgegengeſetzten Willens (RG 58, 276; 99, 208; JW 06, 380°) zuſtande 
kommt. Dieſe Regel anzuwenden, liegt freilich dann kein Anlaß vor, wenn nicht nur vom Ver⸗ 
treter, ſondern auch vom Geſchäftsgegner der Abſchluß des Geſchäfts mit Wirkung für den Ver- 
tretenen gewollt war (RG JW 08, 29°; 1921, 1309), was insbeſondere auch dann zutrifft, wenn 
jemand mit dem im Geſchäftsraume anweſenden Bevollmächtigten des Geſchäftsinhabers in der 
irrigen Annahme verhandelt, es mit dem letzteren ſelbſt zur Geſchäftsperſon zu machen (RG 30, 78; 
67, 149; 68, 433; Warn 1910 Nr 316; JW 1921, 13094; wo es ſich darum handelte, daß der Ehe- 
mann der Beklagten auf deren Gut Pflanzen für dieſes gekauft hatte). Die Vorſchrift des $ 164 
Abſ 2 greift auch dann gegenüber dem Verhandelnden Platz, wenn dieſer den Vertrag mit dem 
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Namen eines andern — dem des angeblich Vertretenen — unterſchreibt, der Vertragsgegner aber 
annahm und annehmen durfte, der Verhandelnde ſelbſt ſei der andere (RG 95, 188). Iſt im 
beſondern Falle fraglich, wer eine Erklärung abgegeben hat, ſo ſind für die Feſtſtellung deſſen 
nicht die $$ 133, 157, ſondern die §8 164, 177 maßgebend (RG 87, 145). Auszahlung eines Scheck⸗ 
betrages, wenn der Vorzeiger nicht zum Ausdruck bringt, daß er den Betrag für einen andern 
abhebe, |. Rc Warn 1923/24 Nr 158. 

Auch beim dinglichen Erwerbsgeſchäfte, inſonderheit in Anſehung der dazu neben der Über- 
gabe erforderlichen Einigung (bei der Übergabe gibt es keine Stellvertretung RG YW 1933, 215), 
regelt ſich die Frage, ob der Vertreter, der nicht erkennbar im Namen des Machtgebers handelt, 
ſeinerſeits das Recht erwirbt, oder ob es gegebenenfalls der Machtgeber erwirbt, nach der Regel 
des Abſ 2 (RG 140, 229). Grundſätzlich wird ſich alſo im vorausgeſetzten Falle der Rechtserwerb 
in der Perſon des Vertreters und nicht des Vertretenen vollziehen, beiſpielsweiſe der Erwerb 
des Eigentums an den vom Geſchäftsgegner veräußerten Sachen. So erwirbt auch der Strohmann 
als ſtiller Stellvertreter das Eigentum an der ihm dazu vom Veräußerer übertragenen Sache 
(RG 23 1921, 232, R Gruch 66, 100). Jedoch kann das Gegenteil dann eintreten, wenn zweierlei 
zuſammentrifft: einmal, daß der Veräußerer nicht den Willen gehabt hat, das Recht gerade auf 
den mit ihm verhandelnden Vertreter zu übertragen, daß ihm vielmehr die Perſon des Erwerbers 
gleichgültig war (Veräußerung in incertam personam), und zweitens, daß der Vertreter anderſeits 
für feine Perſon (beiſpielsweiſe, weil er ein Bedienſteter des Auftraggebers ift), den Willen 
gehabt hat, das Recht gerade für feine Machtgeber zu erwerben (RG 100, 192; RG JW 1928, 
561°; } auch 23 1924, 4761), und daß er dazu bei Erlangung des Beſitzes gleichzeitig durch Ver⸗ 
handeln mit ſich ſelbſt ($ 181) zugunſten des Vertretenen ein Beſitzkonſtitut ($ 868) vornimmt 
(RG 30, 141; Gruch 47, 987; Warn 1925 Nr 27; f. auch LZ 1927, 2631). Diefe Abweichung von 
der Regelung rein ſchuldrechtlicher Verhältniſſe erſcheint um deswillen ftatthaft, weil bei Verhält ⸗ 
niſſen der letzteren Art die Perſon des Schuldners regelmäßig von weſentlicher Bedeutung iſt 
(vgl. RH 58, 277), während bei Veräußerungsgeſchäften dem Veräußernden die Perſon des 
Erwerbers häufig genug gleichgültig iſt. Schuldrechtlich bleibt daher der ſtille Vertreter dem Ver⸗ 
käufer gegenüber ſelbſt der Berechtigte und Verpflichtete auch dann, wenn er das Eigentum 
ſofort für den Geſchäftsherrn erwirbt, falls der $ 164 Abſ 2 Platz greift (RG 99, 208; 100, 192). 

Durch die Einzahlung eines Sparkaſſenguthabens wird, gleichgültig, auf weſſen Namen 
das Buch ausgeſtellt ift, unbedingt derjenige der Gläubiger, zu deſſen Gunſten die Einzahlung 
erfolgt iſt, da die Sparkaſſe nur mit dem wirklichen Darlehnsgeber den Vertrag abſchließen will; 
der Abſ 2 des $ 164 ſteht dem nicht entgegen (RGSt 43, 17; 8. 2. 12 VI 463/11; vgl 8 328 A 3). 
4. Willenserklärung gegenüber dem Vertreter = paſſive Stellvertretung (Vorbem 2). Sie 
kann ebenfalls ſowohl bei ſchuldrechtlichen, wie bei dinglichen Rechtsgeſchäften in Frage kommen. 
Die Erklärung muß dem Vertreter gegenüber erkennbar in dieſer Eigenſchaft abgegeben ſein, 
während nicht erforderlich iſt, daß auch der Vertreter die Erklärung als Vertreter in Empfang 
zu nehmen willens war. 

. 5. Beweislaſt. Iſt jemand als Vertragspartei in Anſpruch genommen und behauptet er, 
nicht in eigenem Namen gehandelt zu haben, jo bedeutet das ein Leugnen des Klage vorbringens, 
zwingt alſo den Gegner nachzuweiſen, daß der in Anſpruch Genommene in eigenem Namen 
aufgetreten iſt. Hierfür genügt der Beweis der Tatſache, daß der Betreffende nicht erklärt hat, 
er handle als Bevollmächtigter (RG 24. 10. 07 VI 537/06, unter Hinweis auf RG 2, 195 u. 3, 
122; ferner JW 08, 48014), 


& 165 

Die Wirkſamkeit einer von oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen 
Willenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß der Vertreter in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt ). 

E II 136; P 1 138ff. 

1. Durch die Beſtimmungen der 89 107, 108 iſt die Geſchäftsfähigkeit der Minderjährigen 
und nach $ 114 die der ihnen Gleichgeſtellten nur in Richtung auf ihre eigenen Angelegenheiten 
Leſchränkt. Die Eigenſchaft beſchränkter Geſchäftsfähigteit des Vertreters ſchließt ſonach ſeine 
Fahigkeit zur Vornahme von Rechtsgeſchäften namens anderer nicht aus. Geſchäftsunfähige, 
deren Willenserklärungen nichtig find ($ 105), können dagegen auch die bezeichnete Fähigkeit 
nicht haben. Der $ 165 greift ſowohl bei der gewillkürten wie bei der geſetzlichen Vertretung Platz, 
Au zwar ſowohl im Falle befugter wie nicht befugter Stellvertretung (Vorbem 2). Über den 

usſchluß der Haftung des minderjährigen Vertreters vgl. $ 179. 


8 166 
Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmängel 
oder durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände beein- 
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flußt werden, kommt nicht die Perſon des Vertretenen, ſondern die des Ver⸗ 
treters in Betracht !). 

Hat im Falle einer durch Nechtsgeſchäft erteilten Vertretungsmacht (Voll- 
macht)) der Vertreter nach beſtimmten Weiſungen des Vollmachtgebers 
gehandelt, fo kann ſich dieſer in Anſehung ſolcher Umſtände, die er ſelbſt kannte, 
nicht auf die Unkenntnis des Vertreters berufen 2). Dasſelbe gilt von Am- 
ſtänden, die der Vollmachtgeber kennen mußte, ſofern das Kennenmüſſen 
der Kenntnis gleichſteht 2) ))). 

EI 117 II 136f.; M 1 226ff.; P 1 130ff. 

1. Willensmangel (88 116—123) begründen Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Willens⸗ 
erklärung. Wird nun eine Willenserklärung durch einen Stellvertreter namens eines andern 
abgegeben, ſo entſteht der Zweifel, ob es bei der Frage nach der Nichtigkeit oder Anfechtbar⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts auf das Vorhandenſein des Willensmangels in der Perſon des Ver⸗ 
treters oder der des Vertretenen ankommt. Das Geſetz erklärt die Perſon des Vertreters für 
entſcheidend (RG 58, 347; 59, 349; 76, 109; 78, 353; 106, 200). Vgl. § 164 A 1 ſowie RG 76, 
107. Das gleiche gilt, wenn es fi um das Kennen oder Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände 
handelt, beiſpielsweiſe betreffs des guten Glaubens (§ 932; Rc 3. 2. 17 V 358/16), oder der 
Kenntnis von Mängeln ($ 460), oder betreffs Ausſchluſſes des Anſpruchs auf das negative Intereſſe 
($ 122). Alles das erklärt ſich aus der Auffaſſung, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich auf der 
Willensentſchließung und auf der Erklärung des Vertreters beruht ($ 164 A 1). Daher greift 
$ 166 auch da Platz, wo zwar keine eigentliche Stellvertretung ſtattfindet, jemand aber wenn 
auch kraft eigenen Rechtes ſo doch mit unmittelbarer Wirkſamkeit für andere Rechtsgeſchäfte 
abſchließt, wie beiſpielsweiſe der Zwangsverwalter (RG 21. 9. 18 V 122/18). Eine weitere 
Folge des Grundſatzes des Abſ 1 iſt es, daß der Vertretene durch bewußt wahrheitswidrige Er⸗ 
klärungen des Vertreters auch keine Rechtsvorteile erlangen kann. Insbeſondere verliert der 
Verſicherungsnehmer den Schadenserſatzanſpruch, wenn der Stellvertreter das Verzeichnis 
wiſſentlich falſch aufgeſtellt hat und vertragsgemäß mit der wiſſentlich falſchen Herſtellung des 
Verzeichniſſes Verluſt des Verſicherungsanſpruchs verbunden war (A 58, 343). Vgl. dazu $157 
A 3 a. E. Im Falle der Geſamtvertretung genügt nicht nur für die Haftung aus unerlaubter 
Handlung, ſondern auch für die vertragliche Haftung das Verſchulden eines Vertreters, um die 
Haftung des Vertretenen zu begründen (R& 110, 145; 117, 145; 131, 355; RG Warn 1932 Nr 127 
und dort erwähnte Entſcheidungen). Ein Irrtum des Vertreters über den Inhalt des ihm erteilten 
Auftrags begründet keinen Anfechtungsgrund (RG Gruch 49, 1049; JW 1913, 7331). — Die 
Grundſätze des Abj 1 finden Anwendung auch auf dem Gebiete der Gläubigeranfechtung in und 
außerhalb des Konkurſes (MG 68, 375; 72, 133; 80, 5). Auf die Kenntnis des geſetzlichen Ver⸗ 
treters eines Minderjährigen von der Benachteiligungsabſicht des Schuldners kommt es alſo an, 
und zwar auch dann, wenn der Minderjährige vom Vormundſchaftsgericht gehört worden iſt 
und dieſes erſt dann den Vertrag genehmigt hat (RG 26. 1. 32 VII 275/31). Hat aber z. B. der 
minderjährige Anfechtungsgegner die rechtsgeſchäftliche Willenserklärung ſelbſt abgegeben, 
dann kommt es für die Kenntnis der Benachteiligungsabſicht nur auf ſeine Perſon an; die nach⸗ 
trägliche Genehmigung durch den geſetzlichen Vertreter macht die Willenserklärung nicht zu einer 
ſolchen des Vertreters und $ 166 Abſ 1 ift nicht anwendbar (Rz 116, 134). Ferner ift Abſ 1 anzu⸗ 
wenden bei einem vom auftragsloſen Geſchäftsführer abgeſchloſſenen und nachträglich genehmigten 
Rechtsgeſchäfte (RG 68, 376; 135, 276; SW 1911, 575%) unbeſchadet einer Anfechtung der Ge⸗ 
nehmigung als einer vom Geſchäftsherrn allein ausgehenden Erklärung wegen Willensmängeln, 
die bei ihm vorlagen (RG 24. 1. 25 V 338/24). Der Verſicherte, der ſich auf Reiſen begibt, muß 
ſich gefallen laſſen, daß derjenige, den er ſonſt zu feiner geſchäftlichen Vertretung beſtellt hat, 
auch in bezug auf Vorſchriften des Verſicherungsvertrags, die an Ort und Stelle und ohne Aufſchub 
erfüllt werden müſſen, als ſein Vertreter angeſehen wird; aus der Perſon des Vertreters iſt dann 
in entſprechender Anwendung des § 166 Abs! zu beurteilen, ob die durch den Verſicherungsver⸗ 
trag begründeten Obliegenheiten erfüllt find (R& Seuff A 80 Nr 13). Kenntnis des Beauftragten 
(Vermittlers), der nicht zugleich Vollmacht hat, ſchadet dem Auftraggeber nicht (NG Warn 1913 
Nr 102). Anwendung des Abſ 1 auf eine dem Verſicherer durch einen Vertreter des Verſicherten 
Se Auskunft ſ. RO JW 1927, 7632; auf den beſitzerwerbenden Beſitzdiener ſ. RG SeuffA 79 

r 186. 

Iſt jemand gleichzeitig Vertreter beider Teile ($ 181), dann ift feine Kenntnis oder 
das Kennenmüſſen notwendig beiden Vertretenen in gleicher Weiſe zuzurechnen (RG 74, 414). 
Wird eine Genoſſenſchaft durch mehrere Mitglieder vertreten, dann iſt die Keuntnis der Genoſſen. 
ſchaft (im Falle der actio pauliana) anzunehmen, wenn ſie auch nur einem der Vertreter beiwohnte 
ich JW 1911, 10125); desgleichen gilt eine offene Handelsgeſellſchaft als bösgläubig, wenn die 
Kenntnis auch nur einem von den Geſellſchaftern beiwohnte (RG 9, 145; 190, 23). Inſoweit als . 
Gerichtsvollzieher kraft Geſetzes als Vertreter ſeines Auftraggebers handelt (§ 897 Abſ 1 Po 
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NG 82, 89; Vorbem 2 vor $ 164), kommt es beim Rechtserwerbe gemäß $ 164 Abf 1 auf feine 
Kenntnis an (MG 77, 24). Bei der Pfändung ift jedoch der Gerichtsvollzieher nicht Vertreter des 
Gläubigers (JW 1914, 863%); daher iſt auch dem Gläubiger hinſichtlich der Anfechtbarkeit der 
Pfändung die etwaige Kenntnis des Gerichtsvollziehers nicht zuzurechnen (RG 90, 193; Warn 
1915 Nr 274). Steht die Kenntnis des Fiskus in Frage, ſo kommt es darauf an, ob wenigſtens 
eine von den mehreren Perſonen, durch die er vertreten worden, die fragliche Kenntnis gehabt 
hat (RG 59, 408). Die Kenntnis des bloßen Vermittlers erſetzt überhaupt nicht die fehlende 
Kenntnis des Geſchäftsherrn (RG Warn 1913 Nr 86). Schließt aber der Vermittler das Geſchäft 
jelbft ab, dann liegt (auftragsloſe) Stellvertretung vor (RG Warn 1910 Nr 321). Haftung des 
Vollmachtgebers für Verſchulden des von ihm zur Führung der Vorverhandlungen eines Vertrags 
Bevollmächtigten ſ. RG 131, 357. — Bei Beantwortung der Streitfrage, ob im Falle der An⸗ 
ſechtung wegen Irrtums, deſſen Erheblichkeit (ogl. $ 119 A 2) aus der Perſon des Ver⸗ 
tretenen oder der des Vertreters zu prüfen iſt, kann nur von dem Geſichtspunkte ausgegangen 
werden, daß der Vertreter der Vertragſchließende ift und daß mithin zu erwägen iſt, wie er ſich 
bei richtiger Kenntnis der Dinge verhalten haben würde (RG 82, 196). Dabei iſt zu beachten, 
daß der Vertretene regelmäßig der ſachlich Beteiligte iſt, und daß um deswillen für den Vertreter 
vorausſichtlich die Rückſicht auf das Intereſſe des Vertretenen beſtimmend war. Waren Fehler 
der Sache oder der Mangel von Eigenſchaften auch nur dem Vertretenen bekannt, dann kann 
ihm freilich die Unkenntnis des Vertreters nicht zugute kommen. War aber im Sonderfalle dem 
Vertreter die Vollmacht zu eigenem Intereſſe oder im Intereſſe eines Dritten erteilt (vgl. § 168), 
dann könnten für ihn nur feine eigenen Verhältniſſe oder die des Dritten ausſchlaggebend geweſen 
ein. — Darüber, ob die Kenntnis des Vertreters oder des Vertretenen bei Be- 

immung des Anfechtungszeitpunktes im Sinne des $ 124 maßgebend ift, vgl. $ 124 A 1. 
2. Abweichend von der Regel des Abſ 1 kommt es grundſätzlich unter gewiſſen Umſtänden 
chon allein auf die dem Vertretenen beiwohnende Kenntnis an. Dieſer ſoll nämlich, falls die 
Folgen der Willenserklärung durch das Kennen oder Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände (88 122 
Abſ 2, 276) — beiſpielsweiſe hinfichtlich der Gutgläubigkeit ($$ 892, 932), oder des „Vertrauens 
auf die Gültigkeit“ (58 122, 307), oder des Laufes eine Erklärungsfriſt ($$ 1943, 1944) — beeinflußt 
werden, nicht die Unkenntnis feines Vertreters vorſchützen dürfen, wenn er ſelbſt die Kenntnis 
hatte oder haben mußte, und wenn überdies der Vertreter auf Grund einer ihm erteilten Voll⸗ 
macht und zugleich nach den ihm erteilten Weiſungen gehandelt hat, jo daß gegebenenfalls — 
was erforderlich — alle drei Vorausſetzungen zuſammen erfüllt ſind. Dieſe Ausnahme⸗ 

ſtimmung will das Intereſſe des Dritten ſchützen und gilt daher nur zuungunſten des Ver⸗ 
tretenen, iſt mithin gerade dann von Wichtigkeit, wenn der Vertreter ſelbſt die Kenntnis nicht 
hatte. Im entgegengeſetzten Falle greift ſchon die Grundregel des Abſ 1 durch. Hat ein dem 
Vertreter übergeordneter Geueralbevollmächtigter dem Vertreter die Weiſungen erteilt, dann 
kommt es auch auf ſeine Schlechtgläubigkeit an (R Gruch 58, 907; RG Warn 1932 Nr 135). 
er Begriff nach beſtimmten Weiſungen ift nicht zu enge auszulegen (RG 131, 356); der Fall 
iſt ſchon dann gegeben, wenn der Bevollmächtigte zu dem beſtimmten Geſchäfte ſchreitet, zu deſſen 

ornahme der Vollmachtgeber ihn veranlaßt hat (NG JW 1916, 3172; hier war einem Rechts⸗ 
anwalte Vollmacht zur Einklagung eines Wechſels und damit auch „gemäß 9 81 ZPO ohne weiteres 
En, Vollmacht zum Betriebe der Zwangsvollſtreckung erteilt worden“; ferner R SeuffA 82 
= * 41). — Die Ausnahmebeſtimmung des Abſ 2 befteht ausſchließlich bei der gewillkürten Stell- 
ertretung (Vorbem 2), und zwar einſchließlich des Falles der Stellvertretung ohne Vertretungs⸗ 
Wacht (Res 68, 376), dann aber auch beim dinglichen Vertrage, wie z. B. der Einigung über den 

entumsübergang (RG 62, 218; 137, 27). Für den Fall der Anfechtung eines vom Kommiſſionär 
a. einem Dritten abgeſchloſſenen Kaufvertrags ſ. RG 124, 115. Bei der geſetzlichen Gtellver- 
ode 90 für die Beſtimmung naturgemäß kein Raum. Betreffs der Vertreter juriſtiſcher Perſonen 


Ta 3. Der $ 166 trifft keine Beſtimmung für den Fall, daß ſich der Vertreter einer argliſtigen 
ſuſchung oder einer Drohung dem Geſchäftsgegner gegenüber ſchuldig gemacht hat. In dieſer 
Hinſicht iſt folgendes zu ſagen: R 
; a In Anſehung der Anfechtung kann der Vertreter nicht als Dritter im Sinne des $ 123 
8 Betracht kommen; der Geſchäftsherr muß daher die Handlungsweiſe des Vertreters unmittel- 
105 gegen ſich gelten laſſen. Vgl. § 123 A 4; RG 58, 347; 76, 107. Die Anfechtung aus $ 123 
ann aber auch auf eine argliftige Handlungsweiſe des Vertretenen ſelbſt geſtützt werden, und 
Ivo auch dann, wenn der Vertreter ſeinerſeits gutgläubig gehandelt hat. — Hat eine juriſtiſche 
ton (Aktiengeſellſchaft) mehrere Vertreter, und hat nur einer von dieſen das Rechtsgeſchäft 
abgeſchloſſen, dann genügt es für deſſen Anfechtung, wenn der abſchließende Vertreter zwar 
15 Ubig war, ein anderer Vertreter jedoch den Irrtum des Vertragsgegners gekannt, es 
Ver troß feiner Wiſſenſchaft um das Bevorſtehen des Vertragsabſchluſſes unterlaſſen hat, den 
Kertragsgegner ſowie den gutgläubigen abschließenden Vertreter über die wirkliche Sache in 
nur zent zu ſetzen (MG 81, 433; 17. 1. 14 V 358/13). Zuzurechnen ift einer juriſtiſchen Perſon 
r die Kenntnis desjenigen Vertreters (oder derjenigen Vertreter), die zur Zeit der Vor- 


288 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


nahme des Geſchäfts die Vertreter geweſen waren, unweſentlich iſt es daher, wenn etwa 
nur ein früherer Vertreter Kenntnis von der Fehlerhaftigkeit des erſt von einem ſpäteren Ver⸗ 
treter verkauften Gegenſtandes gehabt hatte (RG 3. 12. 21 V 218/21). 

3 Die Haftung auf Schadenserſatz regelt ſich gegebenenfalls nach folgenden Geſichts⸗ 
punkten: 

a) Für Erklärungen des bevollmächtigten Vertreters, die zum Vertragsinhalte ge⸗ 
worden ſind, muß der Vertretene ſchlechthin aufkommen, da das Rechtsgeſchäft ihm gegenüber 
im ganzen jo wirkſam geworden iſt, wie es abgeſchloſſen wurde ($ 164). 

6) Sind die Erklärungen des bevollmächtigten Vertreters nicht Beſtandteil des Ver⸗ 
trags geworden, handelt es ſich mithin nur um eine bei Gelegenheit des Vertragsab- 
ſchluſſes begangene betrügeriſche Täuſchung ($ 823 Abſ 2, § 826), dann kann eine Haftung 
des Vertretenen gemäß § 831 in Frage kommen, da auch die Beſtellung zu einem Vertrags- 
abſchluſſe als Beſtellung zu einer Verrichtung im Sinne des $ 831 angeſehen werden darf, und 
in ſolchem Falle ſtunde dem Vertretenen auch der Entlaſtungsbeweis nach $ 831 offen (RG 73, 
436). — Eine vertragsmäßige Haftbarkeit des Vertretenen hat das Reichsgericht in den 
Urteilen RG 61, 209; 96, 179 für Fälle bezeichneter Art grundſätzlich verneint. — Dieſer Stand 
punkt ſcheint jedoch bedenklich, und dürfte das praktiſche Bedürfnis wenig befriedigen, 
auch ſchwerlich mit Recht und Billigkeit vereinbar ſein. Erteilt jemand einem andern Vollmacht 
zum Vertragsabſchluſſe ohne jede Einſchränkung, und weiſt er hiermit den Vertragsgegner, 
anſtatt ſelbſt mit dieſem zu verhandeln, ſchlechthin an den Bevollmächtigten, dann gibt er dem 
Vertragsgegner zu erkennen, daß das geſamte, dem Vertragsabſchluſſe dienende Verhalten 
des Bevollmächtigten und deſſen geſamte Erklärungen auch für ihn, den Vollmachtgeber, ſo 
maßgebend ſein ſollen, als hätte er ſie ſelbſt abgegeben und daß der Vertragsgegner ſich in jeder 
Hinficht auf die Handlungsweiſe des Bevollmächtigten fo verlaſſen könne, als hätte er, der Voll⸗ 
machtge ber, ſelbſt verhandelt. Dann ift es aber auch richtig, daß der Vollmachtgeber dem durch 
fälſchliche Vorſpieglungen oder durch ein argliſtiges, dem Bevollmächtigten zur Laſt fallendes 
Verſchweigen geſchädigten Vertragsgegner in gleicher Weiſe haftbar ſein muß, als hätte er ſich 
bei Gelegenheit des Vertragsabſchluſſes ſelbſt des Betrugs ſchuldig gemacht. Vgl. dazu RG 
63, 150. Dem Vollmachtgeber wäre daher auch (entgegen der Entſcheidung J 1913, 587°) 
der Einwand zu verſagen, daß er den Vertreter zur Betätigung eines argliſtigen Verhaltens 
nicht ermächtigt habe. Daß der Vertragſchließende für eigene culpa in contrahendo einzustehen 
hat, wird vom Reichsgericht zur Zeit nicht mehr bezweifelt (vgl. $ 276 A 1). In dem Maße muß 
der Vollmachtgeber aber auch für die culpa in contrahendo feines Bevollmächtigten einſtehen, 
falls er dieſen ohne jede Einſchränkung zum Vertragsabſchluſſe ermächtigt hat. So ift auch bereits 
angenommen, daß, wenn ſchon bei den Vorverhandlungen für die Parteien gewiſſe Verpflichtungen 
zu redlichem Verhalten (vgl. $ 123 A 2 Abſ 2 und § 276 A 1 betreffend culpa in contrahendo) 
beſtehen, deren Nichterfüllung die Partei haftbar machen würde, dieſe auch für das ſchuldhafte 
Verhalten derjenigen Perſonen, deren ſie ſich zu den Vorverhandlungen bedient hat, gemaß 
dem Sinne des $ 278 in gleichem Maße haften muß (RG 103, 50; JW 1915 ©. 240° u. 5770). 
Zu einer Unbilligkeit müßte die gegneriſche Anſicht um deswillen führen, weil es nicht billig 
ſein kann, daß der Vollmachtgeber zwar den Vorteil genießen dürfte, den ihm das betrügeriſche 
Verhalten ſeines Vertreters bei Abſchluß des Vertrags gebracht hat, anderſeits aber für den 
Nachteil, den der Vertragsgegner erleidet, nicht einzuſtehen brauchte. Erwägt man endlich, 
welcher Teil in Fällen in Rede ſte hender Art überhaupt eher Anſpruch auf Schutz hat, ob der 
Vollmachtgeber oder der Vertragsgegner, ſo müßte auch entſcheidend ſein, daß der letztere nur 
Schaden von ſich abwenden, der andere Teil dagegen den Vorteil ſich wahren wollte, den er 
durch den Vertrag erlangt hätte. Hier gilt es alſo mangels einer geſetzlichen Entſcheidung der 
Frage um eine dem Bedürfniſſe des Verkehrs dienende Fortbildung des Rechtes. Die Haftung 
des Vertretenen für das Verſchulden des Vertreters bei Vertragsverhandlungen entſpricht I 
anerkannten Grundſätzen (vgl. RG 78, 240; 97, 339; 103, 50; 104, 267; 107 S. 242, 362; 109, 
410; 114, 159; RG Warn 1928 Nr 74; RG Gruch 69, 224). — Wie ſich der Anſpruch ſich 
Vertragsgegners gegen den Vollmachtgeber im Einzelfalle regeln würde, beantwortet 1 
genau nach den Grundſätzen der Haftung für eulpa in contrahendo. Regelmäßig wird der En 
ſchädigte Vertragsgegner alfo nur von den Rechtsbehelfen aus 99 249ff. Gebrauch machen 8 1 
und nur im Falle des $ 463 Anſpruch auf Erfah des Erfüllungsinterefies haben. Vgl 5 276 7" 

Daß man ſchon unter entſprechender Anwendung des § 166 zu dem wünſchenswer ken 
billigen Ergebniſſe gelangen könnte (vgl. RG 58, 347; 76, 109; 83, 244), erſcheint nicht, 115 3 
treffend, weil ein rechtsähnlicher Fall nicht vorliegt. Der $ 166 hat es nur mit abgegebenen Wil — 
erklärungen zu tun, die zum Beſtandteile des Rechtsgeſchäfts geworden ſind, und betrifft — 
die Frage nach der Wirkſamkeit oder nach der Fehlerhaftigteit ſolcher Willenserklärungen, er 
dieſe Frage muß allerdings in erſter Linie aus der Perſon des Vertreters, als des Urhebers 5 
Erklärung, beurteilt werden. In unſerm Falle dagegen handelt es ſich nur um ein bei Genies 
heit des Vertragsabſchluſſes betätigtes Verhalten des Vertreters, alſo auch nur um telt ber 
Erklärungen außerhalb des Vertrags, und hier ſteht überhaupt nicht die Rechtsbeſtandigke 
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etwaigen Erklärungen, ſondern die Haftung des Vollmachtgebers in Frage. Vgl. RG 96, 177. — 
SUNG 83, 244 hat der V. 38 den Grundſatz, daß der Vollmachtgeber in Fallen gedachter Art 
nicht haftbar fei, dahin eingeſchränkt, daß eine vertragsmäßige Haftung gemäß $ 463 dann ge- 
geben ſei, wenn der Vertreter entweder Fehler der Kaufſache argliſtig verſchwiegen oder nicht 
vorhandene Eigenſchaften argliſtig vorgeſpiegelt habe (vgl. dazu auch RG Warn 1915 Nr 166). 
Hier iſt indes wiederum nicht einzufehen, wie dieſe Entſcheidungen gerade in § 463 eine Stütze 
finden könnten. Allerdings ſoll eine nach § 463 erhobene Schadenserſatzklage ſo behandelt werden, 
als hätte der Verkäufer für ſein Verhalten beim Vertragsabſchluſſe auf Grund des Vertrags 
einzuſtehen. Aber die Fiktion, auf welcher dieſe Regelung beruht, als gehörte nämlich die Ver⸗ 
ſchweigung oder die fälſchliche Verſicherung zum Vertragsinhalte, kann doch nicht ſo weit reichen, 
daß gegebenenfalls zugleich fingiert werden dürfte, es ſei der Vertreter, der ſich bei Gelegenheit 
des Vertragsabſchluſſes einer argliſtigen Verſchweigung oder einer fälſchlichen Vorſpieglung 
ſchuldig gemacht habe, auch zu dieſem Verhalten durch den Vollmachtgeber ermächtigt geweſen, 
während anderſeits doch der Standpunkt vertreten werden ſoll, in der Erteilung der Vollmacht 
zum Vertragsabſchluſſe ſei noch nicht die Ermächtigung zu einer unerlaubten Handlungsweiſe 
enthalten. Das genannte Urteil beweiſt mithin nur, daß in ihm gegenüber dem angenommenen 
Grundſatze, daß der Vollmachtgeber für ein argliſtiges, ſchädigendes Verhalten des Vertreters 
bei Gelegenheit des Vertragsabſchluſſes nicht hafte, ein Ausweg gefucht worden iſt, um auf dieſe 
Weiſe zu dem zu billigenden Ergebniſſe zu gelangen. Dieſer Ausweg ſcheint jedoch nicht gang⸗ 
bar. — Im Urteile RG Warn 1914 Nr 109 und den dort weiter angeführten Entſcheidungen 
pat ſich der VII. 38 zutreffend auch auf den Standpunkt geſtellt, daß der Verſicherte für das 
etrügeriſche Verhalten ſeines Vertreters bei der Schadensermittlung aufflommen muß. — 
Die Vorſchrift des 8 85 ZP bezieht ſich nur auf die prozeſſualen Wirkungen der Handlungen 
des Prozefzvertreters und verpflichtet die Partei auch nur inſoweit (RG 96, 177). 
J) Eine Haftung für die Argliſt des geſetzlichen Vertreters (elterlichen Gewalthabers, 
Vormundes) iſt ſtets ausgeſchloſſen, weil es niemals zutreffen kann, daß das Geſetz den Ver⸗ 
eter auch hätte befähigen wollen, den Vertretenen durch eine unerlaubte Handlung zu ver⸗ 
pflichten RG 61, 209; ZW 1913, 5871; dazu RG 132, 76). 85 
4d) Eine Haftung für die Argliſt eines bloßen Vermittlers beſteht regelmäßig ebenfalls 
nicht (Rh JW 04, 3542), mag er auch das Geſchäft bis zum unmittelbaren Abſchluß vorbereitet 
gaben (MG Seuffel 83 Nr 4). Eine außervertragliche Haftung kann jedoch auch hier nach Maß⸗ 
gabe des § 831 gegeben ſein (RG SeuffA 69 Nr 197); eine vertragliche ferner nach den oben 
Unter bg dargelegten Geſichtspunkten (RG 63, 150); jo wenn der Verkäufer den Käufer wegen 
der gewünſchten Auskünfte an den Vermittler verweiſt. Für den Vermittlungsagenten (SGB 
3 85) ift anerkannt, daß der Geſchäftsherr die Geſchäfte, wenn er Rechte daraus ableiten will, 
b entgegennehmen muß, wie fie vom Agenten abgeſchloſſen find, und daß er folgeweiſe auch 
Fon Heimen und Kennenmüſſen des Agenten gegen ſich gelten laſſen muß (RG SeuffA 83 Nr 153). 
® ben Verſicherungsagenten f.$ 157 A 3 und RG 141, 410. MR 
Pr 10 Die unbedingte Haftung der juriſtiſchen Perſon für die Argliſt ihres Vorſtandes 
ns bt ſich daraus, daß der Vorſtand nicht der Vertreter der juriſtiſchen Perſon ift, Sondern ge 
Bi, $ 26 Abſ 2 ihr Willensorgan darſtellt, und ſeine Erklärungen daher der vertretenen nicht 
805 zugerechnet werden, vielmehr als ihre eigenen Erklärungen zu gelten haben. Vgl. Rz 
9955 49; 72, 188; 76, 107. — Gemäß $ 31 haftet eine juriſtiſche Perſon (Stadtgemeinde) für 
Drit Schaden, den auch nur eines von ihren Vorſtandsmitgliedern (der Bürgermeister) einem 
* ten betrügeriſch zufügt, ſofern das Vorſtandsmitglied innerhalb der ihm verfaſſungsmäßig 
en ch zuſtehenden Befugnis (Abſchluß eines Darlehnsvertrags) gehandelt hat (RG JW 1913, 
79. — Über die Haftung der Vereine vgl. § 31 (RG 63, 183). a f 
ug die Haftung für ein Verſchulden des Vertreters bei Erfüllung einer Verhind⸗ 
vgl x 1 7 125 den Abſchluß eines Vertrags zum Inhalte haben kann (RG JW 1915, 240°), 
Pe Vollmacht ift die dem Vertreter durch Rechtsgeſchäft (Bevollmächtigung) erteilte Ver⸗ 
ungsmacht mit den Wirkungen des § 164. Daß die Ermächtigung eines andern die ihr zu⸗ 
Hriebene Wirkung überhaupt zu äußern vermag, beruht auf der durch die Rechtsentwicklung 
Keitigten Vorſtellung des Geſetzes, daß es grundſätzlich möglich ift, auf einen andern die Be⸗ 
inis zu übertragen, Rechtsgeſchäfte mit unmittelbarer Wirkung für den die Ermächtigung 
ctellenden vorzunehmen. — Über den Unterſchied zwiſchen Vollmacht und Einwilligung vgl. 
Elle A 1. Die einem andern erteilte Ermächtigung, in eigenem Intereſſe über ein Recht des 
klärenden zu verfügen, enthält nur eine Zuſtimmung, keine Vollmacht (NG 53, 274). — Die 
ſtrafellmächtigung iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges, ſelbſtändiges (ab- 
duaktes) Rechtsgeſchäft, welches von dem ihm etwa zugrunde liegenden Grundgeſchäfte 
655 bas es veranlaßt worden, begrifflich unabhängig beſteht (RG 62, 337; 69, 234; JW 08, 
ese Gruch 71, 605). A. A. Planck $ 167 A 3. Sie ſetzt das Vorhandensein eines ſolchen Grund“ 
6 ichs begrifflich überhaupt nicht voraus, weder für ihre Entitehung noch für ihren Fortbeſtand 
68). Es ſpricht ſich in der Vollmacht lediglich die ſelbſtändig für ſich beftehende Befugnis 
Bog, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 19 
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aus, nach außen hin als Stellvertreter eines andern aufzutreten, ohne daß aus dieſer Befugnis 
an und für ſich betrachtet irgendein Anſpruch für einen der Beteiligten erwüchſe. Das die Voll⸗ 
machterteilung veranlaſſende Grundgeſchäft anderſeits äußert ſeine Wirkungen ausſchließlich 
zwiſchen den beiden unmittelbar beteiligten Perſonen, wie beiſpielsweiſe der Auftrag und der 
Dienſtvertrag. Auch die Ungültigkeit des Grundgeſchäfts berührt mithin dem Dritten 
gegenüber, der gutgläubig auf Grund der ordnungsmäßig erſcheinenden Vollmacht mit dem 
Bevollmächtigten verhandelt, die Gültigkeit der Vollmacht nicht (RG 69, 232). Daß die Voll⸗ 
macht indes in ihren Wirkungen doch nicht völlig unabhängig iſt von dem etwaigen Grundgeſchäfte, 
ergibt die Beſtimmung des $ 168 über ihr Erlöſchen (RG 75, 299; JW 1911, 3990). Da bei der 
Vollmacht das etwaige Grundgeſchäft begrifflich unweſentlich iſt und die Außenwirkung das 
Weſentliche iſt, ſo kann ſie auch durch Erklärung gegenüber dem Geſchäftsgegner erteilt werden 
($ 167). — Zur Wirkſamkeit der Vollmacht gehört es, daß fie von einem zur entſprechenden 
Verfügung Befugten erteilt wird. Die Beſtellung eines Prokuriſten oder eines Handlungs⸗ 
bevollmächtigten für den geſamten Geſchäftsbetrieb einer Geſellſchaft m. b. H., die nur durch 
den Geſchäftsführer ohne Mitwirkung der Geſellſchaft erfolgt, iſt jedoch nur nach innen unwirk⸗ 
ſam, nach außen dagegen wirkſam, weil der § 46 Nr 7 des Geſetzes nur das Innenverhältnis 
im Auge hat (RG 75, 164 — unter Heranziehung auch des $ 137 Abſſ 2 des Gef). Darüber, ob 
durch die Nichtigkeit des Grundgeſchäfts auch die auf Grund desſelben erteilte Vollmacht 
hinfällig wird, vgl. § 139 A 1 Abſ 2. 

Als ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft iſt die Vollmacht auch ſelbſtändig anfechtbar, und Anfechtungs⸗ 
gegner iſt gemäß § 243 Abſ 3, je nachdem die Vollmachtserteilung gegenüber dem Bevollmächtigten 
ſelbſt, oder nur gegenüber dem Dritten gemäß $$ 167, 170, oder endlich nur gemäß § 171 durch 
öffentliche Bekanntmachung erklärt worden, entſprechend der Bevollmächtigte oder der Dritte, 
oder jeder andere, mit dem das Rechtsgeſchäft durch den Vertreter abgeſchloſſen worden 
iſt. Streitig. Vgl. Planck $ 167 A 4. Da die Anfechtung der Vollmacht gemäß § 142 zurück⸗ 
wirkt, jo hat dies zur Folge, daß die vom Bevollmächtigten bereits vorgenommenen Rechts 
geſchäfte als von einem auftragsloſen Vertreter ($ 177) vorgenommen anzuſehen jmd. Kommt 
es daher dem Vollmachtgeber nur darauf an, die Vollmacht für die Zukunft zu beſeitigen, ſo 
wird er ſich des Widerrufs nach § 168 bedienen müſſen. Anfechtbar iſt die Bevollmächtigung 
aus Gründen in der Perſon des Vollmachtgebers (Irrtum), oder in der Perſon des Benoll- 
mächtigten (eine durch ihn begangene argliſtige Täuſchung des Vollmachtgebers), oder, falls 
ein Dritter ſich eine argliſtige Täuschung ſchuldig gemacht hat, gemäß $ 123 Abſ 2. Daß auch 
das vom Bevollmächtigten abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft für den Vollmachtgeber anfechtbar 
iſt, kann nicht zweifelhaft fein. Dagegen ift die Anſicht unhaltbar, daß die Anfechtung der Voll 
macht zugleich die Anfechtung des auf Grund ihrer abgeſchloſſenen Geſchäftes bedeutet. 

Umfang der Vollmacht. Wieweit der Bevollmächtigte den Machtgeber ohne weiteres zu 
berechtigen und zu verpflichten vermag, beſtimmt ſich grundsätzlich nach dem Inhalte der Voll⸗ 
macht allein, der ſeinerſeits gemäß den Grundſätzen von Treu und Glauben nach den Erforderniſſen 
des vorzunehmenden Rechtsgeſchäfts und namentlich wie ſonſt eine Willenserklärung durch 
Auslegung gemäß 99 133, 157 zu ermitteln iſt (NG 71, 221; 73, 349; RG JW 1931, 22295; RG 
„ e 30/21), wobei der Grundſatz gilt, daß, ſoweit nicht der größere Umfang nachweisbar 
iſt, nur der geringere Umfang angenommen werden kann (NG JW 1913, 16345). Handelt 
der Vertreter außerhalb dieſer Grenze, dann liegt ein Fall des § 177 vor, gleichviel 
ob eine bloße Überſchreitung der Vollmacht vorliegt oder ob der Vertreter überhaupt ein anderes 
Rechtsgeſchäft als das vollmachtsmäßige abgeſchloſſen hat. Etwaige Weiſungen, die der Ger 
ſchäftsherr dem Bevollmächtigten erteilt, bilden keinen Beſtandteil der Vollmacht. Sie ſind 
daher an und für ſich auch nur für das Innenverhältnis zwiſchen den Genannten von Belang 
(RG Gruch 52, 953) und können im übrigen behufs Feſtſtellung des Vollmachtsumfangs höchſtens 
als Auslegemittel dienen. Mithin kommt es auch betreffs der Verbindlichkeit des Rechtsgeſchäfts 
für den Vollmachtgeber grundſätzlich gar nicht darauf an, ob der Vertreter den Weiſungen ge” 
mäß oder ihnen zuwidergehandelt hat. Es greift hier auch ſchon der allgemeine Geſichtspunkt 
durch, daß derjenige, der eine an ſich immer nur für die Außenwirkung berechnete Vollmacht 
erteilt, gleichviel ob die Erteilung gegenüber dem Vertreter ſelbſt oder einem beſtimmten Dritten 
($ 167), oder endlich der Allgemeinheit gegenüber ($ 171) erfolgt, damit ohne weiteres zu el“ 
kennen gibt, daß er nach Maßgabe dieſer Vollmacht gebunden ſein wolle, ſofern nur der Er⸗ 
mächtigte auf Grund der Vollmacht und innerhalb der Vollmachtsgrenze abſchließe. So- 
dann aber beſteht auch keine innere Berechtigung für die Vermutung, daß eine Vollmacht ein 
geſchränkt ſei, wie freilich eine Vermutung auch nicht für die Ausdehnung der Vollmacht gegeben 
iſt (RG 23. g. 05 V 42/05, wonach in der Ermächtigung zum Verkaufe nicht zugleich die zu einer 
Garantieübernahme enthalten ift). Ma 

Mißbrauch von der Vollmacht. Die Regel, daß für die Verbindlichkeit des Rechtsgeſchäfte 
dem Vollmachtgeber gegenüber grundſätzlich allein der Vollmachtsinhalt maßgebend iſt, mu 
dann eine Ausnahme erleiden, wenn zuungunſten des Geſchäftsgegners die Grundſätze vom 
Handeln wider Treu und Glauben Platz greifen (RG Seuff A 75 Nr 126). Der Geſchäfts⸗ 
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gegner braucht ſich im allgemeinen zwar nur um die Vollmachtsmäßigkeit des Rechtsgeſchäfts zu 
kümmern, und dieſe wird auch noch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Stellvertreter auftrags⸗ 
widrig und gar gegen das Intereſſe feines Machtgebers handelt (RG 71, 222). Vgl. auch RG 
Warn 1912 Nr 198. Indeſſen kennt der Geſchäftsgegner die Weiſungen, weil ſie etwa in der 
Zollmachtsurkunde mitenthalten ſind, oder weil er von ihnen ſonſt erfahren hat, oder mußte er 
ſich ohnehin ſagen, daß der Stellvertreter dem Willen des Machtgebers offenbar zuwiderhandle 
(ogl. § 116 A 1) und daß der letztere das fragliche Geſchäft keinesfalls beabſichtigt haben könne 
(RG 52, 98); oder war dem Geſchäftsgegner bekannt (RG 71, 219; 74, 219; 75, 299), oder hat er 
auch nur erkennen müſſen (RG HRR 1932 Nr 434; RG 16. 9. 11 V 101/11; 27. 10. 17 V 151/17), 
vaß der Stellvertreter die Intereſſen ſeines Machtgebers beeinträchtige, und hat er trotzdem das 
Rechtsgeſchäft mit dem Stellvertreter abgeſchloſſen, dann kann er daraus keine Rechte herleiten, 
vlelmehr iſt das Rechtsgeſchäft für den Vertretenen trotz ſeiner äußeren Vollmachtsmäßigkeit unver⸗ 
bindlich. Genauer: Die ſich im Rahmen der Vollmacht haltende Verfügung iſt zwar an ſich wirkſam; 
ihre Geltendmachung begegnet aber demEinwande der Argliſt; auch kann ein Schadenserſ atzanſpruch 
begründet ſein (RG SeuffA 81, 80; RG Gruch 71, 605; RG HRR 1929 Nr 84; 1933 Nr 277, 992). 
Es wird auch dadurch nicht wirkſam, daß der Geſchäftsgegner ſich demnächſt etwa anheiſchig macht, 
e Bedingungen des Vertretenen einhalten zu wollen (RG Seuff A 61 Nr 385). Verſpricht der 
Dritte dem Bevollmächtigten einen Vorteil dafür, daß der Bevollmächtigte gegen das Intereſſe 
Ve Vollmachtgebers handelt, dann iſt der vom Bevollmächtigten mit dem Dritten abgeſchloſſene 
ertrag gemäß $ 138 nichtig (RG 26. 5. 06 II 107/06; 5. 2. 19 V 318/18 und 5 138 A1 A b). — 
Die Regeln über den Mißbrauch der Vollmacht ſind entſprechend auch für die Abmachungen eines 
ohne Abſchlußvollmacht ſtändig zum Vermittler beſtellten Agenten anzuwenden. Dem Geſchäfts⸗ 
gegner fteht die Einrede der Argliſt entgegen, wenn er weiß oder ſich jagen muß, daß der Abſchluß 
= Intereſſen des Vollmachtgebers zuwiderlaufe und von ihm keineswegs gewollt ſei, und das 
gleiche muß auch dann gelten, wenn es ſich nicht um Abreden handelt, die dem Intereſſe des Voll⸗ 
machtgebers zuwiderlaufen, fondern um eine Tatſache, deren Kenntnis ihn vom Vertragsſchluß 
he halten hätte; der Geſchäftsgegner kann ſich dann nicht auf die Kenntnis des Agenten berufen 
5 134, 72). — Bei der geſetzlichen Ermächtigung beſteht für alle vorſtehenden Erwägungen 
5 dein anweiſungswidriges Verhalten des Vertreters ſelbſtverſtändlich kein Raum. Hier ent- 
ſcheidet über den Umfang der Ermächtigung lediglich das Geſetz ſelbſt. Wohl aber kann es auch 
Au den zuvor dargeſtellten Grundſätzen gemäß in Betracht kommen, ob der Geſchäftsgegner bei 
mir endung gehöriger Sorgfalt hätte erkennen können ($ 122 A 2), daß der geſetzliche Vertreter 
it feiner Ermächtigung Mißbrauch treibe (RG 83, 348; 17. 1. 14 V 358/13, betreffend einen 
e tamentsvollſtrecker). — Ob ſich der Vertreter durch ein anweiſungswidriges oder pflichtwidriges 
N Halten dem Verttetenen gegenüber haftbar macht oder nicht, entſcheidet ſich nach dem 
dert zen ihnen ſonſt beftehenden Rechtsverhältniſſe und nach den allgemeinen Grundſätzen vom 
Krſlichen oder außervertraglichen Schadenserſatze. 5 
Wei feſatvollmacht (Subſtitution). Die Frage, ob die Vollmacht das Recht zu einer derartigen 
Re lbertragung enthält, daß der urſprünglich Bevollmächtigte ganz ausſcheidet, ift für die 
enthäi zu verneinen ($$ 27, 86, 613, 664, 713; ferner $$ 52, 58 HGB). Die Bevollmächtigung 
Be t aber im Gegenſatze zur Prozeßvollmacht gemäß § 81 ZPO auch nicht ohne weiteres die 
liche deri zur Beſtellung eines Erſatzbevollmächtigten mit der Tragweite, daß auch das urſprung⸗ 
mächt; ollmachtsverhältnis beſtehen bleibt und der Erſatzbevollmächtigte nur an Stelle des Bevoll⸗ 
der Be handeln ſoll, dem Geſchäftsherrn aber gegenüber mit der gleichen Wirkung, als hätte 
legun vollmächtigte ſelbſt gehandelt. Schließlich handelt es ſich jedoch auch hier um eine Aus. 
gege beſtage. Man wird annehmen können, daß die Befugnis zur Übertragung inſoweit 
eiae ſein ſoll, als es der Übertragung zur Ausführung des Geſchäfts bedarf, und als die 
auszugepang das Intereſſe des Machtgebers in keiner Weiſe verletzt. Denn grundſätzlich iſt davon 
Handlunen, daß die Vollmacht ſchon an ſich die Ermächtigung zur Vornahme aller derjenigen 
werde ungen umfaßt und umfaſſen ſoll, ohne die das aufgetragene Geſchäft nicht ausge führt 
3 farın ($ 98 1 13 ALR). Danach ift übrigens auch zu beurteilen, ob der Bevollmächtigte 
Ri Üt, die Ausführung nur einzelner, dem Zwecke des Ganzen dienenden Verrichtungen auf 
3 andern zu übertragen. 5 
bein nachdem die Vollmacht für ein beſtimmtes Geſchäft oder für alle das ganze Vermögen 
die Menden Angelegenheiten erteilt ift, unterſcheidet man Spezial: und Generalvollmacht. Auch 
ie Btere ermächtigt den Bevollmächtigten dem Vollmachtgeber gegenüber nicht zu Geſchäften, 
Biefen gen deſſen ausgeſprochenen Willen vorgenommen würden, und wenn der Vertragsgegner 
52 N Viderſpruch kennt, jo kann er aus einem derartigen Geſchäft Rechte nicht herleiten (RG 
Wedau cl, 222; vgl. auch § 164). In der Generalvollmacht kann auch die Ermächtigung des 
eigene möchtigten enthalten fein, namens des Vollmachtgebers für feine, des Bevollmächtigten, 
übern ld einem Dritten gegenüber eine Bürgſchaft zu übernehmen; ob die Bürgſchafts⸗ 
zwischen im Intereſſe des Vollmachtgebers liegt, berührt an ſich nur das innere Verhältnis 
gegen ihm und dem Bevollmächtigten (RG 71, 221). Eine Einſchränkung der Vertretungsmacht 
ber Dritten iſt auch nicht darin zu finden, daß der Generalbevollmächtigte ermächtigt wird 
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zu tun, was im Intereſſe des Vollmachtgebers liegt oder was ihm in deſſen Intereſſe zweckmäßig 
erſcheint (RG 52, 98; RG HRR 1931 Nr 1037). Der Begriff des Generalvertreters iſt kein 
feſtſtehender, er wird auch in Fällen verwendet, wo der Generalvertreter in eigenem Namen und 
für eigene Rechnung handelt (RG 65, 37; Warn 1912 Nr 8). Auch die freie Widerruflichkeit der 
Generalvollmacht richtet ſich nach dem ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe (RG JW 1912 
Nr 11022). — Eine vom Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. einem Dritten erteilte General⸗ 
vollmacht, die die Übertragung der geſamten Geſchäftsführung zum Inhalte hat, iſt auch Dritten 
gegenüber unwirkſam (RG 86, 265; ZW 1912, 5273); doch kann die Geſchäftsführung durch eine 
formgerechte (§ 2 Abſ 2 GmbHG) nachträgliche Genehmigung wirkſam werden (RG 102, 21). 
Geſamtvollmacht. Iſt die Vollmacht mehreren erteilt, ſo kann entweder beabſichtigt ſein, daß 
jeder einzelne von ihnen, oder daß nur alle zuſammen zur Vertretung befugt fein ſollen (Geſamt⸗ 
vollmach). Das iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. Eine Regel ſtellt das Geſetz nicht auf. Die 
Grundſätze der $$ 420 ff. werden hier ſchwerlich Anwendung finden können, da, wie bereits erwähnt, 
aus dem Vollmachtsverhältniſſe Anſprüche überhaupt nicht hervorgehen, mithin inſoweit auch 
von Gläubigerſchaft und Schuldnerſchaft nicht die Rede ſein kann. Sondervorſchriften ſind 
gegeben für die Geſellſchafter in den 8 709, 710 in Verbindung mit § 714; im HGB in den 99 48 
Abſ 2, 125 Abſ 2, 150, 232; ferner beim Gen® in § 25 und Gmb in $ 35 Abſ 2. Bei der Ge- 
ſamtvertretung iſt ein Zuſammenwirken aller Vertreter notwendig, und daher wird das 
Rechtsgeſchäft fehlerhaft (nichtig oder anfechtbar), wenn ein Willensmangel auch nur in der 
Perſon eines Vertreters beſtanden hat. Vgl. A 1. Ein Grundſatz des Inhalts, daß bei Behinderung 
des einen Vertreters einer Geſellſchaft m. b. H. der andere allein vertretungsberechtigt ſei, iſt nicht 
anzuerkennen; die Geſellſchaft muß vielmehr für Abhilfe ſorgen, falls nicht beide Geſchäftsführer 
einem Dritten Vollmacht erteilt haben (RG 103, 417). Die Mitwirkung aller Geſamtvertreter 
braucht nicht eine gleichzeitige zu fein; fie muß aber von ſeiten jedes einzelnen dem Geſchäftsgegner 
gegenüber erfolgen (RG 61, 223; 75, 423). Es iſt indes zuläſſig und ausreichend, wenn die übrigen 
Geſamtvertreter dem einen von ihnen Vollmacht zum Abſchluſſe eines beſtimmten Geſchäfts 
erteilt haben (RG 80, 181; 81, 325; 106, 268; 112, 215; RG Seuffü 82 Nr 153). Handelt der eine 
von den mehreren Geſamtvertretern ohne ſolche Ermächtigung, daher auftragslos, dann bedarf 
es der nachträglichen, ſei es auch nur formloſen Genehmigung des Rechtsgeſchäfts durch die übrigen 
Vertretungsberechtigten; dabei genügt es, wenn die Genehmigung dem handelnden Geſamt⸗ 
vertreter gegenüber erklärt wird (RG 81, 325; 101, 343; 112, 215; RG JW 1913, 4822; 1928, 
262611). Bei Wechſelerklärungen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (Gmbh § 35 Abſ 2) 
genügt es, wenn von zwei Geſchäftsführern der eine ordnungsmäßig unterſchreibt und der andere 
ſein Einverſtändnis durch vorherige Zuſtimmung oder nachträgliche Genehmigung erklärt 6 
118, 168). Nach Treu und Glauben und nach der Verkehrsſitte reicht auch eine ſtillſchweigend 
erklärte Genehmigung aus (RG JW 1911, 49120), und dieſe kann auch ſchon darin gefunden 
werden, daß der andere Geſchäftsführer die von dem einen abgeſchloſſenen fortgeſetzten Geſchäfte 
unbeanſtandet gelaſſen hat (RG 75, 424). Tritt an die Stelle einer Geſamtvertretung die alleinige 
Vertretung durch eine Perſon, ſo kann dieſe das von einem der Geſamtvertreter rechtsunwirkſam 
abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft nachträglich genehmigen; doch kann von einer Genehmigung nur 
die Rede ſein, wenn ſie die Rechtsunwirkſamkeit kennt oder doch ſich der Möglichkeit einer ſolchen 
bewußt iſt (Rh 118, 336). Genügt ſatzungsge mäß das Zuſammenwirken von zwei Vorſtands⸗ 
mitgliedern einer Genoſſenſchaft, jo ift das durch nur einen von ihnen abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft 
zunächſt unwirkſam, wird jedoch wirkſam, wenn das andere Mitglied ſeine Genehmigung erteilt; 
unzuläſſig ift aber eine Übertragung der einem von den mehreren Mitbevollmächtigten zuſtehenden 
Geſamtbefugnis auf einen Dritten ($ 184; RG 86, 265). Der Vorſtand einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft kann zur Vornahme beſtimmter Geſchäfte oder beſtimmter Arten von Geſchäften 
auch eines ſeiner Mitglieder ermächtigen, und dieſes iſt von ſeiner Mitwirkung bei Erteilung dieſer 
Ermächtigung nicht ausgeſchloſſen (RG 80, 180). Bei der paſſiven Stellvertretung können 
dagegen Willenserklärungen gegenüber auch nur einem von mehreren Geſamtvertretern mit 
Wirkung für die vertretene Perſon abgegeben werden, und Kenntnis einer Tatſache auf ſeiten 
eines der Geſamtvertreter genügt, um Kenntnis der vertretenen Perſon annehmen zu können 
(RG 53, 230). Geht ein Beſtätigungsſchreiben (vgl. $ 147 A 2) einem von mehreren Geſamt⸗ 
vertretern zu, ſo genügt ſein Schweigen als Zuſtimmung, mögen auch die anderen Gefamtvertretef 
nichts erfahren haben (RG Seuffl 81 Nr 197). Iſt das Rechtsgeſchäft formbedürftig, dann muß 
die Form von allen mitwirkenden Vertretern gewahrt werden; handelt einer von den mehreren 
Geſamtvertretern allein und daher ohne Vertretungsmacht (als auftragloſer Geſchaftsführe 
dann genügt für die nach $ 177 erforderliche Zuſtimmung eine formloſe Erklärung (RG M ee + 
4822; 6.12.12 111 343/12; für Wechſelerklärungen RG 118, 168, ſ. oben). Wie bie juriſtiſ * 
Perſon außervertraglich auf Schadenserſatz haftet, wenn auch nur einer von den mehreren Geſann. 
vertretern die unerlaubte Handlung dem Geſchädigten gegenüber ſich hat zuſchulden tomme 
laſſen (RG 53, 277; 74, 21 u. 255; ZW 1912, 399%; vgl. $31 A 1; übereinſtimmend für die Haftung 
aus vertraglichem Verſchulden RG 110, 145), fo genügt es auch für die Nichtigkeit oder An 
fechtbarkeit des von den Geſamtvertretern vorgenommenen Rechtsgeſchäfts, wenn der Willens 
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fehler nur bei einem von ihnen vorlag (RG 78, 354). Betrügliches Handeln eines von mehreren 
Geſamtvertretern |. RG Warn 1932 Nr 127. Der $ 125 Abſ 2 HGB fließt nicht aus, daß mehreren 
Geſellſchaftern in der Art das Vertretungsrecht eingeräumt wird, daß der eine von ihnen für ſich 
allein, die andern aber nur alle zuſammen vertretungsberechtigt ſind (RG 90, 21). 

5. Der 8 166 gilt auch für die Prozeßerklärungen, z. B. bei einem Rechtsmittelverzichte (RG 
Gruch 49, 1049). Vgl. Vorbem 8 vor $ 104. — Hat der Bevollmächtigte feinen Auftrag im Aus: 
lande auszuführen und dort auf Grund ſeiner Vollmacht zu handeln, dann iſt auch die Frage, ob 
die Angaben des Bevollmächtigten als ſolche des Machtgebers zu erachten ſind, nach dem fremden 
Rechte zu beurteilen (RG 78, 60). 


8 167 


Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zu 
Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung ftatt- 
finden ſoll 1). 

Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Nechtsgeſchäft be⸗ 
ſtimmt ift, auf das ſich die Vollmacht bezieht 2). 

E II 137; M 1 228ff.; P 1 143 ff.; 6 124 ff., 134. 

1. Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch eine einſeitige, empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung (nicht durch letztwillige Verfügung, HRR 1928 Nr 590). — Über den Begriff der Voll⸗ 
macht uſw. vgl. $ 166 A 4. Auslegung einer in fremder Sprache abgefaßten Vollmachtsurkunde, 
der der Vollmachtgeber eine deutſche Überſetzung beigefügt hat, |. RG HRR 1928 Nr 303. — 

nahme der Vollmachtserteilung von ſeiten des Bevollmächtigten nicht erforderlich. Auch ſtill⸗ 
ſchweigende Erklärungen, insbeſondere die Duldung eines beſtimmten Verhaltens des Vertreters, 
nnen ausreichen, um die Erteilung einer Vollmacht anzunehmen. Dabei kommt es aber 
weniger darauf an, ob der Vertretene das Verhalten des Vertreters wirklich gekannt und geduldet 
dat, als vielmehr darauf, ob das Verhalten des Vertreters von dem mit ihm verhandelnden Dritten 
na Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte dahin gedeutet werden durfte, daß 
295 Vertretene von dem Verhalten des Vertreters Kenntnis haben müſſe und es dulde (RG 65, 
1050 67, 433; Warn 1913 Nr 130; 1926 Nr 184; JW 1925, 17585 1927 S. 1089, 12495. 21143; 
930, 376335; SeuffA 84 Nr 136). Derjenige, deſſen Verhalten ſich nach außen als Erklärung einer 

5 vümacht darſtellt, erteilt damit im Rechtsſinne dieſe Vollmacht, auch wenn die objektive Be⸗ 
„tung ſeines Verhaltens über feinen wirklichen Willen und etwa von ihm im Innenverhältnis 
ur ollmachtsempfänger gegebene Weiſungen hinausgeht (RG Gruch 71, 605). Stillſchweigende 
ermaumachtigung ift beiſpielsweiſe anzunehmen, wenn der Agent einer Verſicherungsgeſellſchaft 
mt tigt iſt, die Police zu unterſchreiben (Re 50, 75); wenn der Inhaber eines geſchäftlichen 
gang are men ſich jeder tatſächlichen Mitwirkung bei der Geſchäftsführung enthält und biefe 
auf nem andern überläßt (R Gruch 52, 937); wenn jemand als Bevollmächtigter eines andern 
un itt und dieſer es in einer Weiſe geſchehen läßt, die nach Treu und Glauben als Erteilung einer 
er ut aufgefaßt werden kann (RG 43, 190; 65, 295; Warn 1913 Nr 130); insbeſondere wenn 
An zaufmann es widerſpruchslos duldet, daß ein nicht mit Handlungsvollmacht ausgeſtatteter 
Nr 195er als fein Bevollmächtigter auftritt (RG 65, 295; 100, 48; 105, 185; RG Warn 1923/24 
(RG . 3 B. durch Girierung von Wechſeln in ſeinem Namen Wechſelverbindlichkeiten eingeht 
ersehen 164) oder unter Verwendung des Firmenſtempels und des mit dem Firmenaufdruck 
533 72 en Papiers Schreiben rechtsgeſchäftlichen Inhalts hinausgehen läßt (RG 18. 5. 25 IV 
e wenn der Handlungsgehilfe, der für ſeinen Geſchäftsherrn Vertragsbedingungen zu 
teiſi Helm hat, Erklärungen abgibt, und der Geſchäftsherr beim Vertragsſchluſſe nicht Gegen⸗ 
der % erklärt (RG 1.2.07 11 272/06); weiter im Falle der fortgeſetzten wiſſentlichen Duldung 
1 berſchreitung einer Vollmacht (RG 8. 12. 05 VII 173/05 und 27. 2. 06 VII 280/05). Wer 
1 nichtbevollmächtigten auswärtigen Vertreter briefliche Angebote an Dritte machen läßt, 
des z uch briefliche Annahmeerklärungen dieſer Dritten an den Vertreter, ſofern fie der Vorſchrift 
d 147 Abſ 2 entſprechen, als rechtzeitig gelten laſſen; die Gefahr einer verſpäteten Weitergabe 
gelte den Vertreter trägt der Vertretene (RG 14. 12. 23 Il 217/23). Die gleichen Grundſätze 
dies auch für Vertreter von Nichtkaufleuten, wenn es ſich um einen Betrieb handelt, der, wie 
man 12 bei einem größeren land- und forſtwirtſchaftlichen Beſitz zu geſchehen pflegt, in kauf⸗ 
ausd ſcher Art geleitet wird (RG ZW 1927, 10892). a Wiedererteilung einer 
mit der ni. entzogenen Vollmacht ſ. RG SeuffA 82 Nr 154. Übergabe eines Grundſchuldbriefs 
Fe den Namen des künftigen Geldgebers und Zeſſionars noch nicht enthaltenden Abtretungs⸗ 
den d als Abtretungsvollmacht |. RG Gruch 71, 605. Auch der Umfang der ſtillſchweigen⸗ 
Hin ollmacht hängt davon ab, welche Schlüſſe aus dem Verhalten des Geſchäftsherrn in 
nuch auf ſeinen Willen gezogen werden können, aus dem Dulden minder wichtiger Geſchäfte 
gehn micht auch auf eine Ermächtigung zu wichtigen Geſchäften, beiſpielsweiſe auf die zur Ein⸗ 
ng wechſelrechtlicher Verbindlichkeiten, geſchloſſen werden (R Warn 1930 Nr 18; RG 
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26. 1. 18 V 235/17). Zu berückſichtigen find bei Bemeſſung des Umfangs einer ſtillſchweigend 
erteilten Vollmacht die allgemeinen Grundſätze der $$ 133, 157 und die Verkehrsſitte (RG 73, 349, 
betreffend einen kaufmänniſchen Angeſtellten). Läßt die Vollmacht danach dem Bevollmächtigten 
einen gewiſſen Spielraum, ſo iſt ſein Ermeſſen entſcheidend und für den Geſchäftsherrn bindend 
RG JW 1924, 9611). Vgl. auch RG 81, 257 und dazu § 171 A 1; ferner Warn 08 Nr 439 und 
463; 1913 Nr 130. Wer einen andern mit einer Tätigkeit betraut, mit der für den Verkehr mit 
einem Dritten gewiſſe Vollmachten verbunden zu ſein pflegen, muß die danach Dritten gegenüber 
begründete Ermächtigung auch für ſich gelten laſſen (RG Seuff A 76 Nr 73). Über die Vertretungs⸗ 
befugnis desjenigen, der in einem Laden angeſtellt ift, ſ. HGB § 56 und R 108, 48. Hat ein 
kaufmänniſcher Angeſtellter ohne Handlungsvollmacht auf Poſtkarten mit darunter gedruckter 
Firma des Prinzipals geſchäftliche Mitteilungen gemacht, ſo handelt es ſich nicht um Stellver⸗ 
tretung, vielmehr iſt die Verbindlichkeit dieſer Erklärungen für den Prinzipal nach dem Geſichts⸗ 
punkt zu beurteilen, ob der Empfänger der Mitteilungen dieſe nach Treu und Glauben als ſolche 
des Prinzipals ſelbſt anſehen durfte, ſofern nämlich der Prinzipal es duldete, daß ſolche Poſtkarten 
oder Blankette mit wichtigen Mitteilungen verwendet wurden (RG 105, 185). Der in einem kauf⸗ 
männiſchen Betriebe den Fernſprecher bedienende Angeſtellte gilt als ermächtigt, rechtsgeſchäftliche 
Erklärungen Dritter entgegenzunehmen, nicht aber ſeinerſeits bindende Erklärungen für die Firma 
abzugeben, falls dieſe nicht in den Bereich einer ihm ſonſt zuſtehenden Vertretungsmacht fallen 
(RG 61, 127; 102, 295; R FW 1925, 61115; RG 23 1925 ©. 8511, 2692; RG Seuffa 77 Nr 150; 
80 Nr 172). Zur Empfangnahme von Geldern kann der Bureauvorſteher eines Rechtsanwalts 
im allgemeinen nur im Falle einer ausdrücklichen Bevollmächtigung als ermächtigt gelten (RG 
JW 1922, 13152). Gemäß $ 54 HGB hat ein Geſchäftsreiſender Abſchlußvollmacht nur inſoweit, 
als er im allgemeinen zum Abſchluſſe oder zur Vermittlung von Geſchäften ermächtigt worden 
iſt (RG 97, 1). Umfang der Vollmacht der zu Kaufabſchlüſſen auf einer Meſſe (Leipzig, Frank⸗ 
furt a. M.) beſtellten Vertreter ſ. R 23 1924, 364°; RG JW 1925, 12762; RG Seuffa 79 
Nr 104. Unter Umſtänden greifen die Grundſätze von der ſtillſchweigenden Voll- 
machtserteilung auch ſchon dann Platz, wenn der Vertretene das Auftreten des Vertreters 
zwar nicht kannte, aber bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt hätte kennen müſſen 
(RG 65, 295; Warn 1913 Nr 130; 1923/24 Nr 157; 1926 Nr 154). Ausſtellung von Lagerſcheinen 
durch den Sohn des Geſchäftsinhabers |. RG Seuffl 82 Nr 13. Vgl. noch 9 171 Abſ 1 a. E. Der 
Gegner muß jedoch jedenfalls gewußt haben, daß der Vertreter im Namen des (angeblich) Ver⸗ 
tretenen gehandelt hat (RG Warn 1914 Nr 38; hier hatte der Wechſelnehmer nicht gewußt, daß 
die Akzepte nicht vom Beklagten ſelbſt, ſondern von einem andern auf die Akzepte geſetzt waren). 
Hat der Geſchäftsherr in ſeinem Geſchäfte einem Geſchäftsführer eine Stellung eingeräumt, die 
ihn zum Abſchluſſe von Verträgen ermächtigte, dann währt dieſe Befugnis Dritten gegenüber 
fort, bis der Widerruf der Vollmacht nach außen hin erkennbar geworden ift (RG Warn 1915 
Nr 273). Haftung einer Verſicherungsgeſellſchaft für Beſtellungen, die ihr Agent unter der von 
ihr geduldeten Bezeichnung „Bezirksdirektion“ gemacht hat, |. HRN 1930 Nr 200. Im Falle des 
$ 714 ſoll eine Vermutung für eine Bevollmächtigung des geſchäftsführenden Geſellſchafters 
beſtehen, und zwar genau im Umfange der Geſchäftsführungsbefugnis (RG 3. 12. 07 III 178/07 
u. 27. 2. 06 VII 280/05). Vgl. auch § 171 A 1. „Vermutete Vollmacht“ im Falle des $ 370 
(Quittungsempfänger). Vgl. auch $ 54 HGB; dazu R 117, 164 und RG Warn 1930 Nr 18; 
1932 Nr 155 (Wechſelvollmacht); MG 118, 234 (Angeſtellte der Depoſitenkaſſen von Großbanken); 
RG 122,351; RO JW 1927, 12519; 1928, 105422; 1929, 10025; Rh Gruch 69, 601; RG Seuffal 
83 Nr 142 (Sparkaſſenbeamte); RG 133,97 (Bezirksdirektor einer Verſicherungsanſtalt); RG 
Warn 1928 Nr 74 (Börſenvertreter); RG SeuffA 85 Nr 80 (Stadtreiſender); Umfang der Ver⸗ 
tretungsmacht eines Rechtsanwalts gegenüber ſeinem Sozius ſ. RG JW 1931, 5228. — Still⸗ 
ſchweigend kann auch eine Prozeßvollmacht erteilt werden (MG 95, 269 zu § 233 ZPO). 

2. Die Bevollmächtigungserklärung iſt grundſätzlich formfrei (RG 54, 79; 65, 178; Gruch 
50, 115; JW 1927, 1363; Seuffe 86 Nr 197). Auch die Vollmacht zur Abtretung von Geſchäfts⸗ 
anteilen einer Gmbh iſt grundſätzlich formfrei (RG 135, 70). Die Formfreiheit beſteht grund⸗ 
ſätzlich auch dann, wenn ſie auf den Erwerb oder auch auf die Veräußerung von Grundſtücken 
gerichtet iſt; denn der § 313 bezieht ſich nur auf das entſprechende Hauptgeſchäft — die 
Veräußerung —, nicht aber auch auf ein Hilfsgeſchäft, wie Vollmacht oder Antrag (RG 
62, 336; 108, 125). Anders freilich, wenn die Vollmacht ein Teil des einheitlichen Ge 
ſchäfts iſt ($ 139 A 1 Abſ 2), das der Form bedarf; oder wenn ſchon die Vollmacht in 
Wirklichkeit demſelben Zwecke dienen ſoll und dient wie der Abſchluß des formbedürftigen 
Hauptgeſchäfts (5 313); beiſpielsweiſe, wenn der Verkäufer eines Grundstücks einen andern 
ermächtigt, den Kauf gemäß $ 181 mit ſich ſelbſt abzuſchließen, oder wenn der zum Ab 
ſchluſſe des Verkaufs mit einem Dritten Ermächtigte dem Vollmachtgeber — etwa als deſſen 
Angeſtellter — gebunden war, lediglich nach deſſen Weiſungen als willenloſes Werkzeug tätig 
zu ſein (RG 54, 79; 62, 336; 76, 183; 79, 215; 81,51; 97,334; Warn 1911 Nr 393; JW 1920, 
9665 Seuffa 77 Nr 61; 85 Nr 60; HRR 1928 Nr 304; NG 22. 4. 25 V 277/24; 12.11.27 V 
20/7); oder wenn der Bevollmächtigung zum Verkaufe des Grundſtücks ein unwiderruflicher 
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Vertrag zugrunde liegt (MG 104, 238; 110, 319; RG Gruch 68, 538; JW 1911, 806°; 1928, 25162; 
1929, 196817; 1931, 5225; Warn 1917 Nr 114; 1922 Nr 66; 1930 Nr 92; RG LZ 1927, 103°; 
RG Gruch 69, 82, 218: Parzellierungsvollmacht). Die Formfreiheit der Vollmachterklärung 
darf nicht dazu dienen, einen formpflichtigen Grundſtückskaufvertrag im Wege formfteier Bevoll⸗ 
mächtigung vorzunehmen (RG 108, 125; NG Seuff A 86 Nr 112). Unwiderrufliche Vollmacht 
ür den Bevollmächtigten, Grundſtücke an ſich ſelbſt oder an denjenigen aufzulaſſen, an den er die 
Rechte aus einem Kaufangebote abtreten würde, |. RG JW 1932, 136728. Immer find aber die 
Umſtände des einzelnen Falles, ſowie Inhalt und Zweck des Vertrages zu berückſichtigen; iſt 
danach eine Umgehung der Form nicht beabſichtigt, ſo bedarf es auch nicht der Einhaltung der 
Formvorſchrift (RG JW 1930, 13004). Vgl. des näheren darüber § 313 A 30 und ferner § 120 A 1 
Abſ 2. Dieſe aus den beſonderen Verhältniſſen des Grundeigentums und dem Zwecke des § 313 
ſich ergebenden Grundſätze laſſen ſich aber auf den Fall einer Veräußerung von Anteilen einer Geſell⸗ 
Haft m. b. H. (§ 15 Abſ 3,4 GmbHG) nicht übertragen; insbeſondere iſt es für die Formfreiheit 
von Vollmachten, die einen Bevollmächtigten benennen, ohne Belang, ob damit eine Abtretung 
verdeckt oder eine Bindung des Vollmachtgebers begründet wird (RG 135, 70). Die zur Unter⸗ 
zeichnung eines Geſellſchaftsvertrags über die Errichtung einer Geſellſchaft 
in. b. H. erteilte Vollmacht bedarf der Form des $ 2 Abſ 2 GmbH, wie auch die nachträgliche 
Genehmigung einer etwaigen auftragsloſen Geſchäftsführung derart formbedürftig iſt (RG 
102, 21). Die Vollmacht zur Stimmabgabe in der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft 
bedarf nach $ 252 Abſ 2 Satz 2 der Schriftform (RG 105, 292). Soweit eine ſchriftliche Vollmacht 
erforderlich iſt, muß aus der Urkunde ſelbſt der Gegenſtand der Bevollmächtigung hervorgehen, 
andernfalls ift die Vollmacht nichtig (RG a. a. O.). Eine andere Frage iſt es, ob die wegen Nichtig⸗ 
leit des Grundgeſchäfts (ſei es wegen eines Willensfehlers, ſei es wegen Formmangels) anzu- 
nehmende Nichtigkeit zugleich der erteilten Vollmacht auch einem gutgläubigen Dritten entgegen⸗ 
gehalten werden kann; das iſt zu verneinen; der gutgläubige Dritte muß ſich auf die Gültig 
leit einer ordnungsmäßig erſcheinenden Vollmacht verlaſſen konnen, es kann ihm die Prüfung 
der Gültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts nicht zugemutet werden 
(RS 69, 234; 97, 273). Vgl. dazu auch die $$ 171, 172. — Die Vollmacht, die eine Stadt⸗ 
ge meinde zu einem Vertrage erteilt, durch den fie verpflichtet werden ſoll, unterliegt den Form⸗ 
vorſchriften des § 56 Nr 8 der preuß. StOrdnung (RG 64, 413; 10. 3. 15 V 510/14) und das 
gleiche gilt für Landgemeinden nach $ 88 Nr 7 OLG (RG FW 1924, 152016). Vollmachtserteilung 
N auch durch öffentliche Bekanntmachung möglich ($ 171). 


$ 168 


Das Erlöſchen der Vollmacht beſtimmt ſich nach dem ihrer Erteilung zu- 
grunde liegenden Nechtsverhältniſſe 1). Die Vollmacht iſt auch bei dem Fort- 
eſtehen des Nechtsverhältniſſes widerruflich, fofern ſich nicht aus dieſem 
zin anderes ergibt ). Auf die Erklärung des Widerrufs findet die Vorſchrift 
des § 167 Abſ 1 entſprechende Anwendung ö). 

El 110 m 138; M 1 233ff. P 1 143ff. 


cl Erlöſchen der Vollmacht nach dem ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Regel iſt, 
el mit dem Rechtsverhältniſſe auch die Vollmacht endigt. Nur mittelbarer Erlöſchungsgrund. 
nn che Umftände aber das Grundverhältnis zur Erledigung bringen, das beſtimmt ſich jedesmal 
ch einer Sondernatur. In Betracht kommen als Rechtsverhältniſſe in Rede ſtehender Art 
0 ftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag, Geſellſchaft, und demgemäß als Erlöſchungs⸗ 
tigte e entſprechend Kündigung — ſowohl von ſeiten des Vollmachtgebers wie des Bevollmäch⸗ 
A Tod, Konkurs, Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit gemäß den $$ 671 ff. 620 ff., 649, 723ff., 
ker ich das Rücktrittsrecht gemäß $ 326 und § 23 KO. Eine Vollmacht für die Dauer eines Rechts⸗ 
„erbältnifjes (ſogar eines ſolchen im eigenen Intereſſe des Bevollmächtigten) kann auch durch 
Pro Verfügung von Todes wegen erteilt werden (MG 28. 11. 07 IV 146/07). Erlöſchen der 
rezeßvollmacht mit der Konkurseröffnung |. RG 118, 158; RG Warn 1928 Nr 96. 
Er 2. Widerruf der Vollmacht durch den Vollmachtgeber als unmittelbarer Erlöſchungsgrund. 
t jederzeit zuläſſig, und zwar ohne Rückſicht auf den Fortbeſtand des Rechtsverhältniſſes, 
5 ſich nicht aus dieſem ein anderes ergibt. Da die letztere Vorausſetzung ſtets nur 
— gegeben fein kann, wenn die Vollmacht mit Rückſicht auf ein beſtimmtes Rechtsverhältnis 
i Mt worden, fo folgt, daß die rein abſtrakte Vollmacht unter allen Umſtänden frei widerruflich 
m mithin auch dann, wenn ihr die Beſtimmung der Unwiderruflichkeit beigefügt wird, während 
zucbelehrt eine ſolche Beſtimmung bindend ift, wenn fie mit Rückſicht auf das der Vollmacht 
Fantde liegende Rechtsverhältnis hinzugefügt und erkennbar dazu vorgeſehen ift, die Fortdauer 
ihm Vollmacht für die Dauer des Rechtsverhältniſſes ſelbſt, oder aber bis zur Erledigung aller aus 
hervorgehenden Beziehungen zu ſichern (RG 62, 337). Die Vereinbarung der Beteiligung 
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eines Mäklers an einem den Mindeſtverkaufspreis überſteigenden Mehrerlöſe ſchließt den Widerruf 
der Vollmacht mangels anderweitiger Sonderabrede aus, ſofern der Mäklerauftrag für feſt⸗ 
beſtimmte Zeit erteilt iſt (R JW 1927, 11391). Der einſeitige Verzicht des Vollmachtgebers 
auf die mit Rückſicht auf ein beſtehendes Rechtsverhältnis erteilte Vollmacht iſt nicht bindend 
(RG 62, 337); wohl aber ift es der durch Annahme des Verzichts abgeſchloſſene Verzichtvertrag. 
Eine auf Einräumung der Verwaltung des ganzen Vermögens und auf Vertretung in allen 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten gerichtete Vollmacht (Generalvollmacht im weiteſten 
Sinne) kann ohnehin ſchon gemäß § 138 (wegen übermäßiger Beſchränkung der Willensfreiheit) 
nichtig fein (MG Warn 1912 Nr 413). Eine abſtrakt erteilte Gene ralvollmacht iſt frei wider- 
ruflich; bei einer auf Grund eines beſtimmten Rechtsverhältniſſes erteilten Generalvollmacht 
greifen die gewöhnlichen Regeln Platz (NG Warn 1912 Nr 413; RG SeuffA 79 Nr 221). Frei 
widerruflich iſt die Vollmacht in der Regel dann nicht, wenn ſie nicht im Intereſſe 
des Vollmachtgebers, ſondern in fremdem Intereſſe, dem des Bevollmächtigten oder eines Dritten, 
erteilt iſt, insbeſondere, um den Bevollmächtigten zu ermächtigen, eine Forderung zu eigener 
Befriedigung oder der eines Dritten einzuziehen (RG 52, 99; 53, 419; Warn 08 Nr 123). Denn 
unter ſolchen Umſtänden folgt der Verzicht des Vollmachtgebers auf das Widerrufsrecht und ſeine 
Annahme durch den Bevollmächtigten regelmäßig aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhält⸗ 
niſſe ohne weiteres. Das Vorliegen einer einſeitigen Erklärung des Vollmachtgebers genügt für 
ſich allein auch in Fällen dieſer Art nicht, es bedarf einer, wenn nicht ausdrücklichen, fo doch ftill- 
ſchweigenden Vereinbarung mit dem Bevollmächtigten oder dem Dritten (RG 109, 331; RG 
Gruch 69, 218; R JW 1932, 15181). Die einer Vollmacht beigefügte Unwiderruflichkeitsabrede 
iſt wirkungslos, wenn der Vollmachterteilung lediglich ein Auftrag zugrunde gelegen hat (RG 
Warn 1912 Nr 369). — Für einen Widerruf durch den Bevollmächtigten iſt kein Raum, 
da er bei Begründung des Vollmachtsverhältniſſes überhaupt nicht mitwirkt und ſeine Rechts⸗ 
ftellung ſich überhaupt in einer bloßen Befugnis erſchöpft. Der Bevollmächtigte kann jedoch 
mittelbar auf die Beſeitigung des Vollmachtsverhältniſſes in der Weiſe einwirken, daß er das 
Grundverhältnis zum Erlöſchen bringt (A J). 

Andere Umſtände, die die Vollmacht unmittelbar beenden, ſind, falls die Vollmacht befriſtet 
oder bedingt erteilt iſt, der Ablauf der Friſt und der Eintritt der Bedingung. Daß 
der Tod des Vollmachtgebers grundſätzlich als ein unmittelbar wirkender Erlöſchungsgrund 
anzuſehen ſei, beſtimmt das Geſetz nicht, iſt daher auch nicht anzunehmen. Es wird nur Aus⸗ 
legungsſache ſein, ob der Machtgeber die Ermächtigung ausſchließlich für ſeine Perſon hat geben 
wollen. Grundſatzlich behält daher die Vollmacht auch über den Tod des Vollmachtgebers hinaus 
ihre volle Wirkſamkeit, ſo daß auch ein Ehegatte, der von dem Gatten Vollmacht zur Veräußerung 
eines Grundſtücks erhalten hat, nach deſſen Tode zur Veräußerung kraft der Vollmacht berechtigt 
bleibt, ohne daß er der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf (RG 106, 185). Kurt 
beſtand einer Generalvollmacht nach dem Tode des Vollmachtgebers ſ. RG JW 1929, 
16474. Die Vollmacht kann ſogar auf den Tod des Bevollmächtigten, z. B. eines Kriegsteil⸗ 
nehmers beſchränkt werden (NG Warn 1925 Nr 126). ft die Vollmacht widerruflich, jo kann 
jeder Erbe bei Erbengemeinſchaft für ſeine Perſon dem Bevollmächtigten die Vertretungsmacht 
wirkſam entziehen (RG SeuffA 79 Nr 221). Dagegen findet die Annahme, daß der Tod des 
Bevollmächtigten das Vollmachtsverhältnis der Regel nach unmittelbar beendet, in der Er⸗ 
wägung ihre Rechtfertigung, daß die Vollmachterteilung regelmäßig Vertrauensſache iſt und 
ſonach ſchon die Vermutung fur eine Beſchränkung auf die Perſon ſpricht. Regelmäßig ſtellt die 
in der Vollmacht enthaltene Befugnis auch kein Vermögensrecht im Sinne des $ 1922 dar. Ein⸗ 
tretende Geſchäftsunfähigkeit des Bevollmächtigten wird aus dem zuvor angeführten 
Grunde ebenfalls als Erlöſchungsgrund anzufehen fein, während kein Grund vorliegt, ein gleiches 
hinſichtlich nachträglicher Geſchäftsunfähigkeit des Vollmachtgebers anzunehmen. Bloße 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit iſt an und für ſich einflußlos. Vgl. $165. Die Beſchränkung 
in der Verfügungsbefugnis ($ 6 KO) ift inſoweit von Bedeutung, als fie auf das Grund⸗ 
verhältnis einwirkt. Daher wird auch die Vollmacht, die eine Ehefrau vor der Ehe einem Dritten 
zur Auflaſſung ihres ſpäter von dem Verwaltungsrechte des Mannes betroffenen Grundſtücke 
erteilt hatte, mit Begründung des Verwaltungsrechts ihres Ehemanns erlöſchen (in RG 80, 248 
unentſchieden gelafjen). Erliſcht das Verfügungsrecht des Vollmachtgebers in Anſehung eines 
fremden Vermögens (wie das des Konkursverwalters, Zwangsverwalters, Teſtamentsvollſtreckers), 
dann erliſcht damit auch die Vollmacht. Die vom geſetzlichen Vertreter erteilte Vollmacht erliſcht 
dagegen mit Aufhören des Vertretungsrechts nicht (RG 41, 65 — für preußiſches Recht). Über 
das etwaige Fortbeſtehen der Vertretungsbefugnis trotz Erlöſchens der Vollmacht vgl. $$ 170—173. 

3. Danach kann die Erklärung des Widerrufs entweder dem Bevollmächtigten oder dem 
Geſchäftsgegner gegenüber abgegeben werden, und der Dritte iſt jedenfalls in den Fällen ber 
38 170.—122 der richtige Erklärungsempfänger. Sie iſt eine einſeitige, formlose, empfangs⸗ 
bedurftige Willenserklärung. liber den Fortbeſtand einer Generalvollmacht in einem Falle, in 
dem der Vollmachtgeber die Vollmachtsurkunde zurückverlangt, gleichwohl aber in der Hand des 
Bevollmächtigten belaſſen hatte, ſ. RG JW 1932, 1202. 
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Soweit nach den 88 674, 729 die erlofchene Vollmacht eines Beauftragten 
oder eines geſchäftsführenden Geſellſchafters als fortbeſtehend gilt, wirkt ſie 
nicht zugunſten eines Dritten, der bei der Vornahme eines Nechtsgeſchäfts 
das Erlöſchen kennt oder kennen muß !). 

E 1 119 II 138; M 1 234ff.; P 2 518ff. 


1. Iſt das Grundverhältnis Auftrag und endet dieſer in anderer Weiſe als durch Widerruf 
oder Kündigung, z. B. durch Konkurs des Auftraggebers, fo gilt er nach § 674 zugunſten des 
Beauftragten als fortbeſtehend, bis dieſer von dem Erlöſchen Kenntnis erhalten hat, oder bis 
er es kennen muß ($ 122). Gemäß $ 729 währt das Recht des geſchäftsführenden Geſellſchafters 
zur Stellvertretung fort, wenn die Geſellſchaft auf andere Weiſe als durch Kündigung aufgelöſt 
wird. Beide Beſtimmungen bezwecken, den gutgläubigen Beauftragten gegen die Gefahr zu 
ſchützen, die für ihn aus einer auftragsloſen Geſchäftsführung entſtehen kann, und zu dem Ende 
geht auch $ 169 davon aus, daß gegebenenfalls die gemäß § 168 Satz 1 an ſich erloſchene Voll- 
macht zugunſten des Vertreters als fortbeſtehend gilt. In den beiden bezeichneten Fällen ($$ 674, 
729) iſt die Fortwirkung der Vertretungsbefugnis auch zugunſten des Dritten noch davon ab⸗ 

ängig, daß dieſer das Erlöſchen der Befugnis des ehemaligen Vertreters nicht gekannt hat und 
ah es ihm auch nicht aus bloßer Fahrläſſigkeit (5 122) unbekannt geblieben iſt (NG JW 05, 4887). 

ie Gutgläubigkeit des auf die Vollmacht hin handelnden Dritten muß bis zum völligen Ab⸗ 
ſchluß des Rechtsgeſchäfts vorhanden ſein, bei Vertragsſchluß durch Angebot und Annahme 
alſo auch bei der Annahme (RG 25. 6. 31 VI 82/31). 


8 170 


Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt, fo 
bleibt fie dieſem gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlöſchen von dem Doll- 
machtgeber angezeigt wird y). 

EN 130% P 1 147ff. 

( 1. Iſt die Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem Dritten gemäß $ 167 begründet (nicht 
alſo bloß eine Vollmachtserteilung gemäß § 171 angezeigt) worden, jo kann fie dem Dritten 
dagenaber trotz ihres Erlöſchens ($ 168 Satz 1 u. 2) auch nur dadurch außer Kraft geſetzt werden, 

os ihm das Erlöſchen der Vollmacht angezeigt, und ihm dieſe Mitteilung alſo auch zugänglich 
Knast wird ($ 130). Zu beachten bleibt dabei jedoch die Regel des $ 173, wonach ſchlechtgläubige 
75 das Fehlen der Anzeige nicht vorſchützen können. Iſt die Erteilung der Vollmacht durch 
gung dem Bevollmächtigten gegenüber erfolgt, jo greift der $ 170 nicht Platz, und es 
BR; daher der Dritte das Erlöſchen der Vollmacht auch im Falle unterbliebener Anzeige un⸗ 
zei "98 gegen ſich gelten laſſen. Da das Geſetz eine Verpflichtung des Vollmachtgebers zur An⸗ 
Unt des Erlöſchens der Vollmacht überhaupt nicht vorſieht, ſo kann er vom Dritten wegen 
11 iaffens der Anzeige höchſtens nach den Grundfägen von unerlaubten Handlungen ($$ 823ff.) 
Denn die macht werden. — Die Vorſchrift des § 170 ift entſprechend auch dann anwendbar, 


IM 1915, re des Vertreters inhaltlich abgeändert, namentlich eingeſchränkt wird (NG 


8 171 


li Hat jemand durch beſondere Mitteilung an einen Oritten oder durch öffent⸗ 
e Bekanntmachung kundgegeben, daß er einen anderen bevollmächtigt 
abe, fo iſt Diefer auf Grund der Kundgebung im erſteren Falle dem Dritten 
gegenüber, im letzteren Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt !). 
er Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Kundgebung in derſelben 

iſe, wie fie erfolgt iſt, widerrufen wird 2). 

E 1 120 II 140; M 1 237ff.; P 1 145ff. N 
Drin, Im Falle beſonderer Mitteilung oder öffentlicher Bekanntmachung der angeblich einem 
DER ten erteilten Vollmacht gilt dieſe als wirklich erteilt, ohne Rückſicht darauf, ob ein Vollmachts⸗ 
au Falte wirklich befteht oder nicht (MG 104, 360). Die Stellvertretungsbefugnis wird daher, 
1 wenn das Vollmachtsverhältnis in Wirklichkeit überhaupt nicht begründet worden, oder aber 
far em Grunde nicht wirkſam zur Entſtehung gelangt (Schein, Scherz), oder endlich 
ku "fechtung vernichtet iſt, ſelbſtändig begründet, und zwar bei Mitteilung an einen be⸗ 
ti en Dritten dieſem, bei öffentlicher Bekanntmachung jedem Dritten gegenüber. Die Mit- 

ung bedarf keiner Form (RG 2. 7. 02 V 160/02). Ebenſowenig iſt eine beſtimmte Art der 
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Bekanntmachung vorgeſehen. Sie kann daher in jeder geeigneten Weiſe (auch durch Anſchlag im 
Geſchäftslokale oder durch das Firmenſchild) bewirkt werden. Die Kundgebung muß aber, wenn 
fie die Wirkung des § 171 haben ſoll, für ſich allein ohne Hinzutritt ſonſtiger Umſtände die Bevoll⸗ 
mächtigung und insbeſondere auch die Perſon des Bevollmächtigten erkennen laſſen (RG JW 
1929, 576%). Zu beachten bleibt ferner auch hier die Vorſchrift des $ 173 (RG 3. 12. 07 III 178/07). 
Anwendbar iſt § 171 nur inſoweit, als die Ermächtigung für ein erſt vorzunehmendes Rechts⸗ 
geſchäft in Frage ſteht; dagegen nicht auch dann, wenn es ſich darum handelt, ob ein anderer zur 
Vornahme eines bereits abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts bevollmächtigt geweſen ſei, und die Ver⸗ 
tretungsbefugnis beſteht erſt, nachdem die Kundgabe erfolgt iſt (RG 104, 360). Kannte der Dritte 
die Unwirkſamkeit der Vollmacht, dann kann er ſich auf $ 171 nicht berufen; er würde wiſſen, 
daß der angeblich Bevollmächtigte mit der nur ſcheinbaren Vollmacht Mißbrauch treibe (vgl. 
$ 166 A 3 Abſ 4). Unkenntnis aus bloßer Fahrläſſigkeit kann dagegen dem Dritten nicht ent⸗ 
gegenſtehen; der $ 173 hat lediglich den Fall des Erlöſchens der Vollmacht und nicht auch den ihrer 
Erteilung im Auge. Über Mißbrauch der Vollmacht f. jedoch $ 166 A 4 Abſ 4. — Dritter im 
Sinne des $ 171 muß ein anderer fein als der angeblich Bevollmächtigte, während die Kund⸗ 
gabe an jemand, daß er bevollmächtigt ſei, die Bevollmächtigung ſelbſt enthält (RG 104, 360). — 
Hat der Gläubiger die von ihm mit einer Blankozeſſion ausgeſtellte Schuldurkunde einem 
andern ausgehändigt, dann gilt dieſer Dritten gegenüber als zur freien Verfügung über die 
Forderung befugt, zumal wenn der andere ein Bankier iſt; verfügt der andere über die Forde⸗ 
rung nicht auftragsgemäß im Intereſſe des Gläubigers, ſondern mißbräuchlich im eigenen Inter⸗ 
eſſe, fo iſt die Verfügung gleichwohl wirkſam, es ſei denn, daß der Dritte gewußt hat, oder wenig⸗ 
ſtens aus den Umſtänden, insbeſondere aus dem Inhalte der Blankozeſſion erſehen mußte, daß 
der andere auftragswidrig und mißbräuchlich handle (RG 71, 22; 16. 9. 11 V 101/11). Blanko⸗ 
ſcheck als Vollmacht ſ. RG SeuffA 79 Nr 141. Nach den gleichen Grundſätzen muß auch derjenige, 
welcher einem andern eine zu deſſen Gunſten lautende Abtretungsurkunde ausgehändigt hat, 
dem Dritten gegenüber, der von dem angeblichen Zeſſionar gutgläubig erworben hat, feine 
Zeſſionserklärung auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie nur zum Schein abgegeben worden 
iſt (RG 90, 277). Wer einem andern Grundſchuldbriefe nebſt unterſchriebenen Abtretungsformu⸗ 
laren aushändigt, gibt jedem Dritten, mit dem ſich der andere einläßt, zu erkennen, daß er den 
andern zur Verfügung über die Grundſchuldbriefe ermächtigt hat (RG 81, 257). — Auf den 
uten Glauben des anzeiglich Bevollmächtigten kommt es nicht an, denn die Be⸗ 
171099 5 des § 171 dient lediglich zum Schutze des gutgläubigen Dritten (vgl. dagegen 
2. Die nach Abſ 1 anzunehmende Vertretungsmacht kann wiederum nur auf dem Wege 
der Mitteilung oder der öffentlichen Bekanntmachung bejeitigt werden. Auch dieſe Erklärungen 
ſind formfrei. Demjenigen Dritten gegenüber, dem der Widerruf beſonders bekanntgemacht 
worden, bedarf es, um die Vollmacht ihm gegenüber zu entkräften, gegebenenfalls nicht erſt der 
öffentlichen Bekanntmachung des Widerrufs ($ 173). 


s 172 
8 

Der beſonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Vollmacht 
geber ſteht es gleich, wenn dieſer dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde 
ausgehändigt hat und der Vertreter fie dem Dritten vorlegt !). 

Die Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Vollmachtsurkunde dem 
Vollmachtgeber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird 2), 

E 1 121 II 141 4; M 1 288ff.; P 1 147ff. N 

1. Vorlegung der Vollmachtsurkunde. An ſich iſt die Beurkundung der Vollmacht kein 
Erfordernis. Iſt ſie aber erfolgt, die Urkunde auch von dem Vollmachtgeber oder doch mit ſeinem 
Wiſſen und Willen (R 23. 11. 23 V 107/23) dem Vertreter ausgehändigt, und von dieſem dem 
Geſchäftsgegner vorgelegt worden, dann gilt dem letzteren gegenüber auch jetzt das Vollmachts⸗ 
verhältnis ſo, wie beurkundet, als wirklich und als wirkſam beſtehend, ſelbſt dann, wenn tatſächlich 
das Gegenteil der Fall iſt. Es kann ihm alſo nicht entgegengehalten werden, die Vollmacht jet 
nicht fo erteilt, wie fie laute oder ihm mitgeteilt ſei. Vgl. RG 108, 125, ſowie § 171 Al und 
die dort angeführten Anwendungsfälle. Jedoch kann ſich auf $ 172 ebenſo wie auf § 171 nur 
der gutgläubige Dritte berufen. Wer weiß oder wiſſen muß, daß die Vollmacht nicht oder 
nicht wirkſam oder nur mit Einſchränkungen erteilt worden iſt, kann ſich auf die Vorſchriften der 
8 171 Abf 1, 172 Abſ 1 ebenſowenig berufen, wie gemäß $ 173 die Vorſchriften der $$ 170, 171 
Abſ 2, 172 Abi 2 dem zugute komme, der das Erlöſchen der Vertretun smacht bei Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts kennt oder kennen muß. Dabei braucht der Dritte rechtliche Mängel der Bevoll⸗ 
mächtigung oder des ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes, die aus der Urkunde nicht gere 
gehen, nicht gegen ſich gelten zu laſſen, wenn fie ihm nicht ſonſt bekannt geworden oder erkenn ben 
ſind. Rechtliche Mängel, die aus dem Inhalte der Urkunde ſelbſt zu erkennen find, muß er gegen 
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ſich gelten laſſen (RG 108, 125; RG ZW 1929, 196817; RG Gruch 68, 538; L 1914, 1804; 1919, 
243; RG SeuffA 78 Nr 167; HRR 1932 Nr 703). So kann dem gutgläubigen Erwerber eines 
Grundſtüds, dem bei der Auflaffung die in den Veräußerungsvertrag eingeſchloſſene Auflaſſungs⸗ 
vollmacht vorgelegt wurde, die Nichtigkeit des Veräußerungsvertrags gemäß $ 138 und die daraus 
ſich gleichzeitig ergebende Nichtigkeit der Vollmacht (RG 94, 147) nicht entgegengehalten werden 
(RG 97, 275); der Erwerber kann ſich nicht auf die Gültigkeit der Vollmacht berufen, wenn aus 
der vom Vertreter des Veräußerers vorgelegten privatſchriftlichen Vollmachtsurkunde die Un⸗ 
widerruflichkeit der Vollmacht und damit zugleich ihre Nichtigkeit wegen Nichteinhaltung der 
Form des $ 313 ſich ergibt (RG 108, 125); wohl aber darf er ji) auf die Gültigkeit der Vollmacht 
verlaſſen, wenn ihre Unwiderruflichkeit aus der Vollmachtsurkunde nicht erſichtlich iſt und dem 
Dritten auch ſonſt nicht bekannt iſt oder fein muß (RG JW 1931, 5225). — Zur Vorlegung 
die auch vor dem Geſchäftsabſchluſſe erfolgt fein kann) gehört, daß die Urkunde der ſinnlichen 
Wahrnehmung des Dritten unmittelbar zugänglich gemacht wird, während eine bloße Bezug⸗ 
nahme auf ſie, ſogar im Falle des Verzichts auf die Vorlegung durch den Bevollmächtigten, nicht 
ausreicht (RG 56, 63). Daß die Partei ſich von der Richtigkeit der Vollmacht durch die Einficht- 
nahme in die Urkunde auch überzeugt hat, ift nicht mehr weſentlich (RG 97, 275). Notwendig iſt 
im übrigen die Vorlegung der Vollmacht in ihrer Urſchrift (RG 88, 430). Daß ſich die Urkunde 
im Beſitz des beurkundenden Notars befunden hat, genügt nicht, fie muß bei der Verhandlung 
dem Geſchäftsgegner vorgelegt werden (RG 22. 4. 25 V 277/24). Ebenſo wird der gutgläubige 
Erwerb vom Bevollmächtigten durch die Vollmacht nicht gedeckt, wenn ſie bei der Verhandlung 
nicht vorgelegt, ſondern nur als bei den Grundakten vorhanden erwähnt wird (RG ZW 1928, 
884). — Die Aushändigung einer Löſchungsbewilligung an einen Notar enthält keine Voll⸗ 
macht zum Zahlungsempfange, aber der Erteiler der Löſchungsbewilligung iſt an die vom Notar 
gegen Empfang der Zahlung weitergegebene Löſchungsbewilligung gebunden, auch wenn der 
tar das Geld unterſchlägt (RGS 15. 1. 08 V 116/07). — Rechtsähnlicher Fall: wenn eine 
geſtellte über Blanko-Lagerſcheine ihres Dienſtherrn mit deſſen Willen verfügt, die Urkunden 
ausfüllt und in den Verkehr bringt (RG 138, 265). 
we: Bis der eine oder der andere Fall eingetreten iſt, bleibt die Vertretungsbeſugnis ohne 
Kückſicht darauf beſtehen, gleichgültig ob die Vollmachtsurkunde zur Verfügung des Dritten 
belaſſen wurde oder nicht (vgl. indeſſen $ 173). Die Kraftloserklärung erfolgt nach § 176. 


8 175 


Die Vorſchriften des § 170, des § 171 Abſ 2 und des 8 172 Abſ 2 finden 
eine Anwendung, wenn der Dritte das Erlöſchen der Vertretungsmacht bei 
r Vornahme des Nechtsgeſchäfts kennt oder kennen muß !). 
El 120 II 142; M 1 239; P 1 147ff.; 4 225; 6 134. 
nal Die hier angezogenen Beſtimmungen, welche ſämtlich vor Augen haben, daß eine Voll⸗ 
cht trotz ihres Erlöſchens zugunſten Dritter als noch fortbeſtehend zu gelten hat, ſollen nur 
enn gutgläubigen Dritten zugute kommen. Nicht geſchützt ift daher, wer das Erlöſchen der Ver⸗ 
Mn ungsmacht bei der Vornahme des Geſchäfts — alſo zu irgendeiner Zeit vor feinem völligen 
(88 luſſe — gekannt hat oder bei Anwendung der nötigen Sorgfalt gekannt haben würde 
38 Abſ 2, 276; RG 69, 235: 108, 125). Hat einer von mehreren Geſamtvertretern einer 
11 den Perſon als Bevollmächtigter eines Dritten unter Vorlegung der Vollmachtsurkunde 
aefchtor durch die übrigen Geſamtvertreter vertretenen juriſtiſchen Perſon ein Rechtsgeschäft ab⸗ 
faſſ ſſen, jo muß letztere die dem Bevollmachtigten zugegangene Kündigung gegen ſich gelten 
1 277 auch wenn fie den für fie handelnden Geſamtvertretern nicht bekannt war (RG 22. 4. 25 
ae /24). Die Gutgläubigkeit des Dritten muß bis zum völligen Abſchluß des Rechtsgeſchäfts 
R handen ſein, bei Vertragsſchluß durch Angebot und Annahme alſo auch bei der Annahme 
8 25.6. 31 V1 82/31). 


8 174 

Ein einſeitiges Nechtsgeſchäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen 
gegenüber vornimmt, iſt unwirkſam, wenn der Bevollmächtigte eine Voll 
machtsurkunde nicht vorlegt und der andere das Nechtsgeſchäft aus dieſem 
"runde unverzüglich zurückweiſt !). Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Dollmachtgeber den anderen von der Bevollmächtigung in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt hatte 2), 

2 . II 143; M 1 240; P 1 152ff. 

„Das Anwendungsgebiet dieſer Vorſchrift beſchränkt ſich auf einſeitige, empfangsbedürftige 
Geſchafte (Vorbem 1 125 9 116), 5 beipielhweiſe die a Sie geht 2 daß 05 
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Erklärungsempfänger bei dieſen Rechtsgeſchäften handelnd überhaupt nicht mitwirkt, die Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts auch nicht hindern kann und daher für den Fall, daß ihm die Erklärung 
durch einen (angeblichen) Vertreter ſeines Gegners abgegeben wird, wenigſtens Sicherheit darüber 
verlangen kann, daß der Vertreter befugt handelt. Das Geſetz, das nach $ 180 Satz 1 bei einſeiti⸗ 
gen Rechtsgeſchäften eine Stellvertretung ohne Vertretungsrecht grundsätzlich als unzuläffig erklärt, 
gewährt daher dem Erklärungsempfänger das Recht, das vom Vertreter vorgenommene 
einſeitige Rechtsgeſchäft zurückzuweiſen, falls der Genannte nicht eine Vollmachtsurkunde 
vorlegt (§ 172 Abſ 1). Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, und zwar unverzüglich (§ 121 A 2), 
ſo ſoll die Erklärung ohne Wirkung bleiben. Zurückweiſung aus anderm Grunde würde dieſe 
Folge nicht haben. Die Vorlegung einer nicht ausreichenden Vollmachtsurkunde genügt nicht 
(RG 66, 431). Ahnlich 8 111. Daß er das Rechtsgeſchäft zurückge wieſen habe, hat der Erklärungs⸗ 
empfänger, die Nichtrechtzeitigkeit hat der Gegner ($ 121 A 7) zu beweiſen. — Die Vorſchrift 
des § 174 iſt auf den Fall eines vom geſetzlichen Vertreter (beſonders dem Vormunde) vorge⸗ 
nommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts auch nicht entſprechend anwendbar (RG 74, 263), weil die 
Beſtallung nicht die Eigenſchaft einer Vollmacht, ſondern nur die Bedeutung eines gerichtlichen 
Zeugniſſes über die Beſtallung der betreffenden Perſon als Vormund hat. 
2. Unter dieſer Vorausſetzung (§ 171) beſteht für das Zurückweiſungsrecht kein Raum. 


8 175 


Nach dem Erlöſchen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die Vollmachts⸗ 
urkunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurückbehaltungsrecht ſteht 
ihm nicht zu 1). 

G 1 121 II 144; M 1 239; P 1 147, 140ff. 

1. Der § 175 gibt dem Vollmachtgeber in allen Fällen einen unbedingten Anſpruch auf 
Rückgabe der Vollmachtsurkunde nach Krlüſchen der Vollmacht, gleichgültig, ob der Vollmacht⸗ 
geber oder der Bevollmächtigte das Eigentum an ihr hat. Der Anſpruch wird auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß in der Urkunde außer der Bevollmächtigung etwa noch das ihr zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis erklärt worden iſt (RG JW 02 Beil 211 Nr 52). Der Anſpruch kann 
auch nicht, was gerade das Weſentliche der Vorſchrift iſt, durch die Einrede der Zurückbehaltung 
beeinträchtigt werden. Im Falle des Verzugs macht ſich der Bevollmächtigte gemäß $$ 284ff. 
erſatzpflichtig. — Nach dem Wortlaute des Geſetzes beſteht der Anſpruch nur dem Bevollmächtig⸗ 
ten gegenüber. Daß aber auch der Dritte, dem die Urkunde vom Bevollmächtigten ausgehändigt 
iſt, ebenfalls zur Rückgabe verpflichtet iſt, dürfte nicht zweifelhaft fein. Er kann vom Bevoll⸗ 
mächtigten nicht mehr Recht an der Urkunde erlangt haben, als dieſem ſelbſt zuſtand, und resoluto 
jure concedentis resolvitur jus concessum. Nach Planck X 3 ſoll dieſe Rechtsanſicht nicht zutreffen 
für den Fall, daß der Vertreter zur Aushändigung der Urkunde an den Dritten ermächtigt war. 
Indes läge in einer ſolchen Ermächtigung nicht zugleich eine Beſchränkung für nur ſo lange, als 
das Vollmachtsverhältnis beſtände? Denkbar iſt es freilich, daß der Dritte ein beſonderes Intereſſe 
an Zurückbehaltung der Urkunde hat, und ſolange das der Fall, wird der Dritte die ihm kraft der 
dem Bevollmächtigten erteilten Ermächtigung ausgehändigte Urkunde auch weiter zurückbehalten 
dürfen. — Iſt die Urkunde in den Beſitz ſonſt irgendeines andern gelangt, dann wird das Rück⸗ 
forderungsrecht nach den zutreffenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beurteilen ſein. Daß 
$ 175 einen beſondern Anſpruch jedem beliebigen Beſitzer gegenüber gewährt (Staudinger A 5 
zu § 175), kann nicht angenommen werden. In jedem Falle käme dem Vollmachtgeber zum 
Schutze gegen eine Gefährdung jedwedem Dritten gegenüber $ 176 zu Hilfe. 


§ 176 


Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine öffentliche Be- 
kanntmachung für kraftlos erklären; die Kraftloserklärung muß nach den für 
die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der Zivilprozeß 
ordnung veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats nach der letzten 
Einrückung in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirkſam !). 

Zuſtändig für die Bewilligung der Veröffentlichung iſt ſowohl das Amts- 
gericht, in deſſen Bezirke der Vollmachtgeber ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Nückgabe der Urkunde, 
abgefehen von dem Werte des Streitgegenſtandes, zuftändig fein würde’). 

Die Kraftloserklärung ift unwirkſam, wenn der Vollmachtgeber die Voll 
macht nicht widerrufen kann 2). 

E 1 121 IT 144; M 1 239ff.; P 1 150 ff.; 6 135. 
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1. Die Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde, fo insbeſondere wenn die Urkunde ver⸗ 
lorengegangen ift oder wenn ſich der Rückforderung Schwierigkeiten entgegenſetzen (§175 a. E.), 
dient dazu, die Urkunde für Dritte rechtlich unverwendbar zu machen, um den Vollmachtgeber 
gegen die Gefahr zu ſchützen, daß die Urkunde trotz Erlöſchens der Vollmacht gegen ihn gemäß 
$ 172 noch wirkſam verwendet werden kann. Die Veröffentlichung der Erklärung iſt durch das 
Amtsgericht (Abſ 2) zu bewilligen. Die Bewilligung iſt Sache der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 
der Beſchluß ift mit Beſchwerde anfechtbar (88 19 ff. FGG.) Die Veröffentlichung ſelbſt iſt nach 
den Vorschriften der 88 204, 205 ZPO durchzuführen. Wirkſam wird die Kraftloserklärung, ent⸗ 
ſprechend $ 206 8 PO, mit dem Ablaufe eines Monats ($$ 187, 188) nach der letzten Einrückung. 

2. Unwirkſamkeit der Kraſtloserklärung. Rechtlich belanglos iſt das ganze Verfahren, wenn 
die Vollmacht überhaupt nicht erloſchen iſt, und wenn insbeſondere der Widerruf ausgeſchloſſen 
iſt (8 168 A 2). Denn die Kraftloserklärung der Urkunde vermag nicht, auch die Vollmacht ſelbſt 
zum Erlöſchen zu bringen. Immerhin kann etwa, ſoweit die Vollmacht frei widerrufbar iſt, in 
Herbeiführung der Kraftloserklärung zugleich ein wirkſamer Widerruf gefunden werden. 


8 177 


) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen einen 
Vertrag, fo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags für und gegen den Ver⸗ 
tretenen von deſſen Genehmigung ab 2). 

Fordert der andere Teil den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmi- 
gung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der 
Aufforderung dem Vertreter gegenüber erklärte Genehmigung oder Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung wird unwirkſam ?). Die Genehmigung kann 
nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung 
erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert SB 
E 1 123 II 145; M 1 240ff.; P 1 164ff.; 6 124ff., 270ff. 

1. Die den $$ 108, 109 nachgebildeten 88 177180 behandeln die Stellvertretung ohne 
Vertretungsmacht. Sie liegt vor ſowohl, wenn der Vertreter der Vertretungsbefugnis überhaupt 
ermangelt, ſei es, daß ihm Vollmacht überhaupt nicht erteilt worden, ſei es, daß die erteilte Voll- 
macht wegen Geſchäftsunfähigkeit des Vollmachtgebers oder aus andern Gründen nichtig iſt 
5 69, 266; 110, 319; ferner JW 08, 709), wie auch im Falle der Uberſchreitung (RG Warn 09 
110 345) der gegebenen Befugnis ($ 164 A 1; Vorbem 3). Der $ 177 betrifft im Falle eines Ver- 
N nsabichtuffes durch einen unbefugten Stellvertreter (und zwar nach richtiger Anſicht auch eines 
e Vertrags, RG 69, 263) die Stellung des Vertretenen, $ 178 die des Vertragsgegners 
ob. 9.179 die des Vertreters. Entſprechend iſt $ 177 anwendbar, auch wenn jemand kraft Amtes 
ei er in einer amtsähnlichen Stellung (beiſpielsweiſe als Verwalter eines Fideikommiſſes) in 
on Namen, aber in fremdem Intereſſe handelt (NG 80, 417). Ebenſo, wenn jemand Voll⸗ 
Fr hatte, aber von ihr keinen Gebrauch machte, vielmehr dem Vertragsgegner gegenüber als 

ertreter ohne Vertretungsmacht auftrat (RG 21. 12. 23 VII 723/23). — Die Stellvertretung 
5 0 177 wirkt auch zugunſten eines in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten; das Rechtsgeſchäft 
a für, wie gegen ihn wirkſam durch die Genehmigung des geſetzlichen Vertreters (nötigenfalls 
1 ) die hinzukommende Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts); 
5 ei reicht es aus, wenn der auftragsloſe Geſchäftsführer das Rechtsgeſchäft unter Voraus- 

bung feiner künftigen Beſtellung als Vertreter abgeſchloſſen hat und er es alsdann nach ſeiner 
guy rellung ſelbſt genehmigt (RG JW 1916, 10162). Auf Falle der Unwirkſamkeit nach $ 186 
12 5 H find die 88 177ff. BGB nicht anzuwenden (RG 130, 248). Abſchluß eines Grund- 
ſch kaufvertrags für eine noch nicht beſtehende Geſellſchaft m. b. H. durch deren künftigen Ge⸗ 

äftsführer ſ. RG HRR 1931 Nr 1636. | 
ss „Genehmigung des Vertretenen. Für diefe Genehmigung gelten die Vorſchriften der 
G0 8 184, 185 inſoweit, als nicht die Sonderbeſtimmungen ber $$ 177 Abſ 2, 178 Platz greifen 
dali 69, 207; RG Warn 1926 Nr 93). Die Erteilung der Genehmigung macht daher das bis 
5 ain ſchwebend unwirkſame Rechtsgeſchäft wirkſam, wie wenn der Vertreter mit Vertretungs- 
„fugnis gehandelt hätte, fo daß zutreffendenfalls auch die Vorſchriften des 8 166 Abſ 1 u. 2 An⸗ 

endung finden (RG 68, 376; 76, 107; 128, 116; 131, 357; 135,219; JW 11, 574%). Zugleich 
ein czeine etwaige Auftragsüberſchreitung auch gegenüber dem Vertreter genehmigt, und daher 
unf erfapanfpruch gegen ihn ausgeſchloſſen (R& 7, 306). Iſt die Vollmacht wegen Geſchafts⸗ 
nfähigkeit des Vollmachtgebers nichtig, fo ift das auf Grund ihrer vorgenommene Rechts⸗ 
geigäft des Vertreters doch genehmigungsfähig gemäß $ 177 (NG 69, 266). Die Rückwirkung 
er Genehmigung eines Abtretungsvertrages wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Genehmi- 
Dr Berflätung des Abtretungsempfängers erft abgegeben wird, nachdem über das Vermögen 
es Abtretenden das Konkursverfahren eröffnet und ein allgemeines Veräußerungsverbot gemäß 
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§ 106 KO erlaſſen worden iſt (RG 134, 73). Durch die Erteilung der Genehmigung wird übrigens 
nur der Mangel der Vollmacht ergänzt, andere Mängel, wie z. B. das Fehlen einer vorgeſchriebenen 
Form oder die Scheinnatur des Vertrags behalten ihre Wirkung (RG 121, 18; 135, 219). Ver⸗ 
weigert der Vertretene die Genehmigung oder gilt dieſe nach Abf 2 als verweigert, ſo bleibt 
der Vertrag für wie gegen ihn ohne jede Wirkung (R JW 02 Beil 21159, und zwar dauernd 
und unwiderruflich, da der andere Teil Gewißheit darüber haben muß, ob der bisher in der 
Schwebe befindliche Vertrag zu Recht beſteht oder nicht (RG 24. 5. 27 III 373/26; vgl. RG 
JW 1906, 9° zu § 108). — Die Genehmigungserklärung bedarf keiner beſonderen Form 
(vgl. 8182 Abſ 2 und RG Warn 1926 Nr 93). Sie kann auch durch ſchlüſſige Handlungen abgegeben 
werden, beiſpielsweiſe durch Entgegennahme der etwaigen Vertragsurkunde ohne Beanſtandung 
(RG 30. 10. 07 1 601/06), oder auch durch Unterlaſſung des Widerſpruchs, wie z. B. wenn ein 
Kaufmann dem den Abſchluß mit einem nicht bevollmächtigten Angeſtellten beſtätigenden Schreiben 
des Vertragsgegners nicht alsbald widerſpricht (RG 3. 6. 24 11 823/23), oder wenn der perſönlich 
haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft zu einem in deren Namen von einem Komman⸗ 
ditiſten abgegebenen Schuldanerkenntnis auf Mitteilung des Vertragsgegners längere Zeit ſchweigt 
(RG HRR 1930 Nr 766), wobei vorauszuſetzen iſt, daß der Vertretene ſich ausdrücklich überhaupt 
nicht erklärt hat, wie ferner, daß dem Vertragsgegner der Mangel der Vertretungsmacht unbekannt 
war (RG Warn 1910 Nr 369). In jedem Falle iſt aber ein Verhalten des Vertretenen erforderlich, 
das erkennen läßt, daß er den ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſenen Vertrag als wirkſam gelten 
laſſen will; er muß alſo auch den Mangel der Vertretungsmacht und die dadurch begründete Rechts⸗ 
unwirkſamkeit des Vertrags oder doch die Möglichkeit einer ſolchen kennen (RG 118, 335; RG 
Warn 1925 Nr 20; RG SeuffA 86 Nr 112; RG HR 1932 Nr 1821). Iſt die Erteilung der Bevoll⸗ 
mächtigung formbedürftig ($ 167 A 2), dann iſt es auch die nachträgliche Genehmigung der 
auftragsloſen Geſchäftsführung (RG 102, 21). Ein vom Vertreter der Vorſchrift des $ 181 zuwider 
vorgenommenes Rechtsgeſchäft kann nur durch die Genehmigung der beiden Vertretenen gültig 
werden (RG 67, 51). Regelmäßig kann die Genehmigung mit Wirkung ſowohl dem Vertreter wie 
dem Geſchäftsgegner gegenüber erklärt werden (vgl. den Ausnahmefall A 3). Hat aber der Ver⸗ 
treter mit ſich in eigenem Namen zugleich namens des Vertretenen abgeſchloſſen ($ 181), dann 
kann zur Entgegennahme der Genehmigungserklärung nur der Vertreter berechtigt ſein. Hätte 
daher A durch Verhandeln mit ſich ſelbſt ohne Ermächtigung des B eine Forderung an Cabgetreten, 
dann käme die Übertragung auch dadurch nicht wirkſam zuſtande, daß B gegen G Klage erhöbe 
und auf dieſe Weiſe zugleich die Abtretung ſtillſchweigend zu genehmigen beabſichtigte (RG 
8. 10. 10 V 309/09). Wenn zwei Perſonen gemeinſame Vollmacht erteilt it, jo können die Er- 
klärungen eines Bevollmächtigten nicht nur durch die Genehmigung des Vollmachtgebers, 
ſondern auch durch die Genehmigung des Mitbevollmächtigten wirkſam werden; letzteren Falles 
kann die Genehmigung wie bei geſetzlichen Geſamtvertretern auch dem andern Bevollmächtigten 
1 erklärt werden (RG 112, 215; vgl. $ 166 A 4). Im übrigen vgl. noch § 181 A 1. — 
ie eine Genehmigung unter Erweiterungen, Einſchränkungen oder ſonſtigen Anderungen zu 
bewerten iſt, insbeſondere ob darin eine Verweigerung liegt, kann nur nach den Umſtänden des 
Falles beurteilt werden (RG 6. 11. 03 III 413/03; 2. 5. 25 V 391/24). Auch die Wechſelunter⸗ 
ſchrift eines Vertreters ohne Vertretungsmacht wird durch nachträgliche Genehmigung gültig (RG 
Seuffa 56 Nr 464). Für den Fall einer Geſamtvertretung vgl. $ 166 A 3 (Geſamtvollmacht). 
3. Aufforderung zur Genehmigung. An ſich iſt das Recht zur Genehmigung nicht befriſtet. 
Das Geſetz gibt jedoch dem Vertragsgegner ein Mittel, den endgültigen Zuſtand herbeizuführen. 
Er kann nämlich den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmigung auffordern, und zwar 
mit der Folge, daß der Aufgeforderte ſich alsdann mit Wirkung nur ihm gegenüber zu erklären 
vermag, und daß ſogar eine zuvor dem Vertreter gegenüber bereits abgegebene Erklärung noch 
nachträglich unwirkſam wird. Vgl. 108 A 2. Die Genehmigung muß auch innerhalb der Aus⸗ 
ſchlußfriſt von 14 Tagen nach Empfang der Aufforderung erklärt werden, widrigenfalls anzu⸗ 
nehmen iſt, daß fie verweigert wurde. Die Aufforderung dient gegebenenfalls zugleich zur Klar⸗ 
ſtellung des Verhältniſſes des Geſchäftsgegners dem Vertreter gegenüber gemäß $ 178 (daſ. A J). 
4. Beweislaſt. Wer im Falle des § 177 die Wirkſamkeit des Vertrags geltend machen will, 
hat die Vorausſetzungen hierfür zu beweiſen, mithin die rechtzeitige Genehmigung. Der andere 
Teil könnte einwandsweiſe den zuvor erfolgten Widerruf nach § 178 nachweiſen. Falls der Ver⸗ 
tretene deſſen Wirkungsloſigkeit behaupten will, hat er den Beweis für die Kenntnis des Ver⸗ 
tragsgegners zu erbringen ($ 178 A 1). 
§ 178 
Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe 
berechtigt, es ſei denn, daß er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags gekannt hat. Der Widerruf kann auch dem Vertreter 


gegenüber erklärt werden 1). 
61 123 II 145; M 1 248; P 1 184ff. 
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1. Vgl. 8109. Eine Gebundenheit des Vertragsgegners beſteht vor erteilter Genehmigung 
grundſätzlich nicht. Er hat vielmehr regelmäßig das Recht des Widerrufs. Seine Gebunden⸗ 
heit beſteht aber von vornherein, wenn er, gleichviel infolge welchen Vorgangs, den Mangel 
der Vertretungsmacht bei der Vornahme des Geſchäfts gekannt hat. Die Gebundenheit wird 
endlich eine unbedingte und dauernde (nach § 177), ſobald der Vertretene durch Genehmigung 
des Geſchäfts (vor erfolgtem Widerrufe) jenes damit wirkſam gemacht hat. Denn die Genehmi⸗ 
gung wirkt auf den Zeitpunkt der Vornahme des Geſchäfts zurück (§ 184). Die Genehmigung 
bildet alſo die Grenze für den Widerruf, wie anderſeits der voraufgegangene Widerruf das Recht 
zur Genehmigung ausſchließt (RG JW 1929, 294412). — Der Widerruf bedarf an ſich keiner 
Begründung, die Erklärung muß aber den Willen erkennen laſſen, die auftragsloſe Geſchäfts⸗ 
fg ng ats rechtlich unwirkſam und den Vertrag ſonach als nicht abgeſchloſſen gelten zu laſſen 
R 102, 25). 


s 179 
Wer als Vertreter einen Vertrag geſchloſſen hat, ift, ſofern er nicht feine 
Vertretungsmacht nachweiſt, dem anderen Teile nach deſſen Wahl zur Er- 
üllung oder zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn der Vertretene die Ge- 
nehmigung des Vertrags verweigert ). 5 
Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, fo 
iſt er nur zum Erſatze desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere 
Teil dadurch erleidet, daß er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht 
über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches der andere Teil an der Wirk- 
ſamkeit des Vertrags hat 2). 0 
Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Ver⸗ 
retungsmacht kannte oder kennen mußte. Der Vertreter haftet auch dann 
nicht, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, es ſei denn, daß er 
mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters gehandelt hat 2) °). 
E 125 11 146; M 1 243 ff.; P 1 166ff. N 
1. Verpflichtung des auftragsloſen Vertreters dem Geſchäftsgegner gegenüber. Sie hat 
dur Vorausſetzung, daß jemand beim Abſchluſſe eines Vertrags als Vertreter eines andern auf- 
getreten iſt, das Vorhandenſein aber der Vertretungsmacht, gleichviel ob ſie beſtand oder nicht, 
1 nachweiſt oder nicht nachzuweiſen vermag. Weitere Vorausſetzung iſt, daß der Vertrag an 
590 fur ſich zwar zum Abſchluſſe gekommen iſt, dem Vertretenen gegenüber jedoch der Wirkſam⸗ 
% aus dem Grunde entbehrt, weil es an der Vertretungsmacht tatſächlich fehlte, oder weil der 
mertteter den ihm obliegenden Nachweis der Vertretungsbefugnis nicht erbringt. Für die An⸗ 
biendbarkeit des $ 179 iſt daher niemals Raum, wenn der Vertretene den Vertrag genehmigt, da 
dbrurch die Unwirkſamkeit des Vertrags gemäß $ 177 auf alle Fälle beſeitigt wird. Voraus ⸗ 
de des § 179 ift demnach auch, daß der Vertreter feine Genehmigung auf die Aufforderung 
Ber Geſchäftsgegners gemäß $ 177 (daſ. Art 3) verweige. $ 179 kann auch auf Fälle, in denen ein 
Be trag ſchon aus anderen Gründen als wegen Mangels der Vertretungsmacht unwirkſam iſt, 
Ebb angewendet werden (MG Warn 1926 Nr 152; R 29. 6. 23111 540/22; OLG 44, 138). 
be "fo nicht auf den Fall, daß der Vertreter die Genehmigung des Vertretenen ausdrücklich vor⸗ 
dezenten hat (3% 7. 10. 24 VII 912/23). Falls alle Vorausſetzungen erfüllt find, gibt das Geſetz 
58 Geſchäftsgegner einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Vertreter, und zwar nach 
Alager Wahl (55 262 ff.) auf Erfüllung oder auf Schadenserſatz. — Die Ausübung des 
8 Neechts des erſatzberechtigten Vertragsgegners beftimmt fich nach den Grundjägen vom Wahl- 
zalbverhältniſſe (vgl. die 88 262 ff.). Büßt der Vertragsgegner das Wahlrecht ein, wenn der 
R 287 Pele Vertreter die Leiſtung anbietet? Das wird zu bejahen ſein, da der Glaubiger nach 
Jae! die Leiſtung ohnehin auch von einem Dritten annehmen muß (a. M. HRR 1932 Nr 2237). 
die Erfüllung des Vertrags gefordert, ſo bedeutet das nicht, daß der Vertreter dadurch zur 
zur Tagöpartei wird, oder daß dadurch ein Vertrag zwiſchen dem Vertreter und dem andern 
der ade käme; es bedeutet vielmehr nur, daß der Vertreter nunmehr eben das zu leiſten hat, was 
hät Vertretene ſelbſt im Falle der Wirkſamkeit des Vertrags auf Grund dieſes zu leiſten gehabt 
vor Fand bezweckt ſonach nur eine Art bon Intereſſenausgleichung (reparatio damni; Vorbem 5 
en 5.249), Das Zuſtandekommen eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen dem Geſchäftsgegner und 
5 Vertreter läßt ſich, da der Vertreter im Sinne des § 179 nicht in eigenem Namen, ſondern 
128 eines andern verhandelt haben muß, ſchlechterdings nicht annehmen (zuſtimmend RG 
e 126; a. A. Planck Anm 4b, wonach der Vertreter an Stelle des Vertretenen in den Vertrag 
Antreten muß). Demnach iſt auch die andere Annahme ausgeſchloſſen, als könnte der haftende 
neter, falls der Geſchäftsgegner von ihm die Erfüllung fordert, nun auch ſeinerſeits Erfüllung 
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verlangen. Da jedoch bei gegenfeitigen Verträgen Leiſtung und Gegenleiſtung durch einander 
bedingt ſind, ſo folgt hieraus wenigſtens ſo viel, daß gegebenenfalls auch dem haftenden Vertreter 
die Rechtsbehelfe aus den $$ 320 ff. zuſtehen. Hat bei einem gegenseitigen Vertrage der Geſchäfts⸗ 
gegner die Erfüllung gewählt, fo iſt ihm damit nicht der Weg des § 326 verſchloſſen; er kann viel- 
mehr, wenn der vollmachtloſe Vertreter mit der Erfüllung in Verzug gerät, nach entſprechender 
Friſtbeſtimmung gegebenenfalls Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (RG 120, 126). 
Iſt der auftragsloſe Vertreter nach der Natur der Leiſtung als einer unvertretbaren, fie an Stelle 
des Vertretenen zu erfüllen außerſtande, dann iſt der Vertragsgegner auf den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch beſchränkt ($ 265). — Der Anſpruch auf Schadenserſatz regelt ji) hier nicht nach den 
89 249 ff. Da nämlich gemäß $ 249 der nämliche Zuſtand herzustellen fein würde, der beſtünde, 
wenn das ſchädigende Ereignis nicht eingetreten, der Vertrag alſo dem Vertragsgegner gegen⸗ 
über wirkſam zuſtande gekommen wäre, jo führte die Zuſtandsherſtellung gemäß § 249 zu einem 
Ergebniſſe, das der in $ 179 vorausgeſetzten Sachlage gerade widerſprechen würde. Der Fall des 
§ 179 iſt eben der, daß der Vertrag nicht wirkſam zuſtande kommt, und bei der Art der Geltend⸗ 
machung des Erſatzanſpruchs muß mithin ebenfalls gerade von dieſem Tatbeſtande ausgegangen 
werden. Der Schaden umfaßt ſonach lediglich das negative Intereſſe bis zur Höhe des Erfüllungs⸗ 
intereſſes, und zwar greift hier der Geſichtspunkt einer culpa in contrahendo Platz, und der 
Schaden beſteht daher lediglich in dem Unterſchiede zwiſchen der Vermögenslage für den Fall der 
Wirkſamkeit des Vertrags und anderſeits feiner Unwirkſamkeit (RG 95, 60: 58, 327; 59, 157; 
1 5 8 a. M. HRR 1932 Nr 2237). Auch die abſtrakte Schadensberechnung iſt zuläſſig 
(RG 58, 327). 

Anwendbar iſt $ 179 ſowohl im Falle des Handelns auf Grund angeblich geſetzlicher (RG 
104, 193) wie angeblich ge willkürter Stellvertretung; ſtets iſt er aber auf den Fall der Stellver⸗ 
tretung zu beſchränken, daher nicht auch auf den Fall der bloßen Übermittlung im Sinne des $ 12⁰ 
auszudehnen. Nach $ 179 beſtimmt ſich z. B. die Haftung des früheren Inhabers oder Mit- 
inhabers eines geſchäftlichen Unternehmens, wenn er Dritten gegenüber wie ein Inhaber oder 
Mitinhaber aufgetreten iſt (RG 24. 6. 31 1 359/30). Anwendbar ift § 179 auch dann, wenn ein ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter in Überſchreitung der nach außen hin in gewiſſer Weife eingeſchränkten Ver⸗ 
tretungsmacht handelt, beiſpielsweiſe der Vertreter einer Gemeinde (RG Warn 1914 Nr 1; vgl. 
auch 1926 Nr 152; R6 Seuff A 82 Nr 57; RG HR R 1928 Nr 1396). Die Grundſätze des $ 179 müſſen 
im übrigen nach dem Rechtsgedanken und nach dem Zwecke des Geſetzes auch dann Platz greifen, 
wenn der Vertreter vorſpiegelt, Vollmacht von jemand erhalten zu haben, der überhaupt nich 
oder nicht mehr exiſtiert. Der Wortlaut des Geſetzes ſchließt dieſe Annahme jedenfalls nicht aus, 
umfaßt vielmehr nach feiner uneingeſchränkten Faſſung unterſchiedslos alle Fälle, in denen der Ver 
treter einer Vollmacht entbehrt, mithin auch den, daß er die fälſchlich vorgeſpiegelte Vollmacht über“ 
haupt nicht haben kann, weil der angebliche Vollmachtgeber gar nicht vorhanden iſt. Anderſeits 
fehlt auch jeder innere Grund dafür, daß der $ 179 nur für ſolche Fälle gegeben ſein könnte, in 
denen ſich der Vertreter als Bevollmächtigter einer wirklich vorhandenen Perſönlichkeit ausgibt. 
Insbeſondere iſt nicht erſichtlich, weshalb der als Vertreter Auftretende in dem hier fraglichen 
Sonderfalle beſſer geſtellt ſein ſollte, als dann, wenn er ſonſt das Vorhandenſein einer Vollmacht 
fälſchlich vorgibt. Der gegen die Anwendung des 9 179 angeführte Grund (RG Recht 09 Nr 1841; 
Staudinger A 3a), daß der namens einer nicht vorhandenen Perſon abgeſchloſſene Vertrag nichtig 
ſei, iſt hier um deswillen ohne Tragweite, weil der § 179 den falsus procurator überhaupt nicht 
aus dem Vertrage haften läßt lebenſowenig wegen Verſchuldens RG 60, 345), ſondern auf Grund 
der von ihm durch das Auftreten als Vertreter eines andern übernommenen Ge währpflicht, 
mithin aber entſprechend zugleich aus der Gewährpflicht für das Vorhandenſein der angeblich 
vertretenen Perſönlichkeit. Auch wenn der Dritte die Erfüllung wählt, iſt dieſer Anſpruch gerade 
deshalb begründet, weil der falsus procurator die Möglichkeit des Wirkſamwerdens des Vertrag⸗ 
zwiſchen dem Dritten und dem angeblich Vertretenen durch ſein Verhalten vereitelt hat. In R 
106, 68 wird die entſprechende Anwendbarkeit des $ 179 ſowohl für den hier erörterten Fall, daß 
die angeblich vertretene Perſon nicht exiſtiert, als auch für den Fall anerkannt, daß ſie eiſtiert, 
aber zum Abſchluſſe eines Geſchäfts von der Art, wie es in ihrem Namen vorgenommen wurde, 
rechtlich nicht befähigt iſt. In entſprechender Anwendung des § 179 haftet ein Teſtamentavor, 
ſtrecker, der einem Dritten bei Erteilung der Vollmacht zum Verkauf eines Nachlaßgrundſtuck 
Vollmachtsurkunde nebſt dem Teſtamentsvollſtreckerzeugnis ausgehändigt, bei Erlöſchen der 
Teſtamentsvollſtreckereigenſchaft aber nicht wieder abverlangt hat, demjenigen, der das Grund⸗ 
ſtück ſpäter von dem Dritten gekauf hat (RG 15. 3. 33 V 450/32). 0 pft 

Nicht anwendbar iſt § 179, wenn jemand für einen andern handelt, als den er ſich ſelbſt 
falſchlich ausgibt, weil in ſolchem Falle ſchon an ſich eine Stellvertretung nie mals in Frage kommen 
zaun (dich 38, 179). Unanwendbar ift $ 179 ferner, wenn ein Angeſtellter Karten, die die Unten 
ſchrift des Geſchäftsherrn tragen, auftragswidrig ausgefüllt deſſen gutgläubigem Vertragsgegwie 
zugehen läßt; hier kann nur Anfechtung nach $ 119 helfen RG 105, 183). Unanwendbar iſt aft 
Vorſchrift auch, wenn vor der Eintragung einer Geſellſchaft m. b. H. oder einer Atttengeſelldez 
namens der Geſellſchaft gehandelt wird. In dieſen Fällen kommt es auch auf die Kenntnis de 
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nach dem Geſetze eine unbedingte ($ 11 Abſ 1 u. 2 GmbHG, § 200 Abſ 1 Satz 2 HGB). Der 
Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. verpflichtet aber durch fein Rechtsgeſchäft die zu grün⸗ 
dende Geſellſchaft ohne weiteres inſoweit, als die Rechtsgeſchäfte zur Entſtehung der Geſellſchaft 
beſtimmt und erforderlich find (RG 105, 228; 122, 172). 
2. Der Grundſatz des Abſ 1 erleidet Abweichungen nach zwei Richtungen: a) Die Haftung 
des Vertreters beſteht überhaupt nicht (Abſ 3), wenn der Vertragsgegner den Mangel der Ver⸗ 
tretungsmacht gekannt hat oder hat kennen oder erkennen müſſen ($$ 122, 276), und daher bei 
wendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auch erkannt haben würde (RG 104, 194), 
weil er dann die Folgen ſelbſt zu verantworten hat; ebenſowenig beſteht die Haftung dann, wenn 
ber Vertreter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, es ſei denn, daß er mit Zuſtimmung des 
geſetzlichen Vertreters gehandelt hat. Regelmäßig darf man auf das Vorhandenſein der Ver⸗ 
tretungsmacht des Handelnden oder aber auf die Herbeiführung der Genehmigung vertrauen 
(Mot 1, 244); aber unter Umſtänden kann die Sache auch ſo liegen, daß dem Geſchäftsgegner 
al Anſchauungen des gefunden Verkehrs die Erkundigungspflicht obliegt (NG Warn 1914 
Tl). 


Geſchäftsgegners von dem Fehlen der Eintragung nicht an. Die Haftung des Handelnden ift hier 


an b) Die Haftung des Vertreters iſt eine volle überhaupt nur dann (Abſ 1), wenn ihm der 
Mangel der Vertretungsmacht bekannt war. Sie geht dagegen nur auf das negative Intereſſe, 
und zwar nur bis zur Höhe des Erfüllungsintereſſes, falls dem Vertreter jener Mangel unbekannt 
war, Kennenmüſſen kommt hier nicht in Betracht. Über das negative Intereſſe vgl. 8122 A 2. 
Es kann hier auch eine abſtrakte Schadensberechnung eintreten (Unterſchied zwiſchen Kaufpreis 
und Marktpreis; RG 58, 326), und es kann der jog. Vertrauensſchaden auch ſchon dann gefordert 
werden, wenn ſich der Vertragsgegner, auf die Erfüllung des Vertrags vertrauend, im Intereſſe 
eines allgemeinen Geſchäftsbetriebs, um ſeinen Kundenkreis befriedigen zu können, anderweit 
eindeckte; es iſt auch nicht einmal erforderlich, daß er ſich zur Lieferung ſolcher Waren nach anderer 
Seite ſchon gebunden hatte (RG Gruch 51, 903). 
e) Hat der Vertreter den Vertrag ausdrücklich von der Genehmigung des Vertretenen ab⸗ 
gängig gemacht, dann liegt der Fall eines bedingten Rechtsgeſchäfts vor (§ 158), und von einer 
aftung des Vertreters kann auch hier im Zweifel keine Rede ſein (RG 4. 3. 14 V 192/13; 7. 10. 24 
U 912/23; vgl. auch $ 178 A J). 

. Beweislaſt. Der vom Vertreter Erfüllung oder Schadenserſatz fordernde Vertragsgegner 
muß beweiſen, daß der Vertreter namens eines andern verhandelt hat, daneben auch behaupten, 
daß der Vertretene die Erteilung der Vollmacht leugnet, oder daß er die Genehmigung verweigert 
Ken oder daß dieſe als verweigert anzuſehen ift. Sache des in Anſpruch genommenen Vertreters 

dre es, demgegenüber die Vertretungsmacht nachzuweiſen (RG JW 02, 36523), oder andernfalls 
3 beweiſen, daß der Vertragsgegner ihr Nichtvorhandenſein gekannt hat; oder daß er (der Ver⸗ 
Au) in ſeiner Geſchäftszeit beſchränkt war, während demgegenüber der Vertragsgegner die 
aſcanmung des geſetzlichen Vertreters zu beweiſen hätte; wendet der Vertreter nur beſchränkte 
Haftung ein, ſo muß er beweiſen, daß er den Mangel der Vertretungsmacht ſelbſt nicht gekannt hat. 


8 180 
8 Bei einem einfeitigen Nechtsgeſchäft iſt Vertretung ohne Vertretungs- 
U unzuläſſig. Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber ein ſolches Rechts- 
geschäft vorzunehmen war, die von dem Vertreter behauptete Vertretungs⸗ 
wacht bei der Vornahme des Nechtsgeſchäfts nicht beanſtandet oder iſt er 
damit einverſtanden geweſen, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht 
gandele, fo finden die Vorſchriften über Verträge entſprechende Anwendung ). 
8 gleiche gilt, wenn ein einſeitiges Nechtsgeſchäft gegenüber einem Ver⸗ 
wird ohne Vertretungsmacht mit deſſen Einverſtändniſſe vorgenommen 
1 

1 ER II 148; M 1 24aff.; P 1 167ff. 
„gl. S177 A 1. Das einjeitige Rechtsgeſchäft (Vorbem 1 vor $ 116) bleibt im Falle auftrag- 
rler Geſchäftsführung grundſätzlich überhaupt wirkungslos, jo daß es auch im Wege der Beſtäti⸗ 
ing nut im Falle feiner erneuten Vornahme Wirkſamkeit erlangen kann ($ 141), und auch für die 
nehmigungslage im Sinne des $ 177 (A 2, 3) kein Raum ift. Dieſer Grundfaß ift auch anwend⸗ 
en eine Vollmacht unzureichend war (RG 66, 430). — Die Regel des Saß 1 iſt je doch keine 
bedingte; fie kann durch das im Geſetze vorgeſehene Verhalten des paſſiv Beteiligten, jo des 
mahıten Schuldners, mit der Folge befeitigt werden, daß an ihre Stelle die Vorſchriften über 
bernage (8$ 177, 178, 179) treten. Die vom Vertreter behauptete Vertretungsmacht iſt nicht 
yungatandet, wenn weder Vorlegung einer Vollmachtsurkunde verlangt, noch das Geſchäft 
ugewieſen wird (§ 174). Dabei iſt vorausgeſetzt, daß Vertreter und Erklärungsempfänger 

cd, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Degg.) 20 
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von derſelben Art der Vertretungsmacht, alſo entweder einer rechtsgeſchäftlichen oder einer 
geſetzlichen, ausgehen (RG JW 04, 5745). Hat der Vertreter ohne Vertretungsmacht dem näm⸗ 
lichen Dritten gegenüber nacheinander zunächſt einen Vertrag abgeſchloſſen und daraufhin ein 
einſeitiges Rechtsgeſchäft vorgenommen (Mietvertrag⸗Kündigung), und hat der Geſchäftsgegner 
die Vornahme des letzteren Geſchäfts nicht beanſtandet, ſo wird auslegungsweiſe angenommen 
werden können, daß er ſich auch hinſichtlich des Vertrags des Widerrufsrechts aus 8 177 begeben hat. 

Eine Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht, entſprechend derjenigen aus 
$ 179, iſt in § 180 nicht vorgeſehen, da die Vornahme des Geſchäfts als unwirkſam hingeſtellt 
wird. Sie kann mithin höchſtens nach den allgemeinen Grundſäzen von unerlaubten Hand⸗ 
lungen (§§ 823ff.) begründet werden. Der § 179 muß aber Platz greifen, falls der Geſchäfts⸗ 
gegner die Vertretung nicht beanſtandet und der Vertreter der Vertretungsmacht entbehrte. 
Iſt der Geſchäftsgegner mit der Vertretung ohne Vertretungsmacht einverſtanden, dann iſt der 
Vertreter nach § 179 Abſ 3 Satz 1 haftfrei. 

2. Das gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungsmacht vorgenommene einſeitige Rechts⸗ 
geſchäft (z. B. Kündigung) iſt für den Vertretenen ſelbſtverſtändlich unverbindlich. Satz 3 will 
nur beſagen, daß das einſeitige Rechtsgeſchäft genehmigungsfähig iſt (88 177ff.), falls der 
Erklärungsempfänger durch das im Geſetze vorausgeſetzte Einverſtändnis die (paſſive) Stell⸗ 
vertretung übernommen hat (§ 164 Abſ 3). 

3. Die Beweislaſt. Wer die Wirkſamkeit des einſeitigen Geſchäfts geltend macht, hat die 
Vorausſetzungen hierfür nachzuweiſen, alſo das Einverſtändnis oder die Nichtbeanſtandung, 
wobei jedoch genügen muß, daß Tatſachen dargetan werden, aus denen das Einverſtändnis zu 
folgern iſt. Sache des Gegners wäre es, demgegenüber nachzuweiſen, durch welche Erklärung 
er die Vornahme des Geſchäfts beanſtandet habe, und daraufhin gegebenenfalls Sache des andern 
Teiles, die Verſpatung der Beanſtandung ($ 174) darzutun. 


8 181 


1) Ein Vertreter kann, ſoweit nicht ein anderes ihm geſtattet iſt ), im Namen 
des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten 
ein Nechtsgeſchäft nicht vornehmen, es ſei denn, daß das Nechtsgeſchäft aus“ 
ſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſteht 2). 

E II 149; M 1 224ff.; P 1 174ff.; 2 73ff. 

1. Verhandeln des Vertreters mit ſich ſelbſt. Der Rechtsgedanke der Vorſchrift iſt der, 
daß in allen Fällen des Verhandelns mit ſich ſelbſt mit der Gefahr widerſtreitender Intereſſen 
zu rechnen iſt und danach die Rechtsſicherheit gefährdet ſein kann, dieſen Übelſtänden mithin 
durch die Vorſchrift vorgebeugt werden ſoll (R 68, 175 und die dort wiedergegebene Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Vorſchrift). — Möglich ſind hier zwei Fälle: Der Vertreter eines andern ſchließt 
für ſich ſelbſt und zugleich namens des Vertretenen ab; oder jemand vertritt zwei verſchiedene 
Perſonen und verhandelt in ſich namens dieſer beiden. Die Beſtimmung trifft im übrigen zwei⸗ 
feitige wie auch empfangsbedürftige einſeitige Rechtsgeſchäfte. Bei den letzteren ſpielt hier auch 
die etwaige Befugnis des Vertreters zur Erteilung der Einwilligung ($ 182) namens 
des Vertretenen eine beſondere Rolle. Es fragt fi nämlich, ob $ 181 auch dann Platz greift, 
wenn jemand dem von ihm in eigenem Namen mit einem andern abgeſchloſſenen Vertrage 
zugleich namens desjenigen Dritten die Genehmigung erteilt, von deſſen Zuſtimmung die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags oder der Verfügung gemäß $8 182ff. abhängig iſt. Beiſpielsweiſe A tritt 
in eigenem Namen und durch Verhandeln mit ſich ſelbſt dem B die Forderung ſeines Vollmacht 
gebers C ab, und erklärt hierzu namens des C, den er zu vertreten an ſich berechtigt iſt, deſſen 
Zuſtimmung. Erklärt er die erforderliche Zuſtimmung namens des Dritten (O) ſich ſelbſt gegen“ 
über, dann kann an der Anwendbarkeit des § 181 kein Zweifel beſtehen. Sein Fall wäre un 
mittelbar gegeben. Wie aber, wenn der Vertreter die Zuſtimmung gegenüber ſeinem Vertrags 
gegner (B) erklärt, da doch ein Fall des Verhandelns mit ſich ſelbſt äußerlich hier überhaupt nicht 
vorzuliegen ſcheint? Die Frage könnte aus dem allgemeinen Rechtsgedanken des § 181: der Ge⸗ 
fahr widerſtreitender Intereſſen vorzubeugen (R 68, 175), bejaht werden. So auch die frühe re 
Auflage, in der ausgeführt iſt: Die Wirkung der Genehmigung ſei die nämliche, gleich“ 
viel ob der Vertreter die Zuſtimmung ſich ſelbſt oder dem Vertragsgenoſſen gegenüber erklärt 
($ 182), und es wäre doch nicht richtig, hinſichtlich der Anwendbarkeit des § 181 trotzdem ledig. 
lich auf die Verſchiedenartigkeit der äußeren Vorgänge, mittels deren die Wirkung herbeigeführt 
wird, das entſcheidende Gewicht zu legen. Auch dürfe es ſchwerlich in das Belieben eines Ver⸗ 
treters geſtellt fein, der zugunſten des zu Vertretenden gegebenen Geſetzesbeſtimmung gefliſſent 
lich dadurch auszuweichen, daß er die Erklärung nicht ſich ſelbſt, ſondern dem Vertragsgenoſſen 
gegenüber abgibt. Endlich aber ſei gegebenenfalls das Schwergewicht der Vorſchrift des § 194 
überhaupt nicht auf die Erklärung der Zuſtimmung, ſondern auf die Tatſache der Zuſtimmung 
ſelbſt zu legen, da doch die Erklärung nur die Zuſtimmung zum äußeren Ausdrucke bringe, DEN 


Vertretung Vollmacht §8 180, 181 307 


jenige Umſtand dagegen, der die in § 182 vorgeſehene Wirkung hervorruft, allein die Zuſtimmung 
ſelbſt ſei. Stehe nun aber die Tatſache der Zuſtimmung (des Dritten) ebenſowohl dann in Frage, 
wenn ſie von ſeinem Vertreter dem Vertragsgegner gegenüber erklärt werde, wie dann, wenn 
der Vertreter ſie ſich ſelbſt gegenüber erteile, ſo ſcheine es auch aus dieſen Gründen nicht richtig, 
dei der Anwendbarkeit des § 181 einen Unterſchied zu machen je nach der verſchiedenen Richtung 
der Erklärungsabgabe. Das Reichsgericht hat indeſſen in RG 76, 89 (zuſtimmend Planck A leg; 
a. M. KG in OLG 43, 358) den gegenteiligen Standpunkt vertreten und auch ſonſt in ſtändiger 
Rechtſprechung betont, daß es im Sinne des $ 181 nicht auf die zugrunde liegenden Intereſſen, 
ondern auf die Art des Zuſtandekommens der Rechtsgeſchäfte ankomme (RG 103, 418; vgl. 
ferner R& 71 S. 164, 219; 101, 73; 102, 411; 108, 405; R& FW 1931, 22295; RG Warn 1915 
Rt 179). Dem dürfte, unbeſchadet der Folgen einer von den Beteiligten beabſichtigten Schädigung 
des Vertretenen, nach der Faſſung des Geſetzes beizutreten fein. — Zu Zweifeln hinſichtlich 
der Anwendbarkeit des § 181 geben auch die Fälle Anlaß, in denen es nach dem Geſetze möglich 
it, rechtsgeſchäftliche Erklärungen mit Wirkung für einen Dritten dem Grundbuchamte 
gegenüber abzugeben ($$ 873 Abſ 2, 875 Abi 2, 1183 Satz 2). Beiſpielsweiſe fragt es ſich, 
ob der Hypothekengläubiger, der die Löſchung ſeiner Hypothek bewilligt, zugleich als Vertreter 
des Eigentümers in deſſen Namen dem Grundbuchamte gegenüber gemäß $ 1183 die Zuſtimmung 
der Löſchung wirkſam erklären kann. Auch dieſe Frage dürfte entgegen der früheren Auflage 
zu bejahen ſein. Entſcheidend iſt auch hier, an wen die Erklärungen gerichtet find, Der Hypo⸗ 
thekengläubiger handelt allerdings teils im eigenen, teils im fremden Namen, aber nicht mit 
fig ſelbſt (fo auch Planck A 10 8). Dagegen iſt es unzuläſſig, daß der Bevollmächtigte für fich 
900 dem Grundſtücke des Vollmachtgebers eine Hypothek beſtellt (R 89, 371). Das Grund- 
buchamt darf ſeinem Antrage nicht ſtattgeben. Alle Rechtsveränderungen im Gebiete des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts ſetzen in der Form der Einigung einen dinglichen Vertrag voraus ($ 873), und dieſer 
ertrag kann nur durch Einigung zwiſchen den beiden materiell Beteiligten zuſtande kommen 
05 ad.) Alle erörterten Fälle find indeſſen ſtreitig (vgl. Güthe, Grundbuchordnung, 

2 Aufl. Bd. 2 S. 1697). Das Grundbuchamt in Fällen der bezeichneten Art (88 873 Abſ 2, 
= Abſ 2, 1183 Abſ 2) als Vertreter des Eigentümers anzusehen, iſt für den Regelfall unzu- 
Elo, da das Grundbuchamt die Erklärungen kraft eigener Befugnis, nicht aber namens des 
daß beamer entgegennimmt (Prot 3, 86 JI). Der $ 181 ſchließt es für den Regelfall auch aus, 
aß der Vertreter namens des vertretenen Eigentümers einem Dritten eine Hypothek beſtellt 
und zugleich namens des Dritten die zum Rechtserwerbe erforderliche Einigung zuſtande bringt 
ol. N 89, 369). — Die Frage, ob der Vertreter die Anwendung des $ 181 dadurch hindern 
Benz daß er behufs Verhandlung mit dem Vollmachtgeber einen Dritten als weiteren 
5 utreter des Vollmachtgebers beftellt, wird für die Regel zu verneinen fein. Schließt jetzt 
— Sebollmächtigte mit dem von ihm beſtellten Unterbevollmächtigten ab, ſo liegt zwar äußer⸗ 
die en Fall des Verhandelns in ſich ſelbſt nicht vor, $ 181 ift daher unmittelbar nicht anzuwenden: 
efahr widerſtreitender Intereſſen, der er vorbeugen will, genügt nicht, ſeine Anwendung 
Unte rtigen. In Wahrheit aber handelt es ſich regelmäßig um eine mit der Erteilung der 
Rech tooltmacht beabſichtigte Umgehung des Geſetzes und das auf dieſer Grundlage vorgenommene 
N 1918geſchäft kann keine größere Wirffamteit haben als ein unmittelbar den Tatbeſtand des 
1 81 erfüllendes (RG 56, 104). Bieten aber die Umſtände des Falles keinen Anhalt für die 
icht einer Umgehung des Geſetzes und beabſichtigen die Beteiligten auch ſonſt nicht etwa 

3 gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe unter Mißbrauch ihrer Vertretungsmacht 
55 Umachtgeber zu ſchädigen (§ 826), jo ſteht nichts im Wege, daß der Unterbevollmächtigte 
bat amen des Machtgebers mit dem Bevollmächtigten, von dem er die Untervollmacht erhalten 
Welker e Rechtsgeſchäfte abſchließt; fo wenn die Untervollmacht ſchon zu einer Zeit erteilt 
Bei iſt, als an das vorgenommene Rechtsgeſchäft noch nicht gedacht wurde (RG 108, 405). 
Bolt ders läge der Fall natürlich dann, wenn in der Ermächtigung des Bevollmächtigten zur 
— . eines weiteren Vertreters gelegentlich zugleich die Geſtattung zu finden wäre, mit 
Vertee zu verhandeln. Dann wäre für $ 181 ſchlechthin kein Raum. Falls der Dritte nur aut 
a Fl des Vertreters berufen wäre und dann mit dieſem abſchlöſſe, läge die Sache nich 
er Pe als wenn der Vertreter mit ſich ſelbſt verhandelte. Kein Fall des $ 181 liegt vor, wenn 
erte vollmächtigte mit einem Dritten abſchließt, der ohnehin, etwa als Prokuriſt, ſchon at 
ſich ſcetung des Vollmachtgebers berechtigt war (NG 89, 371). Ein Fall des Verhandelns mi 
te ſelbſt liegt nicht vor, wenn der Vertreter im eigenen Namen und zugleich namens des Ver. 
127 len mit einem Dritten einen Vertrag abſchließt; er ift dazu vielmehr ſchlechthin befugt er 
It 103; RG Warn 1912 Nr 399; RAG 11. 2. 31, 451/30). Auch ein Intereſſenwiderſtreit kann 
ſerktaunbeſchadet der Folgen eines Mißbrauchs der Vollmacht, die Anwendung des $181 nicht recht. 
— (RG JW 1931, 22295). Desgleichen ift $ 181 nicht anwendbar, wenn der Prokuriſt einer 
ſich he auf einen von ihm auf die Firma gezogenen Wechſel das Alzept der Firma ſetzt, weil es 
1 — nicht um ein vom Prokuriſten mit ſich in eigenem Namen vorgenommenes Rechtsgeſchäft 
der Ve (RG Gruch 63, 84). — Die Anwendbarkeit des $ 181 wird nicht dadurch berührt, daß 
ertreter ein von ihm als ſolchem gemachtes Angebot zu einer Zeit annimmt, in der ſeine 

20* 


zu re 


308 Allgemeiner Teil Rechtsgeſchäfte 


Vertretungsbefugnis aufgehört hat (RG HAN 1928 Nr 105). Ein Anwendungsfall des $ 181 
iſt auch dann gegeben, wenn die gleiche Perſon auf der einen Seite als einzelner oder als Einzel⸗ 
vertreter, auf der andern Seite mit andern zuſammen in Geſamtvertretung ſteht (RG 89, 373; 
RG 23 1926, 4388). — Nicht unter $ 181 gehört der Fall, daß zwei Vertreter der nämlichen 
Perſon, wie etwa zwei verſchiedene Verwaltungsſtellen des Staates, eine Vereinbarung ver⸗ 
mögensrechtlicher Art treffen; hier handelt es ſich nicht um rechtsgeſchäftlichen Verkehr, ſondern 
nur um rechnungsmäßige Verwaltungsakte (RG FW 1927, 28499). 

Die Tragweite des Grundſatzes „kann nicht“. Für die unter das Geſetz gehörenden Fälle 
iſt beſtimmt, daß der Vertreter das Rechtsgeſchäft nicht vornehmen „kann“, ſoweit nicht einer 
der beiden vorgeſehenen Ausnahmefälle (A 2) vorliegt. Zu Zweifeln über die Tragweite der 
Beſtimmung gibt der Ausdruck, „kann nicht“ Anlaß (vgl. $ 134 A 1). Findet man in ihm ein Ver⸗ 
botsgeſetz, ſo hätte ein Zuwiderhandeln ohne weiteres Nichtigkeit zur Folge. Dieſer Stand⸗ 
punkt, den vormals auch das Reichsgericht vertrat (RG 51, 422), iſt jedoch nicht richtig. Es ent⸗ 
behrt jedes inneren Grundes. Das Geſetz will vielmehr beſagen: In der Vertretungsmacht liegt 
nicht ohne weiteres die Befugnis zum Abſchluſſe mit ſich ſelber, und ſie „kann“ in ihr insbeſondere 
auch deshalb nicht ohne weiteres gefunden werden, weil von vornherein mit der Möglichkeit 
ſich widerſtreitender Intereſſen zu rechnen ift. Der Vertreter, der trotzdem mit ſich ſelbſt ab⸗ 
ſchließt, handelt mithin regelmäßig außerhalb der Grenzen ſeiner Vertretungsmacht. Dieſes 
Bedenken fällt aber fort, wenn dem Vertreter die Befugnis zum Abſchluſſe mit ſich ſelber vom 
Machtgeber eingeräumt iſt, oder wenn nach dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe das 
Geſetz ſelbſt von dem Bedenken abſehen will; oder endlich, wenn ein ſolches Bedenken nach der 
Art der Geſchäftserledigung an ſich nicht beſtehen kann. Von dieſem Geſichtspunkte aus erklären 
ſich auch folgerichtig die geſetzlichen Ausnahmefälle: die „Geſtattung“ und die ausſchließliche 
Erfüllung einer Verbindlichkeit. Sofern lediglich eine Verbindlichkeit erfüllt wird, kann ſchon 
aus dieſem Grunde von widerſtreitenden Intereſſen keine Rede fein. Der gegenwärtige Stand ⸗ 
punkt des Reichsgerichts iſt ebenfalls der, daß unbefugtes Selbſtkontrahieren bei gewillkürter 
Stellvertretung genau zu beurteilen iſt wie eine Überſchreitung der Vollmacht, ſo daß das 
Rechtsgeſchäft nicht nichtig, ſondern genehmigungsfähig ift im Sinne des § 177 (RG 56, 104; 
67, 51; 68, 37; 89, 374; 93, 337; 108, 406; JW 1928, 20131; Warn 08 Nr 602). Gemäß RG 103, 
418 enthält der $ 181 kein Verbotsgeſetz. Das gleiche muß aber im Falle der geſetzlichen Ver ⸗ 
tretung (j. auch unten) gelten (RG JW 1924, 18625). Die Frage der Befugnis zum Selbſt⸗ 
kontrahieren ift auch nicht von jo weittragender Bedeutung, daß eine abweichende Regelung 
ausländiſchen Rechtes im Sinne des Ech Art 30 gegen den Zweck des deutſchen Geſetzes ver“ 
ſtoßen würde (RG ZW 1928, 20131). Über die Frage, wann der Vertretene verpflichtet iſt, ein 
vom Vertreter gegen $ 181 mit ſich ſelbſt vorgenommenes Geſchäft zu genehmigen, ſ. RG 110, 214. 

Anwendungsgebiet. Es erſtreckt ſich auf Rechtsgeſchäfte jedes Rechtsgebiets, einſchließlich 
der familienrechtlichen, ſoweit hier die Stellvertretung überhaupt zuläſſig iſt (RG 79, 283), ein 
ſchließlich ferner des Liegenſchaftsrechts (85 873, 929ff.; RG 89, 367), und es umfaßt in gleicher 
Weiſe die aktive wie die paſſive Stellvertretung. Immer aber muß eine Stellvertretung ftatt- 
finden, und daher ift $181 nicht anwendbar bei rein einſeitigen Rechtsgeſchäften. 
Von ſolchen iſt jedoch nicht zu reden, wenn die Willenserklärung dem Grundbuchamte gegen“ 
über behufs Erwerbs eines Rechtes für den Vertretenen, oder behufs Löſchung feines Rechtes 
abgegeben wird. Vgl. oben Anm 1. — Ein Fall des Verhandelns mit ſich ſelbſt liegt ferner 
nicht vor, wenn jemand einen Wechſel in eigenem Namen annimmt, den er als Vertreter 
eines andern auf ſich gezogen hat (RG 77, 139); oder wenn der mit Generalvollmacht verſehene 
Schuldner für feine Schuld im Namen des Vollmachtgebers Bürgſchaft übernimmt (RG 717 
219), weil im erſteren Falle bei der Annahme des Wechſels überhaupt nicht die Vertretung des 
Ausſtellers ſtattfindet, und im andern Falle, beim Bürgſchaftsvertrage, weil der Schuldner eben 
falls nicht mit beteiligt ift. Beſteht eine Geſellſchaft m. b. H. nur noch aus einem Mitglie de, 10 
kann dieſes ſich zwar zum Vorſtande beſtellen, es iſt aber nicht befugt, ſich als Vorſtand zugleich 
die Befugnis zum Verhandeln mit ſich ſelbſt zu erteilen (RG 68, 172). Wenn von mehreren 
Geſellſchaftern einer Geſellſchaft m. b. H., die zugleich Geſchäftsführer mit der Befugnis, die 
Geſellſchaft allein zu vertreten, ſind, nur einer in der die Erhöhung des Stammkapitals 5 
ſchließenden Geſellſchafterverſammlung erſcheint, jo kann er in dieſer nicht für feine Perſon d 
auf das erhöhte Kapital zu leiſtende Stammeinlage übernehmen (RGS 109, 77). — Wer als 2 
treter eines andern mit ſich ſelbſt verhandelnd auf jenen Beſitz und Eigentum bewegliche 
Sachen übertragen will, muß dieſen Willen durch ſolche Tatſachen beſtätigen, die den Eigentum 
übergang auch für andere erkennbar machen (RG 52, 130; 63, 16; 73, 415; 99, 216; 116, er a 
RG Warn 1925 Nr 28; vgl. ferner $ 868 A 6). Zum Abſchluſſe eines Schuldvertrags gene 
es dagegen, wenn der gemeinſchaftliche Vertreter in ſich die Willenseinigung vornimmt, dt — 
folches auch äußerlich zum Ausdrucke zu bringen (R& Gruch 1912, 895). — Der $ 181 9! t d; 
dann auch für den Fall der geſetzlichen Vertretung (RG 71, 163; RG SeuffA 77 "inet 
RO Je 1924, 18629). Insbeſondere auch für den Vormund, ber nicht für mehrere eg 
Mündel als deren beiderſeitiger Vertreter abſchließen kann (vgl. 85 1795, 1630; RG 67, Wil 
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Dazu kann ihn auch das Vormundſchaftsgericht nicht ermächtigen, wie es auch nicht dem Rechts⸗ 
geſchäfte nachträglich durch Genehmigung Wirkſamkeit zu verleihen vermag (RG 71, 162). Der 
Teſtamentsvollſtre cker kann einen andern als Vertreter beſtellen mit der Ermächtigung, 
in des Teſtamentsvollſtreckers Namen mit ſich ſelbſt als Bevollmächtigtem der Erben die Auf- 
laſſung entgegenzunehmen (RG 61, 139). Dieſe Entſcheidung iſt indes bedenklich. Richtig ſcheint 
es vielmehr, den Grundſatz des § 181 entſprechend auch in Anſehung aller derjenigen Per⸗ 
ſönlichkeiten anzuwenden, die zwar auf nicht Grund eines Stellvertretungsverhältniſſes (vgl. 
Vorbem 2 vor $ 164), wohl aber kraft ihrer geſetzlichen Stellung, wie Konkursverwalter, Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, Fideikommißadminiſtratoren (RG 80, 416), mit gleicher Wirkung wie ein Stell⸗ 
vertreter für einen andern wie gegen ihn unmittelbar verbindlich handeln. Notwendig iſt ge⸗ 
trennte Vertretung von Miterben auch bei der Umwandlung Geſamteigentums in einfaches 
Miteigentum (RG 67, 61). Die Anwendbarkeit des $ 181 kann feinem Zwecke nach auch dann 
gegeben ſein, wenn die Stellvertretung von beiden Vertragsparteien nur ſcheinbar auf je eine 
verſchiedene Perſönlichkeit übertragen worden ift, während in Wirklichkeit die Sache anders 
liegt (vgl. R Gruch 58, 176; hier war eine Landbank vom Kläger zum Ankaufe eines Grund⸗ 
ſtücks bevollmächtigt worden, und der Eigentümer, der das Verkaufsangebot machte, bevoll⸗ 
mächtigte zum Vertragsabſchluſſe die Vorſtandsmitglieder der Landbank, worauf das eine Vor⸗ 
tandsmitglied namens der Klägerin und das andere namens des Beklagten den Vertrag ab⸗ 
loß). Unzuläſſigkeit einer Vereinbarung über die Einlöſung von Teilſchuldverſchreibungen 
gegen eine beſtimmte Aufwertung, abgeſchloſſen von der verwahrenden Bank als Vertreterin 
des Eigentümers mit ſich als Einlöſungsſtelle des Schuldners ſ. RG 111, 345. Die Anwendbar⸗ 
leit des § 181 wird endlich auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das Rechtsgeſchäft dem Ver⸗ 
tretenen nur vorteilhaft iſt. Daher kann auch der geſetzliche Vertreter nicht durch Verhandeln 
mit ſich ſelbſt einen Schenkungsvertrag mit dem Vertretenen wirkſam abſchließen (RG Warn 
1910 Nr 414). — Über das Wirkſamwerden eines dem § 181 zuwider vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfts durch Genehmigung vgl. $ 177 A 2. nn 
2. Die Befugnis zum Selbſttontrahieren kann beruhen auf rechtsgeſchäftlicher (auch 
ſtiuſchweigender 36 68, 172; 74, 413; R Warn 1931 Nr 153; RG JW 1932, 39°; 3. 3. 23 
Y 274/22) Erklärung (RG 51, 422; 76, 184, Ermächtigung des Käufers, durch den Eigentümer 
den Verkaufsantrag an ſich ſelbſt zu ſtellen; ZW 1912, 2362, betreffend Verkaufsvollmacht mit 
er Geſtattung, zugleich den Käufer beim Abſchluſſe zu vertreten) oder auf Geſetz (RG 68, 175; 
AA, 165); fo in den Fällen des $ 1009 Abſ 2 (RG 47, 209), ferner der $$ 125, 232 HGB. Nach 
uch 64, 373 kann es für die Annahme einer Geſtattung ſchon genügen, wenn die Zuſtimmung 
ohne Argliſt nicht verweigert werden dürfte. Ein Bankier, der auftragsgemäß Wertpapiere 
— einen Kunden ankauft und ohne Nummerausgabe für ihn verwahrt, führt, wenn er anſtatt 
handen gekommener Papiere andere anſchafft und in die Verwahrung nimmt, den urſprüng ⸗ 
n Kommiſſionsauftrag aus und überträgt daher wirkſam Eigentum auf den Kunden (RG 
a 995 63, 13; vgl. auch RG 121, 50 (Erteilung eines Stückverzeichniſſes), ferner Vorbem 5 
2 § 164 und 8 868 A 5). Bei der Sicherungsübereignung eines Warenlagers einſchließlich der 
W eingehenden liegt ohne weiteres die Ermächtigung für den Übereignenden, die eingehenden 
d aren für den andern in Empfang zu nehmen, und er erwirbt dadurch für ihn Eigentum, ohne 
— es noch eines beſondern Beſitzkonſtituts bedürfte (RG JW 1911, 76221). Verſichert der Ehe 
ann ſeiner Ehefrau gehörige, eingebrachte Sachen auf feinen Namen gegen Brandſchaden, 
— kann er ben ihm erwachſenen Verſicherungsanſpruch durch Verhandeln mit ſich ſelbſt auf 
ne Ehefrau übertragen, und es genügt dazu, daß ſein Wille irgendwie erkennbar in die Er⸗ 
b trat (M& 76, 138). Die Übergabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger kann in 
und Weiſe geſchehen, daß der Eigentümer nach Empfang des Hypothekenbriefs mit ſich ſelbſt 
Ro als Vertreter des Gläubigers gemäß § 181 einen (durch ſchlüſſige Handlungen erkennbaren) 
55 3 855 im Sinne des $ 930 abſchließt (R 73, 415). Das eine Mitglied von mehreren Mitgliedern 
a orſtandes einer eingetragenen Genoſſenſchaft iſt zur Mitwirkung bei Erteilung der Vollmacht 
get ſelbſt befugt (NG 80, 180). Vertrag zwiſchen zwei Geſellſchaften durch Vertreter, die 
ſetli zeitig Vorſtandsmitglieder beider Geſellſchaften find, ſ. RG Warn 1931 Nr 153. Eine ge 
des orſchrift, die dem geſetzlichen Vertreter die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts im Namen 
5 Vertretenen mit ſich im eigenen Namen dann geſtattete, wenn dem Vertretenen daraus 
mir, Vorteile erwachſen, beſteht nicht (M& Warn 1932 Nr 200). Zulaſſig ift eine Doppelbevoll. 
uchtigung in der Weiſe, daß ein Dritter vom Vormund zur Mitteilung der Genehmigung des 
ormundſchaftsgerichts an den Vertragsgegner und von dieſem zur Empfangnahme der Mitteilung 
man tigt wird (MG 121, 30; RG Warn 1922 Nr 98). — Ein Vertrag, durch den ein Bevoll⸗ 
ben hgier auf Grund eingeräumter Befugnis mit ſich ſelbſt abſchließend, zu eigenem Nutzen 
Vollmachtgeber bewußt ſchädigt, iſt nach $ 138 nichtig (RG SeuffA 81 Nr 49). 5 
nen Erfüllung einer Verbindlichkeit umfaßt unterſchiedlos alle Erfüllungsgeſchäfte, 
„gen fie in einer dinglichen Leiſtung oder in Eingehung von ſchuldrechtlichen Verbindlichkeiten 
N. Die Ausnahmebeſtimmung bezieht fi nur auf die Erfüllung von Verbindlichkeiten 


des Vertreters gegenüber dem Vertretenen und umgekehrt (RG Seuffl 77 Nr 62). Voraus⸗ 
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ſetzung iſt ferner ſtets, daß es ſich um eine rechtsverbindliche Schuld (daher beiſpielsweiſe auch 
nur eine formgültige Schenkung, RG 23. 10. 12 V 239/12) und um Leiſtung des eigentlichen 
Schuldgegenſtandes handelt. Daher gehört nicht hierher die Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 365). 
Wohl aber die Aufrechnung ($$ 387, 389). Niemals kann der Vertreter dem Vertretenen durch 
das Erfüllungsgeſchäft etwas von ſeinem Rechte vergeben, daher nicht feine eigenen noch zweifel 
haften oder noch nicht fälligen Forderungen an den Vertretenen durch Verwendung von Mitteln 
des letzteren befriedigen. 


Sechſter Titel 
Einwilligung. Genehmigung 


8 182 


Hängt die Wirkſamkeit eines Vertrags oder eines einſeitigen Nechtsge⸗ 
ſchäfts, das einem anderen gegenüber vorzunehmen iſt, von der Zuftimmung !) 
eines Dritten ab, fo kann die Erteilung ſowie die Verweigerung der Zuftim- 
mung ſowohl dem einen als dem anderen Teile gegenüber erklärt werden ?). 

Die Zuſtimmung bedarf nicht der für das Nechtsgeſchäft beſtimmten Form). 

Wird ein einſeitiges Nechtsgefchäft, deſſen Wirkſamkeit von der Zuſtimmung 
eines Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, ſo 
finden die Vorſchriften des § 111 Satz 2, 3 entſprechende Anwendung 7). 

E 127 II 150; M 1 245ff.; P 1 17öff.; 6 124, 128, 138. 

1. Zuſtimmung. Rechtsgeſchäfte, durch die ohne Befugnis in eine fremde Rechtsſphäre 
eingegriffen wird, ſind im Sinne des Geſetzes nicht nichtig, aber unwirkſam. Denn ſoll eine Willens⸗ 
erklärung rechtliche Wirkungen hervorbringen, ſo muß der Erklärende über den Gegenſtand ſeiner 
Erklärung zu verfügen nicht nur ſubjektiv, ſondern auch objektiv berechtigt ſein. Das hier in Frage 
ſtehende unwirkſame Rechtsgeſchäft unterſcheidet ſich vom nichtigen dadurch, daß die Nichtigkeit 
grundſätzlich unheilbar iſt ($ 125 A 1), daß dagegen das bloß unwirkſame Geſchäft auf die geſeßlich 
vorgeſehene Weiſe ungeſchmälerte Wirkſamkeit erlangen kann, und zwar gemäß $ 184 von Anfang 
an. Das Mittel nun, durch welches dieſer Erfolg herbeigeführt wird, iſt die Zuſtimmung des 
Berechtigten. Dieſe umfaßt, die Einwilligung“, d. i. die im voraus, und die „Genehmigung“, 
d. i. die nachträglich erteilte Zuſtimmung. Während die Beſtätigung ($ 141) eigene nichtige Rechts ⸗ 
geſchäfte des Erklärenden wirkſam zu machen beſtimmt iſt, kommt die Zuſtimmung in ihren beiden 
Formen in Frage bei Rechtsgeſchäften, bei deren Abſchluß der Erklärende ſelbſt nicht beteiligt war. 
Hier find aber die $$ 182—185 durchweg anwendbar, ſoweit nicht Sondervorſchriften, insbeſondere 
die $$ 108ff., betreffend die Rechtsgeſchäfte Minderjähriger, 177f., betreffend die auftragloſe 
Geſchäftsführung (RG 53, 275), 1395ff., betreffend die Genehmigung von Rechtsgeſchäften des 
Vormundes durch den Gegenvormund, vorzugsweise Platz greifen (vgl. auch die 88 415, 458, 1071, 
1245, 1255, 1276, 1405, 1444, 1516, 2120). Von der Vollmacht unterſcheidet ſich die 
Einwilligung derart, daß bei jener eine Ermächtigung zum Handeln im Namen des Vollmacht⸗ 
gebers erteilt wird, die Einwilligung dagegen wird erteilt zu Handlungen, die jemand in eigenem 
Namen, aber im Intereſſe eines anderen vorgenommen hat (RG 105, 290: 104, 359; 53, 275; 
RG Warn 1926 Nr 93). — Die Anwendbarkeit der $$ 182—185 iſt nicht auf ſolche Fälle 
auszudehnen, in denen ein Rechtsgeſchäft lediglich inſoweit unwirkſam iſt, als es gegen das nur 
zugunſten eines andern beſtehende geſetzliche (§ 135) oder gewillkürte ($ 399) Veräußerungsverbot 
verſtößt. Denn im Sinne der $$ 182ff. muß eine einſtweilige unbedingte Wirkungs- 
loſigkeit in Frage ſtehen. In den Fällen der § 135, 399 wird demgemäß die Unwirkſamkeit auch 
nicht durch die Genehmigung geheilt, wie bei $ 182 vorgeſehen ift; vielmehr handelt es ſich dort 
gegebenenfalls um einen Verzicht des Geſchützten auf Geltendmachung der Unwirkſamkeit. Der 
Verzicht und anderſeits die Genehmigung find aber zwei an ſich verſchiedene Dinge. Insbeſondere 
kann alſo in den Fällen der 8 135, 399 auch der Grundſatz von der Rückwirkung der Genehmigung 
nicht ſchlechthin Platz greifen. Der nachträgliche Verzicht des Geſchützten auf Geltendmachung 
feines Rechtes wirkt vielmehr nur von der Erklärung ab. Auf behördliche Zuſtimmungs“ 
erklärungen, landesherrliche Genehmigung bei Stiftungen ($ 80), oder bei Zuwendungen an 
juriſtiſche Perſonen (Ech Art 86), können die $$ 182 ff. ebenfalls nicht Anwendung finden. Hier 
liegen bedingte Rechtsgeſchäfte vor (Rh 40, 235; 75, 407). Vor der Genehmigung befteht bereits 
ein bindendes Rechtsverhältnis und ein Schwebezuſtand, mit der Genehmigung wird das Rechts- 
geſchäft vollwirkſam, und zwar gemäß Art 86 mit rückwirkender Kraft; ob für die Zwiſchenzeit die 
betreſſs rechtsgeſchäftlicher Bedingungen geltenden Vorſchriften der 88 160, 161 ebenfalls ar“ 
wendbar find (in RG 75, 409 unentſchieden gelaſſen), kann ftreitig ſein. Für den Fall der Stiftung 
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115 die Frage mit Rückſicht auf § 81 zu verneinen; für den Fall des Art 86 dürfte die entſprechende 
Anwendung eher anzunehmen ſein. Auch in ſolchen Fällen, in denen die Geſetze für die Vornahme 
gewiſſer Rechtsgeſchäfte durch kommunale Verwaltungsbehörden die Genehmigung der Ge⸗ 
meinde vertretungen verlangen, wird der Geſichtspunkt bedingter Rechtsgeſchäfte der zutreffende 
fein. — Rechtsgeſchäfte, zu denen eine vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich iſt, 
unterſtehen in jeder Hinſicht, alſo auch in Anſehung der Genehmigung, den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechtes (RG 71, 170), und es greifen hier in erſter Linie die Vorſchriften der 88 1828 ff. 
Plaz. Wo endlich das Geſetz von der „Erlaubnis“ eines Dritten ſpricht (8 549), dient dieſe über⸗ 
haupt nicht dazu, ein Rechtsgeſchäft wirkſam zu machen. 
0 Bei Verträgen einer Landgemeinde, die zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung der 
uffigtsbehörden bedürfen, entſteht bis zu ihrer Erteilung ein Schwebezuſtand, während⸗ 
10050 die Vertragsparteien an den Vertrag gebunden bleiben und es der Gemeinde obliegt, auf 
ie Genehmigung hinzuwirken (RG 98, 48). Ein gleiches greift Platz bei Grundſtücksveräuße⸗ 
Bend de ſchäfte n, und zwar den Verträgen wie der Auflaſſung, die eine Genehmigung der 
; erwaltungsbehörde erfordern (BRBO v. 15. 3. 18 RG Bl 123 und preuß. Grundſtuücksver⸗ 
worsgeſet vom 10. 2. 23). Die bürgerlichrechtlichen Vorſchriften der 99 182—184 find hier allerdings, 
h eil es ſich bei der Genehmigung um einen Staatshoheitsakt handelt, nicht unmittelbar anwend⸗ 
145 vielmehr iſt von den allgemeinen Grundſätzen des Verwaltungsrechts auszugehen (RG 106, 
142; 123, 327). Doch ift damit eine entſprechende Anwendung der für das bürgerliche Recht gelten 
1155 Beſtimmungen, jo des $ 184, nicht ausgeſchloſſen (RG 125, 53). Vor der Genehmigung kann 
ns auf Erfüllung und nicht einmal auf die Feſtſtellung des Beſtehens des Kaufvertrags geklagt 
en aber auch hier beſteht eine Gebundenheit der Parteien inſoweit, als fie während des 
Söhwebezuſtandes nicht zurücktreten können (RG 98, 245; 106, 142; 115, 35; 116, 107; R SeuffA 
fl Nr 25). Die behördliche (zeitlich nicht befriftete RH JW 1927, 141612) Entſcheidung herbeizu⸗ 
Iren, ſteht jedem Teile frei, während der $ 108 unanwendbar ift (RG a. a. O.). Die Ver⸗ 
zaltungsbehörde ihrerſeits iſt an die Entſcheidung nicht gebunden, bevor ſie den Beteiligten durch 
Banne Zuſtellung bekanntgemacht iſt (RG 102, 1 ff., wo zugleich angenommen iſt, daß das 
. dne befugt iſt, die Bedeutung und Tragweite von Entſcheidungen einer Verwaltunsgbehorde 
100 zustellen, und in dieſer Hinſicht auch das Reichsgericht die Annahme des Berufungsgerichts 
chprüfen darf). Die den Parteien bereits bekanntgemachte Verſagung der Genehmigung kann, 
555 eine rechtsbegründende oder rechtszerſtörende Wirkung hat, ſelbſt nicht mehr widerrufen 
Ge en (R 103, 104; RG JW 1928, 6111; 1931, 344918). Wohl aber kann die Erteilung der 
if b dchmigung des Vertrages ſo lange widerrufen werden, als die Auflaſſung noch nicht erfolgt 
elan war der Kaufvertrag genehmigt, ſo kann immer noch die Genehmigung zur Auflaſſung 
i 105 werden (RG 106, 142). Über die Bindung der Behörde an ihre einmal getroffene Ent- 
ung (Genehmigung oder Verſagung) bei Rentengutsverträgen ſ. RG 129, 357). Über die 
f 10 12319 der Erteilung oder Verſagung behördlicher Genehmigungen im Grundſtücksverkehr 
es, wi 23, 327; 125, 53; 131, 97; RG Warn 1928 Nr 128. Entſprechendes gilt für Fälle, in denen 
ER 6 nach Art 7 9 2 Abſ 2 preuß. ABGB für ausländifche juriſtiſche Perſonen zum Erwerb 
Vertraundſtücen der ſtaatlichen Genehmigung bedarf. Ein hierauf gerichteter ſchuldrechtlicher 
der E 5 iſt, ſolange über die Genehmigung noch nicht entſchieden iſt, ſchwebend unwirkſam; mit 
der B. eilung der Genehmigung wird er wirkſam, mit ihrer Verſagung hört die Gebundenheit 
miertragſchließenden auf (RG 128, 371). Über die Zuläſſigkeit der Zurücknahme eines Ge⸗ 
leit der Gntantrags nach dem preuß. Grundſtücksverlehrsgeſeß |. RG 130, 407. Die Rechtmäßig⸗ 
eidur Erteilung oder Verſagung der Genehmigung und die Ordnungsmäßigleit des der Ent- 
Frage . Verfahrens iſt von den Gerichten nicht nachzuprüfen, wohl aber die 
1929 185 ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeſchäft überhaupt vorlag (RG 131,56; RG SW 
des Krei 655; 1929, 74348; 1931, 60328, 263911, 34497. Für das Erfordernis der Zustimmung 
* as anechuſſes zur Übertragung der Ausübung des Fiſchereirechts |. R JW 1929, 32970. 
bedirft wirkliche Anwendungsgebiet des § 182 umfaßt Verträge und einſeitige empfangs⸗ 
eine Goth Willenserklärungen, während $ 185 hinſichtlich der Verfügungen Nichtberechtigter 
ertrconderbeſtimmung gibt. Immer aber iſt Vorausſetzung, daß gerade die Wirkſamkeit eines 
die g 08 von der Zuſtimmung eines Dritten abhängt. Daher greift $ 182 nicht Platz wenn au 
emen des Dritten andere Folgen als die Wirkſamkeit des von anderen Beteiligten 
tip offenen Vertrags geknüpft find, wie beiſpielsweiſe in $ 549. Wird jemand das Recht auf 
einge ng einer Sache (Miete) durch einen andern als den Eigentümer ber Sache vertraglich 
enehmiau und willigt der Eigentümer in den Vertrag ein oder erteilt er nachträglich ſeine 
egenübeg ng, dann greifen die $$ 183, 184 (nicht $ 185) Platz, und die Folge iſt, daß der Vertrag 
Nele 1 0 dem Eigentümer in gleicher Weiſe wirkſam iſt, als wäre er namens ſeiner durch einen 
Supa er abgeſchloſſen worden (RG 80, 399; dazu RG JW 1924, 80917). Bei einſeitigen nicht 
a Sa reffgen Erklärungen kann eine Zuſtimmung überhaupt nicht in Frage tommen.— 
die 82 greift auch im Falle der Schuldübernahme nach $ 415 Platz (MG 9. 5. 11 VII 456/10). 
182 —184 ergänzen die Vorſchrift des $ 17 GmbH® (RG 105, 153). 
ie Zuſtimmung iſt eine einjeitige embjangsbebütftige Willenserklärung (RG Warn 
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1919 Nr 132) und iſt ein abſtraktes Rechtsgeſchäft. Sie kann ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend, 
muß alsdann aber dem andern erkennbar (RG JW 08, 3017; 1928, 2152; Warn 1919 Nr 132) 
erteilt werden. Sie ſetzt jedenfalls voraus, daß der Erklärende den Willen gehabt hat, den von 
andern Perſonen abgeſchloſſenen Vertrag durch ſeine Zuſtimmung wirkſam zu machen, und 
erfordert alſo auch, daß der Erklärende ſich der wirklichen Sachlage bewußt war (R 
118,335; RG JW 1928, 2152; 1929, 29442, R Warn 1930 Nr 93; R6 16. 12. 22 V 173/22; 
8. 7. 25 V 528/24). Es gilt hier entſprechend das gleiche, das betreffs der Beſtätigung eines vom 
Erklärenden ſelbſt abgeſchloſſenen, aber nichtigen Vertrags erörtert worden ift (vgl. $ 144). Eine 
wirkſame Zuſtimmung läge beiſpielsweiſe nicht vor, wenn der beim Vertragsabſchluß durch einen 
in Wirklichkeit auftragsloſen Geſchäftsführer Vertretene den Vertrag demnächſt nur auf Grund 
ſeines Irrtums erfüllt hatte, daß ſein Vertreter zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch die Ver⸗ 
tretungsbefugnis gehabt habe und ſonach der Vertrag für wie gegen ihn wirkſam ſei. — Über 
die Widerruflichkeit vgl. $ 183. — Als Willenserklärung iſt die Zuſtimmung auch gemäß §9 119, 
123 anfechtbar, und zwar nach $ 143 Abſ 2 jeder von den beiden Vertragsparteien gegenüber. 

Wirkſam erklärt werden kann die Zuſtimmung nur gegenüber dem einen oder dem andern 
der am Vertrage oder am einſeitigen empfangsbedürftigen Rechtsgeſchäfte Beteiligten abgegeben 
werden (RG 119, 391). Die Erklärung an eine andere Perſon oder Stelle (Gericht) iſt wirkungslos 
(RS 64, 153; Warn 1910 Nr 322; 1915 Nr 10; 1919 Nr 132). Zwiſchen den beiden Beteiligten 
hat der Zuſtimmende die Wahl. 

3. Die Zuſtimmungserklärung iſt grundſätzlich formfrei (vgl. jedoch die Sonderbeſtimmungen 
der 98 1516, 1730, 1748, DepotGeſ $ 2, Rc SeuffA 83 Nr 92 und A 4); auch bei der Genehmigung 
eines Grundſtücksveräußerungsvertrags (RG 15. 2. 13 V 447/12); Genehmigung eines in ihrem 
Namen abgeſchloſſenen Grundſtücksveräußerungsvertrags durch Miterben ſ. R LZ 1926, 438“, 
Abtretung einer Grundſchuld (RG FW 1931, 26955); Einwilligung der Miterben in einen Grund⸗ 
ſtücksverkauf ſ. RG 129, 284; Formpflichtigkeit eines ein Grundſtücksveräußerungsgeſchäft ber 
treffenden Vergleichs |. RG Lg 1926, 4803, 1 

4. Entſprechend $ 111 kann der Dritte die Zuſtimmungserklärung zurückweiſen, falls fie ihm 
nicht in ſchriftlicher Form vorgelegt wird; es ſei denn, daß ihn der Zuſtimmende zuvor von 
der Zuſtimmung in Kenntnis geſetzt hatte. 


§ 183 

Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) iſt bis zur Vornahme des Nechts⸗ 
geſchäfts widerruflich, ſoweit nicht aus dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden 
Nechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibt ). Der Widerruf kann ſowohl dem 
einen als dem anderen Teile gegenüber erklärt werden 7). 

E 1 127 II 151: M 1 245 ff.; P 1 178 ff.; 6 124, 128. 

1. Die Einwilligung iſt als eine Unterart der Zuſtimmung ($ 182 A 1) eine einfeitige emp 
fangsbe dürftige, der Regel nach bis zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts frei widerrufliche Willen?“ 
erklärung. Das Widerrufsrecht fällt jedoch fort entweder kraft einer beſondern, geſetzlichen Ber 
ſtimmung, fo in den Fällen der $$ 876, 1071, 1178, 1245, 1255, 1276, 1516, 1517, 1748; oder 
zufolge einer Vollmacht gemäß § 168 — nach dem Zwecke des zugrunde liegenden Geſchäfts 
RE JW 1910, 329%). Falls beiſpielsweiſe der Dritte in den zwiſchen A und B geſchloſſenen 
Vertrag infolge einer gegenüber A beſtehenden Verpflichtung einwilligt, wird er des Widerruf? 
rechts aus dieſem Grunde entbehren (vgl. § 168 A 2). Die Wirkung der im voraus erteilten 
Einwilligung iſt, daß ſie das Rechtsgeſchäft des Dritten ſchon von ſeinem Zuſtandekommen 
an vollwirkſam macht. Wird die Einwilligung mit Rücksicht auf ein zugrunde liegendes 
Rechtsverhältnis erteilt, jo erliſcht fie mit dem letzteren ohne weiteres ($ 168). Über eine An. 
wendung des $ 183 auf die Zuſtimmung des in einem früheren Erbvertrag eingeſetzten Erben 
zu einem ſpäteren Teſtament des Erblaſſers ſ. RG 134,325. 

Die nach Vornahme des Rechtsgeschäfts erteilte Zuſtimmung iſt nicht mehr frei widerrufbar, 
ſondern nur anfechtbar (vgl. $ 182 A J), und auf Grund der Anfechtung (aber nicht auch ob 
eine ſolche; vgl. dagegen Planck A1 Abj 3) fteht dem Zuſtimmenden der Bereicherungsanſpru 2 
aus $ 812 zu. An ſich ift die Frage der Widerruflichkeit von Bedeutung nicht nur für das We 
hältnis zwiſchen den Beteiligten ſelbſt, ſondern auch im Verhältniſſe zu dem Dritten, demgegen 
über die Rechtshandlung vorgenommen worden (RG JW 1918, 365°). 

2. Wahlrecht wie im Falle des § 182 A 2. 


8 184 a 
Die nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) wirkt auf den Zeitpunkt 


der Vornahme des Nechtsgeſchäfts zurück, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt 
iſt ). 
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Durch die Rückwirkung werden Verfügungen nicht unwirkſam, die vor 
der Genehmigung über den Gegenſtand des Nechtsgeſchäfts von dem Geneh⸗ 
migenden getroffen worden oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt find ?). 

E 1 127 II 152; M 1 247; P 1 176 ff.; 6 120 ff., 133. 

1. Auch die Genehmigung ($ 182 A ]) iſt eine einſeitige empfangsbedürftige, nicht wider: 
rufliche Willenserklärung, die auch ſtillſchweigend, ſo beiſpielsweiſe durch Prozeßführung, erklärt 
werden kann (RG 50, 154; 64, 149; 106, 44; RG Lg 1927, 7321; RG 4. 12. 30 VIII 466/30). 
Auch eine bedingte Genehmigung iſt nicht ausgeſchloſſen (RG HRR 1928 Nr 1559). Möglich iſt 
die Genehmigung auch ohne Kenntnis des weſentlichen Inhalts eines Geſchäfts, allein auf Grund 
der Kenntnis der Tatſache feines Abſchluſſes (RG 10. 10. 06 V 11/06), es kann auch genügen, 
wenn der Genehmigende nur mit der Möglichkeit rechnet, daß ſeine Genehmigung, z. B. der 
von einem Vertreter für ihn vorgenommenen ben erforderlich ſei (RG 13. 6. 23 V 526/22); 
aber jedenfalls muß der Genehmigungswille vorhanden ſein. Vgl. § 182 A 2. Der Anſicht (Planck 
A2), daß, wenn die Genehmigung ohne rechtlichen Grund erteilt ſei, ein Anſpruch wegen un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung nach $ 812 auf Herausgabe deſſen begründet fein könne, was der 
andere Teil durch die Genehmigung auf Koſten des Genehmigenden erlangt habe, kann nur mit 
der Einſchränkung beigepflichtet werden, daß der Genehmigende zuvor ſeine Genehmigung 
wirkſam angefochten hat; denn andernfalls iſt ſeine Genehmigung zu Recht beſtehengeblieben 
und könnte daher auch von einer grundloſen Bereicherung noch keine Rede ſein. Iſt auf Grund 

er von einem nicht bevollmächtigten Vertreter entgegengenommenen Auflaſſung der Ver⸗ 
retene als Eigentümer eingetragen worden, ſo wird der Eigentumsübergang durch Genehmigung 
auch dann wirkſam, wenn der Vertretene im Zeitpunkte der Genehmigung nicht mehr als Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt (RGS Gruch 67, 549). — Vor erteilter Genehmigung können die Vertrags 
parteien den Vertrag unbehindert noch aufheben. Anders freilich im Falle der 88 177, 178. — 
er § 184 iſt auch auf die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung anwendbar; ſolange 
T Vormund die erteilte Genehmigung noch nicht bekanntgemacht hat, iſt der Vertrag noch nicht 
wirkſam geworden, und ob der Vormund von der gerichtlich erteilten Genehmigung überhaupt 
Gebrauch machen will oder nicht, hängt von feinem Ermeſſen ab; wirkſam wird der Vertrag 
erſt dadurch, daß der Vormund die Genehmigung dem Vertragsgegner mitteilt (RG 76, 366). 
Genehmigt der Eigentümer einer Sache, die ein anderer in eigenem Namen an einen Dritten 
dermietet hat, das Rechtsgeſchäft, dann kommt hierdurch ein Mietverhältnis unmittelbar zwiſchen 
Ven Eigentümer und dem Dritten zuſtande (RG 80, 399). Der Grundſatz des Abſ 1 iſt auch beim 
eſitzerwerbe (RG 29, 310) ſowie bei der Klagerhebung anwendbar (RG 9, 68). Im übrigen 
vgl. Über das Anwendungsgebiet des § 184 $ 182 Al. i . 
= Die Rüdwirtung der Genehmigung begründet regelmäßig die Wirkſamkeit des Geſchäfts 
— Anfang an (RG 69, 263). Den Parteien ſteht es jedoch frei, den Zeitpunkt des Wirkſann 
handene anders zu beſtimmen. Die Rückwirkung der Genehmigung einer Schuldübernahme 
nich lich auch auf einen Zeitpunkt erſtrecken, in dem die Schuldübernahme dem Gläubiger noch 
icht mitgeteilt war (RG 134, 185). Die Rückwirkung hat keinen Einfluß auf den Beginn der 
wirkidhaung, weil er zur notwendigen Vorausſetzung hat, daß der Anſpruch ſchon damals 
Be lich hätte geltend gemacht werden können, wie die Verjährung ſich auch auf rein tatjächliche 
9 inne, wie Beſitzverhältniſſe, nicht erftredt RG 65, 245; 75, 114). Die geſetzlich vorgeſehene 
55 irkung äußert ſich auch dinglich: die dingliche Verfügung (Vorbem 7 vor $ 104) des Nicht- 
= echtigten beiſpielsweiſe wird wirkſam von Anfang an. Das Recht ift gegebenenfalls von Anfang 
5 ‚entitanden oder aber untergegangen, und die von einem Nichtbefugten begründete Ver⸗ 
2 ötung des Genehmigungsberechtigten gilt als von Anfang an zu Recht beſtehend ($ 170). 
Mit jedoch betreffs der Zwiſchenverfügungen Abj2 (RG 64, 154). Auch die Übertragung der 
er gliedſchaft innerhalb einer Geſellſchaft durch einen zur Übertragung nicht Befugken wird 
zurch die Genehmigung der Geſellſchaft mit Rückwirkung wirkſam (R Warn 1914 Nr 179). 
er aber iſt Vorausſetzung der Rückwirkung, daß eine wirkſame Genehmigung vorliegt, 
ab zeine Genehmigung deſſen, der durch feine Zuſtimmung dem Mangel des Rechtsgeſchafts 
b äuhelfen die rechtliche Macht hat. Kommt es dafür auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
an, fo muß diefer zur Zeit der Genehmigung noch fortbeſtehen (RG 134, 283). 
Rech Bis zur Erteilung der Genehmigung oder bis zu ihrer Verweigerung befindet ſich das 
weil Beihaft im Zuſtande ſchwebender Unwirkſamkeit, währenddeſſen die Parteien einſt⸗ 
64 104 gegenfeitig gebunden ſind und ſonach des einſeitigen Widerrufsrechts entbehren (RG 
bas 154). Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalt der Genehmigung eines Dritten, ſei es einer Be⸗ 
{te oder einer Privatperſon, abgeſchloſſen worden, jo darf die durch den Schwebezuſtand 
erkrendete einſtweilige Gebundenheit der Beteiligten (vgl. R& 64, 154) nicht auf längere Zeit 
erfdeckt werden, als für die Einholung der Entſchließung des Zuſtimmungsberechtigten unbedingt 
ſorderlich ift (RG 16. 5. 24 VII 49/0). Rechte Dritter ſollen durch die Rücwirkung nicht 
einträchtigt werden, ſoweit fie entſtanden find durch Verfügungen, die der Genehmigungs⸗ 
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berechtigte ſelbſt ſchon vor Erteilung der Genehmigung getroffen hatte; und ebenſowenig durch 
derartige vom Konkursverwalter oder im Wege der Zwangsvollſtreckung getroffene Verfügungen. 
Unter Verfügungen im Sinne des $ 184 find nur ſolche Rechtsgeſchäfte zu verſtehen, durch die 
zugunſten des Dritten eine Rechtsänderung (Übertragung, Belaſtung) unmittelbar herbeigeführt 
wird; daher gehört hierher nicht eine in der Zwiſchenzeit erfolgte, gegen die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs gerichtete Eintragung (RG 69, 263; 134, 238). Die Einſchränkung, welche die Rückwirkung 
der Genehmigung nach $ 184 Abſ 2 erleidet, richtet ſich nur gegen Verfügungen des Genehmigen⸗ 
den; ſie gilt daher nicht für die Genehmigung des Vertragsgegners der Partei, von der oder gegen 
die zwangsweiſe verfügt worden iſt (RG 134, 121). So ſchließt auch ein allgemeines Veräuße⸗ 
rungsverbot nach $ 106 KO nicht aus, daß ein Abtretungsvertrag, den der Gemeinſchuldner mit 
einem vollmachtloſen Vertreter des Abtretungsempfängers vor der Konkurseröffnung geſchloſſen 
hat, noch nachher von dem letzteren rückwirkend genehmigt wird (MG 134, 73). — Die Anſicht 
(Planck A 1), durch ein rechtskräftiges Urteil, das in einem Rechtsſtreite zwiſchen dem Genehmi⸗ 
genden (A) und einem andern (B) den Gegenſtand des zu genehmigenden Rechtsgeſchäfts dem 
andern zugeſprochen habe, werde auch die Rückwirkung der ſpäter erfolgten Genehmigung des 
Berechtigten (A) zuungunſten desjenigen Dritten, der das dem andern (5) zugeſprochene Recht 
durch die Verfügung des nichtberechtigten B erlangt habe, ausgeſchloſſen, kann nicht gebilligt 
werden. Sententia jus facit inter partes. Eine Rechtsnachfolge im Verhältniſſe zwiſchen dem 
Dritten und dem andern liegt nicht vor, und $ 325 ZPO kann daher nicht Platz greifen. 


§ 185 

Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand trifft, 
iſt wirkſam, wenn fie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt ). 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn der Berechtigte fie genehmigt!) oder 
wenn der Verfügende den Gegenſtand erwirbt oder wenn er von dem Berech- 
tigten beerbt wird und dieſer für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt 
haftet ?). In den beiden letzteren Fällen wird, wenn über den Gegenſtand 
mehrere miteinander nicht in Einklang ſtehende Verfügungen getroffen worden 
find, nur die frühere Verfügung wirkſam )). 

E II 158; P 1 179. 

1. Sofortige Wirkſamkeit der Verfügung des Nichtberechtigten im Falle im voraus erteilter 
Einwilligung. Dieſe Beſtimmung überträgt zunächſt die Grundſätze der $$ 182—184 auf den 
Sonderfall, daß ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine dingliche Verfügung trifft, 
gibt alsdann aber auch noch Sonderbeſtimmungen, namentlich in Abſ 2. Nach der Regel, daß 
niemand mehr Rechte übertragen kann, als er ſelbſt hat, müßte eine derartige Verfügung zwar 
nicht nichtig ſein, wohl aber der Rechtswirkſamkeit entbehren; unbeſchadet der etwaigen ſchuld⸗ 
rechtlichen Verpflichtung des Veräußernden, dem andern gemäß § 433 das Eigentum an der 
Sache zu verſchaffen (RG 54, 365). Das Geſetz läßt jedoch die Verfügung des Nichtberechtigten 
im Falle der vorausgegangenen Einwilligung ($ 183) von Anfang an wirkſam fein und 
im Falle der nachträglichen Genehmigung ($ 184) mit rückwirkender Kraft ($ 184 A3) 
wirkſam werden (RG 89, 158; RG L3 1927, 7321). Hat der Berechtigte feine Genehmigung 
vorbehaltlos verweigert, ſo iſt die ſchwebend unwirkſame Verfügung endgültig nichtig geworden, 
für einen Widerruf der Verweigerung und für e ine nachträgliche Genehmigung kein Raum mehr 
(RG 139, 118). Die Einwilligung bedeutet hier (im Gegenſatze zur Vollmacht) die im voraus 
erteilte Zuſtimmung dazu, daß der andere in eigenem Namen über das Recht des Zuſtimmenden 
wirkſam verfüge (RG 53,275). In dem Falle hat das dem Ermächtigten gegenüber ergehende 
Urteil auch dem Einwilligenden gegenüber Rechtskraft (RG 73, 306). Zuſtimmung zur Verfügung 
eines andern als eigene Verfügung ſ. RG 137, 356. Einziehungsermächtigung ſ. RG 133, 241. 
Widerruf einer Zahlungsermächtigung bei Beamtenbezügen |. RG 133,249. Nimmt der Be⸗ 
rechtigte ſelbſt die Verfügung als Bevollmächtigter des Nichtberechtigten für diefen vor, dann 
liegt darin regelmäßig zugleich eine Einwilligung in die Verfügung (RG JW 1913, 5940. Können 
mehrere Perſonen, z. B. Miterben oder Ehegatten in Gütergemeinſchaft, nur gemeinſchaftlich 
über einen Gegenſtand verfügen, fo iſt die von einem allein getroffene Verfügung rechtli 
wirkungslos und § 185 Abſ 2 nicht anwendbar (RG 93, 292; RG JW 1925, 604; |. aber auch 
RGS 139, 118). Eine Verfügung dieſer Art kann alfo nicht nachträglich durch Genehmigung der 
übrigen Berechtigten wirkſam werden. Anders liegt es, wenn zu der von dem einen Miterben 
im eigenen Namen vorgenommenen Verfügung der andere Miterbe vorher die Zuſtimmung 
erteilt; die darin liegende Einwilligung ($ 183) läßt nach $ 185 Abſ 1 die Verfügung des Nicht⸗ 
berechtigten von vornherein wirkſam fein (RG 129, 284). Hat der Berechtigte die Genehmigung 
zur Verfügung des Nichtberechtigten ohne Vorbehalt einer ſpäteren Genehmigung, alſo nicht 
nur vorläufig, ſondern endgültig verweigert, dann kann er die Verfügung nicht noch nachträglich 
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genehmigen; die Verweigerung ift unwiderruflich, das an ſich genehmigungsfähige Geſchäft 
endgültig vernichtet (RG 139, 118). 

2. Sonſtige nachträgliche Heilung der Unwirkſamkeit. Die Verfügung des Nichtberechtigten 
„wird“ außer durch nachträgliche Genehmigung (A 1) auch dann wirkſam, wenn der Verfügende 
den Gegenſtand erwirbt oder von dem Berechtigten beerbt wird und dieſer für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten unbeſchränkt haftet (Vorbemerkung vor § 1967), ſo daß er die Verpflichtungen 
des Erblaſſers gegen ſich gelten lafjen muß. In dieſen beiden Fällen tritt jedoch — im Gegenſatze 
zum Falle des Abſ 1 — eine Rückwirkung nicht ein und die Wirkſamkeit der Verfü zung beſteht 
daher erſt vom Eintritte der bezeichneten Ereigniſſe ab (N& 89, 158; 135, 378). Die bertragung 
einer Buchhypothek nebſt der Bewilligung der Eintragung des Zeſſionars als Hypothekengläubiger, 
ſowie die Erteilung der Auflaſſung nebſt Bewilligung der Eintragung des andern als Eigen⸗ 
timer enthält im Zweifel zugleich die Einwilligung des Zedenten oder des Eigentümers in die 
vom andern vorzunehmenden Verfügungen gemäß § 185 (RG 54, 369; 105, 290). Eintragungen 
für eine nicht beſtehende Forderung können nachträglich durch Entſtehung der Forderung als 
Sypotheken Rechtswirkſamkeit erlangen, indeſſen nur unter der Vorausſetzung, daß der ſchuldne⸗ 
che Eigentümer in jenem Zeitpunkte noch in der Lage ift, über die ypothekenſtelle verfügen 
zu können; andernfalls erwirbt fein Nachfolger die Eigentümergrundſchuld (RG, JW 1911, 2775). 
Ein Fall der Heilung (Konvaleſzenz) gemäß Abſ 2 Satz 1 tritt insbeſondere ein, wenn der Käufer 
eines Grundſtücks, der ſich vor deſſen Erwerbe mit einem andern über die demnächſtige Begrün⸗ 
dung eines Rechtes am Grundſtücke für den andern geeinigt hat, alsdann das Grundſtück erwirbt; 
die zuvor noch unwirkſam gebliebene dingliche Einigung wird alsdann derart wirkſam, daß der 
Erwerber an fie gebunden iſt und fie daher nicht mehr widerrufen oder abändern kann (RG 77, 84). 

u der Aushändigung der mit einer Blankozeſſion verſehenen Schuldurkunde durch den Gläubiger 
an einen andern liegt die im voraus erteilte Einwilligung in die ſpätere Verfügung des andern 
mittels Zeſſion (M® 16. 9. 11 V 101/11; ferner 81, 257). Der § 185 Abſ 2 Satz! iſt auch dann 
anwendbar, wenn der Ehemann, der über Frauengut unberechtigt verfügt hat, den Gegenſtand 


pater erwirbt; ferner dann wenigſtens entſprechend anwendbar, wenn jemand, der in der Ver⸗ 


fügung beſchränkt war und während dieſes Zuſtandes eine uns getroffen hat, demnächſt 
das Verfügungsrecht wiedererlangt (MG Recht 1912 Nr 22). Über die Anwendung des 
9.185 Abs 2 Satz 1 Halbſatz 3 auf Verfligungen des Vorerben im Sinne des § 2113 ſ. RG 110, 94 
und unten A 4. Auf eine letztwillige Verfügung oder ſonſtige Verfügung von Todes wegen iſt 
9 185 Abſ 2 Satz 1 nicht anzuwenden (RG 111, 247). — Der Ausdruck „Berechtigter“ iſt hier 
im weiteſten Sinne zu verſtehen. Als der Berechtigte iſt daher nicht nur derjenige anzuſehen, 
"a das Recht ſelbſt zuſteht, ſondern auch derjenige, welcher namens des Rechtsinhabers zu ver⸗ 
gen befugt iſt, ſo der geſetzliche Vertreter (RG 68, 40), oder derjenige, dem die Verfügungs⸗ 
bemalt fraft eigenen Rechtes zukommt, wie der Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Teſtaments⸗ 
ollftrocker. Dadurch, daß die Abtretbarkeit einer Forderung gemäß § 399 ausgeſchloſſen iſt, wird 
oft Gläubiger nicht zu einem Nichtberechtigten, die Forderung iſt daher ihm gegenüber auch 
d ndbar, und das Pfandrecht geht auch dann nicht unter, wenn der Schuldner, zu deſſen Gunſten 
e Abtretbarkeit der Forderung ausgeſchloſſen worden war, die von ſeinem Gläubiger vor der 
Andung verbotswidrig bewirkte Abtretung nach der Pfändung genehmigt, weil die Genehmi⸗ 
in dieſem Falle nicht zurückwirkt (RG 75, 142; vgl. dazu § 182 A! und $ 399 A 10. 
mehr Für den Fall, daß der Nichtberechtigte über den nämlichen Gegenſtand nacheinander 
. — Verfügungen trifft, z. B. dieſelbe Sache durch Beſitzkonſtitut ($ 930) mehrfach ver⸗ 
übe It, iſt nur die frühere Verfügung wirkſam. Im Falle ihrer Nichtigkeit würde freilich 
haupt nur die ſpätere Verfügung in Betracht kommen. 

15 4, Anwendungsgebiet. Der $ 185 betrifft ausſchließlich (MG 49, 416) Verfügungen (Vorbem? 
übe 104) rechtsgeſchäftlicher Art. Dazu gehört auch die Kündigung der Miete, inſofern damit 
„ct Rechte des Kündigenden aus dem Mietverhältnis verfügt wird (RG 18. 6. 24 Ill 139/24). 
ey Verfügung des Schuldners über das Recht des Gläubigers ift der Schuldübernahmevertrag 
ich, 415, die Genehmigung des Gläubigers eine ſolche im Sinne des $ 185 Abſ 2. Demgemäß 
B 184 Anwendung finden (RG 120, 153). Die Genehmigung wirkt daher auf den Zeikpunkt 
zurück, in dem der Schuldühernahmevertrag zwiſchen Schuldner und Übernehmer abgeſchloſſen 
wurde, gleichviel wann die Übernahme dem Glaubiger mitgeteilt war (RG 134, 185). Er findet 
ö brigen Anwendung ſowohl bei Verfügungen auf ſchuldrechtlichem Gebiete wie im Sachen. 
"echte und hier auch im Gebiete des Liegenſchaftsrechts (RG 54, 366; RG JW 1931, 26955 RG 
ſchi 2. 11 V 149/10). Beſtellung eines vertraglichen Zurückbehaltungsrechts an einem Grund⸗ 
lezüldbrief durch einen andern als den Grundſchuldgläubiger, wenn es mit Einwilligung des 
leren geſchieht, ſ. RF 124, 28. Vorausſetzung ift hier regelmäßig (J. weiter unten), daß für jemand 
bi Grund der Bewilligung eines nicht eingetragenen Nichtberechtigten ein Recht einge» 
— wird. Nicht hierher gehört dagegen der Fall, daß der Bewilligende, obwohl nicht einge⸗ 
n doch der wirklich Berechtigte war (etwa weil er das Recht nicht durch Rechtsgeſchäft, 
ndern auf eine andere Weiſe erworben hat), und ebenſowenig der Fall, daß der Bewilligende 
r eingetragen, aber trotzdem nicht wirklich berechtigt war. Denn erſterenfalls wäre nur die 
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ſachlich bedeutungsloſe Ordnungsvorſchrift des $ 40 GBO verletzt worden, die die ordnungswidrig 
erfolgte Eintragung nicht unwirkſam macht; in dem andern Falle fänden die Beſtimmungen 
vom Erwerbe im guten Glauben Anwendung (88 892, 893, 1138). Die Fälle der Heilung unwirk⸗ 
ſamer grundbuchlicher Eintragungen gemäß § 185 liegen ſomit nur dann vor, wenn die 
Eintragung ſonſt aus materiellem Grunde unwirkſam iſt, und dieſer materielle Mangel auf einem 
der in $ 185 vorgeſchriebenen Wege beſeitigt werden kann. Der $ 185 kann aber überhaupt nirgends 
Anwendung finden, wo ſich der Erwerb aus der Hand eines Nichtberechtigten — wie für das 
Liegenſchaftsrecht bereits zuvor hervorgehoben worden — ohnehin ſchon nach den Grundſätzen 
vom guten Glauben vollzieht ($$ 932, 1032, 1244 uſw.). Wie wohl ſich der § 185 feinen Wortlaute 
nach auf die Fälle rechtsgeſchäftlichen Erwerbs beſchränkt, iſt gleichwohl anzunehmen, daß 
auch ein Pfändungspfandrecht wirkſam wird, wenn der Schuldner nachträglich die Pfand 
ſache zu Eigentum erlangt (RG 60, 72; . aber auch SeuffA 82 Nr 68). Vorausſetzung für eine 
derartige Heilung iſt jedoch, daß das Recht, welches der Pfandſchuldner nachträglich erlangt, 
das nämliche iſt wie das den Gegenſtand der Pfändung bildende. Das trifft beiſpielsweiſe nicht 
zu, falls ein Amortiſationsguthaben des Grundeigentümers gepfändet ift und nachträglich der 
letztere im Wege der Verrechnung aus jenem Guthaben eine Eigentümergrundſchuld erwirbt 
(RG 64, 211). — Als Verfügung im Sinne des $ 185 iſt auch eine Parzellierungsvollmacht 
anzuſehen, durch die der Beauftragte zur Einräumung des Beſitzes und des Nutzungsrechts an 
die Käufer der Trennſtücke ermächtigt wird (RG 90, 400). Auch das geſetzliche Pfandrecht 
des Vermieters entſteht, ſobald der Mieter die eingebrachten Sachen eines Dritten zu Eigen⸗ 
tum erworben hat (RG 60, 70). Eine beſondere Anwendung der Grundſätze des $ 185 iſt im 
9 362 Abſ 2 für den Fall der Leiſtung an einen Dritten, der nicht Gläubiger iſt, vorgeſehen (vgl. 
ferner $ 161 A 1 a. E.). — Entſprechende Anwendung muß der § 185 auch finden in Anſehung 
von Verfügungen deſſen, der in der Verfügung beſchränkt war, demnächſt aber das Ver⸗ 
fügungsrecht wiedererlangt hat, wie das beiſpielsweiſe beim Gemeinſchuldner zutreffen kann. 
Vgl. endlich über die entſprechende Anwendbarkeit des § 185 im Falle des Erlaſſes und der Ab- 
tretung unter $ 397 A 1 und $ 398 A 1. Zweifelhaft ift die Anwendbarkeit des § 185 bei Ver 
fügungen des Vorerben im Sinne des § 2113. Gegen die Bejahung ſpricht der Umſtand, 
daß einerſeits der Vorerbe einſtweilen das Verfügungsrecht hat, und der Nacherbe anderſeits 
eines erworbenen Rechtes einſtweilen noch ermangelt. Trotzdem wird es richtig ſein, dem § 185 
entſprechend hier ebenfalls Raum zu geben, mit Rückſicht darauf, daß das Verfügungsrecht des 
Vorerben ein geſchwächtes iſt (M 5, 114 Abſ 3), und daß die ganze Rechtslage hier eine ähnliche iſt 
wie im Falle des $ 161 bei bedingten Rechten (M 5, 115; übereinſtimmend RG 110, 94). Cs 
greift hier im übrigen der Grundſatz resoluto jure concedentis resolvitur jus concessum ein 
(MG Warn 1914 Nr 126). — Die einſeitige Aufrechnung mit der Forderung eines andern 
kann gegen den Willen des Auftechnungsgegners auch durch die Genehmigung des Berechtigten 
nicht wirkſam werden ($ 387); wohl aber die durch Vertrag vorgenommene Aufrechnung (RG 72, 
377, 78, 382; Warn 1912 Nr 66). — Verpflichtung zur Herausgabe des durch die Verfügung 
eines Nichtberechtigten Erlangten nach $ 816. 


Vierter Abſchnitt 
Friſten. Termine 


8 186 

) Für die in Geſetzen, gerichtlichen Verfügungen und Nechtsgeſchäften 
enthaltenen Friſt- und Terminsbeſtimmungen gelten die Auslegungsvor⸗ 
ſchriften der 88 187 bis 193 2)5). 

E 1 147 II 154; M 1 282; P 1 188. f 

1. Friſt bedeutet nach dem Sprachgebrauche des BGB einen abgegrenzten Zeitraum, gleich. 
viel ob er zufammenhängend verlaufen muß oder nicht ($ 191; M 1, 282). Zu unterſcheiden Di 
a) die Ausſchlußfriſt (Präkluſivfriſt), die beſagt, daß eine Handlung mit Wirkung nur innerhal 
der beſtimmten Friſt vorgenommen werden kann (vgl. beiſpielsweiſe die $$ 121, 123, 148, 1944, 
1994; 5 41 KO); b) die Verjährungsfriſt, die rechtsverändernd, ſei es rechtsbegründend (er- 
werbende), ſei es rechtszerſtörend lerlöſchende Verjährung) wirkt. Zwiſchen beiden Friſtarten 
beſtehen nach dem BGB, das übrigens nur die Anſpruchsverjährung kennt ($ 194), im einzelnen 
folgende wichtige Unterſchiede: Die Ausſchlußfriſt kommt zwar in allen Rechtsgebieten, 0 
anderſeits doch nur in den ausdrücklich vorgeſehenen Fällen in Betracht, die Verjährungsfrif 
dagegen lediglich bei „Anſprüchen“, hier aber — abgeſehen von gewiſſen Ausnahmen — durchweg 
($ 199). Die Ausſchlußfriſt wirkt von Rechts wegen und unbedingt, jo daß das Recht regelmäßig 
(über eine Ausnahme dgl. 9 157 A 3) auch dann verwirkt iſt, wenn der Berechtigte die Handlung 
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innerhalb der Friſt gar nicht vornehmen konnte (RG 48, 162), oder wenn er vom Rechte nicht 
unterrichtet war (RG 62, 129). Die vollendete Verjährung dagegen gibt nur eine Einrede ($$ 222, 
813). Bei der Ausſchlußfriſt ſind grundſätzlich Hemmung wie Unterbrechung des Friſtlaufs ausge⸗ 
ſchloſſen, während bei der Verjährung das Gegenteil zutrifft (88 202 ff., 208). Nur ausnahmsweiſe 
erklärt das Geſetz die Hemmungsgründe der $$ 203, 206, 207 auch bei der Ausſchlußfriſt für 
anwendbar. Dieſe kann begrifflich überhaupt nur Platz greifen, wo die Rechtsausübung von 
vornherein an eine beſtimmte Friſt geknüpft iſt, während es zur Natur der verjährbaren An⸗ 
ſprüche gerade nicht gehört, daß fie auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt find. Die Dauer der Ver⸗ 
jährungsfriſt iſt allgemein vom Geſetze feſtgeſetzt (vgl. jedoch $ 225), die der Ausſchlußfriſt kann 
entweder auf Geſetz (geſetzliche Friſt; § 121 unverzüglich, $$ 147 Abſ 2, 150), oder auf richterlicher 
Beſtimmung ($ 1944, richterliche Friſt), oder auf Beſtimmung der Partei ($$ 148, 326, Partei⸗ 
friſt) beruhen. Ob im Einzelfalle eine vereinbarte Friſt Ausſchlußfriſt fein ſoll, iſt Sache der 
Auslegung. Ausſchlußfriſt iſt angenommen bei der Abmachung, daß der betreffende Anſpruch 
nur innerhalb 4 Monaten vom angegebenen Zeitpunkte ab berückſichtigt werden könne (RG JW 06, 
20925); ferner bei der Abrede, daß durch den Ablauf der Friſt alle nicht anerkannten oder durch 
Klage verfolgten Anſprüche auf Brandentſchädigung erlöſchen (RG 22. 6. 06 VII 531/05). Hier 
iſt zugleich der praktiſch ſehr wichtige Grundſatz angenommen, daß die Verſicherungsgeſellſchaft 
ſich auf die Friſt nicht berufen könne, wenn das gegen Treu und Glauben verſtieße, was der Fall 
wäre, falls der Verſicherte die Verſäumnis zu entſchuldigen vermöchte. Eine Ausſchlußfriſt ift 
regelmäßig auch in einer Verwirkungsklauſel zu finden (RG FW 1911, 805%). Vgl. auch § 157 A 3. 
— Vgl. auch § 194 A 1 a. E. — Termin iſt der beſtimmte Zeitpunkt, an welchem ſich ein rechts⸗ 
erheblicher Vorgang ereignen ſoll, beiſpielsweiſe eine Kündigung. 

2. Die geſetzlichen Beſtimmungen über Friſten und Termine haben grundſätzlich nur die Be⸗ 
deutung von Auslegungsvorſchriften und können daher inſoweit nicht Platz greifen, als einer Friſt 
durch Parteiabrede ausdrücklich oder ſtillſchweigend eine beſondere, vom Geſetze abweichende 

edeutung beigelegt worden iſt. Als Geſetz kommen Geſetze aus allen Rechtsgebieten in Betracht, 
ſo auch das Patentgeſetz (MG 65, 25; vgl. § 187 A 2). Anwendbar find die Vorſchriften insbe 
ſondere auch im Gebiete des Handelsrechts und Wechſelrechts, ſoweit hier nicht beſondere Vor⸗ 
ſchriften beſte hen (Artt 30, 32, 41 Abſ 2, 92 WO); ferner im Gebiete des Zivilprozeſſes ($ 222 Abſ 2 
24505 und der freiwilligen Gerichtsbarkeit (8 17 FGG), zu 88 17, 23 PStch, Bay Obs JW 1926, 


3. Übergangsrecht. Iſt eine Friſt nach dem 31. 12. 99 beſtimmt, fo findet das BGB Anwen⸗ 
dung, ſelbſt wenn das zugrunde liegende Rechtsverhältnis ſchon zuvor begründet worden war 
6 50, 253; § 170 Ech). 


8 187 
Iſt für den Anfang einer Friſt ein Ereignis oder ein in den Lauf eines 
Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, ſo wird bei der Berechnung der Friſt 
er Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt‘). 
Iſt der Beginn eines Tages der für den Anfang einer Friſt maßgebende 
Zeitpunkt, fo wird dieſer Tag bei der Berechnung der Friſt mitgerechnet ?). 
Das gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebens- 
alters 2) ). 
E 1 148 II 155; M 1 282ff.; P 1 188 ff. 
„I. Beginn der Friſt, abgeftellt auf ein Ereignis. Falls es z. B. heißt „vom Einlaufen des 
5 es ab in einer Woche“ oder vom „1. April mittags 12 Uhr ab binnen 3 Tagen“, wird der 
3. April nicht mitgezählt (vgl. R LZ 1925, 341: Angebot auf Zuſage innerhalb vierzehn Tagen). 
am Abs 1 liegt der Gedanke zugrunde, daß nur volle Tage in Rechnung kommen ſollen (vgl. 
daher die andere Vorſchrift des Abſ 2). — Bei der fünfjährigen Friſt des $ 28 Abſ 3 Patch iſt der 
Tag der Bekanntmachung nicht mitzuzählen (RG 65, 24), bei der dreimonatigen Verjährungsfriſt 
für Wechſelregreßanſprüche (Art 78 Nr 1) wird der Tag der Proteſterhebung in die Friſt nicht 
Angerechnet (RG 113, 340). Bei einer Geſetzesnorm, die „nach dem Tage der Verkündung in 
0 tritt“, ift hierfür ſchon der Beginn des Tages maßgebend (RG 91, 340; Beſchluß v. 2. 10. 05 
ep. VI 459/05, betreffend die Novelle zur ZPO v. 5. 6. 05). 7 2 
. 2 Hier handelt es ſich um den Fall, daß nicht, wie bei Abſ 1, ein in den Lauf eines Tages 
lalfenber Vorgang oder Zeitpunkt, ſondern daß ſchon der Beginn des Tages für den Anfang 
der Friſt maßgebend fein foll; fo beim Mieten einer Wohnung vom 1. April ab auf 1 Jahr. In 
men Falle muß folgerichtig der betreffende Tag eingerechnet werben. Nach Satz 2 findet dieſe 
Regel entſprechende Anwendung auch bei der Berechnung des Lebensalters, jo daß der 
Tag der Geburt voll gerechnet wird, gleichgültig, zu welcher Stunde dieſe ftattfand. Unter An⸗ 
wendung des § 187 Abf. 2 Satz 1 iſt angenommen worden, daß, wenn die Re viſionsfriſt innerhalb 
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der Gerichtsferien abläuft, die Friſt zur Begründung der Reviſion ſchon mit dem 15. Oktober 
abläuft (RG 87, 209). 

3. Friſten von Stunden berückſichtigt das Geſetz nicht. Möglich find fie aber bei Fixgeſchäften 
($ 361) wie auch ſonſt nach Verabredung, insbeſondere bei der Miete (RG JW 1911, 9211). In 
der Regel wird hierbei wirklich nach Stunden zu rechnen ſein. Ob nicht bei Beſtimmung einer 
Friſt von 24 Stunden ein Tag gemeint ift, ift Sache der Auslegung (vgl. $ 222 Abſ 3 ZRO). 


$ 188 


Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablaufe des letzten Tages 
der Friſt !). 

Eine Friſt, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere Monate 
umfaſſenden Zeitraume — Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr — beſtimmt iſt, 
endigt im Falle des § 187 Abſ 1 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten 
Woche oder des letzten Monats, welcher durch ſeine Benennung oder ſeine 
Zahl dem Tage entſpricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, 
im Falle des § 187 Abſ 2 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten 
Woche oder des letzten Monats, welcher dem Tage vorhergeht, der durch 
feine Benennung oder feine Zahl dem Anfangstage der Friſt entſpricht 2). 


Fehlt bei einer nach Monaten beſtimmten Friſt in dem letzten Monate der 
für ihren Ablauf maßgebende Tag, ſo endigt die Friſt mit dem Ablaufe des 
letzten Tages dieſes Monats 5). 

E I 148, 149 II 156; M 1 282ff.; P 1 189; 6 138 ff. 


1. Friſtablauf. Die Regel des Abſ 1 gilt ausnahmslos. Ob etwa unter der Beſtimmung 
„in acht Tagen“ eine Woche oder die Zahl der Tage verſtanden werden ſoll, iſt Sache der Aus⸗ 
legung. Nach $ 359 Abſ 2 HGB ſollen im Zweifel acht volle Tage gerechnet werden. Die Er⸗ 
klärung des Antragenden, bis zu einem beſtimmten Tage gebunden ſein zu wollen, bedeutet im 
Zweifel Bindung einſchließlich dieſes Tages (vgl. RG 105, 417). 

2. Sit die Friſt nach den in Abſ 2 bezeichneten Zeiträumen beſtimmt, ſo iſt zu unterſcheiden: 
a) Fällt der für den Anfang der Friſt maßgebende Vorgang oder Zeitpunkt in den Lauf eines 
Tages (bj 1 des $ 187), dann endigt die Friſt mit dem Ablaufe des entſprechenden Wochentags 
oder Monatstags (z. B. am Montage oder am 1. des Monats). b) Fängt dagegen der Friſtlauf 
bereits mit dem Beginne des Tages an, dann endigt die Friſt ſchon mit Ablauf des vorhergehenden 
Tages. Iſt beiſpielsweiſe zu zahlen vom 1. April mittags 12 Uhr ab binnen 1 Monat, ſo endigt 
die Friſt mit dem 1. Mai; ein vom 1. April ab für ein Jahr abgeſchloſſener Mietvertrag läuft 
dagegen mit dem 31. März ab, nicht erſt mit dem 1. April. Eine zur Friſtwahrung vorzunehmende 
einſeitige Handlung darf noch bis zum Ablaufe des letzten Friſttags (Mitternacht) vorgenommen 
werden; iſt jedoch die Mitwirkung des andern Teiles erforderlich, dann darf dieſem hinſichtlich 
der Tageszeit nicht mehr zugemutet werden, als Treu und Glauben entſpricht (NG Gruch 54, 
1128). Unfähigkeit desjenigen, der die Friſt wahren ſoll, zur Vornahme der Handlung 
hindert den fruchkloſen Friſtablauf nicht. Vgl. jedoch $ 193. — Bei einer Abrede wie „Lieferzeit 
Oktober bis Mat“ iſt der letzte Monat in die Friſt im Zweifel einzurechnen (RG 95, 22). 

3. Z. B. mit dem 30. Juni. 


8 189 


Unter einem halben Jahre wird eine Friſt von ſechs Monaten, unter einem 
Vierteljahre eine Friſt von drei Monaten, unter einem halben Monat eine 
Friſt von fünfzehn Tagen verſtanden. 

Iſt eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geſtellt, ſo ſind die fünfzehn Tage zuletzt zu zählen ). 

E 1 150 II 157; M 1 285; P 1 189; 6 138ff. 

1. Eine vertragsmäßige Friſt von „4 Wochen“ darf nicht ohne weiteres gleich 1 Monat ge⸗ 
rechnet werden (MG 2. 11. 04 V 304/04). Hinſichtlich der Bezeichnungen „Frühjahr“ und „Herbſt 


ur — Gebiet des Handelsrechts $ 359 HGB, wonach im Zweifel der Handelsgebrauch 
entſcheidet. 
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8 190 
Im Falle der Verlängerung einer Friſt wird die neue Friſt von dem Ab- 
laufe der vorigen Friſt an berechnet !). 
E I 152 II 158; M 1 286; P 1 189. 
1. Dieſe Vorſchrift trifft alle Fälle einer Friſtverlängerung, auch wenn ſie erſt bei oder ſogar 


nach Ablauf der Friſt bewilligt worden iſt. Nur darf es ſich nicht um eine ganz neue Friſt handeln. 
Vor allem wird zu prüfen ſein, was beabſichtigt war (§ 186 A 2). 


9 191 


Iſt ein Zeitraum nach Monaten oder nach Jahren in dem Sinne beſtimmt, 
daß er nicht zuſammenhängend zu verlaufen braucht, ſo wird der Monat 
zu dreißig, das Jahr zu dreihundertfünfundſechzig Tagen gerechnet !). 

E 1 151 II 159 M 1 286; P 1 189. 

1. Nicht zuſammenhängend verlaufender Zeitraum. Die Motive führen als Beiſpiele an: 
Die Zuſicherung eines dreimonatigen, aber nicht auf einmal zu nehmenden Urlaubs; die Ver⸗ 
pflichtung eines Geſchäftsreiſenden, ſich jährlich mindeſtens neun Monate auf der Reife zu be» 
Inden, Hier entſcheidet alſo nicht das Kalenderjahr. Auf die geſetzliche Friſt des $ 1567 Abſ 1 
(bösliche, ein Jahr währende Verlaſſung) findet $ 191 keine Anwendung. 


8 192 


Unter Anfang des Monats wird der erſte, unter Mitte des Monats der 
fünfzehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag des Monats verſtanden !). 
EI 168 II 160; M 1 286; P 1 189. 
1. Anfang, Mitte, Ende des Monats. Dieſe, dem Art 30 WO entſprechende Vorſchrift be- 
rücſichtigt die im Verkehr üblichen Zeitbeſtimmungen: Anfang, Mitte, Ende des Monats. 


8 193 

Iſt an einem beſtimmten Tage oder innerhalb einer Friſt eine Willens 
erklärung abzugeben oder eine Leiſtung zu bewirken und fällt der beſtimmte 
Tag oder der letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag oder einen am Erklärungs- 
oder Leiſtungsorte ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, ſo tritt an die 

elle des Sonntags oder des Feiertags der nächſtfolgende Werktag !). 

em 228; M 1 280, 287; P 1 100ff., 310. 

ta 1. Hiernach ift der Leiſtungs⸗ ſowie der Erklärungstag, der auf einen Sonntag oder Feier⸗ 
obe fällt, auf den nächstfolgenden Werktag zu verlegen, und zwar auch zugunften des Leiſtungs 
N 106 lärungsempfängers (RG JW 07, 705°; ſtreitig). Es handelt ſich aber auch hier gemäß 
2 Bi um eine Auslegungsregel und nicht um ein Verbotsgeſetz. Abredegemäß kann die Leiſtung 
u zu einem Sonntage bedungen fein (beiſpielsweiſe ein Feſtmahl). Welchen Tagen die 
0 lung als Feiertag zukommt, iſt nach dem Rechte des Einzelſtaats, und zwar des Ortes, 
gl * Handlung vorzunehmen iſt, zu beurteilen; die Beſtimmung der Feiertage iſt Sache der 
mihi tegierungen (RGSt 24, 268; 31, 321). Der Feiertag muß ein „allgemeiner“ fein, darf 
lerta nicht auf die Angehörigen nur einer Konfeſſion beſchränkt fein, wie das bei den iſraelitiſchen 
ind Tagen zutrifft. Allerheiligentag in der Rheinprovinz ſ. RANG 3, 338; 5, 70. Politiſche Feſttage 
weiſ eme Feiertage im Sinne des $ 193. — Der $ 193 hat nur Termine ($ 186 A 1 a. E.), beiſpiels⸗ 
Kar den Kündigungstag bei Mietverträgen, und Friſten zur Abgabe rechtsgeſchäftlicher Er⸗ 
wie digen, auch ſolche, die vertragliche oder geſetzliche Friſten in Lauf zu ſetzen beſtimmt find, 
Aan Kündigung von Dienſtverträgen (RAch 4, 139, RAG HRN 1930 Nr 1118) oder zur Be⸗ 
nicht Ng von Leiſtungen, nicht aber auch Verjährungsfriſten im Auge; er iſt daher auf ſolche 
dine, Auwendbar (RG 7. 2. 06 V 327/05; HHR 1928 Nr 1276). Die entgegengeſetzte, von Stau- 
Die v (A 1) und andern vertretene Anſicht erſcheint mit dem Geſetzesworklaute nicht vereinbar. 
oder Veſtimmung ift nur dann anwendbar, wenn der letzte Tag einer Friſt auf einen Sonntag 
2 Feiertag fallt (NG JW 02, 10). Danach kann $ 193 dem Schuldner nicht zur Seite ſtehen, 
jah na va bestimmt ift, daß die Forderung ſofort fällig fein ſoll, falls er die je am erſten Viertel⸗ 
Vierter fälligen Zinſen nicht innerhalb einer Woche bezahlt hat, und wenn alsdann der erſte 
erteliahrstag auf das Neujahrsfeſt, der letzte Tag der ſpäteren einwöchigen Friſt aber auf einen 
der 9 fällt. Im Zweifel würde auch anzunehmen fein, daß die Vertragsparteien für Berechnung 
etzten Friſt unbedingt den vertragsmäßigen Fälligkeitstag im Auge gehabt haben. Aber 
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vgl. Warn 1913 Nr 223. Hier war die Kündbarkeit einer Hypothek für den Fall pünktlicher, d. h. 
innerhalb einer Woche nach Fälligkeit erfolgender Zinszahlung vertraglich bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkte ausgeſchloſſen, und es wurde die Anſicht des Berufungsgerichts, daß die Nachſichtsfriſt 
von einer Woche ohne Rückſicht auf den $ 193 immer ſtreng und genau vom erſten Tage des Ka⸗ 
lendervierteljahrs zu berechnen ſei, gemißbilligt. Nicht anwendbar iſt $ 193 auf den Fall, daß der 
Eintritt oder Nichteintritt eines Ereigniſſes innerhalb einer Friſt von Bedeutung iſt für eine 
Bedingung, von der die Wahlbefugnis einer Partei abhängt (RG SeuffA 86 Nr 59). 

Im Falle des $ 222 Abſ 2 ZPO iſt 8193 nicht anwendbar (RG 131, 337; 83, 338 zu § 798 8 PO, 
wo 15 die Unwirkſamkeit eines Schuldnerverzichts auf Einhaltung der Friſt des § 798 ange⸗ 
nommen iſt). 


Fünfter Abſchnitt 
Verjährung 


Die Verjährung gehört zu denjenigen juriſtiſchen Tatbeſtänden (vgl. Vorbem 1 vor § 104), 
welche kraft Geſetzes wirkſam werden. An ſich kann ihre Wirkſamkeit ſich rechtserzeugend oder 
zerſtörend äußern, weshalb man die erwerbende und erlöſchende Verjährung unterſchied. Das 
BGB kennt jedoch nur die erlöſchende, auf die allein ſich dieſer Abſchnitt bezieht. Die Stelle der 
erwerbenden Verjährung wird nach dem geltenden Rechte durch die Erſitzung vertreten (88 900, 
937945, 1033, 2026). Nach dem Geſetze ſtellt die Verjährung unterſchiedlos ein einheitliches 
Rechtsgebilde dar. Insbeſondere iſt ihm die Abart der unvordenklichen Verjährung unbekannt. 
Indeſſen ſind hier doch die landesgeſetzlichen Vorſchriften inſoweit in Geltung geblieben, als ein 
Gebiet der Landesgeſetzgebung überhaupt vorbehalten worden iſt (Ech Artt 56, 66, 69, 73, 74, 
132, 133; RG 2. 12. 25 V 39/25). In Anſehung der Übergangszeit vgl. EG Art 169; ferner 
RG 56, 253; 64, 421; 136, 427. Die Vorſchriften der 88 194 ff. betreffen nur die Verjährung 
ſolcher Anſprüche, welche nach dem BGB anerkannt find. Ein nach dem Pru LR begrün- 
deter, nach dem BGB nicht begründeter Anſpruch verjährt beiſpielsweiſe nach dem Pra LR 
(RS Jes 07, 442). Als materiell rechtliches Gebilde iſt die Verjährung nach dem Rechte des 
Ortes zu beurteilen, dem das Schuldverhältnis angehört (RG 118, 142), mithin bei Verträgen 
in der Regel nach dem des Erfüllungsorts (RG 58, 367; 54, 316; Gruch 55, 1036). Bei Anſprüchen 
aus einer im Aulande begangenen unerlaubten Handlung iſt EG. Art 12 zu beachten; der 
beklagte Deutſche kann ſich danach gegebenenfalls auf den Ablauf der Verjährungsfriſt nach 
$ 852 berufen (RG 118, 141). Nur die rein prozeſſualen Grundſätze des ausländiſchen Rechtes 
find, ſoweit fie die Verjährung betreffen, für den deutſchen Richter nicht bindend (RG 2, 13; 
7, 24). — Von der Verjährung eines Anſpruches zu unterſcheiden ift feine Verwirkung. Bei 
dieſer handelt es fi) weniger um eine beſondere Rechtseinrichtung als um die nach $ 242 zu 
beantwortende Frage, ob nach den Umſtänden des Falles die Geltendmachung eines vor längerer 
Zeit entſtandenen Anſpruches ſich noch mit Treu und Glauben vereinbaren läßt. Der Begriff 
iſt namentlich bei Aufwertungsanſprüchen entwickelt worden (RG 117 S. 211, 358; 118, 375; 
119, 231; 120, 361; 124, 40; 126, 296; 129, 401; 131, 225; 134, 357; 139, 76; RG JW 1927 
S. 184826, 291514; 1928 ©. 48519, 65022, 139054, 263420; 304111; 1929 S. 348, 17912, 763”, 
10012, 138881, 1643, 1741, 18711, 18755, 18777, 196414; 21332, 21426, 34882; 1930, 812, 
130810, 241345, 2414, 374511; 1931, 5972, 60022, 22978, 3083”; 1932, 413, 5825, 5925), aber 
auch ſonſt —im öffentlichen Recht mit den durch feine Eigenart gebotenen Einſchränkungen (Re 
JW 1931, 7357; 1932, 4911) — anwendbar (R 127, 321; 134, 38; 139, 28; RG JW 1929, 
21437; 1933, S. 53°, 139612; RG Warn 1929 Nr 57; 1932 Nr 26, 75; RG Gruch 70, 325; 72, 6b: 
für das Arbeitsrecht RA HRR 1932 Nr 1852). Vgl. ferner RG Warn 1927 Nr 130, 151, 
167; 1928 Nr 25, 26, 165, 166; 1930 Nr 146; 1931 Nr 1; 1932 Nr 98, 194; 1933 Nr 33; N 
Gruch 70, 271 RG SeuffA 82 Nr 60, 165, 201; 83 Nr 61; 84 Nr 19, 99; 85 Nr 40. Abgele ut 
iſt der Gedanke der Verwirkung für Beamtengehalts⸗ und Ruhegehaltsanſprüche (RG D 
1933 Nr 568). — Über den Unterſchied zwiſchen Verjährung und Ausſchlußfriſt vgl. $ 186 A 1. 


8 194 


Das Necht, von einem anderen ein Tun oder ein Unterlaffen zu verlangen 
(Anſpruch), unterliegt der Verjährung !). 

Der Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältnis unterliegt der 
Verjährung nicht, ſoweit er auf die Herſtellung des dem Verhältnis entſpre⸗ 
chenden Zuſtandes für die Zukunft gerichtet iſt 2) 5). 

E 1 164 II 161; M 1 280ff.; P 1 194ff. 3 

1. Der Abſ 1 beſtimmt das Gebiet der erlöſchenden Verjährung; der $ 222 beſtimmt ihre 
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Wirkung, während die ſonſtigen Beſtimmungen des 5. Abſchn. die Vorausſetzungen geben, unter 
denen ſich die Verjährung zu erfüllen vermag. Das Gebiet der Verjährung iſt beſchränkt auf das 
der Anſprüche (Anſpruchsverjährung), ſo daß, wo nicht das Beſtehen und Fortbeſtehen eines 
Anſpruchs in Frage ſteht, auch für die Verjährung kein Platz iſt, und daß man umgekehrt überall, 
wo das Geſetz von Verjährung ſpricht, auf das Vorhandenſein eines Anſpruchs in ſeinem Sinne 
ſchließen kann (vgl. $ 477). Iſt ein Grundſtück verkauft und übergeben, die Auflaſſung aber unter⸗ 
blieben, ſo erliſcht das Recht des Käufers zum Beſitz gegenüber dem Verkaufer und ſeinen Erben 
auch dann nicht, wenn der Auflaſſungsanſpruch verjährt iſt (RG 138, 296). — Der Abſ 1 gibt 
zugleich auch den Begriff Anſpruch. Dieſer iſt danach das Recht des Berechtigten, vom Ver⸗ 
pflichteten ein Tun oder Unterlaſſen zu verlangen. (Hinfichtlid des letzteren Anſpruchs 
vgl. noch $ 241 A 2). Auf die Natur des dem Anſpruche zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes 
kommt es nicht an. Es kann ſich insbeſondere um ein reines Schuldverhältnis handeln, das 
feiner Natur nach von vornherein eine unmittelbare Beziehung zwiſchen dem Berechtigten und 
dem Verpflichteten vorausſetzt, gleichgültig ob ſie rechtsgeſchäftlich oder kraft Geſetzes beſteht. 
odann aber kann auch ein dingliches Rechtsverhältnis in Frage kommen. Dieſes erzeugt 
zwar an und für ſich eine unmittelbare Beziehung nur zu der ſeinen Gegenſtand bildenden Sache 
oder zu dem Rechte, nicht aber ſofort auch eine Beziehung zu einer beſtimmten Perſon. Indeſſen 
es können aus ihm durch Hinzutritt einer weiteren Tatſache, insbeſondere einer Verletzung des 
Rechts, demnächſt auch Anſprüche hervorgehen, die nunmehr auch eine Beziehung zu einer be⸗ 
ſimmten Perſon ergeben, wie z. B. das aus dem Eigentume hervorgehende Recht, die Sache 
von demjenigen herauszuverlangen, der ſich in ihren Beſtz geſetzt hat (§ 985), ſowie die Anſprüche 
aus einer ſonſtigen Beeinträchtigung des Eigentums ($ 1004). Auch dann handelt es ſich um wahre 
Ansprüche, und dieſe müſſen mithin ebenfalls der Verjährung unterliegen (RG 93, 283; 105, 88; 
20 23 1927, 1641; RG JW 1927, 8934). — Bei Vertragsrechten auf kurzzeitig wiederkehrende, 
wirtſchaftlich einheitliche Leiſtungen unterliegt der Verjährung nicht nur der Anſpruch auf die ein- 
zelne Leiſtung. Vielmehr iſt im Sinne der Verjährungsvorſchriften ein Geſamtanſpruch anzu- 
nehmen, deſſen Verjährung in dem Zeitpunkt beginnt, in dem die Verjährung des Anspruchs auf 
eine der wiederkehrenden Leiſtungen in Lauf gekommen iſt (R 136, 427). Hat ſich dagegen 
in einem Vertrag zwiſchen Gemeindeverbänden und einem Privatei enbahnunternehmer über 
Straßenbenutzung der Unternehmer verpflichtet, an Halteſtellen Anſchlußgleiſe für gewerbliche 
Unternehmen auf feine Koſten anzulegen, jo unterliegt dieſes Grundrecht nicht der Verjährung, es 
bleibt vielmehr auf die ganze Vertragsdauer beſtehen; die einzelnen durch Eröffnung von ge- 
ma ice Unternehmen entſtehenden Anſprüche unterliegen der dreißigjährigen Verjährung 
. 4. 27 VI 474/26). 
„Die Friſten aus En Br Stempoh v. 24. 5. 61 ſowie aus dem PrStempch v. 31. 7. 95 und 
dem RStempG v. 15. 7. 09 find Verjährungs- und nicht Ausſchlußfriſten (RG Warn 1913 Nr 401); 
desgleichen die Friſten aus $ 168 Inv v. 13. 7. 99 und aus $ 103 Abſ 2 Gew v. 5. 7. 00 
684, 281). Betreſſs der Wirkung der Verjährung in dieſen Fällen vgl. $ 222 A a. E. 
% 2. Unverjährbarkeit. Nach der allgemeinen Beſtimmung des Ab 1 find Anſprüche jedweder 
115 ee ſoweit nicht das Geſetz ausdrücklich eine Ausnahme macht. Solche Ausnahmen 
orgeſehen: 
n ) bei Anſprüchen aus einem familienrechtlichen Berhältniffe, ſoweit ſie auf die Herſtellung 
Ki dem Verhältniſſe entſprechenden Zuſtandes für die Zukunft gehen, gleichgültig ob fie gegen 
einen Familienangehörigen oder gegen Dritte gerichtet find (M 1, 294). Für das Eherecht kommen 
9051 die $$ 1353, 1356, 1360, 1427, 1428, für das Verhaltnis zwiſchen Eltern und Kindern die 
10 1617, 1632, für das vormundſchaftliche Verhältnis die $$ 1800, 1897, für die Unterhaltspflicht 
unter Verwandten die 8$ 1601 ff. in Betracht. Nicht getroffen durch Abſ 2 find ſolche An⸗ 
ride, welche eine Ausgleichung für die Vergangenheit anſtreben ($ 1613). Cine Sonder⸗ 
„igelung enthalten ferner der § 1623, betreſſend den Anſpruch der Tochter auf Ausſteuer, ferner 
w $$ 1298—1301, betreffend Anſprüche bei Aufhebung eines Verlöbniffes, endlich der $ 1584, 
1 teffend Rückforderung der Geſchenke nad) erfolgter Eheſcheidung. Das Verhaltnis zwiſchen der 
"ehelichen Mutter und dem Erzeuger ihres Kindes ift überhaupt kein familienrechtliches mithin 
00 dden die betreffenden Anſprüche unter 9 194 Abſ 1 (8 1715). Die Motive laſſen es unentſchieden, 
5 5 Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten gegen den allein für ſchuldig er arten 
eil ($ 1578) hierher gehört (M 1, 294), und es fehlt anderſeits auch eine Sonderbeſtimmung. 
a jedoch der bezeichnete Anſpruch gleichfalls allein in dem betreffenden familienrechtlichen Ver⸗ 
K. tniſſe feinen rechtlichen Grund haben kann — wenn fteilich auch in dem ehemaligen, inzwiſchen 
Areits beendigten —, jo muß hier der $ 194 Abſ 2 anwendbar fein. Nach Me 4, 517ff. ſoute dieſer 
wuſpruch „möglichſt im Anſchluſſe an die geſetzliche Unterhaltspflicht der Verwandten“ geſtaltet 
4 und für den Standpunkt des Geſetzes iſt es ſchon an ſich bezeichnend, daß es hier, anders 
im Falle des $ 1578, wie bemerkt, überhaupt keine Sonderbeſtimmung gibt. 
Aus“ in Einzelbeſtimmungen: der Anſpruch auf Aufhebung einer Gemeinſchaft ($ 758), auf 
90 anderjegung der Erbengemeinſchaft ($ 2042 Abſ 2); Anſprüche aus eingetragenen Rechten 
02 Abſ1 Satz 1, mit der Beſchränkung nach Satz 2 daſelbſt) ſowie ein Recht, wegen deſſen 
Dow, Kommentar von Reichsgerichtsraten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 21 
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ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen iſt ($ 902 Abſ 2); die in den 
85 894—896 bezeichneten Anſprüche auf Grundbuchberichtigung (8 898); nachbarrechtliche An⸗ 
ſprü che der in § 924 aufgeführten Art. Schon grundſätzlich können der Verjährung nicht unter- 
worfen fein, weil ſie keinen Anſpruch darſtellen, Klage rechte jeder Art, die Aufrechnung, die 
in einer einſeitigen Erklärung beſteht ($ 387), das Anfechtungsrecht, endlich die Einreden 
im Sinne des Geſetzes, mithin das Recht, eine Leiſtung zu verweigern (vgl. $ 202 A 2). Soweit 
aber eine Einrede ſich aus einem Anſpruche ergibt, muß deſſen Verjährung auch die Einrede 
beſeitigen, da dieſe in dem Anſpruche allein ihren Grund hat (M 1, 291). Demgegenüber beſtimmt 
jedoch das Geſetz für die einredeweiſe behufs Verweigerung der Leiſtung geltend zu machende 
Wandlung und Minderung, daß dieſe Rechtsbehelfe durch eine Anzeige des Mangels an den 
Verkäufer unabhängig von der Anſpruchsverjährung erhalten werden ($ 478; RG 74, 292). Nur 
der § 1169 gibt dem Eigentümer das Recht, auf Grund einer bloßen, die Geltendmachung der 
Hypothek dauernd ausſchließenden Einrede, vom Hypothekar den Verzicht auf die Hypothek 
anſpruchsweiſe durch Klage zu fordern (RG 71, 12). In den § 821, 853 ferner iſt vor⸗ 
geſehen, daß die Einrede der Erfüllungsverweigerung auch dann beſtehen bleibt, wenn die An⸗ 
ſprüche auf Befreiung von der Verbindlichkeit und auf Aufhebung der Forderung verjährt ſind. — 
Der Anſpruch auf Buße iſt der Verjährung ſo lange entzogen, als der betreffende Strafanſpruch 
noch nicht verjährt iſt (RG St 44, 294). 

3. Ausländiſches Recht. Die grundſätzliche Stellung des deutſchen Rechts, wonach, von beſon⸗ 
ders beſchaffenen Fällen abgeſehen, Anſprüche forderungsrechtlicher Art durchweg der 
Verjährung unterworfen ſind, hat zur Folge, daß die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes 
das die Unverjährbarkeit ſolcher Anſprüche vorſieht, als im Sinne des Art 30 EG gegen den 
Zweck des deutſchen Geſetzes verſtoßend ausgeſchloſſen iſt (RG 106, 82). 


$ 195 

Die regelmäßige Derjährungsfrift beträgt dreißig Jahre !). 

E 1156 II 162; M 1 205ff.; P 1 194, 201. 

1. Die 99 195—197 beſtimmen die Verjährungsfriſten. Die dreißigjährige Verjährungsfriſt 
gilt überall, wo nicht einer der vielen vom Geſetze geſchaffenen Ausnahmefälle vorliegt, jedoch 
immer unter Berückſichtigung der in § 218 betreffs rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche gegebenen 
Regel, vgl. dort A1. — Beim Zuſammentreffen mehrerer Anſprüche, beiſpielsweiſe 
eines vertraglichen und eines ſolchen aus unerlaubter Handlung, folgt jeder ſeiner beſondern 
Regel (RG 66, 86; Warn 1912 Nr 154). Jedoch findet die kurze Verjährungsfriſt für Erſatzan⸗ 
ſprüche des Vermieters und Verleihers ($$ 858, 606) zugleich auf die etwaigen Anfprliche aus 
unerlaubter Handlung Anwendung (RG 66, 363), und ein gleiches kann dann gelten, wenn die 
Verjährungsfriſt vertragsmäßig abgekürzt iſt (Gruch 1912, 901). Dagegen unterliegt die Haftung 
des Unternehmers einer Straßenbahn aus dem Haftpfl d nach § 8 daſ. der zweijährigen Ver⸗ 
jährung, der daneben beſtehende Anſpruch aber aus dem Transportvertrage der dreißigjährigen 
nach § 195. Der Anſpruch auf Rückzahlung von Fahrgeld und auf Erſatz des erforderlich geworde⸗ 
nen Aufwan des, wie jeder Erſatzanſpruch wegen poſitiver Verletzung des Beförderungsvertrags, 
verjährt im Falle einer Zugentgleiſung nach § 638 Abs 1, der Anſpruch anderſeits auf Erſatz des 
Sachſchadens in 30 Jahren (RG 62, 119; Warn 1912 Nr 245). Der Anſpruch auf Erſatz desjeni⸗ 
gen Schadens, der unmittelbar durch die mangelhafte Beſchaffenheit des Werkes ſelbſt begründet 
iſt (wie derjenige auf Erſatz der zur Beſeitigung der am Werke vorhandenen Mängel aus $ 633 
Abſ 3; RG 80, 439), verjährt nach $ 638; der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, den der 
Beſteller infolge eines körperlichen Unfalls bei Benutzung des fehlerhaften Werkes erleidet, 
verjährt nach $ 195 (RG Warn 1911 Nr 235). Verlangt der Beſteller nach bereits erfolgter Ab⸗ 
nahme des Werkes Beſeitigung eines Mangels, jo unterliegt auch dieſer Anſpruch (aus 9 633) 
der kurzen Verjährung des § 638 (RG 95, 329). Entſprechend kann der Schuldner auch die Ein- 
rede aus § 222 nur gegenüber demjenigen von mehreren Anſprüchen geltend machen, betreffs 
deſſen die Verjährung eingetreten iſt. Auf Erſatzanſprüche, die aus $ 75 Einl zum PrA d 
hergeleitet werden, finden hinſichtlich der Verjährung nach Art 4 E die Grundſätze des BGB 
Anwendung, und ſie unterliegen der dreißigjährigen Verjährung auch dann, wenn der Anſpruch 
etwa gegen eine Stadt infolge eines Eingriffs mittels einer Verfügung der ſtädtiſchen Polize! 
bewirkt worden iſt, da dieſer Eingriff nicht als eine unerlaubte Handlung (8 852) angeſehen werden 
kann (RG 78, 205). In RG 70, 154ff. (dgl. dazu RG JW 1927, 8931 und Gruch 69, 105) it 
für Fälle, in denen nach beſonderen Vorſchriften die Anſprüche aus dem Eigentum im Intereſſe 
des öffentlichen Wohles verſagt werden, im Anſchluſſe an RG 35, 309; 54, 260; 23, 257; 37, 270 
zutreffend folgende Unterſcheidung gemacht worden: Erſatzanſprüche verjähren in 30 Jahren, 
wenn durch die ſchädigende Anlage das Eigentums⸗ (oder Nutzungs-) Recht unmittelbar ver⸗ 
letzt ift; fie unterliegen dagegen der kurzen Verjährung des § 852, wenn durch die Anlage nur 
mittelbar in das Recht eingegriffen iſt, und zwar auch dann, wenn der Anſpruch mangels eines 
Verſchuldens aus geſetzlicher Beſtimmung hergeleitet wird. Namentlich trifft letzteres auch in 
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Falle unerlaubter Immiſſionen zu (RG JW 1912, 311). — Schadenserſatzanſprüche gegen 
einen Rechtsanwalt verjähren, wenn ein Werkvertrag vorlag, in 30 Jahren, in nur 5 Jahren 
gemäß § 32a RAD, wenn, wie hier regelmäßig der Fall, ein Dienſtvertrag beſtand (RG 88, 233; 
Mer war dem Rechtsanwalte der Entwurf eines Vertrags zu einem beſtimmten Erfolge auf- 
getragen worden). — Gegenüber Anſprüchen aus $ 17 Kraft Fahr Ggreift die Verjährung aus 
9195 Platz, nicht die des § 14 des Gef. (RG 90, 293). 
Zu berechnen iſt die Friſt nach den 88 187, 188 Abſ 2, 3, aber nicht auch nach $ 193 (vgl. 
2 zu 9 193). 
8 196 

In zwei Jahren verjähren die Anſprüche 1): 

1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche ein 
Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren, Ausführung von 
Arbeiten und Beſorgung fremder Geſchäfte, mit Einſchluß der Aus- 
lagen, es fei denn, daß die Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuld- 
ners erfolgt; 

2. derjenigen, welche Land- oder Forſtwirtſchaft betreiben, für Lieferung 
von land- oder forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, ſofern die Lieferung 
zur Verwendung im Haushalte des Schuldners erfolgt; 

3. der Eiſenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, Lohnkutſcher 
und Boten wegen des Fahrgeldes, der Fracht, des Fuhr- und Boten 
lohns, mit Einſchluß der Auslagen; 

4. der Gaſtwirte und derjenigen, welche Speiſen oder Getränke gewerbs- 
mäßig verabreichen, für Gewährung von Wohnung und Beköſtigung 
ſowie für andere den Gäſten zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe ge- 
währte Leiſtungen, mit Einfchluß der Auslagen; 

3. derjenigen, welche Lotterieloſe vertreiben, aus dem Vertriebe der Loſe, 
es ſei denn, daß die Loſe zum Weitervertriebe geliefert werden; 

6. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmäßig vermieten, wegen 
des Mietzinſes; 

derjenigen, welche, ohne zu den in Nr 1 bezeichneten Perſonen zu ge- 
hören, die Beſorgung fremder Geſchäfte oder die Leiſtung von Dienſten 
gewerbsmäßig betreiben, wegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe 
gebührenden Vergütungen, mit Einſchluß der Auslagen; 

8. derjenigen, welche im Privatdienſte ſtehen, wegen des Gehalts, Lohnes 
oder anderer Dienſtbezüge, mit Einſchluß der Auslagen, ſowie der 
Dienſtberechtigten wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

9. der gewerblichen Arbeiter — Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Fabrik 
arbeiter —, der Tagelöhner und Handarbeiter wegen des Lohnes und 
anderer an Stelle oder als Teil des Lohnes vereinbarter Leiſtungen, 
mit Einſchluß der Auslagen, ſowie der Arbeitgeber wegen der auf ſolche 
Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 
der Lehrherren und Lehrmeiſter wegen des Lehrgeldes und anderer 
im Lehrvertrage vereinbarter Leiſtungen ſowie wegen der für die Lehr; 
linge beſtrittenen Auslagen; 

1. der öffentlichen Anſtalten, welche dem Unterrichte, der Erziehung Ver⸗ 
pflegung oder Heilung dienen, ſowie der Inhaber von Privatanſtalten 
ſolcher Art für Gewährung von Unterricht, Verpflegung oder Heilung 
und für die damit zuſammenhängenden Aufwendungen; 
derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung oder zur Erziehung auf⸗ 
nehmen, für Leiſtungen und Aufwendungen der in Nr. 11 bezeichneten Art; 

21* 
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13. der öffentlichen Lehrer und der Privatlehrer wegen ihrer Honorare, 
die Anſprüche der öffentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn ſie auf Grund 
beſonderer Einrichtungen geſtundet ſind; 

14. der Arzte, insbeſondere auch der Wundärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte 
und Tierärzte, ſowie der Hebammen für ihre Dienſtleiſtungen, mit Ein⸗ 
ſchluß der Auslagen; 

15. der Nechtsanwälte, Notare und Gerichtsvollzieher ſowie aller Perſonen, 
die zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beſtellt oder zugelaſſen 
find, wegen ihrer Gebühren und Auslagen, ſoweit nicht dieſe zur Staats- 
kaſſe fließen; 

16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleiſteten Vorſchüſſe; 

17. der Zeugen und Sachverſtändigen wegen ihrer Gebühren und Auslagen. 

Soweit die im Abſ 1 Nr 1, 2, 5 bezeichneten Anſprüche nicht der Verjährung 
von zwei Jahren unterliegen, verjähren fie in vier Jahren !). 

E 1 156 II 163; M 1 207ff.; B 1 201ff. 

1. Dieſe kurze, nach $ 201 vom Jahresſchluſſe ab zu berechnende zweijährige Verjährungs⸗ 
friſt iſt für die „Geſchäfte des täglichen Verkehrs“ angeordnet, aus „rechtspolizeilichen“, nicht 
wirtſchaftlichen Gründen (M 1, 297ff.). Das Geſetz ſetzt dabei ſeinem Wortlaute nach keineswegs 
voraus, daß die Forderung gerade aus einem Vertrage entſtanden iſt. Daher greift der § 196 
beiſpielsweiſe auch dann Platz, wenn der Anſpruch unter dem Geſichtspunkte der auftragsloſen 
Geſchäftsführung (88 677ff.) oder der Bereicherung ($ 812) geltend gemacht wird. Immer iſt nur 
Bedingung, daß ſonſt die objektiven Vorausſetzungen des Geſetzes wirklich erfüllt ſind, 
daß alſo bei Nr 1 von einem Kaufmanne Waren geliefert, oder von einem Handwerker Arbeiten 
ausgeführt ſind, und daß es ſich um einen Anſpruch hieraus handelt. Dieſe Bedingung wäre aber 
nicht auch dann erfüllt, wenn jemand etwa die der kurzen Verjährung unterliegende Forderung 
eines Kaufmanns an dieſen ohne Auftrag bezahlte und nun aus dem Geſichtspunkte der 88 677, 
683, 684 vom Schuldner Erſtattung verlangte. Denn in dieſem Falle machte der Zahler nit den 
Anſpruch des Kaufmanns, ſondern eine erſt in ſeiner Perſon durch die Zahlung entſtandene 
Forderung geltend, da das BGB eine Sondernachfolge kraft Geſetzes (cessio legis) unter den 
angegebenen Vorausſetzungen grundſätzlich nicht anerkennt. Das iſt der Standpunkt der M 1, 360 
a. E. und 2, 684 Abſ 3. Er ſcheint auch jetzt zutreffend (a. A. anſcheinend Staudinger A 6). Vgl. 
Rc 69, 429; 86, 96. Da anderſeits die kurze Verjährungsfriſt Platz greift, fo oft nach dem Ent⸗ 
ſtehungsgrunde der Forderung der objektive Tatbeſtand des Geſetzes gegeben iſt, fo folgt, daß 
die kurze Friſt auch ferner in Geltung bleibt: a) wenn ſich durch Übertragung, ſei es rechts⸗ 
geſchäftlicher Art ($ 398), ſei es in den zutreffenden Ausnahmefällen der 88 774, 1143, 1225, 
1607 Abſ 2, 1709 Abſ 2 kraft Geſetzes nur die Perſon des Gläubigers ändert (R 70, 29); b) wenn 
die Forderung infolge eines dazutretenden Umſtandes lediglich eine andere Richtung erhält, 
ſo wenn etwa wegen Verzugs des Schuldners nunmehr ſtatt auf Erfüllung gemäß § 326 auf 
Schadenserſatz gerichtet wird (RG 61, 390; 85, 242; 116, 285; RG JW 1913, 129°; NG 24. 4. 26 
1272/25). Der Fall zu b liegt indeſſen nicht mehr vor, ſobald die Forderung zugleich 
eine rechtsgeſchäftliche Umgeſtaltung erfährt, wenn alſo eine Kaufſchuld fortan als Darlehn 
geſchuldet ſein ſoll ($ 607 Abſ 2), oder wenn der Schuldner nachträglich ein Verſprechen oder 
ein Anerkenntnis abgibt, durch das die Verpflichtung für künftig ſelbſtändig begründet wird 
(§ 780, 781). Unter dieſen Umſtänden käme vielmehr nur der neue Anſpruch in Betracht, bei 
dem der Tatbeſtand des $ 196 nicht mehr vorläge (RG JW 06, 45710), und es griffe alsdann die 
dreißigjährige Verjährung des $ 195 Platz (RG 75, 4). Ein Vergleich jedoch, in dem ſich der 
Schuldner zur Zahlung für den Fall verpflichtete, daß er in beſſere Umſtände käme, würde die 
Schuld nicht umgeſtalten, ſondern ſachlich nur eine Stundung bedeuten (RG JW 06, 45710), 
desgleichen nicht die Ausſtellung eines bloßen Schuldſcheins (RG JW 06, 45710), und es entſteht 
durch den Abſchluß eines Vergleichs über die der kurzen Verjährung unterliegende Forderung 
(Werklohnforderung) wiederum eine ſeitdem der kurzen Verjährung unterworfene Forderung 
(RG Gruch 60, 658). Über die Verjährung der Verpflichtung aus einem Vertrage zugunſten 
Dritter, worin ſich jemand verpflichtet, eine fremde Schuld zu begleichen, ſ. RG 114, 298. Die 
Verjährung einer Geſchäftsſchuld, für die der Geſchäftsübernehmer nach 25 HG mithaftet, 
läuft zu feinen Gunſten weiter; eine nach der Geſchäftsübernahme nur gegenüber dem früheren 
Inhaber vorgenommene Unterbrechung der Verjährung wirkt aber nicht auch gegen den Über 
nehmer (RG 135, 104). Der ſog. Aufwertungsanſpruch unterliegt der nämlichen kurzen Ver⸗ 
jährung wie der urſprüngliche Anſpruch (RG 120, 355; RG Warn 1926 Nr 126; RAS 5, 2303 
vgl. auch RG JW 1925, 13714; 1929, 100°; 1930, 172838). Ebenſo der Anſpruch auf Erſatz eines 
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Verzugsſchadens; feine Verjährung beginnt aber erſt mit dem Eintritte der Verzugsfolgen (RG 
111, 102; RG SeuffA 84 Nr 207). Betreffs der Vertragsſtrafe vgl. unten Nr 1 Abſ 1. 

Im einzelnen handelt es ſich bei den Nummern zu 1—15 um berufsmäßige Leiſtungen 
(RG 60, 341). Soweit der Begriff des Gewerbebetriebs in Frage kommt, iſt eine dauernde 
berufsmäßige Tätigkeit vorauszuſetzen, die, auf einen Kreis von Geſchäften als Ganzes gerichtet, 
als eine dauernde, berufsmäßig fließende Einnahmequelle dienen fol (RG 66, 48). Gewerbe⸗ 
betrieb liegt daher nicht vor, wenn die Abſicht nur auf einzelne oder mehrere einzelne Geſchäfte 
(die Verwertung nur beſtimmter Grundſtücke) gerichtet war (RG Gruch 57, 935). Die Ver⸗ 
mietung von Wohnungen durch den Eigentümer ſtellt regelmäßig keinen Gewerbebetrieb dar, 
weil es ſich gemeinhin nur um eine allgemein übliche Ausnutzung des Eigentums handelt; wohl 
aber dann, wenn der Eigentümer beabſichtigt, auch unter Aufwendung perſönlicher Arbeits⸗ 
leiſtungen ſeinen Unterhalt zu gewinnen (RG 94, 162). Mietet jemand ein Haus im ganzen, um 
einzelne Weitervermietungen vorzunehmen und ſich daraus unter Verwendung ſeiner perſön⸗ 
lichen Arbeitskraft eine dauernde, berufsmäßige Erwerbsquelle zu verſchaffen, ſo liegt ein Ge⸗ 
werbebetrieb vor (RG 74, 150). Gewerbebetrieb einer Baugenoſſenſchaft ſ. RG Warn 1928 
Nr 73. Bei Verträgen eines Gewerbtreibenden kann, wenn ſie nicht im Einzelfalle klar erkennbar 
eine andere Richtung erhalten haben, regelmäßig die Beziehung auf den Gewerbebetrieb ange ⸗ 
nommen werden (RG ZW 04, 775%). Nicht hierher gehört die Lieferung von Vieh für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb des Schuldners (RG 120, 355). Der Ausnahmefall der Leiſtung für den 
Gewerbebetrieb des Schuldners — bei dem Abſ 2 des $ 196 Anwendung findet —, fest nur 
die Zweckbeſtimmung voraus, dagegen nicht auch, daß die empfangene Leiſtung auch wirklich 
u dem Betriebe des Schuldners derwendet worden iſt (RG JW ͤ 05, 110). Es genügt, daß die 
Leiſtung irgendwie dem Zwecke des Geſchäfts dienlich iſt (RG 5, 274; Gruch 32, 1077), mag es 
lich auch erſt um deſſen Begründung gehandelt haben (R® 81,9). Wer das Vorhandenſein des 
Ausnahmefalles behauptet, hat für ihn die Beweislaſt. Ausnutzung ihres Grundbeſitzes durch 
eine Gemeinde (Landgemeinde) als Gewerbebetrieb ſ. RG JW 1929, 17911. — Soweit die An⸗ 
ſprüche der Nr 1, 2, 5 nicht der zweijährigen Verjährung unterliegen, verjähren fie in vier Jahren 
gemäß Abj 2. Das trifft zu, wenn die Leiſtungen erfolgt find: bei Nr 1 für den Gewerbebetrieb 
des Schuldners — Beweislaſt des Gläubigers —; bei Nr 2 für andere Zwecke als zur Verwen⸗ 
dung im Haushalte des Schuldners, ſei es für ihn, ſei es für die ſonſtigen, ſeinem Haushalte zu- 
gehörenden Perſonen — Beweislaſt des Schuldners, der die kürzere Verjährungsfriſt geltend 
machen will —; endlich bei Nr 5 zum Zwecke des Weitervertriebs der Loſe — Beweislaſt des 
Oläubigers, falls er ſich auf die längere Verjährungsfriſt beruft. Der Ausdruck „Schuldner“ im 
Sinne von Nr iſt wörtlich zu verſtehen und iſt nicht gleichbedeutend mit „Empfänger“, fo daß 
Die Ausnahmevorſchrift auch dann Platz greift, wenn mehrere die Ware als Geſamtſchuldner 
ah 6 an, aber nur einer von ihnen die Ware für einen Gewerbebetrieb empfangen hat 

„27). 
m Durch Kriegsverordnungen wurden die Verjährungsfriſten der 88 196, 197 hinausgeſchoben 
efanntmachungen v. 22.12.14 und 4. 11. 15, RG 95, 24); dieſe Verordnungen beziehen ſich 
ausschließlich auf Forderungen im Sinne der $$ 196, 197 (RG ZW 1922, 4815). 
= „ya Ar 1 über den Begriff Kaufmann vgl. die 88 1—6 H65 B. Nicht ſchon das bloße Auftreten 
Kea Kaufmann rechtfertigt die Anwendung des $ 196 Nr 1; der Gläubiger muß vielmehr wirklich 
aufmann im Sinne des HGB geweſen fein (Rc 89, 163; 129, 401). Kaufmann im Sinne des 
5 Vlunn auch ein Weingutsbeſißer fein, der nebenberuflich ein Weinkommiſſionsgeſchäft betreibt; 
« Vermutung des $ 344 Abſ 1 HGB gilt auch für die Anwendung der Vorſchriften über die 
kalährung; für Forderungen aus dem Verkauf eigenen Wachstums kommt Nr 2 in Betracht 
ſte 130, 233). Die objektiven Vorausſetzungen müſſen auch bereits zur Zeit der Ent⸗ 
bebung der Forderung erfüllt geweſen fein (MG JW 05,169). Das iſt nicht der Fall, wenn 
5 r Gläubiger erſt nachträglich, infolge einer andern Geſetzgebung, Kaufmannseigenſchaft erhalten 
hat, ſo daß auch die Frage, ob die Perſon ſchon vormals Kaufmann geweſen war, nach dem 
hir. den Rechte zu beurteilen ift (RG 60, 74). Ware im Sinne der Nr 1 find ganz allgemein 
Ye cherliche Sachen, die Gegenſtand des Handelsverkehrs ſind oder nach der Anſchauung des Ver⸗ 
ma als Gegenſtände des Warenumſatzes in Betracht kommen können, auch wenn fie der Kauf⸗ 
Se im einzelnen Falle nicht zum regelmäßigen Abſatz beſtimmt hat; jo auch ein Holzlager, 
{ 6 15 Möbelfabrikant nur im Hinblick auf die bevorſtehende Auflöſung ſeines Geſchäfts verkauft 
di 130, 85). Bei Forderungen von Kaufleuten iſt für den Beginn der Verjährung nicht Be- 
aigung, daß die Waren bereits geliefert find; dem Wortlaute nach trifft der Ausdruck „für 
die zerung der Waren“ auch dann zu, wenn die Lieferung noch nicht erfolgt iſt und daher 
V0 Forderung für eine noch ausſtehende Lieferung geſchuldet wird (RG 83, 179). (Streitig.) 
Otftage hierbei ift freilich, ob die Kaufpreisforderung im Sinne des § 198 überhaupt ſchon ent- 
—4 en ſein kann, bevor die Lieferung erfolgte. Indeſſen das iſt grundſätzlich zu bejahen, weil 
= cht att des Verkäufers allein auf dem Abſchluſſe des Vertrags beruht, und das Geſetz auch 
wi einmal fordert, daß der Anſpruch durch die Behauptung bereits erfolgter Erfüllung begründet 
ird (88 433 Abſ 2, 320 A 1). Im Falle unterbliebener Leiſtung hat der Gegner nur eine Einrede, 
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und dieſe hat auch nicht einmal die Hemmung der Verjährung zur Folge ($ 202 Abſ 2; vgl. RG 
62, 178). Der Anſpruch für „Lieferung von Waren“ muß im übrigen, wenn auch nicht die Preis⸗ 
forderung ſelbſt, fo doch ein Aquivalent für die Warenlieferung darſtellen; daher iſt $ 196 nicht 
anwendbar hinſichtlich der wegen Verletzung ſonſtiger Vertragspflichten bedungenen Vertrags ⸗ 
ſtrafe (RG 85, 244). Auch der Geſichtspunkt der Erſatzleiſtung (RG 61, 390) rechtfertigt nicht 
die Anwendung des $ 196 Nr 1, wenn die Strafe fo hoch bemeſſen worden iſt, daß fie nicht mehr 
als bloße Erſatzleiſtung angeſehen werden kann, ſondern den Berechtigten auch ſonſt in ſeinem 
Intereſſe ſchützen ſoll (RG 85, 243; JW 1914, 9772). Dagegen ſteht der Umſtand, daß es ſich 
um einen Bereicherungsanſpruch handelt, der Anwendung des § 196 Abſ 1 Nr nicht entgegen 
(RG 86, 97; 129, 401). Der Anſpruch auf Herausgabe leihweiſe mitgelieferter Flaſchen gehört 
nicht hierher, wenn er auf das Eigentum geſtützt wird (RG Warn 1929 Nr 27). — Der Anſpruch 
des Verkäufers auf Abnahme der Sache unterliegt der regelmäßigen Verjährung nach 5 195 
(RG 57, 106 und 62, 183; hier unentſchieden gelaffen). Ebenſo der Anſpruch des Käufers auf 
Lieferung und Schadenserſatz wegen Nichtlieferung (RG 116, 281), ſowie der Anſpruch auf 
Gewährleiſtung wegen Rechtsmängel (RG Warn 1932 Nr 99); für Sachmängel ſ. $ 477. Unter 
„Waren“ find hier nach dem Sprachgebrauche des BGB wie des HGB nicht auch Wertpapiere 
zu verſtehen, ſondern nur ſolche bewegliche körperliche Sachen, die Gegenſtand des Handelsver⸗ 
fehrs ſind und auch in der Verkehrsſprache als Waren bezeichnet werden (RG 74, 161). — Zu 
den Anſprüchen eines Kaufmanns für „Ausführung von Arbeiten“ gehört auch der An⸗ 
ſpruch des Schleppſchiffahrtsunternehmers auf Zahlung des vereinbarten Schlepplohns (RG 
118, 27). — Über den Beginn der Friſt vgl. § 201. 

Nach RG Gruch 50, 95 iſt Handwerker, wer nach althergebrachter Arbeitsteilung in kleinerem 
Umfange durch Alleinarbeit oder doch unter Mitarbeit gewiſſe Gebrauchs oder Verbrauchs⸗ 
gegenſtände herſtellt und in den Verkehr bringt oder ſonſt beſtimmte Werke verrichtet, während 
der Betrieb eines Kunſtgewerbes erfordert, daß die Erzeugniſſe eine künſtleriſche Beſchaffenheit 
aufweiſen. Arbeiten eines Zivilingenieurs oder Bauunternehmers (zum chauſſeebau⸗ 
mäßigen Ausbau eines Weges) fallen weder unter den Begriff des Handwerks (Nr 1) noch unter 
den der Dienſtleiſtungen Nr7 (RG Gruch 50, 93; 60, 74). In RG JW 05, 1101; 1913, 196 und 
RE 66, 50 iſt die kurzbefriſtete Verjährung aus Nr 1 § 196 bei Anſprüchen aus einem Bauentre⸗ 
priſevertrag gleichfalls als ausgeſchloſſen erachtet. Die Honorarforderung eines Architekten fällt 
nicht unter Nr 1, ſondern unter Nr 7, falls nicht ein Werkvertrag vorliegt, auf den die Vorſchrift 
zu Nr 7 nicht Anwendung findet (RG 97, 125; 72, 179; 86, 75). Nach RG 70, 28 in Überein- 
ſtimmung mit R6 66, 4; JW 07, 3251 u. 08, 235° unterliegen aber auch die Anſprüche eines 
Kaufmanns wie diejenigen eines Handwerkers der kurzen Verjährung, falls die Bauarbeiten 
von den Genannten in ihrer Eigenſchaft als Kaufmann und Handwerker übernommen ſind. Es 
iſt dabei davon ausgegangen, daß es einen eigenartigen Vertrag betreffend die Übernahme eines 
Baues neben dem Werkvertrage nach geltendem Rechte nicht mehr gebe. Dieſer Standpunkt 
ſcheint der zutreffende. Der Bauunternehmer braucht freilich nicht notwendig immer Kaufmann, 
Fabrikant, Handwerker oder Unternehmer eines Kunſtgewerbes zu ſein, und hat jemand einen 
Bau in keiner der bezeichneten Eigenſchaften übernommen, dann wird allerdings auch für die 
Anwendung von $ 196 Nr 1 kein Raum fein, weil es an den objektiven Vorausſetzungen 
der Beſtimmung fehlen würde (A 1). Vgl. auch RG Warn 08 Nr 286 und JW 08, 328°, 
wonach ein Bauunternehmer weder zu den Handwerkern noch ohne weiteres zu den Kauf 
leuten gehört. | 

„Der $ 196 Abj1 findet auch gegenüber der Haftung desjenigen Anwendung, der für 
eine noch nicht eingetragene G. m. b. H. handelt ($ 11 Abſ 2 GmbHG), weil die Sache auch jetzt 
ſchon jo anzuſehen ift, wie der Fall fein würde, wenn die Geſellſchaft bereits eingetragen geweſen 
und das Rechtsgeſchäft ſchon mit ihr abgeſchloſſen wäre (NG 75, 203). Für Künſtler (eine Sänger 
rin), die höhere Kunſtleiſtungen, wenn auch gegen Entgelt darbieten und daher nach der Auf 
faſſung des Verkehrs nicht als Gewerbtreibende gelten, kommt der $ 196 Nr 1 nicht in Betracht 
(RG 75, 52). Werden Waren von mehreren Perſonen beſtellt, die Geſamtſchuldner find, dann 
genügt es für die Anwendung des § 196 Nr 1, wenn die Leiſtung nur für den Gewerbebetrieb des 
einen von den Schuldnern erfolgt iſt, auch wenn der andere am Gewerbebetriebe nicht beteiligt 
iſt; auch ihm gegenüber läuft alsdann die kurze Verjährung (RG 78, 275). — Gleichgültig iſt 
überall die Höhe der Forderung (RG JW 07, 359), und die Nebenverpflichtung teilt das Schickſal 
der Hauptforderung (RG 68, 183). j 

Zu Nr 2. Streitig, ob hierunter auch die ſog. Urproduktionen, wie insbeſondere Jagd 
und Fiſcherei, fallen. Eine entſprechende Anwendung (Staudinger A7 zu Nr 2) ſcheint nicht 
zuläſſig. Denn unbedingt iſt für die Anwendung der Beſtimmung Vorausſetzung, daß der Gläubi⸗ 
ger „Land- oder Forſtwirtſchaft betrieben hat“, und zwar berufsmäßig (RG 60, 341). 
Nun kann freilich die Ausübung der Jagd oder der Fiſcherei, die Gewinnung von Sand, Steinen 
uſw. ein Nebengewerbe der bezeichneten Betriebe darſtellen, und alsdann wäre die Anwendung 
des Geſetzes aus dieſem Grunde unmittelbar zuläſſig. Zu den landwirtſchaftlichen Betrieben im 
Sinne der Nr 2 iſt auch der Weinbau zu rechnen (RG 130, 233). — Das Vorhandenſein der Ein⸗ 
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ſchränkung, daß die Lieferung zum Zwecke der Verwendung im Haushalte erfolgt iſt, hat zu be⸗ 
weiſen, wer die kurze Verjährung geltend macht. 

Zu Nr, Auch die Anſprüche des Eiſenbahnfiskus gehören hierher (RG JW 07, 562). 
Streitig, ob auch die des Poſtfiskus. Die Frage dürfte zu verneinen ſein. Die handelsrechtlichen 
Vorſchriften vom Frachtgeſchäft ſollen auf die Poſtverwaltungen des Reiches ſowie der Einzel ⸗ 
ſtaaten nicht Anwendung finden ($ 452 HGB). Das Geſetz ſetzt aber in § 196 objektiv die Forde ⸗ 
rung „eines Frachtfuhrmanns“ ausdrücklich voraus, entſprechend wie unter Nr! die Eigen⸗ 
chaft des Berechtigten als Kaufmann uſw. — Der kurzen Verjährung unterliegt auch der an 
Stelle der Frachtgebühr tretende Anſpruch des Frachtführers auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung (RG 61,391). — Unter Nr fallen auch die Anſprüche aus Frachtverträgen zwiſchen 
Großkaufleuten, und zwar auch aus Seetransporten (RG 86, 422). Dagegen nicht die Anſprüche 
der Schleppſchiffahrtsunternehmer auf Zahlung des vereinbarten Schlepplohns; der Schlepp⸗ 
vertrag iſt Werkvertrag, aber nicht Frachtvertrag (RG 118, 27). 

Zu Nr 5. Vgl. 8$ 763, 134. Bei einer hiernach nichtigen Forderung könnte Verjährung über⸗ 
haupt nicht in Frage kommen. Erfordert iſt ein berufsmäßiger Betrieb (RG 60, 341). 

Zu Nr 6. Über Vermietung von unbeweglichen Sachen ſ. § 197. 

Pr Zu Nr 7. Kommiſſionäre gehören zu den Kaufleuten (Nr 1); unter Nr 7 fallen Agenten, 
Volksanwälte, Naturärzte, Stellenvermittler, Lohndiener, Prozeßagenten. Die 
Anwendbarkeit des $ 196 Nr 7iſt nicht auf den Fall beſchränkt, daß alltägliche kleine gewerbsmäßige 
eſchäftsbeſorgungen und Dienſtleiſtungen erfolgt ſind; ſie iſt vielmehr auch dann gegeben, wenn 
es ſich um eine einzelne, wirtſchaftlich bedeutſame Geſchäftsbeſorgung handelt (RG 81,9), bei- 
ſpielsweiſe um die Umwandlung eines Geſchäfts in eine Aktiengeſellſchaft, ſofern kein Werkver⸗ 
trag vorliegt (RG 72, 179), der ſeinesteils nicht unter Nr 7 fällt (RG Warn 1913 Nr 45). Daher 
fallt auch der Anſpruch des Bauunternehmers nicht unter Nr 7 (RG JW 1913, 1965). Der zwiſchen 
dem Bauherrn und dem Architekten abgeſchloſſene Vertrag kann auch Dienſtvertrag (nicht Werk⸗ 
vertrag) fein, nämlich dann, wenn die Hauptleiſtung nicht in der Herſtellung des Bauplanes, 
ſondern in der Leitung des Baues beſteht (RG JW 1915, 2392; 1930, 172838, RG 12. 1. 26 
11 60/25). Liegt ein Werkvertrag vor, dann greift die Vorſchrift Nr 7 überhaupt nicht Platz 
(Ach 97, 125; 72, 179; 86, 175). Daher gehören auch Anſprüche eines Architekten, der als Unter⸗ 
nehmer eines Straßenbaues tätig geworden iſt, nicht hierher (RG 129, 401). Weſentlich iſt für 
En Anwendbarkeit der Nr 7, daß gerade durch die gewerbsmäßige Beſorgung fremder Geſchäfte 
F er Leiſtung von Dienſten ſelbſt ſchon „gebührende Vergütungen mit Einſchluß der Auslagen“ 
16 153 > es genügt nicht, daß jemand nachträglich die Ergebniſſe feiner Arbeit verkauft 
j ‚378). 
g Zu Nr 8. Die Vorſchrift ſetzt ein Dienſtverhältnis mit fortlaufenden Dienſtleiſtungen und 
1 voraus: ſoll der Dienſtverpflichtete, etwa nach Beſſerung der Vermögensverhältniſſe 
jüp Dienſtberechtigten, ſpäter eine einmalige Vergütung erhalten, ſo gilt die regelmäßige Ver⸗ 
0 „ang von 30 Jahren (RG Warn 1928 Nr 143). Dagegen findet die kurze Verjährung auch 
Abfindung bei einer vertraglich für die vorzeitige Auflöſung eines Dienſtvertrages ausbedungenen 
derſedungsſumme (MAG 14. 10. 31, 269/31). Im übrigen gehören hierher die Anſprüche aller 
lich digen, die im Privatdienſte ſtehen (vgl. dagegen § 197), und zwar nicht nur hinſicht⸗ 
) des Gehalts, ſondern hinſichtlich aller Bezüge (RG 19. 6. 06 111 538/05). Ruhegehaltsanſpruch 
9797 Ngeitellten einer privaten Verſicherungsgeſellſchaft ſ. RAG 5, 230. Unter § 196 Nr 8, nicht 
1999 fallen auch die Anſprüche der Privatangeſtellten von Berufsgenoſſenſchaften (RAch Warn 
sip * 20). Vgl. auch ZW 05, 716%. Auch der wegen vertragswidrigen Verhaltens des Prin⸗ 
Akuls gegebene Schadenserſatzanſpruch unterliegt der kurzen Verjährung (RG JW 1918, 550%). 
u nicht abgehobene Teile des Gehalts vom Arbeitgeber in laufende Rechnung aufgenom⸗ 
N 18012 verlieren ſie ihren rechtlichen Charakter als Dienſtlohnforderung und die Vorſchrift des 
Ar 8 findet keine Anwendung (RG 132, 326). 
RB Zu Nr 9. Forderungen der Arbeitgeber können hier nur inſoweit in Betracht kommen, als 

auf Erſtattung von Vorſchüſſen gehen. 5 

das dat, Nr II. „Nicht berührt durch die Vorſchrift wird das Schulgeld, zu deſſen Entrichtung 
> Öffentliche Recht verpflichtet“ (M 1, 301). Auch Verpflegungsanſprüche der Provinzial⸗ 
baanſtalten gehören hierher (RG Gruch 52, 125), dagegen nicht Erſatzanſprüche eines Armen⸗ 
. andes wegen des einem Hilfsbedürftigen gewährten Unterhalts gegen dieſen ſelbſt oder 
gegen dritte Unterſtützungspflichtige (GG 72, 334). 
u Ar 12. Vorausgeſetzt iſt gewerbs- oder berufsmäßiger Betrieb (RG 60, 340). 
> u Nr 13. Ausgenommen find insbeſondere die nach den ſtaatlichen Einrichtungen geſtundeten 
ollegiengelder der Univerſitätsprofeſſoren (M 1, 302). i 
n 51 Nr 14. Die Erſtreckung der Vorſchrift auch auf nicht approbierte Arzte und Hebammen 
2 5156 des EI iſt fortgefallen. In Betracht kommen daher nur noch Forderungen appro- 
1 r Arzte und Hebammen. Forderungen der Naturärzte uſw. fallen, ſoweit dieſe die 
enſte im Gewerbebetriebe leiſten, unter Nr 7; ſonſt greift die dreißigjährige Verjährung Platz. — 


N Betracht kommen ferner nur Forderungen aus der Ausübung der beruflichen Tätigkeit; daher 
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nicht die Anſprüche eines Arztes auf Zahlung des Betrages, den ihm während des Kampfes zwi⸗ 
ſchen den Krankenkaſſen und dem Leipziger Arzteverband eine Krankenkaſſe für den Fall zugeſichert 
hat, daß feine Dienſte von ihr nicht in Anſpruch genommen werden ſollten (R JW 1927, 184626; 
RG Warn 1927 Nr 65; 1931 Nr 56; RG Seuff A 81 Nr 44). 

Zu Nr 15. Hierunter fallen Rechtsanwälte (dazu RC Warn 1929 Nr 130), Gerichtsvollzieher, 
auch die öffentlich beſtellten oder zugelaſſenen Feldmeſſer, Fleiſchbeſchauer und Auktionatoren. 
Auch der Anſpruch des Armenanwalts gegen die Staatskaſſe gehört hierher (SeuffA 85 Nr 90). 

Zu Nr 17. Nach $16 der Gebo „erliſcht“ die Gebührenforderung, wenn das Verlangen 
nicht binnen 3 Monaten geſtellt worden iſt. Inſoweit handelt es ſich um eine Ausſchlußftiſt. 
Die Beſtimmung Nr 17 wird indeſſen dann Platz greifen, wenn das Verlangen während der Aus⸗ 
ſchlußfriſt geſtellt und ſo dem Erlöſchen der Forderung noch vor Ablauf der Verjährungsfriſt 
vorgebeugt worden iſt. Bedenklich ſcheint aber die Annahme, daß alsdann die Verjährung erſt 
„vom Augenblicke des geſtellten Verlangens“ zu laufen beginne (Staudinger zu Nr 17). Denn 
es iſt nicht einzuſehen, inwiefern der Beginn der Verjährung gemäß $ 198 bis zur Kundgabe des 
Verlangens zum Vorteile des Zeugen gehemmt fein ſollte. 


8 197 

In vier Jahren verjähren die Anſprüche auf Nückſtände von Zinſen !), mit 
Einſchluß der als Zuſchlag zu den Zinſen zum Zwecke allmählicher Tilgung 
des Kapitals zu entrichtenden Beträge, die Anſprüche auf Nückſtände von 
Miet- und Pachtzinſen, ſoweit fie nicht unter die Vorſchrift des 5 196 Abſ 1 
Nr 6 fallen ), und die Anſprüche auf Nückſtände von Renten, Auszugsleiſtungen, 
Beſoldungen, Wartegeldern, Nuhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und allen 
anderen regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen ?). 

E 1 157 II 164; M 1 305ff.; P 1 202ff., 207ff., 212ff. 

1. Vierjährige Verjährung. Beginn des Friſtlaufs nach § 201. Hierher gehören Zinſen 
aller Art 10 301), rechtsgeſchäftliche wie geſetzliche, beiſpielsweiſe Verzugszinſen, oder Zinſen 
aus $ 36 Abſ 2 des PrEnteignch. (RG 65, 129; JW. 08, 656“), ſowie Rückſtände von geſetzlichen 
Zinſen (RG Warn 08 Nr 17), auch Hypotheken- und Grundſchuldzinſen ($ 902 Abſ 1 Satz 2). 
Rückſtände von Zinſen liegen auch dann vor, wenn die geſamte Zinsſchuld noch rückſtändig, 
d. h. fällig und nicht getilgt iſt. Hierher gehören auch Zinſen aus einem vor Inkrafttreten des 
BGB im Gebiete des preußiſchen Rechts erlaſſenen rechtskräftigen Urteile (RG 70, 68). Die 
Zuſchläge müſſen als ſolche „zu den Zinſen“ vereinbart ſein (Amortiſationsquoten); es darf 
ſich alſo nicht um ſonſtige ſelbſtändige Teilzahlungen handeln. Dividenden haben nicht die Natur 
von Zinſen; ſie bedeuten Anteil am Gewinne. Wegen des Mietzinſes für bewegliche Sachen 
vgl. 9196 zu Nr 6. Vgl. ferner $ 196 A 1 Abſ 1, betreffs Vermietung im Gewerbebetriebe. 

2. Renten (vgl. die S$ 759ff., 843, 912 Abſ 2, 916, 917 Abſ 2, 1199, 1361, 1580, 1612, 1710). 
Hierher gehören auch Renten aus Stiftungen und Fideikommiſſen, ſowie Ablöſungsrenten (M 1, 
305), Beſoldungen uſw. Betreffs der Beſoldungen handelt es ſich um öffentlich-rechtliche Be 
züge, im Gegenſatz zu den Anſprüchen der Privatbedienſteten ($ 196 Nr 8). Nicht hierher gehören 
auch die Anſprüche der Privatangeſtellten von Berufsgenoſſenſchaften (MAG Warn 1932 Nr 20). 
Von den Anſprüchen der öffentlichen Beamten ſind der kurzen Verjährung nur unterworfen 
die auf regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen gerichteten, wie auf Beſoldung, Sterbegeld, Ruhe 
gehalt; dagegen nicht etwaige Anſpriiche auf Erſatz von Auslagen oder auf Tagegelder (RG 84, 
406). Für den Aufwertungsanſpruch gilt die gleiche Verjährungsfriſt wie für den urſprünglichen 
Gehaltsanſpruch (RG Warn 1932 Nr 130). Als Unterhaltsbeiträge ſind auch die auf Reichs⸗ 
oder Landesgeſetz beruhenden Leiſtungen zur Verſorgung der Hinterbliebenen von Beamten zu 
verſtehen. Für den Begriff der wiederkehrenden Leiſtungen kommt es nur auf die feſt 
beſtimmte regelmäßige zeitliche Wiederkehr an, nicht aber auch auf die Gleichmäßigkeit des Ber 
trags (MG 88, 46; JW 1912, 791°). Daher fallen beiſpielsweiſe Anſprüche der Geſellſchafter auf 
den Gewinnanteil nicht unter § 197, ſondern unter § 195, wohl aber zutreffendenfalles Lize nz⸗ 
gebühren (RG 88, 43). Auch die (zeitlich beſchränkten) Leiſtungen der Krankenkaſſen an die ſog. 
Nothelfer find wiederkehrende Leiſtungen im Sinne des § 197 (RG ZW 1931, 145700. — Auch 
der Anſpruch eines Armenverbandes, der jemand auf Grund des UnlWG unterhalten har 
und nunmehr vom Unterſtützungspflichtigen nach $ 62 des Gef. Erſaz fordert, unterliegt der bie, 
jährigen Verjährung (RG 72, 334), wo weiter ausgeführt iſt, daß nur diejenigen Erſatz⸗ und 
Erſtattungsanſprüche, welche ein Armenverband gegen den andern aus $ 61 des Gef. erhebt, 
nach $ 30 4 daſ. in 2 Jahren verjähren. Als „Rückſtände“ von Unterhaltsbeiträgen ſind 
alle Beiträge anzuſehen, die hätten geleiſtet werden müſſen und nicht geleiſtet worden ſind; ſie 
unterliegen von dem Zeitpunkte ab der vierjährigen Verjährung, in welchem der Verpflichtete 
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in Verzug gekommen oder der Anſpruch rechtshängig geworden ift ($ 1613); daß die Beiträge 
615 Pe wie der Höhe nach bereits feſtgeſtellt find, gehört nicht zum Begriffe des Rückſtandes 
aa O.). 


Ss 198 

Die Verjährung beginnt!) mit der Entſtehung des Anſpruchs ?). Geht der 
Anſpruch auf ein Unterlaſſen, jo beginnt die Verjährung mit der Zuwider⸗ 
handlung >). 

E 1 168 II 165; M 1 307ff.; P 1 200ff. 

1. Beginn der Verjährung. Die $$ 199, 200 behandeln Fälle, in denen die Verjährung früher 
beginnt, als dies nach der Regel des $ 198 der Fall fein müßte, der $ 201 ſchiebt dagegen den Beginn 
der Verjährung hinaus, und die 88 202—205 handeln von der Hemmung des Friſtablaufs. Falls 
keiner der zuvor bezeichneten Fälle vorliegt, greift die allgemeine Regel des § 198 Satz 1 Platz, 
daß die Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruchs beginnt. Nur für gewiſſe Sonder 
fälle hat das Geſetz den Beginn der Verjährung noch an andere Tatſachen als die Entſtehung 
des Anſpruchs geknüpft, fo bei der Wandlung und Minderung an die Übergabe ($ 477), bei der 
Wandlung beim Tierkauf an das Ende der Gewährsfriſt ($ 490), bei Anſprüchen aus einer Schuld⸗ 
verſchreibung an die Vorlegung der Urkunde ($ 801 Abſ 1 Satz 2). Erſte Vorausſetzung für den 
Beginn der Verjährung ift aber auch hier überall, daß der Anſpruch überhaupt entſtanden ift. 

o kann die Verjährung der Gewährleiſtungsklage wegen Mängel erſt mit dem Wirkſamwerden 
des Kaufvertrags (beiſpielsweiſe durch vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung) beginnen, 
auch wenn die bergabe der Sache bereits früher erfolgt war (RG 65, 245). Dagegen iſt keine 
Vorausſetzung für den Beginn der Verjährung die Kenntnis des Rechts (RG Warn 1913 Nr 46). 
22. Der Anſpruch iſt entſtanden, ſobald er geltend gemacht werden, ſobald alſo im Sinne 
des $ 194 das „Tun“ oder das „Unterlaſſen“ gefordert werden kann (Zeitpunkt der actio nata), 
wobei bei einer Vertragsſchuld der fragliche Zeitpunkt auslegungsweiſe zu ermitteln iſt (RG 

W 1912, 2912). Erforderlich iſt demnach gegebenenfalls, daß ſich der geſamte Tatbeſtand, auf 
Grund deſſen der Gläubiger nunmehr fordern kann (RG JW 1912, 2912), und der zum Wirkſam⸗ 
werden des Rechtsgeſchäfts gehört, erfüllt hat; jedenfalls ſo weit, daß eine Feſtſtellungsklage 
erhoben werden kann (RG 83, 358). Somit kann die Verjährung eines Gewährleiſtungsanſpruchs 
aus einem formloſen Grundſtücksveräußerungsvertrage erſt von dem Zeitpunkte ab beginnen, 
5 die Auflaſſung und Eintragung erfolgt find, mithin nicht ſchon mit der Übergabe (RG 75, 114; 
5 87). Ein Rückgriffsanſpruch ift entſtanden, ſobald durch das Verſchulden des Haftbaren ſich 
die Vermögenslage des Geſchädigten verſchlimmert hat, im beſonderen Falle alſo, ſobald durch 
Lie Vorsehen des Erſatzpflichtigen (beiſpielsweiſe eines Rechtsanwalts) zugunſten des in erſter 
3 Verpflichteten die Einrede der Verjährung entſtanden iſt (RG 90, 84). Die Verjährung 

er Abänderungsklage aus § 323 ZPO beginnt erſt mit dem Zeitpunkte, in dem die weſentliche 
8 eränderung der Verhältniſſe eingetreten iſt und dieſes, falls $ 852 in Frage ſteht, dem Verletzten 
auch bekannt geworden war (RG 86, 181 und die dort angeführten Urteile). In gleicher Weiſe 
1 für Rentenanſprüche aus dem Reichshaftpflichtgeſetz, die wegen der Geldentwertung erhöht 
dierden; davon auszugehen, daß für den Anſpruch auf die Erhöhung die Verjährungsfriſt des $ 8 
dieſes Geſetzes nicht vom Tage des Unfalles, ſondern erſt vom Eintritt der die Erhöhung be- 
bingenden Anderung der Verhältniſſe an zu laufen beginnt; die durch die Erhebung der Klage 
0 Unterbrechung der Verjährung ergreift auch den ſpäter wegen der Geldentwertung er- 
g eiterten Anſpruch (RG 108, 38; vgl. 106, 184). Über die Verjährung von Aufwertungsanſprüchen 
fe $202 A 2. Die Verjährung der Forderung gegen den Fiskus aus $ 12 Gew beginnt erſt, wenn 
eſtſteht, daß eine Klage gegen den Erſatzpflichtigen ausſichtslos iſt (R 31. 3. 15 V 327/14). 
om der Verjährung bei der in einem Vertrage zugunſten Dritter übernommenen Verpflichtung, 
dig fremde Schuld zu begleichen ſ. RG 114, 298. Bei Anſprüchen einer Attiengeſellſchaft gegen 
Ge Mitglieder ihres Vorſtandes oder Aufſichtsrats wegen vorſchriftswidriger Anlegung von 
Geſellſchaftsvermögen (50 B $$ 241, 249) beginnt die Verjährung mit der Vornahme der pflicht. 
widrigen Handlung und der damit begründeten Verſchlechterung der Vermögenslage, nicht erſt 
mit einer endgültigen Vermögensverminderung für die Geſellſchaft (NG JW 1952, 16489). 
— Bei dinglichen Rechten entſteht der Anſpruch erſt mit der Verletzung ($ 194 A 1). Bei Schuld: 
ret hältniſſen wird die Entſtehung des Anſpruchs regelmäßig mit der Entſtehung des Gläubiger⸗ 
rechts zuſammenfallen, und zwar ohne Rückſicht auf einen etwaigen Verzug, ſo bei der Verwahrung, 
bei welcher die hinterlegte Sache „jederzeit“ zurückgefordert werden kann ($ 695); ferner beim 
5205 wo die Forderung auf den Preis unter gewöhnlichen Umſtänden (. Ausnahme unter 
b 202 Abſ 1) mit dem Abſchluſſe des Vertrags entſtanden iſt (RG 62, 178; 83, 179). Anders bei 
dedingten Anſprüchen, die erſt mit Eintritt der Bedingung wirkſam werden, und bei be- 
Infteten, bei denen der Zeitpunkt der Verfolgbarkeit des Anſpruchs hinausgeſchoben iſt. Ent 
ſtanden find dieſe Anſprüche im Sinne des $ 198 erſt mit Eintritt der Bedingung oder des Zeit⸗ 
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punkts (R HRR 1931 Nr 1124: aufſchiebende Bedingung). Vgl. auch RG 65, 245 bei A 1. 
Entſprechend ſind Anſprüche, die den erfolgten Rücktritt von einem Rechtsgeſchäfte zur Voraus⸗ 
ſetzung haben, erſt bei deren Erfüllung entſtanden. Bei nachträglich eingetretener Ver⸗ 
größe rung des Schadens beginnt inſoweit eine neue Verjährung (RG 2. 6. 10 VI 381/09); 
gleichfalls wenn an die Stelle des urſprunglichen Vertragsanſpruchs der Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung (88 280, 283, 325, 326) tritt; denn hier liegt ebenfalls ein neu eut⸗ 
ſtandener Anſpruch vor (zuſtimmend RGS 128, 76). — Sonderbeſtimmungen der $$ 558, 606, 
638 (Erſatzanſprüche des Vermieters, Verleihers und des Beſtellers). — Bei Anſprüchen auf 
wiederkehrende Leiſtungen beginnt hinſichtlich jeder Leiſtung eine beſondere Verjährung. 
In Anſehung der Nebenleiſtungen vgl. noch § 224. 

Über den Beginn der Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen aus unerlaubter Hand⸗ 
lung vgl. § 852. Hier ſei nur auf folgende Grundſätze hingewieſen: Der einmal entſtandene Scha⸗ 
denserſatzanſpruch umfaßt als einheitlicher Anſpruch auch die ſpäteren ſchädigenden Folgen des 
Verhaltens des Verpflichteten, ſoweit fie ſich vorausſehen und erwarten ließen (RG 83, 360; 
87, 311). Das gilt jedoch nur inſoweit, als die nachteiligen Folgen aus der einmal angenommenen 
Handlung ohne erneutes Zutun immer wieder eintreten, gilt dagegen nicht, wenn ſchädigende 
Handlungen, obwohl gleichartiger Natur, immer wieder vorgenommen werden, beiſpielsweiſe 
ſchädigende Immiſſionen aus Zuführung von Abwäſſern (RG ZW 12, 3115 und RG 30. 9. 16 
V 167/16), oder bei a eines ſchädigenden Fabrikbetriebes (RG 26. 9. 18 V 120/18). 
Der aus einer unerlaubten Handlung erwachſende vorausſehbar geweſene Schaden ſtellt andern⸗ 
falls eine Einheit und nicht etwa eine Summe verſchiedener ſelbſtändiger Einzelſchäden dar 
(RG 70, 157; 85, 424; 86, 181; Warn 1914 Nr 84), während die Entſtehung eines neuen Schadens 
ein neues ſelbſtändiges Ereignis vorausſetzt (RG 20. 2. 15 V 441/14). Die infolge der Veränderung 
aller Verhältniſſe eingetretene Erhöhung der Koſten für die Wie derherſtellung einer be⸗ 
ſchädigten Sache ſtellt eine neue Schadensfolge dar und unterliegt daher einer beſonderen 
Verjährung (RG 102, 143). Dieſe jedenfalls dem Rechtsgefühle entſprechende Entſcheidung 
iſt auch ſonſt zu billigen, weil der haftbare Urheber des Schadens grundſätzlich für alle Folgen 
einzuſtehen hat, auch ſoweit, als ſolche konkret nicht vorausſehbar und nicht erkennbar waren (8 276 
A 3 Abſ 2), als aber die ſchädlichen Wirkungen noch auf ſeine Handlungsweiſe urſächlich zurück⸗ 
zuführen ſind, und das kann auch betreffs des Umſtandes zutreffen, daß nachträglich Zuſtände 
eingetreten ſind, infolge deren (etwa auch der inzwiſchen eingetretenen Geldentwertung) die 
Wiederherſtellungskoſten weſentlich geſteigert find, und alsdann ſtellt ſich dieſer Anſpruch aller⸗ 
dings als ein neuer dar. Allerdings iſt hierbei ein beſonderer Vorbehalt zu machen, deſſen Be⸗ 
rückſichtigung in der genannten Entſcheidung zu vermiſſen ift: das Erfordernis der geſteigerten 
Aufwendung darf nicht erſt dadurch veranlaßt ſein, daß der Geſchädigte, der ſich zur Herſtellung 
der Sache entſchloſſen hatte ($ 249 Satz 2), die Vornahme der erforderlichen Maßnahmen ſchuld⸗ 
haft und ohne Not verzögert hat; denn dadurch wäre der urſächliche Zuſammenhang unterbrochen. 
Mit Recht hat das Urteil R JW 1921, 12308 der Verjährungseinrede ſtattgegeben bei einem 
erſt nachträglich aus § 847 wegen einer zugefügten Knieverletzung erhobenen Anſpruche, mit 
der Ausführung, daß dieſer Anſpruch gegenüber denen aus den $$ 842, 843 zwar eine beſondere 
e darſtelle, daß aber die durch die Verletzung begründeten Folgen vorausſehbar ge⸗ 
weſen ſeien. 

Weitere Vorausſetzungen für den Beginn der Verjährung als die unter A 1 u. 2 angegebenen 
kennt das Geſetz nicht. Insbeſondere iſt bei Schuldverhältniſſen grundſätzlich nicht Erfordernis 
eine bereits erfolgte Rechtsverletzung oder das Unterrichtetfein des Gläubigers von ſeinem An⸗ 
ſpruch (IW 1912, 70%. Mangelnde Kenntnis vom Beſtehen des Anſpruchs ift dement⸗ 
ſprechend in der Regel auch kein Hemmungsgrund. Nur der Lauf der dreijährigen Verjährung 
(nicht auch der dreißigjährigen, RG 95, 79) beginnt nach § 852 bei Anſprüchen aus uner“ 
laubten Handlungen ausnahmsweiſe erſt mit der Kenntnis des Erſatzberechtigten vom 
Schaden (jedoch nicht auch von deſſen Umfange; RG 63, 255) ſowie von der Perſon des Erſaß⸗ 
pflichtigen, und eine entſprechende Beſtimmung gibt $ 2332 hinſichtlich des Pflichtteilsanſpruchs. 
Deſſen Verjährung beginnt mit Kenntnis von dem Erbanfalle und der den Berechtigten bet“ 
letzenden Verfügung, ohne daß es auch der Kenntnis vom Nachlaßſtande bedarf (RG 104, 197). 
Desgleichen beginnt die Verjährung gemäß $ 151 des preuß. Berggeſetzes erſt dann, wenn 
der Beſchädigte eine ſo volle Kenntnis des Schadens und ſeines Urhebers erweislich erlangt 
hat, als zur Klageanſtellung erforderlich iſt (RG JW 1911, 726”); ferner bei Erſatzanſprüchen 
des Prinzipals gegen den Handlungsgehilfen gemäß $ 60 Abſ 1 HGB erſt mit dem Zeitpunkte, 
wo der erſtere von der Zuwiderhandlung Kenntnis erhält (RG 63, 255). Als dem Verletzten 
bekantngeworden muß der Schaden inſoweit gelten, als die nachträglichen Folgen der ſcha⸗ 
digenden Tatſache auch dem Umfange nach bereits vorausſehbar waren; ſpätere weſentliche 
Verſchlimmerungen, deren Eintritt nicht zu erwarten war, ſind dem Geſchädigten dagegen zu⸗ 
zurechnen (RG Warn 1916 Nr 137; Gruch 65, 610). Anders bei Forderungen auf Schadens⸗ 
erſatz auf Grund des $ 8 Haftpfl®, wo die Regel des § 198 Satz 1 gilt, und alſo ſchon der Zeit⸗ 
punkt des Unfalls unbedingt entſcheidend iſt. 
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3. Zuwiderhandeln gegen den Anſpruch auf ein Unterlaſſen. Praktiſch bedeutungslos iſt 
der Streit, ob man in Saß 2 eine Folgerung aus dem in Satz 1 ausgeſprochenen Grundſatze 
oder eine Abweichung von dieſer Regel zu finden hat. Die Entſcheidung hängt davon ab, ob 
man annimmt, daß der Anſpruch auf Unterlaſſung erſt mit der Zuwiderhandlung oder ſchon 
mit der Begründung des Rechtsverhältniſſes entſteht. Die Verjährung indeſſen kann jedenfalls 
erſt mit der Zuwiderhandlung beginnen, ſo daß eine Verjährung überhaupt nicht in Frage 
kommen könnte, falls im beſondern Falle nur die Verpflichtung zu einer einmaligen Unterlaſſung 
gegeben wäre, weil in dieſem Falle nach erfolgter Zuwiderhandlung ein Anſpruch auf die Unter⸗ 
laſſung überhaupt nicht mehr verwirklicht werden könnte. Bei Anſprüchen auf dauernde Unter- 
‚Ajlung hebt bei jeder wiederholten Zuwiderhandlung eine neue beſondere Verjährung an 
49, 20; JW 02, 10149), fo daß fie nicht vor der letzten Zuwiderhandlung zur Vollendung 
gelangen kann (NG 80, 438; betreffend einen Unterlaſſungsanſpruch aus $ 8 des Un WG). Im 
übrigen liegt auch hier (vgl. $ 194 A 1) kein zwingender Grund vor, Satz 2 nur hinſichtlich ſolcher 
Anſprüche anzuwenden, die von Hauſe aus gegen eine beſtimmte Perſon gerichtet find, ihn da- 
gegen außer Anwendung zu laſſen, falls der Anſpruch auf Unterlaſſung gegen eine beſtimmte 
erſon erſt dadurch zur Entſtehung kommt (wie bei dinglichen Anſprüchen der Fall iſt, $$ 1004, 
1027), daß die Perſon das Recht des Berechtigten verletzt oder beeinträchtigt hat (a. A. Planck 
A 2 zu § 198). Vgl. d 194 A 1 gegen das Ende. 


8 199 
Kann der Berechtigte die Leiſtung erſt verlangen, wenn er dem Verpflichteten 
gekündigt hat, ſo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkte, von welchem 
oi die Kündigung zuläſſig iſt ). Hat der Verpflichtete die Leiſtung exit zu 
bewirken, wenn ſeit der Kündigung eine beſtimmte Friſt verſtrichen iſt, ſo 
wird der Beginn der Verjährung um die Hauer der Friſt hinausgeſchoben 2). 
ET 158 1I 165; m 1 308 ff.; P 1 200 ff. 
d 1. Kündbare Leiſtungen. $ 199 wie $ 200 Satz 1 wollen den Gläubiger hindern, den Beginn 
u Verjährungsftift dadurch hinauszuſchieben, daß er den Zeitpunkt, wo er die Leiſtung fordern 
ann, willkürlich hinausſchiebt. Es handelt fi) um die Anwendung des Grundsatzes: toties prac- 
„rlbitur actioni nondum notae, quoties nativitas est in potestate ereditoris. Seine Anwendbar- 
it iſt aber nur unter den Vorausſetzungen der beiden genannten Paragraphen (199 u. 200) 
die kannt. Falls die Leiſtung gemäß § 271 Abſſ 1 ſofort gefordert werden kann, beginnt auch 
ri Verjährung ſoſort ($ 605 Leihe; $ 695 Verwahrung). Iſt die Kündbarkeit um eine gewiſſe 
5 iſt hiftausgeſchoben (8 271 Abſ 2), dann beginnt die Verjährung erſt mit Ablauf dieſes Beit- 
— ſo daß der Beginn der Verjährung gewöhnlich mit dem Zeitpunkte der Fälligkeit zu⸗ 
ſonamen fallt (#6 3.5.19 V 347/18). Vorausſetzung ift dabei, daß der Schuldner auf die er- 
15 gie Kündigung auch ſofort zu leiſten hat. Für den andern Fall vgl. A 2. Kündbarkeit ſteht 
15 Sinne des $ 199 nur dann in Frage, wenn es vom freien Willen des Gläubigers abhängt, 
die Flagbarkeit der Forderung herbeizuführen; ſie iſt daher nicht gegeben, wenn der Berechtigte 
° Leiſtung erſt nach einer gewiſſen Zeit fordern kann (RG 31.3. 11 II 413/10). 1 
di 2. Geſetzliche Hinausſchiebung des Beginns der Verjährung. Dieſe Regelung war für 
erf fle erforderlich, in denen der Schuldner auch auf die erfolgte Kündigung nicht ſofort, ſondern 
fri * Ablauf einer beſtimmten Friſt zu leiſten braucht. Beträgt beiſpielsweiſe die Leiſtungs⸗ 
57 bei einem am 1. April gegebenen, ſofort kündbaren Darlehn nach § 609 drei Monate, ſo 
ende die Verjährung nach Satz 1 ſchon am 1. April beginnen müſſen, unter Berückſichtigung 
Ob Saß 2 jedoch beginnt fie erſt mit dem 1. Juli (Friſtberechnung nach $$ 187 Abſ 1 u. 188 Abſ 2). 
als Schuldner nach 271 Abſ 2 berechtigt geweſen wäre, die Leiſtung früher anzubieten, 
der Gläubiger fordern konnte, iſt für den Beginn der Verjährung unerheblich. 


§ 200 
Hängt die Entſtehung eines Anſpruchs davon ab, daß der Berechtigte von 
einem ihm zuſtehenden Anfechtungsrechte Gebrauch macht, ſo beginnt die 
zterſährung mit dem Zeitpunkte, von welchem an die Anfechtung zuläſſig 
> Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung ſich auf ein familienrecht⸗ 
ches Verhältnis bezieht 2). J 
Rev. E 1037 P 1 200, 211; 6 130ff., 150, 200. 


1. Vgl. 8 199 A 1. Der Anſpruch kann von Geltendmachung eines Anfechtungs rechts ab⸗ 
Mi en, ſo J. B. der Herausgabeanſpruch aus $ 812, wenn auf Grund eines anechtbaren Rechts ⸗ 
deſchäfts geleiftet worden war. Die Zuläſſigkeit der Anfechtung ift gegeben, ſobald die ob. 
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jektiven Bedingungen der Anfechtbarkeit erfüllt ſind, während es für den Beginn der Verjährung 
auf die Kenntnis des Berechtigten vom Vorhandenſein des Anfechtungsgrundes nicht ankommen 
ſoll (vgl. $ 198 A 2). Es wird auf dieſe Weiſe vermieden, daß ſich der Beginn des Friſtlaufs über⸗ 
mäßig jemals hinauszieht. Denn an ſich iſt es denkbar, daß der Berechtigte die Anfechtbarkeit 
des Geſchäfts erſt nach langen Jahren kennen lernt. Im Falle der Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts 
verjährt ſonach der daraus entſtandene Bereicherungsanſpruch zugleich mit Ablauf der dreißig⸗ 
jährigen Ausſchlußfriſt aus § 121 Abſ 2, da dieſe Friſt und die Verjährungsfriſt zeitlich zuſammen⸗ 
fallen. Die Verjährung des Bereicherungsanſpruchs beginnt aber gegebenenfalls erſt mit dem 
Zeitpunkt, wo die Leiſtung auf Grund des angefochtenen Rechtsgeſchäfts bewirkt worden iſt; 
die Verjährung dagegen des Anſpruchs auf die geſchuldete Leiſtung bereits mit dem Zeitpunkte 
der Zuläſſigkeit der Anfechtung. — Diente das anfechtbare Rechtsgeſchäft nicht zur Begründung, 
ſondern zur Beſeitigung eines gegebenen Anſpruchs (Erlaß, Aufrechnung, Vergleich), dann ſoll 
der § 200 nach R& 86, 367 nicht anwendbar fein. Eine entſprechende Anwendung ſcheint hier 
aber doch geboten; denn, ob die Entſtehung eines Anſpruchs, oder ob das Wiederaufleben eines 
zuvor erloſchenen Anſpruchs in Frage fteht, ſcheint doch für den Rechtsgedanken des § 200 gleich⸗ 
wertig zu ſein. Die entſprechende Anwendung dieſer Vorſchrift würde daher ergeben, daß die 
Anſpruchsverjährung zunächſt zwar nach dem Grundſatze des § 198 zu laufen begonnen hätte, 
daß ihr Lauf demnächſt aber durch das anfechtbare Rechtsgeſchäft (den Erlaß oder den Vergleich) 
gehemmt worden, und daß ſie erſt von dem Zeitpunkte ab weitergelaufen wäre, in dem die An⸗ 
fechtung des fraglichen Rechtsgeſchäfts zuläſſig geworden war, was indes mit dem Zeitpunkte 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zuſammenfallen kann, ſofern nämlich ſchon damals die ob⸗ 
jektiven Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit gegeben waren. 

2. Bei familienrechtlichen Verhältniſſen, fo wenn ſich die Anfechtung bezieht auf die Ehe 
(88 1330 — 1347), die Ehelichkeit eines Kindes (§8 1593 ff.) und auf die Annahme an Kindes Statt 
($ 1755), verbleibt es bei der Regel, daß die Verjährung des durch die Anfechtung bedingten 
Anſpruchs (etwa der auf Rückgabe des Frauenguts) allemal erſt mit der Entſtehung dieſes 
den i beginnt, alſo erſt in dem Zeitpunkte, in dem die Anfechtung wirklich geltend gemacht 
worden iſt. 


8 201 

Die Verjährung der in den 88 196, 197 bezeichneten Anſprüche beginnt 
mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der nach den SS 198 bis 200 maß 
gebende Zeitpunkt eintritt !). Kann die Leiſtung erſt nach dem Ablauf einer 
über dieſen Zeitpunkt hinausreichenden Friſt verlangt werden, ſo beginnt die 
Verjährung mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Friſt abläuft ). 

E 1 159 II 166; M 1 310; P 1 211, 216 ff.; 6 140 ff. 

1. Hier wird im Gegenſatze zu den $$ 199 u. 200 der Beginn der Verjährung über die Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs hinaus auf einen ſpäteren Termin verlegt, und zwar auf den Schluß 
des Jahres, d. i. des Kalenderjahrs, in welchem der Anſpruch vom Geſichtspunkte der 89 198, 
199 aus beurteilt, als entſtanden anzuſehen iſt. Vgl. die $$ 198, 199 Satz 1 u. 2, 200, 202. Da 
das Kalenderjahr mit dem 31. Dezember abſchließt, kann ſomit die Verjährung in den zutreffenden 
Fällen immer erſt mit dem 1. Januar des nächſtfolgenden Kalenderjahrs anfangen. 

2. Wenn die Fälligteit eines Anſpruchs erſt nach deſſen Entſtehung eintritt, jo beſtimmt 
ſich dasjenige Jahr, mit deſſen Schluſſe die Verjährung beginnt, nach dem Zeitpunkte der Fallig⸗ 
keit, ſo daß unter Umſtänden der Beginn der Verjährung um ein weiteres Jahr hinausgeſchoben 
wird. Demnach beginnt die Verjährung der Forderung eines Kaufmanns regelmäßig mit dem 
Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem der Vertrag geſchloſſen iſt, und nicht desjenigen, in welchem 
er die Kaufſache geleiſtet hat RG 62, 178; 83, 179; vgl. auch $ 196 A 1); falls die Fälligkeit jedoch 
aus irgendeinem Grunde (insbeſondere Stundung) erſt im folgenden Jahre eintritt, kann die 
Verjährung erſt mit dem 1. Januar des weiterhin folgenden Jahres anfangen. Wird in den 
Fallen der $$ 196, 197 der Lauf der Verjährung unterbrochen ($$ 208ff.), jo hat dies nur zur 
Folge, daß nach der Beendigung der Unterbrechung eine neue Verjährung beginnt, und zwar 
ſofort mit Beendigung der Unterbrechung; für die Anwendung des $ 201 beſteht hier dagegen 
kein Raum, da der „nach den 85 198200 maßgebende Zeitpunkt“ nicht von neuem eintreten 
kann (RG 65, 268; 128, 76). Nicht anwendbar iſt § 201 auch bei Aufwertungsanſprüchen, deren 
Verjährung in ſinnge mäßer Anwendung des $ 202 im Hinblick auf den Stand der Rechtſprechung 
gehemmt war (ogl. 9 202 A 2 a. E.). 


8 202 
8 
Die Verjährung ift gehemmt), folange die Leiftung geſtundet oder de: 
Verpflichtete aus einem anderen Grunde vorübergehend zur Verweigerung 
der Leiſtung berechtigt iſt 2). 
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Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Einrede des Zurüdbehal- 
tungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags, der mangelnden Sicherheitsleiſtung, 
der Vorausklage ſowie auf die nach 8 770 dem Bürgen und nach den SS 2014, 
2015 dem Erben zuſtehenden Einreden >). 

E I 162 II 168; M 1 312ff.; P 1 215ff.; 2 518; 6 141, 383. 


1. Die 58 202—205 handeln von der Hemmung der Verjährung. Die $$ 202—204 geben 
die Hemmungsgründe an, der $ 205 beſtimmt ihre Wirkungen. Das Geſetz hat hier ſolche Fälle 
im Auge, in denen die Verjährungsfriſt an ſich in Lauf geſetzt iſt, und die Verjährung in der zu⸗ 
treffenden Zeit ſich auch vollenden würde, falls der Friſtverlauf voll zur Anrechnung kommen 
dürfte, in denen jedoch jener Erfolg ausbleibt, weil die Anrechnung eines gewiſſen Zeitraums 
unterbleiben muß. Hemmung bedeutet mithin ſachlich nichts anderes als Ruhen des Friſtlaufs 
infolge Vorhandenſeins und Fortwirkens eines Hemmungsgrundes. Je nachdem dieſer beim 
Anfange der Verjährung oder aber in ihrem weiteren Verlaufe eintritt, hat dies das Ruhen 
des Friſtlaufs von Anfang an oder erſt in einem ſpäteren Zeitabſchnitte zur Folge. Deshalb 
kann auch der Friſtlauf erſterenfalls erſt von da ab beginnen, letzterenfalls aber erſt von da ab 
weitergerechnet werden, wo der Hemmungsgrund beſeitigt iſt. In jedem Falle iſt die 
praktiſche Wirkung der Hemmung die, daß ſich die eigentliche Verjährungsfriſt um den Zeitraum 
der Hemmung verlängert. (Über die hiervon veſchiedene Wirkung der Unterbrechung der Ver⸗ 
lährung vgl. § 208 A 1.) Der Grundgedanke der Hemmung ſpricht ſich in dem Satze aus: agere 
non valenti non currit praescriptio.. Die einzelnen geſetzlich ausgeſprochenen Hemmungsgründe 
2, 89 203, 204) bilden feine geſetzlich anerkannten Anwendungsfälle. Im übrigen haben mit 
em Grundſätze des $ 202 alle Fälle getroffen werden ſollen (Prot 1, 217), in denen der Geltend- 
machung des an ſich fortbeſtehenden Anſpruchs ein ernſtliches Hindernis entgegenſteht (RG 
80, 216, mit Bezug auf die $$ 135, 146 Lwusch) und insbeſondere die Einleitung eines gericht 
lichen Verfahrens zum Zwecke der Unterbrechung der Verjährung als ausgeſchloſſen erſcheint 
94, 180). Anwendung des dem $ 202 zugrundeliegenden Grundſatzes bei dem gerichtlich 
angeordneten Ruhen des Verfahrens ſ. $ 211 A 2. Andere Hemmungsgründe gelten 
nicht; insbeſondere nicht die mangelnde Kenntnis vom Beſtehen des Anſpruchs, $ 198 A 3 (RG 
arn 1912 Nr 46), ſelbſt wenn die Nichtkenntnis durch ein argliſtiges Verhalten des Schuldners 
herbeigeführt wurde (RG 64, 222). Gegebenenfalls könnte der Berechtigte nur die bereits vollendete 
Verjährung auf Grund des $ 249 in Verbindung mit $ 286 bejeitigen (RG aaO). Ein be- 
ſonderer Fall der Hemmung beſteht hinſichtlich der Verjährung eines Anſpruchs auf Buße: er 
it der Verjährung fo lange entzogen, als die Verjährung des entſprechenden Strafanſpruchs 
noch läuft (RGSt 17. 1. 11 5 D 207/10). Da die Hemmungsurſachen ſämtlich allein in der Perſon 
des Berechtigten oder in den perſönlichen Beziehungen zwiſchen ihm und dem Verpflichteten 
ihren Grund haben, ſo folgt, daß die Hemmung unmittelbar auch nur zwiſchen den Genannten 
ya (ogt. insbefondere für Geſamtſchuldverhältniſſe die $$ 425 und 429 Abſ 3). Mittel- 
ar kann die Hemmung jedoch auch einem Dritten inſofern zum Nachteile gereichen, als biefer 
gegebenenfalls berechtigt wäre, die etwa zugunſten des Schuldners vollendete Verjährung auch 
für ſich geltend zu machen, und als ihn um deswillen die Hinausſchiebung des Friſtablaufs eben- 
falls nachteilig berührt. Das betrifft insbeſondere den Bürgen gemäß § 768. — Durch $ 137 
Abſ 2 des Gewuc wird keine Hemmung begründet (RG 94, 180). — 
6 Die Hemmungsgründe werden gebildet zunächſt durch die aufſchiebenden (dilatoriſchen) 
nreden, alſo ſolche, welche, ohne das Beſtehen des Anſpruchs an ſich zu berühren, dem Ver⸗ 
Plichteten nur vorübergehend das Recht zur Verweigerung der Leiſtung geben. 
ußer Betracht bleiben ſomit die zerſtörenden (peremptoriſchen) Einreden, welche, wie insbeſondere 
nach 9 853 die Einrede des Betrugs, ein Recht auf dauernde Verweigerung geben und mithin 
die Durchführbarkeit des Anſpruchs dauernd ausſchließen. Die Geltendmachung einer Tatſache, 
weiche den Anſpruch zerſtört, wie die der Erfüllung, der erfolgten Aufrechnung, der erfolgten An. 
echtung, bedeutet nach dem Sprachgebrauche des BGVean ſich nicht eine „Einrede“. Inſoweit 
Handelt es ſich nur um die Geltendmachung eines Einwands. — Die nachſtehenden aufſchiebenden 
Finveden ſtehen hier in Frage: die der Stundung (RG JW 1910 S 280° u. 5745; Warn 1919 
43 2), und zwar einer nachträglichen (andernfalls läge der Tatbeſtand des § 199 vor; RG JW 08, 
30), die Verweiſung auf die hinterlegte Sache ($ 379); das Verweigerungsrecht des Schenters 
aus 88519, 526; ferner die Geltendmachung eines perſönlichen (Miete) oder dinglichen (Nieß⸗ 
drauch) Rechtes zum Beſitze gegenüber dem Eigentumsanſpruche auf Herausgabe im Sinne 
bes 9986; weiter die Einrede des Eigentümers gegenüber dem (dinglich) Vorkaufsberechtigten 
dus § 1100; endlich die Einrede des Miterben bis zur Teilung des Nachlaſſes, wenn er für Nach⸗ 
aßverbindlichkeiten aus $ 2059 in Anſpruch genommen wird. Dieſe Hemmungsgründe find auch 
zel der Wechſelverjährung zu berückſichtigen (RG 63, 370). Die im Prozeſſe getroffene Verein⸗ 
rung, daß das Verfahren ruhen ſolle, hat nur eine prozeßrechtliche Wirkung, gewährt dem 
ſchuldner dagegen keine Stundung und kein Leiſtungsverweigerungsrecht (NG JW 1914, 14°); 
ie durch die Klageerhebung unterbrochene Verjährung (8 209) beginnt daher gemäß § 211 Abſ 2 
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wieder zu laufen, und alles das gilt auch dann, wenn die Parteien Ruhen des Prozeſſes bis zur 
Erledigung eines andern Rechtsſtreits vereinbaren (RG 73, 394). Um eine Stundung handelt 
es ſich dagegen, wenn zwiſchen dem Pflichtteilsberechtigten und dem Erben verabredet wird, 
daß die ziffernmäßige Berechnung des herauszugebenden Pflichtteils wegen noch erforderlicher 
Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe einſtweilen auszusetzen ſei. Der $ 202 Abſ 1 iſt auch dann anwendbar, 
wenn Gläubiger und Schuldner vereinbaren, daß der erſtere ſeine Befriedigung zunächſt aus einer 
ihm dazu vom Schuldner abgetretenen Forderung ſuchen ſoll (RG 70, 37). Ferner dann, wenn 
dem Verſicherten aus der Unfallverſicherung eine Rente durch Beſcheid des Vorſtandes ausgeſetzt 
worden iſt, dieſer Beſcheid demnächſt aber durch Urteil des Schiedsgerichts wieder aufgehoben 
wird (RG 80, 213). — Für Aufwertungsanſprüche iſt $ 202 (oder auch § 203, . RG 139, 273) ſinn⸗ 
gemäß dahin anzuwenden, daß ihre Verjährung früheſtens im Laufe des Jahres 1923, in keinem 
Fall vor dem Urteile des Reichsgerichts vom 6. 8. 23 (RG 106, 422), beginnen konnte, weil bis 
dahin ein Aufwertungsanſpruch jedenfalls grundſätzlich und allgemein noch nicht anerkannt war 
(96 111, 147; 113, 141; 120, 355; 122, 320; R JW 1926, 1544; 1927, 98317; 1928, 1005; R 
Warn 1925 Nr 190; 1926 Nr 126; RG Seuff A 80 Nr 128, 173; 81 Nr 202; R 4. 4. 26 I 272/25; 
19. 10. 26 III 211/26; vgl. auch OS 46, 78). Der gleiche Grundſatz muß auch bei Klagen auf 
Schadenserſatz wegen Geldentwertung Anwendung finden, da auch dieſe erſt durch⸗ 
dringen konnten, nachdem ſich der Aufwertungsgedanke Bahn gebrochen hatte (RG JW 1926, 
1544, 1928, 28412; SeuffA 80 Nr 128; Recht 1926 Nr 785). Nicht anzuwenden iſt der für Auf⸗ 
wertungsanſprüche anerkannte Grundſatz auf ſolche Schadenserſatzanſprüche, bei denen der Ge⸗ 
ſchädigte auch in der Zeit der Geldentwertung ſtets in der Lage war, den Erſatz in der dem jeweili⸗ 
gen Geldſtand entſprechenden Weiſe zu beziffern (RG 117, 423: Erſatzanſpruch des Eigentümers 
nach 88 989ff.). Als Zeitpunkt, wann Aufwertungsanſprüche oder Schadenserſatzanſprüche wegen 
Geldentwertung mit Ausſicht auf Erfolg geltend gemacht werden konnten, iſt in der angegebenen 
Rechtſprechung ſchließlich die zweite Hälfte des Jahres 1923 angenommen worden, fo daß das 
rechtliche Hindernis für die Geltendmachung eines Aufwertungsverlangens zu Anfang des Jahres 
1924 als weggefallen angeſehen werden konnte. Die gleichen Grundſätze müſſen für die Auf⸗ 
wertung vorbehaltlos angenommener Zahlungen in entwertetem Gelde Anwen⸗ 
dung finden, obwohl deren Anerkennung durch die oberſtrichterliche Rechtſprechung erſt erheblich 
ſpäter (Ende 1924 und 1925) erfolgt iſt. In dieſer Richtung bewegt ſich auch die ſpätere Recht ⸗ 
ſprechung, in der wiederholt anerkannt iſt, daß der Hemmungsgrund für die Geltendmachung von 
Aufwertungsanſprüchen ſpäteſtens Mitte 1924 (1. Juli) weggefallen geweſen ſei. So eingehend 
R 120, 355; zuſtimmend 122, 326; 126 S. 60, 294; 130 S 85, 233; RG ZW 1929, 17911, 505°; 
1930, 172828; 1931, 14573; RG Warn 1929 Nr 130; 1932 Nr 130; RG SeuffA 83 Nr 124; 84 Nr 
207; R HRN 1929 Nr 1991; 1931 Nr 504 u. a.; ebenſo auch RA 5, 230. — Für alle An⸗ 
wendungsfälle des § 202 Abf 1 gilt, daß mit dem Wegfall des Hemmungsgrundes die Verjährung 
ſofort zu laufen oder weiterzulaufen beginnt; auch bei Anſprüchen der im 8196 Abf 1 bezeich- 
neten Art nicht erſt mit dem Schluſſe des Jahres, in dem dieſer Wegfall eingetreten iſt; § 201 
Satz 2 findet hier keine Anwendung (RG 120, 355; 130, 85). — Zu unterſcheiden von der 
Verjährung iſt die Verwirkung von Aufwertungsanſprüchen, wobei nicht der Zeitablauf allein 
maßgebend, ſondern die Entſcheidung von dem Grundſatze des § 242 aus nach Treu und 
Glauben gemäß den Umſtänden des Falles unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Intereſſen 
zu treffen iſt (vgl. Vorbem. vor § 194). 

3. Den in Abſ 2 aufgeführten verzögerlichen Einreden iſt die Wirkung der Hemmung aus 
nahmsweiſe verſagt, nämlich dem Zurückbehaltungsrechte ($$ 273, 274, 1000, 1428, 1585); 
der Einrede des nichterfüllten Vertrags ($ 320); der Einrede mangelnder Sicherheitslei- 
ſtung ($$ 258, 811, 867, 997, 1005, 1049 Abſ 2, 2125 Abf 2); den Einreden des Bürgen (88 771, 
770 Abſ 1); den Einreden des Erben (88 2014, 2015; vgl. auch die Sonderbeſtimmung $ 2332 
Abſ 3). Denn wie dem Berechtigten das Recht entzogen wird, den Beginn der Verjährung will 
kürlich aufzuhalten (oben §9 199 u. 200 A J), jo ſoll es ihm anderſeits auch verwehrt fein, ihre 
Vollendung dadurch zu hemmen, daß er burch Unterlaſſung der eigenen Leiſtung, bzw. der Sicher ⸗ 
heitsleiſtung oder der Inanſpruchnahme des Hauptſchuldners, ſich eine aufſchiebende Einrede 
willkürlich lange erhält. 

8 203 

Die Verjährung iſt gehemmt, ſolange der Berechtigte durch Stillſtand der 
Nechtspflege innerhalb der letzten ſechs Monate der Verjährungsfriſt an der 
Nechtsverfolgung verhindert iſt !). 

Das gleiche gilt, wenn eine ſolche Verhinderung in anderer Weiſe durch 
höhere Gewalt herbeigeführt wird 2). 

E 1 104 II 169, 165; M 1 315ff.; P 1 218ff. 

1. Hemmung 8 202 A 1. Stillſtand der Rechtspflege als Hemmungsgrund. Vorausſetzung 
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iſt, daß die Gerichtstätigkeit ſelbſt eingeftellt ift, nicht, daß nur der Berechtigte perſönlich gehindert 
iſt, das Gericht in Anſpruch zu nehmen (Unzugänglichkeit wegen Überſchwemmung). Bloße 
Erſchwerung kommt nicht in Betracht. Falls der Berechtigte zwiſchen mehreren Gerichtsſtänden 
die Wahl hat, konnte der Stillſtand der Rechtspflege an nur einem der mehreren Gerichte die Ver⸗ 
Jährung jedenfalls dann nicht hemmen, wenn es dem Berechtigten an einem erheblichen Grunde 
fehlte, die Ausübung des Wahltechts zu unterlaſſen, zumal wenn er dies in der Abſicht täte, den 
Verpflichteten zu ſchädigen (§ 262). Die Anſicht, daß der Gerichtsſtillſtand auch bei nur einem Ge⸗ 
richte unbedingt einen Hemmungsgrund bilde (Staudinger A 5; Dernburg I $ 179 A 11), kann 
ſonach nicht gebilligt werden. — Die Gerichtsferien ſpielen, da auch während ihres Verlaufs 
die Erhebung der Klage möglich iſt, keine Rolle (RG 68, 57). 

2. Der Begriff höhere Gewalt, der vom BGB noch in den $$ 701 (Haftung des Gaſtwirts) 
und 1996 (Verhinderung des Erben an der Inventarerrichtung) verwertet wird, iſt als gegeben 
vorausgeſetzt (M 1, 317ff.). Nach der abſoluten Theorie gehören zur höheren Gewalt alle 
Ereigniſſe, welche von außen her eingreifen und die unter gewöhnlichen Umſtänden vorausſeh⸗ 
baren Gefahren merklich überſteigen (RG 95, 24; 101, 95; Warn 1920 Nr 172 u. 174). Nach der 
relativen Theorie iſt überhaupt kein allgemeiner Maßſtab gegeben, es kommt vielmehr auf 
die jedesmaligen Verhältniſſe an; nach ihnen iſt zu prüfen, ob der Handelnde auch bei Anwendung 
eines höheren Grades von Aufmerkſamkeit und von Vorſicht imſtande war, die Gefahr voraus⸗ 
zuſehen und abzuwenden. Der letztere Standpunkt iſt der begründetere. Auszugehen iſt von der 

uffaſſung, daß die höhere Gewalt eine beſondere Art des Zufalls iſt, d. i. eines Ereig⸗ 
niſſes, das vom Handelnden nicht verſchuldet iſt und von ihm auch bei Anwendung der allgemein 
erforderlichen Aufmerkſamkeit nicht vorausgeſehen werden konnte. In der Regel befreit nun 
zin ſolches Ereignis von der Haftung. Soweit aber das Geſetz eine Verantwortlichkeit darüber 
maus annimmt, und die Befreiung erſt unter der Vorausſezung der „höheren Gewalt“ ein⸗ 
teten laſſen will, reicht dazu nicht ſchon ein Zufall im gewöhnlichen Sinne aus. Es muß viel⸗ 
mehr ein Ereignis eingetreten ſein, das auch bei Anwendung aller Vorſicht und Aufmerkſamkeit 
nicht vorausſehbar und ſelbſt mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln nicht abzuwenden war (R& 
, 65). Falls daher mit gewiſſen Betrieben die Gefahr des Zufalls ſchon der Natur der Sache 
nach verbunden iſt, ſo daß gewiſſe Unfälle mehr oder minder häufig vorzufallen pflegen, wird man 
n höherer Gewalt folgerichtig nur dann ſprechen können, wenn ſich das Exeignis, auch nach 

d in zuvor bezeichneten Maßſtabe bemeſſen, noch als ein außergewöhnliches darſtellt. Mit den in 
er Gefährlichkeit des Betriebs ohnehin begründeten Gefahren hat der Unternehmer allemal 
1 ‚„rämen. Da nun die höhere Gewalt ihrer Natur nach, wie gejagt, gleichwohl eine beſondere 
805 don Zufall bedeutet, jo folgt endlich, daß ihr Vorhandenſein namentlich ausgeſchloſſen iſt 
eh jede Art von Verſchuldung des Handelnden. Das Ereignis muß vielmehr von außen her 
gewirkt haben (vgl. 9% 95, 65; 21, 16; 44, 27; 50, 92; 54, 407; 64, 404; JW 1910, 1000). 
inmichrſchnur für den Begriff hohere Gewalt, insbeſondere im Falle des § 203, können die Be⸗ 
und de den des 233 ZPO (n 87, 52; Rh HNN 1931 Nr 1738; RG 30. 6. 24 IV 72/24) 
he ne 944 SPD gelten. Sie berechtigen zur Wie dereinſetzung in den vorigen Stand, wenn 
fälle al ung einer Notfriſt, bzw. Friſt, „durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare 
9 älle berabjäumt worden iſt. Und ſolche ſind ein Ereignis, „das nach den gegebenen, nach der 
ſtä onderheit des Falles zu berückſichtigenden Umſtänden auch durch die äußerſte, dieſen Um⸗ 
in f en angemeſſene und vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt weder abzuwenden noch 
($ einen ſchädlichen Folgen zu vermeiden iſt“ (RG 48, 409). — Der Begriff der höheren Gewalt 
al) deckt ſich nicht mit dem Begriffe des unabwendbaren Ereigniſſes ($ 7 Abſ 2 
ob Fahre der letztere Begriff ſtellt vielmehr eine Erweiterung des erſteren dar; die Frage, 
höhere Ereignis mit gewiſſer Regelmäßigkeit wiederzukehren pflegt, iſt auch nur hinſichtlich der 
Gar ten Gewalt von Bedeutung (NG 86, 151). Die Haftung aus $ 1 Haftpfl (für Scha⸗ 
tritt ar der Perſon), ſowie aus § 25 des preuß. Eiſenbahngeſetzes (für den Sachſchaden) 
i nicht ein, wenn der Schaden durch höhere Gewalt oder — was gleichbedeutend iſt — durch 
ar unabwendbaren äußeren Zufall berurjacht worden it; zur Abwendung des Schadens 
auß unter Umſtänden auch die Einſtellung des Betriebs nötig geweſen fein, dies iſt aber die aller- 
vr erſte Maßregel, die nicht ergriffen zu werden braucht, ehe ſich nicht überſehen läßt, daß etwa 
x nn getretene Unwetter (Schneeſturm) für den Betrieb gefährlich werden kann (RG 101, 96). 
der zung von der Haftung tritt aus dem Grunde höherer Gewalt auch dann nicht ein, wenn eine 
word ahn zur Beförderung (als Eilgut) übergebene Sache auf dem Bahnhofe geraubt 
5 — iſt und die Bahnverwaltung unterlaſſen hatte, dort Sicherungsmaßregeln zu treffen, 
raub OH ſie nach den vorausgegangenen Vorkommniſſen mit erneuten Plünderungen oder Be ⸗ 
bahndgen rechnen hätte müſſen (RG Warn 1920 Nr 174). Auch ift der Streik von Eiſen⸗ 
nbe amten, falls der Verluſt von Umzugsgut an ihm lag, der Eiſenbahn nicht als höhere 
Erei, i zuzugeſtehen, weil der Streik nicht als ein von außen her auf den Betrieb einwirkendes 
fir die , anzusehen iſt, vielmehr aus den Entſchließungen der Eiſenbahnbeamten ſelbſt ausgeht, 
geſt le die Eisenbahn haftet (RG 104, 151). Das ſchuldhafte Verhalten eines Bahnan⸗ 

ellten ſtellt niemals höhere Gewalt im Sinne des RHaftpfl® dar (RG 61, 64; Warn 1915 
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Nr 149; Gruch 65, 75). Die durch Krieg herbeigeführte Blockade von Seehäfen ſtellt höhere 
Gewalt dar (RG JW 1922, 1581). — Wird ein Wechſel von der Staatsanwaltſchaft beſchlagnahmt, 
ſo iſt der Kläger im Wechſelprozeſſe an der Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt um deswillen 
nicht gehindert, weil er den Prozeß nach $ 596 in das ordentliche Verfahren übergehen laſſen kann, 
aber auch deswegen nicht, weil ihm die Möglichkeit gegeben ift, den Prozeß durch Gerichtsbeſchluß 
ausſetzen zu lafjen (RG 72, 187). Schwere Erkrankung ift noch kein Hemmungsgrund im Sinne 
des Abf 2; fie iſt es erſt dann, wenn dem Berechtigten infolge ſeines Zuſtandes (Bewußtloſigkeit, 
Fieberdelirien) die Beſorgung ſeiner Angelegenheiten ſchlechthin unmöglich geworden war (RG 
Warn 1912 Nr 153). Denn ſtets muß es ſich um ein von außen wirkendes Ereignis handeln, das 
unter den gegebenen Umſtänden auch durch die äußerſte, dieſen Umſtänden angemeſſene Sorg 
falt und Umſicht nicht verhütet werden konnte (RG FW 1910, 10007), und das außerhalb des dem 
Betriebe eigentümlichen Gefahrenkreiſes gelegen iſt (NG JW 1911 S. 19258 u. 22740). — Die 
Verzögerung der Entſcheidung über ein Armenrechtsgeſuch im Anwaltsprozeſſe 
kann (als unabwendbarer Zufall) eine Hemmung der Verjährung begründen (RG 87, 52; R 
Warn 1932 Nr 130); ebenſo die Verſagung des Armenrechts (RG 139, 270). Auch ſonſt kann eine 
Verhinderung durch höhere Gewalt angenommen werden, wenn ſich der Berechtigte auf eine 
(der Sachlage nicht entſprechende) amtliche Behandlung einer Rechtsangelegenheit verlaſſen hat 
(RG JW 1927, 119510). Dagegen bildet der Umſtand, daß ein Angehöriger eines fremden Staates 
bis zum Inkrafttreten eines Staatsvertrags zwiſchen dieſem und dem Deutſchen Reich über 
Verbürgung der Gegenſeitigkeit das Armenrecht für eine Klage vor dem deutſchen Gericht nicht 
erhalten konnte, keinen Hemmungsgrund für die Verjährung ſeiner Forderung gegen den deut⸗ 
ſchen Schuldner (RG 126, 58). 


§ 204 

Sie Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Ehegatten iſt gehemmt, ſolange 
die Ehe beſteht 1). Das gleiche gilt von Anſprüchen zwiſchen Eltern und Kin⸗ 
dern 2) während der Minderjährigkeit der Kinder und von Anſprüchen zwiſchen 
dem Vormund und dem Mündel während der Dauer des Vormundſchafts“ 
verhältniſſes “). 

E 1 168 II 170; M 1 24ff. P 1 221cf. 

1. Hemmung $ 202 A 1. Die in $ 204 aufgeführten Hemmungsgründe find von Amts wegen 
zu berüdfichtigen (RG JW 08, 1924) und greifen bei Anſprüchen aller Art Platz. Beſtehende Ehe 
als Hemmungsgrund. Im Falle der Scheidung durch Urteil endet die Ehe mit der Rechtskraft 
des Urteils ($ 1564). Im Falle der Anfechtung iſt fie zwar als von Anfang an nichtig anzuſehen 
($ 1343), aber ſolange die Anfechtung noch nicht erfolgt iſt, beſteht die Ehe und ruht infolgedeſſen 
die Verjährung. Dieſer Zuſtand kann gegebenenfalls auch nicht dadurch als rückwärts befeitigt 
gedacht werden, daß die Ehe nachträglich angefochten wird. Denn es wäre unbillig, zuungunſten 
des Ehegatten, der im Vertrauen auf das Beſtehen der Ehe von Geltendmachung ſeines etwaigen 
Anſpruchs gegenüber dem andern Teile Abſtand genommen hat und davon nach damaliger Sach⸗ 
lage auch gefahrlos Abſtand nehmen konnte, nach erfolgter Anfechtung der Ehe anzunehmen, 
die Verjährung ſeines Anſpruchs habe trotzdem bereits in dem Zeitpunkte begonnen, in welchem 
der Anſpruch geltend gemacht werden konnte (a. M. Staudinger A 3a und Planck A 2 zu 9204). 
In Befolgung obiger Geſichtspunkte wird man auch annehmen dürfen, daß auch im Falle einer 
ſchon an ſich nichtigen Ehe dem gutgläubigen Teile der F 204 zur Seite ſteht. Im übrigen kann 
freilich eine nichtige Ehe überhaupt nicht als eine beſtehende gelten. 

2. Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern, einſchließlich des Verhältniſſes, welches durch 
Annahme an Kindes Statt ($ 1757), durch nachträgliche Eheſchließung ($ 1719) und durch ehe 
lichkeitserklärung ($$ 1723, 1736) geſchaffen wird. Auf das Beſtehen der elterlichen Gewalt über 
das minderjährige Kind kommt es nach dem Geſetze nicht an. ’ 

3. Verhältnis zwiſchen Vormund und Mündel, dem dasjenige zwichen Pfleger und Pflege 
befohlenen nach § 1915 entſprechend gleichgeſtellt iſt. Der Gegenvormund iſt zwar nicht gie 
falls Vertreter des Mündels, aber er wirkt bei der Vermögensverwaltung mit, und daher ist 
richtig, den $ 204 auch in dieſem Verhältniſſe Platz greifen zu laſſen. 


§ 205 
Her Zeitraum, während deſſen die Verjährung gehemmt iſt, wird in die 
Verjährungsfriſt nicht eingerechnet !). 
E 1 161 Ab 1; M 1 311ff. P 1 212. 
1. Vgl. 8202 A 1, ferner die 8 203, 204 und R 128, 211. 
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8 206 
1) Sit eine geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte 
Perſon ohne geſetzlichen Vertreter ?), ſo wird die gegen ſie laufende Ver⸗ 
jährung nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nach dem Zeitpunkte voll- 
endet, in welchem die Perſon unbeſchränkt geſchäftsfähig wird oder der Mangel 
der Vertretung aufhört. Iſt die Verjährungsfriſt kürzer als ſechs Monate, 


ſo tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle der ſechs 
Monate ). 


Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit eine in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Perſon prozeßfähig iſt !). 

E J 166; M 1 3158ff.; P 1 219ff.; 6 241. 

1. Hemmung der Vollendung der Verjährung ($ 202 A 1). Die 89 206, 207 wollen in den 
vorgeſehenen Fällen, da regelmäßig damit zu rechnen iſt, daß der Geſchäftsunfähige ſowie auch 
der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte einen Vertreter hat, der für ihn handeln kann, nicht 
ſchlechthin den Lauf, ſondern nur den Ablauf der Verjährung hemmen. Demnach können dieſe 

orſchriften auch nur dann Platz greifen, wenn der beſondere Hemmungsgrund am Ende der 
tft, und zwar innerhalb des im Geſetze bezeichneten Zeitraums von ſechs Monaten eintritt. 
Das Geſetz will diejenigen Perſonen, die nicht ſelbſtändig handeln können und zugleich auch eines 
Vertreters ermangeln, jedenfalls gegen den Ablauf der Verjährung ſchüßen. Während 
des vorgeſehenen letzten Zeitraums ſoll daher die Verjährung ruhen (§ 202 A 1). Sobald 
die Perſon unbeſchränkt geſchäftsfähig wird oder einen geſetzlichen Vertreter erhält, iſt der Hem⸗ 
mungsgrund beſeitigt. Denn nunmehr beſteht die Möglichkeit, daß der Vertreter oder der Be- 
rechtigte ſelbſt den Ablauf der Verjährung durch eine geeignete Maßnahme unterbricht. — Einen 
Sonderfall der Ablaufshemmung bietet $ 2031, betreffend Anſprüche eines zu Unrecht für tot 
Erklärten (Friſt ein Jahr). u: 
. 2. Der Anſpruch muß der geſchäftsunfähigen ($ 104) oder einer in der Gejchäftsjähigteit be⸗ 
ſchräntten Perſon (89 106, 114) zuſte hen, darf alſo nicht gegen fie gerichtet ſein. Eines geſetz 
ichen Vertreters ermangelt fie nicht ſchon dann, wenn der beſtellte Vertreter nur tatſächlich 
behindert iſt, oder wenn der gegebene Vertreter ſelbſt der Geſchäftsfähigkeit gänzlich oder zum 
Teil entbehrt. Das Fehlen eines geſetzlichen Vertreters wird anderſeits nicht dadurch erſetzt, daß 
er ehemalige Vertreter einen Bevollmächtigten beſtellt hatte. 
„. Der Zeitraum, innerhalb deſſen der Hemmungsgrund gegeben fein muß, beſteht regel- 
mäßig aus den letzten 6 Monaten der Verjährungsfriſt, falls aber die Verjährungsfriſt an ſich 
weniger als 6 Monate ausmacht, aus der entsprechenden kürzeren Friſt. 

4. Vgl. ZPO 8 52 Abſ 1 u. 68 112, 113 BG. 


8 207 

Die Verjährung eines Anſpruchs, der zu einem Nachlaſſe gehört oder ſich 
gegen einen Nachlaß richtet 1), wird nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten 
nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem die Erbſchaft von dem Erben ange- 
nommen oder der Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird oder von welchem 
an der Anſpruch von einem Vertreter oder gegen einen Vertreter geltend 
gemacht werden kann ). Iſt die Verjährungsfriſt kürzer als ſechs Monate, 
o tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle der ſechs 

onate 3), 

E 1 167 II 172; M 322; P 1 221. 
2215. Hemmung des Verjährungsablaufs (9 202 A 1, 5206 A 1). Nachlaßanſprüche 88 2039, 

Nachlaßßverbindlichkeiten 99 1967, 2213. . 
bei „Vgl. 8206 A 1, 3, deſſen Rechtsgedanke entſprechend hier verwertet iſt. Zeitpunkt der aus⸗ 
b ücklichen oder ſtillſchweigenden Erbſchaftsannahme oder endlich der unterſtellten Annahme 
"folge von Ablauf der Ausſchlagungsfriſt ($ 1943); Zeitpunkt der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
Ganaß $$ 1975ff. Vertreter im Sinne des § 207 find diejenigen Perſönlichkeiten, denen nach dem 
( she die aktive und paſſive Vertretung des Nachlaſſes im Prozeſſe zufteht: der Nachlaßpfleger 
81 60, 1961), der Teſtamentsvollſtrecker ($$ 2212, 2213), der Nachlaßverwalter ($ 1975). Ob 
bon wine im eigentlichen Sinne ($ 164) vorliegt, darauf kommt es nicht an. Vgl. Vorbem 2 
4. 
3. Vgl. 5206 A 3. 
GB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Oegg.) 22 


338 Allgemeiner Teil 


$ 208 


Die Verjährung wird unterbrochen 1), wenn der Verpflichtete dem Be- 
rechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abſchlagzahlung, Zinszahlung, 
Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe anerkennt!) “). 

E 1 169 II 172; M 1 326ff.; P 1 222ff. 

1. Die 88 208—217 regeln die unterbrechung der Verjährung. Während die Hemmung 
nur ein einſtweiliges Ruhen der Verjährung bewirkt (§ 202 A 1) und ſich ſowohl beim Beginne 
der Verjährung als auch während des Friſtlaufs zu äußern vermag, kann eine Unterbrechung 
nur im Laufe der begonnenen Verjährung ſtattfinden, und es iſt ihre Wirkung nach $ 217 die, 
daß nach der Unterbrechung der bis dahin abgelaufene Zeitraum überhaupt nicht mehr in Ber 
tracht kommt, mithin nach Beſeitigung der Unterbrechung nur eine neue Verjährung beginnen 
kann, und zwar allemal (alſo gegebenenfalls auch tro der Beſtimmung des 8201) ſofort, nicht 
erſt mit Ablauf des Jahres (R 65, 268). Andere als die vom BGB ausdrücklich anerkannten 
Unterbrechungsgründe haben keine Gelkung mehr, insbeſondere auch die Mahnung nicht. Die 
vom BB anerkannten gelten aber allgemein, insbeſondere auch bei der Wechſelverjährung. 
Einen eigentümlichen Unterbrechungsgrund hat das Geſetz nur noch in der Sondervorſchrift 
des § 477 Abſ 2 gegeben, wonach in den Fällen der 98 480, 490, 639 Abj 1 der Antrag auf Ber 
weisaufnahme zur Sicherung des Be weiſes zur Unterbrechung genügt, falls die Erhebung 
des Beweises wirklich beabfichtigt und der Antrag nicht nur zum Scheine geſtellt war (RG 
66, 412). — Die Unterbrechung wirkt bei Vorhandenſein von mehreren Mitberechtigten 
oder Mitverpflichteten nur für und gegen denjenigen, in deſſen Perſon die Unterbrechungs⸗ 
gründe eingetreten find (88 425, 429 Abſ 3). Die dem Bürgen gegenüber herbeigeführte 
Unterbrechung wirkt auch nicht gegen den Hauptſchuldner, und ebenſowenig die gegen den 
letzteren erfolgende gegenüber dem Bürgen, unbeſchadet jedoch ſeines Rechtes aus $ 768, die dem 
Hauptſchuldner zuſtehende Einrede der Verjährung auch fur ſich geltend zu machen. 

2. Gefordert wird nicht ein rechtsgeſchäftliches Anerkenntnis und nicht die Schaffung 
eines neuen Verpflichtungsgrundes; vielmehr genügt nach 8 208 jede einfeitige, nicht einma 
im Sinne des $ 130 empfangsbedürftige, dem Berechtigten gegenüber vorgenommene Handlung 
oder Außerung, durch welche der Verpflichtete dem Berechtigten tatfächlich zu erkennen gibt, 
daß er den Anſpruch als beſtehend anſehe (Reh Warn 08 Nr 357; 1928 Nr 101; JW 1910, 280%; 
HRR 1930 Nr 1091). Es genügt alſo jedes Verhalten dem Gläubiger gegenüber, aus dem das 
Bewußtſein des Verpflichteten von dem Beſtehen der Forderung unzweideutig erhellt (N 73, 
131: 78, 132; 135, 9; JW 1914, 144; Warn 1930 Nr 5). Denn das Geſetz beſagt nicht, daß die 
Verjährung durch die Anerkennung des Anſpruchs unterbrochen werde, ſondern fordert nur, 
daß die Anerkennung durch Abſchlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiſtung odet 
in anderer Weiſe (beiſpielsweiſe durch Stundungsgeſuch) zutage trete, und bezeichnet daher 
nur die rein tatſächlichen Vorgänge als das hier erforderliche Anerkenntnis (M1, 326; Prot J, 
22ff.). Es widerſpräche Treu und Glauben, wenn der Verpflichtete ſich trotz einer ſolchen Kund⸗ 
gebung auf Verjährung berufen wollte; die mit jener notwendig verbundene Unterbrechung pet 
Verjährung läßt ſich daher auch nicht mit der Begründung beſeitigen, daß die Kundgebung aus 
irriger Vorausſetzung erfolgt ſei (R& Warn 1930 Nr 5). Nötig iſt auch nicht, daß ein beſtimmter 
Schuldarund anerkannt wird (MG 54, 219). Vorausſetzung für das Anerkenntnis ift aber jeden 
falls, daß der Schuldner den Anſpruch des Gläubigers gekannt hat RG JW 07, 302). SI ein 
vertragsmäßiges Anerkenntnis beabſichtigt worden, dann hat die Erklärung, falls der Vertrat 
nicht zuſtande kommt, keine Bedeutung, mithin auch nicht die einer Anerkennung im Sinne des 
9208. Unweſentlich ift endlich, ob der Verpflichtete die Abſchlagszahlung uſw. ſelbſt leiſtet ober 
durch einen Dritten leiſten läßt. Daher muß es auch ausreichen, wenn der Verpflichtete die Let 
ſtung eines Dritten nachträglich als für ſich geſchehen anerkennt (M1, 327). Unterbrechung der 
Verjährung durch Erklärungen eines Vertreters ſ. R Warn 1928 Nr 101. — Es genügt, wenn 
die Forderung allein dem Grunde nach anerkannt wird. Hierdurch entſteht die Unterbrechung 
hinſichtlich des ganzen Betrags (Reh Warn 08 Nr 192), mag auch der Verpflichtete an ſo weit⸗ 
gehende Ansprüche, wie ſpäter erhoben werden, nicht gedacht haben Riez 135, 9), und ſogar dann, 
wenn der Verpflichtete ſich gegen eine Anerkennung der Höhe des Betrags ausdrücklich verw rt 
(RG 73, 132; 63, 382; Warn 1910 Nr 416). Eine ſolche Anerkennung dem Grunde nach kann 
bezüglich eines Pflichtteilsanſpruchs 3. B. darin gefunden werden, daß der Erbe auf Verlan U 
des Rflichttetleberechtigten dieſem nach $$ 2314, 260 durch Vorlegung eines Nachlaßverzeichnif 19 
Austunſt erteilt oder nach 88 1994, 1967 Abf 2 dem Nachlaßgericht ein Inventar einreicht und na 0 
9 260 Abſ 2 oder $ 2006 den Offenbarungseid leiſtet (NG JW 1927, 119817). Die Anerkennung 
wirkt alsdann wie eine Feſtſtellungsklage. Freilich darf der Verpflichtete ſein Anerkenntnis - 
teilbaren Verbindlichkeiten nicht ausdrücklich auf einen beſtimmten Teil der Schuld 
eingeſchränkt haben (RG 63, 389). Denn dieſe Anerkennung wirkt grundſatzlich nur jo weit, a 
fie reicht, während in Fällen bezeichneter Art das Anerkennknis die Verjährung für den ganzen 
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Anſpruch grundſätzlich nur dann unterbricht, wenn es ſich auf den Anſpruch im ganzen bezieht 
(Ac Warn 08 Nr 192), oder wenn das Anerkenntnis eine allgemeine Richtung auf das Beſtehen 
des Anſpruchs genommen hat (RG Warn 1911, 3210). Bei wiederkehrenden Leiſtungen 
läuft die Verjährung für jede einzelne Teilforderung ſelbſtändig, ſo daß die Verjährung durch 
Anerkennung auch immer nur in entſprechendem Umfange unterbrochen wird. a 
Die Beweislaſt gegenüber dem Einwande der Verjährung trifft den Berechtigten, der die 
Unterbrechung durch Anerkenntnis behauptet (RG 29. 11. 07 VII 142/07). 
3. Zu beurteilen ift die Unterbrechung der Verjährung nach demjenigen örtlichen Rechte, 
dem das Schuldverhältnis im übrigen angehört (RG 9. 3. 08 VI 208/07). 


§ 209 
Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Befriedi- 
gung oder auf Feſtſtellung des Anſpruchs, auf Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel oder auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils Klage erhebt !). 
Der Erhebung der Klage ſtehen gleich 2): 
1. die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren; 
la. die Geltendmachung eines Anspruchs durch Anbringung eines Güte- 
antrags bei dem Amtsgericht oder einer Gütestelle der im § 495 a Abs 1 
Nr 1 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art; 
2. die Anmeldung des Anfpruchs im Konkurſe; 
3. die Geltendmachung der Aufrechnung des Anſpruchs im Prozeſſe; 
4. die Streitverkündung ?) in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgange der An- 
ſpruch abhängt; 8 
5. die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und, ſoweit die Zwangs- 
vollſtreckung den Gerichten oder anderen Behörden zugewieſen iſt, die 
Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung. 
tr x 1 170 11 176; M 1 3275f.; P 1 223 ff. — Hu Abſ 2 Nr 1a: Vo über das Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
eltigteiten v. 13. 2. 24 ROBI.I 135 Art IV Nr. 
8 1.8 208 A1 Unterbrechung. Klagerhebung als Unterbrechungsgrund. Ob die Klage auf 
lie {tung oder auf Feſtſtellung — und zwar gemäß § 256 3 PO des dem Anſpruche zugrunde 
obdenden Rechtsverhältniſſes —, auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ($$ 731, 796, 797 3 PO) 
Auch auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils gerichtet wird (89 722, 1042 ZRO), iſt gleichgültig. 
50 die Inzidentfeſtſtellungsklage genügt (RG 66, 13). Mängel der Zuftellung kommen nicht 
87 *in Betracht, wenn der Beklagte fie nicht rechtzeitig gemäß § 295 ZPO gerügt hat (RG 
hat 27). Daß die Feſtſtellungsklage auch allen prozeſſualen Bedingungen des $ 256 ZPO genügt 
Ein ift lein Erfordernis, da wirkſam bleibt die in ihr enthaltene Willenshandlung (RG 100, 150). 
lb Geſuch um Bewilligung des Armenrechts genügt nicht, um die Verjährung zu unterbrechen: 
Bord eine Hemmung der Verjährung |. F 203 A2 a. E. Als „Berechtigter“ kann nur der wirlich 
Berechtigte, d. h. alſo nur derjenige in Betracht kommen, den demnächſt das Urteil ($ 211) als den 
Gch len anſieht. Auch der nur bedingt Berechtigte iſt Berechtigter im Sinne des Geſetzes 
ſteh JW 1914, 6385). Bei Schadenserſatzanſprüchen, die kraft Geſetzes ſofort mit ihrer Ent⸗ 
bopung auf eine Berufsgenoſſenſchaft oder auf den Staat 2 ($ 412), iſt Klage berechtigter 
Gm bezeichneten Zeitpunkte ab nur der Rechtsnachfolger (N 85, 427). Der Umſtand, daß eine 
Teilf die einzige perſönlich haftende Geſellſchafterin einer Kommanditgeſellſchaft iſt und ihre 
wächter und Geſchäftsführer die einzigen Kommanditiſten ſind, begründet noch kein ſchutz⸗ 
5 iges Eigenintereſſe der GmbH., mit Genehmigung der Kommanditgeſellſchaft deren Gewähr⸗ 
Verſalgsanſprüche gegen Dritte klagend zu verfolgen; eine ſolche Klage unterbricht daher nicht die 
flaclährung RG HAN 1930, 773). Umgekehrt wird die Verjährung durch eine Feſtſtellungs⸗ 
ehe unterbrochen, auch wenn dieſe nicht von dem anſpruchsberechtigten Zeſſionar oder Über⸗ 
Yungsgläubiger, ſondern von dem ursprünglichen Gläubiger erhoben wird, da dieſer dazu 
ee berechtigt {ft (MG Recht 1930 Nr 1982). Daß die Klage eines ſachlich Nichtberechtigten zu- 
nicht aten des Verpflichteten auf den Lauf der Verjährung Einfluß ausüben konnte, laßt ſich 
ſo annehmen. Da die Klageerhebung keine Verfügung darſtellt (Vorbem 7 vor $ 164 a. Eh), 
Zu zennen auch die Grundſätze vom Wirkſamwerden der Verfügungen Nichtberechtigter durch 
derlimmung des Berechtigten (99 182—185) nicht Platz greifen. Wird der Kläger wegen mangeln- 
d feshicher Klagebefugnis (Aktivlegitimation) abgewieſen, jo kann von einer Unterbrechung 
die Verjährung überhaupt keine Rede ſein. Wie aber, wenn etwa dem nichtberechtigten Klager 
auf Forderung während des Prozeſſes vom Berechtigten abgetreten worden wäre, der Kläger 
5 rund deffen den Prozeß fortſetzen würde, und der Einwand der Klageänderung alsdann 
erhoben oder aber verworfen werden ſollte? Alsdann müßte die Unterbrechung der Ver⸗ 
22˙ 
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jährung für den Zeitpunkt angenommen werden, in dem der Kläger ſeine Klage nunmehr auf die 
Abtretung geſtützt hätte. Ein Antrag auf Abweiſung der negativen Feſtſtellungsklage ſowie auf 
Abweiſung der auf negative Feſtſtellung gerichteten Widerklage unterbrechen die Verjährung 
nicht (RG 60, 387; 65, 398; 75, 305). 

Erforderlich iſt eine den weſentlichen Erforderniſſen des 5 253 ZPO genügende Klage (Rch 
JW 1914, 6382) und eine wirkſame, die Rechtshängigkeit begründende Klagerhebung, daher iſt 
regelmäßig auch Vorausſetzung Zuſtellung mit wirkſamer Ladung ($$ 253, 496ff., 166 Abſ 2 
3 80), während im Falle des § 281 ZPO Geltendmachung des Anſpruchs in der mündlichen 
Verhandlung (vgl. $ 267 ZPO) genügt (vgl. RG 45, 426). Die Ladung kann ſich mangels aus⸗ 
drücklicher Worte auch aus dem Inhalt der Klageſchrift ergeben (RG YW 1932, 10165). Nach 
5 281 8 in der Faſſung der Beſchleunigungs VO. v. 22. 12. 23 (RG Bl 1 1239) ſteht es der 
Geltendmachung eines Anſbruchs in der mündlichen Verhandlung gleich, wenn ein den Erforder⸗ 
niſſen des $ 253 Abſ 2 Nr 2 entsprechender Schriftſatz zugeſtellt oder gemäß $ 496 Abſ 4 mit- 
geteilt wird. Dieſe Gleichſtellung gilt auch für die Frage der Unterbrechung der Verjährung. 
Nach 9 496 Abſ 3 ZPO tritt im Verfahren vor den Amtsgerichten die Wirkung der Unterbrechung, 
ſofern die Zuſtellung „demnächſt“ erfolgt (dazu RG 105, 422), ſchon mit der Einreichung der 
Klageſchrift ein und der Güteantrag ($ 49a ZRO) ſteht inſoweit der Klagerhebung gleich. 
Stillſchweigender Verzicht auf die Rüge der Verletzung einer Verfahrensvorſchrift ($ 295 8 PO) 
befeitigt den Mangel der Klageerhebung (RG 87, 271) wonach die für das alte Recht geltende 
entgegengeſetzte Entſcheidung RG 14, 341 für das neue Recht ausdrücklich aufgegeben worden 
it). Ob die Klage des an ſich Berechtigten ſachlich begründet war, darauf kommt es für die An⸗ 
wendung des $ 209 nicht an (RG 84, 311). Hier greift vielmehr der $ 212 Platz. Die Zuſtellung 
der Klage an einen der Vollmacht mangelnden Vertreter reicht zur Unterbrechung der Ver 
jährung dann aus, wenn die Prozeßführung des Vertreters demnächſt genehmigt wird (RG 
86, 245). — Die Verjährung einer perſönlichen Forderung wird nicht ſchon dadurch unterbrochen, 
daß ſie zum geringſten Gebote angemeldet und daß die Anmeldung berückſichtigt wird (RG Gruch 
50, 1200), ebenſowenig durch Erwirkung einer Vormerkung (RG JW 08, 235°). 

Die Unterbrechung tritt fo weit ein, als Rechtshängigkeit entfteht; daher auch bei Erhebung 
einer unbezifferten Feſtſtellungsklage (oder auch einer etwa unbezifferten Leiſtungsklage) hin⸗ 
ſichtlich des geſamten Anſpruchs (RG 75, 306), dagegen bei Geltendmachung nur eines Teiles 
des Anſpruchs nur in bezug hierauf (RG 57, 372; 66, 366; 75, 302; 77, 215; beiſpielsweiſe nur 
in bezug auf die Zinſen; R JW 07 ©. 1711⁰ u. 3025); ſelbſt wenn der Kläger bereits in der 
Klage den geſamten Anſpruch begründet und ſich die Klageerweiterung vorbehalten hat (RG 
66, 366; JW 1911, 805“; Warn 1912 Nr 4), oder wenn die Teilklage nach ihrer Natur und nach 
ihrem Inhalte die Feſtſtellung des ganzen Anſpruchs erforderlich macht (RG 66, 365). Die Klage 
eines Zeſſionars, dem die Hälfte der Forderung abgetreten ift, unterbricht nicht die Verjährung 
hinſichtlich der andern Hälfte (RG ZW 08, 235°). Iſt nach der Faſſung der Urteilsformel eines aus 
§ 304 ZPO ergangenen Urteils in Verbindung mit den Gründen klar, daß der Richter den 
Klageanſpruch als einen einheitlichen aufgefaßt hat, gerichtet auf Erſatz des ganzen ſchon ent⸗ 
ſtandenen und noch entſtehenden Schadens, ſo iſt über den Grund des ganzen Anſpruchs ent⸗ 
ſchieden, und es kann nicht ein Teil davon nach der kurzen Verjährungsfriſt des $ 852 verjähren 
(RG 27. 5. 07 VI 402/06). Dieſer Grundſatz greift aber nicht Platz, wenn die Klage fich darauf 
beſchränkt hat, nur die im Antrage bezeichnete Teilſumme zu fordern (RG Warn 08 Nr 124). Bei 
einer nur teilweiſen Unterbrechung der Verjährung verbleibt es auch dann, wenn die Forderung 
(auf Schadenserſatz) ſich nachträglich erweitert und damit inſoweit eine neue Verjährung beginnt 
(RG 2. 6. 10 VI 381/09). Davon, daß nur ein Teilbetrag geltend gemacht worden ſei, kann nicht 
geſprochen werden, wenn der in der Klage als Ausgleich des ganzen Schadens ge forderte be⸗ 
ſtimmte Geldbetrag zur Zeit des Urteils wegen der inzwiſchen geſunkenen Kaufkraft des Geldes 
erheblich höher bemeſſen werden muß; die durch die Klagerhebung eingetretene Unterbrechung 
der Verjährung wirkt daher auch für den erhöhten Betrag (RG 106, 184; 108, 38; 110, 390; 11% 
103; RG JW 1921, 12292; 1924, 13620 1925, 13714; Lg 1925, 208; 1927, 39). Dagegen wird dur 
die Einklagung eines Teilbetrags als ſolchen die Verjährung nur für dieſen und den ihm © 
ſprechenden, durch die Geldentwertung begründeten höheren Betrag unterbrochen (NRG 
1926, 115110). — Enthält indeſſen der nämliche Anſpruch nur mehrere verſchiedene Befriedi⸗ 
gungsformen, ſo der Schadenserſatzanſpruch aus § 843 ſowohl das Recht auf Kapitalabfindung 
wie auch das auf Entrichtung einer Rente, dann wird der einheitliche Anſpruch in Höhe desjenigen 
Betrags insgeſamt rechtshängig, in Höhe deſſen die Befriedigung, wenn auch nur nach der einen 
Richtung hin, klageweiſe begehrt worden, ſo, wenn gegebenenfalls in erſter Linie auf Kapitals 
abfindung und in zweiter Linie auf Rentenzahlung geklagt iſt, in Höhe der geſamten gelte 
gemachten Abfindungsſumme, auch wenn der Anſpruch auf Rente dahinter zurückbleibt (0. 
77, 213). Dies Ergebnis bliebe übrigens hinſichtlich des § 209 das gleiche, auch wenn zunächt 
allein auf die Kapitalsabfindung Klage erhoben worden wäre; denn auch alsdann wäre der I 
ſamte, beide Beftiedigungsformen einſchließende Anſpruch anhängig geworden. Gemäß J 
Abſ 3 unterbricht die Klagerhebung ſowohl die Verjährung des Wandlungs⸗ wie auch des Minde 
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rungsanſpruchs, wenn die Klage auch nur nach der einen Richtung erhoben worden iſt. Aber 
durch Erhebung der Wandlungsklage wegen einzelner beſtimmter Mängel wird die Verjährung 
des Wandlungsanſpruchs wegen noch anderer Mängel nicht unterbrochen (RG 78, 295). Durch 
die Klage des Pflichtteilsberechtigten aus § 2314 auf Auskunft wird die in § 2332 vorgeſe hene 
Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs nicht unterbrochen (RG 115, 27). Wahrung der Verjährungs⸗ 
feift für den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Unmöglichkeit der Herausgabe durch Erhebung 
der Klage auf Herausgabe ſ. RG 109, 234. — Geht der Klageanſpruch während des Prozeſſes 
auf einen andern über, ſei es rechtsgeſchäftlich, ſei es kraft Geſetzes ($ 412), jo hindert das nicht 
die Unterbrechung der Verjährung (RG 85, 429). — Über Klagerhebung bei einem unzu⸗ 
Kändigen Gerichte und über die Klagerücknahme vgl. $ 212. Über die Frage, ob auch die 

hebung der Klage vor einem ausländiſchen Gerichte die Verjährung unterbricht, ſ. RG 
129, 385 RG JW 1926, 3748, : 

2. Zu Abſ 2 Nr 1 vgl. $213. Die Unterbrechung der Verjährung mittels Zahlungs befehls 
tritt nach $ 693 Abſ 2 ZPO bereits mit der Einreichung oder Anbringung des Geſuchs um Er⸗ 
laſſung des Zahlungsbefehls ein, wenn die Zuſtellung demnächſt geſchieht, und dies auch dann, 
wenn die Zuſtellung ordnungswidrig ift, der Gegner dies aber nicht rechtzeitig gemäß $ 295 ZRO 
rügt (RG 87, 271). Anders, wenn die Zuſtellung des Zahlungsbefehls erſt nach Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Schuldners ſtattfindet; ſie iſt der Konkursmaſſe gegenüber 
ohne Wirkung, und kann infolgedeſſen weder die Verjährung unterbrechen noch eine Rückwirkung 
m Sinne des 8 693 ZPO begründen; auch die Anmeldung der Forderung im Konkurs kann die 
demnächſtige Zustellung des Zahlungsbefehls mit der Wirkung des § 693 ZPO nicht erſetzen 
(RG 129, 339). — Nr 1a ift im Zuſammenhange mit der Einführung des Güteverfahreng durch 
nit IV Nr 1 der VO über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. 2. 24 (RG Bl 
zu 135) dem $ 209 eingefügt worden. Die Anbringung des Güteantrags (dazu 99 495 aff. 3PO, 
insbeſondere $ 496) unterbricht entſprechend der Erhebung der Klage (A 1 Abſ 3) die Verjährung 
nur inſoweit, als durch ſie der der Verjährung unterliegende Anſpruch verfolgt wird. Dauer der 

nterbrechung ſ. § 21a. — Zu Nr 2 vgl. § 214. Vorausgeſetzt iſt eine den Vorſchriften der KO 
entſprechende Anmeldung beim Konkursgericht; Anmeldung beim Konkursverwalter genügt 
zucht (MG 39, 44). — Zu Nr 3 vgl. 5 215. Die Aufrechnung im Prozeſſe unterbricht die Ver⸗ 
jährung des aufgerechneten Anſpruchs nur bezüglich des zur Aufrechnung verwendeten Teils 
(RS 57, 375; Warn 1910 Nr 372). — Zu Nr 4 Streitverkündung vgl. $ 215 und unten A 3. — 
; In Nr 5 Vollſtredungshandlung vgl. J 216. Auch eine Arreſtpfändung iſt geeignet, die Ver⸗ 
Uuhrung zu unterbrechen; die Unterbrechung der Verjährung durch eine Vollſtreckungshandlung 
müht aber nicht fo lange, als die Vollſtreckung überhaupt dauert, ſondern iſt immer nur eine 

ugenblicklich wirkende (RG 128, 76). 
Seuß Die Streitverkündung fett hier die Bedingungen des § 72 ZPO voraus (RG 58,76; 
ſa Affe 63,51). Die Streitverkündung geſchieht nach $ 73 ZPO durch Zuſtellung eines Schrift 
2 Im amtsgerichtlichen Verfahren genügt zur Unterbrechung der Verjährung Einreichung 
En Erllärung, wenn die Zuſtellung demnächſt erfolgt ($ 496 Abſ 3 ZPO; RG 105, 422). — 
a Streitverkündung zwiſchen zwei verſchiedenen fiskaliſchen Stationen iſt nicht möglich, weil 
15 nur ein einziges Rechtsſubjekt darſtellt und daher eine Station gegenüber der andern 
lande at ein Dritter (§ 72 ZPO) gelten kann (R JW 1912, 64012). Falls der Prozeß im Aus⸗ 

ene schwebt, kann eine Streitverkündung als Unterbrechungsgrund nur dann in Frage kommen, 
0 fie den Anforderungen der Pd entſpricht, da dieſe für das materielle Recht beſtimmend iſt 
br 61, 392). Entſprechendes gilt für ein Beweisſicherungsverfahren im Ausland als Unter⸗ 
Vichungsgrund für die Verjährung nach $ 477 (RG Seuffl 83 Nr 104). Vgl. auch RG 58, 79. 

x Unterbrechung der Verjährung durch Streitverkündung gilt nur für den Fall eines ungünſtigen 
gleicebausgangs (RS JW 1913, 322%). Einem ungünſtigen Ausgang des Rechtsſtreits ift nicht 
auschzuſtellen der Fall, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem erwirkten günſtigen Urteil fruchtlos 

gefallen iſt (RG SeuffA 83 Nr 203). 


8 210 

Bebangt die Zuläſſigkeit des Nechtswegs von der Vorentſcheidung einer 
ehörde ab oder hat die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts durch ein 
Döheres Gericht zu erfolgen, ſo wird die Verjährung durch die Einreichung 
es Geſuchs an die Behörde oder das höhere Gericht in gleicher Weiſe wie 
* rch Klagerhebung oder durch Anbringung des Güteantrags unterbrochen, 
Nina binnen drei Monaten nach der Erledigung des Gesuchs die Klage er- 

ben oder der Güteantrag angebracht wird 1). Auf dieſe Friſt finden die 
orſchriften der 88 203, 206, 207 entſprechende Anwendung 7). 


Re it 121, 180 II 176; M 1 330 ff., 340; P 1 226ff., 231; 6 383. — BD über das Verfahren in bürgerlichen 
"ltreitigteiten v. 13. 2. 24 RGI I 136 Art IV Jr 2. 
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1. In den Sonderfällen des § 210 ($ 11 EGGVG; beiſpielsweiſe RBG 8d 150ff.; 
preuß. en nee ET (RG Warn 1932 Nr 130); MilVerſorgG 5 39; vgl. weiter 
Gaupp⸗Stein zu § 148 ZPO) iſt der Zeitpunkt der Unterbrechung auf den angegebenen Zeit⸗ 
punkt zurückverlegt, aber nur unter der Bedingung, daß binnen drei Monaten nach der Erledigung 
des Geſuchs die Klage erhoben oder der Güte antrag angebracht wird. Die Berückſichtigung des 
Güteantrags beruht auf Art IV Nr 2 der VO über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten v. 13. 2. 24 (RG Bl 1 135); dazu 5 209 Abſ 2 Nr 1a und A 2. Die Beſtimmung des $ 210 
bedeutet nicht eine Verkürzung, ſondern eine Verlängerung der Friſt für die Anſpruchsverjährung; 
dieſe wird durch eine daneben beſtehende Ausſchlußfriſt für die Klage nicht berührt (RG Seuff A 
85 Nr 2). Erledigt iſt das Geſuch, nachdem der Rechtsweg für zuläſſig erklärt oder das zuſtändige 
Gericht beſtimmt worden (§ 36 ZPO) und dieſe Entſcheidung dem Antragſteller zugegangen iſt. 
Wall cabin iſt dabei immer, daß die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der Vorentſcheidung auch 
wirklich abhing. 

2. Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt, hinſichtlich deren jedoch der Billigkeit halber die Hemmungs⸗ 
gründe aus den $$ 203, 206, 207 zugelaſſen find (vgl. § 186 A 1). 


8 21¹ 


Die Unterbrechung durch Klagerhebung dauert fort, bis der Prozeß rechts“ 
kräftig entſchieden oder anderweit erledigt iſt !). 

Gerät der Prozeß infolge einer Vereinbarung oder dadurch, daß er nicht 
betrieben wird, in Stillſtand, ſo endigt die Unterbrechung mit der letzten 
Prozeßhandlung der Parteien oder des Gerichts ?). Die nach der Beendigung 
der Unterbrechung beginnende neue Verjährung wird dadurch, daß eine der 
Parteien den Prozeß weiter betreibt, in gleicher Weiſe wie durch Klager- 
hebung unterbrochen !). 

E I 174 II 177; M 1 331ff.: P 1 228ff., 746, 747; 6 204ff. 


1. Fortdauer der Unterbrechung bis zur rechtskräftigen Entſcheidung. Dahin gehören das 
unbedingte Urteil, das Läuterungsurteil gemäß SI 460 ff. ZPO und das Vorbehaltsurteil nach 
§ 219, nicht aber auch ſchon das bedingte Urteil (RG 50, 273), oder ein über den Grund des An⸗ 
ſpruchs ergehendes Zwiſchenurteil aus $ 304 ZPO (MG 66, 10; 117, 423). Gegebenen⸗ 
falls beginnt, falls der Kläger durchdringt, vom Zeitpunkte der Rechtskraft ab die neue Ver⸗ 
jährung des § 218. Da das aberkennende Urteil nicht eine materiell rechtsvernichtende Wirkung 
hat, ſondern nur den Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache gibt, fo bleibt für eine neue 
Verjährung an und für ſich noch Raum; im Ergebniſſe iſt das jedoch kaum von Bedeutung. Im 
übrigen vgl. $ 212 A 1 oben. Erfolgt indes die Klageabweiſung nicht aus ſachlichen Gründen, 
dann greift $ 212 Plat, und dieſer Fall ſcheidet daher aus $ 211 überhaupt aus. Als ſonſtiger 
Erledigungsgrund kann nur noch der Vergleich in Betracht kommen. Der Fall der Klagezurück⸗ 
nahme ift in $ 212 beſonders behandelt. Anerkenntnis wie Verzicht erledigen den Prozeß über 
haupt nicht (8 306, 307 ZPO). Erſt das daraufhin ergehende Urteil tut es. — Ergeht ein Zeil» 
urteil, fo greift $ 211 Abſ 1 nur in Anſehung des inſoweit erledigten Anſpruchs Platz. Ein Beweis⸗ 
ſicherungsantrag, der nur zur Unterbrechung der Verjährung mit der Bitte eingereicht wird, 
darauf bis auf weiteres nicht zu verfügen, unterbricht die Verjährung nicht (RG 66, 413). So⸗ 
lange die Unterbrechung fortdauert, kann eine neue Verjährung nicht anfangen, iſt mithin der 
Beginn einer ſolchen gehemmt. Zu Der Übergang des Klaganſpruchs während des Prozeſſes 
auf einen andern, jei es rechtsgeſchäftlich, ſei es kraft Geſetzes ($ 412), hindert die Unterbrechung 
der Verjährung nicht (RG 85, 429). 

2. Endigung der Unterbrechung. Kommt der Prozeß zum Stillſtande, oder hat der Kläger 
die Klage ohne Einwilligung des Beklagten zurückgenommen, oder die Anträge nicht verleſen E 
JW 1911, 3594, RG 66, 15; 75, 290), jo wäre es unbillig, die durch die Klageerhebung ein“ 
getretene Unterbrechung gleichwohl fortdauern zu laſſen. Daher ſoll ſie gegebenenfalls durch 
die letzte Prozeßhandlung als beendigt gelten (RG Warn 1912 Nr 370; 1914 Nr 5). Von der 
letzten Prozeßhandlung beginnt eine neue Verjährung. Gerät der Prozeß nur in Höhe eines 
Teilbetrags der eingeklagten Forderung in Stillſtand, dann hört die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung auch nur inſoweit auf (RG JW 1916, 93611; 1928, 100°; RG SeuffA 81 Nr 202). DI 
auf Zahlung von Schadenserſatz und daneben zur weiteren Begründung dieſes Anſpruches auf 
Rechnungslegung geklagt, ſo gerät der Prozeß über den Zahlungsanſpruch nicht dadurch im 
Sinne des Abſ 2 in Stillſtand, daß er bis zur Erledigung des Anſpruchs auf Rechnungslegung 
nicht weiter verfolgt wird (R LZ 1927, 106“; RG 15. 5. 31 II 250/30). Prozeßhandlung 
im Sinne der ZPO iſt jede Handlung, ſei es der Parteien, jei es des Gerichts, die zur Begründung, 
Führung und Erledigung des Rechtsſtreits dient und vom Geſetze in ihren Vorausſetzungen 
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und Wirkungen geregelt iſt. Auch die Anbringung eines Armenrechtsgeſuchs ſtellt daher eine 
Prozeßhandlung dar (RG 77, 329). Als weitere Prozeßhandlungen kommen namentlich Zu⸗ 
ſtellungen und Ladungen in Betracht, und zwar ſchon die Emreichung der Ladung und nicht 
exit deren Zustellung (RG 97, 66). — Für die Anwendung dieſer Grundſätze iſt fein Raum, wenn 
es fi) nur um eine Unterbrechung des Verfahrens kraft Geſetzes gemäß $$ 239ff. 
oder um eine Ausſetzung des Verfahrens durch Gerichtsbeſchluß nach 88 2465. BRD handelt 
(RG 72, 187: 129, 339). In dieſen Fällen dauert die Unterbrechung fort, bis der Grund der 
Unterbrechung oder der Ausſetzung fortgefallen ift; erſt wenn die Partei auch dann noch den 
Prozeß liegen läßt, beginnt eine neue Verjährung (RG 72, 187). Die Folge des Nichtbetreibens 
einer bei Gericht angebrachten Sache ergibt ſich nur aus $ 211 Abſ 2; 9212 Abſ 1 ift nicht neben- 
her anwendbar (RG 66, 365). Auch wenn der Kläger ſeinen Antrag nur zum Teil (durch Nicht⸗ 
verleſen, ohne gleichzeitig erklärten Verzicht) nachträglich nicht weiterbetreibt, ift inſoweit allein 
der $ 211 Ab 2, dagegen nicht $ 212 anwendbar (RG 66, 14; 75, 291). — Die Eröffnung des 
Konturfes nach bereits eingekretener Unterbrechung der Verjährung hat auf jene keinen Ein⸗ 
uß; eine neue Verjährung kann erſt beginnen, wenn nach Beendigung des Konkurſes und des 
durch ihn herbeigeführten Prozeßſtillſtandes der Prozeß weitergeführt worden iſt (RG 72, 187; 
Gruch 61, 118). — Die Faſſung des Abſ 2 entſpricht dem $ 251 ZPO in feiner früheren Faſſung. 
ach den ſeit der VO v. 13. 2. 24 (RGBl 1 135) maßgebenden Vorſchriften der 88 251, 251a 
Po iſt die Möglichkeit, das Verfahren zum Ruhen zu bringen, den Parteien entzogen und 
allein in die Hand des Gerichts gelegt. Das Ruhen des Verfahrens kann daher auch im Sinne 
des 5 211 Abſ 2 nicht mehr durch Vereinbarung oder Untätigkeit herbeigeführt werden, der Be⸗ 
ſimmung iſt inſoweit die Wirkſamkeit genommen (RG 128, 191). Die Vorſchrift des Abſ 2 muß 
letzt ſinnge mäß dahin angewendet werden, daß die Unterbrechung der Verjährung durch die richter · 
iche Anordnung der Ruhe beendet wird (RG 136, 193). Da nach ZPO 8 251 Abſ 2, der auch 
für den Fall des § 251 a gilt, das Verfahren vor Ablauf von drei Monaten nach der Anordnung 
des Ruhens nur mit Zuſtimmung des Gerichts aufgenommen werden kann, ſo kann die neue 
Verjährung nicht fofort beginnen; es tritt vielmehr eine der in $ 202 Abſ 1 BB vorgeſehenen 
entſprechende Hemmung der Verjährung ein, die vor Ablauf der drei Monate nur dann 
wegfallen kann, wenn auf eine Zustimmung des Gerichts zur vorzeitigen Aufnahme mit 
3 1 zu rechnen ift, der Kläger aber die dazu nötigen Schritte gleichwohl unterläßt 
36, 193). 4 
0 3. Vgl. § 209. Stillſtand des Prozeſſes ſetzt immer eine Vereinbarung der Parteien oder 
10 Nichtbetreiben des Prozeſſes durch eine Partei voraus; daher fallen hierunter nicht auch 
oße Verzögerungen, die bei Erledigung einer Beweisanordnung — etwa durch Nichtangabe 
5 Adreſſe eines Zeugen — entſtehen, denn die Durchführung des Beweisverfahrens iſt Sache 
75 Gerichts und nicht der Partei (NG 97, 126). Entſprechendes muß auch für das Sühne⸗ 
erfahren gelten; die durch die Klagerhebung eingetretene Unterbrechung der Verjährung dauert 
m. fort, bis es durch eine Anordnung des Gerichts oder des beauftragten Richters beendigt 
ird (RG 128, 191). 


§ 212 
Die Unterbrechung durch Klagerhebung gilt als nicht erfolgt, wenn die 
age zurückgenommen oder durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes 
rteil rechtskräftig abgewieſen wird !). 
di Erhebt der Berechtigte binnen ſechs Monaten von neuem Klage, ſo gilt 
ie Verjährung als durch die Erhebung der erſten Klage unterbrochen. Auf 


8 Friſt finden die Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende An- 
wendung 2). 
1 En II 178; M 1 330 ff.; P 1 226ff.; 6 383. 

„Die Unterbrechung durch Klagerhebung ($ 209) gilt im Falle der Mlagezurüdnahme 
u Abſ 2 ZPO) rückwirkend auch dann als 1125 erfolgt — indeſſen ſtets mit der Einſchrankung 
it u Abſ 2 —, wenn eine anderweite Weiterverfolgung des Anſpruchs beabſichtigt worden 

(RG 30. 5. 04 VI 441/03). Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des $ 212 iſt aber immer, 
erſt 1 Zurücknahme mit (ausdrücklicher oder ſtillſchweigender) Einwilligung, wenn etwa auch 
der Eichtraglicher, erfolgt iſt, in welchem Falle die Wirkungen des 9 212 erſt mit dem Zeitpunkte 
tech inwilligung eintreten, jo daß ſich die ſechsmonatige Friſt des Abſ 2 auch erſt von da ab be 

15 (RG 75, 290). Der Fall einer Zurücknahme ohne Einwilligung iſt nach $ 211 Abſ 2 zu 
beurteilen. Klageabweiſung durch ein nicht in der Sache elbſ enticeibendes Urteil liegt 
aife wenn fie wegen Mangels einer notwendigen Prozeßvorausſetzung erfolgt, insbeſondere 
ei wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts (vgl. 8 211 A 1; RG 66, 368), wegen Unzuläſſigkeit 

gewählten Prozeßart (85 256, 597 Abſ 2 BRD), oder wegen fehlender Prozeßfähigkeit. Bis 
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zu einer ſolchen Abweiſung hat z. B. die Klage bei einem unzuſtändigen Gericht für die Unter⸗ 
brechung der Verjährung die gleiche Wirkung wie die beim zuſtändigen Gericht erhobene. Die 
Verweiſung an das zuſtändige Gericht nach $ 276 ZPO hebt die Wirkung der Unterbrechung 
nicht auf; es kann nur, wenn die Parteien dem Rechtsſtreit bei dem Gerichte, an das er ver⸗ 
wieſen worden iſt, nicht betreiben, die Unterbrechung der Verjährung durch Stillſtand des Ver⸗ 
fahrens nach § 211 Abſ 2 endigen (RG 115, 135). Eine Abweiſung der urſprünglichen Klage 
(nach Antrag des Beklagten) im Falle nachträglicher, aber unzuläſſiger Klageänderung, ſowie 
wegen mangelnder Sachzuſtändigkeit enthält eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt. Da über 
die unzuläſſige neue Klage ſachlich überhaupt nicht entſchieden wird, kann dieſe lediglich aus 
prozeſſualem Grunde erfolgende Entſcheidung die Unterbrechung der Verjährung nicht herbei⸗ 
führen. Die Zurücknahme der Klage (wie der Verzicht) ſind Willenserklärungen, die auch durch 
ſchlüſſige Handlungen abgegeben werden können; läßt ſich ein materiell- rechtlicher oder prozeſſualer 
Verzichtswille nicht feſtſtellen, ſo bedeutet die Nichtverfolgung des einmal geſtellten Antrags 
nur einen Stillſtand, ein Ruhenlaſſen des Prozeſſes, ſei es ein gänzliches, ſei es ein nur teilweiſes; 
inſoweit kann eine neue Verjährung beginnen (RG 66, 12; 75, 289). 

2. Neue Klagerhebung wegen des nämlichen Anſpruchs. Der Klagerhebung iſt die Klag⸗ 
erweiterung in einem bereits ſchwebenden Prozeſſe gemäß § 281 ZPO gleichgeſtellt (RG Gruch 
50, 649). Es iſt auch nicht notwendig, daß gerade die zunächſt erhobene und dann zurückgenommene 
Klage von neuem erhoben wird; es genügt eine der im § 209 Abſ 1 bezeichneten Klagen, ebenſo 
eine der in § 209 Abſ 2 der Klagerhebung gleichgeſtellten Prozeßhandlungen, wenn es ſich nur 
fachlich um die Durchführung des nämlichen Anſpruchs handelt (RG JW 1926, 374%). Die neue 
Klage dient als Mittel, die nach Abſ 1 erfolgte Beſeitigung der Unterbrechung wieder rückgängig 
zu machen. Alsdann iſt die Sache ſo anzuſehen, als wäre die erſte Klage nicht zurückgenommen, 
oder, als hätte es an der Prozeßvorausſetzung, auf Grund deren die Abweiſung erfolgte, nicht 
gefehlt. Auch die neue Klagerhebung bei einem unzuſtändigen Gerichte hat die bezeichnete Wirkung 
(RG 24, 201), nicht aber entſprechend auch zur Wahrung von Ausſchlußfriſten (RG 88, 296). 
Auf Ausſchlußfriſten iſt $ 212 überhaupt nicht anzuwenden (RG 88, 296f.; RG 13. 12. 07 III 
179/07; 17. 11. 25 III 29/25). — Die ſechsmonatige Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Sie be⸗ 
ginnt regelmäßig mit Zurücknahme der Klage ($ 271 ZPO) oder entſprechend mit der Rechts⸗ 
kraft des der neuen Klage voraufgegangenen Urteils ($ 705 ZPO). Zugunſten des Berechtigten 
find jedoch aus Billigkeitsrückſichten die Hemmungsgründe aus den $$ 203, 206, 207 mit der 
Folge zugelaſſen, daß die Friſt für die Erhebung der neuen Klage gegebenenfalls erſt von der 
Beſeitigung des Hemmungsgrundes ab läuft. Im übrigen iſt die Friſt nach $$ 187, 188 zu berechnen. 


§ 212 a 


1) Die Unterbrechung durch Anbringung des Güteantrags dauert bis zur 
Erledigung des Güteverfahrens und, wenn an dieses Verfahren sich ein Streit- 
verfahren unmittelbar anschließt 2), nach Maßgabe der 58 211, 212 fort. Gerät 
das Güteverfahren dadurch, daß es nicht betrieben wird, in Stillstand ?), 80 
finden die Vorschriften des $ 211 Abs 2 entsprechende Anwendung. Wird der 
Güteantrag zurückgenommen, so gilt die Unterbrechung der Verjährung als 
nicht erfolgt. 

VO über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. 2. 24 RG BI I 135 Art IV Nr 3. 

1. Dauer der Unterbrechung durch Anbringung des Güteantrags. 9 212a iſt im Zuſammen. 
hange mit der Einführung des Güteverfahrens (5 49Haff. P) durch Art IV Nr 3 der WO 
über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. 2. 24 (RG Bl I 135) eingefügt worden 
(dazu § 209 Abſ 2 Nr la und A 2). Das Güteverfahren iſt erledigt, wenn der Güteantrag zurück 
genommen oder für zurückgenommen erklärt wird ($ 499 f ZPO), mit der Folge, daß die Unter 
brechung der Verjährung als nicht erfolgt gilt ($ 2122 Satz 3), oder wenn eine Einigung der 
Parteien ſtattfindet oder endlich der Einigungsverſuch erfolglos bleibt, ohne daß der Güte antrag 
zurückgenommen oder der Antrag auf Eintritt in das Streitverfahren geſtellt wird, in welchen 
Falle die Ausſtellung der in $ 499e Abſ 2 ZPO vorgeſchriebenen Beſcheinigung als Zeitpunkt 
der Erledigung anzuſehen ſein wird. 

2. Unmittelbare Anſchließung eines Streitverfahrens vgl. $ 4996 Abſ 1. Das Streitver 
fahren ſchließt ſich unmittelbar an das Güteverfahren an, wenn bei Erfolgloſigkeit des Eini- 
gungsverſuches noch in der Güteverhandlung der Antrag auf ftreitige Verhandlung geſtellt wird. 
Maßgebend für die weitere Dauer der Unterbrechung ſind dann die für die Unterbrechung durch 
Klagerhebung geltenden Vorſchriften der 98 211, 212. 


5 Fr 4 einem Stillſtand des Güteverfahrens iſt 5 211 Abſ 2 entſprechend anzuwenden (vgl. 
2 ). 
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8 213 


) Auf die Unterbrechung durch Zustellung eines Zahlungsbefehls im Mahn- 
verfahren finden die Vorschriften des $ 212 a entsprechende Anwendung. Die 
Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Zahlungsbefehl seine Kraft 
verliert ($ 701 der Zivilprozeßordnung). 


„ 1172 II 179; M 1381; P1 223. — BO. über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreltigteiten v. 18. 2. 24 
Gl 1 135 Art IV Nr 4. 

1. Dauer der Unterbrechung durch Zahlungsbefehl. $ 213 lautete urſprünglich: „Die Unter⸗ 
brechung durch Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gilt als nicht erfolgt, wenn 
die Wirkungen der Rechtshängigkeit erlöſchen“. Die gegenwärtige Faſſung beruht auf Art IV 
Nr 4 der 5 über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. 2. 24 (RG Bl 1 135). 
Nach 9 209 Abſ 2 Nr 1 ſteht in bezug auf die Unterbrechung der Verjährung die Zuſtellung eines 
Zahlungsbefehls der Klagerhebung gleich; nach $ 693 ZPO tritt aber, wenn die Zuſtellung 
demnächſt erfolgt, die Unterbrechung ſchon mit der Einreichung oder Anbringung des Geſuchs 
um Erlaſſung eines Zahlungsbefehls ein. Für die Dauer der Unterbrechung ergibt ſich aus der 
entſprechenden Anwendung des § 212a in Verbindung mit den $$ 211, 212 folgendes: Wird 
gegen den Zahlungsbefehl rechtzeitig Widerſpruch erhoben, ſo iſt die Dauer der Unterbrechung, 
wenn es zu einem Güteverfahren kommt, nach $ 212a, ſonſt nach den $$ 211, 212 zu beurteilen. 
Wird Widerſpruch nicht erhoben, aber innerhalb der geſetzlichen Friſt die Erlaſſung eines Voll⸗ 
kreckungsbefehls nicht nachgeſucht oder das rechtzeitig geſtellte Geſuch zurückgewieſen, ſo verliert 
=: Zahlungsbefehl feine Kraft ($ 701 ZPO) und die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt ($ 213 
Satz 2). Ergeht Vollſtreckungsbefehl, dann gilt der Anſpruch als mit der Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls im Streitverfahren rechtshängig geworden ($$ 699, 700 ZPO) und die Unterbrechung 
dauert fort, bis der Vollſtreckungsbefehl rechtskräftig geworden oder auf Einſpruch durch Urteil 
entſchieden iſt. Für den rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch beginnt nach $ 218 eine neue, dreißig 
übrige Verjährung. Im Falle eines Stillſtandes des Verfahrens nach Erlaſſung des Vollſtreckungs⸗ 

eſehls iſt 9 211 Abf 2 anzuwenden. 


9 214 


Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurſe dauert fort, bis der 
Konkurs beendigt iſt ). 


Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn die Anmeldung zurückge- 
nommen wird 2). 

„Wird bei der Beendigung des Konkurſes für eine Forderung, die infolge 
eines bei der Prüfung erhobenen Widerſpruchs in Prozeß befangen iſt, ein 
Betrag zurückbehalten, ſo dauert die Unterbrechung auch nach der Beendigung 
des Konkurſes fort; das Ende der Unterbrechung beſtimmt ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 211 . 

E 176 II 180; M 1 384 ff.; P 1 230ff. 
A Tr Die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe gemäß § 139 KO (RG 39, 44; vgl. § 209 
itt Unterbrechungsgrund. In Betracht kommen hier nur Konkursforderungen im Sinne des 
8 5. Der Konkurs wird beendigt durch deſſen Aufhebung ($$ 163, 116, 190 KO) oder 
urch die Einſtellung des Verfahrens ($$ 202, 204, 205 KO). Auch die Aufhebung auf Beſchwerde 
3 ſeitigt alſo die einmal eingetretene Unterbrechung nicht (ftreitig). Ob die Aufhebung ſchon im 
ir aruntte der Beſchlußfaſſung oder erſt nach erfolgter Bekanntmachung rechtlich wirkam wird, 
fun deli Richtig dürfte das letztere ſein, weil die Bekanntmachung gleichzeitig als Bedingung 
ch Wirkſamwerden des Beſchluſſes anzuſehen ift. Demnach währt auch die Unterbrechung 
12 7 zum Zeitpunkte der erfolgten Bekanntmachung. Dieſe ſetzt den Gläubiger tatſächlich auch 
erſt in die Lage, ſich über die Vornahme einer neuen Maßregel zwecks Unterbrechung der Ver⸗ 
lährung entſchließen zu können. 17 8 
1 Die Zurücknahme der Anmeldung beſeitigt die Unterbrechung rückwirkend wie die Zurüd- 
ahme der Klage ($ 212 Abſ 1); jedoch dann nicht, wenn die Zurücknahme auf Grund eines Ab⸗ 
Mmens mit dem Konkursverwalter erfolgt; wird durch dieſes die angemeldete Forderung über⸗ 
pt beſeitigt, dann bleibt für die ann überhaupt kein Raum; erfolgt abredegemäß die 
derücknahme deswegen, weil der Gläubiger feine Befriedigung aus einer ihm vom Konkurs. 
wewalter dazu abgetretenen Forderung ſuchen ſoll, dann iſt die Verjährung nach $ 202 gehemmt 

4.70, 35). Vgl. auch R6 JW 08, 7407. N i 
die r Betreffs Fortdauer der Unterbrechung über die Beendigung des Konkurſes hinaus vgl. 
e 38 146, 168 KO. 
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8 215 


Die Unterbrechung durch Geltendmachung der Aufrechnung im Prozeß oder 
durch Streitverkündung dauert fort, bis der Prozeß rechtskräftig entſchieden 
oder anderweit erledigt iſt; die Vorſchriften des $ 211 Abſ 2 finden Anwen⸗ 
dung 1). 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen ſechs Monaten 
nach der Beendigung des Prozeſſes Klage auf Befriedigung oder Feſtſtellung 
des Anſpruchs erhoben wird. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der 88 203, 
206, 207 entſprechende Anwendung 2). 

E 1 175 II 181; M 1 333ff.; P 1 220ff.; 6 383. 

1. Die Aufrechnung des Anſpruchs im Prozeſſe ift Unterbrechungsgrund ($ 209 A 2). Das 
Geſetz kann hier übrigens nur Fälle im Auge haben, bei denen die Aufrechnungserklärung nicht 
zugleich die Tilgung der Forderung bewirkt (88 388, 389); denn in letzterem Falle wäre für die 
Unterbrechung der Verjährung überhaupt kein Raum mehr. Wohl aber greift die Beſtimmung 
Platz, wenn der Beklagte die Klageforderung beſtreitet, die Aufrechnung jedoch für alle Fälle“ 
erklärt (Eventualaufrechnung), ferner dann, wenn ſich die Aufrechnung als unzuläſſig erweiſt. 
— Zur Unterbrechung der Verjährung kann die Aufrechnung nur in der mündlichen Verhandlung 
oder im Falle des § 767 ZPO durch Klage geltend gemacht werden. Die Streitverkündung (in 
demjenigen Prozeſſe, von deſſen ungünſtigem Ausgange der mit Verjährung bedrohte Anſpruch 
abhängt) ift nur dann zu beachten, wenn ſie unter den Vorausſetzungen und Formen der ZEV 
(88 72, 73) erfolgt, und zwar auch dann, wenn der Prozeß im Auslande ſchwebt (RG 61, 392). 
Zu denken iſt hier weſentlich an Anſprüche des Käufers, die gegen den Verkäufer etwa daraus 
entſtehen, daß dieſer ſeiner Verſchaffungs⸗ oder Rechtsge währpflicht nicht genügt, während der 
Käufer in dem mit dem Berechtigten anhängigen Prozeſſe unterliegen könne (Entwehrung 
89 434, 440; vgl. ferner $ 839 Satz 2). Verkündet der Käufer mit Rückſicht hierauf dem Verkäufer 
den Streit, ſo wird dadurch die Verjährung ſeiner ihm gegen den Verkäufer zuſtehenden Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche unterbrochen. In Betracht kommen dagegen nicht Fälle einer Abhängigkeit 
9 des § 148 3 PO (NG 65, 398). — Über die Endigung der Unterbrechung vgl. $ 211 


u. 2. 
2. Vgl. 88 211 A 1, 212 A 2. Der Abſ 2 greift nicht Platz, wenn der Prozeß durch eine mit 
Einwilligung des Beklagten erfolgte Klagezurücknahme erledigt iſt (RG JW 08, 740°). 


$ 216 


Die Unterbrechung durch Vornahme einer DVollftredungshandlung !) gilt 
als nicht erfolgt, wenn die Vollſtreckungsmaßregel auf Antrag des Berech⸗ 
tigten oder wegen Mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen aufgehoben 
wird ). 

Die Anterbrechung durch Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung 
gilt als nicht erfolgt, wenn dem Antrage nicht ſtattgegeben oder der Antrag 
vor der Vornahme der Vollſtreckungshandlung zurückgenommen oder die er- 
wirkte Vollſtreckungsmaßregel nach Abſ 1 aufgehoben wird ). 

E 1173 II 182; M 1 331; P 1 228. 

1. Die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und, ſoweit die Zwangsvollſtreckung den 
Gerichten oder andern Behörden zugewieſen ift, die Stellung des Antrags auf Zwangs 
vollſtreckung iſt Unterbrechungsgrund aus § 209 Nr 5. Die Vorausſetzungen und Formen 
der Zwangsvollſtreckung regeln ſich nach der ZPO und dem ZUG. Soweit die Vollſtreckung 
den Gerichten überwieſen iſt (88 829ff., 887ff., 930 ZPO; 88 16 Abſ 1 u. 146 88G), beginnt 
fie ſchon mit der Anordnung des Gerichts, nicht erſt mit ihrer Zustellung (RG 12, 381; 25, 370). 
In Betracht kommen hier nur ſolche Vollſtreckungen, die auf Grund rechtskräftiger Urteile er⸗ 
folgen. Denn bis zum Eintritte der Rechtskraft währt ſchon die durch die Klagerhebung bewirkte 
Unterbrechung fort, ſo daß für eine neue Unterbrechung erſt nach Erledigung des Prozeſſes (vgl. 
$ 211 Abſ 2) Platz iſt. Die Unterbrechung der Verjährung durch Vornahme einer Vollſtreckungs 
handlung wirkt nur mit dem Augenblick ihrer Vornahme; ſie wirkt nicht ſo lange fort, bis die Voü⸗ 
ſtreckung beendigt iſt (RG 128, 76). zZ 

2. Unwirkſamkeit der Unterbrechung von Anfang an infolge Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ($ 209 A 2), oder Ablehnung des Antrags, oder infolge feiner Zurücknahme. Die Aul- 
hebung der Zwangsvollſtreckung muß gegebenenfalls deswegen erfolgt fein, weil fie ſich aus 
geſetzlichen Gründen als unſtatthaft erwieſen hat; dagegen iſt es unweſentlich, wenn die Au 
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hebung nur deswegen erfolgt, weil dem Schuldner ein beſonderer Einwand ($$ 766, 767 ZPO) 
zuſtand, oder wenn es fich nur um eine Einſtellung nach $ 775 handelt, oder wenn ein Dritter die 
Aufhebung im Wege der Widerſpruchsklage (88 771— 774 ZRO) erwirkt. 


8 217 


Wird die Verjährung unterbrochen, ſo kommt die bis zur Unterbrechung 
verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Verjährung kann erſt nach der 
Beendigung der Unterbrechung beginnen !). 

E 1 101 JIT 178 Abſ 2; M 1 311cff.; P 1 212. 

1. Vgl. § 208 A 1; ferner RG 32, 359. Die nach der Beendigung einer Unterbrechung begin⸗ 
nende neue Verjährung ſetzt auch in den Fällen der $$ 196, 197 alsbald ein, nicht erſt mit dem 
Schluſſe des Jahres, in dem die Unterbrechung endigte (RG 65, 268; 128, 76). 


§ 218 
Ein rechtskräftig feſtgeſtellter Anſpruch verjährt in dreißig Jahren, auch 
wenn er an ſich einer kürzeren Verjährung unterliegt. Das gleiche gilt von 
dem Anſpruch aus einem vollſtreckbaren Vergleich oder einer vollſtreckbaren 
Urkunde ſowie von einem Anſpruche, welcher durch die im Konkurs erfolgte 
Feſtſtellung vollſtreckbar geworden ift!). 

Soweit ſich die Feſtſtellung auf regelmäßig wiederkehrende, erſt künftig 
fällig werdende Leiſtungen bezieht, bewendet es bei der kürzeren Verjäh⸗ 
rungsfriſt 2). 

E 1 177 II 188; m 1 337ff.; P 1 230. 

5 1. Die Verjährung rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche bezieht ſich auf Anſprüche aller 
Art. In Betracht kommen: das Leiſtungs⸗ und Feſtſtellungsurteil (RG 84, 373; 109, 234), der 
Vollſtreckungsbefehl, gegen den der Einſpruch aus § 700 ZPO, der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
aus $ 105, gegen den eine Beſchwerde nicht mehr zuläſſig ift; gleichgeftellt ſind der Vergleich 
gemäß $ 794 Nr 1 u. 2 30, ferner die vollſtreckbare Urkunde im Sinne der $$ 794 Nr 5, 
bar 801 3 PO, oder nach Maßgabe der $$ 164 Abſ 2, 194, 206 Abſ 2 KO. Vorläufige Vollſtreck⸗ 

arkeit reicht nicht aus. Ein nach § 304 ARWO nur über den Grund, nicht auch der Höhe nach er⸗ 
gangenes Urteil genügt zur Anwendung des $ 218 nicht (RG 61, 170; 66, 11; 117, 423). Wohl 
aber genügt eine allein über den Grund des Anſpruchs ergangene Entſcheidung eines 

chiedsgerichts, falls dieſes nur zu ſolcher Entſcheidung berufen war, weil dann der Spruch 

Nan Schiedsgerichtsverfahrens abſchloß (R 100, 119). Iſt nur ein Teil der Forderung rechts⸗ 
maftig zuerkannt, ſo verjährt nur dieſer Teil in dreißig Jahren (RG 66, 271). Die dreißigjährige 
erztlährung nimmt ihren Lauf, ſobald die rechtskräftige Feſtſtellung — im Sinne des § 218 — 
1 folgt iſt. Die dreißigjährige Verjährung gilt nicht nur für einen Herausgabeanſpruch, dem durch 
techtskräftiges Urteil ſtattgegeben worden ift, ſondern auch für den Anſpruch auf Schadenserſaßz 
wegen Nichterfüllung, der nach fruchtloſer Vollſtreckung oder ſonſt dargetaner Unmöglichkeit an 

e Stelle des Herausgabe anſpruchs tritt (RG 109, 234). Me 
u, 2. Bei wiederkehrenden Leiſtungen bewendet es in allen Fällen bei der vierjährigen Ver⸗ 
lährung aus § 197 (RG JW 05, 3355), alſo auch dann, wenn es ſich um Nebenleiſtungen wie 
acer handelt, und zugleich mit dem Hauptanſpruche auch über ſie rechtskräftig entſchieden iſt 

16 70, 68). Vgl. auch $ 197 A 1. 

m übrigen vgl. § 211 A 1. 


8 219 
Als rechtskräftige Entſcheidung im Sinne des § 211 Abſ 1 und des 8 218 
1 gilt auch ein unter Vorbehalt ergangenes rechtskräftiges Urteil !). 
E 178 II 184; M 1 338, 339; P 1 230. 


1, Unter Vorbehalt ergehende Urteile ergeben fich aus den $$ 302, 305 Abſ 1, 540, 529 Abſ 3, 
569 35D, ferner aus $ 1489 Abſ 2 BOB in Verbindung mit $ 305 Abſ 2 ZPO. 


8 220 
Iſt der Anſpruch vor einem Schiedsgericht oder einem beſonderen Gerichte, 
or einem Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde geltend zu 
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machen, fo finden die Vorſchriften der 88 209 bis 213, 215, 216, 218, 219 ent- 
ſprechende Anwendung. 

Sind in dem Schiedsvertrage die Schiedsrichter nicht ernannt oder iſt die 
Ernennung eines Schiedsrichters aus einem anderen Grunde erforderlich 
oder kann das Schiedsgericht erſt nach der Erfüllung einer ſonſtigen Voraus- 
ſetzung angerufen werden, ſo wird die Verjährung ſchon dadurch unterbrochen, 
daß der Berechtigte das zur Erledigung der Sache ſeinerſeits Erforderliche 
vornimmt !). 

E 1 179 II 185; M 1 339ff.; P 1 231. 

1. Über Schiedsgericht vgl. S$ 1034 ff. ZPO; über beſondere Gerichte $ 14 GVG, ferner 
Gew vom 29. 9. 00 und KfmäßG vom 6. 7. 04, endlich das Krank in der Faſſung vom 
30. 6. 00 und 25. 5. 03, über Verwaltungsgerichte oder Behörden $ 13 GVG. Auch Streitver⸗ 
kündung im ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt Unterbrechungsgrund (RG 54, 16). Der 9 220 gilt 
auch im Falle eines ausländiſchen Schiedsgerichts, ſelbſt wenn dieſes nicht den Vorſchriften des 
$ 1030 3 PO entſpricht (RG SeuffA 67 Nr 240). 


8 221 

Gelangt eine Sache, in Anſehung deren ein dinglicher Anſpruch beſteht, 
durch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines Dritten, fo kommt die während des 
Beſitzes des Nechtsvorgängers verſtrichene Verjährungszeit dem Nechtsnach⸗ 
folger zuſtatten }). 

E 1 181 II 186; M 1 340 ff.; P 1 231. 

1. Anrechnung der Verjährungsfriſt im Falle der Rechtsnachfolge bei dinglichen An⸗ 
ſprüchen. Auch der dingliche Anſpruch ſetzt, einmal entſtanden, emen beſtimmten Verpflichteten 
voraus, gegen den er ſich richtet (§ 194 A 1 a. E.). Demgemäß dürfte die Verjährung auch eines 
derartigen Anſpruchs grundſätzlich nur zwiſchen dem Berechtigten und dem beſtimmten Ver⸗ 
pflichteten wirkſam werden. Das Geſetz ſieht hier jedoch aus allgemeinen Gründen eine Ab⸗ 
weichung vor. Für den Fall nämlich, daß der Anſpruch in Anſehung einer Sache ($ 90) beſteht, 
und der Beſitz an ihr von dem urſprünglich Verpflichteten durch Rechtsnachfolge auf eine andere 
Perſon (oder der Reihe nach auf mehrere andere) übergeht, ſoll ſich der Beſitznachfolger auch auf 
die während des Beſitzes des Rechtsvorgängers verſtrichene Verjährungszeit berufen dürfen 
(accessio possessionis). Da der Beſitz an ſich ein tatſächliches Verhältnis ift (vgl. $ 854), kann es 
ſich hier, ſtrenggenommen, überhaupt nicht um eine Rechtsnachfolge, ſondern lediglich um eine 
Nachfolge in das tatſächliche Verhältnis handeln. Der einzige Fall, in dem das Geſetz Beſiß⸗ 
erlangung „durch“ Rechtsnachfolge kennt, iſt der des Erbfalls ($ 857). Der Ausdruck Rechtsnach⸗ 
folge iſt daher in $ 221 auch in einem andern Sinne zu verſtehen, als es feiner eigentlichen Be 
deutung entſpräche. Er umfaßt hier auch die Fälle, in denen der Beſitzwechſel ſich nicht auf Grund, 
ſondern nur infolge einer Rechtsnachfolge vollzieht, beiſpielsweiſe wenn der bisherige Beſißer 
in Gemäßhgit eines Kaufvertrags dem Käufer die veräußerte Sache übergibt, oder falls beide ſich 
unter den Vorausſetzungen des § 854 Abſ 2 über den Beſitzerwerb einigen. Soweit der Erwerb 
des Rechts nach den Grundſätzen vom guten Glauben von einem Nichtberechtigten hergeleitet 
wird ($ 932), iſt ebenfalls eine Rechtsnachfolge im Sinne des $ 221 anzunehmen, wiewohl der 
Vorgänger des Rechtes überhaupt ermangelt hatte. Es kann aber auch unmittelbarer Erwerb 
ausreichen, fo der Erwerb durch die rechtmäßige Veräußerung der Pfandſache gemäß $ 12⁴¹ 
(RG 56, 244; 82, 35 — zu § 325 ZPO). Rechtsnachfolge im angegebenen Sinne iſt aber nie mals 
anzunehmen, falls die Beſitznachfolge widerrechtlich ($ 858) erlangt ift, wie etwa durch Diebſtahl. 
Man wird alſo annehmen können, daß eine Sache immer dann in den Beſitz eines Dritten durch 
Rechtsnachfolge gelangt iſt, wenn der Dritte auf rechtsbeſtändige Art denjenigen Beſitz erlangt 
hat, den ſein Vorgänger gehabt hatte (RG 40, 339; 53, 10; 56, 244), wobei Eigenbeſitz nic t 1 
fordert ift. Nach dieſem Grundſatze wird der $ 221 ſelbſt dann anwendbar fein, wenn der DEI” 
wechſel ohne oder gar gegen den Willen des Vorgängers erfolgt ift (ftreitig), falls nur der Nach 
folger einen Anſpruch auf die Gewährung des Beſitzes gehabt hatte (a. A. Planck Anm 2 b). 
Dies kann zutreffen unter Anwendung des § 986 auf Grund der Einrede des Kaufes, wird aber 
auch in ſolchen Fallen gegeben ſein, in denen jemand ſeinen Beſitz auf Grund eines anfechtbaren 
oder auflöſend bedingten Rechtsgeſchäfts auf einen andern übertragen hatte und den Beſitz dem 
nächſt, nach Anfechtung des Geſchäfts oder nach Eintritt der Bedingung, auf irgendwelche an ji 
zuläffige Art wiedererlangt hat. Vgl. M 1, 341 Abſ 2. Denn auch in dieſen Fällen hätte der Nach⸗ 
folger gegen den Vorgänger einen Anſpruch auf Wiedereinräumung des Beſitzes gehabt. Ein 
ihrn Wechſel in der Perſon des Anſpruchsberechtigten begründet keine Unterbrechung der Ver⸗ 
jahrung. 


Verjährung $$ 220—222 349 


8 222 

Nach der Vollendung der Verjährung iſt der Verpflichtete berechtigt, die 
Leiſtung zu verweigern !). 

Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht 
zurückgefordert werden, auch wenn die Leiſtung in Unkenntnis der Verjährung 
bewirkt worden iſt 2). Das gleiche gilt von einem vertragsmäßigen Anerkennt⸗ 
niſſe ſowie einer Sicherheitsleiſtung des Verpflichteten n 

E 1182 II 187; M 1 341ff.; P 1 232ff. 

1. Dieſe Beſtimmung entſcheidet die frühere Streitfrage über die Wirkung der Verjährung 
dahin, daß dieſe nicht den Anſpruch ſelbſt erlöſchen läßt, ſondern dem Verpflichteten nur das 
Recht zur Verweigerung der Leiſtung gibt, mithin nur eine verzichtbare Einrede ($ 202 A 2) 
gewährt, deren Geltendmachung von ſeinem Belieben abhängt und daher nicht von Amts wegen 
unterſtellt werden kann. Der Verzicht ſetzt im übrigen als ſolcher Kenntnis der eingetretenen 
Verjährung voraus. Es genügt zu ihm jede formloſe, ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend (ſo 
durch Unterlaſſung der Geltendmachung der Einrede oder durch Beſtellung einer Sicherheit nach 
Ablauf der Verjährung) dem andern Teile gegenüber erfolgte Kundgebung, aus der der Verzicht⸗ 
wille erhellt, ohne daß es der Annahme des Verzichts bedarf (RG 78, 130). Auch bei den ding⸗ 
lichen Anſprüchen kommt der Verjährung nur die zuvor beſchriebene Wirkung zu (M 1, 293). 
Gäbe beiſpielsweiſe der Beſitzer die Sache dem Eigentümer nach vollendeter Verjährung ſeines, 
des Eigentümers, Anſpruchs aus $ 985 heraus, fo hätte er keineswegs eine Nichtſchuld erfüllt, 
und ein Recht auf Rückgewährung des Beſitzes aus $ 812 (condictio possessionis) hatte er nicht 
erlangt. Der Eigentümer anderſeits, der wieder in den Beſitz ſeiner Sache gelangte, würde damit, 
trotz der inzwiſchen eingetretenen Verjährung ſeines Anſpruchs aus $ 985, doch in die Lage geſetzt 
ſein, nunmehr alle einem beſitzenden Eigentümer überhaupt zuſtehenden Rechte auszuüben, ohne 
daß er noch nötig hätte, ſeine Sache von neuem zu erwerben. — Aus der Auffaſſung des Geſetzes, 
daß die Verjährung eine eigentliche rechtszerſtörende Wirkung nicht hat, ergeben ſich wichtige 

olgerungen. So bleibt im Sinne der $$ 222, 813 Abſ 1 eine Forderung auch dann noch erfüll- 
bar, wenn ihr die Einrede der Verjährung entgegenſteht, und es kann die Leiſtung daher nicht 
zurückgefordert werden. Gemäß $ 390 ift ferner eine verjährte Forderung noch tauglich zur Auf⸗ 
rechnung (vgl. jedoch die Ausnahme des § 479); die verjährte Schuld kann endlich noch Grundlage 
eines Pfandrechts fein ($ 223). — Bei auf öffentlich-rechtlicher Grundlage beruhenden An⸗ 
ſprüchen hat die Verjährung nicht nur die Wirkung des $ 222 Abs 1; ihre Vollendung ift hier 
vielmehr von Amts wegen zu berüdfichtigen RG 84, 281). — Im Gebiete des Lie genſchafts⸗ 
dacbes hat in den Fällen der $$ 901, 1028 die Verjährung des entſprechenden Anſpruchs zugleich 
as Erlöſchen des dinglichen Rechtes zur Folge. Anderſeits beſeitigt in den Fallen der 88 821, 
3 die Verjährung des Anſpruchs auf Befreiung von der grundlos eingegangenen Verbindlichkeit 
— auf Aufhebung der Forderung nicht zugleich das Recht zur Leiſtungsverweigerung, und in 
Wa Fällen der 98 478, 490, 639 ſchließt die Verjährung des Anſpruchs auf Minderung oder 
andlung nicht das Recht aus, die Zahlung in entſprechender Höhe zu verweigern. Die Einrede 
55 Verjährung ſteht bei Vorhandenſein von mehreren Verpflichteten gemäß 99 425, 424 
grundſätzlich allein demjenigen zu, zu deſſen Gunſten ſich die Verjährung vollendet hat (vgl. 88202 
1 > 208 A 1). Nur der Bürge kann die Einrede des Hauptſchuldners auch für ſich geltend machen, 
An ſelbſt der Verzicht des Hauptſchuldners auf die Einrede ift ihm gegenüber unſchadlich ($ 768). 
nders liegt die Sache im Falle der Sachhaftung (vgl. $ 223). cal 
b 3 dollendung der Verjährung ſetzt voraus: poſitiv den Ablauf der Friſt und negativ, daß während 
5 Friſtablaufs kein die Vollendung der Verjährung hinderndes Ereignis eingetreten iſt, namlich 
eder eine Hemmung noch eine Unterbrechung ($$ 202—205 u. 208217). . ; 
5 2. Kein Recht auf Zurückforderung des Geleiſteten. Dieſe Beſtimmung ſtellt ſich als ein 
gebnis des in Abſ 1 ausgeſprochenen Grundſatzes dar. Gemäß $ 812 Abſ 2 gilt auch das vertrags⸗ 
mäßige Anerkenntnis als eine Leiſtung und demnach ſoll auch dieſe gegebenenfalls nicht zurück⸗ 
Beforbert werden konnen. Unter dem vertragsmäßigen Anerkenntniſſe im Sine des 
a 2 iſt, anders als im Falle des § 208, das rechtsgeſchäftliche, mit dem Verpflichtungswillen 
abgegebene zu verſtehen (MG Gruch 50, 1200). Es bedarf nach $ 781 der Schriftform (MC 48 
. 132 u. 169; JW 1912, 286° u. e; 1915, 393) — ftreitig —, ſofern es nicht vergleichsweiſe ab- 
gegeben wird (M& 10, 280), und ſetzt (im Gegenſatze zum Verzichte, A 1) die Kenntnis vom Ab⸗ 
dae der Verjährung nicht voraus (RG 78, 132; ZW 1912, 286° u. »; Warn, 1919 Nr 25). Auch 
16 wandlung einer verjährten Schuld in eine Darlehnsſchuld bedarf der Schriftform (RG 78, 
Ei ). Das dem Hauptſchuldner gegenüber abgegebene Anerkenntnis nimmt dem Bürgen nicht das 
r $ 768 Abſ 1; vgl. 5 768 Abſ 2 u. 767 Abſ 1 Satz 3. — Sicherheitsleiſtung 
= 8. Der Einrede der Verjährung kann die Einrede der Arglift zunächſt dann en Reh dene 
erden, wenn der Verpflichtete gefliſſentlich und der Schädigung des Berechtigten ſich bewußt 
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dieſen von der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anſpruchs abgehalten hat, etwa 
durch Vergleichsverhandlungen (RG 57, 372); oder durch die Bitte um Stundung und das Ver- 
ſprechen der Erfüllung (RG SeuffA 63 Nr 128), oder durch argliſtige Verheimlichung der Schuld, 
oder durch Vorenthaltung der Schuldurkunden (RG 32, 143), oder unter Umſtänden durch die 
Vereinbarung des Prozeßſtillſtandes (RG JW 1916, 11886); oder wenn der Schuldner den Gläu⸗ 
biger veranlaßt hat, von einer Unterbrechungshandlung Abſtand zu nehmen (RG JW 1919 ©. 
1022 u. 3044), vorausgeſetzt, daß dem Gläubiger nicht noch nach Ablauf der etwa gewährten Nach⸗ 
ſicht genügende Zeit geblieben war, ſeine Rechte durch nunmehrige Unterbrechung der Verjährung 
ſich zu wahren (RG SeuffA 75 Nr 122). Mittels eines begründeten Einwandes der Argliſt wird 
in ſolchen Fällen die vollendete Verjährung auf Grund der $$ 249, 826 wieder beſeitigt (RG 64, 
223; 73, 396). Der Einwand der Argliſt iſt aber nicht nur dann begründet, wenn der Schuldner 
den Gläubiger abſichtlich über den Ablauf der Friſt hinaus hingehalten und ihm durch ſein Verhalten 
die friſtgemäße Erhebung der Klage oder ſonſtige Unterbrechung der Verjährung unmöglich ge 
macht hat (dolus praeteritus); die Verjährungseinrede kann vielmehr, wie in der neueren Recht- 
ſprechung anerkannt iſt, mit dem Gegeneinwande der Argliſt ſchon dann zurückgewieſen werden, 
wenn der Schuldner den Gläubiger durch fein Verhalten, ſei es auch unabſichtlich, von der recht: 
zeitigen Erhebung der Klage abgehalten hat, weil nämlich mit einem ſolchen (früheren) Ver⸗ 
halten des Schuldners nach dem Grundſatze von Treu und Glauben die (jetzige) Erhebung der 
Verjährungseinrede unvereinbar iſt (dolus praesens); vgl. RG 57, 376; 78, 134 (gegen 64, 223); 
87, 281; 109, 309; 115, 135; 124, 111; RG Warn 1919 Nr 2; 1928 Nr 102; 1930 Nr 210; 1931 
Nr 56; 1933 Nr 46; RG JW 1919 S. 1022, 3044; 1924, 19672; 1927, 25691; 1932, 164823 
1933, 508°; RG SeuffA 83 Nr 203; 86 Nr 114; 87 Nr 79. Dabei iſt insbeſondere nicht er⸗ 
forderlich, daß der Schuldner dem Glaubiger die Wahrung der Verjährungsfriſt unmöglich gemacht 
hat; es genügt, daß das Verhalten des Schuldners, z. B. ein Schriftwechſel mit dem Ziele einer 
gütlichen Einigung, dem Gläubiger nach verſtändigem Ermeſſen ausreichenden Anlaß bot, die 
Erhebung der Klage aufzuſchieben. Veranlaßt eine Verſicherungsgeſellſchaft den gegen Haft⸗ 
pflicht Verſicherten, auf ihre Koſten mit dem Geſchädigten wegen der Haftung zunächſt einen 
Prozeß durchzuführen, jo braucht der Verſicherte zur Abwendung der Verjährung des Verſiche⸗ 
rungsanſpruchs weder Klage gegen die Verſicherungsgeſellſchaft zu erheben noch ihr den Streit 
zu verkünden; dem Einwande der Verjährung würde die Einrede der Argliſt entgegenſtehen 
(NG 8. 12. 25 VI 311/25). Nach dem Wegfall der den Einwand der Argliſt begründenden Um⸗ 
ſtände beginnt nicht etwa die Verjährung, wie bei einer Unterbrechung, von neuem zu laufen, 
es findet auch nicht eine Hemmung mit der im $ 205 bezeichneten Wirkung ftatt, vielmehr iſt eine 
den Umſtänden angemeſſene Friſt zu beſtimmen, innerhalb der nunmehr der Anſpruch durch Klage 
oder in einer andern zur Unterbrechung der Verjährung geeigneten Weiſe geltend zu machen iſt 
(Ach 115, 135; 128, 211). Der Einwand der Arglift ſteht alſo der Wirksamkeit der Verjährung 
nicht im Wege, wenn dem Gläubiger nach dem Wegfall der bezeichneten Umſtände noch inner⸗ 
halb der Verjährungsfriſt ein angemeſſener Zeitraum blieb, die Klage zu erheben (RG 109, 310; 
RO SeuffA 75 Nr 122; RGS JW 1927, 974; h Warn 1930 Nr 90). — Verhandlungen als 
Hemmungsgrund der Verjährung ſ. KFG § 14 Abſ 2, dazu RG HRR 1932 Nr 1876. 


8 223 
Die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine Hypothek oder ein Pfand 
recht beſteht, hindert den Berechtigten nicht, ſeine Befriedigung aus dem ver⸗ 
hafteten Gegenſtande zu ſuchen !). 
Iſt zur Sicherung eines Anſpruchs ein Necht übertragen worden, fo kann 
die Nückübertragung nicht auf Grund der Verjährung des Anſpruchs gefordert 
werden ?). 


Diefe Vorſchriften finden keine Anwendung bei der Verjährung von An⸗ 
ſprüchen auf Nückſtände von Zinſen oder anderen wiederkehrenden Leiftungen “). 

E 1 188 II 188; M 1 344ff.; P 1 236; 3 751. 5 

1. Während dem Bürgen die Einrede der Verjährung der Hauptſchuld zufteht ($ 768), läßt 
$ 223 Abj 1 die (vor Vollendung der Verjährung begründete) Sachhaftung trotz Verjährung 
des perſönlichen Anſpruchs unverändert fortbeſtehen, wie die 88 1137 u. 1211 dem Eigentümer 
und dem Pfandſchuldner auch nur die Einrede des Bürgen aus § 770, nicht aber die aus $ 768 
gewähren. Fortdauer des Pfandrechtes bei ſpäterem, d. h. nach Vollendung der Verjährung 
erfolgendem Umtauſch verpfändeter Wertpapiere ſ. R& 116, 198. Auf Grund- und Rentenſchulden 
kann $ 223 ſelbſtverſtändlich überhaupt keine Anwendung finden. Ebenſowenig bei Vormerkungen. 
Hier greift der $ 886 Platz, wonach gegebenenfalls die Beſeitigung der Vormerkung verlangt 
werden darf (RG Warn 08 Nr 286). — Streitig iſt, ob Abſ 1 auch die Fälle eines kraft Geſetzes 
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erworbenen Pfandrechts umfaßt. Nach dem Wortlaute des Geſetzes, wo nur ein „beſtehendes 
Pfandrecht ohne Einſchränkung auf einen beſtimmten Entſtehungsgrund vorausgeſetzt iſt, und nach 
dem Grundgedanken des Geſeßzes iſt die Frage zu bejahen. 

2. Dementſprechend kann gemäß Abſ 2 auch nicht die Rückübertragung eines nur ſicherungs⸗ 
halber übertragenen Rechtes wegen Verjährung der geſicherten Forderung verlangt werden 
(ogl. Vorbem 6 vor $ 104). 

3. Über wiederkehrende Leiſtungen vgl. $ 218 A 2. 


8 224 


Mit dem Hauptanſpruche verjährt der Anſpruch auf die von ihm abhängenden 
Nebenleiftungen, auch wenn die für dieſen Anſpruch geltende beſondere Ver⸗ 
jährung noch nicht vollendet iſt !). 

E 1 184 II 189; M 1 345; P 1 236. 


1. Unter den von dem Hauptanſpruche abhängigen Nebenleiſtungen, auf bie ſich die Be⸗ 
ſtimmung beſchränkt, ſind Zinſen aller Art, Früchte, Nutzungen, Koſten (RG 61, 392) zu verſtehen, 
unter Umſtänden auch eine vom Hauptanſpruche abhängige Forderung auf Schadenserſatz. 
Die Abhängigkeit muß die Entſtehung der Nebenleiſtung betreffen, und es muß die Hauptforderung 
überhaupt entſtanden fein (RG 85, 243). Alle bis zum Zeitpunkte der Vollendung der Verjährung 
zu entrichten geweſenen Nebenleiſtungen ſind alſo mit der Hauptforderung mitverjährt, ſelbſt 
wenn ſie an ſich noch nicht verjährt wären. Bei Vertragsrechten auf kurzzeitig wiederkehrende 
136% l einheitliche Leiſtungen unterliegt auch der „Geſamtanſpruch“ der Verjährung (RG 

„ ). 


8 225 


Die Verjährung kann durch Nechtsgeſchäft weder ausgeſchloſſen noch er- 
ſchwert werden. Erleichterung der Verjährung, insbeſondere Abkürzung der 
Verjährungsfriſt, iſt zuläſſig ?). 

E 1 186 JI 190; M 1 345ff.; P 1 288. 

8 1. Dieſe im öffentlichen Intereſſe gegebene Vorſchrift (RG 86, 424; 87, 284) beſchränkt die 
x ertragsfreiheit inſofern, als vor ihrer Vollendung die Verjährung rechtsgeſchäftlich weder 
alisgeſchloſſen noch erſchwert werden kann. Dagegen verſtoßende Abmachungen, insbeſondere 
Br auch der zum voraus erklärte Verzicht auf die Einrede der Verjährung, ſind daher nichtig. 
brausſetzung ift indeſſen, daß die Vereinbarung den Ausſchluß oder die Erſchwerung unmittelbar 
a Gegenſtande hat; dagegen genügt es für die Anwendbarkeit des $ 225 nicht, wenn ſich ber 
— oder der andere Fall nur mittelbar als Folge der Abrede ergibt, beiſpielsweiſe wenn eine 
einkadenserſaßforderung nur bedingungsweiſe erlaſſen wird, alsdann die auflöſende Bedingung 
e und jetzt infolge dieſer Vorgänge mit dem Eintritte der Bedingung nur eine neue Ver⸗ 
Sbrung beginnen kann (RG Warn 1911 Nr 259). Ausnahmen von der Vorſchrift enthalten die 
ss anerbeftimmungen in den $8 477 Abſ 1 Saß 2, 486 Satz 1, 490 Abſ 1 Satz 2, 638 Abſ2; ferner die 
5414 Ab 1,423, 439 0 B. Unterwirft ſich der Verkäufer ſtillſchweigend einer länger andauernden 
arantiepflicht hinſichtlich der Beſchaffenheit der Kaufſache, jo liegt darin nicht zugleich die Verein · 
frist g über die Hinausſchiebung des Beginns oder der Dauer der geſetzlichen kurzen Verjährungs- 
ft aus 5 477 (RG 91, 307). Die Erleichterung der Verjährung, insbeſondere die Ab 
Br 9 der Verjährungsfriſt, iſt der Parteiwillkür überlaſſen. Demgemäß kann auch der Beginn 
Austceriährungsffit auf einen früheren Zeitpunkt verlegt werden (RG 66, 413). Es it Sache der 
ein „gung, ob die vereinbarte Kürzung der Verjährungsfriſt zugleich auf den Fall miterſtreckt 
nen, daß an Stelle des Vertragsanſpruchs ein Anſpruch aus dem Eigentum oder aus uner⸗ 

0 N ter Handlung geltend gemacht wird (RG 66, 363; Warn 1912 Nr 154). Der Grundſatz des 
7 Satz 2, daß eine vertragliche Erleichterung der Verjährung, insbeſondere eine Abturzung 
5 Verjährungsfrist zuläſſig iſt, gilt auch für Anſprüche aus vertraglichem und außervertraglichem 
ar schulden und erſtreckt ſich ſelbſt auf vorſätzliches Verſchulden; $ 276 Abſ 2 iſt hier nicht anwend⸗ 
Ba (RG 135, 174). — Da die zwingendes Recht enthaltende Beſtimmung des $ 225 im allge- 
aa Intereſſe gegeben ift, hat fie vom 1. Januar 1900 ab unbedingte Geltung, greift alſo auch 
155 latz, wenn die Parteien vor dem 1. Januar 1900 die Verjährung vertraglich ausgeſchloſſen 
r . (RG JW 1912, 682%). Demgemäß hat auch ein unter der Herrſchaft des alten Rechtes 
85 voraus) erklärter Verzicht auf die Verjährung mit dem 1. Januar 1900 ſeine Wirkung ver⸗ 


‚ten, jo daß von da ab die Verjährung zu laufen beginnt (RG 79, 268). 
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Sechſter Abſchnitt 
Ausübung der Rechte. Selbſt verteidigung. Selbſthilfe 


Dieſer Abſchnitt faßt allgemeine Grundſätze zuſammen, erſtens über die Grenzen der Zu 
läſſigkeit einer Rechtsausübung ($ 226), zweitens über die Statthaftigkeit eines Eingriffs in ein 
fremdes Rechtsgebiet, ſofern er zur Abwehr eines Angriffs oder einer Gefahr (89 227, 228) dient, 
oder auch angriffsweiſe zum Zwecke der Selbſthilfe erfolgt (88 229 ff.). Vgl. ferner die Einzel ⸗ 
beſtimmungen 88 561, 581 Abſ 2, 704 über das Selbſthilferecht des Vermieters, Verpächters und 
Gaſtwirts, $$ 859, 860, 865, 1029 über das Selbſthilferecht des Beſitzers, $ 910 über das Über⸗ 
hangsrecht, $ 962 über das Verfolgungsrecht des Eigentümers und die $$ 867 u. 1005 über das 
Abholungsrecht. 


8 226 


Die Ausübung eines Rechtes iſt unzuläſſig, wenn fie nur den Zweck haben 
kann, einem anderen Schaden zuzufügen !) 2). 
M 1 274. 


1. Verbot der Schikane. Jedes ſubjektive Recht (Vorbem 1 vor $ 241) hat das Beſtreben, 
ſich durchzuſetzen, und es iſt ein allgemein anerkannter Grundſatz, daß, ſoweit jemand ein Re v 
hat, er dieſes auch in den geſetzmäßigen Schranken ausüben darf, und daß er zum Genuſſe aller 
Vorteile befugt iſt, die er ſich durch den geſetzmäßigen Gebrauch des Rechtes verſchaffen kann 
(89 88, 90 Einl zum PrAL R). Dieſen Standpunkt vertritt auch das BGB, indem es freilich 
nur negativ ausſpricht, welche Art der Rechtsausübung unſtatthaft ſei. Dieſe letztere Regel 
das ſog., zur Abwehr eines Unrechts dienende (RG 72, 254) Schikaneverbot, geht dahin, da 
nur ein ſolcher Gebrauch des Rechtes unzuläſſig iſt, der einzig und allein den Zweck haben 
kann, einem andern Schaden zuzufügen (ch 68, 424; 98, 171; 125, 108). Aber unter 
ſolchen Vorausſetzungen beabsichtigt der betreffende Rechtsinhaber in Wirklichkeit auch micht 
eine Rechtsausübung, vielmehr bezweckt er die Schädigung eines andern, und das ſtellt einen 
vom höheren Standpunkte des Rechtes aus zu verwerfenden Mißbrauch der Befugnis dar. Ent 
ſcheidend iſt dabei nicht die bei der Rechtsausübung fonft etwa verfolgte Abſicht, ſondern der 
Zweck der Schadenszufügung (RG Warn 1912 Nr 10). Für das Vorhandenſein eines ſolchen 
Mißbrauchs reicht es daher auch nicht aus, daß der Rechtsinhaber handelt, ohne einen beſondern 
Vorteil für ſich zu erſtreben; denn auch dann kann ſeine Handlungsweiſe noch innerhalb der Be 
fugnis zur willkürlichen Rechtsausübung liegen. Jedenfalls ift $ 226 dann nicht anwendbar, 
wenn der Handelnde irgendein erkennbares Intereſſe hat, dem eine Berechtigung nicht 9 00 
ſprechen iſt (RG JW' 05, 3884; RG 22. 3. 10 II 320/09 u. 16. 10. 11 V 163/11). Schließlich 
kann alſo der Fall des § 226 nur dann gegeben ſein, wenn ſich erweiſt, daß für den Handelnden 
jeder andere Zweck als der der Benachteiligung eines andern ausgeſchloſſen war (Rh 69, 380; 
138, 373; JW 1905, 388°; Warn 09 Nr 188; 1918 Nr 12; 1920 Nr 47; 1928 Nr 132; RAG 6, 12), 
oder wenn nach der objektiven Rechtslage kein anderer Beweggrund als der der Schadenszufügung 
gegeben ſein kann (RG ZW 07 S. 5075 u. 52739; beiſpielsweiſe wenn die Abnahme eines ber 
ſtellten Werkes wegen ſo geringfügiger Mängel verweigert wird, daß das gegen Treu und Glauben 
verſtößt, NG 24. 1. 11 VII 284/10) oder wenn der Grundeigentümer den Nutzungsberechtigten 
auf Grund veralteter Beſtimmungen bei einer überlebten Wirtſchaftsweiſe feſthalten will, die 
ihm ſelbſt keinen Vorteil bringt und nur die Einnahmen des Nutzungsberechtigten und die Volts⸗ 
ernährung beeinträchtigt (RG 15. 1. 26 VI 300/25). Die Geltendmachung der im Eige ntums“ 
rechte liegenden Befugniſſe und Anſprüche ($$ 903, 906) iſt ſtatthaft, ſelbſt wenn fie nicht erfolgt, 
um nachteilige Einwirkungen Dritter zu verbieten (RG 54, 433; Warn 09 Nr 69; SeuffA ds 
Nr 206). Verbot des Straßenhandels durch eine Stadt als Eigentümerin der Straße . 5 
125, 108. Und ſo iſt auch die Zuläſſigkeit des Gebrauchs eines Wettbewerbsverbots nich 
davon abhängig, daß der Berechtigte ſelbſt ein Konkurrenzgeſchäft betreibt (RG 47, 238). CM 
genügendes Intereſſe iſt auch dann anzuerkennen, wenn jemand zum allgemeinen Bere 
handelt; beiſpielsweiſe einem Patente gegenüber die Nichtigkeitsklage anſtellt, um ſo im Intereſſe 
der Allgemeinheit die Nutzungsfreiheit für den durch das Patent geſchützten Gegenſtand zu ge” 
winnen (RG 74, 209); oder gemäß $ I Wg auf Löſchung eines unzuläffigen Warenzeiche 
klagt (RG 109, 73). Von einer Verfallklauſel kann der Gläubiger auch bei geringer Friſtüber⸗ 
ſchreitung durch den Schuldner Gebrauch machen; es bedarf nicht erſt der Darlegung, warum 
er ſich veranlaßt ſieht, fein vertragliches Recht auszuüben (RG JW 1929, 138440). Endlich ift 
es kein Rechtsmißbrauch, wenn ein Ehegatte gegen die Pfändung von Sachen eine ihm unt 
den beſondern Umſtänden zuſtehende Widerſpruchsklage erhebt, ſelbſt wenn er nach $ 1480 m 
den Sachen haftet (RG 68, 424). Unſtatthaft iſt es daher auch nicht, wenn jemand eine Sache 
trotz Kenntnis eines älteren Rechtes zur Sache eines Dritten erwirbt (RG 62, 137). Erſatz⸗ 
pflichtig macht er ſich gegebenenfalls nur dann, wenn bei ſeiner Handlungsweiſe die Vora 


Ausübung der Rechte Selbſtverteidigung Selbſthilfe 55 226, 227 353 


ſetzungen des 8 826 erfüllt find (R& 62, 139). Unter Umſtänden kann $ 226 auch dann in Frage 
kommen, wenn ein Verkäufer zur Beſeitigung des Wandlungsbegehrens des Käufers ſich zur 
Beſeitigung der vorhandenen Mängel anheiſchig macht (R 61, 94 unter Mitberückſichtigung 
der §§ 157, 242) und der Käufer das zur Schädigung des Verkäufers ablehnt. Vgl. dazu RG 
65, 10 und SeuffA 57 Nr 343. | 
Ob jemand in Ausübung eines beſondern Rechtes oder nur kraft der allgemeinen 
Freiheit zu erlaubten Handlungen gehandelt hat, macht für die Anwendung des $ 226 keinen 
Unterſchied, wie hier auch nicht die Frage nach den guten Sitten eine Rolle ſpielt (RG 58, 214). 
In RG 96, 184 iſt der $ 226 in einem Falle für anwendbar erachtet worden. wo der Beklagte, 
der zur Sicherung eines Darlehns Aktien mit beſtimmten Nummern verpfändet hatte, dem⸗ 
nächſt, als er auf Bezahlung des Darlehns in Anſpruch genommen wurde, Rückgabe der Aktien 
Er den nämlichen Nummern verlangte, wiewohl die Aktien inzwiſchen völlig wertlos geworden 
aren. 
Das Verbot der Schikane hat im ganzen Rechtsgebiete Geltung (RG Gruch 51, 820) und 
dient keineswegs nur zur Abwendung eines Vermögensſchadens (RG 72, 254). Insbeſondere 
auch im Familienrechte. Daher könnte eine Ehefrau, die vom Ehemann auf Herausgabe eines 
Kindes belangt ift, unter Umſtänden mit Erfolg den Einwand aus $ 226 erheben (RG JW 07, 
Der Vater darf das Betreten ſeines Gartens, in dem die Mutter ſeines Sohnes, mit dem 
en in Feindſchaft lebt, beerdigt ift, feinem Sohne nicht ſchlechthin verbieten (RG 72, 253). Die 
Anwendbarkeit des $ 226 iſt auch bei Verletzung idealer Werte und Intereſſen gegeben (RG 72, 254). 
Die Rechtsfolge des ſchikanöſen Handelns gemäß $ 226 iſt, daß die Handlung als rechts⸗ 
widrig anzuſehen und daher die Abwehr nach $ 227 ſtatthaft, mit ihr zudem auch eine Voraus- 
ſezung für die Verpflichtung zum Schadenserſatze gemäß § 823 Abſ 1 u. 2 erfüllt iſt, da der $ 226 
ai Schutzgeſetz darſtellt, und ferner auch eine Voraussetzung des $ 826 gegeben ift, inſofern als 
eine ſchikanöſe Handlungsweiſe zugleich als eine unſittliche anzuſehen iſt (vgl. R& 62, 139). Bei 
dauerndem Eingreifen in ein Recht kann endlich der Anſpruch auf Unterlaffung gegeben 
ein (RG 72, 253). Wird die zu einem Vertrag erforderliche Genehmigung eines Dritten von 
dieſem aus Schikane nicht erteilt, ſo kann hieraus dem Vertragsgegner gegenüber ein Einwand 
nicht abgeleitet werden (NG Warn 1930 Nr 4). Be >> we 
2. Die Frage, ob das Schifaneverbot von Amts wegen zu berüdjichtigen ift, dürfte inſoweit 
zu verneinen ſein, als der Richter nicht befugt iſt, von Amts wegen tatſächliche Ermittlungen 
unzuſtellen. Keinesfalls aber ift nötig, daß der Einwand förmlich erhoben wird. Es muß für 
gie Anwendung des g 226 durch den Richter vielmehr genügen, wenn die Partei die Art der 
ber tBausilbung im allgemeinen als unzuläſſig erklärt, und das Sachverhältnis für die Prüfung 
r Frage fonft ausreichende Unterlagen bietet. 


8 227 
Eine durch Notwehr gebotene Handlung!) iſt nicht widerrechtlich 2). 
otwehr iſt diejenige Verteidigung, welche erforderlich iſt ), um einen 


gegenwärtigen 4) rechtswidrigen 5) Angriff von fi) oder einem anderen ab- 
zuwenden e) 7). 


EI 186 IT 101; M 1 348 f.: B 1 240 ff., 261. 


ſo it Notwehr. Wie die Ausübung eines eignen Rechtes im allgemeinen zuläffig iſt ($ 226 A 1), 
Re N ber Eingriff in einen fremden Rechtskreis grundfäßlich unzuläffig. Ein Eingriff in ein fremdes 
tigt (ace biet iſt daher nur unter den vom Geſetze beſonders anerkannten Vorausſetzungen berech. 
ion (gl. die in der Vorbem vor $ 226 aufgeführten Einzelbeſtimmungen und $ 904), während 
rechti tete eine Rechtswidrigkeit vorliegt, die den Handelnden verantwortlich macht, ſei es zivil 
Not ch, ſei es ſtrafrechtlich. Einen Ausnahmefall allgemeiner Art ſtellt das Recht der 
wid wehr im Sinne des $ 227 dar. Das Geſetz geht davon aus, daß die Abwehr eines rechts⸗ 
15 agen Angriffs ſelbſt dann nicht widerrechtlich, mithin erlaubt iſt, wenn die Abwehrhandlung 

ſremdes Recht verletzt. Sonach nimmt aber das Geſetz rechtsgrundſätzlich auch die etwaige 
bah grit des ſelbſtändigen Rechtsſchutzes an. Vorausſetzung hierbei ift grundſätzlich, 
ner Nota wirklicher, alſo nicht nur vermeintlicher, nur irrtümlich (putativ) ange nomme⸗ 


Ahereinſtinir vorliegt (NG Warn 1911 Nr 261; JW 1914, 587), und daß alſo in Wirklichkeit, in 


immung mit 9 53 StGB, a) ein rechtswidriger Angriff erfolgt ift (A 5); b) daß dieſer 
In ngegentoärtiger" 1 (A 4); e) daß die Vertedigungshandlung zur Abwendung des Angriffs 
ar derlich“ geweſen iſt (A 3). Auch im Falle bloß vermeintlicher Notwehr kann jedoch 
taz ter haftfrei bleiben, nämlich dann, aber auch nur dann, wenn er infolge entſchuldbaren 
Ng cli en Irrtums angenommen hat, er befinde ſich im Zuſtande der Notwehr (RG 88, 120; 
ſiehenden 1926 Nr 112), was zugunſten des Jagdberechtigten je nach den Umftänben auch einem 
an den Wilderer gegenüber anzunehmen fein kann (R& JW 1924, 1968°). Darauf kommt es 

erſeits nicht an, ob der Wille des Handelnden ausſchließlich auf die Verteidigung gerichtet 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtzräten. I. Bd. 8. Aufl. (Degg, Michaels 23 
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war; berechtigte Notwehr kann vielmehr auch dann vorliegen, wenn der Handelnde zugleich Rache 
hat nehmen wollen (RG JW 1911, 57817). 

2. Nicht widerrechtlich. Objektive Rechtswidrigkeit, um die es ſich hier handelt, ſetzt ein Tun 
voraus, zu dem der Handelnde kein Recht hat, weder ein öffentlich⸗rechtliches noch ein privat⸗ 
rechtliches, weder ein geſetzliches Recht noch eine beſondere Befugnis. Sie iſt im allgemeinen 
eine Vorausſetzung ſowohl für die strafrechtliche Haftbarkeit des Täters wie für ſeine Verpflich⸗ 
tung zum Schadenserſatze ($ 823). Dementſprechend hat regelmäßig ſchon das Nichtvorhanden⸗ 
fein der Widerrechtlichkeit die Befreiung des Täters von jeder Art Haftbarkeit auf 
Folge. (Darüber, daß die privatrechtlichen Rechtsgrundſätze der 58 227ff. auch für das Strafrecht 
von Einfluß find, vgl. N6St 34, 295.) Das Nichtvorhandenſein einer Widerrechtlichkeit bewirkt 
insbeſondere auch, daß ein Handeln im Notwehrzuſtande nicht als verbotene Eigenmacht im 
Sinne des § 857 gelten kann. Demgemäß würde einem Beſitzer, der die berechtigte Notwehr 
handlung eines andern abwehren wollte, der $ 859 Abſ1 nicht zur Seite ſtehen, vielmehr würde 
gerade er widerrechtlich handeln. Notwehr als Rechtfertigungsgrund für eine an ſich gegen 
geſetzliche Beſtimmungen verſtoßende Amtshandlung ſ. RG 117, 138. + 

3. Welche Verteidigungsmaßregel zur Abwendung des Angriffs erforderlich, oder ob bie 
tatſächlich ergriffene hierzu notwendig war, iſt von Fall zu Fall nach der objektiven Sach“ 
lage zu beurteilen. So könnte ſich grundſätzlich auch die vorſätzliche Tötung eines Menſchen ſogar 
einem Angriffe auf ein bloßes Vermögensobjekt gegenüber als eine notwendige Verteidigungs“ 
maßregel darſtellen. Denn das Geſetz macht in $ 227 nicht zur Bedingung (wie in $ 228), daß der 
durch die Notwehr bewirkte Erfolg dem drohenden Übel gegenüber kein unverhältnismaßig 
ſchlimmer fein darf. Auf die nur ſubjektiven Vorſtellungen des Handelnden über das Maß ber 
erforderlichen Verteidigung nimmt dagegen das BGB in keiner Weile Rückſicht (NG 84, 3007 
RG Warn 1928 Nr 75). Es ſieht vielmehr ausſchließlich die zur Abwehr nach den Um 
ſtänden des Falles an ſich erforderliche Handlung als ſtatthaft an, und daher ſtellt 3 
der ſog. Exzeß der Notwehr, falls der Täter aus Beſtürzung, Furcht, Schrecken (. 
Abſ 3 StB) oder Irrtum (§ 59 StGB) über die Grenzen der an ſich erforderlichen Ver 
teidigung hinausgeht, nach dem Zivilgeſetze ſtets eine Widerrechtlichkeit (RG Bar 
1911 Nr 261; 1928 Nr 75) und einen rechtswidrigen Angriff dar (RG ZW 1911, 5781, währen 
anderſeits die Berechtigung der Notwehrhandlung nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß be 
Angegriffene ſich zu ihr entſchloß, wie wohl er die wirkliche Gefährlichkeit des Angriffs nicht ein 
geſehen, ſondern unterſchätzt hatte (RG 84, 306). Es iſt alſo nur entſcheidend, ob an ſich die Voraus“ 
ſetzungen der Notwehr gegeben waren. Die Möglichkeit der Flucht ſchließt die Annahme der 
Notwehr rechtmäßig nur dann aus, wenn der Angegriffene ſich dem Angriff entziehen kann, ohne 
daß er berechtigte Intereſſen aufgibt (RG 84, 308; NG FW 1925, 939%). Gebrauch einer Sch 
waffe zur Abwehr von Angriffen ſ. NG Warn 1932 Nr 6. — Ob der Exzeß auch die Ve rpflich⸗ 
tung zum Schadenserſatze begründet, iſt lediglich nach den Grundſätzen von unerlaubten 
Handlungen zu beurteilen (88 823ff.); es würde daher regelmäßig noch ein Verſchulden hinzu. 
kommen müſſen (RG IW 02 Beil 192; 1911, 57812; RG Warn 1928 Nr 75). Der Täter blech, 
alſo auch haftfrei, wenn er die Grenzen der Notwehr infolge entſchuldbaren tatſächlichen Irrtum 
überſchritten hat (RG 88, 120; JW 1914, 587%). Notwehr des Jagdaufſehers gegenüber einem 
Wilderer |. HRR 1931 Nr 1130. u 

4. Gegenwärtig ift ein Angriff, ſobald er begonnen hat (ohne daß es bereits zur wirklichen 
Verletzung gekommen fein muß; RG Warn 1911 Nr 316), und folange der Angriff noch 1 
aufgegeben, fehlgeſchlagen oder durchgeführt, mithin noch nicht beendigt iſt (RTSt 29, 240 un 
RG JW 1912, 1368; Warn 1911 Nr 261; SeuffA 78 Nr 112). Begonnen haben kann ber tune 
Angriff ſchon damit, daß der Angreifer auf den Gegner losgeht, um ihn zu mißhaudeln (N War 
1911 Nr 316). Beendigt iſt der Angriff bei einer Mehrheit von Angreifern erſt dann, wenn I 
ſämtliche bereits zur Flucht gewandt haben (RG JW 06, 2971); dagegen ift der Angriff noch 0 
beendigt, falls jemand (ein Wilderer) auf einen andern (den Förſter) geſchoſſen hat, ſolange 7005 
die Abgabe eines weiteren Schuſſes zu beſorgen iſt (RG 10. 12. 06 VI 142/06). Ein bereits vo 
zogener oder abgeſchloſſener Angriff genügt für den Tatbeſtand erlaubter Notwehr nicht bes 
JW 05, 14“; ferner 06, 297%). Der gegenwärtige Angriff des Diebes gegen das Eigentum ei 
Beſtohlenen dauert jo lange fort, als er beſtrebt ift, ſich die Diebesbeute zu ſichern; das Schie 5 
auf einen davonlaufenden Dieb kann daher nad) $ 227 gerechtfertigt fein, wenn er die geſtohlen 
Sachen mit ſich führt (RG 111,370; RGSt 55, 82). ft 

5. Rechtswidrig muß der Angriff geweſen ſein (NG JW 06, 2971; 1912, 136°). Das ta ” 
wie ſchon unter A! bemerkt, bei Angriffen auf fremde Rechtsgüter regelmäßig zu, und it r 
ausgeſchloſſen, wenn ein beſonderer Rechtfertigungsgrund für den Angriff gegeben war, m witer- 
Handeln kraft amtlicher Befugnis (Vollſtreckungsmaßregeln des Gerichtsvollziehers), trat © 
licher Gewalt, auf Grund eines Züchtigungsrechts, auf Grund eines Privatpfändungsrechts \ ine 
Art 89), oder auf Grund eines Notſtandes im Sinne der 98 228 u. 904. Angreifer kann nur e 
Perſon, natürliche oder juriſtiſche, ſein. Daß der rechtswidrige Angriff auch ein ſchuldhafte! me 
verlangt das Geſetz nicht. Daher kann die Notwehrhandlung auch einem Kinde ober el 
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Geiſteskranken, ferner demjenigen gegenüber ſtatthaft fein, der ſich zufolge Irrtums, beiſpiels⸗ 
weile ein Polizeiorgan (aber vgl. RGSt 22, 300; 25, 152), zum Angriffe für berechtigt hielt. 
Offenbar geht das Geſetz von der Schutzbedürftigkeit des Intereſſes, nicht aber auch von der 
Verantwortlichkeit des Angreifenden aus (RGSt 27, 44). Eine Sache, ein Tier insbeſondere 
vermag wohl einer Perſon als Mittel zu einem Angriffe zu dienen, kann aber niemals ſelbſt 
als das Subjekt des Angriffs in Betracht kommen (hinſichtlich des Tieres ſtreitig). Es iſt ſchon 
ausgeſchloſſen, hinſichtlich eines Tieres von einer Rechtswidrigkeit des Angriffs zu reden. Einer 
Sache gegenüber kann es ſich nur um Notſtand ($ 228) handeln (RG 71, 242). Da im Falle 
echter Notwehr zur Verteidigung auch ein angriffsweiſes Vorgehen erforderlich ſein kann, und 
ein derartiger Angriff alsdann keine Widerrechtlichkeit bedeuten würde, ſo folgt, daß die Abwehr 
wiederum einer derartigen Verteidigungsmaßregel ihrerſeits als eine widerrechtliche gelten 
müßte. „Notwehr gegen lechte) Notwehr“ iſt ſomit ausgeſchloſſen. 

6. Gegenſtand des Angriffs kann jedes rechtlich geſchützte Intereſſe ſein, wie Eigentum, 
auch Beſitz, Freiheit, Ehre, Geſundheit (RGSt 21, 170; 29, 240), unter Umſtänden auch ein 
bloßes Vertragsrecht, ſo das auf Unterlaffung einer Handlung (beiſpielsweiſe der Schuldner, der 
dem Glaubiger eine beſtimmte Sache zu gewähren verpflichtet iſt, will die Erfüllbarkeit des An⸗ 
pruchs durch Zerſtörung der Sache vereiteln und der Gläubiger wehrt das ab). Notwehr einer 
Beitung durch Erklärungen in ihr gegenüber ehrverletzenden Angriffen in einer andern Zeitſchrift 
iſt denkbar und zuläſſig (R JW 1915, 9135). Nötig ift auch nicht, daß ein Gut des Handelnden 
ſelbſt angegriffen iſt; die Notwehr wird vielmehr ausdrücklich auch zum Schutze fremder 
Bel fen („von einem andern“) für ftatthaft erklärt (RG Warn 1913 Nr 102: Fall der 

cothilfe). 
7. Beweislaſt. Die Behauptung der Notwehr enthält nicht ein Leugnen des Klagegrundes, 
ſondern einen ſelbſtändigen Einwand, durch den die Rechtswidrigkeit des Tuns ausgeſchloſſen 
werden foll. Der Beweis liegt daher dem die Notwehr geltend Machenden ob (RG 88, 120; 

6 JW 03 Beil 54 Nr 125; 07, 13820; 1930, 34005; RG Warn 1930 Nr 102, 174; Gruch 51, 907), 
während die Überſchreitung der Notwehr derjenige zu beweiſen hat, der ſich auf fie beruft (RG 
23 1921,218%). Bei nur vermeintlicher Notwehr (Putativnotwehr, A1,3) ſowie bei Über- 
ſchreitung der Notwehr hat der Täter, um ſeine Schadenserſatzpflicht zu widerlegen, auch die 
Entſchuldbarkeit feines Irrtums nachzuweiſen (RG 88, 120; RG Warn 1930 Nr 102; N Seuffel 
84 Nr 87). Auch im Falle vorſätzlicher Tötung oder Körperverletzung braucht nicht der Geſchä⸗ 
digte zur Begründung ſeines Schadenserſatzanſpruchs die Widerrechtlichkeit nachzuweiſen, viel⸗ 
Ju at A Täter den Nachweis für die Nichtwiderrechtlichkeit ſeines Tuns zu erbringen (RG 
1 ‚ 13820), 


9 228 


5 ) Wer eine fremde Sache beſchädigt oder zerſtört ), um eine durch fie 
rohende Gefahr ) von ſich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht 
widerrechtlich , wenn die Beſchädigung oder die Zerſtörung zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich iſt e) und der Schaden nicht außer Verhältnis zu der 
Gefahr ſteht 6). Hat der Handelnde die Gefahr verſchuldet, ſo iſt er zum Scha⸗ 
enserſatze verpflichtet 7) 2). 
© 1 187 II 129; M 1 340ff.; P 1 251ff.; 6 212ff. 
N I. Das BGB kennt den privatrechtlichen Notſtand, verneint die Widerrechtlichkeit einer 
in eſtandshandlung und erklärt damit den mittels einer Notſtandshandlung bewirkten Eingriff 
— ein fremdes Rechtsgebiet ebenfalls als ſtatthaft ($ 227 A 1). Die Vorausſetzungen des zivil ⸗ 
fe . er Notſtands ſind: a) daß „durch“ eine Sache eine Gefahr droht, ſei es dem Handelnden 
jet, ei es einem andern (A 3); b) daß die Beſchädigung oder Zerſtörung der Sache zur Ab: 
(endung der Gefahr erforderlich iſt (A 2); c) daß der Schaden nicht außer Verhältnis zu der 
gefahr ſteht (A 6). — Von Erheblichkeit iſt die Abgrenzung des § 228 gegenüber dem § 904. 
5 dieſer erklärt es für ſtatthaft, auf eine fremde Sache, ſelbſt wider das Verbot des Eigen⸗ 
Ye, einzuwirken, wenn das zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr erforderlich ift. 
ande, er ſetzt nicht ebenfalls voraus, daß die Gefahr „durch“ die fremde Sache droht, fordert jedoch 
wi teits, daß der abzuwendende Schaden unverhältnismäßig größer iſt als der durch die Ein- 
Srclung entſtehende, und gibt ſchließlich dem Eigentümer einen unbedingten Anſpruch auf 
dabadenserſatz Die innerliche Verſchiedenheit dieſes Falles von dem des $ 228 liegt weſentlich 
Ar daß der Täter hier im Verteidigungszuſtande handelt, gemäß § 904 aber das fremde Gut 
geiffsweiſe verletzt (RG 88, 214; 71, 242). 5 f 
und 2, Die Notſtandshandlung ſtellt gewiſſermaßen eine Notwehrhandlung gegenüber Tieren 
bes lebloſen Sachen dar ($ 227 A 5) und beſteht in Beſchädigung oder Zerſtörung der die Gefahr 
nä rſachenden fremden Sache; moͤglicherweiſe auch einer vorerſt noch herrenloſen (Wild), falls 
mlich an ihr einem andern das Aneignungsrecht zuſteht (Jagdrecht). Ein Notſtandsexzeß würde 
23 
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vorliegen, wenn der Täter außer der gefährlichen Sache auch noch eine andere beſchädigen wollte. 
11 n gegenüber einer Perſon iſt hier, abweichend von § 54 StGB, aus⸗ 
geſchloſſen. 

5. Durch die Sache muß die Gefahr drohen. Die Sache ſelbſt muß alſo unmittelbar die 
Gefahr ſchaffen. Das trifft beiſpielsweiſe nicht zu, wenn der Sturm das Schiff gegen eine fremde 
Sache treibt, weil hier die Gefahr nicht von der fremden Sache, ſondern vom Sturme herbei⸗ 
geführt ift (RG 88, 214). Auch dann nicht, wenn der Eigentümer einen unterhalb feines Grund⸗ 
ſtücks befindlichen fremden Damm durchſticht, um die ſich oberhalb des Dammes anſtauenden 
Waſſer ablaufen zu laſſen; die Gefahr war bier unmittelbar durch die Waſſermaſſen verurſacht, 
dagegen nicht durch den Damm, der zuvor ſelbſt nur ein Schutzmittel dargeſtellt, aber keine Gefahr 
begründet hatte (RG 71, 240). Die Vorausſetzung der Unmittelbarkeit fehlt auch dann, wenn die 
Sache ſelbſt nur deshalb gefährlich iſt, weil ſie in dem gegebenen Zeitpunkte von einer Perſon in 
gefahrdrohender Weiſe verwendet wird. Falls A auf B ſchießen will, entſteht die Gefahr nicht 
durch die von A benutzte Flinte, ſondern durch die Handlungsweiſe des A; falls aber A etwa 
feinen brennenden Benzinmotor im Gebäude des B ſtehen läßt, geht fortan die Gefahr von dem 
Motor aus. Wenn endlich A ſeinen Hund auf B hetzt, dürfte ſowohl der Tatbeſtand der Notwehr 
wie der des Notſtandes vorliegen. Das Tier dient in ſolchem Falle einmal einer Perſon als Werk 
zeug für ihren Angriff, daneben aber ift es auch ſelbſttätig (durch ſich) gefahrdrohend. Bei der 
Frage, ob die Gefahr durch die Sache ſelbſt drohte, iſt im allgemeinen eine enge Auslegung ge⸗ 
boten (RG ZW 09, 3878). — Es genügt, daß die Gefahr droht, alſo ſchon unmittelbar bevor⸗ 
ſteht, ohne ſich ſchon gegenwärtig zu äußern (RG 12, 137; anders bei der Notwehr). Man braucht 
nicht erſt die Verwirklichung der Gefahr abzuwarten. Anderſeits muß dieſe ſchon wirklich be⸗ 
ſtehen, und es reicht nicht ſchon die bloße Möglichkeit des künftigen Eintritts einer Gefahr aus. 

Auf die Art des gefährdeten Rechtsguts kommt es (anders gemäß $ 54 StGB) ebenſowenig 
hier wie im Falle des $ 227 an (vgl. dort A 6). Auch das dem dinglichen Rechte felbft vergleich“ 
bare ausſchließliche Aneignungsrecht iſt ein geſchütztes Rechtsgut. Daher das Recht des Jagd⸗ 
berechtigten zur Tötung wildernder Hunde (RGSt 34, 295). Ferner find auch ideelle Werte und 
Intereſſen (die Ehre) ſchutzwürdig (MG 72, 254). Erforderlich iſt auch nicht, daß das eigene 
Intereſſe bedroht iſt. Auch ein Dritter darf daher die Notſtandshandlung vornehmen. 

4. Nicht widerrechtlich vgl. 8227 A2. Bedingung für die Zuläſſigkeit einer Notſtandshandlung 
iſt nicht, daß der Notſtand ein unverſchuldeter war (vgl. indeſſen unten A 7). Darin iſt der 
privatrechtliche Notſtand von dem ſtrafrechtlichen nach 854 StGB weſentlich verſchieden. Ber 
dingung iſt auch nicht, daß der Täter gerade den Vorſatz hatte, eine Notſtandshandlung vorzu⸗ 
nehmen. Darüber, ob eine ſolche vorliegt, kann vielmehr ſchon der ſachliche Tatbeſtand ent⸗ 
ſcheidend fein. Zu der Annahme, daß die Handlung auch wirklich bewußt in der Abficht vor⸗ 
genommen fein muß, die Gefahr abzuwenden (Planck A 1d), liegt wohl kein zwingender Anlaß 
vor, wenngleich das Geſetz ſeinem Wortlaute nach von dem regelmäßigen Falle ausgeht, daß 
zum Zwecke der Abwendung der Gefahr gehandelt worden iſt. Vgl. § 327 Ag und das dort 
angeführte Urteil (RG 84, 306). Aber umgekehrt kann dem Täter auch fein guter Glaube an das 
Vorhandenſein eines Notſtandes oder ſein Irrtum in dieſer Hinſicht nicht zugute kommen. Die 
nur vermeintliche Notſtandshandlung iſt ebenſo rechtswidrig wie die nur vermeintliche 
Notwehr, ſo daß die Schadenserſatzpflicht auch hier nur noch von dem Vorhandenſein eines Ver⸗ 
ſchuldens abhängig fein kann (vgl. § 227 A 1). 

5. Erforderlich iſt, daß die betreffende Maßregel zur Abwendung der Gefahr nötig war. 
In dieſer Hinſicht gilt entſprechend das zu 8 227 unter A 3 Geſagte. 

6. Ob der durch die Notſtandshandlung bewirkte Schaden außer Verhältnis zu der Gefahr 
ſteht, mithin ganz beträchtlich den Wert des geſchützten Intereſſes (A 3 a. E.) überſteigt (anders 
der Maßſtab des $ 904), läßt ſich nur von Fall zu Fall beurteilen. Entſcheidend ift ſchließlich das 
freie richterliche Ermeſſen, das, wofern Rechtsgüter von verſchiedenartiger Natur in Betracht 
kommen, in erſter Linie auch ein der allgemeinen Anſchauung entſprechendes Wertverhältnis 
der Güter zueinander zu berückſichtigen, dabei aber auch das beſondere Intereſſe der Beteiligten 
in Anſchlag zu bringen haben wird. An erſter Stelle wird regelmäßig das Leben einer Perſon 
ftehen. Iſt der durch die vermeintliche Notſtandshandlung bewirkte Schaden beträchtlich höher, 
dann liegt höchſtens eine bloße Plutativ⸗Notſtandshandlung, mithin eine grundſätzlich widerrecht⸗ 
liche Handlung vor (§ 227 A 1). Und nur hinſichtlich der Frage nach der Schadenserſatzverpflich⸗ 
tung kann es in Fällen gedachter Art darauf ankommen, ob der tatjächliche Irrtum des andeln 
den geeignet war, ſein gemäß 9 823 erforderliches Verſchulden auszuschließen (RS J 1920, 
11452: Verletzung eines wertvollen fremden Hundes, um den eigenen Hund zu verteidigen). 

7. Wirklich vorhandener, aber ſelbſtverſchuldeter Notſtand. Eine weſentliche Abweichung 
von den Grundſätzen der Notwehr ($ 227 A 2) befteht beim Notſtande inſofern, als bei der Not⸗ 
ſtandshandlung die Verpflichtung zum Schadenserſatze durch den Mangel der Rechts 
widrigkeit nicht unbedingt ausgeſchloſſen ift. Nach Satz 2 tritt dieſe Verpflichtung vielmehr grun 
ſätzlich ſchon dann ein, wenn der Handelnde den Notſtand verſchuldet hat, wiewohl DIE 
Notſtandshandlung dadurch noch nicht zu einer rechtswidrigen wird. (Fälle, in denen eine Schadens“ 
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80 pet tro fehlender Rechtswidrigkeit anerkannt iſt, enthalten ſonſt noch die 58 904, 962, 
1005). 
8. Über die Beweislaſt vgl. § 227 A 7. 


8 229 

Wer zum Zwecke der Selbſthilfe !) eine Sache wegnimmt, zerſtört oder 
beſchädigt oder wer zum Zwecke der Selbſthilfe einen Verpflichteten, welcher 
der Flucht verdächtig iſt, feſtnimmt oder den Widerſtand des Verpflichteten 
gegen eine Handlung, die dieſer zu dulden verpflichtet iſt, befeitigt 2), handelt 
nicht widerrechtlich 3), wenn obrigkeitliche Hilfe!) nicht rechtzeitig zu erlangen 
iſt und ohne ſofortiges Eingreifen die Gefahr beſteht, daß die Verwirklichung 
des Anſpruchs 5) vereitelt oder weſentlich erſchwert werde ®)?). 

E 1 189 II 103 Abſ 1; M1 8saff.; P 1 241ff. 

1. Während die 89 227, 228 nur die Befugnis zur Verteidigung eines gefährdeten Rechts⸗ 
guts gewähren, indeſſen ohne Rückſicht darauf, ob der Handelnde ſelbſt oder ein anderer der In⸗ 
— des Rechtsguts iſt, hat der $ 229 ein Handeln auf Grund eines ſubjektiven Rechtes (8 241 
2), alsdann aber nicht ein abwehrendes, ſondern ein angriffsweiſes Vorgehen behufs Verwirk⸗ 
lichung der Rechtsbefugnis im Auge. Im übrigen ift dem $ 229 mit den $$ 227 u. 228 der Gedanke 
gemeinſam, daß der einzelne im Intereſſe der Rechtsſicherheit bei drohender Rechtsgefährdung 
unter Umſtänden, ohne auf die Staatshilfe angewieſen zu fein, zum Selbſthandeln befugt iſt. 

aß der Berechtigte ohne ſein Verſchulden in die ſein Intereſſe gefährdende Lage gekommen iſt, 

t das Geſetz nicht voraus, und die Handlung wird auch nicht dadurch zu einer widerrechtlichen, 

dem Berechtigten bei feinem Tun das Bewußtſein deſſen fehlte, daß er zu feiner Handlungs⸗ 
weiſe gemäß 8229 befugt war. Entſcheidend iſt auch hier der objektive Tatbeſtand. Vgl. 8 227 
As, 9228 UA, Über eine vertragliche Erweiterung des Selbſthilferechts aus 9 229 ſ. K 131, 

f.). 


7 2. Geſtattet iſt die Wegnahme, Zerſtö rung oder Beſchädigung einer Sache (9 90), ohne daß 
g auf die Natur der Sachen anzukommen ſcheint. Unzweifelhaft ſind indeſſen ſolche Sachen, 
welche auch vom Vollſtreckungsbeamten für den Gläubiger nicht in Anſpruch genommen werden 
nten ($ 811 ZPO), der Ausübung des Selbſthilferechts ebenfalls entzogen (vgl. RES 33, 248). 

5 fugnis zur Einwirkung auf Sachen beſchränkt ſich anderſeits nicht unbedingt auf Maß⸗ 
egeln in Anſehung der dem Verpflichteten ſelbſt gehörigen Sachen (a. A. Staudinger A ba). 
enn unter den gleichen Vorausſetzungen, unter denen auch eine fremde Sache im Wege ſtaat⸗ 
Pr 11 in Anſpruch genommen werden könnte, muß dies auch bei Ausübung der Selbſthilfe 
f 1155 t ſein. Wie daher gemäß § 808 Z auch die Pfändung einer dem Schuldner zwar nicht 
175 hürigen, aber in ſeinem Gewahrſame befindlichen Sache zuläſſig und rechtswirkſam iſt, ſo kann 
ebe Verpflichteten gegenüber ebenſowenig widerrechtlich ſein, wenn der Berechtigte unter 
AL "jenen Vorausſetzungen ihm im Wege der Selbithilfe eine fremde Sache wegnimmt. A. A. 
Wann Aga. Weiß freilich der Berechtigte, daß die Sache eine fremde iſt, dann handelt er zweifel ⸗ 
= widerrechtlich, weil er an ſich nur aus dem Vermögen des Schuldners Befriedigung ſuchen darf. 
fägt; Selbfthilferecht wäre unter Umſtänden überhaupt vereitelt, falls dem Handelnden grund- 
1 erſt die Prüfung zugemutet würde, ob die im Gewahrſam des Schuldners befindliche Sache 
a auch gehört. Wollte beiſpielsweiſe der Schuldner auf einem Kraftfahrzeuge feine Flucht 
die erkſtelligen, ſo müßte ſein Gläubiger, falls ſich kein anderes Mittel, die Flucht zu hindern oder 
es Ja ung zu erwirken, bietet, doch auch zun Wegnahme des Fahrzeugs befugt ſein, wenn er 
a als ſeinem Schuldner gehörig anfieht (vgl. M1, 355). Das Selbſthilferecht beſteht auch 
een Verhältniſſe vom Berechtigten zum Verpflichteten, und daher muß auch 
aus age, ob feine Ausübung im gegebenen Falle gerechtfertigt war oder nicht, weſentlich gerade 
in eben jenem Verhältniſſe geprüft werden. Selbſtverſtändlich verbleibt dem Eigentümer der 
ſpru pruch genommenen Sache der Eigentumsanſpruch aus $ 985, oder der Bereicherungsan⸗ 
ch aus den 8 812fl., der Anſpruch auf Schadenserſaz endlich mindeſtens dann, wenn der 

ni echtigte von dem fremden Eigentumsrecht gewußt hat oder nur aus Fahrlaſſigkeit Kenntnis 
des gewonnen hat ($ 276). Zweifelhaft kann fein, ob hier auch eine entſprechende Anwendung 
Sch 231 ftatthaft wäre. — Die Befugnis zur Feſtnahme der Perſon entspricht dem perſönlichen 
jexi MH der $$ 918, 933 ZPO; die Bejngnis zur Beſeitigung des Widerſtandes ber- 

u 92 a. a. O. g 

N Uber die Folgen des Ausſchluſſes der Widerrechtlichkeit vgl. $ 227 A2. Über die unbe- 
5237 Schadenserſatzpflicht im Falle eines nur putativen Notſtandes im Sinne des § 229 vgl. 


we Obrigkeitliche Hilfe. Im allgemeinen ift der einzelne, falls ſich fein Anſpruch nur im Wege 
dwanges durchſetzen läßt, auf die Hilfe der ſtaatlichen Organe ange wieſen, die in den von 
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der Rechtsordnung vorgeſchriebenen Formen einzuſchreiten verpflichtet find. Falls jedoch ihr Ein⸗ 
ſchreiten nicht rechtzeitig zu erlangen iſt, oder falls die ſtaatliche Mitwirkung zu Unrecht 
abgelehnt wird, iſt der Fall erlaubter Selbſthilfe gegeben. Wer ohne die obrigkeitliche Hilfe in 
Anſpruch zu nehmen (ohne eine einſtweilige Verfügung herbeizuführen), von der Selbſthilfe 
Gebrauch macht, handelt auf eigene Gefahr und macht ſich möglicherweiſe ſchadenserſatzpflichtig 
(RG JW 1921, 13625). Wurde die Staatshilfe mit Recht verſagt, jo wird zu unterſcheiden 
ſein, aus welchem Grunde es erfolgte. Geſchah es wegen Mangels eines rechtsbeſtändigen An⸗ 
ſpruchs, oder auch nur, weil dieſer durch Einrede (88 273, 320) beeinträchtigt war, fo kann auch 
von einem Selbſthilferecht ſelbſtverſtändlich keine Rede ſein. Geſchah es aus Gründen, die bloß 
in einem Mangel in der Antragſtellung lagen, und war zu ihrer Verbeſſerung keine hinreichende 
Zeit mehr vorhanden, ſo ſcheint es billig, das Recht zur Selbſthilfe zuzugeſtehen. Streitig. — Als 
ſtaatliche Maßregeln kommen hier insbeſondere in Betracht die Anordnung des Arreſtes oder 
einer einſtweiligen Verfügung (§8 916, 935 ff. ZPO). 

5. Über den Begriff Anſpruch vgl. F 194 A 1. In Betracht kommen kann nur ein durch Klage 
geſchützter Anſpruch, nicht auch ein unvollkommener, der höchſtens einwandweiſe geltend zu machen 
it (vgl. § 134 A 4); denn in ſolchen Fällen wäre auch für die ſtaatliche Hilfe kein Raum. Auch be⸗ 
dingte wie betagte Anſprüche find vollkommene im angegebenen Sinne (vgl. Vorbem 4 vor 9 158). 
Die Wegnahme von Sachen iſt zuläſſig auch lediglich zum Zwecke der Sicherung der Beweisführung 
(RG 64, 385). Steht das Recht zur Selbſthilfe grundſätzlich auch nur dem Rechtsinhaber ſelbſt 
zu, zum Schutze eines eigenen Anſpruchs, ſo kann doch die Befugnis ſeines Vertreters, anſtatt 
ſeiner zu handeln, auch hier nicht ausgeſchloſſen ſein. Auch die Unterſtützung durch andere iſt zu⸗ 
läſſig (M 1, 356). Auch eine auftragsloſe Geſchäftsführung dürfte eine ausreichende Grundlage 
bieten (ſtreitig). Das Geſetz geſtattet doch auch in den Fällen der $$ 227, 228 den Schutz fremder 
e handelt der auftragsloſe Geſchäftsführer wie ſonſt ($ 179) fo auch hier zunächſt 
auf ſeine Gefahr. 

6. Ausreichend iſt ſchon eine weſentliche Erſchwerung der Verwirklichung des Anſpruchs. 
Daher iſt nicht Vorausſetzung, daß die Durchſetzung des Anſpruchs durch das Verhalten des Ver“ 
pflichteten ein für allemal ausgeſchloſſen werden würde. Es genügt vielmehr ſchon eine durch 
die etwaige weſentliche Verzögerung der Durchſetzbarkeit des Anſpruchs begründete Erſchwerung. 
Mithin kann auch ſchon das Vorhaben des Verpflichteten, ſich nur einſtweilen durch Flucht zu ent⸗ 
ziehen, einen genügenden Grund zum ſofortigen Einſchreiten bieten. Erforderlich iſt auch nicht, 
daß ohne die Selbſthilfe die Erfüllung des Anſpruchs beſtimmt vereitelt oder erſchwert ſein würde. 
Es genügt vielmehr ſchon die entſprechende Gefahr. Unbedingtes Erfordernis iſt endlich auch nicht, 
daß die Selbfthilfe zutreffendenfalls zur Sicherung der gerade geſchuldeten Leiſtung dient. Es 
reicht in dieſer Hinſicht vielmehr aus, wenn etwa an Stelle der eigentlich geſchuldeten Leiſtung 
eine Erſatzleiſtung geſichert werden könnte, wie die Gewährung von Schadenserſatz oder 
die Befriedigung im Wege der Aufrechnung. 

7. Über die Beweislaſt vgl. § 227 unter A 7. 


§ 2350 

Die Selbſthilfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwendung der Gefahr 
erforderlich iſt 1). 

Im Falle der Wegnahme von Sachen iſt, ſofern nicht Zwangsvollſtreckung 
erwirkt wird, der dingliche Arreſt zu beantragen 2). h 

Im Falle der Feſtnahme des Verpflichteten ift, ſofern er nicht wieder in 
Freiheit geſetzt wird, der perſönliche Sicherheitsarreſt bei dem Amtsgerichte 
zu beantragen, in deſſen Bezirke die Feſtnahme erfolgt iſt; der Verpflichtete 
iſt unverzüglich dem Gerichte vorzuführen 2). 

Wird der Arreſtantrag verzögert oder abgelehnt, ſo hat die Nückgabe 
der weggenommenen Sachen und die Freilaſſung des Feſtgenommenen un“ 
verzüglich zu erfolgen “). 

E 1 189 II 194; M 1 354 ff.; P 1 243ff. ö 
1. Grenzen der Seldfthilfe entſprechend 9 803, 918 ABO. Vgl. RG JW 03 Beil 134 
* . 


2. Abſ 2 u. 3 geben Verhaltungsmaßregeln für das weitere Verhalten des Täters nach 
Ausübung der Selbſthilfe. Das Verfahren richtet ſich in allen dieſen Fällen nach der 850. Die 
Notwendigkeit zur Beantragung der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes wird indeſſen 
nicht immer vorliegen. Nämlich dann nicht, wenn es ſich bei der Wegnahme einer Sache überhaup 
nicht um eine bloße Sicherungsmaßregel, ſondern um die Wiederherftellung des bereits verletzten 
Rechtes ſelbſt gehandelt hat. Das träfe beiſpielsweiſe zu, wenn der Eigentümer einer Sa 
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dieſe dem Diebe, oder wenn der Pfandbeſitzer die ihm verpfändete Sache dem Verpfänder, der 
ſie widerrechtlich fortnahm, im Wege der Selbſthilfe wieder abgenommen hätte. Bei Perſonen 
iſt der Sicherheitsarreſt nach 8 918 zu beantragen, und zwar unverzüglich (§ 121). 

3. Die Verzögerung ſowohl der Antragſtellung wie der Herausgabe oder der Freilaſſung 
würde eine Rechtswidrigkeit bedeuten und im Falle Verſchuldens die Verpflichtung zum Scha⸗ 
benserſatze nach ſich ziehen ($ 286). 


$ 231 


Wer eine der im $ 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Annahme 
vornimmt, daß die für den Ausſchluß der Widerrechtlichkeit erforderlichen 
orausſetzungen vorhanden feien, iſt dem anderen Teile zum Schadenserſatze 
verpflichtet, auch wenn der Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit beruht !). 
E II 105; P 1 244. 
1. Das Eigenartige dieſer Beſtimmung, die vorausſetzt, daß die objektiven Vorausſetzungen 
er Selbsthilfe nicht gegeben waren, liegt darin, daß dieſe eine Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatze ohne Rückſicht auf Verſchulden begründet, da nach dem Geſetze der Täter, der das Vor⸗ 
dandenſein der Vorausſetzungen der Selbſthilfe gemäß § 229 nur irrtümlich angenommen hat, 
55 dann haftbar ift, wenn fein Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit (8 276 Abſ 1) beruhte, während 
e Haftung aus $ 823 grundſätzlich Verſchulden vorausſetzt (RG 60, 345). Daß im Falle bewußt 
widerrechtlichen Handelns gehaftet wird, ift dem Geſetze ſelbſtverſtändlich. Allerdings iſt für 
die Haftung anderſeits ſtets Bedingung, daß die Handlungsweiſe des Täters eine objektiv wider⸗ 
rechtliche war, und daß fie fi) alſo auch nicht aus einem andern Grunde als dem des Selbſthilfe⸗ 
rechts als ſtatthaft erweiſt. Die Vorſchrift des §231 muß Anwendung finden, gleichgültig, ob es 
ich um einen tatſächlichen Irrtum oder um einen Rechtsirrtum handelt, ob ferner der Irrtum 
die Befugnis zum Handeln überhaupt oder nur die Zuläſſigkeit zur Vornahme der getroffenen 
deſonderen Maßregel betroffen hat. Auch die infolge eines Irrtums begangene Überſchreitung 
vr Selbfthilfe würde mithin unter $231 fallen. Eine Befreiung von der Schadenserſatzpflicht 
onnte ſich nur aus $ 827 ergeben. 


Siebenter Abſchnitt 
Sicherheitsleiſtung 


I le Rechtsordnung bietet nicht nur diejenigen Mittel, die zur Wiederherſtellung eines ber- 
ef ten Rechtes oder zur Verwirklichung eines bereits durchführbaren Anſpruchs dienen; im Inter⸗ 
Hi der Rechtsſicherheit fieht fie vielmehr auch ſolche Maßregeln vor, die ſchon der Gefahr einer 
unftigen Rechtsverletzung oder Benachteiligung vorzubeugen geeignet ſind. Für den Gläubiger 
l eine Gefahr der bezeichneten Art daraus erwachſen, daß fein Anſpruch zur Zeit, weil betagt 
> debingt, noch nicht durchführbar ift, während zugleich die Beſorgnis beſteht, daß er zur Zeit 
12 ligkeit ſich nicht mehr werde durchführen oder verwirklichen laſſen. Für den Schuldner 

erſeits können Nachteile gerade daraus drohen, daß es dem Gläubiger unter Umſtänden ge⸗ 
e et wird, einen noch nicht fälligen oder noch ungewiſſen Anſpruch geltend zu machen. Dem⸗ 
ah geben vorbeugende Sicherungsmittel ſowohl das Prozeßrecht (in ber Feſtſtellungs⸗ 
2 $ 256, in der Klage auf künftige Leiſtung $ 259, im Arreſte und der einſtweiligen Verfügung 
Di den 88 916-945 380) wie auch das materielle Recht. Hier kommen insbeſondere in Betracht: 
wie Sicherungsleiſtung im Sinne des vorliegenden Abſchnitts, die grundbuchlichen Eintragungen, 
— Eintragung einer Vormerkung nach $$ 883 ff. und eines Widerſpruchs nach $ 899, die Rech- 
9 ongslegung (88 666, 681, 740); vgl. ferner die $$ 1960 und 1993 (Inventarpflicht). Unter welcher 
da gausſetzung die Sicherung, ſei es vom Gläubiger, ſei es vom Schuldner, verlangt werden kann, 
rüber enthält das Geſetz keine allgemeinen Beſtimmungen. Es ift deshalb auf die einſchlägigen 
} Fr rbeſtimmungen zu berweifen, einerjeits die 88 52, 257, 775 Abſ 2, 843 Abſ 2, 867, 1039, 
(ur, 1980, 1688, 1844, 1986, 2128, 2217 Abſ 2 und anderſeits die $$ 273, 509, 262. Außer auf 
15 ſetz kann die Verpflichtung zur Sicherung auch auf Verträgen beruhen. Als ein derartiges Siche⸗ 
ugsmittel kommt die Vertragsſtrafe nach den $$ 339ff. in Betracht. 


D 


8 232 
) Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bewirken 
durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren, 
durch Verpfändung von Forderungen, die in das Neichsſchuldbuch oder 
in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind, 
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durch Verpfändung beweglicher Sachen, 

durch Beſtellung von Hypotheken an inländiſchen Grundſtücken, 

durch Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an einem 
inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder durch Verpfändung von Grund⸗ 
ſchulden oder Nentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken 2). 


Kann die Sicherheit nicht in dieſer Weiſe geleiſtet werden, ſo iſt die Stellung 
eines tauglichen Bürgen zuläſſig ?). 
E 1 199 II 106; M 1 387 ff.; P 1 264 ff.; 6 384. 


1. Das Recht auf Sicherheitsleiſtung enthält einen klagbaren Anſpruch. Nach richtiger An⸗ 
ſicht muß der Gläubiger dabei dem Schuldner überlaſſen, in welcher nach dem Geſetze überhaupt 
ſtatthaften Weiſe er ſeiner Verpflichtung genügen will. Das Geſetz ſtellt dem Verpflichteten 
ausdrücklich eine Mehrheit von Sicherungsmitteln zur Auswahl. In erſter Linie läßt es freilich 
nur die Sachſicherung zu, wie fie im Abſ 1 vorgeſehen iſt, während die Befugnis aus Abſ 2, einen 
Bürgen zu ſtellen, nur dann zuftehen ſoll, wenn der Verpflichtete in der in Abſ 1 beſchriebenen 
Art Sicherheit nicht leiſten kann. — Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts greifen nur Platz, wo 
es ſich um eine Sicherheitsleiſtung aus materiell⸗rechtlichen Gründen handelt, dagegen nicht, 
falls eine Sicherheitsleiſtung nach den Beſtimmungen der ZBO in Frage ſteht. Hier iſt fie nach 
8108 3 PO zu beſtimmen (RG JW 01, 505°). h 

2. Geſetzliche Sicherungsmittel. Über Geld vgl. 9 244; über Wertpapiere die 89 234, 793 bis 
808; ſ. auch die $$ 233—235; über die Tauglichkeit der bezeichneten Buchforderungen vgl. 9 236, 
über die Einrichtung des Reichsſchuldbuchs die RGeſ. v. 31. 5. 91, 28. 6. 04, 6. 5. 1910; über 
Verpfändung beweglicher Sachen die $$ 1204ff., 237; über Beſtellung von Hypotheken 
die 99 1112 ff., 238; über die Verpfändung von Rechten die 88 1237ff. Welche Anforderungen 
an die Sicherheit der zu begründenden Hypothek zu ſtellen ſind, ſagt das Geſetz nicht; es wird daher 
diejenige Sicherheit zu verlangen fein, die § 238 für den Fall der Verpfändung einer hypothe · 
kariſch geſicherten Forderung vorſchreibt. — Forderungen anderer Art als eingetragene Bu 
forderungen können überhaupt nicht Mittel der Sicherheitsleiſtung ſein. Über die Tauglich⸗ 
keit des Bürgen als Sicherungsmittel ogl. § 239. — Unbedingt unzuläſſig ift dies Mittel im 
Falle der 58 273 Abſ 3, 1218 Abſ 1. 


8 235 

Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfandrecht an dem hinter“ 
legten Gelde oder an den hinterlegten Wertpapieren !) und, wenn das Geld 
oder die Wertpapiere nach landesgeſetzlicher Vorſchrift in das Eigentum 
des Fiskus oder der als Hinterlegungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, 
ein Pfandrecht an der Forderung auf Nückerſtattung ). 

C 1 200 II 197; M 1 300; P 1 266; 6 143. 

1. Das an dem hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten Wertpapieren beſtehende geieh* 
liche Pfandrecht gewährt die Rechte aus den $$ 1204ff. und 1292ff.; es ift dem rechtsgeſchäftli 
begründeten gemäß $ 1257 gleichzuſtellen. Entſteht das Pfandrecht auch an unbefugt hinterlegten 
fremdem, dem Hinterleger nicht gehörigem Gelde und ohne Rückſicht auf guten Glauben? Woh 
zu bejahen; aber ſtreitig. Der vom geſetzlichen Pfandrechte des Vermieters handelnde 9 52 
beſchränkt zwar das Recht ausdrücklich in bezug auf Sachen, des Mieters“. Der § 233 macht aber 
eine derartige Einſchränkung nicht. — Gemäß Art 144 Ech ist die Einrichtung von Hinterlegung 
ſtellen dem Landesgeſetze überlaſſen, das insbeſondere auch über die ſachliche und örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit zu beſtimmen hat. Ä 8 ar 

2. Vgl. 5 372 A 1. Die Vorſchrift des $ 233 greift Platz auch bei der prozeſſualen Sicherheit?” 
leiſtung (RS JW 1914, 466°). 


8 234 
Wertpapiere ſind zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, wenn ſie auf den 
Inhaber lauten, einen Kurswert haben und einer Gattung angehören, in 
der Mündelgeld angelegt werden darf. Den Inhaberpapieren ſtehen Order“ 
papiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 
Mit den Wertpapieren find die Zins-, Renten-, Gewinnanteil- und Er⸗ 
neuerungsſcheine zu hinterlegen. 
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Mit Wertpapieren kann Sicherheit nur in Höhe von drei Vierteilen des 
Kurswerts geleiftet werden !). 

E 1 201 II 198; M 1 390; P 1 256 ff.; 4 570, 607; 6 143. 

1. Über Wertpapiere und Orderpapiere vgl. Vorbem vor $ 793; über Markt⸗ oder Börfen- 


preis 5385 A 1; über Mündelſicherheit 91807. Ein Wechſel kann hiernach als Sicherungsmittel 
im Sinne des Geſetzes nie mals in Betracht kommen. 


8 235 
Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Wertpapieren Sicherheit ge- 
leiſtet hat, iſt berechtigt, das hinterlegte Geld gegen geeignete Wertpapiere, 
die hinterlegten Wertpapiere gegen andere geeignete Wertpapiere oder gegen 
Geld umzutauſchen 1). 
E II 199; P 1 268 ff. 
1. Im allgemeinen beſteht ein derartiges Recht des Pfandſchuldners nicht. 


8 256 

Mit einer Buchforderung gegen das Reich oder gegen einen Bundesſtaat 
dann Sicherheit nur in Höhe von drei Vierteilen des Kurswerts der Wert- 
papiere geleiſtet werden, deren Aushändigung der Gläubiger gegen Lõſchung 
feiner Forderung verlangen kann ). 

n 200; P 1 207. 

1. Nach RGeſ. v. 31. 5. 91; $20 RGef. v. 28. 6. 04 u. 6.5.1910 über die Einrichtung des 
Aeichsſchuldbuchs können auf den Inhaber lautende Reichsanleihen in Buchſchulden des 
Reiches umgewandelt werden. Bei Löſchung der Buchſchuld erhält der Berechtigte Anleihe⸗ 


ſcheine in dem feiner Forderung entſprechenden Nennwerte zurück. Pr&ef v. 20. 7. 83 und 24. 7. 04 
detreſs des Staatsſchuldbuchs. 


9 237 


Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in Höhe von zwei Pritt- 
zeilen des Schãtzungswerts geleiftet werden. Sachen, deren Verderb zu be- 
lorgen oder deren Aufbewahrung mit beſonderen Schwierigkeiten verbunden 
iſt, können zurückg ewieſen werden !). 

@ 202 II 201; M 1 300; ® 1 268. 
be 1. Unbedingt geeignet zur Sicherheitsleiſtung ſind hiernach nur ſolche bewegliche Sachen, 

denen die Vorausſetzungen des Saß 2 nicht zutreffen. Andernfalls kommt es auf die Buftim- 
mung des Berechtigten an, die aber gemäß $ 119 Abſ 2 anfechtbar fein lann. Den Beweis des 


A tes hat der Verpflichtete zu erbringen. Unberechtigte Zurückweiſung zieht die Folgen des 
nnahmeverzugs (“99 294, 300) nach ich. 


8 238 


Eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder eine Nentenſchuld 

t zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, wenn ſie den Vorausſetzungen ent- 

!pricht, unter denen am Orte der Sicherheitsleiſtung Mündelgeld in Hypo 

ekenforderungen, Grundſchulden oder Nentenſchulden angelegt werden 

9. *. 

Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothek beſteht, iſt zur Sicher⸗ 

eitsleiſtung nicht geeignet 2). 
1. 1208 II 202; M 1 390; P 1 268; 6 248. lic ft : 
ig . Unter welchen Vorausſetzungen eine Hypothekenforderung uſw. mündelſicher ift, beſtimmt 
Sin nach den 9985 Bi na hen en Grundſätzen (§ 1807 Abſ 2). Maßgebend 


nach Kong des Ortes der Sicherheitsleiſtung, und dieſer fällt zufammen mit dem Leiſtungsorte 
9. 


2. Bol. 89 1184ff. 
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§ 239 

Ein Bürge ift tauglich, wenn er ein der Höhe der zu leiſtenden Sicherheit 
angemeſſenes Vermögen beſitzt und ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand im 
Inlande hat. 

Die Bürgſchaftserklärung muß den Verzicht auf die Einrede der Voraus 
klage enthalten !). 

E 1 204 II 203; M 1 301; P 1 260ff. 

1. Das Recht, einen Bürgen zu ſtellen, iſt an und für ſich nur aushilfsweiſe zugeſtanden 
(8232 A 1). Ein angemeſſenes Vermögen beſitzt der Bürge nach Prot 1, 270 auch dann, wenn 
er regelmäßig wiederkehrende Einkünfte in genügender Höhe bezieht. Über den allgemeinen 
Gerichtsſtand vgl. 88 13—18 3 PO. Die Bürgſchaftserklärung ſelbſt muß nach § 766 ſchrift⸗ 
lich fein. Einrede der Vorausklage SS 771, 773. 


8 240 

Wird die geleiſtete Sicherheit ohne Verſchulden des Berechtigten unzu⸗ 
reichend, fo iſt fie zu ergänzen oder anderweitige Sicherheit zu leiſten ?) ). 

E 1 205 II 204; M 1 459: P 1 270; 6 243. 

1. Anſpruch des Berechtigten auf Ergänzung der beſtellten oder auf Leiſtung einer ander⸗ 
weitigen Sicherheit für den Fall, daß die beſtellte unzureichend „wird“. Zwiſchen den beiden 
bezeichneten Maßregeln ſteht wiederum die Wahl dem Verpflichteten zu. Der vorausgeſetzte 
Fall kann eintreten einmal durch Umſtände, die eine Entwertung des Sicherheitsgegenſtandes 
herbeiführen (Verſchlechterung der Sache, Sinken des Kurswerts, Vermögensverfall beim Bürgen), 
ſodann infolge einer Erhöhung des zu ſichernden Anſpruchs. Der Anſpruch auf Verbeſſerung der 
Sicherheit muß aber ausgeſchloſſen fein, wenn der Berechtigte ſelbſt verſchuldet hat, daß die ihm 
beſtellte Sicherheit unzureichend wird (beiſpielsweiſe infolge Annahmeverzugs, § 237 A J), und 
ſelbſtverſtändlich dann, wenn ihm eine vertragliche Abrede, ein Verzicht, entgegenſteht. 

2. Beweislaſt. Hat der Berechtigte gegebenenfalls ſeine Schuldloſigkeit an der veränderten 
Sachlage oder der Beſteller der Sicherheit ein Verſchulden des Genannten zu beweiſen? Das 
richtige dürfte ſein, daß der Berechtigte ſeiner Behauptungs⸗ und Beweispflicht zunächſt ſchon 
dann genügt, wenn er diejenigen Umſtände nachweiſt, welche das derzeitige Unzureichende der 
Sicherung bewirkt haben, wobei ſich möglicherweiſe ſein eigenes urſächliches Verſchulden ſchon 
aus der Sache ſelbſt ergeben kann. Anderſeits aber muß es dem Verpflichteten überlaſſen bleiben, 
den Zuſammenhang zwiſchen einem Verſchulden des Berechtigten und dem eingetretenen Erfolge 
ſeinerſeits nachzuweiſen. Wenn beiſpielsweiſe mit einer Hypothek Sicherheit beſtellt ift und die 
letztere wegen Eingangs von Vieh auf dem belaſteten Grundstücke minderwertig geworden iſt, 
wird von dem Berechtigten, der von dem Rechtsbehelfe aus $ 240 Gebrauch macht, doch nicht der 
Nachweis verlangt werden können, daß er die Minderung der Sicherheit nicht verſchuldet habe. 


Zweites Buch 
Recht der Schuldverhältniſſe 


Erſter Abſchnitt 
Inhalt der Schuldverhältniſſe 


1. Das Wort „Schuldverhältnis“ ſchließt zwei Begriffe in ſich: den des „Verhältniſſes“ und 
den der „Schuld“. Der Begriff „Schuld“ iſt hier zur näheren Beſtimmung der Art des Ver⸗ 
hältniſſes gebraucht. Unter einem Verhältniſſe verſteht man im allgemeinen die Beziehungen 
Einer Perſon zu einer andern Perſon oder zu einer Sache. Inſofern eine ſolche Beziehung 
‚on der Rechtsordnung anerkannt wird, handelt es ſich um ein „Rechtsverhältnis“, im Gegen⸗ 
lade zu einem Verhältniſſe rein tatſächlicher Art, das für das Rechtsleben in der Regel keine 
Bedeutung hat. Das Ergebnis des Rechtsverhältniſſes iſt ein ſubſektives Recht. Ein ſolches 
Zut zur Vorausſetzung: einmal eine Willens macht, mithin die von der Rechtsordnung anerkannte 
Vahigkeit, eine Rechtshandlung mit rechtlichem Erfolge vorzunehmen (Vorbem 1 vor $ 104) — 
„das Wollen⸗Können“ —, ferner das „Wollen-Dürfen“, welches darauf beruht, daß die Vor⸗ 
nahme der Handlung von der Rechtsordnung geftattet, ſomit nicht widerrechtlich ($$ 134, 138) 
0 endlich iſt erforderlich, daß das Wollen ſich auf einen auf dem Ge biete des Rechts 
a liegenden Erfolg beziehe, nicht auf eine Angelegenheit rein moraliſcher oder religiöſer 
ztatur, die nur die Entſtehung einer ſittlichen oder Gewiſſenspflicht, nicht einer Rechtspflicht 
vegründen kann (RG 56, 256); doch iſt nicht erforderlich, daß Gegenſtand des Rechts ein Ver⸗ 
mögenswert ſei; vgl. zu d 241 Anm. 1. Wenn fid) die Willensmacht im Verhältniſſe der einzelnen 
im einander äußert, handelt es ſich um ein privatrechtliches Recht, wenn die Willensmacht 
85 Berhältniffe der einzelnen gegenüber dem Staate in Frage kommt, um ein ſubjektives Recht 
ves öffentlichen Rechts. Im BGB iſt in der Hauptſache nur der Inhalt der Privatrechts⸗ 
verhältniſſe geordnet. 
Rech Das Ergebnis des ſubjektiven Rechtes iſt der Anſpruch, und zwar, je nach der Natur des 
h tes, der perſönliche oder der dingliche (vgl. $ 194 A 1). Sofern nun der Anſpruch den In⸗ 
alt hat, daß die eine Perſon von der andern eine Leiſtung fordern darf, daß mithin dieſe Leiſtung 
5 uldet wird, liegt ein Schuldverhältnis vor. Vorausſetzung eines ſolchen iſt ſonach 
2 daß es ſich um ein Rechtsverhältnis von Perſon zu Perſon handelt, ſodann, daß 
pon in Jordern⸗Dürfen zum Inhalte hat. Danach unterſcheidet ſich das (relative) Schuldverhältnis 
li + (abjofuten) dinglichen Rechtsverhältnis durch die Art der Beziehung. Von einem familienrecht⸗ 
= da unterſcheidet es ſich nach dem Inhalte: dort ſteht immer nur eine Forderung mit vermögend- 
&i ytlichem Inhalte in Frage, hier ein ganzer Inbegriff von Rechten und Pflichten, wie ſie in der 
bibenart des Familienverhältniſſes ihren Grund haben. Doch können auch auf dieſem Boden be⸗ 
„me Forde rungsrechte erwachſen, wie der Anſpruch auf Gewährung von Unterhalt. Auch aus 
tauglichen Rechten können Anſprüche von Perſon zu Perſon entſtehen, insbeſondere durch ihre Ver⸗ 
ipzung; auf ſolche Anſpruche finden die allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältniſſe ent. 
klechende Anwendung, jedoch nur, ſoweit ſich nicht aus der beſonderen Natur des dinglichen 
100 uche und den mit Rückſicht hierauf gegebenen Vorſchriften eine Abweichung ergibt (RG 
5, 88), wo auf Grund dieſes an ſich richtigen Satzes der $ 281 auf den dinglichen Herausgabe ⸗ 
uuſpruch des Eigentümers auf Herausgabe der Sache für anwendbar erklärt wird, was nicht 
ſerbedenklic iſt und in RG 115, 31 wohl mit Recht abgelehnt wird; vgl. zu $ 281 Anm 1. Während 
fine das Schuldverhältnis, weil es lediglich die Leiſtung zum Zwecke hat, durch die Er⸗ 
Uung ſowie durch alles, was ihr in der Wirkung gleichgeſtellt ift (wie Aufrechnung und Erlaß), 
batwerdig untergehen muß, ift das dingliche Rechtsberhältnis ſeiner Natur nach ein fort⸗ 
8 uerndes; es währt fort, bis die rechtliche Beziehung der Perſon zur Sache gelöſt iſt. Auch durch 
— ereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon (Konfuſion) muß 
as Schuldverhältnis grundſätzlich erlöſchen — das Geſetz erachtet dies als ſo ſelbſtverſtändlich, 
daß es eine Beſtimmung darüber, wie fie in $ 291 des E enthalten war, als entbehrlich fort- 
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gelaſſen hat; anders die bisherige Deutſche Wechſelordnung, die in Art 10 Satz 2 die Girierung des 
Wechſels an den Akzeptanten ſowie auch an den Ausſteller und an einen früheren Indoſſanten 
geſtattete, und ebenſo das neue Deutſche Wechſelgeſetz in Art 11 Abſ 3 —; im Gebiete des 
Sachenrechts dagegen iſt der Vereinigung nicht die gleiche Wirkung beigelegt (vgl. 8 889, 1163, 
1164, 1174ff.). Aus der Natur des Schuldverhältniſſes folgt endlich, daß der Anſpruch nur durch 
den Verpflichteten verletzt werden kann (das Nähere bei 8 823), während das dingliche Recht 
von jedem geachtet werden muß und daher an ſich auch von jedem verletzt werden kann. Mittelbar 
vermag freilich auch ein Dritter die Verwirklichung einer Forderung zu vereiteln, indem er bei⸗ 
ſpielsweiſe die von jemand einem andern Ferkel Sache zerſtört oder vor der Übereignung 
für ſich erwirbt und ſo die Möglichkeit der Gewährung hindert. Aber hierdurch wird nicht ein 
„Recht“ des andern verletzt, da das BGB das „Recht zur Sache“ des Pra R (I 10 8 25) nicht 
anerkannt hat. Deshalb tritt auch eine Schadenserſatzpflicht nicht nach $ 823 Abf 1 ein, ſondern 
ur na der Tatbeſtand des $823 Abſ 2 oder des $ 826 erfüllt iſt (RG 57, 353; 59, 327; 95, 284; 
vgl. auch zu § 823). 

3. Ein Schuldverhältnis wird begründet entweder rechtsgeſchäftlich, und zwar alsdann 
der Regel nach durch Vertrag und nur ausnahmsweiſe auch durch ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
(88 657, 793, 2174ff.), oder durch Vorgänge, an die das Geſetz die Haftung unmittelbar knüpft 
(vgl. Vorbem I vor $ 104, ferner die 85 812ff., 823 ff., 677 ff.). Über unvollkommene Schuld⸗ 
verhältniſſe vgl. $ 134 A 3, über den Unterſchied zwiſchen kauſalen und abſtrakten Rechtsgeſchäften 
Vorbem 5 vor $ 104. 


Erſter Titel 
Verpflichtung zur Leiſtung 


8 241 

Kraft des Schuldverhältniſſes ift der Gläubiger berechtigt, von dem Schuldner 
eine Leiſtung zu fordern ). Die Leiſtung kann auch in einem Unterlaſſen be- 
ſtehen 2). 

G 1 206 IT 205; M 2 5.; P 1 270ff.; 6 160. 

1. Über den Begriff Schuldverhältnis f. die Vorbem 2. Der 5 241 beſtimmt den Begriff 
durch Angabe der rechtlichen Wirkung. Er bringt zum Ausdrucke, daß beim Vorhandenſein eines 
Schuldverhältniſſes eine beſtimmte Perſon (der Gläubiger) von einer andern beſtimmten 
Perſon (dem Schuldner) eine Leiſtung zu fordern hat, und läßt damit erkennen, daß das Gläu⸗ 
bigerrecht ſich ausſchließlich gegen den Schuldner richtet, Dritte es ſonach grundſätzlich nicht zu 
beachten brauchen, und widerrechtliche Eingriffe in ſchuldrechtliche Anſprüche auch nicht eine 
Forderung auf Schadenserſatz begründen, ſolange nicht der Tatbeſtand des § 823 Abſ 2 oder 
des $ 826 erfüllt iſt, vgl. Vorbem 2 (RG 57, 353; 59, 327), wie auch regelmäßig ein Anſpruch 
nur dem Glaubiger, nicht aber auch einem Dritten zuſteht, der nur mittelbar betroffen iſt (N 
JW 08, 9e). Doch kann ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auch begründet werden in der Weile, daß 
die Perſon des Gläubigers durch ein ſachliches Moment, z. B. durch das jeweilige Eigentum 
an einem Grundſtücke, beſtimmt wird (RG 128, 249). Entſtanden iſt das Schuldver⸗ 
hältnis, ſobald die Rechtsbeziehungen zwiſchen den Beteiligten, die ſich auf eine Leiſtung richten, 
zur Entſtehung gelangt ſind, ohne daß jedoch ſchon die ſämtlichen Vorausſetzungen für den 
Leiſtungsanſpruch erfüllt zu ſein brauchen, es kann dieſer vielmehr von dem Hinzukommen noch 
weiterer Umſtände (Rechtsbedingungen) abhängig fein. Entſtehungsgründe für ein Schuld⸗ 
verhältnis ſind das Geſetz, das Rechtsgeſchäft und die unerlaubte Handlung, die widerrechtlich 
ein Recht eines andern oder ein geſchütztes Rechtsgut verletzt, in letzterem Falle muß je doch der 
andere bereits in Beziehungen eingetreten ſein, die ihn als den durch das Geſetz Geſchützten 
erſcheinen laſſen; R& 93, 281; 99, 224, betreffend die Haftung eines Grundbuchbeamten ge mäß 
$ 12 GB; 105, 88, betreffend Anſprüche aus $ 985. — Den Begriff „Leiſtung“ beſtimmt das 
Geſetz nicht. Nur fo viel beſagt es in Satz 2, daß die Leiſtung „auch in einem Unterlaſſen be⸗ 
ſtehen kann“. Danach hat eine Leiſtung begriffsmäßig entweder ein poſitives Tun oder ein 
gel chuldetes Nichttun zum Inhalt. Im übrigen wird der Ausdruck Leiſtung ſprachgebräuch⸗ 
ich auch zur Bezeichnung des Gegenſtandes einer Leiſtung verwendet. Die poſitive Tätig 
keit hat zum Ziele entweder die Herbeiführung des geschuldeten Rechtszuſtandes (MG Warn 08 
Nr 22), fo die Verſchaffung des Eigentums an einer Sache, oder das Tun ſelbſt, fo die Leiſtung 
eines Dienſtes, oder den tatſächlichen Erfolg eines Tuns, fo die Herſtellung eines Werkes. — Ihrem 
Inhalte nach können Schuldverhältniſſe jo verſchieden voneinander fein, als Forderungen von 
verſchiedenartigem Leiſtungsinhalte denkbar ſind. Während im Sachenrechte die Zahl der Rechte 
eine geſchloſſene ift, gilt hier der Grundſatz, daß es den Parteien freiſteht, ihre rechtlichen Be 
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halts gültig find, ſoweit fie nicht gegen das Geſetz oder gegen die guten Sitten verſtoßen (RG 
57, 250). Zu beachten bleibt nur, daß immer ein wirkliches Rechtsverhältnis (oben Vorbem 1) 
zugrunde liegen muß, und daß ſonach Abmachungen auf religiöſem Gebiete (RG 57, 256) oder 
um geſellſchaftlichen Verkehre, die nicht eine zu erfüllende Rechtspflicht bezielen, nicht in das 
Gebiet der Schuldverhältniſſe fallen. Wer einen Wanderer einladet, ſich in den Wagen zu ſetzen 
und mitzufahren, wer jemand zu Gaſte ladet, hat nicht die Abſicht, ſich zu verpflichten (R JW. 
06, 7400. Geſtattung des Mitfahrens auf einem Kraftfahrzeuge begründet dann einen Schuld- 
vertrag, wenn der Mitfahrende das Fahrzeug behufs etwaigen Kaufes kennenlernen ſoll (RG 
65, 17). Bedeutſam iſt die Frage, ob begrifflich notwendiges Merkmal eines Schuldverhältniſſes 
auch iſt, daß die Leiſtung einen Vermögenswert hat. Der Wortlaut des Geſetzes läßt 
eine ſolche Auffaſſung nicht erkennen; RG 87, 293, wo die Frage verneint wird, ebenſo RG 102, 
222. Aber auch eine innere Notwendigkeit beſteht für ſie nicht. Nur ein zur rechtlichen Anerkennung 
geeignetes Intereſſe iſt erforderlich (Vorbem 1). So wird, um bei einem üblichen Beiſpiele zu 
verbleiben, das Verſprechen eines Nachbarn, zu beſtimmter Stunde nicht zu ſpielen, ſehr wohl 
zum Inhalte eines Schuldverſprechens gemacht werden können; a. A. Dertmann A 1b. Auch 
dieſer räumt indeſſen ſo viel ein, daß durch Ausbedingung einer Vertragsſtrafe „auch ideale 
tereſſen“ geſichert werden können. Nach $ 339 ſetzt nun aber das Verſprechen einer Vertrags⸗ 
ſtrafe an ſich ſchon eine erfüllbare Verbindlichkeit voraus. Auch das Pfandrecht ſetzt notwendig 
eine beſtimmte Forderung voraus (RG JW 1911, 3672). Endlich it es Erfordernis für ein 
wirkſames Schuldverhältnis, daß die Leiſtung möglich ($ 306) und beſtimmt oder wenigſtens 
beftimmbar iſt. Das Nähere hierüber bei den 88 243, 262, 315 ff. — Neben den Schuldver⸗ 
Bältniffen, wie fie das Geſetz in $ 241 im Auge hat, gibt es auch die fog. unvollkommenen, die 
ne Klage auf Erfüllung geben, anderſeits aber auch nicht als nichtig erachtet werden, und ſo⸗ 
mit nicht jeder Rechtswirkung entbehren. Vgl. $ 134 A 3. Auch die Bezahlung einer verjährten 
Schuld unterliegt nicht der Rückforderung ($ 222 Abſ 2); desgleichen kann der Gemeinſchuldner 
was er über die im Zwangsvergleiche beſtimmte Akkordrate geleiſtet hat, nicht zurückfordern 
(RG 42, 118; 78, 77; Gruch 54, 1174; JW 09, 36100. ) g 
Das prozeſſuale Recht, die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Rechtsverhältnis es im Wege der Klage herbeizuführen ($ 256 ZPO), iſt nach richtiger An⸗ 
icht (Stein⸗Jonas ZPO zu 8 256 Erl. Abſ 3) nicht ein Anſpruch auf Anerkennung gegen den 
Beklagten, ſondern eine beſondere Form des vom Staate gewährten Rechtsſchutzes, wobei dahin⸗ 
gelient bleiben kann, ob es als ein Rechtsſchutzanſpruch 5 den Staat bezeichnet werden kann. 
zenesfalls hat dieſes Recht (wie ſchon die Motive zum BGB Bd. 1 S. 291 hervorheben) eine 
ie tung des Beklagten zum Gegenſtande, und es ſtellt ſich deshalb nicht als ein „Anſpruch“ 
m Sinne des BGB (vgl. zu $ 194 Anm. 1) dar, während die 300 in $ 93 allerdings einen weiteren 
x riff des Anſpruchs im Auge hat; vgl. RG 118, 263. Dagegen kann das Beſtreiten eines 
ulpruchs oder das Berühmen mit einem ſolchen unter Umſtänden einen rechtswidrigen 
ei in den Rechtskreis eines anderen enthalten, der, wenn die fonftigen Vorausſetzungen 
echtsſchutzbedürfnis und Wie derholungsgefahr) gegeben find, nach Maßgabe der oben dar- 
felegten Grundſätze eine Unterlaſſungsklage (vgl. Anm 2) begründen kann; doch wird in 
* Regel die gegebene Feſtſtellungsklage dem Rechtsſchutzbedürfniſſe genügen. \ 
8 L. Die Unterlaſſungspflicht kann entweder ſelbſtändig für ſich begründet werden, ſo im 
alle eines Wettbewerbsverbots, oder ſie kann auch einer poſitiven Verpflichtung angeſchloſſen 
fan fo im Falle der Überlaſſung einer Sache zum Gebrauche durch das Verſprechen ihres Emp- 
gers, gewiſſe Veranſtaltungen zu unterlaſſen (§ 550), oder beim Dienſtvertrage, indem ſich 
In Dienſtverpflichtete etwa verpflichtet, die Leiſtung von Dienſten bei einem Dritten zu unter⸗ 
Ae Hier handelt es ſich durchweg um klagbare Anſprüche auf die Leiſtung des Unterlaſſens 
für die Zukunft. Je nach dem Inhalte der Unterlaſſungspflicht kann aber der Erfüllungsanſpruch 
die Zukunft bereits durch einmalige Zuwiderhandlung ausgeſchloſſen fein, beiſpielsweiſe 
r Zuwiderhandlung gegenüber der Verpflichtung, im Falle einer Verſteigerung nicht mit⸗ 
n eten; während unter anderen Umftänden die Zuwiderhandlung dem Erfüllungsanſpruche 
Bec Raum läßt, ſo wenn gegen die Verpflichtung, eine Sache zu veräußern, gehandelt und die 
d teräußerung dann wieder rückgängig gemacht werden kann (RG 70, 441). Im übrigen ſchließt 
ah Verpflichtung zur (poſitiven) Erfüllung eines Vertrags in der Regel ſchon grund⸗ 
did, auch die Pflicht in ſich, zu unterlaffen, was die Erfüllbarkeit der geſchuldeten 
iſtung vereiteln würde (Fall der poſitiven Vertragsverletzung vol. d 325 A 4; § 276 A 6). 
eier Line andere Frage iſt es, ob auch bei ſolchen negativen Verpflichtungen, die ſich bloß als 
bi Folgeerſcheinung der poſitiven Verpflichtung darſtellen, mangels eines beſonderen ver⸗ 
ſlichtenden Nebenverſprechens eine ſelbſtändige Klagbarkeit auf die Unterlaſſung an⸗ 
Snnehmen iſt. In der Plenarentſcheidung vom 24. 1. 1910 (R& 72, 393) hat das RG die Frage, 
— Prinzipal gegen den Handlungsgehilfen, der den übernommenen Dienſt nicht antritt 
r vor Ablauf der Dienſtzeit verläßt, kraft Geſetzes ein klagbarer Rechtsanſpruch dahin 
andere daß er in der Zeit, während welcher er ſich vom Dienſte fernhalte, nicht irgendeinem 
eren Prinzipale Dienſte leiſte, verneint, dabei aber ausdrücklich hervorgehoben, daß dadurch 


366 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


nicht der Entſcheidung tatſächlich anders gelagerter Fälle vorgegriffen werde, in denen auf Grund 
ausdrücklicher oder aus den Umſtänden zu entnehmender ſtillſchweigender Vereinbarung ein 
derartiger Anſpruch des Prinzipals hergeleitet werden könne. In den Gründen iſt ausgeführt, 
daß unſer Recht bei den auf ein Tun gerichteten Schuldverbindlichkeiten keinen klagbaren 
und nach $ 890 ZPO vollſtreckbaren Anſpruch auf ein Unterlaſſen des mit der Verpflichtung 
zum Tun Unvereinbaren kenne. Dieſer ſo allgemein gehaltene Ausſpruch dürfte mit den in 
der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannten Grundſätzen über poſitive Vertrags⸗ 
verletzungen (vgl. oben) nicht ganz vereinbar fein; es wird vielmehr immer nur darauf an- 
kommen, ob nach Treu und Glauben mit der Verpflichtung zu einem beſtimmten Tun nicht auch 
die Verpflichtung, gewiſſe Dinge zu unterlaſſen, übernommen iſt. — Eine Abart der Unter⸗ 
laſſungspflicht iſt die Duldungspflicht. Sie geht auf Unterlaſſung des Widerſpruchs oder eines 
Entgegenhandelns gegen das Tun eines andern, ſelbſt wenn dieſes in das eigene Rechtsgebiet 
eingreift. Eine ſolche Duldungspflicht wird auch begründet durch die Einräumung einer Lizenz 
zur ausſchließlichen Herſtellung eines dem Lizenzgeber geſchützten Fabrikats in beſtimmten Ge⸗ 
bieten (RG 132, 319). Jedenfalls führt aber der im Schuldrecht herrſchende Grundſatz der 
Vertragsfreiheit dazu, daß der Übernahme einer ſelbſtändigen, klagbaren und vollſtreckbaren 
Verbindlichkeit zu einem Unterlaſſen, z. B. Waren nicht unter einem beſtimmten Preiſe zu ver⸗ 
kaufen, rechtlich nichts im Wege ſteht (RG 133, 62). Iſt die Unterlaſſungspflicht für eine ge⸗ 
wiſſe Zeitdauer übernommen, ſo iſt eine vollſtändige Erfüllung des Vertrags im Sinne des 
$ 454 (vgl. Anm 1 dazu) nicht vor Ablauf des vertragsmäßigen Zeitraumes möglich (RG 133, 116). 

Unerlaubten Handlungen gegenüber kann ein Anſpruch auf Unterlaſſung und eine 
dieſem entſprechende Klage auf Verurteilung zur Unterlaſſung weiterer derartiger Handlungen 
(Unterlaſſungsklage) unter Umſtänden ſchon auf Grund der durch die §§ 823ff. ausgeſprochenen 
Schadenserſaßpflicht zum Zwecke der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes (§ 249) begründet 
fein, wenn nämlich durch fie ein fortdauernder, einen anderen ſchädigender Zuſtand der Ge 
fährdung (Wiederholungsgefahr) entſtanden iſt, der durch das richterliche Gebot der Unterlaſſung 
und die mit deſſen Übertretung verbundenen Folgen beſeitigt werden fol (NG Warn 1913 Nr 10). 
Eine ſolche Klage hat die Rechtſprechung nicht nur bei ſchuldhafter Verletzung der in § 823 abi 1 
beſonders aufgeführten und der in $ 823 Abſ 2 genannten „ſonſtigen Rechte“, ſondern bei jedem 
rechtswidrigen Eingriffe in den Rechtskreis eines anderen zugelaſſen. Sie hat aber ferner in 
Erweiterung dieſer Klage, welche an ſich den bereits vollendeten Tatbeſtand einer ſolchen 
widerrechtlichen Handlung vorausſetzt, auch eine vorbeugende Unterlaſſungsklage anerkann 
für den Fall, daß ein ſchädigender rechtswidriger Eingriff noch nicht begangen, aber auf Grund 
erweislicher Tatſachen ernſtlich zu beſorgen iſt. Für die Unterlaſſungsklage wird jedoch 
die Darlegung eines beſonderen Rachtsſchutzbedürfniſſes verlangt und das Vorhanden, 
jein eines ſolchen iſt von dem mit dieſer Materie befaßt geweſenen ehemaligen 6. Zivilſenate des 
Reichsgerichts in einer Weiſe eingeſchränkt worden, die nicht ohne Widerſpruch geblieben iſt. 
Namentlich it von ihm das Vorhandenſein eines Rechtsſchutzbedürfniſſos grundſätzlich verneint 
worden in allen Fällen, in denen wegen des rechtswidrigen Eingriffes eine strafrechtliche 
Verfolgung, ſei es im Wege der öffentlichen oder der privaten Strafklage, gegeben iſt; 1 
namentlich RG 77, 222; 82, 59; 88, 130. Dieſer Auffaſſung iſt aber in neuerer Zeit der 2. Zivil 
ſenat des Reichsgerichts (RG 116, 155) mit Recht entgegengetreten. Mit Recht wird dagegen 
die Unterlaſſungsklage für ausgeſchloſſen erachtet, wenn der zivilrechtlichen Verfolgbarkeit des 
Anſpruchs Gründe des öffentlichen Rechts oder der Sittlichkeit entgegenſtehen, wie bei einer 
Klage auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs angenommen worden iſt (RG 71, 85). Vgl, 
im übrigen näheres über die Unterlaſſungsklage in dieſem Kommentare Vorbem 6 vor $ 823 
und die dort angeführten reichsgerichtlichen Entſcheidungen. 

3. Über die Beweislaft für die Erfüllung von Schuldverpflichtungen vgl. zu 88 345 Anm 1, 
358 Anm 1, 362 Anm 4, 363 Anm 1 und Heat 1929, 373. 


8 242 


Der Schuldner iſt verpflichtet, die Leiſtung ſo zu bewirken, wie Treu und 
Glauben mit Nückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern 19). 

E 1224 II 206; M 197/198; P 303. 

1. Treu und Glauben mit Rüdjicht auf die Verkehrsſitte als allgemeiner Maßſtab > 
Leiſtungspflicht. Dieſe, das ganze Gebiet der Schuldverhältniſſe beherrſchende 1 
ſtimmung unterſcheidet ſich von der Auslegungsregel des § 157 inſofern, als dieſe den Wen 
inhalt, der $ 242 dagegen feiner Faſſung nach („jo zu leiſten“), nur die Le iſtungsart im —— 
hat. Der § 242 beſagt an ſich nicht, was der Gläubiger fordern darf und der Schuldner leihen 
muß; er beſtimmt vielmehr, wie zu leiſten iſt, ſei es dem Gegenſtande nach, ſei es in — 
ſehung der Zeit oder des Ortes der Erfüllung. Beide genannte Vorſchriften haben ae 
aber in der Rechtſprechung, namentlich des Reichsgerichts, immer mehr an Bedeutung gewonnen, 
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wenn es gilt, gegenüber einem formalen oder einem anſcheinend gegebenen Rechts- 
anſpruche den Verpflichteten gegen ungehörige, gegen Recht und Billigkeit 
derſtoßende Zumutungen zu ſchützen (RG 60, 164; 69, 406; 94, 69; 100 S. 131 u. 136; 
JW 1922, 4832); oder anderſeits wenn es geboten ſcheint, zugunſten des Berechtigten argliſtige 
oder unbillige, Treu und Glauben widerſtreitende Einwendungen des Schuldners zu entkräften. 
Daß der Glaubiger von ſeinem Rechte gegenüber dem Schuldner nicht lediglich zum Zwecke der 
Schikane Gebrauch machen darf, dafür will der $ 226 ſorgen. Der Zweck der Regel des $ 242 ift, 
zu hindern, daß ein, wenn auch nicht lediglich ſchikanöſes Feſthalten an dem Vertragsinhalte zu 
einem mit den billigen Anſchauungen des Verkehrs in Widerſpruch ſtehenden Ergebniſſe führe. 
805 Regel hat das Reichsgericht von jeher als einen das ganze Gebiet des 
BGB be herrſchenden Rechtsgrundſatz erkannt und durch feine Rechtſprechung als 
ſolchen herausgeſtellt, und es wird daran ſicherlich als an dem auch den neuen 
Rechtsgedanken durchaus gerecht werdenden richtunggebenden Geſichtspunkte 
auch für die kommende Rechtsentwicklung feſthalten! 

Iſt beiſpielsweiſe ein Lieferungsvertrag nur zu dem beiderſeits gewollten Zwecke abgeſchloſſen 
worden, dem Verkäufer als Entgelt für ein anderweites Entgegenkommen durch die vereinbarte 
Lieferung einen Vorteil zukommen zu laſſen, dann widerſpricht es ſchon Treu und Glauben, 
wenn der Käufer kraft ſeines formalen Vertragsrechts den Verkäufer an der Erfüllung auch dann 
noch feſthalten will, wenn dieſe den Verkäufer erheblich ſchädigen würde (RG 101, 169). Grund⸗ 
lüßlch hat eben gemäß $ 242 jeder Teil auch auf das berechtigte Intereſſe des andern Teiles 
billig Rückſicht zu nehmen und er darf insbeſondere nicht aus einem eigenen ordnungswidrigen 
Verhalten Vorteil für ſich zu gewinnen ſuchen (RG JW 1913, 129%), und, wo es die Billigkeit 
ſordert, muß er gegebenenfalls zur Abwendung einer Schädigung des andern Teils ſogar mit⸗ 
wirken. So muß der Gläubiger nach Treu und Glauben auf Verlangen des Schuldners zur Ver⸗ 
ſuberung des Pfandes ($ 1218) mitwirken, da auch er gewiſſermaßen eine Schuldnerſtellung hat 
(Ach 74, 154; 101, 47), und ein Mieter dem Vermieter zur Beſeitigung von Mängeln der Miet- 
ſache behilflich fein (RG JW 1911, 359%). Bei Verträgen, deren Wirkſamkeit von einer be hörd⸗ 
li chen Genehmigung abhängig iſt, beſteht während des Schwebens der Bedingung eine gegen- 
ſeitige Treupflicht der Parteien, auf Grund deren ſie ohne Rückſicht darauf, ob ihnen daraus 
Nachteile erwachſen, alles in ihren Kraften Stehende zu tun haben, um die Genehmigung herbei⸗ 
zuführen, und alles zu unterlaſſen haben, was dieſer Genehmigung hinderlich fein könnte (RG 
115,38; 119, 334; Warn 1927 Nr 10; JW 1926, 14271; MG 129, 376). Es iſt dies bereits eine, 
namentlich hinſichtlich der Verpflichtung zur poſitiven Mitwirkung, recht weitgehende Ausdehnung 
der aus dem Grundſatze von Treu und Glauben herzuleitenden Vertragspflichten. 

A 2. Bei Verträgen führt die Regel des § 242 ferner zu dem Grundſatze, daß jeder Teil bei der 
Abwicklung des Vertragsverhältniſſes dem ihm bekannten beſonderen Intereſſe des 
Bede rn Rechnung zu tragen (MG 101, 49) und fein Verhalten jo einzurichten hat, daß eine 
Jenachteiligung des andern tunlichſt vermieden wird, widrigenfalls er bei vorſätzlicher oder auch 
Sch fahrläſſiger Verletzung dieſer Vertragspflicht auf Erſatz des dem andern entſtandenen 
chadens haftbar iſt (RG Warn 1910 Nr 247; RG 122, 251; vgl. zu $ 276 Anm 2 am Schluſſe). 
la her iſt der Scheckkunde der Bank gegenüber verpflichtet, die ihm übergebenen Scheckformu⸗ 
sel ſorgfältig aufzubewahren und macht ſich erſatzpflichtig, wenn er Blankoſchecks einem Ange⸗ 
wil der Bank aushändigt, obwohl erkennbar iſt, daß dieſer ſie zu Veruntreuungen benutzen 
90 ORN 1929, 188). Daher kann ferner ſchon die an ſich berechtigte Ablehnung der Annahme 
fern Teilleiſtungen bei einer teilbaren Leiſtungspflicht als Mißbrauch des Ablehnungsrechts anzu- 
0 hen ſein (RG Seuff A 76 Nr 22). Unter außerordentlichen Verhältniſſen, wie ſolche zur Zeit 
8 Beſetzung im Ruhrgebiet beſtanden, iſt eine gewiſſe Nachſicht auch für ein nicht ver⸗ 
ande mäßiges Handeln des Vertragsgegners und ein dementſprechendes Handeln des 
ei ern Teiles geboten (RG 114, 379; HRR 1928, 7). Daher muß auch die Bahnverwaltung für 
fi weilige Aufbewahrung des ihr anvertrauten Frachtgutes ſorgen, falls es nicht feiner Be⸗ 
mung zugeführt werden kann (RG 108, 343). Daher iſt ferner auch nach vollzogener Ab⸗ 
tung der Zedent verpflichtet, alles zu unterlaſſen, was die Einziehung der Forderung durch 
Mer Zeſſionar beeinträchtigt (RG 111, 303). Iſt in einem Vertrage einer Vertragspartei das 
eingeräumt, in einen von der andern Vertragspartei mit einem Dritten zu ſchließen⸗ 

18 Vertrag einzutreten, ſo wird dadurch nach Treu und Glauben auch die Verpflichtung 
er andern Partei begründet, jener über den Inhalt des Vertrags mit dem Dritten Auskunft zu 
ei len, um ihr dadurch die Mittel zur Ausübung ihres Rechts zu gewähren; $ 510 enthält nur 
* ſpezielle Anwendung dieſes Rechtsſatzes auf den Verkauf (RG 126, 123). . 
ue dem in neuerer Zeit häufig vorkommenden Vertrage zwiſchen dem Herſteller eines 
ius und einem Filmverleiher über den Vertrieb des Films entſpricht es der durch 

U gebotenen Berückſichtigung der einem Vertragsteile bekannten beſonderen Zwecke und 
vn nde des anderen Teiles, daß der Herſteller dem Filmverleiher auf Verlangen den Film 
führt, bevor dieſer ihn übernimmt; eine hartnäckige Weigerung, ſolchem Verlangen ſtattzu⸗ 
en, kann einen Verzug des Filmherſtellers mit einer Hauptleiſtung enthalten und demnach 
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gemäß $ 326 den Rücktritt des andern Teiles vom Vertrage begründen (RG 118, 288). — Der 
Rechtsanwalt iſt, allerdings nur wenn beſondere Umſtände vorliegen, auf Grund des § 242 
verpflichtet, die Partei auch auf wirtſchaftliche Bedenken gegen die beabſichtigte Rechtsver⸗ 
folgung, insbeſondere auf die entſtehenden unverhältnismäßig hohen Anwaltsgebühren hinzu⸗ 
weiſen (RG 118, 366). 

Bei einem Mietvertrage kann aus dem beſonderen Vertragszwecke eine Verpflichtung des 
Vermieters folgen, von dem Mieter Wettbewerb im Miethaufe, unter Umſtänden auch außer 
halb des Miethauſes, fernzuhalten (RG 119, 353; 131, 276; 136, 270). Auch nach Erfüllung eines 
Dienſtvertrags können aus dem Dienſtverhältnis nach der von Treu und Glauben beherrſchten 
Verkehrsſitte gemäß $ 242 in Verbindung mit der das Weſen des Dienſtvertrags beherrſchenden 
Treupflicht (vgl. Vorbem. 1, 4 vor $ 611) weiterhin Verbindlichkeiten beſtehen bleiben; jo bei 
einem Herausgebervertrage die Pflicht des Herausgebers, dem Verleger keinen Wettbewerb 
zu machen: RG 113, 72. Auch ein vertragsmäßig begründetes Wettbewerbsverbot kann nicht 
zur Anwendung gelangen, wenn ſeine Anwendung unter den gegebenen Umſtänden gegen Treu 
und Glauben im Verkehr verſtieße: RG 113, 74. Bei Vertragsverhältniſſen, welche die Inter⸗ 
eſſen beider Teile eng miteinander verknüpfen (Dienft-, Geſellſchafts⸗, Agenturverträgen) und 
überhaupt bei Verträgen für längere Dauer, die ein gegenſeitiges Verkrauensverhältnis 
erfordern, kann jeder Teil bei wichtigem Grunde friſtlos kündigen (RG 65, 37; 78, 385; JW 1919, 
30916; RG 115, 365, Herausgebervertrag). Bei einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtsiſt 
es den Geſellſchaftern nicht erlaubt, ihre eigenen Sonderintereſſen oder die eines Dritten vor dem 
Geſellſchaftszwecke zu bevorzugen (RG 13. 4. 12 IV 353/11). Ein Geſellſchafter, der ſich das 
Recht zur Übertragung des Geſellſchaftsrechts auf fremde Perſonen vorbehalten hat, muß hierbei 
das Intereſſe der Geſellſchaft im Auge behalten, andernfalls können die Geſellſchafter die Über⸗ 
tragung ablehnen (RG 92, 167). Bei einem Verlagsvertrage über mehrere oder alle 
Auflagen iſt der Verleger verpflichtet, dem Verfaſſer zur Bearbeitung der neuen Auflage eine 
angemeſſene Friſt zu gewähren, unter Berückſichtigung von Krankheit oder ſonſtiger zeitweiliger 
Verhinderung, und er darf mit etwa erforderlichen Erſatz oder Ergänzungsarbeiten nur einen 
geeigneten Bearbeiter betrauen (R 112, 173 auf S. 179, 184). Auch bei der Verpflichtung zu 
„koſtenloſer“ Überlaffung künftiger Erfindungen kann nach $ 242 in Einzelfällen ein Anſpruch auf 
angemeſſene Gegenleiſtung begründet ſein (RG 112, 366). Mit dem Grundſatze des § 242 iſt es 
unvereinbar, daß der Verpflichtete, der vertragswidrig gehandelt hat, daraus (beiſpielsweiſe aus 
ſeinem Verzuge) Vorteile zieht (RG JW 1913, 129%). Der Schuldner, dem eine aufrechnung?“ 
fähige Gegenforderung zuſteht, darf mit dieſer nicht nur teilweiſe aufrechnen, wenn dem 
Gläubiger aus der nur ſtückweiſen Befriedigung eine beſondere Beläſtigung erwächſt, wie nament⸗ 
lich nach den § 1142 bis 1145 der Fall wäre (RG 79, 359). Bei einem Werkvertrage hat der 
Beſteller, wie beim Dienſtvertrage nach $ 618 der Dienſtberechtigte, die laut Vertrag von ihm zu 
beſchaffenden Arbeitsräume, Vorrichtungen und Geräte jo herzurichten, daß Leben und Ge- 
ſundheit des 1 (Unternehmers) nach Möglichkeit geſchützt find (Rh 80,28; 
88, 435; JW 1914, 14). Wenn der Gläubiger vertragswidrig gehandelt hat, iſt der 
Schuldner berechtigt, auch fein eigenes Verhalten dementſprechend einzurichten. Beiſpielsweiſe 
iſt der Schuldner befugt, bei Abnahmeverzug des Gläubigers die Kaufſache preiszugeben, fall 
ihre fernere Bereithaltung ihn zu Aufwendungen nötigen würde (RG 60, 160). Zerſtört, bei 
dauernden Geſchäftsverbindungen ein Teil das zur Durchführung des Vertrags erforderliche 
Vertrauen und gute Einvernehmen, dann ift der andere Teil zur Erfttllung jedenfalls jo lange 
nicht verpflichtet, als eine Anderung im Verhalten des andern Teiles nicht erkennbar geworden if 
(RG Seuffel 67 Nr 195; Warn 1911 Nr 223). — $ 242 beherrſcht auch das Schuldverhältnis 
derjenigen, die keine urſprünglich eigene Verpflichtung zu erfüllen, ſondern nur für die Ber⸗ 
pflichtung eines andern einzuſtehen haben, wie insbeſondere die Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft für deren Verpflichtungen (RF 136, 272). Der $ 242 gewährt dem 
Schuldner (Verkäufer) auch ein Leiſtungsverweigerungsrecht, wenn er erkannt hat, daß 
der Gegner (Käufer) mit der ihm zu gewährenden Sache einen verbotswidrigen Gebrauch machen 
(Kettenhandel oder Preiswucher treiben) will (RG 99 S. 52 u. 156); ein gleiches Recht hat unter 
entſprechenden Umſtänden auch der Käufer (RG 105, 178). Ebenſowenig kann dem Verpflichteren 
zugemutet werden, daß er durch ſeine Leiſtung bei einem geſetzlich verbotenen oder wider bie 
guten Sitten verſtoßenden Geſchäfte mitwirke (NG 106 S. 307, 318); oder daß er ſich der Gef 
einer Beſtrafung oder einer Beſchlagnahme durch die Leiſtung ausſetze (MG 107,175); er — 
die Lieferung einer Ware, die der Käufer im Wege eines unbeſugten Handelsbetriebs weiter 
veräußern will, verweigern, und zwar auch dann, wenn er von dieſer Abſicht bereits bei Abſchlu 
des Kaufes Kenntnis gehabt hat, da in dieſem Falle das Geſchäft wegen Verſtoß es gegen 
guten Sitten nichtig ſein würde (RG 106, 317). — Eine treffende Anwendung von $ 242 macht 
der $ 320 Abſ 2 (SeuffA 67 Nr 2; vgl. $ 320 A 7), ferner $ 259 Abſ 3 (RG Warn 09 Nr 401). 
Dementſprechend darf auch der Vermieter von ſeinem Kündigungsrechte nicht Gebrauch mag 40 
wein nur unerhebliche Teile der Mietsraten rückſtändig geblieben find (NG 82, 54786, 
Aus dem gleichen Geſichtspunkte kann aus einer Überſchreitung einer bedungenen dri 
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(Ladungsſriſt) ein Rücktrittsrecht nicht hergeleitet werden, wenn die Verſpätung ganz gering⸗ 
fügig ift und zudem das Intereſſe des Berechtigten an der Einhaltung der Friſt ſo unweſentlich 
erſcheint, daß deſſen Berückſichtigung mit den Grundſätzen von Treu und Glauben unvereinbar 
wäre (RG 117, 356). Der Käufer, der wandeln will, darf das Erbieten des Verkäufers, die 
Sachmängel zu befeitigen, nicht ablehnen, wenn der Vertrag nach Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſitte dahin auszulegen ift, daß er ſich die Nachbeſſerung gefallen laſſen 
muß (RG 61, 92); welcher Fall namentlich dann vorliegen wird, wenn die Parteien beim Ver⸗ 
kragsſchluſſe von vorhandenen Sachmängeln ſprachen und dabei erkennen ließen, daß die nach⸗ 
trägliche Beſeitigung etwaiger weiterer Mängel im Vertragszwecke läge (RG 87, 337). Treu 
und Glauben erheiſchen, daß, über die Vorſchrift des $ 162 Abſ 2 hinaus, die ein vorſätzlich oder 
mindeſtens fahrläſſig ſchuldhaftes Handeln vorausſetzt (RG 122, 247; vgl. zu $ 162), der Gläubiger, 
der den Eintritt der Bedingung, von welcher die Fälligkeit der Forderung abhing, wenn auch 
nur objektiv rechtswidrig, herbeigeführt hat, aus der dadurch eingetretenen Fälligkeit keine 
Rechte herleiten kann; einem ſolchen Vorgehen würde die Einrede der allgemeinen Argliſt ent- 
gegenſtehen (RG in Recht 1931 Sp. 387). — Treu und Glauben verlangen bei Verpachtung von 
Grundſtücken zur Gewinnung von Bodenbeſtandteilen nicht, daß der Verpächter auch ohne beſon⸗ 
dere Abrede für lohnenden Abbau einſtehe (RG Warn 08 Nr 39). Über die Bedeutung der Vor⸗ 
ſchrift des § 242 für die Vertretungspflicht des Schuldners vgl. zu § 276 A 5 am Schluſſe. — 
f Zurückgreifen auf die allgemeine Vorſchrift des 8 242 iſt ausgeſchloſſen, wenn beſondere 
Spezialvorſ chriften eingreifen, wie die über die Gewährſchaftshaftung beim Kaufe (RG 135, 
346 und die dort angeführten Entſcheidungen) oder auch, wie hinzuzufügen ift, die Vorſchriften 
der Aufwertungsgeſetze (vgl. unten As zu c). 

3. Bei dinglichen Anſprüchen aus $$ 985, 1004 hat die für Schuldverhältniſſe gegebene Regel 
des 9242 keine Stelle. Derartige Anſprüche müſſen durch Herſtellung des geſetzmäßigen Zu⸗ 
ſtandes ſchlechthin erfüllt werden (RG 51, 411; 92, 11; 93, 105; Warn 1910 Nr 271; vgl. auch 
RG 131, 178). Vgl. 8275 A 2 Schlußabſatz. Wohl aber ift für die Grundſätze des § 242 (wie 
auch für die der 88 275, 323) Raum in Anſehung der aus Reallaſten entſpringenden je- 
weiligen Leiſtungspflichten (was in RG LZ 1922, 327 dahingeſtellt geblieben), da aus 
der Reallaſt auch ſchuldrechtliche Verpflichtungen hervorgehen. 

4. Durch die Vorſchrift des § 242 iſt auch ein der gemeinrechtlichen exceptio doli generalis 
\braesentis) entſprechender Rechtsbehelf geſchaffen worden (RG 58, 356 u. 428; 64, 223; 71, 
4355 75, 342; 86, 192; 87, 282; 89, 105; 90, 64 u. 216; 107, 363; 135, 376). Doch darf dieſe 
Einrede keineswegs fo weit ausgedehnt werden, daß dadurch jeder „unbilligen Rechtsver— 
dolgung“ entgegengetreten werden könnte (RG 86, 194 und in HRR 1928, 1882). Es ſteht 
dielmehr mit dem durch $ 242 zur Grundlage des Rechtsverkehrs gemachten Satze von Treu und 
Glauben regelmäßig nicht in Widerſpruch, daß der Schuldner genötigt wird, auch eine unbillig 
erſcheinende Leiſtung, zu der er ſich verpflichtet hat, zu machen; in dieſem Sinne hat der Satz: 
g acta gunt servanda“ feine volle Berechtigung. Dem Richter wird durch $ 242 unter norma⸗ 
90 10 Verhältnis fen — anders in der durch die Kriegszeit und die Geldentwertung geſchaffenen 

ußerordentlichen Sachlage, vgl. darüber Anm 5 — nicht allgemein die Befugnis erteilt, in ge⸗ 
bobene Vertragsverhältniſſe einzugreifen, um einen billigen Ausgleich zwiſchen den Belangen 
Elder Parteien zu ſchaffen (RG 131, 177). Andererſeits ift die Einrede nicht auf den Fall der 
clean (9226) zu beſchränken, kann vielmehr auch aus andern Vorſchriften des Geſetzes her. 
mit het werden. Eine poſitive Grundlage für fie iſt namentlich in $ 826 zu finden, inſofern als 

it ihr einem den Tatbeſtand dieſer Vorſchrift erfüllenden Vorgehen auch dann mit Erfolg ent- 
9r8engetreten werden kann, wenn es fich auf formales Recht ſtützt (NG a. a. O.; vgl. auch RG 
Ae e 58, 356; 61, 359; 64, 220; 71, 434). Einen beſonderen Anwendungsfall der Argliſteinrede 
„det der unten (A 5 zu a) noch zu beſprechende Einwand der veränderten Umſtände 
‚108. clausula rebus sie stantibus). — Es liegt im Sinne der Rechtsordnung, daß jeder fein Tun 
55 Laſſen fo einzurichten hat, wie es Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ver⸗ 
Saben, und niemand darf in einer wider die guten Sitten verſtoßenden Weiſe einem andern 
„üben zufügen (NG ZW 04, 4825; 1917, 4602). So darf beiſpielsweiſe ein Verkäufer jelbit- 
Wlertigter kunſtgewerblicher Erzeugniſſe, die eines Urheberſchutzes entbehren, die Lieferung ver⸗ 
Beſgern, wenn wegen des früheren Verhaltens des Käufers andern Lieferanten gegenüber die 
Boſergnis begründet iſt, daß der Kaufer auch die Arbeitsleiſtungen des Verkäufers zu eigenem 
pen teile, aber zum Schaden des Verkäufers ausnutzen und jo gegen den Grundſatz des $ 826 
ſeſtoßen würde (RG 101, 1). Gegeben iſt die Einrede nur dann, aber andererſeits auch 
leis dann, wenn das gegenwärtige Verhalten des einen Teiles, insbeſondere 
zein Vorbringen im Rechtsſtreit, mit Rückſicht auf fein früheres Verhalten 
gegen Treu und Glauben verſtößt (RG 58, 350 u. 429; 64, 223; 71, 435; 76, 354; 
eines 108, 110; Warn 1914 Nr 326; 1915 Nr 256; J 1917, 460°); oder wenn der Grundfap 
d greift: dolo facit qui petit quod redditurus est (RG JW 1912, 459). Erforderlich iſt jedenfalls, 
8 die Einrede aus einem eigenen Intereſſe, weder alſo aus dem Intereſſe eines Dritten 

och dem der Allgemeinheit entnommen iſt (NG 91, 332). Zuläſſig iſt die Einrede unter 
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den gegebenen Vorausſetzungen auch gegenüber einem Begehren, das ſich auf eine rechtskräftige 
Entſcheidung ſtützt (RG 61, 359; 69, 277; 75, 213; 78, 389; Warn 1920 Nr 110; 1922 Nr 45); 
unter Umſtänden auch gegenüber einem Entmündigungsbeſchluſſe, falls nämlich! der An⸗ 
tragſteller auf den vom Gerichte gehörten Sachverſtändigen argliſtig eingewirkt hat (RG Warn 
1922 Nr 46); weiter zur Zurückweiſung des Einwandes der Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts 
wegen Formmangels, jedoch nur, wenn diejenige Partei, die ſich auf die Nichtigkeit beruft, wenn 
auch nur fahrläſſig, die andere in den Irrtum verſetzt hat, die Form ſei nicht nötig (RG 58, 428; 
71, 435; 76, 354; 78, 354; 85, 120; 86, 192; 87, 282; 91, 362; 96, 313; 107, 181, 357; JW 1917, 
460°; Warn 1914 Nr 273; 1917 Nr 13 u. 174; JW 1926 1810; Warn 1926 Nr 113; JR 1926, 
368; Rc 117, 124 und die dort angeführten Entſcheidungen, wo auch dargelegt ift, daß ſonſtige 
Entſcheidungen nichts Entgegenſtehendes enthalten; ſowie R% 117, 295). Danach bedarf es nicht 
etwa des Nachweiſes, daß die Partei bereits bei Abſchluß des Vertrags argliftig gehandelt, ins ⸗ 
beſondere damals ſchon die Abficht gehabt habe, ſich auf die von ihr ſelbſt herbeigeführte Nichtig⸗ 
keit zu berufen (jo RG III 302/25, 4. 5. 26). In der gleichen Richtung iſt in RG III 795/23 
4. 11. 24 ausgeſprochen, es verſtoße wider Treu und Glauben, wenn der Vertragsteil, der durch 
ſein Verhalten, wenn auch ohne Argliſt, den anderen Vertragsteil zu der Überzeugung gebracht 
habe, daß die Vertragsgrundlage, auf die fußend beide Teile den Vertrag geſchloſſen haben, 
wirklich vorhanden ſei, den Vertragsgegner an dem Vertrage feſthalten wolle, nachdem die Ver 
tragsgrundlage fich als nicht vorhanden erwieſen habe; ebenſo RG in HRR 1933, 464 und die dort 
angeführten Entſcheidungen. Damit iſt die Maßgeblichkeit der Geſchäftsgrundlage in gewiſſen 
Fällen bereits anerkannt. Vgl. über dieſe im übrigen die Anmerkungen 5 vor a und zu a, ſowie 6. 
Die Einrede der allgemeinen Argliſt greift Platz auch gegenüber dem Einwande der Ber’ 
jährung, und zwar ſchon dann, wenn der Schuldner durch ſein Verhalten, wenn auch unab- 
ſichtlich, den Gläubiger von der rechtzeitigen Erhebung der Klage abgehalten hat, ſei es, daß er 
ſie ihm unmöglich machte oder ihm auch nur ausreichenden Anlaß 1 7 ſie aufzuſchieben, weil er 
nach verſtändigem Ermeſſen annehmen durfte, daß ein Rechtsſtreit nicht notwendig ſein werde 
(RG 57, 376; 78, 134; 87, 281; 109, 309; 115, 135; JW 1919, 1022 u. 3044; 1927, 658; abweichend 
MG 64, 223). Vgl. dazu 9 222 A 3. Ferner auch gegenüber einer Irrtums anfechtung (RG 102, 
88). Die Einrede iſt auch ſtatthaft gegenüber der Geltendmachung einer Forderung aus einem 
durch argliſtige Täuſchung (8123) herbeigeführten Vertrage, nachdem die einjährige An 
fechtungsfriſt verſäumt ift; der Schuldner kann die Leiſtung verweigern, muß aber bereit fein, 
ſeinerſeits die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren (RG 60, 294; 79, 197; 130, 215). Ferner 
gegenüber dem Anſpruche auf eine vereinbarte Vorleiſtung, wenn Anlaß zur Befürchtung ber 
ſteht, daß der Kläger ſich der ihm obliegenden Leiſtungspflicht, insbeſondere auch der Aufwer⸗ 
tung des Kaufpreiſes (vgl. unten zu 5) zu entziehen beabſichtige (R 112, 149 und die dort ange” 
führten Entſcheidungen, ſowie RG 112, 198). Sie iſt auch ſtatthaft gegenüber Bereiche rungs⸗ 
anſprüchen (RG 135, 376). Der Einrede iſt jedoch nicht dahin Neun zu geben, daß die Gel⸗ 
tendmachung von Anſprüchen aus gegenſeitigen Verträgen durch den Einwand auf“ 
geſchloſſen würde, der Kläger habe den Vertrag ſelbſt verletzt, da in ſolchem Falle der Schuldner 
von den ihm dafür geſetzlich gegebenen Rechtsbehelfen (der Leiſtungsverweigerung, der Zurück 
haltung, des Rücktrittsrechts, des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung) Gebrauch machen könnte 
und ſchon hierdurch genügend geſchützt wäre, jo daß es der Einrede der Argliſt nicht erſt bedürfte 
(RG Warn 1920 Nr 186; JW 1921, 1232). Die Einrede ift jedenfalls inſoweit zuzulaſſen, als 
fie zu einer aus dem Geſetze ſelbſt erkennbaren Beſchränkung einer Vorſchrift (8 817) führt (R 
Seuff A 72 Nr 57, wonach der Empfänger einer Leiſtung außer den Vorteilen des $ 817 Saß ? 
nicht auch noch die Vorteile aus der Nichtigkeit des Geſchäfts ziehen darf und deshalb gegenüber 
der Geltendmachung der Nichtigkeit die Einrede der Argliſt durchgreift). Gemäß 9 242 darf der 
Schuldner auch dann die Erfüllung verweigern, wenn er ſich der Beihilfe zu einer 947 
ſetzlich verbotenen Handlung oder der Begünſtigung einer unlauteren Machenſchaft ſchulbig 
machen würde, und es kann dieſer Einwand auch noch in der Reviſionsinſtanz vorgebracht 
werden (RG 96, 237; 99, 157; 102, 294; 3W 1922, 912). Im Verſicherungsverhältnis für 
fremde Rechnung kann der Verſicherer dem Verſicherten (der hier von dem Verſicherungs⸗ 
nehmer ſcharf zu unterſcheiden iſt) die Einrede der allgemeinen Argliſt zur Begründung ein 
Rechtsverluſtes nur entgegenſetzen, wenn dieſem ein vorſätzliches Handeln zur Laſt fällt 
117, 331). — Die Würdigung der Einrede iſt ihrer Natur nach dem völlig freien Ermeſſen d 
Richters je nach den Umſtänden überlaſſen (RG 85, 120). ae 
Unter Umſtänden kann das bisherige Schweigen des Berechtigten gegenüber Verſäummiſſen 
des Verpflichteten, oder ſein paſſives Verhalten überhaupt dem Verpflichteten die Einrede 175 
währen; falls nämlich die Verzögerung der Rechtsausübung nicht mehr mit der guten Si 
vereinbar ift (RG Warn 1919 Nr 22). So darf der Gläubiger von der eee Klauſel u 
mehr Gebrauch machen, wenn er längere Zeit (monatelang) geſchwiegen hat, obwohl eine un “ 
von Ratenzahlungen ſchon rückſtändig geblieben waren (RG Warn 1920 Nr 192). Bei dem 75 
gebote „freibleibend“ entſteht zwar noch keine Bindung; ſchweigt der Anbietende aber, nachbe * 
der Gegner ſeinerſeits das entſprechende Angebot gemacht hat (vgl. $ 157 A 3 „Klauſel freible 
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bend“), dann gilt er als zuſtimmend (RG Warn 1921 Nr 38). Das Recht zum Rücktritte vom 
Vertrage auf Grund einer Freizeichnungsklauſel erliſcht zwar nicht ſchon durch das Unterlaſſen 
einer alsbaldigen Erklärung, wohl aber durch eine Verzögerung, die wider Treu und Glauben 
verſtößt (RG Warn 1919 Nr 22; 1920 Nr 71). Der Käufer darf feinen Anspruch nicht mehr gel⸗ 
tend machen, wenn er den die Vertragserfüllung beſtimmt verweigernden Verkäufer in einer 
wider Treu und Glauben verſtoßenden Weile darüber im ungewiſſen gelaſſen hat, ob er die Er⸗ 
füllung noch verlange (RG 88, 262; 91, 345). Grundſätzlich braucht ſich der Gläubiger auf die 
Erfüllungsverweigerung des Schuldners allerdings nicht zu erklären; aber unter Umſtänden 
iſt das bei Verluſt des Forderungsrechts nach Treu und Glauben gleichwohl erforderlich (R& JW 
1916, 829). Wer Schadenserſatz wegen ernſtlicher Erfüllungsverweigerung verlangen will, 
darf die entſprechende Erklärung nicht ungebührlich verzögern (RG SeuffA 76 Nr 75). Allge⸗ 
mein iſt unter Berückſichtigung des § 157 anzunehmen, daß, wenn dem Berechtigten abredegemäß 
unter gewiſſen Vorausſetzungen ein friſtloſes Kündigungsrecht zuſtehen oder die ſofortige 
Fälligkeit eintreten ſoll, das hieraus entſpringende Recht innerhalb einer angemeſſenen Zeit 
geltend zu machen iſt, widrigenfalls es erliſcht; es widerſpricht Treu und Glauben, den Verpflich⸗ 
teten in einem ihm beſonders läſtigen Schwebezuſtande zu belaſſen (Rö 88, 145; Gruch 47, 
905 Warn 08 Nr 283; YW 1912, 385“ u. 5725; 1915, 5725). Doch ſetzt, wie in RG 8. 2. 26, V 
250, 25 hervorgehoben worden iſt, die Anwendung dieſer Grundſätze voraus, daß der Berechtigte 
2 der Art der Klauſel und den ganzen Umſtänden des Falles annehmen mußte, dem Verpflich⸗ 
ten ſei der Zuſtand läſtig und für ſonſtige Entſchließungen hinderlich. Der Verluſt des Rechts 
wird zutreffendenfalls auch nicht dadurch gehindert, daß der Verpflichtete nach der unzeitgemäß 
erfolgten Kündigung um deren Rücknahme bittet und nicht das Erfüllungsverlangen ſofort und 
unbedingt zurückgewieſen hat (RG Warn 1918 Nr 201). Bei Ausübung des vertragsmäßigen 
ücktrittsrechts kann unter Umſtänden Treu und Glauben es erfordern, daß der Gläubiger 
zuvor feinen Rücktritt für den Fall weiterer Unpünktlichkeit in der Erfüllung androht (RG Warn 
18 Nr 136). Geringfügige und unverſchuldete Friſtüberſchreitungen, beſonders 
hinſichtlich Anzeigen und Erklärungen bei Rechtsverhältniſſen, deren Natur eine Nachſicht fordert, 
Und unſchädlich, falls nicht abredegemäß der Grundſatz gelten ſollte, daß jede Friſtverſäumnis 
zlülſcheidend fein ſolle (RG 92, 210). Der Empfänger einer Ware mit verborgenen Mängeln 
unn deren Vorhandenſein nicht mehr rügen, wenn er, trotz Vorliegens genügender Anhalts⸗ 
ante für ihr Vorhandenſein, ſich an den Wortlaut des $ 377 Abſ 3 HGB klammernd, ſchweigt 
— 99, 247). Enthält ein Schreiben nur eine Aufforderung an den Gegner, ſeinerſeits ein Ange⸗ 
t zu machen, faßt aber der Gegner das Schreiben irrtümlich als ein ihm gemachtes Angebot 
aal und gibt er das durch feine Gegenerklärung zu erkennen, dann ift der andere nach Treu und 
(ue ben zur Aufklärung verpflichtet, und durch ſein Schweigen kommt der Vertrag zuſtande 
la 628 1920, 178). Vgl, auch $$ 146 A1 und 147 A1 Abſ 2. — Bei Käufen auf Abruf 
1 4 der Käufer des Erfüllungsanſpruchs dadurch verluſtig gehen, daß er den Abruf wider Treu 
3 Glauben verzögert (RG Warn 1918 Nr 161; JW 1919, 4995). An und für ſich verliert aber 
tr Käufer feinen Anſpruch noch nicht durch Verzögerung des Abrufs (RG Seuffl 69 Nr 3, be⸗ 
qulfen einen Teillieferungsvertrag). Iſt bei einem Teillieferungsvertrage vereinbart, daß der 
m ufer bei verſpätetem Abrufe einer Teillieferung ohne Erinnerung zu weiteren Lieferungen 
u verpflichtet ſein ſolle, ſo geht er dieſer Vergünſtigung nach Treu und Glauben noch nicht da⸗ 
u berluftig, daß er nach längerer Geſchäftsübung aus Entgegenkommen von der Vertragsab⸗ 
5 micht Gebrauch gemacht hat (28 1919, 967%). Treu und Glauben widerſpricht es auch, wenn 
es — Verſicherungsvertrage der Verſicherer von einem vertragswidrigen Verhalten 
nis Serficherungsnehmers (Verſicherung einzelner Transporte bei anderen Geſellſchaften) Kennt⸗ 
ut, es aber längere Zeit ſtillſchweigend geſchehen läßt, um den Verſicherungsnehmer von ber 
ihm bung des ihm vertragsmäßig zuſtehenden Kündigungsrechts abzuhalten, und ſpäter die 
anf aus dem Verhalten des Verſicherungsnehmers vertragsmäßig erwachſenden Rechte (Prämien ⸗ 
ie bruch auch für die anderweit verſicherten Transporte) geltend macht; ein ſolcher Anſpruch wird 
nr und des g 242 als verwirkt angeſehen (RG 123, 163). — Hat der Berechtigte die Zuwider 
es dlung gegen ein Wettbewerbs verbot längere Zeit (wiſſentlich) geduldet, dann verſtößt 
Diber Treu und Glauben, wenn er nachträglich die Strafe fordert (RG Warn 1914 Nr 44). 
get le der Verkäufer fortdauernd innerhalb beftimmter Friſt zu liefern und iſt er dem nicht nach⸗ 
l men, dann kann der Käufer die Nachholung der Lieferungen durch das Angebot eines unver 
men mäßig großen Teiles der Warenmenge noch kurz vor Ablauf der Lieferfriſt als eine nicht 
= ordnungsmäßige Leiſtung ablehnen (RG 96, 127). 
inde uch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts heiſcht der Grunbfap des $ 242 Anerkennung; 
ct ſſen iſt er auf dieſem Gebiete nur mit den der Eigenart dieſes Rechtsgebietes entſprechenden 
SRR änkungen und mit großer Vorſicht anzuwenden (RC 113, 81; Mundſch 1927, 1595; 
1931, 243, 399). Insbeſondere iſt für Gehaltsanſprüche von Beamten der Geſichts⸗ 
mehr der Verwirkung durch längeres Schweigen (vgl. oben) grundsätzlich nicht anwendbar; viel⸗ 
werd mäffen für Verzichte von Beamten auf ihre Rechte klare und beſtimmte Erklärungen gefordert 
en (RG 96, 302; 114, 130; HRR 1931, 243; vgl. über die Aufwertung von Beamten⸗ 
24* 
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bezügen unten Ad, über die Verwirkung des Aufwertungsanſpruchs für Beamtenbezüge 
Ada. Dem Verlangen eines Beamten auf nachträgliche Gehaltszahlung ſoll nach RG 
125, 318 der Einwand der allgemeinen Argliſt wegen Verletzung der Dienſtpflichten nicht ent⸗ 
gegengehalten werden können, weil die Folgen von Dienſtpflichtverletzungen durch die Diſziplinar⸗ 
geſetze geregelt ſeien und das Gehalt nicht die Vergütung für einzelne Dienſte ſei, ſondern Unter⸗ 
haltscharakter habe; vgl. auch ZW 1928, 150319. 1 
5. Die Vorſchrift des § 242 iſt auch geeignet, ſoweit erforderlich, einen Erſatz zu bieten für die 
in das BGB als allgemeiner Rechtsſatz nicht aufgenommene ſog. „elausula rebus sie stantibus“, 
d. h. das Recht, ſich gegenüber einer vertragsmäßig übernommenen Verbindlichkeit auf eine nach⸗ 
träglich eingetretene Veränderung der Umſtände zu berufen, unter denen und mit Rückſicht auf 
welche der Vertrag von beiden Parteien oder einer von ihnen abgeſchloſſen worden iſt, ohne daß 
ſie ausdrücklich oder ſtillſchweigend zur Bedingung für die Wirkſamkeit des Vertrags erhoben wor⸗ 
den ſind. In anderer Form ausgedrückt handelt es ſich dabei um die Frage der Bedeutung der 
„Vorausſetzung“ (Windſcheid) oder der „Geſchäftsgrundlage“ (Dertmann) für die Wirkſam⸗ 
keit der Verträge. Indem der 9242 beſtimmt, daß der Schuldner ſo zu leiſten hat, wie es Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern, ſpricht er zugleich aus, daß eine Leiſtung 
von dem Schuldner nicht verlangt werden kann, wenn die Verhältniſſe ſich derart geändert haben, 
daß ein ſolches Verlangen Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte widerſprechen 
würde; weiter aber auch poſitiv, inſofern über die bisher der elausula zugeſchriebene Bedeutung 
hinausgehend, daß der Gläubiger eine den veränderten Verhältniſſen entſprechende 
Leiſtung vom Schuldner verlangen kann, wenn Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte es erfordern. Es kommt deshalb nur darauf an, zu beſtimmen, in welchen Fällen 
dieſer Tatbeſtand als gegeben anzuſehen iſt. Dabei handelt es ſich (wie in der 5. Auflage von 
Kiehl durchaus zutreffend hervorgehoben worden ift) um den Kampf zwiſchen dem Satze: „Pact® 
servanda sunt“ in dem Sinne, daß unter allen Umſtänden die eingegangene Verpflichtung buch · 
ſtäblich erfüllt werden muß und nur buchſtäblich erfüllt zu werden braucht — einem Satze des 
ſtarren formalen Rechts — und den Anforderungen, welche die Billigkeit, das geſunde Rechts ⸗ 
bewußtſein und Treu und Glauben zu ſtellen berechtigt find. Dieſer Kampf iſt mit voller Heftig* 
keit entbrannt infolge der beſonderen und anormalen Lage, die als Auswirkung der durch den 
unglücklichen Kriegsausgang und die Revolution eingetretenen Umwälzung 
aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe entſtanden war. Daß die Rechtſprechung, wenn auch 
nur unter Überwindung großer Schwierigkeiten und ſtarker Widerſtände, in dieſem Kampfe dem 
gefunden — materiellen — Rechte hat zum Siege verhelfen können, ohne in eine uferloſe Frei⸗ 
rechtlerei zu verfallen und der berechtigten Mahnung Kiehls zu vergeſſen, daß es auch dem wohl 
meinendſten Richter nicht geſtattet ſein könne, ſich über die Schranken des geltenden Rechts hin 
wegzuſetzen, ift der Vorſchrift des § 242 unſeres Geſetzbuchs zu verdanken, welches, 
ohne daß bei feinem Erlaſſe eine Lage, wie fie in der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit eintrat, auch nur 
im Entfernteſten vorherſehbar geweſen wäre, bereits Treu und Glauben als oberſten Grund. 
ſatz für die Bemeſſung der Leiſtungspflicht des Schuldners aufgeſtellt hat. Mit Recht ift von Kiehl 
auch darauf hingewieſen worden, daß der Satz „Pacta sunt servanda“ eine beſondere Gewähr 
bietet für die Rechtsſicherheit, die ein weſentliches Element des Rechtsverkehrs bildet, und da 
deshalb von ihm nur abgegangen werden kann, wenn dazu ganz beſonders ſchwerwiegende Gründe 
Anlaß geben. Aber dieſer Geſichtspunkt muß, wie auch Kiehl nicht verkannt hat, zurücktreten, 
wenn die elementarſten Anforderungen der Gerechtigkeit und Billigkeit in Frage kommen, damit 
nicht zummum ius summa iniuria werde. In dieſem Sinne hat ſich die Rechtſprechung der deut- 
ſchen Gerichte, unter Führung des Reichsgerichts, in den zahlloſen und ſchwierigen Rechtsfragen, 
welche mit der ſog. „Aufwertung“ zuſammenhängen, in der Zeit ſeit Beendigung der Inflation 
ſtetig entwickelt und iſt in den meiſten Fragen zu abſchließenden Ergebniſſen gelangt. Manche 
Fragen ſind aber auch jetzt noch nicht völlig geklärt. Noch für lange Zeit wird die Frage der Auf⸗ 
wertung im Wirtſchaftsleben und vor den Gerichten eine wichtige und beftrittene Rolle ſpielen. 
Aber auch darüber hinaus werden die für ſie gefundenen Rechtsſätze von Bedeutung ſein ſowo⸗ 
für ähnliche Erſcheinungen der Inflation in anderen Ländern, die auf deutſche Rechtsberhältniſſe 
zurückwirken können, wie auch für den hoffentlich nicht eintretenden, aber bei etwaigen neue 
Erſchütterungen des Wirtſchaftslebens keineswegs ausgeſchloſſenen Fall der Wiederholung 1 5 
licher Erſcheinungen in Deutſchland. Aber auch abgeſehen hiervon haben die für das Rechtsverhan 
nis der Aufwertung gefundenen Rechtssätze auch dauernde Bedeutung für die geſamte Reden 
lehre und Rechtſprechung, da fie in manchen Fragen allgemeiner Natur ganz neue Auffaſſunge⸗ 
ſowohl über die Tragweite und die Grenzen von vertraglichen Verpflichtungen, 8 
auch über die Stellung des Richters gegenüber dem Geſetze, insbeſondere i 
rechtsſchöpferiſche Aufgabe vor allem der höchſten Gerichte hervorgerufen haben, Auffaſſhe⸗ 
gen, die freilich zum Teil wohl auf Mißverſtändniſſen der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
ruhen. Es muß deshalb auch jetzt noch den Aufwertungsfragen ein über die ſonſt gebotene Ks 
Darſtellung hinausgehender Raum gewidmet und zur Erleichterung des Verſtändniſſes die g 
ſchichtliche Entwicklung der Rechtſprechung in ihren weſentlichen Zügen dargeſtellt werden 
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Doch muß ſich die Darſtellung an dieſer Stelle auf die an den $ 242 ſich anſchließende Aufwertung 
nach allgemeinen Vorſchriften (ſog. „freie Aufwertung“) beſchranken. Zur Ergänzung 
wird auf die Darſtellung der Aufwertung bei den einzelnen in Betracht kommenden Rechtsver⸗ 
hältniſſen in dieſem Kommentar Bezug genommen. 

2) Die Clausula rebus sic stantibus, die in der älteren gemeinrechtlichen Lehre 
als allen Schuldverträgen ohne weiteres innewohnend angeſehen und im PLALR (15 88 377—384) 
wegen Vereitelung des Endzwecks beider Parteien oder auch nur einer von ihnen, allerdings ge⸗ 
mildert durch wechſelſeitige Entſchädigungspflichten, grundſätzlich zugelaſſen war, iſt vom BOB 
nur im ganz beſtimmten einzelnen Fällen ausdrücklich anerkannt worden, nämlich in den 88.321 
(Vorleiſtungs verpflichtung), 614 (Darlehnsverſprechen), 712, 713 (Geſellſchafts⸗ 
verhältnis); vgl. die Anmerkungen zu dieſen Paragraphen. Die betreffenden Vorſchriften 
uind jedoch vom Reichsgericht von jeher entſprechend angewendet worden auf andere Vertrags⸗ 
verhältniſſe von längerer Dauer, die eine Intereſſenverknüpfung und insbeſondere ein perſön⸗ 
liches Zuſammenwirken der Beteiligten und daher ein gutes Einvernehmen und gegenſeitiges 
Vertrauen erfordern; bei ſolchen Verhältniſſen wird ein wichtiger Grund, der die Kündigung recht⸗ 
ſertigt, ſchon in einem Verhalten eines Beteiligten gefunden, durch welches dieſes gute Einverneh⸗ 
men zerſtört worden iſt (RG 65, 37; 78, 385, 424; 79, 161; JW 1919, 30910, Warn 1918, 205; L8 
1920, 8937). Im übrigen aber hat ſich das Reichsgericht zur Frage der Anwendbarkeit der Klauſel 
außerhalb der durch poſitive Geſetzesbeſtimmung geregelten Fälle auf der Grundlage des BGB zu⸗ 
nacht durchaus ablehnend verhalten. In RG 50, 255 hat der 2.36 die entſprechende Anwendung 

r 98 321 und 610 auf ſonſtige Fälle einer Anderung in der Vermögenslage einer Ber- 
tragspartei abgelehnt; er hat dabei den Satz vorangeſtellt, das BGB habe einen Satz des 
Inhalts, daß jeder Vertrag oder doch das Termingeſchäft als mit der clausula rebns 
die stantibus abgeſchloſſen anzuſehen ſei, nicht aufgenommen, und die Beratungen (Prot 2, 47) 
loßen unzweideutig erkennen, daß es ſich in den beiden Fällen, in denen die Klauſel zugelaſſen iſt, 
nicht um Anwendung eines allgemeinen Prinzips auf zwei konkrete Tatbeſtände, ſondern um die 
ſinguläre Normierung lediglich jener beſonders gearteten Verhältniſſe gehandelt habe. Gleich⸗ 
falls in Anknüpfung an die Motive (a. a. O.) führt der Senat weiter aus, es ſei allerdings in jedem 
Einzelfalle in Anwendung der 58 346 HGB, 157 BGB zu prüfen, ob nicht nach der Abſicht 
er Parteien der Rücktritt wegen veränderter Umſtände der einen oder anderen Partei zu⸗ 
ehen ſoll; das habe aber der Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum verneint. Hier wird ſonach der 
Geſichtspunkt der Geſchäftsgrundlage, die nicht Vertragsbeſtandteil ift, ganz ausgeſchaltet und die 
zzerückſichtigung veränderter Umſtände nur geſtattet, wenn fie durch Ausle ung als Vertrags- 
au halt feſtgeſtellt werden kann. — Einigermaßen anders hat ſchon der 7. 36 in RG 60, 57 die 
— tslage aufgefaßt, wo er dem Verſicherungsnehmer den Rücktritt vom Verſicherungs⸗ 
ſtalteage wegen eingetretener Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Verſicherers ge⸗ 
— mit der Begründung, es herrſche zwar darüber kein Streit, daß die clausula rebus sic 

utihus nach dem BGV im allgemeinen keine Geltung habe, es werde aber dadurch die Prü⸗ 
ung nicht ausgeſchloſſen, ob nicht im einzelnen Falle oder auch bei einer ganzen Gattung 
Run Verträgen nach der Abficht der Parteien und nach der Natur der Verträge ein 
50 trittsrecht wegen veränderter Umſtände gegeben ſei; bei dieſer Prüfung ſei auf das, was Treu 
3 auben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte fordere, Gewicht zu legen, wofür im allgemeinen 
uf die sg 133, 157 BOB Bezug genommen wird. Es wird dann aus der Natur des Verſicherungs⸗ 
niaſcags hergeleitet, daß der Verſicherungsnehmer den Vertrag in der auch dem Verſicherer 
icht verborgenen Annahme abſchließe, daß die ihm durch die Vermögensverhältniſſe des 
N edeſicherers gegebene Sicherung auch ferner andauern werde. Hier wird alſo jedenfalls nicht 
5 iglich auf Auslegung des Vertragsinhalts abgeſtellt, ſondern eine dem anderen Teile erkenn ⸗ 
de Vorſtellung eines Teiles über Umſtände, welche nach der Natur des Geſchäfts die Geſchäfts⸗ 
K cle bilden, * hinreichend erachtet, im Falle ſie wegfällt, den Rücktritt zu gewähren. In 
Rui 1 267 (2. 36) iſt — unter Ablehnung der Windſcheidſchen Vorausſetzungslehre — für den 
d ritt wegen veränderter Umſtände allerdings wieder lediglich die Auslegung und Ermittelung 
es Parteiwillens nach den Grundſätzen der $$ 133, 157 BOB für maßgebend erklärt und ange ⸗ 
emmen, daß der Vorbehalt der polizeilichen Genehmigung für die zu liefernde Drehtür zum 
artragsinhalt erhoben worden ſei. Noch in RG 86, 398 (3. 389) iſt unter Voranſtellung 
nis Satzes, durch die Vorſchriften des geltenden Rechts fei dem Richter nicht die Machtbefug⸗ 
den erteilt, zwecks Milderung der Härten des Krieges einen Ausgleich zwiſchen 
9 Be rtragsparteien zu ſchaffen, dem Mieter eines Zirkus das Rücktrittsrecht wegen der 
ſt uh den Krieg 'geſchaffenen Verhinderung an dem vertragsmäßigen Gebrauch des Mietgegen⸗ 
andes verſagt, weil ein ſolches nur dann anerkannt werden könnke, wenn es ſtillſchweigend 
ſprdeinbart wäre, was auch bei weiteſter Berückſichtigung der in den 88 133, 157 BGB ausge⸗ 
en Grundſätze aus dem Vertrage nicht entnommen werden könne; Treu und Glauben 

ee Verkehrsſitte rechtfertigten keineswegs die Abwälzung des dem Mieter durch den Krieg 
di ſtehenden Schadens auf den Vermieter. In gleichem Sinne und unter Wiederholung des 
. Machtbefugnis des Richters zum Ausgleich der durch den Krieg entſtehenden Härten ver⸗ 


und die 
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neinenden Satzes entſcheidet derſelbe Senat (RG 90, 374) den auf die durch die Kriegsverhält⸗ 
niſſe eingetretene Untgeftaltung der gaſtwirtſchaftlichen Verhältniſſe zum Schaden der Wirte 
geſtützten Kündigungsanſpruch des Mieters einer Gaſtwirtſchaft. Auch der Geſichtspunkt der 
Unmöglichkeit der Leiſtung wurde zunächſt, unter Bezugnahme auf $ 279 BGB, rundweg 
abgelehnt, ſolange noch eine Leiſtung aus der Gattung möglich ſei, was bei Geſchäften des 
Großhandels jo lange zutreffe, als überhaupt ein Marktpreis für die Ware beſtehe; die 
Anſicht, daß, wenn dieſer Marktpreis gewiſſe Grenzen überſchreite, dem; Verkäufer der Deckungs⸗ 
kauf nicht mehr zugemutet werden könne und deshalb die Leiſtung gemaß § 242 BGB nach 
Treufund Glauben von ihm nicht mehr gefordert werden dürfe, wurde ausdrücklich verworfen, 
weil eine Befreiung des Verkäufers aus ſolchem Grunde durch die Regel von Treu und Glauben 
nicht gerechtfertigt werde und in aufgeregten Zeiten die Einhaltung eines geordneten Wirtſchafts⸗ 
lebens unmöglich machen würde (RG 88, 175; 92, 322; 95, 43). Für andere, nicht auf dem 
Gebiete des Großhandels liegende Verträge hat freilich das Reichsgericht auch den 
Begriff der wirtſchaftlichen Unmöglichkeit wegen Unerſchwinglichkeit der Leistung verwertet, 
jedoch zunächſt nur in ſolchen Fällen, in denen während des Krieges durch die Ab ſperrung vom 
Auslande eine tatſächliche Unmöglichkeit eingetreten war, wegen deren die Leiſtung bis zum 
Ende des Krieges verſchoben werden mußte und in denen dann auch nach dem Kriege noch die 
Leiſtung unter Verhältniſſen hätte erfolgen müſſen, die ſie als eine weſentlich andere hätten 
erſcheinen laſſen wie die urſprünglich vereinbarte; in ſolchen Fällen wurde eine endgültige Be⸗ 
freiung des Lieferungspflichtigen angenommen (RG 88, 71; 90, 102; 92, 87; 93, 342; 94, 46); 
das wurde in Einzelfällen auch für während der Kriegszeit abgeſchloſſene Verträge auf Lieferung 
nach Kriegsende anerkannt, wenn die Anderung der Verhältniſſe durch die Revolution herbei⸗ 
geführt war (RG 98, 18). Doch wurde der in dieſen Urteilen hervorgehobene Geſichtspunkt noch 
keineswegs in allen Entſcheidungen ohne Einſchränkungen anerkannt, vielmehr noch in einem 
Urt des 3. 38 v. 8. 7. 20 (RG 99, 259) ein Losſagungsrecht des Lieferungspflichtigen wegen 
außerordentlicher und nicht vorherſehbarer Preisſteigerung der zur Beſchaffung der Kiefer 
rung erforderlichen Stoffe (Elektrizität und Dampfkraft) auch für andere Verträge als die des 
Großhandels verſagt, unter Vorbehalt einer Ausnahme einzig für den Fall, daß die Lieferung 
für den Lieferungspflichtigen „geradezu ruinös“ ſein würde. Infolge des erſt nach Abſchluß 
des Krieges mit voller Deutlichkeit hervortretenden Umfanges der durch ihn und feine Folge⸗ 
erſcheinungen verurſachten Umwälzungen hat ſich jedoch in der bis dahin jo zurückhaltenden Auf⸗ 
faſſung des Reichsgerichts ein unverkennbarer Umſchwung vollzogen. Dieſer tritt zuerſt zutage 
in dem auch in ſonſtiger Hinſicht bemerkenswerten Urt des 3. 38 v. 21. 9. 20 (RG 100, 130), 
wo das Begehren der Erhöhung einer vor Kriegsbeginn vereinbarten Vergütung für die Lieferung 
von Dampfkraft ausdrücklich „vom Standpunkte der clausula rebus slestantibus“ 
als gerechtfertigt erklärt wird. Auch dort wird freilich noch davon ausgegangen, daß das BGB 
dieſen Grundſatz nicht als einen „allgemein durchgreifenden“ anerkannt habe; es wird aber „wegen 
des durch den ungeahnten Verlauf und Ausgang des Krieges herbeigeflührten Umſturzes und Um⸗ 
ſchwunges aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ eine Losſagung von beſtehenden Verträgen „aus 
nahmsweiſe“ dann für gerechtfertigt erklärt, wenn einer Partei das Aushalten des Vertrags unter 
den neuen Verhältniſſen nicht mehr zugemutet werden könne, weil die Vertragsleiſtung jetzt wirt. 
ſchaftlich zu einer ganz anderen geworden ſei, als ſie urſprünglich von beiden Parteien geda 
und gewollt war. Die „Anknüpfung an das poſitive Geſetzesrecht“ wird dabei in den 99 242 
(8.157 iſt bemerkenswerterweiſe nur in Klammern beigefügt!) und 325 gefunden und hinzu 
geſetzt, daß ſofern man in $ 325 (vgl. auch $ 275) nicht nur die tatſächliche, ſondern auch die wirt⸗ 
ſchaftliche Unmöglichkeit zu verſtehen habe, damit im Geſetz die elausula rebus 31° 
stantibus unberhüllt zutage trete. Ausdrücklich aufgegeben wird ſodann der Satz, daß 
der Richter nicht die Befugnis habe, zwecks Milderung der Härten des Krieges einen Ausgleich 
unter den Vertragsparteien zu ſchaffen, und es wird im Gegenſatze dazu das Eingreifen des Rich. 
ters für geboten erklärt, „wenn nicht ein Treu und Glauben und jedem Gebote der Gerechtigkeil 
hohnſprechender Zustand geſchaſfen werden ſolle“. Wenn danach ſogar die Löſung des ganzen 
Vertragsverhältniſſes auf Verlangen einer Partei erfolgen könne, ſo erſcheine es auch zuläſſig, 
eine einzelne Vertragsbeſtimmung (die Höhe der Vergütung) zu ändern, ſofern der Vertrag 
nach dem übereinſtimmenden e Parteien fortgeſetzt werden ſolle 
(hier iſt allerdings wohl überſehen, daß der Lie ferungsberechtigte den Vertrag nur zu em 
alten Preiſe fortſetzen wollte). Als Leitſätze für die Anwendung der entwickelten Grundſatze 
wird ferner aufgeſtellt, daß es ſich um eine ganz ausnahmsweiſe Neugeſtaltung un 
Anderung der Verhältniſſe handeln müſſe und daß ein Ausgleich der beiderſen ite 
Intereſſen ftattfinde, nicht etwa einem Teile der ganze Nachteil aufgebürdet werde. Vgl. 
in HRR 1933, 191 (Anwendung auf alte bürgerlich-rechtliche Verpflichtungen früherer Stan” 
des herren). Nicht ganz im Einklange mit den in dieſem Urteile der Rechtſprechung geſteckten 
weiten Zielen hat freilich der gleiche Senat noch in einem Urt v. 22. 10. 20 (RG 100, 134) daran 
feſtge halten, daß eine die Losſagung rechtfertigende wirtſchaftliche Unmöglichkeit nur anerkan 
werden könne, wenn die Vertragserfüllung ganz oder nahezu den geſchäftlichen Ruin d 
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Lie ferungspflichtigen zur Folge haben würde, wenn auch nur mittelbar unter Berückſichtigung 
einer ſonſtigen in der gleichen Weiſe zu erfüllenden Lieferungsverpflichtungen. Auch in nach⸗ 
folgenden Urteilen des gleichen und anderer Senate iſt hierauf noch entſcheidendes Gewicht 
gelegt (R 101, 81; 102, 273). Erſt das Urt des 2. 38 v. 29. 11. 21 (RG 103, 177) hat nicht nur 
die auf den geſchäftlichen Ruin ſich beziehende Einſchränkung, ſondern auch den Geſichtspunkt der 
wirtſchaftlichen Unmöglichkeit an ſich als zu eng bezeichnet, und das Urt des gleichen Senats 
b. 3.2.22 (RG 103, 329) hat die rechtliche Grundlage der Klauſulalehre und ihrer Anwendung 
in dem Wegfall der Geſchäftsgrundlage in dem oben entwickelten Sinne (vgl. auch HRR 
1930, 1596) gefunden. In dieſem Urteile iſt zum erſten Male die Erkenntnis zum Ausdruck ge⸗ 
rommen, daß die eingetretene Veränderung nicht auf der Seite der Sachleiſtung liege und in 
einer Preisſteigerung der zu leiſtenden Sache (Ware) beſtehe, ſondern daß die vereinbarte Geld⸗ 
eiſtung, die in einem beſtimmten Marknennbetrage ausgedrückt war, durch die eingetretene 
Geldentwertung eine Veränderung erfahren habe. Damit war das Problem der Aufwertung 
zutage getreten; über deſſen Bedeutung und weitere Entwicklung vgl. unten zu b. Der Wegfall 
zer Geſchäftsgrundlage hat dann weiterhin noch eine beſonders bedeutſame Rolle geſpielt in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts über den Ausgleichsanſpruch, der zunächſt dem Grundſtücks⸗ 
deräußerer, der die Beſeitigung von Hypotheken übernommen hatte, und ſpäter auch in anderen 
uhnlichen Fällen des Eintritts von Veränderungen der Verhältniſſe durch eine ſpäte re Geſetz⸗ 
gebung, insbeſondere die Aufwertungsgeſetzgebung, zugebilligt wurde. Vgl. unten 
zu dg Abſ 2 S. 387. Doch hat das RG auch weiter grundſätzlich daran feſtgehalten, daß der 
Kir zal der Geſchäftsgrundlage für ſich allein in Ermangelung beſonderer Vereinbarung ein 
Rücktrittsrecht vom Vertrage nicht allgemein und ohne weiteres, ſondern nur dann begründe, 
wenn die vertraglich bedungene Leiſtung nach Treu und Glauben einem Vertragsteile nicht 
mehr zuzumuten iſt (HRR 1929, 374), was namentlich bei endgültiger Verweigerung der Auf- 
wertung der Gegenleiſtung durch den anderen Vertragsteil zutreffen kann; vgl. unten zu dß 
1800 Be dieſer Vorausſetzung gilt die Klauſel auch für dingliche Verpflichtungen (HRR 
ee 88). 
b) Der Begriff der Aufwertung iſt nicht ein von lange her bekannter und feftftehenber Rechts⸗ 
begriff in der juriſtiſchen Fachſprache; er iſt vielmehr erſt anläßlich der in der Nachkriegszeit bis zum 
Ende des Jahres 1923 in Deutſchland eingetretenen Geldentwertung und im Zuſammenhange 
mit dieſer in der Sprache der Gerichte und im Schrifttum gebräuchlich geworden. Man kann ihn 
eſtimmen als die ziffermäßige Erhöhung des Betrags einer in entwertetem Gelde 
ausgedrückten Geldſchuld (vgl. über dieſen Begriff $ 244 A 1) über ihren Nennbetrag 
1 inaus derat, daß zur Tilgung der Schuld eine größere Anzahl von Geldeinheiten ge⸗ 
eiſtet werden muß, als der Nennbetrag ergibt. Hatte man bereits früher erkannt (vgl. 
oben zu a), daß bei Lieferungsverträgen, die für längere Zeit abgeſchloſſen find, wegen der durch den 
eg weſentlich erſchwerten Beſchaffung der zu liefernden Ware die Losſagung vom Vertrage dem 
fell rungsverpfichteten geſtattet werden müffe, jo tauchte nun weiter die Frage von der Geld⸗ 
eite her auf in der Richtung, ob nicht der Lieferungsverpflichtete auch wegen der eingetretenen 
Getänderung des Wertes der in dem entwerteten Währungsgeld ausgedrückten 
egenleiſtung, wodurch die beim Vertragsabſchluſſe vorausgeſetzte Gleichwertigkeit der beider ⸗ 
laitigen Leiſtungen zerſtört worden ift, berechtigt fein müſſe, zu verlangen, daß entweder die 
egenleiſtung erhöht oder ihm die Losſagung vom Vertrage geſtattet werde. Dieſem Aqui⸗ 
alenzgedanken ſtand anfänglich die Auffaſſung von der unbedingten und ausnahmsloſen 
R aßgeblichkeit des Nennwerts bei Geldſchulden, des ſog. Zwangskurſes (ngl. 
80244 A 1b), hindernd entgegen. Noch in einem Urt v. 16. 4. 21 (RG 102, 98) lehnte der 5. 35 
— NE ab, ihn auf einen Fall anzuwenden, in welchem ſich ein Grundſtückseigentümer durch 
0 gfriſtiges Angebot zur Übertragung des Eigentums an einem bereits in ſeinem Eigentum 
findlichen Grundſtücke verpflichtet Hatte, ungeachtet der nach den getroffenen Feſtſtellungen 
zum weſentlichen auf die Entwertung der Reichsmark als Folge der Papiergeldwährung zurück- 
zuführenden unerhörten Preisſteigerung“. Das wurde damit begründet, daß weder die Leiſtung 
werer zu beſchaffen geworden ſei noch auch die Gegenleiſtung ſich verändert habe 
1 ve gleich Mark!), ſondern nur eine Verſchiebung des Wertverhältniſſes zwiſchen Leiſtung 
15 Gegenleiſtung eingetreten ſei. Der Aquivalenzgedanke war aber dadurch nicht auf die Dauer 
usgeſchaltet, kam vielmehr ſchon im Urt des 2. 88 v. 3. 2. 22 (RG 103, 329) zur Geltung, wo 
dusgeführt wurde, daß der Fortfall der „Geſchäftsgrundlage“, der die Anwendung der Klauſel 
dechtfertigen könne, auch als Folge einer bloßen „Valutaverſchiebung“ möglich ſei, wenn die Fort 
dauer der Aquivalenz von Leiſtung und Gegenleiſtung bei Abſchluß des Vertrags vorausgeſetzt 
worden ſei, und daß dazu in der Regel (vorbehaltlich des Nachweiſes einer aleatoriſchen Natur 
Fig Vertrags) eine Geldentwertung, wie fie im Herbſt 1919 eingetreten, hinreichend fein werde. 
in gleiche Gedanke iſt dann auch von dem 5. 38, unter Aufgabe feines früheren Standpunktes, 
„dem Urt v. 6. 1. 23 (RG 106, 12) anerkannt und ſeitdem von ihm wie auch von anderen Senaten 
aunbig feftgehalten worden, unter überwiegender Billigung der ſonſtigen Rechtſprechung wie 
uch des Schrifttums. Die gegen dieſe Urteile und den Aquivalenzge danken überhaupt in der 
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5. Auflage von Kiehl erhobenen Bedenken können nicht als überzeugend befunden werden. Daß 
das Gegenſeitigkeitsverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung bei gegenſeitigen Verträgen 
(Synallagma) lediglich ein rechtliches und nicht auch ein wirtſchaftliches ſei, iſt nicht zuzugeben; 
es iſt vielmehr gerade der wirtſchaftliche, auf den Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung 
gerichtete Charakter der gegenſeitigen Verträge, der die Vorſchriften über die rechtliche Ab⸗ 
hängigkeit erſt erzeugt hat. Ein in normalen Grenzen ſich haltendes Wertverhältnis zwiſchen den 
beiderſeitigen Leiſtungen bildet nach Treu und Glauben, die einen ehrlichen Geſchäftsverkehr 
erfordern, die Geſchäftsgrundlage; Hingabe der Leiſtung gegen eine abſolut unzureichend ge 
wordene, nunmehr als unverhältnismäßig gering erſcheinende Leiſtung kann nach $ 242 keiner 
Partei zugemutet werden. Einer beſonderen Feſtſtellung, daß der Verkäufer auf die dauernde 
Gleichwertigkeit Gewicht gelegt und daß der andere Teil dieſe Vorſtellung erkannt habe (die Kiehl 
für erforderlich hielt), bedurfte es nicht, da eine ſolche Vorſtellung in der Regel jedem gegenſeitigen 
Vertrage zugrunde liegt (vgl. § 320 A 1). Eine Gefahrübernahme desjenigen, der ein langfriſtiges 
Kaufangebot macht, kann nur für vorausſehbare Uniſtände angenommen werden, nicht für ganz 
ungewöhnliche und nicht vorauszuahnende Verſchiebungen des Wertverhältniſſes bis zur Er⸗ 
füllung. — Eine Erhöhung der urſprünglich vereinbarten Geldleiſtung wegen weſentlich ver⸗ 
änderten Geldwertes (Aufwertung) war auch als zuläſſig anerkannt bereits in dem Urt des 
3. 35 v. 27. 7. 22 (NG 104, 394) für die bei Abſchluß eines langjährigen Pachtvertrages erfolgte 
Abſchätzung des vom Pächter gemäß $ 598 Abſ 3 BGB zurückzuge währenden Inventars mit der 
Begründung, daß die der früheren Schätzung zugrunde gelegte Goldmark mit der 
Papiermark, in der jetzt die Ausgleichung erfolgen müſſe, nicht vergleichbar ſei; 
ferner: in mehreren Urteilen für Anſprüche auf Rente aus Unterhalts- und Altenteils⸗ 
verträgen, wenn infolge der Geldentwertung es dem Berechtigten auch nicht annähernd mehr 
möglich war, aus der ziffernmäßig feſtgeſetzten Rentenſumme ſich den als erforderlich voraus 
geſetzten Lebensunterhalt noch zu verſchaffen (NG Warn 1921 Nr 99; 1923 Nr 3 u. 36; RO 106, 
233). Für ſolche Fälle wurde auch bereits durch das Gef v. 18. 8. 23 (RG Bl 1, 815) über die 
anderweite Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen ($ 1) eine Auf 
wertung zugelaſſen, indem dort den oberſten Landesbehörden die Befugnis erteilt wurde zu 
beſtimmen, daß ſolche Geldleiſtungen — und ebenſo die Verſorgungsanſprüche, welche einzelnen 
Familiengliedern gegenüber den Inhabern von bisherigen Stammgütern und Familienfidel⸗ 
kommiſſen zuſtehen — entſprechend den veränderten Geldverhältniſſen anderweit feſtgeſetzt 
werden, ſoweit dies der Billigkeit entſpreche; daſelbſt iſt in $ 4 auch die Erweiterung eines 
dinglichen Rechts für ſolche Geldleiſtungen zugelaſſen und eine Eintragung an nächſtbereiter 
Stelle ins Grundbuch vorgeſehen. Auch auf ſteuerlichem und fiskaliſchem Gebiete wurde 
die Aufwertung von Geldforderungen mehrfach durch geſetzliche Vorſchrift angeordnet; ſo in der 
Vo des Reichspräſidenten über Steueraufwertung uſw. v. 11. u. 18. 10. 23 (Rz Bl J, 939 979), 
die in $ 2 vorſchreibt, daß bei gewiſſen Steuern die Zahlung auch dann nach dem Goldwerte zu 
leiſten iſt, wenn die Steuer ſelbſt nicht in Gold berechnet ift, und in § 10 für Nachforderungen von 
Steuern, bei denen die Steuerſchuld vor dem 1. September 1923 entſtanden iſt, die Auf⸗ 
wertung des Steuerbetrages unter Berückſichtigung der ſeitdem eingetretenen Geldentwertung 
zuläßt. Für Vermögensſtrafen und Bußen iſt in Art IV des Gef v. 13. 10. 23 (RGBl 1, 948) 
eine Anderung für den Fall einer nach der Verurteilung eintretenden Veränderung des Gelb 
wertes vorgeſehen; ähnlich für die Gerichtskoſten und die Gebühren der Gerichtsvollzieher 
in der VO v. 30. 10. 23 (RG Bl J, 1040 ff.). 7 
Mit den angeführten Entſcheidungen und geſetzlichen Vorſchriften war die unbedingte Map” 
geblichkeit des Nennwerts bei Geldſchulden bereits durchbrochen und für eine freiere Auffaſſung 
Raum gewonnen. Die noch zu überwindende Schwierigkeit lag aber darin, den weiteren, urch 
die Folgerichtigkeit gebotenen Schritt zu tun in der Richtung, daß der angeſichts der Verhältniſſe 
nicht mehr aufrechtzuerhaltende, zu ungeheuerlichen, jedem Rechtsgefühle hohnſprechenden um 
billigkeiten führende Satz „Mark gleich Mark“ auch für Fälle von Geldſchulden, welche aus ein“ 
ſeitigen Verträgen, insbeſondere aus langfriſtigen Darlehen, entſtanden waren, ausge 
ſchaltet wurde. Vor dieſem Schritt ſchreckten auch aufwertungsfreundliche Schriftſteller wie Henle 
zurlick, obgleich fie nicht verkannten, daß die Zulaſſung der Erfüllung in Goldmark begründete 
Geldſchulden durch Leiſtung des Nennwerts in Papiermark eine „Enteignung ſei, die durch die 
blinde Naturgewalt des Zwangskurſes ohne Entſchädigung ſtattfinde und eine kataſtroph 5 
Niederlage des bürgerlichen Rechts bedeute.“ Es war aber Gefahr im Verzuge, da zahlte! 0 
Geldſchuldner, namentlich Hypothekenſchuldner, die Gelegenheit benutzten, ſich ihrer Schuber 
in entwerteter Papiermark zum Nennbetrage zu entledigen. Die Geſetzgebung, die unter ſolchen 
Umftänden rechtzeitig hätte eingreifen müſſen, verſagte gegenüber dieſer Aufgabe völlig. 5 1 
damalige Juſtizminiſter Dr. Heinze widerſetzte ſich dem Antrage Düringer auf Erlaß eines pe cht 
geſetzes mit der Begründung, es dürften nicht Hoffnungen erweckt werden, die nachher doch = 
erfüllt werden könnten; die Aufwertung der Hypotheken und Grundſchulden je! ga .. 
unmöglich. Durch eine ſolche Erklärung von offizieller Seite wurden zahlreiche Gläubiger ei 
anlaßt, die ihnen von den Schuldnern angebotene Auszahlung in Papiermark zum Nennwer 


Verpflichtung zur Leiſtung § 242 377 


anzunehmen und Löſchungsbewilligungen zu erteilen, um ſich nicht weiteren Koſten und Schäden 
auszusetzen. So fiel denn der Rechtſprechung, insbeſondere der höchſten Inſtanz, die ſchwierige 
Aufgabe zu, ohne Überſchreitung der ihr gezogenen Grenzen wenn möglich zu verhüten, daß 
zummum ius summa iniuria werde. Dieſe Möglichkeit war dem Reichsgericht geboten durch die 
in neuerer Zeit auch bei ihm bereits mehr und mehr zum Durchbruche gelangte Auffaſſung über 
das Verhältnis des Richters zum Geſetze, die beſonders in den Urt des 3. ZS v. 21. 9. 20 (RG 
100, 130) und v. 27. 6. 22 (RG 104, 397) ihren Ausdruck gefunden hatte, wonach unter Ablehnung 
weitergehender Anſprüche der ſog. Freirechtsſchule dem Richter innerhalb gewiſſer Grenzen eine 
grechtsſchöpferiſche“ Tätigkeit zuſteht. In Verfolg der mit dieſer Rechtſprechung eingeſchlagenen 
Dahn hat der 5. 38 in dem Urt v. 28. 11. 23 (RG 107, 78) die rechtliche Möglichkeit der 
Aufwertung von hypothekariſch geſicherten Darlehnsforde rungen grundſätzlich 
dnertannt. Er beruft ſich dafür in erſter Linie auf $ 242 BGB in dem Sinne, daß durch eine 
Zurückzahlung in Goldmark erhaltener Beträge in derart entwerteter Papiermark zum Nenn⸗ 
betrage der Schuldner die Leiſtung nicht fo bewirken würde, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern. Die Anwendung dieſer Vorſchrift könne gerade für Hypo⸗ 
thetenforderungen zu einer Aufwertung führen, weil bei ihnen der Schuldner regelmäßig in 
dem — wenigſtens nach dem Papiermarkbetrage — erheblich geſtiegenen Werte des Grundſtücks 
emen entſprechenden Ausgleich erhalten habe, ohne daß aber eine ſchematiſche Aufwertung in 
gleicher Höhe, etwa gar im Wertverhältnis der Papiermark zur Goldmark ftattzufinden habe, 
da 8 242 billige Rücksichtnahme auf die Intereſſen beider Teile erfordere. Als Umſtände, 
die bei Bemeſſung der Höhe der Aufwertung neben dem Grundſtückswerte in Betracht zu ziehen 

ten, werden in dem Urteile beſonders hervorgehoben: die wirtſchaftliche und finanzielle Leiſtungs⸗ 
äbigteit des Schuldners, der Umſtand, ob es ſich um landwirtſchaftliche, induftrielle oder „ſtädti⸗ 
Ihe‘ Grundſtücke handle; die dem Grundbeſitze auferlegten Laſten, namentlich öffentlicher Art; 
bei Mietgrundſtücken auch die Verminderung ihres Ertrages durch die zum Schutze der Mieter 
ergangenen Beſtimmungen. Daß die Beſtimmungen des deutſchen Währungsrechts einer 
ſolchen Aufwertung nicht entgegenſtehen, wird in dem Urteile aus ihrer Entſtehungsgeſchichte 
und dem mit ihnen verfolgten Zwecke dargelegt (vgl. näheres $ 244 A 10, o). Daraus wird her⸗ 
geleitet, daß der Geſetzgeber bei ihrem Erlaſſe an eine weſentliche Entwertung des Papiergeldes, 
v dazu an eine derart hohe, wie fie nach dem unglücklichen Ausgange des Krieges und nach 
dem Umfturze mehr und mehr Wirklichkeit geworden ſei, nicht gedacht habe. Bei dem infolge des 
Verfalls der Papiermark eingetretenen Widerſtreit der Währungsvorſchriften mit den Anforderun⸗ 
en von Treu und Glauben, namentlich mit der zur Beherrſchung des Rechtslebens beſtimmten 
Gorſchritt des $ 242 BED, müſſe deshalb dieſe letztere Vorſchrift den Vorrang haben. Dieſe 
5 ndjäge müſſen nach der Auffaſſung des Reichsgerichts auch bei hypothekariſch geſicherten 
wurlehnsforde rungen in Anwendung kommen, weil gerade beim Darlehn aus § 607 BG 
191 Verpflichtung des Schuldners ſich ergebe, das empfangene Geld nicht nur in gleicher Menge, 
‚onen auch in gleicher Güte zurückzuzahlen. Hilfsweiſe wird auch durch ergänzende Ver⸗ 
113 auslegung gemäß $ 157 BGB das Ergebnis gewonnen, daß für ſolche außerordentlichen, 
ict vorausgeſehenen Fälle der „Zwangskurs“, was rechtlich zuläſſig, als vertraglich wegbedungen 


Huben ſel. Die in dieſem Urteile ausgeſprochenen Grundſätze über die Aufwertung von 
in hhothekenforderungen find vom gleichen Senat in drei Urt v. 16. 1. 24 (eines davon abgedruckt 
& 107, 400) beſtätigt worden. Nicht entſchieden, vielmehr ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen 


it 10 dieſen Urteilen die Frage, ob auch der Aufwertungsbetrag durch die Hypothek dinglich 
beſichert it und bejahendenfalls ob ihm die gleiche Rangſtelle wie der zum Nennwerte einge ⸗ 
besdenen Hypothek zuzubilligen iſt oder ob dem die Vorſchriften des Liegenſchaftsrechts, ins⸗ 
eſondere der Grundſatz der Spezialität entgegenſtehen. Die Entſcheidung dieſer Fragen durch 
5 Rechtſprechung iſt durch das bald darauf erfolgende Eingreifen des Geſetzgebers (vgl. unter c) 
gegenſtandslos geworden. : 
de e) Die in dieſer Weiſe durch die Rechtſprechung zugunſten einer möglichſten Ausgleichung 
r Folgen der Geldentwertung zwiſchen Glaubiger und Schuldner nach Treu und Glauben 
28 vonnenen Ergebniſſe wurden bald nach dem Bekanntwerden des reichsgeſetzlichen Urt v. 
5 11. 23 durchkreuzt durch eine bereits vorher in Ausſicht geſtellte tiefgreifende und mit 
wunder Energie durchgeführte Aktion des Geſetgebers, der aus Gründen des Staats⸗ 
Uh, e wie er es erkannte, die Durchführung der Aufwertung nicht der Rechtſprechung allein 
Stelaſſen zu können glaubte. Dieſe Aktion wurde eingeleitet durch den Erlaß der Dritten 
teuernotverordnung v. 14. 2. 24 (RG Bl], 74), an deren Stelle dann die Gef sv. 16. 7. 25 
ber die Aufwertung von Hypotheken und anderen Anſprüchen (Aufwertungs⸗ 
geſe tz) und über die Ablöſung öffentlicher Anleihen (RGBl J 117 u. 137) getreten 
de. Die nähere Darſtellung des Ganges der Entſtehung und des Inhalts dieſer Geſetze und 
nr auf fie ſich beziehenden Rechtſprechung muß den Spezialkommentaren über das Aufwertungs⸗ 
Bat, die in reicher Fülle erſchienen ſind (unter andern ſeien hier genannt die Kommentare von 
10 "gel, Schlegelberger⸗Harmening, Michaelis, Quaſſowfki, Lehmann⸗Böſebeck, Neukirch) über- 
ſſen bleiben. Der vorliegende Kommentar zum BGB muß ſich an dieſer Stelle auf die all⸗ 
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gemeine Darlegung beſchränken darüber, welche Rechtsgebiete und in welchem Umfange 
dieſe durch die Aufwertungsgeſetzgebung der Aufwertung „nach allgemeinen 
Vorſchriften“ — als ſolche kommen vorzugsweiſe die Vorſchriften des BGB 
und in erſter Linie der $ 242 in Betracht — entzogen worden find. Die Rechts⸗ 
gültigkeit ſowohl der dritten Steuernotverordnung wie der Aufwertungsgeſetze iſt allerdings 
anfänglich von verſchiedenen Seiten in Zweifel gezogen worden, die der letzteren mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß ſie nicht mit verfaſſungsändernder Mehrheit angenommen worden ſeien 
und Beſtimmungen enthielten, die mit der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſtänden. Die Frage 
iſt aber vom Reichsgerichte, das ſich dazu für befugt erachtete, eingehend geprüft und die Rechts⸗ 
gültigkeit der Geſetze bejaht worden; vgl. RG 107, 370; 108, 182; Warn 1924 Nr 203. Dem 
ſonach maßgebenden Willen des Geſetzgebers mußte ſich die Rechtſprechung beugen und hat ſie 
ſich in loyaler Weiſe gebeugt. So iſt in NRG 125, 41 ausgeführt, daß Abhilfe nach § 242 ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, ſoweit dem Richter durch beſtimmte geſetzliche Vorſchriften die Hände gebunden 
ſeien; denn auch der etwa fehlerhafte Geſetzesbefehl ſei verbindlich. In gleichem Sinne ſchon 
RG 121,172. Deshalb hat das RG auch ausgeſprochen, daß neben der für Verſicherungs⸗ 
anſprüche durch die $$ 59, 60 AufwGeſ (vgl. unten nächſter Abſatz) vorgeschriebenen Art der 
Aufwertung mittels Bildung eines Aufwertungsſtocks keine Aufwertung nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, alſo auch nicht durch Berufung auf Treu und Glauben nach § 242 ſtattfinden kann (RG 
127, 22; 131, 367), insbeſondere nicht mit Rückſicht auf das durch die Inflation nicht betroffene 
ausländiſche Vermögen einer Verſicherungsgeſellſchaft. Andrerſeits lehnt das NG die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der Vorſchriften des AufwGeſ, welche die Berückſichtigung von Treu 
und Glauben nach § 242 einſchränken, auf die freie Aufwertung wegen ihres Ausnahmecharakters 
grundſätzlich ab (RG 110, 135; 124, 272; 136, 199), eine Stellungnahme, wegen deren es im 
Schrifttume ganz zu Unrecht heftig angegriffen worden ift, vgl. Abraham in Dig 1928 Sp. 84 
und IRdſch 1928 S. 178; dagegen Michaelis IRoſch 1928 S. 129. Dem in $ 242 ausge⸗ 
ſprochenen Rechtsgrundſatze mißt das RG auch im übrigen eine derart überragende Bedeutung 
bei, daß es einem ausländiſchen (däniſchen) Urteil, das in Anwendung deutſchen Rechts 
einen Aufwertungsanſpruch für nicht begründet erklärt hatte, die Anerkennung auf Grund des 
$ 328 Abſ 1 Nr 4 ZPO verſagt hat, weil dieſes Urteil „nach heutiger deutſcher Anſchauung“ den 
guten Sitten widerſpreche (R 114, 172). 

Die Ausſchaltung der allgemeinen Vorſchriften iſt durch die Aufwertungsgeſetzgebung nach 
drei verſchiedenen Richtungen hin erfolgt. Zunächſt ift für gewiſſe Arten von Anſprüchen 
die Aufwertung ſelbſtändig eingehend geregelt worden. Es iſt das geſchehen für die 
in den Abſchnitten 2—8 des Aufwcheſ einzeln aufgeführten Arten von Anſprüchen, nämlich: 
1. Hypotheken (Abſchnitt 2 89 4—30) einſchließlich der durch fie geſicherten perſön⸗ 
lichen Forderungen ($ 9); 2. Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten, 
Schiffs und Bahnpfandrechte (Abſchnitt 3 88 31, 32); 3. Induſtrieobligationen und 
verwandte Schuldverſchreibungen (Abſchnitt 4 59 33—46); 4. Pfandbriefe und bet” 
wandte Schuldverſchreibungen (Abſchnitt 5 SS 47-50); 5. Schuldverſchreibungen 
der Genoſſenſchaften des öffentlichen Rechts und verwandter Körperſchaften 
als Unternehmer wirtſchaftlicher Betriebe (Abſchnitt 6 88 51—54); 6. Sparkaſſen⸗ 
guthaben (Abſchnitt 7 $$ 55—58); 7. Verſicherungsanſprüche der dort aufgeführten 
Arten (Abſchnitt 8 58 59—61). Für andere als die in den 88 4—61 bezeichneten 
Anſprüche ift in § 62 die generelle Beſtimmung getroffen, daß ihre Aufwertung ſich nach 
den allgemeinen Vorſchriften richtet, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften der 98 63 
bis 66 ein anderes ergibt. Ein anderes ergibt ſich aber zunächſt aus $ 63 in der Richtung, 
daß die Aufwertung von Vermögensanlagen zwar nach den allgemeinen Vorſchriften 
erfolgt, aber 25 v. H. des Goldmarkbetrags nicht überſteigen darf. Der Begriff der Vermögens. 
anlage iſt kein in der juriſtiſchen Terminologie gebräuchlicher und feſtſtehender Rechtsbegriſf 
und auch vom Aufwertungsgeſetz nicht beftimmt. Das RG hat in JW 1925, 9365 (ebenso 
RG 113, 205) als Vermögensanlage die auf eine gewiſſe Dauer berechnete, zum Be 
der Erhaltung und Nutzung des Kapitals erfolgende Verwendung von Vermögensſtücken 
bezeichnet. Das AufwGeſ führt aber in § 63 Abſ 2 u. 3 eine Reihe von Anſprüchen auf; 
die im Sinne des Abſ 1 nicht als Vermögensanlagen gelten; dieſe können ſona 
unbeſchränkt aufgewertet werden, auch wenn ſie ſich wirtſchaftlich als Vermögensanlagen dar⸗ 
ſtellen. Es find dies zunächſt folgende (Abſ 2): 1. Anſprüche aus Geſellſchaftsverträgen un 
anderen Beteiligungsverhältniſſen; 2. aus Gutsüberlaſſungsverträgen ſowie ſolche, die auf de 
Beziehungen aus der Auseinanderſetzung unter Miterben, unter Ehegatten, unter geſchiedenen 
Ehegatten, unter Eltern und Kindern oder zwiſchen Erben und Pflichtteilsberechtigten oder Ver 
mächtnisnehmern beruhen; 3. Anſprüche, die auf den Beziehungen zwiſchen unterhaltsberechtigten 
und unterhaltsverpflichteten Perſonen beruhen; 4. Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen⸗ 
die bei Abfindungen, Auseinanderſetzungen, Überlaſſungen oder ähnlichen Rechtsvorgängen er 
ründet find; 5. Anſprüche auf Entrichtung eines Erbbauzinſes; 6. Guthaben bei Fabrik obe 

erkſparkaſſen, ſowie Anſprüche an Betriebspenſionskaſſen, mit gewiſſen Einſchränkungen⸗ 
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Ferner aber gelten nicht als Vermögensanlagen und ſind deshalb unbeſchränkt nach allge meinen 
Vorſchriften aufwertbar Anſprüche aus gegenſeitigen Verträgen (Abſ 3 des $); vgl. 
darüber unten zu dß. Die Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften unter Abweichung von 
dem für Hypotheken feſtgeſetzten Höchſtbetrage iſt auch für die durch Hypothek geſicherten 
Forderungen zugelaſſen, wenn fie zu den in § 63 Abſ 2 Nr 1—4 (gleichlautend mit § 10 
Abſ 1 Nr 1—4) aufgezählten gehören; ſowie für nach dem 31. 12. 08 begründete Kaufgeld⸗ 
orderungen und zwar auch dann, wenn ſie bei ihrer Begründung in Darlehnsforderungen 
umgewandelt find (§ 10 Abſ 1 Nr 5); jedoch mit gewiſſen Einſchränkungen hinſichtlich des 
Hochſtbetrags, die auch bei Gutsüberlaſſungsverträgen Anwendung finden ($ 10 Abſ 3); endlich 
für durch Siche rungs hypothek geſicherte Forderungen mit Ausnahme von Darlehns⸗ 
forderungen (8 10 Abſ 1 Nr 6). Andererſeits iſt die Aufwertung in einzelnen Fällen über⸗ 
haupt ausgeſchloſſen und zwar auch dann, wenn die in Frage ſtehenden Anſprüche keine 
Lermögensanlagen im Sinne des Aufwertungsgeſetzes find, nämlich: 1. für Anſprüche aus 
einem Kontokorrent oder einer andern laufenden Rechnung, einſchließlich der Anſprüche aus 
dem Poſtſcheckverkehr, $ 65 AufwGeſ; 2. für Anſprüche aus einem Darlehen oder einem 
Verwahrungsvertrage der im 700 BGB bezeichneten Art — depositum irregulare, vgl. 
700 Anm 1 —, ſofern fie fi gegen ein Unternehmen zum Betriebe von Bankgeſchäften richten 
Bankguthaben; $ 66 AufwGeſ). Vgl. Näheres unten zu d. — Eine weitere Einſchränkung in der 
Anwendung der allgemeinen Vorſchriften des BGB, insbeſondere des § 242, ift erfolgt durch die 
Wat che Regelung des Mietzinſes in dem Reichs mietgeſetze, das dem Vermieter nicht die 
hl zwiſchen freier Aufwertung und geſetzlicher Miete läßt (RG in HRR 1929, 1323); ferner 
fur Pachtzinſen durch die in den Pachtſchutzordnungen vorgeſehene Einrichtung der Pacht⸗ 
einigungsämter (vgl. zu $ 581 Anm. 1 Abſ 3 und RG 120, 12). 
Di c) Grundſätzliches zur Aufwertung außerhalb der Aufwertungsgeſetze (freie Aufwertung). 
ie fie beherrſchenden Rechtsgrundſätze find vom Reichsgericht nunmehr in reichhaltiger Recht ⸗ 
ſprechung unter Zugrundelegung des $ 242 herausgearbeitet und dadurch die Zuläſſig⸗ 
weil, die Art, der Umfang und die Grenzen der Aufwertung im Einzelfalle beſtimmt worden. 
75 Rechtſprechung im Zuſammenhange zu erörtern, iſt Aufgabe der nachſtehenden Dar⸗ 
ng. 


a) Allgemeines. Das Reichsgericht hat grundlegend ausgeſprochen und daran auch gegen⸗ 
über dem im Schrifttum 2 aufgetretenen Widerſpruch (Zeiler) feſtgehalten, daß ein Auf- 
wertungsanſpruch nicht bei jeder Einbuße des Währungsgeldes an Kaufkraft gegeben iſt, eine 
gufwertung ſich vielmehr aus § 242 nur rechtfertigen läßt, wenn die vereinbarte Papiermark. 
nme im Verhältnis zu der hingegebenen oder hinzugebenden Leiſtung des anderen Teiles 

erhaupt keine Bedeutung mehr hat oder doch in ihrem wirtſchaftlichen Werte verſchwindend 

ung geworden it: Rh 107, 129; 110, 39; JW 1924, 11394; 1241/24, 5. 1. 25 (DRZ Beil 
0); 1337/24, 11. 3. 25 (DRZ Beil Nr 81). In dem zuletzt genannten Urteil iſt allerdings 
7 von einem „unbilligen Mißverhältnis“ die Rede; ebenſo in den Urteilen des gleichen Senats 
f u. 112, 327 und Warn 1926, 64, wo — übrigens ohne dafür hinreichenden Nachweis — die 
all here Auffaſſung ſogar als vom Reichsgericht verlaſſen und der dort vertretene Standpunkt als 
Ur mein anerkannt bezeichnet wird. Damit ſteht auch nicht recht im Einklange, daß noch in dem 
drig 6. 36 v. 25. 2. 26 (Warn Nr 69) die Aufwertung einer in franzoſiſchen Franken ausge⸗ 
nah ten Geldſchuld wegen der Entwertung dieſer Währung abgelehnt worden iſt unter Bezug 
in du auf Res 110, 39, wo die ſtrengere Auffaſſung vertreten iſt. Auf alle Fälle wird auch für 
or Bukunft etwa eintretende ähnliche Erſcheinungen daran feſtzuhalten ſein, daß es ſich um außer ⸗ 
der Tutliche, nicht im Rahmen normaler Entwicklung liegende Verhältniſſe handeln muß. In 
lag, Tat wird mit Rückſicht auf die Währungsgeſetzgebung (vgl. $ 244 Anm 1b, e) ſich eine Zu⸗ 
anne der Aufwertung nur rechtfertigen laſſen, wenn eine ganz außerordentliche und 
wa male Veränderung des Wertes des als Wertmeſſer dienenden Geldes eingetreten iſt, und 
har in dem Zeitraum zwiſchen der Begründung der Forderung (nicht der Fälligkeit, RG 110, 144; 
oſßer 1926, 1532) und der Leiſtung der Zahlung. Demgemäß hat bei bindenden Grundſtückskauf. 
1 der Tag des Angebots, nicht der der Annahme den Ausgangspunkt zu bilden (RG JW 
etwa 15381). Vgl. auch unten zu e S. 394. — Die Aufwertung ift bei dieſer Auffaſſung nicht 
Ne Schaffung einer neuen oder zufäglichen Forderung durch richterliches Geſtaltungsurtell (vgl. 
ein 100, 129; 111, 63), ſondern die aus dem geltenden Rechte ſich ergebende und ohne weiteres 
in betratene ziffermäßige Erhöhung des zu zahlenden Nennbetrags, die in Wirklichkeit (vgl. unten) 

der Regel vielmehr eine Abwertung bedeutet; ſie wird durch das Urteil lediglich deklarativ als 
innowreten feſtgeſtellt (HRNR 1929, 856). Dementſprechend ſtellt ſich nach der neueren Recht⸗ 
Be ung des Reichsgerichts (anders noch in R 106, 12) eine ohne entſprechende Aufwertung 
8 30 5 Zahlung nicht als eine Tilgung der ganzen Forderung dar, durch welche dieſe gemäß 
als B erloſchen wäre, ſondern als eine unvollſtändige Leiſtung, und ihre Annahme 
Sale Erfüllung hat gemäß $ 363 (vgl. dieſen Paragraph Anm 3) nur die Wirkung, daß der 

am öiger, der fie entgegengenommen hat, den Nachweis zu führen hat, daß fie unvollſtändig 

„ein Nachweis indeſſen, der mit dem Nachweiſe des eingetretenen Mißverhältniſſes zuſammen⸗ 
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fällt und daher ohne weiteres als geführt zu erachten iſt (RG 109, 112). Der Gläubiger iſt deshalb, 
ſofern nicht eine beſondere Tilgungsvereinbarung — Verzicht, Vergleich, vgl. unten — aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend getroffen worden iſt, nicht gehindert, die Nachzahlung des Auf⸗ 
wertungsbetrags zu verlangen; RG 109 S. 111, 346; 110 S. 78, 132, 400; 114, 403; Warn 1925, 
38; 1926, 32, 63; JW 1926, 14324; AufwRechtſpr 1926 Nr 114, 1927 Nr 128; vgl. auch den 
Schiedsgerichtsbeſchluß in DStZ 1927,67. Für die Annahme an Erfüllungsſtatt ($ 365 
gilt das gleiche wie für die Annahme der Zahlung; dagegen iſt eine Aufwertung der urſprüng⸗ 
lichen Forderung ausgeſchloſſen, wenn ſie durch Novation in eine Forderung anderer Art um⸗ 
geſchaffen worden iſt (RG 134, 154). Aus dem gleichen Grunde iſt erkannt, daß eine Verein- 
barung, derzufolge über Streitigkeiten aus dem Vertrage ein Schiedsgericht zu entſcheiden 
hat, ohne weiteres auch Streitigkeiten über die Aufwertung der aus dem Vertrage ſich ergebenden 
Geldforderung erfaßt, und zwar auch wenn die Vertragſchließenden an eine Aufwertung nicht 
gedacht haben (HRR 1929, 55, 856). — Über die Frage aber, von welchem Zeitpunkte ab 
die Geldentwertung ſoweit vorgeſchritten war, daß ein Aufwertungsanſpruch ſich rechtfertigen 
läßt, beſtand unter den Senaten des Reichsgerichts keine ganz einheitliche Auffaſſung. Der 
2. Zivilſenat hat, nachdem er anfänglich ſchon für Januar 1922 und für den 14. März 1922 
eine die Aufwertung rechtfertigende Verſchiebung des Gleichgewichts zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung ange nommen hatte (II 339/24, 2.7.25, Warn Nr 194, und RG 109, 378), ſich 
für Handelskäufe allmählich auf den 15. Auguſt 1922 als denjenigen Stichtag feſtgelegt, 
von welchem an erſt eine Aufwertung habe beanſprucht werden können und daher eine unauf⸗ 
gewertete Zahlung ſich als unvollſtändige Leiſtung dargeſtellt habe. Er begründete dieſe Auf⸗ 
faſſung, an der er zunächſt ungeachtet der auch von ihm erkannten, für Einzelfälle ſich daraus 
ergebenden Härten feſthalten zu müſſen glaubte, damit, daß bis zu dem um Mitte Auguſt 1922 
eingetretenen rapiden Sinken des Markwertes der Verkehr noch allgemein mit einer Wieder⸗ 
erſtarkung der deutſchen Währung gerechnet, jedenfalls die Hoffnung, daß die Mark ſich wieder 
erholen werde, nicht aufgegeben habe; vgl. RG 109, 39; 111, 156; 112, 197; 113, 136, 202; J 
1925, 599; 1926, 7882; Warn 1926, 36, 175; DRg Beil 1926, 263; Aufwgſchtſpr 1926, 431; ferner 
NG 115 S. 198. Auch der 4. und 6. 38 haben wiederholt ausgeſprochen, daß es darauf ankomme, 
ob zu der in Frage kommenden Zeit noch damit gerechnet worden fei, daß es ſich nur um vorüber 
gehende Störungen handle (Warn 1925, 156; JW 1925, 599; Warn 1926, 127). Es iſt jedoch 
nicht recht verſtändlich, daß für die objektive Tatſache eines zur Aufwertung berechtigenden Weiß“ 
verhältniſſes, auf die es für dieſe Frage, wie der 2. 38 in R& 109, 378 ſelbſt ausgeführt hat, 
allein ankommt (anders für die Fragen des Verſchuldens bei Ablehnung der Aufwertung und 
der Verjährung des Aufwertungsanſpruchs, ſ. unten), die damalige vorübergehende, ſpäter als 
unrichtig erkannte Meinung des Verkehrs, die mit einer gemäß § 242, übrigens nur innerhalb De? 
Rahmens von Treu und Glauben zu berückſichtigenden „Verkehrsſitte“ nicht verwechſelt werden 
darf, entſcheidend fein fol. Andere Senate des Reichsgerichts, insbeſondere der 1. und 5. 38, 
ſtehen denn auch, ohne ſich auf einen beſtimmten Stichtag feſtzulegen, auf dem Standpunkte, 
daß in jedem einzelnen Falle zu prüfen iſt, ob die in dem in Betracht kommenden Zeitraum 
zwiſchen feinem Anfangs- und Endpunkte eingetretene Anderung im Geldwerte objektiv na 
jetziger Rechtsanſchauung eine derart erhebliche war, daß ſie eine Aufwertung rechtfertigte. 
Vgl. RG 110, 124, 399; 112, 324 und Warn 1926 Nr 64, 95, 126 (1. 36); ferner R& 110, 399; 
Warn 1926 Nr 96, 128; Lg 1926 Sp 695; Zeiler AufwFälle Nr 151 (5. 3 S). In R 114, 400 
und AufwRechtſpr 1927 Nr 52 hat ſodann der 5. 88 unter nochmaliger ausführlicher Darle“ 
gung und Beſtätigung ſeines Rechtsſtandpunktes gegenüber dem 2. u. 6. Senat die Herbeiführung 
einer Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate abgelehnt mit dem Hinweiſe auf die Verſchtenen 
heit der für den Rechtsverkehr in Grundſtücks⸗ und in Handelsgeſchäften in Betracht kommende 
Geſichtspunkte. Vgl. auch den Schiedsſpruch in DStZ 1927 Sp 69, der die Aufwertung von 
Zahlungen aus den Jahren 1920 bis 1923 ausſpricht. Dieſen Auffaſſungen einiger 
entgegenkommend hat ſodann der 2. 38 in dem Urteile vom 18. 2. 1927 (RG 115, 2 
erklärt, daß er zwar für das Gebiet der kaufmänniſchen Umſatzgeſchäfte, deren a 0 
gemeine Wie deraufrollung zu völlig unhaltbaren Zuſtänden, namentlich zu einer unertrag _ 
lichen Rechtsunſicherheit führen würde, an feinem Standpunkte feſthalten müſſe; für an für 
auch kaufmänniſche Geſchäfte aber, die nicht dem täglichen Umſatz dienen, ſondern dn 
den Verkäufer eine beſondere, insbeſondere eine lebenswichtige Bedeutung har — 
wie der Verkauf eines ganzen Handelsgeſchäfts, ſowie für ähnliche Rechtsverhaltniſſe 
3. B. auch für Anſprüche im Sinne des K 63 A 2 Nr 1 bis 6 AufwGeß, aber hat der ene 
dieſem Urteile unter ausdrücklicher Aufgabe der bisher von ihm vertretenen an 
weichenden Meinung ausgeſprochen, daß für ſie die gleichen Erwägungen nicht 1 50 
ſondern daß bei ihnen Raum vorhanden ſei für eine Behandlung der Aufwertungsfiage hin 
der vom 5. 3 für Grundſtücksverkäufe entwickelten Geſichtspunkten. Damit ift der bis 1 
namentlich zwiſchen dem 1. u. 2. 38 (vgl. RG 113, 140) beſtandene, offene Konflikt beſeitig aris 
eine Annäherung der Standpunkte der verſchiedenen Senate erzielt worden, an welche dae 30503 
der Inſtanzgerichte mit einiger Sicherheit anknüpfen kann. Vgl. auch HRR 1928, 593 (2.3 % 
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NG 116, 312; 118, 376 (1. 36). Für kaufmänniſche Umſatzgeſchäfte hat auch der 7. ZS (NG 124, 
80) an dem Stichtage des 15. Auguſt 1922 feſtgehalten. 

Der Rechtsgedanke der Aufwertung führt keineswegs dazu, dem Gläubiger ſtets den vollen 
Goldmarkbetrag ſeiner Forderung zuzuwenden, auch dann nicht, wenn ſie in vollem 
Goldmarkwerte begründet war; es entſpricht vielmehr Treu und Glauben, daß die Intereſſen 
beider Teile berückſichtigt und miteinander nach Möglichkeit ausgeglichen und die durch den Krieg 
und ſeine Nachwirkungen entſtandenen Verluſte an der Subſtanz des Volksvermögens, von der 
auch die Geldſchuldner mehr oder weniger betroffen ſind, dabei in Betracht gezogen werden. 
Das iſt ſchon in dem grundlegenden Urt des 5. 38 S v. 28. 11. 23 (RG 107, 87) grundſätzlich aus⸗ 
geſprochen. In RG 108, 122 iſt ausgeführt, volle Aufwertung könne nicht beanſprucht werden; 
denn die Erfahrung lehre, daß ein in Deutſchland befindliches Markkapital durch reguläre Ge⸗ 
ſchäftsverwendung oder erlaubte geſchäftsübliche Anlegung nicht in demjenigen Werte erhalten 
werden konnte, den es, gemeſſen an einem ſtändigen Wertmeſſer, im Jahre 1920 gehabt habe. 
Daran hat das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten (Berückſichtigung des ſog. 
zVerarmungsfaktors“; RG 110, 40; Warn 1925, 93, 171, 187, 188, 209; 1926, 10; RG 112, 329; 
Warn 1926, 64). Dabei ſoll (was allerdings über den Aufwertungsgedanken hinauszugehen ſcheint) 
nicht nur die Vermögenslage des Schuldners zur Zeit der Beendigung der Inflation, ſondern 
auch ihre weitere Entwicklung durch ſpätere, mit der Geldentwertung nicht zuſammenhängende 
Umſtände in Betracht gezogen werden (RG 123, 373). Die Berückſichtigung der Vermögens⸗ 
lage des Schuldners kann unter Umſtänden auch dazu führen, daß der wohlhabende Bürge, 
Ungeachtet der akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft, höher aufwerten muß, als der verarmte Haußt⸗ 
ſchuldner (RG bei Warn 1927, 106; RG 134, 129). Vgl. ferner über Vollaufwertung bei Vertrags⸗ 
trafen zu 8 340 A 1a. Auch alle ſonſtigen, die Vermögensverhältniſſe des Gläubigers, wie des 
Schuldners betreffenden Umſtände, welche mit dem aufzuwertenden Anſpruche in einem wenn 
auch nur wirtſchaftlichen Zuſammenhange ſtehen, ſind bei der Entſcheidung über die 
Aufwertung in Betracht zu ziehen, um dadurch einen billigen Ausgleich der beiderſeitigen Inter⸗ 
eſſen zu erzielen (jo RG 120, 9 hinſichtlich der Berückſichtigung des Umſtandes, daß der Pacht- 
zins in entwertetem Gelde bezahlt worden iſt, bei der Aufwertung des Schätzungswertes eines 
Pachtinventars RG 120, 9; vgl. auch zu § 581 A 1 Abſ 3). — Ob bei Schuldnerwechſel auch 
die Vermögensverhältniſſe des neuen Schuldners Berückſichtigung finden können, iſt in RG 128, 
262 für die Fälle der Einzelrechtsnachfolge und des Erbganges dahingeſtellt gelaſſen und 
nur für den Fall der Verſchmelzung zweier Aktiengeſellſchaften bejaht worden, dürfte 
aber auch für die erſtgenannten Fälle im Sinne des § 242 zu bejahen ſein. — Eine Ausnahme 
von dem Grundſatze der Berückſichtigung aller Intereſſen macht jedoch die Rechtſprechung des RG 
dei der Aufwertung von Forderungen aus Papieren, die in Maſſen ausgegeben werden, 
insbeſondere bei Inhaberpapieren, namentlich Aktien; bei dieſen müſſe, ihrer Eigenart entſpre⸗ 
gend, die Aufwertung eine ſche matiſche fein, namentlich in der Beziehung, daß die beſonderen 
01 er des einzelnen Inhabers nicht berückſichtigt werden können (RG 115, 234; 120, 
3A 372; 122, 349). Streitig war unter den Zivilſenaten des Reichsgerichts, ob bei der Aufwertung 
auch die geminderte Kaufkraft der Reichsmark berückſichtigt werden dürfe; der 5. 38 
hatte dieſe Frage bejaht, während alle anderen Senate, welche ſich darüber auszuſprechen hatten, 
ſie verneint hatten. Vgl. RG 129, 208. In dieſem Urteile ſchließt ſich der 6. © der die Frage 
Derneinenden Anſicht an mit der Begründung, daß es fich bei der verminderten Kaufkraft der 
leßigen Reichsmark nicht um eine Eigentümlichteit des deutſchen Geldes, ſondern um eine echte 
Warente erung handle und daß eine ſolche nicht lediglich zu Gunſten des Gläubigers berüd- 
lichtigt werden könne, obwohl unter ihr Glaubiger wie Schuldner gleichermaßen zu leiden hätten. 

5. 35 hat, wie in dem Urteile berichtet wird, erklärt, an ſeiner abweichenden Anſicht nicht 
feſthalten zu wollen. 

Andererſeits iſt es nach der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts auch nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Aufwertung unter Umſtänden über den Goldmarkbetrag der Forderung im 
Jeitpunkte ihrer Begründung, gemeſſen an dem Dollarkurſe oder einem anderen geeig- 
zeteren Maßſtabe — Lebenshaltungsindex, Reichsrichtlinien — hinausgeht. Insbeſondere iſt 
far beiderſeits noch nicht erfüllte Großhandelsgeſchäfte in dem Beſchluſſe der 
Vereinigten Zivilſe nate v. 31. 3. 25 (RG 110, 371) ausgeſprochen, daß bei ihnen 1. die Auf- 

ertung des vereinbarten Kaufpreiſes in dem für die Zeit des Vertragsabſchluſſes amtlich feſt⸗ 
geſtellten Mittelkurs einer wertbeſtändig gebliebenen ausländiſchen Währung ihre Höchſtgrenze 
zucht findet und daß 2. ein heutiger höherer Marktpreis neben anderen Umſtänden als 
Anhaltspunkt für die Höhe der Aufwertung benutzt werden darf. Dieſe Stellungnahme begründen 
ie Vereinigten Zivilſenate in der a damit, daß die durch $ 242 gebotene Berückſichti⸗ 
gung der auf beiden Seiten vorhandenen berechtigten Intereſſen nicht unbedingt zu einem ge⸗ 
engeren Maße der Aufwertung, als dem Dollarſtande entſpreche, führen müſſe und daß infolge 
Din den Jahren 1920 bis 1923 in Deutſchland herrſchenden niedrigen Waren- 
reiſe die nach dem Dollarkurs aufzuwertenden Preiſe nicht entfernt den heutigen Marktpreiſen 

eichkommen würden, wodurch man den berechtigten Intereſſen der Verkäufer im Großhandel 
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nicht gerecht werden könne. Weitere Richtlinien zu geben haben die Vereinigten Zivilſenate 
als über die ihnen geſtellten Fragen hinausgehend abgelehnt, insbeſondere darüber, ob, wie der 
1. und 2. 36 in den Urt RG 108, 379; 109, 97 u. 241; Warn 1926 Nr 77 wollen, bei der Auf⸗ 
wertung grundſätzlich von den heutigen Marktpreiſen auszugehen ſei, vorbehalt⸗ 
lich eines etwaigen Einſchlags der Warenkonjunktur, der dem Käufer zugute kommen ſolle, während 
der 6. 35 (RG 109, 146) eine Aufwertung über den Dollarkurs überhaupt für unzuläſſig erklärt 
hatte. Der 5. 36 hatte vor der; Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate, dem Kammergericht 
entgegentretend, für Grundſtückskaufverträge ausgeſprochen (Roß 109, 163; Warn 1925, 35), 
daß grundſätzlich nur der vertragsmäßig bedungene Kaufpreis aufzuwerten und die Aufwertung 
nicht dazu beſtimmt ſei, etwa einen zu billigen und unvorteilhaften Verkauf, wie er bei Grund⸗ 
ſtücken in der Inflationszeit häufig vorgekommen, für den Verkäufer vorteilhafter zu geſtalten. 
Er hat an dieſer Auffaſſung auch nach der Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate feſtgehalten 
und ausdrücklich betont, daß von der Kaufkraft des bedungenen Vertragspreiſes im Inlande 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes und nicht etwa vom Gegenwartswerte auszugehen ſei, da das 
zu einer Abänderung des Vertragsinhalts, zu einer Richtigſte lung des nicht wertgerecht bemeſſenen 
Preiſes führen würde. Die Berückſichtigung des Gegenwartspreiſes erklärt dieſer Senat nur in 
einer ganz beſtimmten eingeſchränkten Richtung für zuläſſig und geboten, nämlich zum Zwecke 
der Erkenntnis, ob und in welchem Maße die Kaufkraft des Vertragspreiſes beim Vertragsſchluſſe 
eine höhere war, als fein Wert nach dem Dollarkurſe oder der Reichsrichtzahl, um zu verhiiten, 
daß bei Vergleichung dieſer Kaufkraft mit dem als Ausgleich zu zahlenden (aufgewerteten) Be⸗ 
trage ausſchließlich ein für andere Kaufgegenſtände beſtimmter und geeigneter Maßſtab zugrunde 
gelegt werde. Vgl. JW 1925, 224114; 1926, 7906, 9764, 15381; Warn 1926 Nr 31, 58, 60, 96, 
148, 178; AufwRechtſpr 1927 Nr 44; 1929 Nr 161; Aufwekartei Grundſtückspreis Nr 1; Zeiler 
AufwFälle Nr 1291. Auch für die Aufwertung vereinbarter Wie derkaufpreiſe erklärt der 
5. Senat die gleichen Grundſätze für anwendbar, ſofern nicht Anhaltspunkte dafür vorhanden 
ſeien, daß die Parteien die Anwendung dieſer Grundſätze ganz oder in gewiſſen Punkten haben 
ausſchließen wollen; ſolche Anhaltspunkte in der Richtung, daß der gegenwärtige Grund- 
ſtückspreis ganz außer Betracht bleiben ſolle, hat der Senat in einem Siedlungsvertrage 
mit Wiederkaufsrecht der Siedelungsgeſellſchaft gefunden, bei welchem der Siedler keinen Anten 
an der Wertſteigerung des Grundſtücks haben ſollte (RG 119, 190 und die dort angeführten Ent- 
ſcheidungen). Für die Ausübung des dinglichen Vorkaufsrechts ($$ 1094ff. BGB) erklärt 
der Senat die Anwendung der allgemeinen Aufwertungsgrundſätze für Grundſtückskäufe nicht für 
anwendbar im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem dritten Käufer, da dieſer 
jenem nicht als Verkäufer gegenüberſtehe (RG 116, 190). 

Zu bemerken iſt übrigens zu der Rechtſprechung des 5. ZS in dieſer Frage, daß für Kauf 
geldforderungen von Grundſtücken, zu deren Sicherung eine Hypothek bereits eingetragen iſt, 
gemäß § 10 Abſ 1 Nr 5, Abſ 3 AufmwGef die Aufwertung im Höchſtbetrage in der Regel be⸗ 
ſchränkt ift auf 75 v. H. des nach 99 2ff. zu berechnenden Goldmarkbetrags, wenn die Forderung 
nach dem 31. 12. 08, aber vor dem 1. 1. 12, und auf 100 v. H., wenn ſie nach dem 31. 12. 12, aber 
vor dem 1. 1. 22 begründet worden iſt, während ſie bei vor dem 1. 1. 08 begründeten derartigen 
Forderungen der Regel nach zu dem „normalen Höchſtſatze“, alſo auf 25 v. H. zu erfolgen hat. 
Dieſe Beſchränkungen finden aber keine Anwendung, wenn es ſich um den Anſpruch auf Zahlung 
des en a für ein Grundſtück handelt, für den eine Hypothekbeſtellung zwar vertragsmäßig 
vereinbart, aber noch nicht eingetragen ift. Der 2. 38 hat in dem Urt 1164/25, 1. 12. 25 (J 1926, 
6972) und weiter daran feſtgehalken, daß bei Großhandelsgeſchäften, die beiderſeiis 
noch nicht erfüllt find, dem Marktpreiſe der zu liefernden Waren am Lie ferungstag 
maßgebliche Bedeutung beizumeſſen; auch für andere als Großhandelsgeſchäfte et 
klärt er in JW 1926, 7904, daß der Goldmarkwert des Kaufpreiſes zur Zeit des Vertrags. 
ſchluſſes nicht die Höchſtgrenze für die Aufwertung bilden dürfe. Auch der 1. 38 hat IM 
ſpäteren Entſcheidungen (Warn 1926 Nr 77) wiederum betont, daß bei noch nicht et“ 
füllten Umſaßgeſchäften die Aufwertung des vertragsmäßigen Kaufpreiſes ſich dem Markt- 
preiſe des Lieferungstags tunlichſt anzunähern habe, und zwar ohne Abzug eines 
Verarmungsfaktors (vgl. oben); dieſen Satz erklärt er „nach feſtſtehender Rechtſprechung a 
auf andere als Großhandelsgeſchäfte anwendbar. Der 3. ZS hat bei einem Werklieferungs⸗ 
vertrage die Ablehnung jeder Berückſichtigungſdes gegenwärtigen Marktpreiſes für rechtsirri 
erklärt, unter Bezugnahme auf die Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate, deren Gründe au 
für andere als Großhandelsgeſchäfte zuträfen. Soweit die! Entſcheidungen eine Aufwertung 
über den aus der inneren Kaufkraft der Mark zur Zeit des Vertragsabſchiuſſen 
ſich ergebenden Goldmarkwert des Vertragspreiſes zulaſſen, dürften ſie über den Rechtsgeva t 
der Aufwertung hinausgehen und auf eine Korrektur der Verträge hinauslaufen, die auch m 
dem richtig begrenzten Sinne des Satzes: „Pacta servanda sunt“ kaum noch in Einklang geb 13. 
werden kann. Doch iſt in einzelnen dieſer Entſcheidungen (fo namentlich in der des 2. 3 v. * 
25) beſonders hervorgehoben, daß ſich die Annäherung an den gegenwärtigen Wert (d. 9 it 
Wert des Tages der Lieferung) immer nur in dem Verhältnis auswirken dürfe, in dem zur 8 
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des Vertragsſchluſſes Leiſtung und Gegenleiſtung zueinander ſtanden, und daß deshalb 
ſtets nachzuprüfen ſei, ob der Käufer damals beſonders billig oder teuer oder gerade der „Markt⸗ 
lage“ entſprechend eingekauft habe (vgl. auch RG 109, 99; 116, 309 und die dort angeführten 
Entſcheidungen; ferner 118, 352). Die Anfechtung ſolcher Verträge auf Grund des § 119 Abſ 1, 
2 BGB wegen Irrtums über die Kaufkraft der Mark hat das Reichsgericht wohl mit 
Recht ſtändig abgelehnt (RG 111, 257: 112, 332; Warn 1926, 77, 110). 

Der Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate iſt aber jedenfalls inſofern unbedenklich bei⸗ 
zuſtimmen, als ſie annimmt, daß für das Maß der Aufwertung der Dollarindex, den die 3. 
StRotVoO der Aufwertung zugrunde gelegt hatte, ſich nicht als geeignet erwieſen habe, da er mit 
der Kaufkraft der Mark im Inlande nicht übereinſtimmte. Auch der durch das Aufwertungs⸗ 
geſetz an feine Stelle geſetzte Umrechnungsmaßſtab trägt der inneren Kaufkraft der Mark nicht 
hinreichend Rechnung. Der in den Reichsrichtzahlen ſtatiſtiſch feſtgeſtellte Lebenshaltungs⸗ 
Inder wird für die Durchſchnittsfälle den am wenigſten bedenklichen Anhaltspunkt für die Um⸗ 
rechnung bilden, ſofern nur ein darin mitenthaltenes Moment der Teuerung auf der Warenſeite 
ausgeſchaltet wird (RG 109, 163; vgl. auch RG 108, 382; 109, 146, 158, 242; 13. 3. 25, DRZ 
Beil Nr 203). Auch die auf den Reichsteuerungszahlen beruhenden Zeilerſchen Umwertungs⸗ 

ahlen, welche die allgemein in Deutſchland eingetretene Verarmung berückſichtigen (vgl. darüber 
Zeiler, Die Zeilerſchen Umwertungszahlen) eignen ſich als Ausgangspunkt für die nach Treu und 
Glauben zu bewirkende Feſtſetzung des Maßes der Aufwertung. Doch hat die Umrechnung nach 
einem ſolchen „Index“ keineswegs die Bedeutung, daß die ſich aus ihr ergebende Summe oder 
ein beſtimmter Hundertſatz von ihr ohne weiteres den von dem Schuldner zu zahlenden Betrag 
darſtellt; das Ergebnis kommt vielmehr nur als einer der für die Beſtimmung der Leiftung zu 
berückſichtigenden Faktoren in Betracht. Vgl. über das Maß und die Maßſtäbe der Aufwertung 

übrigen RG Warn 1926, 34; DYZ 1926, 1038; JW 1926, 791; Zeiler, Aufw Fälle Nr 77, 

79, 80, 140, 162, 216; Warn 1926, 64. In III 129/25, 12. 3. 1926 (Warn 149) iſt ſogar aus⸗ 
gesprochen, daß es grundſätzlich verfehlt ſei, für die Aufwertung zunächſt von einem der verſchiedenen 
Maßſtäbe auszugehen und nur allenfalls ihn nach Maßgabe des Einzelfalls zu berichtigen; der 

ichter habe vielmehr ſtets in erſter Linie von den Umſtänden des Einzelfalles auszugehen 
und dieſe allſeitig zu beachten. Daß die Geldentwertung immerhin die weſentlichſte Bedeutung 
ehält, ſoll damit wohl nicht beſtritten werden. — Iſt eine Forderung abgetreten, fo kann der 
werbspreis — die Zeſſionsvaluta — zwar als ein nicht unweſentlicher Faktor bei Bemeſſung 
er Höhe der Aufwerkung in Betracht gezogen werden; nicht aber iſt ſein nach dem Zeitpunkt 
er Abtretung zu berechnender Wert als Höchſtbetrag der Aufwertung anzuſehen; eine Beteili⸗ 
gung des früheren Glaubigers an dem Aufwertungsbetrage in der Art, wie fie § 17 Aufm@ef 
vorſchreibt, kann für die freie Aufwertung nicht in Betracht kommen; RG 113, 30. 
2 In der Rechtſprechung aus der Zeit vor der Inflationsperiode war ausgeſprochen, daß der 
N Gufdner ſich für die Nichtzumutbarkeit der Leiſtung auf § 242 nicht berufen könne, wenn er mit 
der Moglichkeit des Eintritts der erſchwerenden Umſtände ſchon beim Vertragsabſchluß ge- 
dach net habe oder hätte rechnen müſſen, weil ſie vorausſehbar waren, in ſolchem Falle 
1074 er die Gefahr von Anfang an auf ſich genommen (RG 102, 239; Warn 1918 Nr 220; 23 1919, 
en ); doch war das damals ſchon dahin eingeſchränkt worden, daß der Eintritt veränderter 
i uſtände an ſich erwartet worden fein, daß er ſich aber alsdann in einer gar nicht voraus- 
Ro bar geweſenen unmäßigen Schwere geltend gemacht haben kann (RG Warn 1921 
N 116; FW 1922, 2555; 23 1921, 652%); hieraus ergab ſich bereits die Zulaſſung des Einwandes 

r Nichtzumutbarkeit (oder der clausula rebns sic stantibus) für die durch die in keiner Weiſe 
derauszuſehen geweſene Geldentwertung betroffenen Fälle. Auch ein „ſpekulativer Einſchlag“ 
er Geſchäfts oder die Übernahme eines gewiſſen Riſikos (RG 88, 177; 92, 322; 112, 335) kaun 
. ohne weiteres zu der Annahme führen, daß auch das Riſiko einer derartigen in keiner Weiſe 

Gausſehbaren Gefahr übernommen worden ſei. Vgl. darüber RG in AufwRechtſpr I S. 520 
175 Nez 110, 251. Immerhin ſind Fälle denkbar, die ſo liegen, daß angenommen werden muß, 
vo fi von dem Leiſtungspflichtigen auch das Riſiko des verlorenen Krieges und der Staatsum⸗ 
8 zung mit allen ihren Folgen übernommen worden, vgl. RG 106, 177; in ſolchem Falle würde 
ders Verlangen nach Aufwertung der Gegenleiſtung ausgeſchloſſen ſein. Eine Aufwertung iſt 
halb namentlich dann als ausgeſchloſſen erachtet, wenn bei fortlaufend zu erfüllenden Werk⸗ 
er Dienſtverträgen bereits gleitende Löhne vereinbart ſind und dadurch der fortſchreitenden 
Ae entwertung Rechnung getragen worden ift (RG Warn 1926 Nr 63; 1927 Nr 133; Zeiler 
Flufwöalle Nr 405, 586, 1093, 1421, 1487; RG 118, 352; 124, 78); wobei freilich die Frage offen 
pielbt, ob das ungeheuerliche Ausmaß dieſes Fortſchreitens, wie es ſchließlich eintrat, bereits 
krausgeſehen werden konnte und in Rechnung gezogen iſt. Bedenklich aber erſcheint es, daß in 

106, 403 der Abfindungsvergleich eines unehelichen Kindes mit ſeinem Er⸗ 
5 r als ein gewagtes Geſchäft bezeichnet und daraus hergeleitet wird, daß dem Kinde zugemutet 
5 den müffe, den durch die unvorhergeſehene Geldentwerkung entſtandenen Schaden als Folge 

® Abfindungsvergleichs zu tragen. Doch wird dem Urteile im Ergebniſſe inſofern zugeſtimmt 

eden müſſen, als es die Aufrollung eines vor der Inflationszeit abgeſchloſſenen und durch Zah⸗ 
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lung der vereinbarten Abfindungsſumme damals bereits erfüllten Abſindungsvertrags für 
unmöglich erklärt, weil ein aufzuwertender Anſpruch nicht übrig geblieben ſei. Übrigens läßt 
das Urteil ſelbſt (auf S. 402) die Möglichkeit einer Aufwertung offen, wenn die gewährte Abfin⸗ 
dungsſumme einfach durch Kapitaliſierung der geſetzlichen, bis zum 16. Lebensjahre des Kindes 
berechneten Rente gefunden worden iſt. Ob der Aufwertungsanſpruch dadurch ausgeſchloſſen 
wird, daß der Geldſchuldner, insbeſondere der ausländiſche, ſich in Erwartung 
der zu leiſtenden Zahlung bereits mit Mark eingedeckt hat, die dann bei ihm ent⸗ 
wertet ſind, hängt davon ab, ob ihm angeſichts der derzeitig beſtehenden Konjunktur für das 
5 en oder Sinken der Mark ein Verſchulden beizumeſſen ift: RGS in JW 1925, 1374, R 109, 
337; 111, 381. 4 
Ausgeſchloſſen ift die Aufwertung ferner, wenn auf ſie verzichtet oder wenn ein über ſie 
entſtandener Streit durch Vergleich erledigt iſt. Ein Verzicht iſt aber nicht etwa ſchon in der 
vorbehaltloſen Annahme einer nicht aufgewerteten, daher (vgl. oben) unvollſtändigen Leiſtung 
zu finden (RG 109 S. 112, 199, 347; 110, 133; JW 1926, 14322; vgl. zu $ 303 A 3); auch nicht 
in dem Verlangen des Papiermarkbetrags zu Anfang 1923 (ZW 1926, 3593), ob in einem nach 
Erlangung ſicherer Kenntnis von der Unvollſtändigkeit der Leiſtung und dem Rechte auf Auf, 
wertung fortgeſetzten untätigen Verhalten, iſt vorzugsweiſe Tatfrage (RG 110, 133); doch hat 
das RG in dem Urt I 398/25 v. 22. 9. 26 (AufwRechtſpr Nr 369) die Auslegung des Berufungs- 
gerichts, welches in einer einjährigen Untätigkeit des Aufwertungsberechtigten nach Bekanntwerden 
des Aufwertungsurteils des RG v. 6. 8. 23 (RG 106, 422) einen „Verzicht auf Aufwertungsan⸗ 
ſprüche“ gefunden hatte, für auf Rechtsirrtum beruhend erklärt. Auch in einem zweijährigen 
Stillſchweigen feit Auguſt 1922 ift kein Verzicht gefunden worden (NG Warn 1926, 128). Ebenſo⸗ 
wenig in einem dreijährigen Schweigen, mit der Begründung, daß ein Verzicht auf ein er⸗ 
wachſenes Recht nicht vermutet werde, vielmehr nur anzunehmen ſei, wo beſondere Umſtände 
einen Verzichtswillen erkennen ließen, was namentlich dann nicht der Fall ſei, wenn erhebliche 
Vermögenswerte in Frage ſtänden (1. 35 in RG 116, 314). Doch hat der gleiche Senat, aller⸗ 
dings unter Hinweis auf die beſonderen Umſtände des Falles, ausgeſprochen, es könne „angeſichts 
der damaligen Zeitlage“ dem Gläubiger mit Erfolg entgegengehalten werden, daß er von Ende 
De zember 1922 bis zur Klageerhebung im September 1924 nichts getan habe, 
um feine Forderung aufrechtzuerhalten (Warn 1926, 128). Später hat dann das RG in ſtändiger 
Rechtſprechung den Geſichtspunkt der ſog. „Verwirkung“ des Auſwertungsanſpruchs heraus 
gearbeitet, der ſich nicht ſowohl auf die Annahme eines Verzichts, als vielmehr darauf ſtüßt, daß 
nach Treu und Glauben ($ 242) bei anſcheinend bereits erledigten Anſprüchen der Gläubiger 
nicht nach längerem Stillſchweigen und nachdem ſich der Schuldner bereits darauf eingerichter 
habe, daß der Anſpruch durch die geleiſteten Zahlungen erledigt ſei, weitere Anſprüche geltend 
machen dürfe, die ſich auf die Unzulänglichkeit der Zahlungen wegen der bereits eingetretenen 
Geldentwertung gründeten; daß einem ſolchen Vorgehen auf alle Fälle die für die Aufwertung 
maßgebende Intereſſenlage beider Teile, hier des Schuldners, entgegenſtehe (RG 116, 34 
118, 377; 119, 234; 134, 270; 139, 82; H f 1932, 228). Doch wird dabei auch ein fubjettid ſchud, 
haftes Verhalten des Gläubigers injofern erfordert, als die Verwirkung nur eintritt, went! da 
Schweigen ſich auf einen längeren Zeitraum erſtreckt hat, währenddeſſen der Gläubiger in der Lage 
war, ſich darüber klar zu werden, daß ihm ungeachtet der erhaltenen Papiermarkzahlung nd 
ein weiterer Anſpruch zuſtehe. Über den Zeitpunkt, von welchem ab dem Gläubiger eine ſol 7 
Kenntnis zugemutet werden kann, beſteht keine volle Übereinſtimmung; vgl. einerſeits J 192 — 
2915 (7. 3889, andrerſeits Zeiler Nr 707 (6. 38) und RG 117, 213 und 119, 231 (2. 38) un. 
das Schrifttum über dieſe Frage angeführt ift. Beſonders eingehend ift die Frage des Zeitpunktes, 
von welchem ab der Gläubiger eine Geltendmachung feiner Aufwertungsanſprüche auf Grun, 
des Standes der Rechtſprechung zuzumuten geweſen ſei, und der ſonſtigen für die 3 Nerweirt 
in Betracht zu ziehenden Umſtände in dem Urteile des 2. 38 vom 30. 1. 1931 (RG 131, = 
erörtert worden, auf das hier nur verwieſen werden kann. Hat der Gläubiger feinen Aufwertung 
anſpruch zunächſt in geringerer Höhe geltend gemacht, unter Vorbehalt der Erhöhu ln 
fo tritt eine Verwirkung des vorbehaltenen Teiles nicht ein (RG 129, 404). Im übrigen wird = 8 
vorge hoben, daß der Geſichtspunkt der Verwirkung ſowohl bei der unbeſchränkt freien Aufweri 
wie auch ganz beſonders bei der Aufwertung von Vermögensanlagen, die zwar nach a 11 
meinen Vorſchriften, aber unter Beſchränkung auf einen Höchſtſatz erfolgt ($ 63 Aufwchkeſ.), 15 
Vorſicht“ behandelt werden müſſe und bei letzteren nur unter beſonderen Umſtänden durchgre ab er 
könne (RG 124, 44; 134, 357; 139, 82; HRR 1930, 1720, 1721). Keine Anwendung kann 9 
der Verwirkungsgedanke finden bei der Aufwertung hypothe kariſch geſicherter Jen 
gen, da dieſe ſich nicht nach $ 242 beſtimmt, ſondern durch das AufwGeſ auf einen a 
Betrag feſtgelegt ift (RG 124, 44; 129, 222; 139, 82; YW 1929, 1871). Anders für den B f 
einer ſolchen Forderung RG in FW 1932, 5822. Auch find bei lebenswichtigen Ge ſch te 
für die Verwirkung ſtrengere Anforderungen zu ftellen, als bei Geſchäften des täglichen 8091 
(RS in HRR 1932, 605 und dort angef. Entſch.). Die für die Verwirkung maßgebenden. An⸗ 
keitserwägungen unter Berückſichtigung der Intereſſenlage beider Teile können ferner ke ine 
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wendung auf Fälle ſinden, in denen es ſich um den Ablauf einer geſetzlichen Verjährungsfriſt, 
3. B. der zweijährigen des $8 RhaftpflGGeſ, handelt. Der Lauf einer ſolchen Verjährungsfrist 
war zwar nach § 202 BGB für Aufwertungsanſprüche fo lange gehemmt, als die gerichtliche Ver⸗ 
folgung ſolcher Anſprüche angeſichts des Standes der Rechtſprechung ausſichtslos war (RG 111 
147; 122, 327; 318 1926, 154%; 1927, 98317); dieſer Hemmungsgrund war aber, wie das RG in 
ſtändiger Rechtſprechung angenommen hat, jedenfalls ſe it Mitte Juli 1924 weggefallen, nachdem 
die grundlegenden Entſcheidungen des Reichsgerichts über die Aufwertung ergangen waren, 
da die daun noch übrig gebliebenen und erſt durch die allmählich fortſchreitende Rechtsentwicklung 
defeitigten Zweifelsfragen hinſichtlich der Einzelheiten der Aufwertung keinen Hemmungsgrund 
im Sinne des $ 202 für die Verjährung bilden konnten. In dieſem Sinne RG 120, 356; 126, 297 
und die im letztgenannten Urteile angeführten weiteren Entſcheidungen; ferner HRR 1929, 187. 
ie Anwendung des Verwirkungsgedankens auf die Aufwertung von Beamtengehalts⸗ und 
Ruhegehaltsanſprüchen wird vom RG wegen des Unterhaltscharakters dieſer Anſprüche 
abgelehnt (HAN 1931, 243; 1933, 568). Im übrigen iſt aber die Anwendung des Verwirkungs⸗ 
gedankens auch außerhalb des Gebietes der Aufwertung nicht ausgeſchloſſen, ſofern 
in der ſpäten Geltendmachung eines Anſpruchs nach den beſonderen Umſtänden ein Verſtoß 
gegen Treu und Glauben im Sinne des $ 242 zu finden iſt (RG 139, 83). 
„Die Vorſchrift des $ 67 Abſ 2 AufivGef, wonach Vergleiche über die Aufwertung, die 
in der Zeit vom 15. Juni 1922 bis 14. Februar 1924 abgeſchloſſen ſind, der Aufwertung in der 
Aegel nicht entgegenſtehen, kann bei der freien Aufwertung jedenfalls keine unmittelbare und 
puchſtäbliche Anwendung finden (RG JW 1926, 9751; Warn 1926 Nr 20; AufwRechtſpr 1926 
Ar 382). Auch eine Anfechtung eines Vergleichs wegen Irrtums über die Kaufkraft der 
apiermark oder über den Satz „Mark = Mark“ auf Grund des § 119 BGB wird als aus- 
geſchloſſen erachtet, da ein ſolcher Irrtum weder den Inhalt der Erklärung noch verkehrsweſent⸗ 
liche Eigenſchaften der Sache betreffe, vielmehr nur ein Irrtum im Beweggrunde fei (RG JW 
1926, 525; Warn 1923/24 Nr 140; 1926 Nr 20; JW 1925, 350°; 1926, 9751; HAN 1929, 2078; 
1931, 200). Auch die Annahme einer Unwirkſamkeit des Vergleichs auf Grund des 
779 BGV iſt vom RG abgelehnt worden, ſofern der Vergleich in erſter Linie die Regelung 
anderer Streitpunkte betraf und deshalb nicht erſichtlich war, daß der Streit bei Kenntnis der 
Unrichtigkeit des Satzes „Mark- Mark“ nicht entſtanden fein würde (MG 122, 203). Dagegen 
hat das RG (7. 86), wie für die Aufwertung auf Grund des AufwGeſ (Mb 116, 146; 117, 228; 
127,299), ſo auch für die freie Aufw ausgeſprochen, daß ein Vergleich über die Aufw nur dann 
vorliege, wenn die Parteien bei deſſen Abſchluß ſich das Beſtehen einer Rechtspflicht zur Auf⸗ 
Ulettung zum mindeſten als möglich vorgeſtellt haben, und daß, falls nicht beſondere 
mnſtände vorliegen, eine ſolche Vorſtellung bei ihnen jedenfalls vor dem Zeitpunkte des Urt v. 
11. 1923 (vgl. oben zu b Abſ 2) nicht als vorhanden, daher bei früher liegenden Vergleichen 
zunehmen ſei, daß die Parteien ſich nur über die Papiermarkforderung vergleichen wollten, 
0 daß dadurch die nachträgliche Geltendmachung von Auſwertungsanſprüchen nicht ausge⸗ 
chloſſen werde (RG 118, 61; HRN 1933, 473). In gleichem Sinne hat der 2. 38 (RG 122, 201) 
cursgeſprochen, daß keine Partei, ohne gegen Treu und Glauben (§ 242) zu verſtoßen, ſich auf 
men Vergleich berufen könne, bei deſſen Abſchluſſe beide Teile von dem gemeinſamen Irrtum 
0. gegangen ſeien, daß der Satz „Mark = Mark“ noch Geltung habe, da in dieſem Falle die 
Nic ſchäftsgrundlage (vgl. oben Anm 4 Abſ 1) für den abgeſchloſſenen Vergleich weggefallen ſei. 
— t ausgeſchloſſen wird der Aufwertungsanſpruch, und ebenſowenig der Geldentwertungs⸗ 
— ſpruch wegen Verzugs, dadurch, daß über die Forderung bereits ein re chtskräftiges Papier 
arkurteil ergangen iſt; der eingeklagte Papiermarkbetrag hat nur eine Teilforderung dar⸗ 
geſtellt ch 109 S 153, 195, 288, 345, 375; 110 S. 128, 147, 388, 400; 113,55; 111,361; Warn 
aus, 7; 308 1926, 524, 1512 V 25/25, 5.5.25); nach RG 109, 375 find in dem Nachbprozeſſe 
uch Einwendungen gegen den Beſtand und die Höhe der Forderung labgeſehen von der Auf- 
vi tumg) statthaft. Andererſeits nimmt aber das R (106, 184; 108, 38; 111, 103) an, daß durch 
„Einklagung des unaufgewerteten Betrags eines durch ein beſtimmtes Ereignis entſtandenen 
ſchadens die Verjährung des Anſpruchs auch Hinfichtlic) des Aufwertungsbetrags, nicht dagegen 
Aulchlich des Verzugsſchadens, unterbrochen werde. Iſt über eine Rentenforde rung vor 
ginn der Inflation ein rechtskräftiges Urteil ergangen, jo kann nicht nur gemäß $ 323 
3 D mittels Umwandelungsklage eine Neufeſtſetzung der früher zugeſprochenen Rente für bie 
Feit nach Erhebung der neuerlichen Klage, ſondern auch für die frühere Zeit Aufwertung der 
Sente auf Grund des $ 242 verlangt werden; jo unter Aufgabe ſeines früheren abweichenden 
tandpunktes der 4. 38 in R 114, 112; ebenſo R& 2. 10. 26 V 394/396/26. — Die Geld⸗ 
wertung iſt nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts aus dem Geſichtspunkte des $ 242 — 
be o durch Aufwertung — uur inſoweit zu berückſichtigen, als ihr nicht aus andern Gründen, ins⸗ 
noſendere aus dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes, namentlich des Verzugsſchade ns — 
91 unten zu d, aa —, Rechnung getragen werden kann; RG Warn 1926, 126; AufwRechtſpr 
Son 1178; ferner RG 109, 63; 111, 366; 114, 345; 122, 322. — Über die Aufwertung von 
Vorberungen in ausländiſcher Währung vgl. unten zu e und zu $ 244 Anm 3. — In pro- 
a, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Michaelis.) 25 
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zeſſualer Beziehung iſt das Reichsgericht zu einer recht weitgehenden Berücksichtigung der Auf⸗ 
wertung auch in Fällen gelangt, in welchen ein Einwand aus der Nichtaufwertung nicht aus⸗ 
drücklich erhoben war; vgl. RG 107, 20, 149; 108, 75; XW 1924, 292; ferner die Zuſammen⸗ 
ſtellung in der Spruchſammlung der DZ zur Aufwertung Teil 7 Nr 3, 4. 

8) Gegenſeitige Verträge. Bei ihnen iſt der Gedanke der Aufwertung, und zwar zunächſt 
an der Hand der elausula rebus sic stantibus und des Synallagma, zuerſt erkannt und entwickelt 
worden, vgl. oben zu a und b; fie bilden auch jetzt noch das Hauptgebiet der freien, nach Treu 
und Glauben in Anwendung des $ 242 erfolgenden Aufwertung, da der Geſetzgeber fein Macht⸗ 
wort auf fie nicht erſtreckt hat; vgl. oben zu c. Hatte noch in dem Urt v. 21. 9. 20 (RG 100, 130) 
der 3. ZS ausgeſprochen, daß eine Aufrechterhaltung gegenſeitiger Verträge unter 
Erhöhung der Geldleiſtung nur ſtattfinden könne, wenn beide Parteien mit der Fortſetzung 
des Vertrags einverſtanden ſeien, jo geht ſeit dem Urt des 2. ZS in RG 103, 329 die ſtändige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts dahin, daß der Sachſchuldner (Verkäufer), bevor er wegen 
erheblicher Verſchiebung des Wertverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung vom Ver⸗ 
trage zurücktritt oder ihn kündigt, den Sachgläubiger zur Erhöhung der Geldleiſtung aufzufordern 
hat und nur frei wird, wenn dieſer die Aufwertung endgültig verweigert: RG 106, 13; 107, 158, 
182; JW 1924, 14252, und dieſe Rechtſprechung iſt beſtätigt worden in den Gründen der Entſchei⸗ 
dung der Vereinigten Zivilſenate v. 31. 3. 25, RG 110, 376/77. Folgerichtig muß aber auch 
dem Sachſchuldner (Verkäufer) bei vorhandenem Intereſſe das Recht zugeſtanden werden, 
von dem Käufer die Entgegennahme der Leiſtung und die Zahlung des aufgewerteten Kauf 
preiſes zu verlangen. Während ferner noch in dem eben genannten Urteile des 2. 3& der Rück⸗ 
tritt aus dem Geſichtspunkte der clausula als ohne weiteres berechtigt erklärt wird, ſofern zur Zeit 
der Weigerung objektiv ein die Aufwertung rechtfertigendes Mißverhältnis beſtanden hat — 
ebenſo anſcheinend noch IV 642/24 v. 6. 4. 25 DRZ 1925 Beil Nr 269 — hat ſich ſeitdem die 
Rechtſprechung wohl aller in Betracht kommenden Senate —, die des zweiten unter ausdrück⸗ 
licher Aufgabe feines in dem genannten Urteile vertretenen Standpunktes, vgl. JW 1926, 157° — 
dahin entwickelt, daß der Rücktritt des Verkäufers nur gerechtfertigt iſt, wenn die Weigerung 
des Käufers, den vereinbarten Kaufpreis aufzuwerten, ſich als eine poſitive Vertragsver⸗ 
letzung darſtellt, die auf Grund der nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts auf ſolche Ver⸗ 
tragsverletzungen entſprechend anwendbaren Vorſchrift des $ 326 BGB — vgl. § 325 A 4 — 
den andern Teil zum Rücktritte berechtigt; und daß eine ſolche Vertragsverletzung, da ſie ein 
Verſchulden vorausſetzt, auch wenn der Aufwertungsanſpruch zur Zeit der Verweigerung 
nach der jpäteren Rechtsanſchauung objektiv begründet war, nicht vorliegt, wenn die Verweige 
rung der Aufwertung zu einer Zeit erfolgt iſt, als dieſe Rechtsanſchauung ſich noch nicht durch⸗ 
geſetzt hatte, ſondern von dem ſpäter als irrig erkannten Grundſatze: „Mark = Mark“ im Verkehr 
und in der Rechtſprechung ausgegangen wurde. Dementſprechend ſind für unberechtigt erklärt 
worden Rücktrittserklärungen, die abgegeben worden waren auf Grund von Verweigerungen 
der Aufwertung in den Jahren 1919/20 (Warn 1926, 26); im Jahre 1921 und in den erſten 
Monaten 1922 (RG 111, 157); am 23. 8. 21 (Warn 1926, 101), im September 1922 (Warn 1926, 
79); aber auch noch im Januar 1923 (JW 1926, 156°) und im Sommer 1923 (DRZ 1925 Beli 
Nr 271), weil damals zwar bereits anerkannt geweſen fei, daß bei Ablehnung der Aufwertun 
der Sachſchuldner frei werde, aber noch nicht, daß dies auch im Falle des Verzugs de 
Sachſchuldners gelte, vgl. unten. Zugleich iſt mehrfach hervorgehoben worden, daß im Antetz 
eſſe der Aufrechterhaltung der Verträge und mit Rückſicht auf die unſichere Rechtslage währen 
der Inflationszeit eine nachſichtige Behandlung geboten ſei hinſichtlich ſolcher Erklärungen 
des Geldſchuldners, die noch keine endgültige Verweigerung der Aufwertung enthielten, ſondern 
beſtimmt waren, den Sachſchuldner hinzuhalten oder zu vertröſten: V 228/1925, 14. 12. 20 
(AufwRechtſpr 1926, 160); V 407/25, 3. 5. 26 (Warn 130); V 354/25, 24. 3. 26 (Warn 179), 
eine allerdings recht weitgehende Berückſichtigung der Belange des Geldſchuldners gegenüber 
dem eine endgültige Erklärung erfordernden Intereſſe des Sachſchuldners. Die Aufforderung 
erübrigt ſich aber, wenn der Geldſchuldner die Aufwertung bereits vorher ernſtlich un 
endgültig verweigert hat. Darüber, in welchen Fällen eine derartige Weigerung als erfolg 
anzuſehen ſei, beſteht eine ins einzelne gehende reichhaltige Rechtſprechung des Reichsgerich 1 
vgl. die Zuſammenſtellung in der 39. Spruchſammlung der Dig 1925 zur Aufwertung Teil 
Nr 18—28. Hat in der Zeit vorgeſchrittener Inflation der Käufer ſich geweigert, aufzuwerten 
und der Verkäufer, ohne Aufwertung zu liefern, ſo trifft keine Partei ein Verſchulden; daher 
auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ($ 326) nicht begründet: RG 
1926, 5392. Andererſeits iſt ausgeſprochen, daß das Recht des Sachſchuldners, wegen Ver in⸗ 
rung anderer Umſtände als des Geldwertes, insbeſondere ſolcher, die auf der Warenſette en 
getreten ſind: echte Teuerung, erſchwerte Beſchaffung der Ware, auf Grund des elausula re 1 
sic stantibus ſich vom Vertrage loszuſagen, durch die für die Aufwertung von der Rechtſprechgen 
entwickelten Rechtsgrundſätze nicht ausgeſchloſſen werde (VI 496/24, 27. 3. 25; DRZ hne 
Nr 267). — Streitig war längere Zeit, ob das Recht des Sachſchuldners, die Lieferung — 
Aufwertung des Kaufpreiſes zu verweigern, dadurch unbedingt ausgeſchloſſen werde, daß 
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8 ſolange als er ſich im Lie ferungsverzuge befunden habe; dieſe früher nach allgemeiner 
Rechtsanſchauung bejahte Frage iſt zum erſten Male durch das Urteil des Ferienſenats v. 
6. 8. 23 (RG 106, 425) unter Hinweis auf $ 287 BGB verneinend entſchieden, ſoweit nicht der Geld⸗ 
ſchuldner durch den Verzug Schaden erlitten habe, was nicht in allen Fallen anzunehmen ſei, 
3. B. nicht, wenn er das Geld in der Zwiſchenzeit in Sachwerten angelegt und dadurch der Ent⸗ 
wertung entzogen habe; dieſe Auffaſſung iſt ſeitdem vom Reichsgericht ſtändig feſtgehalten worden: 
RG 107 S. 22, 127, 149, 160; 109 ©. 98, 222; 29. 1. 24 (Recht Nr 332); 6. 2. 24 (Recht Nr 604). 
Doch dürfte es zu weit gehen, wenn in RG 109, 222 dem Geldſchuldner der Beweis auf- 
erlegt wird, daß er durch das Unterbleiben der Aufwertung nicht ungerechtfertigt bereichert 
werden würde. Noch weniger gerechtfertigt dürfte es fein, wenn in RG 109, 99 das Beſtehen 
eines „adäquaten Zuſammenhangs“ zwiſchen dem Lieferungsverzuge des Sachſchuldners und 
dem für den Geldſchuldner entſtehenden Schaden überhaupt verneint werden zu ſollen ſcheint. — 
Iſt ein Kauf- oder Lieferungsvertrag von ſeiten des Sachſchuldners erfüllt worden 
zu einer Zeit, als die Geldentwertung noch nicht begonnen oder noch nicht ihr volles Maß erreicht 
hatte, ſo iſt bei der Aufwertung der noch ausſtehenden Leiſtung des Geldſchuldners in Betracht 
zu ziehen, ob und in welchem Maße dieſem der Sachwert erhalten geblieben ift, ohne durch die 
Geldentwertung berührt zu ſein. Iſt andererſeits die Geldleiſtung zu einer Zeit gemacht, als ſie 
noch als ein in Betracht kommendes Entgelt für die noch ausſtehende Gegenleiſtung gelten konnte, 
jo kann der Sachſchuldner aus einer ſeitdem eingetretenen Geldentwertung keinen Anſpruch auf 
Erhöhung durch Nachzahlung machen, und zwar auch dann nicht, wenn es ihm nicht gelungen iſt, 
das erhaltene Geld vor dem Währungsverfalle zu ſchützen. Vgl. die ſtändige Rechtſprechung des 
eichsgerichts: RG 108, 156; Warn 1925 Nr 51; 1926 Nr 24 und die dort angeführten weiteren 
Eutſcheidungen; ferner Warn 1926 Nr 24. Iſt der Sachſchuldner kraft des Vertrags zur Vor⸗ 
teiſtung verpflichtet, ſo kann er dazu verurteilt werden, ohne daß zugleich über die Aufwertung 
des Kaufpreiſes entſchieden wird, es ſei denn, daß Anlaß zu der Befürchtung befteht, der Geld⸗ 
une werde ſich der Verpflichtung zur Aufwertung entziehen (vgl. 8 321 A2; NG 112, 148). 
letzterem Falle iſt in dem Urteile auch über die Höhe der Aufwertung der Geldleiſtung zu ent⸗ 
ſcheiden (RG 112, 197). Ausgeſchloſſen iſt durch poſitive Geſetzesbeſtimmung (§ 65 AufwGeſ) 
die Aufwertung von Anſprüchen auch aus gegenfeitigen Verträgen mit Ausnahme der daſelbſt 
im $ 63 Abſ 2 genannten, wenn fie ſich als Anfprüche aus einem Kontokorrent oder einer 
kaufenden Rechnung darſtellen. Über die begrifflichen Erforderniſſe des Kontokorrents und 
laufenden Rechnung vgl. Rh Warn 1926 Nr 2, 27. Im übrigen vgl. über die mit der Auf 
ertung zuſammenhängenden beſonderen Fragen bei den einzelnen gegenſeitigen Ver⸗ 
rägen die Erläuterungen zu den fie betreffenden Paragraphen, insbeſondere: für Kaufver⸗ 
Füge zu 9 433; für Miet- und Pachtverträge zu 8 535, 581; Dienſtverträge zu $ 611; Werk- 

ertrage zu $ 631; Geſellſchaftsverträge zu $ 705. 
fe Ausgleichsanſpruch. Eine bedeutſame Ergänzung der Aufwertungsgrundſätze bei gegen⸗ 
benden Verträgen enthalten die Entſcheidungen des Reichsgerichts über die Ausgleichung der 
fraglich übernommenen, aber auch ſchon kraft Geſetzes (§ 439 Abſ 2 BGB) dem Verkäufer 
liegenden Verpflichtung zur Beſeitigung der auf dem Grundſtück laſtenden 
potheken zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber, die dahin gehen, daß der Erwerber 
5 N angemefjenen Beitrag zu der von dem Veräußerer für die Beſeitigung aufzuwenden⸗ 
die Summe zu leiſten hat, falls infolge der Geldentwertung und der Geſetzgebung über 
° Aufwertung der Hypotheken ein unbilliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
8 genleiſtung aus dem Grundſtücksvertrage eingetreten iſt. Dieſe Rechtſprechung beruht auf dem 
ten, daß es mit Treu und Glauben ($ 242) nicht zu vereinbaren fein würde, wenn der Grund ⸗ 
llenwerber den Grundſtücksveräußerer an der Verpflichtung zur Beſeitigung der Hypotheken 
eſthalten wollte, obwohl durch das auf ſolche Weiſe entſtandene Mißverhältnis zwiſchen den beider⸗ 
ugen Leiſtungen die Geſchäftsgrundlage erſchüttert worden iſt. Der dieſem Gedanken entſpre⸗ 
det °, in ber grundlegenden Entſcheidung des 5. 38 (RG 112, 329) ausgeſprochene und begrün⸗ 
ee Rechtsſatz iſt ſeitdem in einer großen Anzahl von Entſcheidungen aller in Betracht kommenden 
19 ſenate im weſentlichen übereinſtimmend beſtätigt und weiter ausgebaut worden. Vgl. Rc 
305. 133; 120, 292; 121, 130, 141, 330; 122, 378; 123, 166; 124, 164; 125, 37,48, 126, 13; 128, 
(6. 3629, 276, 130, 115, 292; 132, 343, 133,65; 139,315. Insbeſondere iſt in RG 119, 135 
1 96) für ſolche Fälle, in denen bei Abſchluß des Vertrags die Hypotheken bereits gelöſcht waren 
ud nach $ 20 Aufwdeſ ihre Wie dereintragung nicht mehr ſtatthaft war, ein Ausgleichsanſpruch 
unter Umſtänden auch begründet erklärt worden wegen der perſönlichen Forderungen, 
RG die Hypothekengläubiger gegen den Veräußerer noch geltend machen können; ebenſo in 
6 120, 294 (5. 36); JW 1929, 5775 (6. 36); 139, 317. Das gilt auch, wenn infolge Nicht 
cen Omigung der Schuldübernahme der Verkäufer nicht perſönlicher Schuldner der hypothekari⸗ 
9415 Forderung geworden, aber verpflichtet war, den Schuldner von der Schuld zu befreien, 
e Abſ 3 (RG in JW 1930, 23927; RG 132, 343). Andererseits iſt aber auch de m Käufer, 
Gt. er eine Schuld übernommen hat und dieſe durch die Aufwertungsgeſetzgebung eine ſolche 
Be erhält, daß die Grundlage des Kaufvertrages in entſprechender Weiſe erſchüttert wird, 

25* 
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dem Erwerber Aufwertung verlangen konnte, weil die Abtretung der Hypothek erſt an f 3 
N und! € in dieſen Fall 
wurde dem früheren Gläubiger ein Ausgleichsanſpruch gegen den Erwerber der Hypothek ug 


billigt, der auf $ 242 gegründet werden könne, weil dem neuen Gläubiger ſonſt in einer mit Tee 
und Glauben nicht zu vereinbarenden Weiſe zum Schaden des . Haan bier der gefan 


rückwirkende Aufwertung gegenüber dem Verkäufer ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen 0 Pa 
e 


von dem Prozeßgerichte ſelbſt entſchieden werden, während andererſeits auch die Auſwestalt 
ſichtigen hat (RG 120, 296; 121, 330; 123, 166; 128, 369. — Der Ausgleichsanſpruch ift nicht e 


n 


ta 


Verpflichtung zur Leiſtung § 242 389 


(RG 139, 318). Die Würdigung aller Umſtände kann aber auch dazu führen, daß dem Erwerber 
nicht nur ein Beitrag, ſondern die geſamte Aufwertungslaſt auferlegt wird (RG in Aufwgechtſpr 
1927 Nr 2 S. 6; 1930, 542; RG 126, 15; HRR 1932, 607). 

Der Gedanke des Ausgleichsanſpruches iſt auch für anwendbar erklärt worden, wenn ſtatt 
der Barzahlung eines Grundſtückskaufpreiſes eine Hypothek an Erfüllungs Statt (nicht nur 
erfüllungshalber) abgetreten worden iſt, die ſpäter durch die Geſetzgebung über die Berech⸗ 
nung des Goldmarkbetrags abgetretener Hypotheken (88 2, 3 Nr 1, 5, 11 Aufm@ef) in erheblichem 

aße entwertet worden iſt (RG 132, 49, 6. 8). 

Der Ausgleichsanſpruch kann von dem Verkäufer (Aufwertungsſchuldner der rückwirkenden 
Hypotheken⸗Aufwertung) an den Aufwertungsgläubiger abgetreten werden; 9 399 
Halbſatz 1 fteht nicht entgegen (RG 5. 38 in Aufwgiechtſpr 1929 S. 501; RG 128, 369; 130, 
204, 6. 36). Desgleichen an den früheren Verkäufer, der Aufwertungsſchuldner und gegen- 
über feinem Käufer, der das Grundſtück weiterverkauft hat (vgl. unten), ausgleichsberechtigt ift, 
von dieſem (RG 130, 117). Ob auch die Abtretung an andere Perſonen, als den Aufwertungs⸗ 
gläubiger mit $ 399 vereinbar ift, wird in RG 128, 369 offen gelaſſen. — In RG 129, 276 ift aus⸗ 
geſprochen, daß bei mehreren aufeinanderfolgenden Verkäufen eines mit einer gelöſchten 
und nachträglich infolge der Aufwertungsgeſetzgebung aufgewerteten Hypothek belaſteten Grund⸗ 
lücks die Frage des Ausgleichsanſpruchs für jeden einzelnen Verkauf geſondert geprüft werden 
müſſe. In RG 134, 174 hat aber der gleiche Senat anerkannt, daß bei einer Kette von Verkäufen 
die Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage des einen Verkaufs durch einen geſetzgeberiſchen Ein⸗ 
griff auch auf die Geſchäftsgrundlage der anderen Verkäufe maßgeblich einwirken könne; vgl. 
auch HAN 1932, 1033. Der auf $ 242 gegründete Ausgleichsanſpruch ſetzt überhaupt ſchuld⸗ 
rechtliche Beziehungen zwiſchen demjenigen, der ihn geltend macht und dem aus ihm in Anſpruch 

zenommenen voraus; er kann deshalb nicht geltend gemacht werden von einem früheren Ver⸗ 
käufer gegen den dritten Grundſtückseigentümer, an den der Käufer das Grundſtück weiter veräußert 
at, ſofern nicht eine Abtretung des dieſem zuſtehenden Ausgleichsanſpruchs an den früheren 
Verkäufer, die zuläſſig ift (vgl. oben), ftattgefunden hat (RG 130, 115). — Mit einem etwa aus 
ne Vertragsausle gung ($ 157) herzuleitenden Anſpruche iſt der Ausgleichs⸗ 
anſpruch nicht weſensgleich; er beruht vielmehr im Gegenſatze zu jenem nicht auf dem zu ergänzen. 
den ſubjektiven Parteiwillen, ſondern auf objektiven rechtlichen Geſichtspunkten (RG 134, 250). — 
Kein Ausgleichsanſpruch beſteht, wenn der Verkauf erſt nach Inkrafttreten der die Erſchütterung 
er Geſchäftsgrundlage bewirkenden Geſetzesbeſtimmung, wiewohl ohne Kenntnis von dieſer, 
„ögeſchloſſen worden ift (RG 121, 56; 134, 80. — Für ein unbelaſtetes Grundſtück hat das RG 
6. 38 in JW 1930, 81817) ausgeſprochen, daß ein Ausgleichsanſpruch des Verkäufers gegen 
leinen Abkäufer nicht ſchon dadurch begründet werde, daß auf Grund der nachträglich zur 
Amerkennung gelangten Aufwertungsgrundſätze von ſeinem Verkäufer gegen ihn 
ufwertungsanſprüche erhoben würden, da eine Anderung der Geſchäftsgrundlage des zweiten 
8 uſvertrages infolge nachträglichen Eingriffs der Geſetzgebung hier nicht vorliege. Ebenſo 
85 Urteil des gleichen Senats von demſelben Tage bei Warn 1930, 45. Dieſe Begründung iſt 
15 Schrifttum (Emmerich in JW' 1930 A zu 81817; Neukirch ebenda 1299) unter Hinweis darauf 
mangelt worden, daß der Billigkeitsgrundſatz des $ 242 ebenſowohl bei Anderung der Recht- 
nach chung, wie bei Anderung der Geſetzgebung zutreffe. Indeſſen beide Vorgänge müſſen doch 
di ht. unbedingt auf gleiche Stufe geſtellt werden, da bei Anderung lediglich der Rechtſprechung 
and echtelage objektiv die gleiche geblieben iſt. Auch würde, wie übrigens auch von Emmerich 
le nicht berkannt wird, wenn man eine ſolche Folgerung ziehen wollte, dem Ausgleichs ⸗ 
Güpruche, der doch im weſentlichen vom Reichsgerichte ſelbſt auf recht unſicherer poſitiv⸗rechtlicher 
Sage rechtsſchöpferiſch geformt iſt, dadurch eine bedenklich weite Ausdehnung gegeben 


2 ur dal, dazu auch MG 134, 29 und 136, 34. — In der weiteren Entwicklung dieſer Recht⸗ 
der Hung iſt ſchließlich der Ausgleichsanſpruch vom RG (6. 35) auch zugebilligt worden wegen 


(ei durch die 3. Steuer⸗Notverordnung ($$ 17ff.) zum Zwecke des Geldentwertungsaus⸗ 
Reichs eingeführten Schuldverſchreibungsſteuer (RG 125, 37; vgl. auch ſchon RG bei Warn 1926 
St 135). Das R gründet dieſe Entſcheidung in erſter Linie darauf, daß die Einführung der 
ee in unmittelbarem und unlöslichem Zuſammenhange mit der durch die 3. Sto geregel- 
tun, Aufwertung (richtiger Abwertung) der Schuldverſchreibungen, die auch durch das Aufwer⸗ 
fi gsgeſetz aufrechterhalten wurde, auf 15 v. H. des Goldmarkbetrages ſtehe und die Steuer 
ö ch deshalb als eine Aufwertungslaſt darſtelle. In zweiter Linie gründet aber das RG feine Ent- 
üheldung unter Bezugnahme auf Rch 121, 141 (vgl. oben) auf den Gedanken, daß $242 auch 
er das Gebiet der Aufwertung hinaus die Möglichkeit gewähre, dem Verkäufer eines 
zundſtücks einen Ausgleich gegenüber dem Käufer zuzubilligen, wenn durch ein nachträg⸗ 
könen Kraft getretenes Geſetz, namentlich ein Steuergeſetz, die Leiſtung des Ver- 
terfers ſich weſentlich erhöht hat und dadurch die Geſchäftsgrundlage erſchüt⸗ 
u worden ift. Der Senat (6. 36) nimmt dabei auf ältere Entſcheidungen des RG Bezug, 
5 denen die eine (RG 22, 81) unter der Herrſchaft des PrAllgLandrechts anläßlich der Einfüh⸗ 

8 der Branntweinſteuer einen ſolchen Ausgleich bereits gewährt habe, während eine andere, 
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auf Grund des gemeinen Rechts ergangene Entſcheidung (RG 21, 178) ſich dazu allerdings außer 
Stande erklärt habe. Es iſt damit eine für das ganze Gebiet des Vertragsrechts auf die Dauer 
bedeutungsvolle Anerkennung der Maßgeblichkeit der clausula rebus sic stantibus oder der „Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage“ geſchaffen, die weit über die bisherige Stellungnahme der Rechtſprechung 
zu dieſen Fragen auf Grund des BGB hinausgeht, wenn fie auch durch einzelne frühere Urteile, 
die anläßlich der Geldentwertung ergangen find, ehe der Auſwertungsgedanke als ſolcher ſich 
durchgeſetzt hatte (vgl. oben zu a), bereits angebahnt war. Es erſcheint aber nicht un⸗ 
bedenklich, den aus der Not der beſonderen Verhältniſſe der Inflationszeit geborenen, ſpeziell 
auf dieſe abgeſtellten Entſcheidungen, die in mehr oder weniger ausgeſprochener Weiſe doch durch 
die Abſicht beeinflußt waren, die in dieſer Zeit aus Unklarheit über die wirkliche Bedeutung von 
in Milliarden oder Billionen ausgedrückten Papiermarkbeträgen häufig zu ganz geringfügigen, 
in keinem Verhältnis zum Grundſtlckswerte ſtehenden Preiſen abgeſchloſſenen Verkäufe von Grund⸗ 
ſtücken zugunſten des Verkäufers ſoweit möglich zu korrigieren, eine fo weittragende grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung auch für andere Rechtsgebiete und Zeitumſtände beizumeſſen. 

y) Andere Schuldverhältniſſe. Der zuerſt in dem Urt des 5. 3 v. 28. 11. 23 (vgl. oben zu b) 
ausgeſprochene Satz, daß eine Aufwertung auch bei Geldforderungen Platz zu greifen habe, 
die nicht auf gegenſeitigen Verträgen beruhen, iſt ſeitdem in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
feſtgehalten worden. Vgl. namentlich R 107, 148; ferner im Recht 1924 Nr 1460; Warn 1923/24 
Nr 138, 141; JW 1924, 1975; Warn 1925 Nr 6. Gerade auf dieſem Gebiete aber hat die Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung eingegriffen, da fie in der Hauptſache Vermögensanlagen, alſo ein! 
ſeitige Hingabe von Geld, zum Gegenſtande hatte (vgl. oben zu e). Das typiſche Geſchäft für ſolche 
iſt das Darlehen, das in aller Regel eine Vermögensanlage darſtellt. Doch iſt dieſes Vermögens 
anlage nur dann, wenn es mindeſtens auch im Intereſſe des Darlehensgebers gegeben 
wird. Bloße Gefälligkeitsdarlehen fallen daher nicht unter die Beſchränkungen des Auf⸗ 
wertungsgeſetzes. Ob ein ſolches vorliegt, iſt vorzugsweiſe Sache der Würdigung des Einzel 
falles; Vereinbarung einer Verzinſung iſt dafür nicht unbedingt entſcheidend. Vgl. KG in Aufw⸗ 
Rechtſpr 1 S 63; Hamburg (ebenda 553); Breslau (ebenda 26); Düſſeldorf (ebenda 153); Mlin⸗ 
chen (ebenda 2, 37); RG Warn 1926 Nr 94; JW 1926, 1494. Auch ein partiariſches Darlehen 
iſt als Beteiligungsverhältnis ($63 Abf2 Nr 1) unbeſchränkt aufwertbar (Dresden in Auf 
Rechtſpr 1, 111). Vgl. im übrigen über die Aufwertung beim Darlehen zu $ 607. 8 

Bei ſelbſtändigen (abſtrakten) Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniſſen (88 180, 
781), insbeſondere für den Wechſel und den Scheck, erklärt das Reichsgericht eine Aufwertung für 
grundſätzlich ausge ſchloſſen (RG 110, 40 und DXZ 1926, 1103; Warn 1926 Nr 134); gegen dieſe 
Auffaſſung find im wechſel⸗ und ſcheckrechtlichen Schrifttum nicht von der Hand zu weile, 
Bedenken erhoben worden; vgl. darüber auch RG 137, 15. Die Aufwertung der Reichsbank“ 
noten war aber nicht nur wegen ihrer Eigenschaft als abſtraktes Schuldverſprechen (55. 
RG Warn 1926 Nr 134), ſondern wegen ihrer durch das noch in Geltung befindliche = 
v. 4. 8. 14 (vgl. $ 244 A 1c) geſchaffenen Uneinlöslichkeit ſchon vor dem Bank v. 30. 8. 
(vgl. § 244 A 1c) jedenfalls „bis auf weiteres“ ausgeſchloſſen und iſt durch das genannte 
Bankgeſetz, deſſen Rechtsgültigkeit von den Intereſſenten wohl zu Unrecht beſtritten wird, end 
gültig unmöglich gemacht worden. Vgl. darüber R 114, 27 und 125, 275. Diefe Grundſabe 
find auch für die Einlöſung der Marknoten der Privatnotenbanken als maßgebend erliar 
in RG 25. 11. 26 IV 370/26. Bei Teilſchuldverſchreibungen und Anleihen wird die Auf 
wertung durch ihre Abſtraktheit keinesfalls ausgeſchloſſen (RG 137, 15 für die Schutzgebietsanleihe): 
doch kann die Aufwertung nur in gleicher Höhe für alle Gläubiger, ohne Berückſichtigung der ie 
mögensverhältniſſe der einzelnen erfolgen (ach 117, 148; 126, 196; 136, 16); ebenſo für Aktien 
(113, 156). — Über die Aufwertung bei Verwahrungsverträgen, insbeſondere dem deposi it 
irregulare, vgl. zu $ 700. Auch Beträge, die zum Zwecke der Leiſtung einer Sicherheit eingeza n 
und in die freie Verfügungsgewalt des Sicherungsberechtigten übergegangen find, unterliegel 
grundſätzlich der Aufwertung; doch kann die Berückſichtigung aller Verhältniſſe zu einer 
ſagung der Aufwertung führen, namentlich wenn die zu ſichernde geſtundete Forderung din 
die Geldentwertung entwertet iſt, ohne der Aufwertung zu unterliegen, und dem Schuldner ter 
durch ein erheblicher Vermögensvorteil zugefloſſen iſt (RG 121, 163). — Bei Schenkungen lage 
einer Auflage ($$ 525ff.) kann der Beſchenkte unter Umſtänden die Vollziehung der Aufl m 
wegen der eingetretenen Entwertung des geſchenkten Geldbetrag ganz oder teilweise berweig f 
(RG 112, 210). — Unterhaltsrentenverträge ſowohl auf dem Gebiete des Familien⸗ 5 
dem des Haftpflichtrechts ſind wiederholt mit regelmäßiger Billigung des Reichsgerichts WE io, 
Sinne ausgelegt, daß dadurch dem Unterhaltsberechtigten eine Rente gewährt werden | 5 
die ihm einen wenigſtens annähernd ausreichenden Unterhalt gewähre und es iſt mit er 
gründung die Erhöhung der Rente ſchon gerechtfertigt worden, bevor der Aufwertung 108, 
durchgedrungen war (vgl. RG 106, 233; Warn 1921 Nr 99; 1923 Nr 36; 1924 Nr 3; N Sache 
294; 110, 100). Anders ſoll nach dem Urteil v. 9. 7. 26 II 179/26 (Warn 1926 Nr 147) die allen 
liegen, wenn in den Vertrag eine Klauſel aufgenommen ift, wonach der Rentenbetrag unter tung 
Umſtänden unverändert bleiben ſoll. Doch hätte in ſolchem Falle für die Frage der Aufwer 
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geprüft werden müſſen, ob dadurch wirklich der Rentenberechtigte auch die Gefahr der nicht vor⸗ 
herſehbaren Geldentwertung übernommen habe. 

Auch die Zahlungsverpflichtungen des Staates auf dem Gebiete des öffent- 
lichen Rechts ſind grundſätzlich nach dem für das geſamte Rechtsleben geltenden Grund⸗ 
ſatze von Treu und Glauben aufzuwerten, vorbehaltlich beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen, 
die etwa eine Aufwertung ausſchließen (RG 113, 24). Demgemäß ift a. a. O. der Staat zur Auf- 
wertung des an die Stelle im Strafverfahren beſchlagnahmter Sachen getretenen 
Erlöſes nach erfolgtem Freiſpruch für verpflichtet erklärt, während die Aufwertung der bei der 
Hinterlegungsſtelle hinterlegten Gelder auf Grund der Hinterlegungsordnung verneint worden 
iſt (R 112, 221). Für ausgeſchloſſen erklärt das R die Ausgleichung der bei Beamtenbezügen 
bis zur Fälligkeit eingetretenen Geldentwertung durch die Gerichte; das ſei lediglich Aufgabe der 
Beſoldungsgeſetzgebung, die der Geldentwertung fortlaufend Rechnung getragen habe (RG 109, 
127; 113, 81). Anders für rückſtändig gebliebene Beamtenbezüge, die nach Eintritt der Fällig⸗ 
keit entwertet ſind (RG 109, 127; 112, 105; 113, 82; 124, 232). Auch der Staatsgerichtshof 
erkennt die Möglichkeit und Notwendigkeit der Aufwertung dem Staate obliegender öffentlich ⸗ 
rechtlicher Zahlungsverpflichtungen, die auf beſtimmte Geldſummen lauten, an, leitet fie jedoch 
nicht aus $ 242 und der dazu entwickelten Rechtſprechung des Reichsgerichts, ſondern aus dem Sinne 
und Zwecke der jeweils in Frage ſtehenden Verfaſſungs⸗ oder ſonſtigen geſetzlichen Vorſchrift her; 
ſo in RG 118 Anhang S. 7 für die gemäß Artt. 138, 173 RVerf den Religionsgeſellſchaften 
gebührenden Staatsleiſtungen; in NG 122 Anhang S. 42 für die den ſüddeutſchen Staaten 
75 5 Geſetze über ihren Eintritt in die Bierſteuergemeinſchaft zugeſicherten Bierſteuer⸗ 

indungen. 

Auf familienrechtlichem Gebiete beſtimmt ſich der Anſpruch der Ehefrau auf Rück- 
gabe des Frauengutes nach dem Tage, an welchem die Verpflichtung zur Rückgabe durch Auf⸗ 
löſung der Ehe entſtanden iſt; während des Beſtehens der Ehe hat der Mann die Gefahr der Geld⸗ 
entwertung nicht zu tragen (HRR 1928, 513, 941; 1929, 109). 

Der in 8 242 BGB zum Ausdruck gekommene Grundſatz von Treu und Glauben beherrſcht 
auch die erbrechtlichen Schuldverhältniſſe; und es entſpricht dieſem Grundſatze ſowie 
dem Gedanken der möglichſten Erfüllung der Abſichten des Erblaſſers, daß der in einer letztwilligen 
Anordnung beſtimmte Übernahmepreis für die Übernahme eines Grundſtücks durch einen Mit 
erben in angemeſſener Weiſe unter Berückſichtigung auch der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Lage 
des Übernahmeberechtigten aufgewertet wird (NG 108, 83; Warn 1926 Nr 6). Gleiches gilt für 
eine durch Vermächtnis in der alten deutſchen Mark ausgeſetzte Rente (RG 115, 115). Auch 
Anſprüche aus Erbauseinanderſetzungsverträgen unterliegen grundſätzlich der freien 

ufwertung (RR 1928, 1278). — Ein befriſtetes oder aufſchiebend bedingtes Ver- 
mächtnis (88 2177, 2179) gewährt dem Bedachten bereits mit dem Zeitpunkte des Erbfalls 
eine rechtlich geſicherte Auwartſchaft auf den dieſem Zeitpunkte entſprechenden Geldbetrag, die 
der Aufwertung unterliegt (Hg 1929, 206).— Auch die Anfechtung der Beſtimmungen einer 
eßtwilligen Verfügung aus Anlaß der Geldentwertung auf Grund des § 2078 Abſ 2 BG B 
0 vom Reichsgericht für zuläffig erklärt, ſofern ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht zwiſchen 
em irrtümlichen Glauben des Erblaſſers an den Fortbeſtand der Währungsverhältniſſe einerſeits 
und dem Inhalte der letztwilligen Verfügung andererſeits, dergeſtalt, daß der Erblaſſer bei Vor⸗ 
ausſicht der Geldentwertung anders verfügt haben würde (RG 106, 395; LZ 1923, 603%; Warn 
1926 Nr 187). An Stelle der Anfechtung iſt aber der Aufwertungsanſpruch gegeben, wenn der 
Erblaſſer bei der Verteilung des Nachlaſſes das Verhältnis der Zuwendungen an den Vermächtnis ⸗ 
zehmer und die Erben zugrunde gelegt hat und davon ausgegangen iſt, daß dieſes Verhältnis in 
Sutunft gewahrt bleiben ſolle (R 108, 85; JW 1925, 35912; Warn 1926 Nr 187). Verein 
oocungen, durch welche ein erbrechtlicher Anſpruch in ein Darlehen umgewandelt 
der ein erbrechtliches Verhältnis vergleichsweiſe geregelt ift, find, auch wenn ſie 
wirtſchaftlich eine Vermögensanlage darſtellen, unbeſchränkt nach allgemeinen Vorſchriften 
auſwertbar, da fie auf den Beziehungen aus der Auseinanderſetzung unter den an der Erbschaft 
eteiligten „beruhen“ (§ 63 Abſ 2 Nr 2 Aufwch, vgl. oben zu o; RG Warn 1926 Nr 53; Aufw⸗ 
echtſpr 1 S. 259; Dresden ebenda S. 605). Der Pflichtteilsanſpruch ift kein Wertanſpruch 
vl unten zu d BB), ſondern ein bloßer Geldſummenanſpruch (RG 104, 196) und unterliegt daher 

r freien Aufwertung nach § 242 (RG 114, 342; 116, 5). i 

„ 9) Uneigentliche Aufwertungsſälle. Von der eigentlichen Aufwertung zu unterſcheiden 
und diejenigen Fälle, in welchen bei Beſtimmung der Höhe von Geldleiſtungen, die den Zweck 
aun, Erſatz zu bieten für eine eingetretene Vermögensverminderung, die Be- 
weſchtigung der eingetretenen Geldentwertung ſich erforderlich macht, damit dieſer Zweck erreicht 
erde. Eine ſolche Berückſichtigung ift namentlich dann erforderlich, wenn der zu erzielenden Aus⸗ 
beachung der Wert der Vermögensbeſtandteile, auf welche ſich die eingetretene Wertverminderung 
eht, zu einem beſtimmten, in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkte zu⸗ 
grunde zu legen iſt. In ſolchem Falle wird der zu leiſtende Betrag durch eine nach dieſem Zeit⸗ 
Punkte eintretende Veränderung des Werts dieſer Vermögensbeſtandteile ſelbſt nicht berührt, 
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wohl aber durch die eingetretene Anderung des Wertes des Wertmeſſers, in welchem ihr Wert 
ausgedrückt iſt, namlich des Geldes, um die es ſich hier handelt. Solche Fälle ſind: 

aa. Anſprüche auf Schadenserſatz, durch welche nach $ 249 BGB der Zuſtand hergeſtellt 
werden ſoll, der beſtehen würde, wenn das ſchädigende Ereignis nicht eingetreten wäre, ſofern 
entweder der Schaden von vornherein in Geld beſteht oder an Stelle der in erſter Linie 
geſchuldeten anderweiten Naturalreſtitution eine Erſatzleiſtung in Geld zu treten hat (vgl. 
9251 und A 1, 2 dazu). Die Herſtellungspflicht aus 9 249 umfaßt ohne weiteres und ſchon begrifflich 
auch den Geldentwertungsſchaden (RG 109, 62). In dem über einen ſolchen Anſpruch entſcheiden⸗ 
den Urteile iſt der Beſtimmung der Höhe des Schadens der Zeitpunkt der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung zugrunde zu legen, vorbehaltlich der Geltendmachung weiterer Er⸗ 
höhungsanſprüche bis zur wirklichen Zahlung, falls nicht in dem Urteile ſelbſt ſchon der zu zahlende 
Betrag wertbeſtändig beſtimmt worden iſt (RH 108, 396). Daß der Zeitpunkt des ſchädigenden 
Eingriffes oder der Klagerhebung nicht maßgebend ſein kann, hat das Reichsgericht in einer 
großen Anzahl von Urteilen ausgeſprochen; ſo ſchon in RG 98, 55 für Bergbauſchäden; ferner 
in 101, 418; 102, 383; 105, 117; 105, 151; 106, 184 für Beſchädigung von Sachen; Warn 1924 
Nr 181 für Schadenserſatzanſprüche wegen Rücktritts vom Verlöbniſſe; ebenda Nr 114 für im⸗ 
materiellen Schaden. Wegen der Schadenserſatzanſprüche im Eiſenbahnfrachtrecht vgl. 
unten zu 68. — Die Schadensberechnung bei Lieferungsverträgen wegen Nichtlieferung 
darf aber nicht in der Weiſe vorgenommen werden, daß der Papiermarkbetrag des Vertrags- 
preiſes ohne weiteres mit dem Papiermarkbetrage des Marktpreiſes am Stichtage (bei abſtrakter 
Schadensberechnung) oder mit dem Eindeckungspreiſe (bei konkreter Schadensberechnung) ver⸗ 
glichen wird, obwohl inzwiſchen die Geldentwertung in ſolcher Weiſe fortgeſchritten iſt, daß die 
Mark in dem früheren Zeitpunkte nach jetziger Rechtsanſchauung der Mark in dem ſpäteren Zeit ⸗ 
punkte nicht mehr gleichgeſtellt werden kann und deshalb Lieferung nur zu dem aufge werteten 
Vertragspreiſe hätte verlangt werden können; in ſolchen Fällen iſt ein Schaden nur entſtanden, 
wenn und inſoweit der Marktpreis bzw. Eindeckungspreis den nach den dafür maßgebenden 
Grundsätzen aufgewerteten Vertragspreis überſtiegen hat (RG Warn 1925 Nr 194; R 112, 
324; Warn 1926 Nr 64; anders anſcheinend RG 111, 343). 3 

Auch der Verzugsſchaden (§ 286 BGB) kann darin beſtehen, daß infolge der Säumnis 
des Geldſchuldners mit der Zahlung der in Papiermark ausgedrückte Geldbetrag entwertet it 
(RG 107, 212). Soweit freilich nach Aufwertungsgrundſätzen Aufwertung, und zwar von Rechts 
wegen, eingetreten ift, ſollte man annehmen, daß ein Schaden durch den Verzug nicht entſtanden 
jei; eine Annahme jedoch, die nicht in Einklang ſteht mit der Auffaſſung des Reichsgerichts über die 
Subſidiarität der Aufwertung (vgl. oben zu a am Schluſſe). Beim Verzugsſchaden find — andere 
wie bei der reinen Aufwertung — nicht die geſamten Verhältniſſe und Intereſſen des Gläubigers 
und des Schuldners in Betracht zu ziehen, einſchließlich des Verarmungsfaktors (vgl. oben zu a 
Abſ 2), ſondern es iſt die Geldentwertung grundſätzlich voll auszugleichen (vgl. auch RG 122, 323) 
und lediglich zu fragen, welchen Wert der Gläubiger bei rechtzeitiger Zahlung ſich zu erhalten in 
der Lage geweſen wäre (RG 103, 107; 109, 63; 110, 52; 111, 366 und Warn 1926 Nr 4, 8; Aufw⸗ 
Rechtſpr 1927 S. 77; JW 1927, 981). Dieſer Geſichtspunkt wird aber in der Regel auch hier 
nicht zu einer Erhöhung bis zum vollen Goldmarkbetrage führen, da eine Vermutung dafür 
ſpricht, daß wenigſtens der deutſche Gläubiger, und zwar auch im Großhandel, das Geld nicht 
vollſtändig vor Entwertung hätte ſchützen können (RG 108 S. 122 u. 381; 110, 40; Warn 1920 
Nr 10; AufwRechtſpr 1927 S. 77; vgl. oben zu a). Doch muß dem Gläubiger der Beweis offen 
gehalten werden, daß er das Geld ſofort in Sachwerten oder in wertbeſtändiger Währung angelegt 
haben würde, wofür als hinreichend anzuſehen iſt, daß er nach der Art ſeines Geſchäftsbetriebe? 
in der Regel fo verfährt (RG 107, 284; ähnlich 107, 213). Für den Fall des Gläubigerwechſ 2 
vgl. aber RG 107, 188; für den Fall des Speditions⸗ und Frachtvertrags RG 109, 21. 
Bei ausländiſchen Gläubigern hat das Reichsgericht in zahlreichen Fällen die Vermutung 
ſofortiger Anlage in ihrer heimischen Währung für begründet erklärt (R Warn 1925 Nr 10 un 
die dort angeführten weiteren Urteile); ebenſo früher auch bei deutſchen Warenimporteuren u 
«erporteuren (RG JW 1924, 672°; 23 1924, 416%); überhaupt ift ausgeſprochen, es ſei bei bere „ 
fortgeſchrittener Geldentwertung anzunehmen, daß im geſchäftlichen Verkehr ſtehende Perſenen 
ihr wenigſtens teilweiſe zu begegnen gewußt hätten (NG Warn 1924 Nr 176). Entgegen Dia 
Auffaſſung hat das Reichsgericht ſpäter erklärt, die Annahme, daß der deutſche Kaufmann, en 
fein Geld in Waren anlegen konnte, im allgemeinen die Substanz ſeines Vermögens ſich erhalt 
habe, ſei längſt als irrig erkannt (RG JW 1926, 13236). Weitere Fälle, in denen die m 
nahme der Erhaltung des Geldwertes nicht ohne weiteres als gerechtfertigt erachtet wurde: u. 
12. 12. 23, Recht 1924, 221; Rs 107, 189; 111, 345. Unter dieſen Umſtänden wird man nicht 3 
mit RG 29. 9. 26 V 533/25 (Aufwqgechtſpr 2 S. 77) ſagen können, daß die Beweislaſt 8 
ſätzlich den Beklagten (Schuldner) treffe. — Erſatz des während des Verzugs infolge Gelde Pf 
wertung eingetretenen Schadens kann nicht beanſprucht werden für einen Zeitraum, 
welchem die Geldentwertung noch keine ſo erhebliche geweſen iſt, daß eine Aufwertung 15 
eigentlichen Sinne Platz zu greifen hätte (Ach Warn 1926 Nr 175). — Auch bei Schade 
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erſatzforderungen, die auf einem öffentlichen Rechtsverhältniſſe beruhen, wie die Ent⸗ 
ſchädigung wegen unſchuldig erlittener Unterſuchungshaft, iſt der zu leiſtende Betrag nach Maßgabe 
der oben dargelegten Grundſätze zu beſtimmen (NG Warn 1925 Nr 78). Für den Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld 
( 325, 326) hat das Reichsgericht aus der Differenztheorie (vgl. 9 325 A 1) für die Berückſichtigung 
der Geldentwertung beſondere, nicht ohne weiteres einleuchtende Folgerungen gezogen (RG 
102, 61). — Vorauszahlungen auf Schadenserſatzanſprüche (Unfallrenten) find nicht zum 
bloßen Papiermarkbetrage, ſondern unter entſprechender Aufwertung in Abzug zu bringen 
(RS 108, 395). — Die Verjährung des Anſpruchs auf (uneigentliche) Aufwertung beginnt 
bei Schadenserſatzforderungen nicht früher als mit dem endgültigen Eintritt des Verfalls der 
deutſchen Währung (Frühjahr 1922), da dieſes Ereignis eine von niemandem vorausſehbare und 
deshalb neue Schadensfolge (vgl. $ 852 A 4) darſtellt (RG ZW 1924, 1434). Nach RG 111, 147 
und JW 1926 S. 153°, 1544, muß aber der Beginn noch ſpäker geſetzt werden, nämlich früheſtens 
in den Anfang des Jahres 1923, da eine früher angeſtellte Klage nicht zum Erfolge geführt haben 
würde (vgl. auch RG JW 1926, 9752; HRR 1928, 512). Ebenſo RG 19. 11. 26 1V 211/26. In 
ſpäteren Entſcheidungen iſt angenommen, daß bis in den Oktober 1923 die Verjährung ſolcher 
Anſprüche gehemmt war (RG 122, 327 und die dort angeführten Entſcheidungen). Solange nicht 
über das Beſtehen von Aufwertungsanſprüchen überhaupt Klarheit geſchaffen war, kan auch ein 
Verzicht auf den Schadenserſatzanſpruch wegen Geldentwertung ebenſowenig angenommen wer⸗ 
den, wie ein Verzicht auf den eigentlichen Aufwertungsanſpruch (vgl. über dieſen oben zu da): RG. 
18, 64. — Wie für die eigentliche Aufwertung, ſo gilt auch für Schadenserſatzanſprüche der Satz, 
daß eine rechtskräftige Entſcheidung über den allein eingeklagten Papiermarkbetrag der nachträgli⸗ 
chen Geltendmachung des Geldentwertungsſchadens nicht entgegenfteht (gl. die oben zu a ange⸗ 
führten Urteile). Der Rechtsgedanke der Verwirkung (vgl. oben zu da) ſoll auf Schadenserſatz⸗ 
anſprüche keine Anwendung finden (§RR 1928, 818); vgl. aber über deſſen allgemeinere Geltung 
in Geſtalt der Argliſteinrede oben Anm. 4 Abſ 2 S. 370. N 
BR. Anſprüche auf Werterſatz. Bei ihnen ift nicht, wie bei Schadenserſatzanſprüchen, die 
volle Vermögenseinbuße, ſondern nur der Wert (gemeine Wert) zu erſetzen, den eine Sache 
zu einer beſtimmten Zeit gehabt hat. Für die Enteignungsentſchädigung ($ 8 PrEnt- 
eignch) hat das Reichsgericht (RG 107, 228) Grundſätze ausgesprochen, welche eine Berückſichtigung 
der nach dem für die Wertfeſtſtellung maßgebenden Zeitpunkte der Zuſtellung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluſſes eingetretenen Geldentwertung zulaſſen (ebenſo RG 109, 261; 115, 392; 
119, 27; Warn 1924 Nr 83, 112, 113; 1925 Nr 8; 28. 9. 26 VI 162/26. — Bei Schadenserſatz⸗ 
nuſbrüchen im Eiſenbahnfrachtverkehr ift nach $ 88 EiſenbVerkd und Art 34 BernFracht lb 
he der gemeine Handelswert der Ware im Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung zu erſetzen; 
le find daher in Wirklichkeit nur Werterſatzanſprüche. Doch iſt auch bei ihnen Raum für die Be- 
85 ichtigung einer nach dieſem Zeitpunkte eingetretenen Geldentwertung, und zwar, ſoweit 
ei ug vorliegt, vom Geſichtspunkte des Verzugsſchadens; hilfsweiſe aber auch, wie bei der 
igentlichen Aufwertung, nach Maßgabe des § 242 (RG 109, 20, 61; 110, 37; Warn 1926, 34). 
duch die für die Haftung der Bahn bei Verluſt von Koſtbarkeiten durch Tarife feſtgeſetzten 
Feahſtbekräge ſind der Berückſichtigung der Geldentwertung in Anwendung der Grundſätze des 
2 42 zugänglich (RG 112, 93); ebenſo die vereinbarten Höchſtſummen bei der Haftpflicht- und 
Uransportverſiche rung (RG in JW 1925, 1989; R 112, 207 und das dort angeführte weitere 
600100 Auch Entſchädigungsforderungen auf Grund des Branntweinmonopolge ſetzes 
$ 199, 228ff.) unterliegen einer ſolchen Aufwertung; ebenſo die Übernahmepreiſe für die den 
drennern geſetzlich vorgeſchriebenen Ablieferungen von Branntwein (RG 113, 333). Die An⸗ 
wrnche des Beauftragten und des Geſchäftsführers ohne Auftrag auf Erſatz ihrer Auf- 
liendungen wurden vom RG früher als ſolche behandelt, die der eigentlichen Aufwertung unter- 
„egen (RG 107, 48; Dig 1925, 187; Warn 1924, 70); dagegen iſt in RG 120, 80 und 126, 191 
gerborgehoben, daß es ſich dabei um Werterſatzanſprüche handelt, bei denen nicht die eigentliche 
es wertung, fondern eine Umwertung Platz greift. Bei in ausländiſcher Währung ge- 
ſtandten Aufwendungen wird auch der Erſtattungsanſpruch als in ausländiſcher Währung ent- 
‘ den angeſehen (RG JW 1924 S. 15901 u. 1593%; R& 109, 85; |. aber RG 120, 81, § 361 
ten B). Auch für Anſprüche von Miterben untereinander und des Erben gegen den Pflicht⸗ 
berechtigten auf Anrechnung von Zuwendungen ($$ 2055, 2315) iſt zwar der Sachwert 
= Zeit der Zuwendung maßgebend, aber der ihm entſprechende Geldbetrag nach der Kauf⸗ 
Ju. der Mark zur Zeit der Auseinanderſetzung bzw. Anrechnung zu beſtimmen (RG 108, 340). 
wi Falle des $ 244 BGB iſt für die Umrechnung nicht der Tag der Fälligkeit, ſondern der der 
Wuchen Zahlung maßgebend (vgl. $ 244 A 3, Bei der dem Ülgeptanten dun Urt 40 MD 
t ünftig Art 42 Wechſelgeſetz — geftatteten Hinterlegung ber in ausländiſcher Wäh- 
zufndeveſtimmten Wechſelſumme hat nach RG 108, 337 eine doppelte Umrechnung ſtatt⸗ 
n. 


II. Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung. Auch die Höhe des Bereicherungs⸗ 
anſpruches bemift ſich 128 Zwecke der Ausgleichung der dem Bereicherungsgläubiger ent⸗ 
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ſtandenen Vermögenseinbuße, aber unter Beſchränkung auf die dem Bereicherungsſchuldner 
entſtandene Vermögensvermehrung. Maßgebend in beiden Richtungen muß der Tag ſein, an 
dem die Ausgleichung der Bereicherung ſtattfindet. Zu erſtatten iſt deshalb nicht unbedingt 
der volle Goldmarkwert des Empfangenen, ſondern nur ſo viel davon, als in dem Vermögen 
des Bere icherungsſchuldners ungeachtet der Geldentwertung erhalten geblieben iſt ($ 818 Abſ 3), 
unter Beachtung des Erfahrungsſatzes, daß innerhalb des erlaubten und ordnungsmäßigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Handelns ein in Mark empfangenes Kapital in der Regel nicht auf der vollen Höhe 
durch die Inflationszeit hindurch erhalten werden konnte. Die Rückforderungsmöglichkeit liegt 
aber in dem Umfange vor, in welchem ein Betrag, der jo verwendet oder angelegt ift, wie dies in 
kaufmänniſchen Geſchäften zu geſchehen pflegt, alſo ohne beſondere Glücksfülle oder Spekulations⸗ 
gewinne, ſich durch die Geldentwertung dem Papiermarknennbetrage nach bis zur Zeit der Aus⸗ 
gleichung vergrößert, d. h. in Wirklichkeit nur wertbeſtändig erhalten hat (RG 108 S. 120, 281; 
114, 343; Warn 1926 Nr 28; AufwRechtſpr 1927 Nr 16); ebenfo iſt bei Rückforderung von Grund 
ſtückskaufpreiſen, wenn der Verkäufer das empfangene Geld zum Ankauf anderer Grundſtücke 
oder auch zur Beſtreitung notwendiger Lebensbedürfniſſe verwendet hat, zu prüfen, ob er ſich 
dadurch nicht den Wert des Empfangenen nach Maßgabe der inländiſchen Kaufkraft erhalten hat 
(RG 8. 4. 25 V 340/24, JW 1926, 7905). Unter der gleichen Voraussetzung und in gleichem Um⸗ 
fange kann gegenüber einem Anſpruch auf Herausgabe einer Sachleiſtung, z. B. eines Grundſtücks 
wegen Nichtigkeit des Kaufvertrags, Zug um Zug gegen dieſe die Erſtattung der Geldleiſtung 
in erhöhtem Nennbetrage verlangt werden (RG 107, 180; 108, 112). Dieſe Grundſätze hat das 
RG auch in ſpäteren Entſcheidungen feſtgehalten und dabei hervorgehoben, daß der Bereicherungs⸗ 
anſpruch ein Wertanſpruch iſt, deſſen Ausgleichung nicht nach Aufwertungsgrundſätzen (8 242), 
ſondern lediglich nach den $$ 812ff. ftattfindet, fo daß Billigkeitsrückſichten aus den ſonſtigen Ver 
hältniſſen des Schuldners oder des Gläubigers nicht entſcheidend fein können (RG 114, 344; 
118, 188). Auch der Anſpruch auf Erſtattung zuviel bezahlter Steuern iſt ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch (RG 76, 275; vgl. Vorbem 2 vor $ 812) und würde daher an ſich in dieſem Sinne aufzu⸗ 
werten jein, ſoweit ſich das Vorhandenſein im Vermögen des Fiskus noch feſtſtellen läßt (vgl. R6 
72, 153). Doch find durch den Geſetzgeber Beſchränkungen dieſer Rückforderungen angeardng 
vgl. die BO des Reichspräſidenten über Steueraufwertung v. 11. 10. 23 (RG Bl I, 939) $ 4 
und für Preußen die Landesaufwertungs O v. 7. 11. 23 (GS 501) $$ 1 Abſ 2, 8 und b. 18. 1. 2 
(GS 43), gegen deren nne edenken nicht beſtehen (RG 109, 264); ferner für Reichs 
ſteuern $$ 8, 17 der genannten BD des Reichspräſidenten. ; 
e) Die ſeit Mitte November 1923 plötzlich eingetretene Stabiliſierung der Mark und die 
ſeitdem erfolgte Ordnung und Befeſtigung der Währungsverhältniſſe in Deutſchland hat, u 
das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat (Warn 1926 Nr 20; DIL 1926 Sp 745; Aufoitedh” 
ſpr 1926 Nr 358; Rch 115, 96) keine fo einſchneidende Umwälzung der wirtſchaftlichen Verhä 2 
niſſe zur Folge gehabt, daß dadurch ein Abgehen von Verträgen, die während der Inflation 
periode unter Zugrundelegung eines damals als wertbeftändig angeſehenen Wertmeſſers (Dollar, 
Roggen, Ol, ſonſtiger Index) abgeſchloſſen worden find, auf Grund der clausula rebus sic stantibus 
oder eine ziffermäßige Erhöhung der Geldleiſtung (Aufwertung) nach $ 242 gerechtfertigt wen 
konnte. In meuefter Zeit (durch Urteil vom 11. 3. 33, Hrn 1933, 802) hat das RO schließlich de 
für die Gegenwart und die Zukunft der Rechtſprechung beſonders wichtigen Grundſatz aufgeſte 1 
daß die außerordentliche Hilfe die die Rechtſprechung in der verfloſſenen Inflationsperiode in = 
wendung des $ 242 ſchließlich gewährt habe, Ausnahme bleiben müſſe (fo auch ſchon RAG 10. 8.—— 
168/32, HRR 1932, 2169), und daß insbeſondere die gegenwärtige Wirtſchaſtskriſe, wenn ann 
die durch fie hervorgerufenen Verſchlechterungen der Wirtſchaftslage in ihrer Ausdehnung 15 
ihrem Maße über die regelmäßigen Konjuntturſchwankungen weit hinausgehen, der Rechtſprechung 
keinen genügenden Anlaß biete, auf der Grundlage des Geſichtspunktes von Treu und G air 
($ 242) eine vor einigen Jahren (1928) vertragsmäßig in Reichsmark feſtgeſetzte Leiſtung 1 
zuſetzen (abzuwerten), da die Reichsmarlwährung bisher unerſchütterlich ſtabil geblieben jet cht 
die eingetretene Erhöhung der Kaufkraft der Reichsmark keineswegs einen Grad 1 
habe, der die Feſthaltung des Geldſchuldners an der Leiſtung des Nennwerts als mit Treu bier 
Glauben nicht vereinbar erſcheinen ließe; dem Geſetzgeber müſſe daher überlaſſen bleiben, Fi 
einzugreifen, wie es auch für einzelne beſonders drückende Notſtände durch ihn bereits gegen 
ſei, während er eine allgemeine Zinsſenkung bisher nicht für erforderlich erachtet habe. er 
Ausführungen wird in allen Teilen lediglich beigepflichtet werden können. Vgl. auch zu 8 
A 3 und zu $ 246 A 2a. denen 
6. Außer dem nachträglichen Wegfalle der bei Abſchluß des Vertrages vorget 
Geſchäftsgrundlage, der die Voraussetzung für die clausula rebus sie stantibus (Anm. 5) oder 
iſt in der neueren Rechtslehre und Rechtſprechung auch der beiderſeitige, tatſächliche enen 
rechtliche Irrtum über das Beſtehen einer von vornherein in Wirklichkeit nicht vorhanden 
Geſchäftsgrundlage, in gewiſſem Umfange als ein Grund anerkannt worden, der unter war 
Händen eine Vertragspartei berechtige, von dem abgeſchloſſenen Vertrage abzugehen, und daß 
(infofern abweichend von früheren Entſcheidungen des RG, vgl. RG 94, 65; 97, 138), ohne 
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die bei einſeitigem Irrtume nach § 119 gegebene Anfechtung innerhalb einer beſtimmten Friſt 
erforderlich iſt, weil es Treu und Glauben widerſprechen und die Einrede der allgemeinen Argliſt 
(ogl. A 4) begründen würde, wenn die andere Partei fie unter ſolchen Umſtänden an dem Vertrage 
feſthalten wollte. So ſchon RG 108, 110 hinſichtlich eines Anerkenntnisvertrags, bei welchem 
beide Parteien über das rechtliche Beſtehen einer Verpflichtung zum Abſchluſſe eines Mietvertrags 
in Irrtum waren; ferner bei Gruch 69, 216 und 4. 11. 24 111 795/23; ferner HRR 1928, 559 
für den vertragsmäßigen gegenſeitigen Erlaß von Ausgleichungsanſprüchen unter Miterben aus 
Irrtum über die Möglichkeit ihrer Aufwertung; ebenſo R& 122, 203 (Irrtum über Nichtbeſtehen 
eines Aufwertungsrechts); 131, 94; HAN 1929, 2075; 1930, 767; 1933, 464; ferner für das Gebiet 
des öffentlichen Rechts RG 126, 243. Vgl. ferner RG 112, 333; 131, 94; RR 1929, 2075; 1932, 
227. Dagegen iſt in NG 123, 93 zu der Frage nicht grundſätzlich Stellung genommen, vielmehr 
bie Einrede der Argliſt, ſofern nicht beſondere Umſtände vorliegen, in ſolchen Fallen für unzu⸗ 
läſſig erklärt, in denen nicht ein beiderſeitiger Irrtum über die bei Abſchluß des Vertrags gegebene 
Rechtslage vorliege, ſondern dieſe Rechtslage durch ein ſpäteres Geſetz verändert worden 
lei; vgl. jedoch die neuere Rechtſprechung des NG über den Ausgleichsanſpruch bei Grundſtücks⸗ 
verkäufen uſw. (oben A 5d ß Abſ 2), die im Ergebnis die Einrede in ſolchen Fällen weitgehend 
zuläßt. Soweit nicht, wie in dieſen Fällen, ganz beſondere außerordentliche Verhältniſſe vorlagen, 
orſcheint die in der angeführten Rechtſprechung hervortretende Neigung des Reichsgerichts zur 
Anwendung der Windſcheidſchen Cauſalehre wegen ihrer Gefahr für die Sicherheit abge⸗ 
ſchloſſener Verträge nicht unbedenklich und darf jedenfalls (wie beſonders in HRR 1929, 485 
vom RG hervorgehoben ift) nur mit großer Vorſicht gehandhabt werden und nur nach genauer 
Prüfung aller Umſtände des Falles, namentlich auch der Frage, ob nicht ungeachtet des Irrtums 
über die causa die Aufrechterhaltung des Vertrags dennoch der Billigkeit entſpricht, zu einer 
Aufhebung rechtsgültig abgeſchloſſener Verträge führen. — Einſeitige Vorſtellungen einer 
Partei bilden keine Geſchäftsgrundlage (RG in HRR 1930, 1596). 

7. Zu beweiſen hat eine Verkehrsſitte, wer ſich auf fie beruft (RG 25. 10. 02 V 233/02). 
Eines Beweiſes bedarf es aber nicht, wenn der Richter von dem Beſtehen der Verkehrsſitte Kennt 
nis hat. Vgl. weiter über die rechtliche Natur der Verkehrsſitte § 157 A 1 Abſ 5. 

8. Übergangsrecht: Ob der Eintritt einer Tatſache, der unter der Geltung des jetzigen Rechts 
erfolgt, geeignet iſt, die Verpflichtungen aus einem vor dem Inkrafttreten des BG 
abgeſchloſſenen Dauervertrage zum Erlöſchen zu bringen, beſtimmt ſich nach Art 170 EG 
grundſätzlich nach dem zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltenden Rechte. Das gilt als Regel 
auch für zwingende Vorſchriften des BGB, jo namentlich auch für $ 567; vgl. Vorbem 8 vor $ 1 
und Vorbem 7 vor $ 535; anders für $ 138 Abſ 2, wo es ſich um einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten handelt, RG 47, 103. Dieſe Regel muß auch für die Frage der Anwendbarkeit der clausula 
au Sic stantibus gelten, ſoweit fie auf $ 242 BGB gegründet wird. Davon geht auch das 
Zay Obs in HRR 1933, 191 aus; es gelangt aber trotzdem dazu, die Klauſel auf einen 
im Jahre 1832 unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts abgeſchloſſenen Vertrag, durch welchen 
eine Brückenbaulaſt gegenüber einer Gemeinde übernommen war, anzuwenden, obwohl, wie 
es feſtſtellt, die Klauſel in der Rechtſprechung des gemeinen Rechts, wenigſtens in neuerer Zeit, 
Dt anerkannt war, und zwar „auf Grund beſſerer Erkenntnis des (damals geltenden) Rechts“, 

a auch damals ſchon der Grundſatz von Treu und Glauben den Verkehr beherrſcht habe. Dieſe 

nachträgliche Korrektur einer früheren Rechtſprechung erſcheint nicht unbedenklich, zumal die 

BR ung der el. r. s. st. im Einzelnen auch im geltenden Rechte ſehr umſtritten iſt, vgl. 
zu a. 


8 243 


Wer eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ſchuldet ), hat eine Sache 
von mittlerer Art und Güte zu leiſten 2). 
5 Hat der Schuldner das zur Leiſtung einer ſolchen Sache ſeinerſeits Erfor⸗ 

erliche getan, fo beſchränkt ſich das Schuldverhältnis auf dieſe Sache ?) ). 

€ 213 II 207; M 10; P 285. 

1. Gattungsſchuld. Falls Gegenſtand der Leiſtung eine Sache (körperliche Sache 9 90 A 2), 

zu unterſcheiden: entweder wird eine beſtimmte Sache, mithin gerade dieſe und nur dieſe 
geschuldet, oder es iſt der zu leiftende Gegenſtand nicht an und für ſich, ſondern „nur der Gattung 
nach“ beſtimmt. Im erſteren Falle handelt es fich um eine Spe ziesſchuld, im andern um eine 
Abtzungsſchuld. Der $ 243 gibt hinſichtlich der letzteren nur zwei Sonderbeſtimmungen (unten 
12,3). Es beſteht aber noch eine Reihe anderer wichtiger Eigentümlichkeiten, insbeſondere infolge 
ves Grundſatzes genus non perit, und auf fie iſt hier beſonders hinzuweiſen: a) Für die Rechts⸗ 
teirkamkeit des Schuldverhältniſſes iſt allgemeines Erfordernis die Möglichkeit der Leiſtung 
aa AN). Da nun bei einer Speziesſchuld das Schuldverhältnis von vornherein auf eine be- 
ſimmte Sache beſchränkt ift, jo folgt, daß ihr Nichtvorhandenſein zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
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die Nichtigkeit des Vertrags bewirkt (§ 306), und daß, wenn die beſtimmte Sache nach Abſchluß 
des Vertrags untergeht, der Schuldner unter den in $ 275 angegebenen Vorausſetzungen befreit 
wird. Bei der Gattungsſchuld iſt die Anwendbarkeit dieſer Grundſätze nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung denkbar, daß die ganze Gattung, aus der zu leiſten iſt, zur Zeit des Vertragsſchluſſes ſchon 
untergegangen war, oder nachträglich untergeht. Denn ſolange weder das eine noch das andere 
der Fall, könnte nur perſönliches Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung in Frage kommen, 
und auf ſolches will das Geſetz bei der Gattungsſchuld grundſätzlich nicht Rückſicht nehmen ($ 279). 
h) Beim Spezieskaufe iſt der Käufer hinſichtlich der Gewährleiſtung auf die beiden Rechts⸗ 
behelfe der Wandelung und Minderung beſchränkt (8 462). Dagegen iſt hier für den Anſpruch auf 
Lieferung einer andern fehlerloſen Sache kein Raum. Beim Gattungskaufe anderſeits 
iſt die Möglichkeit eines ſolchen Anſpruchs, ſolange nur die Gattung noch vorhanden, keineswegs 
ausgeſchloſſen. Daher hat das Geſetz hier auch für richtig befunden, dem Käufer neben den beiden 
bezeichneten Rechtsbehelfen wahlweiſe zugleich den Anſpruch auf Lieferung einer mangel“ 
freien Sache zu gewähren (8480). e) Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags ift bei der 
Speziesſchuld auch dann gegeben, wenn eine andere Sache geleiſtet wurde, als diejenige, die gerade 
zu leiſten war; bei der Gattungsſchuld dagegen nur dann, wenn die geleiſtete Sache nicht der 
beſtimmten Gattung angehört hat, beiſpielsweiſe wenn an Stelle Winterweizens Sommer 
weizen oder anſtatt Natureiſes Kunſteis geliefert iſt. d) Hinſichtlich der Einrede des nicht 
gehörig erfüllten Vertrags vgl. unten A 2 Abſ 2. e) Iſt es der Gattungsſchuld auch eigen 
tümlich, daß der eigentliche Gegenſtand der Leiſtung erſt durch die zu treffende Auswahl beſtimmt 
wird, ſo handelt es ſich bei ihr gleichwohl nicht um eine Wahlſchuld im eigentlichen Sinne 
(88 262 ff.); denn es werden nicht von vornherein mehrere Leiſtungen alternativ geſchuldet, ſondern 
nur die eine, aus der Gattung zu leiſtende Sache; daher iſt die Anwendung des § 265 ausge⸗ 
ſchloſſen, und zwar gilt das im Zweifel auch, wenn Sachen aus einem beſtimmten Vorrate 
zu leiſten find (RG 57, 141). Daß die Wahl grundſätzlich dem Schuldner zuſteht, ergibt ſich aus 
dem Inhalte feiner Leiſtungspflicht ſelbſt. k) Von einer argliſtigen Täuſchung kann bei der 
Gattungsſchuld regelmäßig nicht ſchon beim Vertragsabſchluſſe, ſondern erſt bei der Lieferung 
die Rede fein (RG 70, 427; JW 1912, 340%). — Hinſichtlich der Zwangsvollſtre ckung vgl. die 
$$ 883, 884, 893 ZPO. Danach beſchränkt ſich das Recht des Gläubigers auf Geltendmachung 
des Intereſſes, falls Sachen der beſtimmten Gattung beim Schuldner nicht vorgefunden werden. 
Die Befugnis, Sachen aus der betreffenden Gattung an Stelle des Schuldners im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren ſelbſt zu beſchaffen, iſt dem Gläubiger vom Geſetze verſagt (§ 887 Abſ 3 ZPO). 

2. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des $ 243 iſt, daß eine nur der Gattung nach be 
ſtimmte Sache geſchuldet wird. Unter Sache find hier gemäß § 90 nur körperliche Gegenſtände, 
bereits beſtehende oder erſt noch zu erzeugende, vertretbare und nicht vertretbare, zu verſtehen. 
Der Begriff Gattung iſt der allgemeinen Anſchauung zu entnehmen. Danach hat man unter 
einer Gattung den Inbegriff aller derjenigen körperlichen Gegenſtände zu verſtehen, welche, 
durch gemeinſchaftliche Merkmale von Sachen anderer Art unterſchieden, hierdurch als einer 
gemeinſamen Art zugehörig gekennzeichnet werden. Als ſolche Merkmale kommen in Betra t 
nicht nur natürliche, ſondern auch wirtſchaftliche Merkzeichen, d. h. ſolche, die ſich erſt im Ver⸗ 
kehre als weſentlich herausgebildet haben, wie beiſpielsweiſe der Urſprungsort einer Ware (die 
Kohle eines beſtimmten Bezirks) oder auch die Preishöhe (Panamahut in der Preislage von 
50 Mark). Innerhalb einer Gattung laſſen ſich ſodann durch Aufſtellung noch weiterer bezeichnender 
Merkzeichen noch engere Unterabteilungen abgrenzen. So ergäbe ſich beiſpielsweiſe die Stufenfolge 
Kartoffel, Eßkartoffel, Daberſche Kartoffel, oder Weißwein, Rheinwein, Rüdesheimer Schloßabzug; 
Geld und Geldſorte (88 244, 245). Feſtzuhalten iſt jedoch daran, daß auch durch genaue Beſtimmung 
nach Beſchaffenheit und Herkunft ohne beſondere Vorkehrungen für ihre Individualiſierung eine 
Gattungsſache immer noch nicht zu einer beſtimmten Einzelſache wird (RG 28, 221). Eine ſolche 
wird auch in dem Falle nicht geſchuldet, daß etwa aus einem ganzen noch vorhandenen Vorrate, 
beiſpielsweiſe aus dem ganzen Ertrage eines gewiſſen Gutes oder Ackerſtückes, ein bejtimmter 
Teil zu liefern iſt (RG 57, 141; Warn 1918 Nr 86). Denn der Umſtand, der etwa das Ganze (den 
geſamten vorhandenen Vorrat) zu einer beſtimmten Sache macht, kennzeichnet damit nicht zugleich 
auch die einzelnen Teile als beſtimmte Einzelſachen. Ein Gattungskauf liegt aber dann nicht vor, 
wenn beiſpielsweiſe ein Gutsbeſitzer ſeine geſamte Ernte, etwa die geſamte Kartoffelernte, 
verkauft (vgl. NRG Gruch 61, 625; JW 1917, 908%; Warn 1918 Nr 217). Auch dann nicht, wenn 
eine erſt nachträglich zur Entftehung gelangende Sache Kaufgegenſtand iſt und die 
Sache von den Parteien als eine bereits beſtehende und individuell beſtimmte gedacht wurde: 
ſo wenn etwa die „nächſten aus einer (beſtimmten) Grube zu fördernden Erze“ verkauft werden, 
in ſolchen Fällen handelt es ſich um einen Spezieskauf, und es bedarf daher zur Bestimme 
(Konkretisierung) der Kaufſache auch nicht erſt der Ausſcheidung (RG 92, 371, wo zugleich = 
Anwendbarkeit des $ 281 angenommen iſt). Beim Verkaufe einer beſtimmten ſchwimmende 
Ware oder der Ware aus einem beſtimmten Dampfer handelt es ſich um einen Spezieskauf 6 
Warn 1918 Nr 45 u. Nr 217). Zur Begründung einer Speziesſchuld iſt das Einverſtändnis , 
Teile darüber nötig, daß ſich der Vertrag auf die Leiſtung des beſtimmten Gegenſtandes beſchränke 
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ſoll; es genügt nicht die einſeitige Ausſcheidung eines Gegenſtandes durch den Schuldner vor Ver⸗ 
tragsabſchluß (RG 70, 426). Von beſonderer Wichtigkeit ift die Frage, ob Spezieskauf oder Gat⸗ 
tungskauf, insbeſondere auch hinſichtlich des § 281; |. dort A 2. — Verſchieden von dem Begriff 
Gattungsſache“ iſt derjenige der vertretbaren Sache (vgl. § 91). Während die Eigenſchaft 
der Vertretbarkeit auf der Anſchauung des Verkehrs beruht, der Maßſtab mithin ein ſachlicher iſt, 
gängt es lediglich von der Parteiwillkür ab, eine Sache, z. B. ein Pferd, im gegebenen Falle als 
e oder als eine beſtimmte Sache zum Gegenſtande eines Schuldverhältniſſes zu 
machen. 
„Durch die Beſtimmung, daß Sachen mittlerer Art und Güte zu liefern find, ift zugleich vorge⸗ 
ſehen, was bei der Gattungsſchuld zur „gehörigen“ Erfüllung erforderlich iſt, während für den 
Spezieskauf 9459 Haftung für die Fehlerfreiheit der beſtimmten Sache vorſchreibt. Beim Gattungs⸗ 
laufe auf Beſicht muß der Verkäufer dem Kaufer Sachen mittlerer Art und Güte zur Beſichtigung 
ſtellen (RG 93, 255); anders beim Spezieskaufe auf Beſicht (RG 94, 287). Ob eine Sache von 
mittlerer Art und Güte iſt, entſcheidet ſich nach der Handelsſitte oder nach dem Gutachten Sachver⸗ 
ſtändiger, im Zweifel unter Berückſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben. Als Maß⸗ 
ſtab wird in zutreffenden Fällen auch die Preishöhe zu berückſichtigen fein. Treffen aber bei der 
gelieferten Sache nicht alle Merkmale der beſtimmtne Gattung zu, fo iſt überhaupt nicht ein Gegen⸗ 
ſtand der geſchuldeten Gattung geleiſtet, und demnach wäre auch nicht die Einrede mangelhafter 
Erflülung, ſondern die der Nichterfüllung gegeben (vgl. oben A 1 c). Die Sachen müſſen minde- 
ſtens mittlerer Art und Güte fein; daraus daß fie beſſerer Art und Güte find, kann der Gläubiger 
in Ermangelung eines berechtigten Intereſſes in der Regel keinen Einwand herleiten ſtr. ). 
3. Beſchränkung des Schuldverhältniſſes auf die Einzelſache (Konzentration). In einem 
gewiſſen Zeitpunkte muß ſich die Gattungsſchuld in eine Speziesſchuld umwandeln, ſoll überhaupt 
jemals abgemachte Sache vorliegen. Denn ſchließlich kann es immer nur eine beſtimmte Sache 
eim, mit der die Schuld erfüllt wird, und von einem gewiſſen Zeitpunkte ab müſſen Gläubiger 
wie Schuldner die Leiſtung als endgültig bewirkt anſehen. Fraglich kann nur ſein, welcher Zeit. 
punkt hier der maßgebende ſein ſoll. Schon der, in welchem der Schuldner die Sache auswählt 
und ausſcheidet? Oder der ſpätere, in dem er die bezeichnete Leiſtung auch bereits angeboten hat? 
Erſichtlich stellt ſich das Geſetz grundſätzlich auf den letzteren Standpunkt (RG 88, 391; Warn 1922 
Nr 49). Denn alles zur Leiſtung Erforderliche kann der Schuldner im Sinne des Geſetzes 
erſt dann getan haben, wenn er die zu leiſtende Sache nicht nur ausgewählt und ausgeſchieden, 
ſondern dem Gläubiger ſchon derart angeboten hat, daß es regelmäßig nur noch an dieſem liegt, 
1 er die Sache in Empfang nimmt oder nicht (R 57, 404). Dementſprechend geht auch die Ber 
Kimmung des $ 300 Abſ 2 dahin, daß bei einer Gattungsſchuld die Gefahr auf den Gläubiger 
in dem Zeitpunkte übergeht, in dem er in Annahmeverzug gerät. Hieraus folgt aber zugleich, daß 
auch nur ein ſolches Angebot ausreichend fein kann, welches geeignet iſt, den Gläubiger in An⸗ 
bahmeverzug zu verſetzen (RG JW 1913, 1305). Das träfe nicht zu, wenn entweder die ange 
dotene Sache nicht annahmefähig (RG 69, 407; Warn 1913 Nr 47), oder wenn das Angebot nicht 
der gehörigen Weiſe erfolgt wäre (88 293, 294, 295). Beim Überſendungskaufe gilt nach 
447 die Sonderregel, daß der Verkäufer feiner Leiſtungspflicht ſchon in dem Zeitpunkte ge⸗ 
6 t, in dem er die Sache der zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Perſon oder An⸗ 
h t abliefert (RG 57, 141; 108, 187). Dieſe Regel greift aber nur Platz, wenn die Übergabe 
un Verſendung an dem vertragsmäßig beſtimmten oder geſetzlichen (§ 269) Erfüllungsorte er 
ſolat (RS 106, 213; 111, 25). Auch ein Gattungskauf kann im übrigen nachträglich zu einem 
pezieskaufe dadurch werden, daß Verkäufer und Käufer ſich über eine beſtimmte Sache als 
Fr: egenftand nachträglich einigen (RG 43, 184; 70,426). Wird die Gattungsſache mehreren 
äufern abredegemäß derart überſandt, daß die einzelnen Käufer ihren Anteil aus der ganzen 
kaſſe herauszunehmen haben und ihnen Miteigentum an einem Bruchteile der Geſamtmaſſe 
zu gewähren ift, fo ſtellt die geſamte Maſſe die beſtimmte Sache dar, auf die ſich das Schuldver⸗ 
Haltnis gemäß $ 243 beſchränkt (RG 88, 390); erfolgt in ſolchem Falle die Verſendung zu Schiffe 
5 ein an die Order des Verkäufers ausgeſtelltes Konnoſſement, jo tritt die Beſchränkung 
At ein, wenn der Verkäufer das indoſſierte Konnoſſement oder ſtatt deſſen wenigſtens die (im 
andelsverkehr übliche) Verladungsanzeige an den Käufer abſendet, ſofern nicht ein Handels- 
brauch beſteht, wonach die Konzentration erſt mit Zugang der Anzeige eintritt (RG 88, 393; 
„arm 1918 Nr 218). — Die Rechtsfolgen der Beſchränkung des Schuldverhältniſſes ſind im 
aunzelnen die, daß die Gefahr im Sinne der §9 275, 323 auf den Gläubiger übergeht (RG 88, 
„ der Schuldner mithin im Falle des Unterganges oder der zufälligen Verſchlechterung der 
angebotenen oder abgeſendeten Sache, ſowie bei ſonſtiger von ihm nicht zu vertretender Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung (3. B. ungerechtſertigter Beſchlagnahme, RG 106, 17) von ſeiner Leiſtungs⸗ 
He frei wird, aber feine Gegenansprüche behält, und daß anderſeits der Schuldner grund» 
1) gebunden ift, eben die Sache zu leiſten, die er angeboten oder zur Verſendung abgeliefert 
= Daraus folgt aber, daß der Schuldner fortan auch nicht mehr berechtigt iſt ohne Einverſtändnis 
t dem Berechtigten die angebotene Sache gegen eine andere umzutauſchen. Doch iſt dieſer 
undſatz dahin einzuſchränken, daß der Verkäufer noch berechtigt iſt, unverzüglich eine 
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Erſatzware zu liefern, falls der Käufer die angebotene Sache als vertragswidrig zurückgewieſen 
und kein Intereſſe daran hat, gerade dieſe geliefert zu erhalten (RG 91, 110). Der Verkäufer 
kann, wenn er über die zurückgewieſene Sache anderweit verfügt hat, ſich nicht auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, daß fie die geſchuldete geweſen ſei (RG 108, 187). In dem Zurückgeben und Zurück⸗ 
nehmen der zuerſt gelieferten Ware liegt keine Wandelung, ſondern nur die Rückgängigmachung 
des Erfüllungsgeſchäfts. — Die im Handelsverkehr übliche Klauſel: „Glückliche Ankunft vor- 
behalten“ kann praktiſche Wirkſamkeit bei einem Gattungskaufe erſt erlangen, wenn die Spe⸗ 
zialiſierung der Gattungsware gemäß $ 243 Abſ 2 ftattgefunden hat (RG 93, 171; OLG Hamburg 
in HAN 1928, 1579). 

4. Die Beweislaſt. Bis zur Annahme der Sache als Erfüllung (vgl. zu § 363 A 1) trifft regel; 
mäßig den Schuldner die Beweislaſt dafür, daß die angebotene Sache zu der beſtimmten Gattung 
gehört und von mittlerer Art und Güte ift; nach ſolcher Annahme hat gemäß $ 363 der Gläubiger 
zu beweiſen, daß den Vorausſetzungen des § 243 Abſ e 1 nicht genügt worden iſt. 


8 244 

Iſt eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Geldſchuld 1) im Inlande 
zu zahlen, jo kann die Zahlung in Neichswährung erfolgen, es fei denn, daß 
Zahlung in ausländiſcher Währung ausdrücklich bedungen iſt 2) 2). 

Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswerte, der zur Zeit der Zahlung 
für den Zahlungsort maßgebend iſt ). 

E 1 215 II 208; M 2 12; P 1 289. 

1. Geldſchuld iſt eine Schuld, die auf Leiſtung von Geld (Zahlung) gerichtet iſt. 8 

a) Begriff des Geldes. Geld im wirtſchaftlichen Sinne ſind diejenigen Gegenſtände, 
welche im wirtſchaftlichen Tauſchverkehr als allgemeines Mittel zur Vermittlung des Austausches 
der Güter und als allgemeiner Wertmeſſer anerkannt ſind. Geld im Rechtsſinne find die⸗ 
jenigen Gegenſtände, durch deren Hingabe eine auf „Geld“ gerichtete Schuldverpflichtung er 
füllt werden kann. Es beſteht Streit darüber, ob als Geld im Rechtsſinne nur dasjenige zu be⸗ 
zeichnen iſt, zu deſſen Annahme als Erfüllung der Gläubiger kraft ſtaatlichen Rechtsſatzes ver- 
pflichtet iſt — das geſetzliche Zahlungsmittel — oder auch dasjenige, was im Verkehr 
tatſächlich als ordentliches Zahlungsmittel angeſehen und ohne geſetzlichen Zwang angenommen 
zu werden pflegt — uſuelles oder Verkehrsgeld. Tatſächlich erfüllen im rechtlichen Ver 
kehr die Funktion des Geldes vielfach auch ſolche Gegenſtände, die nicht geſetzliche Zahlungs 
mittel ſind, in der Weiſe, daß ſie unbeanſtandet angenommen werden und ihre Leiſtung dann 
als rechtliche Erfüllung der Geldſchuld, nicht als Hingabe an Zahlungs Statt gilt. Das iſt nament⸗ 
lich der Fall bei auslandiſchem Währungsgeld; ferner galt es ſchon in früherer Zeit, 97 
ihrer Erhebung zu geſetzlichen Zahlungsmitteln) von den Reichsbanknoten und Reicht. 
kaſſenſcheinenz gegenwärtig werden die Rentenbankſcheine und die Noten der Biber 
notenbanken (diefe innerhalb des Landes, dem die Notenbank angehört) in ſolcher Weile au⸗ 
gemein verwendet. Dieſer weitere Begriff liegt aber auch den Vorſchriften des BGB und er 
ſonſtigen Privatrechtsgeſetze inſoweit zugrunde, als es ſich nicht um die Annahmepflicht de 
Gläubigers handelt; jo auch dem § 244 Abſ 1 inſofern, als dort eine in ausländiſcher Währe 
ausgedrückte. Schuld als „Geldſchuld“ bezeichnet wird (RG 101, 312, B38 106, 7 8 
112, 62). Sobald aber es ſich um die Frage handelt, durch welche Leiſtung der Schuldner einer 
Geldſchuld berechtigt iſt, ſich zu befreien, und welche Leiſtung als Erfüllung anzunehmen re 
Gläubiger verpflichtet ift, kommt der engere Begriff des Geldes im Sinne des geſetzliche; 
Zahlungsmittels in Betracht. Das Geld, welches in einem Staate als geſetzliches Zahlung 
mittel gilt, iſt das Währungsgeld; die Geſamtheit der darüber beſtehenden Beſtimmunge 
bildet das Währungsrecht (die Währungsverfaſſung) dieſes Staates. Der Stoff — 
dem das Währungsgeld herzustellen und die Form, die ihm zu geben iſt, wird durch den 15 
beſtimmt. In erſter Linie werden dazu kraft ihrer Eignung zum Umlaufe und ihres Eigenwe de 
edle Metalle (Gold, Silber) verwendet, die in Stücken geformt (gemünzt) und unter Juggſaches 
legung einer beſtimmten Werteinheit (Mark, Frank, Dollar) als das Einfache oder ein Biel 
dieſer Werteinheit bezeichnet (proklamiert) werden. Doch iſt der Begriff des Währung gs gat 
nicht an einen beſtimmten Stoff, insbeſondere einen ſolchen mit Eigenwert, gebunden; der ser 
kann auch einem wertloſen Stoffe, wie dem Papiere, die Eigenſchaft als Währungsgeld 
leihen und hat davon häufig Gebrauch gemacht. Die Herftellung des Währungsgeldes ere e 
in der Regel durch den Staat ſelbſt, der ſeit dem Mittelalter ſich die Befugnis dazu als 9 lter 
beigelegt hat (Münzregal, Münzhoheit), doch iſt die Ausübung dieſes Regals im Wenden 
vielfach im Wege der Pacht auf Privatperſonen übertragen worden. Auch heutzutage beſteht in 
meiſten Staaten noch Währungsgeld, das nicht durch den Staat ſelbſt hergeſtellt wird, bliches 
Banknoten der Notenbanken, ſoweit dieſe, wie ſeit 1909 die Reichsbanknoten, geſe ent⸗ 
Zahlungsmittel find. Durch die Form der Banknoten, die häufig ein Zahlungsverſprechen 
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halten, wird ihre Eigenſchaft als Geld nicht ausgeſchloſſen. Solange fie aber jederzeit ein- 
löslich ſind, d. h. ihre Einlöſung durch das eigentliche Währungsgeld (Gold, Silber) verlangt 
werden kann, ſind ſie kein ſelbſtändiges Währungsgeld, ſondern ſtellen dieſes nur vor, in das 
ſie jederzeit verwandelt werden können. Das gleiche gilt von ſonſtigen papierenen Zahlungs⸗ 
mitteln, ſolange ſie jederzeit einlöslich ſind. Sobald dagegen die Einlösbarkeit außer Kraft ge⸗ 
ſetzt wird, werden fie echtes Papiergeld (definitives Geld) und die Währung eine Papier⸗ 
währung. Der unbegrenzten Vermehrung des Währungsgeldes (Inflation) und den daraus 
entſtehenden Folgen der Geldentwertung iſt damit Tor und Tür geöffnet. — Eine Doppel⸗ 
währung (Bimetallismus) beſteht, wenn das Wertverhältnis der in einem Metalle (Silber) 
auszuprägenden Geldſtücke zu den in einem anderen Metalle (Gold) auszuprägenden geſetzlich 
feſtgelegt iſt, z. B. 16: 1 in den Vereinigten Staaten von Amerika; der Schuldner hat hier die 
freie Wahl, ſeine Zahlungen in dem einen oder dem anderen Metalle zu leiſten. Auch wo eine 
Einheitswährung (Goldwährung) beſteht, können Zahlungen in beſchränkten Beträgen in anderen 
Zahlungsmitteln (Silber, Papier) geſtattet fein; der Charakter der Währung wird beſtimmt 
durch dasjenige Zahlungsmittel, zu deſſen Annahme in unbeſchränkten Beträgen der 
Gläubiger verpflichtet iſt. 

b) Nenn⸗ oder Kurswert. Zwangskurs. Durch die Beſtimmung, daß ein gewiſſer Stoff 
Gold, Silber, Papier), der in eine beſtimmte Form gebracht und nach einer Werteinheit bezeichnet 
iſt, geſetzliches Zahlungsmittel fein ſoll, wird noch nicht ohne weiteres die Frage entſchieden, 
welche Mengen dieſes Zahlungsmittels zur Tilgung einer in dem Zahlungsmittel ausgedrückten 
Geldſchuld erforderlich find. Dieſe Frage ift jo lange nicht von Bedeutung, als die der Werteinheit, 
nach der die einzelnen Zahlungsmittelſtücke bezeichnet ſind, im inner⸗ und zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr beigelegte Wertſchätzung die gleiche bleibt oder doch nur geringen Schwankungen unter⸗ 
worfen iſt; denn ſolange bleibt die den Geldſtücken aufgeprägte Bezeichnung des Einfachen oder 
Vielfachen dieſer Werteinheit (ihr Nennbetrag) unbedenklich maßgebend. Die Frage gewinnt 
dagegen Bedeutung, ſobald jene Wertſchätzung ſich aus irgendeinem Grunde erheblich ändert, 
ſei es wegen Münzverſchlechterung, die in früherer Zeit häufig vorkam oder (was der Neuzeit 
vorbehalten geblieben iſt) wegen Inflation durch Papiergeld. Die Wertſchätzung kommt im 
innerſtaatlichen Verkehr durch die Kaufkraft des Geldes, im zwiſchenſtaatlichen durch feinen 
Kurs, d. h. ſein Verhältnis zu ausländiſchen Zahlungsmitteln, zum Ausdruck. Es fragt ſich daher 
im Falle eingetretener Veränderung der Wertſchätzung der Geldeinheit, ob der Nennwert oder 
der Kurswert für die Zahlkraft maßgebend iſt. Dieſe Frage war in der älteren Geldlehre be⸗ 
ſtritten. Savigny vertrat die Auffaſſung, daß nach dem Willen der Parteien, wie er ſich aus der 
Auslegung des Rechtsgeſchäfts ergebe, grundſätzlich der Kurswert, nicht der Nennwert maß⸗ 
gebend ſei, wobei er nicht verkennt, daß durch ſtaatliches Geſetz die Maßgeblichkeit des Nominal⸗ 
zerts vorgeſchrieben werden kann, vgl. für Darlehnsverpflichtungen Art 1895 des franzöſiſchen 
ode civil. Entgegen der Savignyſchen Auffaſſung hat ſich aber in der neueren geldrechtlichen 
ae die Nennwertstheorie ziemlich allgemein durchgeſetzt, der zufolge den Inhalt einer 
Geldſchuld, ſofern nicht beſondere Vereinbarungen beſtehen, die Leiſtung einer beſtimmten Anzahl 
don Geldſtücken bildet, die von der ſtaatlichen Geſetzgebung mit Zahlkraft zu einem beftimmten 

zennwerte ausgeſtattet find, ohne Rücksicht auf die Wertbeziehung zu einem beſtimmten Metall 
ober auf die Kaufkraft dieſer Stücke. Dieſe Theorie konnte ſich freilich nur durchſetzen, weil überall, 
zwo (wie es in Deutſchland bis 1914 der Fall war) das ſtaatliche Geldſyſtem die Forderung eines 
ertbeſtändigen, in ſeiner Kaufkraft nur geringen Schwankungen unterliegenden Geldes ver⸗ 
wanlicht, die Streitfragen zwiſchen Kurs- und Nennwerttheorie nahezu bedeutungslos ſind, 
ehren, ſobald durch eine Erſchütterung des Geldſyſtems dieſes Verhältnis zerſtörk wird, die 
rundlage fortfällt, auf der allein ſich das allgemeine Rechtsgefühl mit der Durchführung der 
nennwerttheorie abgefunden hat. Das hat ſich in Deutſchland in Verfolg der ſeit 1914 einge 
tenen Ereigniſſe gezeigt und zu dem ganzen Komplexe der Aufwertungsfragen geführt; 
10 noch in der fünften Auflage an dieſer Stelle als ausnahmslos gültig vertretene Satz „Mark 
ges Mark“ hat unter diefen Umſtänden aufgegeben werden müſſen. Vgl. Näheres $ 242 
um 5. Übereinſtimmung beſteht darüber, daß die Maßgeblichkeit des Nennwerts für die Tilgung 
r Geldſchulden — der ſog. Zwangskurs — in der Regel durch Parteivereinbarung außer Kraft 
gelegt werden kann. Allerdings find in der Geſchichte des ſtaatlichen Geldweſens auch Zwangs⸗ 
!je vorgekommen, die nach dem Willen des Geſetzgebers abſolute Geltung haben ſollten und 
ten Durchführung deshalb durch Verbote gefichert wurde, die fi) gegen abweichende Partei⸗ 
reinbarungen richteten; wo aber ſolche Verbote nicht beſtehen, iſt die Maßgeblichkeit des Nenn⸗ 
5 abdingbar, und zwar kann die Abdingung ſowohl ausdrücklich durch Vereinbarung der 
60 lung in einer beſtimmten Geldſorte unter Ausſchluß der übrigen geſetzlichen Zahlungsmittel 
55 oldklauſel, vgl. 8 245 Anm 1) oder eines dem Werte dieſer Geldſorte entſprechenden Betrags 
fin dern geſetzlichen Zahlungsmitteln (Goldwertklauſel, dgl. ebenda) erfolgen, aber auch als 
\ ſchweigend vereinbart aus dem Verhalten der Parteien und den Umſtänden entnommen 
erden. Dieſe letztere Art der Abdingung hat bei der Aufwertungsfrage eine gewiſſe Rolle geſpielt. 
e) Das Währungsrecht des Deutſchen Reiches. Die Entwicklung des Währungsrechts im 
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< Papier 
geld als Währungsgeld gab es überhaupt nicht; weder die Reichskaſſenſcheine, zu deren Aus⸗ 


lichen Währung, da die Rentenmark kein geſetzliches Zahlungsmittel war. Einziges geſezliches Ja, 
1 * 


gegebenen Reichsbanknoten und der Reichskaſſenſcheine. Dieſer ungeheuerliche Zuſtand ben 

rechtlichen Geltung eines weder als Tauſchmittel noch als 1 m 581 0 „Geldes 

wurde erſt beſeitigt durch das Münz v. 30. 8. 24 (RG Bl 11 254), an deſſen Spitze in N 1a 
e — 


om 


auf Papiermark lautender Reichsbanknoten ift erfolgt durch Bekanntm des Reichsbankdirettorun 
v. 5. 3. mit Friſt bis zum 5. 6. 25, und mit Ablauf dieſer Friſt haben fie ihre Eigenſchaft als ei 
Weiſe 

r 


ſätzen feſtgeſtellte Betrag in Papiermark zugrunde zu legen. Zur wirklichen Durchführung Be 
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Goldwährung fehlte jedoch zunächſt noch die Verpflichtung der Reichsbank, ihre Noten jederzeit 
in Gold einzulöſen; vgl. oben unter a. Eine ſolche Verpflichtung war zwar in dem neuen Bank⸗ 
geſetze (8 31) bereits grundſätzlich ausgeſprochen, konnte aber noch nicht fofort in Kraft treten, 
a für ihre Inkraftſetzung gemäß $ 52 ein übereinſtimmender Beſchluß des Reichsbankdirek. 
toriums und des Generalrats der Reichsbank erforderlich war. Ein ſolcher Beſchluß iſt ſeitdem 
daut Bekanntmachung des Reichsbankdirektoriums vom 15. 4. 1930 (RG Bl 11 691) ergangen mit 
der Beſtimmung, daß er gleichzeitig mit dem Neuen Plane ( Youngplan) in Kraft treten ſolle, 
eine Vorausſetzung, die mit dem 17. 5. 1930 eingetreten ift; vgl. die Bekanntm des Reichs⸗ 
miniſters des Auswärtigen vom 19. Mai 1930 (RG Bl II 776) unter 3. Danach iſt die Reichsbank 
verpflichtet, ihre Banknoten nach ihrer Wahl in Reichsgoldmünzen oder in Goldbarren von 
mindeſtens 1000, höchſtens 35000 RM Feingoldwert oder in De viſen zum jeweiligen Gold⸗ 
wert berechnet, einzulöſen. Die Einlöſung in Reichsgoldmünzen vorzunehmen, ift die Reichs. 
bank jedoch vorläufig nicht in der Lage, da die Ausprägung von ſolchen Münzen in größerem 
Umfange bisher nicht erfolgt iſt, auch unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht in Ausſicht 
Na Auch die Einlöſung in Deviſen ift zurzeit durch die während der gegenwärtigen Wirtſchafts⸗ 
le ergangenen Notverordnungen über die Deviſenbewirtſchaftung (vgl. unten A 2a) beſchränkt. 
Die Goldwährung iſt daher in Deutſchland noch keineswegs wieder vollſtändig durchgeführt. 
Die Rechtsgültigkeit des neuen Bankgeſetzes iſt von manchen Seiten beſtritten, aber vom RG 
(14, 27 IV 370/26, 25. 11. 26; 125, 278) wohl zutreffend anerkannt worden. Zur Einlöſung 
ihrer Vorkrie gsnoten in Gold iſt die Reichsbank wegen des noch fortbeſtehenden Geſetzes 
vom 4. 8. 1914 (vgl. oben) keinesfalls verpflichtet RG 125, 273). 
2. Die Geldſchuld bildet einen wichtigen Fall der Gattungsſchuld (vgl. 9 243). Zu unter⸗ 
ſcheiden iſt dabei folgendes: a) Falls die Schuld in inländiſcher Währung ausgedrückt iſt, kann allein 
an mländiſchem Gelde gezahlt werden, und zwar jetzt nach Maßgabe des Minz® v. 30. 8. 24 und 
des Bankgeſetzes vom gleichen Tage; f. oben A 16. — b) Iſt die Geldſchuld in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung ausgedrückt und ausdrücklich die Zahlung in dieſer Währung bedungen, ſo iſt das 
bindend. Eine ausdrückliche Vereinbarung der Zahlung in ausländiſcher Währung liegt noch 
micht darin, daß die Schuld im Vertrage oder gar nur in der Rechnung in ausländiſcher Währung 
ſuusgedrückt iſt (RG in JW 1928, 23316); vielmehr iſt bei einem lediglich auf ausländiſche Währung 
autenden Schuldtitel anzunehmen, daß er nicht auf Effektivzahlung in der ausländiſchen Währung, 
ondern auf Zahlung des in ausländiſcher Währung ausgedrückten Betrags in Reichswährung 
8 iſt (R6 106, 74; 136, 132). Andererſeits bedarf es nicht eines Ausdrucks, der dieſe Verein. 
es 


wi unmittelbar durch ein entſprechendes Wort („effektiv”, „zu zahlen in ...“) wiedergibt; 
N d 


| aber eine in beſonderem Maße unzweideutige Offenbarung des darauf gerichteten Willens, 
en es durch Worte oder durch ſchlüſſige Tatſachen, erfordert (RG 107, 110; 111,317; 138, 52; 
iR auch Warn 1924, 2). Aber auch wenn die Geldſchuld in ausländiſcher Währung ausgedrückt 
‚ft eine Vereinbarung möglich und wirkſam, daß Zahlung in Reichswährung zu erfolgen hat 
2. Warn 1920, 136). c) Fehlt eine Abmachung der unter b bezeichneten Art in dem einen oder 
in anderen Sinne, fo hat der Schuldner die Wahl, in der Währung des Reiches oder des 
landes zu zahlen. Es iſt das keine Wahlſchuld im Sinne des $ 262; die Zahlung in Reichs- 
100 mn ift nicht in obligatione, ſondern nur in solutione (facnltas alternativa) (RG 101, 313; 
16, 80). Darüber, welcher Betrag in Reichswährung zu zahlen ift, beſtimmt Abſ 2; vgl. A 3. 
u Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung iſt auf Zahlung in deutſcher 
wir ug gerichtet, auch wenn das zugrunde liegende Geſchäft in ausländiſcher Währung abge- 
9 werden follte; dieſer Umſtand ift aber bei der Berechnung der Höhe des Schadens in 
g. acht u ziehen (R& 102, 62). Ebenſo für einen Schadenserſatzanſpruch aus $ 84 Eiſenb⸗ 
3 © 109, 61. Liegt aber der Verſendungsort im Auslande, fo wird der Erſaß des gemeinen 
in belöwertes in der an dieſem Orte geltenden Währung geſchuldet: R& 105, 313. Für eine 
bu landiſcher Währung ausgedrückte Geldſchuld kann zwar keine gewöhnliche Sicherungs⸗ 
A 6 wohl aber eine Höchſtbetragshypothek in deutſcher Währung eingetragen werden 
äh 106, 74). — Gegen eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Forderung, die in deutſcher 
unt am bezahlt werden kann, kann der Schuldner mit Gegenforderungen in Mark aufrechnen, 
Ah Mtechnung der erfteren zum Kurſe des Tages der Aufrechnungserklärung, die als Zahlung 
ang * 106, 99). Eine Bank, die für eine ausländiſche Bank eine in ausländischer Währung 
leitet alte Forderung einzuziehen und den eingezogenen Betrag dieſer zu überſenden hat, 
ei ihrer Auftragspflicht Genüge, wenn ſie die Forderung von dem in Deutſchland lebenden 
Wauldner in deutſcher Währung entgegennimmt und ſodann über den in die ausländiſche 
jenh rung umgerechneten Betrag in geſchäftsüblicher Weife einen Scheck an bie Auftraggeberin 
nicht (RG 117, 128). — Auf Geldſchulden, die im Auslande zu zahlen ſind, bezieht ſich 9 244 
eine ſie ſind in der ausländiſchen Währung zu zahlen, in der ſie ausgedrückt ſind. Für ein von 
nr Ausländer eingegangenes Schuldverhältnis, auf Grund deſſen die in ausländiſcher 
hing ausgedrückte Schuld im Auslande zu zahlen war, bleibt das ausländiſche Recht auch 
6 5 ch der Währung maßgebend, wenn der Schuldner nachträglich Deutſcher geworden iſt 
JW 1920, 525). 


U, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. Michaelis.) 26 
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2a. Forderungen in ausländiſcher Währung, bei denen der Schuldner verpflichtet iſt, in dieſer 
Währung effektiv zu zahlen (vgl. oben A 2), gehören zu den ſog. Deviſen, über welche wegen ihrer 
Bedeutung für die Währung und die Handelsbilanz eines Staates zur Verhinderung von Valuta 
ſpekulationen und Kapitalflucht in kritiſchen Zeiten beſondere Beſtimmungen, die namentlich den 
Verkehr mit ihnen einſchränken, erforderlich werden können. Für Deutſchland ſind ſolche Be 
ſtimmungen bereits in der Zeit des Weltkriegs und in der Nachkriegszeit während der Inflations⸗ 
periode in den Jahren 1922 und 1923 ergangen, in der Folgezeit aber wieder aufgehoben worden. 
In der mit dem Jahre 1930 einſetzenden und gegenwärtig (1933) noch fortdauernden ſchweren 
weltwirtſchaftlichen Kriſe hat ſich aber die Notwendigkeit einer neuen, tief einſchneidenden Geſeß 
gebung hinſichtlich der Bewirtſchaftung der Deviſen ergeben, die im Wege von Notverordnungen 
des Reichspräſidenten auf Grund des Art 48 Abſ 2 Verf erfolgt ift. Die zahlreichen ergangenen 
Einzelverordnungen ſind in einer Bekanntmachung des Reichswirtſchaftsminiſters auf Grund 
der ihm erteilten Ermächtigung zuſammengeſtellt und neu gefaßt worden, und zwar in Geſt 
einer Verordnung über die Deviſenbe wirtſchaftung vom 23. Mai 1932 (NO! 11 
S. 231) und einer Durchführungs verordnung zu dieſer Vo vom gleichen Tage 
(RG Bl 1 S. 238). Geſchäfte, die gegen die Vorſchriften der VO verſtoßen, find nichtig (8 29); außer- 
dem find wegen Zuwiderhandlungen Gefängnis-, in beſonders ſchweren Fällen Zuchthaus 
ſowie Geldſtrafen angedroht ($ 36 VO). Auch die Vollſtreckung eines auf eine von ber 
VO betroffene Deviſen⸗Zahlung gerichteten Schuldtitels kann zur Zeit nur mit Genehmiguutz 
der Deviſenſtelle erfolgen (RG 136, 132). Neuerdings (im Juni 1933) hat die Reichsbank 
die Erklärung abgegeben, daß fie infolge ihres in erheblichſter Weiſe zuſammengeſchmolzenen 
Vorrats an Deckungsdeviſen zur Aufrechterhaltung der Währung vorübergehend für dl 
Zahlung der vor dem Juli 1931 entſtandenen Auslandsſchulden Deviſen nicht mehr zur 
Verfügung ſtellen könne. Infolgedeſſen hat die Reichsregierung auf Grund des Ermach 
tigungsgeſetzes das Geſetz über Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem Aus- 
land vom 9. 6. 1933 (RGBl I 349) erlaſſen, durch welches beſtimmt wird, daß der Schuloner 
Zinſen und ſonſtige regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen auf Guthaben von Ausländern bei 
Eintritt der vertragsmäßigen Fälligkeit zu Gunſten des Gläubigers in Reichsmark an eine zu 
errichtende Konverſionskaſſe zu zahlen hat und hierdurch von feiner Verpflichtung frei wild, 
und daß die eingezahlten Beträge von der Konverſionskaſſe für den Gläubiger bis zu dem geit. 
punkte zu verwalten ſind, zu welchem die Reichsbank die Leiſtung von Zahlungen auf das Gut⸗ 
haben für zuläſſig erklärt (ſog. Transfermoratorium). 

3. Die Vorſchrift des Abſ 1 beruht auf dem Gedanken, daß der Markbetrag, dur deſſen 
Zahlung ſich der Schuldner einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld ſoll efteien 
konnen, gleichwertig fein muß mit der allein (vgl. A 2) geſchuldeten ausländiſchen Währum 
ſumme. Um das zu erreichen, iſt eine Umrechnung des in ausländiſcher Währung ausgedrückten 
Betrags in die deutſche Währung erforderlich. Abſ 2 beſtimmt, daß dieſe Umrechnung zu erf 
habe nach dem Kurswerte (der ausländiſchen Währung), der zur Zeit der Zahlung für den 
Zahlungsort maßgebend iſt. Es war zwiſchen den Senaten des Reichsgerichts ſtreitig geworden, 
ob unter der „Zeit der Zahlung“ die Zeit zu verſtehen ſei, zu welcher die Zahlung erfolgen Ra 
alfo die Fälligkeit (fo der 1. 38 in MO 96, 121 und der 6. ebenda 262) oder die Zeit, zu der FAN 
ſächlich gezahlt wird (jo der 3. 36 in Ach 98, 160). Die Vereinigten Zivilſenate haben en 
ſchieden, daß die Zeit, zu der tatſächlich gezahlt wird, maßgebend ift (Rh 101, 312ff.). Daben 
hervorgehoben, daß nur durch die in dieſer Weiſe erfolgende Umrechnung der Gläubiger das e alt, 
worauf er nach Abſ 1 Anſpruch hat, nämlich einen Markbetrag, mit welchem er ſich am Tage, 5 
dem er die Zahlung erhält, den Betrag in ausländiſcher Währung, auf welche die Schuld laute a 
kaufen kann; zurückgewieſen wird die Anſicht des 6. 3 (a. a, O.), die dahin ging, daß der Glaub er 
an ſich nur Anſpruch auf den Umrechnungskurs zur Zeit der Fälligkeit habe, aber einen darit Pen 
hinausgehenden Schaden vom Eintritt des Verzugs ab bis zur wirklichen Zahlung als Ben ude 
ſchaden geltend machen könne, einen Schaden, der übrigens in der Regel nur für im Aus 5 
wohnende Gläubiger in Betracht kommen würde. Eine ge wiſſe Einſchränkung des hier a n 
geſprochenen Gedankens bedeutet es, wenn das Reichsgericht ſpäter (Rh 111, 316) ausgeſpro 
hat, es ſei nicht unbedingt erforderlich, daß der Glaubiger auch tatſächlich im Einzelfalle in nt⸗ 
Lage ſei, ſich für den erhaltenen Markbetrag ausländiſches Geld, insbeſondere Deviſen, in den 
ſprechendem Betrage anzuſchaffen; der Satz, daß das ſog. „Re partierungsriſiko“ duch . 
Schuldner getragen werden muß, ſei abzulehnen. Jedenfalls verſtieß eine Vereinbarung, — 
die der Verkäufer (Geldgläubiger) dem Käufer (Geldſchuldner) das Repartierungsriſiko ” und 
weder gegen die derzeitige Deviſenverordnung (vom 12. 10. 22) noch gegen die guten itten rung 
war daher rechtsgültig (MG 27. 11. 25 11 102/25). Wenn der Kaufpreis in ausländiſcher wäh 
ausgedrückt, aber vereinbart ift, daß der Käufer in Papiermark, umgerechnet zu dem Bri t de 
der einen Tag nach der Zahlung am Wohnorte des Verkäufers gelte, zahlen ſolle, ſo dg ort 
Verkäufer das Repartierungsrifito (Re 1 187/25, 2. 1. 26). — Auch der Ausdruck „Zahlung ner 
iſt nicht gleichbedeutend mit dem Orte, an dem die Zahlung erfolgen ſoll (bertragsmaß pen und 
geſetzlicher Erfüllungsort), ſondern bedeutet den Ort, an dem die 1 tatſächlich erfolgt 
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u. enommen wird (BZS and. S. 316). — Aus der Umrechnungsvorſchrift des Abſ 2 
ergibt ſich, daß für die Anwendung des $ 244 nur die Währungen ſolcher ausländiſcher Staaten 
in Betracht kommen, die in wirtſchaftlichen Beziehungen zum Inlande ſtehen und deren Geld 
deshalb im Inlande als Tauſchmittel kurſiert; vgl. RG 106, 77/78. Das Geld anderer Staaten 
kann im Inlande nur als Ware Gegenſtand von Schuldverpflichtungen ſein. — Forderungen in 
ausländiſcher Währung unterliegen nicht der für Markforderungen eingetretenen Aufwertung (vgl. 
242 A 5), da fie infolge der in 9244 Abſ 2 vorgeſehenen Umrechnung, auch wenn Effektivzahlung 
nicht bedungen iſt, der Entwertung durch den Verfall der Mark nicht ausgeſetzt waren (RG 108, 
387; 125, 6). Auch eine nach ihrer Entſtehung eingetretene Veränderung der Kaufkraft 
der ausländiſchen Währung kann ihre Aufwerkung an und für ſich nicht begründen (RG 
mn JW 1925, 1986; 1926, 1323; Warn 1925 Nr 105; RG 125, 6). Wenn jedoch die ausländiſche 
Wahrung in ähnlicher Weiſe wie die frühere deutſche Papiermark gänzlich entwertet iſt, ſo kann 
ie Berückſichtigung von Treu und Glauben nach $ 242 auch bei ſolchen Forderungen zu einer 
lufwertung führen (RG in AufwRechtſpr 1928 S. 147). Dieſe Vorausſetzung iſt vom RG für 
e öſterreichiſche Kronenwährung als gegeben angenommen (RG 120, 75), dagegen 
verneint für die franzöſiſche Franken- und die niederländiſche Guldenwährung 
(J 1925, 19862; 1926, 13233; Warn 1925 Nr 105); ebenſo jetzt für das engliſche Pfund 
Sg 1933, 1832). Von den Beſchränkungen der deutſchen Aufwertungsgeſetzgebung werden 
ſolche Anſprüche nicht betroffen ($ 1 Abſ 1 AufwGeſ; RG 120, 74). Ausgeſchloſſen iſt die 
uſwertung jedenfalls bei Forderungen, die effektiv in einer ausländiſchen Währung zu 
dahlen ſind, welche eine derartige Entwertung nicht erlitten hat (RG 125, 6). 

Nach Art 37 der bisherigen Deutſchen Wechſelordnung iſt der Akzeptant eines auf 
Ausländische Währung lautenden Wechſels berechtigt, den Wert diefer Währung zur Verfallzeit 
5 der Landesmünze zu zahlen; nach Art 40 hat er das Recht, mangels Vorlegung des Wechſels 
55 Wechſelſumme auf Gefahr des Inhabers zu hinterlegen. Entſprechende Vorſchriften enthält 

as künftige Wechſelgeſetz in den Artt 41, 42. Um ſich durch ſolche Hinterlegung zu befreien, ge⸗ 
nügte es aber nach Entwertung der deutſchen Mark nicht, daß er den Betrag der Wechſelſumme, in 
Wetermark zum Kurſe des Verfalltages umgerechnet, zahlte oder hinterlegte; vielmehr mußte die 
echſelſumme nach ihrem Wert am Verfalltage zunächſt in eine wertbeſtändige Währung und der 
o gewonnene Betrag nach dem Werte des Zahlungs- oder Hinterlegungstages in Papiermark 
inigenechnet werden; dieſe doppelte Umrechnung ergab ſich aus der Tatſache, daß die Mark nach 
ner Entwertung nicht mehr der Mark vor der Entwertung gleich war und daher nicht als 
ertmeſſer benutzt werden konnte, vgl. $ 242 A 5b; Rc 108, 338. 


8 245 

— Iſt eine Geldſchuld in einer beſtimmten Münzſorte zu zahlen, die ſich zur 
1780 der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet, fo ift die Zahlung fo zu 

eiſten, wie wenn die Münzſorte nicht beſtimmt wäre !) 2). 

E 216 II 200; M 2 153 P 1 200. 
5 5 Geldſortenſchuld iſt eine Geldſchuld (vgl. $ 244 A 1), die nicht auf Geld ſchlechthin, ſondern 
en gewiſſe Sorte Geldes (Gold, Silber, Reichsbanknoten; auch auf ausländische Geld- 
er 3. B. Schweizer Frankengoldſtücke) lautet. Beſonders häufig find Goldklauſeln, und zwar 
1 als Goldmünzklauſeln, die dahin gehen, daß eine beſtimmte Geldſumme im Nenn⸗ 
beſte in Reichsgoldmünzen zu leiſten ift, wie auch als Goldwertklauſ eln, deren Inhalt darin 
deu daß ein Geldbetrag geſchuldet wird, deſſen Höhe ſich nach dem jeweiligen Kurſe des 
107 ſchen Geldes im Verhältnis zum Golde richtet; vgl. über dieſen Unterſchied RG 50, 148; 
1 144, 103, 385; 104, 354; 107, 401. In letzterem Falle geht die Verpflichtung dahin, außer 
des Neunbettage der Forderung in Reichswährung unter Umſtänden noch je nach dem Stande 
Au Goldwerts dieſer Währung ein darüber hinausgehendes, dem Betrage nach unbeſtimmtes 
ein oed zahlen zu müſſen. Daher kann für eine Forderung mit Goldwertklauſel keine Hypothek 
1088 tragen werden, wohl aber für eine Forderung mit Goldmünzklauſel (RG 50, 145; 101, 145; 
* 87). Ob die Klauſel in dem einen oder andern Sinne zu verftehen, iſt im Zweifel in erſter 
fals Sache der Auslegung; für dieſe muß die Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Hypothek, 
nenn te ſolche beabſichtigt war, bei der Goldwertklauſel von Bedeutung fein, freilich wohl nur, 
zu — die durch Hypothek zu ſichernde Forderung zu einer Zeit (ſeit 1901) begründet worden iſt, 
Hauser die Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Hypothek für Forderungen mit Goldwert⸗ 
prise bereits anerkannt war (vgl. RG 121, 112). Für die Annahme einer Goldmünzklauſel 
die cht es auch, wenn die Begründung einer ſolchen Forderung zu einer Zeit erfolgte, zu welcher 
die Solbtwähzung im Deutſchen Reiche noch eine hinkende war (vgl. zu $ 244 A lc) oder doch für 
beſtund dereinführung der Doppelwährung noch eine ſtarke und nicht ausſichtsloſe Strömung 
RG a während an einen Übergang zu einer Papiermarkwährung nicht gedacht wurde 
add.). Der Umſtand, daß der Gläubiger bei der Vereinbarung einer ſolchen Klauſel nicht 
26* 
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gerade die Abſicht hatte, in den effektiven Beſitz von Goldſtücken zu gelangen, ſondern daß es ihm 
in der Hauptſache um Sicherung gegen etwaige Kursſchwankungen zu tun war, ſteht der An⸗ 
nahme einer Goldmünzklauſel nicht entſcheidend entgegen (RG 101, 144). Nachdem durch die 
Bekanntmachung des Bundesrats v. 28. 9. 14 die vor dem 31. 7. 14 getroffenen Vereinbarungen, 
nach denen eine Zahlung in Gold zu erfolgen hatte, bis auf weiteres für nicht verbindlich erklärt 
worden find (8 244 A 10), iſt der Anſpruch des Gläubigers aus Forderungen mit ſolchen Klauſeln 
grundſätzlich auf diejenige Leiſtung beſchränkt, die er ohne die Klauſel zu fordern haben würde 
(RG 107, 406). Daraus folgt aber nicht, daß eine ſolche Forderung auch nach Entwertung der Mark 
mit dem bloßen Papiermarknennbetrage abgeglichen werden kann; ſie unterliegt vielmehr der 
Aufwertung nach den für dieſe entwickelten Rechtsſätzen ($ 242 A 5b). Bei dieſer iſt zu beritd- 
ſichtigen, daß auch die Goldmünztlauſel in vielen Fällen dem Zweck hat dienen ſollen, den Gläubiger 
gegen eine Entwertung der Mark zu ſchützen und daß der Schuldner durch ſie eine ſtrengere Ver⸗ 
pflichtung eingegangen iſt, wie durch die gewöhnliche Währungsſchuld; das wird dazu führen, dem 
Schuldner eine höher aufge wertete Zahlung zuzumuten, wie bei einer Forderung ohne Gold⸗ 
Haufel (RG 107, 403). Die in der Rechtslehre vertretene Meinung, daß es naheliege, nachdem 
die Goldmünzklauſeln durch die BR VO außer Kraft geſetzt worden find, entſprechend dem für 
dieſen Fall zu vermutenden Parteiwillen, ſolche Klauſeln im Wege der ergänzenden Auslegung 
(8 157) in Goldwertklauſeln umzudeuten, iſt vom RG (vgl. namentlich R& 121, 113) mit nicht 
voll überzeugender Begründung abgelehnt worden; ebenſo RG 131, 78 für eine unter der Herr⸗ 
{haft des code civil im Rheinlande vereinbarte Goldklauſel. Beſonders geregelt find die Ver. 
hältniſſe der ſog. Schweizeriſchen Goldhypotheken, d. h. der mit Goldklauſeln verſehenen auf 
deutſchen Grundſtücken hypothekariſch geſicherten Forderungen Schweizer Gläubiger, die nach 
RE 101, 141 — vgl. auch 104, 352 — unter die Bundesratsverordnung gefallen und dadurch 
zu einfachen Markforderungen geworden waren; vgl. darüber die Abkommen zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft v. 6. 12. 20 und 25. 3. 23, welche 
N: Dielen Geſetzeskraft erlangt haben durch die Geſ b. 9. 12. 20 (RG Bl 2023) und v. 23. 6. 23 
0 284). 

2. Vorausſetzung für die Anwendung des $ 245 iſt einmal eine Geldſortenſchuld (vgl. oben 
zu 1) und ſodann, daß die Geldſorte (Münzſorte, es kann aber auch eine beſtimmte Sorte Papier“ 
geld, z. B. Reichsbanknoten, ſein) ſich zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindei. 
Eine bloße Erſchwerung der Beſchaffung reicht zur Anwendung des § 245 nicht aus. Das Vor- 
liegen der Vorausſetzung des Nichtmehrumlaufens iſt angenommen worden für deutſche Re ce 
goldmünzen im Jahre 1919 und ſpäter (RG 103, 388; 107, 371; V 129/23, 1. 3. 24); es genüg 
dazu ein tatſächliches Verſchwinden aus dem Verkehr, Außerkursſetzung oder Verruf iſt nicht 
erforderlich. Infolgedeſſen find auch Goldklauſeln, die nach dem 31. Juli 1914 vereinbart ind, 
und deshalb von der BRV v. 28. 9. 14 nicht betroffen werden (vgl. A 1), inſofern unwirkſam, 
als die Zahlung in Reichswährung in der gleichen Weiſe geleiſtet werden kann, als wenn die Geld⸗ 
ſorte nicht beſtimmt wäre. Doch find auch ſolche Klauſeln dadurch nicht gänzlich bedeutungslos; 
vielmehr werden ſie, ebenſo wie die vor dem 31. Juli 1914 vereinbarten (vgl. A 1) und aus den 
gleichen Gründen zu einer hoheren Aufwertung führen müſſen, wie Forderungen ohne ſolche 
Klauſel (RG 107, 372; 108, 181). Durch das neue Münzgeſetz find zwar die alten Reichsgolo 
münzen wieder zu geſetzlichen Zahlungsmitteln erklärt (88 4, 5), aber tatſächlich noch nicht 
wieder in den Verkehr zurückgekehrt, neue find noch nicht ausgeprägt; deshalb wird $ 245 aue 
noch auf jetzt zu leiſtende Zahlungen von Forderungen mit Goldmünzklauſeln Anwendung finder 
müſſen. — Durch die in § 245 getroffene beſondere Regelung wird die Anwendung der 2 
gemeinen Grundsatze über Unmöglichkeit der Leiſtung {$$ 275, 279, 306 BOB) ve 
geſchloſſen; RG 107, 371; 108, 181. — Unter „Zeit der Zahlung“ wird auch hier, wie, in 
$ — 3 is dazu) die Zeit der tatſächlichen Zahlung, nicht die der Fälligkeit zu ve rſte hen Je! 
( ’ )- 


8 246 

Iſt eine Schuld nach Geſetz oder Nechtsgeſchäft zu verzinſen, jo find vier 
vom Hundert für das Jahr zu entrichten ), ſofern nicht ein anderes beſtimm 
iſt 2) 3). 

E 1217 JI 210; M 16; P 20. 8 1 

1. Den Begriff Zinſen gibt das Geſetz nicht. Aus feinem Wortlaute geht nur fo viel 930 , 
daß Zinſen das Beſtehen einer Schuld vorausſetzen. Dieſe Vorausſetzung ſtempelt die Auer 
ſchuld zu einer Nebenverbindlichkeit, und inhaltlich ſtellt die letztere die Verpflichtung zu ütung 
Vergütung für den Gebrauch des dem Schuldner gewährten Gegenſtandes dar; die Verg N 
ſelbſt aber beſteht aus einem im voraus beſtimmten Bruchteile des Kapitals (RG 86, 400 fn. Ki 
zum Begriffe Binfen auch RG Warn 1910 Nr 417. Leiſtungen, die, wie Renten, allein j 1 
geſchuldet werden, können ſomit nicht als Zinſen gelten. Ebenſowenig Dividenden, da bie e ied⸗ 
eine Schuld der Geſellſchaft gegenüber dem Geſellſchafter, ſondern deſſen in feinem M. 
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ſchaftsrechte begründeten Gewinnanteil darſtellen, und weil ſie nicht im voraus als Bruchteil auf 
das Kapital feſt bemeſſen ſind (RG 86, 401). Ebenſowenig Mietzinſen, weil dieſe keine Neben⸗ 
verpflichtung, ſondern die Gegenleiſtung des Mieters bedeuten. Endlich auch nicht Amortiſations⸗ 
quoten, weil dieſe als Zuſchläge zu den Zinſen zur allmählichen Tilgung der Schuld, nicht aber 
zur Vergütung für den Gebrauch dienen (RG 54, 92; 91, 299). — Aus der Natur der Zinſen als 
Nebenverbindlichkeit folgt, daß die Nichtigkeit des Hauptanspruchs auch die Nichtigkeit des 
Zinsanſpruchs zur Folge haben muß (RG 74, 81) und daß nach Erlöſchen des Hauptanſpruchs kein 
weiterer Zinsanſpruch entſtehen kann (RG 86, 219). Aber daraus folgt nicht zugleich, daß auch der 
Jortbeſtand eines einmal wirkſam entſtandenen Zinsanſpruchs vom Fortbeſtehen der Hauptſchuld 
abhängt. Der einmal entſtandene Anſpruch beſteht vielmehr ſelbſtändig für ſich weiter und erliſcht 
weder durch die Tilgung der Hauptſchuld, noch durch deren Erlaß, wofern dieſer ſich nicht zugleich auf 
die Zinſen erſtrecken ſollte, was Sache der Auslegung iſt. Nur die Verjährung der Hauptſchuld 
hat gemäß 9 224 auch den des Zinsanſpruchs zur Folge, ſelbſt wenn die für dieſen geltende beſondere 
Verjährung noch nicht vollendet war. Hinſichtlich der kurzen Verjährungsfriſt vgl. $ 197. — Daß 
Zinſen, wiewohl fie eine Nebenverbindlichkeit darſtellen, dennoch ſelbſtändig, ohne die Haupt⸗ 
forderung, übertragen, anderſeits dem die Hauptforderung abtretenden Gläubiger vorbehalten, 
gepfändet ($ 851 3 PO) und eingeklagt werden können, und daß ſonach gegebenenfalls auch das 
Recht auf die Hypothekenzinſen einem andern zuftehen kann als dem Hypothekar (gemäß § 1145 
Abſ 2 unter Umſtänden dem Eigentümer, während die Hypothek im übrigen dem Gläubiger ver⸗ 
bleibt), folgt grundſätzlich daraus, daß es ſich bei dem Rechte auf den Zinsgenuß um ein Forderungs⸗ 
recht im Sinne des $ 241 handelt, und daß auch erſt künftige und bedingte Forderungen übertragbar 
ſind (MG 74, 78; 86, 218, wo zugleich angenommen iſt, daß über das abgetretene künftige Zinsrecht 
ein Zweighypothekenbrief gebildet werden kann und daß der Vorbehalt des Zinsrechts für den die 
Hauptforderung abtretenden Gläubiger die Belaſtung der Haupthypothek mit einem Nie ßbrauchs⸗ 
rechte jenes Gläubigers im Zweifel nicht darſtellt, jo daß $ 876 nicht Platz greift. Möglich iſt es 
endlich auch, daß der Schuldner einem andern als dem Gläubiger und auch ohne deſſen Mitwirkung 
ein ſelbſtändig verpflichtendes Verzinſungsverſprechen nach $ 780 abgibt (RG 94, 138). 

2. Nach dem Verpflichtungsgrunde ſind zu unterſcheiden geſetzliche Zinſen und rechtsgeſchäft⸗ 
liche, insbeſondere Vertragszinſen. Die letzteren unterlagen bisher ſeit der im Jahre 1926 
erfolgten Aufhebung der in der Inflationszeit erlaſſenen Preistreiberei⸗Verordnung hin⸗ 
ſichtlich der Höhe des Zinsſatzes, abgeſehen von § 247 (vgl. zu dieſem $) im allgemeinen 
feiner Beſchränkung. Nur für Aufwertungshhpotheken hatte das AufwGeſ ($ 28) 
bie Unverzinslichkeit des Aufwertungsbetrags bis 1. 1. 1925 und von da ab einen all- 
mählich auf 5 v. H. anſteigenden Zinsſatz bis zu dem auf 1. 1. 32 beſtimmten Fälligleits⸗ 
termine angeordnet. Für die Zeit vom 1. 1. 32 ab wurde, falls die Hypothek weiter geſtundet 
war (ogl. zu $ 271 A J), auf Grund des HypFälligkcheſ vom 18. 7. 30 der über 5 v. H. hinaus⸗ 
gehende Zinszuſchlag durch Verordnung von 5. 12. 1930 auf 2¼ v. H. feſtgeſetzt. Die Not- 

rordnung vom 8. 12. 1931 (vgl. A 2a) hat die zur Zeit ihres Inkrafttretens beſtehenden 
Unsvereinbarungen herabgeſetzt, neue Vereinbarungen über die Zinshöhe aber nicht einge⸗ 
ſchrankt. Nur das Kündigungsrecht des $ 247 ift durch deſſen Wie derinkraftſetzung (vgl. zu 9 247 
h 2) erneut in Kraft getreten. Ein ſtändiger Bankkunde iſt auch ohne ausdrückliche Verein. 
Aung zur Zahlung der banküblichen Zinſen verpflichtet (RG 118, 165). Das Gericht ift nicht 
efugt, entgegen dem Inhalt einer, wenn auch nur ſtillſchweigenden Vereinbarung den an- 
ge meſſe nen Zinsſatz zu beſtimmen (RG 118, 167). Doch wird dieſer Grundſatz dort und ähnlich 
dem Urteile vom 6. 4. 32 1289/31 (RG 136, 56) dahin eingeſchränkt, daß, wenn „bankübliche“ 
fen vereinbart find und wenn auch die Berechnungsart der zur Zeit (während der Inflation 
nid, unmittelbar nachher) beſtehenden Bankübung entſprach, doch noch geprüft werden muß, ob 
ne dieſe Art der Zinsberechnung, wenngleich banküblich, einen nicht zu billigenden Mißbrauch 
elle, und ob nicht deshalb das Gericht in Anwendung der für einen ſolchen Fall beſtehenden 
orſchriften, insbeſondere ſeinerzeit der Preistreibereiverordnung, ferner des $ 242 und etwa 
Dich des $ 317 (vgl. über dieſen A 1 zu $ 317) einen angemeſſenen Zinsſatz zu beſtimmen habe. 
Ene mit den außerordentliche Verhältniſſen und Vorſchriften der damaligen Zeit begründeten 
utſcheidungen dürfen aber ebenſowenig, wie die aus den gleichen Verhältniſſen erwachſene Auf⸗ 
ertungsgeſetzgebung (vgl. zu $ 242 A 4, 5), etwa dahin führen, unter Hintanſetzung des wichtigen 
bechts rundſatzes: „Pacta servanda sunt“ auch bei nicht ganz außerge wöhnlichen Ver⸗ 
N tniſſen eine als unbillig oder drückend empfundene Zinsverpflichtung zugunſten des Schuldners 
und zum Nachteile des Gläubigers durch Richterſpruch herabzuſetzen. Das muß auch für die 
ehenwärtig (1933) noch andauernde große Wirtſchaftskriſis gelten (vgl. zu 9 242 
de und Rh in HRR 1933, 802, ſowie auch ſchon HRR 1932, 2169), ſoweit nicht der Geſetzgeber 
zr bereits eingegriffen hat (vgl. unten A La) oder noch eingreift. Fallig ſind bedungene 
Sin en mangels beſonderer Abmachung mit dem Ablauſe des Jahrs („für das Jahr“). Hin- 
kahich der Darlehnäzinfen vgl. $ 608. — Geſetzliche Zinſen find borgeſehen bei der Be. 
icherung (88820 Abſ 2, 818), der Verpflichtung zur Rückgabe einer Geldſumme ($ 347), bei der 
verwendung fremden Kapitals im eigenen Intereſſe ($$ 668, 698, 1834), der Verpflichtung zum 
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Erſatze von Aufwendungen ($ 256), der gleichzeitigen Nutzung von Kaufſache und Kaufgeld ($ 452) 
ähnlich bei der Werkverdingung ($ 641 Abſ 2) —; endlich beim Verzuge ($ 288) und nach Rechts 
hängigkeit ($ 291, Prozeßzinſen). 

Die Höhe der geſetzlichen Zinſen, auch der Prozeßzinſen (RG 131, 296; 134, 139), beträgt 
nach $ 246 in der Regel 4 v. H., bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften 5 v. H. ($ 352 HGB); bet 
Regreßanſprüchen aus Wechſeln und Schecken (Art 505. WO, § 17 SchGef) ſowie kraft medhjel- 
rechtlichen Gewohnheitsrechts betrugen fie bei Verzug des Akzeptanten eines Wechſels bis zu 
dem Geſetze vom 3. 7. 25 (RGGBl I 93) 6 v. H., ſeitdem bis auf weiteres 2 v. H. über dem 
jeweiligen Reichsdiskontſatz, mindeſteus aber 6 v. H. Auch für Vertragszinſen gilt, wenn ein 
Zinsſatz nicht vereinbart iſt, gemäß § 246 der Zinsſatz von 4 v. H. Der durch die Reichstags⸗ 
kommiſſion für das BGB von 5 auf 4 v. H. herabgeſetzte Zinsſatz hat ſich in der Folgezeit, 
namentlich während der Nachkriegsperiode, im Verhältnis zu dem in dieſer Zeit in Deutſchland 
infolge der Kapitalknappheit üblich gewordenen hohen vertragsmäßigen Zinsſatze (vgl. A 2a) 
als zu niedrig gegriffen und nicht mehr geeignet erwieſen, dem Gläubiger eine ausreichende Ver 
gütung für die Entbehrung des Kapitals zu gewähren. Durch das genannte Geſetz iſt aber eine 
Abhilfe für Zinſen aus bürgerlich⸗rechtlichen Schuldverhältniſſen nicht geſchaffen. Wegen der 
Verzugszinſen vgl. übrigens § 288 A 2. Wegen Prozeßzinſen im Enteignungsverfahren nach 
preußiſchem Recht vgl. 9 291 A 1. Gemeinſam für geſetzliche und Vertragszinſen gelten hinſichtlich 
der Verjährung die Beſtimmungen der 99 197, 218, 223, 224. Gemäß $$ 62, 63 KO il 
während des Konkursverfahrens der Zinſenlauf gegenüber den Konkursgläubigern gehemmt. — 
Durch Urteil zugeſprochene Beträge find als ſolche nicht kraft Geſetzes verzinslich, ſondern 
nur wenn die Zinſen im Urteile ſelbſt für die Zeit nach Erlaß des Urteils zugeſprochen ſind oder, 
falls die Vorausſetzungen des § 321 ZPO vorliegen, ihre Zuſprechung nachträglich durch Er 
gänzungsurteil erreicht werden kann; andernfalls müſſen die Zinſen nachträglich beſonders ein 
geklagt werden (vgl. A 1), ſei es als vertragsmäßige oder geſetzliche (Prozeß⸗) Zinſen. Welcher 
Art die Hauptſchuld fein muß, beſagt das Geſetz nicht. Es ſpricht ausdrücklich nur von „Schuld., 
ohne Einſchränkung auf „Geldſchuld“. Danach kann jede Schuld verzinslich ſein, die die Ver 
pflichtung zur Erſtattung einer dem Schuldner gewährten, nach Mengen beſtimmten Sache 
(Getreide und dgl.) enthält. ni 

2a. Die aus Anlaß der gegenwärtigen Wirtſchaftskriſis erforderlich gewordene außerordentliche 
Geſetzgebung hat auch in die hinſichtlich der Verzinſung von Forderungen uſw. beſtehenden Vor- 
chriften des bürgerlichen Rechts im Sinne einer Ermäßigung der bisher in Deutſchland be. 

ande nen, vielfac als zu hoch empfundenen Zinsſütze eingegriffen. Die vierte Ve eorbnund 

es Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 8. 12. 193 
Rah Bl. 1699 Teil 1 Kap. 3 unterſcheidet zwiſchen dem Kapitalmarkt (Abſchnitt 1), worunter je 
ſowohl die durch Anleihen, d. h. durch Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen auf öffentlichem 
Markte ($ 1), wie auch die durch langfriſtige (mindeſtens ein Jahr laufende) Einzelben 
träge (82) zuſtande kommenden Kapitalanlagen und Kapitalhereinnahmen im allgemeinen = 
ſteht, und dem Geldmarkte (Ubfchnitt 2), der die auf bankmäßigem Wege, nämlich durch UN 
öffentlichen und privaten Kreditinſtitute (Banken, Sparkaſſen, Darlehnskaſſen uſw.), erfolge ett 
Geldhereinnahmen und Geldausleihungen im beſonderen umfaßt. Für den Kapitalmarkt Ib, 
fie die vereinbarten Zinsſätze unmittelbar in beſtimmtem Verhältniſſe herab, nämlich, ſoweit 0 
Zins ſaß 8 v. H. oder weniger, aber mehr als 6 v. H. betrug, auf 6 v. H. ſoweit er mehr als BD. b 
betrug, im Verhältnis von 8 zu 6; ſoweit er mehr als 12 v. H. betrug, für den biejen 
Satz überſteigenden Teil im Verhältniſſe von 8 zu 4, im übrigen von 8 zu 6 (585 1, 2). 2 
Senkung der Zinſen auf dem Geldmarkte überließ fie dagegen in eriter Linie den Vereinbarung g 
der Spitzenverbände der Kreditinſtitute, hilfsweiſe der Beſtimmung des Reichskommiſſars für DU 
Bankgewerbe. Außerdem wurde die Kündigung der der Zinsherabſetzung unterliegen ez 
Forderungen auf dem Kapitalmarkte bis zum 31. 12. 33 ausgeſchloſſen; vgl. ferner wegen 19 
8 247 die Anmerkungen zu dieſem Paragraphen. Eine Durchf. und Erg VO vom 23. och 
1931 (DR Anz Nr 300 vom 24. 12. 31) gibt über die Zinsſenkung auf dem Kapitalmarkte n = 
nähere Vorſchriften, insbeſondere über den Begriff der Zinſen im Sinne der BO (Art — — 
denen, abweichend vom BGB ($ 288) Zuſchläge wegen Verzugs uſw. nicht gerechnet wer von 
auch wenn fie als Verzugs⸗ oder Strafzinſen bezeichnet find; ferner über die Nichtigkeit ; 
Vereinbarungen, die bereits vor Inkrafttreten der BO zur Umgehung einer etwaigen n 
ſenkung getroffen wurden (Art 4), während im übrigen (wie in den beigegebenen Erläutert 

des Reichswirtſchaftsminiſteriums hervorgehoben wird) alle Beſtimmungen der Vers fung 
an ſich abdingbar find. Eine weitere DurchfVo erging am 9. 1. 1932 Über die Feet ent⸗ 
auf dem Geldmarkt. Die Verordnung griff ſonach in nicht unerheblicher Weiſe in e 
ſtandene Rechtsverhältniſſe und erworbene Rechte ein. Ihre Rechtsgiltigkeit, die ſich aun des 
Abt 2 WVerf. gründet, iſt nicht unbeſtritten, wird aber nach Maßgabe der Rechtſprechuut des 
Reichsgerichts und des Staatsgerichtshofs, welche zur Rechtfertigung von Maßnahnſcaft⸗ 
Reichspräſidenten, die ſich auf die genannte Verfaſſungsbeſtimmung ſtützen, auch wirlſch 
liche Schwierigkeiten, ſofern ſolche die Gefahr erheblicher Störung der öffentlichen 
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mit ſich bringen, als ausreichend erklärt (vgl. namentlich R 134 Anhang S. 40/42 und 135 
Anhang S. 36ff.), nicht zu beanſtanden fein. — Gleiches muß gelten hinſichtlich der Verordnung 
des Reichspräſidenten vom 27. 9. 32 über die Zinserleichterungen für den landwirt- 
ſchaftlichen Realkredit (RGBl 1 480) und die dazu ergangenen Durchführungs⸗ und Er⸗ 
gänzungs⸗Verordnungen vom 24. 11. 32 (1 534) und 16. 12. 32 (1 562). Durch diefe Vorſchriften 
ſind die Zinſen für Forderungen, die durch Hypotheken an landwirtſchaftlichen, forſt⸗ 
wirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücken geſichert ſind, für die Zeit vom 
1. 10. 32 bis 30. 9.34 um 2 v. H., jedoch nicht unter 4 v. H., herabgeſetzt worden, mit der Maßgabe, 
daß der Kapitalbetrag ſich um den Betrag der Zinsherabſetzung erhöht, vorbehaltlich einer Er⸗ 
mäßigung dieſer Zuſatzforderung bei Rückzahlung vor 1. 4. 1940, daß aber die Rückzahlung nicht 
ſrüher als am 1. 4. 1935 verlangt werden kann, was jedoch für Aufwertungsforderungen nicht 
gilt. Durch das auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes von der Reichsregierung erlaſſene Geſetz 
dom 1. 6. 1933 (RG Bl I 331) zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldver⸗ 
hältniſſe iſt ferner für die in Betracht kommenden Betriebe, für die das in dem Geſetze vor⸗ 
geſehene Entſchuldungs verfahren eingeleitet und durchgeführt wird, eine Herabſetzung der 
vereinbarten Zinſen von Forderungen, die nach dem 13. 7. 31 begründet und nicht durch eine 
inerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegende Hypothek uſw. ſichergeſtellt find, auf 4½ b. H. 
vorgeſchrieben, jedoch mit der Maßgabe, daß der Gläubiger für die drei erſten Jahre den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem vereinbarten Zins (unter Berückſichtigung der geſetzlichen Zinsherabſetzungen) 
und 4½ b. H. bis zur Höhe von 1 v. H. von der Entſchuldungskaſſe zugezahlt erhält, und daß er 
unter gewiſſen Umſtänden auch die Barablöſung beantragen kann, bei welcher ihm jedoch 
die über 5 v. H. erhaltenen Zinſen auf das Kapital angerechnet werden und auch eine Herab⸗ 
ſetzung des Kapitals ſelbſt um 10 bis 20 v. H. erfolgt. Sofern die Entſchuldung ſich nicht auf 
andere Weiſe durchführen läßt, kann auch ein Zwangsvergleich geſchloſſen werden, bei 
welchem Zinſen und Kapital herabgeſetzt werden; die Vorausſetzungen und die Formen für 
das Zuſtande kommen eines ſolchen ſind im zweiten Abſchnitte des Geſetzes geregelt. — Weitere 

aßnahmen für eine möglichſt allgemeine organiſche Senkung des übermäßig hohen Zins⸗ 
fußes 5 im Zuge der neuen Wirtſchaftsordnung vorgeſehen. 

3. Übergangs recht. Gemäß Art 170 EG bleiben hinſichtlich der vor dem 1. 1. 00 entſtandenen 
Seheldverhältmiſe die bisherigen Geſetze maßgebend. Das muß alſo auch hinſichtlich der Zinſen 

en. 


§ 247 
Iſt ein höherer Zinsſatz als ſechs vom Hundert für das Jahr vereinbart, 
ſo kann der Schuldner nach dem Ablaufe von ſechs Monaten das Kapital 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Monaten kündigen. Das 


werdibungsrecht kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
erden. 


Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverſchreibungen auf den In⸗ 
haber! )) 8 


E 1 358 II 211; M 196; P 473. 


1 1. Durch $ 247 wird die Vertragsfreiheit bei Vereinbarung der Höhe des Zins fußes zwar 
7 aufgehoben, aber inſofern eingeſchränkt, als dem Schuldner, wenn mehr als 6 v. H. ver 
ubart waren, aus ſozialpolitiſchen Gründen ein Kündigungsrecht gewährt iſt. Dem Schuldner 
51 dadurch ein Schutz gewährt werden gegen wucheriſche Ausbeutung durch eine allzulange 
ing an einen übermäßig hohen Zinsſatz. Die Vorſchrift gilt auch für Schuldverhaltniſſe 
nter Kaufleuten (NG 66, 411). Nicht dagegen laut Abſ 2 für Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber; vgl. über dieſe $$ 793ff. Die Beſtimmung greift nicht Pla, wenn neben 
denliger als 6 v. H. Zinſen eine Beteiligung am Gewinn verſprochen iſt (RH 86, 399); 
bl. jetzt auch Anm 2. Die ſechsmonatige Friſt, nach deren Ablauf das Kapital gekündigt werden 
reunz, beginnt mit dem Tage der Vereinbarung; über ihre Berechnung vgl. $ 188. Uber die 
echtliche Natur, die Erforderniſſe und die Wirkungen der Kündigung vgl. zu $$ 542, 609. 

2. Der 8 247 war durch Geſetz vom 3. 3. 1923 (RG Bl 1 163) bis auf weiteres außer Kraft 
Kiept worden, und zwar rückwirkend auch für bereits vorher entſtandene Schuldverhaltniſſe. 
Die Aufhebung geſchah angeſichts der durch die Inflation entſtandenen Verhaltniſſe im wohl 
serftandenen Intereſſe auch des Schuldners, da in und unmittelbar nach der Inflationszeit die 
10 lozinsſätze, hauptſächlich wegen der immer noch drohenden Gefahr oder doch der Bejorgnis 
weiterer Geldentwertung, zu einer außerordentlichen Höhe geſtiegen waren und die Geldgeber 
ſich ſchwerlich bereit gefunden haben würden, Geld herzugeben, wenn ſie es nicht für länger als 
Monate zu einem höheren Zinsſatze als 6 v. H. feſt anlegen konnten. Nachdem aber im 
ufe der nächſten Jahre nach der Stabiliſierung der Währung wieder einigermaßen normale 
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Verhältniſſe auf dem Geld- und Kapitalmarkte eingetreten waren, erſchien die dauernde Auf⸗ 
rechterhaltung der immer noch in Deutſchland ſehr hoch gebliebenen Zinsſätze nicht wünſchens⸗ 
wert und wurde deshalb ſchon ſeit längerer Zeit die Wiederinkraftſetzung des § 247 gefordert. 
Dieſem Verlangen iſt, nachdem durch die eingetretene Wirtſchaftskriſe eine Senkung der Zins⸗ 
ſätze zur dringlichen Notwendigkeit geworden war, durch Kapitel III Abſchnitt 188 der Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten vom 8. 12. 1931 (vgl. A 22 zu § 246) Rechnung getragen 
durch die Beſtimmung, daß der § 247 BGB wieder in Kraft tritt. Mit dem am 1. 1. 32 ein⸗ 
getretenen Inkrafttreten dieſes Abſchnittes der Verordnung ($ 12) iſt daher auch $ 247 wieder 
in Kraft getreten. Daß er auch auf ſolche Schuldverhältniſſe wieder anwendbar ſei, die bei 
ſeinem Wiederinkrafttreten bereits beſtanden haben, iſt nicht ausdrücklich geſagt, ergibt ſich aber 
aus dem uneingeſchränkten Wortlaute. Es liegt allerdings darin ein Eingriff in wohlerworbene 
Rechte; die Notverordnung ift aber, wie ſich aus ihren ſonſtigen Beſtimmungen erſehen läßt, 
vor ſolchen Eingriffen keineswegs zurückgeſchreckt. Auch ift bereits vor der Aufhebung des 9 247 
angenommen worden, daß er auch auf vor ſeinem urſprünglichen Inkrafttreten (1. 1. 1900) ent⸗ 
ſtandene Schuldverhältniſſe Anwendung zu finden habe (RG 66, 41). Entſprechendes wird des⸗ 
halb auch jetzt zu gelten haben. Nach Art 20 Durchf. VO gelten Verwaltungskoſtenbeiträge 
(92 Abſ 2 VO, Art 10 DVD), Zuſatzdarlehen wegen Disagio (Art 11 DO), ſowie der ſog. 
Auslandszuſchlag (Art 18, 17 DV) nicht als Teile des Zinsſatzes im Sinne des $ 247 
(vgl. darüber HRR 1932, 1827). 


§ 248 

Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige Zinſen wieder Zinſen 
tragen ſollen, iſt nichtig !). 

Sparkaſſen 2), Kreditanſtalten und Inhaber von Bankgeſchäften 2) können 
im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen als neue 
verzinsliche Einlagen gelten ſollen. Kreditanſtalten, die berechtigt ſind, für 
den Betrag der von ihnen gewährten Darlehen verzinsliche Schuldverſchrei 
bungen auf den Inhaber auszugeben, können ſich bei ſolchen Darlehen die 
Verzinſung rückſtändiger Zinſen im voraus verſprechen laſſen. 

E I 368 II 212; M 196; P 476. 

1. Zinſeszinſen. Verbot des Anatozismus. Vgl. auch $ 289, betreffend Verzugszinſen! 
ferner zu Abſ 2 $ 355 Abſ 2 HGB, betreffend eine weitere Ausnahme vom Zinſeszinsverbote beim 
Kontokorrentverkehre. Vgl. dazu RG 95, 19. Eine Vereinbarung, daß ſich der Zinsſatz bei un 
pünktlicher Zinszahlung erhöht, ift zuläſſig (R& 37, 274). Zinſen find im Sinne des § 13 Ab} ! 
ZUG rückſtändig, wenn fie für eine Zeit bis zum letzten Fälligkeitstermine vor der Beſchlag 
nahme zu entrichten waren und der Anſpruch auf fie noch nicht erloſchen war (Rc 91, 301). 

2. Der Begriff der Sparkaſſen iſt hier in weiteſtem Sinne aufzufaſſen. Es fallen darunter 
auch private Spareinrichtungen, die bei einer Firma für ihre Angehörigen organiſch 
getroffen worden ſind, insbeſondere auch für die Verzinſung von Kapitaleinlagen der Angehörigen 
der Firma oder des Werks (RG 115, 397). 

3. Darüber, ob ein Bankgeſchäft vorliegt, entſcheidet die Verkehrsauffaſſung. Nach dieſer 
iſt es (in Deutſchland) eine herkömmliche bankmäßige Betätigung, wenn ein Unternehmen bie 
Bedürfniſſe des Verkehrs nach Beſchaffung von Geldern, auch gegen Veſtellung von Hypotheng 
oder Grundſchulden, befriedigt und gleichzeitig der Unterbringung flüſſiger Gelder dient, alſ 
das Kredit- und das Depoſitengeſchäft vereinigt (RG 129, 195). 


Vorbemerkungen vor 88 249-255 (Schadenserſatz). 


Die $$ 249—253 regeln die Frage, in welcher Weiſe dee zu leiſten iſt, wahrend 
$ 254 vom mitwirkenden Verſchulden des Beſchädigten, $ 255 von der Abtretung etwaiger Gegen 
anſprüche handelt. Dagegen find über den Begriff des Schadens und über bie Enke Ei 
der Verpflichtung zum Schadenserſaße weder hier noch ſonſt im BGB zuſamm 
faſſende Beſtimmungen gegeben. Es iſt darüber im allgemeinen folgendes zu jagen: ene 
1. Schaden bedeutet die infolge eines beſtimmten Ereigniſſes gegen ihren Willen eingetre 
ungünſtige Veränderung der Verhältniſſe einer Perſon in Anſehung eines ihr zuſtehenden erh 
gutes (Perſönlichkeit, Freiheit, Ehre, Vermögen). Der Vermögensſchaden, den das ae 
in den Regelfällen allein im Auge hat ($ 253, Warn 08 Nr 58), ſetzt die Beeinträchtigung ſchon 
wirtſchaftlichen Gutes voraus (RG JW 1910, 9344). Eine ungünftige Veränderung iſt 1, 
gegeben, ſobald die Lage des Erſatzberechtigten ſich in rechtlichen oder wirtſchaftlichen (RS Gru auch 
S. 338 u. 912) Verhältniſſen irgendwie erkennbar verſchlechtert hat; wozu es beiſpielsweiſe 
genügt, wenn der Berechtigte an Stelle einer unbeſtrittenen Forderung eine erſt im Proze 


Verpflichtung zur Leiſtung Vorbem. vor $$ 249—255 409 


durchzuſetzende erhalten hat (RG 62, 331); oder wenn eine Forderung durch Verſehen des Haft⸗ 
baren (Rechtsanwalts) der Verjährung verfallen iſt (RG 90, 83). Es handelt ſich alsdann nicht 
um einen erſt drohenden, ſondern um einen bereits eingetretenen, verfolgbaren Schaden, 
und der Berechtigte braucht ſich nicht auf künftige, möglicherweiſe zur Ausgleichung führende 
Maßregeln (RG 62, 331; 76, 148; 90, 85), auch nicht auf die Möglichkeit eines anderweiten 
Exſatzes verweiſen zu laſſen (RG 80, 254); er kann vielmehr nach § 249 alsbaldige Erſtattung 
verlangen. Zu einer Schadenszufügung genügt auch die Benachteiligung einer bloß tatſächlichen 
Erwerbsausſicht: RG 79, 58; 111, 156. Wer einen Schaden ohne Verſchulden eines anderen 
erleidet, hat ihn an und für ſich auch ſelbſt zu tragen, und es bedarf eines beſonderen Rechts⸗ 
grundes, um ihn auf einen andern abwälzen zu konnen. Rechtsgründe der erforderlichen Art ſind 
entweder rechtsgeſchäftlicher Natur — der Verſicherungsvertrag — oder geſetzlicher; vgl. Vorbem 2. 
Geſetzliche Voraussetzung für die Haftung eines andern iſt grundsätzlich, daß eine gegenüber dem 
Geſchädigten beſtehende ſchuldrechtliche Verpflichtung oder aber ein außerhalb einer ſolchen vom 
Geſetze beſonders geſchütztes Rechtsgut verletzt worden ift ($ 823). Die Auffaſſung, daß man 
allgemein für vorsätzlich oder fahrläſſig verurſachten Vermögensſchaden hafte, iſt dem BGB 
fremd (RG 57, 354; 59, 357; vgl. auch 9 276 A 1). a 
2. Verpflichtung zum Schadenserſatze. Nach allgemeinem Grundſatze iſt zum Schadens⸗ 
erſatze nur derjenige verpflichtet (NRG 60, 345; 51, 411), der den Schaden eines andern ver⸗ 
ſchuldet, d. h. den Erfolg durch ein ſchuldhaftes Verhalten verurſacht hat. Das Nähere über 
den Begriff der zu vertretenden Schuld bei § 276. In Betracht kommt Verſchulden innerhalb 
oder außerhalb eines beſtehenden Vertragsverhältniſſes, und dementsprechend handelt es ſich 
zum Haftung für Vertragsſchaden oder außerkontraktlichen Schaden. Die Haftung ohne 
Rückſicht auf Verſchulden ſetzt jedesmal eine Sonderbeſtimmung voraus. Einer Gruppe 
der hier zutreffenden Fälle liegt die Rechtsauffaſſung zugrunde, daß ſchon die nicht ſchuldhafte 
Beranlaf jung des Schadens erſaßpflichtig macht. Dahin gehört die Haftung für das negative 
ertragsintereſſe im Falle des $ 122 (vgl. dort A 2), ferner der Anſpruch des Grundeigentümers 
auf Schadenserſatz in den Fällen, in denen ihm das Recht, Eingriffe in ſein Eigentum abzuwehren, 
entzogen iſt (RG 58, 134; 63, 376; vgl. zu § 904 A 8 und für das Gebiet des Waſſerrechts RG 
422, 137). In anderen Fällen tritt an die Stelle des Verſchuldens- das Gefährdungsprinzip. 
Hahin gehört die Haftung des Tierhalters ($ 833), des Grundſtücksbeſitzers nach $ 836, die Haftung 
für Hilfsperſonen im Sinne des § 278. Vgl. ferner Haftpflcß 8 1 u. 2. Auch die Haftung 
aus der Vollſtreckung eines für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils ($ 717 
hr 2 ZPO) tritt unabhängig von einem Verſchulden ein (RG 131, 189). In einzelnen Fällen 
äßt das Geſetz eine verſchärfte oder geminderte Haftung eintreten; vgl. $ 276 A 5. 
D 3. Der urſächliche Zuſammenhang. Soweit die Erſatzpflicht vorausſetzt, daß der Haftbare 
Die Schaden ve rurſacht bat, liegt die Frage nach dem urſächlichen Zuſammenhange vor. 
. verſchiedenen wiſſenſchaftlichen Theorien tiber dieſen Begriff hier wiederzugeben, würde zu 
eit führen. Für das Rechtsleben muß auf alle Fälle eine Einſchränkung des mechaniſtiſch⸗ 
ee urroiffenfchaftlichen oder philoſophiſch-logiſchen Urſachenbegriffes ftattfinden, der als Urſache 
Pine Ereigniſſes jedes zeitlich vorausgegangene Ereignis anfieht, durch das eine Bedingung für 
en Eintritt des ſpäteren Ereigniſſes geſetzt worden iſt, in der Weiſe, daß nur gefragt wird, ob 
0 Hauch eingetreten wäre, wenn jenes ſich nicht ereignet hätte (condicio sine qua non). Dieſer 
an rlofe Urſachenbegriff iſt für die Erforderniſſe des Rechtslebens offenſichtlich unbrauchbar. Die 
1 oxberliche Einſchränkung haben Rechtslehre und Rechtſprechung zu erreichen geſucht durch 
ita ellung des Erforderniſſes des „adäquaten Kauſalzuſammenhanges“. Darunter wird ver⸗ 
— daß ein urſächlicher Zuſammenhang im Rechtssinne dann nicht als gegeben angeſehen 
„erben kann, wenn das als Erfolg (Wirkung) anzuſprechende Ereignis, hier der Schaden, nur 
nter Mitwirkung anderer, ſelbſtändiger Ereigniſſe zuſtande gekommen iſt, deren Eintritt nach 
menſchlicher Erfahrung über den naturge mäßen und gewöhnlichen Lauf der Dinge („vom Stand- 
"te eines alle dem Menſchen zu Gebote ftehenden Erfahrungen und Kenntniſſe beherrſchenden 
urteilers“; fo NG 81, 361) nicht in der allgemeinen Richtung der Wirkungen gelegen hat, die 
Pr das als Urſache anzuſprechende Ereignis ausgelöſt werden konnten, derart, daß (wie ſich 
AD ausdrückt) von ſolchem Standpunkte aus, „zur Zeit der die Verantwortung bee 
zen zandlung eine derartige ſchadenſtiftende Verkettung von Umſtänden ebenſo a 10 
„Seinen mußte, wenn die Handlung unterblieb, als wenn fie erfolgte“; vgl. auch JW 1913, 
740% R68St 58, 131 (für Unterlaſſungen); HRR 1932, 93. Keineswegs ift ſubjektiwe Voraus- 
ſehbarkeit erforderlich; auch nicht daß der ſchädigende Erfolg objektiv der Regel nach 
zu erwarten war (RG 81, 361). Es genügt, daß eine Handlung oder Unterlaſſung im all⸗ 
einen und nicht nur unter beſonders eigenartigen, ganz unwahrſcheinlichen und deshalb 
Pre dem regelmäßigen Verlauf der Dinge außer Betracht zu laſſenden Umftänben zur Herbei⸗ 
lübrung des eingetretenen Erfolges geeignet geweſen iſt (RG 133, 127; 135, 154; HRN 1933, 498). 
In anderen Entſcheidungen ift das fo ausgedrückt worden, daß die nur mittelbar (durch Ver⸗ 
zuttlung anderer Ereigniſſe) eingetretene Folge nicht in einem jo loſen oder entfernten 
uſammenhange mit dem als Urſache in Anſpruch genommenen Ereigniffe ſtehen dürfe, daß 
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dieſer Zuſammenhang nach der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweiſe nicht mehr in Betracht 
gezogen werden könne (RG SeuffA 64 Nr 7; RG 78, 272; RG JW 1910, 6506; Warn 1912 
Nr 244; HRR 1931, 1638); oder daß die als Urſache anzuſprechende Betätigung „generell“ 
oder „erfahrungsmäßig“ geeignet ſein müſſe, zu einem ſchädlichen Erfolge derart, wie er 
eingetreten, zu führen, RG 104, 143; 106, 14. Vgl. auch RG JW 1903 Beil S. 114 Nr 250; 
1908 S. 52611; 1909 S. 358°; 1911 S. 57917; 1912 S. 5811; HRA 1930, 1860; 1932, 435; ferner 
RG 72, 326. Man kann darüber ſtreiten, welche dieſer Formulierungen oder ob eine von ihnen 
das, worauf es ankommt, mehr oder weniger glücklich zum Ausdruck gebracht hat. Weſentlicher 
iſt, daß bei der praktiſchen Anwendung wohl in den meiſten Fallen das Richtige getroffen 
worden iſt. So iſt ausgeſprochen, daß grundſätzlich und vorbehaltlich der durch poſitive Beſtim⸗ 
mungen geſchaffenen Ausnahmen ($ 15 Tumultſchädengeſetz, RG 105 S. 118, 151) auch für 
mittelbare Folgen gehaftet werde, und zwar (auch ſoweit ein Verſchulden erforderlich, vgl. zu 
8276 A 4 unter a) ohne Rückſicht darauf, ob fie im Einzelfalle von dem ſubjektiven Standpunkte 
des Handelnden aus vorausſehbar oder als regelmäßige Folgen ſeiner Handlung zu erwarten 
waren: RG 69, 344; 81, 361; 110, 214; Warn 1921 Nr 69; JW 1921, 16015. Auch Folgen, die 
nur ſelten und ausnahmsweiſe eintreten, aber auf Grund allgemeiner Erfahrung als möglich 
erkennbar ſind, liegen nicht jenſeits aller Erfahrung und Berechnung, ſondern innerhalb derſelben 
(RG Warn 1921 Nr 69). Es genügt daher, wenn der Eintritt des Schadens durch die als Urſache 
angeſprochene Handlung in einer ihr gemäßen Richtung gefördert oder begünſtigt 
worden iſt. So z. B. in einem Falle, wo ein Schaden (Tod eines Menſchen) dadurch entſtanden war, 
daß eine Fabrik einen Aufzug vertragswidrig mit mangelhafter Seilbefeſtigung hergeſtellt und jo 
abgeliefert hatte, und er in dieſem Zuſtande von dem Beſteller, wiewohl gegen ein polizeiliches 
Verbot, in Benutzung genommen war (RG 69, 57); ferner in einem Falle, wo eine vertrags⸗ 
mäßig an einem beftimmten Tage auszuführende Schleppſchiffahrt von dem Verpflichteten nicht 
an dieſem, ſondern an dem darauffolgenden Tage ausgeführt worden und infolge eines an letzterem 
Tage ausgebrochenen Sturmes die geſchleppten Schiffe verlorengegangen waren, während ſie 
an dem vorhergegangenen Tage unverſehrk geblieben ſein würden (RG 81, 359). Ebenſo haftet 
derjenige, deſſen unerlaubte Handlung (Körperverletzung durch Schlag) infolge Hinzutritts anderer, 
nicht vorausſehbarer, aber nicht außerhalb aller Erfahrung liegender Umſtände (unglücklicher 
Fall des Verletzten) den Tod des Verletzten herbeigeführt hat, für den deſſen Hinterbliebenen 
entſtandenen Vermögensſchaden nach Maßgabe des $ 844 BGB, da ein Verſchulden nur für die 
ſchädigende Handlung ſelbſt, nicht für ihre weiteren Folgen erfordert wird (RG 66, 252; 69, 344): 
ogl. aber über die Nichtanwendbarkeit des $ 278 auf ſolchen Fall zu $ 278 A 3 Abſ 2. Ein ad 
äquater Zuſammenhang beſteht ferner zwiſchen einer Verletzung und der geſundheitlichen Schädt 
gung, die der Verletzte infolge der Aufregungen erlitten hat, die der von ihm wegen der Ver“ 
letzung zu führende Prozeß mit ſich brachte (RG 75, 19); ebenſo zwiſchen rechtswidriger Be 
handlung durch Polizeibeamte bei einer Feſtnahme und einem durch die ſeeliſche Erregung babe! 
herbeigeführten Tode des Feſtgenommenen infolge Herzftillftandes, auch wenn der Anfang einer 
Herzerkrankung bei ihm vorhanden war, die nach 10 Jahren zum Tode geführt haben würde 
(RG 91, 348). Iſt jemand durch einen Stoß verletzt und hat dieſer Stoß die ſchädlichen Folgen 
wenn auch nur deswegen hervorgerufen, weil ſich eine Krankheit infolge einer bei ihm bereite 
vorhandenen nervöſen Veranlagung entwickelt hat, fo find dem Täter dieſe ſchädlichen Folgen 
als durch ihn verurfacht zuzurechnen (RG Warn 1911 Nr 363). Die Verneinung eines adäquaten 
urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen einem Unfalle und der ſog. Unfallneuroſe („Renten 
hyſterie“) iſt vom RG in früheren Entſcheidungen wiederholt für rechtsirrtumsfrei erklärt worden 
(RG 103, 146; 108, 226; HRN 1928, 1510; ZW 1929, 2251; Gruch 71,392). Auch in neueren 
Entſcheidungen wird gegenüber dem als eingetreten feſtzuſtellenden Wandel der mebizintjd)e! 
Anſchauungen in dieſer Materie hervorgehoben, daß dieſe nicht zu einer Anderung der rechtlichen 
Geſichtspunkte hinſichtlich des Kauſalzuſammenhanges führen könne, daß aber die beſonderen 
Umſtände des Falles, namentlich die körperliche und ſeeliſche Veranlagung des Ver“ 
letzten und feine Reaktion auf das Unfallereignis und feine Folgen in Vetracht gezogen werde 
müſſen (HRR 1931, 824; 1932, 1124). Daß die durch den tödlichen Unfall ihres Kindes bewirkte 
heftige ſeeliſche Erregung der Mutter zu einem Nervenzuſammenbruche führen tann, 
iſt keineswegs eine ſeltene Ausnahme; daher iſt in ſolchem Falle der adäquate Zuſammen ho 
gegeben (RG 133, 273). Ein adäquater Zuſammenhang, der zur Annahme eines für den Schade 
urſächlichen Mitverſchuldens des Verletzten ($ 254) führen kann, iſt auch darin gefunden worden, 
daß dieſer bei Überſchreiten einer Landſtraße es unterlaſſen hatte, ſich darüber zu vergewiſſern, 
ob nicht ein Kraftwagen ſich nähere (RG 133, 127). — Die Schadenserſatzpflicht wegen en 
Körperverletzung erſtreckt ſich auch auf die Folgen fehlerhafter ärztlicher Behandlung (RG Seu 
67 Nr 57). Zieht der einen Verletzten behandelnde Arzt einen anderen Arzt zu und. macht N } 
dieſer, etwa als Operateur, eines Fehlers ſchuldig, fo beſteht ein adäquater Zuſammenhang = 
der Verletzung dann, wenn der Fehler des zweiten Arztes auf einem ihm zurechenbaren = 
ſchulden beruht, das innerhalb der Grenzen der erfahrungsmäßig vorkommenden ärztlichen Behr 2 
bleibt, aber es fehlt an einem ſolchen Zuſammenhang, wenn der zugezogene Arzt gegen 
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ärztliche Regel und Erfahrung gröblich gefehlt hat (RG 102, 231; ZW 1911, 755). Vgl. auch RG 
140, 9. Auch durch das Dazwiſchentreten einer auf eigene m, freiwilligem Entſchluſſe des 
Handelnden beruhenden ſelbſtändigen Handlung eines Menſchen, das zur unmittel- 
baren Urſache des Erfolges geworden iſt, z. B. Verletzung bei dem Anhalten durchgegangener 
Pferde, wird der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Handlung des für das Durchgehen der 
Pferde Verantwortlichen und der Verletzung nicht unterbrochen, wenn für den Handelnden eine 
rechtfertigende Veranlaſſung, insbeſondere eine ſittliche Pflicht zu einem ſolchen Eingreifen be⸗ 
ſtanden hat (RG 50, 223). Anders, wenn eine ungerechtfertigte willkürliche Handlung eines 
Menſchen den Erfolg unmittelbar herbeigeführt hat, z. B. iſt der Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der ungerechtfertigten Anordnung einer Verhaftung und der Erſchießung des Verhafteten auf 
dem Transporte durch die ihn transportierenden Polizeibeamten verneint worden (RG 106, 14). 
Doch wird der urſächliche Zuſammenhang nicht ausgeſchloſſen dadurch, daß durch das fahrläſſige 
Verhalten eines Dritten eine „Zwiſchenurſache“ geſetzt worden iſt, ohne die der rechtswidrige 
Erfolg nicht eingetreten wäre, ſofern nur ein ſolches Dazwiſchentreten im Rahmen der täglichen 
Erfahrung liegt (RGSt 56, 348; 58, 131; 114, 292). Ebenſowenig durch eigenes ſachwidriges 
Verhalten des Beſchädigten, ſofern nur dieſes ſelbſt mit der Handlung des Schädigers in 
adäquatem Zuſammenhange ſteht; RG 29, 120; 50, 95; 129, 131). Ein Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung iſt aber ausgeſchloſſen, wenn der Gläubiger ſelbſt durch eigene freie 
Handlung den Erfüllungsanſpruch zum Untergange gebracht hat (RG 125, 200). — Verneint 
worden iſt das Vorhandenſein eines urſächlichen Zuſammenhanges im Rechtsſinne zwiſchen 
einem von dem Verkäufer durch argliſtige Täuſchung des Käufers herbeigeführten Verkaufe eines 
Geſchäfts und den Verluſten, die der Käufer fpäter infolge von Differenzen mit feinem Ge⸗ 
ſchäftsteilhaber erlitten hat, weil hier nur ein „logiſcher“ Kauſalzuſammenhang beſtehe (RG 78, 
272). — Es widerſpricht nicht der hier (vgl. oben) vorausgeſetzten allgemeinen Erfahrung, daß 
ein von einem Arzte unklar abgefaßtes Rezept durch einen minder ſachverſtändigen 
Apotheker ausgeführt und von ihm falſch gedeutet wird; der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
der ſchuldhaften Handlung des Arztes und der eingetretenen Tötung des Patienten wurde daher 
nicht für ausgeſchloſſen erachtet (RG 125, 377). Erleidet jemand, der durch einen erſten Unfall 
ein Bein verloren hat und deshalb ein künſtliches Bein tragen muß, einen zweiten Unfall 
urch einen Sturz, ſo iſt ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem erſten Unfall und den Folgen 
des zweiten nicht ausgeſchloſſen RG 119, 207). Die als Folge eines Unfalls auftretende Nei⸗ 
gung zu Schwindelanfällen kann in adäquatem Kauſalzuſammenhange zu einem weiteren 
tödlichen Unfalle des Verletzten führen (HRR 1933, 498). Dagegen entfällt die Haftung eines 
Notars wegen einer durch falſche Rechtsbelehrung begangenen Amtspflichtverletzung, wenn feit- 
geſtellt wird, daß der Belehrte den Vertrag auch bei richtiger Belehrung abgeſchloſſen haben würde: 
RS 101, 157. Nicht genügend ift aber für den Ausſchluß die bloße Möglichkeit, daß der 

chaden auch ohne die Tätigkeit des als haftbar in Anſpruch Genommenen entſtanden ſein würde 
(RG 25. 1. 06 VI 168/05). Ebenſowenig die Feſtſtellung, daß der nämliche oder ein ähnlicher wie 
der durch das Tun des Schädigers herbeigeführte Erfolg ohnedies durch ein anderes Geſchehnis 
herbeigeführt worden wäre. Doch kann eine ſolche Feſtſtellung geeignet ſein, den Umfang 
des Schadens als geringer erſcheinen zu laſſen, z. B. wenn der Verletzte ohnehin wegen Krank- 
heit in Bälde erwerbsunfähig geworden fein würde; vgl. aber RG 141, 365. — Ein Gläubiger, 
er ſich von ſeinem Schuldner aus Mitteln befriedigen läßt, von denen er weiß, daß ſie durch 
Betrug erlangt find, ſchädigt auch ſeinerſeits noch den Betrogenen inſofern, als er ihm die Möglich- 

it entzieht, die aus feinem Vermögen dem Betrüger zugefloſſenen Mittel von dieſem wieder⸗ 
zuerlangen (RG 94, 193). — Nicht ausgeſchloſſen wird der urſächliche Zuſammenhang dadurch, 
daß von dem Schaden andere, als die vorhergeſehenen Perſonen betroffen worden find (RG im 
Recht 1927 Nr 15). Durch das Dazwiſchenliegen eines langen, auch vieljährigen Zeit⸗ 
raumes zwiſchen der ſchädigenden Handlung und dem Eintritt des Schadens wird der urfäch- 
liche Zuſammenhang zwiſchen beiden nicht ausgeſchloſſen, ſofern nur die Wirkungsmöglichkeit 
der erſteren ſolange fortgedauert hat (RG 95, 76, betreffend einen Bergſchaden). Entſtanden iſt 
der Schaden erſt, wenn die ſämtlichen Bedingungen, deren Zuſammenwirken zur Entſtehung 
erforderlich war, eingetreten find, RG aa O. S. 78. Haben mehrere Ereigniſſe nur in ihrem 
Zuſammenwirken einen einheitlichen Schaden verurſacht, fo iſt jedes urſächlich für den ganzen 
Schaden (Geſamtkauſalität, R&S 50, 222; 63, 343; 69, 57; 73, 289; 93, 1; HRR 1930, 2142); 
RG 130, 161; RAG 10, 34, 354. Andererſeits iſt auch eine Zerlegung des entſtandenen 

eſamtſchadens in Teile nach verſchiedenen ſelbſtändigen Urſachen möglich (HRR 1930, 2142; 
1931, 824; vgl. auch RG 130, 161). — Die Anſicht, daß die Amtspflichtverletzung eines 

rundbuchbeamten die einzige Schadensurſache und der Kauſalzuſammenhang ein unmit⸗ 
telbarer geweſen fein müſſe, fteht im Widerſpruch mit dem Begriff des urſächlichen Zuſammenhan⸗ 
ges, der nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß mehrere Urſachen zu einem Erfolge zuſammenwirken 
(RG 66, 109). Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Bahnbetrieb einerſeits und dem 
Scheuwerden eines Pferdes und den dadurch herbeigeführten ſchädlichen Folgen anderer- 
Veit wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Dritter (der Kutſcher des Geſchädigten) es ſchuldhaft 
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unterlaſſen hat, Vorkehrungen gegen die drohende Gefahr zu treffen (RG 53, 116). — Ein urſöch⸗ 
licher Zuſammenhang beſteht zwiſchen dem Streik von Eiſen bahnern, der als grobes 
Verſchulden dieſer Bedienſteten angeſehen werden kann und für deſſen Folgen in ſolchem Falle 
die Eiſenbahn nach § 5, EVO haftet, und einem durch Verwendung ungeſchulten Hilfsperſonals 
entſtandenen Beförderungsſchaden (RGS 110, 214). — In dem Urteile des 5. 36 v. 17. 1. 1920 
(RG 98, 52) iſt der Kauſalzuſammenhang zwiſchen einer vor Ausbruch des Weltkrieges 
begangenen ſchädigenden Handlung und der Weiterentwicklung des aus ihr entſtandenen Schadens 
(Bergſchadens) durch Vergrößerung des Minderwerts des beſchädigten Hauſes infolge der durch 
den Weltkrieg verurſachten Steigerung der Preiſe der zur Wiederherſtellung erforderlichen Repa⸗ 
raturen (ogl. $ 249 A 2) verneint worden mit der Begründung, daß der Weltkrieg, an deſſen 
Ausbruch zur Zeit der Begehung der ſchädigenden Handlung noch niemand habe denken können, 
ein ſo ungewöhnliches Ereignis geweſen ſei, daß der dadurch bedingte größere Minderwert nicht 
eine Folge der ſchädigenden Handlung (Einwirkungen des Bergbaus), ſondern (allein) durch die 
neu eingetretene Tatſache des Ausbruches des Krieges verurſacht ſei. In RG 105, 118 hat der 
6. Senat dahingeſtellt gelaſſen, ob der Ausbruch des Krieges den Ausſchluß des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhanges in ſolchem Falle rechtfertige. Nach der ſeit dem Urteile vom 17. 1. 1920 eingetre⸗ 
tenen weiteren Entwicklung der Verhältniſſe wird der Annahme, daß der Weltkrieg mit ſeinen 
grundſtürzenden Umwälzungen auch auf wirtſchaftlichem Gebiete ein jeder früheren Erfahrung 
und Berechnung ſpottendes außergewöhnliches Ereignis geweſen ſei, nicht wohl entgegengetreten 
werden können. — Nicht nur poſitive Handlungen, ſondern auch Unterlaſſungen können urſächli 
für den Eintritt eines Schadens fein (RG 52, 376; 54, 53; 58, 334; RGSt 58, 131). Voraus- 
ſetzung iſt, daß bei poſitivem Handeln in der gebotenen Richtung der ſchädigende Erfolg nicht ein 
getreten wäre oder mit anderen Worten, daß die Unterlaſſung nicht weggedacht werden kann, 
ohne daß der Erfolg entfiele (RGSt 58, 131). Vgl. im übrigen über den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang auf dem Gebiete des Strafrechts RGSt 4, 243; 5, 29; 6, 146; 15, 151; 19, 141; 22, 173. 
Beweislaſt. Der Kläger hat an ſich auch den urſächlichen Zuſammenhang darzutun; es genügt 
jedoch, wenn er zunächſt ein ſolches Zuſammentreffen der Tatſachen nachweiſt, welches nach dem 
durch die Erfahrung erkennbaren Zuſammenhange der Dinge einen Schluß darauf rechtfertigt, daß 
die Vorgänge im Verhältniſſe von Urſache und Wirkung ftehen; der prima facie-Beweis genügt 
(RG 84, 385; 86, 205; 134, 237; JW 1921, 74812; 1922, 485%; SeuffA 75 Nr 98). Iſt ein äußerer 
Zuſammenhang dargetan, ſo braucht der innere Zuſammenhang von dem Verletzten nicht 
beſonders dargetan zu werden, ſofern ein ſolcher nur nach der Sachlage möglich erſcheint; es 
ift Sache des Beklagten, Umſtände nachzuweiſen, aus denen ſich das Fehlen des inneren Zu- 
ſammenhanges ergibt (RG 114, 292). Wer einen vom gewöhnlichen Gang des Geſchehens ab. 
weichenden Verlauf der Ereigniffe behauptet, hat hierfür den Beweis zu führen (RG 112, 229, 
130, 357; HRR 1932, 1828). Insbeſondere muß dies dann gelten, wenn die Vorgänge fo ber“ 
wickelt find, daß die Urſächlichkeit wegen der Beſchränktheit des menſchlichen Erkenntnisver⸗ 
mögens nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt werden kann; in ſolchen Fällen braucht der Geſchädigte 
nicht einen alle andern Möglichkeiten ausſchließenden Beweis zu führen, vielmehr hat 
dann der Beklagte Tatſachen darzutun, die eine anderweite als die vom Kläger be⸗ 
hauptete urſächliche Wirkung ergeben; der Richter endlich hat die Frage des urſächlichen 
Zusammenhangs gemäß § 287 ZPO frei zu beurteilen (NG 95 S. 104 u. 249; 98, 60; 
108, 58; Seuffa 70 Nr 151; HAN 1931, 934). Zum Nachweis der Dienſtunfähigkeit bei 
einem Betriebsunfalle im Sinne des Be amtenunfallfürſorgegeſetzes genügt der Nach. 
weis, daß der Unfall nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge geeignet war, die Dienſtunfähigkeit 
herbeizuführen; Sache des haftbar Gemachten iſt es dann, nachzuweiſen, daß die Dienſtunfähigkeit 
auch ohne den Unfall eingetreten wäre: RG 95 S. 104, 249; 102, 242. Ein Beamter, in deſſen 
amtliche Obhut eine Sache gelangt iſt, muß gegenüber dem Schadenserſatze des Berechtigten 
ihren etwa eingetretenen Verluſt aufklären; dazu genügt aber der Nachweis, daß die Sache ohne 
Verſchulden des Beamten abhanden gekommen fein kann (RG 120, 67; 137, 155). — Dur 
Art 31 Abſ 1 Nr 4 Int. Übereink. über den Eiſenbahnfrachtverkehr iſt für die beſonderen 
Gefahren, denen leichtverletzliche Güter ausgeſetzt find und für welche die Bahn daher nicht haftet, 
eine Vermutung aufgeſtellt, daß der eingetretene Schaden auf dieſe Gefahren zurückzuführen if; 
die Vermutung tritt ein, ſofern nach den Umſtänden des Falles die (konkrete) Möglichkeit einer 
Verurſachung durch die genannten Gefahren bejteht; RG 110, 44. — Beſonders geregelt iſt die 
Beweislaſt für die Frage des Anteils mehrerer Bergwerke an der Verurſachung eines Berg 
ſchadens: PrällgBBerggeſetz $ 149, vgl. RG 102, 316. Über die Beweislaſt für die Verurſachung 
des Schadens bei Beteiligung mehrerer an einer unerlaubten Handlung vgl. 9830 Abſ 1 Satz 2 und 
zu 9 830, ſowie RG 121, 400. Auch für den etwa erforderlichen Nachweis des Verſchuldens ge⸗ 
nügt es zunächſt, wenn ein äußerer Tatbeſtand nachgewieſen iſt, der die Folgerung zuläßt, daß 
die Schadenszufügung bei ordnungsmäßigem oder pflichtgemäßem Verhalten vermieden worden 
wäre (Rch 97, 116). Der Verpflichtete hat ſich dann durch den Beweis, daß er die erforderliche 
Sorgfalt angewendet habe, zu entlaften (RG Warn 1920 Nr 12 u. 76). Die Unmöglichkeit, DIE 
Urſache einer Verletzung des Patienten bei einer Operation feſtzuſtellen, kann nicht ohne 
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weiteres zu Laſten des Arztes gehen. Nach RG 78, 432 (vgl. auch JW 1913, 3220) hat dieſer 
ſeiner Beweispflicht für die ihm obliegende Sorgfalt, fofern, was dahingeſtellt gelaſſen ift, ihm 
eine ſolche (etwa angeſichts des Mißlingens der Operation nach den Grundſätzen des prima facie- 
Beweiſes, vgl. oben) obliegen ſollte, genügt durch den Nachweis, daß nach dem ſoweit möglich 
klargelegten Sachverhalte ein poſitiver Anhalt für ein ihm zur Laſt fallendes Verſchulden 
nicht gegeben ſei und daß der ungünſtige Erfolg auch ohne ein ſolches eingetreten ſein könne. 
Ebenſo RG bei Warn 1922 Nr 7; 1926 Nr 155; JW 1928, 221310; RG 128, 123. In dem 
Urteile bei Warn 1926 aaO. iſt jedoch mit Recht betont, daß dieſe Grundſätze mit Vorſicht 
behandelt werden müßten und ernſtlich zu prüfen ſei, ob nicht ſo ſtarke Anhaltspunkte für ein 
kauſales ſchuldhaftes Verhalten des Arztes bei der Operation vorlägen, daß von einer Unmög- 
lichkeit der Feſtſtellung des Kauſalzuſammenhanges nicht mehr geſprochen werden könne. Auch 
bei Warn 1922 Nr 7 iſt hervorgehoben, daß die Nichthaftung des Arztes in ſolchen Fällen immer 
vorausſetzt, daß für ein Verſchulden kein Anhalt gegeben ſei. In ZW 1928, 2213%° ift, unter 
Bezugnahme auf RG 69, 434, ausgeführt, daß der prima lacie-Beweis eines Verſchuldens des 
Arztes ſchon als entkräftet gelten müſſe, wenn dieſer auch nur die Wahrſcheinlichkeit eines 
Geſamtherganges dartut, in dem kein urſächliches Verſchulden auf ſeiner Seite zu erblicken iſt. 
Keinesfalls kann die Beweislaſtregelung des § 282 Anwendung finden, wie in RG 128, 123 
unterſtellt zu fein ſcheint; vgl. zu § 282 A 1. Es handelt ſich überhaupt weniger um eine Frage 
der Beweislaſt als um eine Frage der Beweiswürdigung ($ 287 ZPO). Die Frage des urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhanges iſt im übrigen zugleich eine Rechts- und eine Tatfrage; die Ent- 
ſcheidung darüber iſt reviſibel, wenn erſichtlich Rechtsgrundſätze verlegt find (RG in Han 1932, 
1124; JW 1911, 5797). 

4. Umfang der Haftung. Sie geht ſo weit, als der urſächliche Zuſammenhang reicht. Der 
Täter haftet danach im allgemeinen für allen Schaden, den er verurſacht hat, und ſomit nicht 
nur für die unmittelbaren, ſondern auch für die mittelbaren Nachteile (vgl. oben A 3), wobei 
nicht Erfordernis iſt, daß er den tatſächlich eingetretenen (konkreten) Schaden voraussehen konnte 
(RG 69, 344; 81, 361; Warn 08 Nr 125). In einzelnen Fällen läßt das Geſetz ausdrücklich auch 
für zufällige Ereigniſſe einſtehen, ſofern nicht der Nachweis erbracht wird, daß ſie auch 
ohne die ſchädigende Handlung eingetreten wären (89 287, 848); vgl. ferner $ 701 und die Aus- 
führungen bei $ 203 A 2, betreffend den Begriff Zufall und die Haftung für höhere Gewalt. 

5. Vorteilsausgleichung. Die Erſatzpflicht kann in keinem Falle weiter gehen, als Schaden 
entſtanden iſt. Möglich iſt nun, daß das ſchädigende Ereignis wie Nachteile ſo anderſeits auch 
Vorteile gebracht hat. In dem Falle beſteht der Schaden nur aus dem Nettobetrage („Saldo“), 
der ſich bei Ausgleichung aller beiderſeitigen aus derſelben Wurzel entſprungenen Vermögens⸗Ab⸗ 
und Zugänge ergibt (RG 54, 137 für den Fall eines durch Betrug herbeigeführten, demnächſt 
angefochtenen Vertrags; 65, 60). Die Ausgleichung ſelbſt vollzieht ſich in Form einer Rechnungs⸗ 
auſſtellung, nicht aber im Wege der Aufrechnung, da der Erjabpflichtige aus dem entſtehenden 
Vorteile keinen Gegenanſpruch erwirbt (RG 54, 137). Die ältere Rechtſprechung hat ſtreng 
daran feftgehalten, daß ſchlechterdings nur ſolche Vorteile zu berückſichtigen ſeien, die (unmittelbar) 
aus dem nämlichen Ereigniſſe entſtanden ſind, das ſich als ſchädlich erwieſen hat. So 
iſt bereits in RG 10, 10 und ſpäter namentlich in Rg 65, 57 dargelegt, daß der bloße tat- 
ächliche (urſächliche?) Zuſammenhang zweier verſchiedener Ereigniſſe, aus deren einem der 

aden, aus deren anderem der Vorteil erwachſen iſt, nicht genüge. Daher iſt die Vorteils⸗ 
ausgleichung verneint worden, falls es ſich nur um die Beſeitigung der bereits erlittenen Ein⸗ 

uße (repnratio damni) handelt (RG 59, 239; der Klager hatte wertloſe Aktien gekauft, dieſe 
alsdann aber vorteilhaft weiterverkauft); ferner könne dem ausgefallenen Hypothekengläubiger 
tegelmäßig nicht der Vorteil entgegengehalten werden, den er anderſeits durch günſtigen Er⸗ 
werb des Grundſtücks erlangt hat (NG 65, 60; ein Notar war von feinem Auftraggeber haftbar 
gemacht worden, weil er verabſäumt hatte, ihn von dem Vorhandenſein eingetragener Rechte 
in Kenntnis zu ſetzen; ſein Einwand, daß ſein mit der Hypothek ausgefallener Auftraggeber 
das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung vorteilhaft erſtanden habe, wurde zurückge wieſen). 
Doch hat ſchon in RG 80, 155 der 6. 36 erkannt, daß es nicht „ein und dasſelbe Ereignis“ 
jein müſſe, ſondern auch mehrere, der äußeren Erſcheinung nach ſelbſtändige Ereigniſſe (Hand- 
ungen) ſein können, ſofern nur unter ihnen ein „adäquater Zuſammenhang“ (vgl. oben 
95 3) beſtehe. Einen ſolchen hat er jedoch in dem Falle der Erſtehung des Grundſtücks durch den 
ei der Zwangsverſteigerung ausgefallenen Hypothekengläubiger nicht ohne weiteres als ge⸗ 
geben erachtet, vielmehr darauf abgeſtellt, ob der Gläubiger ein Geſchäftsmann iſt, der regel 
mäßig ſolche Geſchäfte betreibt und mit der Erſteigerung von Grundſtücken zum Zwecke der Ver⸗ 
lung von Ausfällen rechnet, oder ein Privatmann oder kleiner Beamter, der durchaus gegen 
eine Willensrichtung und feine Verhältniſſe genötigt ift, zu ſolchem Zwecke das Grundſtück zu 
erwerben. Der 3. 38 hat ſich in RG 84, 389 auf einen mehr grundſätzlichen Standpunkt ge⸗ 
ſtellt und ausgeführt, daß auch in derartigen Fällen regelmäßig ein adäquater Zuſammen⸗ 
6710 gegeben ſei, weil das Bieten des Auftraggebers und demzufolge die Erſtehung des 

rundſtücks „als mittelbar aber adäquat verurſachte Folge des ſchädlichen Verhaltens des 
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Anwalts (Schädigers) anzuſehen ſei“, wobei jedoch die Frage, ob jenem dadurch ein 
Vorteil erwachſen ſei, von den konkreten Umſtänden abhänge; vgl. auch ZW 1916, 577. 
Man wird dem beipflichten können. Der Begriff des urſächlichen Zuſammenhangs darf 
hier nicht zu eng gefaßt werden; Zuſammenhängendes iſt nicht zu trennen und die Billig⸗ 
keit nicht unberücksichtigt zu laſſen. Der erforderliche einheitliche Zuſammenhang iſt ſchon 
dann vorhanden, wenn die Schadensurſache nach dem gewöhnlichen Laufe und der 
natürlichen Entwicklung der Dinge, wenn auch nur mittelbar und nur in Ver⸗ 
bindung mit anderen, für ſich allein betrachtet ſelbſtändigen Ereigniſſen mit dazu beigetragen 
hat, dem Geſchädigten einen Nutzen zu verſchaffen, mit dieſem alſo in adäquatem Zuſammen⸗ 
hange ſteht; es ſind mithin die Geſamtumſtände des Falles und das wirtſchaftliche Ergebnis 
ins Auge zu faſſen (RG 84, 388; 100, 90; 103, 407; 133, 223; HRR 1931, 1301). Aus dieſen 
Gründen iſt dem Mieter eines Wirtshauſes ein Nachlaß an der Miete, den er aus dem Grunde 
gefordert hatte, weil wegen des Krieges die Polizeiſtunde herabgeſetzt war, verſagt worden, 
weil anderſeits feſtſtand, daß ſich der Beſuch des Wirtshauſes wegen der durch den Krieg herbei 
geführten Verhältniſſe ſehr gehoben hatte (RG 93, 144). Daher kann insbeſondere auch ein für 
die Vorteilsausgleichung genügender Zuſammenhang dann gegeben ſein, wenn der Be⸗ 
rechtigte wegen Nichterfüllung des Vertrags durch den Verpflichteten zwar in Schaden 
gekommen iſt, die Nichterfüllung des Vertrags zugleich aber auch veranlaßt hat, daß der Be⸗ 
rechtigte Maßregeln ergriff, die die Vermögensverminderung wieder ausglichen. Beiſpielsweiſe 
A iſt feiner Verpflichtung, B fein Grundſtück zu gewähren, nicht nachgekommen, B hat alsdann 
aber das zur Verſteigerung gekommene Grundſtück vorteilhaft erſtanden; oder A hat feine ver⸗ 
tragliche Verpflichtung, die Hypothek des B auszubieten, nicht erfüllt, B hat aber den Ausfall 
dadurch gedeckt, daß er das Grundſtück ſelbſt erſtand (NG JW 09, 465; 1912, 791%). Hat der 
Verkäufer Erſatz zu leiſten, weil das verkaufte Grundſtück mit einer Dienſtbarkeit belaftet it 
(J. 434), verzichtet dann aber der Berechtigte infolge der Bemühungen des Verkäufers auf die 
Dienſtbarkeit gegen Beſtellung eines minder drückenden Rechtes durch den Käufer, dann findet 
eine Vorteilsausgleichung ſtatt (RG 23. 6. 15 V 46/15). Haftet der Verkäufer auf Schadens- 
erſatz, weil er dem Käufer die Mieten zu hoch angegeben hat, ſo findet die Vorteilsausgleichung 
ſtatt, wenn der Käufer den Mietsertrag von dem Zeitpunkte ab, wo er in den Genuß des Grund⸗ 
1 0 ſelbſt auf die angegebene Höhe geſteigert hat (NG FW 1911, 6449; SeuffA 67 
5 


In RGz 89, 284 hat aber der 2. 38S unter Wiederholung des von den anderen Senaten 
bereits verlaſſenen Geſichtspunktes der Identität des Ereigniſſes die Vorteilsausgleichung gegen⸗ 
über dem Anſpruche des Verkäufers aus $ 326 wegen Ae ine bereits angeſchaffter Ware 
inſofern abgelehnt, als geltend gemacht wurde, der Verkäufer habe die Ware anderweit mit 
Vorteil verkauft, und nur zugelaſſen inſofern, als der Verkäufer die Ware infolge der Nicht 
abnahme in ſeinem Vorrat behalten hatte. Derſelbe Senat hat aus dem gleichen Geſichtspunkte 
in RG 90, 160 die Ausgleichung des Schadens, den der Käufer durch den Verzug des Verkäufers 
mit der Lieferung erlitten hatte, mit dem aus dem Verkaufe der Ware, mit der er ſich eingedeckt 
hatte, erzielten Vorteile abgelehnt. Dieſe Entſcheidungen dürften nicht im Einklang ſtehen mit 
den in den neueren Entſcheidungen anderer Senate für maßgeblich erklärten Grundſätzen des 
adäquaten Zuſammenhanges und der Billigkeit. Daß bei konkreter Schadensberechnung der 
Verkäufer ſich den Einwand gefallen laſſen muß, er ſei im Beſitze der Ware verblieben und des⸗ 
halb in der Lage, fie an einen Dritten mindeſtens ebenſo vorteilhaft zu veräußern, iſt vom Re 
auch bei Warn 1918 Nr 184 und RG 110, 159 ausgeſprochen. Der Einwand, der Gläubiger 
würde bei früherer Zahlung das Geld nicht vor Entwertung haben ſchützen können (vgl. $ 242 
Anm 54 daa), kann auch einem Schadenserſatzanſpruche aus $ 249 entgegengeſetzt werden (RG 
109, 62). Ein Schaden, den ein Hypothekengläubiger durch Wegſchaffung von Gegen” 
ſtänden von dem Grundſtück in Geſtalt des Ausfalles feiner Hypothek erlitten hat, wird 
inſoweit ausgeglichen, als er ſelbſt infolgedeſſen das Grundſtück unter dem Werte erſteigert: 
RG 73, 340. Die Vorausſetzungen der Vorteilsausgleichung find dann nicht als erfüllt angeſehen 
worden, wenn das Ereignis, das zugleich einen Vorteil gebracht hat, um deswillen ſchädlich 
geworden iſt, weil der Täter ſchuldhaft gehandelt hat; beiſpielsweiſe: infolge der Anlegung eines 
Kanals durch eine Stadt wird ein Haus beſchädigt, weil die Stadt verſäumt hat, die nötigen 
Vorſichtsmaßregeln zu treffen; hier ſei der etwaige Vorteil der Kanalanlage durch dieſe ver⸗ 
urſacht, der etwaige Schaden dagegen durch das Verſehen der Stadt: RG 19. 4. 11 V 493/10 
(außer der nach der neueren Rechtſprechung nicht mehr unbedingt erforderlichen Identität des 
Ereigniſſes dürfte hier auch der adäquate Kauſalzuſammenhang fehlen). — Die Entſchädigungs⸗ 
forderung des in einem Betriebe Beſchädigten wird nicht durch die Leiſtungen der Bekrieb⸗ 
verwaltung (gemäß dem Unfallfürſorgegeſetze) beſeitigt, weil dieſe Leiſtungen nur gegen 1 
gang der Forderung gegen den Dritten gemäß $ 12 Abſ 3 des Gef geſchuldet werden (Rz 75 
214; 89, 235). Für eine Vorteilsausgleichung ift weiter kein Raum, wenn ein Hypo“ 
thekengläubiger, der die Veräußerung von Zubehörſtücken wirkſam angefochten hatte, dem 


nächſt das Grundſtück vorteilhaft erſteigert (R 100, 90); wenn ferner der Wert des vom aus“ 
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gefallenen Hypothekengläubiger erſteigerten Grundſtücks erſt ſpäter infolge unvorausſehbarer 
Verhältniſſe eine Wertſteigerung erfährt (RG 100, 255). Auch zwiſchen dem Schaden, den 
der Käufer wegen unterbliebener Lieferung der Kaufſache erlitten hat, und dem Gewinne, 
den er durch den Verkauf der im Wege des Deckungskaufs angeſchafften anderweiten Ware er⸗ 
zielt, beſteht kein adäquater Zuſammenhang (RG Gruch 64, 101). 

Die Vorteilsausgleichung greift Platz unter Umſtänden auch bei einer durch das 
ſchädliche Ereignis ermöglichten Erſparung von Aufwendungen (RG JW 06, 332%; ferner RG 
76, 106, betreffend Entſchädigung unſchuldig Verurteilter). Ferner wenn dem Gläubiger aus 
dem Verzuge des Schuldners Nachteil und Vorteil erwächſt (RG 40, 172). Desgleichen 
iſt auf die Entſchädigung, die ein im Eiſenbahnbetriebe verunglückter und infolge des Unfalls 
in den Ruheſtand verſetzter Bahnbeamter erhält, die ihm zu gewährende Penſion anzurechnen 
(RG 17, 45; vgl. auch 15, 114 wegen des Abzugs von Witwen- und Waiſengeldern unter ähn⸗ 
lichen Umſtänden und 64, 350). Wenn ein Dritter aus reiner Freigebigkeit eine Verſicherung zum 
Beſten des Verletzten genommen hat, find die Bezüge aus der Verſiche rung auf die Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus den 88 893, 894 ebenſowenig anzurechnen, wie in dem Falle, daß der Verletzte 
ſich ſelbſt verſichert hätte; hat dagegen der Arbeitgeber infolge der zwiſchen ihm und den 
Arbeitnehmern beſtehenden Gepflogenheit dieſe fortlaufend verſichert, dann liegt der Fall ſo 
wie bei Beamtenpenſionen, und die Bezüge ſind daher anzurechnen (RG 70, 101). Der Erſatz⸗ 
anſpruch eines Kindes wegen ſchuldhaft verurſachten Todes ſeines unterhaltspflichtigen 
Vaters wird nicht dadurch gemindert, daß das Kind von einem Dritten aus Wohltätigkeit Unter⸗ 

alt empfängt (RG 92, 57). Grundſatz iſt überhaupt, daß im Falle eines Erſatzanſpruchs wegen 
des des Unterhaltspflichtigen die auf Geſetz beruhenden Bezlige in Abzug zu bringen find, 
dagegen nicht auch ſolche Bezuge, die auf Vertrag beruhen (RG 64, 355; 70, 101; 73, 216; 80, 
51; 92, 402). Im erſteren Falle entſteht dem Erſatzberechtigten inſoweit, als er den geſetzlichen 
Anſpruch auf Verſorgung erhält, überhaupt lein Schaden, und der zur Verſorgung oder der⸗ 
gleichen Verpflichtete kann infolgedeſſen auch nicht von demjenigen, der den Unfall verurſacht 
hat (etwa ein Eiſenbahnunternehmen), Erſatz verlangen (Rch 92, 403). 

Sehr beftritten iſt die Anwendung der Grundſätze von der Vorteilsausgleichung auf die 
Enteignung, die übrigens nicht eine Schadenserſatzforderung im eigentlichen Sinne, ſondern eine 
Forderung auf Werterſatz iſt (RG 107, 228), wodurch aber die Vorteilsausgleichung nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird. Vgl. die ausführliche Darlegung der Rechtslehre und Rechtſprechung in RG 
57, 242 ff. Es handelt ſich dabei namentlich um die Frage, ob bei einer Teilenteignung nur 
vie Vorteile zur Anrechnung zu kommen haben, die beſonders und allein dem verbleibenden 
Reſtgrundſtücke des von der Enteignung betroffenen Grundbeſitzers durch die Anlage, für welche 
die Enteignung erfolgt, entſtehen oder auch die allgemeinen Vorteile, die dieſer wie andere 
benachbarte Grundbeſitzer aus der neuen Anlage gewinnt; und um die weitere Frage, ob die 
Anrechnung der Vorteile zu geſchehen hat auf die geſamte Entſchädigung, alſo auch die⸗ 
ble für den enteigneten Teil, oder nur auf die Entſchädigung für den Minderwert des ver⸗ 
nebenen Reſtbeſitzes. Die Anrechnung auf die Entſchädigung für den enteigneten Grundſtücks⸗ 

eil hat das RG in ſtändiger Rechtſprechung aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen für ausgeſchloſſen 
erklart; vgl. JW 1898, 176% und die dort angeführten Urteile ſowie RG 57, 245. Die Anrechnung 
der allgemeinen Vorteile iſt vom Rc mehrfach auch auf den Minderwert des Reſtgrundſtücks 
fur unzuläſſig erklärt worden, insbeſondere ſoweit es ſich um die Entſchädigung für den durch 
die Löſung des Zuſammenhanges zwiſchen dem enteigneten Teil und dem verbleibenden Reſt⸗ 
beſtz für dieſen entſtandenen Minderwert handelt; vgl. RG 57, 245/246 und die dort angeführten 
Urteile, ferner JW 04, 37148. Die dafür angeführten Rechtsgründe nehmen zum Zeil Bezug 
auf den Grundſatz der Identität des Ereigniſſes (vgl. oben) und es iſt bereits in RG 57, 246 
dagegen geltend gemacht, daß die Enteignung und das Unternehmen, dem ſie dient, ſich nicht 
im ſolcher Weiſe trennen ließen und daß auch ſonſt gewichtige Gegengründe entgegenitünden; 
ſolche find in der Tat nach der neueren Rechtſprechung in der Richtung des Beſtehens eines 
adaquaten Zuſammenhanges zwiſchen Enteignung und Anlage vorhanden. Doch hat das RG 
aa. für das Gebiet des Preußiſchen Enteignungsgeſetzes aus poſitiven, aus dem 
ortlaute und der Entſtehungsgeſchichte dieſes Geſetzes hergeleiteten Gründen die Anrechnung 
V0 allgemeinen Vorteile für unzuläſſig erklärt. Die Frage, ob die Anrechnung der beſonderen 
zorteile zuläſſig ſei, iſt dabei ausdrücklich offengelaſſen (aaO. S. 250). — Wird Erſatz für 
Eine dem Enteigneten infolge der Enteignung obliegende Laſt (Herſtellung einer Einfriedigung, 
Verlegung eines Weges) verlangt, ſo kann von einer Wertminderung des Reſtgrundſtücks durch 
uk Laſt inſoweit keine Rede fein, als das Reſtgrundſtück durch die Anlage eine Werterhöhung 
„fahren hat (Angrenzen an eine Straße), für welche die Belaſtung ein Aquivalent bildet (RG 

175; JW 1894, 19030). 7 g 
Keine entſprechende Anwendung der Grundſätze von der Vorteilsausgleichung bei anderen 
unn als bei der Forderung auf Schadenserſatz, insbeſondere gegenüber einem Anſpruche auf 
ertragserfüllung (RG 80, 154; JW 1913, 195; Warn 1916 Nr 227; Gruch 60, 847; 61, 133). 
iſt für die Vorteilsausgleichung überhaupt kein Raum, wenn der bei der Zwangsverſteigerung 
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ausgefallene Hypothekengläubiger nicht eine Schadenserſatzforderung, ſondern ſeine vertrags⸗ 
mäßige Gläubigerforderung gegen den perſönlichen Schuldner geltend macht (RG 80, 154; Gruch 
57, 934; JW 1919, 5715). Nicht ausgeſchloſſen iſt dagegen die Vorteilsausgleichung, wenn eine 
geſetzliche oder vertraglich übernommene Verpflichtung lediglich die Gewährleiſtung für 
einen etwa entſtehenden Schaden (Garantie oder Verſicherung) zum Gegenſtande 
hat (RG 51, 277), was bei Übernahme der Gewährleiſtung für die Bonität (Güte) einer 
Hypothek wohl unbedenklich angenommen werden kann (dahingeſtellt bei Warn 1914 Nr 47). 
— Beweislaſt. Hat der eine Teil die Beſchädigung nachgewieſen, dann muß der andere Teil 
beweiſen, daß die nachteilige Tatſache anderſeits den Vorteil gebracht hat (RG JW 09, 4555 
Gruch 51, 947; 53, 917). 

Unzuläſſig iſt es, die Entſcheidung über den Einwand der Vorteilsausgleichung in das Nach⸗ 
verfahren über den Betrag zu verweiſen, wenn behauptet und nicht widerlegt iſt, daß der volle 
Schaden durch den Vorteil ausgeglichen ſein könnte (RG 65, 59; 103, 408). 
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Wer zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, hat den Zuſtand herzuſtellen, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umftand nicht ein 
getreten wäre ). Iſt wegen Verletzung einer Perſon oder wegen Befchädi- 
gung einer Sache Schadenserſatz zu leiſten, ſo kann der Gläubiger ſtatt der 


Herſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen 2) 2) 4) 5). 
E 1 219 II 213; M 2 19; P 2 291. 


1. Über den Begriff des Schadens vgl. Vorbem 1, über die Verpflichtung zum Schadens ⸗ 
erſatz, ihre Vorausſetzungen und ihren Umfang Vorbem 2—5. $ 249 verhält ſich nur darüber, 
in welcher Weiſe Erſatz zu leiſten iſt, während die Verpflichtung dazu als bereits gegeben 
vorausgeſetzt wird. In Satz 1 wird dazu der allgemeine Grundſatz an die Spitze geſtellt, daß 
derjenige Zuſtand herzuſtellen ift, der zurzeit beſtände, wenn nicht das zu vertretende Ereignis 
vorgefallen wäre (Grundſatz der Naturalreſtitution; RG 76, 147; 77, 101; 83, 247; 84, 376; 
91, 106; 96, 122). Das will beſagen: Der Verpflichtete hat den Gläubiger in diejenige Lage 
zu bringen, ſei es wirtſchaftlich, ſei es gegebenenfalls in anderer Hinſicht, in der der Gläubiger 
ſich nunmehr befände, falls er in ſeiner vormaligen Lage nicht die ungünſtige Veränderung er, 
fahren hätte (vgl. Vorbem 1). Daß es ſich dabei, zumal bei Beſchädigung einer Sache, nicht 
um Wie derherſtellung genau des früheren tatſächlichen Zuſtandes, in dem ſich der Erſaßberechtigte 
(oder die Sache) befand handeln kann, liegt in der Natur der Dinge; denn es wird ſich genau 
der frühere Zuſtand in Wirklichkeit meiſt überhaupt nicht herſtellen laſſen (RG 76, 147; Seu 
75, 208; RG 108, 58 gegen 103, 419). Es muß daher beim Vermögensſchaden genügen, wenn 
der herzuſtellende neue Zuſtand nur wirtſchaftlich dem früheren entſpricht (RG 77, 101; 
83, 247; 84, 376; 126, 403), jo wenn die beſchädigte Sache nur wirtſchaftlich die frühere Brauchbar⸗ 
keit wiedererlangt (RG Warn 08 Nr 287 und R 76, 146; 91, 107); oder wenn der Verkäufer 
eines Grundſtücks wertloſe Hypotheken in Zahlung angenommen hat und dafür Gelderſatz er⸗ 
langt (RG JW 1914, 140°). Für den Verluſt von Sachen, die Handelsware ſind, kann Erſaßz 
durch dieſelbe Menge gleicher Waren geleiſtet und verlangt werden (NG 93, 284; 106, 88; 126, 
404), einem ſolchen Anſpruche kann der Erſatzpflichtige nicht entgegenhalten, daß der Erſatberech' 
tigte die Ware nach regelmäßigem Verlaufe weiterverkauft haben würde (RG Je 1926, 1541 ). 
Iſt gemäß § 717 Abſ 2 ZPO (vgl. Vorbem 2) eine im Wege der Zwangsvollſtreckung 
weggenommene Sachgeſamtheit zurückzugeben, ſo kann der ſchadenserſatzpflichtige Gläubiger 
Einrichtungen, die er hinzugefügt hat, wegnehmen (RG 123, 396). Durch das Beſtehen eine? 
Kontokorrents kann die vom Geſetze vorgeſchrie bene Herſtellung des früheren Zuſtandes aus 
unerlaubter Handlung in Anſehung eines Poſtens des Kontokorrents nicht beeinträchtigt werden 
(RG 125, 416). Auch der zum Schadenserſatz Verpflichtete kann behufs Herſtellung unter Um“ 
ſtänden wie ein Geſchäftsbeſorger zur Auskunftserteilung verpflichtet ſein (RG 89, 105). 
Auch ſonſt iſt ein Anſpruch auf Auskunfterteilung (Rechnungslegung) gegen den Schädiger au 
erkannt, wenn dem Beſchädigten ohne ſolche Auskunfterteilung die Feſtſtellung eines beſtimmte, 
Schadens unmöglich oder wenn fie für ihn mit Schwierigkeiten verbunden ift (Rh 108, 7; DEU 
Hamburg in JW 1926, 12445). Siehe auch RG 96, 122, betreffend Umrechnung einer in Be 
ländifher Währung (öſterreichiſcher) feſtgeſetzten Schadenserſatzforderung in deutſche Reichs, 
wahrung. Das Geſetz ſpricht nur von der „Herſtellung“, nicht aber von der „Wieberherftellung 
des Zustandes. Danach ift es auch zuläffig, daß der Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek 3 
Unrecht gelöſcht worden, mit der Schadenserſatzklage Wie derherſtellung der Hypothek verlangt, 
wenngleich ein Wechſel in der Perſon des Eigentümers ſtattgefunden hat (RG 20. 1. 12 U 268/11) 5 
oder daß ein Hypothekengläubiger, dem gegenüber ein anderer eine Ausbietungsgarantie NR 
nommen hat, der dann aber das Grundſtück ſelbſt hat erſtehen müſſen, weil der andere ſeime 
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Verpflichtung nicht nachkam, von dieſem die Abnahme des Grundſtücks verlangt (RG 91 S. 213, 
217). Auch der Umſtand, daß durch die zu treffenden Maßnahmen (Weginſtandſetzung) ein beſſerer 
als der frühere Zustand entſtehen würde, ſteht dem Verlangen der Naturalreſtitution nicht ent⸗ 
gegen, wenn eine dem früheren Zuſtande genau entſprechende Sachlage nicht hergeſtellt werden 
kann (RG 131, 178). 
Der Schadenserſatzberechtigte kann mithin unter Umſtänden auch etwas 
lordern, was vorher noch nicht dage weſen iſt, falls er es nur ohne den ſtörenden Ein- 
griff des Beſchädigers erlangt haben würde (RG 69, 306). Es ift die wirtſchaftliche Lage des 
Erſatzberechtigten zu vergleichen, wie ſie ſich bei pflichtgemäßem Verhalten des Schädigers ge⸗ 
ſtaltet haben würde, und wie ſie ſich nach der ſchädlichen Handlung geſtaltet hat (RG 76, 147; 
77, 101, Warn 08 Nr 577; 1915 Nr 74). Wenn der ausgefallene Hypothekar das Pfandgrundſtück, 
das durch Fortſchaffung von Gegenſtänden verſchlechtert worden, erſteht, kann er den Betrag 
erſetzt verlangen, um den das Grundſtück mit den Gegenſtänden wertvoller geweſen wäre, denn 
um dieſen Betrag wäre fein Ausfall vermindert worden (RG 73, 333). Beſteht der Schaden 
in Übernahme einer Verpflichtung für einen andern, dann hat der hierdurch Geſchädigte den 
Anſpruch auf Befreiung von dieſer Verpflichtung, aber ein Erſatzanſpruch beſteht nicht, wenn 
der Geſchädigte vermögenslos iſt, da ihn in dieſem Fall die übernommene Verpflichtung über⸗ 
haupt nicht beſchwert (RH Gruch 59, 912). — Iſt eine Sache zweimal verkauft und von dem 
erkäufer dem erſten Käufer zu Eigentum übertragen und übergeben worden, ſo geht der gegen 
N zweiten Käufer wegen ſittenwidriger Beteiligung an dem Vertragsbruche des Verkäufers 
aus § 826 etwa begründete Schadenserſatzanſpruch des erſten Käufers nicht lediglich auf Erſatz⸗ 
leiſtung in Geld oder auf Rückgabe der Sache an den Verkäufer, ſondern der erſte Käufer kann 
unmittelbar von dem zweiten Käufer die Herausgabe der Sache an ihn (den erſten Käufer) 
„erlangen; ſo RG 108, 58 (II. 38) gegen 103, 419 (VI. 3 S); vgl. auch JW 1926, 9865 und dazu 
die Anm von Endemann. — Die Vertragspartei und der Dritte, die durch ihr Zuſammenwirken 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe ($ 826) den anderen Vertragsteil aus einem 
beſte henden Lichtbilderreklame vertrag herausgedrängt haben und das Lichtſpieltheater, 
in dem die Reklame zu erfolgen hatte, gemeinſchaftlich weiterbetreiben, find zur Herſtellung 
in der Weiſe verpflichtet, daß fie dem Berechtigten die Ausübung der Reklame in dem weiter- 
betriebenen Theater zu den in dem Vertrage vereinbarten Bedingungen geſtatten (RG 114, 72). 
ze der Berufung einer Partei auf die Nichtigkeit eines Geſchäfts, insbeſondere eines Grund⸗ 
bt dsverkaufes wegen Formmangels, die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegen (vgl. zu 
9242 A 4 und zu § 313 A 5, 6a, jo muß fie den Zuſtand herſtellen, der beſtehen würde, 
wenn ſie ſich auf die Nichtigkeit nicht berufen hätte, der Vertrag muß alſo unter den Parteien 
als rechtsgültig behandelt werden, ſofern die Nichtigkeit ſich nicht etwa ohne weiteres aus 
i Vertrage der Parteien im übrigen oder den vorgelegten Urlunden im Prozeſſe ergab 
1 deshalb vom Gerichte von Amts wegen berückſichtigt werden mußte (RG bei Warn 
908 Nr 38; RG 107, 366; 115, 44; 117, 124). Hat der Siedelungs unternehmer das 
f Hamwerden des Rentengutsvertrages durch vorſätzliche Hintertreibung der ge- 
eplich erforderlichen Genehmigung der Behörde vereitelt und ſich dadurch nach 
826 B68. ſchadenserſatzpflichtig gemacht (vgl. zu § 313 A 6a), jo hat er den Käufer 
b zu ſtellen, als wenn die Genehmigung erteilt worden wäre; er kann deshalb die 
Ferausgabe des Grundſtücks nicht verlangen, ſofern nicht das für die Verſagung der Ge⸗ 
0 igung maßgebend geweſene öffentliche Intereſſe der Belaſſung des Grundſtücks in der 
Band des Siedlers entgegenfteht (RG 129, 382). Vgl. auch R 111, 304 betr. die Haftung des 
ti uten. Wenn der Beauftragte auftragswidrig ein Grundſtück in der Zwangsverſteigerung 
i r ſich ſtatt für einen ihm bezeichneten Dritten erwirbt, ſo geht der Schadenserſatzan⸗ 
druch dahin, daß der Beauftragte das Grundſtück dem Dritten übereignet (RG Warn 1920 
= 101). Auch ift der Verkäufer eines Grundſtückes, der argliftig die geſetzlich erforderliche 
Schtheilige Genehmigung des Kaufvertrages hintertrieben hat, verpflichtet, dem Käufer als 
chadenserſatz alles zu gewähren, was dieſer haben würde, wenn der Kaufvertrag gültig ge⸗ 
1 aden wäre, deshalb kann der Käufer die Herausgabe des Grundſtücks an ihn verweigern, ſofern 
icht ein öffentliches Intereſſe entgegenſteht (R& 110, 365). — Wer eine Lebensverſicherung 
insunften eines andern abgeſchloſſen und ſich zur Zahlung der Prämie dieſem gegen- 
9 verpflichtet hat, muß, wenn er demnächſt die Verſicherung wegen Nichtzahlung der Prämien 
verfallen ließ, dem andern die Verſicherungsſumme in dem Zeitpunkte zahlen, in dem ſie dem 
1 erſicherungsvertrage gemäß zu zahlen geweſen wäre und dafür Sicherheit leiſten (R Warn 
Pen Nr 187). — Entſteht der Schaden wegen Nichterfüllung infolge der Vereitelung 
er beſtellten Sicherheit, dann iſt der Zuſtand in der Weiſe herzuftellen, daß eine andere Sicher⸗ 
den gewährt wird, namentlich auch Hinterlegung von Geld (ach Seuff A 75 Nr 209). — Über 
7 0 zu erſetzenden Schaden bei der (nichtbetrügeriſchen) Gläubigergefährdung (Gefährdung 
Nc ber Gläubiger durch Ausbedingung übermäßiger Sicherheiten für einen Glaubiger) vgl. 
tiv, 186, 254. Unter Umſtänden kann der gemäß $ 249 zu erſetzende Schaden auch dem pofi« 
en Erfüllungsintereſſe gleichkommen, nämlich dann, wenn der Berechtigte ohne 
Bos, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 1. Bd. 8. Aufl. (Michaelis. ) 27 
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das Verſchulden des Gegners einen entſprechenden Erfüllungsanſpruch erlangt hätte (RG 132, 
79). In der Regel kann aber auch der durch argliſtige Täuſchung zum Vertragsſchluß Verleitete 
nicht die Herſtellung der vorgeſpiegelten Tatſache, ſondern nur den Vertrauensſchaden 
verlangen (RG 136, 254; HRR 1931, 1743). — Der Käufer, der ſchadenserſatzpflichtig tik, 
weil er die Kaufſache nach Aufhebung des Kaufvertrags nicht zurückgewährt hat und dann 
die Rückgabe unmöglich geworden iſt, hat dem Käufer ſo viel zu zahlen, als zur ander⸗ 
weiten Beſchaffung der Sache von dieſem aufgewendet werden mußte, ohne Rückſicht darauf, 
ob und wie dieſer die Sache weiterverkaufen konnte (RG 103, 42). Bedingung für den Her⸗ 
ſtellungsanſpruch iſt im übrigen natürlich, daß derjenige Zuſtand, deſſen Herſtellung ge“ 
fordert wird, ein erlaubter iſt. Daher kann nicht die Erſtattung von ſolchen Vorteilen bet- 
langt werden, die der angeblich Geſchädigte erlaubterweiſe gar nicht hätte gewinnen können 
(RG 90, 306). — Bei dem Verzugsſchaden im Sinne des $ 286 iſt derjenige Zuſtand herzuſtellen, 
der ohne den Verzug beſtehen würde, gegebenenfalls iſt hierfür gemäß § 251 in Geld Erſatz zu 
leiſten (RG 20. 1. 11 II 157/10). Iſt durch die Verſpätung der Zahlung der zu zahlende Betrag 
infolge inzwiſchen fortgeſchrittener Inflation entwertet, jo muß der Schuldner für dieſe Ent“ 
wertung inſoweit aufkommen, als anzunehmen ift, daß der Gläubiger ſich bei rechtzeitiger Zahlung 
den Goldmarkbetrag erhalten haben würde (RG 130, 34); vgl. zu $ 242 A 5 daa. — Darüber, 
welche Maßnahmen zur Herſtellung erforderlich ſind, braucht ſich das Urteil nicht 
— 9 das kann der Entſcheidung im Zwangsvollſtreckungsverfahren überlaſſen bleiben 
(RG 109, 152). 

Vorausſetzung für das Beſtehen des Erſatzanſpruchs iſt, abgeſehen von den ſonſtigen Er 
forderniſſen, daß der Schaden bereits erwachſen ift, während es darauf nicht ankommt, daß etwa 
ſein ſpäterer Wegfall in Ausſicht ſteht. Dieſer Umſtand kann nur bei Bemeſſung der Höhe des 
Erſatzanſpruchs berücksichtigt werden. Vgl. Vorbem 1. So iſt auch ein gegenwärtiger, erieb” 
barer Schaden dann anzunehmen, wenn der Verkaufswert eines Grundſtücks nur wegen zeit. 
weiliger Unverkäuflichkeit gemindert iſt; der ſpätere Wegfall dieſer Wertminderung beſeitigt 
den Schaden erſt für die Zukunft, und hat demnach allein auf Ermittlung der Schadenshöhe 
Einfluß (RG 21. 6. 10 IIT 411/09). Iſt ferner ein Grundſtück durch Zuführungen ($ 906) ent 
wertet, dann wird der Anſpruch auf Erſatz der bereits eingetretenen Wertminderung nicht du⸗ 
durch befeitigt, daß es ſich bei den Zuführungen nicht um einen dauernden Zuftand handelt, 
daß ihr Aufhören vielmehr in Frage ſteht (MG ZW 1911, 161%). Ob die Entſchädigung hier 
in Kapital oder Rente zu gewähren, vgl. 9 251 A 3. Herſtellung des Zuſtandes im Sinne De? 
$ 249 kann auch dann ſchon verlangt werden, wenn durch den zum Schadenserſatze verpflichtenden 
Umſtand ein Zuſtand geſchaffen iſt, aus dem ſich Schädigungen für die Zukunft ergeben können, 
indem Maßnahmen begehrt werden, wodurch die Beſeitigung des gefährdeten Zuſtandes herben 
geführt werden ſoll (MG 56, 286; 60, 19; 91, 107). — Die Schadenshöhe. Auszugehen iſt bet 
Ermittlung der Schadenshöhe von demjenigen Zuſtande, wie er zur Zeit des ſchädigenden wm 
eigniſſes beſtand, wobei gegebenenfalls auch die entzogenen tatſächlichen mit dem Eigen. 
tume verbunden geweſenen Vorteile zu berückſichtigen find (NG 4. 2. 14 V 419/13, zu I 1 
des PrBerggeſ.). So find auch im Falle der Enteignung tatſächliche Vorteile mit in Anſchlas 
zu bringen, deren Fortbeſtand für längere Zeit zu erwarten war (RG 91, 87). Iſt etwa für © 
zerſtörtes Gebäude, deſſen Wert ſich nach dem Mietsertrage bemißt, Erſatz zu leiſten, jo wi 
der volle Wert auch dann zugrunde zu legen ſein, wenn zur Zeit der Zerſtörung ein an ſich vet” 
mietbarer Teil nicht vermietet war. Entſprechend iſt in RG JW 1911, 58425 angenommen, daß 
bei Bemeſſung des Erſatzanſpruchs einer Perſon, deren Erwerbsfähigkeit das zu erſetzende wirt 
ſchaftliche Gut darſtellt, die ihrer vollen Erwerbsfähigkeit entſprechende Erwerbslage auch er 
zugrunde gelegt werden muß, wenn die Perſon fich zur Zeit der Verletzung in einer augenbli 
lich ungünſtigen, nicht einträglichen, ihrer Erwerbsfähigkeit nicht entſprechenden Erwerbslage 
befand. Ein Gewerbetreibender (Mieter), deſſen Ehefrau ihm in feinem Gewerbe Dienſte 0 
leiſtet hat, kann, wenn die Ehefrau durch das Verſchulden eines andern (des Vermieters) die 
unfähig geworden iſt, von dem Verpflichteten fordern, daß dieſer ihn wirtſchaftlich in bie Lahe 
verſetzt, in der er ſich ohne dieſes Verſchulden befände (MG 77, 99). Wer Schadenserſatz fe 
wegen verlangen kann, weil er infolge argliftiger Empfehlung einer unſicheren Hypothek biel 
erworben hat, kann verlangen, daß der Gegner ihm gegen Rückübertragung der Hypothel — 
empfangenen Geldbetrag zurückzahlt, oder, falls die Hypothek bereits ausgefallen, den? 5 
fall erſetzt (RG 23. 12. 11 V 201/11). — Wie eine nur vorübergehende, zur Zeit des ſchevigenghe 
Ereigniſſes vorhandene Wertminderung dem Beſchädigten bei Bemeſſung der Schade nsh 5 
nicht zum Nachteile gerechnet werden kann, fo darf anderſeits auch nicht eine nur zujällige wes 
nur außergewöhnliche vorübergehende Wertſteigerung des beſchädigten Öegenitanb e 
zugunſten des Erſatzberechtigten in Anſchlag gebracht werden. Es iſt vielmehr nur, derben en 
Wert in Anſatz zu bringen, den der beſchädigte Gegenſtand ſeinem gewöhnlichen, dauern M 
Zuſtande gemäß hatte. Wird beiſpielsweiſe für die Wertminderung eines Grundſtücks = 
gefordert, dann iſt nur von feinem allgemeinen Werte auszugehen, nicht aber davon, da 
im Zeitpunkte der Beſchädigung beſonderer Umſtände wegen eine beſonders hohe 
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fähigkeit anzunehmen geweſen ſein würde. — Über den zugrunde zu legenden Zeitpunkt bei 
n des Schadens vgl. § 251 A 3 und RG 98, 56; 101, 419; 102, 383; 105, 117; 108, 
129, 300. 

Anwendbar iſt der Grundſatz der Herſtellungspflicht ohne Rückſicht auf den Haftungs- 
grund oder auf die Art des Schadens wie des verletzten Rechtsguts (vgl. Vorbem 1). 
Er greift daher Platz auch bei Verletzung ideeller Rechtsgüter. Selbſt bei Verletzung der Ehre ift 
die Herſtellung an ſich möglich; nur daß auf die Erklärung eines Widerrufs, ſofern er ſich ledig⸗ 
lich als eine trafe darſtellt und nicht erforderlich iſt, eine künftige Schädigung des Beleidigten 
oder Verleumdeten durch Wiederherſtellung ſeines guten Rufes abzuwenden, zivilrechtlich nicht 
geklagt werden kann (RG 60, 17; 88, 133; JW 1913, 342%). Ein allgemeines Bedenken beſteht 
auch nicht dagegen, eine Klage auf Herſtellung des früheren Zuſtandes in Form einer Unter- 
laſſungsklage zuzulaſſen, wenn ein unerlaubtes Verhalten bereits verwirklicht wurde und 
weitere Eingriffe zu beſorgen find (insbeſondere auch gegen die im § 824 aufgeführten Rechts- 
guter; #6 56, 286; 61, 366. Vgl. § 241 A 2 a. E.). Nur muß ſtets die Wiederholung der Zu⸗ 
widerhandlung nicht nur denkbar, ſondern auch ernſtlich zu befürchten fein (RG JW 1913, 5435). 
—Hinſichtlich des Grundſatzes der Naturalreſtitution beſteht eine notwendige Ausnahme bei 
dem Erſatzanſpruche wegen Nichterfüllung einer Vertragspflicht nach $ 326 Abſ 1 Satz 2 
weil die Naturalherſtellung hier wieder zum Erfüllungsanſpruche führen würde (RG 61, 353; 
bel. auch 9 179 A 1). Auch die Argliſteinrede (8 242 A 4) kann nicht dazu führen, daß der Ver⸗ 
tragsgegner zur Erfüllung des nichtigen Vertrags oder zum Abſchluſſe eines neuen, dem In⸗ 
halte der Vereinbarungen nicht entſprechenden Vertrags genötigt wird; ſondern es kann nur 
eine Umgeſtaltung nach $ 140 in Frage kommen (RG 17. 3. 26 V 323/25). Der Grundſatz der 
Katuralreſtitution kann auf aktienrechtlichem Gebiete nicht ſchlechthin angewendet werden; 
mabeſondere iſt ein Aktionär, der ſich gegenüber der Aktiengeſellſchaft ſchuldrechtlich verpflichtet 

t, in einem gewiſſen Sinne abzuſtimmen, und ſich durch Verletzung dieſer Verpflichtung ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht hat, nicht gehindert, einen Beſchluß der Generalverſammlung anzufechten, 
dei welchem die von ihm entgegen ſeiner ſchuldrechtlichen Verpflichtung, aber aktienrechtlich 
gültig abgegebenen Stimmen nicht berückſichtigt worden find; auch die Einrede der Argliſt ſoll 
emem ſolchen Verlangen nicht entgegenſtehen, was nicht unbedenklich fein dürfte (RG 119, 388). — 
Die Regel des § 249 Satz 1 iſt überhaupt nicht anwendbar, wenn die Wiederherſtellung nicht auf 

Grund einer Erf atzpflicht, ſondern aus anderem Grunde zu erfolgen hat, wie insbeſondere 
Zach $ 1004, weshalb hier auch die Anwendbarkeit des $ 251 Abſ 2 ausgeſchloſſen ift (RG 51, 408). 
Troß der vorbehaltloſen Faſſung des Satzes 1 ſind endlich auch wirkliche Ausnahmen von 
d r Regel durch das Geſetz ſelbſt vorgeſehen, und zwar zuguniten des Gläubigers durch Satz 2 
es $ 249; zugunſten des Schuldners durch $ 251 Abſ 2; endlich aus ſachlichen Gründen nach 
5251 Abſ 1. — Über die Vorteilsausgleichung vgl. Vorbem 5. — Die Zuerkennung einer 
uße ſchließt den Schadenserſatzanſpruch gegen den Verurteilten aus (RG 79, 148; StGB 
9 201 Abſ 2), aber nur ihm und nicht auch anderen Perſonen gegenüber (RG SeuffA 68 Nr 11). 
2. Nach Satz 2 des Paragraphen hat der Berechtigte in den dort geſetzlich vorgeſehenen Fällen 

on vornherein ein zwiefaches Recht. Er kann die Herſtellung (A 1) verlangen, kann 
aber auch ſtatt deſſen den zur Herſtellung erforderlichen Geldbetrag fordern, und zwar für 
d aßregeln, die nach vernünftigem Ermeſſen als zweckgemäß erachtet werden konnten, und falls 
Au derſtellung noch nicht 210 8 iſt, vorſchußweiſe. Dieſes Recht enthält nicht den nämlichen 
1 ſpruch, wie er in den $$ 250 Saß 2, 251, 253 behandelt iſt (Gelderſatz); vielmehr ftellt es immer 
och einen Anſpruch auf Herſtellung dar, nur in der Form, daß nicht der Schuldner ſelbſt die 
Herstellung zu bewirken hat, ſondern daß der Glaubiger ſich mittels der vom Schuldner zu ge⸗ 
Sultenden Geldzahlung ſelbſt befriedigt (RG 71, 214; 126, 403). Wenn die Herſtellung der 
Abe an ſich möglich iſt, aber nur mit unverhältnismäßigem Aufwande zu erreichen wäre ($ 251 

| 2), kann der Gläubiger ſofort den geringeren Minderwert der Sache ſtatt des nach 9 249 
Des 2 zur Herſtellung der Sache zu verlangenden Geldbetrags erſtattet verlangen (RG 76, 146). 
ſelh Erfagpftichtige hat dagegen kein Recht darauf, daß ihm die Beſeitigung der Schäden 
en R überlaſſen wird (RG ZW 1921, 233 — wo dem Bergbautreibenden ein ſolches Recht 
* geſprochen wurde —). Das Wahlrecht wird durch Erklärung gegenüber dem Schuldner 

usgeübt, und ſchon dieſe Erklärung bindet den Berechtigten, falls er an Stelle der Herſtellung 
werſatz gewählt hat. Dagegen kann er, falls er die Herſtellung gewählt hat, von der getroffenen 
250 wieder abgehen und Geldleiſtung fordern unter den Vorausſetzungen der $$ 249 Abſ 2, 
1 251. Iſt jedoch der Anſpruch auf Naturalherſtellung rechtskräftig als unbegründet abgetviefen, 
niell der Betlagte nicht der Schädiger fei oder mangels Verſchuldens für den entstandenen Schaden 
f cht hafte, fo kann die Frage der Erſagpflicht dem Richter nicht nochmals in Geſtalt eines An⸗ 
Bruch auf Wiedergutmachung durch Geldzahlung unterbreitet werden (RG 126, 403). — Die 
1 lugnis des Gläubigers aus Satz 2 ſtellt nicht eine Wahlſchuld (obligatio alternativa) im Rechts⸗ 
En ( 262ff.) dar, ſondern eine facultas alternativa gemäß $ 262 A (Ac 71, 214). Denn 

„verden nicht von vornherein mehrere Leiſtungen gejhuldet; vielmehr ift der Gläubiger nur 

techtigt, an die Stelle der einen geſchuldeten Leiſtung eine andere mit der Folge zu ſetzen, 
27* 
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daß fortan nur dieſe letztere Erfüllung iſt (vgl. $ 262 A 1). Daher wird auch der Schuldner nicht 
frei, wenn der Gläubiger die Herſtellung wählt, alsdann aber Unmöglichkeit der Leiſtung ein⸗ 
tritt (vgl. $$ 263 Abſ 2, 265 A 1 a. E.). — Gemäß $ 249 Satz 2 kann nur Erſatz der Koſten ver⸗ 
langt werden, die an ſich erforderlich (RG 71, 215) und nicht unverhältnismäßig hoch find (RG 
IW 09, 454°). Zu erſetzen iſt alſo ein Betrag, der für dergleichen Arbeiten regelmäßig gefordert 
und bewilligt wird (RG 90, 154). Man wird aber auch annehmen müſſen, daß, wenn der Ge⸗ 
ſchädigte die erforderlichen Herſtellungsarbeiten ſelbſt ausführt und er derartige Arbeiten ge⸗ 
ſchäftsmäßig betreibt, z. B. der Eiſenbahnunternehmer den Transport von Materialien, ihm 
nicht nur ſeine eigenen Auslagen zu erſtatten ſind, ſondern darüber hinaus ein allgemein an⸗ 
gemeſſener Betrag, wie er zur Herſtellung der Sache an ſich erforderlich war, alſo die karifmäßige 
Fracht. Denn daß der Geſchädigte für ſeine Leiſtungen, für die er ſonſt bezahlt wird, zur Eut⸗ 
laſtung des Verpflichteten nicht die volle Vergütung erhält, kann dieſer nicht verlangen; a. M. 
RG aaO. — Ob der Geſchädigte die Herſtellung ſelbſt beſorgen oder ob er ſich dazu eines Dritten 
bedienen will, ſteht im übrigen in ſeinem freien Belieben (RG Warn 1917 Nr 176). Welcher 
Geldbetrag zur Herſtellung erforderlich, richtet ſich nach den zur Zeit der Urteilsfällung 
(genauer: der Zahlung) vorliegenden Verhältniſſen; eine nach der ſchädigenden Einwirkung 
eingetretene Erhöhung der Preiſe der Reparaturkoſten hat regelmäßig der Erſaßpflichtige zu tragen, 
ſofern nicht der urſächliche Zuſammenhang (vgl. Vorbem 3) unterbrochen oder durch poſitive 
Beſtimmung (Tumultſchadengeſetz) der Erſatz mittelbaren Schadens ausgeſchloſſen iſt: RG. 
98, 55; 105 S. 117, 151. Hat der Geſchädigte die Herſtellung ſelbſt vornehmen laſſen und den 
dazu erforderlichen Geldbetrag in Papiermark bezahlt, ſo kann er nur den Wert erſetzt ver⸗ 
langen, den die verausgabten Papiermarkbeträge zur Zeit der Zahlung für ihn hatten; daß er 
ſie als wertbeſtändig über die Inflationszeit ſich hätte erhalten können, iſt für den Regelfall nicht 
anzunehmen und daher von ihm zu beweiſen (Berücksichtigung des Verarmungsfaktors, RG 
117, 254). — $ 249 Satz 2 iſt nur anwendbar, wenn die Sch an ihrer körperlichen Unver- 
ſehrtheit bereits Schaden erlitten hat, nicht wenn fie nur wegen drohender Beſchädigung in 
ihrer wirtſchaftlichen Verwertbarkeit beeinträchtigt iſt, z. B. ein Grundſtück durch Beſeitigung 
eines Schutzdeiches auf einem anderen Grundſtück (RG 91, 107). 0 

3. Wer der Erſatzberechtigte iſt, ergibt ſich daraus, weſſen Rechtsgut verletzt worden iſt. 
Bei einem Sachſchaden ift es derjenige, zu deſſen Beſitzzeit die Schadenszufügung erfolgt, der 
ſchädliche Erfolg alſo ſichtbar eingetreten ift, nicht derjenige, zu deſſen Beſitzzeit die ſchädigende 
Urſache geſetzt wurde (MG 95, 76, einen Bergſchaden betreffend, wo gleichzeitig angenommen 
iſt, daß es für den Eintritt des Schadens genügt, wenn die Grundſtücke infolge umgehenden 
Bergbaues an ihrer allgemeinen Wertſchätzung gelitten haben). Im Falle des $ 826 iſt Erſaßz⸗ 
berechtigter auch derjenige, der nur mittelbar geſchädigt worden iſt, wofern ſich der Täter 
dieſes Erfolges nur bewußt war (RG 79, 58), und die $$ 844, 845 geben dem nur mittelbar er 
ſchädigten den Erſatzanſpruch ausdrücklich (RG 55, 30). 

Eine bedeutſame Frage iſt ſchließlich noch die, ob der Verechtigte unter Umſtänden auch den 
einem Dritten entſtandenen Schaden ſelbſtändig geltend machen kann. „Anerkannter Saß, 
insbeſondere des Handelsrochts iſt es, daß der mittelbare Stellvertreter (vgl. Vorbem 1 vor $ 164) 
beim Bruche des Vertrags durch den andern Vertragsteil Erſatz auch desjenigen Schadens per 
langen kann, der feinem Auftraggeber erwachſen iſt“, RG 62, 331; 115, 419 hinſichtlich des Spe⸗ 
diteurs, ebenſo 113, 254; 58, 427 125, 77; Gruch 69, 222 hinſichtlich des Kommiſſionärs; ferner 
allgemein 14. 3. 08 I 322/07, ſowie M& 90, 246 (hier hatte es ſich darum gehandelt, daß der 
Kläger auf Grund eines ihm erteilten Parzellierungsauftrags für Rechnung feines Auftrag 
gebers, aber im eigenen Namen mit dem Beklagten ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hatte und 
nunmehr den Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſeinerſeits einklagte). Mit Recht iſt jedoch 
in der Entſcheidung 58, 42, ferner in JW 1910, 10005 die Einſchränkung gemacht, daß der u 
ſpruch ungerechtfertigt ift, wenn feſtſteht, daß der Beauftragte von feinem Auftraggebe 
nicht haftbar gemacht iſt und auch künftig nicht gemacht werden ſoll. In Befolgund 
der zuvor ausgeſprochenen Grundſätze wird auch unter der Vorausſetzung, daß jemand N 
andern für deſſen Sache auf Grund eines Auftragsverhältniſſes einzuſtehen hat, und daß wi 
Sache durch einen Dritten widerrechtlich beſchädigt wird, der Beauftragte gegen den Täter rege. 
mäßig unmittelbar auf Schadenserſatz llagen können. So iſt auch angenommen worden, 15 
derjenige, der einem andern gegenüber zur Obhut über eine Sache vertraglich verpflichtet Mr 
den der Sache durch einen Dritten zugefügten Schaden ohne weiteres ſelbſt geltend mache 
kann, weil fein Intereſſe und dasjenige des Sacheigentümers, dem er haftbar iſt, miteina n 
verknüpft find (RG 93, 39). Trägt jemand einem andern die Beförderung eines Dritten ae 
dann kann der Auftraggeber, für den dem Dritten durch die ſchuldhafte Beförderung zugeled, 5 
Schaden aus eigenem Rechte Erſatz verlangen, ohne daß er nachzuweiſen nötig hat, aß 
Dritte ihn haftbar gemacht hat (RG 87, 289, wo ausgeführt ift, daß es bei ſolchen zugunſten e! het 
Dritten abgeſchloſſenen Beförderungsverträgen in deren Sinne liege, daß der Dritte unverſe . 
befördert werde, daß aber kein Vertrag zugunſten eines Dritten im Sinne des § 328 vorliege, 
Vorausſetzung in allen derartigen Fällen iſt es, daß der Dritte der wirklich und endgültig 
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ſchädigte ift und fein Schaden von demjenigen geltend gemacht wird, der zwar in eigenem Namen, 
aber für Rechnung des Dritten gehandelt hat, ſo daß er dieſerhalb nach außen hin als zur Klage 
berufen erſcheint (RG 97, 88). 


4. Über den Einfluß der Geldentwertung auf den Herſtellungsanſpruch aus § 249, ſoweit 
er an ſich oder nach Satz 2 oder nach $$ 250 Satz 2, 251 auf eine Geldleiſtung gerichtet ift — un- 
eigentlicher Aufwertungsfall — vgl. § 242 A 5 unter di aa. 


5. Beweislaſt. Grundſätzlich hat der Gläubiger den Beweis zu führen, daß und in welcher 
Höhe ihm ein Schaden entſtanden iſt. Doch hat nach § 287 ZBO das Gericht nach freier Über⸗ 
zeugung unter Würdigung aller Umſtände über dieſe Fragen zu entſcheiden, ohne an Beweis⸗ 
anträge gebunden zu ſein. Dieſe Vorſchrift findet auch Anwendung, wenn der Zeitpunkt des 
Schadens nicht mit Sicherheit feſtſtellbar und infolgedeſſen aus tatſächlichen Umſtänden die Höhe 
ſich nicht genau bemeſſen läßt (RG 31, 81); nicht aber, wenn es ſich um die materiellrechtliche 
Frage handelt, welcher Tag nach dem Inhalte des Vertrages für die Höhe des Schadens maß⸗ 
gebend zu ſein hat (RG JW 1926, 15585). Über den Nachweis des urſächlichen Zuſammenhanges 
dgl. Vorbem 3 Schlußabſ. 
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Der Gläubiger kann dem Erſatzpflichtigen zur Herſtellung eine angemeſſene 
Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Herſtellung nach dem Ablaufe 
der Friſt ablehne ). Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger den 
Erſatz in Geld verlangen, wenn nicht die Herſtellung rechtzeitig erfolgt; der 
Anſpruch auf die Herſtellung iſt ausgeſchloſſen 2) 3). 

E 1 210 11 213; M 2 10; P 2 293, 


1. Die Friſtſetzung bietet dem Gläubiger in allen Fällen, in denen er nach $ 249 Satz 1 zu⸗ 
nächſt nur die Herſtellung fordern kann, ein Mittel, möglichſt bald aus der Ungewißheit üder 
den weiteren Verlauf der Sache herauszukommen (ähnlicher Zweck der Friſtſetzung in den Fällen 
der 99 264, 283, 326, 354, 355, 466, 496, 542, 643). Sie vollzieht ſich durch die einfeitige, empfangs⸗ 
dedürftige Erklärung (85 130—132), daß dem Schuldner eine beſtimmte Friſt ($ 186) zur Her- 
Aalung geſetzt und dieſe nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt abgelehnt werde (RG 

N, 161). Form und Inhalt diefer Erklärung find die gleichen wie in $ 326. Es gilt deshalb auch 
für fie das zu $ 326 A 1b Geſagte. Für die Anwendung des $ 250 ift ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſtenung, daß ſich die Herſtellung im Sinne des Geſetzes in angemeſſener Friſt überhaupt bewerk⸗ 
ſtelligen läßt. Andernfalls greift $ 251 Platz. Vgl. § 251 A 1 a. E. 


8 2. Die Wirkung der Friſtſetzung für den Gläubiger iſt die, daß er bis zum Ablaufe der 
1. iſt keine andere Forderung ſtellen (auch nicht die aus § 249 Satz 2) und nach fruchtloſem Friſt⸗ 
er faufe nur noch Entſchädigung in Geld fordern darf; für den Schuldner anderſeits die, daß 
c bis zum Friſtablaufe zwar das unbedingte Recht auf Erſatzleiſtung durch Naturalreſtitution 
gt nach jenem Zeitpunkte aber nur noch durch die Geldleiſtung erfüllen kann. Die Friſtſetzung 
ob für den Gläubiger ſchlechthin ſchon mit Zugang feiner Erklärung ($ 130) bindend; gleichgültig, 
die geſetzte Friſt eine angemeſſene war oder nicht; für den Schuldner dagegen nur unter der 
geſoglichen Bedingung der Angemeſſenheit der Friſt. War die Friſt eine unangemeſſene, ſo bleibt 
ehe auch dem Schuldner gegenüber die allgemeine Wirkung der Friſtſetzung beſtehen; aber 
Ri Dauer der Friſt erweitert ſich zu ſeinen Gunſten ohne weiteres auf einen angemeſſenen, vom 
f ichter zu bemeſſenden Zeitraum (Nich 56, 234; 62, 68; JW 1911, 75510; 1912, 1410. Aus. 
75 dend iſt demgemäß auch die Aufforderung, „binnen angemeſſener Friſt“ herzuſtellen (RG 
15 357). Die Anficht, daß die Setzung einer unangemeſſenen Friſt die ganze Erklärung wirkungs⸗ 
des Rache, iſt nicht zu billigen. Denn das Weſentliche bei der Friſtſetzung liegt im Gebrauche 
es Rechtsbehelfs überhaupt, während das Erfordernis der Angemeſſenheit nicht nach dem Er⸗ 
A fen des Gläubigers, ſondern nach der objektiven Sachlage zu beurteilen und ſchließlich durch 
me chter zu prüfen ift. Gibt der Erſatzpflichtige durch fein Verhalten zu erkennen, daß er den 
naheren Zuſtand herzustellen keinesfalls willens ſei, dann bedarf es der Friſtſetzung überhaupt 
icht (MW 66, 419; 67, 313; Warn 1912 Nr 11). Ohne Friſtſetzung kann Erſatz in Geld verlangt 
a "N, wenn der Schuldner ſich in fo beſtimmter Weiſe zur Naturalherſtellung außerſtande 
Art hat, daß angenommen werden kann, er werde dabei auch nach Setzung der Friſt 
vil 327, . IV 466/22, 4. 10. 23). Ebenſo bei endgültiger Verweigerung (RG 10. 1. 22 
4. Beweislaſt. Der Ge ädigte hat zu beweiſen, daß er eine Friſt geſetzt hatte und daß dieſe 
2 . ’ 4 . a 5 
wit meſſen d 915 Beklagten der Gegenbeweis freiſteht, daß die Friſt nicht angemeſſen 
und daß er in angemeſſener Friſt erfüllt habe. 
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Soweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Entſchädigung des Gläu- 
bigers nicht genügend iſt, hat der Erſatzpflichtige den Gläubiger in Geld zu 
entſchädigen !). 

Der Erſatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld entſchädigen ?), wenn die 
Herſtellung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich iſt ) ) 0). 

E 1 219 II 213; M 2 10; N 2 203. 

1. Entſchädigung in Geld. Durch die Beſtimmung des Abj 1 wird der Grundſatz des § 249 
Satz 1 (von der Naturalreſtitution) inſoweit ausgeſchaltet, als er ſich im Einzelfalle als undurch⸗ 
führbar erweiſt, was aber fo lange nicht zutrifft, als ſich wenigſtens wirtſchaſtlich ein entſprechender 
Zuſtand gemäß § 249 (A 1) herſtellen läßt (R Seuffel 75 Nr 208). Trifft es zu, jo ſteht allein die 
Geldentſchädigung in Frage. Es kann dies an tatſächlichen wie rechtlichen Gründen liegen; jo etwa 
weil die in Betracht kommende Verletzung tatſächlich unheilbar ift, oder weil eine dauernde Minde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit eingetreten iſt (RG 80, 28); oder anderſeits etwa, weil der Dieb rechtlich 
außerſtande iſt, dem Eigentümer die geſtohlene Sache wieder zu verſchaffen. Angewendet wurde 
8 251 zuungunſten des Poſtfiskus auch in einem Falle, wo von dem Empfänger einer De peſche 
dieſe durch einen Beamten des Telegraphenamtes nach der Beſtellung widerrechtlich wieder 
abgeholt und der Empfänger aus dieſem Grunde über die ihm in der Depeſche erklärte Vertrags 
annahme in Unkenntnis geblieben war (RG 91, 67). Ob die Unmöglichkeit von Anfang 
an beſtand, oder ob ſie nachträglich eintritt, beiſpielsweiſe durch Untergang der beſchädigten 
Sache, iſt nach der richtigen Anſicht hier gleichgültig. Insbeſondere kann der Schuldner durch den 
nachträglichen Untergang der Sache von feiner an ſich beſtehenden Erſatzpflicht für die Beſchädigung 
nicht etwa gemäß $ 275 frei werden, da der Schadenserſatzanſpruch von vornherein für dieſen 
Fall auf Gelderſatz gerichtet iſt. — Für den beſonderen Fall, daß die Herſtellung nur zum Teil 
möglich, zum andern Teile aber nicht möglich iſt, will das Geſetz in erſter Linie feinem Haupt 
grundſatze von der Naturalreſtitution Geltung verſchaffen, demgemäß ſoll auch unter den af“ 
gegebenen Umſtänden die Wie derherſtellung wenigſtens „jo weit“ bewirkt werden, als das au 
ſich tunlich iſt, die Geldleiſtung dagegen nur inſoweit erfolgen, als das zur Ausgleichung des noch 
ungedeckt bleibenden Schadensbetrags erforderlich iſt (vgl. RG Warn 1911 Nr 81). Eine teilweiſe 
Unmöglichkeit der Herſtellung kann auch zeitlich inſofern gegeben fein, als es zur vollen Deckung 
des Schadens gehörte, daß die Herſtellung ſchon bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte geſchehen ſein 
würde, während ſolches ſich nicht erreichen läßt. Alsdann wäre in Geld derjenige Nachteil zu 
erſetzen, der gerade zufolge des bezeichneten Umſtandes noch ungedeckt bliebe. — Ob der erforder 
liche Zuſtand überhaupt herſtellbar iſt oder nicht, läßt ſich nur von Fall zu Fall beurteilen, unter 
Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben. Da der Glaubiger die Herſtellung na 9 250 
in angemeſſener Friſt und nach dem allgemeinen Grundſatze des § 271 ſogleich fordern kann, 
ſo iſt die „Herſtellbarkeit“ auch dann ausgeſchloſſen, wenn ſie an ſich zwar tunlich wäre, aber 
doch nur in ſo großer Friſt ſich bewerkſtelligen ließe, daß dies der Unmöglichkeit der Herſtellung 
gleichkäme (vgl. § 275 A 4). Der Berechtigte kann die Entſchädigung alsdann ſofort fordern und 
braucht ſich nicht auf ungewiſſe künftige Ereigniſſe vertröſten zu laſſen (RG 76, 146). Iſt das dem 
Berechtigten entzogene, ihm aber wieder zu verſchaffende Recht (beiſpielsweiſe Eigentum) vont 
Verpflichteten inzwiſchen auf einen Dritten übertragen worden, dann ift, wenigſtens bis zum 
Beweiſe des Gegenteils, Unmöglichkeit der Herſtellung anzunehmen (RG 31, 184; 47, 3025 
56, 387; JW 1911, 709; Warn 1912 Nr 11; RG 137, 180). Den Anſpruch eines dienſtuntauglich 
gewordenen Beamten auf Rente kann der Fiskus nicht durch feine Wiederanſtellung beſeititen, 
da zur Herſtellung des früheren Zuſtandes auch die Wiederverſchaffung des früheren Geſundheis⸗ 
zuſtandes gehören würde (MG JW 08, 448). Gegenüber dem Anſpruche auf Löſchung 
eines Warenzeichens wegen Einſtellung des Geſchäftsbetriebes ($ 9 Abf 1 
Wg), welchem beim Ausſtattungsſchutze der Einwand feines Wegfalls aus dem gleichen Grunde 
entſpricht, lann ein Schadenserſatzanſpruch aus unlauterem Wettbewerbe oder unerlaubter Hane, 
lung nur gemäß § 251 Abſ 1 auf Geldleiſtung gerichtet werden, da mit der daue nde 
Einſtellung des Geſchäftsbetriebes die Vorausſetzungen für den mit dieſem verbundenen Benne 
oder Ausſtattungsſchutz endgültig beſeitigt find (RG 120, 406). Iſt eine fremde Sache 50 7 
pfändet, ſo geht der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen verſchuldeter Unmöglichkeit der R en 
gabe der Sache durch den Pfandgläubiger nicht auf Erſtattung ihres Eigentumswertes, ſon 
nur auf Leiſtung des Intereſſes, das der Verpfänder an ihrem Beſitze hatte (RG 116, uva 

2. Der Abſatz 2 bietet ein Gegenſtück zu § 249 Satz 2 (vgl. A 2 zu $ 249): facultas alternar 
des Schuldners, wie dort des Gläubigers. Danach iſt der Schuldner zur Entſchädigung mW. 


berechtigt, falls die Herftellung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen md tie 
wäre, namentlich wenn die Wie derherſtellungskoſten, z. B. die Hebung eines geſunkenen oz 
( 71, 212), den Wert des Schiffes ganz erheblich überfteigen würden; vgl. auch RG 186. 


Damit iſt nicht geſagt, daß durch die Zahlung des Wertes der Sache in Geld der Schadens 
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erſatzanſpruch unter allen Umſtänden vollſtändig ausgeglichen werden könnte; nur ſoweit er auf 
Herſtellung der Sache gerichtet iſt, tritt der Werterſatz an deren Stelle. Das darüber hinaus⸗ 
1 9 0 Intereſſe des Schadenserſatzberechtigten iſt ja von vornherein auf Geldleiſtung gerichtet. 
ie Grundſätze von Treu und Glauben erfordern aber, daß dem Schuldner nicht durch die Natural⸗ 
reſtitution unverhältnismäßige Opfer auferlegt werden, wenn eine angemeſſene Geldleiſtung zur 
Ausgleichung genügt (NG JW 1911, 66651). Die Anſicht, daß der Schuldner das Recht aus $ 251 
bj 2 nur in der Weiſe ausüben könne, daß er dem Gläubiger die Geldentſchädigung zahle oder 
bar anbiete, bevor dieſer die Herſtellung vornehme, ift rechtsirrig; der Gläubiger handelt vielmehr 
auf eigene Gefahr, wenn er die Herſtellung unter Auſwendung unverhältnismäßiger Koſten vor⸗ 
nimmt, und der Erſatzverpflichtete kann die Unverhältnismäßigkeit der Aufwendungen als Einwand 
gegenüber der Erſtattungsklage des Gläubigers geltend machen (RG 71, 215). Ob der Gläubiger 
bei der Herſtellung ſchuldhaft gehandelt hat, iſt dafür unerheblich (RG aa O.). — Hat der Schuld⸗ 
ner wegen Unverhältnismäßigkeit der Aufwendungen die Geldentſchädigung angeboten, der 
Gläubiger aber auf der Naturalherſtellung beſtanden, fo iſt feine Klage abzuweiſen, falls er nicht 
hilfsweiſe einen Antrag auf Geldentſchädigung ſtellt. — Die Herſtellung iſt auch dann nur mit 
underhältnismäßigen Aufwendungen möglich, wenn fie nur in der Weiſe erfolgen kann, daß ſtatt 
einer alten, abgenutzten Sache eine neue geliefert wird; ein ſolches Verlangen kann der Gläubiger 
nur ſtellen, wenn er ſich zur Herauszahlung des ihm dadurch zufließenden Mehrwerts von Neu 
gegenüber Alt erbietet; andernfalls kann der Schuldner Entſchädigung in Geld leiſten. Über 
deren Bemeſſung vgl. A 3. — Bei Wiederherſtellungsanſprüchen wegen Beeinträchtigung des 
Eigentums im Sinne des § 1004 kann ſich der Schuldner nicht auf $ 251 Satz 2 berufen, um Ent» 
ſchädigung in Geld zu leiſten (RG 51, 412). Hat der Schuldner dem Gläubiger Schadenserſatz 
für Verluſt einer Handelsware zu leiſten, ſo kann er ſich der Verpflichtung zur Lieferung 
einer gleichen Menge derſelben Ware in Natur (vgl. § 249 A 1 Abſ 1) nicht durch Berufung dar⸗ 
auf entziehen, daß der Gläubiger, wenn die Lieferung rechtzeitig erfolgt wäre, die Ware 
unterdeſſen bereits weiterverkauft haben würde (RG FW 1926, 15412). — Auch bei durch 
den Schuldner zu vertretender Unmöglichkeit der Leiſtung ($ 280) kann nicht Natural 
reſtitution, ſondern nur Geldentſchädigung nach § 251 verlangt werden (RG 107, 17). h 
8. Nach welchen Grundſätzen die Geldentſchädigung zu bemeſſen ift, beſagt das Geſetz nicht. 
Es ſagt insbeſondere nicht, ob der allgemeine (objektive) Wert des beſchädigten Gutes zugrunde 
zu legen iſt, oder derjenige beſondere Wert, den der Gegenſtand für den Beſchädigten nach 
deſſen Verhältniſſen hatte. Im Sinne des Geſetzes iſt grundſätzlich von der letzteren Auffaſſung 
auszugehen; denn zu erſetzen ift im Sinne des Geſetzes der volle Schaden, den der Beſchädigte 
erlitten hat, einſchließlich des entgangenen Gewinns ($ 252), mithin iſt fein volles Intereſſe zu 
vergüten, nicht aber, wie anderweit vorgeſehen (88 102, 256, 290), nur der Wert des beſchädigten 
N utes an ſich (MG 98, 56; 101, 419; 102, 384; 105, 117). Beſondere Zweifel können gerade in 
en alltäglichen Fällen von Schadenszufügungen entſtehen, nämlich bei Beſchädigungen ſchon 
gebrauchter Sachen. Läßt ſich die Sache nicht mehr „herſtellen“, und braucht ſich der Gläubiger 
„Flickarbeit“ nicht gefallen zu laſſen, fo iſt der volle Wert der Sache in Anſatz zu bringen, und zwar, 
Wgenchtet des etwaigen Vorhandenſeins noch einiger Teile, der Wert der ganzen Sache (RG 
Warn 08 Nr 126). Der Verletzte braucht ſich daher in der Regel nicht mit dem Erſatz der Minderung 
1 Gebrauchswerts zu begnügen, ſondern kann Erſatz des Verkehrsminderwerts ver⸗ 
angen (RGS 102, 384). Zu erjegen iſt mindeſtens der Minderwert, den die Sache unmittelbar 
nach der Schadenszufügung durch dieſe gehabt hat (RG 98, 53). Handelt es ſich um Erſtattung 
don Aufwendungen, die zur Erhaltung der Sache zu machen waren, dann find diejenigen Kosten 
anzuſetzen, die im Zeitpunkte der erforderlich gewordenen Maßregeln aufgewendet werden 
mußten, auch wenn bis dahin eine Preisſteigerung eingetreten war (R 98 S. 53 u. 55, wo 
0 ſich um die Beſeitigung eines durch Bergbau verurſachten Schadens gehandelt hatte). Iſt 
3 Verpflichteten die Wie derbeſchafſung von Sachen, die er für den Berechtigten aufzube- 
leren hatte, unmöglich, dann muß er jenem ſo viel an Erſatz leiſten, als zur Anſchaffung anderer 
Aeichwertiger Sachen erforderlich ift, und maßgebend ift nicht der Zeitpunkt der Klagerhebung, 
Dnbern der des Urteils (RG 101, 419). Beim Erſatze für eine beſchädigte Sache iſt 
demgemäß auch die bis zur Urteilsfällung eingetretene Preisſteigerung in Anſchlag zu 
gungen (6 102, 383; 105, 117, womit der in R& 41, 87 vertretene Standpunkt, daß für den 
er der Tatbeſtand zur Zeit der Klagerhebung maßgebend fei, augenſcheinlich aufgegeben 
nden iſt; wie übrigens ausdrücklich ſchon in R& 98, 57; vgl. auch 117, 255. — Hatte die Sache 
dach ihrer Beſchaffenheit überhaupt keinen allgemeinen Wert (Verkaufswert) mehr, 
eiſpieisweiſe weil fie ſchon zu abgenutzt oder weil das Syſtem veraltet war, hatte fie aber noch 
5 tt für den Geſchädigten, fo ift doch dieſer beſondere Wert zu erftatten. In allen ſolchen Fällen 
nuß aber der Geſchädigte, um nicht eine Bereicherung zu erfahren — ſonach zur Vorteilsaus⸗ 
Keichung — die Sache oder die noch vorhandenen Teile (R Warn 08 Nr 126) dem Schuldner 
zur Verfügung ſtellen (vgl. Vorbem 5 vor $ 249). — Der Anſpruch einer beſchädigten 
neon, deren Erwerbsfähigkeit das in Frage ſtehende wirtſchaftliche Gut darſtellt, ift 
00 Maßgabe des ihrer Erwerbsfähigkeit im allgemeinen entſprechenden Wertfaltors zu be⸗ 
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meſſen, auch dann, wenn der Verletzte ſich zur Zeit der Verletzung in einer augenblicklichen un⸗ 
günſtigen Erwerbslage befand (RG JW 1911, 58426). 

Das Geſetz ſpricht ſich endlich auch darüber nicht aus, ob die Geldentſchädigung nur in Form 
einer Kapitalzahlung oder auch unter Umſtänden in Form einer Geldrente zu gewähren 
iſt. An ſich ſind beide Fälle möglich. Kapitalabfindung iſt aber die Regel, das Recht auf Abfin⸗ 
dung in Rente bedarf einer beſonderen Begründung (MG 45, 203; Gruch 61, 804; JW 1915, 60270; 
1918, 65°; Warn 1917 Nr 265). Es kommt darauf an, ob ein Schaden endgültig zu vergüten iſt, 
und ob alſo bereits ein dauernder, namentlich durch Wertminderung begründeter und ſich hierin 
ausſprechender endgültiger Schaden zur Entſtehung gelangt ift, oder ob der Berechtigte lediglich 
für einen in abſehbarer Friſt vorausſichtlich endigenden Nachteil ſchadlos zu halten iſt. (gl. 
dazu 9 249 A 1 Abſ 3.) In dem letzteren Falle, oder bei Schadensfolgen, die ihrer Natur nach ſich 
fortlaufend erneuern (RG Warn 1917 Nr 265), kaun nur eine Rente am Platze ſein; ſonſt grund⸗ 
ſätzlich aber nur die Ausgleichung durch Kapitalzahlung (RG 45, 203 Gruch 55, 117; JW 1918, 
96°; 133, 179). Beſteht der dem Grundſtücke zugefügte Schaden nicht nur in der Minderung der 
einzelnen Jahreserträge, ſondern der Ertragsfähigkeit an ſich, dann iſt durch eine (einmalige) 
Geldleiſtung, nicht aber durch Rentenzahlungen Erſatz zu leiſten; insbeſondere auch im Falle von 
Schädigungen durch Bergwerksbetrieb; die bei Verletzungen des Körpers oder der Geſundheit 
Schadenserſatz in Geldrenten vorſehenden $$ 843 —845 ſtellen lediglich Ausnahmen dar, darauf 
beruhend, daß bei einer Kapitalabſindung zu ſehr mit unbekannten Faktoren zu rechnen fein würde 
(M zu 8724 EI; RG JW 1911, 66651 u. 28. 1. 11 V 81/10; ſowie JW 1911, 16125. Entſchädi⸗ 
gung in Rente kann beiſpielsweiſe auch derjenige nicht fordern, welcher durch eine 
unerlaubte Handlung am Fortbetriebe ſeines Erwerbsgeſchäfts gehindert iſt, wofern er perſön⸗ 
lich erwerbsfähig blieb; ebenſowenig der Hauseigentümer, deſſen Mietgrundſtück durch Brand- 
ſtiftung zerſtört worden iſt (RF Warn 1917 Nr 265). Erſatz wegen Immiſſionen gemäß 
$ 26 Gew iſt regelmäßig in Kapital zu leiſten, in Rente dagegen nur unter ganz beſonderen 
Umſtänden, etwa dann, wenn feſtſtünde, daß der geſchädigte Eigentümer das Grundſtück in 
gewiſſer Zeit veräußern werde (MG ZW 1918, 96°; 30. 4. 19 V 344/18). Zu entſcheiden iſt die 
vorliegende Frage von Fall zu Fall (MG 68, 429) nach dem Ermeſſen des Richters (RG JW 08, 
473). — Läßt ſich die beſchädigte Sache noch herſtellen, jo berechnet ſich der Erſatzwert 
auf die Höhe der Herſtellungsſtoſten (vgl. dazu $ 249 A 2); es kann gegebenenfalls aber außerdem 
auch noch Erſatz des Minderwerts verlangt werden, den die Sache im Vergleiche zum Werte in 
unbeſchädigtem Zuſtande hat (RG ZW 04, 1405). ; 

4. Beweislaſt. Im Falle des $ 251 Abſ 1 liegt dem Gelderſatz fordernden Kläger der Beweis 
15 Den Vorausſetzungen ob, im Falle des Abſ 2 dem Beklagten der Beweis ſeines 

inwandes. 


8 252 


Der zu erſetzende Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn !). Als 
entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
oder nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach den getroffenen 
Anſtalten und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte?) ) · 

E 218 II 214; M 2 15; P 2 201. , 

1. Entgangener Gewinn. Es ift möglich, daß das ſchädigende Ereignis nicht nur den bereits 
vorhandenen Vermögensſtand vermindert, ſondern auch das Hinzukommen neuer Vermögen. 
werte hindert. Im erſten Falle handelt es ſich um wirklichen Schaden (damnum emergens), 1 
zweiten um entgangenen Gewinn (lucrum cessans). Nach dem Grundſatze des $ 252 Satz 
umfaßt der volle Schaden auch eine Einbuße letzterer Art und iſt daher auch für fie Erſatz zu lee 
— Im Falle des preuß. Quellengeſetzes v. 14. 5. 08 ift gemäß $ 19 des Gef. nur der Minderwen 
des Grundſtückes unter Ausſchluß des etwa entgangenen Gewinns zu erſtatten (RG 16. 3. 18 * 
358/17). Ebenſo iſt durch F 15 RTumultſchädengeſetz der Erſatz des entgangenen Gewinn 
ausgeſchloſſen (RG 105, 118). je Ber 

2. Die Bedeutung des Satzes 2 iſt ſehr umſtritten. Es wird darüber geſtritten, ob die 
ſtimmung eine Einſchränkung des Begriffs „entgangener Gewinn“ bedeute in der Richt ng 
daß anderer als der unter ſie fallende Gewinn für die Erſtattung nicht in Betracht komme u 
teriellrechtliche Auffaſſung) oder ob fie im Gegenteil eine Erleichterung der Geltendmacſone 
des entgangenen Gewinnes bezwecke durch Aufſtellung einer Be weisregel dahin, daß nicht o. 
Gewißheit, ſondern nur die Wahrſcheinlichkeit des Gewinnentganges im Bufammenhang Pr 
der ſchädigenden Handlung dargetan ift. Die Frage ift vom RG in RG 99, 49 dahingeftell 
loffen; dagegen bereits in JW 1907, 8284 im letzteren Sinne beantwortet worden; bl. 11 56 
68, 165; ebenſo HRR 1929, 85, 1563; 1931, 922; anders anſcheinend HRR 1928, 707 ei 
107, 150 (vgl. unten). Die vorige Auflage diefes Kommentars hat zu der Frage im erſteren Si r 
Stellung genommen. Es iſt ihr zuzugeben, daß der Wortlaut des Geſeßzes, der auf eine in 
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Vergangenheit liegende Erwartungslage abjtellt, für dieſe Auffaſſung ſpricht. Doch deutet die 
Veglaſſung des im J. Entwurf ($ 218 Abſ 2) enthaltenen Wörtchens „nur“ darauf hin, daß eine 
Einſchränkung des Schadensbegriffs auf den zur Zeit der ſchädigenden Tatſache mit Wahrſchein⸗ 
lichkeit zu erwarten geweſenen Gewinn nicht beabſichtigt war. Es beſteht deshalb kein hinreichender 
Grund anzunehmen, daß ein Gewinn, der nicht mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten war, aber 
dennoch innerhalb der Grenzen des adäquaten Kauſalzuſammenhanges (vgl. 
Vorbem 3 vor 9 249) ohne das Dazwiſchentreten der ſchädigenden Tatſache eingetreten ſein würde, 
bei der Schadensbemeſſung außer Betracht bleiben müſſe, zumal eine ſolche Annahme eine nicht 
wohl zu rechtfertigende Begünſtigung des für den Schaden Verantwortlichen bedeuten würde. 
Es kann ſonach an der Auffaſſung der vorigen Auflage nicht feſtgehalten werden. Demgemäß wird 
Inöbefondere bei den dort beſonders hervorgehobenen Lotterie und Spekulationsgewinnen 
zwar die bloße Möglichkeit, daß der Geſchädigte mit dem ihm vorenthaltenen Gelde einen ſolchen 
Gewinn hatte machen können, an und für ſich nicht ausreichen, wohl aber (was übrigens auch 
in der vorigen Auflage zugegeben wurde, jedoch mit der dort vertretenen grundſätzlichen Auf⸗ 
faſſung nicht wohl vereinbar ſein dürfte) der Nachweis von Tatſachen, welche es wahrſcheinlich 
machen, daß der Geſchädigte ohne das Dazwiſchentreten des ſchädigenden Umſtandes einen 
ſolchen Gewinn gemacht haben würde, insbeſondere daß er ein beſtimmtes Los oder eine be- 
Uimmte Papiergattung, wenn auch in ſpekulativer Abſicht (a. M. HRR 1928, 707), bereits 
deftellt oder ſonſt zum Erwerbe in Ausſicht genommen hatte und erworben haben würde, wenn 
ihm das geſchuldete Geld nicht vorenthalten worden wäre, und daß dieſes Los tatſächlich einen 
Gewinn gemacht bzw. die Papiergattung eine Kurserhöhung erfahren hat (anders für Speku⸗ 
lationspapiere, ſofern nicht beſondere Veranſtaltungen oder Vorkehrungen getroffen find, HRR 
1931, 922). Ferner wird, wenn ein von jemandem zum Zwecke des Vermietens ange- 
ſchafftes Fahrzeug durch einen anderen beſchädigt wird, dieſer für den wahrſcheinlichen Ausfall 
des Erwerbs haften, und zwar unter Berückſichtigung auch der inzwiſchen etwa ein⸗ 
getretenen beſonders günſtigen Erwerbsbedingungen, gleichgültig ob dieſe ver ⸗ 
beſſerten Bedingungen ſchon zur Zeit der Tat zu erwarten waren oder nicht (RG SeuffA 63 
Nr 150). Nach ſolchen Geſichtspunkten beantwortet ſich auch die beſondere Frage, ob im Falle 
der Verletzung einer Perſon auch ein ihr dadurch entgangener geſteigerter Verdienſt (etwa 
aus dem Grunde einer Beförderung oder einer allgemeinen Gehaltsaufbeſſerung) zu berückſich⸗ 
ligen ſei RG 22, 90; Seuffl 63 Nr 261). Die Vorteilsausgleichung findet auch hier ſtatt; vgl. 
Vorbem 5 vor § 249. Der § 252 greift auch dann Platz, wenn der Schaden durch Fahrläſſigkeit 
verurſacht worden iſt (RG JW 07, 8284; 08, 140 00. Treu und Glauben würde es widerſprechen, 
wenn der Sachgläubiger die Lieferung der Sache gegen einen in der Zwiſchenzeit durch die In⸗ 
fiation gänzlich entwerteten Papiermarkpreis verlangen wollte; deshalb hat angemeſſene Auf- 
wertung des Kaufpreiſes einzutreten (vgl. zu $ 242 A 5 dB), auch wenn der Sachſchuldner im 
Serzuge war; ein Anſpruch auf den aus der Geldentwertung ſich ergebenden Gewinn wird durch 
$ 252 nicht begründet (dich 107, 150). 
3. Die Beſtimmung des Satzes 2 bietet auch die Grundlage für die im kaufmänniſchen Verkehr 
allgemein übliche und in der Rechtſprechung zugelaſſene abſtrakte Schadens berechnung, die 
namentlich dann in Betracht kommt, wenn der Käufer einer Handelsware auf Grund der $$ 325, 
526 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt. Dieſe Art der Schadensberechnung 
eruht auf der (der Widerlegung nach Maßgabe des $ 287 ZPO zugänglichen) Vermutung, daß 
* Käufer, wenn die Ware geliefert worden wäre, in der Lage geweſen ſein würde, ſie zum 
LKarktpreiſe weiterzuverkaufen, wodurch er, wenn dieſer höher war als ſein Einkaufspreis, 
emen Gewinn gemacht haben würde, der ihm durch die Nichtlieferung entgangen iſt; auf Grund 
dieſer Vermutung kann ohne weiteren Nachweis der Unterſchied zwiſchen dem Marktpreiſe und 
dem Vertragspreiſe als Gewinnentgang verlangt werden (RG 68, 165; 90, 425; 99 46; 101, 
217, 240; 105, 286, 293; Warn 1921 Nr 140; HRR 1929, 85). Für Waren, die keinen Marktpreis 
aben, wird als genügend angeſehen, daß ſie Gegenſtand des Handelsverkehrs bilden und deshalb 
als zum Beweiſe des Gegenteils anzunehmen iſt, daß fie jederzeit verkäuflich ſind; an die Stelle 
des Marktpreiſes tritt hier der Verkäuflichkeitswert, d. h. der Preis, zu dem die Ware „nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge“ mit Wahrſcheinlichkeit hätte verkauft werden können (Rh 
68, 165). Die Verkäuflichkeit wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Ware noch keinen Markt 
befißt, ſondern einen ſolchen erſt erobern will; auch in ſolchem Falle ſoll es Sache des Verkäufers 
ein, zur Widerlegung der Vermutung die Unmöglichkeit des Abſatzes zu beweiſen (Ac 68, 166). 
Unerheblich iſt, ob die Ware ſo, wie ſie gekauft worden, oder erſt nach einer Verarbeitung, z. 55 
lebend gekauftes Vieh nach Schlachtung als Fleiſch, weiterverkauft worden wäre (R 101, 241). 
Die Vermutung wird aber entkräftet, wenn Umſtände vorliegen, welche ergeben, daß die gewinn⸗ 
dringende alsbaldige Veräußerung ausgeſchloſſen geweſen wäre, z. B. wenn der Kaufer ſich 
verpflichtet hat, die Ware nicht weiterzuverkaufen oder wenn überhaupt nur Verbrauch in eigenem 
etriebe in Frage kam. Dementſprechend hat das RG 99, 49 angenommen, daß der Fiskus, 
er Waren zur Verſorgung des Heeres angekauft hat, feinen Schaden nicht abſtrakt berechnen 
Önne; ebenjo RG 105, 285. In andern Urteilen (RG 101, 217; 101, 421; 105, 293; Warn 1921 
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Nr 140) iſt aber dargelegt worden, daß die abſtrakte Schadensberechnung auch in Fällen zugelaſſen 
werden könne, in denen die Ware nicht in der Abſicht der Weiterveräußerung, ſondern zunächſt 
zu eigenem Verbrauche gekauft ſei, wofern nur die Möglichkeit der Weiterveräußerung mit Gewinn 
beſtanden habe und es nicht ausgeſchloſſen geweſen ſei, daß der Käufer, insbeſondere der Fiskus, 
ſich noch nachträglich infolge der eingetretenen Umſtände dazu entſchloſſen hätte, wozu er berech⸗ 
tigt war. Dieſe weitgehende Begünſtigung der allerdings „einfacheren und bequemeren“, aber 
auch roheren und weniger zuverläſſigen abſtrakten Schadensberechnung erſcheint nicht unbe⸗ 
denklich. Es müßte jedenfalls, wie in RG 105, 286 gefagt iſt, konkret gemäß § 287 ZPO glaub- 
haft gemacht werden, daß eine ſolche Sinnesänderung den Umſtänden nach in Frage kam. Das 
Richtigſte ſcheint ſchließlich doch der in RG 105, 286 berichtete aber abgelehnte Standpunkt des 
damaligen Berufungsgerichts zu ſein, daß es lediglich Sache der gemäß $ 287 ABO ohne Bindung 
an Beweislaſtregeln auszuübenden freien Beweiswürdigung des Gerichts iſt, ob es durch die 
abſtrakte Berechnung im Einzelfalle die Überzeugung von der Entſtehung und Höhe eines Schadens 
gewinnen kann. Als unzuläſſig iſt in dem Urt v. 9. 1. 26 1 248/25 die abſtrakte Schadensberech⸗ 
nung ausnahmsweiſe dann bezeichnet, wenn es ausgeſchloſſen ſei, daß der Berechtigte den 
berechneten Gewinn gehabt haben würde. In dem Urt v. 1. 10. 26 VI 181/26 iſt gejagt, die 
abſtrakte Schadensberechnung ſei nur zuläſſig, wenn ein Weiterverkauf für den Käufer in 
Frage gekommen wäre. — Durch $ 376 HGB iſt die abſtrakte Schadensberechnung bei Fix⸗ 
geſchäften als Regel angeordnet. Im übrigen kann nach dem jetzigen Handelsgeſetzbuche (88 373, 
374; anders nach dem AD HGB Artt 354, 343) auch der Verkäufer feinen Schaden wegen 
Nichtabnahme der Kaufſache durch den Käufer auf jede nach BGB zuläſſige Art berechnen; ins⸗ 
beſondere, auch wo die Vorausſetzungen für einen auf Rechnung des Käufers gehenden Selbſt⸗ 
hilfeverkauf ($ 373 HGB) nicht erfüllt find, unter Zugrundelegung von Deckungsverkäufen 
(RG 61, 281; 109, 136; 110, 157); aber auch durch Berechnung des Unterſchiedes zwiſchen dem 
„Selbſtkoſtenpreis“ (bei noch nicht angeſchaffter Ware) und dem Vertragspreis (RG 60, 347 unter 
Hinweis auf die Denkſchrift S. 218/219, wo dieſe Art der Schadensberechnung aber wohl mit 
Unrecht als „abſtrakte“ bezeichnet ift). Über die Frage, welcher Zeitpunkt der Berechnung des 
Gewinnentganges zugrunde zu legen iſt, und über weitere Fragen der Schadensberechnung dgl. 
9 325 A 1 Abſ 3 und 8 326 A 1% Abſ 3. 


8 253 


Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, kann Entſchädi⸗ 
gung in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen gefordert 
werden!) 2). 

E I 221 II 216; M 2 21; P 2 298. 


1. Immaterieller Schaden. Nach dem oberſten Grundſatze des Geſetzes iſt bei Schadens, 
zufügungen der in $ 249 Satz 1 bezeichnete Zuſtand herzuſtellen. Dem entſpricht es, wenn $ 203 
beſtimmt, daß wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, Entſchädigung 
in Geld grundſätzlich nicht in Frage kommt. Denn durch eine Geldleiſtung wäre in ſolchen Fällen 
der bezeichnete Zuſtand überhaupt nicht herſtellbar (NG Warn 08 Nr 58). Im Falle des $ 253 
ſoll daher eine Forderung auf Erſatzleiſtung in Geld an Stelle der Herſtellung nur inſoweit geltend 
gemacht werden konnen, als dies in Sonderfällen vom Geſetze ausdrücklich zugelaſſen wird 
(vgl. 8$ 847, 1300; RG 112, 294). — Der Grundſatz des § 253 ift anwendbar auch dann, wenn 
Schadenserſatz auf Grund eines Vertrags gefordert wird (RG 65, 17 zu § 847 Abſ 1). Danach 
braucht alſo bei lediglich vertraglicher Haftung auch im Falle einer Geſundheitsbeſchädigung nicht 
zugleich für den durch dieſe verurſachten immateriellen Schaden Erſatz geleiſtet zu werden, N 
ein innerer Grund für dieſe Verſchiedenheit nicht erſichtlich iſt (NG aa O). Als rechtsgeſchäftliche 
Mittel, auch bei Verletzungen ideeller Güter ſich einen Geldanſpruch zu ſichern, kann aber die 
Ausbedingung einer Vertragsſtrafe dienen (vgl. $ 241 A 1). Gemäß $ 253 kann auch für das 
ſog. Liebhaberintereſſe, das auf bloßen perſönlichen Empfindungen und Meinungen beruht 
(M 2, 22), Geldentſchädigung nicht gefordert werden. Dahin gehört aber nicht auch der Anſpruc) 
auf Erſatz für Entziehung des Gebrauches fog. Luxusgegenſtände. Denn auch durch die SIE 
ziehung des Gebrauchs eines Luxusgegenſtandes, z. B. eines Luxuspferdes, kann ein Vermögen? 
ſchaden verurſacht werden. Wer gewohnt iſt, täglich eine Ausfahrt in den Wald zu machen, wi % 
gegebenenfalls das erftattet verlangen können, was er nunmehr für Beſchaffung eines Mier 
fuhrwerks verausgaben muß. Zieht er es aber vor, zu Haufe zu bleiben, fo iſt ihm ein Vermöge che 
ſchaden nicht entſtanden. Gleiches muß gelten, wenn jemandem durch Zuführung übler Gerl 1 
oder Geräuſche das Wohnen in ſeinem Hauſe zur Unannehmlichkeit geworden iſt, er aber trotzbe 
in dem Haufe verbleibt (RG SeuffA 63, 53; a. M. Planck A J). 

„2. Unberührt bleiben von § 253 die Beſtimmungen des StGB und der Geſetze über den 
Schutz des geiſtigen Eigentums, ſoweit ſie einen Anſpruch auf Buße gewähren. 
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8 254 
Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten 
mitgewirkt, ſo hängt die Verpflichtung zum Erſatze ſowie der Umfang des 
zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit 


der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht 
worden iſt !). 


Dies gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädig ten darauf 
beſchränkt, daß er unterlaſſen hat, den Schuldner auf die Gefahr eines unge- 
wöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen, die der Schuldner weder 
kannte noch kennen mußte, oder daß er unterlaffen hat, den Schaden abzu- 
wenden oder zu mindern 2). Die Vorſchrift des § 278 findet entſprechende 
Anwendung?) 4) 5) 6). 

E 1 222 II 217; M 2 223; P 2 30. 


1. Mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten. a) Hat bei der Entſtehung eines Schadens, 
für welchen die Haftung eines andern in Frage kommt, der Beſchädigte mitgewirkt, fo fragt es 
ſich, wie dieſe Tatſache die Haftbarkeit des andern beeinflußt. Es beſtehen an und für ſich drei 
Möglichkeiten: der andere bleibt in vollem Maße haftbar, oder ſeine Haftung iſt eine geminderte, 
oder endlich die Haftung iſt völlig beſeitigt. Das Geſetz gibt allen drei Möglichkeiten Raum 
(Abſ 1), ſetzt ſtets ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten voraus, und will die Ent- 
ſcheidung alsdann auf die beſonderen Umſtände des Falles, inſonderheit aber auf die vor⸗ 
wiegende Verurſachung, abgeſtellt wiſſen. Zu prüfen iſt danach in erſter Linie jedes⸗ 
mal (RG 54, 407), ob das zur Entſtehung des Schadens mitwirkende Verhalten des Beſchä⸗ 
digten ein ſchuldhaftes war, demnächſt aber zutreffendenfalls, ob der nachteilige Erfolg vor⸗ 
wiegend auf das Verhalten des einen Teiles oder des andern urſächlich zurückzuführen iſt. Im 
einzelnen iſt zu den gegebenen Begriffsmerkmalen folgendes zu ſagen: 

a) Eigenes Verſchulden des Beſchädigten: Es kann ſich in einer poſitiven Tätigkeit, wie auch 
in einem Unterlaſſen äußern (Abſ 2). Nicht aber kann es ſich vorliegend um ein Verſchulden in der 
gewöhnlichen Richtung handeln, nämlich um die Verletzung einer gegenüber einem andern ob⸗ 
liegenden Rechtspflicht. Hier handelt es ſich vielmehr um ein Verſchulden in eigener Angelegenheit, 

as in der Außerachtlaſſung derjenigen Auſmerkſamkeit und Sorgfalt beſteht, welche (nach Lage 
der Sache) zur Wahrnehmung der eigenen Angelegenheiten jedem ordentlichen und verſtändigen 
Menſchen obliegt, um Schaden zu vermeiden (RG 52, 351; Warn 08 Nr 495 u. 606; JW 1914, 
827; R 105 S. 119, 152; HRR 1932, 1126). Demgemäß iſt erkannt worden (Warn 1916 Nr 133), 
daß ein Mitverſchulden ſchon darin liegen könne, wenn ein Mieter die Mietwohnung weiter benutzt, 
trotzdem er ihren gefährdeten Zuſtand kennt und deshalb mit dem Eintritt eines Schadens rechnen 
muß. Ein Verſchulden „im eigentlichen Sinne“ wird nicht erfordert (RG 112, 287). Was eine 
Haftung wegen Verſchuldens Dritten gegenüber begründet, begründet ſie regelmäßig auch in der 
Form der Berückſichtigung des Verſchuldens bei der Schadensteilung (RG JW 15, 214). So hat 
der Gaſt die Pflicht, in bezug auf die Sorge für feine im Gaſthauſe untergebrachten Sachen die 
erforderliche Aufmerkſamkeit und Sorgſalt ſelbſt anzuwenden, gegebenenfalls alſo auch die vom 
Wirt zur Sicherheit während der Nacht getroffenen Vorkehrungen zu benutzen (RG 75, 386); 
doch darf er ſich andererſeits darauf verlaſſen, daß der Wirt durch ordnungsmäßige Einrichtungen 
für feine Sicherheit geſorgt hat (RG 103, 11). Der Kaſſenbeamte ift verpflichtet, die Echtheit der 
vorgelegten Quittung zu prüfen, verſäumt er das und erfolgt die Zahlung auf eine gefälſchte 
Quittung, fo kann mitwirkendes Verſchulden vorliegen (RG 10. 5. 10 II 493/09). Ein Mitver⸗ 
ſchulden kann unter Umſtänden auch darin gefunden werden, daß ein Mieter, der durch den fehler- 
haften Zuſtand der Mietſache Schaden erlitten hat, trotz Kenntnis des Fehlers die Wohnung 
behielt und nicht vielmehr von ſeinem Kündigungsrechte Gebrauch machte (R Warn 1916 
Nr 133). Hat jemand lein Angeſtellter) den Schaden, für den ihm ein anderer haftbar iſt, bei 
Befolgung von Anordnungen eines Dritten erlitten, dem er an ſich Gehorſam ſchuldete, ſo kann 
er ſich zwar nicht ſchlechthin auf feine Gehorſamspflicht berufen, aber dieſe Pflicht und die Ge⸗ 
pflogenheit, die Anordnungen des Dritten (des Dienſtherrn) zu befolgen, die damit verbundene 
Abſtumpfung, find dennoch zu feinen Gunſten zu berückſichtigen (RG SeuffA 70 Nr 152). Das 
Verſchulden des Beſchädigten braucht nicht gerade bei dem ſchädigenden Ereignis her⸗ 
vorgetreten zu fein, ſofern es nur bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat (vgl. unten 
zu b); RG 131, 124. — Vorausgeſetzt iſt ein Verſchulden im Sinne des $ 276 bzw. 823 
(ogl. zu $ 276 A 4c und zu § 823 A 3; RG 54, 410; 59, 222; 68, 423), und zu berückſichtigen iſt 
dabei jeder Grad (RG JW 05, 2835), vom Standpunkte der damaligen Lage des Geſchädigten 
und von ſeiner damaligen Auffaſſung aus beurteilt, nicht aber iſt entſcheidend, was ſich, hinterher 
bei kühler Überlegung der wirklichen Sachlage als das Richtige ergibt“ (NG Warn 09 Nr 7). 
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Verſtößt aber das Verhalten des Beſchädigten gegen ein Schutzgeſetz ($ 823 Abſ 2), fo iſt $ 254 
anwendbar, ohne daß es auf die Vorausſehbarkeit des Schadens ankommt; vgl. zu § 823 A 16 
(RG in HAN 1928, 514). Individuelle Eigenſchaften des Geſchädigten kommen nicht in Betracht 
(RG Warn 09 Nr 281). Jedenfalls muß ſich das Verſchulden gerade auf diejenige Handlung 
oder Unterlaſſung (NG ZW 1914, 5895) bezogen haben, welche für den Eintritt des Schadens 
mit urſächlich geworden iſt. So wenn der Geſchädigte bewußt die zu ſeinem Schutze angebrachten 
Vorrichtungen nicht benutzt hat (RG Warn 08 Nr 20); oder wenn derjenige, welcher weiß, daß er 
alkoholiſche Getränke nicht vertragen kann, ſich in Trunkenheit verſetzt und hierdurch den Unfall 
mit herbeiführt (RG Warn 1913 Nr 132). Mitwirkendes Verſchulden kann auch dann vorliegen, 
wenn die den Schaden verurſachende Tätigkeit beider Teile zeitlich nicht zuſammenfällt 
(Rc 69, 57; 131, 124). Auch ein der ſchädigenden Handlung des andern voraufgegangenes 
ſchuldhaftes Verhalten des Geſchädigten kann die Anwendung des $ 254 begründen, falls nämlich 
dies Verhalten die ſpätere Handlungsweise des andern veranlaßt hat (RG JW 07, 77; Warn 1911 
Nr 261; Gruch 58, 921; 54, 1016). Endlich iſt die Anwendung der Grundſätze von der Einwirkung 
des mitwirkenden Verſchuldens auch dann nicht unbedingt ausgeſchloſſen, wenn der Täter vor⸗ 
ſätzlich den Schaden herbeigeführt und der Geſchädigte anderſeits bei der Entſtehung oder bei 
dem Anwachſen des Schadens nur fahrläſſig mitgewirkt hat, wenngleich regelmäßig in derartigen 
Fällen die Haftung des mit Vorſatz handelnden Täters durch die bloße Fahrläſſigkeit des Geſchä⸗ 
digten nicht gemindert wird (RG 76, 323; 69, 281; 78, 394; 130, 6; Warn 08 Nr 446; 1911 Nr 64). 
Vgl. dazu des Näheren A 5. Mitverſchulden kann auch durch eine ſchikanöſe Handlungsweiſe 
($ 226) begründet ſein; fo wenn der Grundſtückseigentümer das Betreten ſeines Hauſes dem 
bauenden Nachbareigentümer, der von jenem Hauſe aus für deſſen genügende Befeſtigung Sorge 
tragen wollte, rundweg unterſagt (R Gruch 54, 1016); ferner durch ein Reizen des Täters (Mb 
JW 07, 77; Warn 1911 Nr 201); ferner durch Zuſtimmung zu der ſchädigenden Handlung (RG 
127, 29). Hat der Verletzte mit anderen in bewußtem Zuſammenwirken gehandelt, dann 
muß er ſich unter Anwendung des § 830 Abſ 1 auch die Handlungen feiner Genoſſen dem Täter 
gegenüber gemäß $ 254 als eigenes Verſchulden zurechnen laſſen (RG Warn 1911 Mt 
261). Unter außergewöhnlichen Verhältniſſen, wie zur Zeit des Ruhrkampfes, kann einer 
Vertragspartei auch Nachſicht gegen ein aus den Umſtänden erklärliches vertragswidriges 
Verhalten der anderen Vertragspartei und entſprechendes Handeln ohne eigen, 
ſinniges Beſtehen auf eignem Rechte zugemutet und ein Zuwiderhandeln als mitwirkendes 
Verſchulden angeſehen werden (RG 114, 379). — Der Schädiger kann gegenüber dem Schadens- 
erſatzanſpruche des Beſchädigten nicht geltend machen, dieſen treffe ein Mitverſchulden um des 
willen, weil er in ihn (den Schädiger) Vertrauen geſetzt und dadurch einen Mangel an Sorg⸗ 
falt bekundet habe (R Gruch 64, 256; RG 129, 114). — Da Verſchulden des Beſchädigten 
vorausgeſetzt iſt, jo folgt zugleich, daß der Beſchädigte zu einer ſchuldhaften Handlungsweiſe auch 
befähigt und mithin zurechnungsfähig geweſen ſein muß. Die Frage der Zurechnung iſt auch 
hier unter entſprechender Anwendung der Grundſätze der $$ 827, 828 zu beantworten (RG 59, 221! 
68, 423; 108, 89). Erforderlich iſt nicht Vorhandenſein der Geſchäftsfähigkeit. Mitwirkendes 
Verſchulden bei Kindern unter 7 Jahren kann überhaupt nicht in Frage kommen (RG 54 S. 404, 
407), während bei Kindern von 7—18 Jahren ihre Einſichtsfähigkeit entſcheidet (R 59, 221; 
68, 423; Warn 08 Nr 314 und 1910 Nr 19); die in $ 828 geforderte Einſicht der Verantwortlichkelt 
wird durch die Einſicht zur Erkenntnis der Gefährlichkeit des Tuns gedeckt (RG Warn 08 Nr 57 
Bei einem jugendlichen Verletzten ift fein mitwirkendes Verſchulden, falls er einem klaren un 
eindrucksvollen Verbote zuwidergehandelt hat und nicht bewieſen iſt, daß ihm die zur Erkennen 
der Verantwortlichkeit für die Verbotsverletzung erforderliche Einſicht gefehlt hat, jel I 
dann in Betracht zu ziehen, wenn er die zur Erkenntnis der Gefahr erforderliche Einſich 
nicht beſeſſen hat ($ 828; RG 76, 187). Hat jemand ſich in Trunkenheit verſetzt und in diele 
Zuſtande eine gefährliche Treppe benutzt, ſo liegt Mitverſchulden im Sinne des Geſetzes bor 
(RE JW 05, 2295). — In der Regel kommt es auch nur auf das eigene Verſchulden des 
Geſchädigten ſelbſt an (MG 139, 291). So bleibt im Falle der Haftung des Eiſenbahnunter 
nehmers gemäß 9 25 des preuß. Eiſenbahngeſetzes v. 3. 11. 1838 ein Verſchulden des Beauftragten 
des Verletzten außer Betracht (RG 63, 270). Auch ein etwaiges Verſehen der Eltern als een 
kann dem verletzten Kinde nicht als ein von ihm zu vertretendes Verſchulden angerechnet 2 
(RG JW 06, 556), insbeſondere auch nicht die den Eltern zur Laſt fallende schuldhafte 1 
laſſung der Zuziehung eines Arztes (RG FW 06, 85%). Indeſſen der nur mittelbar Geſchädign 
(der Ehemann) muß ſich das Verſchulden des unmittelbar Geſchädigten (der Ehefrau) ſtets am 
rechnen laſſen (RG 81, 215; hier hatte der Mieter wegen des infolge Schadhaftigkeit der Mie 
ſeiner Ehefrau zugeſtoßenen Unfalls Schadenserſatz verlangt). Die Sache liegt da grundſabg z 
überhaupt anders, wo gegen den Geſchädigten die Beſtimmung des § 278 oder die des $ 5 
anwendbar iſt (vgl. dazu A 3). Dem Teſtamentsvollſtrecker, der gegen einen früheren e 
mentsvollſtrecker einen Erſatzanſpruch aus $ 2219 geltend macht, der gemäß $ 2041 zum N 
gehört, kann dieſer entgegengehalten, daß der Schaden überwiegend durch die Schuld des Er 
verurſacht ſei (RG 138, 132; vgl. zu $ 2041 A 3). 
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b) Der Begriff der „Mitwirkung“ ſetzt voraus, daß mehrere Urſachen (Bedingungen) 
zu dem eingetretenen Erfolge im Sinne der adäquaten Verurſachung (vgl. Vorbem 3 vor § 249) 
zuſammengewirkt haben. § 254 ſetzt deshalb voraus, daß es ſich um einen Schaden handelt, der 
auf ſolche mehreren Urſachen zurückzuführen iſt. Er findet Anwendung in allen Fällen, in denen 
eine dieſer Urſachen (Bedingungen) in dem eigenen Verſchulden des Beſchädigten beſteht. Vgl. 
RG 137, 161. Nicht aber iſt erforderlich, daß die außer dem eigenen Verſchulden des Beſchädigten 
wirkend gewordenen Urſachen oder eine derſelben in einer Handlung oder Unterlaſſung 
des andern,Teiles“, d. h. desjenigen, der für den Schaden haftbar gemacht werden 
ſoll, insbeſondere in einem ihm zur Laſt fallenden Verſchulden, beſtehen, ſo daß alſo etwa beider⸗ 
ſeitiges urſächliches Verſchulden vorliegen müßte. Vielmehr findet $ 254 nicht nur auf ſolche 
Schadenserſazanſprüche Anwendung, die auf ein (ſchuldhaftes) Verhalten des Haftbaren gegründet 
werden, ſondern auf alle Fälle, in denen jemand für ein ſchadenbringendes Er⸗ 
eignis, ſei es kraft Geſetzes oder auf Grund einer rechtsgeſchäftlich übernom- 
menen Verpflichtung (Garantie) einzuſtehen hat (RG 67, 120; 112, 286). Von einer 
vorwiegenden Verurſachung durch den einen oder den anderen Teil ſoll auch nicht geſprochen 
werden können, „wenn der Schaden in vollem Umfange ſowohl auf die Schuld des Beſchä⸗ 
digten als auch auf die des anderen Teiles zurückzuführen iſt derart, daß bei Wegfall der von dem 
einen oder der von dem anderen geſetzten Urſache der Schade nicht entſtanden wäre (RG in HN 
1928, 1096). In ſolchen Fällen kann allerdings nicht wohl die Rede davon ſein, daß der 
Schaden „vorwiegend von dem einen oder von dem andern Teile“ verurſacht worden iſt und 
verſagt deshalb der hieraus zu entnehmende Vergleichungsmaßſtab. Dieſer Maßſtab iſt indeſſen 
in dem mit „insbeſondere“ eingeleiteten Teile des Abſ 1 nur beiſpielsweiſe als einer von den 
„Umftänden” hervorgehoben, die bei der Anwendung des $ 254 in Betracht zu ziehen find. In den 
ällen, in denen er verſagt, müſſen die fonftigen Umſtände (vgl. unten zu d) entſprechend heran⸗ 
gezogen werden (RG and.). 
eh Anwendungsgebiet. a. Unmittelbare Anwendung. Nach dem oben (zu b) Geſagten 
iſt für die unmittelbare Anwendung des $ 254 nur eforderlich das Vorhandenſein eines Schadens, 
für den ein anderer einzuſtehen hat, während zu ſeiner Entſtehung der Geſchädigte in irgendeiner 
Weiſe ſchuldhaft beigetragen hat. § 254 greift daher nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in allen durch das BGB beſtimmten Fällen der Schadenserſatzpflicht unmittelbar Platz, 
mag dieſe aus Verträgen, unerlaubten Handlungen oder unmittelbarer geſetzlicher Vorſchrift 
begründet fein; das ergibt ſich ſchon aus der Stellung der Vorſchrift im allgemeinen Teile des 
Rechts der Schuldverhältniſſe (RG 62, 348; Warn 1910 Nr 419). Demgemäß iſt die Anwend 
barkeit anerkannt worden: bei Vertragsſchaden wegen Nichterfüllung: Kauf (AG 57, 
107), Werkvertrag (69, 381); bei Schadenserſatzanſprüchen aus dem Eigentume nach $$ 989 ff. 
(Rc 93, 281; nicht bei dem Herausgabe anſpruche des Eigentümers; vgl. unten zu B); aus $ 325 
A JW 1919, 308°); bei der Haftung des Tierhalters, $ 833 (RG 18. 5. 05 VI 417/04; 5ʃ, 
275; 67, 120; Warn 1912, 74); des Gaſtwirts, $ 701 (RG 75, 394; Warn 1922 Nr 68); für Wild 
ſchade n (Rd 52, 349); für Hilfsperſonen gemäß $ 278 BGB, 9485 HOB (MG 56, 155; 111, 38); 
bei der Haftung auf Grund des Haftpflichtgeſetzes (RG Warn 08 Nr 18; 1911 Nr 340; RG 56, 
155; 114, 292; JW 05, 7713; 1912 Nr 138); bei der Haftung infolge vorläufiger Vollſtreckung 
nach 99 717, 945 ZPO (NG ZW 1907, 48525; Warn 1909 Nr 260); bei culpa in contrahendo, 
falls es wegen einer ſolchen nicht zum Vertragsabſchluſſe gekommen iſt (RG 104, 267; 97, 339) 
oder auch ſonſt wegen eines beiden Teilen beim Vertragsabſchluſſe zur Laſt fallenden Verſchuldens 
(RS 93, 62; vgl. auch § 276 A 3); auf Schadenserſatz ſtatt Herausgabe der Sache, ſei es in Geld 
oder durch Leiſtung einer andern gleichwertigen Gattungsſache (RG 93, 281; Warn 1910 Nr 419); 
im Eiſenbahnfrachtrecht (RG 103, 186; 108 S. 279, 344; 109, 21; 111, 337), jedoch kanu wegen 
$ 456 HGB eine Teilung des Schadens nur in Frage kommen, wenn die Bahn ein Verſchulden 
trifft, da andernfalls die geſetzliche Haftung der Bahn bei (auch nur mitwirkendem) Verſchulden 
des Verfügungsberechtigten gänzlich wegfällt (RG 108, 279; 112, 287). Auch im inte rnationale n 
Eiſenbahnfrachtrecht (Int. Übereinkommen v. 14. 10. 90) iſt die Anwendbarkeit des $ 254 
anerkannt (R 67, 171). Keine Anwendung bei der Schadenserſatzpflicht wegen Schließung 
eines auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten Vertrags nach 88 307, 309, da hier 
die Sondervorſchrift des $ 307 Abſ 1 Satz 2 entgegenſteht (RG 57, 89; 105, 412; 110, 55). Nicht 
ausgeſchloſſen wird die Anwendung des $ 254 dadurch, daß der Erſatzpflichtige, z. B. eine Für 
ſorgeanſtalt, vertraglich verpflichtet war, den Beſchädigten, z. B. einen Geiſtesſchwachen, 
vor Selbſtbeſchädigung zu bewahren (RG 108, 89). — Auf $ 254 kann ſich der nach $ 1 Haftpflo 
haftbare Eiſenbahnunternehmer nicht berufen, wenn ein Tier den Schaden mitverurſacht hat, 
deſſen Halter der Verletzte war (wegen $ 840 Abſ 3; RG Warn 1911 Nr 122, vgl. Näheres zu 
9.840). Kein Raum ift für die Anwendung des $ 254, wenn es ſich um den Zuſammenſtoß 
zweier Seeſchiffe handelt, da dieſe Materie durch die 98 734ff. HGB ihre Regelung gefunden 
hat, in denen insbeſondere durch § 735 Abſ 2 auch der Fall des beiderſeitigen Verſchuldens be» 
handelt ift (RG 78, 179; 125, 66). Doch ſtimmt $ 735 Abſ 2 aaO. inhaltlich mit $ 254 Abſ 1 
Bez B überein. Handelt es ſich um Schiffe, welche unter das Internationale Abkommen 
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vom 23. 9. 1910 (RG Bl 1913, 49) fallen, fo kann nicht mehr, wie es nach der früheren Faſſung 
des $ 736 möglich war, dem bei weitem überwiegend ſchuldigen Teile die geſamte Haftung aufer⸗ 
legt werden, da Art 4 des Abkommens entgegenſteht (RG 94, 93; 125, 66; LZ 30, 644; HRR 
1930, 1042). 

5. Entſprechende Anwendung des § 254. Der Vorſchrift des § 254 iſt aber eine fiber 
ihren, nur auf Falle einer Schadenserſatzpflicht ſich beziehenden Wortlaut hinausgehende Bedeu⸗ 
tung beigelegt worden. Die Rechtſprechung hat in ihr den Ausdruck allgemeiner Rechtsgedanken 
gefunden, die auch auf andern Rechtsgebieten Beachtung verdienen, wenn es ſich um die nicht 
durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen für die in Betracht kommenden Fälle geregelte Frage 
des Verſchuldens von zwei oder mehreren Perſonen und des Abwägens dieſes Verſchuldens 
handelt (RZ 71, 191; 94, 142; 138, 330; JW 1912, 71%). Demgemäß iſt die entſprechende An⸗ 
wendung für ſtatthaft erachtet bei Wandelungsanſprüchen, bei denen das Verſchulden der 
einen oder andern Partei in bezug auf die Unmöglichkeit der Rückgewähr der gekauften Sache 
in Frage kam (RG 56, 267; JW 1904, 140°; II 465/06, 7. 5. 07); bei Ausübung des Rücktritts 
rechts wegen vom andern Teile zu vertretender Unmöglichkeit der Leiſtung nach $ 325 (RG 71, 
191); bei dem Anſpruch auf die Gegenleiſtung im Falle einer durch Verſchulden beider Teile 
unmöglich gewordenen Leiſtung nach $$ 324, 325 (RG 94, 141); bei Anſprüchen aus Eigentums⸗ 
ſtörungen ($ 1004) mit der Folge, daß der Geſtörte die Koſten der Beſeitigung der Störung 
mit zu tragen hat (RG 138, 329); bei der Verteilung des Schadens unter mehrere Geſamtſchuldner 
gemäß $ 426 (RG 75, 251; vgl. $ 426 A 1 Abſ 3). In Fällen, in denen dem Beſchädigten eine 
Verantwortlichkeit wegen einer von ihm geſchaffenen Betriebsgefahr ohne Verſchulden kraft 
Geſetzes obliegt, z. B. wenn ein von ihm gehaltenes Tier oder ein von ihm gelenktes Kraftfahrzeug 
zur Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat, iſt eine ſolche Mitwirkung einem Verſchulden des Be⸗ 
ſchädigten gleichzuſtellen (RG 67, 120; 114, 76; 138, 330; HR R 1933, 1025, 1024). — Keineswegs 
aber kann aus $ 254 ein Rechtsſatz des Inhalts hergeleitet werden, daß jedes Verſchulden, 
aus dem Rechtsfolgen hergeleitet werden, durch das mitwirkende Verſchulden des andern ge⸗ 
mindert oder entkräftet werde (RG 62, 424; Warn 1910 Nr 266; V 58/18, 15. 6. 18). Für nicht 
(entſprechend) anwendbar iſt $ 254 erklärt auf den Werterſatzanſpruch im Falle nicht ſchuldhaften 
Überbaues nach $ 915 (RG 74, 90), obwohl der ihm zugrunde liegende Rechtsgedanke wohl 
auch auf dieſen Fall zutrifft. Für den Anſpruch auf Werterfa bei der Enteignung ift in RG 
21. 6. 07 VII 442/06 ausgeſprochen, es könne ſich „höchſtens“ um eine ſinngemäße Verwertung 
des Grundgedankens handeln; dahingeſtellt auch in RG 129, 397; eine Erſatzanlage braucht 
ſich der Enteigente jedenfalls nicht aufdrängen zu laſſen (RG 129, 397). Gegenüber dem Anſpruch 
aus $ 75 Einl. z. Pr Allg LR und Art 153 RVerf kommt mitwirkendes eigenes Verſchulden 
nicht in Betracht (RG 126, 361). Keine Anwendung auf den Herausgabeanſpruch des Eigen 
tümers nach $ 985, ſoweit er als dinglicher Anſpruch auf die Herausgabe der Sache ſelbſt gerichtet 
iſt; wohl aber auf den nach Beſitzverluſt der Sache durch den Heraus abepflichtigen an ſeine Stelle 
tretenden Erſatzanſpruch aus $ 989 (R 93, 282; JW 1918, 731. 00 $ 254 auf den Herausgabe⸗ 
anſpruch im Falle des Art 74 WO, 8 8 Scheckch Anwendung finden kann, iſt in RG 103, 91 als 
zweifelhaft bezeichnet worden. Auf die Fälle des § 829 (ſubſidiäre Billigkeitshaftung nicht ver 
antwortlicher Schädiger) iſt wegen deren beſonderer Natur $ 254 nicht entſprechend anwendbar 
MS JW 03 Beil 122270). Auch im Falle des § 136 Ge wu V (Haftung des Unternehmers 
für Aufwendungen der Genoſſenſchaft, Rch 62, 429), ſowie bei den nach § 25 des preußiſchen 
Eiſenbahngeſetzes zu beurteilenden Fallen (MG 62, 429) ift $ 254 unanwendbar. Auch bei dem 
Zwiſchenlohnanſpruch ſoll $ 254 nicht gelten (RA 19. 10. 29 in Neue Ztſch. f. Arbeits, 
recht 30, 327). — Bei dem Ausgleichsanſpruche unter mehreren Verurſachern eines 
Schadens (vgl. zu § 426 A1 Abſ z) ift der Grundſatz des $ 254 durch Abwägung der urſächlichen 
Wirkung des Tuns der Einzelnen heranzuziehen. Das iſt ausgeſprochen für die Ausgleichung 
nach § 9 Kraftfahrzc (RG FW 1912, 70°; R 127, 178) und nach $$ 17, 18 ebenda (RG 87, 67) 
unerheblich iſt dabei, daß von den Mitſchädigern der eine aus unerlaubter Handlung, der andere 
aus Vertrag haftet, ebenſo daß der klagende Schädiger aus abgeleitetem Rechte klagt (RG 24. 2. 30 
in BayRechtspflatg 30, 158). Dem Anſpruche einer Berufsgenoſſenſchaft, die einen von 
mehreren als Schadensverurſacher haftpflichtigen Unternehmern, der ihr angehört, von feiner 
geſamtſchuldneriſchen Haftung gegenüber dem Verletzten befreit hat, gegen einen anderen, in. 
nicht angehörigen Unternehmer aus $ 1542 Rd kann von dieſem der Einwand des mitwirkenden 
Verſchuldens des befreiten Unternehmers entgegengehalten werden (RG VI 34/21, 21. 4. 21; 
IV 182/24, 9. 10. 1924; RG 134, 296). — Auch wer einen Schadenserſatzanſpruch durch Ab⸗ 
tretung erworben hat, muß ſich fein eignes mitwirkendes Verſchulden bei der Entſtehung des 
Schadens anrechnen laſſen (RG 139, 289; vgl. zu 9 398 A 3). l A 

7. Anwendbar ift der $ 254 im übrigen nur da, wo den Beſchädigten ſelbſt ein Mi ; 
berihulden trifft. Beſchädigter ift im Sinne des g 254 derjenige, der einen Vermügene. 
ſchaben erlitten hat und dafür aus eigenem Rechte Erſatz fordert (RG 54, 407). Darüber, inwie wel 
$ 278 eingreift, vgl. A 3. Die Anwendbarkeit des $ 254 ift daher beiſpielsweiſe ausgeſchloſſen 
wenn nicht der Verletzte klagt, ſondern der Geſchäftsführer ohne Auftrag von dem Erſaßzpflichtige 
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die Erſtattung der Aufwendungen verlangt, die er für den Erſatzberechtigten gemacht hat (RG 
JW 05, 53111). Wenn jedoch aus der Verletzung oder Tötung einer Perſon An⸗ 
jprüche mittelbar für einen Dritten entſtehen (88 844, 845), findet § 254 auch dieſem 
gegenüber derart Anwendung, daß es auf fein „mitwirkendes Verſchulden“ ankommt (RG 55, 24). 
Keinesfalls kommt der § 254 auch dem Beſchädigten zugute, und deshalb kann der 
Erklärungsempfänger, der des Entſchädigungsanſpruchs aus § 122 Abſ 1 nach Abs 2 daſelbſt 
wegen eigener Fahrläſſigkeit verluſtig geht, nicht gemäß § 254 mitwirkendes Verſchulden des 
Erklärenden geltend machen; auch eine entſprechende Anwendung des $ 254 iſt hier unſtatthaft, 
da durch die Sondervorſchrift des Abſ 2 jede Erſatzpflicht ausgeſchloſſen wird (RG 57, 89). „Be⸗ 
ſchädigter“ ift bei der großen Have rei auch der Schiffseigentümer, der Koſten für die Reparatur 
des Schiffes nach einem Zuſammenſtoße hat aufwenden müſſen; deshalb kann er gegenüber der 
feinem Erſtattungsanſpruche aus § 702 HGB entgegengehaltenen Einrede, daß fein Angeſtellter, 
deſſen Verſchulden er nach $ 278 zu vertreten hat, den Zuſammenſtoß verſchuldet habe, nicht 
im Wege der Replik unter Berufung auf § 254 geltend machen, daß einen Angeſtellten des als 
erſatzpflichtig in Anſpruch genommenen Beklagten ein von dieſem zu vertretendes mitwirkendes 
Verſchulden treffe (RG 62, 420). 

d) Maßſtäbe für die Schadenshaftung bei Mitwirkung eines Verſchuldens des Beſchädigten. 
Die vorwiegende Verurſachung des Schadens iſt vom Geſetze als Vergleichungspunkt 
ausdrücklich hervorgehoben. Mithin muß in erſter Linie in Betracht gezogen werden, ob einerſeits 
die Handlung des Schädigers oder das Ereignis, für das er verantwortlich iſt (oben zu b), anderer⸗ 
ſeits die ſchuldhafte Handlung oder Unterlaſſung des Beſchädigten als eine mehr oder weniger 
wirkſame Urſache des Schadens objektiv anzuſprechen find (NG JW 1912, 31!%; Warn 1911 
Nr 340). Zu prüfen iſt ſonach überall da, wo das Verhalten beider Teile von urſächlicher Be⸗ 
deutung geworden iſt, zunächſt, in welchem Maße die Handlungsweiſe des einen oder des andern 
Teiles zum Erfolge beigetragen hat (RG 54, 13; Warn 08 Nr 19 u. 445; 1911 Nr 64); in denjenigen 
Fällen ſodann, wo der Erſatzpflichtige kraft Geſetzes oder zufolge rechtsgeſchäftlicher Übernahme 
einer Gefahr haftet, in welchem Maße einerfeit3 das ſchuldhafte Verhalten des Beſchädigten und 
anderſeits die die Haftung des Erſatzpflichtigen begründenden Umſtände ſelbſt (die von 
einem Tiere ausgehende Gefahr, die mit dem Eiſenbahnbetriebe verbundene Gefahr, die bei der 

übernahme einer Verſicherung in Frage ſtehende Gefahr) als Urſache für den Schaden anzujehen 
find (RG JW 03 Beil 136 Nr 298, 299 und SeuffA 59 Nr 224; R& 56, 154; 62, 350; Warn 08 
Nr 606 ſowie 290 u. 291; ferner 1911 Nr 340). Daneben will indeſſen das Geſetz auch die ſonſtigen 
Umſtände des Falles beachtet wiſſen, und unter ihnen wird namentlich auch die Frage, welchem 
Teile bei der Verurſachung des Schadens das ſtärkere Verſchulden zur Laſt fällt, in Betracht 
kommen (RG 68, 422; 69, 57; JW 1912, 13811; HRR 1931, 1452). Auch bei einer auf argliftiger 
Täuſchung beruhenden Schadenserſatzpflicht iſt die Berückſichtigung eines auf bloßer Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhenden Verhaltens des Beſchädigten (vgl. oben A 1) nicht grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen; doch wird einer ſolchen gegenüber ein bloß fahrläſſiges Verhalten des Getäuſchten 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden erheblich ins Gewicht fallen können: RG in HRR 1928, 
1572, 1279; RG 130,6; R 14. 4. 30, Seuff A 84, 292 (Ermöglichung von Veruntreuungen eines 
Bankangeſtellten durch fahrläſſiges Verhalten des Bankkunden iſt bei der Haftung der Bank in Be⸗ 
tracht zu ziehen). Dementſprechend hängt bei einem Eiſenbahnunfalle im Falle mitwirkenden 
Verſchuldens des Beſchädigten die Schadenserſatzpflicht des Unternehmers von den Umſtänden ab, 
namentlich von dem Maße der Urſächlichkeit einerſeits des Verſchuldens des Verletzten, anderſeits 
der Betriebsgefahr, aber auch unter Berückſichtigung ſolcher Umſtände, die jenes Verſchulden 
größer oder geringer erſcheinen laſſen (Recht 1924 Nr 800), und es iſt bei jugendlichen, nach $ 828 
verantwortlichen Perſonen auch ein Zurückbleiben der individuellen Entwicklung hinter der 
normalen zu beachten (RG 68, 422; Warn 1910 Nr 19); auf der andern Seite die Erhöhung der 
Betriebsgefahr, wenn ein ſchuldhaftes Verhalten des Unternehmers oder ſeiner Angeſtellten als 
Element jener Gefahr in Betracht kommt (RG 56 S. 154, 157); Grundſätze, die nochmals zu⸗ 
ammengefaßt find in dem Urt v. 12. 7. 26 IV 31/26; vgl. auch HRR 1931, 325 und 1448. Hiernach 
kann ſich im Einzelfalle ſogar ergeben, daß das ſchuldhafte Verhalten des Beſchädigten vollig 
bedeutungslos ift, oder umgekehrt kann ſich auch das Verſchulden des Beſchädigten als von ſo über⸗ 
wiegender Bedeutung erweiſen, daß es allein als urſächlich anzuſehen iſt. Im erſten Falle hat 
der Erſatzpflichtige den vollen Schaden zu erſetzen; im zweiten Falle beſteht für ihn keine Ver⸗ 
pflichtung (JW 06, 544; Warn 08 Nr 578). Wäre anzunehmen, daß das Maß der Urſaächlichkeit 
auf beiden Seiten gleich zu bewerten ift, jo würde der Exſatzpflichtige nur für die Halfte des 
Schadens aufzukommen haben (RG 28. 11. 04 VI 235/04); und wäre endlich die Urſächlichkeit zu 

aſten beider Teile je nach einem verſchiedenen Verhältniſſe als gegeben anzuſehen, ſo müßte 
er Umfang des zu leiſtenden Erſatzes dieſem Verhältniſſe entſprechend bemeſſen werden (RG 
JW 03 Beil 67 Nr 155 u. 121 Nr 268 für den Rechtskreis des Haftpflichtgeſetzes). Iſt aber der 

chaden in vollem Umfange ſowohl auf das Verhalten des Beſchädigten wie auch das des 

chädigers zurückzuführen derart, daß er bei Wegfall der von dem einen oder dem anderen Teile 
geſetzten Ursache überhaupt nicht entſtanden wäre, jo kann von einer vorwiegenden Verurſachung 
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durch einen oder den anderen Teil nicht geſprochen werden, und kommt es daher nur auf die 
ſonſtigen Umſtände, insbeſondere auf den Grad des Verſchuldens an (HRR 1928, 1096). — 
Stehen dem Beſchädigten mehrere Haftbare als Geſamtſchuldner gegenüber, ſo kann ſein 
Verſchulden im Verhältniſſe zu dem des einen Täters größer ſein, als zu dem des andern, ſo 
daß der eine einen geringeren Erſatz zu leiſten hat als der andere (RG Gruch 54, 414). 
Über die Berücksichtigung des $ 254 bei der Ausgleichungspflicht unter mehreren Ge⸗ 
ſamtſchuldnern vgl. zu § 426 A 1 Abſ 3. — Hat der Scheckkunde einer Bank die Schecke 
jo ſorglos aufbewahrt, daß fie auch Unberufenen zugänglich waren und hat ein ſolcher infolgedeſſen 
einen Scheck ausgefüllt, mit dem Fakſimileſtempel des Scheckkunden den Scheck unterzeichnet 
und daraufhin das Geld bei der Bank erhoben, ſo iſt unter gewöhnlichen Umſtänden anzunehmen, 
daß der Scheckkunde feinen Schaden allein verurſacht hat (Rs 81, 255). Die Verteilung der Ver⸗ 
antwortlichkeit im Rahmen des $ 254 gehört im übrigen dem Gebiete der tatſächlichen Würdigung 
an und iſt ſomit, ſoweit ſie nicht als auf rechtsirrtümlichen Erwägungen beruhend ſich darſtellt 
oder wenigſtens mit der Möglichkeit eines Rechtsirrtums zu rechnen iſt, Reviſionsangriffen ent⸗ 
zogen (RG 26. 1. 22 VI 543/21; 16. 12. 24, VI 265/24; RG 125, 206; 127, 46; 133, 128; J 
1928, 101°); vgl. aber A 4. 

2. Abſ 2 enthält lediglich einen beſonderen Anwendungsfall des in Abf1 ausgeſprochenen 
allgemeinen Grundſatzes. Das in ihm ebenfalls vorausgeſetzte Verſchulden des Beſchädigten 
beſteht hier in Unterlaſſungen. Damit iſt zugleich die Verpflichtung anerkannt, auch bei ſchuld 
haftem Verhalten des andern Teiles das zur völligen Abwendung oder wenigſtens zur Minde⸗ 
rung des Schadens, jedenfalls aber zur Verhütung eines ungewöhnlich hohen Schadens Er⸗ 
forderliche nach Möglichkeit beizutragen (RG 129, 298; HRR 1932, 708); in der letzteren Hinſicht, 
indem der andere auf die Möglichkeit eines derartigen Schadens aufmerkſam gemacht wir 
(RG Warn 1911 Nr 10). Auf die Unterlaſſung kann ſich jedoch der Schädiger dann nicht berufen, 
wenn der Geſchädigte nachweiſt, daß jener auch im Falle eines Hinweiſes auf die Gefahr nicht? 
veranlaßt haben würde (RG 22. 11. 13 V 260/13). Zur Abwendung des Schadens kaun au 
die Ergreifung folder erſt nachträglicher Maßregeln geboten fein, die den bereits ein“ 
getretenen Schaden zu beſeitigen geeignet find. — Das Unterlaſſungsverſchulden des Ber 
ſchädigten ſetzt nicht die Verletzung einer beſonderen Rechtspflicht voraus, ſondern umfaßt jeden 
Verſtoß gegen Treu und Glauben nach der Verkehrsſitte, ein Unterlaſſen derjenigen 
Maßregeln mithin, die nach der Auffaſſung des Lebens ein ordentlicher Mann hätte anwenden 
müſſen, um Schaden von ſich abzuwenden (R& 52, 351; 71, 216; 105, 119). So kann ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden auch darin gefunden werden, daß der Geſchädigte, auf die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des andern pochend, ein Grundſtück trotz ſeiner Fähigkeit hierzu nicht meiſtbietend erſtanden 
und die dazu erforderte Sicherheit nicht geleiſtet hat (RG FW 15, 10018). Mitwirkendes Ver’ 
f chulden liegt auch vor, wenn der Mieter, der bereits einen Einbruchsdiebſtahl erlitten und 
daraufhin vom Vermieter das Verſprechen erhalten hat, daß der genügende Verſchluß hergefteilt 
werden ſolle, auch ſeinerſeits nichts dazu getan hat, danach aber ein zweiter Diebſtahl erfolg 
iſt (RG 100, 43). Auch im Falle der Haftung des Gaſtwirts gemäß § 701 kann mitwirkendes 
Verſchulden des Hotelgaſtes in Frage kommen, wenn der Gaſt nicht auf die Gefahr eines un 
gewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam gemacht hat (RG 55, 320; Warn 1920 Nr 159). Mil- 
wirkendes Verſchulden des Arreſtgegners in Anſehung des ihm durch die Vollziehung des Arreſte 
entſtandenen Schadens wegen Unterlaſſung der Abwendung des Schadens durch Sicherheits“ 
leiſtung (RG 23 22, 1165). Die Pflichtverletzung muß auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit beruhen 
(RG 54, 411) und kann daher auch dann vorliegen, wenn der Geſchädigte die Gefahr des Schadens 
eintritts nicht erkannt hat, falls nämlich dieſe Nichtkenntnis auf Fahrläſſigkeit zurückzuführen! 5 
(ch 4.7.05 111 580/04). Eine ſchuldhafte Unterlaffung liegt beiſpielsweiſe vor, wenn A dem 
ein Paket zur Beförderung übergibt, ohne ihn auf den an ſich nicht erſichtlichen wertvollen Inhalt 
aufmerkſam zu machen, oder wenn der Kaufer zur Abwendung des Schadens einen De dung 
kauf, der ſich nur unter erheblichen Aufwendungen bewerkſtelligen läßt, vornimmt, ohne * 
Verkäufer darauf hinzuweiſen (RG 18. 11. 15 V 224/15), oder wenn der Beſchädigte ſchun g 
eine nachträgliche Beſſerung feines Zuſtandes hindert (RG 60, 149; 68, 352; 83, 17; Warn 1 
Nr 131), oder wenn derjenige, der einen in zweiter Linie haftenden Beamten aus $ I E 
Anspruch nehmen will, ſchuldhaft unterläßt, zuvor gegen den in erster Linie verpflichteten Den er 
vorzugehen (RG 80, 256). In dem zuletzt erwähnten Falle ſoll nach RG 86, 289; 126, 150 1g 
Geſchädigte feines Erſatzanſpruchs gegen den Beamten gänzlich verluſtig gehen; eine Abwag in 
des beiderſeitigen Verſchuldens im Sinne des $ 254 könne hier ebenſowenig ſtattfinden, 1 8 
Falle des $ 839 Abſ 3 (vgl. zu $ 839 A8). Der gegen Einbruchsdiebſtahl Verſicherte hat 4 
Kraften alles zur Wiedererlangung der Sache Geeignete vorzunehmen; die Unterlaſſung uche 
Maßnahmen kann eine Pflichtverletzung darſtellen, auf die der Schaden des Verſicherers urſa > 
zurückzuführen wäre (RG Warn 1913 Nr 270). Eine Verpflichtung zur Vornahme des ea 
verkaufs kann erſt dann in Frage kommen, wenn der Verkäufer bereits den Anſpruch auf ©! halten 
erfag wegen Nichterfüllung gewählt hat, da er bis dahin ſich noch ſelbſt erfüllungsbereit dungs 
muß (RG JW 1914, 722). Unter beſonderen Umſtänden iſt aber die Vornahme des Dec 
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kaufs (oder Verkaufs) mit Rückſicht auf die im kaufmänniſchen Verkehre gebotene Sorgfalt als 
Abwendungsmaßregel notwendig (RG 58, 327; 3 1910, 613%). Es beſteht keine Verpflichtung 
für die Vertreter der Bahn zur Belehrung der Beamten dahin, daß fie Waren, deren Namen ihnen 
nicht bekannt ſeien oder deren Zuſammenſetzung ihnen zu Zweifeln Anlaß gäbe, nicht anzu⸗ 
nehmen hätten, bevor ihnen durch Rückfrage die Ungefährlichkeit dargetan ſei (RG 96, 279). — 
Der Fußgänger auf der Straße ift nicht verpflichtet, feine Aufmerfamkeit auf die Hinderniſſe 
oder Gefahren zu richten, die nicht ſeinen eigenen Weg bedrohen (NRG 95, 154). — Die Vor⸗ 
nahme von Valutaſpekulationen kann dem Käufer im Intereſſe ſeines vertragsbrüchigen 
erkäufers im allgemeinen nicht zugemutet werden. Anders ift aber die Rechtslage, wenn ein 
ausländiſcher Käufer, der ſich in Mark eingedeckt hat, der völligen Entwertung dieſer Währung 
untätig zuſieht, ftatt daraus zur Wiederabſtoßung der angeſchafften Mark Anlaß zu nehmen; 
darin kann ein mitwirkendes Verſchulden gefunden werden (RG JW 1925, 1374 und RG 109, 
337). Doch fällt ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt, wenn es ſich um eine Zeit handelt, in der 
das weitere Fortſchreiten der Markentwertung bis zum gänzlichen Verfall noch nicht mit einiger 
Sicherheit vorauszuſehen war (RG 111, 383). Nach erfolgreicher Anfechtung eines Vertrags 
wegen argliſtiger Täuſchung ($ 123) iſt der Anfechtungsberechtigte nicht nach § 254 Abſ 2 
verpflichtet, zur Minderung des ihm von dem Anfechtungsgegner zu erſetzenden Schadens mit 
dieſem einen neuen Vertrag abzuſchließen (RG in HRR 1929, 185). 
Die Vorausſetzung eines ungewöhnlich hohen Schadens iſt gegeben, wenn der Schaden 
hinſichtlich der Höhe ſo ſehr von einem gewöhnlichen Schaden abweicht, daß es deshalb gegen Treu 
und Glauben verſtieße, wenn der Gefährdete den andern nicht auf die Gefahr eines ſolchen 
Schadens aufmerkſam machte (RG JW 1911, 3513); z. B. dann, wenn einem Hypothekengläubiger 
wegen nicht rechtzeitiger Zahlung der an einem beſtimmten Tage fälligen Hypothek ein unge⸗ 
wöhnlich hoher Schaden entfteht (etwa wegen Entgehens der Gelegenheit zu einer außergewöhn⸗ 
lich günſtigen Unterbringung des Kapitals, vgl. HRR 1931, 923); er haftet für das Unterlaſſen, 
es ſei denn, daß der Schuldner den fälligen Betrag doch nicht rechtzeitig hätte beſchaffen 
Önnen (RG Warn 1911 Nr 10). Daß der Beſchädigte ſchon die konkrete Gefahr 
borausgeſehen hat, iſt nicht erforderlich; es genügt, wenn er das Vorhandenſein einer 
Gefahr überhaupt erkannt hat und dennoch ſchwieg oder untätig blieb. Die Vorſchrift des $ 254 
2 Satz 1 (eriter Fall) iſt gegen den Beſchädigten nur dann anwendbar, wenn die außer⸗ 
Twöhnliche Höhe des Schadens durch Umſtände herbeigeführt worden ift, deren Eintritt der 
Ädiger nicht vorausſehen konnte, während der Beſchädigte in der Lage war, ſie voraus⸗ 
zusehen, und deshalb Treu und Glauben erfordert haben würden, daß er den Schädiger 
‚arüber aufklärte (RG 24. 9. 19 V 145/19). Dem Geſchädigten ſteht überdies der Nachweis 
frei, daß feine Unterlaſſung mit der Höhe des Schadens nicht in urſächlichem Zuſammen⸗ 
ange ſteht (MG SeuffA 62 Nr 132). — Einwände wegen Unterlaſſung der Abwendung 
d r Minde run des Schadens kommen häufig vor bei Betriebsunfällen im Gebiete 
s daſtpflichtgeſe ßes, ferner im Gebiete des § 326 in der Form, daß der Schuldner geltend 
dacht der Gläubiger habe bei der Vornahme des Dedungsfaufs schuldhaft gehandelt (Rh 
f 106). Iſt der Käufer wegen Nichtabnahme der Kaufſache auf Schadenserſatzwegen Nicht⸗ 
0 {fung in Anſpruch genommen, dann kann er nicht entgegenhalten, daß er vom Verkäufer nicht 
11 den im Unterſchiede zwiſchen dem Verkaufspreiſe und dem Einkaufspreiſe beſtehenden Schaden 
del werkam gemacht worden iſt; auch nicht, daß der Verkäufer, dem nach Eintritt des Verzuges 
es Käufers die Gewährung der Sache unmöglich geworden ift (weil nämlich der Dritte, von dem 
fr Verläufer die Sache beziehen wollte, dieſe inzwiſchen anderweit verkaufte), dieſen Weiter ⸗ 
berbauf nicht gehindert hat (RG 23 1919, 10744). — Ob der Schaden durch eine poſitive Tätig⸗ 
(Me oder durch eine Unterlaſſung des haftbar Gemachten herbeigeführt worden, iſt unerheblich 
ag JW 03 Beil 121 Nr 267). Bei Vertragsverletzungen enthält die Vorſchrift des $ 254 
fell eine Milderung des Grundſatzes, daß die Verpflichtung zum Schadenserſatze den ganzen, 
1 ft den nicht vorausſehbar geweſenen Schaden umfaßt (RG 12. 10. 06 11 106/06). Vgl. über 
inzelne ſonſtige Anwendungsfälle unten A 5. N 
S Solange der Beſchäd gte die nachteilige Folge durch Rechtsbehelfe abwenden kann, iſt der 
d Haben überhaupt noch nicht endgültig entſtanden (RG 75, 113). Ob aber in dem Unterlaſſen 
Me greifung von Rechtsmitteln (namentlich gegen Entſcheidungen oder Anordnungen von 
1 tergeordneten Verwaltungsbehörden) ein Verſchulden liegt oder nicht, iſt im einzelnen Falle 
ach den Umſtänden zu prüfen, wobei es beſonders auf die Ausſichten des etwaigen Rechtsmittels 
gwommt (nö 12. 6. 1111 597/10; ferner Warn 1912 Nr 65; 1916 Nr 276; Gruch 58, 917). Im 
Hen ilelsfalle liegt der Beweis dafür, daß der Rechtsbehelf von Erfolg geweſen wäre, dem 
ellagten ob, da es ſich hier nicht um eine Vorausſetzung für die Entſtehung des Schadens 
1 9 5 für die Haftung des Täters, ſondern um einen Grund für deſſen Entlaſtung handelt 
A 13. 11. 12 U 207/12). Ein Kaufmann iſt für verpflichtet erklärt, die Richtigkeit einer auf 
15 9 10 Antrag erfolgten handelsgerichtlichen Eintragung nachzuprüfen und den durch ihre Un⸗ 
Si igkeit entſtehenden Schaden durch Erhebung von Einwendungen abzuwenden (RG 131, 13). 
jemand (der Ausſteller eines Wechſels) einem andern (dem Gefälligkeitsakzeptanten) für deſſen 
PB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. Michaelis.) 28 
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Inanſpruchnahme durch einen Dritten (den Wechſelinhaber) haftbar, dann darf der andere die 
ihm zu erſtattenden Koſten nicht dadurch erhöhen, daß er auf die Klage des Dritten nutzloſe Ein⸗ 
wendungen erhebt (RG 77, 29). Wer gegen die Beeinträchtigung ſeiner Grundgerechtigkeit Klage 
erhoben hat, braucht ſich nicht ohne weiteres vorwerfen zu laſſen, daß er nicht eine Regelung 
ſchon im Wege der einſtweiligen Verfügung verſucht habe (RG 11. 12. 18 V 272/18). 

Der Ausdruck Schuldner in Abſ 2 ſoll nicht beſagen, daß ein bereits beſtehendes Schuldver⸗ 
hältnis vorauszuſetzen iſt; er will vielmehr nur die haftbar gemachte Perſönlichkeit bezeichnen. 

3. Die Bezugnahme auf § 278 im Schlußſatze des Abſ 2 beſagt, daß der Beſchädigte es ſich 
unmittelbar zuzurechnen hat, wenn ſeinem geſetzlichen Vertreter oder demjenigen, deſſen er ſich 
zur Erfüllung einer Verbindlichkeit bedient, ein Verſchulden zur Laſt fällt (MG 55, 
321). Ein ſolcher Erfüllungsgehilfe lann auch der zum Prozeß bevollmächtigten beſtellte Rechts ⸗ 
anwalt ſein (RG 55, 332; 115, 188). Vgl. auch RG 56 S. 155, 378; 59, 305; Warn 1910 Nr 234; 
auch Ala a. E.; ferner $ 426 A1 Abſ 3, wonach $ 278 in Verbindung mit $ 254 auch bei der 
Ausgleichung zwiſchen Geſamtſchuldnern anwendbar iſt (RG 69, 422; 75, 251; Warn 1911 Nr 394; 
JW 1912, 141 u. 8655). Im übrigen findet die Vorſchrift des Satzes 2 von Abſ2 auch auf das 
im Abſ 1 behandelte Verſchulden Anwendung (RS 62, 106; 75, 114; SeuffA 71 Nr 108). 
Dies führt dazu, dem Beſchädigten, alſo dem Gläubiger, die Vertretung des Verſchuldens der⸗ 
jenigen Perſonen aufzuerlegen, die mit der Wahrnehmung des einſchlägigen Pflichtenkreiſes 
betraut find, und zwar nicht nur für die in Abſ 2 des $ 254 bezeichneten Unterlaſſungen von Maß: 
regeln behufs Abwendung (RR 1932, 708), ſondern auch nach Abj 1 für poſitive Handlungen 
ſolcher Perſonen bei Entſtehung des Schadens (RG 62, 108; 75, 114; 119, 155). Vorausſetzung 
für die entſprechende Anwendung des $ 278 ift aber ſtets, daß es ſich um die Erfüllung einer 
Verbindlichkeit handelt, oder daß wenigſtens etwas einer Verbindlichkeit Ahnliches vorliegt, was 
erfüllt werden kann, während die Mitverwertung des $ 278 über jene Grenze hinaus, insbeſondere 
bei Schadenszufügungen durch eine unerlaubte Handlung, unzuläſſig iſt (RG 62, 348; 75, 258 
77, 211; 79, 319; 91, 138; 121,118; HRR 1929, 185); das muß auch für Anſprüche aus Eigen“ 
tumsverletzungen nach $$ 990, 989 gelten (RG 119, 155). — Nach der neueren Rechtſprechung 
des RG foll aber der dem § 254 Abj 2 Schlußſatz zugrunde liegende Rechtsgedanke ein allgemeiner 
fein und dahin gehen, daß der Beſchädigte für feine Hilfsperſonen in der gleichen Weiſe einst” 
ſtehen habe, wie der Schädiger für die ſeinigen, und es ſoll deshalb in entſprechender Anwen” 
dung des $ 831 auf den Fall des § 254 der Beſchädigte auch außerhalb des Beſtehens einer 
vertraglichen Verpflichtung für widerrechtliche Handlungen der von ihm zu einer 
Verrichtung beſtellten Perſonen, welche die Beſchädigung mitverurſacht haben, verant⸗ 
wortlich fein, ſoweit er nicht den in $ 831 vorgeſehenen Entlaſtungsbeweis führt. So R& 77, 2ll; 
79, 312; JW 1911, 949°; 1912, 13812; Warn 1915 Nr 28; 23 1923, 1064; während in älteren 
Entſcheidungen (RG 56, 154 und 75, 257) die Frage ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen war. 
Vgl. auch zu $ 831 A8. Man kann mit Fug bezweifeln, ob eine jo weitgehende Gleichſtellung 
des Beſchädigten mit dem Schädiger aus dem Rechtsgedanken des $ 254 Abf 2 Schlußſatz zu ent 
nehmen iſt oder auch nur der Gerechtigkeit oder Billigkeit entſpricht. Das Verſchulden ſeine⸗ 
approbierten Arztes braucht der Verletzte jedenfalls nicht zu vertreten (NG Warn 19¹ 
Nr 131; RG 72, 219). Natürliche Perſonen haften — im Gegenſatze zu juriſtiſchen — nicht 1 
unerlaubte Handlungen ihrer geſetzlichen Vertreter (vgl. zu 9 823 A 12); daher iſt eine fin 
gemäße Anwendung des $ 831 auf die Haftung des Beſchädigten für ſolche Vertreter keinenſa 
angängig (RG 121, 118). — Bei Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften iſt das ſchu 
hafte Handeln eines Organs nicht ohne weiteres geeignet, die Haftung eines andern Bi 5 
oder eines bevollmächtigten Geſchäftsführers für ſein Verſchulden auszuſchließen oder zu ei 
ſchränken (RG 123, 222 und die dort angeführten weiteren Entſcheidungen). — Für das iche 
recht hat das RG den Grundſatz aufgeſtellt, daß die dieſem Rechte (§ 485 HGB) eigentimll 5 
Haftung des Reeders für feine Schiffsbeſatzung, die über die 99 278 und 831 38) 
hinausgeht, auch im Rahmen des $ 254 Anwendung zu finden hat (RG 55, 321; 59, 311; 11¹5 5 } 

4. Prozeſſuale Behandlung. Von Amts wegen ijt ein eigenes Verſchulden des Ver At 
nicht zu berüdfichtigen; ein ſolches geltend zu machen, iſt Sache des Einwandes des Shäb! 
gers (RG 51, 186; 55, 321; 59, 311; II 06, 85, u. 09, 13%; Warn 1922 Ne 7); jedoch genügt ez 
daß die Behauptungen des Bekl. feine Abficht erkennen laſſen, das eigene Verhalten des rn 
zur Abwehr feiner Anſprüche zu verwerten (RG Warn 08 Nr 608; HAN 1929 Nr 4; 1932, tung 
Solange Art und Umfang des Verſchuldens des Beſchädigten und deſſen urſächliche Bede — 
nicht feſtſtehen, kann nicht endgültig darüber entſchieden werden, inwieweit der Schaden 101 
dem einen oder anderen Teile verurſacht ift (RG JW 05, 445, 49011; ZW 1914, 48858; Ne cht 
125; HRR 1928, 1792 und die dort angeführten Entſcheidungen); andrerſeits iſt zur Bernd 
gung des etwaigen eigenen Verſchuldens des Beſchädigten in der Regel zuvörderſt die gef 630% 
der Art und des Umfanges des Verſchuldens des Schädigers erforderlich (RG JW 1920, daher 
Das bei der Entſtehung des Schadens mitwirkende Verſchulden des Beſchädigten muß teile 
grundſätzlich bereits in einem etwa über den Grund des Anſpruchs ergehenden Zwiſchenur 
($ 304 3 PO) geprüft und feſtgeſtellt werden (RG 53, 117; 62, 148; 81, 272; JW 08, 558•53 
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09 Nr 128 u. 540; Gruch 48, 591; 50, 1012); gegebenenfalls ift auch die Quote der Haftung bereits 
feſtzuſtellen (RG IW 05 2846); gleiches gilt im Feſtſtellungsprozeſſe ($ 256 3 PO; RG Warn 
1918 Nr 187). Jedoch iſt es in der neueren Rechtſprechung des RG für zuläſſig erklärt worden, 
die Frage des mitwirkenden Verſchuldens dem Nachverfahren vorzube halten, wenn fie zugleich 
den Betrag des Schadens berührt (NG Warn 09, 112; bei Gruch 54, 1143; JW 1911, 4457, 4863; 
RG 82, 197; 132, 20; RG in HRR 1928 Nr 1792). Die Abwägung des Verhältniſſes 
zwiſchen dem beiderſeitigen Verſchulden und deſſen Anteil an der Verurſachung des Schadens 
unterliegt, ſoweit dabei die Verletzung von Rechtsgrundſätzen in Frage kommt (vgl. Aid am 
Schluſſe), der Nachprüfung des Reviſionsgerichts, das, wenn die Sachlage völlig aufgeklärt ift, 
ohne Zurückverweiſung ſelbſt die Abwägung vornehmen kann (RG JW 1912, 715; 1920, 2823; 
1921, 12315, 6, 1922, 1052; RG 134, 66). Es ſteht nichts im Wege, daß jemand, der Schadens⸗ 
erſatzanſprüche erheben zu können glaubt, zunächſt nur einen Teilanſpruch geltend macht, 
damit ihm der Einwand des mitwirkenden Verſchuldens nicht entgegengehalten werden kann 
{NG 122, 360). Sofern eine Abwägung mehrerer Schadensurſachen gemäß $ 254 erforderlich 
iſt, kann ein Teilurteil nicht ergehen, bevor der Sachverhalt aus allen für die Schadenserſatz⸗ 
pflicht in Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkten, insbeſondere für den Halter eines 
Kraftfahrzeugs einerſeits nach dem Kö, andererſeits nach $ 831 BOB erſchöpfend aufgeklärt 
it (MG 139, 304; vgl. auch HRR 1932, 95). — Der Beweis des mitwirkenden Verſchuldens 
liegt, entſprechend wie bei der Ausgleichung des Schadens mit dem Vorteile (vgl. Vorbem 5 
vor § 249) dem Schädiger ob (RG 55, 320; 59, 311; 114, 77: JW 09, 135; Gruch 51, 947; 53, 
917). Die Beweislaſt kehrt ſich um, wenn jemand außerhalb eines vertraglichen Verhältniſſes 
dem Gegner die ihm an ſich obliegende Beweisführung durch ein nach dem allgemeinen Rechts⸗ 
bewußtſein verwerfliches Verfahren vereitelt (RG 60, 147). 
5. Einzelfälle. Mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
aß der Täter pflichtwidrig gehandelt hat, falls nur der Geſchädigte auch mit einer ſolchen Pflicht⸗ 
widrigkeit rechnen mußte (NG Warn 1910 Nr 419). Hat der Ausſteller eines Bankſchecks dadurch 
Schaden erlitten, daß der Empfänger den Scheck durch Eintragung einer höheren Summe ver⸗ 
fälſcht hatte und die Bank dieſe Summe gezahlt hat, und hatte der Ausſteller inſofern gefehlt, 
als er die ſeitliche Zahlenreihe nicht entſprechend durchſtrichen hatte, dann kann ein mitwirkendes 
Verſchulden der Bank darin gefunden werden, daß ſie in früheren Fällen auf die Beobachtung 
lener Maßregel kein Gewicht gelegt und ſo den Kunden in den Glauben verſetzt hatte, daß ſie 
auf die Beobachtung der Maßregel überhaupt kein Gewicht lege (RG 16. 7. 20 V 37/20). Der 
$ 254 ift auch dann anwendbar, wenn die ſchädliche Handlungsweiſe des andern deswegen keine 
rechtswidrige war, weil ſie infolge des rechtswidrigen Verhaltens des Geſchädigten notwendig 
geworden war (SeuffA 48 Nr 48). Es beſteht keine allgemeine Regel, daß gegenüber dem⸗ 
lenigen, der fremdes Eigentum angreift (Dieb), eine Haftung des Eigentümers für jenem zu⸗ 
gefügte Verletzungen ausgeſchloſſen wäre; es kommt vielmehr auch dabei auf die nach 9 254 zu 
berückſichtigenden Umſtände an (MG 16. 12. 26 IV 402/26); vgl. oben A 1d. — Der wegen 
einer unerlaubten Handlung in Anſpruch Genommene wird nicht dadurch frei, daß dem Ge⸗ 
ſchädigten ebenfalls eine ſittenwidrige Handlung zur Laſt fällt (RG JW 1913, 7342). Der 
wegen Nichterfüllung des Vertrags in Anſpruch genommene Schuldner kann ſich nicht darauf 
erufen, daß der Gläubiger ihn nicht auf die Unregelmäßigkeiten ſeines mit der Erfüllung beauf⸗ 
tragten Gehilfen aufmerkſam gemacht hat (RG 75, 109). Nicht jede Verfehlung gegen ein be- 
hördliches Verbot begründet ein Verſchulden; es kommt vielmehr auch hier darauf an, ob das im 
dentehr erforderliche Maß von Aufmerkſamkeit verletzt ift (RG 29. 3. 06 VI 280/05). Dem Verletzten, 
eſſen Verſchulden feſtgeſtellt ift, ſteht der Beweis frei, daß durch Verletzung der Dienſtvorſchrift 
von ſeiten eines Angeſtellten des Beklagten die Betriebsgefahr erhöht worden ift (N& Warn 09 
Ar 129; 1911 Nr 91 u. 90). — Im Sinne des $ 254 handelt nicht ſchuldhaft, wer ſich bewußt 
in eine Gefahr begibt, wenn das zur Abwendung einer dringenden Gefahr für 
eigenes oder fremdes Gut oder Leben geboten war (beiſpielsweiſe, um eine Perſon vor der heran- 
nahenden Lokomotive wegzureißen, Reh JW 02, 13652); oder wer verſucht, eine durch ein Tier 
herbeigeführte Gefährdung zu beſeitigen, ſelbſt wenn er in der Aufregung ſachwidrig handelt 
(RG 10. 10. 10 IV 138/10). Es ift auch nicht anzuerkennen, daß derjenige, der ſich bewußt einer 
an ſich möglichen Gefahr ausſetzt, hierdurch ſtets und unbedingt ſchuldhaft handelt, beiſpielsweiſe 
wenn er eine die Möglichkeit einer Gefahr einſchließende Verrichtung mit einem Tier vornimmt 
0 G 13. 10. 10 IV 56/10). Schuldhaft aber handelt, wer ohne durch ein geſetzliches, beruf- 
iches oder ſittliches Gebot dazu verpflichtet zu fein, bewußterweiſe ſich einer vermeidbaren Gefahr 
gusſetzt. Durch eine ſolche Handlungsweiſe (Handeln auf eigene Gefahr) wird die Ge- 
ſfährdungshaftung ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen; daneben bleibt zu unterſuchen, ob nicht 
auch die Haftung für Fahrläſſigkeit durch eine ſtillſchweigende Vereinbarung in zuläſſiger Weiſe 
ausgeſchloſſen iſt (MG 128, 229; 130, 169 und die dort angeführten Entſcheidungen). Vgl. auch 
zu J 833 A 70 und zu 9 823 A 4b. Läßt ſich eine ſolche Vereinbarung nicht feſtſtellen, jo kann der 
eſichtspunkt des Handelns auf eigene Gefahr als Ausſchlußgrund für die Fahrläſſigkeitshaftung 
($ 823) an und für ſich nicht in Betracht kommen, wohl aber als mitwirkendes Verſchulden des 
28* 
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Beſchädigten bei der Abwägung nach $ 254 in Betracht gezogen werden (RG 130, 169). Zur 
Entſtehung des Schadens wirkt ſchuldhaft mit, wer beiſpielsweiſe bei fehlender, vom Hauseigen⸗ 
tümer unkerlaſſener Treppenbeleuchtung kein Licht beſchafft oder nicht wenigſtens mit aller 
Vorſicht die Treppe benutzt (RG 29. 9. 04 VI 142/04), oder als Wirtshausgaſt einen ihm un⸗ 
bekannten dunklen Korridor betritt, wobei das Verſchulden des Wirtes zu einem Drittel über 
wiegend befunden wurde (RG ZW 05, 44); oder wer einen näheren unbeſtreuten, ſteileren Weg 
wählt, während die Hauptſtraße beſtreut ift, fein Verſchulden iſt überwiegend (RG JW 05, 284°; 
1910, 6181, 1912, 10601); desgleichen, wer eine Straße trotz Kenntnis ihres ſchlechten Zuſtandes 
ohne gehörige Vorſichtsmaßregeln benutzt (RG Warn 09 Nr 76); endlich wer durch fein Ber 
nehmen den Gegner zu deſſen tätlichen Ausſchreitungen gereizt hatte (RG 16. 7. 20 V 37/20). 
Selbſtverſchulden ift nicht ohne weiteres anzunehmen, wenn ſich ein Beſchädigter, den herrſchen 
den Anſchauungen feiner Kreiſe folgend, in die Behandlung eines Naturheilkundigen begibt 
(RS Gruch 60, 307ff.; Recht 1915 Nr. 2655; RG 139, 136). — Wenn ein Mieter die ſchon 
länger beſtehende Schadhaftigkeit der Treppe kennt und nie dagegen Einwand erhoben hat, 
daß der Wirt ihre Beleuchtung den Mietern überlaſſen hat, demnächſt aber zu Schaden kommt, 
fo liegt ausſchließlich eigenes Verſchulden vor (RG JW 05, 7712). Ein Mieter, der durch die 
mangelhafte Beſchaffenheit der Wohnung zu Schaden gekommen iſt, geht ſeines Erſatzan⸗ 
ſpruchs noch nicht dadurch verluſtig, daß er trotz Kenntnis der Schadhaftigkeit der Wohnung 
nicht gekündigt hat (RG JW 1916, 3032). Wer in einem fremden Haufe im Dunkeln die 
nicht beleuchtete Treppe hinaufſteigt, ohne Vorſichtsmaßregeln zu gebrauchen, handelt fahr⸗ 
läſſig; doch tritt daneben das Verſchulden des Hauswirts nicht völlig zurück (RG 27. 6. 07 VI 
468/06; ähnlich RG 18. 10. 06 VI 33/06). Der durch einen Unfall in ſeiner Geſundheit 
Beſchädigte muß die zur Herſtellung oder Beſſerung ſeiner Krankheit ſich darbietenden 
Mittel anwenden, nötigenfalls ſich auch ärztlicher Behandlung in einer Nervenanſtalt 
(RG 60, 147), oder einer Operation unterziehen (RG Warn 1912 Nr 63; NG 60, 147; 83, 15 
129, 398; 139, 133 und die dort angef. weiteren Entſch.), jedoch letzteres nur unter der auf 
tatſächlichem Gebiete liegenden Vorausſetzung, daß ſie einfach und gefahrlos und nicht mil 
beſonderen Schmerzen verbunden und ſichere Ausſicht auf Heilung oder beträchtliche Belle” 
rung bietet. Nach dem jetzigen Stande der Wiſſenſchaft kann auch eine in Narkoſe vorzu⸗ 
nehmende Operation nicht mehr (wie in N& 83, 15 angenommen ift) als beſonders lebensgefähr 
lich und deshalb unter allen Umſtänden nicht zumutbar angeſehen werden (RG 139, 134). Doch 
müſſen für die Frage des mitwirkenden Verſchuldens auch die körperlichen und ſeeliſchen Eigen 
ſchaften des Beſchädigten und die dadurch etwa bedingte Verminderung feiner Entſchlußkraft 
berückſichtigt werden (RG 139, 135). Auch muß der Verpflichtete bereit fein, die Opera- 
tionskoſten zu übernehmen (RR 1932, 1643). Dem Beſchädigten kann der Vorwurf 
eines Verſchuldens aus der Ablehnung auch dann nicht gemacht werden, wenn die Arzte 
über die Rätlichkeit des Eingriffs verſchiedener Meinung ſind (RG in LZ 1918 Sp 1587 
ferner 19. 4. 1928 VI 365/27; RG 129, 398). Weit der Verpflichtete das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen, unter denen ſich der Verletzte der Operation zu unterziehen hatte, nach, dann 
erwächſt ihm aus der Ablehnung ein rechtsvernichtender Einwand, den der Verletzte zu em 
kraften hat (RG 60, 151; 83, 17; Warn 08 Nr 21; Lg 1928 S. 1078). Die Verantwortung 
für das Mißlingen der Operation trägt der Verpflichtete. Keinesfalls ift der Beſchädigte 
verpflichtet, jede ärztliche Anregung ohne weiteres zu befolgen (NG Warn 09 Nr 130); andrer 
ſeits haftet er nicht für das Verſchulden eines approbierten Arztes (Warn 1913 Nr 131). Mit. 
wirkendes Verſchulden iſt verneint worden in einem Falle, wo die Verſchlimmerung des Leiden 
des Beſchädigten darauf zurückzuführen war, daß er im Vertrauen auf das Gutachten ein 
Arztes von weiteren Maßnahmen zur Wiederherſtellung ſeiner Geſundheit Abſtand genommen 
hatte (RG 131, 75). Der Schädiger dagegen, durch deſſen Schuld eine ärztliche Behandlung 
notwendig geworden iſt, muß für ein Verſehen des zugezogenen Arztes einſtehen (RG JW 191 - 
7540. — Über Abgrenzung zwiſchen den Pflichten eines Wirtes gegenüber dem Gall 
und anderſeits dem mitwirkenden Verſchulden des Gaſtes vgl. RG JW 1912, 793°. Eine Len, 
pflichtung für den Hypothekengläubiger, bei der Verſteigerung des Grundſtücks mitzubieten, 
um den Ausfall der Hypothek zu hindern, beſteht nicht (RG 80, 161). Den Erwerber v 
Aktien, die auf Grund eines unrichtigen (gefälſchten) Proſpektes ausgegeben find, trifft m 
mitwirkendes Verſchulden, wenn er die Richtigkeit des Proſpekts nicht nachprüft (RG 80, 2 18 
ebenſowenig denjenigen, der fi) auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit eines Grundbuchbrie 
verlaſſen hat, ohne das Grundbuch ſelbſt einzuſehen (RG in HRR 1928, 2264). — Die Zuges en 
keit zu einer, wenn auch in ihren Zielen revolutionären, politiſchen Partei und das Einte ten 
für eine ſolche konnte nach der im alten Staate herrſchenden Auffaſſung dem Beh et 
ſolange er den Boden der Geſetze nicht verließ, nicht als mitwirkendes Verſchulden angere 
werden (RG 105, 175). 8 it, falls 
Haftung einer Stadt wegen Vernachläſſigung der Aufſicht über die Verkehrsſicherheit, it 
eine den Rinnſtein verdeckende Bohle infolge ihrer mangelhaften Beſchaffenheit längere 8 
hindurch nicht feſtliegt, und hierdurch Schaden entſteht (RG 15. 11.06 VI 81/06). Eine 
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meinde, die Straßenbauten an einen Unternehmer vergibt und dieſen zum Anbringen von Siche⸗ 
rungsvorrichtungen verpflichtet, bleibt für die Verkehrsſicherheit mitverantwortlich (RG Warn 08 
Nr 630). Ein Bauherr, dem die Bauleitung obliegt und der die Verträge mit den Handwerkern 
und Arbeitern abſchließt, haftet auch für den von ihm angeſtellten Architekten ſowie für deſſen 
Angeſtellte (RG 63, 341), wenigſtens in der Regel (RG Warn 09 Nr 532). 

Im Bahn⸗ und Straßenverkehre. Die beſondere Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs 
muß bei Abwägung des Verſchuldens des Beſchädigten beſonders berückſichtigt werden; anderſeits 
erheiſcht fie aber auch eine erhöhte Vorſicht (R JW 06, 545). Die Haftbarkeit der Eiſenbahn iſt 
beiſpielsweiſe als völlig ausgeſchloſſen erachtet worden, wenn jemand unter Außerachtlaſſung 
aller Aufmerkſamkeit kurz vor dem daherkommenden Zuge das Bahngleis kreuzt und überfahren 
wird (RG Warn 08 Nr 289 u. 578); oder der Regel nach, wenn der Abſteigende die Griffſtangen 
nicht benutzt (RG Warn 1911 Nr 284). Doch kann ein gänzlicher Ausſchluß nur angenommen 
werden, wenn die Betriebsgefahr gegenüber dem Verſchulden des Beſchädigten völlig zurücktritt 
(RG 16. 5. 31; DXZ 1931, 1383). Es iſt die Pflicht jedes Fußgängers, vor dem Betreten und 
bei dem Überſchreiten einer Fahrſtraße Umſchau zu halten, ob ihn herankommende 
Fuhrwerke gefährden (RG 8. 4. 07 IV 394/06; Warn 09 Nr 9). In dem Abſpringen von 
einem haltenden Straßenbahnwagen nach der der Fahrtrichtung entgegengeſetzten Seite 
hat das RG ein Verſchulden nicht erblickt (RG 19. 11. 07 II 245/07). Dagegen geht es grund⸗ 
ſätzlich davon aus, daß der Verſuch des Aufſpringens auf einen fahrenden Straßen- 
bahnzug (und Gleiches muß vom Abſpringen gelten!) in der Regel jeden Erſatzanſpruch 
ausſchließt, da der ſo Handelnde die Gefahr des Mißlingens auf ſich nimmt (Warn 1908 Nr 288, 
607; JW 1911, 6285; VI 132/18, 16. 9. 18; ferner Warn 1928 Nr 30. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatze findet jedoch ſtatt und eine Verteilung des Schadens nach $ 254 iſt zuläſſig, 
wenn beſondere Umſtände vorliegen, welche die von der Straßenbahn zu vertretende Betriebs⸗ 
gefahr erhöhen und den Verſuch in milderem Lichte erſcheinen laſſen (Warn 1915, 149; VI 173/17, 
17. 9. 1917; VI 40/27, 29. 9. 27; Warn 1928 Nr 30. Die Urſächlichkeit der Betriebsgefahr und 
damit der der Unternehmerin zur Laſt fallende Anteil an dem Schaden a im Berhält- 
niſſe zu dem mitwirkenden Verſchulden des Beſchädigten geſteigert, wenn dabei noch ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten eines Angeſtellten des Unternehmers als ein Element jener Gefahr 
= Frage kommt (RG 56, 157; im Recht 1924 Nr 800; IV 31/26, 12. 7. 26; RG 114, 294; 
Warn 1928 Nr 30). — Drohende erhebliche Gefahr (zufolge des großſtädtiſchen Straßenbahn- 
derkehre) kann den Mangel an beſonnener Überlegung entſchuldigen und trotz ſachwidrigen Han- 
delns Fahrläſſigkeit ausſchließen (RG JW 02, 31%). Ein Reisender, der bei Wiederabfahrt des 
Fuges noch mit dem Ausſteigen beſchäftigt iſt, ift für die Folgen ſelbſt verantwortlich (RG Warn 08 
5 18). Eine teilweiſe Haftung der Bahn kann noch gegeben fein, wenn der Fahrgaſt ausſteigt, 
bevor die Bahn gehalten hat (RG JW 1914, 45°); oder wenn der Verletzte Umſtände, die die 
Belriebsgefahr erhöhten (fehlerhaftes Verhalten eines Angeſtellten) gekannt, aber trotzdem nicht 
6 Vorſicht angewendet hat (NG JW 1914, 9625). Ein Motorradfahrer, der in bewohnter 

‚egend jo ſchnell fährt, daß er nicht imſtande iſt, bei einem Zuſammenſtoße mit Menſchen oder 
„teren ſofort die zur Abſchwächung des Stoßes dienenden Maßnahmen zu treffen und die Maſchine 
zum Stillſtande zu bringen, hat für den ihm entſtehenden Schaden keinen Erſatzanſpruch (RG 

urn 09 Nr 11). Von einem Kraftfahrzeugführer (und übrigens auch von einem Fußgänger) 
eng, man verlangen, daß er, wenn er durch die nichtabgeblendeten Scheinwerfer eines 
dend ſenkommenden Kraftfahrzeugs geblendet wird, anhält, bis mit Aufhören der Blendwirkung 
lie tblid über die Straße und die ſich auf ihr befindlichen Hinderniſſe freige worden iſt, nament⸗ 
ch wenn er von ſolchen Hinderniſſen Kenntnis hat (RG 128, 56). Da der Kraftwagenführer, 

‚um er gegen ein Schutzgeſetz verſtößt, gemäß § 823 Abſ 2 auch für diejenigen Folgen haftet, 

„ er nicht voraussehen konnte (vgl. zu $ 823 A 16), fo find ihm, wenn er bei dem Zuſammenſtoße 
9 8 Kraftfahrzeugs mit einem andern beſchädigt worden iſt, auch bei der Abwägung nach $ 254 

che Folgen zuzurechnen (RG in HRR 1928, 514). Für einen Automobilfahrer genügt es, 
— un er einem Betrunkenen gegenüber die Geſchwindigkeit mäßigt und dem Hindernis ausweicht; 
braucht nicht damit zu rechnen, daß der Angetrunkene ihm abermals in den Weg läuft (Ach 
un 09 Nr 9). Der Fahrer hat die Verpflichtung, den Fußgängern möglichſt auszuweichen RG 
eu 67 Nr 201). Der Lenker eines Automobils iſt verpflichtet, vor Beginn der Fahrt ſich über 
— von ihm einzuſchlagenden Wege und die dort etwa vorhandenen Hinderniſſe (Bahnkreuzungen) 
Wamterrichten (RG SeuffA 67 Nr 8). Ein Radfahrer darf im Vertrauen auf das abzugebende 
bahn ungegeichen des Wagenführers neben oder zwiſchen den Schienen der elektriſchen Straßen 
80 zu fahren (RG Seuffa 67 Nr 81). Eigenes Verſchulden liegt nicht unbedingt vor, wenn der 
2 “galt einer elektriſchen Straßenbahn ſich zum Verlaſſen des Wagens anſchickt, bevor dieſer 
ni Andig zum Stehen gekommen ift (RG Warn 1912 Nr 93). Mitwirkendes Verſchulden kommt 
Au an Betracht gegenüber der Haftung der Bahn aus $ 1 RHaftpfl®, wenn der Verletzte infolge 
aer des Publikums gegen den anfahrenden Zug gedrängt und ſo verletzt wurde (RG 

28450 f „ 

Staatsbeamte, die für Kaſſendefekte geſamtſchuldneriſch miteinander haften, können ſich nicht 
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auf das mitwirkende Verſchulden der Mitverhafteten gemäß § 254 dem Staate gegenüber berufen 
(RG 95, 347). Haftet das Reich aus § 1 Abſ 3 des Geſ. b. 22. 5. 10 für ein Verſchulden eines Be⸗ 
amten, dann kommt es für die Anwendbarkeit des § 254 nur auf die Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen des Beamten ſelbſt und anderſeits des Geſchädigten an; außer Betracht zu laſſen it 
daher, ob etwa dem Reiche ein Verſehen bei der Auswahl des Beamten zur Laſt fällt (RG 105, 175). 

6. Übergangsrecht. Das Geſetz hat keine rückwirkende Kraft; iſt mithin eine vor dem 1. 1. 00 
entſtandene Vertragspflicht verletzt worden, fo iſt das alte Recht, nicht $ 254 anzuwenden (RG 
JW 05, 3861). Der Einfluß des mitwirkenden Verſchuldens des durch den Erfüllungsverzug 
des Schuldners geſchädigten Gläubigers iſt bei einem unter der Herrſchaft des früheren Rechts 
begründeten Schuldverhältniſſe, wie der Verzug ſelbſt, nach dem früheren Rechte zu beurteilen 
(RG Warn 1911 Nr 339); ebenſo, wenn es ſich um Beurteilung eines vor dem 1. 1. 00 vollendeten 
Tatbeſtandes, etwa eines Vertragsſchluſſes, handelt (RG 131, 171). Dagegen ſind auf einen 
Schadenserſatzanſpruch, der darauf gegründet wird, daß eine Unterhaltungspflicht, die dem 
Verpflichteten auf Grund einer altrechtlichen Dienſtbarkeit obliegt, nach dem Inkrafttreten 
des BGB mangelhaft erfüllt worden ſei, die 88 254, 278 anwendbar (RG 56, 378; 131, 171). 


§ 255 
Wer für den Verluſt einer Sache oder eines Nechtes !) Schadenserſatz zu 
leiſten hat, iſt zum Erſatze nur gegen Abtretung der Anſprüche verpflichtet, 
die dem Erſatzberechtigten auf Grund des Eigentums an der Sache oder au 
Grund des Rechtes gegen Dritte zuſtehen 2) 5). 
E 1 223 II 218; M 2 24; P 2 301. 


1. Verluſt der Sache liegt vor, wenn ſie untergeht oder dem Eigentümer ihr Beſitz oder das 
Eigentum entzogen wird, Verluſt des Rechts, ſei es eines dinglichen oder eines Forderungsrechts, 
wenn es untergeht oder dem Berechtigten entzogen wird. Die Meinung, daß Sachverluſt 9 
Sinne des $ 255 nur Beſitzverluſt ohne Eigentumsverluſt bedeute (Planck⸗Siber Erl 1 Abs ) 
findet im Geſetz leine Stütze. Ein Verlust des Rechts liegt auch dann vor, wenn es zwar beſtehen 
bleibt, aber ihm ein Einrederecht entgegentritt, wie im Falle der Verjährung eines Anſpru ig 
($ 222). Dagegen bedeutet eine bloße Entwertung, etwa durch Beſchädigung der Sache ie 
dadurch, daß der Schuldner eines Forderungsrechts zahlungsunfähig wird, keinen Verlust 1 
Sache oder des Rechts; wer für ſolche Entwertung erſatzpflichtig iſt, kann die Abtretung bo 
Anſprüchen des Erſatzberechtigten gegen Dritte aus dem entwerteten Eigentume 5 
Rechte auf Grund des $ 255 nicht verlangen. Doch hat das RG (JW 1906, 109°) ihn entfpre dein 
angewendet auf einen Fall, in dem wenigſtens zunächſt nicht der endgültige Verluſt des Rechts, 
ſondern nur ein ſeiner Geltendmachung entgegenſtehendes Hindernis (Abhandenkommen der 
Wechſelurkunde) und zum Zwecke von deſſen Bejeitigung nicht ſowohl ein Privatanſpruch gegen 
Dritte, als vielmehr ein öffentlich-rechtlicher Auſpruch gegen den Staat — auf Einleitung 17 
Aufgebotsverfahrens — in Frage ſtand, durch deſſen Abtretung die Legitimation des 15 
pflichtigen zur Geltendmachung des Rechts herbeigeführt werden ſollte. Die Vorſchrift des $ 15 ed 
a zu dingliche Rechte zu beſchränken (ſo Staudinger A 3), beſteht gleichfalls kein ausreichen 

rund. - 

2. Das Geſetz geht einerſeits davon aus, daß der Erſatzberechtigte aus dem Grunde, weil © 
etwa die Möglichkeit hat, die in Verluſt geratene Sache oder das Recht wiederzuerlangen, er 
Schadenserjaganfprud; an den Täter nicht verliert (RG ZW 06, 1095); anderſeits aber ſtehr 
auf dem Standpunkte, daß der Berechtigte auch kein Anrecht darauf hat, mittels zweier 1032). 
Gebote ſtehender Rechtsbehelfe möglicherweiſe eine Bereicherung zu erlangen (RG 53, ab 
Darauf beruht die Regel, daß der Berechtigte gegebenenfalls zwar den Anſpruch auf Schadentege⸗ 
ſofort erheben kann, daß er alsdann jedoch ſeine Anſprüche gegen Dritte dem in Anſpruch en 
nommenen abzutreten verpflichtet iſt. Der Verpflichtete braucht deshalb nur Zug um Side 
Abtretung der Anſprüche des Berechtigten zu leisten und hat daher auch das Recht der Zu echt 
behaltung oder die verzögerliche Einrede aus $ 273 (vgl. RG 59, 371), und zwar ſteht das alſo 
auf Abtretung jedem Erſatzpflichtigen ohne Rückſicht auf den Grund ſeiner Verpflichtung z dem 
auch dem, der wegen unerlaubter Handlung haftet (Dieb 1). Denn niemals ſoll der Berechtigte, 1 
zwei Anſprüche zuftehen, aus dieſem Umſtande eine Bereicherung erlangen. Nicht aber ift de n zu⸗ 
rechtigte auch verpflichtet, vor IJnanſpruchnahme des Erſatzpflichtigen feinen ihm an den Se ge 
ſtehenden Anſpruch gegen dieſen geltend zu machen (NG Warn 09 Nr 482). Der Erſapft un er 
kann im übrigen das Recht auf Abtretung auch durch Klage zur Geltung bringen, ib ann 
bereits vorgeleiſtet hat (RG 117, 338). Trifft letzteres zu, und erlangt der Beſchädigte p für 
nachträglich die verlorene Sache oder das Recht wieder zurück, dann iſt der rechtliche he 
die zuvor erfolgte Leiſtung des Erſaßpflichtigen fortgefallen, und daher kann dieſer fie debenen 
gemäß § 812 5 2 zurückfordern. Mit der Abtretung des Eigentumsanſpruchs erwirbt gege U 3). 
falls der Schuldner ohne weiteres das Eigentum ($ 931; RG 59, 371; a. A. Oertmann 


„ 
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3. Als vom Berechtigten abzutretende Anſprüche kommen hier nur ſolche in Betracht, die 
der Genannte „auf Grund“ des Eigentums an der verlorenen Sache oder „auf Grund“ des 
verlorenen Rechtes erlangt hat, und die alſo in dem betreffenden Rechte ſelbſt ihre Grundlage 
haben, wie beiſpielsweiſe in dem Eigentumsrechte oder Pfandrechte. Der zu befriedigende Scha⸗ 
denserſatzanſpruch und anderſeits der abzutretende Anſpruch müſſen mithin aus derſelben Wurzel 
(aus dem nämlichen Eigentumsrechte oder Pfandrechte uſw.) hervorgegangen ſein. Zu den 
abzutretenden Anſprüchen „auf Grund des Eigentums“ gehört nicht nur der Herausgabeanſpruch, 
ſondern es fallen darunter auch die nach $$ 989, 990 an deſſen Stelle tretenden Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, ſowie die Deliktsanſprüche wegen Verletzung des Eigentums aus § 823 Abſ 1 (a. M. 
Planck⸗Siber Erl 2). Iſt dagegen dem Gläubiger infolge des ihn ſchädigenden Ereigniſſes ein 
Anſpruch auf anderweiter, beſonderer Grundlage erwachſen, beiſpielsweiſe es hätte ein Dritter dem 
Beſchädigten den Erſatzverſprochen, dann iſt für $ 255 fein Raum. Kein die Abtretung recht⸗ 
fertigender Zuſammenhang beſteht auch zwiſchen dem ſatzungsge mäß von einem Knappſchafts⸗ 
verein an die Witwe eines verunglückten Mitgliedes zu leiſtenden Witwengelde und dem Anſpruche 
der Witwe aus dem Haftpflichtgeſetze gegen den Betriebsunternehmer auf Schadenserſatz wegen 
des Todes ihres Mannes (RG JW 1908, 4467). Nach § 67 des VerſVG v. 30. 5. 08 geht jedoch, 
falls der Geſchädigte gegen einen Dritten Anſpruch auf Schadenserſatz hat, dieſer Anſpruch auf 
den Verſicherer ohne weiteres über, ſoweit der letztere dem Verſicherten ſeinen Schaden erſetzt, 
und gibt dieſer feinen etwaigen Erſatzanſpruch an den Dritten auf, jo wird hierdurch der Ver⸗ 
ſicherer von feiner Verpflichtung inſoweit frei, als er ſich aus dem Erſatzanſpruche hätte befriedigen 
können. Gemäß 8$ 774, 1225 vollzieht ſich der Übergang der Forderung aufden Bürgen und 
auf den Verpfänder, der nicht zugleich der perſönliche Schuldner iſt, ebenfalls ſchon kraft 
Geſetzes. — Der 9 255 greift in den gegebenen Grenzen Platz bei Erſatzanſprüchen jeder Art, 
mögen ſie auf unerlaubter Handlung oder auf Vertragsverletzung beruhen. 


8 256 

Wer zum Erſatze von Aufwendungen 1) verpflichtet iſt, hat den aufgewendeten 
Betrag oder, wenn andere Gegenſtände als Geld aufgewendet worden ſind, 
den als Erſatz ihres Wertes zu zahlenden Betrag von der Zeit der Aufwendung 
an zu verzinſen 2). Sind Aufwendungen auf einen Gegenſtand gemacht worden, 
der dem Erſatzpflichtigen herauszugeben iſt, ſo ſind Zinſen für die Zeit, für 
welche dem Erſatzberechtigten die Nutzungen oder die Früchte des Gegenſtandes 
ohne Vergütung verbleiben, nicht zu entrichten“). 

Eingefügt vom Reichstage. 


1. Gegenſtand von Aufwendungen können ſein Geld oder andere Sachen wie auch Dienſte 
($ 1835 Abs 2). Die Aufwendungen können gemacht fein zur Erreichung eines Zwecks, jo zur 
Vollziehung einer Auflage ($ 527 Satz 2), zur Ausführung eines Auftrags ($ 670), oder „auf 
einen Gegenſtand“ als „Verwendungen“ auf die Sache ($$ 304, 347, 467, 480, 488, 500, 601 
Abſ 2, 970, 994 ff., 2022). Als Aufwendungen auf ein Grundſtück find unbedenklich auch Aufwen⸗ 
dungen zur Verbeſſerung des Inventars ſowie zur Ablöſung von auf dem Grundſtücke ruhenden 
Laſten anzuſehen (R Warn 1931 Nr 191). Zweck des $ 256 wie des $ 257 iſt es, dem ⸗ 
jenigen, der im Intereſſe eines andern eine Auſwendung macht, einen vollen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch zu gewähren. Grundſätzlich ſetzt die „Aufwendung“ eine auf freiem Willen beruhende 
uslage und Aufopferung von Vermögenswerten zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes voraus; 
der Anſpruch auf Erſatz einer Aufwendung beſteht daher auf anderer Grundlage, als der Anſpruch 
auf Schadenserſatz (RG J 1910, 80311). Über die Umwertung der Erſatzanſprüche für Auf⸗ 
wendungen wegen der Geldentwertung vgl. zu § 242 A 5d d RP. N 
2. Bei Aufwendungen jeder Art umfaßt die Erſtattungspflicht auch die Verzinſung ($ 246) 
des aufgewendeten Geldbetrags und im Falle der Aufwendung eines andern Gegenſtandes die 
Verzinſung des dafür zu erftattenden Wertbetrags. Die Verzinslichkeit beginnt vom Zeitpunkte 
151 eee fie ift unabhängig vom Verzuge (RG im Recht 1921 Nr 1605; bei Warn 
191). 
3. Hat der Erſatzberechtigte dem Erſatzpflichtigen einen Gegenſtand herauszugeben, der 
Nutzungen oder Früchte gewährt (58 99, 100), 15 hat der Berechtigte auf dieſen Gegenſtand 
luſwendungen gemacht, fo gilt er wegen feines Verzinſungsanſpruchs für die Zeit als befriedigt, 
für welche ihm die Nutzungen oder Früchte verbleiben, und zwar ohne Rückſicht auf die von ihm 
elbſt zum Zweck des Fruchtbezugs aufgewendeten und von ihm zu tragenden Gewinnungs⸗ 
koſten. Das trifft namentlich zu für den redlichen Beſitzer in der Zeit bis zur Rechtshängigkeit 
des Herausgabeanſpruchs binfichtlih der ordnungsmäßig gezogenen Früchte und der Nutzungen 
6 993). Wenn der Berechtigte ſchuldhaft etwa verabſäumt hätte, die Früchte zu ziehen, ſo hätte 
er ſich damit ſelbſt geſchädigt. 


440 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


8 257 

Wer berechtigt iſt, Erſatz für Aufwendungen zu verlangen, die er für einen 
beſtimmten Zweck macht, kann, wenn er für dieſen Zweck eine Verbindlichkeit 
eingeht, Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Iſt die Verbindlichkeit 
noch nicht fällig, fo kann ihm der Erſatzpflichtige, ſtatt ihn zu befreien, Sicher 
heit leiſten ). 

E I 595 IT 601; M 2 542. 

1. Der Anſpruch auf die Befreiung von eingegangenen Verbindlichkeiten ſtellt eine beſondere 
Form des Rechts auf Erſatz von Aufwendungen dar ($ 256). Hat z. B. der Erſatzberechtigte im 
Auftrage eines andern für deſſen Rechnung, aber im eigenen Namen eine Sache auf Kredit gekauft, 
jo kann er Befreiung von der Kaufſchuld verlangen. Desgleichen der Gefälligkeitsakzeptant 
(#6 120, 208); derjenige, der im Auftrage eines anderen eine Hypothekenſchuld übernommen 
(n 135, 291) oder ſich verbürgt hat (139, 204), dieſer jedoch nur unter den Vorausſetzungen des 
$ 775 (vgl. zu 9 775 A 1). Iſt die Schuld noch nicht fällig, jo ſteht es im Belieben des Verpflichteten, 
dem Berechtigten anſtatt der Befreiung nach den 88 232ff. Sicherheit zu gewähren (facnltas 
alternativa, $ 262 A 1). Im Falle des Konkurſes des Be freiungsgläubigers gehört der 
Befreiungsanſpruch zur Konkursmaſſe (RG 37, 93; 55, 86; 71, 363; 80, 183; 81, 250; 93, 211); 
das gilt auch für den Ausgleichs⸗Befreiungsanſpruch (vgl. zu $ 242 A 5 dg Abſ 2; RG 
139, 321). Er verwandelt ſich in dieſem Falle in einen Anſpruch auf Zahlung zur Maſſe zum 
Zwecke der Verteilung unter die Konkursgläubiger (RG 71, 363; 81, 252, 93, 212; 139, 321). 
— Über die Abtretbarkeit der Befreiungsanſprüche vgl. zu $ 399 A 2. 


8 258 

Wer berechtigt ift, von einer Sache, die er einem anderen herauszugeben 
hat, eine Einrichtung wegzunehmen, hat im Falle der Wegnahme die Sache 
auf feine Koſten in den vorigen Stand zu ſetzen ). Erlangt der andere den 
Beſitz der Sache, ſo iſt er verpflichtet, die Wegnahme der Einrichtung zu ge“ 
ſtatten; er kann die Geſtattung verweigern, lbis ihm für den mit der Wegnahme 
verbundenen Schaden Sicherheit geleiſtet wird 2). 

E 514 II 435; M 2 304. 

1. Das Wegnahmerecht, jus tollendi. Die allgemeine Vorausſetzung der Beſtimmung geht 
dahin, daß jemand verpflichtet iſt, eine in ſeinem Beſitze befindliche Sache einem andern heraus“ 
zugeben, dabei aber zugleich berechtigt iſt, eine mit der Sache verbundene Einrichtung 
wegzunehmen. Auf den Grund dieſer Berechtigung zur Wegnahme, wie anderſeits auf den der 
Verpflichtung zur Herausgabe kommt es nicht an. Anwendungsfälle ergeben die 88 500 Satz 2, 
601 Abſ 2, 1049 Abſ 2, 1093, 1216, 2125; von Wichtigkeit iſt beſonders das Wegnahmerecht des 
Mieters ($ 547 Abſ 2 Satz 2), des Pächters ($ 581 Abſ 2) und des Beſitzers gegenüber dem Eigen. 
tümer ($ 997). In Satz 1 des $ 258 iſt vorausgeſetzt, daß der Verpflichtete von dem Rechte der 
Wegnahme Gebrauch macht, bevor er die Sache zurückgibt; daher ſeine Verpflichtung zur Inſtand⸗ 
ſetzung. Satz 2 hat dagegen den Fall im Auge, daß der andere den Beſitz der Sache erlangt hat, 
bevor die Einrichtung fortgenommen iſt; daher hier das aufſchiebende Weigerungsrecht des Ver 
pflichteten (A 2). — Der Begriff Einrichtung ſetzt voraus, daß eine körperliche Verbindung zwiſchen 
der herauszugebenden Hauptſache und den wegzunehmenden Gegenſtänden derart hergeſtellt iſt, 
daß ſich die Veranſtaltung äußerlich als eine bauliche Anlage, etwa eine Heizvorrichtung, 05 
Anbau, ein Gebäude ($ 581 Abj 2 in Verbindung mit $ 547 Abſ 2), oder als eine zur beſſeren wirt⸗ 
ſchaftlichen Benutzung der Hauptſache dienende Anlage darſtellt, wie eine Gas⸗, Waſſerle t 
oder eine Entwäſſerungsvorrichtung. Daß die Einrichtung ein Beſtandteil im Sinne des Gejeb® 
geworden ſei, iſt nicht Erfordernis, ſonſt träfe $ 258 überhaupt nicht auch alle diejenigen Fälle, ie 
denen Sachen „nur zu vorübergehendem Zwecke“ mit einem Grundſtücke verbunden ſind, 195 
beiſpielsweiſe im Falle einer Miete oder Pacht ($ 95). Aus dieſem Grunde iſt die Streitfrage, 0 
der Begriff Einrichtung ſich nur auf weſentliche oder auch auf nicht weſentliche Beſtandteile 1 2 
bedeutungslos. Für die erſtere Auffaſſung gibt das Geſetz keinesfalls einen Anhalt. Insbeſon 15 5 
liegt es nicht in ſeinem Sinne, daß der Berechtigte gemäß § 93 aufgehört haben muß, Eigen 
ber Einrichtung zu fein ($$ 95 u. 547 Abſ 2; a. A. Staudinger A 2). Iſt die Wegnahme a, 
ſchloſſen und an deren Stelle ein Anſpruch auf Werterſatz getreten ($ 997 Abſ 2), ſo können Wiede 
herſtellungskoſten nicht berechnet werden (RG 106, 149). h it des 

2. Das Wegnahmerecht beſteht auch dann noch, wenn die Sache bereits in den Beſitz 5 
andern gelangt iſt; alsdann hat dieſer aber die verzögerliche Einrede der Verweigerung bis aß 
Sicherheitsleiſtung ($ 202 A 2 u. 3). Das Wegnahmerecht iſt auch nicht davon abhängig, 
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die Herſtellung des früheren Zuſtandes möglich ift, wie mittelbar insbeſondere die Faſſung des 
zweiten Halbſatzes von Satz 2 ergibt. Denn danach ſoll die Sicherheit beſtellt werden nicht für 
die Herſtellung des früheren Zuſtandes, ſondern für den „mit der Wegnahme verbundenen 
Schaden“, und dieſer Schaden kommt nicht nur für den Fall in Frage, daß die Herſtellung unter⸗ 
bleibt, ſondern gerade auch für den, daß ſie unterbleiben muß, weil ſie nicht ausgeführt werden 
kann. — Die Verweigerung der Geſtattung der Wegnahme erfolgt in Form einer aufſchieben⸗ 
den Einrede (8202 A 2). Sicherheitsbeſtellung nach den §8 232ff. Gegenüber dem An⸗ 
ſpruche des Eigentümers auf Herausgabe der Einrichtung kann Sicherheitsleiſtung auf 
Grund des $ 258 Satz 2 nicht verlangt, ſondern nur ein Recht zum Beſitze nach § 986 geltend 
gemacht werden (RG 109, 131). 


8 259 

Wer verpflichtet iſt, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben verbun- 
dene Verwaltung Nechenſchaft abzulegen 1), hat dem Berechtigten eine die 
geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende 
Rechnung mitzuteilen und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, Belege 
vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die in der Nechnung enthaltenen 
Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt ge⸗ 
macht worden find, fo hat der Verpflichtete auf Verlangen den Offenbarungs- 
eid dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen die Einnahmen jo vollſtändig angegeben 
habe, als er dazu imſtande ſei. 

In Angelegenheiten von geringer Bedeutung beſteht eine Verpflichtung 
zur Leiſtung des Offenbarungseids nicht?) “). 

E 1 591 II 698; M 2 537; P 2 368. 

1. Die Rechenſchaftspflicht ſetzt das Geſetz als gegeben voraus, ohne irgendwo einen all- 
gemeinen Grundſatz über das Beſtehen einer ſolchen auszuſprechen (RG Gruch 51, 897; JW 
12, 725). Eine allgemeine Rechenſchaftspflicht läßt ſich insbeſondere auch nicht aus der Regel 
des § 249 von der Naturalreſtitution entnehmen (RG 47, 102 zu $ 15 des WZG). Doch kann 
ſich aus dieſer Regel ein Recht auf Rechnungslegung ergeben, wenn der Geſchädigte ohne die 
chädigende Handlung ein ſolches Recht, etwa auf Grund des § 666, wenn auch gegenüber einer 
andern Perſon, gehabt haben würde (RG 89, 103). Die Rechenſchaftspflicht beſteht ſonach nur 
da, wo ſie für das entſprechende Rechtsverhältnis vom Geſetze ausdrücklich vorgeſehen oder aus 
leinen Beſtimmungen zu folgern iſt, während in ſonſtigen Fällen der Erſatzpflichtige nicht ge⸗ 
nötigt werden kann, ſelbſt dem Berechtigten im Wege einer Rechnungslegung zur Begründung 
Eur von ihm erhobenen Forderung zu verhelfen. Daher beſteht für einen Käufer, falls der Ver⸗ 

aufer das dem Käufer übergebene Grundſtlick wegen Nichtigkeit des Kaufvertrags aus dem 
teeſichtspunkte der Bereicherung ($ 812) zurückfordert und dabei die gezogenen Nutzungen er⸗ 
tattet verlangt, keine Verpflichtung zur Rechnungslegung (RG Warn 1912 Nr 14). Beſonders 
vorgeſehen iſt die Rechenſchaftspflicht des Beauftragten ($ 666), des Geſchäftsführers ($ 681), 
des Geſellſchafters ($ 713), des Ehemanns ($$ 1421, 1546), die auch dann beſteht, wenn der Ehe⸗ 
mann das Ehegut zur Konkursmaſſe feiner Ehefrau herauszugeben hat (RG 73, 238), des Vaters 
688 1667, 1681), des Vormundes ($ 1890) und Pflegers ($ 1915). In anderen Vorſchriften ſpricht 
= Geſetz nur von Rechnungslegung, fo in 88 261, 1667, 1840. Aus dieſen Einzelvorſchriften, 
zumal in Verbindung mit 8$ 242 u. 157, ergibt ſich der allgemeine Grundſatz, daß rechen⸗ 
ſchaftspflichtig (nicht nur auskunftspflichtig, § 260) ift, wer fremde Angelegenheiten 
eder ſolche beſorgt, die zugleich eigene und fremde find, insbeſondere jeder, der 
' einen anderen eine mit Einnahmen und Ausgaben verknüpfte Verwaltung, wenn, auch nur 
atſächlich auf Grund eines nichtigen Vertrags (oder ohne Vertrag) geführt hat (RG ZW OL, 
ln; RR 1933, 3); ferner der Kommiſſionär gemäß $ 384 HG (Rc 81, 439). Die Rechen⸗ 
ſchaftspflicht befteht daher auch im Falle der ſog. „unechten Geſchäftsführung“ ($ 687), 
— Falle alſo der Beſorgung eines fremden Geſchäfts als eines eigenen (RO 62, 320; 96, 283; 
fal 51, wo angenommen iſt, daß auch bei einem bloß fahrläſſigen Nachdrucke und einer bloß 
ſbrlaſſtgen Verletzung eines fremden Urheber- und Patentrechts der Täter rechenſchaftspflichtig 
5 ferner Warn 1918 Nr 232). Doch hat das RG in einer Reihe von Entſcheidungen (3. für 
Vergrecht 24, 504; 26, 103 für früheres, 58 S. 251, 254, 255 für jetziges Recht: RG 110, 16) 
al Verpflichtung desjenigen, der zu Unrecht aus einem Bergwerke ge lun Kohlen heraus⸗ 
zugeben hat, zur Rechnungslegung verneint und ihm nur die Vorlegung eines Verzeichniſſes 
nach § 260 auferlegt. — Eine Rechenſchaftspflicht beſteht überall da, wo infolge einer dauernden 
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Intereſſengemeinſchaft zwiſchen den Vertragsparteien der eine Teil mit feinen eigenen 
auch die Intereſſen des anderen Teiles wahrzunehmen verpflichtet ift; jo bei einer General⸗ 
vertretung zum Alleinvertrieb von Erzeugniſſen des andern Teiles (RG 92, 203); bei der ver⸗ 
traglichen und bei der Zwangslizenz (RG 1 23/20, 9. 7. 21, Ztſchr. f. Ind. Recht Bd. 15 
S. 93, und R 127, 243); bei einem Syndikate zur gemeinſamen Verwertung der in den Be⸗ 
trieben der Geſellſchafter gewonnenen Erzeugniſſe (RG 108, 25); bei einem Vertrage über 
Förderung von Bergwerkserzeugniſſen (Kaliſalz), wenn der Förderpreis von Menge und Preis 
des geförderten Erzeugniſſes abhängig iſt (RG 4. 11. 25 V 544/24). Auch aus dem Grund- 
ſatze des § 249 Satz 1 kann ſich ein Recht auf Rechnungslegung ergeben, un in die gleiche 
Lage verſetzt zu werden, in der ſich der Berechtigte ohne die Handlungsweiſe des Verpflichteten 
befände (RG 89, 103). Derjenige, welchem ein Geſellſchafter ſeinen Auſpruch auf Auseinander- 
ſetzung abgetreten, oder welcher den Anteil eines Geſellſchafters hat pfänden laſſen, iſt nicht 
berechtigt, von der Geſellſchaft Rechnungslegung zu fordern (RG 90, 19; 95, 231). — Der An, 
ſpruch auf Rechnungslegung iſt mit dem Rechte unlösbar verbunden. Die Verpflichtung geht 
als Nachlaßverbindlichkeit auf den Erben über, der ſich ihr durch Berufung auf ſein ſubjektives 
Unvermögen entziehen kann, ſofern dieſes auf einem von ihm nicht zu vertretenden Umſtande 
beruht (§ 275; RG in HRR 1933, 569). Betreffs der Verbindung der Klage auf Rechnungs⸗ 
legung mit der auf Herausgabe vgl. § 254 ZPO. — Die Rechnung muß eine geordnete (ſchrift⸗ 
liche, R ZW 01, 66231) Darſtellung der Einnahmen und Ausgaben in der verabredeten oder 
in einer der Verkehrsanſchauung entſprechenden Art enthalten (RG 11. 4. 05 11 87/05). 
genügt dazu jede Auskunftserteilung, die in verſtändlicher, der Nachprüfung zugänglicher Kund⸗ 
gebung der Tatſachen, namentlich der Einnahmen und Ausgaben, beſteht, nach denen ſich die 
Anſprüche des Berechtigten bemeſſen laſſen und die dem Auskunftsberechtigten die Möglichkeit 
der Nachprüfung ihrer Richtigkeit gewährt (RG 53, 254; 127, 244; Gruch 49, 834). Die Ver⸗ 
pflichtung zur Vorlegung der Belege umfaßt zugleich die Pflicht, Belege zu beſchaffen, 
ſoweit ſolche erteilt zu werden pflegen. Darüber, ob Belege in Fällen entſprechendel 
Art erteilt zu werden pflegen, entſcheidet die Anſchauung des Verkehrs. Entſpricht die vorgelegte 
Rechnung dieſen Erforderniſſen, jo iſt damit dem § 259 genügt; materielle Unvollſtändigkeit 
kann nur hinſichtlich der Einnahmen gemäß Abſſ2 geltend gemacht werden (OLG 30, 230). 
Daher iſt die Verurteilung zu weiterer Rechnungslegung regelmäßig ausgeſchloſſen. 
Hat jedoch der Rochnungspflichtige einen beſtimmten Vermögensteil überhaupt nicht angegeben, 
ſo kann er hinſichtlich dieſes zu weiterer Rechnungslegung verurteilt werden (RG 84, 44); ebenso 
wenn die ganze Rechnungslegung auf falſcher Grundlage (Fälſchung der Bücher) beruht hat 
(HRR 1933, 465). Die Vorlegung der Bücher und Papiere der offenen Handel?” 
geſellſchaft bildet nach 98 713 BOB, 814 HGB an und für ſich die geſetzliche Form, 5 
welcher der geſchäftsführende Geſellſchafter den übrigen Geſellſchaftern Rechnung zu legen 
hat; fie geht daher im Regelfalle der in $ 259 geordneten Art der Rechnungslegung vor 1 
erſetzt dieſe (R JW 1927, 368; Warn 1931 Nr 202). Vorausſetzung iſt aber, daß die Bücher 
und Papiere ſich in ſolchem Zuſtande befinden, daß ſie dem Zwecke der Rechnungslegung, ein 
Überſicht über den Vermögensſtand der Geſellſchaſt zu gewähren, genügen; andernfalls it 
es Sache des billigen Ermeſſens ($ 242), inwieweit und in welcher Weiſe darüber hinaus 
noch eine Rechnungslegung nach $ 259 zu erfolgen hat (R aa O.). Bedarf nach einer an 79 
für ſich genügenden Rechnungslegung der Rechnungsberechtigte noch der Aufklärung ur 
einzelne Punkte, fo ift ihm ein Anſpruch auf Ergänzung in dieſer Richtung nicht zu Far 
ſagen (ROHG 25, 345; RG 84, 41; 100, 150); doch ift es feine Sache, einen entſprechen de 
Antrag zu ſtellen; eine von Amts wegen zu beachtende restliche Teilverpflichtung liegt nicht o. 
(RG Warn 1931 Nr 202). — Die Zwangsvollſtreckung erfolgt, da die Handlung nicht l 
bar ift, gemäß § 888 ZPO (NG JW 98, 35761; 04, 41654, 05, 23519), nicht nach § 887 (Staudingn. 
A 2). — Der Agent hat kein Recht, hinſichtlich derjenigen Geſchäfte, die ihm aus jens 
Geſchäftsverkehre mit dem Geſchäftsherrn ohnehin bekannt geworden find, noch befondere 850 
kunft zu verlangen, wohl aber betreffs der von dem Geſchäftsherrn mit Dritten abgeſchlollgen 
Geſchäfte, betreffs deren er auch ohne jeine Vermittlung die Gebühr verlangen kann (RG, ch 
1919 Nr 160). Die Verpflichtung zur Rechnungslegung entfällt, wenn das Verlangen Here 
Treu und Glauben widerſpricht ($ 242; RG 127, 245). Wer verpflichtet iſt, gezogene 7 
gen einer Sache oder eines Rechts herauszugeben, iſt zwar zur Auskunft über den Beftanb f 
zu 8260 A 1), aber nicht ohne weiteres zur Rechnungslegung nach $ 259 verpflichtet (RG 137, ifelm 

2. Falls an einer hinſichtlich der Einnahmen gehörig ſorgfältigen Rechnung 4820 voll 
begründeter Anlaß beſteht, hat der Berechtigte den klagbaren und gemäß $$ 888, 889 3° DO lich 
ſtreckbaren Anſpruch gegen den Verpflichteten auf Ableiſtung des Offenbarungseides; . 
erſt dann, wenn die Rechnung bereits gelegt, das Verzeichnis (§ 260) bereits aufgeſtellt ict um 
73, 243), und gemäß Abſ 3 immer nur unter der ferneren Vorausſe zung, daß es ſich nich der 
eine Angelegenheit von geringer Bedeutung handelt. Der Offenbarungde auf 
zieht ſich der Regel nach nur auf die Vollſtändigkeit der angegebenen Einnahmen, b ſicht⸗ 
die Ausgaben und auch nicht auf die vorgelegten Belege. Das erklärt ſich daraus, daß hin 
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lich der Ausgaben der Rechnungspflichtige beweispflichtig ift und ihre Nichtangabe bzw. die 
Nichtvorlegung der Belege dafür in der Regel nur ihm zum Nachteile gereicht. Demgemäß dürfen 
in die Eidesnorm nur ſolche Erklärungen des Rechnungspflichtigen aufgenommen werden, welche 
geeignet ſind, eine zahlenmäßige Grundlage für die Einnahmen zu ſchaffen; nicht aber Angaben, 
die nur zur Erforſchung der Richtigkeit der Rechnungslegung im übrigen dienen ſollen, wie innere 
Vorgänge bei dem Rechnungspflichtigen aus Anlaß der Rechnungslegung oder die Frage, ob 
alle vorhandenen Belege vorgelegt worden ſind (RG 125, 256). Vgl. aber wegen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers § 260 A 2. Liegt im Einzelfalle eine Verpflichtung zur eidlichen Erhärtung 
auch der Ausgaben vor, jo kann das Gericht dem nach § 261 Abſ 2 Rechnung tragen. Die 
Eidesnorm kann ſich aber auch auf die Richtigkeit von Schätzungen erſtrecken, welche der Rech⸗ 
nungspflichtige oder ſeine Organe bei Feſtſtellung der Einnahmen der Rechnungslegung zu⸗ 
grunde gelegt haben (RG aaO.). Über das Verfahren und die Zuſtändigkeit des Gerichts 
vgl. d 261. Ob jemand zur Leiſtung eines Offenbarungseides über die abgelegte Rechnung 
(Auskunft) verpflichtet iſt, iſt nicht lediglich objektiv zu beurteilen, vielmehr iſt auch ſubjektiv zu 
berücksichtigen, ob er die nötige Sorgfalt bei Aufftellung der Rechenſchaft angewendet hat (RG, 
23 1922, 406), 

3. Die 88 259 Abſ 3, 260 Abſ 2 haben keine rückwirkende Kraft (EG Art 170; RG 56, 221). 

§ 260 

Wer verpflichtet iſt, einen Inbegriff von Gegenſtänden herauszugeben 
oder über den Beſtand eines ſolchen Inbegriffs Auskunft zu erteilen, hat dem 
Berechtigten ein Verzeichnis des Beſtandes vorzulegen !). 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichnis nicht mit der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete auf Ver⸗ 
langen den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen den Beſtand ſo vollſtändig angegeben habe, 
als er dazu imſtande ſei 7). 
Die Vorſchrift des § 259 Abſ 3 findet Anwendung ?). 


E 1 777 II 699; M 2 893; P 2 770. 


1. Eine allgemeine Auskunftspflicht iſt vom Geſetze nirgends anerkannt (RG 102, 236; 
Gruch 51, 897; RG Warn 1912 Nr 14). Doch iſt fie vom RG angenommen nach den Grundſätzen 
von Treu und Glauben bei Rechtsverhältniſſen, deren Weſen es mit ſich bringt, daß der Be⸗ 
rechtigte entſchuldbarerweiſe über Beſtehen und Umfang feines Rechts im unge wiſſen, der Ver⸗ 
pflichtete aber in der Lage iſt, unſchwer ſolche Auskunft zu erteilen. Auch $ 260 führt keine all- 
gemeine Auskunftspflicht ein, ſondern enthält eine Sondervorſchriſt für Fälle, in denen bereits 
eine Verpflichtung zur Herausgabe oder Auskunft beſteht; ſtatt auf Vorlegung eines Verzeichniſſes 
kann auf Auskunft geklagt werden (RG 102, 237 und in ZW 1928, 209215). Die Vorſchrift des 
$ 260 hat ſich aber im Laufe der Entwickelung der Rechtſprechung, getragen von den Bedürfniſſen 
des praktiſchen Rechtsverkehrs, für Rechtsverhältniſſe der verſchiedenſten Art als diejenige Norm 
durchgeſetzt, die dem Schadenserſatzberechtigten durch das Mittel der Auskunft in Geſtalt 
eines Verzeichniſſes die Durchführung feiner Anſprüche ermöglicht (RG in HRR 1928, 1726). 
Sie findet namentlich Anwendung im Warenzeichenrecht bei wiſſentlicher oder grobfahrläſſiger 
Verletzung hinſichtlich des Gewinnes, den der Erſaßpflichtige durch ſeine Zuwiderhandlung ge⸗ 
macht hat (RG 108, 7), iſt aber auch auf alle Fälle von Schadenserſatzanſprüchen nach dem Unl. 
WGef v. 7. 6. 09 anwendbar (MG in JW 1927, 157515); insbeſondere ift der einem Wettbewerbs ⸗ 
verbote unterworfene frühere Handlungsgehilfe zur Vorlegung eines Verzeichniſſes über die 
dem Verbote zuwider betätigten Geſchäfte verpflichtet (MG in HNN 1928, 1726). Der Ver⸗ 
faſſer eines Buches, der am Abſatz beteiligt iſt, hat gegen den Verleger Anſpruch auf Rech⸗ 
nungslegung über die Zahl der abgeſetzten Exemplare (RS 15. 10. 30 in 23 1931, 372). Auch 

emjenigen, der verpflichtet iſt, die gezogenen Nutzungen aus einer Sache oder einem Rechte 
herauszugeben (88 818 Abſ 1, 987 Abf 1, 993) liegt die Auskunftspflicht aus $ 260 ob; jo unter 
Aufgabe früherer abweichender Entſcheidungen RG 137, 211. Die Verpflichtung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß es ſich um eine Angelegenheit handelt (Kauf), die durch eingehende 
geſetzliche Beſtimmungen geregelt iſt (NG 102, 237). Die Auskunftspflicht darf aber nicht dazu 
ienen, demjenigen, der einen Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung ($ 123) anfechten 
will, erſt die Beweiſe für die Anfechtung an die Hand zu geben; fie ſetzt vielmehr eine wirk⸗ 
ſame Anfechtung bereits voraus; fie beſteht, wenn ungewiß iſt, ob ein Schaden entſtanden, nicht 
aber, wenn noch ein Tatbeſtandsmerkmal für die Schadenshaftung nicht feſtgeſtellt iſt (RG in 

29, 928). — Die Verpflichtung zur Herausgabe eines Inbegriffs kommt in Frage insbeſon⸗ 
dere beim Ehemann ($$ 1421, 1546, 1550), beim elterlichen Gewalthaber (88 1667, 1681, 1686), 
beim Vormunde ($ 1890), beim Vorerben ($ 2130). Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung 
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beſteht insbeſondere beim Ehemanne gemäß $$ 1374, 1525, 1550 (RG 87, 107), beim Vormunde 
($ 1891) und in erbrechtlichen Verhältniſſen für den Fiskus als Erben und für den Nachlaßpfleger 
gegenüber den Nachlaßgläubigern (88 2011 Satz 2, 2012 Satz 2); für den Erbſchaftsbeſitzer und 
die Hausgenoſſen des Erblaſſers gegenüber dem Erben (98 2027, 2028) — RG Warn 1913 Nr 64 —; 
für den Miterben hinſichtlich ausgleichspflichtiger Zuwendungen gegenüber den übrigen Erben 
($ 2057); für den Vorerben gegenüber dem Nacherben im Falle des $ 2127; für den Erben gegen; 
über dem Pflichtteilsberechtigten ($ 2314), ſowie demjenigen, dem ein Bruchteil des Nachlaſſes, 
insbeſondere der Pflichtteil, als Vermächtnis zugewendet iſt; das Auskunftsrecht gilt in ſolchem 
Falle als mitvermacht (RG 129, 242; vgl. zu § 2174 A 1); für den Beſitzer eines unrichtigen Erb⸗ 
ſcheins gegenüber dem wirklichen Erben ($ 2362 Abſ 2). Die Auskunftspflicht, die nach $ 2057 
dem Miterben gegen die übrigen Erben hinſichtlich der Zuwendungen, die er zur Ausgleichung 
zu bringen hat, obliegt, beſteht auch für den Erben dem Pflichtteilsberechtigten gegenüber N 
13, 375), und gegenüber dem pflichtteilsberechtigten Alleinerben die Auskunftspfüͤcht desjenigen, 
dem der Erblaſſer fein Vermögen geſchenkt hat (RG 84, 204). Vgl. auch Warn 1918 Nr 229. 
Dagegen iſt eine allgemeine gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben auch 
aus $ 2038 nicht herzuleiten (RG 81, 31). Ob dieſe Entſcheidung dem praktiſchen Bedürfniſſe ent⸗ 
ſpricht, kann bezweifelt werden; vgl. zu $ 2038. — Ein Inbegriff (vgl. auch $ 1035) im Sinne der 
Vorſchrift iſt jede Mehrheit von Vermögensgegenſtänden, Sachen wie Rechten, die (wie Herde, 
Bibliothek, Erbſchaft, Sondervermögen) im Verkehre unter einer gemeinſchaftlichen Bezeichnung 
zuſammengefaßt werden, „jede Mehrheit von Gegenſtänden, bei welcher der Beteiligte nach der 
Natur des in Frage ſtehenden Rechtsverhältniſſes nicht in der Lage ift, die einzelnen Dinge zu be⸗ 
zeichnen“, Denkſchr. S. 71 (Rh 90, 139; 108, 7; JW 09, 1916; HAN 1928, 1726; Warn 1929 Nr 16). 
Vorausſetzung iſt ein einheitliches Rechtsverhältnis, kraft deſſen die Herausgabe oder die 
Auskunftserteilung verlangt werden kann (RG 6. 4. 03 1V 414/02). Als Inbegriff iſt demgemäß 
anerkannt die Geſamtheit der dem Agenten gegen den Geſchäftsherrn zuſtehenden Vermittlungs ⸗ 
gebühren (RG Gruch 47, 910; andrerſeits auch die Geſamtheit der dem Geſchäftsherrn gegen 
den früheren Agenten zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche (HRR 1928, 1726); ferner der einen 
beſtimmten Bettog überſteigende Verdienſt des Schuldners, zu deſſen Herausgabe er ſich a 
Gläubiger gegenüber verpflichtet hat (RG Warn 1913 Nr 49). Die Auskunftspflicht befteht auch 
dann, wenn die Herausgabe eines Inbegriffs gemäß $ 812 zu erfolgen hat (RG 90, 139). Die 
Beſtimmung it dagegen nicht anwendbar, wenn die im Beſize der Ehefrau eines Gemeinſchuldners 
befindlichen Sachen als dem letzteren gehörig in Anſpruch genommen werden, weil es hier an 
einem einheitlichen Rechtsberhältniſſe fehlt (RGS 6.4.03 IV 414/02). Ein ſolches iſt 
dagegen weiter angenommen worden für den Anſpruch auf Herausgabe von zu Unrecht au 

einem Bergwerke geförderten Kohlen (RG 3fBergr 58, 251; RG 110, 16); ferner von Gewinn, 
der durch Vertrieb eines fremden Muſters erlangt worden iſt (RG 90, 137); auch auf Heraus- 
gabe des Erlöſes geſchlachteter Pferde durch einen Kommunalverband an den Abdeckereiprivileg⸗ 
berechtigten (Ach 103, 411); ferner auf die Herausgabe der Beſtandteile von zum Heeresgu 

gehörigen Militärwagen (RG 102, 236). Eine Auskunftspflicht kann unter den gleichen Um 
ſtänden, wie die Rechenſchaftspflicht (vgl. $ 259 A 1) ſich auch aus der Regel des § 249 (Natural- 
reſtitution) ergeben (NG 89, 103). Eine Auskunftspflicht kann jedoch insbeſondere dann nich 

angenommen werden, wenn es dem Berechtigten am erforderlichen Intereſſe an der Auskunft 
fehlt, weil er ohnehin unterrichtet iſt (Rach Warn 1912 Nr 14). Hat der Verpflichtete in dem bot“ 
gelegten Verzeichniſſe einen Vermögensbeſtandteil gänzlich ausgelaſſen, dann kann er bei Nach- 
weis ſeines Vorhandenſeins zu wiederholter Auskunftserteilung angehalten werden (RG 84, 4). 
Über die Auskunftspflicht des Geſchäftsbeſorgers bei einem kommiſſionsähnlichen Geſchäfte f. 
RG = 1 über die Auskunftspflicht des Hausgenoſſen des Erblaſſers gemäß $ 2028 |. Warn 
1922 Nr 91. 

2. Hinſichtlich Abſ 2 und 3 ögl. § 259 A 2; hinſichtlich der Faſſung des Offenbarungseides 
und des Verfahrens § 261 und A 1, 2 dazu. Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung oder zur 
Rechnungslegung umfaßt zwar regelmäßig nicht auch die Verpflichtung zur Angabe und eld 
lichen Erhärtung der Ausgaben, aber beim Teſtamentsvollſtrecker erſtreckt ſie ſich aur 
hierauf (RG Gruch 1914, 441). Es iſt im weſentlichen Tatfrage, ob ein Verzeichnis mit der er 
forderlichen Sorgfalt angefertigt iſt oder nicht (RG Warn 1919 Nr 117, zu $ 1527; RG 125, 259). 
Hat der Erbe zum Zwecke der Erhaltung feiner Haftungsbeſchränkung ein Inventar nach $ ile 
errichtet, jo kann unter den Vorausſetzungen des $ 260 Abſ 2 der auskunftsberechtigte Pflichten 
berechtigte oder Vermächtnisnehmer die Leiſtung des Offenbarungseides über dieſes Inven 
verlangen (RG 129, 243; vgl. zu $ 1994 A 1). 


8 261 


Der Offenbarungseid ift, ſofern er nicht vor dem Prozeßgerichte zu leiſten 
iſt, vor dem Amtsgerichte des Ortes zu leiſten, an welchem die Verpflichtung 
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zur Nechnungslegung oder zur Vorlegung des Verzeichniſſes zu erfüllen iſt. 
Hat der Verpflichtete feinen Wohnſitz oder feinen Aufenthalt im Inlande, 
fo kann er den Eid vor dem Amtsgerichte des Wohnſitzes oder des Aufenthalts- 
orts leiſten !). 2 

Das Gericht kann eine den Umſtänden entſprechende Anderung der Eides- 
norm beſchließen 2). 

Die Koſten der Abnahme des Eides hat derjenige zu tragen, welcher die 
Leiſtung des Eides verlangt’). 

€ 1 777 II 700; M 2 895; P 2 788. 

1. Zur Abnahme des Offenbarungseides (88 259, 260) iſt zuſtändig bei freiwilliger Eides⸗ 
leiſtung das Amtsgericht des Erfüllungsorts ($ 269), oder falls der Verpflichtete ſeinen Wohnſitz 
oder Aufenthalt im Inlande hat, nach feiner Wahl das Amtsgericht des Wohnſitzes oder des 
Aufenthalts; bei im Klagewege erzwungener Eidesleiſtung — wobei der Eid durch das Prozeß⸗ 
gericht zu normieren ift (RG JW 02 Beil 193) — das Prozeßgericht erſter Inſtanz ($ 889 3 O). 
Hat das Prozeßgericht von Feſtſetzung der Eidesnorm abgeſehen, dann iſt das gemäß § 744 ARD 
im Vollſtreckungsverfahren nachzuholen (RG 34, 407). Im Falle freiwilliger Eidesleiſtung 
findet nach $ 163 366 $ 79 366 entſprechende Anwendung; danach kann die Beſtimmung des 
Termins ſowohl von dem Berechtigten wie von dem Rechnungspflichtigen beantragt werden 
und find zu dem Termine beide Teile zu laden; die Anweſenheit des Berechtigten iſt nicht er ⸗ 
forderlich. Auf das Verfahren bei der Abnahme des Eides finden nach $ 15 F666 die Vorſchriften 
der ZPO (85 478484) Anwendung. 

2. Die Beſtimmung hat den Zweck, die Eidesnorm an die Umſtände des Einzelfalles an⸗ 
paſſen zu können und die Bedeutung ſowie den Umfang der von der Eidespflicht umfaßten Er⸗ 
klärungen deutlich herauszuſtellen (RG IV 243/13, 20. 9. 1913; RG 125, 260). Sie gilt auch 
für das Prozeßgericht, das den Offenbarungseid abzunehmen hat (RG JW 02 Beil 193). Die 
Befugnis beſteht aber nicht nur, wenn über die Auferlegung des Eides bereits entſchieden iſt, 
auf Grund ſpäter eingetretener Umſtände, ſondern ſchon bei Auferlegung des Eides durch 
das Prozeßgericht; die Stellung der Vorſchrift in dem im übrigen von der Abnahme des 
Eides handelnden § 261 ſteht dieſer Auffaſſung nicht entſcheidend entgegen (RG 125, 260). 

3. Nach allgemeinen Grundſätzen müßte der Verpflichtete die durch die Erfüllung ſeiner 
Verpflichtung entſtehenden Koſten tragen. Das Geſetz macht indeſſen für den Offenbarungseid 
eine Ausnahme, da es dieſen als ein außergewöhnliches Hilfsmittel betrachtet, das dem Be⸗ 
rechtigten in ſeinem Intereſſe gegeben iſt. Die Vorſchrift gilt alſo auch für den vor dem Prozeß⸗ 
gericht zu leiſtenden Eid; nicht dagegen für die durch eine Zwangsvollſtreckung gemäß $$ 889 
Abſ 2, 888 ZRO entſtehenden Koſten. 
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Werden mehrere Leiſtungen !) in der Weiſe geſchuldet, daß nur die eine 
oder die andere zu bewirken iſt, ſo ſteht das Wahlrecht im Zweifel dem 
Schuldner zu 2). 

E 1207 II 219; M2 6; P 1 282. 

1. Das Eigenartige des Wahlſchuldverhältniſſes (Alternativobligation) liegt darin, daß 
von vornherein mehrere verſchiedene Leiſtungen geſchuldet werden (in obligatione 
ich befinden), dabei aber nicht jede von ihnen, ſondern nur „die eine oder die andere” zu 
bewirken (in solutione) iſt. Die Verſchiedenheit der Leiſtungen kann ſich auf ihren Gegenitand, 
aber auch nur auf Ort oder Zeit beziehen. Beiſpielsweiſe A verpflichtet ſich, ſein Grundſtück 
dem B entweder zu verkaufen oder auf 20 Jahre zu vermieten; oder er verpflichtet ſich, ſei es 
an dem einen oder an dem anderen Orte zu erfüllen. Ein Wahlkauf, nicht ein Speziſikatlons⸗ 
kauf ($ 375 HGB, vgl. zu $ 463 A 5) liegt vor, wenn dem Käufer die Wahl zwiſchen verſchiedenen 

aſchinentypen vorbehalten iſt (M& 31. 1. 28, Recht 28, 523). Auch die Pfandbriefdarlehen 
a Satzung des Berliner Pfandbriefamts begründen ein Wahlſchuldverhaltnis GA in 
HR 1928, 821). Dagegen bedingt die Leiſtungspflicht gattungsmäßig beſtimmter Sachen 
aus einem gewiſſen Vorrat keine Wahl; fie ift eine beſonders geartete Gattungs, keine Alternativ. 
ſchuld (ME 57, 141: vgl. auch $ 243 A 1). Während in der Regel ein Schuldverhältnis ſeinem 
ganzen Inhalte nach erfüllt werden muß und der Leiſtungsgegenſtand von vornherein beſtimmt 
iſt ( 241 A J), gehört es daher zu einer Wahlſchuld, daß überhaupt nur die eine oder die 
gnbere Leistung gefordert werden kann, und daß ſchon durch die eine der mehreren in obligatione 
zefindlichen Leiſtungen das ganze Schuldverhältnis getilgt wird, daß es zuvörderſt jedoch un- 
eſtimmt ift, welche Leiſtung zu bewirken ſein wird; ſchließſich aber, daß die Entſcheidung daruber 
er einen oder der andern Partei zuſteht. Immer muß aber ein einheitliches Schuldverhältnis 
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vorliegen trotz ſeiner Erfüllbarkeit auf mehrfache Weiſe. Eine Wahlſchuld liegt demnach 
nicht vor: a) Wenn bei Vorhandenſein eines einheitlichen Schuldverhältniſſes nicht abrede⸗ 
gemäß verſchiedene Leiſtungen in Frage ſtehen, ſondern dem Berechtigten kraft Geſetzes mehrere 
voneinander verſchiedene Anſprüche für die Rechtsausübung zur Wahl geſtellt ſind, in welchen 
Fällen man von „elektiver Konkurrenz“ ſpricht, fo bei dem Wahlrechte zwiſchen Erſatzanſpruch 
und Rücktritt im Falle der $$ 325, 326, oder zwiſchen Wandelung und Minderung gemäß $ 462 
(NG JW 1911, 592%). In ſolchen Fällen greift daher auch nicht die Vorſchrift des § 263 Plaß; 
mithin verliert der Gläubiger durch die Wahl des einen Anſpruchs nicht notwendigerweiſe das 
Recht, von dem anderweiten Anſpruche Gebrauch zu machen. Vgl. RG 85, 282; 102, 264; 107, 
348; 109, 186, alle für den Fall des $ 326; auch $ 326 A 1 Abſ 4. Im Falle des § 462 insbeſondere 
geht der Berechtigte des Wahlrechts zwiſchen der Wandelung und Minderung erſt verluſtig durch 
die mittels der Einigung herbeigeführte Vollziehung im Sinne des § 465 (RG Warn 1911 Nr 322; 
1914 Nr 332); b) Wenn geſchuldet nur eine Leiſtung iſt, eine Partei aber berechtigt iſt, zur 
Erfüllung anſtatt der eigentlich geſchuldeten Leiſtung eine andere zu ſetzen (facultas alternativa); 
vgl. die Fälle der 68 244 Abſ 1 (RG 101, 313), 251 Abſ 2, 617 Abſ 1, 1973 Abſ 2, 2329 Abſ 2 mit 
Beſtimmungsrecht des Schuldners, und der 98 340 Abſ 1, 843 Abſ 3, 844 Abſ 2, 845, 1580 Abſ 2 mit 
Beſtimmungsrecht des Gläubigers. Eine facultas alternativa (Geſtaltungsrecht, Erſetzungs⸗ 
befugnis) kann aber auch durch Vertrag begründet werden; vgl. RG 132, 14 und die dort at 
geführten Entſcheidungen; ferner RG 17. 9. 28 im Recht 1928, 2249. Eine kacultas alternativa iſt 
auch die durch Art 84 Abſ 7 Durchf VO z. AufwGeſ vom 29. 11. 1925 dem Eigentümer 
gewährte Möglichkeit, die Hypothek einer Hypothekenbank ſtatt in bar in Liquidationsgold⸗ 
pfandbriefen zurückzuzahlen (RG 127, 352). Desgleichen begründet die neben einer hypo. 
thekariſch geſicherten Geldſchuld getroffene Vereinbarung, auf Verlangen des Gläubigers 
ſolle der Schuldner die Schuld in Pfandbriefen zurückzahlen und bis dahin ſolle die Geldforderung 
beſtehen bleiben (vgl. zu $ 263 A 3) eine facultas alternativa des Gläubigers, keine Wahlſchuld 
(RG in HRR 1932, 1292). In ſolchen Fällen mit Beſtimmungsrecht des Schuldners beſteht 
für den Gläubiger feine weitere Verpflichtung als die, die dem Schuldner freigeſtellte Erſatz⸗ 
leiſtung als Erfüllung anzunehmen, falls der Schuldner fie in gehöriger Weiſe anzubieten ver⸗ 
mag; die Gefahr deſſen trägt allein der Schuldner; iſt die Erſatzleiſtung unmöglich oder etwa 
nur im Falle des Eintritts einer Bedingung möglich (beiſpielsweiſe von einer Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts abhängig), dann bleibt der Anſpruch des Gläubigers auf die eigent- 
lich geſchuldete Leiſtung, in letzterem Falle auch bei Ausfall der Bedingung ſchlechthin beſtehen 
(RG 94, 60; vgl. auch zu $ 265 A 1 Abſ 3). — Nach RG 114, 397 liegen nicht „mehrere Leiſtungen 
vor, wenn im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt iſt, daß die Auseinanderſetzung nur in einer 
oder der andern der dort aufgezählten Arten ſolle verlangt werden können; deshalb ſoll nicht 
$ 262 anwendbar fein, ſondern § 315, und zwar in der Weiſe, daß die Beſtimmung durch den 
die Auseinanderſetzung betreibenden Geſellſchafter zu erfolgen hat. Näher hätte es wohl ge. 
legen anzunehmen, daß die jedem einzelnen Geſellſchafter gegenüber den anderen obliegende 
Mitwirkung zur Auseinanderſetzung in der einen oder anderen Weiſe eine Wahlſchuld it, 
bei der nach Maßgabe des Geſellſchaſtsvertrags, entgegen der Regel des $ 262, die Wahl dem 
dieſe Mitwirkung berlangenden Geſellſchafter, alſo dem Gläubiger, zufteht. — Einen Fall der 
faeultas alternativa enthält auch $ 130 des PrAllgBerggeſ., wonach ſich der Gewerke von 95 
Entrichtung der ausgeſchriebenen Zubuße durch Anheimſtellung ſeines Anteils behufs Verkaufe 
zur Befriedigung der Gewerkſchaft befreien kann (RG 96, 113). — Dürch § 91 EiſVerkO ißt 
eine Wahlſchuld begründet, aber mit Wahlrecht des Gläubigers (Rc 106, 103). Vgl. auch $ 265 
A J am Schluſſe. Die Frage, ob eine Wahlſchuld für den Fall, daß die Leiſtung von Geld ge 
wählt wird, hypothekariſch geſichert werden kann, iſt vom KG (Ich Bd. 1 S. 456) 75 
11 e vom RG (132, 14) dahingeſtellt gelaſſen; vgl. darüber zu 88 1113 A 4, 
11 a a 

2. Die Beſtimmung, daß das Wahlrecht „im Zweifel“ dem Schuldner zuſteht, ift nur ant 
Auslegungsvorſchrift und ſchließt daher nicht aus, daß das Wahlrecht dem Gläubiger eingerau 1 
wird. Das Wahlrecht iſt an ſich nicht an die Perſon gebunden und geht ſonach, falls a 
der Gläubiger- oder Schuldnerſeite ein Perſonenwechſel stattfindet (8 398, 414ff.), entſpreche 
auf den neuen Gläubiger oder den neuen Schuldner über. Die Übertragung des Wahlrechn 
auf einen Dritten bloß der Ausübung nach dürfte unzuläſſig ſein, weil das Wahlrecht mit 15 
Rechte ſelbſt untrennbar verbunden iſt. Dritte können jedoch durch Bewirkung der einen Keren 
in N des $ 267 die Beſchränkung des Schuldverhältniſſes im Sinne des $ 263 herbeiführen, 
vgl. 8 263 A 1. 


x 263 
Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile)). 


Die gewählte Leiſtung gilt als die von Anfang an allein geſchuldete 2 
E 1 208 —209 II 220; M 2 7; P 1 282. 
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1. Die Wahl wird ausgeübt durch eine einfeitige, empfangsbe dürftige, unwiderrufliche (aber 
nach $$ 119, 123 anfechtbare) Willenserklärung und erlangt Wirksamkeit mit ihrem Zugange 
(88 130132). Sie kann auch ſtillſchweigend erfolgen (vgl. Vorbem 2 vor $ 116), 3. B. im Wege 
der Klagerhebung ſowie durch Bewirkung oder Angebot bzw. Annahme einer Leiſtung. Eine 
bedingte Wahl braucht ſich der Gegner nicht gefallen zu laſſen; jedenfalls iſt ſie nicht geeignet, 
den Eintritt des Wahlverzugs ($ 264) auszuſchließen. Bei einer Mehrheit von Erklärungs⸗ 
gegnern kann die Erklärung nur dann für und gegen alle wirkſam ſein, wenn ſie jedem zu⸗ 
gegangen ift ($$ 425, 130). Ob indeſſen die Erklärung nicht wenigſtens gegenüber dem einzelnen 
Erklärungsempfänger, dem fie zugeht, Wirksamkeit hat, hängt davon ab, ob der einzelne nach 
Inhalt des Schuldverhältniſſes auch für ſich allein berechtigt oder verpflichtet iſt. Bei einer Mehr⸗ 
heit von Wahlberechtigten kann die Wahl grundſätzlich nur von allen ausgeübt werden, 
unbefchadet der Möglichkeit gegenſeitiger Stellvertretung (88 164, 177, 710). Dritte können die 
Beſchränkung des Schuldverhältniſſes nur durch die Leistung ſelbſt, nicht aber auch durch bloße 
Erklärung herbeiführen. 

2. Die Wirkung der Wahl iſt die, daß die gewählte Leiſtung als die von Anfang an allein 
geſchuldete gilt. Es tritt damit eine Beſchränkung (Konzentration) des Schuldverhältniſſes derart 
ein (vgl. 8 243 Abſ 2), als wäre von Anfang an nur die gewählte Leiſtung Gegenſtand des Schuld⸗ 
verhältniſſes geweſen. Dies führt insbeſondere zu folgenden Ergebniſſen: a) Waren beide Leiſtun⸗ 
gen von Anfang an möglich und wird nach der Wahl die gewählte Leiſtung unmöglich, 
jo greifen die allgemeinen Grundſätze von der nachträglichen Unmöglichkeit (88 275ff., 306, 323ff.) 
derart Platz, als wäre die Möglichkeit der Erfüllung insgeſamt vereitelt. Auf die etwaige Möglich⸗ 
keit der andern Leiſtung kommt es in dieſem Falle überhaupt nicht an. b) Für den Fall, daß die 
eine Leiſtung von Anfang an unmöglich war oder ſpäter vor der Wahl unmöglich wird, 
vgl. 9 265. c) Hat der Verpflichtete in Unkenntnis ſeines Wahlrechts eine Leiſtung gemacht 
und wählt er nach erlangter Kenntnis die andere, ſo hat er irrtümlich eine Nichtſchuld erfüllt und 
kann demgemäß von den Rechtsbehelfen aus $$ 812ff. Gebrauch machen. Iſt dagegen der wahl⸗ 
berechtigte Empfänger der Leiſtung über ſein Wahlrecht im Irrtum geweſen, ſo wird er nur 
nach gehöriger Anfechtung (vgl. A 1), ſofern die Vorausſetzungen für eine ſolche vorliegen, ſein 
Wahlrecht noch ſpäter ausüben und daraufhin gegen Rückgabe des Empfangenen die nunmehr 
gewählte Leiſtung verlangen können. — Die Vorſchrift des Abſatzes 2 gilt jedoch nur, falls nichts 
anderes vereinbart iſt (RG 132, 14; 136, 130; Warn 1924 Nr 63). Deshalb kann in einem Pfand⸗ 
briefdarlehensvertrage rechtswirkſam beſtimmt werden, daß auch nach Ausübung der dem 
Gläubiger zuſtehenden Wahl die Geldforderung beſtehen bleibt bis zur tatſächlichen Rückliefe⸗ 
rung der Pfandbriefe (RG 132, 14). 

3. Auf eine facultas alternativa (vgl. zu $ 262 A 1) findet $ 263 keine Anwendung (RG 132, 
14; 136, 130); ob bei einer ſolchen mit Beſtimmungsrecht des Gläubigers dieſer ſein Recht auf die 
urſprunglich geſchuldete Leiſtung durch die Erklärung, die Erſatzleiſtung zu verlangen, unwider⸗ 
ruflich verliert, hängt, falls ſie durch Vertrag begründet iſt, von der Auslegung des Parteiwillens 
und der „Intereſſenlage“ ab; jedenfalls kann das Gegenteil durch ausdrückliche Vereinbarung 
beſtimmt' werden (RG 132, 14). Andererſeits ift es mit einer facultas alternativa, falls der 
Schuldner das Beſtimmungsrecht hat, auch vereinbar, daß dieſer an feine Erklärung darüber, in 
welcher Art er erfüllen wolle, gebunden bleibt; ob dieſes der Fall oder ob der Schuldner nach⸗ 
träglich noch eine andere Art der Erfüllung wählen kann, hängt auch hier von dem Parteiwillen, 
der Beſonderheit des Falles, gegebenenfalls von der Handelsſitte ab (RG Warn 1916 Nr 158). 

uch für die Fälle einer auf dem Geſetze beruhenden facultas alternativ muß angenommen 
werden, daß es ſich nach der Lage des Falles beſtimmt, ob die Erklärung einer Partei über die 
Ausübung des einen oder des anderen Rechts unwiderruflich iſt, mit Ausnahme derjenigen Falle, 
in denen, wie in den $$ 1347, 326 die Unwiderruflichkeit ausdrücklich beſtimmt iſt (vgl. Planck⸗Siber 
Vorbem III 2b vor $ 262, S. 126; RG 132, 14). 


8 264 


) Nimmt der wahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht vor dem Beginne 
der Zwangsvollſtreckung vor, ſo kann der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung 
nach ſeiner Wahl auf die eine oder auf die andere Leiſtung richten; der Schuldner 
kann ſich jedoch, ſolange nicht der Gläubiger die gewählte Leiſtung ganz oder 
zum Teil empfangen hat, durch eine der übrigen Leiſtungen von ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit befreien 2). 

AIſt der wahlberechtigte Gläubiger im Verzuge, jo kann der Schuldner 
ihn unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Vornahme der Wahl 
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auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt geht das Wahlrecht auf den Schuldner 
über, wenn nicht der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt “). 
E 1 210 II 291; M2 8; P 1 282. 


1. Dieſer Paragraph handelt von den Folgen einer Verzögerung der Wahl, und zwar in 
Abſ 1, falls der Schuldner, in Abſ 2, falls der Gläubiger wahlberechtigt iſt. In beiden Hinſichten 
kommen jedoch nur die Einwirkungen der Verzögerung auf das Wahlrecht als ſolches in Frage; 
nicht aber treten dadurch auch die Folgen des Leiſtungsverzugs ein. Denn grundſätzlich nimmt 
das Geſetz eine Verpflichtung zur Wahlausübung überhaupt nicht an (M 2, 8), fo daß die Aus- 
übung des Wahlrechts auch keine Leiſtungspflicht in ſich ſchließt, und auf die Vornahme der Wahl 
auch nicht geklagt werden kann (MG 8, 355). Insbeſondere find auch die $$ 887, 888 ZPO nicht 
anwendbar (RG JW 03 Beil 77, 176). Anders ift es freilich, wenn die Ausübung der Wahl bis 
zu einem gewiſſen Zeitpunkte ausdrücklich ausbedungen und auf dieſe Weiſe eine entſprechende 
Verpflichtung begründet worden iſt. 


2. Den wahlberechtigten Schuldner zur Ausübung der Wahl zu veranlaſſen, iſt dem 
Gläubiger überhaupt kein Mittel gewährt. Im Sinne des Abf 1 bleibt daher dem Gläubiger 
gegebenenfalls nur übrig, auf Erfüllung der „einen oder der andern Leiſtung“ ($ 262), alſo wahl⸗ 
weiſe auf Erfüllung der beiden Leiſtungen zu klagen und erſt nach Erlangung eines obſieglichen 
Urteils die Zwangsvollſtreckung nach ſeiner eigenen Wahl auf die eine oder auf die 
andere Leiſtung zu richten. Dann iſt dem Gläubiger aber unbenommen, feine Beſtimmung 
noch nachträglich zu wechſeln, da ihm in dem unterſtellten Falle ein Wahlrecht überhaupt nicht 
zuſteht und ſomit in dem Auftrage an das Vollſtreckungsorgan oder auch in dem Beginn der 
Vollſtreckung nicht die Ausübung eines Wahlrechts gegenüber dem Gegner gefunden werden 
kann. Das Wahlrecht im Sinne des $ 263 ift vielmehr an ſich auch noch im Abſchnitte der Voll 
ſtreckung beim Schuldner verblieben, ſo daß er auch jetzt noch befugt iſt, diejenige Leiſtung zu 
wählen, mit der er erfüllen will (RG 27, 384; 53, 84; Gruch 47, 917). Letzteres gilt freilich mit der 
beſonderen Maßgabe: a) daß der Gläubiger die von ihm gewählte Leiſtung (d. h. diejenige, auf die 
er die Zwangsvollſtreckung gerichtet hat) noch nicht „ganz oder zum Teil“ empfangen hat, 
mithin auch noch nicht einmal teilweiſe Erfüllung eingetreten ift, und b) daß vom Beginne 
der Zwangsvollſtreckung ab die Wahl durch den Schuldner überhaupt nicht mehr wie ſonſt 
($ 263) durch bloße Erklärung, ſondern nunmehr nur noch durch die Leiſtung ſelbſt ausgeübt werden 
kann (RG 53, 82). Mittelbar ergibt ſich daraus zugleich, daß, wenn die anderen zur Wahl des 
Schuldners ſtehenden Leitungen nach Beginn der Zwangsbollſtreckung unmöglich geworden 
find, er jetzt nur noch durch die vom Gläubiger verlangte erfüllen kann. — Der Beginn der Zwangs⸗ 
vollſtreckung richtet ſich nach den Vorſchriften der ZPO. Das Merkmal iſt in dem Zeitpunkte 
erfüllt, in dem der Gerichtsvollzieher zuerſt tätig wird, oder gegebenenfalls, ſobald das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht den Beſchlagnahmebeſchluß (58 828, 857), oder im Falle des § 890 ZPO die 
Strafandrohung erlaſſen hat (RG 12, 381; 42, 419). In R 53, 82 iſt die Frage, ob ſchon die 
Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung genügt, unentſchieden gelaſſen. Die Frage dürfte 
zu verneinen fein. — „Empfangen“ hat der Gläubiger die Leiſtung gegebenenfalls ſchon in dem 
Zeitpunkte, in dem der Gerichtsvollzieher in den Beſitz des gepfändeten Geldes oder der „weg 
genommenen Sache“ gelangt iſt (88 815, 987 a. a. O.). — Nicht anwendbar iſt $ 264 im Falle des 
$ 244 Abſ 1, da hier keine Wahlſchuld vorliegt (R 106, 80); vgl. $ 244 A 2. 


3. Um den wahlberechtigten Gläubiger in Verzug (Annahmeverzug) zu ſetzen, genügt, nach 
§ 295 ein wörtliches Angebot der geſchuldeten Leiſtungen zur Wahl. Nimmt daraufhin der Gläu⸗ 
biger die Wahl nicht vor, fo hat der Schuldner das Mittel der Friſtſetzung gemäß Abſaß 2. 
Er hat zu dieſem Zwecke den Gläubiger unter Setzung einer angemeſſenen Friſt zur Vornahme 
der Wahl aufzufordern. Über die Erforderniſſe der Seilfehung und die Folgen der Setzung einer 
unangemeſſenen Friſt vgl. zu 9 250 A 1, 2. Einer ausdrücklichen Androhung, daß nach Ablauf der 
Friſt der Schuldner ſelbſt die Wahl vornehmen werde, bedarf es jedoch nicht. Der Schulden 
braucht aber den Verzug des Gläubigers nicht erſt abzuwarten, ſondern kann die Friſtſetzung 150 7 
mit dem Angebote verbinden, entſprechend wie im Falle des 8 326 (vgl. A 1a Abſ 3 dazu) die Fri 2 
ſetzung mit der Mahnung verbunden werden kann. A. A. Oertmann A 3. Die Aufforderung zu 
Wahlausübung iſt eine formloſe empfangsbedürftige Willenserklärung, die Wirkſamkeit mit i der 
Zugehen erlangt (58 130132). Die Wirkung beſteht darin, daß mit dem fruchtloſen Ablau 
beſtimmten oder, falls dieſe nicht angemeſſen iſt, einer objektiv angemeſſenen Friſt das Wahl 255 
auf den Schuldner übergeht (Abſ 2 Saß 2). Bietet er nunmehr dem Gläubiger die von 7, 
gewählte Leiſtung nach § 294 tatſächlich an, fo gerät der Gläubiger in weiteren ee 
verzug, wenn er dieſe Leiſtung nicht annimmt, und zwar mit der Wirkung, daß der Schu er 
nunmehr durch Hinterlegung der angebotenen Sache gemäß $$ 372ff. befreit wird. Der des 
forderung nach Abſ 2 bedarf es nicht, wenn der wahlberechtigte Gläubiger die Erfüllung — 
Vertrages überhaupt ernſtlich und endgültig verweigert hat (Rc 129, 143, entſprechend dem, 
was für den Fall des § 326 angenommen wird, vgl. zu § 326 A 1b, bb). 
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§ 265 
Iſt eine der Leiſtungen von Anfang an unmöglich oder wird fie fpäter 
unmöglich, fo beſchränkt ſich das Schuldverhältnis auf die übrigen Leiſtungen 1). 
Die Beſchränkung tritt nicht ein, wenn die Leiſtung infolge eines Umftandes 
unmöglich wird, den der nicht wahlberechtigte Teil zu vertreten hat 1)2)8). 
E 1 211 II 222; M2 8; P 1 282. 


1. Gedacht iſt hier an die beiden Fälle, daß die Unmöglichkeit der einen Leiſtung ſchon von 
Anfang an, alſo bereits bei Begründung des Schuldverhältniſſes beſtanden hat, oder daß die 
Unmöglichkeit zwar erſt nach dem angegebenen Zeitpunkte, aber noch vor Ausübung der Wahl 
eingetreten ift. Handelt es ſich um nachträgliche Unmöglichkeit nach erfolgter Wahl, dann 
regelt ſich die Sache nach 88 275, 323 ff. Nach $ 306 iſt ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter 
Vertrag nichtig, und gemäß § 139 bewirkt die teilweiſe Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts 
regelmäßig feine Nichtigkeit überhaupt. In Befolgung dieſer Grundſätze müßte auch ein Wahl- 
ſchuldverhältnis im Sinne des $ 262 der Regel nach im ganzen nichtig fein, falls nur eine der 
geſchuldeten Leiſtungen von Anfang an unmöglich war. Eine ſolche Folge hat das Geſetz hier 
jedoch ſachgemäß abgelehnt, weil das Schuldverhältnis an ſich erfüllbar bleibt, auch wenn nur 
die eine der mehreren Leiſtungen möglich iſt (M 2, 9). Gegebenenfalls wird aber das Intereſſe 
des Wahlberechtigten durch die Unmöglichkeit und durch das Unmöglichwerden inſofern beein⸗ 
trächtigt, als die Möglichkeit der Wahl fortfällt. Davon ausgehend gelangt das Geſetz zu folgen⸗ 
der Regelung: a) Die Unmöglichkeit der einen Leiſtung beſtand von Anfang an. Hier beſchränkt 
ſich das Schuldverhältnis ausnahmslos von ſelbſt auf die mögliche Leiſtung. Die Frage, ob der 
eine Teil dem andern daneben für den Schaden haftet, den der andere dadurch erleidet, daß er 
auf die Möglichkeit aller Leiſtungen vertraut hat, beantwortet ſich nach § 307 Abſ 2. b) Die Un⸗ 
möglichkeit tritt erſt nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ein. Dann wird die Ent- 
ſcheidung auf die Frage abgeſtellt, ob das Ergebnis auf Zufall oder einen von dem Wahlberech⸗ 
tigten zu vertretenden Umſtand oder aber auf einen vom Nichtwahlberechtigten zu ver⸗ 
tretenden Umſtand zurückzuführen ift. Erſterenfalls tritt, gleichgültig, wer der Wahlberechtigte 
iſt, die Beſchränkung ein, und die Folgen regeln ſich nach den 89 275, 323 ff. Hat dagegen der 
Nichtwahlberechtigte den Eintritt der nachträglichen Unmöglichkeit zu vertreten, dann entſteht 
die Beſchränkung nicht; es kann vielmehr der Wahlberechtigte auch jetzt noch zwiſchen der un⸗ 
möglich gewordenen und der noch möglich gebliebenen Leiſtung wählen (RG 120, 129). Wählt 
er die unmöglich gewordene Leiſtung, ſo hat dies weiter zur Folge: bei Wahlberechtigung des 
Schuldners, daß er gemäß § 275 frei wird (wobei hinſichtlich ſeines etwaigen Gegenanſpruchs 
bei gegenfeitigen Verträgen § 324 zu beachten ift); bei Wahlberechtigung des Gläubigers, 
daß er vom Schuldner gegebenenfalls gemäß § 280 Erſatz des durch die Nichterfüllung ihm ent- 
ſtandenen Schadens fordern kann. 


Hat der Schuldner für die unmöglich gewordene Leiſtung einen Erſatz oder Erſatzanſpruch 
erlangt, fo wird der wahlberechtigte Gläubiger durch 9 265 nicht gehindert fein, gemäß § 281 
Herausgabe oder Abtretung dieſes Erſatzes zu wählen; jo Planck-Siber Erl 3 Abſ 3. 

Der Grundſat des $ 265 iſt entſprechend auch bei der facultas alternativa ($ 262 A 1) anzu- 
wenden, wenn die dem Schuldner eingeräumte Löſungsbefugnis aus Umſtänden unmöglich 
wird, die der Gläubiger nicht zu vertreten braucht (RG 94, 60). Der Verpflichtete wird alſo bon 
ber ihm obliegenden Leiſtung nicht frei; er trägt vielmehr die Gefahr, daß ſeine Löſungsbefugnis 
underwertbar wird. 


2. Ausgeſchloſſen ift die Anwendbarkeit des § 265, falls die ſämtlichen Leiſtungen, ſei es 
don Anfang an unmöglich waren, ſei es ſpäter unmöglich wurden. Erſterenfalls iſt das ganze 
Schuldverhältnis nichtig ($ 306); letzterenfalls müſſen die Grundſätze der §9 275 u. 280, 323ff. 
eingreifen. Ob im Falle nur teilweifer Unmöglichkeit der einen Leiſtung dieſe überhaupt 
als unmöglich anzuſehen ift, darüber vgl. $ 275 N 4, auch $ 280 A 2. 


3. Die Frage, ob § 265 entſprechende Anwendung auch dann findet, wenn das Verſprechen 
der einen Leiſtung unſittlich oder wegen Verſtoßes gegen ein geſetzliches Verbot oder 
wegen Formmangels nichtig war, wird zufolge der das Geſchäft als ganzes ergreifenden 
Unſittlichkeit im Falle des $ 138 zu verneinen, für die beiden letzteren Fälle zu bejahen fein (RG 
Gruch 48, 973; vgl. auch $ 309). Ju dem in RS 106, 176 eutſchiedenen Falle, in welchem die 

ahl der Form der nach Inhalt des Vertrags zu gründenden Geſellſchaft ſpäterer Überein- 
kunft der Parteien überlaſſen war, iſt der Vertrag als Vorvertrag zu einem gegebenenfalls 
die Gründung einer Aktiengeſellſchaft oder Gmbh enthaltenden Vertrage wegen Formmangels 
fur gänzlich nichtig erachtet worden, unter Ablehnung des Standpunktes, daß es ji um eine 
Wahlſchuld handle. 
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9 266 


Der Schuldner iſt zu Teilleiſtungen nicht berechtigt 1) 7). 

E 1 228 II 223; M 2 33; P 1 305. 

1. Teilleiſtungen. Nach $ 241 iſt der Gläubiger berechtigt, die geſchuldete Leiſtung zu fordern. 
Die Annahme einer Leiſtung, die nicht der geſchuldeten entſpricht, kann er daher ablehnen, ohne 
in Annahmeverzug zu kommen (vgl. $ 293). Mithin braucht er auch eine ſolche Leiſtung nicht 
anzunehmen, die die Schuld nur zum Teil zu erfüllen vermöchte, und zwar gleichgültig, ob der 
Schuldner die Teilleiſtung nur als ſolche oder als volle Erfüllung anbietet (RG 30. 1. 06 U 
255/05). Dieſer Auffaſſung trägt der $ 266 Rechnung. Demgemäß vermag eine bloße Zeil- 
leiſtung auch nicht den Leiſtungsverzug des Schuldners abzuwenden (RG Seuff A 61 Nr 149). 
Unzuläſſig wäre das ablehnende Verhalten des Gläubigers einer wirklichen Teilleiſtung gegen“ 
über jedoch im Falle des Rechtsmißbrauchs im Sinne des 8 226 (vgl. die dortigen Ausführungen), 
oder wenn die Ablehnung gegen Treu und Glauben verſtieße (8 242 A 1). Daher rechtfertigt nicht 
jeder noch fo geringe Unterſchied die Anwendung des § 266 (RG aao) und beſteht insbeſondere 
kein Rücktrittsrecht aus 326 wegen Einbehaltung eines geringfügigen Reſtbetrags auf Grund 
einer unbegründeten Gegenforderung durch den Schuldner (RG 2. 1. 24 V 278/23). Sit hiernach 
dem Gläubiger die Annahme der Teilleiſtung zuzumuten, jo greift auch $ 320 Abſſ2 ein (RG 
28. 3. 30, Recht 1930 Nr 1238). 

Von einer Teilleiſtung im Rechtsſinne kann im übrigen nur dann geſprochen werden, wenn 
durch ſie der Zweck des Geſchäfts wenigſtens teilweiſe erreicht wird. Läßt ſich der Gegenſtand 
der Schuld überhaupt nicht teilen, oder entſpricht die teilweiſe Leiſtung auch nicht einmal ber” 
hältnismäßig der geſamten Leiſtung, dann iſt der Begriff der Teilleiſtung überhaupt nicht gegeben. 
Die angebliche Teilleiſtung würde ſich alsdann vielmehr im Verhältniſſe zur Geſamtleiſtung als 
eine Leiſtung von inhaltlich anderer Art darſtellen. Teilbar find daher regelmäßig nur Geld- 
leiſtungen (R® 67, 260), Verpflichtungen zur Leiſtung von Gattungsſachen, unter Umſtänden 
auch die Leiſtung von Dienſten (RG JW 1911, 7561). Unteilbar anderſeits ift die Verpflichtung 
aus dem Werkvertrage (RG aaO), die zur Gewährung einer beſtimmten Sache ($ 243 A !), 
ſowie die Unterlaſſungspflicht. Rechtlich ſtellt ſich auch das Recht eines Geſellſchafters, eine zum 
Geſellſchaftsvermögen gehörende Forderung geltend zu machen, gemäß $$ 705ff. u. 432 ohne 
Rückſicht auf die Teilbarkeit des Gegenſtandes als eine unteilbare dar (RG 70, 33). Wird eine 
Mehrheit von Leiſtungen geſchuldet, die als voneinander unabhängige Verpflichtungen 
anzusehen find, fo kann die Erfüllung der einen keine Teilleiſtung bedeuten, weil eine ſolche das 
Vorhandenſein eines einheitlichen Anſpruchs vorausſetzt. 

Iſt in einem Lieferungsvertrage die Abnahme in Teilen innerhalb beſtimmter 


eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien eine Zerlegung des“ 1 
zeſſiwlieferungsvertrags in mehrere Teile mit ſelbſtändigem rechtlichen Schickſale herbeige fn 
werden (NG 21. 2. 06 II 258/06; RG 129, 230). Kein Sukzeſſivlieferungsvertrag liegt 


aufgelaufenen Zinſen als Teilleiſtung zurückweiſen (M 2, 33; a. M. hinſichtlich der Vertragen 
für die Regel Planck Siber Anm. 1b; vgl. aber $ 367 Abſ 1, wo die Hauptleſe 
mit Zinſen und Koſten zu einer Schuld zuſammengefaßt iſt. Auch für die Ko elner 

5 E 
Verkehrshypothek der Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt und die Hop 
gekündigt hat, dem Gläubiger nur den Aufwertungsbetrag der Hypothek agufbau 
nicht den höheren Aufwertungsbetrag der perſönlichen Forderung, da es ſich nach dem 940 
des Aufwertungsgeſetzes dabei um zwei ſelbſtändige Forderungen handelt (RG 116, 


Verpflichtung zur Leitung §§ 266, 267 451 


Anders für den Rechtszuſtand vor Inkrafttreten der 3. StVO NG 107,9. Anders für die 
Sicherungshypothek auch nach dem jetzigen Rechtszuſtande RG 111, 397, deſſen Erwägungen 
in R 116, 246 als auf den Fall der Verkehrshypothek nicht zutreffend bezeichnet werden. Eine 
andere Frage iſt, ob die dem ſpäteren Urteile zugrunde liegenden Erwägungen, insbeſondere 
die durch das Aufiv® bewirkte Trennung der perſönlichen von der hypothekariſch geſicherten 
Forderung, nicht auch für den Fall der Sicherungshypothek zutreffen (vgl. in dieſem Sinne 
Marſſon in DIZ 1926 Sp 778). Wegen der Ausübung eines Zurückbe haltungsrechts an 
Stn 116 Löſchung der Hypothek erforderlichen Urkunden in ſolchem Falle vgl. zu § 273 A 1 
ußabſatz. 

Die Vorſchrift des § 266 enthält kein zwingendes Recht. Es kann alſo ausbedungen werden, 
daß der Gläubiger Teilzahlungen anzunehmen hat. 

Ausnahmsweiſe iſt die Teilleiftung kraft Geſetzes zuläſſig, fo nach Art 38 WO; 
ſodann im Zwangsvollſtreckungsverfahren nach $ 757 ZPO und im Konkurſe nach § 149 KO. 
Ob der Schuldner eine ihm zuſtehende Gegenforderung, die die Forderung des Gläubigers nur 
teilweiſe deckt, oder einen Teil einer Gegenforderung zur teilweiſen Aufrechnung gegen die 
Forderung des Gläubigers verwenden kann, erſcheint zweifelhaft; der dafür (in RG 79, 361, wo 
aber die Frage nicht beſtimmt entſchieden iſt) angeführte Grund, daß die Aufrechnung keine 
Leiſtung fei, ift bedenklich; fie iſt zum mindeſten eine Erſatzleiſtung (vgl. $ 267 A 1). Jedenfalls 
olgt aus dem allgemeinen Zwecke des $ 266, den Gläubiger zu ſchüzen, in Verbindung mit § 242, 
daß es unſtatthaft iſt, eine Forderung nur teilweiſe zur Aufrechnung zu verwenden, wenn mit 
der ſtückweiſen Befriedigung des Gläubigers für ihn Beläſtigungen verbunden find, wie beiſpiels⸗ 
weiſe bei einer Hypothekenforderung durch Vervielfältigung der hypothekariſchen Verpflichtungen 

G 79, 359). Der Gläubiger kann dagegen regelmäßig eine bloße Teilleiſtung einklagen 
(NG SW 04, 90°), und bei einer Mehrheit von Anſprüchen aus einem dauernden Vertragsver⸗ 
hältniſſe auch nur einen einzelnen Anſpruch (RG Warn 1912 Nr 15). Der nur eine Teilforderung 
geltend machende Kläger kann den mit einer Gegenforderung aufrechnenden Beklagten nicht auf 
den nicht eingeklagten Teil ſeiner Forderung verweiſen (RG 66, 266; 80, 394). 


9 267 


Hat der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten, fo kann auch ein Dritter die 
Leiſtung bewirken. Die Einwilligung des Schuldners iſt nicht erforderlich ). 
Der Gläubiger kann die Leiſtung ablehnen, wenn der Schuldner wider- 
ſpricht 2), 
E 1 227 II 224; M 2 32; W 1 306. 
9 1. Leiſtung durch einen Dritten. Im Weſen eines Schuldverhältniſſes liegt es zwar, daß 
der Gläubiger die Leiſtung nur vom Schuldner fordern darf ($ 241 A J), nicht aber zugleich, daß 
dle Erfüllung wirkſam nur durch den Schuldner erfolgen kann. Denn regelmäßig iſt es für das 
Intereſſe des Gläubigers gleichgültig, wer ihn befriedigt. Anders iſt es nur in den Ausnahme⸗ 
jallen, wo es im Sinne der Verabredung oder ohnedies in der Natur des Schuldverhältniſſes 
beg, daß nur der Schuldner ſelbſt erfüllen kann (vgl. 98 613, 664, 691, 713). Dementſprechend 
eſtimmt auch $ 267, daß ein Dritter die Leiſtung bewirken kann, falls der Schuldner 
1 in Perſon zu leiſten hat, und zieht das Geſetz zugleich die weitere Folge, daß 
e Erfüllbarkeit der Schuld durch die Leiſtung eines Dritten von der Zuſtimmung des 
8 chuldners unabhängig iſt. Den Gegenſatz zu der Leiſtung durch den Dritten bildet die 
eiſtung durch den Schuldner in Perſon; daher iſt im Sinne der Vorſchrift Dritter jede andere 
Perſon als der Schuldner, ſonach auch der Vertreter des Schuldners mit oder ohne Vertretungs- 
. auch ein ſolcher kann die Leiſtung nur bewirken, wenn nicht nach der Vereinbarung oder 
2 Natur des Schuldverhältniſſes der Schuldner perſönlich zu leiſten hat. Das gilt auch für den 
geſetzlichen Vertreter; hat der Minderjährige in Perſon zu leiſten (z. B. Dienſte), ſo braucht 
ger Gläubiger nicht die Leiſtung durch den geſetzlichen Vertreter entgegenzunehmen. Nicht als 
Dritter leiſtet, wer zur Erfüllung feiner eigenen Verbindlichkeit gegenüber dem 
äubiger die Leiſtung bewirkt, wie der Geſamtſchuldner ($ 421), der Bürge ($ 774), der Wechfel- 
degreßpflichtige (Art 81 WO). Vgl. über die Wirkung der Leiſtung durch ſolche Perſonen zu 
Sem, 774. Die Zahlung des Wechſelregreßpflichtigen erfolgt danach in der Regel nur zur 
gung feiner eigenen Regreßpflicht mit der Wirkung feines Wiedereintritts als Wechſelgläubiger 
gegenüber feinen Vormännern und dem Atzeptanten. Doch kann nach Lage der Umſtände auch 
9 ahlung eines Regreßpflichtigen die Bedeutung haben, daß er zum Zwecke der Tilgung der 
woztwechſelſchuld zahlt, insbeſondere wenn der Wechſel aus Gefälligkeit akzeptiert worden iſt 
" der Ausſteller die Zahlung leiſtet (R 120, 208; wenn hier der zahlende Ausſteller als 
Aritter“ bezeichnet ift, der nach $ 267 zahle, fo iſt das wohl nicht ganz zutreffend, da er zugleich 
3) jeine eigene Regreßverpflichtung tilgt). Ausgeſchloſſen ift die Anwendung des $ 267, wenn 
er Dritte lediglich zum Zwecke des Erwerbes der Forderung leiſtet; eine Leiſtung zu 
29* 
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dieſem Zwecke braucht der Gläubiger nicht entgegenzunehmen und den Dritten nicht in die Forde⸗ 
rung einzuſetzen. Um einen Fall des § 267 handelt es ſich auch dann nicht, wenn der Dritte ſich 
zwar zur Bewirkung der dem Gläubiger geſchuldeten Leiſtung erbietet, dabei aber zugleich vom 
Gläubiger die von dieſem geſchuldete Gegenleiſtung beanſprucht; nimmt der Gläubi⸗ 
ger in ſolchem Falle die Leiſtung an, dann entſteht zwiſchen ihm und dem Dritten ein neues 
Schuldverhältnis, zufolge deſſen der Gläubiger zur Gegenleiſtung an den Dritten verpflichtet 
wird (RG 88, 70). — Ausgeſchloſſen iſt die Anwendbarkeit des § 267 im Falle der Erlegung von 
Geldſtrafen; vgl. RSt 8, 366; 30, 232. — Der Dritte kann indes nur „die Leiſtung“ be⸗ 
wirken, mithin nur durch Leiſtung des wirklich Geſchuldeten (id quod debetur) erfüllen (RG 65, 
162), nicht auch durch Erſatzleiſtungen, wie Aufrechnung (RG 78, 384; 119.4; HRR 1933, 994) 
und Hinterlegung ($ 372 A 1), es ſei denn, daß hierfür einer der beſonders vorgeſehenen Aus⸗ 
nahmefälle ($$ 268, 1142, 1150, 1223, 1224, 1249 (vgl. $ 268 A 2) vorliegt. Die gegen dieſe 
herrſchende Auffaſſung vom KG (JW 1928, 25634) vorgebrachten Gründe, aus denen es übrigens 
nur für die Hinterlegung, nicht auch für die Aufrechnung die praktiſchen Folgerungen zieht, er⸗ 
ſcheinen (wie auch Oertmann ebenda hervorhebt) nicht durchgreifend; ſie beruht nicht auf einer 
„Buchſtabeninterpretation“, ſondern auf dem ſachlich gerechtfertigten Unterſchiede zwiſchen der 
Intervention eines beliebigen Dritten und den Fällen, in denen der Dritte an der Bewirkung 
der Leiſtung ein beſonderes ſchutzwürdiges Intereſſe hat. Aus der Vorſchrift des § 267, die eine 
Sondervorſchrift iſt, kann nicht hergeleitet werden, daß gleich der Zahlung des Dritten auch ein 
von ihm mit dem Gläubiger abgeſchloſſener Vergleich unmittelbar zugunſten des Schuldners 
wirke (RG 127, 128). 

2. Die Folge der Regel des § 267 iſt, daß der Gläubiger durch eine unzuläſſige Ablehnung 
des Angebots eines Dritten in Annahmeverzug gerät (59 293ff.), im Falle des Vollzugs der 
Leiſtung anderſeits aber das Schuldverhältnis erliſcht ($ 362). Weitere Wirkungen ergeben 
ſich aus der Regel des § 267 nicht. Insbeſondere folgt aus der Befugnis des Dritten, die Leiſtung 
zu bewirken, nicht, daß er bei der Leiſtung dem Gläubiger gegenüber an die Stelle des Schuldner? 
tritt und ſomit deſſen etwaige Gegenrechte ($$ 320, 255) ausüben kann, und ebenſowenig, daß der 
leiſtende Dritte — auch hier von den Ausnahmefällen der $$ 268, 1143, 1150, 1225, 1249 (vgl. 
9 268 A 2) abgeſehen — die Gläubigerforderung erlangt. Der Rechtsübergang kraft Geſetzes 
(Surrogation) ift dem BGB als allgemeine Regel fremd. Ein im Range nachfolgender Hypo⸗ 
theten- oder Grundſchuldgläubiger kann daher zwar, wie jeder beliebige Dritte, gemäß 20‘ 
noch im Verteilungstermine einen ihm vorgehenden Hypothekengläubiger auszahlen und dieſer 
gerät durch die Nichtannahme eines ſolchen Angebots in Annahmeverzug; aber der Auszahlende 
tritt dadurch nicht in den Rang des befriedigten Gläubigers ein, vielmehr geht die Hypothek 
gemäß $ 1163 auf den Eigentümer über, da ein Ablöſungsrecht nach $$ 1150, 268 nicht mehr in 
Frage kommt, vgl. zu $ 268 A! (RG 123, 340; 127, 353). — Ob und welche Rückgriffste chte 
der Dritte dem befreiten Schuldner gegenüber hat, kann ſich nur nach dem zwiſchen beiden un 
mittelbar beſtehenden Rechtsverhältniſſe richten, wie Schenkung, Auftrag, Geſchäftsführung ohne 
Auftrag. Beſtand die Schuld überhaupt nicht, dann kann der Dritte die Leiſtung nur vom Glaub!” 
ger zurückfordern, nicht aber vom Schuldner (von beſonderen Verhältniſſen abgeſehen), da der 
Schuldner durch die Leiſtung nichts erlangt hatte. Leiſtet aber der Dritte etwa auf Anweiſung 
des Schuldners, oder ohne ſolche, um ſich von einer vermeintlichen, in Wirklichkeit nicht beſtehen. 
den (oder anfechtbaren) Schuld dem Schuldner gegenüber zu befreien, dann hat der Schuldner 
durch die Leiſtung eine grundloſe Bereicherung erfahren, und er unterliegt daher der Bereiche 
rungsklage (RG Seuffl 69 Nr 192). 5 

3. Der Widerſpruch des Schuldners berechtigt den Gläubiger, die Annahme zu verweigern, 
verpflichtet ihn aber nicht dazu. Im Falle des $ 1249 fteht weder dem Schuldner das Wider 
ſpruchsrecht noch dem Gläubiger im Falle ſolchen Widerſpruchs das Recht zu, die Leiſtung des 
Dritten — nämlich deſſen, der durch die Veräußerung des Pfandes ein Recht daran verlieren 
ern abzulehnen (RG 83,393). Ebenſo in den anderen Fällen des Ablöſungsrechts; v 

2 il 


§ 268 


Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollftredung in einen dem Schuldner 
gehörenden Gegenstand, jo ift jeder, der Gefahr läuft, durch die Zwangs“ 
vollſtreckung ein Necht an dem Gegenſtande zu verlieren, berechtigt, den 
Gläubiger zu befriedigen. Das gleiche Necht ſteht dem Beſitzer einer Sache 
zu, wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung den Beſitz zu verlieren ja 

1915 Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung 
erfolgen 2). 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung auf ihn 
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über ). Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend 
gemacht werden )). 
E I 1081 1082; M 3 690. 


1. Das Ablöſungsrecht (jus offerendi). Während der § 267 nur den allgemeinen Grundſatz 
aufſtellt, daß regelmäßig jeder Dritte anſtatt des Schuldners zu erfüllen vermag, gibt das Geſetz 
in den Fällen des $ 268 dem Dritten ein Recht auf Befriedigung des Gläubigers eines andern. 
Der Schuldner kann in dieſen Fällen der Leiſtung des Dritten nicht mit Erfolg widerſprechen 
N 267 A 2), und der Gläubiger anderſeits kann fie nicht gefahrlos ($ 293) ablehnen ($ 267 A 1). — 

le Dritte kommen hier in Betracht dinglich Berechtigte lauch Miteigentümer, RG Warn 
1911 Nr 11) und der Beſitzer einer Sache (al3 folder insbeſondere der Mieter und Pächter, 
3,57 Satz 2 Zw VG). Der Zweck des Geſetzes iſt es, den Dritten dagegen zu ſchützen, daß er durch 
die vom Gläubiger gegen feinen Schuldner betriebene Zwangsvollſtreckung ein ihm, dem Dritten, 
am Gegenſtande der Vollſtreckung zuſtehendes Recht oder ſeinen Beſitz der Sache verliert. Voraus⸗ 
letzung iſt dabei, daß der Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung nicht dem Dritten, ſondern dem 
Schuldner gehört; denn andernfalls ſtände dem Dritten ſchon die Widerſpruchsklage des 
771 ZPO zur Seite. — Beſondere Anwendungsfälle des $ 268 enthalten die 88 1150, 1249 
Kanten von dinglich Berechtigten am Grundſtücke, die durch die Zwangsvollſtreckung in das 

rundſtück Gefahr laufen, ein Recht am Grundſtücke zu verlieren, und zugunſten derjenigen, 
welche durch die Veräußerung des Pfandes an dieſem ein Recht einbüßen würden. — Zeitlich 
iſt das Ablöſungsrecht ausübbar, ſobald die Zwangsvollſtreckung begonnen hat (vgl. 
Rerüber § 264 A 2). Trifft dieſe Vorausſetzung auch ſchon dann zu, wenn der Gläubiger vorerſt 
nur den etwaigen Anſpruch ſeines Schuldners auf Herausgabe der Sache ($$ 846ff. ZPO) 
pfänden laßt? Man wird das nach dem Rechtsgedanken des Geſetzes bejahen können. Erledigt 
iſt das Ablöſungsrecht, ſobald die Zwangsvollſtreckung beendigt iſt. Nach dem Zuſchlage eines 
Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung kann daher ein Ablöſungsrecht aus 88 1150, 268 nicht 
mehr ausgeübt werden, da der Zweck dieſer Vorſchrift, dem Berechtigten feinen Haftungsgegen⸗ 
tand, das Grundſtück, zu erhalten (RG 91, 303) nicht mehr erreichbar iſt (RG 123, 340). — 
Macht der Gläubiger ſeine Forderung dem Schuldner gegenüber nur teilweiſe geltend, ſo 
kann auch der Dritte jein Ablöſungsrecht nur hinſichtlich dieſes Teilbetrags ausüben. 

2. Die Ausübung des Rechtes erfolgt durch Befriedigung des Gläubigers. Dazu kann aber 
der Dritte hier (anders als im Falle des § 267) auch von den Erſatzleiſtungen, Hinterlegung 
905 3725.) und Aufrechnung ($ 387) Gebrauch machen (RG 78, 384). Der Ausübbarkeit dieſes 
Rechtes ſteht es nicht entgegen, wenn der Dritte für die Forderung ſelbſt mit haftet (RG 70, 409 
zu J 1240). Das Ablöſungsrecht aus 98 1150, 268 kann von dem dinglich Berechtigten ausgeübt 
werden durch Befriedigung des betreibenden Gläubigers mit demjenigen Betrage, für den 

ieſem das Grundſtück dinglich haftet, ohne Rückſicht auf etwaige höhere Forderungen 
Segen den perſönlichen Schuldner, demnach bei einer vom Währungsverfall betroffenen Hypo⸗ 
5 mit dem normalen geſetzlichen Auſwertungsbetrage, auch wenn die perſönliche Forderung 
hoher aufgewertet iſt (R 123, 149); dagegen Stillſchweig in JW 1930, 133). 

8, Im Gegenſatze zum Regelfalle des § 267 (dort A 1) geht die Forderung des Gläubigers, 
ſoweit er befriedigt wird, ohne weiteres (kraft Geſetzes) auf den Dritten über, und zwar nebſt 
ihren Nebenrechten, wie Bürgſchaft und Pfandrecht, ſowie mit der Auskunftspflicht des Gläubi⸗ 

ers aus $ 402 und der Beurkundungspflicht aus $ 403 (cessio legis). Es findet hier alſo ein 
bienbtsübergang ohne Übertragung ne) ſtatt ($ 412). Auch der auf öffentlich-techtlichem Ge⸗ 
lete liegende Zollanſpruch des Staates geht, wenn er von einem an der Zollſache Berech- 
igten durch Zahlung des Zolls abgelöſt wird, gemäß 88 1249, 1257, 268 Abſ 3 auf dieſen über, 
= zwar mit dem gemäß $ 61 Nr 2 KO für den Staat beftehenden Konkursvorrechte (RS 67, 
1a; 70, 405; vgl. auch zu $ 1257 Anm 1); ebenſo für den Rückgriffsanſpruch des Zollbürgen 
45 836) gemäß 99 774, 401, 412 NG 135, 25. * = 
dam Nicht zum Nachteile des Gläubigers. Der durch den Dritten befriedigte Gläubiger darf 
urch den Übergang der Forderung auf den Dritten nicht schlechter geſtellt ſein, als er geftellt 
ben würde, wenn die Forderung durch die Leiſtung erloſchen wäre, und zwar gilt das ſowohl dann, 
nn der Dritte durch die gänzliche Befriedigung des Gläubigers die volle Forderung, wie ent⸗ 
brechend auch dann, wenn er durch Teilzahlung nur einen entſprechenden Teil der Forderung 
erworben hat. Daher darf der Dritte dem Gläubiger gegenüber keine Gewährleiſtungsanſprüche 
augen Mängel der Forderung aus § 437 geltend machen (zumal der Rechtsübergang kein kauf⸗ 
ähnliches Geſchäft darſtellt), und im zweiten Falle darf er auf keine Weiſe ein Vorrecht zum Nach⸗ 
teile der dem Gläubiger verbliebenen Reſtforderung ausüben. Die bei teilweiſer Ablöſung einer 
Hppothek dem Gläubiger verbliebene Reſthypothek geht daher dem auf den Ablöſenden über⸗ 
gangenen Teile der Hypothek im Range vor (vgl. zu $ 1150 A 2). Wird insbeſondere eine 
20 othel für Zinsrückſtände durch einen Dritten nach $ 268 abgelöſt, jo muß der nach $$ 1150, 
5 3 Abſs auf den Ablöſenden übergehende Zinſenanſpruch hinter den dem Hypothelengläubiger 
erbleibenden Anſpruch auf das Kapital im Range zurücktreten, da der auf dieſe Weiſe teilweiſe 


454 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


befriedigte Gläubiger nicht ſchlechter geſtellt werden darf, als er geſtellt ſein würde, wenn der 
Grundſtückseigentümer ſelbſt die Zinsrückſtände bezahlt hätte, in welchem Falle nach $ 1178 die 
Hypothek für die Zinsrückſtände erloſchen und er mit feiner Kapitalforderung in den dadurch 
freigewordenen Rang aufgerückt wäre (RG 131, 325). — Im Konkurſe des Schuldners darf 
der Dritte nicht die von ihm getilgte Zinsforderung zum Nachteile des Gläubigers mit dem kon 
kursmäßigen Vorrechte anmelden. — Ungeachtet des weitergehenden Wortlautes iſt aber erkannt 
worden, daß der Gläubiger nur geſchützt werden ſoll gegen Benachteiligung in Anſe hung der 
jenigen Forderung, wegen deren er durch den Dritten teilweiſe befriedigt 
worden iſt, nicht dagegen in Anſehung anderer ihm gegen den Schuldner zuſtehender Forderun⸗ 
gen, wenigſtens ſofern dieſe nicht mit der erſteren in rechtlichem Zuſammenhange ſtehen: NRG 
Warn 1914 Nr 275; 11. 11. 16 V 220/16. In R 76, 198 ift für den Fall des § 774 Abſ1 Satz 2 
ausgeſprochen, der Bürge dürfe von den infolge der Zahlung auf ihn übergegangenen Pfand⸗ 
oder ſonſtigen Sicherungsrechten auch dann Gebrauch machen, wenn es zum Nachteile anderer 
Forderungen desſelben Gläubigers geſchehe. In RG 82, 135 iſt dieſer Satz „in ſeiner allgemeinen 
Faſſung“ unter Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift aus dem gemeinen Rechte für 
Mobiliarpfandrechte als bedenklich bezeichnet; doch ift auch dort für das Gebiet des Hypo 
thekenrechts angenommen, daß nicht „andere Hypotheken“ desselben Gläubigers, ſondern nut 
deſſen etwaige Reſthypothek für die Vorſchrift in Betracht komme. Auch in RG 76, 195 hat es 
ſich übrigens nicht um das gleiche Sicherungsrecht, ſondern um eine Pfändung gehandelt, die erſt 
nach der Zahlung erfolgt war. Man wird in dieſen Grenzen der Rechtſprechung des RG bei ⸗ 
ſtimmen können. Daher wird dem Zahlenden nicht geſtattet werden können, das gleiche Siche⸗ 
rungsrecht, das zur Zeit der Zahlung bereits auch für andere Forderungen des Gläubiger? 
beſtanden hat, zum Nachteil dieſer Forderungen geltend zu machen, auch ſoweit es an ſich ihnen 
vorgehen würde. Vgl. auch zu $$ 774, 1150. Doch iſt die Rechtſprechung des RG in neueren 
Entſcheidungen (Warn 1914, 275; ZW 1917, 8112, 5. 8 S; 136, 43, 8.36) zu dem uneinge” 
ſchränkten Standpunkte des 6. 38 in RG 76, 195 zurückgekehrt, der dahin geht, daß fi d t 
Vorrecht des Gläubigers auf andere Forderungen gegen den gleichen Schuldner iiberhaupt nich 
erſtrecke. Soweit aber in RG 82, 135 ausgeführt iſt, daß die in $ 1150 angeordnete Anwendung 
des § 268 Abſ 2 Satz 3 lediglich ein perſönliches Recht des Gläubigers darſtelle und daher 18 
Falle der Abtretung feine Wirkung verliert, iſt dieſe Auffaſſung von dem gleichen (ö.) 

in RG 131, 327 als nicht aufrechtzuerhalten erklärt worden. Dort iſt vielmehr ausgeſprochen, 
daß auch für die nach $ 1150 in Verbindung mit § 268 Abſ 3 Satz 2 eintretende Rangänderung 
(wie für $ 1176 bereits früher anerkannt war) der Grundſatz gelten müſſe, daß der Vorrang nich 
dem Gläubiger perſönlich zuſteht, ſondern der ihm verbliebenen Reſthypothek als dinglichen 
Rechte anhaftet, und daß daher, wenn nach Ablöſung der Hypothek für Zinsrückſtände aun 
die Hypothek für die Hauptſumme abgelöſt wird, dieſe auf den Ablöſenden mit dem 
durch die frühere Ablöſung begründeten Vorrange vor der Hypothek für die Zinsrückſtände 00 
oben) übergeht. Vgl. auch zu $ 426 A 4. — Der $ 268 Abf 3 Satz 2 ſchließt nicht aus, daß de 
Bürge, der die Hauptſchuld vor dem Konkurſe des Hauptſchuldners teilweiſe bezahlt, die auf ihn 
übergegangene Teilforderung an Stelle des Gläubigers im Konkurſe geltend macht (R Seuff ie 
Nr 196). — Der Abj 3 iſt auch dann anwendbar, wenn durch die Teilzahlung der Zweck, D 
Zwangsvollſtreckung abzuwenden, nicht erreicht wird; er iſt auch nicht auf den Fall beſchran = 
daß der Gläubiger nur wegen einer Rate die Zwangsvollſtreckung betreibt (RG JW 1916, 67⁰ 110 
Eine der Vorſchrift von Abſ 3 Satz 2 entſprechende Beſtimmung enthalten die 89 426, be 
1143, 1150, 1164, 1225. Der dieſen Vorſchriften zugrunde liegende Rechtsgedanke muß ng 
Anwendung finden auf den gemäß $ 4 des Geſetzes vom 6. 2. 23/14. 7. 24 erfolgenden Überga 
der Forderung des einer Armenpartei beigeordneten Rechtsanwalts gegen die 479 
Partei für feine Gebühren und Auslagen auf die ihn befriedigende Staatskaſſe (RG 126, 1 


8 269 

Iſt ein Ort für die Leiſtung!) weder beſtimmt noch aus den Amſtänden, 
insbefondere aus der Natur des Schuldverhältniſſes, zu entnehmen, ſo 
die Leiſtung an dem Orte zu erfolgen, an welchem der Schuldner zur 8 
der Entſtehung des Schuldverhältniſſes feinen Wohnſitz hatte ?). a 

Iſt die Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe des Schuldners entſtanden 
ſo tritt, wenn der Schuldner ſeine gewerbliche Niederlaſſung an einem ande 
Orte hatte, der Ort der Niederlaſſung an die Stelle des Wohnſitzes . 

Aus dem Umſtand allein, daß der Schuldner die Koſten der Verſe 
übernommen hat, ift nicht zu entnehmen, daß der Ort, nach welchem die 
ſendung zu erfolgen hat, der Leiſtungsort fein ſoll )) 6) 7). 

E 1 220 —230 II 225; M 2 34; P 1 306; 4 154. 


eit 


Der“ 
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1. Leiſtungsort. Zur gehörigen Erfüllung ift auch erforderlich, daß die Leiſtung am rechten 
Orte (8 269) und zur rechten Zeit ($ 271) angeboten wird. Andernfalls ſetzt das Angebot den 
Gläubiger nicht in Annahmeverzug (88 293 ff.) und befreit den Schuldner nicht vom Leiſtungs⸗ 
verzuge (88 284 ff.). — Der Leiſtungsort iſt auch von Bedeutung für den Gerichtsſtand nach 
829 ZPO und im Gebiete des internationalen Privatrechts für die Frage, welches Recht An⸗ 
wendung findet (vgl. Vorbem 11 vor § 104, ferner RG 53, 140; 54, 316; 55, 117; 58, 367; 73, 
387; 74, 173; 95, 164; 103, 261; Warn 1922 Nr 157, 183). Nach dem Rechte des Erfüllungsortes 
iſt auch die Einrede der Verjährung zu beurteilen (RG 74, 173 und 4. 5. 18 V 8/18, teilweiſe 
abgedruckt 93, 23). Zu unterſcheiden vom Leiſtungsorte ift der Beſtimmungs⸗ oder Abliefe⸗ 
rungsort, nämlich derjenige, wo die Ablieferung zu erfolgen hat (RG 101, 143; 111, 24; vgl. 
auch Abſ 3 und § 270); ferner der Verſandort ($$ 447, 448, 644 Abſ 2; vgl. RG 66, 76). Bloße 
Vereinbarungen über den Ablieferungsort ſind noch nicht maßgebend für die Beſtimmung des Er⸗ 
ſüllungsorts (RG 103, 261). — Die Regeln des § 269 greifen auch bei Unterlaſſungspflichten 
Platz (RG 51, 312; 69, 13; 90, 165). 

2. Der Abj1 ſieht behufs Ermittlung des Leiſtungsorts die nachſtehende Stufenordnung 
vor: In erſter Linie iſt entſcheidend die Beſtimmung durch die Parteien. Sie ſetzt eine Einigung 
voraus, wobei eine ſtillſchwe igende Abmachung genügt, die ſich aus dem Gegenſtande, der Natur 
des Schuldverhältniſſes und aus den Umſtänden ergeben kann. Die Abrede, daß die Ware ſpäte⸗ 
ſtens an einem beſtimmten Tage am Wohnorte des Beſtellers eintreffe, enthält nicht zugleich eine 
Beſtimmung des Leiſtung sorts (RG 68, 78). Desgleichen nicht ſchon eine Nebenabrede wie 
„Kaffe Zug um Zug“, da dieſe ſich nur auf die Art der Zahlung des Kaufpreiſes bezieht (RG 
Warn 08 Nr 129). Durch Vereinbarung der Zahlung des Kaufpreiſes in ausländiſcher Währung 
wird der inländiſche Erfüllungsort nicht geändert, vielmehr § 244 anwendbar (RG 106, 99). 
Einſeitige Parteierklärungen reichen regelmäßig nicht aus, auch nicht bei fortgeſetzter Waren⸗ 
beſtellung und Warenleiſtung (RG 52, 135; 57, 411; 59, 351; 65, 330). Nach ſtändiger Necht« 
ſprechung ſind daher auch bloße Fakturenvermerke oder ein Randvermerk auf einem Koſten⸗ 
anſchlage (MG 52, 133) bedeutungslos. Vermerke jedoch in einem Beſtätigungsſchreiben 
müſſen nach Treu und Glauben als genehmigt gelten, falls der Empfänger ſchweigt (RG 57, 408; 
58, 66). Vgl. hierüber des näheren § 147 A 2 Abſ 2. Maßgebend iſt auch die Angabe in den 
Schlußnoten des Handelsmäklers (RG 59, 350; JW 05, 14725). Gleiches gilt, wenn vor der Be⸗ 
gründung der Geſchäftsverbindung ſchriftlich Geſchäftsbedingungen zugeſandt ſind und demnächſt 
der Geſchäftsverkehr auf Grund eben dieſer Bedingungen ftattgefunden hat (RG ZW 01, 62110; 
Rs 57, 408, betreffend Beſtellung auf Grund eines Zirkulars). Wer einen Beſtellſchein unter⸗ 
ſchrieben hat, haftet nach deſſen Inhalt; er kann nur wegen Irrtums anfechten (RG 20. 3. 08 
111 394/07). Der Ort, wo beide Teile erfüllt haben (wobei gegebenenfalls auch ſchon die Hingabe 
eines Schecks zahlungshalber als Erfüllung angeſehen werden kann) muß als ſtillſchweigend 
Dereinbarter Erfüllungsort angeſehen werden (R& 102, 283). Auch nachträglich kann ein Er- 
Ullungsort, unter Abänderung des bisher beſtandenen, durch Vereinbarung feſtgeſetzt werden 
(RB 106, 211). — Aus den Umſtänden zu entnehmen. Dabei kann auch die Verkehrsſitte in Be⸗ 
tracht kommen, insbeſondere dafür, ob aus dem Schweigen Zuſtimmung zu entnehmen ift. 
Aus der Natur des Schuldverhältniſſes wird ſich der Leiftungsort insbeſondere ergeben bei Ab- 
machungen, die die Bearbeitung von Sachen an Ort und Stelle zum Gegenſtande haben, 3. B. 
beim Einbau von Maſchinen in ein Gebäude, wie anderſeits bei Herſtellung eines Werks in einer 
Werkſtätte; ferner bei der Übergabe und Auflaſſung eines Grundſtücks, bei der Überlaſſung der 
Mietsſache, endlich wenn ſich die zu gewährende Sache mit Wiſſen beider Parteien zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes an einem beſtimmten Orte befindet. Doch wird für die Verpflichtung zur Zahlung 
des Miet- oder Pachtzinſes für ein Grundſtück ein von dem Wohnſitze des Schuldners 
verſchiedener Erfüllungsort nicht ſchon dadurch begründet, daß das Grundſtück an einem anderen 
Orte belegen iſt (RG in HMM 1933, 720). Bei Bringſchulden (nicht Schickſchulden) iſt maß⸗ 
gebend der Wohnort des Gläubigers; bei Holſchulden der des Schuldners. — Wohnſitz des 
Schuldners (vgl. $$ 7—11) im Zeitpunkte der Entſtehung des Schuldverhältniſſes. Auch für die 
ehemaligen Schußgebiete gilt $ 269 (RG 131, 43). Er ift im Zweiſel auch maßgebend bei 
Unterlaſſungspflichten, gegebenenfalls namentlich bei der Geltendmachung von Vertragsſtrafen 
wegen Verletzung ſolcher und ſelbſt wenn die Unterlaſſung nicht an einen beſtimmten Ort gebunden 
iſt R 51, 314; 69, 13). Unter mehreren Wohnfigen hat der Regel nach der Schuldner die Wahl 
9 262). Beim Mangel eines Wohnſitzes entſcheidet der Aufenthaltsort. Eine nachträgliche 
Veränderung des Wohnſitzes iſt einflußlos. Es kann aber, wenn der Vertrag am Wohnorte des 
Schuldners abgeſchloſſen iſt, nicht ſchon deshalb angenommen werden, daß der damalige Wohnort 
es Schuldners auch als vereinbart gelten ſoll (Re SeuffA 54 Nr 77). Daß der Wohnſitz des 
Schuldners im Zweifel als Erfüllungsort anzusehen iſt, ändert ſich nicht durch die Vereinbarung, 
aß an einem anderen Orte „gezahlt“ werden ſoll, ſofern dieſe Vereinbarung nur als Beſtimmung 
ber die Übermittlung des Geldes ($ 270) auszulegen ift (RG 103, 261). Entſtanden iſt das 

chuldverhältnis mit Vollendung der es begründenden juriſtiſchen Tatſachen (ogl. Vorbem 1 
vor $ 104 und § 198 A 2). Bei bedingten oder bei befriſteten Geſchäften kommt es nicht erſt auf 
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den Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung oder des Termins an (RG 69, 11). Er iſt nur für das 
Wirkſamwerden des Rechtsgeſchäfts maßgebend ($$ 158, 163). 

Durch Geſetz ſelbſt iſt der Leiſtungsort beſtimmt in den 8$ 261 (Offenbarungseid), 697, 700 
(unregelmäßiger Verwahrungsvertrag), 811 (Vorlegung), 1194 (Grundſchuld, vgl. über den 
Zahlungsort bei Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld zu SS 1177, 1194, 1198; R 
107, 80), 1200 (Rentenſchuld), $ 36 Verſ ch (Zahlung der Prämie), $5 Scheckch, Art 4 Nr 8 und 
Art 97 WO, betreffend die Zahlung des Bezogenen ſowie des Ausſtellers eines eigenen Wechſels. 
Der für dieſe maßgebende Zahlungsort iſt jedoch nicht zugleich maßgebend für den Leiſtungsort 
der Regreßpflichtigen, mithin auch nicht des Traſſanten; für dieſe iſt der Ort des Wohnſitzes oder 
der Niederlaſſung Leiſtungsort. Der wechſelrechtliche Bereicherungsanſpruch (Art 83 WO, § 21 
Scheckch) iſt am Wohnort des Bereicherten zu erfüllen (Staub⸗Stranz WO Art 83 A 19; für den 
Ausſteller auch RG in Recht 18 Nr 1446; a. M. DRG Köln in ZIHNR 38, 568 und die 5. Auflage). 

3. Das Vorhandenſein einer gewerblichen Niederlaſſung erfordert, daß dort dauernde 
Einrichtungen zum Betriebe getroffen find; vgl. ZPO § 21 (RG 42, 379). 5 

4. Übernahme der Verſendungskoſten. Dieſe Auslegungsvorſchrift trifft insbeſondere auch 
zu bei den Nebenabreden cif (cost, insurance, freight) und fob (frei an Bord), „frei Waggon“, 
„frei Hamburg Freihafen“ (RG 111, 24); „frei Grenzort verſichert“ (RG 114, 408) oder „Kalle 
Zug um Zug“ (ſ. auch A 2). Bei Cik-Verkäufen gilt der Abladehafen für den Verkäufer auch als 
Erfüllungsort, jedenfalls im Sinne der $$ 446, 447 (RG 87, 134; Warn 1916 Nr 159). Betreffs 
der Cif-Stlaufel vgl. auch $ 157 A 3 Abſ 3 und RG 87, 135; 90, 1; 92, 14; 93, 166. Solche Klauſeln 
enthalten an fi noch feine Vereinbarungen über den Erfüllungsort (RG Gruch 47, 1152; 48, 
1015). Auch die Übernahme der Transportgefahr, auf die unter Umſtänden aus der 
Übernahme der Verſicherungskoſten („frei Grenzort verſichert“) geſchloſſen werden kann, enthält 
nicht ohne weiteres eine Beſtimmung des Leiſtungsorts (RG 68, 78; 114, 408). 55 

5. Einzelfälle. Bei dem nämlichen Schuldverhältniſſe können für die verſchiedenen Beteiligten 
je verſchiedene Leiſtungsorte gegeben fein (RG 49, 76). Der Erfüllungsort für die Bürgſchafts⸗ 
ſchuld richtet ſich nicht grundſätzlich nach dem der Hauptſchuld, ſondern ift ſelbſtändig für die 
Bürgſchaftsverpflichtung zu beſtimmen; ſonach hat, falls die in § 269 in erſter und zweiter Linte 
aufgestellten Voraussetzungen nicht gegeben find, der Bürge an dem Orte zu erfüllen, an dem 12 
zur Zeit der Entſtehung der Bürgſchaftsverpflichtung ſeinen Wohnſitz hat (RG 54, 315; 71, 59; 
73, 262; 137, 11). Iſt aber für eine Schuld Bürgſchaft geleiſtet, bezüglich deren ein Erfüllungsort 
ausdrücklich beſtimmt war, fo ift das auch für den Bürgen maßgebend (RG 34, 17). Wird bedungen, 
daß der Käufer die Ware am Beſtimmungsorte abzunehmen habe, ſo folgt hieraus noch nicht, daß 
dortſelbſt, wenn für den Käufer, dann auch für den Verkäufer der Erfüllungsort gegeben ſei 
(RG Warn 1912 Nr 99). Bei Zug- um⸗Zug⸗Leiſtungen ift der Erfüllungsort ein gemeinſamer. 
Das gilt auch im Falle des vertragsmäßigen Rücktrittsrechts und der Wandelung. Hier 
muß nach der Natur des Geſchäfts regelmäßig derjenige Ort als beiderſeitiger Leiſtungsort gelten, 
wo ſich die Sache dem Vertrage gemäß befindet, nicht etwa der davon verſchiedene Ort, wo die 
Ablieferung der Sache erfolgt war (MG 50, 270; 52, 54; 55, 111; 57, 12; 70, 199). Vgl. andersen 
auch RG 46, 195 und 66, 76. Die Rückgabepflicht im Falle der Nichtigkeit des Vertrags ift ebenfall 
da zu erfüllen, wo ſich die zurückzugewährende Sache befindet (NG 96, 347). Geſetzlicher Er. 
füllungsort für den Minderungsanſpruch iſt der Wohnort des Verkäufers zur Zeit des Vertrag, 
ſchluſſes (Rh Gruch 47 Nr 1150, während in RG 66, 76 die Richtigkeit dieſer Anficht bahingefeh 
geblieben iſt). Falls ein Vertrag (Kauf) wegen Irrtums oder Betrugs angefochten ift und Rugs 
zahlung des Preiſes und Zurücknahme der Sache gefordert wird, iſt der Wohnſitz des Gegner? 
maßgebend (RG 49, 421). Der Erfüllungsort iſt maßgebend auch für den Anſpruch auf Scha 
denserſatz wegen Nichterfüllung (RG 55, 425); desgleichen für den Anſpruch auf Bae 
des Reugeldes (NG Gruch 34, 440), ſowie auf Leiſtung der Vertragsstrafe (RG 69, 12). * 15 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Annahmeverzuges iſt zu erfüllen, wo die Abnahme la 
erfolgen müſſen (NG 55, 423). Für die Feſtſtellungsklage ift der Erfüllungsort dort, g 
der Vertrag zu erfüllen war (RG 56, 138). Nebenverpflichtungen find an dem für die Here 
verbindlichkeit maßgebenden Leiſtungsorte zu erfüllen (RG 55, 105). Bei einem Anſpruche 10 
Anerkennung eines Kontokorrents gilt als Erfüllungsort der für die einzelnen Leiſtungen 10 0 15 
barte Leiſtungsort (RG JW 03, 175). Wenn auch nach Obigem die Erfüllungsorte für die gr 
ſprüche wegen mangelhafter Leiſtung, insbeſondere auf Wandelung und Minderung, nicht n 10 
wendig mit dem Erfüllungsorte für die Hauptverpflichtungen zuſammenfallen (RG 57, 1 
liegt es doch, wenn einer von ihnen im Auslande liegt, nahe, anzunehmen, daß die Parteien, in 
lie überhaupt einen Erfüllungsort vereinbart haben, ihn als einheitlichen für alle Anſpr 
aus dem Vertrage haben vereinbaren wollen (RG Warn 1922 Nr 60). ur nach 

6. Beweislaſt. Wer einen außergewöhnlichen Erfüllungsort geltend macht, hat dafür 
allge meinen Rechtsgründen die Beweislaſt. A ur bas 

7. Internationales Privatrecht. Im Zweifel iſt bei vertraglichen Schuldverhältniſſen f t ber 
anzuwendende Recht das Recht des Erfüllungsortes maßgebend, jedoch nur ſoweit 521 
mutmaßliche Parteiwille entgegenſteht (RG 61, 343; 68, 205; vgl. auch A 1). Iſt ein Ver 
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verhältnis unter der Herrſchaft des zur Zeit des Vertragsſchluſſes am Erfüllungsorte geltenden 
Rechts einmal entſtanden, ſo bleibt das damals geltende Recht maßgebend auch im Falle einer 
geſetzlichen Anderung, z. B. infolge Abtretung des bisher deutſchen Gebiets, ſofern nicht der 
gemeinſame Wille beider Parteien, ſich dem neu eingeführten Rechte zu unterwerfen, erkennbar 
iſt oder beide Parteien ſich an Ort und Stelle befinden (RG 107, 123). Auch für die Frage, wo 
der Bürge zu erfüllen hat, iſt das örtliche Recht ſeines Wohnſitzes zur Zeit der Eingehung 
der Bürgſchaftsverpflichtung (vgl. oben A 5), alſo, wenn dieſer in Deutſchland liegt, das deutſche 
Recht maßgebend (RG in den in A 5 angeführten Entſcheidungen). 


8 270 
Geld hat der Schuldner im Zweifel auf ſeine Gefahr und ſeine Koſten 
dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln ). 

Bill; die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubigers entſtanden, fo 
tritt, wenn der Gläubiger ſeine gewerbliche Niederlaſſung an einem anderen 
Orte hat, der Ort der Niederlaſſung an die Stelle des Wohnſitzes ). 

\ Erhöhen fih infolge einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
eintretenden Anderung des Wohnfities oder der gewerblichen Niederlaffung 
des Gläubigers die Koſten oder die Gefahr der Übermittelung, fo hat der 
Gläubiger im erſteren Falle die Mehrkoſten, im letzteren Falle die Gefahr 
zu tragen 2). 

Die Vorſchriften über den Leiſtungsort bleiben unberührt 1)3). 

E 1 280 II 226; M 2 36; P 1 307. 
„1. Geldübermittlung an den Gläubiger an deſſen Wohnſitz oder Niederlaſſungsort. Vgl. 
1269 A 1, wo bereits darauf hinge wieſen iſt, daß $ 270 nur den Beſtimmungs⸗ (Ablieferungs⸗) 
ort, nicht aber den Leiſtungsort im Auge hat (hier Abſ 4). Der Schwerpunkt des 8 270 liegt 
in der Vorſchrift, daß, falls der Leiſtungsgegenſtand Geld iſt, dieſes, gleichviel wo der Erfüllungs⸗ 
aut fein mag, dem Gläubiger an deſſen Wohnſiz, im Falle des Abſ 2 an den Ort der gewerblichen 
Niederlaſſung (ogl. A 3 $ 269) „zu übermitteln“ iſt, und daß die dazu dienende Verſendung auf 
Gefahr und Koſten des Schuldners geht. Macht der Gläubiger der Poſt gegenüber von 

zem Abholungsrechte Gebrauch, jo trägt er auch die damit verbundene Gefahr ſelbſt (RG 69, 
137). Über den Begriff Geld vgl. $ 244. Wenn nichts Entgegenſtehendes vereinbart ift, 
henügt es an ſich für die Rechtzeitigkeit der Leiſtung — und zwar auch bei Platzgeſchäften —, 
wenn nur die Einzahlung des Geldes bei der Poſt am Leiſtungsorte, alſo regelmäßig am Wohn⸗ 
Ee des Schuldners, innerhalb der gegebenen Friſt erfolgt iſt (RG 78, 137). Dagegen trägt der 
Schuldner die Gefahr bis zur Aushändigung des Geldes an den Gläubiger und hat alſo, wenn 

e Sendung nicht an den Empfänger gelangt iſt, nochmals zu leiſten. Die Gefahrtragung bedeutet, 
daß der Verluſt des überſandten Geldes zu Laſten des Schuldners geht, jei es, daß er durch Zufall, 
nabejondere durch höhere Gewalt oder durch Verſchulden des Transportunternehmers, eines Ange 
fetten von dieſem oder auch eines Dritten (Diebftahl!) eintritt. Dagegen haftet der Schuldner nicht 
Di bloße Verzögerungen der Ankunft des Geldes, mögen dieſe durch Zufall oder durch Ver⸗ 
ahulden einer Perſon, auch des Transportunternehmers oder eines Angeſtellten von dieſem, ein⸗ 
ſlreten ſein, da für ihn als Leiſtungsort nach Abſ 4 der Ort feines Wohnſitzes, an dem er das 
ie abgeſandt hat, gilt und die Übermittlung daher keine Leiſtung, der Transportunternehmer 
dic Erfüllungsgehilſe im Sinne des $ 278 iſt. Doch haftet er für ordnungsmäßige Auswahl 

3 Transportunternehmers, da dieſe zu feiner Leiſtung bei der Abſendung gehört. Anders bei 
wer uiſchulden, d. h. ſolchen, bei denen infolge Vereinbarung oder geſetzlicher Beſtimmung 

er Wohnſitz oder Aufenthaltsort des Gläubigers Leiſtungsort ift. — Bei Zahlungen mittels 
nes Schecks genügt es für die Wahrung der Friſt, wenn der Scheck innerhalb der Friſt zur 

Post gegeben und nach Ankunft am Beſtimmungsorte von dem Gläubiger angenommen und 
ſofort einkaſſiert worden iſt (RG 78, 137). Eine Zahlung auf Poſtſcheckkonto iſt nach dem 

teil vom 9. 1. 24 III 134/23 ſo zeitig zu bewirken, daß noch innerhalb der beſtimmten Friſt 
* Betrag auf das Poſtſcheckkonto des Gläubigers gebucht werden kann. Doch dürfte die Bar⸗ 

Mahlung auf Zahlkarte im Poſtſcheckverkehr der Einzahlung auf Poſtanweiſung (vgl. oben) 
ban chäustellen ſein, und ebenfo die Überweiſung, falls der Schuldner ein entſprechendes Gut⸗ 
gaben beſitzt. Im Falle der Erfüllung eines Darlehnsvorvertrags durch Gewährung des zuge⸗ 

sten Geldes muß g 270 gleichfalls Anwendung finden. An ſich gibt dieſer nur eine Aus- 

egungsvorſchrif t und ſchließt daher anderweite Abmachungen nicht aus. 0 a 
line Der Schuldner hat im Falle der Anderung des Wohnſitzes oder der Niederlaſſung die 
hate rmittlungskoſten nur in der Höhe zu tragen und für die Gefahr nur fo weit zu haften, als er 
haften würde, wenn es bei den zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes maßgebenden 
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Verhältniſſen geblieben wäre. Jedenfalls bleibt aber die Übermittlungspflicht an ſich beſtehen. 
Gibt der Gläubiger den Wohnſitz auf, ohne einen neuen Wohnſitz zu begründen (Abſ 3), dann 
muß der Schuldner das Geld an den ihm bekannten Aufenthaltsort übermitteln, wie das ſchon 
11 nn Grundſatze des § 242 folgt. In RG 22. 12. 15 V 305/16 iſt dieſe Frage unentſchieden 
gelafjen. 

8. Den Beweis für die Ablieferung und die Ankunft des Geldes, gegebenenfalls für die 
Erhöhung der Koſten und der Gefahr hat der Schuldner zu führen. Eine von dem Gläubiger zu 
widerlegende Vermutung zugunſten des Schuldners wird bei Überſendung durch die Poſt dann 
beſtehen, wenn er das Geld auf Poſtanweiſung eingezahlt oder einen Brief mit entſprechender 
Wertangabe abgefandt hat, nicht aber für einen Einſchreibebrief; vgl. ROH 13, 46 ff. Landes⸗ 
geſetzlichen Vorbehalt für Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen enthält EG Art 92. 


8 271 


Iſt eine Zeit für die Leiſtung ) weder beſtimmt noch aus den Umſtänden 
zu entnehmen, ſo kann der Gläubiger die Leiſtung ſofort verlangen, der 
Schuldner fie ſofort bewirken 2). 

Iſt eine Zeit beſtimmt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger 
die Leiſtung nicht vor dieſer Zeit verlangen, der Schuldner aber ſie vorher 
bewirken kann )). 

E 1 231 II 227; M 2 37; P 1 309. 

1. Die Leiſtungszeit kommt nach zweifacher Richtung in Betracht. Einmal fragt es ſich, 
wann der Gläubiger fordern kann und der Schuldner alſo auch leiſten muß; zweitens, wann der 
Schuldner leiſten darf und demnach der Gläubiger annehmen muß. In beiden Beziehungen 
handelt es ſich um den Zeitpunkt der Fälligkeit. Über dieſen Begriff vgl. 8 198 A 2. In gewiſſen 
Fällen fieht das Geſetz die Leiſtungszeit beſonders vor, jo bei Miete ($ 551), Leihe ($ 604), Dar⸗ 
lehn (88 608, 609), Dienſtvertrag (§ 614), Werkvertrag ($ 641), Verwahrung ($ 695), Anl 
haltsgewährung (§ 1710); Aufwertung von Hypotheken und Induſtrieobligationen (88 25, — 
AufwG). Über das Fixgeſchäft vgl. $ 361. In einzelnen Fallen iſt die zugunſten des Schuldner 
beſtehende Fälligkeit auch für Dritte von Bedeutung ($$ 1142, 1223, betreffend das Befriedigungs⸗ 
recht des Eigentümers und Pfandſchuldners). — Die Vertragsbeſtimmung, daß die Foroe 
rung ſofort fällig ſein ſoll, falls die Zinſen nicht rechtzeitig gezahlt werden, hat für ihre . 
wendung zur Vorausſetzung, daß die Zinszahlung infolge einer Verletzung der Vertragapflichten 
unterbleibt (RG Warn 1913 Nr 223 und die dort angezogenen Urteile); die Fälligkeit tritt alſo 
beiſpielsweiſe nicht ein, wenn der Käufer zur Minderung des Preiſes berechtigt war und des“ 
wegen die Zinſen von dem Minderungsbetrage nicht gezahlt hat (R 19. 10. 10 V 593/00). 
Kündigt der Gläubiger, läßt er ſich alsdann aber die Zinszahlung noch weiter gefallen, ohne aul 
Zahlung des Kapitals zu klagen, dann kann hieraus gefolgert werden, daß die erklärte Künd 
gung nicht als ſolche, ſondern nur als Mahnung gemeint war (MG JW 1912, 3854). Ogl. aue 
9360 A 1. Nach Treu und Glauben ($ 242) muß der Gläubiger in ſolchen Fallen dem Schulen“ 
jedenfalls erſt bekanntgeben, daß feine Nachſicht nunmehr ein Ende habe. Vgl. auch 89 242 A 
Abſ 2, 357 A 1 u. 360 A 1. * 

2. Im Falle mangelnder Zeitbeſtimmung beſteht ſowohl ſofortiges Forderungsrecht, leit 
ſofortiges Leiſtungsrecht. Abf1 ſtellt im übrigen keine geſetzliche Vermutung für die gang 
auf, beftimmt vielmehr nur, daß mangels einer Abrede der fehlende Parteiwille durch die er 
ſchrift ſofortiger Fälligkeit erſetzt werde (NG 68, 308). Bei Ermittlung des Zeitpunkts, der om 2 
dem Ausdrucke „ſofort“ zu verſtehen, ift auch der allgemeine Grundſatz des $ 242 zu beachte 
Bei den Umftänden im Sinne des Abj iſt wie in § 269 (A 2) an die Natur des Schuldverge t 
niſſes und an die Art der Leiſtung (4. B. Werkvertrag), ſowie an die mutmaßliche Parteiad 
unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte zu denken. te 

3. Die vertragliche Zeitbeſtimmung kommt dem Schuldner regelmäßig derart zug t 
daß er auch ſchon vor Eintritt des beſtimmten Zeitpunkts die Leiſtung anbieten kann its 
der Gläubiger ſie bei Vermeidung der Verzugsfolge annehmen muß (A 1), daß ande nut 
aber der Gläubiger die Leiſtung nicht vorzeitig fordern kann. Da der Grundſatz rtei⸗ 
im Zweifel gelten fol, jo greift er nicht Platz im Falle einer ihn ausschließenden, 17 — 
abrede oder einer ihm entgegenſtehenden Verkehrsſitte (M 2, 38). Für die Bo 
aufgewerteter Hypotheken und Induſtrieobligationen iſt in den $$ 25ff., 36 . be⸗ 
Stundung bis 1. 1. 32 beſtimmt mit der Maßgabe, daß der Eigentümer und der ichn schon 
rechtigt find, den Aufwertungsbetrag nebſt den fälligen Zinſen 3 Monate nach Kündigung, thek 
vorher zu zahlen und daß die Aufwertungsſtelle weitere Hinausſchiebung, im Falle der age) 
auch vorzeitige Zahlung anordnen kann. Durch die Novelle zum AufwGeſ (HypFalligee eine 
vom 18. 7. 1930 (RG Bl J 300) ift jedoch die Fälligkeit der Aufwertungshypotheken von 
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ſchriftlichen Kündigung des Gläubigers abhängig gemacht, die mit einer Kündigungsfriſt von 
einem Jahre zu erfolgen hat, und ferner vorgeſchrieben, daß dem Schuldner auf Antrag 
Zahlungsfriſt bis längſtens 31. 12. 1934 gewährt werden kann (88 2ff., 6ff.). Durch die Not VO v. 
10. 11. 1931 (RG BI J 667) ift die Friſt zur Stellung des Antrags bis zum 30. November 1931 
verlängert worden. Durch die Not VO v. 27. 9. 32 (RG Bl 1480) über Zinserleichterung für den 
landwirtſchaftlichen Realkredit (vgl. zu § 246 A 2a) iſt beſtimmt, daß eine Rückzahlung 
des Kapitals der nach dieſer Vo einer Zinsſenkung unterliegenden Forderungen und Hypo⸗ 
theken nicht früher als zum 1. 4. 35 verlangt werden kann, was je doch für Aufwertungshypotheken 
(vgl. oben) nicht gilt. Durch die Not VO v. 11. 11. 32 (RG Bl 1 525) ift ſodann auch für andere 
als landwirtſchaftliche Grundſtücke die Beſtimmung getroffen, daß die Rückzahlung einer 
durch eine Hypothek an ſolchen geſicherten Forderung nicht vor 1. 4. 34 verlangt werden 
kann, ſofern nicht aus beſonderem Anlaß vorzeitige Fälligkeit eintritt oder der Schuldner länger 
als einen Monat mit der Zinszahlung im Rückſtande bleibt oder das Amtsgericht mit Rückſicht 
auf die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers auf ſeinen Antrag das Unterbleiben der Hinaus⸗ 
ſchiebung der Fälligkeit anordnet (88 1, 2). Dieſe Vo gilt aber nicht für Aufwertungsforderungen 
(ogl. oben), bankmäßige Perſonalkredite, Gefälligkeitsdarlehen und ſonſtige kurzfriſtige Kredit⸗ 
gewährungen, ſowie für Forderungen, die bereits auf Grund anderer Beſtimmungen Kündigungs⸗ 
ſchutz oder Zinsſenkung genießen (vgl. oben). Im Entſ chuldungsverfahren für landwirt⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke auf Grund des Geſetzes vom 1. 6. 33 (vgl. zu $ 246 A 2a) kann die Um⸗ 
wandlung der auf dem Grundſtücke ruhenden Hypotheken in Tilgungshypotheken, unter 
Umſtänden auch die Ablöſung durch Barauszahlung vor Fälligkeit durch den Entſchuldungsplan 
vorgeſehen werden. Es handelt ſich in allen dieſen Fallen um geſetzliche Stundungen (Mora- 
torien), durch welche der Eintritt der vereinbarten Fälligkeit der Leiſtung gehindert wird. Vgl. 
ferner über das zurzeit geltende Transfermoratorium zu 9 244 A 2a. — Iſt eine Leiſtungszeit 
an ſich zwar vorgeſehen, aber in jo unbeſtimmten Ausdrücken, daß ein gewiſſer Zeitpunkt ſich 
daraus nicht feftitellen läßt, oder ift die Leiſtungszeit durch entſprechende Wendungen (wie: „nach 
ſeiner Bequemlichkeit“, „nach Möglichkeit“, oder „falls er in beſſere Vermögensverhältniſſe 
kommt“) in das Belieben des Schuldners geſtellt, dann beſtimmt unter Anwendung des § 242 
der Richter den Zeitpunkt, etwa auf eine Feſtſtellungsklage hin, und alsdann erſt kann der 
Berechtigte von den Rechtsbehelfen aus $ 326 Gebrauch machen (RG 34, 19; 42, 153; 64, 116; 
3 08, 4787; Gruch 52, 429). Der Gläubiger muß gegebenenfalls die verbeſſerte Bermögend- 
lage beweiſen, der Schuldner demgegenüber dartun, weshalb trotzdem die Fälligkeit noch nicht 
eingetreten jet (MG 28, 179). Bei einer Zeitbeſtimmung, die einen gewiſſen Spielraum läßt, 
wie „ſobald als tunlich“, oder „eheſtens“, „in kurzem“, „in regelmäßigen Zwiſchenräumen“ ent⸗ 
ſcheidet billiges Ermeſſen (M 2, 38ff.; RG SeuffA 47 Nr 100; RG 33, 54; 42, 152; JW 08, 478°). 
Wird zwar eine Leiſtungszeit verabredet, vom Verpflichteten aber hinzugefügt, daß er für Ein⸗ 
haltung der Zeit nicht auffomme, dann greift wegen Mangels einer Zeitbeſtimmung 9 271 Abſ 1 
Platz (RG Gruch 51, 917). Die Abſtellung der Leiſtungszeit auf den Eintritt eines Ereigniſſes 
kann ſowohl Zeitbeſtimmung wie auch Bedingung ſein. Vgl. § 163 A 1. Die Klauſel „netto 
Laſſe gegen Faktura“ ift gemäß $ 157 und $ 346 HGB dahin zu verſtehen, daß der Schuldner 
gegen Empfang der Faktura vorzuleiſten verpflichtet iſt (RG 69, 126). Nach der Klauſel „Kaſſe 
gegen Verladungsdokumente“ iſt der Schuldner nicht unbedingt verpflichtet, gegen Übergabe 
der Papiere zu leiſten; tut er es aber nicht, dann überkommt er die Beweislaſt für die Berechti⸗ 
gung ſeiner Weigerung (RG 31, 100; 47, 131; 59, 24; 61, 349). Eine etwa gewährte Stundung 
kann der Gläubiger widerrufen, wenn ſich die Verhältniſſe, unter denen die Stundung bewilligt 
worden, nachträglich weſentlich verſchlechtern (RG JW 65, 1605; 08, 711). — Bei einer für 
emen beſtimmten Tag vorgeſehenen Leiſtung genügt der Schuldner ſeiner Pflicht, wenn er an 
dieſem Tage während der üblichen Geſchäftszeit leiſtet (RE Warn 1914 Nr 276). 

4. Beweislaſt. In der Behauptung des Schuldners, daß ihm beim Vertragsſchluſſe Stun⸗ 
dung gewährt ſei, liegt ein begründetes Beſtreiten, demgegenüber muß daher der Kläger be- 
weiſen, daß die Stundung nicht gewährt iſt“ (RG 68, 305ff.). Vgl. zu 9 433. Nicht ohne Bedenken, 
alls man den Satz für berechtigt hält, daß beweispflichtig iſt, wer einen Ausnahmefall behauptet, 
und falls man in $ 271 Abſ 1 die Regel findet, daß die Leiſtung ſofort geſchuldet wird, in der 
Hinausſchiebung der Leiſtung aber die Ausnahme. Vgl. auch § 163 A 2. 


§ 272 
Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der Fälligkeit, ſo 
ſt er zu einem Abzuge wegen der Zwiſchenzinſen nicht berechtigt ). 
€ 232 II 229; M 2 40; P 1 310. 


1. Das Verbot des Abzugs von Zwiſchenzinſen entſpricht dem in $ 813 Abj 2 ausgeſprochenen 
Grundſatze, betreffend vorzeitige Erfüllung einer betagten Forderung. Über Fälligkeit vgl. § 271 
1 u. 8 198 A 2. Iſt die Forderung verzinslich, jo hört mit der Rückzahlung die Verzinslichkeit 
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auf. — In beſonderen Fällen läßt das Geſetz den Abzug von Zwiſchenzinſen zu (vgl. 88 1133, 
1217 BGB, 65 KO, für die Zeit unmittelbar nach Kriegsende und Revolution RG Warn 1924 
Nr 53). Die Berechnung geſchieht gegebenenfalls nach der Hoffmannſchen Methode, die in $ 65 KO 
zur Regel erhoben iſt. Danach mindert ſich die unverzinsliche Forderung auf die Summe, die 
unter Hinzurechnung der für die Zeit ſeit der Zahlung bis zum Fälligkeitstage zu berechnenden 
geſetzlichen Zinſen dem Nennbetrage der Forderung gleichkommt. Vgl. auch 8VG 8 111. In 
827 Aufw G iſt bei Anordnung vorzeitiger Zahlung des Aufw Betrags durch die Aufwertungs⸗ 
ſtelle (vgl. $ 271 A3) der Abzug von Zwiſchenzinſen vorgeſehen und in $ 88 iſt die Reichsregierung 
zum Erlaſſe von Vorſchriften über die Berückſichtigung eines mit Rückſicht auf eine vorzeitige 
Zahlung angemeſſenen Zwiſchenzinſes ermächtigt; fie hat davon in der Durchf VO v. 27. 11. 25 
(RGBl 1392) Artt 21,37 für Hypotheken und Induſtrieobligationen Gebrauch gemacht. 


8 273 

Hat der Schuldner aus demſelben rechtlichen Verhältnis, auf dem ſeine 
Verpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch gegen den Gläubiger, ſo kann 
er, ſofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe ſich ein anderes ergibt 1e), die 
geſchuldete Leiſtung verweigern !), bis die ihm gebührende Leiſtung be- 
wirkt wird (Zurückbehaltungsrecht) ?). 

Wer zur Herausgabe eines Gegenſtandes verpflichtet iſt, hat das gleiche 
Recht, wenn ihm ein fälliger Anſpruch wegen Verwendungen auf den Gegen 
ſtand oder wegen eines ihm durch dieſen verurſachten Schadens zuſteht, es 
ſei denn, daß er den Gegenſtand durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte 
Handlung erlangt hat 2). 

Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch 
Sicher heitsleiſtung abwenden. Die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen iſt aus“ 
geſchloſſen )). 


E 1 233—235 II 230; M 2 40; P 1 310, 

1. Das Zurückbehaltungsrecht. Hier wird die materielle, in $ 274 die prozeſſuale Seite 
des geſetzlichen Zurückbehaltungsrechts geregelt. Es gewährt keinen Anſpruch, ſondern begründet 
gegenüber dem Gläubiger, der einen Anſpruch ohne Rückſicht auf einen dem andern Teile zit 
ſtehenden Gegenanſpruch erhebt und dadurch gegen Treu und Glauben handelt, einen Rechts 
behelf zur Abwehr. Es vertritt ſonach, zuſammen mit anderen Rechtsbehelfen, die exeeptio doll 
des gemeinen Rechts (M 2, 41; vgl. 9 242 A4; NG 68, 34; Gruch 51, 921). Es gilt aber auch 
über die Beſtimmung des 9 273 hinaus der alte ſelbſtverſtändliche Satz, daß argliſtig handelt, wer 
vom Gegner etwas verlangt, was er ihm zurückzugeben verpflichtet iſt (NG 72, 103; JW 07, 100°; 
1914, 76°; RG 126, 385; HRR 1930, 2; vgl. auch Abſ 3 dieſer A). — Vorausſetzung für das 
Zurückbehaltungsrecht iſt Identität zwiſchen Gläubiger und Schuldner; an dieſer fehlt es, wenn 
ein Fideikommißbeſitzer für ſein Allodvermögen eine Forderung an das Fideikommißver 
mögen hat, der eine Forderung des letzteren gegen das Allodvermögen gegenüberſteht (RG 
110,310; 132,359. Gegenſtand des Zurückbehaltungsrechts können fein: Sachen (auch 
Urkunden, die nicht Wertpapiere find; MG 51, 87; Gruch 51, 921), gleichgültig, ob die Sache 
pfändbar iſt oder nicht, wie Grundſchuldbriefe (RG 66, 24; 68, 389; Gruch 47, 955 für den 
Fall vertragsmäßiger Einräumung), Hypothekenbriefe (ZW 07, 4777), ferner Handlungen und 
Unterlaſſungen (beiſpielsweiſe der Verkäufer hat ſich verpflichtet, den Betrieb eines Wettbewerbs ⸗ 
geſchäfts zu unterlaſſen, und er hält die Erfüllung dieſer Unterlaſſungspflicht zurück, ſetzt den 
Betrieb fort, weil er gegen den Käufer aus demſelben rechtlichen Verhältniſſe den fälligen 750 
ſpruch auf Zahlung des Kaufpreiſes hat). — Materiell hat die Geltendmachung zur Folge, 
daß trotz der Fälligkeit der verweigerten Leiſtung und trotz Mahnung der Leiſtungsverzug ($ 2 
nicht eintritt. An ſich wirkt das Zurückbehaltungsrecht, auch wenn die Gegenforderung D 
Schuldners geringer ift als die Gläubigerforderung, gegenüber dem geſamten Anſp ruche hi 
Gläubigers. Aber es darf nur fo weit ausgedehnt werden, als es für den Sicherungszwe 
erforderlich iſt. Denn das Zurückbehaltungsrecht ift ein geſetzliches Schutzmittel, und fein bu 
findet daher, feinem Zwecke entſprechend, feine natürliche Grenze an dem Schutzbe dürfniſſe, 
jo daß es überhaupt verſagt, wenn der Schuldner bereits auf andere Weiſe geſichert iſt M rd 
137; 136,26; 137,354; HMM 1928 Nr 2084). Daher kann ein Zurückbehaltungsrecht, dan n 
Beklagte gegenüber einer auf die Nichtigkeit des Kaufvertrages und der Auflaſſung ge 
Grundbuchberichtigungsklage wegen eines ihm zuſtehenden Gegenanſpruchs auf Zu — 
zahlung des bezahlten Kaufpreiſes oder ſonſtiger Aufwendungen geltend macht, durch W 
einrede des Klägers zurückgeſchlagen werden, wenn dieſem ein Zahlungsanspruch gegen 
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Beklagten in mindeſtens gleicher Höhe zuſteht, gegen den der Beklagte ſeine Gegenforderung 
aufrechnen kann und der ihm daher ausreichende Sicherung für dieſe gewährt; nicht aber genügt 
dazu ohne weiteres ein Anſpruch auf Wegſchaffung einer Hypothek, die der Beklagte nach erfolgter 
Auflaſſung auf das Grundſtück hat eintragen laſſen (RG in HRR a. a. O.). Zulaſſig iſt ſeine 
Geltendmachung auch dann, wenn der Kläger nur eine Teilforderung erhebt (RG JW 1912, 
13910). Aber der Schuldner handelte wider Treu und Glauben, falls er ſeine Befugnis über⸗ 
mäßig ausdehnen und ſeine Leiſtung wegen einer unverhältnismäßi g geringen Gegenforderung 
verweigern wollte (vgl. $ 320 Abſ 2 A 7; Rc 61, 128; RG 26. 1. 27 Furt 1927 Nr 791); ſo, wenn 
der Käufer eines Grundſtücks, der zu deſſen Zurückgabe verpflichtet iſt, die Rückgabe wegen ver- 
hältnismäßig geringer Aufwendungen verweigern wollte (RG 29. 9. 20 V 155/20). Zuläſſig 
iſt auch die rechtsgeſchäftliche Einräumung eines Zurückbehaltungsrechts, indeſſen nur 
mit Wirkung zwiſchen den Vertragsparteien, während die Beſtellung eines dinglich wirkenden 
unmöglich iſt (RG 51, 83; 68, 389); vgl. darüber zu $ 274 Anm 3 und HRR 1933, 938. Der 
Umſtand, daß der Anſpruch, wegen deſſen die geſchuldete Leiſtung derweigert wird, auf 
einer unerlaubten Handlung beruht, ſchließt das Zurückbehaltungsrecht nicht unbe⸗ 
dingt aus; es kommt vielmehr darauf an, ob ſich der Ausſchluß aus der beſondern Art der 
anerlaubten Handlung rechtfertigt (NG 72, 67; 16. 3. 21 V 466/20; ZW 09, 1335; RG 123, 8; 
Warn 1930 Nr 38; HAN 1932, 508; anders im Falle des Abſ 2, vgl. A 2). — Für das Zurück. 
behaltungsrecht iſt kein Raum, wenn die Gegenleiſtung unmöglich geworden iſt, weil es 
ſonſt zur Beſeitigung des Klageanſpruchs überhaupt führen würde; mit dem etwaigen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruche kann nur aufgerechnet werden (SeuffA 74 Nr 83). 

Weſentlich verſchieden iſt das Zurückbehaltungsrecht von der Aufrechnung ($ 387); denn 
das erſtere ſtellt eine bloße (aufſchiebende) Einrede, die letztere ein Rechtsgeſchäft dar. Daher 
enthält die Aufrechnungserklärung nicht zugleich die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts (NG 
Gruch 55, 896; Warn 1918 Nr 201); während anderſeits bei beiderſeits fälligen Geldforderungen 
regelmäßig die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts in Wahrheit die Er- 
klärung der Aufrechnung bedeutet (R 83,140; 85, 109; Warn 08 Nr 550; RG 123,8; 
RR 1932, 508), weil durch die Zurückbehaltung die geſchuldete Leiſtung in Wirklichkeit ein⸗ für 
allemal getilgt werden ſoll. Eine ſolche Aufrechnungserklärung muß in der angeblichen Geltend⸗ 
machung eines Zurückbehaltungsrechts in Wirklichkeit namentlich dann gefunden werden, wenn 
ber Erklärende weiß, daß Er Forderung vom Gegner nicht beigetrieben werden kann (RG 
88, 140; 85, 112). Daher ijt die angebliche Zurückbehaltung grundſätzlich überhaupt unzuläſſig 
ſolchen Forderungen gegenüber, gen die eine Aufrechnung unſtatthaft ift gemäß 88 393, 394, 
1125 B&B und 98 850—852 ZPO, da durch die Zulaſſung der Zurückbehaltung in ſolchen Fällen 
der Geſetzeszweck vereitelt werden würde (RG 83, 140; 85, 110; 123, 8; 136, 413; HRR 1932, 
208). Vgl. auch Warn 1915 Nr 11 und anderſeits RG JW 03 Beil 49110. Sie ſoll aber nach 
Rs 85, 115 auch gegenüber pfändbaren Forderungen unwirkſam fein, da fie eine durch die künftige 
Jahlungsfähigkeit und Zahlungsbereitſchaft des Zurückbehaltungsgegners bedingte Aufrech⸗ 
nungserklärung enthalte (§388 Satz 2). Anders, wenn die Forderung, für welche das angeb- 
liche Zurückbehaltungsrecht geltend gemacht wird, aus einer vorſätzlich im Rahmen desſelben 
Berhältniſſes (Dienſtberhältnis) begangenen unerlaubten Handlung herrühre, da mit einer ſolchen 
Jorderung auch gegenüber einer der Pfändung nicht unterworfenen Forderung aufgerechnet 
werden könne und die um in ſolchem Falle eine unbedingte und daher 
wirkſame Aufrechnung enthalte (RG 85, 116; HR 1929, 89; vgl. zu § 394 A 1). — Das Zurüd- 
behaltungsrecht beeinflußt nicht den Leiſtungsort und kann nicht zur Folge haben, daß, wenn 
der Leiſtungsort für beide Teile ein verſchiedener iſt, der Zurückbehaltungsberechtigte nur Zug 
zun, Zug an feinem Leiſtungsorte zu erfüllen braucht. Das Zurückbehaltungsrecht gibt, wenn der 
Berechtigte den Beſitz der Sache an den Gegner verliert, ihm das Recht auf Wiedereinräumung 

T Zurückbehaltung (RG 68, 386). — Da die Einrede des Zurückbehaltungsrechts die Geltend- 
machung der Forderung nicht dauernd ausſchließt, findet eine Zurückforderung des ungeachtet 
ihres Beſtehens Geleiſteten nach $ 813 nicht ftatt; dadurch wird aber eine Rückforderung im Falle 
des § 717 Abſ. 33 PO nicht ausgeſchloſſen (RG 139, 19). 8 Do 

Das Anwendungsgebiet des $ 273 ift nicht auf Schuldverhältniſſe im engeren Sinne beschränkt 
(RG 59, 202). Die Regel greift vielmehr überall Platz, wo aus einem „rechtlichen Verhältniſſe 

uſprüche und Gegenanſprüche hervorgegangen find; daher beiſpielsweiſe auch gegenſiber dem 
aus dem Eigentume hergeleiteten Herausgabeanſpruche (RG Warn 1919 Nr 27). Fr Anſprüche 
und Gegenanſprüche aus einem gegenſeitigen Vertrage iſt das beſonders geregelte 
Hurückbehaltungsrecht des $ 320 (vgl. die Anmerkungen zu dieſem Paragraphen) gegeben. — 
Verboten iſt die Zurückbehaltung von Quittungskarten der Invalidenverſicherung ($ 1425 RBO) 
und von Arbeitsbüchern wie ſonſtiger Gegenſtände durch den Stellenvermittler ($ 6 des Stellen. 
vermittlungsgeſetzes v. 2. 6. 10). Ein Zurückbehaltungsrecht beſteht nicht für perſönliche Ver⸗ 
zflichtungen des einen Ehegatten gegen den anderen (Aufnahme der zur Wieder⸗ 
herſtellung der Ehe verurteilten Frau) gegenüber vermögensrechtlichen Verpflichtungen des 
anderen (Erſatz der Prozeßkoſten); RG 10. 5. 27, Furt 1927, 1382. 
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Aus demſelben rechtlichen Verhältnis. Erforderlich iſt nicht, daß die Forderung und Gegen 
forderung aus einem einheitlichen Rechtsgeſchäfte entſprungen ſind (RG 72, 103; Warn 1919 
Nr 3), oder daß fie in ſich gegenſeitig bedingendem (ſynallagmatiſchem) Verhältniſſe zueinander 
ſtehen, in dieſem Falle griffe das Zurückbehaltungsrecht aus § 320 Platz (NG 56, 251; 72, 65). 
Vielmehr iſt nur ein innerlich zuſammengehöriges einheitliches Lebensverhältnis 
erforderlich (vgl. Vorbem 1 vor 9 241), und dieſer Vorausſetzung kann genügt fein, auch wenn 
die gegenſeitigen Forderungen je einem verſchiedenen Rechtsgeſchäfte entſprungen ſind, wofern 
beiden nur ein einheitliches tatſächliches Verhältnis zugrunde liegt (RG 57, 1) und der Zuſammen⸗ 
hang ein natürlicher, wirtſchaftlicher ift (RG 72, 103; Warn 08 Nr 441 u. 09 Nr 12 u. 72; 1912 
Nr 5). Es genügt ein ſolcher natürlicher oder wirtſchaftlicher Zuſammenhang, daß es wider Treu 
und Glauben verſtieße, wenn der eine Anſpruch ohne Rückſicht auf den andern geltend gemacht 
und verwirklicht werden könnte (RG 57, 5; 68, 33; 72, 65; 78, 334; 83, 268; Warn 1916 Nr 10; 
1914 Nr 7 u. 241; 1917 Nr 10 u. 268; 1919 Nr 3 u. 27; RG 118, 301; 134, 146; HRR 1929, 
1901; 1932, 508; Warn 1931, 215). Rechtlicher Zuſammenhang iſt auch in einem Falle ange 
nommen worden, in dem der Beſteller eines Nießbrauchs vom Nießbraucher die Entrichtung der 
Laſten forderte, und der Nießbraucher einwendete, daß ihm der Nießbrauch zur Deckung von 
noch ungetilgten Anſprüchen an den Beſteller gewährt ſei (RG 13. 10. 09 V 569/08). Ferner in 
einem Falle, wo der Kläger vom Beklagten als eingetragenem Eigentümer eines Grundſtücks 
wegen Nichtigkeit der Auflaſſung die Eigentumsberichtigung forderte, und der Beklagte ander⸗ 
ſeits Erſtattung der in der Zwiſchenzeit bezahlten Hypothekenzinſen, ſowie die im Auftrage des 
Klägers gemachten Aufwendungen erſetzt verlangte (RG Warn 1911 Nr 391). Weiter in einem 
Falle, wo nach Aufhebung eines Verlöbniſſes der eine Teil Berichtigung des Grundbuchs ver⸗ 
langte und der andere Teil Gegenanſprüche hatte (RG Warn 1914 Nr 39); ſowie in einem andern 
Falle, wo der Kläger in einem Vorprozeſſe, der dasſelbe Rechtsverhältnis betraf, zur Erſtattung 
der Koften verurteilt war und der Beklagte demnächſt wegen dieſes Erſtattungsanſpruchs das 
Zurückbehaltungsrecht geltend machte (MG Warn 1914 Nr 241). Der $ 273 greift auch Platz, 
wenn ein Vertrag wegen verſteckten Mangels der Willenseinigung oder aus einem andern Grunde 
5 nicht zuſtande gekommen oder nichtig iſt und die in Erwartung oder zur Erfüllung des 
Vertrags gemachten beiderſeitigen Leiſtungen zurückgefordert werden (RG 72, 65; 108, 336; 
Seuffl 74 Nr 68). Unterhielten die Parteien eine längere Zeit währende Geſchäftsvet⸗ 
bindung derart, daß jeder neue Abſchluß als Fortſetzung der früheren Beſtellung aufzufaſſen 
war, ſo kann gefolgert werden, daß die Verpflichtung zur weiteren Leiſtung (Lieferung) abhängig 
war von der Erfüllung der fälligen Verbindlichkeiten durch den andern Teil (RG 68, 34; 72, 103; 
78, 336; Warn 1911 Nr 111; 1917 Nr 134). Eine dauernde Geſchäftsverbindung dzwiſchen 
einem Bankier und einem Kunden) begründet nicht unbedingt den erforderlichen Zuſammenhang 
zwiſchen Anſpruch und Gegenanſpruch; es kommt auch hier vielmehr in jedem einzelnen Falle auf 
die beſonderen Umſtände an (RG 78, 334). Iſt die Ehefrau zur Herausgabe des Frauenguts an 
den Mann verpflichtet und kann fie gleichzeitig Sicherheitsleiſtung nach $ 1391 verlangen, ſo hat 
fie ein Zurückbehaltungsrecht (RG Warn 09 Nr 283). Der rechtliche Zuſammenhang it 
auch dann gegeben, wenn der eine Teil die Vertragsleiſtung und der andere Teil Erfah des 
ihm durch den Verzug des erſteren oder ſonſt durch eine Vertragsverletzung verurſachten 
Schadens beanſprucht (RG 66, 101; 7. 10. 22 V 75/22; 11. 2. 11 V 145/10; 21. 11. 12% 
240/12). Fraglich iſt, ob in ſolchem Falle nicht § 320 zutrifft, da doch mit der Erſatzforderung et 
Gegenanſpruch aus dem nämlichen gegenſeitigen Vertrage, wenn auch in abgeänderter Richtung, 
geltend gemacht wird; vgl. aber § 320 A 3. — Verneint ift das Vorhandenſein „desſelben 
rechtlichen Verhältniſſes“: im Verhältniſſe zwiſchen dem Anſpruche des Verſicherten auf bie 
Entſchädigungsſumme und anderſeits feiner Verpflichtung zur Zahlung der Nachberſicherunge 
prämien (RG Warn 08 Nr 496); ferner im Verhältniſſe zwiſchen dem Anſpruche der Erben au 
der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, und anderſeits ihrer Verpflichtung, zum Nachlaſſe 
etwas zurückzugewähren (RG Warn 1910 Nr 141); weiter zwiſchen dem Anſpruche des Eigen“ 
tümers auf Löſchung einer Vormerkung zur Sicherung einer Bauhandwerkerforderung und us 
Verpflichtung für derartige in Anſehung anderer Grundſtücke entſtandene Forderungen ( 
Gruch 54, 941); desgl. zwiſchen dem Zahlungsanſpruche aus einer Hypothek und dem 14 
gegen einen Dritten richtenden Anſpruche des Eigentümers auf Löſchung der Hypothek ( en 
1. 12. 20 V 107/20). Ein Notar foll den ihm von einem Klienten anläßlich eines besuch 
Geſchäftes in Verwahrung gegebenen Grundſchuldbrief nach Erledigung dieſes Geſchafts nen 
wegen Gebühren- oder Koſtenforderungen, die ihm aus einem anderen, für den gleichen lien it⸗ 
geführten Geſchäfte zuſtehen, zurückbehalten dürfen; eine „Dauerberatung“ ſei kein et 
liches Lebensberhältnis (RG Warn 1928, 172). An dem erforderlichen rechtlichen uam — 
hange ſoll es auch fehlen, wenn mit der Klage Anſprüche gegen einen Geſellſchafter aus N 
Geſellſchaftsverhältniſſe wegen ſeiner Geſchäftsführung geltend gemacht werden, während ichn . 
Gegenanſprüche ſich auf die Geſchäfte gründen, die er als Kunde der klagenden Geſellſ Wi 
einer Bank, mit dieſer gemacht hat (RG 118, 300). Ob in beiden Fällen nicht ber Vege fene 
einheitlichen rechtlichen Verhältniſſes zu eng aufgefaßt iſt, mag dahingeſtellt bleiben; e 


Verpflichtung zur Leiſtung § 273 463 


auch für den in RG 134, 146 entſchiedenen Fall. Ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht nicht, 
wenn der die Leiſtung empfangende Gläubiger die Quittung oder gegebenfalls die 
Löſchungsbewilligung wegen anderweiter Forderungen aus dem Vertrage zurückbehält. 
Denn das Recht auf die Erteilung der Quittung wie Löſchungsbewilligung geht nicht aus dem 
Schuldverhältniſſe hervor, ſondern entſteht kraft Geſetzes ($$ 368, 1144) durch die Zahlung (RG 
Warn 1911 Nr 392, ferner RG 18. 10. 11 U. 106/11). — Im Konkursverfahren kann ein 
Zurückbehaltungsrecht aus $ 273 nicht geltend gemacht werden, wenn der Konkursverwalter nach 
J17 Kd die Erfüllung eines zweiſeitigen, noch nicht erfüllten Vertrags verlangt, und dem Gegner 
Forderungen aus einem früheren Vertrage gegen den Gemeinſchuldner zuſtehen (RG 77, 436). 
Der frühere Konkursverwalter kann wegen ſeiner Auslagen und Gebühren ſeinem Nachfolger 
gegenüber nicht die Maſſe zurückbehalten (RG ZW 03, 512%). Im Konkurſe einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft hat der Zeichner von Aktien gegenüber der Forderung des Konkursverwalters auf Ein⸗ 
zahlung des gezeichneten Betrages kein Zurückbehaltungsrecht wegen ſeines Anſpruchs auf 
Herausgabe der Aktien, falls dieſe noch nicht ausgefertigt find, weil er gegen den Konkursver⸗ 
walter keinen Anſpruch auf Ausfertigung der Urkunden hat (RGS 94, 64). — An einem zu einem 
Fideikommißvermögen gehorenden Gegenſtande kann kein Zurückbehaltungsrecht geltend ge⸗ 
macht werden auf Grund von Anſprüchen, die ſich nicht gegen den Fideikommißbeſitzer als ſolchen, 
ſondern gegen ihn perſönlich richten (RG 110, 309; 132, 359). Das Prozeßrechtsverhältnis, 
aus dem der Verkäufer wegen ungerechtfertigter Vollſtreckung eines vorläufig vollſtreckbaren 
Urteils gemäß 98 717 Abſ 28 PO, 249 BGB den verkauften Gegenſtand dem Käufer wieder zurück⸗ 
geben muß, iſt nicht dasſelbe rechtliche Verhältnis, wie der bürgerlichrechtliche Kaufvertrag, aus 
dem ihm ein Geldanſpruch auf den Kaufpreis zuſteht (RG 123, 395). Soweit ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht gegenüber dem urſprünglichen Gläubiger einer Forderung ſchon zur 
Zeit ihrer Abtretung beſtanden hat, kann es auch dem neuen Gläubiger entgegengehalten werden, 
da der Schuldner durch die Abtretung nicht ſchlechter geſtellt werden darf ($ 404; RG 126, 385). 
Sind aber verſchiedene ſelbſtändige Vertrage abgeſchloſſen, ſo kann die erforderliche Ein⸗ 
heitlichkeit des Lebensverhältniſſes nicht dadurch hergeſtellt werden, daß eine Vertragspartei ihre 
Rechte aus dem einen Vertrage an die aus dem anderen verpflichtete Partei abtritt (RG ebenda). 
Doch beſteht über $ 273 hinaus die Einrede der Argliſt im Sinne des Satzes: „dolo facit qui 
Petit quod statim redditurus est“, und fie kann im Falle der Abtretung des Anſpruchs auch 
dem neuen Gläubiger entgegengehalten werden (RG aad.). 

Begrifflich notwendig iſt, daß auf beiden Seiten ſelbſtändig für ſich beſtehende, fällige 
Forderungen vorhanden ſind, fo daß der § 273 ausgeſchloſſen iſt, wenn ſich nur aus der Ver⸗ 
gleichung der gegenſeitigen Beziehungen, alſo einerſeits deſſen, was gewährt, und anderſeits 
deſſen, was empfangen ift, ergeben kann, ob ein Teil etwas und wieviel er vom andern zu ver⸗ 
langen hat. Das trifft z. B. zu, wenn nach Anfechtung eines erfüllten Vertrags Rückforderungs⸗ 
anſprüche, ſei es aus 9 249, ſei es aus 88 812ff. erhoben werden (RG 54, 140). Vgl. hierüber 

142 A 1 Abſe7ff. Auch auf der Schuldnerſeite muß eine wirkliche rechtsbeſtändige und klagbare 
Forderung beſtehen und nicht etwa, nach der Eigenart des Schuldverhältniffes, nur ein beſonderes 
Verweige rungs- oder Zurückbehaltungsrecht, wie im Falle des 8 410 (RG 56, 303). Gegenüber 
Eimer auf eine unmöglich gewordene Leiſtung gerichteten Forderung kann kein Zurüdbehaltungs- 
recht geltend gemacht, ſondern es kann nur der etwa an ihre Stelle getretene Schadenserſatzanſpruch 
aufgerechnet werden (RG Seuffa 74 Nr 83). Ob die geſchuldete Leiſtung zu Händen des 

laubigers oder in anderer Art zu bewirken iſt, beiſpielsweiſe an einen Dritten behufs Ent⸗ 

aftung des Glaubigers, iſt unweſentlich (RG 66, 101). Über die Fälligkeit vgl. $ 198 A 2. 

uch der Schuldneranſpruch muß fällig fein, Erfordernis im Sinne des 9 273 iſt aber nicht, daß 
er zurückzubehaltende Anſpruch ſchon ohnehin beſtanden hatte oder ſchon fällig geworden war; 
dielmehr genügt es, wenn der Gegenanſpruch erft mit der Erfüllung der geſchuldeten Leiſtung 
dem Gegner gegenüber entſteht oder wenn er erſt gemäß § 271 Abſ 2 fällig wird (RG 82, 27; 

W 06, 54510: 1911, 80812; 1912, 1060). Ein Gegenanſpruch auf Herausgabe der Pfand- 
ſache gegen Zahlung der eingeklagten Forderung iſt nicht fällig und kann daher nicht zur Aus⸗ 
“bung eines Zurückbehaltungsrechts dienen, wenn dem Kläger ein Pfandrecht an der Sache 
Zzulteht, das ſich noch auf andere Forderungen erſtreckt (RG 118, 301). Auch bei Vorleiſtungs⸗ 
Pilicht des Beklagten aus einem gegenſeitigen Vertrage genügt es, wenn inzwiſchen die 

egenforderung fällig geworden iſt (NG 92, 217; vgl. auch zu $ 320 A 4). Sofern aber die Fällig- 
eit erſt eingetreten iſt, als der Beklagte ſich bereits in Verzug befand, kann er ein Zurück⸗ 
ehaltungsrecht nur geltend machen, wenn er Handlungen vornimmt, die zur Heilung des Ver⸗ 
geeignet find, insbeſondere die ihm obliegende Leiſtung Zug um Zug gegen die Gegenleiſtung 
Arbietet (NG 93,301; Warn 1919 Nr 3; 1926 Nr 95; Roh in Recht 1925 Nr 1260; n 120, 197). — 
aß die Gegenforderung bereits klar („liquid“) ift, iſt kein materielles Erfordernis für die Einrede; 
Wohl aber muß die Gegenforderung, um die Klagabweiſung zu erlangen, nachgewieſen werden 
(RG Warn 1914 Nr 39). Das Zurückbehaltungsrecht des Beklagten wegen ſeiner Gegenanſprüche 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Kläger ſeinerſeits gegenüber dieſen Gegen⸗ 
anſpruüchen ein Zurückbehaltungsrecht ausüben kann; denn es gewährt nur die Befugnis 
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zur vorläufigen Zurückhaltung der Leiſtung und hindert den Gegner nicht, ſeine Leiſtung zurück⸗ 

zuhalten (RG 118, 299). — Wer die Annahme der ihm geſchuldeten Leiſtung endgültig ablehnt, 

115 996 Recht auf Zurückbehaltung der von ihm zu bewirkenden Gegenleiſtung (RG Warn 08 
T ). 

Aufwertungsrecht. In RG 107, 93 (Urt. v. 28. 11. 23) hat das RG (5. 36) auf Grund der 
Rechtslage vor der Aufwertungsgeſetzgebung ausgeſprochen, daß gegenüber dem Verlangen des 
Grundſtückseigentümers, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt, auf Bewilligung der Lö 
{hung und Herausgabe der in $ 1144 bezeichneten Urkunden gegen Zahlung lediglich 
des Aufwertungsbetrags des dinglichen Hypothekenrechts der Gläubiger auf alle Fälle wegen des 
höheren Aufwertungsbetrages der fälligen und aus dem nämlichen Verhältniſſe hervorgegangenen 
perſönlichen Forderung das Zurückbehaltungsrecht aus § 273 geltend machen könne. In R 111, 
397 hat der gleiche Senat es für zweifelhaft erklärt, ob dieſer (im Schrifttum mehrfach bekämpfte) 
Standpunkt auch gegenüber der durch die AufwöGeſetzgebung erfolgten Regelung aufrechterhalten 
werden könne (verneinend OLG Stettin 14. 5. 26 in AufwRechtſpr. 1 524). Sofern es ſich aber um 
eine Sicherungshypothek handelt, nimmt das RG aaO. an, daß der Eigentümer, der perſön⸗ 
licher Schuldner ſei, auch jetzt noch nur die ganze Forderung kündigen und nur durch eine ſolche Kün⸗ 
digung die Fälligkeit der für einen Teil der Forderung beſtehenden Sicherungshypothek herbeiführen 
könne und daß er deshalb auch nur gegen Zahlung des vollen Aufw Betrages der Forderung die 
Aushändigung der Urkunden verlangen könne. Dieſe Erwägungen hat der gleiche Senat in RG 
116, 245 als auf die Verkehrshypothek nicht zutreffend bezeichnet und für dieſe ausgeſprochen, 
daß angeſichts der durch das Aufiv® erfolgten Trennung des höheren AufwBBetrags der perſön⸗ 
lichen Forderung von dem AufwBetrage der Hypothek in dem Angebote dieſes Aufw Betrags 
durch den Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt, eine unzuläſſige Teilzah ung ($ 266) 
nicht gefunden werden könne. Vgl. inſoweit zu $ 266 A1 Abſ 2. In dem zuletzt angeführten Urteile 
hat das RG ferner ausgeſprochen, daß in ſolchem Falle auch ein Zurückbehaltungsrecht gema 
$ 273 an den zur Löſchung der Hypothek erforderlichen Urkunden nicht ausgeübt 
werden könne, weil andernfalls der Gläubiger auf dieſem Umwege den Erfolg erreichen würde, 
den das AufwG ihm gerade verſagen wollte und weil dadurch der Realkredit des Eigentümer 
entgegen den Abſichten des Geſetzes gefährdet werden würde. Auch wenn man von dieſen mehr 
rechtspolitiſchen Erwägungen abſehen will, dürfte ſich die Verſagung des Zurückbe haltungsrechts 
ſchon dadurch rechtfertigen, daß infolge der Trennung durch das AufwG nicht mehr „dasſelbe 
rechtliche Verhältnis“ (ogl. oben Abf 4 dieſer A) vorliegt, auf alle Fälle aber der Ausnahmefal 
des Abſ 1 des $ 273 zutrifft, da ſich aus dem Schuldverhältniſſe, wie es nunmehr durch 
den Eingriff des Geſetzes geſtaltet ift, „ein anderes ergibt“. Daß eine Quittung oder Löſchunge⸗ 
bewilligung nicht wegen anderer Forderungen des Gläubigers gegen den Schuldner zurlia, 
behalten werden kann, iſt übrigens ſchon früher vom RG ausgeſprochen worden; vgl. oben Abf 
dieſer A. Darüber, ob die gleichen Folgerungen nicht auch für die Sicherungshypothel ge⸗ 
zogen werden müſſen, vgl. zu $ 266 aaO. Durch § 1144 wird aber eine Vereinbarung nicht 
ausgeſchloſſen, durch welche die Verpflichtung des Gläubigers zur Aushändigung der dort bezeich 
neten Urkunden bis zur Befriedigung anderer Anſprüche desſelben Gläubigers hinausgeschoben 
wird (RG Warn 1925 Nr 36; RG 132, 15). ; 

1a. Ein anderes, mithin der Ausſchluß des Zurücbehaltungsrechts, kann ſich aus 9 — 
Schuldverhältniſſe ergeben, z. B. aus der rechtsgeſchäftlichen Vereinbarung, daß * 
Schuldner vorzuleiſten hat (RG 16. 4. 04 V 423/03) oder daß die Zurückbehaltung der Leiſtun 
wegen einer Gegenforderung ausgeſchloſſen fein fol (RG 136, 412 u. 413); ferner in Anſeh ng 
der Verpflichtung zur Rechnungslegung gegenüber dem Auftraggeber oder bei gegenfeitige® 
Verträgen, wenn die Geltendmachung des Anſpruchs des einen Teils abhängig ift von der DET 
anderen Teile obliegenden Verpflichtung zur Rechnungslegung (RG 102, 111; JW 1907, on 
HRR 1930, 1110). Oder aus der Beſtimmung, daß die Leiftung unverzüglich zu beiv-EN 
(beiſpielsweiſe eine Hypothek fo zu löſchen) iſt (RG JW 1911, 5368), aber auch aus be ſo no 
Geſetzesbeſtimmung, jo im Falle der $$ 175, 556 Abf 2 (vgl. R& 108, 138), 1060, RB J 1d 
ferner $ 19 Abſ 2,3 GmbHG. — Mit der Natur des Schuldverhältniſſes ift es unvereinbar, DAB T 
Geſellſchafter einer GmbH die ihr geſchuldete Einlage wegen eines ihr gemachten Darle * 
zurückbehält (NG 83, 268). Nach der Natur des Geſellſchaftsverhältniſſes it es ferner en 
gängig, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter die Erfüllung der ihm gegenüber . 
von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchaftern obliegenden Austunftd-, yn 
Rechenſchaftspflicht von der Erfüllung irgendwelcher Anſprüche abhängig macht, die din 
gegen dieſe Geſellſchafter zuftehen (RG JW 1929, 630%. Siehe ferner einen weiteren Mun 9 
A 4 zu 9 426. Der Gläubiger, der die volle Leiſtung empfängt und annimmt, iſt zur Ertel chtet; 
der Quittung ($ 368 Satz 2) oder der Löſchungsbewilligung ($ 1144) unbedingt berpfh Pr 
die Zurückbehaltung würde wider Treu und Glauben verſtoßen (RG Warn 1911 Nr 5 em 
Hinſichtlich der Ausübung des Zurückbehaltungsrechts gegenüber Anſprüchen, die zu erben: 
Nachlaſſe gehören, kann die Rechtſprechung des RS wie folgt zuſammenge faßt a tungs 
Der Erbſchaftsbeſitzer hat gegenüber dem Erbſchaftsanſpruche ($ 2018) kein Zurückbeh 
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recht wegen ſeiner Anſprüche als Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigter, da dies der 
rechtlichen Natur des Anſpruchs, durch deſſen Verwirklichung die Erben (Miterben) erſt in die 
Lage gebracht werden, die Erbſchafts regulierung vorzunehmen, widerſprechen würde (RG 
Warn 1913, 233; bei Vorhandenſein nur eines Erben würde dieſer Geſichtspunkt nicht durch⸗ 
greifen); nur für Verwendungen iſt ihm durch $ 1922 ein ſolches Recht gegeben. Aus demſelben 
Grunde hat der Beſitzer von Nachlaßge genſtänden, der zugleich Miterbe iſt, kein Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen der durch ihn erfolgten Tilgung von Nachlaßverbindlichkeiten (NG Warn 
1910, 141; hier wird ſonach eine Ausnahme von $ 2022 Abſ 2 gemacht). Gegenüber einem Mit- 
erbenanſpruche auf Grundbuchberichtigung ($ 894) kann der zur Berichtigung Ver⸗ 
pflichtete ein Zurückbehaltungsrecht wegen Forderungen, die er gegen den Nachlaß hat, nicht 
geltend machen (NG bei Gruch 68, 66), es fei denn, daß es ſich um einen Schadenserſatzanſpruch 
aus unerlaubter Handlung handelt, der aus einem mit dem Berichtigungsanſpruche innerlich 
zuſammenhängenden Lebensverhältniſſe entſprungen iſt und ihm gegenüber ſ ämtlichen Miterben 
zuſteht (RG 132, 86). Wegen Forderungen gegen einen einzelnen Miterben hat der Nach⸗ 
laßſchuldner kein Zurückbehaltungsrecht gegenüber einem ſämtlichen Miterben gemeinſchaftlich 
zuſtehenden Nachlaßanſpruch ($ 2039, RG 132, 83; vgl. zu § 2040 A 2). 
„ 1 b. Die Geltendmachung des Zurüctbehaltungsrechts befteht in Erhebung der Einrede der 
Verweigerung der geſchuldeten Leiſtung, die auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. 
Der $ 273 verlangt aber jedenfalls, daß der Rechtsbehelf, weil er eine Einrede darſtellt, 
dem Gegner gegenüber in irgendwie erkennbarer Weiſe geltend gemacht wird, während die 
ſiſtellung von Amts wegen, daß der Partei ein Zurückbehaltungsrecht zustehe, unzuläſſig iſt 
N 77, 438; JW 1911, 215146 u. 5368). Das bloße Schweigen des Schuldners auf die Auf⸗ 
orderung des Gläubigers, zu leiſten, und die Unterlaffung der Leiſtung, ſelbſt die ausdrückliche 
erweigerung der Leiſtung ohne Hinweis auf Gegenanſprüche, können als ausreichende Er⸗ 
Närung nicht gelten (Rh 6. 6. 05 VII 501/04; 1. 3. 13 V 432/12), ebenſowenig die Geltend⸗ 
machung der Aufrechnung (vgl. oben A 1 Abſ 2). — Das Zurückbehaltungsrecht kann dann nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn die Erfüllung des Gegenanſpruchs unmöglich 
geworden iſt; hat der aus dieſem Verpflichtete die nachträgliche Unmöglichkeit der ihm obliegen⸗ 
den Leiſtung verſchuldet, dann kann gegen feine Forderung der Berechtigte mit ſeiner wegen 
1 Haftung des Verpflichteten entſtandenen Schadenserſatzforderung aufrechnen (RG JW 1919, 
1005). Die Einrede der Zurückbehaltung ift natürlich auch verzichtbar und ein Verzicht würde 
Notwendig ſchon darin liegen, daß der aus dem Gegenanſpruche Berechtigte die Annahme der 
ihm geſchuldeten Leiſtung endgültig ablehnt (RG Warn 08 Nr 296). — Die Einrede des Zurück⸗ 
bohaltungsrechts braucht (anders wie die der Aufrechnung, vgl. zu § 388 A3) nicht im Grund: 
teil erledigt zu werden, ſondern kann dem Verfahren über den Betrag vorbehalten bleiben 
(RM 123, 7). Macht der Käufer eines Grundſtücks wegen Fehlens einer zugeſicherten Eigen. 
ft unter Ablehnung der Kaufſache den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung ($ 463) geltend, fo ift es nicht rechtsirrtümlich, wenn der Berufungsrichter aus Billigkeits⸗ 
rücgſichten den Betrag der geleiſteten Kauſpreiszahlung als Teil des Schadens vorab zuſpricht, 
Ane Rückſicht auf ein von dem Verkäufer geltend gemachtes Zurückbehaltungsrecht wegen des 
uſpruchs auf Herausgabe des Grundſtücks, das der Käufer wegen feiner weitergehenden Scha⸗ 
denserſazanſprüche noch zurückbehalten will (N 134, 91). 5 
2. Das Zurückbe haltungsrecht des Herausgabe pflichtigen wegen Verwendungen auf den 
Gegenſtand — Sache oder Recht — ($ 256 Satz 2, $$ 304, 601, 972, 1000, 2022), oder wegen 
mes „durch“ den Gegenſtand ($ 228 A 3) verurſachten Schadens enthält einen beſonderen 
Anwendun sfall, bei dem der Zuſammenhang durch die Identität des Gegenſlandes hergeſtellt 
und deshalb nicht erfordert wird, daß Forderung und Gegenforderung aus demſelben rechtlichen 
Derhältmis herrühren, auch die in Abſ 1 vorgeſehene Ausnahme (vgl. A 1a) nicht gemacht iſt 
Ac Warn 1919 Nr 27). Das Zurückbehaltungsrecht nach Abſ 2 kann deshalb auch ausgeübt 
den den gegenüber einem Anſpruche auf Herausgabe (Übertragung) des Eigentumsrechts, das 
die Beklagte an einem Grundſtücke auf eigenen Namen im Auftrage des Klägers erworben hat; 
ie Verwendungen auf das Grundſtück gelten als Verwendungen auf das Eigentumsrecht (Warn 
1911 Nr 391). Gleiches gilt gegenüber dem Anſpruch auf Grundbuchberichtigung gemäß $ 894 
mangels Rechtsbeſtändigkeit des Ubertragungsaktes (RG 114, 268). Denn unter Gegenſtand 
m Sinne des Abſ 2 ift auch ein herauszugebendes Recht zu verftehen (RG 62, 321; HRR 1932, 
08), insbeſondere das durch die vom Kläger begehrte Auflaſſung zu übertragende Eigentumsrecht 
(RG Warn 1912 Nr 417). Das Zurückbehaltungsrecht aus $ 273 Abſ 2 iſt unbedingt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Schuldner den herauszugebenden Gegenſtand durch eine vorſätzlich be⸗ 
ene unerlaubte Handlung erlangt hat (RG 72 ©. 66 u. 67). Das Zurückbehaltungs⸗ 
vet aus Abi 2 ſetzt (falls es ſich um Verwendungen auf Sachen handelt) voraus, daß 
Kenige, der es ausüben will, im Beſitze der Sache iſt; es kann daher zwar grundſätzlich 
109 in der Berufungsinstanz, aber nicht mehr geltend gemacht werden, wenn infolge vor⸗ 
ufig vollſtreckbaren erſtinſtanzlichen Urteils zur Zeit des Vorbringens der Einrede dem Heraus. 
gabeſchuldner der Beſitz bereits entzogen war; vgl. F 274 A 1; ferner RG 115, 46 für den Fall 
BG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Michaelis) 30 
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eines formwidrigen Grundſtückskaufvertrages, obwohl der Mangel noch durch die nachträgliche 
Genehmigung der erfolgten Auflaſſung, die nach dem Grundſtücksverkehrsgeſetze erforderlich 
war, geheilt werden konnte. Auch der Grundſchuldbrief iſt ein Gegenſtand im Sinne des Abſ 2 
NG Warn 1931, 215). Die Vorſchrift des $ 273 Abſ 2 begründet keinen Anſpruch auf Erſatz von 
Verwendungen, ſondern ſetzt einen ſolchen voraus (RG in HRR 1928, 2276). Auf andere, al? 
die in Abj 2 genannten Anſprüche iſt der Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts wegen Erlangung 
156 Gegenſtandes durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung nicht anwendbar (SRR 

2, 508). 

3. Ab wendung des Zurückbehaltungs rechts. Abſ 3 verlecht dem Gläubiger gegenüber dem 
ſchuldner iſchen Zurückbehaltungsrecht ein Gegenrecht. Die Sicherheitsleiſtung iſt zu bewirken 
nach den 89 232ff.; doch iſt die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen ($ 232 Abf 2) ausgeſchloſſen. 
Um dem Gläubiger die Abwendung zu ermöglichen, iſt der Schuldner verpflichtet, ihm kundzutun, 
daß er die Leiſtung bis zur Bewirkung der ihm gebührenden Leiſtung verweigern wolle; andernfalls 
gerät er durch Mahnung in Leiſtungsverzug (RG 77, 438; Warn 1921 Nr 42 und die dort an 
geführten Urteile; ferner Warn 1925 Nr 120 und RG 17. 4. 26 V 381/25. Anders bei gegen“ 
feitigen Verträgen, da bei dieſen dem Gläubiger ein ſolches Gegenrecht nicht zuſteht; vgl. 9 320 
A 6. Die Abwendung der Ausübung des Zurückbe haltungsrechts durch den Gläubiger ſetzt in der 
Regel voraus, daß die Sicherheit geleiſtet iſt; ein bloßes Erbieten dazu genügt nicht; dach 
iſt es je nach den Umſtänden nicht unzuläſſig, die Vollſtreckung des Urteils von dem Nachweise 
der erfolgten Sicherheit abhängig zu machen (RG 119, 170; 137, 355). Die Höhe der Sicherheit 
ift regelmäßig nicht nach dem Werte der herauszugebenden Sachen zu bemeſſen, ſondern jo, daß 
der Schuldner wegen des vollen Betrags feiner berechtigten Gegenanſprüche gedeckt iſt 
119, 169, L3 1928, Sp. 13876); doch ſollen auch hier die „Umſtände des Einzelfalls“ jo liegen 
können, daß der Schuldner nach Treu und Glauben ſich mit einer Sicherheit in Höhe des Wertes 
der herausverlangten Sachen begnügen muß (RG 137, 355). Die Sicherheitsleiſtung iſt auth 
zuläſſig zur Abwendung des Zurückbehaltungsrechts, das der Käufer eines Grundſtücks gegen 
über dem Anſpruche des Verkäufers auf Herausgabe ($ 1000) wegen Nichtiglen 
des Kaufvertrags (Schwarzkauf) geltend macht, da es ſich dabei nicht um Austauſch der Leiſtungeg 
aus einem gegenſeitigen Vertrage 61996 ſondern um einen Anwendungsfall des $ 273 Al * 
(vgl. oben A 2) handelt (RG in HRR 1928, 1573). Einer Abwendung durch Sicherheitsleiſtung 
des Gläubigers bedarf es aber nicht, wenn der Schuldner wegen ſeiner Gegenforderung bereit 
anderweit genügend geſichert ift; in ſolchem Falle verſagt das Zurückbehaltungstecht ohne 
10 5 . des Schuldners, das es zu ſichern beſtimmt iſt, genügt ii 
0 „137; 136, 26). „ 

4. Über das anders geartete Zurückbehaltungsrecht nach Handelsrecht vgl. 98 369ff. HG; 
über das Zurückbehaltungsrecht des Beſitzers gegenüber dem Eigentumsanſpruche 89 1000ff. 
und zu $ 1000 ſowie R& 71, 424; über Zurückbehaltungsrechte im Konkurſe § 49 KO. Andere 
als die dort aufgezählten Zurückbehaltungsrechte können im Konkurſe nicht geltend gemacht werder, 
insbeſondere nicht das Zurückbehaltungsrecht aus $ 273; nur auf jene Rechte iſt daher die Vor 
ſchrift des 8 15 KO zu beziehen (RG 77, 438; HRR 1928, 1152). 0 

5. Zeitliche und örtliche Anwendung des Geſetzes. Für die zeitliche Anwendung de 5 
9273 enthaltenen Regeln über das Zurückbehaltungsrecht ift maßgebend der Zeitpunkt der Ges 
machung; daher ift $ 273 auch dann anwendbar, wenn die Gegenforderung vor dem 1. J. pi 
entftanden war (RG 49, 81; 16.2.03 VI 342/02). — Gehören die Vertragſchließenden en 
ſchiedenen Rechtsgebieten an, jo regelt ſich auch das Zurückbehaltungsrecht des Sau 
nach demjenigen Rechte, das im gegebenen Falle für die gefamten Rechtsbeziehungen der Parte 
maßgebend iſt (RG 10. 1. 11 Il 285/10). 


r in 


Ss 274 h 
Gegenüber der Klage des Gläubigers hat die Geltendmachung des Zurüd- 
behaltungsrechts nur die Wirkung, daß der Schuldner zur Leiſtung gab 
Empfang der ihm gebührenden Leiſtung (Erfüllung Zug um Zug) zu ve 
urteilen iſt !). 10 
Auf Grund einer ſolchen Verurteilung kann der Gläubiger ſeinen Aust f 
ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung im Wege der Zwanger 
ſtreckung verfolgen, wenn der Schuldner im Verzuge der Annahme iſt ) 
E 1 234 IT 231; M 2 43; P 1 312. ill 
1. Die einredeweiſe erfolgende Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts hat pros ß 
(vgl. $ 273 A 1) nicht die Abweiſung des Klägers überhaupt, ſondern nur fo viel zur s ne Hlagte 


der Schuldner zur Erfüllung Zug um Zug zu verurteilen iſt. Demgemäß darf der 
auch nicht die Abweiſung der Klage beantragen; vielmehr hat er ſeinen Antrag dahin ö 
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daß er zur Leiſtung nur Zug um Zug gegen Empfang der von ihm ſelbſt begehrten Leiſtung 
verurteilt werde (RG Warn 1914 Nr 39), und er muß bereits in dieſem Antrage darlegen und 
nötigenfalls liquid ftellen, welche Leiſtung ihm gebührt (HMM 1932, 2136). Gemäß $ 274 iſt ſelbſt 
dann zu erkennen, wenn der Verpflichtete ſeine Mitwirkung bei Erfüllung der ihm von der Gegen⸗ 
feite geſchuldeten Leiſtung (durch Verweigerung der Annahme) verſagt und dadurch nach 88 293 ff. 
in Annahmeverzug gerät (RG 84, 230; Seuffa 59 Nr 196). Die Wirkſamkeit des Verzugs zeigt 
ſich gemäß Abf 2 erft bei der Zwangsvollſtreckung (NG 51, 368). Vgl. A 2. Das Zurückbehaltungs⸗ 
recht kann gemäß $ 529 Abſ 1 ZPO noch in der Berufungsinſtanz geltend gemacht werden (RS 
73, 54; 109, 105), jedoch nicht mehr, wenn der Beſitz der Sache, auf welche die Verwendungen 
gemacht find ($ 273 Abſ 2), durch Vollſtreckung des erſtinſtanzlichen Urteils dem Einwendenden 
bereits entzogen war (RG 109, 105); anders wenn der Beſitz ihm vertragsmäßig geſichert war 
(NG 68, 389). § 529 Abſ 3 380, der die Zuruckweiſung eines in der Berufungsinſtanz geltend 
gemachten Aufrechnungseinwandes vorſieht, iſt auf den Einwand des Zurückbehaltungsrechts 
nicht anwendbar (RG JW 1911, 7515). Die Regel des 9 274 ift auch dann anwendbar, wenn der 
Glaubiger nur einen Teil ſeines Anſpruchs geltend macht (RG 51, 368; JW 1912, 1393; vgl. 
auch RG 134, 91). 

2. Falls ſich der Schuldner hinſichtlich der ihm zu gewährenden Leiſtung im Annahme- 
berzuge befindet, darf der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung ſo betreiben, als wäre der 
Schuldner auf Leiſtung ſchlechthin, und nicht nur auf Leiſtung Zug um Zug verurteilt worden, 
ohne alſo die ſeinerſeits geſchuldete Leiſtung zu bewirken (RG 84, 230). Die Zwangsvollſtreckung 
erfolgt nach Maßgabe der 85 726 Abſ 2, 756, 765 8PO. Danach bedarf es des Be weiſes, daß 
der Schuldner befriedigt oder im Annahmeverzug iſt, der durch öffentliche Urkunden 
zu führen iſt, jedoch nicht ſchon bei der Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung, ſondern erſt 
behufs Vornahme von Vollſtreckungshandlungen durch den Gerichtsvollzieher oder das Voll⸗ 
ſtrecungsgericht. Ein auf Leiſtung Zug um Zug gegen eine Gegenleiſtung lautendes Urteil 
erlangt Rechtskraft nur hinſichtlich der Leiſtung, zu der es verurteilt, nicht hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Gegenleiſtung; auch kann aus ihm keine Zwangsvollſtreckung wegen der Gegen⸗ 
leiſtung ſtattfinden (RG Warn 1921 Nr 22). 

3. § 274 iſt auch auf vertragsmäßig vereinbarte Zurückbehaltungsrechte (vgl. zu $ 273 
A 1 Abſ 1) anwendbar, ſofern nicht die Parteien eine andere Geſtaltung der Wirkung des Zurück- 
behaltungsrechts vereinbart haben (RG in HRR 1931, 105). 


8 275 

Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leiſtung frei 1), ſoweit “) 
die Leiſtung infolge eines nach der Eniftehung e) des Schuldverhältniſſes 
eintretenden Umſtandes, den er nicht zu vertreten hat?), unmöglich wird ). 

Einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eintretenden Unmöglich⸗ 
keit ſteht das nachträglich eintretende Unvermögen “) des Schuldners zur 
Leiſtung gleich e). 

E I 237 II 232, 235; M 2 14; P 1 314. 

Die 89 275— 282 handeln von dem Einfluſſe der nachträglichen Unmöglichkeit“ auf Schuld⸗ 
verhaltniſſe überhaupt; die $$ 323320 von ihrem Eimnfluſſe bei gegemjeitigen Vertragen ins⸗ 
beſondere; die 85 306—309 von der „anfänglichen Unmöglichkeit“ bei Verträgen allgemein. 
‚ d. Das Freiwerden von der Rerpflichtung zur Leiſtung bedeutet nur, daß dem Schuldner 
letzt nicht mehr die von ihm an ſich geſchuldete Leiſtung abverlangt werden kann, beſagt dagegen 
nicht, daß die nachträgliche Unmöglichkeit das Schuldverhältnis überhaupt vernichtet, wie das 
gemäß $ 306 bei der anfänglichen Unmöglichkeit der Fall iſt. Das Schuldverhältnis bleibt vielmehr 

eſtehen, auch wenn die Unmöglichkeit infolge eines Umſtandes eingetreten ift, den der Schuldner 
micht zu vertreten hat. Für dieſe Anſchauung ſpricht insbeſondere zwingend die Beſtimmung 
des $ 281, nach welcher der Schuldner zu der dort vorgeſehenen Erſatzleiſtung gegebenenfalls 
telbft dann verpflichtet ift, wenn er die nachträgliche Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. Denn 
unter ſolchen Umſtänden kann als Verpflichtungsgrund ſchlechterdings nichts anderes gedacht 
werden als das urſprüngliche Schuldverhältnis. Aber auch wenn der Schuldner wegen Haftung 
für die nachträgliche Unmöglichkeit gemäß $ 280 zum Schadenserſatze verbunden ift, findet dieſe 
Verpflichtung — ähnlich wie in den Fällen der 88 325, 326 — ihre rechtliche Grundlage nur in dem 
Schuldverhältniſſe, indem ſich der Anſpruch auf die geſchuldete Leiſtung in eine Schadenserſatz⸗ 
orderung umwandelt (Reh 54, 31; 88, 77). Eine völlige und wirkliche Befreiung des Schuldners 
ann dagegen allein unter der Vorausſetzung eintreten, daß aus tatſächlichen Gründen weder für 
gen 8 280 noch für den $ 281 Raum ift, und der Schuldner alſo fortan nach keiner Richtung hin 
mehr etwas zu leiſten hat. Möglich ift dann nur eine Haftung des Schuldners aus einer etwaigen 
Garantieleiſtung (RG Warn 1917 Nr 82). — Das Freiwerden des Schuldners im Sinne des $ 275 
30 
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vollzieht ſich ohne weiteres kraft Geſetzes, nicht erſt infolge erhobener Einrede. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht wird durch den Geſetzeswortlaut widerlegt. Eine Klage, aus deren Vortrage 
ſchon ſich die nachträgliche Unmöglichkeit der Leiſtung ergäbe, müßte mithin auch im Verſäumnis⸗ 
verfahren abgewieſen werden. Grundſätzlich darf indeſſen auf die Leiſtung ſolange 
geklagt werden, als die Unmöglichkeit beſtritten und noch nicht feſtgeſtellt iſt, 
und es kommt auf den vom Schuldner erbotenen Beweis der Unmöglichkeit gegenüber einer 
Leiſtungsklage nicht an, wenn bereits feſtſteht, daß der Schuldner eine etwaige Unmöglichkeit 
zu vertreten haben würde (RG 54, 28; 88, 77; 107, 18; 109, 235; Warn 1911 Nr 412; JW 1919, 
98 Nr 3; 1923, 8264; Warn 1924 Nr 102; a. A. Jacobi in JW 1923 A zu ©. 826%). Anders wenn 
bereits feſtſteht, daß die Leiſtung unmöglich iſt; dann ift eine Verurteilung dazu als 
zweckwidrig und widerſinnig ausgeſchloſſen und kann nur gegebenenfalls Schadenserſatz verlangt 
werden (RG 88, 78; 107, 17). Gleiches gilt, wenn das nachträglich eingetretene Unvermögen 
(Abſ 2, ogl. A 5) bereits feſtſteht (RG 25. 11. 24 VI 235/24). Iſt ſtreitig, ob der Schuldner eine 
etwaige Unmöglichkeit zu vertreten haben würde, ſo iſt er zum Beweiſe der Unmöglichkeit und 
Nichtvertretbarkeit (8 282) zuzulaſſen RG 107, 18). In dieſem Falle kann aber der Glaͤubiger ohne 
Klagänderung (§ 268 ZPO) zu dem Antrage auf Schadenserſaß übergehen, wenn er die Unmög⸗ 
lichkeit nicht beſtreitet. Vgl. auch 9 283 A 1. Von Amts wegen darf die Unmöglichkeit gundſätzlich 
nicht berückſichtigt werden (NG Warn 1924, 102); doch dürfte davon eine Ausnahme zu machen 
ſein, wenn es ſich um eine offenſichtliche abſolute Unmöglichkeit handelt. 

2. Unmöglichkeit iſt im Sinne des Geſetzes gegeben, wenn die Erfüllbarkeit der Leitung 
aus ſachlichen Gründen ausgeſchloſſen iſt. Davon unterſcheidet das Geſetz begrifflich das aus 
perſönlichen Gründen eintretende Unvermögen des Schuldners (Abs 2). Unmöglichkeit liegt 
vor, wenn die Leiſtung von niemand, den Schuldner ſelbſt eingeſchloſſen, bewirkt werden kann 
(RG JW 1912, 721%). Gründe dafür können liegen in Ereigniſſen tatſächlicher Art, die den Gera 
ſtungsgegenſtand ſelbſt betreffen — beiſpielsweiſe die Sache geht unter —, oder in Vorgängen 
rechtlicher Art (RG 57, 257; 68, 293), wie Erlaß eines Verbotsgeſetzes, mag die Erfüllbarkeit auch 
erſt durch ein nachträglich erlaſſenes Verbotsgeſetz gehindert fein (RG 102, 205; Gruch 65, 219), 
und mag es ſich auch bei einer im Auslande zu erſüllenden Verpflichtung um ein dortiges, im 
Inlande nicht anwendbares Verbotsgeſetz handeln (RG 93, 184); weiter in der Außerverkehr⸗ 
ſetzung der Sache, in einem polizeilichen Verbote, Verſagung der Erlaubnis zu einem Wirtſchafts⸗ 
betriebe in den zu ſolchem Zwecke gemieteten Räumen, Vorſchrift einer Kriegsverordnung, daß 
eine verkaufte Sache (die geſamten eigenen Erzeugniſſe) an einen Dritten zu liefern ſei (RG 95, 22); 
Aufenthaltsverbot (RG Gruch 64, 469); Beſchlagnahme einer Ware infolge des Krieges (MG 
88, 172; Warn 1918 Nr 61); Verſteigerung der zu liefernden, vereinbarungsgemäß im Depot 
einer ausländiſchen Bank gelegenen Wertpapiere durch dieſe infolge der ausländiſchen Kriegs 
geſetzgebung (RG 120, 297, 348; vgl. auch zu $ 281 A 1). — Aus Rechtsgründen iſt es auch 
unmöglich, jemand eine ihm bereits gehörige Forderung zu übertragen uch JW 1913, 1360 
oder ihm eine ihm ſchon gehörende Sache zu übereignen (M& Gruch 48, 880). Erwirbt 
der Käufer die ihm verkaufte Sache anderweit, ſo läßt ſich der Kaufvertrag ſeitens des Verkäufers 
nicht mehr erfüllen. Dieſes gilt ſelbſt dann, wenn jemand ein (ihm noch nicht gehöriges) Grund“ 
ſtück einem andern verkauft und dieſem daraufhin das nämliche Grundſtück auf Grund eines von 
ihm mit dem Eigentümer abgeſchloſſenen zweiten Vertrags von dieſem übereignet wird; der 
erſte Vertrag iſt alsdann unerfüllbar (RG JW 10, 80518); wegen der Vertretungspflicht vgl. A3. 
Falls es fi) um die Herftellung eines Zuſtandes aus $ 249 oder um Ruücgewah, 
rung des grundlos Erlangten aus § 812 handelt, liegt Unmöglichkeit der Leiſtung inſoweit nich 
vor, als der erforderliche Zuſtand, wenigſtens wirtſchaftlich, wiederhergeſtellt werden kann. 1 
8249 A 1. Iſt der Verkäufer zur Auflaſſung oder der Käufer im Falle der Wandelung zur Mid, 
auflaſſung des verkauften Grundſtücks verpflichtet, dann ſteht, ſelbſt wenn er das Grunbſt 
weiterveräußert hat, nicht ohne weiteres die Unmöglichkeit der Leiſtung oder das Unvermögen 
des Verpflichteten zur Leiſtung feſt, jo daß eine Verurteilung zur Leiſtung ausgeſchloſſen erſchiene 
(vgl. A 1); denn es iſt die Möglichkeit denkbar, daß er das Grundſtück ſich wieder verſchaffe b 
Warn 1918 Nr 158). Aber dem Auflaſſungsberechtigten liegt in ſolchem Falle der Nachweis 5 4 
daß der Auflaſſungsverpflichtete in der Lage ift, das prima faeie jedenfalls zurzeit vorliegen 
Unvermögen zur Leiſtung zu beſeitigen (RG 52, 95; 54, 225; Warn 1912 Nr 11; JW * 
7096); vgl. auch RG 119, 336. A. A. Planck Vorbem III 2a. Doch iſt es im allgemeinen e! 
Tatfrage, ob Leiſtungsunvermögen vorliegt, wenn der Leiſtungspflichtige über den Gegenſta 8. 
der Leiſtung zurzeit nicht mehr oder nicht allein verfügen kann, oder ob er ſich das Verfügung 
recht ohne überobligationsmäßige Schwierigkeiten (vgl. Abſ 2 dieſer A) verſchaffen kann ( Ain 
Warn 1919 Nr 194; RG 99, 234). Die vertragliche Verpflichtung, einem Dritten bis zu m 
beſtimmten Zeitpunkte ein Kaufangebot zu machen, iſt nach Eintritt des Zeitpunkts unter hfeit 
ſtänden unerfüllbar geworden (RG 91, 229). Bloße Preisſteigerung ftellt keine Unmogli de 
dar (RG JW 1919, 4961). Beſteht für eine vom Auslande zu beziehende Ware inſolge ig 
kein ausländiſcher Markt mehr, jo tritt Erfüllungsunmöglichkeit ein (R JW 1919, 499). der 

Der unbedingten Unmöglichkeit der Leiſtung iſt der Fall gleichzuſetzen, 
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Schuldner nur mit übermäßiger Kraftanſtrengung, alſo nur unter ſolchen Schwierigkeiten 
oder nur unter ſo großen Aufwendungen zu erfüllen vermöchte, daß ihm die Leiſtung 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet werden kann, 
weil über dieſe Grenze hinaus die Leiſtungspflicht des Schuldners gemäß § 242 über- 
haupt nicht geht (wirtſchaftliche Unmöglichkeit; jo RG 57, 118; 65, 34; 88, 74; 126, 218). 
Iſt der Schuldner ungeachtet dieſer nach allgemeinen (objektiven) und rechtlichen (8 242) 
Geſichtspunkten als vorhanden anzuerkennenden wirtſchaftlichen „Unmöglichkeit“ im einzelnen 
Falle dennoch kraft ſeiner beſonderen ſubjektiven Verhältniſſe in der Lage zu erfüllen — alſo 
tatſächlich nicht „unvermögend zur Leiſtung“ (vgl. Abſ 2 und A 6) — und iſt er dazu bereit, jo 
ſteht ihm das frei, da feine Befugnis zu leiſten dadurch, daß er nach 8 275 „von der Leiſtung frei 
wird“, nicht ausgeſchloſſen iſt. Unter Anwendung des $ 275 hat das Reichsgericht auch insbeſon⸗ 
dere angenommen, daß die durch veränderte Umſtände, namentlich durch den unglücklichen 
Kriegsausgang und durch die Revolution verurſachte Verſchiebung aller wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe und die dadurch übermäßig geſteigerte Schwierigkeit der Verkragserfüllung den Schuldner 
unter Umſtänden dauernd von feiner Leiſtungspflicht befreie (NG 88, 74; 90, 102; 92, 87; 94, 47 
uſw.; ZW 1916, 48% Warn 1919 Nr 107). Ob man die Berückſichtigung der nachträglich ein⸗ 
getretenen wirtſchaftlichen Unmöglichkeit unter den Geſichtspunkt des $ 242 oder den der alausula 
rebus sic stantibus bringt, iſt nicht von weſentlicher Bedeutung, da nach BGB die Klauſel lediglich 
als ein Anwendungsfall des 8242 Berückſichtigung finden kann. Vgl. näheres § 242 A 5. Der 
Befreiungsgrund dieſer fog. „unechten Unmöglichkeit“ verſagt aber, wenn der Lieferungspflichtige 
die Lieferung ſchuldhaft verzögert hat, ohne daß es, wie bei der „echten“ Unmöglichkeit, darauf 
ankommt, ob er in formellem Verzug war (RG 103, 4). Desgleichen wenn die Himausſchiebung 
der Erfüllung eines Geſchäfts (Valutageſchäft in ruſſiſchen Rubeln) während des Krieges dadurch 
zum Vertragsinhalt geworden iſt, daß ſich die Parteien den darauf bezüglichen Beſchlüſſen des 
Börſenvorſtandes von vornherein unterworfen haben (RG 106, 248). Ebenſo auch, wenn anzu- 
nehmen iſt, daß der Lieferungspflichtige mit der Übernahme der Lieferung auch das Riſiko der 
Lieferbarkeit übernommen hat (RG 95, 264; 93, 17; 107,158; RG Warn 1920 Nr 66; 1918 
Nr 22). Die Einſchränkung, daß eine wirtschaftliche Unmöglichkeit nur vorliege, wenn die Leiſtung 
„den wirtſchaftlichen Ruin“ des Schuldners herbeiführen würde (RG 100, 134; Warn 1921 
5 924 x aber R& 101, 76), ift ſpäter vom RG nicht aufrechterhalten worden. Vgl. näheres 
u 8242 A 5a. 

Unmöglichkeit liegt dann nicht vor, wenn die Verpflichtung noch, wenn auch in anderer 
Weiſe als der urſprünglich vorausgeſetzten, erfüllbar iſt und dieſe Erfüllungsart dem Schuldner 
nach Treu und Glauben zugemutet werden kann; RG 92, 225; Warn 1924 Nr 43. So beiſpielsweiſe, 
wenn der Hypothekenſchuldner ſeine Verpflichtung zur Bezahlung ſeiner Schuld in deutſcher 
Mark in Polen wegen des dort geltenden Valutageſetzes v. 20. 11. 19 nicht durch ſolche Zahlung 
erfüllen kann, wohl aber in der Lage iſt, ſich durch Hinterlegung der Summe im Inlande zu 
befreien (RG 103, 262; Warn 1924 Nr 43). Bei einer Goldmünzklauſel iſt die Unmöglich⸗ 
keit durch $ 245 ausgeſchloſſen: NG 108, 181, vgl. A 1 zu 8245. Iſt nur eine Maßnahme un- 
möglich geworden, die ſich als eine bloße Ne benleiſtung darſtellt (beiſpielsweiſe beim Kauf 
eine beſtimmte Verſendungsart), dann wird der Verpflichtete nicht ohne weiteres frei, er muß 
ſich vielmehr auch einer andern Leiſtungsart (etwa einer andern Verſendungsart) unterziehen, 
ſoweit ihm das nach Treu und Glauben ($$ 242, 157) zugemutet werden kann (MG JW 1917, 
3564; vgl. aber A 4 am Schluſſe). Da aber kein Rechtsanſpruch darauf beſteht, daß der Ver⸗ 
Pfüchtete Schleichwege geht, deren Notwendigkeit nicht vorausſehbar war ($ 242), ſo ſtellt der 
nachträgliche Eintritt ſolcher Notwendigkeit eine Leiſtungsunmöglichkeit dar (RG 93, 184). — 

ie Vereitelung einer Vorausſetzung oder der Zweckbeſtimmung berechtigt unter 
gewöhnlichen Umſtänden (vgl. aber 9 242 A 5) zur Losſagung von dem Vertrage nur dann, 
wenn die Vorausſetzung oder der Zweck zum Vertragsinhalte gemacht worden ſind (RG 62, 267; 
66, 122; 70, 86; 88, 38; Gruch 1921, 351). Vgl. auch § 119 A 2 Abſ 2. 

Anwendbar ift der § 275 bei allen Schuldverhältniſſen (RG 62, 225, wonach er auch 

durch $ 542 nicht ausgeſchloſſen wird). Dagegen ift für ihn kein Raum bei dinglichen, auf 
eſeitigung eines ftörenden Zuſtandes gerichteten Anſprüchen; hier muß vielmehr der gelet- 
mäßige Zuſtand, ſoweit das im Bereiche der phyſiſchen Möglichkeit liegt, unter allen Umſtanden 
hergeſtellt werden (RG 51, 411; 93, 105; Warn 1910 Nr 271). Anwendbar ſind aber die Grund⸗ 
atze von der Unmöglichkeit bei Leiſtungspflichten aus einer Reallaſt, die den Eigentümer gemaß 
81108 perſönlich treffen (RG Lg 22, 3282; in RG JW 1922, 1513 ohne Grund dahingeſtellt 
Haul — Für die Regel des J 275 ift kein Platz, wenn die Befreiung des Schuldners im, 
alle des nachträglichen Eintritts eines die Unmöglichkeit herbeiführenden Ereigniſſes (wie Feuer 
Streik, Mobilmachung, Krieg, Ausfuhrverbot uſw.) ohnehin ſchon vertraglich vorgeſehen iſt (RG 
57,92; Warn 1918 Nr 68). — Auf die nachträgliche Unmöglichkeit kann ſich auch 
derjenige nicht berufen, der mit dem Eintritt der veränderten Umſtände ſchon beim Ver⸗ 
tragsſchluſſe gerechnet hat oder rechnen mußte und der die Gefahr auf ſich genommen hat (RG 
rn 1920 Nr 68; 1921 Nr 37; Gruch 65, 219); oder wer insbeſondere die Möglichkeit ſpäterer 
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behördlicher Anordnungen vorausſehen mußte und ſich dennoch bedingungungslos verpflichtet 
hat (NG Warn 1920 Nr 66). Kann der Verpflichtete alsdann die obligationsmäßige Leiſtung 
nicht bewirken, dann haftet er gemäß $ 280. 

3. Nachträgliche Unmöglichkeit. Sie liegt vor, wenn die Leiſtung zwar bei Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes (§ 198 A 2) möglich war, demnächſt aber zu irgendeinem ſp äteren 
Zeitpunkte vor der Erfüllung unmöglich geworden iſt. Die Anſicht, daß für die nachträgliche 
Unmöglichkeit lediglich der Zuſtand zur Zeit der Fälligkeit der Forderung (oder etwa der Ladung, 
der Klagerhebung oder der Urteilsfällung) entſcheidend ſei, ſteht mit dem Geſetzeswortlaute 
infofern nicht im Einklang, als dieſer nur ſchlechthin fordert, daß die Unmöglichkeit nach Ent⸗ 
ſtehung des Schuldverhältniſſes eingetreten iſt, den Zeitpunkt des Eintritts aber in 
keiner Weiſe ſonſt noch näher einſchränkt. Andrerſeits beſagt der Wortlaut auch nicht, daß die 
einmal eingetretene Unmöglichkeit bis zur tatſächlichen Leiſtung fortgewährt haben müſſe. Doch 
kann eine vorher eingetretene, zur Zeit der Fälligkeit oder des Eintritts der Bedingung aber 
bereits behobene Unmöglichkeit nicht in Betracht kommen, und ebenſowenig wird ſich der Schuldner 
auf eine während ſeines Verzugs eingetretene oder ſonſt von ihm zu vertretende Unmöglichkeit 
(88 287, 276) berufen können, um die Leiſtung auch zu einer Zeit noch zu verweigern, zu welcher 
die Unmöglichkeit bereits wieder behoben iſt. Auch wenn die Leiſtung nach Fälligkeit, aber vor 
Eintritt des Verzugs ($ 284) durch einen vom Schuldner nicht zu vertretenden Umſtand zeitweise 
unmöglich geworden iſt, wird im Falle ſpäterer Behebung der Unmöglichkeit die Weigerung des 
Schuldners nur dann begründet erſcheinen, wenn die Leiſtungszeit ſo weſentlich war, 
daß die Leiſtung nunmehr nicht mehr als die geſchuldete, ſondern als eine andere ſich darſtellt. 
In dem gleichen Falle wird auch der Gläubiger berechtigt ſein, ungeachtet der wiedereingetretenen 
zußerlichen Möglichkeit der Leiſtung ftatt ihrer Schadenserſatzanſprüche geltend zu machen, ſofern 
die Voraussetzungen dafür gegeben find. Es kann nämlich ſein, daß die Erfüllung zu einer be ⸗ 
ſtimmten Zeit für den einen oder andern Teil von ſo weſentlicher Bedeutung iſt, daß die Un⸗ 
möglichkeit, innerhalb der beſtimmten Zeit zu leiſten, die Erfüllbarkeit der geſchuldeten Leiſtung 
überhaupt ausſchließt, und daß demnach die nur zeitweilige, in ſpäterer Zeit an ſich behebbare 
Unmöglichkeit der dauernden Unmöglichkeit gleichzuſtellen iſt (NG 88 S. 73 u. 76; 
105, 387; Seuffl 45 Nr 176; 54 Nr 81). Im allgemeinen kann man fagen, daß die einſtweilige 
Unmöglichkeit der dauernden dann gleichzuſtellen iſt, wenn die noch möglich gebliebene Leiſtung 
nicht mehr als eine dem Vertrage entſprechende gelten könnte (RG 90, 104; 94, 47 und die bor 
angeführten Urteile; JW 1919 S. 4432, 6731; 1920, 3765; Warn 1917 Nr 197; 1918 Nr 88 u. 870. 
Es kann aber auch die nur zeitliche Unmöglichkeit unerheblich fein. Falls A eine Wohnung zum 
1. April mietet, wird die zeitweilige Unmöglichkeit der Erfüllung durch den Vermieter die Erfül 
barkeit der Leiſtung für den Gläubiger regelmäßig überhaupt ausſchließen, ſelbſt wenn an ei 
nehmen wäre, daß ſich der Vermieter zur Leiſtung nach gewiſſer Zeit inſtandſe tzen könnte (HF 
62, 225). Falls dagegen die Verpflichtung dahin geht, an einem Grundſtücke mit den daran 
ſtehenden Gebäuden eine Hypothek zu beſtellen, ſoll, falls die Gebäude abbrennen, die zeit 
weilige Unmöglichkeit der vollen Erfüllung nicht als ein den Geſchäftszweck völlig vereitelnder 
Umſtand gelten, da der Eigentümer gleichwertige Gebäude neu errichten könne und die Lein 
zu einem weſentlichen Teile ſofort erfüllbar ſei (R JW 05, 388%). Die Unmöglichkeit ſte 
ſich im Rechtsſinne dann als eine dauernde dar, wenn infolge der notwendigen Verzögeril 
einer Lieferung der Leiſtungsinhalt ein anderer wird (RG 42, 115ff., unter beſonderer Ber 4 
ſichtigung des Einfluſſes der ſchwankenden Konjunkturen); ferner dann, wenn die künftige Be 2 
hebung des Hinderniſſes zwar nicht ausgeſchloſſen, indeſſen der Zeitpunkt einſtweilen unte 
ſehbar iſt (RG 5, 279; 42, 115). Vgl. beſonders über den Einfluß der Kriegsverhältniſſe A 2 Ab 
Eine durch die Einziehung eines Kaſſenarztes zum Heeresdienſte geſchaffene, an 4 
nur zeitweilige Unmöglichkeit iſt einer dauernden gleichgeftellt worden in einem Falle wo meh 
der Unklarheit darüber, ob und wann er aus dem Heeresdienſte zurückkehren würde, die argibichs 
Verſorgung der Kaſſenmitglieder ernſtlich gefährdet und deshalb der Kaſſe die Aushaltung un 0 
Vertrags nicht zuzumuten war (RG 105, 388). Auch ein Fehlen der zu liefernden Ware auf 5 
Markte kann, obwohl es in der Regel nur eine zeitweilige Erſcheinung iſt, einer dauernden 
möglichkeit gleichgeachtet werden, da der Handel nicht auf zeitlich unbegrenzte Lieferpſuchten 
eingeſtellt iſt (RG 107, 158). Ebenſo die als Folge militäriſcher oder behördlicher Eingriffe . 
tretende an ſich zeitweilige Unmöglichkeit (R 107, 159). Ausſchlaggebend wird auch hier en 
Einzelfalle ſein, ob die Zeitbeſtimmung zugunſten des Gläubigers oder des Schuldners getroff 5 
worden iſt (RG JW ö 02 Beil 22952). Vgl. auch § 151 A 1, betreffend die Herſtellbarkeit des lag 
ſchädigten Gegenſtandes. — Die alsbaldige Wiederaufhebung einer behördlich erfolgten Beſchich. 
nahme ſchließt die Annahme einer Unmöglichkeit der Leiſtung aus (RG Warn 1916 Nr 212) 
Sind Räume als Tanzlokale vermietet und wird die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten — . 
Dauer des Krieges unterſagt, dann begründet dieſe nur zeitweilige Unmöglichkeit eine den durch 
(RG 89, 205 unter Heranziehung des $ 537). Anders, wenn der Pächter (Schankwirt) t, der 
öffentliche Beſchränkung des Bierumſatzes nur eine Einbuße an feinen Einnahmen erlelben be 
Charakter der Pachtſache ſich alſo nicht ändert (RG 90, 374). — Vereinbarungen, nach denen 
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Eintritt beſtimmter Ereigniſſe bis zu deren Beſeitigung die Leiſtung verſchoben werden fol, 
ſollen regelmäßig den Schuldner begünſtigen, ſie ſchließen die Anwendbarkeit des Grundſatzes 
von der zeitweiligen Unmöglichkeit als einer dauernden nicht aus; ſie können aber auch den Sinn 
haben, daß der Grundſatz nicht anwendbar, der Schuldner vielmehr zur Leiſtung unbedingt ver⸗ 
pflichtet fein fol (RG 92, 87). — In allen ſolchen Fällen von einer „zeitlich nur teilweiſen Un⸗ 
möglichkeit“ zu ſprechen (ſo die 5. Aufl.) iſt doch bedenklich; es liegt vielmehr in der Regel eine 
vollſtändige, wenn auch nur zeitweiſe Unmöglichkeit vor. Doch kann auch bei zeitweiſer Un⸗ 
möglichkeit eine teilweiſe Unmöglichkeit (vgl. A 4) vorliegen, wenn es ſich um Dauerverpflich⸗ 
tungen handelt und während eines Teiles der Erfüllungszeit die Leiſtung gänzlich unmöglich 
war, z. B. wenn das vermietete Haus während der Mietzeit abbrennt, vgl. das oben angeführte 
Beiſpiel in RG 62, 225. So auch Pland-Siber Vorbem IV 3. In der Regel aber wird, wenn 
die nachträglich eingetretene Unmöglichkeit bis zum Urteile wieder fortgefallen iſt, von einer 
Befreiung des Schuldners nicht die Rede fein können (RG JW 05, 388%; 04, 16911; 07, 15945). 
Die Frage, ob der Schuldner die nachträgliche Unmöglichkeit zu vertreten hat, regelt ſich 
nach den 68 276—279, auf die zu verweiſen iſt. Bei Beurteilung der bezeichneten Frage find im 
einzelnen Falle nicht ausſchließlich diejenigen Umſtände, welche die Unmöglichkeit unmittelbar 
herbeigeführt haben, ſondern die geſamten Umſtände des Falles, einſchließlich alſo auch der nur 
mittelbar wirkſam geweſenen Vorgänge zu berückſichtigen (RG 60, 162; 66, 347 u. 23. 9. 10 
11 634/09). Danach hat der Schuldner fein nachträglich eingetretenes Unvermögen zur Leiſtung 
auch dann zu vertreten, wenn das Unvermögen unmittelbar zwar durch den Glaubiger ſelbſt 
herbeigeführt iſt, dieſer anderſeits aber zu ſeiner Handlungsweiſe durch ein vorheriges vertrags⸗ 
widriges Verhalten des Schuldners genötigt worden war (RG JW 1910, 80518). Der Beklagte 
hatte hier ſeine Verpflichtung, dem Kläger das ihm verkaufte fremde Grundſtück zu übereignen, 
nicht erfüllt, und der Kläger hatte es alsdann, weil er auf dem Grundſtücke Gebäude errichtet 
hatte, von deſſen Eigentümer ſelbſt erworben. Vgl. A 2 Abſ 1; vgl. auch RG 66, 347; 60, 162. 
Wird einem Vertragsteile die Erfüllung feiner Verpflichtung infolge ſpäterer polizeilicher An⸗ 
ordnungen unmöglich, oder könnte er feiner Verpflichtung nur unter Verletzung polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften nachkommen, jo hat er dieſen Umſtand nicht zu vertreten (RG JW 1911, 9416). Jeden. 
falls aber doch dann, wenn er beim Vertragsſchluſſe wußte, daß das entſprechende Verbot ergehen 
werde, dieſe Tatſache indeſſen argliſtig verſchwieg oder auch nur fahrläſſig mit dem vorauszu⸗ 
ſehenden Verbote nicht gerechnet hat (culpa in contrahendo, vgl. § 276 A3). Vgl. A2 am Schluſſe. 
So iſt auch in RG 93, 18 angenommen, daß, wer Waren unter Verhältniſſen verkauft, unter 
enen er wußte, daß er ſie nicht würde beſchaffen können, ſich auf Unmöglichkeit der Leiſtung 
nicht berufen kann, wenn die Waren demnächſt wirklich nicht erhältlich find. Er haftet dann alſo 
auf Schadenserſatz. Desgleichen haftet der Schuldner, der an Lieferung von verkauften Gegen⸗ 
ſtänden durch eine behördlich erfolgte Beſchlagnahme (der Rohmaterialien) gehindert wird, wenn 
es feine Sache geweſen wäre, ſich durch rechtzeitige Beſchaffung der Stoffe zur Erfüllung inſtand 
zu ſetzen (Rd 93, 18; 95, 264). Iſt die nachträgliche Unmöglichkeit nach Eintritt des Verzugs 
des Schuldners, wenn auch durch Zufall eingetreten, fo hat er fie gemäß $ 287 zu vertreten 
RG Warn 1918 Nr 84; 1917 Nr 162). u 
4. Die Wirkung der Unmöglichkeit reicht nur fo weit wie die letztere ſelbſt. Möglich iſt alſo 
eine völlige Vereitelung der Leiſtungsmöglichkeit. Denkbar iſt aber auch, daß nur teilweiſe Un⸗ 
möglichkeit eintritt. Dabei iſt Vorausſetzung einer ſolchen, daß die teilweiſe Unmöglichkeit nicht 
zugleich die Unmöglichkeit der Leiſtung im ganzen zur Folge hat. Das trifft ſtets zu, wenn der 
veiſtungsgegenſtand an ſich unteilbar iſt, weiter aber auch in allen ſolchen Fällen, wo der 
Leiſtungszweck die volle Leiſtung verlangt. In allen Fällen mithin, in denen eine teilweise 
Leiſtung dem Leiſtungszwe cke auch nicht einmal teilweiſe Genüge tun könnte, und die Teils» 
teiftung ſonach nicht nur nach der Menge, ſondern auch der Art nach etwas anderes vorſtellen 
würde als die geſchuldete Leiſtung, iſt gegebenenfalls völlige Unmöglichkeit der Leiſtung anzu⸗ 
nehmen. Vgl. § 266 Al. Die Frage, 5 eine teilweiſe Leiſtung auch die teilweiſe Erfüllung 
bedeuten kann oder nicht, wird übrigens möglicherweiſe verſchieden zu beantworten ſein, je 
nachdem man von der einen Partei oder von der andern ausgeht. Bei Fällen teilweiſer Un⸗ 
möglichkeit muß daher, ſoweit der Leiſtungszweck die beſtimmende Rolle ſpielt, jederzeit geprüft 
werden, weſſen Intereſſe in Frage ſteht, ob das des Gläubigers oder des Schuldners oder 
das beider Teile. Iſt mithin der Leiſtungszweck trotz nur teilweiſer Unmöglichkeit für beide Zeile 
völlig vereitelt, fo tritt die Folge der gänzlichen Unmöglichkeit ein; ift dagegen nur das Intereſſe 
des Gläubigers berührt, dann wird kein Anlaß vorliegen, den Schuldner als befreit anzusehen, 
vielmehr wird es Sache des Gläubigers ſein, zu entſcheiden, ob er die dem Schuldner möglich 
gebliebene Teilleiſtung noch verlangen will oder nicht, wäre auch der für ihn beſtimmend 
geweſene Zweck nicht mehr erreichbar (RG JW 04, 16911; 07, 15946). Es wird nach der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts unter Umſtänden auch der Geſichtspunkt des § 139 verwendbar 
ein, falls zu entſcheiden iſt, ob die Sache im Falle nur teilweiſer Vereitelung der geſchuldeten 
Leiſtung vom Standpunkte der Parteien aus jeweils ſo anzuſehen iſt, als wäre damit die Erfüll⸗ 
darkeit im ganzen unmöglich geworden, oder ob die noch mögliche Leiſtung noch gefordert werden 
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kann und anderſeits angeboten werden darf und angenommen werden muß (vgl. § 139 A 1). 
Um teilweiſe Unmöglichkeit handelt es ſich auch, wenn die Leiſtung nicht in der vertragsmäßigen 
Beſchaffenheit erfolgen kann (qualitative Unmöglichkeit). Ob auf dieſen Fall die Grundſätze 
von der teilweiſen Unmöglichkeit zur Anwendung zu bringen jind, iſt freilich beſtritten (vgl. zu 
$ 459), aber mit der herrſchenden Meinung zu bejahen. Vgl. Gruch 60, 609ff.; Planck ⸗Siber 
Vorbem IV 10 vor $ 275. Eine andere Frage ift, ob im Einzelfalle die mangelfreie Lieferung 
zur vertragsmäßigen Leiſtungspflicht gehört, insbeſondere beim Spezieskauf die Leiſtung der Sache 
mit den zugeſicherten Eigenſchaften; vgl. zu § 459; $ 363 A 2. Wegen der von Anfang an 
beſtehenden qualitativen Unmöglichkeit vgl. $ 306 A 3. Die qualitative Unmöglichkeit kann 
von ſolcher Bedeutung ſein, daß der Vertragszweck durch ſie völlig vereitelt wird; in dieſem Falle 
würde gänzliche Unmöglichkeit anzunehmen fein. Man denke an den Fall, daß ein als Wohnhaus 
verkauftes Haus von ſolcher Baufälligkeit iſt, daß es nicht bewohnt werden kann; oder daß dem 
als Bauplaß verkauften Grundſtücke die Eigenschaft der Bebaubarkeit fehlt. Fehlt der Sache 
eine zugeſicherte Eigenſchaft, fo kann im Falle des Gattungskaufs auf Grund des 9 480 
Abſ 2 und im Falle des Spezieskaufs auf Grund des $ 463 der Käufer, ohne daß es überhaupt 
auf die Behebbarkeit des Mangels ankommt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des ganzen 
Vertrags verlangen (RG 52, 355; 53, 90; 86, 90). Daß auch ſchon die Unmöglichkeit, Neben⸗ 
leiſtungen zu bewirken, möglicherweiſe gänzliche Unmöglichkeit der Erfüllung begründet, falls 
nämlich der in Frage ſtehenden Nebenleiſtung beſondere Bedeutung beigemeſſen wird, iſt an⸗ 
erkannt (RG 88, 37, wo es ſich um die Unmöglichkeit der beſtimmten Verſendungsart handelte). 

5. Abſ 2 jtellt das nachträglich eintretende „Unvermögen“ des Schuldners der nachträglichen 
Unmöglichkeit gleich, während das anfängliche Unvermögen vom Geſetze weder als Befreiungs⸗ 
grund noch gemäß $ 306 als Nichtigkeitsgrund berückſichtigt wird, weil mit der Verpflichtung zur 
Leiſtung der Schuldner die Haftung für feine Leiſtungsfähigkeit zur Zeit der Verpflichtung über 
nimmt (RG 69, 355). Demnach muß dem nachträglichen Unvermögen auch die gleiche Wirkung 
beigemefjen werden wie der nachträglichen Unmöglichkeit (RG 52, 95; 67, 235; 60, 162; JW 08, 
7127). Zu verwerfen find alle Verſuche, im Falle des Unvermögens noch einen Anſpruch auf die 
geſchuldete Leiſtung aufrechtzuerhalten (vgl. über die verſchiedenen Theorien Oertmann $ 275 A4). 
Unter Unvermögen iſt eine ſubjektive Unmöglichkeit zu verſtehen. Sie liegt vor, wenn die Leiſtung 
nicht überhaupt, ſondern nur dem Schuldner nach ſeinen eigenen beſonderen Verhältniſſen nicht 
möglich iſt, mag das Unvermögen durch äußere Umſtände oder durch eigene Tätigkeit des Schuld⸗ 
ners herbeigeführt worden fein. Ob der Schuldner den Eintritt feines Unvermögens zu vertreten 
hat (A 3 Abſ 2), richtet ſich auch hier nach den Beſtimmungen der $$ 276, 278, 279, 280. 11 
auch 9 280 A z vgl. dazu auch 9 306 A 2. Daher iſt beiſpielsweiſe der Verkäufer einer Sache gem 5 
$ 275 Abſ 2 jelbft dann ohne Schadenserfaßpflicht befreit, wenn er ſich zur Gewährung ber Sache 
durch ihre Veräußerung wegen Annahmeverzugs des Gläubigers ohne Vorſatz oder grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit ($ 300) außerſtande geſetzt hat (RG 60, 162), und der Erbe wird befreit, wenn er einen 
Nachlaßgegenſtand, an dem einem andern ein Vorkaufsrecht vermacht ift, in (nicht verſchuldeter) 
Unkenntnis deſſen einem Dritten veräußert (RG 67, 235). Der Hauptmieter wird zur Erfüllung 
ſeinem Untermieter gegentiber regelmäßig durch Beendigung ſeines eigenen Mictverhältniſſes 
unvermögend (RG 65, 34). Hat ſich der Verkäufer einer Sache zu deren Leiſtung durch ihren 
anderweiten Verkauf außerſtand geſetzt, jo muß Unvermögen zur Leitung jo lange angenommen 
werden, als der Verkäufer nicht gehörig nachweiſt, daß er zur Erfüllung durch den ihm tatſächlich 
möglichen Wiedererwerb der Sache befähigt iſt (RG 52, 95; Warn 1912 Nr 11; JW 1911, Ir 
vgl. A 2). Durch Verſagung der ſatzungsge mäß erforderlichen Genehmigung des Auffichtsran 
einer Aktiengeſellſchaft zum Erwerb von gebundenen Namensaktien der Geſellſchaf 
wird dem Veräußerer die Übertragung der Mitgliedſchaftsrechte und des Eigentums an ben 
Aktien auf den Erwerber nachträglich ſubjektiv unmöglich; einen Erſatzanſpruch auf Erteilung 
einer unwiderruflichen oder auch nur einer widerruflichen Stimmvollmacht hat der Erwerber 
nicht (RG 132, 157). Bei dauerndem von vornherein beſtehendem oder nachträglich einge 
tretenem, aber vom Schuldner zu vertretenden Unvermögen kann unmittelbar auf Schaben 
erſaß geklagt werden (dich 69, 355). Nachträgliches Unvermögen liegt jedoch nien 
ſchon vor, wenn die Leiſtung, zufolge eines nachträglichen Vorgangs nur unter gaht 
Schwierigkeiten, insbeſondere unter erheblich vergrößerten Anſchaffungskoſten möglich aß 
Die Erfüllbarkeit muß vielmehr mit jo außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ſein, 35 . 
dieſe nach der Auffaſſung des Verkehrs dem Undermögen gleichzuachten find (RG 57, 118; 65, = 
Vgl. dazu A 2 Abſ 2. — Steht die zu gewährende Sache im Miteigentume des Schureſi eit 
eines Dritten, ſo liegt dieſerhalb noch nicht Unvermögen vor, weil der Schuldner die Mög af 
hat, die Sache gemäß $ 753 zur Verſteigerung zu bringen (RG ZW 11, 3801). Nach rg 
eintretende bloße Mittelloſigkeit kann regelmäßig nicht Unvermögen bedeuten 6 5 J 
Sie muß der Schuldner ftet3 vertreten. Vgl. 9 285 A1 ſowie g 279 A 3; Nch 75, 335; Jin 
1912, 13811. Bei Verpflichtungen auf Leiſtung von Gattungsſachen hat der Schuldner 979 
gen jo lange zu vertreten, als eine Leiſtung aus der Gattung möglich iſt (““ 

gl. azu). 
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6. Beweislast. Falls der Schuldner feine völlige Befreiung von der Schuld geltend machen 
will, hat er den Einwand der Unmöglichkeit der Leiſtung in allen feinen Vorausſetzungen zu 
beweiſen, mithin auch nach der Richtung, daß die Unmöglichkeit nach Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes eingetreten ſei, ſowie gemäß $ 282, daß er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten habe 
(RG 63, 68). Erhebt der Gläubiger an Stelle der Erfüllung einen Anſpruch auf Schadenserſatz 
nach Maßgabe der $$ 280, 281, dann hat er ſeinerſeits die nachträglich eingetretene Unmöglichkeit 
zu beweiſen; der ihm nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen noch weiter obliegende Beweis, 
daß die Unmöglichkeit infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes eingetreten 
ſei, wird ihm durch die Sondervorſchrift des § 282 abgenommen; vgl. Näheres zu 9 282 A 1. 
Klagt der Gläubiger auf die urſprüngliche Leiſtung, fo ift der vom Schuldner erbotene Beweis 
der Unmöglichkeit unerheblich, wenn bereits feſtſteht, daß der Schuldner die etwaige Unmöglichkeit 
zu vertreten hätte und ſich deshalb auf ſie nicht berufen dürfe; in ſolchem Falle kann der Schuldner 
zu der urſprünglichen Leiſtung ohne weiteres verurteilt und dadurch dem Gläubiger ein Vorgehen 
1925 2 88 A U zu dieſem Paragraphen) ermöglicht werden (RG 54, 31; 107, 18; Warn 

T 52). 


8 276 

) Der Schuldner hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt 5), Vorſatz d) 
und Fahrläſſigkeit 4) zu vertreten 2) 5) 4). Fahrläſſig handelt, wer die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt 4). Die Vorſchriften der 88 827, 
828 finden Anwendung 40). 

Die Haftung wegen Vorſatzes kann dem Schuldner nicht im voraus er- 
laſſen werden 5)9). 

E 1 144 II 238; M 1 279; 2 27; P 1 287, 303. 

1. Inhaltsüberſicht. Der § 276 hat nicht die Bedeutung, daß für jeden, einem andern 
dorfäglich oder fahrläſſig verurſachten Vermögensſchaden grundſätzlich gehaftet, d. h. durch derart 
ſchuldhafte Handlungen allgemein eine Verpflichtung zum Schadenserſatz begründet würde. 
Ein ſolcher Satz iſt dem BGB fremd; vgl. Vorbem 1 vor § 249. Der § 276 ſetzt vielmehr in Abſ 1 
Saß 1, wo feſtgeſetzt wird, welche Schuldformen zu vertreten find, d. h. (vgl. A 2) für 
welche Schuldformen gehaftet wird, regelmäßig ein bereits beſtehendes oder doch an⸗ 
gebahntes (culpa in eontrahendo, vgl. A 3) Schuldverhältnis voraus, wie ſich aus feinen Ein- 
gangsworten („der Schuldner“) ergibt. Ein ſolches Schuldverhältnis kann durch Vertrag oder 
unmittelbar durch Geſetz begründet ſein. Auf das Gebiet der unerlaubten Handlungen 
dagegen, bei denen erſt durch die die Haftung begründende Handlung ein Schuldverhältnis entſteht, 
bezieht fi) Satz 1 des 9 276 nicht; für fie ift beſonders geregelt, welche Schuldformen und in welchen 
. lie Haftbarkeit begründen; vgl. Buch 2 Titel 25, $$ 823ff. und die Anmerkungen zu dieſen 

aragraphen. — Die Sätze 2 und 3 ſodann geben Begriffsbeſtimmungen der in Satz 1 ver- 
wendeten Begriffe: „Vorſatz“ und „Fahrläſſigkeit“; fie ſchließen ſich zu dieſem Zwecke zwar au 
Satz 1 an, haben aber eine allgemeinere Bedeutung, die über den Inhalt dieſes Satzes hinausgeht, 
indem fie die genannten Begriffe auch für Handlungen feſtlegen, die nicht durch den, Schuldner“, 
alſo nicht innerhalb eines bereits beſtehenden Schuldverhältniſſes erfolgen, ſondern außerhalb eines 
ſolchen, ſonach namentlich auf dem Gebiet der unerlaubten Handlungen; vgl. A 6. Abſatz 2 des 
Paragraphen wiederum trifft eine Beſtimmung, die in den Rahmen des Abſ 1 Satz 1 fällt, indem 
ſie vorſchreibt, daß die Haftung für Vorſatz dem Schuldner nicht im voraus erlaſſen werden kann. 
4 2. In vertreten hat der Schuldner die in Abſ 1 Satz 1 genannten Schuldformen. Da das 
Geſetz hier nicht ausdrücklich ſagt, in welcher Weiſe die „Vertretung“ zu erfolgen hat, ſind Zweifel 
entſtanden, ob aus $ 276 unmittelbar ein allgemeiner Rechtsſatz hergeleitet werden kann, wonach 
ſeder Schuldner durch ſchuldhafte Verletzung einer ihm innerhalb eines beſtehenden Schuld⸗ 
berhältnifjes obliegenden Verpflichtung dem Gläubiger ohne weiteres (ſoweit nicht für Unter⸗ 
laſſungen das in $ 286 aufgeftellte Erfordernis des Verzugs in Betracht kommt) zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet wird. Daß ein ſolcher Rechtssatz befteht, ift nicht zweifelhaft; das NÖ hat ihn 
in ſtändiger Rechtſprechung unmittelbar aus § 276 hergeleitet, indem es darin zutreffend nicht 
die Aufſtellung einer Regel bloß darüber erblickt, welche Umſtände dem Schuldner, ſofern ihm 
Hurch anderweite Vorſchriften eine Haftung auferlegt ift, zuzurechnen find, ſondern den ſelbſtändigen 
Ausſpruch einer Verpflichtung des Schuldners zum Schadenserſatze für vorſäßlich 
oder fahrläſſig erfolgte Verletzungen ſeiner Schuldnerverpflichtung (RG 52, 19; 53, 202; 68, 194). 
Darauf ift die Lehre von den ſog. „poſitiven Vertragsverletzungen“ (Staub) zu gründen. 
gl. Rh 52, 19; 62, 120; 66, 291; 106, 22; nicht entgegenſtehend 20. 12. 07 11 399/07 und R& 
68, 192 (Verzugserfordernis bei bloßer Verſpätung mit einer Leiftung); ebenſo Warn 08 Nr 130; 
bal. auch A 6. Auch Verletzungen von Treu und Glauben ($ 242) in Vertragsverhältniſſen 

nnen nicht nur vorſätzlich, ſondern auch fahrläſſig erfolgen (Warn 1910, 247; RG IV 228/24 
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vom 8. 11. 24; RG 122, 251; vgl. zu § 242 A 2). Der planmäßige Gebrauch einer Ver⸗ 
tragsſtellung in der Weiſe, daß zugunſten eigner vertragswidriger Belange dem Gegner 
der Genuß der ihm vertraglich zugeſtandenen Rechte vereitelt wird, enthält keine zuläffige Rechts⸗ 
wahrnehmung, ſondern ſtellt eine poſitive (und zwar vorſätzliche) Vertragsverletzung dar, welche 
die Haftung aus § 276 begründet (RG 138, 365). 

3. Culpa in contrahendo. Es gilt heute als ausge machte Sache, daß eine Haftung auch ſchon 
durch ein ſchuldhaftes Verhalten beim Vertragsabſchluſſe begründet werden und die Verletzung 
einer Schuldnerpflicht ſchon in einem ſolchen Verhalten gefunden werden kann. Nämlich dann, 
wenn der eine Verhandelnde es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, den andern Teil (den Käufer) 
auf Umſtände aufmerkſam zu machen, von denen er ſich ſagen muß, daß ſie zur Vereitelung des 
Vertragszwecks geeignet ſeien (RG JW 1912, 7435). Über eine derartige Offenbarungspflicht 
ſpricht ſich das Geſetz ſelbſt allerdings nirgends aus. Indeſſen der Gedanke des Urteils, daß die 
bezeichnete Pflicht inſoweit ſchon als eine wirkliche Rechtspflicht beſteht, als die Kundmachung 
nach den Anſchauungen eines redlichen Verkehrs und nach Treu und Glauben zu erwarten war, 
entſpricht zweifellos dem Geiſte des Geſetzes, da dieſes die Befolgung der Grundſätze von Treu 
und Glauben für den Verkehr überall als maßgebend erachtet (88 276 Abſ 2, 157, 242). Überdies 
ergeben verſchiedene Beſtimmungen des Geſetzes, daß ihm der Gedanke auch der Haftung für 
culpa in contrahendo nicht fremd ift (58 122, 179, 307, 309, 463 Satz 2), und es iſt dem Urteile 
RG 95, 58 darin zuzuſtimmen, daß der angenommene Grundſatz für den redlichen Verkehr nicht 
entbehrlich ift; auch läßt fich nicht einſehen, weshalb die Parteien minder beim Vertragsſchluſſe 
als nach ihm zur Bewährung der Sorgfalt verpflichtet fein follten. Ablehnender ſtanden bei dieſer 
Frage die Urteile RG 88, 105 und JW 1916, 1163 (des 5. 38S), wonach für culpa in contrahendo 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden, nämlich dann gehaftet werden ſollte, wenn zwiſchen den 
Vertragſchließenden bereits ein Vertrauensverhältnis beſtand. Aber allein aus einem derartigen 
Berhältniffe ergäbe ſich immer noch nicht die erforderliche Rechtspflicht. Die Rechtſprechung 
hat ſich inzwiſchen ſchon in überwiegenden Maße auf den Standpunkt geſtellt, daß grundſätzluch 
für culpa in contrahendo gehaftet wird (RG 95, 58; 97, 327; 103, 49; 107, 362; 114, 155; 115, 
18; 120, 251; 132, 28, 310; HRR 1931, 1040; ferner RG 20. 10. 22 V 261/22, betreffend die 
Verſchweigung der für den Käufer unverkennbar wichtigen Hypothekenverhältniſſe des Grund: 
ſtücks). Vgl. auch JW 1915, 2403, wonach der Fiskus bei der Ausſchreibung zu vergebender Arbeiten 
zur Aufklärung der Bewerber über für fie weſentliche Punkte verpflichtet ift; ferner JW 1919, 
57710 (und die dort angeführten Urteile), wonach der Bankier für einen bei Gelegenheit der Ver, 
äußerung von Wertpapieren durch ſeinen Angeſtellten erteilten falſchen Rat haftet; weiter I 
1918, 613°. So hat auch derjenige, der für eine gewiſſe Dauer berechnete Verpflichtungen Aber, 
nimmt, ſchon dafür einzuſtehen, daß er beim Vertragsſchluſſe mit der gehörigen Sorgfalt ermißt DD 
er nach ſeinen Verhältniſſen dauernd zur Erfüllung imſtande fein werde (MG Warn 1912 Nr 219 
unter Bezugnahme auf RG 65, 33; 75,337; ferner Rich 132, 300). Die Haftung für culpa in contra 
hendo findet auch dann ftatt, wenn es wegen verſteckten Diſſenſes oder aus einem ſonſtigen 
Grunde zu einer wirklichen Einigung nicht gekommen und dies Ergebnis von einer Paret ve. 
ſchuldet iſt; falls beide ſchuldhaft gehandelt haben, greift auch der $ 254 Platz unter Beruckſih 
gung der in den $$ 122, 179, 307 gegebenen Regeln (RG 97, 339; 104, 267; 107, 242, 362; 110, 
159; 120, 130; 132, 28). Durch die Eröffnung eines Verkehrs auf einem Wege oder in einem 
Hauſe übernimmt der Eröffnende eine Sorgfaltspflicht für die Sicherheit der Verkehrenden o 
Vertragsabſchluß mit ihnen (MG 54, 56; 68, 365; 85, 186; 88, 434); ebenfo durch den Betrie b ee 
Gewerbes der Gewerbetreibende hinſichtlich der dadurch geſchaffenen Beziehungen (Rollup 
unternehmer, RG 102, 43; Tierarzt, RG 102, 374). Der für die Erfüllung von Vertehrspflichte N 
gegenüber der Allgemeinheit (Streupflicht) Verantwortliche hat eine allgemeine Aufſe len 
pfücht, wenn er die Erfüllung Dritten überträgt; er haftet daher wegen Vernachläſſigung en 
Pflicht aus eigenem Verſchulden, und zwar auch wenn er die Aufficht einem geeignet ausge wähl 8 
Angeſtellten oder Betriebsleiter übertragen hat, für deſſen Verſchulden eine Haftung aus 3 fte 
(vgl. A 7 dazu) nicht beſteht ( 113, 297). Dieſe weite Ausdehnung der Aufſichtspflicht 1 
bedenklich ſein. — Beſteht bereits ein Vertragsverhältnis (Verſicherungsvertrag), ſo kann n der 
fahrläffigen Behandlung eines Antrags auf Erſtreckung dieſes Verhältniſſes ben 
Verſicherung nach Umzug in ein anderes Lokal) ein Verſchulden nach $ 276 gefunden 3 
(RG 104, 20). Auch während des Beſte hens eines Schwebezuſtandes nach Abſchluß e ftet 
der Genehmigung einer Behörde bedürfenden Rechtsgeſchäfts (Grundſtückskaufpertrag) er 
jeder Vertragsteil dem andern für Schaden, den er ihm durch unzulängliche Rücſich nahnaſts⸗ 
deſſen berechtigte Intereſſen ſchuldhaft zufügt (RG 114, 159). Durch eine dauernde Ge bee 
verbindung, bei welcher ſich ein Vertrauensverhältnis herausbildet, kann eine Haftung, — i 
Fahrläſſigkeit nach Vertragsgrundſätzen aus $ 276 auch für Handlungen begründet ſeim, die Sen 
unmittelbar behufs Erfüllung einer Vertragspflicht aus den einzelnen Geſchäften vorgen liner 
werden, aber mit der Geſchäftsverbindung in Zuſammenhang ſtehen, z. B. die Erteilung 355; 
Auskunft oder die Überwachung des Geſchäftsverkehrs (RG 27, 118; 65, 141; 67, 3%; 446 wird 
126, 52; in RG 127, 231 verneint für den dort vorliegenden Tatbeſtand; in NG 131, 2 
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der (ſtillſchweigende) Abſchluß eines beſonderen „Auskunftvertrages“ angenommen). — 
Durch Aushändigung einer Urkunde an einen andern, die mit Wiſſen des Ausſtellers einem 
Dritten zum Nachweiſe rechtserheblicher Tatſachen vorgelegt zu werden beſtimmt iſt, tritt der 
Ausſteller unter Umſtänden zu dem Dritten in ein Schuldnerverhältnis, das ihm eine Haftung 
nach § 276 auferlegt (RG 114, 289). Ebenſo durch freiwillig erteilte Auskunft auf im Geſchäfts⸗ 
verkehr übliche Anfragen darüber, ob ein Schein oder ein Wertpapier „in Ordnung gehe“ (RG 
82, 337; 101, 301). — Wer als Vertreter eines anderen Vertragsverhandlungen führt, haftet 
für vorſätzliche Schädigungen unter allen Umſtänden perſönlich (§ 826; RG 120, 252); ob auch 
für Fahrläſſigkeit, hat das RG aaO. dahingeſtellt gelaſſen, indem es für zweifelhaft erklärt, 
ob der Vertreter als „Schuldner“ im Sinne des § 276 bezeichnet werden könne; jedoch wird die 
Haftung bejaht für den Fall, daß er nur aus formalen Gründen als Vertreter aufgetreten iſt, in 
Wirklichkeit aber ſelbſt der Beteiligte war. Wegen der Haftung des Vertretenen vgl. zu $ 278 
A 3 Abſ 3. — Die Frage, worauf die Haftung bei culpa in contrahendo geht, und wie fie ſich 
zu regeln hat, iſt regelmäßig nach dem allgemeinen Grundſatze des § 249 zu beantworten (RG. 
103, 50; 120, 251; 132, 79; SeuffA 75 Nr 124); dabei kann es auch Fälle geben, in denen das 
Erfüllungsintereſſe gefordert werden darf, falls nämlich der Herſtellungsgrundſatz des § 249 
(A Abſ 1 u. 2 daſ.) zu ſolchem Ergebniſſe führt (RG 95, 58; Warn 1920 Nr 149; JWö 1912, 7435): 
regelmäßig alſo dann, wenn anzunehmen iſt, daß der Berechtigte ohne das ſchuldhafte Verhalten 
des Gegners einen entſprechenden Erfüllungsanſpruch gehabt hätte (RG 103, 50; 97, 336). Iſt 
durch argliſtiges Verhalten des Schuldners bei Aufnahme einer hypothekariſch zu ſichernden 
Schuld die Ungültigkeit der Grundbucheintragung herbeigeführt worden, ſo kann der 
Anſpruch auf Naturalherſtellung zur Abweiſung der Klage auf Löſchung der ungültigen Ein⸗ 
tragung nur dann führen, wenn der Gläubiger dartut, daß er ohne das argliſtige Verhalten des 
Schuldners Sicherung durch gültige Grundbucheintragung erlangt haben würde (RG 132, 85). 
Vgl. auch $ 123 A 5a. Der Fall des § 463, wonach ſchon grundſätzlich das Erfüllungsintereſſe 
gefordert werden kann, iſt ein Ausnahmefall und ſetzt überdies Argliſt und nicht bloße Fahr⸗ 
läſſigkeit voraus. g . 

4. Zu vertreten hat der Schuldner in der Regel Vorſatz und Fahrläſſigkeit. Beide ſind Formen 
des Verſchuldens. a) Verſchulden ſetzt der Regel nach die allgemeine Vorausſehbarkeit 
eines Schadens voraus. Aber der letztere Begriff ſchließt nicht in ſich, daß der Täter ſchon eine 
genaue Vorſtellung von der tatſächlichen Art des Schadens oder von deſſen Umfange gewonnen 
hat oder hätte gewinnen können (RG JW 06, 740°; 09, 3588; Gruch 55, 1127). Es genügt, daß 
er vorausſehen konnte, es könne irgendeine Gefahr entſtehen (RG JW 06, 740°; 09, 358°; 15, 
577%; Gruch 55, 1127; 23 1922, 6172; 18. 1. 32 VI 397/31; RG 136, 10). So haftet der Turn⸗ 
lehrer, der die Sicherheit der Geräte vor dem Gebrauch nicht prüft, für den durch ihre Unſicherheit 
verurſachten Schaden (RG JW 08, 547%). Es genügt auch, daß der Täter nur die unmittelbaren 
Folgen feines Tuns vorauszusehen vermochte, ungeachtet deſſen haftet er auch für die mittelbaren 
Folgen (vgl. Vorbem 4 vor § 249). So haftet derjenige, der fahrläſſig den Tod eines andern 
derurſacht hat, auch für die daraus entſtehenden vermögensrechtlichen Folgen, ſelbſt wenn er 
den tödlichen Ausgang nicht hat vorausſehen können; das Verſchulden ſelbſt braucht nur in Hin⸗ 
ſicht auf die unerlaubte Handlung, nicht auch in Anſehung der entfernteren Schadenswirkungen 
vorhanden geweſen zu fein (RG 69, 344). Im übrigen finden für den Umfang der Haftung die 
Grundſätze über den adäquaten urſächlichen Zuſammenhang und über die Vorteilsausgleichung — 
ogl. Vorbem 3, 4, 5 vor $ 249 — Anwendung. Die Frage, ob ein Rechtsanwalt durch fein Ver⸗ 
fahren feinem Auftraggeber Schaden zugefügt hat und daher erſatzpflichtig ift, iſt nicht darauf 
abzustellen, wie das Gericht bei richtigem Verfahren des Rechtsanwalts vermutlich entſchieden 
haben würde, ſondern darauf, wie es hätte entſcheiden müſſen (RG JW 1917, 102°). — Subjektiv 
notwendige Vorausſetzung für die Vertretungspflicht iſt ferner die Zurechnungsfähigkeit 
des Täters (vgl. $ 254 A 1). Dementſprechend erklärt Abſ 1 Satz 3 die für unerlaubte Hand⸗ 
lungen gegebenen Beſtimmungen der $$ 827 und 828 — über die Nichtverantwortlichkeit nicht 
zurechnungsfähiger Perſonen außer bei ſelbſtverſchuldeter Unzurechnungsfähigkeit und über die 
Nichtverantwortlichkeit von Kindern unter 7 Jahren und die von der zur Erkenntnis der Ver⸗ 
antwortlichkeit erforderlichen Einſicht abhängige Verantwortlichkeit jugendlicher Perſonen von 
7—18 Jahren — auch hier für anwendbar. — Die Frage, ob feſtgeſtellte Handlungen unter den 
Begriff Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, gegebenenfalls grobe Fahrläſſigkeit fallen, unterliegt der 
nis durch das Reviſionsgericht (RG 60, 34; JW 07, 45%, Gruch 48, 593). 

b) Vorſatz iſt die ſchwerere Form des Verſchuldens. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtim⸗ 
mung. Nach feſtſtehender Praxis gehört zum Vorſatze nicht die Abſicht auf Herbeiführung 
des (ſchädlichen) Erfolgs, alſo das Wünſchen dieſes Erfolgs; vielmehr genügt es, daß der Han⸗ 
delnde das Bewußtſein gehabt hat, der ſchädliche Erfolg werde eintreten, und daß er trotzdem 
die ihn verurſachenden Bedingungen geſetzt hat (vgl. Vorbem 2, 3, 4 vor 8 249). Denn in dieſem 
Falle hat er den vorausgeſehenen Erfolg jedenfalls gebilligt und ſomit gewollt, ſelbſt wenn er 
ihn nicht bezweckt haben mag (RG 57, 241; 58, 216; 62, 139; 63, 148). Auch auf den Beweggrund 
für die Handlungsweiſe kommt es daher regelmäßig nicht an. Vgl. über Verletzung der tarif- 
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mäßigen Friedenspflicht durch Sympathieſtreik RG 86, 152; 132, 249. Über dolus even- 
tualis vgl. zu $ 823; ferner RG 68, 437; 76, 319 u. FW 1911, 2137; 1914, 6787, wonach der Begriff 
auch hier der nämliche iſt wie der ſtrafrechtliche, nämlich Billigung des als möglich erkannten 
Erfolges (RGSt 33, 5). Vgl. auch $ 823 A 2. Wegen des Erlaſſes der Vorſatzhaftung vgl. A 5. 
e) Fahrläſſigkeit iſt nach dem Geſetze die Auße rachtlaſſung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt (nch 95, 17; JW 04 S. 3567 u. 3578 u. ; 06 S. 3361 u. 35111; RG 127, 
217), nicht der nur verkehrsüblichen Sorgfalt (RG 105, 83; 128, 44; 138, 325; Gruch 48, 789; 
50, 978). Sie ſetzt voraus, daß der Handelnde bei pflichtgemäßer Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt ſchädliche Folgen ſeines Tuns hätte vorausſehen können, ſolche Sorgfalt aber nicht 
angewendet hat. Eben dafür muß er aufkommen. Beiſpielsweiſe: Der Empfänger von 
Schecks einer Bank unterläßt es, jene jo aufzubewahren, daß fie nicht Unberufenen zu 
gänglich find (RG 81, 254). Ob Fahrläſſigkeit vorliegt, it im weſentlichen Tatfrage (RG 25. 
4. 11 II 409/10, betreffend grobe Fahrläſſigkeit). So haftet der Beſitzer eines ſtädtiſchen, dem 
Verkehr eröffneten Grundſtücks dafür, daß in ihm nicht Einrichtungen getroffen ſind, durch die 
dort verkehrende Perſonen gefährdet werden, gleichgültig, ob beſondere Schutzmaßregeln poli- 
zeilich angeordnet find oder nicht (RG 24. 9. 03 VI 209/03; ferner RG JW 06, 6812 über die 
an den Beſitzer eines Kraftfahrzeugs zu ſtellenden erhöhten Anforderungen — „die Polizeivor⸗ 
ſchriften können ihm nur einen Anhalt geben“). Wo Gegenſtände ſo aufgeſtellt ſind, daß der 
Verkehr mit ihnen in Berührung kommt, iſt ihr Eigentümer verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß 
durch ihre Beſchaffenheit für Dritte kein Schaden entſteht (RG 89, 121). — Den Maßſtab 
für den zur Verhütung eines Schadens anzuwendenden Grad von Umſicht und Sorgfalt 
geben die Anforderungen des Verkehrs (RG 102, 49). Danach begründet ſchon jede, auch 
nur geringe Fahrläſſigkeit eine Haftbarkeit gemäß $ 276 (RG 86, 151; 123, 220). Die Berück. 
ſichtigung der Anſchauungen eines gewiſſen engeren Verkehrskreiſes iſt 110 
ausgeſchloſſen (RG 95, 17; 102, 49; Warn 09, 499); aber auf eine im Verkehr eingeriſſene Nach. 
läſſigkeit und Unſitte ift nicht Rücksicht zu nehmen (RG 102, 49; 105, 83; JW 04, 3567; 06, 351” 
19. 11. 07 II 245/07, betreffend Unſitte bei Taxen). Den abgeſchwächten Anſichten von geſchäft 
licher Redlichkeit und Sorgfaltspflicht, die als Zeiterſcheinungen (Kriegs- und Nachkriegszeit,) 
hervortreten, darf die Rechtſprechung keinen Vorſchub leiſten (RG VI 205/26 8. 10. 26). Die 
Erfahrungen des Verkehrs dürfen als Grundlage für die Beurteilung der Gefährlich 
keit eines Verfahrens benutzt werden. Vom einzelnen kann nicht verlangt werden, daß er ein 
ſichtiger und vorſichtiger ift, als dies den Erfahrungen eines gefunden und regelrechten Verkehrs 
und den Anſchauungen der dem gleichen Verkehrskreiſe angehörigen Perſonen entſpricht, wofern 
es ſich nicht um eine Unſitte handelt (RG JW 04, 3567; Warn 1911 Nr 270). Auch örtliche 
Unterſchiede, z. B. ob Groß, oder Kleinſtadt, find bei Bemeſſung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt zu berückſichtigen (RG 113, 425). Zu verlangen iſt nicht ein jo hoch geſpannte Sorgfalt, 
daß auch jede entfernte Möglichkeit in Betracht gezogen wird (MG Gruch 49, 614). Die Einſicht 
und Erfahrung gerade des Handelnden, der Grad feiner Unerfahrenheit kann (außer 
bei Jugendlichen, § 888) in der Regel nicht zu ſeinen Gunſten maßgebend ſein; der Maßſtab der 
erforderlichen Sorgfalt, d. h. derjenigen, die ein normaler, ordentlicher und gewiſſen⸗ 
hafter Menſch in dem betreffenden Verhältniſſe des Verkehrs anzuwenden pflegt (RG Gruch 
50, 931), iſt vielmehr ein objektiver (R& 95, 17; 83, 75). Die Eigenart der Perſon iſt in 
der Regel nicht zu berückſichtigen, abgeſehen von der Abmeſſung des Grades des mitwirkenden 
Verſchuldens im Sinne des J 254 Abſ 1 (RG 68, 423). Vgl. auch $ 277. Doch kann auch die 
Eigenperſönlichkeit des Verpflichteten für die an feine Sorgfaltspflicht zu ſtellenden Anforde” 
rungen von weſentlicher Bedeutung ſein, wenn der andere Vertragsteil von ihr Kenntnis hatte 
(RG 119,199, betreffend unzulängliche nautiſche Kenntniſſe eines Schiffskapitäns). Auch kaun 
andererſeits die Feſtſtellung nach dem objektiven Maßſtabe nicht dazu führen, alle Menſchen IN 
allen Lebensjahren und Lebensverhältniſſen einer gleichen Beurteilung zu unterwerfen. Die 
typiſche Verſchiedenheit ganzer Gruppen von Menſchen nach Alter, Bildung, Leben 
ftellung uſw. führt vielmehr notwendig zu einer Unterſcheidung des an die erforderliche Sorgſan 
anzulegenden Maßſtabs (RG Warn 1911 Nr 269), wenn auch nicht nach der Individualität 17. 
einzelnen, fo doch mit Rückſicht auf ſeine Zugehörigkeit zu der beſonderen Gruppe (RG 95,17 
JW 1912, 8565) teils alſo mildernd, teils verſchärfend. Beiſpielsweiſe: bei Juge ndliche n: 
RG Gruch 65, 76; bei einem Jäger: Warn 09 Nr 409; JW 1911, 319%; bei einem Kaul 
mann: #6 131, 12 findet bei einem ſolchen ein Verſchulden in dem Nichtbekanntſein mit Br 
Einrichtung der handelsgerichtlichen Regiſter; bei einem Arzt: RG 78,455; 97,4; IE Ur 
505°; 1912, 5286, wonach ein Arzt im allgemeinen nicht verpflichtet ift, den Kranken über 
möglichen Folgen der Operation aufzuklären; aber auch HN 1931, 2030, wonach er dun, 
Außerungen über den Erfolg der Operation zwar im Zweifel nicht Gewähr für den in Ausſicht 
geſtellten Erfolg übernimmt, aber unter Umſtänden ſeine Beratungspflicht ſchuldhaft ver , 
indem er den Patienten nicht auf die Unſicherheit des Erfolges oder auf mögliche Nebenwůörn de 
gen, auf die der Patient, wie er erkennen muß, Gewicht legen würde, belehrt; ferner ebenda 
und RG 68, 433 ſowie in Seuffl 48 Nr 413, wonach der Arzt, ſofern nicht Gefahr im Verzug 
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iſt, der Einwilligung des Patienten zur Vornahme der Operation bedarf; ferner HRR 1931, 
1748 (Verſchulden, auch wenn kein „Kunſtfehler“, d. h. keine Verletzung beſtimmter, in der 
Wiſſenſchaft allgemein anerkannter Regeln vorliegt); RG 125, 375 betreffend unklare Ausſtellung 
eines Rezeptes; 118, 42, wonach er für Überſchreitung der nach den ärztlichen Erfahrungen zu⸗ 
läſſigen Durchleuchtungszeit mit Röntgenſtrahlen haftet; ferner JW 1912, 85711, betreffend 
Behandlung in einer Naturheilanſtalt; HRR 1932, 1828 betreffend das in ſtreitigen Fragen 
anzuwendende Maß von Vorſicht bei einem Rechtsanwalt: ZW 1911, 53710; Warn 1912 
Nr 246 u. 371, wonach der Rechtsanwalt die Partei über die Ausſichtsloſigkeit der Sache wegen 
Verjährung zu belehren hat; RG JW 1919, 4467, betreffend ſeine Belehrungspflicht über eine 
unverhältnismäßig hohe Steigerung der Koſten; ZW 1914, 72°, wonach auch die ſubjektive Auf- 
faſſung eines Rechtsanwalts zu berückſichtigen iſt, der von Ergreifung eines Rechtsmittels Abſtand 
genommen hat; Warn 1916 Nr 247, wonach ein Rechtsanwalt als Rechtsbeiſtand eines im Zwangs⸗ 
derſteigerungsverfahren ausgefallenen Gläubigers haftet, wenn er im Verſteigerungstermine 
nicht ſelbſt die erforderliche Berechnung aufgeſtellt, ſondern ſich auf die Angaben des Gläubigers 
verlaſſen hat; R 87, 187; JW 1910, 298, wonach es grundſätzlich Sache des Rechtsanwalts 
nur iſt, ſich nach ſorgfältiger Prüfung ſelbſt die Rechtsanſchauung zu bilden und dieſer zu folgen, 
ſoweit nicht die allgemein anerkannte Theorie, oder die oberſte Rechtſprechung eine ſichere Richt⸗ 
ſchnur geben; JW 1915, 12592, wonach ein Rechtsanwalt haftfrei iſt, wenn er eine vom Reichs- 
gerichte gebilligte, wenngleich ſonſt bekämpfte Rechtsanſicht vertreten hat; von mehreren mög- 
lichen Wegen hat der Rechtsanwalt den ſichereren und zweifelsfreieren einzuſchlagen, ſelbſt wenn 
Rechtslehrer ſich für einen andern, aber zweifelhafteren ausgeſprochen haben (RG Warn 1921 
Nr 103); RG 118, 126 betr. feine Sorgfaltspflicht für rechtzeitige Einlegung eines Rechtsmittels; 
130, 101 betr. Schadenserſatzpflicht wegen unrichtiger Gebührenberechnung aus dem Dienſt⸗ 
vertrage; bei einem Notar: RG 78, 243; 81 S. 125 u. 157, bei Prüfung der Perſonenidentität; 
81, 130, bei Aufbewahrung des Dienſtſiegels; 86, 102, falls der Notar ſeine auf unbeſchriebenem 
Blatte vollzogene Unterſchrift aus der Hand gibt; 85, 409; 93, 69; 95, 217, wonach ein Notar 
nicht auf Grund eines Dienſtvertrags, ſondern wegen Verletzung der Amtspflicht gemäß $ 839 
haftet, und daher auch einem Dritten haften kann, in deſſen Intereſſe die Beurkundung zu erfolgen 
atte; 95, 218; 100, 285; Warn 1915 Nr 234 u. 235, betreffend die Belehrungspflicht des 

otars; bei einem Gaſtwirt (JW 1910, 2817,85; 1912, 530°; Warn 1913 Nr 195; RG 104, 45); 
Automobilführer (JW 1911, 97911; Warn 1914 Nr 259; RG 79 S. 316 u. 317; 96, 131; 120, 
156; 131, 119); HRR 1932, 352); Automobilbeſitzer (3% 09, 2761; 1914, 192; 1915, 90; 
RG 119, 58; 135, 155; 136, 10 betreffend feine Haftung für Schwarzfahrten des Kraftwagen ⸗ 
führers; Haftung des Veranſtalters einer Jagd Ach 1 u. 22. 11. 06 VI 59/06 und 140/06, 
920891 9. abgedr. bei Dalcke, Pr. Jagdrecht 6. Aufl S. 435, ferner RG 128, 43; vgl. auch zu 
9278 A3; Haftung eines Verſteigerungsrichters für Verſehen bei Feſtſetzung des geringſten 
Gebots, und zwar haftet er in erſter Linie (RG JW 1914, 864). An einen Gemeinde vorſteher, 
der ein Notteſtament aufgenommen hat, darf nicht der Maßſtab wie an einen berufsmäßig ausge⸗ 
bildeten Beamten geſtellt werden (RG Warn 1918 Nr 119). Haftung der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung für die Verkehrsſicherheit auch in den Warteſälen (RG JW 1916, 7372). Dem Eiſenbahn⸗ 
unternehmer kann die Einſtellung des Betriebs wegen eines Unwetters nicht zugemutet werden 
( 101, 94). Über die Haftung des Vermieters (RG Warn 1916 Nr 133, 134, 223 u. 246); 
über die des Gerichtsvollziehers (RG 91, 179); über die des Vormundſchaftsrichters 
(RG 96, 146); des Schiedsrichters wegen Amtsniederlegung (RG 101, 397). Ein Vormund 
haftet, wenn er zu prüfen unterlaffen hat, ob ein dem Mündel ungünſtiges Urteil mit Rechts- 
mitteln anfechtbar ift (RG ZW 1922, 106). Eine Bank, die Auskunft erteilt unter dem Vor- 
behalte „ohne jede Verbindlichkeit“, ſchließt damit die Haftung wegen Fahrläſſigkeit aus, aber nicht 
die für eine argliſtige Handlungsweise ihres Vertreters (RG JW 1917, 34). Eine Bank hat beim 

nkauf eines Inhaberpapiers von einer ihr unbekannten Perſönlichleit die Legitimation ſorg⸗ 
faltig zu prüfen (RG Seuffa 75 Nr 26. Über die Offenbarungspflicht einer Bank bei Aus⸗ 
kunfterteilung vgl. RG 139, 103. Ein Bankier handelt nicht fahrläſſig, wenn er bei der Aus- 
wahl der dem Kunden empfohlenen Wertpapiere die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
wahrt (RG Warn 1910 Nr 3). Der Eigentümer einer dem öffentlichen Verkehr über 
gebenen Landſtraße haftet privatrechtlich für die Erfüllung der ihm obliegenden — wenn auch 
auf öffentlichem Rechte beruhenden — Unterhaltungs⸗ und Überwachungspflicht zur Erhaltung 
der Verkehrsſicherheit (RG 128, 157; HRR 1932, 1442). Ebenſo das Reich für die Anbrin⸗ 
gung von Seezeichen gemäß Art 101 RVerf. u. Staatsvertrag vom 29. 7. 1921 (RG 128, 
356); ferner eine Behörde, welche die Unterbringung von Kindern auf dem Lande 
zu ihrer Erholung übernommen hat, für die Erfüllung der ihr obliegenden Aufſichtspflicht (RG 

30, 97; vgl. auch zu § 278 A 3); eine Gemeinde für die Erfüllung der Amtspflichten des 
Berufsvormundes (RG 132, 259). Ein Verſchulden des Richters, auch des Prozeßrichters, 
liegt regelmäßig vor bei offenbar unrichtiger Geſetzesauslegung; nicht aber bei unrichtiger 

tellungnahme zu Geſetzesbeſtimmungen, die für die Auslegung Zweifel bieten und deren Sinn 
durch hochſtrichterliche Entscheidung noch nicht ſeſtgeſtellt iſt (ch 59, 381; 60, 92; 85,72; 
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91, 127; 107, 118; HRR 1931, 1851 mit Nachweiſung ſonſtiger Entſcheidungen; ebenſo RG 
133, 42; 135, 116). Auch ſchon die Nichtbeachtung der oberſtrichterlichen Entſcheidungen kann 
unter Umſtänden für Annahme einer Fahrläſſigkeit des Grundbuchrichters genügen (RG in 
JW 06, 133). Doch wird dem Richter, auch dem Grundbuchrichter, in zweifelhaften Fragen eine 
eigene Stellungnahme auch im Gegenſatze zu oberſtrichterlichen Entſcheidungen nicht ohne 
weiteres als Verſchulden angerechnet werden können. Keine Fahrläſſigkeit ſoll vorliegen, wenn 
der Grundbuchrichter in zweifelhaften Fragen, die durch das oberſte Gericht noch nicht entſchieden 
find, infolge übergroßer Sorgfalt zu große Anforderungen ſtellt (NG JW 06, 132) oder wenn 
er ſich bei noch ungeklärten Fragen den Anſichten namhafter Rechtslehrer anſchließt (RG) 59, 381). 
Auch im Falle einer Geſetzesverletzung iſt immer noch ein Verſchulden des Grundbuchrichters 
von dem Erſatz Fordernden nachzuweiſen; es ſpricht keine Vermutung für Fahrläſſigkeit, eine 
ſolche kann beſonders dann zu verneinen ſein, wenn es ſich um die Auslegung unklarer, lücken 
hafter Geſetzesvorſchriften handelt und eine höhergerichtliche Entſcheidung noch nicht vorlag (NG 
59, 388; 85, 72; Warn 09 Nr 171; 1913 Nr 140; JW 1917, 97213, 1922, 901%). Er handelt 
ſchuldhaft, wenn er zur Eintragung einer Hypothek einen nur zufällig bei den Akten befindlichen 
Hypothekenbrief benutzt (RG Warn 1917 Nr 277). Vgl. weiter über ſchuldhafte Verletzung 
von Amtspflichten durch Richter und ſonſtige Beamte zu § 839 A 4; über die Regelung der 
Haftung für ſolche 9 839 u. A 5 dazu. Grobe Fahrläſſigkeit vgl. 8277 A 1. Nach den Grund⸗ 
ſätzen von der Fahrläſſigkeit beurteilt es ſich auch, ob ein Irrtum entſchuldbar iſt (RG JW 06, 
211°), gleichviel ob es ſich um einen Irrtum tatſächlicher oder rechtlicher Art handelt; 
beide Fälle ſtehen grundſätzlich gleich (RG 73, 337; 86, 289; 110, 17; 124, 109; JW 07, 25175 
1912, 26%; Warn 1911 Nr 268; 1914 Nr 288; 1922 Nr 11; ferner MG JW 1911, 709, betreffend 
Irrtum über die Nichtigkeit eines Vertrags wegen Formmangels). Als unentſchuldbare Fahrläſſig 
keit iſt es beiſpielsweiſe dem Täter zuzurechnen, wenn er die von ihm gelieferten Stoffe in ein frem⸗ 
des Grundſtück eingebaut hat und ſie demnächſt zum Schaden des Realberechtigten in dem Glauben 
beſeitigt, feine Handlungsweiſe ſei eine ſtatthafte (RG 73, 333). Allerdings können die Anforde⸗ 
rungen an die Sorgfalt beim Rechtsirrtum unter Umſtänden ſtrengere fein (RG JW 07, 251 1 
Warn 1911 Nr 268; RG 110, 17; 113, 423; 119, 268, wo ein Rechtsirrtum ſogar als nur unter 
beſonderen Umſtänden entſchuldbar bezeichnet wird, ſowie die Rechtſprechung zu 5 285 in U 1 
dazu. — Über Sonderfälle, in denen die Haftung geſetzlich gefteigert oder gemildert iſt, vgl. 
Ab, ferner Vorbem 2 a. E. und 4 vor 9 249, ſowie $277 und insbeſondere $ 287 (Haftung für 
Zufall). Das Beſtehen von Verboten, die wegen befonderer Verhältniſſe (beſetztes 
Gebiet!) nicht befolgt werden können, kann den Vorwurf des Verſchuldens ($ 276) oder des 
mitwirkenden Selbſtverſchuldens ($ 254) weder begründen noch ausräumen (RG 104, 110). 
d) Die Beweislaſt hinſichtlich des Verſchuldens trifft den Gläubiger (MG 66, 291; Gruch 
65, 71). Nach BGB iſt nicht anzunehmen, daß beiſpielsweiſe der Verkäufer, der wegen mangel, 
hafter Vertragserfüllung, insbeſondere wegen vertragswidriger Lieferung von Waren au 
Schadenserſatz in Anſpruch genommen wird, ſeinerſeits zu feiner Entlaftung nachzuweiſen habe, 
er ſei ungeachtet gehöriger Sorgfalt nicht in der Lage geweſen, vertragsmäßig zu erfüllen; denn 
der Anſpruch gründet ſich weſentlich auf $ 276, wonach das ſchuldhafte Handeln einen beſonderen 
ſelbſtändigen Grund für ihn bildet, den der Kläger zu beweiſen hat (RG 66, 289; JW 1912, 692). 
Die Be weislaſt wird ſich jedoch dann umkehren, wenn der Schaden durch fehlerhafte Ber 
tragserfüllung verurſacht iſt und dabei das Vorhandenſein des Mangels, der den Schaden bewir. 
hat, an ſich gegen geübte Sorgfalt jo lange ſpricht, als nicht ihre Betätigung nachge wieſen ift ( n 
90, 135; 65, 13, wo ein Schankwirt haftbar gemacht war, weil ein Gaſt infolge Herabfalen 
einer Leiſte eine Beſchädigung erlitten hatte; ferner JW 1912, 6825 (hier war nach den Um 
ſtänden des Falles nichts anderes denkbar, als daß der Käufer infolge der Unordnung im Ge. 
ſchäfte des Verkaufers anſtatt des beſtellten Sauerbrunnens eine andere, ſchädliche Flüssigkeit 
erhalten und hierdurch Schaden erlitten hatte); ferner Rch Gruch 65, 71. Der Beweis einen 
beſonderen Verſchuldens iſt überhaupt unnötig, wenn ſchon in der den Schaden verurſachenden 
Handlung ſelbſt ſich ein Mangel an Vorſicht offenbart (RG 12, 191; Gruch 66, 291). Iſt die 
Urſache einer bei einer Operation eingetretenen Verletzung nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, 5 
kann nicht der Arzt für haftbar erklärt werden um deswillen, weil er nicht den poſitiven Bewer 
ſeines Nichtverſchuldens zu erbringen vermag (RG 78, 435; JW 1913, 322° und 1928, 2219. > 
Warn 1922 Nr 7, 1926 Nr 155, Gruch 69, 86; RG 128, 123 und die dort angef. weiteren Eu e 
ſowie HRR 1932, 96 u. 1643). Anders wenn poſitive Anhaltspunkte für ein Verſchulden 9° 
Arztes vorliegen (NG Warn 1922 Nr 7). Bei der Zuwiderhandlung gegen ein Schu 5 
geſetz muß ſich der Beweis des Verſchuldens darauf richten, daß der Täter vorſätzlich oder Bir 
läſſig gegen das Geſetz verſtoßen hat, der Beweis einer bewußten Zuwiderhandlung genügt babe 5 
dgl. zu §823. Nur im Falle des 9 282, betreffend nachträgliche Unmöglichkeit als Befreiung? 
grund, trifft den Schuldner die Beweislaſt hinſichtlich der Schuldfrage. Vgl. 9 282 Al. ält⸗ 
„) Einzelne Fälle der Haftung aus § 276: Bei der Abwicklung von Vertra sverh 1 
niſſen hat jeder Vertragsteil nach den Grundſätzen von Treu und Glauben mit? udtſicht — 
die Verkehrsſitte auch die Pflicht, dem ihm bekannten beſonderen Intereſſe des andern Rechnu 


Verpflichtung zur Leiſtung § 276 479 


zu tragen und fein Verhalten jo einzurichten, daß Schaden für den andern möglichſt vermieden 
wird; bei fahrläſſiger Verletzung dieſer ſelbſtverſtändlichen Pflicht entſteht die Haftung für den 
dadurch dem andern entſtandenen Schaden (RG Warn 1910 Nr 247; hier hatte ein Verkäufer die 
ihm als Entgelt gegebene Zahlungsanweiſung auf eine öffentliche Kaſſe nicht ſorgfältig verwahrt 
und dadurch ſeinem Angeſtellten Gelegenheit gegeben, den Betrag mittels der Anweiſung und 
einer gefälſchten Quittung für ſich zu erheben). Über die im Scheckverke hr der bezogenen Bank 
gegenüber dem Scheckkunden obliegende Pflicht zur Prüfung der Echtheit ihr vorgelegter Schecke 
vgl. RG 100, 60; 56, 412 (für den Girovertrag); 92, 50; über die Sorgfaltspflicht des Scheck⸗ 
kunden RG 92, 53; über die Bedeutung abweichender Vereinbarungen RG JW 1919, 8213; 
RG 100, 59; RG V 551/21, 14. 1. 22 (Bank-Archiv 21, 356); über die Grenzen ihrer Zuläſſig⸗ 
keit A5. Der gegen Einbruchsdiebſtahl Verſicherte hat alles zur Wiedererlangung der Sachen 
vorzunehmen, andernfalls kann in der Unterlaſſung eine vertragliche Pflichtverletzung gefunden 
werden (RG Warn 1913 Nr 270). Auch der Verkäufer haftet, neben den ihm durch 98 433 ff., 
459 ff. auferlegten beſonderen Pflichten aus der allgemeinen Sorgfaltspflicht des § 276, auch für 
culpa in eontrahendo (RG 131, 358); ob die kurze Verjährungsfriſt des 477 auf dieſen Anſpruch 
Anwendung findet, iſt ſtreitig; bejahend RG 129, 282, vgl. zu 9 459 A6 Bg. Zu den Pflichten 
des Verkäufers einer beſtimmten Ware gehört es regelmäßig nicht, die Ware auf ihre Tauglich⸗ 
keit für den ihm bekannten Verwendungszweck des Käufers näher zu prüfen, die Prüfung iſt 
vielmehr Sache des Käufers (RG JW 1910, 7485); doch kann ſich aus beſonderen Umſtänden im 
Einzelfalle eine Prüfungspflicht des Verkäufers ergeben (RG 125, 78). Ein Verkäufer handelt 
ſchuldhaft, wenn er eine Ware, beſonders Saatgetreide, liefert, von der er ſelbſt die Beſchaffen⸗ 
heit nicht kannte (RG 103, 81). Der bloße Nachweis, daß die Leiſtung des Schuldners mangel⸗ 
haft oder ſonſt ſeiner Verpflichtung nicht entſprechend war, führt an ſich nur zu Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüchen, aber im Falle eines Verſchuldens auch zum Anſpruche auf Schadenserſatz, insbe⸗ 
ſondere im Falle einer poſitiven Vertragsverletzung (RG JW 1920, 8311). Kann der Käufer 
nach vollzogener Wandlung ſeiner Vertragspflicht, die empfangene Sache unverändert zurückzu⸗ 
geben, nicht genügen, ſo beſteht bis zur Erbringung des Gegenbeweiſes die Vermutung, 
daß er ſeine Vertragspflicht ſchuldhaft verletzt hat, und im Zweifel iſt er daher dem Ver⸗ 
käufer gemäß § 276 zum Schadenserſatz verpflichtet (RG 30. 9. 10 II 664/09). Wer duldet, 
daß die Beſcheinigung einer Bank über angeblich von ihm für einen anderen hinterlegte 
Vermögensgegenſtände einem Dritten vorgelegt wird, muß dem Dritten für die Richtigkeit 
des Inhalts vertraglich aus § 276 einſtehen (RG 126, 375). Eine Rechtspflicht, fremdes Eigen- 
tum gegen Gefahren, Diebſtahl oder Beſchädigung zu beſchützen, beſteht nur auf Grund eines 
beſondern Rechtsverhältniſſes (R 97, 12); in ſolchem Verhältniſſe befinden ſich der Lager⸗ 
halter, der Spediteur, der Frachtführer, vgl. A 3. Hinſichtlich der Obhutspflicht des Führers 
eines Schleppzuges zum Schutze eines im Zuge befindlichen Fahrzeugs iſt — mangels vertrag⸗ 
licher Abmachungen oder behördlicher Anordnungen — die Verkehrsſitte inſoweit entſcheidend, 
als es ſich nicht um eine Unſitte handelt (RG 102, 50). Der Beförderungsvertrag für die 
Fahrt auf einem Seeſchiffe ſoll grundſätzlich auch die Fürſorge des Reeders für die körper⸗ 
liche Geſundheit und Unverſehrtheit des Fahrgaſtes umfaſſen (RG 116, 214), ein Satz, der in 
dieſer Allgemeinheit leicht mißverſtanden werden kann. Er iſt in anderen Entſcheidungen näher 
dahin erläutert, daß der Schiffsbeförderungsvertrag den Verfrachter verpflichtet, alle zur ſicheren 
Beförderung des Fahrgaſtes gebotenen Maßnahmen mit der gehörigen Sorgfalt zu treffen und 
ihre Durchfuhrung ſachgemäßer Aufſicht und Überprüfung zu unterwerfen, und daß im Betriebe 
der Schiffahrt eine erhöhte Sorgfalt infolge der mit ihr der Natur der Sache nach verbundenen 
Gefahren erforderlich ift (RG 124, 50; 126,330). Eine Verkehrsanſtalt, wie die Eiſen⸗ 
bahn, hat die verkehrsſichere Säuberung der für den Aufenthalt des Publikums beſtimmten 
Räume beſonders ſorgfältig zu überwachen (HRR 1933, 728). Die Poſtverwaltung haftet 
für Sorgfalt bei der Auswahl und Überwachung des Perſonals für die Briefbeſtellung nur nach 
den beſonderen Beſtimmungen des Poſtgeſetzes, demnach nicht bei der Beförderung gewöhn⸗ 
licher Briefe (HRN 1933, 378). Die Eiſenbahn hat nach Ablieferung des Gutes keine Obhuts⸗ 
pflicht mehr (RG 112, 341). Der Inhaber eines Geſchäfts haftet feinem Käufer 
gegenüber für die Sicherheit des Verkehrs nur vom Geſichtspunkte der uner⸗ 
laubten Handlung aus, da die Vertragspflichten des Verkäufers als ſolchen ſich nur auf 
die Verpflichtungen aus $ 433 beſchränken (RG 74, 124). Gegenüber dem Vorwurfe fahrläſſi⸗ 
ger Verletzung des Urheberrechts kann ſich der Verfaſſer eines Schriftwerks auf ein vorher 
von ihm erhobenes Rechtsgutachten nur berufen, wenn er den Inhalt des Gutachtens mit der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt geprüft und danach gehandelt hat (RG 121, 364). Fahrläſſigkeit 
eines Aufſichtspflichtigen liegt vor, wenn ſich durch ſchuldhaftes Verhalten der ſeiner Auſſicht 
unterftellten Perſonen ein gefahrdrohender Zuſtand herausgebildet hat, daſſen Entſtehung ihm 
bei pflichtmäßiger Aufmerksamkeit nicht hätte entgehen konnen (R 89, 136; 121, 384). — Die 
Außerachtlaſſung der bei militäriſchen Übungen dem Militärbefehlshaber oder ſonſtigen 
eteiligten Militärperſonen obliegenden Pflicht, die Übungen ſo zu geſtalten, daß aus ihnen keine 
Gefahr für das Publikum erwächſt, enthält eine Fahrläſſigkeit nach § 276, für welche nach Art 131 
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R Verf das Reich haftet (RG 126, 144). — Eine Klage aus $ 276 kann neben der Ver⸗ 
tragsklage (Wandelung bei der Werklieferung) zuläſſig fein (RG 93, 160; 95, 4). , 
5. Ein anderes beſtimmt das Geſetz ſelbſt, indem es die Haftung verſchärft ($ 287 bei 
Schuldnerverzug für „jede Fahrläſſigkeit“ und auch für den Zufall, $ 701 gegenüber dem Gaſt⸗ 
wirt bis zur höheren Gewalt), oder mindert (fo Haftung nur wegen Vorſaßes und grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nach F 300 bei Annahmeverzug, 521 bei Schenkung, 599 bei Leihe), oder endlich den 
Verpflichteten nur für diejenige Sorgfalt einſtehen läßt, die er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt (8 690 als Verwahrer, 9 708 als Geſellſchafter, $8 1359, 1664, 1686, 2131). 
Nach § 7 Kraftgahr® beſteht die Haftung für jede „nach den Umſtänden gebotene“ Sorgfalt 
(RG 86, 151). Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden beſteht ferner in den Fällen der Ge⸗ 
fährdungshaftung (Haftpflichtgeſetz, Kraftfahrzeuggeſetz, Luftfahrgeſetz, ſowie im Falle des $ 906, 
vgl. A 13 dazu); ferner wenn der Schadenserſatzanſpruch an die Stelle eines Privatrechts tritt, 
deſſen Ausübung hinter höheren Intereſſen der Allgemeinheit hat zurücktreten müſſen (RG 100, 
69; 101, 102: 104, 84 zu § 26 GewO). Doch iſt ein allgemeiner Rechtsſatz oder ein Gewohnheits⸗ 
recht des Inhalts, daß, wo immer ein Rechtsgut widerrechtlich verletzt wird infolge einer Hand- 
lungsweiſe, die der Geſchädigte zu dulden gezwungen ift, ein Erſatzanſpruch auch ohne Nachweis 
eines Verſchuldens beſtehe, nicht anzuerkennen (RG 116, 287). Im Urheberrecht bedarf es 
als Grundlage für die Anſprüche auf Unterlaſſung der Herſtellung, des Verbreitens uſw. ſowie 
auf Vernichtung hergeſtellter Vervielfältigungsſtücke (Buchexemplare) des Nachweiſes eines 
Verſchuldens nicht (RG 60, 7; 128, 297; Recht 1904 Nr 764). Nach dem Grundſatze der Ver⸗ 
tragsfreiheit iſt es aber auch geſtattet, die Haftung des Schuldners durch Rechtsgeſchäft zu 
ſteigern oder zu mindern oder auszuſchließen (ſelbſt bei unerlaubten Handlungen, RG Warn 
1910 Nr 411), indes mit der in Abſ 2 gegebenen Grenze, daß die Haftung zwar auch für grobes 
Verſehen (NG Gruch 46, 90), aber niemals für Vorſatz, d. h. für vorſätzlich zu begehende Hand 
lungen des Schuldners ſelbſt, im voraus erlaſſen werden kann. Eine ſolche Abmachung iſt inſo⸗ 
weit nichtig; vgl. dazu RG in HRR 1932, 91 und 9 139. Wohl aber für vorſätzliche Handlungen 
von Erfüllungsgehilfen (§ 278 A 5; RG 92, 52; auch kann für die Haftung wegen Vorſatzes eine 
kürzere Verjährungsfriſt gemäß $ 225 Satz 2 vereinbart werden (RG 135, 176). In dem Zu⸗ 
ſammenſchluß von Gewerbeunternehmern mit Monopolſtellung (Spediteure eines 
Ortes) zum Zwecke vertragsmäßigen Ausſchluſſes oder Beſchränkung ihrer Haftung wegen Fahr 
läſſigkeit kann ein Verſtoß gegen die guten Sitten gefunden werden, der die Haftungsbeſchränkung 
nichtig macht; NG 103, 82; 106, 386. Ebenſo bei Banken im Scheckverkehr (RG JW 1914, 
20426 dgl. aber RG 92, 53). Unter Umſtänden kann das Wegbedingen einer Haftpflicht ſitten 
widrig fein, wenn es lediglich zu dem Zwecke erfolgt, um eine daneben beftehende ſubſidiäre Halt“ 
pflicht etwa des Staates oder Reiches auszunutzen (29. 10. 26 11] 440/25; Dig 1927 Sp. 464). 
Sittenwidrig iſt auch das Abdingen der Haftbarkeit für grobe Fahrläſſigkeit leitender Angeftelltet 
durch einen in Monopolſtellung en Transportunternehmer (RG 102, 397). Beim Ver 
wahrungsvertrage über Garderobe kann nach der Verkehrsſitte der Halter von Kleider 
ablagen ſeine Haftung nicht durch Aufdruck auf den Kleidermarken, wohl aber durch hinreichend 
ſichtbare und genügend zahlreiche Aushänge beſchränken (RG 113, 425). Zuläſſig iſt das Ab- 
dingen der Haftung für das Verſchulden von Angeſtellten, auch für Vorſatz, durch ge werhs⸗ 
mäßige Auskunfkeien (RG 115, 122; HRN 1931, 1634). Zuläſſig it auch, vorbehaltlich 
Abſ 2, der Ausſchluß jeder Haftung einer gewerbsmäßigen Auskunftei für die infolge ihre 
Auskunft gefaßten Entſchließungen; ein ſolcher Ausſchluß enthält keinen Verſtoß gegen die gute 
Sitten (RG 14. 12. 26 U 342/26), was aber nicht unter allen Umſtänden zutreffen dürfte. AUF 
geſchloſſen ift das Abdingen der Haftung wegen Fahrläſſigkeit der Mitglieder des Vorſtandes 
einer Aktiengeſellſchaft gemäß $ 241 GB: R 46, 61; 95, 92; Brodmann Aktie, 
recht $ 241 A 1 a. M. Matower HGB $ 241 IIb 3. Der Erfahrung entſpricht die Annahmen 
daß durch eine ſtillſchweigende Vereinbarung zwar die Haftung für eine Gefährdung Fa 
andern ($ 833) ausgeſchloſſen wird (RG 65, 313; 67, 431; 128, 231), daß aber der Ausſchauß Br 
Haftung für Verſchulden in der Regel durch beſondere, die Willenseinigung ergebende An 
drücke erfolgt (RG Gruch 55, 343). Doch iſt kein Grund vorhanden, anzunehmen, daß nicht 5 
die Haftung für Fahrläſſigkeit durch ſtillſchweigende Vereinbarung im voraus ausge chlofien 
werden könne (RG 128, 231 und die dort angef. Entſch.). — Das; Reichsarbeitsgericht hut — 
mehreren Entſcheidungen (§RR 1928, 1608 u. 2115; 1929, 1114) den — in ſeinen Konſegue er. 
ſehr weitreichenden — Grundſatz aufgeftellt, daß, jedenfalls im Arbeitsrechte, die Frage der von 
tretungspflicht des Schuldners nach der Grundregel des § 242 (Berüdjichtigung Ban 
Treu und Glauben auf der Grundlage der Verkehrsſitte) abzugrenzen fei und daß danach. ge 
über die in $ 276 gezogenen Grenzen, nach welchen nur Vorſatz und Jahelaſag 
zu vertreten iſt, hinaus ſich eine Vertretungspflicht des Schuldners ergeben könne, insbeſonſ 2 
für den Be triebsunternehmer hinſichtlich der Betriebsgefahr. — Anderſetts 1] en 
auch nicht unzuläffig, vertraglich die Haftung für einen durch den Vertragsgegner einem Dr 
grobfahrläſſig verurſachten Schaden zu übernehmen (RG JW 1922, 2237). äber- 
6. Anwendungsgebiet. Trotz ſeiner unmittelbaren Beziehung zu $275 iſt $276 nad) 
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einſtimmender Anſicht von Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überall anwendbar, wo es ſich um 
die Frage der Vertretung von Vorſatz oder Fahrläſſigkeit innerhalb eines Schuldverhältniſſes 
handelt, wie auch den beiden bezeichneten Schuldformen für ſich eine allgemeine Bedeutung 
ukommt (ogl. A 1). Gleichgültig iſt dabei, ob es ſich um die Verletzung einer vertraglichen (RG 
JW 1910, 7435), oder einer geſetzlichen (RG JW 1912, 671, betreffend Haftung des Vormundes), 
bereits beſtehenden Verpflichtung handelt (A 1). Die Begriffsbeſtimmung der Fahrläſſigkeit nach 
5 276 iſt auch außerhalb des Rechtsgebiets des BGB anwendbar; entſprechend anwend⸗ 
bar iſt 8 276 daher auch bei den auf öffentlich -rechtlicher Grundlage beruhenden vertragsähnlichen 
Verhältniſſen; RG 65, 117. Für Anwendung des § 276 iſt es ferner gleichgültig, ob Unterlaſſungen 
oder poſitibe Handlungen in Frage ſtehen. Eine poſitive Vertragsverletzung liegt vor, wenn der 
Schuldner dem Gläubiger durch ſchuldhafte Verletzung der Leiſtungspflicht einen über deſſen 
Erfüllungsintereſſe hinausgehenden Schaden verurſacht hat; oder wenn durch die Verletzung 
der Vertragspflicht der Vertragszweck bei dauernden Vertragsverhältniſſen derart gefährdet 
iſt, daß dem vertragstreuen Teile die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes nicht mehr zugemutet 
werden kann (RG Gruch 65, 221). Die Verpflichtung zum Schadenserſatze entſteht jedoch durch 
die poſitive Vertragsverletzung ohne weiteres, ohne daß hierzu noch der Nachweis einer Ge⸗ 
fährdung oder Vereitelung des Vertragszwecks erforderlich wäre; ſolcher Nachweis iſt nur für den 
Gebrauch der Rechtsbehelfe aus $ 326 nötig (RG 106, 22). Demnach kann der Schuldner, der 
zwar geleiſtet hat, aber fehlerhaft, wegen des hieraus dem Gläubiger erwachſenen Schadens in 
Anſpruch genommen werden (3. B. ein Badeanſtaltsbeſitzer wegen des dem Badegaſt zufolge der 
Undichtigkeit der Röhren entſtandenen Schadens (RG 26. 5. 02 VI 78/02). Darüber, daß die 
Verpflichtung zum Schadenserſatze unter Umſtänden auch ſchon durch ein vorzeitiges poſitives 
vertragswidriges Verhalten (ſchon durch eine vor der Leiſtungszeit erklärte entſchiedene Erfüllungs⸗ 
verweigerung) begründet werden kann, vgl. 95 325 A 4 und 326 A 1a. Die obigen Grundſätze 
gelten auch beim Gattungskaufe (RG Warn 1912 Nr 372). Der Zedent einer Briefhypothek, der 
dem Zeſſionar nicht den Hypothekenbrief ausgehändigt hat, iſt, wenn die Hypothek im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren ausgefallen und infolge des Zuſchlags erloſchen iſt, dem Zeſſionar auf 
Schadenserſatz haftbar (MG 63, 423). Ausgeſchloſſen iſt jedoch gemäß $ 463 ein Schabenserſatz⸗ 
anſpruch aus § 276 neben Geltendmachung der Rechtsbehelfe aus der Gewährleiſtung beim 
Fehlen zugeſagter Eigenſchaften (RG 53, 200; Warn 1915 Nr 139). — Neben der Haftung aus 
einem Vertrage kann auch die aus unerlaubter Handlung beſtehen, falls etwa das nämliche Ver⸗ 
halten ſowohl den Tatbeſtand der Vertragsverletzung wie auch den der unerlaubten Handlung 
erfüllt (RG Warn 08 Nr 499; RG 85, 184, betreffend die Haftung eines Arztes für ſchuldhafte bei 
Behandlung ſeines Vertragsgegners begangene Kunſtfehler; 85, 185, über die Haftung des Gaſt⸗ 
wirts wegen fehlerhafter Einrichtung der Gaſtſtube; 88, 318, betreffend die Haftung der Eiſen⸗ 
bahn aus dem Beförderungsvertrage und aus unerlaubter Handlung; 88, 433 und 90, 68, be- 
treffend die Haftung des Vermieters wegen gefährdender Mängel der Mietſache). Niemals aber 
ſtellt die Verletzung eines Vertragsrechts durch den Schuldner ſchon an und für ſich eine uner⸗ 
laubte Handlung dar (NG 57, 356; 59, 357; JW 1912, 1357). 


8 277 

Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen hat, welche er in eigenen An- 
gelegenheiten anzuwenden pflegt, iſt von der Haftung wegen grober Fahr- 
läſſigkeit nicht befreit ). 

E 1 145 II 233; M 1 280; P 1 187, 304. 

1. Der ſubjektive Maßſtab der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten führt in den Fällen 
der 88 690, 708, 1359, 1664, 2131 (aber nicht auch beim Auftrage oder der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag, obwohl auch dieſe unentgeltlich find, RG JW̃ 1913, 872) zur Einſchränkung der Haftung 
des Verpflichteten. Denn im Gegenſatze zum allgemeinen Grundſatze fol hier nur die Ver⸗ 
anlagung und das gewohnheitsmäßige Verhalten des Schuldners maßgebend ſein. Der Ehe⸗ 
mann hat für die etwa aus $ 1360 herzuleitende Verpflichtung, jeiner Ehefrau einen Kraftwagen 
zur Verfügung zu ſtellen, hinſichtlich der Eignung des Führers gemäß $ 1359 nur mit der in eigenen 
Angelegenheiten von ihm gewohnheitsmäßig angewendeten Sorgfalt einzuſtehen (RG 138, 5). 
Dagegen darf dieſer Grundſatz nicht zu einer Steigerung der Verantwortlichkeit, anderſeits aber 
auch nie mals zur Entlaſtung bei grober Fahrläſſigkeit führen. Dieſe liegt vor (M 1, 280), 
wenn die im Verkehre erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich großem Maße verletzt, oder wenn 
nicht beachtet wird, was im gegebenen Falle jedem einleuchten mußte (RG Warn 1920 Nr 6; 

W 08, 41216, 09, 1085; 1911, 3614; 1915, 225) Beurteilung nur von Fall zu Fall möglich 
RG IWW 08, 41216, Warn 1913 Nr 197 und 198 zu Art 8 Prachc0 B; RG 119, 219 zu 
3 932 Abſ 2). Zu berückſichtigen find im übrigen für die Frage der groben Fahrläſſigkeit 
auch ſubjektive, in der Individualität des Handelnden begründete Umſtände (RG 10. 12. 21 
V 415/21). — Grobe Fahrläſſigkeit wird vorausgeſetzt für die Haftung auf Schadenserſatz wegen 
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eines Eingriffs in ein fremdes Patent gemäß § 35 Patch (vgl. R 94, 276); ferner für die Haftung 
des Grundbuchrichters gegenüber dem preußiſchen Staate gemäß § 12 GBO und Art 8 PrAGGG 50. 
Im internationalen Frachtverkehre gemäß dem Internationalen Übereinkommen v. 
14. 10. 91 hat die Bahn bei Vorhandenſein mehrerer für die gleiche Beförderungsſtrecke geltender 
Tarife den dem Abſender günſtigſten Tarif zu wählen, für die Folgen einer unrichtigen Wahl aber 
haftet fie nur bei grobem Verſchulden (RG 96, 65). Vgl. auch 9 460. 


8 278 

1) Der Schuldner hat ein Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters?) und 
der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient ?), in 
gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden!). Die Vorſchrift 
des § 276 Abf 2 findet keine Anwendung 5) 6) 7). 

E 1 224 II 234; M 2 20. 

1. Haftung für fremdes Verſchulden. Ein Fall, in dem ohne eigenes Verſchulden gehaftet 
wird (vgl. Vorbem 2 vor $ 249 und $ 254 A 1, 3). Zugrunde liegt der Gedanke der Gefährdungs 
haftung. Braucht der Verpflichtete nicht in Perſon zu leiſten, kann er ſich dazu vielmehr eines 
anderen bedienen, ſo iſt es doch recht und billig, daß er dem Berechtigten gegenüber die Gefahr 
trägt, die für dieſen daraus entſteht, daß er nicht ſelbſt, ſondern durch einen andern leiſtet. — Vor 
ausſetzung für die Anwendbarkeit des $ 278 ift einerſeits ein Verſchulden ($ 276) der Hilfsperſon, 
anderſeits, daß eigenes Verſchulden des Haftbaren ſelbſt nach keiner Richtung hin vorliegt, 
da andernfalls der Genannte ſchon aus dieſem Geſichtspunkte haftet. $ 278 kommt daher nicht zur 
Anwendung, wenn der Verpflichtete zur Erfüllung mittels einer Hilfsperſon überhaupt nicht 
berechtigt geweſen war ($ 664 Satz 1), gleichwohl aber ſich einer ſolchen bedient hat; ebenſo dann, 
wenn er zur Leiſtung durch einen andern zwar befugt geweſen wäre ($ 664 Saß 2), indeſſen 
bei der Auswahl der Hilfsperſon ſchuldhaft gehandelt hat. Erſterenfalls hat ſchon die Handlun 5 
weiſe an ſich, im zweiken Falle die Art und Weiſe der Rechtsausübung eine zu vertretende ” 0 1 
verletzung bedeutet. Im Rahmen des $ 278 kann ſich der Verpflichtete im Gegensatze zu 7 
niemals mit der Behauptung entlaſten, daß er bei der Auswahl des Erfüllungsgehülfe N 
mit der erforderlichen Sorgfalt verfahren ſei (RG 55, 337; JW 09, 105°). — $ 278 iſt nur an 
wendbar auf die Haftung des Verpflichteten gegenüber dem Gläubiger ſelbſt, nicht gegen 
ſolchen Perſonen, die zu dieſem in vertragsmäßigen oder ſonſtigen rechtlichen Beziehungen ſte Is 
alſo z. B. nicht gegenüber demjenigen, der das Gut für den Empfänger (Gläubiger) aus beit 
Güterſchuppen der Eiſenbahn abgeholt hat und dabei durch Verſchulden eines Eiſenbahnan este 
verletzt worden iſt (RG Warn 1911 Nr 260). Soweit aber durch ſolche Verletzung mittelbar ben 
Vertragsgegner (Gläubiger) Schaden entſteht, muß dieſem gegenüber $ 278 Anwendung mw 

2. Über den Kreis der geſetzlichen Vertreter vgl. F 105 A 4. Geſetzlicher Vertreter im n 
des $ 278 iſt nur derjenige, deſſen Vertreterſtellung auf Geſetz oder organiſatoriſchen Beſtimmung 
(Ortsſtatut) beruht, nicht aber auch derjenige, der nur tatſächlich eine mehr oder weniger I dt 
ſtändige Stellung einnimmt. Vertreter iſt daher gegebenenfalls nur der Baurat einer Stadt 
und nicht auch der ihm unterftellte, mit einer Bauausführung betraute Bauinſpektor (NG 74, den 
ferner JW 1911, 93%, wo deshalb die Anwendbarkeit des $ 831 hinſichtlich der Haftung für der 
nur durch den Bauinſpektor herbeigeführten Schaden anerkannt iſt). Der Konkursverwalte!, 
der Zwangsverwalter, der Teſtamentsvollſtrecker ſollen nach der vorigen Auflage mehr 
als geſetzliche Vertreter gelten, da ſie überhaupt nicht als Vertreter anzuſehen ſeien, viel 


(Planck⸗Siber zu $ 278 Anm 2a u. a.) wird aber nicht ohne Grund eine weitere er > Tank, 


+ 
leben 


haben, zu handeln berufen find; vgl. in dieſem Sinne, wenn auch in unbeſtimmter Faſſung, 197 


Haftung aus 9 278 hinausgeht (vgl. A 1—3 zu $ 31), beruht auf der beſonderen Vorſchrift 
Bei Geſamtvertretung haftet der Vertretene ſchon für Verſchulden eines einzelnen ufben 
treters (Vorſtandsmitglieds) RG 110, 145. Eine Gemeinde haftet auch für das Verſch 359). 
ihres Bürgermeiſters in feiner Eigenſchaft als Vorſtand der ſtädtiſchen Sparkaſſe (MW Seflitung 
3. Erfüllungsgehilfen. Zu denjenigen Perſonen, deren ſich der Schuldner zur 55 unter⸗ 
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ſchiedslos jeder zu dem angegebenen Zwecke Verwendete, falls ſeine Tätigkeit überhaupt nur 
in irgendeiner Beziehung der Erfüllung gedient hat, mag der Gehilfe die geſamte Leiſtung allein 
dewirkt haben, oder mag außerdem auch der Verpflichtete ſelbſt mit tätig geworden ſein, mag 
der Gehilfe auch nur bei den Vorbereitungshandlungen zugezogen worden fein (RG 55, 331: 
Seuffa 1920 Nr 16). Daher haftet in ſolchem Umfange beiſpielsweiſe auch der Gaſtwirt; 
der Eiſenbahnunternehmer für alle Bedienſteten, ſowie der Schaufpielunternehmer 
für eine Fahrläſſigkeit der Schauspieler; der Mieter für ein Verſchulden feiner Angehörigen 
(vgl. RG IW 1913, 4272), ſowie der Dienſtboten, auch der mit Fortſchaffung eines Gegenſtandes 
aus den Mietsräumen von ihm oder mit ſeinem Einverſtändnis von dem Käufer des Gegen⸗ 
ſtandes beauftragten Arbeiter (RG 106, 133); der Mieter eines Schließfachs für Unter- 
laſſung der Anzeige von mangelhaftem Zuſtande des Verſchluſſes durch den mit der Leerung 
beauftragten Angeſtellten (RG 103, 150); unter Umſtänden auch der Gaſtgeber für ein Ver⸗ 
ſchulden des Gaſtes, ſofern dieſem der Gebrauch der Sache überlaſſen war (ftreitig, vgl. zu 8 548); 
der Notar für ſeinen Bureauvorſteher, wenn durch deſſen Verſchulden eine Urkunde zu ſpät ein⸗ 
gereicht iſt (RG Warn 08 Nr 52); der Rechtsanwalt für den Bureauvorſteher, dem er die ent- 
ſprechende Geſchäftsführung überlaſſen hat (RG 101, 248); ferner für den zu ſeiner Vertretung 
beftellten Referendar (NG FW 1914, 770) der Arzt für den von ihm zugezogenen Heilgehilfen (RG 
Warn 1922 Nr 7; vgl. aber über die Stellung einer von der Gemeinde für ein öffentliches Kranken⸗ 
haus beſtellten Krankenſchweſter im Verhältnis zum Arzte RG 118, 42 und 139, 258); der Ver⸗ 
mie ter für den Dritten, dem er die Vornahme einer baulichen Veranſtaltung aufgetragen hat, 
und durch deſſen fehlerhafte Ausführung der Mieter zu Schaden gekommen iſt (RG Seuff A 
1920 Nr 16), und zwar gegenüber allen Mietern, deren Mieträume durch den Umbau gefährdet 
werden (Ach 102, 234); auch für den Hauswart, der den Verkehr im Hauſe zu Überwachen 
hat (RG 103, 141); die Bank für ihre Angeſtellten NG 84, 353); ein Arbeitnehmerverband 
für ſeine Ortsgruppe und deren Angeſtellte, deren er ſich bei Abſchluß und Ausführung eines 
Tarifvertrages bedient (RG 111, 111). Die Bank, deren ſich der Schuldner zur Erfüllung ſeiner 
Zahlungsverbindlichkeit bedient, iſt fein Erfüllungsgehilfe (RG 104, 41; 105, 34). Die Ehefrau 
iſt Erfüllungsgehilfin des Mannes bei Erfüllung der dieſem gegenüber den weiblichen Hausan⸗ 
geſtellten obliegenden Fürſorgepflicht (MAG in HRR 1931, 120). 

Immer muß es ſich um die Erfüllung einer eigenen Verbindlichkeit des Geſchäftsherrn 
gehandelt haben. Daher iſt $ 278 unanwendbar, wenn der Angeſtellte des Geſchäftsherrn 
(Bahnangeſtellter) nur einem andern bei Erfüllung einer dieſem zufallenden Obliegenheit (für 
n ſelbſt zu befördernde Güter abzuladen) geholfen hat (RG 97, 18). Der Käufer, der die ihm 
gelieferte Ware beanſtandet und ſie dann einem andern (Transportgeſellſchaft) zur Aufbewahrung 
übergibt, haftet nicht für deſſen Verſchulden, weil er in Befolgung des $ 379 HGB feiner Ver⸗ 
pflichtung genſigt hat (RG 98, 70). Der Bezirksdirektor einer Verſicherungsgeſellſchaft handelt 
US deren Erfüllungsgehilfe, wenn er nach ausgebrochenem Brande Anordnungen gibt, die der 
Gerſicherte nach den Verſicherungsbedingungen bei Verluſt feines Verſicherungsanſpruchs be- 
ſolgen muß (RG 120, 182). Als Erfüllungsgehilfe des Beauftragten iſt der von ihm für die Aus⸗ 
führung des ganzen Auftrags beſtellte Erſatzmann (Subſtitut) nicht anzuſehen (RG Warn 
1020 Ar 8); iR eine ſolche Subſtitution, wie im Zweifel nach $ 664 Abſ 1 Satz 1 anzunehmen, 
unzuläſſig, ſo haftet der Beauftragte aus eignem Verſchulden wegen der Übertragung; iſt fie 
geſtattet, ſo haftet er nach $ 664 Abs 1 Satz 2 nur für die Auswahl (RG 63, 304; 109, 302); ba- 
degen iſt für einen Gehilfen, der nur zur unterſtützenden Mitwirkung verwendet wird, die 
Haftung nach Maßgabe des $ 278 begründet (RG 78, 310; vgl. auch zu § 664). A. A. Planck 
‚ber A 2by, Oertmann A Zay. Der Vormund haftet gemäß $ 278 für dritte Perſonen nur 
inoweit, als er ſich ihrer zur Mithilfe bei der Erledigung eigentlicher vormundſchaftlicher Ge- 
ſchufte bedient; ſoweit er fie dagegen zur Führung einer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
des Mündels (insbeſondere zur Fortführung einer ſolchen nach Entmündigung des Mündels) 
oeellt hat, haftet er nur für ſorgfältige Auswahl und Überwachung (RG 76, 185; SeuffA 67 
841). Der Gerichts vollzie her ift bei der Zwangsvollſtreckung nicht Erfüllungsgehilfe des 
Gläubigers (RG 104, 285). — Zu den Erfüllungsgehilfen des Schuldners im Sinne des 

278 gehören ferner nicht diejenigen Perſonen, die durch ihre Leiſtung nicht die Verpflichtung 

Schuldners dem Glaubiger gegenüber, ſondern nur ihre eigene Verpflichtung gegenüber 
dem Schuldner erfüllen. Der Lieferant des Verkäufers iſt daher grundſätzlich nicht Gehilfe des 
erkäufers bei Erfüllung der dieſem gegenüber dem Käufer obliegenden Pflichten (RG 101, 
dl 548/07, 12. 5. 08); wohl aber in dem beſonderen Falle, wenn er auf Anweiſung des 
Gerkäufers mit dem Käufer dadurch in Verbindung tritt, daß er die Ware unmittelbar an dieſen 
zelert (RG 108, 223); ebenſo ift ein Dritter Erfüllungsgehilfe des Käufers bei Erfügung 
lar dieſem gegenüber dem Verkäufer obliegenden Abnahmepflicht, wenn der Käufer den Ver⸗ 
ja ber angeiviejen hat, die Verſendung nach den Verfügungen des Dritten vorzunehmen (Rc 
1 4. 27, Zur. 1927 Nr 1279). Nicht ausgeſchloſſen wird die Eigenſchaft einer Perſon 
5 Erfüllungsgehilfe des Schuldners dadurch, daß fie mit ihrer Handlung zugleich auch eine 
R gegenüber dem Schuldner obliegende Verpflichtung erfüllt hat (RG 108, Ei 118, 41; 
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127, 315). Für die Vertragstreue des Unterlieferanten, deſſen ſich der Verkäufer abredegemäß 
bedienen ſollte, haftet der Verkäufer gemäß § 157, falls er die Haftung nicht ausgeſchloſſen hat 
(R6 103, 181). Beauftragt jemand eine Bank, einen Dritten bei einer zweiten Bank zu 
affrebitieren und tut das die beauftragte Bank, dann iſt die zweite Bank nicht ihr Erfüllungs⸗ 
gehilfe (RG 105, 51). Der Verletzte haftet Dritten gegenüber auch nicht aus $ 278 für den ihn 
behandelnden Arzt (RG 72, 219), und derjenige, der auf einem Fahrzeuge Waren eingelagert 
hat, nicht für die auf dem Fahrzeuge angeſtellte Bedienungsmannſchaft (RG 7. 12. 10 1 432/09). 
Der Eigner eines Schleppdampfers iſt nicht Hilfsperſon des Schiffers, der die Beförderung aus⸗ 
führt, weil er als ſelbſtändiger Unternehmer gelten muß (RG 91, 245). Dagegen find bei Aus⸗ 
führung eines Schleppvertrags, die der Unternehmer mit gemietetem Schlepper und einer 
Schlepperbeſatzung bewirkt, deren Dienſte ihm auf Grund des Mietvertrags zur Verfügung 
ſtehen und die daher ſeinen Weiſungen zu folgen hat, die Mitglieder der Schlepperbeſatzung 
Erfüllungsgehilfen des Unternehmers (RGS 122, 289). Eine Schiffahrtsgeſellſchaft hat für 
Verletzungen des Fahrgaſtes, die durch das Verhalten einer Perſon der Beſatzung eintreten, 
ſowohl nach $ 485 H 0B wie nach $ 278 BGB einzuftehen (RG 124, 51). — Die Rennteilnehmer 
ſollen Erfüllungsgehilfen des Rennveranſtalters ſein für die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen 
gegenüber den gegen Eintrittsgeld zugelaſſenen Zuſchauern (RG 127, 313), eine Konſtruktion, 
die etwas ſonderbar anmutet. Dagegen iſt ein Jagdgaſt nicht Gehilfe des Veranſtalters der Jagd 
zur Erfüllung von vertraglichen Verpflichtungen gegenüber anderen Jagdgäſten, da die Ein- 
ladung zur Jagd in der Regel eine geſellſchaftliche Veranſtaltung, kein Rechtsgeſchäft ift (RG 
128, 42); vgl. über die vertragliche Haftung des Jagdveranſtalters im übrigen zu $ 276 A 4c. — 
Auch der Zwiſchenſpediteur iſt kein Erfüllungsgehilfe, weil er als ſelbſtändiger Spediteur an 
die Stelle des Hauptſpediteurs eintritt (RG 94, 101), wohl aber der Unterſpediteur (RG 109 
S. 291, 302). Der Verkäufer, der die Ware auf Verlangen des Käufers nach einem anderen 
Orte als dem Erfüllungsorte verſendet, hat ſeiner Verpflichtung aus $ 447 durch Erteilung 
des Verſendungsauftrags und Auslieferung der Ware an den Spediteur genügt; dieſer iſt 
deshalb nicht Erfüllungsgehilfe des Verkäufers (RG 62, 331; 99, 59; 101, 153; 115, 164); 
wohl aber iſt er Erfüllungsgehilfe des Verkäufers, wenn ſich dieſer ſeiner zur Erfüllung einer 
ihm obliegenden beſonderen Verpflichtung zur Übermittlung der Ware an einen beſtimmten 
Ort bedient (RG 101, 153). — Eine Rein machefrau iſt nicht Erfüllungsgehilfin des Arbeit- 
gebers für feine Verpflichtung aus $ 618 gegenüber einer andern Arbeitsfrau (RG 106, 293). — 
In Hinſicht auf die Wiedereinjegung in den vorigen Stand gemäß § 232 Abſ 2 BPO 
iſt zwar ein Verſehen des Rechtsanwalts in der Regel (vgl. aber RG 115, 412) auch der Partei 
zuzurechnen, nicht aber ein lediglich ſeinen Angeſtellten zur Laſt fallendes Verſehen, das 
für die Parteien einen unabwendbaren Zufall darſtellen kann (R SeuffA 69, 225; Warn 1920 
Nr 62). Hat aber der Rechtsanwalt eine ihm perjönlich obliegende Verrichtung unbefugterweiſe 
einem Angeſtellten (Bureauvorſteher) zur Ausführung übertragen, ſo kann wegen einer dur ) 
den Angeſtellten herbeigeführten Verſäumnis eine Wiedereinſetzung der Partei nicht ſtattfinden; 
doch haftet der Rechtsanwalt der Partei in dieſem Falle aus $ 278 (RG 48, 59; 85, 228; Warn 
1914 Nr 212). — Die Stadtgemeinde haftet nicht wegen Verletzungen, die innerhalb des kom⸗ 
munalen Schlachthauſes zugefügt find (R Gruch 54, 904). Demienigen, der gegenübe reinem 
durch ärztliche Behandlung Getöteten unterhaltsberechtigt war, ſteht nicht au 
Grund ſeiner Eigenſchaft als Erbe des Getöteten ein Vertragsanſpruch gegen den behandelnden 
Arzt, ſondern nur auf Grund der $$ 823 Abſ 1, 844 ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung 
gegen ihn zu; $ 278 iſt deshalb auf dieſen Anſpruch nicht anwendbar, und der Arzt haftet d 
nicht für den Apotheker als ſeinen Erfüllungsgehilfen (RG 125, 377 und die dort angef. 75 
ſcheidungen). — Durch Überweisung eines Krankenkaſſenmitgliedes von Seiten der Krantentafi 
an eine Kranken- oder Heilanftalt wird zugunſten des Mitgliedes ($ 328) ein Vertrag gefchtoffe ” 
auf Grund deſſen der behandelnde Arzt der Anftalt als Erfüllungsgehilfe des Anſtaltsun 175 
nehmers erſcheint (HRR 1932, 1831; vgl. zu $ 328 A 3). — Die Haftung des Ve ae 
nehmers gemäß $ 61 VVch für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit anderer Perſonen läßt ſich 927 
der Rechtſprechung des RG (MG 83, 43; 62, 190; 97, 281; 102, 113; 117, 329; 135, 371; JW 3 2 
763; HRR 1930, 727) auf $ 278 nicht gründen, da es nicht zu den von dem Verſicherun eit 
nehmer zu erfüllenden Verbindlichkeiten gehöre, Vorſatz und grobe Fahrlaſſeung 
in bezug auf das verſicherte Riſiko zu vermeiden; das ſei vielmehr nur eine nu 
für die Erhaltung feiner Verſicherungsanſprüche. Ebenſo RG HRR 1929, 2103. er 
das recht feinſinnige Unterſcheidungen, deren Berechtigung im Schrifttum nicht ohne die Er- 
beſtritten iſt. Doch wird man zu dem gleichen Er ebniſſe auf einfachere Weiſe durch zal 5 
wägung gelangen, daß die Beſtimmungen des BUG die Materie ſpeziell regeln und der 1 für 
meinen Vorſchrift des $ 278 vorgehen. Dagegen haftet der Verſicherungsnehmer, gleichw 9. h. 
eigenes Verſchulden, für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit feines „Repräjentanten lle des 
desjenigen, der in dem Geſchäftsbereiche, zu dem das verficherte Riſiko gehört, an die Ste erten 
Verſicherten getreten ift; feine Handlungen und Unterlaſſungen ſtehen den eigenen des Verſich 1887 
gleich (R 37, 150; 51, 20; 58, 347; 83, 43; 117, 327; Gruch 47, 991; Warn 1929 Nr 70 u. 
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HRR 1930, 727; RG 135, 371). Das trifft nicht ohne Weiteres zu für die Ehefrau (RG 117, 329), 
wohl aber in der Regel für den Vater eines minderjährigen Verſicherten (RG 135, 371). Doch 
ſteht das Verſchulden auch eines ſolchen Vertreters dem Erſatzanſpruche des Verſicherten nicht 
entgegen, wenn die Gefahr, daß die verſicherten Güter durch Verſchulden einer ſolchen Perſon 
von Schaden betroffen werden, gerade einen Teil des verſicherten Riſikos bildet (RG 83, 44). 
Im Falle der Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl iſt der vom Verſicherten den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen gemäß angeſtellte Innenwächter ſchon um deswillen nicht ſein Erfüllungs⸗ 
gehilfe, weil es nicht als eine Verbindlichkeit des Verſicherten anzuſehen iſt, die Wache ſelbſt auszu⸗ 

üben (RG 102, 216). 

Ob der Schuldner die Leiſtung auch ſelbſt auszuführen imſtande wäre, iſt 
unerheblich (RG 64, 234, über die Haftung einer Stadtgemeinde für die in ihrer Kranken⸗ 
anftalt an einem Kranken vorgenommene ärztliche Operation; AG 83, 71, wo ein bürgerliches 
Vertragsverhältnis zwiſchen der Stadtgemeinde und dem in das öffentliche Krankenhaus in eine 
höhere Pflegeklaſſe aufgenommenen Kranken angenommen iſt; 91, 135, wonach durch die Auf⸗ 
nahme eines Kranken im Krankenhauſe einer Gemeinde durch den zur Aufnahme Berechtigten 
auch dann ein Vertragsverhältnis begründet wird, wenn die Aufnahme nur zur vorläufigen Ge⸗ 
währung von Unterkunft erfolgte und die Aufnahme nach der Art der Krankheit regelwidrig war; 
weiter RG FW 08, 44811, betreffend die Haftung des Staates für einen Unfall bei einer Operation 
in der Tierärztlichen Hochſchule). Der Staat, der auf einem öffentlichen Fluſſe eine Fähre betreibt, 
haftet für Verſchulden des Fährmanns (RG 72, 52). — Ob die Erfüllungshilfsperſon in 
einem Vertragsverhältniſſe zu dem Schuldner ſtand oder nicht, iſt nach dem Geſetze gleich⸗ 
gültig. Vgl. über die Haftung für Erfüllungsgehilfen der Eiſenbahn R 55, 336; 61, 59; 66, 405; 
JW 1910, 5732; über die Haftung des Gaſtwirts RG 58, 336; JW 1911, 360%; der Poſtverwaltung 
RG 67, 184; des Lehrherrn RG JW 09, 685˙. Geeignet als Hilfsperſon iſt auch der beſtellte 
rechtliche Stellvertreter; es iſt möglich, daß es ſich bei der Erfüllung gerade um die Vor⸗ 
nahme einer rechtlichen Vertretung handelt (RG 55, 331). Nach Sinn und Zweck des § 278 kann 
als Erfüllungsgehilfe auch ſchon die Perſon gelten, deren ſich die Vertragspartei zur Führung 
von Vorverhandlungen bedient hat, nämlich dann, wenn die Partei ſelbſt ſchon bei den 
Vorverhandlungen gewiſſe Pflichten (zu redlichem Verhalten) zu erfüllen gehabt hat (vgl. § 276 
A 3), und ihre Hilfsperſon die Pflichten ſchuldhaft verletzt hat (RG 103, 50; ZW 1915 S. 240° u. 
5777, RG 107, 243; 114, 160; 120, 130; 131, 358; 132, 79; HRR 1929, 87). Die Haftung für 
die durch das bei dauernder Geſchäftsverbindung entſtandene Vertrauensverhältnis begründete 
Sorgfaltspflicht bei Auskünften uſw. (vgl. zu $ 276 A 3) erſtreckt ſich auch auf Erfüllungs- 
gehilfen (RG 126, 52 und die dort angef. Entſcheidungen). 

Als Erfüllungshandlung find nicht nur ſolche Maßnahmen anzuſehen, durch welche die eigent⸗ 
lich geſchuldete Leiſtung (id quod debetur) bewirkt und die Schuld ſonach zum Erlöſchen gebracht 
werden ſoll; vielmehr auch ſolche Maßnahmen, die nur mittelbar zu einer gehörigen Leistung 
erforderlich find (RG 66, 402); auch nur die Vornahme vorbereitender Handlungen (vgl. über 
culpa in contrahendo den vorhergehenden Abſatz), und gegebenenfalls auch Unterlaſſungen. 
Denn zur Erfüllung der Verbindlichkeit gehört alles, was (aus dem Vertrage) vom Vertragsſchuldner 
überhaupt verlangt werden kann. So haftet die Eiſenbahnverwaltung für das Verſchulden des⸗ 
jenigen Beamten, deſſen fie ſich zur Erhaltung der Verkehrsſicherheit der Zu- und Abgänge 
bedient (RS 19. 9. 10 VI 434/09 und IW 1911, 45016). Der Gaſtwirt haftet, falls er in her⸗ 
kömmlicher Weiſe dem Gaſt zur Unterbringung und Wartung von Pferden den Hausknecht zur 
Verfügung ftellt, auch für deſſen Handlungen (R JW 1910, 750%). Der Geſchäftsinhaber haftet 
— entſprechend den Grundſätzen für culpa in contrahendo, vgl. $ 276 A 3 — gemäß $ 278, 
wenn ſein Angeſtellter einem Kunden Waren vorlegt, hierbei fahrläſſig umgeht und der Kunde 
infolgedeſſen beſchädigt wird (RG 78, 239). Bedenklich dagegen RG 74, 125, wo die Anwendung 
des $ 278 zugunſten eines Käufers abgelehnt wird, der zum Zwecke des Kaufes ein Geſchäftslokal 
betreten und dort einen Kauf abgeſchloſſen hat, beim Weggehen aber infolge durch die Fahr⸗ 
läſſigkeit eines Geſchäftsgehilfen herbeigeführter mangelhafter Beleuchtung des Zuganges ver⸗ 
letzt worden ift. Unbedenklich andererſeits Rch Warn 1912 Nr 410, wo es ſich um die Beſchädigung 
einer Perſon handelt, die ein Warenhaus betreten hatte, ohne bereits in irgendwelche Kaufver⸗ 
handlungen eingetreten zu fein. Auch in den Fällen der $$ 618 Abſ 3 BGB, 62 Abſ 3, 76 HG, 
wonach der Dienſtherr zur ordnungsmäßigen Unterhaltung der Arbeitsſtätten uſw. dem Ange⸗ 
stellten gegenüber verpflichtet iſt, greift der $ 278 Platz (MC 77, 408). Zur Vertragserfüllung 
des Gaſtwirts oder Reſtaurateurs gehört es zwar nicht, die Zugangswege (RG 58, 333), wohl 
aber alle dem Gaſte zum Gebrauche überlaſſenen Räume, mithin auch die Bedürfnisanſtalt, in 
gefahrloſemm Zuſtande zu erhalten (RG Gruch 49, 617); desgleichen des Inhabers eines Ball ⸗ 
hauſes, eines Theaterunternehmens, für genügende Sicherheit des Fahrſtuhls, bzw. des Luft⸗ 
ſchachts und der Zugänge zu ſorgen (RG JW 04 S. 383% u. 549°); und zur gehörigen Erfüllung 
des Trans portvertrags eines Eiſenbahnunternehmens, einen gefahrloſen Zuſtand 
des Beförderungsmittels (RG 61, 59), ſowie des Bahnhofszugangs und des Bahnfteigs zu erhalten 
(A 55, 335 Warn 08 Nr 194 u. 293). Aus dem Beförderungsvertrage haftet der Unternehmer 
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einer Eiſenbahn oder Straßenbahn für das Verſchulden nicht nur derjenigen Angeſtellten, die an 
der Beförderung unmittelbar beteiligt waren, ſondern auch derjenigen, deren Verſchulden bei der 
Kreuzung eines andern Zuges die Beſchädigung des Fahrgaſtes herbeigeführt hat, weil der geſamte 
Betrieb als ein einheitlicher anzuſehen iſt (RG 83, 344; Warn 1912, 245). Die Poſtverwaltung 
haftet für den einem Fahrgaſt durch den Poſtkutſcher ſchuldhaft zugefügten Unfall (RG 67, 182). 
Zur vertragsmäßigen Erfüllung des Unternehmers eines Theaters (od. dergl.) gehört die geſamte 
Durchführung der Vorſtellung (RG 59, 22). 

ODbhutspflicht. Falls für jemand die Verpflichtung beſteht, eine Sache nach gemad)- 
tem Gebrauche in unverſehrtem Zuſtande zurückzugeben, umfaßt dieſe Verpflichtung auch 
die Pflicht, von der Sache nur einen ſtatthaſten Gebrauch zu machen, ſo daß mittelbar auch die 
Art des Gebrauchs, den der Verpflichtete von der Sache ſelbſt macht oder durch andere machen 
läßt, die Erfüllung der Vertragspflicht betrifft — wichtig insbeſondere für die Frage, inwieweit 
der Mieter für Handlungen der Hilfsperſonen haftet (Oertmann A 3b). Der Mieter haftet 
demgemäß auch für die durch die Fahrläſſigkeit eines Angeſtellten verurſachte Beſchädigung der 
Mietſache (RG 84, 222; JW 1914, 6655; 1915, 14282); indes nur dann, wenn das pflichtwidrige 
Verhalten des Angeſtellten in urſächlichem Zuſammenhange mit der ihm aufgetragenen Arbeits- 
leiſtung ſteht, und daher nicht, wenn die Handlung des Angeitellten (Dienſtboten) außerhalb der 
ihm aufgetragenen Tätigkeit begangen wurde (RG 87, 276; hier hatte der Angeftellte ein zum 
Anzünden einer Zigarre benutztes Streichhölzchen achtlos fortgeworfen). 

Zur Vorausſetzung des Geſetzes gehört, daß ſich der Schuldner eines andern zur Erfüllung 
feiner (eigenen) Verbindlichkeit bedient hat (RG 72, 219; 74, 166; 102, 217). Dieſe Bedingung iſt 
daher nicht erfüllt, wenn ſich die Hilfsperſon nur bei Gelegenheit der Hilfeleiſtung vorſätzlich (oder 
fahrläſſig) eine unerlaubte Handlung zum Schaden des Gläubigers hat zuſchulden kommen laſſen, 
denn die Handlung des Gehilfen muß mit der Erfüllung nicht nur äußerlich, ſondern in einem 
inneren Zuſammenhange ſtehen (RG 63, 344; JW 06, 4601, SeuffA 67 Nr 75 zu $ 831). Daher 
baftet der Poſtfiskus dem Inhaber eines Poſtſcheckkontos für den dieſem durch einen Dritten unter 
Mitwirkung eines Poſtangeſtellten verurſachten Schaden nur dann, wenn der ſchuldige Beamte mit 
der Bearbeitung des Poſtſcheckkontos dienſtlich betraut geweſen war, denn nur in ſolchem Falle 
hat der Beamte in Ausübung einer Verbindlichkeit des Poſtfiskus gehandelt (RG 104, 145). Auch 
der Frachtführer oder ſonſt der Unternehmer von Beförderungen haftet für die von ihm be⸗ 
ſchäftigten Perſonen nur inſoweit, als er ſich ihrer zur Vertragserfüllung bedient hat; nur die 
Eiſenbahn hat ausnahmsweiſe auch für das Verſchulden derjenigen Hilfsperſonen einzu⸗ 
ftehen, die nur bei Gelegenheit ihres Dienſtes oder ſonſtwie auf die Beförderung des Frachtguts 
ſchädigend eingewirkt haben (Rh 104, 152). — Nicht ausgeſchloſſen iſt die Anwendung des $ 278, 
wenn die Hilfsperſon bei Vornahme der Erfüllungshandlung fahrläſſig die Beſchädigung eines 
andern Gegenſtandes herbeiführt; beiſpielsweiſe der vom Gehilfen fehlerhaft befeſtigte Kron⸗ 
leuchter fällt herab und zertrümmert dabei eine Vaſe; oder der mit Herſtellung einer elektriſchen 
Beleuchtung beauftragte Angeſtellte des Werkunternehmers verurſacht durch Unvorſichtigkeit 
Brand (RG Warn 1911 Nr 168). Die Haftung des Schuldners für ſolche nur mittelbare 
Folgen des Verſchuldens des Gehilfen entſpricht den allgemeinen Rechtsgrundſätzen über 
Haftung für mittelbar verurſachten Schaden (vgl. Vorbem 3 vor $ 249). Auch für ein 
Verſchulden desjenigen, den der Verſicherte mit der Aufſtellung des Schadensverzeichniſſes 
beauftragt hat, haftet jener in entſprechender Anwendung des § 166 (RG 58, 343). Iſt im Ver“ 
ſicherungsvertrage beſtimmt, daß der Anſpruch auf die Verficherungsfumme berwirkt wird, wenn 
ſich der Verſicherte bei der Schadensermittlung einer betrügeriſchen Angabe oder einer ſolchen 
Verſchweigung ſchuldig macht, fo haftet der Verſicherte auch für das betrügeriſche Verhalten = 
von ihm für die Verhandlung über den Schaden beſtellten Vertreters (RG Warn 1914 Nr 10). 

Welcher Art die Verbindlichkeit iſt, ob rechtsgeſchäftlicher oder geſetzlicher, iſt unweſentlic 1 
(RG 138, 5). Jedenfalls aber muß es ſich um eine bereits beſtehende Schuldverbindlichlel 
handeln (RG 75, 257; 121, 114; 138, 117), fo daß der Fall des $ 278 noch nicht gegeben iſt, wenn 
etwa erſt aus der Zuwiderhandlung gegen Gebots⸗ oder Verbotsgeſetze eine ſchuldrechtliche Der 
bindlichkeit entſteht (RG Warn 1916 Nr 283, wo die Frage verneint iſt, ob der von feinem d 11 
munde vertretene Hausbeſitzer haftbar iſt, wenn der Vormund der Verpflichtung aus § 836 maß 
nachkam; ebenſo Warn 1931, 49 wegen der Haftung aus § 839). Genügend iſt jedoch eine gema 
$ 839 Abſ 3 begründete Verpflichtung des Verletzten, den durch eine Amtspflichtverlezuag 
eines Beamten entſtandenen Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden 10 br 
138, 117). Auch die allgemeine Rechtspflicht von Verkehrsanſtalten (Straßenbahn), den Ver ale 
ſo einzurichten, daß Dritte nicht geſchädigt werden, ſtellt dem einzelnen gegenüber noch 85 5 
beftehende Verbindlichkeit dar; eine Verbindlichkeit entſteht erſt durch die eingetretene 7 
letzung, und daher ift auch $ 278 auf die Verletzung jener allgemeinen Rechtspflicht mie 
wendbar (RG 75, 257; 77, 211; 79, 319; 99, 264). Auch durch die der Allgemeinheit gegen 5 
beſte hende Streupflicht wird noch keine Verbindlichkeit gegenüber beſtimmten Fersen e290); 
gründet, bei deren Verletzung $ 278 zur Anwendung gebracht werden könnte (RG 113, ren 
dgl. aber wegen der dem Verpflichteten auferlegten Aufſichtspflicht über die Perſonen, de 
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er ſich zur Erfüllung der Streuverpflichtung bedient, § 276 A 3. Da der Frachtführer dem Fracht⸗ 
gutsempfänger gegenüber zwar nicht vertraglich, wohl aber geſetzlich verpflichtet iſt (8 435 HBG 
und § 66 EiſenbVerkO), fo haftet er aus dieſem Grunde auch für diejenigen Perſonen, deren er 
ſich zur Erfüllung der geſetzlichen Ablieferungspflicht bedient (NG 73, 148; Warn 1911 Nr 203). 
Auch der Vormund haftet gegebenenfalls feinen Mündeln aus § 278 (RG 76, 185); ferner der 
Dienſtherr wegen Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen aus § 618 BGB (NG 77, 408). 
Nie mals aber darf es ſich um eine bloße „Verrichtung“ im Sinne des § 831 handeln, in welchem 
Falle auch eine entſprechende Anwendung des § 278 ausgeſchloſſen iſt (RG 77, 211; 79, 319), und 
es darf die Haftung auch nicht erſt durch eine unerlaubte Handlung des Gehilfen begründet fein (RG 
62, 346; 75, 258; 79, 319). Für nicht anwendbar iſt § 278 auch in dem Falle erklärt worden, wenn 
eine Hilfsperſon (Bevollmächtigter, Beauftragter) ſich bei Einge hung eines Vertrags einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung des Geſchäſtsgegners ſchuldig gemacht hat, weil es ſich dabei nicht um die Erfül⸗ 
lung von Verbindlichkeiten gehandelt habe (RG 61, 213; SeuffA 69 Nr 197). Angeſichts der neue⸗ 
ren Stellungnahme des Reichsgerichts zu der Frage der culpa in contrahendo (vgl. 5276 A3) kann 
aber die Begründung dieſer Entſcheidungen nicht aufrechterhalten werden. In neueren Entſchei⸗ 
dungen iſt denn auch ausgeſprochen, daß, ſoweit bereits beim Vertragsabſchluſſe oder während eines 
Schwebezuſtandes bor Inkrafttreten des Vertrages eine Verpflichtung zur Rückſichtnahme auf 
die Intereſſen des andern Teils durch ein Treu und Glauben entſprechendes Verhalten beſteht 
— bel. darüber $ 276 A 3; RG JW 1912, 7435; R 103, 51; 105, 185; 114, 160 —, auch für 
ein in dieſer Richtung liegendes Verſchulden einer Hilfsperſon der Geſchäftsherr verantwortlich 
iſt (RG SeuffA 71 Nr 33; RG 114, 160). Beſtand zwiſchen den Beteiligten bereits ein Vertrags⸗ 
verhältnis und gehörte zu deſſen Erfüllung die Vornahme von Verhandlungen und ein Vertrags- 
abſchluß, dann iſt derjenige, deſſen ſich die eine Partei dazu bedient, auf alle Fälle als Erfüllungs- 
gehilfe anzuſprechen (RG JW 1915, 240°; Warn 1917 Nr 11). § 278 findet auch Anwendung auf 
die Haftung aus $ 618, da dieſe ſich als vertragliche darſtellt (RG 77, 408; 127, 224; vgl. zu 618 
A 4). Keine Anwendung kann $ 278 dagegen finden auf einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
ſchuldhaften Verſtoßes gegen § 909 (vgl. zu § 909 A 1), auch wenn die Vertiefung von 
dem Eigentümer des Nachbargrundſtücks vorgenommen worden ift (R 132, 54). Ebenſowenig 
auf die ſchuldhafte Verletzung eines Schutzgeſetzes, z. B. des $ 367 Nr 14 StGB (MG 2. 12. 11 
u 612/10 und ZW 1911, 40316). Ob die Verbindlichkeit, um deren Erfüllung es ſich handelt, 
ein Tun oder eine Unterlaſſung zum Gegenſtande hat, iſt gleichgültig. Der Geſchäftsherr 
haftet daher auch für die Handlungen feiner Angeſtellten, falls er zur Unterlaſſung verpflichtet 
war (RG 63 S. 116 u. 341). Nur muß deutlich hervortreten, daß ſowohl eine Gehilfenſchaft vor- 
liegt, wie auch, daß ſich der Geſchäftsherr des Gehilfen zu der Unterlaſſung bedient hat (K 79, 37, 
beiſpielsweiſe, um ſeine Verpflichtung zu erfüllen, aus einem Bezirke keine Milch zu beziehen). 
Einen beſonderen Anwendungsfall des dem § 278 zugrunde liegenden Gedankens bildet im 
Seerecht die Haftung des Reeders für den Schaden, den Perſonen der Schiffsbeſatzung 
als ſeine Erfüllungsgehilfen in Ausübung ihrer Dienſtverrichtungen durch ihr Verſchulden Dritten 
zufügen (85 485, 486, 481 HGB). Dieſe Haftung hat die Beſonderheit, daß in den Fällen des 
$ 486 Nr 1—3 der Reeder nicht perſönlich, ſondern nur mit Schiff und Fracht haftet. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſollen nach Rc 126, 35 ſinngemäß auch zur Anwendung kommen auf das Verſchulden 
von Arbeitern, die im Dienſte eines vom Reeder mit der Löſchung des Schiffes beauftragten 
ſelbſtändigen Stauereiunternehmens ftehen. — Über die Anwendbarkeit des $ 278 bei dem 
Ausgleichsanſpruche mehrerer geſamtſchuldneriſch Mitverpflichte ter untereinander 
bgl. zu 8 426 A 1 Abſ 3 a. E. und RG 136, 284. — Über die Beziehungen des $ 278 zum 9254 
dal. 8 254 A 1 unter a a. E. und A 3. : . 
Ob 5 278 auch bei öffentlich⸗rechtlichen Verbindlichkeiten Platz greift, war lange zweifel 
haft. Vgl. einerſeits RG 65, 113; andrerſeits 59, 197; 74, 163; Warn 1915, 916“; ferner 2. 12. 11 
M 612, 10. Grundſätzlich dürfte das Richtige fein: Bei rein öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 
greift der $ 278, da dieſer Verbindlichkeiten im Sinne eines Schuldverhältniſſes des 2. Buchs im 
Auge hat, nicht ohne weiteres Platz. Das Gegenteil trifft aber dann zu, wenn zugleich ein derart 
beſtimmtes vertragsähnliches Verhältnis in Frage ſteht (ogl. Vorbem 1 vor $ 145), daß 
aus dieſem Grunde die entſprechende Anwendung der von Schuldverhältniſſen handelnden 
Grundſätze ſtatthaft iſt, was insbeſondere zutrifft, wenn eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung 
zur Aufbewahrung von übergebenen Sachen beſteht, die inhaltlich den Pflichten aus 


einem ſchuldrechtlichen Verwahrungsvertrage entſpricht (RG 138, 41). Daher wird es auch richtig 
fein, den $ 278 überall da Platz greifen zu laſſen, wo einer Behörde (namentlich den Gerichten) 
Urkunden anvertraut werden. Vgl. RG 51, 219 und Warn 1921 Nr 1. Auch auf das durch eine 
Beſchlagnahme entſtehende Verhältnis zwiſchen dem Staate und dem Eigentümer, das eine 
Verpflichtung des Staates zu ſorgfältiger Aufbewahrung ergibt; Rh 12. 11. 26 III 570/25. 
Ein vertragsähnliches die Anwendung des $ 278 rechtfertigendes Verhältnis beſteht auch zwiſchen 
dem Staate und dem Beamten, dem die Benutzung beſtimmter Vorrichtungen oder Gerätſchaften 
zugewieſen iſt (R& Warn 1915 Nr 76). Eine vertragsähnliche Verbindlichkeit liegt einer Gemeinde 

em Lehrer gegenüber inſofern ob, als ſie gehalten iſt, das ihm zugewieſene Schulgebäude zur 
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Verhütung von Schädigungen inſtand zu halten, und demgemäß müſſen die Gemeindebeamten, 
deren ſich die Gemeinde zur Erfüllung der Verbindlichkeit bedient, als Erfüllungsgehilfen gemäß 
$ 278 gelten (RG 102, 7). Nach $ 278 muß der Fernſprechteilnehmer dem Deutſchen Reiche für 
eine Verletzung eines Beamten durch Verſchulden eines Angeſtellten des Teilnehmers bei Be⸗ 
nutzung des Fernſprechers auch dann aufkommen, wenn man (entgegen der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts) in der Beziehung zwiſchen dem Deutſchen Reiche und den Teilnehmern am Fern⸗ 
ſprechnetze nicht ein privates, ſondern ein öffentlich⸗rechtliches Verhältnis erblicken wollte (RG 98, 
343). Vgl. ferner RG 79, 104, wo es ſich darum handelte, ob der Fiskus als Betriebsunternehmer 
des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals dem die Durchfahrt nehmenden Schiffer für ein Verſchulden des 
Lotſen (abgeſehen von $ 831, RG 74, 250) auch gemäß $ 278 haftet. In RG Gruch 1912, 912 hat 
der 3. 38 allgemein angenommen, daß der öffentlich-rechtliche Charakter einer Schuldverbindlich⸗ 
keit die Anwendung des $ 278 dann nicht ausſchließe, wenn eine konkrete, beſtehende Ver⸗ 
bindlichkeit gegeben ſei, daß dagegen eine nur der Allgemeinheit gegenüber beſtehende Pflicht 
(die der Gemeinde, für die Sicherheit der Straßen Sorge zu tragen) nicht genüge, weil unter 
dieſen Umſtänden erſt die unerlaubte Handlung eine Grundlage für eine Verpflichtung einer 
beſtimmten Perſon gegenüber ergebe. Neuerdings (NG 112, 290) hat das Reichsgericht grund ⸗ 
ſätzlich ausgeſprochen, daß der Rechtsgedanke des $ 278 auch für öffentlich⸗rechtliche Verhält⸗ 
niſſe zu gelten hat, es ſei denn, daß die Eigenart des Verhältniſſes im Einzelfalle feine Anwendung 
ausſchließe, daß aber ein ſolcher Ausſchlußfall nicht gegeben ift, wenn es ſich um die öffentlich⸗ 
rechtlichen Beziehungen zwiſchen den in Gemeindekrankenhäuſern unentgeltlich behandelten Per⸗ 
ſonen und den Gemeinden handelt. Das RG erklärt in dieſer bedeutſamen Entſcheidung in durch- 
aus zutreffender Würdigung der ſozialen Geſichtspunkte, es hieße den Begriff der Für ſorge in 
fein Gegenteil verkehren, wenn man dieſe Beziehungen nicht in den Herrſchaftsbereich des in $ 278 
enthaltenen Rechtsgrundſatzes fallen laſſen wollte. Damit iſt die in den oben angeführten älteren 
Entſcheidungen vertretene Auffaſſung fachlich aufgegeben. In gleichem Sinne RG 113, 2%; 118, 
43; 120, 163; 130, 97 (Verletzung der von einer Behörde gegenüber Kindern, die auf ihre Ver⸗ 
anlaſſung auf dem Lande untergebracht wurden, übernommenen Aufſichtspflicht durch Hilfsper⸗ 
jonen); 131, 73 (Haftung der Krankenkaſſe für unrichtige Begutachtung durch den Vertrauensarzt); 
131, 279 (Haftung des Krankenkaſſenverbandes für das Verſchulden eines angeftellten Arztes); 
132, 259 (Haftung der Gemeinde für ſchuldhaftes Handeln des Berufsvormundes); vgl. zu dieſen 
Entſcheidungen auch 8 276 A 5. Ferner Nc in ZW 1931, 1458 (Haftung des Kreiskaſſenverbandes 
für den von ihm angeſtellten Arzt als Erfüllungsgehilfen bei öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen); 
ebenſo HAN 1930, 206. Doch ſetzt die entſprechende Anwendung des $ 278 ſtets ein öffentlich” 
rechtliches Vertrags- oder vertragsähnliches Verhältnis voraus; für die außervertragliche 
Haftung kommt die Beſtimmung nicht in Frage; dieſe greift nur Platz, wenn dem geſetzlichen 
Vertreter der Behörde (Ge meindevorſtand) bei der Auswahl oder Beaufſichtigung der von 15 
mit der Erledigung von Amtsgeſchäften beauftragten Hilfsperſon eine ſchuldhafte Amtspflicht⸗ 
verletzung zur Laſt fällt (RG 120, 162; 131, 247). Kein vertragsähnliches Verhältnis zwiche 
dem Schüler einer öffentlichen Volksſchule und der Gemeinde (RG 135, 12); ander? 
im Verhältnis des (vom Staate angeſtellten) Lehrers und der Gemeinde (RG ebenda = 
Durch die Zulaſſung eines Schiffes zur Fahrt durch den Nordoſtſee kanal entſtehen mur öffeutlt a 
rechtliche Beziehungen, und der $ 278 iſt hier daher unanwendbar (R 81, 316). Zwiſchen De 1 
Fiskus, der auf Grund Monopolrechts es gegen Entgelt übernommen hat, auf einem Kanal m 
Schleppkahn zu ſchleppen, und dem Eigentümer des Kahnes befteht ein Vertragsverhicen 
Schleppvertrag); Erfüllungsgehilfe des Fiskus iſt dabei nicht nur der Führer des fiskaliſ Ser 
Schleppdampfers, ſondern auch der Kanalwärter, der für die Sicherheit des Schleppzugs 1 
Hinderniſſen im Kanal zu ſorgen hat (RG 105, 200). St zwiſchen einer Bank, welche 8 
Dritten Kredit geben will, und dem Vorſtande einer ſtädtiſchen Sparkaſſe, ber det 
Abſchluſſe ſolcher Verträge befugt iſt, ein auf Auskunfterteilung fiber die Ordnungsmäß ee 
des Sparbuches eines Dritten gerichteter Vertrag abgeſchloſſen, fo haſtet die Stadtgeme als 
für eine fahrläſſiger Weiſe unrichtig erteilte Auskunft des Sparkaſſenvorſtandes für a 
ihren Erfüllungsgehilfen (RG 131, 246). Über die außervertragliche Haftbarkeit des S 9 U. 1 
und der öffentlichen Körperſchaften für Amtspflichtverletzungen ihrer Beamten vgl. zu $ 8³ 
und RG 131, 247; 135, 112; auch unten A 7. f f Ver⸗ 
4. Der Umfang der Haftung des Schuldners für das Verſchulden ſeines geſetlicheſ gung 
treters oder der Hilfsperſon entſpricht dem der Haftung für eigenes Verſchulden bei Erf 
der Verpflichtung (RG Warn 08 Nr 293; 1910 Nr 434). Da eine Haftung für Sorte 
nur auf Grund einer unerlaubten Handlung ($$ 823, 831) entſteht, jo umfaßt eine Schuldner 
lichkeit aus $ 278 nicht auch die Haftung für Schmerzensgeld (R JW 1911, 3609). Der SAN 275, 
haftet mithin genau ſo weit, als es im Falle eigenen ſchuldhaften Verhaltens zuträfe le Br 
280, 286, 287 Satz 2). Auch hier iſt nur derjenige Grad von Verſchulden zu ven Platz 
für den der Schuldner ſelbſt aufzukommen hätte; zu ſeinen Gunſten greift daher auch $ 1. 8 2 
(RO 65, 20). Die Haftung verwirklicht ſich in der Verpflichtung zum Schadenserſatze Wr 5 
A 2), und gehaftet wird hier ebenfalls auch für poſitive Vertrags verletzungen 
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19; JW 07, 991; 1911, 3606). Der Gehilfe haftet aus dem Vertrage dem Geſchädigten überhaupt 
nicht (RG 67, 182), wohl aber möglicherweiſe neben dem Vertretenen aus außervertraglichem 
Verſchulden (NG Gruch 48, 282). 

5. Abweichend von § 276 Abſ 2 kann dem Schuldner die Haftung ſelbſt wegen Vor⸗ 
Kr feines geſetzlichen Vertreters ſowie des Erfüllungsgehilfen im voraus erlaſſen werden. 
Vgl. § 276 A 5. 

6. Beweislaſt. Der Kläger genügt ſeiner Beweispflicht hinſichtlich des Verſchuldens der 
Hilfsperſon, wenn dieſes aus dem nachgewieſenen Sachverhalte nach dem gewöhnlichen Gange 
der Dinge hervorgeht; Sache des andern iſt es alsdann, die beſonderen entlaſtenden Umſtände 
nachzuweiſen (RG 15. 6. 08 VI 337/07 und Warn 08 Nr 194). 

7. Sonderbeſtimmungen enthalten die 98 31, 86, 89 Abſ 1 hinſichtlich der Haftung juriſtiſcher 
Perſonen für ihre Vertreter. — Vorbehalt für die Landesgeſetze hinſichtlich der Haftung 
des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für das Verſchulden ihrer Beamten 
nach EG Art 77 und der Haftung der Beamten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter 
und Gehilfen nach Art 78. 
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1) ft der geſchuldete Gegenftand nur der Gattung nach beſtimmt, jo hat 
der Schuldner, folange die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt 2), fein Un- 
vermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Verſchulden 
nicht zur Laſt fällt 3) ). 

E 1 287 II 235; M 2 45; P 1314. 

1. Vertretung des Unvermögens bei einer Gattungsſchuld. Aber den Begriff der Gattungs⸗ 
ſchuld vgl. § 243 A 1, 2; über den des Unvermögens $ 275 A 5. Von Anfang an vorhandenes 
Unvermögen dient dem Schuldner niemals als Befreiungsgrund ($ 306 A 2). Nachträglich 
eintretendes Unvermögen, wovon allein der § 279 handelt, befreit den Schuldner nur dann, 
wenn die Leiſtung aus der Gattung überhaupt nicht mehr möglich iſt; andern⸗ 
falls hat er es zu vertreten, auch wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt (RG 
95, 42), Inſofern enthält § 279 eine grundſätzliche Abweichung von § 275 (A 1, 3 daſ.) 

2. Über den Begriff der Unmöglichkeit vgl. 275 A 2. Die Unmöglichkeit des Leiſtens aus 
der Gattung iſt hier regelmäßig im wirtſchaftlichen Sinne (§ 275 A 2 Abſ 2) zu denken. Sie 
tritt daher nicht nur im Falle des Unterganges der ganzen Gattung, ſondern ſchon dann ein, 
wenn die Beſchaffung von Gegenſtänden der Gattung eine fo ſchwierige geworden ift, daß fie 
billigerweiſe ($ 242) dem Schuldner nicht mehr zugemutet werden kann (RG 57, 116; 88, 73; 
97, 10); wenn der Eintritt unvorhergeſehener Umſtände die Beſchaffung der Leiſtung derart 
beeinflußt hat, daß das Erfüllungsverlangen nach § 242 als unbillig oder ungerechtfertigt er⸗ 
ſcheinen muß — clausula rebus sie stantibus vgl. $ 242 A5 —; oder, anders ausgedrückt, 
es kommt darauf an, ob die Ware noch durch Mittel beſchafft werden kann, mit deren Anwendung 
nach Treu und Glauben zu rechnen iſt (RG 88, 174; 107, 156; JW 1919, 499). Vorausſetzung 
iſt regelmäßig, daß ſich noch Ware der zu liefernden Gattung am Markt befindet und einen 
Marktpreis hat; ein Verſchaffen aus den Händen der Verbraucher iſt dem Schuldner nicht 
zuzumuten (RG 107, 156). Ebenſowenig ein Bezug aus dem Auslande ohne alle Rückſicht 
auf den Preis (MG 57, 116; 107, 158; 1 9/19, 12. 4. 19). Die in den Urt RG 88, 172; 92, 322; 
95, 43 noch enthaltenen Einſchränkungen für die Anwendung des $ 242 auf die Verhältniſſe 
des Großhandels find wohl in dieſer Form durch die ſpätere Rechtſprechung in Sachen der clausula 
nicht mehr aufrechterhalten. Bei einer Fixſchuld iſt Unmöglichkeit der Leiſtung aus der Gattung 
ſchon angenommen worden, wenn es nur unmöglich geworden iſt, die an ſich vorhandenen Waren 
dieſer Gattung innerhalb der Leiſtungsfriſt an den Beſtimmungsort zu ſchaffen (RG SeuffA 57 
Nr 236). Liegt eine beſchränkte Gattungsſchuld vor ($ 243 A 2), jo kommt es nur auf die 
Lieferungs möglichkeit aus der beſchränkten Gattung (z. B. aus Holland einzuführende Ware, 
Ach 97, 10) an. Das Vorliegen einer reinen Gattungsſchuld wird aber nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Parteien bei Vertragsſchluß erwartet haben, es werde dem Lieferungspflichtigen Ware 
aus einer beſtimmten Quelle zur Verfügung ſtehen (RG Warn 1924 Nr 137). Auch durch die 
Klauſel: „Lie ferungsmöglichkeit vorbehalten“ wird der Leiſtungspflichtige nicht be- 
rechtigt, ſich um deswillen vom Vertrage loszuſagen, weil der Lieferant, bei dem er ſich ein⸗ 
gedeckt hatte, ihm die Ware nicht geliefert hat, ſofern ihm die Beſchaffung aus andern Quellen 
möglich iſt (& Warn a. a. O.). — Doch kommt die wirtſchaftliche Unmöglichkeit dem Schuldner 
nicht zuſtatten, wenn er ſie unter einem beſonderen Geſichtspunkte zu vertreten, ins⸗ 
beſondere wenn er das Riſiko der Lieferbarkeit übernommen hat; ob das der Fall, 
iſt Tatfrage (RG 107, 158). Durch das Vorliegen einer Gattungsſchuld iſt der Schuldner nicht 
gehindert, den Eintritt der kataſtrophalen Geldentwertung nach Aufwertungsgrundſätzen 
(ogl. $ 242 A 5) geltend zu machen (RG 107, 159). Eine deutſche Bank, deren engliſche Filiale 


490 Recht der Schuldverhältniſſe Inhalt der Schuldverhältniſſe 


während des Weltkrieges die Zahlung für engliſche Akzepte, die ihr von einem Schuldner zur 
Sicherheit übergeben waren, erlangt hat, iſt als Gattungsſchuldnerin verpflichtet, nach 
Tilgung der Schuld den als Zahlung erhaltenen Pfundbetrag an den bisherigen Schuldner heraus⸗ 
zuzahlen, obwohl ſpater das Vermögen der engliſchen Filiale beſchlagnahmt und eingezogen 
worden iſt (RG 116, 332); anders in den durch die reichsgerichtlichen Urteile vom 17. 10. 30 
(Nie meyers Zeitſchrift 43, 379) und vom 7. 7. 31 (Bankarchiv 31, 42) entſchiedenen Fällen; vgl. 
auch zu § 281 A 1. Für Schulden, die in ausländiſcher Währung effektiv zahlbar find 
($ 244 Abſ 1 Halbſ 2), ift eine zeitweilige Unmöglichkeit der Leiſtung aus der beſchränkten 
Gattung (§ 275 A 3) durch die Erklärung der Reichsbank über die Transferunterbrechung ein⸗ 
1 die dadurch entſtandene Rechtslage iſt durch das Geſetz vom 9. 6. 33 geregelt, vgl. zu 
2a. 

3. Iſt Inhalt des Schuldverſprechens, dem Gläubiger durch Aufwendung von Geld- 
mitteln eine beſtimmte Sache zu verſchaffen, fo findet $ 279 entſprechende Anwendung; 
denn der ihm zugrunde liegende Gedanke läßt eine erweiterte Anwendung zu auf ſolche Fälle, 
in denen der Schuldner lediglich ſubjektiv unvermögend iſt, die zur Beſchaffung der Leiſtung 
erforderlichen Geldmittel aufzuwenden; dieſes Unvermögen ſoll ihn von der Leiſtungspflicht 
nicht befreien (RG Warn 1915 Nr 278; RG 75, 335; 106, 181; 5. 4. 19 V 337/18; 20. 6. 19 VII 
87/19). Der Schuldner kann ſich deshalb auch nicht darauf berufen, daß er ohne fein Ver⸗ 
ſchulden nicht mehr die Mittel zur Beſchaffung der Ware habe (RG 75, 335; JW 1911, 361°; 
1912, 138˙2; Warn 1919 Nr 194). Gerat er wegen Mangels der Mittel in Verzug, fo haftet er 
auch für die Verzugsfolgen ($ 286); doch ift dabei zu beachten, daß der Verzug ein Verſchulden 
erfordert; vgl. 9 285 A 1. Gleiches gilt bei poſitiver Vertragsverletzung; vgl. $ 276 A 6.— $ 279 
kann keine Anwendung finden, wenn der Schuldner zu beweiſen vermag, daß er durch wider- 
rechtliche Maßnahmen des Gläubigers (etwa Arreſte) unvermögend geworden ſei, denn 
hier ſtützt ſich der Schuldner auf das Verſchulden des Gläubigers als die Urſache des Unvermögens 
(RG 97, 10; Warn 1919 Nr 161). Er iſt auch nicht anwendbar auf den Fall des $ 245 BORD, 
insbeſondere wenn Zahlung in Reichsgoldmünzen bedungen ift, die nicht mehr in Umlauf find; 
vielmehr wird ſolche Schuld zu einer gewöhnlichen Geldſchuld (RG 103, 388; vgl. zu 9 245 A2). 

4. Über den Einfluß nachträglicher objektiver Unmöglichkeit bei Gattungsſchulden 
vgl. 8 243 A 1, über ihre Vorausſetzungen § 275 A 3 u. 2. Über den Einfluß der Umwandlung 
der Gattungsſchuld in eine Speziesſchuld gemäß § 243 Abſ 2 vgl. daſ. A 3. 
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Soweit die Leiſtung infolge eines von dem Schuldner zu vertretenden 
Umſtandes unmöglich wird, hat der Schuldner dem Gläubiger den durch die 
Nichterfüllung entſtehenden Schaden zu erſetzen !). 

Im Falle teilweiſer Unmöglichkeit kann der Gläubiger unter Ablehnung 
des noch möglichen Teiles der Leiſtung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
der ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn die teilweiſe Erfüllung für ihn 
kein Intereſſe hat:). Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden 
Vorſchriften der 88 346 bis 356 finden entſprechende Anwendung 5) 5. 

E 1 240, 242 II 236; M 2 40; P I 317. 

1. Der für die nachträgliche Unmöglichkeit ($ 275 A 3) gemäß 88 276—279, 286 vertretung. 
pflichtige Schuldner iſt zum Schadenserſatze verpflichtet, ſoweit die Wirkung der Unmöglichkeit 
reicht ($ 275 A 4). Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich auch auf die Haftung wegen Unvermögen 
(Prot 1, 321). Darüber, daß der Anſpruch auch in dieſem Falle grundſätzlich nur noch auf Schabane 
erſatz gehen kann, vgl. $ 275 A 1 a. E. Aber es kann auf die geſchuldete Leiſtung jo lange getan, 
werden, als nicht bereits feſtſteht, daß die Leiſtung unmöglich geworden iſt (RG 54, 33; 88, ch 
JW 1911, 80716). — Der Anſpruch des Gläubigers umfaßt den geſamten Schaden, der ihm 7 
die vereitelte und ausbleibende Erfüllung entfteht (vgl. dazu die Vorbem 4 vor $ 249). Er la en 
alſo verlangen, vermögensrechtlich jo geftellt zu werden, wie er im Falle der Erfüllung geſtand f 
hätte, während der Vertrauensſchaden (das negative Intereſſe) hier nicht in Betracht 1 
Bei gegenſeitigen Verträgen regelt ſich der Schadenserſatz nach den Grundſätzen der Different 1 
theotie im Sinne der 89 325, 326, vgl $ 325 A 1a (Mb 96, 20). Bei Sachen, die regnen 
Handelsware find, geht auch der Schadenserſatzanſpruch aus $ 280 in erſter Linie auf en 
einer gleichen Menge derſelben Sachen (MG 106, 88). Im übrigen aber geht der Schanz f 8 
anſpruch im Falle des § 280 nur auf Gelderſatz ($ 251), da die Naturalherſtellung ge mäß 
durch die eingetretene Unmöglichkeit der Leiſtung ausgeſchloſſen iſt (R& 107, 17). eine 
2. Sonderregelung des Falles teilweiſer Unmöglichkeit unter der Vorausſetzung, daß 966). 
Teilerfüllung überhaupt möglich und auch noch möglich ift (vgl. U 4 bei $ 275 und A 1 bet 3 und 
Der Gläubiger ift an ſich zur Annahme der noch möglich gebliebenen Leiſtung verpflichte 


Verpflichtung zur Leiſtung 88 279—281 491 


anderſeits Schadenserſatz zu fordern nur ſo weit berechtigt, als die Unmöglichkeit reicht (A 1). 
Es iſt ihm jedoch die beſondere Befugnis verliehen, auch die Annahme der an ſich möglichen 
Teilleiſtung aus dem Grunde mangelnden Intereſſes an ihr abzulehnen und 
Schadenserſatz in dem Umfange zu verlangen, als wäre die ganze Forderung unerfüllbar ge⸗ 
worden. Die Vorausſetzung des mangelnden Intereſſes iſt nach den ie Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere mit Rückſicht auf den Leiſtungszweck zu beurteilen. Das loße Belieben 
des Gläubigers iſt dagegen nicht entſcheidend. Soweit der Glaubiger durch ſchon erfolgte An⸗ 
nahme einer Teilleiſtung in dieſem Umfange bereits befriedigt worden wäre, könnte er 
ſich nachträglich auf die Beſtimmung des Satz 1 nicht mehr berufen, falls er ſich gegen dieſe Folge 
nicht durch einen bei Annahme der Teilleiſtung erklärten Vorbehalt geſchützt hätte. Indeſſen 
gemäß Abſ 2 Satz 2 (vgl. A 3) iſt er doch bei nachträglichem Eintritte einer vom Schuldner zu 
vertretenden Unmöglichkeit des noch ausſtehenden Teiles der Leiſtung zur Rückgabe der bereits 
empfangenen Teilleiſtung und daraufhin zur Geltendmachung des geſamten Schadens wegen 
Nichterfüllung berechtigt, ſofern er infolgedeſſen an der erfolgten teilweiſen Erfüllung erweislich 
kein Intereſſe mehr hat. Bei gegenſeitigen Verträgen greifen die $$ 325, 326 Platz. 

3. In entſprechender Anwendung der Vorſchriften für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
erfolgt die Ausübung der Befugnis des Gläubigers aus $ 280 Abſ 2 Satz 1 durch Erklärung gegen- 
über dem andern Teile, die empfangsbedürftig ($$ 130—132) und nach Zugang bindend ift; 
beide Teile haben ſich das bereits Empfangene zurückzugewähren, wie wenn der Rücktritt er⸗ 
folgt wäre ($ 286 A 3). Das Nähere bei $$ 346ff. 

4. Über die Beweislaſt ſ. 9 282. 
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Erlangt der Schuldner infolge des Umſtandes, welcher die Leiſtung unmöglich 
macht, für den geſchuldeten Gegenſtand ?) einen Erſatz oder einen Erſatzanſpruch, 
jo kann der Gläubiger Herausgabe des als Erſatz Empfangenen oder Abtretung 
des Erſatzanſpruchs verlangen !). 

Hat der Gläubiger Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo 
mindert ſich, wenn er von dem im Abf 1 beſtimmten Nechte Gebrauch macht, 
die ihm zu leiſtende Entſchädigung um den Wert des erlangten Erſatzes oder 
Erſatzanſpruchs 5). 

E 1 138 II 237; M 2 46; P 1 317, 683. 


1. Anſpruch des Gläubigers auf Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatz⸗ 
anſpruchs, den der Schuldner für denjenigen geſchuldeten Gegenſtand erlangt hat, deſſen Leiſtung 
nachträglich unmöglich geworden iſt. Unter „Erſatz“ iſt ein von dem Schuldner erlangtes Eigen⸗ 
tum oder ſonſtiges dingliches Recht, auch der Beſitz, unter „Erſatzanſpruch“ ein von ihm er⸗ 
langter Anſpruch (vgl. $ 194 A 1) gegen einen Dritten zu verſtehen. Der Erſatz iſt „heraus 
zugeben“, ſei es in Natur oder, falls es ſich um Geld oder andere vertretbare Sachen handelt 
und die Herausgabe in Natur wegen Vermiſchung nicht möglich iſt, durch Erſatz des Wertes, 
entſprechend § 818 Abſ 2. Der Erſatzanſpruch gegen den Dritten iſt abzutrete n. Es findet ſo⸗ 
nach nicht, wie in andern Fallen nach BGB (88 1370, 1381, 1382, 1440, 774) ein unmittelbarer 
dinglicher Eintritt des vom Schuldner Erlangten in das Vermögen des Gläubigers (Surrogation) 
ftatt, ſondern es wird nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch des Gläubigers gegen den Schuldner 
auf Herausgabe bzw. Abtretung begründet (RG 94, 23; 105, 87; JW 1919, 1867; R6 6. 10. 22 
ul 691/21). — Der Anſpruch auf die Herausgabe oder Abtretung beſteht ohne Rückſicht darauf, 
ob der Schuldner die nachträgliche Unmöglichkeit zu vertreten hat oder nicht, lediglich auf Grund 
des urſprünglichen Schuldverhältniſſes (5 275 A J), alſo ſelbſt dann, wenn der Gläubiger die 
nachträgliche Unmöglichkeit verſchuldet und zu vertreten hat; denn der Erſatz tritt an die Stelle 
der unmöglich gewordenen Leiſtung und dient nur zur Verhinderung einer ungerechtfertigten 
Bereicherung des Schuldners (RG Warn 1918 Nr 160; RG 111, 303). Der Vorſchrift liegt (wie 
dem Bereicherungsanſpruche, vgl. Vorbem 1 vor $ 812) der Rechtsgedanke des Ausgleichs einer 
durch das formale Recht eingetretenen, materiell und wirtſchaftlich unberechtigten Verſchiebung 
von Vermögenswerten zugrunde (RG 120, 297, 348). Als „erlangt“ kann daher nur die end⸗ 
gültig ſtattgehabte Bereicherung (vgl. zu 98 812 A 1, 818 A 7) gelten. In dem in RG 120, 297 
entſchiedenen Falle (vgl. zu $ 275 A 2) brauchte deshalb die zur Lieferung der in ausländiſchem 
Depot gelegenen und während des Krieges dort zwangsweiſe verſteigerten Wertpapiere ver⸗ 
pflichtete Bank nicht den ihr von der ausländiſchen Depotbank gutgeſchriebenen Pfundbetrag, 
ſondern nur dasjenige herauszugeben, was ſie in dem durch den Verſailler Vertrag vorgeſehenen 
Ausgleichsverfahren ſchließlich von dem Verſteigerungserlöſe erhalten hatte. Dieſe Auffaſſung 
iſt in RG 120, 347 beſtätigt und weiter begründet worden; R& 112, 81 und 116, 330 ſtehen, wie 
dort dargelegt iſt, nicht entgegen. Jedoch ſetzt der Anſpruch aus $ 281 nicht (wie bei Bereicherungs⸗ 
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anſprüchen nach $ 812 die Regel, für den Sonderfall des § 816 aber beſtritten iſt, vgl. einerſeits 
RG 88, 359 und in dieſem Kommentar zu $ 816 A 2, andererſeits das in RG 138, 47 verzeichnete 
Schrifttum) ein Erlangen „auf Koſten des Gläubigers“ voraus; der Gläubiger kann daher 
den geſamten Erlös herausverlangen, den der Schuldner aus dem Gegenſtande erlangt hat, 
auch wenn der Gläubiger ſelbſt einen Erlös in dieſer Höhe nicht hätte erzielen können (RG 138, 45). 
— Vorausſetzung iſt aber ſtets, daß der Schuldner den Erſatz oder den Erſatzanſpruch infolge 
des Umſtandes erlangt hat, durch den die Unmöglichkeit herbeigeführt worden iſt. Beiſpiels⸗ 
weiſe Erſatzanſpruch gegen einen Dritten, der die dem Gläubiger geſchuldete Sache zerſtört hat. 
Oder der Anſpruch auf eine Verſicherungsſumme (MG 89, 38). Oder es wird der Verkäufer 
durch obrigkeitliche Anordnung genötigt, die dem Kaufer geſchuldete Sache an einen Dritten 
zu verkaufen, und er erzielt dabei einen Mehrerlös, auf dieſen hat der erſte Käufer dann An⸗ 
ſpruch (RG 91, 260). Keineswegs iſt aber Vorausſetzung, daß der Erfah oder Erſatzanſpruch 
unmittelbar durch das nämliche Ereignis und lediglich durch dieſes erlangt worden iſt, das die 
Leiſtung unmöglich gemacht hat. Vielmehr ift, wie bei der Vorteilsausgleichung — vgl. Vorbem 5 
vor $ 249 — nur ein adäquater Zuſammenhang erforderlich (RG 102, 205), der auch durch Ver 
mittlung anderer Ereigniſſe hergeſtellt ſein kann, die ſich aus dem natürlichen und erfahrung 
gemäßen Laufe der Dinge ergeben haben. Daher iſt die Anwendung des $ 281 auch dann nicht 
ausgeſchloſſen, wenn der Schuldner die geſchuldete Sache freiwillig anderweit verkauft Hat; 
auch eine ſolche Handlung des Schuldners iſt ein „Umſtand“, der die Unmöglichkeit herbeigeführt 
hat (RG 105, 89), und dieſer urſächliche Zuſammenhang erſtreckt ſich auch auf den durch die eigene 
Tätigkeit des Schuldners erzielten beſonders günſtigen Mehrerlös (vgl. oben; a. M. anſcheinend 
RG 91, 263 mit Billigung der vorigen Auflage dieſes Komm.). — Beftritten iſt, ob die Vor / 
ſchrift des § 281 über das Gebiet der Schuldverhältniſſe hinaus auch auf dingliche Anſprüche, 
namentlich auf den Anſpruch des Eigentümers einer geſtohlenen Sache gegen den gutgläubigen 
Beſitzer auf Herausgabe nach $ 985, angewendet werden kann. Der (ehemalige) VI. 38 des 
RO hat in RG 105, 88 die Frage bejaht; den gegen dieſe Entſcheidung namentlich vom OG 
Hamburg in mehreren Urteilen erhobenen Bedenken hat ſich der IV. ZS in RG 115, 31 er 
geſchloſſen und iſt zur Verneinung der Anwendbarkeit gelangt. Er hat dabei wohl zutreffen 
erwogen, daß § 281 auf dem Gedanken eines Fortbeſtehens des Schuldverhältniſſes an ſich trotz 
eingetretener Unmöglichkeit der Leiſtung, wenn auch mit veränderter Richtung und Wirkung, 
beruhe, während der dingliche Herausgabe anſpruch als ſolcher gegen den Beſitzer an den Beſit 
als weſentliche Vorausſetzung geknitpft it und ohne weiteres in jeder Richtung erliſcht, 5 
dieſer den Ka verliert. Ebenſo R& im Recht 1929 Nr 2349; HRR 1930, 281. — Dagegen ha 
3. B. der Bankier, der ihm anvertraute Wertpapiere veräußert hat, auch abgeſehen von einem 
ihn treffenden Verſchulden, wegen des beſtehenden Schuldverhältniſſes ſchon aus $ 281 den 
erzielten Erlös dem Eigentümer herauszugeben, unbeſchadet der etwa im Falle ſchuldhaften 
Handelns ihn treffenden Schadenserſatzpflicht aus dem Vertrage und der unerlaubten Handlung. 
Der Zedent, der nach der Abtretung von dem Schuldner in wirkſamer Weiſe ($ 407) bie Er 
füllung entgegengenommen hat, hat, auch wenn ihn dabei kein Verſchulden trifft, das Erhaltene 
auf Grund des $ 281 dem Zeſſionar, zu dem er auf Grund des Abtretungsvertrags auch na { 
vollzogener Abtretung noch in einem Schuldverhältniſſe ſteht, herauszugeben; dieſer iſt nich 
auf einen Gelderſatzanſpruch beſchränkt (NG JW 1926, 9812). 5 81 
2. Da ein „geſchuldeter“ Gegenſtand nur ein beſtimmter Gegenſtand fein kann, fo iſt $ 19 
nur bei einer Speziesſchuld anwendbar (RG 88, 288); bei einer Gattungsſchuld erſt nach urch 
getretener Konkretiſierung, R Warn 1918 Nr 160; nicht aber, wenn die Konkretiſierung dur 5 
Ablehnung der angebotenen Ware und Zuſtimmung des Verkäufers zu dieſer Ablehnung 1 
rückgängig gemacht war (RG 108, 187); anwendbar auch bei fog. „beſchränkten Gattungsjchulbe . 
(R6 ZW 1917, 9685; Gruch 61, 626), ſofern in Wirklichkeit, wie 3. B. beim Verkaufe der „gelte, 1 
eigenen Erzeugniſſe“ oder der „zunächſt zu fördernden 35 Tonnen Wolframerz“ (R 92, ar 
91, 260) eine Speziesſchuld vorliegt. Aber auch ſonſt hat bei Gattungsſchulden § 281 Anmen di 0 
zu finden, wenn die eingetretene Unmöglichkeit, z. B. durch behördliches Verbot oder Di 
nahme ſich auf die gefamte Gattung oder auf den geſamten Vorrat, aus denen zu liefern 5 or 
erſtreckt hat und hierfür ein Erſatz erlangt iſt (RG 93, 143; 95, 23; Warn 1921 Nr 41). — in 
jenige Gegenſtand, für den der Schuldner Erſatz erhält, muß der gerade geſchuldete iche 
Das träfe beiſpielsweiſe nicht zu, wenn ſich der Schuldner zur Herſtellung einer Sache verpfli are; 
hätte, und ihm der Rohſtoff, den er hierzu zu verwenden hatte, gegen Entgelt enteignet 5 der 
oder wenn ſämtliche zur Gattung gehörigen Sachen in Beſchlag genommen wären unt für 
Schuldner alsdann aus den beſchlagnahmten Sachen andere Gegenſtände hergeſtellt n der 
dieſe ein Entgelt erhalten hätte; wohl aber — und $ 281 ift deshalb anwendbar — w = Un⸗ 
von vornherein ins Auge gefaßte beſtimmte Leiſtungsgegenſtand zur Zeit des Eintritts de Kalb 
möglichkeit noch nicht entſtanden war, z. B. ein von einer beſtimmten Kuh zu werfen ger 
(R6 92 S. 372, 373). Zur Anwendbarkeit des $ 281 gehört es weiter, daß die me m, 
wordene Leiſtung noch geſchuldet geblieben war, und daher iſt für die Regel kein au 
wenn etwa die Leiſtungspflicht wegen Ausfalls einer Bedingung fortgefallen war, mag 
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der Verpflichtete dieſerhalb ſonſt einen Vorteil erlangt haben (RG 15. 11. 13 V 249/13). — 
Unanwendbar iſt § 281, wo nicht ein Gegenſtand, ſondern die Herſtellung eines Werkes 
geſchuldet iſt (RG 97, 90). 

8. Hat der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten und haftet er demgemäß dem Gläubiger 
nach $ 280 auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, jo würde der Gläubiger, wenn er außer 
dem Schadenserſatz ungeſchmälert auch die Herausgabe der Erfagleiftung (A 1) verlangen dürfte, 
eine ungerechtfertigte Bereicherung erfahren. Daher die Beſtimmung des Abſ 2, daß der Gläubiger, 
falls er von den beiden Anſprüchen — auf Herausgabe und auf Schadenserſatz — Gebrauch 
macht, von dem Betrage der Schadenserſatzforderung den Wert des bereits erlangten 
Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs abzurechnen hat. Inſoweit mindert ſich der Schadens⸗ 
erſatzbetrag von ſelbſt (mithin kein Fall der Aufrechnung), ähnlich wie bei der Vorteilsausgleichung 
(RG 74, 199). Vgl. Vorbem 5 vor 9 249. Der Gläubiger, der auf Herausgabe oder Abtretung 
des Erſatzes bzw. Erſatzanſpruchs geklagt hat, kann davon abgehen und auf ſeinen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch zurückgreifen, auch noch nach ergangenem Urteile, jedenfalls ſo lange, als nicht 
die Herausgabe uſw. vom Schuldner angeboten iſt (RG 108, 187). Der Schuldner kann den 
Gläubiger nicht auf ſeine Abtretungsbereitſchaft verweiſen, um ſich dem Schadenserſatzanſpruche 
zu entziehen (RG 101, 155). 


8 282 

Iſt ſtreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiſtung die Folge eines von dem 
Schuldner zu vertretenden Umſtandes ift, fo trifft die Beweislaſt den Schuldner !). 

E 1 239 II 238; M 2 47; P1317. 

1. Beweislaſt. Vgl. die Ausführung zu 9275 A 6, ferner zu § 283 A 1. Die Vorſchrift des $ 282 
hat den Fall vor Augen, daß die geſchuldete Leiſtung unmöglich geworden iſt, ſetzt dieſe Tat⸗ 
ſache als gegeben voraus und will nur noch die Frage entſcheiden, wen die Beweislaſt hinſicht⸗ 
lich der Frage trifft, ob die Unmöglichkeit die Folge eines von dem Schuldner zu vertretenden 
Umſtandes iſt. Dabei macht das Geſetz keinen Unterſchied, ob der Schuldner gegenüber der 
Leiſtungsklage des Gläubigers behauptet, daß die Leiſtung unmöglich geworden ſei durch 
einen von ihm nicht zu vertretenden Umſtand ($ 275) oder ob er gegenüber der auf die Behauptung 
einer von dem Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit geſtützten Schadenserſatzklage des 
Gläubigers einwendet, daß die Unmöglichkeit durch einen von ihm nicht zu vertretenden Um⸗ 
ſtand eingetreten ſei ($ 280). Auch im letzteren Falle legt ihm die Sondervorſchrift des $ 282 
die Beweislaſt auf. Da das Geſetz nicht unterſcheidet, darf auch durch die Rechtſprechung ohne 
hinreichende Gründe, die nicht erſichtlich find, eine ſolche Unterſcheidung nicht in das Geſetz hinein⸗ 
getragen werden, zumal auch die Motive (2, 47) keinen Anhalt für eine dahingehende Abſicht 
des Geſetzgebers bieten. Auf dieſem Standpunkte ſteht erſichtlich auch das RG in den Urteilen 
R 63, 68 und 101, 152, da es ſich in beiden Fallen um Schadenserſatzklagen des Gläubigers 
handelte. Wie hier, Planck⸗Siber Erl. 2a; a. A. die 5. Auflage. Auch im Falle des $ 282 iſt jedoch 
dem Schuldner kein zwingender Verurſachungsbeweis (vgl. Vorbem 3 vor $ 240 zu⸗ 
zumuten und daher auch nicht ein unbedingter Nachweis gerade des Umſtandes, der eine unverſchul⸗ 
dete Unmöglichkeit herbeigeführt haben ſoll, zu verlangen. Der Beweis wird vielmehr oftmals ſchon 
dann als erbracht anzuſehen ſein, wenn der Schuldner nur wahrſcheinlich macht, wie die Un⸗ 
möglichkeit eingetreten ſein könne, ſofern dieſer Annahme entgegenſtehende Umſtände nicht 
bekannt find (M 2 S. 47, 48). So genügt ein Beamter, der wegen Abhandenkommens einer 
in feiner Verwahrung befindlichen Sache in Anſpruch genommen wird, feiner Entlaſtungspflicht 
regelmäßig ſchon durch den Nachweis, daß der Schaden auf die eine oder die andere Weiſe, die 
er nicht zu vertreten hat, entſtanden ſein könne, es ſei denn, daß feine Unzuverläſſigkeit im all 
gemeinen dargetan wäre (NG 74, 342). Ein Vermieter, dem der wegen Mieterückſtänden des 
Mietbeſitzes entſetzte Mieter für den Mietausfall haftet, hat die Pflicht, nach Möglichkeit für ander ⸗ 
weite Vermietung zu ſorgen und iſt gemäß § 282 beweispflichtig dafür, daß ihm die anderweite 
Vermietung infolge nicht von ihm zu vertretender Umſtände nicht möglich war (NG JW ö 1911, 
4007). — Keine Anwendung kann $ 282 (wie in RG 128, 123 unterſtellt zu fein ſcheint) auf den 
Schadenserſatzanſpruch gegen einen Arzt wegen Verletzung bei einer Operation oder 
ſonſtigen Behandlung finden, da es ſich dabei nicht um ein Unmöglichwerden der Leiſtung handelt 
es liegt kein Werkvertrag, ſondern lediglich ein Dienſtvertrag vor), ſondern um mangelhafte 
Erfüllung der Leiſtungspflicht; daher können hier nur die Grundſätze von dem prima faciı Beweis 
in Frage kommen; vgl. Vorbem 3 vor § 249 und A 4d zu $ 276. Auf freier Beweiswürdigung 
(prima facie-Beweis) beruht es auch, daß bei einer auf eine polizeiliche Anordnung gegründeten 
Unmöglichkeit von dem Gläubiger der Nachweis verlangt worden iſt, daß der Eintritt der 
Unmöglichkeit durch Erſchöpfung des Inſtanzenzuges hätte abgewendet werden können (RG 
JW 1911, 9415). — Der Beweis iſt dahin zu führen, daß weder den Schuldner ſelbſt noch eine 
Perſon, deren er ſich als Erfüllungsgehilfe (§ 278) bedient hat, ein Verſchulden trifft (RG 101, 
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153). — Die Beſtimmung gilt auch dann, wenn es ſich darum handelt, ob dem Schuldner, der 
nicht vollſtändig erfüllt hat, die vollſtändige Erfüllung unmöglich war (RG Seuff 58 Nr 160, 
betreffend nachträgliche Verſchlechterung der Kaufſache). Vgl. RG JW 08, 4785. Auch der Kaſſen⸗ 
beamte haftet für den Beſtand der Kaſſe, wofern er nicht nachweiſt, daß ein nachgewieſener Fehl⸗ 
betrag von ihm nicht verurſacht ſei (RG ZW 08, 4111). — Verſchieden von der Frage des $ 282, 
ob der in Frage ſtehende Umſtand die Unmöglichkeit herbeigeführt hat, iſt die Frage, ob der 
Schuldner dieſen Umſtand zu vertreten hat; das hierfür in der Regel erforderliche 
ſchuldhafte Verhalten des Schuldners ($ 276 A 1) hat der Gläubiger nach allgemeinen Grund⸗ 
ſatzen zur Begründung eines Schadenserſatzanſpruchs aus $ 280 zu beweiſen. Der Rechtsge⸗ 
danke des § 282 iſt auch anwendbar auf den Anſpruch des Niederlegers von Zollgut in 
emer Zollniederlage im Falle der Unmöglichkeit einer Herausgabe des Zollguts gemäß § 102 V3, 
ungeachtet der die Beweislaſt anders regelnden Beſtimmung der Zollhofordnung (Rh 115, 423). 


9 283 


) Iſt der Schuldner rechtskräftig verurteilt, ſo kann der Gläubiger ihm 
zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung be- 
ſtimmen, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ab- 
lehne). Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen ), ſoweit nicht die Leiſtung rechtzeitig bewirkt 
wird !); der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgeſchloſſen !) 32), Die Verpflichtung 
zum Schadenserſatze tritt nicht ein, wenn die Leiſtung infolge eines Umſtandes 
unmöglich wird, den der Schuldner nicht zu vertreten hat SH : 

Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt nur teilweiſe nicht bewirkt, 
fo ſteht dem Gläubiger auch das im § 280 Abf 2 beſtimmte Necht zu 4) 5). 

E I 234 II 239; M 2 63; P 1 321. 

1. Anſpruch auf Schadengserſatz im Falle zu unterſtellender Unmöglichkeit. Iſt der Schuldner 
auch bereits rechtskräftig zur Leiſtung verurteilt worden, ſo kann der Glaubiger grund · 
ſätzlich doch noch von dem Leiſtungsanſpruche auf den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung übergehen, wenn er nämlich nachzuweiſen vermag, daß die Leiſtung infolge eines 
vom Schuldner zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworden iſt ($ 280). Er braucht es in 
dieſem Falle nicht erſt auf den Verſuch zur Durchführung des Erfüllungsanſpruchs im Voll 
ſtreckungsverfahren ankommen zu laſſen (RG Warn 1912 Nr 375). Ob die Unmöglichkeit vor 
der Verurteilung des Schuldners oder nach dieſem Zeitpunkte eintrat, iſt hierfür übrigens grund 
ſätzlich gleichgültig. Anderſeits kann aus einem vor der Verurteilung vorgefallenen Exeigniſſe 
der bereits verurteilte Schuldner den Einwand der nachträglichen Unmöglichkeit gemäß dem 
prozeſſualen Grundſatze des § 767 ZPO nicht mehr entnehmen (RG 107, 19). Der 9 283 gibt 
nun aber — worin ſeine hauptſächliche Bedeutung liegt — dem Gläubiger, der bereits ein rechts 
kraftiges Leiſtungsurteil erlangt hat, in der Friſtſetzung noch ein Mittel an die Hand, von dem 
Leiſtungsanſpruche auf den Schadenserſatzanſpruch auch ganz ohne Rückſicht darauf über! 
zugehen, ob die Leiſtung wirklich unmöglich geworden ift oder ob fie noch mög“ 
lich iſt. Leiſtet nämlich der Schuldner nach feiner rechtskräftigen Verurteilung innerhalb der 
ihm geſetzten, angemeſſenen Friſt nicht, ſo braucht der Gläubiger es überhaupt nicht mehr auf 
die Vollſtreckungsmöglichkeit des Urteils ankommen zu laſſen; vielmehr iſt die Sache alsdann 
ohne weiteres ſo anzuſehen und zu behandeln, als wäre die Leiſtung nachträglich Ian 
ſächlich unmöglich geworden. Gemäß $ 283 Abſ 1 Satz 2 kann der Gläubiger jetzt ſofor 
die Klage auf Schadenserſatz erheben. Hinſichtlich einer bereits vor dem Erlaſſe des Urteils ein 
getretenen (nachträglichen) Unmöglichkeit greift im übrigen zuungunſten des Schuldners 5 
hier die Beſtimmung des $ 767 Abſ 2 ZPO Platz und der Schuldner kann deshalb gegen z 
der Schadenserſatzklage nicht mehr einwenden, daß er durch ein vorher eingetretenes, von 0 
nicht zu vertretendes Ereignis befreit worden ſei (RG 96, 21; JW 1913, 8314; RG 107, 1 hi 
Kann anderſeits aber der Schuldner beweiſen, daß die Leiſtung erſt nachträglich, alſo erſt 1555 
Erlaß des Urteils infolge von ihm nicht zu vertretender Umſtände — gleichgültig ob vor od 1 
nach der Friſtſetzung — unmöglich geworden iſt, dann wird er auch jetzt noch frei, krotz der 1 5 
ſetzung (Abſ 1 Satz 3). Die bis zum Ablaufe der Friſt angebotene Leiſtung muß och 
Gläubiger, um nicht in Annahmeverzug zu kommen, annehmen, gleichviel ob er an ihr 9 5 
Intereſſe hat oder nicht. Den Anſpruch auf die geſchuldete Leiſtung ſelbſt kann uch 
Gläubiger nach der Friſtſetzung keinesfalls mehr geltend machen, da er ihn durch den Gebra 
dieſes Rechtsbehelfs ſchlechthin verwirkt. die 

Die Regeln des $ 283 find anwendbar bei allen Schuldverhältniſſen, auch bei eee 215 
aus dinglichen Verhältniſſen erft erwachſen find, wie insbeſondee wegen Verletzung des Eig 


Verpflichtung zur Leiſtung $$ 282, 283 495 


tums (vgl, Vorbem 2 vor § 241); alſo auch dann, wenn der Beſitzer infolge einer Eigentums⸗ 
klage gemäß § 985 zur Herausgabe der Sache rechtskräftig verurteilt worden iſt (RG Warn 1912 
Nr 375). Unan wendbar iſt $ 283 dagegen, wenn die Frage der Unmöglichkeit überhaupt keine 
Rolle ſpielen kann. Daher auch bei Verurteilungen zur Abgabe von Willenserklärungen. Denn 
iſt jemand zur Abgabe einer Willenserklärung bereits rechtskräftig verurteilt worden, dann iſt 
ſchon damit die von ihm geſchuldete Leiſtung bewirkt, und für die Anwendung des $ 283 beſteht 
ſonach kein Raum mehr (RG 76, 409). 

2. Über den Rechtsbehelf der Friſtſetzung vgl. 8 250 A 1 u. 2. Gemäß § 259 30 kann, 
falls die Beſorgnis gerechtfertigt iſt, daß der Schuldner ſich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen 
wird, ſchon bei Erhebung der Leiſtungsklage beantragt werden, dem Schuldner durch das Urteil 
eine Friſt im Sinne des § 283 für den Fall der Nichtleiſtung zu beſtimmen (RG 109, 236). — Der 
Friſtſetzung bedarf es überhaupt nicht, wenn der verurteilte Schuldner erklärt, oder bereits im 
Vorprozeſſe erklärt hatte, nicht leiſten zu können; vielmehr kann alsdann der Gläubiger ohne 
weiteres und ohne das Vollſtreckungsverfahren verſucht zu haben, Schadenserſatz fordern (RG 
JW 03, 2906, RG 69, 357; 96, 20; Warn 1912 Nr 375; 1920 Nr 7; Gruch 64, 99; RG 109, 236). 
Einer Friſtſetzung bedarf es auch nicht mehr, wenn die Vollſtreckung fruchtlos verſucht worden iſt. 
Der Gläubiger kann dann ohne weiteres in Geld als Schadenserſatz den Wert der ausgebliebenen 
Leiſtung verlangen, ſofern nicht der Schuldner Umſtände dartut, aus denen ſich ein geringerer 
Schaden ergibt ($ 287 ZPO; RG 54, 33; 109, 236). 

3. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geht hier nicht, wie in $$ 325, 
326 (vgl. $ 325 A 1 a), ſtets auf Entſchädigung in Geld. Grundlegend iſt vielmehr auch hier der 
Grundſatz des $ 249 und der Schuldner daher der Regel nach gehalten, den Gläubiger in eine 
Lage zu verſetzen, die wirtſchaftlich derjenigen entſpricht, in der ſich der Gläubiger im Falle der 
Erfüllung befinden würde (R 96, 24; 91, 217). Auch im Falle des 9 283 geht aber der Erſatz⸗ 
anſpruch gemäß § 251 ſchlechthin auf Geld, wenn die Herſtellbarkeit des entſprechenden Zuſtandes 
nach Lage der Sache überhaupt ausgeſchloſſen iſt, oder wenn eine dem Herſtellungsgrundſatze 
des § 249 Satz 1 entſprechende Erſatzleiſtung nichts anderes als wiederum die Erfüllung des Ver⸗ 
trags darſtellen würde; oder es müßte durch Geltendmachung des Anſpruchs aus § 249 Satz 1 
gerade der Zuſtand herbeigeführt werden, der ohne das vom Schuldner zu vertretende Ereignis 
eingetreten wäre (NG JW 1918, 217%. Die Möglichkeit, den Gläubiger wegen Vereitelung 
des urſprünglichen Anſpruchs durch eine anderweite (nicht auf Geld gehende) Erſatzleiſtung zu 
entſchädigen, erſcheint keineswegs in allen Fällen ausgeſchloſſen. Falls z. B. der Schuldner 
zur Beſtellung einer Sicherheit von beſtimmter Art (Sicherungshypothek) verurteilt 
worden iſt und der Schuldner dieſe Leiſtung nach ſeiner Verurteilung vereitelt hat, könnte der 
Glaubiger möglicherweiſe durch eine anderweite Sicherheitsleiſtung ſchadlos gehalten werden, und 
daher wäre er gegebenenfalls auch nach $ 283 berechtigt, die anderweite Sicherheitsleiſtung wirklich zu 
verlangen (RG 73, 21). — Bei gegenſeitigen Verträgen regelt ſich der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung gemäß der im Rahmen der 89 325, 326 geltenden Differenztheorie 
(vgl. § 325 A 1 a). Durch ein rechtskräftiges Wandelungsurteil wird ein Verpflichtungsver⸗ 
hältnis ähnlich dem eines gegenſeitigen Vertrags begründet (RG 66, 65). Iſt daher ein Schuldner 
zur Wandelung eines Tauſchbertrags rechtskräftig verurteilt und hat er, ihr zu genügen, unbedingt 
abgelehnt oder die ihm geſetzte Friſt verſtreichen laſſen, dann kann der Berechtigte gemäß § 283 
in der Weiſe den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geltend machen, daß er die 
empfangene Sache zurückgewährt und vom Verpflichteten wegen Vorenthaltung der ihm ge⸗ 
gebenen Sache Entſchädigung in Geld fordert (RG 96, 24; 93, 47). Dem Berechtigten kann 
billigerweiſe nicht zugemutet werden, die empfangene Sache trotz ihrer Fehlerhaftigkeit zu behalten. 
Vgl. 5 325 A n Abſ 2. Zur Rechtfertigung des Anſpruchs auf Schadenserſatz wegen Nicht 
erfüllung können auch ſolche Umftände dienen, die bereits vor Erlaß des auf die Leiſtung lautenden 
rechtskräftigen Urteils eingetreten find (RG 66, 66; 117, 67). Andrerſeits kann ſich der Schuldner 
auf eine bereits vor Erlaß des Urteils eingetretene Unmöglichkeit der Erfüllung nicht berufen, 
da 5 767 ZPO dem entgegenſteht (RG 107, 19). Auch im Übrigen kann er Einwendungen nicht 
erheben, die er bereits im Vorprozeſſe geltend gemacht hat oder hätte geltend machen können (RG 
JW 1916, 8314; N 96, 21; 107, 235; 117, 68). Das gilt auch von der Vertragsklauſel, daß der 
Schuldner im Falle der Nichtlieferung nur Rückzahlung des angezahlten Kaufpreiſes, nicht aber 
Schadenserſatz verlangen könne, ſofern nicht eine zweifelsfreie Vereinbarung des Inhalts vor⸗ 
liegt, daß auch der beſondere Schadenserſatzanſpruch aus 9 283 ausgeſchloſſen fein follte 
(Ach 107, 235; 117, 68). Es gilt auch von dem Einwande einer (vertragsmäßigen) kurzen Ver⸗ 
jährung (RG 109, 236). Aber auch nach dem Erlaſſe des rechtskräftigen Urteils eingetretene 
Tatſachen, welche die Leiſtungspflicht des Schuldners betreffen, außer dem Einwande der nach ⸗ 
träglich eingetretenen, von ihm nicht zu vertretenden Unmöglichkeit der Leiſtung gemäß Abſ 1 
Sat 3 (vgl. A 1), können dem Schadenserſatzanſpruche aus $ 283 nicht entgegengehalten werden, 
da dieſer Anſpruch nicht mehr auf die Vertrags verpflichtung, ſondern auf die rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung des Schuldners gegründet wird (RW 107, 234). Dagegen kann der Schuldner den 
Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 wegen vorſätzlich rechtswidriger, gegen die guten Sitten 
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verſtoßender Erwirkung des rechtskräftigen Urteils (vgl. zu $ 826 A 5 d) auch im Wege 
der Einwendung gegenüber dem Anſpruche aus § 283 geltend machen (RG in HRR 1928, 
2265). 

3 a. Ausgeſchloſſen iſt nur der Anſpruch auf Erfüllung nicht aber ein aus $ 326 ſich ergebendes 
und durch den Friſtablauf und das Verlangen eines Schadenserſatzes nicht endgültig verloren⸗ 
gegangenes Rücktrittsrecht (RG 109, 184; HRR 1928, 215; durch $ 283 wird aber an und für ſich 
nur ein Schadenserſatzanſpruch, kein Rücktrittsrecht begründet (HRR aa O.). Vgl. § 326 A 1 c. 

4. Abſ 2 gibt dem Gläubiger für den Fall, daß der Schuldner die Leiſtung bis zum Friſt⸗ 
ablaufe nur teilweiſe bewirkt, entſprechend der Beſtimmung § 280 Abſ 2 Satz 1, das Recht, 
wegen mangelnden Intereſſes an der Teilleiſtung dieſe abzulehnen und in vollem Umfang Scha. 
ee zu fordern, worauf ſich die weitere Auseinanderſetzung unter den Parteien nach Saß 2 
Abſ 2 3 280 zu regeln hat. Vgl. dort A 2. x 

5. Übergangszeit. Der $ 283 ift auf vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Schuldverhältniſſe 
nicht anwendbar (EG Art 170). Das Gegenteil trifft zu (Ech Art 181), wenn dem Schadenserſaßz⸗ 
anſpruche ein dingliches Rechtsverhältnis zugrunde liegt (RG Warn 1912 Nr 375). 
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1) Leiſtet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach 
dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt?), fo kommt er durch die Mahnung in 
Verzug ). Der Mahnung ſteht die Erhebung der Klage auf die Leiſtung ſowie 
die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gleich °). 

Iſt für die Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt, ſo kommt der 
Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu der beſtimmten Zeit 
leiſtet. Das gleiche gilt, wenn der Leiſtung eine Kündigung vorauszugehen 
hat und die Zeit für die Leiſtung in der Weiſe beſtimmt iſt, daß fie ſich von der 
Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läßt ) 5). 

E 1 245 II 240; M 2 56; P 1 324. 

1. Der Schuldnerverzug ($$ 284289) entſteht durch das — und zwar in der Regel (A 2) 
trotz nach Fälligkeit erfolgter Mahnung — ftattfindende Unterlaſſen der Leiſtung; der Gläubiger? 
verzug ohne weiteres durch das Unterlaſſen der Annahme ($ 293). Möglich iſt, daß Leiſtungs⸗ 
und Annahmeverzug zusammentreffen, fo in den Fällen der 99 433 Abſ 2, 640 (RG 60, 162, Verzug 
mit der Zahlungspflicht und mit der Abnahmepflicht des Käufers und Werkbeſtellers, vgl. Nähere? 
zu § 433 A 9b und zu $ 640 A 2). Zu den Vorausſetzungen, die $ 284 für den Schuldnerverzug 
gibt, kommt nach $ 285 noch die des Verſchuldens hinzu. — Gehören die Parteien verſchiedenen 
Rechtsgebieten an, ſo ſind die Folgen des Verzugs einer Partei für dieſe und die Gegenparte 
je nach den verſchiedenen Grundſätzen der beiden Rechtsgebiete zu beurteilen (M® 51, 218). De! 
einem unter der Herrſchaft des früheren Rechts begründeten Schuldverhältniſſe ſind die 
Vorausſetzungen wie auch die Wirkungen des Erfüllungsverzugs nach jenem Rechte zu beurteilen, 
ſelbſt wenn der Verzug erſt unter der Herrſchaft des neuen Rechts eingetreten iſt (R JW 1911, 
535). = 
2. Mahnung ift die einfeitige, empfangsbedürftige (88 180—132), formloſe, gegebenenfalls 
auch nur ſtillſchweigend (RG 50, 261) an den Schuldner gerichtete Aufforderung des Gläubiger 
(oder ſeines Vertreters, auch Prozeßvertreters, Vorbem 8 vor $ 104), zu leiſten. Sie wird 25 
dadurch unnötig, daß fich der Schuldner freiwillig vor der Fälligkeit zur Leiſtung bereit erklärt gi 
(RG SeuffA 75 Nr 185); fie muß beſtimmt und unbedingt fein, darf alfo den Schuldner nicht un 
unklaren darüber laſſen, daß der Gläubiger jetzt die Leiſtung wirklich verlangt. Daher Ans = 
der Aufſtellung und Überjendung einer Rechnung für ſich allein eine Mahnung nicht gente 
werden (RG 118, 354). Daher iſt auch eine Mahnung erſt für den Fall, daß die in erſter X — 
erfolgte Anfechtung des Vertrags erfolglos fein follte, wirkungslos (RG 75, 333). Vorbrigg, 
im Prozeſſe nur aus prozeſſualen Gründen genügen als Mahnung nicht (RG Gruch 51, © = 
auch nicht die Anbringung von Feſtſtellungsanträgen (NG in JW 1927, 521). Um den m. 
abzuwenden, muß der Schuldner die Möglichkeit der rechtzeitigen Leiſtung nötigenfalls —.— ade 
der Fälligkeit vorbereitet haben, der Gläubiger braucht ihm nicht noch die erforderliche dali aß 
zeit zur Verfügung zu ftellen (RG SeuffA 75 Nr 185). — Weiter ift grundſätzlich erer un die 
die Mahnung erſt nach Eintritt der Fälligkeit (85271 Al, 198 A2) erfolgt. Doch jam ine 
Mahnung mit der die Fälligkeit begründenden Handlung verbunden werden (RG 50, 208)... der 
vor Fälligkeit erfolgte Mahnung ift unbeachtlich (RG 113, 254) und bleibt auch nach Eintin it 
Fälligkeit wirkungslos. — Solange der Schuldner die Leiſtung zu verweigern dere e hen 
ift Verzug auf feiner Seite ausgeſchloſſen (RG JW 1911, 4869); ſei es, daß durch das ficht eh 
der Einrede die Fälligkeit gehindert wird, ſei es, daß fich die Handlungsweiſe des Verpflich 
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nach Maßgabe der Einrede als eine berechtigte und daher nicht ſchuldhafte darſtellt. Vgl. aber 
wegen der Kundmachung des Zurückbehaltungsrechts $ 285 A 1. Demgemäß kann auch ein Kauf⸗ 
preis vor Lieferbarkeit der Ware nicht fällig werden, ſofern nicht Vorauszahlung vereinbart iſt 
(RS JW 09, 45619). Bei Zug- um⸗Zug-Leiſtungen iſt die Wirkſamkeit der Mahnung nicht vom 
gleichzeitigen Angebot der Gegenleiſtung abhängig (unentſchieden geblieben in RG 50, 259). 
Doch iſt bei gegenjeitigen Verträgen hinſichtlich der Zug⸗-um⸗Zug⸗Leiſtungen Verzug des Schuld⸗ 
ners trotz der Mahnung ausgeſchloſſen, wenn der andere Teil nicht ſelbſt zur Leiſtung bereit und 
imſtande iſt, und erhebt der Schuldner die Einrede des nichterfüllten Vertrags oder erbietet er 
fi) zur Leiſtung Zug um Zug, dann muß der Gläubiger nachweiſen, daß er zur Erfüllung bereit 
und imftande war, andernfalls der Verzug nicht eintritt (RG 76, 413; JW 09, 45610, 1911, 486, 
HRR 1932, 436); Beweislaſt dahingeſtellt bei Warn 1921 Nr 42); dem aus $$ 320, 322 ſich ergeben⸗ 
den Standpunkte des Geſetzes (vgl. $ 320 A 2) dürfte es mehr entſprechen, daß der die Leiſtung 
Verweigernde nachzuweiſen hat, daß der Fordernde zur Leiſtung nicht bereit oder nicht imſtande 
war. Iſt der Mieter zur Räumung des Mietgrundſtücks verurteilt, die Vollſtreckung aber 
von der Beſchaffung eines Erſatzraumes durch den Vermieter abhängig gemacht ($ 6 Abſ 4 Mieter- 
ſchutzgeſetz) fo gerät der Mieter vor Sicherung des Erſatzraumes nicht in Verzug mit der Räumung 
(RG 122, 57); anders, wenn das Urteil ausgeſprochen hat, daß der Mieter ſofort zu räumen habe 
(R 116, 382). Mangelt beiden Teilen die Erfüllungsbereitſchaft, jo gerät kein Teil in Verzug 
(RR 1932, 436). Iſt zur Vertragserfüllung die Anweſenheit beider Teile erforderlich (ſo bei⸗ 
ſpielsweiſe bei der Auflaſſung), dann hat der Gläubiger mit der Mahnung zugleich einen beſtimmten 
Erfüllungstermin zu benennen (RG 53, 75; SeuffA 61 Nr 61; vgl. Näheres zu 326 A 1b). Aber 
es genügt auch, wenn er ſich bereit erklärt, innerhalb einer gegebenen Friſt einen Termin zu verein⸗ 
baren und an dieſem feine Leiſtung zu bewirken und die Gegenleiſtung in Empfang zu nehmen (RG 
66, 431; 69, 107; JW 1913, 4877). Hatte indes der Beklagte einmal wegen Unvermögens um Friſt⸗ 
verlängerung gebeten, dann iſt der Kläger zur Beſtimmung des Auflaſſungstermins nicht mehr ver- 
pflichtet geweſen (RG JW 1913, 4877). — Beim Gattungskaufe tritt, falls der Käufer die Annahme 
der gelieferten Ware mit Recht verweigert und Erſatzware verlangt ($ 480), ſchon mit dieſem Ver⸗ 
langen Lieferungsverzug des Verkäufers ein, wenn dem Verlangen nicht entſprochen wird (RG 
JW 05, 1710), Hat fi die angenommene Leiſtung nachträglich als unzulänglich erwieſen, fo 
genügt zur Herbeiführung des Verzugs die Mitteilung des Mangels (RG SeuffA 60 Nr 51). — 
Eine Mahnung, die eine Zuviel⸗Forderung enthält, iſt regelmäßig (RS 21. 11. 12 V 240/12), 
insbeſondere aber dann wirkungslos, wenn anzunehmen, daß der Gläubiger eine mindere Leiſtung 
als die geforderte nicht annehmen würde (RG 5. 1. 06 11 219/05); fie kann dagegen von Wirkung 
ſein, wenn ſich ergibt, daß auch eine richtige Mahnung nicht gefruchtet hätte (RG Seuff A 59 
Nr 388; 109, 22), oder wenn nur ein unbeachtlicher Betrag zuviel gefordert wurde ($ 242). Eine 
in ausländiſcher Währung ftatt in Mark geſtellte Forderung enthält eine wirkſame Mahnung, 
namentlich mit Rückſicht auf $ 244 Abſ 1 (RG 109, 63; JW 1924, 1131). Macht ſich der Gläubiger 
einer Zuviel⸗Forderung inſofern ſchuldig, als dem Schuldner als Käufer ein Anſpruch auf Preis- 
minderung zuſteht, dann kann dieſerhalb auch die Mahnung nicht den Verzug herbeiführen (RG 
11. 5. 18 V 36/18). Dieſe Annahme dürfte nicht bedenklich fein (a. A. 5. Aufl.), da zwar die Min- 
derung erſt nach § 465 oder 472 vollzogen wird, aber auf Grund des Anſpruchs auf Minderung 
dem Käufer bereits ein Zurückbehaltungsrecht nach $ 273 zusteht, das er allerdings dem Gläubiger 
kundtun muß (vgl. 9 285 A 1). — Bei Teillieferungsverträgen kann eine Mahnung, die hinſichtlich 
bereits fällig gewordener Raten erfolgt, genügen, den Schuldner auch hinſichtlich der erſt ſpäter 
fällig werdenden Raten in Verzug zu ſetzen, wenn nämlich eine erneute Mahnung als zwecklos 
zu erachten wäre (RG 97, 137); ſonſt gilt im Rahmen des $ 284 nicht der für $ 326 angenommene 
Grundſatz, daß bei Teillieferungsverträgen der Verzug mit einer Teilleiſtung regelmäßig die 
gleiche Wirkung hat, als wenn der Schuldner mit der ganzen Leiſtung in Verzug geraten wäre. — 
Die Anmeldung der Forderung zur Konkurstabelle im Konkurſe des Schuldners 
enthält keine an den Gemeinſchuldner gerichtete Zahlungsaufforderung, daher auch keine den 
Verzug begründende Mahnung (RGS 121, 211; 6. 6. 28 23 1928, 1684). Nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung tritt Verzug auch ohne Mahnung ein, wenn ein Schuldner aus einem gegenſeitigen 
Vertrage vor oder nach Eintritt der Fälligkeit beſtimmt erklärt hat, nicht erfüllen zu wollen; der 
Schuldner ſetzt ſich damit ſelbſt in Verzug (RG 51, 347; 57, 106; 67, 317; JW 08, 194°). Indeſſen 
der Gläubiger darf ſich ſolchenfalls mit der Erklärung des Schuldners nicht einverſtanden gezeigt 
haben (RG 63, 103). Nach geſetzlicher Vorſchrift entſteht ferner die geſteigerte Haftung des Schuld⸗ 
ners auch ohne die Mahnung in den Fällen der $$ 848, 849. — Die Mahnung kann auch durch 
einen Vertreter (88 164, 180) wirkſam erfolgen; durch einen beſchränkt Handlungsfähigen dann, 
wenn fie ihm nur einen Vorteil bringt ($ 107). Auf die Mahnung Tann verzichtet werden, und 
zwar ſchon bei Vertragsſchluß, insbeſondere durch das Verſprechen, „unaufgefordert zu zahlen, 
auch wenn die Zahlungszeit nicht kalendermäßig (A 4) beſtimmt iſt (RG 25. 4. 25 IV 665/24). 

3. Gleichgeſtellt ſind der Mahnung die Erhebung der Leiſtungsklage (nicht auch Feſt⸗ 
ſtellungsklage) ſowie die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls. Eine Klage kann als Kündigung 
wirkſam werden, falls deren Vorausſetzungen vorlagen; aber ſie kann nicht eine unwirkſame 
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Kündigung wirkſam machen (MG JW 03 Beil 138702). Iſt ein geltend gemachter Entſchädigungs⸗ 
anſpruch erſt im Laufe des Prozeſſes in einem Schriftſatze beziffert worden, fo gilt als Zeitpunkt 
der Mahnung ext die mündliche Verhandlung (RG 16. 10.07 V 60/07). Es müßte indes doch 
ſchon die Zustellung des Schriftſatzes maßgebend fein, wenn fie zum Zwecke der Mahnung erfolgt 
wäre (vgl. Vorbem 8 vor § 104). Auch ein hilfsweiſe geſtellter Klagantrag auf Leiſtung enthält 
eine wirkſame Mahnung (RG 108, 281). 

4. Dies interpellat pro homine. Einer Mahnung bedarf es hiernach zunächſt (Abſ 2 Satz 1) 
dann nicht, wenn die Leiſtungszeit kalendermäßig ſchlechthin, alſo nur nach dem Kalender, 
ſei es unmittelbar, ſei es mittelbar beſtimmt war, und zwar vertragsmäßig von beiden Teilen 
und nicht nur einſeitig (RG 103, 34; Warn 1908 Nr 130; Gruch 52, 948). Dazu würde die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Leiſtung ſpäteſtens an dem benannten Tage bewirkt ſein müſſe, genügen 
(RG 12. 10. 10 V 585/09); ebenſo, daß das Gekaufte „noch innerhalb des Monats April“ geliefert 
werden müſſe (RG 106, 89 und die dort angeführten Urteile). Nicht genügend ſind dagegen 
(außer im Falle der Kündigung, Satz 2) alle Klauſeln, bei denen der Zeitpunkt der Fälligkeit 
nicht lediglich aus dem Kalender beſtimmt werden, ſondern nur unter Heranziehung eines Er 
eigniſſes, deſſen Eintritt kalendermäßig unbeſtimmt iſt, von deſſen Eintritt ab kalendermäßig 
berechnet werden kann, insbeſondere wenn der Zahltag in beſtimmter Weiſe von der künftigen 
Lieferung der Ware abhängig gemacht iſt; die Ausnahmevorſchrift des Satzes 2 kann nicht auf 
die Fälle des Satzes 1 ausgedehnt werden (NG 103, 34; HRR 1932, 1196); daher nicht als ge⸗ 
nügend angeſehen: „Zahlung dreißig Tage nach Lieferung, Zahlung am Ende jeder Empfangs⸗ 
woche (Roß 60, 84); Zahlung am 20. des der Lieferung folgenden Monats (RG 68, 22); Zahlung 
Mitte des auf die Lieferung folgenden Monats (Warn 09 Nr 555)“; „Lieferung zirka 6 Wochen 
nach Beſtellung“ (im Sinne von Vertragsſchluß, Warn 08 Nr 130). Auch der Abruf iſt der 
Kündigung nicht gleichzuftellen; daher nicht genügend: „Lieferung innerhalb 30 Tagen vom 
Tage der Beſtellung“ (im Sinne von Abruf; RG Seuffa 61 Nr 65; NG 103, 35); „Lieferung 
innerhalb jo und ſoviel Stunden nach Abforderung“ (RG Warn 1908, 447). Iſt aber in einem 
Sukzeſſivlieferungsvertrag vereinbart, daß der Käufer die Waren „im Laufe des Kalenderjahren 
abzunehmen (abzurufen) hat, ſo iſt für den Abruf eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt un 
bedarf es daher nach Satz 1 einer Mahnung nicht (MG 13.6. 11 II 617/10). Vorausgeſetz 
iſt hierbei, daß die Abnahmepflicht eine Schuldnerleiſtung darſtellt, da andernfalls nur 
Gläubigerverzug in Frage ſtehen würde, für den nicht Mahnung, ſondern Angebot regelmäßig 
erforderlich iſt; vgl. $ 293 A 1. — Von einer Kündigung abhängig ift eine Leiſtung, die 
infolge des durch Kündigung eintretenden Ablaufs eines Vertrags zu machen iſt, z. B. Rückgabe 
der Mietſache, Rückzahlung eines Darlehns; in ſolchen Fallen bedarf es keiner Mahnung, 17 
die Zeit der Leiſtung von der Kündigung ab ſich nach dem Kalender berechnen läßt, z. B 
„3 Monate nach Kündigung“; „ſpäteſtens 6 Wochen nach Kündigung“. Gleiches muß gelten, 
wenn die Leiſtung ſofort nach der Kündigung zu erfolgen hat (Kündigung ohne Kündigungsfriſt). 
Hier enthält die Kündigung im Zweifel zugleich die Mahnung (RG 50, 261). Vgl. über Fa 1 
der Schadenserſatzpflicht ohne Mahnung wegen nicht rechtzeitiger Leiſtung auch zu $ 286 915 

5. Der Verzug hört für die Zukunft auf mit der Leiſtung (bei Teilleiſtungen ſo weit, a 
eine ſolche erfolgt); aber auch ſchon mit dem gehörigen Angebote der ganzen geſchuldeten geifhind, 
einſchließlich alſo des Betrags für den etwa zu erſetzenden, bereits eingetretenen Verzugäfchaben 
(RG JW 05, 13°; Warn 1911 Nr 393), jedoch ohne daß damit die bereits eingetretenen 
ſonſtigen Verzugsfolgen beſeitigt würden (bedeutſam bei Mietverhältniſſen, ne 
den Verzug des Mieters gewiſſe Folgen geknüpft find, wie insbeſondere das Recht des Vermie wii 
auf ſofortige Kündigung). Ferner durch Stundung; nicht aber durch Verhängung der 111 
ſchäftsaufſicht, bie keine Stundung bewrtt (ac 113, 56 und 8.11.26 IV 11/36). Gee, 
wird der Verzug dadurch, daß auch der andere Teil in Verzug gerät (RG 24. 6. 03 V 220 19 
nach RG JW 1911, 806° in Annahmeverzug). Alsdann bedarf es einer erneuten Mater 
(RG Warn 1913 Nr 355). Zur Heilung des Verzugs genügt es aber nicht, daß während des 5 
zugs eine Gegenforderung des jäumigen Schuldners gegen den Gläubiger fällig geworden 91 
wegen deren er ein Zurückbehaltungsrecht erlangt hat, vielmehr muß der Schuldner Wa 
eine die Heilung herbeiführende Handlung vornehmen, das Zuruckbehaltungsrecht alſo ge eine 
machen, oder mindeſtens feine Leiſtung Zug um Zug anbieten (RG Warn 1919 Nr 3). Auch — 
nachträgliche Stundung enthält nicht ohne weiteres einen Verzicht auf Geltendmachung 5 
bereits eingetretenen Verzugsfolgen (RG JW 1913, 5912). — Der Kommiſſionär, der Gene — 
$ 3 des Bankdepotgeſetzes binnen drei Tagen nach dem tatſächlichen oder möglich 900 auf 
Erwerbe der Stücke deren Verzeichnis zu überſenden hat, gerät durch den feuchtlojen N 
der Friſt nicht ohne weiteres in Verzug; es bedarf vielmehr noch der Mahnung (RG 72, 


8 285 ines 
Der Schuldner kommt nicht in Verzug, ſolange die Leiſtung infolge ei 
Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat!) 2). 
E 1246 II 241; M 2 60; P 1 325. 
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1. Verſchulden des Schuldners eine geſetzliche Vorausſetzung des Verzugs. Nach dieſer 
Beſtimmung tritt der Verzug nicht ein, ſolange die Leiſtung infolge eines vom Schuldner 
nicht zu vertretenden Umſtandes unterbleibt. Darüber, welche Umſtände der Schuldner 
zu vertreten hat, vgl. $$ 276, 278, 279 und Anmerkungen. Demnach tritt Verzug nicht ein, wenn 
dem Schuldner weder Vorſatz noch Fahrläſſigkeit hinſichtlich der Nicht⸗Rechtzeitigkeit der Leiſtung 
zur Laſt fällt; in dieſem Sinne iſt Verſchulden eine geſetzliche Vorausſetzung des Verzugs (RG 
75, 336; 118, 292), oder genauer: Nicht⸗Verſchulden iſt ein Umſtand, der den Verzug ausſchließt; 
daher muß der Schuldner den Entſchuldigungsgrund darlegen und nachweisen (vgl. A 2). Liegt 
ein ſolcher Entſchuldigungsgrund vor, ſo kommt der Schuldner trotz Fälligkeit und Mahnung 
($ 284) durch Unterlaſſen der Leiſtung nicht in Verzug. Beiſpielsweiſe der Schuldner vermochte 
zur Kriegszeit die verſprochene, aus dem Auslande zu verſchaffende Ware wegen inzwiſchen 
erfolgter Maßnahmen der ausländiſchen Regierung oder der inländiſchen Zentraleinkaufsgeſell⸗ 
ſchaft überhaupt nicht mehr, oder doch nur unter ſolchen Schwierigkeiten ſich zu verſchaffen, daß ihm 
das nach Treu und Glauben (5 242) nicht zugemutet werden konnte (RG 97, 10); oder der Schuld⸗ 
ner kann wegen ſchwerer Krankheit nicht leiſten (NG ZW 03 Beil 114251); oder der Gläubiger 
hat ſeinen Wohnſitz geändert, ohne dies dem Schuldner bekanntzumachen (RG SeuffA 60 Nr 49); 
oder es it dem Schuldner die Adreſſe des Zeſſionars nicht mitgeteilt worden (RG Seuffel 68 
Nr 22); oder die Leiſtung iſt wegen eines vom Schuldner nicht zu vertretenden Umſtandes dauernd 
oder zeitweilig unmöglich geworden (89 275 A 3, 279 A 3) oder endlich es ſchweben Verhandlungen 
wegen einer andern Leiſtungsweiſe (NG Warn 1910 Nr 369). Vgl. ferner 9284 A 2. Der Schuldner 
kommt nicht in Verzug, wenn der Gläubiger den Vertrag angefochten und Wiederherſtellung des 
früheren Zustandes begehrt hat (RG 75, 333). Ebenſo nicht der Erbe, dem noch die Ausſchlagungs⸗ 
riſt läuft, wenn er eine gegen ihn außergerichtlich geltend gemachte Nachlaßforderung unbefriedigt 
läßt (MG 79, 203). Der Käufer kann eine verzögerte Eindeckung dem Verkäufer nicht vorwerfen, 
wenn er beim Vertragsabſchluſſe die mangelhafte Eindeckung des Verkäufers gekannt und ihn 
durch weitgehende Zuſicherungen der eigenen Beſchaffung von Rohmaterialien zur Übernahme 
der Lieferungsfriſten beftimmt hat (RG Warn 1920 Nr 94). — Auch ein Rechtsirrtum befreit, 
wenn er nicht auf Fahrläſſigkeit beruht und der Schuldner ihn deshalb nicht zu vertreten hat 
($ 276), nach der Faſſung des Geſetzes grundſätzlich den Schuldner vom Verzuge (RG SeuffA 75 
zer 3; Warn 1917 Nr 48; HRR 1932, 438). Zu weit gehen deshalb wohl einzelne in den Ent⸗ 
ſcheidungen des RG enthaltene allgemeine Ausſprüche, wie z. B. der, daß der Schuldner bei 
zweifelhafter Rechtslage die Folgen ſeiner Leiſtungsverweigerung, die er auf eine ſich nachher als 
unrichtig herausſtellende Rechtsauffaſſung gegründet hat, ſelbſt zu vertreten habe (RG 92, 380; 
Dal, aber 105, 359); oder daß eine unrichtige Rechtsauffaſſung, ſelbſt wenn fie nicht auf 
Jahrläſſigkeit beruhe, in der Regel vom Schuldner zu vertreten ſei, da dieſer auf eigene 
Gefahr handle, wenn er, von jener Auffaſſung geleitet, die Zahlung unterlaſſe, und daß nur in 
dend een Fällen ein Rechtsirrtum, auch wenn er nicht auf Fahrläſſigkeit beruhe, 
zon Schuldner vom Verzuge befreien könne (RG 130, 28; HRR 1930, 1601; 1931, 404). Ins⸗ 
belundere kann ein Irrtum bei der Vertragsauslegung, wenn er nicht auf Fahrläſſigkeit 
enruhtz den Verzug ausſchließen (RG in 2 1928 Nr 1620). Doch iſt die bloße Zweifelhaftigkeit 
3 Rechtsfrage, die der Schuldner in einem ihm günftigen Sinne beantwortet hat, nicht ge- 
eh ſein Verſchulden und damit den Verzug auszuſchließen (RG 92, 380; 96, 316; 24. 5. 27 im 
‚echt 1927 Nr 1637; 24. 4. 29 in HRR 1929, 1564); vielmehr bedarf es ſtets der Darlegung 

eſonderer Umſtände, die ſeine Rechtsauffaſſung und ſein Handeln nach dieſer als frei von Fahr⸗ 
lll gkeit erſcheinen laſſen, z. B. wenn der Mieter nicht gezahlt hat, weil er rechtsirrtümlich annahm, 
in von ihm erklärte Aufrechnung ſei wirkſam (MG Warn 1917 Nr 48) oder wenn ein Mieter den 
zeccbedürftigen, aber formlos abgeſchloſſenen Vertrag, der jahrelang durchgehalten worden, 
f chtsirrtümlich fur gültig gehalten und deshalb die Räumung verweigert hat (RG 96, 316); 
uch ſonſt kann unter beſonderen Umſtänden eine Erfüllungsverweigerung des Schuldners bis 
x 5 Beſeitigung der gegen ſeine Lieferungspflicht beſtehenden Bedenken ihm nicht als Verſchulden 
"äurechnen fein und deshalb den Verzug ausſchließen (R 118, 131; 130, 28); insbeſondere 
darf er, wenn ſchwierige und verwickelte Rechtsfragen zu klären ſind, die höchſtrichterliche Ent⸗ 
ſchedung abwarten (Rc 130, 284). Lagen aber bei Eintritt der objektiven Verzugsvoraus⸗ 
!eßungen bereits höchſtrichterliche Entſcheidungen im entgegengeſetzten Sinne vor, jo hat er die 
in terlaſſung der Leiſtung zu vertreten (RG 105, 359). An die Sorgfaltspflicht des Schuldners 
bei Rechtsirrtum ein ſtrenger Maßſtab anzulegen (HRN 1933, 344). Doch kann der Gläubiger 
start Schuldner nicht eine Rechtsauffaſſung zum Vorwurfe machen, die er jahrelang nicht bean ⸗ 
u Ndet und felbft geteilt hat (RG 96, 316). Der Schuldner hat, wenn er über die Rechtslage im 
desdewiſſen iſt, auf alle Fälle Erkundigungen darüber einzuziehen (RG 104, 111). — Beauftragt 
Len chuldner einen Dritten mit der Leiſtung, ſo muß er eine unentſchuldigte Verzögerung der 
zeiſtung durch den Dritten vertreten (RG 12. 12. 14 V 333/14), ſelbſt wenn er bei der Auswahl 
755 Dritten mit genügender Sorgfalt gehandelt hat (§ 278). — Das Ausbleiben des Verzugs 
muſteht bei Zutreffen der Vorausſetzungen ohne weiteres, ohne daß es noch auf die Geltend⸗ 
"ung des Befreiungsgrundes ankommt, da das Geſetz nur verlangt, daß der Schuldner den 
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Umſtand, wegen deſſen er in Verzug gekommen fein könnte, nicht zu vertreten braucht (NG Warn 
1921 Nr 42). Dieſer Grundſatz greift auch Platz, wenn es ſich um die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags handelt (R JW 1921, 5232; Warn 1921 Nr 42; 7. 10. 24 II 599/23; RG 59, 24; 126, 
285; vgl. zu 9 320 A 2 Abſ 2). Nicht jedoch, wenn der Vertrag dahin auszulegen ift, daß die angeblich 
nicht erfüllte Verpflichtung erſt durch ein beſonderes Verlangen des den Ausſchluß des Verzugs 
geltend machenden Teiles ausgelöſt worden fein würde (NG Warn 1925 Nr 12). Leiſtet der 
Schuldner nicht, weil er von einem Zurückbehaltungsrecht aus $ 273 Gebrauch machen will, 
ſo muß er letzteres zur Abwendung des Verzugs geltend machen, da der Gläubiger nur ſo in die 
Lage verſetzt wird, die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts durch Sicherheitsleiſtung 
($ 273 Abſ 3) abwenden zu können (RG 77, 438; JW 11, 486; 23 1920, 4822). Dieſe Entſchei⸗ 
dungen können aber auf das Leiſtungsverweigerungsrecht aus $ 320 keine Anwendung finden 
(RG Warn 1921 Nr 42). — Einzelfälle: Lehnt der Gläubiger bei einer Forderung, die auf Teil⸗ 
leiſtungen gerichtet ift, die Annahme einer Teilleiſtung ab, jo iſt der Schuldner unter Umſtänden 
der Pflicht, weitere Teilleiſtungen anzubieten, enthoben, 9 nämlich die Annahme begründet 
ift, daß der Gläubiger auf ſeinem ablehnenden Standpunkte beharren werde (RG Warn 1910 
Nr 325). Der nichtliefernde Schuldner iſt entſchuldigt, wenn er die berechtigte Beſorgnis hegen 
durfte, daß die Lieferung vom Gläubiger in einer vertragswidrigen, den Schuldner 
ſchädigenden Weiſe verwendet werden würde (RG JW 1910, 80416). Hat ſich eine 
Leiſtung erſt nachträglich als zur Erfüllung ungeeignet erwieſen, ſo verwandelt ſich in dieſem 
Zeitpunkte der anſcheinend unverſchuldete Verzug in einen ſchuldhaften (RG SeuffA 60 Nr 510). 
Wenn der Schuldner die Leiſtung wegen vermeintlich ihm zuſtehender Gegenforderungen 
verweigert, ſo tut er es auf die Gefahr hin, daß die Gegenforderungen nicht beſtehen (RG 18. 10. 07 
III 93/07). Ebenſo liegt es, wenn er annimmt, zur Vorausleiſtung nicht verpflichtet zu ſein; 
ſeine Verzögerung wird mit dem Augenblicke eine ſchuldhafte, in dem er aus einem Schreiben 
des Gläubigers erfährt, daß feine Auffaſſung auch unrichtig fein könnte (RG Warn 08 Nr 295, vgl- 
oben A 1 wegen des Rechtsirrtums). Bei Zug-um-Zug-Leiftungen bleibt der Verzug aus, 
ſolange der Schuldner die Leiſtung wegen Ausbleibens der Gegenleiſtung verweigern darf, ſo 
daß ſolange auch eine Mahnung den Verzug nicht herbeiführen kann (RG 28. 1. 13 III 331/12). 
Lieferungsverzug iſt ausgeſchloſſen, wenn der Käufer Lieferung zu dem vereinbarten Pa”, 
pier markpreiſe ohne Aufwertung verlangt und der Verkäufer dieſes Verlangen als unbillig 
zurückgewieſen hat (RG 115, 200). Im übrigen iſt die Verweigerung der Leiſtung als gerecht. 
fertigt anzuſehen, auch wenn ſich der zutreſſende Grund für fie erſt ſpäter herausgeſtellt hat!“ 
31. 1. 05 VII 303/04; 59, 23). Verhältnismäßig geringfügige Rückſtände find nach $ 242 
bei der Frage des Verzugs unter Umſtänden außer Betracht zu laſſen (RG 6. 2. 03 II 342/ 02). 
Vgl. ſerner über die Einwirkung des Zurückbehaltungsrechts aus $ 273 A 5 das. Der Schuldner 
kommt nicht in Verzug, wenn er die Leiſtung wegen eines Verbots verweigert, das durch die Be⸗ 
ſatzungsmächte im beſetzten Gebiete erlaſſen worden, da ihm die Übertretung eines ſolchen 
Verbots, obwohl es keine Geſchäftsnichtigkeit nach § 134 begründet, nicht zuzumuten iſt ( 
107, 175). Auch nicht, wenn er Leiſtung ohne entſprechende Aufwertung ($ 242 A 5) der 
Gegenleiſtung verweigert; RG Warn 1924 Nr 145. — Ein bloßes Unvermögen wegen 
mangelnder Geldmittel zur Beſchaffung der Leiſtung befreit den Schuldner nicht vom Ver⸗ 
zuge (RG 75, 335, in erweiterter Anwendung des im § 279 ausgeſprochenen Grundſatzes, 
daß der Schuldner bei Gattungsſchulden ſein Unvermögen ſo lange zu vertreten hat, als 195 
Leiſtung aus der Gattung möglich ift). — Noch nachträglich entſteht der Verzug 5 
Vorhandenſein der ſonſtigen Vorausſetzungen ohne weiteres, ſobald der vormalige Befreiung 10 
grund aufhört, oder ſobald die Haftung des Schuldners für den in Frage ſtehenden Umſtan 
beginnt. 

2. Beweislaſt. Den Befreiungsgrund im Sinne des $ 285 zu beweiſen, iſt Sache des Schuldners 
(RS 75, 336). Vgl. für den Fall der Unmöglichkeit auch § 275 A 6, § 282. Bei Zugum Ze. 
Leiſtungen ſoll nach Rö 76, 413 der Gläubiger darzulegen haben, daß er zur Vornahme aft 
Gegenleiſtung (Auflaſſung) bereit geweſen ſei. Das erſcheint bedenklich, da die Nicht Bereitihn! 
des Gläubigers zu dem vom Schuldner zu beweiſenden Befreiungsgrunde (A. 1) gehort. 
Vgl. auch RG Warn 1921 Nr 42. 


§ 286 

1) Her Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug entſtehenden 
Schaden zu erſetzen ). 5 

Hat die Leiſtung infolge des Verzugs für den Gläubiger kein Intereſſe, f 
kann dieſer unter Ablehnung der Leiſtung Schadenserſatz wegen Nichterfäl nn 
verlangen. Die für das vertragsmäßige Nücktrittsrecht geltenden Vorſchrif 
der 88 346 bis 356 finden entſprechende Anwendung ö). 

E 1 247 II 242; M 2 61; P 1 326. 
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1. Die Schadenserſatzpflicht als Verzugsfolge beruht ähnlich wie im Falle des § 280 Abſ 1 
auf der Auffaſſung, daß der Schuldner den Verzug (wegen Verſchuldens) zu vertreten hat. Beide 
Fälle decken ſich jedoch inſofern nicht, als nach richtiger Anſicht die Verzögerung der Leiſtung 
nicht ohne weiteres zugleich deren Unmöglichkeit begründet, wenngleich die rechtzeitige Er⸗ 
füllung durch den Verzug allerdings vereitelt iſt. Wenn aber im Einzelfalle unter beſonderen 
Umſtänden dennoch das Gegenteil zutrifft (Fixgeſchäft), dann iſt die Sachlage überhaupt nicht 
nach den Grundſätzen vom Verzuge, ſondern nach den Regeln von der nachträglichen zu ver⸗ 
tretenden Unmöglichkeit ($ 275) zu beurteilen. — Bloße Verſpätung der Leiſtung ohne Verzug 
(8 285) begründet regelmäßig keine Erſatzpflicht (RG 68, 194). Unter Umſtänden kann jedoch 
ſchon allein die ſchuldhafte Verzögerung der Leiſtung auch ohne hinzukommende 
Mahnung eine Verpflichtung zum Schadenserſatze begründen, falls nämlich die Erfüllung der 
zur Abwendung einer drohenden erheblichen Gefahr übernommenen Pflicht, deren ſofortige 
Erfüllung beiderſeits gewollt war, ſchuldhaft verzögert worden iſt; auch in ſolchem Falle dürfte 
der Geſichtspunkt der zu vertretenden Unmöglichkeit in Betracht kommen (RG 100, 43, hier 
hatte der Vermieter dem Mieter, der einen Einbruchsdiebſtahl bereits erlitten hatte, die ſofortige 
Inſtandſetzung der Schließvorrichtung verſprochen, ſein Verſprechen jedoch nicht erfüllt und 
dadurch einen zweiten Einbruchsdiebſtahl verſchuldet). Auch ſolche beſonderen Umſtände, wie ſie 
in der vorgeſchrittenen Inflationszeit vorlagen, können eine Verpflichtung des Schuld⸗ 
ners zu ſofortigem Handeln ſchon vor Eintritt der Fälligkeit und zur Leiſtung ſofort nach Fällig- 
leit, ohne eine Mahnung abzuwarten, begründen, deren ſchuldhafte Nichterfüllung ihn gemäß 
$ 276 ſchadenserſatzpflichtig macht (RG in HRR 1930, 282). 

2. Im Falle des $ 286 tritt der Schadenserſatzanſpruch neben den fortbeſtehenden Leiſtungs⸗ 
anſpruch, da hier der durch den Verzug entſtehende Schaden, nicht aber wie bei $ 280 oder 9 326 
der durch die Nichterfüllung verurſachte Schaden zu erſetzen iſt (RG 131, 200), ſofern nicht die 
Vorausſetzung des Abſ 2 vorliegt, daß infolge des Verzugs die Leiſtung für den Gläubiger fein 
Inte reſſe mehr hat, vgl. A. 3. Wird nach Eintritt des Verzugs die Leiſtung unmöglich, jo 
findet 8275 Abſ 1 verbunden mit § 287 Satz 2 Anwendung (vgl. zu $ 287 A 2). Für die Art 
und Weiſe des Schadenserſatzes find die Grundſätze der 85 249ff. anwendbar. Danach hat der 
Schuldner den Zuſtand herſuſelen, der ohne den Verzug beſtehen würde, gegebenenfalls gemäß 
$$ 251, 252 Gelderſatz zu leiſten (RG 20. 1. 11 JI 157/10). Iſt die Leiſtung während des Verzugs 
des Schuldners unmöglich geworden und fordert jetzt der Gläubiger Schadenserſatz gemäß $ 325, 
dann iſt der den Schuldner haftbar machende Umſtand der Verzug, und der Glaubiger kann 
daher als für die Berechnung der Schadenshöhe maßgeblichen Zeitpunkt nicht nur denjenigen 
wählen, in dem die Unmöglichkeit eintrat, ſondern auch den, in dem der Schuldner in Verzug 
geriet (MG 96, 160). Auf Umſtände, die dem Verpflichteten etwa die Schutzbehelfe 
aus den 99 242, 275 gewährt hätten (Revolution), kann er ſich nicht berufen, wenn ſie erſt 
— dem Verzuge eingetreten ſind (Warn 1921 Nr 5). — Hat der Käufer eines Grund⸗ 
ftüdg die Umſatzſteuer übernommen, fo haftet er, falls er die entgegenzunehmende Auflaſſung 
verzögert und inzwiſchen die Steuer erhöht wird, auch für die Erhöhung (RG 2. 3. 10 V 204/09). 
Se Koſten der Mahnung durch einen Rechtsanwalt braucht der Schuldner in der Regel nicht zu 
dagen (RG 9. 4. 08 VI 305/07). In Frage kommen kann übrigens auch im Falle des $ 286 
Ver mitwirkende Verſchulden des Geſchädigten gemäß § 254. — War die ſchuldhafte 

ertragsverletzung nur die Folge eines vertragswidrigen Verhaltens ſchon vor dem Verzuge, 
. 5 die Vertretungspflicht hierfür nach $ 276 zu beurteilen (R® 68, 192). Im Sinne des $ 341 
hr i bedeutet das Aus be dingen einer Strafe für den Fall des Verzugs im Zweifel eine 
im voraus getroffene Feſtſetzung des Schadensbetrags (RG 66, 310); der Gegenbeweis, daß ein 
deringerer oder kein Schaden entſtanden ſei, iſt unzuläſſig (M& 103, 99). Der Erſtattungsanſpruch 
es Gefälligkeitsakzeptanten umfaßt auch die ihm zur Laſt gelegten, durch die Klage des 
chſelinhabers verurſachten Prozeßkoſten; denn fie ſtellen ſich als eine Folge des Verzugs des 
neſtellers dar, der zur rechtzeitigen Bereitſtellung und Deckung verbunden war (RG 77, 29). 
uch der Verſicherer, der mit der Zahlung der Entſchädigungsſumme in Verzug gerät, hat 
zem Verſicherten den durch den Verzug entſtehenden Schaden ohne Rückſicht auf die Höhe der 

Verſicherungsſumme zu erſetzen (RG 111, 104). 
rei Bei gegenſeitigen Verträgen kann der Gläubiger neben dem Erfüllungsanſpruche den 
Einen Verzugsſchaden fordern, ſoweit dieſer Schaden ſich nicht mit dem geltend gemachten 
Fefüllungsintereſſe deckt oder in dieſem mit enthalten ift (RG 94, 206; vgl. § 326 A 1), und der 
derzugsſchadensanſpruch kann ſich lediglich auf § 286 Abf 1 ſtützen (MG 106, 24), während zur 
eltendmachung des Erſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung das Vorhandenſein der in $ 326 
3 gebenen Vorausſetzungen erforderlich iſt, weil dieſe Sondervorſchrift innerhalb ihres Rahmens 
ie Anwendbarkeit des $ 286 ausſchließt (R& 70, 129; Warn 1922 Nr 50). — Durch die vor⸗ 
88 haltloſ e Annahme der verspäteten Leiſtung verliert der Gläubiger nicht ohne weiteres 
tien bereits entſtandenen Anſpruch auf Erftattung des Verzugsſchadens (RG 43, 268). Nament- 
85 liegt in der vorbehaltloſen Annahme eines Teiles der Mietrate noch nicht der Verzicht auf 
s dem Vermieter bei unpünktlicher Mietzahlung zuſtehende Kündigungsrecht (RG JW 1913, 
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5936). Der Vertragsuntreue kann aus der Vertragsuntreue des andern Teiles fo lange keine 
Rechte geltend machen, als er ſich nicht ſelbſt wieder auf den Standpunkt der Vertragstreue geſtellt 
hat (RG 67, 319; JW 1913, 196°). 

Über den Verzugsſchaden wegen nachträglich eingetretener Geldentwertung vgl. § 242 
A 5d dag. Auch einem in Leiſtungsverzug gekommenen Schuldner iſt, unbeſchadet feiner Schadens⸗ 
erjagpflicht aus $ 286, nicht zuzumuten, die Leiſtung gegen ein gänzlich entwertetes Entgelt ohne 
Aufwertung zu machen (RG 107 S. 128, 150; 109 ©. 98, 224; und in vielen weiteren Ent⸗ 
ſcheidungen; vgl. 8 242 Abd). Die Entwertung des franzöſiſchen Franken reicht als 
ſolche ebenſowenig, wie zur Begründung eines eigentlichen Aufwertungsanſpruchs (vgl. zu $ 242 
Abe), zur Begründung eines Anſpruchs auf Verzugsſchaden aus $ 286 aus (RG 120, 198 und 
die dort angeführten Entſcheidungen; vgl. zu $ 288 A 2). — Der Anſpruch auf Verzugsſchaden 
verjährt in der Friſt, die gesetzlich für den Hauptanſpruch vorgeſehen iſt (RG 111, 104). Die Friſt 
beginnt, falls nicht der Verjährungsbeginn des Hauptanſpruchs ſpäter iſt, mit der Entſtehung des 
Schadens. Betrifft dieſer aber Geldentwertung, ſo kann die Verjährung nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, in dem die Gerichte Geldentwertungsanſprüche anerkannt haben und dies allgemein 
bekannt geworden war (RG 24. 4. 26 1 272/25). Ein Verzicht auf den Verzugsſchaden 
wegen eingetretener Geldentwertung kann ſolange nicht angenommen werden, als der 
Gläubiger nicht über das Beſtehen eines eigentlichen Aufwertungsanſpruchs Klarheit erlangen 
konnte (RG 118, 63). 

8. Recht auf Ablehnung der Leiſtung und Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung; Abſatz 2. Dieſer Fall ift nachgebildet dem § 280 Abſ 2. In entſprechender An⸗ 
wendung der $$ 346—356 haben ſich die Parteien die empfangenen Leiſtungen zurückzu⸗ 
gewähren, wiewohl die Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs durch den Gläubiger nicht den 
Rücktritt vom Vertrage, 1 gerade die Geltendmachung des Vertragsrechts darſtellt. Ein 
Rücktrittsrecht wegen Verzugs ift nur gegeben bei gegenſeitigen Verträgen ($$ 320, 326) und 
beim Siggelgälte ($ 361). — Sonderbeſtimmungen enthalten noch die 88 264, 354, 554, 633 
Abſ 3, 775 Nr 3. 


8 287 

Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahrläſſigkeit zu vertreten. 
Er iſt auch für die während des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit 
der Leiſtung verantwortlich, es ſei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger 
Leiſtung eingetreten fein würde 2) 5). 

E 1 250, 251 II 248; M 2 281; P 1 327. 

1. Erweiterung der Vertretungspflicht des ſäumigen Schuldners über $ 276 hinaus inſofern, 
als der Schuldner vom Verzuge ab nicht nur, wie vorher, in der Regel ($ 276) für die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt, in Ausnahmefällen ($ 277) für eine geringere Sorgfalt einzustehen hat, 
ſondern in allen Fällen für jede denkbare äußerſte Sorgfalt (Satz 1), darüber hinaus aber in ger 
wiſſem Maße auch für Zufall (Satz 2). 2 

2. Die Haftung für Zufall (vgl. über dieſen Begriff $ 203 A 2) tritt ein, wenn die Leiſtung 
während des Verzugs durch Zufall unmöglich geworden iſt (Satz 2 Halbſatz 1). Nicht durch 
Zufall iſt die Unmöglichkeit eingetreten, wenn ſie durch eigne freie Willensbeſtimmung 11 
Gläubigers herbeigeführt ift; in dieſem Falle haftet alſo auch der in Verzug befindliche Schuldne, 
nicht auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (RG 125, 200). Ein urſächlicher Bufammenhand 
(vgl. über dieſen Begriff Vorbem 3 vor $ 249) iſt hiernach nur erforderlich zwiſchen dem zufälligeh 
(d. h. nicht auf einem Verſchulden des Schuldners beruhenden) Ereignis und der Unmögliche! 
der Leiſtung; nicht dagegen zwiſchen dem Verzuge und der Unmöglichkeit; hier genügt ein en 
liches Zuſammentreffen. Doch wird durch Halbſatz 2 von Satz 2 das Erfordernis des urſachlenn 
Zuſammenhangs auch in dieſer Beziehung in gewiſſem Grade wiederhergeftellt, indem die Haftu 5 
des Schuldners nicht eintritt, wenn der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung entſtan dee 
ſein würde, ſonach der Verzug nicht die condicio sine qua non des Schadens geweſen it; 2 
gegen wird ein adäquater Zuſammenhang im Rechtsſinne nicht erfordert; auch hat der Schulone! 4 
wie ſich aus der Faſſung „es ſei denn“ ergibt, den Beweis des mangelnden Zusammenhanges 
in dieſem Sinne zu führen. Dem Glaubiger liegt ſonach ob nachzuweiſen, daß eine nm an if 
keit der Leiſtung während des Verzugs durch ein wenn auch zufälliges Ereignis eingetreten 
und welchen Schaden er dadurch erleidet, daß er die Leiſtung nicht erhält (ſein Erfüllungeinte de, 
Sache des Schuldners iſt es dann nachzuweiſen, daß dieſer Schaden auch entſtanden ſein w Er⸗ 
wenn er rechtzeitig geleiſtet hätte. Nicht erforderlich iſt, daß der Schaden durch dasſelbe 8 
eignis (denselben Zufall) entſtanden ſein würde, das die Leiſtung unmöglich gemacht hat, ae 
durch denfelben Brand (anders Entw. 18251; vgl. Prot 11 1 S. 327). Die Haftung des 5 bel 
ners tritt deshalb auch dann nicht ein, wenn die bei dem Schuldner untergegangene eg 

rechtzeitiger Leiſtung ſchon vorher mit dem Schiffe, durch das fie zu verſenden war, untergeg 
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ſein würde; oder wenn ſie durch einen vor ihrem Untergange bei dem Schuldner bei dem Gläubi⸗ 
ger verübten Einbruch dieſem entzogen ſein würde, falls der Schuldner ſie rechtzeitig geleiſtet 
hätte. Doch wird der Schuldner ſich auf einen Zufall nicht berufen können, der nach dem Unter⸗ 
gange bei ihm und alſo nach Entſtehung feiner Schadenserſatzpflicht die Sache bei dem Gläubiger 
betroffen haben würde; ſo auch Planck A 2. Zu dem vom Schuldner zu führenden Beweiſe gehört 
aber ferner grundſätzlich auch der Nachweis, daß der Gläubiger die Sache nicht vor dem Ereigniſſe, 
das ſie ihm entzogen hätte, weggegeben und dadurch vor dem Untergange bewahrt haben würde; 
doch wird es Sache der Beweiswürdigung ſein, ob nicht den Umſtänden nach dieſer Beweis ohne 
weiteres als geführt erachtet werden kann. Der Nachweis der bloßen Möglichkeit, daß der 
Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung eingetreten ſein könnte, iſt nicht genügend; vgl. Vorbem 3 
vor § 249. Im Falle einer während des Verzugs eingetretenen nicht wieder gutzumachenden 
Verſchlechterung der zu leiſtenden Sache liegt teilweiſe Unmöglichkeit vor und es regelt ſich 
der Entſchädigungsanſpruch dementſprechend nach 8280 Abſ 2 (A 2, 3 das.). Der Gläubiger 
kann gegebenenfalls den höchſten Wert in Anſatz bringen, den die Sache während des Verzugs 
hatte (Prot II 1 S. 327f.). 

3. Auf den Fall eines Schuldner⸗(Käufer⸗) Verzugs mit der Abnahme ($ 433 Abſ 2) ſoll 
nach RG 57, 405 $ 287 Satz 2 inſofern nicht paſſen, als dieſe Beſtimmung eine Unmöglichkeit der 
Leiſtung einer Sache vorausſetze, die bei einer Abnahmeverpflichtung nicht eintreten könne; 
daher habe im Falle des Gattungskaufes auch bei Abnahmeverzug des Käufers der Verkäufer 
fein durch Zufall eintretendes Unvermögen zur Leiſtung ſo lange zu vertreten, als nicht Die 
Vorausſetzungen des Gefahrüberganges nach § 300 Abſ 2 (vgl. A 2 daſ.) vorliegen. 


8 288 
Eine Geldſchuld iſt während des Verzugs mit vier vom Hundert für das 
Jahr zu verzinſen. Kann der Gläubiger aus einem anderen Nechtsgrunde 
höhere Zinſen verlangen, fo find dieſe fortzuentrichten !). 
Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen 2). 
E J 248 II 244; M 2 62; P 1 326. 


1. Verzugszinſen find von einer Geldſchuld ($ 244 A 1) ohne Rückſicht darauf, ob ein Schaden 
vorhanden ift, zu entrichten (Abſ 1), während der Gläubiger nach Abſ 2 gegebenenfalls noch 
Erfah des weitergehenden Schadens fordern darf. Der Zinsanſpruch aus Satz 1 iſt ein unbe⸗ 
dingter, beſteht alſo auch für den Fall, daß die Forderung unverzinslich war, und ſtellt den Mindeſt⸗ 
erſatz dar (RG 92, 284). Anwendbar ift $ 288 Abſ 1 auch beim Darlehnszuſage vertrage und es 
braucht ſich der Verſprechensempfänger auf die geforderten Verzugszinſen nicht Zinsbeträge 
abrechnen zu laſſen, die er im Falle des Empfanges des Darlehens von dieſem hätte entrichten 
müſſen (Rs aa O.). Höhere Zinſen als 4 Prozent können geſchuldet werden auf Grund des 
urſprünglichen Schuldverhältniſſes, insbeſondere bei beide rſeitigen Handelsgeſchäften 
gemäß § 352 Abſ 1 Satz 1 0B zu 5 v. H., kraft Geſetzes oder auf Grund von Vereinbarung, 
oder infolge nachträglicher Anerkennung (RG JW 08, 6560); vgl. auch A 2. Verzugszinſen werden 
von den durch die Notverordnungen des Reichspräſidenten angeordneten Zinsſenkungen (vgl. 
zu § 246 Anm. 2a) nicht betroffen (MG in HRR 1932, 710). Der Schenker ift von der Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung von Verzugszinſen befreit ($ 522). Gemäß § 36 des Pr. Enteig⸗ 
nungsgeſetzes hat der Unternehmer, falls die von ihm gezahlte Entſchädigungsſumme durch 
gerichtliche Entſcheidung herabgesetzt wird, auf Zinſen (Verzugs⸗ wie Prozeßzinſen) von dem 
zuviel Bezahlten keinen Anspruch (RG 74, 157). Bei der Aufwertung von Verſicherungs⸗ 
anſprüchen der in Art 3 VO vom 22. 5. 26 bezeichneten Art ift der dort in Abſ 2, 3 auf 50 v. H. 
des Geldentwertungsſchadens feſtgeſetzte Aufwertungsbetrag im Falle des Verzugs zu verzinſen, 
und zwar vom Eintritt des Verzugs, nicht erſt vom Inkrafttreten der VO ab (RG 136, 199 im 
Gegenſatze zu dem dort verzeichneten Schrifttum). — Der $ 288 hat nach feſtſtehender Praxis 
des RS hinſichtlich der Feſtſetzung des Zinssatzes in Abſ 1 rückwirkende Kraft (RG 46, 74). 

2. Der weitere Schaden kann neben den Verzugszinſen gemäß 89 286, 287 geltend gemacht 
werden. Dieſer Anſpruch ſtellt einen eigentlichen Verzugsſchaden dar (NG 92, 284; Warn 1922 
der 3 u. 4). Auch Höhere als die geſetlichen Verzugszinsen (Abſ 1) können als weiterer Verzugs⸗ 
ſchaden gefordert werden (RG 101, 113). Seine frühere Annahme, daß bei Zuerkennung von 

eldbeträgen in wertbeſtändiger Währung die Sue eines höheren Zinsſatzes 
als 5 v. H. des beſonderen Nachweiſes eines höheren Schadens bedürfe (SeuffA 80, 128; 
SR 26 Nr. 923), hat das RG mit Rückſicht auf die Lage des Geldmarktes, wie fie ſich tatfächlich 
gestaltet hat, ſpäter nicht mehr aufrechterhalten (RG in HAN 1928 Nr 823; ebenſo für mehr als 
5 0.9.06 14. 2. 30 im Recht 1930 Nr 790). Zum Verzugsſchaden gehört unter Umſtänden auch 

e während der Verzugszeit eingetretene Entwertung der deutſchen Währung (RG 
107, 213; 109, 21; 114, 382). Vgl. § 242 A 5 d daa). Ebenſo einer ausländiſchen Währung (franz. 
Granken); dach kann die bloße Möglichkeit wertbeſtändiger Anlage im Falle rechtzeitiger Zahlung 
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den Nachweis eines weiteren Schadens im Sinne des $ 288 Abſ2 nicht erſetzen (RG JW 1926 
S. 13235). Es genügt jedoch, wenn der Gläubiger darlegt, daß er nach der Art feines Geſchäfts⸗ 
betriebs in der Regel Beträge, die er erhält, ganz oder zu einem gewiſſen Teile in Waren oder 
andern beſtändigen Werten anzulegen pflegt (RG 107, 284). Die zugunſten des ausländiſchen 
Gläubigers beſtehende Vermutung, daß er das Geld, wenn er es rechtzeitig empfangen hätte, 
in ſeiner Währung angelegt und ſich dadurch wertbeſtändig erhalten haben würde (Warn 1922 
Nr 4), gilt ſolange, als nicht der Nachweis geführt wird, daß er im vorliegenden Falle anders 
gehandelt haben würde. Dieſer Nachweis kann unter Umſtänden als erbracht angeſehen werden, 
wenn feſtgeſtellt wird, daß der Gläubiger ſtändige Geſchäftsbeziehungen zu Deutſchland hat, die 
ihn zu häufigen Zahlungen in deutſcher Währung und deshalb zur Unterhaltung eines Mark- 
guthabens nötigen (RG 166/23, 12. 12. 23). Doch genügt nicht die allgemeine Erwägung, daß 
ausländiſche Firmen mit Geſchäftsbeziehungen zu Deutſchland Markguthaben zu unterhalten 
pflegen (RG VII 181/23, 8. 1. 24). Die Frage, ob die infolge der Markentwertung eingetretene 
Entwertung einer vom Gläubiger behufs Vollſtreckung des Urteils hinterlegten Sicherheit 
als Folge des Verzugs des Schuldners anzuſehen fei, iſt in RG 110, 401 (I. 86) wohl mit nicht 
ganz überzeugender Begründung verneint; dagegen (wohl richtiger) in II 443/24 und II 341/25, 
18. 9. 25 bejaht; in VI 302/25, 4. 12. 25 offengelaſſen. Von dem auf 89 286 ff. gegründeten 
Schadenserſatzanſpruch wegen Verzugs auf Erſatz des Geldentwertungsſchadens iſt der Auf⸗ 
wertungsanſpruch aus § 242 nach Vorausſetzungen und Wirkungen durchaus verſchieden (NG 
VI 214/24, 3. 1. 25; vgl. $ 242 A 5d daa); in RG 114, 382 iſt deshalb wohl ungenau von einer 
„Aufwertung wegen Verzugsſchadens“ die Rede. Doch iſt auch bei dem Geldentwertungsverzugs⸗ 
ſchaden nach den Grundſätzen von der Vorteilsausgleichung (Vorbem 5 vor $ 249) die Geſtaltung 
der Vermögenslage des Erſatzberechtigten infolge des Verzugs unter Berückſichtigung aller aus 
derſelben Wurzel entſprungenen Ab- und Zugänge zu berücksichtigen (RG I 242/25, 24. 2. 26). 
Dagegen iſt eine Berückſichtigung der Vermögenslage des Schuldners ausgeſchloſſen (RG 1 
599/25, 22. 10. 26). Beſtritten iſt, ob, ſoweit durch die Aufwertungsgeſetzgebung (vgl. namentlich 
$ 19 Aufmb; § 5 Abſ 2 VD vom 22. Mai 1926 über die Aufwertung von Verſicherungsan⸗ 
ſprüchen) eine Aufwertung für ausgeſchloſſen erklärt iſt, auch keine Anſprüche auf 
Verzugsſchaden gemäß § 288 Abſ 2 aus der infolge des Verzugs entſtandenen Entwertung des 
geſchuldeten Neunbetrags erhoben werden können. Das OLG Düſſeldorf (AufwRechtſpr 1927 
S. 187) wollte ſolche Anſprüche zufajjen, weil ſie begrifflich von der Aufwertung“ verſchieden ſeien, 
was nach dem oben Geſagten wohl folgerichtig ſein würde. Das RG (RG 122, 45) hat jedoch in 
ſolchem Falle auch Anſprüche auf Verzugsſchaden nicht zugelaſſen, unter Berufung auf das 
Schrifttum und darauf, daß die Vorſchriften der AufwGeſetzge bung auch die „Aufwertung auf 
Umwegen“ haben ausſchließen wollen. Mit dem ſonſt vom RG feſtgehaltenen Grundſatze der 
engen Auslegung der das allgemeine Recht einſchränkenden Vorſchriften der Aufwertungsge etz 
gebung (vgl. RG 110, 135; AufwRechtſpr 1927, 450) dürfte dieſe Auffaſſung ſchwerlich in Em 
klang jtehen. Jene grundſätzliche Erwägung ift denn auch in Rh 136, 197 betont „in den Vorder, 
grund geſtellt“ und deshalb dahingeſtellt gelaſſen worden, ob aus $ 5 Abſ 2 VO bom 22. 5. 1926 
ein über ihr Anwendungsgebiet hinausgehender allgemeiner Rechtsgrundſatz entnommen werden 
könne. Im übrigen ift in beiden Entſcheidungen ausgeſprochen, daß Anſprüche auf Erſatz von 
Verzugsſchäden, die nicht auf der Geldentwertung beruhen, wie die Erſtattung der 
infolge des Verzugs an eine Bank bezahlten Mehrzinſen (122, 46) und die Verzinſung der Ent 
ſchädigungsſumme (136, 199), durch $5 Abſ 2 Vo nicht ausgeſchloſſen werden. Die Abtretung 
einer Forderung enthält nicht ohne weiteres auch die Abtretung der wegen nicht rechtzeitiger 
Zahlung dem Abtretenden bis zur Abtretung entſtandenen Verzugsſchadensanſprüche (RG 128, 
379; vgl. auch zu $ 401 Anm 1). 


8 289 
Von Zinſen ſind Verzugszinſen nicht zu entrichten. Das Necht des Gläubigers 
auf Erſatz des durch den Verzug entſtehenden Schadens bleibt unberührt) · 
E 1 240 II 245; M 2 62; P 1 327. fur den 
1. Ausſchluß von Zinſeszinſen als Verzugszinſen. Vgl. auch § 248. Ausnahme TUT 
Fall des Pd Ba mies nach $355 HGB. Als wekerer Verzugsſchaden (8288 
Abſ 2) können auch Zinſeszinſen geltend gemacht werden; vgl. $ 288 A 2. 


§ 290 
Iſt der Schuldner zum Erſatze des Wertes eines Gegenſtandes e 
der während des Verzugs untergegangen iſt oder aus einem während = 
Derzugs eingetretenen Grunde nicht herausgegeben werden kann, ſo kan 
der Gläubiger Zinſen des zu erſetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an ver 
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langen, welcher der Beſtimmung des Wertes zugrunde gelegt wird. Das 
gleiche gilt, wenn der Schuldner zum Erſatze der Minderung des Wertes eines 
während des Verzugs verſchlechterten Gegenſtandes verpflichtet iſt !). 

E I 252 II 246; M 2 66. 

1. Die Verpflichtung des Schuldners zum Erſatze des Wertes oder der Wertminderung eines 
während des Verzugs untergegangenen oder nicht herausgabefähig gewordenen (z. B. ver⸗ 
äußerten, vgl. § 275 A 2) Gegenſtandes regelt ſich nach §H 286. — Auf alle Fälle Anſpruch des 
Gläubigers auf Zinſen von der Erſatzſumme. Bei Beſtimmung des Zeitpunkts der Wertbemeſſung 
und damit zugleich des Beginns des Zinslaufs iſt davon auszugehen, daß der Gläubiger Anſpruch 
auf Erſatz des vollen Intereſſes hat, einſchließlich des entgangenen Gewinns ($ 252), und daß 
ſonach der höchſte Wert des Gegenſtandes während des Verzugs in Anſatz zu bringen iſt, ſofern 
der Gläubiger ihn für ſich hätte nutzbar machen können. — Auch durch dieſe Beſtimmung wird 
ein weitergehender Schadenserſatzanſpruch nicht ausgeſchloſſen (vgl. § 288 Abſ 2). 


8 291 


Eine Geldſchuld hat der Schuldner von dem Eintritte der Nechtshängigkeit 
an zu verzinſen, auch wenn er nicht im Verzug iſt; wird die Schuld erſt fpäter 
fällig, fo ift fie von der Fälligkeit an zu verzinſen. Die Vorſchriften des § 288 
Abſ 1 und des $ 289 Satz 1 finden entſprechende Anwendung !). 

E H 247; M 2 55; P 1 323. 

1. Pro zeßzinſen von einer Geldſchuld ($ 244 A 1). Die 99 291, 292 handeln von dem ſelbſtän⸗ 
digen Einfluſſe der Rechtshängigkeit auf den Umfang der Forderung, und zwar beſtimmt 
$ 291, daß mit der Rechtshängigkeit einer Geldſchuld, auch wenn fie bis dahin nicht verzinslich 
war, eine Verzinſungspflichtzbeginnt, auch wenn der Schuldner durch die Rechtshängigkeit 
nicht in Verzug geraten iſt, vgl. zu $ 285 A 1. Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit beſtimmt ſich 
nach den §9 263, 281, 500, 510, 693, 695 ZPO. Durch die Klagerhebung wird in der Regel 
Verzug begründet, falls Leiſtungsklage nach Fälligkeit erhoben wird (vgl. $ 284 Abſ 1 Satz 2), 
nicht aber falls gemäß 89 257 bis 259 ZPO auf künftige Leiſtung geklagt wird. In ſolchen Fällen 
läuft die Verzinslichkeit erſt vom Eintritte der ſpäter eintretenden Fälligkeit. Über dieſen 
Begriff vgl. 198 A 2, über den Zinsfuß 9 288 Abſ 1. Die Beſtimmung des $ 36 des PrEnteignG, 
wonach der Unternehmer den etwa gezahlten Mehrbetrag ohne Zinſen zurückerhält, falls die zuvor 
ſeſtgeſetzte Entſchädigungsſumme durch richterliche Entſcheidung herabgeſetzt wird (vgl. J 288 
A J), bezieht ſich auch auf Prozeßzinſen (RG 74 S. 45, 157). 


$ 292 


Hat der Schuldner einen beſtimmten Gegenſtand herauszugeben, jo beſtimmt 
ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der Anſpruch des Gläubigers 
auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Unterganges oder einer aus einem 
anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nach den Vor⸗ 
ſchriften, welche für das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer 
von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs an gelten, 
ſoweit nicht aus dem Schuldverhältnis oder dem Verzuge des Schuldners ſich 
zugunſten des Gläubigers ein anderes ergibt !). 

Das gleiche gilt von dem Anſpruche des Gläubigers auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruche des Schuldners auf Erſatz 
von Verwendungen ). 

EI 244 II 248; M 2 55; P 1 323. = - 
1. Beſondere Geſtaltung des Schadenserſatzanſpruchs, falls eine Forderung auf Herausgabe 

eines N Gegenstandes klageweiſe geltend gemacht wird und nach der Rechtshängigkeit 
des Anſpruchs deſſen gehörige Erfüllung unmöglich geworden iſt. Der Ausdruck „Gegenſtand 
weiſt darauf hin, daß das Geſetz nicht lediglich die Herausgabe von Sachen, ſondern auch die von 
Vermögensrechten im Auge hat. Vgl. RG Warn 1912 Nr 417. Als Gegenſtand iſt insbeſondere 
auch ein Immaterialgüterrecht, namentlich im Patentrecht, anzuſehen (MG 62, 361). Auch 
auf den Anſpruch auf Herausgabe eines Erbteils iſt $ 292 in Verbindung mit $ 989 an⸗ 
wendbar: die „Verſchlechterung“ kann auch in der Veräußerung von Nachlaßgrundſtücken beſtehen 
(RG Warn 1924 Nr 125; RG 137, 179). Soweit nicht Verzug in Frage ſteht oder das Schuld⸗ 
verhältnis etwas anderes zu gunſten des Gläubigers ergibt, ſoll ſich die Haftung des Schuld⸗ 
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ners aus ſolchen Schuldverhältniſſen nach den nämlichen Grundſätzen beſtimmen, die im Falle 
des (dinglichen) Anſpruchs des Eigentümers gegenüber dem herausgabepflichtigen 
Beſitzer von der Rechtshängigkeit ab maßgebend ſind. Dieſes dingliche Rechtsverhältnis iſt 
durch § 989 geregelt, deſſen Anwendung auf das hier vorliegende ſchuldrechtliche Verhältnis 
ergibt, daß von der Rechtshängigkeit ab der Herausgabepflichtige für den Schaden verantwortlich 
iſt, der durch den Untergang, die Verſchlechterung oder die Unmöglichkeit der Herausgabe entſteht, 
ſofern dieſe Umſtände infolge ſeines Verſchuldens eintreten; vgl. Näheres zu § 989 
A 1, 2. Dieſe Haftung ſtellt jedoch nur den Mindeſtumfang der Erſatzpflicht dar; eine weiter⸗ 
gehende Haftpflicht kann zugunſten des Gläubigers begründet ſein durch das Schuldver⸗ 
hältnis oder dadurch, daß ſich der Herausgabepflichtige mit der Herausgabe in Verzug 
befindet. Liegt insbeſondere Verzug vor, ſo haftet der Herausgabepflichtige von der Rechts⸗ 
hängigkeit ab auch für einen Untergang, eine Verſchlechterung oder Unmöglichkeit der Herausgabe, 
die ohne ſein Verſchulden, alſo durch Zufall, eintreten, es ſei denn, daß der Schaden 
auch bei rechtzeitiger Herausgabe des Gegenſtandes eingetreten wäre ($ 287 Satz 2; vgl. A 2 
dazu). Durch das Schuldverhältnis wird zugunſten des Gläubigers eine weitergehende 
Haftung begründet, wenn der Herausgabepflichtige bei dem Empfange des Gegenſtandes den 
Mangel des rechtlichen Grundes gekannt oder ihn ſpäter vor Eintritt der Rechtshängigkeit erfahren 
hat; in dieſen Fällen iſt er ſchon vor Eintritt der Rechtshängigleit vom Empfange des Gegen⸗ 
ſtandes oder von der Kenntnis ab auch ſchuldrechtlich zur Herausgabe in der gleichen Weiſe ver⸗ 
pflichtet, wie nach $ 292 von der Rechtshängigkeit ab ($ 819 Abſ 1, RG 137, 179). 

2. Nach Abſatz 2 gilt das gleiche von dem Anſpruche des Gläubigers auf Herausgabe 
oder Vergütung von Nußungen der für das dingliche Rechtsverhältnis durch § 987 geregelt 
ift, ſowie von dem Anſpruche des Schuldners auf Erſatz von Verwendungen ($$ 994 
Abſ 2, 995, 1000 —1003). Auch für dieſe Erſatzpflicht kommt ſonach der in Abſ 1 zugunſten des 
Gläubigers gemachte Vorbehalt zur Anwendung, und zwar in der Weiſe, daß einerſeits ein 
weitergehender Anſpruch des Gläubigers auf Erſatz der Nutzungen nicht berührt wird, andrerſeits 
ein weitergehender Anſpruch des Herausgabe pflichtigen wegen Verwendungen ausgeſchloſſen iſt. 
Demzufolge geht der dem Herausgabepflichtigen zuſtehende Bereicherungsanſpruch au 
$ 818 Abſ 4 nur auf Erſtattung der notwendigen Verwendungen nach den 11 9 der 
ung ohne Auftrag, nicht auf Erſtattung von Verbeſſerungen (RG Warn 1919 * 196; 
RE 117, 114). Keine Anwendung findet der $ 292 auf den Fall des 91004, da es ſich dabei (hin. 
ſichtlich des Hauptanſpruchs) nicht um einen Anſpruch auf Herausgabe eines Gegenstandes 
handelt; daher haftet der Verletzer eines Patentrechts, der nicht vorſätzlich oder grob fahrläſſig ge⸗ 
handelt und deshalb nicht ſchadenserſaßpflichtig iſt, auch nicht aus § 292 auf Erſtattung der na 
Eintritt der Rechtshängigkeit gezogenen Nutzungen (R 62, 321); doch dürſte ein Bereicherung?” 
anſpruch, falls deſſen Voraussetzungen vorliegen ($$ 812, 818), nicht ausgeſchloſſen ſein. 


Zweiter Titel 
Verzug des Gläubigers 


8 293 


Her Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm angebotene Leiſtung 
nicht annimmt !). 

E 1 254 II 249; M 2 08; P 1 328. 

1. Die 85 293— 299 beſtimmen die Vorausſetzungen, die § 300-304 die Wirkungen des 
Gläubigerverzugs. Die 55 293— 296 handeln von dem Erforderniſſe und den Vorausſetzunc 
des Angebots. Die Vorausetzungen des Gläubigerverzugs nachzuweiſen, iſt Sache des Schul £ 
ners. Namentlich liegt ihm in der Regel (vgl. aber $ 296) der Nachweis eines gehörigen age 
bots ob; ift dieſes ein tatſächliches ($ 294) geweſen, fo iſt damit auch zugleich dargetan, daß er die 
Erfüllung imſtande und bereit war; bei dem wörtlichen, wo ein ſolches genügt, iſt er 
Widerlegung dieſes Umſtandes Sache des Einwandes des Gläubigers; vgl. $ 297 A 1. — 1 = 
die Möglichkeit des Zuſammentreffens von Gläubiger⸗ und Schuldnerverzug bei derſelben Par 15 
vgl. $ 284 A 1. Die Nichtannahme der Leiſtung begründet den Gläubigerberzug, ohne daß 1 5 
ausdrückliche Annahmeverweigerung erforderlich wäre. Auch auf den Grund der Nichtannahme 
kommt es nicht an, ſofern die geſchuldete Leiſtung angeboten war. Ebenſowenig landers 75 
beim Schuldnerverzug, vgl. $ 285) auf ein Verſchulden des Gläubigers oder (in der Regel, 75 i 
aber $ 299) auf ein ſubjektives Unvermögen zur Annahme. Die Nichtannahme kann ſich 1 
auf Sachen wie auf ſonſtige Vermögensgegenſtände (Rechte, 3. B. Kuxe, WG 60, 162) un 1 
Arbeitsleiſtungen (RG Warn 1914 Nr 149) beziehen. Das Angebot aus einem Vertrage 15 15 
auch dann erfolgen, und zwar am Erfüllungsorte, wenn der andere bereits erklärt hat, daß er 


8 


Vertrag als wirkſam nicht anerkenne und deshalb die Annahme verweigern werde (RG 50, 210). 
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Es genügt alsdann jedoch gemäß $ 295 wörtliches Angebot (RG 102, 372; JW 02 Beil 197/198). 
Vgl. aber auch RG JWö 1910, 80413. Überhaupt keines Angebots bedarf es unter Umſtänden 
in den Fällen des § 296; vgl. die Anmerkung dazu. Auch der im Leiſtungsverzuge befindliche 
Schuldner kann dieſen Verzug durch gehöriges Angebot heilen und dadurch Annahmeverzug 
des Gläubigers herbeiführen (RG 109, 331). Der Gläubigerverzug wird nicht dadurch allein 
ſchon geheilt, daß der Gläubiger ſich nunmehr wörtlich bereit erklärt, die ihm früher angebotene 
Sache anzunehmen; ſondern es bedarf dazu der wirklichen Annahme oder doch der Vornahme 
aller zur Verwirklichung der Annahme dem Gläubiger zu Gebote ſtehenden Maßnahmen (RG 
8, 24; 32, 64). Iſt der Glaubiger einmal in Annahmeverzug geſetzt, dann bedarf es einer erneuten 
Mahnung, um den Schuldner wieder in Verzug zu ſetzen (RG Warn 1913 Nr 355). Das Angebot 
muß an den Gläubiger oder einen empfangsberechtigten Vertreter gerichtet ſein; 
es ſtellt eine einſeitige, empfangsbedürftige Erklärung dar, ſie iſt widerrufbar (M 2, 71). — Die 
Vorausſetzungen wie Wirkungen des Annahmeverzugs beurteilen ſich nach dem alten Rechte, 
wenn unter deſſen Herrſchaft die Leiſtungspflicht begründet worden iſt (RG 66, 412). 


8 294 

Die Leiſtung muß dem Gläubiger ſo, wie ſie zu bewirken iſt, tatſächlich 
angeboten werden !). 

E I 255 IT 250; M 2 69; P 1 329. 

1. Erfordernis des tatſächlichen Angebots. Es muß ſo erfolgen, daß der Gläubiger nichts 
anderes zu tun braucht als zuzugreifen und die angebotene Leiſtung entgegenzunehmen (RG 
85, 416; 18. 11. 22 V 73/22). Zu berückſichtigen iſt nur ein ordnungsmäßiges Angebot. Dazu 
gehört: a) daß eine zur gehörigen Erfüllung taugliche Leiſtung angeboten wird, wobei jedoch 
verhältnismäßig geringfügige Abweichungen nach dem Grundſatze des § 242 nicht in Betracht 
kommen (RG Warn 09 Nr 196); b) daß das Angebot auch in der rechten Art erfolgt, mithin der 
Regel nach (vgl. § 295) nicht nur wörtlich, ſondern tatſächlich (realiter; RG 85, 416, wonach es 
gegebenenfalls genügt, wenn der Schuldner das Geld in der Taſche hat und der Gläubiger weiß, 
daß der Schuldner zur Hergabe bereit ift); ferner zu rechter Zeit ($ 271) und am rechten Orte 
($ 269; RG 50, 208). Ungenügend iſt zum tatſächlichen Angebote eine bloße Bereiterklärung 
des Schuldners zur Leiſtung, auch wenn der Schuldner dazu imſtande und bereit iſt. Bei Nach⸗ 
nahmeſendungen iſt Vorzeigung durch die Poſt erforderlich (RG 102, 372). Bereithalten des 
Geldes bei einer Bank genügt nicht (RG 108, 160; 109, 328). Falls der Käufer beim Gattungs⸗ 
verkaufe die tatſächlich angebotene Ware wegen vertragswidriger Beſchaffenheit mit Recht zurück⸗ 
weiſt, kommt der Verkäufer in Leiſtungsverzug (RG JW 04, 1987; 05, 11710). Verſagt der Käufer 
die Abnahme, weil er die vertragsmäßige Beſchaffenheit der Ware verneint, dann tut er dies auf 
ſeine Gefahr (RG 106, 297), aber hatte er Recht, dann ſchadet es nichts, wenn er ſich von der 
mangelhaften Beſchaffenheit tatſächlich noch nicht überzeugt hatte. Iſt die angebotene Ware 
mangelhaft, jo kommt der Käufer durch die Ablehnung nicht in Annahmeverzug, auch wenn er 
li) auf den Mangel dabei nicht berufen hat (R& 111, 89). Der Gläubiger kam nicht in Ver⸗ 
zug durch Ablehnung einer ihm in entwerteter Papiermark, die nur einen geringen Teil des 
Aufwertungsbetrags erreichte, angebotenen Zahlung (RG 22. 11. 24 IV 1002/23). — Das Ange⸗ 

ot iſt auch notwendig, um den Gläubiger, der die Lieferung der Ware abzurufen, einen 
Abruf während der vereinbarten Friſt aber unterlaſſen hat, dieſerhalb in Verzug zu ſetzen RG 
Warn 1918 Nr 177). — Inwiefern ein vom Schuldner beim Angebote der Zahlung gemachter 
Vorbehalt den Gläubiger zur Ablehnung der Annahme berechtigt, vgl. § 362 A 4. 


8 295 

Ein wörtliches Angebot des Schuldners genügt, wenn der Gläubiger ihm 
erklärt hat, daß er die Leiſtung nicht annehmen werde, oder wenn zur Bewir⸗ 
kung der Leiſtung eine Handlung des Gläubigers erforderlich iſt, insbeſondere 
wenn der Gläubiger die geſchuldete Sache abzuholen hat. Dem Angebote der 
Leiſtung ſteht die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die erforderliche 
Handlung vorzunehmen !). 

E 1 265 II 251; M 2 70; P 1 320. 

1. Wörtliches Angebot (Verbaloblation), und zwar des „Schuldners“ — mithin nicht 
auch gemäß $ 267 jedes Dritten (RG Warn 09 Nr 348), wohl aber des zur Schuldnerleiſtung be⸗ 
rechtigten (89 268, 1142, 1249) Dritten (RG 83, 393) —, genügt unter den beiden hier gegebenen 
Vorausſetzungen, iſt anderſeits aber auch unter dieſen Vorausſetzungen erforderlich, um den 
Gläubiger in Annahmeverzug zu ſetzen (RG 50, 208; 102, 372; unklar 106, 91). Es genügt in 
dieſen Fällen, daß der Schuldner ſich zur Leiſtung wörtlich — ſchriftlich oder mündlich — bereit 
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erklärt, vorausgeſetzt jedoch, daß er nicht zur Bewirkung der Leiſtung außerſtande iſt, was der 
Gläubiger beweiſen muß (vgl. $ 297 A 1). Bei Gattungsſchulden ift ſonach eine vorherige Kon⸗ 
kretiſierung — durch Ausſcheidung — in dieſen Fällen zur Inverzugſetzung des Gläubigers nicht 
erforderlich. Doch iſt in RG 57, 404 angenommen, daß zum Übergange der Gefahr nach 
$ 300 Abſ 2 auch bei Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 295 die vorherige Ausſcheidung der 
Ware und die Kundgebung von dieſer Ausſcheidung erforderlich fei; vgl. $ 300 A 2. Auch bei 
dem wörtlichen Angebote muß die Leiſtung ſo angeboten werden, wie ſie geſchuldet wird (vgl. 
A 1 zu $ 294); ein ordnungsmäßiges Angebot liegt daher nicht vor, wenn der Schuldner dabei 
vertragswidrige Zahlungsbedingungen aufſtellt, auch wenn die Aushändigung der Ware 
nicht von ſofortiger Erfüllung dieſer Bedingungen abhängig gemacht wird (RG in HRg 1928, 
414). Die Anwendbarkeit der Ausnahmebeſtimmung des $ 295 zugunſten des Schuldners wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er ſich ſchon im Leiſtungsverzuge befunden hat und daß der 
Glaubiger erſt danach die Annahmeverweigerung erklärt hat. Eine ſchon im voraus erfolgte 
Verweigerung der Annahme liegt auch dann vor, wenn der Gläubiger Unwirkſamkeit 
oder Nichtigkeit des Vertrags oder den Rücktritt geltend gemacht hat (RG 57, 113). Bei einem 
Teillie ferungsvertrage ift der Schuldner, wenn der Gläubiger die Annahme auch nur einer 
Lieferung verweigert hat, unter Umſtänden auch der Verpflichtung, die weiteren Raten anzu⸗ 
bieten, enthoben (R& JW 1910, 80413). Wörtliches Angebot genügt zutreffendenfalls auch dann, 
wenn es dem Hypothekengläubiger gegenüber vom nur dinglich haftenden Grundſtückseigentümer 
ausgeht, der nicht zugleich der perſönliche Schuldner iſt (RG Warn 09 Nr 348). — Der zweite 
Fall, erforderliche Handlung des Gläubigers, kommt in Frage bei der Wahlſchuld mit Wahlrecht 
des Gläubigers ($ 262; RG SeuffA 58 Nr 229); bei der Verpflichtung des Gläubigers zum Abrufe 
der Waren (RG JW ö 04, 168°; vgl. auch zu $ 433); beim Werkvertrage ($ 640); beim Spezifi⸗ 
kationskaufe ($ 375 HGB; NG 14, 245; 43, 103); bei der Holſchuld. In keinem Falle kann aber 
vom Gläubigerverzuge die Rede ſein, wenn der die Leiſtung wörtlich anbietende Schuldner zu 
ihr nicht imſtande war ($ 297). — Erklärt ſich der Gläubiger noch nachträglich zur Annahme der 
Leiſtung bereit oder nimmt er die Handlung vor, fo entſteht damit die Verpflichtung des Schuldners 
zum tatſächlichen Angebote ($ 294). 


§ 296 

Iſt für die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung eine Zeit nach 
dem Kalender beſtimmt, ſo bedarf es des Angebots nur, wenn der Gläubiger 
die Handlung rechtzeitig vornimmt. Das gleiche gilt, wenn der Handlung eine 
Kündigung vorauszugehen hat und die geit für die Handlung in der Weiſe be 
ſtimmt iſt, daß fie fich von der Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läßt!) 

E I 266 II 261; M 2 702; P 1 329. 5 

1. Dieſe Beſtimmung bildet ein Gegenſtück zu der Vorſchrift des § 284 Abſ 2 (dies inter 
pellat pro homine), und zwar zugunſten des Schuldners. Auch ſogar das wörtliche Angebot 
iſt hier zur Herbeiführung des Glaubigerverzugs entbehrlich. Es genügt alſo, daß der Gläu⸗ 
biger die Handlung nicht rechtzeitig vornimmt, etwa die Sache nicht holt oder die dem Schuldner 
vorzulegende Urkunde nicht vorlegt. Er gerät dann mit dem Eintritte der kalendermäßig beftimmten 
Zeit ohne weiteres in Annahmeverzug. Dieſer wird aber, fofern es ſich nicht um ein Fixgeſchaf 
handelt, dadurch geheilt werden, daß der Gläubiger die Handlung nachträglich vornimmt; um ihn 
aufs neue in Annahmeverzug zu verſetzen, wird dann auch hier (vgl. $ 295 A J) ein tatſächliches 
Angebot des Schuldners erforderlich ſein. 


§ 297 


Der Gläubiger kommt nicht in Verzug, wenn der Schuldner zur Zeit des 
Angebots oder im Falle des $ 296 zu der für die Handlung des Gläubigers 
beſtimmten Zeit außerſtande iſt, die Leiſtung zu bewirken ). 

E 1 255 II 251; M 2 702; P 1 829. 5 

1. § 297 hat nur Bedeutung für die Fälle, in denen ein wörtliches Angebot genügt ($ a 
da bei dem tatſächlichen Angebote das Imſtandeſein und die Bereitſchaft des Schuldner ben 
Leiſtung ſchon in dem Angebote zur Erſcheinung kommt. Iſt der Schuldner zur Leiſtung in er 
angegebenen Zeitpunkten außerſtande geweſen — wegen Unmöglichkeit der Leiſtung a 
perjünlichen Unvermögens —, jo ift ein Verzug des Gläubigers ausgeſchloſſen (RG 10 dens 
für Dienftleiftungen). Die Bereitſchaft des Schuldners zur Erfüllung braucht aber erſt in ie 
Zeitpunkte vorhanden zu fein, in dem der Schuldner die Leiſtung anbietet; zu dieſem Zenner 
muß ſie vorhanden ſein, auch wenn der Gläubiger erklärt hat, die Leiſtung nicht antun ahnden 
wenn zur Bewirkung der Leiſtung eine nicht nach dem Kalender zeitlich beſtimmte Han 
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des Gläubigers (§ 295) erforderlich iſt (RG 103, 15). Bereitſchaft zur Zeit des etwaigen Wider⸗ 
rufs der Erklärung oder der Vornahme der Handlung durch den Gläubiger genügt nicht, um ein 
vorher ohne Bereitſchaft erklärtes wörtliches Angebot wirkſam zu machen; a. A. Planck Erl. zu 
$ 297, Abſ 2. Im Falle des $ 296 iſt Bereitſchaft zu der für die Handlung des Gläubigers 
kalendermäßig beſtimmten Zeit erforderlich. Die Bereitſchaft wird namentlich nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Schuldner vorerſt noch ſolche Maßnahmen zu treffen hat, die vernünftigerweiſe 
erſt bei bevorſtehender Abnahme getroffen zu werden brauchen, wie etwa die Ausſcheidung (RG 34, 
99; 45, 30). Auch genügt es, daß ſich der Schuldner den Leiſtungsgegenſtand jederzeit verſchaffen 
kann (RG 33, 96; 34, 99; 45, 30), fo durch Bezug bei einem Dritten, ſelbſt wenn ein Bezugsrecht 
zuvor noch nicht begründet worden war (RG 50, 260). Bei einem Teillieferungsvertrage muß der 
Schuldner je zu den einzelnen Teilleiſtungen erfüllungsbereit fein (RG ZW 03 Beil 79180). Das 
Leiſtungsunvermögen des Schuldners bildet einen Befreiungsgrund für den Gläubiger und 
iſt ſonach von ihm zu be weiſen (anders der Entwurf I 5 255 Abſ 2; vgl. Prot II Bd. 1 S. 329). 


8 208 


Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers zu leiſten ver⸗ 
pflichtet, ſo kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er zwar die angebotene 
Leiſtung anzunehmen bereit iſt, die verlangte Gegenleiſtung aber nicht an- 
bietet !). 

E I 256 II 262; M 2 73; P I 331. 

1. Bei allen Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen (88 274, 320, 348, 368, 371) genügt nicht die Bereit⸗ 
ſchaft des Gläubigers, die Leiſtung des andern anzunehmen, um den Annahmeverzug von ſich 
abzuwenden; dazu iſt vielmehr erforderlich, daß der Gläubiger auch die ſeinerſeits geſchuldete 
Leiſtung anbietet, und zwar der Regel nach tatſächlich. Unterläßt er das, obwohl der Schuldner 
die Gegenleiſtung verlangt hat, ſo kommt er, nicht aber der Schuldner durch Zurückbehaltung 
feiner Leiſtung in Leiſtungsverzug. Iſt der eine Teil ſeinerſeits verpflichtet, ein Grundſtück gegen 
A heraus-(zurüd-)zugeben, jo kann der Zahlungspflichtige mit der Aufforderung zur 

ahlung die Androhung der Preisgabe des Grundſtücks für den Fall der Nichtabnahme ($ 303) 
verbinden; vgl. zu $ 303 A 1. 


8 299 


Iſt die Leiſtungszeit nicht beſtimmt oder iſt der Schuldner berechtigt, vor 
der beſtimmten Zeit zu leiſten, ſo kommt der Gläubiger nicht dadurch in Verzug, 
daß er vorübergehend an der Annahme der angebotenen Leiſtung verhindert 
iſt, es ſei denn, daß der Schuldner ihm die Leiſtung eine angemeſſene Zeit 
vorher angekündigt hat). 

E II 253; P 1 329. 

1. Während der Glaubiger vom Annahmeverzuge durch ſein Unvermögen zur Annahme 
regelmäßig nicht befreit wird (9 293 A 1), ſieht $ 299 für feine beiden Fälle — unbeſtimmte Lei⸗ 
ſtungszeit und Berechtigung des Schuldners zu vorzeitiger Leiſtung — bei vorübergehender 
Verhinderung des Gläubigers ausnahmsweiſe das Gegenteil vor. Muß ſich der Gläubiger auch 
zur Annahme bereit halten, ſo entſteht die Gefahr, daß er in Verzug kommt, doch in dieſen Fällen 
erſt durch die von ſeiten des Schuldners erfolgte Ankündigung. In Betracht kommt nur eine 
bloß vorübergehende Verhinderung, deren Vorhandenſein Tatfrage iſt. Geeignet zur 
Inverzugſetzung ift demnach erſt ein angemeſſene Zeit nach der Ankündigung ergangenes Angebot. 
Das Vorhandenſein des geſetzlichen Befreiungsgrundes hat der Gläubiger zu beweiſen, 
während dem Schuldner der Beweis offenſteht, daß er dem Gläubiger die Leiſtung in an⸗ 
gemeſſener Friſt“ (vgl. $ 250 A 2) angekündigt habe. Überſendet der Schuldner dem Gläubiger 
nach Ankündigung berechtigterweiſe das Geld und hat der verreiſte Gläubiger nicht dafür geſorgt, 
daß ſich der Schuldner ſeiner Zahlungspflicht entledigen konnte, dann gerät er in Annahmeverzug 
7 Warn 1913 Nr 355). — Über das Recht des Schuldners zur vorzeitigen Leiſtung ſ. § 271 

2 und A 4. 


& 300 
Der Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigers nur Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten !). r 
Wird eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache geſchuldet, ſo geht die 
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Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläubiger über, in welchem er dadurch in 
Verzug kommt, daß er die angebotene Sache nicht annimmt 2) 3). 

E 1 257 II 254; M 2 73; P 1331. 

1. Verminderte Haftung des Schuldners während des Gläubigerverzugs. Eine Verpflichtung 
des Gläubigers zum Schadenserſatze iſt, anders als beim Schuldnerverzuge ($ 286), für den Fall 
des Gläubigerverzugs, abgeſehen von der Erſatzpflicht für die in $ 304 bezeichneten Mehrkoſten, 
nicht anerkannt (RG 24. 6. 08 V 452/07); vgl. auch zu § 304 A 1. Die regelmäßige Folge des 
Gläubigerverzugs beſteht vielmehr nur darin, daß ſich die Haftung des Schuldners gegenüber 
$ 276 in der Weiſe mildert, daß er nicht mehr für jedes Verſchulden, ſondern nur noch für Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit haftet, und daß er infolgedeſſen gemäß $ 275 von ſeiner Leiſtungs⸗ 
pflicht frei wird, ſoweit durch einen nach Eintritt des Verzugs des Gläubigers ſich ereignenden 
Umſtand, der ihm nicht als Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit anzurechnen iſt, die Leiſtung unmöglich 
oder er zur Leiſtung unvermögend wird. Das periculum rei geht damit auf den in Annahme⸗ 
perzug befindlichen Gläubiger über. Für gegenſeitige Verträge ergibt ſich aber weiter aus 
der Vorſchrift in Verbindung mit § 324 Abſ 2, daß der Leiſtungspflichtige in dieſem Falle, ohne 
ſelbſt zur Leiſtung noch verpflichtet zu ſein, den Anſpruch auf die Gegenleiſtung behält, 
da ihm ſeine Leiſtung infolge eines Umſtandes, den er nicht zu vertreten hat, unmöglich geworden 
iſt, daß ſonach auch das periculum obligationis auf den im Annahmeverzuge befindlichen 
Gläubiger übergegangen iſt. Das gilt auch im Falle des Kaufes; 9 446 ſteht einem Übergange 
der Gefahr ſchon vor der tatſächlichen Übergabe nicht entgegen, wenn die Vorausſetzungen des 
$ 324 Ab} 2 vorliegen; vgl. RG im Recht 1920 Nr 2349; ferner in dieſem Kommentar zu $ 446 
A4 am Schluſſe und Planck BGB 4. Aufl. zu $ 446 A 1 b a S. 675 Schlußabſatz. Doch tritt eine 
Befreiung des Schuldners unter Beibehaltung ſeines Anſpruchs auf die Gegenleiſtung nicht ein, 
wenn während des Annahmeverzugs des Gläubigers die Leiſtung durch einen Umſtand unmöglich 
wird, den der Schuldner nach g 300 Abf 1 auch in dieſer Zeit zu vertreten hat, alſo durch Dh 
oder grobe Fahrläſſigkeit des Schuldners; der Annahmeverzug iſt nicht ſchlechthin urſächlich für die 
eintretende Unmöglichkeit (RG in HRR 1928, 1577; vgl. zu 9 324 A 2). Über die Begriffe „Vor⸗ 
ſatz“ und „grobe Fahrläſſigkeit“ vgl. 9 276 A 4 b, o: 9 277 A 1. — Der Grundſatz des $ 300 
Abſ. 1 gilt allgemein für alle Schuldverhältniſſe, auch für das aus der Wandelung entſtehende 
(NG 56, 270), mit der Folge, daß, wenn der Verkäufer auf die gerechtfertigte Wandelungs⸗ 
erklärung des Käufers hin dieſem die Kaufſache nicht rechtzeitig abnimmt, der Kaufer, der bis 
dahin hinſichtlich der Sache die Fürſorgepflicht hatte, jetzt nur noch für grobe Fahrläſſigkeit 
und Vorſatz haftet (MG Warn 1912 Nr 376). Über die Befugnis zur Preisgabe des Beſitzes 
von Grundſtücken vgl. $ 303. Über die Be weislaſt vgl. $ 282. 

Über ſonſtige Wirkungen des Gläubigerverzugs vgl. 8 264 Abſ 2, 274 Abſ 2, 322 Abſ 2, 
324 Abſ 2, 372ff., 615, 642, 644. 

Die geminderte Haftung gemäß $ 300 Abf 1 tritt nicht ein im Eiſenbahnfrachtrecht, da 
die Haftung der Eiſenbahn durch die EVerkd eine beſondere und abſchließende Regelung gefunden 
hat, wonach die Bahn bis zur Ablieferung trotz Annahmeverzugs des Empfängers grundsätzlich 
ungemindert haftet, ſolange fie nicht das Gut ſelbſt auf Lager nimmt oder es bei einem Spediteur 
oder in einem öffentlichen Lagerhauſe hinterlegt ($$ 76, 81 Abſ 1, 3 EVerkoO; RG 108, 57). 

2. Gefahrübergang bei der Gattungsſchuld. Über die Frage, wer die Gefahr trägt, und 
insbeſondere über die verſchiedene Regelung bei der Speziesſchuld und der Gattungsſchuld vgl. 
$ 243 A 3. Gemäß $ 300 Abſ 2 geht bei der letzteren Schuld die Gefahr auf den Gläubiger erſt 
über nach Beſchränkung des Schuldverhältniſſes im Sinne des $ 243 Abſ 2 und mit dem Zeit. 
punkt, in dem der Gläubiger durch Nichtannahme der angebotenen Sache in Verzug gerät; es 
muß alſo die Sache bereits ausgeſchieden und daraufhin dem Gläubiger angeboten worden ſein. 

Das Angebot braucht zwar nicht unter allen Umſtänden ein tatſächliches zu fein, vielmehr 
genügt auch ein wörtliches Angebot, wenn die Vorausſetzungen des $ 295 BGB vorliegen; doch 
iſt zum Übergange der Gefahr (des periculum rei, vgl. oben A 1) nach der ausdrücklichen Vorſchrift 
des § 300 Abſ 2 für Gattungsſchulden erforderlich, daß dem Angebote die Ausſcheidung der zu 
leiſtenden Sache aus der Gattung vorhergegangen iſt, und es muß dem Gläubiger erkennbar 
gemacht ſein, daß die Ausſcheidung erfolgt iſt und daß die ausgeſchiedene Sache ihm angeboten 
wird; iſt das Angebot nicht in dieſer Weiſe, ſondern lediglich durch eine Bereitſchafterklärung 
erfolgt, fo ift der Schuldner, wenn er ſpäter zu der Leiſtung unvermögend wird, ohne daß ihm ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, von der Leiſtungspflicht nicht befreit, ſolange die Leiſtung aus 115 
Gattung möglich iſt (5 279). Dieſe Grundſätze find in dem Urteile des II. 38 des Reichsgerichte 
in RG 57, 402 wohl zutreffend ausgeſprochen. Anders für das periculum obligafionis 
det gegenſeitigen Verträgen, d. h. für die Frage, ob der aus einem ſolchen Vertrage zur Leiſtung 
einer gattungsmäßig beſtimmten Sache verpflichtete Schuldner, der bei Vorliegen der Ba 
ſetzungen des $ 295 vor Ausſcheidung der Sache aus der Gattung ein wörtliches Angebot gene 
hat, den Anſpruch auf die Gegenleiſtung behält, wenn die Leistung aus der Gattung infolge 
eines von ihm nach $ 300 Abſ 1 nicht zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird. Für dieſe Frage 
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kommt nicht $ 300 Abſ 2, ſondern lediglich $ 324 Abſ 2 in Betracht, wonach der Anſpruch auf 
die Gegenleiſtung beſtehen bleibt (R& 103, 14; vgl. zu 8 324 A 2). 

3. Iſt der Käufer im Abnahme ⸗(Schuldner⸗)Verzuge (vgl. zu $ 433 A 9 b, aa), jo muß er 
für die ihm bereits angebotene Sache Sorge tragen; andernfalls hat er den vom Verkäufer ber 
wirkten Selbſthilfeverkauf gegen ſich gelten zu laſſen (NG JW 03 Beil 61%), — Bei dem Ver⸗ 
ſendungskaufe einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache geht die Verſendungsgefabr 
gemäß $ 447 ſchon mit der Auslieferung der ausgeſchiedenen Sache an den Spediteur über, auch 
wenn kein Annahmeverzug des Gläubigers vorliegt; vgl. die Anmerkungen zu § 447. 


8 301 
Don einer verzinslichen Geldſchuld hat der Schuldner während des Verzugs 
des Gläubigers Zinſen nicht zu entrichten ). 
E I 269 II 255; M 2 57; P 1 332. 
1. Solange der Gläubigerverzug währt (vgl. $ 293 A 1) ruht jede Art von Zinspflicht. 


8 302 


Hat der Schuldner die Nutzungen eines Gegenſtandes herauszugeben oder 
zu erſetzen, ſo beſchränkt ſich ſeine Verpflichtung während des Verzugs des 
Gläubigers auf die Nutzungen, welche er zieht i). 

E 1 258 II 256; M 2 74; P 1 332, 

1. Herausgabe der Nutzungen. Solange der Gläubigerverzug währt (vgl. $ 293 A 1), iſt 
der Schuldner zur Ziehung von Früchten im Intereſſe des Gläubigers nicht verpflichtet (M 2, 75); 
er hat daher grundſätzlich nur die tatſächlich gezogenen Nutzungen ($ 100) herauszugeben. 
Ob aber dem Schuldner überhaupt die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze der Nutz- 
905 5 obliegt, beſtimmt ſich nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes, beiſpielsweiſe 98 667, 

„1422. 


’ 


$ 303 
Iſt der Schuldner zur Herausgabe eines Grundftüds verpflichtet, fo kann 
er nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubigers den Beſitz aufgeben. Das 
Aufgeben muß dem Gläubiger vorher angedroht werden, es ſei denn, daß die 
Androhung untunlich iſt !). 
E II 257; P 1 832. 

1. Dieſe Beſtimmung gibt dem Schuldner nur das Recht zur Aufgabe des Beſitzes eines 
Srundftüde ($ 856), nicht aber auch die Befugnis zum Verzichte auf das Eigentum ($ 928). Für 
erwaige Beſchädigungen nach der Preisgabe des Grundſtücks iſt der Schuldner, da feine Handlung 
feine widerrechtliche, nicht haftbar (RG 73, 69). Das Recht aus 9 303 iſt gegeben, ſobald der andere 

eil ſich im Sinne der $$ 293—299 im Verzug befindet; die Androhung der Preisgabe kann 
mit dem Leiſtungsangebote wirkſam verbunden werden (R& 73, 70; hier hatte der Käufer wegen 
Nichtigkeit des Kaufbertrags Rückzahlung des Kaufpreiſes verlangt und bei der Mahnung zu⸗ 
gleich die Preisgabe des gekauften Grundſtücks angedroht). Die Androhung iſt eine einſeitige 
empfangsbedürftige Erklärung (88 130—132). Ob fie untunlich iſt, entſcheidet ſich nach den 

Tundjägen von Treu und Glauben. Falls es im Intereſſe des Schuldners geboten ſcheint, 
beiſpielsweiſe weil die Aufgabe des Befiges keinen Auſſchub duldet, kann danach auch von einer 
Androhung mittels öffentlicher Zustellung abgeſehen werden. — Über anderweite Befugniſſe 
des Schuldners bei Wertpapieren und ſonſtigen beweglichen Sachen vgl. 98 372, 383. Falls 
der Schuldner durch den Verzug des Gläubigers in eine Notlage gerät, aus der ihn auch 

te Hinterlegung des geſchuldeten Gegenſtandes nicht befreien würde, kann 
er ſich auch bei andern Gegenſtänden als Grundſtücken nach dem Geſichtspunkte des $ 303 und 
weiter der § 242, 157 durch ihre Preisgabe der Gewährungspflicht entledigen (NRG 60, 163; 
der Verkäufer von Kuren hatte dieſe, nachdem der Käufer in Abnahme⸗ und Zahlungsberzug 
ee war, der Gewerkſchaft zur Verfügung geſtellt, um ſich von der Haftung für Zubuße zu 

reien). 


§ 304 
Der Schuldner kann im Falle des Verzugs des Gläubigers Erſatz der 
ehraufwendungen verlangen, die er für das erfolgloſe Angebot ſowie 
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für die Aufbewahrung und Erhaltung des geſchuldeten Gegenſtandes 
machen mußte !). 

E 1 261 II 258; M 2 76; P 1338. 

1. Erſatzpflicht des im Verzuge befindlichen Gläubigers für Mehraufwendungen des 
Schuldners (8 256 A 1), wobei insbeſondere die nötig gewordenen Aufbewahrungs- und Er⸗ 
haltungskoſten in Frage kommen. Nur die wirklich erforderlichen Aufwendungen kommen hier 
in Betracht (RG 45, 302); dagegen nicht auch ſolche, die der Schuldner nur für erforderlich halten 
durfte ($ 670). Die Erſatzpflicht des Gläubigers beſteht ohne Rückſicht auf Verſchulden („Ver ⸗ 
anlaſſungsgrundſatz“); gemäß § 273 hat der Schuldner auch das Zurückbehaltungsrecht. Eine 
weitere Etſatzpflicht des Gläubigers, insbeſondere eine Verpflichtung zu Schadenserſatz, 
wird durch den Annahmeverzug nicht begründet, auch nicht aus dem Geſichtspunkte der außer⸗ 
vertraglichen Verletzung eines Rechts des Schuldners auf Annahme der Leiſtung, § 823 NG 
123, 340). Falls aber der Gläubiger zugleich in Le iſtungsverzug gerät (vgl. $ 284 U 1), richtet 
ſich ſeine Haftung inſoweit nach den Grundſätzen vom Schuldnerverzug. Der Annahmeverzug 
des Gläubigers begründet ferner gemäß $ 372, ſofern Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden 
oder Koſtbarkeiten geſchuldet werden, ein Recht des Schuldners auf Hinterlegung; für Handels 
käufe iſt dieſes Recht durch $ 373 HGB in allen Fällen, in denen der Käufer mit der An 
nahme der Ware im Verzuge iſt, dem Verkäufer verliehen, der außerdem das Recht 
des Selbſthilfeverkaufs hat. 


Zweiter Abſchnitt 
Schuldverhältniſſe aus Verträgen 


Erſter Titel 
Begründung. Inhalt des Vertrags!) 


8 305 
Zur Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Nechtsgeſchäft «) ſowie 
zur Anderung des Inhalts eines Schuldverhältniſſes 15) ift ein Vertrag zwiſchen 
den Beteiligten erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt 
E I 342 II 310; M 2 176; P 1 447; 6 163. 5 
1. Die 98 305—319 haben den Vertrag als Entſtehungsgrund von Schuldverhältniſſen im 
Auge. Über die entſprechenden anderweiten Rechtsgründe vgl. Vorbem 3 vor $ 241. Über den 
Begriff Vertrag und die Entſte hung eines ſolchen vgl. Vorbem 1 vor 9 145. Über den gegen 
Benken pie LINE handeln die $$ 320—327; über den Vertrag zugunſten 
ritter die 5 - 
la. Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft (Vorbem 1—6 vor $ 103), 
Nach dieſer Beſtimmung können Schuldverhältniſſe auf rechtsgeſchäftliche Art der Regel 1 
nur mittels eines Vertrags, mithin nur mittels eines zweiſeitigen Rechtsgeſchäfts begründe. 
oder geändert werden. Vgl. Vorbemerkungen vor $ 145. Einſeitige Rechtsgeſchäfte ſind enn 
lediglich in den ausdrücklich zugelaſſenen Sonderfällen zur Begründung eines Schuldverhältniſſ a 
ausreichend (vgl. Vorbem 3 vor § 241). Ein Vertragsverhältnis kann unter Umſtänden 1 
begründet ſein zwiſchen demjenigen, der eine Beſcheinigung ausſtellt und einem andern ü — 
gibt, von der er weiß, daß ſie einem Dritten zum Nachweiſe der darin bezeugten Tatſachen —— 
gelegt werden ſoll, einerſeits und dem Dritten, dem die Beſcheinigung zu ſolchem Zwecke ir: 
gelegt worden ift, anderſeits ach 114, 289; 126, 374; HRR 1930, 210; RG 90, 273; 101, 30% 
82, 339; eingeſchränkt in HRg 1930, 2143); vgl. $ 276 A 3). Auch im Gebiete des öffentliche 
Rechtes können Schuldverträge mit privatrechtlichen Wirkungen abgeſchloſſen werden lun 
65, 3; 67 S. 292 u. 336; JW 1910, 63%). Insbeſondere kann ein Dritter ſich wirkſam zur Ba 
einer von einem anderen geſchuldeten Steuerſchuld gegenüber der Steuerbehörde durch pr 123 
rechtlichen Vertrag verpflichten, ein Fall, den § 100 Abs 2 RAbgd ausdrücklich vorſieht 7 3 
229). — Die dingliche Einigung ($ 873) ftellt keinen ein Schuldverhältnis (ogl. Lorne 
vor § 241) begründenden Vertrag dar (RGS 115, 38). — Auch zur Aufhebung eines ee 
hältniſſes ift der Vertrag das in der Regel erforderliche Mittel (Erlaßvertrag $ 397, er 
nahmevertrag $$ 414ff.). Er bedarf dazu ſelbſt dann nicht der Form, wenn der Begrünen die 
vertrag ($ 313) ſeinerſeits formbedürftig war (RG 16. 2. 18 V 320/17). Möglich iſt 1 85 
Aufhebung durch ſtillſchweigende Willenserklärungen (Vorbem 2 vor $ — . — 
Dazu genügt jedoch nicht ein rein paſſives Verhalten; es muß vielmehr der Aufhe ügt es 
wille durch irgendeine Handlung nach außen hin kundgegeben werden; namentlich genügt e. 


Begründung Inhalt des Vertrags SS 304, 305 513 


alſo nicht, wenn der Gläubiger von der weiteren Durchſetzung ſeines Anſpruchs (nach fruchtlos 
vorgenommener Vollſtreckung) Abſtand nimmt (RG Gruch 65, 596). Übrigens würde in 
dieſem Falle auch die (einjeitige) Betätigung eines Aufhebungswillens durch den Gläubiger 
nicht genügt haben, da auch für Verzichte auf dem Gebiete der Schuldverhaltniſſe in der 
Regel ein Vertrag erforderlich iſt; vgl. zu $ 397 Anm. 1 Abſ 2 unter b. 

1b. Anderung des Inhalts. Auch dazu iſt in der Regel ein Vertrag erforderlich. Wird ein 
Vertrag durch einen ſpäteren Vertrag mit der Abſicht abgeändert, daß der urſprüngliche Schuld⸗ 
grund beſtehen bleibt, fo ändert dies an dem ursprünglichen Schuldverhältniſſe nur ſo viel, daß 
an die Stelle der abgeänderten Abreden die neuen treten (RG 65, 392). So können die Er⸗ 
füllungsarten oder Abreden über die Verzinſung ſowie über die zu gewährende Sicherbeit ge⸗ 
ändert oder neu getroffen werden. In allen ſolchen Fällen beſteht der urſprüngliche Vertrag 
an ſich fort. Ob der ſpätere Vertrag der für den urſprünglichen Vertrag vorgeſchriebenen Form 
bedarf, hängt davon ab, ob die abändernde Abmachung Beſtandteil des urſprünglichen Ver⸗ 
trags werden ſoll (RG 51, 181; 65, 392; Warn 1911 Nr 226). Ob die Unwirkſamkeit der Ab⸗ 
tretung einer nach $ 399 nicht abtretbaren Forderung durch einſeitige Zuſtimmung 
des Schuldners nachträglich behoben werden kann oder ob es dazu einer Anderung des Schuld⸗ 
verhältniſſes durch Vertrag gemäß § 305 bedarf, iſt in RG 136, 399 dahingeſtellt gelaſſen; vgl. 
zu 9 399 A 1. Vgl. auch $ 313 A 2 Abſ 4. — Ging die Abſicht dahin, den ſpäteren Vertrag an 
die Stelle des früheren treten zu laſſen, fo liegt eine Umſchaffung (Novation) vor. Das BGB 
gedenkt dieſes Rechtsgebildes nirgends ausdrücklich. Daß es auch unter ſeiner Herrſchaft zu⸗ 
laſſig ift, folgt aus dem Grundſatze der Vertragsfreiheit. Auch die Novation erfordert eine 
Vereinbarung, ſie wirkt daher nur zwiſchen den an dieſer Beteiligten; die durch Hingabe von 
Prolongationswechſeln gegen Ausantwortung der alten Wechſel zwiſchen dem Ausſteller und 
dem Wechſelinhaber ſich vollziehende Novation befreit daher nicht den Akzeptanten der alten 
Wechſel (NG 107, 36). Handelt es ſich um eine wirkliche Umſchaffung, ſo hat dies das Erlöſchen 
des urſprünglichen Schuldgrundes zum Ergebniſſe, und demnach zur weiteren Folge auch den 
Untergang der etwaigen Nebenrechte (Bürgſchaft, Pfand). Vgl. § 418 für den Fall des Ein⸗ 
tritts eines andern Schuldners an die Stelle des urſprünglichen (Paſſivdelegation), ferner 
$ 364 Abſ 2, betreffend die Übernahme einer neuen Verbindlichkeit zum Zwecke der Befrie- 
digung des Gläubigers, endlich $ 607 Abſ 2 über Umſchaffung eines Schuldverhaltniſſes in 
ein Darlehn. 

2. „Gemiſchte Verträge“ ſind ſolche, die Beſtandteile aus an ſich verſchiedenartigen Ge⸗ 
ſchaften enthalten, z. B. Sachmiete und Dienſtmiete (RG 33, 47), oder Pacht und Darlehn (RG 
37, 90), oder Grundſtücksveräußerungsvertrag und andere damit nicht innerlich zuſammen⸗ 
hängende Abmachungen (RG 51, 181); Übernahme einer Bürgſchaft und außerdem anderer, 
rechtlich nicht unter den Begriff des Bürgſchaftsvertrags fallender ſelbſtändiger Verpflichtungen, 
3. B. zur Darlehenshingabe (RG 86, 323); auch ein Filmverkaufsvertrag (RG 118, 288), 
lowie die Einräumung einer Patentlizenz (NG 126, 67). Vgl. auch § 139 A 1. Auch in ſolchen 
Fallen liegt ein einheitlicher Vertrag vor, falls die Verbindung der einzelnen Abmachungen 
nicht nur eine äußerliche iſt, die bedungenen Leitungen ſich vielmehr ſämtlich als Leiſtungen 
und Gegenleiſtungen im Sinne desjenigen Geſchäfts darſtellen, welches nach dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke als das Hauptgeſchäft erſcheint. Daher greifen die §§ 325, 326 auch bei 
ge miſchten aber einheitlichen Verträgen derart Platz, als ſtände nur eine Leiſtung 
in Frage und als handelte es ſich bei den einzelnen, an ſich verſchiedenartigen Leiſtungen um 
Teilleiſtungen ($ 326 A 4; R Gruch 53, 947). Hängen Verlagsvertrag und ein Werkvertrag 
innerlich zuſammen, dann iſt anzunehmen, daß der Beſteller auf das Kündigungsrecht aus dem 
Werkvertrage verzichtet hat (RG 86, 107). Beſteht dagegen zwiſchen zwei durch einen Vertrag 
begründeten Anſprüchen nur ein äußerer, kein innerer Zuſammenhang, dann kann 
der eine auch dann auf Erfüllung weitergehen, wenn der andere ſich ineinen Anſpruch auf Schadens. 
erſatz umwandelt (NG Gruch 54, 925), und es iſt in ſolchen Fällen auch der teilweiſe Rücktritt 
gemäß 89 325, 326 möglich (RG 79, 311). Vgl. § 325 A 10 Abſ 1. Aber die Einheitlichkeit eines 
Rechtsgeſchäfts wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß äußerlich eine Mehrheit von Ver⸗ 
trägen abgeſchloſſen worden iſt, und daß auch nicht durchweg dieſelben Perſonen daran teil- 
genommen haben; auch in ſolchen Fällen können die Grundſätze der 98 346 u. 326 in bezug auf 
das ganze, als einheitlich anzuſehende Rechtsgeſchäft Anwendung finden (RG 62, 185; 79, 436; 
67, 104; 17. 11. 17 V 194/17; 8. 7. 18 V 111/18). Danach regelt ſich auch das Formerfordernis 
hinſichtlich der einzelnen Abreden ſowie die Entſcheidung der Frage, ob die geſamten Verein⸗ 
bdarungen nach den für das Hauptgeſchäft gültigen Auslegungsregeln zu beurteilen ‚find, oder 
ob für jedes einzelne der verabredeten Geſchäfte je die zutreffenden beſondern Vorſchriften maß⸗ 
gebend ſind. — Über den Einfluß der teilweiſen Nichtigkeit auf die Rechtsbeſtändigkeit der ge⸗ 
ſamten Abreden vgl. $ 139. Enthält von den mehreren Rechtsgeſchäften, aus denen ein Rechts. 
geſchäft zuſammengeſetzt ift (§ 139), nur ein Teil einen Verſtoß gegen die guten Sitten, jo iſt 
eine Zurückforderung der Leiſtung aus den übrigen durch $ 817 Satz 2 nicht ausgeſchloſſen, auch 
wenn das geſamte Rechtsgeſchäft nach der Regelvorſchrift des $ 139 nichtig ift RG 78, 41). 

Boch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. (Michaelis.) 33 
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3. Bei der Frage, welches örtliche Recht auf einen zwiſchen zwei in verſchiedenen Gebieten 
wohnhaften Parteien abgeſchloſſenen Vertrag anzuwenden iſt, entſcheidet in erſter Linie der 
Parteiwille (RG 68, 205; 73, 387; Gruch 55, 891 und die dort weiter angezogenen Urteile). 
Im übrigen vgl. Vorbem 11 vor $ 104 und § 269 A 1. 


§ 306 
1) Ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag iſt nichtig?) ). 
E I 344 II 295; M 2 161; P 1 448. 


1. Während die 58 275ff. allgemeine Grundſätze über die nachträgliche Unmöglichkeit für 
Schuldverhältniſſe überhaupt geben (vgl. § 275 A 2 Abſ 4), haben die 88 306 ff., welche die Wir⸗ 
kungen der von Anfang an beſtehenden Unmöglichkeit regeln, nur Verträge im Auge, un 
zwar find fie nur auf ſchuldrechtliche Verträge ($ 241) anwendbar, nicht auch auf Erfüllungs 
geſchäfte (dingliche Übereignung; R& Gruch 57, 942). Doch wird ihrer ſinngemäßen Anwendung 
auf andere, insbeſondere kraft Geſetzes oder ausnahmsweiſe durch einſeitigen Rechtsakt entſtan⸗ 
dene Schuldverhältniſſe (vgl. 8 305 A 1a), nichts entgegenſtehen. § 306 übernimmt den römiſch⸗ 
rechtlichen, in der Regel auf Denknotwendigkeit zurückgeführten Satz: „Impossibilium 
nulla obligatio“. Zeitlich maßgebend für die Frage der Unmöglichkeit iſt nach der Faſſung 
des $ 306 nicht der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, ſondern der Zeitpunkt, an welchem die Leiſtung 
vertragsmäßig zu erfolgen hat. Iſt bis dahin das vorher beſtandene Hindernis befeitigt, jo findet 
$ 306 keine Anwendung. Bei Leistungen, die nicht ſofort zu erfolgen haben, iſt ſonach in der 
Zwiſchenzeit ein Schwebezuſtand vorhanden, indem die Gültigkeit des Vertrags davon abhängt, 
ob bei Eintritt der Fälligkeit die Leiſtung möglich fein wird. Der Vertrag iſt z. B. gültig, 
wenn das als ſchwammfrei verkaufte Gebäude zur Zeit des Vertragsſchluſſes mit Schwamm 
behaftet war, dieſer aber zur vereinbarten Zeit der Übergabe bereits beſeitigt iſt (NG Gruch 
53, 938). Iſt die Leiſtung aber bei Eintritt der Fälligkeit noch unmöglich, ſo iſt der Vertrag nichtig, 
auch wenn die Unmöglichkeit ſpäter noch behoben werden kann. $ 308 enthält lediglich eine an 
wendung dieſer Rechtsgrundſätze, und zwar Abf 1 für den Fall, daß der Eintritt der Leijtung?” 
pflicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der Bedingung abhängig gemacht iſt, daß die Leiſtung 
möglich werde; Abſ 2 für den Fall, daß die Leiſtungspflicht von einer anderen Bedingung 5 
hängig gemacht oder ein beſtimmter Termin für ſie beſtimmt iſt. Die Nichtigkeit tritt rückwirkend 
unmittelbar mit Beendigung des Schwebezuſtandes ein, falls die Bedingung des Möglichwerden? 
der Leiſtung ausfällt, alſo die Leiſtung dauernd unmöglich wird. — Die Unmöglichkeit der be” 
dungenen Hauptleiſtung hat nicht ohne weiteres auch die Nichtigkeit einer bedungenen Neben 
leiſtung, namentlich eines Garantie verſprechens zur Folge, das nicht die Herbeiführung 
des unmöglichen Erfolges, ſondern ein Einſtehen für dieſen mit dem Vermögen des Ver⸗ 
ſprechenden bedeutet, alſo die Übernahme einer Vertragspflicht, deren Erfüllung möglich if 
Anders wenn die Verpflichtung dahin geht, den unmöglichen Erfolg herbeizuführen (RG 23. 9 17 
VII 81/19 in Seuff A 75 Nr 9. Ein Vertrag, in welchem eine mögliche Leiſtung (Geld 
zahlung) unter einer unmöglichen Bedingung verſprochen iſt, fällt nicht unter 
$ 306. Iſt die Bedingung als aufſchie bende beigefügt, fo ſteht von vornherein feſt, daß eine nr 
pflichtung zu der Leiſtung nicht eintreten kann; iſt fie als auflöfende beigefügt, fo iſt (ſofern Ernte 
keit anzunehmen) die Verpflichtung zur Leiſtung als unbedingte entſtanden. Vgl. Vorbem 
vor $ 158. . 

2. Der Paragraph berückſichtigt nur die ſachliche Unmöglichkeit (§ 275 A 2), dagegen nicht 
auch, wie $ 275, das perſönliche Unvermögen (RG 69, 357; 81, 61; JW'ö 08, 7127). Daraus folgt, 
daß, wenn der Schuldner zur Zeit des Vertragsſchluſſes zur Leiſtung nur unvermögend d 
(beiſpielsweiſe ein Laie verſpricht die Herſtellung eines Kunſtwerks, oder es verkauft 1 
eine fremde Sache, oder die im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau verkauft ein zum 0 
gebrachten Vermögen gehörendes Grundſtück ohne Zuſtimmung des Mannes, RG 80, 25 ed 
gleichwohl das Schuldverhältnis hier wirkſam entſtanden ift und der Schuldner jedenfalls 5 — 
und zwar, ſobald ſich das Unvermögen als ein dauerndes herausſtellt, ohne weiteres auf ng für 
des Vertrages auf das Erfüllungsintereſſe, da er durch den Vertragsabſchluß die Haftung d 
feine (derzeitige) Leiſtungsfähigkeit übernommen hat (RG 69, 355; 80, 250), fonft aber 6) 
der Schuldner in Verzug geſetzt ift, auf den durch den Verzug entſtehenden Schaden (% 
bei gegenſeitigen Vertragen nach Maßgabe des § 326 (RG 80, 250). Bloßes Unvermögen en 
Schuldners liegt dann nicht mehr vor, wenn er die Möglichkeit der Leiſtung trotz des nach iner 
und Glauben zu bemeſſenden Grades ſeiner Bemühungen aus allgemeinen, nicht in Ih eftive 
Perſon allein liegenden Gründen nicht herbeiführen kann; alsdann ſteht vielmehr o iR die 
Unmöglichkeit oder doch Nichtzumutbarkeit in Frage (vgl. $ 275 A 2 Abſ 2). unmoglich rochen 
Leiſtung insbeſondere dann, wenn eine Sache oder ein Recht, deren Gewährung 2 — te 
worden ift, zur Zeit des Vertragsſchluſſes bereits untergegangen, oder wenn . 18) 
Hypothek im Zeitpunkte der Vertragsannahme bereits ausgefallen war (RG 29. 5. 18 % % 9“, 
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oder wenn der als vorhanden angenommene Gegenſtand (Leiſtungsgegenſtand) überhaupt nicht 
zur Entſtehung gelangt iſt, wenn beiſpielsweiſe Aktienurkunden, deren Lieferung verſprochen 
wurde, nicht ausgegeben worden find (RG 52, 417); oder eine angebliche Erfindung vom Patent⸗ 
anſpruche überhaupt nicht umfaßt (RG JW 1912, 1394) oder allgemein bekannt ift (unentſchieden 
gelaſſen in RG 122, 71); oder auch wenn der Schuldner ſich einer „von Tag zu Tag ſich ver⸗ 
doppelnden“ Vertragsſtrafe (alſo einer ganz ungemeſſenen) unterwirft (RG Seuff A 61 Nr 351). 
Käme der Gegenſtand ſpäter zur Entſtehung, jo griffe $ 308 Platz. Verkauft ein Geſamthand⸗ 
miteigentümer Bruchſtückseigentum, dann leidet der Vertrag nicht an ſachlicher Unmöglichkeit, 
weil die Umwandlung des Eigentums an ſich möglich iſt (RG Gruch 54, 1064). Ein Vertrag 
über ein Patent, das hinterher vernichtet wird, iſt nicht wegen urſprünglicher ſachlicher Unmög⸗ 
lichkeit nichtig, da auch ein nur tatſächliches Patent ein wirtſchaftliches Gut iſt, deſſen Gewährung 
eine mögliche Vertragsleiſtung darſtellt (RG 11. 7. 08 1 446/07; JW 1912, 13914). Anders ver- 
hält es fich bei einem Gebrauchsmuster (RG 68, 292; 78, 13). Die Übernahme der Verpflichtung 
zur Aufgabe eines Rechts, das überhaupt nicht beſtand, iſt auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet 
(RG 78, 431, betreffend die Verpflichtung zur Befreiung von einem nicht beſtehenden Bau⸗ 
verbote). Nach RG 105, 349 ſoll eine von vornherein beſtehende objektive Unmöglichkeit im 
Sinne des § 306 auch vorliegen, wenn jemand Sachen, die einem andern geſtohlen, verloren 
gegangen oder ſonſt abhanden gekommen find ($ 935) verkauft und mit einer Zuſtimmung des 
Eigentümers zur Veräußerung nicht zu rechnen iſt; doch ſteht dem wohl entgegen, daß dem Eigen⸗ 
tümer die Leiſtung möglich iſt (ſ. unten). Kein auf eine von vornherein unmögliche Leiſtung 
gerichteter Vertrag liegt vor, wenn es ſich um Gegenſtände handelt, die nur durch eine Reichs⸗ 
ſtelle oder mit deren Genehmigung in Verkehr gebracht werden dürfen (RG 102, 294: 
104, 108; anders III 203/18 15. 10. 18). Ebenſowenig, wenn der Verkäufer eines Grundſtücks 
wegen eines beſtehenden dinglich wirkſamen relativen Veräußerungsverbots dem Käufer 
das Eigentum nicht verſchaffen kann (RG 132, 148). Auch Rechtsgründe können die Un⸗ 
möglichkeit begründen (vgl. d 275 A 2; ferner RG 12. 10. 07 V 57/07, Verbot des Bergamts 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit; Warn 1918 Nr 217, betreffend den Verkauf einer wegen 
bereits erfolgter behördlicher Beſchlagnahme nicht lieferbaren Ware; 120, 405 (vertragliche Aus- 
ſchließung der Popularklage aus § 9 Abf 1 Nr 2 WZ auf Löſchung eines Warenzeichens oder 
der Geltendmachung des Wegfalls eines Ausſtattungsſchutzes nach Einſtellung des Geſchäfts⸗ 
betriebs, weil eine ſolche Ausſchließung gegen ein geſetzliches Verbot ($ 134) verſtoßen würde); 
128, 246 (Vereinbarung einer Hypothek mit einem geſetzlich nicht zuläſſigen Inhalte). Laſſen 
ſich die zum Zwecke des Schankbetriebs vermieteten Räume nicht jo einrichten, wie es die polizei 
lichen Anforderungen verlangen, fo iſt der Vertrag gemäß $ 306 nichtig (kein Kündigungsrecht 
gemäß 5 542; RG Warn 08 Nr 26). Rechtlich unmöglich ift gemäß $ 312 ein Vertrag über den 
Nachlaß eines noch lebenden Dritten (RG Gruch 63, 216). — Anwendbar iſt $ 306 bei dem Ver⸗ 
kaufe einer nicht beſtehenden Forderung oder eines nicht beſtehenden Rechtes nur dann, wenn 
die Entſtehung der Forderung oder des Rechtes an ſich unmöglich war, während ſonſt die Ver⸗ 
ſchaffungspflicht nach $ 437 Platz greift (RG 68, 293; 94, 210; HRR 1932, 311, Lizenzvertrag; 
dgl. auch zu § 437 A 1). Daher greift $ 306 auch nicht Platz beim Verkaufe einer noch nicht ein 
getragenen Hypothek (RG Warn 1914 Nr 150). Auch nicht bei der ſogenannten Diskontie rung 
a 11 0 rungen (RG 133, 240). Miete einer eigenen Sache iſt rechtlich möglich RG 
„ 437). 

3. Bei nur teilweiſer Unmöglichkeit von Anfang an richtet ſich die Frage, ob das ganze 
Rechtsgeſchäft nichtig iſt, nach $ 139; vgl. A 1 dazu. Das gilt grundſätzlich auch von der quali- 
tativen Unmöglichkeit; vgl. d 275 A 4. Iſt z. B. Lieferung von Wein eines gewiſſen Jahr⸗ 
ganges mit einem beftimmten Alkoholgehalt vereinbart, ſolcher Wein aber überhaupt nicht oder 
Innerhalb des Gebietes der beſtimmten Gattung ($ 279) nicht gewachſen, fo wird in entſprechender 
Anwendung des § 139 zu beſtimmen fein, ob eine Pflicht zur Lieferung bzw. zur Entgegennahme 
von Wein der Gattung mit geringerem Alkoholgehalt unter entſprechender Minderung der Gegen⸗ 
leiſtung (8 323 Abi 1 Schlußhalbſatz) beſteht. Auf Speziesgeſchäfte ohne oder mit Zuſicherung 
beſtimmter Eigenſchaften der Kaufſache findet aber $ 306 keine Anwendung, weil die Leiſtungs⸗ 
pflicht gemäß § 433 nur auf Übereignung der Kaufſache geht, nicht auf die etwa unmögliche 
Beſeitigung der ihr anhaftenden Mängel oder Herftellung der zugesicherten Eigenſchaften, biel- 
mehr inſoweit nur eine geſetzliche ($ 459) oder vertragsmäßige (5 463) Garantie pflicht (vgl. A 1) 
begründet iſt, bie durch $ 306 nicht berührt wird und die in $$ 459ff. beſtimmten Gewahrſchafts⸗ 
pflichten, zu denen auch der in $ 463 erwähnte Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu rechnen 
iſt, erzeugt. A. A. bei Erörterung der Beweislaſtfrage Mb 66, 281. Ein Werklieferungs⸗ 
dertrag über eine Maſchinenanlage von beſtimmter Bauart iſt nicht um deswiuen aus 
3 306 nichtig, weil die Erzielung des gewährleiſteten Erfolges mit dem angegebenen Kraftauf⸗ 
wande ſich durch die Anlage nicht erreichen läßt; hier iſt nicht die vertragliche Leiſtung (Lieferung 

er Maſchine von beſtimmter Bauart), ganz oder teilweiſe, ſondern die Gewährung einer zu⸗ 

geſicherten Eigenſchaft unmöglich und treten die daraus ſich ergebenden rechtlichen Folgen ($ 463) 
ein (& 11. 1. 27 VI 339/26). = 
3 
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§ 307 

Wer bei der Schließung eines Vertrags, der auf eine unmögliche Leiſtung 
gerichtet iſt, die Unmöglichkeit der Leiſtung kennt oder kennen muß, iſt zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet, den der andere Teil dadurch erleidet, daß 
er auf die Gültigkeit des Vertrags vertraut, jedoch nicht über den Betrag des 
Intereſſes hinaus, welches der andere Teil an der Gültigkeit des Vertrags 
hat ). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der andere Teil die Unmöglichkeit 
kennt oder kennen muß ?). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die Leiſtung nur 
teilweiſe unmöglich und der Vertrag in Anſehung des möglichen Teiles gültig 
iſt oder wenn eine von mehreren wahlweiſe verſprochenen Leiſtungen un 
möglich iſt “). 

E 1 345 II 259; M 2 178; P 1 450. 

1. Angewendet find hier die Grundſätze der Haftung für culpa in contrahendo (vgl. $ 276 
A 3; Rc 95, 60) und der Haftung für das negative Vertragsintereſſe; vgl. 88 122 A 2 u. 179 
A 1 Abſ 1 a. E., A 2. Die Vorſchrift trifft ſowohl den Verſprechenden wie den Verſprechens⸗ 
empfänger. Aufwendungen für den Transport und die Aufbewahrung von Sachen, die im 
Glauben an die Gültigkeit des Vertrags gemacht worden find, ftellen einen nach $ 307 gegebenen; 
falls zu erſetzenden Vertrauensſchaden dar (RG 51, 92). 

2. Falls auch der andere Teil die Unmöglichkeit kannte, kann von einem ihm entſtandenen 
Vertrauensſchaden im Sinne des Satzes 1 nicht die Rede fein. Aber auch wenn er die Unmög⸗ 
lichkeit nur „ennen mußte“, d. h. aus Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat, iſt die Erſatzpflicht aus 
Satz 1 ausgeſchloſſen (RG 110, 55). Beweislaſt: Der Teil, welcher den Schadenserſatzanſpruch 
geltend macht, hat zu deſſen Begründung darzutun, daß der andere Teil die Unmöglichkeit gekannt 
habe oder habe kennen müſſen. Alsdann hat der andere Teil, um den Anſpruch abzuwehren, 
zu beweiſen, daß auch jener die Unmöglichkeit gekannt habe oder habe kennen müſſen. Diele 
Beweislaſtregelung ergibt ſich aus Satz 2, wo die Kenntnis oder das Kennenmüſſen auch desjenigen 
Teiles, der den Schadenserſatzanſpruch geltend macht, lediglich als Ausſchlußgrund für die Erſatz⸗ 
pflicht aus Satz 1 geſtaltet iſt. — Wegen des Satzes 2 iſt für die Verteilung des Schadens bei 
mitwirkendem Verſchulden des Beſchädigten (9 254) kein Raum (RG 105, 412 zum Falle des 9309). 

6. Falls die Leiſtung teilweiſe möglich, der Vertrag inſoweit auch gültig iſt, keilweiſe ander 
ſeits unmöglich ift (vgl. $ 306 A 3), greift der Grundſatz des Abſ 1 nur hinſichtlich des nicht erfüll 
baren Teiles Platz. Der Einfluß der teilweiſen Unmöglichkeit auf die Gultigkeit des geſamten 
Geſchäfts iſt im übrigen nach $ 139 zu beurteilen. — Bei einem Wahlſchuldverhältniſſe ($ 262) 
kann die teilweiſe Unmöglichkeit ſich darin äußern, daß die eine oder die andere der Leiſtungen 
unmöglich ift. In dieſem Falle beſteht die Haftung gemäß § 307 auf den Schaden, den der andere 
erleidet, weil er auf die Möglichkeit ſämtlicher Leiſtungen vertraut hat. 


8 308 


1) Die Unmöglichkeit der Leiſtung ſteht der Gültigkeit des Vertrags nicht 
entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben werden kann und der Vertrag für 
den Fall geſchloſſen iſt, daß die Leiſtung möglich wird !). 

Wird eine unmögliche Leiſtung unter einer anderen aufſchiebenden Be 
dingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins verſprochen, ſo iſt 
der Vertrag gültig, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung 
oder des Termins gehoben wird 2). 

E 1 346 II 260; M 2 180; P 1 454. . 0 

1. Möglichkeit einer Hebung der Unmöglichteit. Vgl. $ 306 A 1. Es handelt ſich danach 
in § 308 nicht um einen Fall der 109: Konvaleszenz oder um Heilung der Nichtigkeit durch daß 
träglich eintretende Möglichkeit der Leiſtung. Der Standpunkt des Geſetzes iſt vielmehr der, 18 
troß § 306 anfängliche Unmöglichkeit die Nichtigkeit überhaupt nicht zur Jolge hat, fals A 
Unmöglichkeit nachträglich gehoben werden kann, und zugleich b) die Parteien beim Vert Er- 
abſchluſſe ſchon mit dem Falle gerechnet und für ihn den Vertrag geſchloſſen hatten, daß — ai 
füllung möglich werde (RG JW 1912, 7210). Die Vorausſetzung zu b wird auch ſchon bat glich⸗ 
geben fein, wenn die Parteien nur ſtillſchweigend die Leiſtungspflicht von dem Eintritt der — 11 
keit abhängig gemacht haben (RG 102, 255). Wird eine Leiſtung auf die Zukunft abaens — 
dann werden die Parteien regelmäßig nur die Erfüllbarkeit zur vorgeſehenen Leiſtungsze 
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Auge gehabt haben. Sind bei Eintritt der Leiſtungszeit lediglich der Natur der Sache nach vor⸗ 
übergehende Hinderniſſe eingetreten, beiſpielsweiſe ein die verſprochene Arbeitsleiſtung hinderndes 
zeitweiliges Froſtwetter, ſo wird von Unmöglichkeit der Leiſtung überhaupt nur dann die Rede 
fein konnen, wenn die Einhaltung der Leiſtungszeit weſentlich war (vgl. 8 275 A 3). Ein Mit- 
erbe iſt durch § 2033 Abf 2 nicht gehindert, ſich ſchuldrechtlich zur Beſchaffung eines Nachlaß⸗ 
gegenſtandes gemäß $ 308 zu verpflichten (RG 118, 247 und die dort angeführten Entſcheidungen). 

2. Auch Abſatz 2 enthält lediglich eine Anwendung der aus § 306 ſich ergebenden Rechts- 
grundſätze; vgl. A 1 dazu. Eine Nichtigkeit des Vertrags tritt danach nicht ein, wenn die Leiſtung 
von einer Bedingung, und zwar einer anderen, als der in Abſ 1 behandelten Be⸗ 
dingung der Möglichkeit, abhängig gemacht oder aufſchiebend befriſtet iſt und zur 
Zeit des Eintritts der Bedingung bzw. des Termins die Leiſtung möglich iſt. Sie tritt dagegen 
rückwirkend ein, falls die Leiſtung zur Zeit des Eintritts der Bedingung bzw. des Termins un⸗ 
möglich iſt. 


8 309 
Verſtößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Verbot, fo finden die Vorſchriften 
der SS 307, 308 entſprechende Anwendung 1). 
E 1 347 II 361; M 2 180; P 1 455. 


1. Weiterer Nichtigkeitsgrund bei einem Vertrage iſt der Verſtoß gegen ein Verbotsgeſetz 
($ 134). Ein folder Verſtoß liegt nicht vor, wenn der Vertrag nicht auf Umgehung des Verbots 
gerichtet, ſondern, wenn auch nur ſtillſchweigend, für den Fall geſchloſſen iſt, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des Verbotsgeſetzes nicht eintreten (RG 102, 255). Liegt ein Verſtoß vor, ſo ſollen die 
SS 807, 308 entſprechende Anwendung finden. Über die Natur des nach $ 307 unter Umſtänden 
Platz greifenden Schadenserſatzanſpruches vgl. zu F 307 A 1 und zu § 179 A 1 Abſ 1 a. E. 
In Anwendung des § 308 Abs 1 iſt ein Vertrag gültig, wenn die Parteien ſchon bei feinem Ab⸗ 
ſchluſſe mit der ſpäter eingetretenen Aufhebung des Verbots gerechnet und für dieſen Fall 
den Vertrag ue oder wenn ſie, wenn auch nur ſtillſchweigend, die Leiſtungspflicht von 
der Verbotsaufhebung abhängig gemacht haben (RG 138, 55); ebenſo in Anwendung des Abſ 2, 
wenn die Leiſtungspflicht von einer anderen aufſchiebenden Bedingung abhängig gemacht war 
und zur Zeit ihres Eintritts das Verbot aufgehoben iſt (RG 105, 137). — Die Nichtigkeit eines 
gegen ein geſeßzliches Verbot verſtoßenden Rechtsgeſchäfts wird auch nicht dadurch zugunſten 
des gutgläubigen Teiles ausgeſchloſſen, daß der andere Teil jenen argliſtig in den Glauben 
verſetzt hat, das 5 verſtoße nicht gegen das Verbot; der gutgläubige Teil iſt hier auf 
den aus $ 307 ſich ergebenden Schadenserſatzanſpruch angewieſen (RG 105 S. 366, 410). Ein 
ge Nichtkennen (Kennenmüſſen) im Sinne des $ 307 Abſ 1 Satz 1 und 2 liegt auf 
beiden Seiten (Kaufleuten) vor, wenn der eine Teil nicht gewußt hat, daß er einer Handels⸗ 
erlaubnis bedurfte, und der andere Teil ſich nicht danach erkundigt hat, ob jener einer ſolchen 
Erlaubnis bedürfe und ſie gegebenenfalls beſitze; daher verſagt in ſolchem Falle der Schadens⸗ 
orſatzanſpruch; vgl. 9 307 A 2 (RG 105, 410). Ein entgegen der Vorſchrift des $ 205 HG B vor 
Ablauf der dort beſtimmten fünfjährigen Friſt erklärter Verzicht auf die der Aktiengeſellſchaft 
aus den 99 202—204 zuſtehenden Anſprüche wird auch nicht durch nachträgliche Zuſtimmung der 
Generalverſammlung nach Ablauf der Friſt wirkſam (RG 133, 39). — Eine Ausdehnung der 
Vorſchrift auf den Fall des Verſtoßes gegen die guten Sitten iſt unzuläſſig. Dieſer Fall 
wird durch die Vorſchrift des § 138 erſchöpft. Demnach iſt in Fällen letzterer Art auch ein Anſpruch 
auf das negative Vertragsintereſſe für beide Teile ausgeſchloſſen. Vgl. hinſichtlich der Ver⸗ 
mäachtniſſe $ 2171. 


§ 310 


Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, fein künftiges Ver⸗ 
mögen oder einen Bruchteil ſeines künftigen Vermögens zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaſten, iſt nichtig !). 

E 1 360 II 202; M 2 186; P 1 457. 0 

1. Vertrag über künftiges Vermögen. Dieſe, ſozialpolitiſchen Rückſichten dienende Vorſchrift 
dedroht mit Nichtigkeit nur die ſchuldrechtlichen Vertrage des vorausgeſetzten Inhalts, 
trifft alſo unmittelbar nur das Schuldverhältnis. Die Möglichkeit, ein dingliches Recht — 
imsbeſondere Eigentum oder Nießbrauch — an der Geſamtheit des Vermögens als ſolcher zu 
beitellen, beſteht nach dem Geſetze, abgeſehen von der Begründung der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft (88 1437 fü), ohnehin nicht. Möglich iſt nur die Übereignung jedes einzelnen zur Geſamtheit 
ehörenden Vermögensbeſtandteils in der für ihn zutreffenden Geſchäftsform (Auflaſſung, Übergabe, 

tretung). Von der Nichtigkeit gemäß § 310 wird daher nur der ſchuldrechtliche Verpflichtungs⸗ 
vertrag betroffen; die zu feiner Erfüllung im Vertrage ſelbſt oder nachher erfolgten einzelnen ding⸗ 
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lichen Übereignungsakte können nur nach $$ 812 ff. rückgängig gemacht werden, alſo gemäß $ 814 
nicht, wenn der Übereignende gewußt hat, daß er zu der Übereignung wegen der Nichtigkeit des 
Kauſalgeſchäfts nicht verpflichtet war; vgl. F 125 A 1 unter c. Sonach würde unter $ 310 auch nicht 
ein Vertrag fallen, durch den ein Schuldner ſeinem Gläubiger „alle ſeine künftigen Außen⸗ 
ſtände“ zur Sicherung übertrüge; doch iſt in RG 67, 166 ein ſolcher Vertrag „in Verfolg des Grund⸗ 
ſatzes des $ 310“, jedoch unter Heranziehung des $ 138 als ſelbſtändiger Grundlage für unzuläſſig 
erachtet; vgl. auch R ZW 1911, 576; Warn 1912 Nr 155. Auch ein ſchuldrechtlicher Verpflich⸗ 
tungsvertrag dieſes Inhalts würde unter § 310 nur fallen, ſofern der Schuldner im übrigen ver⸗ 
mögenslos wäre. In welche Form der Vertrag gekleidet iſt (z. B. Geſellſchaftsvertrag), ob es 
ſich um ein einſeitiges Vertragsverſprechen oder um einen gegenſeitigen Vertrag ($ 320) handelt, 
tt im Sinne des $ 310 gleichgültig. Ein Fall des § 310 liegt nicht vor, wenn zwiſchen den beiden 
Beteiligten das Verhältnis beſteht, daß der eine Teil die von dem andern Teile mit Dritten ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufverträge durch Lieferung ſeiner eigenen Ware erfüllt und dafür ihm der andere 
Teil feine künftigen Außenſtände abtritt (RG Warn 1914 Nr 316). Ob die Verpflichtung von einer 
phyſiſchen Perſon oder einer juriſtiſchen übernommen wird, iſt gleichgültig. Fälle eines Son" 
dervermögens werden von § 310 nicht betroffen (vgl. § 311 A 1). — Unter das Geſetz 
fällt nicht ein Vertrag, der nur die Erträgniſſe eines beſtimmten Vermögensbeſtandteils, bei ⸗ 
ſpielsweiſe des Grundvermögens (RG FW 03 Beil 53122), oder einzelne Beſtandteile des Ver⸗ 
mögens (RG JW 09, 115) betrifft. Weiter nicht ein Vertrag nach Maßgabe des altgermaniſchen 
Inſtituts der Vergabungen von Todes wegen, wobei dem Bedachten ſchon bei Lebzeiten 
ein unentziehbares Recht an dem Vermögen für den Fall des Überlebens gewährt wird, der 
Vergebende ſich aber die mit dem vollen Eigentum verbundenen Rechte auf Beſitz, Bewirtſchaf⸗ 
tung und Nutzung vorbehält, vgl. § 1937 A 1 (RG; 26. 1. 21 V 387/20). Ebenſowenig ein Vertrag, 
durch den ſich ein Schuldner der freien Beſtimmung über die Art der Verwendung der Nutzungen 
ſeines Vermögens zugunften feiner Gläubiger begibt; vgl. RG 72, 116 für den Fall des $ 311. 
Weiter nicht ein Vertrag, der den Verkauf eines fremden Vermögens zum Gegenſtande hat, 
und auch die Einwilligung des Vermögensinhabers ſoll nicht die Anwendbarkeit des § 310 oder des 
9311 nach ji) ziehen (RG 79, 285). — Nicht getroffen find durch $ 310 Erbverträge (85 2274 ff.). 


8 311 

Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, ſein gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil feines gegenwärtigen Vermögens zu über“ 
tragen oder mit einem Nießbrauche zu belaſten, bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung !) 2). 

E 1 350 II 263; M 2 187; P 1 458. 

1. Vertrag über das gegenwärtige Vermögen, und zwar das eigene, dagegen nicht auch 
ein fremdes. Im letzteren Falle findet $ 311 keine Anwendung (RG 79, 283). — Unter Ver 
mögen verſteht das BGB wie in der Regel jo namentlich auch im Falle der 88 311, 419 nur 
die Geſamtheit des Aktivvermögens ohne Einbeziehung der Paſſiva (RG 69 S. 285 u. 416) 
Vgl. $ 1922 A 5. — Es handelt ſich um eine zwingende Formvorſchrift ($ 125), die auf den Fal 
zu beſchränken iſt, daß ſich die übernommene Verpflichtung auf das gegenwärtige Vermögen 
als ganzes, wenn auch nur zu einem Bruchteile erſtreckt (RG 69 S. 283 u. 416; 72, 1167 
80, 257; 82, 277; 85, 168; 92, 77; 94, 314; Warn 1917 Nr 49; 1922 Nr 65). Die Beſtimmung 
iſt daher nicht anwendbar, wenn jemand ſich verpflichtet, feine einzeln aufgeführten Ver⸗ 
mögensbeſtandteile zu veräußern (oder mit einem Nießbrauche zu belaſten), mögen ſie au 
zuſammen feinen ganzen Beſitz ausmachen (RG Warn 1922 Nr 65); wofern nicht trotzdem gemoll 
war, daß das Vermögen in ſeiner Geſamtheit übertragen werden ſollte, was anzunehmen 05 
wenn beabſichtigt war, daß alle außer den angeführten Vermögensſtücken ſonſt noch vorhanden. 
ebenfalls mit zu übertragen ſeien (RG Warn 1922 Nr 47 und die dort angef. Urt). Anders bei 105 
dinglichen Vermögensübernahme nach $ 419; vgl. A! zu dieſem Paragraphen und NG 139, ni 
Iſt eine Übertragung des Vermögens als Ganzen beabſichtigt, jo macht es keinen Unterſchied, we — 
einzelne Gegenſtände von verhältnismäßig untergeordneter Bedeutung von der Verpflichtu — 
zur Übertragung ausgeſchloſſen werden (RG 69, 289; 123, 54; 137, 349). Auch durch die äuße 8 
Trennung des Vertrags in mehrere Urkunden, in welchen die Vermögensgegenſtände 5 — * 
aufgeführt ſind, wird ein auf Übertragung des Vermögens als Ganzen gerichteter Vertrage un 
nicht ausgeſchloſſen (NG Warn 1922 Nr 47). Der Anwendungsfall liegt aber nicht vor, = 8 
Gegenſtand des Vertrags ein Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven iſt (RG Gruch 63, 88); oder wen = 
ſich nur um beftimmte Vermögensgegenſtände handelt, die unter einem Geſamtnamen sul, 
gefaßt find, oder die ſich als ein Inbegriff darſtellen (RG 69, 420; 82, 277). Die ben e ur 
licher Paſſiva fchließt nicht auch die Abſicht zur Übertragung ſämtlicher Attiva in ſich (RG 2 
75 Nr 148). Sind mehrere Verträge aufgenommen und in dieſen die einzelnen zu u be⸗ 
tragenden Vermögensſtücke aufgeführt, fo kann das zwar die Vermutung gegen den 311 
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gründen, ſchließt aber nicht aus, daß die mehreren Verträge eine Einheit darſtellen und zuſammen 
den Tatbeſtand des § 311 ergeben (RG Warn 1922 Nr 47). — Unanwendbar iſt der § 311, 
wenn Gegenſtand des Vertrags ein Sondervermögen iſt (das einer offenen Handelsgeſellſchaft 
(JW 1910, 24230) oder das Fideikommißvermögen einer Perſon im Gegenſatze zu ihrem 
ſonſtigen (Allod⸗) Vermögen (Seuffa 75 Nr 148; NG 137, 348). Anwendbar iſt dagegen $ 311, 
wenn eine juriſtiſche Perſon (RG 69, 283; 76, 1; 124, 294), auch das „Domänenfideikommiß“ 
(KG 137, 348), ſich zur Übertragung ihres geſamten Vermögens verpflichtet. Die Übertragung 
des Vermögens einer Aktiengeſellſchaft im ganzen iſt durch die § 304 ff HGB geregelt. 
Der ſchuldrechtliche Veräußerungsvertrag bedarf der in § 311 BGB vorgeſchriebenen Form 
(RS 62, 73; 69, 283). Auch die Verſchmelzung zweier Verſicherungsvereine auf Gegen ⸗ 
ſeitigkeit durch Übertragung des geſamten Verſicherungsbeſtandes und des ſonſtigen Ver⸗ 
mögens mit Aktiven und Paſſiven (Beſtandsübertragung) iſt zuläſſig und durch das BAG 
($ 14) anerkannt; der ſchuldrechtliche Verpflichtungsvertrag unterliegt der Formvorſchrift des 
$ 311; dinglich bewirkt der Übernahmevertrag keine Geſamtrechtsnachfolge, ſondern nur eine 
Rechtsnachfolge in die Einzelrechte gemäß § 419 (RG 133, 107). — Auf die Verpflichtung zur 
Übertragung eines fremden Vermögens findet $ 311 keine Anwendung (RG 79, 284). Ein 
Fall des § 311 liegt auch dann nicht vor, wenn jemand ſich nur verpflichtet, über ſein Vermögen 
nicht zu verfügen und dabei zugleich die Verwaltung dieſes Vermögens auf den anderen 
(etwa einen Gläubigerausſchuß) überträgt (RG 72, 116). Ausgeſchloſſen iſt die Heilung des 
Vertrags als Ganzen durch Erfüllung (vgl. $ 125 A 2); mithin auch dann, wenn zum 
gegenwärtigen Vermögen namentlich auch ein Grundſtück gehört und die Auflaſſung ſowie die 
Eintragung des neuen Eigentümers erfolgt find. Denn $ 313 Satz 2 hat nur die Heilung des aus 
Satz 1 ſich ergebenden Formmangels im Auge (RG 73, 208). Ob aber der Vertrag wenigſtens 
hinſichtlich der Grundſtücksveräußerung oder ſonſt der einzelnen Stücke gültig wird, beſtimmt ſich 
nach $ 139 (RG 61, 284; SeuffA 75 Nr 148). 

2. Über die Wirkung eines nach $ 311 abgeſchloſſenen ſchuldrechtlichen Verpflichtungsver⸗ 
trages auf die Haftung des zur Übernahme des Vermögens Verpflichteten für die Ver- 
mögensſchulden vgl. zu $ 419 A und RG 130, 36. 


8 312 


Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten iſt nichtig. Das 
gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus 
dem Nachlaß eines noch lebenden Dritten !). 

b Diefe Vorſchriften finden keine Anwendung auf einen Vertrag, der unter 
künftigen geſetzlichen Erben über den geſetzlichen Erbteil oder den Pflichtteil 
eines von ihnen geſchloſſen wird. Ein ſolcher Vertrag bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung ). 

& 1 340 II 264; M 2 182; P 1 456. 

1. Der Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten iſt nichtig aus wirtſchaftlichen 
und ſittlichen Gründen (M 2, 182ff.). Ob der Dritte zugeſtimmt hat, iſt unweſentlich. Gleich⸗ 
gültig iſt auch, ob der Dritte eine beſtimmte oder eine noch unge wiſſe Perſon iſt. (Beiſpielsweiſe 
Vertrag „über alle irgendwoher zufallenden Erbſchaften“.) Die Beſtimmung iſt entſprechend 
anwendbar auch bei Verträgen über einen Bruchteil des Nachlaſſes, demgemäß auch über den 
Pflichtteil. Sie bezieht ſich dagegen nicht auf Verträge über einzelne Gegenstände, die dem er- 
warteten Nachlaſſe angehören (RG 17. 5. 24 V 271/23). Der für tot Erklärte gilt gemäß 9 18 nicht 
mehr als lebend. Verzichtet jemand auf den Pflichtteil aus dem Nachlaſſe eines noch lebenden 
Dritten, in der Annahme, daß dieſer bereits verſtorben ſei, während der Vertragsgegner wußte, 
daß der Dritte noch lebte, fo ift ein Vertrag nicht zuſtande gekommen, weil es an einer Willens⸗ 
einigung fehlt, ſofern jeder Teil einen Vertrag von anderer Beſchaffenheit wollte ($ 154 U 2 Abs), 
und weil der ſtille Vorbehalt des Vertragsgegners, den Vertvag als Vertrag über den Pllichtteil 
eines noch lebenden Dritten anzuſehen, gemäß § 116 unbeachtlich wäre (MG Gruch 63, 213). 

2. Geſtattet ſind Vertrage unter künftigen geſetzlichen Erben (den nächſten oder weiteren, 
$$ 1924 ff.), jedoch auch hier nur inſoweit, als ſie den künftigen geſetzlichen Erbteil oder 
den Pflichtteil zum Gegenſtand haben. Sie bedürfen der öffenklichen Beurkundung in der 
Form des $ 128. Bedingung ift nicht, daß der Vertragſchließende auch wirklich geſetzlicher Erbe 
des noch lebenden Dritten wird; denn der Ausdruck „künftiger Erbe“ will nur beſagen, daß der 
Vertragſchließende zur Zeit zu den gemäß $$ 1924fj. geſetzlich berufenen Erben gehoren muß; 
der Vertrag wird daher nicht hinfällig, wenn der Vertragſchließende demnachſt nicht geſetzlicher 
Erbe, vielmehr Teſtamentserbe wird (RG SeufA 75 Nr 149). A. A. Staudinger und Dertmann. 
Gemäß g 312 iſt auch das Verſprechen, ein Teftament nicht anzufechten oder den Pflicht⸗ 
teil nicht geltend zu machen, unter künftigen geſetzlichen Erben zuläſſig. Solche 
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Verträge im Sinne des Abſ 2 können aber nur ein Schuldverhältnis begründen, haben keine 
erbrechtliche Bedeutung (RG 65, 364; 71, 136) und vermögen den Anfall der Erbſchaft oder die 
Entſtehung des Pflichtteilsanſpruchs ſowie den Eintritt der damit verbundenen Rechtsfolgen nicht 
zu hindern (RG ZW 07, 244°). Alle jene Folgen vollziehen ſich vielmehr zunächſt ohne Rückſicht 
auf den Vertrag, während dieſer nur die Verpflichtung zu ihrer Beſeitigung begründet. 


9 313 


Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem Grundſtücke zu übertragen !), bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung 2) 3) 4) 5). Ein ohne Beobachtung dieſer Form geſchloſſener Ver⸗ 
trag wird ſeinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaſſung und die 
Eintragung in das Grundbuch erfolgen “) “). 

E 1 351 II 265; M 2 189; P 458. 

1. Der Paragraph hat den ſog. Grundſtücksveräußerungsvertrag im Auge, deſſen geſetzliche 
Vorausſetzung iſt, daß ſich der eine Teil zur Übereignung eines Grundſtücks verpflichtet. Hält 
man an dieſer Begriffsbeſtimmung feſt, ſo ergeben ſich folgende Merkmale: a) Der „eine Teil“: 
Da das Geſetz nach ſeiner klaren Faſſung zu erkennen gibt, daß es denjenigen Vertrag und nur 
denjenigen treffen will, der die Verpflichtung eines Teiles zur Grundſtücksveräuße⸗ 
rung enthält, und da es ſeinem Wortlaute nach auf das gleichzeitige Vorhandenſein einer Gegen⸗ 
verpflichtung zum Erwerbe des Grundſtücks überhaupt keine Rückſicht nimmt, da aber der aus 
den Motiven 2, 189, Prot 1, 460 erſichtliche Geſetzeszweck nur der iſt, den ſich zur Veräußerung 
eines Grundſtücks Verpflichtenden durch das Formerfordernis vor Übereilungen zu En a 
(RG 50, 163; 76, 183; 79, 215; 81, 51), ſo ergibt ſich einerſeits, daß der Geſetzesfall ſtets gegeben 
iſt, wenn eine Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung übernommen wird, mag ein gegen“ 
ſeitiger Vertrag vorliegen oder mag die Verpflichtung nur einſeitig vertraglich eingegangen ſein 
(RG JW 09, 11%). Anderſeits aber folgt, daß für den $ 313 dann niemals Raum fein kann, wenn 
es ſich allein um eine einſeitige Bindung behufs Erwerbs eines Grundſtücks handelt (RG 81, 
134; 95, 7; 101, 335; 110, 338; JW 05, 1261; 1911, 3207 u. s). Daß Verträge, in denen ſich nur 
der eine Teil zum Erwerbe eines Grundſtücks verpflichtet (paetum de eme nd o), ohne Gegen, 
verſprechen des andern Teiles, das dieſen zur Übertragung des Eigentums verpflichtete, überhaupt 
möglich ſind, läßt ſich im übrigen ſchwerlich anzweifeln. Da das Geſetz zum Zustandekommen 
eines Vertrags nichts Weiteres fordert, als Antrag und Annahme, und auf dem Gebiete der Schul 
verhältniſſe der Grundſatz der Vertragsfreiheit herrſcht, läßt fich auch nicht einſehen, weshalb nicht 
ein Vertragsabſchluß lediglich auf der Grundlage zuläffig fein ſollte, daß der eine Teil ein Verkaufs 
oder Ankaufsverſprechen abgibt und der andere Teil dieſes zunächſt einſeitige Verſprechen ohne 
eigene Bindung annimmt. Der 5. 38S hat demgemäß an dieſer Auffaſſung trotz der in der Literatur 
erhobenen Bedenken ſtändig feſtgehalten (RG 81, 134; 95, 7; 101, 335; 109, 45; Warn 1913 
Nr 396; 1915 Nr 42; 1918 Nr 71), und die Praxis lehrt, daß im Verkehr Verträge mit rein 
einſeitigen Bindungen der bezeichneten Art in Übung ſind. Zu beachten iſt jedoch, daß, wenn 
auf Grund eines vorerſt nur beſtehenden einſeitigen Verkaufsverſprechens demnächſt der Ver⸗ 
äußerungsvertrag ſelbſt zuſtande kommen ſoll, auch die Annahmeerklärung des Käufers der geieb” 
lich vorgeſehenen Form bedarf, nach dem Grundſatze (vgl. A 2), daß alle Teile des Grundstücks 
veräußerungsvertrags formbedürftig find (RG 81, 134). Aber auch wenn in der das Verkaufs 
verſprechen enthaltenden Urkunde noch keine ausdrückliche Annahmeerklärung Des 
Käufers enthalten ift, kann die Urkunde dahin ausgelegt werden, daß fie bereits einen Kaufvertrag 
enthält, der unter der Willkürbedingung abgeſchloſſen iſt, daß der Käufer von dem ihm einge rang 
ten Ankaufsrechte durch formloſe ſchriftliche Erklärung Gebrauch mache (RG 77, 412; JW 1919, 
192, 10). Auch die in 88 145ff. beſtimmte Bindung des Antragenden an feinen Vertrags 
antrag tritt, wenn es ſich um einen Antrag zum Verkaufe oder Kaufe eines Grundstücks handelt, 
nur ein, falls der Antrag in der durch § 313 vorgeſchriebenen Form geſtellt iſt. Auch ein o 1. 
vertrag zu einem Grundſtückskaufvertrage bedarf dieſer Form, da Vorverträge zu . 
tigen Verträgen grundſätzlich der gleichen Form bedürfen, wie der Hauptvertrag (RG, 106,15 1 
124, 83; 129, 370; Gruch 48, 943; HRR 1930, 1203). — Abmachungen zwiſchen zwei fiskalische 
Stationen, wonach die eine ſich der andern zur Übereignung eines Grundſtücks verpflichtet, dem 
nicht formbedürftig, weil die verſchiedenen Stationen nicht verſchiedene Rechtsſubjekte darſte ne ru 
ſondern Beſtandteile des nämlichen Rechtsſubjekts find (RG 59, 404; JW 1912, 640 acht, 
921%). p) Verpflichtung zur Übereignung eines Grundſtücks. Dies Erfordernis ergibt zundeh 
daß ein Vertrag im Sinne des § 313 nur dann vorliegt, wenn die Übereignung des e 
den Gegenſtand der übernommenen Verpflichtung derart bildet, daß die Grundſtücksübers igen 
gerade zur Erfüllung dieſer Verpflichtung dient. Weſentlich iſt es aber nicht, in welch 3 
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nicht an, ob die Grundſtücksveräußerung als der Selbſtzweck des Rechtsgeſchäfts zu gelten hat 
oder ob fie nur mittelbar zur Verwirklichung eines andern Zweckes dienen ſoll. Die Voraus⸗ 
ſetzung des $ 313 iſt daher auch dann erfüllt, wenn die Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung 
nur in der Rechtsform der unwiderruflichen Ermächtigung zur Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks begründet wird, ſei es dem in Ausſicht genommenen Geſchäftsgegner ſelbſt gegenüber, ſo 
daß dieſer zum Geſchäftsabſchluſſe mit ſich ſelbſt ermächtigt wird (8 181), ſei es gegenüber einem 
Dritten (RG 54, 79; 62, 336; 76, 183; 79, 213; 81, 51; 108, 125; 135, 71; JW 1931, 522 5). Der 
$ 313 trifft ferner auch dann zu, wenn Hauptzweck des Rechtsgeſchäfts die Begründung einer 
Geſellſchaft war und der eine Teil ſich zur Erreichung dieſes Zweckes zur Einbringung eines 
Grundſtücks — eines eigenen oder eines noch fremden — in die Geſellſchaft verpflichtet hat (RG 
68, 262; 79,304); wenn die Auflöſung eines Geſamteigentums von Miterben bezweckt 
war, ſofern zu ſolchem Zwecke zugleich die Verpflichtung übernommen wurde, das bisherige 
Geſamteigentum am Grundſtücke in Miteigentum umzuwandeln, oder das Grundſtück einem 
Miterben oder einem Dritten als Alleineigentum zu übereignen (RG 57, 432; 127, 123); ferner 
bei Übernahme der Verpflichtung von Geſellſchaftern als bisherigen Miteigentümern des Grund⸗ 
ſtücks, dieſes zum Geſamteigentume der Geſellſchaft zu machen (R® 56, 96); bei der 
Vereinbarung von Geſellſchaftern, die Geſellſchaft aufzulöſen und alsdann das bisherige Geſamt⸗ 
eigentum am Grundſtücke in Miteigentum der bisherigen Geſellſchafter umzuwan⸗ 
deln (RG 65, 233; 108, 61); bei Parzellierungsverträgen, wenn die eine Partei ſich ver⸗ 
pflichtet, Teile ihres Grundſtücks an die einzelnen Käufer zu veräußern (RG 50, 165; 68, 261; 
81,49; Gruch 49, 627); bei einem Grenzfeſtſtellungsvertrage, wenn ſich die Beteiligten 
zugleich zur gegenſeitigen Übereignung von Grundſtücksteilen verbindlich machen (RG Gruch 
50, 957); bei einem Schuldübernahme vertrage, durch welchen die Verpflichtung des bis⸗ 
herigen Schuldners (Verkäufers) zur Übereignung eines Grundſtücks übernommen wird (RG 
103, 156); bei einem Vergleiche, wenn darin die Verpflichtung zu einer Grundſtücksüber⸗ 
eignung von neuem übernommen oder weſentlich verſchärft iſt (RG 94, 151; 109, 23; HRR 
1927 Nr 1639, 278; 1930, 500); abweichende ältere Entſcheidungen; vgl. 5. Aufl A 2 Schlußabſatz 
S. 450) find aufgegeben. Ein nach $ 313 formbedürftiger Vergleich ſoll aber nach RG 120, 117 
nicht vorliegen, wenn ein Schwarzverkäufer die Auflaſſung bereits erteilt hat und der Schwarz⸗ 
Käufer als Eigentümer eingetragen, die Auflaſſung aber wegen Fehlens der nach dem Pr. Grund⸗ 
ſtücksverkehrsgeſetze erforderlichen Genehmigung (vgl. A 6a) zunächſt unwirkſam iſt und die Par- 
teien ſich nunmehr in der Weiſe einigen, daß der Verkäufer dem Käufer das Grundſtück be⸗ 
laſſen und bei der Erwirkung der Genehmigung mitwirken ſoll. Die Entſcheidung 
erſcheint bedenklich, da durch einen ſolchen Vergleich eine bisher nicht beſtehende Verpflichtung 
des Verkäufers übernommen wird, ſein noch beſtehendes Eigentum zugunſten des 
Käufers aufzugeben, eine ſolche Verpflichtung aber nach ihrem Weſen und auch nach dem 
Zwecke des Geſetzes der Verpflichtung, das Eigentum zu übertragen, gleichkommen dürfte. — 
Bei einem vor dem Prozeßgerichte abgeſchloſſenen Vergleiche, der die Verpflichtung zur 
Übertragung von Grundſtückseigentum enthält, genügt die Beurkundung in den durch die ZPO 
(8 159f.) vorgeſchriebenen Formen (vgl. A 4). 

Formbedürftigkeit beſteht auch, wenn Hauptgegenſtand des Vertrags die Veräußerung 
eines Handelsgeſchäfts war und zu dieſem ein Grundſtück gehört; weiter bei einem Dar⸗ 
lehnsvertrage, wenn ſich der Schuldner zur Übernahme eines Grundstücks in Anrechnung auf 
das Darlehn und der Gläubiger anderſeits zu der Übereignung verpflichtet (RG 95, 6); weiter 
bei Einräumung eines Vorkaufsrechts — perſönlichen wie dinglichen — (MG 59, 132; 
(2, 385; 79, 435; 107, 40; 110, 332; 122, 140; 125, 261; 137, 30; vgl. auch Abſ 5 dieſer A); eines 
perſönlichen Wie derkaufsrechts (110,334; JW 1911, 320; Warn 1921 Nr 122; über die 
Heilung in dieſem Falle vgl. unten A6); auch des dinglichen Wiederkaufsrechts bei Ren⸗ 
tengütern nach Art 29 PrAchBchB (RG 110, 334); auch iſt zutreffend das Formerfordernis 
angenommen, wenn auf den bereits erklärten Rücktritt von einem Grundſtücksveräuße⸗ 
tungsvertrage nachträglich wieder vertraglich verzichtet, jo alſo die Verpflichtung von neuem 
begründet wird (RG 66, 432; JW 08, 4795). Auch ein die unentgeltliche Verpflichtung zur 
Übereignung von Grundeigentum enthaltender Vertrag unterliegt dem vollen Beurkundungs⸗ 
zwange des $ 313, nicht nur der auf das Schenkungsverſprechen beſchränkten Formvorſchrift des 
9518, vgl. A2 dazu (RG 82, 152; 110, 392, Verſprechen eines Grundstücks als Mitgift). Form⸗ 
bedürftig iſt auch das außergerichtliche Anerkenntnis einer Verpflichtung zur Übertragung 
eines Grundſtücks (RG 127, 298). Nicht der Form des 9 313 bedürftig iſt auf Grund der beſon⸗ 
deren Beſtimmung des 9 497 Abſ 1 Satz 2 die Erklärung des Verkäufers gegenüber dem Käufer, 
daß er das Wiederkaufsrecht ausübe, und zwar gilt dies auch, wenn das Wiederkaufsrecht nicht in 
dem urſprünglichen Kaufvertrage ſelbſt, ſondern in einer beſonderen Urkunde eingeräumt iſt, und 
auch für das Wie derverkaufsrecht (RG 126, 309; gl. auch zu 9 497 A 2). 

Ob die Verpflichtung unbedingt oder nur bedingt oder ſonſt unter Einſchränkungen über⸗ 
nommen wird, iſt gleichfalls unweſentlich (RG 77, 417; Warn 1915 Nr 42; RG 109, 25; die 
Beurkundung der bedingten Verpflichtung genügt zur Wirkſamkeit des Vertrags, die ohne weiteres 
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bei Eintritt der Bedingung eintritt (RG 77, 417); vgl. oben Abſ 1. Auch darauf kommt es nicht 
an, ob die Veräußerung eines eigenen oder eines fremden Grundſtücks verſprochen wird 
(RG 77, 131; 68, 262; JW 1911, 58020; HRR 1932, 97); endlich ob die Veräußerung abrede⸗ 
gemäß an den Vertragsgegner ſelbſt oder an einen Dritten, auch einen ſolchen, der erſt noch von 
dem anderen Teile zu bezeichnen ift, erfolgen ſoll (RG 50, 163; 81, 50); in letzterem Falle bedarf 
die Bezeichnung des Dritten nicht der Form des § 313 (RR 1933, 718). Der Bürge hat für 
die Erfüllung der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners einzuſtehen, alſo dem Gläubiger das 
zu leiſten, was der Hauptſchuldner leiſten ſoll (vgl. zu $ 765); die Bürgſchaft für eine Grundſtücks⸗ 
übereignungsverpflichtung enthält ſonach eine bedingte Verpflichtung zur Übereignung eines 
(allerdings fremden) Grundſtücks und wird deshalb der Form des § 313 bedürfen (dahingeſtellt 
in RG 103, 157; a. M. RG 140, 219, vgl. unten A. 3 zu a). 

Unbedingtes Erfordernis iſt aber, daß eine wirkliche Verpflichtung zur Grund- 
ſtücksübereignung in Frage ſteht, und daß ſie durch den Vertrag unmittelbar begründet wird, 
ſchon auf ihm ſelbſt alſo beruht. Daher gehören unter den & 313 nicht ſolche Rechtsgeſchäfte, in 
denen die Grundſtücksübereignung nur in das Belieben des übereignenden Teiles geſtellt iſt (la- 
cultas alternativa; 5 262 X1b). Hätte ſich beiſpielsweiſe im Falle des pactum de mutuo dando der 
Darlehnsempfänger zwar verbunden, auf das Darlehn ein Grundſtück anzunehmen, der Darlehns⸗ 
geber anderſeits aber ſich nur das Recht vorbehalten, das Grundſtück auf das Darlehn zu geben, 
fo wäre $ 313 unanwendbar (RG 95, 6; Gruch 48, 972). — Die Formvorſchrift wird auch nicht 
anwendbar fein, wenn eine Verpflichtung des Inhalts begründet iſt, entweder einen Geld⸗ 
betrag oder ein Grundſtück zu gewähren, ſofern, was im Zweifel der Fall iſt (§ 262), dem Schuld⸗ 
ner das Wahlrecht zuſteht (a. A. die 5. Aufl). Anders wenn der Gläubiger das Wahlrecht hat. 
Iſt im letzteren Falle anzunehmen, daß der Vertrag hinſichtlich des Geldleiſtungsverſprechens 
auch ohne das Leiſtungsverſprechen hinſichtlich des Grundſtücks abgeſchloſſen worden wäre, dann 
greift die Ausnahmebeſtimmung des § 139 Platz, und gemäß $ 265 ſchränkt ſich dann das W 
verhältnis auf das erſtere Leiſtungsverſprechen allein ein (R Gruch 48, 973). — In der Natur 
des Kaufes liegt es, daß der Käufer wandeln kann und der Verkäufer demnächſt zur Zurück 
gabe der ihm übereigneten Kaufſache verbunden ift; dieſe Verpflichtung ergibt ſich dann je doch 
nicht unmittelbar aus dem Vertrage ſelbſt, ſondern erſt aus der durch die Ausübung des Wande 
lungsrechts ausgelöſten Vorſchrift des $ 467. — In der Natur des Auftragsverhältniſſes 
liegt es, daß der Beauftragte oder der Geſchäftsbeſorger zur Erfüllung des übernommenen 
Geſchäfts und auch zur Herausgabe deſſen, was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt, hat, ver 
pflichtet iſt ($ 667 BGB). Erhält ſonach jemand den Auftrag, dem andern Teile ein Grundſtuck 
zu verſchaffen, jo wird der Beauftragte zwar verbunden, das Grundſtück, falls er es zunächſt in 
eigenem Namen für Rechnung des Auftraggebers (als deſſen ftiller Stellvertreter) erworben hat, 
dem Auftraggeber zu übereignen; er erfüllt damit aber lediglich die ihm durch das Auftragsver 
hältnis auferlegte Pflicht zur Herausgabe eines materiell nicht zu ſeinem Vermögen gehörenden 
Grundſtücks; die Übereignungspflicht hat keine ſelbſtändige Bedeutung; deshalb trifft der dem 
8 313 zugrunde liegende Rechtsge danke (vgl. A 1 Abſ 1) hier nicht zu. Gleiches gilt für den Dienft- 
und ee en ſowie für ein Treuhandverhältnis. Daher entſteht in dieſen Fällen die 
Verpflichtung zur Übereignung des Grundſtücks ohne gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
(RG 54, 76; 64, 116; Warn 1925 Nr 99; JW 1925, 17606; 1926, 25715; HR 1928, 312). Anders 
wenn die Verpflichtung dahin geht, dem Berechtigten ein Grundſtück zu Eigentum zu übertragen, 
das der Verpflichtete erſt noch von einem Dritten für eigene Rechnung erwerben muß ( 
77, 130; Warn 1920 Nr 189; 23 1920, 57; HRR 1930, 202). Ob das eine oder das andere sch 
liegt, iſt Sache der Auslegung. — Ahnlich liegt die Sache bei einem Vertrage, durch den ſich 
auf Verlangen des wandelungsberechtigten Käufers der Verkäufer mit der Wandeln 
des Kaufvertrages über ein bereits übereignetes Grundſtück einverſtanden erklärt ($ 465); diele. 
Vertrag bedarf nicht der Form des 9313 Satz 1. So jetzt Rch 137, 295 gegen einen Zeil 40, 
Schrifttums, auch gegen die 6. Aufl. dieſes Komm. (A 4 zu 9467). Schon vorher (Warn 1908 Nr ar 
hatte übrigens das RG in Anwendung des gleichen Rechtsgedankens ausgejprochen, daß die a 5 
Grund eines berechtigten Minderungsverlangens des Käufers erklärte Einwilligung des * — 
käufers in die Minderung des Kaufpreiſes nicht der für nachträgliche Abänderungen de 
Kaufvertrages der Regel nach erforderlichen Form des § 313 (vgl. darüber A 2 Abſ 2) bedarf a 
Anwendbar ift $313 Satz 1 erſt recht nicht, wenn der Geſchäftsbeſorger nur zu bewirken hat, a 
der Eigentümer das Grundftüd unmittelbar dem Auftraggeber aufläßt (RG 77, 132; 54, 78), wen 
wenn der Auftrag überhaupt nur dahin geht, daß der Beauftragte darum bemüht jein jotle, done ag 
Dritter ein Grundſtück dem Auftraggeber gewähre; denn in ſolchem Falle läge nur ein Ver — 
über Handlungen vor und könnte der Auftraggeber vom Beauftragten nur die Vornahme 
Handlungen, nicht aber die Gewährung des Grundſtücks fordern (RG 77, 133; vgl. aber 9 et 
1932, 97). Nach den 8 713, 667 ift auch der geſchäftsführende Geſellſchafter va 
der Geſellſchaft alles herauszugeben, was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt hat, und haft 
iſt $313 auch dann nicht anwendbar, wenn ein ſolcher Geſchäftsführer ein in diejer Einen 07 
von ihm erworbenes Grundſtück auf die Geſellſchaft überträgt (RG 68, 262; JW 09, 722 504, 
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8307; HRR 1928, 1281). Ebenſowenig bedarf der Form des § 313 ein Geſellſchaftsvertrag, 
in welchem ein Geſellſchafter ſich zur Einbringung eines Grundſtücks zwar zur Benutzung und dem 
jeweiligen Werte nach, aber ohne Übertragung des Eigentums in die Geſellſchaft verpflichtet 
(RG 109, 380). Die ſatzungsmäßige Verpflichtung einer gemeinnützigen Bau⸗ 
genoſſenſchaft zur Übertragung von Grundeigentum an ihre Mitglieder bedarf nicht der Form 
des $ 313 (RG 110, 241; HAN 1928, 113; anders, wenn die Satzung eine ſolche Übereignungs⸗ 
pflicht nicht enthält (RG 126, 221). 

Die Verpflichtung muß weiter auf die Veräußerung eines Grundſtücks gerichtet ſein. Daher 
kommen hier nicht in Betracht Fälle, in denen nur die Belaſtung eines Grundſtücks mit einem 
jus in re aliena bedungen wird (mit Ausnahme des dinglichen Vorkaufsrechts, da dieſes 
die Verpflichtung zur etwaigen Veräußerung des Grundſtücks ſelbſt in ſich ſchließt (RG 110, 332; 
125, 263) und aus demſelben Grunde des dinglichen Wiederkaufsrechts nach Art 29 
Pra BGV (110, 334); ferner gemäß § 11 Abj2 der Verordnung über das Erbbaurecht vom 
15. 1. 19 — vgl. A 4 dazu in dieſem Komm. — mit Ausnahme eines Vertrags, der die Ver⸗ 
pflichtung zur Begründung eines Erbbaurechts zum Inhalte hat). Der Form des $ 313 
unterliegt die vertragsmäßige Verpflichtung zur Übertragung von Bruchteilsanteilen Mit⸗ 
eigentum) an einem Grundſtücke (RG Warn 1925 Nr 19). Nicht aber die Verpflichtung zur Über- 
tragung weſentlicher Beſtandteile eines Grundſtücks für den Fall ihrer künftigen Ab⸗ 
trennung (RG 4. 7. 24 III 42/24). Der Formzwang erſtreckt ſich nicht auf die Erfüllungs⸗ 
geſchäfte (RG 93, 221; 112, 239). Formbedürftig iſt in Preußen auch die Verpflichtung zur 
Übertragung von Bergwerkseigentum (PrällgBerggeſ d 50 Abſ 2, PrAch BGB Art 371). 

Formbedürftig ſind beiſpielsweiſe ferner nicht: die Übernahme der Verpflichtung, von 
einem Rücktrittsrechte demnächſt keinen Gebrauch zu machen (RG JW 05,171), oder ein 
Grundſtück nicht zu verkaufen (RG Gruch 49, 625), oder ein Grundſtück zu erwerben, ſelbſt wenn 
das zum Zwecke der Weiterveräußerung geſchehen ſoll (RG 68, 262; 3W 09 ©. 160°, 6565, 72211; 
Warn 1916 Nr 275); der Verzicht auf ein Rückauflaſſungsrecht (RG 127, 298); ein Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag, deſſen Zweck iſt, Grundſtücke von dritten Perſonen für die Geſellſchaft zu 
erwerben und nach Zerteilung weiter zu veräußern (RG 68, 260); oder wenn ein Geſellſchafter 
einem Dritten das Recht auf die Unterbeteiligung an dem Geſellſchaftsunternehmen abtritt, 
ſelbſt wenn dieſes auf die Verwertung der der Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke gerichtet iſt 
(RG FW 09, 72211); weiter ein Vertrag zwiſchen den beiden Mitgliedern einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft (oder ihren Erben), wonach der eine Teil das geſamte Geſellſchaftsvermögen ein⸗ 
ſchlie ßlich des Grundſtücks allein übernimmt (RG 65, 240, unter entſprechender Anwendung des 
9 738 Satz 1; vgl. auch RG 122, 372); des ferneren ein Vertrag, durch den ein neuer Geſell⸗ 
ſchafter in eine Geſellſchaft eintritt, zu deren Vermögen ein Grundſtück gehört (RG 82, 160); 
weiter nicht der Vertrag, durch den die Geſellſchafter ſich verpflichten, ein Grundſtück zu einem 
gemeinſamen Zwecke zu erwerben (RG 82, 302), ein Geſellſchaftsvertrag, der auf Beſchaffung 
eines Grundſtücks und deſſen Verwertung durch reale Teilung unter den Geſellſchaftern gerichtet 
iſt (aich 9. 2. 24 V 47/23); desgleichen ein ſolcher, in dem ſich ein Geſellſchafter verpflichtet, ein 
Grundſtück nach außen zwar allein, im innern Verhältnis aber für die Geſellſchafter je zu einem 
Bruchteile mit Mitteln aller Geſellſchafter zu erwerben (RG 27. 2. 26 V 253/25). — Nicht un 
bedenklich RG 118, 116, wo die Erreichung des „wirtſchaftlichen Zweckes“ einer Grundſtücks⸗ 
übertragung unter Verſchweigung des wirklichen Kaufpreiſes auf einem „Umwege“ gebilligt 
wird, der offenſichtlich eine Umgehung der Vorſchriften über die Form und die Genehmigungs⸗ 
pflicht von Grundſtücksveräußerungen, und zwar zu Steuerumgehungszwecken, darſtellt. 
Vom NS iſt in JW 1925, 1109 (angeführt in RG 118, 388) angenommen, daß der Kauf von 

ktien nicht um deswillen ein formbedürftiger Grundſtücksvertrag ſei, weil dadurch die wirt⸗ 
ſchaftliche Macht über ein Grundſtück erworben werden ſollte. In RG 113, 163 ift anderſeits 
die Abtretung der ſämtlichen Kuxe einer Gewerkſchaft zum Zwecke der Über- 
tragung der Verfügungsgewalt über die Gewerkſchaft und damit auch über das dieſer gehörige 
landwirtſchaftliche Grundſtück hinſichtlich der Genehmigungspflicht nach der VO über den Verkehr 
mit ſolchen Grundſtücken vom 13. 3. 1918 einer Übertragung des Grundſtücks und ſeiner Erzeug⸗ 
niſſe gleichgeftellt, aber unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die möglichſt weit geſteckten Ziele 
dieſer VO; vgl. dazu auch RG 118, 387. Ob auf einen Vertrag über die Veräußerung jämt- 
licher Geſchäftsanteile einer GmbH, deren einziges Vermögen ein Grundſtück 
bildet, die Formvorſchrift des $ 313 Anwendung findet, ſoll nach den in RG 133, 10 gegebenen 
Richtlinien ſich danach beſtimmen, ob die wirtſchaftlichen Erwägungen oder die rechtliche Geſtalt, in 
der ſie ſich verkörpert haben, in den Vordergrund zu ſtellen ſind; dieſe Frage dürfte aber wohl 
unbedenklich in erſterem Sinne zu beantworten und zu bejahen ſein, entſprechend dem, was für die 
Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Gewährleiſtungspflicht bei dem Kaufe von Sachen 
öntſchieden iſt (RG 120, 283; 124, 164; vgl. auch zu $ 459 A 1). Formfrei iſt die Abtretung des 
Vertragsanſpruchs auf Auflaſſung (RG 53, 268; Warn 09 Nr 87; RG 108, 62; 111, 300), auch die 
Abtretung des Rechts aus einem Meiftgebote (RG Warn 09 Nr 394). Iſt ein formgültiger Vertrag 
demnächſt unwirksam geworden, weil die ihm beigefügte Bedingung ausgefallen, dann bedarf es 
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zwar eines neuen förmlichen Vertragsabſchluſſes, dabei können die Parteien jedoch hinſichtlich 
des Vertragsinhalts auf den früheren Vertrag verweiſen, und zwar ohne daß die Beifügung als 
Anlage erforderlich wäre; es genügt daher beiſpielsweiſe, wenn die Parteien in notarieller Form 
nur erklären, daß der (hinfällig gewordene) Vertrag verlängert werde (RG 77, 415). — Im 
Enteignungsverfahren geſtattet Art 12 $ 1 Abſ 2 Pra BEB in Verb. mit $$ 16, 17 Pr 
EnteignGeſ die ſchriftliche Form, falls das Enteignungsverfahren, beginnend mit der vorläufigen 
Feſtſtellung des Planes, bereits eingeleitet iſt, während die vorhergehende freiwillige Abtretung 
des Eigentums an den mit dem Enteignungsrechte ausgeſtatteten Unternehmer die Form des 
9.313 für den Vertrag erfordert (RG 70, 45). Auf die bergrechtliche Enteignung kann dieſe 
Ausnahmevorſchrift nicht entſprechend angewendet werden (RG 56, 190). Die alelcherte Form 
greift auch nicht Platz, wenn die Entſchädigung für das zu enteignende Grundſtück in Grund und 
Boden gewährt wird, alſo ein Austauſch von Grundſtücken ſtattfindet (RG 96, 1). — Kraft 
beſonderer Beſtimmung (Art 12 8 1 PAGBGB in Verb. mit Art 62 EGBGB) genügt für 
Rentengutsverträge bei den durch Vermittlung der Generalkommiſſion (jetzt auch des dazu 
ermächtigten Vorſtehers des Kulturamtes — Pr&ef v. 3. 6. 1919 $ 16 Abſ 1 Nr 1 —) be⸗ 
gründeten Rentengütern die private ſchriftliche Form (RG 101, 294; 129, 370). Vgl. über den 
Begriff des Rentengutsvertrags RG 129, 371. Dieſe Beſtimmung leidet aber keine Anwendung 
auf die durch Vermittlung privater Banken oder auch gemeinnütziger provinzieller Siedlungs⸗ 
geſellſchaften erfolgten Rentengutsbildungen (RG 110, 336). Das Vorliegen eines Rentenguts⸗ 
vertrags ſoll dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, daß die neben dem in Geſtalt eines Kapitals 
zu zahlenden Teile des Kaufpreiſes bedungene Rente einen verſchwindend geringfügigen Betrag 
(1 RM. jährlich) darſtellt, R 129, 371. Der Rentengutsvertrag des Art 12 Pr AG BG B 
ſtellt nur einen Vorvertrag dar zu dem endgültigen Grundſtückskaufvertrage, dem Rentenguts⸗ 
rezeſſe (RG 101, 294; 123, 32); dieſer bedarf zu ſeiner Wirkſamkeit der Genehmigung durch die 
Landeskulturbehörden und wird unwirkſam, wenn die Genehmigung verſagt wird; an die einmal 
erteilte Genehmigung iſt die Behörde gebunden (RG 129, 372). Der Rentengutsrezeß kann 
zu Protokoll des Kulturamtsvorſtehers oder in der Form des 9 313 abgeſchloſſen werden 
und iſt durch den Präſidenten des Landeskulturamtes zu beſtätigen. Nach Aufnahme und Be 
ſtätigung des Rezeſſes bildet dieſer den alleinigen Rechtstitel für den Beſitz und das Eigentum 
an dem Rentengut und regelt allein die Rechtsbeziehungen der Parteien; unerheblich iſt deshalb 
dann, ob der unter den Parteien abgeſchloſſene Rentengutsvertrag gültig oder wegen Form⸗ 
mangels, insbeſondere wegen unrichtiger Angabe des Kaufpreiſes, nichtig war; um die Ein⸗ 
tragung des laut Rezeß berechtigten Rentengutskäufers zu verhindern, muß der Verkäufer den 
Rezeß befeitigen. Für den Rezeß ſelbſt beſteht kein Zwang zu notarieller oder gerichtlicher Be- 
urkundung (vgl. oben); Nebenabreden neben dem Rezeſſe haben keine Wirkſamkeit (NG in W 
1927, 220422; R 123, 27. Die in Art 59 EGBGB der Landesgeſetzgebungen gewährte Er⸗ 
mächtigung zur Regelung der Fideikommiſſe umfaßt ebenſo, wie die in Art 62 für Renten ⸗ 
güter und in Art 113 für Zuſammenlegungen von Grundſtücken ihnen gewährten Be 
fugniſſe, auch die Befugnis, auf den ihnen überwieſenen Rechtsgebieten die Formen für die Ver⸗ 
pflichtung zur Übereignung von Grundſtückseigentum abweichend von $ 313 zu beſtimmen (R 
136, 221). Das gilt auch für die ehemals landesherrlichen Fideikommiſſe jedenfalls auf 
Grund des Art 59 aaO.; ob nicht auch Art 57 wenigſtens für Überleitungsvorſchriften 
anwendbar ſei, ift dahingeſtellt geblieben (R& 136, 220). — Das geſetzliche Wie derkaufs 
recht gemäß § 20 Reichsſiedlungsgeſetz bedarf nicht der in d 313 vorgeſchriebenen Beut“ 
kundung, wohl aber bedarf ihrer eine Vereinbarung, durch die es auf andere Fälle ausgedehn 
wird; nicht dagegen wiederum die gemäß § 20 Abſ 2 RSiedlGeſ 5 vertraglichen Abreden 
hinſichtlich des Preiſes und der näheren Bedingungen für ſeine Ausübung, ſofern der Siedlungs⸗ 
vertrag ſelbſt, weil er noch keine Verpflichtung zur Übereignung des Grundſtücks enthält, der 
Form des 9 313 nicht bedarf (RG 110, 337). Verträge, die im Auslande, insbeſondere in der 
Tschechoslowakei, abgeſchloſſen werden, bedürfen nicht der Form des $ 313, ſofern nicht etwa 
nach dem Sachverhalt des Einzelfalles die Anwendung des Art 30 EGBGB geboten erſcheint (86 
121, 157). Über ſonſtige beſondere Beurkundungsformen vgl. A 4. hie 
2. Umfang des Formerforderniſſes. Viel könnte dafür ſprechen, dem Formerfordern Ne 
folche Beſtimmungen des Grundſtücksveräußerungsvertrags zu entziehen, welche lediglich ar 
günftigungen des Verkäufers bedeuten, da doch das Gefe nur bezweckt, den Berka 
vor übereilter, ihn ſchädigender Veräußerung feines Grundbeſizes zu ſchützen (A 1 Abs 1). In- 
deſſen das Geſetz läßt nach ſeiner nicht eingeſchränkten Faſſung — anders wie beim Schenkungs 
vertrage, wo nur die öffentliche Beurkundung des Verſprechens erfordert wird, vgl. zu 9 ten 
— eine derartige Unterſcheidung nicht zu (RG 107, 358). Nach der Regel, daß die een — 
Abreden eines Vertrags im Zweifel ein einheitliches Ganzes darſtellen ($ 139 A 2), er treckt 15 
vielmehr auch das Formerfordernis des § 313 derart auf jede einzelne Vertragsbeſtimmung, je 
die Gültigkeit des geſamten Vertrags ausgeſchloſſen ift, wenn auch nur irgendeine Beſtimmu 
der Form ermangelt (RG 52, 4; 64, 40; 65, 392; 72, 2; 76, 34; 80, 402; 91, 231; 95, 7; Obe a 
1932, 711). Ob die Abrede einen unbedingt weſentlichen (RG 78, 119; Warn 1913 Nr 309) © 
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einen an ſich nicht weſentlichen Beſtandteil des Vertrags betrifft (RG Warn 08 Nr 24, betreffend 
die Befriſtung einer Nebenleiſtung; RG Warn 1914 Nr 151, betreffend die Nichtaufnahme eines 
Garantieverſprechens; 1915 Nr 45, betreffend die Verpflichtung zur Beſeitigung einer Hypothek), 
iſt gleichgültig, wofern nur feſtſteht, daß die Abrede nach dem Willen der Parteien, wie er zur Zeit 
des förmlichen Vertragsabſchluſſes beſtand, einen Teil des Vertrags ausmachen ſollte und von den 
Parteien daher als weſentlich (ſubjektiv weſentlicher Vertragsbeſtandteil) erachtet worden iſt (RG 
52, 1; 54, 109; 60, 338; 61, 251; 72, 417; JW 04, 3822). Vgl. § 125 A 6 „mündliche Neben- 
abreden“. Die Nichtaufnahme einer Abrede iſt ſonach nur dann unſchädlich, wenn feſtzuſtellen ift, 
daß die Parteien den Vertrag auch ohne die Abrede abgeſchloſſen haben würden, ſie alſo als un⸗ 
weſentlich angeſehen haben (RG 65, 393; Warn 1915 Nr 136). Die Parteien haben es auch nicht 
in der Hand, der Anforderung des Geſetzes dadurch vorzubeugen, daß ſie ſich willkürlich darüber 
einigen, es ſolle die fragliche Abrede nicht beurkundet werden (RG 97, 219; 1915 Nr 45), oder 
daß fie auf die Wahrung der Formvorſchrift verzichten (RG 61, 267; Warn 1915 Nr 45). Iſt es 
vielmehr erweislich, daß in Wahrheit auch die Nebenabrede Teil des Vertrags ſein ſollte, dann 
unterliegt auch ſie dem Formzwange, und es greift der § 139 (mindeſtens entſprechend) Platz 
{RG 97, 219; 103, 298; vgl. dazu $ 139 A 1 Abſ 3). Der geſamte Vertrag iſt alſo nichtig, wenn 
nicht anzunehmen, daß der Veräußerungsvertrag auch ohne die Nebenabrede abgeſchloſſen worden 
wäre. Danach ſind formbedürftig bei gegenſeitigen Grundſtücksveräußerungsverträgen auch die 
Abreden, welche die Gegenleiſtungen des Erwerbers betreffen; nicht dagegen ſolche 
Vereinbarungen, welche nur aus Anlaß des Grundſtücksveräußerungsvertrags neben dieſem 
getroffen worden ſind und weder zu der Eigentumsübertragungspflicht des Verkäufers noch zu 
den Gegenleiſtungen des andern Teils in inneren Beziehungen ſtehen (RG 103, 297 und die dort 
angeführten Urteile; 103, 331). Eine Vereinbarung über Tragung der Wertzuwachsſteuer 
durch den Käufer iſt formbedürftig, wenn der Verkäufer auf ſie weſentliches Gewicht gelegt hat 
(RG 112, 68). Die Vereinbarung einer beſonderen Vergütung für ſofortige Räumung 
des Grundſtücks durch den Verkäufer oder für Geſtattung beſonders frühen Einzugs des Käufers 
iſt als Beſtandteil der Gegenleiſtung des Käufers gleichfalls formbedürftig (RG 114, 233). Da⸗ 
gegen kann aus der Nichtbeurkundung ganz unweſentlicher Abreden nicht eine Nichtigkeit 
des Vertrags hergeleitet werden (R Warn 1924 Nr 111). Auch an Dritte zu machende 
Leiſtungen bedürfen der Beurkundung, wenn ſie mit zu den Gegenleiſtungen gehören, die der 
Käufer gegenüber dem Verkäufer übernommen hat (RG in 23 1924, 231). Im übrigen bedürfen 
aber Vereinbarungen zwiſchen einer Partei und einem Dritten in Bezug auf das Grundſtück, 
insbeſondere ein dem Dritten gegenüber beſtehendes Treuhandverhältnis, nicht der Auf 
nahme in den Kaufvertrag (RR 1930, 204). In RG 14. 5. 24 V 480/23 (SeuffA 78, 176) iſt 
entſchieden, daß Nebenabreden, die von einzelnen Beteiligten ohne Vorwiſſen der 
andern bei einem an ſich formpflichtigen Auseinanderſetzungsvertrage über ein Grundſtück ge⸗ 
troffen werden, den Vertrag nicht nichtig machen; ob ſie ſelbſt wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nichtig find, richte ſich nach den Umſtänden. Doch iſt anderſeits in RG 14. 5. 25 IV 33/25 
I 1925, 17517) ausgeſprochen, daß Sondervergütungen für einen Verkäufer vom Er- 
werber dem Formzwange nicht dadurch entzogen werden könnten, daß fie hinter dem Rücken 
der andern Vertragsgegner (Verkäufer) getroffen würden. Die letztgenannte Entſcheidung dürfte 
der ſtrengen Auffaſſung des RG von der Bedeutung der Formvorſchrift des $ 313, ungeachtet 
der daraus ſich ergebenden Härten, mehr entſprechen. Vgl. dazu auch RG 118, 249. In der 
gleichen Entſcheidung (118, 244ff.) hat das RG (6. 35) ausgeſprochen, daß jedenfalls eine Abrede, 
durch welche ein einzelner Miterbe nicht für ſich perfönlich, ſondern zugunſten aller 
Miterben einen höheren als den beurkundeten Preis vereinbare, die Nichtigkeit des Grundſtücks⸗ 
kauſvertrags zur Folge haben müſſe. In R 132, 132 hat dann der 5. 38 unter Aufgabe ſeines 
früheren Standpunktes ſich der von dem 4. 36 in dem Urteile vom 14. 5. 1925 vertretenen Auf- 
ſaſſung angeſchloſſen. — Iſt der Geſamtpreis richtig beurkundet, fo bewirkt die Unrichtigkeit 
von Angaben hinſichtlich der Einzelbeträge, aus denen er ſich zuſammenſetzt, nicht die Nichtigkeit, 
wenn dieſe Angaben lediglich für das Innenverhältnis der mehreren Verkäufer oder zu Steuer⸗ 
zwecken (Grundſtück und Inventar) gemacht worden find (RG 20. 9. 24 V 609/663/23; 12. 1. 25 V 
838/23). Eine unrichtige Beurkundung der Gegenleiſtung des Käufers liegt nicht 
vor, wenn zwar der Kaufpreis unrichtig beziffert, aber aus der Vertragsurkunde richtig und zwei⸗ 
felsfrei zu entnehmen iſt, was der Käufer als Gegenwert zu leiſten hatte. Haben ſich die Parteien 
in einer notariellen Urkunde zu dem zunächſt privatſchriftlich abgeſchloſſenen Vertrage 
bekannt, ſo iſt eine unrichtige Datierung der privatſchriftlichen Urkunde unerheblich, da dieſe 
durch die notarielle Urkunde erſetzt werden ſollte und erſetzt worden iſt (RG 136, 369). Die Nicht ⸗ 
deurkundung der vereinbarten Zahlungszeit bewirkt Nichtigkeit, wenn auf die Zeit Wert gelegt 
iſt, wie in der Inflationsperiode (RG 9.5. 25 V 401/24). Unſchädlich iſt die unrichtige Bezeichnung 
des Grundſtücks in der Urkunde (alsa demonstratio), ſofern nur die Parteien, und zwar jede 
bei Abgabe ihrer Vertragserklärung, das gleiche Grundstück gemeint haben (RG 17. 11. 24 V 
610/23). Vgl. aber wegen der Heilung der Formnichtigkeit in ſolchem Falle unten A 6 Abſ 1. 

Haben die Parteien mit dem Veräußerungsvertrage zugleich ein anderes Rechtsgeſchäft 
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abgeſchloſſen, das ſich äußerlich nicht als Teil jenes Vertrags, vielmehr als ein ſelbſtändiges 
Rechtsgeſchäft darſtellt, etwa einen Bierbezugsvertrag oder einen Mietvertrag, dann greifen 
hinſichtlich des Formerforderniſſes und der Gültigkeit der Rechtsgeſchäfte in Hinblick auf den 9 139 
folgende Grundſätze Platz: Darüber, ob das Nebengeſchäft Beſtandteil des Grundſtücksveräuße⸗ 
rungsvertrags ſein ſoll oder nicht, entſcheidet zunächſt der Parteiwille (RG 79, 439; 103, 297). 
Sind die mehreren Rechtsgeſchäfte in äußerlich getrennten Urkunden (oder das Neben⸗ 
geſchäft nur mündlich) vereinbart worden, dann ſpricht eine tatſächliche Vermutung dafür, daß 
die Parteien die verſchiedenen Geſchäfte je als ſelbſtändig für ſich beſtehende gewollt haben (RG 79, 
439; 103, 297), eine rechtliche Abhängigkeit des einen Geſchäfts vom andern alſo nicht beſteht und 
mithin auch für den $ 139 kein Raum iſt. Die Partei, die gleichwohl das Gegenteil geltend machen 
will, muß alsdann die Vermutung widerlegen. Sind die mehreren Geſchäfte anderſeits 
in einer und derſelben Urkunde abgeſchloſſen worden, dann wird eher zu vermuten ſein, 
daß zwiſchen ihnen auch ein innerer, ein gegenſeitiges Abhängigkeitsverhältnis begründender 
Zusammenhang beſteht, und die Beweislast wird ſich hier im Streitfalle umkehren. Für die An⸗ 
nahme, daß das Nebengeſchäft Teil des Veräußerungsvertrags fein foll, genügt im übrigen nicht 
ſchon ein bloß tatſächlicher wirtſchaftlicher Zuſammenhang, vielmehr iſt ein rechtlicher Zu⸗ 
ſammenhang in dem Sinne erforderlich, daß der Grundſtücksvertrag nur im Zuſammenhange 
mit den darin nicht beurkundeten Vereinbarungen Geltung haben ſollte (RG 103, 298; nicht ent 
gegenſtehend RG 78, 43; 79, 436). Es muß feſtſtehen, daß die mehreren Rechtsgeſchäfte vereint 
erſt den wirklich gewollten geſamten Grundſtücksveräußerungsvertrag darſtellen, und das wird 
auch hier dann zutreffen, wenn zwiſchen den Leiſtungspflichten aus dem einen Geſchäfte und dem 
andern eine innere Beziehung beſteht (RG 95, 6; 97, 219; 103, 295), wie beiſpielsweiſe der Fall 
wäre, wenn ſich der eine Teil zur Veräußerung des Grundſtücks nur gegen die Verpflichtung des 
andern Teiles zur mietweiſen Überlaſſung des ihm zu übereignenden Grundſtücks verbunden 
hätte; oder wenn etwa der für das Grundſtück zu zahlende Preis und anderſeits der Preis für das 
vom Erwerber zu beziehende Bier mit Rückſicht auf dies Gegenſeitigkeitsverhältnis bemeſſen 
worden wäre. Die Probe darauf, ob die mehreren Geſchäfte zuſammen einen einheitlichen, 
untrennbaren Geſamtvertrag im angegebenen Sinne, alſo „den Grundſtücksveräußerungsvertrag 
darſtellen, wird nicht ſowohl in der Frage liegen, ob nach der Abſicht einer Partei keines der mehre . 
ren Geſchäfte von ihr ohne die andern abgeſchloſſen worden wäre, als darin, ob die Abhängigkeit 
des einen Vertragsſchluſſes von dem andern zur ſtillſchweigenden Vertragsbedingung gema 
worden iſt (RG 103 S. 298, 382; nicht entgegenſtehend RG 97, 220). Daß die Parteien mit dem 
Zuſtandekommen beider Geſchäfte gerechnet haben, genügt nicht (RG 9. 1. 24 V 57/23). Ju. 
derartigen Fällen wird die Nichtigkeit auch dadurch nicht verntieden, daß bei den mehreren, getrennt 
abgeſchloſſenen Verträgen je die Form des § 313 gewahrt ift, wenn ſich der rechtliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen den Verträgen nicht aus den Urkunden ſelbſt ergibt (RG 97, 220; 23. 9. 22 V 89/22; 
Warn 1922 Nr 123). — Für die Annahme eines einheitlichen Geſamtvertrags genügt es dagegen 
nicht, wenn ſich nur ergibt, daß der Abſchluß des einen Geſchäfts den Abſchluß des andern Geſchaͤfts 
zur Vorausſetzung hat, oder daß es aus Anlaß des andern Geſchäfts zum Abſchluſſe gekommen, 
der Mietvertrag etwa nur aus Anlaß des Grundſtücksveräußerungsvertrags. Denn in ſolche n 
Falle beſtünde zwiſchen den beiden Geſchäften nur ein tatſächlicher Zuſammenhang, und die 
beiderſeitigen Leiſtungspflichten aus den mehreren Geſchäften ſtünden in keiner rechtlichen Der 
ziehung zueinander (RG 97, 219; 103, 297). — Hat die eine Partei der andern hinreichend et“ 
keunbar gemacht, daß ſie nur einen einheitlichen Geſamtvertrag abſchließen wolle, dann muß de 
andere Partei das nach dem Grundſatze von Treu und Glauben gelten laſſen (RG 103, 290). 
War den Parteien bei Vertragsabſchluß bekannt, daß das eine der mehreren Geschäft 
insbeſondere die Bewilligung eines Vorkaufsrechts bei Abſchluß eines Pachtvertrags, ohne die n 
$ 313 vorgeſchriebene Form keine Gültigkeit habe, fo greift der Regelfall des $ 139 nicht Plaß 
(ogl. zu $ 139 A 1 Ab 6); die Gültigkeit des Pachtvertrags wird daher in dieſem Falle durch 
die Ungültigkeit der Bewilligung des Vorkaufsrechts nicht beeinträchtigt (RG 122, 140). 
Da die förmliche Vertragsurkunde die geſamten Abreden enthalten muß, ſo folgt auch, Er 
Nichtigkeit des geſamten Vertrags auch dann gegeben ift, wenn irgendeine Vertragsabre ni 
anders beurkundet wird, als ſie in Wirklichkeit vereinbart worden (über den entſpreche won 
Einwand vgl. § 125 A 6), wobei es auch nicht darauf ankommt, welcher Punkt des Vertrags 5 
der Unrichtigkeit betroffen iſt; ſo namentlich bei unrichtigen Angaben über die vom nee 
gewährenden Gegenleiſtungen: RG 94, 148; 104, 102; 107, 358; 108, 329; 134, 244; u n 08 
Nr 18 und NG 136, 369, betr. unrichtige Angabe des Kauſpreiſes; RG J 06, 548145 7 — 05⁵ 
Nr 134; JW 1912, 2374, betreffend eine Abrede über Ausſchluß der Gewährleiſtung; R 5 abet 
4263; 10. 5. 11 III 382/10, in welchem Falle der Anrechnungspreis einer auf den Kauſpre 96: 
nommenen Hypothek zu niedrig angegeben war; ferner Rh 72, 2; 78, 44; Seuffea DB ug 
J. 09, 6531, wo es ſich um die unrichtige Beurkundung der Gegenleiftung handelte Warn 
Nr 247 und RG 23. 9. 22 V 89/22, wo ein einheitliches Tauſchgeſchäft in zwei nal 
kunden als zwei Kauf- bzw. Schenkungsverträge beurkundet war, ohne daß die gegen) rtrag 
Abhängigkeit zum Ausdruck kam; ebenſo RG Warn 1922 Nr 123, wo ein einheitlicher Kaufve 
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über das Haus und das darin betriebene Geſchäft in gleicher Weiſe beurkundet war; Warn 1915 
Nr 257, betreffend die Fortlaſſung einer Bedingung im Sinne des § 158; RG 93, 219, betreffend 
die Übernahme der Verpflichtung, für die Güte der auf den Kaufpreis abzutretenden Hypothek 
Gewähr zu leiſten. — Auch darauf kommt es nicht an, aus welchem Grunde die unrichtige Beur⸗ 
kundung gewählt worden iſt (RG JW 1912, 2877, wo der Kaufpreis zum Zwecke der Steuer- 
hinterziehung zu niedrig angegeben war; Nichtigkeit aus § 138 in ſolchem Falle hat das Urteil 
RG Warn 1921 Nr 89 verneint). Die Abrede über den Betrag der Gegenleiſtung des Erwerbers 
muß lückenlos beurkundet werden, es genügt nicht die Angabe, daß der Preis bezahlt ſei (RG 
Warn 08 Nr 450 u. 133). Auch zur Zeit der Beurkundung bereits erfüllte Gegenleiſtungsver⸗ 
pflichtungen des Käufers (Anzahlungen) müſſen beurkundet werden (RG 107, 358). Auch 
bei dem an ſich einfeitigen Verkaufsangebote (vgl. A 1 Abf 1) müſſen die Bedingungen, unter 
denen ſich der Anbietende verpflichtet hat, insbeſondere der zu zahlende Kaufpreis, in der Form 
des § 313 beurkundet ſein (Warn 1913 Nr 184; RG 65, 394; HRR 1930, 203); ebenſo etwaige 
von demjenigen, an den es gerichtet iſt, bereits übernommene Gegenverpflichtungen, wie das 
Verſprechen einer Vertragsſtrafe für den Fall der Nichtannahme des Angebots oder ein für die 
Bindung des Anbietenden vereinbartes Entgelt (RG 53, 236, 260; 62, 411; Gruch 59, 346; HAN 
1930, 1099). — Unſchädlich iſt es, wenn hinſichtlich einer in einer andern Urkunde beurkundeten 
Verpflichtung verſehentlich auf eine falſche Urkunde Bezug genommen iſt (falsa demonstratio; 
NG 109, 336). Beim Austausch von Grundſtücken bedarf es der Angabe der angenommenen 
Werte dann nicht, wenn die Parteien darüber einig find, daß die Werte ſich ausgleichen (RG 
SeuffA 64 Nr 58). Jedoch macht eine unrichtige Angabe der Tauſchwerte den Vertrag nichtig 
(RE JW 1914, 1547 Warn 1915 Nr 13). — Iſt ein Grundſtücksveräußerungsvertrag nur zum 
Zwecke der Sicherungsübereignung abgeſchloſſen worden, ſo ſoll es die Gültigkeit des Vertrags 
nicht beeinträchtigen, wenn die entſprechende Abrede in den Vertrag nicht aufgenommen wurde 
(R Gruch 65, 78). 

Nachträgliche Abänderungen eines in der vorgeſchriebenen Form abgeſchloſſenen Vertrags 
ſtellen ſich als neue vertragliche Vereinbarungen dar, die bei ſinngemäßer Anwendung 
des $ 313 ihrerſeits der dort vorgeſchriebenen Form dann bedürfen, wenn die bereits begründete 
Verpflichtung zur Grundſtücksübereignung durch ſie inhaltlich weſentlich abgeändert, 
insbeſondere erweitert oder erſchwert wird, nicht aber, wenn ſie dieſe Pflicht nur ſachlich oder 
zeitlich einſchränken, insbeſondere durch Erweiterung der Gegenleiſtungen, oder aufheben. Doch 
ſteht die Rechtſprechung des RG nicht grundſätzlich auf dieſem Standpunkte. Sie geht vielmehr 
davon aus, daß nachträgliche Anderungen formbedürftig ſind, wenn ſie einen Beſtandteil des 
Vertrags betreffen (wie beiſpielsweiſe die Vorleiſtungspflicht, R Warn 09 Nr 74; oder die 
Art und Weiſe der Berichtigung des Kaufpreiſes, R Warn 1911 Nr 318) und wenn 
fie ſelbſt zu Beſtandteilen des Vertrags werden ſollen (RG 51, 180; 76, 33; 65, 392; 
Warn 1911 Nr 318; 1916 Nr 243; Lg 1920, 1545). Vgl. dagegen beſonders Planck⸗Siber 4. Aufl. 
Erl 6 b S. 341 gegen die früheren Auflagen von Planck. Ob die Parteien durch die nachträgliche 
Abrede den alten Vertrag aufheben und ihn durch einen neuen Vertrag erſetzen oder ob ſie die 
nachträgliche Abrede nur zu einem weiteren Beſtandteile des beſtehenden Vertrags haben machen 
wollen, ſoll nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen fein (RG Warn 1919 Nr 149). Demnach 
iſt für formbedürftig erklärt die Abrede, wonach die Auflaſſung bereits an einem früheren Termin 
als dem bedungenen erfolgen ſollte (RG 11. 6. 21 V 511/20); ſowie eine Abrede, durch welche die 
dem Käufer geſetzte Friſt zur Entgegennahme der Auflaſſung verlängert wurde (RG 76, 33, 
wo freilich im unklaren gelaſſen iſt, ob es ſich um eine im Vertrage beſtimmte Friſt oder um eine 
auf Grund des $ 326 geſetzte Nachfriſt gehandelt hat). Es erſcheint bedenklich, derartige bloße 
Verſchiebungen Hinfichtlich des Zeitpunktes für die Erfüllung einer einzelnen Vertragsverpflich⸗ 
tung als Anderungen des Inhalts der übernommenen Übereignungsverpflichtung in obigem Sinne 
anzusehen, ohne daß feſtgeſtellt wird, ob dieſe Verſch iebung für den Verkäufer von irgendwie 
erheblicher Bedeutung war. Daß nur weſentliche Anderungen formbedürftig, iſt übrigens in 
Li 08, 85411; Warn 1911, 248 vom RG ausgeſprochen. Vgl. auch Pland-Siber Erl 5 b. Die 
nachträgliche Stundung des Kaufpreiſes oder der Erlaß bedürfen der Form nicht, da 
fie keine Abänderung des Grundſtückskaufvertrages, ſondern einen neuen formfreien Vertrag 
enthalten; ebenſowenig die nachträgliche Vereinbarung, durch die der Käufer angewieſen wird, 
den Kaufpreis an einen Dritten zu zahlen (RG 28. 2. 14 V 387/13; 2. 4. 24 V 198/23); anders 
wenn im Zuſammenhange damit der ſonſtige Vertragsinhalt weſentlich geändert wird (RG 
14. 2. 25 V 301/24). Gleiches wird aber auch gelten müffen, wenn nachträglich vereinbart wird, 
daß der Kaufpreis durch Aufrechnung getilgt werden ſoll (a. A. NH 10. 5. 11 III 382/10). 
Die nachträgliche Herabſetzung des Kaufpreiſes enthält jedenfalls eine Erſchwerung der Uber⸗ 
eignungspflicht und ift deshalb formbedürftig; das RG nimmt aber anſcheinend, entſprechend 
feiner grundſätzlichen Einstellung (vgl. oben) an, daß auch die nachträgliche Erhöhung der Gegen. 
leiſtung des Käufers der Form bedarf (ONN 1928, 1469, wo die Formftetheit damit begründet 
wird, daß es ſich nicht um eine wirkliche Erhöhung, ſondern um Angleichung an die eingetretene 
Geldentwertung (Aufwertung) gehandelt habe. — Iſt noch kein Kaufvertrag abgeſchloſſen, ſondern 
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nur von dem Kaufliebhaber ein für beſtimmte Zeit bindendes Kaufangebot gemacht, ſo kann 
dieſes formlos abgeändert werden, da es noch keine Verpflichtung zur Grundſtücksübereignung 
enthielt, alſo ſelbſt nicht formbedürftig war (RG 101, 335). Handelt es ſich dagegen um ein Ver⸗ 
kaufsangebot, ſo bedarf es, wie zu ſeiner Erklärung, ſo auch zu ſeiner inhaltlichen Abänderung 
(ſ. oben) der Form des $ 313 (RG 65, 393). Nimmt nach einer formloſen Abänderung eines 
ſolchen Verkaufsangebots der Käufer das Angebot nach Maßgabe des urſprünglichen 
Vertragsinhalts an, fo kommt nach RG 65, 394 der Vertrag mit dieſem urſprünglichen Ver⸗ 
tragsinhalte zuſtande. Gegen dieſe Entſcheidung find im Schrifttum (5. Aufl d. Komm und Pland- 
Siber Erl 3) Bedenken erhoben; doch ſcheint fie folgerichtig zu fein: der Käufer konnte das Ange⸗ 
bot noch nach Maßgabe des urſprünglichen Vertrags annehmen, da der Verkäufer an dieſes ge⸗ 
bunden und die Abänderung nichtig war (ein dolus kann nach bekannten Grundſätzen in der 
Berufung auf die Formnichtigkeit nicht gefunden werden); ob er das wollte und in der Annahme 
hinreichend zum Ausdruck brachte, iſt Tatfrage. Dagegen würde durch eine Annahme des Angebots 
mit der formloſen und daher nichtigen Abänderung ein gültiger Kaufvertrag nicht 
zuſtande kommen (RG in HRR 1928, 1793). — Eine nach Ablauf der gemäß $ 326 geſetzten 
Nachfriſt (ogl. oben zu dem Urteile RG 76, 33), wiewohl vor Abgabe einer Rücktrittserklärung, 
vom Verkäufer ausdrücklich oder ſtillſchweigend formlos erklärte Erfüllungsbereitſchaft kann eine 
Erneuerung der erloſchenen Übereignungsverpflichtung nicht herbeiführen (RG 107, 346; 2. 2. 24 
V 347/23 unter Aufgabe von JW; 1908, 479, ſoweit entgegenſtehend). — Ein für die Dauer eines 
zu einem beſtimmten Termine ablaufenden Mietverhältniſſes bewilligtes Ankaufs recht eines 
Grundſtücks kann durch eine von den Parteien oder vom Mieteinigungsamte ausgehende Verlän- 
gerung des Mietverhältniſſes nicht ſtillſchweigend verlängert werden (RG 107, 346). — Daß 
auch ein (bedingter) nachträglicher Verzicht auf die Auflaſſung, durch den die Übereig⸗ 
nungspflicht des Verkäufers beſeitigt wird, formbe dürftig fein ſoll (R& 10. 5. 11 1II 382/10), 
iſt mit den oben aufgeſtellten Richtlinien ſchwerlich in Einklang zu bringen. N 
Keine Formbedürftigkeit nachträglicher Abreden ift angenommen in nachſtehenden Fällen: 
Hat der Eigentümer von dem ihm im Vertrage eingeräumten Kündigungsrechte der Parzellie⸗ 
rungsvollmacht Gebrauch gemacht, demnächſt aber die Kündigung zurückgenommen und 1 
Vollmacht weiter beſtehen laſſen, jo bedarf es der Form für dieſe Erklärung nicht, wei 
fie nicht Beſtandteil des Vertrags wurde und der Eigentümer ſchon auf Grund des Vertrags 
berechtigt war, die Vertragsdauer fo lange währen zu laſſen, wie er es nunmehr tat (RG 23 1920, 
159%). Die Aufhebung eines förmlichen Kaufvertrags ſowie der Rücktritt bedürfen 
der Form nicht (RG 65, 392; 66, 432), es ſei denn, daß die Auflaſſung ſchon vollzogen war und ſich 
der Käufer zur Rückauflaſſung verpflichtet (RG 60, 398). Vorausſetzung ift aber, daß die nach- 
trägliche Abrede die Aufhebung ſchlechthin zum Inhalte hat und nicht etwa einen neuen Vertrag 
an die Stelle des alten ſetzen will, da eine ſolche Abrede nichtig wäre und ſomit auch nicht die Auſ⸗ 
hebungswirkung haben könnte (RG 16. 2. 18 V 320/17). Auch dann beſteht keine Formbedlürftig⸗ 
keit, wenn die Parteien nur zwecks Beſeitigung einer bei der Abwicklung des Geſchäfts 
unvorhergeſehenen Schwierigkeit eine lediglich dieſe Schwierigkeit betreffende neue e 
barung treſſen, durch die der Inhalt der beiderſeitigen Leiſtungspflichten nicht berührt wird (MO 
103, 331; 140, 339; Gruch 69, 476; ZW 1921, 123°). — Iſt im Vertrage die Beſtimmung 
des Kaufpreiſes oder des Kaufgegenſtandes gemäß $ 315 einer Vertragsparte 
überlaſſen, dann iſt deren die Beſtimmung enthaltende Erklärung nicht formbedürftig, mel 
es ſich hier nicht um eine Abänderung, ſondern um Ausführung des Vertrags handelt (RG Gru . 
57, 948). An ſich fordert der § 313 auch, daß in der Urkunde ein beftimmter Erwerbsberechtigte⸗ 
angegeben ift (RG JW 06, 3881). Aber es muß genügen, wenn der Erwerbsberechtigte er 
beſtimmbar ift oder wenn die Beſtimmung des Käufers einem Dritten überlaſſen wird, und 75 
Benennung des Dritten wird dann ebenfalls formlos erfolgen können. — Wegen der Berge) 
vgl. A 1 Abſ 1 und A 4. — Für die Regeln von der Formbedürftigkeit abändernder nachtragen 
Abreden iſt kein Raum mehr, wenn dieſe erſt nach vollzogener Auflaſſung getroffen wer en 
weil dann eine Verpflichtung zur Veräußerung überhaupt nicht mehr in Frage ſteht (NGG Wa 
1911 Nr 226; V 488/24, 7. 10. 25; vgl. A 6 Abſ 2). zjenen 
3. Die in Beziehung zu einem Grundſtücksveräußerungsvertrage mit Dritten abgeſchloſf 1912 
Rechtsgeſchäfte unterliegen grundſätzlich nicht der Formvorſchrift des § 313 (RG Warn 
Nr 419 und die dort angef. Entſch). In Betracht kommen hier: icht vgl. 
a) Die Bürgſchaftsleiſtung. Wegen der Bürgſchaft für die Übereignungspflich — 
A 1 Abſ 3. Der Bürge kommt hier nicht als „Dritter“ in Betracht, ſondern als derjenige, der dure“ 
den Abſchluß des Bürgſchaftsvertrags mit dem Käufer eine bedingte Verpflichtung zur 9, 219 
eignung des Grundſtücks übernimmt; daher liegt der Fall nicht gleich dem in RG 14 14 — f 
angeführten Falle des Beauftragten. Dagegen iſt die Bürgſchaft für eine Grundſtücks 
preisſchuld nicht der Form des $ 313 unterworfen (RG 134, 245; 140, 340) ritten 
bj) Die Schuldübernahme. Die Übernahme der Schuld des Käufers durch einen ener- 
ift nicht formbedürftig; wohl aber die Übernahme der Verbindlichkeit des Verkäufers zur 
eignung (RG 103, 156). 
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e) Die Abſchlußvollmacht. Die Vollmacht zum Abſchluſſe eines Grundſtücksveräußerungs⸗ 
vertrags, und zwar ſowohl die zum Zwecke des Erwerbes durch den Erwerber, wie auch die zum 
Zwecke der Veräußerung durch den Veräußerer ausgeſtellte, ift grundſätzlich gemäß § 167 Abi 2 
formfrei. Die Vollmacht zur Veräußerung ift jedoch formbedürftig, wenn ſchon die Erteilun 
der Volmacht eine Verpflichtung zur Grundſtücksveräußerung zur Folge hat, wie das namentli 
im Falle der vertragsmäßigen und daher unwiderruflichen Vollmachterteilung zutrifft (RG 50 
166 — Parzellierungsverträge —; 54, 79; 62, 337; 81, 49; 108, 125; 110 S. 320, 338), aber auch 
jonſt, wenn der Verkäufer mit der Vollmachterteilung bereits alles getan hat, was von ſeiner 
Seite zum Zuſtandekommen des Vertrags erforderlich iſt, ſo daß der Bevollmächtigte nunmehr 
tatſächlich in der Lage wäre, das Grundſtück ohne Rückſicht auf eine etwaige Willensänderung 
des Verkäufers rechtswirkſam ſelbſt zu erwerben oder an einen Dritten zu veräußern. Das iſt 
beſonders angenommen in Fällen, wo die Vollmacht den Bevollmächtigten zum Abſchluſſe des 
Vertrags mit ſich ſelbſt ermächtigte ($ 181) oder wo die Vollmacht an einen Angeſtellten des Er⸗ 
werbers oder auch an eine ſonſtige Perſon erteilt wurde, von der erwartet werden durfte, daß ſie 
lediglich nach den Anweiſungen des Erwerbers (mit einem etwas weitgehenden Ausdrucke als 
deſſen „willenloſes Werkzeug“) handeln werde (RG 76, 182; 79, 212; 97, 332; 104, 236; Warn 
1922, 66; Seuff A 74 Nr 105; HRR 1928, 304; RG 135, 71). Schließt der Bevollmächtigte auf 
Grund einer hiernach nicht formgerechten Vollmachtsurkunde, in der das zugrunde liegende Ver⸗ 
hältnis angegeben ift, mit einem Dritten den Vertrag ab, fo ſoll nach RG 108, 125 der Dritte ſich 
auf den in $$ 172 Abſ 1, 171 Abs 1 gewährten Schutz des guten Glaubens an die Gültigkeit der 
Vollmacht auch im Falle entſchuldbarer Rechtsunkenntnis nicht berufen können. Anders, und wohl 
mehr den Erforderniſſen des Verkehrs entſprechend, für den Fall einer auf Grund nichtigen 
Kauſalgeſchäfts erteilten Vollmacht RG 69, 234. Der Abſchluß auf Grund einer nicht form⸗ 
gerechten Vollmacht hat nicht Nichtigkeit, ſondern nur Unwirkſamkeit des Vertrags für den 
Verkäufer im falle der Nichtgenehmigung ($ 177) zur Folge (RG 108, 129; 110, 321). — 
Auch ein unwiderruflicher Auftrag zur Grundſtücksveräußerung ift formbedürftig; das muß 
ſelbſt dann gelten, wenn der Auftraggeber ſich das Recht vorbehalten hat, das Grundſtück auch 
ſelbſt zu veräußern (RG 22. 4. 25 V 277/24). 

d) Die Auflaſſungsvollmacht. Sie iſt ebenſo wie die Abſchlußvollmacht (oben zu e) gemäß 
$ 167 Abſ 2 grundſätzlich formfrei und kann formpflichtig nur unter den gleichen Vorausſetzungen 
wie dieſe werden, nämlich wenn ſie entweder unwiderruflich oder doch derart erteilt iſt, daß der 
Bevollmächtigte lediglich nach den Anweiſungen des Erwerbers zu handeln und demgemäß 
in der Lage ſein würde, die Eigentumsübertragung ohne Rückſicht auf eine etwaige Willens⸗ 
Anderung des Verkäufers zu vollziehen, und zwar auch bei Nichtigkeit des ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
außerungsgeſchäfts. Wird insbeſondere die Auſlaſſungsbollmacht von den beiden Ver- 
tragsparteien beim Vertragsabſchluſſe einem und demſelben Dritten erteilt, dann ſpricht 
viel dafür, iſt jedenfalls damit zu rechnen, daß jene Maßnahme von den Parteien in der be⸗ 
tonderen Abſicht ergriffen wurde, ſich gegenſeitig durch fie die Vertragserfüllung 
du ſichern. Dann beſteht aber auch eine innere Beziehung zwiſchen den beiderſeitigen Ver⸗ 
tragspflichten und dem Nebengeſchäfte der Vollmachtserteilung, und dann iſt dieſes als Teil 
des Veräußerungsvertrags anzuſprechen. Nicht anders liegt die Sache, wenn die eine Partei 
die andere zur Auflaſſung ermächtigt und dies in der Abſicht erfolgt, der ermächtigten Partei 
auf ſolche Weiſe die Vollziehung des Vertrags zu ſichern; oder wenn zwar der Dritte nur von 
der einen Partei bevollmächtigt wird, dies jedoch im Einvernehmen mit der andern Partei zum 
Zwecke ihrer Sicherung geſchieht, ſo daß der Vollmachtgeber der andern Partei gegenüber zur 
Aufrechterhaltung der Vollmacht verpflichtet iſt. Eine ohne Sicherungsabſicht, lediglich aus 
Zweckmäßigkeitsrückſichten durch die Parteien vorgenommene Ermächtigung eines und des⸗ 
telben Dritten oder die Ermächtigung der einen Partei durch die andere ſteht dagegen zu dem 
Veräußerungsvertrage ſelbſt nicht in einer derartigen inneren Beziehung, daß man die Voll- 
machtserteilung als einen integrierenden Beſtandteil des Vertrags anſehen könnte. 

Die Wichtigkeit der Frage, ob jeweils die mit einem Grundſtücksveräußerungsver⸗ 
trage verbundene Auflaſſungsvollmacht als Teil des Vertrags anzuſehen iſt oder nicht, iſt 
unverkennbar und ſie hat ſich oft genug in der Praxis geäußert. Denn nunmehr ſpielt der 
139 feine entſcheidende Rolle: hat nämlich die Auflaſſungsvollmacht als Teil des Ver⸗ 
außerungsvertrags zu gelten, dann hängt gemäß $ 139 regelmäßig von ihrer trotz 5 167 
Abſ 2 zu erfordernden Formgerechtigkeit die Rechtsgültigkeit auch des Vertrags ab; anderſeits 
aber hängt auch die Gültigkeit der Vollmacht von der Gültigkeit des Vertrags ab, und dieſe Tat⸗ 
ſache zeigt wiederum ihre Bedeutſamkeit, ſobald es ſich darum handelt, ob das von dem Bevoll⸗ 
mächtigten vollzogene Auflaſſungsgeſchäft imſtande war, die an ſich mögliche Heilung der Nichtig⸗ 
teit des Vertrags gemäß $ 313 Sat 2 zu bewirken. Iſt die Auflaſſungsvollmacht nämlich nichtig, 
‚ann hat der Bevollmächtigte als auftragsloſer Geſchäftsführer gehandelt; das von ihm vorge⸗ 
nommene Auflaſſungsgeſchäft iſt einftweilen daher unwirksam, und Wirkſamkeit könnte es nur 
erlangen, mithin auch gemäß § 313 Satz 2 heilkräftig nur werden, wenn es in Gemäßheit des 
9177 nachträglich genehmigt würde (MG 94, 151). Iſt dagegen die Auflaſſungsvollmacht nicht 
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als Beſtandteil des Grundſtückskaufvertrags anzuſehen und deshalb formfrei, jo wird fie durch die 
Nichtigkeit des Vertrags in der Regel gemäß § 139 nicht betroffen, da fie nicht zur Auflaſſung 
des Scheingeſchäfts, ſondern des durch dieſes verdeckten wirklichen Geſchäfts erteilt iſt; ſie kann 
daher zur Heilung dieſes Geſchäfts nach $ 313 Satz 2 dienen (RG 114, 353; vgl. zu 139 A 1 Abſ 6). 
Iſt gleichzeitig mit einem privatſchriftlichen „Auftrage“ eine unwiderrufliche Vollmacht zur 
Grundſtücksveräußerung und Auflaſſung in der Form des $ 313 erteilt, durch welche der 
Eigentümer bereits gebunden wurde, und ift ſpäter auf Grund dieſer Vollmacht von dem Vevoll⸗ 
mächtigten ein gleichfalls formgerechter Kaufvertrag mit einem Dritten abgeſchloſſen, fo ift, wie 
der 5. 36 in dem Urteile v. 30. 10. 1926 (Dig 1927 Sp 884) ausgeführt hat, ein rechtswirk⸗ 
ſamer Kaufvertrag zwiſchen dem Eigentümer und dem Dritten zuſtande gekommen; der Ein 
wand, daß die Vollmacht als Beſtandteil eines nichtigen Kaufvertrags nichtig ſei, könne deshalb 
nicht durchgreifen. Die gegen dieſe Auffaſſung vom 6. 38 (Urteil vom 11. 11. 29, HR 1930, 203) 
erhobenen Bedenken erſcheinen nicht durchſchlagend. — Vgl. zu dieſem letzteren Urteile im 
übrigen unten A6 Abſ 3. Über die Frage, ob eine in der gleichen Urkunde wie der wegen 
Formmangels nichtige Vertrag erteilte Auflaſſungsvollmacht zur Heilung der Nichtigkeit gemäß 
Satz 2 des $ 313 führen kann, vgl. A 6 Abſ 4. 

4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (§ 128). Vgl. über die formellen Erforder⸗ 
niſſe die $$ 175, 177 FGG, wonach das Protokoll vorzuleſen und von den Vertragſchließen⸗ 
den zu unterſchreiben und zu genehmigen iſt, und im Protokoll feſtgeſtellt ſein muß, daß e 
geſchehen, RG Warn 1914 Nr 242; RG 134, 274. Vgl. ferner § 128 A 1. Wird der gerichtlichen 
oder notariellen Verhandlung der privatſchriftliche Kaufvertrag als Anlage beigefügt, ſo muß, 
um dem $ 313 zu genügen, nicht nur die Verhandlung, ſondern gemäß § 176 Abſ 2 F auch 
der beigefügte Vertrag verleſen werden, da er „einen Teil des Protokolls“ bildet (RG 54, 19; 
61,148; 72, 415; 24. 6. 19 V 157/19). Im Falle der Zuziehung eines Dolmetſchers muß das 
Protokoll dem der deutſchen Sprache nicht mächtigen Beteiligten durch den Dolmetſcher 
ſelbſt in der fremden Sprache vorgetragen werden (RG 134, 276). Anlagen unterliegen dem 
Formzwange jedoch nur dann, wenn ihr Inhalt zur Ergänzung der beurkundeten Erklärung dient; 
daher braucht eine vom Erklärenden überreichte Vollmacht nicht vorgeleſen zu werden (RG J 
1914, 350). Unterſchrieben zu werden braucht nur das Protokoll, weil der Vermerk, daß das 
Protokoll verleſen und genehmigt worden, auch die Verleſung der Anlage mitumfaßt (RG ? I, 
318). Es genügt, wenn die Parteien ihre Erklärungen vor einem Gehilfen des Urkundsbeamten 
abgegeben und die von ihm protokollierten Erklärungen vor dem Urkundsbeamten ſelbſt alsdann 
genehmigt und unterſchrieben haben (RG 61, 95). Der gerichtliche Prozeßvergleich macht 
die Form entbehrlich (NG 48, 183; 64, 82; 1. 11. 05 V 129/05; nicht aber foll dies für einen vor 
dem Mieteinigungsamte abgeſchloſſenen Vergleich gelten (RG 107, 284). Der Vertrag muß, 
wenn dem Geſetzeszwecke, den fich zur Veräußerung Verpflichtenden vor Übereilungen zu ſchützen, 
genügt werden ſoll, vor dem Gerichte oder dem Notar auch wirklich abgeſchloſſen werden, 
und es kann daher den Anforderungen des Geſetzes nicht ſchon dann Genüge geſchehen ſein, 
wenn durch das Verfahren der Beteiligten nur der äußere Anſchein erweckt wird, als läge ein Ver⸗ 
tragsabſchluß vor den angegebenen Stellen vor. Ein ſolches Verfahren diente nur zur Umgehung 
des Geſetzes und böte den Güte rausſchlächtern lediglich eine taugliche Handhabe zur Vereitelung des 
Geſetzeszwecks. Es handelt ſich hier um die Fälle, daß ſich die Parteien zum Abſchluſſe des form 
lichen Vertrags einer Mittelsperſon bedienen, dieſe aber in Wahrheit nicht als rechtlicher, ſondern 
nur als tatſächlicher Stellvertreter, als Bote oder als Werkzeug tätig wird (RG 76, 184; Warn 
1911 Nr 333; 1913 Nr 396; 1918 Nr 71; 1922 Nr 66; Gruch 58, 179). Vgl. darüber § 120 41 
Abſ 2. — Auf Grund des Vorbehalts in Art 142 EG, wonach die Landesgeſetze für die m 
dem Gebiete ihres Landes belegenen Grundſtücke außer den Gerichten und Notaren auch ander 
Behörden und Beamte zur Beurkundung gemäß $ 313 als zuſtändig erklären können, hat das 
Preußiſche Ausführungsgeſetz in Art 12 § 2 beſtimmt, daß, ſofern bei einem Vertrag 
gemäß $ 313 über ein in Preußen belegenes Grundſtück einer der Vertragſchließenden durch 2 
öffentliche Behörde vertreten wird, auch der Beamte zur Beurkundung zuſtändig iſt, . 
von dem Vorſtande der zur Vertretung berufenen Behörde oder von der vorgeſetzten Beni 
beſtimmt iſt. Dieſe Beſtimmung findet aber keine Anwendung auf die gütliche Einigun 15 
Parteien im bergrechtlichen Enteignungsverfahren, bei der die Parteien nicht durch bie en 
beamten vertreten werden (RG 56,194). Zufolge Art 127 Ec B55 find die landesrechtli = 
Vorſchriften über die Übertragung des Eigentums an ſolchen Grundſtücken, die nicht im Grun 
buche eingetragen ſind und auch nach der Übertragung der Eintragung im Grundbuche * de 
bedürfen, unberührt geblieben; vgl. RG 136, 218. Für die Übernahme einer Verpflichtung 7 
Übertragung von Domänenbeſitz der ehemaligen Landesherren kommen die in ar Be⸗ 
vorbehaltenen Beſtimmungen der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze inſoweit noch in ) 
tracht, als fie zur Zeit des Abſchluſſes des Verpflichtungsvertrags beſtanden haben (RG nid 

5. Die Folge des Formmangels iſt nach $ 125 regelmäßig die Nichtigkeit, die ben nd. 
wegen zu berückſichtigen ift, ſobald fie ſich nach dem geſamten Vorbringen der Parteien aus 1 1 
einem Grunde ergibt (RG 61, 264; 12. 6. 11 11 458/10), z. B., weil eine Abrede in den jörmit 
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Vertrag nicht aufgenommen worden. Im übrigen vgl. § 125 A 1. Die Nichtigkeit des geſamten 
Vertrags ſchließt gegebenenfalls auch die Möglichkeit aus, den Grundſtücksveräußerungsvertrag 
in Gemäßheit der von den beurkundeten Erklärungen abweichenden mündlichen Erklärungen 
(bermöge einer Geſchäftsumgeſtaltung im Sinne des § 140) aufrechtzuerhalten. Wenn beiſpiels⸗ 
weiſe Nichtigkeit wegen zu hoher Angabe des Preiſes eintritt, beſteht auch kein gültiger Vertrag 
in Höhe des wirklichen niedrigeren Preiſes (RG 78, 115). Ausgeſchloſſen iſt aber nicht, daß der 
von den Parteien in Wirklichkeit vereinbarte mündliche Vertrag durch Auflaſſung und Eintragung 
geheilt wird; vgl. A 6. Vgl. dazu auch § 117 A 2. Aus einem formloſen Vertrage entſteht auch 
nicht ein Anſpruch auf Auflaſſung, der durch Vormerkung geſichert werden könnte (RG 55, 343), 
ebenſowenig ein Anſpruch auf Schadenserſatz oder auf Gewährleiſtung (RG JW 06, 1613). — 
Darüber, unter welchen Vorausſetzungen gegenüber der Berufung auf die Formnichtigkeit des 
Vertrags die Einrede der allgemeinen Argliſt mit Erfolg geltend gemacht werden kann, 
vgl. § 242 A 4 und RG 107 S. 181, 357; danach iſt erforderlich, daß der die Nichtigkeit geltend 
machende Teil den andern in den Glauben verſetzt hat, die Form ſei unnötig, nicht dagegen genügt 
die Behauptung, jener habe erklärt, daß er in anderer Weiſe den Vertrag nicht abſchließen werde. 
Zur Begründung der Argliſteinrede iſt ferner für erforderlich erachtet, daß der die Nichtigkeit geltend 
machende Vertragsteil gewußt oder erhebliche Zweifel in der Richtung gehabt hat, daß 
der Vertrag bei Nichtbeobachtung der Form (unrichtige Beurkundung des Kaufpreiſes) rechts⸗ 
ungültig ſein werde, und daß er auf den Rechtsirrtum des andern Teiles ſchuldhaft eingewirkt 
hat (RG 24. 10. 25 V 617/24; RG 117, 124; HRR 1932, 98; 1933, 4). Doch wird auch ein ſchuld⸗ 
haftes (fahrläſſiges) Nichtzweifeln genügen; ſo wenigſtens für den beſonderen Fall der Argliſt⸗ 
einrede eines Siedlers wegen fahrläſſigen Verhaltens einer Stadtgemeinde bei nicht formgerechtem 
Abſchluß des Siedlungsvertrags HRR 1932, 9. 

6. Eine bedeutungsvolle Abweichung von der Regel der Unheilbarkeit der Nichtigkeit (§ 125 
A 2) bildet der Satz, daß die Nichtigkeit auf dem Wege der Auflaſſung und Eintragung heilbar 
iſt, und zwar mit Wirkung von da ab („wird“ gültig), ohne daß eine Rückziehung ſtattfindet, wes⸗ 
halb auch die Verjährung erſt von da ab beginnen kann (RG 115, 12; 130, 245; 134, 86; vgl. 
8198 A 2). Die Auflaſſung muß eine rechtswirkſame fein, und daher muß, wenn fie durch einen 
Bevollmächtigten vorgenommen wird, die Vollmacht ebenfalls rechtsbeſtändig ſein; vgl. A 3d 
und Abſ 4 dieſer Anmerkung. Die Auflaſſung und die wirklich vollzogene (RG 54, 147) Ein- 
tragung müſſen zuſammentreffen, und zwar bei den ſämtlichen veräußerten Grundſtücken 
oder Grundſtücksteilen (RG 56, 385; 60, 340; 78, 44; 137, 351); doch wird in einigen neueren 
Entſcheidungen wohl zutreffend unterſtellt, daß die Heilung auch eintritt, wenn entweder die nicht 
aufgelaſſenen Parzellen im Verhältnis zu den aufgelaſſenen bedeutungslos ſind (111, 244) oder 
der Ausnahmefall des § 139 ſonſt zutrifft (133, 294); dahingeſtellt in R& 137, 351. Beide müſſen 
auch dasſelbe Grundſtück betreffen wie der Vertrag (MG 60, 340; 78, 44; Warn 1925 
Nr 19). Die Eintragung kann daher nicht Heilkraft haben, wenn ſie infolge einer irrtümlich falſchen 
Bezeichnung des Grumdftüids im Vertrage auf einem andern Grundbuchblatt bewirkt worden iſt, 
als dem für das zu veräußernde Grundſtück angelegten. Hat die falſche Bezeichnung des Grund⸗ 
ſtücks im Vertrage zur Folge gehabt, daß die Eintragung auf dem Grundbuchblatte des fälſchlich 
benannten Grundſtücks bewirkt worden iſt, ſo kann dieſer Mangel auch dadurch nicht beſeitigt 
fein, daß der Wille der Parteien bei der Auflaſſung auf Veräußerung und Erwerb des wirklich 
gemeinten Grundſtücks gerichtet war. Denn dadurch wäre wohl die unrichtige Bezeichnung in 
Anſehung der Parteierklärungen unſchädlich gemacht worden, nicht aber wäre die nach $ 313 
Satz 2 erforderliche Eintragung erfolgt (RG 60, 338; 61, 264). Bei einem Tauſchvertrage über 
Grundſtücke iſt erforderlich, daß die Auflaſſung und Eintragung hinſichtlich beider Grundſtücke 
vollzogen worden find (RG 56, 383; Warn 1912 Nr 247). Eine Heilung des wegen unrichtiger 
Angabe des Kaufpreiſes in der Urkunde nichtigen Grundſtückskaufes tritt nicht ein, wenn die 
Auflaſſung und Eintragung ſich nur auf einen Teil des Grundſtückskomple es erſtreckt 
hat, der nach dem Willen der Parteien den Kaufgegenſtand bilden ſollte, während ein anderer 
Teil davon in der notariellen Urkunde irrtümlich nicht aufgeführt war, ſofern nicht feftgeftellt 
werden kann, daß die Parteien den Kaufvertrag auch ohne dieſen Teil abgeſchloſſen haben würden 
($ 139; R6 133, 294). Ein Widerſpruch, der gleichzeitig mit der Eintragung oder vor ihr ein- 
getragen wird, ſteht der heilenden Kraft der Auflaſſung und Eintragung nicht entgegen (RG 
109, 334). Eine Vormerkung hat keine heilende Kraft (RG Warn 1925 Nr 128). Eine Rüd- 
forde rung (Kondiktion) der Auflaſſung nach §8 812 ff. iſt, ſolange Eintragung nicht erfolgt iſt, 
rechtlich möglich (RG 108, 329; nicht entgegenſtehend Gruch 51, 926 und 57, 947), insbeſondere 
wenn die Auflaſſung ohne Kenntnis von der Nichtigkeit des Grundſtücksveräußerungsvertrags 
wegen eines Formmangels erfolgt iſt, nicht dagegen wenn ſie gerade zum Zwecke der Heilung 
dieſes Mangels erfolgt iſt, ſofern nicht etwa der Mangel ein ſolcher iſt, daß er nicht geheilt werden 
kann (RG JW 1926 1 1591) oder wenn der Verkäufer auch nur gewußt hat, daß er zur Auflaſſung 
nicht verpflichtet war ($ 814; RG 2. 7. 24 V 791/23). Den Beweis, daß der Verkäufer gewußt 
habe, er jei zur Auflafjung nicht verpflichtet, hat aber der Käufer zu führen (RG 133, 277). Der 
Verkäufer ift in den Fällen begründeter Kondiktion berechtigt, durch Erwirkung einer einſtweiligen 
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Verfügung die Eintragung zu verhindern (MG aad.). Eine ſolche einſtweilige Verfügung 
enthält ein Erwerbsverbot, das gemäß 88 135, 136 eine relative Unwirkſamkeit des Erwerbs 
gegenüber dem dadurch geſchützten Veräußerer bewirkt, welche auch die Unwirksamkeit der ihin 
zuwider erfolgenden Eintragung des Rechtsüberganges auf den Erwerber gegenüber dem 
Veräußerer zur Folge hat (R& 117, 290; 120, 118). Andernfalls hindert die im Klage wege geltend 
gemachte Rückforderung nicht, daß während des Rechtsſtreits die Eintragung erwirkt und dadurch 
die Nichtigkeit des Vertrags geheilt wird (RG 109, 354; Warn 1925 Nr 202). Die Berufung auf 
eine derart erfolgte Heilung ſteht mit Treu und Glauben nicht in Widerſpruch (RG aad.; ferner 
111, 98; 18. 3. 25 V 436/24; JW 1926, 987%). Haben jedoch die Parteien vereinbart, daß die 
Auflaſſung bis zur Erledigung gewiſſer Streitpunkte dem Gerichte nicht zur Eintragung eingereicht 
werden ſolle, ſo wird zwar durch die trotzdem erfolgte Eintragung der Erwerber Eigentümer, 
aber nach $ 826 dem andern Teile ſchadenserſatzpflichtig (RG JW 1926, 987%. Die Berufung 
auf die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung kann unter Umſtänden eine Argliſt ent⸗ 
halten, nämlich wenn ſie einer mit dem andern Teile getroffenen Abrede, daß dieſe Maßregeln 
nicht vorgenommen werden follten, widerſpricht (RG Warn 1924, 100). — Die Auflaſſung ftellt 
zwar nicht unmittelbar eine Beſtätigung des formnichtigen Vertrags im Sinne des § 141 Abſ 2 
dar, ſchon weil ſie ſich nicht in der für das zu beſtätigende Rechtsgeſchäft vorgeſchriebenen Form 
vollzieht (RG 115, 12; 130, 253); doch iſt der dieſer Beſtimmung zugrunde liegende Rechtsgedanke 
(ogl. § 141 A 3) auf fie entſprechend anzuwenden (RG 75, 115; 115, 12) und deshalb insbeſondere 
der Goldmarkbetrag der Forderung für die Aufwertung, entſprechend dem zu vermutenden 
Parteiwillen, ungeachtet $ 2 AufivGef, nach dem Zeitpunkt des Abſchluſſes des formnichtigen 
Vertrags, nicht nach dem Zeitpunkt feiner Heilung zu berechnen (R 115, 6), allerdings nur wenn 
der Goldmarkbetrag ſich nach dem Zeitpunkt des Erwerbes durch den Vertragſchließenden ſelbſt, 
nicht wenn er ſich im Falle einer Abtretung gemäß § 3 Nr 1 und § 5 AufwGeſ nach dem Zeitpunkt 
des Erwerbes durch den früheren Gläubiger beſtimmt (RG 117, 437). 

Die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung verſagt, wenn die Parteien zur 
Zeit der erſteren in Streit über mündliche Zuſicherungen waren (RG 20. 1. 04 V 304/03), es 
ſei denn, daß ſie ſich nachträglich in der Zeit zwiſchen Auflaſſung und Eintragung wieder geeinigt 
haben (Ach in Hag 1928, 516; 1929, 292). Sonſt erſtreckt fie ſich auf den geſamten Vertrag, 
einſchließlich derjenigen mündlichen Nebenabreden, welche bei der Auflaſſung erweislich noch 
Vertragsinhalt und alſo Beſtandteil des Veräußerungsvertrags waren (RG 52, 4; 61, 264; 65, 
392; JW 09, 1915 u. 1910, 9367 Warn 1912 Nr 4; 1913 Nr 87; 1914 Nr 279; R 134, 244); auch 
eine in der Form des $ 766 erklärte Bürgſchaft wird dadurch rechtswirkſam (RG 134, 245). Vgl. 
dazu auch 5 125 A 6. Entſcheidend iſt in jener Hinſicht nur der Zeitpunkt der Auflaſſung, 
dagegen nicht auch noch der Zeitpunkt der Eintragung, da die Parteien durch die Auflaſſung dinglich 
gebunden werden und zu einem nachträglichen einſeitigen Widerrufe ihrer Erklärungen ni 
mehr berechtigt ſind (RG 103, 157; 109, 354; Gruch 51, 926; 57, 947; Warn 1925 Nr 164), da 
das Erfüllungsgeſchäft von der Nichtigkeit des Verpflichtungsgeſchäfts nicht berührt wird. 
beſteht keine Vermutung, daß die in der notariellen oder gerichtlichen Urkunde nicht enthaltenen 
(formloſen) Vereinbarungen auch noch zur Zeit der Auflaſſung gewollt waren; wer die Fortdauer 
behauptet, trägt daher die Beweislast (MG Warn 09 Nr 350), was auch dann gilt, wenn eine 
Partei behauptet, daß nicht der beurkundete Vertrag, ſondern der mündlich vereinbarte im Zeit⸗ 
punkte der Auflaſſung hat gelten ſollen (RG 104, 298). Vgl. des näheren darüber § 125 A 12 
Wenn mehrere, verſchiedenartige Verkaufsofferten gemacht ſind, ſo kommt der Vertrag lediglich 
auf Grund derjenigen zustande, die bei der Auflaſſung als maßgebend erachtet worden ift R 
JW 07, 2465). Ein formloſer Kaufvertrag, der ſich zugleich über ein Wiederkaufsrecht verhält, 
wird durch die Auflaſſung und Eintragung auch betreffs des Wiederkaufsrechts geheilt (R Warn 
1921 Nr 122; 27. 5. 25 V 455/24). Die formloſe Übernahme einer Verpflichtung zur Beſtellung 
eines perſönlichen Vorkaufsrechts wird in entſprechender Anwendung des $ 313 Ga 
durch dingliche Einigung nach $ 873 Abf 2 (an Stelle der Auflaſſung) und daraufhin erfolgende 
Eintragung des Rechts geheilt (RG 125, 264). Dagegen kann $ 313 Satz 2 keine entſprechende 
Anwendung finden auf die dingliche Übertragung des Erbanteils ($ 2033) bei einem der 1 
$ 2371 vorgeſchriebenen Form entbehrenden Erbſchaftskaufe (RG 129, 123). Doch it dor 
angenommen, daß ein ſolcher Erbſchaftskauf im Wege der Konverſion (§ 140), ſofern deren Vor 
ausſetzungen vorliegen, aufrechterhalten werden könne als Erbauseinande rſetzungsverkrae⸗ 
der, ſoweit darin die Übertragung von Grundſtückseigentum vereinbart ift, in Ermangelung 1115 
Jorm des § 313 zwar ebenfalls nichtig, aber nach Satz 2 daſelbſt heilbar fei, und zwar iſt bells 
Heilung in den Erklärungen der Parteien über den Verkauf und die Übereignung des et 
in Verbindung mit der daraufhin erfolgten Eintragung gefunden worden. Die Folgerichtigke 
dieſer Rechtſprechung iſt nicht recht erkennbar. u 

„Die Heilung durch eine von dem eingetragenen Eigentümer vollzogene Auflaſſung erſt ele) 
ji) auch auf die Verträge, die über das nämliche Grundstück oder einen Teil desſelben (Fan 
von Zwiſchenperſonen abgeſchloſſen worden ſind, insbeſondere auf Verträge, durch we de 
der Abkäufer des Eigentümers oder feine Rechtsnachfolger das Grundſtück oder eine Parze 
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davon weiterveräußert haben, ſofern anzunehmen iſt, daß die Auflaſſung zur Erſparung von 
Koſten mit Einverſtändnis des jedesmaligen Verkäufers zur Erfüllung der ihm gegen ſeine Ab⸗ 
käufer obliegenden Vertragspflichten unmittelbar an dieſe erfolgt iſt (RG 31, 230; 71, 402; 82, 
344; 85, 272; 132, 290; Warn 1908 Nr 448). Doch kann, wie in RG 85, 272 ausgeführt iſt, in be⸗ 
ſonderen Fällen die Sache auch ſo liegen, daß der Eigentümer auch die Verträge mit den Abneh⸗ 
mern ſeines Käufers für dieſen formell unmittelbar abſchließt und ihm die Auflaſſung erteilt 
und daß er dadurch ſeinen formloſen Vertrag mit ſeinem Abkäufer erfüllt und zur Heilung bringt. 
— In der oben (A 3d) erwähnten Entſcheidung des 6. ZS vom 11. 11. 29 (RR 1930, 203) iſt 
hilfsweiſe die Gültigkeit der Vollmacht unterſtellt und von dieſem Standpunkte aus auch die 
Frage erörtert, ob auf Grund der vorſtehend dargelegten Rechtſprechung durch die von dem Be⸗ 
vollmächtigten einem Dritten erteilte Auflaſſung und die daraufhin erfolgte Eintragung eine 
Heilung des zwiſchen dem Eigentümer und dem Bevollmächtigten abgeſchloſſe⸗ 
nen nicht formgerechten Kaufvertrags habe erfolgen können. Dieſe Frage iſt für den 
dortigen Fall verneint, weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß die Auflaſſung in beiderſeitigem Einver⸗ 
ſtändnis der Parteien dieſes Kaufvertrags zu deſſen Vollziehung erfolgt ſei. Ob nach der ganzen 
Sachlage eine beſondere Feſtſtellung in dieſer Richtung erforderlich war, erſcheint freilich zweifelhaft. 
Von beſonderer Bedeutung iſt die Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen ein wegen 
Formmangels nichtiger Grundſtücksveräußerungsvertrag durch die Auflaſſung und Eintragung 
auch dann geheilt wird, wenn die Auflaſſung oder die Auflaſſungsvollmacht (vgl. 
A 3) in der gleichen Urkunde erklärt iſt, wie der Vertrag, um deſſen Heilung 
es ſich handelt. Eine Nichtigkeit dieſer abſtrakten 1 EHER kann in ſolchem Falle nicht 
ohne weiteres aus $ 139 hergeleitet werden. Denn von der Nichtigkeit eines Teiles eines Rechts⸗ 
geſchäfts infolge der Nichtigkeit eines andern Teiles kann dann keine Rede ſein, wenn dieſer letztere 
Teil in Wirklichkeit von den Parteien gar nicht gewollt, vielmehr nur zum Schein erklärt iſt, um 
ein anderes von ihnen wirklich gewolltes Rechtsgeſchäft zu verdecken (RG 68, 326; JW 1910, 
3882, RG 104, 104; 114, 353; Warn 1925 Nr 20). In ſolchem Falle entſpricht es vielmehr dem 
Willen der Parteien, der nach § 139 entſcheidend iſt, daß das eine Geſchäft ohne das andere (nicht 
gewollte) gelte. Dieſer Fall liegt vor, wenn in einer notariellen oder gerichtlichen Urkunde nicht 
die wirklich getroffenen Vereinbarungen, ſondern andere, davon abweichende, beurkundet ſind. 
Die in einer ſolchen Urkunde erklärte Auflaſſung kann aber nur den Zweck haben, das verdeckte 
Rechtsgeſchäft zu erfüllen, und fie iſt, da fie von der Nichtigkeit des in der gleichen Urkunde beur- 
kundeten nicht gewollten Rechtsgeſchäfts nicht ergriffen wird, auch geeignet und imſtande, gemäß 
Satz 2 des $ 313 die Nichtigkeit des verdeckten Rechtsgeſchäfts zu heilen (RG 104 S. 102, 296; 
109, 351; 134, 86; Warn 1924 Nr 99, 100). Das gleiche muß aber auch von der in der gleichen 
Urkunde, wie der nichtige Scheinvertrag, erteilten Auflaſſungsvollmacht gelten, jedoch mit 
der Maßgabe, daß ſie zur Heilung der Richtigkeit des gewollten, verdeckten Rechtsgeſchäfts nur 
führen kann, wenn zur Zeit der Auflaſſung durch den Bevollmächtigten noch Willensüberein⸗ 
ſtimmung über die Erfüllung des wirklich vereinbarten Vertrages herrſcht; denn der Auflaſſungs⸗ 
bevollmächtigte kann die Partei, die ihre Vollmacht erteilt hat, zwar in dem Willen zur Auflaſſung, 
aber nicht in dem Willen zur Erfüllung des Verpflichtungsgeſchäfts wirkſam vertreten. Deshalb 
ft in RG 103, 295 auf S. 300ff. die Heilung eines wegen Nichtmitbeurkundung eines Viehkaufs 
zunächſt nichtigen Grundſtücksveräußerungsvertrags, an dem die Parteien noch zur Zeit der Auf⸗ 
laſſung hatten feſthalten wollen, auf Grund einer in der gleichen Urkunde wie dieſer beurkundeten 
Auflaſſungsvollmacht, die von beiden Parteien demſelben Dritten erteilt war, durch die von dem 
evollmächtigten erklärte Auflaſſung und die daraufhin erfolgte Eintragung angenommen, 
während in MG 94, 147 die Heilung verneint worden iſt in einem Falle, wo der beurkundete 
Vertrag, in dem auch die Auflaſſungsvollmacht beurkundet war, wegen Angabe eines zu niedrigen 
Kaufpreiſes nichtig war und die Parteien zur Zeit der Auflaſſung nicht mehr über die Erfüllung 
zu dem wirklich vereinbarten höheren Kaufpreije einig waren. Soweit aus der Begründung des 
letztgenannten Urteils eine über den darin entſchiedenen Fall hinausgehende Verneinung der 
worden wirkung entnommen werden konnte, ift dieſe Begründung in RG 104, 299 aufgegeben 
rden. 
In anderer Weiſe, insbeſondere auch durch eine andere Art der Vertragserfüllung, als 
durch Auflaſſung und Eintragung, kann die Nichtigkeit nicht geheilt werden (RG 64, 39). So 
auch nicht dadurch, daß gemäß $ 12 des PrGeſ v. 7. 7. 91, betreffend Beförderung der Errichtung 
don Rentengütern, auf Grund Erſuchens der Generalkommiſſion die Umſchreibung des Eigentums 
erfolgt (RG 82, 416). Auch nicht dadurch, daß der Formmangel im Prozeſſe von keiner Partei 
geltend gemacht wird (RG 129, 370; vgl. zu $ 125 A 1 Abſ 2). Hat der Verkäufer argliſtig ge- 
duldet, daß der Käufer das Grundſtück bebaut, ſo beſeitigt auch das nicht die Wirkungen der 
Nichtigkeit des Veräußerungsvertrags; der Verkäufer wird nach 951 Eigentümer der Gebäude 
und kann Rückgabe des nicht aufgelaffenen Grundſtücks verlangen (RG JW 04, 139°). Doch wird 
er zum Schadenserſatze aus $ 826 verpflichtet fein. 
Geheilt wird endlich durch die Auflaſſung und Eintragung nur der Mangel der in $ 313 
vorgeſchriebenen Form, dagegen nicht auch ein etwaiger anderer Formmangel, wie beiſpiels⸗ 
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weiſe der Mangel der Beidrückung des Siegels nach $ 88 Abſ 4 Nr 7 der PrLGO v. 3. 7. 91 
(R 73, 208), oder ein etwaiger dem Geſchäfte anhaftender materieller Mangel, wie ein Willens⸗ 
fehler (Warn 09 Nr 194 und 1911 Nr 12, betreffend formloſe Schenkung); auch nicht der Mangel 
der für einen in einem Grundſtücksvertrage enthaltenen Erbverzicht durch § 2348 vorgeſchriebe⸗ 
nen gleichen Form (HR R 1930, 713); auch nicht der Mangel einer durch Rechtsgeſchäft be⸗ 
beſtimmten Form, z. B. Annahme des Angebots vor dem gleichen Notar (RG 7. 2. 25 V 220/24). 
Iſt durch Landesgeſetz für gewiſſe Fälle (Art 12 Prach BGB) nur Schriftform vorgeſehen, 
dann findet Abſ 2 des $ 313 auch hier Anwendung (NG 29. 1. 16 V 357/15). Die Heilung ergreift 
den formlos mündlich oder ſchriftlich vereinbarten Veräußerungsvertrag, ſo wie er vereinbart iſt, 
feinem ganzen Inhalte nach, d. h. mit allen zum Vertragsinhalte gewordenen Abreden, ein⸗ 
schließlich der im Zuſammenhang mit ihm abgeſchloſſenen anderen Rechtsgeſchäfte (vgl. A 2 
Abj 2), fo auch eines wegen dieſes Zuſammenhanges der Form des $ 313 bedürfenden Miet- 
abkommens (RG 103, 383). Rechtswirkſam werden auch die neben einer formellen Beurkun⸗ 
dung oder im Widerſpruch zu ihr getroffenen Abreden, ſo die Vereinbarung eines höheren oder 
niederen als des beurkundeten Erwerbspreiſes, ſoweit zur Zeit der Auflaſſung über ſie noch 
Willensübereinſtimmung beſtanden hat. Bedarf ein Grundſtücksveräußerungsvertrag der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($ 1821 Nr 3), fo wird durch die Auflaſſung und 
Eintragung nur der dem Vormundſchaftsgerichte unterbreitete und von ihm genehmigte Vertrag 
geheilt, nicht der tatſächlich mit einem anderen Kaufpreiſe abgeſchloſſene, der nicht zur Kenntnis 
des Vormundſchaftsgerichts gelangt ift, auch wenn dieſer dem Mündel günſtiger iſt Rh in HRR 
1928, 224; 990 auch A 6a). Ein privatwirtſchaftlicher Vertrag wird zufolge der Heilung ſtempel⸗ 
pflichtig (RG 60,398). — Auf andere Fälle der Formungültigkeit kauſaler Verpflichtungs⸗ 
geſchäfte kann die Heilbarkeit durch Vollzug des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts in Ermangelung 
poſitiver Vorſchriften nicht durch entſprechende Anwendung des $ 313 Satz 2 erſtreckt werden, 
insbeſondere kann der Mangel der in $ 2371 für den Verkauf eines Erbteils vorgeſchriebenen 
en durch die Übertragung des Erbteils nach § 2033 geheilt werden (RG 129, 123; 
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6a. Durch das Preußiſche Grundſtücksverkehrsgeſetz vom 10. 2. 23, das durch Gef v. 20. 7. 25 
abgeändert und am 1. 7. 26 außer Kraft getreten iſt, wurden alle Rechtsgeſchäfte, welche die Ver⸗ 
außerung eines Grundſtückes zum Gegenſtande hatten, und zwar auch die Auflaſſung, falls das 
zugrunde liegende Verpflichtungsgeſchäft nicht genehmigt war, der behördlichen Genehmigung 
unterworfen. Auf vor ſeinem Außerkrafttreten errichtete Geſchäfte hat dieſes Geſetz auch letzt 
noch Anwendung zu finden (RG 114, 235ff.). Iſt ein genehmigungspflichtiges Geſchäft wegen 
unrichtiger Beurkundung des Kaufpreiſes oder ſonſtiger Formwidrigkeit gemäß $ 313 Saß 1 
nichtig, jo kann die Nichtigkeit nur durch eine wirkſame (vgl. A 6 Abſ 1), alſo eine auch den Vor 
ſchriften des GrundſtVerkGeſ entſprechende Auflaſſung geheilt werden. Durch Vorlage der den 
nicht gewollten Scheinvertrag und die Auflaſſung enthaltenden Urkunde kann eine rechtswirk. 
ſame Genehmigung weder des wirklich vereinbarten Vertrags noch der Auflaſſung herbeigeführt 
werden (RG 111, 244; 114, 234; 116, 356; 129, 152). Der auf die Nichtigkeit einer ohne die ſe 
Vorausſetzungen erfolgten Auflaſſung und Eintragung des Käufers gegründeten Klage auf Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs ($ 894) kann der Einwand der Argliſt in der Richtung, daß der 
Verkäufer verpflichtet ſei, alles zur Erreichung der Genehmigung Erforderliche zu tun und alles 
fie Gefährdende zu unterlaſſen, nicht entgegengehalten werden, da eine ſolche gegenſeitige Treu 
verpflichtung, die auf Abgabe der in §6 GrundſtVerkGGeſ vorgeſchriebenen Verſicherungen gegen“ 
über der Behörde gerichtet ift, zwar bei formgültigen Vertragen anerkannt ift RG 115, 38; 11, 
334; Warn 1927 Nr 10; JW 1926, 14277; RG 129, 376), bei formwidrigen aber in Ermangelung 
einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung aus dem Vertrage nicht beſteht (A 115, 38). Wohl aber 
kann auch in ſolchem Falle dem Grundbuchberichtigungsanſpruche der Einwand der allgemeinen 
Argliſt (vgl. oben A5) mit der Behauptung entgegengeſetzt werden, daß der Verkäufer den 
Käufer über die Notwendigkeit der richtigen Beurkundung des Kaufpreiſes oder eines ſonſtigen 
Jormerforderniſſes für die Rechtsgültigkeit des Vertrages vorſätzlich oder fahrläſſig in Irrtum 
verſetzt habe (RG 115, 41). Auch kann unter Umſtänden in der vorſätzlichen Hintertreibung 
der Genehmigung durch den Verkäufer ein Verſtoß gegen die guten Sitten gefunden 8 
der den Verkäufer nach $ 826 ſchadenserſatzpflichtig macht (RG 110, 365; 129, 378). gieren 
gilt für die auf Grund der Siedelungsgeſetze erforderliche Genehmigung (Rh 129, 382). 
Andrerſeits handelt der Grundſtückskäufer, der auf Grund einer zu dem Scheinvern en 
(Schwarzkauf) erteilten Genehmigung und der daraufhin erfolgten Auflaſſung als Eigentüme 
eingetragen und deshalb zur Rückauflaſſung verpflichtet ift, nicht argliſtig, wenn er nunme 1. 
auf Grund des verdeckten Rechtsgeſchäfts mit dem wirklich vereinbarten Preiſe die Genen f 
gung und dadurch die Heilung nach $ 313 Saß 2 herbeiführt (MG 117, 23). Die Shupmwürbigien 
des Inte reſſes einer an einem Schwarzkaufe beteiligten Partei iſt — abgeſehen von der 25 
laſſung der Argliſteinrede in dem in A 5 dargelegten Umfange — zu verneinen; ein ſolches Inde 
eſſe kann insbeſondere nicht dazu führen, eine Feſtſtellungsklage über den Inhalt hc 
Schwarzkaufes gemäß § 256 ZPO als zuläſſig erſcheinen zu laſſen, durch welche die nach dem 
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Grundſtücksgeſetz erforderlichen Unterlagen für das Genehmigungsverfahren geſchaffen werden 
ſollen, weil durch eine ſolche Klage der Beklagte genötigt werden würde, bei der Erwirkung der 
Genehmigung mitzuwirken, obgleich er dazu nicht verpflichtet iſt (ogl. oben); RG 115, 42; 119, 
358; 23 1926 Sp 696 Nr 6; RG 121, 156. Dagegen iſt bei einem ſonſt wirkſamen, aber 
der behördlichen Genehmigung noch entbehrenden Grundſtückskauf ein rechtsſchutzwürdiges Inter⸗ 
eſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der Verpflichtung des anderen Teils, zur Erlangung der Ge⸗ 
nehmigung mitzuwirken, anzuerkennen (RG 121, 157). Nicht erforderlich iſt für die heilende 
Kraft einer vorher erteilten Auflaſſung, daß die Parteien auch noch zur Zeit der Genehmi- 
gung einig ſind (RG 121, 379). 

6b. Ahnlich wie in $ 313 iſt in $ 15 Abſ 4 GmbHG die Vereinbarung, durch welche die Ver⸗ 
pflichtung eines Geſellſchafters zur Abtretung ſeines Geſellſchaftsanteils be⸗ 
gründet werden ſoll, der gerichtlichen oder notariellen Form unterworfen mit der Maßgabe, daß 
die ohne dieſe Form getroffene Vereinbarung ihrem ganzen Inhalte nach gültig wird durch Ab⸗ 
ſchluß des dinglichen Abtretungsvertrags in der für dieſen gleichfalls (durch § 15 Abſ 3) vor⸗ 
geſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Form. Die für den ſchuldrechtlichen Vertrag vorge⸗ 
ſchriebene Form erſtreckt ſich, wie bei 9 313 (vgl. A 2) auch auf die Gegenleiſtung, jo daß bei un⸗ 
richtiger Beurkundung des Kaufpreiſes der Vertrag nichtig it (RG 65, 39; JW 1926, 5509). 
Dagegen bedarf es in dem dinglichen Übertragungsvertrage nicht der Beurkundung der kauſalen 
Bedingungen der Abtretung (RG 68, 397; JW aa O.). Deshalb ift eine nach formgerechtem 
Abſchluſſe des dinglichen Abtretungsvertrags erfolgende Vereinbarung über die Gegenleiſtung 
und die ſonſtigen Bedingungen nicht formbedürftig, ſchließt vielmehr, auch wenn ſie formlos 
erfolgt, die bis dahin begründete Rückforderung der dinglichen Abtretung wegen mangelnden 
Rechtsgrundes (88 812ff.) aus (RG 88, 65). Eine gerichtlich oder notariell beurkundete einſeitige 
Abtretungserklärung aber enthält nur das Angebot eines Abtretungsvertrags und hat deshalb 
nicht die gleiche Bedeutung wie dieſer hinſichtlich des Wegfalls des Formbedürfniſſes der kauſalen 
Abtretungsvereinbarung (RG 105, 384). — Die in der Rechtſprechung entwickelten Grundſätze 
über die Formbedürftigkeit unwiderruflicher Vollmachten zum Abſchluſſe von Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsverträgen (vgl. oben A 30) können auf ſolche Vollmachten zur Veräußerung von 
Gmbh ⸗Anteilen keine Anwendung finden; dieſe find vielmehr formfrei (RG 135, 70). 

7. Geſetzeskolliſion. Der $ 313 hat nicht rückwirkende Kraft. Aber ein Vertrag, der 
vor dem 1. Januar 1900 nicht durch Unterſchrift beider Teile fertig zum Abſchluſſe gekommen, 
konnte auch nicht durch Nachholung der andern Unterſchrift oder durch ſchriftliches Anerkenntnis 
gültig gemacht werden (RG JW 02, 3728; 24. 6. 05 V 631/04). Der $ 313 greift hinſichtlich der 
ſchuldrechtlichen Wirkungen auch dann Platz, wenn der betreffende Vertrag in der Zeit ſeit dem 
1. Januar 1900 bis zur Anlegung des Grundbuchs abgeſchloſſen worden ift, da der Art 189 EG ſich 
nicht auch auf die ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfte bezieht (RG 64, 39; 79,78). Auf Veräußerungs⸗ 
verträge, die ausländiſche Grundſtücke betreffen, findet $ 313 auch dann nicht Anwendung, 
wenn ſie im Inlande zwiſchen Inländern abgeſchloſſen worden (RG 63, 18), dagegen greift er 
Platz bei Grundſtücksveräußerungsverträgen, die ſich auf in deutſchen Schutzgebieten belegene 
Grundſtücke beziehen (NG 73, 272). Ob die Form des § 313 genügt, richtet ſich grundſätzlich 
nach dem Rechte des Ortes des Vertragsabſchluſſes (Art 11 Abſ 1 Satz 2 EG; RG 79, 78). 
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Verpflichtet ſich jemand zur Veräußerung oder Belaſtung einer Sache, ſo 

erſtreckt ſich die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache !). 
E 1 790 II 265; M 3 65. 

1. Die Beſtimmung gilt für Verträge aller Art des im Geſetze bezeichneten Inhalts ohne 
Rückſicht auf den Verpflichtungsgrund (Kauf, Schenkung uſw.). Über den Begriff „Veräußerung, 
vgl. Vorbem 7 vor $ 104; über den Begriff „Belastung“ zu 9 873; über den Begriff „Zubehör“ 
$ 97. Der Grundſatz, der nur im Zweifel eine ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Mitveräußerung 
oder Belaſtung auch des Zubehörs ausſpricht, it um deswillen von beſonderer Wichtigkeit, weil 
dem Geſetze die Auffaſſung, daß das Zubehör das rechtliche Schicksal der Hauptſache ohne weiteres 
teilt, fremd iſt. Vgl. über den Mikerwerb von Grundſtückszube hör bei Erwerb eines Grund⸗ 
ſtücks 8 926. Daß der Veräußerer Eigentümer des Zubehörs war, ift kein Erfordernis für die 
Anwendung des $ 314. Entſcheidend für den Umfang der Verpflichtung iſt der Zeitpuntt der 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes. Ob der zu einer Aktie gehörige Ge winnanteilſchein⸗ 
bogen ein Zubehör der Aktie bildet, iſt in RG 77, 335 dahingeſtellt gelaſſen. Die Frage wird zu 
bejahen fein, fofern das nach $ 97 erforderliche räumliche Verhältnis zur Hauptſache beſteht. Aber 
auch wenn dieſe Vorausſetzung nicht erfüllt iſt, wird im Zweifel anzunehmen ſein, daß die 
ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Übertragung oder Verſchaffung des Eigentums an einer (jei es 
gattungsmäßig oder individuell beſtimmten) Aktie ſich auch auf den dazu gehörigen Gewinn⸗ 
anteilſcheinbogen erſtreckt. Das dingliche Recht an dieſem kann aber nur dadurch übergehen, 
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daß er dem Erwerber nach Maßgabe der 89 929ff. übereignet wird (RG aa O.). Ein „Zwiſchen⸗ 
benutzungsrecht“ im Sinne des PatentverlGeſ v. 27. 4. 1920 kann unter Umſtänden als Zu⸗ 
behör eines Betriebs angeſehen werden (RG 112, 242). 
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Soll die Leiſtung durch einen der Vertragſchließenden beſtimmt werden ), 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen 
zu treffen iſt s). 

Die Beſtimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile“). 

Soll die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen erfolgen, ſo iſt die getroffene 
Beſtimmung für den anderen Teil nur verbindlich, wenn ſie der Billigkeit 
entſpricht ?). Entſpricht fie nicht der Billigkeit, fo wird die Beſtimmung durch 
Urteil getroffen; das gleiche gilt, wenn die Beſtimmung verzögert wird )). 

E 1353 II 260; M 2 192; P 1 464. 

1. Im allgemeinen gehört zur rechtsgültigen Entſtehung eines Schuldverhältniſſes die Be⸗ 
ſtimmtheit der Leiſtung (§ 241 A 1 a. E.). Eine in die reine Willkür des Schuldners geſtellte 
Leiſtung erzeugt keine rechtliche Gebundenheit (RG 40, 199; Warn 1913, 221); eine in die reine 
Willkür des Gläubigers geſtellte würde ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft 
bedeuten (5 138), vgl. A 3. Innerhalb dieſer Grenzen aber genügt ſchon die Beſtimmbarkeit, 
d. h. daß aus dem Vertrage ein gewiſſer Maßſtab für die zu treffende Beſtimmung zu entnehmen 
iſt, jo daß nicht alles der Willkür überlaſſen bleibt. Es genügt z. B., daß auf ein beſtimmtes Er⸗ 
eignis, wie der Tageskurs eines Wertpapiers oder einer ſonſtigen Ware, Bezug genommen iſt, 
aus dem die Beſtimmung entnommen werden kann (RG JW 1912, 7313; Gruch 56, 917; RG 
104, 116). Die Beſtimmbarkeit kann auch dadurch gegeben ſein, daß die Beſtimmung durch eine 
Perſon, ſei es ein Vertragsteil oder ein Dritter, zu erfolgen hat. Nur von dieſen 
Fällen handeln die $$ 315—319, und zwar $$ 315, 316 von dem Falle der Beſtimmung durch einen 
Vertragsteil, 59 317—319 von dem Falle der Beſtimmung durch einen Dritten. — Andere 
Fälle, in denen die Beſtimmbarkeit in Frage kommt: Für die Beſtimmbarkeit reicht es nicht aus, 
wenn etwa vereinbart worden, daß kein Vertragsteil ſein Grundſtück ohne die Genehmigung des 
andern verkaufen dürfe, ohne daß ein Anhalt dafür gegeben wäre, unter welchen Bedingungen 
die Genehmigung Hau werden könne (RG 1. 3. 13 V 401/12). Dagegen fehlt es nicht an der 
erforderlichen Beſtimmbarkeit bei einer Vereinbarung, wonach ſich der eine Teil verpflichtet, 
im Falle der Gründung einer Aktiengeſellſchaft unter Einbringung eines ihm gehörigen Hotels 
fi an dieſer Geſellſchaft in der vorgeſehenen Weiſe zu beteiligen; nur muß die Gründung eine 
einwandfreie ſein (NG 85, 289; 41, 282). Eine hinreichende Beſtimmbarkeit iſt auch vorhanden, 
wenn bei Vertragsanträgen oder Kaufvertragen vereinbart ift, daß der Antragsgegner oder Ver⸗ 
tragsgegner berechtigt ſein ſolle, eine andere Perſon als den Kaufer zu benennen; der Vertrag 
kommt alsdann mit dem Antragsgegner oder Vertragsgegner ſelbſt zuſtande, und dieſe haben nur 
das Recht, einen andern in den Vertrag durch Abtretung des Vertragsrechts eintreten zu laſſen 
(RG 20, 37; 24, 66; Gruch 48, 238). Vgl. auch 5 145 A 1. — Auch für die Eintragung 19 5 
Auflaſſungsvormerkung genügt die Beſtimmbarkeit des Kaufgegenſtandes (RGS 12. 11. 8 
216/13; 28. 2. 14 V 437/13). — Die $$ 315—319 ſetzen voraus, daß eine Einigung darüber, = 
welcher Weiſe die Beſtimmung der Leiſtung ftattzufinden hat, erfolgt ift; andernfalls iſt ein Ver 
trag in Zweifel überhaupt noch nicht geſchloſſen (§ 154 Abſ 1; RG 90, 28). Sit der Vertrag 
geſchloſſen, die Beſtimmung der Leiſtung aber nachträglicher Einigung vorbehalten geblieben 
fo iſt die Leiſtung unter entſprechender Anwendung der $$ 315ff., falls eine Einigung nich 
erzielt wird, durch Urteil zu beſtimmen (RG Warn 1914 Nr 325). ee 

2. $ 315 findet Anwendung, wenn die Beſtimmung der Leiſtung nach ihrer Art oder 1 
Umfang (vgl. $ 316) oder aber auch nur hinſichtlich einzelner Modalitäten, wie der eien 
zeit einem Vertragsteile überlaſſen iſt (RG 64, 116; JW 1912, 73). Anwendbar iſt der $ ni 
auch in einem Falle, wo der Verkäufer die Anftellung des Käufers nur in dem Sinne annim h ’ 
daß die Preiſe und Lieferfriſten freibleibend fein ſollen; der Vertrag kann hier mit der u 
gabe als entſtanden angeſehen werden, daß die Beſtimmung der Preiſe und Friſten dem d“ ift 
käufer gemäß $ 315 zuſtehen ſoll (RJ Gruch 66, 213). Die Klauſel „Preiſe Feine Ber 
während der Inflationszeit zu einem typiſchen Beſtandteile der handelsrechtlichen, besen daß 
auf längere Zeit berechneten Lieferungsverträge geworden (RG 103, 415). Sie bedeute udere 
der Verkäufer berechtigt ift, für die laut Vertrag künftig auszuführenden Lieferungen ſen in 
als die in dem Vertrage feſtgeſetzten Preiſe zu berechnen, und zwar nach billigem 8 
dem Verhältnis zur Konjunktur bei Lieferzeit, in welchem der vereinbarte Preis zur ere 
bei Vertragsabſchluß ſtand; der Käufer iſt nicht berechtigt, wegen dieſer Abänderung 1 ME 
vom Vertrage zurückzutreten (RG 103, 415; in RG 104, 114 iſt die Klauſel „freibleiben 
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ausgelegt, daß Lieferung zum Tagespreiſe zu erfolgen habe). Auch die Klauſel „Lieferungs⸗ 
möglichkeit vorbehalten“ bietet hinreichende Anhaltspunkte zur Beſtimmung der Lieferung, ins⸗ 
beſondere ihrer Zeit, durch den Verkäufer (NG 104, 114). — Bei einem Vertrage mit einem 
ſtädtiſchen Elektrizitätswerke auf Stromlieferung unterwirft ſich der einzelne Abnehmer trotz 
ſeines Widerſpruchs den von dem Werke allgemein feſtgeſetzten, nicht unbilligen Bezugspreiſen, 
wenn er den Strom tatſächlich weiterbezieht (RG 111, 310). — In RG 114, 396 iſt § 315 auf einen 
Fall angewendet, in welchem laut Geſellſchaftsvertrag die Geſellſchafter, welche die Aus⸗ 
einanderſetzung der Geſellſchaft betreiben würden, die Wahl unter mehreren Arten der Aus⸗ 
einanderſetzung haben ſollten; vgl. zu $ 262 A 1. — 8 315 iſt auch anwendbar, wenn vereinbart 
iſt, daß der Kaufpreis von dem Verkäufer nach Anhörung von Sachverſtändigen beſtimmt werden 
fol (RG Warn 1924 Nr 155). 

8. Nur im Zweifel iſt als Vertragswille anzunehmen, daß der zur Beſtimmung berechtigte 
Teil ſie nach dem ſachlichen Maßſtabe des billigen Ermeſſens zu treffen hat (arbitrium boni 
viri). Grundſätzlich iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß einem Teile der Vertragſchließenden — 
dem Berechtigten oder Verpflichteten — die Beſtimmung nach freiem Ermeſſen überlaſſen 
wird und daß daher das Ermeſſen der berechtigten Vertragspartei nur dann unverbindlich iſt, 
wenn es eine offenbare, d. h. ſich dem ſachkundigen und unbefangenen Beurteiler ſofort auf⸗ 
drängende (RG Warn 1909 Nr 395) Unbilligkeit enthält (RG 99, 106); vgl. § 319 A 1. Aber 
auch dann wäre zum Schutze des andern Teiles gegen Mißbrauch immer noch der allge meine 
Grundſatz des $ 242 zu berückſichtigen (RG ZW 1912, 34611; RG 126, 109; 127, 63; HRR 1932, 
225). — Einen Fall freien Ermeſſens gibt das HGB beim Spezifikationskaufe ($ 375). Die Ent⸗ 
ſcheidung der „Willkür“ eines Vertragsteiles oder eines Dritten zu überlaſſen, dürfte mit den 
guten Sitten nicht vereinbar fein (NG 4. 5. 26 VI 9/26). 

4. Die Beſtimmung wird bewirkt durch einſeitige, formloſe (RG Gruch 57, 950), empfangs⸗ 
bedürftige Erklärung gegenüber dem anderen Teile (88 130 —132), die auch durch ſchlüſſige 
Handlungen erfolgen kann (NG JW 1912, 34611). Hat der Gläubiger die Beſtimmung zu treffen, 
ſo iſt das Treffen der Beſtimmung Vorausſetzung für die Geltendmachung ſeines Anſpruchs auf 
die Leistung; ſolange er die Beſtimmung nicht getroffen hat, kommt der Schuldner durch die 
Nichtleiſtung nicht in Verzug ($ 285). Hat der Schuldner die Beſtimmung zu treffen, jo bildet 
das Treffen der Beſtimmung einen Teil feiner Schuldnerverpflichtung (a. A. die 5. Aufl.). Gerät 
er mit der Beſtimmung in Verzug ($ 284), jo hat er gemäß $ 286 dem Gläubiger den durch den 
Verzug dieſem entſtehenden Schaden zu erſetzen. Dagegen iſt, ſofern die Beſtimmung nach billigem 
Ermeſſen erfolgen ſollte, die Anwendung des $ 326 wegen des Verzugs des Schuldners 
mit dem Treffen der Beſtimmung, auch wenn man darin eine Hauptleiſtung (vgl. 9 326 A 1a) er- 
blicken könnte, ausgeſchloſſen durch Abſ 3 Satz 2 Schlußhalbſaß (A 5); der Gläubiger kann nicht 
wegen dieſes Verzugs eine Nachfriſt ſetzen mit der in § 326 vorgeſehenen Androhung, ſondern 
muß, auch wenn es ſich nur um die Beſtimmung der Leiſtungszeit handelt, zunächſt die Be⸗ 
ſtimmung durch Urteil mittels Feſtſtellungs⸗ oder Leiſtungsklage herbeiführen (RG 64, 114). 
In Ach 90, 29 ift aber angenommen, nach der aus der Natur des Vertragsverhältniſſes zu ent- 
nehmenden Abſicht der Parteien könne die Sache auch ſo liegen und werde ſie namentlich bei 
Handelsſachen in der Regel ſo liegen, daß, wenn nur die Beſtimmung der Leiſtungszeit durch 
den Schuldner nach billigem Ermeſſen zu erfolgen habe, der Eintritt der Verzugsfolgen aus 
$ 326 nicht bedingt ſei durch einen vorherigen Ausſpruch des Richters, ſondern ſchon durch eine 
Nachfriſtſetzung des Gläubigers herbeigeführt werde, ſo daß der Richter nur nachzuprüfen habe, 
ob die von jenem geſetzte Friſt angemeſſen war. 0 nn 

5. Abſatz 3 enthält eine Sonderbeſtimmung für den Fall, daß die Beſtimmung nach billi- 
gem Ermeſſen (vgl. A 3) zu erfolgen hat. Trifft in ſolchem Falle der Beſtimmungsberechtigte 
eine Beſtimmung, die der Billigkeit nicht entfpricht, fo ift fie für den anderen Teil unver⸗ 
bindlich; dieſer braucht alſo als Gläubiger die der Beſtimmung entſprechende Leiſtung nicht 
anzunehmen, als Schuldner eine ſolche Leiſtung nicht zu machen. Jeder Teil kann in ſolchem 
Falle die Entſcheidung des Gerichts herbeiführen, ſei es durch eine beſondere, auf richterliches 
Geſtaltungsurteil (nicht auf bloße Feſtſtellung) gerichtete Klage, ſei es innerhalb des auf die 
Leiſtung gerichteten Rechtsſtreits; auch in letzterem Falle iſt die Entſcheidung darüber eine kon⸗ 
ſtitutive, nicht nur deklaratoriſche. Doch ſoll das Widerſpruchsrecht des anderen Teils gegenüber 
einer von einem Teile getroffenen Beſtimmung der Annahme nicht entgegenſtehen, daß eine 
beſtimmte Geldſumme im Sinne des § 1 AufwGeſ geſchuldet wird, ſofern die Berechnungs⸗ 
art vertragsmäßig feſtgelegt iſt RG 131, 370; vgl. auch 129, 139). In Wirklichkeit dürfte es 
fi hierbei nicht um einen Fall des $ 315 handeln. — Dem billigen Ermeſſen entſpricht es 
3. B. nicht, wenn in Teilleiſtungen auf Abruf des Käufers zu liefern iſt und der Käufer nach 
längerer Unterlaſſung des Abrufs die noch zu machenden Lieferungen nunmehr alle auf einmal 
abruft (NG JW 00, 6065). Ein Fall der richterlichen Beſtimmung iſt auch gegeben, wenn die 
Parteien ſich darüber einig ſind, daß eine Stundung vereinbart worden, aber über die Dauer 

er Stundung Streit beſteht (RG Warn 1910 Nr 11). — Eine Anrufung des Gerichts zur 
Beſtimmung der Leiſtung kann aber auch dann ſchon erfolgen, wenn der Veſtimmungsberech⸗ 
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tigte die Beſtimmung nur verzögert (Abſ 3 Satz 2 Schlußſatzteih. Es bedarf dazu nicht 
eines Verzugs ($ 284) im eigentlichen Sinne, doch muß die Verzögerung eine ungebührliche 
fein, was nach den Umſtänden des Falles zu entſcheiden iſt (NG ZW 1912, 3866). 

6. Beweislaſt. Der Vertragsteil, der auf das Recht der Beſtimmung Anſpruch macht, hat 
zu beweiſen, daß ihm dieſes Recht zuſteht, ſonach, falls der Käufer behauptet, es ſei ein beſtimmter 
geringerer Kaufpreis ausgemacht worden, auch daß dies nicht der Fall iſt (RG 57, 46). Hat die 
Beſtimmung nach billigem Ermeſſen zu erfolgen, ſo liegt im Beſtreitungsfalle dem Beſtimmenden 
der Beweis ob, daß ſeine Beſtimmung der Billigkeit entſpricht, da fie nur unter dieſer Voraus 
ſetzung gemäß Satz 1 des Abſ 3 für den anderen Teil verbindlich iſt. Kann er dieſen Beweis nicht 
führen, ſo wird die Beſtimmung durch Urteil einzutreten haben, obwohl Satz 2 nach ſeinem 
Wortlaute hierfür die poſitive Feſtſtellung der Unbilligkeit als Vorausſetzung zu erfordern ſcheint. 
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Iſt der Umfang der für eine Leiſtung verſprochenen Gegenleiſtung nicht 
beſtimmt, ſo ſteht die Beſtimmung im Zweifel demjenigen Teile zu, welcher 
die Gegenleiſtung zu fordern hat !) 2). 

E 1 354 II 207; M 2 192; P 1 465. 

1. Vorausſetzung dieſer ſich auf gegenſeitige Verträge beſchränkenden Vorſchrift iſt, daß es 
ſich um eine Gegenleiſtung handelt, die der Art nach beſtimmt (z. B. Geldleiſtung), im Umfange 
aber mangels einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Abrede (RG JW 02 Beil 253162) noch 
unbeſtimmt iſt („angemeſſener“ Preis). In dieſem Falle hat im Zweifel, alſo wenn nichts 
anderes ſich aus den Umſtänden als Vertragsinhalt ergibt, der Forderungsberechtigte das Recht 
zur Beſtimmung des Umfangs der Gegenleiſtung, und zwar, ohne daß das beſonders verabredet 
worden (RG JW 09, 155), beiſpielsweiſe alſo der Verkäufer, der zu einem angemeſſenen“ Preiſe 
verkauft hatte, zur Beſtimmung des Kaufpreiſes. Die Beſtimmung muß aber billigem Ermeſſen 
entſprechen ($ 315 iſt entſprechend anwendbar, NG 27. 6. 24 III 583/23) und verlangt der Be⸗ 
rechtigte eine übermäßige Leiſtung, dann muß auch hier die Beſtimmung durch das Gericht ein 
treten; dies gilt auch dann, wenn die Vertragsparteien die Beſtimmung ſpäterer Einigung vor 
behalten haben, eine Einigung aber nicht erreicht wird (RG 60, 177, mit bezug auf einen 
Verlagsvertrag). — Über die Be weislaſt ſ. § 315 A 6. R 

2. Für die Fälle des Dienſtvertrags, des Werkvertrags und des Mäklervertrags gelten die 
Sonderbeſtimmungen der 89 612, 637, 652, wonach im Zweifel eine angemeſſene Vergütung 
zu gewähren ift, deren Höhe im Streitfalle das Gericht deklaratoriſch feſtzuſetzen hat. 
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Iſt die Beſtimmung der Leiſtung einem Oritten überlaſſen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß fie nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt !). 5 

Soll die Beſtimmung durch mehrere Dritte erfolgen, fo iſt im Zweifel 
Übereinſtimmung aller erforderlich; ſoll eine Summe beſtimmt werden, ſo 
iſt, wenn verſchiedene Summen beſtimmt werden, im Zweifel die Durch 
ſchnittsſumme maßgebend ?). 

E 1 365, 357 II 268; M 2 103; P 1 467. h 

1. Beſtimmung der Leiſtung durch einen Dritten. Die Perſon des beſtimmungsberechtigten 
Dritten muß an ſich gewiß oder wenigſtens beſtimmbar fein. Falls es an einer zureichenden Em 
gung der Parteien über die 17 des Dritten noch fehlt, liegt der Fall des $ 154 vor. Vgl. Die 
dortigen Ausführungen. Zur Anwendbarkeit des Paragraphen gehört, daß der Dritte die 1715 
ſtimmung gerade für den vorliegenden Fall zu treffen hat. Daher greifen die $$ 317-319 nicht 
Platz, wenn das maßgebend fein ſoll, was von dem Dritten (beiſpielsweiſe einer Notierung 
kommiſſion) in andern Fällen angenommen worden war (RG JW 04, 289%; Gruch 51,5 ie 
Alsdann handelt es ſich vielmehr um die Beſtimmbarkeit der Leiſtung nach einem Ereigni 5 
(. 8315 A 1). Im übrigen entſpricht der Abſ 1 dem Abſ 1 des 9 315. Wie dort für die wessen 
mung durch einen Vertragsteil, ift hier für die Beſtimmung durch den Dritten nur im Zwe 5 
anzunehmen, daß fie nach billigem Ermeſſen zu treffen ift; fie kann ihm durch Parteivereinvarung 
auch nach freiem Ermeſſen, aber — inſoweit abweichend von dem Falle des § 315 (A 2 z 
auch nach freiem Belieben, alfo nad) feiner Willkür, übertragen werden; vgl. $319 Abſ 2. 
Über die daraus ſich ergebenden weiteren Unterſchiede vgl. H 319 A 3. — Die Vereinbarung, bab 
die Beſtimmung der Leiſtung einem Dritten überlaſſen werden ſoll, iſt kein Schiedsvertrag Te 
Sinne der $$ 1025ff. ZPO, da dem Dritten nicht die Entſcheidung eines Rechtsſtteites an rt 
des Gerichts übertragen wird (RG 67, 73; 87, 193; 96, 59). Die Aufgabe des Dritten beſteh 
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vielmehr darin, an Stelle der Vertragsparteien den Vertragswillen in maßgebender Weiſe zu 
ergänzen (Motive zu $ 357 des Entwurfs S. 195). Sofern aber, was im Zweifel anzunehmen iſt, 
die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen durch den Dritten erfolgen ſoll, handelt es ſich um 
eine Art des Schiedsgutachtervertrags, auf welche die 89 317ff. ohne weiteres anzuwenden 
find (RG 96, 57; Warn 1915, 137; HRR 1932, 1138 (RAG); 1933, 658). Nur eine entſpre chende 
Anwendung dieſer Paragraphen kann dagegen ſtattfinden, wenn es ſich darum handelt, daß der 
Schiedsgutachter nicht durch Beſtimmung der Leiſtung den Vertragsinhalt inſoweit erſt ſchaffen, 
ſondern den ſchon vorhandenen aber ſtreitigen Vertragsinhalt nur darlegen, klarſtellen oder nur 
gewiſſe Unterlagen für die Beſtimmung der Leiſtung ſchaffen ſoll (RG 96, 60). Ein ſolcher Schieds- 
gutachtervertrag kann auch im Rechtsſtreite noch geſchloſſen werden, indem die Parteien etwa 
vereinbaren, daß ein Bücherreviſor durch Prüfung der Geſchäftsbücher maßgebend feſtſtellen ſoll, 
ob und in welcher Höhe ein Guthaben der einen oder anderen Partei beſteht. Auf einen ſolchen 
Vertrag find die 88 317ff., insbeſondere auch die Vorſchrift des $ 319 über die Unverbindlichkeit 
der Beſtimmung des Dritten, entſprechend anzuwenden (RG aa O.). Ein folder Schiedsgut⸗ 
achtervertrag liegt auch vor bei den kaſſenärztlichen Verträgen, wonach die Mitglieder 
ärztlicher Vereinigungen ihre Rechnungen über Behandlung von Kaſſenmitgliedern bei der 
Prüfungsſtelle ihres Vereins einzureichen haben und dieſer zu Abstrichen mit bindender Wirkung 
befugt iſt, und zwar hat die Beſtimmung der Prüfungsſtelle nach billigem Ermeſſen zu erfolgen, 
fo daß auch § 319 Abf 1 anwendbar ift (RG 124, 33). Sind „bankübliche“ Zinſen vereinbart 
und hat deshalb die Beſtimmung des Zinsſatzes durch Bankfachleute als Schiedsgutachter zu 
erfolgen, jo kann $ 317 gleichfalls entſprechende Anwendung finden und deshalb, wenn die Ber 
ſtimmung zwar der Bankübung entſpricht, aber offenbar unbillig ift, der Zinsſatz gemäß 8319 
durch das Gericht herabgeſetzt werben (RG 118, 167; JW 1932, 1147; vgl. auch zu $ 246 A 2); 
entſprechend hinſichtlich der durch Gutachten eines Sachverſtändigen für die kurz vor und nach 
der Feſtigung der deutſchen Währung als „banküblich“ feſtgeſtellten Zinſen RG 136, 56. Auch 
auf ein nach $ 14 Abſ 1 Satz 2 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen, $ 64 
BerfertrGef. erſtattetes Gutachten finden die $$ 317ff. mindeſtens entſprechende Anwendung 
(RS in HRR 1931, 443). 

2. Die mehreren zur Beſtimmung berufenen Perſonen ſtellen, wenn nicht ein anderes ver⸗ 
abredet worden iſt, eine Einheit dar (RW 87, 195), jo daß grundſätzlich nur eine von allen überein⸗ 
ſtimmend abgegebene Erklärung berücksichtigt werden darf und beim Mangel einer Einigung die 
Vorſchrift des § 319 Abſ 1 Satz 2 Schlußſatzteil Platz greifen muß. Nur wenn es ſich um die 
Beſtimmung einer Summe handelt, ſoll im Zweifel der ſich als Durchſchnitt ergebende Betrag 
als beſtimmt gelten. 
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Die einem Oritten überlaſſene Veſtimmung der Leiſtung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber einem der Vertragſchließenden !). 

Die Anfechtung der getroffenen Beſtimmung wegen Irrtums, Drohung oder 
Täuſchung ſteht nur den Vertragſchließenden zu; Anfechtungsgegner iſt der 
andere Teil. Die Anfechtung muß unverzüglich erfolgen, nachdem der An- 
fechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt hat. 
Sie iſt ausgeſchloſſen, wenn dreißig Jahre verſtrichen ſind, nachdem die 
Beſtimmung getroffen worden iſt ). 

E 1 356 II 269; M 2 194; P 1 471. 

1. Erklärung gegenüber einem Vertragſchließenden. Sie ift empfangsbedürftig und un⸗ 
widerruflich. Gegenüber welchem von den Vertragſchließenden er ſie abgeben will, ſteht im 
Belieben des Dritten. Abſ 1 entſpricht der Beſtimmung des Abſ 2 von $ 315 (A 4). 

2. Danach iſt die Erklärung des Dritten unter den Vorausſetzungen der $$ 119 u. 123 an⸗ 
fechtbar; dies jedoch mit der Maßgabe, daß nicht der die Erklärung abgebende Dritte, vielmehr 
ausſchließlich die Vertragsparteien als Anfechtungsberechtigte wie als Anfechtungsgegner In 
Betracht kommen (RG Warn 1913 Nr 356). Eine Abweichung vom Falle des § 123 beſteht ferner 
inſofern, als die für ihn in $ 124 vorgeſehene einjährige Anfechtungsfriſt fortfällt und durchweg die 
Beſtimmung des $ 121 entſprechend zur Anwendung gebracht ift (Abjab 2 Satz 2). Die Anfechtung 
iſt begründet, wenn der Dritte bei Abgabe feiner Erklärung ſich in einem nach $ 119 beachtlichen 
Irrtum befunden hat oder durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtlich durch Drohung zur Ab- 
gabe der Erklärung beſtimmt worden iſt (§ 123). Derjenige Vertragſchließende, der die Täuſchung 
oder Drohung verübt hat, wird zur Anfechtung nicht zugelaſſen werden konnen. Auch wenn die 
Tauſchung durch einen Dritten verübt worden iſt, wird die Anfechtung unbeſchrankt zulaſſig ſein; 
9123 Abſ 2 eignet ſich nicht zur entſprechenden Anwendung, die allein in Frage kommen kann. Auf den 
materiellen Inhalt der Beſtimmung, insbeſondere ob ſie offenbar oder überhaupt unbillig erſcheint, 
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kommt es für die Anfechtung nicht an. Iſt fie zugleich offenbar unbillig, fo hat die benachteiligte 
Vertragspartei die Wahl zwiſchen Anfechtung und der nach $ 319 Abſ 1 gegebenen Zurückweisung 
als unverbindlich, ſofern die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen zu treffen war. Macht ſie von 
letzterem Mittel Gebrauch, jo tritt ohne weiteres die Beſtim mung durch das Gericht an die Stelle, 
während nach erfolgter Anfechtung es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der Dritte die Leiſtung von 
neuem beſtimmt, nachdem der Irrkum, die Täuſchung oder die Drohung ausgeſchaltet ſind. Ob 
freilich den Vertragsparteien zuzumuten ift, ſich einer nochmaligen Beſtimmung durch den gleichen 
Dritten zu unterziehen, wird nach Lage der Umſtände in Anwendung des $ 242 zu beftimmen fein. 
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Soll der Oritte die Leiſtung nach billigem Ermeſſen beſtimmen, ſo iſt die 
getroffene Beſtimmung für die Vertragſchließenden nicht verbindlich, wenn 
fie offenbar unbillig iſt ). Die Beſtimmung erfolgt in dieſem Falle durch 
Arteil; das gleiche gilt, wenn der Oritte die Beſtimmung nicht treffen kann 
oder will oder wenn er fie verzögert ?). 

Soll der Dritte die Beſtimmung nach freiem Belieben treffen, ſo iſt der 
Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann oder 
will oder wenn er fie verzögert). 

E 1 355 II 270; M 2 193; P 1 468. 

. Offenbar unbillige Beſtimmung des Dritten iſt unverbindlich, falls fie, was Tatfrage 
iſt (RG Gruch 51, 910), nach billigem Ermeſſen zu treffen war. Erſatz durch richterliches Urteil. 
Abſ 1 Saß 1 entſpricht dem § 315 Abſ 3 Satz 1, nur daß hier die Erklärung des Dritten für beide 
Vertragsteile unverbindlich iſt und daß die Unverbindlichkeit nur bei „offenbar“ unbilliger Be 
ſtimmung eintreten ſoll, wobei es darauf nicht ankommt, ob dem Dritten perſönlich ein Vorwurf 
zu machen iſt (R 25. 3. 04 VII 520/03). Offenbar unbillig iſt eine Beſtimmung dann, wenn 
ſie den Maßſtab von Treu und Glauben in grober Weiſe verletzt und ſich ihre Unrichtigkeit dem 
Blick eines ſachkundigen und unbefangenen Beurteilers ſofort aufdrängen muß (RG 99, 106; 
Warn 1911 Nr 319; 1913 Nr 356 u. 357). Zugrunde zu legen iſt der zur Zeit der Beſtimmung 
vorhanden geweſene erkennbare tatſächliche Zuſtand, und nur, wenn damals bei unparteiiſcher 
und ſachgemäßer Prüfung jedem Sachkundigen die grobe Unrichtigkeit der Beſtimmung hätte 
auffallen müſſen, iſt dieſe für offenbar unbillig zu erachten, aber nicht ſchon deshalb, weil ſich 
hinterher nach der jetzigen Sachlage herausſtellt, daß das Gutachten ein objektiv unrichtiges und 
ſachwidriges war (RG 69, 168). Neue Tatſachen zum Beweiſe der Undilligkeit ſind nicht unbe 
ſchränkt zuläſſig; die „offenbare“ Unbilligkeit muß vielmehr aus der Beſtimmung des Dritten 
ſelbſt unter Zugrundelegung der damaligen ee ohne weiteres erhellen, wenn auch nut 
erkennbar für einen Sachkundigen (RG 96, 62). Flüchtigkeit und Oberflächlichkeit find nicht mit 
offenbarer Unbiliigteit gleichbedeutend (ach JW 08, 711°; 09, 32550). Zum Nachweiſe offenbarer 
Unbilligkeit einer Schägung genügt nicht der Nachweis des Unterſchiedes zwiſchen der Schätzung 
und einem zutreffenden Gutachten, erforderlich iſt vielmehr die ausführliche Darlegung, inwiefern 
der Schätzer ſachwidrig und in einer das Intereſſe des die Verbindlichkeit Beſtreitenden offenbar 
verletzenden Weiſe verfahren ſei (RG Warn 09 Nr 395). Auch Schadensabſchätzungen und 
Schiedsgutachten in Verſicherungsangelegenheiten können unter entſprechender Anwendung de 
$ 319 für unverbindlich erklärt werden; aber offenbare Unbilligkeit iſt gegebenenfalls nicht ſchon 
deswegen anzunehmen, weil eine Verſicherungsgeſellſchaft zum Mitgliede der Schiedskommiſſton 
(aber nicht zum Obmann) ihren bereits zuvor angegangenen Vertrauensarzt berufen hat 

69, 167). „Billiges Ermeſſen“ und „ſachverſtändiges Ermeſſen“ haben inhaltlich gleiche Bebeubung 
(RG 13. 11. 07 167/07). Vgl. auch RG Warn 1910 Nr 320. — Die Beſtimmungen des 9 31 
find dispoſitiv. Es kann alſo durch den Parteiwillen auch die Unverbindlichkeit einer offenbar 
unbilligen Beſtimmung der Leiſtung durch den Dritten ausgeſchloſſen werden (RG 67, 75). 

2. Die Beſtimmung durch Urteil iſt weiter für den Fall zugelaſſen, daß ſich das von den Por. 
teien zur Beſtimmung der Leiſtung gewählte Mittel als überhaupt untauglich erweiſt, weil dei 
Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann oder nicht treffen will, oder weil er ſie verzögert 1 
darüber 5315 A5). — Der $ 319 iſt auch dann entſprechend anwendbar, wenn ein Dritter ning 
zur Beſtimmung der Leiſtung, ſondern zur Beſtimmung eines andern Streitpunktes beſteüt it, 
deſſen Regelung zur Beſtimmtheit des Vertragsinhalts gehört (NG Gruch 60, 156). ab 

3. Soll der Dritte die Beſtimmung nach freiem Belieben treffen, alſo ohne an den Maßſt 25 
von Billigkeit gebunden zu ſein, ſo hat die Vereitelung dieſes Mittels durch das im Geſetze born 
geſetzte Verhalten des Dritten die Unwirkſamkeit des Vertrags zur Folge, als wäre eine 1 8 
gung für feine Wirkſamkeit ausgefallen. Auch beſteht das Recht der Anfechtung gemäß 3 
unter deſſen Vorausſetzungen. 
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Zweiter Titel 
Gegenſeitiger Vertrag!) 
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1) Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage verpflichtet iſt, kann die ihm 
obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung ?) verweigern )), 
es ſei denn, daß er vorzuleiſten verpflichtet ift?). Hat die Leiſtung an mehrere 
zu erfolgen, ſo kann dem einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung 
der ganzen Gegenleiſtung verweigert werden). Die Vorſchrift des 8 273 Abſ 3 
findet keine Anwendung (). 

Iſt von der einen Seite teilweiſe geleiſtet worden, ſo kann die Gegenleiſtung 
inſoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umftänden, 
insbeſondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen 
Teiles, gegen Treu und Glauben verſtoßen würde“) 2). 

E 1 862-364; M 2 200; P 1 626. 

1. Die Vorſchriften dieſes Titels (89 320—327) haben Geltung ausſchließlich bei gegenſeitigen 
Verträgen; anderſeits ſchließen ſie die Anwendbarkeit der für Schuldverhältniſſe überhaupt in 
dem Titel „Verpflichtung zur Leiſtung“ (85 241—292) gegebenen Vorſchriften über die Folgen 
der Nichterfüllung einer Schuldverbindlichkeit (Verzug, Unmöglichkeit) nicht aus, dienen ihnen 
vielmehr zur Ergänzung (RG 106, 24). — Die Eigentümlichkeit des gegenſeitigen Vertrages 
beſteht darin, daß jeder Teil notwendig ſchon kraft des Schuldverhältniſſes ſowohl berechtigt wie 
verpflichtet, mithin zugleich Gläubiger wie Schuldner iſt, und daß die beiderſeits verſprochenen 
Leiſtungen, als Leiſtung und Gegenleiſtung, zwiſchen denſelben Perſonen (RG 65, 47) wechſel⸗ 
feitig gegeneinander ausgetauſcht werden (RG 10. 6. 10 111 349/09) — fo beim Kaufe Preis 
und Sache, beim Dienſtvertrage Dienſt und Vergütung — und daß mithin jede Partei für ihre 
Leiſtung einen Erſatz in der Gegenleiſtung findet. Dabei beruht das Gegenſeitigkeitsverhältnis 
weniger auf der objektiven Grundlage als auf dem Willen der Parteien, ſo daß es auch nicht darauf 
entſcheidend ankommt, ob die beiderſeitigen Leiſtungen einander dem Werte nach entſprechen 
und ob nicht vielmehr gegebenenfalls objektiv ein erhebliches Mißverhältnis in dieſer Hinſicht 
beſteht (RG 81, 365). Subjektiv liegt dem Verhältniſſe, in das Leiſtung und Gegenleiſtung bei 
dem gegenſeitigen Vertrage rechtlich zueinander gebracht werden, der wirtſchaftliche Aquivalenz⸗ 
gedanke zugrunde, der jedem Teile die von dem anderen zu empfangende Leiſtung als einen für 
ihn mindeſtens gleichwertigen Ausgleich der von ihm zu machenden Leiſtung erſcheinen läßt. Vgl. 
über die Bedeutung des Aquivalenzgedankens für die Aufwertungsfragen § 242 A 5b; auch 
RG 107, 128. Auch das iſt kein Erfordernis, daß die Leiſtung gerade dem andern Teile 
gegenüber zu bewirken ſei, da die auszutauſchende Leiſtung unmittelbar zugunſten eines Dritten 
bedungen ſein kann; ſo beiſpielsweiſe durch Übernahme von Leiſtungen an einen Dritten für den 
Fall der Heirat (RG Warn 1911 Nr 171); ferner, wenn der Käufer die Eigentumsverſchaffung 
zugunſten eines Dritten ſich ausbedingt (RG Warn 1917 Nr 269). Notwendig ift jedoch, daß 
das gegenſeitige Verhältnis auf einem Vertrage beruht, jo daß der $ 320 beiſpielsweiſe nicht 
anwendbar ift, wenn Leiſtungen zurückgefordert werden, die in Erwartung des Zuſtandekommens 
eines demnächſt nicht zuſtande gekommenen Vertrags gemacht find (RG SeuffA 75 Nr 68); auch 
muß das Gegenſeitigkeitsverhältnis ſich als ein Schuldverhältnis darſtellen, und erforderlich 
iſt auch, daß die Gegenſeitigkeit ſich nicht in anderer Weiſe als der angegebenen äußert, wie es 
beim wechſelſeitigen Teſtament ($ 2269) oder beim gegenſeitigen Erbvertrage der Fall iſt (Rh 
67, 65). Es liegt ein gegenſeitiger Vertrag auch niemals vor, wenn nach dem Schuldverhältniſſe 
an und für ſich nur eine Partei berechtigt, die andere dagegen nur verpflichtet ift, ungeachtet deſſen, 
daß nachträglich infolge Hinzutritt weiterer Vorgänge auch die verpflichtete Partei aus dem 
nämlichen Verhältniſſe einen Anſpruch, eine Gegenklage (die ſog. actio contraria) erlangen Tann, 
Denn auch unter dieſen Umſtänden träfe immer nicht zu (vgl. die $$ 670, 693, 606, betreffend 
Auftrag, Verwahrung, Leihe), daß die Leiſtungen der Parteien gegeneinander ausgetauscht 
würden, oder daß ſchon von vornherein die eine um der andern willen verſprochen worden ware. 
Anderſeits kann es auch bei Vorhandenſein eines echten gegenſeitigen Schuldverhältniſſes vor⸗ 
kommen, daß bei ihm die hierüber geltenden Grundſätze teilweise unanwendbar ſind, nämlich 
inſoweit, als ein Teil der zugeſagten Leiſtungen ſich nicht mehr als Gegenleiſtung, ſondern als 
eine ſelbſtändige, ihrer Natur nach nicht Zug um Zug zu erfüllende Verpflichtung darſtellt (wie 
beiſpielsweiſe die von einem Handlungsgehilfen im Dienſtvertrage für die Zeit nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes verſprochene Konkurrenzenthaltung, R 54, 125). Einander gegenüber 
ſtehende Anſprüche beider Parteien aus einem Vergleiche ſtehen dadurch allein noch nicht 
in einem ſynallagmatiſchen Verhältniſſe (RG 106, 86). Das grundſätzlich einſeitige Darlehen 
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wird nicht dadurch zu einem gegenſeitigen Vertrage, daß der Darlehensnehmer ſich etwa zur Be⸗ 
ſtellung einer Sicherheit verpflichtet (RG Warn 1912 Nr 207; XW 1914, 768). Denn dies Ver⸗ 
ſprechen ſtellt ſich nicht als das einer Gegenleiſtung für das Darlehen dar. Anders, wenn es ſich 
bei einem Darlehen um ein partiariſches Geſchäft (mit Gewinnbeteiligung für den Dar⸗ 
lehensgeber) handelt (RG JW 1912, 462°). In einem Gegenſeitigkeitsverhältniſſe ſtehen auch 
nicht einerſeits die Verpflichtung eines Buchhalters zur Herausgabe der Bücher nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes und anderſeits fein Recht auf Gewährung der Vergütung (RG SeuffA 65 
Nr 470). Auch der Geſellſchaftsvertrag iſt ein gegenſeitiger Vertrag, da die Geſellſchafter 
ſich nach $ 705 gegenſeitig verpflichten, den Geſellſchaftszweck zu fördern, insbeſondere die 
vereinbarten Beiträge zu leiſten (RG 76, 279; 78, 305). Der Klage eines Geſellſchafters gegen 
einen andern auf Leiſtung der Beiträge an die Geſellſchaft gemäß § 432 kann deshalb, ſoweit 
eine ſolche Klage überhaupt zuläſſig iſt (vgl. $ 432 A 2) der Beklagte den Einwand aus $ 320 
entgegenhalten, daß auch der klagende Geſellſchafter ſeine Beitragspflicht nicht erfüllt habe. Doch 
können die Vorſchriften der §8 320ff. auf Geſellſchaftsverträge nur mit den Einſchränkungen 
Anwendung finden, die ſich aus dem Geſamthandscharakter der Geſellſchaft und den für ſie be⸗ 
ſtehenden Sondervorſchriften, namentlich nach Durchführung des Geſellſchaftsverhältniſſes, 
ergeben (RG 78, 305). Deshalb iſt das Leiſtungsverweigerungsrecht im Sinne des § 320 nicht 
auch auf den Fall auszudehnen, daß ein Geſellſchafter anderen Verpflichtungen als der zur Beitrags 
leiſtung nicht nachkommt (RG FW 1911,80871). Fordert ein Geſellſchafter ſeinen Anteil am Geſell⸗ 
ſchaftserwerbe, ſo kann ihm der Einwand des nicht erfüllten Vertrags nicht entgegengeſetzt werden 
(RG 26, 256, für preuß. Recht; ferner RG JW 1911, 80811; 13. 7. 15 V 72/15). Die Anſprüche auf 
Leiſtung rückſtändiger Beiträge gehören zum Vermögen der Geſellſchaft (RG 76, 277). Über die Ein- 
ſchränkung der Anwendbarkeit der Vorſchriften des § 326 bei bereits durchgeführten Ge 
ſellſchaftsverhältniſſen vgl. 9 326 A6. Dagegen finden ſowohl auf die Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts, ſolange fie nach außen nicht hervorgetretenmiſt, wie auf die offene 
Handelsgeſellſchaft, ſolange fie ihre Tätigkeit noch nicht begonnen hat, die Vor⸗ 
ſchriften der 9 320ff. uneingeſchränkt Anwendung (RG 112, 283). — In RG 105, 128 ift in Zweifel 
gezogen, ob gegen die Forderung des Kommiktenten gegen den Kommiſſionär auf Abtretung 
eines dieſem wegen Beſchädigung des Kommiſſionsgutes erwachſenen Schadenserſatzanſpruchs 
gegen die Eiſenbahn ein Verweigerungsrecht wegen Gegenforderungen, wie die des Kommiſſio⸗ 
närs auf Proviſion, begründet ſei. Der Zweifel erſcheint nicht berechtigt, da dieſe beiden Forde 
rungen, wenn fie während des Beſtehens des Kommiſſionsvertrags zur Entſtehung gelangen, 
in ſynallagmatiſchem Verhältniſſe ſtehen dürften. Iſt aber über das Vermögen des Kommittenten 
der Konkurs eröffnet, fo iſt dadurch nach $ 23 KO das Kommiſſionsverhältnis erloſchen und beſteht 
deshalb kein Gegenſeitigkeitsverhältnis mehr, das eine Leiſtungsverweigerung aus $ 320 recht⸗ 
fertigen konnte (RG aa O.; vgl. unten A2 Abſ 2). — Der Anſpruch des Dienftverpflichter 
ten, der die Vergütung für feine Dienſte bei dem Dienſtberechtigten in laufender Rechnung 
angelegt hat, aus dieſem Rechnungsverhältnis iſt kein Anſpruch aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trage und daher der freien Aufwertung ($ 242 A c) nicht zugänglich (RG 117, 38). Zwiſchen 
der Forderung auf Räumung des Pachtgrundſtücks nach beendeter Pacht und der Gegen“ 
forderung des Pächters auf eine durch den Pachtvertrag feſtgeſetzte beſondere Vergütung wegen 
früherer Beendigung des Pachtverhältniſſes beſteht nach RG 108, 137 kein Gegenſeitigkeitsver⸗ 
hältnis. Auch die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts nach $ 273 ift durch 98 556 Abſ 2, 581 
ausgeſchloſſen. Die Verpflichtung des Erbſchaftskäufers gemäß $ 2378 gegenüber dem Erb. 
ſchaftsverkäufer, für die rechtzeitige Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten Sorge zu tragen, ſteht 
nicht in ſynallagmatiſchem Verhältniſſe zu den Verpflichtungen des Erbſchaftsverkäufers aus 
dem Vertrage (RG 101, 191). Auch der mit einer Leiſtung bezweckte Erfolg ($ 812 
Abj 2) kann zum Inhalt eines gegenſeitigen Vertrags erhoben werden (NG 66, 134; Warn 1917, 
112; RG 132, 242). — Der Vertreter ohne Vertretungsmacht, der auf Grund des $ 178 
auf Erfüllung in Anſpruch genommen wird, muß ſich einerſeits ſo behandeln laſſen, als wäre er 
Partei des gegenſeitigen Vertrags, insbeſondere hinſichtlich der Rechte des anderen Teils aus 
$ 326, kann aber anderſeits auch wegen feiner Gegenleiſtung die Rechte aus den 99 320322 
in Anſpruch nehmen (RG 120, 129; vgl. zu $ 179 A 1). — Über den Begriff der gemiſchten 
gegenſeitigen Verträge vgl. zu $ 305 A? und zu § 326 A 1. 5 
Schließlich iſt zu bemerken, daß ſich die Anwendbarkeit der einſchlägigen Beſtimmungen nicht 
auf die vorbildlichen Vertragsarten, wo Sache gegen Preis oder Handlung gegen Ver 
gütung ausgetauſcht wird, beſchränkt, daß ſie vielmehr auch ſonſt gegeben ſein kann, wenn eine 
Leiſtung, mag ſie begriffsmäßig auch nur ein einſeitiges Verſprechen vorausſetzen — wie die 
Übernahme einer Bürgſchaft —, im beſonderen Falle im Austauſch gegen eine Gegenleiſtung AU“ 
gejagt iſt (MG 66, 425). Auch ein Vertrag zwiſchen einem Gemeinſchuldner und einem andern, nach 
deſſen Inhalt dieſer ſich gegen eine Vergütung verpflichtet, für das Zuſtande kommen eines Zwang 
vergleichs tätig zu ſein, unterliegt den Beſtimmungen der $8 320 ff. (R Gruch 53, 932). Des 
gleichen kann auch in einer Schenkung unter einer Auflage unter Umſtänden ein gegen“ 
ſeitiger Vertrag gefunden werden, namentlich dann, wenn der Wert der Zuwendung und der 
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Wert der Auflage einander gleichſtehen (RG SeufA71 Nr 136). Ferner in dem Verſprechen 
eines Darlehens gegen Beſtellung einer Hypothek, ſofern es ſich hierbei um eine 
Kapitalsanlage für den Darleiher gehandelt hat (RG JW 09, 309%; 1912, 463). § 320 iſt ferner 
für jedenfalls entſprechend anwendbar erklärt worden, wenn für eine Forderung aus einem 
gegenſeitigen Vertrage zugunſten des Gläubigers eine Vormerkung eingetragen iſt und der 
Schuldner die Löſchung der Vormerkung Zug um Zug gegen Zahlung der Forderung verlangt 
(RG 56, 251); $ 326, wenn die Erteilung eines Akkreditivs zur Sicherung des Kaufpreiſes einer 
Lieferung bedungen iſt (RG Warn 1921 Nr 139). 

Die Vorſchriften der 98 320—327 finden grundſätzlich auch auf die Verpflichtungen des Ver⸗ 
käufers aus dem Kaufvertrage ($ 440 Abj1) Anwendung, jedoch vorbehaltlich der in 
$ 440 Abſ 2—4 getroffenen beſonderen Beſtimmungen über die Haftung für Entwehrung beweg ⸗ 
licher Sachen (RG 117, 335). Anwendung finden die 89 320, 322 auch auf die Rückgewähr der 
beiderſeitigen Leiſtungen im Falle des Rücktritts von einem Vertrage ($ 348; RG 136, 33; 
gl. zu § 348 A J). 

2. Die Einrede der Leiſtungsverweigerung ($ 320). Aus der Natur des gegenſeitigen Ver⸗ 
trags — dem ſog. ſynallagmatiſchen Verhaltniſſe — ergibt ſich als weſentlichſte, innerlich not⸗ 
wendige Folge der Rechtsgedanke, daß nur eine ſolche Art der Rechtsausübung berechtigt ſein 
kann, die dem Austauſchgrundſatze entſpricht und die ſomit dem Umſtande Rechnung trägt, daß 
der eine Anſpruch durch den andern rechtlich bedingt iſt. Hierbei iſt aber an und für ſich eine 
doppelte Vorſtellung möglich: Entweder kann man ſich ſchon die Entſtehung der beiderſeitigen 
Anſprüche als gegenſeitig bedingt denken; oder man kann davon ausgehen, daß jeder der beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche je für ſich ſelbſtändig und unbedingt entſteht, und daß allein das Recht zu ihrer 
Geltendmachung von dem Gegenanſpruche betroffen iſt (welcher Unterſchied insbeſondere 
im Verſäumnisverfahren bedeutſam zutage tritt). Im erſteren Falle genügte zur vollen Begrün⸗ 
dung des Forderungsrechts nicht ſchon der Nachweis des Schuldverhältniſſes an ſich, es müßte 
vielmehr noch der Nachweis hinzukommen, daß der Fordernde ſeinerſeits 1 5 geleiſtet oder 
mindeſtens die eigene Leiſtung bereits angeboten habe ($ 71 15 ALR). Geht dagegen das beider⸗ 
feitige Forderungsrecht ſchon aus dem bloßen Schuldverhältniſſe wirkſam hervor, dann muß 
zu ſeinem Nachweis auch ſchon die Berufung auf das Vorhandenſein dieſes Verhältniſſes genügen, 
während es anderſeits dem andern Teile überlaſſen bliebe, im Wege des Einwandes zu behaupten, 
daß auch der Fordernde noch nicht geleiftet habe und daher ebenfalls leiſten müſſe, wenn er fordern 
wolle. Dieſe letztere Auffaſſung, daß auch bei gegenſeitigen Verträgen jeder der einander gegen⸗ 
überſtehenden Anſprüche für ſich wirkſam zur Entſtehung gelangt, hat das BGB in § 320 offen⸗ 
ſichtlich ſich zu eigen gemacht. 25 erkennen gegeben hat es ſeine Stellungnahme einmal durch 
die materielle Beſtimmung von Satz 1 Abſ 1 in § 320, ferner aber auch durch die prozeſſuale Vor⸗ 
ſchrift des $ 322. An der erſteren Stelle iſt, falls der eine Teil fordert, ohne ſelbſt geleiſtet zu haben, 
dem andern Teile lediglich die Befugnis eingeräumt, die „ihm obliegende“ (alſo ſchon jetzt als 
geſchuldet unterſtellte) Leiſtung „bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung“ zu verweigern, und dem⸗ 
entſprechend ſieht auch der $ 322 vor, daß die Geltendmachung des Leiſtungsverweigerungsrechts 
gegebenenfalls nicht zur Abweiſung der Klage, ſondern nur zur Verurteilung zur Leiſtung Zug 
um Zug führen ſoll. Das Beſtehen des Verweigerungsrechts aus $ 320 hindert aber den Eintritt 
des Verzugs des Schuldners, falls der Glaubiger nicht bereit und imſtande iſt, ſeinerſeits 
zu leiſten; einer Kundgabe der Verweigerung, wie im Falle des Zurückbehaltungsrechts aus 
$ 273 (A 3), bedarf es dazu nicht. Vgl. $ 284 A 2, $ 285 A 1 ſowie R6 in HRR 1932, 436. Daß 
der fordernde Teil mit ſeiner Leiſtung im Verzuge ſei, iſt nicht Vorausſetzung für die Geltend⸗ 
machung des Verweigerungsrechts (NG in HNN 1932, 438). Die Einrede beſteht auch nach 
Verjährung des Anſpruchs auf die Gegenleiftung als ſolche fort (RG in HRR 1930, 1434). 

Der Rechtsbehelf aus $ 320 Satz 1 hat mithin lediglich die Natur eines Rechts zur vorüber⸗ 
gehenden Verweigerung der Leiſtung ($ 202 Abſ 1), alſo einer aufſchiebenden Einrede (o l. A 2 
zu $ 202); jedoch bildet fein Beſtehen ausnahmsweiſe keinen Hemmungsgrund für die Verjährung 
($ 202 Abſ 2; vgl. A 3 dazu). Er ſoll auch nur dazu dienen, die Gegenleiftung zu ſichern und darf 
nicht darüber hinaus gemißbraucht werden, um den Gegner zur Übernahme von neuen läftigen 
Vertragsbedingungen zu zwingen; ein ſolcher Mißbrauch enthält einen Verſtoß gegen Treu und 
Glauben im Sinne des § 320 Abſ 2 (RG 24. 3. 11 JI 387/10). Die Einrede iſt auch nur inſoweit 
zuläſſig, als ſich die Leiſtungen vertragsmäßig gegenüberſtehen; es muß alſo das Vertrags- 
verhältnis noch beſtehen, und das trifft beiſpielsweiſe dann nicht zu, wenn ein Angeſtellter 
ſich für den Fall des Dienſtaustritts des Eintritts in ein Konkurrenzgeſchäft bei Vermeidung emer 
Vertragsſtrafe zu enthalten verpflichtet hat und gegenüber der Klage des Geſchaftsherrn auf die 
Vertragsſtrafe geltend macht, daß ihm noch Anſpruche aus dem beendeten Dienſtverhältnis gegen 
den Geſchäftsherrn zuſtänden (uch 54, 125). Vorausſetzung ift ſelbſtverſtandlich auch, daß der 
Vertrag überhaupt zuſtande gekommen ift; andernfalls greift nicht die Einrede aus $ 320, ſondern 
die aus § 273 Platz (RG SeuffA 1920 Nr 68). Eine notwendige Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit 
der Einrede iſt im übrigen, daß die anderſeits geſchuldete Leiſtung überhaupt noch 
möglich iſt; daher iſt die Verweigerung auch inſoweit unftatthaft, als die Gegenleiſtung un⸗ 
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möglich geworden iſt (RG Warn 08 Nr 611; vgl. 9 273 A 1 Abſ 1). Über die Zuläſſigkeit der Einrede 
bei einheitlichen auf Teillieferungen gerichteten Verträgen vgl. RG 68, 22. Hiernach hat der 
Verpflichtete, der einen Teil der Lieferungen bereits empfangen hat, wegen der dieſerhalb ſchuldig 
gewordenen Gegenleiſtung die Einrede aus $ 320 auch wegen der vom Vertragsgegner hinſichtlich 
der weiteren Lieferungen begangenen Vertragsverletzung, jedoch nicht ſchlechthin, ſondern nur 
nach Maßgabe der Schwere und Tragweite der von dem andern Teile begangenen Vertrags⸗ 
verletzung; vgl. auch R 129, 230 und in HMM 1928, 1098. — Ein Rechtsſatz, wonach der eine 
Vertragsteil wegen eines bloß illoyalen Verhaltens des Gegners und der dadurch 
herbeigeführten Zerſtörung des Vertrauensverhältniſſes zur Erfüllung ſe inerſeits nicht mehr 
verpflichtet wäre und die Leiſtung verweigern könnte, ift bei denjenigen Verträgen, die nicht ein 
beſonderes perſönliches Vertrauensverhältnis vorausſetzen, namentlich alſo auch beim Kaufe, im 
allgemeinen nicht anzuerkennen (RG Gruch 55, 629). Die Zuwiderhandlung gegen eine 
Unterlaſſungspflicht kann nicht als Einbehaltung dieſer Pflicht aus § 320 wegen Nichterfüllung 
einer dem andern Teile obliegenden Gegenleiſtung gerechtfertigt werden (RG 102, 130). Erhebt 
der Verpflichtete die Einrede nicht, dann darf ſie nicht von Amts wegen ergängt werden, 
es iſt vielmehr gegebenenfalls der Klageanſpruch unbedingt zuzuſprechen. In der Re viſions⸗ 
inſtanz kann deshalb das Recht zur Verweigerung der Gegenleiſtung nicht mehr geltend gemacht 
werden (RG in JW 1925, 25597; Recht 1925, 2207; RG 121, 77). Doch wird durch das bloße 
Beſtehen des Verweigerungsrechts, ohne daß die Einrede bereits erhoben iſt, der Verzug des 
Schuldners mit der Gegenleiftung ausgeſchloſſen (RG 59, 24; JW 1921, 5232; RG in HRR 
1928, 1098; RG 126, 285). Gegeben iſt im übrigen die Einrede ſowohl dann, wenn der andere 
Teil die Leiſtung überhaupt noch nicht bewirkt hat, wie auch dann, wenn er ſie zwar angeboten 
hat, jedoch nicht ſo, wie ſie verlangt werden konnte (das Nähere A 7). In welcher Form der Be⸗ 
klagte die Einrede geltend macht, ift unweſentlich. Es muß deshalb genügen, wenn er die Ab⸗ 
weiſung der Klage wegen angeblicher Nichtleiſtung des Klägers begehrt (a. A. Oertmann 
A 1); vorausgeſetzt iſt dabei freilich, daß das Beſtehen der Gegenleiſtungspflicht des Klägers 
feſtſteht, vgl. unten A 8. Weiter ift dabei vorauszuſetzen, daß der Beklagte überhaupt noch auf 
dem Vertragsſtandpunkte beharrt und nicht etwa die Berechtigung des Klageanſpruchs 
oder deſſen Erfüllbarkeit überhaupt hat verneinen wollen. So kann bei einem Werkvertrage 
der Beſteller, der das Werk wegen vorhandener Mängel endgültig ablehnt, nicht zugleich die Ein⸗ 
rede des nicht erfüllten Vertrags vorſchützen (RG 58, 173; 69, 383). Das Re cht auf die Ein- 
rede verliert die Vertragspartei auch dadurch nicht, daß fie den Anspruch auf die 
Gegenleiſtung an einen Dritten abgetreten hat (RG 51, 170; 88, 254; Warn 1915 Nr 260; Gruch 
55, 640), und der Verpflichtete kann von der Einrede auch dem Rechtsnachfolger des Vertrags 
gegners gegenüber (dem Zeſſionar) Gebrauch machen (RG JW 1916, 1115). — Das Weige⸗ 
rungsrecht aus Satz 1 zeigt zwar verwandte Züge mit dem Zurückbehaltungsrecht aus 9 273. 
Aber während dieſem der Rechtsgedanke zugrunde liegt, daß der Gläubiger, der fordert, ohne 
ſeinerſeits zu leiſten, wider Treu und Glauben handelt ($ 273 A 1), folgt das Weigerungsrecht 
aus $ 320 aus der inneren Natur des Schuldverhältniſſes, und fo erklärt es ſich auch, daß hier 
— im Gegenſatze zu $ 273 — die Befugnis ausgeſchloſſen ift, die Einrede durch Beſtellung 
einer Sicherheit abzuwenden (RG 25. 10. 19 V 190/19; HAAR 1928, 1573). Doch kann durch 
beſondere Vereinbarung auch das Leiſtungsverweigerungsrecht aus § 320 ausgeſchloſſen 
werden (RG 136, 412, 413); vgl. den Schlußhalbſatz von Abſ 1 Satz 1 und A 4. Das Weige. 
rungsrecht tritt bei gegenſeitigen Verträgen an die Stelle des Zurückbehaltungsrechts (RG JW 
06, 3335; RG 68, 22). — Über den Einfluß des § 17 Kd auf gegenfeitige Verträge vgl. RG 
73, 58. 
Wer in der Lage iſt, die Einrede der Leiſtungsverweigerung zu gebrauchen, darf ſich deshalb 
noch nicht der exceptio doli generalis aus dem Grunde bedienen, weil der Berechtigte den Vertrag 
verletzt habe (RG Warn 1920 Nr 186; vgl. 8 242 A 4). 2 

3. Die Gegenleiſtung umfaßt zunächſt die eigentliche, vertragsmäßig geſchuldete Leiſtung, 
und zwar grundſätzlich die volle Leiſtung, jo daß regelmäßig die eigene Leiſtung verweigert werden 
kann, bis die anderſeits geſchuldete Leiſtung ſowohl dem Umfange wie der Beſchaffenheit 517 
(quantitativ wie qualitativ) der vertragsmäßigen Verpflichtung gemäß völlig und gehörig bewir! 
worden ift, oder Zug um Zug bewirkt wird; vgl. aber den Ausnahmefall in Abſ 2 (A 7). Die 
Gegenleiſtung erſtreckt ſich weiter aber auch auf den Betrag, um den ſich die Schuld des 855 
pflichteten infolge von Umſtänden vergrößert hat, die er vertreten muß ($$ 276, 286, 28 1 
Denn zur vollen Erledigung der Vertragspflicht und anderſeits zur vollen Befriedigung des 1 05 
ners gehört es unzweifelhaft, daß dieſem gegebenenfalls auch ſein durch das vertragswihn g. 
Verhalten des Schuldners begründeter Schaden erſetzt wird. Namentlich ſteht hier N 
Schaden in Frage, der dem Berechtigten durch den Verzug des Verpflichteten entſtanden an 
der ihm ſonach noch neben der Leiſtung des Geſchuldeten gemäß $ 286 (vgl. $ 286 A 2) zu 115 8 
iſt (was in RG JW 1911, 36211 u. 21. 11. 12 V 240/12 unentſchieden geblieben). Wenn e 115 
der Käufer eines Grundſtücks die Umſatzſteuer übernommen, demnächſt aber die Entgegennah e 
der Auflaſſung verzögert hat, und inzwiſchen die Steuer erhöht worden ift, und deswegen 
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Käufer auch für dieſe Erhöhung haftet (vgl. zu 9 449), wird der Verkäufer feine Leiſtung verweigern 
können, bis der Käufer ſich zur Entrichtung der gegenwärtig geltenden vollen Steuer verpflichtet 
hat. — Wenn die Anſicht vertreten iſt (Oertmann $ 320 A 4), daß der aus einem gegenſeitigen 
Vertrage Verpflichtete von der Einrede der Leiſtungsverweigerung auch dann Gebrauch machen 
könne, wenn die ihm geſchuldete Leiſtung durch die Schuld des andern Teiles unmöglich geworden 
und daher an ihre Stelle der Anſpruch auf Schadenserſaß getreten fei, jo könnte für dieſe An⸗ 
ſchauungsweiſe höchſtens dann Raum ſein, falls man davon ausgeht, daß jener auch in ſolchem 
Falle zu der ihm obliegenden Leiſtung gemäß $ 325 verpflichtet bleibt (Austauſchtheorie). Folgt 
man aber der diesſeits vertretenen Auffaſſung, daß an Stelle der gegenſeitigen Verpflichtungen 
im Falle des § 325 die rein einſeitige Forderung des einen Teiles auf Schadenserſatz in Geld tritt 
(Differenztheorie; vgl. $ 325 A 1a), dann ift hier für die Erfüllungsverweigerung überhaupt 
kein Raum mehr (RG 7. 10. 22 V 57/22). Vgl. auch A 2 und die dort angeführten Urteile RG 
58, 173; 69, 383; ferner Warn 08 Nr 611 und 1918 Nr 135. 

4. Durch die Übernahme der Verpflichtung zur Vorleiſtung wird die Natur des Rechts⸗ 
geſchäfts als eines gegenſeitigen Vertrags nicht geändert. Die Abrede hat jedoch von ſelbſt zur 
Folge, daß diejenige Vertragspartei, die ſich verpflichtet, früher als die andere zu leiſten, des 
Rechtes der Leiſtungsverweigerung einſtweilen entbehrt (RG Gruch 63, 219). Das Verſprechen 
der Vorleiſtung enthält ſomit zugleich einen Verzicht auf dieſe Einrede. Es kann auf ſie 
im übrigen auch ausdrücklich verzichtet werden, und in allen Fällen eines ſolchen (ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden) Verzichts gewinnt die Forderung des andern Teiles die Kraft eines ein⸗ 
ſeitigen Anſpruchs. Beanſprucht werden kann jedoch die Vorleiſtung allemal nur dann, wenn 
der Berechtigte fähig und bereit ift, demnächſt auch ſeinerſeits zu leiſten (NG Warn 08 Nr 451). 
Daher erliſcht die Vorleiſtungspflicht, wenn der andere Teil beſtimmt und endgültig 
erklärt, daß er die ihm obliegende Leiſtung überhaupt nicht machen werde oder nicht machen 
könne, und der Vorleiſtungspflichtige kann alsdann von den Rechtsbehelfen aus $ 326 Gebrauch 
machen (RG 18. 11. 15 V 224/15). Die Vorleiſtungspflicht hat ferner für den Verpflichteten 
auch den Nachteil zur Folge, daß er die Leiſtung von dem andern Teile vor Bewirkung ſeiner Lei⸗ 
ſtung überhaupt nicht verlangen kann, und daß ſonach, ſolange die Vorleiſtungspflicht beſteht, 
auch ein Verzug des andern Teiles ausgeſchloſſen ift ($ 284 A 2). Erſt dann ändert ſich die Sachlage, 
wenn inzwiſchen auch die Leiſtungspflicht des berechtigten Teiles eingetreten iſt, etwa wenn bei 
einem Teillieferungsvertrage der Käufer die bereits empfangenen Lieferungen nicht bezahlt 
hat (RG 66, 426). Unter ſolchen Umſtänden kann ſich der Berechtigte auf die urſprüngliche Vor⸗ 
leiſtungspflicht des Gegners nach Treu und Glauben nicht mehr berufen, vielmehr iſt jetzt Zug 
um Zug zu leiſten (RG 21. 11. 12 V 240/12), wie überhaupt die Berufung auf die Vorleiſtungs⸗ 
pflicht des Gegners unſtatthaft iſt, wenn fie gegen Treu und Glauben verſtieße (RG Gruch 63, 
219). Dies trifft jedoch nicht mit der Folge zu, daß der Vorleiſtungspflichtige mittels der Einrede 
der exceptio doli generalis verlangen dürfte, daß dem Vorleiſtungsberechtigten die Rechtshilfe 
überhaupt verſagt wird, weil dieſer ſelbſt den Vertrag verletzt habe, vielmehr darf der Verpflichtete 
um deswillen nur von den ihm grundſätzlich zuſtehenden Rechtsbehelfen Gebrauch machen (RG 
Warn 1920 Nr 186; § 242 A 4. 

5. Vorausgeſetzt iſt in Satz 2 des Abſ 1, daß mehrere Perſonen je anteilig ($ 420) forderungs- 
berechtigt find. Auch hier entſpricht es der ganzen Ausgeſtaltung des gegenſeitigen Vertrags, 
daß der von einem der Forderungsberechtigten anteilig in Anſpruch genommene Gegner auch die 
Zeilleiftung bis zur Be wirkung der ganzen Gegenleiſtung verweigern darf. 
Um dieſer Einrede zu begegnen, wäre es gegebenenfalls Sache des einzelnen Klägers, auch die 
Verpflichtungen ſeiner mitberechtigten Vertragsgenoſſen zu erfüllen. a 

6. Ein Gegenrecht auf Beſeitigung der Einrede der Leiſtungsverweigerung durch Sicherheits: 
leiſtung ift hier, abweichend von 9 273, verſagt. Vgl. A 2 a. E. Wohl aber kann die bereits ge- 
leiſtete Sicherheit als ein nach $ 320 Abſ 2 zu berückſichtigender Umſtand in Betracht kommen 
(R JW 1916, 1189). . 8 

7. Nur teillveiſe Leiſtung der einen Vertragspartei ſchließt an ſich das Recht der andern 
Partei zur Leiſtungsverweigerung und zwar betreffs der geſamten Leiſtung (RG Je 1915, 1003⁰% 
nicht aus (vgl. A 3). Das Geſetz beſchränkt das Recht jedoch unter der in Abſ 2 gegebenen Voraus» 
ſetzung, indem es, unter Anwendung des allgemeinen Grundſatzes aus $ 242 (MG 68, 22; 66, 333; 
76, 153) vorſieht, daß derjenige, welcher einen Teil der Gegenleiſtung bereits empfangen hat, 
von feinem Weigerungsrechte inſoweit, d. h. zu dem Betrage, nicht Gebrauch machen darf, als 

as gegen Treu und Glauben verſtieße (Prot 1, 633; vgl. A 1 bei $ 273; Rö 56, 1517 68, 22; 
76, 153). Entſcheidend iſt gegebenenfalls die Schwere und Tragweite der Vertragsverletzung 
(RG 68, 22, für den Fall eines Teillieferungsvertrags). Demgemäß kommt es auch nicht lediglich 
auf die verhältnismäßige quantitative Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles an (Ach 
Warn 1913 Nr 405). Die Vorſchrift gilt vielmehr ſowohl für den Fall, daß dem Umfange nach, 
wie für den, daß nach Beſchaffenheit der Leiſtung nicht vollſtändig dem Vertrage entſprechend 
geliefert worden iſt; auch in dieſem Falle kann die andere Partei ihre Leiſtung nicht verweigern, 
wenn die Verweigerung wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit der Mängel der Lieferung 
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gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. Denn unter einer unvollſtändigen Leiſtung iſt auch 
eine mangelhafte zu verſtehen, Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags (RG 52, 355; 
56, 153; 57, 400). So braucht der Kaufer die Kaufſache nicht anzunehmen und kann ſeinerſeits 
die Leiſtung verweigern, wenn ihm die Kaufſache nicht in der vertragsmäßigen (oder einer den 
geſetzlichen Anforderungen genügenden) Beſchaffenheit angeboten wird (RG JW 1912, 4617). 
Das Verweigerungsrecht wegen mangelhafter Beſchaffenheit verſagt unbedingt, wenn etwa 
vereinbart ift, daß alle Meinungsverſchiedenheiten über die Beſchaffenheit der Ware durch Arbitrage 
zu regeln ſeien, weil dann auch die mangelhafte Ware als Erfüllung angenommen werden muß 
und nur Minderung des Preiſes verlangt werden kann, es ſei denn, daß es ſich um Beanſtandungen 
handelt, die überhaupt nicht unter die Arbitrage fallen (RG 73, 257). Überhaupt aber findet auch 
die Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags ihre Grenze an dem Grundſatze von Treu 
und Glauben (NG 140, 162) und fie verſagt grundſätzlich wegen Sachmängel nach bereits 
erfolgter Übergabe und Annahme als Erfüllung, insbeſondere bei Grundſtücken durch Entgegen- 
nahme der Auflaſſung (RG 66, 333). Anders bei Rechtsmängeln; hier find die 89 320 ff. auch 
nach erfolgter Annahme als Erfüllung anwendbar (RG 108 S. 280, 318). — Bei der Frage, ob 
der rüdſtändige Teil als geringfügig zu erachten, find die geſamten Umſtände zu berückſichtigen; 
3. B. bei einem Kaufe das Verhältnis zwiſchen dem Umfange des Geleiſteten und der noch rück⸗ 
ſtändigen Leiſtung unter Berückſichtigung auch der Schwierigkeiten, die der vollen Leiſtung 
entgegenſtehen, ſowie des Grundes, weshalb die volle Leiſtung unterblieben iſt (RG Gruch 
51, 931; JW 1915, 11891; Warn 1913 Nr 405, wonach beiſpielsweiſe auch die Dauer des 
Rückſtands oder ein berechtigtes Mißtrauen in die Bereitſchaft des Gegners zur vollen Er⸗ 
füllung mit maßgebend ſein können). Die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes Zug um Zug 
gegen Auflaſſung des Grundſtücks darf nicht abgewieſen werden, falls trotz der zugeſicherten 
Hypothekenfreiheit nur noch eine geringfügige Rente eingetragen ſteht (RG 56, 151). Dagegen 
enthält es keinen Verſtoß wider Treu und Glauben, wenn etwa der Mieter wegen vorhandener 
Baumängel Beträge ſelbſt über die Mietzinsminderung hinaus zurückbehält (insbeſondere mit 
Rücksicht auf einen erlittenen Schaden; RG 4. 2. 08 III 384/07). Ebenſowenig, wenn der 
Käufer die Zahlung des Preiſes auf Grund der Tatſache verweigert, daß die verkauften Baum⸗ 
ſtämme nicht abredegemäß richtig gelagert find (RG 4. 10. 07 IL 178/07). — Die Vorſchrift des 
Abſ 2 findet auch im Falle des Rücktritts wegen Verzugs gemäß § 326 Anwendung (RG 76, 
150). Bei einem gegenſeitigen Wettbewerbs verbote befreit nach dem Weſen des gegen 
ſeitigen Vertrags nicht jede Übertretung des Verbots durch den einen Teil den andern Teil 
von der Verpflichtung zur Einhaltung des Verbots, wohl aber dann, wenn die Übertretung 
eine ſo ſchwerwiegende war, daß dem Verpflichteten die weitere Bindung nach Treu und 
Glauben nicht zugemutet werden kann (RG 96, 174). 

Leiſtungsverweigerung und Wandelung. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts kann 
das Wandelungsrecht (89 462ff.) als Gewährleiſtungsanſpruch in der Regel erſt geltend ger 
macht werden, nachdem die Kaufſache übergeben iſt; ogl. zu $ 459. Doch läßt das Reichsgericht 
Ausnahmen von dieſem Grundſatze zu: fo wenn die Mängel auch bis zu einer Übergabe, die nicht 
jenſeits des Zeitpunktes liegt, bis zu dem zu warten dem Kaufer zuzumuten iſt, nicht beſeitigt 
werden könnten (RG Warn 1911, 358; ZW 1912, 461; RG 23. 4. 20 II 525/19) oder wenn der 
Verkäufer die Beſeitigung beſtimmt und endgültig abgelehnt hat (RG 23. 4. 20 11 525/19); in 
ſolchen Fällen läßt das Reichsgericht auch ſchon vor der Übergabe die Ausübung des Wandelungs⸗ 
rechts oder wenigſtens ein dieſem entſprechendes Abgehen vom Vertrage (RG Warn 1911 Nr 321 
und 1912 Nr 204) zu. 0 

8. Beweislaſt. Wird die Leiſtung auf Grund des § 320 verweigert, fo hat, falls das Ber 
ſtehen der Gegenleiſtungspflicht des Klägers unbeſtritten iſt, dieſer darzutun, daß er die ihm 
obliegende Gegenleiſtung bewirkt oder angeboten habe, und zwar vollſtändig mindeſtens in 
einem die Verweigerung gemäß Abſ 2 ausſchließenden Maße, alſo auch bis zu dieſem Grade 
vertragsgemäß. Andernfalls hat der Beklagte das Beſtehen des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung, 
wegen deren er ſeine Leiſtung verweigert, darzulegen und erforderlichenfalls liquid zu ſtellen 
(Rc in HRR 1932, 2136). Doch kehrt ſich gemäß § 363 die Beweislaſt um, wenn die Gegen 
leiſtung als Erfüllung angenommen iſt. Wegen der Beweislaſt für den Eintritt des 
Verzugs bei gegenſeitigen Vertragen vgl. $$ 284 A 2, 285 A 2. Behauptet der Käufer, daß 
die gewährte und von ihm als Erfüllung angenommene Kaufſache mit Mängeln behaftet iſt, jo 
alt er auf die Rechtsbehelfe aus der Gewährleiſtung ($ 459) angewieſen (RG 66, 333; vgl. 
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) Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage vorzuleiſten verpflichtet iſt 
kann, wenn nach dem Abſchluſſe des Vertrags in den Vermögensverhältniſſen 
des anderen Teiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der 
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Anſpruch auf die Gegenleiftung gefährdet wird ), die ihm obliegende Leiſtung 
verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt oder Sicherheit für ſie geleiſtet 
wird ) 4). 

E II 272; P 1 631. 

1. Die Lage eines Vorleiſtungspflichtigen (vgl. $ 320 A 4) wird ungebührlich verſchlechtert, 
wenn die Vermögensverhältniſſe des andern Teiles nach dem Abſchluſſe des Vertrags eine weſent⸗ 
liche Verſchlimmerung erfahren. Zum Schutze gegen eine hieraus drohende Benachteiligung gibt 
das Geſetz auch dem zur Vorleiſtung Verpflichteten ausnahmsweiſe — vgl. $ 320 A 4 — das 
Weigerungsrecht, und zwar unter Anwendung der von ihm (vgl. 3 242 A 5 Einl. und a) nur in 
einzelnen Fallen, nicht als allgemeiner Rechtsſatz ausdrücklich ausgeſprochenen Regel von der 
Veränderung der Umſtände (RG Warn 1911 Nr 223). Gleiche Sonderbeſtimmung betreffs 
des Darlehenverſprechens in § 610. 

la. Eine Vorleiſtungspflicht des Käufers beſteht, wenn der Kaufpreis vor Übergabe und 
Eigentumsverſchaffung an der Sache zu zahlen iſt, ausgenommen wenn die Zahlung gegen 
Dispoſitionspapiere zu erfolgen hat (RG 22. 1. 26 VI 469/25); des Verkäufers, wenn 
vertraglich „nach Eintreffen der Ware“ zu zahlen iſt (RG 16. 10. 26 I 19/26). 

2. In Betracht kommt nur eine derartige nachträgliche Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe, daß durch ſie der Anſpruch auf die Gegenleiſtung gefährdet wird. Ein ſolches 
Ergebnis iſt indes auch dann nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, wenn die Vermögensverhältniſſe 
auch ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes mißliche waren (RG 12. 11. 04 I 292/04). Ob eine 
weſentliche Verſchlechterung anzunehmen, iſt nach dem allgemeinen Maßſtabe der Verkehrs⸗ 
anſchauung zu beurteilen; es reicht auch ſchon die erſchwerte Verwendbarkeit oder Flüſſigmachung 
der Ausſtände aus (NG Warn 08 Nr 298). Maßgebend iſt der Zuſtand in dem Zeitpunkte, in dem 
die Vorleiſtung fällig und gefordert wurde; aaO. und R 54, 358.) Die Konkurseröffnung 
begründet unbedingt eine derartige weſentliche Vermögensverſchlechterung (RG 12. 11. 04 1 
292/04). Ereigniſſe, die, wie der Krieg, zunächſt nur die allgemeine Geſchäftslage übel beein- 
fluſſen, reichen zur Anwendung des § 321 nicht aus (RG Warn 1916 Nr 5). Doch dürfte 
angeſichts der weiteren Entwicklung, der Dauer und der Folgen des Weltkrieges ſpäter unter 
Umſtänden anders zu entſcheiden geweſen ſein. Falls der Gegenanſpruch dinglich geſichert iſt 
(durch Pfand oder Hypotheh), iſt für die Einrede fo lange kein Raum, als die Sachſicherheit aus⸗ 
reicht (RG 53, 244, im Falle einer hypothekariſch geſicherten Forderung). In RG 112, 198 iſt 
eine ſinngemäße Anwendung des $ 321 für geboten erklärt auf andere Fälle, in denen der Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung und deren rechtzeitige Erfüllung geſährdet iſt, insbeſondere wenn der Vor⸗ 
leiſtungspflichtige Anſpruch auf Aufwertung der Gegenleiſtung erhebt und der andere Teil 
dagegen mit einer Schadenserſatzforderung wegen Lieferungsverzugs aufrechnen will. 

3. Das Verweigerungsrecht aus $ 321 bedarf zu ſeiner Ausübung nicht einer vorherigen 
Ankündigung (RG 51, 171). Es beſteht auch fort, wenn die Vermögensverhältniſſe des andern 
Teiles ſich wieder beſſern, der Berechtigte hiervon jedoch keine Kenntnis erhalten hat (RG SeuffA 
52 Nr 116). Der Berechtigte muß alſo die inzwiſchen wieder eingetretene Beſſerung ſeiner Ver ⸗ 
hältniſſe dem Vorleiſtungspflichtigen anzeigen, widrigenfalls dieſer die Einrede aus $ 321 fort- 
behält (RG Gruch 52, 412). — Die Wirkung des Weigerungsrechts beſchränkt ſich auf das Recht 
der Einrede, ohne eine Umwandlung des Schuldverhältniſſes jelbft herbeizuführen. Insbeſondere 
bleibt die Vorleiſtungspflicht an ſich beſtehen, und es kann der Vorleiſtungsberechtigte nicht anders 
in Verzug geſetzt werden, als dadurch, daß der Vorleiſtungspflichtige ſich zur Leiſtung bereit 
erweiſt (MG Ind 04, 20147). Dieſer erlangt auch nicht das Recht, nunmehr auf Leiſtung Zug 
um Zug oder auf Beſtellung einer Sicherheit zu klagen (RG 53, 62; 54, 358; Gruch 55, 898); 
ebenſowenig erlangt er infolge einer Verſchlechterung der Vermögenslage des Vorleiſtungs⸗ 
berechtigten das Recht zum Rücktritte vom Vertrage (RG 50, 257). Auch gibt im Falle der Ertei⸗ 
lung eines Kreditbriefs der Umſtand allein, daß die gewährte Deckung unzulänglich wird, 
kein aus einer geſetzlichen Regel ($ 321) herzuleitendes Recht zum Widerrufe; es kann ebenſowenig 
ohne weiteres als Vertragswille unterſtellt werden, daß die „Akkreditierung“ nur ſo lange währen 
ſollte, als die Deckung ausreiche (RG 64, 111). Die Einrede kann auch dem Zeſſtonar des 
Verpflichteten gegenüber geltend gemacht werden (RG 51, 170). Durch Bewirkung der 
Gegenleiſtung oder einer Sicherheitsleiſtung hört die Gefährdung auf. Die Sicherheitsleiſtung 
durch Bürgen iſt hier — im Gegenſatze zu $ 273 Abſ 3 — nicht ausgeſchloſſen. Sonach wird aber 
auch anzunehmen fein, daß das in Frage ſtehende Weigerungsrecht von vornherein ausgeſchloſſen 
iſt, falls für die Forderung ein (ſicherer) Bürge geſtellt war, wie die Einrede auch verſagt, wenn 
eine hinreichende Realſicherheit gewährt war (RG 53, 244). > 

4. Beweislaſt. Der Vorleiſtungspflichtige, der von der Einrede aus $ 321 Gebrauch machen 
will, hat die nachträgliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe zu beweiſen; dem 
Gegner ſteht der Gegenbeweis frei, daß ſeine Lage ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes eine 
gleich ſchlechte war, und ferner der Einwand, daß die Lage ſich inzwiſchen wieder gebeſſert hatte 
und dieſe Tatſache dem Gegner auch bereits bekannt geworden war. 

35 


548 Recht der Schuldverhältniſſe Schuldverhältniſſe aus Verträgen 


8 322 


Erhebt aus einem gegenſeitigen Vertrage der eine Teil Klage auf die ihm 
geſchuldete Leiſtung, fo hat die Geltendmachung des dem anderen Teile zu- 
ſtehenden Rechtes, die Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung zu ver- 
weigern, nur die Wirkung, daß der andere Teil zur Erfüllung Zug um Zug 
zu verurteilen iſt 1). 

Hat der klagende Teil vorzuleiſten, ſo kann er, wenn der andere Teil im 
Verzuge der Annahme iſt, auf Leiſtung nach Empfang der Gegenleiftung 
klagen 2). 

Auf die Zwangsvollſtreckung findet die Vorſchrift des 8 274 Abf 2 An- 
wendung °). 

E 1 364366; M 2 203; P 1 631. 

1. Abſ 1 enthält den prozeſſualen Grundſatz, daß die Geltendmachung des Verweigerungs⸗ 
rechts im Sinne des § 320 nicht zur Abweiſung der Klage, ſondern nur zur Verurteilung zur 
Erfüllung Zug um Zug führt (ogl. § 274 A 1). Von Amts wegen iſt das Verweigerungsrecht nicht 
zu berückſichtigen (vgl. $ 320 A 2). In welcher Form die Einrede erhoben wird, iſt unweſentlich 
RG FW 03 Beil 2245). Abj 1 findet auch dann Anwendung, wenn aus einem noch von keiner 
Seite erfüllten Tauſchvertrage nur auf Zahlung der bedungenen Zugabe geklagt wird (RG 51, 
367). Ob ſich der Beklagte bereits im Annahmeverzuge befindet, iſt für Abſ 1 unweſentlich. — 
Darüber, auf welche Gegenleiſtungen ſich die Verurteilung zur Bewirkung Zug um Zug zu 
erſtrecken hat, vgl. $ 320 A 2, 3. Die Rechtskraft eines auf Erfüllung Zug um Zug lautenden 
Urteils erſtreckt ſich nicht auf die Gegenleiſtung, von deren Bewirkung Zug um Zug die Verur⸗ 
teilung zur Leiſtung abhängig gemacht iſt (RG Warn 1921 Nr 22). 

2. Abſ 2 hat nur den Sonderfall im Auge, daß der Kläger vorleiſtungspflichtig iſt und der 
Beklagte ſich im Annahmeverzuge befindet. Alsdann ſoll eine auf „Leiſtung nach Empfang der 
Gegenleiſtung“ gerichtete Klage berechtigt ſein, wiewohl der Kläger ſeiner Vorleiſtungspflicht 
noch nicht nachgekommen ift (RG Seuffll 59 Nr 149). 

3. Hinſichtlich Abſ 3 (Zivangsvofiftrerlung) vgl. § 274 A 2. Abſ 3 umfaßt alle Fälle des 9 322, 
alſo auch den, daß der Beklagte gemäß Abſ 2 nur zur Leiſtung nach Empfang der Gegenleiſtung 
verurteilt iſt. Der obſiegende Kläger kann alſo auch in dieſem Falle, ſofern ſich der verurteilte 
Beklagte im Annahmeverzuge befindet, die Zwangsvollſtreckung ohne Bewirkung ſeiner Leiſtung 
betreiben und es dem Beklagten überlaſſen, nunmehr die Gegenleiſtung anzunehmen (RG Seuff A 
59 Nr 264). Vgl. dazu die $$ 756, 726 3 PO. Der zur Leiſtung Verurteilte kann wegen der Gegen 
leiſtung, gegen deren Bewirkung Zug um Zug er zur Leiſtung verurteilt ift, eine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Kläger aus dem Urteile nicht betreiben (RG Warn 1921 Nr 22: vgl. A J). 

4. Beweislaſt. Vgl. § 321 A 4. 


8 325 

1) Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes unmöglich, den weder er noch der andere 
Teil zu vertreten hat, jo verliert er den Anſpruch auf die Gegenleiftung ?); 
bei teilweiſer Unmöglichkeit mindert ſich die Gegenleiſtung nach Maßgabe 
der 88 472, 473°), 

Verlangt der andere Teil nach $ 281 Herausgabe des für den geſchuldeten 
Gegenſtand erlangten Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, ſo bleibt 
er zur Gegenleiſtung verpflichtet; dieſe mindert ſich jedoch nach Maßgabe 
der 88 472, 473 inſoweit, als der Wert des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs 
hinter dem Werte der geſchuldeten Leiſtung zurüdbleibt ?). 5 

Soweit die nach dieſen Vorſchriften nicht geſchuldete Gegenleiſtung bewirkt 
iſt, kann das Geleiſtete nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden 5) ®). 

E 1 368; M 2 205; P 1 638. 


1. Die 98 323—325 behandeln den Einfluß der nachträglichen Unmöglichkeit bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen und haben nur für ſolche Geltung (RG 106, 24). Auch hier wird, wie 5 
5.275, unterſchieden, ob die Unmöglichkeit nach den Grundſatzen der $$ 276-279 zu ber 
treten iſt oder nicht; das heißt, ob ſie durch einen nach dieſen Grundſätzen zu vertretende! 
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Umſtand oder durch andere Umſtände herbeigeführt worden iſt (§ 275 A 3). Es kann 
deshalb zu dieſem Punkte auf die Erläuterungen zu den $$ 276—279 verwieſen werden. 
Während aber bei ſonſtigen Schuldverhältniſſen nur die Haftbarkeit des einen Teiles, des 
Schuldners, in Betracht kommen kann, mußte bei gegenſeitigen Verträgen (vgl. § 320 A 1) 
naturgemäß berückſichtigt werden, zunächſt, daß jeder Teil wie Gläubiger ſo auch Schuldner iſt, 
und ferner, daß ſich hier auch die Haftbarkeit jedes Teiles in zweifacher Richtung zu äußern 
vermag, je nachdem er nämlich die Unmöglichkeit ſeiner Leiſtung oder der Leiſtung des andern 
zu vertreten hat. Während ſich endlich die Wirkung der nicht zu vertretenden nachträglichen Un⸗ 
möglichkeit ſonſt darauf beſchränkt, daß der Schuldner „von der Leiſtung frei wird“, entſteht bei 
einem gegenſeitigen Vertrage die Frage, wie das von einer oder der anderen oder keiner Partei 
zu vertretende Unmöglichwerden der einen Leiſtung zugleich auch den Anſpruch auf die andere 
Leiſtung beeinflußt. Allen dieſen Fragen tragen die Sonderbeſtimmungen der $$ 323—325 
Rechnung. — Über den Begriff Unmöglichkeit vgl. $ 275 A 2. Wenn die $$ 323ff. der ſub⸗ 
jeftiven Unmöglichkeit, des „Unvermögens“ im Sinne des § 275 Abſ 2 (A 5) auch nicht aus⸗ 
drücklich gedenken, fo greifen ihre Grundſätze doch auch hier Platz (RG 6. 11. 07 127/07). Die 
Beſtimmungen über die nachträgliche Unmöglichkeit ſind nicht zwingend, ſie können vielmehr 
durch Abrede abgeändert werden (RG 18. 1. 18V 297/17). — Die 88 323— 325 find trotz 
der Sonderbeſtimmungen der $$ 535—538 auch in Miet- und Pachtſachen anwendbar, 
ſoweit durch fie der Mieter günſtiger geſtellt wird (RG 62, 225; 89, 207); desgl. $ 323 bei Dienſt⸗ 
verträgen trotz $ 626, R& 92, 177. Iſt eine mit beſonderen Einrichtungen verſehene Anlage 
vermietet worden, die dieſerhalb nur zu einem beſtimmten entſprechenden Zwecke brauchbar iſt, 
ſo wird der Mieter von der Zahlungspflicht frei, wenn die Verwendung der Anlage durch außer⸗ 
gewöhnliche Ereigniſſe (Krieg) unmöglich wird (RG 94, 267). Nur inſoweit iſt die Anwendbar⸗ 
keit des $ 323 überhaupt ausgeſchloſſen, als der $ 552 eingreift, wonach der Mieter von der Ent⸗ 
richtung der Miete nicht befreit wird, wenn er an der Auslübung des Gebrauchsrechts durch einen 
in feiner Perſon liegenden Umſtand gehindert iſt (RG 79, 95). — Aus $ 323 ergibt ſich, unter 
Berückſichtigung der durch die Unternehmungsformen der Neuzeit geſchaffenen Betriebsverhält⸗ 
niſſe, für den Fall eines in einem ſolchen Betriebe eintretenden Teilſtreiks, den der Unter⸗ 
nehmer nicht nach den Grundſätzen der 9 276—279 zu vertreten hat, daß die arbeitswilligen 
Arbeiter keinen Anſpruch auf Fortzahlung ihres Lohnes haben, falls ihnen durch die infolge 
des Streiks notwendig gewordene Stillegung des Betriebs die Möglichkeit genommen wird, die 
vereinbarten Dienſte zu leiſten (RG 106, 276; vgl. aber RA 7, 1). — Auch der Übernehmer 
eines Vermögens ($ 419) kann die Rechte aus $ 323 ausüben, obwohl die Übertragung der 
Vermögensgegenſtände ſich durch Einzelgeſchäfte, die nicht gegenſeitige Vertrage ſind, vollzieht 
(A 130, 38). — Steht der Eigentumsübertragung eines verkauften Grundſtücks ein dinglich 
wirkendes relatives Veräußerungsverbot ($ 135) entgegen, das dem Käufer bei dem 
Kaufe bekannt geworden iſt, und widerſpricht der durch das Verbot Geſchützte der Eigentums⸗ 
übertragung, ſo liegt keine von vornherein beſtehende Unmöglichkeit, ſondern ein von keinem 
Teile zu vertretendes Unmöglichwerden im Sinne von $ 323 vor (RG 132, 145). — Inwieweit 
die Beſtimmungen der 88 323ff. durch $ 17 Ko beeinflußt werden, vgl. RG 73, 62. Auf 
eine von Anfang an beſtehende Unmöglichkeit find die Vorſchriften des $ 323 nicht an- 
wendbar (RG 105, 351). Haben beide Teile die Unmöglichkeit zu vertreten, jo iſt 9 254 
entſprechend heranzuziehen, auch wenn es ſich nicht um Schadenserſatz handelt (RG 71, 187; 
94, 142). Über die Beweislaſt vgl. $ 282. . N 

2. Der $ 323 behandelt den Fall, daß weder der eine noch der andere Teil die Unmöglich⸗ 
keit zu vertreten hat, daß vielmehr die eine der geſchuldeten Leiſtungen nachträglich (d. h. nach 
Abſchluß des Vertrags; RG IW 05, 17172) durch Zufall unmöglich geworden iſt. In dieſem 
Falle wird derjenige Teil, deſſen Leiſtung unmöglich geworden iſt, nach 9 275 ohne weiteres „von 
der Leiſtung frei“. Aber nach $ 323 tritt auch eine Befreiung der andern Partei von ihrer möglich 
gebliebenen Leiſtung ein; denn diejenige Partei, deren Leiſtung unmöglich geworden, verliert 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. — It der Leiſtungspflichtige außerſtande, die Leiſtung 
zu bewirken, jo hat er keinen Anſpruch auf die Gegenleistung, auch wenn er ſich in an ſich nach 
$ 295 genügender Weiſe wörtlich zur Leiſtung erboten hat, z. B. im Falle eines Teilſtreiks die 
arbeitswilligen Arbeitnehmer (RG 106, 276). Der Zufall wirkt hier für wie gegen beide Teile, 
und hat alſo tatſächlich das Erlöſchen des Vertrags überhaupt zur Folge. Die Ausgleichung hat 
nach den Grundſätzen von der ungerechtfertigten Bereicherung zu erfolgen (Abſ 3; RG Lg 1921, 
4955). Hat jemand ſich ſchuldrechtlich verpflichtet, einem andern ſeine Anteilsrechte an einer 
noch nicht eingetragenen Aktiengeſellſchaft abzutreten, ſo wird die Erfüllung im Sinne 
des $ 323 unmöglich, wenn die Aktiengeſellſchaft ohne Verſchulden des einen oder anderen Teils 
nicht zuſtande kommt. Falls die Parteien mit der Möglichkeit des Nichtzuſtandekommens 
gerechnet haben, findet in ſolchem Falle für die Herausgabe des bereits Geleiſteten (Abſ 3) 
der $ 820 Abſ 1 Satz 1 Anwendung und kann ſich deshalb der Empfänger nicht darauf be 
rufen, daß ihm das Empfangene wieder verloren gegangen ſei (RG 123, 405; vgl. A 5 und zu 
9820 A 1). — Die durch das Internationale Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
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frachtverkehr vom 14 10. 1890 begründete Verpflichtung der Verſandbahn gegenüber dem 
Abſender, ihm eine vom Empfänger vor Ausbruch des Weltkrieges durch Zahlung an die aus⸗ 
ländiſche, ſpäter feindlich gewordene Empfangsbahn eingelöſte Nachnahme auszuzahlen, iſt durch 
den Ausbruch des Weltkrieges nicht im Sinne des § 323 unmöglich geworden (RG 124, 99). — 
Dem Falle des $ 323 ſteht auch der gleich, daß die Leiſtung des einen Teiles infolge zweier zu⸗ 
ſammenwirkender Umſtände unmöglich wird, und jeder Vertragsteil den einen von ihnen zu 
vertreten hat (RG JW 1910, 9365). Im übrigen vgl. noch § 275 A 3. 

8. Entſteht nachträglich nur teilweiſe Unmöglichkeit (§ 275 A A), fo kann folgerichtig beider⸗ 
ſeits auch nur eine teilweiſe Befreiung eintreten; denn, ſoweit die betreffende Leiſtung noch 
möglich, iſt ſie zu bewirken, aber ebenſo braucht auch die Gegenleiſtung nur teilweiſe gewährt 
zu werden. Und zwar mindert ſie ſich nach der Schlußbeſtimmung des Abſ 1, gemäß den hier 
herangezogenen Grundſätzen der 88 472, 473 nach eben dem Verhältniſſe, in welchem ſich der 
Wert der noch möglichen Leiſtung zu dem Werte verhält, den dieſe Leiſtung zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes im ganzen gehabt hatte. — Zu beachten iſt insbeſondere auch hier, daß teilweiſe 
Möglichkeit im Sinne des Geſetzes überhaupt nicht vorliegt, ſofern ſich die noch möglich gebliebene 
Leiſtung nicht nur nach der Menge, ſondern auch ihrer Beſchaffenheit nach als etwas anderes dar⸗ 
ſtellen würde als die vertragsmäßig geſchuldete. Vgl. § 266 A 1. Wird durch eine an ſich nur 
zeitweilige Unmöglichkeit der Vertragszweck gefährdet, ſo muß ſie einer dauernden gleichgeſtellt 
werden und den Verluſt des Anſpruchs auf die ganze Gegenleiſtung herbeiführen (RG 105, 388). 
Im übrigen ſchiebt aber eine zeitweilige Unmöglichkeit nur für ihre Dauer den Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung auf (RG 88, 73; 106, 17). Auch das Möglichbleiben teilweiſer Leiſtung innerhalb 
der Vertragszeit kommt dann der vollen Unmöglichkeit gleich, wenn der Leiſtungszweck die volle 
Leiſtung verlangt (RG Warn 1925 Nr 21); vgl. § 275 A 4. — Die Unmöglichkeit der dem Ver⸗ 
käufer obliegenden Verſendung kann von ſolcher Tragweite ſein, daß ſie der Unmöglichkeit der 
geſchuldeten Leiſtung überhaupt gleichzuſtellen und der Käufer daher gegebenenfalls von Zahlung 
des ganzen Kaufpreiſes entbunden iſt (RG 88, 37). 

4. Wie bereits bei $ 275 A1 dargeſtellt iſt, und zwar unter beſonderer Berückſichtigung des 
9 281, bringt die nachträgliche Unmöglichkeit nicht grundſätzlich das Schuldverhältnis zum Er⸗ 
löſchen, befreit vielmehr nur „von der Leiſtung“. Dieſer Rechtsgedanke iſt in Abſ 2 für gegen⸗ 
ſeitige Verträge entſprechend verwertet worden, und zwar unter gleichzeitiger Berückſichtigung 
nur teilweiſer Unmöglichkeit. Demnach ſoll auch hier, falls der eine Teil einen Erſatz oder 
einen Erſatzanſpruch für den geſchuldeten Leiſtungsgegenſtand erlangt hat, dem 
andern Teile das Recht zuſtehen, an Stelle der bedungenen und nachträglich unmöglich geworde⸗ 
nen Leiſtung Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs zu verlangen. Macht 
er aber hiervon Gebrauch, ſo behält jener den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Für den Fall, 
daß die Erſatzleiſtung nicht den vollen Wert der vertraglich geſchuldeten Leiſtung deckt, 
mindert ſich auch die Gegenleiſtung nach eben dem Verhältniſſe, in welchem die Erſatzleiſtung 
weniger wert iſt als die geſchuldete Leiſtung. Die Erſatzleiſtung zu fordern, iſt indeſſen nur ein 
Recht, keine Verpflichtung der Partei, und will ſie davon abſehen, dann regelt ſich das Verhältnis 
lediglich nach Abſ 1. Über die Anwendbarkeit des Abſ 2 im Falle des § 325 A 2a. — Unter ent- 
ſprechender Anwendung des $ 323 kann auch derjenige, dem eine ausſchließliche Lizenz ver⸗ 
liehen iſt, eine Minderung ſeiner Gegenleiſtung verlangen oder ſogar zu einer ſolchen überhaupt 
nicht mehr verpflichtet ſein, wenn anderweite Benutzungsrechte beſtehen, für die der Lizenzgeber, 
wie regelmäßig der Fall, nicht haftet (RG 78, 363). Vgl. über den zu leiſtenden Erſatz im Falle des 
zwangsweiſen Verkaufes im Auslande deponierter Wertpapiere während des Krieges zu 9 281 Al. 

5. Rückforderung der nicht geſchuldeten Gegenleiſtung. Der Abf 3 ift für den Fall berechnet, 
daß die eine Vertragspartei die Gegenleiſtung, ſei es ganz, ſei es zum Teil, bereits empfangen 
hat, daß ſich demnächſt aber der Anſpruch auf dieſe um deswillen als unbegründet herausſtellt, 
weil ihre eigene Leiſtung unmöglich geworden iſt, und dabei auch eine Erſatzleiſtung im Sinne 
des Abf 2 nicht in Frage kommt. Unter dieſen Umſtänden hat die Partei einen Vorteil erlangt, 
für den der Grund fortge fallen iſt, ſo daß die Ausgleichung nach 8$ 812 ff. zu erfolgen hat. Er⸗ 
forderlich iſt der Nachweis, daß die Partei, deren Leiſtung unmöglich geworden, bereichert ſein 
würde, wenn ſie die Gegenleiſtung behalten dürfte (R& 105, 156; vgl. auch 139, 22). Ein Rück⸗ 
trittsrecht wie in $ 326 iſt dem andern Teile im Falle beiderſeits nicht zu vertretender Unmög⸗ 
lichkeit nicht gegeben (RG 105, 308). Die für den Fall des vertragsmäßigen Rücktritts 
rechts in § 346 gegebenen Vorſchriften (vgl. zu 8 346 A J), die in $ 327 auf das geſeß⸗ 
liche Rücktrittsrecht der 98 325, 326 und in den 89 467, 634 auf das Wandelungsrecht bei dem 
Kauf- und Werkvertrage für entſprechend anwendbar erklärt find, können auf die Rückgewähr 
der bewirkten Gegenleiſtung aus $ 323 Abſ 3 auch keine entſprechende Anwendung finden, da ſie 
ein ſchuldhaftes oder doch vertragswidriges Handeln des Rücktrittsberechtigten vorausſetzen. 
Derjenige, welcher den Anſpruch auf die Gegenleiſtung wegen eines von keinem Teile zu ver⸗ 
tretenden Unmöglichwerdens der Leiſtung gemäß § 323 Abſ 1 verliert, haftet deshalb wegen Der 
ſchon Empfangenen nur nach Bereicherungsgrundſätzen (RG 116, 380). Vgl. auch zu $ 327 A 2. 
Durch die 59 18, 78 AufwGef, welche die Anrechnung von Zahlungen erſchöpfend regeln, 
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wird auch der in $ 323 Ab 3 vorgeſehene Bereicherungsanſpruch ausgeſchloſſen (RG 122, 242; 
HRR 1930, 1919). 

6. Beiveißlaft. Derjenige Vertragsteil, der von feiner Leiſtungspflicht frei geworden ſein 
will, weil die ihm obliegende Leiſtung unmöglich ge worden ſei, hat dieſe Tatſache und ferner zu 
beweiſen, daß ſie durch einen Umſtand herbeigeführt worden iſt, den er nicht zu vertreten hat 
($ 275 A6; 8282 A 1). Macht er außerdem einen Anſpruch auf die Gegenleiſtung aus 
8 324 geltend, jo muß er weiter nachweiſen, daß die Unmöglichkeit ſeiner eigenen Leiſtung durch 
einen Umſtand herbeigeführt worden iſt, den der andere Teil zu vertreten hat. — Fordert der 
Verkäufer, der nur teilweiſe geleiſtet hat, inſoweit den Preis und behauptet er, daß ihm die 
weitere Erfüllung in nicht zu vertretender Weiſe unmöglich geworden ſei, verlangt dann aber 
der Käufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, fo hat der Verkäufer die von ihm nicht zu ver ⸗ 
tretende Unmöglichkeit weiterer Leiſtung zu beweiſen (RG 95, 265). 


8 324 

) Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umftandes, den der andere Teil zu vertreten hat!), 
unmöglich, ſo behält er den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Er muß ſich 
jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er infolge der Befreiung von der 
Leiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt !®). 

Das gleiche gilt, wenn die dem einen Teile obliegende Leiſtung infolge 
eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes zu einer Zeit unmöglich wird, 
zu welcher der andere Teil im Verzuge der Annahme iſt 7) ). 

E 1 308; M 2 208; P 1 638, 


1. Vorausgeſetzt iſt hier, daß die Unmöglichkeit der einen Leiſtung zu vertreten iſt (vgl. 
9275 A und § 323 A 2), und zwar nicht von dem fie ſchuldenden Teile (vgl. $ 325), ſondern von 
dem Forderungs berechtigten. Deſſen Haftung äußert ſich hier daher ſachgemäß dahin, daß er 
trotz der Unmöglichkeit der ihm geſchuldeten Leiſtung die ihm obliegende Gegenleiſtung nach 
dem Vertrage gewähren muß. „Sein Anſpruch gilt als ihm erfüllt“, und der Vertrag bleibt 
beſtehen (R Warn 1918 Nr 160). Der andere Teil dagegen, deſſen Leiſtung unmöglich geworden, 
iſt befreit. Hat er jedoch infolge des Umſtandes, der ſeine Leiſtung vereitelt hat, für den zu leiſten 
geweſenen Gegenſtand einen Erſatz erlangt, jo muß er das Empfangene feinem Gegner heraus- 
geben oder gegebenenfalls feinen Erſatzanſpruch abtreten (RG Warn 1918 Nr 160 unter ent» 
ſprechender Anwendung des in § 281 enthaltenen Grundſatzes). 0 

la. Aus welchem Beweggrunde der eine Teil die Leiſtung des andern unmoglich 
gemacht hat, iſt unweſentlich, ſelbſt wenn er aus Rückſicht auf das öffentliche Wohl gehandelt hatte 
(RE JW 06, 55»). Eine Haftung für das Unmöglichwerden der Leiſtung muß jedoch dann aus⸗ 
geſchloſſen ſein, wenn der Verpflichtete zu ſeinem Verhalten berechtigt war, da es unter dieſen 

mſtänden an dem Merkmale der objektiven Rechtswidrigkeit, wie auch des zu vertretenden Ver⸗ 
ſchuldens fehlt (RG JW 1910, 80576). Daher wäre beiſpielsweiſe $ 324 Abſ 1 unanwendbar, 
falls der Käufer eines Grundſtücks deſſen zwangsweiſe Verſteigerung durch Nichtzahlung des 
Kaufpreiſes verurſacht hätte, ſofern er die Entgegennahme der Auflaſſung zu weigern wegen 
Mangelhaftigkeit des Grundſtücks berechtigt war (RG 59, 150). Dagegen iſt die Haftung eines 
Käufers, der die Verſteigerung der Kaufſache dadurch verschuldet hatte, daß er feiner Verpflich⸗ 
tung, den Glaubiger des Verkäufers zu befriedigen, ſchuldhafter Weiſe nicht nachgekommen 
war, mit Recht angenommen worden (RG 66, 345; JW 1910, 80515). Ein gleiches träfe zu, 
wenn der Käufer den Verkäufer durch unberechtigte Vorenthaltung des Kaufpreiſes außerſtand 
geſetzt hätte, die Hypothekenzinſen zu bezahlen und das Grundflüd deshalb zur Verſteigerung 
gekommen wäre (RG Warn 1909 Nr 396). } 8 2 

1b. Die Regelung in Gemäßheit des $ 324 darf jedoch nicht zu einer unbilligen Bereicherung 
des nicht haftbaren Teiles führen, und daher ſieht das Geſetz in Abſ 1 Satz 2 vor, daß der von 
ſeiner Leiſtung Befreite ſich anrechnen laſſen muß, was er infolge der Befreiung erſpart oder 
durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erworben oder zu erwerben böswillig unter⸗ 
laſſen, d. h. in der Abſicht verabſäumt hat, den andern zu ſchädigen, oder aber wenigſtens in der 
Abſicht, die Möglichkeit, untätig zu bleiben, wider Treu und Glauben für ſich auszunutzen (RG 
22.12.05 VII 8/05; vgl. hinſichtlich des Dienſtvertrags $ 615). Die Anrechnung geltend zu 
machen, iſt Sache des Einwandes. Es handelt ſich dabei nur um eine Kürzung des Anſpruchs, 
aber nicht um eine Aufrechnung im Sinne des 9 387, da der Leiſtungs pflichtige feinen ſelbſtändigen 
Anſpruch auf Gewährung des erſparten Betrags erlangt (RG JW 1910, 100210). — Außer dem 


Vertragsanſpruche auf Erfüllung kann dem von ſeiner Leiſtung Befreiten überdies noch eine 
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Forderung auf Schadenserſatz zuſtehen, wenn ihm der andere Teil die Leiſtung durch 
eine unerlaubte Handlung ($$ 823 ff.) unmöglich gemacht hat. Haben beide Teile die Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung verſchuldet, dann iſt in Gemäßheit der Regeln des § 254 
abzuwägen, ob die nachträgliche Unmöglichkeit anteilsweiſe von beiden Teilen oder nur 
von einem Teile zu vertreten iſt (RG 71, 189; 94, 141). Eine entſprechende Anwendung des 
Satzes 2 auf dasjenige, was ein Angeſtellter während der Dauer eines vertragsmäßigen Wett⸗ 
bewerbsverbots, während welcher ihm eine Karenzentſchädigung zu zahlen ift, durch ander- 
weite Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt, iſt ausgeſchloſſen (RG 114, 409). 

2. Falls der eine Teil hinſichtlich der ihm gebührenden Leiſtung ſich im Annahmeverzuge 
befindet, haftet der andere Teil gemäß $ 300 Abſ 1 nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. Wird 
ihm ſeine Leiſtung während der Dauer jenes Annahmeverzugs durch einen von ihm ſelbſt nicht 
zu vertretenden Umſtand — durch eigene nur einfache Fahrläſſigkeit ($ 300 Abſ 1), durch Ver⸗ 
ſchulden des forderungsberechtigten Gegners oder Zufall — unmöglich gemacht, ſo ſollen zu 
ſeinen Gunſten die Grundſätze des Abſ 1 Anwendung finden (R Warn 1918 Nr 160; RG 
103, 15). Er behält alſo den Anſpruch auf die Gegenleiſtung mit Anrechnungspflicht gemäß 
Satz 2. Das gilt auch für Gattungsſchulden, wenn der Schuldner vor Ausscheiden der zu liefern⸗ 
den Sache aus der Gattung bei Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 295 ein wörtliches An- 
gebot gemacht hat (RG 103, 15; dgl. zu § 300 Anm 2). Doch iſt eine ſolche Rechtslage nicht 
etwa bereits ſchlechthin durch den Annahmeverzug des Gläubigers gegeben; dieſer ſchließt nicht 
aus, daß die während ſeines Beſtehens eintretende Unmöglichkeit Folge eines von dem Schuldner 
nach $ 300 Abſ 1 zu vertretenden Umſtandes fein kann (NG in HRR 1928, 1577). Durch das 
Angebot einer mit einem Rechtsmangel (8 434) belaſteten Ware, z. B. einer ſolchen, hinſichtlich 
deren einer Behörde die Befugnis zur Verfallerklärung zuſteht, gerät der Gläubiger nicht in An⸗ 
nahmeverzug; deshalb findet im Falle nach ſolchem Angebot ſtattfindender Beſchlagnahme 9 324 
Abſ 2 keine Anwendung (RG 111, 86). 

3. Beweislaſt. Den Beweis dafür, infolge welches Umſtandes die Unmöglichkeit der ihm 
obliegenden Leiſtung eingetreten iſt, hat der Schuldner dieſer Leiſtung, alſo der die Gegenleiſtung 
in Anſpruch nehmende Teil zu führen ($ 282); den Beweis, daß dieſer Umſtand von dem die 
Gegenleiſtung in Anſpruch nehmenden Teile zu vertreten iſt, der Gläubiger der unmöglich ge⸗ 
wordenen Leiſtung (vgl. zu $ 282 A! am Schluſſe). Im Falle des Abſ 2 wird ſich der dieſem 
obliegende Beweis darauf zu erſtrecken haben, daß der als Urſache der Unmöglichkeit der 
Leiſtung feſtgeſtellte Umſtand ungeachtet ſeines Annahmeverzugs von demjenigen, der die 
Gegenleiſtung fordert, zu vertreten, alſo durch deſſen Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit 
herbeigeführt worden iſt ($ 300); vgl. A 2. Der Beweis dafür, daß derjenige Teil, deſſen Leiſtung 
unmöglich geworden iſt, Erſparungen gemacht hat (Abſ 1 Satz 2), liegt dem Gegner ob (RG 
JW 09, 455; Gruch 51, 947; 53, 917). 


$ 325 


Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umftandes, den er zu vertreten hat, unmöglich, fo kann 
der andere Teil Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem 
Vertrage zurücktreten !) 40) 10). Bei teilweiſer Unmöglichkeit iſt er, wenn die 
teilweiſe Erfüllung des Vertrags für ihn kein Intereſſe hat, berechtigt, Schadens 
erſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe des 
§ 280 Abſ 2 zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurückzutreten ). 
Statt des Anſpruchs auf Schadenserſatz und des Nücktrittsrechts kann er auch 
die für den Fall des $ 323 beſtimmten Rechte geltend machen >). 

Das gleiche gilt in dem Falle des $ 283, wenn nicht die Leiſtung bis zum 
Ablaufe der Friſt bewirkt wird oder wenn ſie zu dieſer Zeit teilweiſe nicht 
bewirkt iſt ) 2). 

E 1 369; M 2 209; P 1 639. 

1. Vgl. über den Begriff der gegenſeitigen Verträge zu § 320 A1 und über ge miſchte 
gegenſeitige Verträge, insbeſondere den Filmverkauf, zu § 326 A 1. Vorausgeſetzt iſt hier 
im Gegenſatze zu 9 324, daß die nachträgliche Unmöglichkeit der einen Leiſtung von demjenigen 
Teile zu vertreten iſt, der ſie ſchuldet. In dieſem Falle ſoll der andere Teil berechtigt ſein, wahl 
weiſe ($ 262 A 1) entweder gemäß § 280 Abſ 1 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu Der 
langen oder vom Vertrage zurückzutreten, oder endlich die im $ 323 behandelten Rechte geltend 
zu machen. Iſt die nachträgliche Unmöglichkeit teils von dem einen Teile, teils von maß 
andern zu vertreten, dann greift entweder $ 324 oder $ 325 Platz, und das entſcheidet ſich gem 
dem auch hier, und zwar auch im Falle des Rücktrikts, anwendbaren $ 254 danach, weſſen 
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Verſchulden als das überwiegend urſächliche anzuſehen iſt; dagegen iſt es ausgeſchloſſen, den 
Fall beiderſeitigen Verſchuldens unter dem Geſichtspunkte teilweiſer Unmöglichkeit nach § 325 
Abſe1 Satz 2 zu behandeln (RG 71,189; 94, 141). Über die Vertretung der Unmöglichkeit vgl. 
§ 275 A 2, 3 und 8324 A 1. Der Unmöglichkeit iſt auch hier das Unvermögen ($ 275 Abſ 2) 
gleichzuſetzen (vgl. zu $ 323 A1; RG Warn 1910 Nr 323). Zu vertretende Unmöglichkeit im 
Sinne des § 325 liegt beiſpielsweiſe auch dann vor, wenn der Verpflichtete, der einem andern 
für die Tätigkeit bei dem Betriebe ſeines Unternehmens Proviſion verſprochen hat, dieſen 
Betrieb einſtellt und ſo dem andern den Erwerb von Proviſionsanſprüchen unmöglich macht 
(RG Gruch 1912, 919). Neben der Sondervorſchrift der $$ 626—628 (Kündigungsrecht 
ohne Kündigungsfriſt bei Dienſtverträgen aus wichtigem Grunde) iſt § 325 nicht anwendbar 
(NRG 1. 3. 26 111 455/25). Über die Beweislaſt vgl. § 282. 

1 a. Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Frage, in welcher Weiſe der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung bei gegenſeitigen Verträgen geltend zu machen iſt. Sie kehrt im 
Falle des $ 326 wieder und ſoll daher ſchon hier erſchöpfend beantwortet werden. — Nach dem 
Inhalte des Schuldverhältniſſes ſind die beiderſeitigen Leiſtungen gegeneinander auszutauſchen 
(8320 A 1). So entfteht die Frage, ob ſich dieſer Grundſatz auch noch bei Geltendmachung des 
Anſpruchs auf Schadenserſatz durchſetzt. Nach der einen Anſicht iſt das zu bejahen (Austauſch⸗ 
theorie), nach der andern iſt der Anſpruch auf Schadenserſatz ein einſeitiger, während der Um⸗ 
ſtand, daß auch der Erſatzberechtigte zur Leiſtung verpflichtet war, nur für die Ermittlung des 
Schadensumfangs von Bedeutung bleibt (Differenztheorie). Wenn A und B einen Tauſch⸗ 
vertrag über zwei Pferde abſchließen, A ſich zur Gewährung ſeines Pferdes willkürlich außerſtand 
ſetzt und infolgedeſſen B Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt, ſo könnte er dies nach der 
Austauſchtheorie nur in der Weiſe durchführen, daß er die ihm obliegende Gegenleiſtung bewirkte; 
nach der Differenztheorie dagegen würde er von ſeiner eigenen Leiſtungspflicht entbunden ſein 
und ſchlechthin denjenigen Betrag erſetzt verlangen können, der ihm entgangen iſt, weil der Tauſch⸗ 
vertrag beiderſeits nicht zur Erfüllung gekommen ift. (Vgl. das Nähere über die verſchiedenen 
Theorien bei Oertmann zu § 325). Die Differenztheorie verdient den Vorzug. Schon die Faſſung 
des Geſetzes führt zu ihr, ſofern man (was ſprachlich geboten ift) hinter „Nichterfüllung“ ergänzt 
„des Vertrags“ und nicht „der Leiſtung“. Denn von Nichterfüllung „des Vertrags“ kann überhaupt 
nur im Hinblick auf die beiderſeitigen Leiſtungen geſprochen werden. Vor allem aber iſt auch hier 
die beſondere Natur des gegenſeitigen Vertrags entſcheidend. Nach dieſer erſcheint die Auffaſſung 
als die gegebene, daß, wenn die Leiſtung des einen Teiles infolge eines von ihm zu vertretenden 
Umſtands fortfällt, der andere Teil nicht verpflichtet ſein kann, trotzdem ſeinerſeits 
zu leiſten, und zwar möglicherweiſe auch dann, wenn dies unter den veränderten Umſtänden 
gerade gegen ſein Intereſſe verſtieße, während anderſeits der untreue Vertragsteil, der ſich mut⸗ 
willig zur Leiſtung außerſtand geſetzt hätte, daraus ſogar einen beſonderen Vorteil ziehen könnte, 
beiſpielsweiſe, wenn er in dem zuvor angegebenen Falle das dem andern Teile tauſchweiſe ver⸗ 
ſprochene Pferd unter beſonders günſtigen Umſtänden weiterverkauft hätte. Wenn dagegen 
erwogen wird (Oertmann Ic, d), das Intereſſe des Berechtigten ſei ſchon durch fein Rücktrittsrecht 
genügend gewahrt, ſo ſchlägt das nicht durch, weil die vertragstreue Partei durch den Vertrag 
Vorteile angeſtrebt haben kann, deren Erlangung im Falle des Rücktritts ausgeſchloſſen, aljo 
durch das Verſchulden des andern Teiles vereitelt worden wäre. Aber auch die Erwägung iſt 
abwegig, daß das Rücktrittsrecht bei Befolgung der Differenztheorie überhaupt keinen Sinn 
hätte. Denn das genannte Recht behält ſeine Bedeutung immer noch für den Fall, daß die be- 
rechtigte Partei nach den Umſtänden des Falles einen Schadenserſatzanſpruch überhaupt nicht 
zu begründen vermag und daher nur noch das anerkennenswerte Intereſſe hat, das ganze Schuld- 
verhältnis zum Erloſchen zu bringen. Der Rücktritt ſchafft alsdann causa finita, und die Partei 
vermag nunmehr das, was ſie etwa ſchon gewährt hat, zurückzufordern. Unzutreffend erſcheint 
ferner auch der Hinweis auf die „grundſätzliche Selbſtändigkeit“ der beiderſeitigen Verpflichtungen 
(Dertmann A 3). Gemäß $ 320 kann nämlich, weil der Grundſatz des Austauſches beſteht, jeder 
Teil ſeine Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung verweigern, und verfolgt man dieſen 
Grundſatz weiter, jo führt das gerade zu dem Ergebniſſe, daß, falls die eine Leiſtung unmoglich 
geworden iſt, auch der andere Teil von ſeiner Leiſtungspflicht entbunden ſein muß, was $ 323 
für den Fall zufälliger Unmöglichkeit ausdrücklich ausſpricht, und es läßt ſich ſchlechterdings nicht 
annehmen, daß etwas anderes gelten ſollte, wenn die eine Leiſtung nicht durch Zufall, ſondern 
durch einen von dem Leiſtungspflichtigen zu vertretenden Umſtand unmöglich geworden tft. 
Demgemäß hat ſich auch das Reichsgericht der Differenztheorie ausdrücklich angeſchloſſen (ch 
50, 262 ff.; 57, 106; 58, 177; 60, 347; 61, 89, 348; 66, 67; 102,62; 127, 248: JW 1919, 308°; 
HR 1931, 4). Vgl. auch RG 83, 281 und zu § 387 A 4. Freilich betreffen dieſe Entſcheidungen 
vorzugsweise den $ 326 Satz 2. Das gleiche muß aber entſprechend auch für den Fal des 8 325 
gelten. Im Sinne der bezeichneten Lehre muß der Vertrag „endgültig liquidiert“ (MG 61, 352) 
und ein rechneriſches Ergebnis ermittelt werden (RG 83, 281) und es berechnet ſich der 
Schaden aus der Vergleichung einerſeits des Werts, den die geſchuldete aber unmöglich 
gewordene Leiſtung für den Erſatzberechtigten hatte (vgl. 8 249 A 1), und anderſeits des Werts 
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ſeiner eigenen Leiſtung, ſo daß ſich als Schadensbetrag der Unterſchied des Vermögensſtandes 
im Falle der Erfüllung und im Falle der Nichterfüllung der beiderſeitigen Leiſtungen ergibt, 
und ſich der Gläubigeranſpruch als eine einſeitige Forderung auf Erſtattung in Geld, und zwar 
in deutſcher Währung, darſtellt (RG 91, 33/34; 102, 62; 127, 248). Darüber, daß ſich aus den 
vorſtehend entwickelten Grundſätzen für den Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung aus 
gegenſeitigen Verträgen eine Ausnahme von dem Grundfage der Naturalreſtitution 
ergibt, vgl. RG 61, 353 und zu § 249 A 1 Abſ 4. 

Die Frage, ob der Erſatzberechtigte, wenn nicht verpflichtet, ſo doch berechtigt iſt, ſeinen 
Schaden in der Art geltend zu machen, daß er die ihm obliegende Leiſtung anbietet 
und Erſatz nur für die ausgebliebene, ihm geſchuldete Leiſtung fordert, iſt zu bejahen. Eine 
derartige Regelung kann in dem billig zu berückſichtigenden Intereſſe des Berechtigten liegen. 
Vgl. das Urteil RG 96, 20, wo mit Recht angenommen iſt, daß auch der zur Wandelung Be⸗ 
rechtigte, falls der Verpflichtete nach Vollziehung der Wandelung die Rückgabe der ihm 
gewährten Sache unmöglich gemacht hat, befugt iſt, die ſeinerſeits empfangene Sache zurück⸗ 
zugeben und Entſchädigung wegen Vereitelung der Rückgewähr feiner Leiſtung zu verlangen. 
Man kann dem Wandelungsberechtigten nicht zumuten, daß er die empfangene mangelhafte 
Sache behalten müßte. Auch bei der Wandelung find ja die beiderſeitigen Leiſtungen grund, 
ſätzlich Zug um Zug zurückzugewähren (RG 66, 69; 93, 49; vgl. zu $ 467 A 4); es entſteht ſomit 
durch die Wandelung ein dem gegenſeitigen Vertrage rechtsähnliches Rechtsverhältnis. Gleiches 
muß aber auch bei den eigentlichen gegenſeitigen Verträgen gelten. 

Den Schadensnachweis kann der Berechtigte in jeder beliebigen Weiſe führen. Insbeſondere 
beim Handelskaufe in den dafür geeigneten Fällen durch die abſtrakte Schadensberechnung; 
vgl. über ihre Natur und über die Vorausſetzungen und Grenzen ihrer Zuläſſigkeit $ 252 A g. 
Als Zeitpunkt für die Schadensberechnung kann der Käufer im Falle des § 326 nach 
ſeiner Wahl den Zeitpunkt des Eintritts des Verzugs oder des Ablaufs der Nachfriſt (RG 90, 
423; Seuff A 61 Nr 4), im Falle des 9 325 den des Eintritts der Unmöglichkeit oder, falls der 
Verkäufer vorher im Verzuge war, des Verzugs (RG 96, 159) zugrunde legen. Zu beachten iſt 
indes, daß die Wahl des Zeitpunkts ſich nicht wegen Verſtoßes gegen Treu und Glauben als 
Mißbrauch darſtellen darf (RG 90, 424; 91 S. 31 und 103). Der Berechtigte darf daher auch 
nicht den Marktpreis eines Zeitpunkts zugrunde legen, wonach er einen übermäßigen Gewinn 
erhalten würde (R Warn 1918 Nr 89). — Der Käufer kann ferner vom abſtrakten Schaden 
abſehen und ſtatt deſſen den ſich für ihn aus den beſondern Umſtänden des Falles ergebenden 
„konkreten Schaden“ geltend machen (RG 89, 283; 90, 161; JW 1917, 355°); d. h. den wirk⸗ 
lichen Schaden, der ſich aus dem Unterſchiede zwiſchen dem Betrage ergibt, den er dem Ver ⸗ 
käufer hätte zahlen müſſen, und anderſeits den nunmehr aufzuwendenden Anſchaffungskoſten 
(RG 98, 272). Bei dieſer Berechnung bildet der von ihm bereits bezahlte Kaufpreis einen 
Rechnungsfaktor (RG in JW 1917, 59758; 1919, 308%; RG 127, 248). Der Käufer kann aber auch 
für jede andere Aufwendung Erſatz verlangen unter dem Geſichtspunkte, daß er ſie zum 
Zwecke der Anſchaffung der Ware und ihrer Weiterveräußerung gemacht habe. Zu ſeinen Gunſten 
ſoll ſogar eine Vermutung der Gleichwertigkeit Platz greifen in dem Sinne, daß ſein 
Mindeſtſchaden darin beſtehe, daß er für ſein Geld (Kaufpreis und ſonſtige Aufwendungen) keine 
gleichwertige Sache erhalten habe, und es ſoll Sache des Verkäufers fein, nachzuweisen, daß der 
Käufer auch bei Verwertung der Kaufſache ſeine Aufwendungen nicht wieder hätte „herausholen 
können (RG 127, 248 und die dort angeführten Entſcheidungen). Dagegen kann der Zeſſionar des 
Käufers das von ihm gezahlte Abtretungsentgelt nicht ohne weiteres als Mindeſtſchaden geltend 
machen (RG aa O.). — Beim Verkaufe einer nach Maß, Zahl oder Gewicht beſtimmten Menge 
einer vom Verkäufer ſelbſt hergeſtellten Ware kann dieſer auch den Unterſchied zwiſchen dem 
Herſtellungspreiſe und dem Verkaufspreiſe erſtattet verlangen, und der Käufer kann regelmäßig 
nicht einwenden, daß der Verkäufer die Ware anderweit hätte verkaufen können (RG JW 1919, 
4955). Hatte der Verkäufer die vom Käufer nicht abgenommene Ware zur Zeit des Kaufab⸗ 
ſchluſſes bereits angeſchafft und fordert er demnächſt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in der 
Weiſe, daß er feinen Anſchaffungspreis dem vereinbarten Verkaufspreiſe gegenüberſtellt, dann 
ift für eine Vorteilsausgleichung jedenfalls inſofern Raum, als der Verkäufer die ihm nicht 
abgenommene Ware behält. Der Verkäufer kann hier daher nicht Erſatz des Unterſchiede⸗ 
zwiſchen dem Anſchaffungspreiſe und dem höheren Verkaufspreiſe, ſondern nur den Unterſchied 
zwiſchen dem Werte der Ware, die er behält, zu dem der ee eee liege lg. 
Zeitpunkte, und dem Verkaufspreiſe fordern (RG 89, 282; Gruch 63, 220; Warn 1918 Nr 18 ) 
Das ſoll auch gelten, wenn bei dem Deckungsverkaufe die Ware dem Gläubiger ſelbſt zugeſchlagn 
und dieſer dadurch in ihrem Befige verblieben iſt (Rz 110, 159; 89, 282; Gruch 63, 220). — Dur 
Feſtſtellung des konkreten Schadens kann der Verkäufer auch einen freihändigen Deckung 
verkauf vornehmen, ohne an die Vorſchriften des $ 373 HGB gebunden zu ſein (RG 28. 4. 0 
1381/04). Ein ſolcher Deckungsverkauf unterſcheidet ſich von dem Selbſthilfeverkauß 155 
$ 373 HGB dadurch, daß er nicht auf Rechnung des Käufers geht (RG 110, 156). 7 — 
aber der Schadensberechnung zugrunde zu legen, ſofern der Verkäufer nicht gegen a 
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und Glauben verſtoßen und auch das Intereſſe des Käufers nicht außer acht gelaſſen 
hat (NG 61, 281). Der Selbſthilfeverkauf des § 373 HGB ſetzt voraus, daß der Ver⸗ 
käufer am Vertrage feſthalten und ihn erfüllen will; er kann deshalb nicht mehr ftatt- 
finden, nachdem der Verkäufer im Wege des 5 326 vorgegangen iſt (RG 110, 156); 
auch kann eine Erfüllungsverweigerung in einem ſolchen Verkaufe nicht gefunden werden 
(RG in HRR 1928, 2266). — Der Käufer anderſeits kann (braucht es aber in der Regel nicht, 
NG SeuffA 65 Nr 388) den Detlungskauf vornehmen, und zwar unter Umſtänden ſchon vor 
Ablauf der Lieferungsfriſt. Der Deckungskauf geht alsdann aber auf ſeine Gefahr, falls der 
Verkäufer noch rechtzeitig erfüllt. Den Gewinn aus dem Weiterverkauf der Ware braucht der 
Käufer fich nicht anrechnen zu laſſen (RG 52, 150; 90, 160; Warn 1920 Nr 7). Der Deckungskauf 
iſt unter Beobachtung von Treu und Glauben nach den Gepflogenheiten des Verkehrs vorzu⸗ 
nehmen; insbeſondere darf der Käufer mit der Vornahme nicht ungebührlich warten, und er darf 
aus der Hinzögerung keinen Vorteil auf Koſten des Verkäufers ſuchen; den Gepflogenheiten des 
Handels entſpricht eine tunlichſt baldige Eindeckung; hat der Käufer danach gehandelt, dann hat 
der Verkäufer keinen Anlaß zur Beſchwerde (RG 101, 91; Warn 1919 Nr 133). Fordert der Käufer, 
der den Deckungskauf unterlaſſen hat, Erſatz zwiſchen dem Kaufpreiſe und dem Preiſe, der zur 
anderweiten Anſchaffung erforderlich geweſen wäre, ſo kann er damit nicht zugleich den Gewinn 
erſtattet verlangen, den er im Falle der Vertragserfüllung durch eine gefteigerte Produktion erzielt 
haben würde (RG Warn 1918 Nr 151; JW 1917, 355°). — Fordert der Werkbeſteller gemäß 
85 635, 326 Schadenserſatz, dann kann er, wie bei der Wandelung, Zurückerſtattung ſeiner Leiſtung 
fordern, während der andere Teil feinen Anſpruch verliert (RG JW 1912, 686°). 

Gegenüber dem Schadenserſatzanſpruch aus $ 325 iſt auch der Einwand des Mitverſchuldens 
aus § 254 zuläſſig, und zwar mit der Wirkung, daß zu prüfen ift, ob und inwieweit der einzelne 
Beteiligte trotz des Mitverſchuldens des andern für ſein Verſchulden und die ſich daraus ergebenden 
Folgen verantwortlich iſt und die dadurch erwachſenen Nachteile ſelbſt zu tragen hat; dagegen 
iſt die Folgerung, daß, wenn die Unmöglichkeit teils von dem einen Teile, teils vom andern ver⸗ 
ſchuldet worden ift, das teilweiſe Verſchulden der teilweiſen Unmöglichkeit gemäß Abſ 1 Satz 2 
gleichzuſtellen ſei, rechtlich unhaltbar (RG 56, 267; 71, 227; 94, 140; JW 1919, 308; vgl. A 1). 

1 b. Auf den Nüdtritt vom Vertrage im Falle des $ 325 finden nach $ 327 die Vorſchriften 
der $$ 346—356 Über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht entſprechende Anwendung, jedoch 
mit der in § 327 Satz 2 vorgeſehenen Beſchränkung; vgl. darüber zu $ 327 A 2. Der Rücktritt 
erfolgt danach durch eine einſeitige, empfangsbedürftige, unwiderrufliche Erklärung, durch welche 
die Losſagung vom Vertrage ausdrücklich oder mittels ſchlüſſiger Handlungen kundgegeben wird 
(RS 119, 18). Verlangt der Berechtigte in der Erklärung zugleich Schadenserſatz, fo iſt 
es Tatfrage, ob in Wirklichkeit ein Rücktritt vom Vertrage im Rechtsſinne („als ſei er nicht ger 
ſchloſſen“) gemeint iſt (ch in XW 1911, 7515; RG 126, 69); im Zweifel wird anzunehmen ſein, 
daß nicht ein ſolcher Rücktritt erklärt, ſondern Schadenserſatz beanſprucht werden ſollte (RG in 
JW 1907, 3805, 1926, 290611); doch wird im Einzelſalle die Erklärung von dem Empfänger ſo 
verſtanden werden dürfen ($ 133 BGB), daß fie einen endgültigen Rücktritt enthalte, neben 
welchem nach dem Geſetze für einen Schadenserſatzanſpruch kein Raum bleibt (RG 126, 69). 
Die Rücktrittserklärung fließt den Erfüllungs-, wie den Erſatzanſpruch aus (RG 61, 130), ſodaß 
ſich die gegenſeitigen Rechte auf den Anſpruch auf Rückgabe der gemachten Leiſtungen beſchränken 
(RG JW 02 Beil 251158). Der Käufer kann das eingezahlte Kaufgeld nebſt Zinſen ſeit der Zahlung 
zurückfordern (RG 52, 92; vgl. auch 9 326 A 1). Die Erklärung, daß Schadenserſatz verlangt werde, 
hindert anderſeits nicht den ſpäteren Rücktritt von Vertrage. Vgl. auch 9 326 A 10 Abſ 4. Wegen 
der Anwendung des $ 254 vgl. A 1. ö 

2. Bei nur teilweiſer Unmöglichkeit — falls alſo eine Teilerfüllung auch im Rechtsſinne noch 
möglich geblieben ($ 275 A 4) — ſoll die forderungsberechtigte Partei befugt ſein, auch die möglich 
gebliebene Teilleiſtung wegen mangelnden Intereſſes an der bloß teilweiſen Er⸗ 
füllung des Vertrags, mithin (vgl. dagegen § 280 Abſ 2) an der beiderſeitigen Teil⸗ 
erfüllung (RG 50, 138; 67, 104; JW 09, 71) abzulehnen und von den in Abſ 1 vorgeſehenen 
Rechtsbehelfen derart Gebrauch zu machen, als wäre ihr geſamter Anſpruch durch nachtragliche, 
von dem anderen Teile zu vertretende Unmöglichkeit der Leiſtung vereitelt worden (ogl. Seuffl 
64 Nr 260). Der Berechtigte kann daher auch dann Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des 
geſamten Vertrages verlangen oder vom geſamten Vertrage zurücktreten wenn dieſer in weſent⸗ 
lichen Teilen zwar erfüllt iſt, er aber an dieſer bereits bewirkten Teilerfüllung wegen 
Unmöglichkeit der vollen Erfüllung kein Intereſſe hat (RG Gruch 53, 945, wo — wie auch in Ach 
126, 67 — die Anwendbarkeit dieſer Grundſätze auch bei einem gemiſchten Vertrage — § 300 
A 2 — angenommen iſt). Er kann dann aber nicht die empfangene Teilleiſtung behalten, ſondern 
muß dieſe zurückgeben. — Eine entſprechende Anwendung des 9325 Abſ 1 Satz 2 iſt im Falle des 
9326 Abſ 1 Satz 3 (vgl. zu $ 326 A4) geboten, wenn der Vertrag von einer Partei bereits zum 
Teil (insbeſondere durch Leistung einer Anzahlung) erfüllt iſt, die Aufrechterhaltung dieſer 
Erfüllung aber für fie wegen Nichterfüllung eines Teiles des Vertrags durch die andere Partei 
kein Intereſſe mehr hat; ſie kann dann wegen Nichterfüllung des ganzen Vertrages Schadens⸗ 
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erſatz verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurücktreten und in beiden Fällen die geleiſtete 
Anzahlung zurückverlangen (RG 119, 16). — Liegt die Vorausſetzung des mangelnden Intereſſes 
an der Teilerfüllung nicht vor, ſo muß der Berechtigte die empfangene und angenommene 
Teilleiſtung als teilweiſe Vertragserfüllung behalten. Will oder muß er hiernach eine empfangene 
Teilleiſtung behalten oder eine möglich gebliebene Teilleiſtung annehmen, ſo iſt er ſeinerſeits 
verpflichtet, die ihm obliegende Gegenleiſtung zu einem verhältnismäßigen Teile zu 
be wirken (RG 73, 61). — Der in § 325 zum Ausdruck kommende Rechtsſatz, daß keine Partei die auf 
Grund eines gegenſeitigen Vertrags empfangene Leiſtung behalten darf, ohne zu der entſprechen⸗ 
den Gegenleiſtung verpflichtet zu fein, iſt keine Beſonderheit dieſer Vorſchrift, ſondern ein all- 
gemeiner Rechtsgedanke, der insbeſondere auch entſprechende Anwendung zu finden hat, wenn 
der Konkursverwalter nach vor Eröffnung des Konkurſes erfolgten Teilleiſtungen des Gemein⸗ 
ſchuldners auf Grund des § 17 KO die weitere Erfüllung des Vertrages ablehnt (RG 73, 63; 
135, 172; vgl. unten A 4). Bei einem einheitlichen Vertrage, der gewöhnlich auch nur einheitlich 
ſtehen und fallen ſoll, iſt jedoch auch bei nur teilweiſer Nichterfüllbarkeit regelmäßig auch das 
Rücktrittsrecht nur hinſichtlich des geſamten Vertrags gegeben, ohne Rückſicht darauf, ob der 
Berechtigte an der bloßen Teilerfüllung Intereſſe hat oder nicht (RG 67, 104; Warn 09 Nr 288; 
Gruch 53,948; SeuffA 74 Nr 28); nur bei einem in ſelbſtändige Teile zerlegbaren Vertrage iſt daher 
auch ein nur teilweiser Rücktritt zuläffig (RG 67, 101; 79,311; HRR 1931, 925). Geht die Verpflich⸗ 
tung auf ein Unterlaſſen, beiſpielsweiſe die des Zwiſchenhändlers darauf, nicht unter einem be⸗ 
ſtimmten Preiſe weiterzuverkaufen, jo begründet die Zuwiderhandlung in einzelnen Fällen teilweiſe 
Unmöglichkeit der Erfüllung, und das Rücktrittsrecht des andern Teiles iſt alsdann nach $ 325 
Abſ 1 Saß 2 zu beurteilen (RG Warn 1912 Nr 377). Vgl. dazu noch $ 326 A 4; ferner über teil 
weiſe Unmöglichkeit noch $ 275 A 4. 5 

2a. Die Rechte aus $ 328, die der andere Teil ſtatt des Anſpruchs auf Schadenserſatz und des 
Rücktrittsrechts geltend machen kann — Abſ 1 Satz 3 — beſtehen in dem Anſpruche auf den bei 
teilweiſer Unmöglichkeit noch möglich gebliebenen Teil der Leiſtung ($ 323 Abſ 1; vgl. A 3); 
ferner in dem Anſpruche auf den Erſatz (Abſ 2; vgl. A 4) und auf Rückerſtattung der bereits be⸗ 
wirkten Gegenleiſtung (Abſ 3; vgl. A 5). Durch die Forderung und Entgegennahme des Erſatzes 
bleibt aber der andere Teil im Falle des $ 325, alſo der von dem Leiſtungspflichtigen zu ver⸗ 
tretenden Unmöglichkeit der Leiſtung, nicht nach § 323 Abſ 2 zur Gegenleiſtung verpflichtet; er 
muß ſich nur den Erſatz auf ſeinen Schadenserſatzanſpruch anrechnen laſſen (RG 108, 186). 

8. Abſ 2 bringt die Grundſätze des Abſ 1 auch für den Fall der nur zu unterſtellenden 
Unmöglichteit (vgl. $ 283 A 1) zur Anwendung, falls die Leiſtung nicht bis zum Ablaufe der 
jenigen Friſt ganz oder teilweiſe bewirkt worden iſt, welche dem Leiſtungspflichtigen nach deſſen 
rechtskräftiger Verurteilung geſtellt wurde (vgl. die näheren Ausführungen zu $ 283, insbeſondere 
A 3 und das dort angeführte, einen Fall des $ 325 Abſ 2 behandelnde Urteil in RG 117, 66. Eine 
Ausnahme von dem nach $ 325 Abſ 2 im Falle des 9 283 dem Leiſtungsberechtigten zuſtehenden 
Rücktrittsrechte iſt hinſichtlich des Verkäufers, der den Kaufpreis geſtundet hat, durch 
$ 454 gemacht; vgl. Näheres zu $ 454 und zu $ 326 A 6). 1 

4. In $ 325 iſt fo wenig wie in $ 326 der fog. poſitiven Vertragsverletzungen Erwähnung 
geſchehen. Daß der Schuldner auch für fie haftet, iſt bereits bei $ 276 A 6 hervorgehoben worden, 
wo auch die Frage nach der Beweislaſt erörtert wurde. Es fragt ſich aber, ob dem Bereg) 
tigten gegebenenfalls auch die beſonderen Rechtsbehelfe der 99 325 u. 326 zur Seite 
ſtehen. Die Frage iſt nach der in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung vorherrſchenden Anſicht 
zu bejahen. Die Beſtimmungen der $$ 325, 326 laſſen ſich auf den Rechtsgedanken zuruck 
führen, daß, wenn der eine Teil ſich durch die Vereitelung der Leiſtung überhaupt als 3 
tragsuntreu erwieſen hat, dem Gegner das Recht zum Rücktritte und der Anſpruch au 
Schadenserſatz auf Grund des Vertrags zuſtehen muß, und dieſer Geſichtspunkt muß, dur 
Anerkennung eines Anſpruchs auf Schadenserſatz auch dann führen, wenn ſich die er 
tragsuntreue des andern Teils durch poſitive Handlungen bei der Erfüllung (fehlerhafte 
Leiſtung) betätigt hat und dadurch die Erreichung des Vertragszwecks gehindert worden 2 
oder wenn der Verpflichtete ſonſt gegen den Vertrag und ſeinen Zweck poſitiv gehandelt her 
(RS 54, 98; 67, 7; 57, 115; 63, 297; 106, 22; vgl. übrigens auch die allgemeine Beſtimmung e 
$ 276). Es fallen unter die poſitiven Vertragsverletzungen alle ſolche vom Schuldner zu Er 
tretenden poſitiven Zuwiderhandlungen gegen die Vertragspflichten. welche 
den Vertragszweck derartig gefährden, daß dem vertragstreuen Teile bei Berückſichug 
der Umſtände des Falles nach Treu und Glauben die Fortſetzung des Vertrags nicht zuge mu 
werden kann, und es liegt alſo eine poſitive Vertragsverletzung dann vor, wenn die ſchüldhafte 
Verletzung der Leiſtungspflicht dem Gläubiger einen Schaden zugefügt hat, der über das ei 
füllungsintereſſe hinausgeht (RG Gruch 65, 222; RW 93, 286). Die Einziehung einer — 
derung durch den bisherigen Gläubiger nach geſchehener Abtretung enthält eine Aue 
letzung des der Abtretung zugrunde liegenden gegenſeitigen Vertrags, durch den die Lei — 
unmöglich wird, wenn die Vorausſetzungen des $ 407 vorliegen (RG 111, 303). Vgl. einen 1 
Fall poſitiver Vertragsverletzung in RG 123, 25 (Vereitelung des Geſellſchaftszwecks durch hei 
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liche Wegnahme von zum Betrieb beſtimmten Materialien). Auch die Ablehnung einer Auf⸗ 
wertung des Kaufpreiſes kann eine poſitive Vertragsverletzung enthalten, jedoch nur, wenn 
fie auf einem Verſchulden des Käufers beruht (RG 103, 33 in Verb. mit 111, 157; HRR 1928, 
1187). Ebenſo die Ablehnung eines Ausgleichs anſpruchs (vgl. zu § 242 A 5dp Abi 3), 
wobei die Vorausſetzung eines Verſchuldens nicht zutrifft, wenn die Ablehnung zu einer Zeit 
erfolgt iſt, als die Rechtſprechung einen ſolchen Anſpruch noch nicht anerkannt hatte (HAN 1929, 
1202). Auch ſonſt erfordert der Rücktritt eines Teils wegen poſitiver Vertragsverletzung durch 
den anderen Teil ein Verſchulden des letzteren (§RR 1930, 1437). — Zum Begriffe der poſitiven 
Vertragsverletzung find Rechtsbeziehungen aus gegenſeitigen Verträgen erforderlich. Es 
genügt nicht das Beſtehen von gegenſeitigen Rechtsbeziehungen, die in wirtſchaftlichem Zuſam⸗ 
menhange ſtehen oder aus einem einheitlichen Lebensverhältniſſe hervorgehen (RG 12. 7. 24 
V 371/23). Die gegebenen Rechtsbehelfe kann jedoch wegen poſitiver Vertragsverletzungen nur 
derjenige gebrauchen, der ſelbſt nicht vertragsuntreu iſt (RG 67, 319; 109, 55 und die dort 
angeführten Urteile). Doch kann in der durch die Vertragsuntreue eines Teiles veranlaßten 
Nichterfüllung des andern Teiles für ſich allein eine Vertragsuntreue dieſes Teiles nicht gefunden 
werden (RG 109, 55). — Ob die Leistungsart eine fo fehlerhafte ift, daß fie den Vertragszweck 
überhaupt vereitelt, iſt Tatfrage. Beim Kaufe, der auf eine Sachleiſtung geht, berechtigt nicht 
ſchon ein bloß illoyales Verhalten des Käufers ohne erhebliche Vertragsverlezung zum Rücktritte 
(RG Gruch 55, 629). Bei Rechtsverhältniſſen dagegen, die ein perſönliches Vertrauens 
verhältnis vorausſetzen, kann ſich ſchon die Zerſtörung oder erhebliche Erſchütterung dieſes 
Vertrauens, beiſpielsweiſe durch Beleidigungen, als eine poſitive Vertragsverletzung darſtellen, 
die zur Verweigerung der Leiſtung berechtigt (R Warn 1910 Nr 422). Auch eine argliſtige 
Täuſchung über die Beſchaffenheit der gelieferten Ware enthält eine poſitive Vertragsverletzung 
(RG 23. 10. 06 II 97/06). Desgleichen die beſtimmte Erklärung einer Vertragspartei, daß ſie 
ſich vom Vertrage losſage, die Erfüllung verweigere, „den Vertrag annulliere“ (RG 57, 105). 
Eine ſolche Erklarung kann eine poſitive Vertragsverletzung auch enthalten, wenn ſie ſchon vor 
der Fälligkeit erfolgt iſt, aber als endgültig aufzufaſſen war (R 93, 285). Eine ſolche Annullierung 
liegt ſchon in der einſeitigen Aufſtellung willkürlicher, weſentlich erſchwerender oder gar unmög⸗ 
licher Bedingungen (RG Gruch 54, 631). Bei Geſellſchaftsverhältniſſen iſt die entſprechende 
Anwendbarkeit der $$ 325, 326 im Falle poſitiver Vertragsverletzungen durch $ 723 ausge- 
ſchloſſen (NG 30. 6.09 1 367/08; JW 1911, 808%); ferner bei Dienſtverhältniſſen durch 
die 58 628 BB. und. 92 HGB, falls der Verpflichtete dem Gegner durch vertragswidriges Ver 
halten das Recht zur Kündigung gibt (NG JW 1911, 1064). Dagegen iſt bei Werkverträgen 
ein Rücktrittsrecht wegen poſitiver Vertragsverletzungen nicht ausgeſchloſſen (RG 104, 16; Warn 
1918 Nr 37), vgl. aber zu 9 326 A 6. Bei einer dauernden Verpflichtung, die auf fortgeſetztes 
Tun oder Unterlaſſen geht, kann das Vertragsintereſſe auch ſchon durch eineweinmalige 
fehlerhafte Leiſtung in Frage geſtellt ſein, ſo, wenn der Verkäufer ſeiner Verpflichtung, 
innerhalb eines beſtimmten Abſatzgebiets oder zu einem beſtimmten niedrigen Preiſe Waren 
nur dem andern Teile zu liefern, auch nur einmal entgegengehandelt hat (RG 54, 286; 
67, 7; Gruch 54, 911); oder wenn der Käufer die Verpflichtung, Ware allein ins Ausland 
zu verkaufen, nur in einem Falle verletzt (RG JW 06, 17117), oder wenn der Käuferefremde 
(ſchlechte) Ware als die des Verkäufers ausgibt und fo deſſen Intereſſe ſchädigt (G JW 06, 299). 
Hauptſächlich find jedoch bedeutſam die Fälle wiederholter Vertragsverletzungen (3. B. 
durch wiederholte vertragswidrige Verwendung von Lieferungen, RG 54, 103; oder durch wie der⸗ 
holte ſchlechte Lieferung, RG JW 08, 77, bei einem Bierabnahmevertrage); endlich bet den Teil · 
lieferungsgeſchäften, die vorliegen, falls durch einen einheitlichen Vertrag Lieferung in 
Teilbeträgen abgemacht wird (Sukzeſſivlieferungsverträge). In dieſen Fällen kann der 
Käufer wegen fehlerhafter Lieferung einer oder mehrerer, nicht ganz geringfügiger Leiſtungsraten 
vom ganzen Vertrage zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſordern, wenn 
anzunehmen iſt, daß auch die künftigen Leiſtungen vertragswidrig ausfallen würden (RG 54, 98; 
57, 114; 58, 419; 61, 130; 65, 55; 67, 7; 97, 136; Warn 1917 Nr 239). Des Rechts auf weitere 
Vertragserfüllung kann bei Teillieferungsverträgen der Käufer, der auf Abruf gekauft hat, dadurch 
überhaupt verluſtig gehen, daß er den Abruf gegen Treu und Glauben verzögert (RG 88, 262; 
91, 347; Warn 1918 Nr 161). Dagegen beſteht, wenn nicht ein einheitlicher Tei lieferungsvertrag, 
ſondern eine Mehrheit von ſelbſtändigen Verträgen vorliegt, nicht das Recht, von dem 
einen Vertrage wegen Verletzung des andern zurückzutreten (RG JW 1911, 21616). Entſprechend 
finden dieſe Grundſätze auch im Falle des Verzugs nach $ 326 Abſ 1 Anwendung. 
Liegt jedoch die Schuld an der Mangelhaftigkeit der bisherigen Lieferungen mehr an dem Käufer — 
an ſeinem unberechtigten Drängen auf übermäßige Beſchleunigung oder an ungenugenden An⸗ 
gaben über die zu liefernde Ware —, jo kann er die in Rede ſtehenden Rechtsbehelfe nicht geltend 
machen (RG 23. 12. 07 Il 402/07). Handelt es ſich um einen ſog. zuſammengeſetzten Vertrag 
(3. B. Kauf einer Gaſtwirtſchaft, verbunden mit einer Bierabnahme vereinbarung; § 305 A 3), 
ſo konnen die Rechtsbehelfe im Zweifel nur in Anſehung des ganzen Vertrags ausgeübt werden 
(vgl. 8139 A 2, § 305 A2, 9 325 A 2; RG 67, 101; JW 08, 3°; Gruch 53, 945). Die Einheit⸗ 
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lichkeit des Sukzeſſivlieferungsvertrags führt dazu, daß durch das dem Konkursverwalter nach 
8 17 KO zuſtehende Wahlrecht zwiſchen Erfüllung und Ablehnung der Erfüllung und 
ebenſo durch das im Vergleichsverfahren nach §4 VerglOrdn dem Schuldner zuftehende 
entſprechende Wahlrecht der Vertrag nicht in zwei Teile mit beſonderem rechtlichem Schickſal 
zerlegt Ener darf, ſondern daß die Wahlrechte nur einheitlich ausgeübt werden können (RG 
129, 228). 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Frage, ob beim Kaufe der Käufer, der beim Vertrage 
ſtehenbleibt und wegen mangelhafter Leiſtung Ge währleiſtungsanſprüche geltend macht, 
daneben noch Anſprüche auf Schadenserſatz wegen poſitiver Vertragsver⸗ 
letzung geltend machen darf. Das iſt zu verneinen, da aus $ 463 zu entnehmen iſt, daß neben 
dem Gewährleiſtungsanſpruche andere Anſprüche aus Mängeln der Kauſſache nicht beſtehen ſollen; 
vgl. zu § 463 A 2. Indes können, ſofern der Partei durch die fehlerhafte Erfüllung ein Schaden 
entſtanden iſt, der auf einer andern Grundlage beruht als der Gewährleiſtungsanſpruch, ohne 
Frage beide Anſprüche nebeneinander beſtehen, ſo insbeſondere der aus der verzögerten Erfüllung 
entſtehende, gemäß §§ 284, 286. Beim Verkaufe von Rechten finden auf die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers ($$ 437439) nach § 440 die Vorſchriften der 88 320 bis 327 Anwendung. 

Erklärt der Konkursverwalter auf Grund des 8 17 KO, daß er die Erfüllung eines 
gegenſeitigen Vertrags ablehne, ſo iſt dem Vertragsgegner des Gemeinſchuldners die Ausübung 
eines Rücktrittsrechts durch die Sonderbeſtimmung des $ 26 Satz 1 KO auf alle Fälle verſagt. 
Es fragt ſich daher nur, ob ihm ein Schadenserſatzanſpruch wegen der Nichterfüllung, ſei 
es auf Grund der KO oder des allgemeinen bürgerlichen Rechts, zuſteht. Das RG hat in RG 
22, 111; 58, 11; 64, 207; 79, 211 einen ſolchen Anſpruch auf Grund der Konkursordnung für 
gegeben erachtet, in anderen Entſcheidungen (RG 26, 95; 63, 73) dagegen ausdrücklich verneint. 
In RG 135, 170 ſteht es auf dem Standpunkte, daß ein Schadenserſatzanſpruch gegeben ſei, 
„wenn nicht nach $ 26 KO, fo zum mindeſten nach materiellem Rechte“, da die Erfüllungsver⸗ 
weigerung regelmäßig eine poſitive Vertragsverletzung enthalte. Damit iſt indeſſen die 
ſchwierige und im Schrifttume ſehr beſtrittene Frage noch nicht hinreichend geklärt. Sicherlich 
ſprechen erhebliche Billigkeitsgründe dafür, daß dem Vertragsgegner des Gemeinſchuldners ein 
ſolcher Anſpruch zu gewähren ift; eine pofitive Grundlage läßt ſich dafür aber im poſitiven Rechte 
ſchwer finden. J 26 Satz 2 KO hat nach Wortfaſſung und Zuſammenhang lediglich die Bedeutung 
der Negation eines Maſſeanſpruchs. Aus dem allgemeinen bürgerlichen Rechte ſchlägt $ 325 
BGB kemesfalls ein, da von einer Unmöglichkeit der Erfüllung nicht geſprochen werden kann. 
Die Anwendung des § 326 wird durch die Annahme einer poſikiven Vertragsverletzung, welche 
der Gemeinſchuldner zu vertreten habe (ſo auch Mentzel zu § 26 A 3), zu begründen verſucht; 
indeſſen abgeſehen davon, daß der Konkursverwalter nicht Vertreter des Gemeinſchuldners it, 
ſondern ein ſelbſtändiges Amt ausübt, erfordert $ 326, wie für den Verzug, fo auch für die poſitive 
Vertragsverletzung eine ſchuldhafte Verletzung der Vertragspflichten, die in der Ausübung 
des Able hnungsrechts durch ihn nicht gefunden werden kann. Es wird deshalb eine ſchuldhafte 
Nichterfüllung der Vertragspflichten durch den Ge meinſchuldner ſelbſt erforderlich ſein, 
für welche allerdings durch die Tatſache der Konkurseröffnung eine gewiſſe Vermutung begründet 
fein dürfte. Von dem Erforderniſſe der Friſtſetzung wird abgeſehen werden können, da durch die 
Ablehnung die endgültige Erfüllungsverweigerung feſtgeſtellt iſt (vgl. zu 9 326 A 1b, bb). Die 
weitere Rechtsentwicklung hat übrigens (worauf in RG 135, 170 hingewiesen ift), dazu geführt, 
daß durch die Vergleichsordnung vom 6. 7. 27 (8 30) bei Ablehnung der Vertragserfüllung, 
die allerdings hier durch den Schuldner ſelbſt mit Ermächtigung des Gerichts erfolgt ($ 28), lic 
Vertragsgegner ein Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung vom Geſetze ausdrücken 
zuerkannt iſt. Eine „authentiſche Interpretation“ der KO (fo Jaeger zu § 26 KO) wird 50 
freilich nicht gefunden werden können. Auch der im Schrifttum mehrfach herangezogene Geſicht 
punkt der Gefährdungshaftung bildet keine ſichere poſitive Grundlage. 


§ 326 

1) ft bei einem gegenſeitigen Vertrage der eine Teil mit der ihm obliegen“ 
den Leiſtung im Verzuge 1), fo kann ihm der andere Teil zur Bewirkung der 
Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die 
Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne 1). Nach dem Ab⸗ 
laufe der Friſt iſt er berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver“ 
langen oder von dem Vertrage zurückzutreten 1°), wenn nicht die Leiſtung recht 
zeitig erfolgt iſt 2); der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgeſchloſſen!). Wird die 
Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt teilweiſe nicht bewirkt, ſo findet die Vor 
ſchrift des 8 325 Abſ 1 Satz 2 entſprechende Anwendung“). 
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Hat die Erfüllung des Vertrags infolge des Verzugs für den anderen Teil 
kein Intereſſe, jo ſtehen ihm die im Abſ 1 bezeichneten Rechte zu, ohne daß es 
der Beſtimmung einer Friſt bedarf’) 6). 

E I 369; M 2 209; P 1 642. 

1. Das Geſetz regelt hier die beſondern Folgen des Leiſtungsverzugs bei gegenſeitigen 
Verträgen. Die Beſtimmung greift auch bei gemifchten gegenſeitigen Verträgen ($ 305 
A 2) Platz, auch wenn äußerlich eine Mehrheit von Verträgen vorliegt und nicht an dieſen allen 
dieſelben Perſonen teilgenommen haben (RG 62, 186; 67, 104; 79, 436), ſo daß namentlich das 
Rücktrittsrecht nur einheitlich nach $ 326 ausgeübt werden kann; vgl. $ 325 A 2. Vgl. auch A 4 
a. E. Bei einem als „Filmverkauf“ bezeichneten Vertrage zwiſchen dem Herſteller des Films 
und einem Filmverleiher, der ſich als gemiſchter gegenſeitiger Vertrag darſtellt, kann auf Grund 
der Entwicklung des Filmweſens ohne Rechtsirrtum angenommen werden, daß der Filmverleiher, 
bevor er den Film übernimmt, deſſen Vorführung von dem Herſteller verlangen kann und daß 
dieſe Verpflichtung eine vertragliche Hauptleiſtung (vgl. A 1a) bildet, wegen deren ſchuldhafter 
Nichterfüllung der Filmverleiher nach Inverzugſetzung des Herſtellers die Rechte aus $ 326, ſowie 
auch, wenn der Herſteller durch anderweite Vergebung des Aufführungsrechts die Erfüllung 
unmöglich gemacht hat, aus § 325 ausüben kann (RG 118, 288). Anderſeits iſt $ 326 nur bei 
gegenſeitigen Verträgen verwendbar, und daher nicht, ſofern es ſich infolge einer Wande⸗ 
lung um Rückgängigmachung des Kaufs handelt und der Käufer hierbei in Verzug gerät; hier 
iſt nur für $ 286 Abſ 2 Raum (RG 93, 48). Wohl aber iſt $ 326 anwendbar in Anſehung des 
Schuldverhältniſſes zwiſchen dem dinglich Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten 
im Falle der Ausübbarkeit des Rechts (RG 23 1922, 4032). Iſt die Leiſtung nachträglich un⸗ 
möglich geworden, und zwar ohne daß der Schuldner zuvor ſchon in Verzug gekommen 
war, dann kann nicht mehr § 326, ſondern nur noch § 325 in Frage kommen, da der Schuldner 
zur Bewirkung einer unmöglichen Leiſtung nicht verpflichtet ſein kann (RG 97, 9). Iſt die Un⸗ 
möglichkeit erſt nach dem Verzuge eingetreten, dann hat der Schuldner ſie zu vertreten, und es 
greift der $ 326 Platz. 

la. Unter Verzug verſteht der § 326 lediglich den Schuldnerverzug (dgl. darüber die 
Ausführungen zu den $$ 284ff.). Auch muß es ſich um eine Hauptleiſtung handeln. Eine 
Leiſtung iſt ohne Rückſicht auf ihren ſelbſtändigen Wert dann eine Hauptleiſtung, wenn ihr nach 
dem Willen der Parteien, wie er beim Vertragsabſchluſſe ſeinen Ausdruck gefunden hat, oder wie 
er ſich aus den Umſtänden ergibt, eine weſentliche Bedeutung beigelegt worden iſt, ſo daß es 
auf fie der einen Partei oder der andern weſentlich ankam und fie dieſe Leiſtung unter allen Um⸗ 
ſtänden erlangen wollte (RG 101, 431, wo die Ausſtellung einer Rechnung als eine Hauptleiſtung 
angeſehen wurde; SeuffA 76 Nr 76, wo es ſich um die Verpflichtung des Käufers zur Mitwirkung 
bei der Ablieferung der Ware durch Stellung von Transportmitteln handelte; RG 92, 388; 
96, 257; 102, 156; 103, 380; Warn 1921 Nr 139, betreffend die Verpflichtung zur Stellung eines 
Akkreditivs; NG 103, 258 betreffend die Verpflichtung des Befrachters zur Lieferung der Ladung 
$ 585 HGB; 121, 48 betreffend die Verpflichtung des Verkäufers zur Erteilung eines Nummern⸗ 
verzeichniſſes bei dem Verkaufe von Kuren); HRR 1929, 293 betreffend die Verpflichtung 
des Verkäufers zur Beſeitigung der auf dem verkauften Grundſtück laſtenden Hypotheken ($ 434). 
Beim Kaufe ſtellt ſich die Abnahmepflicht des Käufers aus $ 433 Abſ 2 zwar als eine Leiſtungs⸗ 
verpflichtung dar, auf die geklagt werden und deren Nichterfüllung zum Schuldnerverzug führen 
lann, aber in der Regel nicht als Verpflichtung zu einer Hauptleiſtung, deren Nichterfüllung 
für fi allein die Anwendung des $ 326 rechtfertigen könnte, insbeſondere nicht, wenn es ſich 
um Käufe beweglicher Sachen handelt (RG 53, 161; 57, 108). Doch kann nach den Umſtänden 
des Falles die Abnahme verpflichtung eine Hauptleiſtung des Käufers in dieſem Sinne bilden 
(RG Lg 1922, 117%). So namentlich die Verpflichtung zur Entgegennahme der Auflaſſung 
bei Grundſtückskäufen, insbeſondere wenn von ihr die Ausübung weſentlicher Rechte des Ver⸗ 
käufers (Eintragung einer Kaufgeldhypothek, Befreiung von durch den Käufer übernommenen 
Hypotheken) abhängt (RG 69, 106; 11. 5. 18 V 36/18; 107, 346). Desgleichen die Verpflichtung 
zur Abnahme eines ganzen Geſchäfts, zumal wenn damit die Feſtſtellung der Preiſe verbunden 
iſt (RG JW 1910, 7507). Ebenſo bei einem Kaufe von Materialien auf Abbruch der Abbruch 
und die Räumung des Grundſtücks von ihnen (RG Warn 1922, 96). Auch bei Maſſegütern 
(Bauſteine, RG 1 320/22, 11. 7. 23; Holz auf Stamm, R& VI 243/25, 23. 10. 25) iſt damit 
zu rechnen, daß die Abnahmepflicht eine Hauptleiſtung bedeutet. Die Abrede, daß der Käufer 
die Ware am Abnahmeorte zu unterſuchen und im Falle der Beanſtandung unverzüglich die 
ſachverſtändige Begutachtung herbeizuführen, das Ergebnis auch telegraphiſch mitzuteilen hat, 
geſtattet im Falle der Zuwiderhandlung die Anwendung des § 326 (RG 92, 270). Auch der 
Abruf der Kauſſache kann im Einzelfalle eine Hauptleiſtung darſtellen (R 26. 11. 26 VI 263/26) 
und zugleich kann dabei eine kalendermäßige Beſtimmung der Zeit für dieſe Leiſtung darin liegen, 
daß das Geſchäft nach dem Parteiwillen innerhalb eines kalendermäßig beſtimmten Zeitraums 
abgewickelt fein muß (RG 15. 11. 10 11 8/10). Auch der Ausgleichsanſpruch des Grund- 
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ſtücksverkäufers aus der Inflationszeit (vgl. zu § 242 Ads Abſ 3) kann bei ſchuld⸗ 
hafter Nichterfüllung, insbeſondere endgültiger Ablehnung der Erfüllung der dem Käufer danach 
obliegenden Befreiungspflicht, den Verkäufer zu einem Vorgehen nach § 326 berechtigen, es ſei 
denn, daß im Einzelfalle die Aufwertungslaſt ſich im Verhältnis zu den übrigen Vertragsleiſtungen 
als ganz geringfügig darſtellt (RG 121, 133). — Die in § 75 der allgemeinen deutſchen See⸗ 
verſicherungsbedingungen vorgeſchriebene Ausbeſſerung eines Teilſchadens durch den 
Verſicherungsnehmer iſt keine Hauptverpflichtung im Sinne des Verſicherungsvertrags (RG 
121, 400). Vgl. auch zu $ 433. — Von den Rechtsbehelfen aus § 326 kann nur der Gebrauch 
machen, der ſich ſelbſt auf den Standpunkt vertragstreuer Erfüllung geſtellt hat (NG 67, 319; 
FW 1913, 918°; 1925 Nr 48; RA in HRR 1932, 526; vgl. auch § 325 A 4. 

Über die Vorausſetzungen des Verzugs vgl. 88 284, 285 nebſt Anmerkungen. Bei gegen- 
ſeitigen Verträgen, bei denen die beiderſeitigen Leiſtungen Zug um Zug auszutauſchen ſind, 
tritt Schuldnerverzug eines Teiles nicht ein, wenn zwar er ſelbſt, aber auch die Gegenſeite nicht 
erfüllungsbereit iſt; mangelt auf beiden Seiten die Erfüllungsbereitſchaft, ſo kommt kein Teil 
in Verzug (RG 76, 413; Warn 1921 Nr 42; HRR 1932, 436, 482; vgl. auch zu $ 285 A1; 320 
A 2). Doch wird dadurch die Anwendung des § 325 nicht ausgeſchloſſen, wenn deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen bei einem Teile vorliegen (HRR 1932, 482). — Der Anſpruch auf Erfah des Verzugs⸗ 
ſchadens (§ 286) kann geltend gemacht werden, ohne daß die Vorausſetzungen des $ 326, die für 
den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung erfüllt fein müffen, erfüllt worden find 
(RG 70, 129). Das Erlöſchen der Leiſtungspflicht tritt ein durch fruchtloſen Ablauf der aus $ 326 
geſetzten Nachfriſt oder im Falle des Konkurſes des Leiſtungspflichtigen durch Ablehnung der 
Erfüllung von ſeiten des Konkursverwalters (RGS 94, 207); aber auch ſchon durch Vornahme 
eines Deckungskaufs von ſeiten des Käufers (RG 105, 281). Von dieſem Zeitpunkt ab bildet 
der Verzögerungsſchaden einen Beſtandteil des Schadens aus der Nichterfüllung und iſt bei 
dieſem zu berückſichtigen. Doch bleibt ein in dieſem Zeitpunkte für die bis dahin verfloſſene 
Zeit bereits entſtandener Verzugsſchadensanſpruch und ebenſo der Anſpruch auf eine bis dahin 
verfallene, für den Fall nicht gehöriger, insbeſondere nicht rechtzeitiger Erfüllung verſprochene 
Vertragsſtrafe beſtehen und kann außer dem Schadenserſatzanſpruch aus § 326 geltend ge macht 
werden (NG 94, 206; 105, 281; HRR 1932, 437). Vgl. auch § 341 A 1. 

Die Fälligkeit der Forderung und der Verzug ſind grundſätzlich Vorausſetzung für den 
Gebrauch der in § 326 gegebenen Rechtsbehelfe, insbeſondere für die Friſtſetzung (RG 69, 305; 
93, 180; auch beim Handelskauf, NG 57, 106), und vor der Fälligkeit kann Verzug niemals ein 
treten (RG Lg 1919, 5915). Doch kann die Mahnung mit der Friſtſetzung verbunden werden, 
ſo daß die Fälligkeit gleichzeitig mit dem Eintritte des Verzugs ſtattfindet (RG 50, 262; 93, 181; 
JW 1910, 3327; Warn 1917 Nr 13). Aber unter Umſtänden kann der Berechtigte auch ohne 
Verzug ſchon vom Vertrage zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern, 
nämlich dann, wenn der Verpflichtete bereits vor der Leiſtungszeit durch ſein Verhalten 
(poſitive Vertragsverletzung; ogl. $ 325 A 4) in zweifelloſer Weiſe zu erkennen gegeben hat, daß 
er nicht leiſten wolle und nicht leiſten werde (RG 93, 286; 57,113; 67,317; 96, 342; Warn 
1910 Nr 50; 1918 Nr 73, 137, 167; Gruch 54, 911). — Iſt die Beſtimmung des Zeitpunktes 
der Leiſtung dem Schuldner überlaſſen, dann ſoll der Gläubiger von den Befugniſſen aus 
$ 326 erſt dann Gebrauch machen konnen, wenn er gemäß $ 315 den Richter um Beſtimmung 
der Leiſtungszeit angegangen hat (RG 64, 114; vgl. aber für Handelsſachen 90, 30). 5 

1 b. Während im Falle der in $ 325 behandelten Unmöglichkeit der Berechtigte von den dort 
bezeichneten Befugniſſen (vgl. A 1 zu $ 325) ohne weiteres Gebrauch machen kann, ſchreibt $ 326 
in Satz 1 des Abſ 1 vor, daß die in Satz 2 daſelbſt beſtimmten beſonderen Folgen des Ver- 
zugs bei gegenſeitigen Verträgen (A1) in der Regel (vgl. aber A 10 Abf 2 betreffend poſitive 
Vertragsverletzungen und A 5) nur eintreten, wenn außer dem Erforderniſſe des Verzugs (A 1a) 
noch weitere Vorausſetzungen erfüllt find (NG Warn 1922 Nr 50). Dieſe Vorausſetzungen find: 
Setzung einer Nachfriſt mit Ablehnungserklärung für den Fall fruchtloſen Ablaufs der geſetzten 
Friſt und Ablauf dieſer Friſt. 8 . 1% (N05 

an) Dem Gegner muß zunächſt eine angemeſſene Nachfriſt geſetzt und dabei zugleich (Ae 
JW 1910, 183) die Nichtannahme der Leiſtung für den Fall fruchtloſen Ablaufs der geſetzten st 
angedroht worden fein (RG JW 08, 676“; 1910, 183; 1913, 856; Warn 1914 Nr 42), und zwa 
kann die Friſtſetzung der Regel nach erſt nach eingetretenem Verzuge wirkſam erfolgen * 5 
93, 180; ſ. jedoch A 1a Abſ 3). Über Ange meſſenheit der Friſt ſowie über die Natur der Er 
klärung vgl. § 250 A 1, 2, ferner RGS 56, 231; 62, 66. Einen Maßſtab für die Friſtbeme we 
ergeben die geſamten Tatumſtände, daneben auch die $$ 187ff., ſowie der Grundſatz von lie 
und Glauben gemäß $ 242 (R Warn 1911 Nr 66). Dabei find die Intereſſen beider ae 
namentlich auch die des Gläubigers, zu berückſichtigen (RG 89, 125); danach hat der Schuld 
keinen Anſpruch darauf, daß ihm eine Friſt bewilligt wird, die ausreicht, die Leiſtung erſt, = 
noch zu ermöglichen (RG Warn 1911 Nr 67); denn die Nachfrift ſoll nur den fäumigen SOUPTT, 
inſtandſetzen, die bereits angefangene Erfüllung zu vollenden, nicht aber mit ihr erſt jetzt zu ei 
ginnen (RG 89, 125; Warn 1925 Nr 101). Dazu genügt auch, daß der Schuldner bis a 
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Ablaufe der Friſt denjenigen Erfolg herbeiführt (beiſpielsweiſe durch Überweiſung des Schuld⸗ 
betrags durch Poſtanweiſung und Anzeige hiervon), auf den es der Sache nach gemäß § 242 
ankommt (RG Gruch 61, 123). Stellt der Berechtigte eine unangemeſſene Friſt, dann wird 
dadurch ohne weiteres eine angemeſſene Friſt in Lauf geſetzt (RG 62, 68; 68, 332; ZW 1912, 
14116, 106, 90; HRR 1932, 1436). Eine unangemeſſene Friſtſetzung iſt jedoch wirkungs⸗ 
los, wenn der Berechtigte zu erkennen gegeben hat, daß er nach ihrem Ablaufe die Leiſtung, 
ſelbſt wenn ſie noch innerhalb angemeſſener Friſt erfolgen ſollte, dennoch keinesfalls annehmen 
werde (NG 91, 207; JW 1911, 75510). Die Bemeſſung der Friſt iſt im Streitfalle Sache des 
Gerichts (RG 69, 305) und bei Bemeſſung der Friſt darf der Richter außer den tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden auch die einſchlägigen rechtlichen Fragen nicht außer Betracht laſſen (RG 8. 1. 21 
V 430/20). — Eine Friſtbemeſſung nach Tagen oder ſonſtigen beſtimmten Zeitabſchnitten iſt 
nicht unbedingt erforderlich; es kann nach den gegebenen Umſtänden auch die Aufforderung zur 
unverzüglichen Leiſtung (alſo ohne ſchuldhaftes Verzögern) ausreichen (RG 75, 357). — Die 
Friſtſetzung zur Auflaſſung braucht nicht einen beſtimmten Termin anzugeben; es genügt, 
wenn der Gläubiger ſich dabei ausdrücklich oder nur ſtillſchweigend bereit erklärt, in dem von dem 
Schuldner zu beſtimmenden Termine zu erſcheinen (RG JW 1913, 487°; 108, 69, unter Auf- 
gabe von 63, 75; auch ſchon 69, 106; 66, 431). Die Friſtſetzung iſt trotz Zuvielforderung 
wirkſam, wenn anzunehmen, daß der Schuldner auch einem Verlangen nach der richtigen Leiſtung 
nicht nachgekommen fein, der Gläubiger aber eine ſolche angenommen haben würde (RG 4. 
2. 25 V 60/24; HRR 1932, 1436). 4 
Die Erklärung im Sinne des Satzes 1 muß beſtimmt ſein, unbedingt abgegeben werden, iſt 
unwiderruflich, auch inſoweit, als bei der Friſtſetzung zugleich der Leiſtungsort beſtimmt wurde 
(RG JW 1911, 535%). Sie muß unzweifelhaft erkennen laſſen, daß die Partei für den Fall des 
erfolgloſen Ablaufs der Friſt von den Befugniſſen aus § 326 Gebrauch machen will 
(RG JW; 1908, 6762; 1910, 183; 109, 326; die Nachholung der Androhung würde erſt eine neue 
Friſtſetzung bedeuten), braucht nicht ſchon die Wahl zwiſchen den in Satz 2 bezeichneten Befug⸗ 
niſſen auszuſprechen (RG 5. 12. 11 11 242/11), kann es aber (RG 61, 131; Warn 1925 Nr 81). 
Die Aufforderung des Verkäufers gegenüber dem Käufer, die Ware binnen beſtimmter Friſt ab⸗ 
zunehmen, widrigenfalls die Ware für Rechnung des Käufers öffentlich verſteigert werden ſolle, 
würde eine Erklärung nicht im Sinne des § 326, ſondern gegebenenfalls des § 373 HGB dar- 
ſtellen, da der Verkäufer gerade die Vollziehung des Vertrags androhen würde (RG Warn 1912 
Nr 100). Die Erklärung des Gläubigers muß völlige Klarheit darüber ſchaffen, wie er ſich weiter⸗ 
hin zu verhalten gedenkt, und was der Schuldner zu erwarten hat, falls er die geſtellte Friſt 
fruchtlos vorübergehen läßt; iſt dieſer Anforderung in der ſchriſtlichen Erklärung nicht entſprochen 
und hat das Berufungsgericht trotzdem den $ 326 für anwendbar erklärt, dann liegt eine Geſetzes⸗ 
verletzung vor (MG Warn 1920 Nr 190; 11. 6. 21 V 71/21). Insbeſondere muß aus der Er⸗ 
klärung beſtimmt hervorgehen, daß der Gläubiger die Leiſtung gegebenenfalls nicht mehr an⸗ 
nehmen werde; die Erklärung, ſich den Rücktritt „vorzubehalten“, genügt nicht (Rh 91, 164; 
HAN 1929, 901; andrerſeits macht auch ein Vorbehalt, am Vertrage feſtzuhalten, die 
Erklärung unwirkſam (Warn 1925, 129). Erklärungen wie „Ich muß Sie bei Nichteinhaltung 
der Friſt für allen Schaden verantwortlich machen“, oder: „Der Vertrag würde mit der Maß. 
gabe aufgerufen werden, daß Schadenserſatz verlangt werde“, ſollen nicht genügen (MG LZ 
1920, 708° und die dort genannten Urteile; ähnlich RG 120, 194); ebenſowenig die Erklärung 
des Verkäufers, daß er über die Ware anderweit verfügen werde (RG JW 1921, 13591). Andrer⸗ 
ſeits ift für genügend erachtet die Drohung: „bei Nichteinhaltung der Friſt vom Vertrage abzu⸗ 
gehen“. Eine ganz einheitliche Richtlinie laſſen ſonach dieſe Entſcheidungen vermiſſen. Die 
Drohung, vom Vertrage abzugehen oder ihn aufzurufen“ dürfte wohl genügen, da fie die weſeut⸗ 
liche Androhung der Nichtannahme der Leiſtung (RG Warn 1922 Nr 51, 96) in ſich ſchließt. 
Vgl. auch RG 114, 7 und anderſeits 120, 129. — Es genügt auch nicht die Aufforderung an den 
Schuldner, ſich über feine Erfüllungsbereitſchaft zu erklären, widrigenfalls die Annahme der 
Leiſtung werde verweigert werden (RG 101, 399). Vor der Fälligkeit kann keine Friſtſetzung 
ftattfinden (R6 Warn 1925 Nr 129). In allen ſolchen Fällen kann der Berechtigte 
nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt immer noch die Erfüllung und nur dieſe 
fordern. Iſt die Leiſtungsfriſt auf „zirka Ende eines Monats“ vereinbart, dann kann die Nach- 
friſt auf Ende des nächſten Monats geſetzt werden (RG 69, 304). Eine mangelhafte Friſtſetzung 
behufs Vornahme der Auflaſſung wird geheilt, wenn der Schuldner demnächſt den Auflaſſungs⸗ 
termin ſelbſt beſtimmt (NG Warn 1910 Nr 424). — Mit dem fruchtloſen Ablaufe der ordnungs⸗ 
mäßig geſetzten Friſt aber treten die angedrohten Rechtsfolgen ohne weiteres und zwin⸗ 
gend ein, und der Schuldner kann, wenn der Glaubiger die Rechtsfolge geltend macht, die 
Einrede der Arglift nur unter ganz beſonderen Umſtänden erheben, fo etwa, wenn es ſich nur um 
eine ganz geringfügige und dazu durch beſondere unverſchuldete Verhältniſſe verurſachte Friſt⸗ 
Überſchreitung handelt (R 92, 210; Warn 1913 Nr 228; JW 1915, 100419). Der Anſpruch auf 
Erfüllung ift ausgeſchloſſen und kann nur durch eine neue Vereinbarung wiedergeherſtellt werden, 
welche, z. B. bei einem Grundſtückskaufvertrage, der für fie vorgeſchriebenen Form bedarf (HRKR 
Bo, Kommentar von Reichsgerichtsrüten. I. Bd. 8. Aufl. Michaelis.) 36 
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1931, 204). Die Befugnis des Berechtigten zur Ausübung ſeiner Rechte aus 
8 326 iſt an ſich unbefriſtet; nur darf er nicht die Ausübung argliſtig oder in einer wider 
Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe hniausſchieben (RG 2. 7. 12 11 174/12, betreffend Teil⸗ 
lieferungsverträge). 

bb) Die Setzung der Nachfriſt iſt entbehrlich, abgeſehen vom Falle des § 326 Abſſ2 und 
von dem der poſitiven Vertragsverletzung (Ale Abſ 2), auch dann, wenn der andere Teil auf 
die Friſtſetzung ausdrücklich, oder nach der Natur des Geſchäfts ſtillſchweigend (RG 71, 308; 
23 1922, 194°) verzichtet hat, oder wenn er die Erfüllung in fo beſtimmter Weiſe bereits ernſthaft 
verweigert hat, daß das gewiſſermaßen als fein letztes Wort gilt (NG Warn 1918 Nr 131) und 
daß eine Anderung feines Entſchluſſes als ausgeſchloſſen erſcheinen muß (RG 51, 347; 63, 161; 
57, 105; 90, 317; 66, 421; 129, 145; HMM 1930, 103; Gruch 54, 630; Warn 1922 Nr 503 1924 
Nr 178; a. A. Planck⸗Siber Erl 2d); wenn der Schuldner fich zur Leiſtung ſelbſt außerſtande 
erklärt oder willkürlich außerſtande ſetzt, beiſpielsweiſe durch Weiterverkauf der zu liefernden 
Ware (RG Warn 1922 Nr 51); oder wenn er ungerechtfertigterweiſe erklärt, daß er vom Ver⸗ 
trage zurücktrete und ihn annulliere (RG 57, 113); oder wenn der Schuldner die Leiſtung von 
einer ungerechtfertigten Bedingung abhängig macht (RG Gruch 54, 631; IW 03 Beil 139305). 
Eine Rücktrittserklärung, die ungerechtfertigt iſt, enthält nicht ohne weiteres und ſchlechthin eine 
ernſtliche und endgültige Erfüllungsverweigerung (RG 66, 419; 67, 314; HRR 1932, 712). Ein 
ſtillſchweigender Verzicht kann beiſpielsweiſe vorliegen, wenn dem Käufer das Recht ein- 
geräumt iſt, ein von ihm noch zu beſtellendes Akkreditiv nach fruchtloſem Ablaufe der Lieferfriſt 
zu widerrufen (RG 104, 375) oder bei Geſchäften des Großhandels in der Kriegszeit (RG 104, 41); 
oder wenn der Käufer dem Rechte auf Annahmeverweigerung im Falle der Überſchreitung der 
Lieferfriſt entſagt hat; der Gläubiger ift dann auf den Anſpruch aus 9 286 beſchränkt (RG SeuffA 76 
Nr 76); ferner bei einem überſeeiſchen (RG 71, 308) oder ausländiſchen (RG JW 1917, 538°) 
Abladegeſchäfte. In derartigen Fällen kann auch derjenige Teil, der an ſich zur Vorleiſtung 
verpflichtet war, ohne weiteres von den Rechtsbehelfen aus $ 326 Gebrauch machen (RG 18. 11. 15 
V 224/15). Ob eine wirkliche Erfüllungsverweigerung vorliegt, iſt ſtrenge zu beurteilen. Es 
genügt nicht ſchon die einfache Ablehnung, insbeſondere wegen Meinungsverſchiedenheiten über 
den Inhalt des Vertrags (MG 67, 319; Warn 1911 Nr 364; JW 1919, 3751; 1920, 19°), oder 
wenn der Schuldner erklärt, die Vertragsaufhebung ſei ihm lieber (NG JW 1912, 14015) es 
muß vielmehr nach erheblichen tatſächlichen Umſtänden als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß der 
in Verzug befindliche Vertragsteil auch im Falle der Nachfriſt ſich für die Erfüllungsleiſtung 
entſchließen würde (RG 57, 113; 66, 419; vgl. Warn 1911 Nr 364 und 1913 Nr 192). So kann 
die bloße Erklärung, zurzeit nicht zahlen zu können, mit der Bitte um Stundung nicht als eine 
Erfüllungsverweigerung erachtet werden (MG 66, 430). Ebenſowenig die Erklärung eines be⸗ 
dingten Rücktritts (RG 7. 10. 04 11 8/04), oder die Erklärung des Verkäufers, er werde unter 
Vorbehalt ſeiner Rechte über die Ware anderweit verfügen, denn dieſe Außerung kann auch auf 
die Beabſichtigung eines Selbſthilfeverkaufs bezogen werden (RG JW 1921, 1359). Die vor⸗ 
ſtehenden Grundſätze greifen entſprechend auch im Falle einer vertraglich vorgeſehenen Sur 
ſetzung Platz (R Je 07, 7065). Widerruft der Schuldner vor Eintritt der Fällig- 
keit ſeine anfängliche Erfüllungsweigerung, dann wird die Friſtſetzung hierdurch 
wieder erforderlich. Wer ſelbſt vertragsuntreu iſt, kann, folange dieſer Zutand währt, 
auch aus der Vertragsuntreue des Gegners keinerlei Rechte geltend machen (RGS 67, 317; JW 
1913, 1966). — Die Wahrung der Vorausſetzungen des § 326 wird nicht dadurch entbehrlich 
daß etwa nach dem Verzuge des Verkäufers die Preiſe erheblich geftiegen find (NG Warn 1922 
Nr 51). 5 

1 c. Die beſondere Folge des Verzugs bei gegenfeitigen Verträgen iſt nach § 326 die, daß 
der andere Teil das Recht hat, nach Erfüllung der in Abſ 1 Satz 1 bezeichneten Vorausetzungen 
(Ab) nach feiner Wahl entweder a) Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu fordern oder 
b) vom Vertrage zurückzutreten. — Über den Inhalt dieſer Befugniſſe und ihre Tragweite iſt 
zunächſt auf die Ausführungen bei $ 325 A 1, 1a, 1b zu verweiſen. Im übrigen 
iſt noch zu ſagen: Ausdrücklich iſt die Vorſchrift des § 326 nur auf den Fall abgeſtellt, daß 
die eine Vertragspartei mit ihrer ganzen, nämlich „der ihr obliegenden“ Leiſtung in Verzug 
kommt. Denkbar iſt aber auch ein Teilverzug. In ſolchem Falle kann der Berechtigte grund⸗ 
ſätzlich von den Befugniſſen aus $ 326 auch nur in Anſehung dieſes Teiles, nicht aber 12 0 
ſichtlich des geſamten Vertrags Gebrauch machen (ſiehe indes weiter unten betreffs der = 
lieferungsverträge). Das Rücktrittsrecht jedoch darf regelmäßig — wie im Falle des $ 325, 
dort A 2 — nur betreffs des ganzen Vertrags ausgeübt werden, da ein einheitlicher Vertrag 
ſich nicht zerreißen läßt (R 67, 104; 79, 311; Warn 1909 Nr 288; Gruch 53, 948) und Im 
Zweifel die geſamten Abreden einen einheitlichen Vertrag darſtellen (RG 57, 165; 71, 388 
72, 218). Enthält aber der Vertrag mehrere ſelbſtändige voneinander trennbare Teile, dann if 
entſprechend auch ein nur teilweiſer Rücktritt zuläſſig (RG 79, 311). In entſprechender Anwen 
dung des $ 320 Abſ 2 iſt der Rücktritt aber im Falle des § 326 Überhaupt unſtatthaft, wenn 
der Schuldner nur noch mit einer verhältnismäßig ſo geringfügigen Teilleiſtung im Rückſtande 
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iſt, daß der Rücktritt einen Verſtoß gegen Treu und Glauben ($ 242) darſtellen würde (RG 76, 
150; Warn 1915 Nr 228). Eine Partei, die ſelbſt vertragsuntreu iſt, kann wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags durch die Gegenſeite nicht zurücktreten, wohl aber ihre Schadenserſatz⸗ 
anſprüche geltend machen, vorbehaltlich der Schadenserſatzanſprüche des anderen Teils (RG 
123, 241). Dagegen ſind poſitive Vertragsverletzungen keinem Teile wegen Vertragsverletzun⸗ 
gen des anderen geſtattet (RG 123, 242). Ein „Nachſchieben“ von Rücktrittsgründen, die bei 
der Rücktrittserklärung nicht geltend gemacht worden ſind, obwohl ſie dem Rücktretenden bekannt 
waren, ſoll unzuläſſig fein (RG 123, 238; HRR 1930, 1437 und die dort angeführten weiteren 
Entſch.). Doch dürfte eine neue Rücktrittserklärung wegen der nunmehr geltend gemachten 
Tatſachen, nötigenfalls nach neuer Friſtſetzung, nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen fein. 
Hinſichtlich der Eigentümlichkeiten bei poſitiven Vertragsverletzungen, insbeſondere 
bei Teillteferungsverträgen, ſei hier auf $ 325 A 4 verwieſen und dazu nur noch bemerkt: 
Iſt der Verpflichtete auch nur mit einzelnen Teilleiſtungen in Verzug geraten, dann kann der 
Berechtigte nach fruchtloſer Friſtſetzung von dem Vertrag auch hinſichtlich der noch aus⸗ 
ſtehenden Leiſtungen zurücktreten (RG 57, 115; 58, 420; 65, 54; Warn 08 Nr 137; 1917 Nr 50; 
1921 Nr 68; 1924 Nr 156). Bei ſolchen Teillieferungsverträgen, die ein beſonderes Vertrauen 
und eine beſondere Pünktlichkeit vorausſetzen, kann ſogar ſchon der Verzug bei der erſten ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung (Zahlung des Preiſes) zum Rücktritt vom Vertrage berechtigen, und zwar 
als poſitive Vertragsverletzung ohne das Erfordernis der Friſtſetzung (RG 104, 41). 
Auch ſonſt kann unter Umſtänden die ſchuldhafte Verzögerung einzelner Teilleiſtungen den Ver- 
tragszweck derart gefährden, daß ein Rücktritt ohne Friſtſetzung ſtatthaft ift, namentlich bei 
Zahlungsverpflichtungen in der Inflationszeit (RG Warn 1925 Nr 165). Hat jedoch der Käufer, 
dem fortdauernd zu liefern war und dem nichts geliefert worden iſt, ſich dieſes längere Zeit 
hindurch (drei Monate) unbeanſtandet gefallen laſſen, dann darf er nicht ohne weiteres vom 
ganzen Vertrage zurücktreten (RG 96, 129). Regelmäßig hat aber bei Teillieferungsverträgen 
der Verzug des Schuldners mit einer Teilleiſtung die gleiche Wirkung, wie wenn er mit der vollen 
Leiſtung in Verzug geraten wäre (NG 97, 136). Verlangt der Käufer nach $ 480 an Stelle einer 
mangelhaft gelieferten Rate Lieferung einer mangelfreien und kommt der Verkäufer mit dieſer 
in Verzug, jo ſtehen dem Käufer aus dieſem Verzuge ebenfalls die Rechte aus 9 326 in bezug 
auf den ganzen Vertrag zu (RG 8. 11. 04 11 239/04; Gruch 63, 116). In der anſtandsloſen An- 
nahme bisheriger Teillieferungen kann die Genehmigung ihrer Beſchaffenheit auch für künftige 
Lieferungen gefunden werden (RG Warn 1919 Nr 154). Über Teillieferungsverträge auf Abruf 
ogl. auch zu § 433. Grundſatz iſt, daß der Berechtigte infolge einer poſitiven Vertragsverletzung 
auf Grund des $ 276 auch ohne Friſtſetzung Schadenserſatz fordern (RG 106, 22; vgl. $ 276 A 6) 
oder vom Vertrage zurücktreten kann (RG 104, 41). Darüber, daß dem Berechtigten die Rechts⸗ 
be helfe des § 326 auch bei poſitiven Vertragsverletzungen zuſtehen, vgl. J 325 A 4; R 104, 28; 
JW 1912, 3877. Als eine poſitive Vertragsverletzung iſt es auch unter Umſtänden ſchon anzu⸗ 
ſehen, wenn der Schuldner die Erfüllung unbedingt verweigert (RG 66, 421; 67, 319; Warn 
1922 Nr 50), insbeſondere ein für den anderen Teil weſentliches Optionsverſprechen zu 
erfüllen ſich weigert (RG 120, 57), oder wenn der Verkäufer dem Käufer etwas anderes liefert 
als den geſchuldeten Gegenſtand (RG Warn 1913 Nr 279); oder wenn ſich der Verkäufer einer 
beſtimmten Sache zu deren Gewährung durch ihren anderweiten Verkauf außerſtand ſetzt (MG 
104, 277). In ſolchen Fällen bedarf es keiner Friſtſetzung (RG 120, 57; vgl. auch oben A 1b, bb). 
Die Ablehnung einer Aufwertung kann nicht als poſitive Vertragsverletzung gelten, wenn ſie 
zu einer Zeit erfolgt ift, als die Rechtsanſchauung einen ſolchen Anſpruch noch verneinte (MG 
111, 157; Warn 1925 Nr 48; HRR 1929, 1202); vgl. $ 242 A 5d d. Die Anwendung des $ 326 
zugunſten des Verkäufers iſt aber ausgeſchloſſen, wenn er die dem Kaufer noch nicht übereignete 
Kaufſache vor Fälligkeit des Kaufpreiſes weiterveräußert, oder er müßte die Leiſtung dem Käufer 
demnächſt wieder anbieten (RG 63, 103). Poſitive Vertragsverletzungen erfordern, wie die 
negativen, zur Auslöſung der in $ 326 gegebenen Rechte ein Verf chulden des Verletzers (RG 
in HRR 1930, 1437). 5 
„Der Anſpruch auf Schadenserſatz entſteht mit dem Ablaufe der geſetzten Friſt oder, wenn 
die Friſtſetzung wegen der Leiſtungsverweigerung des Schuldners (ogl. den vorangehenden und 
den folgenden Abſatz) unterbleiben kann, ſchon mit der Erklärung des Gläubigers, daß er Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung fordere. Die Erklärung, ſtatt der Erfüllung Schadenserſatz zu fordern, 
darf nicht ungebührlich verzögert werden (RG SeuffA 75 Nr 187). Gleiches wird von der Er⸗ 
klärung des Rücktritts zu gelten haben (ſ. unten). Allgemeine Vorausſetzung für den Anſpruch 
auf Schadensersatz aus § 326 wegen Nichterfüllung ift im übrigen, daß die Leiſtung noch 
möglich war und nicht nachträglich unmöglich geworden ift, in welchem Falle die Verpflichtung 
zum Schadenserſatze nur aus § 325 folgen könnte (RG 97, 9). Für die Berechnung des ab⸗ 
ſtratten Schadens (vgl. $ 325 A 1a Abſ 3) iſt im Falle des Verzugs des Schuldners nach Wahl 
des Gläubigers, fofern nicht Treu und Glauben entgegenſtehen, der Eintritt des Verzugs oder 
das Ende der dem Schuldner beſtimmten Nachfriſt (RG Warn 1922 Nr 8), wenn aber der Käufer 
wegen Lieferungsverweigerung des Verkäufers ohne Nachfriſtſetzung Schadenserſatz wegen 
36* 
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Nichterfüllung verlangt, der Tag dieſer Erklärung, gegebenenfalls der Tag des Überganges von 
der Erfüllungs- zur Erſatzklage maßgebend (RG 103, 293). Hat der Gläubiger zunächſt den Tag 
des Friſtablaufs (in ſeiner Klage) für die Berechnung des Schadens gewählt, ſo iſt er daran nicht 
gebunden, er kann demnächſt auf den Zeitpunkt des Verzugs zurückgehen, weil es ſich dann nur 
um eine andere Art der Schadensberechnung handelt (RG Warn 1920 Nr 153). Als Grundſatz 
gilt demnach, daß die einmalige Ausübung des Wahlrechts hinſichtlich des Zeit- 
punktes das Wahlrecht nicht erſchöpft (RG SeuffA 75 Nr 187). Niemals darf jedoch 
die Wahl des Zeitpunkts Treu und Glauben widerſtreben. Tritt noch während des Verzugs 
des Schuldners Unmöglichkeit der Leiſtung ein, dann kann der Gläubiger auch dieſen Zeitpunkt 
für die Schadensberechnung wählen (vgl. RG 90, 424; 91, 31; 96, 158; Warn 1919 Nr 156). 
Verlangt der Käufer als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung Erſatz des entgange⸗ 
nen Gewinns nach der abſtrakten Berechnung, dann iſt der Zeitpunkt maßgebend, in dem der 
Käufer im Falle der Erfüllung die Ware zwecks Weiterveräußerung zur Verfügung gehabt haben 
würde, und es muß zu der Zeit alſo auch noch der Erfüllungsanſpruch beſtanden haben; letzteres 
iſt dagegen nicht erforderlich, wenn der Käufer den Deckungskauf vorgenommen hat und den 
dabei erlittenen Schaden erſetzt verlangt (RG 91, 103). Über die Art und Weiſe und die Grenzen 
der Zuläſſigkeit der abſtrakten Schadensberechnung vgl. $ 252 A 3. — Der konkrete Schaden 
kann nicht durch einen Vergleich zwiſchen der Vermögenslage, in die der Käufer durch die richtige 
Lieferung gekommen wäre, und anderſeits dem Vertragspreiſe ermittelt werden; vielmehr iſt 
feſtzuſtellen, wie ſich die Vermögenslage tatſächlich geſtaltet hat, ob und wie ſich der Käufer 
etwa eingedeckt oder wie er ſich ſonſt durchgeholfen hat (RG 91, 34; Gruch 65, 477). Im Falle 
der Ausübung des De ckungskaufs braucht ſich der Käufer den Gewinn, den er bei der Weiter⸗ 
veräußerung der erworbenen Sache macht, nicht abrechnen zu laſſen (RG 52, 154; 90, 160), 
und auch von einer Vorteilsausgleichung kann wegen mangelnden adäquaten Zuſammenhangs 
keine Rede fein (RG Warn 1920 Nr 7). Schadenserſatz wegen Nichterfüllung infolge 
von verweigerter Abnahme und Zahlung kann der Verkäufer von Sachen, die erſt noch geliefert 
werden ſollten, unter Umſtänden fordern, auch ohne daß er die Sachen bereits hergeſtellt hatte; 
aber Bedingung ift dann, daß die Herſtellung und Lieferung innerhalb ange meſſener Friſt möglich 
war (RG 17. 4. 18 V 462/17). Der Verkäufer einer nur nach Zahl, Maß oder Gewicht beſtimmten 
Menge einer von ihm ſelbſt hergeſtellten Ware kann als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nicht nur den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem niedrigeren Marktpreiſe, ſondern 
ebenſowohl den Unterſchied zwiſchen Vertrags- und Herſtellungspreis fordern (RG JW 1919, 
4455). Den Kaufgegenſtand ſelbſt kann der Verkäufer nicht als Schadenserſatz wegen Nicht. 
erfüllung, ſondern nur auf Grund Rücktritts zurückverlangen (RG in SeuffA 85, 109; HRR 
1932, 437). — Siehe ferner über den Schadens nachweis § 325 A 1a Abſ 3. 8 

Die Wahl zwiſchen Rücktritt und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſteht im Belieben 
des Berechtigten; doch mit der Maßgabe, daß nicht beide Rechtsbehelfe nebeneinander ausgeübt 
werden können, und daß die Wahl des Rücktritts jedweden Anſpruch aus dem Vertrage unbedingt 
ausſchließt, es ſei denn, daß fie zu Unrecht erfolgt war (RG 61, 130; 67, 317; 85, 282; JW 1910, 
2294, 1911, 751°). Die Wahl des Schadeuserſatzanſpruchs dagegen läßt noch die Möglichkeit eines 
ſpäteren Rücktritts offen, ſofern nicht im beſonderen Falle ein ſolches Verhalten einen Verſtoß gegen 
die geſchuldete Vertragstreue darſtellt (fo unter Aufgabe von RG 53, 167 nunmehr die ſtändige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts: RG 85, 282; 107, 348; 109, 184; Warn 1916 Nr 100; 1917 
Nr 20; 1919 Nr 48; L3 1924, 232; dahingeſtellt in R 102, 265). Die Erklärung, „zurückzu⸗ 
treten und Schadenserſatz zu verlangen“, bedeutet im Zweifel die Wahl des Schadenserſaß⸗ 
anſpruchs (R JW 1911, 7516; HNR 1932, 437); vgl. aber RG 126, 69 und A 1b zu $ 325. 
Gegebenenfalls liegt auch nicht unzuläſſige Klagänderung vor (RG Warn 1917 Nr 13), 
wie eine ſolche auch dann nicht anzunehmen ift, wenn der Berechtigte zuvörderſt auf Erfüllung 
geklagt, dann erſt während des Prozeſſes die Nachfriſt geſetzt hatte und nunmehr Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung fordert (RG 88, 405; 102, 264; 109, 137). Das iſt grundſätzlich zuläſſig, 
und zwar ſowohl in dem Falle, daß auf Erfüllung geklagt war, wie wohl fi der Schuldner ſchon 
im Verzuge befand, wie auch in dem, daß der Gläubiger ohne weiteres Erfüllung forderte, weil 
der Schuldner die Leiſtung unbedingt verweigert hatte (RG 102, 264; 109, 137). Hat der Ber 
klagte den Vertrag angefochten und die Erfüllung verweigert, dann kann der Kläger noch jetzt 
feinen Rücktritt erklären (R& 7. 8. 07 V 227/07). Wenn beide Teile von den Rechten aus 
$ 326 Gebrauch und unter Vorbehalt von Schadenserſatzanſprüchen eine bereits erfolgte Über- 
gabe rückgängig machen, liegt noch nicht eine vertragsmäßige Einigung über die Nichterfüllung 
des Vertrags vor (RG 69, 103). Über das Rücktrittsrecht bei Verträgen zugunſten Dritter 
vgl. § 334 N 1. Ausgeſchloſſen ift das Rücktrittsrecht bei Leibgedingverträgen durch Art 19 
§7 PrAusfGeſ zum BOB (RG 101, 277). — Eine Friſt zur Ausübung des Rücktritts 
rechts iſt im Geſetze nicht beſtimmt; doch erfordern Treu und Glauben, jedenfalls im Geſchäfts⸗ 
leben und in Zeiten ſchwankender Preiſe und der Geldentwertung, die Ausübung in ange meſſe⸗ 
ner Friſt (RG 107, 109). 5 17 

2. Bewirkt der in Verzug befindliche Teil die volle Leiſtung rechtzeitig, d. h. bis zum Ab⸗ 
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laufe der Friſt, ſo iſt der Verzug geheilt und der Berechtigte kann von den Rechtsbehelfen aus 
8326 keinen Gebrauch machen. Ob der Schuldner friſtgerecht geleiftet hat, iſt nach Treu und 
Glauben und nach dem Zwecke der Friſtſetzung zu entſcheiden (RG JW 1916, 16283); Warn 
1922 Nr 9). Die Vorausſetzung hierfür iſt nicht erfüllt, wenn bis zum Ablaufe der Friſt auch nur 
noch ein Teil der Leiſtung ausſteht, gleichgültig, ob die Teilleiſtung vor oder nach der Friſtſetzung 
bewirkt worden iſt (RG 50, 140; Gruch 53, 944; RG JWö 05, 177%; RG 106, 90); ſelbſt wenn 
gegebenenfalls der Schuldner nach verſäumter Nachfriſt die Arbeiten nunmehr in kurzer Zeit 
noch anfertigen kann und will (NG Warn 09 Nr 196). Das Recht, ſich von den Folgen des frucht⸗ 
loſen Friſtablaufs inſoweit durch den Nachweis der Nichtverſchuldung zu befreien (wie im Falle 
des Verzugs nach $ 285), ſteht dem Schuldner regelmäßig nicht zu (RG Warn 1910 Nr 424). 
Indes, handelt es ſich nur um eine ganz geringfügige und zudem durch unverſchuldete Verhältniſſe 
herbeigeführte Friſtüberſchreitung, dann wird man dem Schuldner, falls der Glaubiger trotzdem 
die Rechtsbehelfe aus $ 326 verwenden wollte, die Einrede aus § 242 gewähren mütſen 
(RG Warn 09 Nr 196; 1913 Nr 228). 

3. Der Gläubiger verliert, falls er bei Setzung der Nachfriſt die in Satz 1 vorausgeſetzte 
Androhung erklärt, ſchon damit den Anſpruch auf Erfüllung (vgl. § 283 A 1, ferner RG 52, 94; 
57, 105; 107, 347; HRR 1931, 204), und nach Ablauf der Friſt hat er ſich darüber zu erklären, 
von welchem Rechtsbehelfe aus Satz 2 er Gebrauch machen will. Er kann die Wahl aber auch 
bereits vor dem Friſtablaufe ausüben (RG JW 04, 536°). Auf Erfüllung und gleichzeitig auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu klagen, iſt mit den Grundſätzen des § 326 unvereinbar; 
doch kann eventuell, d. h. für den Fall, daß die Vorausſetzungen des § 326 nicht erfüllt ſein 
ſollten, Erfüllung und Verzügsſchaden verlangt werden (RG 57, 105; Warn 1922 Nr 51). Einigen 
die Parteien ſich nachträglich auf Vertragserfüllung, ſo ſchließt das den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung aus; der Berechtigte kann ſich aber den Erſatzanſpruch wegen ver⸗ 
zögerter Erfüllung vorbehalten (RG JW 1910, 751). Bei formbedürftigen Verträgen 
bedarf es zur Wiederherſtellung des Erfüllungsanſpruchs der vorgeſchriebenen Form; ſtill⸗ 
ſchweigende Wiederherſtellung iſt deshalb ausgeſchloſſen (R 107, 345; HRR 1931, 204). Hat 
der Verkäufer auf Schadenserſat bereits geklagt, ſo verſtößt es nicht gegen Treu und Glauben, 
wenn er auf den Einwand des Beklagten hin, daß der Verkäufer die Kaufſache zu früh angeboten 
habe, das Angebot während des Prozeſſes nunmehr wiederholt und daraufhin jetzt noch die 
Erfüllung fordert (RG 75, 350). 

4. Nur teilweiſe Leiſtung nach der Friſtſetzung und bis zu deren Ablauf (Abſ 1 Satz 3). 
Grundſätzlich iſt der Gläubiger, eine Teilleiſtung anzunehmen, überhaupt nicht verpflichtet 
(8 266). Doch kann es unter Umſtänden Treu und Glauben widerſprechen, wenn er die An⸗ 
nahme verweigert, obwohl nur — beiſpielsweiſe bei einem beſtellten Werke — ganz Gering⸗ 
fügiges noch fehlt (RG Warn 09 Nr 196), und in ſolchem Falle geriete er in Annahmeverzug. 
Hat der Gläubiger eine Teilleiſtung einmal angenommen, dann kommt folgendes 
in Betracht: Die geſetzliche Vorausſetzung, daß „die Leiſtung innerhalb der Nachfriſt 
teilweiſe nicht bewirkt wird“, trifft ſowohl dann zu, wenn der Verpflichtete bis zur Nach⸗ 
friſtſetzung überhaupt noch nichts geleiſtet hat und auch nach der Friſtſetzung nur teilweiſe 
leiſtet, wie auch dann, wenn bis zur Nachfriſtſetzung eine teilweiſe Leiſtung bereits erfolgt 
und alsdann betreffs des noch fehlenden Reſtes die Friſtſetzung erklärt war, demnächſt aber 
die volle Erfüllung ausbleibt (RGS 50, 138; Warn 1912 Nr 293). Verzug wegen eines nur 
unweſentlichen Teiles der Leiſtung gibt jedoch überhaupt kein Rücktrittsrecht (RG Seuff A 67 
Nr 2). Im übrigen führt die Anwendung des $ 325 Abſ 1 Satz 2 (vgl. darüber zu $ 325 A 2) zu 
dem Ergebniſſe, daß der Berechtigte auch wegen bloßen Ausbleibens der vollen Leiſtung nach 
der Friſtſetzung grundſätzlich das Wahlrecht hat zwiſchen dem Anſpruche auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung und dem Rücktrittsrechte, indes unter nachſtehender Maßgabe: a) Hinſichklich des 
Rücktritts rechts ficht das Geſetz folgende Unterſcheidung vor: Vom ganzen Vertrage kann der 
Berechtigte nur dann zurücktreten, wenn er an der Teilleiſtung, und zwar der bereits emp⸗ 
fangenen, nicht der noch rückſtändigen (R Gruch 53, 943), d. h. an der beiderſeitigen nur teil⸗ 
weiſen Erfüllung (RG 50, 143), kein Intereſſe hat (RG Warn 1912 Nr 377); hat er dagegen an 
der erhaltenen Leiſtung, d. h. daran, fie auch ohne die noch rückſtändige gegen entſprechende 
Gegenleiſtung zu behalten, Intereſſe, dann kann er nur inſoweit zurücktreten, als der Verpflichtete 
nach geſetzter Nachfriſt noch im Rückſtande geblieben iſt. Allerdings ſteht dieſe Annahme mit dem 
Grundſatze in Widerſpruch, daß ein einheitlicher Vertrag nur im ganzen ſtehen oder fallen kann 
(RG 67, 104; 79,311; Warn 09 Nr 288). Aber fie entſpricht dem Bedürfniſſe des Verkehrs. 
Hat beiſpielsweiſe auf Grund eines einheitlichen Teilleiſtungsvertrags der Käufer einen Teil ber 
Lieferungen bereits empfangen und auch für ſich verwertet, oder hat bei einem Werkvertrage, 
der den Bau eines Hauſes betrifft, der Verpflichtete einen Teil des Baues bereits hergeſtellt und 
der Berechtigte dieſen Teil abgenommen, dann wäre es doch ſchwerlich richtig, auch unter ſolchen 
Umſtänden den Rücktritt vom ganzen Vertrage für zuläſſig zu erachten, zumal wenn der Be⸗ 
rechtigte gar nicht mehr imſtande fein würde, das Empfangene zurückzugewahren. Unter ſolchen 
Untftänden kann vielmehr nur ein Rücktritt im Umfange der ausgebliebenen Erfüllung in Frage 
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kommen. Kein Intereſſe an der teilweiſen Erfüllung beſteht bei unteilbarem Leiſtungsgegen⸗ 
ſtande (Hausgrundſtück: RG 50, 143; RG 15. 10. 24 V 711/23). b) Was ſodann den Anſpruch 
auf Schadenserſatz anlangt, jo iſt auch hier zu unterſcheiden: Hat der Berechtigte an der emp⸗ 
fangenen Teilleiſtung ein bleibendes Intereſſe, dann kann er auch den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz nur inſoweit geltend machen, als ihm Schaden daraus erwächſt, daß der Vertrag nicht voll⸗ 
ſtändig erfüllt iſt; hat dagegen die Teilerfüllung, mag ſie vor oder nach der Friſtſetzung erfolgt ſein, 
für den Berechtigten kein bleibendes Intereſſe, dann kann er Erſatz für den durch die Nichterfüllung 
des Vertrags überhaupt verurſachten Schaden fordern (RG 50, 138; Gruch 53, 943; RG 8. 5. 12 
V 11/12), muß dann freilich auch die empfangene Leiſtung zurückgeben, was natürlich nicht den 
Rücktritt vom Vertrage bedeutet. Ob der Berechtigte an der Teilerfüllung Intereſſe hat oder 
nicht, iſt gemäß dem in $ 320 Abſ 2 ausgeſprochenen Grundſatze auch hier nach Treu und Glauben 
zu beurteilen (RG 76, 152; 64, 375; 53, 74). — Nur der Art nach mangelhafte Erfüllung 
gilt bei $ 326 (im Gegenſatze zu § 320 Abſ 2, ogl. A 7) nicht als eine bloße Teilerfüllung 
(RG Warn 1912 Nr 204). — Zu beachten iſt endlich hier, wie bei 88 325 u. 326 Überhaupt, daß 
ſowohl bei der Frage nach dem Intereſſe wie nach dem Schaden niemals die geſchuldete Leiſtung 
allein für ſich in Betracht kommen kann, daß vielmehr das Intereſſe an der gegenſeitigen 
und beiderſeitigen Erfüllung ins Auge zu faſſen iſt. Vgl. § 325 A 2. — Kann der 
Verkäufer einen Teil der verkauften Liegenſchaften nicht auflaſſen, ſo darf der Verkäufer vom 
ganzen Vertrage nur zurücktreten, wenn fie ihm als ein Ganzes verkauft find und er am Teil⸗ 
erwerbe kein Intereſſe hat (RG ZW 05, 17218). Anders, wenn es ſich um den Verkauf eines 
Hausgrundſtücks handelt (RG 50, 143). Bei gemiſchten Verträgen ($ 305 A 2) bilden die 
einzelnen verſchiedenartigen Leiſtungen zuſammen eine Einheit, ſo daß die für den Fall des nur 
teilweiſen Verzugs vorgeſehenen Folgen auch dort Platz greifen, gleichviel mit welchem Teile 
der verſchiedenen Leiſtungen der Verpflichtete im Rückſtande geblieben iſt (NG Gruch 53, 943); 
vgl. Al oben. Bezieht ſich aber bei einem gemiſchten gegenſeitigen Vertrage die Friſſe ung 
nur auf einen Teil der Vertragsverpflichtungen, ſo kann in der gänzlichen Nichterfüllung 
dieſes Teils nicht eine — im Verhältnis zu den geſamten Vertragsverpflichtungen geringfügige — 
LEI, Nichtbewirkung der Leiſtung im Sinne des § 326 Abſ 1 Sab3 erblickt werden 
(RG 126, 67). 

5. Abſatz 2: Auch ohne Friſtſetzung kann der Berechtigte vom Vertrage abgehen oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern, wenn er wegen des Verzugs an der Erfüllung 
des Vertrags (alſo der beiderſeitigen Leiſtungen), nach den geſamten Umſtänden des Falles 
beurteilt (dich Gruch 60, 490), überhaupt kein Intereſſe mehr hat, was auch dann zutrifft, 
wenn ein Käufer im Falle rechtzeitiger Lieferung keinerlei Riſiko am Gefchäfte zu tragen geha t 
hätte, infolge der verzögerten Erfüllung aber das Geſchäft nur noch mit erheblichem Riſilo durch⸗ 
zuführen vermöchte (RG 104, 376). Es muß aber ſein Intereſſe eben infolge der Leiſtungsver⸗ 
zögerung und nicht ſchon zuvor fortgefallen fein (MG 70, 127). Erſteres würde z. B. zutreffen 
bei Saiſonartikeln (Ri JW 05, 13611). So iſt beiſpielsweiſe für den Käufer von großen Kar⸗ 
toffellieferungen, der kein Lager hält, mit Eintritt des Winters das Intereſſe an der Erftlllung 
fortgefallen (RG 29. 6. 06 11 19/06). Hat der Käufer, dem fortdauernd zu liefern war, nach bis 
dahin unbeanſtandeter Nichtlieferung eines Teiles der Ratenlieferungen, aber vor Ablauf der 
ganzen Lieferungszeit die geſamte Ware anderweit beſchafft, ſo hat ſein Intereſſe an der Erfüllung 
nicht infolge des Verzugs des Verkäufers, ſondern wegen der erfolgten vorzeitigen Eindeckung 
aufgehört (RG 96, 129). Bei einem Teillieferungsvertrage zur Deckung der Bedürfniſſe 
des Fabrikbetriebs während eines längeren Zeitraums iſt, wenn der Käufer während des größten 
Teiles der Lieferungsfriſt in Leiſtungsberzug geweſen, der Abſ 2 auch wegen der noch nicht fälligen 
Raten anwendbar (RG 58, 421; 61, 130; 53, 166). Von der Vergünſtigung aus Abſ 2 kann der 
Berechtigte auch dann Gebrauch machen, wenn ſein Intereſſe an der Erfüllung erſt während des 
Laufs der bereits geſetzten Nachfriſt unvorhergeſehen fortfällt (RG 89, 124). Dazu reicht es aber 
im allgemeinen nicht aus, daß im Falle eines Kaufes während des Verzugs des Verkäufers eine 
Preisſteigerung erfolgt iſt (NG Warn 1922 Nr 51). Das Recht aus 8326 Abi 2 beſteht auch 
unabhängig davon, ob der Verpflichtete es vorausſehen konnte, daß das Intereſſe des Berech⸗ 
tigten an der Erfüllung infolge des Verzugs fortfallen werde (RG 94, 326). Setzt der ee 
eine Nachfriſt, obwohl er ſie nicht zu ſetzen brauchte, ſo verliert er ſeine Befugniſſe aus 8 2 
Abf 2 nur dann, wenn anzunehmen, daß er durch die Stellung der Nachfriſt dieſe Befugniſſe 151 
aufgeben wollen (RG 89, 124). Der Schuldner anderſeits kann durch ein nachträgliches Ange bo 
den Gläubiger an der Vertragserfüllung auch dann noch feſthalten, wenn deſſen Intereſſe daran 
infolge des Verzugs bereits fortgefallen war, falls das nachträgliche Angebot erfolgt, bevor r 
Berechtigte eine Erklärung im Sinne des 326 abgegeben hat, fojern nicht Treu und Glauben 
dem im Einzelfalle entgegenſtehen (RG 104, 27). Nach fruchtloſem Ablauſe der Friſt iſt en 
ein Anſpruch des Schuldners auf Erfüllung ausgeſchloſſen (RG 50, 263; 107, 347); vgl. $ 320 er 
(Differenztheorie). Doch kann bei nicht formbedürftigen Verträgen durch ein Verhalten be 
Gläubigers, das zum Ausdrucke bringt, daß er am Vertrage feſthalten wolle, ſeine Verpflichen g 
zur Vertragserfüllung wiederhergeſtellt werden (RG 107, 348 und die dort angef. Urt.). Eben 
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durch Zuſage der Nachlieferung (R Warn 1925 Nr 51). — Wegen des Fixgeſchäfts vgl. 
8 361 A 2, wegen des vorbehaltenen Rücktritts § 360 A 1. 

6. Der $ 326 enthält nur nachgiebiges Recht; die Parteien können daher die dort gegebenen 
Rechte erweitern, beſchränken oder durch andere erſetzen (RG 96, 257; HAN 1930, 102). Ins⸗ 
beſondere kann auf das Erfordernis der Friſtſetzung verzichtet werden (RG LZ 1922, 194°). Vgl. 
A 1b, bb. Bei einem Viehkaufe ſchließt die vertragsmäßige Beſchränkung des Käufers auf 
das Nachlieferungsrecht nur den ohne weiteres gegebenen Schadenserſatzanſpruch aus §8 490, 492 
(Gewährleiſtungsanſpruch), nicht aber den aus $ 326 herzuleitenden Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung gegen den im Leiſtungsverzuge verharrenden Verkäufer aus (RG 123, 
215); vgl. zu § 325 A 4 letzter Abſatz. — Die Rechte aus § 326 gehen auf den Zeſſionar 
über (RG 55, 402). — Für die Klage auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung iſt das Gericht 
des Erfüllungsorts (8 269) zuſtändig (5 29 3PO; RG Warn 08 Nr 129). Ein beſonderer 
Erfüllungsort, je nachdem etwa der durch den Abnahmeverzug entſtandene poſitive Schaden und 
anderſeits der entgangene Gewinn erftattet verlangt wird, läßt ſich nicht begründen; denn maß⸗ 
gebend iſt ſtets der aus der Nichterfüllung des Vertrags in ſeiner Geſamtheit hervorgehende 
einheitliche Schaden (RG 55, 423). Wer Rechte aus $ 326 herleitet, hat ſeine Vorausſetzungen 
zu beweiſen (RG JW 1910, 937%). — Unanwendbar iſt das Rücktrittsrecht aus 8 326 bei 
Dienſtverträgen und Agenturverträgen, da hier die Sonderbeſtimmungen der $$ 626—628 be⸗ 
ſtehen (RG 92, 159; JW ö 1912, 7312; Seuff A 76 Nr 139); ferner bei Werkverträgen gemäß 89 642, 
643, 645, ſofern es ſich nicht um Verzug bei Annahme eines bereits fertiggeſtellten Werkes handelt 
(RG SeuffA 76 Nr 186); ferner bei bereits zur Ausführung gelangten Geſellſchaftsverträgen 
(RG 78, 305; 81, 303; 89, 334); anwendbar dagegen bei Miet⸗ und Pachtverträgen neben 
den Vorſchriften über die Kündigung (RG 105, 167). Dem Verkäufer, der erfüllt und 
den Kaufpreis geſtundet hat, ſteht gemäß § 454 das Rücktrittsrecht nicht zu, was 
aber ein Rücktrittsrecht gemäß § 326 nicht ausſchließt, falls der Käufer noch mit andern Gegen⸗ 
leiſtungen in Verzug geblieben iſt (RG Warn 1915 Nr 259); vgl. zu $ 454. Andrerſeits findet 
$ 454 auch dann keine Anwendung, wenn der Verkäufer noch nicht vollſtändig erfüllt 
hat, insbeſondere wenn außer der Übertragung des Kaufgegenſtandes noch Dauerleiſtungen 
von ihm zu erfüllen ſind; in dieſem Falle kann er ungeachtet der Stundung des Kaufpreiſes 
das Rücktrittsrecht ausüben, falls die Vorausſetzungen des $ 326 vorhanden find, alſo insbeſon⸗ 
dere — nach Ablauf der Stundungsfriſt — der Käufer mit der Zahlung des Kauſpreiſes in 
Verzug geraten iſt (RG 133, 113). Vgl. darüber, was zur Erfüllung eines Grundſtückskauf⸗ 
vertrags im Sinne des $ 454 gehört, RG 118, 100. § 326 findet nur Anwendung auf gegen. 
ſeitige, beiderſeits noch nicht voll erfüllte Verträge; feine Anwendung ſoll deshalb nach Rh 106, 93 
ausgeſchloſſen fein bei Leibrentenverſprechen, die durch Gewährung des „Stammrechts“ bereits 
erfüllt ſeien, wegen Verzugs mit einzelnen Raten, eine ſehr bedenkliche Entſcheidung, die der 
Einheitlichkeit des Leibrentenvertrags als gegenſeitigen Vertrags (vgl. zu $ 320 A 1) nicht gerecht 
zu werden ſcheint. 


8 327 


Auf das in den 88 325, 326 beſtimmte Rücktrittsrecht finden die für das 
vertragsmäßige Nücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 356 ent- 
ſprechende Anwendung. Erfolgt der Nücktritt wegen eines Umftandes, den der 
andere Teil nicht zu vertreten hat, ſo haftet dieſer nur nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung!) ). 

E 1 869; M 2 211; P 1 650. 

1. Aus $ 349 (A 1) ergibt ſich, daß die Rücktrittserklärung eine den Vertrag endgültig auf 
hebende, daher unwiderrufliche, empfangsbedürftige ($ 130) rechtsgeſchäftliche Willenserklarung 
iſt (RG 102, 265). Im Gegenſatz zur Kündigung hebt fie das Rechtsverhältnis rückwirkend 
auf (RG 130, 273; vgl. zu § 346 A3). Dennoch wird der Rücktritt nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß das Vertragsverhältnis bereits verwirklicht iſt, insbeſondere nicht bei dem Miet und Pacht⸗ 
vertrage (vgl. Vorbem 3 vor $ 535) dadurch, daß die Miet- oder Pachtſache bereits übergeben 
iſt (RG 105, 169). Bei dem Kaufvertrage ift der Rücktritt des Verkäufers aus den H 325 
Abſ 2, 326 ausgeſchloſſen, wenn er den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat ($ 454; 
vgl. aber RG 133, 113 und dazu A 6 zu § 326). 5 R 

2. Nach dem gemäß Satz 1 dieſes Paragraphen entſprechend anwendbaren § 346 haben die 
Parteien einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren und zwar in der Regel ohne 
Rückſicht auf eine noch vorhandene Bereicherung. Vgl. 88 346 A 3,4 und 348 A 1. Jedoch folgt 
aus Satz 2 des & 327, daß die Rückgewährpflicht ſich auf die Herausgabe der Bereicherung be⸗ 
ſchränkt, wenn der Rückge währpflichtige den Rücktritt nicht zu vertreten hat, 
mag auch der Rücktritt von ihm ſelbſt erklärt worden ſein. Dieſe Beſtimmung be⸗ 
zweckt, wie ihre Entſtehungsgeſchichte erkennen läßt, gerade, die ungebührlichen Härten zu ver⸗ 
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meiden, die ſich aus der in den $$ 346ff. für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht vorgeſchriebenen 
uneingeſchränkten gegenſeitigen Rückgewährpflicht zu Laſten desjenigen Rückgabepflichtigen 
ergeben würden, den kein Verſchulden an dem Rücktritte trifft (RG 130, 123). Unter dem „anderen 
Teile“ in Satz 2 muß deshalb derjenige Teil verſtanden werden, der eine empfangene Leiſtung 
zurückzugewähren hat, nicht etwa (wozu der Wortlaut Anlaß geben könnte) der Gegner desjeni⸗ 
gen, der den Rücktritt erklärt hat. So jetzt auch RG aaO. unter Bezugnahme auf die vorige 
Auflage dieſes Komm. Vgl. auch § 323 A 5. — Vgl. über die Anwendbarkeit der $$ 346ff. 
auf geſetzliche Rücktrittsrechte überhaupt zu § 346 A1. — Die Wirkſamkeit der Rücktritts⸗ 
erklärung iſt nicht davon abhängig, daß der Rücktretende gleichzeitig die Rückgabe des Empfan⸗ 
genen anbietet (RG 49, 38). 


Dritter Titel 
Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 


§ 328 

) Durch Vertrag kann eine Leiſtung an einen Dritten mit der Wirkung 
bedungen werden, daß der Oritte unmittelbar das Necht erwirbt, die Leiſtung 
zu fordern 2). 

In Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung iſt aus den Umſtänden, 
insbefondere aus dem Zwecke des Vertrags, zu entnehmen, ob der Dritte das 
Necht erwerben, ob das Necht des Dritten ſofort oder nur unter gewiſſen 
Vorausſetzungen entſtehen ?) und ob den Vertragſchließenden die Befugnis 
vorbehalten fein ſoll, das Recht des Pritten ohne deſſen Zuſtimmung aufzu- 
heben oder zu ändern‘). 

E I 412—414 IT 280; M. 2 265; P 1 749, / 

1. Vertrag zugunſten eines Dritten. Nach $ 241 ift kraft des Schuldverhältniſſes der Gläubi⸗ 
ger berechtigt, die geſchuldete Leiſtung zu fordern, und bei Verträgen iſt das regelmäßig nur 
die Vertragspartei ſelbſt. Durch § 328 find jedoch Verträge auch des Inhalts für zuläffig erklärt, 
daß ein am Vertragsſchluſſe Unbeteiligter kraft des ohne ſeine Mitwirkung zuſtande gekommenen 
Schuldverhältniſſes forderungsberechtigt wird. Bei einem derartigen Vertrage äußert ſich das 
Schuldverhältnis nach zwei Richtungen hin: a) im Verhältniſſe zwiſchen den beiden Vertrag⸗ 
ſchließenden untereinander — alſo dem die Leiſtung Verſprechenden und dem Verſprechens⸗ 
empfänger —; b) im Verhältniſſe zwiſchen dem Verſprechenden und dem Dritten (vgl. A 2). 
Demnach handelt es ſich auch um zwei inhaltlich verſchiedene Gläubigerrechte, nämlich gemäß 
$ 335 um das des Verſprechensempfängers auf Leiſtung an den Dritten (wobei 
zwiſchen den beiden Vertragsteilen auch ein gegenſeitiger Vertrag in Frage kommen kann; 
$ 320 A 1) und um das des Dritten auf die geſchuldete Leiſtung an ihn ſelbſt (vgl. A 2). 
Im Weſen der Sache liegt es dabei, daß durch die Erfüllung dem Dritten gegenüber zugleich der 
Anſpruch des Verſprechensempfängers befriedigt und mithin das Schuldverhältnis überhaupt 
zum Erlöſchen gebracht wird. Eine Art von Geſamtſchuldverhältnis (Staudinger, Vorbem vor 
§ 328 A II 3) liegt jedoch nicht vor, weil die Forderungen des Verſprechensempfängers und des 
Dritten je einen verſchiedenen Inhalt haben. — Die nähere begriffliche Beſtimmung des Ver⸗ 
trags zugunſten eines Dritten erſcheint für das praktiſche Rechtsanwendungsbedürfnis nicht von 
weſentlicher Bedeutung. Die geſetzliche Anerkennung der Möglichkeit folder Verträge iſt das 
Ergebnis der Rechtsentwicklung auf Grund der Anforderungen des Verkehrs (M 2, 265). Es je 
eine Zuwendung aus dem Vermögen des Verſprechenden an den Dritten in der Weiſe ermöglicht 
werden, daß die Übertragung des Vermögensgegenſtandes zunächſt an den Verſprechensemp⸗ 
fänger und demnächſt von dieſem an den Dritten vermieden wird (Prot 1, 755). Jedenfalls 
aber daran feſtzuhalten, daß beide Forderungsrechte dem nämlichen Schuldverhältniſſe 1 
ſpringen müſſen, und daß insbeſondere auch das Recht des Dritten ausſchließlich in dem iR 
ſprechen des Schuldners feinen Grund hat. Hieraus ergibt ſich aber einmal, daß auch der Inhalt 
wie der Rechtscharakter der Forderung des Dritten, wie anderſeits auch das Einrederecht 55 
Schuldners dem Dritten gegenüber ſich lediglich nach dem vom Verſprechenden mit dem 5 
ſprechenzempfänger geſchloſſenen Vertrage richten können (vgl. 95 334 BGB, 435 ah ige 
auch, daß mit der Gültigkeit dieſes Vertrags zugleich das Recht des Dritten ſteht und fällt. u 
keit des erſteren ſchließt daher in der Regel auch den Anſpruch des Dritten aus, gleichgültig, ob di 
Nichtigkeit von Anfang an beſtand oder ob ſie erſt ſpäter durch Anfechtung herbeigeführt 7 
(ogl. näheres $ 334 A 1). Iſt der Vertrag zugunſten des Dritten abgeſchloſſen worden, jo ist 15 
das Verhältnis zwiſchen ihm und dem Verſprechenden lediglich der ſchriftliche Vertrag maß 
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gebend, dagegen nicht auch eine zwiſchen den Vertragſchließenden nebenher mündlich getroffene, 
dem Dritten unbekannte Beſprechung (RG 20. 9. 10 VII 389/09). — Ein Verhältnis zwiſchen 
dem Verſprechensempfänger und dem Dritten wird durch den Vertrag nicht be⸗ 
gründet. Dieſes Verhältnis kann ſich nur nach den ſonſtigen Beziehungen zwiſchen ihnen regeln. 
Danach allein entſcheidet es ſich insbeſondere auch, ob der Verſprechensempfänger gehalten iſt, 
dem Dritten den ihm zugedachten und demnächſt zugegangenen Vorteil zu belaſſen, oder ob er 
ihm dieſen wieder entziehen kann, beiſpielsweiſe nach 98 812 ff. unter der Behauptung, daß er 
ſich durch die Zuwendung an den Dritten von einer Schuld bei dieſem habe befreien wollen, daß 
dieſe Schuld jedoch nicht beſtanden habe oder auf andere Weiſe bereits getilgt worden ſei. 

Um einen Vertrag im Sinne des $ 328 handelt es ſich nicht, wenn der Dritte, an den abrede⸗ 
gemäß geleiſtet werden ſoll, kein eigenes Recht erwerben, ſondern nur als Leiſtungsſtelle dienen 
ſoll (solutionis causa adjectus). 

Anwendbar ſind die Regeln über Verträge zugunſten Dritter nach ihrer Stellung im Syſtem 
(„Schuldverhältniſſe“) und nach ihrem Wortlaute nur auf ſolche Verträge, die ein Schuldver⸗ 
hältnis, d. h. ein Recht des einen Teils (Gläubigers), eine Leiſtung zu fordern, und eine dieſem 
Rechte gegenüberſtehende Pflicht des andern Teils (Schuldners), die Leiſtung zu machen ($ 241), 
begründen. Die auf dem Gebiete des Sachenrechts zur rechtsgeſchäftlichen Entſtehung ding⸗ 
licher Rechte in der Regel erforderliche „Einigung“ — der ſog. dingliche Vertrag (88 873, 925, 
929, 1032 uſw.) — iſt zwar nach richtiger Auffaſſung ein Vertrag (vgl. zu $ 873), begründet aber 
nicht ein Recht oder eine Verpflichtung zu einer Leiſtung; auch die durch ihn entſtehende „Bindung“ 
($ 873 Abſ 2) iſt nicht als Begründung eines Schuldverhältniſſes anzuſehen (vgl. aa O.). Die 
F 328ff. können deshalb keine unmittelbare Anwendung auf den dinglichen Vertrag finden. Ihre 
ausdehnende (entſprechende) Anwendung iſt im Schrifttum von mancher Seite (Strohal in She» 
rings Jahrb. 1898 S. 86) als durch Verkehrsbedürfniſſe geboten befürwortet worden. Dem ſteht 
aber der zwingende und ausſchließende Charakter der Vorſchriften des Sachenrechts entgegen. 
Dieſe erfordern für die rechtsgeſchaftliche Entſtehung oder Übertragung dinglicher Rechte eine 
zwiſchen dem zur Verfügung über das Recht Berechtigten und dem Rechtserwerber ſich 
vollziehende Einigung, ſchließen dadurch alſo den unmittelbaren Rechtserwerb eines Dritten — 
ſoweit nicht ein Stellvertretungsverhältnis vorliegt, vgl. zu $ 873 — aus. Deshalb kann das 
Eigentum an Wertpapieren nicht erworben werden durch einen von dem Eigentümer mit 
einer Bank abgeſchloſſenen Vertrag des Inhalts, daß die Bank die Papiere bei Eintritt eines 
Ereigniſſes, insbeſondere des Todes des Eigentümers, an einen Dritten herausgeben ſoll (RG 
98, 279; 106, 3; vgl. über die Bedeutung eines ſolchen Vertrags im übrigen A 3). Auch die gemäß 
$ 1117 Abſ 2 die zum Erwerbe der Hypothek nach Abſ 1 daſelbſt erforderliche Übergabe des Hy⸗ 
pothekenbriefs an den Gläubiger erſetzende Vereinbarung kann nicht zwiſchen dem Grund 
ſtückseigentümer und einem nicht im Stellvertretungsverhältnis zu dem Gläubiger ſtehenden 
Dritten abgeſchloſſen werden (RG 66, 97). Auch eine Buchhypothek kann rechtsgeſchäftlich nur 
durch Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger und hinzukommende 
Eintragung von dieſem erworben werden. Iſt daher durch einen Vertrag zugunſten eines Dritten 
eine ſchuldrechtliche Forderung des Dritten begründet und in dem Vertrage die Beſtellung einer 
Hypothek für die Forderung vereinbart, ſo erwirbt der Dritte die Hypothek erſt mit der zwiſchen 
dem Eigentümer und ihm erfolgenden Einigung, die jedoch keiner Form bedarf und daher auch 
ſtillſchweigend dadurch erfolgen kann, daß der Dritte von der Beſtellung der Hypothek für ihn 
dem Eigentümer gegenüber Kenntnis nimmt und keinen Widerſpruch erhebt. Auch für den 
Erwerb einer Grundſchuld bedarf es einer ſolchen Einigung zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Erwerber. Aus der Beſtellung einer Re allaſt entſteht gemäß § 1108 neben der dinglichen 
Belaſtung eine ſchuldrechtliche Haftpflicht des Eigentümers für die während feiner Beſißzeit 
fällig werdenden Leitungen; doch wird auch hier eine Anwendung der 89 328ff. durch § 873 
ausgeſchloſſen fein, abgeſehen von der in $ 1105 Abſ 2 zugelaſſenen Beſtellung zugunſten des 
jeweiligen Eigentümers. Gleiches wird von der Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts 
($ 1094) zu gelten haben. Auch ein Pfandrecht an einer Forderung ($$ 1280 ff.) kann durch Vertrag 
zugunſten eines Dritten für dieſen unmittelbar nicht zur Entſtehung gelangen (RG 124, 221). 
Ein Erlaßvertrag kann mit der dinglichen Wirkung des Erlöſchens der Forderung nur zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Schuldner, nicht von dem Gläubiger mit einem anderen zugunſten des 
Schuldners als Dritten abgeſchloſſen werden (RG 24. 2. 02 VI 32/02; RG 127, 128; vgl. zu 
8397 A 1). Auch für Vergleiche hat das RG unter Ablehnung einer im Schrifttum (Oertmann) 
vertretenen Auffaſſung grundſätzlich ausgeſprochen, daß fie nicht zwiſchen anderen Perſonen als 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten abgeſchloſſen werden können, weil ſie ein gegenſeitiges 
Nachgeben vorausſetzten und daher beide Parteien belasteten (uch VII 475/28, 11. 6. 1929 
und R 127, 128). Doch ift auch hier erſichtlich nur die dingliche Wirkung des Erloſchens einer 
vorher beſtandenen Forderung gegen den Dritten gemeint, da ja anerkannt iſt, daß auch gegen- 
feitige Verträge ſchuldrechtliche Wirkungen zugunſten Dritter haben können (vgl. A 1). Daß im 

brigen ein Vertrag, durch welchen ſich der Gläubiger einer Forderung gegenüber einem anderen 
als dem Schuldner, ſei es mit oder ohne Abfindung, verpflichtet, von ſeinem Anſpruche gegen 
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den Schuldner keinen Gebrauch zu machen (pactum de non petendo), ſofern die ſonſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen des K 328 vorliegen, für den Schuldner als Dritten einen Unterlaſſungsanſpruch 
begründen kann, iſt vom RG (127, 128) anerkannt. 
2. Die Beſtimmung, daß der Dritte das Recht auf die Leiſtung unmittelbar erwirbt, will 
beſagen, daß der Genannte das entſprechende Gläubigerrecht ohne jede eigene Mitwirkung, 
allein infolge des zu ſeinen Gunſten abgegebenen und vom Erklärungsgegner angenommenen 
Verſprechens ſelbſtändig erlangt. Es braucht ihm alſo weder die Annahme des Verſprechens 
angetragen zu werden, noch braucht er überhaupt dem Vertrage beizutreten (RG 71, 324). Vgl. 
dazu noch $ 333. Daher kann auch ein Geſchäftsunfähiger durch einen zu ſeinen Gunſten 
abgeſchloſſenen Vertrag die Forderung unmittelbar erwerben, nur daß das Ausſchlagungsrecht 
gemäß § 333 feinem Vertreter offenſteht. Ein eigentliches Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Verſprechenden und dem Dritten entſteht durch die Forderungsberechtigung des letzteren zwar 
nicht; wohl aber ein vertragsähnliches, aus dem auch Pflichten des Dritten hervorgehen 
können, falls dieſer von den Rechten aus dem Vertrage Gebrauch macht (vgl. § 333), fo nament⸗ 
lich bei einer dauernden Geſchäftsverbindung die Pflicht zur Bewährung der erforderlichen Sorg⸗ 
falt (RG JW 1913, 426°). In RG 124, 135 iſt angenommen, daß bei einem Vertrage zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, inhaltlich deſſen ein Teil der Vergütung der Arbeitnehmer an 
eine von ihnen gegründete Zuſchußkaſſe gezahlt werden ſoll, die Zuſchußkaſſe durch Teilab⸗ 
tretung im Wege des Vertrags zugunſten Dritter Gläubigerin und deshalb Rechtsnachfol⸗ 
gerin der Arbeitnehmer nicht nur im wirtſchaftlichen, ſondern auch im rechtlichen Sinne ge⸗ 
worden ſei. Ob hier der Begriff der Rechtsnachfolge nicht zu weit ausgedehnt iſt, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben; vgl. auch zu $ 334 A 1. Vgl. über die Anwendbarkeit des $ 328 bei Abtretung 
von Rechten aus einem gegenſeitigen Vertrage RG 129, 118. — Die Benennung 
des Dritten kann ſich der Verſprechensempfänger vorbehalten. Der Dritte erwirbt alsdann 
den Anſpruch erſt mit feiner Benennung. Die Perſon des Dritten braucht nur beſtimmbar zu fein 
in der Weiſe, daß fie ſich durch den Eintritt eines Ereigniſſes oder Zuſtandes beſtimmen ſoll, 
3. B. bei einer Lebensverſicherung der Erbe des Verſicherungsnehmers oder der Inhaber der 
Police. Auf dieſe Weiſe können bei einem Treuhändervertrag, durch welchen dem Treu⸗ 
händer eine Grundſchuld zur dinglichen Sicherung eines Geſamtdarlehens beſtellt wird, die zu 
künftigen Erwerber von Anteilſcheinen dieſes Geſamtdarlehens als unmittelbar zur Verwertung 
der Sicherheit berechtigte Dritte beſtimmt werden (RG 117, 149; HRR 1930, 2144). 
3. Der Parteiwille und der Geſthäftszwed. Nicht allemal, wenn in einem Vertrage die 
Leiſtung an einen Dritten bedungen worden iſt, liegt um deswillen ein Vertrag zugunſten des 
Dritten im eigentlichen Sinne (A 1, 2) vor. Es kommt in dieſer Hinſicht vielmehr lediglich auf 
die Parte iabſicht an, und über dieſe entſcheidet in erſter Linie die etwaige Abmachung. Liegt aber 
eine beſondere Beſtimmung darüber nicht vor, fo fol der Parteiwille aus den Umſtänden, 
insbeſondere nach dem Geſchäftszwecke, ermittelt werden, wobei alle Umſtände, 
auch die Verkehrsſitte in Betracht zu ziehen find (RG 56, 292; 64, 113; 65, 168; JW 1911, 1014). 
Der von den Parteien verfolgte Zweck ſtellt dabei für die Ermittlung des Parteiwillens ein ob⸗ 
jektives Merkmal dar, ſo daß nicht entſcheidend iſt, ob ſich die Parteien ſelbſt der Tragweite ihrer 
Entſchließung bewußt geweſen find; vielmehr ſoll es darauf ankommen, nach $ 157 zu ermitteln, 
ob aus der allgemeinen Verkehrsauffaſſung bei einem Vertrage wie der in Rede ſtehende, und 
aus den Begleitumſtänden zu entnehmen iſt, daß die Parteien eine Abrede zugunſten des Dritten 
getroffen haben würden, wenn ſie an ſein in Betracht kommendes Intereſſe gedacht und dieſen 
Punkt geregelt hätten; RG 87, 64; 91, 24; 98, 213; JW 1915, 916%; Warn 1915, 203; 1919, 14, 
NG 119,239; 7, 218 (vertragliche Haftung des Unternehmers gegenüber den Dienſtverpflichteten 
des Beſtellers), wo die allmähliche Entwicklung dieſer Rechtsauffaſſung, namentlich hinſichtlich — 
Beſchädigung Dritter, eingehend dargelegt iſt. — Iſt wirklich ein Vertrag zugunſten eines Dritten 
gegeben, fo ift es doch kein weſentliches Erfordernis — und daher auch kein Vegriffsmertnn, 
eines Vertrags dieſer Art —, daß der Dritte das ihm zugedachte Recht ſofort oder bebt 
gungslos erwirbt. Es kann vielmehr der Rechtserwerb befriſtet oder bedingt oder er 
von beſtimmten „Vorausſetzungen“ — d. h. ſtillſchweigenden Bedingungen — abhängig dus 
und ob das in einem gegebenen Falle zutrifft, it gemäß Abf 2 wiederum nach den erörterten — 
legungsgrundſätzen zu entſcheiden. Über die Vermutung, die das Geſetz für Sonderfälle nach der 
einen Richtung, wie nach der andern, aufſtellt, vgl. die $$ 330, 331. Iſt der Erwerb befriſtet 18 
bedingt (möglicherweiſe durch eine in die Willkür des Dritten ſelbſt geſtellte Handlung, 1 E 
weiſe durch feine Heirat, RG Warn 1911 Nr 174), fo fällt das Recht dem Dritten gieibt 
gültig erft mit Eintritt des Termins oder der Bedingung zu. Der Anfa lich 7912 
aber überhaupt aus, wenn die aufſchiebende Bedingung ausfällt ($ 158 Abſ 1). Iſt 5 — urritt 
Bedingung als auflöſend gedacht, ſo erwirbt der Dritte das Recht zwar ſofort, aber mit ſchüft⸗ 
der Bedingung wird der Anfall wieder unwirkſam ($ 158 Abſ 2). — Hinſichtlich des Gesche 
zweus kommen in Betracht ſowohl der im gegebenen Falle etwa beſonders vorgeſehene Amel 
ferner aber auch der bei derartigen Geſchäften nach den Gepflogenheiten des Verkehrs alige für 
vorauszuſetzende Zweck, jo bei Geſchäften, die gerade im Intereſſe des Dritten aus Fürſorge 
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ihn geſchloſſen zu werden pflegen ($ 330), ferner beim Frachtvertrage (88 435, 454 HGB). Einzel: 
fälle: Die Ausſtellung eines Sparkaſſenbuches auf den Namen eines Dritten beweiſt für ſich 
allein nicht, daß der Dritte der Gläubiger ſein ſoll (RG 60, 143; Warn 1912 Nr 197; 1916 Nr 75, 
wonach der Einzahlende im Zweifel auch dann der Gläubiger iſt, wenn er die Einzahlung auf 
den Namen eines andern vorgenommen hat; vgl. § 164 A 3 a. E.). Der Ausſteller einer 
Beſcheinigung, die, wie er weiß, einem Dritten vorgelegt werden ſoll, um dieſem als Grund⸗ 
lage für einen Geſchäftsabſchluß zu dienen, haftet dem Dritten vertraglich für die Richtigkeit des 
Inhalts der Beſcheinigung (RG 114, 289); doch gilt nicht das gleiche in allen Fällen, in denen 
der Ausſteller weiß, daß die Urkunde einem Dritten vorgelegt werden fol (RG in HRR 1930, 
2143). Befreiungsabreden und Haftungsherabminderungen dem Umfange nach, die der Spe⸗ 
diteur dem Frachtführer in üblicher Weiſe zugeſteht, binden auch den Eigentümer der Güter auf 
Grund des in dem Speditionsvertrage zugunſten des Frachtführers zu findenden Verzichts auf 
weitere Haftung (RG 77, 319). Ein Darlehensvorvertrag kann zugunſten eines Dritten 
derart geſchloſſen werden, daß dieſer den Anſpruch auf Auszahlung des Geldes erlangt und es 
daher nicht erſt noch der Abtretung des Anſpruchs bedarf (vgl. $ 398 A 3). Die Verſiche rung 
für fremde Rechnung gemäß $$ 74ff. VerſVG macht den dritten Verſicherten zum Bezugs⸗ 
berechtigten ($ 75 Abſ1 Satz 1 daſelbſt; RG 95, 253; 130, 241; vgl. auch zu 8400 A 1). Ein Vertrag, 
durch welchen eine Gemeinde ihre Beamten gegen Unfall verſicherte, gab dieſen den 
Umſtänden nach ſelbſtändiges Klagerecht (RG 60, 141). Falls die Gemeinde einem Elektrizitäts⸗ 
werke die Verſorgung der Stadt mit Elektrizität überträgt, ift die Auslegung, daß die unmittelbare 
Berechtigung der einzelnen Gemeindemitglieder nicht gewollt ſei, rechtlich unbedenklich (RG 
29. 11. 07 111 187/07). Zuwendung des Anſpruchs auf die für eine Dienſtleiſtung zu gewährende 
Vergütung an einen Dritten (RG 81, 42; SeuffA 67 Nr 248). Durch vertragsmäßige Beſtimmung 
des Verkäufers bei Teilung ſeines Grundſtücks können zwiſchen den einzelnen Teilerwerbern 
wechſelſeitige Baubeſchränkungen begründet werden (RG SeuffA 67 Nr 174). Verſchafft eine 
Bank auf ihre Rechnung einem Dritten bei einer andern Bank Kredit, dann iſt der Dritte im 
Zweifel nicht als unmittelbar berechtigt anzuſehen (RG JW 1913, 426°; für den Fall des wider⸗ 
ruflichen Akkreditivs dahingeſtellt in NG 107, 8). Das von einer Bank einem Kunden 
gegebene Verſprechen, nach deſſen Tode an einen Dritten eine beſtimmte Summe zu 
zahlen, iſt als Geſchäft unter Lebenden zugunſten eines Dritten wirkſam, falls nach den 
Zwecken und den Umſtänden des Abkommens der Dritte mit dem Tode des Verſprechens⸗ 
empfängers das unmittelbare Recht erwerben ſollte, die Auszahlung der Summe von der Bank 
zu fordern (RG 88, 137; 106, 1, unter Zurückweiſung der in RG 98, 279 dagegen aus ſteuerlichen 
und erbrechtlichen Rückſichten erhobenen Bedenken, die in der Tat, namentlich im Hinblick auf 
$ 331, vgl. A 1, nicht durchgreifen dürften). Streitig iſt, ob im Giroverkehr durch den Über- 
weiſungsauftrag ein unmittelbarer Anſpruch desjenigen, zu deſſen Gunſten die Überweiſung 
erfolgen ſoll, gegen die Girobank auf Ausführung des Auftrags begründet wird. Verneinend 
NG 102, 65 gegen R& 84, 354 und 91, 119, unter Hinweis namentlich auf das Scheckgeſetz 
(88 15, 18), das dem Inhaber eines Schecks einen Anſpruch gegen den Bezogenen verſagt hat. 
Die in der Begründung (S. 14) angeführten Gründe treffen auch für die Giroüberweiſung (den 
„roten Scheck“ der Reichsbank) zu. Anders iſt entſchieden in RG 105, 399, wo eine Bank eine 
andere angewieſen hatte, einen Betrag, den ein Dritter bei ihr zugut hatte, an dieſen auszu- 
zahlen. Ebenſo in RG 134, 76, wo gebilligt wird, daß unter beſonderen Umſtänden das 
an eine Bank gerichtete Erſuchen, einen beſtimmten Betrag an einen Dritten auszuzahlen, als 
ein Vertragsangebot zugunſten des Dritten ausgelegt iſt in dem Sinne, daß dieſer durch den 
Vertrag ein unmittelbares Recht auf Auszahlung des Betrages gegen die Bank erlangen ſollte. 
Die Entſcheidung in RG 105, 399 ſoll nach di 27. 9. 24 1 510/23 entſprechende Anwen⸗ 
dung finden, wenn jemand einer Bank einen Scheck für Rechnung eines Dritten übergibt. Ob 
die ſe Entſcheidungen, ſoweit ſie ſich nicht auf die beſonderen Umſtände des Falles ſtützen, mit 
den Auffaſſungen des Handelsverkehrs, die auch im Scheckgeſetz und ſeiner Begründung 
ihren Ausdruck gefunden haben, in Einklang ſtehen, erſcheint zweifelhaft. — Die ſeerechtliche 
Verſicherung für fremde Rechnung iſt in der Regel ein Vertrag zugunſten eines Dritten 
(gl. zu $ 330 A 2); die Verſicherung für Rechnung deſſen, „den es angeht“, ift es dagegen nicht, 
weil hier beim Vertragsabſchluſſe allen Beteiligten noch ungewiß iſt, wer ſchlienßlich der Berechtigte 
ſein wird, und ob nicht möglicherweiſe der Verſicherungsnehmer ſelbſt (RG 89, 24). Auch die 
Klauſel „zahlbar an den Inhaber“ in einem Lebensverſicherungsvertrage begründet 
für den Verſicherer nur das Recht, aber nicht die Verpflichtung, an den Inhaber zu zahlen (RS 
66, 163). Der im Frachtbriefe bezeichnete Abſender kann für einen Dritten einen unmittel- 
baren Anſpruch auf Aushändigung der von dem Adreſſaten eingezogenen Nachnahmeforderung 
gegen die Eiſenbahn gemäß $ 99 EiſenbVerkd nicht begründen (NG 99, 245). Bei dem Vertrage 
zwiſchen dem Verſender eines Frachtguts und demjenigen, der es übernimmt, das Frachtgut 
auf das Transportſchiff zu liefern, über die Beladung (Beladungsvertrag) kann ohne Rechts- 
irctum angenommen werden, daß die Parteien keine Veranlaſſung hatten, das Intereſſe des 
Schif fseigentümers, daß fein Schiff bei der Beladung nicht beſchädigt werde, wahrzunehmen 
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(RG 119, 237). Der Schleppunternehmer (Schleppreederei) kann fich auf ſeine Bedingungen 
berufen gegenüber dem Kahneigner, der ſich im Frachtvertrage mit dem zur Stellung der Schlepp⸗ 
gelegenheit verpflichteten Abſender den Bedingungen der Reederei unterworfen hat, der dieſer 
den Kahn zum Schleppen überweiſen würde (RG 126, 327). Überweiſt jemand von ſeinem Bank ⸗ 
guthaben der Bank gegenüber einen Betrag zugunſten ſeines Gläubigers, ſo kann ein Vertrag 
gemäß $ 328 vorliegen (RG 84, 354). Geſellſchafter können durch einen untereinander abge ⸗ 
ſchloſſenen Vertrag, etwa auch in Form eines Beſchluſſes, zugunſten der Geſellſchaft als ſolcher 
Rechte ausbedingen (RG 83, 219). Die Beſtimmung in einem Verſicherungsvertrage, da 

bei Übergang des Betriebes auf einen andern dieſer ohne weiteres in den Vertrag 
eintrete, dem Verſicherer jedoch ein Kündigungsrecht zuſtehen ſolle, kann einen Fall des 9 328 
ergeben, ſo daß ſich der Eintritt des Dritten in das Verſicherungsverhältnis auch ohne Mitteilung 
des Überganges vollziehen kann (RG Warn 1914 Nr 280). Vereinbart der Verſicherungsnehmer 
im Vertrage den Gerichtsſtand, jo wirkt das auch für mitverſicherte Dritte (NG Warn 08 Nr 361). 
Die Übernahme einer Bürgſchaft gegenüber einem Wechſelinhaber und zugunſten ſeiner 
Rechtsnachfolger ſtellt ſich für die letzteren als ein Vertrag gemäß $ 328 dar, jo daß die Rechts⸗ 
nachfolger das Bürgſchaftsrecht mittels des Indoſſaments unmittelbar erwerben (Rh Warn 
1915 Nr 9). Es iſt denkbar, daß ein zwiſchen dem Inhaber und dem Ausſteller eines Wechſels 
durch Hingabe von Prolongationswechſeln geſchloſſener Novationsvertrag auch zu⸗ 
gunſten des Akzeptanten wirkt, der an der Novation nicht mitgewirkt hat (RG 107, 36). Der 
vom Ehemann und Vater mit dem Halter eines Kraftfahrzeugs abgeſchloſſene Beförderungs⸗ 
vertrag gilt zugleich als Vertrag zugunſten der Frau und des Kindes (RG 87, 64). Es kann 
ohne Rechtsirrtum angenommen werden, daß aus einem zwiſchen A und B abgeſchloſſenen Be⸗ 
förderungsvertrage des Inhalts, daß B einen Dritten (Arzt) abholen ſoll, der Dritte 
kein eigenes Recht erworben habe (RG 87, 292; vgl. dazu hinſichtlich eines Schadenserſatzanſpruchs 
des A gegen B 9 249 A 3). Durch die Unterbringung eines Mitgliedes der Ortskranke nkaſſe 
in eine einem Dritten gehörende Krankenanſtalt erwirbt das Mitglied ein eigenes Recht au 
ſachgemäße Behandlung (RG JW 1915, 916%; HRR 1930, 206; 1932, 1831); desgl. das Mitglied 
einer Knappſchaft, durch die es einer Krankenanſtalt überwieſen worden (RG JW 1922, 1325˙% 
ebenſo das Kind, das zur Pflege in ein Säuglingsheim gegeben iſt (RG in JW 1919, 380; des⸗ 
gleichen der Schüler aus dem Abſchluß eines Schulvertrages gegen die Anſtalt (R& 25. 5. 1925 
IV 40/25). Dem Arzte, der vom Vater eines Kindes zu deſſen Behandlung zugezogen 
wird, ſoll nach RG 85, 183 nur der Vater, nicht das Kind als aus dem Vertrage zum Schadens- 
erſatze Berechtigter gegenüberſtehen, vgl. aber Warn 1918, 113, wo die vertragliche Haftung 
eines Zahnarztes gegenüber dem Kinde aus $ 328 bejaht iſt. Anders, wenn der Vater das 
Kind einer gemeinnützigen Anſtalt übergibt, die ſich gegen Entgelt zur Behandlung und 
Pflege des Kindes verpflichtet; hier iſt anzunehmen, daß der Vater dem Kinde zur Wahrnehmung 
deſſen Intereſſes eigene Vertragsrechte verſchaffen will und verſchafft (RG Warn 1919 Nr 14). 
Der vom Ehe manne abgeſchloſſene Mietvertrag gilt zugleich auch zugunſten jeiner 
Angehörigen in der Hinficht als abgeſchloſſen, daß dieſen im Falle einer Schädigung wegen Mänge! 
der Wohnung (geſundheitsſchädlicher Beſchaffenheit) ein ſelbſtändiger Anſpruch auf Schadens- 
erſatz zuſteht (MG 91, 24; 102, 232; Warn 1921 Nr 96). Eine Mutter, die ein Landwirt in Kenntnis 
deſſen als Erntearbeiterin annimmt, daß fie ihr aufſichtsbedürſtiges Kind in ihrer Nähe behalten 
muß, begründet zugleich zugunſten des Kindes einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens, den das 
Kind wegen Verletzung der Fürſorgepflicht gegenüber den Gefahren landwirtſchaftlicher Maſchinen 
erleidet RG Gruch 64, 103). — Über die Anwendbarkeit des $ 328 bei Tarifverträgen VO! 
9 137 A 2 a. E. Ein gemäß VO v. 23. 12. 18 abgeſchloſſener und für allgemein verbindlich ET 
klärter Tarifvertrag erfaßt alle Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit unter ihn fallen 
(RG 103, 25). Die in einem Tarifvertrage ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbarte Frie⸗ 
densklauſel enthält regelmäßig zugleich einen Vertrag zugunſten der Verbandsmitgliebet 
(RG 113, 199). Ein Tarifvertrag kann als ſolcher Rechtsfolgen nur zugunſten der einzelnen 
Arbeiter gemäß $ 328 haben; verpflichtet werden fie durch ihn nur inſoweit, als er Beſtanoten 
der Einzelarbeitsverträge geworden iſt (RG 111, 107). Durch einen zwiſchen einer Krante n, 
kaſſenorganiſation und einer ärztlichen Standesorganiſation abgeſchloſſenen Vertrag, in welchen 
den an die ärztliche Organiſation angeſchloſſenen Arztevereinen die Verpflichtung auferlegt, f 
unter gewiſſen Vorausſetzungen jeden ſich meldenden Arzt ane wird ein Re chr abet 
einzelnen Arzte, auf welche die Vorausſetzungen zutreffen, auf Aufnahme in den Verein begründ 

(RG 106, 120). Der Gerichtsvollzieher, der die gepfändete, in Beſitz genommene fi 
einem Dritten in Verwahrung gibt, ſchließt den Verwahrungsvertrag nur für ſich, nicht aber nu 
zugunſten des Gläubigers ab (RG 102, 80). — In der Vereinbarung eines Grundeige 1 
tümers mit einer Gemeinde, in der dieſe ausbedingt, daß das Grundſtück nicht zu ebe 
lichen Zwecken benutzt werden foll, kann ein Vertrag auch zugunften der einzelnen Gemein 18 
mitglieder gefunden werden (RG Warn 1922 Nr 32). Durch einen Vertrag, in welchem, chen 
Vermögen einer Aktiengeſellſchaft von einer der in Art 304 HG genannten öffent! 85 
Körperſchaften unter Ausſchluß der Liquidation übernommen wird, erlangen die Aktionäre 
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Dritte einen, jedenfalls nach dem Untergange der Aktiengeſellſchaft unentziehbar gewordenen 
Anſpruch gegen die Körperſchaft auf Erfüllung der ausbedungenen Gegenleiſtungen (RG 124, 361). 

Iſt über einen Frachtvertrag zwiſchen dem Abſender und dem Frachtführer ein Ladeſchein 
ausgeſtellt, jo werden dadurch Rechte des Empfängers gegenüber dem Frachtführer nach Maßgabe 
der 88 446 ff. HGB begründet. Auf die Beförderung durch die Poſt finden dieſe Vor⸗ 
ſchriften nach $ 452 HGB keine Anwendung. Im Urteile RG 43, 98 iſt angenommen, daß der 
Adreſſat eines Geldbriefs einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Auslieferung gegen die Poſt nicht 
erwirbt. Der Grund, auf den ſich die Entſcheidung ſtützt, daß der Abſender die Sendung gemäß 
8 35 der PoſtO vom 11. 6. 92 bis zur Ablieferung an den Adreſſaten zurücknehmen konne, dürfte 
nicht mehr genügen. Denn im Sinne des Abf 2 des $ 328 wird das Vorhandenſein eines Vertrags 
zugunſten eines Dritten nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß den Vertragſchließenden (oder einem 
von ihnen) das Widerrufsrecht vorbehalten iſt. Durchſchlagend bleibt jedoch der weitere Grund, 
der Hinweis nämlich auf die Beſtimmung des $ 6 des Voft& vom 28. 10. 71. Denn haftet danach 
die Poſt ausſchließlich dem Abſender, ſo iſt damit nicht vereinbar, daß auch dem Adreſſaten 
ein Recht auf die Ablieferung zuſteht. Nach § 33 PoſtO vom 30. 12. 21 (RG Bl 1609) erwirbt der 
letztere ein Recht exit an der ihm durch die Poſt für den Abſender angebotenen, von ihm angenom- 
menen und ihm ausgehändigten Sendung. In RG 68, 286 ſcheint gleichfalls der Standpunkt 
vertreten, daß der Adreſſat Anſprüche gegen die Poſt nur auf Grund einer Abtretung des Ab- 
ſenders geltend machen kann. Ebenſowenig ſteht dem Adreſſaten im Falle einer Poſtanweiſung 
ein ſelbſtändiger Anſpruch auf Auszahlung des Geldes zu. Nach $ 19 der PoſtO „übermittelt“ 
die Poſt lediglich die Geldbeträge. Danach liegt es aber nicht in ihrem Willen, ſich dem Adreſſaten 
gegenüber zu verpflichten. A. M. Oertmann A 3 und Staudinger A 3. 

Aus völkerrechtlichen Verträgen, auch wenn ſie innerſtaatliches Geſetz geworden ſind, können 
die einzelnen Staatsangehörigen Anſprüche nur inſoweit herleiten, als die Vorſchriften, auf 
welche ſie die Anſprüche ſtützen, nach Inhalt, Zweck und Faſſung, ohne daß es noch völker⸗ oder 
ſtaatsrechtlicher Akte bedarf, privatrechtliche Wirkungen auszuüben geeignet find (R 117, 284; 
119, 157). Dazu geeignete Beſtimmungen können etwa in den Artt 299, 300, 365 des Verſailler 
Vertrags gefunden werden. Dagegen ſollen die Beſtimmungen der Artt 74 Abſ2, 2971 dieſes 
Vertrags, welche die Vereinbarung enthalten, daß Deutſchland ſeine Angehörigen zu entſchädigen 
hat, dazu nicht geeignet ſein, weil jede nähere Regelung, ja auch die Angabe irgendwelcher Grund⸗ 
ſätze für die Entſchädigung fehle; ſie enthielten deshalb keinen Vertrag zugunſten Dritter im Sinne 
des § 328 (RG 121, 7). Die Begründung der Entſcheidung dieſer im Schrifttum ſehr beſtrittenen 
Frage erſcheint nicht beſonders überzeugend; die Art und Weiſe der Entſchädigung konnte doch 
recht wohl, wie auch in manchen privatrechtlichen Vereinbarungen, dem „billigen Ermeſſen“ des 
Schuldners anheimgegeben werden; übrigens hat der 2. 88 (RG 114, 301) in einer allerdings 
beiläufigen Bemerkung eine abweichende Anſicht wenigſtens angedeutet. Doch würden auch 
bei Zugrundelegung dieſer Auffaſſung die deutſchen Staatsange hörigen weitere Anſprüche, als 
die ihnen durch die Liquidationsgeſetze zugewieſenen, wohl nicht mehr erheben können. 

4. Die Vertragſchließenden können ſich auch die Befugnis vorbehalten, das Recht des Dritten 
ohne deſſen Zuſtimmung aufzuheben oder zu ändern. (Abſatz 2.) Ob ein ſolcher Vorbehalt 
Vertragsinhalt geworden, iſt gleichfalls aus den Umſtänden, insbeſondere dem Zweck des Vertrags 
(A 3) zu entnehmen. Keineswegs iſt dazu etwa ein ausdrücklicher Vorbehalt erforderlich; 
doch wird er in einer für den Dritten erkennbaren Weiſe erklärt fein müſſen. Die Vertragsparteien 
ſind in ſolchem Falle berechtigt, durch ihre Willensübereinſtimmung dem Dritten das ihm ent⸗ 
ſtandene Recht wieder zu entziehen; dieſes war daher von vornherein nur mit der entſprechenden 
Beſchränkung entſtanden. Die Entziehung ftellt eine Abänderung des zwiſchen ihnen geſchloſſenen 
Vertrags dar (RG 66, 162). Das gilt auch, wenn an Stelle des urſprünglich bedachten Dritten 
ein anderer geſetzt wird (RG 64, 108). Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß aus dem Vertrage oder aus 
den Umſtänden entnommen werden kann, es ſolle auch ein einſeitiger Widerruf, ſei es des 
Verſprechenden oder des Verſprechensempfängers, oder eine einſeitige Anderung der Perſon 
des begünstigten Dritten zuläffig fein; das ergibt ſich aus $ 332. Nach $ 166 VerſVGheſ ift bei der 
Lebensverſicherung ($ 330) in Form der Kapitalverſicherung „im Zweifel“ der Verſicherungs⸗ 
nehmer berechtigt, an Stelle des begünſtigten Dritten einen anderen zu benennen oder nachträglich 
noch einen Dritten als Bezugsberechtigten zu beſtimmen. Das Widerrufsrecht iſt, auch wenn es 
ſich um eine Verſorgung der Familie handelt, kein „höchſtperſönliches“ Recht des Verſicherungs⸗ 
nehmers, das von feiner Perſon nicht gelöft werden konnte; es kann daher im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung gepfändet werden und geht auf den Pfändungsgläubiger über (RG 19.2.1914; 
23 95510). Doch kann der Pfändungsgläubiger der Auszahlung der Verſicherungsſumme an 
den Bezugsberechtigten nicht mehr widerſprechen, wenn er bis zum Tode des Verſicherungs⸗ 
nehmers das Widerrufsrecht nicht ausgeübt hat (R& 127, 270; vgl. zu $ 330 A 2). Anders wie 
hinſichtlich der Kündigung ($ 172 VG) kann auf den Widerruf gegenüber dem Verſicherer 
wirkſam verzichtet werden, und zwar kann ein ſolcher Verzicht auch ſtillſchweigend erfolgen und 
unter Umſtänden in einer vertragsmäßigen Verpfändung der Anſprüche aus dem Lebensver⸗ 
ſicherungsvertrage gefunden werden (RG 127, 272). Der Widerruf iſt in der Regel eine 
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empfangsbedürftige Willenserklärung, zu deren Wirkſamkeit erforderlich iſt, daß ſie dem 
anderen Teile zugeht; § 332 enthält eine Ausnahme von dieſem Grundſatze, die der ausdehnen⸗ 
den Anwendung nicht zugänglich iſt (RG 136, 49; vgl. zu § 332 A 1). Iſt durch Vertrag zu⸗ 
gunſten eines Dritten die Ausſtellung eines Kreditbriefes für ihn vereinbart, fo iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß der Ausſteller zu beliebigem Widerrufe der Bezugsberechtigung des Dritten 
berechtigt ſei (RG 64, 108). — Iſt ein Vorbehalt in dem Vertrage nicht gemacht oder aus ihm nicht 
zu entnehmen, fo kann dem Dritten das für ihn einmal entſtandene Recht (vgl. A 2) durch die 
Vertragsparteien nicht mehr entzogen werden. 


& 329 


Verpflichtet ſich in einem Vertrage der eine Teil zur Befriedigung eines 
Gläubigers des anderen Teiles, ohne die Schuld zu übernehmen, ſo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß der Gläubiger unmittelbar das Necht erwerben 
ſoll, die Befriedigung von ihm zu fordern !). 

E 1 318 II 281; M 2 147; P 1 426. . 

1. Vermutung gegen unmittelbaren Rechtserwerb. Die bloße Erfüllungsübernahme ſteht 
im Gegenſatze zur Schuldübernahme ($$ 414ff.) inſofern, als bei dieſer der Gläubiger ein 
unmittelbares Klagerecht gegen den Übernehmer der Schuld erwirbt, während bei der bloßen Er⸗ 
füllungsübernahme nach der in § 329 aufgeſtellten Auslegungsregel im Zweifel nur der Ver⸗ 
ſprechensempfänger dem Verſprechenden gegenüber das Recht auf Leiſtung an den Gläubiger hat. 
Vgl. RG Gruch 58, 180. Die in $ 329 enthaltene Vermutung gegen das Vorhandenſein eines 
Vertrags zugunſten eines Dritten iſt beſeitigt, wenn erweislich beide Parteien übereinſtimmend 
beabſichtigten, dem Gläubiger ein unmittelbares Recht zuzuwenden (Rr 65, 166). Durch Ab- 
tretung des Befreiungsanſpruchs an den Gläubiger kann dieſer einen unmittelbaren 
Befriedigungsanſpruch gegen den Erfüllungsübernehmer erlangen (RG in HRR 1928, 1580); vgl. 
näheres zu § 399 A 2 und zu § 414 A5. In der Erklärung einer Partei, daß fie ihre Re chte 
aus einem gegenſeitigen Vertrage an einen Dritten abtrete und der Annahme 
dieſer Erklärung durch den Dritten kann unter Umſtänden eine Übernahme auch der Ver“ 
pflichtungen des Abtretenden aus dem Vertrage gefunden werden, aus welcher dem Ver⸗ 
tragsgegner ein unmittelbares Recht auf Erfüllung gegenüber dem Dritten erwachſen ſoll (RG 
130, 118). Die Erfüllungsübernahme kann auch durch ein ſelbſtändiges, formbedürftiges Schuld⸗ 
verſprechen ($ 780) begründet werden (RGS 58, 200). Im Falle des Erwerbes eines Han⸗ 
delsgeſchäfts ohne Fortführung der Firma ($ 25 Abſ 3 HGB) entſteht ein unmittelbarer An; 
ſpruch der Gläubiger gegen den Erwerber nur, wenn ein „beſonderer Verpflichtungsgrund 
vorliegt, der in $ 328 zu finden iſt (RG Warn 1917 Nr 270). Ein Vertrag, in dem ſich der eine 
Teil dem andern zur Befriedigung der Gläubiger eines Dritten verpflichtet, enthält keine 
Schuldübernahme im Sinne der §§ 414ff. (vgl. zu $ 414 A 1); er kann aber einen Vertrag zu 
gunſten der Gläubiger als Dritter enthalten, wenn die Vorausſetzungen des § 328 vorliegen, 
und zwar derart, daß die (zunächſt wohl auch für dieſen Fall entſprechend eintretende) Ver⸗ 
mutung des § 329 widerlegt iſt (RG 114, 301). 


§ 330 

1) Wird in einem Lebensverſicherungs- ) 20) oder einem Leibrentender” 
trage ?) die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der Leibrente an einen 
Oritten bedungen, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte unmittelbar 
das Necht erwerben ſoll, die Leiſtung zu fordern. Das gleiche gilt, wenn bei 
einer unentgeltlichen Zuwendung dem Bedachten eine Leiſtung an einen Oritten 
auferlegt!) oder bei einer Vermögens- oder Gutsübernahme von dem liber- 
nehmer eine Leiſtung an einen Dritten zum Zwecke der Abfindung verſprochen 
wird), 

6 11 282; P 1 751. i 

1. Vermutung für unmittelbaren Rechtserwerb. Gegenüber der allgemeinen Destin 
des § 328 Abſ 2 gibt der $ 330 für die in ihm vorgeſehenen Fälle eine beſondere Auslese. 
regel, wonach bis zum Beweiſe des Gegenteils angenommen werden ſoll, es ſei ein unmm = 
barer Rechtserwerb zugunſten des Dritten bezweckt worden (9328 A1 und 2). Den N 
lichen Gegenbeweis zu erbringen iſt Sache desjenigen, der den unmittelbaren ech 
erwerb des Dritten nicht gelten laſſen will. Er wird nachzuweiſen haben, daß eine unmittelba 
Zuwendung an den Dritten nicht beabſichtigt worden ſei. Über den Zeitpunkt, in welchem 
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der Dritte das Recht erwirbt, beſtimmt für den Fall, daß die Leiſtung nach dem Tode des Ver⸗ 
ſprechensempfängers erfolgen ſoll, $ 331 (vgl. die Anmerkungen dazu). 

2. Lebensverſicherung. Man unterſcheidet Kapital⸗ und Rentenverſicherung, die Verſiche⸗ 
rung auf den Todesfall und die abgekürzte Verſicherung. Bei der zuletzt genannten Art der 
Verſicherung iſt die Verſicherungsſumme ſpäteſtens bei Vollendung des im Vertrage feſtgeſetzten 
Lebensalters zu zahlen; Verſ v $8 159 ff. Vgl. ferner $ 328 A 4. Sind bei der Lebensverſiche⸗ 
rung auf den Todesfall die „Hinterbliebenen“, die „Familie“, die „nächſten Angehörigen“ als die 
Bezugsberechtigten bezeichnet, fo genügt das zur Beſtimmbarkeit des Dritten ($ 328 A 1); wer 
gemeint war, iſt Tatfrage. Die Frage, ob in dem Abſchluſſe eines ſolchen Vertrags „zugunſten 
meiner Erben“ die Beſtimmung gefunden werden kann, daß die Verſicherungsſumme nicht 
zum Nachlaſſe gehören, ſondern an einen Dritten ausbezahlt werden ſoll, iſt vor Inkrafttreten 
des VerſVertrGeſ in RG 32, 162 grundſätzlich verneint, in RG 62, 259 dagegen die bejahende 
Auffaſſung des Berufungsgerichts als nicht rechtsirrtümlich bezeichnet worden. Vgl. auch RG 
62, 47. Eine Auslegung in letzterem Sinne dürfte in der Tat näher liegen, da es ſich in der Regel 
um einen Akt der Fürſorge für mehr oder weniger beſtimmte Perſonen, nicht um eine Bereiche⸗ 
rung des Nachlaſſes als ſolchen (etwa zugunſten der Gläubiger) handeln wird. In § 167 VVG ift 
denn auch beſtimmt, daß, falls bei einer Kapitalverſicherung die Zahlung ſchlechthin „an die 
Erben“ bedungen worden, im Zweifel diejenigen bezugsberechtigt ſind, die zur Zeit des 
Todes als Erben berufen ſind, und zwar nach dem Verhältnis ihrer Erbteile, ſo daß die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft auf ihre Bezugsberechtigung ohne Einfluß iſt. Dieſe Perſonen erhalten 
daher den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme nicht als Erben, ſondern als Dritte. Der Staat 
als Erbe iſt nicht bezugsberechtigt. Handelt es ſich ſonach bei einer ſolchen Verſicherung um 
einen Vertrag zugunſten Dritter, fo gelangt nach $$ 330, 332 der Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme nicht in den Nachlaß des Verſicherungsnehmers, da er ſpäteſtens (vgl. $ 331 A 1) mit 
deſſen Tode von dem Dritten unmittelbar aus dem Verſicherungsvertrage, einem Rechtsgeſchäfte 
unter Lebenden, erworben wird; er gehört deshalb nicht zur Konkursmaſſe des etwa über den 
Nachlaß eröffneten Konkurſes (RG 51, 404; 71, 324; 80, 177; HRR 1931, 1898). Die Frage, ob 
infolgedeſſen auch die Anfechtung eines zugunſten Dritter abgeſchloſſenen Lebensverſicherungs⸗ 
vertrags durch den Verwalter des Nachlaßkonkurſes auf Grund der 85 30—32 KO unter allen 
Umſtänden ausgeſchloſſen ſei, iſt im Schrifttum ſehr beſtritten. Sie iſt in RG 51, 403 verneint 
worden mit der Begründung, daß der Erwerb des Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme ſchon 
unmittelbar durch den Verſicherungsvertrag für den darin benannten Dritten erfolgt ſei und daß 
deshalb eine Weggabe eines Vermögensgegenſtandes aus dem Vermögen des Verſicherungs⸗ 
nehmers nicht ſtattgefunden habe, die Nachlaßkonkursmaſſe alſo nicht vermindert worden ſei. In 
RO 62, 46 iſt ohne Widerſpruch gegen dieſe grundſätzliche Auffaſſung die Anfechtbarkeit bejaht 
in einem Falle, in welchem in dem urſprünglichen Vertrage unſtreitig die Erben als ſolche 
(nicht als Dritte, vgl. oben) als die nach dem Tode des Verſicherungsnehmers Bezugsberechtigten 
bezeichnet waren und erſt nachträglich, und zwar innerhalb des für die Anfechtbarkeit in $ 32 KO 
beſtimmten Zeitraumes vor der Konkurseröffnung, der Verſicherungsvertrag dahin abgeändert 
war, daß er zugunſten der Kinder als Dritter gelten ſollte. Auch die neuere Rechtſprechung des 
R (Rh 128, 190) hat daran feſtgehalten, daß „die Verſicherungsſumme ſelbſt“ gemäß $$ 330, 331 
niemals zum Vermögen des Verſicherungsnehmers gehört habe, vielmehr mit deſſen Tode dem 
Bezugsberechtigten „unmittelbar aus dem Vermögen des Verſicherers“ zugefallen ſei und daß 
deshalb ihr Anfall an die Bezugsberechtigten der Anfechtung auf Grund der KO nicht unter- 
liege. Die gegen dieſe Rechtſprechung in der vorigen Auflage erhobenen Bedenken konnen nicht 
aufrechterhalten werden. Bis zum Abſchluſſe des Verſicherungsvertrags hat ein Anſpruch des 
Verſicherungsnehmers auf die Verſicherungsſumme nicht beſtanden; daher iſt, wenn der Vertrag 
von vornherein zugunfteu des Dritten abgeſchloſſen worden ift, durch dieſen Abſchluß an ſich noch 
nichts aus dem Vermögen des Verſicherungsnehmers weggegeben worden. Daß die Zahlung 
von Prämien für eine ſolche Verſicherung durch den Verſicherungsnehmer, die zugunſten der 
bezugsberechtigten Dritten erfolgt iſt, gegebenenfalls im Nachlaßkonkurſe des Verſicherungs⸗ 
nehmers anfechtbar ſei, iſt anerkannt (RG 61, 217). 

2a. Eine beſondere Art der Verſicherung zugunſten eines Dritten ift die in 9 74ff. VerſVertr⸗ 
Geſ geregelte „Schadensverſicherung für fremde Rechnung“. Sie beſteht darin, daß derjenige, 
welcher mit dem Verſicherer den Verſicherungsvertrag abſchließt, der Verſicherungsnehmer, 
das Intereſſe eines Dritten verſichern läßt. In dieſem Falle ſollen die Rechte aus dem 
Vertrage zwar, wie in der Regel bei Verträgen zugunſten Dritter ($ 328), unmittelbar dem 
Dritten (dem Verſicherten) zuſtehen (RG 130, 241), indeſſen der Verſicherungsnehmer kann 
hier — abweichend von der Regel der Verträge zugunſten Dritter — über die Rechte des Ver⸗ 
ſicherten in eignem Namen verfügen (falls ein Verſicherungsſchein ausgeſtellt ift, freilich nur, 
ſofern er ſich im Beſitze des Scheines befindet), und er kann auch Zahlung von dem Verſicherer 
verlangen, falls er nachweiſt, daß der Verſicherte ſeine Zuſtimmung zu der Verſicherung 
erteilt hat, während eine Zuſtimmung zu der Zahlung in dieſem Falle nicht erforderlich iſt. Dieſes 
Recht wird in RG 130, 242 unter Berufung auf Bruck, VerſVertrGeeſ, als eine mit der Perſon 
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des Verſicherungsnehmers untrennbar verbundene „Befugnis von beſonderer Art“ bezeichnet, 
die von ihm nicht abgetreten und gegen ihn nicht gepfändet werden könne, eine Auffaſſung, die 
ohne erſichtlichen Grund von dem abweicht, was hinſichtlich des verwandten Widerrufsrechts 
vom RG angenommen wird; vgl. zu § 328 A 4. Hinſichtlich des Rechts des Verſicherers, mit 
einer Forderung gegen den Verſicherungsnehmer aufzurechnen, vgl. § 78 VerſVertrheſ. 

8. Bei dem Leibrentenvertrage (58 759ff.) zugunſten eines Dritten liegt die Sache ähnlich 
wie bei der Lebensverſicherung (RG JW 06, 38310); vgl. A 2. In Betracht kommt hier weſentlich 
die Witwenverſorgung. 

4. Unentgeltliche Zuwendung. Vgl. zu $$ 516, 525 (Auflage zugunſten eines Dritten), 
8 2301 (Schenkung von Todes wegen). 

5. Hinſichtlich der Übernahme eines Vermögens vgl. $ 311. Die für den Gutsüberlaſſungs⸗ 
vertrag gegebene Regel findet unter entſprechenden Verhältniſſen auch bei der Übernahme eines 
ſtädtiſchen Fabrikgrundſtücks Anwendung (RG JW 05, 717). Iſt bei der Gutsübernahme die 
Abfindung für ein minderjähriges Kind an feine Eltern gezahlt worden, jo kann das Kind nach 
Eintritt der Großjährigkeit den Betrag nur von ſeinen Eltern, nicht aber vom Gutsübernehmer 
fordern (RG Warn 09 Nr 290). Über Ausbedingung von Leiſtungen zugunſten Dritter in einem 
unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts geſchloſſenen Gutsüberlaſſungsvertrage vgl. 
RG 110, 184. 


8 331 

Soll die Leiſtung an den Oritten nach dem Tode desjenigen erfolgen, welchem 
ſie verſprochen wird, ſo erwirbt der Hritte das Necht auf die Leiſtung im Zweifel 
mit dem Tode des Verſprechensempfängers !). 

Stirbt der Verſprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, fo kann das 
Verſprechen, an den Dritten zu leiften, nur dann noch aufgehoben oder geändert 
werden, wenn die Befugnis dazu vorbehalten worden iſt ). 

E II 283; P 1 767. 

1. Vermutung für den Zeitpunkt des Anfalls. Während § 330 für feine Fälle eine Ver⸗ 
mutung für die Rechtsſtellung des Dritten überhaupt aufſtellt, gibt der $ 331 eine Vermutung 
über die Zeit des Erwerbsanfalls, wodurch zugleich die Anwendbarkeit der allgemeinen Aus⸗ 
legungsregel des $ 328 Abſ 2 ausgeſchloſſen wird, bis ein entgegenſtehender Parteiwille nach ⸗ 
gewieſen iſt. Unter den $ 331 fallen namentlich Lebens verſicherungsverträge, ſofern die 
Leiſtung abredegemäß nach dem Tode des Verſprechensempfängers erfolgen ſoll (RG 51, 404); 
vgl. $ 330 A 2. Aber auch ſonſt alle Verträge, in denen einem Dritten auf den Todesfall ein 
Vermögensvorteil zugewendet wird; jo beiſpielsweiſe der Gründungsvertrag einer Ger 
ſellſchaft m. b. H., in dem bedungen iſt, daß der Geſchäftsanteil eines Geſellſchafters bei deſſen 
Tode nicht feinen Erben, ſondern einem Dritten zufallen ſoll (RG 80, 175). Greift die Ver⸗ 
mutung durch, ſo iſt anzunehmen, daß der Dritte das Recht erſt mit Eintritt des Todesfalls 
erwirbt (RG 80, 177). Die Rechtslage bis dahin iſt daher folgende: Der Dritte hat einſtweilen 
keinerlei Anſpruch erworben, mithin nicht einmal ein bedingtes (RG 51, 404; 71, 326) oder 
ein vererbliches Recht (Prot 1, 760); er hat vielmehr nur eine Hoffnung erlangt. Die Forderung 
iſt unbeſchränkt im Vermögen des Verſprechensempfängers zu ſeiner Verfügung geblieben 910 
JW 04, 4855), iſt daher auch pfändbar (RG Gruch 49, 101) und wird eintretendenfalls Beftandteit 
ſeiner Konkursmaſſe. Daraus folgt auch, daß die Vertragsparteien bis zum Eintritte des Todes- 
falls dem Dritten gegenüber in keiner Weiſe behindert ſind, den Vertrag überhaupt oder gerade 
hinſichtlich der zugunſten des Dritten getroffenen Beſtimmung wiederaufzuheben oder abzu. 
ändern (§ 328 A 2; RG 80, 179). Die Regel des $ 331 gilt aber nur im Zweifel und findet 
daher keine Anwendung, wenn ein anderer Parteiwille in dem Vertrage ausdrücklich erklärt oder 
aus den Umſtänden erſichtlich iſt. Iſt eine Verſicherung ausdrücklich „unwiderruflich“ zugunſten 
eines Dritten genommen, ſo erwirbt, wenn nicht das Gegenteil als Parteiwille feſtzuſtellen Hl, 
der Dritte das Recht auf die Verſicherungsſumme ſchon mit dem Abſchluſſe des Vertrags, und 
der Verſicherungsnehmer kann es ihm nicht mehr entziehen, auch nicht ohne ſeine Zuſtimm eng 
verpfänden oder ſonſt belaſten (RG 71, 325). Ein ſicheres Mittel, den Anſpruch auf die . 
ſicherungsſumme dem Dritten zu erhalten, bietet ſich für den Verſprechensempfänger auch in DE 
Abtretung des Anſpruchs an den Dritten oder an einen Mittelsmann mit der Vereinbarung ⸗ 
das ſeinerzeit einzuziehende Geld dem Dritten zuzuwenden. Dieſes Geſchäft mit der zu 
perſon kann als ein entgeltliches, aber auch als ein unentgeltliches in Form einer Schenkung ume 
einer Auflage gemäß 9 330 Satz 2 abgeſchloſſen werden (MG 13. 3. 08 VII 134/07), — Na . 
eingetretenem Todesfalle hat der Dritte ein unentziehbares Recht, und zwar unmittelba 
aus dem Vertrage, erworben (RG 51, 405; 71,324; 80,177). Vgl. des näheren $ 330 A2. die 
Behält ſich bei der Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten der Verſicherungsnehmer d 
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freie Verfügung bis zu ſeinem Todesfall vor und iſt überdies bedungen, daß ein Vertragsver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Verſicherer und dem Dritten erſt bei Fälligkeit der Verſicherungsſumme 
eintreten ſolle, dann erwirbt der Dritte den Anſpruch nur ſo weit, als dieſer von Verfügungen 
des Verſicherungsnehmers frei geblieben iſt (NG Warn 1913 Nr 135). — Hinſichtlich des Falles, 
daß nach dem Tode des Verſicherungsnehmers über ſeinen Nachlaß der Konkurs eröffnet 
wird, vgl. § 330 A 2. 

2. Stirbt der Verſprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, ſo fällt das Recht dem 
noch ungeborenen Dritten der Regel nach in der gleichen unentziehbaren Weiſe an, als wenn 
er ſchon geboren wäre. Dem Verſprechenden ſowie den Erben des Verſprechensempfängers 
iſt die Befugnis zur Abänderung des Verſprechens nach dem Tode des letzteren grundſätzlich 
entzogen und nur unter der Vorausſetzung belaſſen, daß ſie vorbehalten worden iſt; doch 
bedarf es auch hier keines ausdrücklichen Vorbehalts; vgl. § 328 A 4. Nach RG 65, 280 (vgl. 
auch JW 1911, 36219) ſoll das nicht nur für den zu dieſer Zeit bereits Erzeugten, den naseiturus, 
ſondern auch für noch nicht erzeugte Perſonen gelten, wie bei der Einſetzung eines Nacherben 
($ 2101) und bei Vermächtniſſen ($$ 2162, 2178). Das mag bedenklich erſcheinen, zumal Be⸗ 
ſchränkungen, wie in den $$ 2109, 2162, 2163 hier nicht angeordnet find. 


8 332 

Hat fi) der Derjprechensempfänger die Befugnis vorbehalten, ohne Zu- 
ſtimmung des Verſprechenden an die Stelle des in dem Vertrage bezeichneten 
Dritten einen anderen zu ſetzen, ſo kann dies im Zweifel auch in einer Verfügung 
von Todes wegen geſchehen !). 

E II 289; P 1 750. 

1. Die hier vorausgeſetzte Befugnis zur einſeitigen Beſtimmung eines andern Dritten an 
Stelle des im Vertrage benannten muß dem Verſprechensempfänger im Vertrage ausdrücklich 
vorbehalten oder den Umſtänden nach aus ihm zu entnehmen fein; vgl. 8 328 A 4. Wenn nichts 
anderes als vereinbart zu gelten hat („im Zweifel“), iſt der Verſprechensempfänger nach $ 332 
auch berechtigt, den anderen Dritten in einer letztwilligen Verfügung zu bezeichnen. 
Dieſe Vorſchrift bildet eine Ausnahme von der Regel, daß die Anderung der Bezeichnung des 
Bezugsberechtigten eine empfangsbedürftige Willenserklärung iſt, die, um wirkſam zu ſein, 
dem andern Teile zugehen muß; ſie kann daher nicht ausdehnend ausgelegt werden (RG 136, 52; 
vgl. zu $ 328 A 4). Bei einem Verſicherungsvertrage muß fie dem Verſicherer zugehen, und 
das gilt auch gegenüber den Beſtimmungen, denen zufolge der Verſicherungsnehmer die Bezugs⸗ 
berechtigung ohne Zuſtimmung des Bezugsberechtigten und des Verſicherers ändern und frei 
darüber verfügen darf ($ 166 VVG; 15 Abſ 1 der Allg. Verſ Bedingungen; vgl. zu $ 328 A 4). 
a der Vereinbarung der Inhaberklauſel allein foll kein Verzicht des Verſicherers auf das 

ugehen zu finden fein; eine an den neuen Bezugsberechtigten unter Überſendung des 
mit der Inhaberklauſel verſehenen Verſicherungsſcheines gerichtete Abtretungs⸗ 
erklärung ſoll daher nicht die Bedeutung einer Abänderung der Bezeichnung des Bezugsberech⸗ 
ae 5185 (RG 136, 49). Dieſe Entſcheidung dürfte der Bedeutung der Inhaberklauſel ſchwerlich 
gerecht werden. 


8 333 

Weiſt der Dritte das aus dem Vertrag erworbene Recht dem Verſprechenden 
gegenüber zurück, fo gilt das Necht als nicht erworben !) )). 

EI 416 II 285; M 2 271; P 1 167. 

1. Rückgängigmachung des Anfalls durch den Dritten. Gegenüber dem Grundſatze des 

328 Abſ 1, daß der Dritte das ihm zugedachte Recht ohne fein Zutun erwirbt ($ 328 A 2), mußte 

ihm das Geſetz anderſeits ein Mittel geben, den Anfall wieder rückgängig zu machen, da niemandem 
ein Rechtserwerb gegen feinen Willen aufgenötigt werden darf (vgl. auch die 89 516 u. 1942 
Abſ 1). Ein ſolches Mittel bietet der $ 333 in dem Rechte der Zurüdweijung. Diele bewirkt, 
daß das Recht als nicht erworben gilt, und zwar derart, als wäre es überhaupt nie mals erworben 
worden (Grundſatz der Rückwirkung). Falls der Dritte das ihm zugefallene Recht bereits ange⸗ 
nommen hatte, ift die Befugnis zur Zurückweiſung ausgeſchloſſen; denn der $ 333 ſetzt voraus, 
daß der Dritte das Recht lediglich „aus dem Vertrage“, alſo ohne feine Mitwirkung erworben hat 
($ 328 A 2); die Annahmeerklärung dagegen ift für den Dritten bindend. Eine einſeitige Zu- 
rücweiſung mit der Wirkung des $ 333 kann erſt erfolgen, wenn dem Dritten das Recht bereits 
angefallen war ($ 328 A 2, 3; $ 331 A 1), was in R& 101, 306 dahingeſtellt gelaſſen iſt mit der 
zutreffenden Ausführung, daß ſich der Dritte ſchon vor dem Anfalle verpflichten könne, von dem 
ihm zugedachten Rechte keinen Gebrauch zu machen. Die Zurückweiſung kann, ſolange die An⸗ 
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nahme nicht erfolgt iſt, ohne Treu und Glauben zu verletzen, auch zu dem Zwecke erfolgen, um 
eine von dem Verſprechenden verſuchte Aufrechnung mit einer ihm gegen den Dritten zu⸗ 
ſtehenden Forderung zu verhindern, ſofern nicht nach Handelsgebrauch in dem in Frage ſtehenden 
Geſchäftskreiſe ein Clearingzwang beſteht (RG 119, 3). — Die Zurückweiſung jelbft iſt eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung (88 130—132). 

2. In welcher Weiſe die vom Dritten erklärte Zurückweiſung auf das Verhältnis zwiſchen 
den beiden Vertragsteilen einwirkt, ſagt das Geſez nicht. Möglich iſt, daß der Verſprechens⸗ 
empfänger gemäß § 332 alsdann einen andern Dritten benennen kann. Möglich iſt auch, daß 
er die Leiſtung nunmehr für ſich ſelbſt fordern darf, ſo bei der Lebensverſicherung jetzt nach 
8 168 des Verſ V, und beim Gutsüberlaſſungsvertrage, wobei an Stelle des Berech- 
tigten gegebenenfalls ſeine Erben treten. Möglich iſt endlich auch, daß der Geſchäftszweck durch 
die Erklärung des Dritten gänzlich vereitelt wird und ſonach ein Fall von nachträglicher Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung im Sinne der 88 275, 323 eintritt. 


8 334 


Einwendungen aus dem Vertrage ſtehen dem Verſprechenden auch gegenüber 
dem Dritten zu 1). 
E I 416 II 286; M 2 272; P 1 768. 


1. Einwendungen des Berechtigten gegenüber dem Dritten. Es iſt bereits in § 328 A 1 
dargelegt worden, daß das Recht des Dritten ausſchließlich auf dem zu ſeinen Gunſten abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage beruht, und daß ſich demnach ſowohl die Gültigkeit wie die rechtliche Natur 
ſeines Anſpruchs lediglich nach dem Vertrage regelt. Der § 334 zieht hiervon nur die Folge, 
indem er beſtimmt, daß dem Verſprechenden Einwendungen „aus dem Vertrage“ (alſo 
lediglich dieſem und nicht etwa auch aus einem andern Rechtsverhältniſſe, RG 64, 113) auch 
gegenüber dem Dritten zuſtehen. Der allgemeine Ausdruck Einwendungen ſoll hier 
alle Rechtsbehelfe umfaſſen, die dem Verſprechenden aus dem Vertrage überhaupt zuſtehen, 
mithin auch den Einwand der Nichtigkeit (ſei es einer ſolchen von Anfang an, ſei es der durch 
Anfechtung herbeigeführten; doch wird er ſich im Falle des $ 123 Abſ 2 Satz 2 auf eine Nichtigkeit 
des Vertrags nicht berufen können, die durch eine nur dem Verſprechensempfänger gegenüber 
begründete Anfechtung herbeigeführt worden ift, vgl. § 123 A 4 unter b); ferner den Einwand der 
Verjährung (9 222); ferner das Recht der Zurückbehaltung nach § 273 (RG 66, 101), ſowie, falls 
der Vertrag ein gegenſeitiger, das Recht der Leiſtungsverweigerung nach § 320, das Recht zur 
Wandelung oder Minderung gemäß $ 462, endlich das Recht zum Rücktritte oder auf Schadens⸗ 
erſaz wegen Nichterfüllung aus den $$ 325, 326 (für den Fall nämlich, daß der Verſprechens⸗ 
empfänger die Möglichkeit ſeiner Leiſtung in von ihm zu vertretender Weiſe vereitelt hat, oder 
daß er mit ihr in Verzug geraten iſt, RG 124, 361). — Iſt in einem Tarifvertrage zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ein Teil der Vergütung der Arbeitnehmer zugunſten 
einer von ihnen gegründeten Zuſchußkaſſe abgezweigt, ſo be dem Arbeitgeber alle Ein⸗ 
wendungen gegen den Anſpruch der Arbeitnehmer auf die Arbeitsvergütung auch gegenüber 
der Zuſchußkaſſe zu (NG 124, 135). Das dürfte aus § 334 herzuleiten fein, auch wenn man die 
in der Entſcheidung gemachte Konſtruktion einer Rechtsnachfolge (vgl. zu $ 328 A 2) nicht für 
zutreffend hält. — Auch bei abſtrakten Verträgen ſtehen dem Verſprechenden die bei ſolchen 
überhaupt ſtatthaften Einwendungen zu, ſoweit nicht das Gegenteil ausdrücklich vereinbart oder 
nach den Umſtänden des Falls als vereinbart anzuſehen iſt (RG 71, 187; HRR 1929, 297). Erteilt 
ein Schuldner feinem Gläubiger ein Schuldanerkenntnis, um fo dem Gläubiger die Verpfän⸗ 
dung der Forderung zu ermöglichen, dann enthält dieſe Vereinbarung zugleich einen Verzi 
des Schuldners zugunſten des demnächſtigen Pfandgläubigers auf das Recht der Aufrechnung 
mit ſeinen Gegenforderungen an den Glaubiger, ſo daß der Pfandgläubiger dieſen Verzicht 
gemäß $ 328 geltend machen kann (RG 71, 187). Der Rücktritt des Verſprechenden kann immer 
nur dem Verſprechensempfänger gegenüber erklärt werden, da die Erklärung den 
Vertrag in ſeiner Geſamtheit und nicht allein hinſichtlich des Rechtserwerbs des Dritten rückgängig 
macht. Dem Dritten gegenüber kann dagegen nur die Tatſache des erklärten Rücktritts geltend 
gemacht werden (NG JW 1915, 652%). Endlich muß dem Verſprechenden, wenn ſich herausſteut, 
daß er an den Dritten ohne Grund bereits geleiſtet hat, auch der Rechtsbehelf aus den 99 812ff. 
zuſtehen (RG JW 1915, 6524). — Ausgeſchloſſen iſt das Recht zur Aufrechnung mit einer 
Forderung an den Verſprechensempfänger, da es ſich inſoweit nicht um einen Einwand aus dem 
Vertrage handelt und auch die Vorausſetzung „inter easdem partes“ fehlt (§ 387). Anſech 
tungsberechtigt kann der Dritte niemals ſein. Denn grundſätzlich kann nur der Erklärende 
ſelbſt feinen Willensmangel geltend machen (Ausnahme im Falle des § 318 Abſ 2). Dem Dritten 
ſteht nur das Recht der Zurückweiſung ($ 333) zu. — Schadenserſatzanſprüche aus dem 
Vertrage kann der Verſprechende dem Dritten gegenüber nur im Wege des Zurückbe haltungsrechts 
zur Geltung bringen (RG 66, 101). 
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Der Verſprechensempfänger kann, ſofern nicht ein anderer Wille der Vertrag 
ſchließenden anzunehmen iſt, die Leiſtung an den Dritten auch dann fordern, 
wenn dieſem das Necht auf die Leiſtung zuſteht !). 

E 1 412 II 287; M 2 269; P 1 756. 


1. Ob neben dem Dritten auch der Verſprechensempfänger berechtigt ſein ſoll, die Leiſtung 
zu fordern, iſt Sache der Auslegung des Vertragswillens. § 335 ſtellt aber eine Auslegungs⸗ 
regel in dem Sinne auf, daß das anzunehmen iſt, ſofern nicht ein anderer Vertragswille ſich aus 
dem Vertrage ergibt, alſo „im Zweifel“. Liegt dieſer Ausnahmefall nicht vor, dann kann der 
Verſprechensempfänger die Forderung auf Leiſtung an den Dritten geltend machen, ohne daß 
er ein beſonderes Intereſſe an der Klage nachzuweiſen braucht. Doch darf er von keinem Rechts⸗ 
behelfe Gebrauch machen, durch den er in das Recht des Dritten eingreifen würde. So 
darf er nicht aus den Geſichtspunkten der $$ 325, 326 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, auch 
nicht für den Dritten, fordern oder vom Vertrage zurücktreten oder gemäß § 462 wandeln. Zu⸗ 
läſſig iſt indes der Rücktritt des Verſprechensempfängers, wenn das Recht dem Dritten nur 
widerruflich zugewendet war, im übrigen aber ſelbſtverſtändlich mit der Zuſtimmung des 
Dritten (RG 101, 276). — Die Vorſchrift des Art 15 87 PrAG. BGB verſagt das Rücktritts⸗ 
recht bei den Leibgedingeverträgenz dieſe Vorſchrift iſt aber dann nicht anwendbar, wenn 
das Leibgedinge in einem Vertrage zwiſchen dem Erwerber und dem Veräußerer zugunſten des 
Altſitzers als eines Dritten ausbedungen worden iſt (RG 101, 276). Ob der Verſprechensempfänger 
einen Anſpruch auf Schadenserſaß für ſich geltend machen kann, falls der Verſprechende die 
Leiſtung an den Dritten in zu vertretender Weiſe vereitelt, richtet ſich danach, ob er auf die an⸗ 
gegebene Weiſe auch ſelbſt einen Schaden erlitten hat. — Der Anſpruch des Verſprechens⸗ 
empfängers auf Leiſtung an den Dritten geht auf ſeine Erben über und gehört daher zu ſeinem 
Nachlaſſe (RG 54, 98; HRR 1931, 1898). 
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8 336 


Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als Draufgabe gegeben, ſo 
gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrags ). 

Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Neugeld ). 

E I 417 II 288; M 2 417; P 1 7690. 


1. Dieſe Beſtimmung weiſt der Draufgabe (Angeld, Handgeld, Weinkauf, Mietstaler) lediglich 
die Rolle der arrha confirmatoria des gemeinen Rechtes zu. Denn als Zeichen des Abſchluſſes 
des Vertrags ſoll die Draufgabe lediglich eine widerlegbare Beweisvermutung dafür begründen, 
daß die Willenseinigung erzielt worden iſt. Sie entbehrt dagegen jedes Einfluſſes auf das Zu⸗ 
ſtandekommen des Vertrags, ſetzt vielmehr begrifflich einen rechtsgültigen Vertrag als gegeben 
voraus. Fehlt es hieran, ſo iſt auch die Abrede hinſichtlich der Draufgabe hinfällig (8139; R 
53, 238), und gemäß $$ 812ff. kann fie zurückgefordert werden. Insbeſondere vermag alſo die 
Draufgabe auch nicht die Wahrung der erforderlichen Vertragsform zu erſetzen. — Der Emp- 
fänger der Draufgabe wird daran Eigentümer. Möglich ift es an ſich, daß auch eine Forde 
rung als Draufgabe übereignet wird, wenngleich der Ausdruck Draufgabe auf körperliche Sachen 
hinweiſt. — Die Draufgabe ift kein Reugeld gemäß $ 359 (arrha pocnitentialis). Der Geber 
iſt alfo regelmäßig nicht berechtigt, gegen Preisgabe des Gegebenen vom Vertrage zurückzutreten, 
ebenſowenig der Empfänger gegen Rückgabe des Empfangenen. Daß die Parteien jedoch eine 
derartige Abrede treffen können, folgt aus dem Grundſatze der Vertragsfreiheit. — Zu unter⸗ 
ſcheiden iſt die Draufgabe von der Anzahlung, die die Befriedigung des Gläubigers zu einem 
Teile ſichern ſoll und ſeine Forderung ohne weiteres in entſprechender Höhe tilgt. Die Drauf- 
gabe dagegen bedarf hierzu gemäß § 337 erſt der „Anrechnung“, abgeſehen davon, daß die An⸗ 
rechnung überhaupt ausgeſchloſſen werden kann. — Die durch Art. 95 Ech vorbehaltenen landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über die Draufgabe im Geſinderechte (Mietgeld) find in der Nach. 
kriegszeit aufgehoben (vgl. Vorbem. 2a vor $ 611). 
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8 357 

Die Draufgabe iſt im Zweifel auf die von dem Geber geſchuldete Leiſtung 
anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der Erfüllung des Ver⸗ 
trags zurückzugeben 1). 

Wird der Vertrag wiederaufgehoben, fo iſt die Draufgabe zurückzugeben ?). 

E 1 418 II 289; M 2 274; P 1 791. 

1. Nach dieſer Auslegungsregel gilt die Draufgabe, vorbehaltlich eines andern Parteiwillens, nicht 
als Zugabe, da ſie der Regel nach bei Erfüllung des Vertrags auf die vom Geber geſchuldete Leiſtung 
anzurechnen, oder, falls ſie mit dem Leiſtungsgegenſtande nicht gleichartig, zurückzugewähren iſt. 

2. Bei Aufhebung des Vertrags iſt die Draufgabe nach den Grundſätzen der 88 812ff. zurück⸗ 
zugeben, da der Rechtsgrund für ſie alsdann fortgefallen iſt. Auch dieſe Vorſchrift unterliegt aber der 
Ausſchließung durch Parteivereinbarung. Sie findet im Übrigen nicht nur bei vereinbarter, ſondern 
auch bei einſeitiger Aufhebung durch Rücktritt (58 346 ff.) Anwendung; vgl. jedoch § 338 Satz 1. 


8 338 

Wird die von dem Geber geſchuldete Leiſtung infolge eines Umjtandes, den 
er zu vertreten hat, unmöglich oder verſchuldet der Geber die Wiederaufhebung 
des Vertrags, fo iſt der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu behalten !). 
Verlangt der Empfänger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, fo iſt die Drauf⸗ 
gabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der 
Leiſtung des Schadenserſatzes zurückzugeben ). 

E I 149 II 290; M 2 274; P 1 774. 

1. Entgegen der Regel des $ 337 darf der Empfänger die Draufgabe behalten, wenn der 
Geber die geſchuldete Leiſtung in einer von ihm zu vertretenden Weiſe ($$ 276ff.) vereitelt oder 
die Wiederaufhebung des Vertrags verſchuldet. Hierher gehören auch ſolche Fälle, in denen das 
Verhalten des Gebers den Empfänger zum Rücktritte vom Vertrage (88 325, 326, 360, 361) 
oder zur Wandelung ($ 462) berechtigt; nicht aber auch der Fall, daß der Empfänger lediglich von 
einem ihm gemäß § 346 vorbehaltenen Rücktrittsrechte Gebrauch macht. Von ſelbſt verſteht es 
ſich, daß, wenn der Empfänger die Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten hat, er die Drauf⸗ 
gabe nicht behalten darf, ebenſowenig wie bei Aufhebung des Vertrags durch oder ohne ſein 
Verſchulden (§ 337 Abſ. 2). Gleiches wird zu gelten haben, wenn die Unmöglichkeit der Leiſtung 
eines Teiles durch keinen von beiden Teilen verſchuldet iſt (§ 323), da hier eine der Auf⸗ 
hebung des Vertrags (§ 337 Abſ 2) entſprechende Sachlage eintritt. 

2. Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung verbleiben dem Gläubiger. Da jedoch 
der Schadenserſatzanſpruch an die Stelle der Leiſtung tritt (vgl. § 275 A1 und $ 329 A J), it 
die Draufgabe folgerichtig auch auf ihn anzurechnen und im Falle der Ungleichartigkeit des 
Gegenſtandes bei der Erſatzleiſtung zurückzugeben, auch hier jedoch nur im Zweifel, alſo nur 
ſofern nicht entgegen §337 die Draufgabe auch im Falle der Leiſtung nicht anzurechnen oder 
zurückzugeben geweſen wäre. 


8 339 

1) Berfpricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, daß er feine Ver⸗ 
bindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe erfüllt 2), die Zahlung einer 
Geldſumme als Strafe, jo iſt die Strafe verwirkt, wenn er in Verzug kommt). 
Beſteht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaffen, fo tritt die Verwirkung 
mit der Zuwiderhandlung ein 4). 

E 1 422 II 291; M 2 278; P 1 779. 

1. Vertragsſtrafe. Sie iſt eine Leiſtung, die der Schuldner für den Fall der Nichterfüllung 
(8340) oder für den Fall nicht gehöriger Erfüllung (8 341) feiner Verbindlichkeit verſpricht. 
Grundſätzlich macht es keinen Unterſchied, ob die Zahlung einer Geldſumme, wovon das Geſetz 
in § 339 ausgeht, oder ob eine andere Leiſtung als Strafe zugeſagt ($ 342), oder ob etwa eine 
Herabminderung der Gegenleiſtung bedungen wird (RG 68, 42; JW 08, 23810). Auch kommt es 
nicht darauf an, daß die verſprochene Leiſtung als Strafe bezeichnet wird; entſcheidend ift vielmehr 
nur das objektive Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8339 (MG Warn 09 Nr 349). Be⸗ 
ſtritten iſt, ob die Erhebung von Frachtzuſchlägen wegen unrichtiger Angabe des Inhalts 
einer Sendung nach dem Intern. Abkommen über den Eiſenbahnftachtverkehr und nach der 
deutſchen Eiſenbahnverkehrsordnung die rechtliche Natur einer Vertragsſtrafe hat oder eine 
unmittelbar auf dem Geſetze beruhende Verpflichtung darſtellt. Das RC (1. ZS) hat in einer 
größeren Zahl älterer Entscheidungen die erſtere Anſicht vertreten (RG 20, 33; 47, 37; 64, 286; 
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96, 281; 108, 408). Der 2. 38 (RG 84, 239) hat für die deutſche EiſenbVerko Zweifel geäußert, 
ob dieſe Entſcheidungen noch zutreffen, ſeitdem die Verko beſtimmt, daß ein Verſchulden des 
Abſenders nicht vorzuliegen brauche (vgl. Abſ 3 dieſer A). Der 1. 38 hat in RG 119, 151 die 
Frage offengelaſſen, aber ausgeſprochen, daß nicht alle Vorſchriften des BGB über die Vertrags⸗ 
ſtrafe auf dieſen Fall angewendet werden können, insbeſondere nicht das richterliche Ermäßigungs⸗ 
recht nach $ 343 und der Verluſt des Strafanſpruchs durch vorbehaltliche Annahme der Erfüllung 
nach § 341 Abſ 3. Da das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Abſender und der Eiſenbahn auf dem 
Frachtvertrage beruht, werden keine Bedenken beſtehen, die Beſtimmungen des BGB über die 
Vertragsſtrafe, ſoweit ſie nicht durch die Sonderbeſtimmungen der Verkehrsordnungen ausge⸗ 
ſchaltet ſind, auf die in dieſen beſtimmten Frachtzuſchläge anzuwenden. — Die den Abnehmern 
eines Preis- und Abſatz⸗Kartells in den Verträgen auferlegte Verpflichtung, bei Zuwider⸗ 
handlung gegen beſtimmte von ihnen übernommene Vertragspflichten, insbeſondere die des aus⸗ 
ſchließlichen Bezugs von dem Kartelle, die ihnen bewilligten Rabattſätze zurückzu⸗ 
zahlen, ſtellt eine Vertragsſtrafe im Sinne des §339 dar (RG 122, 263). Eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung fällt nicht unter die durch $9 Abf 1 der KartellV O vom 2. 11. 1923 ohne Genehmigung 
des Vorſitzenden des Kartellgerichts verbotenen „Sperren oder ähnlichen Nachteile“ (MG 122, 
264). Nach $340 Abſ 2 kann neben der Rückzahlung der Rabatte auch der Erſatz weiteren Schadens 
verlangt werden (RG 122, 265). — Gleichgültig iſt ferner, ob das Verſprechen ſofort im Haupt⸗ 
vertrage oder in einem ſpäteren Vertrage abgegeben wird. Die nach $ 212 Abs 2 HGB im 
Geſellſchaftsvertrage einer Aktiengeſellſchaft wegen Nichterfüllung der den Aktio⸗ 
nären obliegenden Verpflichtungen zu wiederkehrenden, nicht in Geld beſtehenden Leiſtungen 
feſtgeſetzten Vertragsſtrafen gehören zu den in $ 276 HGB bezeichneten Leiſtungen, deren nach⸗ 
trägliche Erhöhung der Zuſtimmung ſämtlicher, von der Verpflichtung betroffener Aktionäre 
bedarf (RG 121, 242). — Vorausſetzung für das Strafgedinge iſt das Beſtehen einer nicht 
geſetzlich unwirkſamen Verbindlichkeit ($ 344). Dieſe Vorausſetzung iſt auch gegeben, wenn eine 
Verpflichtung zur Nichtverfügung über ein veräußerliches Recht übernommen wird, da eine ſolche 
ſchuldrechtliche Verpflichtung nach $ 137 Satz 2 wirkſam iſt (RG 73, 17), wo es ſich um Übernahme 
der Verpflichtung handelte, ein Grundſtück nicht an einen Polen zu veräußern). — In ihrer Eigen- 
ſchaft als bedingtes Recht iſt auch ſchon die noch nicht verwirkte Vertragsſtrafe übertragbar. — 
Die Vertragsſtrafe kann auch noch nach Beendigung des Vertragsverhältniſſes wegen vorher 
begangener Verfehlungen geltend gemacht werden, ſo von einem Kartell durch Verhängung 
nach dem Ausſcheiden des Mitgliedes (RG 114, 332). Die Aufwertung einer Vertragsſtrafe hat in 
Anwendung des $ 242 (vgl. A 5 dazu) nach billigem Ermeſſen zu erfolgen (RG 30. 4. 26 11 390/25). 
Die Vertragsſtrafe hat im Zweifel nicht den Sinn, daß dadurch dem Schuldner ein Mittel 
geboten werden ſoll, ſich der Erfüllung der Hauptverbindlichkeit zu entziehen; fie dient vielmehr 
in der Regel dem Rechte des Gläubigers auf Erfüllung und ſoll den Schuldner hierzu anhalten. 
Deshalb entſteht durch die Nichterfüllung ein neben den Erfüllungsanſpruch tretender 
Anſpruch des Gläubigers auf die Vertragsſtrafe, und zwar in der Weiſe, daß im Falle des 9 340 
(vgl. A1 dazu) der Gläubiger die Wahl hat, entweder die Strafe oder die Leiſtung zu verlangen; 
im Falle des 5341 (vgl. A 1 dazu) dagegen die Strafe neben der Erfüllung verlangen kann. 
Dadurch unterſcheidet ſich die Vertragsſtrafe von der Wandelpön (richtiger Reugeld) nach 
$ 359, indem dieſe den Erfüllungsanſpruch des Gläubigers ausſchließt und ſich nicht als Straffolge 
wegen Nichterfüllung darſtellt, ſondern als ein dem Schuldner gewährtes vertragsmäßiges 
Recht, ſich von der Erfüllung zu befreien, bei deſſen Ausübung die Befugnis des Gläubigers Platz 
greift, das Reugeld zu verlangen (RG 43, 281; L8 1921, 140). In JWö2 Beil 250155 iſt 
angenommen, daß der Schuldner ſich durch Leiſtung der Vertragsſtrafe freimachen könne (ſonach 
der Fall des Reugeldes vorliege), wenn ſie dazu beſtimmt ſei, das volle Intereſſe an der Vertrags 
erfüllung zu erſeßen; ebenſo in RG Warn 09 Nr 349 für den Fall des Verſprechens einer Ver⸗ 
tragsſtrafe durch den Handlungsgehilfen gegenüber dem Prinzipal wegen Zuwiderhandlung 
gegen auferlegte Beſchränkungen unter der gleichen Vorausſetzung. — Von dem Vorbehalte 
der Verwirkung (clausula cassatoria) im Sinne des 9 360 unterſcheidet ſich die Vertrags ⸗ 
ſtrafe inſofern, als die Verwirkung den Schuldner für den Fall der Nichterfüllung ſeiner Rechte 
verluſtig gehen läßt, während das bei dem Strafgedinge nicht der Fall iſt, und als nach 
$ 339 die Strafleiſtung als eine neue Verbindlichkeit neben die Hauptleiſtung tritt, während die 
Verfallklauſel gegebenenfalls nur den Rechtsverluſt, insbeſondere bei einer Stundung die ſofortige 
Fälligkeit der bereits geſchuldeten Leiſtung begründet (RG JW 1914, 527%); endlich von dem 
Verſprechen einer Strafleiſtung für den Fall, daß der Verſprechende „eine Handlung vornimmt 
oder unterläßt“, dem „uneigentlichen Strafgedinge“ im Sinne des $ 343 Abſ2 inſofern, 
als ein derartiges Verſprechen nicht eine bereits beſtehende und zu ſichernde Verpflichtung zur 
Vornahme oder zur Unterlaſſung der Handlung vorausſetzt, ſondern die Verpflichtung zur Straf- 
leiſtung ſelbſtändig begründen ſoll (vgl. § 343 A 4). ö 8 ‚ 
Nicht erfüllt hat der Verpflichtete im Sinne des Geſetzes bei Verpflichtungen zu poſitwen 
Leiſtungen ſowohl dann, wenn er überhaupt nicht leiſtet, wie auch dann, wenn ſein Angebot 
jo mangelhaft war, ſei es dem Umfange ($ 266), ei es der Art nach (vgl. $320 A 7), daß der 
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Berechtigte die Annahme abzulehnen berechtigt war und abgelehnt hat. Nimmt der Gläubiger 
dagegen die derartig fehlerhafte Leiſtung an, ſo liegt ſtets nur der Fall nicht gehöriger Erfüllung 
vor (ögf. § 341 Abſ 3). Eine ſolche ſteht in Frage, wenn in der Hauptſache erfüllt iſt, aber die 
Leiſtung in irgendeiner Beziehung nicht ſo bewirkt worden, wie der Gläubiger es beanſpruchen 
konnte. Die Strafe iſt verwirkt, ſobald der Schuldner nach den 88 284ff. „in Verzug kommt“. 
Grundſätzlich iſt daher auch für den Verfall der Vertragsſtrafe ein Verſchulden (vgl. § 285 Wi) 
erforderlich (RG Gruch 57, 929; ZW 1916, 15843). Anders im Falle des Satzes 2, vgl. A 2; 
ferner im Falle der Frachtzuſchläge (vgl. A 1). Ein Unternehmer wird von der Vertragsſtrafe 
nicht dadurch befreit, daß er zur Ausſperrung der Arbeiter durch feine Mitgliedſchaft im Arbeiter- 
geberverbande verpflichtet war (RG JW; 1914, 2964). 

2. Bei Leiſtungen, die eine Unterlaſſung zum Inhalte haben, wird die Strafe, falls nicht 
das Gegenteil vereinbart worden (NG 79, 40, Warn 1911 Nr 425; SeuffA 76 Nr 77), ohne Rück⸗ 
ſicht auf Verſchulden ſchon durch die bloße Zuwiderhandlung verwirkt (RG 55, 78; vgl. auch 
RG JW 1912, 5823 und Warn 1913 Nr 311; 1915 Nr 105 und die dort genannten Urteile). RG 
63, 116 läßt dahingeſtellt, ob nicht Satz 2 lediglich bezweckt, den Gläubiger vom Nachweiſe des 
Verſchuldens zu befreien, dem Schuldner dagegen die Möglichkeit des Entſchuldigungsbeweiſes 
freilaſſen will. M 2, 278 ergeben jedoch klar, daß die Verwirkung bei Unterlaſſungen von einem 
Verſchulden grundſätzlich nicht hat abhängig gemacht werden ſollen, und das iſt auch im Wortlaut 
hinreichend zum Ausdruck gekommen (RG JW 1911, 3818; 1915, 4442). Da das Strafgedinge dem 
Berechtigten nach dem Geſetze einen unbedingten Schutz gewähren ſoll, kommt es nicht darauf an, ob 
der Verpflichtete ſich deſſen bewußt war, daß er ſich einer Zuwiderhandlung ſchuldig machte (vgl. 
NG 79, 40). So viel wird indeſſen doch zu verlangen fein, daß die Zurechenbarkeit der Zuwider⸗ 
handlung im beſonderen Falle nicht aus Gründen ausgeſchloſſen iſt, die ſich aus den perſönlichen 
Eigenſchaften des Verpflichteten ergeben ($ 276 Abſ 1 Saß 3). Vgl. dazu YW 1915, 444“. 
Jedenfalls aber enthält Satz 2 nur eine durch Abrede frei abänderbare Auslegungsvorſchrift (RG 
JW 1912, 582%; 1915, 4442). — Hat der Berechtigte die Zuwiderhandlungen gegen ein Wett⸗ 
bewerbsverbot längere Zeit (wiſſentlich) geduldet, dann verſtößt es gegen Treu und Glauben, 
wenn er nachträglich die Strafe fordert (MG Warn 1914 Nr 44). — Eine Zuwiderhandlung iſt 
möglich auch durch die Verwendung eines Erfüllungsgehilfen; RG 63, 116. Vgl. 278 A4. 
Haben beide Teile gegenſeitig Wettbewerbsverboten ſich unterworfen und gegenfeitig 
für den Fall der Zuwiderhandlung ſich zu Vertragsſtrafen verpflichtet, dann kann die Leiſtung 
der Strafe nicht ohne weiteres aus dem Grunde verweigert werden, weil auch der andere Teil 
ſich einer Zuwiderhandlung ſchuldig gemacht habe, ſondern nur dann, wenn die Übertretung 
des andern eine ſo ſchwere war, daß ſeinem Gegner die Bindung nach Treu und Glauben nicht 
zugemutet werden kann (RG 96, 174). 

8. Auslegung. Strafgedinge dürfen, weil fie eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit ent⸗ 
halten, nicht ausdehnend ausgelegt werden (RG JW ö 04, 1394; 06, 736%; 1915, 4442). Im übrigen 
greifen lediglich die allgemeinen Auslegungsregeln der §8 157, 242 Platz (RG JW 04, 1394; 1910, 
9345; 1920 ©. 137! u. 2792). Insbeſondere trifft das auch in Anſehung von Strafgedingen bei Ver⸗ 
boten des Wettbewerbs (Konkurrenzklauſeln) zu (RG JW 06, 7364, wo es ſich um das Verbot „in⸗ 
direkter Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäfte“ handelte). Es fol keine Übertretung des Wett- 
bewerbsverbots bedeuten, wenn der Verpflichtete außerhalb des ihm entzogenen Stadtbezirks ein 
ſelbſtändiges Geſchäft eröffnet und von dort aus den Abſatz innerhalb des Stadtbezirks ſucht (MG 
Gruch 46, 124). In RG Warn 08 Nr 574 iſt die Verletzung des bedungenen Wettbewerbsverbots 
darin gefunden worden, daß der Verkäufer eines Geſchäfts ſeinen Vorgänger, der ſich ihm gegenüber 
einem gleichen Verbote unterworfen hatte, von dieſem nachträglich wieder entband. Die Auslegung 
eines Wettbewerbsverbots dahin, daß der Verpflichtete dem Verbote nicht zuwiderhandle, wenn 
er ein Geſchäft in einem nur 5 Minuten von der ihm verſchloſſenen Stadt entfernt liegenden Orte 
begründe, ſoll nach den Regeln der $$ 157, 242 zuläſſig fein (RG 26. 5. 08 VII 545/07). Bei Wett- 
bewerbsverboten, denen ſich ein Gewerbegehilfe unterworfen hat, iſt zu ſeinen Gunſten 
eine entſprechende Anwendung des in § 75 Abſ 1 HGV ausgeſprochenen Grundſatzes zuläſſig, 
wenn nicht eine entgegenſtehende Vereinbarung getroffen worden iſt; eine ſolche iſt an ſich zu⸗ 
läſſig (RG 59, 76; Gruch 57, 842). — Bei einem Konkurrenzverbote kommen nur ſolche Hand · 
lungen in Betracht, die auf den Geſchäftsbetrieb des andern ungünſtig einwirken (richtiger: ein 
wirken können), daher bei einem auf eine beſtimmte Zeit abgeſtellten Verbote nur ſolche Ver⸗ 
anſtaltungen, die ſich ſchon während dieſer Zeit ungünftig äußern (R ZW 1914, 1425). Eine 
durch die Polenklauſel ($ 138 A 1c) vereinbarte Verkragsſtrafe iſt ſchon dann als verwirkt 
angeſehen worden, wenn der weitere Erwerber von polniſcher Abſtammung iſt, die polniſche 
Sprache ſeine Mutterſprache iſt und er den Kreiſen von deutſchfeindlicher Geſinnung angehört, 
ohne daß er fich ſelbſt derartig betätigt zu haben braucht (RG Warn 1913 Nr 311). — Unterwirft 
ſich der Veräußerer eines Geſchäfts einer Wettbewerbsbeſchränkung, dann wird das Recht daraus 
im Zweifel für das Geſchäft erworben und geht daher bei deſſen Weiterveräußerung auf den 
nunmehrigen Erwerber über (RG 72, 434; Warn 1914 Nr 206). — Bei der Auslegung darf nicht 
unberückſichtigt bleiben, daß die Vereinbarung einer Vertragsſtafe gerade auch den Zweck verfolgt, 
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dem Gläubiger die Geltendmachung der ihm durch die Vertragsverletzung entſtandenen Nachteile 
zu erleichtern (RG in HRR 1930, 968). 

4. Über die Strafgedinge bei Geſamtſchuldverhältniſſen vgl. die § 423, 429. Der 
Anſpruch auf die Strafe gilt als Nebenforderung im Sinne des $ 4 ZPO (R 66, 309), und 
er unterliegt dem Gerichtsſtande der Hauptverpflichtung (RG 57, 15; 69, 9). 


\ 
§ 340 

Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, daß er feine Berbind- 
lichkeit nicht erfüllt, fo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe ſtatt der Er- 
füllung verlangen 1) 1), Erklärt der Gläubiger dem Schuldner, daß er die 
Strafe verlange, ſo iſt der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen ?). 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu, ſo kann er die verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag des Schadens verlangen. 
Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen “). 

E I 420 II 202; M 2 275; P I 775. 


1. Strafgedinge für den Fall der Nichterfüllung (vgl. 5 339 A 1). In dieſem Falle hat der 
Gläubiger die Wahl zwiſchen dem Anſpruche auf Erfüllung und dem auf Leiſtung der verwirkten 
Strafe. Es liegt aber weder eine Wahlſchuld im Sinne des $ 262 noch eine jog. kacultas alter- 
nativa vor (ogl. § 262 A 1). Eine Wahlſchuld nicht, weil das Schuldverhältnis an ſich nur auf eine, 
und zwar nur auf die Erfüllungsleiſtung gerichtet iſt; eine kacultas alternativa nicht, weil die 
Leiſtung der Strafe nicht Erfüllung iſt. Hier handelt es ſich vielmehr nur um ein dem Gläubiger 
geſetzlich gewährtes Wahlrecht zwiſchen mehreren, unter ſich verſchiedenen Rechtsbehelfen, elektive 
Konkurrenz (vgl. 8 262 A 1). Da es ſich nicht um eine Wahlſchuld handelt, ift der Gläubiger, der 
zunächſt den Erfüllungsanſpruch verfolgt hat, auch nicht gehindert, demnächſt davon abzugehen 
und die Strafe zu fordern (RGS JW 1913, 3195). Anders im umgekehrten Falle auf Grund der 
beſonderen Beſtimmung in Satz 2 (ogl. A 2). — Der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe wird weder 
im Falle des § 340 noch in dem des $ 341 durch den Nachweis ausgeſchloſſen, daß dem Gläubiger 
durch die Nichterfüllung bzw. nicht gehörige Erfüllung ein Schaden überhaupt nicht oder in ge⸗ 
ringerer Höhe entſtanden ſei (RG 103, 99). 

la. Aufwertung von Vertragsſtrafen. Die Aufwertung einer in Mark der Vorkriegszeit 
feſtgeſetzten Vertragsſtrafe aus einem gegenſeitigen Vertrage hat unter Berückſichtigung des 
Intereſſes des Verſprechensempfängers an der Einhaltung der durch fie geficherten Verpflichtung 
einerſeits und der Einkommens-, Vermögens- und ſonſtigen Verhältniſſe des Verſprechenden 
anderſeits zu erfolgen und ſoll unter Umſtänden auch zur Zubilligung von Reichsmark in 
97 17 yewaoe führen konnen (RG in HRR 1931, 400; vgl. aber zu § 242 A 5d a 

)- 

2. Wählt der Gläubiger die Vertragsſtrafe, fo ift der Anſpruch auf Erfüllung 
ausgeſchloſſen. Dies freilich nur unter der Vorausſetzung, daß die Geltendmachung der Strafe 
gerechtfertigt war (RG JW 1912, 7413; ebenſo für den Fall des $ 340 Abj 2 RG 77, 292). Die 
Wahl wird ausgeübt durch eine einſeitige, empfangsbedürftige, unwiderrufliche Erklärung des 
Gläubigers an den Schuldner, die insbeſondere auch in der Erhebung einer Klage auf die Vertrags⸗ 
ſtrafe enthalten ift. Ein Mittel, den Gläubiger zur Wahlausübung zu zwingen, iſt dem Schuldner 
nicht gegeben, insbeſondere nicht, wie nach § 264 Abſ 2, das der Friſtſetzung. 

3. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung kann dem Glaubiger zuſtehen 
nach Maßgabe der $$ 280, 286 Abſ 2 Satz 1, 325, 326, wo überall die Vertretungspflicht des 
Schuldners vorausgeſetzt wird. Möglich iſt aber auch, daß die Strafe verwirkt wird, ohne daß 
ein Verſchulden des Schuldners vorliegt, namentlich im Falle ſeines Zuwiderhandelns gegen eine 
Unterlaſſungspflicht (5339 A2), und daß deshalb nur die Vertragsſtrafe, aber nicht Schadenserſaß 
wegen Nichterfüllung gefordert werden kann. Ebenſo wenn im Falle des $326 zwar Verzug vorliegt, 
aber die weiteren Vorausſetzungen (Nachfriſtſetzung uſw.) nicht erfüllt ſind. — Fordert der Gläu⸗ 
biger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo kann er nicht außerdem auch noch den Strafan⸗ 
ſpruch geltend machen. Fordert er aber die Strafe, dann kann er grundſätzlich auch noch den 
darüber hinausgehenden Schadensbetrag verlangen, da die Strafe nur den Mindeſtbetrag des 
Schadens darſtellt (RG 66, 310). Soweit er die Strafe verlangt, hat er den Vorteil, daß er Injo- 
weit feinen Schaden nicht nachzuweiſen braucht (RG 77, 290), und daß ſein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz berhaupt nicht berührt wird, wenn ſich der Anſpruch auf die Strafe als unbegründet heraus 
ſtellt (RG JW 1912, 7419). In JW 1917, 5976 hat das Reichsgericht aus der Differenztheorie 
(vgl. § 325 A 1a) die Folgerung gezogen, daß bei gegenſeitigen Verträgen der vertragstreue 
Teil, der wegen Nichterfüllung des Vertrags durch den andern Teil die vereinbarte Vertragsſtrafe 
in vollem Betrage ungeachtet der eingetretenen Befreiung von ſeiner Leiſtungspflicht fordert, 
einen Nachweis ſeines Schadens durch Aufſtellung einer umfaſſenden, den Wert der beider⸗ 
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ſeitigen Leiſtungen in Vergleich ſetzenden Liquidation führen müſſe. Ob dieſe Entſcheidung 
mit dem Grundſatze, daß die Vertragsſtrafe ohne weiteres als Mindeſtbetrag des Schadens 
in Anſatz gebracht werden kann, zu vereinbaren iſt, erſcheint recht zweifelhaft; die durch die Ver⸗ 
tragsſtrafe bezweckte Beweiserleichterung wird dadurch völlig außer Wirkung geſetzt. Es muß 
auch wohl im Zweifel davon ausgegangen werden, daß bei Feſtſetzung der Höhe der Vertragsſtrafe 
die Befreiung von der eigenen Leiſtung als Rechnungsfaktor bereits in Rechnung gezogen worden 
ſei. Der Beweis des Gegenteils dürfte jedenfalls dem Schuldner obliegen. — Erſcheint eine ver⸗ 
ſprochene „Entſchädigung“ den Umftänden nach als Strafe, fo iſt ſie auch als „Strafe“ anzuſehen 
(RE Warn 09 Nr 443). — Abweichende Regelung für das Verhältnis zwiſchen Handlungs⸗ 
gehilfen und Prinzipal im 9 75 Abſ 2 HGB, wonach der Dienſtherr bei Wettbewerbsverboten 
gesch ff Strafe fordern darf, während der Anſpruch auf Erfüllung oder auf Schadenserſatz aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Auch bei Unterlaſſungspflichten kann der $ 340 anwendbar ſein, und zwar iſt es dann der 
Fall, wenn die einmalige oder mehrmalige Zuwiderhandlung bereits die Nichterfüllung des 
Vertrags überhaupt darſtellt. Handelt es ſich dagegen nur um einzelne Zuwiderhandlungen, 
die ſich lediglich als nicht gehörige Erfüllung darſtellen, dann greift der $ 341 Platz. Im Falle 
der Nichterfüllung ſtände, falls die Strafe für dieſen Fall verſprochen iſt, dem Berechtigten neben 
dem Anſpruche auf die Strafe die Forderung auf Erſatz des weitergehenden Schadens, im Falle 
nicht gehöriger Erfüllung, falls die Strafe für dieſen Fall verſprochen iſt, neben der Strafforderung 
der Erfüllungsanſpruch zu. Demgemäß wird man den erſteren Fall ($ 340) oder aber den zweiten 
Fall (5 341) als gegeben anzuſehen haben, je nachdem die Strafe nach Abſicht der Parteien das 
Intereſſe des Berechtigten an der dauernden Unterlaſſung oder aber nur an einer jedesmaligen 
Zuwiderhandlung ſichern ſoll (RG 70, 441; 112, 366), und die Entſcheidung darüber wird gemäß 
$ 157 oftmals von der Höhe der Strafe abhängen. So kann bei Wettbewerbsverboten die Sache 
leicht ſo liegen, daß das Strafgedinge dem Verpflichteten das Recht geben ſoll, ſich durch einmalige 
Erlegung der Strafe von dem Verbote für die Dauer freizumachen, zugleich aber den Berechtigten 
durch die Höhe der Strafe gegen das Übertreten des Verbots überhaupt ſchützen ſoll. Unter andern 
Umſtänden wird dagegen anzunehmen fein, daß die Strafe auf die jedesmalige Zuwiderhandlung 
abgeſtellt ift, jo beiſpielsweiſe, wenn ein Bauunternehmer, der ſeinerſeits Arbeiten an einen Dritten 
vergibt, dieſem bei Strafe unterſagt, irgendeinem ſeiner (des Unternehmers) Angeſtellten irgend⸗ 
eine Zuwendung zu machen (MG JW 1911, 3818; vgl. auch RG 112, 366). 


8 341 

Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, daß er feine Verbind⸗ 
lichkeit nicht in gehöriger Weiſe, insbeſondere nicht zu der beſtimmten Zeit, 
erfüllt, ſo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung ver⸗ 
langen !). 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen der nicht 
gehörigen Erfüllung zu, jo finden die Vorſchriften des 8 340 Abſ 2 Anwendung). 

Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, ſo kann er die Strafe nur verlangen, 
wenn er fi) das Recht dazu bei der Annahme vorbehält 5) 4). 

E I 421 II 293; M 2 276; P 1 776. 

1. Iſt die Strafe für den Fall nicht gehöriger, insbeſondere nicht rechtzeitiger Erfüllung 
verſprochen (vgl. $ 339 A 1), jo kann der Gläubiger Strafe und Erfüllung nebeneinander ver⸗ 
langen. Er kann aber den Strafanſpruch auch neben dem Schadenserſatzanſpruche wegen 
Nichterfüllung geltend machen, wenn die Strafe bereits vor Entſtehung des letzteren An⸗ 
ſpruchs für die bis dahin verfloſſene Zeit verwirkt geweſen war, fo daß ſich beide Forderungen 
nicht miteinander decken; vgl. A 2. Es iſt auch hier, abgeſehen von Zuwiderhandlungen gegen 
eine Unterlaſſungspflicht ($ 339 A 2), grundſätzlich ein Verſchulden zu erfordern. Ein ſolches iſt 
nicht angenommen worden in einem Falle, wo ſich der Bauunternehmer den von ſeinen Innungs⸗ 
genoſſen zur Bekämpfung eines Arbeiterausſtandes unternommenen Gegenmaßregeln ange 
ſchloſſen hatte, RG Gruch 50, 943. Für den Fall von Strafgedingen bei Unterlaſſungspflichten 
vgl. $ 340 A 3 Abſ 2. 5 

2. Die Anwendung des § 340 Abſ 2 führt zu dem Ergebniſſe, daß der Gläubiger die Ver⸗ 
tragsſtrafe als den Mindeſtbetrag ſeines aus der nicht gehörigen Erfüllung erwachſenen 
Schadens geltend machen darf, unbeſchadet ſeines Rechtes, den auf demſelben Rechtsgrunde 
beruhenden weiteren Schadenserſatzanſpruch außerdem zu verfolgen. Vgl. Näheres 9 340 A 3. 
Fordert bei einem gegenfeitigen Vertrage der Gläubiger wegen Verzugs gemäß $ 326 Schadens- 
erſatz wegen Nichterfüllung, fo iſt für die Zeit von der Entſtehung dieſes Anspruchs ab der An⸗ 
ſpruch auf Vertragsſtrafe wegen der Erfüllungsverzögerung ausgeſchloſſen, nicht aber für die bis 
dahin bereits abgelaufene Zeit (RG 94, 206; vgl. § 326 A 1 Abſ 1). 
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3. D Anſpruch auf die Vertragsſtrafe wegen nicht gehöriger Erfüllung erlischt kraft Geſetzes 
(RS 53, 358), wenn ihn der Gläubiger ſich nicht bei der Annahme vorbehalten hat. Auch 
Unterlaſſen des Vorbehalts wegen Unkenntnis ſeines Rechtes ſchützt den Gläubiger nicht vor 
dem Verluſte; ein Verzichtswille ift nicht erforderlich (RG 53, 357; 61, 65). Die Vorſchrift des 
Abſ 3 enthält jedoch nur nachgiebiges, durch Parteiabrede abänderungsfähiges Recht (R Warn 
1914 Nr 319). Sie findet keine Anwendung auf die durch die EiſenbVerkOrdnungen beſtimmten 
Frachtzuſchläge (RG 119, 151; vgl. zu $ 339 A 1). Der Vorbehalt braucht nicht ausdrücklich 
durch Worte erklärt zu werden, jedenfalls aber bedarf es einer äußeren Kundgebung dem Ver⸗ 
pflichteten gegenüber (RG 61, 65). Er muß grundſätzlich bei der Annahme ſelbſt erklärt fein 
(R 59, 378; 57, 337), wobei das Wort, bei“ (anders als in den Fällen der $$ 464, 640) ſtreng aus⸗ 
zulegen fein ſoll (R 73, 147; Gruch 55, 901). Weder ſoll ein nachträglich noch ein vor der Annahme 
erklärter Vorbehalt genügen, ſelbſt wenn das Fortwirken des Vorbehalts noch bei der An⸗ 
nahme unterſtellt werden kann (RG 57, 339; 59, 379; JW 07, 1712; Warn 1910 Nr 53; 1911 
Nr 227; RG 73, 147). Doch ift kein weiterer Vorbehalt mehr erforderlich, wenn vor der Annahme 
bereits eine Vereinbarung über die verwirkte Strafe getroffen werden iſt (RG 72, 168). — Befugt 
zur Erklärung des Vorbehalts iſt nur der Empfänger der Leiſtung ſelbſt. So würde insbeſondere 
nicht der vom ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen des Verpflichteten erklärte Vorbehalt genügen (RG 
53, 356). — Die „Annahme“ der Leitung mit der ausſchließenden Wirkung des Abſ 3 ſtellt, 
im Gegenſatze zur Abnahme im Sinne des 9 433 Abſ2, nicht den nur tatſächlichen Vorgang, 
durch den die Sache in die Verfügungsgewalt des Berechtigten gelangt, ſondern eine rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärung dar und ſetzt daher voraus, daß der Gläubiger dem Schuldner gegenüber, 
ſei es bei der Hinnahme der Leiſtung, ſei es auch ſpäter, wenn auch nur ſtillſchweigend zu erkennen 
gibt, daß er die Leiſtung als eine der Hauptſache nach vertragsmäßige Erfüllung gelten laſſe 
(Annahme als Erfüllung, 9363 A 1; R 57, 337; 64, 240; JW 1911, 4866; Warn 1918 Nr 93 
und 164). Falls bei der Leiſtung Einzelheiten noch unerfüllt geblieben ſind (beiſpielsweiſe wenn 
bei der Übernahme eines Baues noch einzelne Arbeiten im Rückſtande find), fo genügt doch ein 
bei der Annahme der Hauptleiſtung erklärter Vorbehalt, und deſſen Wiederholung bei An⸗ 
nahme der weiteren Leiſtungen iſt überflüſſig (RG 15. 10. 07 VII 532/06; 73, 148). Bei Teil- 
leiſtungsverträgen (Sukzeſſivlieferungen) erſtreckt ſich jedoch die Wirkung des Vorbehalts 
nur je auf die Einzelleiſtung, und iſt die Strafe einheitlich für die geſamte Erfüllung bedungen, 
dann iſt der Vorbehalt vor oder bei Annahme der Reſtleiſtung erforderlich (R Gruch 52, 664; 
Warn 1911 Nr 170). Im übrigen ſchließt die Annahme noch nicht einen Verzicht auf ſonſtige 
Rechtsbehelfe, namentlich auf den Gewährleiſtungsanſpruch in ſich (RG 71, 23). Sie iſt vielmehr 
des weiteren nur noch von Einfluß auf die Beweislaſt (8 363; RG 66, 282; JW 1911, 486°), — 
Die Annahme wird wirkungslos durch ihre Anfechtung wegen Irrtums, Betrugs oder Zwangs. 
Den Beweis für die Annahme muß der Verpflichtete, den Beweis für den Vorbehalt alsdann 
derjenige erbringen, welcher das Recht auf die Vertragsſtrafe geltend macht (RG 53, 356). 

4. Der Abſ 3 greift nicht bei Schuldverhältniſſen Platz, die vor dem 1 Januar 1900 entſtanden 
ſind (RG 61, 133). 


8 342 


Wird als Strafe eine andere Leiſtung als die Zahlung einer Geldſumme 
verſprochen, ſo finden die Vorſchriften der 88 339 bis 341 Anwendung; der 
Anſpruch auf Schadenserſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn der Gläubiger die Strafe 
verlangt !). 

& 1 420 II 294; W 1 776. 

1. Danach kann auch eine Leiſtung, die nicht auf Geldzahlung geht, als Strafe bedungen 
werden, z. B. die Gewährung einer Sache oder eines Rechtes, die Vornahme einer Handlung 
oder eine Herabminderung der Gegenleiſtung (RG 68, 42) oder die Verwirkung des Vertrags- 
rechts (RG 25. 9. 15 V 143/15). Die $$ 339—341 ſollen in dieſem Falle ebenfalls Anwendung 
finden, nur mit der Beſchränkung, daß hier außer der Strafe nicht auch weiterer Schaden 
erſetzt verlangt werden kann, und daß der Gläubiger, der die Strafe fordert und fordern kann, 
ſchon dadurch jeden weiteren Schadenserſatzanſpruch einbüßt (RG 77, 292). Verlangt der Gläu⸗ 
biger zunächſt Schadenserſatz, ſo darf er davon bis zu deſſen Leiſtung noch abgehen und die Strafe 
fordern. Vgl. anderſeits $ 340 Abſ 1 Satz 2 und § 341 Abſ 2. Anwendbar ift hier insbeſondere 
auch § 341 Abſ 3. 


8 343 


Iſt eine verwirkte Strafe unverhältnismäßig hoch, ſo kann ſie auf Antrag 
des Schuldners durch Urteil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden. 
Bei der Beurteilung der Angemeſſenheit iſt jedes berechtigte Intereſſe des 
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Gläubigers, nicht bloß das Vermögensintereſſe, in Betracht zu ziehen!). Nach 
der Entrichtung der Strafe iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſen !). 

Das gleiche gilt auch außer den Fällen der 88 339, 342, wenn jemand eine 
Strafe für den Fall verſpricht, daß er eine Handlung vornimmt oder un 
terläßt ?) 3). 

E II 295; P 2 780. 

1. Der Parteiwillkür wird hinſichtlich der Höhe des Strafgedinges grundſätzlich zwar keine 
Schranke geſetzt; aber zum Schutze des wirtſchaftlich Schwachen ſtellt das Geſetz den Grundſatz 
des richterlichen Ermäßigungs rechts auf. Vgl. die ähnliche Beſtimmung des § 4 des Abzch v. 
16. 5. 94. Die Vorſchrift findet keine Anwendung auf die in den EiſenbVert Ordnungen beſtimmten 
Frachtzuſchläge (RG 119, 151; vgl. zu F 339 A 1). — Ob die verwirkte Strafe unverhältnis⸗ 
mäßig hoch iſt, was nachzuweiſen Sache des Schuldners, iſt Tatfrage und kann in der Roviſions⸗ 
inſtanz nur in der Richtung nachgeprüft werden, ob der Tatrichter bei Ausübung ſeines Ermeſſens 
von falſchen rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen iſt (RG 64, 291; 86, 28; Warn 08, 300; 
RG 103, 99; HRR 1931, 1126; 1932, 1645). — In Verhältnis zu ſetzen find einerſeits der 
Betrag der Strafe und anderſeits jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers an der 
Erfüllung oder gehörigen Erfüllung des Vertrags, nicht nur ſein Vermögensintereſſe (vgl. A 1a), 
und zwar alles beurteilt nicht ſchlechthin nur nach der zur Zeit der Vereinbarung beſte henden 
Sachlage, ſondern gegebenenfalls auch nach den Verhältniſſen zur Zeit der Verwirkung oder 
ſogar der Urteilsſprechung, wobei aber auch die wirtſchaftliche Lage des Schuldners mit berück⸗ 
ſichtigt werden kann, wenngleich fie nie mals allein für ſich entſcheidend iſt (RG 64, 293; 86, 28; 
JW 1912, 79410; 1915, 1361; HAN 1931, 1126). Übernimmt es ein Dritter dem Schuldner 
gegenüber, die etwa verwirkte Strafe zu bezahlen, dann erleichtert das unter Umſtänden die Lage 
des Schuldners, und daher iſt dieſer Umſtand bei der nach 9 343 erforderlichen Abwägung zu berück⸗ 
ſichtigen (RG 86, 28). — Der Umſtand, daß ein Schaden nur in geringfügiger Höhe oder gar 
überhaupt nicht entſtanden iſt oder daß er die Höhe der Strafe nicht erreicht, reicht 
allein nicht aus zur Herabſetzung der Strafe (MG SeuffA 63 Nr 38; Warn 08 Nr 300; 
RR 1932, 1645). Überfteigt eine Vertragsſtrafe alle Grenzen, läuft fie in eine unge wiſſe 
und für den Schuldner nach dem gewöhnlichen Gange der Dinge unerſchwingliche Summe aus, 
fo kann ein Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des $ 138 vorliegen (RG 68, 2317 
90, 181; SeuffX 61 Nr 351). Aber die unverhältnismäßige Höhe der Strafe allein reicht zur An 
nahme der Sittenwidrigkeit nicht aus; es muß noch etwas anderes dazu kommen, was den Stempel 
der Sittenwidrigkeit aufdrückt, wie es namentlich bei Dienſtverträgen oder Knebelungsverträgen 
der Fall fein kann (RG Warn 09 Nr 495; 1920 Nr 99; 1921 Nr 90; JW 1913, 319°; R 64, 181; 
114, 307; HRR 1932, 1644). Iſt in ſolchem Falle gemäß § 139 der Vertrag insgeſamt nichtig, 
fo kann das richterliche Herabſetzungsrecht aus $ 343 überhaupt nicht in Frage kommen (RW 
68, 229; 90, 183; vgl. auch Seuffa 61 Nr 351, betreffend die Nichtigkeit einer ſich mit „jeden 
folgenden Jahre verdoppelnden Vertragsſtrafe“ wegen Unmöglichkeit und Unſittlichkeit). Bet 
einem Wettbewerbsverbote im Sinne des $ 74 H find für die Herabſetzung der Vertrags“ 
ſtrafe lediglich die Vorſchriften des $ 343 maßgebend, und es ift danach zu prüfen, ob die Verletzung, 
die gemäß $ 74 überhaupt nur in Hinſicht auf Verbote für einen beſtimmten Ort, eine beſtimme 
Zeit und in bezug auf beſtimmte Gegenſtände in Frage kommt, unter das nur inſoweit gultige 
Verbot fällt, und ob die Strafe danach unverhältnismäßig hoch erſcheint. Den Vollkaufleuten 
ſteht nach 8 348 HB das Recht auf die Ermäßigung der Strafe überhaupt nicht zu, und ent⸗ 
ſcheidend iſt allein, ob der Verpflichtete zur Zeit des Strafverſprechens Vollkaufmann war 
(RS Warn 1920 Nr 99; JW 08, 148). Der $ 343 (nicht auch $ 75 Abſ 2 HGB) ſindet 
Anwendung auch auf die im Dienſtvertrage des Geſchäftsführers einer G. m. b. H. bedungene 
Vertragsſtrafe (NG 28. 1. 08 II 308/07). $ 343 findet nach § 75 Abſ 2 Satz 2 Och auch An- 
wendung auf das zur Sicherung eines Konkurrenzverbots von dem Handlungsgehilfen abge 
gebene Verſprechen (RG 69, 12). — Eine Herabſetzung der Strafe ift auch dann zuläſſig, wenn 
die Strafe nicht in Geld beſteht, beiſpielsweiſe die Verwirkung der Vertragsrechte als Straſe 
geſetzt war (RG 25. 9. 15 V 143/15; vgl. $ 342 A J). . g 

Geltend gemacht werden kann das Begehren auf Herabſetzung durch Klage und Eintede; 
nach dem Wortlaute des Geſetzes aber jedenfalls (RG Warn 1913 Nr 217) erſt nach Sen 
kung der Strafe („eine verwirkte Strafe“) und anderſeits gemäß Satz 3 des Abſ 1 nur vor ie 
Entrichtung. Iſt der Verfall eines angezahlten Kaufpreisbetrags als Strafe bedungen, 0 
kann gleichwohl noch die Herabsetzung der Strafe verlangt werden, weil die Anzahlung nicht ber 
die Entrichtung der Strafe bedeutete (RG FW 1913, 487). Das Urteil hat gegebenenfalls BE 
geſtaltende (konſtitutive) Kraft, indem es den Betrag der verwirkten Strafe für beide Te . 
bindend auf den angemeſſenen Betrag herabſetzt. Die Entſcheidung über den Betrag der He 
abſetzung betrifft im Sinne des $ 304 ZBO nicht den Grund, ſondern den Betrag des Anſpru 
( Gruch 59, 499). 
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Ia. Die Vorſchrift, daß bei Beurteilung der Angemeſſenheit der Strafe nicht nur das Ver⸗ 
mögensintereſſe, ſondern jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers in Betracht zu ziehen iſt, 
trägt dem Umſtande Rechnung, daß gerade zur Wahrung ſolcher Intereſſen die Ausbedingung 
von Vertragsſtrafen im Verkehr üblich und angeſichts der Regelvorſchrift des $ 253 (vgl. zu dieſem 
Paragraphen A 1) erforderlich iſt. Solche Intereſſen können namentlich auch in Frage ſtehen, 
wenn eine Aktiengeſellſchaft ihren Vorſtand wegen pflichtwidrigen Verhaltens entlaſſen muß 
RS in HRR 1930, 1602). 

2. Wird eine Strafe für den Fall der Vornahme oder Unterlaſſung einer Handlung durch 
den Verſprechenden bedungen, ſo liegt kein eigentliches Strafgedinge im Sinne der 88 339—341 
vor, weil danach eine für den Fall der Verletzung einer ſchon beſtehenden, rechtlich wirkſamen 
Verbindlichkeit vereinbarte Strafe vorausgeſetzt wird (vgl. 8 339 A 1). Vielmehr handelt es ſich 
hier um ein „uneigentliches Strafgedinge“, bei dem die Verpflichtung zur Strafleiſtung 
ſelbſtändig begründet wird und alsdann auch den alleinigen Gegenſtand des Schuldverhältniſſes 
bildet. Die ausdrückliche Erſtreckung der Herabſetzungsbefugnis des Abſ 1 auch auf dieſen Fall 
war daher erforderlich. Solche uneigentlichen Strafgedinge dienen namentlich dazu, 
die Vornahme von Handlungen durch einen anderen oder eine Unterlaſſung wenigſtens mittelbar 
auch dann zu ſichern, wenn die Verpflichtung zur Vornahme der Handlung oder zur Unterlaſſung 
nicht unmittelbar begründet werden kann, und zwar deswegen nicht, weil es dazu an einem hin⸗ 
reichenden rechtlichen Intereſſe fehlt (Worbem 1 vor § 241). Freilich darf auch hier niemals ein 
an ſich unzuläſſiger Zweck und nicht die Umgehung eines Verbotsgeſetzes in Frage kommen, 
weshalb beiſpielsweiſe Strafgedinge gegen $ 152 Gew wirkungslos find (RG 50, 30; Warn 
1912 Nr 248). Das uneigentliche Strafgedinge iſt daher wirkungslos, wenn ſchon das Verſprechen 
der Vornahme der Handlung oder der Unterlaſſung kraft Verbotsgeſetzes oder wegen Form⸗ 
mangels der rechtlichen Wirkſamkeit entbehren würde, vgl. § 344 A 1 (Ro in HRR 1929, 1204). 
Ein uneigentliches Strafgedinge liegt auch vor, wenn mit einem fonft einſeitigen Verkaufs- 
angebote mit Bindung des Antragenden auf eine beſtimmte Zeit die Abrede verbunden worden 
iſt, daß der vom Antragsgegner angezahlte Betrag dem Antragenden als Entgelt für die Bindung 
verfallen ſein ſolle, falls die Annahme nicht rechtzeitig erfolge; auf einen ſolchen Fall kann der 
Rechtsgrundſatz entſprechend angewendet werden, daß der Verfall einer Strafe in der Regel 
ein Verſchulden vorausſetzt (vgl. $ 339 A 1 Abſ 2) und der Verfall tritt daher auch hier nicht 
ein, wenn die rechtzeitige Aunahme durch Umſtande gehindert worden iſt, die der Antragsgegner 
nicht zu vertreten braucht (RG 95, 199; vgl. auch $ 360 A 1). Ein uneigentliches Strafgedinge 
liegt wohl auch vor, wenn (was zuläſſig iſt, RG 49, 189; 115, 273) eine Vertragspartei ſich für 
den Fall, daß die andere in Konkurs gerät und der Konkursverwalter die Erfüllung ab- 
lehnt, insbeſondere einen Mietvertrag vorzeitig kündigt, eine Leiſtung ausbedingt und ſich 
dadurch die Beweislaſt für das ihr zuſtehende Erfüllungsintereſſe erſpart (58 17, 19 KO). 

3. Dem $ 343 kommt nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts keine rückwirkende 
Kraft zu; auch dann nicht, wenn die Strafe erſt nach dem 1. Januar 1900 verwirkt iſt (RG 53, 420). 


8 344 

Erklärt das Geſetz das Verſprechen einer Leiſtung für unwirkſam, ſo iſt auch 
die für den Fall der Nichterfüllung des Verſprechens getroffene Vereinbarung 
einer Strafe unwirkſam, ſelbſt wenn die Parteien die Unwirkſamkeit des 
Verſprechens gekannt haben !). 

E I 424 II 296: M 2 279; P 1 787. 

1. Die Vorſchrift will einer Umgehung von Geſetzen vorbeugen und ſchließt deshalb aus, 
daß geſetzlich unwirkſame Leiſtungsverſprechen durch ein Strafgedinge geſichert werden. Be⸗ 
ſchränkt iſt die Beſtimmung mithin auf die Fälle der Unwirkſamkeit kraft Geſetzes. In 
Betracht kommen hierbei die Beſtimmungen der $$ 104ff., ferner Verbotsgeſetze im Sinne der 
88 134, 138, die geſetzlichen Formvorſchriften der 88 125, 313, 518, ferner die Fälle der SS 656, 
762, 763, 764 (vgl. dazu auch $ 134 A 3) u. $ 152 GewO (R 50, 30; ferner 21. 3. 12 IV 414/11). 
Dagegen gehören nicht hierher die $$ 135, 136, die nur eine bedingte Unwirksamkeit androhen, 
ferner nicht $ 137, der das Verpflichtungsverſprechen gerade für wirkſam erklärt (RG 73, 18); 
ebenſowenig der $ 75 Abſ 2 HGB, der das Strafgedinge ausdrücklich zuläßt (RG 69, 11; vgl. 
§ 241 A 1 a. E.). Auch nicht unter der Herrſchaft der Mieterſchutzverordnung ($ 6 Abſ 1 
Nr 1) die Vereinbarung, auf Grund deren der Mieter das Grundſtück an einem beſtimmten Tage 
zu räumen hat, da ſie der Zuſtimmung des Mieteinigungsamtes nicht bedarf (RG 104, 31). 
Demnach kann die Annahme des Verkaufsangebots betreffs eines Grundſtücks nicht durch die 
formloſe Vereinbarung einer Vertragsſtrafe für den Fall ihrer Ablehnung geſichert werden N 
53, 257). Ebenſowenig die Erfüllung eines mündlich abgeſchloſſenen Kaufvertrags über ein 
Grundſtück (RG 53, 236) oder über Abtretung von Geſchäftsanteilen an einer GmbH (A 105, 
385); ſowie die Erfüllung einer der Form des $ 313 entbehrenden Verpflichtung zur Einräumung 
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eines Vorkaufsrechts an einem Grundſtücke (NG 107, 40). Die trotz der Unwirkſamkeit nach 
K 344 entrichtete Strafe kann zurückgefordert werden (NG JW 02 Beil 281 Nr 233). Vgl. 
ferner die Sonderbeſtimmung des $ 1297 Abſ 2 (Nichtigkeit einer Vertragsſtrafe für den Fall 
des Unterbleibens einer Ehe). Das Strafgedinge für den Fall des Verkaufs an einen Nakio⸗ 
nalpolen, oder aber umgekehrt für den Fall des Verkaufs an einen andern, als einen National- 
polen, iſt für zuläffig erklärt (RG 73, 17; 77, 419; 84, 394; JW 1912, 134%). — Im Falle der 
bloßen Anfechtbarkeit eines Vertrags kann der 9 344 nicht ohne weiteres Platz greifen. Er wird 
aber jedenfalls entſprechend anwendbar, ſobald die Anfechtung erfolgt iſt. Kannte der die Straf⸗ 
leiſtung Verſprechende die Anfechtbarkeit des Hauptvertrags, dann kann in ſeinem Verſprechen 
die Genehmigung des Hauptvertrags und damit ein Verzicht auf die Anfechtung liegen. 


8 345 


Beſtreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, weil er feine Verbind⸗ 
lichkeit erfüllt habe, ſo hat er die Erfüllung zu beweiſen, ſofern nicht die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht ). 

E J 425 II 297; M 2 279; P 1 787. 

1. Beweisregelung. Entſprechend der vor Erlaß des BGV bereits überwiegend vertretenen 
Rechtsauffaſſung (vgl. RG 41, 221) haben die Mot. (I 383) es als allgemeinen Beweisrechts⸗ 
grundſatz bezeichnet, daß, wenn beſondere, kraft Geſetzes oder Rechtsgeſchäfts an die Nichter- 
füuung eines poſitiven Schuldverhältniſſes geknüpfte Rechtsfolgen geltend gemacht werden, nicht 
der Glaubiger die Nichterfüllung, ſondern der Schuldner die Erfüllung zu beweiſen habe; dieſer 
Grundſatz habe in den $$ 425 und 434 Abſ 2 des Entwurfs (88 345 und 358 des Geſetzes) Berück⸗ 
ſichtigung gefunden. Dieſe Regelung der Beweislaſt iſt vom RG bei Warn 1913 Nr 222 und in 
HRR 1929, 373 für eine das Recht der Schuldverhältniſſe maßgebend beherrſchende Regel erklärt 
worden. Abweichend hiervon hat das RG in JW 1910, 93710 die Anſicht vertreten, daß die ge- 
nannte Beweislaſtregelung nur für die Fälle der $$ 345 und 358, für die fie ausdrücklich angeordnet 
iſt, zu gelten habe, eine allgemeine Regel ſolchen Inhalts aber nicht anzuerkennen ſei. Jedenfalls 
hat hiernach im Falle des 9 345 der Gläubiger nur das Verſprechen der Strafe und die Vor⸗ 
ausſetzungen für den Eintritt des Verzugs (Mahnung oder kalendermäßige Fälligkeit, 9 284ff.) 
zu beweiſen und Nichterfüllung bzw. nicht gehörige Erfüllung zu behaupten; der Schuldner 
muß alsdann die Erfüllung oder gehörige Erfüllung beweiſen (RG 41, 222 für früheres Recht; 
Warn 1913 Nr 222; ZW 1914, 734; HRR 1929, 373). Hat aber der Gläubiger die Leiſtung als 
Erfüllung angenommen, und zwar unter Vorbehalt (über den Fall vorbehaltloſer Annahme 
vgl. $ 341 Abſ 3 A 3), fo dreht ſich die Beweislaſt hinſichtlich der Erfüllung oder gehörigen Et 
füllung auch hier gemäß $ 363 um. Handelt es ſich um eine Unterlaſſungspflicht, o ift 
die Beweislaſt auch hinſichtlich der Zuwiderhandlung den Gläubiger (R JW 1910, 93710). 


Fünfter Titel 
Rücktritt 
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1) Hat ſich in einem Vertrag ein Teil den Nücktritt vorbehalten 2), fo find die 
Parteien, wenn der Nücktritt erfolgt, verpflichtet, einander die empfangenen 
Leiſtungen zurückzugewähren ?). Für geleiſtete Dienfte ſowie für die liber- 
laſſung der Benutzung einer Sache ift der Wert zu vergüten oder, falls in dem 
Vertrag eine Gegenleiſtung in Geld beſtimmt ift, dieſe zu entrichten “). 

C 1 427 M 2 280; P 1 788. 

1. Der vorliegende Abſchnitt geftaltet das Rücktrittsrecht zu einem beſondern Rechtsgebilde. 
Ausdrücklich hat er zwar nur das vertragsmäßig vorbehaltene Rücktrittsrecht im er 
Nach den Beſtimmungen der $$ 280 Abſ 2, 286 Abſ 2, $ 327 ſollen jedoch die 88 346 bis 356 921 
in den dort geregelten Fällen geſetzlicher Rücktrittsrechte entſprechende Anwendung fin 9615 
mit der aus $ 327 Satz 2 ſich ergebenden Einſchränkung hinſichtlich der Rücktrittsrechte aus 80 
38 325, 326 (vgl. darüber zu $ 327 A 2 und unten A 3); ferner nach $ 467 teilweiſe (ogl. ilts⸗ 
55, 110) bei der Wandelung. Auf andere als die] in dieſen Vorſchriften bezeichneten ane 
rechte find dagegen die 99 346 ff. nicht ohne weiteres anwendbar, insbeſondere der $ 346 hinſich Io 
der Herausgabepflicht nicht auf Rücktrittsrechte, welche nicht den Tatbeſtand einer ſchuld haf 
oder zum mindeſten rechtswidrigen Vertragsverletzung zur Vorausſetzung haben; en 5 
auf das dem Reiche durch § 3 der VO über die Ausſetzung von Zahlungen auf Sa 
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lieferungen vom 29. Oktober 1923 gewährte außerordentliche Kündigungsrecht (RG 116, 
377). Ein geſetzliches, nicht ein vertragsmäßiges Rücktrittsrecht liegt auch vor, wenn der Rücktritt 
auf die clausula rebus sie stantibus in Verbindung mit der Inflation und der Ablehnung einer 
entſprechenden Aufwertung geſtützt wird (RG 130, 123). Ein im Geſetze nicht vorgeſehenes 
Rücktrittsrecht wird in RG 119, 141 lediglich in Anwendung des § 242 dem Erwerber eines 
Grundſtücks zugebilligt, der auf Grund der neueren Rechtſprechung des RG über den Aus⸗ 
gleichsanſpruch (vgl. zu § 242 A 5 dg) von dem Verkäufer auf Beteiligung an der Aufwer⸗ 
tungslaſt bereits gelöſcht geweſener Hypotheken (§ 15 AufwöGeſetz) in Anſpruch genommen wird, 
ſofern die Umſtände des Falles es nach Treu und Glauben nicht geſtatten, dem Erwerber die Er⸗ 
füllung dieſes Ausgleichsanſpruchs neben den ſonſtigen von ihm übernommenen Laſten zuzu⸗ 
muten. Es wird nicht zu umgehen ſein, den in ſehr weitgehender Weiſe zur Begründung des 
Ausgleichsanſpruchs zugunſten des Verkäufers herangezogenen § 242 in ſolcher Weiſe auch zur 
Berückſichtigung der Intereſſen des Erwerbers heranzuziehen. — Von einem einheitlichen 
Vertrage kann, auch wenn er ſich äußerlich als eine Mehrheit von Verträgen darſtellt, einheitlich 
und nur einheitlich zurückgetreten werden, auch wenn die Vorausſetzungen des Rücktritts nur 
für einen Teil des Vertrags erfüllt ſind und ohne Rückſicht darauf, ob der Berechtigte an der 
teilweiſen Erfüllung Intereſſe hat (RG 67, 104, 105; Warn 1909, 288; HRR 1931, 925); vgl. 
zu § 325 A 2 ſowie zu § 356 A 1. Begrifflich verſchieden vom Rücktritte find die Kündigung 
und der Widerruf, da der Rücktritt den Vertrag von Anfang an aufhebt (A 3), während die 
Kündigung und der Widerruf nur für die Zeit von der Erklärung ab wirkſam ſind, gleichgültig, 
ob die entſprechende Befugnis auf Geſetz (88 553, 554, 605, 627, 658 uſw.) oder auf Vertrag 
beruht (RG 90, 330). Da Rücktritt und Kündigung weſensverſchieden find, ift bei dieſer auch 
nicht der $ 356 ö anwendbar (RG 90, 330). Auch das auflöſend bedingte Rechtsgeſchäft 
iſt von dem Falle des Rücktrittsrechts den Folgen nach weſentlich verſchieden (vgl. § 158 A 5), 
weswegen auch die Anwendbarkeit des § 351 bei ihm ausgeſchloſſen iſt (NG Warn 1921 Nr 43; 
Gruch 65, 717; vgl. § 351 A J). 

2. Vorbehalten im Sinne des Geſetzes iſt ein Rücktrittsrecht nur dann, wenn der Vorbehalt 
zum wirklichen Vertragsinhalte gehört (RG 62, 267). Vgl. auch § 119 A 2, betreffend bloße Vor⸗ 
ausſetzungen. In der Klauſel „freibleibend“ iſt ein ſolcher Vorbehalt zu finden (RG 105, 370). 
Ein Rllcktrittsrecht allein aus dem Grunde, weil der eine Vertragsteil durch fein illoyales Ver⸗ 
halten das gegenſeitige Vertrauensverhältnis zerſtört hat, iſt jedenfalls bei denjenigen Verträgen, 
die nicht ein beſonderes perſönliches Vertrauensverhältnis vorausſetzen (ſo beim Kaufe), nicht 
anzuerkennen; wohl aber kann ein Rücktrittsrecht in andern Verhältniſſen aus dem bezeichneten 
Grunde gegeben fein (RG Gruch 55, 629; vgl. dazu auch 9 242 A2). Die Ausübung des bedingungs⸗ 
los vorbehaltenen Rücktrittsrechts ſteht zwar an ſich im freien Belieben des Berechtigten, unter 
Umſtänden kann es jedoch nach Treu und Glauben geboten ſein, daß der Berechtigte den Rücktritt 
(für den Fall unpünktlicher Erfüllung) zuvor androht (RG Warn 1918 Nr 136). Auch erfordern 
Treu und Glauben, daß für den Regelfall von dem Rücktrittsrechte in angemeſſener Friſt 
Gebrauch gemacht werde, beſonders in Zeiten erheblicher Preisſchwankungen; ein Jahr und Tag 
fortgeſetztes Warten mit der Rücktrittserklärung kann als Verzicht gelten (RG 107, 110). 

3. Die Wirkung des Rücktritts beſteht in der Verpflichtung der Parteien, einander die 
empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. Er bringt das Schuldverhältnis durch einſeitige 
Erklärung zum Erlöſchen, was er mit der Anfechtung gemein hat (vgl. dazu auch $ 362 A 1). Er 
teilt mit der Anfechtung aber auch die Eigenſchaft der Zurückwirkung. Indem nämlich das Geſetz 
die Rückgewährpflicht vorſieht, geht es davon aus, daß der Rücktritt den Rechtsgrund der 
bewirkten Leiſtungen „von Anfang an“ 5 142) beſeitigt, und daß es ſich für die Parteien alsdann 
nur noch um die Wiederherſtellung des Zuſtandes handeln kann, der vor dem Vertragsabſchluſſe 
beſtanden hat. Zu dieſem Zwecke gewährt das Geſetz den Parteien einen beſondern perſön⸗ 
lichen Anſpruch auf Rückgewähr des Geleiſteten. Danach find die Parteien in der Regel 
(vgl. aber 9 327 Satz 2) nicht auf den Bereicherungsanſpruch beſchränkt, der ſich der Höhe nach erſt 
aus einer Vergleichung zwiſchen dem Wert des Geleiſteten und anderſeits des Empfangenen ergäbe 
und auch nur auf die noch „vorhandene Bereicherung“ ginge ($ 818), während gemäß $ 349 jede 
Partei die volle wirkliche Leiſtung zurückfordern kann (RG 50, 266; 66, 68; 71, 277). Anderſeits 
freilich entbehren die Parteien nach dieſer Rechtsgeſtaltung der Vorteile, die eine dingliche Wirkung 
des Rücktritts mit ſich bringen würde, da nach ihr das Eigentum an der gewährten Sache oder 
das Recht an einer dem Gegner übertragenen Forderung an den Veräußerer nicht ohne weiteres 
zurückfällt (RG 108, 27). Daß im übrigen den Parteien auch der Anſpruch auf He rausgabe der 
Bereicherung zuſteht, iſt ſelbſtverſtändlich. Die weſentliche Folge des Rücktritts ift ſomit 
die, daß das urſprüngliche Vertragsverhältnis beſeitigt iſt und an ſeine Stelle 
das Schuldverhältnis aus 8 346 tritt (MG 71, 277; HRR 1931, 925), welches lediglich die 
Rückgewähr bereits erfolgter Leiſtungen betrifft und alſo ſolche vorausſetzt, während im übrigen 
Rechte und Pflichten erloſchen ſind und eine Neubegründung von ſolchen nur durch neuen ge⸗ 
gebenenfalls formbedürftigen Vertrag in Frage kommen kann (RG 66, 432; JW 08, 4799), Über 
die Beſchränkung der Herausgabepflicht auf die Bereicherung bei der in § 327 vorgeſchriebenen 
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entſprechenden Anwendung des $ 346 auf die in den $$ 325, 326 vorgeſehenen Rück⸗ 
trittsrechte gemäß § 327 Satz 2 vgl. zu 8327 A 2 und oben A 1. Nach § 176 Abſ 1 WVertr⸗ 
Geſ hat der Verſicherer den Betrag der auf die Verſicherung entfallenden Prämienreſerve 
zu erſtatten, falls eine Kapitalverſicherung für den Todesfall durch Rücktritt oder Kündigung 
aufgehoben wird; der in Abſ 2 daſelbſt vorgeſehene Fall der Verpflichtung zur Erſtattung der 
Prämienreſerve bei Freiwerden des Verſicherers von der Zahlung des Kapitals nach Eintreten 
des Verſicherungsfalls liegt aber nicht vor, wenn der Vertrag infolge Anfechtung des Verſicherers 
wegen argliſtiger Täuſchung aufgehoben wird; in dieſem Falle iſt er zur Erſtattung der Prämien⸗ 
reſerve nicht verpflichtet (RG 130, 273). 

Der Umſtand, daß dem Rücktritte nur eine perſönliche Wirkung zukommt, iſt auch nach außen 
hin von beſonderer Bedeutung. Da nämlich das Recht des Empfängers der Leiſtung durch den 
Rücktritt an ſich nicht zerſtört wird, vielmehr nur die ſchuldrechtliche Rückgabeverpflichtung ent⸗ 
ſteht, ſo beeinflußt der Rücktritt auch nicht die Rechtsſtellung eines Dritten, an den der Rück⸗ 
gabeverpflichtete oder auch der Berechtigte die zurückzugewährende Sache oder die Forderung 
weiter übertragen hat. Insbeſondere iſt alſo auch für die Grundſätze vom gutgläubigen oder 
ſchlechtgläubigen Rechtserwerbe hier kein Raum. Hat der Vermieter die Mietſache einem 
Dritten überlaſſen, fo ſoll nach RG 136, 33, wenn der Vermieter vom Mietvertrage zurück⸗ 
getreten ift, das Rückforderungsrecht gegen den Dritten aus $ 556 Abf 3 nicht mehr 
ſtattfinden können, da dieſes Recht ein „beendetes“, nicht ein aus anderen Gründen (Rücktritt) 
weggefallenes Mietverhältnis vorausſetze; der Vermieter würde ſonach auf die Geltendmachung 
ſeines dinglichen Eigentumsanſpruchs angewieſen ſein. Dieſe einigermaßen am Buchſtaben 
hängende Geſetzesauslegung erſcheint weder befriedigend noch zwingend, da doch die Bedeutung 
des § 556 Abſ 3 gerade darin beſteht, daß das zwiſchen den Parteien des Hauptmietvertrags 
entſtandene ſchuldrechtliche Verhältnis, zu welchem auch die im Falle des Rücktritts nach $ 346 
eintretende Rückgabepflicht gehört, über den Kreis der ſunmittelbaren Vertragsparteien hinaus 
auf den Dritten, dem die Sache übergeben worden iſt, ausgedehnt wird; vgl. zu § 556 A 3. 

Die vom Geſetze aufgeftellten Grundsätze vom Rücktrittsrechte ſchaffen kein zwingende? 
Recht, und daher iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Parteien der Erklärung des Rücktritts die 
Bedeutung einer auflöſenden Bedingung im Vertrage ausdrücklich beilegen, und ſo auch 
die Grundfähe des 9 158 Abſ 2 und damit zugleich die des $ 161 anwendbar machen (RG 54, 340). — 
Geltend gemacht wird der Rücktritt durch eine einſeitige, empfangsbedürftige Erklärung, die 
gegebenenfalls den Vertrag endgültig — vgl. dazu $ 349 A 1 — beſeitigt (RG 66, 432). Er; 
füllungsort für die Rückgabe iſt bei der Wandelung dort, wo ſich die Sache zur Zeit des Rück⸗ 
tritts dem Vertrage gemäß befindet (RG 55, 113; 57, 15). Ob dieſe Regel auch auf das verein? 
barte Rücktrittsrecht Anwendung findet, iſt in den genannten Urteilen offen gelaſſen. Zur voll⸗ 
ſtändigen „Rückgewähr“ dürfte die Zur⸗Verfügungſtellung an dem Orte der Leiſtung gehören; 
daß die Verbringung an einen anderen Ort dem Vertrage entſprach, kann nicht maßgebend 5 
da ja gerade die Folgen des Vertrags rückgängig gemacht werden ſollen. Vgl. auch $ 347 A 1. 
Zurückzuerſtattende Gelder find unter Umſtänden aufzuwerten (R 108, 281). — Steht das 
Rücktrittsrecht beiden Vertragsparteien zu und machen beide von ihm Gebrauch, jo entſteht 
dadurch kein Aufhebungsvertrag, vielmehr treten nur die Folgen des Rücktritts ein (RG 
1914, 8655). 

4. Sind Dienſte geleiſtet oder iſt die Benutzung einer Sache überlaſſen, in welchen 
Fällen eine Rückgewähr naturgemäß ausgeſchloſſen, dann iſt der allgemeine Schätzungswert zur 
Zeit der Leiſtung oder während der Dauer der Überlaſſung (vgl. RG 138, 33 für den gleich. 
liegenden Fall des $ 2 AbzGeſ), und, falls hierfür im Vertrage eine Gegenleiſtung in Geld 
(ſei es ziffernmäßig, ſei es nach einer vorgeſchriebenen Berechnungsweiſe) beſtimmt worden, ber 
beſtimmte Betrag zu erſtatten, und zwar auch hier ohne Rückſicht auf die Höhe der Bereicherung 
(RG JW 07, 670%. Die Vorſchrift in Satz 2 ergibt die allgemeine Auffaſſung des Geſetzes, daß im 
Falle der naturgemäßen, von vornherein beſtehenden Unmöglichkeit der Rückgewähr De! 
empfangenen Leiſtung der Wert zu vergüten iſt (RG JW 1911, 75611; Gruch 56, 116; Warn 
1914 Nr 45). Bei einem Werkvertrage aber kann als Gegenſtand der Zurückge währung allein 
das, ſei es ganz, ſei es teilweiſe, hergeſtellte und abgelieferte Werk angeſehen werden: 
ein nur teilweiſe hergeſtelltes Werk kann überhaupt wertlos ſein (RG JW 1911, 75611), 
vgl. auch $ 326 A 5. — Auch in anderen Fällen der Unmöglichkeit der Rückgewähr der 
von einer Partei empfangenen Leiſtung, insbeſondere wenn die Unmöglichkeit nachträglich 
eingetreten iſt, wird dadurch ihr Rücktritt, ſofern deſſen Vorausſetzungen vorliegen, geuniäptich 
nicht ausgeſchloſſen, fofern nicht die 88 351—353 zutreffen; die Rückgewähr ift Folge, nicht 0e 
ſetzung des Rücktritts (RG in HRR 1931, 1214); vgl. auch $ 350. Ob ihr wegen der Unmöglichkel, 
der von ihr zu leiſtenden Rückgewähr zuzumuten iſt, am Vertrage feſtzuhalten, a Ihe 
nach Treu und Glauben; unter Umſtänden kann der Geltendmachung ihrer aus dem Mucke 
ſich ergebenden Anſprüche die Einrede der Argliſt entgegenſtehen (HRR aaO; vgl. auch zu 
5242 A4 und RG 71, 435; 130, 215). Die Folgen eines Rücktritts bei nachträglich eingetretener 
Unmöglichkeit der Rückgewähr der empfangenen Leiſtung ſind in 9 347 geregelt; vgl. die A bazu. 
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8 347 


Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe 
beſtimmt ſich im Falle des Rücktritts von dem Empfange der Leiſtung an nach 
den Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Beſitzer von dem Eintritte der Nechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs an 
gelten. Das gleiche gilt von dem Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung 
von Nutzungen und von dem Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen ). Eine 
Geldſumme iſt von der Zeit des Empfanges an zu verzinfen ?) °). 

E I 427; E II 298; M 2 281; P 1 708. 

1. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze beruht unter den hier geſetzlich vorgeſehenen 
Vorausſetzungen auf dem Rechtsgedanken, daß derjenige, der eine Leiſtung in dem Bewußtſein 
annimmt, er werde ſie infolge des ihm oder dem andern Teile vorbehaltenen Rücktrittsrechts ein⸗ 
tretendenfalls zurückgewähren muſſen, fein Verhalten fo einzurichten hat, daß er dieſer Ver⸗ 
pflichtung demnächſt auch gehörig genügen kann, und daß er ſich ſonach in ähnlicher Lage befindet 
wie der vom Eigentümer in Anſpruch genommene Beſitzer ſeit dem Zeitpunkte der 
Rechtshängigkeit (RG 44, 252; JW 1912, 2885). Die in Betracht kommenden Vorſchrif⸗ 
ten find die 88 987 (Verpflichtung zur Herausgabe der gezogenen Nutzungen und Erſatz für die 
ſchuldhaft nicht gezogenen), 989 (Verantwortlichkeit für den infolge ſeines Verſchuldens durch Ver⸗ 
ſchlechterung, Untergang oder ſonſtige Unmöglichkeit der Herausgabe entſtehenden Schaden), 994 
Abſ 2 (Anspruch auf Erſatz nur für notwendige Verwendungen nach den Vorſchriften über die Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag; RG 50, 144). $ 996 gehört nicht zu den in Betracht kommenden 
Vorſchriften; deshalb kein Erſatzanſpruch für nicht notwendige Verwendungen (RG 22. 9. 24 U 
596/23); doch wird im Falle der bleibenden Werterhöhung ein Bereicherungsanſpruch gegeben 
fein. Vgl. auch $ 292 A 1. Dagegen wird durch den Rücktritt ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung des Vertrags, ſofern nicht etwa anderes vereinbart iſt, ausge⸗ 
ſchloſſen. — § 347 hat nach dem ihm zugrunde liegenden Rechtsgedanken (vgl. oben) nur das ver⸗ 
traglich vorbehaltene Rücktrittsrecht im Auge. Seine entſprechende Anwendung auf Falle 
geſetzlicher Rücktrittsrechte (vgl. $346 A 1) wird nur in der Weiſe erfolgen können, daß an Stelle 
des Zeitpunktes der Leiſtung der Zeitpunkt der Kenntnis des Leiſtungsempfängers von 
dem Eintritte der geſetzlichen Vorausſetzungen des Rücktritts tritt. A. M. für den 
Fall der Wandelung RG in HRR 1930, 771, unter Berufung auf die „poſitive Vorſchrift“, d. h. 
den Wortlaut, des Geſetzes, der aber für die entſprechende Anwendung nicht unbedingt maß- 
gebend iſt. Auch bei Vorliegen aller Vorausſetzungen aber kann die Vorſchrift des $ 347, wie in 
NG 50, 145 hervorgehoben iſt, zu höchſt unbilligen Ergebniſſen führen. Im Falle des § 327 
Satz 2 iſt die Anwendung des § 347 durch die dort getroffene Sonderbeſtimmung ausge⸗ 
ſchloſſen; vgl. $ 327 A 2. 

2. Verzinſung von Geldſummen (Satz 3). Wegen der Höhe vgl. $ 246; vgl. ferner R 52, 95. 
Satz 3 iſt nicht auf den Fall der Werterſtattung gemäß $ 346 Satz 2 (vgl. $ 346 A 4) zu erſtrecken. 

3. Beweislaſt. Steht die Unmöglichkeit der Herausgabe oder die Verſchlechterung der emp- 
fangenen Sache und der Eintritt dieſer Umſtände nach dem maßgebenden Zeitpunkte (A 1) feſt, 
ſo hat der Verpflichtete, dem die Erfüllung ſchlechthin oder doch die gehörige Erfüllung unmöglich 
geworden iſt, gemäß $ 282 nachzuweisen, daß er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat, gegebenen- 
falls, daß er den an ſich feſtſtehenden Untergang der Sache nicht verſchuldet hat (R& 10.1. 11. 
1129/10). In dem Rückgange eines im gekauften Grundſtücke betriebenen Gewerbes kann 
eine Verſchlechterung des Grundſtücks ſelbſt jedenfalls dann nicht gefunden werden, wenn dieſes 
für das Gewerbe weder beſonders eingerichtet noch ſonſt beſonders geeignet iſt, und eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht beſteht daher nicht, ſofern das Grundſtück als ſolches ohne Beziehung auf einen be⸗ 
ſtimmten Gewerbebetrieb der Gegenſtand des Kaufes war (RG 56, 261; Gruch 48, 896). 


8 348 

Die ſich aus dem Nücktritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien ſind Zug 
um Zug zu erfüllen. Die Vorſchriften der 88 320, 322 finden entſprechende 
Anwendung ?). 

E 1 428; M 2 282; P 1 790. 

1. Die Anwendung der 88 320, 322 führt ſachlich zu dem Ergebniſſe, daß jedem Teile 
gegebenenfalls das Leiſtungsverweigerungsrecht im Sinne des 5320 Abſ 1 u. 2 zuſteht, 
und prozeſſual, daß jede Partei nur Zug um Zug zur Zurückgewährung der empfangenen 
Leiſtung zu verurteilen ift, falls die Einrede erhoben wird (RG 24. 4. 07 V 462/06). Aus 


593 Recht der Schuldverhältniſſe Schuldverhältniſſe aus Verträgen 


§ 348 iſt hergeleitet worden, daß, wenn der Zurückgetretene vom Gegner auf Erfüllung feiner 
Wechſelverbindlichkeit in Anſpruch genommen wird, er ſich dagegen nicht durch den bloßen Ein⸗ 
wand des Rücktritts von dem Grundgeſchäfte, auf Grund deſſen er den Wechſel gegeben hat, 
ſchützen kann, daß er vielmehr zugleich die Erfüllung ſeiner ſich aus dem Rücktritt ergebenden 
Verpflichtungen anbieten muß (RG 75, 201). Es kann dies jedoch nur dann gelten, wenn der 
Gegner behauptet hat, daß er infolge des Rücktritts einen Rückgewähranſpruch habe; nicht aber 
kann ſchon von vornherein eine Pflicht des Schuldners beſtehen, zu behaupten und darzutun, daß 
er derartige Verpflichtungen erfüllt habe; vgl. auch § 349 A 1. — Die ſonſtigen Vorſchriften 
des zweiten Titels über gegenſeitige Verträge ſind nicht für anwendbar erklärt. Die beiderſeitigen 
Rückgabepflichten ſtehen nicht in einem voll ſynallagmatiſchen Verhältniſſe. Deshalb wird die 
Rückgabepflicht eines Teiles nicht, entſprechend § 323, dadurch beſeitigt, daß dem anderen Teile 
die Rückgabe durch einen von keinem Teile zu vertretenden Umſtand unmöglich geworden iſt; 
bgl. vielmehr § 350 A 1. Vgl. auch RG 105, 308. Auch die §§ 325, 326 können keine Anwendung 
finden. Die Folgen der Unmöglichkeit und des Verzugs mit der Rückgewähr richten ſich vielmehr 
nach den beſonderen Vorſchriften der 88 350— 354. Doch iſt in RG 66, 65 für die Rückgabepflicht 
nach einem Wandelungsurteil auf den Schadenserſatz wegen Nichterfüllung auf Grund des 9 283 
die Differenztheorie (vgl. $ 325 A 1a) für anwendbar erklärt worden; vgl. $ 283 A 3. — Über 
den Leiſtungsort vgl. $ 269 A 1, 7 und A3 Abſ 3 zu § 346. 


9 349 


Der Nücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile !). 

E 1 426; M 2 282; P 1 790. 

1. Der Rücktritt wird bewirkt durch eine einfeitige, empfangsbedürftige (88 130—132), 
unbedingte Erklärung gegenüber dem andern Teile, die unwiderruflich iſt (M 2, 280; Prot 
6, 153). Sie kann auch im Wege der Klage (RG 71, 277) und im Prozeſſe auch durch den Prozeß. 
bevollmächtigten und ihm gegenüber abgegeben werden (vgl. Vorbem 8 vor § 104 und RG 
50, 138). Nicht erforderlich iſt, daß ſich der Erklärende zugleich zur Rückgewähr der empfange 
nen Leiſtung erbietet (RG 49, 38; JW 08, 479%). Der Rücktritt von einem Vergleiche, der ein 
früheres Schuldverhältnis neu regelt, kann auch ſchon durch Erhebung einer Klage aus eben 
dieſem Verhältniſſe erklärt werden (MG Warn 08 Nr 452). — Vor Erklärung des Rücktritts 
kann auf das Rücktrittsrecht formlos (auch ſtillſchweigend) verzichtet werden; nach der Erklärung 
hat ein Verzicht auf den Rücktritt nur dann Wirkſamkeit, wenn er formgerecht ($ 313) den Vertrag 
neu begründet (RG 66, 432). Eine Pflicht des Berechtigten, feinen Rücktritt alsbald nach Ent⸗ 
ſtehung der Ausübungsbefugnis zu erklären, iſt vom Geſetz nicht vorgeſehen; überhaupt für die 
Ausübung keine beſtimmte Friſt geſetzt. Doch erfordern Treu und Glauben eine Ausübung binnen 
ange meſſener Friſt; andernfalls ſoll unter Umſtänden ein Verzicht angenommen werden können 
(R 88, 143; 91, 108; 107, 109). Eine Verwirkung des Rechtes bei Hinausſchiebung der Erklärung 
muß jedenfalls im Falle argliſtigen, illoyalen Verhaltens angenommen werden (RG Warn 1912 
Nr 379). Vgl. dazu § 242 A 1. Im übrigen greift hinſichtlich der Friſtſetzung § 355 Platz. 


$ 350 


Der Nücktritt wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gegenſtand, welchen 
der Berechtigte empfangen hat, durch Zufall untergegangen iſt !). 

E 1 420; M 2 282; P 1 700. 

1. Die Gefahr des Zufalls ($ 203 A 2), von dem der empfangene und nach 8 346 
zurüdzugemährende Gegenſtand bis zum Zeitpunkte des Rücktritts oder auch ſpäter (ſoweit 
nicht die Verzugsfolgen eintreten) beim Rücktrittsberechtigten betroffen wird, iſt von dem 
anderen Teile zu tragen. Das Geſetz ſpricht zwar ausdrücklich nur vom zufälligen Unter⸗ 
gange. Aber der gleiche Geſichtspunkt muß Platz greifen, wenn ſich der Gegenſtand (Sache oder 
Recht) in der Zwiſchenzeit durch Zufall nur verſchlechtert hat. Der andere Teil muß alſo den 
Rücktritt ſich auch dann gefallen laſſen, wenn der Berechtigte den infolge Zufalls untergegangenen 
Gegenſtand überhaupt nicht mehr zurückzugewähren imſtande iſt; auch ſteht ihm weder in dieſem 
Falle noch bei einer durch Zufall verurſachten Verſchlechterung des ihm zurückzugewahrenden 
Gegenſtandes ein Erſatz oder Minderungsanſpruch zu. Der Berechtigte haftet ihm gegebenen 
falls nur aus der Bereicherung nach $$ 812ff., 818 Abſ 3. — In RG Warn 1921 Nr 93 ſind die 
Vorſchriften des § 350 auch auf einen „Kauf auf Probe“, der reſolutiv durch Mißbilligung 
bedingt war (alſo abweichend von § 495), für anwendbar erklärt, obwohl hier ein Rücktrittsrecht 
im Sinne von $ 346 (vgl. A 3 dazu) nicht vorliegt. Einer, wenn auch nur entſprechenden An- 
wendung der $$ 346 ff., insbeſondere des $ 351, auf nichtige oder infolge auflöſender Bedingung 
erloſchene Vertrage ſteht aber die Rechtſprechung des RG mit guten Gründen entgegen; vgl. 
NG 49, 423; V 34/09, 24. 6. 1910; Warn 1921 Nr 43. 
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& 351 

Der Rücktritt ift ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte eine weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung, den Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe des empfangenen Gegenſtandes verſchuldet hat 1). Der Untergang eines 
erheblichen Teiles ſteht einer weſentlichen Verſchlechterung des Gegenſtandes ?), 
das von dem Berechtigten nach 8 278 zu vertretende Verſchulden eines anderen 
ſteht dem eigenen Verſchulden des Berechtigten gleich?) ). 

€ 1430; M 2 283; P 1 794. 

1. Ausſchluß des Rütktrittsrechts durch Verſchulden des Berechtigten. In Frage kommt 
nur ein Verſchulden vor Erklärung des Rücktritts (RG 59, 97). War dieſer einmal rechtswirkſam 
erfolgt, ſo kann er auch durch ein nachträgliches ſchuldhaftes und widerrechtliches Verhalten des 
Berechtigten in Anſehung des empfangenen und herauszugebenden Gegenſtandes nicht wieder 
beſeitigt werden (RG 71, 277; JW 1911, 32112; SeuffA 67 Nr 175). Für den Rücktrittsberech⸗ 
tigten entſtünde vielmehr, falls er die Unmöglichkeit der Rückgabe nachträglich ſchuldhaft herbei⸗ 
geführt hat, nur die Verpflichtung zum Schadenserſatze, insbeſondere gemäß §8 347, 989 (RG 
71,277). Der Grundſatz von dem nachträglichen Verſchulden des Rücktrittsberechtigten greift in ent» 
ſprechender Anwendung bei der Wandelung (vgl. § 346 A 1) nur unter der Vorausſetzung Platz, 
daß die Verſchlechterung erſt nach bereits vollzogener Wandelung (§ 465) herbeigeführt worden iſt 
(RG 59, 97; 71, 277; ZB 1911, 32112; 1915, 1004). Tritt die Unmöglichkeit der Rückgabe erſt ein, 
wenn ſich der Gegner bereits im Annahme verzuge befindet, dann hat fie der Rücktrittsberechtigte 
gemäß 8300 Abf 1 überhaupt nur zu vertreten, wenn er die Unmöglichkeit wenigſtens grobfahrläſſig 
herbeigeführt hat (RG 71, 278; Warn 1910 Nr 432). Das die Rücktrittsbefugnis ausſchließende 
Verſchulden des Rücktrittsberechtigten muß eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang 
oder die anderweite Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes (Sache 
oder Recht) verurſacht haben. Auch das verſchuldete Unvermögen zur Herausgabe (vgl. $ 275 
Abſ 2 A 5) ſchließt das Rücktrittsrecht und die Wandelung aus (RG 50, 190; 56, 260; 59, 93; 
102, 314; Warn 1913 Nr 190; a. M. Oertmann A 7; Staudinger A 2 zu $ 354; Planck A 1a). 
Gerade auf Fälle des Unvermögens beziehen ſich die Entſcheidungen zumeiſt. — Der Umſtand, 
daß der Rücktrittsberechtigte die empfangene Sache veräußert hat oder daß ſie ihm durch 
Zwangsverſteige rung entzogen worden iſt, ſchließt den Rücktritt noch nicht von vornherein 
aus, da mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, daß er ſich die Sache bis zu dem für die Un⸗ 
möglichkeit der Herausgabe entſcheidenden Zeitpunkte, nämlich dem Zeitpunkte der zu voll⸗ 
ziehenden Rückgewähr (RG Seuffl 67 Nr 175), wieder verſchafft. So im Anſchluß an die Proto- 
tolle (Bd 6 S. 161) und unter Bezugnahme auf $ 354 grundſätzlich zutreffend RG 50, 190. Doch 
wird es mehr eine Frage der Beweiswürdigung ſein, ob den Umſtänden nach angenommen werden 
kann, daß der Rücktrittsberechtigte in der Lage ift, ſich die Sache wie der zu verſchaffen, und wird 
dieſe Frage verneint werden können, wenn dafür von ihm nichts vorgebracht iſt (RG 128, 367). 
Jedenfalls wird der Rücktritt unwirkſam, wenn die Vorausſetzungen des § 354 (A 1) erfüllt ſind. 
Ausgeſchloſſen iſt der Rücktritt nach erfolgter Veräußerung, wenn bei dem Erwerber bie 
Vorausſetzungen des $ 351 oder des $ 352 eingetreten find; vgl. $ 353 A 1. Iſt der Erwerber zur 
Rückveräußerung durch den Veräußerungsvertrag nicht verpflichtet worden, jo enthält ſeine 
Weigerung, die Sache dem Rücktrittsberechtigten zurückzuveraußern, kein Verſchulden jeinerjetts. 
Ob ein Verſchulden des Rücktrittsberechtigten in ſolchem Falle vorliegt, iſt nach Tage des 
Einzelfalles zu entſcheiden (RG 56, 261), wird aber wohl in der Regel zu bejahen ſein, da der Rück⸗ 
trittsberechtigte mit Rückſicht auf das ihm zuſtehende Rücktrittsrecht die Sache in dieſor Weiſe 
nicht veräußern durfte; vgl. unten. — Ob eine weſentliche Verſchlechte rung vorliegt, iſt 
eine Tatfrage, bei der das Intereſſe des empfangsberechtigten Teiles vornehmlich zu berück 
ſichtigen iſt. Es muß aber eine wirkliche Verſchlechterung oder eine geminderte Brauchbarkeit 
der Sache ſelbſt vorliegen, während es nicht darauf ankommen kann, ob der Wert der Sache 
inzwiſchen bloß nach der Auffaſſung beteiligter Kreiſe eine Minderung erfahren hat (RG 64, 376). 
Eine Verſchlechterung der Sache kann auch ſchon dann vorliegen, wenn eine Eigenſchaft 
derſelben, ſo ein Grundſtück in ſeiner Eigenſchaft als Reſtaurationsgrundſtück, verſchlechtert 
worden iſt (RG JW 1910, 997). Die Umgeſtaltung eines Wohnhauſes in ein Gejchäfts- 
haus bedeutet (unter gewöhnlichen Umſtänden) keine weſentliche Verſchlechterung der Sache und 
hat nicht die Unmöglichkeit der Zurückge währung zur Folge (RG Warn 1916 Nr 131). Inwiefern 
auch die Veräußerung des Gegenſtandes oder deſſen Belaſtung mit dem Rechte eines Dritten 
hier in Betracht kommen können, darüber vgl. $ 353 A 1. Zweifelhaft iſt in $ 351 die Bedeutung 
des Ausdrucks „verſchuldet“ (vgl. Oertmann und Staudinger A 1 zu $ 351). Man wird wie bei 
$ 347 von der allgemeinen Erwägung ausgehen müſſen, daß auch der Berechtigte bis zur Er⸗ 
ledigung der Sache mit dem Vorhandenſein des Rücktrittsrechts fortdauernd rechnen und es ſich 
daher als eigenes Verſchulden zurechnen laſſen muß, wenn er mit dem empfangenen Gegenſtande 
willkürlich Veranſtaltungen trifft, die ihn vorausſehbar an der gehörigen Rückgewahrung hindern. 
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Der Umſtand, daß der Berechtigte, der mit der empfangenen Sache nach Belieben verfährt, nur 
ſein Recht ausübt, beweiſt nichts gegen dieſe Auffaſſung. Denn mag auch der Rücktrittsberechtigte 
zur beliebigen Verfügung über den empfangenen, ihm zu eigen gewordenen Gegenſtand an ſich 
wirklich befugt fein, jo bleibt anderſeits doch beſtehen, daß er ſich des Rücktrittsrechts ſelbſt be⸗ 
raubt, wenn er ſich auf die angegebene Art in zurechenbarer Weiſe zur Erfüllung feiner Rück⸗ 
gewährpflicht außerſtand ſetzt. Das Verſchulden im Sinne des $ 351 hat überhaupt nichts 
mit einem pflichtwidrigen Verhalten gegen den Gegner zu tun, ſondern nur mit einer zurechen⸗ 
baren Unvorſichtigkeit in eigener Angelegenheit. Denn nie mals hat das hier fragliche Verſchulden 
eine Verpflichtung zum Schadenserſatze, ſondern ſtets nur die Einbuße eines eigenen Rechtes zur 
Folge. Es liegt mithin ein dem § 254 ähnlicher Fall vor (vgl. d 254 A 1). Der $ 351 iſt aus 
dem Gegenſatze zu § 350 zu verſtehen, aus dem Gegenſatze nämlich zwiſchen der Vereitelung 
der Rückgewähr durch Zufall und einer ſolchen durch willkürlich herbeigeführte Ereigniſſe. In 
Gemäßheit des $ 254 kann ſich der Rücktrittsberechtigte durch den Nachweis entlaſten, daß 
den andern Teil das überwiegende Verſchulden trifft (RG 59, 93). Beiſpielsweiſe: der Berechtigte 
hat es zur zwangsweiſen Verſteigerung des Grundſtücks kommen laſſen, und er macht alsdann 
geltend, daß es an der mangelhaften Erfüllung des Gegners lag, wenn er außerſtande war, die 
Hypothekenzinſen zu bezahlen (RG 56, 261). — In der Art und Weiſe der Verfügung über die 
empfangene Sache kann möglicherweiſe ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht gefunden 
werden (RG 43, 69; ZW 09, 6855). — Vgl. auch zu § 350 A 1 Schlußſatz. 

2. Teilweiſer Untergang. Ob der Teil ein erheblicher iſt, wird nach der Natur des Gegen⸗ 
ſtandes und nach ſeiner wirtſchaftlichen Beſtimmung zu beurteilen ſein, unter Berückſichtigung 
des Intereſſes des Rücktrittsverpflichteten. 

3. Fremdes Verſchulden. Als „andere“ kommen nach $ 278 der geſetzliche Vertreter und 
die Erfüllungsgehilfen in Betracht. Als ſolche müſſen hier auch diejenigen Perſonen gelten, 
deren ſich der Berechtigte bei Bewahrung oder Erhaltung der Sache tatſächlich bedient hat, gleich⸗ 
gültig, zu welchem beſonderen Zwecke er ihnen den Gegenſtand überlaſſen haben mag (vgl. $ 278 
A 3). Auch beim Verſchulden des andern ſteht kein Verſchulden im gewöhnlichen Sinne — als 
Pflichtwidrigkeit gegenüber dem Rücktrittsverpflichteten —, ſondern ein Verſchulden in der eigenen 
Angelegenheit des Rücktrittsberechtigten in Frage (A J). 

4. Beweislaſt. Der Rücktrittsverpflichtete hat die behauptete Verſchlechterung, den Unter 
gang uſw., nachzuweiſen, der Rücktrittsberechtigte muß alsdann fein angebliches Verſchulden 
widerlegen oder aber das überwiegende Verſchulden des andern dartun (RG 56, 261; JW 1911 
3920, betreffend das Wandelungsrecht). Vgl. auch die Ausführungen bei $ 282. 


8 352 


Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte die empfangene 
Sache durch Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art um“ 
geſtaltet hat !) ?). 

E 1 430; M 2 283; P 2 794. 

1. Hier handelt es ſich um einen Ausſchluß des Rücktritts ohne Rüllſicht auf Verſchulden. 
Vgl. § 950. Wäre nur ein Teil der Sache verarbeitet oder umgeſtaltet worden, jo kame es darauf 
an, ob der Vorgang nach den Anſchauungen des Verkehrs eine Umgeſtaltung der Sache im ganzen 
bewirkt hat. Handlungen von Hilfsperſonen müſſen dem Rücktrittsberechtigten unter entſprechen 
der Anwendung des $ 351 Satz 2 als ſeine eigene Handlung zugerechnet werden. — Die bauliche 
Umgeſtaltung eines Wohnhauſes in ein Geſchäftshaus bedeutet nicht ohne weiteres eine Umge⸗ 
ſtaltung im Sinne des $ 352 (RG Warn 1916 Nr 131). 

2. Darüber, inwieweit § 352 auch bei der Wandelung Platz greift, vgl. $ 467. 


8 353 

Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheblichen 
Teil des Gegenſtandes veräußert oder mit dem Rechte eines Oritten belaſtet, 
ſo iſt der Nücktritt ausgeſchloſſen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegen“ 
ftand infolge der Verfügung erlangt hat, die Vorausſetzungen des 8 351 oder 
des § 352 eingetreten find !). 

Einer Verfügung des Berechtigten ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkurs“ 
verwalter erfolgt ?). 

E 1 430; M 2 283; P 2 794. en 

1. Ausſchluß des Mücktrittsrechts im Falle der Veräußerung oder Belaſtung. Dieſe Der 
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ſtimmung erweitert gegenüber $ 351 Satz 2 Halbſatz 2 den Kreis derjenigen Perſonen, deren 
Handlungsweiſe dem Rücktrittsberechtigten unmittelbar zuzurechnen iſt. Denn danach ſoll dieſer 
des Rücktrittsrechts auch dann verluſtig gehen, wenn von einem Dritten, an welchen der Rück⸗ 
trittsberechtigte die Sache veräußert oder zu deſſen Gunſten er ſie dinglich belaſtet hat (etwa mit 
einem Nießbrauche oder einer Grunddienſtbarkeit), entweder ſchuldhaft die Unmöglichkeit der 
Herausgabe im Sinne des $ 351 herbeigeführt oder die Sache im Sinne des $ 352 zu einer Sache 
anderer Art umgeſtaltet worden iſt. Es iſt dabei unerheblich, ob die Verarbeitung oder Umbildung 
oder die Verſchlechterung durch den nächſten Erwerber des Gegenſtandes oder erſt durch einen 
Nachmann verurſacht worden iſt. Daß die Veräußerung oder die Beſtellung des dinglichen Rechts 
nicht regelmäßig ſchon an und für ſich und unbedingt das Rücktrittsrecht ausſchließt (ogl. $ 351 
A J), wird durch § 353 beſtätigt. Auch für den Fall des $ 353 iſt maßgebend der Zeitpunkt, zu 
welchem die Rückgewähr vollzogen werden muß; vgl. $ 351 A 1. 

2. Über den Begriff der Verfügung vgl. Vorbem 7 vor § 104. Wie in anderen Fällen (88 135, 
161 Abſ 1 Satz 2) iſt auch hier der von dem Berechtigten ſelbſt getroffenen Verfügung eine gegen 
ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursver⸗ 
walter (der nicht geſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners iſt) getroffene Verfügung — Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung der Sache — gleichgeſtellt. 


8 354 


Kommt der Berechtigte mit der Nückgewähr des empfangenen Gegenſtandes 
oder eines erheblichen Teiles des Gegenſtandes in Verzug, ſo kann ihm der 
andere Teil eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die 
Annahme nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Der Nücktritt wird unwirkſam, 
wenn nicht die Nückgewähr vor dem Ablaufe der Friſt erfolgt ). 

E 1 430; M 2 283; ® 6 100. 

1. Verzug des Berechtigten (d. h. desjenigen Teiles, der berechtigter Weiſe den Rücktritt er⸗ 
klärt hat) mit der Rückgewähr. Vorausſetzung iſt, daß der Rücktritt wirkſam erklärt war. Die 
Folge des Verzugs ($$ 284ff.), verbunden mit der fruchtloſen Friſtſetzung ($ 250 A 1), iſt, 
daß der Rücktritt nachträglich unwirkſam wird. Auch die nur teilweiſe Leiſtung 
ſchließt jedoch die Verzugsfolge aus, wenn der noch übrigbleibende Teil nicht mehr erheblich (vgl. 
$ 351 A 2) iſt. In entſprechender Anwendung deſſen, was für $ 326 gilt (vgl. zu J 326 A 1 b, bb), 
iſt die Friſtſetzung entbehrlich, wenn der Rücktrittsberechtigte beſtimmt erklärt hat, nicht zurück⸗ 
geben zu können oder zu wollen. Das Unwirkſamwerden des Rücktritts hat das Wiederinkraft⸗ 
treten des Vertrags zur Folge. Der Umſtand, daß im Falle des Unwirkſamwerdens des von dem 
Rücktrittsberechtigten erklärten Rücktritts die Verpflichtungen des anderen Teiles aus dem Ver⸗ 
trage wieder aufleben, berechtigt den Rücktrittsberechtigten aber nicht, die Rückgewähr der em- 
pfangenen Leiſtung um deswillen abzulehnen, weil der andere Teil bei der Friſtſetzung die Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtungen nicht angeboten hat (RG 123, 388). 


8 355 

Iſt für die Ausübung des Nüdtrittsrechts eine Friſt nicht vereinbart, ſo 
kann dem Berechtigten von dem anderen Teile für die Ausübung eine an- 
gemeſſene Friſt beſtimmt werden. Das Nücktrittsrecht erliſcht, wenn nicht der 
Nücktritt vor dem Ablaufe der Friſt erklärt wird !). 

E 1 432; M 2 284; P 1 796. 

1. Dem Gegner dient beim Mangel einer Friſtabrede für die Ausübung des Rücktrittsrechts 
die Friſtſetzung als Mittel, tunlichſt bald eine endgültige Entſchließung des Berechtigten herbei ⸗ 
zuführen (RG 105, 370). Mit dem fruchtloſen Ablaufe der angemeſſenen Friſt erliſcht ſein Rück⸗ 
trittsrecht ohne weiteres. Vgl. dazu die Ausführung zu der ähnlichen Beſtimmung des § 250. 
Zuläſſig iſt die Friſtſetzung erſt in dem Zeitpunkte, wo das Rücktrittsrecht ausgeübt werden konnte, 
alſo erſt nach Eintritt einer etwaigen Bedingung (RG JW 02, 10). — Ein weiterer Erlöſchungs⸗ 
grund kann ſich aus Bewirkung der Leiſtung oder anderſeits aus der Annahme der Gegenleiſtung 
und dem daraus zu entnehmenden Verzichte auf das Rücktrittsre cht ergeben (R® 43, 69; 
vgl. auch § 360 Anm 1 Abſ 2 hinſichtlich des Verzichts auf Geltendmachung der Verwirtungs⸗ 
klauſel und § 357 Anm 1). 


8 356 
Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite mehrere betei- 


ligt, fo kann das Nücktrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt werden!). 
38 
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Erliſcht das Nücktrittsrecht für einen der Berechtigten, ſo erliſcht es auch für 
die übrigen 2). 

EI 433; M 2 284; P I 796. 

1. Grundſatz der Unteilbarkeit des Nücktrittsrechts. Er beſteht für alle Fälle, in denen am 
Vertrage, ſei es auf der berechtigten Seite, ſei es auf der Gegenſeite, mehrere beteiligt ſind, 
und dieſer Grundſatz greift auch dann Platz, wenn es ſich um mehrere Geſchäfte handelt, die aber 
zuſammen nur eine Einheit darſtellen (vgl. $ 326 A 1 0; RG SeuffA 74 Nr 26). Ob es ſich um 
anteilsweiſe Berechtigung oder Verpflichtung ($ 420), oder um Geſamtſchuldnerſchaft (8 427) 
bzw. Geſamtgläubigerſchaft ($ 428), oder endlich um ein Verhältnis zur geſamten Hand ($$ 709, 
2039) handelt, iſt gleichgültig. Sind in ſolchem Falle die Vorausſetzungen des Rücktritts durch das 
Verhalten nur eines der mehreren Verpflichteten eingetreten, ſo kann der Gläubiger 
das Rücktrittsrecht allen und nur allen gegenüber ausüben (anſcheinend nur bedingt in dieſem 
Sinne RG in HRR 1931, 1214 unter Bezugnahme auf RG 85, 307, wo es ſich aber um die Ver⸗ 
pflichtung zu Schadenserſatz gehandelt hat). Der Rücktritt kann auch dann nur von den ſämtlichen 
bei einem einheitlichen Vertrage beteiligten Berechtigten ausgeübt werden, wenn die Beteiligung 
jedes einzelnen von ihnen nur bei einem beſtimmten Teile des geſamten Geſchäftes in Frage ſteht 
(RG 26. 1. 06 VII 409/05; 3. 7. 18 V 111/18). Der Dritte, dem der Mieter die Sache 
überlaſſen hat und gegen den deshalb dem Vermieter das Rückforderungsrecht aus 
§ 556 Abſ 3 zufteht, ſoll nach RG 136, 34 am „Rücktritte“ nicht beteiligt ſein und deshalb ein 
Fall des § 356 nicht vorliegen; in $ 356 iſt aber nicht von einer Beteiligung am Rücktritte, ſondern 
von einer Beteiligung am Vertrage die Rede; vgl. darüber zu § 346 A 3. 

2. Gemäß Satz 2 hat auch das Erlöſchen des Rechtes für einen der Berechtigten das 
Erlöſchen zum Nachteile aller Mitberechtigten zur Folge. Auf den Erlöſchungsgrund kommt 
es nicht an. — Daß umgekehrt das Erlöſchen zugunſten eines Verpflichteten auch zum Vorteile 
der Mitverpflichteten wirkt, beſagt das Geſetz nicht. Es folgt das aber aus Satz 1, da das Rück 
trittsrecht nur gegen alle am Vertrag Beteiligten ausgeübt werden kann. 

Der g 356 iſt nicht auch bei der Kündigung anwendbar (RG 90, 330). 


8 357 

Hat ſich der eine Teil den Nücktritt für den Fall vorbehalten, daß der andere 
Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt !), jo iſt der Rücktritt unwirkſam, wenn 
der andere Teil ſich von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien konnte 
und unverzüglich nach dem Nücktritte die Aufrechnung erklärt :). 

E II 806; P 1 867. 

1. Ein Fall der ſog. Verwirkungsklauſel (lex commissoria; $ 360), inhaltlich deren ſich 
der eine Teil den Rücktritt (nicht nur ein Kündigungsrecht, § 346 A 1) für den Fall der Nicht- 
leiſtung des andern Teiles vorbehält. Vgl. zu $ 360 A 1. Vorausgeſetzt iſt, daß nicht bloß der 
andere Teil eine zur Aufrechnung geeignete Forderung hatte, ſondern daß auch die Forderung 
des Berechtigten zur Zeit des Rücktritts ſchon aufrechnungsfähig war ($ 387 A 4), der andere 
Teil aber unterlaſſen hat, bis zum Rücktritt von der Aufrechnung Gebrauch zu machen. Unter 
dieſen Umſtänden macht noch die nachträgliche unverzügliche (§ 121 A 2) Erklärung der Auf⸗ 
rechnung ($ 388) durch den anderen Teil den Rücktritt von Anfang an unwirkſam, und der Vertrag 
tritt ſomit wieder in Kraft. 


8 358 


Hat ſich der eine Teil den Nücktritt für den Fall vorbehalten, daß der andere 
Teil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und beſtreitet dieſer die Zuläſſigkeit 
des erklärten Nücktritts, weil er erfüllt habe, fo hat er die Erfüllung zu beweiſen, 
ſofern nicht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht !). 

E 1 434 M 2 284; P 1 797. 

1. Dieſe Beweisverteilung entſpricht der des § 345; vgl. darüber zu $ 345 A 1. Der Berech⸗ 
tigte hat das Rücktrittsrecht zu beweiſen und die Nichterfüllung ſeitens des Verpflichteten zu 
behaupten; der letztere muß demgegenüber die Erfüllung beweiſen (RG Warn 1913 Nr 222). 
Geht die Verpflichtung auf eine Unterlaſſung, ſo liegt dem Berechtigten auch der Beweis 
hinſichtlich der Zuwiderhandlung ob. 


8 359 
Ft der Rücktritt gegen Zahlung eines Neugeldes vorbehalten, ſo ift der 
Rücktritt unwirkſam, wenn das Neugeld nicht vor oder bei der Erklärung 
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entrichtet wird und der andere Teil aus dieſem Grunde die Erklärung un- 
verzüglich zurückweiſt. Die Erklärung iſt jedoch wirkſam, wenn das Neugeld 
unverzüglich nach der Zurückweiſung entrichtet wird!) 2). 

E 1 435; M 2 286; P 1 797. 

1. Rücktritt gegen Rengeld (Wandelpön, § 336 A 2). Das Geſetz macht hier die Wirkſam⸗ 
keit des Rücktritts grundſätzlich davon abhängig, daß der Rücktrittsberechtigte das Reugeld ſpäte⸗ 
ſtens gleichzeitig mit der Erklärung entrichtet. Aber dabei begünſtigt es doch den Be⸗ 
rechtigten; denn es läßt ſeinen Rücktritt auch ohne Erfüllung der geſetzlichen Bedingung von 
vornherein wirkſam ſein, falls der Gegner unterläßt, die Erklärung wegen mangelnder Zahlung 
unverzüglich (§ 121 A2) zurückzuweiſen. Und ſelbſt im Falle dieſer Zurückweiſung bleibt 
der Rücktritt noch wirkſam, wenn die Zahlung wenigſtens nunmehr unverzüglich nachgeholt 
wird. — Der Verfall des Reugeldes kommt nur bei Ausübung des vertragsmäßigen Rücktritts⸗ 
a in Frage; dagegen nicht auch, wenn der Rücktritt gemäß $ 326 erklärt wird (RG JW 

13, 9180). 

2. Die Beweislaſt verteilt ſich dahin, daß der Rücktrittsberechtigte, der die unbedingte Wirk⸗ 
ſamkeit des Rücktritts geltend machen will, die Zahlung des Reugeldes vor oder bei der Rücktritts⸗ 
erklärung nachzuweiſen hat. Gelingt ihm dieſer Beweis, ſo iſt jeder Einwand des Gegners aus⸗ 
geſchloſſen. Gelingt der Beweis dem Berechtigten nicht, ſo ſteht dem Gegner der Einwand offen, 
daß er die Erklärung zurückgewieſen habe, und inſoweit iſt er beweispflichtig. Mißglückt dem 
Gegner dieſer Beweis, dann iſt das Fehlſchlagen des Hauptbeweiſes unſchädlich geworden. Glückt 
dem Verpflichteten dagegen der Beweis ſeines Einwandes, dann verbleibt dem Berechtigten 
noch die Möglichkeit, zu beweiſen, daß er die Zahlung unverzüglich nachgeholt hat (a. M. Dert- 
mann Az und anſcheinend auch Staudinger A 5). 


8 360 
Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalte geſchloſſen, daß der Schuldner ſeiner 
Nechte aus dem Vertrage verluſtig ſein ſoll, wenn er ſeine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt, ſo iſt der Gläubiger bei dem Eintritte dieſes Falles zum Nücktritte 
von dem Vertrage berechtigt !). 
EI 436; M 2 285; P 1 798. 

1. Der Vorbehalt der Verwirkung der Rechte des Schuldners aus dem Vertrage (lex com- 
missoria) für den Fall der Nichterfüllung hat die Folge, daß der Gläubiger eintretendenfalls zum 
Rüdtritte berechtigt iſt. Macht der Gläubiger davon keinen Gebrauch, jo bleibt das Vertragsver⸗ 
hältnis im ganzen, alſo einſchließlich der Rechte des Schuldners, wirkſam. Dies aber auch 
ſchon dann, wenn der Gläubiger ſo lange Zeit hindurch Nachſicht geübt hat, daß er nach Treu und 
Glauben verpflichtet geweſen wäre, falls er nunmehr von dem Vorbehalte Gebrauch machen 
wollte, den Schuldner hiervon zuvörderſt in Kenntnis zu ſetzen (RG Gruch 47, 398; Warn 1912 
Nr 162; JW 1912, 385“; 1915, 5725). Hat der Gläubiger aus der ihm bekannten Tatſache der 
Nichterfüllung des Schuldners nicht die Folgerung gezogen, das ihm vorbehaltene Rücktritts 
recht gemäß $ 360 auszuüben, fo kann er nicht nachträglich feine Nichterfüllung des Vertrags mit 
jener Nichterfüllung von Seiten des Schuldners begründen (RG in HRR 1929 900). Anders 
für die Kündigung aus einem wichtigen Grunde (88 626, 723) R 56, 372; vgl. zu $ 626 A 1 
Abſ 1. Andrerſeits kann es auch gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der Gläubiger un- 
mittelbar nach Ablauf einer im Geſetze (Aufwertungsgeſetz) vorgeſehenen Stundung die 
volle Schärfe der Verwirkungsklauſel gegen den Schuldner zur Geltung bringen will (RG 1931, 
732 und die dort angef. Entſch.). Überhaupt mißbilligt die Rechtſprechung mit Recht eine rück 
ſichtsloſe Anwendung der Verwirkungsklauſel, beſonders in den durch das AufwGeſ geſchaffenen 
Verhältniſſen (RG and.). — Ohne weiteres erliſcht das Schuldverhältnis bei ausbleibender 
Erfüllung nicht, da es andernfalls in die Hand des Schuldners gegeben wäre, einen ihm unlieb- 
ſamen Vertrag durch Leiſtungsverzug zu befeitigen. Iſt eine Rücktrittsfriſt nicht verabredet 
worden, fo kann der Berechtigte vom Rücktrittsrechte gemäß § 360 wirkſam nur innerhalb einer 
ange meſſenen Friſt Gebrauch machen (RG Warn 08 Nr 283; 1913 Nr 223); denn das aus 
der kaſſatoriſchen Klauſel entſpringende Recht des Gläubigers darf nicht zu einem für den andern 
Teil beſonders läſtigen Schwebezuſtand führen. Der Berechtigte muß auch ein Recht auf ſo⸗ 
fortige Kündigung bei Verluft dieſes Rechtes binnen angemeſſener Friſt ausüben (RG JW 
08, 55011; 1912, 385%). — Macht der Gläubiger von dem Rücktrittsrechte Gebrauch, ſo greift 
alsdann der Grundſatz von der gegenſeitigen Rückgabeverpflichtung nach 9 346 
Platz. Ausgeſchloſſen iſt jedoch im allgemeinen nicht die Abrede, daß die bisherigen Leiſtungen 

es Schuldners dem Gläubiger verfallen fein ſollen. In dieſem Falle liegt in Anſehung der Ver⸗ 
fallklauſel zugleich ein Strafgedinge vor (vgl. RG 68, 42; JW 1914, 527) das gemäß 5 339 nur 
im Falle des Verzugs wirkſam wird, während die Ausübbarkeit des bloßen Rlicktrittsrechts je nach 
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dem Sinne der Abrede möglicherweiſe ſchon durch die Tatſache der Nichterfüllung begründet 
jein kann; vgl. aber Abſ 2 dieſer Anmerkung und $ 357 A 1. 

Iſt ein Rechtsnachteil, insbeſondere der Verluſt eines Anſpruchs, an den Fall einer Friſtver⸗ 
ſäumung geknüpft, wobei es ſich um eine Verwirkungsklauſel handelt, dann wird es ſich in der 
Regel nicht um eine Verjährungsfriſt, ſondern um eine Ausſchlußfriſt handeln, ſo daß die 
Verſäumung der Friſt regelmäßig nicht eine bloße Einrede erzeugt, ſondern den Anſpruch des 
Verpflichteten ohne weiteres erlöſchen läßt (RG 10. 7. 11 V 119/11, teilweiſe abgedruckt ZW 
1911, 8056). Iſt an die Nichteinhaltung von Nachſichtsfriſten die ſofortige Fälligkeit oder 
Kündbarkeit des Darlehns geknüpft, dann tritt dieſe Folge im Zweifel nur bei Ver⸗ 
ſchulden des Verpflichteten ein (NG Warn 1913 Nr 223). Ein gleiches iſt entſprechend nament⸗ 
lich auch für Verſicherungsverträge angenommen (RG 62, 191; 69, 176; 70, 44; ZW 1911, 
805%), Die Beweislaſt trifft aber den Verpflichteten für das behauptete Nichtverſchulden. Über⸗ 
haupt ſetzt die Verfallklauſel, ebenſo wie die Strafklauſel (8 339 A1 Abſſ3), regelmäßig 
Verzug und daher Verſchulden voraus (RG JW 1919, 5704; Warn 1919 Nr 161), jo 
daß es zur Vermeidung der Folgen in der Regel genügt, wenn der Verpflichtete (beiſpielsweiſe der 
Mieter) ohne Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt glauben durfte, er ſei zur Zurück⸗ 
haltung feiner Leiſtung berechtigt (RG JW 1916, 15842; Gruch 57, 928; Warn 1913 Nr 223 und 
1917 Nr 48; HRR 1932, 438). So genügt es auch, wenn ein Pächter nachweiſt, daß er recht 
zeitig in der Wohnung des Verpächters habe zahlen wollen, einen Empfangsberechtigten jedoch 
nicht angetroffen habe; alsdann kommt vielmehr der Verpächter in Annahmeverzug (RG Warn 
1913 Nr 355). Zt mit einem einſeitigen Verkaufsangebote mit beſtimmter Bindungsfriſt 
für den Antragenden die Abrede verbunden worden, daß der vom Antragsgegner auf den Preis 
angezahlte Betrag dem Antragenden als Entgelt für ſeine Bindung verfallen ſein ſolle, falls das 
Angebot nicht rechtzeitig angenommen werde, dann tritt der Verfall nicht ein, wenn der Antrags“ 
gegner an der rechtzeitigen Annahme durch Umſtände gehindert wurde, die er nicht zu vertreten 
braucht (RG 95, 199; vgl. dazu auch § 343 A 2). Es kann aber einer Abrede im Sinne des $ 360 
auch die Bedeutung beigelegt werden, daß die Verwirkung auf Grund der Nichterfüllung 
ſchlechthin erfolgt (RG 92, 391). Es handelt ſich hierbei um eine Frage der Auslegung. Gegen 
den Eigentümer des Grundſtücks, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, kann die Verwir⸗ 
kungsklauſel des § 360 von dem Hypothekengläubiger nur geltend gemacht werden, wenn ihn ein 
perſönliches Verſchulden trifft (RZ in HRR 1931, 494). — In der Annahme der verſpäte⸗ 
ten Leiſtung liegt nicht unter allen Umſtänden ein Verzicht des Berechtigten 
auf die Geltendmachung der Verwirkung (MG JW 03 Beil 2347); möglicherweiſe aber darin, 
daß er fein Recht nicht alsbald ausübt (MG JW 08, 2345). — Der $ 5 des Abzc verbietet die 
Verfallklauſel. Die Vereinbarung bei einem Abzahlungsgeſchäfte, daß die ganze Reſtſchuld fällig 
werden ſolle, wenn der Käufer mit mindeſtens zwei aufeinanderfolgenden Teilzahlungen in 
Verzug gerät, iſt jedoch nur inſoweit ungültig, als die Abrede über die nach $4 Abſ 2 des Abb 
zuläffige Grenze hinausgeht (RG 64, 94). — Iſt dem Gläubiger nur das Recht der Vertrags 
auflöfung für die Zukunft vorbehalten, fo handelt es ſich nur um ein Kündigungsrecht (§ 346 A 1). 


8 361 


Iſt in einem gegenſeitigen Vertrage vereinbart, daß die Leiſtung des einen 
Teiles genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſtbeſtimmten 
Friſt bewirkt werden ſoll 1), fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der andere 
Teil zum Nücktritte berechtigt ſein ſoll, wenn die Leiſtung nicht zu der beſtimmten 
Zeit oder innerhalb der beſtimmten Friſt erfolgt 2). 

EI 361; M 2 199; P 1 626, 640. 

1. Das Fixgeſchäft. Es liegt nur dann vor, wenn die beſtimmte Erfüllungszeit zu einer 
Geſchäftsbedingung des Inhalts erhoben worden iſt, daß mit ihrer Einhaltung oder Verabſäumung 
das Geſchäft ſtehen und fallen, eine nachträgliche Erfüllung mithin überhaupt nicht mehr als 
Vertragserfüllung gelten ſoll (RG 51, 347; Gruch 46, 904). Der Charakter des Geſchäfts kann 
entweder durch Ausdrücke wie „genau“, „präzis“, „prompt“ hervorgehoben fein, oder aus dem Ver⸗ 
tragsinhalte, den begleitenden Umſtänden, der Natur des Geſchäfts deutlich erhellen; andernfalls 
iſt der Charakter von dem ihn Behauptenden zu beweiſen (RG 25. 4. 07 VI 421/06). In dem Aus 
druck „Verladung September“ oder „prompte Verladung“ kann aber die Beſtimmung einer 1 — 
Lieferungsfriſt im Sinne eines Fixgeſchäftes nicht ohne Weiteres gefunden werden (RG Warn 1922 
Nr 49); dagegen wird, wenn nicht nur der Tag, ſondern auch die Stunde der Leiſtung beſtimmt 
iſt, ein Fixgeſchäft angenommen werden können. Beſchränkt iſt die Vorſchrift auf ge genſeitige 
Verträge. Auch bei einem nicht eigentlichen Fixgeſchäfte können die Parteien der feſtgeſetzten 
Erfüllungszeit (Abruf bis ...) eine fo weſentliche Bedeutung beigemeſſen haben, daß der Käufer 
bei Versäumung der Friſt (Abrufsfriſt) nachträglich die Erfüllung nicht mehr fordern, der Ver⸗ 
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käufer vielmehr ohne weiteres vom Vertrage abgehen kann, es liegt hier indes nicht eine Zeit⸗ 
beſtimmung mit der dinglich auflöſenden Wirkung des $ 163 vor (NG Warn 1916 Nr 273 u. 221); 
vgl. § 163 A 1. Bei den ſogenannten „Abladegeſchäften“, d. h. ſolchen Geſchäften, bei denen 
Gegenſtand der Lieferpflicht eine innerhalb einer beſtimmten Zeit von einem überſeeiſchen Hafen 
aus „abzuladende“ (zu berſchiffende) Ware ift, hat nach Handelsgebrauch die Abladezeit die Be⸗ 
deutung einer weſentlichen Eigenſchaft der Leiſtung. Die Beſtimmungen über das Fixgeſchäft 
haben deshalb auf ſolche Geſchäfte entſprechende Anwendung zu finden, insbeſondere iſt der 
Rücktritt ohne Setzung einer Nachfriſt zuläſſig (RG 1, 64; 30, 60; 58,229; 71, 307; 88, 73). Das 
gilt ſowohl für die eigentlichen Abladegeſchäfte, bei denen der Verkaufer die Lieferung durch 
Abladung im Verſchiffungshafen erfüllt, wie für die uneigentlichen, bei denen Erfüllungsort 
für den Verkäufer der Ankunftshafen iſt (RG 88, 73; 8. 11. 26 VI 252/26). 

2. Durch das Fixgeſchäft wird nach § 361 ein geſetzliches Rücktrittsrecht begründet, das 
in Kraft tritt durch das Ausbleiben der Leiſtung zu der beſtimmten Zeit oder innerhalb der be⸗ 
ſtimmten Stift, ohne daß eine Verzugſetzung des Schuldners erforderlich iſt (Denkſchr. 3. HG 
S. 22/23; RG 108, 159). Ein ſpäteres Angebot kann das einmal erwachſene Rücktrittsrecht nicht 
beſeitigen (RG 108, 160). Der Berechtigte ſoll aber auch hier (vgl. & 360 A 1) mangels eines 
erkennbaren andern Parteiwillens gegebenenfalls nur als rücktrittsberechtigt gelten. Daraus folgt, 
daß, wenn der Berechtigte nicht ohne Verzögerung den Rücktritt erklärt, gemäß 8 349 (A 1) der Ver⸗ 
trag beſtehen bleibt und dem Berechtigten im Falle der verſpäteten Erfüllung ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz nur bei wirklichem Verzuge gemäß $ 286, ein Erſatzanſpruch aber wegen Nicht⸗ 
erfüllung nur unter den Vorausſetzungen des $ 326 Abſ! zuſtehen kann. — Beſonders geregelt 
iſt das Fixgeſchäft im Handelsrechte durch $ 376 HGB. Nach dieſer Beſtimmung hat das 
Schweigen des Berechtigten gerade zur Folge, daß er den Anſpruch auf die Leiſtung verliert 
(8376 Abſ 1 Satz 2 HGB). Vgl. endlich § 18 KO. 

3. Auch der Seefrachtvertrag (Charte partie) ſtellt ſich als ein Fixgeſchäft im Sinne des 
$ 361 dar, wenn er die Klauſel enthält, daß der Verfrachter zur Aufhebung des Vertrags berech⸗ 
tigt fein ſoll, falls das Schiff nicht zu einer feſtbeſtimmten Zeit ladebereit ſei. Doch ſoll die 
beſondere Vorſchrift des $ 376 Abf 1 Satz 2 HG B (vgl. oben A 2 am Schluſſe) auf ein 
ſolches Geſchäft keine Anwendung finden (RG 117, 356). Auch kann unter Umſtänden, wenn 
die feſtgeſetzte Ladebereitſchaftszeit nur um eine ganz unbedeutende und für den Ver⸗ 
lader unweſentliche Zeitſpanne (eine halbe Stunde!) nicht eingehalten ift, die Geltend⸗ 
machung des Rücktrittsrechts Treu und Glauben widerſprechen und aus dieſem Grunde ohne 
1 als nicht vereinbar mit dem Grundſatze des 8 242 BGB angeſehen werden (RG 
117, 356). 
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1) Has Schuldverhältnis erliſcht, wenn die geſchuldete Leiſtung an den 
Gläubiger 3) bewirkt wird ) 2%). 5 

Wird an einen Oritten zum Zwecke der Erfüllung geleiſtet, ſo finden die 
Vorſchriften des 8 185 Anwendung ) 85). 

E 1 263, 266; M 2 77; 1 333. 

1. Ein Schuldverhältnis, ſeiner Natur nach auf Beendigung gerichtet (Vorbem 2 vor $ 241), 
kann erlöſchen: einmal unabhängig vom Willen der Beteiligten kraft äußerer Vorgänge — 
fo durch nicht zu vertretendes Unmöglichwerden der Leiſtung (88 275ff., vgl. aber A1 zu 9 275), 
durch den Eintritt einer auflöſenden Bedingung ($ 158 Abſ 2), den Tod eines der Beteiligten 
(in Fällen höchſtperſönlicher Leiſtungen, § 673, 727) —; ferner aber infolge eines Rechts⸗ 
geſchäfts der Beteiligten, und zwar eines zweiſeitigen oder eines einſeitigen. Dahin gehören 
einerſeits der Aufhebungsvertrag (contrarius consensus, 9 305 Ala), der Aufrechnungsvertrag 
(vgl. zu 8 387 A J), der Erlaß und die negative Anerkennung im Sinne des $ 397, anderſeits die 
Anfechtung ($ 142), der Rücktritt (§ 349), der Widerruf, die Kündigung ($ 346 A 1) die Hinter- 
legung ($ 378), die Aufrechnung (§ 389). Sein natürliches, beſtimmungsmaßiges Ende erreicht 
ein Schuldverhältnis jedoch allein durch die Erfüllung. So iſt es auch zu verſtehen, wenn 
das Geſetz in dem vorliegenden Abſchnitte von der Erfüllung ausgeht. 
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2. Als Erfüllung kommt in erſter Linie die Leiſtung des Geſchuldeten in Betracht (ejus 
quod debetur). Sie läßt das Schuldverhältnis ohne weiteres erlöſchen (vgl. über ihre beſtrittene 
Rechtsnatur A 3), während bei den ſonſtigen Erfüllungsarten, den ſog. Erſatzleiſtungen, dazu 
noch etwas Weiteres hinzukommen muß, nämlich eine beſondere, auf Hingabe und Annahme 
des Geleiſteten als Erſatz für die Erfüllung gerichtete Willenseinigung der Parteien ($ 364 A 1). 
Eine Ausnahme von dem Grundſatze des § 362 macht nur die Wechſelſchuld inſofern, als hier trotz 
der Zahlung die Forderung weiterbeſteht, wenn nicht auch die Urkunde zerſtört oder auf ſie der 
Quittungsvermerk geſetzt wird (RG 61, 5). Durch die Erfüllung erliſcht das Schuldverhältnis auch 
endgültig, ſo daß eine nachträgliche Abrede, wonach die Erfüllung (Zahlung) rückgängig gemacht 
fein ſoll, nur ein neues Schuldverhältnis begründen kann; vgl. zu § 397 A U betr. Neubegründung 
einer erlaſſenen Schuld, ſowie HRR 1930, 708 betr. Wiederbegründung einer erloſchenen Hypo⸗ 
thek als Grundſchuld. Kein Erlöſchen des Schuldverhältniſſes tritt ein in den Fällen, in denen 
durch die Erfüllung die Forderung auf denjenigen übergeht, der den Gläubiger befriedigt: 88 774 
(Bürge); 1143 (Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, bei einer Hypothek); 268 Abf 3 
(der Ablöſungsberechtigte); ferner bei Zahlung einer Wechſelſchuld durch einen Regreßverpflichte⸗ 
ten (DWD Art 51; ogl. zu $ 422 A 1). Geht im Falle des § 1164 die Hypothek auf den 
perſönlichen Schuldner, der den Gläubiger befriedigt, über, fo erliſcht die Forderung des bisherigen 
Gläubigers, und an ihre Stelle tritt als die durch die Hypothek geſicherte Forderung die Erſatz⸗ 
forderung des perſönlichen Schuldners gegen den Eigentümer; hieran kann auch durch eine 
Abtretungserklärung des befriedigten Hypothekengläubigers nichts geändert werden (RG 81, 78; 
129, 30; 131, 157). 

2 u. Eine beſondere Betrachtung erfordert die rechtliche Natur des Erfüllungsgeſchäfts, die 
in der Rechtslehre ſehr beſtritten iſt; vgl. über die verſchiedenen Theorien, die darüber aufgeſtellt 
ſind, Oertmann § 362 A5 und Staudinger Vorbem I vor 89 362 ff. Das Erfüllungsgeſchäft 
kommt zuſtande durch Be wirkung der Leiftung; es iſt alſo dazu erforderlich, daß der Gläubiger 
das erhält, was ihm geſchuldet wird. In den Regelfällen, in denen die geſchuldete Leiſtung auf eine 
Rechtsübertragung oder Rechtseinräumung — ein dare — geht, ift zur Leiſtung ein 
Rechtsgeſchäft erforderlich, durch das die Rechtsänderung unmittelbar bewirkt wird, und zwar 
gehört dazu in der Regel eine Willensübereinſtimmung zwiſchen dem Geber und dem Empfanger 
des Rechts, alſo ein Vertrag (der dingliche Vertrag); zu deſſen Gültigkeit iſt aber beiderſeitige 
Geſchäftsfähigkeit (F 104 ff.) notwendig (RG Warn 1930 Nr 161; vgl. zu 8105 A 1). Iſt 
die geſchuldete Leiſtung ein bloß tatſächliches Handeln — ein facere, z. B. Leiſtung von 
Dienſten, Geſchäftsbeſorgung —, jo wird fie, ſofern nicht dazu eine tatſächliche Mitwirkung des 
Gläubigers erforderlich iſt, durch das auf Erfüllung gerichtete Handeln des Schuldners 
allein, andernfalls unter tatſächlicher Mitwirkung des Gläubigers, bewirkt; Geſchäftsfähigkeit 
iſt daher in dieſen Fällen nur auf Seiten des Schuldners, der in Erfüllungsabſicht (solvendi 
causa) handeln muß, erforderlich. Beſteht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen, 
jo kommt ein Erfüllungsgeſchäft überhaupt nicht in Frage; das Schuldverhältnis erliſcht 
en Begrenztheit von ſelbſt durch den Ablauf der Zeit; andernfalls dauert es un⸗ 
eſchränkt fort. 

3. Leiſtung an den Gläubiger. Nach der Vorſchrift des Geſetzes muß die Leiſtung 
regelmäßig (vgl. aber A 4) an den Gläubiger ($ 241 A 1) bewirkt werden, während es 
kein allgemeines Erfordernis iſt, daß ſie gerade vom Schuldner ausgeht (§ 267 A 1). Dieſe 
Regel iſt indeſſen nicht ſo zu verſtehen, daß die Leiſtung unter allen Umſtänden der Perſon 
des Glaͤubigers gegenüber bewirkt werden muß. Handelt es ſich nach Inhalt des Schuld 
verhältniſſes um die Vornahme einer Handlung, bei welcher die Mitwirkung des Gläubigers 
überhaupt unnötig iſt, jo braucht fie nicht ihm gegenüber vorgenommen zu werden (3. B. 
Zahlung an einen zur Empfangnahme im Vertrage beſtimmten Dritten oder Beſorgung eines 
Geſchäfts für den Gläubiger). Das Weſentliche der Regel liegt nur in dem Gedanken, daß die 
Leiſtung nur dann befreiend wirken kann, wenn der Glaubiger durch ſie das erhält, worauf er 
Anſpruch hat. Eine unaufge wertete Geldzahlung in der Inflationszeit konnte daher ein 
Erlöſchen des Schuldverhältniſſes nicht zur Folge haben (RG 119, 277). Leiſtung von etwas 
anderem, als demjenigen, worauf der Gläubiger Anſpruch hat, hat die Wirkung der Erfüllung, 
falls es an Zahlungs Statt angenommen wird ($ 364); anderenfalls kann es bei Hinnahme durch 
den Gläubiger mit den beſchränkteren Wirkungen der Annahme als Erfüllung (vgl. $ 363 
A J) in Betracht kommen. — Ob der Gläubiger geſchäftsfähig fein muß, hängt davon ab, 
ob nach Inhalt der Leiſtung feine rechtsgeſchäftliche Mitwirkung dabei erforderlich ift (vgl. A 2 a). 
Iſt dem Gläubiger die Befugnis, über das Vermögen, zu welchem die Forderung gehört, 
zu verfügen, durch Konkurseröffnung oder durch Anordnung der Nachlaßverwaltung 
entzogen, ſo ſind Leiſtungen, die an ihn perſönlich durch Rechtsgeſchäft gemacht werden, nach 
Maßgabe der 98 7,8 KO, die auch im Falle der Nachlaßverwaltung anwendbar find ($ 1984 Satz 2), 
wirkſam oder unwirkſam (RG 38, 40). Unwirkſam iſt eine Leiſtung an den Gläubiger, wenn dem 
Schuldner die Leiſtung an ihn durch gerichtliches Verbot im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
unterſagt ift (39 829, 845 ZPO). Für den Fall der Verpfändung einer Forderung vgl. $$ 1280ff-; 
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für den Fall des Nie ßbrauchs an einer ſolchen $ 1077. Unter den Vorausſetzungen des zur 
Zeit geltenden Transfermoratoriums (vgl. zu $ 244 A 2a) erliſcht die Schuld durch Zahlung 
in Reichswährung an die Konverſionskaſſe. Welche Folgen hat es ſchließlich, wenn der Gläubiger 
unberechtigt die Annahme der Leiſtung ablehnt? Die Antwort hierauf geben einerſeits 
die 8$ 293ff. über den Annahmeverzug und anderſeits die $$ 372ff. über das Hinterlegungsrecht 
des Schuldners. Keine dieſer Folgen kann jedoch eintreten, wenn die angebotene Leiſtung zur 
Erfüllung ungeeignet war; denn dann handelte es ſich überhaupt nur um einen untauglichen 
Leiſtungsverſuch. Was im übrigen zur gehörigen Erfüllung gehört, iſt bereits unter den s 266, 
269, 271 und 320 erörtert worden. Kurz zuſammenfaſſend ſei nur noch geſagt: die angebotene 
Leiſtung muß nach Umfang wie Beſchaffenheit vollſtändig geweſen und das Angebot muß am 
rechten Orte und zur rechten Zeit erfolgt ſein. 

4. Leiſtung an einen Dritten. Die für dieſen Fall in Abſ 2 angeordnete Anwendung der 
Vorſchriften des § 185, die nur eine entſprechende fein kann, ergibt folgendes: Eine Leiſtung, 
die an einen andern als den Gläubiger erfolgt, iſt für dieſen gleichwohl ohne weiteres wirkſam, 
wenn fie mit feiner im voraus erklärten Einwilligung ($ 183) bewirkt wurde ($ 185 Ab 1), ſonſt 
aber wird fie wirkſam, wenn die Vorausſetzungen des $ 185 Abſ 2 — nachträgliche Genehmigung 
durch den Gläubiger oder Beerbung des Dritten durch den Gläubiger mit unbeſchränkter Haftung 
für die Nachlaßverbindlichkeiten — eintreten. Daß die Leiſtung an einen Stellvertreter des Gläu⸗ 
bigers oder an einen Dritten, deſſen Befugnis zur Annahme für den Gläubiger ſchon im Vertrage 
ausgemacht worden ift (solutionis causa adjectus), den Schuldner befreit, ift ſelbſtverſtändlich 
und wird vom Geſetze nicht beſonders ausgeſprochen. Wirkſam iſt im Falle der Abtretung die 
Leiſtung an den bisherigen Gläubiger unter den Vorausſetzungen der $$ 407, 408 (RG 111, 303). 
Der Abſatz 2 des 9 362 findet auch bei öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen Anwendung 
(RG 133, 254; HAN 1932, 100). 

4 a. Eine hervorragend wichtige Rolle als Erfüllung ſpielt die Zahlung. Sie ſetzt voraus 
eine Geldſchuld und eine Geldleiſtung zum Zwecke ihrer Tilgung (Zahlung im engeren Sinne). 
Erfolgt die Zahlung im voraus, jedoch in Erwartung der künftigen Gegenleiftung, dann handelt 
es ſich um eine Vorleiſtung ($ 320 A 4), die gegebenenfalls mit der Bereicherungsklage zurück- 
gefordert werden kann, nicht aber um ein Darlehn, da ein ſolches credendi und nicht solvendi 
causa gewährt wird (RG JW 1912, 684°). — Über die Begriffe Geldſchuld und Geld vgl. 
die Ausführungen unter § 244. — Die Überweijung des Schuldbetrags auf das Girokonto 
des Gläubigers bei einer Reichsbankſtelle mittels eines roten Schecks kann jedenfalls nicht 
ſchon im Augenblicke des Eingehens des Schecks bei der Bankſtelle als Zahlung gelten (RG 
30. 6. 08 II 68/08). Die Überweifung des Schuldbetrags auf das Girokonto des Gläubigers bei 
einer Bank und die daraufhin erfolgte Gutſchrift des Betrags bei der Bank zugunſten 
des Gläubigers bewirkt, falls der Schuldner zu einer ſolchen Zahlungsweiſe von dem Gläubiger 
ermächtigt iſt, eine rechtsverbindliche Zahlung, auch wenn dem Gläubiger keine Mitteilung von 
der Überweiſung und der Gutſchrift durch die Bank gemacht worden iſt (RG 114, 140); hat aber 
die Überweiſung ohne ſolche Ermächtigung oder nach zuläſſigem Widerrufe einer ſolchen ſtatt⸗ 
gefunden, jo hängt nach § 362 Abſ 2 die tilgende Wirkung der Leiſtung von der nachträglichen 
Genehmigung des Gläubigers ab (RG 133, 253). — Eine beſondere Streitfrage iſt es, ob der 
Gläubiger eine Zahlung mit Vorbehalt anzunehmen verpflichtet iſt. Will der Schuldner mit 
dem Vorbehalte das Beſtehen einer Verbindlichkeit überhaupt leugnen und die Zahlung nur als 
eine bedingte gelten laſſen, dem Glaubiger mithin noch den Beweis ſeines Forde rungsrechts 
zumuten, dann handelt es ſich überhaupt nicht um ein gehöriges Leiſtungsangebot im Sinne des 
$ 362, und unter ſolchen Umſtänden braucht der Gläubiger das Angebot nicht anzunehmen Gu 
79, 142; Warn 1914 Nr 240; 1924 Nr 179). Die Annahme, daß der Gläubiger auch die mit Vor⸗ 
behalt angebotene Zahlung zur Vermeidung des Annahmeverzugs unter allen Umſtänden an⸗ 
nehmen müffe, kann nicht gebilligt werden. Nimmt aber der Gläubiger die ihm nur unter der 
Bedingung, daß er das Beſtehen ſeines Forderungsrechts nachweiſen werde, angebotene Zahlung 
an, dann unterwirft er ſich damit zugleich der ihm vom Gegner zugemuteten Fortdauer ſeiner 
Beweislaſt (RG 30, 174). Iſt dagegen der Vorbehalt jo zu verſtehen geweſen, daß dem Zahlenden 
der Nachweis des Nichtbeſtehens der Forderung vorbehalten ſein und die Zahlung ſonach nur als 
unter der Reſolutivbedingung des Gelingens jenes Nachweiſes als erfolgt gelten ſolle, dann trifft 
den Zahler die Beweislaſt (RG 7 S. 184 u. 186; 79, 142). Falls ferner der Schuldner ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit an ſich nicht beſtreitet, die Zahlung bedingungslos leiſten will und ſich nur einen Rück⸗ 
forderungsanſpruch aus dem Geſichtspunkte der Bereicherung des Gegners oder die Ausführung 
von Gegenrechten (des Leiſtungsverweigerungsrechts oder der Aufrechnung) vorbehalt, namentlich 
um ſich gegen die Anwendnug des $ 814 zu ſchützen, dann hat der Gegner kein anerkennenswertes 
Intereſſe an der Ablehnung (RG Warn 1914 Nr 240). Hat der Gläubiger auf den vom Schuldner 
beim Angebote der Zahlung erklärten Vorbehalt damals erweislich kein Gewicht gelegt, ſondern 
die Annahme aus andern Gründen abgelehnt, dann kann er den Annahmeverzug auch nachträglich 
nicht unter Hinweis auf jenen Vorbehalt beſeitigen (RG 18. 10. 11 V 100/11). Der vom Schuldner 
unter Beſtreiten der Forderung bei der Zahlung gemachte Vorbehalt ſchließt die Anwendung 
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des § 814 aus (RG 18. 11. 07 VI 50/07). Iſt die Zahlung von dem Gläubiger als Erfüllung 
angenommen ($ 363), jo wirkt fie trotz des Vorbehalts als ſolche (NG 7, 184; Gruch 59, 466). — 
Hat der Schuldner auf Grund ſtaatlichen Zwanges leiſten müſſen und hat daher ſein Vorbehalt 
überhaupt keine rechtliche Bedeutung, dann ändert ſich an der beſtehenden Beweislaſt überhaupt 
nichts (RG 26, 55; 30, 174). Die im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgte Wegnahme 
und Ablieferung des Geldes hat das endgültige Erlöſchen des Schuldverhältniſſes nur im Falle 
des Eintritts der Rechtskraft des Urteils zur Folge (RG 63, 332). 

5. Beweislaſt. Steht die Entſtehung einer Schuldverbindlichkeit, die auf ein poſitives Tun 
gerichtet iſt, feſt, ſo iſt es Sache des aus ihr in Anſpruch genommenen Schuldners, ihr Erlöſchen, 
insbeſondere durch Erfüllung, zu behaupten und zu beweiſen. Das gilt ſowohl, wenn der 
Erfüllungsanſpruch ſelbſt geltend gemacht wird, wie auch, wenn an die Nichterfüllung kraft Geſetzes 
oder Vereinbarung eine Rechtsfolge geknüpft iſt (Schadenserſatz, Verwirkung eines Rechts) und 
dieſe geltend gemacht wird. Dieſe Beweisregel liegt den Vorſchriften der 68 345, 358 zugrunde 
(RG 41, 220; Motive zum BGB 1, 383; RG bei Warn 1913, 222 u. HRR 1929, 373; abweichend 
N in JW 1910, 93779; vgl. zu § 345 A 1). Anders bei Schuldverhältniſſen, die auf Unterlaſſung 
gerichtet find; hier hat der Gläubiger die Zuwiderhandlung zu beweisen. 


§ 363 


Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als Erfüllung 
angenommen, ſo trifft ihn die Beweislaſt, wenn er die Leiſtung deshalb nicht 
als Erfüllung gelten laſſen will, weil ſie eine andere als die geſchuldete Leiſtung 
oder weil fie unvollſtändig geweſen fei!) 2). 

E I 367; M 2 204; P 1 636. 


1. Hat der Gläubiger die ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als Erfüllung ange⸗ 
nommen, ſo liegt die Sache zwar äußerlich ſo, als wäre die Schuld getilgt und das Schuldverhältnis 
gemäß g 362 erloſchen. Dieſe Wirkung kann jedoch gemäß $ 362 in Wirklichkeit nur dann eintreten, 
wenn die „geſchuldete Leiſtung“, d. h. die vollſtändige Leiſtung ($ 362 Abſ 1 A 2a), bewirkt 
worden iſt, und daher ſtehen dem Gläubiger, der die geſchuldete Leiſtung empfangen zu haben 
beſtreiten will, grundſätzlich die ſämtlichen Rechtsbehelfe auch noch nach Empfang der Leistung 
zur Seite, die das Geſetz bei ausbleibender Erfüllung ſowie gegenüber einer nicht gehörigen 
Erfüllung überhaupt bietet. Er behalt alſo die Einrede des nicht erfüllten und die des nicht gehörig 
erfüllten Vertrags (RG Gruch 55, 91). Denn durch die Annahme der Leiſtung als Erfüllung wird 
die Leiſtung nicht zugleich als die geſchuldete oder als eine vertragsmäßige genehmigt. Die Ans 
nahme als „Erfüllung“ bedeutet vielmehr lediglich die Entgegennahme der Leiſtung als einer 
zur Erfüllung des Vertrags beſtimmten (RG Warn 1912 Nr 40). Die „Annahme als Erfüllung“ 
erfordert daher einerſeits keine ſo weitgehende Willensrichtung auf ſeiten des Gläubigers, daß 
er ſich als endgültig befriedigt und das Schuldverhältnis als erloſchen betrachten müßte; andrerſeits 
muß ſein Wille darauf gerichtet ſein, die Leiſtung einſtweilen der Hauptſache nach als ſolche an⸗ 
zunehmen vorbehaltlich ſich ergebender Berechtigung zur Geltendmachung von weiteren An- 
ſprüchen, insbeſondere Gewährleiſtungsanſprüchen (RG 57, 338; 66, 282; 109, 296; Warn 1912 
Nr 40 u. 201). Daher iſt eine lediglich zur Prüfung und Unterſuchung ($ 377 0) 
erfolgende Hinnahme der Leiſtung nicht als Annahme als Erfüllung erachtet worden (RG 66, 
284). — Die tatſächliche Vermutung, daß erfüllt ſei, ſteht nach erfolgter Annahme dem Gläubiger, 
da er die Leiſtung als Erfüllung einmal hat gelten laſſen, infolge ſeines eigenen Verhaltens ent⸗ 
gegen, und fo legt ihm jetzt das Geſetz — das nicht auch eine materielle Beſtimmung treffen, ſondern 
nur die Beweisfrage regeln will, — ausdrücklich die Beweislaſt dahin auf, daß die Leiſtung zur 
Erfüllung nicht geeignet war. Danach geſtaltet ſich die Beweislage im ganzen dahin: a) Der 
Schuldner, der das Erlöſchen des Schuldverhältniſſes durch Erfüllung behaupten will, muß 
von vornherein nachweiſen, entweder, daß er wirklich die „geſchuldete Leiſtung“ bewirkt hat 
($ 362), oder wenigſtens, daß der Gläubiger die ihm als Erfüllung angebotene Leiſtung als 
ſolche angenommen hat. Gelingt dem Schuldner auch nur dieſer letztere Beweis, ſo liegt nunmehr 
b) dem Gläubiger der Beweis ob, daß ihm etwas anderes als das Geſchuldete gewährt worden, 
oder aber, daß die hingenommene Leiſtung mangelhaft war (RG 66, 281; Warn 1910 Nr 374), 
und daß der Schuldner das zu vertreten habe (Rh 57, 400; 66, 281; Warn 1910 Nr 425). Gelingt 
ihm dieſer Beweis, ſo kommt es nicht darauf an, ob er geglaubt hat, befriedigt zu ſein, ſondern 
nur darauf, daß er in Wirklichkeit nicht befriedigt war (RG 114, 403; HRR 1929, 1088). — Vor 
dieſer Beweislaſt vermögen den Gläubiger auch nicht Vorbehalte zu ſchützen, da 
ſolche allein im Sinne der $$ 464, 640 Abſ 2, nicht aber auch hinſichtlich der Beweislaſt von 175 
deutung find (RG 71, 23; JW 07, 509° u. 2). Anders, wenn der Vorbehalt derart beſchaffen iſt, 
daß er die Annahme als Erfüllung ausſchließt; vgl. oben zu RG 66, 284. Seine Annahmeerklärung 
kann der Gläubiger auch nicht durch Anfechtung beſeitigen, da das Geſetz überhaupt nicht auf 2a 
Standpunkte ſteht, daß durch das Angebot und durch die Annahme der Leiſtung ein Rechtsgeſchaf 
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vorgenommen werde. Wie in $ 341 unter „Annahme der Erfüllung“ und in § 640 unter „Ab⸗ 
nahme“, ſo verſteht das Geſetz vielmehr auch im Falle des § 363 unter der „Annahme“ nur 
einen tatſächlichen Vorgang, deſſen Bedeutung je nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen 
iſt (RG 57, 337; 59, 378; 66, 284; 71, 23; 109, 296). Bei beiderſeitigen Handelskäufen liegt dem 
Käufer nach der „Ablieferung“ der Ware die Pflicht zur unverzüglichen Prüfung und 
Anzeige von Mängeln ob, widrigenfalls fie als genehmigt gilt (88 377, 378 HGB). In $ 378 
HGB wird aber davon ausgegangen, daß, wenn offenſichtlich eine andere als die geſchuldete 
Sache geliefert worden, die Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen zu erachten iſt. — Der 
8 363 findet auch auf Werkverträge, die die Herſtellung einer nicht vertretbaren Sache zum Gegen ⸗ 
ſtande haben, Anwendung; der $ 640 Abf 2 ſteht dem nicht entgegen (RG Warn 1910 Nr 374). 

2. Die einzelnen Rechtsbehelfe des Gläubigers, der die als Erfüllung angenommene Leiſtung 
als Erfüllung demnächſt nicht gelten laſſen will, richten ſich nach der Sachlage. Im Falle des 
Kaufes insbeſondere hat der Käufer von ſeinen Rechtsbehelfen aus $ 440 auch unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 363 materiell nichts eingebüßt, da dieſe Beſtimmung lediglich eine Beweisregel 
gibt (RG 57, 399; 66, 282; Gruch 55, 91; JW' 07, 5098 u. 5). Iſt etwas anderes als das Ge⸗ 
ſchuldete gewährt, jo iſt in Wirklichkeit überhaupt noch nicht erfüllt, und der Gläubiger kann da⸗ 
her jetzt noch die Erfüllung verlangen. Iſt in der Hauptſache zwar erfüllt worden, aber noch 
unvollſtändig, ſo kann die Nachgewährung des Fehlenden gefordert werden. Unter einer 
„unvollſtändigen Leiſtung“ iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts, die ſich 
auf die Entſtehungsgeſchichte des § 363 (Prot. IE Bd. 1 S. 637) gründet, auch eine mangel⸗ 
hafte Leiſtung zu verſtehen (RG 57, 400; 66, 281; 109, 296); auch in dieſem Falle kehrt ſich 
durch die Annahme als Erfüllung lediglich die Beweislaſt um. Streitig ift, ob bei Spezies⸗ 
käufen zur Leiſtungspflicht des Verkäufers gehört, daß die Sache die zugeſicherten Eigenſchaften 
hat. Das wird zu verneinen fein, vgl. $ 306 A 3; ebenſo Planck⸗Siber Vorbem 15 und IV Ic; 
ogl. auch $ 459 A 6 dieſes Kommentars. A. A. RG 66, 281, wo deshalb angenommen iſt, daß 
der Verkäufer nachweiſen müſſe, daß die Sache die zugeſicherten Eigenſchaften habe, ſofern nicht 
Annahme als Erffüllung ſtattgefunden hat. — Auch nach Annahme der Leiſtung kann der Gläubiger 
die ihm zuſtehenden Rechtsbehelfe ſowohl im Wege der Klage auf Erfüllung der Leiſtungs⸗ oder 
Garantiepflichten, wie auch durch Ausübung des Zurückbehaltungsrechts und Verweigerung 
feiner Leiſtung nach 88 273, 320 geltend machen. 

3. Eine beſondere Anwendung haben die oben dargelegten Rechtsgrundſätze über die Be⸗ 
deutung des 9 363 in der Aufwertungsfrage inſofern gefunden, als im Laufe der Entwicklung 
der Rechtſprechung erkannt und ſeitdem vom Reichsgericht auf dem Gebiete der freien Auf⸗ 
wertung ſtändig als Grundſatz feſtgehalten worden iſt, daß eine nicht oder nicht entſprechend 
aufgewertete Leiſtung keine gehörige Erfüllung bedeute und die Annahme einer ſolchen Leiſtung, 
auch wenn ſie ohne Vorbehalt erfolgt iſt, als Erfüllung kein Erlöſchen des Schuldverhältniſſes, 
fondern nur gemäß $ 363 eine Umkehr der Beweislaſt bewirke, wobei aber der danach dem Gläu⸗ 
biger obliegende Beweis der Unvollſtändigkeit der Leiſtung durch den Hinweis auf die Auf- 
wertungsgrundſätze in der Regel ohne weiteres als geführt zu erachten ſei. Dadurch wird frei⸗ 
lich nicht ausgeſchloſſen, daß im Einzelfalle die Annahme der Leiſtung unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden erfolgt fein kann, welche einen Verzicht auf die Aufwertung erkennen laſſen. gl. 
Näheres § 242 A 5 a. In dieſe Rechtſprechung iſt zunächſt durch die 3. StNot VO ($ 11) da⸗ 
durch eingegriffen, daß auf dem durch ſie geregelten Gebiete die Aufwertung von Anſprüchen, 
bei denen der Gläubiger die Zahlung ohne Vorbehalt angenommen bzw. (bei Hypotheken) die 
Löſchung bewilligt hatte, aus irgendeinem Rechtsgrunde (auch wegen Irrtums und Bereicherung) 
ausgeſchloſſen wurde. Das Aufwertungsgeſetz hat eine Exleichterung in der Weiſe gebracht, 
daß es den Begriff der „Rückwirkung“ einführte ($ 15), der bei Hypotheken und anderen ding⸗ 
lichen Anſprüchen, ſowie den durch Hypothek geſicherten Forderungen, nicht aber für andere 
im AufwöG geregelte Anſprüche, insbeſondere nicht für Induſtrieobligationen, eine Aufwertung 
auch geftattet, wenn der Gläubiger die Leiſtung in der Zeit vom 15. 6. 1922 bis zum 14. 2. 1924 
ohne Vorbehalt angenommen hat, wobei das Geſetz von der rechtsirrigen Auffaſſung ausging, 
daß dieſe, wie alle ſonſtigen Anſprüche, bereits durch die Annahme einer unaufgewerteten Leiſtung 
erloſchen ſeien, und zum Ausdrucke brachte, daß eine Aufwertung außerhalb der durch $ 15 ge⸗ 
zogenen Grenzen ausgeſchloſſen bleiben ſolle ($ 19). Für das Gebiet der freien Aufwertung 
hat aber das RG auch weiter daran feſtgehalten, daß eine unaufgewertete Zahlung, die zu einer 
Zeit erfolgt ift, als der Aufwertungsgedanke ſich noch nicht durchgeſetzt hatte, lediglich eine un⸗ 
vollſtändige Teilerfüllung bedeutete und dem Gläubiger ein Recht auf Nachforderung gemäß 
§ 363 zuſteht (RG 114, 403; VI 2/27, 26. 4. 1927; RG 118, 62). 


8 364 


1) Has Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger eine andere als die 
geſchuldete Leiſtung an Erfüllungs Statt annimmt ). 
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Übernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, ſo iſt im Zweifel nicht anzunehmen, 
daß er die Verbindlichkeit an Erfüllungs Statt übernimmt ?). 

E 1364; M 2 82; P t 333. 

1. Leiſtung an Erfüllungs Statt. Ein Schuldverhältnis kann grundſätzlich auch dadurch 
zum Erlöſchen gebracht werden, daß etwas anderes als das Geſchuldete gewährt wird, aber dann 
nur unter der Bedingung, daß Gläubiger und Schuldner über dieſe Art der Tilgung des Schuld⸗ 
verhältniſſes einverſtanden find (8 362 A 2). In dieſem Falle liegt Erfüllung mittels eines Erſatz⸗ 
mittels und eine Leiſtung „an Erfüllungs Statt“ vor. Geeignet als ſolche Erſatzmittel ſind 
Leiſtungen aller Art, Handlungen, Übereignungen von Sachen, Rechten, Forderungen, aber 
auch die Begründung eines neuen Schuldverhältniſſes an Stelle des alten mit der Abrede, daß 
hierdurch das letztere getilgt und erloſchen fein ſoll, Umſchaffung (Novation) (vgl. darüber 
§ 305 A 1b). Eine ſolche Umſchaffung zum Zwecke der Erfüllung der alten Schuld iſt auch nach 
dem BGB möglich (RG Seuff A 62 Nr 202), aber es beſteht keine hierauf gerichtete Vermutung; 
es iſt vielmehr gemäß Abſ 2 (A 2) der darauf gerichtete Vertragswille zu beweiſen (RG 12. 2. 08 
V 278/07). Zutreffendenfalls hat die Umſchaffung die volle Wirkung der Erfüllung, jo daß mit 
der Hauptſchuld insbeſondere auch die Nebenrechte (Bürgſchaften, Pfandrechte) ohne weiteres 
untergehen (RG IW 03 Beil 96219; pgl. aber $ 356 HGB). — Hinſichtlich der Aufwertung 
haben für die Annahme an Erfüllungs Statt die gleichen Grundſäße zu gelten wie für die Bar⸗ 
zahlung einer Geldforderung; vgl. zu $ 242 A 5da Abſ 1 und unten A 3. Eine die Aufwertung 
von Induſtrieobligationen gemäß $ 35 Abſ. 5 Aufw ausſchließende „Bewirkung der 
Leiſtung“ iſt in RG 113, 317 in einem Falle angenommen worden, in welchem ſtatt der Bar⸗ 
auszahlung Schuldverſchreibungen eines andern induſtriellen Schuldners, und zwar, wie an⸗ 
genommen wurde, zur Tilgung des bisherigen Schuldverhältniſſes, alſo an Erfüllungs Statt 
gegeben und angenommen worden waren. 

2. Abſ 2 ſtellt für den beſonderen Fall, daß der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung 
des Gläubigers dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit übernimmt, eine negative Ver⸗ 
mutung dahin auf, daß damit nicht zugleich eine Übernahme an Erfüllungs Statt be- 
abſichtigt ſei. Somit wird nach Maßgabe der geſetzlichen Vermutung und vorbehaltlich 
ihrer Widerlegung die alte Verbindlichkeit als durch die neu übernommene nicht berührt an⸗ 
geſehen, und die Folge davon iſt, daß der Gläubiger nunmehr über zwei Forderungsrechte 
verfügen kann, über das urſprüngliche und über das neu begründete. Beide ſtehen jedoch, da 
auch die neue Schuld nur um der alten Forderung willen begründet worden iſt, notwendig in 
einer inneren Beziehung zueinander; und dieſe äußert ſich darin, daß das alte Forderungsrecht 
ebenfalls untergehen muß, ſalls die neu übernommene Verbindlichkeit getilgt wird, und daß 
anderſeits auch die neue Verbindlichkeit nicht beſtehen kann, wenn die alte Schuld nicht rechts⸗ 
beſtändig iſt oder durch Anfechtung vernichtet wird. Bezüglich der neu übernommenen Ver⸗ 
bindlichkeit würde vielmehr in dieſem Falle ungerechtfertigte Bereicherung vorliegen (RG 61, 
321). Die Eingehung einer Wechſelverbindlichkeit, insbeſondere die Hingabe eines Akzepts, 
zum Zwecke der Befriedigung ſpielt dabei im Verkehr die bedeutſamſte Rolle. Die Vermutung 
ſpricht hier gegen die Abſicht, den Schuldner aus der alten Verbindlichkeit zu entlaſſen; es ſteht 
vielmehr nur ein Zahlungsverſuch auf Koſten des Schuldners (RG 31, 109; Seuff u 65 Nr 67; 
Gruch 56, 103), mithin nur eine bedingte, nämlich von der Einlöſung des Wechſels abhängige 
Tilgung in Frage. Sie iſt als ſolche auch vom Rechtsnachfolger des Gläubigers dann anzuerkennen, 
wenn er von der Hingabe des Wechſels Kenntnis gehabt hat (RG 31. 3. 06 V 477/05). Die nega⸗ 
tive Vermutung aus Abſ 2 muß jedoch als widerlegt angeſehen werden, wenn bei Hingabe von 
Prolongationswechſeln die alten Wechſel zurückgegeben worden ſind; in dieſem Falle iſt nach 
Handelsgebrauch Novation anzunehmen (R 107, 35). Die Vermutung greift auch Platz bei 
der Hingabe eines Schecks; die vorbehaltloſe Annahme eines ſolchen bedeutet keinen Verzicht 
auf Barzahlung, ſondern nur die Erklärung, daß der Gläubiger den Scheck mit Verkehrsſorgfalt 
zur Einlöſung zu bringen ſuchen und die etwaige Einlöſung als Zahlung gelten laſſen werde 
(RG 3. 2. 26 I 155/25; 23. 2. 26 II 280/25). Die ſcheckrechtliche Regreßverpflichtung des Hin 
gebenden (Ausſtellers, Indoſſanten) tritt hier neben die Verpflichtung aus dem der Hingabe 
zugrunde liegenden Schuldverhältniſſe. So auch RG in SeuffA 72, 155; Recht 1926, 418; HRR 
1928, 1794. Nach RG Warn 1911, 13 ſoll die geſetzliche Vermutung des § 364 Abſ 2 auch durch 
eine Quittungsleiſtung nicht unbedingt befeitigt werden. Andrerſeits iſt jedoch in R& 119, 15 
ausgeſprochen, daß fie ausgeſchloſſen iſt, wenn der klare Wortlaut des Vertrages ergibt, 
daß dem Gläubiger nicht zwei Forderungen nebeneinander zuftehen ſollen. Insbeſondere 
liegt feine „akzeſſoriſche Stipulation“ im Sinne der Regel des § 364 Abſ 2 vor, wenn der Wort. 
laut ergibt, daß der Kaufpreis durch die Übernahme der abſtrakten Schuldverbindlichleit als 
geleiſtet gelten und der Schuldner fortan nur noch aus dieſer in Anſpruch genommen werden 
ſolle; in dieſem Falle findet daher auch die in $ 63 Abſ 1 Aufwcheſ für Vermögensanlagen au 
geordnete Beſchränkung der Aufwertung ftatt, vgl. zu $ 242 A 50 Abſ 2, auch RG 119, 94. Auch 
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die Übernahme einer für den Verkäufer eingetragenen Eigentümergrundſchuld 
oder einer ſonſtigen Belaſtung des verkauften Grundſtücks durch den Käufer im Kaufvertrage 
ſelbſt in Anrechnung auf den Kaufpreis fällt nicht unter die Vermutung des $ 364 Abſ 2, ſondern 
unterliegt der freien Auslegung nach $$ 133, 157 (RG 120, 167; 121, 38; 23 1928, 398). Die 
Vermutung aus § 364 Abſ 2 kann auch keine Anwendung finden (richtiger: muß als widerlegt 
gelten) bei der Umwandlung einer aus einem anderen Grunde beſtehenden, auf Geld oder andere 
vertretbare Sachen gerichteten Schuld in eine Darlehensſchuld gemäß $ 607 Abſ 2 oder 
in eine darlehensähnliche Schuld gemäß $ 700, ſofern nur der Umwandlungswille feſtgeſtellt wird 
(RG 62, 52; 67, 264; 119, 24; vgl. auch zu $ 607 A 7. — Über die umſchaffende Wirkung eines 
anerkannten Saldos im Kontokorrentverkehr vgl. 8$ 355, 356 HGB und dazu RG 28, 36; 56, 24. — 
Nach der Faſſung des Geſetzes („übernimmt der Schuldner“) iſt Abſ 2 nicht anwendbar, 
wenn ein Dritter die neue Verbindlichkeit übernimmt (darüber vgl. $ 414). Ob in ſolchem 
Falle das alte Schuldverhältnis als erloſchen, oder ob das vom Dritten eingegangene Schuld⸗ 
verhältnis nur erfüllungshalber neben dem alten Schuldverhältniſſe begründet ſein ſoll, iſt hier 
ſonach Sache der Auslegung (vgl. oben). Angenommen wurde das letztere bei Hingabe eines 
Schecks durch einen Dritten in RG 78, 142. 

3. Auch abgeſehen von dem Falle des Abſ 2 beſteht keine Vermutung dafür, 
daß die Hingabe einer andern Leiſtung an Stelle der geſchuldeten „an Erfüllungs Statt“, 
d. h. mit der Wirkung des ſofortigen und unbedingten Erlöſchens des bisherigen Schuldverhält⸗ 
niſſes, und nicht vielmehr „erfüllungshalber“, d. h. verſuchshalber zu dem Zwecke, auf dieſem 
Wege die Befriedigung des Gläubigers zu ermöglichen, unter einſtweiliger Aufrechterhaltung 
des bisherigen Schuldverhältniſſes, erfolgt und angenommen worden ſei. Das gilt insbeſondere 
dann, wenn zum Zwecke der Befriedigung dem Gläubiger eine Forde rung des Schuldners 
übertragen wird (R 65, 79). Doch wird ſich bei ſolchen Hingaben erfüllungshalber (ähnlich 
wie bei Sicherungsübereignung von Forderungen, RG 59, 192; 76, 348) nach Treu und Glauben 
als Vertragswille ($ 157) in der Regel ergeben, daß der Gläubiger nunmehr nicht nach Will⸗ 
kür die eine oder die andere Forderung betreiben kann, daß er vielmehr gehalten iſt, in erſter 
Linie von dem ihm neu gewährten Befriedigungsmittel Gebrauch zu machen (vgl. die genannten 
Urteile und Warn 1913 Nr 136), auf die ältere Forderung dagegen erſt dann zurückgehen 
darf, wenn ſich dieſes Mittel, ſei es erſt bei ſeiner Verwendung (Unbeitreibbarkeit der neuen 
Forderung), ſei es ſchon wegen Nichtigkeit des neuen Schuldgrundes (auch zufolge bewirkter 
Anfechtung), zur Befriedigung des Gläubigers als untauglich erwieſen hat (RG 65, 81; Warn 
1913 Nr 136; Gruch 56, 103; HRR 1928, 218, 278). Bei der Hingabe einer Hypothek an 
Erfüllungs Statt kann auch die Abſicht obwalten, daß die Forderung dadurch nur inſoweit als 
getilgt gelten ſolle, als ſich das mit Rückſicht auf den Geldwert der Hypothek werde ermöglichen 
laſſen; iſt das der Fall, fo kann die ſcheinbar getilgte Forderung noch aufgewertet werden (RG 
VI 745/28, 27. 6. 29 bei Zeiler Nr 1793). Aber auch wenn die Tilgung der perſönlichen Forderung 
durch die Hingabe an Erfüllungs Statt beabſichtigt war, kann eine Aufwertung noch erfolgen, 
falls die an Erfüllungs Statt hingegebene Sachleiſtung durch die Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung erheblich entwertet iſt, wie das bei Abtretung einer Hypothek an Erfüllungs Statt 
durch die Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes über die Berechnung des Goldmarkwertes 
(88 2, 11) geſchehen iſt (RG 132, 45; 134, 156). — Aus den dargeſtellten Beziehungen zwiſchen 
der alten Schuld und der neuen folgt zugleich die Verpflichtung des Gläubigers, nach 
Treu und Glauben ($ 242) nichts vorzunehmen, was geeignet iſt, die Tauglich⸗ 
keit des neuen Befriedigungsmittels zu vereiteln, und nichts zu unterlaſſen — 
wie etwa die rechtzeitige Proteſtierung eines Wechſels, die rechtzeitige Vorzeigung eines Schects 
zur Einlöſung —, was zur Erreichung des Zweckes erforderlich iſt (R 65, 79; Warn 09 Nr 397, 
betreffend Prolongationswechſel; doch iſt der Gläubiger, der einen Wechſel zahlungshalber ent⸗ 
gegengenommen hat, nicht verpflichtet, ſich durch Diskontierenlaſſen vor Verfall zu befriedigen, 
und braucht deshalb eine durch Unterlaſſung dieſer Handlung entſtandene Entwertung des Wechſels 
nicht zu vertreten (HRR 1929, 191). Haben ſich ferner die Verhältniſſe derart geſtaltet, daß der 
Gläubiger die Geltendmachung der abgetretenen Forderung für ausſichtslos erachten kann, dann 
darf er von ihr Abſtand und ſeinen Schuldner ſelbſt ohne weiteres in Anſpruch nehmen (RG 
28. 10. 22 V 42/22). 


§ 365 
Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes 
Recht an Erfüllungs Statt gegeben, fo hat der Schuldner wegen eines Mangels 
im Nechte oder wegen eines Mangels der Sache in gleicher Weiſe wie ein 
Verkäufer Gewähr zu leiſten ). 
E 1 265; M 2 83; P I 333. 
1. Der Gläubiger, der vom Schuldner eine Sache, eine Forderung ſeines Schuldners gegen 
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einen Dritten oder ein anderes Recht an Erfüllungs Statt (§ 364 Abſ 1) annimmt, erwirbt 
dieſe Vermögenswerte in entgeltlichem Austauſche gegen ſeine Forderung an den Schuldner, 
alſo in einer der Rechtslage beim Kauf entſprechenden Weiſe. Dem entſpricht es, daß ihm der 
bisherige Schuldner in der gleichen Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten hat, und zwar 
ſowohl wegen eines Mangels im Rechte (worunter bei Hingabe einer Sache die Nichtver⸗ 
ſchaffung des Eigentums — 89 433, 440 —, bei Hingabe einer Forderung oder eines ſonſtigen 
Rechts der Mangel des rechtlichen Beſtehens — $ 437 — zu verſtehen ift); wie auch wegen eines 
Mangels der Sache, alſo nach den $$ 459 ff. Bei Mängeln im Rechte kann der Gläubiger 
gemäß $ 440 die Rechte aus den 89 320— 327 ausüben, doch kommt die Leiſtungsverweigerung 
aus $ 320 nicht in Frage, da er feine Leiſtung — die Befreiung des Schuldners von der Schuld — 
bereits tatſächlich gemacht hat (die Hingabe und Annahme an Erfüllungs Statt ift ein Real⸗ 
vertrag). Ein unmittelbares Wiederaufleben der erloſchenen Schuld findet aber in keinem dieſer 
Fälle ſtatt; es läßt ſich nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Wiederbegründung rechtfertigen, 
und zwar, falls Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (88 325, 326, 463) geltend gemacht wird, 
als Herſtellungsanſpruch (8 249); im Falle des Rücktritts (58 325, 326) oder der Wandelung ($ 467) 
als Anſpruch auf Rückgewähr der Leiſtung. Die Herſtellungs⸗ bzw. Rückge währpflicht erſtreckt 
fi auch auf die Wiederbegründung der erloſchenen Sicherungsrechte (Bürgſchaften und Pfand⸗ 
rechte). Soweit der urſprüngliche Zuſtand nicht wie derhergeſtellt werden kann, iſt gemäß 8 249 
ein ihm wirtſchaftlich möglichſt gleichkommender herzuſtellen. Doch kann der Gläubiger, ſoweit 
er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beanſpruchen kann, auch unter Ablehnung der Wieder⸗ 
begründung ſeiner Forderung Erſatz der Differenz in Geld verlangen ($ 325 A Ja). Auch die 
Offenbarungspflicht des Schuldners und die aus ihrer Verletzung entſpringende Anfecht⸗ 
barkeit des Vertrags über die Hingabe an Zahlungs Statt wegen argliftiger Täuſchung (8 123) 
richten ſich nach den für den Kaufvertrag darüber beſtehenden Regeln (RG 111, 234). — Ob 
die urſprüngliche Schuld ſich auf einen entgeltlichen Vertrag oder auf ein Schenkungsver⸗ 
ſpre chen gründete, iſt unerheblich für die Haftung des Schuldners; auch im letzteren Falle gründet 
dieſe ſich nunmehr auf den entgeltlichen Vertrag der Hingabe an Zahlungs Statt und unter⸗ 
liegt daher nicht mehr den Beſchränkungen der Haftung des Schenkers ($$ 523, 524); vgl. Mot 
2, 83. Die Vorſchriften des § 365 ſind indeſſen nicht zwingender Natur, und daher iſt es 
möglich, daß die Parteien über die Haftung des Schuldners beſondere Abreden treffen, ſei es, 
um die Durchführbarkeit des Anſpruchs beſonders zu regeln, ſei es, um die Haftung überhaupt 
auszuſchließen. Im letzteren Falle könnte dennoch wegen argliſtiger Täuſchung Schadenserſatz 
gefordert werden (RG 26. 11. 04 V 175/04). Hat der Schuldner die Haftung für die Güte eines 
an Erfüllungs Statt gegebenen Rechts oder einer Forderung abredegemäß übernommen, ſo 
iſt dieſe Nebenabrede nicht als Bürgſchaft aufzufaſſen und bedarf daher nicht der Schriftform 
(RG IW 07, 1056). — Die Grundſäße des $ 365 werden auch einem Dritten gegenüber Plaß 
greifen müſſen, der gemäß § 267 oder auf Grund einer Ablöſungsbefugnis ($ 268) die Ver⸗ 
bindlichkeit des Schuldners durch Hingabe an Erfüllungs Statt getilgt hat. 


§ 366 

Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältniſſen zu 
gleichartigen Leiſtungen verpflichtet und reicht das von ihm Geleiſtete nicht 
zur Tilgung ſämtlicher Schulden aus, ſo wird diejenige Schuld getilgt, welche 
er bei der Leiſtung beſtimmt !). 

Trifft der Schuldner keine Beſtimmung, ſo wird zunächſt die fällige Schuld, 
unter mehreren fälligen Schulden diejenige, welche dem Gläubiger geringere 
Sicherheit bietet, unter mehreren gleich ſicheren die dem Schuldner läſtigere, 
unter mehreren gleich läſtigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede 
Schuld verhältnismäßig getilgt?) “). 

E 1 267; M 2 86; P 1 335. 

1. Reihenfolge der Verrechnung mehrerer gleichartiger Leiſtungen aus mehreren Schuld ⸗ 
verhältniſſen. Die Stufenordnung iſt folgende: In erſter Linie gilt das einſeitige Beſtim⸗ 
mungsrecht des Schuldners mit der Wirkung, daß es der Gläubiger auch nicht durch die Cr» 
klärung einer anderweiten Verrechnung hinfällig machen kann. Verweigert der Gläubiger, 
weil er die Beſtimmung des Schuldners nicht gelten laſſen will, die Annahme überhaupt, ſo 
bleibt die Erfüllung aus ($ 362), und der Gläubiger kommt in Annahmeverzug ($ 293). Die 
Beſtimmung kann auch ſtillſchweigend erfolgen (RG ZW 04, 5814); nur muß der Schluß Du 
fie zuverläſſig fein. Auf Grund des Aufwertungsgeſetzes kann bei einer Verkehrshypothe 
(anders nach dem Rechte vor der Aufwertungsgeſetzgebung, vgl. RG 107, 93, und bei einer 
Sicherungshypothek, vgl. RG 111, 397) der Eigentümer, der die Hypothek gekündigt hat, 
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die Herausgabe der nach § 1144 zur Löſchung der Hypothek erforderlichen Urkunden gegen Zahlung 
des Aufwertungsbetrags der Hypothek verlangen, ohne auch zur Zahlung der höher aufgewerteten 
perſönlichen Forderung bereit ſein zu müſſen, da zwei ſelbſtändige Forderungen vorliegen und 
deshalb § 366 Anwendung findet: RG VI 155/15, 20. 9. 1915; 111 730/22, 13. 11. 1923 RG 
116, 241. — An die von dem Hauptſchuldner getroffene Beſtimmung iſt auch der Bürge ge⸗ 
bunden, ſofern nicht der Bürgſchaftsvertrag eine Beſtimmung enthält, derzufolge die Leiſtungen 
des Hauptſchuldners in erſter Linie auf die verbürgten Forderungen anzurechnen find (RG 
136, 184). — In zweiter Linie — falls nämlich der Schuldner keine Beſtimmung trifft — 
entſcheiden über die Ordnung nacheinander folgende Umſtände: a) die Fälligkeit, ſo daß die 
fällige Forderung vor der nicht fälligen unbedingt den Vorzug hat; b) falls alle Forderungen fällig 
ſind: die geringere Sicherheit, die ſich ſowohl in dem Umfange wie in dem Werte der geleiſteten 
Sicherheit äußern kann (ſachliche Sicherheit geht der Sicherheitsleiſtung mittels Bürgſchaft vor, 
88 232 Abſ 2, 273 Abſ 3, ferner find Forderungen mit Konkursvorrecht, ſoweit dieſes reicht, mehr 
geſichert als gewöhnliche Konkursforderungen, NAG in HRR 1929, 1918); demnächſt der größere 
Grad der Läſtigkeit, z. B. höherer Zinsfuß, oder die Tatſache, daß die eine Forderung bereits 
eingeklagt iſt (RG 66, 275); zuletzt, bei Verſagen aller dieſer Gründe, das höhere Alter der be⸗ 
treffenden Forderung, nach der Zeit ihrer Entſtehung bemeſſen. Endlich aber ſoll, falls ſich nach 
keiner Richtung hin für irgendeine Forderung ein Vorzugsrecht ergibt, der Grundſatz gelten, 
daß die Forderungen durchweg nach Verhältnis ihrer Höhe als getilgt anzuſehen find. Dem 
Gläubiger iſt ein Beſtimmungsrecht für keinen Fall eingeräumt worden (RGS 55, 414). Streitig 
iſt, in welcher Weiſe eine vor der Leiſtung erfolgte Vereinbarung zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Schuldner auf das dem Schuldner bei der Leiſtung zuſtehende Beſtimmungsrecht wirkt. 
In R 66, 54 iſt eine gleichſam dingliche Wirkung in der Weiſe angenommen worden, daß da» 
durch das Beſtimmungsrecht des Schuldners beſeitigt iſt und eine der Vereinbarung wider⸗ 
ſprechende Beſtimmung bei der Leiſtung wirkungslos bleibt. Für eine derartige, auf ſchuld⸗ 
rechtlichem Gebiete ungewöhnliche Wirkung der Vereinbarung dürfte ein zureichender Rechts- 
grund fehlen; es wird vielmehr dem Schuldner überlaſſen bleiben müſſen, ob er der durch die 
Vereinbarung übernommenen Verpflichtung zuwiderhandeln will, in welchem Falle er ſich 
allerdings ſchadenserſatzpflichtig machen würde. Nicht ausgeſchloſſen iſt jedenfalls eine der vor⸗ 
herigen Vereinbarung widerſprechende Beſtimmung, wenn ſie im ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erklärten Einverſtändniſſe beider Teile erfolgt (RG 66, 59). Der Fall, daß beide Parteien 
bei der Leiſtung über die Anrechnung einig find, iſt in § 366 überhaupt nicht ge⸗ 
regelt (RG 105, 31); in dieſem Falle iſt ſelbſtverſtändlich der Parteiwille maßgebend. Hat der 
Gläubiger nur einen Teil ſeiner Forderung eingeklagt, dann iſt er nicht berechtigt, den 
mit einer Gegenforderung aufrechnenden Schuldner auf den nicht eingeklagten Teil der Forderung 
zu verweiſen (RG 66, 267; 80, 394; vgl. zu $ 396 A 1). 


2. § 366 Abſ 1 bezieht ſich nur auf freiwillige rechtsgeſchäftliche Erfüllungsleiſtungen des 
Schuldners; bei zwangsweiſer Beitreibung kann eine Beſtimmung durch den Schuldner 
nicht maßgebend fein; doch iſt auch dem Gläubiger kein Beſtimmungsrecht für dieſen Fall ge⸗ 
geben. Ob gleiches auch für Abſ 2 gilt, iſt beſtritten; desgleichen ob dieſer Abſatz auch Anwendung 
finden kann, wenn eine nichtige Schuld bezahlt iſt und es ſich um Anrechnung der grundloſen 
Bereicherung handelt. Verneinend RG 60, 290; a. A. Planck⸗Siber A 5. Es iſt zuzugeben, 
daß Abf 2 in erſter Linie dem nach vernünftigem Ermeſſen zu unterſtellenden Parteiwillen ge⸗ 
mäß die Entſcheidung treffen will; warum aber dieſe Entſcheidung nicht auch in Fällen, wo der 
Parteiwille nicht unmittelbar maßgebend iſt oder fehlt, entſprechende Anwendung finden 
könnte, iſt nicht einzuſehen, zumal es andernfalls an einer dem Intereſſe der Parteien gerecht 
werdenden Anrechnungsregel überhaupt fehlen würde. — § 306 Abſ 2 iſt auch für anwendbar 
erklärt auf die Anrechnung des Erlöſes von Sicherheiten, die unterſchiedslos für ältere und neuere 
Forderungen gegeben ſind, wenn die Sicherheitsleiſtung für die erſteren anfechtbar, für die 
letzteren unanfechtbar war; eine Anrechnung bloß auf die letzteren wurde für unftatthaft erachtet 
(RG 114, 211). Über die Anwendbarkeit des § 366 Abſ 2 auf einen durch Anerkenntnis eines 
Kontokorrentſaldos, in welchem neben vollwirkſamen auch klagloſe Forderungen enthalten ſind, 
abgeſchloſſenen Au frechnungsvertrag vgl. zu 8 387 A 1. —8 366 Abſ 1 und 2 finden auch 
auf öffentlich-rechtliche Leiſtungen (Steuerzahlungen) Anwendung; auch bei der Lohn⸗ 
ſteuer iſt der Arbeitgeber als Schuldner im Sinne des $ 366 anzuſehen (OLG Kiel in ROLG 22, 
208; Hamburg in HRR 1932, 1437). 


3. Beweislaſt. Steht es feſt, daß der Beklagte an den Kläger eine Zahlung zum Zwecke 
der Erfüllung geleiftet hat, fo muß der Kläger, der behauptet, daß die Zahlung auf eine gleich⸗ 
artige andere Forderung zu verrechnen ſei, zunächſt das Vorhandenſein einer ſolchen beweiſen. 
Glückt dem Kläger der Beweis nicht, ſo iſt die Zahlung ohne weiteres auf die vom Beklagten 
(allein) geſchuldete Klageforderung zu verrechnen (RG 55, 413; Warn 08 Nr 617; 1910 Nr 10). 
Glückt dem Kläger der Beweis, ſo muß der Beklagte dartun, weshalb durch ſeine Zahlung gerade 
die Klageforderung getilgt ſei. 
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8 367 


Hat der Schuldner außer der Hauptleiſtung Zinſen und Koſten zu entrichten, 
ſo wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld nicht ausreichende Leiſtung zunächſt 
auf die Koſten, dann auf die Zinſen und zuletzt auf die Hauptleiſtung an- 
gerechnet !). 

Beſtimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, ſo kann der Gläubiger 
die Annahme der Leiſtung ablehnen 2). 

E 1 268; M 2 316; P 1 86. 


1. Die Hauptleiſtung bildet zwar mit Zinſen und Koſten rechtlich nur eine Schuld. Immer⸗ 
hin iſt aber eine grundſätzliche Regelung der Verrechnung auch hier nötig wegen der möglichen 
Verſchiedenheit der Rechtsverhältniſſe an ihnen (Verjährung, Beanſtandung, die ſich lediglich 
auf eine Nebenforderung bezieht — vgl. den Fall in RG 122, 43 — uſw.). Sind Zinſen und 
Koſten von mehreren Forderungen des Gläubigers zu entrichten, ſo iſt die Zahlung zunächſt 
auf die gemäß § 366 bevorzugte Forderung nebſt Zinſen und Koſten (hier in Gemäßheit des 
$ 367) zu verrechnen, und nur der etwaige Überſchuß entfällt alsdann auf die nachfolgende For⸗ 
derung nebſt Zinſen und Koſten. — Auch bei der Zahlung eines Dritten ($$ 267, 268) können 
die obigen Regeln entſprechende Anwendung finden. 

2. Im Gegenſatze zu $ 366 iſt hier ein unbedingtes Beſtimmungsrecht des Schuldners nicht 
anerkannt. Vielmehr find an ſich beide Teile an die in Abſ 1 gegebene Stufenordnung (ent- 
ſprechend § 48 KO) gebunden. Beſtimmt der Schuldner eine davon abweichende Verrechnung, 
ſo berechtigt dies den Gläubiger zur Ablehnung der Leiſtung, ohne daß Annahmeverzug ein⸗ 
tritt. Macht aber der Glaubiger von dieſer Befugnis nicht Gebrauch, ſo hat das zur Folge, daß 
er ſich der Beſtimmung des Schuldners fügen muß, weil er die Richtung der von ihm angenom⸗ 
menen Leiſtung nicht zu ändern vermag. Die Annahme einer nicht zureichenden Leiſtung könnte 
der Gläubiger auch aus dem Geſichtspunkte des $ 266 verweigern. 


§ 368 
Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leiſtung auf Verlangen ein ſchrift⸗ 
liches Empfangsbekenntnis (Quittung) zu erteilen 1). Hat der Schuldner ein 


rechtliches Intereſſe, daß die Quittung in anderer Form erteilt wird, ſo kann 
er die Erteilung in dieſer Form verlangen ). 


1. Verpflichtung des Gläubigers zur Leiſtung einer Quittung. Der die Leiſtung anbietende 
Schuldner hat einen geſetzlichen, durch die Leiſtung ſelbſt kraft Geſetzes begründeten (nicht etwa 
aus dem Vertrage hervorgehenden, R JW 1911, 80812; vgl. § 273 U 1 Abſ 4) Anſpruch darauf, 
daß ihm der zu befriedigende Glaubiger (nicht auch ein Dritter, dem die Leiſtung nur mittel 
bar zugute kommt, auch nicht derjenige Geſamtgläubiger, an den die Leiſtung nicht erfolgt) Zug 
um Zug gegen Empfang der Leiſtung ein ſchriftliches (mithin nicht nur mechaniſch hergeſtelltes, 
$ 126) Empfangsbekenntnis (Quittung), und zwar gerade hinſichtlich der in Betracht kom⸗ 
menden genügend zu kennzeichnenden (RG 79, 191) Leiſtung, erteilt. Daraus ergibt ſich einer 
ſeits, daß der Schuldner wegen Verweigerung eines ſolchen Empfangsbekenntniſſes gemäß 
$ 273 auch feine Leiſtung zurückbehalten darf (RG JW 1911, 868°), ohne in Leiſtungsverzug zu 
kommen, anderſeits aber, daß der Glaubiger im Falle der Verweigerung in Annahmeverzug 
gerät. Trotz der Faſſung des Geſetzes, daß der Schuldner die Quittung „gegen Empfang 
der Leiſtung“ verlangen könne, iſt hierdurch ſein Anſpruch keineswegs entſprechend zeitlich 
beſchränkt, vielmehr kann der Anſpruch auch noch nach der Leiſtung geltend gemacht werden 
(NG 48, 399). Die Annahme, daß in dem Unterlaſſen des Verlangens bei der Leiſtung regel, 
mäßig ein Verzicht auf die Quittung zu finden ſei, erſcheint nicht als begründet. Die „Erteilung 
der Quittung fordert nicht gerade ihre Aushändigung, es genügt vielmehr jede Entäußerung, 
die den Schuldner in die Lage verſetzt, Über die Urkunde verfügen zu können (RG 51, 186; 26. 1. 18 
V 305/17). Die Vorſchrift des F 368 greift Platz bei Schuldverhältniſſen aller Art und nicht 
minder bei der Teilleiſtung wie bei der vollen Erfüllung. — Was die rechtliche Natur der 
Quittung anlangt, über die in der Wiſſenſchaft viel Streit herrſcht (vgl. Planck A 5 zu $ 368), ſo 
ergibt der Geſetzeswortlaut, daß es ſich nur um eine einfeitige Erklärung des Gläubigers handelt, 
in der er die Leiſtung empfangen zu haben bekennt. Die Quittung ſchließt mithin regelmäßig 
keinen Vertrag und überhaupt kein Rechtsgeſchäft in ſich, ſchafft vielmehr in Form einer Urkunde 
(8 415ff. ZPO) lediglich ein Beweismittel, das durch Gegenbeweis entkräftet werden 
kann (MG Warn 1911 Nr 13; 108, 55; JW 1925, 600%; R 119, 279); fie enthält im Zweifel 
feinen Verzicht auf weitergehende Anſprüche, auch wenn folche nicht vorbehalten find (RG 3. 12. 24 
1 55/24) und keine, eine Mängelrüge, insbeſondere die Geltendmachung der Aufwertung, aus⸗ 
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ſchließende Genehmigung der Leiſtung, ſondern lediglich die Erklärung der Bereitwilligkeit zu 
ihrer körperlichen Hinnahme (§ 363; RG 119, 279). Freilich kann durch den Inhalt der Quittung 
oder durch weitere Beweismittel dieſe ihres Charakters als bloßes Empfangsbekenntnis ent⸗ 
kleidet und ihr eine weitergehende Bedeutung beigelegt werden (RG 119, 279; 123, 82). Auch 
ein Erlaßvertrag (§ 397) kann in der Quittung enthalten fein. — Iſt eine Quittung erweislich 
im voraus, und zwar in Erwartung der Leiſtung, erteilt, ſo kann ſie der Gläubiger, wenn 
der bezweckte Erfolg, die Leiſtung, ausbleibt, nach $ 812 Abſ 1 Satz 2 zurückfordern, während dem 
Schuldner gegebenenfalls der Beweis offenbliebe, daß ein Erlaßvertrag vorliege. Im übrigen 
würde der Gläubiger, der trotz einer erteilten Quittung die Leiſtung fordert, um deren Beweiskraft 
auszuſchließen, lediglich zu beweiſen haben, daß die Quittung nicht gegen Leiſtung, ſondern in 
Erwartung der Leiſtung erteilt worden ſei. Denn glückt ihm dieſer Beweis, ſo iſt die Unrichtigkeit 
des Inhalts der Quittung feſtgeſtellt und ihr damit die Bedeutung als ſolcher, nämlich als Be⸗ 
weismittel für die empfangene Leiſtung, genommen (RG 23 09, 3111, 108, 56; vgl. auch RG 
14, 243). Der Gläubiger braucht daher nicht auch zu beweiſen, daß ſeine Forderung noch beſteht. 
Die Meinung (Oertmann A 5; Staudinger A 3), daß der Gläubiger auch zu beweiſen habe, 
es ſei die Leiſtung auch fpäter niemals erfolgt, kann nicht gebilligt werden. Denn es ſpricht für 
den Schuldner keinerlei Vermutung dafür, daß er, wenn nicht bei der in der Quittung angegebenen 
Gelegenheit, ſo doch ſpäter jemals geleiſtet habe. — Auch ein Dritter, von dem der Gläubiger 
die Leiſtung annimmt, hat Anſpruch auf die Quittung, da dieſer Anſpruch durch die Leiſtung 
entſteht (oben A 1). 

2. Vgl. die 88 1144, 1167, 1192, $ 29 GBO und 88 167ff. FGG. Quittungen bei Wechſel⸗ 
kn nach DW Artt 39, 48, neues DWG Artt 39, 50; des Gerichtsvollziehers nach ZPO 

757. 


§ 369 


Die Koſten der Quittung hat der Schuldner zu tragen und vorzuſchießen, 
fofern nicht aus dem zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden Nechts⸗ 
verhältniſſe ſich ein anderes ergibt !). 

Treten infolge einer Übertragung der Forderung oder im Wege der Erbfolge 
an die Stelle des urſprünglichen Gläubigers mehrere Gläubiger, ſo fallen die 
Mehrkoſten den Gläubigern zur Laſt ?). 

E 1 270; M 2 80; P 1 340; 6 164. 

1. Koſten der Quittung. Da die Regelbeſtimmung des Abſ 1 auf der Erwägung beruht, 
daß die Quittung dem Intereſſe des Schuldners dient, ſo verſagt dieſer Grund und liegt daher 
ein den Gläubiger belaſtender Ausnahmefall vor, falls das Schuldverhältnis gerade in feinem 
Intereſſe beſtand, ſo bei der Verwahrung. Zu den Koſten, die der Schuldner zu tragen hat, können 
ſolche Aufwendungen niemals gehören, die aus außergewöhnlichen Gründen in der Perſon 
des Gläubigers entſtehen, ſo wegen Krankheit oder Geſchäftsunfähigkeit. Endlich treffen den 
Schuldner auch nicht die dem Gläubiger etwa durch Landesgeſetz auferlegten Stempelgebühren 
(M 2, 90). Wenn der Schuldner feiner Vorſchußpflicht nicht nachkommt, kann der Gläubiger 
die Erteilung der Quittung gemäß $ 273 zurückhalten, und der Schuldner darf wegen dieſer 
Zurückhaltung ihm nicht die Leiſtung vorenthalten. } - u 

2. Es wäre unbillig, dem Schuldner die Mehrkoſten aufzubürden, die lediglich durch die 
in Abſatz 2 bezeichneten Vorgänge auf der Gläubigerſeite veranlaßt worden ſind. 


8 370 


Der Überbringer einer Quittung gilt als ermächtigt, die Leiſtung zu emp⸗ 
fangen, ſofern nicht die dem Leiſtenden bekannten Umftände der Annahme 
einer ſolchen Ermächtigung entgegenſtehen ) 2). 

E II 819; P 1 341. 

1. Vermutung für die Ermächtigung des Überbringers einer Quittung zur Empfang⸗ 
nahme der Leiſtung. Sie beſteht im Intereſſe des Verkehrs zugunſten des Schuldners, aber 
auch eines Dritten, der leiſten will, vgl. A 2. Nur dürfen der Vermutung nicht beſondere, 
dem Leiſtenden bekannte — mithin nicht bloß erkennbar geweſene — Umſtände, ſei es hin ⸗ 
ſichtlich der Perſönlichkeit des Überbringers, ſei es hinſichtlich des Gläubigers, z. V. hinſichtlich 
einer feſtſtehenden, andersgearteten Gepflogenheiten, entgegenſtehen. Sie entkräften die 
Vermutung. Zu ſolchen Umſtänden werden auch dem Schuldner bekannt gewordene 
Korrekturen auf der Urkunde gerechnet werden können. — In Betracht kommt grundſätzlich 
(ogl. aber unten) nur eine echte Quittung im Sinne des § 368 (RG 73, 349), und zwar 
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eine ſolche des Empfangsberechtigten ſelbſt, über die geſchuldete Leiſtung (RG Warn 1911 Nr 228). 
Der § 370 iſt daher nicht anwendbar, wenn einem Notar lediglich eine Löſchungsbewilligung 
ausgehändigt worden iſt (RG Warn 08 Nr 196). Der Wechſelinhaber kann ſich zum Zwecke ſeiner 
Legitimation zur Proteſterhebung gegen den Akzeptanten auf die auf dem Wechſel befindliche 
Quittung und demgemäß auf die nach $370 begründete Vermutung nicht berufen (RG 69, 101). 
Auch enthält die bloße Quittung nicht eine Vollmachtsurkunde für den Überbringer, der in ihr 
ja gar nicht genannt iſt, im Sinne der $$ 172, 171 oder der Stempelgeſetze (RG 124, 386). — 
Als „überbracht“ kann die Quittung nur dann gelten, wenn fie katſächlich vorgelegt und dem 
Schuldner zur Verfügung geſtellt wird; das „Zur⸗Verfügung⸗Stellen“ ſchließt begrifflich ein, 
daß die Quittung dem Schuldner auf ſein Verlangen auch ausgehändigt werden muß (da⸗ 
hingeſtellt in HRR 1930, 602). Die Leiſtung darf nicht an eine andere Perſon als an den Über⸗ 
bringer der Quittung erfolgen (RG in HRN 1928, 1404; vgl. auch RG 102, 344). Die Ver⸗ 
mutung reicht nicht weiter als das Geſetz beſagt, mithin nicht etwa dahin, daß der Überbringer 
der Quittung auch zum Erlaſſe oder zur Annahme von Leiſtungen an Erfüllungs Statt 
oder zur Aufrechnung ermächtigt ſei. Der $ 370 iſt ferner nur anwendbar, wenn die Quittung 
ſchon vor der Leiſtung ausgeſtellt worden war (RG 26. 11. 10 V 273/10; L 1911, 21615) und 
dem Schuldner bei der Leiſtung (nicht erſt nachträglich) vorgelegt wird (RG in HRR 1930, 
602). — Auf welche Weiſe der „Überbringer“ in den Beſitz der Quittung gelangt iſt, ob 
etwa durch eine unerlaubte Handlung, iſt unweſentlich, falls der Leiſtende gutgläubig iſt. 
Die Annahme (Staudinger A 1), daß die Leiſtung an den Überbringer einer gefälſchten 
Quittung ebenfalls befreiend wirke, falls den Gläubiger ein Verſchulden an der Fälſchung 
treffe, dürfte im Ergebnis zutreffen (a. A. die 5. Aufl). Denn ein Verſchulden des Gläubigers 
gegenüber ſeinem Schuldner in dieſer Richtung kann eine Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatze begründen. So wenn der Schuldner dem Gläubiger Quittungsformulare ausgehändigt, 
der Gläubiger dieſe nicht ſorgfältig aufbewahrt und infolgedeſſen ein Dritter ein Formular 
widerrechtlich benutzt hat (RG 73, 352; vgl. auch 81, 255). Der Schadenserſaßanſpruch 
wird aber in ſolchen Fällen gemäß $ 249 dahin gehen, daß der Gläubiger vom Schuldner nicht 
nochmalige Zahlung verlangen kann. Hat der Gläubiger feine Unterſchrift in blanco erteilt und 
einem Angeſtellten überlaſſen, der das Blankett mißbräuchlich ausgefüllt und dem Schuldner 
überbracht hat, jo trifft $ 370 zu. Im Anſchluſſe an die neuere Rechtſprechung des RG über die 
Unvereinbarkeit der amtlichen Tätigkeit eines preußiſchen Notars mit einem privatrecht⸗ 
lichen Vertragsverhältniſſe zu der dieſe Tätigkeit anrufenden Partei hat das RG (RR 1930, 
602) ausgeſprochen, daß der Notar, der eine Quittung in amtlicher Eigenſchaft empfangen 
hat, nicht Überbringer im Sinne des $ 370 fein kann, eine Folgerung, die doch wohl nicht un⸗ 
bedingt zwingend ſein dürfte. 

2. Nach der allgemeinen Faſſung des Geſetzes muß § 370 nicht lediglich dem leiſtenden Schuldner 
ſelbſt, ſondern auch dem Dritten zuſtatten kommen, der die Leiſtung bewirkt, ſei es auf Grund 
des § 267 oder als Ablöſungsberechtigter ($ 268). 


8 371 


Iſt über die Forderung ein Schuldſchein ausgeſtellt worden, ſo kann der 
Schuldner neben der Quittung Nückgabe des Schuldſcheins verlangen. ) Be- 
hauptet der Gläubiger, zur Nückgabe außerſtande zu ſein, ſo kann der Schuldner 
das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis verlangen, daß die Schuld erloſchen 
fei 7). 

E I 271; M 2 90; P 1 341. 

1. Über den Begriff und das Weſen des Schuldſcheins vgl. zu $ 607 und RG 116, 173; 120, 
89; 127, 171; 131, 3. Ein gemäß § 371 zurückzugebender Schuldſchein liegt auch vor, wenn ſich 
die Erforderniſſe des Schuldſcheins in mehreren äußerlich getrennten, aber innerlich zuſammen⸗ 
hängenden Urkunden vorfinden, von denen jede auf die anderen Bezug nimmt (RG 131, 6); 
anders muß der Begriff des Schuldſcheins aber im Sinne des Anleiheablöſungsgeſetzes 
(Schuldſcheindarlehen, $ 30 Abs 3) aufgefaßt werden: RG 117, 59; 127, 86; 131, 2). = Nach 
$ 952 ſteht der Schuldſchein im Eigentume des Gläubigers. Aber dem Schuldner (nicht auch 
einem gemäß $ 267 leiſtenden Dritten) iſt der perſönliche Anſpruch auf Rülgabe des Schuld: 
ſcheins gewährt. Dieſer Anſpruch richtet ſich nur gegen den Gläubiger ſelbſt, nicht auch 1 5 
dritte Beſitzer der Urkunde. Aus $ 952 wird ſich ſchwerlich folgern laſſen, daß mit dem Erlöſchen 
der Forderung das Eigentum an dem Schuldſcheine ohne weiteres, im Widerſpruche mit den 
Grundſätzen des Sachenrechts, von dem bisherigen Gläubiger auf den Schuldner fibergehe. 
Auch die in dieſem Kommentar (6./7. Auflage) zu § 175 A 1 vertretene Auffaſſung, wonach 
der Dritte, dem eine Vollmachtsurkunde von dem Bevollmächtigten übergeben worden ift, 
zu ihrer Rückgabe an den Vollmachtgeber verpflichtet fein ſoll, dürfte jedenfalls für eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf den Schuldſchein der poſitiv-rechtlichen Grundlage entbehren. Planck 
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Siber (4. Aufl. A 1 zu $ 371) und andere wollen dem Schuldner eine „actio in rem seripta“ 
gegen jeden dritten Beſitzer des Schuldſcheins gewähren; in Wirklichkeit dürfte nur gegebenen 
Falles ein Bereicherungsanſpruch nach § 812 rechtlich zu begründen ſein. Im übrigen wird der 
Schuldner zu ſeinem Schutze gegenüber Dritten auf eine negative Feſtſtellungsklage gemäß 
$ 256 3 PO angewieſen fein, falls er ein Intereſſe an der Feſtſtellung ihnen gegenüber hat, daß 
die in dem Schuldſcheine verbriefte Forderung nicht mehr beſteht. — Als Gläubiger im Sinne 
des $ 371 muß aber auch der Zeſſionar angeſehen werden, da der Schuldner durch die Zeſſion 
nicht ſchlechter geſtellt werden kann. — Befindet ſich der Schuldner im Beſitze der Schuldurkunde 
(oder zutreffendenfalls des Hypothekenbriefs), ſo kann das an und für ſich eine tatſächliche Ver⸗ 
mutung dahin begründen, daß der Gläubiger die Schuldurkunde dem Schuldner in Erledigung 
ſeiner Verpflichtung aus § 371 (oder $ 1144) zurückgegeben hat; welche Tragweite aber der Richter 
dieſer Vermutung beimeſſen will, iſt Sache feines freien Ermeſſens (RG JW 1910, 6410). — 
Ob § 371 auch dann, wenigſtens entſprechend, anwendbar ift, wenn nicht ein Vorgang in Frage 
ſteht, auf Grund deſſen der Schuldner die Erteilung einer Quittung fordern darf, die Forderung 
vielmehr auf andere Weiſe erloſchen iſt, etwa durch Anfechtung, dürfte zu verneinen ſein. Augen⸗ 
ſcheinlich beruht der Anſpruch aus $ 371, wie der aus $ 370, auf der Leiſtung. A. A. Planck Anm 1 
Abſ 3. Die Rückforderung wird gegebenenfalls nach $$ 812ff. erfolgen müſſen. 

2. Gegenüber der bloßen Behauptung des Gläubigers, zur Rückgabe des Schuldſcheins 
außerſtande zu ſein, iſt der Schuldner berechtigt, die Erteilung eines öffentlich beglaubigten 
($ 129) Anerkenntniſſes zu verlangen. Er wird ſich aber in der Regel auch mit einem ſolchen 
begnügen müſſen, ohne den Gläubiger zu dem als Beweis einer Negation ſchwierigen Beweiſe 
ſeiner Behauptung nötigen zu können, da er regelmäßig kein weiteres Intereſſe an der Rück⸗ 
gabe des Schuldſcheins haben kann (§ 226). Weiſt er freilich ſeinerſeits nach, daß er ein 
weitergehendes Intereſſe an der Rückgabe hat, fo wird er die Rückgabe verlangen können. — 
Anders wie bei der Quittung ($ 368 A 1) handelt es ſich hier nicht um ein bloßes Beweismittel, 
ſondern um ein vertragsmäßiges negatives Schuldanerkenntnis ($ 397 Abſ 2). 


Zweiter Titel 
Hinterlegung 
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1) Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten 1) kann 
der Schuldner bei einer dazu beſtimmten öffentlichen Stelle für den Gläubiger 
hinterlegen, wenn der Gläubiger im Verzuge der Annahme iſt 2). Das gleiche 
gilt, wenn der Schuldner aus einem anderen in der Perſon des Gläubigers 
liegenden Grunde ) oder infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden 
Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers feine Verbindlichkeit nicht oder 
nicht mit Sicherheit erfüllen kann ). 

E 1 3725 M 2 91; P 1 342. 

1. Dieſer Titel beſchäftigt ſich mit der Hinterlegung nur inſofern, als dieſe für das „Erlöſchen 
des Schuldverhältniſſes“ (3. Abſchnitt) als erſatzweiſes Erfüllungsmittel ($ 362 A 1) gemäß 88 378 
(A 1), 379 (A 1) in Betracht kommt. Er hat mithin nichts mit der Hinterlegung zur Sicherheits. 
leiſtung (88 232ff.) und nichts mit dem entſprechenden prozeßrechtlichen Gebilde (8$ 108—113 
3 PO) zu tun. Auch die Hinterlegungsbefugnis des Drittſchuldners bei Konkurrenz mehrerer 
pfändender Gläubiger ($ 853 ZPO) fällt nicht unter die 88 372ff.; wohl aber finden dieſe An⸗ 
wendung, wenn neben den pfändenden Glaubigern ein Zeſſionar Anſpruch auf die Forderung 
erhebt (RG 59, 18). Die Vorausſetzungen des $ 372 liegen nicht vor, wenn im preußifchen 
Enteignungsverfahren auf Grund des § 37 des Enteignungsgeſetzes eine Hinterlegung 
erfolgt iſt und es ſich um die Verteilung der hinterlegten Entſchädigungsſumme unter den 
berechtigten Gläubigern handelt (RG 121, 77). Eine im Enteignungsverfahren vor dem 
Zeitpunkte, zu welchem die Hinterlegung vom Geſetze ($ 37) geboten iſt, erfolgende Hinterlegung 
wirkt, fofern nicht die Vorausſetzungen des § 372 BGB vorliegen, an ſich nicht als Zahlung, 
enthält aber das Angebot einer Zahlung und wirkt deshalb als ſolche, ſobald der Empfangs⸗ 
berechtigte das Angebot ſo, wie es erfolgt iſt, annimmt oder die Vorausſetzungen, eintreten, unker 
denen er zur Annahme des hinterlegten Betrags verpflichtet iſt, und er von dieſer Veränderung 
der Sachlage Kenntnis erhält (RG 49, 260; 123, 302). — Beteiligt ſind bei der Hinterlegung 
einmal die Parteien, ferner die Hinterlegungsſtelle. Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Parteien 
ergeben ſich aus den Einzelbeſtimmungen, insbeſondere den $$ 373, 374, 375, 376, 379, worüber 
das Nähere dort. Die Beziehungen zwiſchen den Parteien und der Hinterlegungs- 
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ſtelle regeln ſich gemäß Artt 145, 146 EG nach den näheren Beſtimmungen der Landesgeſetz⸗ 
gebung und im übrigen nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen. Hiernach entſteht durch die Hinter⸗ 
legung zwiſchen der Hinterlegungsſtelle bzw. dem Staate und dem Hinterleger (nicht auch etwa 
dem Dritten, der das Geld dem Hinterleger zur Hinterlegung gegeben hatte, RG Warn 1921 
Nr 91) nicht ein privatrechtliches Vertragsverhältnis, ſondern ein Verhältnis öffentlidh- 
rechtlicher Art, das auf den durch Art 145 EG den Landesgeſetzen vorbehaltenen Beſtimmungen 
über das Hinterlegungsweſen, in Preußen auf der Hinterlegungsordnung vom 21. 4. 13 beruht 
und auf das die Vorſchriften des BGB über den Verwahrungsvertrag und das Darlehen ($$ 700, 
607) keine unmittelbare Anwendung finden können (RG 11. 12. 25 VI 305/25, AufwRechtſpr 1 
Nr 67). Auch die unmittelbare Anwendung des $ 242, insbeſondere hinſichtlich der Aufwertungs⸗ 
frage, ſoll danach ausgeſchloſſen ſein, nicht freilich eine entſprechende Anwendung des dieſer 
Vorſchrift zugrunde liegenden Rechtsgedankens von Treu und Glauben. Doch ſoll auch einer 
ſolchen Anwendung für Preußen die Art der landesgeſetzlichen Regelung des Hinterlegungs⸗ 
weſens entgegenſtehen, weil danach der Übergang hinterlegten Geldes in das Eigentum des 
Staates nur eine innere Verwaltungsmaßregel ſei, aus welcher der Hinterleger keine weiter⸗ 
gehenden Rechte ableiten könne, als ihm zuſtehen würden, wenn das hinterlegte Geld ſein Eigen⸗ 
tum geblieben wäre (RG aad.), Die Begründung dieſer im Ergebniſſe recht fiskaliſch an⸗ 
mutendem Entſcheidung, die zudem eine bedenkliche Rechtsungleichheit innerhalb Deutſchlands 
ſchafft, erſcheint keineswegs überzeugend; vielmehr dürfte auch für Preußen der Geſichtspunkt 
nicht ausgeſchloſſen ſein, daß der Staat, dem die Leiſtung in vollem oder nur geringfügig ver⸗ 
mindertem Goldmarkbetrage zugefloſſen iſt und der in der Lage war, ſie wenigſtens teilweiſe 
ſich in dieſem Werte zu erhalten, den Hinterleger nicht mit gänzlich entwerteter Papiermark 
abſpeiſen kann (vgl OLG Hamburg in AufwRechtſpr I Nr 54). — Ob dem Gläubiger ein un⸗ 
mittelbarer Anſpruch auf Auszahlung der vom Schuldner hinterlegten Summe zuſteht und unter 
welchen Vorausſetzungen, entſcheidet ſich gleichfalls nach den landesgeſetzlichen Hinterlegungs⸗ 
beſtimmungen; vgl. auch F 380 A 1. Daß für den Anſpruch auf Rückzahlung einer Hinterlegungs⸗ 
ſumme der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen, iſt vom RG aaO. anerkannt, entgegen dem vor 
der Hinterlegungsordnung von 1913 ergangenen Erkenntniſſe des Preuß. Kompetenzgerichtshofs 
(DIZ 1904 S. 655). Nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften richtet es ſich ferner, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen hinterlegte Gelder und Wertpapiere in das Eigentum des Fiskus oder 
der als Hinterlegungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, in welchen Fallen der Verkauf der 
hinterlegten Sachen von Amts wegen angeordnet werden kann, ſowie die Vorausſetzungen für 
das Erlöſchen des Anſpruchs auf Rückgabe zugunſten des Fiskus oder der Hinterlegungsanſtalt 
(Art 145 EG). Vgl. auch 8382 A 2. Iſt zugunſten mehrerer hinterlegt, dann entſteht zwiſchen 
ihnen im Streitfalle das Verhältnis von Forderungsprätendenten, und der Hinterlegungsſtelle 
gegenüber hat nur derjenige den Zahlungsanſpruch, der feine ausſchließliche Berechtigung nach⸗ 
weiſt (RG 79, 74; 103, 412). — Die Vorſchrift des $ 372 begründet unter allen Umſtänden nur 
ein Recht, aber keine Verpflichtung des Schuldners (RG 61, 250; Warn 1913 Nr 355). Eine 
Verpflichtung zur Hinterlegung erkennt das Geſetz nur in beſondern Fällen an (z. B. in den 
$$ 432, 1077, 1281), und auch hier nur, falls der Glaubiger die Hinterlegung verlangt (RG 52, 
141). Das Geſetz gewährt im übrigen nur dem Schuldner das Hinterlegungsrecht, nicht aber 
auch jedem Dritten, der für den Schuldner leiſten will (vgl. $ 267), es ſei denn, daß er mit Voll 
macht des Schuldners in deſſen Namen hinterlegt (RG 120, 211). Das Recht zur Hinterlegung 
ſteht unter den geſetzlichen Vorausſetzungen auch der Sparkaſſe zu (RG 89, 401). — Erforderlich 
iſt für die Ausübung des Rechtes, daß der Schuldner zu erfüllen gemäß § 271 Abs 1 u. 2 
bereits berechtigt, zu leiſten auch willens iſt, an Bewirkung der Leiſtung aber aus Gründen in 
der Perſon des Gläubigers gehindert wird. Unter ſolchen Umſtänden will ihn das Geſetz durch 
das Mittel der Hinterlegung inſtand ſetzen, feine Befreiung auch ohne die font erforderliche Mit⸗ 
wirkung des Gläubigers herbeizuführen. Als Hinderungsgründe im zuvor angegebenen Sinne 
find ausſchließlich die vom Geſetze in $ 372 ausdrücklich genannten Umſtände (A 2, 3, 4) maß. 
gebend. Eine ohne rechtmäßigen Grund erfolgte Hinterlegung hat, ſelbſt wenn auf 
das Rücknahmerecht (88 378, 379) verzichtet ift, keine befreiende Wirkung (RG 59, 17; 
66, 412). Vgl. § 378 A 2. 
in. Die Hinterlegung erfolgt bei Gegenſtänden der in $ 372 bezeichneten Art (Geld, Wert⸗ 
papieren, ſonſtigen Urkunden und Koſtbarkeiten) durch Hinterlegung der Sache ſelbſt, bet 
beweglichen Sachen aber, die zu ihr ungeeignet find, durch Hinterlegung des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes bzw. des Verkaufspreiſes (58 383 ff.). In Anſehung der Verpflichtung zur Herausgabe von 
Grundſtücken vgl. 8303. Über den Begriff Kostbarkeiten vgl. MG 75, 194; 105, 204 und JW 
1911, 374; 1913, 38216). Den Landesgeſetzen iſt durch Art 146 EG vorbehalten, zu beſtimmen, 
daß die Hinterlegungsſtellen auch andere Sachen als die hier bezeichneten anzunehmen haben. 
Auf Schuldverhältniſſe, die auf die Leiſtung ſolcher Sachen gerichtet find, finden alsdann die 
89 372— 382 entſprechende Anwendung. 4 
2. Annahmeverzug auf ſeiten des Gläubigers vgl. 89 293, 362 A 4. Beſondere Borsche 
für den Handelskauf im Falle des Verzugs des Käufers mit Annahme der Ware 9373 9 B. 
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Als Gläubiger im Sinne des $ 372 ift auch der Teſtamentsvollſtrecker anzuſehen, weil er jein Amt 
kraft eigenen Rechtes unabhängig vom Erben ausübt (RG Warn 1910 Nr 426). Aus gleichem 
Grunde auch der Konkursverwalter ſowie der Zwangsverwalter. 

3. Der Gläubiger iſt gewiß und bekannt, aber die Leiſtung läßt ſich aus einem in ſeiner 
Perſon liegenden Grunde an ihn trotzdem nicht oder wenigſtens nicht mit Sicherheit bewerk⸗ 
ſtelligen — ſo wegen ſeiner Abweſenheit vom Leiſtungsort oder wegen Verſchollenheit, oder 
weil ihm die Geſchäftsfähigkeit oder Verfügungsbefugnis mangelt, ohne daß ein Vertreter oder 
ſonſt Empfangsberechtigter vorhanden wäre. In dieſem Falle iſt die Möglichkeit ausgeſchloſſen, 
ihn in Annahmeverzug (A 2) zu verſetzen und deshalb die Hinterlegung ohne dieſes Erfordernis 
ſtatthaft (Satz 2 Halbſatz 1). Ein Verſchulden des Gläubigers iſt keineswegs erforderlich, 
das Vorliegen eines objektiven Grundes in ſeiner Perſon genügt, ſo ſchon der Umſtand, daß er 
im Auslande wohnt und der Schuldner infolge der Deviſenbewirtſchaftung ihm den Betrag der 
Forderung nicht nach feinem Wohnſitze übermitteln kann (MG in HRR 1932, 1832). 

4. Es iſt dem Schuldner ungewiß, wer der Gläubiger iſt, und dieſe Ungewißheit beruht 
nicht auf einer Fahrläſſigkeit (Satz 2 Halbſatz 2). Vorausſetzung iſt dabei immer, daß es ſich 
um eine beſtimmte Verbindlichkeit handelt und nur darüber Zweifel beſtehen tönnen, wem das 
Gläubigerrecht hinſichtlich dieſer einen Verbindlichkeit zuſteht. Daher gehört nicht der Fall unter 
den $ 372, daß mehrere Verbindlichkeiten in Frage ſtehen, deren Erfüllung verſchiedene Gläubiger 
von dem Schuldner, jeder aus einem andern Rechtsgrunde, verlangen und der Schuldner ohne 
Fahrläſſigkeit im Zweifel fein kann, welche von dieſen Verbindlichkeiten begründet iſt; in ſolchem 
Falle muß er ſelbſt ſeine Verteidigung gegenüber den mehreren Anſprüchen durchführen (RG 
103, 285). Für die Anwendung des $ 372 genügt es im übrigen, wenn Zweifel darüber beſtehen, 
ob ein anderer oder ob der Hinterlegende ſelbſt als der berechtigte Gläubiger zu gelten hat (RG 
Warn 09 Nr 398; Gruch 53, 951). — Hinſichtlich der Fahrläſſigkeit geht das Geſetz davon 
aus, daß der Schuldner die Pflicht hat, mit der erforderlichen Sorgfalt ($ 276), alſo auch unter 
Berücksichtigung derjenigen Geſetzesbeſtimmungen, die den leiſtenden Schuldner gegen eine In⸗ 
anſpruchnahme durch einen Dritten ſchon grundſätzlich genügend ſchützen, die Frage zu erwägen, 
ob er ohne Gefahr an denjenigen, der den Anſpruch erhebt, leiſten kann, und daß er nur im Falle 
begründeter Zweifel zur Hinterlegung berechtigt iſt; denn er darf nicht fahrläſſig gehandelt 
haben (R& 53, 211; 55, 47; 59, 15; 69, 149). Die den gutgläubig an einen Nichtberechtigten 
leiſtenden Schuldner gegen eine 9 9 5 Inanſpruchnahme durch den wirklich Berech⸗ 
tigten ſchützenden Vorſchriften vom guten Glauben, wie insbeſondere der § 893, ſchließen jedoch 
das Hinterlegungsrecht keineswegs ſchlechthin aus; immer bleibt vielmehr entſcheidend, ob der 
Schuldner trotz der Schutzvorſchrift ohne Fahrläſſigkeit Zweifel darüber hegen konnte und gehegt 
hat, ob er durch Leiſtung an den dem Anſcheine nach Berechtigten (den eingetragenen Hypotheken- 
gläubiger) derart erfüllen konne, daß er vor nochmaliger Inanſpruchnahme geſichert wäre; es 
iſt das auch nicht nach dem zurzeit bekanntgewordenen Sachverhalte, ſondern nach den vormaligen 
Umſtänden zu prüfen, mit denen der Schuldner zu rechnen hatte (RG 97, 173). Als weitere 
Schutzvorſchriften kommen in Betracht die 88 409, 793 Ub| 1 Satz 2, 1435, ferner Art 36 DWD (16 
neues DWG). Auch durch $ 409 wird die Möglichkeit begründeter Zweifel unter beſonderen Um ⸗ 
ſtänden nicht ausgeſchloſſen (Seuffel 67 Nr 197 S. 355; 30. 11. 26 11 606/25). Behauptet der Vor⸗ 
mann des Inhabers des indoſſierten Wechſels, daß dieſer ihm geſtohlen und daß er von dem jetzigen 
Inhaber grob fahrläſſig erworben ſei, dann wird der in Anſpruch genommene Wechſelſchuldner zu 
erwägen haben, ob ſeine Zahlung an den Inhaber als eine ohne böſen Glauben und ohne grobe 
Fahrläſſigkeit geleiſtete zu gelten haben würde (NG 55, 49; 53, 207). Als Zweifel können in 
Betracht kommen ſowohl ſolche, die nur in den tatſächlichen Verhaltniſſen oder in der Auslegung 
des Rechtsgeſchäfts (RG JW 1911, 77139), wie ſolche, die in Rechtsnormen (RS 69, 149) ihren 
Grund haben (beiſpielsweiſe im Konkursfalle); jo auch Zweifel über ein von den Erben beſtrittenes 
Fortbeſtehen des Teſtamentsvollſtreckeramts (RG Warn 1910 Nr 426); ferner über die Perſon 
des Berechtigten bei Verſicherungen (RG JW 1911, 77199); weiter Zweifel, falls das die Glau- 
bigerſchaft begründende Rechtsgeſchäft (Abtretung) angefochten iſt, über die Wirkſamkeit der 
Anfechtung (RG 70, 90; 89, 402, wo zugleich ausgeführt iſt, daß gegebenenfalls die Ungewißheit 
hinſichtlich der Perſon des Empfangsberechtigten nicht beſeitigt iſt, denn ein Sparkaſſenbuch auf 
den angeblichen Forderungserwerber umgeſchrieben worden is). Das Recht auf Hinterlegung 
iſt auch gegeben, wenn der Gläubiger die von ihm erſtattete Anzeige über eine erfolgte Forde⸗ 
rungsabtretung widerruft (NG SeuffA 67 Nr 197). Auch Zweifel über das objektive Recht 
genügen (RG 59, 14; 69,149; 97, 175). Die Zweifel müſſen aber noch zur Zeit der Hinter ⸗ 
legung beſtehen (dc Warn 08 Nr 502). Im übrigen genügt es, daß der Schuldner für ſeine 
Perſon (ſubiektiv) im ungewiſſen iſt (NG Warn 09 Nr 398). Der ſubjektiwe Zweifel des Schuld ⸗ 
ners muß aber objektiv verſtändig ſein, was beim Auftreten mehrerer Forderungspräten⸗ 
denten in der Regel zutreffen wird (RG 89, 401; 30. 11. 26 11 606/25). Ob bie Zweifel des 
Fender begründet waren, iſt eine der Nachprüfung zugängliche Rechtsfrage (RG 15. 5. 07 

481/06). A eee ; 

1 Rechtmäßigkeit der Hinterlegung iſt auch erforderlich, daß ſie bei einer geſetzlich 
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zugelaſſenen Hinterlegungsſtelle oder bei einer etwa vereinbarten erfolgte (RG 3. 1. 21 
V 350/20). — Die Auszahlung des hinterlegten Betrags kann der eine Gläubiger nur durch 
Klage gegen den andern Gläubiger, zu deſſen Gunſten die Hinterlegung mit erfolgte, erlangen, 
und er hat dabei zu beweiſen, daß ihm das Recht auf das hinterlegte Geld zuſteht (RG 103, 413): 
und im Falle des $ 380 durch eine Klage gegen den Schuldner. 


8 373 


Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers zu leiſten ver⸗ 
pflichtet, ſo kann er das Necht des Gläubigers zum Empfange der hinterlegten 
Sache von der Bewirkung der Gegenleiſtung abhängig machen ). 

E II 322; P 1 346, 

1. Der Schuldner hat im vorausgeſetzten Falle das urückbehaltungs⸗ und Leiſtungsver⸗ 
weigerungsrecht aus den $$ 273, 320, und kann mit Rückſicht hierauf das Empfangsrecht des 
Gläubigers (vgl. 59 372 A 1, 380 A 1) von Bewirkung der Gegenleiſtung ſchon in ſeiner Hinter⸗ 
legungserklärung, gegebenenfalls aber bis zum Ausſchluſſe des Rücknahmerechts (§ 376) auch 
erſt durch eine ſpätere, an die Hinterlegungsſtelle gerichtete Erklärung abhängig machen, ſo daß der 
Anſpruch des Gläubigers auf Ausantwortung des hinterlegten Gegenſtandes nur auf Grund des 
Nachweiſes der erfolgten Gegenleiſtung geltend gemacht werden kann. Dieſer Vorbehalt iſt 
gegebenenfalls in das nach $ 380 (A 1) dem Gläubiger vom Schuldner auszuſtellende Aner⸗ 
kenntnis aufzunehmen. Die Hinterlegung hindert im übrigen den Schuldner ſelbſtverſtändlich 
nicht an der Klage auf die Gegenleiſtung. Denn der $ 373 gibt dem Schuldner nur eine Befugnis 
für den Fal, daß er ſich von feiner Verpflichtung durch Hinterlegung befreien will und gemäß 
$ 372 dies tun darf (RG 9. 3. 12 V 406/11, teilweiſe abgedruckt JW 1912, 59213; vgl. auch zu 
$ 372 A 1). Hinterlegungen unter anderweiten Vorbehalten (oder Bedingungen) als dem aus 
9373 kann die Hinterlegungsſtelle zurückweiſen. Tut fie das nicht, dann iſt fie dem Hinterleger 
gegenüber auch verpflichtet, den Vorbehalt zu beachten. 


9 374 


Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsſtelle des Leiſtungsorts zu 
erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei einer anderen Stelle, ſo hat er dem 
Gläubiger den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen ). 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich anzu⸗ 
zeigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet. Die 
Anzeige darf unterbleiben, wenn ſie untunlich ift 2). 

EI 273; M 2 97; PI 348. 

1. Die Hinterlegung bei einer andern Stelle als der des Leiſtungsorts (8 269) zieht nicht 
die Wirkungsloſigkeit der Hinterlegung, ſondern nur die Haftung des Schuldners für den dem 
Gläubiger daraus etwa entſtehenden Schaden nach ſich. Welche Stelle für den Leiſtungsort zu⸗ 
ſtändig ift, richtet ſich nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die auch über die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit zu beſtimmen haben (Art 144 CG). f 

2. Über den Begriff unverzüglich vgl. § 121, über untunlich 9 303. Den Hin terlegungsſchein 
beizufügen, iſt der Schuldner nicht verpflichtet (MG JW 03 Beil 79162). 


§ 375 


Iſt die hinterlegte Sache der Hinterlegungsſtelle durch die Poſt überſendet 
worden, ſo wirkt die Hinterlegung auf die Zeit der Aufgabe der Sache zur 
Poſt zurück 1). 

E II 842; P 1 348. 

1. Grundſatz der Zurücwirkung der Hinterlegung. Es muß die Sache durch Vermittlung 
der Poſt an die Hinterlegungsſtelle auch wirklich gelangt ſein, da andernfalls eine Hinterlegung 
überhaupt nicht erzielt wäre. Die Überſendungsgefahr trägt alſo der Schuldner. 


8 376 
Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache zurückzunehmen !). 
Die Rücknahme iſt ausgeſchloſſen !): 


Hinterlegung $$ 372—378 65 


1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsſtelle erklärt, daß er auf das Necht 
zur Nücknahme verzichte 2); 

2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsftelle die Annahme erklärt?); 

3. wenn der Hinterlegungsſtelle ein zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ergangenes rechtskräftiges Urteil vorgelegt wird, das die 
Hinterlegung für rechtmäßig erklärt ). 

E 1 274; M 2 98; P 1 350. 


1. Für das Rechtsverhältnis zwiſchen Schuldner, d. h. Hinterleger (RG Gruch 51, 961), und 
Gläubiger macht es einen Unterſchied, ob die Hinterlegung mit dem Rücknahmerechte des Schuld⸗ 
ners oder ohne ſolches erfolgt iſt. Über die Wirkung der erſteren verhält ſich $ 379, über die mit 
Ausſchluß des Rücknahmerechts § 378. Das Rücknahmerecht ſteht dem Schuldner grundſätzlich zu 
und geht ihm nur aus den drei beſondern Gründen des Abſ 2 verloren. Dagegen können Ver⸗ 
einbarungen über das Rücknahmerecht zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner nur vertragliche 
Wirkungen, aber nicht die geſetzliche des Abſ 2 hervorbringen. Trotz des Ausſchluſſes des Rück⸗ 
nahmerechts wird der Schuldner zur Rücknahme wieder berechtigt in den Fällen der 
89 382, 1171 Abſ 3; ferner nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, falls der Schuldner die Hinter- 
legungserklärung anzufechten oder aus dem Geſichtspunkte der grundloſen Bereicherung des 
Gläubigers wegen Nichtbeſtehens der Schuld rückgängig zu machen vermag (im Falle des $ 75 
ZPO, wenn die hinterlegte Sache keiner der ſtreitenden Parteien zugeſprochen wird). 

2. Der Verzicht auf das Rückahmerecht (Abſ 2 Nr 1) kann bei der Hinterlegung oder ſpäter 
erklärt werden. Ein dem Glaubiger gegenüber erklärter Verzicht kommt hier nicht in Frage. 
Dieſe empfangsbedürftige Erklärung (Vorbem 1 vor 8116) wirkt unmittelbar auch zugunſten 
des Gläubigers ($ 378) und iſt deshalb unwiderruflich. Wem der hinterlegte Betrag zuzuſprechen 
iſt, regelt ſich auch wenn die Rücknahme ausgeſchloſſen iſt, lediglich nach dem zwiſchen den mehreren 
Prätendenten beſtehenden materiellen Rechtsverhältniſſe (RG 23. 11. 12 V 270/12). Der Ver⸗ 
zicht auf die Rücknahme ſchließt nicht aus, daß der Gläubiger die Abgabe der Einwilligungser⸗ 
klärung fordern kann (RG 87, 377); vgl. aber $ 380 A 1. — In welcher Form die Annahme⸗ 
erklärung des Gläubigers (Abſ 2 Nr 2) erfolgt, iſt gleichgültig. Die Annahme kann nur von 
demjenigen Gläubiger erklärt werden, zu deſſen Gunſten die Hinterlegung erfolgt iſt; iſt die 
Hinterlegung wegen Ungewißheit der Perſon des Gläubigers zugunſten mehrerer ‚oder unbe» 
ſtimmter Perſonen erklärt, ſo kann die Annahme von jeder Perſon erklärt werden, die danach 
als Gläubiger in Betracht kommen kann. Ein nur für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
Urteil (Abſ 2 Nr 3) genügt nach dieſer Beſtimmung nicht. Die drei bezeichneten Vorgänge werden 
mit dem Zugange der Erklärung oder des Urteils bei der Hinterlegungsſtelle ohne weiteres wirkſam. 


8 377 


Das Necht zur Nücknahme iſt der Pfändung nicht unterworfen !). 

Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, ſo kann 
während des Konkurſes das Necht zur Nücknahme auch nicht von dem Schuldner 
ausgeübt werden 7). 

E 1 277; M 2 277; P 1 362, 

1. Unpfändbarkeit des Rücknahmerechts. Danach ſtellt ſich das Rücknahmerecht — nämlich 
das in Gemäßheit des § 376 Abſ 1 beſtehende und eine rechtmäßige, wirkſame Hinterlegung 
vorausſetzende — als ein höchſtperſönliches Recht dar, das gemäß dem Grundſatze des $ 400 
zugleich rechtsgeſchäftlichunübertragbar iſt, auch gemäß $ 1 KO nicht zur Konkursmaſſe gehört. 

2. Da das Rücknahmerecht nicht zur Konkursmaſſe gehört (A 1), ſo würde der Schuldner 
(Gemeinſchuldner) es auch während des Konkurſes ausüben und dem Gläubiger die Befriedigung 
aus der hinterlegten Sache entziehen können. Das wird durch Abſ 2 ausgeſchloſſen. Verboten 
iſt aber nur die Ausübung des Rücktrittsrechts, nicht der Verzicht darauf, der zugunſten des 
Gläubigers wirkt. Auch kann der Gläubiger während des Konkurſes die Annahme erklären und 
dadurch gemäß $ 376 Abſ 2 Nr 2 das Rücknahmerecht beſeitigen. Den andern Gläubigern und 
dem Konkursverwalter ſteht nur die Anfechtung des Hinterlegungsgeſchäfts offen. 


8 378 
1) Iſt die Nücknahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen, ſo wird der 
Schuldner durch die Hinterlegung von ſeiner Verbindlichkeit in gleicher Weiſe 
befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger geleiſtet 
hätte 2). n 
E 1 272; M 2 06; B 1 350. 
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1. Dieſe Vorſchrift beſtimmt an ſich nur die Wirkung der Hinterlegung bei Ausſchluß der 
Rildnahme, läßt indeſſen mittelbar zugleich die juriſtiſche Natur der Hinterlegung als Erfüllungs⸗ 
jurrogat überhaupt erkennen. Das Geſetz beſagt, daß der Schuldner gegebenenfalls in gleicher 
Weiſe befreit wird, wie wenn er an den Gläubiger ſelbſt geleiſtet hätte. Demgemäß weiſt es, 
ſoweit die Befreiung des Schuldners in Betracht kommt, dem Ausſchluſſe der 
Rücknahme die gleiche Rolle zu wie $ 362 der Be wirkung der Leiſtung. In Wirklichkeit wird 
durch den Ausſchluß des Rücknahmerechts noch keine Leiſtung an den Gläubiger bewirkt, weil 
hierzu nach der Natur der Leiſtung die dingliche Einigung, alſo die Mitwirkung des Gläubigers, 
erforderlich wäre; vgl. 8362 A 2. So auch Planck⸗Siber Erl 1; a. A. anſcheinend die 5. Aufl. 
dieſes Kommentars. Deshalb wird durch den Ausſchluß des Rücknahmerechts auch noch keine 
Annahme der Leiſtung als Erfüllung (§ 363) bewirkt, durch welche, falls ſie bei einer 
nach den Vorſchriften des Aufwertungsgeſetzes aufzuwertenden Leiſtung vor dem 15. 6. 22 erfolgt 
wäre, die Aufwertung ausgeſchloſſen fein würde (KG 30. 3. 26 2 U 811/26, Aufwgtechtſpr I 
Nr 197; vgl. auch ebenda Nr 23; ebenfo jetzt auch NG in HRR 1931, 683). Ebenſowenig kann 
der Gläubiger durch den Ausſchluß des Ruͤcknahmerechts bereits das Eigentum an der hinter⸗ 
legten Sache erwerben, da auch hierzu die dingliche Einigung erforderlich ſein würde; viel⸗ 
mehr muß, falls nicht nach landesgeſetzlichen Beſtimmungen das Eigentum auf die Hinter⸗ 
legungsſtelle übergeht, es ſo angeſehen werden, daß der Schuldner noch Eigentümer bleibt unter 
der aufloſenden Bedingung der Annahme der Hinterlegung und des in ihr liegenden nunmehr 
unwiderruflichen Übereignungsangebots (RG 49, 359) durch den Gläubiger. Ob der Gläubiger 
durch die unwiderrufliche Hinterlegung mittelbarer Beſitzer wird, hängt davon ab, ob nach 
den landesgeſetzlichen Hinterlegungsbeſtimmungen ein dem $ 868 entſprechendes Verhältnis 
zwiſchen ihm und der Hinterlegungsſtelle begründet wird (vgl. 88 372 A 1, 380 A 1). Iſt bei 
einer wegen eines Berechtigungsſtreites unter mehreren Prätendenten erfolgten 
Hinterlegung (vgl. zu $ 372 A 4) die Rücknahme, insbeſondere durch Annahme von Seiten 
eines der in Betracht kommenden Gläubiger (vgl. zu § 376 A 2), ausgeſchloſſen, jo übt die 
Hinterlegungsſtelle den mittelbaren Beſitz für denjenigen aus, dem das beſſere Recht zuerkannt 
werden wird. Im Falle der Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothek be- 
ſtellt iſt, oder einer Grundſchuld ($$ 830, 857 Abi 6 ZPO) erſetzt die Beſitzvermittlung 
durch die Hinterlegungsſtelle die nach dieſen Beſtimmungen erforderliche Übergabe des Briefes 
an den Pfändungsgläubiger (RG 135, 274). 

2. Da der Schuldner durch die interlegung befreit wird, wie wenn er zur Zeit der Hinter ⸗ 
legung geleiſtet hätte, ſo iſt dem Ausſchluſſe der Rücknahme in Anſehung der Befreiung rück⸗ 
wirkende Kraft beigelegt. Bereits vom Zeitpunkte der Hinterlegung ab werden mithin, falls der 
Ausſchluß der Rücknahme ſpäter erfolgt, auch die Bürgen und Pfänder frei. Und von eben jenem 
Zeitpunkte ab würde auch der Glaubiger, falls der Schuldner von ihm nunmehr die Gegen⸗ 
leiſtung forderte, nicht mehr die Einrede der Leiſtungsverweigerung aus 9 320 erheben können. 
Eine unrechtmäßige Hinterlegung, bei der es an den Vorausſetzungen des 9 372 mangelt, kann 
ſelbſtverſtändlich die nur der rechtmäßigen Hinterlegung geſetzlich beigelegten Wirkungen niemals 
haben (RG 66, 412). Über die Vorausſetzungen einer rechtmäßigen Hinterlegung vgl. $ 372 
A 2—4. Die Befreiung könnte im Falle unrechtmäßiger Hinterlegung nur da durch herbeigeführt 
werden, daß der Gläubiger die Leiſtung als Erfüllung annimmt, und zwar auch in dieſem Falle 
mit rückwirkender Kraft gemäß $ 378, da durch die Annahme der Mangel der Rechtmäßigkeit 
geheilt würde. 


Der $ 378 iſt entſprechend anwendbar auch bei der prozeſſualen Hinterlegung einer Sicherheit, 
jo daß dieſe durch Ausſchluß des Rücknahmerechts die Eigenſchaft einer ſolchen aus § 372 an- 
nehmen kann (RG JW 1914, 466°). 


§ 379 


Iſt die Nücknahme der hinterlegten Sache nicht ausgeſchloſſen, ſo kann der 
Schuldner den Gläubiger auf die hinterlegte Sache verweiſen !). 

Solange die Sache hinterlegt iſt, trägt der Gläubiger die Gefahr und iſt 
der Schuldner nicht verpflichtet, Zinſen zu zahlen oder Erſatz für nicht gezogene 
Nutzungen zu leiſten 2). 

Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurück, ſo gilt die Hinterlegung 
als nicht erfolgt ®). 

E J 275; M 2 327; P 1 530. 


1. Solange die Rücknahme nicht ausgeſchloſſen ift, ſteht dem Schuldner nach $ 376 re 
das Recht des Widerrufs zu und hat die Hinterlegung nicht die befteiende Wirkung des $ 378; 
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fie gibt dem Schuldner vielmehr nur das Recht der Verweiſung auf die hinterlegte Sache. Dieſe 
Verweiſung ſtellt kein Rechtsgeſchäft dar, durch welches ein Anſpruch des Gläubigers auf die 
hinterlegte Sache begründet würde, ſondern bedeutet lediglich eine Einrede des Schuldners 
gegenüber dem Anſpruche des Gläubigers auf Leiſtung in dem Sinne, daß er nicht zu leiſten 
brauche, weil und ſolange er berechtigterweiſe hinterlegt habe (Rd 59, 17). Der Schuldner verliert 
durch ihren Gebrauch daher nicht das Rücknahmerecht im Sinne des § 377, und der Gläubiger 
gewinnt keinen Anſpruch auf die hinterlegte Sache. Die Einrede wirkt demgemäß auch nur fo 
lange, als die Hinterlegung beſteht (vgl. RG 59, 17). Nach $$ 768, 1137, 1211 kann die Einrede 
auch vom Bürgen und Verpfänder geltend gemacht werden. 


2. Die (rechtmäßige) Hinterlegung hat, ſolange die Rücknahme nicht ausgeſchloſſen iſt, die 
weitere Wirkung, daß während ihrer Dauer der Gläubiger die Gefahr trägt und der Schuldner 
von der Zinspflicht ſowie gegebenenfalls von der Haftung für nicht gezogene Nutzungen befreit 
iſt. Die Regel, daß nach rechtmäßiger Hinterlegung ohne Ausſchließung der Rücknahme, ſolange 
die Sache hinterlegt iſt, der Glänbiger die Gefahr trägt, bedeutet für gegenſeitige Verträge 
(periculum obligationis) daß, wenn die Sache in dieſer Zeit durch einen von keiner Partei 
zu vertretenden Umſtand, alſo im Rechtsſinne durch Zufall, untergeht oder verſchlechtert wird, 
der Schuldner von der Leiſtung frei wird (8 275), aber (inſofern abweichend von $ 323, entſprechend 
$ 324 Abſ 2) den Anſpruch auf die Gegenleiſtung behält; vgl. Planck 4. Aufl. zu 99 243 
Erl 4b Abſ 3 u. 4, 446 Erl 2a 4. Auch die Gefahr des weiteren Währungsverfalls trifft in 
dieſer Zeit den Gläubiger, falls der Schuldner einen zur Zeit der Hinterlegung hinreichend auf⸗ 
gewerteten Betrag hinterlegt hat (RG 108, 340). 


3. Mit der Rücknahme der hinterlegten Sache verliert die Hinterlegung, und zwar unter 
Rückwirkung auf die Zeit der Hinterlegung, jede Wirkung. Dies iſt von Bedeutung auch 
für die Zinspflicht und die Gefahrtragung (Abſ 2) ſowie für die Frage des Verzugs und feine 
Folgen. 


8 380 


Soweit nach den für die Hinterlegungsſtelle geltenden Beſtimmungen zum 
Nachweiſe der Empfangsberechtigung des Gläubigers eine dieſe Berechtigung 
anerkennende Erklärung des Schuldners erforderlich oder genügend iſt, kann 
der Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der Erklärung unter denſelben 
Vorausſetzungen verlangen, unter denen er die Leiſtung zu fordern berechtigt 
ein würde, wenn die Hinterlegung nicht erfolgt wäre !). 

E II 328; P 1 355. 


1. Ob dem Gläubiger, zu deſſen Gunſten die Hinterlegung erfolgt iſt, daraus in entſprechender 
Anwendung der $$ 328ff. ein unmittelbares Recht auf Ausantwortung der Sache gegenüber 
der Hinterlegungsſtelle entſteht und bejahendenfalls unter welchen Vorausſetzungen, richtet ſich 
nach den durch Artt 144—146 Ech vorbehaltenen näheren Beſtimmungen der Landesgeſetze. 
Danach entſcheidet es ſich demgemäß auch, ob und in welcher Weiſe dabei eine Mitwirkung des 
Schuldners (Hinterlegers) ftattzufinden hat. § 380 legt nun dem Schuldner die Pflicht ob, dem 
Gläubiger dieſe Mitwirkung durch Abgabe einer die Berechtigung des Gläubigers zum Empfange 
anerkennenden Erklärung zu gewähren, ſofern eine ſolche Erklärung nach den für die Hinter⸗ 
legungsſtelle geltenden Beſtimmungen erforderlich oder genügend iſt. Dieſe Verpflichtung 
bleibt grundſäßlich auch beſtehen, nachdem der Schuldner durch Eintritt einer der in $ 376 Abſ 2 
aufgezählten Vorausſetzungen für den Ausſchluß der Rücknahme gemäß $ 378 im übrigen von der 
Schuld befreit worden iſt (NG 87, 377). Für das Gebiet der Preuß. Hinterlegungsordnung vom 
21. 4. 13 hat jedoch das RG aa. angenommen, daß er in dieſem Falle in der Regel (ins⸗ 
beſondere ſolange nicht $ 382 in Frage komme oder ſonſtige beſondere Umſtände feine Hinzu⸗ 
ziehung erforderlich erſcheinen ließen) nicht als „Beteiligter“ im Sinne von $ 14 das. anzuſehen 
und ein Anerkenntnis von ihm deshalb nicht erforderlich; ebenſowenig aber falls die Hinter 
legung wegen Unſicherheit über die Perſon des Gläubigers noch für andere Perſonen, als den 
angeblichen Gläubiger, der das Anerkenntnis verlangt, erfolgt war, genügend ſei, ſolange 
nicht dieſe andern ein ſolches Anerkenntnis erteilt oder rechtskräftig dazu verurteilt ſeien. — 
Die Vorausſetzungen für dieſen Anſpruch des Gläubigers ſind die gleichen, unter denen er, 
falls die Hinterlegung nicht erfolgt wäre, die Leiſtung fordern könnte: alſo Nachweis des 
Beſtehens der Forderung und ſeiner Gläubigerberechtigung, insbeſondere falls die Hinterlegung 
zugunſten mehrerer Perſonen erfolgt iſt, feiner alleinigen Gläubigerberechtigung (RG 79, 76). 
Solange die Hinterlegung noch nicht unwiderruflich iſt, kann der Schuldner den Anſpruch durch 
Rücknahme der Sache abwehren. 
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8 381 


Die Koſten der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur Laſt, ſofern nicht 
der Schuldner die hinterlegte Sache zurücknimmt 1). 

E I 270; M 2 109; P 1 358. 

1. Die Kyſtenpflicht des Gläubigers erklärt ſich aus den Vorausſetzungen einer rechtmäßigen 
Hinterlegung ($ 372 A 2—4), wonach dieſe aus Gründen erfolgt, die in der Perſon des Gläubigers 
liegen; die Ausnahme aus § 379 Abſ 3. 


8 382 


Das Necht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht mit dem 
Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Empfange der Anzeige von der Hinter- 
legung, wenn nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinterlegungsſtelle 
meldet 1); der Schuldner iſt zur Nücknahme berechtigt, auch wenn er auf das 
Recht zur Nücknahme verzichtet hat ?). 

P 6 165. 

1. Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag (d. h. die hinterlegte Sache oder 
ihren Erlös) beſteht nur für die Dauer einer Ausſchlußfriſt von 30 Jahren (vgl. $ 186 A 1). Die 
Friſt läuft von dem Zeitpunkte ab, wo dem Gläubiger die Anzeige der Hinterlegung zu⸗ 
geht ($ 130), und, falls die Anzeige untunlich war (Schlußſatz des $ 374), welchen Fall das Geſetz 
überhaupt unberückſichtigt läßt, nach richtiger Anſicht ſchon von der Hinterlegung ab. Denn die 
Ausſchlußfriſt kann nicht zu Laſten des Schuldners durch die Untunlichkeit der Anzeige außer 
Lauf geſetzt werden. Der Gläubiger kann die Folge des Friſtablaufs dadurch hindern, daß er ſich 
bei der Hinterlegungsſtelle meldet, d. h. ſich als den Empfangsberechtigten kundgibt, ohne 
Beweis dafür antreten zu müſſen. — Hat der Glaubiger mit dem Verluſte ſeines Rechtes auf 
die Empfangnahme der Sache zugleich gemäß § 362 Abſ 1 auch feinen Anſpruch fauf die Leiſtung 
verwirkt? Dieſe nur bei der Hinterlegung ohne Ausſchluß des Rücknahmerechts berechtigte Frage 
(da für den andern Fall $ 378 Platz greift) iſt zu bejahen. So jetzt auch Planck⸗Siber Erl 2 Abſ 2 
gegen frühere Auflagen. Es kann nicht in der Hand des Gläubigers liegen, dem Schuldner den 

orteil aus der Hinterlegung dadurch zu entziehen, daß er die Ausſchlußfriſt verſtreichen läßt. Der 
Schuldner kann demnach auch in dieſem Falle nach Ablauf der Friſt die hinterlegte Sache zurück- 
er n i ſie nochmals leiſten zu müſſen, auch wenn Verjährung des Anſpruchs noch nicht 
eingetreten iſt. 

2. Der fruchtloſe Friſtablauf ſtellt für den Schuldner die ihm nach $ 376 Abſ 2 Nr 1 verloren⸗ 
gegangene Befugnis zur Rücknahme der Sache wieder her (§ 376 A 1). Nach Art 145 Satz 2 Cc 
müſſen die Landesgeſetze dem Hinterleger die Rücknahme mindeſtens noch während eines Jahres 
en des Rechtes des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag einräumen; vgl. 


8 383 

Iſt die geſchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht geeignet ), ſo 
kann der Schuldner ſie im Falle des Verzugs des Gläubigers am Leiſtungs“ 
orte ) verſteigern laſſen und den Erlös hinterlegen 2). Das gleiche gilt in den 
Fällen des 5 372 Satz 2, wenn der Verderb der Sache zu beſorgen oder die Auf- 
bewahrung mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden iſt 2). 

Iſt von der Verſteigerung am Leiſtungsort ein angemeſſener Erfolg nicht 
zu erwarten, jo iſt die Sache an einem geeigneten anderen Orte zu verfteigern ?). 

Die Verſteigerung hat durch einen für den Verſteigerungsort beſtellten 
Gerichtsvollzieher oder zu Verſteigerungen befugten anderen Beamten“) 
oder öffentlich angeſtellten Verſteigerer öffentlich zu erfolgen (öffentliche Ver⸗ 
fteigerung). Zeit und Ort der Verſteigerung find unter allgemeiner Bezeichnung 
der Sache öffentlich bekanntzumachen ). 

E 278; M 2 102; P 1 366. 


I. Zur Hinterlegung nicht geeignet ſind andere als die in $ 372 (A 1a) bezeichneten beweg · 
lichen Sachen, deren Annahme durch die Hinterlegungsſtellen auch nicht durch die Landesgeſetze 
gemaß Art 146 EG angeordnet worden iſt, z. B. gekauftes Vieh (RG 123, 215). 

2. Je nach dem Hinterlegungsgrunde ($ 372 Satz 1 u. 2) ſteht dem Schuldner die Befugnis 
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zur Verſteigerung der beweglichen Sache ($ 90) und alsdann zur Hinterlegung des Erlöſes gemäß 
$ 383 Abſ 1 Satz 1 (Fall des Annahmeverzugs) ohne weiteres oder (Fall der Unſicherheit über die 
Perſon des Gläubigers) nur unter den beſonderen Vorausſetzungen von Satz 2 (Beſorgnis des 
Verderbs oder unverhältnismäßige Aufbewahrungskoſten) zu. Eine Verpflichtung des 
Schuldners zum Selbſthilfeverkauf nach § 383 beſteht ebenſowenig wie zur Hinterlegung (vgl. 
zu § 372 A 1); doch kann beim Viehkauf in der jahrelangen Benutzung des gekauften Viehs 
ein Verzicht auf das Nachlieferungsrecht (8 480) gefunden werden (RG 123, 215). Für die Hinter⸗ 
legung des Erlöſes und ihre Wirkungen kommen die Vorſchriften über die Hinterlegung geſchul⸗ 
deter Sachen (88 372 — 382) zur Anwendung. 

3. Ort der Verſteigerung. In der Regel der Leiſtungsort ($ 269 A 1); unter den Vorauss 
ſetzungen von Abſ 2 ein geeigneter anderer Ort. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen 
hat der Schuldner nachzuweiſen. Die am unrechten Orte vorgenommene Verſteigerung macht 
den Selbſthilfe verkauf nicht unwirkſam, verpflichtet den Schuldner vielmehr nur zum Schadens⸗ 
erſatze (RG 95, 117). A. A. Staudinger A 7; vgl. auch $ 373 HGB und dazu R ZW 01, 6175, 
75616. Vermag der hierfür beweispflichtige Gläubiger zu beweiſen, daß beim Verkaufe am rechten 
Orte ein höherer Preis erzielt worden wäre, dann muß der Schuldner hierfür aufkommen (RG 
95, 118; 104, 421; 110, 269). n b 

4. Die Einhaltung der Verfahrensvorſchriften für die öffentliche Verſteigerung iſt für die 
Wirkſamkeit des Selbſthilfeverkaufs weſentlich. Befugte Beamte find außer dem Gerichts- 
vollzieher (RG 75, 182) und dem öffentlich angeſtellten Verſteigerer (GewO $ 36) landesgeſetzlich 
namentlich die Notare. 


8 384 


Die Verſteigerung iſt erſt zuläſſig, nachdem ſie dem Gläubiger angedroht 
worden iſt; die Androhung darf unterbleiben, wenn die Sache dem Verderb 
ausgeſetzt und mit dem Aufſchube der Verſteigerung Gefahr verbunden iſt. 

Der Schuldner hat den Gläubiger von der Verſteigerung unverzüglich zu be⸗ 
nachrichtigen; im Falle der Unterlaffung iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unterbleiben, wenn ſie 
untunlich find ). 

E 1 278; M 2 102; P 1 356. 


1. Vorbedingung für die Zuläſſigkeit der Verſteigerung iſt danach regelmäßig deren vor⸗ 
herige Androhung. Über die Begriffe „Androhung“ und „untunlich“ vgl. § 303 A 1. Der Beweis 
Sch 9 0 Tatſachen, von denen die Zuläſſigkeit der Verſteigerung abhängt, liegt dem 

uldner ob. 


9 385 


Hat die Sache einen Börfen- oder Marktpreis ), fo kann der Schuldner 
den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Verkäufen öffentlich er- 
mächtigten Handelsmäkler 2) oder durch eine zur öffentlichen Verſteigerung 
befugte Perſon 2) zum laufenden Preiſe bewirken). 

P 6 166. 

1. D. h. einen Preis, der ſich aus der Vergleichung einer über die in Frage ſtehende Ware 
(Sache) an dem maßgeblichen Börfen- oder Marktplatze zur fraglichen Zeit enten deli größeren 
Zahl von Geſchäften ergibt und als ſolcher nach Maßgabe der dafür beſtehenden örtlichen Ein⸗ 
richtungen amtlich oder außeramtlich feſtgeſtellt iſt (RG 34, 121). 

2. § 34 des BörsG. Vgl. ferner § 383 A 4. 3 
3. Androhung und Benachrichtigung wie im Falle der Verſteigerung nach $ 384. Der Erlös 
iſt zu hinterlegen ($ 383 Abſ 1 Satz I). 


8 386 


die Koſten der Verſteigerung oder des nach $ 385 erfolgten Verkaufs 
fallen dem Gläubiger zur Laſt, ſofern nicht der Schuldner den hinterlegten 
Erlös zurücknimmt !). 

€ 1 270 M 2 103; P I 358. 

1. Vgl. dazu die entſprechenden Ausführungen bei $ 381. 
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Dritter Titel 
Aufrechnung 


8 387 


1) Schulden zwei Perſonen einander Leiſtungen ?), die ihrem Gegenſtande 
nach gleichartig find ), ſo kann jeder Teil feine Forderung gegen die Forde 
rung des anderen Teiles aufrechnen ), ſobald er die ihm gebührende Leiſtung 
fordern und die ihm obliegende Leiſtung bewirken kann “) 6) 7). 

E I 281; M 2 104; P 1 361. 


1. Die Aufrechnung erweiſt ſich nach ihrer Stellung im Syſtem des BGB und nach dem 
klaren Ausſpruche des $ 389 als ein materiell ⸗ rechtliches Gebilde, und zwar als die an das Vor⸗ 
handenſein gewiſſer Bedingungen (A 2—5) geknüpfte Befugnis, eine Schuld durch die ein⸗ 
ſeitige Erklärung der Aufrechnung zum Erlöſchen zu bringen. — Verſchieden hiervon iſt die 
zweiſeitige Aufrechnung, die eine Willenseinigung vorausſetzt, der ſog. Aufrechnungsvertrag, 
der inhaltlich einen gegenfeitigen Erfüllungsvertrag ($ 362 A 1; nicht Erlaßvertrag) darſtellt 
(NE 63, 190; JW 1910, 75210). Er fußt auf dem Grundſatze der Vertragsfreiheit und iſt daher 
von den an die einſeitige Aufrechnung geſtellten Anforderungen inſoweit unabhängig, als es ſich 
nicht um zwingendes Recht handelt oder im Weſen der Aufrechnung begründete Erforderniſſe 
in Frage ſtehen (RG 72, 377; 104, 188), wie die gegenſtändliche Gleichartigkeit (RG Warn 1911 
Nr 365; Gruch 55, 906, wonach im Falle der Ungleichartigkeit etwa gegenſeitige Hingabe an 
Zahlungs Statt vorläge). Ausgeſchloſſen iſt im übrigen ein Aufrechnungsvertrag auch dann nicht, 
wenn die Vorausſetzungen der einſeitigen Aufrechnung gemäß $ 387 gegeben find; vielmehr 
behält er ſeine Bedeutsamkeit immer noch deswegen, weil er den Aufrechnenden des Beweiſes 
enthebt, daß feine aufgerechnete Forderung wirklich beſtand und begründet war (RG Gruch 64, 
722). Indes jedenfalls ſetzt die Wirksamkeit auch des Aufrechnungsvertrags voraus, daß ſich 
rechtsgültige Forderungen gegenüberſtehen, oder wenigſtens ſolche Forderungen, denen der Ver⸗ 
pflichtete durch ſein Anerkenntnis Wirkſamkeit verleihen kann. Daher iſt, wenn die eine Forderung 
ſchlechthin nichtig iſt, der ganze Auftechnungsvertrag gegenſtandslos und unwirkſam; liegt aber 
nur vor, daß die Gegenforderung bei Abſchluß des Vertrags noch nicht beſtand, und iſt die Ent. 
ſtehung nur ungewiß, dann kann es ſich um einen aufſchiebend bedingten Vertrag handeln (NW 
Gruch 54, 900). Anderſeits ermöglicht der Aufrechnungsvertrag auch eine vertragsmäßige Steige ⸗ 
rung der Aufrechnungsbedingungen. — Von beſonderer Bedeutung iſt der Aufrech⸗ 
nungsvertrag überall da, wo es an einer weſentlichen Bedingung für die einſeitige Aufrechnung 
fehlt, fo bei mangelnder Gegenſeitigkeit oder bei mangelnder Fälligkeit (RG 72, 378; 78, 384; 
104, 188; Warn 1912 Nr 66; JW 1913, 264); ferner, falls der einſeitigen Aufrechnung Auftech. 
nungsverbote entgegenſtehen. Will aber das Geſetz die Zuläſſigkeit der Aufrechnung ſchlechthin 
ausſchließen, wie 8 19 Gmb, dann iſt auch der Aufrechnungsvertrag wirkungslos (A6 85, 
354). Auch im Bereiche des Art 19 Durchf VO z. Aufwm® muß der Aufrechnungsvereinba⸗ 
rung die gleiche Wirkung beige meſſen werden wie der einfeitigen Aufrechnung (RG 133, 299). 
Ein Aufrechnungsvertrag iſt auch in der Anerkennung eines Kontokorrentſaldos zu 
finden. Streitig iſt, wie ſich die Rechtslage geftaltet, wenn in dem anerkannten Saldo neben 
voll klagbaren Forderungen ſich auch ſolche befinden, die klaglos ind, aber durch 
Aufrechnung erfüllt werden können. Die ältere Rechtſprechung des NG vertrat, zum 
Teil unter Heranziehung des $ 366 Abſ 2, die Auffaſſung, daß in ſolchem Falle eine verhältnis 
mäßige Verrechnung ſamtlicher Aktivpoſten auf die Paſſivpoſten zu erfolgen habe, und hat hieran 
ungeachtet der im Schrifttum erhobenen Bedenken zunächſt feſtgehalten (RG 56, 19; bo, 192; 
JW 1905, 186°°; Bankarchiv 10, 334 und LZ 4554, 1. 36; Warn 1917, 93, 3. 369). Dahingeſtellt 
ift die Richtigkeit dieſer Auffaſſung bereits in einem Urteile I 207/29 17. 12. 1930. In einem 
neueren Urteile v. 25. 3. 1931 (RG 132, 218) hat jedoch der 1. 38, ohne die Einholung a 
Entſcheidung der VerdS für erforderlich zu halten, für den Fall, daß die Salden neben voll 
wirkſamen Geſchäften auch auf erlaubte Börfentermin- und auf Spielgeſchäfte . 
bezogen haben, den Aufrechnungsvertrag dahin ausgelegt, daß die Verrechnung als nicht erſo 
anzuſehen ſei, falls der Schuldner ſich auf die Klagloſigkeit einzelner Geſchafte berufe, und dieſe 
nicht unbedenkliche, jedenfalls auf tatſächlichem Gebiete liegende Auslegung hauptſächlich nn 
mit dem „vorzuziehenden Ergebniſſe“ begründet. — Auf eine Vereinbarung, wonach der Die n 2 
verpflichtete von dem für den Dienſtberechtigten vereinnahmten Gelde ſeine Vergütung vo 
vornherein abziehen darf und nur den Überſchuß abzuliefern hat (Kürzungsrecht) 1 * 
der Dienſtberechtigte gegenüber einem Pfändungsgläubiger nicht berufen (RAS 5, 130; 6, = 
Seuffü 86 Nr 20); wenigftens gilt das für den Kleinverkehr des täglichen Lebens, währe 
es anders ſein kann in den Verhältniſſen des Großverkehrs, namentlich mit dem Auslande, 3 
welchem bargeldloſe Zahlung die Regel iſt (R 138, 257). In ſolchem Falle kann ein Aufrech 


Aufrechnung § 387 621 


nungsvertrag vorliegen, der der Pfändung vorgeht (RG aad.). — Anderſeits kann auf die 
Aufrechnung auch wirkſam verzichtet werden, und ein ſolcher Verzicht iſt auch gegenüber dem 
Art 19 Durchf V zum Aufwch wirkſam (RG 124, 12). Ein ſolcher Verzicht liegt insbeſondere 
in dem vorbehaltloſen Anerkenntnis einer abgetretenen Forderung durch den Schuldner 
gegenüber dem neuen Gläubiger, wie auch in der vorbehaltloſen Erklärung des Schuldners 
als Drittſchuldner gegenüber dem Pfändungsgläubiger gemäß $ 840 ZPO (RG 41, 419; 
RR 1929, 1567). Auch für den Fall der vertragsmäßigen Verpfändung einer Forde⸗ 
rung muß gleiches jedenfalls dann gelten, wenn der Schuldner gewußt hat, daß der Pfand⸗ 
gläubiger infolge des Anerkenntniſſes auf das Beſtehen der Forderung vertraute (HRR aaO.) .— 
Ein Verzicht iſt regelmäßig in der Ausbedingung ſofortiger Barzahlung zu finden (RG 8. 6. 10 
V 514/09). Hierbei handelt es ſich jedoch nicht um einen entſprechenden Rechtsſatz; ob ein Ver⸗ 
zicht in ſolcher Abrede zu finden iſt, muß vielmehr Sache der Auslegung in jedem einzelnen Falle 
bleiben RG 20. 12. 19 V 290/19). In RG Warn 1926 Nr 95 iſt freilich in Form eines Rechts⸗ 
ſatzes ausgeſprochen, aus der Abrede der Vorauszahlung des Preiſes ſei der Ausſchluß der Auf- 
rechnungsbefugnis noch nicht zu folgern; vgl. auch Warn 1917 Nr 162. Der Verzicht gilt jedoch 
nicht, wenn der Gegner wegen Betrugs ſchadenserſatzpflichtig geworden iſt und der Betrogene 
mit dieſer Erſatzforderung aufrechnet (RG 60, 296). Für den Konkursfall kann ein Aufrech⸗ 
nungsverzicht regelmäßig nicht als vereinbart gelten (RG in HRR 1929, 1428). Doch iſt dieſe 
Frage im Einzelfalle Sache tatſächlicher Würdigung; daß eine Rechtsvermutung in dieſem Sinne 
beſtehe, iſt in einer älteren Entſcheidung (RG 60, 357) verneint. — Gegenſeitige Forderungen 
unter mehr als zwei Perſonen (A hat eine Forderung an B, B an C und C wiederum an A) 
können, abgeſehen von dem Mittel der Abtretung, Schuldübernahme oder Anweiſung, auch auf 
Grund alkelttger Vereinbarung zur aufrechnungsmäßigen Ausgleichung gebracht werden 
(Skontration). Darauf beruht der ſog. Clearingverkehr der Abrechnungsſtellen an den Börſen⸗ 
plätzen (vgl. auch zu § 764), 

Über das Verhältnis zwiſchen Zurückbehaltung und Aufrechnung vgl. 8 273 A 1 Abſſ2 und 
RG 85, 110. 

2. Die (außervertragliche) Aufrechnung iſt nur unter den nämlichen Perſonen möglich, die 
einander Leiſtungen ſchulden (compensatio fit inter easdem partes), wobei es jedoch lediglich 
auf den Zeitpunkt der Aufrechnung ankommt, ſo daß es gleichgültig iſt, ob die gegenſeitige 
Gläubigerſchaft und Schuldnerſchaft von Anfang an beſtanden hat oder ob fie exit jpäter 
im Wege der Übertragung oder durch Schuldübernahme entſtanden war. Der rechtsgeſchaft⸗ 
lichen Übertragung gemäß $ 398 ſteht in dieſer Hinſicht die Verpfändung nach § 1275 
ſowie die Überweiſung nach $ 835 380 gleich. Der Schuldner einer verpfändeten For- 
derung kann mit ſeiner Forderung gegen den die Forderung gemäß § 1282 einziehenden 
Pfandgläubiger aufrechnen (RG 58, 108; 84, 13). Die Aufrechnungsmöglichkeit gegenüber 
dem Pfandgläubiger ſowie anderſeits durch dieſen gegenüber dem Schuldner iſt gemäß § 1282 
gegeben, ſobald die Vorausſetzungen des 9 1228 Abſ 2 erfüllt find (RG 58, 108). Das Er⸗ 
fordernis der Gegenſeitigkeit iſt im übrigen ein derartig unbedingtes, daß die einſeitige Auf⸗ 
rechnung mit einer fremden Forderung ſelbſt dann unſtatthaft iſt, wenn deren Inhaber in ſie 
einwilligt (RG 78, 382; Warn 1917 Nr 136). Doch beſteht die Möglichkeit, mittels eines Auf- 
rechnungsvertrags mit dem Glaubiger auch durch Aufrechnung einer eigenen Forderung eine 
fremde Schuld zu tilgen (RG 72, 377; Warn 1912 Nr 66). Auch ein Geſamtſchuldner kann 
nicht mit der dem andern Geſamtſchuldner zuſtehenden Forderung einſeitig aufrechnen ($ 422 
Abſ 2). Ebenſowenig ein Schuldner mit einer ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zuſtehen⸗ 
den Forderung gegen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört ($ 719 Abſ 2). Wohl 
aber kann der wegen einer Geſellſchaftsſchuld perſönlich in Anſpruch genommene Geſ ellſchafter 
mit einer Geſellſchaftsforderung aufrechnen, falls er die Vertretungsmacht beſitzt (vgl. zu $ 719), 
da hier das Erfordernis inter casdem personas erfüllt iſt. Unzuläſſig ift auch die Aufrechnung 
mit einer Forderung an die Perſon des Vorerben gegen eine Forderung der Erbſchaft (RG 80, 30; 
vgl. $ 394 A 1), ſowie die Aufrechnung des Bürgen gegen die Forderung des Gläubigers mit 
einer Forderung des Hauptſchuldners (RG 53, 403; 59, 210; 122, 147; JW 1912, 7491), wie 
endlich auch die Aufrechnung des Eigentümers der Pfandſache ($ 1211) mit einer Forderung des 
Schuldners (RG Warn 1912 Nr 303); ferner die Aufrechnung einer Forderung an den Nieß⸗ 
braucher gegenüber einer Schuld, die zugunſten des Inhabers der mit dem Nießbrauche belaſteten 
Forderung beſteht (RG 103, 29). Dem Eigentümer der Pfandſache wie dem Bürgen ſteht nur 
die verzögerliche Einrede der Leiſtungsverweigerung nach §8 770 Abſ 2, 1137, 1121 zu, ſolange 
ſich der Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine Forderung des Hauptſchuldners befriedigen kann 
(RG 122, 147). Dagegen erliſcht durch die Aufrechnungserklärung des Hauptſchuldners, ſofern 
die aufgerechnete Gegenforderung zu dieſer Zeit beſteht, auch die Bürgſchaftsſchuld ($ 767) und 
kann dieſe auch durch einen nachträglichen Verzicht des Hauptſchuldners auf die Aufrechnung 
oder durch ein zwiſchen ihm und dem Glaubiger ergehendes rechtskräftiges Urteil, das dem Haupt⸗ 
ſchuldner die behauptete Gegenforderung abſpricht, nicht wieder aufleben (RG 122, 148, vgl. 
auch zu § 768 A 1). Gegen die auf § 670 geſtützte Erſtattungsforderung des Bürgen kann 
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der Hauptſchuldner nicht mit einer Gegenforderung, die ihm gegen den Gläubiger zuſteht, auf⸗ 
rechnen; wohl aber unter Umſtänden geltend machen, daß er bereits vor der Zahlung des Bürgen 
die Aufrechnung erklärt hatte und daß der Bürge nach Treu und Glauben verpflichtet geweſen 
wäre, den daraus ſich ergebenden Einwand dem Gläubiger entgegenzuſetzen (RG 59, 207). Wird 
eine Forderung durch ein Rechtsgeſchäft abgetreten, das nach dem Anfechtungsgeſetze anfechtbar 
ift, und ficht ein Gläubiger des Zedenten das Geſchäft wirklich an, fo kann der Zeſſionar gegen 
ihn mit einer Forderung des Zedenten nicht aufrechnen (RG 9. 1. 06 WII 225/05 und 30. 10. 06 
VII 644/05). Gegen jeine Schuld aus dem Meiſtgebote kann der Erſte her mit einer 
Forderung an die zur Hebung gekommenen Gläubiger grundſätzlich erſt aufrechnen, wenn dieſen 
die Forderungen an ihn gemäß § 118 ZUG überwieſen find, weil die Gläubiger vorher nicht 
perſönliche Gläubiger des Erſtehers geworden find (R& 64, 308; 84, 12). Vor der Überweisung 
hat jedoch der Erſteher gegenüber dem Hypothekengläubiger oder dem Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſchuldner, der eine Eigentümergrundſchuld und damit ebenfalls ein Pfandrecht an dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe geltend macht, bereits die rechtlich begründete Ausſicht auf die Möglichkeit der 
Aufrechnung mit einer Gegenforderung gegen dieſen, die ihm durch Abtretung nicht entzogen 
werden kann ($ 406), und daher kann der Erſteher von der Aufrechnung auch gegenüber dem 
Dritten Gebrauch machen, dem die Forderung gegen ihn aus dem Meiſtgebote auf Grund einer 
Abtretung des Hypothekengläubigers oder Eigentümers oder auf Grund einer von ihm gegen 
dieſen betätigten Forderungspfändung vom Vollſtreckungsgerichte übertragen worden iſt (RG 
84, 8; 136, 324; dgl. auch zu 8 406 A 1 und zu $ 392 A 1. Wird die Aufrechnung ſchon vor der 
Überweiſung widerſpruchslos zugelaſſen, jo kann hierin möglicherweiſe zugleich eine ſtillſchwei⸗ 
gende Überweiſung gefunden werden (RG JW 1910, 15822). Kann im Falle der bloßen Inkaſſo⸗ 
zejlion zum Zwecke der Einziehung der Schuldner dem Inkaſſozeſſionar gegenüber mit feinen 
Forderungen an den Zedenten, auch über § 406 hinaus, aufrechnen? In RG 8. 6. 10 V 514/09 
als zweifelhaft angeſehen. Die Frage iſt zu bejahen, da der Zeſſionar gegebenenfalls die Geſchäfte 
des Zedenten führt und die Abtretung nur eine beſondere Art der Ermächtigung darſtellt; vgl. 
9398 A1 Abſ 3. — Eine Ausnahme erleidet der Grundſatz „inter easdem partes“ nur in den 
Fallen der $$ 268, 1142, 1224, 1249 (vgl. $ 268 A 2 u. zu 9 1142); ferner im Falle der Zeſſion 
gemäß $ 406 zugunſten des Schuldners. Nach der ausdrücklichen Beſtimmung des $ 1142 Abſ 2 
iſt der Grundſtückseigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner ift, berechtigt, gegen eine 
Hypothekenforderung aufzurechnen, und gemäß $ 1192 muß dasſelbe auch hinſichtlich einer Grund 
ſchuld gelten, wiewohl hier lediglich eine Verpflichtung auf Zahlung aus dem Grundſtück befteht 
(RG 2. 12. 05 V 207/05 und JW 1910, 7042). Dagegen kann nicht der Hypotheken ⸗ oder Grund« 
ſchuldgläubiger mit ſeiner dinglichen Forderung gegen eine perſönliche Forderung des Eigen- 
tümers aufrechnen (RG Warn 1914 Nr 323). Mit Anſprüchen, die fih nur gegen den Fidei⸗ 
kommißbeſitzer perſönlich richten, kann gegen Fideikommißforderungen nicht aufgerechnet 
werden lebenſowenig iſt Zwangsvollſtreckung in das Fideikommißvermögen oder Zurückbehaltung 
der Fideikommißforderung, $ 273, möglich, RG 19. 3. 25 IV 526/24; vgl. $ 273 A 1 Abſ 4). — 
Über die ausnahmsweiſe Befugnis des Mannes, mit Forderungen der Frau gegen Forde 
rungen an dieſe aufzurechnen, vgl. 1376 Nr 2. Wegen der Befugnis des Dritten, zu deſſen 
Gunſten eine Leiſtung im Sinne des $ 328 verſprochen worden ift, das ihm dadurch 
erwachſene Recht gemäß § 333 dem Verſprechenden gegenüber zurückzuweiſen, um die Auf⸗ 
rechnung der Forderung aus dem Verſprechen gegen eine ihm gegentiber dem Verſprechenden 
zuſtehende Forderung zu verhindern, vgl. zu § 333 A 1. 

3. Das Erfordernis der Gleichartigkeit erſtreckt ſich nur auf den Gegenſtand, nicht auf den 
Grund der beiderſeitigen Forderungen (M 2, 104; RG Warn 1911 Nr 365; RG 52, 306). 
Gleichartigkeit des Gegenſtandes kann niemals gegeben ſein, wenn beſtimmte Sachen oder nicht 
vertretbare Handlungen gegenſeitig zu“ leiſten find. Ebenſowenig dann, wenn es ſich einerſeits 
um eine Geldſchuld und anderſeits um eine Gewährungs⸗ oder Verſchaffungspflicht, mag dieſe 
auch auf Geld gerichtet fein, oder um eine Leiſtung handelt, die ein Tun zum Gegenſtande hat. 
Daher ſoll der Verwahrer oder der Beauftragte nicht gegen ſeine Verpflichtung, die verwahrte 
Sache oder das in Ausführung des Auftrags Empfangene (auch wenn es Geld iſt!) an den Ver⸗ 
wahrer oder an den Auftraggeber herauszugeben (9 695, 667), mit einer Geldforderung aufrechnen 
können (M2, 105). Ungleichartig ſind Forderungen beiſpielsweiſe auch dann, wenn die eine 
leine Wechſelforderung) auf Zahlung ſchlechthin und die andere auf Gewährung des vertragsmäßig 
verſprochenen Darlehns gerichtet iſt (RG 52, 306), weiter der Anſpruch auf Zahlung einer Summe 
und der Anſpruch auf Schuldbefreiung (RG JW 1910, 3325). Regelmäßig kann Gleichartig⸗ 
keit daher nur vorliegen bei Gaktungsſchulden (5243). Gleichartigkeit kann indeſſen 
nach der Verkehrsanſchauung, falls nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, auch angenommen 
werden in Anſehung einer Geldforderung und anderſeits einer ſolchen, die auf Wertpapiere 
gerichtet iſt (RG Warn 1912 Nr 202). Sie beſteht endlich auch dann, wenn ein Geldbetrag wegen 
Zweifelhaftigkeit der Perſon des Berechtigten hinterlegt iſt und alsdann beide Prätendenten den 
Betrag für ſich in Anſpruch nehmen, indem ſie wechſelſeitig die Einwilligung in die Auszahlung 
fordern, und nunmehr der eine von ihnen mit einer Geldforderung gegen den andern aufrechnet 
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(JW 1912, 6358). Gegen eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Geldforderung, die 
der Schuldner nach dem Regelfalle des § 244 in deutſcher Währung zu zahlen berechtigt iſt, kann 
er auch mit einer ihm gegen den Gläubiger in deutſcher Währung zuſtehenden Forderung auf- 
rechnen, unter Umrechnung nach dem Kurſe zur Zeit der Aufrechnungserklärung ($ 388; RG 
106,99). Dagegen wird die Aufrechnung zwiſchen Effektivforderungen in ausländiſcher 
Währung ($ 244 A 2) und Forderungen in deutſcher Währung wegen Ungleichartigkeit ihres 
Gegenſtandes ausgeſchloſſen ſein. Da für die Aufrechnung lediglich der Zeitpunkt der Er⸗ 
klärung maßgebend iſt (RG 73, 141; Warn 1911 Nr 365), ſo beſteht hinſichtlich des Erforder⸗ 
niſſes der Gleichartigkeit kein Anſtand mehr, falls eine Speziesſchuld zur angegebenen Zeit bereits 
in eine auf Geld gerichtete Schadenserſatzforderung übergegangen iſt (NG 73, 141; JW 1911, 
7115). Daher beſteht auch Gleichartigkeit der Forderungen, wenn der Übernehmer eines Ver⸗ 
mögens, der dieſes bereits verſilbert hat, jetzt gemäß $ 419 in Verb. mit $ 1990 auf Befriedigung 
aus dieſem Erlöſe in Anſpruch genommen wird, und er anderſeits gegen den Forderungsberech⸗ 
tigten eine Geldleiſtung geltend macht (RG 82, 276). Ebenſo, wenn im Konkurſe dem Anfech⸗ 
tungsanſpruche des Konkursverwalters auf Rückgewähr von Vermögensſtücken zur Maſſe 
(837 KO), ſoweit dabei Geldzahlungen in Betracht kommen, Gegenforderungen auf Geldzahlung 
gegenüberſtehen (RG 136, 161). Ungleichartigkeit in Hinſicht auf Nebenbeſtimmungen 
(Zeit-, Ortsbeſtimmungen), ift im Sinne des $ 387 bedeutungslos (RG JW 1911, 711°). Eine 
Kaufpreisforderung, die nur Zug um Zug gegen die noch zu machende Leiſtung geltend 
gemacht werden kann, iſt jedoch gegenüber einer unbedingten Geldforderung nicht aufrechnungs⸗ 
fähig (RG 1326/25, 14. 4. 26). Eine bereits rechtskräftig zuerkannte Forderung iſt gemäß § 389 
BB und § 767 3 einer nachträglichen Geltendmachung der Aufrechnung einer vorher 
beſtandenen und aufrechnungsfähig geweſenen Forderung entzogen (RG Warn 1913 Nr 389). 
Gemäß § 54 KO wird die Aufrechnungsbefugnis eines Gläubigers des Gemein- 
ſchuldners nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß zur Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens 
jeine Forderung nicht auf Geld gerichtet war. 

4. Forderung gegen Forderung. Das Gegenüberſtehen der beiden Forderungen bewirkt 
an ſich noch kein Erlöſchen der einen und der anderen; den Saß „ipso jure compensatur“ hat 
das BGB nicht aufgenommen (RG 66, 272; vgl. auch 9 389 A 1). Es bedarf vielmehr zur Aus⸗ 
löſung der Aufrechnungswirkung der „Aufrechnung“, einer Rechtshandlung des Gläubigers der 
einen Forderung, der dieſe (oder mit dieſer) gegen die andere, deren Schuldner er iſt, aufrechnen 
und dadurch beide, ſoweit fie ſich decken, zum Erlöſchen bringen will. Beide Forderungen, ſowohl 
die Hauptforderung, „gegen“ die aufgerechnet wird, wie die Gegenforderung, „mit“ der auf- 
gerechnet wird, müſſen bereits entſtanden (RG SeuffA 60 Nr 50) und müſſen grund ſätzlich auch 
klagbar ſein. Beiden Teilen muß auch das Verfügungsrecht über ihre Forderungen zuſtehen (was 
beiſpielsweiſe beim Nießbrauchsberechtigten nicht der Fall; RG 103, 29). Das Geſetz ſetzt eine 
„gebührende“ und anderſeits eine „obliegende“ Leiſtung voraus. Mit einer nichtigen Forde⸗ 
rung, insbeſondere einer ſolchen, die aus einem wider die guten Sitten verſtoßenden Vertrage 
herrührt, kann einſeitig nicht aufgerechnet werden; ebenſowenig mit einer zwar nicht nichtigen, 
aber klagloſen (88 134 A 4, 762, 656), ſofern nicht die Aufrechnung durch das Geſetz ausdrücklich 
geſtattet wird (§ 390, Börſch 9 56). Ebenſowenig gegen eine nichtige Forderung, da hier nur auf 
der einen Seite eine Forderung ſteht, deren Aufopferung einen Erlaß bedeuten würde, der nach 
9.397 eines Vertrages bedarf. Dagegen bringt die vertragsmäßig erfolgende Aufrechnung 
die aufgerechnete Forderung auch dann zum Erlöſchen, wenn die Gegenforderung nicht beſteht, 
vorbehaltlich eines Bereicherungsanſpruchs (NG 63, 190). Auch die vereinbarte Aufrechnung 
verlangt aber eine materiell begründete Forderung, mit der aufgerechnet werden ſoll (2. 5. 14 
V 567/13). — Erforderlich iſt auch, daß die Forderung bereits wirkſam entſtanden iſt, zu⸗ 
treffendenfalls alſo, daß die Bedingung bereits eingetreten iſt. Daher ift auch eine erſt für den Fall 
der Entſtehung der Hauptforderung im voraus erklärte einſeitige Aufrechnung wirkungslos (RG 
JW 03 Beil 124275; vgl. 5 388 Satz 2 u. A 2 dazu). Nur der 9 54 K O geftattet die Aufrechnung mit 
noch bedingten Forderungen ſowie gegen ſolche (RG JW 1912, 635°). Zur Aufrechnung unge ⸗ 
eignet iſt auch eine Forderung, die nur auf einer erſt vorläufig vollſtreckbaren behördlichen Ver⸗ 
fügung (einer Verwaltungsbehörde) beruht; ermeift ſich die Verfügung demnächſt als ungeſetzlich, 
dann hat die Forderung in Wirklichkeit überhaupt niemals beſtanden (RG JW 1913, 131°). Im 
Falle des $ 19 Abſ 2 Gef betr. Geſellſchaften m. b. H. iſt auch die vertragsmäßige 
Aufrechnung gegen die Forderung auf Einzahlung der Einlage nur unter beſondern Umſtänden 
zuläſſig (RG 85, 352). Auf Nachſchußverbindlichkeiten ($$ 23ff. GmbchGeß) bezieht ſich das 
Aufrechnungsverbot des § 19 GmbHGef nicht (RG 133, 298). Wegen der Ausſetzung des 
Verfahrens bis zur Entſcheidung der Verwaltungsbe hörde über die Begründetheit der Gegen⸗ 
forderung vgl. RG 77, 412. Für den Fall, daß einer Forderung eine Einrede entgegensteht, vgl. 
die Ausführungen zu $ 390. „Gegen“ eine zwar nicht nichtige, aber klagloſe Hauptforde⸗ 
rung ift die Aufrechnung nach den Grundſäßen der $$ 762 Abi 1 Satz 2 u. 656 Abſ1 Saß 2 
wirkſam. — Daß die Forderung, die (mit der) aufgerechnet werden ſoll, Heiner ift als die Gegen⸗ 
forderung, ſchließt das Recht zur Aufrechnung nicht aus. Unſtatthaft iſt es aber, nur mit einem 
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Teile einer Forderung aufzurechnen, wenn dem Gläubiger aus der wiederholt nur teilweiſe 
erfolgenden Tilgung ſeiner Gegenforderung Beläſtigungen erwüchſen, die er nicht zu dulden 
braucht; es folgt das aus den Grundſätzen der $$ 266, 242, wonach der Gläubiger gegen Beläſti⸗ 
gungen, die Teilleiſtungen mit ſich bringen, geſchützt fein ſoll (RG 79, 359; die Gegenforderung 
war hier eine Hypothekenforderung, weshalb die 88 1144, 1445 mit berückſichtigt wurden). — 
Zulaſſig iſt die Aufrechnung gegen Ansprüche auf Schadenserſatz aus $ 717 Abf 2 3PO (RG 76, 
406). Gegen Forderungen öffentlich-rechtlichen Charakters iſt eine Aufrechnung jeden⸗ 
falls inſoweit unzuläffig, als das Geſetz, auf dem die Abgabepflicht beruht, die Barzahlungspflicht 
vorſieht und ſo die Aufrechnungsmöglichkeit, wenn auch nur mittelbar, ausſchließt (RG 22. 1. 09 
VII 171/08); die dort unentſchieden gelaſſene Frage, ob der gemeinrechtliche Grundſatz, daß 
gegen ſteuerrechtliche Forderungen des Staates die Aufrechnung unzuläſſig ſei, im gegenwärtigen 
Rechte noch Geltung habe, iſt für Reichsſteuern durch die inzwiſchen in Kraft getretene RAbg O 
($ 103) dahin geregelt worden, daß die Steuerpflichtigen berechtigt ſind, mit unbeſtrittenen 
und mit rechtskräftig feftgeftellten Gegenforderungen aufzurechnen. Es ift nicht erforderlich, 
daß der Gegenanſpruch ſich gegen die Finanzverwaltung richtet. Umgekehrt kann auch das Reich 
ſeine Steuerforderung gegen Anſprüche des Steuerſchuldners aufrechnen. Die Aufrechnung des 
Steuerſchuldners kann nicht im Veranlagungs- oder im Rechtsmittelverfahren geltend gemacht 
werden, wohl aber im Hebungs- und gegebenenfalls im Vollſtreckungsverfahren (RTH 9, 55; 
12, 182; 16, 150). Entſprechendes wird jetzt auch für Landes-, Gemeinde- und Kirchenſteuern 
zu gelten haben, auch ſoweit nicht in den betreffenden Geſetzen die Anwendung der RAbg0O aus- 
drücklich angeordnet iſt. — Nicht um Aufrechnung handelt es ſich, wenn gegenüber der Forderung 
auf eine Geldleiſtung aus einem gegenſeitigen Vertrage Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung ($$ 325, 326) geltend gemacht wird; in ſolchem Falle geht der Einwand vielmehr dahin, daß 
die Forderung aus dem Vertrage erloſchen ſei und nur noch als Rechnungsfaktor in Betracht 
komme (Differenztheorie, vgl. zu $ 325 A 1a); die beſonderen Vorausſetzungen der Aufrechnung 
brauchen deshalb nicht vorzuliegen (RG 83, 281; HRR 1929, 1207; vgl. auch zu $ 406 A 1). 
Ebenſo Warn 1914, 329 für Schadenserſatzanſprüche und Vertragsſtrafen. 

5. Fälligkeit der (eignen) Forderung, die der Erklärende aufrechnen will, iſt unbedingtes 
Erfordernis, ſofern nicht der Aufrechnungsgegner der Aufrechnung trotz mangelnder Fälligkeit 
der Forderung (wenn auch nur ſtillſchweigend) zuſtimmt (RG 104, 188). Hinſichtlich der Forde⸗ 
rung des andern Teiles, gegen welche die Aufrechnung erklärt wird, genügt dagegen, daß der ſie 
Erklärende, wenn auch noch nicht verpflichtet, jo doch gemäß $ 271 Abſ 2 bereits zu leiſten berechtigt 
iſt und daß daher der Berechtigte die Leiſtung bereits annehmen muß (8 271 A 3). Über den Begriff 
Fälligkeit vgl. 9 198 A 2 und § 271 A 1. Eine vor der Fälligkeit erklärte Aufrechnung iſt auch 
dann unwirkſam, wenn der andere Teil nicht ausdrücklich widerſprochen hat, ohne aber, wenn 
auch nur durch ſchlüſſige Handlungen, ſich mit dem Abſchluſſe eines Aufrechnungsvertrages (A 1) 
einverſtanden zu erklären; es bedarf dann nach Eintritt der Fälligkeit einer neuen Erklärung 
(R6 3. 10. 08 V 564/07 in Verbindung mit RG 104, 188). Ein Geſellſchafter kann bei feinem 
Ausſcheiden aus der Geſellſchaft vor Beendigung der Auseinanderſetzung das ihm nach ſeiner 
Berechnung auf Grund des Geſellſchaftsvertrages zukommende Abfindungsguthaben nicht gegen 
Forderungen, die der Geſellſchaft gegen ihn zuſtehen, aufrechnen (RG 118, 299). ; 

6. Weitere allgemeine Erforderniſſe als die zuvor behandelten hat das Geſetz für die ein- 
ſeitige Aufrechnung nicht aufgeſtellt; die 98 390, 392—395 geben nur beſondere Ausſchließungs⸗ 
gründe. Insbeſondere verlangt das Geſetz nicht rechtlichen Zuſammenhang zwiſchen den 
Forderungen, auch nicht Identität des Leiſtungsortes, F 391; auch muß die Forderung nicht 
bereits anerkannt oder ſonſt liquid ſein. Von Bedeutung iſt dies nur für die Behandlung der 
Aufrechnung im Prozeſſe. Vgl. dazu die 98 145 Abſ 3, 302, 322 3PO. — Über die Aufrechnung 
mittels Kontokorrents vgl. $ 356 HOB (RG 76, 330), über die Aufrechnung im Konkurſe die 
$$ 21, 53 —56, 199 KO und RG 56, 362 u. 46, 98. Bei einem Kontokorrent, das verbotene 
Börſentermingeſchäfte enthält, iſt inſoweit ſowohl die Anerkennung des Saldos wie auch die auf 
ſolche Geſchäfte ſich erſtreckende Verrechnung ungültig; die Börſentermingeſchäfte müſſen daher 
bei Feſtſtellung des Saldos ausſcheiden (NG JW 1912, 8556; vgl. auch A 1 Abſ 1). 

7. Übergangs recht. Iſt eine Forderung vor dem 1. Januar 1900 entftanden, die Aufrechnung 
aber nachher erklärt, fo beurteilt ſich ihre Aufrechnungsfähigkeit nach dem früheren Rechte (RG 
50, 37; JW 07, 51019), das Aufrechnungsgeſchäft ſelbſt dagegen nach dem BGB (RG 57, 99). 


§ 388 
Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile). 
Die Erklärung iſt unwirkſam, wenn fie unter einer Bedingung oder einer Zeit 
beſtimmung abgegeben wirde)s). 
E 1 282; M 2 106; P 1 365. 
1. Die Aufrechnungserklärung (vgl. § 387 A 4) iſt eine einfeitige, empfangsbedürftige (88 131, 
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132) rechtsgeſchäftliche Erklärung, die mit Zugang an den andern Zeil oder an denjenigen, der 
über die Forderung des andern Teiles zu verfügen befugt iſt (RG 56, 364; ZW 07, 7428), wirkſam 
und damit unwiderruflich wird. Sie braucht nicht ausdrücklich abgegeben zu werden. So wurde 
ſchon in einer Erklärung des Schuldners gegenüber dem Gläubiger, daß er „dieſem nichts mehr 
ſchuldig fein wolle und ſogar noch Geld dazu verlange“, eine Aufrechnung gefunden (RG 59, 211), 
und desgleichen in Geltendmachung des Zurückbe haltungsrechts oder der Leiſtungsverweigerung 
gegenüber einer gleichartigen Schuld (RG 83, 140; 94, 310; Gruch 53, 919; Warn 08 Nr 550). 
Vgl. 9273 A1 Abſ2 und unten A2. Durch bloße Umbuchung in den Büchern desjenigen Teils, der 
aufrechnen will, ohne Mitteilung an den anderen Teil, kann eine Aufrechnung nicht zuſtande kommen 
(RG in HRR 1929, 1993). Eine Abmachung, daß der Schuldner ſeine Schuld durch gewiſſe Leiſtungen 
(Dienſtleiſtungen) abverdienen ſolle, enthält im voraus einen Aufrechnungsvertrag, ſo daß es 
einer ſpäteren Aufrechnungserklärung nicht mehr bedarf (RG 10. 1. 08 VII 133/07). — Die Auf⸗ 
rechnungserklärung kann außerhalb wie innerhalb eines Prozeſſes abgegeben werden, 
und im letzteren Falle kommt ſie ſowohl materiell wie als Prozeßhandlung in Betracht. Vgl. 
das Nähere hierüber, insbeſondere auch über die Befugnis der Prozeßvertreter zur Abgabe und 
Empfangnahme der Erklärung, Vorbem 8 vor § 104. Im Prozeſſe muß die Aufrechnung in 
dem Verfahren über den Grund des Anſpruchs ($ 304 ZPO) erledigt werden (RG Gruch 64, 501; 
R 123, 6). Geltendmachung der Aufrechnung mit der Vollſtreckungsgegenklage, 767 
PO; R 64, 229; JW 1913, 103 u. 929; Gruch 58, 488; vgl. auch zu $ 389 A 3). 

2. Die Erklärung darf nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben 
werden, da ſie ſonſt den Zweck, die Schuld ſofort mit der Erklärung zum Erlöſchen zu bringen, 
nicht erfüllen könnte. Keine Bedingung im Sinne des Paragraphen, ſondern eine bloße Rechts⸗ 
bedingung iſt es jedoch, wenn die Aufrechnung für den Fall erklärt wird, daß die Gegenforderung 
beſteht (Eventualaufrechnung), da in dieſem Falle die Wirkſamkeit der Erklärung nicht von einem 
zukünftigen ungewiſſen Ereigniſſe, ſondern nur von der Aufklärung eines jetzt bereits beſtehenden 
Zuſtandes, von dem ihre Wirkſamkeit ohnedies abhängig iſt, noch ausdrücklich abhängig gemacht 
iſt; Mot. 2, 108; Prot J S. 356, 366; RG 57, 101; 97, 273; JW 1914, 77). Über die Behand⸗ 
lung der Eventualaufrechnung im Prozeſſe vgl. A 3. Wohl aber iſt unwirkſam die Erklärung der 
Aufrechnung für deu Fall, daß die Forderung demnächſt entſtehen werde, weil hierin eine echte 
Bedingung enthalten ſein würde (RG ZW 03 Beil 12475). Eine bedingte und daher unzu⸗ 
läffige Aufrechnung fol unter Umſtänden auch in der Geltendmachung eines Zurück- 
behaltungsrechts aus $ 273 liegen, wenn ſich beiderſeits Geldforderungen gegenüberſtehen; 
vgl. zu § 273 A 1 Abſ 2. — Die Vorſchrift des § 388 Satz 2 gilt nur für die einſeitige Auf⸗ 
rechnung; in einem Aufrechnungsvertrage (vgl. zu §387 A 1) können auch bedingte oder be⸗ 
friſtete Aufrechnungserklärungen abgegeben werden (RG 132, 221). 

3. Eventualaufrechnung im Prozeſſe. Sie iſt gegeben, wenn der Beklagte die Klage forderung 
beſtreitet, etwa auch ſelbſtändige Einreden gegen ſie vorbringt, dabei jedoch zugleich vom Einwande 
der Aufrechnung Gebrauch macht. Über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Prozeßverteidigung herrſcht fait 
ausnahmslos Einverſtändnis; vgl. A 2. Wie aber hat der Prozeßrichter zu verfahren, wenn der Kläger 
die erſt im Prozeſſe zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung anerkennt, während die Klageforde⸗ 
rung beſtritten iſt? Darf er die Klage jetzt ohne weiteres abweiſen? Oder muß er zuvörderſt durch 
Beweiserhebung das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Klageanſpruchs erörtern? Das ift die Streit 
frage zwiſchen der ſog. Klageabweiſungs⸗ und der Beweiserhebungstheorie (vgl. die Überfichten bei 
Oertmann und Staudinger A 2 zu $388). Es find zwei Fälle auseinanderzuhalten: a) Der Beklagte 
will nur eine Eventualaufrechnung erklären, die zuläffig iſt (A 2), er will alſo den Aufrechnungs⸗ 
einwand dem Gerichte nur für den Fall unterbreiten und feine Forderung nur in dem Falle auf. 
opfern, daß das Gericht die von ihm beſtrittene Forderung des Klägers als begründet anſieht 
(RG 79, 26). Dieſer Fall wird regelmäßig zu unterftellen ſein. Alsdann hat aber ſeine Erklärung 
nur die gleiche Bedeutung wie jede andere im Prozeß zuläſſige Eventualerklärung; ſie kann vom 
Gericht nur gewürdigt werden, wenn die Rechtsbedingung, unter der ſie abgegeben, eingetreten, 
alſo feſtgeſtellt iſt, daß die Klage forderung ſich als begründet erweiſt. Bis das der Fall, iſt der 
Aufrechnungseinwand noch nicht derartig zum Gegenstande der Verhandlung gemacht worden, 
daß das Gericht ihn ſchon jetzt berückſichtigen dürfte (RG 7. 1. 22 V 530/21). Auf dem Stand- 
punkte der Beweiserhebungstheorie in dieſem Sinne ſteht denn auch das Reichsgericht in ftändiger 
Rechtſprechung (RG JW 1902, 544° und die dort angeführten Entſcheidungen; RG 80, 166). 
Wenn dabei nicht jedesmal hervorgehoben worden iſt, daß die Aufrechnung nur als eventuelle 
erklärt worden ſei, ſo erklärt ſich das daraus, daß dieſe Art der Aufrechnung, falls die Klageforderung 
bestritten wird, in aller Regel der Sachlage entſprechen und daher durch Auslegung als Erklarungs⸗ 
inhalt feſtzuſtellen ſein wird, da nicht anzunehmen iſt, daß der Beklagte ſeine Forderung gegen 
eine von ihm beſtrittene Forderung des Klägers habe aufopfern wollen. Es muß alſo in dieſem 
Falle Beweis über die Klageforderung erhoben werden. Gleiches muß ſelbſtverſtändlich gelten, 
wenn der Beklagte eine prozeſſual und materiell wirſſame Auftechnungserklärung überhaupt 
noch nicht abgegeben, ſondern nur, etwa in einem vorbereitenden Schriftſatze oder auch in der 
mündlichen Verhandlung, angekündigt hat, daß er eine ſolche Erklärung abgeben werde, falls 

Gew, Kommentar von Reichsgerichtsräten. I. Bd. 8. Aufl. Michaelis.) 40 


626 Recht der Schuldverhältniſſe Erlöſchen der Schuldverhältniſſe 


die Klageforderung bewieſen werden ſollte. b) Möglich iſt immerhin auch der zweite Fall: daß 
nämlich der Beklagte zwar die Klageforderung beſtreitet, aber daneben zugleich, und zwar nicht 
im Eventualverhältnis, die Aufrechnung erklärt. Eine derartige Verteidigung wäre zwar eine 
wide rſpruchsvolle; aber auch ſolche find prozeſſual nicht unbeachtlich. Sie könnte auch unter 
Umſtänden einen vernünftigen Sinn haben, indem es dem Beklagten wegen Vermögensloſigkeit 
des Klägers nicht darauf ankäme, ſeine Gegenforderung aufzuopfern, und er nur die Abweiſung 
der Klage auf alle Fälle erreichen, aber doch die Klageforderung nicht anerkennen wollte. Zu 
dem gleichen Zwecke iſt es aber auch denkbar, daß der Beklagte erklärt, für den Fall, daß er dadurch 
die ſofortige Abweiſung der Klage erreichen könne, wolle er die Klageforderung anerkennen; ein 
ſolches bedingtes Anerkenntnis iſt zuläſſig (RG 42, 322). Liegt ein ſolcher Fall vor, jo hat 
das Gericht, ohne darauf einzugehen, ob die Klageforderung abgeſehen von der Aufrechnung 
beſtehen würde, die Klage auf Grund der liquiden oder als begründet befundenen Gegenforderung 
abzuweiſen (RG 42, 322). Durch Auslibung des Fragerechts wird das Gericht meiſt in der Lage 
ſein, Klarheit darüber zu ſchaffen, ob die Aufrechnungserklärung in einem ſolchen Sinne e 
iſt. Aus der Erklärung des Beklagten, daß er unbedingt aufrechne, ohne weiteres zu ſchließen, 
daß er die Klage forderung anerkenne, obwohl er erklärt, fie zu beſtreiten (jo anſcheinend die 5. Aufl.), 
dürfte nicht angängig ſein. — Streitig iſt auch der Umfang der Rechtskraft eines die Klage 
wegen Tilgung der Klageforderung durch Aufrechnung einer Gegenforderung des Beklagten 
abweiſenden Urteils, im Hinblick auf $ 322 Abſ 2 ZPO, wonach nunmehr (anders nach $ 293 
BRD in der Faſſung vor der Novelle vom 17. 5. 1898) der Rechtskraft fähig nur die (aus den 
Gründen zu entnehmende) Entſcheidung iſt, daß die Gegenforderung nicht beſteht, nicht die 
Entſcheidung, daß ſie beſteht. In RG 80, 165 iſt angenommen, daß es ſich in dem bezeichneten 
Falle um eine der Rechtskraft nicht fähige Entſcheidung handle, da ihr Inhalt dahin gehe, daß 
die Gegenforderung beſtehe, d. h. bis zur Aufrechnung beſtanden habe. Das dürfte auch dem 
Sinne des $ 322 Abſ 2 and, entſprechen; daß die Gegenforderung infolge der Aufrechnung 
nun nicht mehr beſteht, kann nicht maßgebend ſein. — Hat der Beklagte die Aufrechnung nur 
eventuell erklärt, ſo kann er gegen das die Klage wegen Tilgung der für begründet erachteten 
Klageforderung durch die Aufrechnung der Gegenforderung abweiſende Urteil Berufung einlegen 
(RG 37, 403; 78, 398; 80, 167). 

Auch der Kläger iſt zur eventuellen Aufrechnung berechtigt und ſonach in der 
Lage, von ſeiner Geſamtforderung nur den beſtimmten Teil einzuklagen, der abzüglich der (an 
ſich beſtrittenen) angeblichen Gegenforderung des Beklagten übrigbleibt, und der letztere 
kann daher in dieſem Falle nicht die Aufrechnung gegen den eingeklagten Teil geltend machen, 
da der Kläger ihm mit der Aufrechnung des nicht eingeklagten Teiles gegen die Forderung des 
Beklagten bereits zuvorgekommen iſt (RG 57, 101; 24. 1. 27 IV 806/26). In Rc 66, 266 iſt 
anderſeits mit Recht angenommen worden, daß die Sache anders liegt, wenn eine Teilforderung 
ohne vorſorgliche Aufrechnung des nicht eingeklagten Teiles gegen etwaige Gegenforderungen 
des Beklagten eingeklagt worden iſt und wenn nun der Beklagte ſeinerſeits mit einer Gegen⸗ 
forderung gegen den eingeklagten Teil aufrechnet; in dieſem Falle könne der Kläger nicht durch 
eine replica compensationis den Beklagten auf den nicht eingeklagten Teil verweiſen; der ein⸗ 
geklagte Teil habe ſich vielmehr ſo verſelbſtändigt, daß nunmehr mehrere Forderungen beſtänden, 
von denen die eingeklagte für den Beklagten die läſtigere ſei, jo daß § 396 in Verbindung mit 
8 366 Abſ 2 zur Anwendung komme. Weitergehend iſt in RG 80, 393 die Verweiſung auf den 
nicht eingeklagten Teil der Forderung des Klägers gegenüber einer vom Beklagten erklärten 
Aufrechnung gegen den eingeklagten Teil mit Recht als dem für die Aufrechnung entſcheidenden 
Willen des Aufrechnenden widerſprechend für unzuläſſig erkärt, ohne Heranziehung des 9 396. 
Vgl. auch RG JW 1911, 97912. Das gilt aber nicht, wenn die Aufrechnung bereits vor der 
Klage von dem Schuldner auf die Geſamtforderung erklärt worden iſt (RG 129, 65). 


§ 389 

1) Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, ſoweit fie ſich decken“), 
als in dem Zeitpunkt erloſchen gelten, in welchem fie zur Aufrechnung ger 
eignet einander gegenübergetreten ſind !). 

& 1 283; M 2 108; P 1 366. f 

1. Die Wirkung der Aufrechnung. Dieſe Vorſchrift enthält einen allgemeinen und einen 
beſondern Grundſatz. Der erſtere beſagt, daß die Aufrechnung das Erlöſchen der Forde ; 
rungen bewirkt, der zweite geht dahin, daß dieſe Wirkung auf den Zeitpunkt zurückzubeziehen 
iſt, „in dem die Forderungen zur Aufrechnung geeignet einander gegenübergetreten find". Dabei 
ergibt ſich aus der Faſſung des Geſetzes, daß es den Grund für die von ihm angenommene Wirkung 
ausſchließlich in der „Aufrechnung“, mithin gemäß 9 388 lediglich in der Vornahme dieſes Geſchäfts, 
nicht aber ſchon in der Tatſache des Sichgegenüberſtehens von Forderung und Gegenforderung 
findet. Denn abgeſehen von dem ausdrücklichen Ausſpruche „die Aufrechnung bewirkt“, beſagt 
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das Geſetz nur, daß die Forderungen in dem Augenblicke des Sichgegenübertretens als erloſchen 
„gelten“. Die entſcheidende Wirkung kann alſo dem bloßen Sichgegenüberſtehen nicht beigemeſſen 
fein; vielmehr handelt es ſich bei der Rückbeziehung um eine poſitive Anordnung des Geſetzes, 
die nur das Mittel darſtellt, auf Grund deſſen die an das Aufrechnungsgeſchäft ſelbſt geknüpfte 
ſchuldtilgende Wirkung zweckmäßig auf den früheren Zeitpunkt zurückbezogen wird (RG 66, 274). 
Wäre übrigens ſchon das Gegenüberſtehen von Forderung und Gegenforderung von rechts⸗ 
zerſtörender Wirkung, jo müßte es bedeutungslos bleiben, wenn in der Folge die eine der beiden 
Forderungen erlöſchen würde, bevor die Aufrechnung erklärt worden. Das iſt aber nicht der Fall. 
Die Aufrechnungserklärung ſetzt für ihre Wirkſamkeit vielmehr voraus, daß beide Forderungen 
noch zur Zeit der Aufrechnung beſtehen. Völlig rechtsunerheblich iſt allerdings die bloße Tatſache 
des Sich⸗Gegenüberſtehens von an ſich aufrechnungsfähigen Forderungen vor Erklärung der 
Aufrechnung (die ſog. „Aufrechnungslage“) nicht. So berechtigt dieſer Umſtand zunächſt 
den Bürgen zur Einrede aus § 770 Abſ 2. Vgl. ferner $392 und A1 dazu. Sehr beſtritten und 
zweifelhaft iſt aber die Frage, ob der Teil, der in Unkenntnis einer ihm zuſtehenden Gegenforderung 
die ihm obliegende Schuld bezahlt hat, einen Bereicherungsanſpruch nach $$ 812 ff. (con- 
dietio indebiti) hat. Die herrſchende Meinung, die auch in den früheren Auflagen dieſes Kom⸗ 
mentars an dieſer Stelle vertreten iſt, verneint dieſe Frage; ſo Planck in den früheren Auflagen 
zu § 389; Staudinger A 1; jetzt auch RG 120, 280; a. A. dieſer Kommentar 6/7. Aufl. zu § 813 
A 3; Planck⸗Siber 4. Aufl. zu § 389 A 3 und ſonſt an mehreren Stellen: Windſcheid⸗Kipp II 
$ 349 Zuſ. 22; Enneccerus 1 $ 294 A 13 und andere. Richtig iſt, daß die Materialien zum BGB 
(Motive 11 S. 109 Abſ. 2 und S. 382) auf dem verneinenden Standpunkte ſtehen. Bedenklich aber 
iſt die recht künſtlich begründete Annahme des RG aaO., daß dieſe Auffaſſung im Geſetze ſelbſt 
hinreichenden Ausdruck gefunden habe. Der Begriff der „Einrede“ (§ 813) ift im BGB nirgends 
ſo eindeutig beſtimmt, daß man annehmen müßte, er ſei überall in gleichem Sinne gebraucht. 
Für den $ 813 ergibt ſich aber aus dem Wortlaut und dem Zuſammenhange der Vorſchrift, daß 
die Kondiktion nicht nur dann zuläſſig ſein ſoll, wenn irrtümlich zur Erfüllung einer Nichtſchuld, 
d. h. einer nicht entſtandenen oder bereits vorher erloſchenen Schuld, geleiſtet wird, ſondern „auch“ 
da, wo der Leiſtende von einem ihm zuſte henden Leiſtungsverweigerungsrechte, durch deſſen 
Gebrauch die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen worden 
wäre, irrtümlich keinen Gebrauch gemacht hat. Zu dieſen Leiſtungsverweigerungsrechten gehört 
aber auch das Auftechnungsrecht, das entſtanden iſt, jobald eine „Aufrechnungslage“ durch das 
Gegenüberſtehen der beiderſeitigen aufrechnungsfähigen Forderungen eingetreten iſt, und zwar 
um ſo mehr (a potiori), da durch ſeinen Gebrauch die Forderung des Gegners endgültig erliſcht. 
Die Auslegung des Geſetzes muß aber aus dem Inhalte und Zuſammenhange des Geſetzes ſelbſt 
entnommen werden, nicht aus den Materialien. Auch Billigkeitsgründe dürſten bei normaler 
Sachlage entſchieden für die Zulaſſung der Kondiktion ſprechen, wenn fie auch unter den beſonders 
gelagerten Umſtänden des vom RG aao. entſchiedenen Falles weniger hervorgetreten ſein 
mögen. Übrigens wird von einer herauszugebenden Bereicherung des Empfängers in der Regel 
nur inſoweit die Rede ſein können, als er aus der ihm zuſtehenden Forderung Zinſen erhalten 
hat, welche die Zinſen der von ihm geſchuldeten Forderung überſteigen, oder als er etwa ver ⸗ 
tragliche Strafgelder, Verzugszinſen oder Schadenserſatz wegen nicht rechtzeitiger Er- 
füllung der ihm geſchuldeten Forderung erhalten hat; ſo anſcheinend auch dieſer Kommentar zu 
9813 A 3. Im übrigen wird ja der Vorteil, den er durch die Zahlung der ihm geſchuldeten Forde 
rung erhalten hat, dadurch ausgeglichen, daß die gegen ihn beſtehende Forderung nicht aufge- 
rechnet worden, alſo beſtehen geblieben iſt und infolge des Erlöſchens ſeiner Forderung durch 
die ihm geleiftete Zahlung unbeſchränkt gegen ihn geltend gemacht werden kannn "VE 

Die Wirkung der Aufrechnung tritt mit allen regelmäßigen Folgen einer ſolchen ohne weiteres 
kraft Geſetzes und endgültig ein. Daher iſt auch die ſog. replica compensationis, ber 
Verſuch des Klägers, gegen die bereits aufgerechnete Forderung des Beklagten mit einer anderen 
ihm gegen den Beklagten zustehenden Forderung ſeinerſeits aufzurechnen, wirkungslos (RG 
JW 1911, 1515); vgl. auch $ 388 A 3 am Schluſſe. Stellt ſich nachträglich heraus, daß der Gegen⸗ 
forderung eine zerſtörliche Einrede entgegenſtand (§ 390), ſo wird der Anſpruch aus einer zu 
Unrecht erfolgten Aufrechnung nach den Grundſätzen über Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung beurteilt (RG 26. 6. 07 V 572/06). 5 8 ! 

2. Die Aufrechnung einer Forderung gegen eine größere Forderung bringt dieſe jo weit 
zum Erlöſchen, als der aufgerechnete Betrag reicht. Durch die Abtretung ſowie durch die Ein⸗ 
klagung eines Teilbetrags einer Forderung wird dieſer Teil derart verſelbſtandigt, daß, er für 
die Aufrechnung als eine Forderung für ſich in Betracht kommt. Vgl. zu § 388 A 2 Abſ 8. 

3. Die Zurückbeziehung äußert ſich insbeſondere dahin: Eine ſeit dem Sichge enüberſtehen 
der Forderungen abgelaufene Verjährung ſchließt die Aufrechnung nicht aus ($ 390); Leiſtungs⸗ 
verzug ($ 284) iſt ſeit jenem Zeitpunkte ausgeſchloſſen, mithin auch der Verfall einer Vertrags ⸗ 
ſtrafe; der Zinſenlauf hört mit dem Zeitpunkte auf, in dem die aufgerechnete Gegenforderung 
entſtanden war (RG 101, 113); endlich find vom bezeichneten Zeitpunkte ab auch Bürgen und 
Pfänder befreit. Gemäß $ 767 Z Pd kann gegen eine bereits rechtskräftig zuerkannte Forderung 
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nicht eine vorher entſtandene Gegenforderung aufgerechnet werden (RG Warn 1913 Nr 389). 
Darüber, zu welchem Zeitpunkte eine Forderung aufrechnungsfähig iſt, vgl. S 387 A 5; RG 
101, 112. Das einmal entſtandene Kündigungsrecht des Vermieters aus § 554 Abſ 1 
wird durch die Erklärung der Aufrechnung einer Gegenforderung des Mieters rückwirkend nur 
beſeitigt, wenn dieſe Erklärung unverzüglich nach der Kündigung erfolgt (§ 554 Abſ 2). Das gilt 
ohne Rückſicht auf den Grund der Gegenforderung, insbeſondere auch, wenn dieſe ſich auf arg⸗ 
liſtige Täuſchung gründet (RG 119, 360). — Für den Prozeß hat die Rückwirkung auf die 
Koſtenlaſt inſofern entſcheidenden Einfluß, als der Kläger die Koſten ſelbſt dann zu tragen 
hat, wenn die Aufrechnung erſt im Prozeſſe erklärt wird, vorausgeſetzt, daß die beiden 
Forderungen ſich ſchon vor dem Prozeſſe aufrechnungsfähig gegenüberſtanden (RG 50, 389). 
Hat der Beklagte eine Gegenforderung im Laufe des Rechtsſtreits erlangt und mit ihr auf« 
gerechnet und iſt deswegen der Rechtsſtreit in der Hauptſache für erledigt erklärt, ſo muß 
der Beklagte, da er zur Zeit der Klagerhebung materiell im Unrecht war, die Koſten tragen 
(RG 57, 385; 58, 417). 


8 390 


Eine Forderung, der eine Einrede entgegenſteht, kann nicht aufgerechnet 
werden 1). Die Verjährung ſchließt die Aufrechnung nicht aus, wenn die ver- 
jährte Forderung zu der Zeit, zu welcher ſie gegen die andere Forderung auf⸗ 
gerechnet werden konnte, noch nicht verjährt war ?) ). 

6 1 282; M 2 106; P 1 362. 


1. Mit einer Einrede behaftete Forderungen, ſei es mit einer rechtszerſtörenden, ſei es 
auch nur mit einer verzögerlichen, können vom Forderungsberechtigten nicht zur Aufrechnung 
benutzt werden. Zu den verzögerlichen Einreden gehört auch die der Zurückbehaltung aus § 273. 
Befindet ſich aber der Aufrechnungsgegner im Annahmeverzuge, dann iſt der Aufrechnende an der 
Aufrechnung nicht dadurch gehindert, daß ſein Gegner das Zurückbehaltungsrecht geltend macht; 
nur muß der Aufrechnende ſeine Leiſtung angeboten haben und dauernd zur Verfügung halten 
(RG 94, 310, unter Hinweis auf § 274 Abſ 2). Wohl aber iſt die Aufrechnung gegen eine mit 
einer Einrede behaftete Forderung möglich. Nur wird der Aufrechnende gegebenenfalls nach 
$ 813 vom Gegner die dieſem durch die erfolgte Aufrechnung zuteil gewordene ungerechtfertigte 
Bereicherung herausfordern können (RG 63, 189), allerdings nur unter der Bedingung, daß er 
bon ſeiner Einrede nicht ſchon bei der Aufrechnung unterrichtet war ($ 814). Wegen $ 212 KO 
vgl. RG 56, 365. — Daß es ſich im Sinne des $ 390 nicht auch um ſolche Einreden (Einwendungen) 
handelt, die in der Nichtigkeit der Forderung ihren Grund haben, folgt daraus, daß ſchon nach 
den allgemeinen Vorausetzungen der Aufrechnung ($ 387 A 4) die Aufrechnung ſolcher Forderun⸗ 
gen unzuläſſig iſt. Die Anfechtbarkeit einer Forderung, z. B. wegen Irrtums, ſchließt, ſolange 
die Anfechtung nicht erfolgt iſt, die Aufrechnungsfähigkeit der Forderung nicht aus (a. A. Planck 
A 1a). Erfolgt jedoch die Anfechtung, jo wirkt die Vernichtung der Forderung notwendig auch 
auf die Aufrechnung zurück ($ 142). Dabei iſt jedoch nicht zu überſehen, daß in der Aufrechnung 
gegen eine anfechtbare Forderung trotz Kenntnis ihrer Anfechtbarkeit, ſofern die Aufrechnung 
nicht nur eventuell erklärt iſt ($ 388 A 2, 3), eine Beſtätigung des Geſchäfts mit der Wirkung 
des § 144 enthalten wäre. 

2. Daß die Einrede der Verjährung hier einflußlos ift (Satz 2), ſofern fie erſt nach dem Sich 
gegenübertreten der Forderungen entſtanden iſt, ergibt ſich, wie ſchon bei $ 389 A 3 ausgeführt 
iſt, aus dem Grundſatze der Rückwirkung der Aufrechnung. Der $ 479 (betreffend den Anſpruch 
des Käufers auf Schadenserſatz wegen Mangels zugeſicherter Eigenſchaften nach vollendeter 
Verjährung) ſchränkt aber den Satz 2 § 390 dahin ein, daß der Schadenserſatzanſpruch nach Voll- 
endung der Verjährung nur dann aufgerechnet werden kann, wenn eine der in 8 478 bezeichneten 
Handlungen vor Ablauf der Verjährungszeit vorgenommen war (Warn 1914 Nr 46). 

3. Eine Ausnahme von der Vorſchrift des § 390 ſoll bei ſinngemäßer Auslegung anerkannt 
werden müſſen für den Fall, daß nicht nur die Zahlungs“, ſondern auch die Lieferungsbedingungen 
zweier unter den gleichen Perſonen in umgekehrter Eigenſchaft — je als Verkäufer bzw. Käufer — 
abgeſchloſſenen Lieferungsverträge gleichartig ſind und jeder Teil der Forderung des Gegners 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrages entgegenſetzt; in dieſem Falle ſoll jedem 
Teile das Recht zugeſtanden werden, beide Verpflichtungen durch Aufrechnung zu tilgen (RG 
119, 4). Bloße Prozeßeinreden hat $ 390 nicht im Auge (RG 123, 349). Doch wird die 
Aufrechnung mit einer Gegenforderung, über die laut Vereinbarung ein Schiedsgericht 
entſcheiden ſoll, vom RG (JW 1912, 1328 und RG 123, 348) für unzuläffig erachtet, weil 
durch die Vereinbarung dem ordentlichen Richter die Entſcheidung über das Beſtehen der Forde 
rung, mit der aufgerechnet werden ſoll, entzogen iſt. 
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Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgefchloffen, daß für die Forde- 
rungen verſchiedene Leiſtungs- oder Ablieferungsorte beſtehen. Der auf⸗ 
rechnende Teil hat jedoch den Schaden zu erſetzen, den der andere Teil dadurch 
erleidet, daß er infolge der Aufrechnung die Leiſtung nicht an dem beſtimmten 
Orte erhält oder bewirken kann!). 


Iſt vereinbart, daß die Leiſtung zu einer beſtimmten Zeit an einem be- 
ſtimmten Orte erfolgen ſoll, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Aufrech- 
nung einer Forderung, für die ein anderer Leiſtungsort beſteht, ausgeſchloſſen 
fein foll?). 

E 1 285; M 2 111; P 1 371. 


1. Verſchiedenheit der Leiſtungs⸗ oder Ablieferungsorte. Daß Identität des Erfüllungsorts 
kein geſetzliches Erfordernis für die Aufrechnung bildet, iſt bereits bei $ 387 A 6 bemerkt. Für 
den etwaigen Schadenserſatz kann gemäß $ 251 nur eine Geldleiſtung in Frage kommen. 

2. Über das Fixgeſchäft ſ. § 361. Die geſetzliche Vermutung („im Zweifel“) iſt von der auf- 
rechnenden Partei zu widerlegen. 


8 392 


Durch die Beſchlagnahme einer Forderung wird die Aufrechnung einer 
dem Schuldner gegen den Gläubiger zuſtehenden Forderung nur dann aus- 
geſchloſſen, wenn der Schuldner feine Forderung nach der Beſchlagnahme 
erworben hat oder wenn ſeine Forderung erſt nach der Beſchlagnahme und 
ſpäter als die in Beſchlag genommene Forderung fällig geworden it!) ). 

EI 286; M 2 111; P I 378. 


1. Die beſchlagnahmte Forderung. Hat A gegen B eine Geldforderung und wird dieſe von 
feinem (des A) Gläubiger C gepfändet, jo ergeht an B gemäß § 829 ZPO das Zahlungsverbot. 
In Befolgung dieſes Verbots würde B den A auch nicht mehr durch Aufrechnung befriedigen 
dürfen. Aus Billigkeit für den Drittſchuldner (B) ift jedoch beſtimmt, daß er durch die Beſchlag ⸗ 
nahme an der Aufrechnung grundſätzlich nicht gehindert fein ſoll. Es iſt berückſichtigt, 
daß der Drittſchuldner (B), ſofern ſich Forderung und Gegenforderung bereits vor der Beſchlag⸗ 
nahme aufrechnungsfähig gegenüberſtanden, auch zur Aufrechnung ſchon vor jenem Zeitpunkte 
in der Lage geweſen wäre, und daß die demnächſt beſchlagnahmte Forderung zur Zeit der 
Beſchlagnahme im Falle rechtzeitiger Geltendmachung der Aufrechnung ohnehin nicht mehr 
beſtanden hätte. Dieſer Rechtsgrund verſagt, wenn der Drittſchuldner vor der Beſchlagnahme 

ur Aufrechnung aus irgendeinem Grunde noch nicht in der Lage geweſen wäre, und demgemaß 
fol auch die Beſchlagnahme die Möglichkeit der Aufrechnung ſowohl dann ausſchließen, wenn 
der Drittſchuldner ſeine Gegenforderung erſt nach der Beſchlagnahme erworben hat 
(RG Warn 1912 Nr 380), wie auch dann, wenn zwar das Gegenteil zutrifft, die Aufrechnung 
aber durch den Mangel der Fälligkeit der Gegenforderung einſtweilen noch gehindert war. Gemäß 
$5 135, 136 wirkt im übrigen die Beſchlagnahme auch in jenen Ausnahmefällen ausſchließlich 
zugunſten deſſen, für den fie bewirkt worden iſt, daher in dem oben vorausgeſetzten Falle nicht auch 
zugunſten des Forderungsberechtigten A. — Der dem $ 392 zugrunde liegende Rechtsgedanke 
muß auch Anwendung finden auf den Fall, daß im Zwangsverſteigerungsverfahren der 
Gläubiger eines am Grundſtück Berechtigten, deſſen Recht durch den Zuſchlag erloſchen iſt, das 
an die Stelle getretene Recht ſeines Schuldners auf Befriedigung aus dem Erlöſe gepfändet hat 
und ihm daraufhin die Forderung gegen den Erſteher aus dem Bargebote, daß dieſer nicht bezahlt 
hat, gemäß $ 118 ZwVerſtch unmittelbar übertragen wird; auch in dieſem Falle ſteht der Pfän⸗ 
dungsgläubiger lediglich in den Rechten ſeines Schuldners und muß ſich deshalb eine Aufrechnung 
des Erſtehers mit einer dieſem gegen den Schuldner zuſtehenden Forderung, die zur Zeit der 
Pfändung bereits beftand und fällig war, gefallen laſſen (RG 136, 322); vgl. zu 5 387 A 2 und 
zu 9 406 A 1. Soweit nach § 392 die Aufrechnung gegen eine gepfänbete Forderung ſtatthaft 
und rechtsgültig iſt, enthält die Aufrechnung auch keine rechtswidrige Verletzung des Pfändungs- 
pfandrechts, die gemäß $ 823 einen Schadenserſatzanſpruch des en begründen 
könnte (RG 138, 257). — Die Grundſätze des § 392 werden entſprechend auch bei einem Auf⸗ 
rechnungs vertrage anwendbar ſein. 

2. Über den Einfluß des Konkurſes auf die Aufrechnung vgl. die 85 53—56 KO. 
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Gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten Hand- 
lung iſt die Aufrechnung nicht zuläffig!). 

E 1 287; M 2 112; P 1 374. 

1. Unzuläſſigkeit der Aufrechnung gegen eine Forderung, die dem Gläubiger aus einer vor⸗ 
ſätzlich ($ 276 A 4b) begangenen unerlaubten Handlung dem andern Teile gegenüber erwachſen 
iſt. Der Schuldner muß in dieſem Falle unbedingt Zahlung leiſten. Unbenommen iſt natürlich dem 
Gläubiger die Aufrechnung mit feiner Schadenserſatzforderung. — Der Begriff der unerlaubten 
Handlung iſt auch hier im Sinne der $$ 823ff. (RG Warn 1911 Nr 69), insbeſondere des $ 826 
(RG 56, 321), zu verſtehen. Strafbarkeit der Handlung ift bei $ 393 kein Erfordernis (NG Warn 
1911, 739%). Der Wucherer kann ſonach gegen eine Rückgewähr⸗ oder Schadenserſatzforderung, 
die aus dem Wuchergeſchäfte dem Bewucherten entſtanden iſt, nicht aufrechnen (RG 21. 12. 06 
II 254/06); ebenſowenig der Empfänger eines Wechſels gegen einen Anſpruch des Wechſelgebers, 
der ſich nach $ 826 darauf gründet, daß der Empfänger des Wechſels dieſen gefliſſentlich, um den 
Wechſelgeber zu ſchädigen, abredewidrig weiterbegeben hat (RG 56, 317). Gegenüber der For⸗ 
derung des Auftraggebers gegen den Beauftragten (Einziehungsbe vollmächtigten, Agenten), der 
eingegangene Beträge nicht abgeliefert, ſondern verheimlicht hat, kann der Beauftragte inſoweit 
nicht aufrechnen, als der Anſpruch des Auftraggebers ſich als Schadenserſatzforderung wegen 
rechtswidriger Vorenthaltung darſtellt. Unzuläſſig ift die Aufrechnung gegen einen Erſatzanſpruch 
wegen argliſtiger Täuſchung (RG 23 09, 310%). Der bloße Vertragsanſpruch dagegen aus 
einer auch vorſätzlichen Vertragsverletzung findet in $ 393 keinen Schutz gegen die Aufrechnung 
(RG Seuff A 63 Nr 361; RG 56, 321; RAG in HNN 1931, 1927). Die Aufrechnung gegen eine 
Forderung auf Schadenserſatz aus dem Grunde bloßer Argliſt nach § 463 dürfte eben⸗ 
falls zuläſſig ſein, da dieſe Forderung nicht als Forderung aus unerlaubter Handlung, ſondern als 
Vertragsanſpruch behandelt wird (vgl. $ 463 A 5, § 123 A 56; RG JW 07, 3585) und eine Aus- 
dehnung der Ausnahmevorſchrift des § 393 als unſtatthaft erſcheint. Die Vorſchrift des § 393 
hindert nicht, daß der aus einer unerlaubten Handlung in Anſpruch Genommene dem Schadens⸗ 
erſatzanſpruche gegenüber zur Ausgleichung die dem Erſatzberechtigten etwa aus ihr zugefloffenen 
Vorteile geltend macht, da eine ſolche Vorteilsausgleichung ohne Zuhilfenahme von Auſ⸗ 
rechnungsgrundſätzen ſtattzufinden hat (vgl. Vorbem 5 vor $ 249; RG 54, 139). — Die Aufrechnung 
iſt auch unzuläſſig, wenn die Gegenforderung, die aufgerechnet werden ſoll, gleichfalls auf einer 
unerlaubten Handlung, nämlich einer ſolchen des Aufrechnungsgegners, beruht (RG 123, 7). 
Wenn der Gläubiger auf Grund des $ 393 nicht aufrechnen kann, ſteht dem Bürgen nicht die 
Einrede aus $ 770 Abſ 2 zu; die Aufrechnungsbefugnis des Hauptſchuldners allein kann eine 
ſolche Einrede des Bürgen nicht begründen; vgl. zu $ 770 A 3 in der 6./7. Aufl. dieſes Komm., 
anders die 5. Aufl.; wie hier jetzt auch R 137, 36). — Der $ 393 iſt zwingenden Rechtes, im 
voraus auch durch Abrede nicht abänderlich (RG LZ 1912, 7126), und iſt auch dann anzuwenden, 
wenn ſich die Forderung und die Gegenforderung bereits vor dem 1. Januar 1900 auf⸗ 
rechnungsfähig gegenüberſtanden, die Aufrechnung aber erſt ſpäter erfolgt iſt (RG 12. 10. 11 
VI 452/10). 


8 394 


Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen iſt, findet die Auf⸗ 
rechnung gegen die Forderung nicht ſtatt. Gegen die aus Kranken-, Hilfs- 
oder Sterbekaſſen, insbeſondere aus Knappſchaftskaſſen und Kaſſen der 
Knappſchaftspereine, zu beziehenden Hebungen können jedoch geſchuldete 
Beiträge aufgerechnet werden!). 

E I 288; M 2 114; P I 374. 

1. Gegen unpfändbare Forderungen iſt innerhalb der Grenze der Unpfändbarkeit („ſoweit“; 
vgl. RG Gruch 52, 668) die Aufrechnung, von den in Satz 2 vorgeſehenen Ausnahmefällen 
abgeſehen, unzuläſſig. Dieſe Vorſchrift iſt zwingend. Die Pfändbarkeit ſchließen namentlich 
aus: 3090 § 850 in Verbindung mit Lohn BG, $$ 851, 852; Hilfskc § 10; KrankVG $ 56, 
GemUB® g 68; Inv dc $ 55; Gewd $ 1006 Abſ 2; Genc $ 22 Abſ 3; Pr Angeſtellten Verſch 
$ 26; Für 8 19; RWO 8 119, 621, 955, 1127, 1324, 1325; RBG $$ 128 ff. Eine dieſen zwingen ⸗ 
den Vorſchriften zuwider, ſelbſt durch Vertrag, vorgenommene Aufrechnung iſt wirkungslos. 
Da ein zu einer Vorerbſchaft gehörender id unter den Vorausſetzungen des $ 2115 
BGB im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht überwieſen werden darf ($ 773 ZPO), kann inſoweit 
auch der Schuldner einer zu einer Vorerbſchaft gehörenden Forderung gegen dieſe nicht mit einer 
ihm gegen den Vorerben perſönlich zuſtehenden Forderung aufrechnen (Nez 80, 30). Die Er⸗ 
klärung, ein Zurückbehaltungsrecht ausüben zu wollen, enthält, wenn ſich beiderſeits Geld⸗ 
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forderungen gegenüberſtehen, in der Regel in Wirklichkeit eine Aufrechnungserklärung und iſt 
als ſolche im Falle des $ 394 (und ebenſo wohl im Falle des $ 393) unzuläſſig (RG 85, 115; 123, 8; 
vgl. näheres zu § 273 A1 Abſ 2). Dem Aufrechnungsverbote des $ 394 gegenüber ſchlägt jedoch 
die Einrede der Argliſt durch, falls die Forderung, mit der aufgerechnet werden ſoll, ſich auf 
eine vorſätzliche unerlaubte Handlung des anderen Teiles (Bedienſteten) gründet, die dieſer im 
Rahmen eben des Verhältniſſes (Dienſtverhältniſſes) begangen hat, auf dem ſeine Forderung 
(Gehaltsforderung) beruht (MG 85, 116; HRR 1929, 89; vgl. auch zu 9 273 aad.). Das Auf- 
rechnungsverbot des § 394 ſoll dem Arbeitnehmer den verdienten Lohn ſichern, nicht aber dazu 
führen, daß ihm nicht verdienter Lohn erhalten bleibt (RA in HRR 1932, 2170; vgl. auch RAG 
10, 180). Auch gegenüber dem Anſpruche eines Beamten auf die ihm nach eingeleitetem Dis⸗ 
ziplinarverfahren und erfolgter Suspenſion gemäß $ 51 PrDiszGeſ v. 21. 7. 52 zu be⸗ 
laſſende Gehaltshälfte greift die Einrede der allgemeinen Argliſt wegen einer von ihm vorſätzlich 
begangenen unerlaubten Handlung, durch die er den Staat geſchädigt hat, durch (RG 135, 3). — 
Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung gemäß EG Artt 80, 81 erſtrecken ſich nur auf Sonder⸗ 
beſtimmungen der Landesgeſetze, nicht aber auch auf allgemeine Grundſätze des früheren Rechtes 
(RG 55, 2). — Neben $ 394 beſteht der $ 115 Gew, wonach Lohne der Arbeiter bar aus- 
zuzahlen ſind, einſchließlich der dort (Abſatz 2 Satz 2) gemachten Einſchränkungen dieſes Grund⸗ 
ſatzes, als Sonderbeſtimmung, durch welche die Anwendung des $ 394 ausgeſchloſſen wird (RAG 
in HRR 1929, 1466). — Auch mit der Forderung auf Rückzahlung zuviel gezahlter Beträge 
unpfändbarer Forderungen kann gegen ſpäter fällig werdende nicht aufgerechnet werden (RG 
21. 3. O4 IV 363/03, betreffend Unterhaltsforderungen eines unehelichen Kindes). Das Verbot 
der Aufrechnung mit Forderungen eines Geſellſchafters einer Geſellſchaft m. b. H. gegen den 
Anſpruch auf Einzahlung der Stammeinlage gemäß § 19 Abſ 2 GmbHG beſteht auch dem Rechts⸗ 
nachfolger des Geſellſchafters gegenüber, an den der letztere die Forderung abgetreten oder der 
die Forderung gepfändet hat (RG 85, 351). Der $ 19 and. ſchließt auch die vertragsmäßige 
Aufrechnung aus (NG 85, 354). Eine abredegemäße Verrechnung zwiſchen dem Preiſe für eine 
eingebrachte Sache und der Einlage iſt nichtig, wenn die Vereinbarung nicht in die Satzung der 
Geſellſchaft m. b. H. aufgenommen worden iſt (RG 86, 291). Der $ 105 Abſ 5 Gen, der 
beſtimmt, daß gegen Nachſchußforderungen von den Genoſſen nicht aufgerechnet werden darf, 
will die Aufrechnung derart beſchränken, daß die in der Nachſchußberechnung feſtgeſetzten Bei⸗ 
träge der Konkursmaſſe unverkürzt zufließen ſollen (RC 88, 49). In rechtsähnlicher An- 
wendung der 90 394, 400 in Verbindung mit § 850 Abſ 1 Nr 7, 8 ZPO hat das RG (133, 255) 
eine Vereinbarung zwiſchen einem Beamten und ſeiner Behörde, durch welche 
dieſe unwiderruflich ermächtigt wird, die Gehaltsbezüge des Beamten fortlaufend bei Fallig⸗ 
keit an eine Bank (Beamtenbank) auszuzahlen, jedenfalls hinſichtlich der Ausſchließung des 
Widerrufs für die unpfändbaren Gehaltsteile als unzuläſſige Vorausverfügung und deshalb als 
nichtig gemäß $ 134 erklärt, weil dadurch der Bank ermöglicht werden würde, die unpfänd⸗ 
baren Teile des Gehalts des Beamten in ihre Hände zu bekommen und ſie zu ihrer Befriedigung 
zu verwenden. Dagegen iſt aaO. die von dem Beamten mit einer Bank getroffene Verein⸗ 
barung, derzufolge dieſe ſich aus den ihr überwie ſenen Bezügen des Beamten befriedigen 
ſoll, mit gewiſſen Vorbehalten für den Fall beſonderer Abreden als zuläſſig erklärt, weil die voll⸗ 
zogene Überweisung die Stelle der Barauszahlung vertrete und der Beamte über die ihm aus ⸗ 
gezahlten Beträge frei verfügen könne. Keine durch $ 394 beſchränkte Aufrechnung iſt es, wenn 
ein Beamter auf ſeine Gehaltsbezüge Vorſchüſſe erhalten hat und zur Deckung dteſer 
Vorſchüſſe fein Gehalt gekürzt wird; dieſe Kürzung beruht nicht auf der Aufrechnung einer Gegen⸗ 
forderung, ſondern auf der bereits geleiſteten Teilzahlung (RG 133, 252). — Kann der Gläubiger 
der unpfändbaren Forderung mit dieſer aufrechnen? Die Frage iſt zu bejahen, ſoweit nicht das 
Geſetz, wie $ 2 des Lohn BG, dem Gläubiger zugleich die Verfügung über die Forderung entzieht. 
Denn das Geſetz ſchließt an ſich nur die Aufrechnung „gegen“ eine unpfändbare Forderung aus. 
Der $ 400 ferner erklärt zwar eine unpfändbare Forderung für nicht abtretbar. Indeſſen es iſt 
doch etwas anderes, ob der Glaubiger ſeine der Pfändung entzogene Forde rung zum Zwecke der 
Veräußerung abtritt oder ob er ſie unmittelbar zur Tilgung einer Schuld mittels Aufrechnung 
verwendet. Entzieht freilich das Geſetz dem Gläubiger die Verfügung über ſeine Forderung 
überhaupt, dann iſt ihm damit ſchlechthin jede Art Verfügung entzogen, mithin auch die in einer 
Aufrechnung enthaltene. — Wenn der Gläubiger wegen $ 394 nicht aufrechnen kann, jo ſteht 
dem Bürgen nicht die Einrede aus § 770 Abſ 2 zu; vgl. zu § 393 A 1. 


8 395 
Gegen eine Forderung des Neichs oder eines Bundesſtaats ſowie gegen 
eine Forderung einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbandes 
iſt die Aufrechnung nur zuläffig, wenn die Leiſtung an dieſelbe Kaſſe zu erfolgen 
hat, aus der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ift!). 
EI 280; M 2 114; P 1 375. 
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1. Dieſe aus Zweckmäßigkeitsgründen mit Rückſicht auf die Organiſation der Reichs-, Staats⸗ 
und Kommunalbehörden gegebene Vorſchrift, durch welche Verwirrungen vermieden werden 
ſollen, ſchließt nur die weitergehende Aufrechnung durch einen Schuldner der dort 
genannten offentlichen Körperſchaften mit ihm gegen dieſe zuſtehenden Forderungen aus; nicht 
aber wird dadurch die Aufrechnung durch jene Körperſchaften mit ihnen zuſtehenden 
Forderungen gegen Forderungen, die ihnen gegenüber beſtehen, eingeſchränkt. — Erfordert 
wird Identität der Kaſſe, an welche die Forderung des Reiches uſw. nach den beſtehenden Ver⸗ 
waltungsvorſchriften zu berichtigen ift, mit derjenigen, aus welcher nach den gleichen Vorſchriften 
die Berichtigung der Forderung des Aufrechnenden zu erfolgen hat. Über den Begriff der 
Kaſſe vgl. MG 82, 236. Danach iſt maßgebend, ob einer Amtsſtelle beſtimmte Geldbeſtände 
und Einnahmen für einen beſtimmten Bezirk zu ſelbſtändiger Verwaltun überwieſen ſind. Für 
die Zuständigkeit der Kaffe find diejenigen Verwaltungsvorſchriften agent die zu der Zeit be- 
ſtehen, zu welcher die Aufrechnungserklärung gemäß $ 388 abgegeben wird (RG 124, 158). — 
Für Steuerforderungen, auf welche die MRAbgO Anwendung findet, dürfte die Anwendbar⸗ 
keit des $ 395 durch $ 103 des genannten Geſetzes (ogl. zu $ 387 A 4) jetzt ausgeſchloſſen ſein. 


§ 396 

Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Aufrechnung geeignete 
Forderungen, ſo kann der aufrechnende Teil die Forderungen beſtimmen, die 
gegeneinander aufgerechnet werden ſollen. Wird die Aufrechnung ohne eine 
ſolche Beſtimmung erklärt oder widerſpricht der andere Teil unverzüglich, 
fo findet die Vorſchrift des § 366 Abſ 2 entſprechende Anwendung!). 

Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teile außer der Hauptleiſtung 
Zinſen und Koſten, ſo finden die Vorſchriften des § 367 entſprechende An- 
wendung ). 

EI 284; M 2 110; P 1 308; 6 166. 


1. Mehrheit aufrechnungs fähiger Forderungen. Vorausſetzung des Abf 1 ift, daß entweder 
der Aufrechnende mehrere Forderungen hat, mit denen er aufrechnen kann, oder daß dem Gegner 
mehrere Forderungen zuſtehen, gegen welche die Aufrechnung möglich iſt. Für dieſe Fälle gilt 
folgendes: a) Der aufrechnende Teil kann die Forderungen, mit denen oder gegen 
die er aufrechnen will, beftimmen; tut er das und ſchweigt der Gegner, dann greift die getroffene 
Beſtimmung durch; widerſpricht der Gegner, und zwar unverzüglich ($ 121), dann entſcheiden 
die in $ 366 Abſ 2 gegebenen Regeln. b) Trifft der Aufrechnende keine Beſtimmung, 
dann iſt wiederum die Regel des $ 366 Abſ 2 maßgebend; auf den Gegner geht alſo das Be⸗ 
ſtimmungsrecht nicht über. — Es iſt in Zweifel gezogen, ob eine Aufrechnungserklärung über⸗ 
haupt als abgegeben angeſehen werden kann, wenn der Aufrechnende gar nicht erkennen läßt, 
welche von ſeinen mehreren Forderungen er aufrechnen will. Die Faſſung der Vorſchrift gibt 
in Satz 2 jedoch zu einem ſolchen Zweifel keine Berechtigung, da ſie nach ihrer uneingeſchränkten 
Faſſung ebenſowohl für den Fall zutrifft, daß der Auftechnende nicht beſtimmt, mit welcher von 
mehreren ihm zuſtehenden Forderungen er aufrechnen will, wie für den Fall, daß er nicht beſtimmt, 
gegen weiche von mehreren Forderungen des Gegners er aufrechnen will. Nach beiden Richtun⸗ 
gen iſt es daher möglich, die fehlende Beſtimmung aus dem Geſichtspunkte des $ 366 Abſ 2 zu 
erſetzen. — „Beſtimmung“ wie Widerspruch find einſeitige empfangsbedürftige ($$ 131 u. 132), 
. Willenserklärungen. — Hat der Kläger, ohne ſelbſt aufzurechnen, nur einen Teil 
ſemer Forderung eingeklagt, und der Bellagte eine Gegenforderung zur Aufrechnung geſtellt, 
dann iſt der Kläger nicht berechtigt, die Aufrechnung auf den nichteingeklagten Teil feiner Forde⸗ 
rung zu verweilen (RG 66, 266; Ro 80, 394). Vgl. $ 388 A 3 a. E. — $ 396 bezieht ſich nur 
auf die einſeitige Aufrechnung und kann auf den Aufrechnungsvertrag (vgl. zu § 387 A 1) 
keine Anwendung finden (R 132, 221). 

2. Im Falle des Abſ 2 werden gemäß $ 367 von der Aufrechnung zuerſt die Koſten, dann 
die Zinſen, zuletzt die Hauptforderung betroffen. Der Aufrechnungsgegner kann in dieſem 
Falle die Aufrechnung ablehnen, wenn der Aufrechnende eine andere Reihenfolge beſtimmt, und 
macht damit die Aufrechnungserklärung wirkungslos. A. A. Planck A 2 Abſ 2. 


Vierter Titel 
Erlaß 
$ 397 


Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger dem Schuldner durch 
Vertrag die Schuld erläßt!). 


Erlaß 88 395—397 633 


Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem Schuldner 
anerkennt, daß das Schuldverhältnis nicht beftehe?). 
E 1 290; M 2 114; P 1 376, 


1. Wie bereits bei $ 362 A 1 ausgeführt worden ift, ſtellt der Erlaß einen Schulderlöſchungs⸗ 
grund dar. Das Eigentümliche dabei iſt, daß er ſeine erlöſchende Wirkung unmittelbar durch die 
auf ihn gerichteten Willenserklärungen, den Vertrag, hervorbringt, nämlich durch die gegenſeitige, 
moglicherweiſe auch bloß ſtillſchweigend erfolgende (RG 72, 171; 3% 1911, 10145) Willenseini⸗ 
gung darüber, daß die Schuld nicht mehr beſtehen ſoll. Auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe 
it, wie zur Begründung ($ 305 A 1a), fo auch zur Aufgabe eines Rechtes grundſätzlich ein Vertrag, 
eben der Erlaßvertrag, erforderlich (RG 72, 171; 110,418; 114 ©. 6, 158; JW 1912, 85814; 
dgl. auch Abſ 2 dieſer A. Daher kommt der Schulderlaß nicht ſchon durch einſeitige Verzichts⸗ 
erklärung des Gläubigers zuſtande (RG 114, 6), ſondern erſt durch ihre Annahme, die aber auch 
ſtillſchweigend durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann (RANG in HRR 1932, 1070). Schreibt 
der Gläubiger auf den Schuldſchein: „Diefer Schein wird mit meinem Tode ungültig“ (RG 
11. 2.08 II 318/07), jo wird darin allein zwar kein Erlaßvertrag, auch kein der Form des $ 518 
bedürftiges Schenkungsverſprechen, wohl aber (was in den früheren Auflagen dieſes Komm. mit 
Unrecht verneint iſt) eine wirksame letztwillige Verfügung leigenhändiges Teſtament, $ 2231 
Nr 2) gefunden werden können, wenn fie eigenhändig geſchrieben, datiert und unterſchrieben iſt. 
Der ſchenkungshalber erfolgende Schulderlaß (RG 53, 294; 80, 138) iſt aber als ſofort voll⸗ 
zogene Schenkung der Form nicht bedürftig (§ 518). Dagegen iſt dem Formzwange unter⸗ 
worfen die mit der Aufhebung des Schulderlaſſes verbundene unentgeltliche Wiederher⸗ 
ſtellung des früheren Schuldverhältniſſes (Reh 76, 59). — Da der Erlaßvertrag für ſein Zu⸗ 
ſtande kommen nichts weiter fordert als die Willenseinigung, und da dieſe Willenseinigung un⸗ 
mittelbar auf ein beſtehendes Recht einwirkt, ſo gehört der Erlaß zu den dinglichen Verträgen. 
Weil ferner ſeine Wirkung von dem ihm zugrunde liegenden rechtlichen Zwecke (der causa) 
unabhängig iſt, ſo folgt, daß er auch den abſtrakten Re chtsgeſchäften (Vorbem 5 vor $ 104) 
zugehört R6 53, 296). Als ſolches iſt der Erlaß grundſätzlich von der Rechtsbeſtändigkeit des 
Grundgeſchäfts unabhängig, insbeſondere iſt deſſen Formerfordernis für ihn ohne Bedeutung 
(K 53, 294; JW 1913, 428; Gruch 57, 959). Es kann freilich beabſichtigt fein, den Erlaß 
vom Beſtimmungsgrunde derartig abhängig zu machen, daß er hinfällig wird, wenn ſich der 
Beſtimmungsgrund nicht als rechtsbeſtändig erweiſt; dann tritt die Hinfälligkeit gegebenenfalls 
ohne weiteres ein (MG JW 1911, 48811). Auch kann dem Erlaſſe eine aufſchiebende (R JW 
1911, 1014), wie auch eine auflöſende (RG Warn 1911 Nr 259) Bedingung hinzugefügt ſein, 
deren Nicht⸗Eintritt, bezw. Eintritt ihn unwirkſam macht. Der Erlaß ſtellt ferner, da er 
eine Vermögensverſchiebung zwiſchen den Vertragsteilen bewirkt, eine Leiſtung im Sinne 
des $ 812 dar (RG 53, 296) und kann deshalb nach Bereicherungsgrundſätzen bei Fehlen oder 
Wegfall des rechtlichen Beſtimmungsgrundes zurückgefordert werden. Der Beſtimmungsgrund 
kann ein unentgeltliches Geſchäft (Schenkung) oder auch ein entgeltliches (Verpflichtung gegen 
anderweiten Entgelt, Vergleich) ſein. — In der Natur der Sache liegt es aber weiter, daß ver 
Erlaßvertrag die ihm zukommende dingliche Wirkung nur dann auszuüben vermag, wenn er, 
wie dies das Geſetz ausdrücklich vorſieht, zwiſchen Gläubiger und Schuldner abgeſchloſſen 
wird, fo daß ein gegenüber dem Hauptſchuldner zugunſten der Bürgſchaftsſchuld eines Dritten 
erklärter Erlaß wirkungslos wäre (RG 24. 2. 02 IV 32/02). Dem Gläubiger muß auch, da der 
Erlaß eine Verfügung über die Forderung enthält, die Verfügungsbefugnis über die Forderung 
zugeſtanden haben; oder es könnte dieſer Mangel nur unter den in $ 185 gegebenen, hier ebenfalls 
zutreffenden Bedingungen behoben werden. — Da der Erlaß die Schuld endgültig zum Er⸗ 
löſchen bringt, ift es nicht möglich, die erlaſſene Schuld durch bloße Abrede wiederherzuſtellen. 
Vielmehr bedarf es einer erneuten Schuldbegründung (RG 76, 59 JW 1911, 400%). Liegt dem 
Erlaſſe ein gegenſeitiger Vertrag zugrunde, dann kann er durch einen Rücktritt von dieſem Der- 
trage unter den Vorausſetzungen der $$ 325, 326 und nach den Regeln der $$ 327, 346 ff. wieder 
beſeitigt werden (RG JW 1913, 427°). Der Erlaß ſetzt begrifflich eine bereits dem Grunde nach 
entſtandene Forderung voraus, ſo daß der „Erlaß“ einer erſt künftigen Forderung überhaupt nicht 
einen ſolchen aus $ 397, ſondern eine Abrede darſtellt, die ſchon die Entſtehung der Forderung 
hindert (MG 124, 327); anders bei einer nur betagten oder bedingten. — Auch eine auf Ver⸗ 
langen des Schuldners abgegebene Entlaſtungserklärung kann einen Erlaß im Sinne 
des 9 397 darſtellen (RG SeuffA 70 Nr 75). g 

Zu unterſcheiden vom Erlaſſe ſind: a) Das lediglich eine perſönliche (obligatoriſche) Ver⸗ 
pflichtung begründende Verſprechen des Gläubigers, den Schuldner nicht, insbeſondere 
nicht innerhalb gewiſſer Friſt, in Anſpruch nehmen zu wollen (pactum de non petendo); vgl. dazu 
hinſichtlich der Geſamtſchuldverhältniſſe $ 423 und betreffs des Einrederechts des Bürgen ds 768, 
770. b) Der Verzicht. Dem Erlaſſe mit einem Verzicht gemeinſam ift, daß auch dieſer den Unter- 
gang eines Rechtes zur Folge hat. Aber der im BGB überhaupt nicht einheitlich behandelte 
Verzicht hat feinen Platz auch bei der Aufgabe von bloßen Befugniſſen und Einreden ($$ 239, 571, 
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671, 768, 739 Nr 1, 1137, 1822 Nr 2), ſowie von Rechten außerhalb des Gebiets der Schuldver⸗ 
hältniſſe, während der Erlaß ausſchließlich hier in Betracht kommt; endlich ſetzt der Verzicht über⸗ 
haupt nicht ein bereits wohlerworbenes Recht voraus (§ 2346), und zu ſeiner Begründung verlangt 
er begrifflich auch nicht ein zweiſeitige. Rechtsgeſchäft ($$ 376 Abſ 2 Nr 1, 533, 658 Abſ 2, 
1406 Nr 1, 1453, 1643), abgeſehen vom Gebiete der Schuldverhältniſſe, wo die Annahme des 
Verzichts und daher auch für ihn ein Vertrag erforderlich iſt; vgl. Abſ 1 dieſer A. Auch zum Ver⸗ 
zichte auf ein vertragliches oder geſetzliches Vorkaufsrecht bedarf es eines Vertrages 
zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten, auch wenn es dinglich geſichert 
ift (88.504, 1098; RG JW 1912, 85814; L 1925, 546°; RG 114, 158; vgl. auch zu § 1098). Ander⸗ 
ſeits gehört es nicht zum Weſen des Verzichts, wie auch nicht zum Weſen des Erlaſſes, daß er 
ohne Gegenleiſtung, unentgeltlich erfolgt (vgl. § 1491 Abſ 2, 1501 Abs 1; NG 75, 263). Auch 
ein Verzicht kann übrigens ſtillſchweigend erklärt werden; er betrifft alsdann aber in der Regel nur 
die dem Erklärenden bekannten Rechte und nicht auch ſolche, die ihm etwa aus Fahrläſſigkeit 
unbekannt geblieben find (RG 84, 405; vgl. auch 110, 93 Hinfichtlich des Verzichts auf Aufwertungs⸗ 
anſprüche). Abweichend von einem gelegentlichen Ausſpruche in einer älteren Entſcheidung 
(19. 11. 06 IV 181/06) hat das RG in neueren Entſcheidungen, insbeſondere auch für das Auf⸗ 
wertungsrecht, wiederholt ausgeſprochen, daß der von jeher beobachtete Erfahrungsſatz, wonach 
Rechtsverzichte nicht vermutet werden dürfen, auch im Rechte der Gegenwart feinen 
Platz behaupte und daß es beſonderer hindeutender Umſtände bedürfe, um den Willen, Befug⸗ 
niſſe aufzugeben, annehmen zu können (RG 116, 316; 118, 66; JW 1927, 211414; HRR 1928, 
1795). Steht ein unentgeltlicher Verzicht auf ein wohlerworbenes Recht in Frage, dann iſt, da 
eine allgemeine Verkehrsſitte hier ſchwerlich beſteht, gemäß § 157 der etwaige Vertrag gegen den 
auszulegen, dem der Verzicht zugute käme (RG ZW 1911, 10145). Wegen des Verzichts auf das 
Eigentum an beweglichen Sachen, wodurch dieſe herrenlos werden, vgl. $ 959. Der Verzicht 
auf das Eigentum zug unſten eines anderen, wodurch dieſer Eigentümer werden ſoll, be⸗ 
darf dagegen der Übereignung auf Grund der Einigung, alſo eines Vertrages ($ 929; un- 
richtig RG 66, 349). Iſt freilich, wie in dem dort entſchiedenen Falle, die Übergabe unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt bereits erfolgt, ſo genügt die Kundmachung des Verzichts auf dieſen Vorbehalt, 
wodurch die bedingte Eigentumsübertragung unbedingt wird (RG Warn 1911 Nr 71). Vgl. 
9455 A 4. Bei Rechten an einer fremden beweglichen Sache (Nießbrauch und Pfandrecht) 
iſt eine einſeitige Erklarung dem andern Beteiligten gegenüber (Eigentümer oder Beſteller) 
erforderlich und genügend (88 1064, 1255). Bei Aufgabe von Rechten an Grundſtücken im Wege 
des Verzichts kann dieſer ſowohl demjenigen gegenüber, zu deſſen Gunſten die Aufgabe erfolgt, 
wie auch dem Grundbuchamte gegenüber erklärt werden (88 875, 1064, 1183, 1192, 1199, 1255). — 
Zur Begründung eines Verzichts auf ein negatoriſches Recht reicht die bloße Tatſache, daß das 
Recht nicht ausgeübt worden iſt, nicht aus (RG JW 1910, 94118; Seuff A 56 Nr 104). Zur Be- 
gründung eines Verzichts (auf Abſonderungsrechte im Konkurſe) ift nicht der Nachweis des inneren 
Verzichtwillens erforderlich; es genügt vielmehr die Feſtſtellung eines unzweideutigen Ver⸗ 
haltens des Berechtigten, das von dem Erklärungsgegner nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte ſowie nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen als Aufgabe des Rechtes 
angeſehen werden konnte (RG 11. 12. 15 V 248/15). Auch die Haftung des für eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder eine GmbH vor deren Eintragung Handelnden ($$ 200 HGB, 
11 Abſ 2 GmbHG) kann durch Erlaßvertrag (und ebenſo durch befreiende Schuldübernahme, 
vgl. zu 9 414 A 2) ausgeſchloſſen werden; doch iſt eine ſolche Befreiung von der Haftung nicht 
ohne weiteres ſchon darin zu finden, daß die Geſellſchaft nach ihrer Eintragung den von ihm ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrag genehmigt (RG 72, 401; 116, 73; Gruch 46, 848). Wohl aber hört die 
Haftung mit der Genehmigung auf, wenn dieſe Regelung dem übereinſtimmenden Willen der 
Beteiligten entſpricht, insbeſondere wenn die Geſellſchaft mit Zuſtimmung des anderen Vertrags“ 
teiles in den Dauervertrag eintritt (RG 116, 174). 


2. Der ſog; negative Anerkennungsvertrag iſt nach Abſ 2 dem Erlaſſe gleichgeſtellt. Er 
bringt mithin wie der Erlaß das beſtehende Schuldverhältnis — bei gegenſeitigen Verträgen den 
betroffenen Einzelanſpruch — zum Erlöſchen. Über den zwangsweiſen Erlaß im Wege des 
Zwangsvergleichs |. 5173 KO. Das negative Schuldanerkenntnis kann, wenn der Rechts⸗ 
grund fehlt oder weggefallen ift, nach $$ 812ff. kondiziert werden (RG 108, 107; 109, 28). Hat 
aber jemand das Nichtbeſtehen einer Forderung anerkannt, wiewohl er von ihrem Beſte hen 
Kenntnis hatte, ſo hat er das Anerkenntnis ohne Rückſicht auf den Beſtand des Schuldverhält⸗ 
niſſes abgegeben und iſt daher ein Rückforderungsrecht (die Kondiktion des Anerkenntniſſes) 
ausgeſchloſſen (RG Warn 1911 Nr 4). Vgl. im übrigen betreffs der Rückforderung der im nega⸗ 
tigen Anerkennungsvertrage enthaltenen Leiſtung die Erläuterungen zu § 812 Abſ 2. Dem 
geweſenen Vormunde ſteht kein Anſpruch gegen den großjährig gewordenen Mündel auf Eni; 
laſtung im Wege des negativen Anerkennungsvertrags zu; doch kann das Vormundſchaftsgericht 
607 le Entlaftung durch den Mündel vermitteln (RG 115, 371; vgl. auch zu $ 1892, 

. Aufl A 2). 


Übertragung der Forderung $$ 397, 398 635 


Vierter Abſchnitt 
Übertragung der Forderung 


§ 398 


Eine Forderung?) kann von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem 
anderen auf dieſen übertragen werden (Abtretung) !). Mit dem Abſchluſſe 
des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläu- 
bigers 3) ®). 

E 1 293; M 2 118; P 1 377. 


1. Abtretung. Nach dem BGB find wie Sachen fo auch Forderungen im allgemeinen frei 
veräußerlich (vgl. F 137 A 1) und daher mit der Wirkung rechtsgeſchäftlich übertragbar, daß der 
eine Teil fein Gläubigerrecht verliert und der andere es erwirbt. Das entſprechende Rechts⸗ 
geſchäft iſt die Abtretung. Nach dieſem ihrem Zwecke ſpielt ſie im Gebiete der Forderungsrechte 
die gleiche Rolle wie bei der Veräußerung von Sachen die Einigung und Übergabe im Sinne des 
$ 929 und die Auflaſſung und Eintragung nach $ 873. Denn überall handelt es ſich hier um die 
Übertragung von Rechten, nur daß der Gegenſtand des Rechtes je ein verſchiedener iſt und dem⸗ 
gemäß auch das Übertragungsmittel entſprechend anders geartet ſein muß. Allein ein Erforder⸗ 
nis ſtellt das Geſetz für alle Falle von Rechtsübertragungen gleichmäßig auf, das ift das Zuſtande⸗ 
kommen des ſog. dinglichen Vertrags, d. h. der Einigung des Veräußerers und des Erwerbers 
über den Rechtsübergang. Bei der reinen ſchuldrechtlichen Forderung, der lediglich ein Verhältnis 
von Perſon zu Perſon zugrunde liegt, ohne daß das Recht an einen ſonſtigen Rechtsträger, ins⸗ 
beſondere eine Urkunde, gebunden wäre, reicht auch das Mittel der Willenseinigung für den 
Rechtserfolg völlig aus. Für die dingliche Wirkung der Rechtsübertragung kommt hier mithin 
weiteren Vorgängen (wie der Anzeige an den Schuldner, bei beurkundeten Forderungen der 
Übergabe der Urkunde) überhaupt keine entſcheidende Bedeutung zu. Auch zur Abtretung eines 
Sparkaſſenguthabens bedarf es der Übergabe des Sparkaſſenbuchs nicht (RG Warn 1916 Nr 74). 
Zur Übertragung einer Wechſel- ſowie einer Scheckforderung gehört dagegen auch die Über⸗ 
eignung des Wechſels oder Schecks (RGS 88, 292), und bei Hypothekenforderungen die Übergabe 
des Hypothekenbriefs ($ 1154). Ebenſo ift bei Inhaberforderungen (89 703ff.) zum Übergange 
des Rechts der Erwerb der Innehabung der Urkunde erforderlich. Auch durch Vertrag zu⸗ 
gunſten Dritter (88 328ff.) kann eine Rechtsnachfolge in Forderungen und Rechte begründet 
werden, und zwar auf dem Gebiete des Arbeitsrechts nicht nur durch Einzelabtretungsvertrag, 
ſondern auch durch Tarifvertrag zugunſten einer an die Stelle der Arbeitnehmer hinſichtlich 
eines Teiles ihrer Lohnforderungen tretenden Zuſchußkaſſe (RG 124, 138). — Da die Wirkung 
der Abtretung lediglich an die Willenseinigung geknüpft, von einem etwaigen Grundgeſchäfte 
mithin unabhängig gemacht ift, ein ſolches unter den gleichen Perſonen nicht einmal zur not⸗ 
wendigen Vorausſetzung hat (RG 87, 70), jo gehört auch die Abtretung wie der Erlaßvertrag 
zu den abſtrakten Rechtsgeſchäften (RG 68, 99; 87, 71; JW 1911, 65326, 1915, 650). Ein 
ſchuldrechtliches Rechtsverhältnis wird zwiſchen den Parteien durch das Rechtsgeſchäft der Ab⸗ 
tretung allein für ſich nicht begründet; eine ſolche Folge kann vielmehr nur das der Abtretung 
zugrunde liegende Grundgeſchäft haben, ſei es, daß dieſes ihm vorangegangen iſt, ſei es, daß beide 
Rechtsgeſchäfte zuſammenfallen (M 1, 128; RG JW. 1914, 188%). Aus dieſer Rechtsnatur der 
Übertragung als dingliches und abſtraktes Geſchäft erklären ſich mannigfache Erſcheinungen. 
Zunächſt die, daß die Übertragung, ſoweit nicht Sonderbeſtimmungen Platz greifen (89 1154, 
1155, 1159, 1192; § 15 Abſ 3 Gmb; RG Warn 1912 Nr 105), einer Form ſelbſt dann nicht 
bedarf, wenn ſie ſich als Vollziehung eines formbedürftigen Grundgeſchäfts (mie eines Schenkungs⸗ 
verſprechens) darſtellt (RG 53, 270; 14, 264; JW 07 S. 732 u. 3295); ferner die Tatſache, daß 
die Nichtigkeit ſowie die Anfechtung des etwaigen Grundgeſchäfts nicht ohne weiteres und un⸗ 
bedingt auch die Übertragung mit beeinträchtigen (vgl. darüber RG 57, 95; 69, 16; 70, 89 und 

125 A 1c). 
; Weiter erklärt ſich aus der abſtrakten Natur der Abtretung das praktiſch bedeutſame Er⸗ 
gebnis, daß die Abtretung ihre dingliche Wirkung auch dann ausübt, wenn die Parteien nach 
dem Inhalte des Grundgeſchäfts nicht eine Veräußerung, ſondern nur ein Sicherungsgeſchäft 
oder eine fiduziariſche Abtretung aus anderem Grunde bezweckt haben. Denn in dieſem 
Falle kommt den darauf bezüglichen Vereinbarungen Bedeutung nur für das Innenverhältnis 
zwiſchen den Parteien ſelbſt zu (wonach z. B. der Zeſſionar bei Verwertung der Forderung 
zur Vermeidung eigener Haftung das Intereſſe des Zedenten wahrzunehmen hat, RG JW 
1911, 71210), während die Übertragung ihre Wirkung nach außen hin ſelbſtändig äußert und 
die nämlichen dinglichen Wirkungen äußert wie ſonſt eine Forderungsübertragung, ſo daß die 
abgetretene Forderung auch nicht von ſelbſt nach Befriedigung des Zeſſionars an den Zedenten 
äurüdgelangt, ſondern es dazu erſt einer Rückzeſſion bedarf (RG 99, 143; 102, 386; 123, 
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381; JW 1929, 18215), die aber auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann (HRR 
1928, 1796) und nicht erforderlich iſt, wenn die fiduziariſche Abtretung an die auflöſende 
Bedingung der Befriedigung des Zeſſionars geknüpft iſt (vgl. unten); ſo daß ferner die 
Abtretung grundſätzlich unwiderruflich iſt, ferner der Schuldner auch nicht berechtigt iſt, dem 
Zeſſionar Einwendungen aus dem der Abtretung zugrunde liegenden Verhältniſſe zwiſchen dem 
alten Gläubiger und dem Zeſſionar entgegenzuſeßen, namentlich auch nicht die, daß der Zeſſionar 
vom alten Gläubiger bereits befriedigt ſei (MG 102, 386). Vgl. über die jog. fiduziariſchen 
Geſchäfte noch Vorbem 6 vor $ 104; ferner $ 117 A3 und R 53, 416; 76, 347; Warn 1911 
Nr 70. Iſt die Sicherungsabtretung zur Sicherung der Forderung aus einem wucheriſchen 
Geſchäfte erfolgt, ſo ergreift die Nichtigkeit auch die Sicherungsabtretung und iſt daher auch die 
Weiterübertragung der ſicherungshalber abgetretenen Forderung nichtig (RG 95, 245). Iſt bei 
einer Sicherungsabtretung der Zweck erreicht, ſo ſteht dem Abtretenden gegen den Zeſſionar ein 
Anſpruch auf Rückabtretung zu (RG 95, 245; Warn 08 Nr 197), nach dem Grundſatze aber von 
der ungeteilten Haftung des Pfandes erſt dann, wenn die geſamte zu ſichernde Forderung erloſchen 
iſt (RG Gruch 51, 374; 54, 1175; JW 1912, 1357, wonach der Fiduziar, wenn er ſich zur Rücküber⸗ 
tragung außerſtand geſetzt hat, zum Schadenserſatze verpflichtet ift). Ohne weiteres endigt mit 
der Befriedigung des Gläubigers die Wirkung der Sicherungsabtretung nur dann, wenn die Be⸗ 
friedigung oder das ſonſtige Erlöſchen der Forderung als auflöſende Bedingung geſetzt worden 
ſind (RG Gruch 54, 1172; Warn 1914 Nr 7; HRR 1930, 2145). Der Schuldner (Zedent), 
der das Übertragungsgeſchäft rückgängig machen will, muß durch Befriedigung des Zeſſionars 
vorleiſten, und er entbehrt deswegen des Zurückbehaltungsrechts aus § 273 (RG Warn aaO .). 
Der Fiduziar hat im übrigen wie ein Beauftragter die Pflicht, behufs Erhaltung der 
Forderung und bei ihrer Verwertung das Intereſſe ſeines Schuldners (des Zedenten) zu 
ſchützen (RG 76, 347; JW 1911, 581285, Warn 1914 Nr 7). Vgl. weiter $ 117 A 3. — Der 
Fiduziar iſt auch zur Weiterübertragung der Forderung (RG 95, 245) ſowie zu ihrer 
Einklagung befugt, und eine Abmachung zwiſchen ihm und dem Zedenten, daß dieſer auch 
ſelbſt im eigenen Namen klagen dürfe, oder daß er allein der Klageberechtigte ſein ſolle, würde 
den ganzen Abtretungsvertrag vernichten (vgl. RS 90 S. 248 und 276/77; 92, 109 und die dort 
angeführten zahlreichen weiteren Urteile; ferner 92, 240). Danach genügt es auch nicht zur 
Wirkſamkeit der Zeſſion, wenn dem Zeſſionar die Klagebefugnis nur für den Fall ausbedungen 
worden iſt, daß der Zedent durch Maßregeln ſeiner Gläubiger bedroht wird. Und anderſeits genügt 
zur Vereitelung der Zeſſion ſchon die Abrede, daß der Zeſſionar dauernd nicht befugt fein fol, 
dem Schuldner die Zeſſion bekanntzumachen (RG 92, 108). Zur Wirkſamkeit einer Zeſſion 
iſt es eben grundſätzliches Erfordernis, daß nach außen hin der Zeſſionar als der 
nunmehrige Gläubiger in die Erſcheinung treten ſoll, und zwar an Stelle des bis⸗ 
herigen Gläubigers. Daher widerſpricht es auch dem Weſen der Zeſſion, wenn dem Zedenten 
die Verfügung über die Forderung in eigenem Namen und die Verwendung des eingezogenen 
Betrags zu eigenem Zwecke dauernd verbleiben ſoll (vgl. unten A 3), während es mit dem Weſen 
der Zeſſion noch als vereinbar erſcheint, wenn der Zedent das Recht nur zeitlich, insbeſondere 
ſo lange behalten ſoll, als er ſeinen Zahlungsverpflichtungen dem Zeſſionar gegenüber nachkommt 
(A 90, 276; 92, 108; 133, 242; HRR 1930, 1204). Daher find ſolche Zeſſionen, wie fie zur 
Dis kontierung von Buchforderungen namentlich von Abzahlungsgeſchäften an ihre Kreditgeber 
(Diskontgenoſſenſchaften) in neuerer Zeit vorgenommen zu werden pflegen, nicht um deswillen 
unwirkſam, weil vereinbart wird, daß eine Benachrichtigung der Kunden des Kreditnehmers 
erſt dann erfolgen und das Einziehungsrecht des Kreditgebers erſt dann in Kraft treten foll, 
wenn der Krediknehmer eine fällige Verpflichtung gegenüber dem Kreditgeber nicht erfüllt (ſtille 
Abtretung“; RG 12. 3. 18 11 528/17 in 23 1918 Sp 1257; RG 133, 242; 136, 102; vgl. auch 
JW 09, 734). Solche Diskontierungsgeſchäfte find auch nicht u weiteres als Kredittäuſchungs⸗ 
geſchäfte oder als Knebelverträge anzuſehen, die den guten Sitten widerſprächen und deshalb 
nichtig wären; fie entſprechen vielmehr einem berechtigten Vedürfniſſe des neuzeitlichen Kredit 
verkehrs (RG 133, 237); vgl. aber wegen der Abtretung aller Außenſtände an einen einzigen 
Gläubiger A 2 Abſ 3. Das der Diskontierung von Buchforderungen zugrunde liegende Kaufal- 
geſchäft ift nicht, wie bei der Wechſeldiskontierung, in der Regel ein Kauf, ſondern ein Darlehend- 
geſchäft. Bei der Abtretung zu Sicherungszwecken bleibt die dadurch zu ſichernde Forderung 
des Zeſſionars zunächſt beſtehen und erliſcht erſt, wenn und nur ſoweit als dieſer befriedigt wird 
(RG 65, 79; HRR 1928, 1796). Im Konkurſe des Zedenten gewährt eine ſiduziariſche 
Abtretung dem Zeſſionar ein Ausſonderungsrecht; doch iſt er in gewiſſen Beziehungen, namentli 
für die Anwendung des $ 64 KO, als abſonderungsberechtigter Gläubiger zu behandeln (RG 
24, 45; 91, 15; JW 1910, 29); entſprechendes gilt für das Geſchäftsaufſichtsverfahren auf 
Grund der Vergleichsordnung (§RR 1928, 1796). f 

Auch die Abtretung, welche mit der Zweckbeſtimmung erfolgt, daß der Zeſſionar das, was 
er vom Schuldner erhält, an den Zedenten abzuliefern hat (Inkaſſozeſſion) iſt, ſofern ſie als 
ſolche ernſtlich gemeint iſt, eine (fiduziariſche) Abtretung, auf Grund deren der Zeifionar 
alleiniger Gläubiger der Forderung wird (RE 37, 106; 99, 143; 107, 134; 132, 366; HR gt 1929, 
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1006); ſie unterliegt deshalb auch dem Pr. Abtretungsſtempel (132, 366). Doch kommt für die 
Frage, ob dem Inkaſſozeſſionar durch den Verzug des Schuldners ein Schaden entſtanden 
iſt (vgl. über deſſen Geltendmachung im übrigen A 3), die wirtſchaftliche Stellung des erſteren 
zu dem Inkaſſozedenten in Betracht und kann inſofern aus ihr der Schuldner einen Einwand 
herleiten (RG 107, 134). Der Inkaſſozeſſionar kann aber, da er für Rechnung des Zedenten 
handelt, andererſeits auch den Schaden geltend machen, welcher dieſem durch den Verzug des 
Schuldners entſtanden iſt (RG 107, 135; vgl. zu § 249 A 3); dieſen Schaden ſoll übrigens auch der 
Zedent ſelbſt geltend machen können (RG in HRR 1929, 1006). — Eine als „Inkaſſovollmacht“ 
(„Inkaſſomandat“) bezeichnete Urkunde kann nicht ohne weiteres als Inkaſſozeſſion ausgelegt 
werden (RG 107, 134); wohl aber kann ſie eine Ermächtigung des angeblich Bevollmächtigten 
enthalten, die Forderung oder das ſonſtige Recht in eigenem Namen für Rechnung des Voll⸗ 
machtgebers, der Gläubiger bzw. Berechtigter bleibt, geltend zu machen. Eine derartige „Er⸗ 
mächtigung“ wird in der Rechtſprechung des Reichsgerichts als hinreichend zur Aktivlegitimation 
des Ermächtigten unter der Vorausſetzung zugelaſſen, daß der Ermächtigte ein eigenes recht⸗ 
liches Intereſſe an der Geltendmachung des Rechts hat, da in Ermangelung eines ſolchen 
Intereſſes das erforderliche Rechtsſchutzbedürfnis fehlen würde (RG 10, 48; 53, 275, 411; 73, 
308; 78, 90; 91, 395; HRR 1930, 820). Eine ſolche Ermächtigung liegt auch vor, wenn die Ver⸗ 
einbarung zwar als Abtretung bezeichnet iſt, aber aus ihrem Geſamtinhalte ſich ergibt, 
daß der angebliche Zeſſionar lediglich die Klagebefugnis ausüben, das Gläubigerrecht aber bei 
dem Zedenten bleiben ſollte; in ſolchem Falle ift der angebliche Zeſſionar zwar zur gerichtlichen 
Geltendmachung der Forderung im eigenen Namen für Rechnung des angeblichen Zedenten 
befugt und der Schuldner kann dieſer Geltendmachung nicht den Einwand der Simulation ($ 117) 
entgegenſetzen (RG 25, 208; 53, 411, 417; 64, 166; 73, 308; 78, 87; 89, 135; 94, 137; JW 1916, 
959; IR 1926, 573; HR 1928, 370); wohl aber kann er (im Gegenſatze zu der Rechtslage 
bei der wirklichen Zeſſion) ihm im Wege der Argliſteinrede materielle Einwendungen aus 
dem Innenverhältnis zwiſchen dem angeblichen Zedenten und ihm entgegenhalten, z. B. 
den Einwand, daß jener die Zeſſion widerrufen habe (RG 39, 166; 53, 419; Recht 1917, 
1018, JW 1903 Beil. S. 53); auch muß er die Rechtskraft eines gegen jenen ergangenen Urteils 
gegen ſich gelten laſſen RG 52, 218; JW 1910, 11016). Darüber, ob dieſe Einrede auch der 
Wechſelſchuldner gegenüber einem äußerlich durch Vollindoſſament legitimierten Wechſel⸗ 
inhaber erheben kann, iſt die Rechtſprechung des RG nicht ganz einheitlich; anſcheinend bejahend 
RG 36, 55; 41, 114; verneinend 134, 292. Iſt aber ausgemacht, daß auch die Klagebefugnis 
in Wirklichkeit bei dem angeblichen Zedenten verbleiben ſoll, ſo handelt es ſich um ein reines 
Scheingeſchäft, deſſen Nichtigkeit ($ 117) auch der Schuldner geltend machen kann (RG 37, 106). 
Die Feſtſtellung des Vorhandenſeins eines die Ermächtigung zur Klagerhebung rechtfertigenden 
eigenen Intereſſes des Ermächtigten liegt auf tatſächlichem, die Würdigung des Rechts⸗ 
ſchutzbedürfniſſes auf rechtlichem Gebiete (RG 1. 7. 25 V 525/24). Dafür, daß die Ermächtigung 
zur Einziehung auch im Intereſſe des Ermächtigten erteilt iſt, ſpricht es, wenn dieſem die Ein⸗ 
ziehungskoſten zur Laſt fallen ſollen (RG Warn 1919, 162; 23 1920, 158”). — Zuläſſig iſt es auch, 
daß in einem Zwangsvergleiche einem Dritten, insbeſondere dem bisherigen Konkursver⸗ 
walter, die Ermächtigung erteilt wird, an Stelle des Gemeinſchuldners im Intereſſe der an dem 
Zwangsvergleiche beteiligten Gläubiger die Konkursmaſſe zu verwerten und zu verteilen; der 
Dritte iſt alsdann aktiv und paſſiv legitimiert; das Rechtsſchutzbedürfnis ift in dieſem Falle nicht 
zu bezweifeln (RG 89, 133). — Zu bemerken iſt noch, daß die Rechtſprechung des RG über die 
Zuläſſigkeit einer Übertragung der bloßen Klagebefugnis oder ſonſtiger einzelner aus einem 
Rechte abgeleiteter Befugniſſe ohne Übertragung des Rechts ſelber im Schrifttum vielfach an- 
gefochten worden iſt, vgl. insbeſondere Pland-Siber 4. Aufl. zu $ 398 A 1b . Sie entſpricht 
indeſſen einem praktiſchen Bedürfniſſe, wie ihr häufiges Vorkommen zeigt, und läßt ſich rechtlich 
begründen. er 

Da die Abtretung dinglich wirken ſoll, fo iſt es notwendige Vorbedingung hierfür, daß dem 
Abtretenden ſelbſt das Verfügungsrecht über die Forderung zuſteht. Jedoch ſind die 
Regeln des § 185 auch hier entſprechend anwendbar. Durch den bloßen Vorvertrag, das keiner 
Form bedürftige (RG 87, 71; 54, 147; JWö 1915, 1007) pactum de cedendo, wird nur eine per⸗ 
ſönliche Verpflichtung zur Abtretung begründet, und daher kann ſie auch von einem nicht Ver⸗ 
fügungsberechtigten eingegangen werden. Unanwendbar ſind im allge meinen die nur für das 
Sachenrecht gegebenen Grundſätze vom gutgläubigen Erwerbe, ſoweit nicht $ 405 eingreift (vgl. 
die A zu dieſem Paragraphen). Streitig iſt jedoch, ob von demjenigen, der urkundlich 
eine Abtretung erklärt hat, dem gutgläubigen weiteren Erwerber der Forderung der 
Einwand entgegengehalten werden kann, daß die Abtretung nur zum Scheine erklart und 
deshalb nichtig ſei ($ 117). Das NG hat (in RG 90, 273, dgl. auch 115, 308) unter Dahin- 
ſtellung der Streitfrage im übrigen entſchieden, daß jedenfalls der Gläubiger einer Brief- 
hypothek, der eine Abtretungsurkunde ausgeftellt und dem Abtretungsempfänger den Hypo⸗ 
thekenbrief übereignet hat, ſich dem weiteren, im Sinne des 8 932 Abf 2 gutgläubigen Erwerber 
gegenüber nicht darauf berufen könne, daß er in Wirklichkeit die Hypothek dem erſten Ab⸗ 
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tretungsempfänger nicht abgetreten habe, ein ſolches Vorbringen vielmehr mit dem Einwande 
der Argliſt zurückgewieſen werden konne; vgl. auch in dieſem Kommentar zu § 117 A 1 Abſ 3. 
Doch wird in ſolchem Falle dem Erwerber das Recht, die öffentliche Beglaubigung der 
Abtretungsurkunde auf Grund des § 403 zu verlangen, verſagt, da die Abtretung nicht 
rechtswirkſam ſei (RG 115, 309). Auch iſt erkannt worden, datz in der Aushändigung von 
Obligationen, die mit einer Blankozeſſion, oder von Grundſchuldbriefen, die mit einer 
urkundlichen Abtretungserklärung verſehen ſind, die Erteilung einer Ermächtigung des Emp⸗ 
fängers zur freien Verfügung über die Urkunden und die ihnen zugrunde liegenden Forde⸗ 
rungen bzw. Rechte (§ 171), ſowie die im voraus erteilte Einwilligung zu ſolcher Verfügung 
($ 185) zu finden ſei (RG V 101/11, 16. 9. 1911; 81, 260). 

Nach den allgemeinen Grundſätzen von Willenserklärungen kann die Abtretung auch ſtillſchwei⸗ 
gend erfolgen; jo die einer verbrieften Forderung durch Übergabe der Urkunde (RG JW 04, 3377; 
07, 3299); ferner der vom Zwangsverwalter erſtrittene Anſpruch auf Zurückſchaffung von Gegen- 
ſtänden, die vom Grundſtücke entfernt ſind, durch Aufnahme dieſes Anſpruchs in die Verſteige⸗ 
rungsbedingungen (RG 3. 4. 11 V 348/10), auch ein dem Veräußerer zuſtehender Anſpruch auf 
Berichtigung des Grundbuchs durch Erteilung der Auflaſſung (RG 46, 230; 62, 326; vgl. im übri ; 
gen wegen der Abtretung des Berichtigungsanſpruchs A 2). Es muß ſich ſtets nur ergeben, daß 
mit Vornahme des ausdrücklich erklärten Geſchäfts auch die Abtretung verbunden fein ſollte (RG 
JW 04, 3373). Auch die nach § 931 zum Erſatze der Übergabe einer beweglichen Sache für 
den Eigentumserwerb erforderliche Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der 
Sache kann aus ſchlüſſigen Handlungen im Wege der Auslegung ($$ 133, 157) entnommen 
werden (RG ZW 1910, 8144; Seuff A 67, 83; 29. 1. 18 VII 368/17; JW 1926, 800, RG 135, 85). 

2. Im allgemeinen iſt jede Forderung abtretungsfähig, alſo auch eine ſog. unvollkommene 
($ 134 A3). Die Ausnahmen von dieſer Regel enthalten die 88 399, 400. Die Rechte aus 
Papieren, welche Träger der Forderung und indoſſabel ſind (Wechſel, Schecke, 
Ladeſcheine) konnen nach den Vorſchriften und mit den Wirkungen der $$ 398ff. durch an ſich 
formloſen Abtretungsvertrag ſchuldrechtlich abgetreten werden; doch gehört bei ihnen zur ding- 
lichen Perfektion der Rechtsübertragung die Übergabe des Papiers, da ohne deſſen Beſitz das 
Recht nicht ausgeübt werden kann; deshalb kann auf Grund des Abtretungsvertrags der Zeſſionar 
von dem Zedenten die Übergabe des Papiers verlangen (RG 26, 100; 88, 292; 119, 217; 63, 
424/425; 126, 284). Auch Patentrechte können durch formloſen Abtretungsvertrag übertragen 
werden; für ihre Übertragung iſt auch Dritten gegenüber der Abtretungsvertrag allein aus⸗ 
reichend; die Lehrmeinung, daß es dazu der Eintragung in die Patentrolle bedürfe, wird von der 
Rechtſprechung abgelehnt (RG 75, 227); die beglaubigte Abtretungserklärung iſt keine zur Ver⸗ 
fügung über das Patentrecht erforderliche Urkunde (RG 126, 284). Zur Rechtswirkſamkeit der 
Abtretung gehört aber die Beſtimmtheit oder wenigſtens Beſtimmbarkeit (vgl. 9 315 A 1) 
der Forderung, die abgetreten wird. An dieſem Erforderniſſe fehlt es, wenn der Zedent mehrere 
Forderungen hat und nur ein ſummenmäßiger Teil dieſer mehreren Forderungen, nicht eine 
beſtimmte Quote von ihnen abgetreten wird (RG 90, 248; 98, 202). libertragbar find grund 
ſätzlich auch Anſprüche aus gegenſeitigen Verträgen, ohne daß hierdurch das Einrederecht des 
andern Teiles aus den $$ 320, 321 berührt wird (RG 51, 170; 64, 122; Gruch 55, 640; vgl. $ 404). 
Auch den Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung eines ſolchen Vertrags aus 
8 326 kann der Zeſſionar im Falle eines ihm gegenüber eingetretenen Verzugs geltend machen 
(NG 55, 403); dabei darf er jedoch nur ſolche Anſprüche erheben, die nach Kenntnisnahme 
des anderen Teiles von der Abtretung entſtanden find (vgl. A 3); ob der Zeſſionar unter dieſer 
Vorausſetzung auch das Rücktrittsrecht ausüben kann, iſt in RG 55, 404 dahingeſtellt gelaſſen 
unter Hinweis darauf, daß, ſoweit dabei Intereſſen des Zedenten in Frage kämen, nur deſſen 
Zuſtimmung zur Ausübung des Rücktrittsrechts erfordert werden könne; über die Bere chnung 
und den Nachweis des dem Zeſſionar entſtandenen Schadens vgl. RG 127, 248 und zu $ 325 
A 1a Abſ 3. Über das Verhältnis der Abtretung der Rechte aus einem gegenfeitigen Vertrage 
zur Schuldübernahme vgl. zu $ 414 A 3. Hat der aus einem ſolchen Vertrage Verpflichtete 
ſeinen Anſpruch (Kaufpreisforderung) an einen andern abgetreten, dann kann er gleichwohl noch 
ſelbſt ſeine Leiſtung verweigern, bis der Berechtigte ſeine Schuld dem Zeſſionar gegenüber erfüllt 
(A JW 1916, 1115). Bei der Übertragung von Forderungen, die auf die Dauer gerichtet 
ſind, iſt auslegungsweiſe feſtzuſtellen, in welchem Umfange die Forderung abgetreten ift; regel ⸗ 
mäßig wird als Parteiabſicht anzunehmen fein, daß Erweiterungen der Forderung mit über⸗ 
tragen find (NG Warn 1915 Nr 260). Die Abtretung des Anſpruchs aus einem Telllieferungs⸗ 
vertrage (Sukzeſſivlieferungsvertrage) hindert den abtretenden Verkäufer nicht, dem Lieferungs- 
anſpruche des Käufers gegenüber die Einrede der Zurückbehaltung aus $ 320 geltend zu machen 
{RG 88, 254). — Abtretbar iſt das zugunſten eines Geſchäftsinhabers begründete Recht aus 
einer Wettbewerbsklauſel, und zwar geht mit dem Geſchäfte im Zweifel auch das Recht aus 
der Klauſel ohne weiteres auf den Erwerber über (RG 96, 172; 102, 129); das Recht aus einer 
Löſchungsvormerkung (MG 52, 11; vgl. dazu § 401 K 1 g. E.); des ferneren, wie der An“ 
ſpruch auf Herausgabe gemäß $$ 870, 931, fo auch die Beſitzklage aus $ 861 (6 4. 4. 14 
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V 535/13). Abtretbar iſt im Falle der Weiterzeſſion auch der dem (erſten) Zeſſionar aus dem 
Vertrage mit ſeinem Zedenten erwachſene, wenngleich erſt in der Perſon des Nachzeſſionars zur 
Entſtehung gelangende Gewährleiſtungsanſpruch (RG Gruch 49, 906). — Übertragbar iſt 
auch der Anſpruch auf Auflaſſung, und zwar ohne Einhaltung der Form des § 313 (R 
53, 268; Warn 1909 Nr 287, vgl. auch Nr 394; RG 111, 300). Dagegen iſt der dingliche Be⸗ 
richtigungsanſpruch ($ 894) für ſich allein, ohne Auflaſſung des Grundſtücks (vgl. oben A 1 
Schlußabſatz), nicht in der Weiſe übertragbar, daß dadurch der Zeſſionar berechtigt würde, die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs auf ſeinen Namen zu verlangen; eine ſolche Abtretung kann vielmehr 
nur die Wirkung haben, daß der Abtretungsempfänger ermächtigt wird, den dem Abtretenden 
als dem wahren Berechtigten zuſtehenden Berichtigungsanſpruch im eigenen Intereſſe dahin 
geltend zu machen, daß die Berichtigung auf deſſen Namen vorgenommen werde (RG 53, 
410; 59, 294; 64,165; 112, 265 und die dort angeführten weiteren Urteile des Reichsgerichts, 
ferner HRR 1932, 1438). Paſſiv legitimiert ift an ſich nur derjenige, der zu Unrecht einge⸗ 
tragen ſteht; die nach der Rechtshängigkeit des gegen den Eingetragenen erhobenen Berichtigungs⸗ 
anſpruchs erfolgte Veräußerung des Rechtes nimmt ihm jedoch nicht ſeine Paſſivlegitimation 
(RG Gruch 1921, 725). Auch die Abtretung der einem gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmen durch die Ausübung des Vorkaufsrechts erwachſenen Rechte iſt grundſätzlich nicht unzu⸗ 
läſſig (RG 108, 116). Grundſätzlich abtretbar iſt auch die Forderung einer GmbH oder einer 
Aktiengeſellſchaft auf Zahlung der reſtlichen Kapitaleinlage (RG 76, 436; 85, 352; 102, 385), 
jedoch bei der AG nur unter der Vorausſetzung, daß der Geſellſchaft dafür ein vollwertiges Entgelt 
zufließt (RG 124, 380; 133,81; 135, 57). Dagegen iſt für eingetragene Genoſſenſchaften 
die Abtretbarkeit nur hinſichtlich ihrer Forderungen auf Eintrittsgelder bejaht, hinſichtlich ihrer 
Forderungen auf Einzahlung von Geſchäftsanteilen aber verneint (RG 135, 55), nachdem ſchon 
früher (NG 59, 67) die Nachſchußanſprüche im Konkurſe einer ſolchen Gen. als nicht abtretbar 
erklärt worden waren. 

Wie im ganzen ſo iſt eine Forderung auch teilweiſe übertragbar, vorausgeſetzt, daß ſie an 
fich teilbar iſt (RG 64, 120), wobei im Zweifel nicht anzunehmen iſt, daß der Zedent dem Zeſſionar 
das Vorrecht zugunſten der abgetretenen Teilforderung hat abtreten wollen (RG JW 1914, 528°; 
nemo surrogat contra se). Ebenſo iſt von mehreren in dem nämlichen Vertrage begründeten 
Anſprüchen ein einzelner übertragbar (RG Gruch 54, 924). Auch die Teilabtretung einer Wechſel⸗ 
forderung iſt möglich, erfordert jedoch Einräumung des Beſitzes am Wechſel (vgl. oben A 1), wozu 
aber die Einräumung des Mitbeſitzes gemäß § 868 genügt (RG Warn 1921 Nr 123; vgl. zu $ 868). 

Kommt der Abtretung auch gleich der Übergabe eine dingliche Wirkung zu, jo ergibt ſich aus 
der Natur der Sache doch der Unterſchied, daß die Übergabe notwendig eine bereits vorhandene 
Sache vorausſetzt, weil eine körperliche Übergabe einer nicht vorhandenen Sache undenkbar iſt, 
daß hingegen die ſich allein durch Willenserklärungen vollziehende Abtretung auch erſt künftiger 
Forderungen wie Rechte begrifflich möglich iſt. Notwendig dazu iſt freilich, daß die künftige 
Forderung ſchon jo genügend beſtimmt, wenigſtens beſtimmbar (RG JW 1917, 764°) iſt, 
daß es nur noch ihrer Entſtehung bedarf, um die Übertragung von da ab ohne weiteres wirkſam 
werden zu laſſen (RG 55 S. 334, 404; 58, 72; 67, 166; 74, 78; 75, 225; 92, 238; 136, 102). Die 
Übertragung künftiger Forderungen hat daher auch ſofort die dingliche Wirkung, daß bei Ent⸗ 
ſtehung der Forderung der Übergang ſich ohne weiteres vollzieht (MG JW 1913, 132°). So iſt 
auch die Abtretung künftiger Zinſen (vgl. $ 246 A 1 a. E.) ſowie aller Mietanſprüche aus einem 
beſtimmten Mietverhältniſſe zuläffig (R Gruch 48, 891; Warn 1912 Nr 361); ferner die Über- 
tragung künftiger Hypotheken (RG 74, 416); weiter die Übertragung des Anſpruchs auf künftig zur 
Entſtehung gelangende Dividendenanſprüche (RG 98, 320, wo zugleich ausgeführt iſt, daß bie 
Übertragung des Geſchäftsanteils unter Vorbehalt des Dividendenanſpruchs zuläſſig ift). Da die 
Abtretung unbedingt erſt mit Entſtehung der Forderung oder des Rechtes wirkſam werden kann 
und eine Rückwirkung ausgeſchloſſen iſt, jo find bei Abtretung einer künftigen Hypothek die Grund 
ſätze vom gutgläubigen Erwerbe ($ 892) nicht anwendbar (RG 74, 416). Über die Abtretbarkeit 
der Baugeldhypothek auch vor erfolgter Valutierung vgl. $ 157 A 3 Abſ 2 (RC JW 1910, 7557). 
Wird eine abredegemäß in Teilzahlungen zu tilgende Hypothek nur zu einem Zeil- 
betrage abgetreten, ſo ſteht der Anſpruch auf die Tilgungsbeiträge den einzelnen Teil⸗ 
hypothek⸗Gläubigern nach Verhältnis ihrer Anteile zu, und zwar auch dann, wenn bei der Ab⸗ 
tretung der einen Teilhypothek vor der andern der Vorrang eingeräumt worden ift (RG Warn 
1911 Nr 192). Im Fall eines gemäß § 328 zugunſten des Zedenten abgeſchloſſenen Vertrags 
(beiſpielsweiſe eines Lebensverſicherungsvertrags) iſt die Übertragung der Forderung ſchon in 
einem Zeitpunkte möglich, in welchem der Zedent den Anſpruch im Sinne des $ 328 Abſ 2 noch 
nicht erworben hat (RG 13. 2. 06 VII 241/05). Zuläſſig iſt auch, daß einem andern eine noch 
nicht beſtehende Forderung mit der Abrede eingeräumt wird, daß er ie einem Dritten abtrete, 
um die von dieſem als Entgelt dafür zu gewährende Leiſtung dem Schuldner zuzuführen, ſo daß 
das Schuldverhältnis in Wirklichkeit erſt zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner begründet 
wird und der erſte Gläubiger nur zur Empfangnahme der vom Dritten zu gewährenden Leiſtung 
ermächtigt fein ſoll (RG 12. 2. 10 V 198/09 u. 26. 11. 10 273/10). Es liegt hier kein Schein⸗ 
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geſchäft vor (RG 60, 23). Zu gleichem Zwecke iſt auch die Zeſſion in blanco ſtatthaft derart, 
daß der Zeſſionar ermächtigt iſt, den künftigen Gläubiger erſt ſeinerſeits zu beſtimmen und die 
Zeſſionsurkunde auf deſſen Namen auszufüllen. Auch das Urheberrecht an einzelnen 
erſt künftig zu ſchaffenden Werken kann abgetreten werden (RG 140, 249). Abtretungs⸗ 
fähig iſt dagegen nicht ein erſt künftiges Patentrecht, ſolange die Erfindung noch 
nicht gemacht iſt (RG 75, 228). Ebenſowenig die Abtretung aller künftigen Einnahmen, 
da es an der erforderlichen Beſtimmtheit fehlt (RG JW 1911, 57615). Einer ausrei⸗ 
chenden Beſtimmtheit (vgl. oben Abſ 1 dieſer A) ermangelt auch die Abtretung „aller 
aus den Büchern erſichtlichen Kundenforderungen“, oder die Abtretung „aller auf die (an⸗ 
gegebene) Art erworbenen Forderungen“ (RG Warn 1916 Nr 71), oder die Abtretung „der 
jeweils jüngſten Forderungen“ einer Geſellſchaft (RG 93, 246). — Als wider die guten Sitten 
verſtoßend iſt unter Umſtänden nichtig die fiduziariſche Abtretung „aller Außenſtände“ (RG 
Gruch 55, 883); die zur Verſchleierung dienende Abtretung (RG Gruch 49, 252); ferner die Ab- 
tretung allein zu dem Zwecke, um dem Zeſſionar die Klage im Armenrechte zu ermöglichen (RG 
81, 175; 22. 1. 24 III 319/23). Die Abtretung allein zu dem Zwecke, den Zedenten als Zeugen 
auftreten zu laſſen, verſtößt noch nicht gegen die guten Sitten (RG JW 09, 270%; 1913, 3175); 
wohl aber dann, wenn zugleich bezweckt iſt, den Zedenten Unwahres ausſagen zu laſſen (RG 
81, 162; Gruch 53, 913). Daß bedingte und befriſtete Forderungen zur Übertragung geeignet 
ſind, folgt ſchon aus ihrer Natur als erworbenes Recht (Vorbem 5 vor § 158). Endlich iſt auch die 
bedingte Abtretung erſt künftiger Forderungen zuläſſig (RG 67, 166; 75, 227; Warn 1912 
Nr 157, wonach in der Abrede, daß die Verſicherungsgeſellſchaft durch Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme in die Rechte der Verſicherten eintrete, eine derartige Abtretung liegt). — Durch die noch 
geltende Vorſchrift des Anhangs § 163 Pra find der Abtretbarkeit entzogen Gehalts- 
anſprüche eines preußiſchen Beamten. Hinſichtlich der Übertragbarkeit des Rechts aus 
einem Vertragsantrage vgl. zu § 413 A 1. Über Fälle mangelnder Übertragbarkeit vgl. 
88 399 und 400 und die A dazu. Über die Abtretbarkeit und die Wirkungen der Abtretung einer 
rechtshängigen Forderung $ 265 ZPO; der Kläger, der abgetreten hat, kann in der Regel nur 
noch Zahlung an den Zeſſſionar verlangen, RG 56, 301. Über den Übergang von Forderungen 
kraft Geſetzes (cessio legis) vgl. § 412; auf Grund richterlicher Anordnung $$ 835—838, 
844, 857, 859, 860 ZPO; die Überweiſung einer gepfändeten Forderung zur Ein- 
ziehung ſteht der Abtretung nicht gleich, der Pfandſchuldner bleibt Gläubiger, der pfändende 
Gläubiger erlangt nur das Einziehungsrecht als procurator in rem suam: RG 18, 399; 20, 421; 
27, 294; 128, 85; ferner § 118 ZwVerſtG. 

3. Mit dem Vorgange, daß der neue Gläubiger an Stelle des bisherigen Gläubigers tritt, 
hört das Gläubigerrecht des bisherigen Gläubigers völlig auf, und es ſteht fortan dem Zeſſionar 
zu (RG 56, 301), und zwar nach § 401 nebſt allen hiermit verbundenen Nebenrechten. Das iſt 
auch für das Aufwertungsrecht vom NG ſtändig anerkannt; vgl. RG 128, 132 und die dort 
angef. Entſch.; ferner HRR 1931, 926. Mit der Abtretung iſt daher eine Abrede unvereinbar, 
infolge deren dem Zedenten das Recht vorbehalten wird, über die Forderung für ſich zu verfügen, 
oder wonach der Zeſſionar nicht befugt ſein ſoll, die Forderung in eigenem Namen geltend zu 
machen; die Übertragung wäre gegebenenfalls nichtig (RG 90, 249; 92, 240; JW 1914, 528°; 
Gruch 60, 851; vgl. A 1 Abſ 2 g. E.). Behält ſich der Gläubiger das Recht vor, die Forderung in 
eigenem Namen einzuziehen, dann liegt ein Scheingeſchäft vor (RG 90, 275). Daher können alle 
gegenüber dem Zeſſionar perſönlich beſtehenden Einwendungen, ſo gegen einen abgetretenen 
Schadenserſatzanſpruch auch die ſeines eignen mitwirkenden Verſchuldens, ſeiner Klage entgegen⸗ 
gehalten werden (RG 139, 291). Doch kann mit Zuſtimmung des Zeſſionars der Zedent den 
abgetretenen Anſpruch mit dem Antrage auf Leiſtung an den Zeſſionar einklagen, ſofern er ein 
rechtsſchutzwürdiges Intereſſe daran hat (RG in HRR 1929, 1068). — Im Falle einer wirklichen 
Zeſſion kann der Zedent auch nicht mehr Handlungen zugunſten des Zeſſionars im eigenen 
Namen vornehmen (auch dann nicht, wenn Gegenſtand der Abtretung das Recht aus einem 
Schiedsſpruche geweſen, R ZW 1911, 6440. Insbeſondere kann der alte Gläubiger für den 
neuen nicht mehr Nebenrechte erwerben oder die Verjährung unterbrechen, gleichgültig, ob dem 
Schuldner die Zeſſion ſchon bekannt war oder nicht (RG 52, 281). Wohl aber kann der Ver 
ſprechensempfänger aus einem paetum de mutuo dando nach Abtretung dieſes Anſpruchs an 
einen Dritten (vgl. $ 399 A 4 a. E.) immer noch auf Zahlung an den Dritten klagen, da er feinem 
Vertragsgegner gegenüber trotz der Abtretung der Vertragsberechtigte bleibt, wie er anderſeits 
auch durch Zahlung des Darlehensbetrags von ſeiten ſeines Vertragsgegners an den Dritten der 
Schuldner des erſteren wird (MG 66, 359; 68, 356; 77, 407). Im übrigen ift es auch möglich, 
daß der Darlehensvorvertrag zugunſten des Dritten mit der Wirkung des $ 328 abgeſchloſſen wird 
und der Dritte ſonach unmittelbar und ſofort den Anſpruch auf Gewährung der Darlehensſumme 
erhält ($ 328 A 3). — Auch im Falle der Pfändung und Überweiſung einer Forderung kann der 
Pfändungsſchuldner gegen ſeinen Schuldner unmittelbar auf Zahlung an den den or 
klagen (RG 77, 146; JW 1912, 341%; Gruch 49, 1061. Gleiches gilt aber nicht für den eſſtonar 
einer gepfändeten Forderung, ſolange die Pfändung beſteht (ORR 1933, 10). Einen nach der 
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Abtretung in feiner Perſon entſtandenen Verzugsſchaden kann der Zeſſionar nur geltend 
machen, wenn der Schuldner von dem Gläubigerwechſel Kenntnis erhalten und trotzdem im 
Verzuge beharrt hat (RG 107, 187). — Auf Anſprüche, die einer deutſchen Firma entſtanden, 
aber einer ausländiſchen abgetreten find, findet §7 des Reichshaftungsgeſetzes vom 22. 9. 10 
(RG Bl 798) keine Anwendung (RG 111, 295). — Für die freie Aufwertung einer abge- 
tretenen Forderung bildet nicht, wie in der Regel für die durch das Aufwertungsgeſetz geregelten 
Anſprüche (88 2, 3 Nr 1), bei der Berechnung des Goldmarkbetrags der Tag des Erwerbs der 
Forderung durch den derzeitigen Gläubiger den unbedingt maßgebenden Zeitpunkt, ſondern es 
ſind dabei alle Umſtände, zu denen auch der vom Zeſſionar bezahlte unaufgewertete Erwerbs⸗ 
preis gehören kann, nach § 242 zu würdigen (RG 113, 30). — Einer Zuſtimmungs⸗ oder 
Annahmeerklärung des abgetretenen Schuldners bedarf es zu dem Übergange der 
Forderung nicht. Über die rechtliche Bedeutung einer ſolchen Erklärung enthält das BGB keine 
Vorſchriften; der ihr zugrunde liegende Vertragswille muß daher im Einzelfalle unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Umſtände ermittelt werden (RG 77, 158; 83, 186; L8 1916 Sp 80310; 
HNN 1932, 439). 

4. Übergangsrecht und Geſetzeskolliſion. Die Rechtsfolgen einer nach dem 1. 1. 00 vor⸗ 
genommenen Abtretung find nad) dem BGB zu beurteilen, auch wenn die Forderung vor dem 
angegebenen Zeitpunkte entſtanden war (RG 56, 301). Das deutſche Recht entſcheidet auch über 
die Abtretung und ihre Wirkungen, wenn die Rechtsverhältniſſe der abgetretenen Forderung 
nach deutſchem Rechte zu beurteilen find (RG 65, 358; 18. 6. 24 1 474/23). 
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Eine Forderung kann nicht abgetreten werden!), wenn die Leiſtung an 
einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung 
ihres Inhalts erfolgen kann?) oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung 
mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt “) 4). 

& 1 205; M 2 121; P 1 884. 

1. Unübertragbarkeit der Forderung. In den beiden durch $ 399 getroffenen Fällen (A 2, 3) 
ift die Übertragung durch § 399, alſo durch Geſetz, verboten. Die Beſtimmung iſt jedoch nicht 
(wie $ 400, vgl. Anmerkung dazu) im öffentlichen Intereſſe gegeben und daher zwingendes Recht; 
fie bezweckt vielmehr lediglich die Wahrung der Intereſſen des Schuldners (RG 29. 10.06 I 110/06). 
Handelt es ſich ſonach um ein lediglich den Schutz einer beſtimmten Perſon bezweckendes Ver⸗ 
äußerungsverbot ($ 135), fo iſt eine ihm zuwider erfolgende Abtretung nicht nichtig (wie in RG 
75, 145, anſcheinend auch HRR 1931, 1608, unrichtigerweiſe angenommen worden), ſondern nur 
dem Schuldner gegenüber unwirkſam. Da jedoch eine Forderung nur ein ſchuldrechtliches 
Band zwiſchen Gläubiger und Schuldner bildet, ſo iſt eine dem Schuldner gegenüber unwirkſame 
Übertragung auch im Verhältniſſe zwiſchen Zedent und Zeſſionar keine Übertragung eines Ver 
mögenswerts; die Forderung bleibt in Wirklichkeit im Vermögen des Zedenten; ſie kann deshalb 
auch von ſeinen Gläubigern noch gepfändet werden (RG 75, 143; 86, 350). Erfolgt die Abtretung 
mit Einwilligung des Schuldners, fo iſt fie von vornherein vollwirkſam. Eine nachträgliche Ein⸗ 
willigung (Genehmigung) des Schuldners beſeitigt die bis dahin beſtehende Unwirkſamkeit, jedoch 
nicht mit rückwirkender Kraft, da es ſich nicht um einen Fall des § 185 Abſ 2 und auch nicht um 
einen ſolchen des § 184 handelt, ſondern um einen Verzicht des Schuldners auf die lediglich ihm 
gegenüber beſtehende Unwirkſamkeit (RG 75, 143; vgl. $ 135 A 2 und $ 182 A1). Deshalb werden 
in der Zwiſchenzeit vorgenommene Pfändungen der Forderung durch Gläubiger des Zedenten 
durch die nachträgliche Zuſtimmung des Schuldners in ihrer Wirksamkeit nicht beeinträchtigt (R6 
75, 143; 86, 350; 136, 399). Ob dazu ein Vertrag ($ 305) erforderlich, ift in RG 136, 399 dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen, dürfte aber zu bejahen fein, da Verzichte auf ſchuldrechtlichem Gebiete einen 
Vertrag erfordern; vgl. zu 8 397 A 1 unter b). — Weil die Übertragbarkeit der Rechte die Regel 
bildet, trifft die Beweislaſt für die Ausnahme den Schuldner RG JW 01, 725200. — Auch 
der auf § 67 Satz 1 des Verſvh beruhende Übergang des dem Verſicherungsnehmer gegen einen 
Dritten zuſtehenden Schadenserſatzanſpruchs auf den Verſicherer kann durch Vereinbarung wirt⸗ 
ſam ausgeſchloſſen werden (RG 97, 78; SeuffA 75 Nr 95). h ö 

2. Es genügt nicht eine ſolche Veränderung des Inhalts der Forderung, die bloß in Ver⸗ 
ſchiedenheiten der individuellen Perſönlichkeit der Gläubiger ihren Grund hat (der eine iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe nachſichtiger als der andere), ohne daß ſachliche Unterſchiede, wie etwa infolge einer 
privilegierten Stellung des Fiskus, beſtehen; es muß vielmehr die Veranderung des Gläubigers 
zugleich den Inhalt der Leiſtung ändern. Beiſpiele hierfür bietet das Geſetz ſelbſt in den 
98613 Satz 2, 664 Abſ 2. Eine Veränderung des Leiſtungsinhalts liegt insbeſondere vor, wenn 
die Leiſtung nach Lage des Falles überhaupt nur zugunſten des alten Släubigers erfolgen kann, 
wie das beiſpielsweiſe bei dem Anſpruche auf Schuldbefreiung zutrifft > JW 1911, 711˙ 1912. 
857; Gruch 59, 911); es ſei denn, daß die Abtretung des Schuldbefreiungsanſpruchs an den Gläu- 
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biger des Anſpruchs, von dem der Berechtigte befreit werden ſoll, ſelbſt erfolgt (NG 80, 183; 81, 
253; 121, 305; 128, 370; HRR 1931, 1608; RG 140, 378; vgl. auch zu 9415 A5). Der Befreiungs⸗ 
anſpruch verwandelt ſich in der Hand des zu befriedigenden Gläubigers in einen Anſpruch auf un⸗ 
mittelbare Leiſtung an dieſen; eine Veränderung des Leiſtungsinhalts der dem abgetretenen 
Schuldner obliegenden Befreiungspflicht ſoll dadurch nicht eintreten (RG 121, 303; HRR 1929, 
1905). Auch der durch die Aufwertungsrechtſprechung demjenigen, der die Pflicht zur Beſeitigung 
von Hypotheken übernommen hat, wegen der nachträglichen Aufwertung dieſer Hypotheken unter 
Umſtänden zugebilligte Ausgleichsanſpruch (vgl. zu 8 242 A5 dg Abj 2) kann an den Auf⸗ 
wertungsgläubiger wie auch an den gegenüber dem Zedenten ausgleichsberechtigten Aufwertungs⸗ 
ſchuldner abgetreten werden (RG 128, 369; 130, 117 und 294). Durch die grundſätzliche Unab⸗ 
tretbarkeit des Befreiungsanſpruchs wird jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß der Anſpruch im Falle 
des Konkurſes des Befreiungsberechtigten in deſſen Konkursmaſſe fällt und von dem 
Konkursverwalter gegen den Befreiungsverpflichteten geltend gemacht werden kann, und zwar 
in voller Höhe auf Leiſtung zur Konkursmaſſe, nicht nur auf die Konkursdividende (RG 139, 321 
und die dort angeführten früheren Entſcheidungen). Das dürfte, ſoweit es ſich um Geldleiſtun⸗ 
gen handelt, ſchon um des willen richtig fein, weil ſolche Forderungen, auch wenn fie nach $ 399 
nicht abtretbar find, gemäß $ 851 Abſ 2 ZPO dennoch gepfändet und zur Einziehung über⸗ 
wieſen werden können, alſo der Zwangsvollſtreckung unterworfen find und daher gemäß $ 1 KO 
zur Konkursmaſſe gehören. Das gilt auch für den Ausgleichsanſpruch (RG 139, 321). — Der 
Anſpruch aus einem Darlehensvorvertrage (pactum de mutuo dando) kann wegen der damit 
verbundenen Anderung des Leiſtungsinhalts in der Regel nicht abgetreten werden; doch kann 
im Einzelfalle auch die Abtretbarkeit dem Vertragswillen entſprechen (RG 66, 361). Abtretbar 
iſt jedenfalls der bloße Anſpruch auf die Auszahlung des Geldes in der Weiſe, daß der Zedent 
dadurch a e e wird (RG 68, 356; JW 1910, 7473; Warn 09 Nr 15) und daß er nun ⸗ 
mehr auf Auszahlung des Geldes an den Zeſſionar klagen kann (RG 77, 407; JW 1912, 19211). 
Das gilt auch bei dem zugeſagten Baudarlehen (Nc 66, 359; IW 09, 309% Warn 1911 
Nr 320). — Bei gegenſeitigen Verträgen kann die eine Forderung übertragbar ſein, die 
andere nicht, wie beiſpielsweiſe beim Mietvertrage der Anſpruch auf die Miete frei übertragbar 
iſt, das Mietrecht dagegen nur mit Erlaubnis des Vermieters (8549), weil die Leiſtung des Ver⸗ 
mieters an ſich eine andere iſt, je nachdem er den Gebrauch dieſer oder jener Perſönlichkeit zu 
überlaſſen hat (NG JW 1911, 487°; J. 7. 23 III 127/23); im übrigen vgl. § 398 A 2. 

3. Iſt die Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen, ſo wirkt der 
Ausſchluß (in dem in A erörterten Sinne) nicht nur zwiſchen Gläubiger und Schuldner, ſondern 
auch jedem Dritten, insbeſondere dem Zeſſionar (NG JW 1915, 57711) gegenüber, nimmt alſo 
der Forderung ſelbſt die Eigenſchaft der Veräußerungsfähigkeit, ohne daß § 137 entgegenſteht 
(Ach 136, 399; vgl. auch zu § 137 A 1). Vgl. aber über den Einfluß des guten Glaubens des 
Zeſſionars § 405. Auch in dieſem Falle handelt es ſich nicht (wie in dem Falle der Abtretung zur 
Einziehung, Rh 99, 143) um ein lediglich rechtsgeſchäftliches Veräußerungsverbot, das nach 
$ 137 nur ſchuldrechtliche Wirkung äußern könnte (jo die 5. Aufl.), ſondern um ein durch $ 399 
gegebenes geſetzliches Veräußerungsverbot; vgl. A 1. Darüber, daß keine Nichtigkeit beſteht, 
vgl. A 1. Vgl. RG 95, 207, wonach auch eine gegen das Verbot des $ 98 Verſ dc erfolgte 
Abtretung der Verſicherungsſumme nicht nichtig, ſondern nur zugunſten der geſchützten Perſonen 
($ 1128 BOB) unwirkſam tft. § 399 findet auch auf eine Vereinbarung Anwendung, durch welche 
die Abtretung nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, ſondern nur an gewiſſe fachliche Erforderniſſe 
(Zuſtimmung des Verſicherten bei Verſicherungsverträgen) oder an eine gewiſſe Form geknüpft iſt 
(Ac 136, 399). Werden dieſe Bedingungen nicht erfüllt, jo ift die Abtretung auch im Verhältniſſe 
zwischen dem Zeſſionar und dem zedierten Schuldner unwirkſam (R& 86, 350; 97, 77; 121, 257). 
Vol. auch HR 1931, 927. — Auch der auf 967 Satz 1 VerſVG beruhende, ſich alſo kraft Geſetzes 
vollziehende Rechtsübergang kann durch eine Vereinbarung gemäß $ 399 ausgeſchloſſen werden 
(RG 97, 77). — Das Verbot der Abtretung einer Forderung hindert nicht, daß auf den Fall 
der Zuwiderhandlung wirkſam eine Strafe geſetzt wird, da ſchon der Verſuch der Ab⸗ 
tretung durch die Strafandrohung gehindert werden ſoll (RG 25. 9. 15 V 143/15). Die Ver⸗ 
fügung über ein abſolutes Recht (Erfindung, Gebrauchsmuſter) kann nicht durch Vereinbarung 
mit dem Schuldner gemäß $ 399 ausgeſchloſſen fein, da bei ſolchen Rechten kein Schuldner vor⸗ 
handen iſt (RG 127, 205; für Lizenzverträge auch 134, 96). 

4. Eine Veränderung des Leiſtungsinhalts (A 2) wird vom Geſetze als mit der Abtretung 
verbunden auch in ſolchen Fällen angenommen, in denen das Recht an die Perſon des Berechtigten 
gebunden iſt (höchſtperſönliche Rechte). Aus dieſem Grunde ſind insbeſondere nicht übertragbar 
die Anſprüche der Geſellſchafter einer bürgerlich rechtlichen Geſellſchaft gegeneinander 
aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe, $ 717, mit den in Satz 2 daſelbſt bezeichneten Ausnahmen, die 
jedoch nicht über ihren Wortlaut ausgedehnt werden dürfen, insbeſondere nicht auf von Gewinn 
und Verluſt unabhängige Anſprüche auf Entnahmen aus der Geſellſchaftskaſſe (RG 67, 17, 
während anderſeits Anſprüche einer Geſellſchaft, die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit 
hat, gegen ihte Mitglieder, wie der Anſpruch auf Einzahlung der reſtlichen Kapitaleinlage, nicht 
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unter das Abtretungsverbot des § 717 fallen (RG 76, 436; 102, 386); ferner der Anſpruch eines 
Geſellſchafters auf Rechnungslegung, während der Anſpruch auf das aus der Liquidation 
ſich ergebende Guthaben übertragbar ift (RG 52, 35; 90, 19; JW 1917, 5397), was jedoch nicht 
gelten ſoll für den Anſpruch auf dasjenige, was einem Miterben bei der Auseinanderſetzung 
zukommt (RG 60, 126); vgl. Näheres zu § 717 A 2 und zu § 2033 A 1. Keine Anwendung ſoll 
$ 399 in Verbindung mit $ 412 finden auf die Geſamtrechtsnachfolge bei der liquidationsloſen 
Fuſion von Aktiengeſellſchaften mit Sonderleiſtungspflichten der Aktionäre; die Rechte 
auf ſolche Sonderleiſtungen gehen auf die aufnehmende Geſellſchaft über (RG 136, 313). — Nicht 
übertragbar find ferner Altenteilsrechte (RG 14. 10. 05 V 257/05), ſofern fie nicht lediglich 
Geldleiſtungen zum Inhalte haben (RG 140, 64); ferner nicht übertragbar der Anſpruch auf 
Erſatz immateriellen Schadens ($ 847 Satz 2), der Anſpruch aus der Defloration (§ 1300), 
der Anſpruch auf Ausſteuer ($ 1623), der Anſpruch der Erben auf Auseinanderſetzung (RG 60, 
132); ſowie Anſprüche auf Unterhalt, ſoweit es ſich nicht um bereits feſtgeſtellte, beſtimmte 
Beträge handelt (RG JW ö 05, 684): Anſprüche aus einem Kreditvertrage (RG 51, 119); auch das 
Nußungsrecht des Pächters aus dem Pachtvertrage (RG 70,229; 134, 96), jedoch vor⸗ 
behaltlich des Rechts des Konkursverwalters aus § 19 KO (134, 96). Anſprüche, die der Zwangs⸗ 
verwalter durch Urteil erſtritten hat (der Anſpruch auf Zurückſchaffung von entfernten Zubehör⸗ 
ſtücken), find abtretbar (RG 3. 4. 11 V 348/10, vgl. auch $ 398 A 1 Schlußabſatz). Offentliche 
Pfandleiher ($ 34 Gew) können Forderungen, die fie in dieſem Gewerbebetriebe gegen Fauſt⸗ 
pfänder erworben haben, an Dritte, die nicht öffentliche Pfandleiher ſind, nicht abtreten (RG 
58, 71). Endlich ſind nicht ſelbſtändig übertragbar bloße Rechtsbefugniſſe wie der Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch, das Rücktrittsrecht und das Anfechtungsrecht; ſie können von den ihnen zugrunde 
liegenden Rechtsberhältniſſen nicht losgelöſt werden (RG JW'̃ 09, 685°; Warn 1912 Nr 67; Gruch 
55, 1068). Wohl aber iſt es auch in den bezeichneten Fällen möglich, einen andern durch Abtretung 
der bloßen Rechtsbefugnis zur Durchführung des Anſpruchs auf eigenen Namen und für eigene 
Rechnung zu ermächtigen, während das Vermögensrecht ſelbſt dem Abtretenden verbleibt. Vor⸗ 
ausſetzung iſt dabei jedoch, daß die Abtretung zur Wahrnehmung eines eigenen Intereſſes 
des Zeſſionars erfolgt, da es ihm ſonſt am Rechtsſchutzintereſſe fehlen würde; vgl. auch zu 
8 398 A 1 Abſ 3. — Der Übergang des ſtaatlichen Zollanſpruchs auf einen Privaten, ins⸗ 
befondere gemäß 88 774, 412 auf den zahlenden Zollbürgen, wird durch § 399 nicht ausgeſchloſſen, 
da eine Veränderung des Leiſtungsinhalts dadurch nicht eintritt (RG 135, 30). 

Fraglich iſt, ob Nebenrechte (akzeſſoriſche Rechte) ſelbſtändig übertragbar ſind. Hinſichtlich 
der Vertragsſtrafe ift dieſes bereits bei J 339 A 1 bejaht worden. Zinsanſprüche, die bereits 
entſtanden ſind, haben die 1 ſelbſtändiger Rechte. Aber auch Anſprüche auf künftige 
Zinſen find nach den zu $ 398 A 2 erörterten Grundſätzen abtretungsfähig. Die Bürgſchaft 
und das Pfandrecht werden dagegen vom Geſetze nach § 401 als unſelbſtändige, nur dem Haupt⸗ 
anſpruche dienende Rechte aufgefaßt und find daher nicht ſelbſtändig übertragungsfähig (RG 15, 
278; JW 09, 685%; a. A. Planck $ 401 A 1c), wie dies $ 1153 Abſ 2 hinſichtlich der Hypothek aus⸗ 
drücklich ausſpricht. Unübertragbar find der Subſtanz nach die mit dem Eigentunte untrennbar 
verbundenen Rechte. So der Verichtigungsanſpruch als ſolcher (R Gruch 54, 943; vgl. 9398 A 2) 
und das Recht auf den Vorrang, das ſich der Eigentümer zugunſten einer von ihm künftig zu 
beſtellenden Hypothek vorbehält (RG 28. 1. 11 V 151/10, teilweiſe abgedruckt JW 1911, 334%, 
endlich der Anſpruch auf Vorlegung aus $$ 809, 810 ohne den Hauptanſpruch (RG Gruch 54, 943). 
Das in einem Geſellſchaftsvertrage (einer offenen Handelsgeſellſchaft) einem Geſellſchafter vor⸗ 
behaltene Recht, die Anteile der übrigen Geſellſchafter zu erwerben, iſt jedenfalls dann abtretbar, 
wenn es zugleich mit dem Geſellſchaftsrechte ſelbſt, falls dieſes abtretbar iſt, abgetreten wird 
(RG 92, 167). Der Ausgleichsanſpruch (vgl. zu $ 242 A 5 dg Abſ 2 und zu $ 398 A 2 Abſ 1) 
iſt kein bloßes Nebenrecht des Aufwertungsanſpruchs, daher ſelbſtändig übertragbar (RG in 
HR 1929, 1568). Poſtſcheckforderungen find nach Maßgabe des PSchceſ nicht abtretbar 
(RS in HR 1930, 104). 


8 400 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit ſie der Pfändung 
nicht unterworfen iſt!). 

E I 296; M 2 123; P 1 384. ich ’ 8 

1. Vgl. hierzu die Ausführungen unter $ 394. Die der Pfändung nicht unterworfenen For⸗ 
derungen find in $ 850 HRO aufgezählt; außerdem enthält $ 851 Abſ 1 die Generalklausel, daß 
eine Forderung der Pfändung nur inſoweit unterworfen, als fie übertragbar iſt: es wird alſo 
dort die Übertragbarkeit als Vorausſetzung der Pfändbarkeit aufgeſtellt, wahrend umgekehrt hier 
9 400 die Pfändbarkeit als Vorausſetzung der Übertragbarkeit aufſtellt. Nach $ 851 Abſ 2 ZPO 
wird aber ferner die Pfändbarkeit durch eine nach $ 399 beſtehende Unabtretbarkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, falls und ſoweit der geſchuldete Gegenſtand pfändbar iſt. $ 400 finbet Anwen⸗ 
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dung, auch wenn die Übertragbarkeit noch nach altem Rechte zu beurteilen iſt (RG 67, 15). 8400 
in Verbindung mit den angeführten Vorſchriften der ZPO enthält zwingendes Recht, das auch 
im öffentlichen Intereſſe geſchaffen iſt (RG 94, 137; 106, 205; 133, 256). Die entgegen § 400 
erfolgte Abtretung iſt nichtig. Der § 817 Abſ 2 iſt hier aber nur dann anwendbar, wenn die Ab- 
tretung zur Erfüllung eines Vertrags geſchah, der einen geſetzlich verbotenen Zweck verfolgte 
(RG Gruch 61, 304). Der dem Schuldner zuſte hende lebenslängliche Nießbrauch an einer Hypothek 
iſt in Anſehung des Zinsanſpruchs pfändbar und daher auch abtretbar; um den Gläubiger gegen 
eine Vereitlung des Pfändungspfandrechts, namentlich durch Löſchung des Nießbrauchs auf 
Grund eines Verzichts zu ſchützen (§ 892 Satz 2), bedarf es der Eintragung der Verfügungs⸗ 
beſchränkung (RG 74, 78). Der $ 400 hindert nicht die Abtretung des bloßen Verſügungsrechts 
über eine Forderung derart, daß das Gläubigerrecht dem Zedenten verbleibt (RG 94, 137; HRR 
1931, 1608; vgl. zu 8 398 A 1 Abſ 3). Nicht pfändbar und daher nicht abtretbar ſoll nach RG 
130, 242 die bei der Verſicherung für fremde Rechnung laut § 75 Abſ 1 VerſVGeſ dem 
Verſicherungsnehmer zuſtehende Befugnis ſein, die Rechte aus dem Verſicherungsvertrage, die 
nach $8 74ff. daſelbſt dem Verſicherten zuſtehen (vgl. zu $ 328 A 3), in eigenem Namen auszu⸗ 
üben. — $ 400 gilt grundſätzlich auch für den Übergang von Forderungen und Rechten kraft 
Geſetzes, jedoch nur in entſprechender Anwendung ($ 412, vgl. A 2 dazu). Insbeſondere iſt 
im Bereiche des $ 1542 RVerſO und des § 21 Abſ 2 Fürſv O $ 400 in Verbindung mit 
9 412 auf den geſetzlichen Forderungsübergang auf die Verſicherungs⸗ bzw. Fürſorgeträger nicht 
anwendbar (RG in HRR 1930, 735; 1932, 562). — Sit, was zuläſſig, einer Forderung die auf- 
löſende Bedingung hinzugefügt, daß ſie, falls ſie gepfändet wird, erliſcht, ſo ſtehen ihrer 
Abtretung oder ihrem Übergange kraft Geſetzes, ſolange die Bedingung nicht eingetreten iſt, die 
Vorſchriften der 88 400, 412 nicht entgegen (ORR 1932, 562). — Über rechtsähnliche Anwendung 
des $ 400 auf unwiderrufliche Überweiſungen der Auszahlung des fällig werdenden Gehalts 
durch einen Beamten an eine Beamtenbank vgl. zu 9 394 A 1. 


8 101 


Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken oder Pfandrechte, 
die für fie beſtehen, ſowie die Rechte aus einer für fie beſtellten Bürgſchaft 
auf den neuen Gläubiger über!). 

Ein mit der Forderung für den Fall der Zwangsvollſtreckung oder des 
Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläubiger geltend 
machen?) ). 

E 1 207; M 2 124; P 1 886. 


1. Der Mitübergang von Nebenrechten auf den neuen Gläubiger entſpricht der Auffaſſung, 
daß Nebenrechte, wie Hypothek, Pfandrecht, Bürgſchaft, der Selbſtändigkeit entbehren 
(§ 399 A 4 Abſ 2) und daher dem Hauptrechte, um deſſenwillen fie begründet wurden, ohne 
weiteres folgen (anders das Verhältnis zwiſchen Sache und Zubehör; vgl. dazu die Ausführungen 
bei § 314). Wird daher das Hauptrecht mit Ausſchluß des Nebenrechts übertragen, was 
begrifflich möglich iſt, dann führt eine ſolche Übertragung notwendig zum Untergange des 
Nebenrechts, wie das in $ 1250 Abſ 2 hinſichtlich des Pfandrechts ausdrücklich vorgeſehen iſt 
(RG 85, 364; 135, 273; JW 05, 428%. § 401 kann auch auf andere als die in ihm 
aufgezählten einzelnen Nebenrechte Anwendung finden (R 60, 371; 65, 418; 91, 279), 
insbeſondere auf ſchuldrechtliche Anſprüche auf Sicherheitsleiſtung, ſog. Hypotheken oder 
Pfandrechtstitel RG 126, 384; Hain 1930, 216; VIII 323/29, 28. 10. 29. Die ſiche 
rungshalber erfolgte Übertragung einer Forderung kann aber als Nebenrecht der zu 
ſichernden Forderung nicht gelten. Dient die Übertragung gegebenenfalls auch dem gleichen 
Zwecke wie die eigentliche Verpfändung, ſo beſteht doch der entſcheidende Unterſchied, daß 
der Gläubiger im letzteren Falle ein an ſich unſelbſtändiges Recht erlangt, im Falle der Über⸗ 
eignung ſicherheitshalber dagegen die übertragene Forderung ſelbſt zu eigenem Rechte erwirbt, 
während ſich der Sicherungszweck nur nach der ſchuldrechtlichen Seite im Innenverhältniſſe 
äußert; vgl. 8117 A 3. Doch iſt eine entſprechende Anwendung des $ 401 in Verbindung mit $ 412 
auf die Sicherungsübereignung in der Weile, daß die Rechte aus ihr mit der Abtretung oder 
dem geſetzlichen Übergange der Forderung zwar nicht ohne weiteres übergehen, aber der bis. 
herige Gläubiger zu ihrer Übertragung ſchuldrechtlich verpflichtet iſt, wegen der Gleichheit des 
wirtſchaftlichen Zweckes in RG 89, 195 (für den Fall der Befriedigung des Gläubigers durch den 
Bürgen) und in RG 91, 279 (für den Fall der Befriedigung des Gläubigers durch einen ausgleichs 
berechtigten Geſamtſchuldner) wohl mit Recht als gegeben erachtet und auch für den Fall der 
Sicherungsübereignung einer Forde rung anzuerkennen. — Zwiſchen Forderung und Hypo 
thek iſt ein ſo enger Zuſammenhang geſchaffen, daß die erſtere nicht ohne die letztere wie die 
letztere nicht ohne die erſtere übertragen werden kann, und daß ein dagegen verſtoßendes Rechts 
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geſchäft ſomit nichtig ift ($ 1153 Abſ 2). Anders verhält es ſich nur bei der Höchſtbetragshypothek 
($ 1190 Abſ 4); bei ihr kann die Übertragung der Forderung nach den für die Übertragung von 
Forderungen geltenden Vorſchriften erfolgen und der Übergang der Hypothek iſt in dieſem Falle 
ausgeſchloſſen. Eine zur Sicherung einer Forderung abgetretene Grundſchuld bleibt ein ſelb⸗ 
ſtändiges Recht und wird daher durch die Übertragung der Forderung nicht berührt (RG 135, 
274). — Selbſtändige Anſprüche gehen, auch wenn ſie mit dem abgetretenen Anſpruche 
zuſammenhängen, nicht ohne weiteres mit der Abtretung des letzteren über, vielmehr müſſen 
ſie mitabgetreten ſein; ſo Schadenserſatzanſprüche, die dem Zedenten gegenüber entſtanden 
find (RG Warn 1912, 11; 123, 379; wegen des dem Zeſſionar entſtehenden Schadens vgl. zu 
8398 A 2); ferner vertragsmäßige Gewährleiſtungsanſprüche des Zedenten gegen einen 
früheren Zedenten, weil durch das Verſprechen der Gewährleiſtung nicht die Haftung für eine 
fremde Schuld (Bürgſchaft), ſondern eine ſelbſtändige Verpflichtung übernommen wird (RG 
60, 371; 72, 141); desgleichen die Übernahme der Haftung für die Zulänglichkeit der zur Deckung 
einer bloß dinglichen Schuld gewährten Sache, weil darin keine Bürgſchaft liegt, bei welcher die 
Haftung für die Leiſtung des perſönlichen Schuldners erforderlich iſt (RG Warn 1916 Nr 130, 
doch dürfte es ſich hier wohl um ein der Bürgſchaft weſensähnliches Nebenrecht handeln); ferner 
der Anſpruch des Hypothekengläubigers auf Herausgabe des Hypothekenbriefs (RG 54, 111). 
Das nicht ſelbſtändige Anfechtungsrecht gehört nicht zu denjenigen Nebenrechten im Sinne 
des $ 401, die ohne weiteres mitübergehen (RG 30, 74; Warn 1912 Nr 67). Vgl. noch $ 142 A 1. 
Das Recht auf die noch nicht verfallene Vertragsſtrafe geht als Beſtandteil des Gläubiger⸗ 
rechts bei deſſen Übertragung ohne weiteres mit über (Prot 1, 422). 

Dagegen gehören zu den Nebenrechten, die mit der Abtretung übergehen, das Recht aus 
einer Erfüllungsübernahme gemäß $$ 415 Abſ 3, 329 (RG 65, 170) und das kaufmänniſche 
Zurückbehaltungsrecht (RG JW 07, 170). Das einer Forderung innewohnende Auf⸗ 
wertungsrecht geht durch die Abtretung ohne weiteres mit ihr über (vgl. zu 9 398 A 3). — 
Ob und inwieweit die Zinsanſprüche aus der abgetretenen Forderung, die an ſich ſelbſtändig 
übertragbar find (RG 74, 81; vgl. § 398 A 2 Abſ 3), als mitübertragen zu erachten find, iſt durch 
Auslegung der Erklärung erde (RG Warn 08 Nr 454; 1914 Nr 244). Im Zweifel dürfte 
anzunehmen ſein, daß die Übertragung des Anſpruchs auf bereits fällige Zinſen, da er zu 
einer ſelbſtändigen Forderung geworden iſt, nicht beabſichtigt war, daß dagegen das Umgekehrte 
hinſichtlich des Anſpruchs auf die noch nicht fälligen Zinſen zutrifft. Streitig. Jedenfalls iſt es 
zuläſſig, bei Abtretung der Forderung das Zinsrecht als ſolches vorzubehalten, und zwar auch bei 
Hypotheken- und Grundſchuldforderungen, wiewohl das Zinsrecht an ſich das Schickſal des Haupt- 
rechts teilt und erſt die einzelne fällig gewordene Zinsrate ſich als ſelbſtändiges Recht vom Haup⸗ 
rechte ablöſt (RG 74, 80; Warn 1914 Nr 244). Vgl. § 246 A 1. Nach den Umſtänden des Falles iſt 
auch zu beurteilen, ob Forderungen auf Schadenserſatz und auf eine bereits verfallene und daher 
ſchon zum ſelbſtändigen Anſpruche erwachſene Vertragsſtrafe als mitübertragen zu gelten 
haben (NG JW 07 ©. 171° u. 74516), aber auch der Anſpruch auf eine noch nicht verwirkte Ver⸗ 
tragsſtrafe wird, inſoweit als er zur Sicherung der Erfüllung der übertragenen Vertragsrechte 
dient, im Zweifel als mitübertragen zu gelten haben (a. A. anſcheinend die 5. Aufl); Übrigens 
kann er auch als bedingtes Recht für ſich allein übertragen werden. Ob mit Abtretung der Hypo⸗ 
thekenforderung auch die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe des Hypothekenbriefs ver⸗ 
bunden worden ift, wird gleichfalls auslegungsweiſe feſtzuſtellen ſein (vgl. Rc 54, 111; ferner 
402 A 1). Der Anſpruch aus einer Löſchungsvormerkung iſt an ſich abtretbar (RG 52, 11): 
er geht mit Übertragung der geſchützten Hypothek nicht ohne weiteres über; doch kann auch 
bei ihm eine ſtillſchweigende Abtretung aus den Umſtänden gefolgert werden (RG 11. 6. 13 
Y 23/13). Daß die Mitübertragung beabſichtigt war, wird wohl meiſt anzunehmen ſein. Daß 
der Erwerber eines Anſpruchs, der zugleich in das entſprechende Schuldverhältnis durch Schuld- 
übernahme eintritt, ohne weiteres auch von den Einreden aus 89 273 u. 320 Gebrauch machen 
kann, ergibt ſich ſchon aus den Grundſätzen von der Schuldübernahme (8417). Das in § 19 Abſ 2 
des Gef. betr. Geſellſchaften m. b. H. vorgeſehene Auftechnungsverbot gegenüber der Forderung 
uf Einzahlung der Aar wirkt, weil es der Forderung ſelbſt dienen ſoll, auch zugunſten 

es Zeſſionars fort (RG 85, 351). 1 

© Altlbergung von Vorzugsrechten, die im Falle des Konkurſes (58 47ff., 61, 62 KO) 
ſowie der Zwangsvollſtreckung beſtehen ($ 804 Abſ 2 ZPO). Der Mitübergang beſchrankt 
ſich nur auf die mit der Forderung verbundenen Vorzugsrechte, erſtreckt ſich alſo nicht auch 
auf ſolche, die etwa dem Zedenten perſönlich zuſtehen. Gemäß Abſ 2 erwirbt auch derjenige, der 
nach § 268 den am zollpflichtigen Gegenſtande pfandberechtigten Fiskus wegen ſeiner Hollſorde⸗ 
rung befriedigt, deſſen Zollanſpruch mit dem konkursrechtlichen Vorrechte aus $ 61 Nr 2 KO 
(RG 67, 214). 5 m 8 

3. Die Beſtimmungen von Abſ 1 u. 2 greifen Platz auch im Falle des Übergangs der Forde⸗ 
rung kraft Geſetzes ($ 412) ſowie zufolge der Überweiſung im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren (8 836 ff. 30 O). Nur gewährt der $ 838 daf. dem Schuldner gegenüber dem Anſpruche 
des Gläubigers auf Herausgabe des Pfandes ein einredeweiſe geltend zu machendes Zurück⸗ 
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behaltungsrecht. — Im übrigen ſind die Vorſchriften des § 401 nicht erſchöpfend und ſie geſtatten 
eine entſprechende Anwendung (RG 24. 2. 02 IV 351/01). Hat der Bürge den Gläubiger 
befriedigt, dann geht auf ihn auch der Anſpruch des Gläubigers aus einem Erfüllungsübernahme⸗ 
vertrage über (RG JW 07, 170°), und im Falle des § 225 Abſ 2 KO auf den zahlenden Erben 
das mit der berichtigten Forderung verbundene Hypothekenrecht (RG 55, 157). Falls einer von 
mehreren Geſamtſchuldnern den Gläubiger befriedigt, geht auf ihn deſſen Forderung nebſt 
den für dieſe beſtellten Sicherungshypotheken, und falls an deren Stelle im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren der Erlös getreten iſt, der Anſpruch auf Befriedigung aus dem Erlöſe mit über 
($$ 426 Abſ 2, 401, 412; RG JW 07, 305°; RG 65, 414). — War durch das zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner beſtehende Arbeitsvertragsverhältnis die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts 
begründet (§ 1 Abſ 1 Gew), jo entfiel dieſe Zuſtändigkeit, wenn die Forderung auf eine 
nicht in dieſem Verhältniſſe ſtehende Perſon überging (RG 51, 193); anders jetzt nach 9 2 Abſ 2 
des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 26. 12. 1926 (RG Bl 1 507). 


8 402 


Der bisherige Gläubiger iſt verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur 
Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die zum 
Beweiſe der Forderung dienenden Urkunden, ſoweit fie ſich in feinem Beſitze 
befinden, auszuliefern“). 

E 1 301; M 2 128; P1387. 


1. Dieſe Verpflichtung des bisherigen Gläubigers zur Aus kunftserteilung und zur Aus⸗ 
lieferung der Urkunden trifft den Gläubiger ſchon infolge der Abtretung, ohne Rückſicht alſo auf 
das etwaige Grundgeſchäft. Im Falle der Zuwiderhandlung iſt der Zedent dem Zeſſionar für den 
ihm daraus entſtehenden Schaden haftbar. — Auskunft beiſpielsweiſe über die Leiſtungszeit, 
den Leiſtungsort und den Wohnſitz des Schuldners. Die Beweisurkunden ſind, ſoweit ſie 
ſich im Beſitze des Zedenten befinden, „auszuliefern“, d. h. ihm zur Verfügung zu ſtellen. 
Befindet ſich der Zedent nur im mittelbaren Beſitze der Urkunden, dann wird er zur Ab⸗ 
tretung des Herausgabeanſpruchs (§ 870) verpflichtet ſein. Streitig. Vgl. die entſprechende 
Beſtimmung in $ 444. — Das Eigentum an der Schuldurkunde erwirbt der Zeſſionar gemäß 
8 952 Satz 1 ſchon mit dem Gläubigerrechte ſelbſt. Die Anſicht, daß der Zedent gemäß $ 402 
auch noch verpflichtet ſei, das Eigentumsrecht an der Urkunde dem Zeſſionar zu verſchaffen 
(Staudinger A 1b zu $ 402), ſcheint daher nicht zutreffend. Im Falle einer Briefhypothek 
erlangt freilich der Zeſſionar Eigentum am Hypothekenbriefe erſt mit deſſen Übergabe ($ 1154), 
und es ſteht ihm bis dahin nur ein perſönlicher Anſpruch gegen den Zedenten auf Herausgabe 
des Hypothekenbriefs zu (RG Warn 08 Nr 64). — Bei einer Teilabtretung wird ber 
Zedent feiner Verpflichtung aus § 402 genügen, falls er dem Zeſſionar öffentlich beglaubigte 
Abſchriften erteilt. Streitig; vgl. aber $ 444 Satz 2 und GBO 861 über den Teilhypothe ken; 
brief. An der Schuldurkunde ſelbſt entſteht in dieſem Falle Miteigentum. — Die gleichen 
Beſtimmungen greifen Platz auch im Falle der Überweiſung im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren, gemäß $ 836 Abſ 3 ZPO. — Ob im Falle der Zahlung der Steuerſchuld durch 
den Zollbürgen (vgl. zu $ 412 A1) die von den Steuerbeamten dieſem nach 8 402 in Ver⸗ 
bindung mit $ 412 zu erteilende Auskunft im Sinne des $ 22 NAbgd eine „unbefugte“ und 
deshalb den Steuerbeamten verbotene ſein würde, iſt in RG 135, 31 dahingeſtellt gelaſſen, dürfte 
aber ebenſo, wie es im Schrifttum hinſichtlich der Auskunft an einen Geſamtſchuldner des Steuer⸗ 
ſchuldners im gleichen Falle geſchieht, zu verneinen ſein. 


8 403 


Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlangen eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszuſtellen. Die Koſten 
hat der neue Gläubiger zu tragen und vorzuſchießen!). 

EI 301; M 2 128; P 1 387, 


1. Dieſe Verpflichtung folgt ebenfalls aus der bloßen Tatſache der Übertragung ($ 402 A 1). 
— Die öffentliche Beglaubigung ($ 129) dient zur zweifelsfreien Legitimation des Zeſſionars 
dem Schuldner gegenüber (vgl. 88 409, 410). Einer öffentlich beglaubigten Urkunde iſt ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil, das die erfolgte Abtretung feſtſtellt, gleichzuſtellen (RG JW 1916, 11735). Ver⸗ 
weigert der Zeſſionar den Koſtenvorſchuß, jo hat der Zedent ein Zurückbehaltungsrecht aus 9 273. 
Anwendbar iſt die Beſtimmung auch im Falle des Übergangs der Forderung kraft Geſetzes ($ 412), 
insbeſondere fteht auch dem zahlenden Bürgen gemäß $$ 774, 403, 412 ein Anſpruch auf 
eine die Zahlung und den Übergang der Forderung auf ihn anerkennende Erklärung, entſprechend 
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dem Anſpruche des Schuldners auf Quittungsleiſtung ($ 368), zu und er kann zur Zahlung nur 


N gegen Ausſtellung dieſer Erklärung (88 273, 274) verurteilt werden (RG in HRR 


§ 404 
Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Einwendungen!) entgegen 
ſetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bisherigen Gläu⸗ 
biger begründet waren! 4). 
E I 302; M 2 128; P 1 387. 


1. Einwendungen gegenüber dem neuen Gläubiger. Durch die Anderung der Perſon des 
Gläubigers darf der Schuldner nicht ſchlechter geſtellt werden, als er im Falle der Fortdauer der 
Gläubigerſchaft des Zedenten ſtände. Er muß demgemäß berechtigt ſein, auch dem neuen Gläubiger 
gegenüber alle Einwendungen geltend zu machen, die gegen den bisherigen Gläubiger be⸗ 
gründet waren; mithin nicht nur die Einreden im eigentlichen Sinne ($ 202 A 2; RG 72, 215), 
ſondern auch die rechtshindernden ($$ 117, 118, 138, 273, 320; vgl. RG 126, 385) und die rechts⸗ 
vernichtenden Tatſachen (88 119, 123; RG JW 07, 7426, Warn 1908 Nr 28). So, wie der Emp⸗ 
fänger eines abſtrakten Verſprechens ſelbſt (88 780, 781), muß ſich auch fein Rechtsnachfolger die 
Zurückforderung nach $ 812 wegen ungerechtfertigter Bereicherung des urſprünglichen Emp⸗ 
fängers gefallen laſſen, auch wenn die Abtretung keine unentgeltliche ($ 822) war (RG 86, 303). 
Vgl. auch § 334. Auch der prozeſſuale Einwand aus Vereinbarungen über den Gerichtsſtand 
gehört hierher; ferner der Einwand des Schiedsvertrags (RG 56, 83), ſowie der Einwand der 
mangelnden Koſtenerſtattung in einem Vorprozeſſe (RG 33, 361). Über die Aufrechnung vgl. 
die Sonderbeſtimmung des $ 406. Die einredeweiſe Entgegenſetzung einer Schadenserſatzforde⸗ 
rung wegen Nichterfüllung aus demſelben gegenſeitigen Vertrage enthält keine Aufrechnung, 
und daher kommt es dabei nicht auf die Vorausſetzungen des $ 406 an (RG Warn 1913 Nr 278; 
1914 Nr 329); vgl. zu $ 387 A 4 und zu $ 406 A 1. — Der Geltendmachung einer vor der Ab⸗ 
tretung gegenüber dem alten Gläubiger erfolgten Aufrechnung durch den Schuldner kann der 
neue Gläubiger unter Umſtänden die Einrede (Replik) der Argliſt entgegenſetzen (RG 32, 43; 
121, 178). — Der $ 404 enthält nicht zwingendes Recht (RG 71, 32); daher kann zwiſchen dem 
urſprünglichen Gläubiger und dem Schuldner wirkſam vereinbart werden, daß dieſer Einwen⸗ 
dungen, die an ſich die Forderung betreffen, insbeſondere die des nicht erfüllten Vertrags, einem 
Zeſſionar nicht entgegenſetzen dürfe. , 

2. Die Einwendungen find — was hier für ihre Verwendbarkeit Rechtsbedingung iſt — 
ſchon zur Zeit der Abtretung begründet geweſen, wenn fie damals auch nur dem Rechts. 
grunde nach bereits gegeben waren (RG 72, 213), wie namentlich das Verweigerungsrecht 
im Sinne der 99 320, 321 ſchon in dem gegenfeitigen Vertrage feinen Grund hat (RG 77, 158; 
Warn 08 Nr 28). Ob die die Einwendung begründenden Umſtände vor oder nach der Ab- 
tretung eingetreten find, ift unerheblich, falls nur die Einwirkung der erſt nachträglich ein- 
getretenen Umſtände auf das Schuldverhältnis noch in deſſen Inhalt und Beſchaffenheit allein, 
unabhängig von der Abtretung, ihren Grund findet (NG 83, 282; 82, 307, zu $ 61 Reichs⸗ 
erbſchaftſteuergeſetz; JW 1911, 362; Warn 09 Nr 347). Nach den Motiven muß es ſich nur 
um Tatſachen handeln, die, ohne in ausſchließlicher Beziehung zum Wechſel des Gläubigers 
zu ſtehen, den Schuldner zu einer Einwendung nach dem Weſen und Inhalte des Schuld⸗ 
verhältniſſes berechtigen, wie beiſpielsweiſe die exit nach der Abtretung eingetretene Entwehrung 
oder der erſt nachträglich erfolgte Eintritt einer Bedingung oder die (aus der Perſon des bisherigen 
Gläubigers beurteilt) fi) erſt nachher vollendende Verjährung (RG 124, 114). Der Einwand 
der Anfechtbarkeit des der Forderung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts, insbejonbere wegen 
argliſtiger Täuſchung, iſt von Anfang an gegenüber dem alten Gläubiger begründet, und der 
Schuldner kann ſich darauf dem neuen Glaubiger gegenüber berufen, auch wenn die Anfechtung 
erſt nach der Abtretung und gegenüber dem alten Gläubiger erklärt iſt, der auch nach der Ab ⸗ 
tretung alleiniger Anfechtungsgegner im Sinne des $ 143 Abſ 2 bleiben ſoll (RG in Hg 1929, 
1306; vgl. auch zu § 143 A 2 und NG 86, 310). Insbeſondere muß bei ge genſeitigen Ber- 
trägen der Zefitonar ſich alle Einwendungen gefallen a die ſich aus ber ſpäteren Entwich⸗ 
lung des Rechtsberhältniſſes, das im übrigen durch die Abtretung unberührt geblieben iſt, z. B. 
aus der Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Bebenten ($ 321; n 51, 170) oder 
aus der Verwirkung eines Verſicherungsanſpruchs durch das Verhalten des Zedenten (RG 83, 
282; 72, 215 Warn 09 Nr 347; 1911 Nr 16; Gruch 55, 639), ergeben. Der Schuldner verliert 
jedoch feine Einwendungen dem neuen Gläubiger gegenüber, wenn er die Abtretung mit 
dem aus den Umſtänden und nach der Verkehrsſitte erkennbaren Willen angenommen hat, 
hierdurch die Forderung als eine einwandlos zu Recht beftehende anzuerkennen (aich 77, 
157; 83, 186; ebenſo RG 71, 187; vgl. ferner IV 705/28, 6.5.29; 23 1916, 80310, JW 1917, 
763%; Seuffa 71 Nr 226. Die Bedeutung einer ſolchen Annahmeerklarung kann eine ver⸗ 
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ſchiedene ſein und iſt je aus den Umſtänden zu ermitteln (RG 125, 254; HRR 1932, 439). 
Auch eine vor der Abtretung zu ihrer Erleichterung abgegebene derartige Erklärung kann einen 
Verzicht auf die Einreden bedeuten (RG 71, 187; HRR 1929, 1994). Ein Verzicht auf die Ein⸗ 
re den liegt jedoch noch nicht dann vor, wenn der Schuldner dem Gläubiger nur erklärt, daß er von 
der Abtretung Kenntnis genommen habe (RG 23 1920, 4344). Gegenüber der dinglichen 
Klage aus einer Hypothek hat der Schuldner gemäß §§ 892, 1138 den Betrugseinwand 
nur dann, wenn der Zeſſionar ihn beim Erwerbe der Hypothek erweislich gekannt hat; dem 
perſönlichen Anſpruche gegenüber greift aber $ 404 Platz (RG 23. 3. 07 V 449/06). Über das Ein⸗ 
rederecht gegenüber Forderungen aus Schuldverſchreibungen vgl. § 796, aus Wechſeln Art 82 
DWöo, 17 neues DWG. Über die Einrede der Unzuſtändigkeit eines Sondergerichts vgl. A 3 
a. E. bei $ 401. — Der Einwand, daß infolge der BRVOO v. 28. 9. 14 aus der abgetretenen 
Goldhypothek eine Papiermarkhypothek geworden ſei, kann einem ſchweizeriſchen Zeſſionar 
gemäß Art 2 ZufAbk betr. ſchweizeriſche Goldhypotheken (Geſ v. 23. 6. 23, RGBl II 284) 
nicht entgegengeſetzt werden, wenn er die Hypothek am 31. 7. 14 bereits erworben hatte. 

Tritt der Zeſſionar die Forderung weiter ab, dann ſtehen dem Schuldner die 
Einreden zu, die er gegen den urſprünglichen Gläubiger und gegen den Zwiſchenzeſſionar hatte. 

3. Abgeſehen von den Einwendungen aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe kann der 
Schuldner auch die ihm gegen den Zeſſionar unmittelbar zuſtehenden Einwendun⸗ 
gen gebrauchen; jo den Einwand des Scheingeſchäfts (NG JW 06, 3292) und der Argliſt. Hatte 
der Zeſſionar beim Erwerbe einer Grundſchuld Kenntnis von der Abſicht des Zedenten, dem 
Schuldner durch die Abtretung Einwendungen abzuſchneiden, die ſeiner etwaigen eigenen Klage 
entgegenſtehen würden, ſo kann auch der Zeſſionar die Grundſchuld im Klagewege nicht geltend 
machen (RG Warn 08 Nr 454). 

4. Der $ 404 findet als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsſatzes (nomo plus juris uſw.) An⸗ 
wendung auch gegenüber dem Pfandgläubiger bei der Verpfändung von Forderungen und 
zwar bei der Verpfändung von Hypotheken, ſoweit es ſich um Geltendmachung des perſönlichen 
Anſpruchs handelt (R Warn 1914 Nr 245); ferner bei dem Übergange kraft Geſetzes (8 412) 
ſowie bei Uberweiſungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren. 


8 405 

Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld ausgeſtellt, ſo kann er 
ſich, wenn die Forderung unter Vorlegung der Urkunde abgetreten wird, dem 
neuen Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß die Eingehung oder 
Anerkennung des Schuldverhältniſſes nur zum Schein erfolgt oder daß die 
Abtretung durch Vereinbarung mit dem urſprünglichen Gläubiger ausge- 
ſchloſſen ſei, es ſei denn, daß der neue Gläubiger bei der Abtretung den Sach- 
verhalt kannte oder kennen mußte !). 

E II 348; P 1 389; 6 107. 

1. Schutz des gutgläubigen Zeſſionars. Der gutgläubige Rechtserwerb von Forderungen 
iſt im allgemeinen nicht geſchützt (NR 115, 308; vgl. zu F 398 A1 Abſ 3). Der $ 405 berückſichtigt 
jedoch den guten Glauben des Zeſſionars in den beiden Sonderfällen: a) daß die ihm über⸗ 
tragene Forderung aus einem Scheingeſchäfte herrührt ($ 117); b) daß die Übertragbarkeit 
der Forderung abredegemäß ausgeſchloſſen war (§ 399). Entgegen dem allgemeinen 
Grundſatze des $ 404 geht nämlich der Schuldner des Einwandes des Scheines ſowohl wie des 
Einwandes des Veräußerungsverbots verluſtig, falls der gute Glaube des Zeſſionars auf den 
Inhalt der Schuldurkunde geſtützt wird und die Forderung unter Vorlegung der Ur⸗ 
kunde abgetreten worden iſt. Sind dieſe beiden Bedingungen erfüllt, dann ſoll der Rechts 
erwerb trotz der an ſich beſtehenden Hinderungsgründe als ein vollkommener gelten. Das gilt 
aber nicht, wenn der Zeſſionar den wirklichen Sachverhalt, nämlich die Scheinnakur des Geſchäfts 
bzw. das beſtehende Abtretungsverbot, bei der Abtretung gekannt hat oder auch nur hat kennen 
müſſen (vgl. § 122 Abſ 2), was ihm der Gegner nachzuweiſen hat. Unter ſolchen Umſtänden 
muß ſich der Zeſſionar in dem einen Falle den Einwand des Scheingeſchäfts und im andern Falle 
den Einwand aus $ 399 gefallen laſſen. — Ob ein Scheingeſchäft vorliegt, entscheidet ſich nach 
$ 117. Auch der Fall des § 117 A2 — Verdeckung eines wirklich gewollten (diſſimulierten) Ge⸗ 
ſchäfts durch ein Scheingeſchäft — kommt hier in Frage (NG Warn 1914 Nr 245, in welchem 
Falle ein Hypothekengläubiger die Hypothek als ſolche ſür ein verzinsliches Darlehn verpfändet 
hatte, während in Wirklichkeit dem Geſchäfte durchaus andere Vereinbarungen zugrunde lagen). 
Erforderlich ift zur Anwendung des 9 405 eine beurkundete Forderung und daß die Abtretung 
„unter Vorlegung der Urkunde“ erfolgt iſt, d. h. daß der Zedent fie dem Zeſſionar als Beweis 
für das Beſtehen und den Inhalt der abzutretenden Forderung derart körperlich nahegebracht 
hat, daß dieſer fie in Augenſchein nehmen konnte (RG 56, 66). Daß der Zeſſionar vorher von der 
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Urkunde irgendwie Kenntnis erhalten und im Vertrauen auf ſeine Bekanntſchaft mit dem Inhalte 
die Forderung erworben hat, genügt nicht (RG 111, 46; 124, 222). Auf Grund eines von ihm 
ausgeſtellten Lagerſcheins muß ſich der Ausſteller gegenüber dem Zeſſionar unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 405 fo behandeln laſſen, als wenn wirklich die Ware für den Zedenten auf Grund 
eines Lagervertrags bei ihm lagerte (NG Warn 1926 Nr 211). 


Der gutgläubige Erwerb wirkt nach dem Geſagten rechtsbegründend, und daher kann es, 
ſalls der gutgläubige Zeſſionar die ihm abgetretene Forderung weiter überträgt, auf die 
Gutgläubigkeit ſeines Nachmanns überhaupt nicht mehr ankommen. In der Hand des Zeſſionars 
hat ſich vielmehr die bloße Scheinforderung in eine rechtsbeſtändige verwandelt und iſt die Ab⸗ 
tretung auch trotz eines entgegenſtehenden rechtsgeſchäftlichen Veräußerungsverbots ein⸗ für 
allemal wirkſam geworden (fo jetzt auch Staudinger 9. Aufl. AJ 3). Die Anſicht, daß das Geſetz 
den Schutz aus $ 405 auch dem weiteren Erwerber nur im Falle feiner Gutgläubigkeit gewähren 
wolle, ift abzulehnen. Es liegt vielmehr auch dem $ 405, wie dem $ 932, der Rechtsgedanke zu- 
grunde, durch Anerkennung des rechtsgeſchäftlichen gutgläubigen Rechtserwerbes der Sicherheit 
des Rechtsverkehrs zu dienen, und dieſer Zweck kann zweifellos nur dann völlig erreicht werden, 
wenn man dem gutgläubigen Rechtserwerbe im Sinne des $ 405 die Rechtswirkung zuerkennt, 
daß ſich das gutgläubig erworbene Recht zu einem vollkommenen und rechtsbeſtändigen in der 
Hand des erſten Erwerbers geſtaltet. Andrerſeits beſtimmt ſich auch die Gutgläubigkeit jedes 
einzelnen Erwerbers nur nach feinem Verhältniſſe zu demjenigen, von dem er die Forderung 
oder das Recht erworben hat, ſo daß es auf die Schlechtgläubigkeit eines Vormannes nicht an⸗ 
kommt. Vgl. die ähnliche Rechtslage bei dem gutgläubigen Erwerbe einer Hypothek gemäß 
88 1138, 1155 und dazu RG 135, 362. 

Eine Rechtsfolge des $ 405 iſt es, daß der gutgläubige Erwerber einer vor Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes vom Gemeinſchuldner beurkundeten Scheinforderung dieſe auch im Konkurſe geltend 
machen kann, ſelbſt wenn ihm die Forderung erſt nach Eröffnung des Konkurſes abgetreten war 
(RG 87, 420). Der $ 405 ſchließt nicht die Aufrechnung von Gegenforderungen des Scheinſchuld⸗ 
ners gegen den Scheingläubiger gegenüber dem neuen Gläubiger im Rahmen des $ 406 aus (Rc 
aa O.). — Der 8 405 enthält eine ſtreng auszulegende Ausnahme von der Regel des $ 404 und läßt 
feine ausdehnende Anwendung auf Einreden anderer Art als die im $ 405 vorgeſehenen zu, 
insbeſondere auch nicht auf die der Nichtigkeit der Forderung aus andern Gründen als dem des 
Scheingeſchäfts (RG 71, 30; 74, 421; Warn 1912 Nr 334). Dem Zeſſionar wird deshalb durch 
die Vorſchrift nicht verwehrt, gegenüber dem Wortlaute der Erklärung im Wege der Aus⸗ 
legung den wahren Sinn zur Geltung zu bringen, ohne daß dadurch die Erklärung zur Schein- 
erklärung wird (NG in HRR 1930, 2143). 5 will nur gegen die zwei dort ausdrücklich 
bezeichneten Einwendungen ſchützen (R J aaO. und JW 1911, 2161). Auf den Übergang von 
Anderungen und Rechten kraft Geſetzes kann er auch keine entſprechende Anwendung ſinden, 
da er von der Aufzählung in $ 412 augenſcheinlich mit Abſicht ausgeſchloſſen iſt; jo zutreffend 
Planck⸗Siber zu 9 405 A 6, a. M. die früheren Auflagen dieſes Komm. unter Berufung auf RG 
60, 204, wo aber ein Fall des $ 407 behandelt ift. — Dagegen iſt $ 405 auch bei Verpfändun⸗ 
gen (vgl. $ 404 A 4) anwendbar (RG Warn 1914 Nr 245, dahingeſtellt in RG 124, 222). Des⸗ 
gleichen gemäß § 413 bei Abtretung des Rechts aus einem bindenden Vertragsangebote 
(ogl. zu 8 413 A 1), jedenfalls dann, wenn dem Berechtigten die Befugnis zur Abtretung dieſes 
Rechts eingeräumt iſt (RG 111, 46). 


§ 406 

Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehende 
Forderung auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, es ſei denn, 
daß er bei dem Erwerbe der Forderung von der Abtretung Kenntnis hatte 
oder daß die Forderung erſt nach der Erlangung der Kenntnis und ſpäter 
als die abgetretene Forderung fällig geworden iſt!) 2). 

E I 303; M 2 131; P 1 91. N 

1. Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger. Soll der Schuldner durch die Übertragung 
der Forderung auf einen anderen Gläubiger nicht ſchlechter geſtellt werden (vgl. zu $ 404 a 1), 
fo muß er berechtigt bleiben, die Schuld auch noch nach erfolgter Abtretung im Wege der Auf⸗ 
rechnung mit einer ihm gegen den alten Gläubiger zuſtehenden Forderung zu tilgen, ſoweit ihm 
dies möglich geweſen fein würde, wenn keine Abtretung ſtattgefunden hätte. Ob dies nicht ſchon 
aus 5 404 zu folgern ſei, ift beſtritten; abweichend von einer im Schrifttum hervorgetretenen, 
recht beachtlichen Auffaſſung hat das NG (V 70/07, 23. 10. 07: HRR 1929, 1206) dieſe Frage 
verneint. Auf alle Fälle iſt jedoch dem berechtigten Intereſſe des Schuldners durch die in $ 406 
für den Fall der Aufrechnung getroffene Sonderregelung wohl in ausreichendem 
Maße Rechnung getragen. Denn dieſe Vorſchrift geſtattet ihm grundsätzlich die Aufrechnung 
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auch noch nach erfolgter Abtretung, und zwar ohne Rüdficht darauf, ob feine Forderung vor oder 
nach der Abtretung entſtanden iſt. Es iſt danach insbeſondere nicht erforderlich, daß bereits zur 
Zeit der Abtretung die Forderungen ſich als unbedingte, gleichartige gegenüberſtanden und 
beide fällig, ſomit nach 99 387ff. aufrechnungsfähig waren (RG Warn 1910, 105; 73, 140; JW 
1910, 147; Gruch 55, 903; SeuffA 69, 294). Auch für ſolche Forderungen gegen den alten Gläubi⸗ 
ger, die auch ihrem Rechtsgrunde nach erſt nach der Abtretung für den Schuldner entſtanden 
(von ihm „erworben“ worden) find, ſchließt § 406 die Aufrechnung nicht grundsätzlich aus. Er 
ſetzt aber der Aufrechnung nach erfolgter Abtretung gegenüber dem neuen Gläubiger durch den 
Halbſatz 2 („es ſei denn“) gewiſſe Schranken, und zwar in doppelter Richtung, indem er eine 
ſolche Aufrechnung ausſchließt, wenn: a) der Schuldner bei dem Erwerbe der Forderung von 
der Abtretung Kenntnis hatte; oder b) die Forderung erſt nach der Erlangung der Kennt⸗ 
nis und ſpäter als die abgetretene Forderung fällig geworden iſt. Die erſte Alternative kann 
ſich nur auf Forderungen beziehen, die der Schuldner erſt nach der Abtretung erworben hat; 
bei ihnen ſoll die Abtretung ausgeſchloſſen ſein, falls er bei dem Erwerbe von der Abtretung 
Kenntnis hatte, was gerechtfertigt ift, da unter ſolchen Umſtänden die Billigkeit nicht erfordert, 
daß ihm die Möglichkeit, die Forderung zur Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger zu 
verwenden, gewährt werde. Die zweite Alternative bezieht ſich nach ihrem klaren Wortlaute auch 
und gerade auf ſolche Forderungen, die bereits vor der Abtretung wenigſtens dem 
Grunde nach entſtanden waren. Für eine Auslegung gegen den Wortlaut, die im Schrift⸗ 
tum (Simonſon bei Gruch 50, 244ff.) befürwortet wird, beſteht keine rechtliche Möglichkeit, da es 
keineswegs ſicher iſt, daß nur ein Redaktionsverſehen vorliegt; aber auch keine Veranlaſſung, da 
auch für bereits entſtandene Forderungen, wenn ſie erſt ſpäter als die abgetretene Forderung 
fällig geworden ſind, der Ausſchluß der Aufrechnung ſich dadurch rechtfertigt, daß auch gegen⸗ 
über dem alten Gläubiger der Schuldner nicht berechtigt geweſen wäre, in dem Zeitpunkte, 
in welchem die Forderung des Gläubigers fällig geworden und er deshalb zu ihrer Erfüllung 
verpflichtet war, ſie durch Aufrechnung mit ſeiner noch nicht fällig gewordenen Forderung zu 
tilgen (R in HRR 1929, 1206). ft dagegen die Forderung des Schuldners zwar nach der 
abgetretenen Forderung, aber nicht erſt nach ſeiner Kenntnisnahme von der Abtretung fällig 
geworden, ſo ſoll nach dem gleichfalls klaren Wortlaute der Vorſchrift der Schuldner mit ihr 
aufrechnen können; vgl. dazu kritiſch Planck⸗Siber zu $ 406 A 1b ß. — Die Einſchränkungen 
der Aufrechnung, die § 406 vorſieht, finden aber keine Anwendung, wenn gegenüber einer 
abgetretenen Forderung aus einem gegenſeitigen Vertrage von dem abgetretenen Schuldner 


940 41. 40 wegen Nichterfüllung ($$ 325, 326) geltend gemacht wird; vgl. zu 


2. Vorausgeſetzt iſt hier als Kenntnis wirkliches Wiſſen (RG 74, 117 88, 6; vgl. $ 407 A 1), 
gleichgültig, worauf es beruht, während Kennenmüſſen ($ 122 Abſ 2) nicht in Betracht kommt, 
auch nicht nach $ 142 Abſ 2, dem gegenüber $ 404 eine Sonderregelung für den Fall der Abtretung 
darſtellt R in HRR 1929, 1306; vgl. auch zu § 142 A 2). Auch gegenüber dem Gläubiger, 
auf den die Forderung durch Geſetz übergegangen ift, findet & 406 Anwendung (vgl. $ 412). 
Dem allgemeinen Rechtsgedanken des § 406 entſpricht es aber, dem Schuldner die Auf. 
rechnungsbefugnis auch dann zuzugeſtehen, wenn der Gläubiger die Forderung gemäß 
$ 118 Zw durch Überweiſung im Zwangsverſteigerungsverfahren erworben hat (RG 
84, 12). Vgl. $ 387 A 2. — Die einredeweiſe Entgegenſetzung von Forderungen 
aus demſelben gegenſeitigen Vertrag gemäß 99 320, 326 enthält keine Aufrechnung und iſt daher 
nicht an die Beſchränkungen des $ 406 gebunden (RG Warn 1913 Nr 278; 1914 Nr 329; vgl. 
9404 A 1). Der $ 405 ſchließt nicht die Aufrechnung von Gegenforderungen des Scheinſchuldners 
gegen den Scheingläubiger im Rahmen des § 406 aus (RG 87, 420; vgl. § 405 A1 Schluß⸗ 
abſatz). — Bei mehrfacher Abtretung erweitert ſich die Aufrechnungsbefugnis des Schuld⸗ 
ners gemäß $ 406 dahin, daß dieſer gegen den letzten Zeſſionar auch mit feinen Gegenforderungen 
an die Zwiſchenzeſſionare aufrechnen kann. — Die Ausgleichung zwiſchen Zedent und 
Zeſſionar regelt ſich, falls der Schuldner von ſeiner Aufrechnungsbefugnis dem Zeſſionar gegen“ 
über Gebrauch macht, nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſe; insbeſondere 
greifen bei zugrunde liegendem Verkaufe der Forderung der § 437, hilfsweiſe die Bereicherungs⸗ 
grundſätze Platz. — Der $ 406 greift — anders wie $ 407 Abſ 2 (vgl. A 2 dazu) — auch dann 
Platz, wenn die Forderung erſt nach erhobener Klage an einen Dritten abgetreten wird. Vgl. 
dazu RG Warn 1912 Nr 380. Vgl. auch § 392 A 1. — Die Beweislaſt für die die Unzu⸗ 
läſſigkeit der Aufrechnung ergebenden Umſtände hat der Zeſſionar. 


2. Die Regel des § 406 bleibt nach § 1156 inſoweit außer Anwendung, als der Eigentümer 
von dem Rechtsnachfolger eines Hypothekengläubigers mit der dinglichen Klage in Anſpruch 
genommen wird (M& 30. 3. 10 V 333/09). Das Nähere hierüber bei $ 1156. — Aus 8 406 iſt 
nicht zu folgern, daß eine Aufrechnung, die einem Schuldner gegenüber dem ursprünglichen 
Gläubiger geſetzlich verſagt ift, auch gegenüber dem Rechtsnachfolger des Gläubigers unſtatthaft 
ſein müßte (RG 140, 46 zu § 55 KO). 
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8 407 


Der neue Gläubiger muß eine Leiſtung, die der Schuldner nach der Ab- 
tretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes Nechtsgeſchäft, das 
nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger 
in Anſehung der Forderung vorgenommen wird, gegen ſich gelten laſſen, es 
fei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei der Leiſtung oder der Vor⸗ 
nahme des Nechtsgeſchäfts kennt!). 


Iſt in einem nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bis- 
herigen Gläubiger anhängig gewordenen Nechtsſtreit ein rechtskräftiges Urteil 
über die Forderung ergangen, ſo muß der neue Gläubiger das Urteil gegen 
ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei dem Ein- 
tritte der Nechtshängigkeit gekannt hat?) °). 

E 1 304; M 2 132; P 1 301. 


1. Schutz des gutgläubigen Schuldners in Anſehung von Rechtsgeſchäften mit dem alten 
Gläubiger. Der Schuldner ſoll auch in dieſer Hinſicht infolge der Zeſſion nicht ſchlechter geftellt 
werden, als er ohne die Zeſſton geſtellt fein würde, vgl. zu 8 404 A 1. Bei ſtrenger Durchführung 
des in 8398 Satz 2 aufgeſtellten Grundſatzes müßten nämlich alle Rechtsgeſchäfte, die der Schuldner 
mit dem bisherigen Gläubiger nach der Abtretung in Anſehung der übertragenen Forderung 
vornimmt, wirkungslos bleiben. Das brächte aber dem Schuldner unter Umſtänden einen un⸗ 
billigen Nachteil. Hätte er insbeſondere gutgläubig noch an den alten Gläubiger geleiſtet, ſo 
käme er in die Gefahr, dem neuen Gläubiger nochmals leiſten zu müſſen, während ſein Rück⸗ 
erſtattungsanſpruch an den alten Gläubiger tatſächlich wertlos fein könnte. Einem ſolchen Er⸗ 
gebniſſe will das Geſetz vorbeugen, indem es auch hier den guten Glauben des Schuldners, 
d. h. ſeine Unkenntnis von der Abtretung, bei ſeinen etwaigen mit dem alten Gläubiger in 
Anſehung der Forderung vorgenommenen Rechtsgeſchäften, insbeſondere bei der etwaigen 
Leiſtung an dieſen derart berückſichtigt, daß auch der neue Gläubiger dieſe Rechtsgeſchäfte 
gegen ſich gelten laſſen muß. Als derartige Rechtsgeſchäfte kommen namentlich in Betracht 
Kündigung, Stundung, ferner alle Erfüllungsgeſchäfte (5 362 A 1); aber auch einſeitige, 
empfangsbedürftige Willenserklärungen, wie gemäß § 25 Abſ 2 HGB die Mitteilung der 
abweichenden Vereinbarung mit dem Dritten (RG 67 S. 9 u. 414; 80, 94; ferner ein im 
Konkurſe oder im Vergleichsverfahren über das Vermögen des Schuldners abgeſchloſſener 
Zwangsvergleich, von dem der frühere Gläubiger betroffen worden iſt (R 125, 410). Der 
Zweck des Geſetzes iſt aber nur der, den Schuldner gegen die Nachteile zu ſchützen, die 
für ihn aus der Unwirkſamkeit von ſeine Lage verbeſſernden Rechtsgeſchäften mit dem alten 
Gläubiger, die er in Unkenntnis des Gläubigerwechſels vorgenommen hat, erwachſen könnten, 
und daher befteht für den $ 407 kein Raum in Anſehung von ſolchen nach der Zeſſion vorgenomme⸗ 
nen Rechtsgeſchäften zwiſchen dem alten Gläubiger und dem Schuldner, welche die Lage des 
Schuldners verſchlechtern würden, wie die Beſtellung eines Pfandes oder die Unterbrechung 
der Verjährung oder die Mahnung oder die Vereinbarung eines Kontokorrents mit Zinsver⸗ 
pflichtung für die periodiſch zu ziehenden Salden; ſolche Rechtsgeſchäfte ſind ſchlechthin mir- 
kungslos, weil dem alten Gläubiger nach der Zeſſion jede Beziehung zu der Forderung fehlt 
(RG 52, 184; 125, 409; Warn 1912 Nr 202). Andrerſeits ift der Schuldner nicht genötigt, die 
nach der Abtretung mit dem alten Gläubiger ohne Kenntnis von der Abtretung geſchloſſenen, 
ſeine Lage verbeſſernden Rechtsgeſchäfte als wirkſam gelten zu laſſen; er kann vielmehr eine 
dieſem gemachte Leiſtung zurückfordern, weil er Intereſſe daran haben kann, die Leiſtung an den 
neuen Gläubiger, etwa durch Aufrechnung, zu machen (R& 83, 188; HRR 1932, 10013 vgl. auch 
unten A 2). Weiter kommen bei $ 407 nur ſolche Rechtsgeſchäfte in Frage, die auf die Forderung 
ſelbſt dinglich einwirken, indem ſie ſie aufheben oder verändern, und zwar zweiſeitige wie 
einſeitige. 5 

ſuueſchloſen wird die Gutgläubigkeit nur durch wirkliche Kenntnis und nicht ſchon 
durch Kennenmüſſen. Kenntnis iſt aber ſchon dann bis auf weiteres anzunehmen, wenn der 
Schuldner auf irgendeine Weiſe Umſtände erfahren hat, die vernünftigerweiſe den Schluß auf 
die erfolgte Abtretung mit Sicherheit ergeben (R 74, 117; 102, 387), wobei nicht ſchon die 
Möglichkeit eines Zweifels die Kenntnis ausſchließt, und hat der Schuldner eine ſich zunächst als 
zuverläſſig darſtellende Mitteilung erhalten, dann ſoll er den etwaigen Zweifeln nachgehen und 
ſich Gewißheit verſchaffen müſſen (RG 88,6). Daher ſoll unter Umſtänden die Kenntnis aus⸗ 
reichend auch ſchon durch die einfache, glaubwürdige Anzeige eines neuen Gläubigers vermittelt 
werden, falls er eine vertrauenswürdige Perſönlichkeit ist und auch ſeine wirtſchaftliche Lage 
den Gedanken an eine beabſichtigte Täuſchung ausſchließt; urkundliche Kenntnis und völliger 
Ausſchluß der Möglichkeit jedes Irrtums erfordere der § 407 nicht (RG 74, 117). Doch 
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darf der Schuldner nicht begründete Zweifel hegen (R Warn 1911 Nr 426). Dem 
Schuldner iſt die Kenntnis eines Vertreters zuzurechnen, der zur Leiſtung von Zahlungen, 
die in den Rahmen der abgetretenen Forderung fallen, für ihn befugt iſt, auch wenn dieſer nicht 
allgemeine rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht beſitzt (RG 135, 249). Fahrläſſige Unkennt⸗ 
nis reicht nicht aus. Daher genügt es für ſich allein nicht, daß eine (ſchriftliche) Mitteilung dem 
Schuldner „zugegangen“ iſt (gl. zu § 130 A 1); doch kann unter beſonderen Umſtänden der Ein⸗ 
wand, er habe von einer ihm zugegangenen Abtretung nicht Kenntnis genommen, gegen Treu 
und Glauben verſtoßen (RG 135, 251). Auch handelt der Schuldner auf feine Gefahr, wenn er 
der Abtretung lediglich auf Grund eigener Rechtsüberzeugung, insbeſondere ohne Einholung 
ſachverſtändigen Rakes die Wirkſamkeit verſagt (RG 102, 387). Die bloße Erklärung eines Dritten, 
daß an ihn abgetreten ſei, braucht der Schuldner grundſätzlich nicht zu berückſichtigen, die Un⸗ 
gewißheit berechtigt ihn zwar zur Hinterlegung, kann ihn aber nicht dazu verpflichten (RG 
61,245), und eine nicht weiter belegte Mitteilung verpflichtet den Schuldner auch nicht ohne 
weiteres zur Anſtellung von weiteren Nachforſchungen (NG JW 05, 641%); vgl. aber oben! 
Vgl. auch Warn 1910 Nr 427, betreffend den Fall der Überweiſung nach zuvor erfolgter Abtre⸗ 
tung. Vgl. anderſeits § 409 im Falle der Anzeige des Glaubigers. Vereinbart der Zeſſionar 
innerhalb der zuläſſigen Grenzen (vgl. zu $ 398 A 1 Abſ 2) Nichtanzeige von der Zeſſion an 
den Schuldner, ſo nimmt er die Gefahr des § 407 auf ſich (RG 133, 241). — Entſcheidend für 
die Gutgläubigkeit iſt derjenige Zeitpunkt, in dem der Schuldner das ſeinerſeits zur Vornahme 
des Geſchäfts Erforderliche getan hat; daher bei der Erfüllung ſchon der Zeitpunkt, in dem der 
Schuldner das Geld abſendet, nicht der, in dem es dem Gläubiger zugeht. Der Ausfteller eines 
ohne die Vorausſetzungen des § 363 Abſ 2 HGB an Order geſtellten Lagerſcheines, der 
dem Vertrage entgegen die eingelagerten Güter dem Einlagerer ohne Rückempfang des 
Lagerſcheines ausliefert, muß deſſen gutgläubigem Erwerber nochmals leiſten, ohne daß ihm 
der $ 407 zur Seite ſtände (Rc 78, 153); anders ſoll es fein, wenn die Urkunde nicht als Lager⸗ 
ſchein bezeichnet und zwar an Order geſtellt iſt, aber den Willen, ein Umlaufpapier zu ſchaffen, 
nicht beſtimmt erkennen läßt (RG 119, 119). Teilt der Veräußerer eines Grundſtücks im 
Falle des $ 416 die Schuldübernahme, nachdem der Gläubiger die Forderung abgetreten hat, 
gutgläubig noch dem alten Gläubiger mit, fo iſt die Anforderung des $ 416 auch dem neuen Gläu- 
biger gegenüber erfüllt (RG 67, 412; 80, 92). — Greift $ 407 auch Platz, wenn der Gläubiger 
nach $ 267 durch einen Dritten befriedigt wird? Das dürfte zu verneinen fein (a. A. 
Oertmann A 1b bei $ 407), weil der Dritte, der ohne Verpflichtung hierzu leiſtet, keinen begrün⸗ 
deten Anſpruch auf Schutz hat, wie der gutgläubige Schuldner. Jedenfalls wendet das Geſetz 
ſeinen Schutz ausdrücklich nur dem Schuldner zu. 

Der $ 407 iſt anwendbar auch bei Rechtsübergängen kraft Geſetzes ($ 412) und zwar 
in der Weiſe, daß es auf die Kenntnis des Schuldners von den den Übergang begründenden 
Tatſachen ankommt, aus welchen ſich die Rechtsfolge des Überganges nen ergibt (RG 
60, 204; JW 1912, 15355; HRR 1930, 736). Auf dem Gebiete der reichsrechtlichen ſozialen Un- 
fallverſicherung nimmt die neuere Rechtſprechung des RG (ſeit dem Urteile in RG 60, 200) 
an, daß der Übergang nicht erſt, wie früher angenommen wurde, mit dem Zeitpunkte der Renten- 
feſtſtellung eintritt, ſondern bereits mit der Entſtehung des Entſchädigungsanſpruchs gegen den 
Haftpflichtigen, der zwar in der Perſon des Verletzten entſteht, aber unmittelbar mit der Ent⸗ 
ſtehung auf die Berufsgenoſſenſchaft, bei der der Verletzte verſichert iſt, übergeht; als Zeitpunkt 
der Entſtehung wird bei den übrigen Verſicherungen der Zeitpunkt des Unfalls, bei der In ⸗ 
validenverſicherung aber der Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität (Erwerbsunfähigkeit) und 
als dieſer Zeitpunkt der Tag angeſehen, an welchem laut der Entſcheidung der Verſicherungs⸗ 
behörde die Invalidenrente beginnt (RG 60, 200; 76, 218; 91, 145; 124, 113; HRR 1930, 736). 
Zur Kenntnis iſt das Wiſſen des für den Schaden Haftbaren, außer von dem eingetretenen Un⸗ 
falle, von dem Beſtehen der Verſicherung, bei der Invaliditätsverſicherung auch von dem 
Eintritte der Invalidität, erforderlich und genügend (RG aad.). Eine ohne dieſe 
Kenntnis von dem Haftpflichtigen an den Verletzten gemachte Leiſtung oder ein ohne ſie von ihm 
mit dem Verletzten abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft, insbeſondere einen Vergleich, muß die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft gegen ſich gelten laſſen (Rh 60, 206; HRR 1930, 736). — $ 407 iſt auch anwendbar, 
wenn, namentlich bei einer fiduziariſchen Abtretung (vgl. zu $ 398 A 1), eine Rückzeſſion 
an den früheren Gläubiger erfolgt ift, ohne daß der Schuldner davon Kenntnis erhalten hat, 
der dadurch wieder Gläubiger gewordene frühere Gläubiger muß eine unter ſolchen Umſtänden 
an den früheren Zeſſionar gemachte Leiſtung gegen ſich gelten laſſen. Mar 

2. Wirkung des nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Glaubi er 
ergangenen rechtskräftigen Urteils. Eine weitere Gefahr kann dem Schuldner, der von der Ar⸗ 
tretung nicht unterrichtet iſt, auch aus dem prozeſſualen Grundſatze entſtehen: sententia jus faelt 
inter partes. Unterläßt er es nämlich wegen feiner Unkenntnis von der Abtretung, dem alten 
Gläubiger, der ihn noch nach der Abtretung verklagt, den Einwand mangelnden Gläubigerrechts 
(Aktivlegitimation) entgegenzuſeßen, und unterliegt er im Prozeſſe, jo hätte er den bezeichneten 
Einwand dem alten Gläubiger gegenüber gemäß § 767 ZPO endgültig eingebüßt, und dem 
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neuen Gläubiger gegenüber könnte er den Einwand, daß er ſchon auf die Klage des Zedenten 
verurteilt ſei, bei uneingeſchränkter Anwendbarkeit des § 398 Satz 2 nicht erheben. Erlangt ander⸗ 
ſeits der Schuldner die Abweiſung des früheren Gläubigers, und zwar aus Gründen, die die Be⸗ 
ſchaffenheit der Forderung ſelbſt betreffen, ſo nützte ihm gegenüber einer ſpäteren Klage des neuen 
Gläubigers auch dieſes Urteil nichts. Um nun den Schuldner, der ſich gutgläubig noch auf den 
Prozeß mit dem früheren Gläubiger eingelaſſen hat, gegen dieſe Gefahren zu ſchützen, zwingt 
der Abſ 2 den neuen Gläubiger, auch das zwiſchen feinem Rechtsvorgänger und dem Schuldner 
ergangene Urteil gegen ſich gelten zu laſſen, falls der Rechtsſtreit erſt nach der Abtretung 
anhängig gemacht worden ift und der Beklagte in dieſem Zeitpunkte die Abtretung 
nicht gekannt hat (über die Vorausſetzungen der Kenntnis vgl. 8406 A1; § 407 A 1). Un⸗ 
benommen iſt es dabei dem Schuldner, falls er von der erfolgten Abtretung noch im Laufe des 
Prozeſſes mit dem alten Gläubiger erfährt, nunmehr von den Rechtsbehelfen aus den $$ 72, 75 
ZPO Gebrauch zu machen. Hat der Schuldner dagegen von der erfolgten Abtretung ſchon bei 
Eintritt der Rechtshängigkeit Kenntnis gehabt, ſo verdient und braucht er keinen beſondern Schutz, 
da er alsdann ohnehin in der Lage war, die richtige Verteidigung zu wählen. Auch ein Urteil, 
laut welchem der Schuldner dem alten Gläubiger gegenüber die Schuld mit Erfolg angefochten 
hat, nützt ihm dem Zeſſtonar gegenüber nichts, falls es nach der Zeſſion ergangen iſt 
und der Schuldner bei der Rechtshängigkeit die Abtretung ſchon gekannt hat (n SU 
06, 379). Iſt endlich der Rechtsſtreit zur Zeit der Abtretung bereits anhängig geweſen, 
fo kann dieſe auf den Prozeß gemäß $ 265 ZPO überhaupt keinen Einfluß haben. Iſt die Ab» 
tretung erſt erfolgt, nachdem der alte Gläubiger ein obſiegliches Urteil erlangt hatte, dann greift 
schlechthin $ 407 Abſ 1 Platz; insbeſondere auch der Ausnahmefall („e3 ſei denn“), wenn die Ab⸗ 
tretung vor Beginn des Rechtsſtreits zwiſchen dem alten Glaubiger und dem Schuldner erfolgt 
war, der Schuldner auch Kenntnis von der Abtretung erlangt, aber daraufhin trotzdem noch 
an den alten Gläubiger geleiftet hat; in dieſem Falle braucht der neue Glaubiger die Leiſtung 
nicht gegen ſich gelten zu laſſen, ſelbſt wenn der Schuldner zur Leiſtung an den alten Glaubiger 
in dem zwiſchen ihnen nach der Abtretung anhängig gewordenen Prozeſſe demnächſt verurteilt 
worden ift (RG 84, 289). Erlangt der Schuldner erſt nach Beendigung des Rechtsſtreits mit 
dem alten Gläubiger Kenntnis von der Abtretung, ſo kann er gegen die Zwangsvollſtreckung 
aus dem rechtskräftigen Urteile im Wege der Widerſpruchsklage nach $ 767 Abſ 2 ZPO Ein- 
wendung erheben (HNR 1932, 1001). 

Die Beweislaſt hinſichtlich der Kenntnis des Schuldners liegt im Falle des Abſ 1 ſowie des 
Abf 2 dem neuen Gläubiger ob, der die Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder die Unmaßgeblich⸗ 
keit des Urteils behauptet (RG 52, 143; 61, 250); doch ſoll im Falle des Abſ 2 der von dem neuen 
Gläubiger in Anſpruch genommene Schuldner vorerſt behaupten müſſen, daß er im Zeitpunkte 
der Klagezuſtellung im Vorprozeſſe von dem Forderungsübergange nichts gewußt habe, widrigen ⸗ 
falls er das Recht einbüße, ſich auf das im Vorprozeſſe ergangene Urteil zu berufen (RG Seuff A 79 
Nr 96; bedenklich). 

3. Beſondere Wirkungen treten ein, falls der bisherige Gläubiger dem Schuldner die Ab⸗ 
tretung anzeigt; darüber 9409. — Nimmt der alte Gläubiger eine vom Schuldner in Kenntnis der 
Abtretung erfolgende Leiſtung entgegen, ſo iſt der Zeſſionar nicht auf den ihm trotz der Leiſtung ver⸗ 
bliebenen Anſpruch gegen den Schuldner beſchränkt, ſondern kann gegebenenfalls von dem alten 
Gläubiger unmittelbar die Herausgabe der Leiſtung auf Grund des der Zeſſion zugrunde liegen⸗ 
den Kauſalgeſchäfts wegen poſitiver Vertragsverletzung verlangen (RS 111, 299). Gleiches gilt, 
wenn der alte Gläubiger eine ohne Kenntnis von der Abtretung erfolgte Leiſtung des Schuld- 
ners entgegengenommen und dadurch die Geltendmachung des Anſpruchs gegen den Schuloner 
unmöglich gemacht hat (RG aa O.). Über die etwa erforderlich werdende Ausgleichung zwiſchen 
dem neuen und dem alten Gläubiger |. § 406 A 1. Vgl. ferner über das Recht des Zeſſionars 
zur Erhebung der Hauptintervention $ 64 und zur Nebenintervention §66 ZPO. — Die Be- 
ſtimmungen des Abſ 1 u. 2 ſtehen dem Eigentümer, der von dem Rechtsnachfolger eines 
Hypothekars mit der dinglichen Klage in Anſpruch genommen wird, gemäß $ 1156 nicht zur 
Seite. Das Nähere ſ. bei $ 1156. Der $ 407 iſt nach der ſehr beſtrittenen aber richtigen Anſicht 
auch anwendbar bei Überweiſungen im Zwangsvollſtreckungs verfahren; die Erſaß⸗ 
zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes, von welcher der Drittſchuldner keine Kenntnis erlangt 
hat, kann die wirkliche Kenntnis nicht erſetzen (jo RG 87, 412; a. A. die 5. Aufl). Har der 
Pfändungspfandgläubiger auf die Wirkungen der Pfändung und Überweiſung Ver zicht geleiſtet, 
ohne daß der Drittſchuldner davon Kenntnis erlangt hat, jo kann diefer feinem Gläubiger 
gegenüber hinſichtlich einer an den Pfändungspfandgläubiger gemachten Leiſtung ſich auf den 
$ 407 (in entſprechender Anwendung) berufen (Rc 139, 176). Überhaupt wird $ 407 entſprechend 
anwendbar jein, wenn eine Abtretung, von welcher der Schuldner Kenntnis erhalten hat, nach ⸗ 
träglich, ſei es auch ohne Rückzeſſion (ogl. oben A1 Schlußabſatz, wieder weggefallen iſt, wie 
das namentlich bei der Inkaſſovollmacht (vgl. zu $ 398 1) der Fall ſein kann. Ebenſo in den 
Fällen der 88 1070 Abſ 1 (Nießbrauch an Rechten auf Leiſtung), 1275 (Verpfändung eines ſolchen 
Rechts). Ahnliche Schutzvorſchriften finden ſich in Fällen, wo dem Berechtigten die Ausübung 
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eines Rechts entzogen und einem Verwalter übertragen wird ($$ 1070 Abſ 2, 1275, 2129 Abj 2 
BGB; § 8 Abſ 2, 3 KO; 51984 Ab 1 Satz 2 BGB). Gleicher Schutz muß auch gewährt werden, 
wenn durch Anordnungen der Fideikommißbe hörde dem Fideikommißbeſitzer die Verfügung 
über das Fideikommißvermögen entzogen und einem Pfleger übertragen wird (RG Warn 1921 
Nr 92). 


8 408 

Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen Gläubiger nochmals 
an einen Dritten abgetreten, ſo finden, wenn der Schuldner an den Dritten 
leiſtet oder wenn zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ein Nechtsgeſchäft 
vorgenommen oder ein Nechtsſtreit anhängig wird, zugunſten des Schuldners 
die Vorſchriften des 8 407 dem früheren Erwerber gegenüber entſprechende 
Anwendung!). 

Das gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung durch gerichtlichen 
Beſchluß einem Dritten überwieſen wird oder wenn der bisherige Gläubiger 
dem Dritten gegenüber anerkennt, daß die bereits abgetretene Forderung 
kraft Geſetzes auf den Dritten übergegangen ſeie) ö). 

E 1 305; M 2 134; P 1 398. 


1. Wiederholte Abtretung. Hat der Gläubiger ſeine Forderung einmal übertragen, ſo iſt 
er ſeines Rechtes ledig geworden, und eine nachträgliche nochmalige Abtretung an einen andern 
könnte dieſem ſomit keinerlei Rechte mehr an der Forderung verſchaffen. Aus dieſem Grunde 
müßten daher auch ſolche Rechtsgeſchäfte, die der Schuldner mit einem nachfolgenden zweiten 
Zeſſionar des Gläubigers in Anſehung der Forderung abſchlöſſe, dem erſten Zeſſionar gegenüber 
wirkungslos bleiben. Das begründet für den Schuldner, der etwa in Unkenntnis von einer erſten 
Zeſſion mit einem zweiten Zeſſionar des alten Gläubigers verhandelt oder ſich auf deſſen Klage 
eingelaſſen hat, die Gefahr, daß der erſte Zeſſionar jene Verhandlungen, Leiſtungen uſw. nicht 
gelten läßt, die Leiſtung vielmehr nachmals noch für ſich fordert. In Erwägung deſſen kommt das 
Geſetz dem gutgläubigen Schuldner auch hier zu Hilfe, indem es den Grundſatz des § 407 
heranzieht und ſo vorſieht, daß das, was dort hinſichtlich der zwiſchen dem Zedenten und 
Schuldner vorgenommenen Rechtsgeſchäfte zugunſten des Schuldners beſtimmt worden iſt, ent⸗ 
ſprechend auch hinſichtlich der zwiſchen dem zweiten Zeſſionar und dem Schuldner vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte zu gelten hat. Und ein gleiches gilt hinſichtlich der Rechtskraftwirkung eines 
Urteils. Vgl. § 407 A 1 u. 2. — Es iſt ſtreitig, ob der erſte Zeſſionar auch eine vom Schuldner 
gegenüber dem „Dritten“ (alſo dem weiteren Zeſſionar des alten Gläubigers) erklärte Aufrech⸗ 
nung gegen ſich gelten laſſen muß. Falls der Schuldner mit einer Forderung aufrechnet, die ihm 
an den Dritten ſelbſt zuſteht, entbehrt die Sache jedes Zweifels, da ein ſolcher Fall ſchon durch 
den $ 408 in Verbindung mit 9 407 ohne weiteres gedeckt wird (Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts, das die Leiſtung erſetzt). Aber auch die Aufrechnung mit einer Forderung des Schuldners 
gegen den Zedenten muß in ſolchem Falle gegenüber dem erſten Zeſſionar wirkſam ſein, 
da $ 406 die Aufrechnung einer Forderung gegen den Zedenten gegenüber dem Zeſſionar grund⸗ 
ſätzlich zuläßt und nach 9 408 in Verbindung mit $ 407 die in Unkenntnis der erſten Zeſſion gegen ⸗ 
über dem zweiten Zeſſionar erfolgende Aufrechnung ſo anzuſehen iſt, als ſei ſie gegenüber dem 
berechtigten Erwerber der Forderung erfolgt. 

2. Anwendung der Regel des Abſ 1 auf den Fall, daß eine bereits abgetretene Forderung 
nachträglich einem Dritten gerichtlich überwieſen wird, oder daß der bisherige Gläubiger nach 
der Abtretung ſeiner Forderung einem Dritten gegenüber anerkennt, daß auf dieſen die Forderung 
kraft Geſetzes übergegangen ſei. In dieſen beiden Fällen iſt der Schuldner ebenſo mißlich geſtellt 
wie im Falle der wiederholten rechtsgeſchäftlichen Abtretung (M 2, 134). Die Anerkennung iſt 
eine empfangsbe dürftige, keiner Form bedürfende Erklärung (§ 130). 

3. Gemäß $ 412 greifen die Regeln des § 408 auch zuungunſten desjenigen entſprechend 
Platz, der die Forderung vor deren Abtretung bereits kraft Geſetzes erworben hatte. Falls 
die Forderung vor ihrer Abtretung einem andern durch gerichtlichen Beſchluß bereits überwieſen 
war (88 835ff. ZPO), muß das gleiche gelten; vgl. § 407 A 3. 

Die Be weislaſt regelt fi) wie im Falle des § 407 (A 2 Abſ 2). 


§ 409 
Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die Forderung abgetreten 
habe, ſo muß er dem Schuldner gegenüber die angezeigte Abtretung gegen 
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ſich gelten laſſen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirkſam tft). Der 
Anzeige ſteht es gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung 
dem in der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgeſtellt hat und dieſer 
fie dem Schuldner vorlegt!). 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen werden, 
welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden iſt ?) s). 

E I 306; M 2 135; P 1 394. 


1. Wirkung der Anzeige des Gläubigers an den Schuldner, daß er die Forderung ab⸗ 
getreten habe, und der beurkundeten Abtretung. Iſt eine Abtretung der Forderung in Wirk⸗ 
lichkeit nicht erfolgt (auch ohne daß ein Scheingeſchäft, § 405, vorliegt, insbeſondere wegen 
Mangels der dinglichen Einigung, 8398 A 1) oder ft fie aus irgendeinem Grunde unwirkjam, fei 
es von vornherein wegen Unabtretbarkeit (8 399) oder als nichtig wegen Wuchers ($ 138 A 2), ſei es 
wegen nachträglich durch Anfechtung herbeigeführter Nichtigkeit (58 119, 123), fo wird der Schuldner 
durch eine Leiſtung an den angeblichen oder anſcheinenden Zeſſionar in der Regel nicht befreit, 
auch wenn er in gutem Glauben an das wirkſame Beſtehen der Abtretung geleiſtet hat. Es liegt 
ihm ſonach auf ſeine Gefahr ob, die Gültigkeit der Abtretung zu prüfen. Dieſe Prüfungspflicht 
und die damit verbundene Gefahr wird ihm nur in den beiden durch § 409 geregelten Fällen 
abgenommen, nämlich: a) wenn der Gläubiger ihm angezeigt hat, daß er die Forderung 
abgetreten habe (Abſ 1 Satz 1); b) wenn er über die Abtretung eine Urkunde ausgeſtellt 
hat und der in dieſer als neuer Gläubiger Bezeichnete ſie dem Schuldner vorlegt. Über das 
Erfordernis der Vorlegung vgl. § 405 A 1. Liegen die Vorausſetzungen des einen oder andern 
Falles vor, fo iſt der Schuldner dagegen geſchützt, daß der Gläubiger geltend macht, eine wirkſame 
Abtretung ſei nicht erfolgt und durch die der Anzeige oder der Beurkundung entſprechende Leiſtung 
an den darin bezeichneten Zeſſionar ſei der Schuldner nicht befreit. Dieſer Schutz verſagt auch 
nicht (wie der in $ 405 dem neuen Gläubiger und in § 407 dem Schuldner gewährte) lediglich 
um deswillen, weil der Schuldner von dem Nichtbeſtehen oder der Unwirkſamkeit der Abtretung 
Kenntnis hatte (RG JW 1926, 252%). Planck A 1d will dem Schuldner die Berufung auf die 
Anzeige oder die Beurkundung verſagen, wenn er gewußt hat, nicht nur daß dieſe unrichtig, ſondern 
daß der darin Bezeichnete auch ſonſt in keiner Weiſe ermächtigt ſei, die Forderung geltend zu 
machen oder ſonſt über ſie zu verfügen. Dieſe Einſchränkung wird ſich ſchwerlich rechtfertigen 
laſſen, insbeſondere nicht aus $ 116 Satz 2, da § 409 als lex specialis dieſer Beſtimmung vorgeht. 
Die Berufung des Schuldners auf die Vorausſetzungen des § 409 wird vielmehr nur dann ab- 
gelehnt werden können, wenn ſie ſich als eine wider die guten Sitten verſtoßende, vorſätzliche 
Schadenszufügung ($ 826) darſtellt, insbeſondere wenn der Schuldner im Einverſtändnis mit 
dem Dritten zur Schädigung des Gläubigers gehandelt hat (RG 126, 184). Vgl. die ähnlichen 
Vorſchriften in den 88 171, 172, wo aber in $ 173 ausdrücklich der Fall des Kennens oder Kennen⸗ 
müſſens ausgenommen ift. Der Schuldner kann demgemäß in der Regel auch dann noch an den 
ihm angezeigten neuen Gläubiger leiſten, wenn er erfahren hat, daß die Abtretung in Wirklichkeit 
nicht erfolgt ſei (in RG 4. 1. 22 V 502/21 iſt das Gegenteil nur als möglich unterſtellt). Da $ 409 
lediglich eine Schutzvorſchrift zugunſten des Schuldners darſtellt, ſo ſchließt er nicht 
das Recht des Schuldners aus, trotz der ihm gemachten Anzeige die Nichtigkeit der Zeſſion (oder 
eine wirkſam erfolgte Anfechtung) ſeinerſeits geltend zu machen und daraufhin die Leiſtung dem (an- 
geblichen) Zeſſionar gegenüber zu verweigern (RG 53, 420; 63, 235; 70, 89; 93, 75); alsdann aber hat 
er ſeinen Einwand zu beweiſen, gegebenenfalls kann er ſich jedoch, um der Gefahr des Verzugs zu 
entgehen, durch Hinterlegung befreien (RG 53, 420; 70, 89). — Die Anzeige kann mündlich oder 
ſchriftlich erfolgen. Schriftliche Anzeige und Beurkundung ſind ſelbſtverſtändlich nur wirkſam, 
wenn fie vom Gläubiger herrühren (echt find), was der Schuldner zu beweiſen haben wird, falls 
die Urkunde nicht öffentlich beglaubigt iſt. Die Anzeige kann auch durch einen mit Vertretungsmacht 
verſehenen Vertreter erfolgen, der ſich aber als ſolcher ausgewieſen haben muß (R& 88, 308). 
Aus der Anzeige muß ſich die Perſönlichkeit des neuen Gläubigers zuverläſſig entnehmen laſſen 
(RG Warn 1922 Nr 52). Ein Urteil, das die erfolgte Abtretung rechtskräftig feſtſtellt, iſt einer 
öffentlich beglaubigten Abtretungsurkunde gleichzuſtellen (Rr J 1916, 1278“). — Dem Geſetzes 
wortlaute nach beſchränkt ſich die Regel des Abſ 1 auf das Verhältnis zwiſchen dem Schuldner 
und dem Gläubiger und iſt daher im Verhältniſſe zwiſchen dem alten Gläubiger und dem neuen 
in keiner Weiſe anwendbar (RG 63, 235). — Bei einer Hypothekenklage kann ſich der Schuldner 
dem angeblichen Zeſſionar gegenüber nicht darauf berufen, daß die ihm angezeigte Abtre⸗ 
tung zum Scheine erfolgt ſei (RG 4. 3. 05 V 558/04). Hat der Gläubiger einer Hypothek die 
Forderung ſchriftlich abgetreten, auch die Abtretungsurkunde und den Hypothekenbrief dem 
Zeſſionar ausgehändigt, dann kann er einem gutgläubigen Dritterwerber gegenüber nicht ein- 
wenden, daß fein Übertragungsgefchäft als Scheingeſchäft rechtsunwirkſam geweſen ſei (Roß 
90, 278). Auch für die vertragsmäßige Haftung desjenigen, der einem anderen eine 
Beſcheinigung ausgeſtellt hat, die einem Dritten vorgelegt werden ſoll, nach Maßgabe 
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des Inhalts der Beſcheinigung gegenüber dem Dritten iſt der Rechtsgedanke des $ 409 anwendbar 
(RG 126, 375; vgl. zu $ 305 A 1a). Gegenüber der Sondervorſchrift des § 17 Auf wo kann 
ſich der Schuldner zur Zurückweiſung des auf dieſe Vorſchrift geſtützten Aufwertungsanſpruchs 
des angeblichen Zedenten nicht auf $ 409 berufen, es ſei denn, daß er mit dem angeblichen Zeſſionar 
einen nach $ 67 Aufw& unberührt bleibenden Vergleich geſchloſſen hat (RG 119, 56). — Bei 
Übertragung indoſſabler Papiere, eines Schecks oder eines Wechſels, durch Indoſſament 
iſt für den $ 409 an ſich nicht Raum, wohl aber iſt er auch hier dann anwendbar, wenn der Glau⸗ 
1952 Eu 8 409 Anzeige von einer bürgerlich-rechtlichen Abtretung gemacht hat (RG Warn 
1922 Nr 52). 

2. Die Zurücknahme der Anzeige iſt nur mit Zuſtimmung der in ihr als Zeſſionar bezeichneten 
Perſönlichkeit zuläſſig, weil deren Intereſſe durch die Zurücknahme berührt wird, oder wenigſtens 
berührt werden kann. Daher kann der alte Gläubiger ohne die Zuſtimmung des angezeigten 
Gläubigers nicht mehr Zahlung fordern (RG 4. 1. 22 V 502/21). Verweigert dieſer nach dem 
zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſe die Zuſtimmung zum Widerrufe 
widerrechtlich, ſo kann der Gläubiger auf Abgabe der Erklärung klagen, wobei die 88 894—898 
ZERO Anwendung finden. Gegebenenfalls könnte der Gläubiger die Anzeige auch durch Anfechtung 
ſeiner Erklärung beſeitigen, da dieſe nach richtiger Anſicht nicht bloß eine tatſächliche Mitteilung, 
ſondern eine rechtserhebliche Erklärung und daher eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung darſtellt. 
Der Schuldner kann von dem alten Gläubiger den Nachweis verlangen, daß der neue Gläubiger 
der Rücknahme zugeſtimmt hat oder daß dieſe Zuſtimmung durch ein rechtskräftiges Urteil ihm 
gegenüber gemäß § 894 3d erſetzt worden iſt (RG Warn 1926 Nr 88). Die Zuſtimmungs⸗ 
erklärung regelt ſich nach den $$ 182ff. 

8. Nach § 412 findet $ 409 auch bei einer Übertragung kraft Geſetzes entſprechende An⸗ 
wendung. Über die Wirkſamkeit eines zu Unrecht erlaſſenen Überweiſungsbeſchluſſes und 
anderſeits über ihre Beſeitigung vgl. $ 836 Abſ 2 ZPO. 


8 410 


Her Schuldner iſt dem neuen Gläubiger gegenüber zur Leiſtung nur gegen 
Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Abtretung aus 
geſtellten Urkunde verpflichtet!). Eine Kündigung oder eine Mahnung des 
neuen Gläubigers iſt unwirkſam, wenn fie ohne Vorlegung einer ſolchen Ur⸗ 
kunde erfolgt und der Schuldner ſie aus dieſem Grunde unverzüglich zurück 
weift?). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der bisherige Gläubiger 
dem Schuldner die Abtretung ſchriftlich angezeigt hat?) ). 

E I 308; M 2 137; P 1 396. 

1. Leiſtungspflicht des Schuldners nur gegen Aushändigung einer Abtretungsurkunde. 
Damit ſoll der Schuldner ganz beſonders gegen die Gefahr geſchützt werden, doppelte Zahlung 
leiſten zu müſſen. Er kann mithin die Leiſtung gegebenenfalls verweigern und kommt 
alsdann nicht in Verzug. Anderſeits aber gibt Abſ 1 dem Schuldner keinen ſelbſtändigen Anſpruch 
auf Aushändigung der Urkunde, und daher ($ 273 A1 Abſ 5) handelt es ſich bei dem Weigerungs⸗ 
rechte aus § 410 nur um eine aufſchiebende Einrede (§ 202 A 2) und nicht um ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht im Sinne des $ 273 (MG 56, 303); auch ift der Urkundenprozeß nicht etwa um deswillen 
unzuläſſig, weil der Anſpruch auf Leiſtung gegen eine Gegenleiſtung gerichtet wäre (RG aad.). 
Doch wird es zuläſſig ſein, den Schuldner, dem die Abtretungsurkunde vorenthalten wird, unter 
entſprechender Anwendung des § 274 zur Zahlung gegen Aushändigung der Abtretungsurkunde 
zu verurteilen. Eine öffentliche Beglaubigung der Abtretungsurkunde kann der Schuldner, 
abgeſehen von dem Falle des $ 411, nicht verlangen; doch wird er zur Verweigerung der Leiſtung, 
jedenfalls zur Hinterlegung ($ 372 Satz 2 Halbſatz 2; vgl. A 4 zu $ 372) berechtigt ſein, wenn 
er objektiv verſtändige Zweifel an der Echtheit der Abtretungsurkunde hat, die der angebliche 
Zeſſionar dadurch beſeitigen kann, daß er gemäß $ 403 von dem Zedenten die öffentliche Be⸗ 
glaubigung verlangt oder auf andere Weiſe den ihm obliegenden Beweis der Echtheit oder der 
Abtretung führt. Der Zeſſionar anderſeits iſt zur Aushändigung der Abtretungsurkunde nur dann 
verpflichtet, wenn der Schuldner fi) zur Leiſtung bereit erklärt, mithin nur Zug um Zug gegen 
die Leiſtung. Demnach braucht auch ein Schuldner, der gegen die Klage ſorderung eine ihm 
abgetretene Forderung aufrechnet, dem Kläger die Abtretungsurkunde nur dann auszuhändigen, 
wenn der Kläger die Aufrechnung gelten läßt (RG 70, 164). Hat ein Bevollmächtigter des Glau- 
bigers an deſſen Stelle die Abtretung erklärt, fo iſt der Schuldner nach $ 410 nicht berechtigt, 
die Aushändigung auch der Vollmachtsurkunde zu verlangen (RG 56, 304). 

2. Der Schuldner braucht auch eine Kündigung oder Mahnung des neuen Gläubigers nur 
dann entgegenzunehmen, wenn ihm dabei die Abtretungsurkunde vorgelegt wird. Er muß jedoch, 
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wenn letzteres nicht geſchieht, die Erklärungen aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſen, 
widrigenfalls Kündigung wie Mahnung wirkſam werden (vgl. auch $ 174). Eine Klage des Zeſſio⸗ 
nars könnte als wirkſame Kündigung überhaupt nur dann angeſehen werden, wenn darin min⸗ 
deſtens die Anzeige von der erfolgten Abtretung enthalten wäre (RG Warn 08 Nr 32). 

3. Im Falle der ſchriftlichen Anzeige iſt der Schuldner ſchon nach $ 409 geſchützt. 

4. Der Paragraph findet auch bei Übertragungen kraft Geſetzes entſprechende Anwen⸗ 
dung (§ 412). Es muß alſo eine den Rechtsübergang nachweiſende Urkunde ausgehändigt werden. 
Bei Überweiſungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren vertritt die Zustellung des Beſchluſſes 
die Anzeige ($ 836 Abſ 1 ZPO). — Gleichgültig für die Anwendbarkeit des Para⸗ 
graphen iſt es, ob das Schuldverhältnis bereits vor dem 1. Januar 1900 entſtanden war, 
nur muß die Abtretung nach dem 31. Dezember 1899 erfolgt fein (RG 56, 302). 


sau 


Tritt eine Militärperſon, ein Beamter, ein Geiſtlicher oder ein Lehrer an 
einer öffentlichen Unterrichtsanftalt den übertragbaren Teil des Pienftein- 
kommens, des Wartegeldes oder des Nuhegehalts ab, ſo iſt die auszahlende 
Kaſſe durch Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger ausgeſtellten, 
öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu benachrichtigen. Bis 
zur Benachrichtigung gilt die Abtretung als der Kaſſe nicht bekannt!). 

EI 311; M 2 140; P 1 404. 

1. Öffentliche Kaſſen find hiernach, abweichend von § 410 (vgl. A 1 dazu), im gegebenen 
Falle zur Zahlung an den Zeſſionar nur verpflichtet, wenn ihnen die Abtretung durch Aushän⸗ 
digung einer öffentlich beglaubigten Abtretungsurkunde bekanntgemacht worden iſt. Unter 
Beamten find nur in öffentlich-rechtlichem Dienſtverhältnis ſtehende Perſonen verſtanden, nicht 
Angeſtellte, auch nicht ſolche im Staatsdienſt. Eine ausdehnende Auslegung durch Anwendung 
auf die letztere Kategorie hat das RAG (12, 168) abgelehnt, obwohl die der Vorſchrift doch wohl 
in erſter Linie zugrunde liegende Abſicht der Sicherſtellung öffentlicher Kaſſen eine ſolche Aus⸗ 
dehnung nahelegen könnte. 


8 412 

Auf die Übertragung einer Forderung kraft Geſetzes finden die Vorſchriften 
der 88 399 bis 404, 406 bis 410 entſprechende Anwendung!) 2). 

E 1 293; M 2; P wie bei den einzelnen Paragraphen. 

1. Fälle der Übertragung einer Forderung kraft Geſetzes enthalten die 95 268 Abſ 3, 426 
Abſ 2, 774 Abf 1 (der auch zugunſten des Nachbürgen gilt, RG 83, 342), 1143 Abſ 1, 1225, 1249, 
1438, 1519 Abſ 2, 1549, 1607 Abſ 2, 1709 Abſ 2; ferner die Verſicherungsgeſetze (vgl. RG 
60, 200), insbeſondere $ 67 BVerfG, deſſen Wirkung jedoch durch eine Vereinbarung im Sinne 
des 8 399 ausgeſchloſſen werden kann (RG SeuffA 75 Nr 95); 9 1542 RVO; § 57 Abſ 4 Krank VG, 
wobei es gleichgültig ift, ob die Ortskrankenkaſſe den Schadenserſatzanſpruch eines geſetzlich Ver⸗ 
ſicherungspflichtigen oder eines ihr freiwillig Beigetretenen zahlt (RG 83, 316); weiter $ 225 
Abſ 2 KO (RG 55, 161); 9 5 Geſ v. 20. 12. 1928 (RGGBl 1 411) über die Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen aus der Staatskaſſe; $ 54 Inv VG, wonach der 
dem Invaliden auf Erſatz des ihm durch die Invalidität verurſachten Schadens gegen Dritte 
zuſtehende Anſpruch auf die Verſicherungsanſtalt bis zum Betrage der von ihr zu ge währenden 
Rente übergeht (RG 102, 132); $ 12 des BeamtuFürſch v. 18. 6. 01 (RG 80, 49, wonach auch 
in dieſem Falle ein geſetzlicher Forderungsübergang auf die Betriebsverwaltung gemäß 8 412 
ftattfindet). Gemäß 8 69ff. Verſ Vo tritt der Erwerber einer verſicherten Sache an Stelle 
des Veräußerers in deſſen Rechte und Pflichten ein, und zwar für die Dauer ſeines Eigentums. 
Dazu vgl. RG 84, 409. Der Rechtsübergang knüpft ſich in dieſen Fällen ohne weiteres an den 
Eintritt der ihn bewirkenden Tatſache an. Deshalb kann eine bei der Sicherungsübereignung 
verſicherter Sachen ($ 69 Verſ BG) in dem Übereignungsvertrage enthaltene Erklarung, daß 
das Recht auf Auszahlung der Verſicherungsſumme auf den Erwerber „übergehe“ ohne Aechts⸗ 
irrtum nicht als ſteuerpflichtige Abtretungserklärung nach Tarifſtelle 1 Pr. Stempelſteuergeſetz, 
ſondern als bloße Feſtſtellung des kraft Geſetzes eintretenden Überganges aufgefaßt werden 
(RS 130, 237). Wegen des Zeitpunktes, mit welchem der Übergang der Forderung als ein 
getreten zu gelten hat, insbeſondere bei der Unfallverſicherung, vgl. zu $ 407 A 1 Abſ 3. — In 
einem Teile der oben angeführten Geſetzesſtellen iſt zum Schutze des Rechtsvorgangers dem in 
das Recht Eintretenden die Beſchränkung auferlegt, daß der Übergang nicht zum Nachteile 
des bisherigen Berechtigten (Gläubigers) geltend gemacht werden kann, ſo namentlich 
in 8 268 Abſ 3 Saß 2 (vgl. A 2 dazu). Dieſer Rechtsgedanke muß auch in Fallen, für welche er 
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nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt, geeignetenfalls entſprechende Anwendung finden, namentlich 
auf den Übergang des Erſtattungsanſpruchs des Armenanwalts auf die Staatskaſſe, vgl. oben 
(NG 126, 178). — Auf den Erwerber eines Grundſtücks geht auch das Recht aus der für 
die Miete beſtellten Bürgſchaft über RG Warn 1913 Nr 286). — Der Zollanſpruch 
des Staates (Reiches) gegen den Zollhauptſchuldner geht gemäß § 774, 412 auf den zahlenden 
Zollbürgen über (RG 135, 25). Ob ein ſolcher Anſpruch auch durch rechtsgeſchäftliche Ab⸗ 
tretung — ſei es mit oder ohne das Konkursvorrecht des $ 61 Nr 2 KO — auf eine Privatperſon 
übergehen kann, was die ältere Rechtſprechung (JW 1891, 4162“) bejahte, hat das RG aaO. 
dahingeſtellt gelaſſen. 

2. Die Anwendbarkeit iſt nur eine entſprechende. Sie läßt daher die Frage offen, ob nach 
den Zwecken des den Übergang der Forderung anordnenden Geſetzes die Anwendung der einzelnen 
Beſtimmungen ſich rechtfertigt, insbeſondere auch, ob die Anwendung des $ 400 auf den Übergang 
einer unpfändbaren Forderung kraft Geſetzes durch den Zweck des Pfändungsverbots geboten 
erſcheint RG 135, 31). Vgl. ferner über Fälle der Nichtanwendbarkeit der in $ 412 aufgezählten 
Vorſchriften auf den Übergang von Forderungen kraft Geſetzes zu 55 399 A 4, 400 A 1; wegen 
des nicht genannten 9 405 zu $ 405 A 1 Abſ 3. 


8 43 


Die Vorſchriften über die Übertragung von Forderungen finden auf die 
Übertragung anderer Nechte entſprechende Anwendung, ſoweit nicht das Geſetz 
ein anderes vorfchreibt?). 

E 1 312; M 2 141; P 1 404. 

1. Übertragung anderer Rechte. In Betracht kommen hier dingliche Rechte, Familien- 
und Erbrechte. Die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Übertragung von Forderungen 
auf die Übertragung ſolcher Rechte iſt nur eine hilfsweiſe: ſoweit nicht das Geſetz (d. h. die für 
dieſe Rechte beſtehenden beſonderen Beſtimmungen) etwas anderes vorſchreibt. Das iſt nament⸗ 
lich der Fall im BGB für die Übertragung von Rechten an Sachen, für welche ein formloſer 
Vertrag grundſätzlich nicht genügt, ſondern noch etwas weiteres — bei beweglichen Sachen die 
Übergabe oder ein Erſatz für fie (99 929ff.), bei Rechten an Grundſtücken Eintragung im Grund⸗ 
buche (88 873 ff.), für das Eigentum an Grundſtücken außerdem noch die formaliſierte Auflaſſung 
(88 925ff.) — hinzukommen muß. Wegen der Übertragung von Patentrechten vgl. zu $ 398 
A 2. Für die Übertragung von Urheberrechten findet die Regel des $ 413 Anwendung (NÖ 
140, 250); vgl. auch zu 9 398 A 2 Abſ 3. Eine Übertragung der „unbeſchränkten Urheber ⸗ 
rechte“ umfaßt nicht ſolche Entwicklungsmöglichkeiten, für welche durch umwälzende Neuerungen 
der Technik eine außerhalb alles Berechnens und Vermutens liegende Bahn eröffnet wird (Rund- 
funk; RG 123, 316). Dagegen geht das Pfandrecht mit der Übertragung der Forderung, 
alſo durch formloſen Vertrag ($ 398), auf den neuen Gläubiger über, und zwar erfolgt der 
Übergang kraft Geſetzes, jo daß nach $ 412 in Verbindung mit 413 zwar die ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften uber die Forderungsübertragung, aber nicht § 405 Anwendung findet, demnach der 
gute Glaube des Erwerbers an das Beſtehen des Pfandrechts nicht geſchützt iſt; vgl. zu 9 405 
A1 Abſſ3 und zu $ 1250 A 1. Darüber, ob aus dem Vertragsantrage für den 
Antragsgegner ein übertragbares Recht entſteht, vgl. zu § 145 A 2 Abſ 3. Über die Abtretung 
des Rechts aus dem Meiſtgebote in der Zwangsverſteigerung iſt in $ 81 ZwVerſtGeſ Be 
ſtimmung getroffen. Über die Übertragung von Geſellſchaftsanteilen beſtimmt $ 719, 
von Anteilen an einem Nachlaſſe $ 2033; über die Nicht-Übertragbarfeit einer Erbſchaft als 
Ganzheit vgl. zu 82371 A 1. 


Fünfter Abſchnitt 
Schuldübernahme !) 


8 414 


) Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag mit dem Gläubiger 
in der Weiſe übernommen werden, daß der Dritte an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt?) 3). 

EI 314: M 2 142; P 1 405. 

1. Der Eintritt in ein fremdes Schuldverhältnis auf der Schuldnerſeite kann in folgenden 
Formen erfolgen: a) Der Dritte tritt an die Stelle des ausſcheidenden bisherigen 
Schuldners, fo daß, als Gegenſtück zur Abtretung, eine Sondernachfolge auf der Schuldnerſeite 
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rechtsgeſchäftlich begründet wird — translative, befreiende oder privative Schuldübernahme; 
davon handeln die 88 414, 415. b) Der Dritte tritt neben den bisherigen Schuldner als 
weiterer Schuldner hinzu, und zwar unter Übernahme einer neuen Verbindlichkeit neben der 
bereits beſtehenden mit gleichem Inhalte (R Warn 1913 Nr 407) — kumulative, zuſätzliche 
Schuldübernahme. Dieſen zweiten Fall hat das Geſetz nicht beſonders berückſichtigt (vgl. aber 
die 88 419, 556 Abſ 3, 2382, 2385); er regelt ſich daher nach allgemeinen Grundſätzen wie folgt: 
Begründet wird die zuſätzliche Schuldübernahme durch Vertrag des Dritten entweder mit dem 
Gläubiger oder mit dem Schuldner. Letzterenfalls liegt ein Vertrag zugunſten eines Dritten 
(des Gläubigers) gemäß § 328 vor, und der Gläubiger erwirbt das Recht gegen den Schuldüber⸗ 
nehmer ſelbſtändig (anders als im Falle der bloßen Erfüllungsübernahme im Sinne des § 329, 
wo der Anſpruch auf Vornahme der Erfüllung lediglich dem Schuldner zuſteht). Bei einem 
Vertrage anderſeits zwiſchen dem Gläubiger und dem Dritten iſt die zuſätzliche Schuld⸗ 
übernahme, je nach der Abſicht der Parteien und dem verfolgten Zwecke an ſich in zweifacher 
Geſtalt möglich: Entweder ſoll die Haftung des Dritten abhängig fein von dem jeweiligen 
Beſtande der übernommenen Verbindlichkeit ($ 767) und der Dritte demzufolge nur wie ein 
ſelbſtſchuldneriſcher Bürge für eine fremde Schuld haften. Alsdann liegt nur ein 
bürgſchaftliches Verhältnis vor, und der Vertrag bedarf der Schriftform gemäß 8766. Oder 
die Haftung ſoll von der Verpflichtung des Schuldners unabhängig ſein und der Dritte demzufolge 
ſelbſtändig haften. Ob ein ſolcher Vertrag ſich von der Bürgſchaftsübernahme begrifflich 
unterſcheidet, iſt in RG 51, 120 dahingeſtellt gelaſſen, auf alle Fälle aber auch für ihn die ſchriftliche 
Form erfordert. Dagegen iſt in anderen Entſcheidungen des RG, wohl zutreffender, die Form⸗ 
freiheit eines ſolchen Vertrags, der ſich von der Bürgſchaft unterſcheidet, da er eine Haftung nach 
den Regeln von der gewöhnlichen Geſamtſchuld (58 421ff.) begründet, grundſätzlich voraus⸗ 
geſetzt, jedoch ausgeſprochen, daß beſondere Umſtände vorliegen müſſen, um annehmen zu können, 
daß eine ſelbſtändige Haftung gewollt ſei (RG 59, 232; 64, 318; 68, 126; 71, 118; 15 1908, 
31%, 1378, 676˙; Warn 1905, 88, 291). Iſt insbeſondere vereinbart, der Dritte ſolle leiſten, „falls 
der Schuldner nicht zahle“, ſo liegt nur Bürgſchaftsübernahme vor (RG Warn 08, 199). Für die 
Begründung einer ſelbſtändigen Verbindlichkeit ſpricht es andererſeits, wenn der Dritte die Schuld 
in eigenem Intereſſe übernommen hat (RG 64, 318; 103, 156; ZW 08, 318 u. 1375; 09, 
45914; 1911, 58122; Warn 1918, 7; 1920, 154). Formfrei wird jedoch ein ſolcher Vertrag nur 
fein, wenn er nicht aus anderen Gründen (3. B. als Schenkungsverſprechen nach $ 518 oder als 
abſtraktes Schuldverſprechen nach $ 780 oder nach 8313, vgl. Rh 103, 156), einer Form bedarf. 
Solange ſolches nicht nachgewieſen wird, iſt in der Erklärung, die Schuld eines andern auf ſich 
nehmen zu wollen, der Regel nach nur ein Bürgſchaftsverſprechen zu finden (RG Warn 1911 
Nr 171; JW 1921, 3354). Vgl. ferner § 438 A 1 u. 2 für den Fall, daß der Verkäufer einer For⸗ 
derung für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners oder für den (vollſtändigen und pünktlichen) 
Eingang der Forderung Gewähr leiſtet. — Die Unabhängigkeit der Verpflichtnug des Überneh⸗ 
mers von dem jeweiligen Beſtande der übernommenen Verbindlichkeit bedeutet nicht, daß jene 
abſtrakt ſein müßte, vielmehr kann ſie mit der übernommenen Verbindlichkeit mehr oder 92 15 
kauſal verknüpft ſein, z. B. wenn ſich der Käufer dem Verkäufer ſeines Verkäufers gegenüber 
zur Bezahlung des noch rückſtändigen Kaufpreises verpflichtet (RG 16. 4. 26 VI 581/25). Keine 
privative Schuldübernahme nach $ 414, auch keine Bürgſchaft, ſondern Begründung einer felbftän- 
digen Verbindlichkeit neben der des bisherigen Alleinſchuldners, und zwar als Vertrag zugunſten 
der Gläubiger als Dritter nach $ 328, iſt angenommen in einem Falle, in dem eine Firma in einer 
mit dem Reiche getroffenen Vereinbarung über ihre Entſchädigung für Liquidationsſchäden ſich 
dieſem gegenüber verpflichtet hatte, die Verbindlichkeiten einer im abgetretenen Gebiete (Elſaß⸗ 
Lothringen) beſtehenden Firma, deren ſämtliche Aktien jene beſaß, zu erfüllen; demgemäß iſt 
erkannt worden, daß die Verjährung der Verbindlichkeit der übernehmenden Firma nicht ſchon 
eingetreten ſei mit der Verjährung der übernommenen Verbindlichkeiten und daß die erſtere 
auch im übrigen, insbeſondere für die Frage der Aufwertung, ſelbſtändig, und zwar lediglich 
nach den Verhältniſſen zur Zeit der Übernahme zu beurteilen jet (R& 114, 239). — 
Die Schuldübernahme ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit nicht eine klagbare Schuld voraus, es genügt 
vielmehr auch eine nur natürliche Verbindlichkeit (RG Warn 1916 Nr 68). 

Wird die ſelbſtändige, nicht akzeſſoriſche Verpflichtung, für einen beſtimmten Erfolg 
einzuſtehen, insbeſondere das Riſiko aus einem Unternehmen, oder das Einſtehen für den Verluſt, 
den ein anderer aus dem einem Dritten gewährten Kredite erleiden ſollte, übernommen, ſo handelt 
es fi um einen Garantie vertrag; ein ſolcher ſetzt voraus, daß der etwaige Schade zur Zeit 
der Garantieübernahme noch nicht eingetreten iſt, mit ſeinem Eintritte vielmehr erſt gerechnet 
wird (RG 90, 416). le des b 

2. Die befreiende Schuldübernahme, vermöge deren der Dritte an die Stelle des isherigen 
Schuldners tritt und dieſer ausſcheidet, kann ebenfalls durch Vertrag des een ſowohl mit 
dem Gläubiger wie dem Schuldner begründet werden. Sie ſtellt eine Nachfolge in die alte 
Schuld dar und erfolgt mittels eines keiner Form bedürftigen, einſeitigen, ar dem zugrunde 
liegenden Rechtsgrunde unabhängigen Vertrags (RG Gruch 56, 928; 58, 386; a b der 
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Übernehmer in die Schuld in dem Beſtande eintritt, indem ſie ſich zur Zeit der Schuldübernahme 
befindet, oder nach dem höheren Werte eines früheren Zeitpunktes, iſt, namentlich in Zeiten 
ſchwankenden Geldwerts, eine Frage der Auslegung (RG in HRR 1928, 1286 und die dort angef. 
Entſch); das gilt auch für die zusätzliche Schuldübernahme (A 1), ſoweit fie nicht eine bloße Bürg⸗ 
Schaft darſtellt (RG aad.); wegen der Aufwertungslaſt vgl. zu $ 416 A 5. Den erſteren der beiden 
oben bezeichneten Fälle trifft der § 414, den letzteren $ 415. Möglich iſt es auch, daß der Schuldner 
für einen noch nicht vorhandenen Dritten (eine erſt zu bildende juriſtiſche Perſon) als deſſen 
auftragsloſer Geſchäftsführer dem Gläubiger gegenüber den Schuldübernahmevertrag abſchließt. 
Die Schuldübernahme wird alsdann mit Entſtehung des Dritten und mit deſſen Genehmigung 
wirkſam (RG JW 06, 3038). Im Falle des $ 414 bedarf es der Zuſtimmung des Schuld- 
ners nicht. Die Abmachung zwiſchen dem Dritten und dem Gläubiger befreit den Schuldner 
ohne weiteres, falls ſich überhaupt nur aus den Umſtänden mit Sicherheit ergibt, daß der Gläu⸗ 
biger den Dritten an Stelle des alten Schuldners als ſolchen annehmen wollte (RG Warn 1914 
Nr 281; L 1913, 366%; HRR 1928, 2267). Dieſer Schuldübernahmevertrag folgt den gewöhn⸗ 
lichen Regeln, iſt formfrei (RG 60, 263) und kann auch ſtillſchweigend zuſtande kommen (RG 
59, 233; 72, 404; 107, 216); jedoch muß (wie im Falle des § 415, vgl. zu 415 A 2) der Wille des 
Gläubigers, den bisherigen Schuldner zu entlaſſen, mit voller Deutlichkeit zum 
Ausdruck kommen (HRR 1928, 8); in der bloßen Annahme eines neuen liegt noch nicht die Ent⸗ 
laſſung des alten Schuldners (RG ZW 1910, 2844). In der Annahme einer Abtretung 
von Rechten aus einem gegenſeitigen Vertrage ($ 398, vgl. A 2 dazu) kann eine Über- 
nahme der dem Zedenten aus dem gleichen Vertrage gegenüber dem anderen Vertragsteile 
obliegenden Verpflichtungen gefunden werden (RG 130, 118). Daß die Schuld, die übernommen 
wird, zu der Zeit ſchon beſtehe oder daß ſie überhaupt klagbar, iſt ebenfalls kein Erfordernis 
(RG Warn 1916 Nr 68); eine wirkſame Schuldübernahme kann daher auch dann vorliegen, wenn 
etwa die Urkunde die Schuld als eine bereits beſtehende behandelt, während in Wirklichkeit ihre 
Entſtehung noch erſt eintreten ſoll, nur hat alsdann der Gläubiger das Sachverhältnis zu be- 
weiſen (RG Warn 1910 Nr 428). Beim Abſchluſſe eines Vertrags im Sinne des $ 414 iſt 
auch eine Vertretung des Dritten zuläſſig, insbeſondere auch durch den Schuldner ſelbſt. 
Falls der Vertreter ohne Vollmacht handelte, wird der Vertrag durch die nachträgliche Geneh⸗ 
migung der Stellvertretung wirkſam (RG JW 06, 303%). Doch iſt im Falle der Haftung des 
für eine Aktiengeſellſchaft vor ihrer Eintragung Handelnden ($ 200 HGB) in 
der Genehmigung des Vertrags durch die Aktiengeſellſchaft nach ihrer Eintragung nicht ohne 
weiteres eine den Haftenden befreiende Schuldübernahme zu finden; dazu bedarf es vielmehr 
eines Vertrages zwiſchen dem Gläubiger und der AG ($ 414) oder einer Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme durch den Gläubiger ($ 415), die aber unter Umſtänden ſchon in der Fortſetzung des 
abgeſchloſſenen Dauervertrags mit der Geſellſchaft gefunden werden kann (RG 72, 401; 116, 73; 
Gruch 46, 848; vgl. auch zu $ 397 A 1). Entſprechendes wird auch für die Haftung anderer Ver⸗ 
treter aus $ 179 zu gelten haben. 

3. Der bisherige Schuldner wird frei. Dieſer Einfluß der Schuldübernahme auf die Haftung 
des alten Schuldners iſt ſelbſtverſtändlich von der Rechtsbeſtändigkeit der Schuldübernahme ab⸗ 
hängig. Im Falle ihrer Nichtigkeit ſowie im Falle der Anfechtung bleibt daher jede Einwirkung 
auf das bisherige Schuldverhältnis von vornherein oder aber vermöge der Rückwirkung ($ 142) 
aus. Eine etwaige ſpätere Aufhebung des Ubernahmevertrags durch einſeitigen Rücktritt (§ 346) 
oder durch Vertrag könnte dagegen die einmal eingetretene Befreiung des Schuldners nicht 
wieder rückgängig machen. 


$ 415 


Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem Schuldner vereinbart, 
fo hängt ihre Wirkſamkeit von der Genehmigung des Gläubigers abt). Die 
Genehmigung kann erſt erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitgeteilt hat?). Bis zur Genehmigung 
können die Parteien den Vertrag ändern oder aufheben 5). 

Wird die Genehmigung verweigert, ſo gilt die Schuldübernahme als nicht 
erfolgt.!) Fordert der Schuldner oder der Dritte den Gläubiger unter Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt zur Erklärung über die Genehmigung auf, ſo kann die 
Genehmigung nur bis zum Ablaufe der Friſt erklärt werden; wird ſie nicht 
erklärt, fo gilt fie als verweigert ?). 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung erteilt hat, iſt im Zweifel 
der Übernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger recht⸗ 
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zeitig zu befriedigen. Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Genehmigung 
verweigert). 
EI 315; M 2 143; P 1 405. 


1. Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner. Davon iſt 
der Fall zu unterſcheiden, daß ſich etwa der Dritte (A), der Schuldner des Schuldners (B) iſt, 
dieſem gegenüber das Recht ausbedingt, mit ihn befreiender Wirkung an den Gläubiger (C) zahlen 
zu dürfen (RG SeuffA 61 Nr 135). — Grundſatz iſt im Falle des § 415, daß die Befreiung des 
alten Schuldners von der Genehmigung des Gläubigers abhängt, da deſſen Intereſſe in Frage 
ſteht. Dagegen beſteht ſchon vor der Genehmigung des Gläubigers das Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem alten Schuldner und dem Dritten (Abſ 3). Demnach geſtaltet ſich die geſamte 
Rechtslage folgendermaßen: Erteilt der Gläubiger ſeine Genehmigung, dann tritt ohne weiteres 
die in § 414 vorgeſehene Rechtsfolge ein, und zwar gemäß $ 184 mit rückwirkender Kraft, jedoch 
nur im Umfange der von dem Dritten mit dem Schuldner getroffenen Vereinbarung (RG 132, 
169). Verſagt dagegen der Gläubiger die Genehmigung, dann „gilt die Schuldübernahme 
(als ſolche) als nicht erfolgt“, und der Gläubiger bleibt mithin von ihr unberührt; auch eine 
ſpätere Genehmigung wäre wirkungslos, da die Verweigerung der Genehmigung rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Charakter hat und das Schuldübernahmegeſchäft als ſolches endgültig vernichtet, was das 
Geſetz in der Weiſe zum Ausdruck bringt, daß es die Schuldübernahme als „nicht erfolgt“ be⸗ 
zeichnet, den Nichtabſchluß des abgeſchloſſenen Vertrags alſo fingiert (RG 139, 127). Es ſoll das 
eine Sondervorſchrift für das Gebiet der Schuldübernahme ſein, aus welcher auf die Rechtsnatur 
und die Wirkungen einer Genehmigungsverweigerung in anderen Fällen, insbeſondere in den 
Fällen des § 185, nichts geſchloſſen werden könne (RG aad.). In Wirklichkeit dürfte es ſich 
auch hier um einen Fall des § 185 handeln, indem die Parteien des Schuldübernahmevertrags 
als Nichtberechtigte über die Forderung des Gläubigers verfügt haben (vgl. auch A 2), und dürfte 
es nahe liegen, die für dieſen Fall in $ 415 Abſ 2 gegebene Regelung der Genehmigungsver- 
weigerung auch auf andere Fälle des § 185, für welche es an einer ausdrücklichen Regelung fehlt 
und deren Entſcheidung daher zweifelhaft iſt, entſprechend anzuwenden. Wohl aber behält der 
Übernahmevertrag im Verhältniſſe zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten im Zweifel die 
Eigenſchaft eines Schulderfüllungsvertrags im Sinne des $ 329, mit dem Anſpruche des 
Schuldners auf Befreiung von der Schuld. Die Übernahme einer Schuld, für die eine Hypothek 
beſtellt iſt, durch den Erwerber des Grundſtücks gegenüber dem Veräußerer ſtellt ſich regelmäßig 
als eine die Befreiung bezweckende (§ 414 A 2) Schuldübernahme dar (RG 56, 200; 75, 340; 
Warn 1912 Nr 249; vgl. A 2). — Auch ein während beſtehender Ehe geſchloſſener Ehevertrag, 
durch den an Stelle der bisherigen Gütergemeinſchaft Gütertrennung eingeführt wird, und in dem 
der eine Teil die bisherigen Geſamtgutsverbindlichkeiten übernimmt, ſtellt eine Schuldübernahme 
dar, und iſt der Ehevertrag im Güterregiſter eingetragen, dann kann ſich der Gläubiger auf die 
Übernahme berufen, auch wenn fie ihm nicht mitgeteilt wurde (RG 14. 4. 08 II 32/08; vgl. A 2). 
Die Übertragung des Verſicherungsvertrags durch den Verſicherer auf eine andere Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft bedeutet rechtlich eine Übernahme ſeiner Verpflichtungen durch dieſe; ſie 
bedarf daher, um als privative Schuldübernahme gemäß § 415 wirkſam zu werden, der Ge⸗ 
nehmigung des Verſicherungsnehmers, ſofern es ſich nicht um einen Fall des $ 14 VerſAufſch 
(Übertragung des Portefeuilles) handelt und auch die Satzung des Verſicherungsvereins nichts 
Gegenteiliges beſtimmt (RG 112, 123; vgl. auch das vor dem Inkrafttreten der VerſAufſch 
ergangene Urteil 56, 292, wo ausgeſprochen iſt, daß dem Verſicherungsnehmer ein Sonderrecht 
darauf zuſteht, daß ihm nicht wider ſeinen Willen ein anderer Verſicherer als Schuldner aufge⸗ 
drängt werde, was in RG 112, 123 dahingeſtellt gelaſſen wird. — Der Schuldübernehmer 
braucht nicht immer ein bisher Unbeteiligter zu fein. Eine Schuldübernahme kann vielmehr auch 
in der Weiſe erfolgen, daß von mehreren Geſamtſchuldnern der eine die Schuld mit 
befreiender Wirkung für die übrigen allein übernimmt, beiſpielsweiſe, indem bei Auflöſung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft der eine Geſellſchafter eine Geſellſchaftsſchuld übernimmt (RG 13.4. 12 
VI 399/11). Anders (aber ohne die Entſcheidung darauf zu gründen) R in ZW 1913, 324 
mit der Begründung, daß der ſchon haftende Schuldner kein „Dritter“ ſei. Wenn dies auch dem 
Buchſtaben nach zutrifft, ſo handelt es ſich doch um einen durchaus rechtsähnlichen Vorgang, auf 
11 1 die Vorſchriften über die Schuldübernahme zum mindeſten entſprechende Anwendung 
inden müſſen. 5 l 

2. Für die Genehmigung des Gläubigers beſteht an ſich (vgl. aber A 4) keine Friſt (NG 
56, 200; 75, 342). Die Verzögerung der Genehmigung darf jedoch nicht aus argliſtiger Abſicht 
erfolgt fein, widrigenfalls die Genehmigung durch die Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis) 
entkräftet wird (RG 75, 342). Raum iſt für die Genehmigung regelmäßig erſt nach Empfang der 
Mitteilung von der Schuldübernahme, weil erſt durch dieſe die Vertragsparteien in Beziehungen 
zu dem Gläubiger treten (NG JW 1912, 6835). Die Mitteilung kann von dem Schuldner oder 
dem Dritten ausgehen (anders im Falle des $ 416; vgl. A 1 dazu). Dies ſchließt jedoch nicht aus, 
daß der beim Vertragsabſchluſſe anweſende Gläubiger ſchon hierbei (R Warn 1915 Nr 205), 
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oder daß der Gläubiger ſchon vor Abſchluß des Übernahmevertrags mit Zuſtimmung der Ver⸗ 
tragsparteien ſein Einverſtändnis hiermit und ſeine Einwilligung in die Schuldübernahme 
wirkſam erklären kann (RG Warn 1911 Nr 262; 1919 Nr 29). In ſolchem Falle würde die Schuld⸗ 
übernahme, ohne daß es noch einer ſpäteren Mitteilung bedürfte, mit Abſchluß des Vertrags 
ohne weiteres für den Gläubiger und gegen den Übernehmer wirkſam werden (RG 60, 416). 
Es kann indeſſen der Gläubiger ſeine im voraus erteilte Einwilligung, falls nicht beſondere Um⸗ 
ſtände entgegenſtehen, gemäß § 183 vor dem Abſchluſſe des Übernahmevertrags noch einfeitig 
widerrufen. Die Mitteilung kann auch aus ſchlüſſigen Handlungen des Schuldners oder des 
Dritten zu entnehmen fein (RG in HRR 1929, 1723; vgl. aber RG 119, 421; HRR 1928, 1880 
u. 1931, 495). Sie kann insbeſondere in den Anführungen des Übernehmers im Rechtsſtreite 
oder im Aufwertungsverfahren gegenüber dem Gläubiger, namentlich in dem Zugeſtändniſſe 
der erfolgten Übernahme gefunden werden (RG 125, 104; 120, 151; HAN 1928, 1882; 1930, 
698). Auch im Falle des $ 53 Zw iſt eine Mitteilung (des Schuldners oder des Erſtehers, 
vgl. zu 8 416 A 1) von der Schuldübernahme erforderlich, bevor eine den Schuldner befreiende 
Genehmigung der kraft Geſetzes eingetretenen Übernahme der Hypothek durch den Erſte her 
erfolgen kann (RG 136, 96). Der Schuldübernahmevertrag des § 415 enthält eine Verfügung 
des Schuldners über das Recht des Gläubigers, die durch die Genehmigung gemäß § 185 Abſ 2 
wirkſam wird; dieſe wirkt daher gemäß § 184 auf den Zeitpunkt des Abſchluſſes des Schuldüber⸗ 
nahmevertrags, nicht nur auf den der Mitteilung, zurück (RG 134, 185). Die Mitteilung enthält 
der Sache nach ein Angebot zum Abſchluſſe eines Schuldübernahme⸗ bzw. Schuldentlaſſungs⸗ 
vertrags (fo für den Fall des $ 416 RG Warn 09, 271; HRR 1930, 273; vgl. aber A 3); fie iſt un⸗ 
wirkſam, wenn fie an einen Nichtgläubiger gerichtet iſt, kann aber Wirkſamkeit erlangen, wenn 
dieſer die Forderung nachträglich erwirbt (HRR 1932, 1294). 

Die Genehmigung kann auch ſtillſchweigend erklärt werden, ſo insbeſondere durch An⸗ 
ſtellung der Klage (RG JW 08, 108°; 1911, 213%; Warn 1912 Nr 67; 1914 Nr 281; RG 107, 216). 
Stundung aber enthält noch keine Genehmigung (RG JW 1910, 1318), auch bloßes Schweigen 
noch nicht (RG Warn 1912 Nr 67); desgleichen noch nicht die Annahme von Hypothekenzinſen 
(RG 59, 32; 63, 44) oder eine ſonſtige Verhandlung mit dem Eigentümer. Es muß ſich vielmehr 
der Wille, auf die Haftung des alten Schuldners zu verzichten, aus den Umſtänden mit Sicher⸗ 
heit ergeben, und das iſt ſtreng zu prüfen, da durch den Eintritt eines neuen Schuldners die 
Intereſſen des Gläubigers weſentlich berührt werden (NG Warn 1914 Nr 281; 1919, 29; JW 
1919, 376; V 115/ö20, 1. 12. 20; HNRN 1928, 8, 825, 1284, 2267). Gemäß $ 182 kann die nach⸗ 
trägliche Erklärung ſowohl dem Schuldner wie dem Übernehmer gegenüber 
abgegeben werden (RG JW 1911, 64410). Wird das verkaufte Grundſtück von dem Käufer, 
der eine Reſtkaufſchuld des Verkäufers übernommen hat, weiterverkauft und deſſen Kaufſchuld 
aus dem erſten Kaufvertrage von feinem Abkäufer wiederum in Anrechnung auf den Preis über- 
nommen, dann kann der Gläubiger die erſte Schuldübernahme auch noch nach dem Weiterver⸗ 
kaufe wirkſam genehmigen (RG 75, 338). — Da nach der Verkehrsauffaſſung bei der Über⸗ 
nahme einer Hypothek durch den Käufer ($ 416) eine befreiende Schuldüber⸗ 
nahme als gewollt gilt, ſo iſt für die Wirkſamkeit der Schuldübernahme dem Gläubiger 
gegenüber nicht erforderlich, daß ihm dieſer Wille noch beſonders erkennbar gemacht wird (RG 
56, 200; 75, 339; JW 1911, 6440; 1918, 3762; 1915, 9175; Warn 1920 Nr 35). Genehmigt mithin 
der Gläubiger einen ſolchen die Schuldübernahme enthaltenden Vertrag, dann wird hierdurch 
der alte Schuldner ohne weiteres frei (RG Warn 1920 Nr 35), mag ſich auch der Gläubiger dieſer 
Rechtsfolge ſeiner Erklärung nicht bewußt geworden fein (RG 6. 11. 15 V 245/12; Warn 1916 
Nr 227). Die Vereinbarung zwiſchen dem Hypothekengläubiger und dem Grundſtückserwerber 
über Stehenlaſſen der Hypothek und über ihre Zahlungsbedingungen bezieht ſich im Zweifel 
nur auf die dinglichen Leiſtungen, und es kann daher aus einer ſolchen Vereinbarung (regel⸗ 
mäßig) noch nicht die Abſicht des Gläubigers entnommen werden, den alten Schuldner zu ent⸗ 
laſſen (RG ZW 1919, 237). — Auch die Verweigerung der Genehmigung kann aus ſchlüſſi⸗ 
gen Handlungen des Gläubigers entnommen werden (HAN 1928, 2269). 

3. Während des Schwebezuſtandes bis zur Genehmigung haben der Schuldner und der 
Dritte noch freie Verfügung über den Vertrag, und der Gläubiger vermag ſie daran 
vor Erteilung der Genehmigung ſelbſt dann nicht zu hindern, wenn ihm die Schuldübernahme 
(der Vertrag) bereits mitgeteilt war (RG 3. 2. 15 V 387/14; HRR 1930, 698). Das muß wohl 
aus dem Wortlaute der Beſtimmung des Satzes 3 von Abſatz 1 des $ 415 entnommen werden. 
Die bindende Wirkung des in der Mitteilung zu findenden Vertragsantrags (vgl. oben Anm 2) 
gemäß 88 145 ff. wird dadurch inſoweit ausgeſchloſſen. Eine Anfechtung des Schuldübernahme⸗ 
vertrags durch den Übernehmer ift bis zur Genehmigung gegenüber dem Schuldner als An 
fechtungsgegner zu erklären. Nach erfolgter Genehmigung ift der Schuldübernahmevertrag 
gegenüber dem Gläubiger anfechtbar, wenn es ſich um Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
handelt und er die Täuſchung kannte oder kennen mußte ($ 123 Abſ 2; Gruch 57, 560; auch zu 

$ 123 A 4). Iſt infolge begründeter Anfechtung Nichtigkeit des Schuldübernahmevertrags ein⸗ 
getreten ($ 142), jo kann der Schuldübernehmer ſich darauf auch gegenüber dem Gläubiger nach 
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erfolgter Genehmigung berufen (RG in HRR 1928, 710). — Bis zur Genehmigung durch den 
Gläubiger, mit welcher der Anſpruch durch Erfüllung erliſcht, kann der Übernehmer den dem 
Schuldner gegen ihn zuſtehenden Befreiungsanſpruch pfänden, um ſich für eine Forderung 
gegen den Schuldner Befriedigung zu verſchaffen, und dadurch die Unwirkſamkeit einer nach 
der Pfändung erfolgenden Mitteilung und Genehmigung herbeiführen, die er dem Gläubiger 
entgegenhalten kann (RG in HRR 1928, 1704). 


4. Um den Schwebezuſtand beſeitigen und eine endliche Entſcheidung über die Rechtslage 
herbeiführen zu können, gewährt das Geſetz dem Schuldner wie dem Dritten das Recht 
der Friſtſetzung, mit der Folge, daß ſich der Gläubiger nur innerhalb der ihm geſtellten Friſt über 
die Genehmigung mit Wirkſamkeit erklären kann und daß mit fruchtloſem Ablauf der Friſt die 
Genehmigung als verweigert gilt. Haben der Schuldner und der Dritte je eine ver⸗ 
ſchiedene Friſt geſetzt, ſo muß folgerichtig ſchon die zuerſt ablaufende Friſt die geſetzliche Wirkung 
äußern. Obwohl das Geſetz hier nicht, wie in $ 326, ausdrücklich die Setzung einer „angemeſſenen“ 
Friſt erfordert, wird doch die Friſt nach Treu und Glauben ſo bemeſſen werden müſſen, daß der 
Gläubiger in der Lage iſt, innerhalb ihres Laufes ſeine Erklärung über die Genehmigung ordnungs⸗ 
mäßig abzugeben; andernfalls wird eine dazu ausreichende Friſt an Stelle der geſetzten laufen. 
Vgl. $ 326 A 1b. A. A. anſcheinend die 5. Aufl. — Die Mitteilung (der Übernahme), die 
Setzung der Friſt ſowie die Genehmigung find einſeitige, empfangsbedürftige, formloſe 
Willenserklä rungen (88 130-132; RG 11. 3. 09 VI 658/08; HRR 1931, 495). 


5. Der Vertrag des Schuldners mit dem Dritten äußert ſeine Wirkung zwiſchen dieſen 
beiden Vertragsteilen als Schulderfüllungsvertrag (Erfüllungsübernahme; vgl. zu $ 329 A 1) 
unbedingt und ſofort (A 1), gleichviel wie ſich der Gläubiger verhält. Kommt die Schuldüber⸗ 
nahme überhaupt nicht zuſtande, dann beſchränkt ſich die Wirkung des Vertrags auf das bezeichnete 
Innenverhältnis. Danach kann der Schuldner von dem Dritten regelmäßig ſeine Befreiung von 
feiner Schuldverbindlichkeit verlangen (RG Warn 1912 Nr 249) und mithin, ſobald die Schuld 
fällig iſt, die Befriedigung des Gläubigers durch die Leiſtung fordern. Dies Recht ſteht ihm 
übrigens auch dann zu, wenn die Genehmigung oder aber deren Verſagung noch ausſteht, die 
Fälligkeit der Schuld indeſſen ſchon während der Genehmigungslage eintritt (RG 25. 5. 04 
V 147/04). Der Schuldner ift aber nicht berechtigt, eine noch nicht fällige Schuld zu kündigen 
und fo die beſchleunigte Befriedigung des Gläubigers herbeizuführen (NG SeuffA 62 Nr 204). 
Der Gläubiger und der Schuldner können auch nicht ohne oder gegen den Willen des Über⸗ 
nehmers zu deſſen Ungunſten die Schuld früher fällig machen (RG SW 08, 713°; Gruch 53, 421). 
Die in rheiniſchen Grundſtückskaufverträgen früher häufig gebrauchte Klauſel: „mit der Ver ⸗ 
pflichtung, den Hypothekengläubiger zu befriedigen, gleichviel ob er die Schuld- 
übernahme genehmigt oder nicht“ kann ohne Rechtsirrtum (wie es vom OLG Köln im 
Urteile vom 9. 5. 28, RhNotariatszeitſchr 29, 121f., geſchehen) als Erfüllungsübernahme für den 
Fall der Verſagung der Genehmigung der Schuldübernahme durch den Gläubiger angeſehen 
werden; ein Schuldbeitritt gegenüber dem Gläubiger liegt darin (entgegen der Anſicht der rheini 
chen Notarkammer) nicht; das Beſtehen einer Verkehrsſitte (§ 157) war nicht behauptet (RG 
in HRR 1932, 1559). — Ein Anſpruch auf Schuldbefreiung entſteht zugunſten des Ver ⸗ 
ſteigerungsſchuldners gegenüber dem Erſteher des Grundſtücks gemäß $ 53 ZUG ohne 
weiteres, wenn der Erſteher die innerhalb des Mindeſtgebots fallende Hypothek ($ 52 des Geſ) 
übernimmt (RG 81, 85). 


Der Anſpruch des Schuldners (Verſprechensempfängers) auf rechtzeitige Befriedigung des 
Gläubigers (Befreiungsanſpruch) kann von dem Schuldner an den Gläubiger abge⸗ 
treten werden; dieſer erlangt dadurch einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Erfülungs⸗ 
übernehmer auf Zahlung der Schuld an ihn, ohne daß deswegen der Leiſtungsinhalt im Sinne 
des § 399 verändert wird (RG 80, 183; 81, 250; 121, 305; RR 1929, 1905). Das gilt ins⸗ 
beſondere auch, wenn der Erwerber eines Grundſtücks im Kaufvertrage Hypothekenſchulden bes 
Verkäufers, die der Aufwertung nach Maßgabe des Aufwertungsgeſetzes unterliegen, in Uns 
rechnung auf den Kaufpreis übernommen und der Gläubiger die Übernahme nicht genehmigt 
hat ($ 416); die Rechtslage des Erwerbers wird durch die Abtretung nichtſverſchlechtert, da regel⸗ 
mäßig die Aufwertungslaſt als von ihm mitübernommen zu gelten hat (R 121, 306; HRR 
1931, 1750; vgl. zu 5 399 A 1). Erfüllt der Erwerber die übernommene Befreiungs⸗ 
pflicht nicht und befriedigt infolgedeſſen der Veräußerer auf Erſuchen des Erwerbers die 
Hypothekengläubiger, fo entiteht, falls nichts anderes vereinbart ift, nicht eine Forderung auf 
Barzahlung des Kaufpreiſes, ſondern es ändert ſich nur der Inhalt des Erfüllungsanfprud in 
der Weiſe, daß ein Erſtattungsanſpruch des Veräußerers aus 8 670 entſteht, 7 
unter Übergang der Hypothek auf ihn gemäß § 1164 (RG 129, 27; vgl. zu 5 1164 Ag und RS 
131,158). — Gegenüber dem Anſpruche des Grundſtücksverkaufers aus $ 415 Abſ a iſt ein 
Ausgleichsanſpruch des Käufers (vgl. zu $ 242 A5 dg Abſ 2) grundſäßzlich anzuerkennen; 
dgl. zu § 416 A 5. 
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Übernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag mit dem Ver⸗ 
äußerer eine Schuld des Veräußerers, für die eine Hypothek an dem Grund- 
ſtücke beſteht, ſo kann der Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, 
wenn der Veräußerer fie ihm mitteilt!). Sind feit dem Empfange der Mit- 
teilung ſechs Monate verſtrichen, ſo gilt die Genehmigung als erteilt, wenn 
nicht der Gläubiger ſie dem Veräußerer gegenüber vorher verweigert hat; 
die Vorſchrift des § 415 Abſ 2 Satz 2 findet keine Anwendung?). 

Die Mitteilung des Veräußerers kann erſt erfolgen, wenn der Erwerber 
als Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt. Sie muß ſchriftlich geſchehen 
und den Hinweis enthalten, daß der Übernehmer an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der 
ſechs Monate erklärt?). 

Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerbers dem Gläubiger die 
Schuldübernahme mitzuteilen. Sobald die Erteilung oder Verweigerung der 
Genehmigung feſtſteht, hat der Veräußerer den Erwerber zu benach- 
richtigen) s). 

1. Übernahme einer Hypothekenſchuld. § 416 betrifft einen beſonderen Fall der in $ 415 ge⸗ 
regelten Schuldübernahme. Vorausgeſetzt iſt nämlich hier wie in $ 415, daß die Schuld durch 
einen Vertrag zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten, vorliegend alſo zwiſchen dem Ver⸗ 
äußerer des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks und deſſen Erwerber übernommen wird. 
Demgemäß gilt auch hier der Grundſatz, daß die Wirkung dem Glaubiger gegenüber nur infolge 
jene Genehmigung eintreten kann, die auch hier nur erfolgen kann, wenn die Schuldübernahme 
em Gläubiger mitgeteilt wird. Anders, wie im Falle des § 415, tritt aber hier im Falle des Schwei⸗ 
gens des Gläubigers nicht eine Vermutung der Verweigerung, ſondern eine Vermutung der Ge⸗ 
nehmigung ein, und zwar nach Ablauf einer vom Geſetze ſelbſt beſtimmten, nicht, wie nach § 415 
Abſ 2 Satz 2, einer erſt durch Parteibeſtimmung geſetzten Friſt (Abſ 1 Satz 2). Für den Eintritt 
dieſer Vermutung iſt ferner, anders als im Falle des § 415, erforderlich, daß die Mitteilung von 
der Schuldübernahme an den Gläubiger von dem Veräußerer, alſo dem Schuldner, ausgeht; 
eine Mitteilung des Dritten, alſo hier des Erwerbers des Grundſtücks, der die Hypothekenſchuld 
übernommen hat, hat ſolche Wirkung nicht. Nach dem Wortlaute von Saß 1 könnte aber weiter 
angenommen werden, daß in dem durch § 416 geregelten Falle die Wirkſamkeit der Schuld- 
übernahme im Verhältnis zu dem Glaubiger überhaupt nur durch eine Mitteilung herbeigeführt 
werden könne, die von dem Veräußerer (Schuldner) ausgehe, ſo daß insbeſondere ſelbſt eine 
ausdrückliche Genehmigung des Gläubigers bedeutungslos wäre, falls ihm die Übernahme nicht 
vom Veräußerer (Abj 1 Satz 1), ſondern vom Erwerber des Grundſtücks mitgeteilt worden wäre. 
Dieſe Annahme trifft jedoch nicht zu. Der Zuſammenhang des 9 416 mit 9 415, an den ſich der erſtere 
offensichtlich anlehnt, ſowie der erkennbare Zweck des $ 416 zeigen, daß ſeine Sonderbeſtimmungen 
allein in Hinſicht auf den in ihm behandelten Sonderfall gegeben fein ſollen, alfo den, daß der 
Gläubiger ſich ſchweigend verhält, während es in ſonſtigen Fällen bei den allgemeinen 
Grundſätzen verbleiben ſoll, nach denen das Wirkſamwerden eines Schuldübernahmevertrags 
zu beurteilen iſt. Soweit es ſonach im Einzelfalle darauf ankommt, ob gegen den Glaubiger 
lediglich auf Grund feines Schweigens die Unterſtellung des § 416 anwendbar iſt, find alle 
in Abſ 1 daſelbſt aufgeſtellten Vorausſetzungen zu berückſichtigen — als Bedingungen der geſetz⸗ 
lichen Unterſtellung —; ſofern dagegen der Gläubiger feine Genehmigung, ſei es aus⸗ 
drücklich, ſei es durch ſchlüſſige Handlungen, erklärt hat und es ſich darum handelt, ob dieſe 
Erklärung von Wirkſamkeit iſt, find lediglich die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 182 ff. in 
Verbindung mit $ 415 in Betracht zu ziehen. Dementſprechend kann aber die Schuldübernahme 
mit befreiender Wirkung durch Genehmigung des Gläubigers gemäß § 415 auch dann zuſtande 
kommen, wenn die eine oder die andere Vorausſetzung des § 416 nicht erfüllt worden iſt, ins⸗ 
beſondere alſo wenn die Mitteilung nicht von dem Veräußerer, ſondern von dem Erwerber aus⸗ 
gegangen iſt (RG YW 07, 742%; 08, 713%; 1911, 644; 1912, 683˙). Auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 416 ſpricht für dieſe Auffaſſung. Vgl. darüber die ausführlichen Erörterungen 
in Rc 63, 42, wo ebenfalls die Auffaſſung vertreten iſt, daß die Sonderbeſtimmungen des $ 416 
im Falle ausdrücklich erteilter Genehmigung nicht in Frage kommen, ferner RG Warn 1911 
Nr 262; 1915 Nr 229; HRR 1928, 825. Die früher entgegengeſetzte Stellung des RE zu der 
vorliegenden Frage (vgl. Gruch 49, 354) iſt zugunſten der dargelegten Anſchauungen aufgegeben 
worden. Insbeſondere findet auch der Abj 3 des $ 415 bei § 416 Anwendung (RG Warn 08 Nr 
136). Dieſe Grundſätze gelten auch im Falle der Übernahme der Hypothek durch den Erſte her 
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im Zwangsverſteigerungsverfahren gemäß § 53 3m G ungeachtet deſſen, daß dort nur 
der § 416 ausdrücklich als entſprechend anwendbar angeführt iſt (RG 125, 103; HRR 1929, 247; 
1931, 401); als Veräußerer im Sinne des § 416 iſt in dieſem Falle der Schuldner anzuſehen; 
vgl. auch A 5. Wird die Hypothekenſchuld durch einen Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem 
Gläubiger übernommen, dann liegt der Fall des § 414 vor. 

2. Die Unterſtellung — eine geſetzliche, nicht widerlegbare Vermutung — geht dahin, daß 
die Genehmigung als erteilt gilt, wenn ſie der Gläubiger nicht innerhalb von ſechs Monaten 
ſeit Empfang der Mitteilung (d. h. ſeit deren Zugang im Sinne des $ 130; RG 8. 6. 05 IV 
60/05) dem Veräußerer gegenüber (ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen, aber poſitiv) 
verweigert hat. Die Friſt iſt eine geſetzliche Ausſchlußfriſt. Von dem Mittel einer Friſt⸗ 
ſetzung durch die Parteien gemäß § 415 Abſſ 2 Satz 2 iſt hier abgeſehen worden. Die Ver⸗ 
weigerung iſt (wie die Genehmigung) eine einſeitige, empfangsbedürftige ($$ 130 bis 132), 
unwiderrufliche Erklärung. Sie kann ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen erklärt werden, 
muß jedoch den Willen zu endgültiger Stellungnahme erkennen laſſen; nach erfolgter Ver⸗ 
weigerung kann eine Genehmigung nicht mehr erteilt werden (RG in HRR 1928, 2269; 1930, 
1723; 1932, 713; RG 139, 127; vgl. auch zu § 415 A 1). 

3. Die weiteren Bedingungen für die Unterſtellung des Geſetzes (vgl. A 2) ſind folgende: 
Die Mitteilung muß ſchriftlich geſchehen ſein; es muß in ihr ausdrücklich angekündigt 
worden ſein, daß „der Übernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners trete, wenn nicht 
der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der ſechs Monate erklärt habe“; endlich kann die Mit⸗ 
teilung erſt erfolgen, nachdem der Erwerber des Grundſtücks als Eigentümer ein- 
getragen worden iſt (Abſſ 2 Satz 2; RG 56, 200; JW 08, 327). Dieſe Vorausſetzung wird 
durch die nachträgliche Eintragung des Erwerbers nicht erfüllt; ſie fällt jedoch weg, wenn der 
Gläubiger die Schuldübernahme tatſächlich genehmigt, vgl. A (MC in HRR 1928, 2267). 
Die Vermutung greift nur Platz, wenn bei der Eintragung des Erwerbers im Grundbuche die 
Hypothek noch beſteht (RG 128, 70). Eine an einen Nicht⸗Gläubiger gerichtete und deshalb 
unwirkſame Mitteilung kann wirkſam werden, wenn der Gläubiger die Forderung nachträglich 
erwirbt (RG in HRR 1933, 1294). — Die Verweigerung muß dem Veräußerer gegenüber 
erklärt werden (Abſ 1 Satz 2, R Warn 08 Nr 440), während die Genehmigung auch dem 
Käufer gegenüber erfolgen kann (5 415 A2; R JW 1911, 64410; 1912, 6837). Iſt eine dieſer 
Bedingungen nicht erfüllt, dann kann nur $ 415 Platz greifen (RG 63, 43). Als Veräußerer kann 
hier nur der perſönliche Schuldner der Hypothek in Betracht kommen. Sind Miteigentümer 
des Grundſtücks die Veräußernden, dann kann als Anzeigeberechtigter nur derjenige von 
ihnen in Betracht kommen, der der perſönliche Schuldner ift. Sind die Miteigentümer als Geſamt⸗ 
ſchuldner ſämtlich perſönlich verpflichtet, dann wirkt die von ihnen gemeinſam ausgehende An⸗ 
zeige für alle; es iſt aber auch jeder einzelne von ihnen befugt, die Anzeige für ſich allein zu 
machen, und in dieſem Falle äußert ſich auch die durch das Schweigen des Gläubigers eintretende 
Schuldbefreiung nur zu feinen Gunſten (RG 80, 92). Eine Mitteilung des Erwerbers ließe 
ſich nur als ein Antrag an den Glaubiger zum Abſchluſſe eines Schuldübernahmevertrags nach 
$ 414 auffaſſen (RG Gruch 49, 359). Vgl. darüber zu 9 415 A 2. Hatte der urſprüngliche Hypo⸗ 
thekengläubiger die Forderung bereits an einen andern abgetreten, ſo genügt trotzdem die an den 
alten Gläubiger gemachte Mitteilung, wenn der Schuldner von der Abtretung keine Kenntnis 
hatte ($ 407; RG 67, 414; 80, 92); vgl. § 407 A 1. Ob der Erwerber das Eigentum am Grund⸗ 
ſtücke inzwiſchen wieder eingebüßt hat, ſei es durch Weiterveräußerung oder im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung, iſt unerheblich (R 56, 200; 75, 342; HRR 1931, 401 und die dort angef. Entſch.), 
wie auch der Ausfall der Hypothek bei der Verſteigerung bedeutungslos iſt (AG 56, 200; J 
08, 327; 1911, 4425). Auch im Aufwertungsverfahren kann die Genehmigung noch erfolgen 
(RG 120,153; HRR 1931, 401). — Für den Fall der Weiterveräußerung des Grund⸗ 
ſtücks durch den Schuldübernehmer hat der 2. 36 in R 75, 344 den Satz aufgeſtellt, daß dieſer 
mit feinem Abkäufer einen Schuldübernahmevertrag im Sinne des $ 415, der durch Genehmi⸗ 
gung des Gläubigers wirkſam werden könnte, nicht abſchließen könne, ſolange nicht ſeine eigene 
Schuldübernahme durch den Gläubiger genehmigt worden ſei; hilfsweiſe hat er dabei die Mög⸗ 
lichkeit unterſtellt, daß ein ſolcher Vertrag bereits vor erteilter Genehmigung unter der aus⸗ 
drücklichen oder ſtillſchweigenden Bedingung abgeſchloſſen werden könne, daß die Genehmigung 
zu der erſten Schuldübernahme noch erteilt werde, aber für den dort vorliegenden Fall als 
tatſächlich feſtgeſtellt angeſehen, daß der Wille der Vertragſchließenden auß Übernahme einer 
unbedingten Schuld gerichtet geweſen ſei, und angenommen, daß dieſer Wille einen anderen 
Inhalt habe als der Wille, eine bedingte Schuld zu übernehmen. Der b. 35 hat in RG 121, 118 
dieſe letztere Hilfserwägung als den eigentlichen antſchei ung g aufgefaßt. Aber auch ſo 
aufgefaßt, erſcheint das Urteil des 2. 38 als bedenklich. In R6 121, 315 hat dann der 4.38 
die (wohl dem Verkehrsbedürfniſſe mehr gerecht werdende) Auffaſſung vertreten, daß es bei einer 
Kette von Schuldübernahmen nur der Mitteilung und Genehmigung der letzten von ihnen 
bedürfe, da dieſe die Genehmigung der vorangegangenen einſchließe; ebenſo HR 1928, 1583, 
2087; 1929, 902; 1931, 401. 
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4. Abweichend von $ 415 iſt dem Übernehmer (Grundſtückserwerber) in § 416 Abſ a ein 
beſonderer Anſpruch gegen den Veräußerer darauf gegeben, daß dieſer die Mitteilung macht 
und ihm von der erteilten oder verweigerten Genehmigung ſofort Kenntnis gibt. Im Falle der 
Zuwiderhandlung macht ſich der Veräußerer ſchadenserſatzpflichtig. Vorausgeſetzt iſt aber dabei, 
daß der Käufer den Verkäufer zur Benachrichtigung des Glaubigers aufgefordert hat und der 
Verkäufer der Aufforderung nicht nachgekommen iſt; ohne die Aufforderung kann der Käufer 
wegen Unterlaſſung der Benachrichtigung auch nicht den Einwand des nicht erfüllten Vertrags 
erheben (RG ZW 08, 327; Warn 1914 Nr 246). 

5. Das Anwendungsgebiet des $ 416 beſchränkt ſich auf den Fall der Übernahme von 
Hypotheken, mit Einſchluß von Vormerkungen in ihrer Eigenſchaft als bedingter Hypotheken. 
Die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis ſchließt ohne 
weiteres auch die Übernahme der perſönlichen Schuld in ſich (RG 30, 291; HRR 
1928, 1882; 1929, 247; 1930, 698), und ſie gilt im Zweifel als eine als befreiend ge⸗ 
wollte (RG 75, 340; Warn 1915 Nr 205; 1920 Nr 35; HRR 1928, 1704). In Höhe der über- 
nommenen Hypothek entſteht in der Regel keine Kaufpreisforderung (RG 107, 186; 121, 138; 
23 1928, 398; HAN 1928, 1704). Ob das Erwerbsgeſchäft gerade ein Kauf iſt, darauf kommt 
es nicht an (RG 22, 246), wenn auch der regelmäßige Fall die Übernahme von Hypotheken in 
Anrechnung auf den Kaufpreis ſein wird. Vorauszuſetzen iſt im übrigen ein gültiger Veräuße⸗ 
rungsvertrag, da deſſen Nichtigkeit oder ſpätere Vernichtung durch Anfechtung auch die in ihn 
eingeſchloſſene Abrede über die Übernahme träfe (§ 139; RG 58, 386). Mit der Übernahme der 
Hypothekenſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt der Erwerber des Grundſtücks 
mangels entgegenſtehender Vereinbarung die Schuld einſchließlich der Aufwertungslaſt 
(8242 A5) im Zuſtande zur Zeit der Übernahme, und zwar im Falle des § 17 AufwöG ein- 
ſchließlich des Aufwertungsanſpruches des Zedenten (2. 3. 27 V 351/26; HRR 1928, 1009; 1929, 
1950; RG 121,306). Dem Grundſtückserwerber, der eine Hypothekenſchuld des Veräußerers. 
übernommen hat, ſteht gegenüber dem Befreiungsanſpruche aus § 415 Abſ 3 gegebenenfalls 
ein Ausgleichsanſpruch (vgl. zu $ 242 A 5d g) auf entſprechende Einſchränkung feiner Be⸗ 
freiungspflicht zu (RG 133, 63; HRR 1930, 1438; 1932, 1434). Desgleichen ſteht dem Schuld⸗ 
übernehmer, und zwar auch demjenigen, der infolge Verſagung der Genehmigung nicht perſön⸗ 
licher Schuldner der Ben geworden, wohl aber verpflichtet ift, den Schuldner (feinen Ver⸗ 
äußerer) von der nach Zahlung gelöſchten, jedoch infolge des Eingreifens der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung wiedereingetragenen Hypothek zu befreien, wenn er das Grundſtlick vorher weiter⸗ 
veräußert hat, unter Umſtänden ein Ausgleichsanſpruch gegen feinen Abkäufer zu (RG 
132, 343). — Im Falle der Zwangs verſteigerung entſteht 3 953 ZwVG durch den Bufchlag, 
zwiſchen dem Zwangsvollſtreckungsſchuldner und dem Erſteher die gleiche Rechtslage, wie ſie 
durch die vertragliche Übernahme einer Hypothekenſchuld im Falle der Veräußerung gemäß 
80 415, 416 zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber begründet wird; danach erlangt der 
Schuldner gegenüber dem Erſte her ohne weiteres den Anſpruch auf Schuldbefreiung, und iſt 
Erſteher der Gläubiger ſelbſt, dann kann er ſeine frühere Forderung gegen den Schuldner nicht 
mehr geltend machen. Dagegen wird der Erſteher gegenüber dem Gläubiger erſt dadurch per- 
ſönlich haftbar, daß die Vorausſetzungen entweder des $ 416 oder des § 415 erfüllt werden (RG 
84, 381; Warn 1912, 203; HR 1929, 247; vgl. oben A 1). — Iſt $416 auch da anwendbar, 
wo das Grundbuch noch nicht angelegt worden iſt? Mit RG 58, 384 ift die Frage — im 
Gegenſatze zu einzelnen abweichenden Außerungen mit der überwiegenden Meinung des Schrift⸗ 
tums — zu verneinen. 


8 417 

Der Übernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen entgegenſetzen, 
welche ſich aus dem Nechtsverhältniffe zwiſchen dem Gläubiger und dem 
bisherigen Schuldner ergeben!). Eine dem bisherigen Schuldner zuſtehende 
Forderung kann er nicht aufrechnen?). 

Aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Nechtsverhältniſſe 
zwiſchen dem Übernehmer und dem bisherigen Schuldner kann der bernehmer 
dem Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht herleiten). 

E 816; M2 146; BI 419. 


1. Einreden des Ubernehmers. Im Falle der zuſätzlichen (kumulativen) Übernahme 
(vgl. A zu 5 855 kommt es darauf an, ob fie ſich als ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft darſtellt 
oder als die Übernahme ſelbſtändiger Haftung nach den Grundſätzen der Geſamtſchuld ($ 414 
A 1). Im erſteren Falle greifen die Regeln vom Einrederecht des Bürgen ein (8g 768, 770, 771), 
im letzteren die von der Geſamthaftung (58 420ff.). Im Falle der befreienden Übernahme 
(58 414, 415, 416) iſt hinſichtlich des Einrederechts dreierlei auseinanderzuhalten: a) das Schuld⸗ 
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verhältnis, in welches der Übernehmer eintritt; b) dasjenige Rechtsgeſchäft, mittels deſſen er ein- 
getreten iſt; e) der Rechtsgrund, in Veranlaſſung deſſen die Schuldübernahme vorgenommen 
worden iſt. Zu a: Da die befreiende Schuldübernahme ihrem Weſen nach nichts anderes iſt als 
eine Sondernachfolge in ein bereits beſtehendes Schuldverhältnis (RG in HAN 1930, 1312), 
ſo folgt von ſelbſt, daß der Übernehmer alle die Einwendungen gebrauchen kann, die 
ſich aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem bisherigen Schuldner er⸗ 
geben, mithin auch vom urſprünglichen Schuldner hätten geltend gemacht werden können, und 
weiter folgt, daß der Übernehmer auch hinſichtlich der Beweislaſt ſo daſteht, wie der Schuldner 
ſelbſt ſtehen würde; ſo hat er beiſpielsweiſe die Beweislaſt, wenn er gegenüber dem Schuldſcheine 
des urſprünglichen Schuldners einwendet, das Darlehn ſei noch erſt auszuzahlen (R Warn 
1910 Nr 428). Es kann inſoweit auf die Ausführungen bei $ 404 verwieſen werden, deſſen Grund⸗ 
ſatz hier entſprechend ange wendet iſt. Fraglich könnte nur fein, welcher Zeitpunkt bei Beurtei- 
lung des Schuldverhältniſſes im Falle des $ 415 zugrunde zu legen iſt, ob gegebenenfalls der des 
Vertragsſchluſſes zwiſchen dem Übernehmer und dem Schuldner oder derjenige, in dem die Über- 
nahme dem Gläubiger gegenüber durch ſeine Genehmigung Wirkſamkeit erlangt hat. Das Geſetz 
kann nur das letztere gemeint haben, in Betracht deſſen, daß erſt mit der Genehmigung des Gläu- 
bigers der Übernehmer in das Schuldverhältnis eintritt und daher für ſein Verhältnis zum Gläu⸗ 
biger das Schuldverhältnis nur fo in Betracht kommen kann, wie es zur Zeit ſeines Eintritts 
beſteht. Der Grundſatz des § 184 von der Rückwirkung kann daher inſoweit nicht Platz greifen. 
Zu b: Hier handelt es ſich um dasjenige Rechtsgeſchäft, welches den Eintritt des Dritten in die 
ſtemde Schuld unmittelbar bewirkt hat, alſo um das dingliche, abſtrakte, in der Übernahme ent. 
haltene Vollzugsgeſchäft (MG 63, 46). Einwendungen gegen die Rechtsbeſtändigkeit 
dieſes Geſchäfts kann der Übernehmer dem Gläubiger gegenüber immer geltend machen, 
mag es dieſem ſelbſt ($ 414) oder dem Schuldner gegenüber (58 415, 416) vorgenommen ſein. 
Denn ift das Geſchäſt nichtig oder wirlſam angefochten worden ($ 415 A 3), dann entbehrt es 
jeder Wirkung. Untet Umſtänden ergibt ſich die Nichtigkeit der Schuldübernahme 
auch aus dem Zuſammenhange mit dem ſie veranlaſſenden Grundgeſchäfte. 
ft fie nämlich ein untrennbarer Beſtandteil desſelben, dann wird fie von deſſen Nichtigkeit ohne 
weiteres mitergriffen (MG 58, 386). Vgl. § 139 A2 Abſ 3. In RG Warn 1912 Nr 295 iſt ſchlechthin 
ausgeſprochen, daß der Rechtsbeſtand des Kauſalgeſchäfts „auf die Rechtsgültigkeit des zwiſchen 
dem Gläubiger und dem neuen Schuldner abgeſchloſſenen Übernahmevertrags einflußlos iſt“. 
In dem dort entſchiedenen Falle war indes ein Zuſammenhang zwiſchen dem Grundgeſchäfte 
und dem beſonders abgeſchloſſenen Übernahmevertrage, wie er oben vorausgeſeßzt iſt, nicht 
gegeben. Zu e: Die causa der Schuldübernahme kann (und wird in der Regel) in den Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem bisherigen Schuldner und dem Übernehmer liegen, 
und zwar zumeiſt in einem vorausgegangenen oder gleichzeitig abgeſchloſſenen entgeltlichen 
Verpflichtungsgeſchäft, fo namentlich im Falle des $ 416 in dem Kaufvertrage über das mit der 
Hypothek belaſtete Grundstück; aber auch eine Kreditgewährung für den Schuldner oder eine 
unentgeltliche Zuwendungsabſicht kann die causa bilden. Die causa kann aber auch in den Be- 
ziehungen des Übernehmers zu dem Gläubiger zu finden fein, z. B. um einer dieſem 
gegenüber eingegangenen Verpflichtung nachzukommen. Beide Fälle können vorliegen, ſei es, 
daß die Schuldübernahme in der Form des $ 414 oder in der der $$ 415, 416 erfolgt iſt. Grund⸗ 
ſätzlich wird die Schuldübernahme als abſtraktes (dingliches) Geſchäft durch Mängel des zugrunde 
liegenden Kauſalverhältniſſes in feinem Beſtande nicht berührt, ſolche Mängel können vielmehr 
nur zur Ausgleichung nach den Grundſätzen von der ungerechtfertigten Bereicherung (88 812ff.) 
führen. § 417 Abſ 2 beſtimmt zu dieſem Punkte, daß der Übernehmer Einwendungen aus 
dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Übernehmer und dem bisherigen Schuldner dem Gläubiger nicht entgegen 
ſetzen kann. Liegt alſo der Schuldübernahme ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Schuldner und 
dem Übernehmer zugrunde, ſo kann der Schuldner aus Mängeln dieſes Rechtsverhältniſſes keine 
Einwendungen gegenüber dem Anſpruche des Gläubigers auf Leiſtung der übernommenen 
Schuld erheben; ausgeſchloſſen iſt daher im Falle des $ 416 ber Einwand, daß der Kaufvertrag 
wegen Formmangels nichtig oder durch Anfechtung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung 
es ſei denn, daß bei dieſer der Gläubiger mitgewirkt hat) nichtig geworden ſei (Warn 1912, 295) 
oder daß der Schuldner ſeine Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage oder dem ſonſtigen der 
Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfte nicht erfüllt habe. Dagegen kann der 
Schuldübernehmer Einwendungen, die ſich aus dem etwa der Schuldübernahme zugrunde liegen. 
den Rechtsverhältniſſe zu dem Gläubiger ergeben, z. B. die Ungültigfeit der dieſem gegenüber 
eingegangenen ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Schuldübernahme, dem Gläubiger im Wege 
der Bereicherungseinrede entgegenhalten. Beſtritten ift, wie es ſich verhält, wenn was möglich 
ift, vgl. Vorbem 5 vor $ 104 und zu $ 125 A 10 — ausnahmsweiſe das Vollzugsgeſchäft der Schuld⸗ 
übernahme von dem Mangel des ihm zugrunde liegenden Kauſalgeſchafts er- 
griffen wird. Es wird angenommen, daß in dieſem Falle die Einwendungen aus dem Kauſal⸗ 
verhältnis ſich zugleich gegen die Schuldübernahme ſelbſt richten und deshalb, auch wenn das 
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Kauſalverhältnis in den Beziehungen zwiſchen dem Schuldner und dem Schuldübernehmer liegt, 
dem Gläubiger entgegengehalten werden können. So das (allerdings noch in der Übergangszeit 
ergangene) Urteil in RG 58, 386; ferner Warn 1911, 163; frühere Auflagen dieſes Komm.; 
Staudinger zu $ 417 Erl. II. Ob dieſe Auffaſſung in allen Fällen dem Sinne des 9 417 Abſ 2 
gerecht wird, der den Gläubiger, der ohne Kenntnis von dem der Schuldübernahme zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe den Schuldübernahmevertrag abgeſchloſſen oder genehmigt hat, 
ſchützen will (pgl. Motive 2, 147; Protokolle II 1, 420), erſcheint zweifelhaft, und durch den Wort⸗ 
laut der Vorſchrift wird ſie nicht unbedingt geboten. Anders liegt die Sache jedoch, wenn in 
dem Schuldübernahmevertrag die Schuldübernahme ausdrücklich an die Bedingung geknüpft 
iſt, daß das zugrunde liegende Rechtsverhältnis beſtehe und wirksam fei; fo für dieſen Fall auch 
Planck⸗Siber A 3a. 

2. Der Aufrechnung mit einer Forderung des bisherigen Schuldners ſteht der Grundſatz 
des $ 387 „compensatio fit inter easdem partes“ entgegen. Das ſchließt nicht aus, daß der Über⸗ 
nehmer eine vor der Schuldübernahme von dem bisherigen Schuldner ſelbſt bereits erklärte 
Aufrechnung einwandweiſe geltend machen kann. Eine Aufrechnung mit eigenen ihm gegen den 
Gläubiger zuſtehenden Forderungen, wenn etwa auch erſt durch Abtretung ſeitens des früheren 
Schuldners erworbenen, iſt dem Übernehmer ſelbſtverſtändlich unbenommen. 
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Infolge der Schuldübernahme erlöſchen die für die Forderung beſtellten 
Bürgſchaften und Pfandrechte !). Beſteht für die Forderung eine Hypothek, 
ſo tritt das gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtete). 
Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Bürge oder derjenige, 
welchem der verhaftete Gegenſtand zur Zeit der Schuldübernahme gehört, in 
dieſe einwilligt'). 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes verbundenes Vorzugs⸗ 
recht kann nicht im Konkurs über das Vermögen des Übernehmers geltend 
gemacht werden!). 


1. Das Erlöſchen der für die Forderung beſtellten Bürgſchaften und Pfandrechte erklärt 
ſich daraus, daß das Schickſal der bezeichneten Nebenrechte weſentlich von der Zuverläſſigkeit 
und von der Vermögensfähigkeit des Hauptſchuldners abhängt, und mithin durch einen Wechſel 
in dieſer Hinſicht auch die Lage des Bürgen oder Pfandſchuldners eine andere wird. Auf ge⸗ 
ſetzliche Bürgſchaften und Pfandrechte bezieht ſich die Vorſchrift nicht; denn in dieſen 
Fallen beſteht die Haftung unabhängig von der Entſchließung der Beteiligten, ſo daß es hier an 
dem rechtlichen Grunde für das Erlöſchen fehlt. Das Geſetz ſpricht deshalb nur von beſtellten“ 
Bürgſchaften und Pfandrechten. A. A. Planck A 4. 

2. Die Schuldübernahme beſeitigt zwar nach dem in Satz 1 (A 1) ausgeſprochenen Grundſatze 
das Recht des Gläubigers an der für die Forderung beſtellten Hypothek, führt jedoch nach den 
Grundſätzen des Hypothekenrechts nicht zu einem Erlöſchen der Hypothek und einem damit ver⸗ 
bundenen Aufrücken der Nachmänner, ſondern hat, wie der Verzicht auf die Hypothek ($ 1168), 
die Entſtehung einer Eigentümerhypothek zur Folge. Die weitere Folge des Verzichts auf eine 
Hypothek — Freiwerden des erſatzberechtigten perſönlichen Schuldners ($ 1165) — ergibt ſich 
ſchon aus der Natur der Schuldübernahme. Die Entſtehung der Eigentümerhypothek vollzieht 
lid) hier außerhalb des Grundbuchs, während der Verzicht der Eintragung bedarf (§ 1168 Ab} 2). 

3. Der Grund der Beſtimmung des Satzes 1 (vgl. A 1) verſagt, falls der Bürge oder der am 
Pfandgegenſtande Berechtigte (Eigentümer, dinglich Berechtigter, Forderungsgläubiger) ſich 
mit der Perſon des neuen Schuldners einverſtanden erklärt (RG Warn 1916 Nr 222). Deshalb 
ſoll in dieſem Falle auch die Beſtimmung keine Anwendung finden. Die Einwilligung des Bürgen 
oder des hinſichtlich des Pfandgegenſtandes Berechtigten muß gemäß § 183 im voraus, 
ſei es dem Glaubiger, ſei es dem Übernehmer gegenüber ($ 182), erklärt werden, was formlos 
und auch ſtillſchweigend geſchehen kann, da keine neue Bürgſchaft begründet wird (RG 70, 411; 
HRR 1933, 1742). Eine wirkſame Einwilligung liegt daher ſtets auch dann ſchon vor, wenn der 
Eigentümer des Pfandgegenſtandes (des haftenden Grundſtücks) ſelbſt die Schuld übernimmt, oder 
etwa ſich an einem Geſellſchaftsvertrage beteiligt, in dem die Geſellſchaft die Schuld übernimmt 
( Warn 1916 Nr 222). Eine erſt nachträgliche Genehmigung könnte die nach Abj 1 Satz bereits 
eingetretene Rechtsfolge nicht wieder beſeitigen (a. A. Oertmann A 2 zu $ 418). Es bedürfte 
vielmehr zur Begründung des etwaigen erloſchenen Nebenrechts eines neuen Rechtsgeſchäfts. 
Falls jedoch der Gläubiger die Schuldübernahme nur unter der Bedingung der Zuſtimmung 
des Bürgen bzw. des Eigentümers genehmigt und die Zuſtimmung alsdann erteilt wird, liegt 
eine Emwilligung im Sinne des Abs 1 Satz 3 vor (RG 11. 5. 07 V 412/06). 
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4. Die Beſtimmung des Abſ 2 beruht darauf, daß „die Fortdauer der mit der Forderung 
verbundenen bloßen Vorzugsrechte im Konkurſe“ — das ſind die nach § 61 unter Nr 1—5 KO 
begründeten Rechte auf Berichtigung vor den übrigen Konkursforderungen — „ih nicht mit 
1155 zwingenden Natur der die Rangordnung der Gläubiger beſtimmenden Rechtsnormen verträgt“ 
(M 2 147). 


8 419 


Übernimmt jemand durch Vertrag das Vermögen eines anderen, ſo können 
deſſen Gläubiger, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des bisherigen 
Schuldners, von dem Abſchluſſe des Vertrags an ihre zu dieſer Zeit beſtehen⸗ 
den Anſprüche auch gegen den Übernehmer geltend machen!) le). 

Sie Haftung des Übernehmers beſchränkt ſich auf den Beſtand des über- 
nommenen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zuſtehenden Anſprüche. 
Beruft ſich der Ubernehmer auf die Beſchränkung feiner Haftung, fo finden 
die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften der 88 1990, 1991 ent- 
ſprechende Anwendung'). 

Die Haftung des Übernehmers kann nicht durch Vereinbarung zwiſchen ihm 
und dem bisherigen Schuldner ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden“) e). 

E 1 319; M 2 151; P 1 427. 

1. Vertragsmäßige Übernahme des Vermögens eines andern. Unter Vermögen verſteht 
das Geſetz wie in der Regel fo auch im Falle des $ 419 nur das Aktivvermögen ohne Einbeziehung 
der Paſſiva (RG 69 S. 285 u. 416; vgl. auch zu § 1922). Während $ 311 die Form des ſchuld⸗ 
rechtlichen Vertrages betrifft, durch den ſich der eine Teil zur Übertragung ſeines Vermögens 
oder eines Bruchteils davon verpflichtet, regelt $ 419 die Wirkungen eines Vertrages, der die 
Übernahme des Vermögens eines andern zum Gegenſtande hat, in Hinſicht auf die Gläubiger 
des Veräußerers. Ein folder Vertrag kann ein ſchuldrechtlicher Verpflichtungsvertrag ge mäß 
$ 311 fein und es muß angenommen werden, daß ein ſolcher bereits genügt, um die in $ 419 
beftimmte Haftungswirkung des Übernehmers herbeizuführen, da dieſer nach Satz 1 ſchon „von 
dem Abſchluſſe des Vertrags an“ haften ſoll, die dingliche Übertragung aber nicht durch 
einheitlichen Vertrag, ſondern nur durch Einzelübereignung der zu dem Vermögen gehörenden 
Gegenſtände erfolgen kann; vgl. A 1a. Doch iſt der Abſchluß eines formgerechten Vertrags nach 
$ 311 kein Erfordernis für die Anwendung des $ 419; dazu genügt vielmehr auch die ohne vorher 
uͤbernommene Verpflichtung erfolgende dingliche Übereignung der ſamtlichen das Vermögen 
bildenden Vermögensbeſtandteile, und zwar, im Gegenſatze zu § 311 (vgl. A 1 dazu) auch dann, 
wenn nur die Übereignung dieſer Vermögensbeſtandteile, nicht die des geſamten Vermögens 
als ſolchen beabſichtigt war, ohne daß die Beteiligten ſich bewußt ſein müßten, daß dieſe Ver⸗ 
mögensgegenſtände tatſächlich das geſamte Vermögen des Veräußerers ausmachen; ſo Rö 85, 
168 (3. 36); anders 76, 4 (2. 36). In NG 134, 125 wird die Entſcheidung des 3. ZS. dahin 
ausgelegt, daß ein ſubjektives Bewußtſein in dieſer Richtung nicht erfordert werde, ſofern 
obiektiv die dem Übernehmer bekannten Verhältniſſe des Veräußerers eine Vermögens ⸗ 
übernahme ergäben; an dem Erforderniſſe dieſer Kenntnis aber wird mit Recht feſtgehalten 
da andernfalls eine gefährliche Belaſtung des Verkehrs, namentlich des Grundſtüctsverkehrs, 
eintreten würde. A. M. anſcheinend HRR 1931, 36. Auch müſſen die übereigneten Gegenſtande 
in ihrer Zuſammenfaſſung einen Vermögensinbegriff darſtellen (RG 123, 54; 134, 124), was aber 
auch bei einem einzelnen Gegenſtande, insbeſondere einem Hausgrundſtücke, der Vertehrsauf⸗ 
faſſung nach zutreffen kann (RG SeuffA 83, 65; RG 134, 125). Das Anwendungsgebiet des 
$ 419 geht ſomit über dasjenige des $ 311 hinaus, und die Gründe, die zu der Vorſchrift des 9 419 
geführt haben (Schutz der Glaubiger des Veräußerers), haben mit den Gründen für die Form- 
vorſchrift des $ 311 (Schutz des Veräußerers vor Übereilung) nichts gemein (RG 69, 421). Da, 
wo die Vermögensmaſſe, die natürliche Unterlage des dem Schuldner gewährten Kredits, ge⸗ 
blieben ift, ſoll auch die Befriedigung von den Glaubigern geſucht werden dürfen (RG 69, 288). 
Dementſprechend kann auch unter Umſtänden ein nach $ 311 beabſichtigter, indes formungültiger 
Vertrag gemäß 8 140 mittels einer Geſchäftsumgeſtaltung (Konverſion) möglicherweſſe als Vertrag 
im Sinne des 9419 aufrecht erhalten werden (RG 69, 420; 76,3; 82, 277). Unerheblich iſt es ferner, 
wenn einzelne Vermögensſtücke von der Übernahme ausgeſchloſſen werden (beiſpielsweiſe 
bei Übertragung der geſamten Aktiva einer Attiengeſellſchaft die Grundstücke), falls nur die ein⸗ 
zelnen Vermögensſtücke im Verhältniſſe zum Ganzen unbedeutend ſind (RG 69 S. 289, 
419; 80, 260; Warn 1914 Nr 282), was Tatfrage ift (RG 139, 208). Dabei ſind jedoch die auf 
einem Grundſtücke etwa ruhenden Laſten bei der Frage, ob die ausgeſchloſſenen einzelnen Ver⸗ 
mögensſtücke verhältnismäßig nur unbedeutenden Wert haben, außer Betracht zu laſſen, da 
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andernfalls die auf den ausgeſchloſſenen Vermögensſtücken laſtenden Schulden ungeachtet des 
Ausſchluſſes der Vermögensſtücke von dem Übernehmer getragen werden mußten, was der 
Billigkeit widerſprechen würde (RG 80, 260; 82, 277; JW 1919, 8224, 7. 36). Der in dieſen 
Entſcheidungen vertretene Satz iſt jedoch vom RG in HRR 1933, 805 (9. 3 ) nur mit erheb- 
lichen Einſchrankungen als richtig anerkannt und insbeſondere dann nicht für anwendbar erklärt, 
wenn die Belaſtung nicht aus Hypotheken, ſondern aus Grundſchulden beſtand, für welche 
der Übernehmer bei Ausſchluß der Grundſtücke, auf denen ſie laſten, perſönlich nicht haften würde. 
In Nh 139, 210 hat der 7. 36 dieſe Ausführungen wiedergegeben, ohne dazu Stellung zu nehmen. 
Die Frage iſt alſo noch nicht endgültig geklärt. Es wird im Weſentlichen Sache der tatſächlichen 
Würdigung des Einzelfalles ſein, ob die ausgeſchloſſenen Vermögensſtücke wegen ihrer Belaſtung 
im Verhaltnis zu dem übertragenen Vermögen als unbedeutende Werte angeſehen werden 
können. 

$ 419 findet auch Anwendung, wenn das Vermögen nicht von einer Perſon, ſondern 
von mehreren nach Bruchteilen übernommen wird oder ſo, daß jeder einen Teil der Ver⸗ 
mögensgegenſtände erhält, die zuſammen das ganze Vermögen bilden, jedoch nicht auf den⸗ 
jenigen, der nur einzelne, im Verhältnis zum Ganzen geringfügige Gegenſtände erhält (RG 
123,53). Die Übernahme des Vermögens einer offenen Handelsgeſellſchaft ohne gleichzeitige 
Übernahme der Vermögen auch der Geſellſchafter reicht zur Anwendung des $ 419 nicht aus 
(RG JW 1910, 24230; Warn 1917 Nr 270). Dagegen bildet die Veräußerung des Vermögens 
einer Aktiengeſellſchaft (88 303 ff. HGB) oder einer Genoſſenſchaft (Rh 4. 10. 13 V 177/13), 
auch einer GmbH, als Ganzes einen Fall des § 419; doch tritt in den Sonderfällen der 99 304, 
306 HGB Geſamtrechtsnachfolge ein; die dingliche Übertragung der Vermögensgegenſtände 
durch einzelne Rechtsakte iſt daher nicht erforderlich; ebenſo im Genoſſenſchaftsrechte in den 
Fällen der F 93a —d Gencheſ, ferner im Gmby Recht ($$ 80, 81 GmbHGef), während das 
Verſicherungsaufſichtsgeſetz ſolche Vorſchriften nicht enthält und infolgedeſſen bei Ver⸗ 
ſicherungsvereinen a. G. nur Sonderrechtsnachfolge in Frage kommt, da eine Geſamtrechts⸗ 
nachfolge durch Vertrag nicht begründet werden kann (RG 133, 108 ; bgl. unten A 1a). — Befindet 
ſich unter dem übernommenen Vermögen ein Handelsgeſchäft, ſo haftet der Übernehmer für 
deſſen Schulden, auch wenn die Vorausſetzungen des 9 25 HGB nicht gegeben ſind (RG 131, 31). — 
Erforderlich iſt nicht, daß die Vermögensübernahme durch einen einzigen Vertrag erfolgt; 
es genügt vielmehr der Abſchluß mehrerer, tatſächlich auf Übertragung des geſamten Vermögens 
gerichteter, getrennter Verträge (RG 65, 171). Erforderlich iſt aber eine durch rechtsbeſtändige 
Verträge erfolgte Übernahme, der bloß tatſächliche Übergang genügt nicht (RG 76, 2); daher 
ſoll auch der Übergang des Vermögens einer Geſellſchaft mbH nach erfolgter Liquidation auf den 
alleinigen Geſellſchafter zur Anwendung des 9419 nicht ausreichen (RG 92, 85), was bedenklich 
erſcheint; anders für die Anwendung des $ 3 Abf Nr 8 Aufwc bei der Übertragung des 
N einer GmbH durch den Liquidator auf die bisherigen Geſellſchafter 
RG 120, 334. 

1a. Die Übernahme eines Vermögens, alſo der Aktiva (vgl. A J), iſt keine vertragsmäßige 
Schuldübernahme, weder eine befreiende im Sinne des 9 415, noch eine zuſätzliche ($ 414 A 1). 
Der 9 419 verleiht aber kraft Geſetzes einem ſolchen Vertrage die Wirkungen einer zuſätz⸗ 
lichen Schuldübernahme durch den Übernehmer des Vermögens, und zwar läßt er dieſe ohne 
weiteres ſchon mit dem Abſchluſſe des (ſchuldrechtlichen) Vertrags eintreten, ohne daß es erſt 
der dinglichen Vermögensübertragung (mittels Übergabe, Auflaſſung, Abtretung) bedarf (RG 69, 
288; vgl. A 1). Erfordernis iſt nicht, daß die Übernahme der Schulden beſonders verabredet wird; 
vielmehr greift die Regel des $ 419 Abs 1 gegebenenfalls ſogar gegen den Willen der Vertrags- 
parteien Platz (RG 69, 286; 76, 4). — Die Schuldübernahme entſteht hier im übrigen unbeſchadet 
der Fortdauer der Haftung des bisherigen Schuldners, ſo daß dieſer mit dem etwa noch zurück ⸗ 
behaltenen wie feinem ſpäter erworbenen Vermögen nach wie vor verpflichtet bleibt. Beide haften als 
Geſamtſchuldner, da die Haftung des Übernehmers keine bürgſchaftliche, ſondern eine ſelbſtändige 
iſt (ogl. A 1 zu § 414; RG 69, 284). Die Vermögensübernahme bewirkt (abgeſehen von den oben 
in A 1 hervorgehobenen Fallen) keine Geſamtrechtsnachfolge; es bedarf daher zu dem 
Rechtsübergange der für die einzelnen Vermögensbeſtandteile erforderlichen dinglichen Rechts⸗ 
handlungen. Sie ift deshalb auch nach $$ 69, 71 VV hinſichtlich der verſicherten Sachen an⸗ 
zeigepflichtig (RG 125, 193). Ungeachtet des Wortlauts des Geſetzes beſchränkt ſich die Haftung 
des Übernehmers nicht auf die zur Zeit des ſchuldrechtlichen Vertrags, ſofern ein ſolcher 
überhaupt geſchloſſen iſt (gl. A 1), wenn auch nur bedingt (RG 69, 421) beſtandenen Anſprüche, 
ſondern ſie erſtreckt ſich, wie in RG 130, 37 überzeugend dargelegt iſt, auf alle Ansprüche, welche zu 
dem Zeitpunkt bereits, wenn auch nur bedingt, entſtanden waren, zu welchem der weſentliche Teil 
des Vermögens durch Einzelakte an den Übernehmer übergegangen war; anders die ältere Recht⸗ 
ſprechung (RG 69, 426; JW 1914, 978°; 1917, 1024). Auch ein Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Veräußerer wegen ſittenwidriger Schadenszufügung durch den Abſchluß des Über- 
nahmevertrags ($ 826) ſoll zu dieſer Zeit bereits beſtanden haben und daher gegen den Übernehmer 
geltend gemacht werden können (RG in HAN 1931, 9); die Entſcheidung erſcheint nicht unbedenk⸗ 
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lich. — Daß der Veräußerer haftbar bleibt, iſt zwingenden Rechts; eine entgegenſtehende 
Vereinbarung zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber wäre den Gläubigern gegenüber 
nichtig (Abſ 3). Ob die Übernahme ohne oder gegen eine mehr oder weniger gleichwertige Gegen⸗ 
leiſtung erfolgt, iſt unerheblich; in letzterem Falle iſt der Anſpruch auf die Gegenleiſtung ein erſt 
durch den Vertrag neu entſtehender Vermögensbeſtandteil, der nicht ausſchließt, daß das geſamte 
bei Abſchluß des Vertrages vorhandene Vermögen übertragen iſt (RG 69, 287; HRR 1931, 36). 
Deshalb kann § 419 auch anwendbar ſein bei Gutsübernahmen, ferner bei Übertragung eines 
Vermögens, möglicherweiſe eines Warenlagers, ſicherungshalber (RG 139, 200). In dieſem 
Falle behält der Erwerber feine zu ſichernde Forderung und iſt gemäß § 1991 Abf 1, § 1979 ohne 
Vorzugsrecht neben den übrigen Gläubigern zu befriedigen (RG ZW 1913, 9195). Vgl. unten 
A 2. — Bei Eingemeindungen findet $ 419 keine Anwendung; hier greift öffentliches Recht ein 
(RG 68, 213); ebenſo bei anderen öffentlich-rechtlichen Verhältniſſen (RG 130, 178). 

2. Die Haftung des Übernehmers beſteht nur inſoweit, als er aus dem Übernahmevertrage 
Rechte und Anſprüche (persönliche oder dingliche) erworben hat, und zwar nur mit den erwor⸗ 
benen Vermögenswerten, einſchließlich der ihm aus dem Vertrage zuſtehenden Anſprüche (Abſ 2 
Satz 1). Als; das „übernommene Vermögen“ find hierbei die das Aktivvermögen bildenden 
Gegenſtände, ohne Abzug der Schulden (RG 69, 284; 82, 277), ſowie ohne Abzug des vom Über⸗ 
nehmer etwa gewährten Entgelts anzuſehen (RG 69, 287). Mit ſeinem ſonſtigen Vermögen 
haftet der Übernehmer überhaupt nicht, auch nicht etwa auf Höhe des Wertes des Übernommenen 
(alſo Fall der Haftung cum, nicht pro viribus, vgl. $ 1975). Das Ergebnis iſt, daß der Übernehmer 
überhaupt haftfrei ift, falls aus dem Beſtande des übernommenen Vermögens infolge Befriedigung 
einzelner Gläubiger nichts mehr vorhanden ift, und daß er die Befriedigung der Gläubiger inſoweit 
verweigern kann, als das Vermögen nicht ausreicht, ohne Vermögensverwaltung lentſprechend 
einer Nachlaßverwaltung) oder Konkurs beantragen zu müſſen; doch muß er in dieſem Falle 
das vorhandene Vermögen zur Befriedigung der Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung 
herausgeben. Das folgt aus der entſprechenden Anwendung der vom Geſetze hier herangezogenen 
55 1990, 1991. Aus ihnen ergibt ſich auch, daß der Übernehmer berechtigt iſt, auch wenn er die 
Unzulänglichkeit des Vermögens kennt, ſich aus dieſem wegen einer ihm gegen den Übergeber 
zuſtehenden Forderung vorweg zu befriedigen, jedoch nur wegen ſolcher Forderungen, die bereits 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes (vgl. oben) beſtanden haben (RG Warn 1914 Nr 213; RG 139, 
202; vgl. zu 5 1991 A 1, 2). Die Haftung des Übernehmers iſt nur eine perſönliche, nicht dinglicher 
Art (NG JW 1912, 34712; R 123, 55). Die Berufung des Übernehmers auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs ($ 892) iſt deshalb nicht ausgeſchloſſen gegenüber dem dinglichen 
Anſpruche aus § 894 auf Berichtigung des Grundbuchs durch Wiedereintragung von zur Zeit 
der Übernahme gelöſcht geweſenen Hypotheken gemäß $$ 15, 20, 22 Aufiv®; fie verſagt jedoch, 
wenn es ſich um einen die Erbfolge vorausnehmenden Gutsüberlaſſungsvertrag unter Familien⸗ 
angehörigen handelt (RG 123, 56; 136, 148; AufwRechtſpr 4 S. 199; vgl. auch zu 9 892 A 4 
Abſ 4 u. A 10 ſowie RG 119, 126). Zu beachten iſt im übrigen, daß zu der übernommenen Ver 
mögensmaſſe auch das zu rechnen iſt, was etwa auf Grund eines zu dem Vermögen gehören ⸗ 
den Rechtes, oder als Erſatz für einen entzogenen Gegenſtand, oder endlich durch Rechtsgeſchäfte 
erworben iſt. Es entſpricht das dem bei Sondervermögen vom Geſetze durchweg angenommenen 
Erſatzgrundſatze (Surrogationsprinzip); vgl. die $$ 1370, 1473, 1524, 1638, 1651, 2111. 
Mehrere Übernehmer des Vermögens haften als Geſamtſchuldner (5 427). 

3. Prozeſſual regelt fi) die Haftung des Übernehmers zufolge § 786 PO nach den 
99 780 Abſ 1, 781, 785 daſ. Der Gläubiger kann danach die Zwangs vollſtreckung auf jeden be- 
liebigen im Vermögen des Übernehmers vorhandenen Gegenſtand richten und es dieſem über- 
laſſen, einredeweiſe (nach den $$ 767, 769, 770 ZPO) einzuwenden und zu beweiſen, daß der 
Gegenſtand dem übernommenen Vermögen nicht zugehört. Vorausſetzung hierfür iſt jedoch, 
daß dem Übernehmer die Beſchränkung der Haftung in dem über den Anſpruch ſelbſt 
ergangenen Urteile (wenn auch nur im allgemeinen) vorbehalten worden iſt, daß der 
Übernehmer mithin in jenem Prozeſſe einen entſprechenden Antrag geſtellt hatte. (An ſich genügt 
es, daß ſolches in der mündlichen Verhandlung geſchieht, während die Verleſung des Antrags 
kein Erfordernis iſt; RG 69, 291.) Sit ein Gegenſtand des übernommenen Vermögens noch im 
Gewahrſam des andern Vertragsteiles geblieben und hier von einem ſeiner Gläubiger gepfändet, 
dann ſteht dem Übernehmer die Widerſpruchsklage aus 9 771 ZPO auf Grund des von ihm 
erworbenen Eigentums nicht zu, weil er ſchuldneriſch verpflichtet iſt (vgl. A 2), die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Gegenſtand zu dulden (RG Warn 1912 Nr 158; RG 134, 124). Der Über- 
nehmer, der die Unzulänglichkeit des übernommenen Vermögens geltend macht, iſt verpflichtet, 
die zu dieſem gehörigen Gegenſtände dem Gläubiger zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung heraus. 
zugeben ($ 1990 Abj 1 Satz 2). Dieſe Herausgabepflicht kann nicht durch Erſtattung des Wertes 
erſetzt werden; $ 1992 kommt für den Fall des § 419 nicht in Betracht und iſt in 419 Abſ 2 Satz 2 
auch nicht für entſprechend anwendbar erklärt (R 137, 54). Anders jedoch, wenn das heraus⸗ 
zugebende Vermögensſtück bereits vor der Geltendmachung des Anſpruchs in Geld umgeſetzt 
iſt; dann braucht an den Formen der Zwangsvollſtreckung nicht feſtgehalten, ſondern es kann 
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unmittelbar auf Geldleiſtung — Herausgabe des Erlöſes — geklagt oder der Anſpruch zur Aufe 
Re: gegen eine Geldforderung verwendet werden (RG 82, 273; 137, 55). Vgl. im übrigen 
zu 88 1990, 1991. 

4. Beſonders geregelt iſt die Haftung des Erbſchaftskäufers durch die 55 2371ff. und 
die des Nie ßbrauchers eines Vermögens durch die $$ 1085ff. Im Falle des § 25 HGB 
iſt nicht die Übertragung des Vermögensganzen, ſondern nur die eines Handelsgeſchäfts voraus⸗ 
geſetzt, zwar ebenfalls eines Vermögensinbegriffs, indeſſen nicht eines derartigen, der das ganze 
Vermögen eines Kaufmanns zu erſchöpfen pflegt. Hier ift alſo für 8 419 kein Raum oder doch 
nur dann, wenn eine juriſtiſche Perſon der Geſchäftsinhaber iſt (RG 69, 290). In letzterem Falle 
ift auch die Haftung eines Übernehmers, der die Firma nicht fortführt, für die früheren 
Geſchäftsverbindlichkeiten gemäß § 25 Abſ 3 Hh begründet, da ein beſonderer Verpflichtungs⸗ 
grund vorliegt (RG 131, 31). — In ähnlicher Weiſe wie $ 419 für das bürgerliche Recht an die 
vertragliche Serie nelbetnahne die Schuldenhaftung knüpft, hat der Staatsvertrag über 
den Übergang der a auf das Reich vom 31. 3./20. 4. 1920 (RGB 
1920, 773) dem durch ihn geordneten Übergang der Eiſenbahnen der Länder auf das Reich die 
gleiche Folge gegeben; grundſätzlich ift dadurch das Reich Schuldner der Eiſenbahnverpflichtungen 
der Länder unmittelbar gegenüber den Berechtigten geworden, insbeſondere auch für die in 
§ 28 geregelte Übernahme der Ruhegehälter der Eiſenbahnbeamten (RG 114, 97). 


Sechſter Abſchnitt 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern 


8 420 


) Schulden mehrere eine teilbare Leiſtung oder haben mehrere eine teil- 
bare Leiſtung zu fordern, ſo iſt im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem 
gleichen Anteile verpflichtet, jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteile 
berechtigte). 

E 1 320; M 2 153; P 1 430. 

1. Falls an dem nämlichen Schuldverhältniſſe auf der Schuldnerſeite oder auf der Gläubiger⸗ 
ſeite eine Mehrheit von Perſonen beteiligt iſt, kann ſich ihre Beteiligung nach dem Standpunkte 
des BOB auf folgende Weiſe äußern: Die mehreren Schuldner können entweder jeder auf 
das Ganze oder nur je anteilig haften. Im erſteren Falle liegt ein Geſamtſ chuldnerverhältnis 
(421) oder aber, falls die Leiſtung nur von allen gemeinſam verlangt werden kann, ein Geſamt⸗ 
handverhältnis auf der Schuldnerſeite vor; vgl. Näheres zu 9 421 A 1. Bei einer Mehrheit von 
Gläubigern kann die Sache ſo ſein, daß nur alle zuſammen, als Einheit gedacht, die Berechtigten 
ſind, ſo daß der Schuldner auch nur an alle zuſammen, mit befreiender Wirkung leiſten kann 
(Geſamthandverhältnis auf der Gläubigerſeite, vgl. § 432), oder fo, daß jeder einzelne 
Glaubiger in Anſehung des Ganzen forderungsberechtigt iſt und demgemäß auch der Schuldner 
gegenüber jedem einzelnen Gläubiger die ganze Verbindlichkeit zu erfüllen vermag und zu erfüllen 
hat (Geſamtgläubigerrecht, $$ 428ff.) oder endlich fo, daß die einzelnen Gläubiger nur nach 
Anteilen, aber inſoweit wiederum ſelbſtändig berechtigt ſind. Welche Art Haftung oder welche 
Art Gläubigerrecht im Einzelfalle anzunehmen iſt, richtet ſich nach den in Betracht kommenden 
beſondern Vorſchriften des Geſetzes, bei rechtsgeſchäftlich begründeten Schuldverhältniſſen aber in 
erſter Linie nach dem Parteiwillen. Doch hat das Geſetz in dem vorliegenden Abſchnitte auch 
allgemeine Vermutungen aufgeſtellt, die an die Teilbarkeit oder Unteilbarkeit der Leiſtung 
anknüpfen; vgl. $ 420 und anderſeits $$ 431, 432). 

*. 2. Der 8 420 ſtellt bei teilbaren Leiſtungen ($ 266 A 1) eine Vermutung für Verpflichtung 
oder Berechtigung nur zu gleichen Anteilen auf. In Fällen ſolcher Art liegen im Zweifel ein- 
fache, voneinander unabhängige Teilforderungen ohne Gemeinſchaftsverhältnis vor, ſo daß jeder 
bon den mehreren Forderungsberechtigten über feinen Anteil ſelbſtändig durch Abtretung oder 
Vergleich verfügen kann (RG 22. 2. 06 VI 417/05) und jeder von den mehreren Schuldnern nur 
in Höhe ſeines Anteils in Anſpruch genommen werden darf. Die Vermutung geht zugleich dahin, 
daß die Anteile der einzelnen gleiche ſind. Sie greift auch bei einer für mehrere Perſonen ein⸗ 
getragenen Grundſchuld in der Weiſe Platz, daß einer jeden einzelnen von ihnen ohne Ausein⸗ 
anderſetzung ſofort ein der Zahl der Beteiligten entſprechender ſelbſtändiger Anteil zufteht (RG 
9. 3. 12 V 406/11 — teilweiſe abgedruckt JW 1912, 59215). Die Vermutung des $ 420 iſt indeſſen 
tatſächlich von geringer Bedeutung, da das Geſetz fie durch feine Ausnahme beſtimmungen 
weſentlich durchbricht (vgl. die allgemeine Beſtimmung des $ 427 für den Vertragsfall und 
die $$ 42, 53, 86, 89, 769, 830, 840, 1108, 1388, 1459 Abſ 2, 1480, 1530, 1833, 1915, 2058, 
2219 Vf 2, 2382). — Über Teilbarkeit der Leiſtung vgl. § 266 A 1, § 275 A 4. Teilbarkeit liegt 
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vor, wenn ſich der geſchuldete Gegenſtand ohne Verminderung des Wertes in gleichartige Teile 
zerlegen läßt. Die Verpflichtung zur Herausgabe mehrerer Sachen kann teilbar fein (RG JW 
1912, 14215); desgl. die Verpflichtung zur Leiſtung von Dienſten (RG ZW 1911, 75611). Teilbar 
iſt die auf Gewährung einer Menge von vertretbaren Sachen, namentlich einer Geldſumme, 
gerichtete Leiſtung (MG 75, 310; JW 08, 70%), wofern nicht die Sachmenge wirtſchaftlich eine 
Einheit darſtellt (eine Tonne Heringe), oder wofern nicht eine Zahlung aus dem Grundſtücke 
in Frage ſteht (R JW 02 Beil 198). Eine teilbare Forderung ſtellt der ſtatutenmäßige Anſpruch 
der einzelnen Aktionäre auf den Gewinnanteil dar (RG 75, 310). — Unteilbar iſt die Ver⸗ 
pflichtung zur Herſtellung eines Werkes (RG KW 1911, 75611, Gruch 56, 116); die Verpflichtung 
zur Herſtellung des Zuſtandes gemäß 9 249 (RG JW 07, 275; 1911, 4561); die Verpflichtung 
des Vermieters zur Gebrauchsüberlaſſung an mehrere Mieter (RG ZW 1917, 8494); die Ver⸗ 
pflichtung von Miteigentümern, eine beſtimmte Summe gemäß $ 1113 aus dem Grundſtücke zu 
zahlen. Unteilbar ſind Unterlaſſungsverpflichtungen. — Die Anſicht, daß die Verpflichtung 
zur Verſchaffung eines Rechts, insbeſondere des Eigentums an einer beſtimmten Sache, 
teilbar fei (Planck 4. Aufl A 2a), iſt im allgemeinen nicht zu billigen. Mag auch das Miteigentum 
an der Sache qualitativ dem Eigentum an der ganzen Sache entſprechen, ſo läßt ſich doch 
ſchwerlich ſagen, daß durch die Verſchaffung des Miteigentums der wirtſchaftliche Zweck, der 
durch die Verſchaffung des vollen Eigentums verwirklicht werden ſoll, regelmäßig wenigſtens 
teilweiſe erreicht wird, auch nicht annehmen, daß der Wert des Teileigentums verhältnismäßig 
dem Werte des ungeteilten Eigentums wirtſchaftlich entſpricht “). 


8 421 


Schulden mehrere eine Leiſtung in der Weiſe, daß jeder die ganze Leiſtung 
zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber die Leiſtung nur einmal zu fordern 
berechtigt iſt (Gefamtfchuldner), fo kann der Gläubiger die Leiſtung nach feinem 
Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zu einem Teile fordern). Bis 
zur Bewirkung der ganzen Leiſtung bleiben ſämtliche Schuldner verpflichtete). 

E I 321; M 2 154; P 1 433. 

1. Das paſſive Geſamtſchuldverhältnis. a) Begriff. Es iſt gegeben, wenn der nämliche 
Gläubiger „eine“ Leiſtung von mehreren Perſonen nur einmal fordern kann mit der Maßgabe, 
daß jeder einzelne Schuldner die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet iſt und der Glaubiger 
die freie Wahl hat, wen er in Anſpruch nehmen will und ob den einzelnen in voller Höhe der 
Forderung oder nur teilweiſe. Davon zu unterſcheiden iſt der Fall, daß der Gläubiger die eine 
Leiſtung nicht von jedem Schuldner in voller Höhe, auch nicht von jedem Schuldner zu 
einem Anteile, ſondern nur von allen Schuldnern gemeinſam verlangen kann. Dieſer 
Fall liegt vor, wenn mehrere in einem Geſamthandsverhältniſſe (vgl. zu $ 718) ſtehen 
und nach dem Schuldverhältnis die Leiſtung aus dem Geſamthandsvermögen zu erfolgen 
hat, in welchem Falle zur Zwangsvollſtreckung in dieſes Vermögen ein gegen alle Ge⸗ 
ſamthänder ergangenes Urteil erforderlich iſt (§ 736 ZPO). Ob in ſolchem Falle der 
Gläubiger auch die Leiſtung gegen jeden einzelnen Schuldner aus deſſen Privatvermögen 
verlangen kann, richtet ſich nach der geſetzlichen Regelung der einzelnen Geſamthandsver⸗ 
hältniſſe. — Welches Innenverhältnis unter den mehreren Geſamtſchuldnern und ob unter 
ihnen überhaupt an und für ſich ein beſonderes Rechtsverhältnis befteht, iſt für den Begriff des 
Geſamtſchuldverhältniſſes, auch des echten (vgl. unter b), nicht weſentlich; das Geſetz ſchafft in 
$ 426 Rechtsbeziehungen der Geſamtſchuldner untereinander durch die Ausgleichspflicht, die 
unter ihnen ſtattzufinden hat, „joweit nichts anderes“ (auf Grund des unter ihnen beſtehenden 
Innenverhältniſſes) „beſtimmt iſt“. In dieſem Sinne befteht zwiſchen ihnen als Geſamtſchuldnern 
von vornherein eine notwendige Rechtsge meinſchaft (RG 79, 289; 92, 151); vgl. $ 426 A 1. — 
Aus dem Umſtande, daß der Gläubiger nur die „eine“ Leiſtung, und zwar nur einmal zu fordern 
hat, folgt, daß er durch einmalige Leiſtung völlig befriedigt und völlig abgefunden wird, gleich⸗ 
gültig, von welchem feiner mehreren Schuldner er die ihm geſchuldete Leiſtung erhalt, und weiter 
folgt auch, daß durch die Leiſtung des einen Mitverpflichteten, auch jeder andere von ihnen dem 
Gläubiger gegenüber befreit iſt ($ 422). Nicht aber zieht das Geſetz auch die Folge, daß mit der 
Befriedigung des Gläubigers durch nur einen Geſamtſchuldner zugleich der Untergang des An⸗ 


*) Der an dieſer Stelle anläßlich der Frage der Teilbarkeit einer auf die Verſchaffung des 
Eigentums gerichteten Leiſtungsverpflichtung ſchon in der 5. Aufl von Kiehl hervorgehobene, 
durchaus zutreffende Geſichtspunkt der wirtſchaftlichen Minderwertigkeit des Teileigentums 
gegenüber dem Allein⸗ (Voll-) Eigentume iſt beſonders beachtlich fur die Würdigung des in den 
letzten Jahren im Bankgeſchäft eingeführten Effekten⸗Giro-⸗Verkehrs in Verbindung mit 
der in ihrer rechtlichen Grundlage und wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit ſehr umſtrittenen Ein- 
richtung des ſog. Sammeldepots; vgl. darüber näheres zu $ 700 A6 (6/7. Aufl) und RG 139, 116. 
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ſpruchs an ſich verknüpft iſt. Einem ſolchen Ergebniſſe iſt das Geſetz ſogar gefliſſentlich entgegen⸗ 
getreten, indem es in $ 426 Abſ 2 vorjieht, daß „die Forderung“ auf den leiſtenden Schuldner 
inſoweit ohne weiteres übergeht, als er ſeine Mitſchuldner auf Grund ihrer vorſtehend bezeichne⸗ 
ten Beitragspflicht in Anſpruch nehmen kann. Denn dieſer Übergang läßt ſich ohne Fortbeſtehen 
der Forderung trotz Befriedigung des Gläubigers überhaupt nicht denken. Die Beſtimmung ander⸗ 
ſeits des Geſetzes, daß der Gläubiger nach feinem Belieben jeden einzelnen Schuldner in Anſpruch 
nehmen kann, erklärt ſich daraus, daß das Geſetz bei einem Geſamtſchuldverhältniſſe ſo viele ſelb⸗ 
ſtändige Einzelverpflichtungen als gegeben annimmt, als Schuldner vorhanden ſind, und ſomit die 
Auffaſſung ablehnt, als ſetze das Erfordernis nur „einer“ Leiſtung zugleich das Vorhandenſein 
nur „einer“ Verpflichtung voraus (Korrealobligation im engeren Sinne). Daß das Geſetz 
in Wirklichkeit davon ausgeht, daß auch beim echten Geſamtſchuldverhältniſſe, gleichgültig, worauf 
es ich gründet, ob auf eadem causa ($ 427) oder auf verſchiedene Tatbeſtände, ſo viele ſelbſtändige 
Schuldverhältniſſe gegeben ſind als Schuldner vorhanden, folgt namentlich auch aus den Be⸗ 
ſtimmungen der $$ 423, 425, 426 Abſ 2. Vgl. auch die Prot 1 S. 437, 439. Läge überhaupt 
nur ein Schuldverhältnis vor, dann müßte es durch die einmalige Leiſtung, gleichviel welchen 
Schuldners, überhaupt erlöſchen (§ 362 Abſ 1). Das trifft aber, wie ſchon geſagt, nicht zu. Der 
Schuldnerverzug, das Verſchulden, die Kündigung, das Urteil ſollen ebenfalls nur in der Perſon 
des einzelnen betroffenen Schuldners Wirkungen hervorrufen. Mithin ſind innerhalb eines Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältniſſes in der Richtung zwiſchen dem Gläubiger und den Schuldnern zu unter⸗ 
ſcheiden: einmal das einheitlich gedachte, durch die Identität der Leiſtung bedingte und die 
ſämtlichen Einzelverhältniſſe umfaſſende Geſamtverhältnis, und zweitens die in der Selb- 
ſtändigkeit der Verpflichtungen der einzelnen Schuldner beruhenden beſonderen Schuld» 
verhältniſſe, jo daß das Wort Geſamtſchuldverhältnis im Sinne eines Kollektivbegriffs zu 
verſtehen iſt. Vgl. RG 53, 404. Daß die einzelnen Schuldverhältniſſe voneinander unabhängig 
ſind (ſelbſt, wenn jeder einzelne Mitſchuldner aus demſelben Rechtsgeſchäfte verpflichtet iſt), 
ſpricht ſich auch in der nach feſtſtehender Rechtsmeinung begründeten Regel aus, daß die Art der 
Verpflichtung der einzelnen Schuldner durch Hinzufügung von Nebenbeſtimmungen, wie Be⸗ 
dingung und Befriſtung, unterſchiedlich geſtaltet werden kann (RG Gruch 54, 149), und endlich 
darin, daß die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des einen Schuldverhältniſſes das Schickſal der 
übrigen, ſoweit § 139 nicht Platz greift, unberührt läßt. Die Unabhängigkeit der einzelnen 
Schuldpflichtungen voneinander hat zur Folge, daß für jede von ihnen eine ſelbſtändige 
Hypothek beſtellt werden kann, die nicht Geſamthypothek iſt (RG in HAN 1931, 1653; vgl. 
auch RG 126, 274 und zu § 1132 A 2). Begrifflich notwendig ift für ein Geſamtſchuldverhältnis 
auch nicht, daß ſich die von den mehreren Schuldnern geſchuldeten Leiſtungen dem Umfange 
nach genau decken; iſt dies nicht der Fall, dann beſteht eine Geſamtſchuld inſoweit, als die 
Leiſtungen ſich decken (R JW 1913, 9788), 

b) Entſtehung des Geſamtſchuldverhältniſſes und Identität der Leiſtung. Iſt daran feſt⸗ 
zuhalten, einerſeits daß bei einem echten Geſamtſchuldverhältniſſe das Erfordernis der Identität 
der Leiſtung begrifflich unerläßlich iſt, anderſeits aber daß, weil der Grundſatz der Selbſtändig⸗ 
keit der einzelnen Schuldverhältniſſe beſteht, die Identität des Schuldgrundes nicht erforderlich 
iſt, daß mithin der Verpflichtungsgrund hinſichtlich der einzelnen Schuldner je ein verſchiedener 
und ſogar verſchiedenartiger ſein kann, indeſſen immer unbeſchadet der Identität der Leiſtung, ſo 
entſcheidet ſich hiernach mittelbar zugleich auch die Frage, was nach dem Geſetze unter der Identität 
der Leiſtung zu verſtehen iſt, und wie ein echtes Geſamtſchuldverhältnis zu entſtehen 
vermag. Die zweifelloſeſte und natürlichſte Entſtehungsweiſe iſt ſelbſtverſtändlich gegeben, wenn 
die ſämtlichen Schuldner aus demſelben Tatbeſtande verpflichtet ſind. Dahin gehört der Fall 
des $ 427 (Verpflichtung durch einen und denſelben Vertrag), ferner der Fall des $ 2058 (Haftung 
der Miterben) und der Fall des $ 840 (Mittäterſchaft bei einer unerlaubten Handlung). Ein 
Geſamtſchuldverhältnis beſteht ſonach auch zwiſchen den mehreren gemäß § 839 haftenden Beam- 
ten, ſowie zwiſchen ihnen und dem nach § 1 des preuß. Beamtengeſetzes haftbaren Staate (RG 
85, 411), desgl. im Falle des Verluſtes öffentlicher Gelder zwiſchen den mehreren Beamten, die 
hierfür aufzukommen haben, und zwar der eine als der Täter, der andere als der Vorgeſetzte, der 
ſeine Auffichtspflicht nicht gehörig erfüllt hat (RG 95, 347). Desgleichen zwiſchen mehreren 
Arbeitnehmern, welche unter Verletzung ihres Arbeitsvertrags infolge Verabredung oder 
auch nur jeder in Kenntnis der Arbeitsniederlegung der anderen in einen Streik eingetreten ſind 
und dem Arbeitgeber Erſatz des ihm durch die Arbeitseinſtellung entſtandenen Geſamtſchadens 
ſchulden (RAG in HRR 1932, 1324; RA 10, 34 und 354). Keineswegs iſt jedoch für ein 
Geſamtſchuldverhältnis ein gemeinſchaftlicher Verpflichtungsgrund oder Ent⸗ 
ſtehungsgrund erforderlich (RG 77,323). So iſt an der Identität der Leiſtung nicht zu 
zweifeln, wenn jemand in ein bereits beſtehendes Schuldverhältnis als weiterer Schuldner ein⸗ 
tritt (RG 70, 410 und die dort angeführten Urteile; ferner 72, 404; 102, 399, Eintritt eines neuen 
Mieters unter Forthaftung des bisherigen Mieters); und zwar auch dann nicht, wenn er ſich in 
bezug auf die kauſale Schuld eines andern (Kaufſchuld) durch ein ſelbſtändiges Verſpre chen 
($ 780) abſtrakt mitverpflichtet (NG 70, 409; 77, 323; das auf anderm Standpunkte ſtehende Urteil 
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RG 67, 128 muß inſoweit als überholt gelten). Auch haften mehrere Perſonen, die demſelben 
Gläubiger in bezug auf denſelben Gegenſtand aus mehreren einzelnen Verträgen für den ihm 
durch Vertragsbruch verurſachten Schaden haftbar geworden ſind, inſoweit als Geſamtſchuldner, 
als ihr Vertragsbruch mitverurſachend geworden iſt (RG Warn 09 Nr 197). Über das Gemein- 
ſchaftsverhaltnis zwiſchen mehreren vereinigten Rechtsanwälten vgl. § 425 A a. E. Für die 
Identität der Leiſtung muß es auch genügen, wenn mehrere Perſonen im Intereſſe einer 
und derſelben anderen Perſon behufs Erreichung desſelben Zweckes tätig und dieſer hier⸗ 
bei infolge ihrer Handlungsweiſe ſämtlich verpflichtet geworden ſind. Denn unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hat die Identität der Leiſtung ihren Grund in der Identität des Zweckes, um 
deſſen Erreichung es ſich gehandelt hat. Dies ergibt den Begriff der Zweckgemeinſchaft (NG 
77, 323). Einen lehrreichen Fall derart gibt das Geſetz ſelbſt in $ 769. Wenn es hier vorſieht, daß 
mehrere Bürgen ſelbſt dann als Geſamtſchuldner haften, wenn fie die Bürgſchaft nicht gemein⸗ 
ſchaftlich, vielmehr zu verſchiedenen Zeiten (RG SeuffA 68 Nr 50) übernommen haben, fo läßt 
ſich dieſe Vorſchrift nur daraus erklären, daß zwiſchen den Bürgen das Gemeinſchaftsverhältnis 
um deswillen beſteht und die Leiſtung, die ſie ſchulden, die nämliche aus dem Grunde iſt, 
weil das allſeitige Tun auf den einen Zweck gerichtet war, den Gläubiger ſicherzuſtellen. Erhalt 
der Gläubiger auch nur von dem einen Bürgen Befriedigung, dann iſt der von allen ver⸗ 
folgte Zweck erreicht. Ein weiteres Beiſpiel bietet auch der $ 59 des VerſVG v. 30. 5. 08, 
nach dem zwiſchen den mehreren Verſicherern, bei denen dasſelbe Intereſſe gegen die⸗ 
ſelbe Gefahr verſichert iſt, ein Geſamtſchuldverhältnis beſteht. Da endlich bei einem 
Geſamtſchuldverhältniſſe möglich iſt, daß der Verpflichtungsgrund der einzelnen Schuldner 
je ein verſchiedener und ſogar ein verſchiedenartiger ſein kann, und da die Identität 
des Zweckes als Vorausſetzung für die Identität der Leiſtung genügt, ſo iſt es auch 
denkbar, daß ein Verhältnis der fraglichen Art auch unter ſolchen Umſtänden entſtehen kann, 
wo der eine Schuldner zu der Leiſtung vertraglich verpflichtet, der andere aber infolge 
einer unerlaubten Handlung haftbar geworden iſt. Das einen ſolchen Fall behandelnde 
Urteil RG 77, 323 iſt daher zu billigen. Vgl. auch R 79, 290; 82, 439; 138, 5; JW 1913, 8598, 
betreffend die Haftung des Poſtfiskus aus dem Beförderungsvertrage und zugleich des Straßen⸗ 
anliegers wegen Verletzung der Verpflichtung zum Beſtreuen der Straße; R 84, 415, betreffend 
die Haftung der Straßenbahn aus dem Beförderungsvertrage und zugleich die Haftung des 
Halters eines Kraftfahrzeugs, mit dem der Zuſammenſtoß erfolgte, aus dem Kraftfahrzeuggeſetze; 
NG JW 1915, 227, betreffend die Haftung des Kraftfahrzeugfahrers, deſſen ſich der Beſchädigte 
bediente, und der Straßenbahn, die mit dem Kraftfahrzeuge zuſammenſtieß; RG SeuffA 74 Nr 68, 
wonach im Falle des Zuſammenſtoßes zweier Kraftwagen die Halter der beiden Kraftwagen hinſicht⸗ 
lich des entſtandneen Perſonenſchadens als Geſamtſchuldner haften. Vorausſetzung für die Ent⸗ 
ſtehung des Geſamtſchuldverhältniſſes iſt im übrigen nicht einmal, daß die mehreren Schuldner, 
die um desſelben Zweckes willen tätig geworden ſind, im Bewußtſein einer ſolchen Zuſam⸗ 
menwirkung gehandelt haben. Auch hierfür iſt der Fall des § 769 beweiskräftig, da doch die 
mehreren Bürgen nach dieſer Beſtimmung unzweifelhaft ſelbſt dann als Geſamtſchuldner gelten 
müßten, wenn jeder von ihnen die Bürgſchaft ohne Wiſſenſchaft um die Bürgſchaftsleiſtung des 
andern übernommen hätte; vgl. zu § 769. Und ein gleiches müßte entſprechend auch in dem 
Falle des $ 59 des Ver gelten. Weiter haften auch die mehreren Akzeptanten eines 
Wechſels oder die mehreren Ausſteller eines eigenen Wechſels als Geſamtſchuldner, ſelbſt wenn 
der erſte Unterzeichner nicht gewußt hat, daß demnächſt noch ein anderer mitunterzeichnen werde 
(Ac 17. 10. 06 1 39/06); endlich die mehreren Anfechtungsgegner, die ſich durch den angefochtenen 
Vertrag gemeinſchaftlich verpflichtet hatten, auf Rückgabe der empfangenen Leiſtung (R 67, 
261). Durch Wechſelunterſchriften wird jedoch nicht ohne weiteres ein Gemeinſchaftsver⸗ 
hältnis begründet (GW 03, 2452, 06, 30510). Regelmäßig ſtehen ſich vielmehr die mehreren 
Wechſelverpflichteten als Gläubiger und Schuldner nach Wechſelrecht gegenüber; es findet unter 
ihnen keine Ausgleichung gemäß $ 426 ſtatt (RG 40, 57; 48, 152; 96, 136). Nur zwiſchen 
Avaliſten regelt ſich das Regreßrecht ſtets nach bürgerlichem Rechte, da es hier bis jetzt an 
Regeln des Wechſelrechts fehlt (RG 48, 157); vgl. aber für die Zukunft Art 32 Abj 3 des 
neuen DWG. Auch durch die Eingehung einer Wechſelverpflichtung für die Schuld eines 
andern entſteht noch kein Geſamtſchuldverhältnis hinſichtlich der dem Wechſel zugrunde 
liegenden Schuld; es wäre dazu vielmehr noch die Übernahme dieſer Schuld erforderlich; daher 
findet auch eine Ausgleichung nach § 426 nicht ſtatt, und ebenſowenig ein Forderungsübergang 
gemäß $$ 774, 426 Abs 2 (RG 96, 136; 120, 207). Iſt aber bei Hingabe der Wechſelunter⸗ 
ſchrift mit dem Gläubiger vereinbart, daß dieſe nur zur Sicherheit für die zugrunde liegende 
Schuld eines anderen dienen ſolle, ſo kann ſich der Wechſelgeber auf die von dem Schuldner auf 
die Schuld geleiſtete Zahlung berufen (RG 120, 207). — Mehrere Unterzeichner eines 
trockenen Wechſels find im Zweifel untereinander zu gleichen Anteilen verpflichtet (RG 52, 122). 
— Der Bürge, auch der ſelbſtſchuldneriſche, iſt nicht Geſamtſchuldner mit dem Hauptſchuldner, da 
er nur für die Erfüllung der Hauptverbindlichkeit einzuſtehen hat, alſo keine Identität der Leiſtung 
beftcht (RG 65, 34; 134, 28; vgl. auch zu $ 765 A 5). Dagegen ift derjenige, = ie von 
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Vermögensübernahme ($ 419) oder Geſchäftsübernahme mit Firma ($ 25 HGB) für 
die Schulden eines anderen mithaftet, fortan Geſamtſchuldner mit dieſem (RG 135, 107; vgl. 
auch zu § 419 A 1a und zu 9 425 A 3). — In zahlreichen Fällen entſteht auch ein Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis kraft Geſetzes; vgl. §8 840, 2058 und ſonſt. 

Es ſind jedoch Fälle derart denkbar, daß eine Perſon an verſchiedene Perſonen Forderungen 
hat, die ſämtlich, wenigſtens dem äußeren Anſcheine nach, auf die nämliche einmalige Leiſtung 
gerichtet ſind, ohne daß zugleich die eigentümlichen Merkmale des echten Geſamtſchuldverhält⸗ 
niſſes zutreffen. Alsdann pflegt man von einem unechten Geſamtſchuldverhältniſſe zu ſprechen 
(RG 67, 128; 70, 409; 77, 323; 79, 290), wiewohl von einem Geſamtſchuldverhältniſſe hier 
in Wirklichkeit überhaupt nicht die Rede ſein kann, weil es an der begrifflich notwendigen wirk⸗ 
lichen Einheit der Leiſtung fehlt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß unter ſolchen Umſtänden auch 
alle Folgen fortfallen, die beim wirklichen Geſamtſchuldverhältniſſe gerade als das Ergebnis der 
Leiſtungseinheit in die Erſcheinung treten. Aber es fragt ſich, was das unterſcheidende Merkmal 
zwiſchen dem echten Geſamtſchuldberhältniſſe und dem ſog. unechten bildet. Es kann am beſten 
negativ dargelegt werden. Ein wirkliches Geſamtſchuldverhältnis kann nämlich niemals gegeben 
fein, wenn es an einer ſolchen inneren Beziehung zwiſchen den einzelnen Ver⸗ 
pflichtungen fehlt, wie fie bei dem echten Geſamtſchuldverhältniſſe gerade vor- 
handen ſein muß, wenn alſo die einheitliche Leiſtung weder gewollt iſt noch ſich aus der 
Identität des verfolgten Zweckes ergibt. Wäre mithin die Tatſache, daß die mehreren Perſonen 
dem nämlichen Gläubiger anſcheinend die nämliche Leiſtung ſchulden, nur auf Zufall zurück⸗ 
zuführen (RG 67, 130; 70, 409; 77, 323; 79, 290), ſo wäre die Annahme einer wirklichen Identi⸗ 
tät der Leiſtung ausgeſchloſſen. Hat jemand beiſpielsweiſe fein Haus gegen Feuersgefahr ver- 
ſichert und wird dieſes demnächſt infolge von vorſätzlicher Brandſtiftung zerſtört, dann hat er 
einen Anſpruch auf Schadenserſatz ſowohl gegen die Geſellſchaft (in Form des Anſpruchs auf die 
Verſicherungsſumme) wie auch gegen den Brandſtifter. Ein Gemeinſchaftsverhältnis zwiſchen 
den beiden Verpflichteten beſteht aber hier keineswegs, weil es an der Zweckidentität 
fehlt, da jeder der Verpflichteten zu anderm Zwecke gehandelt hat (RG 61, 61). Allerdings wird 
der Gläubiger, wenn er von dem Brandſtifter Befriedigung erhält, nicht nochmals die Geſellſchaft 
in Anſpruch nehmen können. Aber das liegt nicht daran, daß eine Identität der Leiſtung vorläge, 
ſondern daran, daß durch die Leiſtung des Brandſtifters der dem Verſicherten entſtandene Schaden 
ausgeglichen iſt und er über ſeinen Schaden hinaus keinen Anſpruch aus dem Verſicherungsvertrage 
erheben kann. Ein Übergang dieſer Forderung auf den Brandſtifter gemäß § 426 Abſ 2 findet 
ſelbſtverſtändlich nicht ſtatt. Erfolgt die Befriedigung aber durch die ec fo geht der 
Anſpruch gegen den Brandſtifter auf Grund der beſonderen Beftimmung des $ 67 Berflertr® 
vom 30. 5. 08 (vgl. zu $ 255 A 3) auf fie über, nicht auf Grund des nicht anwendbaren § 426 Abſ 2. 
Auch Ausgleichungsanſprüche im Sinne des $ 426 Abs 1 kommen nicht in Frage, vielmehr kann 
es ſich nur um Ausgleichung nach den allgemeinen Bereicherungsgrundſätzen (88 812ff.) handeln. 
Vgl. über die Nichtanwendbarkeit der $$ 421—427 RG 67, 131. Im ganzen iſt die Lehre von 
der Unterſcheidung zwiſchen echtem und unechtem Geſamtſchuldverhältnis noch recht ungeklärt. 

2. Die Wirkung des Geſamtſchuldverhältniſſes iſt, daß der Gläubiger nach ſeinem Belieben 
die Leiſtung von jedem der Schuldner ganz oder zu einem Teile fordern kann. Dem 
Geſamtſchuldner iſt ſonach der Einwand, daß neben ihm noch andere zu der Leiſtung verpflichtet 
feien (exceptio plurium oder divisionis) verſagt (RG 115, 189); ebenſo der Einwand, daß ein 
anderer vor ihm verklagt werden müſſe, ſowie der Einwand der Rechtshängigkeit um deswillen, weil 
ein anderer bereits verklagt ſei (Satz 1). In Satz 2 iſt ſodann der Zeitpunkt beſtimmt, bis zu dem 
dieſe Wirkung des Geſamtſchuldverhältuiſſes dauert, nämlich bis zu dem Augenblicke, in welchem 
der Gläubiger die ganze Leiſtung empfangen hat. Der Empfang und die Annahme einer Teil- 
leiſtung ändern daher nichts an der Geſamtverpflichtung ſämtlicher Schuldner hinſichtlich des 
Reſtes, während für den gezahlten Betrag die von dem Gläubiger angenommene Teilzahlung 
($ 266) eines Schuldners gemäß 8 422 als Teilerfüllung auch für die übrigen Schuldner wirkt. 
Vgl. die entſprechende Vorſchrift für Forderungen aus Wechſeln in Art 81 Satz 3 DWO 
(47 neues DWG). 


8 422 
Die Erfüllung durch einen Geſamtſchuldner wirkt auch für die übrigen 
Schuldner. Das gleiche gilt von der Leiſtung an Erfüllungs Statt, der Hinter- 
legung und der Aufrechnung. 
Eine Forderung, die einem Geſamtſchuldner zuſteht, kann nicht von den 
übrigen Schuldnern aufgerechnet werden!). 
E 1329; M 2 161; P 1 435. 


1. Die Regel des Abſ 1 ergibt ſich aus der Natur des paſſiven Geſamtſchuldverhältniſſes (vgl. 
9421 A 1); die Regel des Abſ 2 aus dem Grundſatze des § 387 „compensatio fit inter easdem 
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personas“. Die befreiende Wirkung der Erfüllung durch einen Geſamtſchuldner kommt auch der 
Erfüllung durch den Hauptwechſelſchuldner zu (RG 9, 64 u. 28. 6. 11 V 44/11), nicht aber 
der Zahlung eines aus dem Wechſel Regreßpflichtigen (Art 51 DWO, 49 neues DWG). Die 
Regel des Abſ 1 muß auch dann Platz greifen, wenn anſtatt eines Geſamtſchuldners gemäß $ 267 
ein Dritter die geſchuldete Leiſtung bewirkt. Sie kommt auch zur Anwendung auf die Zahlung 
der von mehreren Streitgenoſſen als Geſamtſchuldnern (88 82 Abſ 1, 87 Gch) geſchuldeten 
Gerichtsgebühren, ſodaß die rechtzeitige Zahlung der angeforderten Prozeßgebühr durch einen 
Rn für den anderen wirkt und die Wahrung der Nachweisfriſt (§ 519 Abf6 Satz 3 ZPO) 
auch für dieſen ermöglicht (RG 137, 192). 


9 423 


Ein zwiſchen dem Gläubiger und einem Geſamtſchuldner vereinbarter 
Erlaß wirkt auch für die übrigen Schuldner, wenn die Vertragſchließenden 
das ganze Schuldverhältnis aufheben wollten!). 

E 1 332; M 2 164; P 1 435. 

1. Ob der Erlaß das geſamte Schuldverhältnis zerſtört oder ob er nur den Mitſchuldner, mit 
dem das Abkommen getroffen wurde, befreit, hängt von der Abſicht der Beteiligten, nämlich davon 
ab, ob dem Erlaſſe die Wirkung auf das Geſamtſchuldverhältnis beigelegt (pactum in rem) oder 
ob nur der Vertragspartei ihre Verpflichtung erlaſſen werden ſollte (pactum in personam). 
Im übrigen vgl. $421 A 1. Unberührt bleibt vom Erlaſſe in allen Fällen das Innenverhältnis 
zwiſchen den Geſamtſchuldnern gemäß $ 426 (RG SeuffA 76 Nr 1). Ein Vergleich zwiſchen 
dem Gläubiger und einem einzelnen Geſamtſchuldner wird auch für die übrigen Mitſchuldner 
ſoweit befreiend wirken, als er die wirkliche Befriedigung des Gläubigers und damit den Unter⸗ 
gang des Forderungsrechts überhaupt zur Folge hat ($ 422). Die Wirkung eines vergleichsweiſen 
Erlaſſes bemißt ſich aber nach 5H 423. Wechſelrechtlich iſt es möglich, daß durch Vertrag zwiſchen 
dem Wechſelrückgriffsberechtigten und dem Alzeptanten nur dieſer und ein Vormann des Be⸗ 
rechtigten befreit, der Ausſteller aber nicht befreit wird (Rs 59, 319). Über den Zwangsver⸗ 
91805 vol. § 193 KO. 


8 A2A 

Der Verzug des Gläubigers gegenüber einem Geſamtſchuldner wirkt auch 
für die übrigen Schuldner!). 

E 1 825; M 2 169; P 1 437. 

1. Die Wirkungen des Gläubigerverzugs (Annahme verzugs, $$ 293ff., 300, 304, 372ff.) 
treten auch zugunſten der übrigen Geſamtſchuldner ein, weil, wenn der Gläubiger die Bewirkung 
der Leiſtung des einen Geſamtſchuldners nicht gehindert hätte, die ſämtlichen Schuldner durch die 
Leiſtung gemäß $ 422 befreit worden wären. Anderſeits hört aber auch die Geſamtwirkung des 
Gläubigerverzugs auf, ſobald dieſer wieder befeitigt worden iſt. Letzteres kann indes nur herbei ⸗ 
geführt werden durch Handlungen gegenüber demjenigen Schuldner, dem gegenüber der Gläubi⸗ 
ger in Verzug geraten war. Die entgegengeſetzte Annahme überſpannt die Regel des $ 424, da dieſe 
zwar den Verzug des Gläubigers gegenüber einem Geſamtſchuldner zugunſten aller Schuldner 
wirken laſſen will, aber keineswegs unterſtellt, daß ein ſolcher Verzug auch im übrigen einen 
Verzug allen übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber bedeute (teilweiſe a. A. Staudinger A 3). 


8 425 

Andere als die in den 88 422 bis 424 bezeichneten Tatſachen wirken, ſoweit 
ſich nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, nur für und gegen 
den Geſamtſchuldner, in deſſen Perſon fie eintreten). 

Dies gilt insbeſondere von der Kündigung, dem Verzuge, dem Verſchulden, 
von der Anmöglichkeit der Leiſtung in der Perſon eines Geſamtſchuldners, 
von der Verjährung, deren Unterbrechung und Hemmung, von der Vereini⸗ 
gung der Forderung mit der Schuld und von dem rechtskräftigen Urteile“) s). 

E 1 325, 326; M 2 159; P 1 437. 

1. Während die Erfüllung und der Gläubigerverzug nach den 99 422, 424 unbedingt und der 
Erlaß nach $ 423 unter Umſtänden zugunſten aller Geſamtſchuldner wirken, beſchränken andere 
Tatſachen, die die Leistungspflicht zu verändern, zu erhöhen oder auch zu beſeitigen geeignet 
ſind (A 2), ihre Wirkſamkeit auf denjenigen Geſamtſchuldner, in deſſen Perſon ſie ſich vollzogen 
haben (RG 72, 406). Es folgt das aus der Selbständigkeit der einzelnen Verpflichtungen 
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(vgl. § 421 A 1). Demnach können einzelnen Geſamtſchuldnern Einwendungen zuſtehen, 
die anderen nicht zuſtehen (RG 126, 279). Das Geſetz ſtellt jedoch nur eine Auslegungsregel auf, 
indem es vorſieht, daß ſich aus dem Schuldverhältniſſe ein anderes ergeben kann, wenn 
nämlich die Abweichung vereinbart iſt oder in dem beſondern Geſchäftszwecke erkennbar ihren 
Grund hat. So in dem Verhältniſſe zweier Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſchaftlichen Aus⸗ 
übung des Anwaltsberufs verbunden haben, da hierin die ſtillſchweigend erfolgte gegenſeitige 
Übernahme der Haftung je für ein Verſehen des andern zu finden iſt, ſoweit der Verurſacher 
des Schadens innerhalb des gemeinſchaftlichen Berufsgebiets gehandelt, alſo nicht etwa außer⸗ 
halb dieſes Gebietes eine ihn haftbar machende Auskunft erteilt hat (RG 85, 307; 88, 344). 
Ferner, wenn in einem Mie tverhältniſſe mehrere Mitmieter oder Mitvermieter ſtehen, hin⸗ 
ſichtlich der Ausübung des Kündigungsrechts, die wegen der Eigenart des Mietverhältniſſes nur 
von allen gemeinſam erfolgen kann (RG 97,81; 138, 183; vgl. auch 140,14, 18). Im übrigen 
ogl. § 421 A 1. 


2. Der Abſ 2 hebt nur beiſpielsweiſe einzelne, beſonders wichtige Fälle hervor: a) Die 
Kündigung (des Gläubigers wie des Schuldners). Sie läßt hinſichtlich derjenigen Geſamt⸗ 
chuldner, denen gegenüber der Gläubiger nicht gekündigt hat oder die nicht gekündigt haben, 
den Vertrag fortbeſtehen. Vgl. aber für mehrere Mitvermieter oder Mitmieter oben A 1. 
b) Den Verzug (Schuldnerverzug). Danach ſind ſowohl die Vorausſetzungen dieſes Verzugs 
($$ 284, 285) wie feine Folgen ($$ 286ff.) allein aus der Perſon je des einzelnen Mitſchuldners 
zu beurteilen (RG 65, 26; 72, 407); unberührt bleibt jedoch gemäß § 356 der Grundſatz 
der Unteilbarkeit des geſetzlichen oder vorbehaltenen Rücktrittsrechts; vgl. zu $ 356 A 1. c) Ber: 
ſchulden. Vgl. über die pofitive Vertragsverletzung 98 276 A 6, 325 A 4. Hat das Verſchulden 
($ 276) eines Geſamtſchuldners zur Folge, daß die Leiſtung wegen objektiver Unmöglichkeit über⸗ 
haupt unerfüllbar wird, jo muß dieſer Umſtand auf die Rechtslage der ſchuldfreien Mitverpflich⸗ 
teten dahin zurückwirken, daß ſie nach den $$ 275, 323 frei werden, während derjenige Geſamt⸗ 
ſchuldner, dem das Verſchulden zur Laſt fällt, erſatzpflichtig wird (§ 280). Wird dagegen durch 
das Verſchulden des einen Geſamtſchuldners nur eine Verpflichtung zum Schadenserſatze neben 
der fortbeſtehenden Leiſtungspflicht begründet, jo bleiben zwar auch die ſchuldloſen Mitſchuldner 
zur Leiſtung nach Maßgabe des Schuldverhältniſſes verpflichtet; aber ſie haften nicht außerdem 
auch auf Erſatz des Schadens (RG 65, 29). War die Leiſtung von Anfang an unmöglich ($ 306), 
jo haftet für das negative Intereſſe gemäß § 307 nur derjenige Mitſchuldner, bei dem die Vor⸗ 
ausſetzungen hierfür vorliegen. d) Unmöglichkeit der Leiſtung in der Perſon (nur) eines Ge⸗ 
ſamtſchuldners (im Sinne des $ 275 Unvermögen). Die Haftung der übrigen Schuldner bleibt 
unberührt, während der zur Leiſtung unvermögende Schuldner überhaupt befreit oder aber 
zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, je nachdem er ſein Unvermögen zu vertreten hat oder nicht 
(88 275, 280, 325). e) Verjährung. Für jeden Mitſchuldner läuft eine beſondere Verjährung, 
die nur durch Handlungen ihm gegenüber unterbrochen werden kann (RG, 116, 285). Doch ſetzt 
ſich die für eine Forderung laufende Verjährung bei nachträglichem Hinzutritt eines neuen Schuld⸗ 
ners durch zuſätzliche Schuldübernahme (vgl. zu $ 414 A 1), Vermögensübernahme 
($ 419) oder Geſchäftsübernahme ($ 25 HGB) für die diefem gegenüber entſtandene Forderung 
fort und läuft auch ihm gegenüber ab, während eine nach ſeinem Hinzutritte gegenüber dem bis⸗ 
herigen Schuldner eintretende Unterbrechung nur dieſem gegenüber wirkt (RG 135, 108). — 
1) Die Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon des Gläubigers oder eines Mit- 
ſchuldners (Konfuſion). In dieſen Fällen kann der Glaubiger oder der betroffene Mitſchuldner 
die Forderung gegen die übrigen Schuldner geltend machen, aber nur abzüglich desjenigen Betrags, 
auf den er ihnen gemäß $ 426 aus dem Grunde der Ausgleichung haftet (dolo facit, qui petit, 
quod redditurus est). Vgl. $ 426 Abſ 2 (A 3). — g) Das rechtskräftige Urteil, vgl. § 325 ZPO. 
Danach wirkt dieſes nur für und gegen diejenigen Geſamtſchuldner, die Parteien in dem Rechts⸗ 
ſtreite waren (RG 116, 285). Eine Schuldmitübernahme (kumulative Schuldübernahme, 
vgl. zu 9 414 A 1) bewirkt keine Rechtsnachfolge im Sinne des $ 325 ZPO (NG in HRgt 1930, 
2021). Die Abweiſung der Klage des Verletzten gegen einen der als Geſamtſchuldner auf Scha⸗ 
denserſatz in Anſpruch Genommenen bewirkt nicht Rechtskraft für den gegen dieſen von den 
andern Geſamtſchuldnern aus $$ 839, 840, 426 zu erhebenden Ausgleichungsanſpruch (RG 69, 
422; vgl. auch $ 426 A 1). 


3. Außer den in Abſ 2 genannten wirken aber auch alle anderen, nicht in Abſ 1 aufge⸗ 
führten Tatſachen regelmäßig nur für und gegen den Geſamtſchuldner, den ſie betreffen. Das 
gilt auch von der Tatſache, daß ein Geſamtſchuldner Bankier und deshalb ge mäß $ 66 Aufm® 
von der Aufwertungspflicht befreit iſt; anders bei der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft für einen 
Bankier, die nicht Geſamtſchuld iſt (MG in JW 1930, 2948186; RG 134, 128; vgl. zu $ 421 A 1 
unter b Abſ 1 a. E.). — Auch die mit einem Geſamtſchuldner (z. B. einem in den Mietvertrag 
neu, unter Fortdauer der Haftung des bisherigen Mieters, eingetretenen Mieter) durch den 
Gläubiger getroffenen abändernden Vereinbarungen wirken nicht vertragsändernd gegen ⸗ 
über den andern Geſamtſchuldnern (dem erſten Mieter, RG 102, 399). Auch die Befreiung 
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durch Schuldübernahme ($$ 414—416) beſchränkt ihre Wirkſamkeit auf denjenigen Geſamt⸗ 
ſchuldner, deſſen Schuld von dem Dritten übernommen worden iſt (RG ZW 1912, 11025). 

4. Ein der Geſamtſchuld ähnliches Rechtsverhältnis liegt vor, wenn bei einer hypothekariſch 
geſicherten Forderung ein mit dem Grundſtück haftender (dinglicher) und ein von ihm ver⸗ 
ſchiedener perſönlicher Schuldner vorhanden iſt (RG in HRR 1931, 494). Für dieſen Fall ſchreibt 
8 1141, entſprechend dem Rechtsgedanken des § 425, vor, daß die Kündigung für die Hypo- 
thek nur wirkſam iſt, wenn ſie zwiſchen dem Gläubiger und dem dinglichen Schuldner (Eigen⸗ 
tümer) erklärt wird. Auch im übrigen haben die Regeln des § 425 entſprechende Anwendung 
zu finden. Daher wird durch eine dem Eigentümer gegenüber oder von ihm erklärte Kündigung 
die perſönliche Forderung nicht fällig. Vgl. Näheres zu $ 1141 A 1. Auch das Verſchulden 
des persönlichen Schuldners wirkt nicht ohne weiteres gegen den Eigentümer und umgekehrt 
(RG in HRR 1931, 494). 


8 426 


Die Geſamtſchuldner find im Verhältniſſe zueinander zu gleichen Anteilen 
verpflichtet!), ſoweit nicht ein anderes beſtimmt ift2), Kann von einem Geſamt⸗ 
ſchuldner der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, ſo iſt der Aus⸗ 
fall von den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen!). 

Soweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, geht die Forderung des Gläubigers 
gegen die übrigen Schuldner auf ihn übers). Der Übergang kann nicht zum 
Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden)) 6). 

E I 337; M 2 106; P 1 440. 

1. Das Verhältnis unter den Geſamtſchuldnern. Vorausgeſetzt iſt das Vorhandenſein eines 
echten Geſamtſchuldverhältniſſes ($ 421 A 1; RG 61, 60; 67, 132; 69, 424; 70, 409; 79, 290; 
JW 1913 S. 8595, 9196, 978%), während das Rückgriffsrecht bei einem nur zufälligen, unechten 
Schuldverhältniſſe (vgl. $ 421 A 1 unter b) ſich nur nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, ins⸗ 
beſondere nach denen von der Bereicherung (RG 13. 3. 06 VII 304/05) oder möglicherweiſe von 
der auftragsloſen Geſchäftsführung regeln kann (RG 79, 290). Liegt ein echtes Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis vor, dann beſteht die gegenſeitige Ausgleichungspflicht zwischen den Geſamtſchuldnern 
gemäß Abf 1 auf Grund des Geſamtſchuldverhältniſſes ſelbſt (5421 A 1) und auf Grund der zwiſchen 
den Geſamtſchuldnern als ſolchen ohne weiteres beſtehenden Rechtsgemeinſchaft (R 79, 290; 
81, 418; 92, 151). Insbeſondere iſt die Beitragspflicht nicht davon abhängig, daß ein Geſamt⸗ 
ſchuldner bereits geleiſtet hat (Abſ 2), wie auch nicht davon, wie ſich die Beziehungen zwiſchen 
dem Gläubiger und den einzelnen Geſamtſchuldnern geftaltet haben mögen, ſei es durch Vergleich, 
ſei es durch Erlaß, ſei es durch Urteil oder auch durch Verjährung. Das gilt insbeſondere auch 
für die Ausgleichungspflicht im Falle der 98 830, 840ff. Der auf Ausgleichung in Anſpruch Ge⸗ 
nommene kann daher nicht einwenden, daß der Anſpruch des Verletzten gegen ihn durch rechts, 
kräftiges Urteil abgewieſen oder verjährt ſei. Vgl. über die erörterten Fragen namentlich RG 
69, 422; wegen der Verjährung auch am Schluſſe dieſer A. — Die Ausgleichungspflicht wird 
auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß für den einen Geſamtſchuldner außer dem das Gejamt- 
ſchuldverhältnis begründenden Verpflichtungsgrunde (Haftbarkeit aus dem Haftpflichtgeſetze) 
noch ein anderer beſonderer Verpflichtungsgrund (Vertragshaftung) beſteht (RG 61, 58). 8 

Da die Ausgleichungspflicht gegebenenfalls ohne weiteres beſteht, ſo folgt zugleich, daß bie 
Geſamtſchuldner auch bereits zur Mitwirkung behufs Befriedigung des Gläubigers gegenein- 
ander verpflichtet ſind, und daß mithin einer gegen den andern ein klagbares Recht darauf hat, 
falls nicht beſondere Verhältniſſe maßgebend entgegenſtehen (RG 79, 291; 81, 418; 92, 151). 
Danach hat alſo jeder Geſamtſchuldner den feinem Anteile entſprechenden Betrag bei Fälligkeit 
an den Gläubiger zu zahlen, und er wird im Verzugsfalle den andern Geſamtſchuldnern gegenüber 
für den vollen dieſen daraus erwachſenen Schaden gemäß $ 286 haftbar (Ach 79, 291). Regel- 
mäßig beſteht die Beitragspflicht unter den Geſamtſchuldnern zu gleichen Teilen, und dem ent- 
ſpricht auch das gegenfeitige Rückgriffsrecht, wobei im Auge zu behalten ift, daß ein Ausgleichungs⸗ 
anſpruch wegen einer Geſamtſchuld nur in den Grenzen beſteht, in denen der vie Ausgleichung 
beanſpruchende Geſamtſchuldner dem Gläubiger verpflichtet iſt und eine Ausgleichungs pflicht 
nur in dem Maße, in dem auch der auf Ausgleichung in Anſpruch genommene Geſamtſchuldner 
dem Gläubiger verpflichtet ift (MG 84, 431, wo es ſich um die Ausgleichung zwichen einem aus 
einem Beförderungsvertrage und anderſeits einem aus dem Kraftfahrzeuggeſetze Schadenserſaß⸗ 
pflichtigen handelte). Die Koſten, die einem Mitverpflichteten im Prozeſſe des Gläubigers wider 
ihn entſtanden ſind, gehören nicht mit zum Gegenſtande der Ausgleichung, ſie ſtellen nur ſeinen 
eigenen Vermögensſchaden dar (RG 92, 148), und es haben auch die Prozeſſe des Glaubigers 
mit den einzelnen Verpflichteten keine Rechtskraftwirkung für oder gegen den Ausgleichungs⸗ 


680 Recht der Schuldverhältniſſe 


berechtigten (RG 92, 153); vgl. § 425 A 2. — Hat ſich der eine von den Ausgleichsverpflichteten 
als unbermögend erwieſen, jo überträgt ſich die Haftung für den Ausfall zu gleichen Verhält ⸗ 
niſſen auf die übrigen Mitſchuldner, und zwar nach dem gleichen Verteilungsmaßſtabe, der bei 
der Hauptausgleichung gemäß § 426 Satz 1 maßgebend war (RG 92, 146). — Die Ausgleichung 
der Schadenserſatzpflichtigen nach § 17 Abf 1, 2 Kraftf® hat nur zur Vorausſetzung, daß 
zwei Kraftfahrzeuge, oder ein ſolches und eine Eiſenbahn, oder ein Kraftfahrzeug und ein Tier 
bei der Verurſachung des Schadens mitgewirkt haben und die Unternehmer oder Halter einem 
Dritten zum Schadenserſatze kraft Geſetzes, gegebenenfalls aus den $$ 823, 276, 833, ver⸗ 
pflichtet ſind, und gemäß $ 17 Abs 1 Saß 2 greifen dieſe Grundſätze auch dann Platz, wenn der 
Schaden einem von den beteiligten Haltern oder Unternehmern ſelbſt entſtanden iſt (RG 96 
S. 69, 130). Die Ausgleichungspflicht unter mehreren Verurſachern eines Schadens 
ſowohl nach 9 426 wie nach $ 17 Kraftf&, und zwar auch im Falle des Abſ 1 Satz 2 dieſes Geſ., 
ſetzt eine geſetzliche oder vertragliche Schadenserſatzpflicht voraus (RG 84, 421, 431; 123, 
165; 129, 132, 138, 4); doch muß die Fürſorgepflicht der Betriebsverwaltung gegenüber 
ihren Beamten auf Grund des BunfFürſch einer Schadenserſatzpflicht gleichgeſtellt werden (RG 
129, 133). Die die Ausgleichung zwiſchen mehre ren Kraftfahrzeugen oder zwiſchen dem 
Halter und dem Führer regelnden Beſtimmungen der $$ 17, 18 Kraftf® finden auch dann An⸗ 
wendung, wenn die Haftung nicht auf Grund dieſes Geſetzes, ſondern auf Grund eines andern 
Geſetzes begründet iſt (RG 87, 65). 

Mitberüdfichtigung der Grundſätze der 88 254, 278. Wie im Verhältniſſe zwiſchen dem 
Schädiger und dem Beſchädigten, ſo iſt auch bei der Ausgleichung zwiſchen den mehreren Haft⸗ 
baren der Grundſatz des § 254 heranzuziehen und demgemäß zu ermitteln, ob der Schaden 
überwiegend durch den einen oder den andern Geſamtſchuldner verurſacht worden ift, und wie 
der Schaden danach unter beide zu verteilen ift (RG 75, 251; 84, 429; 102, 32; Warn 1920 Nr 194; 
JW 1912, 1417, 1915, 22). Der $ 254 iſt bei der Ausgleichung auch dann anzuwenden, wenn 
die Geſamthaftung wegen Mitwirkung an einer unerlaubten Handlung gemäß $ 840 beſteht, 
und ſelbſt dann, wenn der eine der Mitverpflichteten nach Maßgabe des Haftpfleß, oder etwa 
des Kraftfc, der andere wegen unerlaubter Handlung haftbar geworden (RG 69, 422; 87, 
67; Warn 1911 Nr 394); desgleichen wenn von zwei durch den beiderſeitigen Betrieb aus $ 1 
Haftpfl& haftbar gewordenen Eiſenbahnunternehmern der eine von dieſen dem Verletzten außer⸗ 
dem auch aus dem Beförderungsvertrage haftet (RG 61, 56). — Die mehreren zur Aus⸗ 
gleichung Verpflichteten haften auf die Ausgleichung dem Ausgleichungsberechtigten 
regelmäßig nicht als Geſamtſchuldner, weil ſolches dem Weſen der Ausgleichungspflicht 
widerſpricht (RG 84, 432; 87, 673 92, 146; JW 1914, 9227). Eine Geſamtſchuld beſteht aber dann, 
wenn ber eine von mehreren Geſamtſchuldnern nach dem Grundſatze des § 254 von der Beitrags⸗ 
pflicht den übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber frei ift und er nunmehr bon den letzteren Erſatz 
deſſen verlangt, was er dem Geſchädigten hat gewähren müſſen (RG 87, 67; dahingeſtellt 92, 146); 
unter beſonderen Umſtänden auch bei nicht völligem Freiſein des Erſatz verlangenden Geſamt⸗ 
ſchuldners (RG 136, 287). — Soweit eine gegenſeitige Ausgleichungspflicht beſteht, greift auch 
der Grundſatz des § 278 Platz, ſofern ſich die Haftung des einen Geſamtſchuldners aus dem 
Verſchulden feines Erfüllungsgehilfen ergibt (NG Gruch 59, 354). Im Falle des Haftpflicht- 
geſetzes muß das ſchuldhafte Verhalten eines Angeſtellten des Unternehmers auch dann als ein 
die Betriebsgefahr erhöhender Umſtand angeſehen werden, wenn der Unternehmer wegen ſorg 
fältiger Auswahl des Angeſtellten von eigener Haftung frei ift, und dieſer Umſtand iſt auch bei der 
Ausgleichung in Gemäßheit der $$ 426, 254 zu berückſichtigen (RG 93, 98). 

Da der Ausgleichungsanſpruch ſelbſtändig für ſich beſteht, ſo unterliegt er auch ſeiner eigenen 
Verjährung, gleichgültig welcher Verjährung der Gläubige ranſpruch unterworfen iſt. Daher 
greift für ihn die dreißigjährige Verjährung ſelbſt dann Platz, wenn die auf unerlaubter Handlung 
beruhende und durch die Leitung des einen Geſamtſchuldners auf dieſen nach $ 426 Abſ 2 über⸗ 
gehende Gläubigerforderung gemäß $ 852 in drei Jahren verjährt (RG 69, 426). 

2. Die vorſtehend erörterten Grundſätze von der Ausgleichungspflicht gelten nur für den 
Regelfall. Ein anderes kann beſtimmt ſein durch Geſetz (8 840 Abſ 2, 3; 841, 1833 Abſ 2, 735 
Saß 2 BGB, 89 432 Abſ 3, 735 Abſ 2 HGB [RG 51, 367; 61, 60]; 88 17, 18 Sraftf&, J. A 1) 
ſowie durch den Grundſatz des $ 254 (RG Warn 1912 Nr 64; vgl. A 1 Abſ 3) oder durch das 
Vertragsverhältnis (RG 75, 251; HRR 1932, 551), gegebenenfalls auch ſtillſchweigend (RG 
79, 291; 91, 278; 61, 56). Stehen die Geſamtſchuldner untereinander in einem Vertragsver⸗ 
hältniſſe (Geſellſchaftsvertragh, fo bildet das in dieſem feſtgeſetzte Beteiligungsverhältnis 
den natürlichen Maßſtab für die Ausgleichung unter ihnen hinſichtlich der aus Anlaß des Vertrags⸗ 
verhältniſſes übernommenen Geſamtverpflichtungen, ſo daß Abweichungen bewieſen werden 
müſſen; das gilt insbeſondere für Bürgſchaften der Geſellſchafter für Schulden der REN, 
(RG bei Warn 1914, 247; 88, 124). Ahnliches gilt, wenn die Verpflichtung nur von einem Zeile 
der Geſellſchafter übernommen iſt oder von einzelnen der Ausfall nicht erlangt werden kann 
(RO aa). Der Satz 1 des 9 426 ſtellt ſich ſonach praktiſch mehr als eine Hilfsregel dar, 100 
leder ſonſtige Verteilungsmaßſtab, wobei auch gegebenenfalls $ 254 zu berückſichtigen iſt (gl. 
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A Abſ 3), fehlt (RG 88, 125). Das Rückgriffsrecht eines Geſamtſchuldners gegen einen anderen 
wird durch die Leiſtungen gemindert, die dieſer über feinen Anteil hinaus gemacht hat, nicht 
durch Leiſtungen anderer Geſamtſchuldner (RG 117,4). In Anſehung der Beziehungen aus 
Wechſelunterſchriften vgl. 9 421 A 1 unter ba. E. Eine von der Regel des 9 426 Abf 1 Satz 1 
abweichende Beſtimmung trifft auch $ 17 Kraftf®, und zwar dahin, daß der Verteilungsmaßſtab 
durch die Umſtände des Falles und insbeſondere nach der Verurſachung durch die Betriebsgefahr 
und ihre etwaige Erhöhung durch ein Verſchulden der beteiligten Betriebsperſonen zu beſtimmen iſt 
(R 92, 146, 147; 84, 433; 114, 76; 123, 165). Etwas anderes ift ferner beſtimmt in den 8$ 92 
Binn Schiff, 736 Abſ 2 HGB, denen zufolge bei Zuſammenſtößen, die durch beiderſeitiges 
Verſchulden der Beſatzungen der beteiligten Schiffe verurſacht ſind, die Pflicht zum Erſatze des 
den Schiffen zugefügten Schadens unter den Reedern ſich nach der vorwiegenden Verurſachung 
durch die Beſatzung des einen oder des anderen Schiffes beſtimmt (OLG Hamburg in HAR 
1931, 825; vgl. auch RG 134, 295), was freilich im Ergebniſſe auf das gleiche hinauskommen 
dürfte wie die Anwendung des $ 426 in Verbindung mit $ 254 (vgl. oben A 1 Abſ 3). — Gemäß 
$ 774 Abſ 2 haften Mitbürgen untereinander „nur nach $ 426“, und gemäß $ 1225 Satz 2 gilt 
das gleiche bei mehreren Pfandſchuldnern, die nicht zugleich perſönliche Schuldner ſind, und 
zwar gilt das für ihr Verhältnis untereinander wie auch für das zum Bürgen. Übernehmen 
mehrere Bürgen die Bürgſchaft für dieſelbe Schuld je in verſchiedener Höhe, fo iſt der Rückgriff 
gegen den Bürgen ausgeſchloſſen, der den von ihm übernommenen Höchſtbetrag bereits an den 
Gläubiger bezahlt hat (RG 81, 414; JW 1912, 7465). Nach $$ 432, 454 Abſ 2 HGB haften auch 
mehrere Frachtführer oder mehrere Eiſenbahnunternehmer, die die Beförderung nachein⸗ 
ander übernommen haben, als Geſamtſchuldner, und der $ 426 findet auch unter ihnen Anwen⸗ 
dung (RG 61, 56). Haben nach der Gemeindeſteuerordnung der Veräußerer und der Käufer 
die Umſatzſteuer zu tragen, ſo ſind ſie Geſamtſchuldner, und es findet unter ihnen die Regel des 
8 426 Satz 1 Anwendung, weil ein Ausnahmefall im Sinne dieſer Vorſchrift nicht vorliegt; denn 
es gehört die Umſatzſteuer nicht zu den Koſten, die nach $ 449 der Verkäufer gegenüber dem Käufer 
zu tragen hat (RG 75, 209). Ein Vater, der durch Vernachläſſigung feiner Aufſichtspflicht den 
Eiſenbahnunfall ſeines Kindes mit verſchuldet hat, iſt dem Eiſenbahnunternehmer zur Aus⸗ 
gleichung nach $ 426 verpflichtet, falls feine Handlungsweiſe nicht allein gegen 8$ 1627, 1631, 
ſondern zugleich auch gegen $ 823 Abſ 1 verſtößt (NG Warn 1912 Nr 64). Dem Ausgleichungs⸗ 
anſpruche kann der mitverpflichtete Geſamtſchuldner entgegenhalten, daß durch Verſchulden 
des die Ausgleichung Verlangenden, wenn auch nur bei den Verhandlungen über den 
unter ihnen abzuſchließenden Vertrag (culpa in contrahendo), die übernommene Geſamtver⸗ 
pflichtung zu einer Schädigung der Geſamtſchuldner geführt hat (RG 132, 26). Wegen Anwen⸗ 
dung des $ 254 vgl. oben A1 Abſ 3. Über die Anwendung des 9 426 auf die Klage des Nach⸗ 
laßgläubigers, der Miterbe iſt, gegen die übrigen Miterben vgl. zu § 2058 A 2. Wer einen 
Ausnahmefall von $ 426 behauptet, iſt dafür beweispflichtig (RG 88, 126). g 

3. Der in Abſ 2 beſtimmte Übergang der Gläubigerforderung kraft Geſetzes ($ 412) iſt 
das Mittel für die Durchführung des Anſpruchs auf Ausgleichung aus Abs 1, falls und ſoweit 
der Ausgleichungsberechtigte den Gläubiger bereits befriedigt hat. Die Forderung geht über, 
ſoweit der Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt hat und von den Mit- 
ſchuldnern die Ausgleichung verlangen kann (RG 92, 145). Die Forderung geht nur 
in einem Betrage über, der um den von dem Geſamtſchuldner, der den Gläubiger befriedigt, 
ſelbſt zu tragenden Anteil gemindert iſt, und zwar gilt dies auch, wenn die Befriedigung durch 
eine zur Befreiung dieſes Geſamtſchuldners geſetzlich verpflichtete Berufsgenoſſenſchaft erfolgt 
iſt (NG 134, 294). In welcher Weiſe die Befriedigung bewirkt worden iſt, ob durch die Leiſtung 
des Geſchuldeten, durch Hingabe an Erfüllungs Statt, durch Hinterlegung oder durch Auf⸗ 
rechnung, iſt gleichgültig. Der Erlaß aber ftelft keine Befriedigung dar. Haften der Grundſtücks⸗ 
eigentümer und ein Hypothekengläubiger einem Dritten als Geſamtſchuldner, und iſt dem Dritten 
als Gläubiger die Hypothek zur Einziehung überwieſen und liquidiert demnächſt der Gläubiger 
bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks den auf die Hypothek entfallenen Betrag für ſich, 
dann geht die Forderung des Gläubigers gegen den Grundſtückseigentümer auf den Hypotheken⸗ 
gläubiger über, weil der Glaubiger Befriedigung aus dem Vermögen des Hypothekengläubigers 
erhalten hat (RG 65, 417). — Einen Anſpruch an den Gläubiger auf Abtretung feiner Forderung 
hat der ihn befriedigende Geſamtſchuldner nicht (RG JW 02 Beil 245138). e 

4. Über dieſe Beſchränkung vgl. die Ausführungen bei $ 268 A 4. In dem dort angeführten 
Falle des Überganges der Forderung des im Armenrechte beſtellten Anwalts wegen 
feiner Gebühren auf die Staatskaſſe (RG 126, 178) hat das RG dahingeſtellt gelaſſen, ob die 
Staatskaſſe als Geſamtſchuldnerin mit der armen Partei und gegebenenfalls dem zahlungs⸗ 
pflichtigen Gegner anzusehen fei (vgl. darüber zu § 421 A 1b), da fie jedenfalls eine durchaus 
rechtsähnliche Stellung einnehme und deshalb die Vorſchriſt, wenn nicht unmittelbare, ſo 
jedenfalls entſprechende Anwendung finden müſſe. — Ein Geſamtſchuldner, der vom Glaubiger 
in Anſpruch genommen wird, kann nicht auf Grund der bloßen, von dem Mitſchuldner nicht als 
richtig anerkannten Behauptung, daß ihm feinem Mitſchuldner gegenüber ein volles Ausglei⸗ 
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chungsrecht zuſtehe, gegen feine Leiſtung vom Gläubiger die Zug⸗umZug⸗Herausgabe des Pfandes 
fordern, das der Mitſchuldner dem Gläubiger beſtellt hat, und er kann auch nicht ſeine Leiſtung 
bis zur Herausgabe des Pfandes zurückhalten; einmal ſtünde ihm der $ 273 in Hinblick auf deſſen 
Ausnahmefall (§ 273 A 5) entgegen, ſodann aber auch Satz 2 Abſ 2 des $ 426, beides weil die Lage 
des Gläubigers dadurch in unbilliger Weiſe verſchlechtert werden würde (RG 82, 25). 


5. Über den Rechtsübergang bei Geſamthypotheken infolge der Befriedigung des Gläubigers 
durch einen der Eigentümer oder durch den perſönlichen Schuldner vgl. §8 1173, 1174. 


6. Übergangsrecht. Der $ 426 Abſ 2 greift auch dann Platz, wenn eine vor dem 1. Januar 
1900 entſtandene Forderung nach dieſem Tage erfüllt wird (NG JW 01, 226). 


8 427 


Verpflichten ſich mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich zu einer teil- 
baren Leiſtung, fo haften fie im Zweifel als Geſamtſchuldner 1) 2). 
E II 370; P 1 430. 


1. Abweichend von der Regel des § 420, entſteht ein Geſamtſchuldverhältnis auch bei teil⸗ 
barer Leiſtung, wenn die Verpflichtung gemeinſchaftlich vertragsmäßig übernommen wird. 
Hinſichtlich unteilbarer Leiſtungen vgl. $ 431. Die Vorſchrift ſetzt das Beſtehen einer vertrag⸗ 
lichen Verpflichtung voraus und kann daher nicht Anwendung finden, wenn beiſpielsweiſe 
ein Herausgabeanſpruch aus § 812 geltend gemacht wird, ohne daß zuvor eine vertragliche 
Verpflichtung zur Herausgabe auf ſeiten der mehreren Perſonen beſtanden hatte (RG Warn 
1914 Nr 114). Haben aber mehrere Perſonen auf Grund eines Vertrags, in dem fie ſich gemein- 
ſchaftlich einem Dritten verpflichtet hatten, von dieſem eine teilbare Leiſtung empfangen, dann 
haften fie auf deren Rückgabe, wenn der Dritte den Vertrag anficht, in Gemäßheit des $ 427 
(RG 67, 260). Ausgeſchloſſen wird die Geſamthaftung durch ausdrückliche oder auch nur ſtill⸗ 
ſchweigende Vereinbarung; bei einem Vertrage mit einem nicht rechtsfähigen Verein iſt die 
geſamtſchuldneriſche Haftung der mehreren Perſonen, die im Namen des Vereins gehandelt 
eben aus § 54 Satz 2 Halbſatz 2 auch dann ausgeſchloſſen, wenn die dem Vertragsgegner 

ekannten Satzungen eine beſchränkte Haftung ausdrücklich vorſehen (RG JW 07, 13616), auch 
auf das Vereinsvermögen kann die Haftung durch die Satzung beſchränkt ſein, mit Wirkung jeden⸗ 
falls gegenüber ſolchen Dritten, die davon Kenntnis haben müſſen. Streitig iſt, ob notwendige 
Vorausſetzung des Geſetzes iſt, daß ſich die mehreren Schuldner gleichzeitig verpflichten, und 
ob mithin die Vermutung des $ 427 ſchlechthin ausgeſchloſſen iſt, wenn die Schuldner es nad)- 
einander getan haben. Richtiger dürfte es ſein, dieſe Frage zu verneinen. „Gemeinſchaftlich“ 
beſagt nicht ſo viel wie „gleichzeitig“. Grundſätzlich wird es daher genügen, wenn die mehreren 
Verpflichteten in bewußter gegenſeitiger Beziehung zueinander das nämliche Schuldverſprechen, 
ſei es gleichzeitig, ſei es nacheinander, vertraglich abgegeben haben. Vgl. NG 70, 410. — 
Der von einem Berufsverein oder Arbeiterverbande mit dem Unternehmer abgeſchloſſene 
Tarifvertrag begründet zwiſchen dem Verbande und ſeinen Angehörigen einerſeits und dem 
Unternehmer anderſeits kein Geſamtſchuldverhältnis; aber auch die einzelnen Arbeiter haften 
nicht als Geſamtſchuldner, da fie ſich nicht zu der nämlichen Leiſtung verpflichten (NG JW 
1911, 10140. Bgl. dazu noch $ 137 A 2 a. E. — Die Ernennung eines Schiedsrichters 
begründet, auch wenn ſie nur durch eine Partei erfolgt iſt, ein Vertragsverhältnis (Dienſt⸗ 
vertrag, nicht Werkvertrag) des Schiedsrichters mit beiden Parteien, und beide Parteien ſind 
daher als Geſamtſchuldner dem Schiedsrichter gemäß § 427 zur Entrichtung der ihm geſetzlich 
zuſtehenden Vergütung verpflichtet (MG 94, 212). Ordnet ein Schiedsgericht eine Beweisauf⸗ 
nahme, etwa die Vernehmung eines Sachverſtändigen, an, dann haften für die dadurch ver⸗ 
urſachten Koſten beide Parteien (auf Grund des durch Vermittlung des Schiedsgerichts zwiſchen 
ihnen und dem Sachverſtändigen abgeſchloſſenen Vertrags) als Geſamtſchuldner (RG 74, 324). 

2. Die Geſamtverpflichtung erſtreckt ſich gegebenenfalls nicht nur auf die geſchuldete Leiſtung 
ſelbſt, ſondern auch auf die an ihre Stelle tretende Verpflichtung zum Schadenserſatze 
wegen Nichterfüllung (RG 2. 10. 07 V 645/06), ſowie auf ſonſtige Nebenverpflichtungen, 
wie ferner auf die Leiſtungspflicht im Falle des Rücktritts gemäß § 346 oder der Wandelung wie 
der Minderung gemäß 89 467, 472, wie endlich auf die Herausgabe pflicht nach $ 812 im Falle 
der Anfechtung (R 67, 260), alles das jedoch unter Berückſichtigung des $ 425 (daſ. A 2). Soweit 
es alſo auf Verſchulden ankommt, haftet inſoweit nur derjenige Mitſchuldner, dem das Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt. Bewirkt der Gläubiger bei einem gegenſeitigen Vertrage jene 
Leiſtung an alle Geſamtſchuldner zuſammen, dann iſt damit die Vorleiſtung zugleich jedem einzel · 
nen Schuldner gegenüber im ganzen erfolgt, und es ſteht ſonach keinem von ihnen aus 9 320 die 
Einrede zu, daß er tatſächlich nur einen Teil empfangen habe. Falls der Vertrag durch Anfechtung 
fortfällt, haftet jeder einzelne als Geſamtſchuldner auch aus § 812 auf Herausgabe der allen 
zuſammen zuteil gewordenen Bereicherung (RG 67, 260; vgl. Al). 
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1) Sind mehrere eine Leiſtung in der Weiſe zu fordern berechtigt, daß jeder 
die ganze Leiſtung fordern kann, der Schuldner aber die Leiſtung nur einmal 
zu bewirken verpflichtet iſt (Geſamtgläubiger), ſo kann der Schuldner nach 
feinem Belieben an jeden der Gläubiger leiſten ?). Dies gilt auch dann, wenn 
einer der Gläubiger bereits Klage auf die Leiſtung erhoben hat!“). 

E I 323; M 2 157; P 1 442. 

1. Die 88 428—430 behandeln das Geſamtgläubigerrecht (aktives Geſamtſchuldverhältnis). 
Über den Vegriff vgl. § 420 A 1. 

2. Das Rechtsverhältnis iſt hier folgendes: Trotz einer Mehrheit von Gläubigern wird nach 
der geſetzlichen Vorausſetzung nur eine Leiſtung geſchuldet, ſo daß die einmalige Leiſtung den 
Schuldner überhaupt befreit. Dabei iſt jeder einzelne Gläubiger in Anſehung des Ganzen 
ſelbſtändig forderungsberechtigt, und daher iſt es auch unweſentlich, an wen von den 
mehreren Gläubigern die Leiſtung erfolgt; der Schuldner kann vielmehr nach ſeiner Wahl an 
jeden von den Gläubigern mit befreiender Wirkung leiſten. Da im übrigen das 
Forderungsrecht jedes Geſamtgläubigers von dem Rechte der andern Glaubiger unabhängig iſt 
(vgl. $ 429 A J), bleibt es auch von der etwaigen Nichtigkeit des Anſpruchs eines der Geſamt⸗ 
gläubiger ſowie von etwaigen Vereinbarungen zwiſchen einem andern Geſamtgläubiger und dem 
Schuldner unberührt. Ob die nur einem Geſamtgläubiger gegenüber erfolgte Anfechtung das 
geſamte Vertragsverhältnis vernichtet, wird hier, wie entſprechend im Falle der Geſamtſchuldner⸗ 
ſchaft (5421 A 1 unter a), nach dem Grundsatze des $ 139 zu entſcheiden ſein. — Ob ein Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis in dieſem Sinne beſteht, iſt, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften eingreifen, aus den getroffenen Vereinbarungen und hilfsweiſe aus der Natur des in Frage 
ſtehenden Rechtsverhältniſſes durch Auslegung feſtzuſtellen; eine Vermutung dafür beſteht nicht, 
vielmehr iſt bei teilbaren Leiſtungen im Zweifel anteilsmäßige Berechtigung anzunehmen ($ 420; 
a. M. anſcheinend RG 117, 5, vgl. aber zu 5 429 A 4); bei unteilbaren tritt im Zweifel das Ver⸗ 
hältnis des $ 432 (vgl. A 1 dazu) ein. Haben z. B. mehrere eine Jagd ge meinſchaftlich ge- 
pachtet, ſo iſt, da die Leiſtung unteilbar iſt, zwar jeder einzelne zur Klage befugt (RG ZW 
07, 7045), aber er wird gemäß $ 432 nur die Leiſtung an alle fordern können. In allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebende Eheleute ſind, wenn jemand der Ehefrau die Tätigkeit im 
Haushalte unmöglich macht, Geſamtgläubiger, weil beide geſchädigt ſind (RG 73, 311). Ehe⸗ 
leute, die im geſetzlichen Güterſtande leben, können die Anſprüche wegen eines der 
Frau zugeſtoßenen Unfalls, gleichgültig, wem von ihnen die Anſprüche zuſtehen, gemein- 
ſchaftlich einklagen, weil jeder Ehegatte den andern zur Verfügung über den Anſpruch ermächtigen 
kann, und die gemeinſchaftliche Klagerhebung berechtigt den Schuldner, mit befreiender Wirkung 
an jeden von beiden Eheleuten zu zahlen (RG 24. 11. 11 111 643/10; Warn 09 Nr 300). — 
Eine der Geſamtgläubigerſchaft des 9 428 ähnliche Rechtsſtellung nehmen die durch Entfremdung 
von Baugeldern geſchädigten Baubeteiligten gegenüber dem Baugeldempfänger auf Grund 
des $ 1 Bauford® v. 1. 6. 09 ein (RG 138, 159). — Das Verhältnis der Geſamtgläubiger 
untereinander regelt $ 430. 

3. Das Wahlrecht des Schuldners wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß einer der 
Gläubiger bereits Klage auf die Leiſtung erhoben hat. Der Schuldner kann auch nach Rechts⸗ 
hängigkeit ſich durch Zahlung an einen andern Gläubiger befreien. Eine prozeſſuale Emrede 
(der Rechtshängigkeit oder der rechtskräftig entſchiedenen Sache) ſteht ihm gegenüber einem 
andern Geſamtgläubiger nicht zu (vgl. $ 421 A 2). Den Einwand ber Erfüllung kann er aber 
auch noch nach rechtskräftiger Verurteilung nach Maßgabe des $ 767 3 jedem der Gefamt- 
gläubiger gegenüber geltend machen. 


8 429 

1) Her Verzug eines Geſamtgläubigers wirkt auch gegen die übrigen 
Gläubiger ?). 0 8 

Bereinigen ſich Forderung und Schuld in der Perſon eines Geſamtgläubi⸗ 
gers, ſo erlöſchen die Nechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuldner ). 

Im übrigen finden die Vorſchriften der 88 422, 423, 425 entſprechende An- 
wendung). Insbeſondere bleiben, wenn ein Geſamtgläubiger ſeine Forde⸗ 
rung auf einen anderen überträgt, die Rechte der übrigen Gläubiger un⸗ 
berührt ö). 

E I 325 M 2 159; P 1 442. 82 

1. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen erklären ſich aus der Natur des Geſamtgläubiger⸗ 
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rechts, wie es unter § 428 dargeſtellt worden iſt. Das Geſetz geht demnach, wie entſprechend in 
$ 425, jo auch hier grundſätzlich davon aus, daß Tatſachen, die den Inhalt der Leiſtung zu beein⸗ 
fluſſen geeignet ſind — wie Kündigung, Verſchulden, Verzug, Verjährung, rechtskräftiges 
Urteil —, grundſätzlich nur demjenigen Gläubiger gegenüber wirken, in deſſen Perſon fie ſich 
ereignet haben (Abſ 3). Die Ausnahmen enthalten Abſſ 1 u. 2. 

2. Der Gläubigerverzug übt eine Geſamtwirkung aus, weil der Schuldner im vorausgeſetzten 
Falle zu erfüllen bereit und auch imſtande geweſen war lentſprechend $ 424, vgl. A 1 dazu). 

3. Die Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon eines Geſamtgläubigers, 
ſei es, daß ein ſolcher in die Verpflichtung, oder aber daß der Schuldner in das Gläubigerrecht 
eingetreten iſt, befreit den Eingetretenen von der Schuld nicht nur ſoweit fie durch Konfuſion 
erloſchen iſt, ſondern auch den übrigen Gläubigern gegenüber. Denn nach dem Grundſatze, daß 
der Schuldner die Wahl hat, wem er leiſten will (8 428), könnte derjenige, in deſſen Perſon ſich 
Schuld und Forderung vereinigt haben, die Leiſtung an ſich ſelbſt wählen. Für das Innenver⸗ 
hältnis der Geſamtgläubiger bleibt der $ 430 maßgebend. — In welcher Form ſich die Ver⸗ 
einigung vollzieht, ob durch Erbgang, durch Abtretung oder durch Schuldübernahme — ſoweit dieſe 
den andern Gläubigern gegenüber nach Maßgabe der $$ 414ff. wirkſam wird — iſt unweſentlich. 

4. In entſprechender Anwendung des § 422 wirkt die Erfüllung gegenüber ſämtlichen 
Geſamtgläubigern, ebenſo in entſprechender Anwendung des $ 423 der Erlaß, falls er auf die 
Aufhebung des geſamten Schuldverhältniſſes gerichtet war. Hinſichtlich des § 425 (andere 
Tatſachen) vgl. die Ausführungen daſelbſt in A 1 u. 2. § 427, der bei vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen eine Vermutung für ein Geſamtſchuldnerverhältnis aufſtellt, ift auf das Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis nicht für entſprechend anwendbar erklärt. 

5. Daß der einzelne Geſamtgläubiger „eine“ Forderung auf einen Dritten übertragen 
kann, folgt aus der Selbſtändigkeit der einzelnen Forderungen ($ 428 A 2). Im übrigen wird 
durch eine ſolche Abtretung an dem geſamten Schuldverhältniſſe ſelbſt nichts geändert. Hin⸗ 
ſichtlich des Falles der Vereinigung von Schuld und Forderung in einer Perſon durch Abtretung 
an den Schuldner vgl. A 3. 


§ 430 

Die Geſamtgläubiger ſind im Verhältniſſe zueinander zu gleichen Anteilen 
berechtigt, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt ift!). 

E 1337; M 2 169; P 1 444. 

1. Das Innenverhältnis der Geſamtgläubiger. In erſter Linie entſcheidet die getroffene 
Abmachung oder die ſich aus dem Geſchäftszwecke ergebende Parteiabſicht, mangels derartiger 
Anhaltspunkte aber iſt eine Berechtigung zu gleichen Anteilen anzunehmen. Vgl. § 426 
Abs 1 A 2. Daraus folgt für jeden einzelnen Geſamtgläubiger ohne weiteres auch das Recht, 
nach der Leiſtung des Schuldners den anteilsmäßig davon auf ihn entfallenden Betrag vom 
Empfänger der Leiſtung herauszuverlangen. Wie aber, wenn der Empfänger nur fo viel erhalten 
hat, als ihm im Verhältniſſe zu den andern Gläubigern zukommt? Falls die noch ſchuldig ge⸗ 
bliebene Leiſtung beitreibbar ift, wird der Empfänger mit Erfolg einwenden können, daß er nur 
das Seinige empfangen habe; falls ſich dagegen der Schuldner im übrigen als leiſtungsunfähig 
erwieſen hat, wird der Einwand verſagen und vielmehr die Regel durchgreifen müſſen, daß alle 
Geſamtgläubiger zu gleichen Anteilen berechtigt ſind. Es iſt kein Grund erſichtlich, weshalb bloßes 
Zuvorkommen dem Empfänger der Teilleiſtung ein Vorzugsrecht geben ſollte. A. M. Oertmann 
A 2. — Einen geſetzlichen Fall von Geſamtgläubigerſchaft gibt $ 2151 Abſ 3; hier iſt aber die 
Verpflichtung zur Teilung durch Satz 3 ausdrücklich ausgeſchloſſen. 
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1) Schulden mehrere eine unteilbare Leiſtung, fo haften fie als Gefamt- 
ſchuldner 2). 

E 1 840; M 2 178; P 1 444. 

1. Während der $ 420 eine teilbare Leiſtung im Auge hat und dabei feine Vermutung in 
gleicher Weiſe ſowohl für den Fall einer Mehrheit von Schuldnern wie den einer Mehrheit von 
Gläubigern aufftellt, regeln die 98 431 u. 432 den Fall einer unteilbaren Leiſtung, und zwar hier 
1 na je nachdem es ſich um eine Mehrheit von Schuldnern oder von Gläubigern 

andelt. 

2. Steht eine von mehreren geſchuldete unteilbare Leiſtung in Frage, ſo wird nicht eine 
bloße Vermutung aufgeſtellt, ſondern die vorbehaltloſe Beſtimmung gegeben, daß die mehreren 
Schuldner als Geſamtſchuldner haften. Ein Zweifel ($ 420) oder eine anderweite Beſtimmung 
iſt hier inſofern ausgeſchloſſen, als eine unteilbare Leiſtung nicht anteilsmäßig bewirkt werden 
kann. Doch tritt eine Ausnahme von den regelmäßigen Grundſätzen über das Geſamtſchuldver⸗ 
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hältnis auch hier ein, wenn ein Fall des paſſiven Geſamthandverhältniſſes (vgl. zu § 421 
A 1) vorliegt. Entſcheidend für die Unteilbarkeit iſt hier lediglich die Art des nach dem Schuld⸗ 
verhältniſſe an ſich geſchuldeten Leiſtungsgegenſtandes, ſo daß es nicht darauf ankommt, ob etwa 
in der Folge an die Stelle einer unteilbaren Leiſtung (Naturalherſtellung, $ 249) ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auf Geldleiſtung getreten iſt (RG 67, 275; 30. 4. 24 V 86/23). Schulden mehrere 
Schadenserſatz und kann der Gläubiger die Herſtellung gemäß § 249 fordern, ſo liegt nur dann 
eine unteilbare Leiſtung vor, wenn von allen Schuldnern eine und dieſelbe dem Inhalte nach 
gleiche Naturalherſtellung (§ 249 Satz 1) geſchuldet wird (RG 67, 273). Geht die vertraglich 
geſchuldete Leiſtung von vornherein auf Geld, fo bleibt § 431 ſelbſt dann unanwendbar, 
wenn die mehreren Empfänger der Geldleiſtung die erlangte Bereicherung nach Anfechtung 
des Vertrags an den Schuldner herauszugeben haben und nicht zu ermitteln iſt, wieviel jeder 
einzelne erhalten hat; denn in dieſem Falle würde nur der Umfang der Verpflichtung des einzelnen 
ungewiß ſein und die Ungewißheit des Umfangs einer Schuld hat mit der Frage der Teilbarkeit 
nichts zu tun (RG 67, 260; vgl. aber zu $ 427 A1, RG Warn 1914 Nr 114). Ob im Falle eines 
Herausgebervertrags unter den mehreren Herausgebern ein bloßes Geſamtſchuldnerver⸗ 
hältnis oder ein Geſellſchaftsverhältnis beſteht, iſt eine Frage der Auslegung des Vertrags (RG 
115, 362). Vgl. im übrigen über die Begriffe der Teilbarkeit und Unteilbarkeit einer Leiſtung 
9 266 A 1 Abſ 2 und 8 275 A4. 


8 132 
1) Haben mehrere eine unteilbare Leiſtung zu fordern, ſo kann, ſofern ſie 
nicht Geſamtgläubiger ſind, der Schuldner nur an alle gemeinſchaftlich leiſten 
und jeder Gläubiger nur die Leiſtung an alle fordern 2). Jeder Gläubiger 
kann verlangen, daß der Schuldner die geſchuldete Sache für alle Gläubiger 
hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer abliefert ?). 


Im übrigen wirkt eine Tatſache, die nur in der Perſon eines der Gläubiger 
eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger )). 
E I 339; M 2 171; P 1 446. 


1. Iſt bei Unteilbarkeit der geſchuldeten Leiſtung eine Mehrheit von Gläubigern vor⸗ 
handen, ſo gilt folgendes: a) Die mehreren Gläubiger ſind Geſamtgläubiger im Sinne der 
89 428430, wenn hierfür die maßgebenden Vorausſetzungen, ſei es kraft geſetzlicher Beſtimmung, 
ſei es auf Grund vertraglicher Abmachungen, gegeben ſind. b) In allen ſonſtigen Fällen beſteht 
dagegen das Verhältnis gemeinſchaftlicher Berechtigung (A 2). Das letztere Verhaltnis 
e a bildet alſo bei Forderungen auf eine unteilbare Leiſtung im Zweifel 
die Regel und iſt mithin zu vermuten, ſolange nicht der Ausnahmefall zu a nachge wieſen wird. 
Eine (rechtliche) Unteilbarkeit der Leiſtung liegt auch vor bei ſolchen Forderungen, die auf eine 
an ſich teilbare Leiſtung gehen, aber einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (Geſellſchaft, 
eheliche Gütergemeinſchaft, bi Cen zuſtehen; auf ſie findet daher 9 432 grundſätzlich 
Anwendung; 92039, der für die Erbengemeinſchaft den gleichen Rechtsſatz ausſpricht (vgl. A2) ent⸗ 
hält keine Ausnahme, ſondern nur eine Anwendung des in 5432 ausgeſprochenen Rechtsgrundſatzes 
(RG 86, 68 und die dort angef. Entſch.); wegen der Anwendung auf die Geſellſchaft vgl. aber 
A 2. Auch auf den Anſpruch eines Miteigentümers auf Herausgabe der Sache findet 9 432 
Anwendung ($ 1011, zweiter Halbſatz, dgl. A 2 dazu). Auch mehrere Vermieter eines in 
ihrem Miteigentume ſtehenden Grundſtücks ſind zur Einforderung des Mietzinſes nur 
gemeinſchaftlich berechtigt und dieſer kann daher nicht, auch nicht anteilig, gegen einen von ihnen 

epfändet werden (RG 89, 176; vgl. zu $ 535 A 3 Abſ 2). Soweit es ſich um den Beſtand des 
ietverhältniſſes im ganzen handelt (Kündigungsrecht), find fie in der Aktivſtellung Gläubiger 
einer unteilbaren Leiſtung im Sinne des § 432 (RG 124, 199). Mehrere Mieter ſind hinſichtlich 
ihrer Rechte gemeinſchaftlich Berechtigte im Sinne von $ 432, hinſichtlich ihrer Pflichten Geſamt⸗ 
ſchuldner nach $ 427, bzw. ſoweit es ſich um unteilbare Leiſtungen handelt, wie die Rückgabe der 
Mietſache, nach $ 431; vgl. zu $ 535 and. Bei Veräußerung eines Teiles des vermie⸗ 
teten Grundſtücks tritt eine gemeinſchaftliche Berechtigung im Sinne des $ 432 des bisherigen 
Eigentümers des ganzen Grundſtücks und des Erwerbers oder der mehreren Erwerber der Trenn⸗ 
ſtücke ein (RG 124, 199); desgleichen bei Veräußerung des ganzen Grundſtücks an mehrere Per⸗ 
ſonen eine ſolche der Erwerber (vgl. zu §H 571 A 3). Wegen mehrerer Jagdpächter vgl. zu $ 428 
A 2. — Die Bezeichnung mehrerer Remittenten auf einem gezogenen Wechſel ohne nähere 
Angabe über ihr Beteiligungsverhältnis macht den Wechſel nicht als ſolchen ungültig, ſondern 
bewirkt, ſofern keine Unklarheit im übrigen vorliegt, gemeinſchaftliche Berechtigung nach $ 432, 
wie ſie für unteilbare Leiſtungen durch dieſe Beſtimmung als Regel vorgeſchrieben iſt und der 
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rechtlichen Natur des Wechſelverhältniſſes entſpricht, wonach die Gläubigerſchaft keine anteilige 
($ 420) fein kann; vgl. Michaelis Wechſelrecht zu Art 4 DWO A 22, 24. 

2. Gemeinſchaftliche Berechtigung. Als das berechtigte Subjekt gelten nur alle Gläubiger 
zuſammen (vgl. § 420 A 1). Demgemäß kann der Schuldner mit befreiender Wirkung nur an 
alle gemeinſchaftlich leiſten, ſofern er ſich nicht gemäß $$ 372ff. durch Hinterlegung zu be⸗ 
freien vermag. Der einzelne Gläubiger iſt jedoch in Ausübung ſeines Sonderintereſſes (Indivi⸗ 
dualrecht) ſelbſtändig zu fordern berechtigt entweder, daß der Schuldner an alle leiſtet oder für 
alle hinterlegt, oder daß er die geſchuldete Sache, falls ſie zur Hinterlegung ungeeignet, an 
einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert. Dieſes Recht ſteht auch dem Ehe manne, 
der mit feiner Ehefrau im geſetzlichen Güterſtande gelebt hat, gemäß $ 1380 Satz 1 den Miterben 
der Frau gegenüber zu (RG JW ö 1912, 53412), und dem einzelnen Miterben kraft ſeines Individual- 
rechts gemäß § 2039 (RG Warn 1916 Nr 248). Gemäß $ 432 kann auch ein Geſellſchafter als 
Mitglied der Gemeinſchaft zur geſamten Hand auf Zahlung an die Geſellſchaft klagen (RG 70, 33; 
76, 280), während in RG 86, 69 gegen die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift Bedenken wegen 
8 709 erhoben werden und auf alle Fälle die Anwendbarkeit verneint wird, wenn die Vertretung 
der Geſellſchaft abweichend von § 709 durch Geſetz, wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft (§ 125 
HGB), oder durch Vertrag beſonders geregelt ift; vgl. auch Seuffa 71 Nr 43. Stellt einer der 
Gläubiger ein Verlangen der einen oder der anderen vorſtehend bezeichneten Art, dann befreit 
ſich der Schuldner allen Gläubigern gegenüber dadurch, daß er dem Verlangen nach⸗ 
kommt. Alle ſonſtigen Tatſachen, die nur in der Perſon eines Gläubigers eintreten, alſo auch 
die nicht nach Abſ 1 an alle oder für alle erfolgende Zahlung, Hinterlegung oder Ablieferung 
($ 422), ferner der Erlaß ($ 423) und der Gläubigerverzug ($ 424), ſowie das rechtskräftige Urteil 
(RG 119, 168 für den Fall des Herausgabeanſpruchs nach $ 1011, vgl. A 1) wirken hier weder 
für noch gegen die anderen Gläubiger. 


Gewerbe⸗ und Induſtrie⸗Kommentar 
(GJ K.) 


Unter beſonderer Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts herausgegeben von Senatspräſidenten und Räten des Reichs⸗ 
gerichts unter Führung des Senatspräſidenten Dr. h. c. Koenige 
Band I 
a betreſſend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Kommentar von Dr. jur. 
Erich Brodmann, Reichsgerichtsrat i. R. Groß⸗Oktav. Zweite, verbeſſerte Auflage. 
VIII, 304 Seiten. 19d RM. 16.—, gebunden 18.— 
„Die Ausführungen find, wie man es bei dieſem Autor gewohnt iſt, tief durchdacht und laſſen 
bei Bekämpfung gegenteiliger Anſichten erkennen, daß das Für und Wider an der Hand voll 
ausgeſchöpfter Rechtſprechung und Literatur überall zu ſeinem Recht kommt.“ 
Band 11 (Leipziger Ztſch. f. deutſch. Recht v. 1. VI. 1931.) 
an 


Scheckgeſetz mit allen einſchlägigen Nebengeſetzen, den ausländiſchen Geſetzen und dem Deutſchen 
Poſtſcheckgeſetz mit Poſtſcheckordnung. Kommentar von Reichsgerichtsrat Michaelis. 
Groß⸗Oktav. VII, 339 Seiten. 19ge 2e... RM. 16.—, gebunden 18.— 

„Was der Staub für das Handelsgeſetzbuch ift, dürfte der Kommentar von Michaelis für das Scheck- 

geſetz bedeuten, nämlich eine großangelegte, dem Bedürfnis der Wiſſenſchaft wie dem der Praxis 

in gleicher Weiſe Rechnung tragende Durcharbeitung des Geſetzestextes, der dazugehörigen 

Materialien, der einſchlägigen Literatur ſowie der höchſtrichterlichen ee a 

(Deutſche Wirtſchafts⸗Zeitung.) 


Vand III 
Warenzeichenrecht. Kommentar von Dr. Alfred Hagens, Senatspräſident am Reichsgericht. 
Groß-⸗Oktav. VIII, 408 Seiten. 19e m:: .. RM. 22.—, gebunden 24.— 


„. Eine ausführliche Darſtellung, die zeigt, daß der Verfaſſer das geſamte Fachſchrifttum und 
die reichhaltige Rechtſprechung reſtlos beherrſcht. Ich habe gefunden, daß nicht ein einziger Fall 


von Bedeutung fehlt.“ (Markenſchutz und Wettbewerb Nr. 12, 1927.) 

Band IV 

Aktienrecht. Kommentar von Dr. jur. Erich Brodmann, Reichsgerichtsrat i. R. Groß⸗ Oktav. 
XII, 580 Seiten. 192ù9 4 RM. 28.—, gebunden 30.— 


Die Anderungen des Aktienrechts werden als Nachtrag beigefügt. 
„Mit unvergleichlichem Geſchick hat der Verfaſſer Großartiges geleiftet. — Brodmann 
iſt Trumpf!“ (Beitſchrift für Artiengeſellſchaften Nr. 9/10, 1928.) 
Band V 
Das Patentgeſetz. Kommentar unter Berückſichtigung der ſchon vorgeſchlagenen und weiter 
beantragten Abänderungen des Geſetzes. Von Dr. jur. Eduard Pietzcker, Reichsgerichts⸗ 
rat i. R. I. Halbband: Mit Nachtrag 1932. 8 1—12. Groß⸗Oktav. 427 Seiten. 1929 
RM. 26.—, gebunden 28.— 
„Die überall zutage tretende geiſtige Leiſtung macht Pietzckers Kommentar für je den, der ſich mit 
dieſem Rechtsgebiet zu beſchäftigen hat, zum unentbehrlichen Rüſtzeug.“ Markenſchutz u. Wettbewerb.) 


Band VI 


Wechſelrecht. Kommentar auf der Grundlage der Deutſchen Wechſelordnung unter vergleichs⸗ 
weiſer Heranziehung der hauptſächlichſten ausländiſchen Wechſelgeſetze und des künftigen 
einheitlichen Wechſelrechts. Von Richard Michaelis, Reichsgerichtsrat i. R. Groß⸗Oktav. 
VIII, 583 Seiten und 29“ Seiten. 1932, und Nachtrag 1933 enthaltend den Text des 
neuen Wechſelgeſetzes vom 21. Juni 1933 mit Verweiſungen zu jedem Artikel auf die dazu⸗ 
gehörigen Erläuterungen im Hauptban᷑ Geb. RM. 24.— 

„ .. Die Herausgabe dieſes Kommentars entſpricht einem praktiſchen Bedürfnis... . Es dürfte 

nicht zuviel gefagt fein, wenn man den Michaelisſchen Kommentar als den Kommentar für die 


eſamte Materie des Wechſelrechts bezeichnet.“ 
gef e b. nde und Handelskammer, Berlin, Nr. 14, v. 25. VII. 1932.) 


Sonderproſpekte ſtehen koſtenlos zur Verfügung 


Walter de Gruhter & Co., Berlin W 10, Genthiner Straße 38 


Staubs Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 


Vierzehnte Auflage. Bearbeitet von Albert Pinner, Felix Bondi, Wilhelm 

Gadow, Eduard Heinichen. Vier Bände. Lexikon⸗Oktav. 1932/33. In Halbl. RM. 140.— 
Der einzige abgeſchloſſene Groß⸗Kommentar zum HGB nach neueſtem Stand. Für jeden mit 
handelsrechtlichen Streit und Zweifelsfragen befaßten Juriſten und Wirtſchaftler iſt die Neu⸗ 
bearbeitung von Staub's HGB damit wieder für lange Zeit der gegebene Helfer. 
„Alles in allem genommen haben die Bearbeiter der Neuauflage es verſtanden, das berühmte 
Werk auf der ragenden Höhe zu halten, auf die es ſein genialer Erſtherausgeber geſtellt hat. In 
ſchwierigen Zweifelsfragen wird der Praktiker niemals ohne Erfolg nach feinem ‚Staub‘ greifen.” 


Reichserbhofgeſetz . 


vom 29. September 1933. Nebſt Durchführungsverordnung. Erläutert von Staatsrat 

Guſtav Wagemann, Präſident des Landeserbhofgerichts in Celle, und Dr. Karl Hopp, 

Amtsgerichtsrat im Preuß. Juſtizminiſterium. 

2. Auflage von Wage mann, Bäuerliches Erbhofredt .......... Geb. RM. 4.50 

Taſchenformat. 216 Seiten. (Guttentagſche Sammlg. Dtſch. Reichsgeſ., Nr. 184) 
„J .. So iſt denn auch dieſer neue Kommentar mit derſelben Wärme geſchrieben, mit der der 
erſte Kommentar geſchrieben war, und mit dem er für das Geſetz geworben hatte. Auch die 
Sprache iſt ſo volkstümlich wie im erſten Kommentar gehalten und wendet ſich nicht nur an den 
Juriſten, ſondern an alle intereſſierten Kreiſe.“ Deutſche Juſtiz, Ausgabe A Nr. 46. 


Strafprozeßordnung 


Früher von Loewe⸗Hellweg-Roſenberg. 
19., völlig umge arbeitete Auflage von Hans Gündel, Senatspräſident am Reichsgericht, 
Heinrich Lingemann, Oberſtaatsanwalt, Dr. jur. h. c. Fritz Hartung, Reichsgerichtsrat, 
Ernſt Niethammer, Reichsgerichtsrat. 
1. Lieferung: Einleitung, Einführungsgeſetz und 88 1-150 der StPO. 496 S. 1933. RM. 18.— 
2. Lieferung: 88 151—332. 408 Seiten. 19323233 RM. 15.— 
3. Lieferung: § 333474 und Gerichtsverfaſſungsgeſetz, gelangt in Kürze zur Ausgabe. 
Die neuen Herausgeber haben alle, auch die unverändert gebliebenen Vorſchriften, durchweg neu 
geſtaltet. Die Anderungen des Verfahrensrechts und der Gerichtsverfaſſung durch Geſetze und 
Verordnungen wurden bis in die jüngſte Zeit in den Kreis der Bearbeitung gezogen. 


Keichs⸗Strafgeſehbuch 


nach ſeinen Abänderungen durch die neueſte Geſetzgebung. 
Leipziger Kommentar von Dr. Dr. Ludwig Eberma yer, weil. Oberreichsanwalt i. R. 
und Prof. an der Univ. Leipzig, Dr. Adolf Lobe, Senatspräſident am Reichsgericht i. R. 
und Dr. Werner Roſenberg, weil. Reichsgerichtsrat i. R. 
Leipziger Kommentar mit beſonderer Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichsgerichts. 
5., vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
Band I: Allgemeiner Teil nebſt ſyſte matiſcher Einführung von Dr. Adolf Lobe, Senats⸗ 
präſident am Reichsgericht i. R. Oktober 1933. III, 469 Seiten Geb. RM 20.— 
Band II: Beſonderer Teil gelangt ſpäter zur Ausgabe. 
In der Neuausgabe des „Allgemeinen Teils“ des „Leipziger Kommentars“ ſind die bis jetzt 
getroffenen Geſetzesänderungen vollſtändig berückſichtigt. Anderungen, die das künftige Geſetzbuch 
bringen wird, können in einem Nachtrag bei Herausgabe des II. Bandes mit Leichtigkeit ergänzt 
werden. Der II. Band mit dem Beſonderen Teil wird vorausſichtlich auf der Grundlage des 
neuen StGB erſcheinen. 
Die Erläuterungen dieſes Kommentars ſtehen durchweg auf dem vom neuen 
Recht eingenommenen Standpunkt der Vergeltungsſtrafe; ſie haben alſo beſon⸗ 
deres Gewicht und ſind heute für die ſtrafrechtliche Praxis wichtiger denn je. 


Ausführliche Sonderproſpekte koſtenlos 


Walter de Gruhter & Co., Berlin W 10, Genthiner Straße 38 


Nachweis wichtiger Geſetzesausgaben 


mit und ohne Erläuterungen, größerer und kleinerer Kommentare, Zehrbficher, 
Sammelwerke, Entſcheidungsſammlungen, Zeitſchriften 


verlag Walter de Gruyter & Co., Berlin W 10 und Leipzig 


— Januar 1954 
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Die in dieſem „Nachweis“ aufgeführte Literatur iſt in jeder gut 
geleiteten Buchhandlung erhältlich. Auf Wunſch erfolgt auch Lie⸗ 
ferung der in dieſem Anhang aufgeführten Literatur zur Anſicht. 


J. Allgemeines, Sammelwerke. 


Handwörterbuch der Rechtswiſſenſchaft (FAR). Unter Mitberatung von Reichs- 
gerichtspräſident Dr. Dr. E. Bum ke, Reichsgerichtsrat Dr. L. Buſch, Ober ⸗ 
reichsanwalt Prof. Dr. Dr. L. Ebermaher, Geh.-Rat Profeſſor Dr. Dr. Fr. 
Endemann, Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Dr. E. Heymann, Senatspräſi⸗ 
dent am Reichsgericht Dr. O. Strecker, Präſident des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts Staatsrat Dr. K. v. Unzner 5, herausgegeben von Dr. jur. 
Fritz Stier⸗Somlo, o. Profeſſor an der Univerſität Köln, und Dr. jur. 
Alexander Elſter, Berlin. 6 Bände. 1926/29. 1 Ergänzungsband 1931. 
eee 0 ee In Halbleder geb. RM. 312.— 

„Es zeigt sich doch jetzt immer mehr, daß Ihr Handwörterbuch ein ganz großer 
Wurf war. Wie ich höre, wird es auch in der Praxis in steigendem Maße benutzt.“ 
Professor Dr. Nipperdey, Köln. 

Die Reichsgerihtsprazis im deutſchen Nechtsleben. Feſtgabe der juriſtiſchen 
Fakultäten zum 50 jährigen Beſtehen des Reichsgerichts (1. Oktober 1929), 
unter Mitwirkung der Profeſſoren Gerhard Anſchütz, Heidelberg, Ernſt Hey⸗ 
mann, Berlin, Theodor Kipp, Berlin, Wilhelm Kiſch, München, Alfred 
Schultze, Leipzig, Heinrich Siber, Leipzig, herausgegeben von Otto 
Schreiber, weiland Profeſſor in Königsberg i. Pr. Groß⸗Oktav. 1929. 

RM. 110.—, in Halbfranz geb. RM. 134.— 
I. Band: Öffentliches Recht. II. Band: Zivil- und Handelsrecht. III. Band: 
Zivil- und Handelsrecht (Fortſetzung). IV. Band: Handels- und Wirtſchafts⸗ 
recht. V. Band: Strafrecht und Strafprozeß. VI. Band: Zivilprozeßrecht. 
Die Bände werden einzeln abgegeben. 
Mil dieser umjangreichen Festgabe wird eine große, systematisch geordnete 


Relhe hervorragender Monographien veröllentlicht, die durchweg besonders wich- 
tige und schwierige Fragen aus allen Teilen des Rechts behandeln. 


Fünfzig Jahre Reichsgericht am 1. Oktober 1929. Von Dr. Adolf Lobe, Se⸗ 
natspräſident am Reichsgericht i. R., M. d. R. unter Mitarbeit von Mit- 
gliedern und Beamten des Reichsgerichts, der Reichsanwaltſchaft und der 
Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht. Mit 14 Porträts und 15 Abbildungen. 
Lexikon⸗Oktav. VI, 436 Seiten. 1929. 

RM. 20.—, in Halbfranz RM. 24.— 


Von den belden Festschrilten „Lobe. Fünjzig Jahre Relchsgericht“ und der 
Festgabe der juristischen Fakultäten gibt die vorliegende ein BIId der oraa- 
nisatorischen Geslallung des Relchsgerichts und seiner Einrich- 
tungen, in deren Schutz sich seine Aufgaben und seine Arbeit gestalten. Aus- 
jährlicher Prospekt mit Inhaltsverzeichnis kostenlos. 


Fehr, Hans, Das kommende Recht. Groß⸗Oktav. 28 Seiten. 1933. RM. 1.— 


Die kleine lesenswerte Schrlit des bekannten Rechtslehrers enthält viele Gedanken 
und Anregungen fur die kommende Rechtsrelorm und gibt auf realer Grundlage an 
der Hand von Beispielen eine interessante Skizze der neuen Rechtslehre. 


Küchenhoff, Nationaler Gemeinſchaftsſtaat, Volksrecht und Vollsrechtſprechung. 

Oktab 46 Seiten 193 NY 

Das aus der Weltanschauung des Nationalsoꝛlalismus stammende Recht hal sein 
eigenes neuartiges Gepräge. 
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Der Verjasser legt die allgemeinen geschichtlichen, weltanschaulichen und staats- 
rechtlichen Zusammenhänge dar, deren Kenntnis zum Verständnis des neuen Rechts 
unbedingt erforderlich Ist. Seine Ausfuhrungen werden dazu beitragen, weiter metho- 
disch fundierte Grundsätze für die Rechisanwendung im Dritten Reich zu gewinnen. 


Flügge, Ludwig, ec Denken in Juſtiz und Verwaltung. Oktav. 
58 Seiten. 1933 .. RM. 2.50 


Inhalt: hr — 7. Die re 1 2555 nd) der Umwelt. — JI. 
Die kritische Zeitiage. — Ill. Praktischer Teil: Erbbiologische Gesichtspunkte bei 
Vertellung von Ämtern und Arbelts posten. — Zubilligung und Versagung ölfentlicher 
Ehren und Beeinflussung der Volkssitte. — IV. Rassenhyglene.— V. Das Durch- 
dringen in der gesamten öjfentlichen Verwaltung. — VI. Überwindung von Hemmungen. 


Bürgerliches Rechtslezilon. (Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, dem Handels- 
geſetzbuch und ſonſtigen Reichs⸗ und Landesgeſetzen.) Von E. Chriſtiaui, 
weil. Amtsgerichtsrat. Vierte, durchgearbeitete und verbeſſerte Auflage von 
Dr. Alexander Elſter, Rechtsanwalt Dr. Hugo Hoormann, Amtsgerichtsrat 
Georg Krauſe, Lexilon⸗Oktav. IV, 474 Seiten. 1930. . Geb. RM. 15.— 


Criſolli, Karl⸗Auguſt, Verordnung des Reichspräſidenten über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Rechtspflege und Verwaltung vom 14. Juni 1932. Text⸗ 
ausgabe mit Einleitung, Vorbemerkungen und Sachregiſter. Taſchenformat. 
84 Seiten. 1932. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 170 En 

RM. 2.1 


Die Vierte Notverordnung. (Vierte Notverordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren 
Friedens. Vom 8. XII. 1931.) Erläuterte Textausgabe mit Durch- 
führungsverordnungen. Taſchenformat. XVI, 364 Seiten. 1932. Mit 
Nachträgen enthaltend die Anderungen bis April 1932. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze, Bd. 180.) . . . Geb. RM. 5.40 


Hedemann, J. W., Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. Zweite, erwer⸗ 
terte und umgeſtaltete Auflage. Oktav XXII, 566 Seiten. 1927. (Lehr- 
bücher und Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. IX.) 

RM. 12.60, geb. RM. 14.40 


„. Die glänzende Darstellungsweise macht das Studium des Werkes zu 
einem Vergnügen. Beneidenswert der Student, der an der Hand dieses erlesenen 
Führers in das weilte Gebiet unserer Wissenschaft eingejührt wird. Aber auch der 
Proktiker wird dieses Buch, das Ihm einen Ausblick von hoher Warte bietet, 
nicht ohne Nutzen lesen.“ Juristische Blätter Nr. 13, v. 2. VII. 1927, 


Wegner, Arthur, Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. 
I. Band: Aufbau des Rechtes, geſchichtlich und ſyſtematiſch. Rechtswiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeitsweiſe. Bürgerliches Recht. Handelsrecht. Arbeitsrecht. 
144 Seiten. 1931. (Sammlung Göſchen Bd. 1047.) . . Geb. RM. 1.62 
II. Band: Drei Bücher Offentliches Recht: Staat, Völkergemeinſchaft, 
Kirche. 140 Seiten. 1931. (Sammlung Göſchen Bd. 1048.) Geb. RM. 1.62 


Schröder, Richard, und Künßberg, F., Lehrbuch der deutſchen Rechtsge⸗ 
ſchichte. Siebente Auflage. Groß⸗Oktav. Um einen Literatur⸗Nachtrag 
vermehrter Abdruck der 6. Aufl. Mit einer Abbildung im Text und einem 
Bildnis. IV, 1083 Seiten. 1932 .. Geb. RM. 33.30 

Dieses 1 Lehrbuch hat sich seit langen Jahren bestens bewährt. 

ehr, Hans, Deutſche Rechtsgeſchichte. Zweite, verbeſſerte und ergänzte 

We Sie le Seiten 1525. (chene und Grundriſſe der 
Rechtswiſſenſchaft Bd. X.) RM. 11.70, geb. RM. 13.— 
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Schröder, Richard, und Glitſch, Heinrich, Deutſche Rechtsgeſchichte. Zweite 
Auflage. Neudruck. 
I. Bis zum Ende des Mittelalters. 160 Seiten. 1929. (Sammlung Göſchen 


Bd. 621.) .. Geb. R. M 1.62 
II. Die Neuzeit. 90 Seiten. 1929. (Sammlung Göſchen Bd. 664.) 
Geb. RM. 1.62 


Eine gemeinverständliche kurze Darstellung der deutschen Rechtsgeschichte. 


Gieſe, Friedrich, Preußiſche Rechtsgeſchichte. Überſicht über die Rechtsent⸗ 
wicklung der preußiſchen Monarchie und ihrer Landesteile. Ein Lehrbuch 
für Studierende. Groß⸗Oktav. 256 Seiten. 1920. 

RM. 5.—, geb. RM. 6.50 
von Mayr, Robert, Nömiſche Rechtsgeſchichte. I. Buch. Die Zeit des Volks⸗ 
rechtes. 1. Hälfte: Das n N 150 Seiten. 1912. (Sammlung 


Göſchen Bd. 577.) . . . Geb. RM. 1.62 
2. Hälfte: Das Privatrecht. 117 Seiten. 1912. (Sammlung Göſchen 
Bd. 578.) .. Geb. RM. 1.62 


II. Buch: Die Zeit des Amts- und Verkehrsrechtes. 5 Hälfte: Das öffent⸗ 
liche Recht. 158 Seiten. 1912. (Sammlung Göſchen Bd. 645.) 


Geb. RM. 1.62 
2. Hälfte: Das Privatrecht I. 122 Seiten. 1913. (Sammlung Göſchen 
Bd. 646.) .. Geb. RM. 1.62 
Das Privatrecht II. 150 Seiten. 1913. (Sammlung Göſchen Er 125 01 N 
III. Buch. Die Zeit des Reichs- und Volksrechtes. 111 Seiten. 1913. 
(Sammlung Göſchen Bd. 648.) .. Geb. RM. 1.62 
IV. Buch. Die Zeit der Drientalifierung des eömilgen Rechtes. 155 Seiten 
1913. (Sammlung Göſchen Bd. 697.) .. Geb. RM. 1.62 


Schott, Richard, Hilfsbüchlein für die Sade über al Ge» 
ſchichte und Zivilprozeß des römischen . 2. Auflage. 2 
42 Seiten. 1933 RM. 1.60 

„Ein Büchlein, das sehr brauchbares Material bietet. Kein Lehrbzch, Kein Grundriß, 
sondern eine gut aufgebaute und juristisch klar durchgearbeltete Sammlung von Beleg- 
stellen und Quellen zur Erleichterung des Studiums des römischen Rechts...“ 

Der Relerendar Nr. 8, v. 5. IX. 1931, 

Endemann, Friedrich, Grundriß des römiſchen Privatrechts. Oktav. X, 256 
und 30 Seiten. 1925. (Lehrbücher und Grundriſſe der Rectsmiffenfiaft 
BERTE) u % RM. 8.10, geb. RM. 9.5 

. Die Sprache ist einjach, Bir leicht 22 r eee die so 

0/1 In anderen Werken stören, sind ganz vermieden.. So hat Endemann ein nach jeder 
Richtung hochstehendes Werk geschaffen.“ 

Der junge Rechtsgelehrle Nr. 16, v. I. VIII. 1925. 

Stammler, Rudolf, Aufgaben aus dem römiſchen Recht. Der „Inſtitutionen⸗ 
übungen für Anfänger“ vierte 1 3 IV, 92 Seiten. Mit 
Figuren im Text. 1919 . . . Geb. RM. 5.— 


Zum selbständigen Einarbeiten in das System de römischen Privatrechts. 


Stammler, Rudolf, Lehrbuch der Rechtsphiloſophie. Dritte, vermehrte Auf⸗ 

lage. Groß⸗Oktav. XVI, 396 Seiten. 1928. RM. 13.—, geb. RM. 15.— 

... kann das Buch wegen der Meisterschaft der Darstellung, wegen der Klar- 

heit und Genauigkeit seiner Formulierungen und wegen des außerordentlich reichen 

llterarischın Apparates auf das Wärmste empfohlen werden. Ein ausführliches 
Register er'sichtert den Gebrauch.“ 

Leipziger Zisch. . deufsches Recht Nr. 22, v. 15. AJ. 1929, 
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Stammler, Rudolf, Rechts⸗ und Staatstheorien der Neuzeit. Leitſätze zu 
Vorleſungen. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Oktav. IV, 
116 Seiten. 192 ꝓ . NM. 3.50, geb. RM. 4.50 

Ein unentbehrliche, Führer durch die Rechis- und Staatstheorlen der Neuzelt. 

Stammler, Rudolf, Wirtſchaſt und Necht nach der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung. Eine ſozialphiloſophiſche Unterſuchung. Fünfte, durch einen 
Nachtrag ergänzte Auflage. Oktav. VIII, 704 Seiten. 1924. 

RM. 14.—, geb. RM. 16.— 

Friedrichs, Karl, Der Allgemeine Teil des Rechts. Eine Darſtellung der ge⸗ 
meinſamen Lehren des öffentlichen und des privaten Rechts. Groß-⸗Oktav. 
X, 306 Seiten. 192ꝶ²/ù½˖m . RM. 12.—, geb. RM. 13.50 

„Eine solche Arbeit lehlte bisher in der juristischen Literatur, Friedrichs ist 
wie kein anderer berujen, eine grundlegende Arbeit über dieses Gebiet zu 
schreiben Mitiellungen des Preuß. Richtervereins Nr. 4, v. 15. IV. 7927. 

Maas, Georg, und Magnus, Julius, Abkürzungsverzeichnis der Rechtsſprache. 
Abkürzungen der Bezeichnungen von Rechtsquellen, Behörden, Entſchei⸗ 
dungen uſw. des deutſchen und öſterreichiſchen Rechts. Oktav. IV, 140 
Seiten. 192009 . RM. 4.—, geb. RM. 5.— 

„Bis jetzt fehlte eine Zusammenstellung. die in zuverlässiger Weise die ge- 
bräuchlichsten Abkürzungen wiedergab. Diese Lücke jüllt das neue Buch In glück 
licher Weise aus.“ Der junge Rechtsgelehrte Nr.5, v. I. Ill. 1929. 


II. Bürgerliches Recht 
1. Bürgerliches Geſetzbuch 


Lehmann, Heinrich, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Geſetzbuches. Vierte, 
vermehrte und verbeſſerte Auflage. Oktav. XVI, 512 Seiten. 1933. 
(Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. I.) Geb. RM. 14.— 

sn... Das Studium dieses gediegenen Buches kann dem vorgeschrittenen An- 
länger, namentlich dem Rejerendar, nicht warm genug empjohlen werden. Aber 

auch dem Praktiker bietet es reichen Nutzen.“ 
Leipziger Zisch. f. deutsches Recht Nr. I, v. 1.1.1929. 

Leonhard, R., Der Allgemeine Teil des Bürgerlichen Gefegbudhes in ſeinem 
Einfluſſe auf die Fortentwicklung der Rechtswiſſenſchaft. Groß⸗Oktav. XVI, 
537 Seiten. 1900. (Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches in Einzeldarſtel⸗ 
D rr „ 10 


Die Sammlung „Recht des Bürgerlichen Gesetzbuches“ umjaßt syslemallsche 
Darstellungen des BOB. aus der Feder erster Juristen der Wissenschalt und Praxis. 


Oertmann, Paul, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

I. Einleitung. Lehre von den Perſonen und von den Sachen. Dritte, ver⸗ 
beſſerte Auflage. 136 Seiten. 1926. (Sammlung Göſchen Bd 477.) 
Geb. RM. 1.62 
II. Erwerb und Verluſt, Geltendmachung und Schutz der Rechte. Dritte, 
verbeſſerte Auflage. 147 Seiten. 1928. (Sammlung Göſchen Bd. 448.) 
Geb. RM. 1.62 
Nach der die Vorgeschichte des BGB. und einzelne für seine Bedeutung und 
Anwendung wichtige Hauplitagen behandelnden Einleitung bespricht der Verlas- 
ser die Lehre von den Personen und von den Sachen. Er verarbeitet den Inhalt 
der einzelnen Gesetzesparagraphen wissenschaftlich und erörtert dabel auch mehr- 

lach Fragen, die im BGB. selbst nicht geregelt, höchstens gestreift werden. 
Plands Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 
Bisher herausgegeben von E. Strohal. Bearbeitet von E. Brodmann, 
L. Buſch, J. Ebbecke, F. Flad, M. Greiff, K. Gunkel, P. Knoke, 
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M. Landois, A. Lobe, Fr. Oegg, H. Siber, O. Strecker, K. von 
Unzner. Vierte, völlig neubearbeitete Auflage. Lexikon⸗Oktav. Bisher 
ſind erſchienen: 
I. Band: Allgemeiner Teil. 606 Seiten. 1913. RM. 15.—, geb. RM. 17.— 
II. Band, 1. Hälfte: Recht der Schuldverhältniſſe. (Allgemeiner Teil.) 640 
Seiten. 19111 RM. 15.—, geb. RM. 17.— 
II. Band, 2. Hälfte: Recht der Schuldverhältniſſe. (Beſonderer Teil.) 1926 
Seiten. 19ů 3838. RM. 49.—, geb. RM. 52.— 
III. Band: Sachenrecht. 5. Auflage. 1. Lieferung: Einleitung und 88 854 
bis’ 3027 enn 
2. Lieferung: 88 903—1017 und Verordnung über das Erbbaurecht. 
Sei 21933 
3. Lieferung: 88 1018—1112. Seite XII, 729—941. 1933. RM. 12.— 
IV. Band: Familienrecht. 1. Hälfte 88 1297—1588. 701 Seiten. 1928. 
RM. 26.—, geb. RM. 28.— 
V. Band: Erbrecht. Vierte, völlig neubearbeitete Auflage. Groß⸗Oktav. 
XII, 1136 Seiten. 19h30. RM. 51.—, geb. RM. 54.— 


Sonder prospekt kostenlos. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch mit beſonderer Berückſichtigung der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts. Erläutert von Dr. Beſſau, Dr. Hallamik, Dr. Lobe, 
Michaelis, Oegg, Sayn, Schliewen und Seyffarth, Reichsgerichts⸗ 
räten und Senatspräſidenten am Reichsgericht. Achte Auflage. 5 Bände. 
Lexikon⸗Oktav. 1933. 

1. Band: Allgemeiner Teil. Recht der Schuldverhältniſſe I. (Allgemeiner 
Teil) bearbeitet von Dr. Beſſau, Degg, Sayn (Allgemeiner Teil) Michaelis 
(Recht der Schuldverhältniſſe )... In Halbleder geb. RM. 30.— 
Die Abnahme des I. Bandes verpflichtet zum Bezug des ganzen Werkes. 
Band II bis V ſollen in raſcher Folge zur Ausgabe gelangen. 
Der BGB.-Kommentar von Reichsgerichtsräten, der die Rechtsprechung bis in die 
neueste Zeit berücksichtigt, wird mehr noch als bisher zum schlechthin nicht zu ent- 


behrenden Rüstzeug für Anwendung und weitere Entwicklung deutschen bürgerlichen 
Rechts. 


Achilles⸗Greiff, Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. Mit Ein- 
leitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Nach dem Tode des erſten Her⸗ 
ausgebers Dr. A. Achilles in Verbindung mit J. Altſtötter, Oberamts⸗ 
richter in Sonthofen, O. Meyer, Oberlandsgerichtspräſident in Celle, 
Dr. J. Kieckebuſch, Land⸗ und Amtsgerichtsrat in Kaſſel, Dr. O. Strecker, 
Senatspräſident am Reichsgericht i. R. in Leipzig, herausgegeben von 
Dr. M. Greiff, Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat, Oberlandesgerichtspräſident i. R. 
in Berlin. Dreizehnte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Mit Erläu⸗ 
terungen der Verordnung über das Erbbaurecht, des Geſetzes über die 
religiöſe Kindererziehung und des Geſetzes für Jugendwohlfahrt. 
Groß-Oktav. XXIII, 1304 Seiten. 1930. (Guttentagſche Sammlung Deut- 
ſcher Reichsgeſetze Bd. 38/39.:)7ʒ! . Geb. RM. 21.60 


„Das angesehene Werk bedar} keines Wortes der Emplehlung. Es gehört zu 
denjenigen Handkommentaren, die sich in der juristischen praxis unangejochtenes 
Bürgrecht erworben laben Berliner Tageblatt v. 22. VII. 1930, 


Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. Vom 18. Auguſt 1896 mit 
Berückſichtigung der bis zum 1. Januar 1928 ergangenen Abänderungen. 
Textausgabe mit ausführlichem Sachregiſter. Sechzehnte Auflage (61. 
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bis 66. Tauſend). Taſchenformat. 758 Seiten. 1928. (Guttentagſche Samm- 
lung von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) 
Geb. RM. 2.50 


Dis vorliegende Ausgabe zeichnet sich durch Vollständigkeit und besondere 
Ausführlichkeit des Sachregisters aus. 


Schulz, F. H., Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. Taſchen⸗ 
format. Zweite, unveränderte Auflage. XI, 664 Seiten. 1931. Geb. RM. 5.— 
(Lehrausgaben Deutſcher Geſetze Bd. I.) 


Dieser Band bringt auch die Bezeichnung der entsprechenden römisch-recht- 
lichen bzw. gemeinrechtlichen Instilule und verwirklicht damit einen Gedanken, 
der eigentlich wohl schon vor dreißig Jahren hätte ausgelührt werden sollen. 


Lindemann, Otto, Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. 
September 1899 nebſt einem Anhang: Verordnung zur Ausführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 16. November 1899. Nach dem Tode des 
früheren Herausgebers Kammergerichtsrat Dr. P. Simson, erläutert von 
Geh. Oberjuſtizrat Otto Lindemann, Miniſterialdirektor im Pr. Juſtiz⸗ 
miniſterium. Vierte Auflage. Taſchenformat. 208 Seiten 1930. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 23.) . Geb. RM. 4.50 


„ . Der Praxis ist aber mit einer solchen Ausgabe besonders gedient... die sich 
Aufklärung über die Tragweite und die Bedeutung einer Vorschrift des Preuß. 
AGBGB. verschaffen wollen, finden in Lindemanns Ausführungen einen nle ver- 
sagenden Führer.“ Der junge Rechtsgelehrte Nr. 10, v. 15. V. 1930. 


Juriſtiſcher Anſchauungsſtoff. Herausgegeben von Helmut Rühl, o. Prof. 
d. Rechte a. d. Univerſität Göttingen. 
Heft 1: 

Rühl, H., Bürgerliches Recht und Arbeitsrecht. Groß⸗Oktav. VIII, 148 
Seifen h „RM 
„ .. Die Sammlung bildet eine wertvolle und unerläßliche Ergänzung zum 
materiellen Rechtswissen und seiner Verwendung, indem sie das formale Werk- 
und Rüstzeug dazu bereitstellt “ 
Breslauer Hochschul-Rundschau Nr. 7, Okt. / Nov. 1931. 

Ehüd, Richard, Zivilrehispraltilum. Zum Selbſtſtudium und zum Lehr⸗ 
gebrauch. Vierte, vermehrte Auflage. Herausgegeben von Guſtav 
Schreiber. Groß-Oktav. 160 Seiten. 1930. . Geb. RM. 6.— 


„Das Werk Ist elne Obungsschule des juristischen Denkens, gleich wertvoll 
dem Studenten wie dem Relerendar. Nützlich besonders auch in der Hand des 
Repelltors, kann es dessen Lehre doch in vielem ersetzen. Sell drei Jahrzehnten 
ist das Zivilrechtspraktikum von Schück in großen Auflagen im Gebrauch und 
seine Wertschätzung ist mit jeder neuen Auflage gewachsen.“ 

Breslauer Hochschul-Rundschaun Nr. 8, November 1930. 


von der Moſel, Heinrich, Löfungen zu dem von eee Dr. Ri- 

chard Schück herausgegebenen Zivilredhtsprattilum. Nach dem Bürger- 

lichen Geſetzbuch bearbeitet für Studierende und Referendare. Fünfte 

Auflage. Groß⸗Oktav. 227 Seiten. 1931. RM. 6.—, kart. RM. 6.50 
Die Lösungen behandeln jast alle in dem Praklikum enthaltenen Fälle. 


v. Schwerin, Cl., Frhr., Grundzüge des deutſchen Privatrechts. Zweite 
Auflage. Oktav. XII, 342 Seiten. 1928. (Lehrbücher und Grund- 
riſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. XIII.) RM. 8.50, geb. RM. 9.90 

„ bel seiner gedrängten, aber klaren Darstellung bringt das Buch trotz 
meisterhafter Beschränkung auf das Wesentliche eine erstaunliche Fülle des In- 
haltes. Es kann jedem Rechtsbejlissenen, der es mit seiner wissenschaftlichen 


Ausbildung ernst meint, bestens empfohlen werden.“ 
Deutsche Richterzeitung v. 15. VI. 1925. 
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Melchior, Georg, Die Grundlagen des deutſchen internationalen Privatrechts. 
Oktav. XXXII, 558 Seiten. 19322. RM. 24.—, geb. RM. 26.— 
Die bisher eingehendste Darstellung des allgemeinen Teils des deutschen Inter- 
natlonalen Privatrechis au} positivrechtlicher Grundlage. 

Wegner, Arthur, Jugendrecht. Ein Lehrbuch zur Einführung. Oktav. IV, 
E eee ee 5.40, geb. RM. 6.75 
„ . . Es will nur eine „Einführung“ geln, bietet aber trotz der oft verhälinis- 
mäßlg kurz behandelten Einzelgebiete, eine reiche Fülle des Stoffes, die durch 
eine umjangreiche Literatur ergänzt wird, bei der namentlich dle Entwicklung des 
englischen Jugendrechis weltgehendste Berücksichtigung finde. Auch die Recht- 

sprechung der höchsten Gerichts Ist hdufig herangezogen. 
Juristische Wochenschrift v. 29. VI. 7929. 


Schuldverhältniſſe insbeſondere 


Hedemann, Juſtus Wilh., Schuldrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches. Zweite, 
vermehrte u. verbefjerte Auflage. Oktav. XXIV, 503 Seiten. 1931. (Lehrbücher 
und Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. II.) RM. 13.—, geb. RM. 14.40 

„Es Ist sehr zu begrüßen, daß das ausgezeichnete und inhaltsreiche Werk des 
hervorragenden Rechtsiehrers in der zweiten Auflage eine Umarbeltung erfahren 
hat. Alles in allem gesehen, ein außerordentlich wertvolles Werk, auf das ins- 
besondere die Studierenden nicht genug hingewiesen werden können.“ 

Der Rejerendar Nr. 4, v. 15. IV. 1932, 


Oertmann, Paul, Schuldrecht. (BED. II.) 
I. Allgemeine Lehren. Dritte, verbeſſerte Auflage. 142 Seiten. 1927. 
(Sammlung Göſchen Bd. 323.) Geb. RM. 1.62 
II. Die einzelnen Schuldverhältniſſe. Dritte, verbeſſerte Auflage. 159 
Seiten. 1929. (Sammlung Göſchen Bd. 324.) . . Geb. RM. 1.62 


„Aus vielbewährter Feder eine sehr knappe, aber lebhaft und anschaulich ge- 
schrlebene, gut lesbare Darstellung der einzelnen Schuldverhältnisse. Der be- 
kannten Sammlung Göschen zugehörig.“ Juristische Rundschau Vr. J, 1930. 


Meyer, Georg, Das Recht der Beſchlagnahme von Lohn, Gehalt und Dienſt⸗ 
einkommen. Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Juni 1869, der Ver⸗ 
ordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 nebſt Abänderungen 
und der Zivilprozeßordnung dargeſtellt. Siebente, vermehrte Auflage. 
Taſchenformat. 174 Seiten. 1930. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſess dd ß ĩ?ĩß“L??˙ͤ 


Seligſohn, Franz, Kommentar zum Haftpflichtgeſetz. Zweite Auflage. Groß⸗ 
Oktav. 360 Seiten. 190. RM. 12.—, geb. RM. 13.50 


„Ein Kommentar von erfreulicher Qründlichkelt und Gediegenhslt, wertvoll durch 
klare rechtliche Durchdringung des Stofles wie durch Sorgsamkeit in der Samm- 
lung, namentlich auch der auf diesem Gebiet besonders erglebigen und wichtigen 
Rechtsprechung. Den Erläuterungen der einzelnen Vorschriften sind vortreifliche 
Übersichten vorangestellt, die den Inhalt der gesetzlichen Regelung scharf und 
eindringlich disponieren. Das Werk ist jar die praktische Rechtsanwendung bestens 
zu empfehlen.“ Juristische Rundschau Nr. 22, v. 15. XI. 1931. 


Krieg, O., Mietrecht und Wohnungsmangelgeſetzgebung im Reiche, in Preußen 
und in Berlin, einſchließlich Hauszinsſteuer, Koſtenweſen und Rechtsent⸗ 
ſcheidungen des Kammergerichts und des Oberſten Landesgerichts. Zuſam⸗ 
mengeſtellt und mit ausführlichem Schlagwortregiſter verſehen. Vierte 
Auflage. Taſchenformat. XII, 594 Seiten. 1928. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 156. )))) .. Geb. RM. 9.— 

„Das Werk Ist ein zuverlässiger Führer nicht nur durch das zur Zeit geltende 
Mletnotrecht, sondern auch durch die häufig noch in Rechisstreitigkeiten zur An- 
wendung kommenden älteren Bestimmungen. Es ist jedem Mietrschtler völlig unent- 
behrlich.“ Juristische Rundschau v. T. IV. 1930. 
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Nachtrag: Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter. 1 eanigen ſeit 
der Feen c vom 17. She 1928. eee I ©. 256.) 
1993047 RM. 0.50 


Stölzle, Hans, giehlauf u Bienen Gesch buch 155 auslänhifeien Recht. 
Verordnung, betreffend die Hauptmängel und Gewährfriſten beim Vieh⸗ 
handel. Von Eugen Fröhner. Sechſte, vermehrte und weſentlich verbeſ⸗ 
ſerte Auflage. Taſchenformat. 699 Seiten. 1926. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 50.) .. Geb. RM. 13.50 


Criſolli, Karl⸗Auguſt, Das Reichsgeſetz, eren die e vom 
16. Mai 1894. Mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter, unter Mit- 
wirkung von Julius Criſolli. Vierte, völlig umgearbeitete Auflage des 
Werkes von Hoffmann⸗Wilke. Taſchenformat. 413 Seiten. 1931. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 34.) . Geb. RM. 7.20 

„ . . Man kann wohl sagen, daß alle Streit. und Zweifelsfragen erschöpfend 
erörtert sind, so daß jeder, der sich mit diesem zu ungeahnter Bedeutung gekom- 
menen Gesetz zu bejassen hat, einen kaum versagenden Führer in diesem ausge- 
zeichneten Kommentar finden wird.“ Badische Rechts praxis Nr. 12, v. 15. XII. 1931. 

Göppert, §., Geſetz, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen. Zweite Auflage, bearbeitet von E. Trendelenburg. 
Taſchenformat. 156 Seiten. 1915. e ur Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 52.) . Geb. RM. 1.35 


Kruſe, Fr. Vinding, Das e Aus dem Diniſchen überſetzt von 
Knud Larſen. Groß⸗Oktav. XXIII, 881 Seiten. 1931 . Geb. RM. 25.— 
„Das gewaltige Werk will eine allgemeine Rechtslehre und überhaupt Gesell- 
schaltslehre unter Ausnutzung des geltenden Rechts und der Rechtsgeschichte 
geben... Die glückliche Verbindung juristischer und ökonomischer Betrachtung, 
die Fülle des Tatsachenmateriais und Rechtsstoffes lassen das Buch als wert 
volle Bereicherung der Literatur gelten.. 
Prager juristische Zeitschriii Nr. 2, Jan. 1932. 
Beiträge zum ausländiſchen und internationalen Privatrecht, herausgegeben 
vom Inſtitut für ausländiſches und internationales Privatrecht. 
Heft 1: 
Nußbaum, Arthur, Vertraglicher Schutz gegen Schwankungen des Geld⸗ 
wertes. Goldklauſeln und andere Abreden zur u 25 2 
Groß⸗Oktav. 95 Seiten. 1928 RM. 5.— 
Heft 2: 
Wolff, John, Die Haftung des Verkäufers einer fremden beweglichen Sache 
in den Vereinigten Staaten von Amerika in Vergleichung mit dem deutſchen 
bürgerlichen Recht. Groß⸗Oktav. 84 * 1930. RM. 4.— 
Heft 3: 
Friedmann, Wolfgang, Die V im anglo⸗-amerikaniſchen 
Rechtskreis in Vergleichung mit dem ae ee — 9 


Oktav. 148 Seiten. 1930 n 5 

Heft 4: 

Raifer, Ludwig, Die Wirkungen der Wechſelerklärungen im internationalen 
Privatrecht. Groß⸗Oktav. 124 Seiten. 1911. RM. 9.— 
Heft ö: 


Rheinitein, Max, Die Struktur des vertraglichen Schuldverhältniſſes im 
anglosamerilanifhen Recht. Groß⸗Oktav. 256 Seiten. 1932. RM. 15.30 
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Heft 6: 
Keßler, Friedrich, Die Fahrläſſigkeit im nordamerikaniſchen Deliktstedyt 
unter vergleichender Berückſichtigung des Su und des deutſchen 


Rechts. Groß⸗Oktav. 187 Seiten. 1932 „ RM. 9.— 
Heft 7: 

Arndt, Karl, 1 I. Teil: Rechtsvergleichung. Groß⸗Oktav. 
175 Seiten. E RE e e 6 


Sachenrecht insbeſondere 


Hedemann, Juſtus Wilh., Sachenrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches. Oktav. 
XXXII, 507 Seiten. 1924. ne und Grundriſſe der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft Bd. III.) 0 .. M. 10.80, geb. RM. 12.10 

„Ein trotz seiner Kue Err be heit und iInhaltreiches Lehrbuch, nicht nur 
fur den Studlerenden, sondern auch jür ältere Juristen. Die Arbeit ist wissen- 


schaftlich telgründig und doch zemeinverständlich geschrieben.“ 
Zeitschrift des Deutschen Notarvereins Nr. 6, 1924. 


Kretzſchmar, F., Sachenrecht. 
J. Allgemeine Lehren. Beſitz und Eigentum. Zweite, verbeſſerte Auf- 
lage. 142 Seiten. 1922. (Sammlung Göſchen Bd. 480.) Geb. RM. 1.62 
II. Begrenzte Rechte. 144 Seiten. 1923. (Sammlung Göſchen Bd. 481.) 
Geb. RM. 1.62 
Diese Bändchen bleten die Grundzüge des Sachenrechts in gedrängter und 

klarer Form. 

Der Eigentumsvorbehalt in Wirtſchaft und Recht. Herausgegeben von der In⸗ 
duſtrie- und Handelskammer zu Berlin. Oktav. 280 Seiten. 1931. 
RM. 4.—, geb. RM. 5.— 


Kurzum In jeder Beziehung eine umfassende Darstellung, das Handbuch des 
Eigenlumsvorbehalts, gleich wertvoll für Wirtschaft, Rechtsprechung und Rechts- 
lehre.“ Juristische Rundschau Nr. 21, v. 1. XI. 1931. 


Lenzen, Georg, Das Deutſche Pfandleihrecht. Kommentar zum preußiſchen 
Pfandleihgeſetz unter ll der enn Geſetze. Oktav. 
XXVI, 266 Seiten. 1929 „ . Geb. RM. 20.— 

„Diese zusammenjassende e er 97 ersie * Art und sehr ver- 


dienstlich. Das Buch regt zu allerhand Fragen an.“ 
Juristische Wochenschrift Nr. 11, 1929. 


Sünther, Hermann, Erbbaurecht. Taſchenformat. 167 Seiten. 1919. (Gut⸗ 
tentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 135.) . . Geb. RM. 1.80 
„Günther Ist ausführlich, ohne welischweilig zu sein; ausgezeichnete Vorbemer- 
kungen geben eins vorzügliche Übersicht und wahren den Zusammenhang. Überall 
ist der bisherige Rechtszustand mit in das Bereich der Betrachlungen gezogen. Der 

Praxis wird das Werk von hervorragendem Nulzen sein.“ 
Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechts. 


Arnheim, Hugo, Grundbuchordnung. Kommentar zur Grundbuchordnung für 
das Deutſche Reich nebſt den für Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Zweite, * neubearbeitete W Lexikon⸗Oktav. 959 
Seiten 1913 „RM 15 — 

„Der Band weist ee GA ge Klarheit und Übersichllichkeit 
au]. Man kann wohl sagen, daß kaum eins Frage au/ tauchen wird, die nicht 
wenigstens berührt idr, dle bisher zutage geireienen Fragen aber sind sämt- 


lich in der eingehendsten Weise erörtert,“ 
Zentralblatt für Irelwilllge Gerichtsbarkeit. 
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ſyiſcher, Otto, und Fiſcher, Norbert, Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 
nebſt den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Neunte, durchgearbeitet 
und ergänzte Auflage. Taſchenformat. 322 Seiten. 1927. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 42.) . . Geb. RM. 4.50 
„Eine der vortrefilichen alteingejührten Handausgaben der Outtentagschen 
Sammlung, bei der schon die Aullagenzilfer für die Brauchbarkeit in der Praxis 


spricht. Nach wie vor ist das Buch eln vortrelilicher Wegweiser und Berater.“ 
Juristische Wochenschrift Vr. 4d, v. 29. XI. 1927. 


Nicks, Gerhard, Die Grundbuchprazis. Ein Handbuch für den täglichen Ge⸗ 
brauch in Grundbuchſachen. Achte Auflage. Groß⸗Oktav. XII, 412 Seiten. 
19292 . NM. 12.—, geb. RM. 14.— 


„Das Buch hat einen 5 darauf, in der Praxis geradezu verschlungen 
zu werden. Es ist aus der Läglichen Praxis heraus fd, die Praxis lebenstrisch 
und unterhaltend geschrieben.“ 

Mittellg. a. d. Württemb. Notariats-Praxis Nr. 2, 1929. 

Friedlaender, Martin, Hypothekenbeſchaffung für Wohn⸗ und Geſchäftshäuſer. 
Handbuch für die Praxis der Grundſtückswirtſchaft. Groß⸗Oktav. VIII, 151 
Seiten. 1999 RM. 6.—, geb. RM. 7.50 

„Das Buch gibt einen außerordentlich praklischen Überblick über alle Fragen 
der Hypothekenbeschaffung. Die anschauliche Art der Zergliederung und die 
gründliche Darlegung des Statuts sichern dem Buch eine weite Verbreitung.“ 

Deutsche Sparkassen-Zeitung v. 5. I. 1929. 


Familienrecht, Erbrecht 


Lehmann, Heinrich, Familienrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches einſchließlich 
Jugendfürſorgerecht. Oktav. XII, 352 Seiten. 1926. (Lehrbücher und 
Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. IV.). RM. 9.90, geb. RM. 11.25 

„Die Schilderung Lehmanns ist überall anregend und jesselnd. Das Werk kann 
allen Rechtsstudenten und Rejerendaren zur Anschaflung dringend emplohlen 
werden.“ Der junge Rechtsgelehrte v. I. X. 1927. 

Titze, Heinrich, Familienrecht. (B60 B. IV.) 169 Seiten. Neudruck. 1924. 

(Sammlung Göſchen Bd. 305.) Geb. RM. 1.62 


Hildebrandt, Heinz, Mitſchuldklage zugleich ein Beitrag zur Lehre von der 
Rechtskraft und dem Einheitsgrundſatz in Scheidungs⸗ und Anfechtungs⸗ 
lachen Sao sd Seiten ; ee. RM. 4.50 

Die Schrift — aus dem Rechtsleben entstanden — widmet sich einer lebens- 
wichtigen, doch von Gesetz und Entwurf, Rechtsprechung und Rechtslehre ver- 
nachlässigten Frage des geltenden Scheidungsverfahrensrechts. Sie bemüht sich, die 
Zulässigkeit der Mitschuldigerklärung an der bereits rechiskräftig ausgesprochenen 
Scheldung für den Fall nachzuweisen, daß der Mitschuldgrund im Scheidungsverfahren 
weder vorgetragen wurde noch erjolgversprechend vorgetragen werden konnte. In 
diesem Zweckzusammenhang untersucht sie vor allem das Wesen und Verhältnis der 
Rechtskraft zur Arglisteinrede, den Einheitsgrundsatz in Scheldungs- und Anjechtungs- 
sachen, aber auch das Verhältnis von Schuld- und Scheidungsausspruch. Rechtsschutz- 
bedür/nis und Rechtshängigkeit, Parteivortrags- und Parteiverfügungsgrundsatz, Doppel. 
scheldungen u. a. 


Tunica, Guſtav, Goldschmidt, Ernſt, Eheſcheidungsrecht. Die Eheſcheidungs⸗ 
gründe des Buͤrgerlichen Geſetzbuches durch die Rechtſprechung erläutert. 
Eine Sammlung grundlegender Entſcheidungen des Reichsgerichts, der 
Oberlandesgerichte uſw. 2., umgearbeitete und ergänzte Auflage. Oktav. 
XXIII, 217 Seiten. 19226. RM. 7.50, geb. RM. 9.— 


Endemann, Fr., Erbrecht. Oktav. XII, 166 Seiten. 1923. (Lehrbücher und 
Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. V.) . RM. 2.70, geb. RM. 4 
„Dieser Leitfaden behandelt den spröden Stoff des schwierigen Erbrechts in 


meisterhafter, lesselnder Darstellung.“ 
Zeltschrilt des Bundes Deutscher Justizamtmänner v. I5. JI. 1924. 
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v. Blume, Wilh., Erbrecht. (BGB. V.) 
I. Einleitung. Die Grundlagen des Erbrechts. 75 Seiten. 1913. 
(Sammlung Göſchen Bd. 659... Geb. RM. 1.62 
II. Die Nachlaßbeteiligten. Mit 23 Figuren. 131 Seiten. 1913. 
(Sammlung Göſchen Bd. 660.) Geb. RM. 1.62 
Plancks Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 
V. Band: Erbrecht. Vierte, völlig neubearbeitete Auflage. Groß⸗Oktav. 
XII, 1136 Seiten. 1930. RM. 51.—, geb. RM. 54.— 
(Siehe auch Seite 5.) 
„. . . Das Erbrecht war wohl stets der Tell des Planchschen Kommentars, in 
dem er, jedenfalls in der uis senschaftlichen Grundlegung der vertretenen Ansichten 
und in der systematischen Durchführung, wohl von keiner anderen Bearbeitung 


erreicht wurde, dieses gilt auch von der neuen Auflage.“ 
Ztsch. J. Rechtspflege in Bayern Nr.4, v. 13. JI. 1930. 


Nieſenfeld, S., Die Erbenhaftung nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Grok- 
Oktav. 2 Bände. 1916. RM. 15.—, geb. RM. 18.— 
I. Band: Die Grundſätze der Haftung. XII, 461 Seiten. 
en Das Inventar und die Mittel der Haftungsbeſchränkung. VIII, 

eiten. 


Reichserbhofgeſez vom 29. September 1933. Mit Durchführungsverordnung. 
Erläuterungsbuch von Staatsrat Guſtav Wagemann, Präſident des 
Landeserbhofgerichts in Celle, und Dr. Karl Hopp, Amtsgerichtsrat im 
Pr. Juſtizminiſterium. Zweite Auflage von Wagemann, Bäuer- 
liches Erbhofrecht. Taſchenformat. 216 Seiten. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze, Kommentare und erläuterte Textausgaben, 
W. 18 . Geb. RM. 4.50 


, So ist denn auch dieser neue Kommentar mit derselben Wärme geschrieben, 
mit der der erste Kommentar geschrieben war, und mit dem er für das Gesetz ge- 
worben hatte. Auch die Sprache ist so volkstümlich wie im ersten Kommentar ge- 
halten und wendet sich nicht nur an den Juristen, sondern an alle Inieressierten 
Kreise. Darüber hinaus ist dem Kommentar ein Geleitwort des Preußischen 
Justizministers beigegeben, das von der ganzen Liebe, die er für diese Materie 
hegt, zeugt. Ferner Ist ein geschlchtlicher und lebensphilosophischer Grundriß des 
Erbholgedankens von Staatssekretär Dr. Freisler beigefügt, der in seiner 
sprühenden Lebendigkeit überall Freude erregen und Verständnis wecken wird.“ 

„Deutsche Justiz“, Ausgabe A, Nr. 46. 

Der Geſchäftsgang in Erbhoſſachen. Ein Handbuch für die anerbenrechtliche 
Praxis. Von Dr. Karl Hopp, Amtsgerichtsrat im Preußiſchen Juſtiz⸗ 
Mifliſteszüm , . ²˙ ii Etwa RM. 4.—. 

Das Buch schließt sich eng an die vorliegende Ausgabe des Reichserbhofgesetzes 
an. Es ist ein Handbuch für die Praxis der Anerbengerichte, das neben Entwürfen 
für alle in Betracht kommenden Verfügungen und Entscheidungen gleichzeitig eine 
eingehende Erörterung aller bei den Einzelfällen möglichen Zweifelsfragen enthält. 
Die in der Praxis der Preußischen Anerbengerichte bel der Anlegung der Erbhöfe- 
rolle nach dem Preußischen Bänerlichen Erbhofrecht v. 15.5. 1933 bereits gesam- 
melten Erjahrungen werden mit verwertet. 


Aufwertung 
Michaelis, Richard, Das Aufwertungsrecht nach den Aufwertungsgeſetzen und 
nach allgemeinem bürgerlichen Rechte. Kommentar zu den Geſetzen vom 
16. Juli 1925 über die Aufwertung von Hypotheken und anderen An⸗ 
ſprüchen und über die Ablöſung öffentlicher Anleihen ſowie ſyſtematiſche 
Darſtellung des Aufwertungsrechts außerhalb dieſer Geſetze. Zweite, 
gänzlich umgearbeitete Auflage des Kommentars zur Dritten Steuernot⸗ 
verordnung vom 14. Februar 1924 (Aufwertung). Mit einer Friſtentabelle 
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von H. Hoormann. Groß-Oktav. X, 516 Seiten. 1926. Mit Nachtrag 
1927. (de Gruyterſche Sammlung Deutſcher Geſetze. Handkommentare.) 
Geb. RM. 14.40 
Michaelis, Richard, Die beiden Aufwertungsnovellen vom 18. Juli 1930. 
(Oypotheken⸗Fälligkeits⸗ und Verzinſungsgeſetz; Grundbuchbereinigungsgeſetz.) 
Taſchenformat. VI, 202 Seiten. 1930. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 178.) oe 
Berliner, Ludwig, und Pfaffenberger, Ernſt, Aufwertung von Verſicherungs⸗ 
anſprüchen mit Durchführungsbeſtimmungen. 
I. Teil. Oktav. 235 Seiten. 1925. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 164.) ee EEE 
II. Teil: Sach- und ZTransportverfiherung; Unfall⸗ und Haftpflichtverſiche⸗ 
rung. Oktav. 112 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. (Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 164 a.)) Geb. RM. 3.15 


2. Handelsrecht 


v. Gierke, Jul., Handelsrecht und Schiſſahrtsrecht. Vierte, vollſtändig neu⸗ 
bearbeitete Auflage. Oktav. XV, 865 Seiten. 1933. (Lehrbücher und 
Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. VD) . ,„ . . Geb. RM. 20.— 

„Wer das Buch kennt, wird sich über diesen durchschlagenden Erfolg kaum 
wundern. Es verdient durchaus die jührende Stellung, die es sich unter den Kurz- 
lehrbüchern des Handelsrechts erworben hat. Das pädagogische Geschick, die 
meisterhalte Konzentrierung des gewaltigen Stofjes auf das praktisch Wesent- 
liche ohne darunter die wissenschaftliche Gründlichkeit lelden zu lassen, die klare 
methodische Behandlung von Streitfragen — alles das ist schon an früheren Auf- 
lagen gerühmt worden und gilt in gleicher Weise jür die jetzige vierte Auflage. 

Eine völlige Neubearbeltung Ist dem Aklienrecht zuteil geworden.“ 

Jurist. Wochenschrijt Nr. 15/16 v. 15./22. IV. 1933. 

Lehmann, K., und Hoeniger, H., Lehrbuch des Handelsrechts. Dritte Auf- 
lage. Erſter Halbband, enthaltend die Lehre vom Handelsſtand und von den 
Handelsgeſellſchaften. Groß-Oktav. 432 Seiten. 1921. RM. 10.— 

Ein großangelegtes Lehrbuch des Handels- und Schiflahrtsrechts. 
Lehmann, K., und Hoeniger, H., Deutſches Handelsrecht. 
I. Einleitung. Der Kaufmann und feine Hilfsperſonen. Offene Handels- 
geſellſchaft, Kommandit⸗ und ſtille Geſellſchaft. 117 Seiten. 1921. (Samm⸗ 
lung Göſchen Bd. 457): Geb. RM. 1.62 
II. Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, eingetragene 
Genoſſenſchaften. Handelsgeſchäft, 126 Seiten. 1924. (Sammlung Göſchen 
B e een 

Eine gemeinverständliche Darstellung in gedrängter Form. 

Die Vierte Notverordnung. (Vierte Notverordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren 
Friedens. Vom 8. XII. 1931.) Erläuterte Textausgabe mit Durchführungs 
verordnungen, bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. A. Bloch, Gerichtsaſſeſſor 
verordnungen. Taſchenformat. XVI, 364 Seiten. 1932. Mit Nachträgen 
enthaltend die Anderungen bis April 1932. (Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 180.) .. Geb. RM. 5.40 


Hein, Joh., Die Zuſammenhänge zwiſchen Steuerrecht und Handelsrecht und 
ihre Entwicklung, unterſucht an dem Gewinn und an der Bewertung. Eine 
bilanzrechtliche und bilanzkritiſche Darſtellung mit praktiſchen Beiſpielen. 
Groß⸗Oktav. X, 280 Seiten. 1929328 RM. 10.—, geb. RM. 12.— 
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Staubs Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. Vierzehnte Auflage. Be⸗ 
arbeitet von Albert Pinner, Felix Bondi, Wilhelm Gadow, 
Eduard Heinichen. Vier Bände. Lexikon⸗Oktav. 1932/33. 

In Halbleder RM. 140.— 

„Alles in allem genommen haben die Bearbalter der Nauaullage es verstanden, 
das berühmte Werk au} der ragenden Höhe zu halten, auf die as sein geniale: 
Erstherausgeber gestellt hat. In schwierigen Zwellelsifragen wird der Prakuker 


niemals ohne Erfolg nach seinem ’Staub‘ grelſen“ 
Deutsche Richlerzeitung Nr.2, 103%. 


v. Gierke, Jul., Handelsgeſetzbuch nebſt Wechſelordnung und Scheckgeſetz. Mit 
ſyſtematiſchen Paragraphenüberſchriften und ausführlichem Sachregiſter. 
Oktav. VIII, 295 Seiten. 1931. (Lehrausgaben Deutſcher Geſetze Bd. IV.) 

Geb. RM. 5.— 

„Nicht nur dem Lernenden, auch dem Kaufmann, der ohne ermüdende Durch- 
arbeitung des ganzen Gesetzwerkes seine wesentlichen Bestimmungen schnell und 
sicher kennenlernen und von Fall zu Fall nachlesen will, wird die Lehrausgabe will- 
kommen sein.“ Mecklbg. Ztsch. . Rechtspflege Nr. 12, September 1931. 

Moſſe, Albert, und Heymann, Ernſt, Handelsgeſetzbuch (ohne Seerecht). Mit 
den ergänzenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und einem An⸗ 
hang, enthaltend das Einführungsgeſetz, das Depotgeſetz, die Beſtimmungen 
über Börſentermin⸗ und Differenzgeſchäfte u. a. Nebſt Erläuterungen. Im 
Anſchluß an die Textausgabe von F. Litthauer. Achtzehnte Auflage. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 4.) 

In Bearbeitung 
„Der suchende Geschäjtsmann und Jurist Iindet hier alles, was er in Handels- 
rechtsachen braucht. Diese Kommentierung ist in Wirklichkeit eine Fundgrube — 


das Gebotene ist vollkommen und vermöge der Autorität der Bearbeitung ganz 
zuverlässig.“ Zisch. . Aktiengesellschalten Vr. 3—4, 1927. 


Handelsgeſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz vom 10. Mai 1897, unter Berück⸗ 
ſichtigung der bis 15. Juni 1930 ergangenen Novellen. Textausgabe mit 
Sachregiſter. Zwölfte Auflage. 370 Seiten. 1930. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) 

Diese Ausgabe wurde durch einen Nachtrag ergänzt. Geb. RM. 3.15 

Baum, G., Das vertragliche Wettbewerbsverbot (Konkurrenzklauſel). Nebſt 
Kommentar zum Geſetze vom 10. Juni 1914. Taſchenformat. XII, 231 
Seiten. 1914. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 115.) 

Geb. RM. 2.70 


Geſellſchaften 
Brodmann, Erich, Aktienrecht. Kommentar. Groß⸗Oktav. XII, 580 Seiten. 
1928. (Gewerbe⸗ und Induſtrie⸗Kommentar Bd. IV.) 
RM. 28.—, geb. RM. 30.— 


„Mit unverglelchliciem Geschick hat der Verfasser Großartiges geleistet — 


Brodmann ist Trumpf!“ Zeitschrift jür Aktlengesellschalten Nr. 9/10, 1928. 
Brodinann, Erich, Die Sanierung unſeres Altienweſens. Groß⸗Oktav. 46 Seiten. 
1931 u 3 RM. 3.— 


Entwurf eines Geſetzes über Altiengeſellſchaſten und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien ſowie Entwurf eines Einführungsgeſetzes nebſt erläuternden 
Bemerkungen. Veröffentlicht durch das Reichsſuſtizminiſterium. Lexikon⸗ 
Die e , 

Pinner, Albert, Altiennovelle und Bankenaufſicht. Verordnung vom 19. 9. 
1931. Textausgabe mit Einführung in die Aktiennovelle. Taſchenformat. 
101 Seiten. 1931. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
Bd: 19 D a0 
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Das eindringliche und zuverlässige Orientierungsbuch über die Neuregelung 
des Aktienwesens führt schnell In die wichtigen Hauptjragen ein. Der Herausgeber 
ist als hervorragender Kenner des Aktienrechts und Mitarbeiter an Staubs berühmtem 
HGB.-Kommentar der Fachwelt bekannt. 

Hachenburg, Max, Kommentar zum Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit bes 
ſchränkter Haftung. (Früher Staub⸗ Hachenburg.) Fünfte Auflage unter 
Mitarbeit von Fritz Bing und Walter Schmidt. 2 Bände. 

RM. 43.—, geb. RM. 47.— 
I. Band: 88 1—34. Groß⸗Oktav. VI, 527 Seiten. 1926. 
II. Band: 88 35—84. Groß⸗Oktav. II, 452 Seiten. 1927. 

„Das Buch ist als Nachschlagewerk unübertrefflich. Es wird wenig Fälle 
geben, in denen es den Lesern nicht die gewünschte Belehrung geben wird; es 
wird aber auch die Grundlage bieten zur rechtlichen Beurteilung neuer Gestal- 


lungen des stets sich ändernden Wirtschaſtsle bens.“ 
Deutsche Richterzeltung v. 15. 11. 1927. 


Brodmann, Erich, Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
Kommentar. 2. Auflage. Groß⸗Oktav. VIII, 304 Seiten. 1930. (Gewerbe⸗ 
und Induſtrie-Kommentar Bd. I.)) RM. 16.—, geb. RM. 18.— 


„Die Ausführungen sind, wie man es bei diesem Autor gewohnt ist, tie} durch- 
dacht und lassen bel Bekämpjung gegenteilige, Ansichten erkennen, daß das Für 
und Wider an der Hand voll ausgeschöpfter Rechtsprechung und Literatur überall 
zu seinem Recht kommt.“ Leipziger Zisch. J. dtsch. Recht v. I. VI. 1931. 


Pariſius, Ludolf, und Crüger, Hans, Das Reichsgeſetz, betr. die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Achtzehnte Auflage, bearbeitet von Adolf Crecelius und 
Fritz Citron. Taſchenformat. 244 Seiten. 1929. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 32.)): . . . Geb. RM. 3.15 

„Wer kennt nicht die altbewährte Ausgabe des GmbH .-Oesetzes von Parisius- 
Crüger, die in immer verbesserter und erweiterter Auflage der Juristen- und Ge- 
schältswelt nützt? Nicht wenige ziehen diese Ausgabe einer größeren Kommen. 


tierung dieses Gesetzes vor, wenn der tägliche Gebrauch In Frage steht. Und 
das mit Recht.“ Zisch. J. Aktiengesellschaft Nr. 3, März 1929. 


Starke, Arthur, Oſſene Handelsgeſellſchaſten. Kommanditgeſellſchaften und 
jtitle Geſellſchaften von der Errichtung bis zur Auflöſung. Nebſt Vertrags⸗ 
und Anmeldeformularen und mit Berückſichtigung des Steuerrechts. Oktav. 
be Seiten 8 . ... M. 5.— 


Eine systematische Darstellung fur Studium und Praxis. 


Wechſelordnung und Scheckrecht 


Staubs Kommentar zur Wechſelordnung. Fortgeſetzt von J. Stranz und 
M. Stranz. Zwölfte Auflage, bearbeitet von M. Stranz und Martin 
Stranz. Groß⸗Oktav. 432 Seiten. 1929. RM. 16.—, geb. RM. 18.— 

„ . Ein Urteil über die Güte des Werkes erübrigt sich, denn der Staubsche 
Kommentar ist und bleibt der Wechselkommentar.““ Bankwissenschaft v. 5. VII. 1929. 

Stranz, J., und Stranz, M., Wechſelordnung in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 3. Juni 1908. Kommentar. Dreizehnte, der Neubear⸗ 
beitung ſechſte Auflage. Taſchenformat. 419 Seiten. 1930. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 5.) . Geb. RM. 6.30 

Diese Ausgabe enthält nicht etwa nur Hinweise und kurze Erläuterungen, 
sondern Ist ihrer ganzen Anlage nach ein verkürzter Kommentar; außer der 
Wechselordnung bringt sie auch die bekannten Nebengesetze: sie umfaßt also 
das gesamte Wechselrecht. 


Wechſelordnung in neueſter Faſſung. Taſchenformat. 1933. (Guttentagſche 
Sammlung von Textausgaben ohne Anmerkungen.) Im Druck 
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Michaelis, Richard, Wechſelrecht. Kommentar auf der Grundlage ber Deutſchen 
Wechſelordnung unter vergleichsweiſer Heranziehung der hauptſächlichſten 
ausländiſchen Wechſelgeſetze und des künftigen einheitlichen Wechſelrechts. 
Groß⸗Oktav. VIII, 553 und 29“ Seiten. 1932 und Nachtrag 1933 enthal- 
tend den Text des neuen Wechſelgeſetzes vom 21. Juni 1933 mit Verwei⸗ 
ſungen zu jedem Artikel auf die dazugehörigen Erläuterungen im Haupt- 
band. (Gewerbe- und Induſtrie⸗Kommentar Bd. VI.). . Geb. RM. 24.— 

Die Herausgabe dieses Kommentars entspricht einem praktischen Bedurinis. 
Es Bra nicht zuviel gesagt sein, wenn man den Michaelisschen Kommentar als den 
Kommentar jür die gesamte Materie des Wechselrechts bezeichnet.“ 

Mittellungen d. Industrie- und Handelskammer, Berlin. Nr. Id. v. 25. VII. 1932. 

Michaelis, Richard, Scheckgeſetz mit allen einſchlägigen Nebengeſetzen, den 
ausländiſchen Geſetzen und dem Deutſchen Poſtſcheckgeſetz mit Poſtſcheckord⸗ 
nung. Kommentar. Groß⸗Oktav. VII, 339 Seiten. 1927. (Gewerbe⸗ und 
Induſtrie⸗Kommentar Bd. II.)). RM. 16.—, geb. RM. 18.— 

„Zusammenfassend muß man das Werk von Michaelis als eine sehr erfreuliche 
Bereicherung der Schecklehre bezeichnen, als eine Arbeit, die sich würdig in die 
großen Kommentare der Reichsgerichtsräte einreiht.“ 

Juristische Wochenschrift Nr. 10/11, 1927, 


Schiffahrts recht 


Schaps, Georg, Das deutſche Seerecht. Kommentar zum vierten Buche des 
Handelsgeſetzbuches (als Ergänzung zu Staub's Kommentar) nebſt Erläute⸗ 
rungen zu den ſeerechtlichen Nebengeſetzen. Zweite, vollſtändig umge⸗ 
Sibbe Auflage herausgegeben von Max Mittelſtein + und Julius 

ebba 


F 52 (Qanbeisgeieibug: Viertes an 1 VIII, 1041 Seiten. 
EN. 8 RM. 25.—, geb. RM. 28.— 


4 a (Seerechtliche Nebeneleg 15 a zur Ergänzung des 
I. Bandes nach dem Stand von 1929.) Bearbeitet von J. Sebba. XVI, 
1108 Seiten. 1929 .. RM. 52.—, geb. RM. 55.— 


„Mit dem vorllegenden Band ist Kom? „Schaps’ Seerecht“ au} den neuesten 
Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung gebracht. Sebba hat es meisterhaft ver- 
standen, den umjangreichen Stof} übersichtlich zu formen und ihn in allen seinen 
Einzelheiten zu zerglledern. Jeder Interessent, der nach den einschlägigen Gesetzen, 
Verordnungen, Bekanntmachungen usw. Umschau halten muß, wird seine Freude 
darüber haben, einen solchen Schatz seerechtlichen Wissens zu besitzen.“ 

Verkehrsrechtliche Rundschau Nr. IJ. 1929. 


Brandis, Otto, Das deutſche Seerecht (mit Ausſchluß des Seeverſicherungs⸗ 
rechts.) I. Allgem. Lehren: Perſonen und Sachen des Seerechts. 130 Sei⸗ 
ten. 1908. II. Die einzelnen ſeerechtlichen Schuldverhältniſſe: Verträge 
des Seerechts und 4 3 156 Seiten. 1908. (Samm- 
lung Göſchen Bd. 386/87.) . . . Geb. je RM. 1.62 


Sebba, J., Das öffentliche Seerecht. ere XVII, 597 Seiten. 1932. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 19.) Geb. RM. 11.70 


„Für die seereclitliche Praxis ist in dieser Neuerscheinung allen Interessenten 
des Rechts, der Verwaltung und der Wirtschaft au} diesem Gebiets ein zu- 
verlässiger Führer in guter, handlicher Ausstattung geboten, der eine sehr schätzens- 
werte Bereicherung des seerechtlichen Schrijttums bildet.“ 

Hansealische Rechts- und Gerichts-Zeitschrift Nr. 8/9, 1932. 

Sieveking, Guſtav, Das deutſche Seeverſicherungsrecht. Kommentar zum 
zehnten Abſchnitt des vierten Bann, des 6 Lexikon⸗Oktav. 
218 Seiten. 1912 RM. 5.—, geb. RM. 6.80 
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Allgemeine Deutſche Seeverſicherungs⸗Bedingungen. Im Jahre 1919 heraus⸗ 
gegeben von den deutſchen Seeverſicherern nach Beratung mit deutſchen 
Handelskammern und Fachverbänden unter Vorſitz der Handelskammer 
Hamburg. 21.—23. Tauſend. 56 Seiten. 191141. RM. 2.— 


General Rules of Marine. Insurance 1919 adopted by the German 
Underwriters. Authorised Translation by Dr. Alfred Sieveking, larger in 
Hamburg. 64 Seiten. 1920 RM 3.— 

Materialien zu den Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherungs⸗ Bedingungen. Im 
Auftrag der vereinigten Handelskammern herausgegeben von Prof. Dr. E. 
Bruck. Groß⸗Oktav. 2 Bände. 678 Seiten. 1920 RM. 10.— 


v. Liebig, Eugen, Die Transportverſicherung. Teil I: Die Seeverſicherung. Sy⸗ 
ſtematiſche Darſtellung des Seeverſicherungsweſens. Groß-Oktav. VII, 
220 Seiten 1 11 XN M 5. 

Bene, F., Der Begriff des Verſicherungsfalles in der Seeverſicherung. (Ham⸗ 
burger Rechtsſtudien, herausgegeben von Mitgliedern der Rechts⸗ und 
Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Hamburgiſchen Univerſität, Heft 1.) 
Groß⸗Oktav. 75 Seiten. 1923232 RM. 4.50 

Elkan, H. H., Die Bedeutung des Intereſſes für die Veräußerung der ver⸗ 
ſicherten Sache. (Hamburger Rechtsſtudien, herausgegeben von Mitgliedern 
der Rechts- und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Hamburgiſchen Uni⸗ 
verfität, Heft 2.) Oktav. 58 Seiten. 19298.. RM. 4.— 

Malower, H., Geſetze, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchiffahrt und der Flößerei. Nach den Materialien erläutert. Sechſte, ver⸗ 
mehrte Auflage, bearbeitet von E. Loewe. Taſchenſormat. 458 Seiten. 
1923. (Guttentagihe Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 36.) 

Geb. RM. 3.60 

Sebba, Jul., Seewaſſerſtraßenordnung. (Polizeiverordnung zur Regelung des 
Verkehrs auf den deutſchen Seewaſſerſtraßen vom 31. März 1927.) Mit 
Nachtrag, enthaltend die Anderungen vom 31. März 1928 und vom 
20. März 1930. Taſchenformat. 493 Seiten. 1928. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 171). . . Geb. RM. 7.65 

Die vorliegende Ausgabe ist jür die an dem Gesetz interessierten beiden Fach- 
gruppen, die der Nauliker und der Juristen, von gleich großer Bedeutung. 
Diese Verbindung zweier Kenninisgeblete gibt dem vorliegenden Kommentar seine 
besondere Note und seinen großen Wert. 

Genoſſenſchaften 

Pariſius, Ludolf, Crüger, Hans, Crecelius, Adolf, und Citron. Fritz, 
Reichsgeſetz, betreffend die Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Kom⸗ 
mentar zum praktiſchen Gebrauch für Juriſten und Genoſſenſchaften und ihre 
Mitglieder. Zwölfte, neubearbeitete Auflage. 1932. Groß⸗Oktav. 

RM. 25.20, geb. RM. 27.— 

Der große Parlslus-Crüger ist nach wie vor das unentbehrliche Nachschlagewerk 
jar jeden au/ dem Gebiete des Genossenschajtsrechtes tätigen Juristen und praktli- 
schen Qenossenschaftsleiters. 

Pariſius, Ludolf, und Crüger, Hans, Crecelius, Adolf, Das Reichsgeſetz, be⸗ 
treffend die Etwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Textausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. Einundzwanzigſte, neubearbeitete und 
erweiterte Auflage (93.—98. Tauſend) von Oberverwaltungsgerichtsrat 
Fritz Citron. Taſchenformat. 299 Seiten. 1933. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 29.7). . Geb. RM. 3.60 

Die Handausgabe für den täglichen Gebrauch. Auch für die kleinste Ge- 
nossenschaft unentbehrlich. 
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Verſchiedenes 


Schreiber, Otto, Handelsrechtliche Nebengeſetze. Taſchenformat. VIII, 1002 
Seiten. 1926. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 162.) 
Geb. RM. 12.60 

„Die Sammlung Ist ein unentbehrliches Hilfsmittel fur den Prakilker. Die 


Zusammenstellung ist sehr zuverlässig; auch das Sachregister von Klellel ver- 
dient volle Anerkennung.“ Zentralblatt fur Handelsrecht Nr. 5, Mal 1926. 


Staffel, W., Verordnung gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen 
vom 2. November 1923. Kommentar. Oktav. 108 Seiten. 1927. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 167.) . . Geb. RM. 3.15 


Luſenſky, F., Geſetz über die Handelskammern. Taſchenformat. (Guttentagſche 
Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 21.) Neue Auflage in Vorbereitung. 
„Das Buch ist ein vortrefilicher Berater aller derer, die in der Handels- 
kammerorganisallon sind, oder zu Ihr in Beziehung stehen. Es kann warm 
empfohlen werden.“ Zeitschrift für Polizel- und Verwaltungsbeamte. 
Göppert⸗Seydel, Hypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 1899 (mit den Ande⸗ 
rungen durch die Geſetze vom 14. Juli 1923, vom 26. Januar 1926 und 
21. Dezember 1927). Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. Dritte Auflage, bearbeitet von Dr. Martin Friedlaender. Taſchen⸗ 
format. VIII. 202 Seiten. 1929. 8 — Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 51.) . Geb. RM. 4.50 
In seiner neuen Qestalt int 225 — 1 vollständige, bis ins ein- 
zelne gehende. auf den neuesten Stand geführte Bearbeitung und Erläuterung des Ge- 
setzes, die über alle einschlägigen Fragen erschöplende Auskunft gibt.“ 
Berliner Tageblatt v. 8. XII. 1929. 
Behlert, Heinz, Der We Groß-Oktav. 79 Seiten. 1930. 
(Hamburger Rechtsſtudien Heft 5.) RM. 5.— 
Die Schrift löst die Frage, ob ein Konkoserin tree 55 Konnossement 
zleichzusetzen ist, unter Zugrundelegung der Hamburger Verhältnisse und unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung, der Lehre und das ausländischen Rechtes. 
Lion, Robert, Reine Konnoſſemente gegen Revers. Groß⸗Oktav. 78 Seiten. 
1930. (Hamburger Rechtsſtudien Heft 7.) a RM. 5.— 
Die Abhandlung beginnt mit einer e N Zei Entwicklung, 
Anwendung und Funktion des Konnossementsreverses. Es folgt eine Untersuchung 
der rechtlichen Probleme, die sich bemüht, die wirtschaftlichen Interessen aller 
Betelligien gegeneinander abzuwägen; eine eingehende Übersicht über die Recht. 
sprechung ist mit ihr verbunden. Den Abschluß bildet eine Darstellung und Wür- 
digung der zahlreichen Rejormvorschläge. Wirtschaft und Recht des Auslandes 
sind in weltesigehendem Umfange berücksichtigt. 


Bank und Börfe 

Koch, R., und Schacht, Hjalmar, Die Reichsgeſetzgebung über das Münz⸗ 
und Notenbankweſen. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
Siebente, völlig neubearbeitete Auflage. Taſchenformat. XVIII, 617 
Seiten. 1925. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd 26.) 
Geb. RM. 12.60 
Hierzu erſchien im Auguſt 1932 ein Ergänzungsband. Umfang 144 Seiten. 
RM. 3.—. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 26a.) 
Das Deviſennotrecht in Rechtspflege und Wirtſchaft. Herausgegeben von der 

Verwaltungs-Akademie Berlin. Groß⸗Oktav. 87 Seiten. 1933. 
RM. 2.— 


Inhalt: Die Einwirkung des Devisennotrechts auf Zivilprozeß und Zwangs- 
vollstreckung. Von Geh. Regierungsrat Dr. Volkmar, Ministerlaldirektor im Reichs- 
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justizministerlum. — Die Einwirkung des Devisennotrechts auf das Grundbuch- und 
Notarlatsrech. — Die Auswirkungen der Praxis der Devisenbewirtschaftungs- 
stellen in Fragen des Devisennotrechts auf die Wirtschaft. 


Schultze, Fritz, Deviſennotrecht. Textausgabe mit Einleitung, Verweiſungen 
und Sachregiſter ſowie Literaturverzeichnis und ſyſtematiſcher Überſicht über 
die einſchlägige Rechtſprechung. Taſchenformat. XXX, 181 Seiten. 1932 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 182.) Geb. RM. 5.40 


Nußbaum, Arthur, Bank⸗ und Börſenrecht. Eine Sammlung von Geſetzen 
und Geſchäftsbedingungen. Taſchenformat. XII, 622 Seiten. 1927. (Gut⸗ 
tentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 169.) . . Geb. RM. 9.90 

Die vorliegende Sammlung der verstreuten bank- und börsenrechtlichen Vor- 
schrijten jehlte bisher in der kaufmännischen und juristischen Bankpraxis ebenso 
wie im handelsrechtlichen und betriebswirtschaftlichen Unterricht. Ihr Erschei- 
nen wurde daher vielseitig begrüßt. Die Sammlung berücksichtigt auch die dem 
lreien Verkehr entstammenden Rechtsbildungen. 


Kommentar zum Börſengeſetz. Im Auftrage bes Centralverbandes des Deut- 
ſchen Bank- und Bankiergewerbes (E. V.) bearbeitet von H. Rehm, H. 
Trumpler, Heinrich Dove, Ernſt Neukamp, R. Schmidt⸗Ernſt⸗ 
hauſen, James Breit. Mit einem Vorwort von J. Rießer. Lexikon⸗ 
Oktav. VIII, 464 Seiten. 19009. RM. 12,—, geb. RM. 13.50 


Hemptenmacher, Th., Börſengeſetz. Dritte Auflage von O. Meyer. 
Taſchenformat. XXIII, 373 Seiten. 1915. . Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 41. ))) .. Geb. RM. 3.15 


Luſenſly, F., Geſetz, betreſſend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere er (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 40.) .. Neue Auflage in Bearbeitung. 


Frohner, G. Altienſonderdepot und Legitimationsübertragung. (Hamburger 
Rechtsſtudien, herausgegeben von Mitgliedern der Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät der Nan öntalſ den. Wien, dest 3) 1 
Oktav. VII, 114 Seiten. 1929 


Schwerin, Frh. Cl von, Recht der Wertpapiere (einſchließlich Wechſel⸗ und 
Scheckverkehr). Oktav. X, 234 Seiten. 1924. (Lehrbücher und Grundriſſe 
der Rechtswiſſenſchaft Bd. 7. )) RM. 6.30, geb. RM. 765 

„Das Buch löst seine Aufgabe, den Studierenden eine Einjührung in die Ma- 
terie des Wertpapierrschts zu geben, ausgezeichnet, vor allem deshalb, weil es 
eine gute theoretische Fundierung mit einer dem Lehrzweck entsprechenden Dar- 
stellung des praktischen Ha und der Rechilstatsachen verbindet,“ 

Deutsche Juristenzeitung Nr. 4, 1925. 

Verhandlungen des VII. Rn deutſchen Bankiertages. Köln, 9.—11. 
September 1928, auf Grund MN u Groß⸗Oktav. 436 
Ae ee e nn er: .. RM. 10.— 


Bank⸗Archiv. Zeitſchrift für Bank⸗ und N a von Rieſſer. 
Unter Mitwirkung von hervorragenden Fachmännern herausgegeben von 
Dr. jur. et phil. Otto Chr. Fiſcher, Berlin. Schriftleitung: Landrat a. D. 
Dr. jur. Carl Tewaag, Geſchäftsführer des Zentralverbandes des Deutſchen 
Bank- und Bankiergewerbes. Quart. Jährlich 24 Nummern. XXXIII. 
Jahrgang. 1933/04. Pro Halbjahr RM. 12.— 
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III. Grenzgebiete des Bürgerlichen Rechts 
1. Privat- und Sozialverſicherung 


Koenige, Heinrich, und Peterſen, A., Geſetz über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen vom 12. Mai 1901. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Dritte, umgearbeitete Auflage. Taſchenformat. 856 Seiten. 
1927. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 62.) 

Geb. RM. 18.— 
Ein für Theorle und Praxis der Privalversicherung unentbehrliches Hilfsmittel. 
Ergänzt durch: 

Koenige, Heinrich, Peterſen, A. und Wirth, K., Geſetz über die Beaufſichti⸗ 
gung der privaten Berfiherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 
6. Juni 1931. Textausgabe, enthaltend den vollſtändigen, geltenden Ge⸗ 
ſetzestext ſowie Erläuterungen zu den neuen, auf dem Geſetz vom 30. März 
1931 beruhenden Vorſchriften. Nachtrag zu Koenige⸗Peterſen, Prir 
vate Verſicherungsunternehmungen, dritte Auflage (Bd. 62 der 
Sammlung). Taſchenformat. 238 Seiten. 1931. eee Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 62a .. Geb. RM. 5.40 

Die kommentierte Textausgabe erjulli die ie Aufgabe, über die sehr 
komplizierten Bestimmungen des Versicherungs-Aufsichtsgesetzes Klarheit zu ver- 
schaffen. Namentlich sind die Erläuterungen zu den Gesetzes-Bestimmungen, die Bau- 
sparkassen betrellend, die dem Versicherungs-Aufsichtsgesetz nach dessen Ab. 
änderung angegliedert worden sind, für alle Bausparkassen und alle die, die sich 
mit den . Fragen des Bausparwesens befassen, ein unentbehrliches Hills- 
mittel . Deutsche Bausparkassen-Zeltung v. 20. Nov. 1931. 

Bruck, E, Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag nebſt dem zugehörigen 
Einführungsgeſetz vom 30. Mai 1908. Siebente, neubearbeitete Auflage. 
Taſchenformat VIII, 563 Seiten. 1932. ewa Sammlung Deut- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 83). .. Geb. RM. 12.60 

„Der vormals Hager-Brucksche Kommentar Ist 101 5558 der führende Kom- 
mentar und wird sich in der Neufassung welter steigender Beliebtheit erfreuen.“ 
Deutsche Richterzeltung Nr. II, v. 15. XJ. 1930. 

Das Recht des Bauſparvertrags. Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Magnus. 
Groß⸗Oktav. 96 Seiten. 1932. Ran ee de 1 & Co., 
i D ie ieee ID 5 ee RM. 4.— 

Moldenhauer, Paul, Das Berfiberuugsmeien. 

I. Allgemeine Verſicherungslehre. Vierte eck 152 Seiten. 1925. 


(Sammlung Göſchen Bd. 262.) 1 . . Geb. RM. 1.62 
II. Die einzelnen Verſicherungszweige. Zweite uuflage 130 Seiten. 
1923. (Sammlung Göſchen Bd. 636.) .. Geb. RM. 1.62 
Die Entwicklung des privaten Mesa ce in dem Jahrfünft 1902 
bis 1906. Groß⸗Oktav. 53 Seiten. Mit 3 Tafeln. 1909. RM. 2.— 
— in dem Jahrfünft 19071911. Groß⸗Oktav. 61 Seiten. 1912. 
RM. 2.50 
Veröffentlichungen des Reichs⸗ e 10 ae ern geh: 
Oktav. 30. Jahrgang. 1931. 193 50 
31. Jahrgang. 1932. Nr. 1 bis 1 en) N. 25 25 
32 Jahrgang 1933, N J bis , d 125 
Geſamtregiſter zu den Veröffentlichungen des 90 ee 1170 1 
verſicherung. 1912—1926. 184 Seiten. 1928 14.— 
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Berjierungsitatiftit für 1902 über die unter Reichsaufſicht ſtehenden Unter⸗ 
nehmungen. Herausgegeben vom Reichsaufſichtsamt für Big 


Lerilun-Oltav. LXXVII, 384 Seiten. 1905 . . 10.— 
— für 1902 bis 1917 8 Be 85 Sabegang Nm. = 
— für 1928 bis 1929. 1930 r RM. 24.— 
r . ee RM. 13.— 
ss . o — 
v. Liebig, Eugen, Das 5 Feueroerfigerungswefen, Groß-Oktav. 211 

Seiten. 1911. . .. RM. 5.— 


Weygand, J., Die Grundzüge der Rundenperficierung. AGeneralperſtch kung 
der Speditions⸗ und Lagergüter.) Mit einer Einleitung über das Intereſſe 
als Element der Sachverſicherung. Groß⸗Oktav 162 Seiten. 1914. RM. 4.— 

Das interessante Werk bietet namentlich für Juristen wertvolle Hinweise zur 
Rechtsbehandlung der Kundenversicherungsfrage. 

Berliner, Ludwig, und Pfaffenberger, Ernſt, Aufwertung von Verſicherungs⸗ 

anſprüchen mit Durchführungsbeſtimmungen. 
I. Teil. Oktav. 235 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. enen Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 164.) Geb. RM. 5.85 
II. Teil: Sach- und Transportverſicherung; Unfall ⸗ und Haftpflichtverſiche⸗ 
rung. Oktav. 112 Seiten. 1926. e Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 164.) Geb. RM. 3.15 

Haymann, Franz, Leiſtung und Gegenleistung im Verſicherungsbertrag. Eine 

Grundfrage des Privatverſicherungsrechts. Oktav. 104 Seiten. 1932. 

RM. 6.— 

Aus dem Inhalt: Leistung und Gegenleistung. Die Leistung des Versicherers. 

Die Anwendung der Regeln über den gegenseitigen Vertrag auf das Versicherungs- 

geschäft. Der Einjluß des Rücktritts und der Anjechtung au die Prämienleistung. 

Leistung und Gegenleistung der Parteien im Konkurs- und Vergleichsverfahren zur 
Abwendung des Konkurses. 

Tſirintanis, Alexander, Die Order⸗Polize. e 95 Seiten. 1930 
(Hamburger Rechtsſtudien Heft 6.) .. RM. 6.— 


Der Verjasser behandelt die Frage, Wel er N f 68h um den 
heutigen Verkehrshedürfnissen zu entsprechen, die Orderklausel und das Indos- 
sament verwerten kann. Nach einer Darstellung und kritischen Würdigung der 
Ergebnisse aus der Anorderstellung des Versicherungsscheins in anderen Ldn- 
dern, insbesondere in Frankreich, versucht der Verfasser die rechtlichen und 
wirtschajtlichen Folgen aus der Ausstellung von Order-Polizen darzulegen. In 
einem besonderen Tell wird die Order-Polize mit anderen, auf denselben wilrt- 
schaftlichen Erfolg gerichteten Rechtsinstituten, namentlich der Versicherung fur 
Rechnung wen es angeht, verglichen und die vorhandenen Unterschiede gestreift. 


Embden, Helmuth, Verſicherung für Rechnung wen es angeht. Groß⸗Oktav. 
VIII, 39 Seiten. 1930. (Hamburger Rechtsſtudien Heft 8.) RM. 3.— 
Im ersten Teil wird der verslcherungsrechtliche Interessenbegril} im streng 
Individualistischen Sinne präzisiert. Im Hauptteil versucht dann der Verfasser, 


die universelle Vertragsiorm der Versicherung jür Rechnung wen es angeht In 
Einklang mit einer so engen Auflassung des Interessenbegrills zu bringen. 


Lippmann, Karl, Die Reichsverſicherungsordnung nebſt dem Einführungs⸗ 
geſetze, den wichtigſten Ausführungsvorſchriften, den ergänzenden Geſetzen 
und Verordnungen ſowie den Verordnungen über das Verfahren. Nach dem 
Stande vom 8. Dezember 1931. Textausgabe mit Anmerkungen, Einleitung 
(überſicht über den Inhalt der Reichsverſicherungsordnung) und Sach⸗ 
regiſter. Taſchenformat. XVI, 767 Seiten. 1932. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bb. db eee .. Geb. RM. 16.20 

Die Ausgabe wird durch Nachträge auf dem laufenden gehalten. 
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Reuß, Max, und Henſe, Fritz. Das Reichsknappſchaftsgeſetz vom 1. Juli 1926 
nebſt Einführungsgeſetz. 2. Aufl. Taſchenformat. XVI, 640 Seiten. 1926. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 155.) Mit Nachtrag 1931. 

Geb. RM. 10.80 

Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 28. Mai 1924. Zweite Auflage. Taſchen⸗ 

format. 143 Seiten. 1927. Mit Nachtrag. (Guttentagſche Sammlung Deut- 


ſcher Reichsgeſetze. Textausgaben ohne Anmerkungen.) . Geb. RM. 2.25 
Manes, Alfred, Sozialperſicherung. 7., n zur Kl.⸗Oktav. 139 Seiten. 
1928. (Sammlung Göſchen Bd. 267.) .. . Geb. RM. 1.62 


Schmeißer, Herbert, Das Geſetz über Adern und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in der Faſſung der Notverordnung vom 1. Dezember 1930. 
2 Bände. Taſchenformat. 

Band I. XVI, 639 Seiten. 1911. Geb. RM. 13.50 
Band II. 792 Seiten. 19322 . Geb. RM. 20.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 165/165.) 

Der Kommentar enthält das gesamte einschlägige Gesetzes- und Rechits material 
bis in die neueste Zelt. Er wird fur die Rechtsanwendung auf diesem Geblete 
unentbehrlich sein und ist durch die neue Einführung der Lose-Blati-Form vor 
dem Veralien geschützt. 


2. Arbeitsrecht 


Depeue, Hans, Rohlfing, Theodor und Heinitz, Ernſt, Arbeitsgerichtsgeſetz. 
Kommentar. 2., völlig neubearbeitete Auflage. 884 Seiten. 1932. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 168.) . . Geb. RM. 15.— 

„Doch nicht nur ein praktisches Buch. Unter Er Benutzung der Rspr. 
und des Schrifttums wird ein Oberblick über den gegenwärtigen Stand der Wissen- 
schaft gegeben. Mit erfreulicher Eindringlichkeit gehen die Verfasser den Pro- 
blemen nach; In strenger, wissenschaltlicher Sachlichkeit gelzen sie sich mit Ihnen 
auseinander; anregend und belehrend. Das Buch verdient die Aulmerksamkeit aller 
am Arbeitsrecht Beteiligten.“ Juristische Wochenschrift Nr. 47, 1932. 


Arbeitsrechtliche Spruchſammlung. Beiträge zum Deutſchen Handwerksblatt. 
Pro Quartal RM. 0.90 
Die Sammlung berichtet fortlaufend über die ober gerichtliche Rechtsprechung 
auf dem Gebiete des Arbelisrechtis. Sie bildet eine wertvolle Ergänzung der amt- 
lichen Sammlung. 
Entſcheidungen des Reichsarbeitsgerichts. Herausgegeben von ben Mitglie⸗ 
dern des i le . 


Band I-XUI. . . & .. . Jae RM. 6.50, geb. RM. 8.— 


Günther, Adolf, und Schneider, Richard, Arbeiterſchuz und Arbeitsrecht. 
Zweite Auflage. Taſchenformat. 

I. Teil: Arbeitszeitſchuz. Das Arbeitszeitnotgeſetz und die übrige arbeits⸗ 
zeitrechtliche Geſetzgebung des Reichs ſeit dem 9. November 1918. 386 
Seiten. 1927 .. Geb. RM. 6.75 
Das Buch ist rn rer: Führer durch das weilte und unbe- 

sichtliche Gebiet der arbeltszeitrechtlichen Gesetzgebung.“ 
Württemberg. Ztschr. f. Rechtspflege, April 1928. 
II. Teil: Geje über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter nebſt den ein- 
ſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 404 Seiten. 1928. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 1382/13860.) . Geb. RM. 7.20 
„Das Buch stellt nicht nur beim Studium des Gesetzes ein wertvolles Hiljs- 
mittel dar, sondern ist auch fü, den Handgebrauch des Arbelisrechtspraklikers 
unentbehrlich.“ Berliner Wohllahrtsblatt v. 9. XII. 1928. 
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IV. Zeil: Betriebsſtillegungsverordnung. 240 Seiten. 1929. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 138 d.) . Geb. RM. 5.85 

„Die Guttentagsche Sammlung ist durch das Buch um ein neues zuverlässiges 
Hillsmittel jär die Gesetzanwendung bereichert.“ Reichsarbeitsblatt Nr. 30, 1929, 


Warneyer, Otto, Betriebsrätegefe vom 4. Februar 1920 nebſt der Wahl⸗ 
ordnung zum Betriebsrätegeſetz, dem Aufſichtsratsgeſetz ſamt Wahlord⸗ 
nung und den Ausführungsverordnungen des Reichs und der Länder. 
Auf der Grundlage der Güntherſchen Textausgabe mit Anmerkungen er- 
läutert unter beſonderer Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts und des Reichsarbeitsgerichts. Zweite Auflage. Taſchenfor⸗ 
mat. 235 Seiten. 1931. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Bd. 138 b.) Eur: .. . Geb. AM. 4.50 


„ . . Als Ganzes Ist diese e Ben l vielen Kreisen willkommen, 
die aus praktischen Gründen nach einer kurzen, trotzdem aber erschöpfenden, zu- 
verlässigen und jede Zweifelsfrage erjassenden Kommentierung suchen." 

Der Fachjurist Nr. 5, 1931. 

v. Ungern⸗Sternberg, Die Auflöſung und Fuſion von Berufsvereinen und 
ihre arbeitsrechtliche Bedeutung. Oktav. IV, 52 Seiten. 1931. RM. 3.50 

Für laufende Tarijverträge ebenso wie jür Schlichtungsverfahren haben Auf- 
lösung und Fusion von Gewerkschaften bzw. Arbeitgeberverbänden erhebliche Be- 
deutung. Deshalb lohnt eine zusammenjassende Durchjorschung und Darstellung der 
Materie wohl. An Hand von Literatur und Rechtsprechung werden alle Zweijels- 
fragen hler geklärt, Die Schrift bringt den Beteiligten wertvolle Unterlagen für 
die Praxis. 

Tilly, Dr. Helmuth Tezerclas von, Internationales Arbeitsrecht. Unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Internationalen Arbeitsorganiſation. 120 Seiten. 
1924. (Sammlung Göſchen Bd. 882.) . Geb. RM. 1.62 

Es Ist das erste Werk, das in klarer, kurzer und allen leicht verständlicher 
Weise das gesamte grundlegende Tatsachenmaterial — und zwar nur dieses — 
auf dem umfassenden Gebiete des internatlonalen Arbeiterschulzes von dessen 
ersten Anlängen bis In die neueste Zell bietet. 


3. Gewerberecht 


Hiller, Fr., und Luppe, H., Gewerbeordnung für das Deutſche Reich nebit 
Kinderſchutzgeſetz und Hausarbeitsgeſetz ſowie den für das Reich und Preußen 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. Einundzwanzigſte, veränderte 
Auflage. (143. bis 148. Tauſend.) Taſchenformat. 931 Seiten. 1928. 
Mit Nachtrag vom 11. 2. 1929. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 6.) 80 e e 


„Man kann von dem Werke nur sagen, daß es in mustergültiger Weise wie bis- 
her seinen Zweck erjüllt, ein kurzes knappes Buch „fur die Praxis von unschätz- 
barem Werte zu sein...“ Juristische Rundschau Nr. 20, v.5.X. 1928. 


Gewerbeordnung für das Dentſche Reich nebſt Gaſtſtättengeſetz, Kinderſchutz⸗ 
geſetz und Hausarbeitsgeſet. Textausgabe mit Einleitung und Sachregiſter. 
Taſchenformat. IV, 200 Seiten. 1932. (Guttentagſche Sammlung von Tert- 
ausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) . .. Geb. RM. 3.— 


Wie alle in der Quttentagschen Sammlung von Texlausgaben erschlenenen Texte, 
ist auch die Gewerbeordnung nebst Gaststattengeselz, Kinderschutzgesetz und Haus- 
arbeitsgesetr absolut zuverlässig und nach neuestem Stande wiedergegeben. Ein aus- 
tührliches Sachregister erschließt den Zugang zu den einzelnen Bestimmungen. Die 
Ausgabe. soll der Praxis dienen, vor allem aber auch dem Studierenden ein Begleiter 
tür die einschlägigen Vorlesungen seln und die Einarbeitung in das wichtige Gesetz 
erleichtern. 


Braffert, H., Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten mit Kom⸗ 
mentar. Zweite Auflage, bearbeitet von Hans Gottſchalk. Groß⸗ 
Oktav. XXIX, 1291 Seiten. 19114. RM. 27.—, geb. RM. 30 — 
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Sonnenfeld, Hugo, Die reichsrechtlichen Beſtimmungen, betreffend den Handel 
mit Drogen und Giften. Dritte, veränderte Auflage. Taſchenformat. 
435 Seiten. 1926. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
Di r T EHER EIOTSO 

Friedrichs, Karl, Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930 mit den Durchführungs⸗ 
und Ausführungsverordnungen des Reichs und Preußens. Taſchenformat. 
VIII, 144 Seiten. 1930. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
Bd 1077) dn 15 


Lebbin, Georg, Nahrungsmittelgeſetze mit Erläuterungen. Zweite, ſtark ver⸗ 
mehrte Auflage in zwei Bänden. 


I. Band: Das Lebensmittelgeſetz vom 5. Juli 1927 mit Nebengeſetzen (Mar- 
garine, Fleiſch, Milch, Süßſtoff, Eſſigſäure uſw.). Erläutert von G. Lebbin 
und R. Gießner. Taſchenformat. XVI, 419 Seiten. 1928. Geb. RM. 7.65 


II. Band: Getränkegeſetze und Getränkeſteuergeſetze (Wein, Bier, Brannt- 
wein, Mineralwaſſer). Unter Mitarbeit von Rechtsanwalt Dr. Kniebe. 
Taſchenſormat. XII, 400 Seiten. 1926. (Guttentagſche Sammlung Deut⸗ 
ſcher Reichsgeſetze Bd. 54a u. b. 8 Geb. RM. 9.— 


Das Werk ist für die ganze Fachwelt der Getränkeindustrie unentbehrlich, muß 
doch jedermann mit den einschlägigen Gesetzesbestimmungen sich soweit wie Irgend 
möglich vertraut machen, wenn er nicht in Nachteile geraten will. 


Voß, Werner, Die reichs⸗ und landesrechtlichen Beſtimmungen auf dem 
Gebiete des Geſundheitsweſens. Taſchenformat 608 Seiten. 1929. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 172.) . . Geb. RM. 9.90 


„Das Buch wird seiner Aufgabe, fast den gesamten Gesetzesstolf in einem ein - 
zigen kleinen Bande in die Hand zu geben, gewiß gerecht und wird sich schnell 
als unentbehrliches Hilfsmittel jür jeden erweisen, der öfter mit dem Gesund- 
hellswesen zu tun hat.“ Reichsverwaltungsblatt Nr. 23, v. 8. VI. 1929. 


4. Geiſtig⸗gewerblicher Rechtsſchutz 


Elſter, Alexander, Arheber⸗ und Erfinder⸗, Warenzeichen⸗ und Wettbewerbs⸗ 
recht. (Gewerblicher Rechtsſchutz.) Zweite, ſtark erweiterte und völlig um⸗ 
gearbeitete Auflage. Mit Abdruck der Geſetzestexte. Oktav. XII, 611 Seiten 
1928. Mit Nachtrag 1931. (Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſen⸗ 
schaft Bd WMI) ; RM. 16.20 geb. RM. 17.50 


„Seit Kohler und Osterrieth endlich wieder das langentbehrte Lehrbuch. Hier 
unternimmt ein wahrhaft selbständiger und ideenreicher Kopf den Versuch, eine 
wirkliche Synthese zu schallen.“ Juristische Rundschau Nr. I, v. J. I. 1929. 


Neuberg, J., Der internationale gewerbliche Rechtsſchutz. 2. Auflage. 128 
Seiten. 1923. (Sammlung Göſchen Bd. 271.) . . . Geb. RM. 1.62 


Daude, Paul, Die Reichsgeſetze über das Urheberrecht an Werlen der Lite⸗ 
ratur und der Tonkuuſt und das Verlagsrecht vom 19. Juni 1901 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 22. Mai 1910 zur Ausführung der revidierten 
Berner Übereinkunft. Oktav. VIII, 293 Seiten. 1910. RM. 6.— 


Lindemann, O., Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und 
der Tonkunſt. Vierte Auflage. Taſchenformat. 171 Seiten. 1921. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 60.) . Geb. RM. 1.60 
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Fuld, Ludwig, Geſetz, betr. das Arheberrecht an Werken der bildenden Künſte 
und der Photographie. Zweite Auflage. Taſchenformat. 192 Seiten. 
1925. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 81.) 


Geb. RM. 5.40 

Reininger, G., Der Schutz des Urheberrechts im deutſchen Rundfunk. Oktav. 
E eee 192 JE} RM. 4.— 
„Eine Interessante, zeitgemäße, N Er für N N wich- 

tige Studie.“ Badische Rechtspraxis Nr. 3, 1929. 
Andritzly, Chriſtoph, . Rechtsſtellung des Drehbuchautors. Oktav. XI, 
80 Seiten. 1931 A RM. 3.50 


Andritzky 5 8 72 zu 1225 Ser: um die „ am Film. Er 
trennt schar! zwischen künstlerischer Leistung und künstlerisch-urheberischer Schöp- 
lung und kommt zu der These: Der Filmurheber ist der Urheber des kurbeljertigen 


Drehbuches. — Die Verhältnisse beim Tonfilm sind, soweit dies möglich erschien, 

berücksichtigt. 
Sum Hans, Die juriſtiſchen Probleme des Bildfunks. Oktav. 90 Seiten. 
SR re RR ... M. 3.60 


1 2 e , Fragen, 2 en 275 neuen lechnischen Er. 
rungenschaft eines „Bildfunks‘‘ zusammenhängen und teilweise schon jetzt, insbe- 
sondere aber für die Zukunft sehr aktuell sind, werden in dieser Arbeit nach allen 
Selten hin sorgfältig untersucht. 


Heinitz, Ernſt, und Marwitz, Bruno, Das Reichsgeſetz über das Verlagsrecht. 


Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Dritte Auf⸗ 
lage. Taſchenformat. 136 Seiten. 1922. um Sammlung Deut- 


ſcher Reichsgeſetze Bd. 61.) . N „„ Gebe nM 145 
Elſter, A., Das deutſche Arheber⸗ und Beslagreht, 128 Seiten. 1923. 
(Sammlung Göſchen Bd. 863.) . . . . Geb. RM. 1.62 


„Erstaunlich Ist, wie Elster diese beiden 10 er umstrittenen Gesetze au} 20 
engem Raum in vortrejſlicher Weise zur Darstellung gebracht hat.“ 

Deutscher Journalistens piegel Nr. 17, v. 5. VI. 1927. 

Heymann, E., Die zeitliche Begrenzung des Urheberrechts. Oktav. 74 Seiten. 

1927. (Sitzungsberichte der Preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften zu 

/ / d 


Pietzcker, Eduard, Palentgeſetz und Gebrauchs muſterſchutzgeſez. Kommentar 
unter Berückſichtigung der vorgeſchlagenen und weiter beantragten Abände⸗ 
rungen des Patentgeſetzes. Erſter Halbband: 85 1—12 Patch. Groß- 
Oktav. 427 Seiten. 1929. (Gewerbe- und Induſtrie⸗Kommentar Bd. V, 1.) 

RM. 26.—, geb. RM. 28.— 
Der zweite, das Werk abſchließende Band, wird 1933 erſcheinen. 
„Die überall zutage tretende geistige Leistung macht Pietzckerss Kommentar 


tür jeden, der sich mit diesem Rechtsgebiet zu beschäftigen hat, zum unentbehr- 
lichen Rüstzeug.“ Markenschutz und Wettbewerb Nr. 4, April 1929. 


Seligſohn, Arnold, Patentgeſetz und Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchs⸗ 
muſtern. Siebente Auflage. Groß⸗Oktav. VIII, 622 Seiten. 1932. 

RM. 22.50, geb. RM. 24.30 

„Ein Jachwissenschaftliches Werk, welches sleben Auflagen Srreicht, bedar} in 

der Regel keiner besonderen Empfehlung. Dies gilt in erhöhlem Maße von dem 

berühmten Erläuterungswerk zum Patent- und Gebrauchsmustergesetz, welches der 
Nestor des Patentrechtis in neuem Gewande der Oflentlichkeit übergibt. 

Die Seligsohnsche Schrift hat sich von jeher durch strenge Sachlichkeit und vor 

nehme Zurückhaltung ausgezeichnet; sie hat nicht nur das übrige Schrifttum, son- 


dern auch in hervorragendem Maße die Rechtsprechung beeinflußt... Lange 
haben die vielen Verehrer des Seligsohnschen Kommentars au] diese Auflage sehn- 
sächtig gewartet. Markenschutz u. Wettbewerb Nr.9, Sept. 1932. 
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Lutter, R., Patentgeſetz. Nebſt Ausführungsbeſtimmungen, völkerrechtlichen 
Verträgen und Patentanwaltsgeſetz, unter eingehender Berückſichtigung der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Praxis des Reichspatentamts. 
Neunte Auflage. Taſchenformat. XV, 467 Seiten. 1928. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 22.) . . Geb. RM. 9.— 

„Jedem, der eines kurzgefaßten zuverlässigen Kommentars für den Augenblicks- 
gebrauche bedarf, sei diese vorzügliche Taschenausgehe des Palenigesetzes von Lulter 
dringend empfohlen. Jede neue Ausgabe verbessert das Buch. Es ist nicht leicht, 
kurz zu kommentieren. Möge dieses Buch, das bei aller Knappheit stets in Fühlung 
mit der Entwicklung des Rechisgebleis bleibt, sich seine Kürze erhalten.“ 

Markenschutz und Wettbewerb Nr. Id, November 1928. 

Elſter, A., Das deutſche Erfinderrecht. (Patent⸗ und RUEUBEH,,) 118 

Seiten. 1924. (Sammlung Göſchen Bd. 891.) .. Geb. RM. 1.62 


eee Jul, e und i benz dias — oe 


en Aer auperz Geſeg gehen ben Saldern Wettbewerb vom 7. Juni 1909. 
In der Faſſung vom 9. März 1932. Kurzer Kommentar für Praxis und 
Studium. Neunte, durchgearbeitete und weſentlich ergänzte Auflage der 
erläuterten Textausgabe von Juſtizrat Dr. Albert Pinner und Dr. 
Alexander Elſter. Taſchenformat. 392 Seiten. 1932. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 37.) . Geb. RM. 6.75 


„Der Umfang der erläuterten Textausgabe Ist wieder sehr gestlegen, so daß sie 
nun mit Recht die Bezeichnung kurzer Kommentar führt. Obwohl füt die Praxis 
bestimmt und im wesentlichen auf den Ergebnissen der Rechtsprechung jußend, 
zeigt das Werk — besonders In der Einleitung, aber auch in den einzelnen Aus- 
jührungen — die grundsätzliche Einstellung des Verlassers zu der Rechtsnatur des 
Wetthewerbsrechts. Für das Studlum sowie als erstes Nachschlagewerk jür die 
Praxis ist das Werk hervorragend geeignet.“ 

Juristische Wochenschrift Nr. 18, v. 26. V. 1932. 


Elſter, A., Geſetz über das Zugabeweſen vom 12. V. 1933. Ergänzung zu 
Elſter, Unlauterer Wettbewerb, und Elſter, Zugabenverordnung. 1933. 
RM. 0.20 
Elſter, Alexander, Zugaben⸗Verordnung. (Erſter Teil der Verordnung des 
Reichspräſidenten zum Schutze der Wirtſchaft vom 9. März 1932.) Taſchen⸗ 
format. 80 Seiten. 1932. (Guttentagſche e en Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Nr. 37a.) .. RM. 1.80 
„In verblüffend kurzer Zeit 27 Erlaß 2 vo. vom 9. März 1932 ist dieser 
ausführliche, auj engem Raum zusammengejaßte Kommentar erschienen. Nur ein 
Schriftsteller, der in Theorle und Praxis die einschlägigen Probleme erkannt hat, 
vermochte ein so vortrefilickes Werk zu verlassen. Daß seine Anschaflung nach. 


drücklichst zu empjehlen ist, bedarf kaum der Betonung.“ 
Zentralblatt fur Handelsrecht Nr. 4, 1932. 


Waſſermann, Martin, Der unlautere Wettbewerb nach deutſchem Recht. 
I. Generalklauſel, Reklameauswüchſe, Ausverkaufsweſen, Angeſtelltenbeſte⸗ 
chung. 160 Seiten. 1911. II. Kreditſchädigung, Firmen⸗ und Namen- 
mißbrauch, Verrat von Geheimniſſen, an 151 Seiten. 1911. 


(Sammlung Göſchen Bd. 339 u. 535.) . . Geb. je RM. 1.62 
Wolff, F., und Criſolli, K.-A., Das Recht der Rellame. Lexikon⸗Oktav. 424 
Seiten. 1929 .. RM. 9.—, geb. RM. 10.— 


Mit großer Umsicht ist 2 E Stoſ / gesammelt und in gründ- 
licher Arbeit juristisch durchdrungen und dargestellt. Das Buch ist wohl in erster 
Reihe fur Juristen bestimmt, aber auch jür wirtschaftliche Kreise und Reklame- 
tachleute wertvoll and jedenfalls lür die Beschäftigung mit diesem Sondergebiet 
eln zuverlässiges Hills mittel.“ 

Flad i. d. „Juristischen Rundschau“ Vr. 7, v. I. IV. 1930. 
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Hagens, Alfred, Warenzeichenrecht. Kommentar. Groß⸗Oktav. VIII, 408 
Seiten. 1927. (Gewerbe- und Induſtrie⸗Kommentar Bd. III.) 
RM. 22.—, geb. RM. 24.— 


„ . Eins ausführliche Darstellung, die zeigt, daß der Verfasser das gesamte 
Fachschrlitium und die reichhaltige Rechtsprechung restlos beherrscht. Ich haba 
gelunden, daß nicht ein einziger Fall von Bedeutung ſeult.““ 

Markenschutz und Wettbewerb Nr. 12, 1927. 


Seligſohn, Arnold, Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. Dritte Auf⸗ 
lage, bearbeitet in Gemeinſchaft mit Martin Seligſohn in Berlin. Groß⸗ 
Oktav. IV, 416 Seiten. 1925. RM. 15.—, geb. RM. 16.50 

Freund, G. S., Magnus, Julius, und Jüngel, Friedrich, Das deutſche Waren⸗ 
zeichenrecht. Sechſte, neubearbeitete Auflage. Teil I: Die internationalen 
Verträge. VI, 247 Seiten. Mit 4 Tafeln. 1924. een Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 87a.) .. Geb. RM. 8.10 

Das deutſche Warenzeichenrecht. Teil II: Oktav. xv, 804 Seiten. 1933. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze, Nr. 87 b.) Geb. RM. 25.— 

Born, A., Reichspreßgeſetz vom 7. Mai 1874 in der jetzt geltenden Faſſung 
nebſt den einfchlägigen Beſtimmungen der Reichsverfaſſung, des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs, der Gewerbeordnung uſw. Mit Kommentar und Sachregiſter. 
Vierte, veränderte Auflage. Taſchenformat. 234 Seiten. 1931. (Gut⸗ 
tentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 53.) . Geb. RM. 5.40 


Dieser Band bringt eine sehr reichhaltige Kommentierung des Stoſſes, die um 
so wertvoller ist, als den Entscheidungen der Wortlaut der Urtellsbsgrändungen 
beigelügt ist. 


IV. Zivilprozeß 
Fiſcher, Otto, Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeß⸗ und Konlurstechts. Groß⸗ 
Oktav. XII, 488 Seiten. 1919. RM. 8.—, geb. RM. 10.— 
Ale Wilh., Deutſches Zivilprozeßrecht. 
J. Band. Vierte, verbeſſerte Auflage. 115 Seiten. 1929. (Sammlung 


Goͤſchen Bd. 428.) . . Geb. RM. 1.62 
II. Band. Vierte, verbeſſerte Auflage. 168 Seiten. 1929. (Sammlung 
Göſchen Bd. 429.) .. Geb. RM. 1.62 
III. Band. Vierte, verbeſſerte Auflage. 148 Seiten. 1929 (Sammlung 
Göſchen Bd. 430.) 2 . . Geb. RM. 1.62 


Diese Auflage wird jedem, 47 185 aul gemeinverständliche Weise über unser 
geltendes Zivllgerichiswasen unterrichten will, gute Dienste leisten, und kann na- 
mentlich den Studierenden des Rechts ® Einführung bestens emplohlen werden. 


Sydow, R., Buſch, L., und Krantz, W., Zivilprozeßordnung und Gerichts⸗ 
verfaffungsgefeß nebſt Anhang, enthallend Entlaſtungsgeſetze und die Not⸗ 
verordnung vom 1. Dezember 1930. Handkommentar unter beſonderer 
Berückſichtigung der Entſcheidungen oberſter Gerichte. Begonnen von 
Dr. R. Sydow. Fortgeführt von Dr. L. Buſch, Reichsgerichtsrat i. R., 
demnächſt mit Dr. W. Nrantz, Landgerichtsdirektor. Neubearbeitete, 
zwanzigſte Auflage. Zwei Bände. Groß-Oktav. VIII, VIII und 
1540 Seiten. 1930. Mit Nachtrag 1932. (de Gruyterſche Sammlung 
Deutſcher Geſetze, Handlommentare.) . . .. Geb. RM. 32.— 
Einzeln, Nachtrag, enthaltend die durch den VI. Abſchnitt der Dritten 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 eingetretenen An⸗ 
derungen und die Fortſetzung der Erläuterungen der > und des GVG. 
Groß⸗Oktav. 94 Seiten. 1932 .. NM. 2.25 


„Auch innerlich ist der * e von 8 Busch-Krantz 
verändert. Es sind viele veralteie Entscheidungen ausgemerzt und dajür dis Er- 
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läulerungen durch eingehendere Darlegungen zweckmäßig erweitert worden. An 
der Grundlage des Buches wurde nichts geändert, die Druckanordnung ist noch 
übersichtlicher als bisher. So wird das Buch seines alien Freunds behalten und 
ohne Zweljel viele neue hinzuerwerben.“ 
Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht Nr. 20, v. 15. X. 1930. 
Rofenberg, L., Zivilprozengefeggebung. Taſchenformat. 580 Seiten. 1930. 
(Lehrausgaben Deutſcher Geſetze Bd. II.) Geb. RM. 8.— 
„Diese neuartige Ausgabe der ZPO. der ‚Lehrausgaben Deutscher Gesetze‘ Ist 
ein Beispiel jür die besondere Nützlichkeit einer solchen Ausgabe. Die Besonder- 
heiten dieser handlichen und erschöplenden Ausgabe der Zivilprozeßgesetzgebung 
bestehen in der sachlichen Ordnung des umfassenden Stoffes, in der Hervor- 
hebung von besonders Wesentlichem durch Sperrdruck und vor allem aber darin, 
daß den einzelnen Paragraphen in systematischer Weise Überschriiien vorausge- 
schickt sind, die die hier besonders wichtige Aufgabe erfüllen, den Aufbau des 
Gesetzes und den Zusammenhang der einzelnen Vorschriften klar erkennen zu 
lassen. ic Juristische Wochenschrift Nr. 47, v. 22. XI. 7930. 
Zimmerle, Ludwig, Die neue Zivilprozeßordnung vom 27. Oktober 1933 mit 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Nebengeſetzen. Textausgabe mit Verweiſungen 
und Sachregiſter. Taſchenformat. XX, 436 Seiten. 1933. (Guttentag⸗ 
ſche Sammlung von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) 
Geb. RM. 3.50 


Die Ausgabe enthält die neue Fassung der ZPO., die Bekanntmachung und das 
Gesetz zur Enilasiung der Gerichle, das Gesetz betr. die Beschlagnahme des An 
beits- und Dienstiohnes, die Verordnung über Lohnpjändung und die & 68-7 des 
Reichsversorgungsgesetzes, die nachträgliche amtliche Berichtigung der 
Neufassung des Gesetzestextes vom I. Dezember 1933. Der raschen Unterrich- 
tung über die neuen zum Teil sehr wesentlichen Anderungen dienen eine ausführ- 
liche Einleitung und zahlreiche Verweisungen, durch die die Neuerungen und Ände- 
rungen deutlich kenntlich gemacht sind. 


Der neue Entwurf einer Zibilprozeßordnung. Veröffentlicht durch das Reichs⸗ 
juſtizmigiſterium. Lexikon⸗Oktav. 561 Seiten mit 2 Paragraphen⸗Verzeich⸗ 
Risen 1931 2 000 mn 0 elle aehanan a 

Sydow, R., Buſch, L., und Krantz, W., Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit Ein- 
führungsgeſetz. Unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. Zehnte Auflage. Taſchenformat. 347 Seiten. 1925. 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 14.) Geb. RM. 5.40 

„Das Buch bedarf keiner Empfehlung, es empfiehlt sich selbst durch die Fülle 
dessen, was es bietet. Gesetzgebung und Rechtsprechung sind bis in die neueste 
Zeit berücksichtigt.“ Leipziger Zeitschrift für Deutsches Recht Vr. 14. v. 15. VII. 1026. 


Rausnitz, Julius, Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (GS. 
404) nebſt den einſchlägigen Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes vom 28. Oktober 1922 (GS. 363), beide in der Faſſung der Geſetze 
vom 12. April 1923 (GS. 107), 18. Dezember 1923 (GS. 556) und der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Juni 1924 (GS. 573). Sechſte, umgearbeitete Auf⸗ 
lage. Oktav. 158 Seiten. 1925. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher 
Geſee Bd 4) 5 5 .. . Geb. RM. 6.30 


Sydow, R., Buſch, L., und Krieg, O., Die Deutſche Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte, das Geſetz, betreffend die Erſtattung von Rechtsanwalts⸗ 
gebühren in Armenſachen, und die Preußiſche Landesgebührenordnung mit 
Erläuterungen. Auf der Grundlage der Sydow⸗Buſch'ſchen Textausgabe 
mit Anmerkungen in dreizehnter Auflage unter Mitaufnahme des Ge⸗ 
ſetzes über die Erſtattung in Armenſachen neubearbeitet. Taſchenformat 496 
Seiten. 1929. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 17.) 

Geb. RM. 8.10 
„Die Quttentagschen Handkommentore haben sich auf allen Gebieten einen 


so guten Namen erworben, daß elne Empjehlung nicht notwendig Ist... “ 
Juristische Wochenschrift Nr. 45/46, 1929. 
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Iſaac, Martin, Leitfaden für Handelsrichter. Oktav. 132 Seiten. 1932. 
RM. 3.60 
Der Handelsrichter hat Rechte und Pflichten eines gelehrten Richters, ohne, wie 
es das Gesetz vorschreibt, geringste juristische Ausbildung. Die sich bei der Tätig- 
keit ergebenden Schwierigkeiten soll dieses Bändchen klären. Alles, was aus dem 
Prozeßrecht, vornehmlich aber der Prozeßtechnik von Interesse ist, wird in klarer 
Brietform dargestellt. 

Sydow, R., Buſch, L., und Krieg, O., Deutſches Gerichtskoſtengeſetz nebft 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtän⸗ 
dige in den neueſten Faſſungen. Auf der Grundlage der Sydow⸗Buſch'ſchen 
Textausgabe mit Anmerkungen neubearbeitet in elfter Auflage. Taſchen⸗ 
format. XI, 433 Seiten. 1928. (Guttentagſche 3 Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Bd. 15. 5 . Geb. RM. 6.75 

Lindemann, Otto, Preußiſches Gerichtsloſtengeſetz (neueſte Faſſung). Nach dem 
Tode des früheren Herausgebers P. Simson erläutert. Achte, völlig um⸗ 
gearbeitete Auflage. Taſchenformat. 439 Seiten. 1928. (Guttentagſche 
Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 17.)u . Geb. RM. 7.20 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 

Jaſtrow, Hermann, und Günther, Hermann, Die Geſetze des Reiches und 
Preußens Über die freiwillige Gerichtsbarleit. Textausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter. Siebente, vermehrte Auflage. Taſchen⸗ 
format. 548 Seiten. 1928. e Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Bd. 46.) „. Geb. RM. 8.10 

„Die e 97 übersichtlich 125 Gain 5 treflender Kürze alles Jür 
die Praxis Wesentliche. Der Preis ist jür das Gebotene mäßig.“ 
Ztschr. f. freiwillige Gerichtsbarkeit Nr. 2, 1929. 

Die Geſetze des Reiches und 1 über die freiwillige Gerichts barleit. 
Textausgabe mit Sachregiſter. Taſchenformat. 168 Seiten. 1930. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung von Textausgaben ohne Anmerkungen mit 0 

2.70 

Das Buch enthält in der bekannten Art der Guttenlagschen Gesetresausgaben 

außer dem „Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ 

alle in dieses Gebiet fallenden sonstigen Gesetze, Ausjührungsbestimmungen, Ab- 

kommen, Verordnungen usw. in absolut zuverlässigem Abdruck und ein das 
Zurechiſinden sehr serleichterndes Sachregister. 

Szlolny, Felix, und Kober, Leopold, Das Notariatrecht, unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des materiellen Rechts und des Steuer- und Stempelrechts 
erläutert. Oktav. 236 Seiten. 1926. . SEN Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 163.) Geb. RM. 7.65 

Szlolny, Felix, Die Belehrungspflicht des Nolats. Dita. 52 SAT Be 

„Ein trotz seines geringen Umfanges sehr nützliches Buch, für das wir dem 
Verlasser Dank wissen müssen.“ Zeitschrift des Deutschen Nolarvereins, 1927. 


Konkursordnung und Zwangsvollſtreckung 
Jaeger, Ernſt, Kommentar zur Konlursorduung und den Einführungsgeſetzen. 
Mit einem Anhang, enthaltend das Anfechtungsgeſetz, die Vergleichsordnung, 
Auszüge aus den Koſtengeſetzen, Ausführungsgeſetze und Geſchäftsordnungen. 
Sechſte und ſiebente, neubearbeitete Auflage. Groß-Oktav. Der Um⸗ 
fang des Geſamtwerkes umfaßt etwa 100 Bogen. Die Ausgabe erfolgt in 
Lieferungen. 
Erſter Band: 88 1—46. XXVIII, 828 Seiten. 1928—1931. 
RM. 49.—, geb. RM. 54.— 
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Zweiter Band: 1. Lieferung (Lieferung 5 des Geſamtwerkes) 88 47—70. 
19332. RM. 9.— 
(Der Kauf des erſten Bandes verpflichtet zum Bezug des zweiten Bandes.) 

Kurz gesagt: das Buch ist das undbertreſfliche Standardwerk der Kommentare 
zur " Konkursordnung. u Deutsche Richterzeltung Vr. J, v. 15.1.1929, 


Jaeger, Ernſt, Lehrbuch des Konkursrechts. Achte, erweiterte Auflage des 
Grundriſſes zur Vorleſung über Konkursrecht. Groß⸗Oktav. 253 Seiten. 1932. 
Geb. RM. 13.50 
„Das Buch ist eine wahre Bereicherung der Konkursliteratur; eine willkommene 
Abschlagszahlung auf die noch ausstehenden Telle des großen Kommentars des 
1% 5 
. systematischer Gliederung und in wahrhaft prägnanter Kürze 
wird das gesamte Konkursrecht und Konkursverfahren dargestellt, überall unter 
Berücksichtigung der neuesten Rechtsentwicklung des In- und Auslandes . 
Juristische Rundschau Nr. 23 v. 5 XI. 525 

Entwurf einer Vergleichsordnung nebſt Einführungsgeſetz und Begründung. 
Veröffentl. durch das Reichsjuſtizminiſterium. Groß⸗Oktav. 94 Seiten. 
1933. C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck), München, J. Bens⸗ 
heimer in Mannheim, Walter de Gruyter & Co. in Berlin, Carl Heymanns 
Verlag, Otto Liebmann, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen, 
W. Moeſer Buchhandlung in Leipzig, J. Schweitzer Verlag in München, 
Julius Springer in Berlin, Georg Stilke in Berlin, Franz Vahlen in 
Berlin RM. 2.— 
Auslieferung bei Walter de Gruyter & Co., Berlin und Leipzig. 

Inhalt: I. Entwur einer Vergleichsordnung. 2. en eines Einſührungsgesetzes 
zur Verglelchsordnung. 3. Begründung zum Entwurf einer Vergleichsordnung. A) 
Allgemeine Begründung. B) Besondere Begründung. 4. Begründung zum Entwur} 
eines Einführungsgesetzes zur Vergleichsordnung. 

Sydow, R., Buſch, L., und Krieg, O., Konkursordnung, Vergleichsordnung 
und Unfechtungagefep mit Erläuterungen. Auf der Grundlage der Sydow⸗ 
Buſch'ſchen Textausgabe mit Anmerkungen in ſechzehnter Auflage. 
Taſchenformat. V, 870 Seiten. 1932. lter gseh Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 13. 8 . Geb. RM. 10.80 


„erjüllt alle e die man an Sean e eke stellen kann, 
der rasch und zuverlässig über alle Rechtsfragen unterrichtet, ohne bis Ins kleinste 
den einzelnen Streitfragen wie ein großer Kommentar nachzugehen. Für den prak- 
tischen Gebrauch ist das Werk ausgezeichnet . 

Juristische Wochenschrift Nr. 18/19, 1933. 


Fiſcher, K., und Schäfer, L., Die Geſetzgebung, betr. die Zwangsvollitcedung 
5 das unbewegliche Vermögen im Reiche und in Preußen. Bearbeitet von 
J. Krech und O. SE Zweite Auflage. Lexikon⸗Oktav. XVI, 
728 Seiten. 1910 RM. 15.—, geb. RM. 19 
Krech, J., und Fischer, 2 Die Geſetzgebung, betr. die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen i im Reiche und in Preußen. Textausgabe mit 
Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Zehnte Auflage, bearbeitet 
von O. Fiſcher. Taſchenformat. 266 Seiten. 1929. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 43.) .. Geb. RM. 4.50 
„Die Ausgabe Ist zu schneller Unterrichtung, vor ic zum Gebrauch im Termin 


ein vortreffliches Hiljsmiitel. Ihre Anschaffung kann auch außerhalb Preußens nur 
emplohlen werden.“ Archiv für Rechtspflege in Sachsen Nr. 4, 1929, 


Blomeyer, Karl, Zwangsvollſtreckung. Oktav. XII, 187 Seiten. 1932. (Lehr⸗ 
bücher u. Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. XV.) . . Geb. RM. 4.50 


Der Band behandelt das Zwangsvollstreckungsrecht gesondert und enthält die 
leizten einschneidenden Neuerungen des Zwangsvollstreckungsnotrechts, die noch 
in keiner systematischen Darstellung berücksichtigt sind. Mit der Herausgabe wird 
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einem in Dozentenkreisen ojt geäußerten dringenden Bedürfnis entsprochen. Die 
Bearbeitung ist so angelegt, daß sie nicht nur dem Studierenden das einschlägige 
Recht aufschließt, sondern auch dem Rejerendar ein brauchbares Mittel zur Unter- 
richtung in die Hand gibt. 


Kretzſchmar, F., Die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. 110 
Seiten. 1911. (Sammlung Göſchen Bd. 523). . . . Geb. RM. 1.62 


Schultze, Fritz, und Seifert, Fritz, Der geſamte neue Vollſtreckungsſchutz. Text⸗ 
ausgabe mit Erläuterungen. Taſchenformat. Etwa 350 Seiten. 1933. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 184.) Etwa RM. 7.— 


Berliner Vollstreckungsrichter erläutern nach Erjahrungen der Praxis den ge- 
samten Vollstreckungsschutz, auch für Landwirtschaft und Binnenschiffahrt. Ost- 
hilfe-Sicherungs- und Entschuldungsgesetzgebung sind mitberücksichtigt, desgleichen 
die Rechtsprechung über die Räumungsfristen. Zusammenfassung des gesamten 
neuen Vollstreckungsrechls in einem Bande. 

Huyke, W., Offenbarungseid und Haft im Zivilprozeß. Taſchenformat. 1930. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 177.) . RM. 3.60 

Dieser Band bletet eine ganz auf die Praxis zugeschnittene Erläuterung der 
das Offenbarungseidsverjahren betrefjenden Paragraphen der ZPO. und gibt in 
einem allgemeinen Teil zuverlässig Auskunft über die sich auf diesem Gebiete 
ergebenden Streit- und Zweiljelsfragen. 


V. Strafrecht und Strafprozeß 


Strafgeſetzbuch 

Ebermager, Ludwig, Lobe, Adolf und Roſenberg, Werner, Reichsſtrafgeſetzbuch 
nach feinen Abänderungen durch die neueſte Geſetzgebung. Leipziger Kom⸗ 
mentar. Fünfte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Band I: 
Allgemeiner Teil nebſt ſyſtematiſcher Einführung von Dr. Adolf Lobe, Se⸗ 
natspräſident am Reichsgericht i. R., Lexikon⸗Oktav. III, 469 Seiten. 1933. 

Geb. RM. 20.— 

In der Neuausgabe des „Allgemeinen Teils“ des „Leipziger Kommentars“ sind die 
bis jetzt getroffenen, zum Teil einschneidenden Geselzesänderungen vollständig berück- 
sichligt. Daß gerade hier das künftige Gesetzbuch noch weitere wesentliche Ande- 
rungen bringen wird, Ist kaum zu erwarten. Jedenfalls könnten diese in einem Nach- 
trag bel Herausgabe des Il. Bandes mit Leichtigkeit ergänzt werden. Der II. Band 
mit dem „Besonderen Teil“ wird voraussichtlich bereits auf der Grundlage des neuen 
StGB. erscheinen. 

Die Erläuterungen dieses Kommentars stehen durchweg auf dem 
vom neuen Recht eingenommenen Standpunkt der Vergeltungsstrafe; 
sie haben also besonderes Gewicht und sind heute für die strafrecht- 
liche Praxis wichtiger denn je. 

Lobe, Adolf, Einführung in den Allgemeinen Teil des Strafgeſetzbuches. (Zu⸗ 
gleich Einleitung zu dem StGB.-Kommentar v. Ebermaher⸗Lobe⸗Roſen⸗ 
berg.) Oktav. II, 201 Seiten. 1933. Geb. RM. 6.— 

Die lehrbuchartige „Einführung In den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches“ 
von Senatspräsident A. Lobe war bisher nur als Bestandteil des Leipziger Kommentars 
zum StGB. (von Ebermayer-Lobe-Rosenberg) erhältlich. Von den Kritikern des 
Kommenlars wird sie wegen ihrer Vollständigkeit und Tieigründigkelt und wegen 
der Klarheit und Knappheit In der Darstellung gerühmt und von Praktikern und 
Studierenden wurde verschiedentlich der Wunsch ausgesprochen, diese Einführung 
gesondert erhalten zu können. Der Verlag legt sie jelzt In einer durchgearbeiteten 
und erweiterlen Sonderausgabe vor, vor allem um damit den Studierenden die Möglich- 
keit zu geben, sich fdr das Studium des Strafrechts dieser Darstellung zu bedienen. 


Kohlrauſch, Eduard, Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich mit Neben⸗ 
geichen, Anmerkungen und Sachregiſter. Früher von Dr. Fr. v. Liszt 7 
u. Dr. E. Delaquis. Dreißigſte Auflage. Taſchenformat. XII, 520, 


48 Seiten. 1932. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 2.) 
Geb. RM. 7.20 
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„ Diese mannigfaltigen Vorteile werden den „Kohlrausch“ immer unentbehr- 
licher und beliebter machen, obwohl er für den Studierenden heute schon der 
Kommentar ist, der, was wissenschaftliche Gründlichkeit, Handlichkeit und Preis- 
würdigkeit anlangt, unerreicht dasteht.“ Der Relerendar Nr. 5, v. 15. V. 32. 

Entwurf eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetzbuchs nach den Beſchlüſſen 
des Deutſchen Reichstagsausſchuſſes und den Deutſchen und Oſterreichiſchen 
Strafrechtskonferenzen. Ergänzung zu Kohlrauſch, Strafgeſetzbuch. 
29. Auflage. Zweite Ausgabe. Taſchenformat. 162 Seiten. 1930. RM. 1.60 


Hoormann, Hugo, Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich mit wichtigen Neben⸗ 
geſetzen. Textausgabe mit Einleitung und Sachregiſter. Zwölfter Abdruck. 
Taſchenformat. 200 Seiten. 1933. (Guttentagſche Sammlung von Text⸗ 
ausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter. . . . . Geb. RM. 2.20 

Die neue Auflage dieser weitverbreiteten Ausgabe entspricht in allen Teilen der 
neuen Fassung des Strafgesefzbuches. Sie enthält das Geseiz vom 26. Mai 1933, 
das in den Text eingearbeitet ist, und im Anjang eine Anzahl Nebengesetze, dar- 
unter die wichtigsten Verordnungen zur Sicherung der nationalen Erhebung und die 
neuen Bestimmungen zur Gewährleistung des Rechtisfriedens. Zur raschen Orien- 
tierung über den Inhalt des Strafgeseizbuches wird das handliche Bändchen be- 
sonders gute Dienste leisten. 


Liszt, Fr. v., Lehrbuch des Deutſchen Strafrechts. Sechs undzwanzigſte, 
vollkommen neubearbeitete Auflage (49.—51. Taufend). von Dr. E. 
Schmidt, Profeſſor der Rechte in Hamburg. Erſter Band: Einleitung und 
Allgemeiner Teil. Oktav. 496 Seiten. 1932 . RM. 11.70, geb. RM. 13.50 
Zweiter Band. In Bearbeitung. 


„ Eln Lehr- und Lernbuch, wie es sich der wissenschaftlich Interessierte nicht 
besser wünschen kann. Die Gestaltungskraft Schmidts nötige zur Bewunderung vor 
allem auch dadurch, daß es ihm gelang, die wissenschaftliche Diskussion der Pro- 
bleme bis in die letzte Zeit vollständig zu verarbeiten, ohne die klare Übersicht 
über die gewonnenen und als feststehend anzusehenden Ergebnisse zu gefährden...“ 

Kriminalistische Monatshelte Nr.8, August 1932. 


Gerland, H. B., Deutſches Neichsſtrafrecht. Ein Lehrbuch. Zweite, völlig 
umgearbeitete Auflage. Oktav. XX, 732 Seiten. 1932. (Lehrbücher und 
Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. XVI.) RM. 15.—, geb. RM. 16.50 


„Durch knappe, geradezu klassische Kürze zeigende Darstellung gelang es 
Gerland, au] engem Raume eine ungeheure Fülle des Stoffes zu bieten und au] 
jede Frage Antwort zu geben.“ Juristische Wochenschrift v. II. X. 1925. 


Gerland, H. B., Der Entwurf 1925. Allgemeiner Teil. Kritiſche Bemerkun⸗ 
gen. Oktav. 96 Seiten. 1925 RM. 5.— 


„Eine außerordentlich Interessante Abhandlung. Die Schrift stellt ein fast 
anentbehrliches Hilfsmittel tür jeden dar, der sich mit den einschlägigen Fra- 
gen zu beschäjtigen hat.“ Mitteilungen des Preußischen Richtervereins v. JI. X. 1925. 


Aſchrott, P. F., u. Kohlrauſch, Ed., Reform des Strafrechts. Kritische Beſpre⸗ 
chung des Amtlichen Entwurfs eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetzbuchs. 
Auf Veranlaſſung der Deutſchen Landesgruppe der Internationalen Krimi- 
naliſtiſchen Vereinigung unter Mitwirkung erſter Fachgenoſſen heraus- 
gegeben. Gr.⸗Oktav. V, 415 Seiten. 19286. RM. 1 

Sammlung außerdeutſcher Strafgeſetzbücher in deutſcher Überſetzung. Heraus ⸗ 
gegeben von den Schriftleitungen der Zeitſchrift für die geſ. Strafrechtswiſ⸗ 
ſenſchaft u. d. Mitteilungen der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereini⸗ 
gun, Nr. 1—43. 1881—1914 . . .. Preife auf Anfrage. 

r. 44: 
Japaniſche Strafgeſetze. I. Schwurgerichtsordnung vom 18. April 1923 und 
ſtrafrechtliche Nebengeſetze. Überſetzt von Hyoichiro Kuſano, Reichs⸗ 
gerichtsrat in Tolio, Tadao Sugiura, Oberlandesgerichtsrat in Sapporo, 
und Dr. jur. Fritz Bartelt in Berlin. 
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II. Strafvollzugsgeſez vom 28. März 1908 nebſt Ausführungsverordnung 
vom 16. Juni 1908. überjegt von Dr. jur. Toſhita Tokiwa, Gerichts⸗ 
aſſeſſor in Tokio, und Dr. jur. Werner Gentz, Juſtizrat iin Strafvoll- 
zugsamt in Kiel. Groß⸗Oktav. 55 Seiten. 1927 RM. 3.— 
Nr. 45: 

Die Auslieferungsgeſetze Norwegens, Schwedens und Finnlands. Mit einer 
ſyſtematiſchen Darſtellung der Grundzüge des nordiſchen Auslieferungsrechts 
im Hinblick auf den Erlaß eines deutſchen Auslieferungsgeſetzes. Von 
Dr. jur. Ernſt Wolgaſt, Fe in te * Groß⸗Oktav. 
VIII, 487 Seiten. 1928 . RM. 20.— 


Nr. 46: 


Das Türliſche Strafgeſetzbuch vom 1. März 1926. Geſetz Nr. 765. (Tür- 
kiſches Geſetzblatt Nr. 320 vom 13. März 1926.) Das Ausführungsgeſetz 
zum Türkiſchen Strafgeſetzbuch vom 26. April 1926. Deutſche Überſetzung 
von Dr. K. Ziemke. Groß⸗Oktav. 138 S. 19277. RM. 5.— 
Nr. 47: 

Entwurf eines griechſſchen Strafgeſetzbuches. überſetzt und eingeleitet von 
Demetrius G. Venturas, Wee in 3 en Groß⸗ 
Oktav. 123 Seiten. 1918 .. RM. 7.— 


Nr. 48: 
Italieniſcher Vorentwurf zu einem neuen Strafgeſetzbuch. (Progetto di un 


nuove codice penale.) In deutſcher Überſetzung von Dr. K. Bunge, Land⸗ 
gerichtsrat in Berlin. Groß-⸗Oktav. XXXII, 244 Seiten. 1928. RM. 10.— 


Nr. 49: 

Sttrafgeſetzbuch (Ugolownyj Kodex) der Ruſſiſchen Sozialiſtiſchen Föde⸗ 
rativen Sowſet⸗Republil (R. S. F. S. R.) vom 22. November 1926, überſetzt 
von Dr. Wilhelm W i in Pe, i eee 68 
Seiten. 1930 RM. 4— 
Nr. 50: 

Das italieniſche Strafgeſetzbuch vom 19. Oktober 1930. In deutſcher Über⸗ 


ſetzung von Dr. K. Bunge, Landgerichtsdirektor in Berlin. Oktav. 
227 Seiten. 1933 BETEN A - 


Nebengeſetze: 


Lindemann, Otto, Sammlung der wichtigſten preußiſchen Strafgeſetze. Zweite 
Auflage. Taſchenformat. 372 ze 1912. En ig 
Preußiſcher Geſetze Bd. 34.) A b. RM. 3.15 


Frauſtädter, Werner, Deutſches Auslieferungsgefek vom 23. Dezember 1929 
und andere neuere Vorſchriften der Rechtshilfe in Strafſachen einſchließlich 
der Auslieferung. Textausgabe mit Einleitung, Erläuterungen und Sach⸗ 
regiſter. Taſchenformat. 143 Seiten. 1930. n Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 86.) ® .. Geb. RM. 3.60 


Lindemann, Otto, Polizeiverordnungen in re Zweite Auflage. 
Taſchenformat. 189 Seiten. 1912. eee n Preußiſcher 
Geſetze Bd. 36.) . Geb. RM. 2.25 
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Handwörterbuch der Kriminologie und der anderen ſtrafrechtlichen Hilfs⸗ 
wiſſenſchaften. Unter Mitberatung von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig, 
Profeſſor Dr. Graf Gleispach, Wien, Generalſtaatsanwalt Dr. Hafner, 
Karlsruhe, Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Hagemann, Berlin, Reichs⸗ 
gerichtsrat Dr. Hartung, Leipzig, Profeſſor Dr. Kohlrauſch, Berlin, 
Profeſſor Dr. Müller- Heß, Berlin, herausgegeben von Dr. jur. Alexander 
Elſter in Berlin und Oberſtaatsanwalt Heinrich Lingemann in Eſſen. 
Lexikon⸗Oktav. 

Das „Handwörterbuch der Kriminologie“ wird zwei Bände umfaſſen und 
erſcheint in etwa 12—15 Lieferungen von je 7 Druckbogen zum Preiſe 
von je RM. 6.—. Es ſoll Ende 1934 abgeſchloſſen vorliegen. I. Band: 
Aberglaube bis Kriminalpſychologie. Mit Sachregiſter zu Band J. 
RM. 50.—, geb. RM. 55.— 
„Zu diesem Handwörterbuch der Kriminologie muß ich nach eingehender Durch- 
sicht bekennen, daß mit der vorliegenden I. Liejerung zweifellos der Anfang zu 
einem wohl beispiellosen Handbuch geschaffen ist. Durch die Einzelartikel nam- 
hafter Gelehrter, praktischer Kriminalisten und Juristen usw., wird dieses Buch dem 
Leser die einzelnen Probleme der Kriminalpraxis in ihrem ganzen Umjange vor 
Augen führen. In klarer Form unter reichster Literaturangabe verspricht die erste 
Lieferung ein vortreflliches Nachschlagewerk zu werden. Die Beschatlung dieses 


Buches kann wärmstens empfohlen werden.“ 
Deutsches Polizel-Archlv Nr. 12, v. 25. VI. 1932. 


Abhandlungen des Kriminaliſtiſchen Inſtituts an der Univerfität Berlin. Her⸗ 
ausgegeben von Dr. Franz von Liszt, o. Profeſſor der Rechte. Sonder⸗ 
verzeichnis koſtenlos. Vierte Folge, I. Band. 


Heft 1: 
Dannenberg, Herbert, Liberalismus und Strafrecht im 19. Jahrhundert 
unter Zugrundelegung der Lehren Karl Georg von Waechters. Oktav. IV, 
BEP SEE I e rn 
Heft 2: 

Tarnowſki, Haus, Die ſyſtematiſche Bedeutung der adäquaten Kauſali⸗ 
tätstheorie für den Aufbau des Verbrechensbegriſfs. Oktav. X, 340 Seiten. 
19 W, ( EN 
Heft 3: 

Ehrlich, Lore, Der Verrat von Betriebsgeheimniſſen nach engliſchem und 
nordamerikaniſchem Recht. Oktav. VIII, 75 Seiten. 1930. RM. 


Heft 4: 
Kuttner, Stephan, Die juriſtiſche Natur der falſchen Beweisausſage. Ein 
Beitrag zur Geſchichte und Syſtematik der Eidesdelikte, zugleich zur Frage 
einer Beſchränkung der Strafbarkeit auf erhebliche falſche Ausſagen. Oktav. 
nnn f! N 
Vierte Folge, II. Band. 
Heft 1: 
Gallas, Wilhelm, Kriminalpolitik und Strafrechtsſyſtematit unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung des ſowjetruſſiſchen Rechts. Oktav. VIII, 88 Seiten. 
1931 > „grauen re EL ha En. 0 —— 
Heft 2: 
Goldſchmidt, Werner, Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit entwickelt an 
der Lehre vom Hausfriedensbruch. Oktav XI, 51 Seiten. 2 

4 — 
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Heft 3: 
Hoefer, Friedrich, Bewährungsfriſt vor dem Urteil. Oktav. 90 Seiten. 1931. 
RM. 4.— 


Heindl, Robert, Syſtem und Praxis der Daltyloſlopie und der ſonſtigen tech- 
niſchen Methoden der Kriminalpolizei. Dritte, neubearbeitete und ver- 
mehrte Auflage. 900 Abbildungen im Text und 21 Bildertafeln. 780 


Seiten. Groß⸗Oktav. 1922ù -7. NM. 36.—, geb. RM. 40.— 
Kleine kriminaliſtiſche Bücherei. 
Band 1: 


Schneickert, Hans, Die ftrafrehtlihen Aufgaben det Polizei. Für den 
Polizeiunterricht und Polizeipraxis. Taſchenformat. 182 Seiten. 1921. 


RM. 2.— 
Band 2: 


Philipp, Lothar, Beobachtungs⸗ und Ermittlungsprazis im Polizei⸗ und 
Detektivdienſt. Taſchenformat. 180 Seiten. 1923... 9M. 2.— 
Band 3: 

Manteuffel, H. v., Falſchſpieler, Formen und Technik des Spielbetruges, 
nebſt einem Anhange: Der Spielprofeſſor und ſein angeblich ſicheres Syſtem 
beim Spiele gegen eine öffentliche Roulettebank. Taſchenformat. 90 Seiten. 
1995, eee oe ee een e ee e ee e e eee e e eee 
Band 4: 

Schneickert, Hans, Kriminaliſtiſche Spurenſicherung. Sammlung dienſtlicher 
Anweiſungen und ſachverſtändiger Ratſchläge für den Dienſtgebrauch und 
für Polizeiſchulen. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Taſchen⸗ 
format. 96 Seiten. Mit 2 Abbildungen. 1925. Geb. RM.? 


Band 5: 

Rehſeld, P., Gerichtsärztliche Tatbeſtandsfeſtſtellungen im Dienſte ber 
Polizei. Ein Leitfaden für Polizei- und Kriminalbeamte. Taſchenformat. 
133 Seiten. 1927 ee .. Geb. RM. 3.50 


Strafprozeßordnung 


Kohlrauſch, Eduard, Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſez. Text⸗ 
ausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Nebengeſetzen. In Verbindung 
mit Dr. Hermann Mannheim, Kammergerichtsrat und Profeſſor in 
Berlin. Dreiundzwanzigſte Auflage (105. bis 108. Tauſend). Taſchen⸗ 
format. VIII, 506 Seiten. 1933. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 12.) ee 75 

„Diese allgemein bekonute und verbreitete Textausgabe mit Anmerkungen hat nun- 
mehr eine Aujlagezlifer von 100000 Exemplaren überschritten. sicherlich doch wohl 
der beste Beweis für die Beliebtheit, Wertschätzung und Anerkennung, deren sie 
sich in weitesten Kreisen erfreut. Die schon ojt anerkannten Vorzüge dieser E,. 
läuterungsausgabe lassen sie für jeden Juristen, mag er in der Praxis stehen oder 
sich erst noch im Studium oder in der Ausbildung befinden, von gleich oem 
Wert erscheinen.“ Mitteilungen d. Preuß. Richtervereins Nr. 6, v. 20. VI. 1930. 

Doerner, Karl, Die Strafprozeßorduung in der ab 1. Januar 1934 gel- 
tenden Faſſung nebſt Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den wichtigſten 
Nebengeſetzen. Textausgabe mit Einleitung, Verweiſungen und ausführ⸗ 
lichem Sachregiſter unter Berückſichtigung ſämtlicher Notverordnungen. 
Taſchenformat. XXIV, 308 Seiten. 1934. (Guttentagſche Sammlung von 
Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) . Geb. RM. 2.50 
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Die neue Textausgabe der StPO. in der Guitentagschen Sammlung berücksichligt alle 
Anderungen einschließlich des Geselzes gegen Gewohnheitsverbrecher und über An 
regeln der Sicherung und Besserung. Die Texte der StPO., des GVG. und der 
wichtigsten Nebengesetze sind, wie stets in den Bänden der Guttentagschen Samm- 
lung, absolut zuverlässig wiedergegeben. Ebenso sorgfältig wurden die Verwei- 
sungen redigiert, die u. a. alle Änderungen und Neuerungen gegenüber der alten 
Fassung deutlich kennzeichnen. Eine den Werdegang und die Bedeufung der Wan- 
assung darlegende Einleitung und das Sachregister erhöhen die praktische Brauch. 
barkeit des Bandes. Die Herausgabe wurde von einem Sachbearbeiter des Reichs- 
Justizministerlums besorgt. 


Feiſenberger, Albert, Straſprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz Hand⸗ 
kommentar. Groß-Oktav. IX, 517 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. 1927. 
(de Gruyterſche Sammlung Deutſcher Geſetze. Handkommentare.) 

Geb. RM. 15.30 

„Eine glänzende Arbeit, die bald In der Hand jedes Strafrichters und Rechts- 
anwalis sein wird. Geradezu vorbildlich ist der Handkommentar für den Um- 
lang der Heranziehung der Rechtsprechung. Alles Wesentliche ist berücksichtigt.“ 
Danziger Juristische Monatsschrift Nr. 6, v. 25. VI. 1926. 


Beling, E., Deutſches Reihsftrafprozepredht mit Einſchluß des Strafgerichts⸗ 
verfaſſungsrechts. Oktav. XIV, 568 Seiten. 1928. (Lehrbücher und 
Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft Bd. XVII.). RM. 13.50, geb. RM. 14.80 

„ .Der Doppelzweck, den B. verjolgte, ist in hervorragender Weise erfüllt. 

Es liegt vor uns ein nicht nur jür den jungen Juristen wertvolles Lernbuch, son- 

dern auch für den Praktiker eln gehaltvolles Lehrbuch, das mit seinen scharjsin- 

nigen Erörterungen das Verständnis des Prozeßrechts vertieft und neue Anregungen 

In Fülle gibi.“ Leipziger Zeitschrift jür deutsches Recht Nr. 24, v. 15. XII. 1928. 


Rofenfeld, E. H., Deutſches Strafprozeßrecht. 2 Bände. 128 und 148 Seiten. 
1926. (Sammlung Göſchen Bd. 938/939.) . . Geb. je RM. 1.62 
„Eine wissenschaltlich hochstehende, au einem knappen Raum zusammenge- 


drängte, klar und originell geschriebene Einführung in den deutschen Straf- 
Prozeß.‘ Schweizer. Zeitschrift jür Strafrecht Nr. 3/4, 1926. 


Löwe, F., und Roſenberg, Werner, Die Strafprozeßordnung für das Deutſche 
Reich vom 22. März 1924 nebſt dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Kommentar. 
Neunzehnte, völlig umgearbeitete Auflage. 

Von Hans Günbel, Senatspräſident am Reichsgericht, Heinrich Linge⸗ 
mann, Oberſtaatsanwalt, Dr. jur. h. o. Fritz Hartung, Reichsgerichts⸗ 
rat, Emil Niethammer, Reichsgerichtsrat. Lexikon⸗Oktav. 

Die neue Auflage erſcheint in drei Lieferungen und ſoll im Herbſt 1933 
abgeſchloſſen vorliegen. 

1. Lieferung: Einleitung, Einführungsgeſetz. 88 1—150 der StBO. 
4962 Seien 138 “ al Aue ae 
2. Lieferung: 88 151—332 der StPO. Seiten 497—904. 1933. RM. 15.— 


Der Loewe-Rosenberg'sche Kommentar zur Strafprozeßordnung ist jür Richter, 
Staatsanwälte und Verteidiger längst dadurch unentbehrlich geworden, daß er die 
Ansichten der Rechtsprechung und der Rechtslehre zu jeder einzelnen verlahrens- 
rechtlichen Frage erschöpjend kundgibt. Die Neubearbeitung hat diese Eigenart 
des Werkes durchweg bewahrt. Auch jetzt ist jede Entscheidung des Reichs- 
gerichts von allgemeiner Bedeutung angeführt. Alle Irgendwie beachtlichen Ent- 
scheidungen der Oberlandesgerichte sind herangezogen. Die Außerungen der Rechts- 
lehre haben insbesondere Insoweit Berücksichtigung erfahren, uls sie sich gegen 
die höchstrichterliche Rechtsprechung wenden. Auch haben die Verfasser sich keines- 
wegs damit begnügt, Meinung und Gegenmelnung einander gegenüberzustellen, son- 
dern überall der eigenen Auffassung Ausdruck verliehen. 


Feiſenberger, Albert, Strafprozeßordnung und Gerichts verfaſſungsgeſetz, in 
alter und neuer Faſſung ſynoptiſch gegenübergeſtellt. Mit ausführ⸗ 
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lichem Sachregiſter. Taſchenformat. 265 Seiten. 1924. Mit Nachtrag. 
1927. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 158.) 
Geb. RM. 4.05 
Aſchrott, P. F., Die Neſorm des Straſprozeſſes. Kritiſche Beſprechungen der 
von der Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes gemachten Vor⸗ 
ſchläge. Auf Veranlaſſung der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereini⸗ 
gung, Gruppe Deutſches Reich. Groß-Oktav. XII, 120 und 784 Seiten. 
F Y RM. 12.— 
Beiträge zur Reform des Strafprozeſſes. Herausgegeben von Dr. Franz 
Adickes, Dr. P. F. Aſchrott, Dr. K. von Lilienthal, Dr. Fr. von Liszt. 2 Bände. 
Groß⸗Oktav. 
Band, det 1 % % ʃʃ “1ʃ¼½eP ꝓgä!!!zjz! . N70 
Band, et ? e510 
Boehringer, Margrit, Die Eidesreform im Straſprozeß und Strafrecht. Oktav. 
203 St N MITTE nm 
Frede, L., u. Grünhut, M., Reform des Strafvollzuges. Kritiſche Beiträge zu 
15 Entwurf eines Strafvollzugsgeſetzes. Oktav. VII, 264 Seiten. 
il Mt rt, EL EHE see eee 


VI. Offentliches Recht 
1. Staats» und Völkerrecht 


Fiſchbach, O. G., Allgemeine Staatslehre. Zweite Auflage. 136 Seiten. 
1928. (Sammlung Göſchen Bd. 358.))))))) . . Geb. RM. 1.62 
„Das Buch dar! einer breiten Öftentlichkelt als ausgezeichnetes Einjührung, 
den Fachgenossen aber, jung und alt, als Musterbeispiel wissenschaltlichen Be- 
mühens um die denkbar beste Leistung anempjohlen werden, wie man ihm heute 
nicht allꝛuhdufig mehr begegnet.“ Reichsverwaltungsblatt v. 9. JJ. 1929. 
Fiſchbach, O. G., Allgemeines Staatsrecht. 
I. Teil. 139 Seiten. 1923. (Sammlung Göſchen Bd. 415.) Geb. RM. 1.62 
II. Teil. 151 Seiten. 1923. (Sammlung Göſchen Bd. 416.) Geb. RM. 1.62 


Stier⸗Somlo, Fritz, Deulſches Neichs⸗ und Landesſtaatsrecht I. Oktav. XVI, 
726 Seiten. 1924. (Lehrbücher und Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft 
ee Me .. M. 14.80, geb. RM. 16.20 


„ . . Von den zurzeit vorhandenen größeren Lehrbüchern des Reichsstaatsrechts 
das geelgnetste.“* Juristische Wochenschrift Nr. 19, v. 2. X. 1926, 


Stier⸗Somlo, Fritz, Reichsſtaatsrecht. I. Grundbegriffe des Staatsrechts. Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte vom Ende des 18. Jahrhunderts bis zur Reichsverfaſſung 
vom 11. Auguſt 1919. 108 Seiten. 1927. (Sammlung Göſchen Bd. 967.) 

Geb. RM. 1.62 
II. Das geltende Reichsſtaatsrecht. 114 Seiten. 1927. (Sammlung Göſchen 
Bed dos „% ² Seb ns 

Stier⸗Somlo, Fritz, Preußiſches Staatsrecht. Zweite Auflage. 136 Seiten. 
1927. (Sammlung Göſchen Bd. 298.) Geb. RM. 1.62 

Die Verfaſſung des Deutſchen Reis vom 11. Auguſt 1919 mit den wide 
tigſten Nebengeſetzen. Textausgabe mit Einleitung und Sachregiſter. Dritte 
Auflage. Taſchenformat. 104 Seiten. 1931. (Guttentagſche Sammlung 
von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) . RM. 0.90 
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Die handliche Ausgabe enthält den genauen Gesetzestext mit einem das Zurecht- 
linden sehr erleichternden Sachregister. Soweit der Text nach der Veröjjentlichung 
vom Id. August 1919 Anderungen oder Ergänzungen erfahren hat, ist dies berück- 
sichligt worden. Die Ausgabe entspricht dem letzten Stand. Anschließend an den 
Text der Reichsverlassung sind einige besonders wichtige Nebengeseize abgedruckt. 


Paterna, E., Neuerungen zur Reichsverfaſſung. Textausgabe mit Einleitung 
und Sachregiſter. (Zugleich Nachtrag zu den Ausgaben der Reichsverfaſſung 
in der Guttentagſchen Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze.) Abgeſchloſſen 
am 31. Juli 1933. Taſchenformat. II, 78 Seiten. 1933. RM. 1.80 

Aus dem Inhalt: Vertretung des Reichs prdsidenten. Befugnisse der Reiclis- 
reglerung. Bildung neuer Reichsministerlen. Gleichschaltung zwischen Relch und 
Ländern (Reichsstatthalter). Hoheitszeichen. Schutz des Deutschen Volkes. Einzel- 
gebiete. Neues Beamtenrecht. Neuerungen au dem Gebiete des Strafrechtis. 


Bühler, Ottmar, Staatsrechtliche Geſetze des Reiches und Preußens nebſt 
Gewerbeordnung und Gaſtſtättengeſetz. Textausgabe mit einführenden Be⸗ 
merkungen, Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. Taſchenformat. XI, 
748 Seiten. 1931. (Lehrausgaben Deutſcher Geſetze, Bd. 3a.) 

Geb. RM. 7.— 


„- Dle sehr reichhaltige Sammlung wird beim akademischen Unterricht aus- 
gezeichnete Dienste leisten.“ 
Leipziger Zisch. J. Deutsches Recht Nr. II, v. I. VI. 1932. 


Bühler, Ottmar, Staatsrechtliche Geſetze des Reiches und Preußens nebſt 
Gewerbeordnung und Gaſtſtättengeſetz. Textausgabe mit einführenden Be⸗ 
merkungen, Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. Taſchenformat. XII, 
1430 Seiten. 1931. (Lehrausgaben Deutſcher Geſetze. Bd. a IIIa.) 

Geb. . 14.— 


„. . Die sehr reichhaltige Sammlung wird beim akademischen Unterricht ausge- 
zeichnete Dienste leisten. Leipziger Ztsch. J. Deutsches Recht Ve. II. v. J. VI. 1932. 


Bühler, Ottmar, Neue ſtaatsrechtliche Geſetze des Reichs und Preußens (1933). 
Nebſt den wichtigſten neuen Verwaltungsgeſetzen Preußens (1932/33). Text⸗ 
ausgabe mit Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. Oktav. 126 
Seiten. 1933. Lehrausgaben Deutſcher Geſetze 3b (Ergänzung zu den 
Bänden 3 und 3a: Staats⸗ und verwaltungsrechtliche Geſetze des Reichs 
und Preußens ſowie Gewerbeordnung). RM. 3.— 

Der neue Band der „ Lehiraus gaben deutscher Gesetze“ enthält die gesamten Texte 
zu den Staatsrechisgesetzen des Reichs und Preußens, die im Verlaufe der natllo 
nalen Revolution sell Februar 1933 veröfjentlicht wurden, ferner der evangelischen 
Kirchenverfassung und des Reichskonkordats. Angefugt sind die wichtigsten neuen 
Verwaltungsgesetze Preußens von der Gemeindelinanzordnung vom 2. XI. 32 an 


bis zu den jüngsten, das Führerprinzin in der Kommunalverwaltung durchjührenden 
Regelungen vom Sommer 1933. 


Wie alle Bände der „Lehrausgaben‘“‘ dient auch der neue vorzugsweise dem 
akademischen Unterricht. Als umfassende Sammlung des neuen Staals- und Ver- 
waltungsrechts wird er jedoch auch dem Praktiker wertvolle Dienste leisten 
können, zumal die sorgfältige Bearbeitung und die übersichtliche Anordnung des 
Textes das Nachschlagen und Auffinden der benötigten Texte weitgehend erleichtern. 


Arndt, Adolf, Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches. Dritte Auflage. 
Taſchenformat. 1927. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
Bd. 137.) u a ee ee RT:2U 


Für alle, die sich au] dem schwierigen Gebiet der Relchsverlassung orlen- 
tieren wollen, liegt hler ein vorzügliches Nachschlagewerk von gediegener Wissen- 
schaltlichkell vor. 


Stier: Somlo, Fritz, Kommentar zur Verfaſſung des Freiſtaates Preußen. 
Groß⸗Oktav. 319 Seiten. 19111. Geb. RM. 3.— 
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Arndt, Adolf, Die Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 
1920. Mit Einleitung, vollſtändigem Kommentar, Landeswahlgeſetz und 
Sachregiſter. Taſchenformat. 158 Seiten. 1921. (Guttentagſche Sammlung 


Preußiſcher Geſetze Bd. 1.) 2 .. Geb. RM. 1.80 
Beröffentlihungen der Vereinigung deutſcher Staatsrechtslehrer. 

Heft 1: Der deutſche Föderalismus. Oktav. 1924 . .. RM. 5.— 

Heft 2: Der Schutz des öffentlichen Rechts. Oktav. 1925. RM. 12.— 

Heft 3: Die Gleichheit vor dem Geſetz. Der Einfluß des Steuerrechts auf 

die Begriffsbildung des öffentlichen Rechts. Oktav. 1927. RM. 7.— 


Heft 4: Das Recht der freien Meinungsäußerung. — Der Begriff des 
Geſetzes in der Reichsverfaſſung. Oktav. 192838. RM. 10.— 
Heft 5: Weſen und Entwicklung der Staatsgerichtsbarkeit. — Überprüfung 
von Verwaltungsakten durch die ordentlichen Gerichte. Oktav. 1929. 

RM. 12.— 
Heft 6: Bundesſtaatliche und gliedſtaatliche Rechtsordnung. Verwaltungs⸗ 
recht der öffentlichen Anſtalt. Berichte von Friß Fleiner, Joſef Lukas, 
Lutz Richter und Arnold Köttgen. Verhandlungen der Tagung der deutſchen 
Staatsrechtslehrer zu Frankfurt a. M. am 25. und 26. April 1929. Mit 
einem Auszug aus der Ausſprache. Oktav. IV, 166 Seiten. 1929. 

RM. 9.— 
Heft 7: Entwicklung und Reform des Beamtenrechts. — Die Reform des 
Wahlrechts. Berichte von Hans Gerber, Adolf Merkl, Heinrich Pohl und Ger⸗ 
hard Leibholz. Verhandlungen der Tagung der Deutſchen Staatsrechtslehrer 
zu Halle am 28. und 29. Oktober 1931. Mit einem Auszug aus der Aus» 
ſprache. Oktav. IV, 212 Seiten. 192. RM. 10.80 


Sehling, Emil, Kirchenrecht. Zweite Auflage. 
J. Teil. Einleitung. Quellen, Verfaſſung und Verwaltung der katholiſchen 
Kirche. Anhang: Die griechiſch⸗orthodoxe Kirche. 119 Seiten. 1922. 
(Sammlung Göſchen Bd. 377.): . . Geb. RM. 1.62 
II. Teil: Das evangeliſche Kirchenrecht. Die Stellung des Staates zur 
Kirche und das Verhältnis der Religionsgeſellſchaften zueinander. 87 Seiten. 
1927. (Sammlung Göſchen Bd. 954.) Geb. RM. 1.62 

Edler v. Hoffmann, H., Deutſches Kolonkalrecht. 150 Seiten. 1907. (Samm⸗ 
lung Göſchen B ig) eb R 62 


Wörterbuch des Völkerrechts und der Diplomatie. Begonnen von Profeſſor 
Dr. Julius Hatſcheck +. Fortgeſetzt und herausgegeben von Dr. Karl Strupp, 
Profeſſor an der Univerſität Frankfurt a. M., Associé de J'institut de droit 
international, membre de l’Acad&mie Diplomatique Internationale. Lexi- 
kon-⸗Oltav. 

Band I: Aachen —Lynchfall. VI, 860 Seiten. 1924. 
RM. 35.—, in Halbleder geb. RM. 40.— 
Band II: Maas-—Utſchiali. 779 Seiten. 1925. 
RM. 35.—, in Halbleder geb. RM. 40.— 
Band III (Schluß): Vaſallenſtaaten—Zwangsverſchickung. Ferner Anhang: 
Abeſſinien—Weltgerichtshof; Sachverzeichnis und Mitarbeiterregiſter. II, 
1316 Seiten. 1929 RM. 62.—, in Halbleder geb. RM. 67.— 
„Mit Stolz kann die deutsche Völkerrechtswissenschalt auf dieses Nachschlage- 
werk schauen. Die neuesten Probleme des Völkerrechts — und deren sind nicht 


wenige — die bedeutsamsten Rechtsvorgänge und Präjudizien, die Herausbildung 
ganz neuer Rechisinstitute und die völkerrechtliche wie diplomatisch-politische Ge- 
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schichte haben mit bis in die jüngste Zelt reichenden ausführlichen Literaturangaben 
im Struppschen Wörterbuch ihren Niederschlag gejunden.“ 
Niemeyers Zisch. I. internat. Recht Band 33, Hejt 5—6, 1925. 


Anzilotti, D., Lehrbuch des Völlerrechts. Überſetzt und herausgegeben vom 
Inſtitut für ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht, Berlin. 
I. Band. Groß⸗Oktav. 444 Seiten. 1929. RM. 17.—, geb. RM. 18.— 

Das Buch ist nicht schlechthin eine Übersetzung der itallenlschen Orlginalaus- 
gabe, sondern berücksichtigt auch die gesamte Rechtsprechung und Literatur der 
letzten Zell und stellt somit das zurzelt modernste Lehrbuch des Völkerrechts 
überhaupt dar. 


Niemeyer, Theodor, Völlerrecht. 168 Seiten. 1925. (Sammlung Göſchen 
Bd Se H „ uncien = vw. ee a! 
Dieses Bändchen gibt in gedrängter Form eine vollständige Übersicht über 

das Völkerrecht. 


Edmunds, Sterling, E., Das Völkerrecht — ein Pſendorecht. Autoriſierte 
Überſetzung des amerikaniſchen Werkes The Lawless Law of Nations (1925) 
von Cornelia Bruns. Oktav. VI, 465 Seiten. 1932. Geb. RM. 6.— 


Beiträge zum ausländiſchen öffentlichen Recht und Völkerrecht. Herausgegeben 
im Auftrage des Inſtituts für ausländiſches öffentliches Recht und Völker⸗ 
recht in Berlin in Gemeinſchaft mit Friedrich Glum, Ludwig Kaas, 
Rudolf Smend, Heinrich Triepel von Viktor Bruns. Groß-⸗Oktav. 

Eine Sammlung einschlägiger wissenschaftlicher Abhandlungen, Materialsamm- 
lungen, Übersetzungen besonders wertvoller ausländischer Werke u.a. 


Heft 1: 
Triepel, H., Staatsrecht und Politil. Rede beim Antritt des Rektorats 
der Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität zu Berlin am 15. Oktober 1926. 40 
Seiten! DTM % eien 
Heft 2: 
Schmitt, Carl, Volksentſcheid und Volksbegehren. Ein Beitrag zur Aus⸗ 
legung der Weimarer Verfaſſung und zur Lehre von der unmittelbaren 
Demokratie. 54 Seiten. 1927 2. 2 7 RM. 2.60 
Heft 3: 
Heck, K., Der Aufbau des britiſchen Reiches. (Der Verhandlungsbericht der 
Reichskonferenz von 1926.) 152 Seiten. 1922. RM. 6.— 
Heft 4: 
Heller, H., Die Souveränität. Ein Beitrag zur Theorie des Staats- und 


Völkerrechts. 177 Seiten. 1927 RM. 8.50 
Heft 5: 
Grentrup, Theodor, Die Miſſionsfrelheit nach den Beſtimmungen des gel⸗ 
tenden Völkerrechts. 112 Seiten. 1938388. RM. 5.50 
Seit 6: 


Robinſon, Jakob, Das Minoritätenproblem und ſeine Literatur. Kritiſche 
Einführung in die Quellen und die Literatur der europäiſchen Nationali- 
tätenfrage der Nachkriegszeit, unter beſonderer Berückſichtigung des völker⸗ 
rechtlichen Minderheitenſchutzes. 

Allgemeiner Teil. 265 Seiten. 192338. RM. 9.— 
Setze 

Bilfinger, Karl, Der Reichsſparlommiſſar. 68 Seiten. 1928. RM. 3.60 
Heft 8: 

Bumiller, J. M., Die völlerrechtliche Stellung der fremden Truppen im 
Saargebiet. 156 Seiten. 1923838. RM. 9.— 
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Heft 9: 

Das Recht des Ausnahmezuſtands im Auslande (Frankreich, 11 
Niederlande, Italien, England, Irland). 296 Seiten. 1928. RM. 1 

Heft 10: 

Gerland, B., Die Beziehungen zwiſchen dem Parlament und den Gerichten 
in England. Eine rechtsvergleichende Studie. 137 Seiten. 1928. 

Heft 11: RM. 8.— 
Leibholz, Gerhard, Zu den Problemen des faſciſtiſchen Seen 
Akademiſche Antrittsvorleſung. 112 Seiten. 1928 RM. 5 
Heft 12: 

Glum, Friedrich, Der deutſche und der franzöſiſche Neichswirtſchaftsrat. 
Ein Beitrag zu dem 1 der 1 der n im Staat. 
188 Seiten. 1929 RM. 9.— 
Heft 13: 

Leibholz, Gerhard, Das Weſen der Repräſentation unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des Repräſentatioſyſtems. Ein Beitrag zur allgemeinen Staats⸗ 


und Verfaſſungslehre. Groß⸗Oktav. 214 Seiten. 1929. RM. 14.— 
Heft 14: 
Schenk, Graf v. Stauffenberg, B., Die e 5 e 1 
vertretungen. Oktav. 95 Seiten. 1930 
Heft 15: 
Hſü Dau⸗Lin, Die Verfaſſungswandlung. Oktav. 182 Seiten. 1932. 

RM. 5.40 
Heft 16: 


Menzel, Kurt, Das deutſche Vorkriegsvermögen in Rußland und der deut⸗ 
ſche Entſchädigungsvorbehalt. Eine Überſicht, zugleich über die Entſchädi⸗ 
gungsbemühungen der anderen Staaten. Oktav. IV, 236 Seiten. 1931. 


RM. 9.— 
Heft 17: 


n Ac Me e. * ATMEN: Oktav. 19 Seiten. 
M 50 
Sn 18: 


Braunias, Karl, Das parlamentariſche Wahlrecht. Ein Handbuch über die 
Bildung der geſetzgebenden Körperſchaften in Europa. I. Band: Das Wahl⸗ 
recht in den einzelnen Staaten. XVIII, 640 Seiten. 1932. 
RM. 22.50, geb. RM. 24.30 
II. Band: Allgemeiner Teil. XII, 332 Seiten. 1932. 
RM. 15.—, geb. RM. 17.— 
Kraus, H., Juternationale Schiedsſprechung. Eine Sammlung der für das 
Deutſche Reich verbindlichen Verträge und Vertragsbeſtimmungen, 
die ſich auf internationale Gerichtsbarkeit, Schiedsgerichtsbarkeit, ſowie Ver⸗ 
gleichsverfahren beziehen, nebſt den dazugehörigen deutſchen Regierungs- 
denkſchriften. Taſchenformat. XXXVI, 348 Seiten. 1929. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 174.) . . Geb. RM. 9.— 


„Die vorliegende Dokumentensammlung füllt eine Lücke aus, da es bisher 
schwer war, alle schiedsrichterlichen Verpflichtungen des Deutschen Reiches au] 


einmal einzusehen.“ Friedenswarte, 1929. 
Strupp, Karl, Das Werk von Locarno. Eine neee Studie. 
Oktav. 180 Seiten. 192. 10.— 
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Sering, Max, Deutſchland unter dem Dawes⸗Plan. Entſtehung, Nechtsgrund- 
lagen, wirtſchaftliche Wirkungen der Reparationslaſten. Oktav. VIII, 
237 Seiten 98 RM. 10.— 

„Nicht nur dem Juristen und Volkswlirtschaftlet, sondern auch dem Laien ver 
sländlich, gibt das Werk einem jeden wertvollen Einblick in Deutschlands wirt- 
schaftspolitische Abhängigkeit, die sich bis in die kleinsten Betriebe hineinzieht, 
die jedes einzelnes Qlied des deutschen Volkes betrifft.“ 

Praktische Rundschau v. 25. III. 1929, 


2. Verwaltungsrecht 
u) Reichsrecht 
Bühler, O., Verwaltungsgeſetze des Reiches und Preußens. Textausgabe 
mit einführenden Bemerkungen, Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. 
Taſchenformat. XI, 682 Seiten. 1930. Mit Nachtrag 1931. 


(Lehrausgaben Deutſcher Geſetze Bd. III.) Geb. RM. 7.— 


Bühler, Ottmar, Staatsrechtliche Geſetze des Reiches und Preußens nebſt 
Gewerbeordnung und Gaſtſtättengeſetz. Textausgabe mit einführenden Be⸗ 
merkungen, Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. Taſchenformat. XII, 
1430 Seiten. 1931. (Lehrausgaben Deutſcher Geſetze. 5 n m 

eb. .14.— 


Bühler, Ottmar, Neue ſtaatsrechtliche Geſetze des Reichs und Preußens (1933). 
Nebſt den wichtigſten neuen Verwaltungsgeſetzen Preußens (1932/33). Text⸗ 
ausgabe mit Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter. Oktav. 126 
Seiten. 1933. Lehrausgaben Deutſcher Geſetze 3b (Ergänzung zu den 
Bänden 3 und 3a: Staats- und verwaltungsrechtliche Geſetze des Reichs 
und Preußens ſowie Gemerbeordbnunng) ). RM. 3.— 

Der neue Band der „Lehraus gaben deutscher Gesetze‘ enthält die gesamten Texte 
zu den Staalsrechtsgesetzen des Reichs und Preußens, die im Verlaufe der natio- 
nalen Revolution seit Februar 1933 veröffentlicht wurden, jerner der evangelischen 
Kirchenverfassung und des Reichskonkordats. Angeflgt sind die wichtigsten neuen 
Verwaltungsgesetze Preußens von der Gemeindejinanzordnung vom 2.X1.32 an 


bis zu den jüngsten, das Führerprinzinp In der Kommunalverwaltung durchjührenden 
Regelungen vom Sommer 1933. 


Fiſchbach, O. G., Das Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 in der Fals 
fung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1907 mit allen Abänderungen 
und Ergänzungen. Taſchenformat. 311 Seiten. 1930. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 82.) . Geb. RM. 5.40 


Fiſchbach, O. G., Das Reichsgeſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums vom 7. April 1933, in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 
1933. Zugleich Nachtrag zu Fiſchbach, Reichsbeamtengeſetz. Taſchen⸗ 
format. VIII, 134 Seiten. 1933. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze. Nr. 82 a.)) .. Geb. RM. 3.— 


Der neue Band der Quttentagschen Sammlung bringt eine ausführliche und sach- 
kundige Erläuterung des „ Gesetzes zur Wiederherstellung des Berujsbeamtentums“ 
vom 7.4.1933 und der dazu erlassenen Durchlührungsverordnungen. Er bietet als 
selbständiger Erläuterungsband allen Dienststellen der Behörden und der Beamten- 
schaft die notwendige Unterrichtung über Inhalt und Tragweite jeder einzelnen ein- 
schlägigen Bestimmung. Darüber hinaus dient die Ausgabe als Ergänzung der in 
last allen Behördenbücherelen vorhandenen Handausgabe des Reichsbeamtengesetzes 
von Fischbach aus dem Jahre 1930. 


Fiſchbach, O. G., Das Reichsgeſetz zur Anderung von Vorſchriften auf dem 
Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſor⸗ 
gungsrechts. Vom 30. Juni 1933. Taſchenformat. 276 Seiten. 1933. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze, Nr. 82 b, Kommentare 
unbwwerlüuterter Serausgabefß,ñỹrĩẽé?C ²³ñ̊ ldi 
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Das Gesetz vom 30. 6. d. J. enthält nicht nur eine Sammlung von Nachträgen 
und Verbesserungen, sondern darüber hinaus eine grundlegende Neuordnung von 
beamtenpolitisch wie finanziell wichtigen Materien des Beamtenrechts. 

Durch eingehende und sachkundige Erläuterungen, die u. a. die amtliche Be 
gründung berücksichligen, ferner durch Abdruck von einschlägigen Gesetzen, Ver- 
ordnungen und Durchführungsbestiimmungen und durch Anfügung eines Sach- 
registers wird die Ausgabe zu einem in das Geselz einführenden und jede Zwei- 
felsfrage zuverlässig beantwortenden Berater der Behördenpraxis. 

Zusammen mit den unten aufgeführten Werken gibt sie ein lückenloses und 
abgerundetes Bild des Reichsbeamtenrechis nach heutigem Stande. 

Delius, H., Die Beamtenhaftpflichtgeſetze des Reiches und der Länder. Vierte, 
vermehrte und vollkommen neubearbeitete Auflage. Taſchenformat. 384 
Seiten. 1929. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 94.) 

Geb. RM. 9.— 


Blume, E., und Weirauch, W., Die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 16. Mai 
1928 mit Allgemeinen Ausführungsbeſtimmungen ſowie dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 30. Mai 1925 und 
dem Internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗Perſonen⸗ und 
Gepäckverkehr vom 12. Juni 1925. Textausgabe mit Anmerkungen. Vierte 
Auflage. Taſchenformat. X, 482 Seiten. 1928. ene Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 91.) . Geb. RM. 8.10 


Fiſchbach, O. G., Das Reichsgeſetz zur Anderung von Botſchriſten auf dem Ge⸗ 
biete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und Verſorgungsrechts. 
Vom 30. Juni 1933. Taſchenformat. 276 Seiten. 1933. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher eee Nr. 82 b, meer und erläuterte Text⸗ 
ausgaben.) 2 . . . Geb. RM. 6.— 


Das Gesetz vom 30. 6. [Kia enthält 955 nur . Sammlung von Nachträgen und 
Verbesserungen, sondern darüber hinaus eine grundlegende Neuordnung von beamten- 
politisch wie finanziell wichtigen Materlen des Beamienrechts. Durch eingehende und 
sachkundige Erläuterungen, die u. a. die amtliche Begründung berücksichtigen, ferner 
durch Abdruck von einschlägigen Gesetzen, Verordnungen und Durchjührungsbestimmun- 
gen und durch Anjügung eines Sachregisters wird die Ausgabe zu einem in das Qesetz ein- 
jührenden und jede Zwelſelsſrage zuverlässig beantwortenden Berater der Behördenpraxis. 


Fiſcher, D., und Staedler, E., Die deutſche Poſt⸗ und Telegraphengeſetz⸗ 
gebung. Teil I: Poſtrecht (mit Ausſchluß des internationalen Rechts). 
Siebente Auflage. 47“, 586 Seiten. 1929. Guten Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſebe Bb. 7 Geb. RM. 13.50 
Teil II: Telegraphen⸗ und Fernſptechrecht (mit Ausſchluß des internatio- 
nalen Rechts). Taſchenſormat. 495 Seiten. 1930. e Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 7a))) 2 RM. 11.70 

„Die Texte sind mit großer Sorgfalt und mit - S Bach eunschlä- 
giger Vollständigkeit zusammengestellt. Eine Verbesserung gegenüber den 
früheren Auflagen bedeutet der der Sammlung neu vorangestellte systematische 
Abriß des geltenden Postrechts.“ Württembergische Industrie Nr. 33 v. 17. VIII. 1929. 

Sebba, Julius, Seewaſſerſtraßenordnung. (Polizeiverordnung zur Regelung 
des Verkehrs auf den deutſchen Seewaſſerſtraßen vom 31. März 1927.) 
Taſchenformat. 493 Seiten. 1928. e Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Bd. 171.) 2 .. Geb. RM. 7.65 

Die vorliegende Ausgabe ist Jür die an den n interessierten belden Fach- 
gruppen, die der Nautlker und der Juristen, von gleich großer Bedeutung. Diese 
Verbindung zweier Kenntniszeblete gibt dem vorliegenden Kommentar seine beson- 
dere Note und seinen großen Wert. 


Buſſe, Rudolf, Enftredyt einſchließlich Luſtverkehrsgeſez und Pariſer Luft⸗ 
verkehrsablommen. Taſchenformat. XVIII, 448 Seiten. 1928. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 170.) Geb. RM. 9.— 
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Das vorliegende Buch sucht in einem nationalen und internationalen Teil einen 
klaren Überblick über das gesamte Lultrecht zu geben; der neueste Stand der 
Rechtsprechung ist hlerbel berucksichtigt. Den erläuterten Geseizesabkommens- 
texten ist eine systematische Einführung in das gesamte Luftrecht mit zelnen 
vielseitigen Rechtsdisziplinen vorausgeschickt. 

Bollmann, Kurt, Die Straßenverkehrsordnungen nebſt den einfchlägigen 
Nebenbeſtimmungen. Taſchenformat. 312 Seiten. 1929. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 176.) . . . . Geb. RM. 6.30 

„Das übersichtliche Werkchen, das uns eine schnelle Information über auf- 
tauchende Rechtsfragen au diesem besonderen Verkehrsgebiete verschalft, kann 


Polizeibeamten, Gerichten, Anwälten, Fuhrwerksbesitzern, Krajtiahrern und Rad- 
lahren zur Anschaffung empjohlen werden.“ Verkehrsrechtl. Rundschau Nr. 5, 1929. 


Holzapfel, W., Die Siedlungsgeſetzgebung im Reich und in Preußen. 347 
Seiten. 1920. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 140.) 
Geb. RM. 2.70 
Behrend, Ernſt, und Stranz⸗Hurwitz, Helene, Sammlung von Wohlfahrts⸗ 
geſetzen des Deutſchen Reichs und Preußens nebſt den allgemeinen Wohl⸗ 
fahrtsgeſetzen von Sachſen, Thüringen, Hamburg, Mecklenburg⸗Schwerin 
und »Strelitz, Oldenburg, Lippe und Lübeck. 
Teil I: Taſchenformat. 560 Seiten. 1923. Geb. RM. 4.50 
Teil II: Nebſt Ausführungsgeſetzen ſämtlicher Länder zum Reichsjugend⸗ 
wohlfahrtsgeſez. Taſchenformat. XVI, 551 Seiten. 1925. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 152 und 152 a.) Geb. RM. 8.10 
Teil I und II zuſ. RM. 10.80 
Wegner, Arthur, Jugendrecht. Ein Lehrbuch zur Einführung. Oktav. IX, 
219 Seiten. 19ù 99. RM. 5.40, geb. RM. 6.75 
Drewes, Paul, und Sandré, Emil, Das Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt vom 
9. Juli 1922 und Ingendgerichtsgeſetz vom 16. Februar 1923 nebſt Ne- 
bengeſetzen. Zweite Auflage. Taſchenformat. XVI, 496 Seiten. 1928. 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 154.) Geb. RM. 9.90 
„Eine jür die Praxis vorzüglich geeignete handliche Ausgabe mit reichem In- 
halte, die einen Kommentar in der Regel ersetzen kann. Die reichlichen ge- 
schichtlichen Darlegungen vermögsr ein gründliches Verständnis der vorgelegten 

Bestimmungen zu vermitteln“ 
Blätter für dſfentliehe Fürsorge Nr. 2. v. 15. J. 7929. 


Sandré, Emil, Verordnung über die Fürſorgepflicht. Vom 14. Februar 1924. 
Mit Einſchluß der für die Durchführung dieſer Verordnung in Frage kom⸗ 
menden reichs⸗ und landesgeſetzlichen Beſtimmungen. Taſchenformat. 342 
Seiten. 1925. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 160.) 

Geb. RM. 5.40 

Szezefny, Viktor, Das Lichtſpielgeſetz vom 12. Mai 1920 mit der Aus⸗ 
führungsverordnung. Einleitung, Gebührenordnung und Sachregiſter. Ta- 
ſchenformat. 106 Seiten. 1920. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze. Bd. 147.):ê on 2 2 Geb. RM. 1.35 

Wündiſch, Ernſt, Das Geſetz über Schußwaffen und Munition vom 12. 
April 1928 (RGBl. 1 S. 143) nebſt der Ausführungsverordnung der Reichs⸗ 
regierung vom 13. Juli 1928 (RGBl. 1 S. 198) und dem Preußiſchen 
Erlaß zur Durchführung des Geſetzes vom 7. September 1928 (MBliV. 
S. 925). Taſchenformat. 139 Seiten. 1928. (Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 173.) „Geb. RM. 4.50 

Durch das Gesetz über Schußwaflen und Munition vom 12. April 1928 


sind auf diesem für die Öffentlichkeit so wichtigen Geblei neue Rechtsverhält- 
nisse geschalfen worden, jür die die Praxis exakte Erläuterungen wünscht. Eine 
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solche Erläuterung stellt das vorliegende Buch dar, das, von einem auf diesem 
Gebiet besonders erfahrenen Sachkenner bearbeitet, eine absolut zuverlässige Dar- 
stellung der neuen Bestimmungen enthält. Außer dem Gesetzestext sind die ju 
die Praxis wichtigen Ausjührungsbesiimmungen des Reiches und Preußens ab- 
gedruckt. Auf Übersichtlichkeit, Leichtverständlichkeit und Vollständigkeit der Er- 
läuterungen, die die Hauptvorzüge der Guttentagschen Sammlung sind, wurde auch 
bei diesem Gesetze Wert gelegt. 

Frauſtädter, W., und Kreutzberger, M., Das deutſche Ausländerrecht. Die 
Beſtimmungen des Reichsrechts und preußiſchen Landesrechts. Textausgabe 
mit Erläuterungen und Sachregiſter. Taſchenformat. 396 Seiten. 1927. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 166.) Geb. RM. 8.10 

„Eine höchst begrüßenswerte Veranstaltung, aus dem Bedürfnis der praxis her- 
vorgegangen und mil vollendetem Sachverständnis unternommen. Sowohl die Voll- 
ständigkelt der mannigjach verstreuten gesetzlichen Bestimmungen als deren An- 
ordnung, Registrlerung und Erläuterung durch Ausjührungsbestimmungen, Gerichis- 
entscheidungen, Verwaltungspraxis ist vortrefjlich.“ 

Niemeyers Zeitschrift für internationales Recht, Bd. 37, 1927. 

Boß, Werner, Die reichs⸗ und landesrechtlichen Beſtimmungen auf dem Ges 
biete des Geſundheitsweſens. Zuſammengeſtellt und mit Anmerkungen ver⸗ 
ſehen. Taſchenformat. 608 Seiten. 1929. (Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 172.) n Geb. RM. 9.90 

„Das Buch wird seiner Aufgabe, jast den gesamten Gesetzesstof, in einem 
einzigen kleinen Bande in die Hand zu geben, gewiß gerecht, und wird sich 


schnell als unentbehrliches Hilfsmittel jür jeden erweisen, der stef mit dem 
Gesundheitswesen zu tun hat.“ 


Reichsverwaltungsblatt Vr. 23, v. 8. VI. 1929. 

Hippel, W. von, Reichsviehſeuchengeſez vom 25. Juni 1909 nebſt Aus⸗ 
führungsvorſchriften und dem preußiſchen Ausführungsgeſetz. Zweite Auf⸗ 
lage. Taſchenformat. 486 Seiten. 1913. (Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 103.uß) 2» 2 2 . Geb. RM. 3.60 
Bozberger, L. von, Vogelſchutzgeſetz vom 30. Mai 1908 nebſt den das Flug⸗ 
wild betreffenden Beſtimmungen der Preußiſchen Jagdordnung. Taſchen⸗ 
format. 57 Seiten. 1909. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
EN e eee e e ee eee e eee e 


b) Landesrecht 


Bitter, von, Handwörterbuch der Preußiſchen Verwaltung. Dritte, vollſtändig 
umgearbeitete Auflage. Unter Mitwirkung zahlreicher hoher Reichs⸗ und 
preußiſcher Staatsbeamten herausgegeben von Dr. Bill Drews, Staats- 
miniſter a. D., Präſident des Pr. Oberverwaltungsgerichts, und Dr. Franz 
Hoffmann, Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat, Berlin. Lexikon⸗ 
Oktav. 19238. RM. 30.—, in Halbleder geb. RM. 36.— 
Erſter Band, 1. Halbband: Abbaugerechtigkeiten—Fleiſch⸗ und Viehagenten. 
552 Seiten. A h 
2. Halbband: Fleiſchvergiftung—Kyffhäuſerbund. Seite 553 bis 1134 und 
IX Seiten. 

Zweiter Band: Lackfabriken —3wiſchenkredit. VII, 1220 Seiten. (Im Ver⸗ 
lage der Firmen: Walter de Gruyter & Co., Berlin; Carl Heymanns Ver⸗ 
lag, Berlin; Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig.) 

Das zentrale Werk der Praxis des Verwaltungsrechts. 

Reichelt, H., Verwaltungsgeſetzbuch für Preußen. Syſtematiſche Zuſammen⸗ 
ſtellung der wichtigſten Verwaltungsgeſetze und Verordnungen für Praxis 
und Unterrichtszwecke. Lexikon⸗Oktav. VII, 1302 Seiten. Er 9 400 

eb. . 
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Das Buch ist sehr wertvoll, dem Prakliker unentbehrlich und leistet dem- 
jenigen, der sich au} eine Prüjung vorbereitet, vorzügliche Dienste. Allen Ver- 
waltungsbehörden wird das Buch warm empfohlen. 


Friedrichs, K., Die Geſetzgebung über die allgemeine Landesverwaltung und 
Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden. Dritte, 
durchgeſehene Auflage. Taſchenformat. XXIII, 295 Seiten. 1927. (Gut⸗ 
tentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 42.) . . Geb. RM. 4.50 

„Soweit sich dies übersehen und beurtellen läßt, ist ihm die Lösung dieser 
sehr schwlerigen, objektiven und hrilischen Blick sowie peinlichsie Aulmerksamkeit 
und Sorgfalt erfordernden Aujgabe in hervorragender Weise gelungen und damit 
ein Werk geschajfen worden, dessen Wert von allen, die dieses Recht täglich an- 
wenden müssen, den Behörden, Beamten, Rechtsanwälten und auch den Parlamen- 


tariern, mit Dank anerkannt werden wird.“ 
Ztsch. J. Verwaltungsrecht, Bd. 62, Hejt 1/3, 1928. 


Pfafferoth, Carl, Preußiſche Beamtengeſetzgebung. Fünfte Auflage. XIV, 
280 Seiten. 1916. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Wa Bd. 2.) 
eb. RM. 2.15 


Hagemann, Rudolf, Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913. Taſchenfor⸗ 
mat. 175 Seiten. 1914. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze 
Bd. 53.) r . Geb. RM. 2.— 


Das in der n l er is: erschienene Buch 
dar! als eln Hilfsmittel zu dem nicht immer ganz einfachen Verständnis der 
neuen Hinterlegungsvorschriften bestens empfohlen werden; es ist klar, übersicht- 
lich und ausführlich. 

Aſchrott, P. F., Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. Vom 
2. Juli 1900. Nebſt Ausführungsanweiſungen. Dritte Auflage. Ta- 
ſchenformat. 374 Seiten. 1917. mische Bumm Preußiſcher 
Geſetze Bd. 28.) .. Geb. RM. 2.50 

Das Buch gewährt nicht ur: C her. Einblick. in die Gestaltung der 
Fürsorgeerzlehung in Preußen, sondern es gibt auch über die Zweijelsiragen, welche 
bel der Auslegung des technisch ziemlich unvollkommenen Fürsorgeerziehungsgeselzes 
in besonders reicher Fülle auftauchen, durchweg eine erschöpfende und zutreilende 
Auskunft. 


Marcks, A., Geſetz, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Vollsſchulen. Ta⸗ 
ſchenformat. 194 Seiten. 1906. Ari Sammlung Preußiſcher 


Geſetze Bd. 39.) .. Geb. RM. 1.60 

Das Handliche Büchlein ER von ee Selle herrührend und prak- 
tisch angelegt, Verwallungsbeamten, Schulvorständen, Lehrern belm Gebrauch gute 
Dienste leisten. 


Ledermann, W., und Brühl, L. Die Städteordnung für die ſechs öſtlichen 
Provinzen Preußens. Zweite Auflage. Taſchenformat. 593 Seiten. 1913. 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 32.) . . Geb. RM. 5.40 


Der Kommentar, eine hervorragende Arbeit, ist von der Kritik und der Praxis 
sn einmülig günstig aufgenommen worden, daß er auch in seiner zweiten durch 
Gesetzgebung, Literatur und Rechtsprechung der letzten zehn Jahre berelcherten 
Ausgabe keiner weiteren Empfehlung bedar}. 


Wölbling, P., Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin. Zweite Auflage. 
Taſchenformat. 114 Seiten. 1920. enge Sem Preußiſcher 
Geſetze Bd. 59.) . . Geb. RM. 1.15 

Caro, H., Geſetz, betr. Austritt aus br Oanbestirhe, vom 14. Mai 1873. 
Taſchenformat. 190 Seiten. 1911. neee Sammlung Preußiſcher 
Geſetze Bd. 46.) .. Geb. RM. 2.15 


Meyer, O., Geſetz betr. die Anlegung 210 Seränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften. Taſchenformat. 211 Seiten. 
1913. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 50.) . RM. 2.70 
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Strauß⸗Torney, Hugo von, und Saß, Carl, früher Friedrichs, R., Geſetz betr. 
Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und länd⸗ 
lichen Ortſchaften. (Straßen⸗ und Baufluchtengeſetz.) Kommentar. Sechſte 
Auflage. Groß⸗Oktav. 211 Seiten. 1920. Mit Nachtrag, 1932. 

RM. 8.—, geb. RM. 9.50 

Das Werk zeigt eins Reichhaltigkeit und Vollständigkeit, die sonst wenigen 

Kommentaren eigen Ist, und übertrifft hierin noch weit die früheren Auflagen. 

Besonders erwähnenswert ist die geschickte Anordnung der Erläuterungen und das 
praktische Inhaltsverzeichnis. 

Saß, Enteignung auf dem Gebiete des Städtebaues nach der dritten Notver⸗ 
ordnung Kapitel III (zweite Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen) vom 5. Juni 1931. Nachtrag zum Straßen⸗ 
und Baufluchtengeſetz von v. Strauß und Torney und Saß, 6. Aufl. RM. —.90 

Meyer, O., Geſetz, betr. Enteignung von Grundeigentum. Dritte Auflage. 
Taſchenformat. 249 Seiten. 1927. (Guttentagſche n Preußiſcher 
Geſetze Bd. 37.) . Geb. RM. 4.95 

Heine, H., Die preußiſchen Baupolizeigeſetze nebſt den ſonſtigen einſchlägigen 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen. Taſchenformat. 404 Seiten. 1928. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 64.) . . . Geb. RM. 7.20 

Diesem Band Ist die Aufgabe gestellt, die in erster Linie in Betracht kommen- 
den Gesetze und sonstigen Vorschrijten und die im Zusammenhang hiermit ent- 
stehenden Rechtsiragen in übersichtlicher Weise zusammenzufassen und zu erörtern. 
Die Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts und anderer Gerichte ist hierbei 
berücksichtigt worden, 

Goldſchmidt, O., Geſetze gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragen⸗ 
der Gegenden mit Ausführungsanweiſungen. Taſchenformat. 152 Seiten. 
1912. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 49.) Geb. RM. 2.15 

Der Kommentar bietet eine sachgemäße, sorgfältige und erschöpjende Erläu- 
iduterung der einzelnen gesetzlichen Bestimmungen. Er wird als ein durch 
Vollständigkeit und Zuverlässigkeii ausgezeichnetes Hilfsmittel jedem Freunde des 
Helmatschutzes ein willkommener Ratgeber sein. 

Stier⸗Somlo, Fritz, Polizeiverwaltungsgeſetz vom 1. Juni 1931 und Geſetz zur 
Aufhebung veralteter Polizei⸗ und Strafgeſetze vom 23. Mai 1931. Mit den 
Ausführungsbeſtimmungen vom 1. Oktober 1931 und einſchlägigen Ge⸗ 
ſetzen. Taſchenformat. 447 Seiten. 1932. (Guttentagſche Sanne Preußi⸗ 
ſcher Geſetze Bd. 65.) Geb. RM. 7.65 

Diese Ausgabe Ay bei weitem (a 21143 er N von allen Kom- 
mentlerungen des Gesetzes, und wir können sie dringend empfehlen.“ 
Vierteljahrsschrift J. angew. Kriminalistik. Juni 1932. 

Wulff, G., und Herold, F., Waſſergeſetz vom 7. April 1913. Mit Einleitung, 
Erläuterungen und Sachregiſter. Zweite, umgearbeitete Auflage von 
G. Wulff. Taſchenformat. XVI, 665 Seiten. 1928. 3 Samm- 


lung Preußiſcher Geſee Bd. 52.) .. Geb. RM. 10.80 
„Qründlichkeit und treifsichere a 2 Ren besonderen Vorzug des 
Werkes. 3 Ministerialblatt J. d. preuß. innere Verwaltung v. 22. V. 1929. 


Skopnik, H. von, Großmann, L., Kuhlwein von Rathenow, H., Tier⸗ und 
Pflanzenſchutzberordnung vom 10. März 1933. (Geſetzſammlung S. 71) 
mit Einführungserlaß vom 15. Mai 1933. Taſchenformat. 64 Seiten. 
1933. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Nr. 66, Kommentare 
und erläuterte Textausgaben.) . RM. 1.40 
oltgreven, A., und Wolſf, Th., Das Wüldſchadengeſez vom 11. Juli 1891. 

A e Vierte, Men und ee — Oktav. 9725 
26 Seiten. 190 5 e Su 
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Dieses Werkchen will einerseits die juristisch zweifelhaften punkte des Wild- 
schadengesetzes wissenschaftlich erörtern und klarstellen und andererseits allen 
denjenigen, welche bei der Handhabung dieses Gesetzes In irgendeiner Welse, 
sei es als Private, Beamte, Grundbesitzer oder als Jagdberechtigte, betelligt 
sind, ein praktischer Berater sein. 

Born, A., Das preußiſche Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916 in der geltenden 
Faſſung. Taſchenformat. 428 Seiten. 1928. (Guttentagſche Sammlung 
Preußiſcher Geſetze Bd. 62. )). Geb. RM. 6.75 

Die Ausgabe bietet eine bis jetzt fehlende neue Darstellung des Flscherel- 
gesetzes, in der vor allem die neue Rechtsprechung eingehend verwertel ist. 

Born, A., Die preußiſchen Jagdgeſetze in ihrer geltenden Faſſung. Mit Er- 
läuterungen verſehen. Taſchenformat. 433 Seiten. 1928. (Guttentagſche 
Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 63.) . . Geb. RM. 7.20 

„Das Buch kann zur Belehrung und Handgebrauch den Gerichten, Landrats- 
dmtern, Gemeinden und Forstbehörden sowie allen jagdlich Interessierten Per- 
sonen warm empfohlen werden.“ 

Leipziger Zisch. J. dtsch. Recht v. 15. V. 1929, 

Holzapfel, W., Amlegungsordnung. Taſchenformat. 144 Seiten. 1921. (Gut- 
tentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 60.) . NM. 1.60 


Holzapfel, der hervorragende Kenner der Auselnandersetzungsgeseize, erläutert 
die Vorschrljten der Umlegungsordnung in seiner scharfsinnigen Art in durch- 
aus erschöplender Welse und gibt in diesen Erläuterungen ein außerordentlich 
anschauliches Bild von der Umlegung der Grundstücke. Das Buch ist auch 
für Laien leicht und gut verständlich und kann jedem, der lür die Umlegung 
Interesse hat, zur Benutzung angelegentlich emp/ohlen werden. 

Holzapfel, W., Geſetz über Landeskulturbehörden. Taſchenformat. 176 Seiten. 
1919. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 57.) Geb. RM. 1.80 

Der Titel gibt den Inhalt des Werkchens vollständig an, hinzuzufügen ist 
aber, daß die Erläuterung, die umfangreich und eingehend ist und der prakli- 
schen Handhabung des Gesetzes Schritt fur Schritt lolgt, aus der Feder eines 
Mannes herrührt, der durch seine sachliche Qualifikation als gründlicher Kenner 
der Materie jür eine zuverlässige Führung dle größie Gewähr bietet. 


3. Steuerrecht 
Nieberl, U, Die Reichsabgabenordnung. Für die Praxis erläutert. Dritte, 
neubearbeitete Auflage. Taſchenformat. 644 Seiten. 1932. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 143.) . . Geb. RM. 12.— 
Das Buch enthält die Gesetzgebung vom Dezember 1930 und die seit dem noch 


mehrjach umgestaltete Abgabenordnung unter Verwertung alles grundsätzlichen 
Rechtsprechungsmaterlals. 


Hollaender, Adolf, Einkommenſteuergeſetz und Körperſchaftſteuergeſetz nebſt den 
zugehörigen Aus- und Durchführungsbeſtimmungen, Verordnungen und Er⸗ 
laſſen. Taſchenformat. XXXIX, 697 Seiten. 1926. Mit Nachtrag 1928. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 151.) Geb. RM. 21.60 

Rick, Neichsbewertungsgeſetz. Textausgabe mit Anmerkungen. In Bearbeitung. 

Schachian, Herbert, Erbſchaftſteuergeſetz, Faſſung vom 25. Juni 1931, mit 
Anmerkungen. Fünfte Auflage. Oktav. 77 Seiten. 1931. RM. 2.50 


Eine vollständige Darstellung des Erbschaftssiteuerrechts und der zugrunde lie- 
genden bürgerlich-rechtlichen Vorschriiten des Erbrechts. 


Lindemann, Otto, Umſatzſteuergeſetz (neueſte Faſſung) mit Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Vierte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Taſchenformat. 
518 Seiten. 1926. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze 
Bd. 1320 en ee rt Er 

Lindemann, Otto, Grunderwerbſteuergeſetz (neueſte Faſſung) mit den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Zweite, völlig umgearbeitete Auflage. Taſchen⸗ 
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format. 186 Seiten. 1926. Mit Nachtrag 1927. (Guttentagſche Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 139.))))): . . Geb. RM. 3.60 
Das Buch wird manchem in den mannigfachen Streitfragen des in der Praxis 
sehr einschneldenden Gesetzes ein willkommener Ratgeber seln. Die Erläuterungen 
zeichnen sich durch Klarheit und Gemeinverständlichkeit im besten Sinne aus. 


Hagelberg, E., und Krämer, L., Grunderwerbſteuergeſetz vom 12. September 
1919 (RGBl. S. 1617) in der Faſſung des Geſetzes vom 11. März 1927 
(RGBl. I S. 72) nebſt Einleitung, Sachregiſter und Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen und der einſchlägigen Vorſchriften des Finanzausgleichs⸗Steuermilde⸗ 
rungsgeſetzes und Steuerſtrafrechts. Für die Praxis erläutert. Zweite, 
völlig umgearbeitete und erweiterte Auflage. Groß⸗Oktav. 355 Seiten. 
U , 9 StR 1 

„Der maßgebende Kommentar des Grunderwerbsteuergesetzes mit den Ausfüh- 
runesbeslimmungen und den einschlägigen Vorschriften des Finanzausgleichs-Steuer- 


milderungsgeseizes und Steuerstrajrechts. ..“ 
Der Reterendar Nr. 4, v. 15. IV. 1931. 


Hagelberg, E., und Krämer, L., Wertzuwachsſteuerrecht. Kommentar. Groß- 
Oktav. 256 Seiten. 19230ᷣ09. RM. 12.—, geb. RM. 13.50 
Die Verfasser kommenlieren die neue Wertzuwachssteuerordnung ld, Berlin und 
die preußische Mustersteuerordnung. Ihr Buch Ist ein Leltiaden jr die Steuer- 
pllichtigen und ihre Rechtsberater und die mit der Wertzuwachssteuer he ñſagten Be- 
hörden. Es stellt die rechtliche und wirtschaftliche Bedeutung der Bestimmungen 
klar. Die Rechtsprechung des Preußischen Oberverwaltungsgerichts wurde erschöm 
ſend berücksichtigt. Auch Spezialfragen wie die Aufwertung und das Schwarzkauf- 
wesen wurden behandelt. 

Mattern, Gerhard, Beitreibungsordnung. Mit Verordnung über die Koften 
des Mahn- und Zwangsverfahrens nach der Abgabenordnung. Oktav. 
435 Seiten. 1933. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze, 
ö en erh EM ZEU 

Der Verfasser hat auf wissenschaftlicher Grundlage und auf Grund jahrelanger 
praktischer Erlahrungen die Reitreibungsordnung eingehend unter Berücksichtigung 
der Änderungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur erläutert. Das 
Werk will gerade in der heutigen schweren Zeit ein Heljer und Wegweiser auf dem 
schwierigen Gebiete des Stenervollstreckungsrechts und der Beitreibungsordnung sein. 
Es berücksichtigt nicht nur das, was die Vollstreckungsdienststellen brauchen, sondern 
bringt auch das für die Veranlagungsstellen auf Gebieten, die mit der Voll- 
streckung zusammenhängen, notwendige Rüstzeug, 

Hoepler, Heinrich, Die Induſtriebelaſtungsgeſetze vom 30. Auguſt 1924 nebſt 
den Durchführungsbeſtimmungen zum Geſetz über die Induſtriebelaſtung. 
Taſchenſormat. XV, 200 Seiten. 1925. Mit Nachträgen. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 159.))) - - Geb. RM. 3.60 

„Die Anmerkungen sind erschöpjend und fuhren den Leser mit Geschick in die 
schwierige und neue Materie ein. Rechtsanwälte sowie Kaufleute, für welche die 
Industriebelastung in Frage kommt, werden das mit einem guten Sachregister aus- 


gestatlele Werk mil gleichem Nutzen gebrauchen!“ L 
Industrie und Handels-Zeitung v. 24. I. 1925. 


von Lompius, W., und von Elbe, K. Das Kommunalabgabengeſetz und das 
Kreis⸗ und en 55 Dargeſtellt in der Rechtſprechung des 
Oberverwaltungsgerichts. Groß⸗Oktav. X, 440 Seiten. 1930. 
RM. 22.50, geb. RM. 24.— 
„Man muß es als einen besonders glücklichen Gedanken bezeichnen, wenn die 
Verfasser die gesamte Rechtsprechung des O., ja auch die nichtveröllentlichten 
Entscheidungen auszugsweise In einer Form wiedergegeben haben, die In hohem 
Grade die Arbeit der Praxis wie auch der Wissenschaft erleichtert. Wenn dieses 
Werk in hervorragendem Maße geglückt Ist, so ist es wohl in erster Linie daran / 
zurückzuführen, daß beide Verfasser als Mitglieder des OVG. zu den Berufensten 


in der Al iner solchen Arbeit gehören.“ 
ae Reichsverwaltungsblatt v. 3. J. 1931. 
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Eiffler, Kurt, Staatliche Berwaltungsgebühren. Geſetz über ſtaatliche Ver⸗ 
waltungsgebühren vom 29. September 1923 nebſt Gebührenordnungen und 
Ausführungsbeſtimmungen. Taſchenformat. 192 Seiten. Mit Nachtrag. 
1925. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 61.) 


Geb. RM. 5.40 
„Das Buch ist für alle preußischen staatlichen und kommunalen Behörden un- 
entbehrlich.“ Deutsches Beamienarchiv Nr. 12, 1925, 


Loeck, P., und Eiffler, k., Preuß iſches Stempelſteuergeſetz mit den geſamten 
Ausführungsbeſtimmungen. Unter beſonderer Berückſichtigung der Entſchei⸗ 
dungen der Verwaltungsbehörden und der Gerichte. Elfte, neubearbeitete 
Auflage. Taſchenformat. (Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze 
Band 18.) „ „„ er Geb. etwa RM. 10.— 

Die früher von Geh. Regierungsrat P. Loeck, In den letzten Auflagen von 
Dr. XK. Eifler, Ministerialrat im Preußischen Finanzministerium, bearbeitete Aus- 
gabe des „Preußischen Stem pelsteuergesetꝛestt erscheint jetzt neu, nachdem sie längere 
Zeit vergriffen war und von der Praxis als die besteingeführte dringend erwartet 
wird. Sie ist völlig neu bearbeitet und berücksichtigt alle in das Gebiet der Stem nel. 
steuer fallenden Gerichts- und Verwaltungsentscheidungen bis in die neueste Zell. 
Ein ausführliches Sachregister erleichtert die Benutzung. 


Lebbin, Georg, Nahrnugsmittelgeſetze mit Erläuterungen. Zweite, ſtark ver- 
mehrte Auflage in zwei Bänden. 
weiter Band: Getränkegeſetze und Getränleſteuergeſetze (Wein, Bier, 
ranntwein, Mineralwaſſer). Unter Mitarbeit von Rechtsanwalt Dr. 
Kniebe. Taſchenformat. XII, 400 Seiten. 1926. (Guttentagſche Samm- 
lung Deutſcher Reichsgeſeze Bd. 54 b.) Geb. RM. 9.— 


Wündiſch, Friedrich, Das Tabalſteuergeſetz vom 12. September 1919 nebſt 
den Ausführungsbeſtimmungen vom 26. Februar 1920. Taſchenformat. 
286 Seiten. 1920. Mit Nachtrag 1925. (Guttentagſche Sammlung Deut- 
ſcher Reichsgeſetze Bd. 146. Ged. RM. 3.60 

Die Ausgabe kommt den Wünschen der Praxis nach einer erschöpjenden Dar- 


stellung des neuen Gesetzes in umjassender Weise entgegen. Das Buch bilde! eine 
ausgezeichnete Injormationsquelle für alle Fragen, die in der Praxis vorkommen. 


VII. Entſcheidungs⸗Sammlungen und Zeitſchriften 


Entſcheidungen des Neichsarbeitsgerichts. Herausgegeben von den Mitglie- 
dern des Reichsarbeitsgerichts. Oktav. 
Band I—XII. Je RM. 6.50, geb. RM. 8.— 


Entſcheidungen des Reichsgerichts. Herausgegeben von den Mitgliedern des 
Gerichtshofes u. d. Reichsanwaltſchaft. Oktav. (2 Sammlungen.) 
1. Entſcheidungen in Zioilſachen. (Werden in Heften im Umfange von 
etwa 6 bis 6 Bogen ſowie in vollſtändigen Bänden, geheftet und gebunden, 
ausgegeben. Jährlich 4 Bände.) 1.— 141. Band. 
Je RM. 6.50, geb. RM. 8.— 
Seneralregiſter zum hundertelften bis hundertzwanzigſten Bande der von 
den Mitgliedern des Gerichtshofes und der Reichsanwaltſchaft herausgegebenen 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen. Bearbeitet von Hans 
Triebel. Oktav. XXIII, 509 Seiten. 1929. 
RM. 15.—, in Halbleder RM. 18.— 
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Generalregiſter zum hunderteinundzwanzigſten bis hundertdreißigſten Band. 
Oktav. XXIV, 755 Seiten. 1932. In Halbleder geb. RM. 22.— 


2. Entſcheldungen in Straſſachen. (Werden in Heften im Umfange von 
5 bis 6 Bogen ſowie in vollſtändigen Bänden, geheftet und gebunden, 
ausgegeben, jährlich 1 Band.) 1.—67. Band. Je RM. 6.50, geb. RM. 8.— 


Generalregiſter zum ſechsundfünfzigſten bis fünſundſechzigſten Bande der von 
den Mitgliedern des Reichsgerichts und der Reichsanwaltſchaft herausgegebe⸗ 
nen Entſcheidungen des Neſchsgerichts in Strafſachen. Bearbeitet von Hans 
Gündel. Oktav. 458 Seiten. 1932. . . . In Halbleder geb. RM. 16.— 


Schiedsgericht für Oberſchleſien. Trybunal Rozjemczy dla Görnego Slaſka. 
Amtliche Sammlung von Entſcheidungen des Schiedsgerichts für Oberſchle⸗ 
ſien, veröffentlicht gemäß der Beſtimmung des Art. 592 des Genfer Ab- 
kommens vom 15. Mai 1922. Zbiör urzedowy orzeczen Trybunala Rozjem⸗ 
czego dla Görnego Slaſta ogloſzony wedle poſtanowienia art. 592 Kon⸗ 
wencji Gnewſkiej z dnia 15 maja 1922 r. Oktav. Band I und II. 1930. 
19312002 9% 8 Pro Band AM. 12.— 


Band III. Nr. 1 pro komplett. 1932 RM. 12.— 


359. für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaſt. Gegründet von Fr. von 
Liszt und A. Dochow. Unter ſtändiger Mitarbeiterſchaft hervorragender 
Fachmänner herausgegeben von Prof. Dr. Ed. Kohlrauſch und Prof. Dr. 
W. Gleispach. Schriftleitung: Dr. W. Gallas, Privatdozent und Aſſiſtent 
des Kriminaliſtiſchen Inſtituts an der Univerſität Berlin. Der Jahrgang 
beſteht aus 6 Heften. Quart. Bezugspreis pro Halbband RM. 16.—. Bd. 52. 
33232; If ̃˙ “1! » N 


Juriſtiſche Nundſchau. Herausgegeben von Otto Lindemann, Miniſterial⸗ 
direktor, Geh. Oberjuſtizrat, Berlin, Dr. Friedrich Flad, Senatspräſident 
beim Reichsgericht, Leipzig, Fritz Hartung, Reichsgerichtsrat, Leipzig, und 
Höchſtrichterliche Rechtſprechung. Herausgegeben von Eugen Friedrichs, 
Senatspräſident, Breslau, Dr. Albert Feiſenberger, Reichsanwalt, Leipzig. 
— Erſcheint am 1. und 15. jeden Monats. 

Jahrgang 1933. Vierteljqährlich RM. 7.50, Einzelheft RM. 1.50 
Beilage „Höchſtrichterliche Rechtſprechung“ einzeln vierteljährlich RM. 5.— 


Zeitſchrift für ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht. Im Auftrage 
des Inſtituts für ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht heraus⸗ 
gegeben von Dr. Viktor Bruns, Profeſſor an der Univerſität Berlin, Leiter 
des Inſtituts. Lexikon⸗Oktav. 

Band I, Teil 1: Abhandlungen. XXVIII, 657 Seiten. 1929. RM. 43.— 
Band I, Teil 2: Urkunden. XVI, 858 Seiten. 1929. RM. 54.— 
Band II, Teil 1/2: Abhandlungen: VIII, 304 Seiten. Urkunden: 368 


Seiten 8 ᷑ M M M Pꝰ x e DE 
Band II, Nr. 3/4: Abhandlungen: XXIII Seiten. Urkunden: XVIII Seiten 
e eee 
Band III, Nr. 1: Abhandlungen: VI, 162 Seiten. Urkunden: 252 Seiten. 
1932 E 1 . RM. 30.— 


Band III, Nr. 2: Abhandlungen: VII Seiten u. S. 163296. Urkun⸗ 
den 253 193% 4 RM. 25.— 
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Band III, Nr. 3: Abhandlungen: S. 297—444. Urkunden: S. 477 bis 
nr / 
Band III, Nr. 4: Abhandlungen. S. XX, 445-644. Urkunden: S. XVIII, 
543677, 1933 W. WM RM. 28.— 
Zeitſchrift für ausländiſches und internationales Privatrecht. Herausgegeben 
in Gemeinſchaft mit Ernſt Heymann, Heinrich Titze, Martin Wolff, orbent- 
liche Profeſſoren an der Univerſität Berlin, wiſſenſchaftliche Berater des 
Inſtituts, Max Pagenſtecher, o. Profeſſor an der Univerſität Hamburg, 
Franz Schlegelberger, Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizminiſterium, Ho⸗ 
norarprofeſſor an der Univerſität Berlin, von Ernſt Rabel, o. Profeſſor 
an der Univerſität Berlin, Direktor des Inſtituts. Jährlich 6 Hefte im 
Umfang von etwa 65 Bogen. Preis des jiebenten Jahrganges RM. 54.— 
Sonderhefte: Die deutſche Rechtſprechung auf dem Gebiete des intern 
nationalen Privatrechts in den Jahren 1926 und 1927. 1928. RM. 8.— 


do. im Jahre 1928. 1929 wur . RM. 11.— 
doe im Jähre 1929. 9 rw RM 1250 
dd ii Jae d e a 4 
do) im Jähre 1981 0 ç ͥꝘWsß Nd 13. 
d een Je e eee 


Sonderheft 1932. 


Deutſche Landesreſerate zum Internationalen Kongreß für Rechtsverglei⸗ 
chung im Haag 1932. Herausgegeben von Prof. Dr. Ernſt Heymann, 
Berlin. 193255 ei . N . RM. 14— 


Zeltſchriſt für Bergrecht. Bis zu feinem Tode herausgegeben von dem Wirkl. 
Geh. Rat, Berghauptmann a. D. Dr. jur. H. Braſſert. Redigiert und her⸗ 
ausgegeben von den rechtskundigen Miniſterialräten der Bergabteilung des 
Preußiſchen Miniſteriums für Handel und Gewerbe. Jährlich ein Band 
von mehreren Heften. Die Hefte erſcheinen in zwangloſer Folge. Jahr⸗ 
Hane 7, e „„en 


Zeitſchrift für Bergrecht. Regiſter für Jahrgang 37-40. . . RM. 14.— 
Zeitſchriſt für das geſamte Luftrecht (39 R.). Herausgegeben von weiland 
Dr. jur. Otto Schreiber. Erſcheint in Bänden zu je vier Heften. 


Band I. 1926/8. RM. 50.—, geb. RM. 55.— 
Band II, Heft 1 & a eee NM. 10.— 


Bank⸗Archi. Zeitſchrift für Bank⸗ und Börſenweſen. Begründet von Nieſſer. 
Unter Mitwirkung von hervorragenden Fachmännern herausgegeben von 
Dr. jur. et phil. Otto Chr. Fiſcher. Schriftleitung: Landrat a. D. Dr. jur. 
Carl Tewaag, Geſchäftsführer des Zentralverbandes des Deutſchen Bank- 
und Bankiergewerbes. Quart. Jährlich 24 Nummern. XXXIII. Jahrgang. 


1933/34 . Pro Halbjahr RM. 12.— 
Beröffentlichungen des Neichs⸗Auſſichtsamts für = Grof- 
Oltav. XXX. Jahrgang. 1931. 19332 25.50 
31. Jahrgang (1932) Nr. 1-44. Ng. 25.25 
32. Jahrgang (1933) Nr. 1-3 RM. 19.25 
Jährzand 12299 2. a En Preiſe auf Anfrage. 
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